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ERSTER TEIL 

Einsetzung des Untersuchungsausschusses 
und Verlauf des Untersuchungsverfahrens 


A. Einsetzung und Konstituierung des Untersuchungsausschusses 
sowie Parallelverfahren 


I. Vorgeschichte 

Zu Beginn der 12. Wahlperiode hatte der Deutsche 
Bundestag einen Untersuchungsausschuß eingesetzt, 
dessen Aufgabe es war, zu untersuchen, 

„welche Rolle der Arbeitsbereich , Kommerzielle 
Koordinierung' und sein Leiter Dr. Schalck-Golod- 
kowski im System von SED-Führung, Staatsleitung 
und Volkswirtschaft der früheren DDR spielten 
und wem die wirtschaftlichen Ergebnisse der 
Tätigkeit dieses Arbeitsbereichs zugute kamen 
und gegebenenfalls heute noch zugute kommen" 
(BT-Drucksache 12/654). 

Dieser 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahl- 
periode konnte trotz intensiver Arbeit und umfang- 
reicher Berichterstattung nicht alle Teile des Untersu- 
chungsauftrags vollständig erledigen. Ähnlich erging 
es dem 2. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlpe- 
riode, dessen Einsetzung zur parlamentarischen Kon- 
trolle der Treuhandanstalt (THA) am 22. Januar 1993 
beschlossen wurde. 

Im Bericht des 1. Untersuchungsausschusses der 
12. Wahlperiode (BT-Drucksache 12/8595) wurde 
deshalb die Empfehlung ausgesprochen, 

„daß der 13. Deutsche Bundestag unter Berück- 
sichtigung der dann vorliegenden weiteren Er- 
kenntnisse der Treuhandanstalt und der ÜKPV 
bzw. deren Nachfolger sowie der Gerichte und 
Staatsanwaltschaften prüft inwieweit es sinnvoll 
ist, einen Untersuchungsausschuß zur Aufklärung 
der bisher noch nicht erledigten Teile des Unter- 
suchungsauftrages und weiterer im Verlauf des 
Untersuchungsverfahrens deutlich gewordener 
Fragenkomplexe einzusetzen". 

Auch im Bericht des 2. Untersuchungsausschusses 
der 12. Wahlperiode (BT-Drucksache 12/8404) wurde 
empfohlen, die bisher noch nicht erledigten Teile des 
Untersuchungsauftrages aufzuklären und weitere im 
Verlauf des Untersuchungsverfahrens deutlich ge- 
wordene Fragenkomplexe erneut zu behandeln. 

Die SPD -Fraktion hat diese Empfehlung auf gegriffen 
und mit BT-Drucksache 13/1833 vom 28. Juni 1995 
die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses zu 
den vorgenannten Themenbereichen beantragt 


(Dokument Nr. 1). Der Deutsche Bundestag hat in 
seiner 47. Sitzung am 29. Juni 1995 den Einset- 
zungsantrag auf BT-Drucksache 13/1833 beraten 
und zur Federführung an den Ausschuß für Wahl- 
prüfung, Immunität und Geschäftsordnung (1. Aus- 
schuß) überwiesen. Im Rahmen der Ausschußbera- 
tungen wurde der Untersuchungsauftrag teilweise 
neu formuliert, um den Auftrag auf eine breite Basis 
zu stellen. Beschlußempfehlung und Bericht des 
1. Ausschusses auf BT-Drucksache 13/2483 wurden 
am 28. September 1995 vorgelegt. Die BT-Druck- 
sache 13/2483 konnte noch am gleichen Tag - in der 
58. Sitzung des Deutschen Bundestages - beraten 
werden (Dokument Nr. 2). 

Die Gruppe der PDS stellte zur Beschlußempfehlung 
und zum Ausschußbericht einen Änderungsantrag 
(BT-Drucksache 13/2484), der vorsah, daß die Grup- 
pe mit vollem Stimmrecht zu beteiligen sei. Außer- 
dem sollte die Mitgliederzahl des Ausschusses auf 
13, hilfsweise 17 Abgeordnete festgelegt werden 
(Dokument Nr. 3). 

In der parlamentarischen Debatte über Beschluß- 
empfehlung und Änderungsantrag hat der Abgeord- 
nete Volker Neumann (SPD) zur Begründung des 
Antrags der Fraktion der SPD erklärt: 

„Da viele Fragen aber weder von der Strafjustiz, 
weil inzwischen Verjährung eingetreten ist, noch 
mit den Mitteln einer Enquete -Kommission aufge- 
klärt werden können, die in ihrer Verhandlung 
nicht den Regeln der Strafprozeßordnung unter- 
liegt, bietet sich der Untersuchungsausschuß als 
vom Grundgesetz dafür vorgesehenes parlamen- 
tarisches Gremium an. Wir wollen deshalb dem na- 
heliegenden Vorwurf begegnen, dieses parlamen- 
tarische und rechtsstaatliche Mittel nicht genutzt 
zu haben. 

Die Untersuchungsausschüsse , Kommerzielle Ko- 
ordinierung' und ,Treuhand' litten unter enor- 
mem Zeitdruck, weil einerseits die erforderlichen 
Dokumente nicht rechtzeitig Vorlagen - sicher 
auch nicht immer vorliegen konnten - und an- 
dererseits zum Ende der Legislaturperiode ein 
Bericht vorliegen mußte und daher die Be- 
weisaufnahme beider Untersuchungsausschüsse 
sehr frühzeitig im Jahre 1994 beendet werden 
mußte. 
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Wichtige Dokumente waren uns erst nach der 
Beweisaufnahme zugegangen oder sind später 
bekannt geworden. Da uns die Auswertung dieser 
Dokumente, aber auch noch fehlende Zeugenaus- 
sagen wichtig erscheinen, wollen wir das nach- 
holen. " (Dokument Nr. 4) 

In der Debatte über den SPD-Antrag auf Einsetzung 
haben die Koalitionsfraktionen der CDU/CSU und 
der F.D.P. ihre Bedenken hinsichtlich der Notwendig- 
keit eines Folgeuntersuchungsausschusses zum Aus- 
druck gebracht. 

Abgeordneter Joachim Gres (CDU/CSU) hat seine 
Bedenken wie folgt formuliert: 

„Ich warne jedoch vor der Erwartung, ein Unter- 
suchungsausschuß dieses Hauses könne jemals 
wirklich lückenlos alle Bereiche und alle Facetten 
des Systems der DDR - und seien es auch nur ihre 
Unternehmen im ln- und Ausland einschließlich 
der konspirativen Zusammenarbeit mit dem M/S - 
auf decken ... Wir wissen alle, daß sich um den hier 
in Rede stehenden Themenkreis seit einigen Jah- 
ren verschiedene andere Gremien und Institutio- 
nen durchaus mit Erfolg kümmern. Da ist zum 
einen die unabhängige UKPV, die mittlerweile fast 
lückenlos die ehemaligen Parteifirmen der SED 
erfaßt hat. Da sind zum anderen die zahlreichen 
Strafverfahren und Zivilverfahren vor deutschen 
und ausländischen Gerichten wegen Veruntreu- 
ung, Bilanzfälschung oder veruntreuender Vermö- 
gensverschiebungen ins Ausland, wobei ich, Herr 
Beucher, nur anmerke, daß uns diese laufenden 
Verfahren in erhebliche praktische Schwierigkei- 
ten bei der Umsetzung des Untersuchungsauftra- 
ges bringen werden . " (Dokument Nr. 4) 

Für die Fraktion der F.D.P. hat der Abgeordnete 
Dr. Klaus Röhl erklärt, er bezweifle ein öffentliches 
Interesse am Untersuchungsauftrag: 

„Trotz unserer Zweifel an Nutzen und Effektivität 
und trotz unserer Bedenken bezüglich der Syste- 
matik wollen wir der Einsetzung und künftigen 
Arbeit des Untersuchungsausschusses nicht im 
Wege stehen. " (Dokument Nr. 4) 

Zum Antrag der SPD auf Einsetzung eines Unter- 
suchungsausschusses erklärte der Abegordnete 
Wolfgang Bierstedt für die Bundestagsgruppe der 
PDS die Zustimmung mit folgenden Worten: 

„Uns sollte es in diesem Ausschuß darum gehen, 
von den gesetzlichen Normen abweichende 
Handlungsweisen festzustellen und keine politisch 
motivierte Vorverurteilung zuzulassen . " (Doku- 
ment Nr. 4) 


II. Einsetzung des Untersuchungs- 
ausschusses 

Der 13. Deutsche Bundestag hat in seiner 58. Sitzung 
am 28. September 1995 die Beschlußempfehlung auf 
BT-Drucksache 13/2483 mit den Stimmen der SPD- 
Fraktion und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 


NEN bei Enthaltung der Koalitionsfraktionen und 
der Gruppe der PDS gemäß Artikel 44 Abs. 1 des 
Grundgesetzes (GG) den aus elf Mitgliedern be- 
stehenden Untersuchungsausschuß eingesetzt (Do- 
kument Nr. 4). Die Gruppe der PDS wirkt mit einem 
Mitglied entsprechend den Beschlüssen des Deut- 
schen Bundestages und den Vereinbarungen im 
Ältestenrat vom 6. Juni 1991 mit. 

Der Ältestenrat hatte in seiner vorgenannten Sitzung 
zur Rechtsstellung der Gruppenmitglieder in Un- 
tersuchungsausschüssen in Auslegung der Nr. 2 b 
des Bundestagsbeschlusses vom 21. Februar 1991 
(BT-Drucksache 12/149) folgende Feststellungen ge- 
troffen: 

„1. Das Mitglied, sowie sein Stellvertreter, durch 
das die Gruppe an der Arbeit des Unter- 
suchungsausschusses mitwirken kann, ist trotz 
des fehlenden Stimmrechts Mitglied des Un- 
tersuchungsausschusses. 

2. Die gleichzeitige Anwesenheit von Mitglied 
und Stellvertreter im Untersuchungsausschuß 
ist zulässig. 

3. Das Mitglied hat Fragerecht. Das Fragerecht 
des stellvertretenden Mitglieds bei Anwesen- 
heit des Mitglieds wird insoweit entsprechend 
dem Fragerecht der von den Fraktionen in 
den Untersuchungsausschuß entsandten Mit- 
glieder gehandhabt. 

4. Das Mitglied hat das Recht, Beweisanträge 
und andere Anträge zu stellen. 

5. Soweit es im Untersuchungsausschuß auf die 
Zahl der Mitglieder ankommt, zählt das Mit- 
glied nicht mit; dies gilt auch für die Frage 
nach der Unterstützung von Anträgen. 

6. Seine Anträge sind Beitritts fähig. 

7. Das Mitglied erhält die an die Ausschußmit- 
glieder allgemein verteilten Unterlagen (u.a. 
Akten). 

8. Soweit Unterlagen nur eingeschränkt verteilt 
werden und der Verteilungsmaßstab die Frak- 
tion ist, erhält es ein Exemplar. 

9. Es hat das Recht, gern. § 23 der IPA-Regeln 
dem Plenum einen abweichenden Bericht vor- 
zulegen (sogenanntes Sondervotum). 

10. Das Mitglied wird zu Obleutebesprechungen 
eingeladen. 

11. Bezüglich der Teilnahme von Fraktionsmit- 
arbeitern werden die Gruppen wie Fraktionen 
behandelt . " 

Der Änderungsantrag der Gruppe der PDS auf 
BT-Drucksache 13/2484 wurde vom Deutschen Bun- 
destag abgelehnt. 

Zum Verfahren hat der Deutsche Bundestag im Ein- 
setzungsbeschluß auf BT-Drucksache 13/2483 fest- 
gelegt: 

„Dem Verfahren des Untersuchungsausschusses 

werden die Regeln zugrunde gelegt, die von den 

Mitgliedern der Interparlamentarischen Arbeits- 
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gemeinschait im Entwurf eines Gesetzes über Ein- 
setzung und Verfahren von Untersuchungsaus- 
schüssen (sog. IPA-Regeln, Drucksache V/4209) 
formuliert wurden, soweit sie geltendem Recht 
nicht widersprechen und wenn nach übereinstim- 
mender Auffassung der Mitglieder des Unter- 
suchungsausschusses keine sonstigen Bedenken 
dagegen bestehen. " 

Dabei handelt es sich um den Entwurf eines Gesetzes 
vom 14. Mai 1969 der zurückgeht auf einen Vor- 
schlag der Interparlamentarischen Arbeitsgemein- 
schaft über Einsetzung und Verfahren von Unter- 
suchungsausschüssen des Deutschen Bundestages 
(BT-Drucksache V/4209). Die Regelungsvorschläge 
dieses Gesetzesentwurfs werden gemeinhin auch als 
IPA-Regeln bezeichnet. 


III. Untersuchungsauftrag 

1 . Ursprünglicher Untersuchungsauftrag 

Der Untersuchungsauftrag lautet gemäß BT-Druck- 
sache 13/2483: 

„Es wird ein Untersuchungsausschuß gemäß Arti- 
kel 44 des Grundgesetzes, bestehend aus elf Mit- 
gliedern, eingesetzt. Zusätzlich kann die Gruppe 
der PDS durch ein nicht stimmberechtigtes Mit- 
glied in entsprechender Anwendung des Beschlus- 
ses des Ältestenrates vom 6. Juni 1991 mitwirken. 

Der Ausschuß soll die nachstehend aufgeführten 
offengebliebenen Fragen des 1. und 2. Unter- 
suchungsausschusses der 12. Wahlperiode unter- 
suchen, soweit hierdurch die in den Berichten 
dieser Untersuchungsausschüsse getroffenen Fest- 
stellungen ergänzt werden können. 

I. 

Der Ausschuß soll klären: 

1. Welche Unternehmen und Beteiligungen der 
DDR existierten im westlichen Ausland über 
die in den Berichten des 1. Untersuchungsaus- 
schusses der 12. Wahlperiode dargestellten 
hinaus, und was ist mit diesen Unternehmen 
und Beteiligungen inzwischen geschehen? 

2. Existierten ~ neben Unternehmen und Beteili- 
gungen - Vermögenswerte des Bereichs Kom- 
merzielle Koordinierung über die in den Be- 
richten des 1. Untersuchungsausschusses der 
12. Wahlperiode dargestellten hinaus, und wo 
sind diese verbleiben? 

3. Inwieweit hat der Bereich Kommerzielle Ko- 
ordinierung mit der Hauptverwaltung Auf- 
klärung des Ministeriums für Staatssicherheit 
der DDR operativ zusammengearbeitet, und in 
welchem Umfang sind finanzielle Mittel der 
Außenhandelsbetriebe sowohl des Ministe- 
riums für Außenhandel als auch des Bereichs 
Kommerzielle Koordinierung der Hauptver- 
waltung Aufklärung zugeflossen? 


4. Inwieweit haben der Bereich Kommerzielle 
Koordinierung und die von ihm abhängigen 
Unternehmen und Personen mit der Militäri- 
schen Aufklärung der Nationalen Volksarmee 
der DDR zusammengearbeitet, und sind der 
Militärischen Aufklärung Mittel des Bereichs 
Kommerzielle Koordinierung zugeflossen? 

5. Inwieweit hat der Bereich Kommerzielle Ko- 
ordinierung - über die Feststellungen der Be- 
richte der Unabhängigen Kommission zur 
Überprüfung des Vermögens der Parteien 
und Massenorganisationen der DDR (UKPV) 
hinaus - mit den Blockparteien und Massenor- 
ganisationen der DDR zusammengearbeitet, 
welche finanziellen Mittel sind an diese Insti- 
tutionen geflossen? 

6. Inwieweit haben Unternehmen des Bereichs 
Kommerzielle Koordinierung - über die Fest- 
stellungen der Berichte der UKPV hinaus - bei 
der Veruntreuung von Vermögenswerten die 
Verbindung zu Unternehmen und Personen 
von kommunistischen Parteien, die mit der 
SED/PDS wirtschaftlich zusammengewirkt 
haben, genutzt? 

7. Inwieweit wurden Mitglieder der SED/PDS 
oder der Partei nahestehende Personen - über 
die Feststellung der Berichte der UKPV hin- 
aus - vor dem 3. Oktober 1990 von der SED/ 
PDS durch Vermögensverschiebungen finan- 
ziell unterstützt, um sich wirtschaftlich betäti- 
gen zu können? 

8. Welche Vermögensverschiebungen und Mani- 
pulationen von Bilanzen der Unternehmen der 
DDR sind durch das Zusammenwirken „alter 
Seilschaften " und westlicher Geschäftspartner 
erfolgt, und wer hat davon profitiert? 

9. Welche Maßnahmen haben Bundesregierung, 
Treuhandanstalt und andere staatliche Stellen 
des Bundes zur Wiederbeschaffung veruntreu- 
ter Vermögenswerte ergriffen? 

10. Welche Rolle haben Kreditinstitute innerhalb 
und außerhalb der DDR bei Vermögensverun- 
treuungen von Unternehmen und Personen 
der DDR gespielt? 

II. 

Der Ausschuß soll klären, inwieweit die Aktivitäten 
des Bereichs Kommerzielle Koordinierung und sei- 
ner Nachfolgeorganisationen durch Unternehmen 
und Institutionen sowie deren handelnde Perso- 
nen aus der Bundesrepublik Deutschland vor und 
nach der Wende unterstützt wurden. 

Hierbei soll geklärt werden, 

1. inwieweit sich aus der Auswertung von Disket- 
ten und Unterlagen der Hauptabteilung XVIII 
des Ministeriums für Staatssicherheit der DDR 
Hinweise ergeben, daß Unternehmen aus der 
Bundesrepublik Deutschland Embargo-Bestim- 
mungen bei Geschäften mit Unternehmen der 
DDR durchbrochen haben. 
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2. welchen Einfluß die Hauptabteilung XVIII des 
Ministeriums für Staatssicherheit der DDR 
auf die außenwirtschaftliche Tätigkeit der DDR 
mit Geschäftspartnern aus der Bundesrepublik 
Deutschland genommen hat und wieweit der 
Bundesnachrichtendienst und das Bundesamt 
für Verfassungsschutz hierüber Kenntnisse be- 
saßen, 

3. inwieweit der Bereich Kommerzielle Koordinie- 
rung, sein Leiter und seine Mitarbeiter mit Billi- 
gung von Bundesregierung und sonstigen poli- 
tisch handelnden Personen wirken konnten. 

UL 

Der Ausschuß soll - soweit der Bundesrechnungs- 
hof hierüber noch keine Feststellungen getroffen 
hat -auch klären, 

1. ob bei der Vergabe von Liquidationsdarlehen 
durch die Treuhandanstalt und bei der Bemes- 
sung von Liquidatorenhonoraren die Grund- 
sätze der sparsamen und wirtschaftlichen Haus- 
haltsführung hinreichend beachtet worden sind 
und 

2. ob bei der Privatisierung von Unternehmen 
durch die Treuhandanstalt - unbeschadet 
der staatsanwaltlichen Ermittlungen wegen Un- 
treue - die Vorgabe des Bundesministers der 
Finanzen zur Berücksichtigung volkswirtschaft- 
licher Kriterien und die Grundsätze der spar- 
samen und wirtschaftlichen Haushaltsführung 
ausreichend beachtet worden sind. 


2. Erweiterung des Untersuchungsauftrages 

Ein Jahr später wurde der Zusammenbruch des Bre- 
mer Vulkan Verbundes, an den u. a. einige ostdeut- 
sche Werften veräußert worden waren, zum Anlaß 
genommen zu klären, wie es zu einer zweckwidrigen 
Verwendung von Investitionsbeihilfen und Förder- 
mitteln kommen konnte und welche Verantwortlich- 
keiten bei der Bundesregierung und der THA/Bun- 
desanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 
(BvS) lagen. Die von der Gruppe der PDS auf 
BT-Drucksache 13/4065 beantragte Einsetzung eines 
weiteren Untersuchungsausschusses ist am 23. Mai 
1996 im Deutschen Bundestag abgelehnt worden 
(Dokument Nr. 5). 

Die Fraktion der SPD hat sich mit ihrem Antrag auf 
BT-Drucksache 13/4698 für eine Erweiterung des Un- 
tersuchungsauftrages des Untersuchungsausschus- 
ses ausgesprochen (Dokument Nr. 6). Der 13. Deut- 
sche Bundestag hat in seiner 107. Sitzung am 23. Mai 
1996 den Antrag der Fraktion der SPD beraten und 
an den Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung (1. Ausschuß) überwiesen (Doku- 
ment Nr. 7). Den anschließend in wenigen Punkten 
abgeänderten Antrag der Fraktion der SPD auf BT- 
Drucksache 13/5233 hat er in seiner 118. Sitzung am 
9. Juli 1996 ebenfalls dem 1. Ausschuß überwiesen 
(Dokument Nrn. 8 und 9). 


Der 1. Ausschuß hat sich in seiner Sitzung am 17. Ok- 
tober 1996 darauf verständigt, zu empfehlen, den 
Untersuchungsauftrag des Untersuchungsausschus- 
ses der 13. Wahlperiode um den Prüfungskomplex 
Bremer Vulkan Verbund AG zu erweitern (Dokument 
Nr. 10). Über das Thema Bremer Vulkan Verbund 
AG hinausgehende Vorstellungen der SPD zur Er- 
gänzung des Untersuchungsauftrages haben sich 
nicht durchsetzen können, da eine Abänderung des 
ursprünglichen Untersuchungsauftrages nur mit der 
Mehrheit des Deutschen Bundestages möglich ge- 
wesen wäre. 

In seiner 132. Sitzung am 18. Oktober 1996 hat 
der 13. Deutsche Bundestag ohne vorhergehende 
Debatte die Beschlußempfehlung des Ausschusses 
für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) auf BT-Drucksache 13/5843 zu den 
Anträgen der Fraktion der SPD „Erweiterung 
des Untersuchungsauftrages des Untersuchungsaus- 
schusses" auf BT-Drucksachen 13/4698 und 13/5233 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen und der 
Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
bei Stimmenthaltung der Gruppe der PDS angenom- 
men (Dokument Nr. 11). 

Der ergänzende Untersuchungsauftrag lautet: 

„... Der am 28. September 1995 vom Deut- 
schen Bundestag beschlossene Untersuchungsauf- 
trag des Untersuchungsausschusses (Drucksachen 
13/1833 und 13/2483) soll um die folgende Ziffer 3 
in Nummer III ergänzt werden: 

,3. Der Ausschuß soll bezogen auf die Bremer Vul- 
kan Verbund AG auch klären, 

a: ob und auf welche Weise die Bundesregierung 
und die Treuhandanstalt/ Bundesanstalt für ver- 
einigungsbedingte Sonderaufgaben dafür ge- 
sorgt haben, daß die Einhaltung von Investi- 
tionszulagen und die zweckbestimmte Verwen- 
dung von Investitionsbeihilfen und Fördermit- 
teln vertraglich abgesichert sind; 

b: ob und durch welche Maßnahmen die Bundes- 
regierung und die Treuhandanstalt/ Bundesan- 
stalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 
gewährleistet haben, daß die Einhaltung ver- 
traglicher Bestimmungen durch die Bremer 
Vulkan Verbund AG als Erwerber von Unter- 
nehmen der ehemaligen DDR hinsichtlich 
der zweckbestimmten Verwendung von Inve- 
stitionsbeihilfen und Fördermitteln überprüft 
werden kann; 

c: ob, inwieweit und zu welchem Zeitpunkt die 
Bundesregierung und die Treuhandanstalt/ Bun- 
desanstalt für vereinigungsbedingte Sonderauf- 
gaben von ungerechtfertigten Inanspruchnah- 
men von Subventionsmitteln und der zweckent- 
fremdeten Verwendung von Investitionsbeihil- 
fen und Fördermitteln durch die Bremer Vulkan 
Verbund AG als Erwerber von Unternehmen 
der ehemaligen DDR Kenntnis erhalten haben 
und welche Maßnahmen dagegen getroffen 
wurden.'" 
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IV. Konstituierung des Untersuchungs- 
ausschusses 

Der Untersuchungsausschuß ist am 29. September 
1995 durch den Vizepräsidenten des Deutschen Bun- 
destages, Dr. Burkhard Hirsch, konstituiert worden. 

1 . Mitglieder des Untersuchungsausschusses 

Die Fraktionen haben folgende Ausschußmitgüeder 
benannt: 

Ordentliche Mitglieder: Stellvertretende Mitglieder: 

Fraktion der CDU/CSU: 

Joachim Gres Heinz Dieter Eßmann 

Dr. Wolfgang Götzer Heinz-Jürgen Kronberg 

Dr. Bertold Reinartz Frederick Schulze 

Johannes Seile Klaus Riegert 

Wolfgang Steiger Johannes Singhammer 

Fraktion der SPD: 

Friedhelm Julius Beucher Doris Bamett 
Hans-Joachim Hacker Dorle Marx 

Dr. Christine Lucyga Wieland Sorge 

Volker Neumann Dr. Gerald Axelheim 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Vera Lengsfeld nicht benannt 

Fraktion der F.D.P. 

Dr. Klaus Röhl Heinz Lanfermann 

Die Gruppe der PDS hat als nicht stimmberechtigtes 
Mitglied benannt: 

Ordentlich mitwirkendes Mitglied: 

Wolfgang Bierstedt 

Stellvertretendes Mitglied: 
nicht benannt 

Im Verlaufe des Untersuchungsverfahrens haben 
sich folgende Änderungen ergeben: 

Am 18. Januar 1996 hat die Gruppe der PDS den 
Abg. Gerhard Jüttemann als stellvertretendes Mit- 
glied nachbenannt. 

Am 8. Februar 1996 ist der Abg. Heinz Lanfermann aus 
dem Deutschen Bundestag ausgeschieden. An seiner 
Stelle hat die Fraktion der F.D.P. den Abg. Hildebrecht 
Braun als stellvertretendes Mitglied benannt. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat am 
12. Juli 1996 den stellvertretenden Ausschußsitz mit 
der Abg. Antje Hermenau besetzt. 

Nachdem die Abg. Vera Lengsfeld die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN verlassen hatte, war die 
Fraktion ab dem 18. Dezember 1996 nicht mehr mit 
einem ordentlichen Mitglied im Untersuchungsaus- 
schuß vertreten. 


Der Abg. Frederick Schulze hat den Untersuchungs- 
ausschuß am 8. Januar 1997 als stellvertretendes 
Mitgüed verlassen. Die Fraktion der CDU/CSU hat 
daraufhin die Abg. Vera Lengsfeld, die zwischenzeit- 
lich Mitglied der CDU/CSU-Fraktion geworden war, 
mit dieser Funktion betraut. 

Mit Wirkung vom 20. März 1997 hat die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Abg. Antje Herme- 
nau als ordentliches Mitglied benannt. Für die Aus- 
schußsitzung am 2. Oktober 1997 hat die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Abg. Antje Herme- 
nau durch den Abg. Werner Schulz ersetzt. Ein stell- 
vertretendes Mitglied wurde von der Fraktion nicht 
benannt. 


2. Bestimmung des Vorsitzenden und seines 
Stellvertreters 

Der Untersuchungsausschuß hat in seiner konstitu- 
ierenden Sitzung am 29. September 1995 den Abge- 
ordneten Volker Neumann zum Vorsitzenden und 
den Abgeordneten Dr. Bertold Reinartz zu dessen 
Stellvertreter bestimmt. 


3. Benennung der Obleute und Ernennung 
der Berichterstatter 

Die Fraktionen und Gruppe haben ebenfalls in der 
konstituierenden Sitzung am 29. September 1995 als 
Obleute benannt: 

CDU/CSU-Fraktion: 

Abgeordneter Joachim Gres 

SPD-Fraktion: 

Abgeordneter Friedhelm Julius Beucher 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Abgeordnete Vera Lengsfeld 

Fraktion der F.D.P: 

Abgeordneter Dr. Klaus Röhl 

und 

Gruppe der PDS: 

Abgeordneter Wolfgang Bierstedt. 

Zu Berichterstattern sind folgende Abgeordnete auf 
Vorschlag ihrer Fraktionen bzw. Gruppe ernannt 
worden: 

Abgeordneter Dr. Wolf gang Götzer (CDU/CSU); 

Abgeordneter Friedhelm Julius Beucher (SPD); 

Abgeordnete Antje Hermenau (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN); 

Abgeordneter Dr. Klaus Röhl (F.D.P); 

Abgeordneter Wolfgang Bierstedt (PDS). 

4. Benannte Mitarbeiter der Fraktionen 
und Gruppe 

Für den Untersuchungsausschuß benannte Mitarbei- 
ter der Fraktionen und Gruppe sind: 
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für die CDU/CSU-Fraktion: 

Rudolf Seiler 
Axel Schlegtendal 
Benedikt Hauser 
Wilfried Braun 

für die SPD-Fraktion: 

Manfred Poburski 
Albrecht von Wangenheim 

für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Dr. Jürgen Treulieb 

für die Fraktion der FD.P.: 

Hans-Ulrich Güther (bis 9.9. 1996) 

Elisabeth Klante (vom 10. 9. 1996 bis 15. 1. 1997) 

Dr. Rene Alexander Lohs (seit 16. 1. 1997) 

für die Gruppe der PDS: 

Prof. Dr. Gretchen Binus 

5. Beauftragte der Bundesregierung 

Die Bundesregierung hat folgende Beauftragte für 
den Untersuchungsausschuß bestellt: 

Bunde sministerium der Finanzen 
(Koordinierung für die Bundesregierung): 

Ministerialrat Haas 
Ministerialrat Dr. Bley 

Ministerialrat Wulf (seit 15. November 1996) 
Regierungsdirektor Venzlaff 
Regierungsrat Dr. Kemper 
Verwaltungsangestellter Schogs 
(bis zum 29. Januar 1996) 

Bundekanzleramt: 

Ministerialrat Dr. Aretz 
Ministerialrat Annecke 
Oberregierungsrat Hagemann 

Bundesministerium des Innern: 

Ministerialrat Dr. Rein 

Bundesministerium der Justiz: 

Ministerialrat Dr. Hucko 

Bundesministerium für Wirtschaft: 

Ministerialrat Dr. Merkel (bis 20. Februar 1997) 
Regierungsrätin Dr. Mundt (seit 11. März 1997) 

Bundesministerium der Verteidigung: 

Oberregierungsrat Willasch (bis 14. März 1996) 
Ministerialdirigent Quiske (seit 14. März 1996) 

Bundesanstalt für vereinigungsbedingte 
Sonderaufgaben: 

Abteilungsleiter Kellner 
Herrn Dierk (Stellvertreter) 


6. Sekretariat des Untersuchungsausschusses 

Dem Sekretariat des Untersuchungsausschusses 
gehörten auf Dauer zwei Beamte an, die die Be- 
fähigung zum Richteramt besitzen: Ministerialrätin 
Dr. Ines Mockenhaupt-Gordon und Regierungsdirek- 
tor Dr. Uwe Markus. 

Für die Aktenauswertung, Vorbereitung von Zeu- 
genvernehmungen und die Erarbeitung von Entwür- 
fen für Berichtsteile wurden als weitere Mitarbeiter 
des höheren Dienstes mit wissenschaftlicher Aus- 
bildung eingesetzt: Regierungsdirektorin Renate 
Meurer (vom 1. September 1997 bis zum 30. April 
1998), Regierungsrätin z.A. Dr. Sabine Vogel (seit 
dem 16. Oktober 1996), Verwaltungsangestellte 
Kerstin Bünte (vollzeitbeschäftigt vom 2. Januar 1996 
bis 15. August 1997; anschließend ein Tag pro 
Woche), Verwaltungsangestellter Andreas Streit 
(seit dem 15. Dezember 1995) und Verwaltungsange- 
stellte Sabine Stuppert (seit dem 17. Juni 1996). 

Weiter gehörten dem Ausschußsekretariat an: Amts- 
rätin Christiane Hoffmann, Verwaltungsangestellte 
Renate Schiffer (bis August 1997), Verwaltungsange- 
stellte Sabine Bongart (seit dem 5. Februar 1996) 
und Verwaltungsangestellte Iris Stahl (seit dem 2. Ja- 
nuar 1998). 

Darüber hinaus wurden im Sekretariat als Systemver- 
walter Oberamtsrat Klaus Spittek sowie als Leiter des 
Ausschußarchivs Archivamtmann Gerhard Schlütter 
eingesetzt. Außerdem leistete Rechtsreferendarin 
Katja Fischer ihre Wahlstation im Sekretariat. Hinzu 
kamen jeweils vier - im Durchschnitt für jeweils 
sechs Monate - halbtags beschäftigte Zeitangestellte 
als Sachbearbeiter in der Verschlagwortung, sowie 
mehrere halbtags beschäftigte studentische Hilfs- 
kräfte, die Kopierarbeiten und andere Tätigkeiten 
übernommen haben. 


V. Parallelverfahren 

1 . Der Untersuchungsausschuß der 

Bremischen Bürgerschaft „Bremer Vulkan“ 

Die Bremische Bürgerschaft hat in ihrer 19. Sitzung 
am 20. Mai 1996 auf Antrag der Fraktionen der Frak- 
tion Arbeit für Bremen und Bremerhaven (AFB); 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der CDU und der SPD 
die Einsetzung des Untersuchungsausschusses „Bre- 
mer Vulkan" beschlossen (BREMISCHE BÜRGER- 
SCHAFT; Beschlußprotokoll Nr. 14/277). 

Der Auftrag dieses Untersuchungsausschusses lautet: 

„Die Bürgerschaft (Landtag) setzt einen aus elf 
Mitgliedern und elf stellvertretenden Mitgliedern 
bestehenden parlamentarischen Untersuchungs- 
ausschuß ein mit dem Auftrag, im Rahmen der ver- 
fassungsrechtlichen Zuständigkeiten des Landes 
die Entwicklung des Bremer Vulkan Konzerns seit 
Gründung des Unterweser-Verbunds vor dem Hin- 
tergrund der nationalen und internationalen Situa- 
tion des Schiffsbaumarktes zu untersuchen, soweit 
der Senat (einschließlich aller Dienststellen des 
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Landes und der Stadtgemeinden sowie der staat- 
lichen und kommunalen Eigen- und Mehrheits- 
Beteiligungsgesellschaften) zuständig und/oder 
beteiligt war. 

Der Untersuchungsauftrag erstreckt sich auf 

- die Verflechtungen zwischen der Bremer Lan- 
despolitik und dem Bremer Vulkan Konzern; 

- die Einflußnahme von Vertretern des Landes, 
der Stadtgemeinden sowie staatlicher und kom- 
munaler Eigen- und (Mehrheits-) Beteiligungs- 
gesellschaften auf strategische Unternehmens- 
entscheidungen des Bremer Vulkan Konzerns 
bzw. von Vertretern (einschließlich von Auf- 
sichtsratsmitgliedern) des Bremer Vulkan Kon- 
zerns auf politische Entscheidungen des Landes 
und der Stadtgemeinden; 

- die Hintergründe und fiskalischen Auswirkun- 
gen des finanziellen Engagements des Landes 
gegenüber dem Konzern. 

Über das Ergebnis der Untersuchungen und die 
sich daraus ergebenden Konsequenzen ist der 
Bürgerschaft (Landtag) Bericht zu erstatten. 

Der Untersuchungausschuß soll vor allem fol- 
gende Fragen klären: 

1. Welchen Einfluß hat der Senat auf die Unter- 
nehmenspolitik des Bremer Vulkan Konzerns 
ausgeübt, und welche Rolle hat er im Vorfeld 
des Konkurses gespielt? 

Insbesondere soll in diesem Zusammenhang 
untersucht werden: 

1.1 Weshalb ist es nicht zu dem seit Jahren ange- 
kündigten ,Unterweserkonzept' zur Moderni- 
sierung der Vulkan-Werften in Vegesack und 
Bremerhaven gekommen? 

1.2 Wie weit war der Senat an der Expansion des 
Bremer Vulkan Konzerns in den lezten Jahren 
beteiligt, hat sie finanziell flankiert oder sogar 
erst ermöglicht (z.B. an der Gründung der 
,Senator Lines' und ihrer späteren Fusion mit 
DSR)? 

1.3 Ab wann verfügte der Senat über Informatio- 
nen über die drohende Schief läge des Kon- 
zerns, und ab wann lagen ihm Hinweise vor, 
daß angesichts der betriebswirtschaftlichen 
Daten, der Haltung der Banken und der Ge- 
samtlage des Konzerns ein Konkurs wahr- 
scheinlich war? 

1.4 War dem Senat ein Zusammenhang zwischen 
dem Liquiditätsbedarf des Konzerns und der 
Übernahme der Ostsee-Werften mit den damit 
verbundenen Treuhand-Geldern bekannt? 

1.5 Ab wann verfügte der Senat über Anhalts- 
punkte, daß Treuhand-Gelder, die für die Ost- 
Werften des Konzerns bestimmt waren, im 
Rahmen des zentralen cash-managements 
zweckentfremdet wurden, und was hat er ge- 
tan, um diesen Punkt aufzuklären? 


1.6 Inwiefern und zu welchem Zeitpunkt hatte der 
Senat Kenntnis von den Vorberichten der Jah- 
resabschlußprüfungen der beauftragten Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaften ? 

1.7 Inwieweit wurden wichtige Unternehmensent- 
scheidungen zwischen Vertretern des Senats 
und Mitgliedern des Aufsichtsrats des Bremer 
Vulkan Konzerns besprochen und abgestimmt? 

1.8 Wurden aktienrechtlich vorgesehene Personal- 
entscheidungen des Bremer Vulkan Konzerns 
vom Senat beeinflußt bzw. mit ihm abgestimmt? 

2. Welchen Einfluß haben Mitglieder des Vor- 
stands oder des Aufsichtsrats des Bremer 
Vulkan Konzerns auf das Unternehmen betref- 
fende Entscheidungen des Senats genommen? 

3. Welche finanzielle Folgen hat der Zusammen- 
bruch des Bremer Vulkan Konzerns für den 
Haushalt der Freien Hansestadt Bremen; was 
sollte mit dem finanziellen Engagement des 
Landes bewirkt werden, und waren die einge- 
gangenen Risiken in dieser Größenordnung 
gerechtfertigt? 

Insbesondere sollen in diesem Zusammen- 
hang folgende Fragen geklärt werden: 

3.1 Wie hat sich das finanzielle Engagement der 
Freien Hansestadt Bremen und ihr zuzurech- 
nender 90 Gesellschaften gegenüber dem Bre- 
mer Vulkan Konzern seit Gründung des ,Un- 
terweserverbunds' entwickelt (Aktienanteile, 
Bürgschaften und Garantien, Darlehen, Über- 
nahme von Vulkan-Gesellschaften durch das 
Land bzw. die HIBEG etc.)? 

3.2 Welche Sicherheiten standen diesem Engage- 
ment gegenüber? 

3.3 In welchem Umfang wurden Vulkan-Risiken 
durch Verpflichtungsermächtigungen im öf- 
fentlichen Haushalt abgedeckt? 

3.4 Welche Bürgschaften und andere finanziellen 
Engagements des Landes sind in den letzten 
Jahren haushaltswirksam geworden, und in 
welchem Umfang wird der Haushalt der Freien 
Hansestadt Bremen durch den Konkurs des 
Unternehmens in Anspruch genommen? 

3.5 Inwieweit und durch wen wurde die Über- 
nahme finanzieller Verpflichtungen durch die 
Freie Hansestadt Bremen gutachterlich abge- 
sichert? 

3.6 Wurden die Bürgschaftsausschüsse oder an- 
dere parlamentarische Gremien im notwendi- 
gen Umfang über Hintergründe, Risiken und 
mögliche Alternativen zu den vom Senat vor- 
geschlagenen finanziellen Verpflichtungen ge- 
genüber dem Bremer Vulkan Konzern infor- 
miert? 

3.7 Welche Konsequenzen für die künftige Wirt- 
schaftsförderungspolitik und Bürgschaftspraxis 
sind aus den Erfahrungen mit dem Bremer 
Vulkan Konzern zu ziehen ? 
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Der Untersuchungsausschuß hat inzwischen seine 
Beweisaufnahme abgeschlossen. Ein abschließender 
Bericht wird aller Voraussicht nach frühestens im 
Juni 1998 vorgelegt. 


2. Der 3. Parlamentarische Untersuchungs- 
ausschuß der 2. Wahlperiode des Landtages 
Mecklenburg-Vorpommern „Zur Klärung 
von Sachverhalten im Zusammenhang 
mit der Verschwendung bzw. Veruntreuung 
von öffentlichen finanziellen Mitteln 
bei und infolge der Privatisierung 
von ehemals volkseigenen Betrieben 
in Mecklenburg-Vorpommern^' 

Der Landtag von Mecklenburg- Vorpommern hat auf 
Antrag der Fraktion der PDS vom 14. August 1996 
(LT-Drucksache 2/1773) in seiner Sitzung am selben 
Tage die Einsetzung eines 3. Parlamentarischen Un- 
tersuchungsausschusses beschlossen, der die Sach- 
verhalte im Zusanunenhang mit der Verschwendung 
bzw. Veruntreuung von öffentlichen finanziellen 
Mitteln bei und infolge der Privatisierung von ehe- 
mals volkseigenen Betrieben in Mecklenburg-Vor- 
pommern klären soll. Der Untersuchungsauftrag ist 
wie folgt formuliert: 

„Der Parlamentarische Untersuchungsausschuß 
hat den Auftrag, insbesondere in den Branchen 

- Werften und ihre Zulieferbetriebe, 

- verarbeitendes Gewerbe, 

- Bauindustrie sowie 

- Verarbeitung landwirtschaftlicher Produkte 

aufzuklären, soweit die Landesregierung und 
Fachministerien darauf Einfluß hatten oder hätten 
nehmen können, 

1. wie die Landesregierung und die Fachministe- 
rien bei der Entscheidungsfindung zur Privati- 
sierung der ehemals volkseigenen Betriebe in 
Mecklenburg-Vorpommern (Auswahl möglicher 
Käufer, Beurteilung vorgelegter Betriebskon- 
zepte, Vertragsgestaltung) mitwirkten und ob 
sie die gegebenen Möglichkeiten im Interesse 
des Landes wahrnahmen; 

2. ob die Landesregierung und die Fachministe- 
rien bei der Vergabe von Fördermitteln und 
Bürgschaften die Richtlinien des Landes ein- 
hielten; 

3. ob die Landesregierung und die Fachministe- 
rien die ordnungsgemäße Verwendung sowie 
die Einhaltung der vereinbarten Bedingungen 
für Fördermittel und Bürgschaften kontrollier- 
ten und wie die Fachministerien bei Nichtein- 
haltung derselben reagierten; 

4. wohin nicht ordnungsgemäß verwandte Mittel 
geflossen sind und wofür sie eingesetzt wurden; 

5. auf Basis welcher Entscheidungsgrundlagen 
die Landesregierung Unternehmensbeteiligun- 
gen erworben hat. 


Der Parlamentarische Untersuchungsausschuß 
wird seine Arbeit insbesondere auf die Vorgänge 
in nachstehend aufgeführten Unternehmen kon- 
zentrieren: 

Werften 

Meerestechnik Werft Wismar, 

Volkswerft Stralsund, 

Dieselmotorenwerke Rostock, 

Neptunwerft Rostock, 

Schiffswerft Rechlin, 

Elbewerft Boizenburg. 

Maritime Zulieferindustrie 
Schiffsanlagenbau Barth, 

Eisenwerke Ueckermünde. 

Verarbeitendes Gewerbe 
Nematec Neubrandenburg, 

Hemscheid Schwerin, 

Nordbräu Neubrandenburg. 

Bauindustrie 
Betriebe der Elbo-Bau, 

Blähton Grimmen. 

Verarbeitung landwirtschaftlicher 
und Fischereiprodukte 

Vorpommersche Fleischzentrale Pasewalk, 
Schlachthof Neustrelitz, 

Schlachthof Teterow, 

Ostseefisch Saßnitz . " 

Der Parlamentarische Untersuchungsausschuß hat 
seine Beweisaufnahme zum Thema „Werften“ vor- 
aussichtlich abgeschlossen. Der entsprechende Be- 
richt soll möglichst noch im Juni 1998 im Landtag be- 
handelt werden. 


3. Der 1. Parlamentarische Untersuchungs- 
ausschuß der 2. Wahlperiode des 
Landtages Mecklenburg-Vorpommern 
„Zur weiteren Klärung von Sachverhalten 
im Zusammenhang mit dem Kauf 
und dem Betrieb der Deponie Ihlenberg" 

Auf Antrag der Fraktion der PDS vom 25. November 
1994 (LT-Drucksache 2/9) hat der Landtag von Meck- 
lenburg-Vorpommern in seiner 3. Sitzung am 9. De- 
zember 1994 die Einsetzung des aus neun Mitglie- 
dern bestehenden Untersuchungsausschusses be- 
schlossen. Der Einsetzungsantrag ist wie folgt gefaßt: 

„1. Der Landtag Mecklenburg-Vorpommern folgt 
der interfraktionellen Empfehlung vom 30. Juni 
1994 auf Drucksache 114579 zur Einsetzung 
eines Parlamentarischen Untersuchungsaus- 
schusses zur weiteren Aufklärung von Sach- 
verhalten im Zusammenhang mit dem Kauf 
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und dem Betrieb der Deponie Ihlenberg/ 
Schönberg in Fortführung des Untersuchung s- 
auftrages entsprechend des Beschlusses des 
Landtages vom 4. Mai 1993 auf Drucksache 
113120. 

2. Der Parlamentarische Untersuchungsausschuß 
soll insbesondere die Arbeit zur Klärung der 
im Zwischenbericht des 3. Parlamentarischen 
Untersuchungsausschusses an den Landtag 
vom 30. Juni 1994 auf Drucksache 114579 un- 
ter B. Feststellungen, 9. Kapitel aufgeführten 
offenen Fragen fortsetzen. 

Begründung: 

In der Beschlußempfehlung und dem Bericht des 
3. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses 
des Landtages vom 24.6.1994 auf Drucksache 
1/4579 wurden die nachstehend aufgeführten 
Sachverhalte als klärungsbedürftig dargestellt: 

- Ob die Landesregierung die ihr übertragene Ver- 
antwortung im Zusammenhang mit der Über- 
nahme der Deponie Schönberg ausreichend 
wahrgenommen hat und inwieweit die einzelnen 
Ministerien und die Staatskanzlei beteiligt waren, 

- wie sich die Geschäftsvorgänge bei der Ihlen- 
berger Abfallentsorgungs-Gesellschaft (lAG) 
insgesamt darstellen, 

- welche sonstigen Verträge zum Deponiebetrieb 
mit Firmen bestehen, an welchen die Deponie- 
Management-Gesellschaft (DMG) oder ihre Ge- 
sellschafter direkt oder indirekt beteiligt sind, 

- welche Umstände zum Abschluß des Betriebs- 
führungsvertrages zwischen der lAG und der 
DMG, insbesondere im Hinblick auf die Rege- 
lung der Haftungsfrage und des Pachtentgelts 
führten, 

- welche Verantwortlichen aufgrund welcher Ge- 
schäfts- und Vertragsverflechtungen in der Ver- 
gangenheit und gegenwärtig die Abfallströme 
auf die Deponie Ihlenberg/ Schönberg gelenkt 
haben und lenken und welche Rolle diese Ver- 
flechtungen gespielt haben bei der vertrag- 
lichen Gestaltung der Übernahme durch das 
Land und bei den übrigen Verträgen. 

Folgende Punkte des Untersuchungsauftrages be- 
dürfen noch der Aufklärung: 

- welche Umstände zu den gesellschaftsrecht- 
lichen Verflechtungen geführt haben, die sich 
bis zum Abschluß des Kaufvertrages mit der 
Treuhandanstalt (THA) ergeben haben, 

- wie es zu den Maklerverträgen zwischen der 
lAG und der MAG bzw. der Abfallwirtschafts- 
und Umweltservice GmbH (AWUS) gekommen 
ist und warum diese nicht im Vorfeld des Kauf- 
vertrages aufgelöst worden sind, 

- wie es zu der Festschreibung der Laufzeit 
des Entsorgungsrahmenvertrages zwischen dem 
ehemaligen VEB Deponie Schönberg /INTRAC 
und der Hilmer-Gruppe bis zum Jahre 2005 am 
5. 10. 1989 gekommen ist. 


- wie die abfallrechtliche Aufsicht des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern seit dem 3.10.1990 
organisiert ist, insbesondere im Hinblick auf die 
Vertragsverhandlungen zum Abschluß des öf- 
fentlich-rechtlichen Vertrages zwischen Umwelt- 
ministerium, DMG und lAG betreffend der ab- 
fallrechtlichen Aufsicht über die Deponie Ihlen- 
berg/Schönberg und der Gewährleistung deren 
Sicherheit, 

- in welcher Relation die Bewertung der Sicher- 
heit zu den erzielbaren Rückstellungen steht, 

- ob und welche Verträge es zur Sicherung der Re- 
kultivierung durch die DMG mit Drittfirmen gibt 
und wie die Kostenabrechnung gegenüber der 
lAG erfolgen soll, 

~ ob und gegebenenfalls in welcher Höhe dem 
Land Mecklenburg-Vorpommern durch die 
Vertragsabschlüsse und gesellschaftlichen Ver- 
flechtungen unter Beteiligung der landeseige- 
nen Gesellschaft für Abfallwirtschaft und Alt- 
lasten mbH (GAA) und lAG ein Schaden durch 
das Handeln welcher Personen zugefügt worden 
ist. 

Die umfassende und vollständige Klärung dieser 
Sachverhalte erfordert die Einsetzung eines Parla- 
mentarischen Untersuchungsausschusses . " 

Überschneidungen mit dem Untersuchungsauftrag 
des Bundestags-Untersuchungsausschusses ergeben 
sich insoweit, als in beiden Untersuchungsausschüs- 
sen der Versuch unternommen wird, Informations- 
und Handlungsstrukturen aufzuzeigen, die im Rah- 
men von Privatisierungen zu bestimmten, für die 
öffentliche Hand nachteiligen, Vertragsabschlüssen 
führten. 

Es ist beabsichtigt, den abschließenden Bericht des 
Untersuchungsausschusses in der Sitzungswoche 
vom 22. bis zum 26. Juni 1998 im Landtag zu be- 
raten. 


4. Rechnungsprüfungsausschuß des Deutschen 
Bundestages sowie dessen Zusammenarbeit 
mit dem Bundesrechnungshof (BRH) 


a) Aufgaben des Rechnungsprüfungsausschusses 

Der Rechnungsprüfungsausschuß - ständiger Unter- 
ausschuß des Haushaltsausschusses - beschäftigt 
sich schwerpunktmäßig mit den einzelnen Feststel- 
lungen in den Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes (BRH). Da sich der BRH in einem Bericht über 
die Abwicklung von Altkrediten der ehemaligen 
DDR und die Übernahme von Geschäften ehemaliger 
DDR-Kreditinstitute durch andere Geschäftsbanken 
gemäß § 88 Abs. 2 BHO geäußert hat (Bericht vom 
27. September 1995), bestanden Berührungspunkte 
zu III. des Untersuchungsauftrages auf BT-Druck- 
sache 13/2483. 
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Der Untersuchungsausschuß hat in Zusammenhang 
mit der Erweiterung des Untersuchungsauftrages sei- 
nen Auftrag wie folgt ausgelegt: 

- Zur Vermeidung parlamentarischer Doppelarbeit 
hat der Untersuchungsausschuß davon Abstand 
genommen, Bereiche auf dem Gebiet Liquidations- 
darlehen, Liquidationshonorare und Privatisierung 
von Banken zu untersuchen, soweit sich der BRH 
dazu geäußert hat. Eine Parallelbehandlung im 
Rechnungsprüfungsausschuß und Untersuchungs- 
ausschuß hat somit nicht stattgefunden. 

- Obwohl dies aus der systematischen Einordnung 
der Untersuchungsauftragserweiterung (Ergän- 
zung von III. des Untersuchungsauftrages um die 
Ziffer 3) nicht unmittelbar zu erkennen ist, hat sich 
der Untersuchungsausschuß darauf verständigt, 
den Komplex „Bremer Vulkan Verbund AG" ohne 
die Einschränkung „soweit der Bundesrechnungs- 
hof hierüber noch keine Feststellungen getroffen 
hat" zu untersuchen. Die Feststellungen des BRH 
in seinem „Bericht nach § 88 Abs. 2 BHO über die 
Prüfung der Privatisierung ostdeutscher Werften 
durch die Treuhandanstalt/Bundesanstalt für verei- 
nigungsbedingte Sonderaufgaben an die Bremer 
Vulkan Verbund AG" vom 12. Juni 1996 haben 
jedoch auch in diesem Falle zu keiner parlamentari- 
schen Doppelbearbeitung geführt. Der Rechnungs- 
prüfungsausschuß hat seine Arbeiten bis zum 
Abschluß der Untersuchungsausschußhandlungen 
zu diesem Komplex unterbrochen. 


b) Teilnahmewunsch von Vertretern des BRH 
an nichtöffentlichen/VS-VERTRAULICHEN 
Anhörungen/Beweisaufnahmen zum Unter- 
suchungskomplex „Bremer Vulkan Verbund AG“ 

Der BRH hat mit Schreiben vom 6. November 1995 
unter Hinweis darauf, daß der Auftrag des Unter- 
suchungsausschusses auch Themen mehrerer Kolle- 
gien des BRH berühre, beantragt, auch an nicht- 
öffentlichen Sitzungen des Untersuchungsausschus- 
ses bei Bedarf beobachtend teilnehmen zu dürfen. 
Der Untersuchungsausschuß hat diesem generellen 
Wunsch in seiner 3. Sitzung am 23. November 1995 
nicht entsprochen. 

Nach der Erweiterung des Untersuchungsauftrages 
um den Komplex „Bremer Vulkan Verbund AG" hat 
der BRH mit Schreiben vom 19. Februar 1997 erneut 
den Wunsch geäußert, Vertretern seiner Behörde die 
Teilnahme an nichtöffentlichen bzw. VS-VERTRAU- 
LICHEN Anhörungen und Beweisaufnahmen zum 
erweiterten Untersuchungskomplex zu gestatten. 
Der Wunsch wurde wie folgt begründet: 

„... Der Bundesrechnungshof hat mit Schreiben 
vom 14.2,1997 seinen vertraulichen Bericht dem 
Untersuchungsausschuß gemäß Beweisbeschluß 
vom 16. 1. 1997 mit der Einstufung VS~VERTRAU- 
LICH übermittelt. Dieser dürfte auch bei den 
zunächst öffentlich vorgesehenen Anhörungen/ 
Beweisaufnahmen zum Themenkomplex „Bremer 
Vulkan Verbund AG" von Bedeutung sein. Aus 
diesem Grunde und wegen anderweitig zu schüt- 


zender unternehmensbezogener Daten ist nicht 
auszuschließen, daß die Sitzungen des Unter- 
suchungsausschusses teilweise vertraulich durch- 
geführt werden. Eine Teilnahme an derartigen 
nichtöffentlichen/VS-VERTRAU LICHEN Sitzun- 
gen des Untersuchungsausschusses ist für den 
Bundesrechnungshof von besonderem Interesse, 
da diese einen Sachzusammenhang mit den Fest- 
stellungen des Bundesrechnungshofes erwarten 
lassen und für die abschließenden Beratungen im 
Rechnungsprüfungsausschuß sachdienlich sein 
können. ..." 

Der Untersuchungsausschuß hat grundsätzlich keine 
Einwände gegen den Teilnahmewunsch erhoben 
und der Bitte des BRH entsprochen. Im Hinblick auf 
die Vernehmung bzw. Anhörung von Personen, die 
eine Aussagegenehmigung benötigen, hat der Unter- 
suchungsausschuß beschlossen, diese Personen 
rechtzeitig im Vorfeld auf die Anwesenheit von Mit- 
gliedern des BRH an einer nichtöffentlichen bzw. 
VS-VERTRAULICH eingestuften Sitzung hinzuwei- 
sen, damit dies in ihrer Aussagegenehmigung be- 
rücksichtigt werden könne. Im Hinblick auf Perso- 
nen, die keine Aussagegenehmigung benötigen, hat 
der Untersuchungsausschuß beschlossen, daß der 
Vorsitzende vor Beginn der nichtöffentlichenA/^S- 
VERTRAULICH eingestuften Vernehmung bzw. An- 
hörung über die Anwesenheit von Mitarbeitern des 
BRH informiert. 

Der BRH hat in der Folgezeit an allen Zeugenverneh- 
mungen und Anhörungen zum Themenkomplex 
„Bremer Vulkan Verbund AG" teilgenommen. Diese 
Teilnahme hat für den Untersuchungsausschuß keine 
Einschränkung der Untersuchungstätigkeit bedeu- 
tet. 

Zur Vorbereitung seines Berichts an den Rechnungs- 
prüfungsausschuß hat der BRH mit Schreiben vom 
27. Juni 1997 darüber hinaus um Überlassung der 
Vernehmungs- und Anhörungsprotokolle des Unter- 
suchungsausschusses zum Themenkomplex „Bremer 
Vulkan Verbund AG" gebeten. Dazu hat der Unter- 
suchungsausschuß entschieden, daß der BRH die 
Protokolle erst nach Abschluß der eigenen Arbeiten 
erhält (näheres dazu unter Erster Teil, B.I.7.C). 

5. Unabhängige Kommission zur Überprüfung 
des Vermögens der Parteien und Massen- 
organisationen der DDR (UKPV) 

Die UKPV wurde durch die am 1. Juni 1990 in Kraft 
getretenen §§ 20 a, 20 b Parteiengesetz der DDR 
(GBl. DDR I Nr. 9, S. 66, zuletzt geändert durch Ge- 
setz vom 22. Juli 1990, GBl. DDR I Nr. 49, S. 904) ein- 
gerichtet. Die zehnköpfige Kommission hatte den 
Auftrag, „einen Bericht über die Vermögenswerte al- 
ler Parteien und mit ihnen verbundenen Organisatio- 
nen, juristischen Personen und Massenorganisatio- 
nen der DDR im In- und Ausland" zu erstellen. Zur 
Sicherung der Vermögenswerte wurde das Vermö- 
gen unter treuhänderische Verwaltung der Kommis- 
sion gestellt. Gemäß Anlage II Kapitel II Sachgebiet 
A Abschnitt III des Einigungsvertrages vom 31. Au- 
gust 1990 blieben die §§ 20a und 20b des Parteien- 
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gesetzes u. a. mit der Maßgabe in Kraft, daß die treu- 
händerische Verwaltung der auf der Grundlage des 
Gesetzes vom 17. Juni 1990 (GBL DDR 1 Nr. 33, 
S. 300) gebildeten THA - jetzt BvS - übertragen 
wurde, die das Vermögen, soweit dies möglich ist, an 
die früher Berechtigten oder deren Rechtsnachfolger 
zurückführen soll. Die UKPV unterliegt der Rechts- 
aufsicht der Bundesregierung. Eine Fachaufsicht be- 
steht nicht. Im Juni 1991 erließ die Bundesregierung, 
wie in der Maßgaberegelung des Einigungsvertrages 
vorgesehen, die „Verordnung über die Errichtung und 
das Verfahren der Unabhängigen Kommission zur 
Überprüfung des Vermögens der Parteien und Mas- 
senorganisationen der DDR (UKPV)'" (BGBl. I 1991, 
S. 1243). Diese Rechtsverordnung regelt u. a. die 
Einzelheiten der Aufgabenerledigung durch die 
Kommission und die Errichtung eines die Kommis- 
sion unterstützenden Sekretariates, das die Ent- 
scheidungen der Kommission vorzubereiten und 
auszuführen hat. Im Zuge dieser Verordnung wurde 
die Ausübung der Rechtsaufsicht der Bundesregie- 
rung über die UKPV auf den Bundesminister des 
Innern übertragen. 

Sowohl die UKPV als auch der Untersuchungsaus- 
schuß sind im Rahmen ihrer Tätigkeiten der Frage 
nachgegangen, inwieweit die vom Bereich KoKo 
verwalteten sog. Parteifirmen als Staatsvermögen 
oder Parteivermögen anzusehen sind. Der Unter- 
suchungsausschuß hat mit Rücksicht auf die Ermitt- 
lungstätigkeit der UKPV das Thema Intracom mit 
großer Zurückhaltung und in zeitlicher Absprache 
mit der UKPV behandelt, um staatliche Vermögens- 
rückführungsinteressen nicht zu gefährden. Im 
Rahmen gegenseitiger Information hat sich der Un- 
tersuchungsausschuß am 8. Februar 1996 in seiner 
9. Sitzung vom Vorsitzenden der Unabhängigen 
Kommission, Professor Papier, über die Tätigkeit der 
UKPV informieren lassen und einem Mitarbeiter des 
Sekretariats der UKPV am 1. Februar 1996 wunsch- 
gemäß gestattet, an einschlägigen - auch nichtöffent- 
lichen - Vernehmungssitzungen des Untersuchungs- 
ausschusses teilzunehmen. Einen Zutritt zu den Be- 
ratungssitzungen hat die UKPV nicht begehrt. Wei- 
tere Angaben zu Büdung und Aufgaben der UKPV 
finden sich unter den Gliederungspunkten C.IV. und 
D.I. im Ersten Teil und im ergänzenden Bericht der 
UKPV vom 13. Februar 1998. 


6. Ermittlungsverfahren bei Staatsanwaltschaften 

Die vom Untersuchungsausschuß behandelten The- 
menkomplexe waren in aller Regel auch strafrechtsre- 
levant (siehe auch Zweiter Teil, M.). 

a) Ermittlungsverfahren 

bei Berliner Staatsanwaltschaften 

Aufgrund der gesetzlichen Zuständigkeitsregelung, 
die sich nach dem Tatort richtet, ergab sich für eine 
Vielzahl von Ermittlungen aus dem Bereich der Re- 
gierungs- und Vereinigungskriminalität die Zu- 
ständigkeit der Berliner Strafverfolgungsbehörden, 
da der Bereich KoKo seinen Sitz im Osten Berlins 
hatte und auch viele Geschäfte der THA/BvS in Ber- 


lin abgeschlossen wurden (vgl. hierzu Zweiter Teil, 
M.I.I.). Die Zentrale ErmittlungssteUe für Regie- 
rungs- und Vereinigungskriminalität beim Polizei- 
präsidenten in Berlin (ZERV) hat dabei insbesondere 
die Arbeit der Staatsanwaltschaft II bei dem Landge- 
richt (LG) Berlin unterstützt. 

b) Ermittlungsverfahren 

bei der Bremer Staatsanwaltschaft 

Der Konkurs der Bremer Vulkan Verbund AG hat 
zahlreiche strafrechtliche Ermittlungen der Bremer 
Staatsanwaltschaft ausgelöst. Besonders interessant 
waren für den Untersuchungsausschuß hier die Er- 
mittlungen, inwieweit im Zusammenhang mit der 
zweckwidrigen Verwendung öffentlicher Fördermit- 
tel durch den Vorstand der Bremer Vulkan Verbund 
AG Untreuehandlungen begangen wurden. Nähere 
Einzelheiten hierzu und insbesondere zu den jewei- 
ligen Verfahrensständen finden sich im Zweiten Teil 
unter Gliederungspunkt K.IVl. 

c) Ermittlungsverfahren 

bei der Generalbundesanwaltschaft 

Gegen eine Reihe früherer Mitarbeiter des Bereichs 
KoKo bzw. ihm zuzuordnender Unternehmen sowie 
gegen Personen, die mit dem Bereich KoKo in ge- 
schäftlicher Beziehung standen, wurde wegen des 
Verdachts einer geheimdienstlichen Tätigkeit ermit- 
telt. Bei einem Großteil dieser Ermittlungsverfahren 
ging es um die Beschaffung von Embargogütern für 
geheimdienstliche Zwecke bzw. mit nachrichten- 
dienstlichen Methoden. Zuständige Behörde war hier 
der Generalbundesanwalt in Karlsruhe (Zu einzelnen 
Verfahrensständen siehe auch Zweiter Teil, H.). 


7. Gerichtsverfahren 

a) Verfahren vor den Strafgerichten 

Der überwiegende Teil der zahlreichen Ermittlungs- 
verfahren wurde zwischenzeitlich eingestellt. Von 
den Anklagen hat nur ein geringer Anteil zur Ver- 
urteilung geführt. 

So hat beispielsweise die für Regierungskriminalität 
zuständige Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin 
insgesamt sieben Anklagen gegen Dr. Alexander 
Schalck-Golodkowski erhoben, doch bisher kam es 
nur zu einer Hauptverhandlung. Das Berliner Land- 
gericht hat ihn wegen Verstoßes gegen das Alliierte 
Militärregierungsgesetz Nr. 53 zu einer Freiheits- 
strafe von einem Jahr verurteilt, wobei die Strafe auf 
Bewährung ausgesetzt wurde. Inhaltlich ging es um 
den illegalen Import von Schußwaffen und Nacht- 
sichtgeräten aus der Bundesrepublik Deutschland in 
die DDR. Ein weiteres Verfahren konnte wegen Ver- 
handlungsunfähigkeit nicht betrieben werden. 

b) Verfahren vor den Zivilgerichten 

Die BvS bemüht sich mittels mehrerer zivilrechtlicher 
Klagen um die Herausgabe des Vermögens der dem 
Bereich KoKo zuzuordnenden Unternehmen bzw. 
deren Vermögenswerte an den Staatshaushalt. Eine 
Darstellung dieser Verfahren findet sich im Zweiten 
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Teil dieses Berichts unter A.IV. Im Bereich der Unter- 
nehmensprivatisierung versucht die BvS in einigen 
Fällen eine Realisierung vertraglich abgesicherter 
Ansprüche beziehungsweise die Durchsetzung von 
Schadensersatzansprüchen, wenn Erwerber ihre 
rechtsverbindlich gemachten Zusagen (z.B. Arbeits- 
platzgarantien, Investitionszusagen) nicht einge- 
halten haben. 

c) Verfahren vor den Verwaltungsgerichten 

Im sog. Novum- Verfahren geht es um die Frage, ob 
die Novum Handelsgesellschaft mbH eine SED- 
Parteifirma oder ob eine eigentumsrechtliche Zuord- 
nung zur Kommunistischen Partei Österreich (KPÖ) 
gegeben ist. Mit dieser Frage hat sich das Verwal- 
tungsgericht Berlin beschäftigt, nachdem die THA 
mittels Verwaltungsakt das Vermögen der Novum 
Handelsgesellschaft mbH am 14. Januar 1992 unter 
treuhänderische Verwaltung gestellt hatte und das 
anschließende Widerspruchsverfahren nicht zur 
Rücknahme der Verwaltungsentscheidung führte. In 
seiner Entscheidung vom 12. Dezember 1996 hat es 
nach mehr als vierjähriger Verfahrensdauer die Auf- 
fassung vertreten, bei der Novum Handelsgesell- 


schaft mbH handele es sich nicht um eine Parteifirma 
der ehemaligen DDR. Die BvS hat gegen diese Ent- 
scheidung Rechtsmittel eingelegt. 

Eine ausführliche Darstellung des Falls der Novum 
Handelsgesellschaft mbH erfolgt im Zweiten Teil 
dieses Berichts unter B.II. 


d) Verfahren vor den Schiedsgerichten 

Komplizierte, umfangreiche und komplexe Verträge 
bergen immer die Gefahr, daß später in einem lang- 
wierigen Verfahren über Inhalt und Auslegung ge- 
stritten wird. Einen schnelleren Weg zur Herstellung 
des Rechtsfriedens bieten hier die Schiedsgerichte. 
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) und die 
THA bzw. BvS haben so beispielsweise Rechts- 
streitigkeiten mit dem Thyssen-Konzern im Falle der 
Abwicklung des Unternehmens Metallurgiehandel 
Außen- und Binnenhandel an die Thyssen Handel 
Berlin GmbH im Wege des Schiedsgerichtsverfah- 
rens vermieden und eine Einigung über die Höhe 
des von Thyssen zu erbringenden Rückerstattungs- 
betrages erzielt. 


B. Verlauf des Untersuchungsverfahrens 


I. Beschlüsse und Absprachen zum 
Verfahren 

1 . Kurzbezeichnung des Ausschusses 

Zur klaren thematischen Abgrenzung zu anderen 
früheren wie auch gegenwärtig existierenden Unter- 
suchungsausschüssen in Bund und Ländern hat es 
der Vorsitzende als sinnvoll angesehen, neben der 
offiziellen Bezeichnung „2. Untersuchungsausschuß 
der 13. Wahlperiode" eine Kurzbezeichnung zu füh- 
ren. Unter Hinweis auf Beispiele aus der Vergangen- 
heit (U-Boot-Ausschuß, KoKo-Ausschuß, Ausschuß 
Neue Heimat) und eine bessere Orientierung der Öf- 
fentlichkeit hat er in der 2. Ausschußsitzung deshalb 
um entsprechende Vorschläge gebeten. Nach meh- 
reren Obleutegesprächen hat sich der Ausschuß 
schließhch am 23. November 1995 auf eine inoffi- 
zielle, da in der Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages nicht exphzit vorgesehene, Kurzbe- 
zeichnung geeinigt. Er hat fortan den Zusatz „DDR- 
Vermögen" verwendet. 

2. Tagesordnungsmäßige Berücksichtigung 
von Ausschußdrucksachen 

Um eine hinreichende fraktions- und gruppeninterne 
Beratung der Anträge zu ermöglichen, wurde verein- 
bart, daß diese eine Woche vor der Behandlung im 
Untersuchungsausschuß verteilt sein sollen. 


3. Fragerecht bei der Beweiserhebung 

Auf Vorschlag des Vorsitzenden hat der Untersu- 
chungsausschuß ebenfalls in seiner 3. Sitzung den 
folgenden Beschluß zum Fragerecht bei der Beweis- 
erhebung gefaßt: 

„1. Das Fragerecht bei den Beweiserhebungen 
wird grundsätzlich nach § 17 in Verbindung 
mit § 4 Abs. 3 der IPA-Regeln gemäß den 
nachfolgenden Konkretisierungen ausgeübt. 

2. Die Beweisaufnahme wird in drei Abschnitte 
auf geteilt. Zunächst steht das Fragerecht dem 
Vorsitzenden zu. Im zweiten Abschnitt wird 
das Fragerecht abwechselnd von den Frakth 
onen und der Gruppe durch die von ihnen ge- 
stellten Berichterstatter ausgeübt. Leitet der 
Vorsitzende die Sitzung, so steht nach ihm der 
CDU/CSU-Fraktion, leitet der Stellvertreter 
des Vorsitzenden die Sitzung, so steht nach 
ihm der SPD-Fraktion das erste Fragerecht zu. 
Die Berichterstatter können das ihnen zuste- 
hende Fragerecht an ein ordentliches Mitglied 
oder auch an ein stellvertretendes Ausschuß- 
mitglied ihrer Fraktion und Gruppe weiter- 
geben. 

3. Die Gesamtzeit für den zweiten Abschnitt wird 
jeweils im Einzelfall festgelegt und unter den 
Fraktionen und der Gruppe nach den für die 
Plenarsitzungen geltenden Regeln aufgeteilt. 
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4. Für den dritten Abschnitt gilt § 28 GO-BT sinn- 
gemäß. 

5. Ein stellvertretendes Ausschußmitglied darf 
trotz der Anwesenheit der ordentlichen Aus- 
schußmitglieder derselben Fraktion oder dersel- 
ben Gruppe das Fragerecht ausüben, wenn das 
ordentliche Ausschußmitglied sich bei Fragen 
zu demselben Komplex zurückhält 

6. Von dieser Regelung des Fragerechts kann in 
allseitigem Einverständnis jederzeit auch still- 
schweigend abgewichen werden. 

1. Bei informatorischen Anhörungen wird entspre- 
chend der vorstehenden Regelung für Beweis- 
erhebungen verfahren. " 

In der Praxis wurde das Fragerecht durch den Vorsit- 
zenden allgemein sehr großzügig und offen gestaltet. 
Sowohl der Vorsitzende als auch die Fraktionen 
haben immer wieder Zwischenfragen anderer Aus- 
schußmitglieder während der eigenen Befragungs- 
runde gestattet. Auch bei festgelegten Befragungs- 
runden der Fraktionen/Gruppe wurde von den Vor- 
gaben großzügig abgewichen. 


4. Verzicht auf Verlesung von Schriftstücken 

In der 2. Sitzung am 26. Oktober 1995 hat der Unter- 
suchungsausschuß, dessen Verfahren gemäß Zif- 
fer IV. des Untersuchungsauftrags auf BT-Druck- 
sache 13/2483 die sogenannten IPA-Regeln zu- 
grunde gelegt sind, folgenden Beschluß gefaßt: 

„Gemäß §11 Abs. 2 der IPA-Regeln wird auf die 
Verlesung von Schriftstücken verzichtet, soweit 
diese vom Ausschußsekretariat an alle Mitglieder 
des Untersuchungsausschusses verteilt worden 
sind. " 


5. Verteilung von Ausschußdrucksachen 
und Ausschußmaterialien 

Der Untersuchungsausschuß hat in der auf die Kon- 
stituierung folgenden Sitzung am 26. Oktober 1995 
eine Regelung zur Verteilung von Ausschußdruck- 
sachen, Protokollen und Ausschußmaterialien festge- 
legt. Diese als „Beschluß 1 zum Verfahren“ bezeich- 
nete Regelung hat folgenden Inhalt: 

„Verteilung von Ausschußdrucksachen und Aus- 
sch ußmaterialien 

Ausschußdrucksachen, Beweisbeschlüsse und Aus- 
schußmaterialien (Mat A, Mat B, Mat C) sowie Pro- 
tokolle sind durch das Sekretariat 2. UA zu vertei- 
len an: 

1. Ordentliche und stellvertretende Mitglieder 

2. Benannte Mitarbeiter der Fraktionen und 
Gruppe PDS 

3. Beauftragte der Bundesregierung und des Bun- 
desrates. " 


Der Untersuchungsausschuß hat in seiner 7. Sitzung 
am 1. Februar 1996 folgenden weiteren Beschluß ge- 
faßt: 

„ln Ergänzung des Beschlusses 1 zum Verfahren 
,Verteilung von Ausschußdrucksachen und Aus- 
schußmaterialien' werden Antworten auf Beweis- 
beschlüsse (Mat A) und Beweismaterialien, die 
nicht aufgrund eines Beweisbeschlusses, son- 
dern im Wege freiwilliger Zusendung im Unter- 
suchungsausschuß eingehen (Mat B), grundsätz- 
lich nur jeweils in einem Eexmplar pro Fraktion 
und Gruppe zur Einsicht zur Verfügung gestellt, 
soweit der Umfang der Unterlage dies gebietet; im 
Zweifelsfall verständigen sich der Vorsitzende und 
die Obleute. Die Fraktionen und die Gruppe teilen 
dem Ausschußsekretariat mit, wer Empfänger 
dieses Eexmplar s ist. 

Bei besonders großem Umfang wird von einer Ver- 
teilung abgesehen und statt dessen ein Emplar im 
Ausschußsekretariat zur Verfügung gestellt; im 
Zweifelsfall verständigen sich der Vorsitzende und 
die Obleute. 

Das Anschreiben der abgebenden Stelle wird in 
jedem Fall gemäß Verteiler I versandt. " 

In der späteren Praxis wurden auf der Grundlage die- 
ses Beschlusses Ausschußunterlagen bis zu einem 
Umfang von 30 Seiten - ohne Berücksichtigung des 
Anschreibens - generell und Unterlagen von 31 bis 
1 000 Seiten nur in einem Exemplar pro Fraktion/ 
Gruppe verteilt. 

Für die Verteilung von Verschlußsachen gab es dane- 
ben eine besondere Regelung. Der Untersuchungs- 
ausschuß hat dazu in seiner 2. Sitzung am 26. Okto- 
ber 1995 festgelegt: 

1 . 

„Von den für den 2. UA -13. WP in der Geheim- 
schutzstelle des Deutschen Bundestages einge- 
henden VS-VERTRAULICH oder GEHEIM einge- 
stuften Beweismaterialien sind Ausfertigungen 
herzustellen und zwar für 

1. Die Fraktionen der CDU /CSU und der SPD im 
Ausschuß je zwei, 

2. die Fraktionen des BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN, 
der F.D.P. im Ausschuß und die Gruppe PDS im 
Ausschuß je eine, 

3. das Sekretariat zugleich für den Vorsitzenden 
und stellvertretenden Vorsitzenden eine. 

Den Mitgliedern der Fraktionen und der Gruppe 
sowie deren benannten Mitarbeitern, die entspre- 
chend ermächtigt sind, werden auf Wunsch die 
jeweiligen Exemplare ausgehändigt. 

Der Geheimschutzbeauftragte des Deutschen 
Bundestages wird aufgefordert, den Mitgliedern 
und Mitarbeitern der Fraktionen und der Gruppe 
in Räumen, die von diesen bestimmt werden, Ver- 
wahrgelasse zur Aufbewahrung der Ausfertigun- 
gen zur Verfügung zu steilen und unverzüglich die 
gegebenenfalls weiter notwendigen technischen 
Sicherungsmaßnahmen zu treffen. 
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IL 

Für die vom 2, UA - 13. WP selbst VS-VERTRAU- 
LICH oder GEHEIM eingestuften Unterlagen und 
Protokolle gilt Ziffer I. entsprechend. 

III. 

VS-NfD-eingestufte Unterlagen werden verteilt 
und behandelt gemäß Beschluß 1 in Verbindung 
mit der Geheimschutzordnung des Deutschen 
Bundestages . " 

6. Dokumentation der Ausschußsitzungen 

Ebenfalls in der 2. (nichtöffentlichen) Sitzung am 
26. Oktober 1995 hat sich der Ausschuß auf ein Ver- 
fahren zur Dokumentation von Ausschußsitzungen 
verständigt. 

„Alle öffentlichen und nichtöffentlichen Sitzun- 
gen, die der Beweiserhebung oder sonstiger Infor- 
mationsbeschaffung des Ausschusses dienen, sind 
stenographisch aufzunehmen. 

Alle nichtöffentlichen Beratungen werden in 
einem durch das Sekretariat zu fertigenden Kurz- 
protokoll festgehalten. Der Untersuchungsaus- 
schuß behält sich vor, in Ausnahmefällen auch die 
stenographische Dokumentation einer nichtöffent- 
lichen Beratungssitzung zu verlangen . " 

Derartige Ausnahmefälle wurden sehr zurückhaltend 
angenommen und teilweise nur dann bejaht, wenn 
während der Zeugenvernehmung eine nichtöffent- 
liche Beratungssitzung eingeschoben wurde. 

7. Behandlung von Ausschußprotokollen 
a) Grundsätzliche Behandlung 

Gleichfalls in seiner 2. Sitzung am 26. Oktober 1995 
hat der Untersuchungsausschuß auf Vorschlag des 
Vorsitzenden einstimmig folgendes Verfahren fest- 
gelegt: 

„ 1 . Protokolle nichtöffentlicher Sitzungen 

1.1 Protokolle nichtöffentlicher Sitzungen erhal- 
ten die Mitglieder des Untersuchungsaus- 
schusses und ihre Stellvertreter, die benann- 
ten Mitarbeiter(innen) der Fraktionen und 
der Gruppe der PDS sowie die Beauftragten 
der Bundesregierung und des Bundesrates. 

1.2 Dritte haben grundsätzlich kein Recht auf 
Einsichtnahme in Protokolle nichtöffentlicher 
Sitzungen und folglich auch nicht darauf, 
daß ihnen Kopien solcher Protokolle über- 
lassen werden. Eine Ausnahme besteht nur 
gegenüber Behörden, wenn der Untersu- 
chungsausschuß entschieden hat, Amtshilfe 
zu leisten. 

2. Protokolle öffentlicher Sitzungen 

2.1 Protokolle öffentlicher Sitzungen erhalten 
der unter Punkt 1.1 genannte Personenkreis, 
darüber hinaus auf Antrag Behörden, wenn 
der Untersuchungsausschuß entschieden hat, 
Amtshilfe zu leisten. 


2.2 Einem Dritten kann Einsicht in die Protokolle 
gewährt und eine Kopie zur Verfügung ge- 
stellt werden, wenn er ,ein berechtigtes Inter- 
esse nachweist' (Abschnitt II der „Richtlinien 
für die Behandlung der Ausschußprotokolle 
gern. § 73 GO-BT in der Fassung vom 7. Sep- 
tember 1987"). 

2.3 Von dieser Regel können Ausnahmen ge- 
troffen werden entsprechend den o.g. Richt- 
linien. 

2.4 Im Hinblick auf das Regel-Ausnahme-Ver- 
hältnis wird folgendes Verfahren angewandt: 

- Der Vorsitzende entscheidet über das Vor- 
liegen des ,berechtigten Interesses': 

- Bejaht er dieses Interesse, wird Einblick in 
das Protokoll gewährt oder eine Abschrift 
erteilt, es sei denn, es lägen Anhaltspunkte 
dafür vor, daß der Untersuchungsausschuß 
trotz des berechtigten Interesses das Ein- 
sichtsrecht verneinen würde. In diesem 
Fall ist eine Entscheidung des Unter- 
suchungsausschusses herbeizuführen. 

- Für vernommene Zeugen gilt: Dem Zeu- 
gen ist das Protokoll über seine Verneh- 
mung zuzustellen. 

3. Protokolle VS-VERTRAULICH oder höher ein- 
gestufter Sitzungen 

Ist das Protokoll über die Aussage eines Zeu- 
gen VS-VERTRAULICH oder höher einge- 
stuft, so ist dem Zeugen Gelegenheit zu ge- 
ben, dies in der Geheimschutzstelle des Deut- 
schen Bundestages einzusehen. Eine Kopie 
erhält er nicht. " 

Diese Verfahrensweise hat sich bewährt. 

b) Protokollaustausch mit Untersuchungsaus- 
schüssen der Länder 

Zur Vermeidung von Doppelarbeit zum Bremer Vul- 
kan Komplex hat der Untersuchungsausschuß be- 
schlossen, im Austausch seine Vernehmungsproto- 
kolle den Untersuchungsausschüssen in Bremen und 
Mecklenburg-Vorpommern zur Verfügung zu stellen. 
Er hat am 16. Januar 1997 folgenden Beschluß ge- 
faßt: 

„l.Der Untersuchungsausschuß ,Bremer Vulkan' 
der Bremischen Bürgerschaft und der 3. Parla- 
mentarische Untersuchungsausschuß des Land- 
tags Mecklenburg-Vorpommern ,Zur Klärung 
von Sachverhalten im Zusammenhang mit der 
Verschwendung bzw. Veruntreuung von öffent- 
lichen finanziellen Mitteln bei und infolge der 
Privatisierung von ehemals volkseigenen Be- 
trieben in Mecklenburg-Vorpommern' erhalten 
grundsätzlich auf Verlangen Protokolle der 
öffentlichen 

a. Vernehmungen, 

b. informatorischen Anhörungen und 

c. Sachverständigenanhörungen des Untersu- 
chungsausschusses der 13. Wahlperiode. 
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2. Der Vorsitzende wird diesbezüglich jeweils zur 
Entscheidung ermächtigt. 

3. Der Vorsitzende entscheidet regelmäßig zu- 
gunsten einer Überlassung, solange nicht be- 
sondere Hinderungsgründe eintreten. " 

Zuvor hatte Ministerialrat Haas (BMF) als Beauftrag- 
ter der Bundesregierung in diesem Zusammenhang 
auf ein Schreiben des Staatssekretärs Neusei (BMI) 
vom 26. November 1991 verwiesen, in welchem aus- 
geführt sei, daß gegenüber etwaigen Begehren von 
Landesseite jeweils die Kompetenzordnung der Ver- 
fassung beachtet werden müsse. Davon ausgehend 
bestünden seitens der Bundesregierung grundsätz- 
hch keine Bedenken gegen eine Weitergabe von Pro- 
tokollen öffentlicher Ausschußsitzungen. Es werde 
deshalb schon jetzt eine grundsätzhche Zustimmung 
zur Protokollüberlassung erteilt. Die Bundesregie- 
rung behalte sich jedoch im Einzelfall vor, einer Wei- 
tergabe von Protokollen über Vernehmungen von 
Angehörigen der Bundesregierung oder öffentlich 
Bediensteten zu widersprechen. 

Aus Gründen der Fairneß hat der Untersuchungsaus- 
schuß die jeweiligen Zeugen und Anhörpersonen vor 
der Vernehmung bzw. Befragung zur Sache auf den 
Protokollaustausch mit den Untersuchungsausschüs- 
sen in Bremen und Mecklenburg-Vorpommern hin- 
gewiesen. 

c) Überlassung der den Themenkomplex 
„Bremer Vulkan Verbund AG“ betreffenden 
Protokolle an den Bundesrechnungshof (BRH) 

Mit Schreiben vom 27. Juni 1997 hat der BRH um Über- 
lassung der Vernehmungs- und Anhörungsprotokolle 
des Untersuchungsausschusses zum Themenbereich 
„Bremer Vulkan Verbund AG“ gebeten. Er hat seine 
Bitte damit begründet, die Protokolle seien wichtig für 
die Vorbereitung seines Berichts an den Rechnungs- 
prüfungsausschuß. Der Untersuchungsausschuß hat 
auf Vorschlag des Vorsitzenden in seiner 75. Sitzung 
am 25. September 1997 die Bitte des BRH mit dem 
Hinweis abgelehnt, daß zunächst der Untersuchungs- 
ausschuß mit seinem Bericht auch den Rechnungsprü- 
fungsausschuß informiert. Der BRH soll die Protokolle 
nach Abschluß der Arbeiten des Untersuchungsaus- 
schusses erhalten. Der BRH wurde darüber schrifthch 
informiert. Mit dem Vorsitzenden des Rechnungs- 
prüfungsausschusses hat der Vorsitzende des Unter- 
suchungsausschusses ein Gespräch geführt. 

Am 18. Mai 1998 hat der BRH seine Bitte wiederholt. 
Der Untersuchungsausschuß hat in seiner letzten Sit- 
zung darauf mit folgendem Beschluß reagiert: 

„Dem Bundesrechungshof werden nach Erschei- 
nen des Abschlußberichts des 2. Untersuchungs- 
ausschusses als BT-Drucksache die öffentlichen 
und VS-VERTRAULICH eingestuften Protokolle 
zum Themenkomplex BW AG überlassen." 

8. Abschluß der Vernehmungen 

Am 23. November 1995 hat der Untersuchungsaus- 
schuß im Rahmen seiner 3. Sitzung den nachfolgenden 
Beschluß zum Abschluß der Vernehmungen gefaßt: 


„Der Untersuchungsausschuß entscheidet durch 
gesonderten Beschluß, daß die Vernehmung des 
Zeugen abgeschlossen ist. Die Entscheidung darf 
erst ergehen, wenn nach der Zustellung des Ver- 
nehmungsprotokolls an den Zeugen zwei V/ochen 
verstrichen sind oder der Zeuge auf die Einhaltung 
dieser Frist verzichtet hat. " 

Der entsprechende gesonderte Beschluß wurde in 
der letzten Sitzung des Untersuchungsausschusses 
am 28. Mai 1998 für alle vernommenen Zeugen ge- 
faßt. 


9. An den Untersuchungsausschuß gerichtete 
Amtshi If eersuchen 

Der Untersuchungsausschuß hat auf der Grundlage 
des oben unter 5. erläuterten Beschlusses 1 zum Ver- 
fahren entschieden, Ausnahmen nur zu Gunsten an- 
derer parlamentarischer Gremien und staatlicher 
Stellen zuzulassen, wenn die ursprünglich herausge- 
benden Stellen ihre ausdrückliche Zustimmung zu 
dieser Vorgehens weise erteilt haben. 

a) Antrag der Staatsanwaltschaft II bei dem 
Landgericht (LG) Berlin auf Überlassung 
der vom Untersuchungsausschuß erstellten 
Vernehmungsprotokolle 

Auf entsprechende Bitte der Staatsanwaltschaft II bei 
dem LG Berlin vom 31. Januar 1996 hat sich der Un- 
tersuchungsausschuß erstmals in seiner 10. Sitzung 
am 29. Februar 1996 mit der Frage beschäftigt, ob 
die gewünschten Wortprotokolle der Zeugenverneh- 
mungen überlassen werden sollten. Die Staats- 
anwaltschaft hatte ihren Wunsch damit begründet, 
daß vom Untersuchungsausschuß durchgeführte 
Zeugenvernehmungen für dortige Ermittlungsver- 
fahren Beweiswert haben könnten. Außerdem sei 
in Zusammenhang mit der Tätigkeit des 1. Unter- 
suchungsausschusses der 12. Wahlperiode die Er- 
fahrung gemacht worden, daß sowohl Beschuldigte 
als auch Zeugen in Ermittlungs- und Strafverfahren 
auf ihre Aussagen vor dem Untersuchungsausschuß 
Bezug nähmen. Der 1. Untersuchungsausschuß der 
vorigen Wahlperiode habe damals einer gleich- 
lautenden Bitte entsprochen. 

In der folgenden 13. Beratungssitzung am 14. März 
1996 hat der Untersuchungsausschuß folgende Vor- 
gehensweise beschlossen: 

„1. Eine generelle Überlassung der Wortprotokolle 
an die Staatsanwaltschaft II bei dem Land- 
gericht Berlin wird abgelehnt, da es insoweit 
an einem förmlich begründeten Amtshilfeer- 
suchen gemäß §§ 4 ff. Verwaltungsverfahrens- 
gesetz fehlt. 

2. Das Sekretariat wird beauftragt, die Staatsan- 
waltschaft II bei dem Landgericht Berlin durch 
Übersendung beschlossener Terminpläne über 
Zeugenvernehmungen zu unterrichten, so 
daß die Staatsanwaltschaft Wortprotokolle von 
Zeugenvernehmungen vom Untersuchungs- 
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ausschuß mittels Amtshilfeersuchen anfordern 
kann. 

3. Unter Abweichung von Ziffer 2. 1 des Beschlus- 
ses 4 zur Behandlung von Ausschußprotokol- 
len wird der Vorsitzende ermächtigt, über die 
Begründetheit des betreffenden Amtshilfeer- 
suchens zu entscheiden. 

4. Hat die Staatsanwaltschaft mitgeteilt, daß sich 
ein Ermittlungsverfahren gegen den vom Aus- 
schuß vernommenen Zeugen richtet, entschei- 
det der Ausschuß . " 

Für den Fall der Übersendung von Wortprotokollen 
aus nichtöffentlichen Sitzungen, die Aussagen öf- 
fentlich Bediensteter über VS-eingestufte Tatsachen 
wiedergeben, hat sich der Untersuchungsausschuß 
in Absprache mit der Bundesregierung darauf ver- 
ständigt, nochmals das Einverständnis der die Aus- 
sagegenehmigung erteilenden Stelle einzuholen, da 
die Aussagegenehmigung nur für Aussagen vor dem 
Untersuchungsausschuß, nicht aber für Aussagen vor 
der Staatsanwaltschaft, erteilt wurde. 


b) Antrag des 1. Parlamentarischen 

Untersuchungsausschusses der 2. Wahlperiode 
des Landtages Mecklenburg-Vorpommern 
„Deponie Ihlenberg“ auf Überlassung 
des vom Untersuchungsausschuß erstellten 
Protokolls der informatorischen Anhörung 
des Generalstaatsanwalts bei der 
Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin 

Der 1. Parlamentarische Untersuchungsausschuß der 
2. Wahlperiode des Landtages Mecklenburg -Vor- 
pommern hat am 27. März 1997 um das Protokoll der 
informatorischen Anhörung des Generalstaatsanwal- 
tes bei der Staatsanwaltschaft 11 bei dem LG Berlin, 
Christoph Schaefgen, vom 16. Januar 1997 gebeten. 
Der Untersuchungsausschuß hat daraufhin in seiner 
61. Sitzung am 17. April 1997 beschlossen, diesem 
Wunsch insoweit zu entsprechen, als daß aus dem 
Protokoll der öffentlichen Anhörung die Teile zur 
Verfügung gestellt werden, die sich auf die Depo- 
nie Ihlenberg beziehen und Generalstaatsanwalt 
Schaefgen dieser auszugsweisen Protokollüberlas- 
sung nicht widerspricht. Da von Generalstaatsanwalt 
Schaefgen keine Einwände erhoben wurden, erhielt 
der 1. Parlamentarische Untersuchungsausschuß 
der 2. Wahlperiode des Landtages Mecklenburg- 
Vorpommern das gewünschte Protokoll. 


c) Antrag der UKPV vom 21. April 1997 auf Überlas- 
sung von Ablichtungen der VS-VERTRAULICH 
eingestuften Protokolle der Vernehmungen der 
Zeugen Koch, Steyer, Dr. Winckler und Dr. Beil 

Der Untersuchungsausschuß hat der UKPV wunsch- 
gemäß Ablichtungen der VS-VERTRAULICH einge- 
stuften Protokolle der Vernehmungen der Zeugen 
Willy Koch, Jochen Steyer, Dr. Roland Winckler 
und Dr. Gerhard Beü überlassen. Er hat sich in die- 
sem Zusammenhang von folgenden Gedanken leiten 
lassen: 


VS-VERTRALTLICH eingestufte Protokolle unterlie- 
gen der Geheimschutzordnung (GSO-BT, vgl. Ziffer II 
der Richtlinien für die Behandlung der Ausschuß- 
protokolle gemäß § 73 Abs. 3 GO-BT). Gemäß § 4 
Abs. 4 GSO-BT dürfen „anderen Personen VS des 
Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAÜLfCH und hö- 
her nur mit Zustimmung der herausgebenden Stelle 
zugänglich gemacht werden, wenn sie zum Umgang 
mit VS ermächtigt und zur Geheimhaltung förmlich 
verpflichtet sind". Der Untersuchungsausschuß hat 
gemäß § 4 Abs. 4 GSO-BT beschlossen, der UKPV 
die gewünschten Protokolle zum Zwecke der Weiter- 
führung ihrer Ermittlungen zum Komplex Intracom 
zur Verfügung zu stellen. 


10. Geheimhaltung 

a) Verpflichtung zur Geheimhaltung 

In der auf die konstituierende Sitzung folgenden Be- 
ratungssitzung hat der Untersuchungsausschuß ein- 
stimmig den folgenden Beschluß gefaßt; 

„ Geheimhaltung 

1. Verpflichtung zur Geheimhaltung: 

1.1 Die Mitglieder des 2. UA -13. WP sind auf- 
grund der Geheimschutzordnung des Deut- 
schen Bundestages, ggf. ergänzt um Be- 
schlüsse des 2. UA der 13. WP, in Verbindung 
mit § 353 b Abs. 2 Nr. 1 StGB zur Geheimhal- 
tung derjenigen Angelegenheiten verpflichtet, 
die ihnen durch Übermittlung der von amtli- 
chen Stellen als VS-VERTRAULICH und höher 
eingestuften Unterlagen bekannt werden. 

1.2 Diese Geheimhaltungsverpflichtung erstreckt 
sich auch auf solche Angelegenheiten, die auf- 
grund von Unterlagen bekannt werden, deren 
VS-Einstufung durch den Untersuchungsaus- 
schuß selbst veranlaßt wird. 

1.3 Die Geheimhaltungverpflichtung entfällt, wenn 
und insoweit die aktenführende Stelle bzw. 
der Untersuchungsausschuß die Einstufung 
als VS-VERTRAULICH und höher auf hebt. 

1.4 Im übrigen gilt die Geheimschutzordnung des 
Deutschen Bundestages. 

2. Einbringung von Anträgen geheimhaltungs- 
bedürftigen Inhalts: 

Anträge, deren Inhalt möglicherweise geheim- 
haltungsbedürftig ist, sollen in der Geheim- 
schutzstelle des Deutschen Bundestages hin- 
terlegt werden. Über die Hinterlegung soll der 
Antragsteller das Ausschußsekretariat unter- 
richten. " 


b) Verteilung von Verschlußsachen 

Ebenfalls in seiner 2. Sitzung am 26. Oktober 1995 
hat sich der Untersuchungsausschuß einstimmig auf 
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folgende Regelung zur Verteilung von Verschluß- 
sachen verständigt: 

„L Von den für den 2. UA -13. WP in der Ge- 
heimschutzstelle des Deutschen Bundestages 
eingehenden VS-VERTRAULICH oder GE- 
HEIM eingestuften Beweismaterialien sind 
Ausfertigungen herzustellen und zwar für 

1. die Fraktionen der CDU/CSU und der SPD 
im Ausschuß je zwei, 

2. die Fraktionen des BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN, der FD,P. im Ausschuß und die 
Gruppe PDS im Ausschuß je eine, 

3. das Sekretariat zugleich für den Vorsitzen- 
den und den stellvertretenden Vorsitzenden 
eine. 

Den Mitgliedern der Fraktionen und der 
Gruppe sowie deren benannten Mitarbeitern, 
die entsprechend ermächtigt sind, werden auf 
Wunsch die jeweiligen Exemplare ausgehän- 
digt. 

Der Geheimschutzbeauftragte des Deutschen 
Bundestages wird aufgefordert, den Mitglie- 
dern und Mitarbeitern der Fraktionen und der 
Gruppe in Räumen, die von diesen bestimmt 
werden, Verwahrgelasse zur Aufbewahrung 
der Ausfertigungen zur Verfügung zu stellen 
und unverzüglich die gegebenenfalls weiter 
notwendigen technischen Sicherungsmaßnah- 
men zu treffen. 

II. Für die vom 2. UA - 13. WP selbst VS- 
VERTRAULICH oder GEHEIM eingestuften 
Unterlagen und Protokolle gilt Ziffer I entspre- 
chend. 

III. VS-NfD-eingestufte Unterlagen werden ver- 
teilt und behandelt gemäß Beschluß 1 in Ver- 
bindung mit der Geheimschutzordnung des 
Deutschen Bundestages. " 

c) Behandlung der als VS-NfD eingestuften 
Unterlagen durch den Untersuchungsausschuß 

In Anlehnung an die Praxis des 1. Untersuchungs- 
ausschusses der 12. Wahlperiode und unter Berück- 
sichtigung der Tatsache, daß auch VS-NfD nach § 2 
Abs. 1 GSO-BT ein Geheimhaltungsgrad ist, hat der 
Untersuchungsausschuß, ohne dies in einem ge- 
sonderten Beschluß festzustellen, ihm zugeleitete 
VS-NfD-eingestufte Unterlagen nach der GSO-BT 
und der Verschlußsachenanweisung für die Bundes- 
behörden behandelt. Dementsprechend hat er diese 
Unterlagen nicht in öffentlicher Sitzung behandelt, 
diese nur an berechtigte Personen verteilt und sie 
auch nicht zum Bestandteil dieses Berichts ge- 
macht. 

d) Behandlung freiwillig zugesandter Beweis- 
materialien, die Betriebs- und Geschäfts- 
geheimnisse enthalten 

Das Mitglied der Gruppe der PDS im Untersuchungs- 
ausschuß hatte zunächst auf Ausschußdrucksache 24 1 
unter Ziffer 2 die Beiziehung der Strafanzeige der 
PDS-Fraktion im Landtag Mecklenburg-Vorpom- 


mern gegen Unbekannt wegen des Verdachts des 
Betruges und anderer strafbarer Handlungen im 
Zusammenhang mit der Privatisierung der Volks- 
werft Stralsund vom 21. Juni 1996 beantragt, dies 
aber in der 50. Sitzung am 30. Januar 1997 zurück- 
genommen und angekündigt, die Anzeige dem 
Untersuchungsausschuß ohne Beweisbeschluß zur 
Verfügung zu stellen. Der Untersuchungsausschuß 
hat, nachdem ihm die Anzeige mit neun Anlagen 
im Februar 1997 übergeben wurde, über die Not- 
wendigkeit einer Einstufung als VS-VERTAULICH 
beraten, da im überlassenen Material Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisse enthalten waren und eine 
Einwilligungserklärung der herausgebenden Stel- 
len zur Verbreitung dieser Unterlagen in der Öf- 
fentlichkeit nicht Vorlagen. Obwohl nach Rückspra- 
che mit der Staatsanwaltschaft bei dem LG Bremen 
von dortiger Seite aus zwar keine Bedenken gegen 
eine Verteilung der Strafanzeige nebst Anlagen im 
Untersuchungsausschuß bestanden und der Hin- 
weis erteilt wurde, der Vorgang als solcher sei be- 
reits ausführlich in der Presse diskutiert worden, 
hat der Untersuchungsausschuß in Berücksichti- 
gung der Rechtsprechung des Bundesverfassungs- 
gerichts (vgl. Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 17. Juli 1984, BVerfGE 67, S. 100 ff. (142)) aus 
verfassungsrechtlichen Gründen Schutzvorkehrun- 
gen gegen eine Verbreitung dieser Unterlagen in 
der Öffentlichkeit als erforderlich angesehen und 
die Strafanzeige mit allen dazugehörenden Anla- 
gen als Mat B 18 bis auf weiteres VS-VERTRAU- 
LICH eingestuft. 


e) Behandlung förmlich beigezogener Beweis- 
materialien, die dem Untersuchungsausschuß 
von einer Landesbehörde in offener Form 
zur Verfügung gestellt wurden, obwohl sie nach 
Auffassung der ursprünglich herausgebenden 
Stelle Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 
enthalten 

Im Zusammenhang mit der Behandlung des The- 
menkomplexes „Leuna/Minol" hat der Untersu- 
chungsausschuß am 25. September 1997 beschlos- 
sen, bei der Staatsanwaltschaft Magdeburg Akten 
über das bei der Staatsanwaltschaft Magdeburg 
gegen die Mitteldeutsche Erdöl-Raffinerie GmbH 
(Mider) wegen des Verdachts des Subventionsbetru- 
ges geführte und inzwischen eingestellte Ermitt- 
lungsverfahren förmlich beizuziehen. Das daraufhin 
in offener Form überlassene Material enthielt laut 
Schreiben des BMF vom 23. Oktober 1997 Unterla- 
gen, die ihrerseits aus dem Bereich der BvS stamm- 
ten und in Teilbereichen Betriebs- und Geschäftsge- 
heimnisse beinhalteten. Weitere Teile betrafen ein 
laufendes Verfahren der BvS und waren aus diesem 
Grund bei der Bundesregierung mit einer Sperre be- 
legt (vgl. dazu Erster Teil, B.VI.4.). Der Vorsitzende 
hat dies zum Anlaß genommen, die entsprechenden 
Unterlagen vorbehaltlich eines endgültigen Aus- 
schußbeschlusses VS-VERTRAULICH einzustufen. 
Da dem Untersuchungsausschuß nach der sogenann- 
ten Flick-Entscheidung des Bundesverfassungsge- 
richts (BVerfGE 76, S. 100, 134 ff.) eine eigene Ver- 
pflichtung obliegt, den von der Bundesregierung für 
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notwendig erachteten Geheimschutz zu gewähren, 
hat er die insoweit betroffenen Unterlagen in sei- 
ner 90. Sitzung am 27. November 1997 endgültig 
VS- VERTRAULICH eingestuft. Ebenso ist der Unter- 
suchungsausschuß mit Unterlagen des Bundeskrimi- 
nalamtes umgegangen, die ihm vom Senator für 
Justiz und Verfassung der Freien Hansestadt Bremen 
mit Schreiben vom 29. September 1997 in offener 
Form zugegangen waren. 

f) Verfügung eines Schweigegebots gegenüber 
Zeugen und deren Rechtsbeiständen 

aa) Vorüberlegungen zur Verfügung eines 
Schweigegebots 

Das Bundesministerium des Innern hat beim Unter- 
suchungsausschuß mit Schreiben vom 18. September 
1996 angeregt, ein Schweigegebot nach § 174 Abs. 3 
Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) gegenüber dem 
Zeugen Willy Koch zu erlassen, soweit der Ermitt- 
lungskomplex Kokkalis/Intracom und die diesem 
mehrheitlich gehörenden Firmen behandelt werde. 

Die Rechtsgrundlage für eine Schweigepflicht bildet 
§ 174 Abs. 3 Satz 1 GVG: 

„Ist die Öffentlichkeit wegen Gefährdung der 
Staatssicherheit oder aus den in §§ 171b und 172 
Nr. 2 und 3 bezeichneten Gründen ausgeschlos- 
sen, so kann das Gericht den anwesenden Perso- 
nen die Geheimhaltung von Tatsachen, die durch 
die Verhandlung oder durch ein die Sache betref- 
fendes amtliches Schriftstück zu ihrer Kenntnis ge- 
langen, zur Pflicht machen. ..." 

Diese Vorschrift findet über Artikel 44 Abs. 2 Satz 1 
GG auf Untersuchungsausschüsse sinngemäß An- 
wendung. 

Der Untersuchungsausschuß hat den Wunsch der 
Bundesregierung in seiner 30. Sitzung am 26. Sep- 
tember 1996 beraten und sich inhaltlich von folgen- 
den Gedanken leiten lassen: 

Nach den zugrundeliegenden Rechtsvorschriften 
kann ein Schweigegebot nicht nur dann erlassen 
werden, wenn die Staatssicherheit gefährdet ist, son- 
dern auch bei Gefährdung der öffentlichen Ordnung 
oder Bekanntgabe von Geschäftsgeheimnissen oder 
privaten Geheimnissen. Nach Auffassung des Unter- 
suchungsausschusses gehört in diesen Kontext auch 
- im Interesse des Staates - die Ermittlungstätigkeit 
der UKPV Das starke Interesse des Staates an der 
Geheimhaltung von Informationen zu diesem Kom- 
plex wird durch entsprechende Maßnahmen der 
UKPV und der Staatsanwaltschaft II bei dem LG 
Berlin deutlich. So sind beispielsweise Unterlagen 
des BStU durch die Staatsanwaltschaft gesperrt wor- 
den. Auch die UKPV war gegenüber dem Unter- 
suchungsausschuß nur bereit, in eingestufter Sitzung 
zu berichten. 


Werden dem Zeugen Vorhaltungen aus VS-GEHEIM 
eingestuften Unterlagen gemacht, wären bei nicht 
verhängtem Schweigegebot zwar die geheimer- 
mächtigten Sitzungsteilnehmer zur Verschwiegen- 
heit verpflichtet, aber nicht der Zeuge! Ein wirksa- 
mer Geheimnisschutz kann deshalb nur erreicht wer- 
den, wenn auch der Zeuge und sein Zeugenbeistand 
zur Verschwiegenheit verpflichtet werden. Dies kann 
allein über die Verfügung eines Schweigegebots er- 
reicht werden. 

bb) Auferlegung eines Schweigegebots 

Vor diesem Hintergrund hat am 26. September 1996 
der Untersuchungsausschuß einem Zeugen ein 
Schweigegebot auferlegt. Der Beschluß hatte folgen- 
den Inhalt: 

„Der Untersuchungsausschuß der 13. Wahlperiode 
hat in vorausgegangener nichtöffentlicher Sitzung 
einstimmig beschlossen: 

Wegen Gefährdung der Staatssicherheit hat der 
Ausschuß die Öffentlichkeit ausgeschlossen. 

Der Ausschuß macht dem Zeugen Willy Koch die 
Geheimhaltung von Tatsachen zum Komplex So- 
krates Kokkalis/Fa. Intracom (Athen), die durch 
die Vernehmung oder durch ein die Sache betref- 
fendes amtliches Schriftstück zu seiner, Willy 
Kochs, Kenntnis gelangen, zur Pflicht. 

Der 2. Untersuchungsausschuß der 13. Wahlpe- 
riode weist darauf hin, daß gemäß § 353 d StGB mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geld- 
strafe bestraft wird, wer entgegen einer vom Ge- 
richt - das bedeutet hier Untersuchungsausschuß - 
auf Grund eines Gesetzes auferlegten Schweige- 
pflicht Tatsachen unbefugt offenbart, die durch 
eine nichtöffentliche Gerichtsverhandlung - das 
bedeutet hier Sitzung des Untersuchungsaus- 
schusses - oder durch ein die Sache betreffendes 
amtliches Schriftstück zu seiner Kenntnis gelangt 
sind . " 

cc) Wirkung des Schweigegebots 

Im Falle der Auferlegung eines Schweigegebots ist 
zu berücksichtigen, daß die geheim zu haltenden 
Tatsachen im Beschluß genau bezeichnet werden 
müssen. Das Schweigegebot hat keine rückwirkende 
Kraft und gilt bis zu seiner Aufhebung. Der Zeuge 
darf in diesem Fall Tatsachen, die durch die Verhand- 
lung oder durch ein die Sache betreffendes amtliches 
Schriftstück zu seiner Kenntnis gelangt sind, nicht 
offenbaren. Der Untersuchungsausschuß hat jedoch 
keine Möglichkeit, zu verhindern, daß der Zeuge in 
der Öffentlichkeit über Tatsachen berichtet, die ihm 
schon vor der Vernehmung bekannt gewesen sind. 
Nur zusätzliche - für den Zeugen neue - Erkennt- 
nisse werden vom Schweigegebot erfaßt. 
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dd) Übersicht zu Personen, denen ein Schweigegebot gemäß § 174 Abs. 3 GVG auferlegt wurde bzw. werden sollte 


Name 

(Status) 

Datum 

Sitzunqs- 

Nr. 

geheim zu haltende Tatsachen 
zum Komplex 

Anmerkung 

Willy Koch 
(Zeuge) 

26. 9. 1996 

31. 

„ Kokkalis/lntracom " 


Dr. Gerhard Beil 
(Zeuge) 

Dr. Alexander Eich 
(Rechtsbeistand) 

5. 12. 1996 

42. 

„ Kokkalis/lntracom " 


Jochen Steyer 
(Zeuge) 

5. 12. 1996 

42. 

„ Kokkalis/lntracom " 


Dr. Roland Winckler 
(Zeuge) 

Dr. Siegfried Kästner 
(Rechtsbeistand) 

27. 2. 1997 

55. 

„ Kokkalis/lntracom " 


Dr. Rüdiger Zinken 
(Zeuge) 

20. 3. 1997 

59. 

Bremer Vulkan Verbund AG 

in der Beratungssitzung 
vorsorglich beschlossen, 
aber nicht auferlegt 

Dr. Friedrich Hennemann 
(Zeuge) 

Hanns Feigen 
(Rechtsbeistand) 

20. 3. 1997 

59. 

Bremer Vulkan Verbund AG 

in der Beratungssitzung 
vorsorglich beschlossen, 
aber nicht auferlegt 


Der Untersuchungsausschuß hat vor jeder Zeugenver- 
nehmung bzw. Anhörung den vorsorglichen Beschluß 
gefaßt, eine VS- VERTRAULICHE Sitzung durchzu- 
führen, soweit Vorhalte aus VS-VERTRAULICH ein- 
gestuften Unterlagen gemacht werden sollen. 

ee) Aufhebung der Schweigegebote 

Nachdem die Staatsanwaltschaft 11 bei dem LG Berlin 
am 23. Mai 1997 die Einstellung des Ermittlungs- 
verfahrens gegen Sokrates Kokkalis gemäß § 170 
Abs. 2 StPO verfügt hatte, haben sich auch UKPV 
und BvS gegenüber dem Untersuchungsausschuß 
dahingehend einverstanden erklärt, daß eine VS- 
Einstufung der ursprünglich VS-VERTRAULICH ein- 
gestuften Vernehmungsprotokolle der Zeugen Koch, 
Dr. Beil, Steyer und Dr. Winckler nicht mehr erforder- 
lich sei. Mit Wirkung der Herabstufung der Verneh- 
mungsprotokolle auf „offen" waren die den Zeugen 
und deren Rechtsbeiständen auferlegten Schweige- 
gebote aufgehoben. Der Untersuchungsausschuß hat 
dies in seinen Sitzungen am 13. November 1997 und 
15. Januar 1998 ausdrücklich festgestellt und die be- 
troffenen Personen entsprechend benachrichtigt. 

g) Recherche in VS-GEHEIM eingestuften Disketten 
der HA XVIII/8 des Ministeriums für Staats- 
sicherheit (MfS) 

Auf Antrag der Mitglieder der Fraktion der SPD im 
Untersuchungsausschuß wurden am 17. April 1997 


70 Kopien von Originaldisketten der HA XVlIl/8 des 
MfS aus dem Bestand des BStU, die am 11. Oktober 
1994 in der Geheimschutzstelle des Deutschen Bun- 
destages gezogen und dort mit Tagebuchnummer 
86/94 VS-GEHEIM registriert worden sind, beigezo- 
gen. 

ln seiner schriftlichen Antwort auf den Beiziehungs- 
beschluß hat der BStU am 30. April 1997 die Geneh- 
migung zur Beiziehung erteilt, aber gleichzeitig die 
Herabstufung mit folgender Begründung abgelehnt: 

„Die Einstufung der in Rede stehenden Diskettenko- 
pien als VS-Geheim erfolgte aufgrund der Tatsache, 
daß die Disketten eine Vielzahl von Daten und Infor- 
mationen zu Personen enthalten, die als Betroffene 
und Dritte gemäß § 6 Abs. 3 und 1 StVG anzusehen 
sind. Der Schutz des Persönlichkeitsrechts kann nach 
dem sogenannten ,Flick-lJrteiT des Bundesverfas- 
sungsgerichts (BVerfGE 67, S. 1 00 ff) auch durch Vor- 
kehrungen des Geheimschutzes gewährleistet wer- 
den. Dies ist in dem vorliegenden Fall notwendig, da 
die Mißachtung schutzwürdiger Interessen der auf 
den Disketten verzeichneten Betroffenen und Drit- 
ten ihre Persönlichkeitsrechte schwer beeinträchti- 
gen würde. Auch die ungeprüfte Preisgabe von Han- 
delsbeziehungen deutscher und ausländischer Fir- 
men, die nicht in Zusammenhang mit dem üntersu- 
chungsauftrag des Ausschusses stehen, würde 
geschützte Geschäftsgeheimnisse unzulässig offen- 
legen. " (Dokument Nr. 12) 
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Mit der vom BStU zunächst vorgeschlagenen weite- 
ren Auswertung der Disketten durch einen oder 
mehrere Untersuchungsausschußvertreter in der 
Behörde des BStU hat sich der Untersuchungsaus- 
schuß nicht einverstanden erklärt. Der BStU hat 
dem Untersuchungsausschuß schließlich einen als 
praktikabel angesehenen Vorschlag unterbreitet, 
der im Kern eine Recherche in den beigezoge- 
nen und VS-GEHEIM eingestuften Disketten der 
HA XVIII/8 des MfS in der Geheimschutzstelle des 
Deutschen Bundestages zuließ. Die Bundestagsver- 
waltung hat daraufhin gemeinsam mit dem BStU 
an zwei Terminen Schulungen zur Einweisung in 
die Bedienung der Datenbank einschließlich Erläu- 
terung der Disketteninhalte und Recherchemög- 
lichkeiten durchgeführt. 


h) Praktische Schwierigkeiten beim Umgang mit 
Unterlagen, die dem Untersuchungsausschuß in 
eingestufter Form, anderen Stellen aber in nicht- 
eingestufter Form vorliegen 

Der Untersuchungsausschuß hat wiederholt feststel- 
len müssen, daß Auszüge aus VS-VERTRAULICH 
eingestuften Berichten des Bundesrechnungshofes 
sowie Akten des Bundekanzleramtes in den Medien 
ebenso veröffentlicht waren wie Unterlagen des 
BStU, die dem Untersuchungsausschuß nicht oder 
nur mit Schwärzungen zur Verfügung standen. Der 
Untersuchungsausschuß hat außerdem bei den 
Themenkomplexen „Bremer Vulkan Verbund AG'" 
und „Leuna/Minol“ zur Kenntnis nehmen müssen, 
daß Unterlagen, die ihm in eingestufter Form zuge- 
gangen waren, in den Untersuchungsausschüssen in 
Bremen und Mecklenburg- Vorpommern teilweise in 
öffentlicher Sitzung behandelt wurden. Der Untersu- 
chungsausschuß hat sich deshalb während seiner Tä- 
tigkeit mehrfach mit der generellen Frage beschäf- 
tigt, ob Beweismaterialien, die VS -VERTRAULICH 
oder höher eingestuft, aber gleichwohl in den Me- 
dien veröffentlicht oder anderen Stellen frei zugäng- 
lich sind, von ihm in öffentlicher Sitzung behandelt 
werden dürften und berichtsverwertbar seien. 

Im Ergebnis hat der Untersuchungsausschuß keine 
Möglichkeit gesehen, durch derartige Vorkommnisse 
von der eigenen Verpflichtung zur Geheimhaltung 
entbunden zu werden. Eine eventuell schwächer 
ausgeprägte oder gar fehlende Geheimschutzord- 
nung der Länder könne keine Rechtswirkungen für 
das Verhalten des Untersuchungsausschusses entfal- 
ten. Bezüglich der Medienberichterstattung hat der 
Untersuchungsausschuß bedacht, daß im Einzelfall 
nicht erkennbar sei, ob die betreffende Unterlage auf 
legalem Wege an die Öffentlichkeit gekommen sei. 
Vor diesem Hintergrund hat der Untersuchungsaus- 
schuß VS-VERTRAULICH und höher eingestufte Un- 
terlagen nicht in öffentlicher Sitzung behandelt. Ins- 
besondere zum Themenkomplex „Bremer Vulkan 
Verbund AG " hat er für den Fall, daß Vorhaltungen 
aus VS-VERTRAULICH eingestuften Unterlagen ge- 
macht werden sollten, vorsorglich die Durchführung 
einer VS-VERTRAULICH eingestuften Sitzung im 
Anschluß an den jeweiligen öffentlichen Sitzungsteil 
beschlossen. 


i) Herabstufung der mit einem Geheimhaltungsgrad 
versehenen Akten und sonstigen Unterlagen 

Zahlreiche Unterlagen sind dem Untersuchungsaus- 
schuß mit dem Geheimhaltungsgrad VS-VERTRAU- 
LICH oder höher zugänglich gemacht worden, da 
nach Ansicht der herausgebenden Stellen Gesichts- 
punkte des Quellenschutzes, des Persönlichkeits- 
rechts, des Schutzes von Betriebs- und Geschäftsge- 
heimnissen, des Staatsschutzes oder andere Rechte 
Dritter dies erforderten. Der Untersuchungsausschuß 
hat sich wiederholt und mit unterschiedlichem Erfolg 
um eine Herabstufung bemüht. Ihm war daran gele- 
gen, möglichst viel uneingestuftes Material zu er- 
halten, um dieses in öffentlicher Verhandlung und in 
seinem abschließenden Bericht an das Plenum ver- 
werten zu dürfen. 

Im Vorfeld der Arbeiten am Abschlußbericht wurden 
in größerem Maße Herabstufungswünsche - teilwei- 
se auf bestimmte Seiten, Absätze oder einzelne Sätze 
der eingestuften Akten beschränkt - an die heraus- 
gebenden Stellen gerichtet. Diese haben darauf 
oftmals in der Weise reagiert, daß sie einer offenen 
Verwendung der entsprechenden Teile zugestimmt 
haben. 

Einige der in diesem Zusammenhang angestellten 
Überlegungen und Probleme aus der praktischen 
Untersuchungstätigkeit sollen nachfolgend erwähnt 
werden. 


aa) Bemühungen bezüglich der Herabstufung 
VS-VERTRAULICHER Unterlagen 
zum Themenkomplex „Intracom/Kokkalis“ 

Wie aus der Übersicht zum nachfolgenden Gliede- 
rungspunkt B.III.2.e) deutlich wird, hat sich der Un- 
tersuchungsausschuß von Anfang an intensiv darum 
bemüht, den Themenkomplex „Intracom/Kokkalis'' 
möglichst in nichteingestufter Form bearbeiten und 
im Abschlußbericht verwerten zu können. 

Diesem Ziel ist der Untersuchungsausschuß aber erst 
nach der zwischenzeitlichen Einstellung des Er- 
mittlungsverfahrens gegen Sokrates Kokkalis und 
der anschließenden Anhörung von MR Leonhard als 
Vertreter des Sekretariates der UKPV vor dem Unter- 
suchungsausschuß am 26. Juni 1997 näher ge- 
kommen. 

Auf Anfrage vom 21. August 1997, ob eine Herabstu- 
fung nunmehr möglich sei, da auch die UKPV keine 
Bedenken mehr gegen eine Herabstufung habe, hat 
der BStU mit Schreiben vom 17. September 1997 die- 
ser Bitte insofern entsprochen, als er die mit Übersen- 
dungsschreiben vom 15. November 1996 ursprüng- 
lich als VS-VERTRAULICH überlassenen Unterlagen 
zum Themenkomplex „Intracom/Kokkalis" auf „of- 
fen" (teilweise nach Anonymisierungen im Text) 
bzw. VS-NfD herabgestuft hat. Auf die erneute Bitte 
vom 22. September 1997 hat der BStU einen Tag 
später auch die VS-NfD eingestuften Unterlagen auf 
„offen" herabgestuft. Dies hatte zur Folge, daß die 
Verwendung dieser Unterlagen im Rahmen der Fort- 
setzung der Vernehmung des Zeugen Willy Koch am 
25. September 1997 in öffentlicher Sitzung erfolgen 
konnte. 
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Ebenfalls erst in der 75. Sitzung am 25. September 
1997 hat der Untersuchungsausschuß gemäß § 3 
Abs. 2 i. V. m. § 7 Abs. 1 GO-BT eine Herabstufung 
der VS-VERTRAULICH eingestuften Vernehmungs- 
protokolle der Zeugen Koch, Dr. Beil, Steyer und 
Dr. Winckler auf „offen" beschließen können. Außer- 
dem hat sich der Untersuchungsausschuß um eine 
Herabstufung der VS-VERTRAULICHEN Teile der 
Protokolle der 25. nichtöffentlichen Beratungssitzung 
(Stellungsnahme des Vorsitzenden der UKPV, Prof. 
Dr. Papier) sowie der 73. nichtöffentlichen Bera- 
tungssitzung (Stellungnahme eines Mitarbeiters des 
Sekretariates der UKPV, MR Leonhard) auf „offen" 
bemüht. Die UKPV hat jedoch bezüglich des Proto- 
kolls der 73. Sitzung um eine Einstufung in VS-NfD 
gebeten. 

bb) Überlegungen in Zusammenhang mit der 
Herabstufung VS-VERTRAULICH eingestufter 
Unterlagen zum Themenkomplex „Bremer Vulkan 
Verbund AG" 

Der Untersuchungsausschuß hat sich auch mit der 
Frage beschäftigt, ob es geboten sei, für die mit 
einem Geheimhaltungsgrad belegten Unterlagen, 
die allein das Verhältnis der THA zur Bremer Vulkan 
Verbund AG (BVVAG) betreffen, eine globale Her- 
abstufung zu verlangen. 

Im Rahmen dieser Fragestellung war zu berücksichti- 
gen, daß die ursprünglich vorgenommene Einstufung 
zum Schutz bestehender Betriebs- und Geschäftsge- 
heimnisse verfügt war. Eine Herabstufung war in 
einem solchen Fall nur dann möglich, wenn der Inha- 
ber der Geheimnisse einer offenen Herausgabe der 
Unterlagen zustimmt. Diese Zustimmung hat der 
Konkursverwalter der BVVAG explizit in bezug auf 
die Anfrage der BvS zur Herabstufung der Privatisie- 
rungsverträge zwischen der BvS und den Unterneh- 
men Volkswerft Stralsund (VWS) sowie Meerestech- 
nik Wismar (MTW) verweigert. Der Untersuchungs- 
ausschuß hat deshalb von einem generellen Herab- 
stufungswunsch Abstand genommen und sich mit 
der Bundesregierung darauf verständigt, zukünftig 
um die Herabstufung konkreter Textstellen zu bitten, 
damit die Bundesregierung ihrerseits den Betroffe- 
nen fragen könne, ob die betreffende Textstelle noch 
schutzbedürftig sei. 

cc) Probleme bei der Herabstufung VS-GEHEIM 
eingestufter Disketten der HA XVIII/8 des MfS 

Der Untersuchungsausschuß hat die Beiziehung von 
70 VS-GEHEIM eingestuften Kopien von Original- 
disketten der HA XVlII/8 des MfS aus dem Bestand 
des BStU beschlossen. Der Obmann der SPD-Frak- 
tion forderte in diesem Zusammenhang eine Herab- 
stufung der betreffenden Diskettenkopien von VS- 
GEHEIM auf VS-NfD. 

In seiner schriftlichen Antwort auf den Beweis- 
beschluß hat der BStU am 30. April 1997 die Ge- 
nehmigung zur Beiziehung erteilt, aber gleichzeitig 
die Herabstufung mit der bereits oben unter Erster 
Teil, B.I.lO.g aufgeführten Begründung abgelehnt 
(Dokument 12). 


Mit der vom BStU zunächst vorgeschlagenen weite- 
ren Auswertung der Disketten durch einen oder 
mehrere Untersuchungsausschußvertreter in der Be- 
hörde des BStU hat sich der Untersuchungsausschuß 
nicht einverstanden erklärt. Der BStU hat sodann 
einen neuen - vom Untersuchungsausschuß als prak- 
tikabel angesehenen - Vorschlag unterbreitet, der 
eine Recherche in durch Beweisbeschluß 13-259 
beigezogenen und VS-GEHEIM eingestuften Dis- 
ketten der HA XVIII/8 des MfS in der Geheimschutz- 
stelle des Deutschen Bundestages zuließ (Dokument 
Nr. 13). 


II. Vorbereitung der Beweiserhebung 

1. Nichteinführung eines ausschußinternen 
Berichterstattersystems 

Zur Einführung in einzelne Untersuchungsbereiche 
hat der Obmann der Fraktion der SPD im Unter- 
suchungsausschuß in der 2. Sitzung am 26. Oktober 
1995 die Einführung eines ausschußinternen Be- 
richterstattersystems als sinnvolle und praktikable 
Lösung angeregt. Nach seiner Vorstellung sollten ar- 
beitsteihg vorliegende Informationen zu den einzel- 
nen Themenkomplexen von einzelnen Untersu- 
chungsausschußmitgliedern ausgewertet und über 
eine Berichterstattung im Untersuchungsausschuß 
sämtlichen Untersuchungsausschußmitgliedern zur 
Verfügung gestellt werden. 

Von der> kleineren Fraktionen und der Gruppe wur- 
de darauf verwiesen, daß die Einführung eines der- 
artigen Berichterstattersystems für sie keine Vorteile 
bringe. Auch die Fraktion der CDU/CSU hat gewisse 
Vorbehalte geäußert und vorgeschlagen, diese Frage 
bei Bedarf in einer der nächsten Obleutebesprechun- 
gen noch einmal zu behandeln. Von einer erneuten 
Thematisierung der Einführung eines ausschußinter- 
nen Berichterstattersystems hat die SPD-Fraktion ab- 
gesehen. 

2. Obleute- und Mitarbeiterbesprechungen 
a) Obleutebesprechungen 

In der Anfangsphase der Untersuchungsausschußtä- 
tigkeit hat der Vorsitzende jeweils einmal monatlich 
zu einem Obleutegespräch eingeladen, um beson- 
dere Problem- oder Aufgabenbereiche vor den Aus- 
schußsitzungen vorzuberaten. An diesen Obleute- 
gesprächen nahmen neben dem Vorsitzenden und 
seinem Stellvertreter die von den Fraktionen und der 
Gruppe benannten Obleute sowie je ein benannter 
Mitarbeiter der Fraktionen/Gruppe und zwei Mitar- 
beiter des Sekretariats teil. Es hat sich gezeigt, daß in 
dieser kleinen Runde auch schwierige Problemfelder 
aus völlig unterschiedlichen Bereichen - wie zum 
Beispiel Verfahrensfragen, Themenschwerpunkte 
oder zeitliche Abläufe - gelöst werden konnten. 

Nach dem ersten Vierteljahr sind Obleutegespräche 
nur noch bei konkretem Beratungsbedarf einberufen 
worden. Während der gesamten Untersuchungs- 
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ausschußtätigkeit haben fünf Obleutegespäche statt- 
gefunden. 

b) Mitarbeiterbesprechungen 

Zur Vorbereitung von Entscheidungen hat sich der 
Untersuchungsausschuß wiederholt für Mitarbeiter- 
besprechungen unter Federführung des Ausschuß- 
sekretariates ausgesprochen. An diesen Besprechun- 
gen haben je ein benannter Mitarbeiter der Fraktio- 
nen, die benannte Gruppenmitarbeiterin sowie ein 
oder mehrere Mitarbeiter des Ausschußsekretariates 
teilgenommen. In diesem Teilnehmerkreis wurden 
beispielsweise die halbjährlichen Temünplanungen 
erörtert und anschließend dem Untersuchungsaus- 
schuß als Beschlußvorlage zugeleitet. Vorschläge, die 
auf Mitarbeiterebene einvernehmlich erzielt worden 
waren, hat der Untersuchungsausschuß stets über- 
nommen. 

Insgesamt haben zehn Mitarbeiterbesprechungen 
stattgefunden. 


3. Informatorische Anhörungen und Einholung 
von Auskünften zu Parallelverfahren und 
Aktenbeständen 

Der 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode 
hatte sich vor Beginn seiner Beweiserhebung und 
auch noch parallel dazu wegen der Weite seines Auf- 
trags und der Fülle des zu sichtenden Materials 
Kenntnis von den bereits vorliegenden Ermittlungs- 
ergebnissen anderer Stellen und den vorhandenen 
Aktenbeständen verschafft. Da sich der Unter- 
suchungsausschuß der 13, Wahlperiode in vergleich- 
barer Situation befand, hat er sich ebenfalls Vor- 
informationen verschafft. Er hat sich dabei auf die 
Beiziehung von Akten, Einholung von mündlichen 
Berichten und Durchführung informatorischer An- 
hörungen verständigt, bevor es zur Zeugeneinver- 
nahme kam. 

Im einzelnen haben folgende Personen vor dem Un- 
tersuchungsausschuß mündlich berichtet bzw. infor- 
miert: 


Datum 

Sitzung 

Anhörperson 

Funktion 

Thema 

18.1.1996 

6. 

Joachim Gauck 

Bundesbeauftragter für die 
Unterlagen des Staatssicher- 
heitsdienstes der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen 
Republik (BStU) 

Zuständigkeit und Arbeits- 
weise des BStU; Stand der 
Materialerschließungen 

18.1.1996 

6. 

Manfred Kittlaus 

Leitender Direktor beim 
Polizeipräsidenten in Berlin; 
Leiter der Zentralen Ermitt- 
lungsstelle für Regierungs- 
und Vereiniqunqskriminalität 
(ZERV) 

Zuständigkeit und Arbeits- 
weise der ZERV; Stand der 
Ermittlungstätigkeit 

18.1.1996 

6. 

Uwe Schmidt 

Leitender Kriminaldirektor; 
Zentrale Ermittlungsstelle für 
Regierungs- und Vereini- 
gungskriminalität (ZERV) 

Zuständigkeit und Arbeits- 
weise der ZERV; Stand der 
Ermittlungstätigkeit 

1.2.1996 

8. 

Dr. Josef Dierdorf 

Direktor Sonder- und Bun- 
desfinanzvermögen bei 
der Bundesanstalt für vereini- 
gungsbedingte Sonderauf- 
gaben (BrS) 

Zuständigkeiten, Arbeits- 
weise und Kontrollen der BvS 
im Bereich Kommerzielle 
Koordinierung 

1.2.1996 

8. 

Dr. Lothar Holzapfel 

Direktor Abwicklung bei 
der Bundesanstalt für ver- 
einigungsbedingte Sonder- 
aufgaben (BrS) 

Stand der Abwicklung 

8.2.1996 

9. 

Prof. Dr. 

Hans-Jürgen Papier 

Vorsitzender der Unabhän- 
gigen Kommission zur Über- 
prüfung des Vermögens der 
Parteien und Massenorgani- 
sationen der DDR (UKPV) 

Zuständigkeit und Arbeits- 
weise der UKPV; Ermitt- 
lungshandlungen und 
-erfolge 
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Datum 

Sitzung 

Anhörperson 

Funktion 

Thema 

8.2.1996 

9. 

Giso Schütz 

Abteilungspräsident beim 
Bundesverwaltungsamt 

Zuständigkeit; Vorgehens- 
weise im Bereich Aufklärung 
Finanzvermögen; Prüfgebiete 
und Ergebnisse 

29.2.1996 

11. 

Irmgard Karwatzki 

Parlamentarische Staats- 
sekretärin beim Bundes- 
ministerium der Finanzen 

Rechts- und Fachaufsicht 
über die Treuhandanstalt; 
Umfang der Schäden aus 
Transferrubelgeschäften 

29.2.1996 

11. 

Ulrich Knaack 

Leitender Regierungsdirektor 
beim Bundesamt für Finan- 
zen 

Währungsumstellung; 

Transferrubelgeschäfte; 

Schadensumfang 

16.1.1997 

48. 

Christoph Schaefgen 

Generalstaatsanwalt; Leiter 
der Staatsanwaltschaft II bei 
dem Landgericht Berlin 

vereinigungsbedingte 

Wirtschaftskriminalität; 

Arbeitsweise 

16.1.1997 

48. 

Bernhard Brocher 

Oberstaatsanwalt; Staats- 
anwaltschaft II bei dem 
Landgericht Berlin 

vereinigungsbedingte 

Wirtschaftskriminalität; 

Arbeitsweise 

13.3.1997 

58. 

Jan Frischmuth 

Leitender Oberstaatsanwalt 
bei dem Landgericht Bremen 

Ermittlungstätigkeit in Zusam- 
menhang mit der Privatisie- 
rung der Ost- Werften an die 
Bremer Vulkan Verbund AG 

13.3.1997 

58. 

Host Nullmeyer 

Oberstaatsanwalt bei dem 
Landgericht Bremen 

Ermittlungstätigkeit in Zusam- 
menhang mit der Privatisie- 
rung der Ost-Werften an die 
Bremer Vulkan Verbund AG 

13.3.1997 

58. 

Dr. Joachim Erbe 

Stabsstelle Besondere Auf- 

Privatisierung der Ost- 

15.5.1997 

68. 


gaben bei der Bundesanstalt 

Werften an die Bremer Vul- 

25.9.1997 

76. 


für vereinigungsbedingte 
Sonderaufgaben (BvS) 

kan Verbund AG; Verant- 
wortlichkeiten bei der BvS 

13.3.1997 

58. 

Hansjörg Schaal 

Justitiar bei der Bundes- 

Privatisierung der Ost- 

15.5.1997 

68. 


anstalt für vereinigungsbe- 
dingte Sonderaufgaben (BvS) 

Werften an die Bremer Vul- 
kan Verbund AG 

24.4.1997 

66. 

Dr. Norbert Pfitzer 
(Sachverständiger) 

Schitag Ernst Young, 

Deutsche Allgemeine 
Treuhand AG, Stuttgart 

Zulässigkeit des zentralen 
Cash-Management, ins- 
besondere unter Berücksich- 
tigung der Einbeziehung 
staatlicher Beihilfen 
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III. Beweiserhebung durch Beiziehung 
von Akten, Berichten, Protokollen 
und sonstigen Unterlagen 

1. Art, Herkunft und Umfang 
der Beweismaterialien 

Zur Vorbereitung der Beweisaufnahme und zum 
Zweck der Beweisaufnahme selbst hat der Unter- 
suchungsausschuß in größerem Umfange Material 
beigezogen. Auf dieser Grundlage wurde Material 
ebenso beigezogen wie auf der Grundlage münd- 
licher Ausführungen von Zeugen und Anhörperso- 
nen. Teilweise hat der Untersuchungsausschuß aber 
auch Unterlagen aufgrund freiwilliger Zusendung 
von Behörden, Zeugen, Anhörpersonen und auch 
aus der Bevölkerung erhalten. Zur schnellen Orien- 
tierung über Beiziehungsbeschlüsse und das zur 
Verfügung stehende Beweismaterial hat das Sekre- 
tariat verschiedene Listen erstellt, die allen Be- 
rechtigten über den Verteiler 1 zugänglich gemacht 
wurden. 

Zunächst wurde jede Ausschußdrucksache listenmä- 
ßig aufgenommen, um jederzeit Inhalt und Beschluß- 
lage feststellen zu können (Vierter Teil, Liste der 
Ausschußdrucksachen). Nachdem der Untersu- 
chungsausschuß einen Beiziehungsbeschluß gefaßt 
hatte, wurde dieser in einer entsprechenden Liste 
- nach der laufenden Nummer geordnet und u. a. mit 
kurzer Inhaltsangabe versehen - aufgenommen 
(Vierter Teil, Liste der Beweisbeschlüsse). Auf diese 
Weise ließ sich jederzeit verläßlich nachprüfen, ob zu 
einer bestimmten Thematik bereits die Beiziehung 
von Beweismaterial beschlossen war. 

Weitere, über die vorgenannte Liste hinausgehende 
Informationen zum Verfahrensstand enthielt die 
Übersicht zum „Bearbeitungsstand der Beweis- und 
Beweisvorbereitungsbeschlüsse". Hier konnten bei- 
spielsweise der Inhalt eines Beweis- bzw. Beweis- 
vorbereitungsbeschlusses in Kurzform sowie die in 
dieser Angelegenheit bereits veranlaßten oder noch 
notwendigen Maßnahmen wie Materialverteüung, 
Zeugenladung usw. abgelesen werden (Vierter Teil, 
Liste Bearbeitungsstand Beweisbeschlüsse). 

Sämtliche Antworten auf Beiziehungsbeschlüsse des 
Untersuchungsausschusses wurden in die „Liste der 
Materialen A" aufgenommen. Diese Liste enthielt 
neben einer inhaltlichen Einordnung insbesondere 
auch Angaben über Materialumfang und bestehende 
Geheimhaltungsgrade. Sie wurde ständig aktuali- 
siert und hatte am 13. Mai 1998 einen Gesamtumfang 
von 53 Seiten (Vierter Teil, Liste Mat A). Daneben 
standen dem Untersuchungsausschuß die „Liste der 
Materialien B" (Beweismaterialien, die nicht auf- 
grund eines Beweisbeschlusses, sondern aufgrund 
freiwilliger Zusendung eingingen) (Vierter Teil, Liste 
Mat B) sowie die „ Liste der Materialien C " , das sind 
Materialien, die Bezug zum Untersuchungsauftrag 
haben, aber nicht die zu untersuchenden Vorgänge 
dokumentieren, wie Verwaltungsentscheidungen in 
vergleichbaren Fällen, allgemeine Dienstanweisun- 
gen u. ä., die nicht aufgrund von Beweisbeschlüssen 
eingingen (Vierter Teil, Liste Mat C) zur Verfügung. 


In der praktischen Arbeit des Untersuchungsaus- 
schusses haben sich alle vorgenannten Listen als in 
hohem Maße nützlich erwiesen. Insbesondere die 
„Liste der Materialen A" war im Rahmen der Vorbe- 
reitung von Zeugenvernehmungen und der späteren 
Berichterstellung ein wichtiges Hilfsmittel. 

Zum Zweck der Beweisaufnahme hat der Unter- 
suchungsausschuß Akten, Berichte, Protokolle und 
sonstige Unterlagen verschiedener Provenienz bei- 
gezogen oder ohne Beiziehungsbeschluß erhalten. 

Dieser Bestand umfaßte am 20. Mai 1998 213 653 Sei- 
ten. 

Von den eingegangenen Dokumenten sind 113 605 
Seiten Text auf Bildplatten der DV-Anlage gespei- 
chert. 

Auf die beim BStU vorhandenen Unterlagen der Ab- 
teilung Finanzen des MfS mit einem Umfang von 
ca. 1 300 lfm. hat der Untersuchungsausschuß nur in 
geringem Maße zurückgreifen können, da diese nicht 
hinreichend erschlossen waren oder aber dem Bun- 
desverwaltungsamt, Außenstelle Berlin, zu Erfüllung 
seiner Aufgaben auf der Grundlage des §11 Stasi- 
Unterlagen-Gesetz (StUG) zur Verfügung standen. 

Die Beweismaterialien (Auskünfte und Dokumente) 
stammen von folgenden Stellen: 

Deutscher Bundestag 
Bundesregierung 

Bundeskanzleramt (BKAmt) 

Bundesminister des Auswärtigen (AA) 
Bundesminister des Innern (BMI) 

Bundesminister der Justiz (BMJ) 

Bundesminister der Finanzen (BMF) 
Bundesminister für Wirtschaft (BMWi) 
Bundesminister der Verteidigung (BMVg) 

Bundesrechnungshof (BRH) 

Unabhängige Kommission zur Überprüfung des Ver- 
mögens der Parteien und Massenorganisationen der 
DDR (UKPV) 

Der Bundesbeauftragte für die Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen 
Demokratischen Republik (BStU) 

Andere Bundesbehörden 

Bundesnachrichtendienst (BND) 

Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) 
Bundeskriminalamt (BKA) 

Bundesverwaltungsamt (BVA) 

Der Generalbundesanwalt beim Bundesgerichts- 
hof (GBA) 

Bundesamt für Finanzen (BfF) 

Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonder- 
aufgaben (BvS, vormals Treuhandanstalt [THA]) 

Bundesländer 

Land Baden Württemberg 

Landgericht Stuttgart 
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Freistaat Bayern 

Bayerisches Oberstes Landesgericht 
Land Berlin 

Senatsverwaltung für Inneres 
Senats Verwaltung für Justiz 

Zentrale Ermittlungsstelle für Regierungs- und 
Vereinigungskrüninalität (ZERV) 

Der Generalstaatsanwalt der Staatsanwalt- 
schaft I bei dem Landgericht Berlin 

Der Generalstaatsanwalt der Staatsanwalt- 
schaft II bei dem Landgericht Berlin 

Staatsanwaltschaft II bei dem Landgericht 
Berlin 

Staatsanwaltschaft bei dem Kammergericht 
Berlin 

14. Große Strafkammer bei dem Landgericht 
Berlin 

19. Große Strafkammer bei dem Landgericht 
Berlin 

Kammergericht Berlin 
Oberverwaltungsgericht Berlin (3. Senat) 
Verwaltungsgericht Berlin (26. Kammer) 
Amtsgericht Tiergarten 

Freie Hansestadt Bremen 

Bremische Bürgerschaft, hier: Untersuchungs- 
ausschuß „Bremer Vulkan" 

Senator für Justiz und Verfassung 
Staatsanwaltschaft Bremen 
Landgericht Bremen 

Land Mecklenburg-Vorpommern 

Landtag, hier: 3. Parlamentarischer Untersu- 
chungsausschuß 

Landtag, hier: PDS-Fraktion 
Land Nordrhein-Westfalen 

Oberlandesgericht Düsseldorf (4. Strafsenat) 
Oberlandesgericht Köln 

Freistaat Sachsen 

Sächsischer Landtag, hier: Untersuchungaus- 
schuß zur Arbeitsfähigkeit des Sächsischen 
Landtages 

Landgericht Dresden 
Land Sachsen-Anhalt 
Staatsanwaltschaft Magdeburg 
Freistaat Thüringen 

Staatsanwaltschaft Mühlhausen 
Landgericht Mühlhausen 

Banken, Unternehmen, Gesellschaften und sonstige 
Institutionen 

Otto Scheurmann Bank-KG, Berlin 

Betriebsrat der PCE-Gruppe in Gesamtvollstrek- 
kung, Berlin 


Stellen im Ausland 

Minist ere de la Justice, Paris 

Bundesministerium für Justiz der Republik Öster- 
reich 

Landesgericht für Strafsachen, Wien 
Bezirksanwaltschaft Zürich 

Eidgenössisches Departement für Auswärtige An- 
gelegenheiten, Bern 

Schweizerische Bundesanwaltschaft, Bern 


2. Probleme bei der Beschaffung 
von Beweismaterialien 

a) Rückgriff auf Beweismaterial 

des 1. und 2. Untersuchungsausschusses 
der 12. Wahlperiode 

Die Fraktion der SPD hat die Beiziehung sämtlicher 
Akten/Unterlagen des 1. und 2. Untersuchungsaus- 
schusses der 12. Wahlperiode beantragt. Dies stieß 
jedoch auf rechtliche Bedenken. 

Allein der 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahl- 
periode hat zum Zweck der Beweisaufnahme eine 
Vielzahl von Dokumenten beigezogen. Auf der 
Seite 32 seines Abschlußberichts (BT-Drucksache 
12/7600) beziffert der Untersuchungsausschuß sei- 
nen Materialienbestand auf 2532 Akten, 320 Archiv- 
kartons und ca. 500 sonstige Dokumente sowie auf 
ca. 1,5 Millionen Seiten auf Bildplatten gespeicherter 
Text. Die Unterlagen waren von verschiedensten 
Stellen überlassen worden. 

Der Untersuchungsausschuß benötigte nicht den 
gesamten Akten- bzw. Datenbestand der beiden 
früheren Untersuchungsausschüsse, da der Unter- 
suchungsauftrag wesentliche Teilbereiche ausklam- 
merte, die Gegenstand des 1. bzw. 2. Untersuchungs- 
ausschusses der 12. Wahlperiode gewesen waren. 
Auch die Bundesregierung hat mitgeteilt, sie könne 
dem Untersuchungsausschuß nur die Unterlagen zur 
Verfügung stellen, die dieser zur Erfüllung seiner 
konkreten Aufgaben notwendigerweise benötige. 

Darüber hinaus hätten alle herausgebenden Stellen 
ihre Genehmigung für die Nutzung der Akten durch 
den Untersuchungsausschuß erteilen müssen. Diese 
wäre nur unter erheblichem Zeitaufwand durch- 
führbar gewesen. 

Um ein solches zeitraubendes Überprüfungsverfah- 
ren zu vermeiden, hat der Untersuchungsausschuß 
nach einem praktikablen Weg gesucht. Er hat daher 
unter Berücksichtigung des Archivierungsbeschlus- 
ses des 1. Untersuchungsausschusses der 12. Wahl- 
periode (BT-Drucksache 12/7600, S. 29 f.) in seiner 

3. Sitzung am 23. November 1995 einstimmig folgen- 
des dreistufiges Verfahren beschlossen: 

„1. Stufe: Diejenige Fraktion/Gruppe, die Ein- 
sichtnahme in die Akten und den Da- 
tenbestand des 1. Untersuchungsaus- 
schusses nehmen will, beantragt dies 
bei der Präsidentin. 
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2. Stufe: Nach entsprechender Genehmigung 

der Akteneinsicht durch die Präsidentin 
recherchieren die Fraktionen/Gruppe in 
den Räumen des Sekretariats und listen 
nach Abschluß ihrer Recherche in 
einem Beweisantrag diejenigen Akten 
bzw. Teilakten auf, die sie zu Beweis- 
zwecken konkret heranziehen wollen. 

3. Stufe: Nach einem entsprechenden Beweisbe- 

schluß des Untersuchungsausschusses 
richtet das Sekretariat Schreiben an die 
ursprünglich abgebende Behörde mit 
der Bitte um Genehmigung der weite- 
ren Nutzung der dem Deutschen Bun- 
destag bereits zur Verfügung gestellten 
Akten zu Beweiszwecken . " 


b) Material ausländischer Behörden 

Die Beiziehung von Unterlagen aus dem Ausland hat 
sich als besonders schwierig herausgestellt. Zur nä- 
heren Information sollen in diesem Zusammenhang 
an die Schweizerische Bundesanwaltschaft und 
französische Justizbehörden gerichtete Beiziehungs- 
verlangen beschrieben werden. 

aa) Schweizerische Bundesanwaltschaft 

Der Untersuchungsausschuß hat am 17. Oktober 
1996 den Beweisbeschluß 13-170 gefaßt, durch den 
bei der BvS Unterlagen aus dem Verfahrenskomplex 
Novum beigezogen werden sollten. Diese Unter- 
lagen wurden dringend für die auf den 5. Dezember 
1996 terminierte Vernehmung des früheren Ministers 
für Außenhandel der ehemaligen DDR, Dr. Gerhard 
Beil, benötigt. 

Gemäß Ziffer 13 des Beweisbeschlusses sollte unter 
anderem der „Bericht der Schweizerischen Bundes- 
anwaltschaft vom 18. Mai 1979 über das gerichtspoli- 
zeiliche Ermittlungsverfahren gegen das illegale 
Residentenehepaar Wolf-Klie" beigezogen werden. 

Die BvS hat sich unmittelbar nach dem Beschluß bei 
der Schweizerischen Bundesanwaltschaft um eine 
Genehmigung zur Herausgabe des Berichts an den 
Untersuchungsausschuß bemüht. Mit Schreiben vom 
12. November 1996, eingegangen bei der BvS am 
15. November 1996, hat die Bezirksanwaltschaft IV 
für den Kanton Zürich dieser Bitte nicht entsprochen 
und gegenüber der BvS folgendes mitgeteilt: 

„Das von Ihnen angesprochene Dossier der 
Schweizerischen Bundesanwaltschaft wurde uns 
am 25. Januar 1993 (spätere Nachträge) vom Son- 
derbeauftragten für Staatsschutzakten des Schwei- 
zerischen Bundesrates zur Verwendung im Straf- 
verfahren gegen Rudolfine Steindling zur Verfü- 
gung gestellt. Im Zuge der Rechtshilfeverfahren 
wurde es unsererseits dem Landgericht Wien und 
der Staatsanwaltschaft II in Berlin zur Verfügung 
gestellt. Dabei wurde jeweils der übliche Speziali- 
tätsvorbehalt angebracht, der die Verwendung der 
Akten in politischen (Straf-) Verfahren ausschließt 
(Art. 2 EUeR, Art. 3 IRSG). 


Dementsprechend kann ich Ihnen die erwünschte 
Zustimmung nicht erteilen und fordere Sie auf, Ih- 
re Klientschaft, die Bundesrepublik Deutschland, 
Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonder- 
aufgaben, ausdrücklich auf den Grundsatz der Spe- 
zialität der Rechtshilfe aufmerksam zu machen. 

Der Zweite Untersuchungsausschuß des Deut- 
schen Bundestages zum Bereich Kommerzielle 
Koordinierung DDR ist eingeladen, allenfalls ein 
Akteneinsichtsbegehren auf diplomatischem Wege 
oder über den Generalbundesanwalt in Karlsruhe 
zu stellen". 

Die BvS hat ihrerseits den Untersuchungsausschuß 
über die Äußerung der schweizerischen Behörden in 
Kenntnis gesetzt. Unter dem Datum 19. November 
1996 hat daraufhin der Untersuchungsausschuß 
seine Bitte an das Auswärtige Amt gerichtet, bei den 
zuständigen schweizerischen Behörden um Akten- 
einsicht für den Untersuchungsausschuß nachzu- 
suchen. Alle Bemühungen haben jedoch nicht zu 
dem angestrebten Ziel geführt. Der Untersuchungs- 
ausschuß hat das betreffende Dokument deshalb 
später bei der Staatsanwaltschaft II bei dem LG 
Berlin beigezogen. 

bb) Französische Justizbehörden 

Im Rahmen des Rechtshilfeverkehrs in strafrechtli- 
chen Angelegenheiten mit Frankreich hat der Unter- 
suchungsausschuß die französischen Justizbehörden 
(Premier juge d'instruction beim Tribunal de grande 
Instance in Paris) ersucht, „Unterlagen aus dem 
von den Untersuchungsrichterinnen Eva Joly und 
Laurence Vichnievsky gegen Verantwortliche der 
Firma Elf-Aquitaine wegen des Verdachts der Kor- 
ruption geführten Ermittlungsverfahren, zur Ver- 
fügung zu stellen, soweit diese den Verkauf der Raffi- 
nerien in Leuna und Zeitz und des Minol-Tank- 
stellennetzes an das Unternehmen Elf-Aquitaine zum 
Inhalt haben und/oder Hinweise auf mögliche 
Schmiergeldzahlungen an Personen oder Parteien in 
der Bundesrepublik Deutschland enthalten. " Diesem 
Rechtshilfeersuchen wurde aber unter Hinweis auf 
Artikel 24 des Europäischen Übereinkommens über 
die Rechtshilfe in Strafsachen vom 20. April 1959 
nicht entsprochen, da ein parlamentarischer Unter- 
suchungsausschuß dort nicht als Justizbehörde be- 
zeichnet sei (Dokument Nr. 14). 

c) Material des BStU 

Der Untersuchungsausschuß hat in vielen Fällen 
Material des BStU beigezogen. In aller Regel ist dies 
komplikationslos geschehen. In der Anfangsphase 
hat jedoch die Schwierigkeit bestanden, eine Ver- 
ständigung über Art, Umfang und Brauchbarkeit der 
Unterlagen herbeizuführen. Exemplarisch soll dies 
im folgenden dargestellt werden. 

Der Untersuchungsausschuß hat in seiner 3. Sitzung 
am 23. November 1995 die Beiziehung von Akten 
des BStU über die Hauptabteilung XVIII des MfS, 
einschließlich von Ausdrucken der durch den 
ehemaligen Leiter der Abteilung XVIII/8 des MfS, 
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Willy Koch, an den Bundesnachrichtendienst weiter- 
gegebenen Originaldisketten dieser Abteilung, be- 
schlossen. 

aa) Überlassung der Diskettenausdrucke 

Mit Schreiben vom 4. Dezember 1995 hat der BStU 
zu den gewünschten Diskettenausdrucken mitge- 
teilt, daß das VSH-System (Vorverdichtungs-, Such- 
und Hinweisdatei) auch eine etwa 13 000 Personen 
umfassende VSH-Datensammlung umfasse. Damit 
könnten Informationen zu Personen aus drei Haupt- 
dateien und noch einigen Nebendateien zusammen- 
gestellt und über Bildschirm ausgegeben werden. 
Das Ergebnis sei in verschiedenen Varianten aus- 
druckbar. Es sei allerdings technisch nicht möglich, 
„mit einem einzigen Knopfdruck alle Informationen 
über alle Personen zusammenstellen zu lassen und 
diese dann hintereinander auszudrucken". Nach 
einer Berechnung des BStU würde der - nicht sach- 
dienliche - Ausdruck aller Disketten ca. 80 Leitz- 
ordner ä 500 Seiten füllen. 

Am 4. Januar 1996 hat der BStU dem Untersuchungs- 
ausschuß ergänzend mitgeteilt, daß zwischenzeitlich 
die technischen, personellen und organisatorischen 
Voraussetzungen für den Ausdruck der Disketten 
geschaffen seien, der in der zweiten Januarwoche 
anlaufe. Für den Gesamtausdruck werde voraus- 
sichtlich ein Zeitraum von acht Wochen benötigt. 

Im Rahmen der öffentlichen Anhörung am 18. Januar 
1996 hat Joachim Gauck in seiner Eigenschaft als 
BStU nochmals auf die Schwierigkeiten in Zusam- 
menhang mit der Diskettenauswertung verwiesen. Er 
hat dem Untersuchungsausschuß zur Verdeutlichung 
einen Aktenordner ,, Muster nicht sachdienlicher Dis- 
kettenausdrucke" (nacheinander ausgedruckte Dis- 
ketten) und einen zweiten Ordner „Muster sachdien- 
licher Diskettenausdrucke" (Recherche mittels des 
Datenbank-Programms über einen gezielten Einstieg 
anhand einer Deskriptorenliste) vor gelegt. 

Das Angebot des BStU, die Probleme im Zusammen- 
hang mit dem Ausdruck der Disketten praxisnah vor 
Ort darzustellen, hat der Untersuchungsausschuß 
angenommen. Ein Mitarbeiter des Sekretariates und 
ein Mitarbeiter der Fraktion der SPD haben sich 
daraufhin am 5. Februar 1996 vor Ort über die tech- 
nischen Abläufe und Probleme beim Ausdruck der 
92 Disketten der HA XVIII des MfS sowie über deren 
Inhalt informiert. 

Über die Ergebnisse des Informationsbesuchs wurde 
dem Untersuchungsausschuß berichtet. Als Fazit 
wurde festgehalten, daß ein Gesamtausdruck der 
Disketten nicht zu empfehlen sei, da dies bei Sachda- 
ten lediglich zu einem Ausdruck einer Vielzahl unge- 
ordneter Personen- und Ereignisdaten führen würde. 
Ein sinnvolles Vorgehen bezüglich der Disketten sei 
nur über eine gezielte Sach- und Personenrecherche 
anhand der Deskriptorenliste möglich. 

Der Untersuchungsausschuß hat deshalb in seiner 
10. Sitzung am 29. Februar 1996 beschlossen, vom ur- 
sprünglich gefaßten Beweisbeschluß abzuweichen 
und stattdessen beim BStU gezielte Sach- und Per- 
sonenrecherchen in Auftrag zu geben. 


Auf dieser Grundlage wurde auch später verfahren. 

Problematisch und widersprüchlich hat sich aber 
weiterhin die Beiziehung der eingangs erwähnten 
13 000 Namen umfassenden Liste, der sog. Namens- 
liste, gestaltet. 

Der Vorsitzende hat in der 59. Beratungssitzung am 
20. März 1997 den Verdacht geäußert, dem Unter- 
suchungsausschuß werde Material vorenthalten (vgl. 
Protokoll Nr. 59, S. 14). Er hat in Erinnerung gerufen, 
daß der BStU mit Schreiben vom 17. August 1994 an 
den 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode 
ausdrücklich darauf hingewiesen habe, vom BND 
keine Namenslisten erhalten zu haben. Am 25./ 
26. August 1994 seien zwei Mitarbeiter des 1. Unter- 
suchungsausschusses der 12. Wahlperiode zum BStU 
gereist, um vor Ort festzustellen, was der BND an 
den BStU übergeben habe. Auch bei dieser Aktion 
sei eine 13 000 Namen umfassende Liste nicht aufge- 
taucht. Dem stehe die Mitteilung des Staatsministers 
im Bundekanzleramt Schmidbauer vom 16. Okto- 
ber 1996 an den Obmann der SPD-Fraktion im Unter- 
suchungsausschuß entgegen, wonach der BND die 
Disketten nebst Ausdrucken und Erläuterungen am 
28. Juni 1994 an den BStU übergeben habe. Am 
22, Juni 1994 seien weitere Unterlagen nach § 8 des 
Stasi-Unterlagen-Gesetzes vom BND beim BStU ab- 
gegeben worden. 

Der Untersuchungsausschuß hat deshalb den als 
Zeugen geladenen BND -Mitarbeiter Simhart in der 
53. Sitzung am 20. Februar 1997 nach der Namens- 
liste befragt. Der Zeuge hat bekundet, er habe die 
Namensliste selbst gesehen und wisse, daß dem 
BStU diese Liste übergeben worden sei (vgl. Proto- 
koll-Nr. 53, S. 13). 

Erst einen Monat später hat sich die Angelegenheit 
nach mehreren Telefonaten zwischen Ausschußse- 
kretariat und BStU aufgeklärt. Mit Schreiben vom 
20. März 1997 hat der BStU dem Untersuchungsaus- 
schuß mitgeteilt: 

„Bei der weiteren Erfüllung des o.g. Beweisbe- 
schlusses habe ich festgestellt, daß der Bundes- 
nachrichtendienst zusätzlich zu den von mir zwi- 
schenzeitlich übersandten Unterlagen auch Aus- 
drucke von Teildatenbeständen als Zwischenmate- 
rial übergeben hatte. Diese Schriftstücke waren im 
Archivbereich gesondert gelagert worden. Dies er- 
folgt üblicherweise mit Schriftmaterial, bei dem es 
sich nicht um Stasi-Unterlagen im Sinne des § 6 
Abs. 1 Stasi-Unterlagen-Gesetz handelt. In der Re- 
gel wird solches Material kassiert. Aus dem ge- 
nannten Grunde und weil der prinzipielle Aufbau 
der Basisdateien in der Anlage 3 meines Schrei- 
bens vom 4. Dezember 1995 dargestellt wurde, 
habe ich eine Übersendung dieser Ausdrucke 
nicht für erforderlich gehalten" (Dokument Nr. 15). 

Die Namensliste mit über 13 000 Namen und anderen 
Unterlagen wurde daraufhin an den Untersuchungs- 
ausschuß übergeben. 

bb) Sonstiges Material des BStU 

Ebenfalls im Schreiben vom 4. Dezember 1995 hat 
der BStU Stellung zum Beiziehungsbeschluß des Un- 
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tersuchungsausschusses bezüghch weiterer Materia- 
üen der Hauptabteilung XVIII des MfS genommen. 
Inhaltlich hat er auf den sehr großen Aktenumfang 
verwiesen. Von den insgesamt 776,5 lfm. Akten, die 
definitiv der Hauptabteilung XVIII zugeordnet wer- 
den könnten, seien erst ca. 196,0 lfm. in 9588 Akten- 
einheiten erschlossen. Allein das erschlossene Mate- 
rial der Abteilungen 7 und 8 umfasse 1 950 Akten- 
einheiten. 

Um dem Ausschuß die Entscheidung bezüghch sol- 
cher Prioritäten zu ermöglichen, wurden beim BStU 
nach entsprechenden Recherchen zunächst erste 
Übersichten zusammengestellt, die Unterlagen zu 
verschiedenen Sachverhalten verzeichnet und dem 
Untersuchungsausschuß am 11. Januar 1996 zur Ver- 
fügung gestellt. Der Untersuchungsausschuß hat sich 
in seiner 5. Sitzung am 18. Januar 1996 dafür ausge- 
sprochen, zweckmäßigkeitshalber nicht das gesamte 
Aktenmaterial der HA XVIII anzufordern, sondern 
Aktenteile der Abteilungen 7 und 8 nach einer Vor- 
prüfung seitens des Sekretariates förmhch beizu- 
ziehen. 

Der BStU hat gegen diese Vorgehensweise Beden- 
ken angemeldet, da auch das vorzusichtende Akten- 
material immer noch sehr umfangreich sei und eine 
Vorprüfung wohl mehrere Wochen in Anspruch neh- 
men würde. Aus Sicht des BStU könne das Material 
außerdem aus datenschutzrechtlichen Gründen Se- 
kretariatsmitarbeitern im zur Zeit befindlichen Zu- 
stand nicht zur Einsicht überlassen werden. Der Un- 
tersuchungsausschuß hat diese Bedenken in seiner 
7. Sitzung am 1. Februar 1996 aufgegriffen und ent- 
schieden, gezielt bestimmte Vorgänge anzufordern. 
Die Fraktionen haben dementsprechend aus den 
vom BStU überlassenen Auswahlübersichten ihre 
Beiziehungs wünsche spezifiziert. 


d) Probleme bei der Feststellung, inwieweit Material 
im Zusammenhang mit dem durch Willy Koch 
an den BND übergebenen Material an den BStU 
weitergeleitet wurde 

Nachdem bereits der 1. Untersuchungsausschuß der 
12. Wahlperiode aufgrund des ihm vorliegenden Pro- 
tokolls über die Befragung des früheren Leiters der 
Hauptabteilung XVIII/8 des MfS, Wüly Koch, durch 
Beamte des Hessischen Landeskriminalamtes vom 
19. Juni 1991 von einer Diskettenübergabe an den 
BND Kenntnis erlangt hatte, wurden in der Folgezeit 
verstärkt Anstrengungen unternommen, um den 
Gesamtkomplex „von Willy Koch an den BND über- 
gebene Materialien" aufzuhellen. Ein reger Schrift- 
verkehr mit dem BStU, dem Präsidenten des BND 
und dem Staatsminister im Bunde kanzleramt sowie 
zusätzliche Zeugenvernehmungen hatten dazu ge- 
führt, daß von einzelnen Ausschußmitgliedern der 
Verdacht geäußert wurde, die Ausführungen einzel- 
ner Beteihgter seien widersprüchlich und dem Un- 
tersuchungsausschuß solle Material vorenthalten 
werden (vgl. Protokoll Nr. 59, S. 14). Dies betraf ins- 
besondere die Liste mit ca. 13 000 Namen (siehe oben 
B.III.2.c)aa). 


Der Untersuchungsausschuß hat sich deshalb folgen- 
den Themenfeldern in besonderem Maße zuge- 
wandt: 

- Anzahl der von Wüly Koch an den BND übergebe- 
nen Disketten 

- Anzahl der Treffen zwischen Willy Koch und dem 
BND 

- Existenz und Anzahl von Befragungsprotokollen 
bzw. Kontakt- und Treffberichten 

- Art und Umfang des weiteren Materials, das Willy 
Koch an den BND übergeben hat 

- Umfang der durch den BND gefertigten Disketten- 
ausdrucke 

- Anzeige und Übergabe des Materials durch den 
BND an den BStU sowie durch den BStU an den 
1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode 
bzw. 2. Untersuchungsausschuß der 13. Wahlpe- 
riode 

- Sonstige Widersprüche 

Zur Aufklärung der offenen Fragen hat der Untersu- 
chungsausschuß in seiner 57. Sitzung am 13. März 1997 
den Vorsitzenden beauftragt, den Präsidenten des 
BND, Dr. Hansjörg Geiger, um eine schriftliche Stel- 
lungnahme zu den verbleibenden Widersprüchen zu 
bitten. Zur Vorbereitung dieser Bitte hat das Sekreta- 
riat in einem umfangreichen Vermerk den bisherigen 
Geschehensablauf dokumentiert (Dokument Nr. 16). 

Mit Schreiben vom 12. Mai 1997 hat der Präsident 
des BND zu den noch offenen Fragen vom 10. April 
1997 ausführlich Stellung genommen (Dokument 
Nr. 17). Die Antwort ist so ausgefallen, daß der Unter- 
suchungsausschuß keinen weiteren Aufklärungsbe- 
darf gesehen hat. Von der ursprünglich von der Frak- 
tipn der SPD beantragten und vom Untersuchungs- 
ausschuß beschlossenen Vernehmung von Dr. Hans- 
jörg Geiger als Zeugen wurde Abstand genommen. 

e) Probleme bei der Beschaffung 

und Verwertung von Beweismaterialien 
zum Thema „Intracom/Kokkalis“ 

Schon in der Anfangsphase seiner Arbeit hat sich der 
Untersuchungsausschuß für das Unternehmen „In- 
tracom" und die Person Sokrates Kokkalis in beson- 
derem Maße interessiert, um bisher noch nicht be- 
kannte Unternehmen und Beteiligungen der ehema- 
ligen DDR aufzudecken. Mit den Beweisbeschlüssen 
13-29, 13-30, 13-35 und 13-78 sollte das zur Sach- 
verhaltsaufklärung notwendige Material beim BStU 
beigezogen werden. 

Die UKPV hat den Untersuchungsausschuß jedoch 
Anfang 1996 gebeten, diesen Themenbereich im In- 
teresse der Ermittlungen der UKPV zurückzustellen 
und insgesamt vorerst vertraulich zu behandeln. Sie 
sah die Gefahr einer Beeinträchtigung ihrer laufen- 
den Ermittlungen in Zusammenhang mit der Firma 
„Intracom, Athen" im Falle einer öffentlichen Be- 
handlung dieses Themas im Untersuchungsaus- 
schuß. Der Untersuchungsausschuß hat für das An- 
liegen der UKPV Verständnis gezeigt und den an- 
gesprochenen Themenbereich mit großer Zurück- 
haltung behandelt. 
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Am 5. Februar 1996 hat der Vorsitzende der UKPV mit 
dem Vorsitzenden und dem stellvertretenden Vor- 
sitzenden ein Gespräch geführt und diesen die Not- 
wendigkeit eines zeitweiligen Zurückhaltens von Un- 
terlagen zum Themenkomplex „Intracom" erläutert. 

Nachdem in den Monaten April und Mai 1996 in der 
griechischen Presse Meldungen über die Zahlung 
von Bestechungsgeldern über die Firmen Intracom 
und Siemens in den Jahren 1987 bis 1989 - unter 
Nutzung von Konten bei der Deutschen Handels- 
bank in Berlin - an die staatliche griechische Telefon- 
gesellschaft OTE, die ihrerseits die Digitalisierung 
des Telefonnetzes an Privatuntemehmen vergab, ver- 
breitet wurden, hat auch der Untersuchungsaus- 
schuß das Thema „Intracom" wieder auf gegriffen. In 
seiner 21. (nichtöffentlichen) Sitzung am 23. Mai 
1996 hat der Untersuchungsausschuß angesichts der 
vorhegenden griechischen Zeitungsberichterstattung 
keinen Grund mehr zur Zurückhaltung gesehen. 

Das BMI hat auf diese Auffassung des Unter- 
suchungsausschusses mit folgendem Schreiben vom 
10. Juni 1996 reagiert: 

„Die von Ihnen mit den genannten Beweisbe- 
schlüssen beigezogenen Unterlagen des BStU sind 
derzeit Gegenstand laufender Ermittlungen der 
UKPV zum Auslandsvermögen der Parteien und 
Massenorganisationen der DDR. 

Diese Unterlagen enthalten wichtige Hinweise zu 
Personen und Sachverhalten, wobei nach den Er- 
kenntnissen des Sekretariates der UKPV aufgrund 
einer aktuellen Überprüfung wesentliche Informa- 
tionen - trotz der Presseveröffentlichungen in 
Griechenland - in der Öffentlichkeit nicht bekannt 
sind. Ein Bekanntwerden der Unterlagen würden 
die Ermittlungsziele der UKPV und damit mög- 
licherweise die Sicherstellung von Vermögen für 
öffentliche Hände in der Bundesrepublik Deutsch- 
land ernstlich gefährden. 

Der Vorsitzende der UKPV, Professor Dr. Papier, 
sieht daher weiterhin die Notwendigkeit gegeben, 
die für die fraglichen laufenden Ermittlungen der 
UKPV benötigten Unterlagen dem Untersuchungs- 
ausschuß nicht zuzuleiten. 

Diese Notwendigkeit eines zeitweiligen Zurückhal- 
tens von Ermittlungsunterlagen ist vom Vorsitzen- 
den der UKPV, dem Vorsitzenden und dem stell- 
vertretenden Vorsitzenden des Untersuchungs- 
ausschusses am 5. Februar 1996 erläutert worden. 

Gemäß einem entsprechendem Ersuchen der 
UKPV an den BStU hat dieser daher bisher die 
fraglichen Unterlagen dem Untersuchungsaus- 
schuß nicht zugeleitet. 

Die UKPV ist der Auffassung, daß eine derzeitige 
Weiterleitung der Unterlagen an den Untersu- 
chungsausschuß - wie oben dargestellt - die Er- 
mittlungstätigkeiten der UKPV insbesondere ange- 
sichts einer bestehenden Verdunklungsgefahr er- 
heblich beeinträchtigen würde. Die UKPV bittet 
daher darum, das Moratorium bezüglich der Zulie- 
ferung der fraglichen Unterlagen so lange aufrecht 
zu erhalten, wie es für die Ermittlungstätigkeit 
unumgänglich ist. Das BMI schließt sich dieser 


Bitte an. Angesichts der noch andauernden Legis- 
laturperiode wird dies nicht dazu führen, daß diese 
Unterlagen dem jetzigen Untersuchungsausschuß 
auf Dauer vorenthalten werden. 

Allerdings sind UKPV und BStU - wie in der letz- 
ten Woche dem Vorsitzenden des Untersuchungs- 
ausschusses fernmündlich mitge teilt - bereit, die- 
sem sowie seinem Stellvertreter im Rahmen des 
vom Bundesverfassungsgericht entwickelten soge- 
nannten „ Vorsitzendenverfahrens “ Einblick in die 
Unterlagen zu gewähren, damit sich diese davon 
überzeugen können, daß die Zulieferung der ge- 
nannten Unterlagen derzeit die Ermittlungstätig- 
keit der UKPV äußerst gefährden würde. Ein sol- 
ches Vorgehen entspreche auch der Praxis des 
1. Untersuchungsausschusses der 12. Wahlperiode 
(vgl. BT-Drs. 1217600, S. 36) mit der Variante, daß 
es hier nur um eine vorübergehende Zurückhal- 
tung von Unterlagen geht". 

Dieses Schreiben hat der Untersuchungsausschuß 
zum Anlaß genommen, um in seiner 23. (nichtöffent- 
lichen) Sitzung am 13. Juni 1996 erneut über das 
weitere Vorgehen zum Themenbereich „Intracom/ 
Kokkalis" zu beraten. Es wurde nach einer Lösung 
gesucht, die sowohl dem Informationsbedürfnis des 
Untersuchungsausschusses als auch dem Interesse 
der Vermögensrückführung staatlicher Stellen ge- 
recht werden sollte, wobei das sogenannte Vorsitzen- 
denverfahren ausgeschlossen wurde, da es bei einer 
solchen Vorgehensweise zu einer nicht gewollten un- 
gleichgewichtigen Information der Mitglieder des 
Untersuchungsausschusses kommen würde. Der Un- 
tersuchungsausschuß hat es insgesamt als notwendig 
angesehen, nähere Einzelheiten über den Grund der 
Materialzurückhaltung zu erfahren, bevor eine ab- 
schließende Entscheidung über die zukünftige Be- 
handlung des Themenkomplexes getroffen werden 
sollte. Er hat sich deshalb darauf verständigt, mit 
dem Vorsitzenden der LTKPV, Professor Papier, im 
Rahmen einer nichtöffentlichen Beratungssitzung am 

26. Juni 1996 über die vorliegenden Problempunkte 
zu sprechen. 

Auf Wunsch des Vorsitzenden der UKPV hat dieses 
Gespräch unter dem Geheimhaltungsgrad „VS- VER- 
TRAULICH" stattgefunden. 

Die Einlassungen von Professor Papier waren in ihrer 
Deutlichkeit nicht so ausgefallen, wie es sich der Un- 
tersuchungsausschuß im Hinblick auf seine Güterab- 
wägung zwischen dem Interesse der Vermögens - 
rückführung des Staates und dem Untersuchungs- 
interesse des Untersuchungsausschusses erhofft 
hatte. Gleichwohl hat es der Untersuchungsausschuß 
für angebracht gehalten, das Herausgabeverlangen 
bezüglich der Unterlagen nochmals zeitlich befristet 
zurückzustellen. Er hat sich keinesfalls der Gefahr 
aussetzen wollen, Vermögensrückführungsansprü- 
che des Staates behindert oder gar unmöglich ge- 
macht zu haben. Die UKPV wurde deshalb am 

27. Juni 1996 auf gefordert, in der Beratungssitzung 
am 14. November 1996 einen mündlichen Bericht 
zum Stand ihrer Ermittlungen abzugeben. Zu diesem 
Termin sollte der BStU dem Untersuchungsausschuß 
die angeforderten Unterlagen zur Verfügung stellen. 
Unabhängig von der Herausgabe der Akten hat der 
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Untersuchungsausschuß von der UKPV eine detail- 
lierte Begründung für die als notwendig angesehene 
zeitweilige Vorenthaltung von Unterlagen verlangt. 

Zwischenzeitlich wurde dem Untersuchungsaus- 
schuß bekannt, daß die Staatsanwaltschaft 11 bei dem 
LG Berlin im Rahmen eines gegen Sokrates Kokkalis 
eingeleiteten Ermittlungsverfahrens unter anderem 
wegen Untreue am 12. September 1996 gemäß § 5 
Abs. 2 StUG die Sperrung der beim BStU gelagerten 
Unterlagen angeordnet hatte, soweit sie dieses Ver- 
fahren betrafen. Der Untersuchungsausschuß hat dar- 
aufhin sofort eine Ausnahmegenehmigung beantragt. 

Mit Schreiben vom 11. November 1996 hat der Vor- 
sitzende der UKPV den Untersuchungsausschuß 
- kurz vor der geplanten Anhörung - über ihre in der 
Zwischenzeit in Abstimmung mit der Staatsanwalt- 
schaft II bei dem LG Berlin fortgesetzte Ermittlungs- 
tätigkeit informiert. Zur Begründung der vom Unter- 
suchungsausschuß erbetenen Zurückhaltung hat die 
UKPV darauf hingewiesen, es seien auch solche Per- 
sonen angehört bzw. vernommen worden, deren 
Namen aus den beim BStU vorhandenen und von der 
UKPV bis zur Ausbringung der Sperre gemäß § 5 
Abs. 2 StUG durch die Staatsanwaltschaft ausgewer- 
teten Unterlagen ergeben hätten. Die von der UKPV 
erbetene Zurückhaltung der Unterlagen sei notwen- 
dig gewesen, da die Gefahr bestanden habe, daß 
diese Personen infolge der mit einer Vernehmung vor 
dem Untersuchungsausschuß verbundenen größeren 
Publizität nicht erschöpfend auskunftsbereit sein 
würden. Nunmehr bestünden gegen die Durchfüh- 
rung der vorliegenden Beweisbeschlüsse keine Be- 
denken mehr. Im Hinblick auf die weiter andauern- 
den eigenen Ermittlungen hat die UKPV darum ge- 
beten, Zeugenvernehmungen zum angesprochenen 
Komplex im Untersuchungsausschuß derzeit noch 
unter Ausschluß der Öffentlichkeit durchzuführen. 
Hinsichtlich des vom Untersuchungsausschuß ge- 
wünschten Berichts des Vorsitzenden der UKPV zu 
den dortigen Ermittlungen und den dabei auftreten- 
den Schwierigkeiten sei zum gegenwärtigen Stand 
des Verfahrens ein derartiger Bericht nicht möglich, 
da die Ermittlungen andauerten. Nach deren Ab- 
schluß sei er selbstverständlich bereit, sich vor dem 
Untersuchungsausschuß zu äußern. Allerdings solle 
dann eine Anhörung wegen der außenpolitischen 
Bezüge in geheimer Sitzung erfolgen. 

Nachdem die Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin 
zugunsten des Untersuchungsausschusses am 13. No- 
vember 1996 eine Ausnahme vom Verwendungs verbot 
nach § 5 StUG erteilt hatte, übergab der BStU die vom 
Untersuchungsausschuß angeforderten Beweismate- 
rialien. Den ersten Teü dieser Beweismaterialien hat 
der Untersuchungsausschuß am 21. November 1996 
in VS-VERTRAULICH eingestufter Form erhalten. 

Am 14. November 1996 waren weder der Vorsitzende 
der UKPV, noch ein Vertreter des Sekretariats der 
UKPV erschienen, obwohl die UKPV über das BMI 
gebeten worden war, jemanden zu entsenden, um 
über den gegenwärtigen Stand der Ermittlungen zu 
berichten. Erst in der Beratungssitzung am 5. Dezem- 
ber 1996 konnte der Grund des Fernbleibens nach- 
vollzogen und ein Mißverständnis aufgedeckt wer- 
den. Zwischen dem Vorsitzenden des Untersuchungs- 


ausschusses und dem Vorsitzenden der UKPV hatte 
ein Dissenz hinsichtlich der momentanen Bericht- 
erstattungspflicht vor dem Untersuchungsausschuß 
bestanden. Während MR Leonhard (UKPV) aus einem 
am 7. November 1996 mit dem Vorsitzenden des 
2. Untersuchungsausschusses geführten persön- 
lichen Gespräch den Eindruck gewonnen hatte, die 
Notwendigkeit einer auf den 14. November 1996 ter- 
minierten Erklärung der UKPV sei insbesondere auch 
im Hinblick auf das Schreiben des Vorsitzenden der 
UKPV vom 11. November 1996 entfallen und diesen 
Eindruck an Professor Papier weiter geleitet hatte, war 
der Vorsitzende des Untersuchungsausschusses da- 
von ausgegangen, daß ein Vertreter der UKPV zum 
ursprünglich vorgesehenen Termin zum Stand der Er- 
mittlungen vor dem Untersuchungsausschuß berich- 
ten werde, oder die Gründe nennen würde, warum 
diese Stellungnahme gegenwärtig nicht möglich sei. 

MR Leonhard hat in der Beratungssitzung am 5. De- 
zember 1996 sowohl zum entstandenen Mißverständ- 
nis als auch zu erfolgten und geplanten Ermittlungen 
der UKPV Stellung genoiiunen. Unter Hinweis auf 
noch laufende eigene Ermittlungen hat er den Unter- 
suchungsausschuß gebeten, den Zeugen Dr. Winckler 
nicht vor dem 27. Februar 1997 zu vernehmen. Der 
Untersuchungsausschuß hat dieser Bitte entsprochen 
und am 15. Mai 1997 erneut eine mündliche Stellung- 
nahme der UKPV zum Stand von deren Ermittlungen 
angefordert und die Frage gestellt, ob die VS-Ein- 
stufung der Vernehmungsprotokolle der Zeugen 
Willy Koch, Jochen Steyer, Dr. Roland Winckler und 
Dr. Gerhard Beil weiterhin notwendig sei. 

Nachdem die Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin 
unter dem Datum 23. Mai 1997 eine Einstellung des 
Ermittlungsverfahrens gegen Sokrates Kokkalis ver- 
fügt hatte, hat MR Leonhard am 26. Juni 1997 in teü- 
weise VS-VERTRAULICH eingestufter Anhörung 
konkret über die bisherigen Ermittlungen der UKPV 
von 1993 bis Juni 1997 berichtet und eine weitgehen- 
de Aufhebung der Geheimhaltungsgrade bezüglich 
der vorgenannten Vernehmungsprotokolle angekün- 
digt. Erst am 25. September 1997 hat der Unter- 
suchungsausschuß die förmliche Herabstufung der 
Vernehmungsprotokolle auf „offen" beschließen 
können. Anschließend hat er die von einem Schwei- 
gegebot betroffenen Zeugen und deren Rechtsbei- 
stände darüber informiert, daß das gegen die Zeugen 
und ihre Rechtsbeistände verhängte Schweigegebot 
mit Wirkung der Herabstufung der Protokolle vom 
25. September 1997 aufgehoben sei. 

Weitere Zeugenvernehmungen zum vorgenannten 
Themenkomplex hat der Untersuchungsausschuß 
dann in öffentlicher Sitzung durchführen können. Zu 
einer Vernehmung des Zeugen Sokrates Kokkalis ist 
es jedoch nicht gekommen, da dieser kurz vor dem 
Vernehmungstermin am 13. November 1997 durch 
seinen Rechtsbeistand hat mitteilen lassen, daß ihm 
die Vernehmung nicht zumutbar sei. Er werde des- 
halb nicht erscheinen. Da nach der maßgebenden 
strafprozessualen Rechtsprechung (OLG Düsseldorf 
NJW 1991 S. 2223) Ausländer nicht der Erschei- 
nungspflicht unterliegen, wenn sie sich im Ausland 
auf halten, hat der Untersuchungsausschuß keine 
Möglichkeiten gesehen, Zwangsmittel einzusetzen. 
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Übersicht zur ausschußmäßigen Behandlung des Themenkomples „Intracom/Kokkalis“ 


Datum 

Gegenstand 

Fundstelle 

Anmerkung 

20. August 1992 

Gespräch zwischen Dr. Schalck-Golod- 
kowski, RA Bärlein und Vertretern der THA 
(Dr. Rexrodt, Reuther, Kroll und Webers) 
über Intracom als angebliche KoKo-Firma 

Mat A 13-13, 

Bd. 20 

Gespräch nimmt 

Bezug auf Artikel in 
„Capital" 8/92 

im Jahre 1993 

Aufnahme der Ermittlungen bei der UKPV 

Prot. 41, S. 13 
(5. Dezember 

1996) 

nach Angaben der 
UKPV erfolgten Er- 
mittlungen unmittel- 
bar nach Kenntnis- 
nahme des Kom- 
plexes; Einsicht- 
nahme in Unterlagen 
des BStU erfolgten 
im Jahre 1994! 

27. Januar 1994 

ZERV-Bericht an Untersuchungsausschuß 

Anhangband 

S. 283, 287 zum 
KoKo-Bericht 
(BT-Drs. 12/7600) 

Mitteilung über erste 
Hinweise auf Em- 
bargogeschäfte im 
Raum Griechenland 

11. Februar 1994 

BND -Bericht an Untersuchungsausschuß 

Anhangband 

S. 160 zum 
KoKo-Bericht 
(BT-Drs. 12/7600) 
Ergänzung 

S. 173 zur S. 8 

Intracom S.A. wird als 
neue Firma genannt 

26. Oktober 1995 

Beschluß über informatorische Anhörung 
von Prof. Papier (BB 13-7) 

Prot. 2, S. 6-7 


26. Oktober 1995 

Beschluß zur Anforderung eines 
schriftlichen Berichts über die Ergebnisse 
der bisherigen UKPV-Tätigkeit (BB 13-2) 

Prot. 2, S. 5 


8. Dezember 1995 

MR Leonhard bittet Vorsitzenden im 
Rahmen eines persönlichen Gesprächs 
um vertrauliche Behandlung des 

Komplexes „Intracom/Kokkalis" 

Prot. 4, S. lOf. 


21. Dezember 1995 

UKPV legt schriftlichen Tätigkeitsbericht 
vor 

Mat A 13-4 
(Teile., S. 22) 


28. Dezember 1995 

ZERV berichtet über „eigentumsgleiche 
Rechte der vormaligen DDR an Intracom" 

Mat A 13-5 
Anlage 1 S. 14 


18, Januar 1996 

Beschluß: Beiziehung Unterlagen des 

BStU zu OV Kaskade; OV Koordinator; 

IMS „Peter Schumann" (BB13-35) 

Prot. 5, S. 5-6 

Unterlagen wurden 
zunächst unter Hin- 
weis auf laufende 
Ermittlungen zurück- 
gehalten; erste Lie- 
ferung erfolgte im 
November 1996 
VS-VERTRAULICH; 
letzte Lieferung er- 
folgte im Februar 1997; 
Mat A 13-45 bis 45 c 
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Datum 

Gegenstand 

Fundstelle 

Anmerkung 

24. Januar 1996 

BMI leitet Schreiben der UKPV vom 

18. Januar 1996 an Untersuchungs- 
ausschuß; es wird angeregt, auch im Fall 
der Firma „Integra" gemäß der 
„Vorsitzendenregelung" zu verfahren 

ZU BB 13-2 


5. Februar 1996 

Gespräch zwischen UKPV und Vorsitzen- 
den^tellv. Vorsitzenden über Notwendig- 
keit, angeforderte Ermittlungsunterlagen 
zeitweilig zurückzuhalten; Verständigung 
auf Moratorium; UKPV hält Berichterstat- 
tung im Sommer 1996 für möglich 



8. Februar 1996 

Informatorische Anhörung Prof. Papier 

Prot. 9 

Komplex „Intracom/ 
KokkaÜs " wurde aus- 
geklammert 

18. April 1996 

Beschluß über Zeugenvernehmung 

Georg Schein, ehemaliger Geschäftsführer 
von Intracom (BB 13-64) 

Prot. 15, S. 6 

Zeuge wurde nicht 
temüniert 

25. Aprü 1996 

Beschluß über Beiziehung von Unterlagen 
beim BStU über Kokkalis (BB 13-78) 
und Georg Schein (BB 13-77) 

Prot. 17, S. 8 

Unterlagen werden 
zunächst zurückge- 
halten; Unterlagen 
zu Kokkalis gehen 
im Nov. 1996 (Mat A 
13-46 a) und Feb. 

1997 (Mat A 13^6 b) 
ein; Unterlagen zu 
Schein gehen im Sep- 
tember 1996 (Mat A 
13-40 d) ein. 

23. Mai 1996 

Der Vorsitzende teilt mit, das Thema 
„Intracom" werde in der griechischen 
Presse behandelt. Untersuchungsausschuß 
sieht keinen Grund mehr für eigene 
Zurückhaltung 

Prot. 21, S. 10 f 


10. Juni 1996 

Schreiben des BMI: 

- UKPV bittet um Moratorium, ansonsten 
Gefährdung der Ermittlungen; 

- Vorsitzenden- Verfahren wird angeboten; 

- Nichtherausgabe der Unterlagen zu OV 
Kaskade und OV Koordinator 

Mat A 13^5 

Mat A 13-6 c 

Mat A 13^6 


13. Juni 1996 

Beschluß: Zeugenvernehmung Dr. Roland 
Winckler (BB 13-102) 

Prot. 23, S. 8 


13. Juni 1996 

Beschluß: Ablehnung des Vorsitzenden- 
Verfahrens; 

Prof. Papier soll im Ausschuß am 20. Juni 
1996 begründen, warum Unterlagen z. Z. 
nicht zugänglich gemacht werden sollten 

Prot. 23, S. 9-11 


20. Juni 1996 

Beschluß über Zeugenvernehmungen 
von Klaus Mathes und Günther Franze 
(ehemalige Mitarbeiter bei Intracom S. A.) 
sowie Beiziehung von Unterlagen über 
diese Personen beim BStU 

Prot. 25, S. 8-9 

Zeugen wurden nicht 
terminiert 


54 








Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/10900 


Datum 

Gegenstand 

Fundstelle 

Anmerkung 

20. Juni 1996 

Prof. Papier berichtet in VS-VERTRAU- 
LICHER Sitzung; Herausgabe der ange- 
forderten Unterlagen für Dezember 1996 
angeküridigt 

Prot. 25, S. 6f. 

Einlassungen sind 
nicht in der erwar- 
teten Deutlichkeit 

27. Juni 1996 

Ausschußbeschluß: Herausgabeverlangen 
bzgl. Unterlagen des BStU wird bis 14. No- 
vember 1996 zurückgestelltf an diesem 

Tag soll UKPV im Untersuchungsausschuß 
mündhch über Stand der Ermittlungs tätig - 
keit berichten und darlegen, warum 
Herausgabe von Unterlagen nicht früher 
möglich war 

Prot. 27, S. 8 


12. September 1996 

StA 11 bei dem LG Berlin sperrt Unterlagen 
des BStU zu Kokkalis bis zum 30. Juni 

1997 gemäß § 5 Abs. 2 StUG 



12. September 1996 

Beschluß über Zeugenvernehmung 
Kokkalis (BB 13-127) 

Prot. 29, S. 7 

temüniert auf den 

13. November 1997 

20. September 1996 

der Vorsitzende des Untersuchungsaus- 
schusses beantragt Ausnahmegenehmi- 
gung bzgl. des angeordneten Verwen- 
dungsverbots nach § 5 Abs. 2 StUG 



26. September 1996 

Beschluß über Beiziehung von Unterlagen 
der UKPV (insbes. Information über 
erste Zusammenstellung der Betriebe, 
die parteieigenes Vermögen besitzen, 
vom 15. Dezember 1989) 

Prot. 30, S. 8 


26. September 1996 

Zeuge Willy Koch wird zum Thema „Intra- 
com/Kokkalis " in VS-GEHEIMER Sitzung 
vernommen; zum Schutz der Ermittlungen 
wird dem Zeugen ein Schweigegebot auf- 
erlegt 

Prot. 31, S. 139 

Herabgestuft auf 
VS-VERTRAULICH 
am 27. Februar 1997; 
Schweigegebot 
aufgehoben am: 

25. September 1997 

21. Oktober 1996 

Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin 
teilt schriftlich mit, daß in 5 Wochen 
wohl keine Gefährdung der Ermittlungen 
mehr bestehen werde, deshalb werde 
am 15. November 1996 erneut über Auf- 
rechterhalten des Verwendungsverbots 
nach § 5 Abs. 2 StUG entschieden 



7. November 1996 

Beschluß: Anhörung des Leiters der 
Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin 
u.a. zu „Intracom/Kokkalis“ (BB13-180) 

Prot. 37, S. 8 

Anhörung findet am 

16. Januar 1997 statt 

7. November 1996 

Gespräch des Vorsitzenden mit MR Leon- 
hard (UKPV) im Anschluß an Beratungs- 
sitzung über Berichtspflicht der UKPV 
am 14. November 1996; 

MR Leonhard kündigt - nach Mitteilung 
des Vorsitzenden - Bericht für Ende 

Januar 1997 an 

Prot. 39, S. 8 

Prot. 41, S. 13 

Mißverständnis über 
Zeitpunkt der Bericht- 
ers tattung ; Vorsitzen- 
der verlangt Begrün- 
dung, warum Verfah- 
ren gegen Kokkalis bei 
Staatsanwaltschaft II 
bei dem LG Berlin Ak- 
tenzeichen 5/96 trägt 
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Datum 

Gegenstand 

Fundstelle 

Anmerkung 

11. November 1996 

Schreiben der UKPV: 

keine Bedenken mehr gegen Durchfüh- 
rung der Beweisbeschlüsse; 

Bitte an 2. UA, mit Zeugenvernehmungen 
noch zu warten 

Mitteilung, daß ein Bericht wegen 
andauernder Ermittlungen noch nicht 
möglich sei 



13. November 1996 

Freigabeerklärung bzgl. BStU-Akten 
durch Staatsanwaltschaft II bei dem 

LG Berlin geht beim 2. UA ein 



14. November 1996 

UKPV steht nicht zur Berichterstattung 
bereit; UA beanstandet fehlende Bericht- 
erstattung der UKPV 

Prot. 39, S. 6-9 


21. November 1996 

Eingang Unterlagen des BStU zu OV 
Kaskade 

Mat A 13-45 a 

fraglich, warum 
Material vorenthalten 
wurde 

Unterlagen sind 

VS-VERTRAULICH 

eingestuft 

25. November 1996 

Eingang Unterlagen des BStU zu Kokkalis 

Mat A 13-46 a 

fraglich, warum 
Material vorenthalten 
wurde; kein Intracom- 
Bezug 

5. Dezember 1996 

Eingang Unterlagen des BStU zu OV 
Koordinator 

Mat A 13-45 b 

fraglich, warum 
Material vorenthalten 
wurde 

Unterlagen sind 

VS-VERTRAULICH 

eingestuft 

5. Dezember 1996 

MR Leonhard teilt vor dem 2. UA mit: 

- UKPV habe 1993 mit Ermittlungen 
begonnen 

- einige Zeugen, die sich aus BStU-Unter- 
lagen ergaben, seien nach 10. Juni 1996 
vernommen worden; 

- Emüttlungsergebnisse lägen nicht vor; 

- UA möge Dr. Winckler nicht vor dem 

27. Februar 1997 vernehmen 

Prot. 41, S. 10-20 

UKPV teilt nicht mit, 
warum Ermittlungen 
erst jetzt laufen; dies 
soll später ün Gesamt- 
zusammenhang 
dargestellt werden 

16. Januar 1997 

Beschluß: Beiziehung der Unterlagen über 
Georges Dimitriadis (Mitarbeiter bei 
Intracom) beim BStU (BB 13-241) 

Prot. 47, S. 6 


16. Januar 1997 

Beschluß: Beiziehung der Unterlagen über 
IMS „Gustav" (BB 13-242) 

Prot. 47, S. 6 
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Datum 

Gegenstand 

Fundstelle 

Anmerkung 

16. Januar 1997 

Informatorische Anhörung Generalstaats- 
anwalt Schaefgen und Oberstaatsanwalt 
Brocher 

Prot. 48, S. 64 
(nichtöffent- 
licher Teil) 

Staatsanwaltschaft 
hat bisher keine Be- 
weise dafür, daß Intra- 
com Parteifirma ist 
oder der DDR gehört 
hat; Ermittlungen 
aber noch nicht abge- 
schlossen; z. Zt. 
Prüfung, inwieweit 
vor der Wende unbe- 
rechtigte Zahlungen 
aus der DDR an Intra- 
com geleistet wurden, 
um Geld dem Zugriff 
der THA zu entziehen. 
BvS-Task-Forces 
seien diesbezüglich 
eingeschaltet 

24. Februar 1997 

Unterlagen des BStU über IMS „Peter 
Schumann" und IMS „Gustav" gehen ein 

Mat A 13-45 c; 

Mat A 13-119 


26. Februar 1997 

teilweise Herabstufung der Unterlagen zu 
IMS „Peter Schumann" und OV Kaskade 
auf VS-NfD 



27. Februar 1997 

Eingang weiterer Unterlagen des BStU zu 
Kokkalis 

Mat A 13-46 b 


27. Februar 1997 

Vernehmung Dr. Winckler vor dem 2. UA 
u. a. zum Thema „ Intracom/Kokkalis " in 
eingestufter Sitzung; dem Zeugen und 
seinem Rechtsbeistand wird ein Schweige- 
gebot auferlegt 

Prot. 55 

weitere Vernehmung 
ist für den 30. Oktober 
1997 vorgesehen 

15. Mai 1997 

Beschluß: 

Antrag der UKPV auf Überlassung 
VS-VERTRAULICH eingestufter Proto- 
kolle zu Koch, Steyer, Dr. Winckler und 

Dr. Beil wird entsprochen 

Prot. 67, S. 5f 


15. Mai 1997 

Aufforderung an UKPV, noch vor der 
Sommerpause mitzuteilen: 

- warum Protokolle und andere Unter- 
lagen weiterhin VS eingestuft seien; 

- wann laufende Ermittlungen abgeschos- 
sen seien 

Prot. 67, S. 5f. 


23. Mai 1997 

Ermittlungsverfahren gegen Kokkalis wird 
gemäß § 170 Abs. 2 StPO eingestellt 


Einstellung wurde 
weder von Staats- 
anwaltschaft II bei 
dem LG Berlin noch 
durch UKPV mitgeteilt 

5. Juni 1997 

Beschluß: Zeugenvernehmung von Claus - 
Dieter Seidel (BB 13-263) und Dieter Uhlig 
-IM „Henry" (BB 13-266) 

Prot. 69, S. 5 

beide terminiert auf 
den 13. November 

1997 
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Datum 

Gegenstand 

Fundstelle 

Anmerkung 

26. Juni 1997 

Berichterstattung durch MR Leonhard 
vor dem 2. UA 

Prot. 73, S. 16 
(teilweise VS- 
NfD) 

Ankündigung, daß 
Geheimhaltungsgrad 
für folgende Ver- 
nehmungsprotokolle 
aufgehoben wird: 

- Jochen Steyer 

- Dr. Roland Winckler 

- Dr. Gerhard Beil 

26. Juni 1997 

Beschluß: Beiziehung der Unterlagen 
des BStU zu Dieter Uhlig - IM „Henry" 

(BB 13-278) 

Prot. 73, S. 9 


21. August 1997 

Schreiben der Leiterin des Sekretariates 
an den BStU zwecks Herabstufung VS- 
VERTRAULICH eingestufter Unterlagen 
auf „offen" zu Beweisbeschlüssen 13-30, 
Ziff. 4 und 13-35, Ziff. 1, 3, 4. 


seitens der UKPV be- 
stehen laut Mitteilung 
von MR Leonhard 
vom 26. Juni 1997 
keine Bedenken 
gegen eine Herab- 
stufung 

17. September 1997 

Mitteilung des BStU über Herabstufung 
der am 15. November 1996 überlassenen 
Unterlagen teilweise auf „offen" und teil- 
weise auf VS-NfD 


Antwort auf das 
Schreiben des 
Sekretariates vom 

21. August 1997 

22. September 1997 

Schreiben der Leiterin des Sekretariates 
im Auftrag des Vorsitzenden an den 

BStU zwecks Herabstufung der am 

15. November 1996 überlassenen Unter- 
lagen zu „Peter Schumann" von VS-NfD 
auf „offen" 



23. September 1997 

Mitteilung der BStU über Herabstufung 
der Unterlagen zu „Peter Schumann" von 
VS-NfD auf „offen" 



25. September 1997 

Beschluß; Zeugenvernehmung von 

Dr. Karl-Heinz Stegemann (BB 13-305) 

ADrs. 311 

Prot. 75, S. 17 


25. September 1997 

Beschluß: Beiziehung der Unterlagen des 
BStU zu Dr. Karl-Heinz Stegemann - IM 
„Henry" (BB 13-306) 

ADrs. 312 

Prot. 75, S. 17 


25. September 1997 

Herabstufung der VS -VERTRAULICH 
eingestuften Vernehmungsprotokolle 
der Zeugen Koch, Dr. Beil, Steyer und 

Dr. Winckler auf „offen" 

ADrs. 315 

Prot. 75, S. 18 

UKPV und BvS er- 
heben aus ihrer Sicht 
keine Einwände 
gegen eine Herab- 
stufung auf „offen"; 
mit Wirkung der Her- 
abstufung der Ver- 
nehmungsprotokolle 
sind die den Zeugen 
und deren Rechtsbei- 
ständen auferlegten 
Schweigegebote auf- 
gehoben. 
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Datum 

Gegenstand 

Fundstelle 

Anmerkung 

25. September 1997 

Aufhebung der Vernehmung von Dieter 
Uhlig 

ADrs. 316 

Prot. 75, S. 18 

Recherchen haben 
ergeben, daß es sich 
beim IMS „Henry" 
nicht um Dieter Uhlig, 
sondern um Dr. Karl- 
Heinz Stegemann 
handelt 

25. September 1997 

Fortsetzung der Vernehmung des Zeugen 
Willy Koch vor dem Untersuchungs- 
ausschuß u.a. zum Thema „Intracom/ 
Kokkalis" in Öffentlicher Sitzung 

Prot. 76, S. 66 


10. November 1997 

Schreiben des Rechtsbeistandes des 

Zeugen Kokkalis, daß der Zeuge nicht 
aussagebereit sei und deshalb nicht zur 
Vernehmung am 13. November 1997 er- 
scheinen werde 


Untersuchungsaus- 
schuß kann keine 
Zwangsmittel ein- 
setzen, da Ausländer 
Zeugenpflichten nur 
nachkommen müssen, 
wenn sie sich in der 
Bundesrepublik 
Deutschland aufhal- 
ten (OLG Düsseldorf, 
NJW 1991, S. 2223) 

13. November 1997 

Fortsetzung der Vernehmung des Zeugen 
Dr. Winckler in öffentlicher Sitzung 

Prot. 87, S. 46 

Mitteilung, daß das 
gegen den Zeugen 
und seinen Rechts- 
beistand verhängte 
Schweigegebot nüt 
Wirkung der Herab- 
stufung des Protokolls 
der Zeugenverneh- 
mung Dr. Winckler 
vom 25.9. 1997 auf- 
gehoben ist 

13. November 1997 

Vernehmung des Zeugen Bernhard Zeeb zu 
Aussagen des Günther Asbeck beim BND 

Prot. 87, S. 30 


13. November 1997 

Vernehmung des Zeugen Claus-Dieter 
Seidel u. a. zum Thema „Intracom/ 
Kokkalis" 

Prot. 87, S. 14 


11. Dezember 1997 

Vernehmung des Zeugen Hans-Joachim 
Vagt (ehemaliger Hauptbuchhalter beim 
AHB Elektrotechnik Export-Import) zu 
Kontakten nach Griechenland 

Prot. 92, S. 35 ff. 


15. Januar 1998 

Feststellung, daß das gegen die Zeugen 

Dr. Beil, Koch und Steyer und ihre Rechts- 
beistände verhängte Schweigegebot mit 
Wirkung der Herabstufung der Protokolle 
vom 25. 9. 1997 aufgehoben ist. Beschluß 
über entsprechende Benachrichtigung der 
von einem Schweigegebot betroffenen 
Zeugen und Rechtsbeistände. 

Prot. 93, S. 15 

Sekretariat hat den 
Benachrichtigungs- 
beschluß unverzüg- 
lich umgesetzt 

15. Januar 1998 

Herabstufung der VS-VERTRAULICHEN 
Teile der Protokolle der 25. nichtöffent- 
lichen Beratungssitzung (Stellungnahme 
Prof. Dr. Papier, UKPV) auf „VS-NfD" und 
der 73. nichtöffentlichen Beratungssitzung 
(Stellungnahme MR Leonhard, UKPV) 
auf „offen" 

Prot. 93, S. 6 
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3. Verlesung nach § 353 d Nr. 3 StGB 
geschützter Unterlagen 

Der Untersuchungsausschuß hat die Rechtsansicht 
vertreten, daß die Strafvorschrift des § 353 d Nr. 3 
StGB, die die Integrität des Strafverfahrens vor Publi- 
zität der diesem zugrundeliegenden Prozeßdoku- 
mente sowie die von einem Strafverfahren Betroffe- 
nen vor einer öffentlichen Bloßstellung vor Abschluß 
eines Strafverfahrens schützen soll, den Untersu- 
chungsausschuß nicht an einer Verwendung auch in 
öffentlicher Sitzung hindert. Allerdings hat der Un- 
tersuchungsausschuß ein vollständiges oder auch 
auszugsweises Zitieren aus Anklageschriften oder 
anderen amtlichen Urkunden eines Strafverfahrens 
unterlassen. 

4. Verwendung ohne formelle Beiziehung 
eingegangener Unterlagen 

Bei den im Rahmen der Zeugeneinvernahme ver- 
wendeten Materialien hat der Untersuchungsaus- 
schuß nicht zwischen förmlich beigezogenen (sog. 
A- Materialien) und freiwillig zugesandten Unterla- 
gen (sog. B -Materialien) unterschieden. Es ist des- 
halb auch vorgekommen, daß ein Zeuge mit Vor- 
haltungen und Dokumenten aus B-Materialien kon- 
frontiert wurde. 

5. Beweiswert der beigezogenen Dokumente 
und sonstiger Unterlagen 

Der Untersuchungsausschuß hat eine Vielzahl von 
Dokumenten bei den unterschiedlichsten Stellen 
über unterschiedlichste Vorgänge beigezogen (vgl. 
vorstehend III. 1.). Nur ein Bruchteil der beigezoge- 
nen Unterlagen wurde im Original geliefert. In ganz 
überwiegendem Maße hat der Untersuchungsaus- 
schuß technische Kopien erhalten. Ein Beispiel für 
die letztgenannte Gruppe bilden die zahlreichen 
vom BStU übersandten Materialien. Der Unter- 
suchungsausschuß hat grundsätzlich keinen Anlaß 
gehabt, an der Echtheit der beigezogenen Doku- 
mente zu zweifeln. Unklarheiten hat es allenfalls im 
Hinblick auf die Unterlagen der Otto Scheurmann 
Bank-KG zum Schrankfach von Sigrid Schalck- 
Golodkowski gegeben (vgl. Zweiter Teil, D.1I.2.). 

Von der Echtheit der Dokumente, von denen der 
BStU dem Untersuchungsausschuß Kopien übermit- 
telt hat, ist der Untersuchungsausschuß ausgegan- 


gen. Er war sich jedoch bewußt, daß mit der Echtheit 
der Materialien noch keine Gewähr für die inhalt- 
liche Richtigkeit gegeben war. 

Ein weiteres Problem bei der Beurteilung des Be- 
weiswertes beigezogener Unterlagen hat sich teil- 
weise aus dem Umstand ergeben, daß einzelne 
Materialien nicht im gewünschten Umfange vorge- 
legt wurden beziehungsweise werden konnten, da 
beispielsweise wesentliche Dokumente der HVA ge- 
gen Ende der MfS -Tätigkeit zielgerichtet vernichtet 
wurden oder aufgrund ihres großen Umfangs noch 
nicht vom BStU gesichtet waren (vgl. vorstehend 
B.III.l.). Aufgrund mangelnder Vollständigkeit hat 
der Untersuchungsausschuß deshalb mitunter nur 
partiell Einblick in bestimmte Vorgänge und Abläufe 
gewinnen können. 


IV. Auswertung der Beweisunterlagen mit 
Hilfe eines Datenverarbeitungssystems 

1 . Technische Beschreibung des vorhandenen 
Datenverarbeitungssystems 

Zur Bewältigung seines großen Aktenbestandes 
wurde der 1, Untersuchungsausschuß der 12. Wahl- 
periode mit einem speziellen Datenverarbeitungs- 
system ausgestattet. Mit dem Einsetzungsbeschluß 
hat der Deutsche Bundestag der Nutzung dieses 
Datenverarbeitungssystems durch den Unter- 
schungsausschuß zugestimmt. Dieses System wurde 
vom Untersuchungsausschuß wie folgt genutzt. 

Den Fraktionen und der Gruppe wurden zu Recher- 
chezwecken zunächst in den Räumen des Sekretaria- 
tes und später auch in den eigenen Räumen Bild- 
schirmarbeitsplätze zur Verfügung gestellt (je zwei 
für die CDU/CSU- und SPD-Fraktion, je einen für die 
F.D.P-Fraktion, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
PDS), die Aufruf, Recherche und die Erteilung von 
Druckbefehlen an die Drucker im Sekretariat des 
Untersuchungsausschusses, nicht jedoch die Be- 
arbeitung der Dokumente erlaubt haben. 

Die nachfolgende grafische Darstellung erläutert 
die technische Architektur des DV-Systems, das in 
modifizierter und an die Belange des Untersuchungs- 
ausschuß angepaßter Form vom 1. Untersuchungs- 
ausschuß der 12, Wahlperiode übernommen wurde. 
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2. Nutzung der vorhandenen Datenbank 

Der 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode 
hatte zahlreiche Dokumente zu seinen zentralen 
Untersuchungskomplexen verschlagwortet. In sei- 
nem Abschlußbericht auf BT-Drucksache 12/7600 hat 
er dazu auf den Seiten 43 und 44 ausgeführt: 

„Im Zusammenhang mit der Vergabe eines Auf- 
trags des Untersuchungsausschusses zur Erarbei- 
tung eines wirtschaftswissenschaftlichen Gutach- 
tens sind darüber hinaus von der Westdeutschen 
Treuhandunion (WTU) in Zusammenarbeit mit 
Sekretariatsmitarbeitern ca. 395 000 Dokumente 
ausgewertet und inhaltlich bearbeitet worden. Die 
Ergebnisse dieser Auswertung sind nach ge- 
sonderten Erfassungskriterien in einer separaten 
Datenbank festgehalten worden. 

Als Ergebnis des Aktenauswertung mit Hilfe des 
installierten DV-Systems ist folgendes festzuhal- 
ten: 

1. Ein wesentlicher Teil des Beweisunterlagen 
konnte von den Fraktionen und Gruppen sowie 
den Mitarbeitern des Ausschußsekretariates mit 
Hilfe des Systems zu einem mehrere Monate 
früheren Zeitpunkt eingesehen werden, als 
dies bei konventioneller Vorgehensweise (An- 
fertigung einer Papierkopie, Vervielfältigung 
und Verteilung an die Berechtigten) möglich 
gewesen wäre. 

2. In der Blätter-Routine des DV-Systems sind 
980000 Dokumente unterschiedlichen Umfangs 
aufgenommen worden. Dazu sind Ausschuß- 
protokolle im Umfang von 17 000 Seiten gekom- 
men. Insgesamt sind damit 1,5 Mio. Blatt erfaßt 
worden. 

3. Im Zuge der Verschlagwortung bzw. Aktenaus- 
wertung sind 520000 Dokumente bearbeitet 
worden. Die Ergebnisse dieser Auswertung 
konnten über die Recherche-Komponente zur 
Vorbereitung von Vernehmungen und zur Erar- 
beitung des Abschlußberichts herangezogen 
werden. " 

Der Untersuchungsausschuß hat ein großes Interesse 
an der Nutzung dieser bereits gespeicherten Daten 
gezeigt. Er hat aber gleichwohl erkannt, daß ein ge- 
nereller Beiziehungsbeschluß aus verfassungsrecht- 
lichen Gründen unzulässig wäre, da nur ein Teil der 
Daten konkret für die Ausschußarbeit relevant sein 
würde und die jeweils herausgebende Stelle im Ein- 
zelfall prüfen müsse, ob der Untersuchungsausschuß 
die gewünschten Daten/Unterlagen zur Erfüllung 
seines Untersuchungsauftrags notwendigerweise be- 
nötige. Der Untersuchungsausschuß hat vor diesem 
Hintergrund beschlossen, daß auf der Grundlage des 
Archivierungsbeschlusses des 1. Untersuchungsaus- 
schusses der 12. Wahlperiode in Verbindung mit § 16 
Abs. 1 Satz 1 GO-BT diejenige Fraktion oder Gruppe, 
die Einsichtnahme in die Akten und Daten des 1. Un- 


tersuchungsausschusses der 12. Wahlperiode neh- 
men wolle, dies bei der Präsidentin des Deutschen 
Bundestages beantragen müsse. Erst nach einer 
entsprechenden Genehmigung sei eine Recherche in 
den Räumen des Sekretariates möglich. Werde es 
nach Abschluß der Recherche als notwendig angese- 
hen, Akten und Daten zu Beweiszwecken heranzu- 
ziehen, so sei die ursprünglich herausgebende Stelle 
auf der Grundlage eines entsprechenden Beweisbe- 
schlusses um Nutzungsgenehmigung zu bitten. 

Auf Anfragen im vorgenannten Sinne hat die Präsi- 
dentin des Deutschen Bundestages die gewünschten 
Genehmigungen erteilt. Diese Recherchemöglichkeit 
wurde in der Folgezeit intensiv genutzt. Sie hat dazu 
beigetragen, daß vorhandenes untersuchungsrele- 
vantes Material kurzfristig identifiziert und aufgrund 
von Beweisbeschlüssen beigezogen werden konnte. 

3. Aufbau einer weiteren Datenbank 

Neben der bestehenden Datenbank des 1. Untersu- 
chungsausschusses der 12. Wahlperiode hat der Un- 
tersuchungsausschuß für eigene Zwecke eine wei- 
tere aufgebaut. In diese Datenbank sind sämtliche 
Antworten auf Beweisbeschlüsse, soweit sie nicht mit 
einem Geheimhaltungsgrad versehen waren, sowie 
einige Ausschußprotokolle eingegangen. 

Wurde vom 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahl- 
periode bereits auf Bildplatten gespeichertes Akten- 
material beigezogen, mußte die technische Möglich- 
keit geschaffen werden, erfaßte Daten in die neu ge- 
bildete Datenbank „2.UA/13.WP” zu übernehmen. 
Da dies im Leistungsumfang der Software nicht vor- 
gesehen war, bedurfte es einer Nachentwicklung, 
die es dennoch nicht vermied, in mühevoller Klein- 
arbeit jedes Dokument einzeln, mit eventuell schon 
vorhandenen Schlagworten, in die neue Datenbank 
zu importieren. Da aber viele aus dem Bestand beige- 
zogene Unterlagen nur zu einem geringen Teil oder 
überhaupt nicht verschlagwortet waren, hat der Un- 
tersuchungsausschuß diesbezüglich, wie auch bei 
erstmalig beigezogenen Dokumenten, selbst für eine 
Verschlagwortung gesorgt. Von der Verwaltung wur- 
den deshalb einige Aushilfskräfte mit zeitlich befri- 
steten Verträgen jeweils halbtags als Sachbearbeiter 
für die Unterstützung bei der Verschlagwortung ein- 
gestellt. Während in der vergangenen Wahlperiode 
noch mehr als 20 Stellen zur Verschlagwortung be- 
willigt wurden, haben dem Untersuchungsausschuß 
aufgrund der haushaltsmäßigen Beschränkungen 
zeitgleich nie mehr als vier Aushilfskräfte für die Ver- 
schlagwortung zur Verfügung gestanden. Im Laufe 
der Untersuchungstätigkeit sind 45 202 Dokumente 
(113 605 Seiten), davon 37 614 Dokumente aus 
dem Bestand des 1. Untersuchungsausschusses der 
12. Wahlperiode, in die Datenbank „2.UA/13.WP“ 
aufgenommen worden. Diese Dokumente sind z.Zt. 
(Stand: 2. März 1998) zu 84% bearbeitet, wie das 
nachfolgende Schaubild verdeutlicht. 
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4. Praktische Schwierigkeiten 
bei der Systemnutzung 

Wie zuvor unter Gliederungspunkt B.lV.l. erwähnt, 
bedurfte es im laufenden Betrieb des DV-Systems 
einer hardwaremäßigen Anpassung und eines damit 
verbundenen Software-Update. 

Im Juli 1996 zeigte sich bereits, daß ein Parallelbe- 
trieb der beiden Datenbanken, die des 1. Untersu- 
chungsausschusses der 12. Wahlperiode und die des 
Untersuchungsausschusses, auf dem SQL-Server 
Probleme bereiten würde. Der Speicherplatz war zu 
90% ausgelastet und die Antwortzeiten bei Zugriff 
auf die Datenbank bewegten sich in Spitzenzeiten 
im zweistelligen Sekundenbereich. Aufgrund dessen 
wurde der Server vom Referat ZI 2 durch einen lei- 
stungsfähigen Pentium 166 MHz nüt 64 MB Haupt- 
speicher und mit zwei Festplatten ä zwei GByte 
ersetzt. 

Im etwa gleichen Zeitraum kam es immer wieder 
zu Totalausfällen der beiden Ricoh-Hochleistungs- 
druckern, die auf einen übermäßigen Verschleiß zu- 
rückzuführen waren. Die Wartungsbemühungen der 
Unternehmen FileNet und Hewlett-Packard führten 
dazu, daß im Laufe des zweiten Halbjahres 1996 zu- 
mindest immer ein Drucker, wenn auch nur bedingt, 
einsatzbereit war. Die Ersatzteile der Drucker muß- 
ten teilweise in den USA speziell für den Unter- 
suchungsausschuß angefertigt werden. 

In gleichem Zeitraum kam es bei dem neu installier- 
ten SQL-Server immer wieder zu Totalausfällen. 
Nach mehrfachem Austausch einzelner Hardware- 
komponenten des Servers wurde davon ausgegan- 
gen, daß eine Fehlersuche softwareseitig im Bereich 
des Datenbanksystems notwendig sei, da parallel zur 
Neuinstallation der Datenbank auch Änderungen in- 
nerhalb der Anwendungssoftware des Unterneh- 
mens Genesys in Betrieb genommen wurden. Da 
eine Fehlersuche über mehrere Monate auch nicht 


zum Erfolg führte, wurde der SQL-Server ein zweites 
Mal komplett durch ein neues System vom gleichen 
Typ ersetzt. Auch dieser Server lief nur zeitweise 
fehlerfrei. 

Zu Beginn des Jahres 1997 waren beide Drucker 
komplett ausgefallen und vom Unternehmen FileNet 
als irreparabel (End of Lifetime) bezeichnet worden. 
Sie hatten zusammen mittlerweile über 1 Million Sei- 
ten gedruckt. Da das Unternehmen FileNet dem 
Deutschen Bundestag den Wartungsvertrag bezüg- 
lich der Hardwarekomponenten und der zugehöri- 
gen Standardsoftware mittlerweile gekündigt hatte, 
wurde die Installation eines komplett neuen Systems 
geplant. 

Im Februar 1997 wurde der SQL-Server vom Referat 
ZI 2 nochmals durch einen neuen Rechner gleichen 
Typs, aber eines anderen Herstellers ersetzt. Nach 
einer Neuinstallation der Netzwerksoftware und Da- 
tenbank lief dieser bis heute fehlerfrei. Die Fehlerur- 
sache ist bis zum heutigen Tag nicht einwandfrei ge- 
klärt, insbesondere weil der ausgetauschte Rechner 
in einem anderen Projekt fehlerfrei funktioniert. 
Nach Auskunft des Referates wurde lediglich das 
Netzteil ausgetauscht, das eventuell in Zusammen- 
arbeit mit einer unterbrechungsfreien Stromversor- 
gung Probleme bereitet haben könnte. 

Auch die Arbeitsplätze im Untersuchungsausschuß 
wurden im etwa gleichen Zeitraum durch modernere 
Technik {486DX4/33) ersetzt. 

In der Sommerpause 1997 wurde dann die gesamte 
Hardwarekomponente des Unternehmens FileNet, 
mit Ausnahme des Bildplattenspeichers (OS AR), so- 
wie die zugehörige Standardsoftware ausgetauscht. 

Die nachfolgende grafische Darstellung erläutert die 
neue technische Architektur des DV-Systems, das 
etwa erst ab diesem Zeitpunkt einen störungsfreien 
Betrieb ermöglichte. 
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Diese Tatsache ist auch sehr deutlich am Verlauf der 
Kurve im Diagramm „Verschlagwortung" zu erken- 
nen. 

Trotz technischer Ausfälle und Verzögerung der vol- 
len Einsatzbereitschaft hat sich der Einsatz des DV- 
Systems als sinnvoll erwiesen. Die Erfahrungen im 
Umgang mit dem System und die bereits gespeicher- 
ten Dokumente des 1. Untersuchungsausschusses 
der 12. Wahlperiode waren dabei eine wertvolle Hilfe 
und bedeuteten eine enorme Zeitersparnis. 


V. Beweiserhebung durch Vernehmung 
von Zeugen und Anhörung 
von Sachverständigen 

1. Vernehmungs- bzw. 

Anhörungsvoraussetzungen 

a) Ordnungsgemäße Ladung 

Bevor der Untersuchungsausschuß eine ordnungsge- 
mäße Zustellung der Ladung veranlassen konnte, wa- 
ren oftmals zeitintensive Vorbereitungsarbeiten not- 
wendig. Nicht immer verfügte der Untersuchungs- 
ausschuß über den vollständigen Namen und die 
ladungsfähige Anschrift eines zu vernehmenden Zeu- 
gen. Erforderlich waren dann Nachfragen bei Dritten 
und Auskunftsersuchen an diverse Einwohner- 
meldeämter. 

ln der Ladung selbst hat der Untersuchungsausschuß 
auf die Vorschriften der Strafprozeßordnung ein- 
schließhch der Regelung des § 51 StPO über das 
Fernbleiben eines Zeugen hingewiesen, die nach 
Art. 44 Abs. 2 Satz 1 Grundgesetz auf das Verfahren 
des Untersuchungsausschusses sinngemäß Anwen- 
dung finden. Außerdem wurde in der Ladung der 
Hinweis erteilt, zur Vernehmung einen Rechtsanwalt 
als Rechtsbeistand hinzuziehen zu können, dem al- 


lerdings kein Rederecht zustehe. Zusammen mit der 
Ladung hat der Zeuge den Einsetzungsbeschluß mit 
Untersuchungsauftrag, den konkreten Beweisbe- 
schluß sowie einen Vordruck für Reisekostenbeantra- 
gung erhalten. 

b) Ordnungsgemäße Ausschußbesetzung 

Der Vorsitzende des Untersuchungsausschusses hat 
stets von Amts wegen darauf geachtet, daß gemäß § 6 
IPA-Regeln Zeugenvernehmungen nur bei Beschluß- 
fähigkeit des Ausschusses durchgeführt wurden. Da 
§ 6 Abs. 1 IPA-Regeln bestimmt, daß der Unter- 
suchungsausschuß beschlußfähig ist, wenn die Mehr- 
heit seiner Mitglieder anwesend ist, mußten jeweils 
mindestens sechs Untersuchungsausschußmitglieder 
- wobei das Mitglied der Gruppe der PDS wegen 
fehlender Stimmberechtigung (vgl. Beschluß des 
Ältestenrates vom 6. Juni 1991 in Verbindung mit 
dem Einsetzungsauftrag auf BT-Drucksache 13/2483) 
nicht mitgezählt wurde - an der Zeugenvernehmung 
teilnehmen. Im Falle einer Beschlußunfähigkeit hätte 
der Untersuchungsausschuß nach § 6 Abs. 2 IPA-Re- 
geln keine Untersuchungshandlungen durchführen 
dürfen. 

2. Anzahl und Dauer der Vernehmungen 
bzw. Anhörungen 

a) Anzahl der Vernehmungen und Anhörungen 

Von den insgesamt 114 Zeugen, deren Vernehmung 
beschlossen war, hat der Untersuchungsausschuß 
89 terminiert und letztendlich 78 vernommen. Zum 
Themenkomplex „Bremer Vulkan Verbund AG" 
wurden allein 34 Zeugeneinvernahmen durchge- 
führt. Außerdem wurden zum gesamten Untersu- 
chungsauftrag 14 Personen als Sachverständige bzw. 
Anhörpersonen gehört. Der zeitliche Ablauf gestal- 
tete sich wie folgt: 


Zeuge 

Anhörperson 

Sitzungs- 

Nr. 

Datum 

Dauer in 
Minuten 


Joachim Gauck 

6. 

18.1.1996 

166 


Manfred Kittlaus, 

Uwe Schmidt 

6, 

18.1.1996 

181 


Dr. Josef Dierdorf, 

Dr. Lothar Holzapfel 

8. 

1.2.1996 

340 


Prof. Dr. Hans-Jürgen Papier 

9. 

8.2,1996 

190 


Giso Schütz 

9. 

8.2.1996 

135 


Irmgard Karwatzki 

11. 

29.2.1996 

285 


Ulrich Knaack 

11. 

29.2.1996 

90 

Werner Hennig 


12. 

7.3.1996 

160 

Werner Großmann 


12. 

7.3.1996 

233 
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Zeuge 

Anhörperson 

Sitzungs- 

Nr. 

Datum 

Dauer in 
Minuten 

Manfred Seidel 


14. 

14.3.1996 

287 

Manfred Weihmann 


14. 

14.3.1996 

63 

Dr. Alfred Kleine 


16. 

18.4.1996 

265 

Tilo Kretzschmar 


18. 

25.4.1996 

163 



46. 

12.12.1996 

130 

Bruno Webers, 

Wilfried Kroll 


20. 

9.5.1996 

287 

Dr. Joachim Erbe 


22. 

23.5.1996 

337 


Dr. Joachim Erbe, 

58. 


242 


Hansjörg Schaal 

68. 


160 


Dr. Joachim Erbe 

76. 

25.9.1998 

334 

Fritz -Joseph Rath 


24. 

13.6.1996 

238 

Hans -Jürgen Labom 


24. 

13.6.1996 

114 

Dr. Walter Siegert 


26. 

20.6.1996 

201 

Edgar Most 


26. 

20.6.1996 

97 

Feodor Ziesche 


28. 

27.6.1996 

291 

Prof. Dr, Werner Polze 


31. 

26.9.1996 

177 

Willy Koch 


31. 

26.9.1996 

190 



76. 

25.9.1997 

108 

Jürgen Strahl 


34. 

10.10.1996 

117 

Helmut Schindler 


34. 

10.10.1996 

234 

Wolfgang Pohl 


36. 

17.10.1996 

ca. 200 

WolfgangLangnitschke 


36. 

17.10.1996 

ca. 100 

Annabella Weber 


38. 

7.11.1996 

ca. 35 

Christa Wachsen 


38. 

7.11.1996 

ca. 70 

Siegmund Klostermann 


38. 

7.11.1996 

ca. 90 

Karlheinz Kaufmann 


38. 

7.11.1996 

ca. 150 

Peter Deparade 


40. 

14.11.1996 

60 

Dr. Wilhelm Olges 


40. 

14.11.1996 

135 

Dr. Gerhard Beil 


42. 

5.12.1996 

302 
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Zeuge 

Anhörperson 

Sitzungs* 

Nr. 

Datum 

Dauer in 
Minuten 

Rudolf Jochen Steyer 


42. 

5.12.1996 

88 

Günther Eichhorn 


46. 

12.12.1996 

177 


Christoph Schaefgen, 

Bernhard Brocher 

48. 

16.1.1997 

383 

Eckehard Voigt 


51. 

30.1.1997 

ca. 70 

Anneliese Titel 


51. 

30.1.1997 

ca. 35 

Hannelore Heiter 


51 

30.1.1997 

64 

Dr. Kurt Bley 


51. 

30.1.1997 

167 



74. 

26.6.1997 

110 

Jürgen Simhart 


53. 

20.2.1997 

155 

Gräfin Christine von Kageneck 


53. 

20.2.1997 

74 

Herbert Köhler 


55. 

27.2.1997 

ca. 190 

Horst Müller 


55. 

27.2.1997 

ca. 100 

Dr. Roland Winckler 


55. 

27.2.1997 

164 



87. 

13.11.1997 

50 


Jan Frischmuth, 

Horst Nullmeyer 

58. 

13.3.1997 

77 

Dr. Rüdiger Zinken 


60. 

20.3.1997 

204 

Dr. Friedrich Hennemann 


60. 

20.3.1997 

186 

Günter Smidt 


62. 

17.4.1997 

7 

Dr. Wilhelm Scheider 


62. 

17.4.1997 

58 

Prof. Dr. Manfred Timmermann 



17.4.1997 





11.12.1997 

mm 

Jürgen Schmidt 


62. 

17.4.1997 

92 

Joachim Tesmer 


64. 

18.4.1997 

8 

Friedo Ulpts 


64. 

18.4.1997 

95 

Oswald Müller 


64. 

18.4.1997 

79 

Reinhard Kny 


64. 

18.4.1997 

42 


Dr. Norbert Pfitzer 

66. 

24.4.1997 

100 

Frank Teichmüller 


66. 

24.4.1997 

135 

Klaus Geertz 


66. 

24.4.1997 

41 
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Zeuge 

Anhörperson 

Sitzungs- 

Nr. 

Datum 

Dauer in 
Minuten 

Hermann -Joachim Greven 


68. 

15.5.1997 

45 

Peter Güldensupp 


68. 

15.5.1997 

40 

Hartmuth Rausch 


68. 

15.5.1997 

5 

Josef Klar 


68. 

15.5.1997 

90 

Birgit Breuel 


71. 

5.6.1997 

184 

Dr. Harald Ringstorff 


71. 

5.6.1997 

123 

Dr. Klaus -Peter Wild 


71. 

5.6.1997 

183 

Dirk Groß-Blotekamp 


71. 

5.6.1997 

93 

Dr. Heinrich Hornef 


72. 

12.6.1997 

335 

Dr. Karl-Peter Hasselberg 


72. 

12.6.1997 

53 

Dr. Gerhard Köpernik 


72. 

12.6.1997 

60 

Dr. Jobst Wellensiek 


74. 

26.6.1997 

52 

Dr. Bernd Hartmann 


74. 

26.6.1997 

97 

Markus Wolf 


78. 

2.10.1997 

ca. 150 

Günther Scharfenberg 


78. 

2.10.1997 

ca. 70 

Bruno Mahlow 


81. 

9.10.1997 

186 

Marlies Keller (vorm. Deneke) 


81. 

9.10.1997 

42 

Dr. Andreas Brie 


81. 

9.10.1997 

8 

Dr. Manfred Overhaus 


81. 

9.10.1997 

83 

Dr. Gregor Gysi 


84. 

30.10.1997 

28 



87. 

13.11.1997 

28 

Dr. Eckart John von Freyend 


84. 

30.10.1997 

179 

Prof. Dr. Lothar Bisky 


87. 

13.11.1997 

24 

Claus-Dieter Seidel 


87. 

13.11.1997 

61 

Bernhard Zeeb 


87. 

13.11.1997 

74 

Dr. Klaus Schucht 


92. 

11.12.1997 

113 

Hans-Joachim Vagt 


92. 

11.12.1997 

76 

Dr. Theodor Waigel 


94. 

15.1.1998 

191 

Dr. Joachim Grünewald 


94. 

15.1.1998 

93 


Anmerkung: Einige Angaben konnten nicht minutengenau erfolgen, da im Stenographischen Protokoll ent- 
sprechende Zeitangaben fehlten. 
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b) Dauer der Vernehmungen und Anhörungen 

Die Vernehmungen und Anhörungen des Unter- 
suchungsausschusses erstreckten sich über insge- 
samt mehr als 213 Stunden. Die in dieser Zeit steno- 
graphisch gewonnenen Wortprotokolle umfassen 
5 672 Seiten. 

Nicht immer konnten die erschienenen Zeugen auch 
pünktlich zum Ladungszeitpunkt vernommen wer- 
den. Mitunter - insbesondere dann, wenn schon 
mehrere Vernehmungen an einem Sitzungstag vor- 
ausgegangen waren - mußten auch längere War- 
tezeiten in Kauf genommen werden. Dies hatte sei- 
nen Grund einerseits darin, daß der Untersuchungs- 
ausschuß im voraus nur grob abschätzen konnte, 
wieviel Zeit für die Vernehmung eines einzelnen 
Zeugen benötigt würde. Andererseits kam es auch 
deshalb immer wieder zu zeitlichen Verzögerungen, 
weil die Ausschußmitglieder zu namentlichen Ab- 
stimmungen ins Plenum gerufen wurden. Für diese 
Abstimmungen wurden die Sitzungen unterbro- 
chen. 


3. Durchführung öffentlicher 

und nichtöffentlicher Vernehmungen 

Entsprechend der grundgesetzlichen Regelung in 
Art. 44 Abs. 1 Satz 1 GG hat der Untersuchungsaus- 
schuß die erforderlichen Beweise grundsätzlich in 
öffentlicher Sitzung erhoben. Von der in Art. 44 
Abs. 1 Satz 2 GG eingeräumten Möglichkeit, die Öf- 
fentlichkeit für die Dauer der gesamten Vernehmung 
oder auch nur vorübergehend auszuschließen, hat 
der Untersuchungsausschuß in elf Fällen Gebrauch 
gemacht. Er sah sich dazu veranlaßt, wenn dies, wie 
in § 8 Abs. 2 Satz 1 IPA-Regeln vorgesehen ist, zum 
Schutze überragender Interessen der Allgemeinheit 
oder überwiegender Interessen eines einzelnen ge- 
boten erschien. Entsprechenden Wünschen anderer 
Ermittlungsbehörden hat der Untersuchungsaus- 
schuß stets entsprochen. 

An den nichtöffentlichen Sitzungen haben aus- 
schließlich förmlich Berechtigte teilgenommen. VS- 
VERTRAULICH und höher eingestufte Sitzungen 
wurden ebenfalls - von einem besonders ermächtig- 
ten und verpflichteten Stenographen auf genommen. 
Die Protokolle wurden entsprechend den Einstufun- 
gen als offen, VS-NfD, VS-VERTRAULICH oder VS- 
GEHEIM gekennzeichnet. 

In der 53. Sitzung am 20. Februar 1997 sowie in der 
87. Sitzung am 13. November 1997 hat der Untersu- 
chungsausschuß jeweils einen Zeugen vernommen, 
der im Rahmen der Vernehmung zur Person seinen 
Decknamen angegeben hat. Da für den als Mitarbei- 
ter bzw. ehemaligen Mitarbeiter des BND beschäftig- 
ten Zeugen im Falle der Offenlegung seiner Identität 
eine Beeinträchtigung seiner zukünftigen dienst- 
lichen Verwendungsmöglichkeiten bzw. privaten 
Sicherheit nicht ausgeschlossen werden konnte, hat 
der Untersuchungsausschuß auf die Angabe des tat- 
sächlichen Namens verzichtet. 


4. Vernehmung eines ausländischen Zeugen 
vor dem Untersuchungsausschuß 

Zur Klärung der Fragen, ob die DDR möglicherweise 
an den griechischen Unternehmen Integra und Intra- 
com S. A. beteiligt war und ob Embargogeschäfte ge- 
tätigt wurden, hat der Untersuchungsausschuß die 
Vernehmung des griechischen Staatsbürgers Sokra- 
tes Kokkalis als Zeugen beschlossen, nachdem dieser 
über seinen Rechtsanwalt seine Aussagebereitschaft 
signalisiert hatte. Der auf den 13. November 1997 
terminierte Zeuge wurde nach vorheriger Absprache 
und unter Beteiligung des BMJ im Wege eines 
Rechtshilfeersuchens fristgerecht geladen. 

Mit Schreiben seines Rechtsbeistandes vom 10. No- 
vember 1997 hat der Zeuge demgegenüber erklären 
lassen, daß er vor dem Untersuchungsausschuß nicht 
als Zeuge aussagen werde, weil in Griechenland 
aufgrund von Indiskretionen seitens des Untersu- 
chungsausschusses und/oder der UKPV ein straf- 
rechtliches Vorermittlungsverfahren eingeleitet wor- 
den sei, welches bislang nicht eingestellt sei. Außer- 
dem mache der Inhalt der Ermittlungsakte des gegen 
ihn bei der Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin 
geführten und inzwischen gemäß § 170 Abs. 2 StPO 
eingestellten Ermittlungsverfahrens eine Verneh- 
mung zur Gänze überflüssig. 

Da Ausländer entsprechend der strafprozessualen 
Rechtsprechung (vgl. OLG Düsseldorf, NJW 1991, 

5. 2223), die für Untersuchungsausschüsse nach 
Art. 44 Abs. 2 GG insoweit maßgebend ist, Zeugen- 
pflichten nur nachkommen müssen, wenn sie sich in 
der Bundesrepublik Deutschland aufhalten, hat der 
Untersuchungsausschuß keine Möglichkeit gesehen, 
eine Vernehmung vor dem Untersuchungsausschuß 
zu realisieren. 


5. Absehen von Vereidigung 

und formeller Abschluß von Vernehmungen 

Der Untersuchungsausschuß hat zwar durch seinen 
Vorsitzenden im Rahmen der Zeugenbelehrung stets 
auf die Möglichkeit der Vereidigung hingewiesen, 
ohne jedoch davon tatsächlich Gebrauch zu machen. 

Alle Zeugen sind vor ihrer Vernehmung darüber 
informiert worden, daß die Sitzung zu Protokoll- 
zwecken auf Tonband aufgezeichnet werde, das Pro- 
tokoll zugesandt werde und binnen zwei Wochen 
nach Erhalt des Vernehmungsprotokolls Korrekturen 
und Ergänzungen mitzuteilen seien. Vorher werde 
die Vernehmung nicht als abgeschlossen erklärt 
(siehe Erster Teil, B.I.8.). 


6. Anerkennung des Betroffenenstatus 

Der Untersuchungsausschuß hatte sich ebenso wie 
schon der 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahl- 
periode mit der Frage zu beschäftigen, ob bei einem 
Zeugen der Status eines „Betroffenen" anzuerken- 
nen sei. Damals war ein entsprechender Antrag des 
Zeugen Dr. Schalck-Golodkowski abgelehnt worden 
(BT-Drucksache 12/7600, S. 48f,). 
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Nachdem der Untersuchungsausschuß die Verneh- 
mung des Zeugen Manfred Seidel beschlossen hatte, 
bat dieser durch seinen Rechtsbeistand mit Schrei- 
ben vom 26. Februar 1996, der Untersuchungsaus- 
schuß möge von einer Befragung absehen. Hilfs- 
weise wurde beantragt, den Status eines Betroffenen 
einzuräumen. 

Zur Begründung wurde darauf verwiesen, daß gegen 
den Zeugen mindestens sieben Ermittlungsverfahren 
anhängig seien, die in unmittelbarem Zusammen- 
hang mit seiner Tätigkeit im und für den Bereich 
KoKo stünden. Darüber hinaus sei in zwei Fällen 
durch die Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin 
Anklage erhoben worden. Da die Staatsanwaltschaft 
II bei dem LG Berlin die Tätigkeit des Zeugen im da- 
maligen Bereich KoKo, die dieser auf Weisung der 
damahgen Partei- und Staatsführung der DDR aus- 
geführt habe, als kriminell einstufe, würde sich der 
Zeuge mit der Beantwortung von Fragen, die der Un- 
tersuchungsausschuß an diesen richte, gegebenen- 
falls der Gefahr einer Strafverfolgung aussetzen. 

Zu berücksichtigen sei ferner, daß der Zeuge darüber 
dem 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode 
umfassend und nach bestem Wissen Auskunft erteüt 
habe. Über die seinerzeitigen Aussagen hinaus 
könne der Zeuge keine Angaben machen. Zudem sei 
die Erinnerung des Zeugen an Detaüs nunmehr 
durch Zeitablauf und dessen Lebensumstände sehr 
eingeschränkt. Soweit der Untersuchungsausschuß 
klären solle, ob Unternehmen und Beteiügungen 
über die im 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahl- 
periode bezeichneten hinaus bestünden, würde sich 
der Zeuge bei Aussagen vor dem jetzigen Unter- 
suchungsausschuß gegebenenfalls ebenfalls der Ge- 
fahr der strafrechthchen Verfolgung aussetzen, soweit 
sich die entsprechenden Aussagen nicht deckten. 

Der Untersuchungsausschuß hat in seiner 13. Sit- 
zung am 14. März 1996 diesen Antrag beraten. Er 
hat an der terminierten Zeugenvernehmung festge- 
halten und ist zu der Überzeugung gelangt, daß die 
Voraussetzungen für die Feststellung der Rechtsstel- 
lung eines Betroffenen nicht erfüllt seien. Dabei hat 
sich der Untersuchungsausschuß von folgenden Ge- 
danken leiten lassen: 

Die Voraussetzungen für die Rechtsstellung des Be- 
troffenen sind in § 18 Abs. 1 des Entwurfs eines Ge- 
setzes über die Einsetzung und das Verfahren von 
Untersuchungsausschüssen des Deutschen Bundes- 


tages (IPA-Regeln; BT-Drucksache 5/4909) geregelt, 
die nach IV des Einsetzungsbeschlusses (BT-Druck- 
sache 13/2483) dem Verfahren des Untersuchungs- 
ausschusses zugrunde hegen. Der Status des Betrof- 
fenen entsteht erst mit seiner Feststellung durch 
den Untersuchungsausschuß (§ 18 Abs. 2 IPA-Regeln). 
Nach dem für den Zeugen Seidel einschlägigen 
§ 18 Abs. 1 Ziff. 4 IPA-Regeln sind „Betroffene“ Per- 
sonen, bei denen sich aus dem Untersuchungsauf- 
trag oder aus dem Verlauf der Untersuchung ergibt, 
daß die Untersuchung sich ausschheßüch oder ganz 
überwiegend gegen sie richtet. 

Der Untersuchungsauftrag des Untersuchungsaus- 
schusses und die Zielsetzung der auf dieser Grund- 
lage erfolgenden Ermittlungen sind darauf ausge- 
richtet, eine Vielzahl noch offen gebhebener Fragen 
des 1. und 2. Untersuchungsausschusses der voran- 
gegangenen Wahlperiode zu untersuchen. Schon al- 
lein wegen der Vielschichtigkeit des Untersuchungs- 
auftrags ist offensichthch, daß sich die Untersuchung 
nicht ausschheßlich oder ganz überwiegend gegen 
den Zeugen Seidel richtet. Die Vernehmung des Zeu- 
gen Seidel betrifft darüber hinaus nur einen Teil des 
breitgefächerten Untersuchungsauftrags, zu dem 
neben Manfred Seidel auch andere Zeugen befragt 
werden. 

Falls Sachverhaltsidentität mit laufenden Ermitt- 
lungsverfahren bestehen sollte, kommt für den Zeu- 
gen das Schweigerecht nach § 136 StPO in Betracht, 
Soweit sich der Zeuge Seidel bei der Beantwortung 
von Fragen zum Untersuchungsauftrag der Gefahr 
aussetzen würde, wegen strafbarer Handlungen ver- 
folgt zu werden, besteht für diesen die Möghchkeit, 
von seinem Auskunftsverweigerungsrecht gemäß 
§ 55 StPO Gebrauch zu machen. 

Vor dem Hintergrund dieser Ausschußentscheidung 
hat am 14. März 1996 die Vernehmung des Zeugen 
Seidel stattgefunden. 

7. Zeugenbeistände 

Die Zeugen wurden in ihrer Ladung über die Mög- 
üchkeit unterrichtet, zur Vernehmung einen Rechts- 
beistand hinzuzuziehen. Die Kosten des Rechts- 
beistandes waren nicht erstattungsfähig. 

Die folgende Tabelle gibt einen Überbhck über die 
Zeugen, die zur Vernehmung in Begleitung eines 
Rechtsanwalts erschienen sind. 


Zeuge 

Rechtsbeistand 

Sitzungs- 

Nr. 

Datum 

Werner Großmann 

RA Dr. Friedrich Wolff ; Berlin 

12. 

7.3.1996 

Dr. Alfred Kleine 

RA Jürgen Strahl; Berlin 

16. 

18.4.1996 

Tilo Kretzschmar 

RA Jürgen Strahl; Berlin 

18. 

25.4.1996 



46. 

12.12.1996 

Feodor Ziesche 

RA Dr. Gerd Graubner; Berlin 

28. 

27.6.1996 
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Zeuge 

Rechtsbeistand 

Sitzungs- 

Nr. 

Datum 

Wolfgang Pohl 

RA Walter Venedey; Berlin 

36. 

17.10.1996 

Christa Wachsen 

RA Dr. Hans- Volker Tens; Berlin 

38, 

7.11.1996 

Siegmund Klostermann 

RA Dr. Detlef Klocke; Duisburg 

38. 

7.11.1996 

Karlheinz Kaufmann 

RA Bernd Häusler; Berlin 

38. 

7.11.1996 

Peter Deparade 

RA Axel Weimann; Berlin 

40. 

14.11.1996 

Dr. Gerhard Beil 

RA Dr. Alexander Eich; Berlin 

42. 

5.12.1996 

Hannelore Heiter 

RA Dr. Karl-Heinz Schmitz; Berlin 

51. 

30.1.1997 

Dr. Roland Winckler 

RA Dr. Siegfried Kästner; Berlin 

55. 

-27.2.1997 



87. 

13.11.1997 

Günter Smidt 

RA Erich Joester; Bremen 

62. 

17.4.1997 

Hartmuth Rausch 

RA Norbert Parlow; Hamburg 

68. 

15.5.1997 

Josef Klar 

RA Dr. Henning Hübner; Bremerhaven 

68. 

15.5.1997 

Markus Wolf 

RA Johann Schwenn; Hamburg 

78. 

2.10.1997 

Bruno Mahlow 

RA Michael Schröer; Münster 

81. 

9.10.1997 

Marlies Keller 

RA Michael Schröer; Münster 

81. 

9.10.1997 

Dr. Andreas Brie 

RA Michael Schröer; Münster 

81. 

9.10.1997 

Prof. Dr. Lothar Bisky 

RA Michael Schröer; Münster 

87. 

13.11.1997 


Im Falle einer rechtsanwaltlichen Vertretung hat der 
Untersuchungsausschuß durch seinen Vorsitzenden 
zu Beginn der Vernehmung auf die Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts verwiesen, nach der 
ein Beistand für einen Zeugen zuzulassen ist, diesem 
Beistand jedoch kein eigenes Rede- oder Antrags- 
recht zusteht. Der Vorsitzende hat deshalb einem 
Zeugen für den Fall, daß er sich vor der Beantwor- 
tung einer Frage mit seinem Rechtsbeistand beraten 
fnöchte, um einen entsprechenden Hinweis gebeten. 
In der Praxis hat der Vorsitzende den Beratungs- 
wünschen stets entsprochen und in Einzelfällen die 
Sitzung kurz unterbrochen. 

Eine Besonderheit hat es im Zusammenhang mit der 
ersten Vernehmung des Zeugen Tilo Kretzschmar, 
ehemaliger Leiter der Abteilung Rückwärtige Dien- 
ste der HVA des MfS, am 25. April 1996 gegeben. 
Der Zeuge, der von Rechtsanwalt Jürgen Strahl be- 
gleitet wurde, sollte dazu vernommen werden, inwie- 
weit der Bereich KoKo mit der HVA des MfS operativ 
zusammengearbeitet hat und in welchem Umfange 


finanzielle Mittel der Außenhandelsbetriebe - so- 
wohl des Ministeriums für Außenhandel als auch des 
Bereichs KoKo - der HVA zugeflossen sind. Im Ver- 
lauf der Vernehmung hat sich herausgestellt, daß 
Rechtsanwalt Strahl früherer Mitarbeiter des MfS in 
der HVA und in dieser Eigenschaft auch in der frühe- 
ren Dienststelle des Zeugen in der Normannenstraße 
tätig war. Der Untersuchungsausschuß hat daraufhin 
die Vernehmung des Zeugen Kretzschmar unterbro- 
chen und am 10. Oktober 1996 Rechtsanwalt Strahl 
als Zeugen vernommen, um unter anderem zu klä- 
ren, ob Rechtsanwalt Strahl eventuell als Kretz- 
schmars Führungsoffizier tätig war. Eine derartige 
Tätigkeit hat keine Bestätigung gefunden, so daß die 
Zeugenvernehmung Kretzschmar am 12. Dezem- 
ber 1996 fortgesetzt werden konnte. 

8. Verhandlungs- bzw. Vernehmungsunfähigkeit 

In wenigen Fällen hat der Untersuchungsausschuß 
Zeugen zum terminierten Zeitpunkt nicht vernehmen 
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können, da diese sich durch Vorlage eines ärztlichen 
Attests entschuldigten. Diese Vernehmungshinder- 
nisse haben in den meisten Fällen aber nur zeithch 
begrenzt bestanden mit der Folge, daß die Zeugen 
zu einem späteren Termin vernommen wurden. Die 
Zeugen Wagner und Dr. Modrow konnten aufgrund 
langanhaltender Erkrankungen nicht mehr ver- 
nommen werden, ln diesem Zusammenhang ist zu 
erwähnen, daß der Untersuchungsausschuß im Ver- 
laufe der Vernehmungen auf Alter und Gesundheits- 
zustand der Zeugen mit Sitzungsunterbrechungen 
sowie angepaßten Vernehmungszeiten sehr großzü- 
gig Rücksicht genommen hat. Bei Zeugen, die einen 
pflegebedürftigen Angehörigen zu betreuen haben, 
hat der Untersuchungsausschuß für eine Ersatzkraft 
gesorgt oder den Termin vorerst aufgehoben und 
überlegt, ob die Einvernahme - falls überhaupt noch 


notwendig - nicht gegen Ende der Untersuchungs- 
tätigkeit nachgeholt werden kann. 


9. Befreiung von der Schweigepflicht 
und Aussagegenehmigung 

Folgende Zeugen- und Anhörpersonen sind von ihrer 
Schweigepflicht - teilweise unter Einschränkungen - 
entbunden worden, um vor dem Untersuchungsaus- 
schuß aussagen zu können. Üblicherweise erstreckte 
sich die Aussagegenehmigung nur auf bereits abge- 
schlossene Vorgänge. Angaben und Erklärungen, 
die unter Geheimhaltungsgrade fallen oder Angaben 
über die interne Willensbildung bestimmter Gremien 
waren regelmäßig von der Aussagegenehmigung 
ausgeklammert. 


Zeuge 

Anhörperson 

Sitzung 

Datum 

Aussagegenehmigung 
erteilende Stelle 


Joachim Gauck 

6. 

18.1.1996 

BMI 


Manfred Kittlaus 

6. 

18.1.1996 

Polizeipräsident in Berlin 


Uwe Schmidt 

6. 

18.1.1996 

Polizeipräsident in Berlin 


Dr. Josef Dierdorf 

8. 

1.2.1996 

BvS 


Dr. Lothar Holzapfel 

8. 

1.2.1996 

BvS 


Prof. Dr. 

Hans-Jürgen Papier 

9. 

8.2.1996 

BMI 


Giso Schütz 

9. 

8.2.1996 

BMI 


PSts'in Irmgard Karwatzki 

11. 

29.2.1996 

BMF 


Ulrich Knaack 

11. 

29.2.1996 

BMF 

Bruno Webers 


20. 

9.5.1996 

BvS 

Wilfried Kroll 


20. 

9.5.1996 

BvS 

Dr. Joachim Erbe 


22. 

23.5.1996 

Staatsanwaltschaft I 
bei dem LG Berlin; BvS 


Dr. Joachim Erbe 

58. 

13.3.1997 

BvS 



68. 

15.5.1997 

BvS 



76. 

25.9.1997 

BvS 

Fritz- Joseph Rath 


24. 

13.6.1996 

BvS 

Peter Deparade 


40. 

14.11.1996 

BvS 

Dr. Wilhelm Olges 


40. 

14.11.1996 

BvS 


GStA Christoph Schaefgen 

48. 

16.1.1997 

Senatsverwaltung 
für Justiz; Berlin 
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Zeuge 

Anhörperson 

Sitzung 

Datum 

Aussagegenehmigung 
erteilende Stelle 


OStA Bernhard Brocher 

48. 

16.1.1997 

Senatsverwaltung 
für Justiz; Berlin 

MR Dr. Kurt Bley 


51. 

30.1.1997 

BMF 

Jürgen Simhart 


53. 

20,2.1997 

BND 

Christine Gräfin 
von Kageneck 


53. 

20.2.1997 

BvS 


Ltd. OStA Jan Frischmuth 

58. 

13.3.1997 

Freie Hansestadt Bremen 


OStA Horst Nullmeyer 

58. 

13.3.1997 

Freie Hansestadt Bremen 


Hansjörg Schaal 

58. 

13.3.1997 

BvS 



68. 

15.5.1997 

BvS 

Dr. Rüdiger Zinken 


60. 

20.3.1997 

BvS; 

Konkursverwalter 

Dr. Wellensiek 

Birgit Breuel 


71. 

5.6.1997 

BvS 

LM Dr. Harald Ringstorff 


71. 

5.6.1997 

BMF; 

Ministerpräsident des 
Landes Mecklenburg- 
Vorpommern 

Dr. Klaus-Peter Wild 


71. 

5.6.1997 

BvS 

Dirk Groß-Blotekamp 


71. 

5.6.1997 

BvS 

Dr. Heinrich Hornef 


72. 

12.6.1997 

BvS 

Dr. Karl-Peter Hasselberg 


72. 

12.6.1997 

BMWi 

Dr. Gerhard Köpernik 


72. 

12.6.1997 

BMWi 

Dr. Jobst Wellensiek 


74. 

26.6.1997 

BvS 

RD Dr. Bernd Hartmann 


74. 

26.6.1997 

BMF 

Sts. Dr. Manfred Overhaus 


81. 

9.10.1997 

BMF 

Dr. Eckart John 
von Freyend 


84. 

30.10.1997 

BMF 

Bernhard Zeeb 


87. 

13.11.1997 

BND 

Dr. Klaus Schucht 


92. 

11.12.1997 

BvS; 

Land Sachsen-Anhalt 

BM Dr. Theodor Waigel 


94. 

15.1.1998 

BReg 

Dr. Joachim Grünewald 


94. 

15. 1. 1998 

BReg 
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10. Geltendmachung von Zeugnis- 

und Auskunftsverweigerungsrechten 

a) Vorbemerkung 

Vor der Vernehmung zur Person und zur Sache hat 
der Vorsitzende die Zeugen über ihre Rechte und 
Pflichten informiert. Insbesondere wurden die Zeu- 
gen auf das Recht hingewiesen, die Aussage auf sol- 
che Fragen zu verweigern, bei deren Beantwortung 
ihnen selbst oder einem Angehörigen die Gefahr 
drohen würde, wegen einer Straftat oder Ordnungs- 
widrigkeit verfolgt zu werden. 

b) Auskunftsverweigerungsrecht 

aa) Geltendmachung von Auskunftsverweigerungs- 
und Schweigerechten 

Von diesen Rechten haben in der Sitzung insgesamt 
elf Zeugen Gebrauch gemacht. Der Untersuchungs- 
ausschuß hat deshalb nicht immer die erhofften Infor- 
mationen erlangen können, da Zeugen in Zusam- 
menhang mit laufenden Ermittlungsverfahren die 
Aussage verweigert haben. Der Umfang des Aus- 
kunftsverweigerungsrechts war von Fall zu Fall ver- 
schieden und richtete sich nach dem Grad der Über- 
schneidung von Frage- und Ermittlungsbereich. Bei 
den vom Untersuchungsausschuß vernommenen 
Zeugen ist überwiegend deren berufhche Tätigkeit 
Gegenstand der Vernehmung gewesen. Stand das 
strafrechtsrelevante Verhalten mit der beruflichen 
Tätigkeit in engem Zusammenhang, dann hat es in 
der Regel kaum Fragebereiche gegeben, die außer- 
halb des Auskunftsverweigerungsrechts standen, mit 
der Folge, daß das Auskunftsverweigerungsrecht 
umfassende Wirkung entfaltete. 

Ein Beispiel für ein umfassendes Auskunftsverwei- 
gerungsrecht bildet die Vernehmung des Zeugen 
Hartmuth Rausch, der in der 68. Sitzung aus dem 
Themenkomplex „Bremer Vulkan Verbund AG" zur 
Privatisierung der Volkswerft Stralsund (VWS) be- 
fragt werden sollte. Da in diesem Fall ein Ermitt- 
lungsverfahren gegen den Zeugen wegen des Ver- 
dachts der Verletzung von Vermögensbetreuungs- 
pfhchten aufgrund seiner Tätigkeit als Geschäfts- 
führer der VWS anhängig war, konnte sich der Zeuge 
zu Recht auf § 55 StPO berufen und nur zur Person 
vernommen werden. 

Der Untersuchungsausschuß hat - von wenigen Aus- 
nahmen abgesehen - einen Zeugen auch dann förm- 
lich geladen, wenn aus den Unterlagen ersichtlich 
war, daß staatsanwaltschaftliche Ermittlungen gegen 
diese Person laufen. Neben Zeugen, die sich teilwei- 
se auf ein Auskunftsverweigerungsrecht beriefen, 
hat es auch solche gegeben, die in Kenntnis laufen- 
der Verfahren aussagebereit waren. So hat zum Bei- 
spiel der Zeuge Dr. Hennemann, gegen den bei der 
Staatsanwaltschaft bei dem LG Bremen unter dem- 
selben Aktenzeichen und wegen desselben Delikts 
wie im Fall Rausch ermittelt wurde, vor dem hiesigen 
Untersuchungsausschuß keinen Gebrauch von sei- 
nem Auskunftsverweigerungsrecht gemacht, wäh- 
rend er vor dem Bremer Untersuchungsausschuß 
nicht aussagebereit war. 


Selbst dann, wenn gegen einen Zeugen Ermittlungs- 
verfahren oder Ordnungswidrigkeitsverfahren wegen 
(teilweise) anderer Sachverhalte anhängig waren, hat 
die Aufklärungsarbeit des Untersuchungsausschus- 
ses darunter gelitten und zu Aufklärungsdefiziten 
geführt. Besonders mißlich war dies, wenn Personen 
in Führungspositionen und Schlüsselfunktionen der 
DDR, namentlich des MfS, Aussagen und Stellung- 
nahmen zurückhalten durften. 

bb) Verzicht auf förmliche Ladung bei frühzeitig geltend 
gemachtem und vom Untersuchungsausschuß 
für berechtigt angesehenem umfassenden 
Auskunftsverweigerungsrecht 

Auf die Hinweise des Untersuchungsausschusses, er 
habe die Vernehmungen von Dr. Alexander Schalck- 
Golodkowski und dessen Ehefrau Sigrid Schalck- 
Golodkowski beschlossen, haben die beschlossenen 
Zeugen durch ihre Rechtsbeistände Müller bzw. Bär- 
lein - beide gehören der Anwaltssozietät Danckert, 
Deus & Meier an - mitteilen lassen, es bestehe aus 
§ 55 StPO das Recht zur Verweigerung des Zeugnis- 
ses im vollen Umfang. Rechtsanwältin Müller hat 
am 26. März 1996 in diesem Zusammenhang unter 
anderem ausgeführt: 

„Gegen Herrn Dr. Schalck-Golodkowski sind seit 
1990 zahlreiche Ermittlungsverfahren bei der 
Staatsanwaltschaft II bei dem Landgericht Berlin 
anhängig. Diese Verfahren haben zum Teil zu An- 
klagen geführt, zum Teil sind sie nach §154 
Abs. 1 StPO, zum Teil nach § 170 Abs. 2 StPO ein- 
gestellt worden. Das beim Generalbundesanwalt 
gegen Herrn Dr. Schalck-Golodkowski anhängig 
gewesene Ermittlungsverfahren - 3 BJs 913/9 1-3- 
ist nach §154 Abs. 1 StPO eingestellt worden. Ge- 
genstand sämtlicher Verfahren sind Sachverhalte, 
die mit der früheren Tätigkeit und Funktion des 
Mandanten in der DDR als Staatssekretär und Lei- 
ter des Bereichs Kommerzielle Koordinierung des 
Ministeriums für Außenhandel Zusammenhängen. 
Der Beweisgegenstand des 2. Untersuchungsaus- 
schusses, insbesondere bei der Anhörung des Zeu- 
gen Dr. Schalck-Golodkowski, ist ebenfalls seine 
früher für den Staat DDR ausgeübte Tätigkeit. Aus 
unserer Sicht berührt deshalb jede an Herrn 
Schalck-Golodkowski gerichtete Frage den von 
§ 55 StPO geschützten Bereich im Sinne der zitier- 
ten BGH Entscheidung . " 

Ein ähnliches Schreiben ging auch von Rechtsanwalt 
Bärlein bezüghch der Aussagebereitschaft von Sigrid 
Schalck-Golodkowski ein. 

Auf der Grundlage dieser Schreiben hat der Untersu- 
chungsausschuß jeweüs beschlossen, auf die Verneh- 
mungen zum geplanten Zeitpunkt zu verzichten. Er 
hat sich jedoch Vorbehalten, die Zeugenvernehmun- 
gen zu einem späteren Zeitpunkt durchzuführen. Da 
dem Untersuchungsausschuß sehr an einer Aussage 
von Dr. Alexander Schalck-Golodkowski gelegen 
war, hat er einen erneuten Vernehmungstermin für 
den 2. Oktober 1997 vorgesehen. 

Dr, Alexander Schalck-Golodkowski hat es aber nach 
wie vor abgelehnt, vor dem Untersuchungsausschuß 
auszusagen. Das am 9. Juli 1997 ergangene Urteil 
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des 5. Strafsenats des Bundesgerichtshofs zur unge- 
nehmigten Einfuhr von Waffen und Nachtsichtgerä- 
ten (Verurteilung wegen Verstoßes gegen das Alliierte 
Militärregierungsgesetz Nr. 53 zu einer Freiheitsstra- 
fe von einem Jahr, deren Vollstreckung zur Bewäh- 
rung ausgesetzt wurde) hat keine Aussagepflicht für 
den Bereich Verletzung von Embargobestimmungen 
begründen können, da andere Verstöße gegen das 
Alhierte Militärregierungsgesetz Nr. 53 weiterhin 
Gegenstand Staatsanwalts chaftlicher Ermittlungen 
sind. Dementsprechend hat der Untersuchungs- 
ausschuß von einer Zeugenladung Dr. Alexander 
Schalck-Golodkowski abgesehen. 

Nach Ladung des Zeugen Dr. Gerd Pelikan hat des- 
sen Rechtsbeistand mitgeteilt, der Zeuge werde sich 
wegen laufender strafrechtlicher Ermittlungen um- 
fassend auf § 55 StPO berufen und keine Ausführun- 
gen zur Sache machen. Der Untersuchungsausschuß 
hat das Bestehen eines Auskunftsverweigerungs- 
rechts nach entsprechender Prüfung bejaht und den 


Zeugen Dr. Gerd Pelikan daraufhin von der Erschei- 
nungspflicht entbunden. 

c) Zeugnisverweigerungsrecht 

In seiner 34. Sitzung hat der Untersuchungsausschuß 
am 10. Oktober 1996 den Zeugen Jürgen Strahl ver- 
nommen, der im Laufe der Vernehmung einige Fra- 
gen unter Berufung auf § 53 StPO nicht beantwortet 
hat. Die vorgenannte Vorschrift berechtigt Berufs- 
geheimnisträger zur Verweigerung des Zeugnisses. 
Gemäß § 53 Abs. 1 Nr. 3 StPO sind unter anderem 
Rechtsanwälte über das, was ihnen in dieser Eigen- 
schaft anvertraut worden oder bekanntgeworden ist, 
zur Zeugnisverweigerung berechtigt. Da die gestell- 
ten Fragen nach Auskunft des Zeugen ein Mandat 
betrafen bzw. ein Mandant direkt mit dem hinter- 
fragten Unternehmen zu tun hatte, ist der Unter- 
suchungsausschuß von einem rechtmäßig bestehen- 
den Zeugnisverweigerungsrecht ausgegangen. 


d) Übersicht zu Personen, die ein Auskunftsverweigerungsrecht oder ein Zeugnisverweigerungsrecht 
geltend gemacht haben 


Name 

Sitzung/Datum 

Rechtsgrundlage StPO 

Dr, Alexander Schalck-Golodkowski 

26.3.1996 

15.9.1997 

§ 55 (umfassend geltend gemacht) 

Sigrid Schalck-Golodkowski 

19.9.1996 

§ 55 (umfassend geltend gemacht) 

Jürgen Strahl 

34./10.10.1996 

§ 53 (teilweise geltend gemacht) 

Wolfgang Pohl 

36./17.10.1996 

§ 55 (teilweise geltend gemacht) 

Peter Deparade 

40./14.11.1996 

§ 55 (umfassend geltend gemacht) 

Hannelore Heiter 

51./30. 1.1997 

§ 55 (teilweise geltend gemacht) 

Günter Smidt 

62./17.4.1997 

§ 55 (umfassend geltend gemacht) 

Hartmuth Rausch 

68./15.5.1997 

§ 55 (umfassend geltend gemacht) 

Dr. Gerd Pehkan 

23.9.1997 

§ 55 (umfassend geltend gemacht) 

Dr. Andreas Brie 

81./9. 10.1997 

§ 55 (umfassend geltend gemacht) 

Marlies Keller 

81./9. 10.1997 

§ 55 (umfassend geltend gemacht) 

Dr. Gregor Gysi 

84./30. 10.1997 
87./13.11.1997 

§ 55 (umfassend geltend gemacht) 

§ 55 (umfassend geltend gemacht) 

Prof. Dr, Lothar Bisky 

87./13.11.1997 

§ 55 (umfassend geltend gemacht) 
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11. Verhängung von Ordnungsgeld 
gegen einen nicht erschienenen Zeugen 

In seiner 76. Sitzung am 25. September 1997 hat der 
Untersuchungsausschuß gegen den Zeugen Prof. Dr. 
Manfred Timmermann ein Ordnungsgeld wegen un- 
berechtigten Fernbleibens in Höhe von 700 DM ver- 
hängt. Der Zeuge war zwar zum geladenen Zeit- 
punkt um 13.00 Uhr erschienen. Er konnte jedoch 
zur ursprünglich vorgesehenen Zeit nicht vernom- 
men werden, da sich die vorausgegangene Anhö- 
rung erheblich verlängert hatte. Obwohl der Zeuge 
vom Vorsitzenden gegen 14.00 Uhr auf eine weitere, 
zirka zweistündige Verschiebung hingewiesen wor- 
den war und auch schon die Ladung zum Termin den 
Hinweis auf mögliche zeitliche Verschiebungen ent- 
hielt, hat der Zeuge ein Warten mit der Begründung 
abgelehnt, er habe am späten Nachmittag noch ei- 
nen weiteren Termin, den er auch wahmehmen wer- 
de. Als der Zeuge dem Untersuchungsausschuß bei 
Aufruf um 17.07 Uhr nicht mehr zur Verfügung 
stand, hat der Untersuchungsausschuß auf dieses 
Verhalten mit folgendem Kostenauferlegungs- und 
Ordnungsgeldbeschluß reagiert: 

„1. Dem Zeugen Professor Dr. Manfred Timmer- 
mann, wohnhaft ..., werden die durch das Aus- 
bleiben verursachten Kosten auf erlegt. 

2. Gegen den Zeugen Professor Dr. Manfred 
Timmermann wird ein Ordnungsgeld von 
DM 700,- gemäß §51 StPO festgesetzt. Soweit 
das festgesetzte Ordungungsgeld nicht bei- 
getrieben werden kann, wird Ordnungshaft 
beantragt. 

3. Der Vorsitzende wird ermächtigt, die notwen- 
digen Maßnahmen zur Durchführung des Be- 
schlusses zu veranlassen. " 

Der Zeuge hat das Ordnungsgeld fristgerecht be- 
zahlt. 

12. Verhängung von Ordnungsgeld wegen 
unberechtigter Auskunftsverweigerung 

Die Zeugin Marlies Keller (81. Sitzung) sowie die 
Zeugen Dr. Andreas Brie (81. Sitzung), Dr. Gregor 
Gysi (84. und 87. Sitzung) und Prof. Dr. Lothar Bisky 
(87. Sitzung) haben unter Behauptung eines um- 
fassenden Auskunftsverweigerungsrechts zwar Aus- 
führungen zum beruflichen Werdegang gemacht, 
darüber hinaus aber jede Aussage zur Sache verwei- 
gert. Mit nahezu identischem Wortlaut haben sie dies 
im wesentlichen damit begründet, daß ihnen im sog. 
Putnik- Verfahren (Aktenzeichen 22 Js 287/90) vor 
dem LG Berlin, das sich gegen Verantwortliche der 
PDS im Zusammenhang nüt der Verbringung von 
mehr als 100 Mio. DM an das in Rußland ansässige 
sowjetisch-venezolanische Gemeinschaftsunterneh- 
men Putnik zur Sicherung von Parteivermögen 
richte, ein zu einem Zeugnisverweigerungsrecht ver- 
dichtetes Auskunftsverweigerungsrecht zuerkannt 
worden sei. Das Gericht habe die Auffassung ver- 
treten, eine Aussage im Putnik- Verfahren setze die 
Zeugen der Gefahr einer Strafverfolgung im sog. 
Belvedere- Verfahren (Aktenzeichen 22 Js 330/90) 
aus, das sich ebenfalls auch gegen Verantwortliche 


der PDS richte und die Vorgänge im Zusammenhang 
mit der Überweisung von Mitteln der Belvedere 
GmbH auf das Konto einer ausländischen Gesell- 
schaft unmittelbar vor der Währungsunion betreffe. 
Da das Belvedere-Verfahren noch nicht abgeschlos- 
sen sei und die Vernehmung vor dem Unter- 
suchungsausschuß diesen Themenbereich betreffe, 
sei ein Zeugnisverweigerungsrecht gemäß § 55 StPO 
gegeben. Von diesem Recht werde vor dem Unter- 
suchungsausschuß Gebrauch gemacht. 

Der Untersuchungsausschuß hat den Zeugen nach 
kurzer Beratung in nichtöffentlicher Sitzung bezüg- 
lich des Belvedere-Verfahrens aufgrund des noch 
laufenden Ermittlungsverfahrens bei der Staats- 
anwaltschaft II bei dem LG Berlin ein Auskunftsver- 
weigerungsrecht zugebilligt und insofern von einer 
weiteren Befragung abgesehen. Ein zu einem Zeug- 
nisverweigerungsrecht verdichtetes Auskunftsver- 
weigerungsrecht hat er jedoch nicht bejaht, da er 
eine teilweise Aussagepflicht in bezug auf solche 
Fragen für begründet gehalten hat, die Handlungen 
betreffen, die vor dem Inkrafttreten der Änderung 
des Parteiengestzes am 1. Juli 1990 erfolgten. Außer- 
dem hat der Untersuchungsausschuß bei Fragen 
nach dem sog. Putnik-Verfahren eine Beantwor- 
tungspflicht bejaht, da dieses durch rechtskräftig 
freisprechendes Urteil abgeschlossen ist. Wegen 
Nichterfüllung des Tatbestandes ist ein Teilnahme- 
delikt der jetzt geladenen Zeugen und damit die 
Gefahr einer Strafverfolgung unmöglich. 

Trotz Androhung eines Ordnungsgeldes haben die 
Zeugen ihr Aussageverhalten nicht geändert und 
jegliche Fragen zur Sache unbeantwortet gelassen. 

(Der Vollständigkeit halber ist darauf hinzuweisen, 
daß es im Zusammenhang mit der Zeugenverneh- 
mung Dr. Gysi zunächst nicht zu einer Androhung 
des Ordnungsgeldes gekommen ist. Da ungeklärt ist, 
ob eine solche Androhung vor dem Ordnungsgeldbe- 
schluß zu erfolgen hat und sich der Untersuchungs- 
ausschuß nicht dem Vorwurf aussetzen wollte, even- 
tuell ein rechtswidriges Verfahren praktiziert zu 
haben, hat er das in der 84. Sitzung am 30. Oktober 
1997 verfügte Ordnungsgeld am 13. November 1997 
aufgehoben und sodann in der 87. Sitzung aufgrund 
unveränderter Auskunftsverweigerung und nach vor- 
heriger Ordnungsgeldandrohung erneut auf erlegt.) 

Nach kurzer nichtöffentlicher Beratung hat der Vor- 
sitzende schließlich Kostenauferlegungs- und Ord- 
nungsgeldbeschlüsse mit folgendem Inhalt in der 
jeweiligen Sitzung verkündet, die einstimmig er- 
gangen waren, wobei der Abgeordnete der Gruppe 
der PDS, Wolfgang Bierstedt, sich gegen eine Ver- 
hängung der Ordnungsgelder ausgesprochen hat: 

„Der Untersuchungsausschuß stellt fest, daß die 
Zeugin! der Zeuge ... das Zeugnis verweigert, 
ohne daß sie/er sich auf die gesetzlichen Gründe 
der §§ 52 bis 55 StPO, die gemäß Art. 44 des 
Grundgesetzes auf Beweiserhebungen des Unter- 
suchungsausschusses sinngemäß Anwendung fin- 
den, berufen kann. Auf ein etwaiges Auskunftsver- 
weigerungsrecht nach § 55 StPO ist die Zeugin! 
der Zeuge hingewiesen worden. 
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Der 2. Untersuchungsausschuß der 13. Wahlpe- 
riode beschließt daher: 

1. Der Zeugin/dem Zeugen ... werden die durch 
die unberechtigte Auskunftsverweigerung ent- 
standenen Kosten auf erlegt 

2. Gegen die Zeugin! den Zeugen ... wird ein Ord- 
nungsgeld von DM ... gemäß § 70 StPO fest- 
gesetzt. Soweit das festgesetzte Ordnungsgeld 
nicht beigetrieben werden kann, wird Ord- 
nungshaft beantragt. 

3. Der Vorsitzende wird ermächtigt, die notwen- 
digen Maßnahmen zur Durchführung des Be- 
schlusses zu veranlassen . " 

Unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhält- 
nisse der Zeugen hat der Untersuchungsausschuß 
folgende Ordnungsgeldbeträge für angemessen er- 
achtet: 

- gegen den Zeugen Dr. Brie 750 DM, 

- gegen die Zeugin Keller 500 DM, 

- gegen den Zeugen Dr. Gysi 900 DM und 

- gegen den Zeugen Prof. Dr. Bisky ebenfalls 900 DM. 

Gegen die Beschlüsse des Untersuchungsausschus- 
ses haben die Zeugen Dr. Brie, Keller, Dr. Gysi und 
Prof. Dr. Bisky, vertreten durch Rechtsanwalt Schröer, 
Münster, das Rechtsmittel der „Beschwerde" vor 
dem LG Bonn erhoben (Aktenzeichen 31 Qs 98/97 
bzw. 99/97 bzw. 116/97 bzw. 118/97), obwohl die zu- 
sammen mit der schriftlichen Verwaltungsaktbe- 
gründung zugestellten Rechtsmittelbelehrungen 
folgenden Hinweis enthielten: 

„Gegen den am (Datumsangabe) ergangenen 
Ordnungs- und Kostenauferlegungsbeschluß des 
2. Untersuchungsausschusses können Sie binnen 
eines Monats nach Bekanntgabe Klage vor 
dem Verwaltungsgericht Köln, Appellhofplatz, 
50667 Köln, erheben. “ 

Sämtliche Beschwerdeführer haben die Anrufung 
des LG Bonn damit begründet, gemäß Art. 44 Abs. 2 
Satz 1 GG seien dem Untersuchungsausschuß Be- 
fugnisse nach der Strafprozeßordnung gegeben, aber 
keine verwaltungsrechtlichen. Deshalb sei nicht das 
Verwaltungsgericht zuständig, sondern das Land- 
gericht. 

Der Untersuchungsausschuß hat durch seinen Vorsit- 
zenden gegenüber dem LG Bonn die Zulässigkeit 
des Rechtswegs gemäß § 17a Abs. 3 GVG gerügt 
und zur Zulässigkeit der Beschwerdeschriften Stel- 
lung genommen (Dokument Nr. 18). 

Inhaltlich hat er im wesentlichen darauf hingewie- 
sen, daß nach einhelliger Auffassung in Rechtspre- 
chung und Literatur gegen Ordnungsgeldbeschlüsse 
eines parlamentarischen Untersuchungsausschusses 
der Verwaltungsrechtsweg gemäß § 40 VwGO eröff- 
net sei, da es sich um eine öffentlichrechthche Strei- 
tigkeit nichtverfassungsrechtlicher Art handele, die 
weder durch Bundesrecht, noch durch Landesrecht 
einem anderen Gericht zugewiesen sei. Nur in aus- 
drücklich dem Richter vorbehaltenen Fällen, wie z.B. 
der Beugehaftanordnung, die wegen der Vorschrift 
des Art. 104 Abs. 2 Satz 1 GG dem Richter Vorbehal- 


ten sei, sei gegen die Entscheidung des Richters der 
Rechtsweg zu den Strafgerichten gegeben. Diese 
Voraussetzungen seien jedoch hier nicht erfüllt. 

Das LG Bonn hatte daraufhin vorab über die Zulässig- 
keit des beschrittenen Rechtsweges zu entscheiden. 
Entgegen der einhelligen verwaltungsgerichtlichen 
Rechtsprechung und der überwiegend im Schrifttum 
vertretenen Meinung hat es sich einer Mindermei- 
nung angeschlossen und die Auffassung vertreten, 
daß eine Streitigkeit, die der Zuständigkeit der Ver- 
waltungsgerichte unterliege, nicht gegeben sei und 
die eigene Zuständigkeit bejaht (Dokument Nr. 19). 

Gegen die Beschlüsse des LG Bonn hat der Vorsit- 
zende des Untersuchungsausschusses unter dem 
Datum 28. Januar 1998 jeweils das Rechtsmittel der 
sofortigen Beschwerde eingelegt und seine Rechts- 
auffassung nochmals begründet (Dokument Nr. 20). 

Das LG Bonn hat der sofortigen Beschwerde nicht 
abgeholfen und die Rechtsangelegenheiten deshalb 
dem Oberlandesgericht (OLG) Köln zur endgültigen 
Entscheidung vorgelegt. 

Das OLG Köln hat daraufhin mit Beschlüssen vom 
25. Februar 1998 die Rechtsauffassung des Untersu- 
chungsausschusses bestätigt und die Beschlüsse des 
LG Bonn aufgehoben. Da der beschriebene Rechts- 
weg unzulässig war, wurden die Rechtsstreite an das 
zuständige Verwaltungsgericht (VG) Köln verwiesen 
(Dokument Nr. 21). 

Da im Verfahren 31 Qs 109/97 des Zeugen Dr. Gysi 
mit Aufhebung der belastenden Beschlüsse durch 
den Untersuchungsausschuß eine Erledigung der 
Hauptsache eingetreten war, hat das VG ausschließ- 
lich über die Frage der Kostentragung zu urteilen. 

Entscheidungen bezüglich des Bestehens oder Nicht- 
bestehens eines umfassenden Auskunftsverweige- 
rungsrechts haben im Zeitpunkt der Fertigstellung 
des Untersuchungsberichts noch nicht Vorgelegen. 

In seiner letzten Sitzung am 28. Mai 1998 hat der Un- 
tersuchungsausschuß beschlossen, die Präsidentin zu 
bitten, ein Mitglied des 14. Deutschen Bundestages, 
vorzugsweise ein Mitglied des 2. Untersuchungsaus- 
schusses der 13. Wahlperiode, mit der Prozeßführung 
in den Ordnungsgeldsachen zu betrauen und zu des- 
sen Unterstützung einen geeigneten Rechtsanwalt 
oder Hochschullehrer zu beauftragen. 


VI. Einzelne Rechts- und Verfahrensfragen 

1 . Entscheidung über Beweis- 
und Beweisvorbereitungsanträge 

a) Art der Behandlung 

Der Untersuchungsausschuß hat die gestellten Be- 
weis- und Beweis Vorbereitungsanträge - insgesamt 
haben die Fraktionen bzw. Gruppe im Untersu- 
chungsausschuß 307 Anträge dieser Art eingebracht 
- in aller Regel in seinen Beratungssitzungen einge- 
hend diskutiert und darüber entschieden. Letzteres 
hat er auch dann getan, wenn die Anträge von einem 
Viertel der Untersuchungsausschußmitglieder ge- 
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stellt worden waren. Der ganz überwiegende Teil der 
Anträge ist in dieser Weise einstimmig angenommen 
worden. 

In drei Fällen war ein Antrag allein vom Mitglied der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und somit nicht 
von einem Viertel der Mitglieder des Untersuchungs- 
ausschusses gestellt. Bei dieser Antragslage hat der 
Vorsitzende zunächst festgestellt, ob weitere Mitglie- 
der dem Antrag beitreten. Die Fraktion der SPD ist 
jeweils beigetreten. In zwei Fällen kam es zu Minder- 
heitsbeweisbeschlüssen. Obwohl die Mehrheit ge- 
gen eine Antragsannahme gestimmte hatte, galten 
sie gemäß § 12 Abs. 2 IPA-Regeln als angenommen. 

Das nicht stimmberechtigte Mitglied der Gruppe der 
PDS hat zwölf Anträge gestellt, einen davon im Laufe 
der Beratung zurückgezogen, ein weiterer war unzu- 
lässig. Zehn weitere wurden zu Ausschußbeschlüs- 
sen, nachdem die Fraktion der SPD beigetreten war. 

Sind gegenüber einem Antrag Zulässigkeitsbeden- 
ken erhoben worden, so ist zunächst über die Frage 
der Zulässigkeit beraten und entschieden worden. 
Hat die Abstimmung ergeben, daß die Mehrheit im 
Untersuchungsausschuß den Antrag für unzulässig 
hielt, war der Antrag damit abgelehnt (nähere 
Einzelheiten nachfolgend unter l.b). 

Die klare Trennung zwischen Zulässigkeit und Be- 
gründetheit des Antrags hat dem parlamentarischen 
Minderheitenschutz im Untersuchungsverfahren 
Rechnung getragen. 

b) Unzulässige Beweisanträge 

Beweisanträge können unzulässig sein, wenn sie sich 
nicht im Rahmen des Untersuchungsauftrags bewe- 
gen (§12 Abs. 2 IPA-Regeln) oder wenn eine Beweis- 
erhebung wegen Offenkundigkeit überflüssig ist, 
wenn die Tatsache, die bewiesen werden soll, für die 
Entscheidung ohne Bedeutung oder schon erwiesen 
ist, wenn das Beweismittel völlig ungeeignet oder 
wenn es unerreichbar ist, wenn der Antrag zum 
Zweck der Prozeßverschleppung gestellt ist oder 
wenn eine erhebliche Behauptung, die zur Ent- 
lastung des Angeklagten bewiesen werden soU, so 
behandelt werden kann, als wäre die behauptete Tat- 
sache wahr (Art. 44 Abs. 2 GG i.Vm. § 244 Abs. 3 
Satz 2 StPO). 

Insgesamt hat der Untersuchungsausschuß in fünf 
Fällen Beweisanträge als unzulässig abgelehnt. 

aa) Ausschußdrucksachen 34 und 47 

Mit den in der Überschrift genannten Ausschuß- 
drucksachen wurde beantragt, einen Bericht des 
Bundesrechnungshofes vom 27. September 1995 
bzw. eine Stellungnahme des BMF zu diesem Bericht 
beizuziehen. Die Mitglieder der Koalitionsfraktionen 
haben diese Anträge mit ihrer Mehrheit als unzuläs- 
sig zurückgewiesen, da nach ihrer Auffassung der 
Eingangssatz zu III. des Untersuchiingsauftrags auf 
BT-Drucksache 13/2483 festlegt, daß der Unter- 
suchungsausschuß keine Aufklärung betreiben soll, 
soweit der Bundesrechnungshof bereits hierüber 
Feststellungen getroffen hat. 


bb) Ausschußdrucksache 54 

Die Mitglieder der SPD -Fraktion im Untersuchungs- 
ausschuß hatten mit der vorgenannten Ausschuß- 
drucksache die Beiziehung von Unterlagen des BMF 
und der BvS über den Verkauf der Deutschen Außen- 
handelsbank AG an die Westdeutsche Landesbank 
Girozentrale beantragt. Der Untersuchungsausschuß 
hat diesen Antrag mehrheitlich mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen von CDU/CSU und FD.P als 
unzulässig zurückgewiesen, da die Aktien der Deut- 
schen Außenhandelsbank AG vom Bund und der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau als Nachfolgerin der 
ehemaligen Staatsbank Berlin am 1. Januar 1995 an 
die WestLB verkauft worden waren, so daß die Pri- 
vatisierung der Deutschen Außenhandelsbank AG 
nicht durch die THA erfolgt sei. Da sich der Unter- 
suchungsgegenstand aber gemäß III. 2 des Unter- 
suchungsauftrags ausschließlich auf Privatisierungen 
der THA beschränke, sei der gestellte Beweisantrag 
nicht vom Untersuchungsauftrag gedeckt. 

cc) Ausschußdrucksache 126 

Das Mitglied der Gruppe der PDS im Untersuchungs- 
ausschuß hatte die Beiziehung eines von der BvS in 
Auftrag gegebenen Gutachtens über die Vergütung 
des Liquidators/Abwicklers der THA/BvS beantragt. 
Die Fraktion der SPD hielt diesen Antrag für sachge- 
recht und trat ihm bei, während die Ausschußmit- 
glieder der Koaltionsfraktionen geltend machten, der 
Bundesrechnungshof habe in seinem Bericht aus 
dem Jahr 1995 bereits Feststellungen über die Ver- 
gütung von Liquidatoren getroffen, so daß das Bei- 
ziehungsverlangen nicht vom Untersuchungsauftrag 
gedeckt sei. Der Antrag wurde daraufhin mehrheit- 
lich mit den Stinunen der Mitglieder der Koahtions- 
fraktionen als unzulässig zurückgewiesen. 

dd) Ausschußdrucksache 251 

Mit Ausschußdrucksache 251 sollte auf Antrag der 
Mitglieder der SPD-Fraktion im Untersuchungsaus- 
schuß Beweis erhoben werden durch Vernehmung 
von Dr. Hansjörg Geiger, Präsident des BND als 
Zeugen. Der Antrag war wie folgt begründet: 

„ Die von dem BND~Mitarbeiter Jürgen Simhart in 
seiner Zeugenvernehmung am 20. Februar 1997 
gemachten Aussagen stimmen in wesentlichen 
Teilen weder mit seinen früheren Angaben noch 
mit den Angaben in den Schreiben von Staats- 
minister Bernd Schmidbauer vom 16. Oktober 
1996 und BND-Präsident Dr. Geiger vom 4. De- 
zember 1996 überein. Die Aussagen haben außer- 
dem die Vermutung erhärtet, daß der BND nicht 
alle von den übergebenen Disketten gefertigten 
Ausdrucke an den Bundesbeauftragten für die 
Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehe- 
maligen DDR übergeben hat. Zur endgültigen Klä- 
rung der Angelegenheit ist eine Vernehmung von 
BND-Präsident Dr. Geiger als Zeuge dringend er- 
forderlich. " 

In der 57. Beratungssitzung am 13. März 1997 ist 
einerseits von den Mitgliedern der Koalitionsfraktio- 
nen angesprochen worden, daß Dr. Geiger nicht 
Zeuge sein könne, da dieser zu Sachverhalten be- 
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fragt werden solle, die vor seiner Übernahme des 
Amtes beim BND geschehen seien. Dr. Geiger könne 
deshalb allenfalls Zeuge vom Hörensagen sein. Zu 
der Frage, ob beim BND noch Unterlagen zum ange- 
sprochenen Untersuchungsthema vorhanden seien, 
käme Dr. Geiger theoretisch als Zeuge in Betracht, 
doch sei eine Antwort auf diese eine Frage auch 
schriftlich als amtliche Auskunft zu erhalten. Ein 
Zitieren vor den Untersuchungsausschuß habe inso- 
weit Prangerwirkung. Andererseits ist von den An- 
tragstellern betont worden, daß Dr. Geiger in dieser 
Angelegenheit selbst schon in Schriftwechsel mit 
dem Untersuchungsausschuß getreten sei und Anga- 
ben zum Umfang übergebener Unterlagen gemacht 
habe. Aufgrund der Bedeutung der Angelegenheit 
für die Bearbeitung des Untersuchungsauftrags und 
der zahlreichen divergierenden Angaben sei eine 
zirka zweistündige Vernehmung als Zeuge not- 
wendig. 

Am Ende der Beratung hat der Untersuchungsaus- 
schuß den Antrag mit den Stimmen der Mitglieder 
der Fraktionen von CDU/CSU und F.D.P. mehrheit- 
lich als unzulässig abgelehnt. Der Untersuchungs- 
ausschuß hat allerdings anschließend den Vorsitzen- 
den beauftragt, den BND-Präsidenten Dr. Geiger 
schriftlich um eine Stellungnahme zu den noch offe- 
nen Fragen zu bitten (vgl. vorstehend III. 2. d). 

c) Beiziehung angeforderter Akten 

Die auf der Grundlage von Beweisbeschlüssen ange- 
forderten Akten und sonstigen Materialien hat der 
Vorsitzende stets unverzüglich beigezogen. Einzelne 
Bitten - wie etwa der Staatsanwaltschaft II bei dem 
LG Berlin - um zeitweilige Zurückstellung des Her- 
ausgabewunsches, um laufende Ermittlungen nicht 
zu beeinträchtigen, hat der Untersuchungsausschuß 
gesondert behandelt. Ihnen wurde in aller Regel ein- 
stimmig entsprochen. Über die Terminierung von be- 
schlossenen Zeugen hat der Untersuchungsausschuß 
im Rahmen seiner halbjährlichen Themen- und Ter- 
minplanung ebenfalls einen separaten - ausnahmslos 
einstimmigen - Beschluß gefaßt. 

2. Zusammenarbeit mit den Untersuchungs- 
ausschüssen „Bremer Vuikan“ der 
Bremischen Bürgerschaft und 3. Pariamen- 
tarischer Untersuchungsausschuß 
des Landtages Meckienburg-Vorpommern 
„Zur Kiärung von Sachverhaiten 
im Zusammenhang mit der Verschwendung 
bzw. Veruntreuung von öffentiichen 
finanzieiien Mitteln bei und infolge der 
Privatisierung von ehemals volkseigenen 
Betrieben in Mecklenburg-Vorpommern“ 

a) Protokollaustausch 

Angesichts der Erweiterung des Untersuchungs- 
auftrags um den Themenkomplex „Bremer Vulkan 
Verbund AG“ hat sich der Untersuchungsausschuß 
bemüht, diesen Bereich möglichst im Zeitraum von 
März bis Juni 1997 abschließend zu behandeln, um 
sich anschließend wieder den anderen Themen wid- 
men zu können. Zur Vermeidung von Doppelarbeit 


hat sich der Untersuchungsausschuß für einen ge- 
genseitigen Protokollaustausch hinsichtlich öffent- 
licher Zeugenvernehmungen bzw. Anhörungen aus- 
gesprochen. Dies war für ihn vorteilhaft, da er zu Be- 
ginn seiner Zeugenvernehmungen bereits auf Proto- 
kolle der Untersuchungsausschüsse aus Bremen und 
Mecklenburg-Vorpommern zurückgreifen konnte, 
die ihre Vernehmungen schon Monate früher begon- 
nen hatten. Von diesem Verfahren hat aber nicht 
allein der Untersuchungsausschuß profitiert, sondern 
gleichermaßen gewinnbringend war dieses Verfah- 
ren auch für die Untersuchungsausschüsse der Län- 
der. So hat zum Beispiel der Zeuge Dr. Hennemann 
vor dem Untersuchungsausschuß in Bonn bereitwillig 
ausgesagt, während er in Bremen unter Hinweis auf 
laufende Ermittlungsverfahren nicht ausgesagt hat. 

b) Teilnahme des Vorsitzenden des 

3. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses 
des Landtages Mecklenburg-Vorpommern an einer 
Sitzung des Untersuchungsausschusses in Bonn 

Am 13. März 1997 hat der Untersuchungsausschuß 
den Leiter der Staatsanwaltschaft bei dem LG Bre- 
men in nichtöffentlicher Sitzung angehört. Der Vor- 
sitzende des 3. Parlamentarischen Untersuchungs- 
ausschusses des Landtages Mecklenburg- Vorpom- 
mern, der sich zu dieser Zeit zu einem Besuch des 
Vorsitzenden des Untersuchungsausschusses in Bonn 
aufhielt, hatte darum gebeten, sowohl am öffent- 
lichen als auch am nichtöffentlichen Teil der Anhö- 
rung als Zuhörer teilnehmen zu dürfen. Da der Leiter 
der Staatsanwaltschaft bei dem LG Bremen mit einer 
Teilnahme auch am nichtöffentlichen Teil der An- 
hörung einverstanden war, hat der Untersuchungs- 
ausschuß dem Teilnahmewunsch entsprochen. 

c) Gemeinsames Gespräch der 
Untersuchungsausschüsse in Schwerin 

Die Einladung des Vorsitzenden des 3. Parlamentari- 
schen Untersuchungsausschusses des Landtages 
Mecklenburg-Vorpommern zu einem gemeinsamen 
Gespräch mit den Untersuchungsausschüssen aus 
Bonn und Bremen am 27. Mai 1997 in Schwerin hat 
der Untersuchungsausschuß ebenso wie der Unter- 
suchungsausschuß der Bremer Bürgerschaft ange- 
nommen. Die Untersuchungsausschüsse haben In- 
formationen zu den jeweiligen Untersuchungen im 
Zusammenhang mit den Privatisierungen der Ost- 
werften ausgetauscht und Verfahrensfragen disku- 
tiert. 


3. Behandlung von Unterlagen, 
die dem Untersuchungsausschuß 
aufgrund eines Beweisbeschlusses 
von einer Landesbehörde zur Verfügung 
gestellt wurden, die diese von der 
Bundesregierung erhalten hatte 
und die bei der Bundesregierung 
mit einer Sperre belegt sind 

Im Zusammenhang mit der Behandlung des Themen- 
komples „Leuna/Minol" hat es im Untersuchungsaus- 
schuß unterschiedliche Auffassungen darüber gege- 
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ben, ob bestimmte Unterlagen für die Untersuchungs- 
ausschußmitglieder zugänglich sein müssen. Zu 
dieser Fragestellung ist es wie folgt gekommen: 

Am 25. September 1997 hat der Untersuchungsaus- 
schuß den Beweisbeschluß 13-292 gefaßt, nachdem 
er vorher auf Vorschlag des Vorsitzenden einstimmig 
beschlossen hatte, nach Eingang der Akten über den 
Umgang mit ihnen zu entscheiden. Daraufhin hat die 
Staatsanwaltschaft Magdeburg die Akten eines ein- 
gestellten Ermittlungsverfahrens gegen die Mittel- 
deutsche Erdölraffinerie GmbH (Mider) wegen Sub- 
ventionsbetruges am 8. Oktober 1997 an den Vorsit- 
zenden des Untersuchungsausschusses übersandt. 
Mit Schreiben der BvS vom 21. Oktober 1997, wel- 
ches sich das BMF mit am 23. Oktober 1997 beim 
Sekretariat des Untersuchungsausschusses einge- 
gangenen gesondertem Anschreiben inhaltlich zu 
eigen gemacht hat, hat die BvS den Untersuchungs- 
ausschußvorsitzenden gebeten, bestimmte Akten- 
teile wegen der darin enthaltenen Betriebs- und Ge- 
schäftsgeheimnisse VS-VERTRAULICH einzustufen 
und darüber hinaus Teile davon unter Hinweis 
auf ein laufendes Verfahren nicht an den Unter- 
suchungsausschuß zur Beweiserhebung und Erörte- 
rung weiterzuleiten. Der Vorsitzende hat die Unter- 
lagen auf diesen Antrag hin und vorbehaltlich eines 
endgültigen Ausschußbeschlusses VS-VERTRAU- 
LICH eingestuft. 

In den Sitzungen am 25. September, 30. Oktober, 
13. und 27. November 1997 hat sich der Untersu- 
chungsausschuß intensiv mit der Frage beschäftigt, 
wie die Unterlagen zu behandeln seien. Zum Inhalt 
der kontrovers geführten Diskussion wird auf folgen- 
de, im Anlagenband aufgenommene Unterlagen ver- 
wiesen: 


- Auszug aus dem Protokoll der 75. Sitzung (Doku- 
ment Nr. 22), 

- Auszug aus dem Protokoll der 83. Sitzung (Doku- 
ment Nr. 23), 

- Auszug aus dem Protokoll der 86. Sitzung (Doku- 
ment Nr, 24), 

- Auszug aus dem Protokoll der 90. Sitzung (Doku- 
ment Nr. 25), 

- Übersendungsschreiben des BMF vom 23. Oktober 
1997 mit Schreiben der BvS vom 21. Oktober 1997 
zu BB 13-292 (Dokument Nr. 26), 

- Übersendungsschreiben des BMF vom 6. Novem- 
ber 1997 mit Schreiben der BvS vom 5. November 
1997 zu BB 13-292 (Dokument Nr. 27), 

- Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes des 
Deutschen Bundestages zum Thema: „Grenzen 
des Aktenherausgabeanspruchs eines Untersu- 
chungsausschusses und entsprechende Beweisver- 
wertungsverbote" vom 12. November 1997, verteilt 
als Mat C 37 (Dokument Nr. 28), 

- Schreiben des BMF vom 24. November 1997 zu 
Mat C 37 (Dokument Nr. 29). 

Der Untersuchungsausschuß hat am 27. Novem- 
ber 1997 mit den Stimmen der Mitglieder der Koali- 
tionsfraktionen im Untersuchungsausschuß mehr- 
heitlich beschlossen: 


„Entsprechend der auf Seite 2 der BvS vom 5, 11. 
1997 geäußerten Bitte werden folgende, in diesem 
Schreiben sowie im Schreiben der BvS vom 21. 10. 
1997 auf Seite 2 oben aufgeführte und in der Ge- 
heimschutzstelle des Deutschen Bundestages un- 
ter Tgb.Nr. 45/97 registrierte Unterlagen erst nach 
Abschluß des im Zusammenhang mit der Umset- 
zung des ,memorandum of understanding' bei der 
BvS laufenden Verfahrens und nach entsprechen- 
der Mitteilung der BvS den Mitgliedern des 2. Un- 
tersuchungsausschusses zugänglich gemacht . " 


VII. Zeit- und Arbeitsaufwand 

Der Untersuchungsausschuß ist insgesamt zu 96 Sit- 
zungen zusammengetreten. Diese Sitzungen haben 
bis auf eine Ausnahme stets donnerstags stattgefun- 
den. Obwohl zu dieser Zeit im Plenum besonders 
wichtige Tagesordnungspunkte behandelt wurden 
und Ausschüsse nach einer Entscheidung des Älte- 
stenrates grundsätzlich gehindert waren, während 
dieser sogenannten Kernzeit parallel zum Plenum zu 
tagen, hat die Präsidentin des Deutschen Bundes- 
tages dem Untersuchungsausschuß auf dessen An- 
trag hin eine Ausnahmeerlaubnis erteilt. Auf diese 
Weise war sichergestellt, daß die Mitglieder des Un- 
tersuchungsausschusses weiterhin dienstags an den 
Sitzungen ihrer Fraktion/Gruppe und mittwochs an 
den Sitzungen der Fachausschüsse teilnehmen konn- 
ten, für die sie gleichfalls als Mitglied benannt waren. 
Für den Untersuchungsausschuß bedeutete die Ge- 
nehmigung des Donnerstags als Sitzungstag einer- 
seits die insbesondere für Zeugenvernehmungen 
erforderliche langfristige Planungssicherheit. Ande- 
rerseits blieb auch die Möglichkeit offen, donnerstags 
nicht beendete Zeugenvernehmungen im Bedarfs- 
fälle freitags fortsetzen zu können. Kam es donners- 
tags im Plenum zu namentlichen Abstimmungen oder 
zur Zählung der Stimmen nach § 51 GO-BT (sog. 
Hammelsprung), so hat der Vorsitzende die Sitzungen 
für die Teilnahme an der Abstimmung unterbrochen. 

Im Anschluß an die konstituierende Sitzung hat der 
Untersuchungsausschuß insgesamt 55 nichtöffent- 
liche Beratungssitzungen und 31 Sitzungen zur Ver- 
nehmung von Zeugen und Sachverständigen, sechs 
Sitzungen zu Anhörungen sowie drei Sitzungen 
sowohl mit Zeugen als auch mit Anhörpersonen 
durchgeführt. Zwei Beratungssitzungen wurden teil- 
weise VS-VERTRAULICH eingestuft. Später erfolgte 
jedoch in einem Fall eine Herabstufung auf VS-NfD 
und in dem anderen Fall wurde die Einstufung insge- 
samt aufgehoben. Von den 40 Vernehmungs- und 
Anhörungssitzungen war in 28 Fällen die Öffentlich- 
keit unbegrenzt hergestellt. Acht Sitzungen zum 
Zweck der Zeugenvernehmung wurden Öffentlich 
begonnen und im Laufe der Sitzung nichtöffentlich 
(VS-VERTRAULICH) fortgesetzt. Für drei dieser Sit- 
zungen wurde gegen Ende der Untersuchungstätig- 
keit eine Einstufung nicht mehr für erforderlich an- 
gesehen und deshalb eine Aufhebung der VS-Ein- 
stufung beschlossen. Von den neun Anhörungen 
wurden bis auf vier alle unter Herstellung der Öffent- 
lichkeit durchgeführt. Eine dieser vier Anhörungen 
wurde als VS-GEHEIM und zwei als VS-VERTRAU- 
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LICH eingestuft. Bei einer weiteren Anhörung wurde 
zwar die Öffentlichkeit ausgeschlossen, eine VS-Ein- 
stufung ist jedoch als nicht notwendig angesehen 
worden, ln diesen vorgenannten vier Fällen wurde 
teilweise nichtöffentlich bzw. VS-GEHEIM bzw. VS- 
VERTRAULICH getagt. 

Für die insgesamt 96 Sitzungen hat der Untersu- 
chungsausschuß mehr als 237 Stunden verwendet. 
Dabei sind auf Vernehmungen und Anhörungen 
213 Stunden entfallen. Bei den vorgenannten Zeit- 
angaben wurden Unterbrechungszeiten (beispiels- 
weise für die Teilnahme der Ausschußmitglieder an 
namentlichen Abstimmungen im Plenum oder für 
den Wechsel in einen abhörgeschützen Sitzungssaal 
zur Durchführung einer eingestuften Sitzung) nicht 
mitgezählt. 

Sämtliche Sitzungen wurden in Protokollen fest- 
gehalten. Die zu den Beratungssitzungen angefertig- 
ten Verlaufsprotokolle haben einem Umfang von 
ca. 1 100 Seiten. Zu den Vernehmungen und Anhö- 
rungen wurden Wortprotokolle gefertigt. Diese sind 
auf 5 385 Seiten festgehalten. 

Zur Vorbereitung und Durchführung der Beweisauf- 
nahme und sonstigen Untersuchungsausschußtätig- 
keit wurden zahlreiche Dokumente beigezogen oder 
angefertigt, die anschließend - je nach Zuordnung - 
in einem bestinunten Verteiler zur Verfügung gestellt 
wurden. Das Spektrum reicht hier von Beweisunter- 
lagen über Presseübersichten bis hin zu Vermerken, 
Listen und Übersichten. Allein das Sekretariat des 
Untersuchungsausschusses hat in diesem Zusam- 
menhang nahezu 1,9 Mio. Kopien erstellt und an- 
schließend versandt. Bei dieser Mengenangabe sind 
Protokollvervielfältigungen nicht einbezogen, da in- 
soweit die Druckerei des Deutschen Bundestages tä- 
tig wurde. Die vorstehenden Angaben zeigen, daß 
neben der reinen Sitzungszeit ein erheblicher Zeit- 
und Arbeitsaufwand für das Erfassen und Auswerten 
von Ausschußmaterialien notwendig war, der nicht 
in Stunden meßbar ist. 


VIII. Kosten der parlamentarischen 
Untersuchung 

Die parlamentarische Untersuchung war nicht nur 
zeit- und arbeitsaufwendig, sondern auch kostenauf- 
wendig. Es ist deshalb angebracht, die finanzielle 
Größenordnung zu verdeutlichen. Um keinen weite- 
ren Arbeits- und danüt Kostenaufwand zu ver- 
ursachen, werden die Kosten nur grob geschätzt. 

1 . Personalkosten Ausschußsekretariat ca. 2,4 Mio. DM 

2. Zeugen, Sachverständige, Gutachten ca. 0,06 Mio. 
DM 

3. Stenografische Protokolle (Erstellung und Kopien) 
ca. 0,11 Mio. DM 

4. Sachkosten (EDV-Anlage, Kopien, Druck der 
Bundestagsdrucksachen, sonstige Bürokosten) ca. 
0,33 Mio. DM 

5. Personal- und Sachkostenaufwand im Verantwor- 
tungsbereich der Bundesregierung (einschließlich 
UKPV) und der Länder ca. 1,7 Mio. DM 


Damit ergibt eine vorsichtige Schätzung einen Ko- 
stenaufwand von ca. 4,6 Mio. DM, wobei zu berück- 
sichtigen ist, daß die Schätzung der Personalkosten 
aufgabenbezogen und nicht ausschließlich einstel- 
lungsbezogen vorgenommen worden ist. 

Hinzu kommen Kosten, die im Verantwortungsbe- 
reich der Bundestagsfraktionen, der Gruppe sowie 
der Abgeordneten (im wesentlichen Personalkosten) 
entstanden sind. 


IX. Umgang mit Aktenmaterial nach 

Beendigung der Untersuchungstätigkeit 

Vor der Beschlußfassung über den Umgang mit Ak- 
tenmaterial nach Beendigung der Untersuchungs- 
tätigkeit hat der Untersuchungsausschuß berück- 
sichtigt, daß eine Rechtspflicht zur Archivierung 
nicht besteht. 

Zwei Gründe sprechen nach Auffassung des Unter- 
suchungsausschusses gegen eine Archivierung. 

- Nach Ziffer 5 der „Feststellungen" und Empfeh- 
lungen des 1. Ausschusses (Ausschuß für Wahl- 
prüfung, Immunität und Geschäftsordnung) vom 
27. November 1997 kann eine Einsichtnahme in 
„Akten" gewährt werden, „... falls die entspre- 
chenden Informationen lediglich beim Bundestag 
verfügbar sind, im übrigen aber gesetzliche oder 
sonstige - aus der Rechtsstellung des Bundestages 
gerechtfertigte - Gründe nicht entgegenstehen . " 
Da sich aber sämtliche Beweismaterialien des Un- 
tersuchungsausschusses auch bei den herausge- 
benden Stellen befinden, wäre eine Archivierung 
danach ausgeschlossen. 

- Außerdem wurden die bei der Bundesregierung 
beigezogenen Beweismaterialien allesamt unter 
dem Vorbehalt zur Verfügung gestellt, diese 
nach Abschluß der Untersuchungsverfahrens, spä- 
testens nach Ablauf der Legislaturperiode, an die 
herausgebenden Stellen zurückzusenden. Gefer- 
tigte Kopien und gespeicherte Daten sollten ver- 
nichtet bzw. gelöscht werden. 

Der Untersuchungsausschuß hat sich deshalb für 
eine Abweichung von der bisherigen Praxis aus- 
gesprochen, wonach von Beweismaterialien - soweit 
sie nicht VS -VERTRAULICH und höher eingestuft 
waren - je eine Kopie im Archiv des Deutschen Bun- 
destages verblieb. 

Befürwortet hat er aber weiterhin eine Archivierung 
seiner Sitzungsprotokolle. Er hat dazu das Einver- 
ständnis der Bundesregierung eingeholt. Dies war 
notwendig, da sich die Bundesregierung Vorbehalten 
hatte, einer Weitergabe von Protokollen über die Ver- 
nehmung von Angehörigen der Bundesregierung 
oder Bundesbeamten im Einzelfall zu widersprechen 
(siehe vorstehend 1.7.b). 

Vor diesem Hintergrund hat das Sekretariat des 
Untersuchungsausschusses mit Ausschußdrucksa- 
che 362 vorgeschlagen, sämtliche als Beweismittel 
beigezogenen Akten des Untersuchungsausschusses 
an die herausgebenden Stellen zurückzugeben und 
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nicht in den Archivbestand des Deutschen Bundes- 
tages aufzunehmen. Lediglich die Akten, die für die 
Dauer der zur Zeit vor dem VG Köln anhängigen Ver- 
waltungsstreitverfahren in den Ordnungsgeldsachen 
Dr. Andreas Brie, Marlies Keller, Dr. Gregor Gysi und 
Prof. Dr. Lothar Bisky benötigt werden, sollten in Ko- 
pie mit Zustimmung der herausgebenden Stellen bei 
der Verwaltung des Deutschen Bundestages verblei- 
ben. Die Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin hat 
dieser Vorgehensweise als herausgebende Stelle be- 
reits vorab mit Schreiben vom 22. Mai 1998 zuge- 
stimmt. 

Um die in der Geheimregistratur vorhandenen Akten 
zum Themenkomplex „ Leuna/Minol" über das Be- 
stehen des 2. Untersuchungsausschusses hinaus wei- 
terhin einsehen zu können, hat die Fraktion der SPD 
abweichend vom vorgenannten Vorschlag mit Schrei- 
ben vom 27. Mai 1998 beantragt, daß diese Akten zu- 
mindest bis zum Ende der Wahlperiode beim Deut- 
schen Bundestag verbleiben und durch Abgeordnete 
sowie benannte Mitarbeiter der Fraktionen oder 
Gruppe in den Räumen der Geheimregistratur einge- 
sehen werden können (Dokument Nr. 118). Über die 
Einsichtnahmemöglichkeit könne die Präsidentin auf 
Antrag entscheiden. Die Fraktion der SPD hat ihren 
Antrag damit begründet, daß dem Untersuchungs- 
ausschuß noch nicht alle beigezogenen Akten durch 
die Bundesregierung bzw. durch die BvS vorgelegt 
worden seien. Die Archivierung dieser Akten im 
Deutschen Bundestag und der Zugang sei wegen der 
unvollständigen Erledigung des Untersuchungsauf- 
trages auch deswegen erforderlich, weil nach Auf- 
fassung der SPD geprüft werden müsse, inwieweit es 
sinnvoll sei, in der nächsten Wahlperiode einen Un- 
tersuchungsausschuß zum Themenkomplex „Leuna/ 
Minol" einzusetzen (siehe auch nachfolgend X.3.). 

Dem Antrag der SPD haben die Mitglieder der Koali- 
tionsfraktionen widersprochen und vorgetragen, es 
habe ausreichend Zeit zur Verfügung gestanden, 
um die umfangreichen Akten zum Themenkomplex 
„Leuna/Minol“ durchzusehen und zu bewerten. Zwar 
seien die Tagebücher des Dr. Schucht noch nicht beim 
Untersuchungsausschuß eingegangen, doch sei an- 
gesichts der Zeugenaussage von Dr. Schucht vor dem 
Untersuchungsausschuß nicht zu erwarten, daß sich 
aus den Tagebüchern noch unabdingbar notwendige 
Erkenntnisse ergäben. Schließlich habe der Unter- 
suchungsausschuß ein vernehmlich beschlossen, in 
der Plenarwoche vom 15. Juni 1998 seinen ab- 
schließenden Bericht vorzulegen und damit die Un- 
tersuchungstätigkeit einzustellen . 

Im Anschluß an die kontrovers geführte Diskussion 
hat der Untersuchungsausschuß mit den Stimmen 
der Mitglieder der Koalitionsfraktionen mehrheitlich 
den Antrag der SPD abgelehnt und den folgenden 
Beschluß gefaßt: 

„Beschluß über die Behandlung der Protokolle 

und Ausschußmaterialien nach Beendigung des 

Ausschusses: 

/. Protokolle 

1. Protokolle öffentlicher Sitzungen können von 
jedem eingesehen werden, der ein berechtigtes 
Interesse geltend machen kann. 


2. VS-VERTRAULICH und höher eingestufte Pro- 
tokolle werden nach der Geheimschutzordnung 
des Deutschen Bundestages behandelt. 

3. Protokolle über sonstige nichtöffentliche Ver- 
nehmungen und Beratungssitzungen werden 
mit dem Vermerk ,Nur für den Dienstgebrauch' 
(NfD) versehen. Der Vermerk verliert seine Gül- 
tigkeit am 30. September 2002. Danach sind die 
vorgenannten Protokolle wie die Protokolle öf- 
fentlicher Sitzungen zu behandeln. 

II. Im Ausschuß entstandene 
sowie für den Ausschuß erstellte Materialien 

1. Im Untersuchungsausschuß entstandene Ma- 
terialien (Ausschußdrucksachen, Ausschußbe- 
schlüsse, Gutachten, sonstige Ausarbeitungen, 
Verzeichnisse und Übersichten) sowie Gutach- 
ten, Stellungnahmen, Ausarbeitungen und Be- 
richte, die von dritter Seite für den Ausschuß 
erstellt worden sind, sind wie die unter 1.3. er- 
wähnten Protokolle zu behandeln. 

2. Dies gilt nicht für Materialien mit der Kenn- 
zeichnung VS-NfD, die nach der Geheim- 
schutzordnung des Deutschen Bundestages zu 
behandeln sind. 

3. Bei den unter 1 . genannten Materialien, die nach 
der Zweckbestimmung des Verfassers auch der 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden 
können, ist eine unbeschränkte Einsichtnahme 
im Rahmen der für das Archiv des Deutschen 
Bundestages geltenden Regelungen möglich. 

4. In gleicher Weise sollen auch alle mit Mat C 
bezeichneten Materialien des Ausschusses 
behandelt werden, soweit sie nicht mit dem 
Vermerk ,VS-Nur für den Dienstgebrauch' 
(,VS-NfD') versehen sind. 

III. Geschäftsakten 

Die Geschäftsakten des Ausschusses werden 
ebenfalls mit dem Vermerk ,Nur für den Dienstge- 
brauch' (,NfD') versehen. Der Vermerk verliert 
seine Gültigkeit am 30. September 2002. Danach 
kann Dritten, die ein berechtigtes Interesse gel- 
tend machen können, Einsicht gewährt werden. 

IV Beweismaterialien 

1. Die zu Beweiszwecken beigezogenen Mate- 
rialien Dritter (Mat A) und die ohne Beizie- 
hungsbeschluß überlassenen Beweismateria- 
lien (Mat B) werden an die herausgebenden 
Stellen zurückgegeben, unabhängig davon, ob 
es sich um Originale oder Kopien handelt. 

2. Für die Dauer der Verwaltungsstreitverfahren 
in den Ordnungsgeldsachen Dr. Andreas Brie 
(Az.: 2 Ws 71/98-31 Qs 98/97), Marlies Keller 
(Az.: 2 Ws 55/98-31 Os 99/97), Dr. Gregor Gysi 
(Az.: 2 Ws 54/98-31 Qs 109/97, 31 Qs 116/97) 
und Prof. Dr. Lothar Bisky (Az.: 2 Ws 88/98-31 
Qs 118/97), derzeit beim Verwaltungsgericht 
Köln anhängig, bleiben die folgenden Akten in 
Kopie mit Zustimmung der herausgebenden 
Stellen bei der Verwaltung des Deutschen Bun- 
destages: 
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Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft II bei 
dem LG Berlin in dem Ermittlungsverfahren mit 
dem Az.: 22 Js 287190 wegen Veruntreuung von 
SED/PDS-Vermögen gegen Wolf gang Lang- 
nitschke, Wolfgang Pohl u. a., im 2. Unter- 
suchungsausschuß registriert als MatA 13-54; 

Akten und Beiakten der Staatsanwaltschaft II 
bei dem LG Berlin in dem Ermittlungsverfahren 
mit dem Az.: 22 Js 330/90 wegen Veruntreuung 
von SED/PDS-Vermögen gegen Dr. Gerd Peli- 
kan u. a. im Zusammenhang mit der Belvedere 
GmbH, im 2. Untersuchungsausschuß regi- 
striert als Mat A 13-173; 

Anklageschrift der Staatsanwaltschaft II bei 
dem LG Berlin in dem Ermittlungsverfahren 
22 Js 330/90 (sog. Belvedere-Verfahren) gegen 
Peter Rabes u. a. (Mat B 87). 

3. Die Bildplatten, auf denen die beigezogenen 
Unterlagen des Untersuchungsausschusses ge- 
speichert sind, werden vernichtet. Der Inhalt 
der im Untersuchungsausschuß erstellten Ver- 
schlagwortungsdatenbank soll auf geeignete 
Datenträger übertragen werden, so daß weiter- 
hin die Möglichkeit besteht, Fundstellenrecher- 
chen durchzuführen . " 

Mit gleichlautender Argumentation haben die Frak- 
tionen auch über die Rückgabe von Beweismate- 
rialien, die den Mitgliedern des Untersuchungsaus- 
schusses und den benannten Mitarbeitern der Frak- 
tionen und der Gruppe im Untersuchungsausschuß 
zur Verfügung gestellt wurden, beraten, nachdem die 
Fraktion der SPD auch hier beantragt hatte, Beweis- 
materialien zum Themenkomplex „Leuna/MinoT' 
auszunehmen. Der abschließend mit Mehrheit der 
Mitglieder der Koalitionsfraktionen gefaßte Beschluß 
hat folgenden Inhalt: 

„Beschluß zur Rückgabe von Beweismaterialien, 
die den Mitgliedern des 2. Untersuchungsschusses 
und den benannten Mitarbeitern der Fraktionen 
und der Gruppe im 2. Untersuchungsausschuß zur 
Verfügung gestellt wurden: 

1. Die an die Mitglieder des 2. Untersuchungsaus- 
schusses und die benannten Mitarbeiter der 
Fraktionen und der Gruppe im 2. Untersu- 
chungsausschuß verteilten Kopien der offenen 
und VS-NfD eingestuften Beweismaterialien 
(Mat A und Mat B) sowie die davon gezogenen 
weiteren Kopien sind nach Kenntnisnahme des 
Ausschußberichts durch das Plenum des Deut- 
schen Bundestages dem Ausschußsekretariat 
zum Zwecke der Vernichtung zuzuleiten. 

2. Die Durchführung der Vernichtung ist vom Se- 
kretariat in einem Protokoll festzuhalten. 

3. Die an die Mitglieder des 2. Untersuchungsaus- 
schusses und die benannten Mitarbeiter der 
Fraktionen und der Gruppe im 2. Untersu- 
chungsausschuß verteilten Kopien der VS-VER- 
TRAULICH und VS-GEHEIM eingestuften Be- 
weismaterialien (Mat A und Mat B) sind nach 
Kenntnisnahme des Ausschußberichts durch 
das Plenum des Deutschen Bundestages der 
Geheimregistratur zum Zwecke der Vernich- 
tung zuzuleiten. " 


X. Abschlußbericht 
1 . Zeitliche Vorgaben 

Der Deutsche Bundestag hat dem Untersuchungs- 
ausschuß aufgegeben, offengebliebene Fragen des 

1. und 2. Untersuchungsausschusses der 12. Wahl- 
periode zu untersuchen, soweit hierdurch die in den 
Berichten dieser Untersuchungsausschüsse getroffe- 
nen Feststellungen ergänzt werden können. 

Um den Bericht über die Feststellungen zum Unter- 
suchungsauftrag im Plenum des 13. Deutschen Bun- 
destages vorlegen und debattieren zu können (letzte 
Sitzungs Woche der 13. Wahlperiode in der Zeit vom 
22. bis zum 26. Juni 1998), hat der Untersuchungs- 
ausschuß im Rahmen seiner Terminplanung auf der 
Grundlage der 73. nichtöff entheben Beratungssit- 
zung am 26. Juni 1997 schon frühzeitig beschlossen, 
die Beweisaufnahme durch Zeugenvernehmungen 
im Dezember 1997 abzuschließen. Für den Fall, daß 
einer der genannten Zeugen terminlich verhindert 
ist, wurde für dessen Vernehmung der Januar 1998 
vorgesehen. Die letzte Zeugenvernehmung hat auf 
dieser Beschlußlage basierend am 15. Januar 1998 
stattgefunden. Für die weitere Arbeitsweise hat der 
Untersuchungsausschuß in seiner Beratungssitzung 
am 15. Januar 1998 einvernehmheh einen Zeitplan 
für die Erstellung und Verabschiedung des Ab- 
schlußberichts beschlossen. 

2. Rechtliches Gehör zum Bericht 

a) Rechtsgrundlage 

Die Frage der Gewährung des rechtlichen Gehörs ist 
in keinem Bundesgesetz ausdrücklich geregelt. Der 
Untersuchungsausschuß ist aber ebenso wie der 
T. und 2. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlpe- 
riode zu der Auffassung gekommen, allen „Personen, 
die durch Veröffentlichung des Abschlußberichts 
in ihren Rechten erheblich beeinträchtigt werden 
können ", die Möglichkeit einzuräumen, vor Abschluß 
des Untersuchungsverfahrens zu den sie betreffen- 
den Tatsachenausführungen eine Stellungnahme ab- 
zugeben. Diese Auffassung steht in Übereinstim- 
mung mit der verwaltungsgerichthchen Rechtspre- 
chung und Literatur. Das aus Art. 20 Abs. 3 i.V.m. 
Art. 1 Abs. 1 und Art. 2 Abs. 1 GG abzuleitende Mi- 
nimum an Verfahrensgarantie ist dadurch beachtet, 
wenn vor der Veröffentlichung des Abschlußberichts 
Stellungnahmen abgegeben werden können. 

Der Untersuchungsausschuß hat eine gesonderte Ge- 
währung rechtlichen Gehörs dann für entbehrlich 
angesehen, wenn die im Bericht genannten Personen 
vor dem Untersuchungsausschuß als Zeugen ver- 
nommen worden waren und Gelegenheit zur Korrek- 
tur und zur Ergänzung ihrer stenographisch aufge- 
nommenen Ausführungen hatten. 

b) Verfahren 

Ab dem 17. März 1998 ist insgesamt 15 natürlichen 
und juristischen Personen rechtliches Gehör gewährt 
worden. Nähere Angaben ergeben sich aus der im 
Anhang zum Bericht beigefügten Liste. 
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Die Berichterstatter haben sich mit dem Ergebnis des 
rechtlichen Gehörs beschäftigt. Der Entwurf des Ab- 
schlußberichts wurde entsprechend geändert oder 
ergänzt, die Stellungnahme als Anhang dem Bericht 
beigefügt oder sie wurde lediglich zur Kenntnis ge- 
nommen. 

Zu einer Textänderung ist es gekommen, wenn in 
der Stellungnahme Beweise oder überzeugende Aus- 
führungen enthalten waren, daß der bisherige Text 
(teilweise) unrichtig oder ergänzungsbedürftig ge- 
wesen ist, 

Haben Gegenvorstellungen oder Ergänzungs wün- 
sche den Untersuchungsausschuß nicht überzeugt, 
dann sind derartige Stellungnahmen als Anhang 
zum Bericht aufgenommen worden. Entsprechend 
wurde verfahren, wenn es sonst zweckmäßig er- 
schien, die gesamte Stellungnahme beizufügen. 

Als unbeachtlich bewertete Rückäußerungen hat der 
Untersuchungsausschuß lediglich zur Kenntnis ge- 
nonunen. 

3. Feststellungen des Abschlußberichts 

Die Berichterstatter der Fraktionen und der Gruppe 
haben am 25. Mai 1998 ihre Abschlußberichte vor- 
gelegt. 

In der 96. Sitzung des Untersuchungsausschusses am 
28. Mai 1998 wurde kontrovers diskutiert, ob der bis 
zu diesem Zeitpunkt vorliegende Bericht als Teil- 
oder Gesamtbericht festgestellt werden solle. 

Die Fraktion der SPD, unterstützt von der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, hat mit Schreiben vom 
28. Mai 1998 beantragt, die im Beschlußvorschlag 
auf Ausschußdrucksache 365 aufgeführten Berichte 
nicht als abschließenden Gesamtbericht des Unter- 
suchungsausschusses, sondern nur als Teilbericht 
festzustellen (Dokument Nr. 119). Die Bundesregie- 
rung bzw. die BvS habe dem Untersuchungsaus- 
schuß noch nicht alle beigezogenen Unterlagen zum 
Themenkomplex „Leuna/Minol" - insbesondere die 
Tagebücher von Dr. Schucht - vorgelegt. Andere bei- 
gezogene Unterlagen haben dem Untersuchungs- 
ausschuß erst so spät Vorgelegen, daß eine vollständi- 
ge Auswertung zeitlich nicht möglich gewesen wäre. 
Im Interesse einer vollständigen Erledigung des 
Untersuchungsauftrags sei nach Meinung der SPD- 
Fraktion die Untersuchung insoweit bis zum Ende 
der Wahlperiode fortzusetzen und folglich die Dar- 
stellung der dadurch gewonnenen Erkenntnisse 
nachträglich vorzunehmen (vgl. auch IX.), 

Diesem Antrag haben die Mitglieder der Koalitions- 
fraktionen mit der Begründung widersprochen, es 
habe Zeit genug zur Verfügung gestanden, um die 
umfangreichen Akten zum Themenkomplex „ Leuna/ 
Minol" durchzusehen und zu bewerten. Außerdem 
sei Dr. Schucht als Zeuge zu den Tagebüchern 
befragt worden. Es stehe nicht zu erwarten, daß sich 
für die Feststellungen dieses Untersuchungsaus- 
schusses noch unabdingbar notwendige Erkennt- 


nisse aus den Unterlagen ergeben. Der Unter- 
suchungsausschuß solle deshalb - so wie im Termin- 
plan einvernehmlich beschlossen - in der Plenar- 
woche vom 15. Juni 1998 seinen abschließenden 
Bericht vorlegen. 

Im Anschluß an diese Diskussion hat der Unter- 
suchungsausschuß mit den Stimmen der Mitglieder 
der Koaütionsfraktionen gegen die Stimmen der Mit- 
glieder der Oppositionsfraktionen mehrheitlich fol- 
genden Beschluß gefaßt: 

„l.Der Bericht der Berichterstatter der Ahg. Dr. 
Wolf gang Götzer (CDÜ/CSU), Abg. Friedhelm 
Julius Beucher (SPD), Antje Hermenau (BÜND- 
NIS 90/DlE GRÜNEN) und Abg. Dr. Klaus Röhl 
(F.D.P.) vom 25. Mai 1998, nämlich zu Einset- 
zung des Untersuchungsausschusses, Verlauf 
des Untersuchungsverfahrens, Feststellungen 
sowie Register, Übersichten, Anlagen und An- 
hang (Erster, Zweiter und Vierter Teil) wird als 
Bericht des 2. Untersuchungsausschusses fest- 
gestellt, wobei VU.2.g) des Kapitels J. nicht 
Bericht der Berichterstatter Friedhelm Julius 
Beucher und Antje Hermenau ist. 

Weiterhin wird der Bericht der Berichterstatter 
Dr. Wolfgang Götzer und Dr. Klaus Röhl, Dritter 
Teil - Bewertungen, Abschnitt A., als Bericht 
des 2. Untersuchungsausschusses festgestellt. 

2. Der Bericht Dritter Teil - Bewertungen, Ab- 
schnitt B. des Abschlußberichts wird als abwei- 
chender Bericht der Berichterstatter Abg. Fried- 
helm Julius Beucher und Abg. Antje Hermenau 
vom 25. Mai 1998 festgestellt. 

3. Der Bericht des Berichterstatters Wolfgang Bier- 
stedt (PDS) vom 18. Mai 1998 wird als weiterer 
abweichender Bericht festgestellt, wobei dieser 
dem unter 1. erwähnten Bericht zustimmt mit 
Ausnahme von Erster Teil: A.V4), B.V.12); Zwei- 
ter Teil: B.IL, D.I., E.I1.3d, 111.2., 111.3a, 3b), 4.b), 
6), G., J.V11.2., 3., 4., 5.a), 5.c), K.I.2., 111.2., 
111.3., M. 

4. Die vorgenannten Berichte werden dem Deut- 
schen Bundestag als abschließender Gesamtbe- 
richt des 2. Untersuchungsausschusses gemäß 
dem Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
28. 9. 1995 mit der Beschlußempfehlung vorge- 
legt, ihn zur Kenntnis zu nehmen. 

5. Der 2. Untersuchungsausschuß beauftragt und 
ermächtigt das Sekretariat, in Abstimmung mit 
den benannten Mitarbeitern der Fraktionen/ 
Gruppe redaktionell notwendig werdende Än- 
derungen an den festgestellten und zur Ver- 
öffentlichung als Bundestagsdrucksache be- 
stimmten Berichten vorzunehmen und diese 
ggf. so zu überarbeiten, daß sie als abschließen- 
der Gesamtbericht des 2. Untersuchungsaus- 
schusses in einheitlicher Form dem Plenum 
des Deutschen Bundestages vorgelegt werden 
können . " 
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ZWEITER TEIL 

Feststellung des Untersuchungsausschusses 

A. Unternehmen und Vermögenswerte des Bereichs 
Kommerzielle Koordinierung (KoKo) 


Der 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode 
hatte sich entsprechend seinem Untersuchungsauf- 
trag speziell mit der Organisation, Arbeitsweise und 
Stellung des Bereichs Kommerzielle Koordinierung 
(KoKo) in der DDR-Wirtschaft und den durch diesen 
erwirtschafteten Vermögenswerten befaßt. 

Der Untersuchungsausschuß hatte in Fortsetzung 
dieser Arbeit des 1. Untersuchungsausschusses der 
12. Wahlperiode gemäß seinem Untersuchungsauf- 
trag insbesondere die Aufgabe, bestimmte, in den 
verschiedenen Zwischen-, Abschluß- und Ergän- 
zungsberichten des 1. Untersuchungsausschusses 
der 12. Wahlperiode offen gebhebene Fragen bzw. 
nicht abschließend geklärte Sachverhalte im Zusam- 
menhang mit dem Bereich KoKo weiter zu verfolgen 
und gegebenenfalls weitergehende Untersuchungen 
anzustellen. 

Der Untersuchungsausschuß hat im Verlaufe seiner 
Untersuchungen Feststellungen zu weiteren, seit 
1995 bekannt gewordenen Unternehmen und Unter- 
nehmensbeteihgungen des Bereichs KoKo im west- 
hchen Ausland getroffen (I.l. des Untersuchungsauf- 
trages) sowie weitere Vermögenswerte des Bereichs 
KoKo (z. B. Provisionsforderungen, Guthaben auf 
Bankkonten etc.) und deren Verbleib recherchiert, 
soweit dies nicht durch den 1. Untersuchungsaus- 
schuß der 12. Wahlperiode bereits erfolgt war (1.2. des 
Untersuchungsauftrages) . 

Gegenstand der Untersuchungen waren auch die Be- 
mühungen der Bundesregierung, respektive der BvS 
als THA-Nachfolgerin, und anderer staatlicher Insti- 
tutionen, Vermögenswerte des Bereichs KoKo zu er- 
mitteln und zu sichern. Relevant für den Bericht des 
Untersuchungsausschusses war ebenfalls die Ver- 
waltung der Vermögenswerte sowie die finanziellen 
Erfolge bei deren Verwertung (1.9. des Untersu- 
chungsauftrages) . 

Dem Untersuchungsausschuß haben zur Erschlie- 
ßung dieser Problematik diverse Berichte der verant- 
wortlichen Institutionen (BMF, BvS) Vorgelegen, in 
denen diese ihre Zuständigkeit und Arbeitsweise 
und die auftretenden Probleme bei der Ermittlung 
und Rückführung ermittelten Vermögens des Be- 
reichs KoKo schilderten. 

Die zivilrechtlichen Auseinandersetzungen, die die 
THA/BvS im Zuge der Vermögenssicherung und Ver- 
mögensrückführung führte sowie die Schwierigkei- 
ten, in einigen Fällen eine eindeutige Beweisführung 


dahingehend zu erbringen, warum Vermögenswerte 
dem Bereich KoKo zugerechnet und damit unter die 
treuhänderische Verwaltung der THA/BvS gestellt 
wurden, waren ebenfalls Themenschwerpunkt des 
Untersuchungsauftrages . 


I. Zuständigkeiten 

Mit der Auflösung des Bereiches KoKo zum 31. März 
1990 aufgrund des Ministerratsbeschlusses vom 
15. März 1990 wurden die diesem unterstellten Un- 
ternehmen von ihrem bisherigen staatlichen Auftrag 
befreit. Der zum Funktionsbereich der Regierung der 
DDR gehörende Teil des Bereiches KoKo ging unter. 
Übrig blieben die dem Bereich unterstellten Unter- 
nehmen (Protokoll Nr. 11, S. 25). Diese fielen man- 
gels ausdrücklicher entgegenstehender Regelung 
zunächst in das allgemeine Treuhandverhältnis der 
THA. 

Aufgrund der vielfältigen Verflechtungen des Be- 
reichs KoKo mit dem Parteiapparat, dem Ministerium 
für Außenhandel (MAH) und dem Mf S gestaltete sich 
im Rahmen des Einigungsprozesses eine konkrete 
Zuordnung von Unternehmen oder Vermögenswer- 
ten zu einer bestimmten Institution für die Ermittlung 
und Rückführung von Vermögenswerten des Bereichs 
schwierig. Im Einigungsvertrag wurde daher eine ge- 
nerelle Zuständigkeit für die Ermittlung und Rück- 
führung der Vermögenswerte des Bereichs KoKo 
nicht geregelt. Vielmehr wurde im Rahmen der vom 
Einigungsvertrag vorgegebenen Zuständigkeitsver- 
teilung das Partei- und MfS -Vermögen sowie das Ver- 
mögen des Bereichs KoKo unterschiedlichen Aufga- 
benträgern mit zum Teil unterschiedhcher Ressortan- 
bindung (BMF bzw. BMI) und unterschiedlich ausge- 
stalteten materiell-rechtlichen gesetzlichen Zielvor- 
gaben zugewiesen (vgl. nachstehend C.I. und J. I.). 

Für die Unternehmen des Bereichs KoKo sind inso- 
weit die Vorschriften des Artikel 22 Einigungsvertrag 
maßgebend. Die Unternehmen und Immobilien des 
ehemaligen Bereiches sind, soweit es nicht im Einzel- 
fall um Vermögenswerte geht, die am 2. Oktober 
1990 zum unmittelbaren Funktionsbereich der Regie- 
rung der DDR gehörten und als Verwaltungsvermö- 
gen unter Artikel 21 Abs. 1 Einigungsvertrag fallen, 
überwiegend Finanzvermögen, das vom BMF treu- 
händerisch verwaltet wird und das dem Bund und 
den neuen Ländern gemeinsam zusteht. 
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Das BMF hat durch Ministerschreiben vom 13. Mai 
1992 die THA mit der Verwaltung und Verwertung 
des Finanzvermögens beauftragt (vgl. nachstehend 
J.I.4.). Aufgabe der THA wurde es, als Vermögens- 
verwalter auf zivil- bzw. gesellschaftsrechthcher Ba- 
sis für eine rasche Abwicklung des Unternehmens- 
bestandes zu sorgen. 

Im Rahmen dieses Auftrags wurden die Unterneh- 
men entweder verkauft oder, wie in den meisten Fäl- 
len, hquidiert. Soweit weitere Maßnahmen erforder- 
lich waren, wurden zu diesem Zweck durch die THA 
bzw. ab 1995 durch die BvS zivilrechtliche Maßnah- 
men zur Rückführung von Vermögenswerten einge- 
leitet (vgl. nachstehend J. III.). 

Das BMF übt im Rahmen seiner Rechts- und Fach- 
aufsicht Aufsicht und Kontrolle über die von der 
THA/BvS veranlaßten tatsächlichen, insbesondere 
aber zivilrechtlichen Maßnahmen zur Rückführung 
der Vermögenswerte des Bereiches KoKo aus. 


11. Zuordnung weiterer Unternehmen 

zum Bereich KoKo und neue Erkenntnisse 
zu bereits bekannten Unternehmen des 
Bereichs KoKo 

Der Untersuchungsausschuß hat sich in Fortführung 
der Arbeit des 1. Untersuchungsausschusses der 

12. Wahlperiode bei seiner Beweisaufnahme mit den 
Unternehmen und Vermögenswerten des Bereichs 
KoKo beschäftigt (1.2. des Untersuchungsauftrages). 
Neue Erkenntnisse hinsichtlich der Organisation 
und Arbeitsweise des Bereichs KoKo hat er dabei 
nicht erlangen können, da dieser Themenkom- 
plex ausführlich vom 1. Untersuchungsausschuß der 
12. Wahlperiode geklärt worden war (vgl. BT-Druck- 
sache 12/7600). 

Allerdings hat der Untersuchungsausschuß in Zu- 
sammenarbeit mit der BvS einige neue Erkenntnisse 
über Unternehmen des Bereichs KoKo gewinnen 
können. Exemplarisch hat sich der Untersuchungs- 
ausschuß mit der Stiftung Nita und ihren Geschäfts- 
aktivitäten und der Anstalt Mondessa, bei der es 
noch offene Fragen des 1. Untersuchungsausschus- 
ses der 12. Wahlperiode gab, befaßt. 

1. Feststellungen des 1. Untersuchungs- 
ausschusses der 12. Wahlperiode 

Der 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode 
hatte in seinem Zweiten Teilbericht „Firmenbericht“ 
(vgl. BT-Drucksache 12/3920) rund 160 Unterneh- 
men, die im Bereich KoKo organisiert waren und von 
diesem angeleitet wurden, porträtiert. Dabei han- 
delte es sich um Unternehmen, die entweder als im 
direkten Eigentum des Bereichs stehend (Vertreter- 
firmen im In- und Ausland) oder als sog. Parteifirmen 
und gemischte Gesellschaften der SED oder als Un- 
ternehmen des MfS klassifiziert wurden. Auf gelistet 
wurden die Gesellschaftsdaten (Datum der Grün- 
dung und Gründungskapital, Handelsregisterein- 
trag, Gesellschafter und Geschäftsführer, Geschäfts- 
zweck sowie erworbene Beteiligungen an anderen 


Unternehmen). In einem Kurzkommentar wurden 
Besonderheiten des Unternehmens genannt und eine 
Zuordnung zu den Abteilungen des Bereichs KoKo 
getroffen. Ergänzt wurde die Darstellung der Firmen 
durch ein Organigramm, das die Zuständigkeiten in- 
nerhalb des Bereichs KoKo eindeutig definiert. Je 
nachdem zu welcher Gruppe eine Gesellschaft ge- 
hörte, wurde sie in einer bestimmten Abteilung des 
Bereichs KoKo angeleitet. Die Hauptabteilung I des 
Bereichs bestand aus den MfS-eigenen Unterneh- 
men und Unternehmen des Bereichs KoKo, die Ab- 
teilung Firmen setzte sich aus den Unternehmen im 
sog. Nichtsozialistischen Wirtschaftsgebiet (NSW), 
insbesondere der sog. Parteifirmen zusammen. 

Der 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode 
hat Arbeitsweise des Bereichs KoKo und seiner bis 
zum Ende seiner Arbeit bekannten Unternehmen 
nahezu vollständig aufgeklärt. 

Insbesondere mit der Kunst und Antiquitäten GmbH 
des Bereichs KoKo beschäftigte sich der 1. Untersu- 
chungsausschuß der 12. Wahlperiode ausführlich 
und erstellte hierzu einen Dritten Teilbericht (vgl. 
BT-Drucksache 12/4500). 

Die Recherche nach weiteren Gesellschaften und Be- 
teihgungen des Bereichs KoKo fand ihre Fortsetzung 
im Abschlußbericht (vgl. BT-Drucksache 12/7600) 
des 1. Untersuchungsausschusses der 12. Wahl- 
periode, der insgesamt den Bereich KoKo darstellt, 
und in einem Ergänzungsbericht (vgl. BT-Drucksa- 
che 12/8595). Bis dahin konnten insgesamt 187 Un- 
ternehmen dem Bereich KoKo zugeordnet werden. 

2. Zuordnung weiterer Firmen zum Bereich 
KoKo durch die Treuhandanstalt CrHA)/ 
Bundesanstalt für vereinigungsbedingte 
Sonderaufgaben (BvS) 

Im Rahmen ihrer Aufgabe als treuhänderische Ver- 
walterin der ehemaligen DDR-Unternehmen und als 
verantwortliche Institution für die Überführung der 
Unternehmen in das System der Marktwirtschaft hat 
die THA/BvS alle Unternehmen der DDR im In- und 
Ausland katalogisiert, deren Eigentumsverhältnisse 
festgestellt und über die wirtschaftliche Zukunft der 
Unternehmen entschieden. 

Nach dem Verständnis der BvS und des BMF gehör- 
ten all diejenigen Unternehmen zum Bereich KoKo, 
die in der Rechtsform der GmbH geführt wurden und 
„ihren Ursprung im ehemaligen Bereich KoKo ha- 
ben''. Für diese Unternehmen gelten die Vorschrif- 
ten des Art. 22 Einigungsvertrag, sie gehören zum 
Finanzvermögen und fallen unter die Vermögensver- 
waltung der THA/BvS. Nach der Definition der BvS 
gehörten die Unternehmen nicht zum Bereich KoKo, 
„bei denen der Schwerpunkt der Verantwortlichkeit 
bei der SED oder bei anderen Institutionen lag und 
der Bereich KoKo lediglich Teilkompetenzen inne 
hatte". 

Die von der BvS vorgelegten Berichte mit Stand 
15. Januar 1996 und 2. Januar 1998 enthalten die 
neuesten Erkenntnisse zu Unternehmen des Bereichs 
KoKo. Im Bericht der BvS vom 15. Januar 1996 wur- 
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den verschiedene Unternehmen, die dem 1. Untersu- 
chungsausschuß der 12. Wahlperiode noch nicht be- 
kannt gewesen waren, dem Bereich KoKo neu zuge- 
ordnet. In der dem Bericht beigefügten Liste A sind 
alle Unternehmen aufgeführt, die nach den derzeiti- 
gen Erkenntnissen der BvS Ende 1989 dem Bereich 
KoKo vermögensrechtlich zuzurechnen waren, sowie 
Unternehmen, die in der Folgezeit, etwa durch Betei- 
ligungserwerb oder durch Neugründungen, dem 
Bereich zugewachsen waren. Die bereits im Ab- 
schlußbericht des 1. Untersuchungsausschusses der 
12. Wahlperiode erwähnten Unternehmen sowie die- 
jenigen Unternehmen, bei denen die Zuordnung 
zum Bereich KoKo von Dritten bestritten wird, sind in 
der Liste gesondert gekennzeichnet. Insgesamt hat 
die BvS in dieser Liste 217 Gesellschaften benannt, 
die nach ihrer Auffassung zum Bereich KoKo gehör- 
ten (Dokument Nr. 30). 

In Ihrem Bericht mit Stand 2. Januar 1998 führt die 
BvS nunmehr insgesamt 223 Unternehmen auf, die 
im weiteren Sinne dem Bereich KoKo zuzurechnen 
waren. Davon betreute sie im Rahmen ihrer operati- 
ven Abwicklungsmaßnahmen zum Stichtag noch 
37 Unternehmen, die in der dem Bericht in Anlage 2 
beigefügten Liste ohne Markierung weiß dargestellt 
sind. Alle anderen Unternehmen - 84 % des Gesamt- 
bestandes - konnten nach Angaben der BvS durch 
Abschluß der Liquidation, Verschmelzung oder Ver- 
kauf abgebaut werden (vgl. nachstehend A.IIL). Ent- 
sprechende Hinweise sind in der Liste grau unterlegt 
(Dokument Nr. 31). 

Die BvS hat darüber hinaus vier Unternehmen fest- 
gestellt, bei denen ein gesellschafts- oder vermö- 
gensrechtlicher KoKo-Bezug in Betracht kommen 
könnte, so daß sie als KoKo-Unternehmen weiter ver- 
folgt werden. Dabei handelt es um: 

- WAN Warimex GmbH, Berlin, 

- Dimter Maschinenfabrik GmbH, Illertissen, 

- Ihle-Imog Intercarga S.C., Mexiko, 

- Richard Ihle (Pty.) Ltd., Melbourne/Australien. 

3. Stiftung Nita, Vaduz (Liechtenstein) und die 
„Gesamtkonstruktion“ 

Der 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode 
hatte sich nur am Rande in seinem Firmenbericht mit 
der Liechtensteiner Stiftung Nita befaßt (vgl. BT- 
Drucksache 12/3920, S. 68). Insbesondere zur Ge- 
schäftstätigkeit und Liquidation der Anstalt nach 
Auflösung des Bereichs KoKo bestand noch Klä- 
rungsbedarf. Der Untersuchungsausschuß hat hierzu 
folgende Feststellungen getroffen; 

a) Gründung 

Mit Schreiben von 18. April 1988 beauftragte der Lei- 
ter der Hauptabteilung I des Bereiches KoKo, Man- 
fred Seidel, im Auftrag von Dr. Alexander Schalck- 
Golodkowski nach einem Gespräch mit Waltraud 
Lisowski, die für die Abteilung Firmen innerhalb des 
Bereiches KoKo zuständig war, den Generaldirektor 
der Deutschen Handelsbank AG (DHB), Feodor 
Ziesche, im Namen der DHB eine Stiftung in Vaduz 


(Liechtenstein) bei der Anstalt Domar zu gründen. 
Dabei sollte Feodor Ziesche im Namen der DHB als 
Begünstigter auftreten (vgl. BT-Drucksache 12/3920, 
S. 182, Dokument Nr. 16, Dokument Nr. 32). 

Die Gründung der Stiftung Nita erfolgte laut Grün- 
dungsurkunde am 22. Juni 1988. Als Mitglieder des 
Stiftungsrates wurden zwei Rechtsanwälte aus einer 
Liechtensteiner Anwaltssozietät bestimmt. Beide Stif- 
tungsratsmitglieder waren einzelzeichnungsberech- 
tigt. Das Stiftungskapital betrug 100 000 SFR und 
stammte vom sog. Mielke-Konto bei der DHB (Konto 
528). Später anfallende Gewinne der Stiftung sollten 
ebenfalls dem Konto 528 gutgeschrieben werden 
(Dokument Nr. 32). 

Während die Statuten keine Hinweise bezüglich der 
Begünstigten beinhalten, also diejenigen bezeich- 
nen, die von den Tätigkeiten der Stiftung profitieren 
sollen, wird in einem Beistatut, ebenfalls datierend 
vom 22. August 1988, die DHB als einzige Begün- 
stigte genannt. Aufgrund der fehlenden Pflicht zur 
Offenlegung der Inhaberschaft von Rechten an An- 
stalten und Stiftungen nach dem liechtensteinischen 
Anstaltsrecht hat jedoch nicht geklärt werden kön- 
nen, wer unabhängig von der Begünstigung Inhaber 
der Rechte an der Stiftung Nita war. 

Exkurs: Sonderkonto 528 (Mielke-Konto) 

Das Sonderkonto 528 wurde 1965 zur finanziellen 
Abwicklung der sog. Kirchengeschäfte eingerichtet. 
Nach Gründung des Bereichs KoKo 1966 und nach 
der Übernahme der sog. Kirchengeschäfte durch 
Manfred Seidel wurde das Konto auf dessen Namen 
weitergeführt. Verfügungsberechtigt ab diesem Zeit- 
punkt waren Manfred Seidel und Dr. Schalck-Golod- 
kowski. Der Verwendungszweck der Mittel aus dem 
Konto 528 unterlag der Geheimhaltung. 

Über dieses Konto wurden auf Weisung des Mini- 
sters für Staatssicherheit, Erich Mielke, der Großteil 
der finanziellen Transaktionen mit Devisen aus dem 
Bereich des M/S bzw. für das M/S abgewickelt. Aus 
diesem Grund wurde für das Konto auch die Be- 
zeichnung Mielke-Konto verwendet. Nach den Fest- 
stellungen des 1. Untersuchungsausschusses der 
12. Wahlperiode wurde das Konto mit Mitteln aus 
Geschäften des Bereichs KoKo in der DDR und im 
westlichen Ausland bedient. Zu den Geldquellen 
zählten unter anderem Zahlungen westdeutscher 
Unternehmen, die angeblich gegen DDR-Gesetze 
verstoßen hatten und vom M/S zu „Wiedergut- 
machungszahlungen" erpreßt wurden (vgl. nachste- 
hend E.I.2.). Auf das Konto wurden insbesondere 
auch Einnahmen aus den sog. Kirchengeschäften 
und Gewinnabführungen von Unternehmen in der 
DDR und im westlichen Ausland eingezahlt (vgl. BT- 
Drucksache 12/7600, S. 348 f.). 

b) Entwicklung der sog. Gesamtkonstruktion durch 
weitere Unternehmensgründungen 

Zweck der Stiftung Nita war laut § 4 der Statuten die 
Verwaltung und Anlage ihres Vermögens sowie die 
Vornahme von Ausschüttungen und die Gewährung 
sonstiger wirtschaftlicher Vorteile an die in den Sta- 
tuten bezeichneten Personen, Gesellschaften und 
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Einrichtungen (Dokument Nr, 33, vgl. BT-Druck- 
sache 12/3920, S. 68). Nach Angaben des Zeugen 
Feodor Ziesche, der in seiner Vernehmung die 
unter a) aufgeführten Feststellungen des Untersu- 
chungsausschusses bestätigte, hat die Stiftung Nita 
dem Zweck gedient, andere Gesellschaften des Be- 
reichs KoKo gegen mögliche Arreste oder Reklama- 
tionen im Ausland zu schützen und damit Schaden 
vom Volkseigentum abzuwenden. Dies sei ihm 
von der zuständigen Abteilungsleiterin des Bereichs 
KoKo, Waltraud Lisowski, mit geteilt worden (Protokoll 
Nr. 28, S. 89, 92). 

Mit der Gründung der Stiftung Nita war insoweit 
nach den Feststellungen des Untersuchungsausschus- 
ses beabsichtigt, über weitere zwischengeschaltete 
Unternehmen im westlichen Ausland, insbesondere 
durch Gründung der Salinas S.A. (Salinas), die Be- 
teiligung des Bereichs KoKo an der Lämmerzahl- 
Firmengruppe (vgl. Exkurs) in der Bundesrepublik 
Deutschland herzustellen und gleichzeitig zu ver- 
schleiern. 

Gleichzeitig mit der Gründung der Stiftung Nita soll- 
ten daher auf Anweisung des Stellvertreters von 
Dr. Schalck-Golodkowski und Leiters der HA I des 
Bereichs KoKo, Manfred Seidel, auch andere Firmen- 
gründungen unter Einschaltung von Treuhändern in 
Liechtenstein, der Schweiz und in Großbritannien 
für eine „Gesamtkonstruktion" erfolgen (Dokument 
Nr. 32). 

Grundlage für die geplante „Gesamtkonstruktion" 
war ein vertraulicher Aktenvermerk einer Wirt- 
schaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft 
vom 17. März 1988, der bereits dem 1. Untersu- 
chungsausschuß der 12. Wahlperiode Vorgelegen 
hatte (vgl. BT-Drucksache 12/3920, S. 177, Dokument 
Nr. 16). Darin wird auf fünf Ebenen eine Verbindung 
zwischen einer Stiftung in Liechtenstein, die dem Be- 
reich KoKo zuzuordnen war, und der Richard Läm- 
merzahl GmbH aus Neuenkirchen am Sand herge- 
stellt, ohne daß dabei eine Beteiligung des Bereichs 
KoKo offenkundig wurde. 

Auf der ersten Stufe dieser Gesamtkonstruktion war 
zunächst die treuhänderische Gründung einer Stif- 
tung in Liechtenstein durch die Anstalt Domar vorge- 
sehen. Diese sollte auch die Stiftungsräte stellen. 
Eine Eintragung im Handelsregister sollte unterblei- 
ben, lediglich der Begünstigte sollte im Statut be- 
zeichnet werden. 

Tatsächlich schlug Waltraud Lisowski mit Schreiben 
vom 15. April 1988 Manfred Seidel die Gründung 
einer liechtensteinischen Stiftung durch die DHB im 
Auftrag des Bereiches KoKo vor. Die DHB würde sich 
für die weiteren Schritte an die Anstalt Domar, 
Vaduz, Liechtenstein, wenden (vgl. BT-Drucksache 
12/3920, S. 181). Die Vermutung liegt nahe, daß die- 
ses Schreiben der Grund für das o. g. Schreiben Sei- 
dels vom 18. April 1988 an den Generaldirektor der 
DHB, Ziesche, war. 

Auf einer zweiten Ebene war eine panamesische Ge- 
sellschaft vorgesehen, die dem alleinigen Zweck der 
Zwischenschaltung einer weiteren Ebene diente, 
„ohne daß bereits ein Hinweis auf Liechtenstein er- 


kennbar wird". Nach den Feststellungen des Unter- 
suchungsausschusses wurde am 16. November 1988 
zwischen der Stiftung Nita und der Floyd Business 
Inc., Panama (Floyd), ein Bevollmächtigungsvertrag 
abgeschlossen. 

Gleichzeitig schloß Floyd ihrerseits mit den schwei- 
zerischen Treuhandgesellschaften Interrevision- AG, 
St. Gallen und Ibras co- AG, St. Gallen, Treuhandver- 
träge. Diese Konstruktion entsprach der sog. dritten 
Ebene, die zwei Treuhänder in der Schweiz vorsah, 
die sowohl eine Verbindung zur zweiten Ebene als 
auch eine Verbindung zur vierten Ebene herstellen 
sollten. 

Auf der vierten Ebene war entweder eine Gesell- 
schaft aus Großbritannien bzw. den Niederlanden 
oder eine Finanzgesellschaft einer Schweizer Bank 
vorgesehen. Über diese vierte Ebene sollte eine Ver- 
bindung zur Richard Lämmerzahl GmbH bestehen. 

Nach den Feststellungen des Untersuchungsaus- 
schusses sind diese Pläne in leicht veränderter Form 
verwirklicht worden. Bei dem Unternehmen auf der 
sog. vierten Ebene hat es sich um die luxemburgi- 
sche Aktiengesellschaft Salinas gehandelt. Dies er- 
gibt sich aus dem Wechsel der Gesellschafter der 
Richard Lämmerzahl GmbH ab 1988. Im Jahre 1988 
übernahm zunächst die gemischte Gesellschaft 
Rexim, die der Abteilung Finnen des Bereich KoKo 
zugerechnet wurde, zu 100% die Richard Lämmer- 
zahl GmbH von Margot Lämmerzahl. Ab dem 26. No- 
vember 1988 gingen 99% dieser Anteile an die 
Salinas, Luxembourg. Ab dem 9. Februar 1989 er- 
höhte Sahnas ihren Anteil auf 99,9% (vgl. BT-Druck- 
sache 12/3920, S. 64). Die Stiftung Nita, die an der 
Salinas über die „Gesamtkonstruktion" beteiligt war, 
war damit über ihre Salinas-Beteiligung auch an der 
Richard Lämmerzahl GmbH beteiligt. 

Exkurs: Salinas 

Die Salinas wurde am 25. Oktober 1988 durch die 
Banque International ä Luxembourg (BIL) und 
Lirepa S.A., Luxembourg, als Tochtergesellschaft der 
BIL in Luxemburg gegründet. Die Hinzuziehung der 
Lirepa im Zuge der Gründung der Salinas war des- 
wegen erforderlich, weil die luxemburgischen Ge- 
setze zwei Gründer für die Errichtung einer Aktien- 
gesellschaft fordern. 

Die Salinas mit Sitz in Luxemburg diente dem Zweck 
des Erwerbs und der Beteiligung an in- und ausländi- 
schen Gesellschaften, der Verwaltung, Kontrolle und 
Verwertung der Beteiligungen, dem Erwerb von 
Wertpapieren und Patenten, der Gewährung von 
Darlehen und Aufnahme von Anleihen (vgl. BT- 
Drucksache 12/3920, S. 65). 

Das Gesellschaftskapital der Salinas betrug 300000 
DM, gestückelt in 3 000 Aktien zu je 100 DM. Von 
diesen 3 000 Aktien befanden sich 2 996 im Besitz der 
BIL und 4 Aktien im Besitz der Lirepa (Dokument 
Nr. 34). 

Wirtschaftlich Berechtigte aus den Salinas-Aktien 
war die Stiftung Nita, deren Berechtigte wiederum 
die DHB und damit der Bereich KoKo war (vgl. 
BT-Drucksache 12/3920, S. 65). Daran änderte sich 
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auch nichts, als unmittelbar nach Gründung der Sa- 
hnas die Sahnas-Aktien zunächst auf die Bilca Securi- 
ties Inc., Panama, ebenfalls eine Tochtergesellschaft 
der Bit, übertragen wurden und diese ihrerseits ihre 
Aktienmehrheit an der Sahnas auf die Interrevision 
und die Ibrasco übertrug. Nach den Feststellungen 
des 1. Untersuchungsausschusses der 12. Wahl- 
periode waren 1988 die Interrevision zu 84,93%, die 
Ibrasco zu 14,93% und die Bilca Securities Inc. zu 
0,13% an der Sahnas S.A. beteiligt (vgl. BT-Druck- 
sache 12/3920, S. 65). 

Richard Lämmerzahl GmbH 

Die Richard Lämmerzahl GmbH wurde am 26. März 
1973 gegründet und gehörte nach ihrer Übernahme 
durch Rexim und Sahnas organisatorisch zur Abtei- 
lung Firmen des Bereiches KoKo. Der Zweck der Ge- 
sellschaft war der Handel und Vertrieb von Möbeln, 
Stoffen, kunstgewerblichen Gegenständen und ähn- 
lichem sowie Handelsgeschäfte aller Art und Ausfüh- 
rung von Dienstleistungen auf dem Sektor der Perso- 
nalverwaltung (vgl. BT-Drucksache 12/3920, S. 64). 

Die Richard Lämmerzahl GmbH war ihrerseits an der 
MVG - Möbelvertriebsgesellschaft mbH, Österreich 
sowie an der RKL-International Richard K. Lämmer- 
zahl GmbH mit 49% beteiligt (vgl. BT-Drucksache 
12/3920, S. 64). 

Bezüglich der RKL-International Richard K. Lämmer- 
zahl GmbH wurde durch den 1. Untersuchungsaus- 
schuß der 12. Wahlperiode festgestellt, daß nach dem 
Tode von Richard Lämmerzahl durch die Arbeits- 
gruppe Bereich Kommerzielle Koordinierung (AG 
BKK) des M/S versucht wurde, Einfluß auf die Beset- 
zung der Geschäftsführerposten zu nehmen. Über 
die führenden Personen des Unternehmens wurden 
von der AG BKK Dossiers angelegt, die zum Teil von 
Waltraud Lisowski ergänzt wurden (vgl. BT-Druck- 
sache 12/3920, S. 64). 

c) Geschäftstätigkeiten der Stiftung Nita 

Zu den unternehmerischen Aktivitäten der Stiftung 
Nita haben nur wenige Unterlagen Vorgelegen, die 
nicht vollständig genug gewesen sind, um daraus 
einen ÜberbÜck über den Umfang der Geschäftstätig- 
keiten der Stiftung Nita zu erhalten. Auch der Zeuge 
Feodor Ziesche konnte hierzu keine Angaben ma- 
chen (Protokoll Nr. 28, S. 84, 88). Als eine der weni- 
gen Handlungen konnte eine Kreditgewährung un- 
ter Einbeziehung von Gesellschaften aus der ge- 
nannten „Gesamtkonstruktion" ermittelt werden. 
Daran beteiligt waren die Stiftung Nita, Floyd, Inter- 
revision und Salinas. Insgesamt wurden drei Ver- 
träge abgeschlossen: 

- Am 16. Januar 1989 gewährte die Interrevision der 
Salinas ein Darlehen in Höhe von 3,9 Mio. DM. 
Der eigentliche Darlehensbetrag belief sich auf 
0,9 Mio. DM, über den Restbetrag in Höhe von drei 
Mio. DM stellte die Sahnas 10 Obligationen zu 
je 300 000 DM der Interrevision zur Verfügung 
(Dokument Nr. 35 und Dokument Nr. 36). 

- Am 28. März 1989 schlossen Floyd und Interrevi- 
sion einen Vertrag, in dem die Floyd die Verant- 


wortung und die Kosten der vorherigen Darlehens - 
gewährung der Interrevision an die Salinas über- 
nahm. Damit war nicht Interre Vision, sondern 
Floyd der Darlehensgeber (Dokument Nr. 37). 

- Ebenfalls am 28. März 1989 wurde zwischen der 
Stiftung Nita und der Floyd eine Vereinbarung ge- 
troffen, wonach Floyd den Vertrag mit der Interre- 
vision im Auftrag der Stiftung Nita, aber im eige- 
nen Namen, durchführen würde. Dieser Darle- 
hensvertrag sollte zum Nutzen, für Rechnung und 
Gefahr der Auftraggeberin, also der Stiftung Nita, 
erfolgen (Dokument Nr. 38). 

Darlehensgeber war damit letztlich nur die Stiftung 
Nita, ohne daß bei der Darlehensgewährung an die 
Salinas die Beteihgung der Stiftung Nita und damit 
der DHB und des Bereichs KoKo erkennbar wurde. 
Zur Frage, welchem Zweck dieses Darlehen diente 
und was aus diesem Geldbetrag nach Auflösung der 
Salinas wurde, hat der Untersuchungsausschuß 
keine Feststellungen treffen können. Informationen 
zu Floyd und zu Interrevision haben dem Untersu- 
chungsausschuß nicht Vorgelegen. 

d) Auflösung der Stiftung Nita 

Am 15. März 1990 wurde die Auflösung des Bereichs 
KoKo durch die noch amtierende Regierung Modrow 
beschlossen. Mit der Abwicklung des Auslandsver- 
mögens des früheren Bereichs KoKo wurde die Effect 
Vermögensverwaltungsgesellschaft mbH (Effect) be- 
traut. Alleinige Geschäftsführerin der Effect war 
nach ihrer Gründung am 8. Juni 1990 Waltraud 
Lisowski. 

Die Stiftung Nita und die Salinas wurden in das Treu- 
handvermögen der Effect überführt. Am 5. März 

1992 wurde die Stiftung Nita nach Liquidation aus 
dem Handelsregister gelöscht. 

Nach Angaben der BvS hat die Stiftung Nita im Zeit- 
raum von Januar 1991 bis zu ihrer Löschung das Stif- 
tungskapital von insgesamt 116 600 DM an die Effect 
abgeführt. Das Ende des Liquidationsverfahrens der 
Salinas wurde am 19. Dezember 1994 notariell beur- 
kundet. Die Salinas führte im Zeitraum 1990 bis 1995 
insgesamt 5,2 Mio. DM (incl. Rückzahlung eines Dar- 
lehens mit Zinsen) an die Effect ab. 

Durch eine von der THA veranlaßte Sonderuntersu- 
chung im Bereich der Effect, die von einer Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaft in den Jahren 1992 und 

1993 durchgeführt wurde, wurde das gesamte gesell- 
schaftsrechtliche Beziehungsgeflecht um die Salinas 
geprüft. Dabei wurde nach Angaben der BvS festge- 
stellt, daß die wesentliche, in den Bereich der Salinas 
fallende Transaktion im Verkauf des Anteils von 
49%, den die Salinas über die Richard Lämmerzahl 
GmbH an der RKL-International Richard K. Lämmer- 
zahl GmbH hielt, im Jahre 1990 bestand. Nach Er- 
mittlungen der BvS wurden diese Anteile an ein Un- 
ternehmen in Paderborn unter Wert verkauft. Genau- 
so verhielt es sich mit der Veräußerung der Anteile 
der Rexim an der RKL-International Richard K. Läm- 
merzahl GmbH in Höhe von 51%. Aufgrund dessen 
wurden an die Käufer durch die BvS Nachbesse- 
rungsforderungen gestellt. Zwischen den Parteien 
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wurde schließlich ein Vergleich geschlossen, in dem 
die Käufer zur Nachzahlung von 500 000 DM an die 
Effect verpflichtet und die Streitigkeiten abschlie- 
ßend erledigt wurden. Der Komplex Stiftung Nita, 
Salinas und Lämmerzahl ist damit für die BvS abge- 
schlossen. 


4. Anstalt Mondessa 

Zur Anstalt Mondessa und ihrer Funktion innerhalb 
des Bereichs KoKo hatte der 1. Untersuchungsaus- 
schuß der 12. Wahlperiode umfangreiche Feststel- 
lungen getroffen, die sowohl in seinem Abschlußbe- 
richt (vgl. BT-Drucksache 12/7600, S. 101) als auch in 
seinem ergänzenden Bericht (vgl. BT-Drucksache 12/ 
8595, S. 26 ff.) veröffentlicht sind. 

Die Anstalt Mondessa besaß diverse Konten bei der 
Bank für Handel und Effekten (BHE) in Zürich und 
der Otto Scheurmann Bank-KG in Berlin, über die 
Bargeldtransaktionen des Bereichs KoKo und dessen 
Leiters Dr. Alexander Schalck-Golodkowski in Mil- 
lionenhöhe abgewickelt wurden (vgl. nachstehend 
D.II.L). Mit Hilfe der Mondessa-Konten war es 
Dr. Schalck-Golodkowski bzw. dem Bereich KoKo 
möglich, unter Umgehung der Bestimmungen des in- 
nerdeutschen Handels und des MRG 53 bzw. der für 
Berlin geltenden Verordnung 500 finanzielle Trans- 
aktionen mit dem westlichen Ausland und Bargeld- 
transfers von Berlin (West) nach Berlin (Ost) 
schnellstmöglich abzuwickeln. 

Der 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode 
hatte nicht eindeutig geklärt, ob es sich bei der An- 
stalt Mondessa um ein Unternehmen des Bereichs 
KoKo gehandelt hatte. Eine im Abschlußbericht 
getroffenen anfängliche Zuordnung der Anstalt 
Mondessa zum Bereich KoKo (vgl. BT-Drucksache 
12/7600, S. 101) wurde auf Grund einer Aussage 
Waltraud Lisowskis vor der Staatsanwaltschaft bei 
dem Kammergericht Berlin am 9. Februar 1994 da- 
hingehend revidiert, daß es sich bei der Anstalt 
Mondessa um ein Unternehmen gehandelt hatte, 
das in den persönlichen Zuständigkeitsbereich 
Dr. Schalck-Golodkowskis gefallen sei (vgl. BT- 
Drucksache 12/8595, S. 27). Der Untersuchungsaus- 
schuß hat versucht, diese Frage abschließend zu klä- 
ren. Dazu hat er am 9. Mai 1996 die THA/BvS-Mitar- 
beiter Wilfried Kroll und Bruno Webers, Prüfer aus 
dem Bereich „Sonderprüfung AHB/KoKo“ der THA 
befragt. Sie waren seit 1991 für die Prüfung von 
Außenhandelsbetrieben (AHB) und Unternehmen 
des Bereichs KoKo hinsichtlich möglicher Vermö- 
gensverschiebungen verantwortlich. Im Rahmen 
dieser Tätigkeit prüften sie auch die Anstalt Mon- 
dessa in Liechtenstein. 

Webers äußerte in seiner Zeugenaussage die Ver- 
mutung, die Anstalt Mondessa sei möglicherweise 
weder ein Unternehmen des Bereichs KoKo noch 
direkt Dr. Schalck-Golodkowski unterstellt, son- 
dern eine „MfS- Anstalt" gewesen (Protokoll Nr. 20, 

5. 56). Für diese Vermutung führte er verschiedene 
Indizien an, die nach seiner Meinung auf eine 
MfS-Zugehörigkeit der Anstalt hindeuteten (Proto- 
koll Nr. 20, S. 59 f.): 


- So habe Waltraud Lisowski, die Schalck- Vertraute 
und Leiterin der Abteilung Firmen, von der Existenz 
der Anstalt Mondessa keine Kenntnis gehabt. 

- Bei den Anstalten, die nachweislich zum Bereich 
KoKo gehörten, habe immer Meta Bleßing (Leiterin 
der Hauptabteüung II des Bereichs KoKo) oder 
Waltraud Lisowski oder andere Mitarbeiter des Be- 
reichs eine Einzelzeichnungsberechtigung für die 
Unternehmenskonten besessen; dies sei bei der 
Anstalt Mondessa nicht so gewesen. 

- Nur drei MfS-Offiziere, nämlich Dr. Schalck- 
Golodkowski, Manfred Seidel und Sigrid Schalck- 
Golodkowski, seien zeichnungsberechtigt gewe- 
sen. 

- Manfred Seidel, der Stellvertreter Dr. Schalck- 
Golodkowskis, habe bei der Staatsanwaltschaft auf 
die Frage, ob er die Anstalt Mondessa kenne, ge- 
antwortet: „Ich als stellvertretender Leiter KoKo 
kenne Mondessa nicht." Daraus ergebe sich für 
Webers die Frage, ob Seidel sie denn als MfS-Offi- 
zier kenne. 

Der Untersuchungsausschuß hat allerdings keine 
weiteren Belege finden können, die diese Vermutung 
untermauern würden. Auch die BvS kam in ihrem 
Bericht an den Untersuchungsausschuß zu dem 
Schluß, daß es keine Anbindung an das MfS gege- 
ben habe: 

„Die Vermutung, die Konten der Anstalt Mondes- 
sa seien von Dr. Alexander Schalck-Golodkowski 
treuhänderisch für das MfS geführt worden, hat 
sich nicht bestätigt . " 

Auch für eine Veruntreuung staatlicher Gelder über 
die Konten der Anstalt Mondessa konnten trotz zahl- 
reicher Indizien keine Beweise erbracht werden. 

Letztendlich muß die Frage der Zuordnung der An- 
stalt Mondessa unbeantwortet bleiben. Fest steht für 
den Untersuchungsausschuß nur, daß die Anstalt 
Mondessa eine Anbindung an Dr. Schalck-Golod- 
kowski und dadurch an den Bereich KoKo hatte. 


III. Ermittlung, Verwaltung und Verwertung 
von Vermögenswerten des Bereichs KoKo 

Die THA und nunmehr ihre Nachfolgerin, die BvS, 
die mit der Ermittlung, Verwertung und Verwaltung 
der Vermögenswerte des Bereichs KoKo betraut wa- 
ren bzw. sind, haben durch ihre Ermittlungen mit Un- 
terstützung der Arbeitsgruppe Koordinierte Ermitt- 
lung (AKE) (ab 1996) und in Zusanunenarbeit mit 
den strafrechtlichen Ermittlungsbehörden erhebliche 
Vermögenswerte aufgedeckt und zurückgeführt (vgl. 
nachfolgend C.II.l.c) und 3.a). 

Neben der Problematik der Zuordnung von Unter- 
nehmen zum Bereich KoKo sah bzw. sieht sich die 
THA/BvS vor die Schwierigkeit gestellt, alle Vermö- 
genswerte dieser Unternehmen zu ermitteln. Dies 
hängt zum Teil, wie bei der Zuordnungsproblematik 
selbst, mit dem verschachtelten Aufbau der Unter- 
nehmensverbindungen des Bereichs KoKo und der 
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Einschaltung ausländischer Treuhänder bzw. Treu- 
handgesellschaften, aber auch mit der lückenhaften 
Buchführung und der Vernichtung wichtiger Unter- 
lagen der Unternehmen des Bereichs KoKo zusam- 
men. Bereits die Regierung Modrow hatte bei einer 
Finanzrevision der DDR im Februar 1990 festgestellt, 
daß der überwiegende Teil der Finanztransaktionen 
völlig unzureichend dokumentiert war. Außerdem 
war von den ehemaligen leitenden Mitarbeitern des 
Bereichs KoKo niemand bereit und/oder in der Lage, 
über das dem KoKo-Bereich zuzurechnende Vermö- 
gen im einzelnen vollständig und umfassend Aus- 
kunft zu geben. Einige nutzten im Gegenteil - vor 
allem nach 1989 - die Umbruchsituation aus, um Ver- 
mögenswerte zu verschieben. Hierzu gehörten laut 
BvS-Bericht vom 17. Januar 1996: 

- Unternehmensverkäufe unter Wert; 

- Umgehungsgeschäfte bei der Währungsumstel- 
lung; 

- private Neugründungen von Gesellschaften zur 
Übernahme der Geschäftsfelder und des Vermö- 
gens von Unternehmen des Bereichs KoKo ohne 
angemessenes Entgelt; 

- Abschluß von Beraterverträgen zwischen Unter- 
nehmen des Bereichs KoKo und Mitarbeitern mit 
überhöhten Entgelten; 

- ungerechtfertigte Pensionszusagen zugunsten lei- 
tender Mitarbeiter. 

Die BvS führt im Zusammenhang mit diesen Vorgän- 
gen zahlreiche zivilgerichtliche Verfahren zur Ver- 
mögensrückführung (vgl. nachstehend A.IV). 

Die Verwertung und Verwaltung der Vermögenswer- 
te des Bereichs KoKo besteht im wesentlichen in der 
Abwicklung der dem KoKo-Bereich zuzuordnenden 
Unternehmen, die die THA/BvS vornehmlich durch 
Liquidation, seltener durch Verkauf der Unterneh- 
men ausführt. Nach Angaben der BvS mit Stand 
Februar 1998 wurden dem Bereich KoKo insgesamt 
223 Unternehmen zugerechnet, von denen 186, also 
84 % des Unternehmensbestandes, durch Abschluß 
der Liquidation, Verschmelzung oder Verkauf abge- 
wickelt werden konnten. Die restlichen 37 Unterneh- 
men befinden sich noch in der operativen Abwick- 
lung durch die BvS. 

Die bisher realisierten Einnahmen der THA/BvS bei 
der Abwicklung der Unternehmen des Bereichs 
KoKo aus Erlösen nach Beendigung der Liquidation, 
aus Konkursquoten und Verwertungserlösen betru- 
gen im Februar 1998 rd. 3,7 Mrd. DM. Aufgrund von 
rechtshängigen Prozessen mit vermögensrechtlichen 
Auseinandersetzungen erwartete die BvS weitere 
rd. 750 Mio. DM als gesicherte Einnahmen. Die Rea- 
lisierung eines darüber hinausgehend zu erwarten- 
den Betrages von bis zu rd. 950 Mio. DM ist nach An- 
gaben der BvS aber mit erheblichen Unsicherheiten 
verbunden. Die darin enthaltenen Vermögenspositio- 
nen sind noch Gegenstand staatsanwaltschaftlicher 
Ermittlungen und weiterer Nachforschungen. So 
überprüfte beispielsweise die AKE zusätzliche Hin- 
weise auf Vermögensverschiebungen. 


Die verbliebenen Forderungen aus dem KoKo-Be- 
reich beliefen sich zum Stichtag 2. Januar 1998 auf 
insgesamt 219 Mio. DM. Dieser Forderungsbestand 
setzt sich aus Forderungen gegenüber Tochterunter- 
nehmen der KoKo-Unternehmen, die BvS, die Treu- 
hand-Liegenschaftsgesellschaft (TLG) (vgl. nachste- 
hend Teil, J.IIL3.) und Dritte zusammen. Dabei 
wurden von den wichtigsten Forderungspositionen 
gegen Dritte seit dem 1. Januar 1996 21,1 Mio. DM 
realisiert, 4,1 Mio. DM wertberichtigt, sechs Mio. DM 
abgeschrieben und 2,3 Mio. DM verrechnet. Ver- 
bindlichkeiten bestanden im Februar 1998 noch in 
Höhe von 498 Mio. DM, und zwar gegenüber der 
BvS, Kreditinstituten und Tochterunternehmen, aus 
Ausgleichsverbindlichkeiten, Lieferungen und Lei- 
stungen sowie aus Rückstellungen und sonstigen 
finanziellen Verpflichtungen. 

Zu den Vermögenswerten des KoKo-Bereichs gehö- 
ren auch die Immobilienbestände seiner Unterneh- 
men. Die Immobilienaktivitäten für die Liegenschaf- 
ten der Unternehmen des KoKo-Bereichs wurden in 
der Vergangenheit bei der Berimco-Immobilien Co- 
operation GmbH (Berimco) konzentriert, die sich auf 
Immobilienverwaltung spezialisiert hatte. Die Berim- 
co befindet sich jedoch seit dem 1. Februar 1998 in 
Liquidation. Ihre Aufgabe wird fortan entfallen, da 
die verbliebenen Immobilien von KoKo-Unterneh- 
men zur Beschleunigung des Abwicklungsprozesses 
auf die TLG übertragen werden. 


IV. Rechtliche Auseinandersetzungen zur 
Rückführung von Vermögenswerten 

Die BvS führt als Nachfolgerin der THA zahlreiche 
zivilrechtliche Auseinandersetzungen, bei denen es 
um die Sicherung und Rückführung von Vermögens- 
werten des Bereichs KoKo geht. Im Zusammenhang 
mit der Vermögenssicherung und -rückführung er- 
nüttelt in vielen Fällen auch die Staatsanwaltschaft II 
bei dem LG Berlin wegen des Tatverdachts der Un- 
treue gegen die beteiligten Personen. 

Grund für die Rechtsstreitigkeiten der THA/BvS ist 
zum einen die wegen der komplizierten Unterneh- 
mensverflechtungen oft schwer zu treffende Zuord- 
nung von Unternehmen und Unternehmensbeteili- 
gungen zum Vermögen des Bereichs KoKo. Die 
THA/BvS nahm oftmals eine Zugehörigkeit von Un- 
ternehmen und Unternehmensbeteiligungen aber 
auch von anderen Vermögenswerten zum Bereich 
KoKo an, während von den zugeordneten Unter- 
nehmen oder Dritten diese Zugehörigkeit bestritten 
wurde bzw. wird. 

Zum anderen wurden im Zuge der Auflösung des 
Bereichs KoKo durch die Berliner Handels- und 
Finanzierungsgesellschaft mbH (BHFG) und später 
durch die Effect und deren Leiterin und ehemalige 
Vertraute von Dr. Schalck-Golodkowski, Waltraud 
Lisowski, Unternehmen an ehemalige Mitarbeiter, 
amtierende Geschäftsführer etc. des Bereichs KoKo 
veräußert. Dabei wurde der Kaufpreis nach Auffas- 
sung der THA/BvS oftmals unter dem tatsächlichen 
Unternehmenswert festgesetzt (vgl. BT-Drucksache 
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12/7600, S. 388-392). Diese Vorgänge sind in der Re- 
gel nur unzureichend dokumentiert und lassen sich 
deshalb im Einzelfall nur schwer nachvollziehen. 

Ein dritter, nicht unwesentlicher Problembereich der 
Vermögensrückführung und der dadurch begründe- 
ten Rechtsstreitigkeiten ist, daß im Verlaufe der Jahre 
1990 und 1991 über Konten des Bereichs KoKo um- 
fangreiche Vermögensverschiebungen stattgefunden 
haben. 

Der Untersuchungsausschuß hat bei seiner Beweis- 
aufnahme festgestellt, daß die handelnden Personen 
in der Regel auch schon früher mit dem Bereich KoKo 
und der DDR eng verbunden waren. Zum Teil han- 
delte es sich um ehemalige Geschäftsführer von Un- 
ternehmen des Bereichs KoKo, zum Teil um ehema- 
lige leitende Mitarbeiter des Bereichs. So ist in die- 
sem Zusammenhang die damalige Leiterin der Abtei- 
lung Firmen des Bereichs KoKo, Waltraud Lisowski, 
zu erwähnen, die zunächst Mitarbeiterin der BHFG 
war und seit der Gründung der Effect, einer Tochter- 
gesellschaft der BHFG, als deren Geschäftsführerin 
fungierte, ln dieser Eigenschaft war sie für die Ver- 
waltung und Abwicklung der Auslandsunternehmen 
des Bereichs KoKo zuständig. Außerdem hatte sie ab 
1. April 1990 die Verantwortung für die Liquidation 
der Simpex GmbH, der Dachgesellschaft (Holding) 
der sog. Parteifirmen. Zur Tätigkeit von Waltraud 
Lisowski bei der Effect und zur Verwaltung und Ab- 
wicklung der Unternehmen des Bereichs KoKo sowie 
zu den sich hieraus entwickelnden Rechtsstreitig- 
keiten hatte der 1. Untersuchungsausschuß der 
12. Wahlperiode ebenfalls schon Feststellungen ge- 
troffen (vgl. BT-Drucksache 12/7600, S. 388 ff.). Die 
BvS prüft zur Zeit die Vorgänge unter rechtlichen 
und wirtschaftlichen Gesichtspunkten. 

Im nachfolgenden werden exemplarisch einige be- 
sondere Fälle von Rechtsstreitigkeiten im Zusam- 
menhang mit der Vermögenssicherung und Vermö- 
gensrückführung behandelt, über die der 1. Unter- 
suchungsausschuß der 12. Wahlperiode schon be- 
richtet hatte, wobei allerdings zum Zeitpunkt der 
Berichterstellung des 1. Untersuchungsausschusses 
der 12. Wahlperiode die zivilrechtlichen wie straf- 
rechtlichen Verfahren noch nicht abgeschlossen wa- 
ren. 

1. Der Fall Interna Gesellschaft für technischen 
Handel und Marktberatung mbH (Intema) 

Der Verkauf der Intema durch die Leiterin der Effect, 
Waltraud Lisowski, an die von der Stück Beteih- 
gungsgesellschaft mbH (VDS Beteiligungs GmbH) 
stellt nach Auffassung des Untersuchungsausschus- 
ses einen typischen Fall eines Unterwertverkaufs 
und des Zusammenwirkens sog. alter Seilschaften 
dar. 

a) Das Unternehmen 

Zur Intema hat der 1. Untersuchungsausschuß der 
12. Wahlperiode in seinem sog. Firmenbericht um- 
fangreiche Feststellungen getroffen (vgl. BT-Druck- 
sache 12/3920, S. 45). Die Intema mit Sitz in Essen 
wurde 1969 mit einem Stammkapital von 200 000 DM 


(1977 auf drei Mio. DM erhöht) gegründet. Seit dem 
6. Juni 1983 war Detlef von der Stück Geschäfts- 
führer. 

Die Intema, eine sog. Parteifirma, war als Vertreterfir- 
ma tätig und organisatorisch der Abteilung Firmen 
des Bereichs KoKo und deren Leiterin Waltraud 
Lisowski zugeordnet (vgl. nachstehend B.11.2.a) 
Exkurs, BT-Drucksache 12/7600, S. 230 ff., S. 235 ff.). 
Die Gesellschaftsanteile der Intema wurden vom Be- 
reich KoKo indirekt durch die Einschaltung von fünf 
niederländischen Gesellschaften (Redel N.V, Inter- 
holding Haarlem, DIM B.V, Friam Handel B.V, Friam 
Techniek B.V) gehalten, die wiederum im Eigentum 
von liechtensteinischen Anstalten des Bereichs KoKo 
standen. 

b) Der Verkauf 

Im Zuge der Auflösung des Bereichs KoKo hatte Wal- 
traud Lisowski als Mitarbeiterin der BHFG und spä- 
ter als Geschäftsführerin der Effect den Auftrag, die 
Intema zu verkaufen oder zu liquidieren. 

Verkäufer waren die fünf Gesellschafter der Intema, 
gegenüber denen Waltraud Lisowski weisungsbefugt 
war. Auf Weisung von Waltraud Lisowski veräußer- 
ten diese mit privatschriftlichen Verträgen vom 
25. April 1990 und notarieller Abtretung vom 23. Mai 
1990 die Intema an die VDS Beteiligungs GmbH und 
ihren Alleingesellschafter Detlef von der Stück, der 
gleichzeitig auch Geschäftsführer der Intema war, so- 
wie an Heidrun von der Stück. Von den drei Mio. DM 
Stammkapital übernahm die VDS Beteiligungs 
GmbH nominal 2 999 000 DM und Heidrun von der 
Stück 1 000 DM. Der Kaufpreis betrug 10,3 Mio. DM 
plus Gewinne aus der Auflösung von Rückstellun- 
gen. 

Ein Teil des Kaufpreises, nämlich drei Mio. DM, wur- 
de von der VDS Beteiligungs GmbH am 1. Juni 1990 
überwiesen. Das Geld stammte wahrscheinlich aus 
einem Darlehen, das die Intema der VDS Beteili- 
gungs GmbH am 22. Mai 1990 in gleicher Höhe (drei 
Mio. DM) gewährt hatte. Der Restbetrag von 7,3 Mio. 
DM wurde durch eine Vereinbarung zwischen Redel, 
einer der fünf Verkäufergesellschaften, und der VDS 
Beteiligungs GmbH in ein ungesichertes Darlehen 
umgewandelt, das mit 9 % verzinst und in sechs Teil- 
beträgen bis zum 1. Mai 1996 zurückgezahlt werden 
sollte. 

Die Intema firmierte inzwischen um in VDS Gesell- 
schaft für Verwaltung Dienstleistung und Service 
GmbH. Sowohl über ihr Vermögen als auch über das 
Vermögen der VDS Beteiligungs GmbH wurde am 
13. September 1994 das Konkursverfahren eröffnet. 

c) Zivilverfahren zur Durchsetzung vermögens- 
rechtlicher Ansprüche 

Die Bundesrepublik Deutschland bzw. die BvS hat im 
Zusammenhang mit dem Verkauf der Intema an die 
VDS Beteiligungs GmbH rechtliche Schritte gegen 
Detlef von der Stück und Waltraud Lisowski eingelei- 
tet, da der Kaufvertrag nicht erfüllt wurde und der 
Verdacht eines Unterwertverkaufs besteht. 
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1. Die niederländischen Gesellschaften klagten mit 
Erfolg gegen die VDS Beteiligungs GmbH auf Er- 
füllung der Ansprüche aus dem Kaufvertrag und 
aus den Darlehensverträgen. Da die VDS Beteili- 
gungs GmbH aber zwischenzeitlich in Konkurs 
gegangen ist, die Verfahren gern. § 240 ZPO unter- 
brochen sind und nach Angaben des Konkursver- 
walters auch keine Quotenerwartung für die Gläu- 
biger besteht, scheint das Geld für die Kläger ver- 
loren. 

2. Die BvS hat für die Bundesrepubhk Deutschland 
am 26. September 1995 beim LG Berlin Schadens- 
ersatzklage in Höhe von 30,4 Mio. DM gegen 
Detlef von der Stück und Waltraud Lisowski erho- 
ben. 

Für die BvS besteht der begründete Verdacht, 
Lisowski habe im Zusammenwirken mit von der 
Stück die Intema unter Wert an die VDS Beteili- 
gungs GmbH veräußert, wodurch dem Finanzver- 
mögen des Bundes ein beträchthcher Vermögens- 
schaden entstanden sei. Der Kaufpreisbestim- 
mung lag das Gutachten einer Wirtschaftsprü- 
fungsgesellschaft vom 30. März 1990 zugrunde, 
das ausschheßlich auf der Ertragswertmethode ba- 
sierte und für das der damalige Geschäftsführer 
der Intema und spätere Käufer von der Stück die 
Unternehmensdaten geliefert hatte. 

3. Weiterhin erhebt die BvS den Vorwurf, durch den 
damaligen Gesellschafter der Intema, die Redel, 
sei an die VDS Beteiligungs GmbH ein Darlehen 
in Höhe von 7,3 Mio. DM gewährt worden, ohne 
daß Sicherheiten vereinbart worden seien. Die 
VDS Beteiligungs GmbH sei am 5. April 1990 al- 
lein zu dem Zweck gegründet worden, die Anteile 
der Intema zu übernehmen, weshalb auch nur die 
Mindesteinlage von 50.000 DM eingezahlt worden 
sei. 

Zur Feststellung des Unternehmenswertes wurde 
vom Gericht ein Sachverständigengutachten ange- 
fordert, das zum Zeitpunkt der Berichterstattung der 
BvS an den Untersuchungsausschuß im Februar 1998 
noch nicht vorlag. Bis zur endgültigen Entscheidung 
über den Unterwertverkauf der Intema wird nach 
Angaben der BvS auch die Klage wegen der Vergabe 
ungesicherter Darlehen nicht entschieden werden. 

Problematisch bei der Festlegung des Wertes eines 
Unternehmens sind die verschiedenen möglichen 
Bewertungsansätze (Ertragswert- oder Substanz- 
wertmethode, Berücksichtigung stiller Reserven und 
des Werts nicht betriebsnotwendiger Grundstücke), 
weshalb von der BvS beauftragte Gutachter auch zu 
verschiedenen Unternehmenswerten kommen. So 
nennt ein Gutachten aus dem Jahre 1993 angesichts 
des Substanzwerts einen Unternehmenswert von 
33,4 Mio. DM, ein zweites aus dem Jahre 1997 einen 
Wert von mindestens 22,6 Mio. DM. 

Durch vorläufige Zwangsvollstreckung hat die BvS 
bei Waltraud Lisowski 150000 DM und bei Detlef 
von der Stück rd. 25 000 DM strafprozessual sichern 
können. Allerdings ist die BvS der Ansicht, von der 
Stück habe seit Beginn der zivilrechtlichen Ausein- 
andersetzungen Vermögen beiseite geschafft. 


d) Strafverfahren 

Am 15. Juni 1992 stellte die THA Strafanzeige gegen 
Waltraud Lisowski und Detlef von der Stück und an- 
dere Beteihgte wegen Untreue bzw. Beihilfe zur 
Untreue im Zusammenhang mit dem Verkauf der 
Intema. Das Ermittlungsverfahren führt heute die 
Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin. Im Zuge 
der Ermittlungen entdeckte die Staatsanwaltschaft 
Nummernkonten Lisowskis und von der Stücks in 
der Schweiz. Außerdem stellte sie fest, daß von der 
Stück 1990 mit Hilfe von Scheinrechnungen über 
300 000 DM und 500 000 DM insgesamt 800 000 DM 
aus dem Vermögen der Intema abgezogen hatte. 
Die 800 000 DM wurden auf das Konto des Rech- 
nungsausstellers überwiesen und von dort flössen 
500 000 DM auf das Nummernkonto von der Stücks in 
der Schweiz. Davon wurden wiederum 150 000 DM 
auf das Nummernkonto von Waltraud Lisowski trans- 
feriert. Der weitere Verbleib der Gelder ist trotz meh- 
rerer Rechtshilfeersuchen bei den Schweizer Behör- 
den ungeklärt. 

Die Staatsanwaltschaft erließ daraufhin am 7. April 
1997 Haftbefehle gegen Lisowski und von der Stück. 
Lisowski ist seit Mai 1997, von der Stück, der sich 
wegen anderer Ermittlungen bereits seit November 

1996 in Untersuchungshaft befand, seit Dezember 

1997 haftverschont. 

Die Ermittlung der Vorgänge in der Bundesrepublik 
Deutschland wurden inzwischen abgeschlossen, da- 
gegen dauern die Ermittlungen hinsichtlich der Kon- 
ten in der Schweiz nach Auskunft der Staatsanwalt- 
schaft vom 18. Februar 1998 weiterhin an. Über ein 
Rechtshilfeersuchen an die Schweizer Behörden war 
bis Februar 1998 noch nicht entschieden. 

Exkurs: Strafverfahren und Verurteilung 

Detlef von der Stücks u.a. wegen Untreue 

Gegen Detlef von der Stück wurde beim LG Berlin 
ein weiteres Strafverfahren geführt, bei dem außer 
Detlef von der Stück auch Dr. Peter Welzel, der ehe- 
malige Generaldirektor des AHB Metallurgiehandel 
und spätere Geschäftsführer bei Thyssen Handel Ber- 
lin GmbH, und Manfred Ronneberger, ehemals Lei- 
ter der Abteilung Koordinierungshandel beim AHB 
Metallurgiehandel und 1991 ebenfalls Mitarbeiter 
der Thyssen Handel Berlin GmbH, mitangeklagt wur- 
den. Am 2. Dezember 1997 wurden von der Stück, 
Dr. Welzel, Ronneberger u. a. zu Geld- und Haft- 
strafen verurteilt, weil sie sich im Zusammenhang 
mit der Gründung der von der Stück Beteiligungs 
GmbH & Co. KG der Untreue, der Anstiftung zur Un- 
treue und der Beihilfe zur Untreue strafbar gemacht 
hatten, indem sie Staatsgelder veruntreut hatten. 

Die Angeklagten wurden verurteilt, weil es das Ge- 
richt als erwiesen ansah, daß sie bei der Gründung 
der von der Stück Beteiligungs GmbH & Co. KG eine 
Doppelzahlung von 4,8 Mio. DM als Gesellschafter- 
einlage aus Geldern des AHB Metallurgiehandel ge- 
leistet hatten, obwohl dieses Geld der Staatskasse zu- 
gestanden hätte. Nachdem das Gemeinschaftsunter- 
nehmen nicht zustande gekommen war, wurden die 
eingezahlten Gesellschafteranteile zurückgezahlt, je- 
doch nicht die zuviel eingezahlten 4,8 Mio. DM. 


94 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/10900 


2. Der Fall Melcher GmbH Industrieanlagen 
und -ausrüstung (Melcher GmbH) 

Wie bei Interna wurde auch nach dem Verkauf der 
Melcher GmbH gegen die am Verkauf beteiligten 
Personen der Vorwurf erhoben, das Unternehmen 
unter Wert veräußert zu haben. Des weiteren war 
auch die Erfüllung des Kaufvertrags (Zahlung des 
Kaufpreises) Gegenstand von Zivilverfahren. 

a) Das Unternehmen 

Nach den Feststellungen des 1. Untersuchungsaus- 
schusses der 12. Wahlperiode wurde die Melcher 
GmbH 1979 mit einem Stammkapital von einer Mio. 
DM, das 1987 auf drei Mio. DM erhöht wurde, in 
Elmshorn gegründet (vgl. BT-Drucksache 12/3920, 
S. 56). Seit 1989 war die Anstalt Polyindustrie, ein 
Unternehmen des Bereichs KoKo, Alleingesellschaf- 
ter der Melcher GmbH. Der Unternehmensgründer 
Manfred Melcher war bis 31. Juli 1990 Geschäftsfüh- 
rer, Prokurist war Detlef von der Stück. 

b) Der Verkauf 

Nach der Auflösung des Bereichs KoKo wurde die 
Anstalt Polyindustrie der Effect unterstellt, wodurch 
auch eine Zuständigkeit der Effect für die Melcher 
GmbH entstand. 

Der Verkauf der Melcher GmbH erfolgte am 27. April 
1990 durch die Anstalt Polyindustrie mit privatschrift- 
lichen Verträgen und notarieller Beurkundung vom 
23. Mai 1990. Käufer waren die von der Stück Con- 
sulting GmbH (alleiniger Gesellschafter und Ge- 
schäftsführer Detlef von der Stück) und Heidrun von 
der Stück. Aufgeteüt wurden die Anteile an der Mel- 
cher GmbH dergestalt, daß die von der Stück Consul- 
ting GmbH Anteile von nominal 2 999000 DM und 
Heidrun von der Stück 1 000 DM nominal besaßen. 

Der Kaufpreis betrug fünf Mio. DM, zahlbar in drei 
Tranchen zzgl. einer Verzinsung von 6 %. Bis 23. Mai 
1992 waren vier Mio. DM des Kaufpreises (incl. Zin- 
sen) bezahlt, der Rest der Kaufpreissumme in Höhe 
von einer Mio. DM (zzgl. Zinsen) ist noch offen. 

Am 13. September 1994 wurde über das Vermögen 
der von der Stück Consulting GmbH, die zwischen- 
zeitlich in M&V Consulting GmbH umfirmierte, das 
Konkursverfahren eröffnet. 

c) Zivilverfahren zur Durchsetzung vermögens- 
rechtlicher Ansprüche 

Auch beim Verkauf der Melcher GmbH entstand in- 
zwischen der Verdacht, daß das Unternehmen unter 
seinem tatsächlichen Wert verkauft und damit das 
Finanzvermögen des Bundes geschädigt worden sei. 

1. Der Kaufpreisfestsetzung lag eine gutachterliche 
Stellungnahme des Steuerberaters der Melcher 
GmbH zugrunde. Die BvS vermutet, daß in dieser 
Stellungnahme die stillen Reserven aus Grundbe- 
sitz nicht angemessen berücksichtigt und über- 
höhte Risikorückstellungen wertmindernd bei der 
Kaufpreisbestimmung einbezogen worden seien. 
Nach Feststellungen der BvS reichen die bisheri- 
gen Erkenntnisse allerdings für eine Geltendma- 


chung von Schadensersatzansprüchen nicht aus. 
Der Vorgang ist aber für die BvS noch nicht ab- 
schließend geklärt, da der Verkauf der Melcher 
GmbH Parallelen zum Verkauf der Intema an die 
von der Stück Beteiligungs GmbH aufweist. 

2. Wegen der dritten Teilrate und der angefallenen 
Zinsen wurde durch die Anstalt Polyindustrie beim 
OLG Düsseldorf am 26. November 1993 ein rechts- 
kräftiges Urteü auf Zahlung von 1,12 Mio. DM ge- 
gen die von der Stück Consulting GmbH erwirkt. 
Ein Revisionsantrag der von der Stück Consulting 
GmbH beim Bundesgerichtshof (BGH) wurde 
nicht zur Entscheidung angenommen. 

Der Versuch, aus dem Urteü gegen die von der 
Stück Consulting GmbH die Zwangsvollstreckung 
über einen Teilbetrag zu betreiben, blieb wegen 
der Eröffnung des Konkursverfahrens über das 
Vermögen der nun unter M&V Consulting GmbH 
firmierenden von der Stück Consulting GmbH er- 
folglos. Die titulierte Forderung der Anstalt Poly- 
industrie wurde zur Konkurstabelle angemeldet. 
Die BvS bereitet z.Zt. die gerichtliche Geltendma- 
chung der Feststellung zur Konkurstabelle vor, da 
der Konkursverwalter die Forderung mit Hinweis 
auf § 32 a GmbHG bestreitet. 

3. Der Fall Wittenbecher & Co. Handels- 
gesellschaft mbH, Berlin (Wihag) 

Zur Wihag traf der 1. Untersuchungsausschuß der 
12. Wahlperiode in seinem sog. Firmenbericht Fest- 
stellungen zu Untemehmensdaten, Beteiligungen und 
Unterstellungsverhältnissen innerhalb des Bereichs 
KoKo (vgl. BT-Drucksache 12/3920, S. 80). Zum Ver- 
kauf der Wihag hatte der 1. Untersuchungsausschuß 
der 12. Wahlperiode aber keine eigenen Feststellun- 
gen treffen können (vgl. BT-Drucksache 12/7600, 
S. 393-395). 

a) Das Unternehmen 

Die Wihag wurde am 13. November 1974 durch Dr. 
Wühelm Schwettmann und Walter Welker mit Sitz in 
Berlin (West) gegründet und war eine sog. Partei- 
firma. Dr. Schwettman und Walter Welker waren Ge- 
sellschafter und Geschäftsführer der Wihag und hiel- 
ten ihre Gesellschaftsanteile treuhänderisch für die 
DDR, genauer für die Simpex GmbH, der Dachge- 
sellschaft der sog. Parteifirmen. Als Stammkapital 
hatte die Wihag zuletzt eine Summe von drei 
Mio. DM ins Handelsregister eingetragen. Dr. Schwett- 
mann und Walter Welker waren als Geschäftsführer 
der Wihag bis Mai 1990 aktiv. 

In den 80er Jahren verkauften Dr. Schwettmann und 
Welker ihre Anteile an der Wihag sukzessive an die 
Anstalt Befimo in Liechtenstein, ein Unternehmen 
des Bereichs KoKo. Der erzielte Kaufpreis wurde von 
beiden an Waltraud Lisowski bzw. an den Bereich 
KoKo in bar abgeführt. 1988 bzw. 1989 veräußerten 
Dr. Schwettmann und Welker ihre Restanteüe an der 
Wihag (je 13,75%) an die Anstalt Befimo zu einem 
Preis von jeweüs ca. 2,3 Mio. DM. Die Anstalt Befimo 
sollte den Kaufpreis in Raten (zzgl. Zinsen) bis 1991 
bzw. 1992 begleichen. Bis zum 3. Dezember 1989 
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hatte die Anstalt Befimo die ersten Raten an Dr. 
Schwettman und Welker gezahlt, und beide hatten 
die Gelder auch an Lisowski und somit letztlich an 
den Staatshaushalt der DDR weitergeleitet. 


b) Der Verkauf 

Zum Zeitpunkt der Auflösung des Bereichs KoKo 
bestanden noch Forderungen der Verkäufer Dr. 
Schwettmann und Welker gegenüber der Anstalt Be- 
fimo von rd. 1,4 Mio. DM (Welker) und 1,7 Mio. DM 
(Dr. Schwettmann). 

Dr. Schwettmann, dessen Ehefrau sowie Walter Wel- 
ker und zwei weitere, ehemalige Prokuristen der Wi- 
hag vereinbarten im April 1990 mit Waltraud Lisow- 
ski, die Geschäftsanteile an der Wihag zu überneh- 
men. Lisowski, die auf Grund ihrer Tätigkeit bei der 
BHFG und später bei der Effect gegenüber der An- 
stalt Befimo weisungsberechtigt war, veranlaßte dar- 
aufhin die Anstalt Befimo (nun Alleingesellschafterin 
der Wihag) den Kaufpreis in Höhe des Stammkapi- 
tals auf drei Mio. DM zzgl. einer beschränkten Ge- 
winnbeteiligung (rd. 1,97 Mio. DM) festzusetzen. Bei 
der Festlegung des Kaufpreises stützte sich die An- 
stalt Befimo maßgeblich auf ein Gutachten, das von 
dem Rechtsanwalt erstellt worden war, der später 
den Verkauf der Wihag notariell beurkundete, und 
das den Liquidationswert der Wihag bestimmte (vgl. 
BT-Drucksache 12/7600, S. 394 f.). Die fünf Käufer 
der Wihag zahlten einen Kaufpreis von 4,97 Mio. 
DM. Die notarielle Beurkundung des Kaufvertrages 
erfolgte am 5. Mai 1990 (vgl, BT-Drucksache 12/7600, 
S. 392-395). 

Außerdem verzichtete die Simpex GmbH i.L. auf Ver- 
anlassung von Waltraud Lisowski auf Forderungen 
gegenüber der Wihag und ihrer Tochtergesellschaft 
in Höhe von rd. 3,5 Mio. DM. Diese waren bei der Be- 
messung des Kaufpreises nicht berücksichtigt wor- 
den. 


c) Zivilverfahren zur Durchsetzung vermögens- 
rechtlicher Ansprüche 

Die BvS ist der Auffassung, der erzielte Kaufpreis 
von 4,97 Mio. DM sei viel zu gering, die Gesellschaf- 
teranteile des Unternehmens hätten vielmehr 
einen Wert von mindestens 15 Mio. DM gehabt. Bei 
Einbeziehung der nicht zur Wertermittlung berück- 
sichtigten Unternehmensdaten hätte der Verkaufs- 
erlös höher liegen müssen. Außerdem hätten die am 
Kauf bzw. Verkauf beteiligten Personen in einem 
Treueverhältnis zum Bereich KoKo gestanden, das 
sie gegenüber der BHFG verheimlicht hätten. 

1. Zur Sicherung der Schadensersatzansprüche aus 
einem möglichen Unterwertverkauf und der Ver- 
letzung der Treuhandverhältnisse erwirkte die 
BvS im Namen der Bundesrepublik Deutschland 
im Juni 1995 gegen Lisowski, Dr. Schwettmann, 
Welker u.a. Arreste in Höhe von 17 Mio. DM zzgl. 
Zinsen. Auf Grund der Arreste wurden Vermö- 
genswerte der Beklagten in Höhe der geltend ge- 
machten Ansprüche gepfändet. 


Die Beklagten legten jedoch zum Teil erfolgreich 
Rechtsmittel gegen die Pfändung ein, da das Zivil- 
gericht - im Gegensatz zum Strafgericht - nicht 
von einem Unterwertverkauf der Wihag ausging. 
Bei Dr. Schwettmann und Welker bestätigte das 
Gericht den Arrest wegen Verletzung des Treu- 
handverhältnisses gegenüber dem Bereich KoKo, 
nicht aber wegen des Unterwertverkaufs der 
Wihag. Die Pfändungen haben aber weiter Be- 
stand, da der Arrestbefehl das gesamte Vermögen 
der Antragsgegner erfaßte. Bei den zwei weiteren 
Beklagten folgte das Gericht auch nicht der Auf- 
fassung der BvS, diese seien gegenüber dem Be- 
reich KoKo weisungsgebunden gewesen (Treue- 
verhältnis), weswegen die Arreste im einstweili- 
gen Rechtsschutzverfahren aufgehoben wurden. 
Im Berufungsverfahren sah sich die BvS gezwun- 
gen, mit den beiden Beklagten einen Vergleich zu 
schließen, in dem diese sich verpflichteten, nicht 
über ihre erworbenen Anteile an der Wihag zu 
verfügen. Im übrigen wurde der Arrestbefehl und 
die Pfändungen aufgehoben. 

2. Im August 1995 reichte die BvS für die Bundes- 
republik Deutschland gegen Waltraud Lisowski, 
Dr. Wilhelm Schwettmann, Walter Welker und an- 
dere beim LG Berlin eine Schadensersatzklage in 
Höhe von 17,6 Mio. DM ein. Die Ansprüche stüt- 
zen sich darauf, daß der Unternehmenswert beim 
Verkauf des Unternehmens durch die Beklagten 
zu niedrig angesetzt worden sei und dadurch dem 
Finanzvermögen des Bundes ein Schaden in die- 
ser Höhe entstanden sei. 

Wegen des gleichzeitig durch die Staatsanwalt- 
schaft II bei dem LG Berlin eingeleiteten Strafverfah- 
rens gegen die Beklagten wurde das Zivilverfahren 
auf Antrag der Beklagten vorübergehend ausgesetzt. 
Für die mündliche Verhandlung ist der 26. Mai 1998 
angesetzt. 

d) Strafverfahren 

Die Staatsanwaltschaft bei dem LG Berlin erhob we- 
gen des möglichen Unterwertverkaufs der Wihag im 
Juli 1995 wegen des Verdachts der Untreue gegen 
Lisowski, Dr. Schwettmann und Welker Anklage. 
Zwei weitere Beteiligte wurden wegen Beihilfe zur 
Untreue in einem „besonders schweren Fall" ange- 
klagt. 

1. Die Staatsanwaltschaft wirft den beteiligten Perso- 
nen folgenden Sachverhalt vor: Im Zuge der Auf- 
lösung des Bereichs KoKo seit 1990 wurde die An- 
stalt Befimo als Unternehmen des Bereichs KoKo 
der BHFG/Effect unterstellt. Waltraud Lisowski 
sollte für die Auflösung der Anstalt sorgen. Nach 
Auffassung der Staatsanwaltschaft Berlin haben 
dabei sowohl Waltraud Lisowski als auch Dr. 
Schwettmann und Walter Welker ihr Treuhandver- 
hältnis und die Zugehörigkeit der Wihag zum Be- 
reich KoKo sowie die noch offenen Kaufpreisforde- 
rungen der Anstalt Befimo verschwiegen. Wal- 
traud Lisowski habe von Konten bei der BHE die 
noch an Dr. Schwettmann und Welker zu zahlen- 
den Kaufpreissummen auf deren Konten transfe- 
riert. Diese aber hätten die Gelder entgegen den 
Bestimmungen des Treuhandverhältnisses nicht 
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an die BHFG/Effect oder die Simpex GmbH i.L. 
(Dachgesellschaft der Wihag) abgeführt. Ferner 
seien auch Gesellschafterdarlehen, die rückfüh- 
rungspflichtig gewesen seien, nicht an die BHFG/ 
Effect geflossen, so daß insgesamt rd. sechs Mio. 
DM von Dr. Schwettmann und Welker mit Hilfe 
von Lisowski zu Unrecht einbehalten worden 
seien. 

2. Zum Verkauf der Wihag an die Beschuldigten 
sieht die Staatsanwaltschaft folgenden Tatvorwurf 
als gegeben an: Nach den Einschätzungen der 
Staatsanwaltschaft hatte der tatsächliche Wert der 
Wihag zum Zeitpunkt des Verkaufs mindestens 
15 Mio. DM, gemessen an den späteren Entnah- 
men sogar über 20 Mio. DM betragen. Sie führt 
außerdem an, daß das Gutachten zur Unterneh- 
menswertbestimmung von zwei leitenden Mitar- 
beitern der Wihag und späteren Käufern im Na- 
men der Anstalt Befimo in Auftrag gegeben wor- 
den sei, diese also sowohl auf Verkäufer- als auch 
auf Käuferseite gehandelt hätten. Deshalb hätte 
beiden auf Grund ihrer Insider-Kenntnisse klar 
sein müssen, daß die Ergebnisse des Gutachters in 
krassem Mißverhältnis zu den ihnen bekannten 
Unternehmensdaten standen. Einer der Beklagten 
räumte in einem Schreiben vom 21. November 
1994 an die THA allerdings ein, daß der Kaufpreis 
zum Zeitpunkt der Auftragserteilung an den Gut- 
achter bereits festgestanden habe. 

Die Staatsanwaltschaft beschlagnahmte im Zuge des 
Ermittlungsverfahrens bei den Beschuldigten rd. 
sechs Mio. DM an Vermögenswerten. Die beim Kam- 
mergericht Berlin eingereichte Beschwerde der Be- 
schuldigten blieb ohne Erfolg, da das Kammergericht 
in Übereinstimmung mit dem LG ebenfalls den drin- 
genden Tatverdacht der Untreue wegen des Unter- 
wertverkaufs gegeben sah (im Gegensatz zum Zivil- 
gericht). 

4. Der Fall F. C. Gerlach Export-Import 
(F. C. Gerlach) 

Mit dem Fall des Unternehmens F. C. Gerlach hat 
sich der Untersuchungsausschuß vor allem deshalb 
befaßt, weil die vom 1. Untersuchungsausschuß der 
12. Wahlperiode und der BvS getroffene Zuordnung 
des Unternehmens zur HA I des Bereiches KoKo von 
der Unternehmensleitung bestritten wird. 

a) Das Unternehmen 

Der 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode 
hatte bezüglich des Unternehmens F. C. Gerlach be- 
reits Feststellungen getroffen. Die F. C. Gerlach wur- 
de 1958 in Berlin (Ost) gegründet. Der Zweck des 
Unternehmens war der Handel mit Waren aller Art, 
der Erwerb, die Verwaltung und die Veräußerung 
von Vermögenswerten, insbesondere von Immobi- 
lien. Als Leiter des Unternehmens war u. a. Michael 
Wischniewski tätig (vgl. BT-Drucksache 12/3920, 

5. 33). Im Mittelpunkt der Untersuchungen des 1. Un- 
tersuchungsausschusses der 12. Wahlperiode hatte 
die Frage nach dem Status des Unternehmens ge- 
standen. Während nach Ansicht der THA es sich bei 
F. C, Gerlach um ein Unternehmen des Bereichs 


KoKo handelte, dessen Vermögenswerte von der 
Bundesrepublik Deutschland beansprucht werden 
können, wurde dem entgegengehalten, daß es sich 
um ein Privatunternehmen handelte, das Wischniew- 
ski mit Billigung der DDR bis zum Jahre 1990 als Pri- 
vatmann betrieben haben soll. Zur Klärung dieser 
Frage und zur Sicherung von Vermögenswerten wur- 
den durch die THA mehrere Zivilverfahren in der 
Bundesrepublik Deutschland, Liechtenstein, Öster- 
reich sowie in Israel eingeleitet, die jedoch zum Ende 
der Arbeit des 1. Untersuchungsausschusses der 
12. Wahlperiode noch nicht abgeschlossen waren. 
Bei den zu sichernden Vermögenswerten, die bei 
F. C. Gerlach anzusiedeln sind und von der Bundes- 
republik Deutschland beansprucht werden können, 
handelt es sich nach Erkenntnissen der BvS insge- 
samt um einen Wert von rd. 400 Mio. DM. 

b) Zivilverfahren zur Durchsetzung vermögens- 
rechtlicher Ansprüche in der Bundesrepublik 
Deutschland 

aa) Zuordnung des Unternehmens 

Zur Entscheidung über die vermögensrechtlichen 
Ansprüche war zunächst die Klärung der Zuordnung 
des Unternehmens erforderlich. Das Hauptsachever- 
fahren zur Klärung des Eigentums an F. C. Gerlach 
wurde Ende 1991 vor dem LG Berlin eröffnet. Im 
Wege der Stufenklage wurden Zahlungsansprüche, 
solche auf Freigabe eines Kontoguthabens und auf 
Feststellung, Auskunft und Rechnungslegung von 
der THA für die Bundesrepublik Deutschland gel- 
tend gemacht. Dem Antrag, der darauf gerichtet war, 
festzustellen, daß die Bundesrepublik Deutschland In- 
haberin sämthcher Vermögenswerte der F. C. Gerlach 
sowie ihres Tochterunternehmens in Liechtenstein 
ist, kam dabei besondere Bedeutung zu. Mit Teilur- 
teil des LG Berlin vom 27. August 1992 wurde Wisch- 
niewski verurteilt, 25,1 Mio. DM, 16 Mio. USD sowie 
750 000 öS zuzüglich Zinsen zu zahlen. Weiterhin 
wurde er verpflichtet, ein Kontoguthaben bei der 
DHB in Höhe von 50 Mio. DM freizugeben sowie 
Auskunft über finanzielle Transaktionen des Unter- 
nehmens F. C. Gerlach zu geben. Der Feststellungs- 
antrag wurde zunächst mit der Begründung abge- 
wiesen, daß Rechtsnachfolgerin hinsichtlich des Ver- 
mögens von F. C. Gerlach nicht die Bundesrepubhk 
Deutschland, sondern nach Art. 22 Abs. 1 Satz 2 Eini- 
gungsvertrag die THA geworden sei, da es sich um 
Vermögen gehandelt habe, das überwiegend für 
Aufgaben des MfS genutzt worden sei. 

Gegen das Urteil legten sowohl Wischniewski als 
auch die Bundesrepublik Deutschland Berufung ein. 
Wischniewski konnte in dem Berufungsverfahren je- 
doch nicht den Beweis führen, daß es sich bei 
F. C. Gerlach nicht um ein Staatsuntemehmen der 
ehemaligen DDR gehandelt hat. Mit Urteü vom 
17. November 1995 wurde die Berufung Wischniew- 
skis daher zurückgewiesen und dem Feststellungs- 
antrag der Bundesrepublik Deutschland stattgege- 
ben. 

Gegen das Urteil des Kammergerichts Berlin vom 
17. November 1995 legte Wischniewski Revision 
beim BGH ein. Während des Revisionsverfahrens 
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verstarb Wischniewski am 21. August 1996 in Israel, 
weshalb das Verfahren unterbrochen wurde. Nach- 
dem die Erbfolge nach Michael Wischniewski geklärt 
war, stellte die Bundesrepubük Deutschland Wieder- 
aufnahmeantrag. Die Erbin Michael Wischniewskis, 
seine Witwe Anita Wischniewski, nahm das Verfah- 
ren auf. Nach Mitteilung des Revisionsanwalts der 
BvS vom 4. Februar 1998 wurde die Revision durch 
den BGH nicht angenommen. Damit wurde das Ur- 
teil des Kammergerichts vom 17. November 1995 
rechtskräftig, wonach festgestellt wird, daß die Bun- 
desrepubhk Deutschland Eigentümerin der Vermö- 
genswerte der F. C. Gerlach und ihres Tochterunter- 
nehmens ist. 

bb) Sicherung von Vermögenswerten 

Während des Verfahrens zur Klärung der Eigentums- 
frage standen mehrere Maßnahmen zur Sicherung 
von Vermögenswerten sowie die Klärung der Nut- 
zungsentschädigung für die durch F. C. Gerlach in 
Berlin genutzten Räumlichkeiten im Mittelpunkt der 
Tätigkeiten der THA/BvS. 

In einem Verfahren vor dem Kammergericht Berlin 
machte die THA u. a. gegen Wischniewski Ansprüche 
auf Räumung und Nutzungsentschädigung hinsicht- 
lich eines Bürogebäudes in Berlin geltend. In einem 
Teilvergleich verpflichteten sich die Beklagten zur 
Herausgabe des Gebäudes an die Bundesrepublik 
Deutschland. 

Zwischen 1991 und 1995 konnten auf diversen 
Konten Wischniewskis größere Vermögenswerte 
sichergestellt werden. So wurde aufgrund eines 
Arresturteüs des Kammergerichts Berlin vom 10. Ok- 
tober 1991 die in Deutschland bekannten Konten 
von F. C. Gerlach/Wischniewski gepfändet. Die Gut- 
haben belaufen sich auf rd. 130 Mio. DM. 

c) Zivilverfahren zur Durchsetzung vermögens- 
rechtlicher Ansprüche in Liechtenstein 

Neben den Aktivitäten in der Bundesrepublik 
Deutschland hatte F. C. Gerlach ein Tochterunter- 
nehmen im Fürstentum Liechtenstein, die Etabüsse- 
ment F. C. Gerlach Export-Import, Vaduz. Bei dem 
Tochterunternehmen in Liechtenstein handelte es 
sich um eine juristische Person liechtensteinischen 
Rechts, die wirtschaftlich eine Niederlassung von 
F. C. Gerlach, Berlin, darstellte (vgl. BT-Drucksache 
12/3920, S. 31). Die Bundesrepubük Deutschland be- 
anspruchte aufgrund Art. 22 Abs. 1 Einigungsvertrag 
auch das Vermögen des Tochterunternehmens von 
F. C. Gerlach. Wegen dieser Vermögenswerte waren 
mehrere zivilrechtliche Verfahren in Liechtenstein 
sowie wegen Bankkonten der Tochtergesellschaft in 
Wien auch in Österreich anhängig. In Vaduz machte 
die BvS gegen F. C. Gerlach und Michael Wischniew- 
ski Ansprüche auf Schadensersatz und Herausgabe 
in Höhe von 53 Mio. DM geltend. 

Dieses Verfahren diente u. a. auch der Durchsetzung 
der einstweüigen Verfügung des Bezirksgerichts 
Innere Stadt Wien vom Oktober 1991, mit der ein 
Teübetrag von ca. 40 Mio. DM auf Konten bei der 
Schöller Bank AG in Wien gesichert werden konnte. 
Aus Kostengründen wurde die Klage in der Haupt- 


sache nicht in Österreich, sondern in Liechtenstein 
erhoben. 

Im Juli 1994 wurde nach einem klageabweisenden 
Urteil vom September 1993 dem Klagebegehren der 
Bundesrepublik Deutschland im Berufungsurteil 
durch das Fürstlich Liechtensteinische Obergericht 
stattgegeben. Das Fürstlich Liechtensteinische Ober- 
gericht ließ keinen Zweifel daran, daß es sich bei der 
Etablissement F. C. Gerlach Export-Import, Vaduz, 
um eine Niederlassung von F. C. Gerlach, Berlin, und 
insoweit um ein Staatsuntemehmen der ehemaligen 
DDR handelte. Gegen das Urteil eingelegte Rechts- 
mittel blieben erfolglos. Die gegen das Urteil von 
Wischniewski eingelegte Revision wurde mit Urteil 
vom 24. Oktober 1995 des Fürstlich Liechtensteini- 
schen Obersten Gerichtshofs zurückgewiesen. Der- 
zeit wird die Zwangsvollstreckung aus dem Urteü in 
die in Liechtenstein und Österreich befindlichen Ver- 
mögenswerte Wischniewskis und der Etabüssement 
F. C. Gerlach Export-Import, Vaduz, betrieben. 

d) Zivilverfahren zur Durchsetzung vermögens- 
rechtlicher Ansprüche in Österreich 

In Österreich sind beim Landesgericht für Zivil- 
sachen in Wien Verfahren anhängig, die der Durch- 
setzung der Herausgabeansprüche der BvS hinsicht- 
lich der von Wischniewski und der Etablissement 
F. C. Gerlach Import-Export, Vaduz, bei der Schöller 
Bank AG, Wien, unterhaltenen Kontoguthaben die- 
nen. Im April 1994 wies das Landesgericht die Klage 
zunächst mit der Begründung ab, es fehle an einem 
inländischen Gerichtsstand. Auf den hiergegen ein- 
gelegten Rekurs hob das Oberlandesgericht Wien 
diesen Beschluß auf und verwies die Sache an das 
Landesgericht zurück. Hiergegen wurde wiederum 
Revisionsrekurs zum Obersten Gerichtshof eingelegt, 
dessen Entscheidung jedoch noch aussteht. 

Durch das Bezirksgericht Innere Stadt Wien wurden 
im März 1993 140 Mio. DM bei der Anstalt Fortintakt, 
Vaduz, sichergestellt. Diese Summe wurde nach Er- 
kenntnissen der BvS Anfang 1990 durch eine Verfü- 
gung Wischniewskis an die Anstalt Fortintakt über- 
wiesen, die wiederum F. C. Gerlach zugerechnet 
wird. Zur Durchsetzung der Ansprüche gegen die 
Anstalt Fortintakt hat die Bundesrepubük Deutsch- 
land vor dem Landesgericht für Zivilsachen in Wien 
im März 1994 Klage erhoben. Wischniewski machte 
im wesentlichen geltend, daß sich auf den gesicher- 
ten Konten Gelder befänden, die er für ein befreun- 
detes Ehepaar lediglich treuhänderisch verwaltet 
habe. Um nach der Wende dieses Fremdgeld vom 
sonstigen Vermögen Wischniewskis trennen und an 
das befreundete Ehepaar abführen zu können, sei 
die Anstalt Fortintakt gegründet worden, die das 
Fremdgeld anschließend erhalten habe. Das Verfah- 
ren dauert derzeit noch an, da die Beweisaufnahme 
noch nicht abgeschlossen ist und mehrere Zeugen 
aus prozessualen Gründen erst im Laufe des 2. Halb- 
jahres 1998 vernommen werden können. 

Darüber hinaus wurde durch das Bezirksgericht In- 
nere Stadt Wien aufgrund einer einstweüigen Verfü- 
gung vom 6. März 1995 ein weiterer Betrag in Höhe 
ca. 6,04 Mio. DM zuzüglich Zinsen sichergestellt. Die 
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Summe wurde sichergestellt, nachdem bekannt ge- 
worden war, daß sie zunächst von einem Konto der 
Anstalt Fortintakt auf ein auch für die Etablissement 
F. C. Gerlach, Vaduz, geführtes Konto bei der Schöl- 
1er Bank AG, Wien überwiesen und noch am glei- 
chen Tag auf ein Inhaberkonto eines ehemahgen 
Mitarbeiters des MfS überwiesen worden war. Gegen 
den ehemaligen Mitarbeiter des MfS wurde gleich- 
zeitig Strafanzeige wegen Beihilfe zur Untreue er- 
stattet. 

Im Rahmen der Vermögenssicherung im Zusammen- 
hang nüt F. C. Gerlach konnten im Februar 1996 wei- 
tere 1,72 Mio. DM sichergestellt werden, die im Juni 
1990 von der Anstalt Fortintakt auf ein Konto des 
ehemaligen Generaldirektors des AHB Metallurgie- 
handel und seiner Ehefrau bei der Schöller Bank AG 
in Wien transferiert worden waren. 

e) Zivilverfahren zur Durchsetzung vermögens- 
rechtlicher Ansprüche in Israel 

Neben den Verfahren in der Bundesrepublik Deutsch- 
land, Liechtenstein sowie Österreich wurden gegen 
Wischniewski durch die Bundesrepublik Deutsch- 
land auch in Israel Ansprüche geltend gemacht. Im 
Verfahren der Bundesrepubhk Deutschland vor dem 
Bezirksgericht Tel Aviv gegen Michael Wischniewski 
bzw. seine Erbin Anita Wischniewski wegen Rück- 
zahlung von zehn Mio. USD (zuzüglich Zinsen), die 
auf einem Konto Wischniewskis bei der Bank Leumi 
in Tel Aviv sichergestellt worden waren, wurde eine 
Aussetzungsvereinbarung getroffen. Danach soll sich 
die vermögensrechtliche Zuordnung der Gelder nach 
dem Ausgang des in Deutschland geführten Revisi- 
onsverfahrens richten. Da nach dem Bericht der BvS 
vom Februar 1998 die Revision in Deutschland vom 
BGH nicht angenommen und das Urteil des Kammer- 
gerichts Berlin vom 17. November 1995 damit rechts- 
kräftig wurde, ist damit zu rechnen, daß auch das 
Verfahren in Israel abgeschlossen werden kann. 

f) Strafverfahren 

Im Zusammenhang mit dem Unternehmen F. C. Ger- 
lach werden bei der Staatsanwaltschaft II bei dem 
LG Berlin Ermittlungsverfahren u. a. gegen Verant- 
wortliche der F. C. Gerlach wegen des Verdachts der 
Untreue, der Geldwäsche, des Betruges, der falschen 
Versicherung an Eides Statt, der Urkundenunter- 
drückung und der falschen uneidlichen Aussage ge- 
führt. Hauptvorwurf ist die Veruntreuung von Gel- 
dern des Unternehmens F. C. Gerlach durch den ver- 
storbenen Wischniewski und seine Mittäter. Das Ver- 
fahren wurde in der Zeit von Juli 1991 bis November 
1994 von der Staatsanwaltschaft in Berlin bearbeitet 
und danach von der neu eingerichteten Staatsan- 
waltschaft II bei dem LG Berlin übernommen. Es 
konnte in der Zeit von November 1994 bis März 1997 
wegen Personalmangels nicht wesentlich gefördert 
werden. Derzeit wird durch die Staatsanwaltschaft II 
überprüft, ob Verantworthche der Leitung der Haupt- 
verwaltung Aufklärung (HVA) des MfS, Verantwort- 
liche des Bereiches KoKo oder Dritte an den Ver- 
untreuungen durch den verstorbenen Wischniewski 
beteiligt waren. 


Weitere Verfahrenskomplexe betreffen die unberech- 
tigte Zahlung von mehr als 1,7 Mio. DM aus dem Ver- 
mögen der F. C. Gerlach an den ehemaligen General- 
direktor des AHB Metallurgiehandel, Zahlungen von 
6,05 Mio. DM an einen ehemaligen Mitarbeiter des 
MfS auf dessen Privatkonto in Wien sowie die Ver- 
schiebung von mehr als 100 Mio. DM aus dem Ver- 
mögen der F. C. Gerlach in das Vermögen der liech- 
tensteinischen Anstalt Fortintakt und anderer Unter- 
nehmungen. 

Des weiteren werden Tatvorwürfe der uneidlichen 
falschen Aussage gegen die Zeugen erhoben, die im 
Zivilrechtsstreit vor dem Kammergericht Berlin im 
Jahre 1994 über die Eigentumsverhältnisse der F. C. 
Gerlach wahrheitswidrig behauptet hatten, es habe 
sich bei dem Unternehmen um Privatvermögen des 
verstorbenen Wischniewski gehandelt. Seit April 
1997 ermittelt die Staatsanwaltschaft II bei dem LG 
Berlin auch gegen die Witwe Wischniewskis wegen 
des Vorwurfs falscher Versicherung an Eides Statt 
und des Verdachts der Geldwäsche. Nach dem bis- 
herigen Ermittlungsergebnis besteht der Verdacht, 
daß sie durch bewußt wahrheitswidrige Angaben vor 
dem Nachlaßgericht Berlin-Weißensee einen unbe- 
schränkten Erbschein erwirkt hat, der sie in die Lage 
versetzte, Zugriff auf das gesamte Vermögen des Ver- 
storbenen im In- und Ausland und damit auch auf 
veruntreute und noch verborgene Gelder zu nehmen, 
um sie der BvS vorzuenthalten. 

Die Ermittlungen und die Auswertungen der Beweis- 
mittel dauern wegen des Umfangs der Akten und der 
Vielzahl der Tatvorwürfe It. Bericht der Staatsanwalt- 
schaft II bei dem LG Berlin vom Februar 1998 an und 
werden noch längere Zeit in Anspruch nehmen. 

5. Der Fall Günther Forgber 

Ähnlich wie im Fall F. C. Gerlach war das Unterneh- 
men Günther Forgber für den Untersuchungsaus- 
schuß von Interesse, da es formal als Einzeluntemeh- 
men aufgetreten war, es sich in Wirklichkeit aber um 
ein Unternehmen des Bereichs KoKo handelte, des- 
sen Vermögenswerte dem Finanzvermögen der Bun- 
desrepublik Deutschland zustehen. 

a) Das Unternehmen 

Der 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode 
hatte bereits umfangreiche Feststellungen zur Tätig- 
keit des Unternehmens Günther Forgber getroffen 
(vgl. BT-Drucksache 12/7600, S. 113-115). Es handelt 
sich um einen Betrieb, dessen Zweck sich auf die Ge- 
schäftsvermittlung im Bereich Textilmaschinenbau, 
Maschinenbau und Elektronik für Wissenschaft, For- 
schung und Entwicklung richtete (vgl. BT-Druck- 
sache 12/3920, S, 38). Wie das Unternehmen 
F. C. Gerlach war das Unternehmen Günther Forgber 
im Außenhandel, insbesondere im Provisionsvertre- 
tergeschäft mit Unternehmen des NSW tätig. Der 
1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode hatte 
bereits festgestellt, daß das im Geschäftsverkehr als 
Einzelkaufmann auftretende Unternehmen Günther 
Forgber in Wirkhchkeit ein Unternehmen des Be- 
reichs KoKo war, dessen Vermögen gemäß Art. 22 
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Abs. 1 Satz 1 Einigungsvertrag Finanzvermögen ge- 
worden war (vgl. BT-Drucksache 12/7600, S. 113). 

Zur Firmengruppe Günther Forgber gehörten eine 
Reihe ausländischer Gesellschaften, wie z. B. die Ex- 
port-Contact AG, Zürich und die Export-Contact 
Handelsgesellschaft, Wien. Die Zuordnung dieser 
Unternehmen zur Firmengruppe Günther Forgber 
hatte sich erst nach und nach erschlossen und ist teil- 
weise noch Gegenstand laufender Ermittlungen. Zu 
dem von Dr. Günther Forgber geleiteten Unterneh- 
mensnetz gehörte ferner die internationale Export- 
Import Handels AG mit Sitz in Zug in der Schweiz. 
Im Januar 1990 gründete Dr. Günther Forgber außer- 
dem das Unternehmen Forgimpex in Berlin (Ost), das 
er wenige Monate später in Inhafo GmbH umbenen- 
nen heß (vgl. BT-Drucksache 12/7600, S. 114). 

Die BvS verfolgt für die Bundesrepublik Deutschland 
u. a. gegen Dr. Günther Forgber Ansprüche auf 
Sicherung, Auskunft, Rechnungslegung sowie Scha- 
densersatz und Herausgabe im Zusammenhang mit 
der Geschäftstätigkeit des Unternehmens Günther 
Forgber. Die bislang bekannten Vermögenswerte, 
die von der BvS für die Bundesrepublik Deutschland 
als Treuhänder geltend gemacht werden, belaufen 
sich auf ca. 50 Mio. DM. Hinzu kommen ca. 13,6 Mio. 
DM, die in der Wendezeit durch Helfer des Dr. Gün- 
ther Forgber dem staatlichen Zugriff entzogen wur- 
den. 

b) Sicherung von Vermögenswerten 

Im Jahre 1992 konnten bekannte Vermögenswerte 
durch verschiedene Einzelmaßnahmen in einer Grö- 
ßenordnung von rd. 47 Mio. DM gesichert werden. 
Zu den Maßnahmen gehörten Arrestbefehle in der 
Bundesrepublik Deutschland und in der Schweiz so- 
wie einstweilige Verfügungen in Österreich und die 
Beschlagnahme von Guthaben auf Konten bei Bank- 
instituten auf den Bahamas. 

Die weiteren Kontenermittlungen in den Jahren 1996 
und 1997 haben nach dem Bericht der BvS vom 
Februar 1998 im Bereich Forgber zu Ergebnissen ge- 
führt, die z.Zt. in Zusammenarbeit mit den zuständi- 
gen Staatsanwaltschaften in Wien und Zürich weiter 
aufgeklärt werden. 

c) Zivilverfahren zur Durchsetzung vermögens- 
rechtlicher Ansprüche 

aa) Verfahren in der Bundesrepublik Deutschland 

Die gerichtlichen Auseinandersetzungen zur Siche- 
rung von Vermögenswerten des Unternehmens Gün- 
ther Forgber sind in der Bundesrepublik Deutschland 
weitestgehend abgeschlossen. Im Hauptsacheverfah- 
ren bei dem LG Berlin war im März 1992 durch die 
THA Stufenklage erhoben worden, mit der ein Zwi- 
schenfeststellungsantrag über die Inhaberschaft der 
Bundesrepublik Deutschland an sämtlichen Ver- 
mögensgegenständen des Unternehmens Günther 
Forgber, Auskunftsansprüche und unbezifferte Her- 
ausgabe- und Zahlungsansprüche sowie außerdem 
ein Schadensersatzanspruch von ca, 22 Mio. DM ver- 
bunden waren. Am 19. April 1994 erging ein Teilver- 
säumnisurteil mit dem Dr. Günther Forgber antrags- 


gemäß zur Auskunft und Zahlung von ca. 22 Mio. DM 
zuzüglich aufgelaufener Zinsen verurteüt wurde. 
Dr. Günther Forgber legte Rechtsmittel ein, war 
aber erneut säumig. Das Teilversäumnisurteü vom 
19. April 1994 wurde damit rechtskräftig. Auch dem 
Zwischenfeststellungsantrag wurde mittlerweile 
rechtskräftig stattgegeben. Bei der Vollstreckung der 
Auskunftsansprüche wurde Dr. Günther Forgber 
vom LG Berlin unter Haftandrohung eine Frist bis 
zum 15. November 1994 gesetzt. Dr. Günther Forgber 
ließ die Frist jedoch verstreichen und ist seitdem 
flüchtig. Versuche, seinen Aufenthaltsort zu ermitteln 
und den inzwischen erlassenen Haftbefehl zu voll- 
strecken, hatten bislang keinen Erfolg. 

Neben Dr. Günther Forgber wurde auch gegen des- 
sen damaligen Anwalt und Notar, Jürgen Wetzen- 
stein-Ollenschläger, ein Zivilverfahren beim LG Ber- 
lin geführt. Ihm wurde vorgeworfen, Beihilfe zur Ver- 
mögensverschiebung von Dr. Günther Forgber gelei- 
stet zu haben. Der ebenfalls flüchtige Rechtsanwalt 
und Notar wurde im September 1993 durch Ver- 
säumnisurteil zu einem Schadensersatz in Höhe von 
ca. 17 Mio. DM wegen Beihüfe zu Vermögensver- 
schiebungen des Dr. Günther Forgber verurteilt. 

Aus den Versäumnisurteilen gegen Dr. Günther 
Forgber und seinen früheren Rechtsanwalt und Notar 
wird durch eine Vielzahl von Einzelmaßnahmen die 
Vollstreckung in die bekannten Vermögenswerte des 
Unternehmens Günther Forgber betrieben. Dadurch 
konnten bisher insgesamt ca. 47 Mio. DM für die 
Bundesrepubhk Deutschland realisiert werden. 

bb) Verfahren in Österreich 

Um die einstweilige Verfügung des Bezirksgerichts 
Hitzing, Wien, vom Januar 1992, mit der Vermögens- 
werte von Günther Forgber gesichert wurden, auf- 
rechtzuerhalten, wurden Unterlassungsansprüche 
gegen Dr. Günther Forgber geltend gemacht. Da 
auch dieses Verfahren durch Dr. Günther Forgber 
nicht weiter betrieben wurde, erging hier ebenfalls 
ein Versäumnisurteil. Die rechtskräftig gewordenen 
Unterlassungsansprüche ermöglichen jedoch keine 
unmittelbare Vollstreckung in die betreffenden Ver- 
mögenswerte des Tochterunternehmens in Öster- 
reich, d. h. in die Dr. Günther Forgber gehörenden 
Anteile an der Export-Contact Handels GmbH, son- 
dern nur eine unwiderrufliche Sicherung des Vor- 
abhquidiationserlöses der Export-Contact Handels 
GmbH i.L., Wien, im Verhältnis zu Dr. Forgber. Nach- 
dem das deutsche Teilversäumnisurteü vom 19. Aprü 
1994 im Dezember 1994 rechtskräftig wurde, wurde 
zunächst zwecks endgültiger Vollstreckung in Öster- 
reich im Wege der sogenannten Rechtsöffnung die 
Anerkennung des deutschen Versäumnisurteüs be- 
trieben. Die Zwangsvollstreckung in den 75 %igen 
Anteil Dr. Forgbers an der Export-Contact Handels 
GmbH i.L. mußte im Wege der Zwangsversteigerung 
erfolgen. Aufgrund dieses zeitaufwendigen Verfah- 
rens konnte ein Erwerb der Geschäftsanteüe durch 
die Bundesrepublik Deutschland erst im November 
1997 erfolgen. Hinsichtlich der übrigen Anteüe 
(25%) wird die freiwillige Herausgabe durch die 
Eigentümerin verweigert. Die Durchsetzung der An- 
sprüche der Bundesrepublik Deutschland hinsicht- 
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lieh der restlichen Anteile kann daher nur im Klage- 
wege erfolgen. Diese Klage wird nach einem Bericht 
def BvS vom Februar 1998 derzeit vorbereitet. Durch 
den Erwerb der 75 %igen Geschäftsanteile wurde je- 
doch die Einsichtnahme in die Geschäftsunterlagen 
der Export-Contact GmbH i.L. ermöglicht, die bisher 
verweigert worden war. 

cc) Verfahren in der Schweiz 

In der Schweiz war 1992 vor dem Bezirksgericht 
Zürich eine dem deutschen Hauptsacheverfahren 
entsprechende sogenannte Arrestprosequierung hin- 
sichtlich des Vermögens der Export-Contact AG, 
Zug, eingeleitet worden. Das Verfahren wurde durch 
das Gericht im Hinbhck auf das Hauptsacheverf äh- 
ren in Deutschland ausgesetzt. Nach Eintritt der 
Rechtskraft des deutschen Versäumnisurteils gegen 
Dr. Günther Forgber im Dezember 1994 wurde auch 
in der Schweiz die Anerkennung und Rechtsöffnung 
für dieses Urteil betrieben. Das Bezirksgericht Zürich 
gab dem Antrag am 26. Oktober 1995 statt. Darauf- 
hin konnte die Überweisung der gesicherten Vermö- 
genswerte von Günther Forgber/Export-Contact AG 
in einer Höhe von umgerechnet ca. fünf Mio. DM be- 
antragt werden. Der ehemalige Verwaltungsrat der 
Export-Contact AG konnte schließlich im Januar 
1996 dazu bewegt werden, die Inhaberaktien an die 
Bundesrepublik Deutschland herauszugeben, die 
seitdem Eigentümerin der Export-Contact AG mit 
dem vorhandenen Vermögen von ca. fünf Mio. DM 
ist. 

Durch Auswertung von Unterlagen der Export-Con- 
tact AG konnten ferner Vermögensverschiebungen 
zu Lasten der Export-Contact AG und der Export- 
Contact GmbH, Wien, in Höhe von elf Mio. SFR 
nachgewiesen und die daraus resultierenden An- 
sprüche gegen Helfer von Dr. Günther Forgber gel- 
tend gemacht werden. Die Bundesrepublik Deutsch- 
land klagt insoweit beim Landesgericht für Zivil- 
rechtssachen in Wien ^ gegen den faktischen Ge- 
schäftsführer der Export-Contact GmbH sowie des- 
sen Gesellschaft und vor dem Kantonsgericht, Zug 
gegen den ehemaligen Verwaltungsrat der Export- 
Contact AG auf Zahlung und Auskunft. Die Klagen 
wurden 1997 erhoben. Parallel zu den zivilrechtli- 
chen Verfolgungen wurden Strafanzeigen gegen den 
Geschäftsführer und den ehemaligen Verwaltungsrat 
erstattet. Aufgrund der Beweislage werden die Er- 
folgsaussichten nach dem Bericht der BvS vom 
Februar 1998 hinsichtlich der Zivilverfahren positiv 
bewertet. Insbesondere bestünden begründete Aus- 
sichten, bei erfolgreichem Ausgang der Verfahren 
aufgrund der geltend gemachten Auskunftsansprü- 
che weitere Erkenntnisse über Vermögensabflüsse 
aus dem Forgber- Vermögen zu erlangen. Mit einem 
Abschluß der Verfahren sei jedoch nicht vor Ablauf 
von drei Jahren zu rechnen. 

d) Strafverfahren 

Gegen Dr. Günther Forgber sind nach einem Bericht 
der Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin vom 
Januar 1998 Ermittlungsverfahren anhängig. Zum 
einen wird ihm vorgeworfen, Darlehen in Höhe von 
1,9 Mio. DM und 600000 DM ohne wirtschaftlichen 


Grund und ohne Absicherung über die EIC Export- 
Consult AG in Zug/Schweiz und über die Inhafo 
GmbH in Berlin (Ost) gewährt zu haben. Die Beträge 
soll er zuvor treuwidrig aus dem Vermögen des 
Staatsunternehmens Günther Forgber in das Vermö- 
gen der Unternehmen EIC und Inhafo überführt 
haben. 

Ferner wird Dr. Günther Forgber vorgeworfen, aus 
einem Bankguthaben der Export-Contact AG in Zü- 
rich 50 000 SFR und 950 000 SFR treuwidrig an die 
EIC überwiesen zu haben. Die Überweisungen sollen 
zur Einzahlung des Stammkapitals bzw. zur Kapital- 
erhöhung erfolgt sein. Hinsichtlich weiterer Zah- 
lungsverfügungen von Konten der Export-Contact 
AG bestehen weiterhin Unklarheiten. 

Insgesamt dauern die Ermittlungen noch an. Insbe- 
sondere muß auch geklärt werden, ob möglicher- 
weise ein Strafklageverb rauch im Hinbhck auf ein 
rechtskräftig abgeschlossenes Verfahren eingetreten 
ist, in dem Dr. Günther Forgber im September 1994 
vom LG Berlin wegen Untreue in sieben Fällen verur- 
teilt worden war. 


V. Provisionsforderungen 

Zu den Vermögenswerten der Unternehmen des Be- 
reichs KoKo, die teils von der BvS für die Bundesre- 
publik Deutschland (F. C. Gerlach und Günther Forg- 
ber), teils von den Unternehmen selbst (rechtlich 
selbständige Vertretergesellschaften) geltend ge- 
macht wurden, gehören auch Provisionsforderungen 
dieser Unternehmen. Zu den Provisionszahlungen 
hatte bereits der 1. Untersuchungsausschuß der 
12. Wahlperiode Feststellungen getroffen. Das Sy- 
stem der Provisionsforderungen galt danach als eine 
Möglichkeit des Bereichs KoKo, Devisen für die DDR 
zu erwirtschaften. Dabei machten die führenden Mit- 
arbeiter des KoKo-Bereichs sich das Außenhandels- 
monopol in der DDR zu nutze und begründeten ein 
System von Zwangs Vertretern, ohne die kein Han- 
delsgeschäft mit DDR-Unternehmen zustande kam. 
Diese sogenannten Vertreterfirmen unterlagen dabei 
der Steuerung und Kontrolle des Bereichs KoKo und 
waren sowohl in als auch außerhalb der DDR tätig. 
Die Vertreterfirmen erhielten für die Vermittlung von 
Handelsgeschäften Provisionen, die zum Teil - wie 
etwa im innerdeutschen Handel - in Verrechnungs- 
einheiten, zum Teil in konvertierbaren Währungen 
zu zahlen waren. Die hieraus resultierenden Devi- 
sengewinne wurden im Bereich KoKo je nach Her- 
kunft auf unterschiedlichen Konten verbucht (vgl. 
BT-Drucksache 12/7600, S. 230-235). 

Nach den Feststellungen des Untersuchungsaus- 
schusses hat die BvS im Falle der oben beschriebe- 
nen ehemaligen Staatsunternehmen F. C. Gerlach 
und Günther Forgber noch ausstehende Provisions- 
forderungen für die Bundesrepublik Deutschland ge- 
genüber verschiedenen westdeutschen und europäi- 
schen Unternehmen geltend gemacht. In diesem 
Komplex (betr. Gerlach/Forgber) wurden bis 1995 
insgesamt 271 Vorgänge mit einer Gesamtforde- 
rungssumme von 50,1 Mio. DM von der BvS verfolgt, 
von denen 152 Fälle mit einem Gesamtstreitwert von 
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28,6 Mio. DM gerichtlich geltend gemacht wurden. 
Diese Forderungen sind in dem oben bereits erwähn- 
ten derzeitigen Gesamtforderungsbestand der KoKo- 
Unternehmen nicht enthalten. 

In einem bis zum BGH im Hinblick auf Provisionsfor- 
derungen betriebenen Musterverfahren in Sachen 
IGM Emballagentechnik GmbH hatte sich der BGH 
in seiner Entscheidung vom 20. September 1995 auf 
den Standpunkt gestellt, daß die Bundesrepublik 
Deutschland die Provisionsforderungen nicht mehr 
geltend machen kann, weil dies im Widerspruch zur 
früheren Haltung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber den zugrundeliegenden Vertretergeschäf- 
ten stünde (Urteil des BGH vom 20. September 1995, 
VIII ZR 52/94). Daher wurden die noch anhängigen 
Verfahren durch Klagerücknahme, Rechtsmittelrück- 
nahme oder Verzicht von der BvS beendet. Bis zur 
Entscheidung des BGH hatte die BvS jedoch bereits 
aufgrund von Vergleichen und rechtskräftig gewon- 
nenen Verfahren nach Abzug der Anwaltskosten 
Einnahmen von insgesamt 10,6 Mio. DM erzielt. 

Die Provisionsforderungen der rechtlich selbständi- 
gen Vertretergesellschaften - im Gegensatz zu den 
Einzelfirmen F. C. Gerlach und Günther Forgber 
(keine juristischen Personen) - wurden hingegen im 
eigenen Namen verfolgt und von der BvS deshalb 
auch im o. a. Forderungsbestand der KoKo-Untemeh- 
men berücksichtigt. Die o.a. BGH-Entscheidung ist 
zwar auf die Ansprüche der selbständigen Vertreter- 
gesellschaften nicht generell übertragbar, wie sich 
aus dem Verfahren der Berliner Makler- und Han- 
delsvertretergesellschaft mbH (vormals Transinter) 
gegen die Erwin Junker Maschinenfabrik GmbH 
ergab, in dem die Beklagte rechtskräftig zur Zahlung 
verurteilt wurde. Gleichwohl führte die BGH-Recht- 
sprechung auch bei den insoweit anhängigen 
Rechtsstreitigkeiten der rechtlich selbständigen Ver- 
tretergesellschaften in einigen Fällen zur Beendi- 
gung der Verfahren durch Rücknahme oder Verzicht 
bzw. zu Vergleichsabschlüssen. 


VI. Mülldeponie Schönberg 

1 . Feststellungen des 1 . Untersuchungs- 
ausschusses der 12. Wahlperiode 

Der 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode 
hat zum Handel mit Müll am Beispiel der im Jahre 
1981 aufgrund eines Beschlusses des Politbüros des 
ZK der SED vom 31. Januar 1979 in Betrieb genom- 
menen Mülldeponie Schönberg in Mecklenburg-Vor- 
pommern und der Deponien im damaligen Bezirk 
Potsdam bereits umfangreiche Feststellungen getrof- 
fen, allerdings vor allem hinsichtlich der Rolle, die 
der Bereich KoKo und sein Leiter, Dr. Schalck-Golod- 
kowski, sowie das MfS bei der Lagerung von Müll 
aus der Bundesrepublik Deutschland und anderen 
westlichen Staaten in der DDR gespielt haben. Hier- 
zu wurde festgestellt, daß der Müllhandel eine ge- 
winnbringende Deviseneinnahmequelle für die DDR 
war und die Gewinne dem Bereich KoKo (Konto 559 
der HA II) zugeführt worden sind. Seit 1979 war 
Dr. Alexander Schalck-Golodkowski allein für die 


Devisenerwirtschaftung aus Müllgeschäften verant- 
wortlich. Auch das MfS, insbesondere die Dienstein- 
heiten HA XVIII/7, die AG BKK und die HVA haben 
nach den Feststellungen des 1. Untersuchungsaus- 
schusses der 12. Wahlperiode versucht, auf die Müll- 
geschäfte Einfluß zu nehmen, um hierdurch stabile 
wirtschaftliche Beziehungen zu schaffen und damit 
die Devisenerwirtschaftung zu sichern. Die HVA 
wollte zudem die sich aus dem Müllhandel ergeben- 
den Kontakte zu westlichen Geschäftspartnern zur 
Informationsbeschaffung über die politischen Ent- 
wicklungen auf westdeutscher Seite im sensiblen 
Bereich des Müllhandels nutzen. 

Schließlich hat der 1. Untersuchungsausschuß der 
12. Wahlperiode auch die vertraglichen Strukturen 
untersucht, die sich bereits zu DDR-Zeiten zwischen 
der Intrac HGmbH, dem VEB Deponie Schönberg 
und seitens der Bundesrepublik Deutschland der 
Hanseatischen Baustoffkontor GmbH (HBK) aus Bad 
Schwartau herausgebildet haben. Es wurde festge- 
stellt, daß die HBK ihre seit 1981 durch Verträge mit 
der Intrac HGmbH erlangte Monopolstellung für die 
Verbringung von Müll auf die Deponie Schönberg 
bis heute aufrechterhalten konnte. Auch die damals 
handelnden Personen sind bis heute im Müllgeschäft 
aktiv, was auf das Zusammenwirken einer sog. alten 
Seüschaft hindeutet (vgl. BT-Drucksache 12/7600, 
S. 213-220). 

Exkurs: Wirtschaftliche Verflechtungen der an der 
Müllieferung und -lagerung beteiligten 
Unternehmen bezüglich der Deponie 
Schönberg vor und nach der Wende 

Zum besseren Verständnis des Sachverhaltes werden 
zunächst die wesentlichen Strukturen des Firmen- 
geflechtes um die Mülldeponie erläutert, die auf den 
Feststellungen des 1. Untersuchungsausschusses der 
12. Wahlperiode beruhen. 

Auf DDR-Seite gab es, wie bereits erwähnt, zwei für 
die Müllagerung auf der Deponie Schönberg zustän- 
dige Firmen, den VEB Deponie Schönberg und die 
Intrac HGmbH, die der HA II des Bereiches KoKo 
von Dr. Alexander Schalck-Golodkowski zugeord- 
net war und aufgrund des Außenhandelsmonopols 
in der DDR für die außenhandelsseitige Abwicklung 
aller Müllgeschäfte zuständig war. Direktor des VEB 
Deponie Schönberg war Rudolf Kenner. Geschäfts- 
führer der Intrac HGmbH war Eberhard Seidel alias 
IM „Siegfried", Abteilungsdirektor war Wolf gang 
Dolling. Beide Unternehmen schlossen am 1. Juli 1981 
einen Rahmenvertrag, in dem sich der VEB Deponie 
Schönberg zur Beseitigung und Endlagerung der von 
der Intrac HGmbH aufgrund von Einzelverträgen mit 
bundesdeutschen und ausländischen Geschäftspart- 
nern übernommenen Abfallstoffe verpflichtete. Die 
Intrac HGmbH hatte zudem bereits am 12. März 
1981 mit der HBK (Geschäftsführer Adolf Hilmer) 
einen Vertrag abgeschlossen, in dem sie der HBK das 
Exklusivrecht für die Lagerung von Abfall aus der 
Bundesrepublik Deutschland auf der Deponie Schön- 
berg eingeräumt hatte. Im Gegenzug hatte sich die 
HBK GmbH verpflichtet, alle ihr angebotenen bzw. 
verfügbaren Abfallstoffe ausschließlich der Intrac 
HGmbH zur Verbringung auf die Deponie Schönberg 
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anzubieten. Ebenfalls am 1. Juli 1981 schloß die 
Intrac mit der HBK einen Rahmenvertrag über die 
Verbringung von Abfall auf die Deponie Schönberg. 
Die Laufzeit beider Verträge zwischen der Intrac und 
der HBK aus dem Jahr 1981 wurde mehrmals verlän- 
gert. Zuletzt wurde am 25. Oktober 1989, also kurz 
vor der Öffnung der innerdeutschen Grenze, eine 
Laufzeit bis zum 31. Dezember 2005 vereinbart. 
Diese Verträge sind die entscheidende Grundlage 
dafür, daß auch nach der Veränderung der poli- 
tischen Verhältnisse in den Jahren 1989/1990 die 
wesentlichen Geschäftsverbindungen für Mülliefe- 
rungen auf die Deponie Schönberg erhalten geblie- 
ben sind. Der VEB Deponie Schönberg wurde am 
1. Juni 1990 in die Ihlenberger Abfallentsorgungs- 
gesellschaft mbH (lAG) umgewandelt, deren allein- 
vertretungsberechtigter Geschäftsführer wiederum 
Rudolf Kenner wurde. Später wurde die Gesellschaft 
für Abfallwirtschaft und Altlasten Mecklenburg -Vor- 
pommern mbH (GAA), die im Eigentum des Landes 
Mecklenburg -Vorpommern steht, Eigentümerin der 
lAG. Die lAG schloß wiederum mit der Deponie- 
Management GmbH (DMG) am 6. Juli 1992 einen 
Vertrag über die Betriebsführung der Deponie. Die 
DMG gehört zu je 50% der Westab Holding und der 
Deutschen Abfallwirtschafts-GmbH (DAW) Hamburg, 
einer Holding -Gesellschaft der HBK, deren Allein- 
gesellschafter der Geschäftsführer der HBK, Adolf 
Hilmer, ist. Die DAW und der VEB Deponie Schön- 
berg gründeten gemeinsam die Mecklenburgische 
Abfallwirtschaftsgesellschaft mbH (MAG), die für die 
Sonderabfallannahme aus den neuen Bundesländern 
und Berlin sowie für Bauaufgaben der Deponie 
Schönberg zuständig ist. Geschäftsführer wurden 
Rudolf Kenner (wie auch bei der lAG) und Bernd 
Aido (früher Prokurist bei der HBK). Anstelle des 
VEB Deponie Schönberg traten später die lAG und 
die Abfallwirtschaft und Umweltservice GmbH 
(AWUS) als weitere Gesellschafter der MAG neben 
die DAW. 

Die Intrac HGmbH hat am 9. Februar 1990 eine 
100%ige Tochtergesellschaft, die AWUS mit Sitz in 
Berlin gegründet, deren Geschäftsführer Eberhard 
Seidel und Wolf gang Dolling geworden sind. Die 
Rechte aus dem Rahmenvertrag zwischen dem ehe- 
maligen VEB und der Intrac sind somit auf die lAG 
als Rechtsnachfolgerin des VEB und auf die AWUS 
als Tochtergesellschaft der Intrac übergegangen, 
wobei die verantwortlichen Personen dieselben wie 
zu DDR-Zeiten geblieben sind. Die laufenden Entsor- 
gungsverträge der Intrac HGmbH, auch die mit der 
HBK GmbH, wurden mit dem Einverständnis der 
lAG auf die AWUS übergeleitet. Die Zwischenschal- 
tung diverser Unternehmen einschließlich der AWUS 
zwischen die Müllieferanten und der eigentlichen 
Bewirtschaftungsgesellschaft der Deponie hatte nach 
den Feststellungen des 1. Untersuchungsausschusses 
der 12. Wahlperiode zudem Auswirkungen auf den 
Entsorgungspreis je Tonne Müll, da bei einer direk- 
ten Vertragsbindung mit dem Deponiebetrieb der 
Entsorgungspreis je Tonne Müll für die Gebiets- 
körperschaften günstiger hätte ausfallen können. 
Diese Firmenverflechtungen und die damit verbun- 
dene Sicherung der Monopolwirtschaft hat schon 
den 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode 


zu der Vermutung veranlaßt, daß Gewinne, die dem 
Land Mecklenburg -Vorpommern hätten zufließen 
können, bei der HBK und der AWUS verblieben sein 
könnten, ohne daß diese angemessen für die evtl, 
eingetretenen Umweltschäden verantwortlich ge- 
macht werden können (vgl. BT-Drucksache 12/7600, 
S. 220). 

Der Müllhandel nach der pohtischen Wende in der 
DDR konnte jedoch von dem 1. Untersuchungsaus- 
schuß der 12. Wahlperiode nicht mehr hinreichend 
aufgeklärt werden. Dies betrifft insbesondere die 
Hintergründe der gesellschaftsrechtlichen Verflech- 
tungen hinsichtlich der Eigentums- und Nutzungs- 
rechte an der Deponie Schönberg. Die Aufgabe die- 
ses Untersuchungsausschusses war es deshalb, die 
noch offen gebliebenen Fragen zu evtl, stattgefun- 
denen Vermögensverschiebungen durch das Zusam- 
menwirken alter Seilschaften und westlicher Ge- 
schäftspartner am Beispiel der Mülldeponie Schön- 
berg weiter aufzuklären (1.8. des Untersuchungsauf- 
trages). 


2. Neue Erkenntnisse 

Der Untersuchungsausschuß hat zur weiteren 
Erkenntnisgewinnung zu den Vorgängen um die 
Mülldeponie Schönberg Sachstandsberichte der 
dafür zuständigen Stellen BvS, ZERV und Staats- 
anwaltschaft II bei dem LG Berlin angefordert sowie 
den Leitenden Kriminaldirektor der ZERV, Uwe 
Schmidt, den Generalstaatsanwalt Christoph Schaef- 
gen, Leiter der Staatsanwaltschaft II bei dem LG 
Berlin, und den ehemaligen Direktor für Sonder- 
und Bundesfinanzvermögen bei der BvS, Dr. Josef 
Dierdorf, informatorisch angehört. 

a) Veränderung der Firmenverflechtungen der an 
der Müllieferung und -lagerung beteiligten 
Gesellschaften 

Zum Stichtag 1. Juni 1990 wurde der VEB Deponie 
Schönberg gemäß Verordnung zur Umwandlung von 
volkseigenen Kombinaten, Betrieben und Einrich- 
tungen in Kapitalgesellschaften vom 1. März 1990 
(GBl. 1990 I, S. 107) in die lAG mbH umgewandelt. 
Die THA wurde gemäß Gesetz zur Privatisierung und 
Reorganisation des volkseigenen Vermögens (Treu- 
handgesetz - THG - vom 17. Juni 1990, GBl. 1990 I, 
S. 300), welches am 1. Juh 1990 in Kraft trat, zunächst 
Inhaber der Anteile der lAG mit einem Stammkapital 
von zehn Mio. Mark der DDR, welches aus dem Ver- 
mögen des VEB gebüdet wurde. Mit Auflösung des 
Bereiches KoKo zum 31, März 1990 wurden die zu 
diesem Bereich gehörenden Unternehmen, so auch 
die Intrac HGmbH und deren Tochter AWUS, eben- 
falls der treuhänderischen Verwaltung durch die 
THA unterstellt. Die THA hat auf eine Privatisierung 
der lAG verzichtet und deren Anteile für zehn Mio. 
DM auf das Land Mecklenburg- Vorpommern über- 
tragen (Protokoll Nr. 8, S. 84, 94). Das Land trägt 
seitdem die Verantwortung für die Betreibung der 
Deponie Schönberg. Aufgrund der weiterhin nun- 
mehr zwischen der lAG (Eigentümer Mecklenburg- 
Vorpommern) und der AWUS (Eigentümer THA) be- 
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stehenden Verträge hat die AWUS ihre Monopolstel- 
lung als Zwischenhändler behalten. Der ehemalige 
Direktor für Sonder- und Bundesfinanzvermögen bei 
der BvS, Dr. Dierdorf, hat bei seiner informatorischen 
Anhörung vor dem Untersuchungsausschuß am 1. Fe- 
bruar 1996 die Rolle der AWUS als „reiner Handels- 
makler" beschrieben, der bis zu 10% Marge als Pro- 
vision bekommen habe, für die Deponie aber nicht 
verantwortlich gewesen sei (Protokoll Nr. 8, S. 79). 
Einschränkend fügte er jedoch hinzu, daß diese kriti- 
sche Beurteilung von ihm bewußt überzeichnet wor- 
den sei. Die AWUS handele Preise letztendlich aus 
und sorge für nach ihrem Verständnis angemes- 
sene Vergütungen (Protokoll Nr. 8, S. 80). Das Land 
Mecklenburg-Vorpommern hatte nach Aussage von 
Dr. Dierdorf gegen die THA Klage erhoben, weil ihm 
durch das Preisdiktat der AWUS ein Schaden ent- 
standen sei. Das Verfahren wurde aber ausgesetzt, 
weil beide Seiten einen Vergleich anstrebten, mit 
dem Ziel, die AWUS als Zwischenhändler auszu- 
schalten, so daß Mecklenburg-Vorpommern mit den 
Zulieferern neue Verträge mit besseren Konditionen 
aushandeln kann. Deshalb hatte die THA bereits 

1994 mit Mecklenburg- Vorpommern über eine nota- 
rielle Vereinbarung verhandelt, zu deren Abschluß 
es dann wegen des Regierungswechsels in Mecklen- 
burg-Vorpommern nicht gekommen ist. Im Herbst 

1995 wurden die Verhandlungen wieder auf genom- 
men. Das Problem bestand für die THA/BvS nach 
Aussage von Dr. Dierdorf darin, für die AWUS einen 
Wert festzulegen. Denn trotz der fragwürdigen Stel- 
lung der AWUS seien die Verträge, in die sie einge- 
treten ist, nie für sittenwidrig und damit unwirksam 
erklärt worden. Es mußte also eine für alle vertret- 
bare finanzielle Lösung gefunden werden (Protokoll 
Nr. 8, S. 85). Wie die BvS in ihrem Bericht vom 11. Fe- 
bruar 1998 an den Untersuchungsausschuß mitteilte, 
wurden schließlich die Vertragsbeziehungen zwischen 
der AWUS und der lAG rückwirkend zum 31. De- 
zember 1995 durch notarielle Vereinbarung vom 
27. Februar 1996 mit einem Gegenstands wert von 
ca. zehn Mio. DM beendet und die Anteile der AWUS 
an der Brandenburgischen Abfallwirtschafts GmbH 
(BAG) und an der MAG an die DAW verkauft. Sämt- 
liche mit der AWUS bestehenden Abnehmer- und 
Anlieferverträge wurden daraufhin aufgehoben und 
ihre Anteile an den weiteren Zwischenhändler MAG 
gegen Zahlung einer Entschädigung veräußert. Der 
aus dieser Vereinbarung der AWUS zustehende Erlös 
ist der Muttergesellschaft Intrac als Liquidationserlös 
zugeflossen. Seit dem 1. April 1996 befindet sich die 
AWUS in Liquidation. Weitere Veränderungen des 
Firmengeflechtes hat der Untersuchungsausschuß 
nicht festgestellt. 


b) Strafrechtliche Ermittlungen gegen Personen, 
die an den Müllgeschäften und/oder an den 
Firmenverflechtungen bezüglich der Deponie 
Schönberg beteiligt waren 

Das im Jahr 1992 eingeleitete Ermittlungsverfahren 
gegen zehn Beschuldigte im Komplex um die Abfall- 
deponie Schönberg wurde nach Mitteilung der ZERV 
wegen Personalmangels erst ab Jahresbeginn 1996 
von der ZERV und der Staatsanwaltschaft II bei dem 


LG Berlin kontinuierlich gefördert, wobei sich die 
Ermittlungen nunmehr gegen den ehemaligen Ge- 
schäftsführer der lAG mbH richten, der sich durch 
von ihm begangene Untreuehandlungen persönlich 
erheblich bereichert haben soll. 

Der Generalstaatsanwalt bei dem LG Berlin, 
Christoph Schaefgen, hat den Untersuchungs- 
ausschuß am 16. Januar 1997 über die verschiede- 
nen Tatkomplexe im Bereich Müllhandel informiert, 
in denen derzeit ermittelt wird (Protokoll Nr. 48, 
S. 23-29). 

1. Anhand von Unterlagen der THA wurde ein 
Ermittlungsverfahren wegen Untreue gegen Ver- 
antwortliche der Intrac und wegen Beihilfe bzw. 
Anstiftung zur Untreue gegen den Geschäftsfüh- 
rer der HBK eingeleitet. Gegenstand der Unter- 
suchungen sind die Art und Weise der Preisgestal- 
tung in den Verträgen zwischen der Intrac und der 
HBK seit 1981 und die Bindung der Deponie 
Schönberg an diese Firmen bis zum Jahr 2005. 
Nach Ansicht des Generalstaatsanwalts Schaefgen 
wird das Verfahren wahrscheinlich eingestellt 
werden müssen, weil schwer nachweisbar sein 
wird, ob durch die Vertragsgestaltung ein konkret 
meßbarer Schaden eingetreten ist und ob seitens 
der Beteiligten ein Schädigungsvorsatz Vorgele- 
gen hat. 

2. Ein weiterer Ermittlungskomplex betrifft den Vor- 
wurf der Untreue, begangen durch Verantwort- 
liche der lAG (Rechtsnachfolger des VEB Deponie 
Schönberg), für die DAW durch Abschluß eines 
Exklusivvertrages ohne Zustimmung der THA die 
Annahme von Müll aus den neuen Bundesländern 
zwischen der Deponie Schönberg und der MAG 
geregelt zu haben (vgl. Exkurs). Der Nachweis 
eines konkret meßbaren Schadens wird nach Auf- 
fassung von Generalstaatsanwalt Schaefgen auch 
hier sehr schwer sein. 

3. Der dritte Komplex betrifft das Auskoppeln der 
THA als 100%ige Gesellschafterin der lAG auf 
eine Minderbeteiligung von 10% durch Verände- 
rung des Stammkapitals von anderen beteiligten 
Gesellschaften ohne Zustimmung der THA. Auch 
hier wird ein konkret meßbarer Schaden schwer 
nachweisbar sein. Der Untersuchungsausschuß 
hat hierzu keine weiteren Feststellungen treffen 
können. 

4. Der vierte Komplex war auch der Anlaß, in Meck- 
lenburg-Vorpommern einen Untersuchungsaus- 
schuß einzusetzen (siehe unten). Da es sich hierbei 
vorwiegend um die Angelegenheit eines Bundes- 
landes handelt, wird diesbezüglich auf eine Dar- 
stellung verzichtet. 

Ein weiterer Ermittlungskomplex betrifft den Vor- 
wurf der Untreue gegen Verantwortliche der MAG 
und der DAW bzw. der Beihilfe oder Anstiftung dazu. 
Von Juli 1990 bis Mitte 1992 sollen für Beschaffungen 
dieser Unternehmen Zwischenfirmen geschaltet wor- 
den sein, deren „Leistungen" immer zu einem fünf- 
bis zehnprozentigen Preisaufschlag geführt hätten. 
Der dadurch entstandene Schaden zu Lasten des 
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Landes Mecklenburg- Vorpommern könnte sich in 
einer Größenordnung von 280 000 DM bis mehreren 
Mio. DM bewegen (Protokoll Nr. 48, S. 24). 

Die vorstehenden Ausführungen haben zwar nicht 
alle offenen Fragen des 1. Untersuchungsausschus- 
ses der 12. Wahlperiode klären können. Sie haben 
aber verdeutlicht, wie alte Seilschaften und westliche 
Geschäftspartner, die zu DDR-Zeiten am Müll- 
geschäft der Deponie Schönberg beteiligt waren, 
auch nach der Wiedervereinigung Deutschlands ihre 
Geschäftsbeziehungen aufrechterhalten haben. 


3. Untersuchungsausschuß des Landtages 
von Mecklenburg-Vorpommern 

Der Landtag von Mecklenburg-Vorpommern hatte be- 
reits in seiner ersten Wahlperiode einen eigenen Un- * 
tersuchungsausschuß mit der Klärung der Vorgänge 
um die Deponie Schönberg beauftragt und hat auch in 
der jetzigen Legislaturperiode wieder einen Unter- 
suchungsausschuß eingesetzt, der versucht, die Vor- 
gänge des Verkaufs der Deponie durch die THA und 
die Beteiligung der Landesregierung daran aufzuklä- 
ren und seine Arbeit noch nicht abgeschlossen hat. 


B. Unternehmen, die nicht zum Bereich 

Kommerzielle Koordinierung (KoKo) gehören 


In Fortführung des Untersuchungsauftrags des 1. Un- 
tersuchungsausschusses der 12. Wahlperiode, der 
sich in erster Linie auf die Aufklärung der Arbeits- 
weise des Bereichs KoKo und seiner Unternehmen 
und Beteiligungen bezog, hatte der Untersuchungs- 
ausschuß die Aufgabe, auch Feststellungen über die- 
jenigen Unternehmen und Beteiligungen zu treffen, 
die nicht direkt zum Bereich KoKo gehörten (I.l. des 
Untersuchungsauftrags). Dieser erweiterte Prüfungs- 
auftrag umfaßte insbesondere Unternehmen und die 
Beteiligungen der DDR im westlichen Ausland und 
die Frage, was mit diesen Unternehmen und Beteili- 
gungen geschehen ist. 

Zur Erfüllung des Untersuchungsauftrages hat der 
Untersuchungsausschuß umfangreiches Aktenmate- 
rial beigezogen und ausgewertet sowie mehrere Zeu- 
gen vernommen. Insbesondere der Aktenbestand 
des Ministeriums für Staatssicherheit (MfS) und hier 
speziell der bisher erschlossene Aktenbestand der 
Hauptabteilung XVIII des MfS (Sicherung der Volks- 
wirtschaft) wurden auf Hinweise zu noch nicht be- 
kannten Unternehmen, Beteiligungen und anderen 
Vermögenswerten der DDR im westlichen Ausland 
geprüft. 

Einen Arbeitsschwerpunkt des Untersuchungsaus- 
schusses bildete in diesem Zusammenhang die Klä- 
rung der Eigentumsverhältnisse an der Vertreterfir- 
ma Novum Handelsgesellschaft mbH in Berlin (Ost). 
Aufgabe war es festzustellen, in wessen Eigentum 
das Unternehmen steht. Diese Frage ist auch Gegen- 
stand eines Rechtsstreites zwischen der BvS und der 
Novum bzw. deren letzter Gesellschafterin Rudolfine 
Steindling. 

Großen Raum hat auch die Beweisaufnahme zur Klä- 
rung der Eigentumsfrage bei den griechischen Unter- 
nehmen Intracom und Integra eingenommen. Zu bei- 
den Unternehmen hatte der 1. Untersuchungsaus- 
schuß der 12. Wahlperiode keine Erkenntnisse er- 
langt. Auch hier hat sich für den Untersuchungsaus- 
schuß die Frage gestellt, sind Intracom und Integra 
nur vordergründig Unternehmen eines griechischen 
Staatsbürgers und/oder sind es Unternehmensgrün- 
dungen bzw. -beteiligungen der DDR. 


I. Zuständigkeiten 

Die Zuständigkeit für das Vermögen der Parteien 
und der mit ihnen verbundenen Organisationen, juri- 
stischen Personen und Massenorganisationen der 
DDR ergibt sich aus folgenden Rechtsvorschriften: 

Im Zuge der politischen Veränderungen in der DDR 
wurde am 21. Februar 1990 von der Volkskammer 
das Gesetz über Parteien und andere politische Ver- 
einigungen (Parteiengesetz - PartG-DDR) beschlos- 
sen (GBl. I, Nr. 9, S. 66, zuletzt geändert durch Ge- 
setz vom 20. September 1990, GBl. I, S. 1627). Durch 
die im März 1990 demokratisch gewählte Volkskam- 
mer der DDR wurde am 31. Mai 1990 das Parteien- 
gesetz durch Einfügung der §§ 20 a und 20 b, die am 
1. Juni 1990 in Kraft traten, geändert (GBl. I, S. 275). 
Gemäß § 20a Abs. 1 PartG-DDR wurde vom damah- 
gen Ministerpräsidenten Lothar de Maiziere eine 
unabhängige Kommission eingesetzt, die den Auf- 
trag hatte, „einen Bericht über die Vermögenswerte 
aller Parteien und mit ihnen verbundenen Organi- 
sationen, juristischen Personen und Massenorgani- 
sationen der DDR im In- und Ausland" zu erstellen. 
Zur Sicherung der Vermögenswerte wurde das Ver- 
mögen gemäß § 20b Abs. 2 und 3 PartG-DDR unter 
treuhänderische Verwaltung der unabhängigen 
Kommission gestellt. Ab dem 1. Juni 1990 konnten 
Veränderungen an den unter treuhänderische Ver- 
waltung gestellten Vermögenswerten wirksam nur 
noch mit Zustimmung des Vorsitzenden der Unab- 
hängigen Kommission zur Überprüfung des Vermö- 
gens der Parteien und Massenorganisationen der 
DDR (UKPV) vorqenommen werden (§ 20b Abs.l 
PartG-DDR). 

Gemäß Anlage II Kapitel II Sachgebiet A Abschnitt III 
des Einigungsvertrages vom 31. August 1990 blie- 
ben die §§ 20 a und 20 b PartG-DDR u.a. mit der 
Maßgabe in Kraft, daß die treuhänderische Verwal- 
tung der auf der Grundlage des Gesetzes vom 17. Juni 
1990 (GBl. DDR I, Nr. 33, S. 300) gebildeten Treu- 
handanstalt (THA) übertragen wurde, die das Ver- 
mögen, soweit dies möglich ist, an die früher Berech- 
tigten oder deren Rechtsnachfolger zurückführen 


105 



Drucksache 13/10900 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


soll. Die UKPV blieb weiterhin mit eingeschränkten 
Befugnissen bestehen und unterliegt seit Inkraft- 
treten des Einigungsvertrages der Rechtsaufsicht der 
Bundesregierung (BMI), der sie in regelmäßigen Ab- 
* ständen über die Ergebnisse ihrer Tätigkeit - nämlich 
die Feststellung und Sicherung des Vermögens aller 
Parteien und der mit ihnen verbundenen juristischen 
Personen im In- und Ausland - zu berichten hat. 

Die Treuhandanstalt wurde zum 1. Januar 1995 in 
Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderauf- 
gaben (BvS) umbenannt mit der Maßgabe, die ver- 
bliebenen Aufgaben der THA abschließend zu er- 
füllen, wobei sie der Fach- und Rechtsaufsicht des 
Bundesministeriums der Finanzen unterliegt (vgl. 
Zweiter Teil, J.III.; TreuhandstrukturG vom 9. August 
1994, BGBl 1994 I, S. 2062). Somit verwaltet nunmehr 
die BvS das verbliebene Vermögen der Parteien und 
Massenorganisationen der DDR im Einvernehmen 
nüt der UKPV treuhänderisch. Sie kann insbesondere 
Maßnahmen zur Sicherung des Vermögens und Ent- 
scheidungen darüber treffen, ob bestimmte Vermö- 
genswerte den Parteien und Massenorganisationen 
wieder zur Verfügung zu stellen oder gemeinnützig 
zu verwenden sind. 

Die THA/BvS ist außerdem für die Abwicklung der 
sog. gemischten Gesellschaften, hauptsächlich Me- 
tallhandelsgesellschaften, zuständig, die organisato- 
risch im Bereich KoKo, Abteilung Firmen, angesie- 
delt waren. An den sog. gemischten Gesellschaften 
hielten verschiedene Außenhandelsunternehmen der 
DDR Anteüe, nicht aber der Bereich KoKo. Die Ab- 
wicklung der AHBs war Aufgabe der THA/BvS, da 
sie aufgrund der Umwandlungsverordnung vom 

I. März 1990 bzw. aufgrund des Treuhandgesetzes 
vom 17. Juni 1990 alleinige Gesellschafterin der 
AHBs geworden war. Anfänglich versuchte die THA 
eine umfassende oder zumindest eine teilweise Pri- 
vatisierung der AHBs, doch im Februar 1991 erging 
eine Mitteilung des Bundesaufsichtsamtes für das 
Kreditwesen an alle AHBs, wonach diese mit ihrem 
gesamten Vermögen abzuwickeln und zu liquidieren 
waren. Rechtsgrundlage zur Abwicklung und Liqui- 
dation der AHB ist Art. 4 des 1. Vertrages über die 
Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozial- 
union vom 18. Mai 1990 (I. Staatsvertrag) i.V.m. dem 
Gemeinsamen Protokoll über Leitsätze Abschnitt B; 

II. Punkt 6. Danach war das Außenhandelsmonopol 
der ehemaligen DDR aufzuheben. Formell erfolgte 
die Aufhebung des staatlichen Außenhandelsmono- 
pols durch Art. 3 Abs. 2 des „Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung der Verfassung der DDR" vom 
17. Juni 1990. Zuständigkeit und Befugnis des Bun- 
desaufsichtsamtes für das Kreditwesen ergaben sich 
aus Art. 3 des I. Staatsvertrages. 

Als Folge der Aufhebung des staatlichen Außenhan- 
delsmonopols wurde die vollständige Abwicklung 
und Liquidation der AHB später nochmals klar her- 
ausgestellt mit Artikel 24 des Gesetzes zur Förderung 
von Investitionen und Schaffung von Arbeitsplätzen 
im Beitrittsgebiet sowie zur Änderung steuerrecht- 
licher und anderer Vorschriften vom 24. Juni 1991 
(Steueränderungsgesetz 1991 - StÄndG), mit dem 
die „Verordnung zur Abwicklung der Forderun- 
gen und Verbindlichkeiten realisierter Verträge in 


westlichen Währungen (konvertierbare Währungen, 
Clearing-Währungen und Verrechnungseinheiten) 
und Deutschen Mark gegenüber Devisenauslän- 
dern und Vertragspartnern in der Bundesrepublik 
Deutschland und Westberlin" vom 4. Juli 1990 er- 
satzlos aufgehoben wurde. 


II. Novum Handelsgesellschaft mbH 

Bereits der 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahl- 
periode hatte sich mit der Novum Handelsgesell- 
schaft mbH (Novum) beschäftigt, ohne allerdings die 
Eigentumsverhältnisse an der Novum im Rahmen 
einer eigenen Beweiserhebung zu untersuchen, da 
das Unternehmen nicht dem Bereich Kommerzielle 
Koordinierung (KoKo) zugeordnet werden konnte 
und daher nicht Gegenstand dieses Untersuchungs- 
ausschusses der 12. Wahlperiode war. Aufgrund 
eines Berichts der UKPV an den 1. Untersuchungs- 
ausschuß der 12. Wahlperiode hatte dieser jedoch 
angenommen, daß die Novum aber dem Vermögens- 
bereich der SED zugeordnet werden müsse (BT- 
Drucksache 12/7600, S. 101 und S. 246). Die UKPV 
hatte ihre Entscheidung auf die Tatsache gestützt, 
daß die Gesellschafter der Novum, zuletzt Rudolf ine 
Steindling, Treuhanderklärungen zugunsten des 
SED-Unternehmens Zentrag unterschrieben hatten. 
Aus diesem Grund wurde die Novum als verbunde- 
nes Unternehmen nach Maßgabe der §§ 20 a und b 
PartG-DDR unter die treuhänderische Verwaltung 
der UKPV gestellt. Entsprechend den Regelungen im 
Einigungsvertrag übertrug die UKPV die treuhände- 
rische Verwaltung auf die Treuhandanstalt (THA), 
seit 1995 Bundesanstalt für vereinigungsbedingte 
Sonderaufgaben (BvS). 

Die Gesellschafter des Unternehmens (u. a. Rudolfine 
Steindling), Wirtschaftsfachleute (Helmut Schindler) 
und Funktionäre der DDR (Dr. Gerhard Beil) behaup- 
ten dagegen, Novum sei ein Unternehmen der Kom- 
munistischen Partei Österreichs (KPÖ) und keines- 
falls der SED und falle somit nicht unter die Regelun- 
gen des Parteiengesetzes. Dies würde bedeuten, daß 
das Vermögen der Novum, das sich auf rd. 450 Mio, 
DM beläuft, nicht unter die treuhänderische Verwal- 
tung der BvS fiele und somit weder früher Berechtig- 
ten bzw. deren Rechtsnachfolgern zurückgegeben 
noch zugunsten gemeinnütziger Zwecke im Beitritts- 
gebiet verwendet werden könnte. 

Im Rahmen seines Untersuchungsauftrags (I.l.) hat 
der Untersuchungsausschuß die Eigentumsverhält- 
nisse an der Novum geprüft. 

Der Untersuchungsausschuß hat dazu umfangreiches 
Material beigezogen, wie z.B. Akten des BStU (MfS- 
Unterlagen), Akten der BvS, von Staatsanwaltschaf- 
ten und Gerichten. Ferner hat der Untersuchungs- 
ausschuß Zeugen vernommen. 

Im folgenden wird die Gründungsphase der Novum 
noch einmal näher beleuchtet und die unternehmeri- 
schen Aktivitäten der Gesellschaft auch im Hinblick 
auf das Zusammenwirken mit dem Bereich KoKo, 
der SED und anderen DDR-Unternehmen dargestellt. 
Sodann erfolgt eine Darstellung der juristischen 


106 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/10900 


Maßnahmen und schließlich eine Darstellung der 
wichtigsten Argumente in der Auseinandersetzung 
um die Eigentumsfrage mit Bewertung. 

1. Gründung der Novum Handelsgesellschaft 
mbH 

Die Novum mit Sitz in Berlin (Ost), Mittelstraße (ab 
1975 Wönnichstraße 69-71), wurde am 31. Mai 1951 
aus dem SED-Außenhandelsbetrieb Deutsche Wa- 
renvertriebs-GmbH (DWV) gegründet. Ausgefertigt 
wurde der Gesellschaftsvertrag von der Rechtsan- 
wältin und Notarin Ingeburg Gentz. Der Eintrag ins 
Handelsregister beim Amtsgericht Berlin-Mitte er- 
folgte am 21. 6. 1951, als Geschäftszweck ist die Ver- 
mittlung von Handelsgeschäften aller Art angegeben 
(HR Berlin-Mitte Nr. 4984 umgeschrieben nach AG 
Berlin-Charlottenburg HRB 35794). 

Die Handelsregisterakte der Novum beim Staatli- 
chen Registergericht wurde auf Veranlassung der 
SED durch ein Schreiben der Notarin Ingeburg 
Gentz vom 16. Januar 1976 gesperrt, so daß Dritte 
keine Akteneinsicht mehr erhielten. 

Das Stammkapital von 50 000 Mark der DDR wurde 
von den Gesellschaftern Oswald Rein und Prof. Dr. 
Georg Knepler, beide hielten jeweils 50%, voü einge- 
zahlt. Rein war gleichzeitig auch Geschäftsführer der 
Novum (vgl. BT-Drucksache 12/7600, S. 101). 

Nachfolgende Gesellschafter waren u. a. Robert 
Bondy und Richard Hör, Emst Müller, Helmut 
Fürböck und Johann Hanzlicek. 1978 übernahm 
dann Rudolfine Steindling 50% der Anteile an No- 
vum; 1983 ging die zweite Hälfte auf sie über. Damit 
war Steindling seit diesem Zeitpunkt alleinige Ge- 
sellschafterin der Novum. 

Steindling arbeitete bis 1966 bei der Central Wech- 
sel- und Creditbank AG Wien (CWC-Bank). Sie küm- 
merte sich fast ausschließlich um die Geschäfte der 
Unternehmen, die mit der CWC-Bank in Kontakt 
standen; später arbeitete sie für die Kommunistische 
Partei Österreichs (KPÖ). Nach dem Ausscheiden des 
Finanzreferenten Jakob Desser aus dem Wirtschafts- 
apparat der KPÖ wurde Rudolfine Steindling seine 
Nachfolgerin. 

Woher das Gründungskapital stammte, das die Grün- 
dungsgesellschafter Rein und Prof. Dr. Knepler ein- 
zahlten, konnte der Untersuchungsausschuß nicht 
abschheßend klären. Am 2. Juli 1993 hat Helmut Für- 
böck, der von Anfang an bei der Novum arbeitete 
und später auch Gesellschafter der Novum war, in 
einer eidesstattlichen Erklärung ausgeführt: „Das 
Geld für die Gründung der Novum ist von der KPÖ 
zur Verfügung gestellt worden." Stimmt diese Be- 
hauptung, die auch Steindling bestätigte, so wäre die 
Novum keine sog. Ausgründung aus der DWV. Zur 
Verbindung der Novum zur DWV hat Fürböck 
erklärt, anfänglich hätten die Novum-Mitarbeiter 
gleichzeitig auch für die DWV gearbeitet, dieser Zu- 
stand wäre aber vom damaligen Minister für Außen- 
und Innerdeutschen Handel, Heinrich Rau, nicht 
geduldet worden, so daß die drei österreichischen 
Mitarbeiter der DWV, Rein, Müller und Fürböck, aus 
der DWV hätten ausscheiden müssen. 


Nach den dem Untersuchungsausschuß vorliegen- 
den, notariell beurkundeten Treuhanderklärun- 
gen hielten aber die jeweiligen Gesellschafter ihre 
Geschäftsanteile treuhänderisch für die Zentrale 
Druckerei- Einkaufs- und Revisionsgesellschaft mbH 
(Zentrag), ein Unternehmen, das sich im Eigentum 
der SED befand. In diesen Treuhanderklärungen ist 
festgehalten, daß die Zentrag das zur Gründung der 
Novum notwendige Stammkapital von 50 000 Mark 
der DDR zur Verfügung gestellt hatte (Dokument 
Nr. 39, 40, 41), Dadurch wäre Novum ein Unterneh- 
men der SED. Dies widerspricht der eidesstattlichen 
Erklärung von Fürböck. 

Rudolf ine Steindling und KPÖ behaupten allerdings, 
die Novum sei ein Unternehmen der KPÖ und die 
Treuhanderklärungen zugunsten der Zentrag wären 
nur zum Schein abgegeben worden, außerdem seien 
diese nie der Zentrag zugegangen, mithin fehlten die 
Annahmeerklärungen der Zentrag. Auf diese Um- 
stände wird nachfolgend unter II.4. näher eingegan- 
gen. 

2. Geschäftstätigkeit der Novum 
a) Allgemein 

Die Gesellschafter der Novum waren i.d.R. gleich- 
zeitig Geschäftsführer des Unternehmens; mit Aus- 
nahme von Dieter Hellmuth waren sie österreichi- 
sche Staatsbürger, die zumeist für die Dauer ihrer 
Arbeit in Berlin (Ost) lebten. Seit 1965 waren dies 
u.a. Helmut Fürböck (bis 1977), Johann Hanzlicek 
(1956-65 und 1977-85), Dieter Hellmuth (ab 1990); 
Karl Salzner war bis 1990 Prokurist und Hannelore 
Schulz bis 1992 Prokuristin der Novum. Sie wurde 
1992 zusammen mit der Alleingesellschafterin und 
alleinvertretungsberechtigten Geschäftsführerin Ru- 
dolfine Steindling - seit 1973 Geschäftsführerin - von 
der THA abberufen; Hellmuth war schon vorher ab- 
berufen worden. 

Zu der Geschäftstätigkeit der Novum bis Ende der 
60er Jahre haben dem Untersuchungsausschuß 
kaum Informationen Vorgelegen. Erst ab den 70er 
Jahren, durch die Formulierung rechtlicher Rahmen- 
bedingungen (Verfügung Nr. 121/69) für den Außen- 
handel der DDR-Unternehmen und der Etabherung 
des Zwangsvertretersystems durch den Bereich 
KoKo, trat die Novum als Vertreterfirma in Erschei- 
nung. Sie hatte zwar schon seit 1953 die Handelsver- 
tretung des Chemieunternehmens Ciba Geigy AG 
aus der Schweiz übernommen, doch steigerte sich 
die Geschäftstätigkeit erst ab Anfang der 70er Jahre 
erheblich. 

Die Novum war eine sog. Vertreterfirma, die insbe- 
sondere, aber nicht nur für österreichische Unterneh- 
men Geschäfte mit den Außenhandelsbetrieben 
(AHB) der DDR vermittelte und dafür Provisionszah- 
lungen erhielt. 

Benötigte ein Kombinat oder ein Volkseigener Be- 
trieb (VEB) der DDR ein spezielles Produkt (oder eine 
spezielle Leistung), das nur durch Import aus dem 
westUchen Ausland beschafft werden konnte, so 
mußte dieser Bedarf an das verantwortliche Fachmi- 
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nisterium gemeldet werden. Dieses leitete den Im- 
port-Wunsch an den für die Beschaffung dieses spe- 
ziellen Produktes zuständigen AHB weiter. Als näch- 
sten Schritt schaltete der AHB die zuständige Ver- 
treterfirma ein. „Zuständig" bedeutete, daß Novum 
meist dann als Vertreterfirma eingeschaltet wurde, 
wenn der ausländische Produzent seinen Sitz in 
Österreich hatte. Novum vermittelte dann den Ge- 
schäftskontakt zu dem für die Lieferung (Import) 
gewünschten Unternehmen und erhielt für die Be- 
mühungen Provisionszahlungen in Devisen von dem 
jeweiligen Lieferanten; im Rahmen des innerdeut- 
schen Handels wurde auch in Verrechnungseinhei- 
ten bezahlt. 

Bei der Auswahl der Lieferanten bzw. der Unterneh- 
men, die Lieferungen und Leistungen in die DDR 
erbringen sollten, standen dabei nicht immer wirt- 
schaftliche Überlegungen im Vordergrund. So bekam 
Mitte der 80er Jahre das österreichische Staatsunter- 
nehmen Voest Alpine, dessen Geschäftsfeld in erster 
Linie der Anlagenbau ist und das ab 1974 einer der 
Hauptgeschäftspartner der Novum war, trotz starker 
Konkurrenz z.B. aus Japan den Zuschlag für die 
Lieferung eines Konverterstahlwerkes in die DDR. 
Da sich die Größenordnung des Projektes bei ca. 
600 Mio. DM bewegte, realisierte die Novum Provi- 
sionseinnahmen von 24 Mio. DM, wenn man den 
üblichen Prozentsatz von 4 % zugrunde legt. Beinahe 
zeitgleich besuchte Erich Honecker Österreich und 
die KPÖ. 

Ab 1970 drängte Novum das KPÖ-Unternehmen 
Wagner & Co., das bis dahin als Handelsvertreter für 
österreichische Unternehmen auftrat, immer mehr 
aus dem Vertretergeschäft. Die Novum übernahm 
nicht nur die Vertretung für österreichische Unter- 
nehmen wie Austria Metall AG, Semperit und KPÖ- 
nahe Gesellschaften, sondern war auch Zwangsver- 
treter für Ciba Geigy AG, Brown Boveri & Cie. AG 
(BBC) aus der Schweiz bzw. deren Tochter in Mann- 
heim oder für die Bosch AG. Weiterhin hatten auch 
einige Unternehmen aus Großbritannien Vertreter- 
verträge mit Novum. 

Exkurs: „Vertreterfirmen'' der DDR 

Zum Zeitpunkt der Novum-Gründung im Jahre 1951 
existierte in der DDR noch keine staatliche Vertreter- 
organisation in der Form, wie sie sich Ende der 60er/ 
Anfang der 70er Jahre entwickelte. Durch die Verfü- 
gung des Vorsitzenden des Ministerrates Nr. 121/69 
vom 24. Juli 1969 (BT-Drucksache 12/3462, Doku- 
ment Nr. 22, S. 289) war es den Außenhandelsbe- 
trieben und Kombinaten der DDR verboten, selb- 
ständig Kontakt mit Unternehmen aus dem „Nichts- 
ozialistischen Wirtschaftsgebiet" (NSW) aufzuneh- 
men und Verträge über Lieferungen und Leistungen 
auszuhandeln. In jedem Fall mußte der Geschäfts- 
kontakt des AHB über die „Vertreterfirma" erfolgen, 
die ihm entsprechend seiner Branche zugeordnet 
war. 

Für die Vermittlungstätigkeit hatten die Unterneh- 
men aus dem „NSW" Provisionen zu zahlen. „Mit 
den Aktivitäten der Vertretergesellschaften war die 
Zahlung von Provisionen - zum Teil in Verrechnungs- 


einheiten, zum Teil in konvertierbaren Währungen - 
verbunden" (BT-Drucksache 12/7600, S. 230). Vertre- 
tergesellschaften hatten ihren Sitz entweder in Berlin 
(Ost), in der Bundesrepublik Deutschland oder im 
westlichen Ausland. 

Die „Vertreterfirmen" gehörten organisatorisch zum 
Bereich KoKo des Ministeriums für Außenhandel. 
Dies waren die sog. Parteifirmen, d. h. sie waren mit 
Mitteln der SED gegründet worden und zählten 
damit zu deren Eigentum. Verwaltet und wirtschaft- 
lich angeleitet wurden die „Parteifirmen" von Wal- 
traud Lisowski in der Abteilung Firmen des Bereichs 
KoKo. Waren es keine sog. Parteifirmen, unterstan- 
den sie der Hauptabteilung (HA) I (Manfred Seidel) 
oder der HA II (Mefa Bleßing) des Bereichs KoKo. 

1. Zwischen den Parteifirmen im „NSW", die anfangs 
alleine durch die Abteilung Verkehr des ZK der 
SED (Leiter Josef Steidl) koordiniert und „angelei- 
tet " wurden, und dem Bereich KoKo fungierte die 
Simpex GmbH (Simpex) als Bindeglied. Sie war 
1973 gegründet worden. An sie führten die Partei- 
firmen ihre Gewinne aus den Vertretergeschäften 
in Devisen und Verrechnungseinheiten ab. Die 
Simpex transferierte die Gelder auf das Betriebs- 
mittelkonto 559 des Bereichs KoKo bei der Deut- 
schen Handelsbank (DHB). Dieses Konto der HA II 
war das Hauptkonto des Bereichs KoKo. Hier wur- 
den die Verrechnungseinheiten in DM konvertiert 
und die Devisen auf die verschiedensten SED-Kon- 
ten überwiesen. 

Konten der SED waren: 

- Konto 584 bei der Deutschen Handelsbank 
(DHB, sog. Disponibler Parteifonds), 

- Konto 830 „Metropol" DHB oder 

- Konten 12032, 12033, 12034 bei der Bank für 
Handel und Effekten (BHE) in Zürich. 

2. Den „ Vertreterfirmen " der HA II des Bereichs 
KoKo (Leitung Meta Bleßing) waren als primäre 
Aufgabe die Devisenerwirtschaftung für die sog. 
operative Staatsdevisenreserve zugewiesen wor- 
den. Sie waren bilanzpflichtig, unterlagen der 
Kontrolle der staatlichen Finanzrevision und dem 
Planrhythmus der DDR-Wirtschaft. Eine wichtige 
Vertreterfirma der HA II war die Transinter GmbH 
(Transinter). Sie führte ihre erwirtschafteten 
Gewinne über das Betriebsmittelkonto 559 des 
Bereichs KoKo an den Staatshaushalt der DDR ab. 
Teilweise erfolgte aber auch eine Mittelabführung 
an den sog. Disponiblen Parteifonds (Konto 584 
DHB). 

3. Eine dritte Gruppe waren die sog. nichtstaatlichen 
Vertretergesellschaften, zu denen u. a. Asimex, Be- 
rag Export-Import GmbH, FC. Gerlach Import-Ex- 
port oder das Unternehmen Günther Forgber zähl- 
ten. Sie waren der HA I des Bereichs KoKo und 
ihrem Leiter Manfred Seidel zugeordnet. Kenn- 
zeichnend für diese Unternehmen war ihre enge 
Verbundenheit mit dem Ministerium für Staats- 
sicherheit (MfS). Diese sog. MfS-Firmen, die auf 
Grund von Beschlüssen des Ministerrates zur ein- 
heitlichen ökonomischen Leitung dem Bereich 
KoKo unterstellt waren, konnten auf eigene Rech- 
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nung Import- und Exportgeschäfte abwickeln, Ihre 
Gewinne gingen größtenteils auf das Sonder- 
konto 528, das sog. Mielke-Konto bei der DHE. Sie 
waren zwar gegenüber der HA I rechenschafts- 
pflichtig, erstellten aber keine Bilanzen. 

4. Schließlich gab es auch ausländische Vertreterfir- 
men, die der kommunistischen Partei ihres jeweili- 
gen Heimatlandes nahestanden, wie z. B. das bel- 
gische Unternehmen Tracosa. Sorice und Centro- 
commerce waren französische Vertreterfirmen mit 
Sitz in Frankreich und Repräsentanzen in Berlin 
(Ost), die unter den Namen Coval bzw. Allfra fir- 
mierten. Zur Arbeitsweise dieser ausländischen 
Unternehmen, die nicht zum Bereich Ko Ko gehör- 
ten, sondern im direkten Verantwortungsbereich 
der SED und des Ministeriums für Außenhandel 
lagen, äußerte sich Dr. Beil vor dem VG Berlin am 
2. Juli 1996: „Die Tätigkeit ... war mit der Tätigkeit 
der Firma Novum nicht zu vergleichen . " 

(Zum Thema Vertreterfirmen vgl. BT-Drucksache 
1217600, Provisionserwirtschaftung durch Zwangs- 
vertreter, S. 230 ff.; zu einzelnen Unternehmen vgl 
BT-Drucksache 1213920; zur Mittelabführung und 
Mittelverwendung vgl. BT-Drucksache 12/7600, Fi- 
nanzbewegungen des Bereichs KoKo, S. 322 ff.) 

b) Mit Novum in besonderen Geschäftsbeziehungen 
stehende Unternehmen 

Eine Reihe von Unternehmen standen in enger Ver- 
bindung zur Novum; Rudolfine Steindling hatte mit 
ihnen Beraterverträge abgeschlossen oder war als 
Geschäftsführerin ins Handelsregister eingetragen. 
Zahlungen für Novum wurden auf Konten dieser Un- 
ternehmen verbucht und Steindling war zeichnungs- 
berechtigt. 

Nach Steindlings Angaben gehörten diese Unterneh- 
men zum Wirtschaftsapparat der KPÖ, d. h. sie seien 
mit finanziellen Mitteln der KPÖ oder im Auftrag der 
KPÖ gegründet worden und ihre Geldgeschäfte 
seien durch den Bereich Finanzen des Wirtschaftsbe- 
reichs der KPÖ verwaltet worden. 

aa) Transcarbon AG und 

Transcarbon Handelsgesellschaft mbH 

Im Zusammenhang mit der Novum stehen auch die 
Unternehmen Transcarbon AG und Transcarbon 
Handelsgesellschaft mbH (HGmbH). 

Am 20. April 1961 wurde die Transcarbon AG in das 
Handelsregister des Kantons Zürich mit der Firmen- 
nummer 3 580 007 53 eingetragen. Sitz der AG war 
Zürich, das Grundkapital war in 50 Inhaberaktien zu 
1 000 SFR auf geteilt. Als Gesellschaftszweck wurde 
der „Import und Export von und Handel mit festen 
und flüssigen Brennstoffen sowie Waren aller Art" 
eingetragen. Außerdem konnte die Transcarbon AG 
alle Geschäfte tätigen, die die Entwicklung des 
Unternehmens und die Erreichung des Geschäfts- 
zweckes fördern oder erleichtern. Die Beteiligung an 
Unternehmen des In- und Auslands war ebenfalls 
Gegenstand der Geschäftstätigkeit der Transcarbon 
AG. Zeichnungsberechtigt und Mitglied des Verwal- 


tungsrates der Transcarbon AG waren die Rechtsan- 
wältin Barbara Heer und anschließend der Rechts- 
anwalt Bernhard Gehrig. Urs Bachofner wurde zum 
Liquidator bestimmt. 

Eine Beziehung zu Novum bestand dadurch, daß 
Transcarbon AG ein Konto in Österreich bei der Cen- 
tral Wechsel- und Creditbank Wien besaß, über das 
u. a. auch Provisionszahlungen der Novum verbucht 
und weitergeleitet wurden. 

Die Transcarbon HGmbH war eine Tochtergesell- 
schaft der Novum. Sie wurde am 3. April 1981 mit 
öffentlich beurkundetem Vertrag im Auftrag von 
Rudolf ine Steindling und Johann Hanzlicek durch 
den bevollmächtigten Hans-Joachim Herder gegrün- 
det. Der Eintrag ins Handelsregister Berlin-Mitte, 
Register-Nr. HRB 5137 erfolgte am 9. April 1981. Die 
Geschäftsadresse war identisch mit der Adresse der 
Novum in der Wönnichstraße in Berlin (Ost). Gesell- 
schaftszweck war die Vermittlung von Handelsge- 
schäften aller Art sowie der Handel mit Waren aller 
Art. Als Geschäftsführerin wurde Rudolfine Steind- 
ling bestellt. Vom Stammkapital in Höhe von 100 000 
Mark der DDR zahlte Steindling 80% und Johann 
Hanzlicek 20% ein. Die Mittel zur Gründung der 
Gesellschaft hatte Steindling von der Novum erhal- 
ten, für die sie auch treuhänderisch die Anteile an 
der Transcarbon HGmbH hielt. Hierzu gab Rudolfine 
Steindling vor dem Notar Dr. Gentz am 28. Mai 1982 
eine Erklärung ab: 

„ 1. Ich bestätige, von der Novum ... M 80 000 . . . 
erhalten zu haben, die von mir zur Einzahlung 
einer Stammeinlage von M 80 000 bei der 
Transcarbon Handelsgesellschaft . . . verwandt 
wurden. 

2. Ich verpflichte mich, bei der Ausübung meiner 
Gesellschafterrechte ausschliesslich als Treu- 
händerin der Novum zu handeln und mich in 
dieser Eigenschaft ausschliesslich an die Wei- 
sungen der Novum zu halten . " 

Am 8. September 1983 trat Hanzlicek seine Ge- 
schäftsanteile an Steindling ab, die damit Alleinge- 
sellschafterin der Transcarbon wurde. Hannelore 
Schulz, die Prokuristin der Novum, war auch bei 
Transcarbon als Prokuristin bestellt. 

Am 20. Dezember 1990 wurde per Gesellschafter- 
beschluß festgelegt, die Transcarbon zu liquidieren. 
Hannelore Schulz war die Liquidatorin. Eingetragen 
wurde der Beschluß zusammen mit den neuen Zeich- 
nungsberechtigten ins Handelsregister beim Amts- 
gericht Berlin-Charlottenburg am 22. Juni 1991. 

Nach Angaben Steindlings hatte sie die Transcarbon 
in Berlin (Ost) gegründet, um ein Geschäft mit russi- 
scher Baumwolle abwickeln zu können, das über die 
Vertretergesellschaft Fürst Kraus & Co., ein Unter- 
nehmen der KPÖ, vermittelt worden sei. Die Trans - 
carbon habe die für den AHB Textilkommerz be- 
stimmten Baumwoll-Lieferungen übernommen und 
sei dabei als DDR-Unternehmen aufgetreten. Da dies 
ein „heikles" Geschäft gewesen sei, habe man die 
Novum nicht einschalten wollen. 


109 



Drucksache 13/10900 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


bb) Andere Unternehmen 

Die Est. Batimex wurde am 31. März 1956 von dem 
Rechtsanwalt Dr. Ivo Beck in Schaan, Liechtenstein, 
gegründet. Geschäftsgegenstand waren: „Handels-, 
Finanz- und Rechtsgeschäfte aller Art auf eigene und 
fremde Rechnung im In- und Ausland, Import und 
Export sowie alle damit im Zusammenhang stehen- 
den Geschäfte. " Laut Handelsregisterauszug war das 
Kapital der Est. Batimex in Höhe von 30 000 SFR am 
20. Dezember 1988 voll eingezahlt und nicht in An- 
teile zerlegt. Zu dieser Zeit war Dr. Beck nicht mehr 
als Repräsentant der Est. Batimex im Handelsregister 
eingetragen. Neben der Batimex in Liechtenstein gab 
es ein Vertretungsbüro in Berlin (Ost), die Batimex 
Repräsentanz. 

Helmut Fürböck, Geschäftsführer der Novum, war ab 
1965 General- und Spezialbevollmächtigter der Est. 
Batimex. Steindling wurde am 2. April 1969 als 
General- und Spezialbevollmächtigte durch Dr. Beck 
ermächtigt, Geschäfte für die Est. Batimex zu tätigen. 
Zusätzlich schloß Est. Batimex auch einen Konsulen- 
ten- Vertrag mit Steindling ab, der sich jährlich ver- 
längerte und wofür sie ein Pauschalhonorar von 
20 000 SFR erhielt. Am 25. September 1989 unter- 
schrieb Steindling mit der Batimex Repräsentanz in 
Berlin (Ost) ebenfalls einen Beratervertrag. Steind- 
ling bekam für ihre Beratertätigkeit und den dadurch 
von Batimex erzielten Provisionseinnahmen eine Pro- 
vision von 15 %, so daß sie zum Beispiel im 2. Halb- 
jahr 1989 von der Batimex Repräsentanz rd. 150 000 
DM auf ihr Konto bei der Österreichischen Länder- 
bank Wien (jetzt Bank Austria AG) gutgeschrieben 
bekam. Am 25. Februar 1992 wurde dieser Vertrag 
rückwirkend zum 31. Dezember 1990 gekündigt. 

Batimex war nach Angaben Steindlings eine Unter- 
nehmensgründung der KPÖ und wickelte Vertreter- 
geschäfte mit der DDR und westlichen Gesellschaf- 
ten ab. Diese Behauptung konnte sie aber nicht 
durch Dokumente belegen. Steindling hat erklärt, 
die Batimex sei der verlängerte Arm der Anglo- 
Austrian-Trading in London gewesen, die die ICI 
vertreten habe. Als Geschäftsführer und Treuhänder 
der KPÖ habe Kurt Stern in London fungiert. 

Die Procommerce Est. wurde ebenfalls in Vaduz, 
Liechtenstein mit Dr. Ivo Beck als Verwaltungsrat 
gegründet (9. Januar 1967) und genauso wie bei der 
Batimex existierte eine Procommerce Repräsentanz 
in Berlin (Ost), von wo aus die Vertretergeschäfte des 
Unternehmens abgewickelt wurden. Zweck der An- 
stalt war die „Verwaltung des Anstaltskapitals und 
anderer Vermögenswerte, Finanzierungen, Beteili- 
gungen, Übernahme von Vertretungen, sowie Durch- 
führung aller im Interesse des Unternehmens liegen- 
den Rechts-, Handels- und Finanzgeschäfte." Das 
Anstaltskapital in Höhe von 20 000 SFR war voll ein- 
gezahlt. Laut Beschluß vom 3. Dezember 1991 wurde 
Procommerce zum 30. Juni 1992 liquidiert. 

Nach Angaben Steindlings war Kurt Bettelheim der 
verantwortliche Leiter bei Procommerce in Berlin 
(Ost) und Geschäftsführer der Außenhandels GmbH 
in Wien gewesen. Rudolfine Steindling besaß eine 
General- und Spezialbevollmächtigung. 


Nach Steindlings Aussage übernahm Procommerce 
die Vertretergeschäfte für belgische und holländi- 
sche eventuell auch für bundesdeutsche Unterneh- 
men. Die im Rahmen der Vertretergeschäfte verein- 
nahmten Provisionen wurden auf die Kontengruppe 
211-20009 bei der CWC-Bank in Wien überwiesen. 
Zusätzlich hatte Procommerce ein Konto bei der 
Bank in Liechtenstein. Steindhng behauptete, die 
Konten seien als KPÖ-eigene Konten unter dem 
Namen Procommerce behandelt worden, was sie 
aber nicht durch Dokumente belegen konnte. 

Ebenfalls in Vaduz mit Dr. Ivo Beck als Verwaltungs- 
rat wurde Mutual Cooperative Establishment ge- 
gründet. Gründungsdatum ist der 13. November 
1959. Aufgelöst wurde die Anstalt, die ein Kapital 
von 30 000 SFR hatte, am 2. April 1993. Es existiert 
auch hier eine Generalvollmacht, datiert auf den 
19. Dezember 1972, für Rudolfine Steindling. 

Bernad registered Trust (Bernad) wurde am 19. De- 
zember 1960 gegründet. Dr. Ivo Beck war auch hier 
als Verwaltungsrat Treuhänder mit Einzelzeich- 
nungsberechtigung. Nach Angaben Steindlings war 
die Stiftung an dem österreichischen Unternehmen 
Kraus & Co. beteiligt und ist eine KPÖ-Firma gewe- 
sen. 

cc) Funktion der mit Novum in besonderen Geschäfts- 
beziehungen stehenden Unternehmen 

Novum trat nicht bei jedem von ihr als zuständige 
Vertreterfirma abzuwickelnden Geschäft selbst auf. 
Oft bediente sich Novum der Unternehmen Transcar- 
bon, Batimex, Procommerce und Mutual. Grund hier- 
für war, daß die Novum eine Art Monopolstellung bei 
der Vertretung der bundesdeutschen Chemieunter- 
nehmen inne hatte. Um diese Monopolstellung auch 
gegenüber den bundesdeutschen Unternehmen 
nicht zu offensichtlich werden zu lassen, bediente 
sich Novum von Fall zu Fall der Berliner Repräsen- 
tanzen von Batimex oder Procommerce. Im Innenver- 
hältnis machte es aber keinen Unterschied, ob die 
Vertretung von Novum oder einer mit Novum ver- 
bundenen Gesellschaft oder Repräsentanz übernom- 
men wurde, da Rudolfine Steindling für alle Unter- 
nehmen und deren Bankgeschäfte zeichnungsbe- 
rechtigt war. 

Ein weiterer, weit wichtigerer Grund für die Existenz 
der verschiedenen Repräsentanzen war, daß Novum 
als in der DDR ansässige Vertreterfirma keine Devi- 
senkonten in der DDR führen durfte und Provisions- 
zahlungen an Novum im Rahmen des innerdeut- 
schen Handels über Verrechnungskonten in Verrech- 
nungseinheiten ab gewickelt werden mußten. Devi- 
sen- bzw. DM-Transfers aus der Bundesrepublik 
Deutschland auf Konten in der DDR waren stark 
reglementiert, wenn nicht gar untersagt. Dagegen 
waren Devisenüberweisungen an Batimex oder Pro- 
conunerce problemlos, da sie keine DDR-Untemeh- 
men waren und deshalb nicht unter die Beschrän- 
kungen des innerdeutschen Handels fielen. Als Devi- 
senausländer durften sie auch Devisenkonten in der 
DDR führen. 

(Zum innerdeutschen Handel und seiner Abwicklung 
vgl. BT-Drucksache 12/7600, Zweiter Teil, S. 82 ff.) 
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aaa) Zusammenarbeit mit der Transinter GmbH 

Die Transinter GmbH (Transinter) war eine juristisch 
selbständige sog. Vertreterfirma, die gleichzeitig als 
Dachgesellschaft der im Transinter- Verband zusam- 
mengefaßten Vertreterfirmen fungierte. Zum Trans- 
inter- Verband gehörten u. a. die Baltica GmbH, die 
agena GmbH, die Interver GmbH und die Metama 
GmbH. Dem Verband war 1969 das Anfrage-Mono- 
pol für Importe in die DDR übertragen worden. Zu- 
ständig war Transinter nur für den Anlagenbereich, 
die metallverarbeitende Industrie und den Konsum- 
güterbereich. Auf den Gebieten Chemie, Metallurgie 
und Landwirtschaft war der Transinter- Verband 
kaum tätig. Leiter der Transinter und Präsident des 
Tr ansinter- Verbandes war Helmut Schindler. 

Eingegliedert in die Hauptabteüung II des Bereichs 
KoKo hatte der Verband Planauflagen zu erfüllen 
und diese vierteljährlich, später monatlich an den 
Staatshaushalt abzuführen. Nach Schindlers Anga- 
ben war es für den Verband äußerst schwierig, die 
gestellten Planauflagen zu erfüllen. Bei der Übernah- 
me seiner Tätigkeit 1969 habe man ihm auf seine 
Frage Firmen genannt, mit denen er Zusammenarbei- 
ten könne. In bezug auf Österreich habe man ihm be- 
deutet, er solle darauf achten, daß hier die Novum 
auch auf Wunsch österreichischer Firmen tätig sei. Es 
gäbe wenig Möglichkeiten, in Österreich mit Dienst- 
leistungen der Vertreterorganisation Erfolg zu haben 
(Protokoll Nr. 34, S. 124). 

Anfang der 70er Jahre gab es nach Aussage Schind- 
lers erhebliche Konkurrenz zwischen Transinter und 
Novum. Transinter hatte Probleme bei der Erfüllung 
der Planauflagen und Schindler war bemüht, die Ver- 
tretergeschäfte auch auf die von der Novum ab ge- 
wickelten Vertretergeschäfte in Österreich auszu- 
dehnen. Doch fand er mit seinem Anliegen bei 
seinem Vorgesetzten Dr. Schalck-Golodkowski we- 
nig Unterstützung. Vielmehr bedeutete ihm dieser, 
daß alles so zu bleiben habe, wie es war. Lediglich 
Dr. Gerhard Beü, ab 1961 im Ministerium für Außen- 
handel der DDR (MAH), seit 1969 als Staatssekretär, 
seit 17. Juni 1986 als letzter Minister für Außenhan- 
del der DDR und ab 18. November 1989 als Minister 
für Außenwirtschaft, habe sich nach Meinung 
Schindlers mit der Problematik beschäftigt und 
sich um die Übernahme der Vertretergeschäfte der 
Novum durch Transinter bemüht (Protokoll Nr. 34, 
S. 136 f.). Nach einer Aussage Dr. Beüs sind ca. 70% 
des Exports Österreichs in die DDR durch Firmen der 
KPÖ abgewickelt worden; auch seien nichtösterrei- 
chische Firmen von KPÖ-Firmen vertreten worden. 
Er habe daher Vorschläge dahingehend unterbreitet, 
Vertretungen von nichtösterreichischen Firmen auf 
DDR-Unternehmen zu übertragen. Sein Ziel, die 
Geschäfte auf die Transinter zu übertragen, sei ge- 
bremst worden. Schindler vermutete dahinter Fest- 
legungen des Zentralkomitees der SED. (Protokoll 
Nr. 34, S. 147). 

1972/1973 wurde eine gemischte Wirtschaftskommis- 
sion SED/KPÖ eingerichtet, die sich mit der Frage 
der Provisionsteilung zwischen den KPÖ -Unterneh- 
men und den DDR- Vertreterfirmen und insbesondere 
mit dem „Problem" Novum beschäftigt und zweimal 


getagt hat; dann soll eine Vereinbarung von der KPÖ 
und der SED unterzeichnet worden sein, die die 
Grundlage für eine anschließend geschlossene Ver- 
einbarung zwischen Novum und Transinter war. Eine 
derartige Grundsatzvereinbarung hat dem Untersu- 
chungsausschuß nicht Vorgelegen (Protokoll Nr. 42, 
S. 9). 

bbb) Provisionsteilungsvertrag 

Letztendlich konnte Schindler eine Provisionsteilung 
in Höhe von 50 % durchsetzen, d. h. bei jedem Vertre- 
tergeschäft der Novum ging die Hälfte der erzielten 
Provisionseinnahmen an Transinter. Die Gestaltung 
(Provisionssatz, Zahlungstermine, etc.) der dem je- 
weiligen Vertretergeschäft zugrunde hegenden Ver- 
einbarung war Transinter allerdings nicht bekannt. 
Das Unternehmen wußte nicht, von welcher Aus- 
gangsgröße ihm 50 % zustanden. Nach Aussage der 
ehemaligen Buchhalterin der Novum in Berhn (Ost), 
Barbara Portier, sei es so gewesen, daß Provisions- 
zahlungen in DM zum größten Teil nicht zu Abfüh- 
rungen an Transinter geführt hätten. Diese Erlöse 
seien von Novum behalten worden. Es sei jedoch 
auch vorgekommen, daß Transinter von solchen Zah- 
lungen „irgendwie Wind bekommen" habe und No- 
vum dann doch Abführungen gemacht habe. Z. B. im 
Falle der Firma Bosch seien größere Zahlungen von 
Provisionen nach Wien erfolgt und kleinere Zahlun- 
gen dann zur DABA auf ein Konto der Transinter ab- 
geführt worden. Nach anderer Aussage von Portier 
sei Reh von der Transinter immer über die zu fordern- 
den Provisionen unterrichtet gewesen und es wäre 
möglich gewesen, daß Transinter eine Kopie der 
Provisionsverträge der Novum bekommen hätte. Die 
Gesellschaften des Transinter- Verbandes waren aber 
insoweit an den Geschäften der Novum beteüigt, als 
daß sie Anfragen der Außenhandelsbetriebe der DDR 
entgegennahmen und im Falle der Zuständigkeit an 
die Novum weiterleiteten. Dafür bekamen sie dann 
nach einem Transinter-intemen Schlüssel anteilig Pro- 
visionen auf ihre Planerfüllung gutgeschrieben. 

Mit in den Provisionsteüungsvertrag eingeschlossen 
waren nach den Aussagen von Reh und Schindler 
die Repräsentanzen Batimex und Procommerce, die 
Provisionen in Höhe von 25 % oder 33 % an Trans- 
inter abzuführen hatten. 

Ungeklärt bleibt, ob es zu dem ProvisionsteUungs- 
vertrag Anlagen mit Auflistungen der von Novum, 
Batimex und Procommerce betreuten Unternehmen 
gegeben hat. 

Zum Transinter- Verband gehörte auch die 1969 ge- 
gründete Vertreterfirma Baltica GmbH (Baltica) mit 
Sitz in Rostock. Im Handelsregister war als Ge- 
schäftszweck die Geschäftsvermittlung zwischen 
ausländischen Firmen und Außenhandelsbetrieben 
der DDR sowie Import- und Exportvertretungen ein- 
getragen. Ihr unternehmerisches Betätigungsfeld lag 
hauptsächlich in der Vertretung von Unternehmen 
im Schiffsbereich. 

Nachdem am 12. März 1973 während der Leipziger 
Messe der Vertretervertrag mit der in Mannheim an- 
sässigen Tochter des Schweizer Unternehmens BBC 
unterzeichnet worden war, verlangte die Novum die 
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Übernahme dieser Vertretung. Im Nachtrag Nr. 1 
zum Vertretervertrag zwischen BBC und Baltica vom 
21. April 1975 wurde in Absatz 1 die Novum als Un- 
tervertreter der Baltica eingesetzt: 

„1. BBC ist damit einverstanden, dass BALTICA 
die Firma NOVUM Handelsgesellschaft m,b.H., 
Berlin, Deutsche Demokratische Republik, 
nachfolgend NOVUM genannt als Unterver- 
treter einsetzt. . . . 

2. Für die Erfüllung des Vertretungsvertrages zwi- 
schen BBC und BALTICA bleibt nach wie vor 
BALTICA voll verantwortlich . " 

Am 4. Mai 1979 verlor die Baltica ihre Zuständigkeit 
als Vertretergesellschaft für die Geschäftstätigkeit 
mit der BBC. Von diesem Zeitpunkt an übernahm die 
Novum die Alleinvertretung der BBC. 

Der Baltica und damit dem Transinter- Verband und 
dem Staatshaushalt der DDR gingen so erhebliche 
Provisionseinnahmen verloren. 

dd) Zusammenarbeit mit Unternehmen aus Österreich 
bzw. Unternehmen der KPÖ 

Den österreichischen KPÖ-Unternehmen, die im 
Geschäftsverkehr mit den Außenhandelsbetrieben 
(AHB) der DDR standen, waren fest definierte Pro- 
duktpaletten zugeordnet, für die sie im Rahmen ihrer 
Vermittlertätigkeit Verträge abschließen durften. Da- 
durch entstand unter den Vertreterfirmen wenig 
Konkurrenz. 


Unternehmen 

Produktbereich 

Hör & Co. 

metallurgische Erzeugnisse 

Kraus & Co. 

Textilien, Schuhe 
u. a. Konsumgüter 

Kutner & Co. 

chemische Erzeugnisse 

Wagner & Co. 

Maschinenbauerzeugnisse , 

Kali- und Düngemittel 

Maimann Turmöl 

Mineralölerzeugnisse 

Briko 

Energieträger (Kohle) 


Zu den KPÖ-Vertretergesellschaften hat Dr. Beil, in 
dessen Aufgabenbereich die Betreuung der wirt- 
schaftlichen Beziehungen zu Österreich lag, bei sei- 
ner Zeugenvernehmung am 17. Juni 1996 vor dem 
VG Berlin ausgesagt: 

„Ich wurde vom stellvertretenden Minister, Herrn 
Dr. Gerhard Weiss, darüber unterrichtet, daß es 
verschiedene Firmen der KPÖ gab, die im DDR- 
Außenhandel mit Österreich tätig waren. Darunter 
auch die Firma Novum. " 

Die KPÖ-Unternehmen vertraten u. a. die österreichi- 
schen Staatsunternehmen, die mit Unternehmen der 
DDR handelten. Sie unterstützten diese Unterneh- 
men sowie Unternehmen aus anderen nichtsozialisti- 
schen Staaten bei Präsentationen auf der Leipziger 
Messe. Nach Aussage von Dr. Beil übernahm Mitte 
der 70er Jahre die Novum die Koordination der wirt- 
schaftlichen Tätigkeit der KPÖ-Unternehmen. Dies 
wird auch dadurch deutlich, daß nach Angaben von 


Rudolfine Steindling zur Entlastung des Geschäfts- 
führers der Unternehmen Wagner und Hör, Ernst 
Müller, die Vertreterverträge auf die Novum über- 
schrieben worden sind. Nach ihren Angaben war 
Helmut Fürböck, Angestellter der Novum, auch 
gleichzeitig Geschäftsführer der Wagner & Co. Bei 
Ernst Müller handelte es sich um einen der Gesell- 
schafter der Novum. 

In seiner Funktion als stellvertretender Minister traf 
sich Dr. Beil ab 1976 jährlich mit dem Leiter des „Wirt- 
schaftsapparates" der KPÖ bei den Leipziger Messen. 
Hier lernte er auch die österreichische Staatsangehöri- 
ge und Kommerzialrätin Rudolfine Steindling kennen, 
die ab 1972/73 die Leitung der KPÖ-Unternehmen 
übernommen hatte. Treffen mit Steindling fanden 
auch in Wien oder kurz vor den Leipziger Messen im 
Ministerium für Außenhandel in Berlin (Ost) statt. Da- 
bei waren die wirtschaftlichen Aktivitäten der KPÖ- 
Unternehmen Gesprächsgegenstand. 

Bei offiziellen Besuchen des Präsidenten der öster- 
reichischen Bundeskammer für gewerbliche Wirt- 
schaft oder des Ministers für Wirtschaft war Rudol- 
fine Steindling Delegationsteilnehmerin. 

Exkurs: Wirtschaftliche Beziehungen zwischen 
der DDR und Österreich 

Zur Handelstätigkeit der DDR mit Österreich, die 
ähnlich wie der innerdeutsche Handel geregelt war, 
hat Dr. Beil ausführlich in seiner Vernehmung am 
17. Juni 1996 vor dem VG Berlin erläutert: 

„Bis zur Anerkennung der DDR durch Österreich 
und der Aufnahme der diplomatischen Beziehun- 
gen 197211973 entwickelten sich die Handelsbezie- 
hungen auf der Ebene und auf der Grundlage von 
Kammerabkommen. Vertragspartner waren jeweils 
die DDR-Außenhandelskammer und die österrei- 
chische Bundeskammer für gewerbliche Wirt- 
schaft. In jährlich abgeschlossenen Vereinbarun- 
gen wurden das Volumen und die Kontingente für 
einzelne Warengruppen sowie weitere Bedingun- 
gen, z. B. die Arbeit der DDR-Außenhandelskam- 
mer in Wien und die Anzahl ihrer Beschäftigten, 
geregelt. Die Geschäfte liefen auf Clearingbasis. " 

Diese bargeldlose Verrechnung der Lieferungen und 
Leistungen zwischen den beiden Staaten änderte 
sich auch nach Aufnahme der diplomatischen Bezie- 
hungen am 21. Dezember 1972 nicht. Die Deutsche 
Außenhandelsbank (DABA) der DDR und die öster- 
reichische Kontrollbank führten nach wie vor Ver- 
rechnungskonten (Loro-Konten) für die jeweils 
andere Bank. Die Konten sollten ausgeglichen sein, 
allerdings gab es die Möglichkeit der Nutzung eines 
Überziehungskredites (Swing). 

Weiter erläuterte Dr. Beil in seiner Zeugenverneh- 
mung vor dem VG Berlin am 17. und 18. Juni 1996, er 
habe ab Ende der 60er Jahre regelmäßig dem Sekre- 
tär der SED für internationale Verbindungen, Her- 
mann Axen, und dem Vorsitzenden des Ministerrates 
(Willi Stoph, Horst Sindermann) über die wirtschaftli- 
chen und finanziellen Vorteile, die die Unternehmen 
der KPÖ durch den Handel mit der DDR erlangten 
und den Nutzen für die Wirtschaft der DDR berichtet. 
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Dabei habe es sich um Schätzungen der Einnahmen 
der KPÖ-Firmen auf Grund des Handelsvolumens 
und der marktüblichen Provisionssätze gehandelt. 
Ab ca. 1976 seien die Berichte, anfänglich schriftlich, 
später nur noch mündlich, an Dr. Günter Mittag, 
Sekretär des ZK der SED für Wirtschaft, gegangen; 
gleichzeitig wäre auch Erich Honecker (General- 
sekretär des ZK der SED) informiert worden. Axen 
und Honecker seien eher an makroökonomischen 
Einschätzungen der Wirtschaftsbeziehungen DDR- 
Österreich interessiert gewesen. Dagegen sei Dr. Mit- 
tag von Dr. Beil „detaillierter über Einzelheiten der 
Tätigkeit der Firmen des Wirtschaftsapparates der 
KPÖ und auch der Novum berichtet" worden. 

c) Geschäftskonten der Novum 

Da die Novum als DDR-Unternehmen ins Handels- 
register eingetragen war, durfte sie keine Devisen- 
konten führen, sondern nur Konten in Mark der 
DDR. Über diese wurden die laufenden Kosten des 
Unternehmens (Personalkosten etc.) abgerechnet. 
Die für die Provisionsabrechnungen notwendigen 
Devisenkonten bei der DHB lauteten auf die Namen 
der mit Novum in geschäftlichen Beziehungen ste- 
henden Unternehmen Transcarbon AG (Konto 576), 
Batimex (Konto 211) und Mutual (Konto 622). Diesen 
war es als ausländische Unternehmen gestattet, De- 
visenkonten bei DDR-Banken zu führen. Einzelzeich- 
nungsberechtigt für alle Konten in der DDR war 
Rudolfine Steindling, die dazu angab, wer in Berlin 
saß, habe keine Zeichnungsberechtiung gehabt, sie 
habe die Finanzen gemacht und sei dadurch zeich- 
nungsberechtigt für alle Konten gewesen. Demge- 
genüber war nach Recherchen der BvS zumindest 
bei den Konten bei der Staatsbank der DDR eine wei- 
tere Person zeichnungsberechtigt, meist Hannelore 
Schulz, die Prokuristin der Novum. 

Rudolfine Steindling hat als einzelzeichnungsberech- 
tigte Gesellschafterin und Geschäftsführerin in der 
Zeit ihrer Tätigkeit diverse Kontoverfügungen getrof- 
fen. Verstärkt wurden aber seit 1989 von ihr unzäh- 
lige Finanztransaktionen über die in- und ausländi- 
schen Konten der Novum und deren Tochtergesell- 
schaft Transcarbon sowie den Repräsentanzen Bati- 
mex und Procommerce vorgenommen. Sie transfe- 
rierte Millionenbeträge auf Auslandskonten, deren In- 
haber dem Untersuchungsausschuß nicht bekannt 
wurden. Bei diesen Transaktionen handelte es sich 
nicht nur um Novum- Vermögen, sondern auch um 
Vermögen anderer Personen und Institutionen. In der 
Regel erfolgten die Überweisungen ohne Angabe 
eines konkreten Zahlungsgrundes, so daß das Vor- 
liegen eines geschäftlichen Hintergrundes fraglich er- 
scheint. Erst mit der Unterstellung der Novum unter 
THA-Verwaltung (Unterstellungsbescheid vom 14. Ja- 
nuar 1992) wurden die Geldtransaktionen gestoppt. 

3. Juristische Maßnahmen gegenüber Novum 
und Steindling sowie deren Reaktionen 

a) Feststellungen der UKPV zur Novum 

Die UKPV hat mit Schreiben vom 26. November 1991 
an die Treuhandanstalt festgestellt, daß die Novum 


Handelsgesellschaft mbH mit Sitz in Berlin (Ost) 
unter die Regelungen der §§ 20 a und b PartG-DDR 
fällt und ihr Vermögen damit der treuhänderischen 
Verwaltung unterliegt. Dies ergab sich nach Auffas- 
sung der UKPV u. a. zum einen aus einem Schreiben 
der Notarin Gentz vom 13. Dezember 1951, aus dem 
hervorgeht, daß die Gesellschafter der Novum nur 
Treuhänder waren, und zum anderen aus der Treu- 
handerklärung der Alleingesellschafterin Rudolfine 
Steindling zugunsten der SED-eigenen Firma Zen- 
trag vom 16. März 1978, in der sie als Treuhänderin 
auf jede Gewinnbeteiligung zugunsten der Zentrag 
verzichtete und keine Ansprüche aus den Geschäfts- 
anteilen herleiten konnte. Daß die Treuhanderklä- 
rungen der jeweiligen Gesellschafter der Novum ge- 
genüber einem Vertauensnotar der SED abgegeben 
wurden, hat die UKPV als ausreichenden Beweis für 
ihre Zurechnung zum SED/PDS-Vermögen angese- 
hen, da diese Vorgehensweise die übliche Absiche- 
rung der SED gegenüber den nach außen als Privat- 
personen und Privatunternehmen agierenden Treu- 
händern gewesen sei. Für die Zuordnung des Vermö- 
gens der Novum zur SED/PDS sprach nach Ansicht 
der UKPV auch, daß das Bürogebäude der Novum 
auf zwei volkseigenen Grundstücken in der Wön- 
nichstraße in Berlin-Lichtenberg stand, für die der 
OEB Fundament als Rechtsträger eingetragen wor- 
den war. 

Der Untersuchungsausschuß hat festgestellt, daß 
durch den Provisionsteilungsvertrag mit Transinter 
von der Novum erwirtschaftete Devisen in den Verfü- 
gungsbereich des Bereichs KoKo flössen. Außerdem 
gab es Devisentransfers auf das SED-Konto 546 
„Fauna" bei der DHB. Die zum Bereich Transinter 
gehörenden Vertreterfirmen, die mit Novum in Ge- 
schäftsbeziehung standen, behaupteten, die aus den 
Provisionsgeschäften der Vertreterfirmen und Reprä- 
sentanzen bei den DDR-Banken eingehenden Devi- 
sen seien auf Konten der Novum bei Banken in 
Österreich und der Schweiz weitergeleitet worden. 
Was mit dem Geld dort dann weiter geschehen ist, 
hat der Untersuchungsausschuß nicht klären kön- 
nen. 

b) Öffentlich-rechtliche Maßnahmen 
der Treuhandanstalt 

aa) Unterstellungsbescheide vom 14. Januar 1992 

Mit sofort vollziehbaren Bescheiden vom 14. Januar 
1992 hat die THA im Einvernehmen mit der UKPV 
gemäß § 20 b des PartG-DDR in der Fassung vom 
22. Juli 1990 i.V.m. Anlage II Kapitel II Sachgebiet A 
Abschnitt III d des Einigungsvertrages vom 31. Au- 
gust 1990 festgestellt: 

1. gegenüber der Novum, daß u.a. ihr Vermögen der 
treuhänderischen Verwaltung durch die THA un- 
terliegt (Ziffer 1) und Vermögensveränderungen, 
insbesondere Verfügungen über Vermögens- 
gegenstände und der Abschluß schuldrechtlicher 
Verträge sowie die Wahrnehmung von Gesell- 
schafterrechten - ausgenommen die höchstpersön- 
lichen Gesellschafterrechte -, nur mit Zustimmung 
der THA wirksam werden (Ziffer 2). 
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2. gegenüber Rudolf ine Steindling, daß die von ihr 
gehaltenen Geschäftsanteile an der Novum der 
treuhänderischen Verwaltung durch die THA 
unterhegen (Ziffer 1) und sie vor jeder Ausübung 
ihrer GeseUschafterrechte an der Novum, aus- 
genommen die höchstpersönlichen Gesellschafter- 
rechte, die vorherige Zustimmung der THA einzu- 
holen hat (Ziffer 2). 

Die THA hat sich Vorbehalten, die Verwaltung des 
Vermögens der Novum selbst wahrzunehmen bzw. 
die Wahrnehmung der Gesellschafterrechte selbst 
auszuüben. Nach diesen Bescheiden stand es im 
pflichtgemäßen Ermessen der THA, von dieser Be- 
fugnis Gebrauch zu machen oder die Ausübung der 
Gesellschafterrechte Rudolfine Steindling zu über- 
lassen und ledighch die Art und Weise der Ausübung 
von einer Zustimmung der THA abhängig zu machen. 

Die treuhänderische Verwaltung wurde mit den Tat- 
sachen begründet, die sich aus dem Schreiben der 
UKPV vom 26. November 1991 ergeben, welches die 
THA zum Bestandteü der Bescheide erklärte. 

Die sofortige Vollziehung der Bescheide wurde ange- 
ordnet, weil ansonsten die Gefahr bestünde, daß un- 
kontrollierte Vermögensveränderungen zum Nach- 
teü des unter treuhänderischer Verwaltung stehen- 
den Vermögens der Gesellschaft vorgenommen wür- 
den und damit die Erfüllung des gesetzlichen Auftra- 
ges der THA gefährdet wäre. Außerdem sei die sofor- 
tige Vollziehung unabdingbare Voraussetzung für 
eine geordnete Ausübung der treuhänderischen Ver- 
waltung. Das öffentliche Interesse an der sofortigen 
Vollziehung der Bescheide ergebe sich schon aus 
dem Zweck des § 20b Abs. 2 PartG-DDR, Vermö- 
genswerte zu sichern. 

Gegen diese beiden Bescheide der THA haben die 
Adressaten Novum und Rudolf ine Steindling bei der 
THA jeweils Widerspruch eingelegt und gleichzeitig 
beim VG Berhn die Wiederherstellung der aufschie- 
benden Wirkung der von ihnen erhobenen Rechts- 
mittel beantragt, da die THA die sofortige Vollzie- 
hung der Bescheide angeordnet hatte. 

Die gegen die sofortige Vollziehung der Bescheide 
vom 14. Januar 1992 gerichteten Anträge von Novum 
und von Rudolf ine Steindling auf Wiederherstellung 
der auf schiebenden Wirkung wurden jeweils durch 
Beschluß des VG Berhn, 26. Kammer, vom 30. Juli 1992 
(Az. VG 26 A 498/92 für Novum; VG 26 A 499/92 für 
Steindling) abgelehnt. Das VG Berlin stellte in sei- 
nem Beschluß vom 30. Juh 1992 fest, daß nach der im 
Verfahren des einstweüigen Rechtsschutzes nur 
möglichen summarischen Prüfung viel für die Recht- 
mäßigkeit der angefochtenen Bescheide spreche, 
auch wenn dies nicht offensichtlich sei. Rudolfine 
Steindling habe „durch die von ihr in notarieller 
Form abgegebene Verpflichtungserklärung [vom 
16. März 1978, Anm, d. Red.] die entscheidende 
Ursache für den von ihr beklagten , Verdacht' [sie sei 
Treuhänderin der Zentrag und damit der SED, Anm. 
d. Red.} selbst gesetzt" (Az. VG 26 A 499/92). Auch 
die hiergegen eingelegten Beschwerden blieben er- 
folglos (vgl. Beschlüsse des 3. Senats des OVG Berlin 
vom 29. April 1994; Az. OVG 3 S 21/93 für Novum; 
OVG 3 S 2/93 für Steindling). 


Die THA hat durch die Bescheide vom 28. August 
1992 die Widersprüche gegen die Bescheide vom 
14. Januar 1992 zurückgewiesen. Über die daraufhin 
erhobenen Klagen hat das VG Berlin am 12. Dezem- 
ber 1996 zugunsten der Kläger entschieden, indem 
es 

die Bescheide der THA vom 14. Januar 1992 in der 
Gestalt der Widerspruchbescheide vom 28. August 
1992 (für Steindling hinsichtlich der Regelung zu 
Ziff. 1) aufhob und im übrigen die Klage abwies 
(für Steindüng Az. VG 26 A 788/92, für Novum 
Az. VG 26 A 789/92). 

Da sowohl der Tatbestand als auch die Begründung 
der Urteüe nahezu identisch sind, beziehen sich 
nachfolgende Erläuterungen auf das Urteü Novum 
gegen THA/BvS. Das VG Berlin hat in einer umfang- 
reichen Beweisaufnahme die zahlreichen vorgeleg- 
ten Dokumente und die Aussagen von 42 Zeugen in 
Hinblick darauf geprüft, ob ein Treuhand Verhältnis 
zwischen der Novum und der Zentrag tatsächlich 
existierte, weil dies Voraussetzung für eine treuhän- 
derische Verwaltung des Vermögens der Novum 
durch die THA gewesen wäre. Es hat im Gegensatz 
zu der Auffassung der UKPV - Beigeladene in diesen 
Verfahren - und der THA/BvS eine Treuhänderschaft 
der Alleingesellschafterin der Novum, Rudolfine 
Steindling, zugunsten der Zentrag und damit eine 
Verbundenheit der Novum mit der SED nicht feststel- 
len können und deshalb die Bescheide der THA auf- 
gehoben. 

Die BvS hat gegen die Urteile des VG Berlin Beru- 
fung beim OVG Berlin eingelegt. Die am 20. Januar 
1998 von der BvS eingereichte Berufungsbegrün- 
dung wurde nicht an den Untersuchungsausschuß 
herausgegeben, weü es sich um ein laufendes Ver- 
waltungsgerichtsverfahren handelt, in dem bisher 
weder die Gegenseite ihre Erwiderung auf die Beru- 
fungsbegründung schriftlich eingereicht hat noch 
eine gerichtliche Erörterung darüber stattgefunden 
hat. Steindling und Novum haben beim OVG Eüan- 
träge auf sofortige Aufhebung der treuhänderischen 
Verwaltung des Novum- Vermögens entsprechend 
der Urteüe des VG gestellt. 

bb) Bescheide vom 17. Juli 1992 und 7. Dezember 1992 

Durch sofort vollziehbaren Bescheid vom 17. Juli 
1992 ordnete die THA ferner an, daß Rudolfine 
Steindling sich ab sofort jeder Ausübung ihrer Ge- 
sellschafterrechte an der Novum zu enthalten und zu 
dulden hat, daß die Gesellschafterrechte ab sofort 
von der THA ausgeübt werden. Dabei wurden 
jedoch die Gesellschafterrechte höchstpersönücher 
Natur ausgenommen. Zur Begründung wies die THA 
u.a. darauf hin, daß in den letzten Tagen vor Erlaß 
des Bescheides erhebliche Vermögenswerte der No- 
vum entdeckt worden seien, die in deren Büanzen, 
für deren Erstellung Steindling als Geschäftsführerin 
der Novum mitverantwortlich sei, nicht aufgeführt 
seien. Die eigene Ausübung der Gesellschafterrechte 
sei deshalb erforderüch, um sich dadurch eine effek- 
tive Kontroll- und Eingriffsmöglichkeit zu verschaf- 
fen und um zu verhindern, daß dem Treuhandvermö- 
gen Werte unkontrolliert und endgültig entzogen 
werden. 
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Schließlich hat die THA am 7. Dezember 1992 einen 
weiteren sofort vollziehbaren Bescheid erlassen, der 
den Bescheid vom 17. Juli 1992 ersetzte bzw. dahin 
konkretisierte, daß Rudolf ine Steindling die Aus- 
übung ihrer sämtlichen Gesellschafterrechte und hier 
insbesondere das Stimmrecht bei Gesellschafterver- 
sammlungen von der THA ab sofort zu dulden hat. 
Es wurde gleichzeitig darauf hingewiesen, daß ledig- 
lich unentziehbare Individualrechte weiterhin von 
Rudolfine Steindling neben der THA ausgeübt wer- 
den könnten. Dieser Bescheid wurde erlassen, um 
durch die Übernahme der Ausübung der Gesell- 
schafterrechte einschließlich der höchstpersönlichen 
Gesellschafterrechte durch die THA zu gewährlei- 
sten, daß das Vermögen der Novum im Sinne der 
gesetzlich angeordneten Treuhandschaft verwaltet 
wird. Die Anordnung der sofortigen Vollziehung 
sollte u. a. sicherstellen, daß die THA ohne Rücksicht 
auf eingelegte Rechtsmittel die für eine sachgerechte 
treuhänderische Verwaltung des Vermögens erforder- 
lichen Gesellschafterbeschlüsse selbst fassen kann. 

Auch gegen diese beiden Bescheide der THA legte 
Rudolf ine Steindling bei der THA jeweils Wider- 
spruch ein und beantragte gleichzeitig beim VG Ber- 
lin die Wiederherstellung der aufschiebenden Wir- 
kung. 

Hinsichtlich des Bescheides vom 17. Juli 1992 wurde 
dies im Verfahren wegen des Bescheides vom 14. Ja- 
nuar 1992 vom VG Berlin und vom OVG Berlin abge- 
lehnt. 

Hinsichtlich des Bescheides der THA vom 7. Dezem- 
ber 1992 lehnte das VG Berlin mit Beschluß vom 
25. Februar 1993 die Wiederherstellung der auf schie- 
benden Wirkung des Widerspruchs von Steindhng 
u.a. mit der Begründung ab, daß keine neuen Tat- 
sachen vorgetragen worden seien, „die eine andere 
Beurteilung der [von Steindling, Anm. d. Red.] be- 
strittenen Treuhänderschaft für die Zentrag GmbH 
erfordern würden" (Az. VG 26 A 839/92). Dieser Be- 
schluß wurde ebenfalls vom OVG Berlin am 29. April 
1994 bestätigt (Az. OVG 3 S 13/93). 

Nach den Erkenntnissen des OVG Berün war die An- 
nahme der THA/BvS, die Gesellschafter der Novum 
hätten ihre Gesellschaftsanteile nur treuhänderisch 
für die Zentrag gehalten, um als „österreichische 
Firma" für die SED im Ausland Devisen zu erwirt- 
schaften, „nicht offensichtlich unzutreffend". Für 
diese Auffassung sprachen nach Ansicht des OVG 
die notariellen Treuhanderklärungen der Gesell- 
schafter der Novum zugunsten der Zentrag, die nach 
allgemeiner Lebenserfahrung eine Vermutung dafür 
begründen, daß die darin erklärten Tatsachen zutref- 
fen. Die von Steindling vorgelegten Unterlagen und 
eidesstattlichen Versicherungen zum Beweis dafür, 
daß es sich um einseitige Erklärungen gehandelt 
habe, die nur zum Schein abgegeben worden seien 
und denen nie ein echtes Treuhandverhältnis zu- 
grunde gelegen habe, reichten dem OVG nicht aus, 
um „die aufgrund der Treuhanderklärungen geschaf- 
fene Beweislage zu widerlegen" (Az. OVG 3 S 2/93, 
S. 12-13). 

Nach Zurückweisung des Widerspruchs von Steind- 
hng gegen den Bescheid vom 7. Dezember 1992 am 


30. März 1993 hat Steindling beim VG Berlin Klagen 
gegen die Bescheide der THA vom 17. Juli 1992 und 
7. Dezember 1992 erhoben (Az. VG 26 A 790/92 und 
VG 26 A 64/93). Über diese Klagen ist noch nicht ent- 
schieden. 

c) Schadensersatzklagen der Treuhandanstalt 
gegen Rudolfine Steindling vor dem 
Bezirksgericht Zürich 

Im Oktober 1992 und im April 1993 hat die damahge 
Treuhandanstalt (THA) - Klägerin - beim Bezirksge- 
richt Zürich jeweils eine Schadensersatzklage gegen 
Rudolfine Steindling - Beklagte - eingereicht, die in- 
zwischen zu einer Klage mit einem Streitwert von 
insgesamt knapp 500 Mio. DM zusammengefaßt wor- 
den ist. Die Klage der THA vom 19. Oktober 1992 er- 
folgte wegen unbefugter Abverfügungen von ca. 
171,2 Mio. SFR von den Konten der Novum bei der 
Bank Cantrade AG und bei der Bank Coutts & Co. 
vom 1. Januar 1989 bis zum 30. Juni 1992 durch 
Rudolfine Steindling. Weil zu diesem Zeitpunkt nicht 
sicher war, ob noch weitere Geldbeträge durch 
Steindüng von Novum-Konten unbefugt ab verfügt 
wurden, behielt sich die THA ausdrücklich die Nach- 
klage vor, die dann auch erfolgte. Die folgende Dar- 
stellung des Sachverhaltes beruht auf der Klage- 
schrift der THA vom 5. April 1993, die dem Unter- 
suchungsausschuß Vorgelegen hat. 

Gegenstand und Ziel des Klagebegehrens: 

Die THA wirft Rudolfine Steindling vor, sie habe 
durch Abverfügungen diverser hoher Geldbeträge 
von den Konten der Novum und der Transcarbon bei 
der BFZ Bankfinanz Zürich - heute Bank Austria 
(Schweiz) AG - der Klägerin unbefugt Vermögens- 
werte entzogen, deren treuhänderische Verwaltung 
der Klägerin kraft Gesetzes oblag. 

d) Schadensersatzklage der Treuhandanstalt 
gegen die Bank Austria (Schweiz) AG 

vor dem Bezirksgericht Zürich 

Im Juni 1994 hat die THA bei dem Bezirksgericht für 
den Kanton Zürich eine Schadenersatzklage in Höhe 
von ca. 270 Mio. DM gegen die Bank Austria 
(Schweiz) AG wegen Mitwirkung verantwortücher 
Mitarbeiter der Bank an den unerlaubten Abverfü- 
gungen von Rudolf ine Steindling eingereicht. 

Beide Schadenersatzklagen der THA/BvS gegen 
Steindling und die Bank Austria (Schweiz) AG sind 
bis zur abschüeßenden Entscheidung der deutschen 
Verwaltungsgerichte ausgesetzt. Die BvS ist ver- 
pflichtet, dem Bezirksgericht für den Kanton Zürich 
halbjährüch über den Stand der Verwaltungsge- 
richtsverfahren zu berichten. 

e) Ermittlungsverfahren gegen Rudolfine Steindling 

aa) Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts 
der Untreue 

Die Staatsanwaltschaft II bei dem Landgericht (LG) 
Berlin (früher Staatsanwaltschaft bei dem Kammer- 
gericht, Arbeitsgruppe Regierungskriminahtät) er- 
mittelt seit 1992 gegen Rudolfine Steindling wegen 
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des Verdachts der Untreue (§§ 161 a, 162 Abs. 1 Nr. 1 
und 3, 157 StGB/DDR; §§ 266, 25 Abs. 2 StGB; Az. 24 
Js 1019/92); das Ermittlungsverfahren ist noch nicht 
abgeschlossen. Ihr wird vorgeworfen, in der Zeit von 
Anfang 1990 bis zum Frühjahr 1992 als Alleingesell- 
schafterin und Geschäftsführerin der Novum von den 
Geschäftskonten der Novum in Deutschland, der 
Schweiz und Österreich mindestens 450 Mio. DM ab- 
gezogen und an unbekannte Dritte weitergeleitet zu 
haben. Da die Staatsanwaltschaft aufgrund ihrer Er- 
mittlungen annimmt, daß die Novum zum SED-Ver- 
mögen gehörte, welches gemäß § 20b Abs. 2 PartG- 
DDR ab dem 1. Juni 1990 unter treuhänderische Ver- 
waltung gestellt wurde, handelt es sich bei den Ab- 
verfügungeri der Geldbeträge von den Novum-Kon- 
ten um Veruntreuung von Vermögenswerten zu La- 
sten der Bundesrepublik Deutschland. 

Haftbefehl gegen Rudolfine Steindling 

Wegen des vorstehend genannten Vorwurfes hat das 
Amtsgericht (AG) Tiergarten in Berlin am 20. Juli 
1992 gegen Rudolfine Steindling einen Haftbefehl er- 
lassen, an dessen Stelle später der Haftbefehl vom 
6. Dezember 1993 (Az. 352 Gs 4926/93) getreten ist. 
Mit Beschluß vom 30. Dezember 1993 hat das LG 
Berlin die Beschwerde von Steindling gegen den 
Haftbefehl verworfen. Ihre weitere Beschwerde 
gegen diesen Beschluß führte jedoch zur Aufhebung 
des Beschlusses des LG und des Haftbefehls durch 
das Kammer gericht (KG) Berlin am 10. April 1996 
(Az. 2 AR 2/95 - 5 Ws 59/95). Die Entscheidung über 
die Aufrechterhaltung des Haftbefehls, der auf die 
Haftgründe der Fluchtgefahr und der Verdunklungs- 
gefahr gestützt war, hing davon ab, 

„ob weiterhin Gründe für die Annahme vorliegen 
und wie groß gegebenenfalls ihr Gewicht ist, daß 
die Beschuldigte die Geschäftsanteile an der No- 
vum als Treuhänderin für die Zentrag gehalten hat, 
die Vermögenswerte der Novum mithin Teil des 
Vermögens der SED gewesen sind. " 

Nur dann hätte Rudolfine Steindling durch die von 
ihr vorgenommenen Vermögensverschiebungen von 
den Novum-Konten bis zum 1. Juni 1990 den Miß- 
brauchstatbestand und danach bis zum Frühjahr 
1992 den Treuebruchstatbestand des § 266 StGB 
erfüllt. War jedoch die Novum - wie von Steindling 
behauptet - Bestandteil des Wirtschaftsapparates der 
KPÖ, wäre der Vorwurf der Untreue entfallen. Die 
Kernfrage für die Entscheidung des KG Berlin war 
deshalb die tatsächliche Zugehörigkeit der Novum 
zur SED oder zur KPÖ. 

Nach letztem Bericht der Staatsanwaltschaft II bei 
dem LG Berlin vom 29. Januar 1998 an den Unter- 
suchungsausschuß dauern die Ermittlungen in dem 
Verfahren gegen Steindling wegen des Verdachts 
der Untreue noch an. 

bb) Weitere Ermittlungsverfahren gegen 

Rudolfine Steindling bei der Staatsanwaltschaft II 
bei dem LG Berlin 

Bei der Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin sind 
außerdem noch folgende Ermittlungsverfahren gegen 
Rudolfine Steindling anhängig; 


- Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts der 
Steuerhinterziehung im Zusammenhang mit Vor- 
gängen um die Firma Novum (Az. 24 Js 1/94); 

- Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts der 
Untreue bzw. Beihilfe zur Untreue im Zusammen- 
hang mit dem ungeklärten Verbleib von finan- 
ziellen Mitteln der KoKo-Firma Forgber (Az. 23 
Js 136/95, ehemals 21 Js 53/94). 

cc) Ermittlungsverfahren bei der Bezirksanwaltschaft IV 
für den Kanton Zürich 

Die Bezirksanwaltschaft IV für den Kanton Zürich 
hat am 27. Mai 1992 ein Strafuntersuchungsverfah- 
ren wegen Veruntreuung gegen Rudolfine Steindling 
eröffnet. Am 2. Dezember 1992 erstattete die BFZ 
Bankfinanz Zürich - heute Bank Austria (Schweiz) 
AG - aufgrund folgenden Sachverhaltes Anzeige bei 
der Bezirksanwaltschaft IV für den Kanton Zürich 
wegen des Verdachts der Geldwäscherei und/oder 
Veruntreuung durch Rudolf ine Steindling: 

Laut Mitteilung der Bank waren bei ihr am 14. Mai 
1991 Firmenkonten für Novum und Transcarbon er- 
öffnet worden, obwohl Steindling als Alleingesell- 
schafterin der Transcarbon bereits am 20. Dezember 
1990 deren Liquidation beschlossen hatte. Bei der Er- 
öffnung der Konten wurden von Rudolfine Steindling 
jeweils ein Handelsregisterauszug der Novum und 
der Transcarbon vom 11. Juni 1990 - die beide noch 
ein Siegel der inzwischen nicht mehr existierenden 
DDR trugen - vorgelegt. Auf diese Konten flössen 
von Juni bis Oktober 1991 Beträge in Höhe von ca. 
270 Mio. DM, welche von den Konten der Novum 
und Transcarbon bei der Z-Länderbank, heute Bank 
Austria AG in Wien (Muttergesellschaft der BFZ 
Bankfinanz Zürich), abgezogen worden waren. Nach 
den Bankunterlagen wurden diese Gelder nach kur- 
zer Festgeldanlage in 51 Teilbeträgen von der BFZ 
Bankfinanz Zürich in bar an Steindling ausgezahlt, 
wofür diese für jeden angeblich abgehobenen Teil- 
betrag eine Barbezugs-Quittung ausstellte. Steind- 
ling hat bei ihrer Vernehmung durch die Bezirksan- 
waltschaft IV für den Kanton Zürich am 8. Februar 
1993 ausgesagt, sie habe diese Geldbeträge Michael 
Gräber (Finanzchef der KPÖ und verantwortlich für 
KPÖ-Firmen, Nachfolger von Hans Kalt) übergeben. 
Während Hans Kalt (Vorsitzender der Finanzkom- 
mission der KPÖ) gemäß seiner Aussage vom 2. März 
1993 darüber gar nicht informiert war, hat Gräber 
bei seiner Vernehmung durch die Bezirksanwalt- 
schaft IV für den Kanton Zürich am 2. März 1993 aus- 
gesagt, daß er das Geld nach wie vor verwalte. Die 
Ermittlungen im Rahmen der internationalen Rechts- 
hilfe zwischen der Schweiz, Österreich und Deutsch- 
land führten jedoch 

„zu dem Ergebnis, daß die vermeintlich bar ausge- 
zahlten Gelder durch Manipulationen von beteilig- 
ten Bankmitarbeitern in Zürich und Wien tatsäch- 
lich auf anonymen Sparbüchern und in Wertpapie- 
ren, . . bei der Bank Austria in Wien angelegt wor- 
den waren. Der Geldfluß Wien-Zürich-Wien diente 
also lediglich der Verschleierung der Herkunft und 
des Verbleibs der Summen. " (vgl. Bericht der UKPV 
vom 8. Februar 1994, BT-Drucksache 12/7600, An- 
hang S. 211 f.) 
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Die Sparbücher und Wertpapiere sollen in den Jah- 
ren 1992/93 aufgelöst worden sein. 

Die strafrechtlichen Ermittlungen wurden daraufhin 
auch auf Mitarbeiter der Bank Austria ausgedehnt. 
Die THA hat in diesem Zusammenhang weitere 
Schadenersatzklagen sowohl gegen Steindling im 
April 1993 als auch gegen die Bank Austria (Schweiz) 
AG bei dem Bezirksgericht Zürich eingereicht. 

dd) Voruntersuchungsverfahren in Österreich 

Die THA hat auch in Österreich gegen Rudolfine 
Steindling u.a. wegen Untreue am 19. Mai 1993 
Strafanzeige erstattet. Die Staatsanwaltschaft Wien 
hat das Ermittlungsverfahren jedoch am 12. Oktober 
1994 eingestellt. Da dem Untersuchungsausschuß nur 
die Einstellungsverfügung (Az. 27 a St 20.210/93), 
nicht jedoch der Einstellungsbericht der Staatsan- 
waltschaft Wien vom 12. Oktober 1994 Vorgelegen 
hat, bezieht sich die nachfolgende Darstellung auf 
die Stellungnahme der BvS vom 15. April 1996, die 
auch auf diesen Bericht eingegangen ist: 

Danach kam die Staatsanwaltschaft Wien aufgrund 
ihrer Ermittlungen zu dem Ergebnis, daß die Novum 
im wirtschaftlichen Eigentum der KPÖ stehe. Gründe 
hierfür waren nach Auffassung der Staatsanwalt- 
schaft u.a.: 

- fehlende Einbindung der Novum in die Planwirt- 
schaft der DDR 

- Zweck der Treuhanderklärungen der Gesellschaf- 
ter der Novum zugunsten der Zentrag sei in den 
50er Jahren die „Verstärkung der Rechtsstaatlich- 
keit" und „Herstellung durchgreifender Gesetz- 
mäßigkeit" und in den 70er Jahren die Ermög- 
lichung des Büroneubaus in der Wönnichstraße 
gewesen. 

- Zudem seien die Treuhanderklärungen „inhaltlich 
erkennbar falsch ", weil das Gründungskapital von 
der KPÖ stamme. 

- Die Notarin Gentz sei „ständige Rechtsvertreterin 
der KPÖ in der DDR " gewesen. 

Die BvS erwähnte in ihrer Stellungnahme noch wei- 
tere Gründe der Staatsanwaltschaft für das genannte 
Ergebnis und stellte schließlich fest, daß der Bericht 
keinen Beleg für die KPÖ-Zugehörigkeit der Novum 
enthalte. Sie ist der Ansicht, daß die Staatsanwalt- 
schaft Wien den Sachvortrag von Rudolfine Steind- 
ling ungeprüft übernommen habe, ohne eigene 
gründliche Ermittlungen vorgenommen zu haben, 
um den Sachverhalt selbst aufzuklären. Diese An- 
sicht liegt zumindest aufgrund der von der BvS 
wiedergegebenen Auszüge aus dem Bericht vom 
12. Oktober 1994 nahe. 


f) Strafanzeige Steindlings gegen Mitarbeiter 
der Bundesanstalt für vereinigungsbedingte 
Sonderaufgaben (BvS) wegen wirtschaftlichen 
Nachrichtendienstes 

Rudolfine Steindling hat am 10. Oktober 1996 bei der 
Schweizerischen Bundesanwaltschaft in Bern Straf- 
anzeige gegen den Abteilungsleiter Robert Gründer 


und weitere mit dem Sachverhalt befaßte Mitarbeiter 
der BvS als Nachfolgerin der Treuhandanstalt wegen 
wirtschafthchen Nachrichtendienstes im Sinne von 
Art. 273 StGB/Schweiz eingereicht. Dieser Straf- 
anzeige lag folgender Sachverhalt zugrunde: 

Aufgrund eines Rechtshilfeersuchens der Bundes- 
republik Deutschland an die Bezirksanwaltschaft IV 
für den Kanton Zürich in dem Ermittlungsverfahren 
wegen des Verdachts der Untreue gegen Rudolfine 
Steindling wurde am 1. September 1994 von dem zu- 
ständigen Bezirksanwalt verfügt, daß die erwünsch- 
ten Informationen zu bestimmten Bankkonten der 
Staatsanwaltschaft bei dem KG Berlin übermittelt 
werden. Diese Verfügung, die u.a. auch der Treu- 
handanstalt übersandt wurde, enthält in Ziff. 3 einen 
Spezialitätsvorbehalt, wonach die Informationen zu 
den Bankkonten ausschüeßlich für die Verfolgung 
der in dem Rechtshilfeersuchen genannten Straftaten 
verwendet werden dürfen. Die Heranziehung der 
Unterlagen für andere Straf- oder Verwaltungsver- 
fahren wurde ausdrücklich nicht gestattet (Ver- 
fügung vom 1. September 1994). Die BvS ist der An- 
sicht, daß die Unterlagen in der Verwaltungsstreit- 
sache gegen Rudolfine Steindling und die Novum 
bei dem VG Berlin (Az. VG 26 A 788/92 und VG 26 
A 789/92) verwendet werden dürfen und hat deshalb 
in ihrer „Stellungnahme zum Ergebnis der bisheri- 
gen Beweisaufnahme" vom 16. September 1996 so- 
wohl die vollständige Ausfertigung der o.g. Verfü- 
gung der Bezirksanwaltschaft IV für den Kanton Zü- 
rich vom 1. September 1994 als Anlage B 289 als auch 
die de anonymisierte Fassung des aufid-Gutachtens 
als Anlagen B 290 und B 293-298 eingereicht. Nach 
Ansicht von Rudolfine Steindling haben sich die zu- 
ständigen Mitarbeiter der BvS damit des wirtschaftli- 
chen Nachrichtendienstes gemäß § 273 Abs. 2 StGB/ 
Schweiz schuldig gemacht, indem sie Geschäftsge- 
heimnisse einer fremden amtlichen Stelle zugänglich 
machten. Bei den Bankunterlagen, die die BvS un- 
berechtigt an das VG weitergegeben haben soll, han- 
delt es sich um die sog. deanonymisierte Fassung des 
aufid-Gutachtens, welches die aufid Revisions- & 
Treuhand AG im Auftrag der Bezirksanwaltschaft IV 
für den Kanton Zürich über den Zahlungsverkehr 
von bestimmten Schweizer Konten der Novum bei 
der Bank Cantrade AG und dem Bankhaus Coutts & 
Co. AG für den Zeitraum vom 1. Oktober 1989 bis 
15. Juli 1992 erstellt hat. Dadurch, daß die von 
Steindling Beschuldigten den Spezialitätsvorbehalt 
kannten und sich nicht daran hielten, hätten sie qua- 
lifiziert vorsätzlich gehandelt, weil ihnen bewußt ge- 
wesen sei, daß es sich um besonders schutzwürdige 
Informationen gehandelt habe, die nur für das der 
Rechtshilfe zugrunde liegende Strafverfahren hätten 
genutzt werden dürfen. 

Allerdings hat die Bezirksanwaltschaft IV für den 
Kanton Zürich im Einvernehmen mit dem Schweize- 
rischen Bundesamt für Polizeiwesen am 1. Oktober 
1996 die Zustimmung für die Verwendung der betref- 
fenden Unterlagen in dem Verwaltungsgerichtsver- 
fahren erteilt. Dennoch wurde die Strafanzeige auf- 
rechterhalten, weil die geheimen Bankinformationen 
vor Erteilung der schriftlichen Zustimmung an das 
VG Berlin weitergegeben worden sind, und deshalb 
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nach Auffassung Steindlings der Tatbestand des 
§ 273 StGB/Schweiz erfüUt ist. 

Der von Robert Gründer beauftragte Rechtsan- 
walt beantragte am 1. November 1996 mit folgen- 
der Begründung, die Strafuntersuchung einzustel- 
len: 

Tatsächliche Gründe: Zur Klärung der für die laufen- 
den straf- und zivilrechtlichen Verfahren gegen 
Rudolfine Steindling entscheidenden Vorfrage der 
Zuordnung der Novum zur SED oder zur KPÖ sei 
u.a. das auf id-Gut achten in Auftrag gegeben wor- 
den, dessen deanonyrrüsierte Fassung die Identität 
der Drittkonteninhaber, auf deren Konten Gelder der 
Novum geflossen sind, offenlegt. Mit der Zustellung 
dieser Fassung des Gutachtens im Rechtshilfeverfah- 
ren an die Bundesrepublik Deutschland durch Ver- 
fügung der Bezirksanwaltschaft IV für den Kanton 
Zürich vom 1. September 1994 seien den deutschen 
Behörden die Namen der Drittkonteninhaber be- 
kannt gewesen. Die schweizerischen Behörden hät- 
ten außerdem die Zustimmung zur Verwendung der 
Unterlagen bereits vor deren Weitergabe durch die 
BvS an das VG durch das Schreiben der Bezirksan- 
waltschaft IV für den Kanton Zürich vom 4. Juü 1994 
an die UKPV erteilt. Nachdem die UKPV am 1. Okto- 
ber 1996 ausdrücklich bei den Behörden in der 
Schweiz nachgefragt habe, ob das aufid-Gutachten 
in sog. offener Fassung verwendet werden dürfe, sei 
dies am selben Tag von der Bezirksanwaltschaft IV 
für den Kanton Zürich nochmals schriftiich bestätigt 
worden. 

Rechtliche Gründe: Nach Auffassung des Rechts- 
beistandes von Robert Gründer ist Art. 273 StGB/ 
Schweiz durch die Weitergabe von Informationen 
über die Drittkonteninhaber und Kontenbewegun- 
gen durch die BvS am 16. September 1996 an das VG 
Berlin nicht verletzt worden, weil diese Informatio- 
nen zu diesem Zeitpunkt kein Geheimnis mehr ge- 
wesen seien. Sie seien den ausländischen Behörden 
bereits im September 1995 mitgeteilt worden, nach- 
dem das Bundesgericht deren Preisgabe im Rechts- 
hilf everfahren für zulässig erklärt habe. Außerdem 
sei die BvS als treuhänderische Verwalterin des Ver- 
mögens der Novum Geschädigte gegenüber Rudol- 
fine Steindling, die Millionenbeträge von den No- 
vumkonten abverfügt habe. Sie habe damit Akten- 
einsichtsrecht und könne die dadurch gewonnenen 
Erkenntnisse zur Wahrung ihrer Rechte unabhängig 
vom Spezialitätsvorbehalt gegen Steindling (Anzei- 
generstatterin) verwenden. 

Schließhch äußerte der Rechtsanwalt von Robert 
Gründer in der Stellungnahme zur Strafanzeige die 
Vermutung, daß der einzige Zweck der Strafanzeige 
darin bestünde, Martin Schlaff als Hauptempfänger 
der Geldabflüsse von den Novumkonten aus dem 
Verwaltungsverfahren herauszuhalten, insbesondere 
seine Vernehmung als Zeuge zu verhindern. Deshalb 
hätten auch die Anwälte von Steindling unter Hin- 
weis auf die Strafanzeige in dem Verwaltungsverfah- 
ren bereits geltend gemacht, daß die Verwertung der 
Informationen über die Drittkonteninhaber unzuläs- 
sig sei. 


4. Eigentumsverhältnisse der Novum 
a) Treuhanderklärungen 

Nach Gründung der Novum im Jahre 1951 durch die 
österreichischen Staatsangehörigen Prof. Dr. Georg 
Knepler und Oswald Rein erfolgte aufgrund des 
Todes von Oswald Rein ein erster Wechsel der 
Gesellschafter am 13. September 1951, wobei Emst 
Müller und Robert Bondy den Anteil von Oswald 
Rein je zur Hälfte übernahmen. Am 23. Oktober 1953 
übernahm Richard Hör den Anteil von Prof. Dr. 
Georg Knepler von 50%, und Robert Bondy über- 
nahm die 25% von Ernst Müller, wodurch er nun- 
mehr ebenfalls 50 % der Gesellschaftsanteile hielt. In 
den ersten dem Untersuchungsausschuß vorhegen- 
den Treuhanderklärungen vom 27. November 1953 
erklärten Bondy und Hör mit übereinstimmendem 
Wortlaut vor der Notarin Ingeburg Gentz: 

„ 1. Ich bestätige, von der Zentrag, Zentrale Drucke- 
rei-Einkaufs- und Revisionsgesellschaft mbH 
DM 25 000 (in Worten: fünfundzwanzigtausend 
Deutsche Mark der Deutschen Notenbank) er- 
halten zu haben, die von mir zur Einzahlung 
einer Stammeinlage von DM 25 000 bei der 
Novum Handelsgesellschaft mbH verwandt 
wurden. 

2. Ich verpflichte mich, bei der Ausübung meiner 
Gesellschafterrechte ausschliesslich als Treu- 
händer der Zentrag, Zentrale Druckerei-Ein- 
kaufs- und Revisionsgesellschaft mbH zu han- 
deln und mich in dieser Eigenschaft aus- 
schliesslich an die Weisungen der Zentrag, 
Zentrale Druckerei-, Einkaufs- und Revisions- 
gesellschaft mbH zu halten/' (Dokument 
Nr. 39) 

Am 13. Juh 1956 übernahm mit identischem Wortlaut 
Johann Hanzlicek die erste Hälfte der Novum-An- 
teile von Robert Bondy. 

Bis Mitte der 70er Jahre wechselten die Gesellschaf- 
ter des öfteren. Die Abtretung der Geschäftsanteile 
und die spätere Beurkundung der Treuhanderklä- 
mng zu Gunsten der Zentrag, erfolgte immer im 
Notariat Gentz. Anfängüch bei Ingeburg Gentz, dann 
bei Dr. Jürgen Gentz. 

Die Anwaltskanzlei Gentz hatte für die Partei- und 
Staatsführung der DDR eine zentrale Bedeutung. Die 
1945 als Notarin zugelassene Rechtsanwältin Inge- 
burg Gentz beurkundete unter anderem die Grün- 
dungsversammlungen aller Parteibetriebe ein- 
schheßlich der Zentrag und zahlreiche finanzielle 
Transaktionen mit Parteivermögen, die teilweise die 
Originalunterschriften führender Genossen der SED 
tragen (z.B. Wilhelm Pieck, Otto Grotewohl, Walter 
Ulbricht, Erich Honecker). Als Vertrauensanwältin 
der SED-Führung hatte sie auch die juristische Be- 
treuung der Privatangelegenheiten zahlreicher Spit- 
zenfunktionäre der SED und anderer Personen des 
öffentlichen Lebens der DDR übernommen. Seit 
Februar 1967 war der Sohn von Ingeburg Gentz, Dr. 
Jürgen Gentz, als Rechtsanwalt in der Kanzlei seiner 
Mutter tätig. Er hatte diese, nach dem Ausscheiden 
der Mutter und nachdem die Zulassung zum Notar 
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auf ihn übertragen wurde, Anfang der 80er Jahre 
übernommen. Im Jahre 1982 wurde Ute Gentz, die 
Tochter von Dr. Jürgen Gentz und Enkelin von 
Ingeburg Gentz, als weitere Rechtsanwältin in die 
Kanzlei auf genommen. 


Notarielle 

Treuhanderklänmg 


27. November 1953 
27. November 1953 


Name 

des Treuhänders 


Robert Bondy 
Richard Hör 


Diese Kanzlei hat auch sämtliche Treuhanderklärun- 
gen von Gesellschaftern der Novum zugunsten der 
Zentrag seit ihrer Gründung 1951 beurkundet. 
Außerdem schloß am 1. August 1975 Dr. Jürgen 
Gentz einen Betreuungsvertrag mit der Novum ab, 
der ihn zur umfassenden juristischen Betreuung er- 
mächtigte. 

Am 21. Aprü 1975 hat das MfS, HA XVlll, Fachabtei- 
lung 8, Dr. Jürgen Gentz als Inoffiziellen Mitarbeiter 
(IM) mit dem Decknamen „Werner Ullrich" gewor- 
ben. In dieser Eigenschaft hat er dem MfS regel- 
mäßig über seine Tätigkeit berichtet. Die darüber 
geführte Akte des MfS enthält vereinzelt auch Hin- 
weise auf die Novum. Der Bericht des MfS, HA 
XVIII/8/2, vom 11. Mai 1977 über ein Treffen des IM 
Werner Ullrich mit seinem Führungsoffizier vom 
4. Mai 1977 enthält die Information, daß der Justitiar 
der Zentrag, Günter Scharfenberg, dem IM am 3. Mai 
1977 einen Besuch abstattete. Weiter heißt es: 

„Im Auftrag des Gen. Karl Raab, ZK-Beauftragter 
für Finanzen und Parteibetriebe, wurde dem IM 
mitgeteilt, daß er die juristische Betreuung der Par- 
teibetriebe Novum und Berliner Verlag zu beenden 
hat. " 

Auf der zweiten Seite des Berichtes wird die Novum 
im Widerspruch dazu als „österreichisch-schweize- 
rische Handelsvertretung" bezeichnet. 

Im Treffbericht des IM Werner Ullrich vom 17. Juni 
1981 wird die Novum wiederum als „Parteibetrieb" 
bezeichnet. Nach dem allgemeinen Sprachgebrauch 
der DDR handelte es sich bei einem Parteibetrieb um 
einen Betrieb, der der SED gehörte. 

Am 16. März 1977 übernahm Johann Hanzlicek die 
zweite Hälfte der Geschäftsanteüe von Helmut 
Fürböck. Der Wortlaut der Treuhanderklärungen zu 
Gunsten der Zentrag, Punkt 2 der Urkunde, war 
identisch mit dem Wortlaut der Treuhanderklärun- 
gen von 1953 und 1956: 

„2. Ich verpflichte mich, bei der Ausübung meiner 
Gesellschafterrechte ausschliesslich als Treu- 
händer der Zentrag Vereinigung Organisations- 
eigener Betriebe zu handeln und mich in dieser 
Eigenschaft ausschliesslich an die Weisungen 
der Zentrag zu halten. " (Dokument Nr. 40) 

Ein Jahr später, am 16. März 1978, trat RudoLfine 
Steindling als Gesellschafterin bei der Novum ein. 
Sie bekam 50 % der Anteile von Hanzlicek und ver- 
pfhchtete sich mit denselben Worten wie die bisheri- 
gen Gesellschafter, als Treuhänderin der Zentrag zu 
handeln. Hanzhcek trat am 28. April 1983 die zweite 
Hälfte der Novum-Geschäftsanteüe an Steindling ab. 
Einen Monat später, am 25. Mai 1983, wurde die 
Treuhanderklärung mit dem gleichen Text beurkun- 
det, den schon Hanzlicek, Fürböck, Hör und Bondy 
unterschrieben hatten (Dokument Nr. 41). 


7. Juli 1954 
13. Juli 1956 
27. Juni 1974 
29. Oktober 1974 
16. März 1977 
16. März 1978 
25. Mai 1983 


Helmut Fürböck 
Johann Hanzlicek 
Helmut Fürböck 
Johann Hanzlicek 
Johann Hanzhcek 
Rudolfine Steindling 
Rudolfine Steindling 


Die Handelsregisterakte der Novum, die ab Anfang 
der 50er Jahre beim Magistrat von Groß-Berlin, Rat 
des Stadtbezirkes Mitte unter der Nummer HRB 4984 
geführt wurde, war mit einem Sperrvermerk ver- 
sehen, der verhinderte, daß Dritte ohne Zustimmung 
der Verantworthchen von Novum Akteneinsicht be- 
kamen. Sie enthielt von sämtlichen o.g. Treuhand- 
erklärungen lediglich die am 16. März 1978 von 
Rudolfine Steindling abgegebene Erklärung. Diese 
wurde auch nur deshalb nüt Schreiben vom 12. Fe- 
bruar 1979 an das Handelsregister übersandt, weü 
das Registergericht um einen Nachweis dafür ge- 
beten hatte, daß Rudolf ine Steindling nunmehr 
neben Hanzlicek die zweite Gesellschafterin der No- 
vum sei. Die Treuhanderklärungen aus den Jahren 
1953-1956 wurden beim Amtsgericht Schöneberg 
aufgefunden, das nach der Wiedervereinigung die 
amtliche Verwahrung der beim Ministerium der 
Justiz der DDR befindlichen Urkundensammlung des 
Notariats Gentz übernommen hat. Die weiteren Treu- 
handerklärungen aus den Jahren 1974-1983 hat die 
UKPV im Original in der Urkundensammlung des 
Notariats Gentz gefunden. 

Neben den vorhandenen Treuhanderklärungen he- 
gen dem Untersuchungsausschuß weitere Hinweise 
zu der treuhänderischen Verwaltung der Novum aus 
ihrer Gründungszeit vor. Anläßhch des Todes des 
Gründungsgesellschafters Oswald Rein haben Robert 
Bondy und Emst Müller dessen Geschäftsanteü je 
zur Hälfte übernommen. In einem Schreiben der 
Notarin Gentz vom 13. Dezember 1951 an das Han- 
delsregister Berlin betreffend die Novum Handelsge- 
sellschaft mbH weist diese darauf hin, „dass es sich 
hier um eine Gesellschaft handelt, deren Gesellschaf- 
ter nur Treuhänder sind". Auf eine entsprechende 
Auflage des Handelsregisters haben die neuen Ge- 
sellschafter, Bondy und Müller, in einer Eidesstatt- 
üchen Erklärung vom 28. Januar 1952, die auch von 
dem Gründungsgesellschafter Prof. Dr. Georg Knep- 
1er unterschrieben wurde, versichert, daß sie ebenso 
wie der verstorbene Oswald Rein ihren jeweüigen 
Geschäftsanteü an der Novum nur treuhänderisch 
verwalten. Allerdings enthalten beide Schriftstücke 
nicht den Namen des Treugebers. Jedoch wurde im 
Zusammenhang mit der Abtretung der Geschäftsan- 
teüe in Höhe von 50% von Georg Knepler an Richard 
Hör und in Höhe von 25% von Ernst Müller an Robert 
Bondy am 23. Oktober 1953 eine handschriftliche 
Aktennotiz der Notarin Gentz vom 12. Oktober 1953 
gefunden, in der u. a. vermerkt ist: „zu Willy Richter, 
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17 Uhr, Treuhanderklärung wie Müller". Des weite- 
ren enthält der Terminkalender des Notariats Gentz 
für Freitag, den 23. Oktober 1953 die Eintragung: 
„D.W.V., 16.30 Uhr“. Beide Schriftstücke legen die 
Vermutung nahe, daß die Abtretung der Novum- 
Geschäftsanteile am 23. Oktober 1953 im Beisein von 
Wilhelm Richter erfolgte, der von 1950-1954 Mitglied 
der SED-Parteileitung und Direktor der DWV (Deut- 
sche Warenvertriebsgesellschaft) war, was wiederum 
die Theorie bestätigt, daß die Novum als Ausgrün- 
dung aus der DWV entstanden ist. 

Laut Pressemitteilung des Sekretariats der UKPV 
vom 13. August 1997 (Dokument Nr. 42) hat die 
UKPV Dokumente beschlagnahmen lassen, die ge- 
eignet sind, Behauptungen von Steindling, bei den 
von ihr und den früheren Gesellschaftern der Novum 
zugunsten der Zentrag abgegebenen Treuhanderklä- 
rungen handele es sich nur um Scheinerklärungen, 
die von der Zentrag bzw. der SED nie angenommen 
worden seien, zu widerlegen. Bei den bei einem Ber- 
liner Notar hinterlegten und inzwischen beschlag- 
nahmten Dokumenten handelt es sich um Vermerke 
zweier Berliner Rechtsanwälte Rudolfine Steindlings, 
die diese von Gesprächen zwischen Steindling und 
ihren anderen Rechtsanwälten in den Jahren 1992 
und 1993 angefertigt haben. Aus diesen Vermerken 
geht folgendes hervor: 

- Ein Prozeßvertreter von Steindling habe mit ihrem 
Wissen die Handakte des Notariats Gentz zur 
Novum „bereinigt", indem er Originalschriftstücke 
entnommen habe, die den Zugang der Treuhand- 
erklärungen an die Zentrag belegen würden. 

- Derselbe Prozeßvertreter habe den ehemaligen 
Finanzverantwortlichen der SED, bevor dieser 
vom VG als Zeuge vernommen worden sei, beein- 
flußt. Er habe dem Zeugen seine Meinung „ausge- 
redet", wonach SED-Geld in die Novum geflossen 
sei. 

- Bei den Gesprächen der Rechtsanwälte Steind- 
lings mit ihr sei einer von ihnen aufgefordert wor- 
den, „sich etwas einfallen zu lassen". Die UKPV 
schloß daraus, daß dem VG wider besseres Wissen 
ein frei erfundener Sachverhalt vorgetragen wor- 
den sei. 

Nach Ansicht der UKPV vervollständigen die gefun- 
denen Vermerke das Bild, das sich bereits aus den 
bisherigen bekannten Tatsachen ergeben hat, wo- 
nach Steindling und ihre Berater seit 1990 versucht 
hätten, den wahren Sachverhalt durch Akten- und 
Zeugenmanipulation zu verschleiern. Die UKPV sieht 
nunmehr ausdrücklich ihre Rechtsauffassung bestä- 
tigt, daß die Novum zum SED-Vermögen gehört 
hat. Dieses neue Beweismaterial wird in den beim 
OVG Berlin anhängigen Verfahren eine Rolle spielen 
(Dokument Nr. 42). 

Die Beschlagnahme der Vermerke durch die UKPV 
erfolgte im Rahmen der Vermögensfeststellung. Ge- 
gen den Beschlagnahmebeschluß des AG Tiergarten 
vom 8. August 1997 wurde Beschwerde eingelegt, 
die jedoch durch Beschluß des LG Berlin vom 1. Ok- 
tober 1997 verworfen worden ist. Damit wurde die 
Rechtmäßigkeit der Beschlagnahme der Dokumente 
durch die UKPV letztinstanzlich festgestellt. 


Die Wochenzeitschrift „Der Spiegel" schreibt in ihrer 
34. Ausgabe 1997, daß der Novum- Anwalt Manfred 
Schmidt aus München (ehemaliger Bundestagsabge- 
ordneter der SPD, der wegen Steuerhinterziehung in 
erheblicher Höhe bis zum Juli 1997 in Haft saß), die 
Handakte des Notariats Gentz „bereinigt" habe 
und auch vorgeschlagen habe, den Zeugen Heinz 
Wildenhain zu „bearbeiten". 

Die Staatsanwaltschaft I bei dem LG Berlin hat im 
August 1997 ein Ermittlungsverfahren wegen Pro- 
zeßbetrugs gegen den ehemaligen Prozeßbevoll- 
mächtigten Steindlings, Manfred Schmidt, einge- 
leitet, weil er es vorsätzlich unterlassen haben soll, 
seinen Sachvortrag im Verwaltungsstreitverfahren 
Steindling/BvS richtig zu stellen, in der Absicht, das 
VG hinsichtlich des Zugangs der Treuhanderklärun- 
gen der Novum-Gesellschafter bei der Zentrag be- 
wußt zu täuschen. 

Des weiteren ermittelt die Staatsanwaltschaft II bei 
dem LG Berlin gegen Manfred Schmidt wegen des 
Verdachts der Beihilfe zur Untreue. Ihm wird vor- 
geworfen, die Untreuehandlungen von Steindling 
dadurch gefördert zu haben, daß er Unterlagen der 
Notarin Gentz, aus denen sich die SED-Zugehörig- 
keit der Novum ergebe, verfälscht oder vernichtet 
hat, um das tatsächliche Eigentum an den verschobe- 
nen Geldmitteln zu verschleiern. 

Die Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin hat im 
Rahmen des Ermittlungsverfahrens gegen R. Steind- 
ling ebenfalls die Beschlagnahme der o. g. Vermerke 
angeordnet. Im Gegensatz zur Beschlagnahme durch 
die UKPV hat das AG Tiergarten durch Beschluß 
vom 25. August 1997 auf eine entsprechende Be- 
schwerde hin hier die Beschlagnahme durch die 
Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin für rechts- 
widrig erklärt (Az. 353 Bl 80/97). Die Beschwerde 
der Staatsanwaltschaft II wurde vom LG Berlin als 
unbegründet verworfen. Das LG Berlin hält sowohl 
die Durchsuchung der Kanzlei des Notars, bei dem 
die Dokumente hinterlegt waren, als auch die Be- 
schlagnahme der Schreiben und Vermerke gemäß 
StPO für rechtswidrig, weil es sich um Verteidigungs- 
unterlagen handele, die gegen eine staatliche Aus- 
forschung geschützt seien. 

Gegen die Anschlußbeschlagnahme der Vermerke 
durch die Staatsanwaltschaft I bei dem LG Berlin in 
dem Ermittlungsverfahren gegen Rechtsanwalt Man- 
fred Schmidt ist bisher kein Rechtsmittel eingelegt 
worden. 

Die Tatsache, daß die Anwälte von Rudolfine Steind- 
ling es für erforderlich hielten, die Vermerke zu ferti- 
gen und bei einem Notar zu hinterlegen sowie die 
Reaktionen nach dem Bekanntwerden des Inhaltes 
der Vermerke hat gezeigt, daß diese von erheblicher, 
für Novum und Steindling negativer Brisanz sind. 
Die Prozeßbevollmächtigten von Steindling haben in 
ihrer Stellungnahme zu den Vermerken bestritten, 
daß Zeugen manipuliert und Unterlagen vernichtet 
worden seien. Den Vermerken lägen z.T. Mißver- 
ständnisse zugrunde, so daß sie im Ergebnis keine 
Bedeutung für die zu entscheidenden Rechtsfragen 
hätten. 
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b) Rolle von Rudolfine Steindling 

Die Rolle, die Steindling bei der Novum spielte, 
widerlegt nicht, daß Novum SED -Eigentum war, wie 
aus den oben erwähnten Treuhanderklärungen folgt. 
Die österreichische Staatsangehörige Rudolfine 
Steindling, geb. am 10. September 1934, war von 
1959-1969 Mitglied der Kommunistischen Partei 
Österreichs (KPÖ). Während dieser Zeit begann auch 
ihre Tätigkeit für den Wirtschaftsapparat der KPÖ, 
die sie nach Beendigung der Mitgliedschaft fort- 
setzte. Seit 1973 war Steindling Geschäftsführerin 
der Novum. Am 16. März 1978 wurde sie durch Über- 
nahme von 50% der Geschäftsanteile in Höhe von 
25 000 Mark der DDR von Johann Hanzlicek Mitge- 
sellschafterin und am 28. April 1983 durch Über- 
nahme der restlichen Geschäftsanteile ebenfalls von 
Herrn Hanzlicek Alleingesellschafterin der Novum. 

Die Übernahme der Geschäftsanteile der Novum 
1978 und 1983 durch Rudolf ine Steindling erfolgte, 
ebenso wie bei den früheren Gesellschaftern der 
Novum, durch Abgabe von Treuhanderklärungen zu- 
gunsten der Zentrag, die ihr von dem Rechtsanwalt 
der Novum, Dr. Gentz, zur Unterschrift vorgelegt 
wurden. Nach Steindlings Angaben bezüglich der er- 
sten Erklärung vom 16. März 1978 soll es sich um 
eine einseitige Treuhanderklärung gegenüber der 
Zentrag gehandelt haben, der sie keine Bedeutung 
beigemessen hätte. Es sei für sie eine Formsache ge- 
wesen und sie habe weder gewußt, wofür die Erklä- 
rungen verwendet werden sollten noch wo sie auf- 
bewahrt worden seien. Die zweite Erklärung vom 
25. Mai 1983 soll nach Steindlings Angaben von ihr 
blanko unterschrieben worden sein, wobei sie nicht 
gewußt haben will, daß es um einen Treuhandvertrag 
gegangen sei. Daß die Unterschrift gleichwohl an der 
richtigen Stelle oben an der Seite sei, liegt nach 
Steindling daran, daß sie mehrere Blankounterschrif- 
ten geschickt habe. Obwohl Steindling erfahrene 
Bankkauffrau war, die von Berufs wegen Treuhände- 
rin für verschiedene Firmen der KPÖ und auch für 
DDR-Gesellschaften mit Sitz im Ausland war (z.B. 
hielt sie 25 % der Geschäftsanteile der Exportcontact 
Handelsgesellschaft mbH Wien - einer Firma des Be- 
reiches KoKo - treuhänderisch) und die die zustän- 
digen Wirtschaftsfunktionäre der SED persönlich 
kannte (z.B, Günter Mittag, Hilmar Weiß, Karl Raab), 
will sie nicht gewußt haben, welchen Sinn und wel- 
che Bedeutung die von ihr eigenhändig unterschrie- 
benen Treuhanderklärungen hatten - gleichwohl will 
sie aber eine Erklärung blanko unterschrieben ha- 
ben. Auch will sie die Zentrag nicht gekannt haben. 
Allerdings will sie gewußt haben, daß die Zentrag 
keine KPÖ-Firma gewesen sei, weil sie die KPÖ- 
Firmen alle gekannt habe. 

Steindling gab am 3. Februar 1992 eine eidesstatt- 
liche Versicherung zur Vorlage beim VG Berlin ab, in 
der sie u. a. erklärte; 

„Die ... Erklärung zugunsten der Zentrag wurde 
bewußt als einseitige Erklärung abgegeben und 
von der Zentrag nie angenommen. Diese Erklärung 
diente ausschließlich dazu, eine mit ausländischem 
Kapital, durch ausländische Gesellschafter und Ge- 
schäftsführer betriebenen GmbH und die Errich- 


tung eines Bürogebäudes für diese durch eine 
österreichische Baufirma in der DDR zu ermög- 
lichen. Eine solche Privatfirma zu betreiben, wäre 
sonst nach geltendem DDR-Recht nicht möglich 
gewesen. " 

Die ersten dem Untersuchungsausschuß vorliegen- 
den Treuhanderklärungen zugunsten der Zentrag 
wurden aber schon am 27. November 1953 von 
Robert Bondy und Richard Hör abgegeben, als der 
Bau eines Bürogebäudes noch nicht beabsichtigt 
war. Die erste von Steindling unterschriebene Treu- 
handerklärung ist aus dem Jahre 1978, als der Bau 
des Bürogebäudes bereits fertiggestellt war und die 
Berliner Behörden wegen der Standortgenehmigung 
nicht mehr mit einer zum Schein abgegebenen Treu- 
handerklärung getäuscht werden mußten. 

Die Frage, warum seit Gründung der Novum im 
Jahre 1951 über einen Zeitraum von 30 Jahren regel- 
mäßig insgesamt neun notariell beglaubigte Treu- 
handerklärungen - von allen Gesellschaftern der 
Novum mit Ausnahme von Norbert Bauer, dessen 
Treuhanderklärung bisher nicht gefunden wurde - 
zugunsten eines SED -Betriebes unterschrieben wur- 
den, ist mit Steindlings eidesstattlicher Versicherung 
nicht beantwortet. 

Nach Steindlings Angaben erfolgten alle Absprachen 
mündlich, so daß kein schriftlicher Beweis aus der 
DDR-Zeit vorgelegt werden konnte, daß die Novum 
der KPÖ gehörte. Obwohl die KPÖ laut Aussage von 
Dr. Susanne Sohn (geb. am 22. August 1943, seit 
1976 Mitglied des Zentralkommitees, seit 1987 Mit- 
glied des Politbüros und von 1990 bis März 1991 Vor- 
sitzende der KPÖ) mit allen Treuhändern ihrer Fir- 
men nach den Erfahrungen aus dem Maimann-Pro- 
zeß schriftliche Treuhandverträge abgeschlossen hat, 
existiert eine Treuhanderklärung aus der Zeit bis zur 
Wende, die sie als Treuhänderin der Novum zugun- 
sten der KPÖ ausweist, ebenfalls nicht. 

Allerdings hat Steindling nach Erlaß der Bescheide 
der Treuhandanstalt vom 14. Januar 1992 am 19. Fe- 
bruar 1992 die erste schriftliche Treuhanderklärung 
als Treuhänderin der Novum zugunsten der KPÖ ab- 
gegeben, in der sie sich als Alleingesellschafterin 
verpflichtet, sich 

„jeder Verfügung über diese Geschäftsanteile [an 
der Novum] bis zur rechtskräftigen Entscheidung 
des beim Verwaltungsgericht in Berlin anhängigen 
Verfahrens über die Treuhandunterstellung der 
NOVUM Handelsgesellschaft mbH zu enthalten . " 

Die Erklärung wurde auch von zwei Vertretern der 
KPÖ, Otto Bruckner und Michael Gräber, unterzeich- 
net. Zu diesem Zeitpunkt war das Verfahren über die 
Treuhandunterstellung der Novum beim VG Berlin 
aber noch gar nicht anhängig. Um eine Regelung 
von Einzelheiten einer - bereits vorhandenen - Treu- 
handvereinbarung zwischen Steindling und der KPÖ 
kann es sich nicht handeln, da nicht ersichtlich ist, 
daß es eine solche Treuhandvereinbarung mit der 
KPÖ gab. 

Die am 19. Februar 1992 von Steindling zugunsten 
der KPÖ abgegebene Treuhanderklärung beweist 
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vielmehr, daß es bis dahin keine Treuhandvereinba- 
rung mit der KPÖ gab. 

c) Rolle der Zentrag 

Generaldirektor der Zentrag war Werner Würzber- 
ger. Dieser behauptete in seiner eidesstatthchen Er- 
klärung vom 19. Februar 1992, er habe die Treuhand- 
erklärungen von Rudolfine Steindling zugunsten der 
Zentrag zum ersten Mal gesehen, als sie ihm von der 
THA (im Mai 1991) vorgelegt worden seien. 

Mit Schreiben vom 6. April 1990, welches erst bei 
einer polizeilichen Beschlagnahme in den Räumen 
der Novum am 26. Mai 1992 aufgefunden wurde, hat 
Würzberger jedoch Rudolfine Steindling schon ein 
Jahr früher vorgeschlagen, durch Rückzahlung von 
50 000 Mark der DDR an die Zentrag alleiniges 
Eigentum an den Firmen Novum und Transcarbon zu 
erwerben. Darin heißt es: 

„Damit werden die abgegebenen Treuhanderklä- 
rungen für NOVUM und TRANSCARBON gegen- 
standslos und die Firmen Ihr alleiniges Eigentum . " 

Die Unterschrift Würzbergers unter dieses Schreiben 
hat die Notarin Ute Gentz am 21. Mai 1990 beurkun- 
det. 

Da aufgrund dieses am 26. Mai 1992 auf gefundenen 
Schreibens vom 6. April 1990 die eidesstattliche 
Erklärung vom 19. Februar 1992 offensichtlich falsch 
war, gab Würzberger am 27. Mai 1993 eine zweite 
eidesstattliche Versicherung ab. Darin versicherte er, 
erstmals in einem Gespräch mit Steindling in den 
Räumen der Novum „Anfang April 1990" von den 
einseitigen Treuhanderklärungen erfahren zu haben 
und völlig überrascht gewesen zu sein. 

Dieser von ihm nunmehr genannte Zeitpunkt wird 
widerlegt vom Inhalt eines Schreibens der Notarin 
Ute Gentz vom 28. März 1990 an Steindling: 

„Daneben hat mich Herr Würzberger von der Zen- 
trag angesprochen und behauptet. Sie [Steindling, 
Anm. d. Red.] hätten ihn auf der Leipziger Messe 
bezüglich der Treuhanderklärungen angespro- 
chen. " (Dokument Nr. 43) 

Damit steht für den Untersuchungsausschuß fest, daß 
Würzberger bereits vor Anfang April 1990 von den 
Treuhanderklärungen wußte. 

Rudolf ine Steindling bestätigte die Kenntnisse Würz- 
bergers mit der Erläuterung, sie habe Würzberger 
um eine Gefälligkeit gebeten, ihr schrifthch eine 
„pro-forma" Auflösung des scheinbaren Treuhand- 
verhältnisses anzubieten, um ihr damit die Lösung 
von Problemen in Österreich zu erleichtern. Damit 
sei sie einem Rat des Steuerberaters Hason gefolgt. 
Dazu gehörte auch die Empfehlung, die Proforma- 
Treuhanderklärung mit der Zentrag aufzubewahren, 
um sie gegebenenfalls österreichischen Steuerbehör- 
den bei Rückfragen vorlegen zu können. 

Daß es sich in Wirklichkeit nicht um eine „pro-forma " 
Auflösung des Scheintreuhandverhältnisses mit der 
Zentrag gehandelt hat, ergibt sich aus folgendem: 
Die 50 000 Mark der DDR sind von Steindling an die 
Zentrag gezahlt worden. Rechtsanwalt Manfred 


Schmidt schrieb am 13. Juni 1991 an den Steuerbera- 
ter von Steindling u. a.: 

„Die Rückzahlung der vermutlichen Gesellschafts- 
einlage in Höhe von 50 000 Mark stellt keinerlei 
realistischen Wert zur Übernahme der Firma dar 
und dürfte daher als Scheingeschäft zu Lasten des 
Rechtsnachfolgers gewertet werden. " 

Daraufhin antwortete Dr. Werner Bamberger am 
12. Juli 1991: 

„Die 50 000 liefen nicht über die Bücher der Zen- 
trag, sondern wurden von Direktor Wirtzberger 
[gemeint ist Würzberger, Anm. d. Red.] zur Ab- 
deckung von Spesen verwendet. " 

Der Justitiar der Zentrag Günter Scharfenberg (von 
Januar 1972 bis zu seinem Ausscheiden am 30. April 
1990 in dieser Funktion) behauptete bei seiner Ver- 
nehmung vor dem Untersuchungsausschuß, von den 
Betrieben, die er bei der Zentrag betreut habe, sei 
keiner treuhänderisch gehalten worden (Protokoll 
Nr. 78, S. 43 f.). Er bestätigte allerdings, daß man sich 
in der Zentrag mit Novum beschäftigt habe. Von der 
Novum hat Scharfenberg nach seiner Erinnerung 
zum ersten Mal in den achtziger Jahren gehört, als 
eine Urkunde von der Novum in der Zentrag auf ge- 
taucht sei. Generaldirektor Werner Würzberger habe 
ihm dazu auf seine Frage hin gesagt: „Damit haben 
Sie nichts zu tun; legen Sie es ab" (Protokoll Nr. 78, 
S. 50). Er habe daraufhin den Vorgang zur Novum 
in dem Aktenordner „Gesellschaftsverträge mit der 
Zentrag" abgelegt. Scharfenberg konnte sich nur 
noch daran erinnern, daß es sich möglicherweise um 
eine notarielle Urkunde gehandelt hat (Protokoll 
Nr. 78, S. 47). Den Untersuchungsausschuß hat die 
Aussage Scharfenbergs insoweit nicht überzeugt, als 
der einzige Justitiar der Zentrag einen Vorgang, an 
dessen Inhalt er sich angeblich nicht erinnert, auf 
Weisung seines Vorgesetzten in einen Ordner ablegt, 
in dem sich ansonsten Vorgänge zu anderen Firmen 
befinden, mit denen er häufiger zu tun hat, ohne sich 
je wieder um diesen Vorgang zu kümmern. 

d) Widersprüchliches 

Der Generaldirektor der Transinter GmbH (1969 bis 
1990) und Präsident des Transinter- Verbandes, Hel- 
mut Schindler, verpfhchtete sich 1962 als Gl „Rudolf" 
(Geheimer Informant, bis 1968 Bezeichnung für 
den IM), mit dem MfS zusammenzuarbeiten. Geführt 
wurde er anfänglich von der HA III/2/F des MfS, 
später, nach der Umregistrierung vom Gl zum IMS 
(Inoffizieller Mitarbeiter für Sicherheit) und dann 
zum IME (Inoffizieller Mitarbeiter für den besonde- 
ren Einsatz), war die HA XVIII/7 für ihn zuständig. 

Schindler berichtete zum Beispiel am 12. November 
1970 über ein in Österreich geführtes Gespräch mit 
Helmut Fürböck, dem damaligen Geschäftsführer 
der Novum. Danach hatte Fürböck von einer Fest- 
legung von Dr. Schalck-Golodkowski berichtet, daß 
Novum für das Chemieunternehmen Ciba Geigy als 
Vertreterfirma zuständig sei und daß evtl. Ergebnisse 
der Arbeit von Novum ökonomisch nicht Transinter, 
sondern dem Bereich KoKo direkt zufließen würden. 
Dies weist auf eine enge Verbundenheit der Novum 
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mit dem Bereich KoKo hin, weil dem Untersuchungs- 
ausschuß bisher keine Beispiele bekannt geworden 
sind, wonach Unternehmen und speziell Vertreter- 
gesellschaften, die nicht im Eigentum der DDR stan- 
den bzw. die nicht durch die DDR dominiert wurden, 
Abführungen an den Bereich KoKo zu leisten hatten. 
Allerdings spricht Schindler in diesem Bericht an 
anderer Stelle auch von „dieser östr. Vertreterfirma". 

In einem weiteren „Bericht über die Firma NOVUM" 
vom 16. Oktober 1976, schreibt Schindler alias IME 
„Rudolf": 

„... habe Genossen Dr. Beil erklärt, daß ich bereit 
bin, ggf. die Firma Novum später zu überneh- 
men 

In seiner Zeugenaussage vor dem Untersuchungs- 
ausschuß hat Schindler diese Textstelle kommentiert: 

„Ich habe tatsächlich Herrn Dr. Schalck-Golodkow- 
ski gesagt: ... Am besten wäre es, die österreichi- 
schen Firmen, die Vertretung, zu bekommen, und, 
wenn das nicht möglich ist, bitte, dann könnte man 
ja die österreichische Firma auch übernehmen. Ich 
hätte da keine Einwände. " (Protokoll Nr. 34, S. 160). 

Schindler hat allerdings zugegeben, daß ihm die 
Eigentumsverhältnisse bei Novum nicht bekannt ge- 
wesen seien. 

Auch Eva Reh - seit 1974 bei der Transinter GmbH 
u.a, in der Abteilung Handelspolitik als wissen- 
schaftliche Mitarbeiterin bzw. als Länderökonomin 
beschäftigt - konnte nur angeben, Schindler habe ihr 
mitgeteilt, daß es sich bei der Novum um „eine der 
KPÖ nahestehende Gesellschaft" handele. Es sei je- 
doch nie so direkt gesagt worden, daß die Novum 
eine KPÖ-Firma sei, aus den Gesprächen habe man 
dies aber schließen müssen. 

Demgegenüber wurde am 7. August 1981 die „Ge- 
meinsame Konzeption der Hauptabteilung II und 
der Hauptabteilung XVIII zur Organisierung und 
Durchführung pohtisch -operativer Sicherungsmaß- 
nahmen im Zusammenhang mit Handels- und Wirt- 
schaf tsuntemehmen im nichtsozialistischen Ausland 
mit speziellen kommerziellen Aufgaben - Deckname 
, Basis' als streng geheimer Entwurf des MfS von 
Generalmajor Kratsch und Generalmajor Kleine un- 
terzeichnet (BT-Drucksache 12/7600, Dokument 71, 
S. 477 ff.). Dieser Konzeption war eine vom MfS, 
HA 11/19, erstellte Liste „von Handels- und Wirtschafts- 
unternehmen im nichtsozialistischen Ausland ..." mit 
Stand 1. August 1981 als Anlage beigefügt, in der die 
Novum mit Sitz in der Wönnichstraße in BerÜn-Lich- 
tenberg und der Länderangabe Österreich genannt 
wird. 

In weiteren Unterlagen des Ministeriums für Staats- 
sicherheit soll die Novum GmbH als vor langer Zeit 
als Zweigfirma der Firma Kraus & Co./Österreich in 
Berlin eingerichtete Firma genannt worden sein, die 
wiederum eine Parteifirma der KPÖ sei. In einer an- 
deren Unterlage des MfS, HA XVIII/7, vom 8. Juni 
1983, wird die Novum als eine Firma der KPÖ 
bezeichnet, die in allen ökonomischen und kader- 
mäßigen Fragen durch das ZK der SED, Abteilung 
Internationale Verbindungen angeleitet werde. 


e) Dr. Gerhard Beil 

Dr, Beil - letzter Minister für Außenhandel der DDR - 
erklärte, daß er bei seiner Amtseinführung von dem 
damaligen stellvertretenden Minister, Dr. Gerhard 
Weiss, darüber unterrichtet wurde, 

„daß es verschiedene Firmen der KPÖ gab, die im 
DDR-Außenhandel mit Österreich tätig waren. Dar- 
unter auch die Firma Novum. " 

Dr. Beil, seit 1953 Mitglied der SED, seit 1981 im 
ZK der SED und im Ministerium für Außenhandel 
(MAH) zuständig auch für Österreich, traf ab 1972/73 
bei Leipziger Messen regelmäßig mit Steindling zu- 
sammen, die er als „Leiterin des Wirtschaftsappara- 
tes [der KPÖ, Anm. d. Red.]" bezeichnete. 

Nach Aussage von Dr. Gerhard Beü vor dem VG Ber- 
lin am 2. Juli 1996 hat er gewußt, 

„daß für gemischte Gesellschaften von seiten der 
DDR dort, wo es notwendig war, Treuhanderklärun- 
gen von natürlichen Personen verlangt wurden. " 

Er könne aber weder sagen, welchen Inhalt noch 
welche Form diese Erklärungen gehabt hätten, da er 
direkt damit nichts zu tun gehabt habe. Ihm sei je- 
doch auch nicht bekannt, daß Treuhanderklärungen 
zum Schein abgegeben worden seien. Konkret zu 
den von den Gesellschaftern der Novum zugunsten 
der Zentrag abgegebenen Treuhanderklärungen be- 
fragt, hat Dr. Beil am 5. Dezember 1996 vor dem Un- 
tersuchungsausschuß ausgesagt, er habe davon zum 
ersten Mal nach 1990 aus der Presse erfahren und 
dieses Jahr (1996) im August zum ersten Mal eine 
derartige Treuhanderklärung gesehen (Protokoll 
Nr. 42, S. 19). Bei seiner Vernehmung vor dem VG 
Berlin am 2. Juli 1996 hat Dr. Beil ausgesagt: 

„Solche Treuhanderklärungen sind mir bisher aber 
nicht vorgelegt worden. " 

Im Verlauf dieser Vernehmung wurde Dr. Beil die 
Treuhanderklärung von Steindling vom 16. März 
1978 vorgelegt. Gemäß Dr. Beils Aussage vor der 
Staatsanwaltschaft bei dem KG Berlin, Arbeitsgrup- 
pe Regierungskriminalität, am 1. Juli 1992 hat er die 
Treuhanderklärung jedoch bereits „das erste Mal bei 
der vorangegangenen Vernehmung [am 23. Juni 
1992, Anm. d. Red.] gelesen". 

Andererseits hat er jedoch bei seiner Vernehmung 
am 2. Juli 1996 vor dem VG Berlin auch gesagt, er 
habe im Zusammenhang mit dem geplanten Bau 
eines Bürogebäudes der Novum in der Wönnich- 
straße in Berlin-Lichtenberg von einer „Treuhand- 
lösung " gewußt. 

„Ob in diesem Zusammenhang davon die Rede war, 
daß eine Treuhanderklärung abgegeben wurde, 
kann ich nicht sagen. " 

Die näheren Umstände hierzu hat Dr. Beil folgender- 
maßen dargestellt: Das ehemalige Bürogebäude der 
Novum in der Mittelstraße unmittelbar hinter dem 
damals neu errichteten Ministerium für Außenhandel 
sollte zwecks Schaffung eines Parkplatzes für die 
Botschaft der USA Anfang der 70er Jahre abgerissen 
werden, weshalb die Novum nach einem neuen 
Gebäude suchte. Nachdem sich kein geeignetes 
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Gebäude fand, kam man auf die Idee, selbst ein 
Gebäude zu errichten. Fürböck, zu dieser Zeit Ge- 
schäftsführer und Mitgesellschafter der Novum, stieß 
auf das Grundstück in der Wönnichstraße in Lichten- 
berg. Da seine Bemühungen um dieses Grundstück 
beim Rat des Stadtbezirkes Lichtenberg erfolglos ge- 
blieben waren, kam er nach Aussage von Dr. Beil zu 
ihm und bat um Unterstützung bei diesem Vorhaben. 
Dr. Beil schrieb daraufhin selbst an den Rat des 
Stadtbezirkes und an den Magistrat von Groß-Berlin, 
Stadtrat für Raumordnungsplanung, der das Bauvor- 
haben ebenfalls ablehnte. Schließlich wandte er sich 
an den Leiter der Abteilung Handel und Außenhan- 
del des ZK der SED, Hilmar Weiß, der wiederum 
einen Kontakt zwischen dem Leiter der Abteilung 
Parteibetriebe und Finanzen des ZK der SED, Karl 
Raab, und Helmut Fürböck herstellte. Da nach gel- 
tendem DDR-Recht eine ausländische Firma keinen 
Baugrund erwerben konnte, wurde nach der Aus- 
sage Dr. Beils folgende Lösung gefunden. Raab soll 
sich bereit erklärt haben, das besagte Grundstück von 
der Zentrag (SED -Betrieb) für die Novum zu über- 
nehmen, damit die Novum ihr Bürogebäude errich- 
ten konnte. Über die Nutzung dieses Grundstückes 
soll zwischen der Zentrag und der Novum eine Treu- 
handvereinbarung abgeschlossen worden sein. 

Hierzu existiert ein Schreiben von Fürböck an Dr. 
Beil vom 10. September 1974, in dem es heißt: 

„Im Anhang zu unserem Schreiben vom 28. 8. 
1974 teilen wir noch intern mit, daß die NOVUM 
als Zentrag -Betrieb dem Wirtschaftsbereich des 
Genossen Raab angeschlossen ist und nach Rück- 
sprache mit Genossen Raab dieser bereit wäre, den 
Bau auf Zentrag bzw. Fundament durchzuführen,' 
so daß sämtliche Genehmigungen sofort erteilt 
werden könnten . " 

Obwohl sich Dr. Beil an die Vorgänge bezüglich des 
Bauvorhabens der Novum insgesamt sehr gut und 
auch an das von Fürböck erwähnte Schreiben vom 
28. August 1974 konkret erinnern konnte, hat er in 
seiner Vernehmung vor dem Verwaltungsgericht Ber- 
lin am 18. Juni 1996 ausgesagt, daß er nach seiner Er- 
innerung das Schreiben Fürböcks vom 10. September 
1974 hier zum ersten Mal sehe. 

„Ich habe das Schreiben vom 28. August 1974 zu- 
nächst als abschließendes Schreiben insoweit ver- 
standen, daß über den Weg Raab alles erledigt ist. 
... Wenn es zutreffend gewesen wäre, daß es sich 
bei der Firma Novum um ein Zentrag -Unterneh- 
men gehandelt hätte, hätte es keinen Sinn ge- 
macht, den Weg über mich und Herrn Weiß zu 
Herrn Raab zu gehen. Es hätte dann näher gele- 
gen, wenn Herr Fürböck sich direkt an Herrn Raab 
gewandt hätte 

Fürböck hat in seiner eidesstattlichen Versicherung 
vom 2. Juli 1993 hierzu geäußert, Dr. Beil und Raab 
hätten diese Lösung ausgearbeitet, die Novum hinter 
der Zentrag „zu verstecken", weil eine ausländische 
Firma keine Baugenehmigung in der DDR bekom- 
men hätte. Er selbst hätte die Idee gehabt, die Treu- 
handerklärungen wieder aufleben zu lassen, da man 
sich dadurch Erleichterungen für das Bauvorhaben 
versprochen habe. Es ergibt jedoch keinen Sinn, daß 


Fürböck die von Dr. Beil selbst miterarbeitete Lösung 
diesem dann intern mitteilt. 

Das KG Berlin Berlin beurteilte diese Begründung 
Fürböcks ebenfalls als nicht überzeugend, weil einer- 
seits sein Schreiben nicht dem Zweck gedient haben 
könne, Dr. Beil eine nicht bestehende Zugehörigkeit 
der Novum zur Zentrag vorzutäuschen, da er als zu- 
ständiger Staatssekretär im MAH über die tatsäch- 
liche Situation der Novum hätte informiert gewesen 
sein müssen. Andererseits könne das Schreiben auch 
nicht in der Absicht verfaßt worden sein, die zustän- 
dige Behörde für die Erteilung der Standortgenehmi- 
gung zu täuschen, weil die Mitteilung als „intern" 
bezeichnet worden sei. Wenn eine Täuschungsab- 
sicht bestanden hätte, hätte man direkt an die zu- 
ständige Behörde schreiben können, um durch Vor- 
täuschung falscher Tatsachen eine Standortgenehmi- 
gung zu bekommen. Ein Grund für Fürböck, die 
Novum fälschlich gegenüber Dr. Beil als Zentrag- 
Betrieb zu bezeichnen, war nach Ansicht des Kam- 
mergerichtes in Berlin deshalb nicht zu erkennen. 

Das VG Berlin interpretierte in seinem Urteil vom 
12. Dezember 1996 (Az. VG 26 A 789/92) die Formu- 
lierung Fürböcks, die Novum sei als Zentrag-Betrieb 
dem Wirtschaftsbereich des Genossen Raab ange- 
schlossen, nicht als Indiz dafür, daß Fürböck tatsäch- 
lich von einer Verbundenheit mit Zentrag ausgegan- 
gen sei. 

Nach Ansicht des Untersuchungsausschusses be- 
steht der Sinn des Schreibens von Fürböck an Dr. Beü 
am 10. September 1974 darin, daß Dr. Beil, der von 
den aufgetretenen Schwierigkeiten bei der Erteilung 
von Genehmigungen wußte, damit lediglich mitge- 
teilt werden sollte, daß die Zentrag offiziell das Bau- 
vorhaben für die Novum übernimmt und Karl Raab 
als zuständiger Leiter beim ZK der SED damit einver- 
standen ist. Intern war die Mitteilung deshalb, weil 
die Tatsache, daß die Novum eigentlich ein „Zen- 
trag-Betrieb" und keine KPÖ-Firma ist, nach außen 
auch gegenüber anderen DDR-Behörden geheim ge- 
halten werden sollte. Einen Zusammenhang zwi- 
schen den beiden im Jahre 1974 von Fürböck und 
Hanzlicek abgegebenen Treuhanderklärungen, die 
angeblich zur Erleichterung der Bauvorbereitungen 
wieder eingeführt worden seien, zum Bauvorhaben 
konnte der Untersuchungsausschuß nicht erkennen, 
zumal diese nie einer Behörde zur Erlangung einer 
Bau- oder Standortgenehmigung vorgelegt worden 
sind. 

Dr. Beil konnte sich in seinen Vernehmungen auch 
nicht mehr daran erinnern, ob das Grundstück in der 
Wönnichstraße von der SED oder einem SED -Betrieb 
gekauft, gepachtet oder in anderer Weise übernom- 
men wurde, es sei immer nur von einer treuhänderi- 
schen Lösung die Rede gewesen. Mit dem Bau selbst 
habe er nur noch insofern zu tun gehabt, als das 
MAH für die Erteilung von Genehmigungen für die 
Einreise der Bauarbeiter und die Einfuhr des Bau- 
materials aus Österreich zuständig war. (Protokoll 
Nr. 42, S. 19 f.) Diese von Dr. Beil geschilderte Vor- 
gehensweise bezüglich des Grundstückes ist nach 
seiner Auffassung eine Bestätigung dafür, daß die 
Novum keine Firma der Zentrag gewesen sei. 
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„dann wäre doch das einfachste gewesen, sie 
wären gleich zur Zentrag gegangen und hätten ge- 
sagt: Zentrag oder SED, ihr seid ja der Eigentümer, 
nun helft uns gleich mal!" (Protokoll Nr. 42, S. 24). 

Als Dr. Beil bei seiner Vernehmung vor dem Untersu- 
chungsausschuß einige Auszüge aus Treuhanderklä- 
rungen von Gesellschaftern der Novum zugunsten 
der Zentrag vorgehalten wurden, sagte er wie schon 
zuvor vor dem VG Berlin, daß dies seinen gesamten 
Erkenntnissen, die er seit 1961 in der Arbeit im 
Außenhandel hatte, widerspräche. Ihm sei bis 1989 
immer klar gewesen, daß die Novum zum Wirt- 
schaftsapparat der KPÖ gehört habe. Er könne sich 
deshalb den Sinn der Treuhanderklärungen nicht er- 
klären. Seiner Meinung nach seien die Aktivitäten, 
die er während seiner Tätigkeit beim MAH unter- 
nommen hätte, um der Novum Provisionsanteile zu- 
gunsten von Transinter wegzunehmen, wenn die 
Novum tatsächlich ein SED-Betrieb gewesen sei, 
sinnlos gewesen. Seine Gespräche mit Muhri (Vorsit- 
zender der KPÖ) in Wien als auch das Treffen Muhris 
mit Honecker 1987 in Berlin, bei denen es immer 
auch um die Novum (als Firma des Wirtschaftsappa- 
rates der KPÖ) gegangen sei, sprächen ebenfalls ge- 
gen diese Auffassung, daß die Novum der SED ge- 
hört habe (Protokoll Nr. 42, S. 22, 24). 

Auffällig ist, daß die verschiedenen Aussagen Dr. Ger- 
hard Beils vor dem VG Berlin und vor dem Unter- 
suchungsausschuß teilweise nahezu wörtlich iden- 
tisch sind. 

Nach der Wende war Dr. Beil finanziell und wirt- 
schaftlich mit der Novum verbunden. 

Auf Initiative des ehemaligen Protokollchefs Dr. Beils 
im Ministerium für Außenhandel der DDR, Dieter 
Hellmuth, der am 3. Juli 1990 neben Steindling Ge- 
schäftsführer der Novum wurde, hat Dr. Beil vom 
1. November 1990 bis April 1991 die Novum für ein 
Honorar von 1 000 DM monatlich beraten. 

Für Überweisungen von Provisionen der Firma Krupp 
hat er ein Schweizer Konto von Novum genutzt, Hin- 
tergrund dieser Zahlungen war ein im Mai 1990 zwi- 
schen dem ehemalige Außenhandelsminister der 
DDR, Dr. Gerhard Beil, und Friedrich Krupp AG 
(Krupp) mündlich geschlossener Beratervertrag, der 
erst knapp ein Jahr später, im März 1991, schriftlich 
fixiert wurde, dessen Aufhebung aber bereits vier 
Monate später zum 1. Juli 1991 erfolgte. Für seine 
Beraterleistungen erhielt Dr. Beil von Krupp insge- 
samt 810 000 DM Honorar, das in vier Tranchen aus- 
gezahlt wurde, sowie finanzielle Mittel (35 000 DM 
und 40 000 DM) zur Anschaffung eines PKW und zur 
Ausstattung eines Büros. 

Dr. Beil nannte Krupp das Konto Nr. 207550 der 
Novum bei der Züricher Bank Cantrade als Empfän- 
gerkonto, auf das die Honorarzahlungen zwischen 
dem 1. Juni 1990 und dem 30. April 1991 überwiesen 
wurden. 

Daß es sich dabei um das Konto 207550 der Novum 
bei der Bank Cantrade gehandelt hatte, will Dr. Beil 
nicht gewußt haben (Protokoll Nr. 42, S. 34). Er hat 
vor dem Untersuchungsausschuß ausgesagt, er habe 
zum damaligen Zeitpunkt, im Mai 1990, keine Mög- 


lichkeit gesehen, ein eigenes Konto im Westen zu er- 
öffnen (Protokoll Nr. 42, S. 31 f.). Aus diesem Grund 
habe er Rudolfine Steindling gebeten, ihm ein Konto 
für die erwarteten Geldtransfers zu nennen. Es liegt 
die Vermutung nahe, daß Steindling dem ehema- 
ligen DDR-Minister deshalb ein Konto der Novum 
nannte, weil auch das Unternehmen eine enge Zuge- 
hörigkeit zur DDR hatte. 

Mit Geld von diesem Konto der Novum in der 
Schweiz hat Dr. Beil ein Grundstück in Österreich ge- 
kauft. Außerdem hatte Dr. Beil in Wien eine Postan- 
schrift in dem Gebäude, in welchem auch Rudolfine 
Steindling ein Büro unterhielt. 

f) Weitere Hinweise zu den Eigentumsverhältnissen 
aa) Arbeitsordnung 

In der am 1. Januar 1985 für die Novum eingeführ- 
ten Arbeitsordnung, welche die vorherige vom 1. No- 
vember 1975 außer Kraft setzte, wurde die Novum in 
Punkt 1.1. als ein „Außenhandelsbetrieb" bezeich- 
net, „der in der DDR Vertretertätigkeit ausübt". Der- 
artige, die internen Arbeitsabläufe wie Leitung des 
Betriebes, Arbeitszeit, Urlaub, Unterschriftsbefug- 
nisse, Dienstreisen, betriebliche Sicherheit u.ä.m. 
regelnden Arbeitsordnungen galten ansonsten für 
die volkseigenen Außenhandelsbetriebe, mit denen 
die Novum zumindest in Bezug auf Organisation 
des Arbeitsablaufes damit gleichgestellt wird. Die 
Arbeitsordnung wurde von Rudolfine Steindling 
auf Seiten der Geschäftsleitung und der „BGL" 
(Betriebsgewerkschaftsleitung), die in jedem DDR- 
Betrieb als Interessenvertretung der sog. Werktätigen 
gewählt wurde, unterschrieben. 

bb) Betriebsnummer 

Im Februar 1980 wurde der Novum von der Staat- 
lichen Zentralverwaltung für Statistik der DDR eine 
Betriebsnummer zugeteilt, obwohl Auslandseigen- 
tum von der Statistik in der DDR nicht erfaßt worden 
ist. Auch dies spricht dafür, daß die Betriebsnummer 
erteilt wurde, weil die Novum zum Volkseigentum 
gehörte. 

cc) Steuerrechtliche Behandlung der Novum in der DDR 

Der Untersuchungsausschuß hat festgestellt, daß die 
Novum in der DDR außer Lohnsteuer und Sozialver- 
sicherungsbeiträgen keine Steuern zu entrichten 
hatte. Grund hierfür war der Eintrag der Novum in 
die sog. Exotenliste, in der die Zwangsvertreter- 
firmen wie Simpex, Asimex oder F. C. Gerlach ver- 
zeichnet waren. Dies deutet darauf hin, daß Novum 
ein DDR-eigener Zwangsvertreter war. 

Helmut Fürböck hat dazu eidesstattlich versichert, 
man habe Treuhanderklärungen an die Zentrag ab- 
geben müssen, um eine Befreiung von der Steuer- 
pflicht, der ausländische Unternehmen unterlagen, 
und eine automatische Zollbefreiung zu erhalten. Da- 
durch sei die Novum wie eine Parteifirma behandelt 
worden. Ob diese Behauptung stimmt, hat der Unter- 
suchungsausschuß nicht eindeutig klären können. 
Fest steht, daß die Novum steuerbefreit war, dazu 
haben dem Untersuchungsausschuß verschiedene 
Aussagen und Bewertungen Vorgelegen: 
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Rechtsanwalt (RA) Hilpert, der sich Lm Auftrag der 
Novum mit der steuerlichen Problematik befaßte, 
schrieb am 17. Mai 1990 an die Prokuristin der No- 
vum, Hannelore Schulz, daß wir [die Novum, 
Anm. d. Red.] erstmalig in die Steuer einsteigen 
In diesem Schreiben sieht RA Hilpert die Befreiung 
von der Körperschaftsteuerpfhcht gegeben, da „§ 4 
(1) Ziff. 3 Körperschaftsteuergesetz von der Körper- 
schaftsteuer persönlich befreit, weil der Zweck [der 
Novum, Anm. d. Red.] die Vermögensverwaltung für 
eine politische Partei (SED) war." Er betonte aller- 
dings, daß die Vorschriften über das Belegwesen, 
Grundmittelrechnung, Material- und Warenrech- 
nung, Finanzrechnung, Büanzgewinne und -Verluste 
nie richtig berücksichtigt worden seien, so daß es 
kaum möghch sei, genaue Angaben für eine Be- 
steuerung der Novum zu machen. Außerdem seien 
künftig die Gesellschafter korrekt zu benennen, 
weil aus dem beglaubigten Registerauszug vom 
12. Juli 1984 zur Nr. der Fa. HRB 4984 weder die Ge- 
sellschafter noch ein eventueller Vorstand hervor- 
gehen. " 

Die Buchhalterin Barbara Portier, die seit 1978 bei 
der Novum arbeitete, erklärte, daß Ende 1990 bzw. 
Anfang 1991 wahrscheinlich aus Wien die Anwei- 
sung gekommen sei, daß sämtliche Buchhaltungs- 
unterlagen und Bankbelege nach Wien zu bringen 
wären. Was mit den Unterlagen in Wien geschah, hat 
der Untersuchungsausschuß nicht klären können. 

dd) Einordnung der Novum in die DDR-Wirtschaft 

Es konnte bisher nicht festgestellt werden, ob die 
Novum Provisionsgewinne auf Konten der Abteilung 
Verkehr des ZK der SED abführte. Auch Mittelab- 
flüsse auf andere SED-Konten, wie z.B. den sog. Dis- 
poniblen Parteifonds, konnten bisher nicht fest- 
gestellt werden. 

Eine Rechenschaftspflicht der Novum gegenüber 
dem Bereich KoKo, der Abteilung Verkehr des ZK 
der SED oder einer anderen Institution der DDR 
konnte ebenfalls nicht belegt werden, was angesichts 
umfänglicher Vernichtungsaktionen und der betrie- 
benen Konspiration nicht verwundert. Hinsichthch 
der Rechenschaftspflicht der Novum gegenüber der 
KPÖ stellt die BvS fest; „Die Novum ist offenkundig 
in Protokollen, Berichten oder ähnlichen internen Un- 
terlagen der KPÖ bzw. ihres , Wirtschaftsapparates' 
nie erwähnt worden. " Allerdings steht dem die Aus- 
sage Rudolfine Steindlings entgegen, wonach die 
Novum sehr wohl gegenüber der Leitung des Wirt- 
schaftsapparates der KPÖ rechenschaftspflichtig ge- 
wesen sei. 

ee) Parallelfälle 

Der Untersuchungsausschuß hat zur Kenntnis ge- 
nommen, daß es auch andere SED-Gesellschaften 
gegeben hat, deren Treuhänder schriftliche Treu- 
handerklärungen zugunsten der Zentrag abgegeben 
haben. Dies zeigt, daß eine solche Verfahrensweise 
in der DDR durchaus üblich gewesen ist. Im Bereich 
der SED einschließlich der Zentrag sind Treuhan- 
derklärungen, wie sie die Gesellschafter der Novum 
abgegeben haben, an der Tagesordnung gewesen. 
Als Beispiele wurden die von der Notarin Ingeburg 


Gentz norariell beglaubigten Treuhanderklärungen 
von Willi Kirschey, Else Manske-Krausz, Rudolf Engel 
und Professor Kurt Liebknecht vom 19, März 1952 als 
Treuhänder der Zentrag betreffend die Henschel Ver- 
lag, Kunst und Gesellschaft GmbH sowie die Erklä- 
rung von Heinz Bernhardt vom 18. Juni 1990 betref- 
fend die MERCURIA GmbH genannt, die wortgleich 
mit den Novum-Treuhanderklärungen sind. Nach 
den bisherigen Feststellungen der UKPV hatten 
sich diese „in keinem Fall als falsch bzw. als bloße 
Scheinerklärungen" erwiesen. Der Treuhandvertrag 
zwischen der Deutschen Handelsbank AG und der 
Rechtsanwältin Dr. Evelyn Dürrmayer vom 17. Mai 
1984 betreffend die Firma REFINCO Establishment, 
Vaduz, der inhaltlich weitgehend mit den Treu- 
handerklärungen der Novum-Gesellschafter über- 
einstimmt, zeigt nach Ansicht der THA, daß „es in 
der DDR üblich war, österreichische Kommunisten 
als Treuhänder einzusetzen und durch Treuhand- 
erklärungen an sich zu binden". 


5. Konten und Finanztransaktionen, die eine 
Zugehörigkeit zum Machtbereich der SED 
vermuten lassen 

Der Untersuchungsausschuß hat im Rahmen der Be- 
weiserhebung zu den Eigentumsverhältnissen bei 
der Novum auch die Geldbewegungen auf ver- 
schiedenen ausgewählten Konten des Unternehmens 
untersucht. Die hierbei gewonnenen Erkenntnisse 
lassen den Untersuchungsausschuß zum Ergebnis 
kommen, daß zwischen Novum und der DDR ein Ver- 
hältnis bestand, das über die „normalen" Geschäfts- 
beziehungen eines Unternehmens einer „kommuni- 
stischen Bruderpartei" mit der DDR hinausgeht. Dem 
Untersuchungsausschuß ist nicht bekannt geworden, 
daß es Gesellschaften gab, die als Zwangsvertreter 
in der DDR tätig waren und nicht im Eigentum der 
DDR gestanden hätten. Auch dies bestärkt den 
Untersuchungsausschuß in seiner Auffassung, daß 
Novum ein SED -Unternehmen und nicht eines der 
KPÖ war. 

Die Novum hatte zur Abwicklung ihrer Vertreterge- 
schäfte Konten bei verschiedenen Banken in Öster- 
reich, Liechtenstein und der Schweiz eröffnet. In der 
DDR wurden bei der Staatsbank der DDR, der Deut- 
schen Außenhandelsbank (DABA) und der Deut- 
schen Handelsbank (DHB) Konten für Novum ge- 
führt. Bei der DHB liefen die Konten nicht auf den 
Namen Novum, sondern wurden von den mit Novum 
in besonderen Beziehungen stehenden Unterneh- 
men Transcarbon, Batimex, Procommerce, Mutual 
und Bemad reg. Trust geführt. Über diese sowie über 
Konten bei weiteren Banken wurden Gelder der 
Novum transferiert. 

Von den auf diese Konten transferierten Gelder be- 
hauptet Rudolf ine Steindling, es handele sich um 
Gelder der KPÖ bzw. Abführungen der KPÖ-Unter- 
nehmen an die Partei. Dieser Behauptung kann nicht 
gefolgt werden: Da Novum ein SED-Unternehmen 
war, sind die Gelder deshalb auch Gelder der SED 
gewesen. 
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a) Konto 467 bei der Staatsbank der DDR 
(Berliner Stadtkontor / Berliner Stadtbank AG / 
Berliner Bank AG) 

Nach dem Kontoeröffnungsantrag der Novum für 
das Mark der DDR-Konto 6651-16-467 (467) bei der 
Staatsbank der DDR (bis 1990, dann Berliner Stadt- 
kontor, ab April 1990 Berliner Stadtbank AG, seit 
Juni 1991 Berliner Bank AG) war einzelzeichnungs- 
berechtigt seit 1. Juni 1977 die Gesellschafterin und 
Geschäftsführerin Rudolfine Steindling. Ebenfalls 
Einzelzeichnungsberechtigung für dieses Konto hat- 
ten die jeweiligen Geschäftsführer, Prokuristen und 
Angestellten der Novum; Hanzlicek, Salzner, Schulz, 
Hellmuth, Russek, Groth und Docter. Das Konto 
diente in erster Linie zur Abwicklung der täglichen 
Geschäfte von Novum und wies in der DM-Eröff- 
nungsbilanz vom 1. Juli 1990 ein Guthaben von ins- 
gesamt 706 306 DM aus, 

Auf das Konto 467 der Novum flössen monatlich 
117 000 Mark der DDR. Überwiesen wurde dieser 
Betrag von einem SED-Sonderkonto (Nostrokonto) 
6651-14-699 (699), das ebenfalls bei der Staatsbank 
der DDR unter der Bezeichnung „Staaatsbank-Ber- 
hner Stadtkontor Berlin" geführt wurde. 

Im Gegenzug transferierte Novum von einem ihrer 
Konten in Österreich (CWC-Bank) vierteljährlich 
117 000 DM, also nicht etwa österreichische Schil- 
linge, auf das Konto 546 „Fauna" bei der DHB. Die- 
ses Konto war ein Nummernkonto der SED, das 1974 
auf Antrag von Erich Honecker eröffnet worden war. 
Zeichnungsberechtigt für 546 „Fauna" waren u.a. 
die SED-Funktionäre Karl Raab, Heinz Wildenhain 
und Wolfgang Langnitschke (vgl. zu Langnitschke 
Zweiter Teil, G.11.1.). Rudolfine Steindling erklärte 
den Hintergrund mit Geldtauschgeschäften: Karl 
Raab, Abteilungsleiter Finanzverwaltung und Partei- 
betriebe im ZK der SED, habe der Novum Devisen in 
Mark der DDR umgewandelt, anfänglich zu einem 
Kurs 1:2, auf Intervention von Steindling dann 1:3. 
Die Devisentransfers seien zuerst über ein Konto der 
Transcarbon bei der Bank für Handel und Effekten 
(BHE) in Zürich abgewickelt worden, später über das 
Konto der Novum bei der Central Wechsel- und Cre- 
ditbank Aktiengesellschaft (CWC) Wien. 

Nach Auffassung des Untersuchungsausschusses 
kann es sich auch um die Erfüllung von Planauflagen 
handeln, wie dies zum Beispiel bei Transinter ge- 
schah. Tr ansinter bekam als Vertreterfirma 0,21 Mark 
der DDR für jede erwirtschaftete Valutamark (VM) 
auf einem Konto gutgeschrieben. Dieses Geld diente 
zur Deckung der Inlandsausgaben wie Personal- 
kosten, Betriebsmittelkosten etc. (vgl. BT-Druck- 
sache 12/7600, S. 232). Analog hierzu wäre es auch 
denkbar, daß Novum Mark der DDR im Verhältnis 
3:1 je erwirtschafteter VM bekommen hat, um die 
laufenden Kosten zu decken. 

b) Konto 609 Transcarbon-Novum-Wien bei der 
Deutschen Außenhandelsbank (DABA) 

Bei der DABA wurde unter der Bezeichnung „Trans- 
carbon-Novum-Wien" in den Jahren 1985 bis 1990 
das DM-Konto Nr. 8608-2000-0609 (609) geführt. 
Letztmalig wird diese Bezeichnung am 4. Oktober 


1989 gebraucht, ab 31. Oktober 1989 lautete der 
neue Name „Commerzcontact". Am 9. Januar 1990 
wurde das Konto 609 Commerzcontact geschlossen. 
Nach Feststellungen der BvS hatten weder Rudolfine 
Steindling noch ande/e Personen aus dem „KPÖ- 
Wirtschaftsapparat" Zugriff auf die Novum- und 
Transcarbon-Kontenguthaben der DABA. Über die 
Konten wurden vielmehr ausschließlich Außen- 
handelsgeschäfte staatlicher Stellen der DDR, ins- 
besondere des Bereichs KoKo, abgewickelt. Verfü- 
gungsbefugt war allein der Präsident der DABA, 
Prof. Polze. Dies wird durch Dokumente belegt, nach 
denen Prof. Polze für das Transcarbon-Novum-Konto 
verfügungsberechtigt war; nicht dokumentiert ist, ob 
nur er alleine über das Konto verfügen konnte. Er 
ließ sich regelmäßig über das Konto berichten und 
erhielt Aufstellungen über Festgeldanlagen. 

Auf dem Konto 609 wurden diverse Einzahlungen 
der Vertreterfirma Transinter mit dem Text: „Ein- 
zahlung Transinter zur Verfügung Dr. Beil Konto 
8608-1000-3304" verbucht. Diese sollen im Zusam- 
menhang stehen mit Provisionszahlungen. Auf Wei- 
sung von Dr. Beil, dem damaligen Staatssekretär und 
späteren Minister für Außenhandel, soll ein Teil der 
Provisionen an „den Präsidenten der DABA zur Ver- 
fügung des Ministeriums für Außenhandel“ überwie- 
sen worden sein (Protokoll Nr. 34, S. 171 und Proto- 
koll Nr. 42, S. 53). Prof. Polze verbuchte die Gelder 
dann auf dem Transcarbon-Novum-Wien-Konto. 
Warum er dieses Konto benutzte, hat der Unter- 
suchungsausschuß nicht abschließend klären können. 

Am 10. Dezember 1989 befanden sich auf dem Konto 
609 rd. 31 Mio. DM, die Dr. Beil „in Anbetracht der 
komplizierten Zeit im Dezember 1989 ... vollständig, 
so wie sie waren, dem Staatshaushalt der DDR " über- 
wies (Protokoll Nr. 42, S, 53). Der Betrag wurde dem 
„Fonds Beil" gutgeschrieben. Das war ein im Mini- 
sterium für Finanzen und Preise geführter Haushalts- 
posten für das MAH, der Dr. Beil nach seiner Be- 
hauptung allerdings unbekannt war (Protokoll Nr. 42, 
S. 52). Zu dem Zeitpunkt wurde das Konto 609 auf 
den Namen Commerzcontact geführt. 

c) Weitere Novum-Konten bei der Deutschen 
Außenhandelsbank 


Bei der DABA gab es verschiedene Novum-Konten. 


Konto 

Eröffnung 

Zeichnungs- 

berechtigung 

8646-2005-2146 
„Firma Novum" 

10. 8.77 
durch Prof. 
Polze 

„Verfügungen nur 
entsprechend den 
Weisungen des 

Gen. Dr. Polze" 

8608-2005-2206 
„Novum ABV" 

9. 4. 79 
durch Prof. 
Polze 

„Verfügungen nur 
entsprechend den 
Weisungen des Gen. 
Dr. Polze" 


Damit hat Prof. Polze die beiden Konten nicht nur 
persönlich eröffnet, sondern hatte auch umfassende 
und ausschließliche Verfügungsgewalt darüber. 
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d) Konten bei der Deutschen Handelsbank (DHB) 

Bei der DHB (Ost) verfügte die Novum unter ihrem 
eigenem Namen über kein Konto. Allerdings hatten 
die Unternehmen Batimex (211), Transcarbon AG 
(576) und Mutual (622) Konten bei der DHB eröffnet, 
für die Rudolfine Steindling zeichnungsberechtigt 
war. Diese Konten wurden von der Novum zur Ab- 
wicklung der geschäftlichen Transaktionen benutzt. 
Hinweise, daß auf den drei Konten irgendwelche 
Zahlungen eingingen, die auf Geschäften anderer 
Unternehmen als der Novum selbst beruhten, lagen 
nicht vor. 

In der DM-Eröffnungsbilanz der Novum von 1990 
wurden fünf Währungskonten mit einem Guthaben 
von 3 278 412 DM angegeben. Die Verbindlichkeiten 
gegenüber der DHB betrugen 218 674;77 DM. 

Aus dem Stockregister der DHB läßt sich erkennen, 
daß auch die in Vaduz ansässige Procommerce Est. 
ein Konto mit der Nummer 577 bei der DHB führen 
ließ. Die Post für dieses Konto und somit für Procom- 
merce leitete die Bank an Helmut Fürböck von der 
Novum weiter. Dies dokumentiert den engen Bezug 
zur Procommerce. 

e) 100’Millionen-DM-Kredit 

Am 9. und am 15. Januar 1986 erhielt die DABA in 
Berlin (Ost) „wegen ~ Vereinbarung dezember 1985 
insgesamt 100 Mio. DM von verschiedenen Konten 
der Novum und der Transcarbon überwiesen. Unter- 
zeichnet war das Fernschreiben, in dem die Überwei- 
sungen avisiert wurden, mit dem Kürzel „rust", d.h. 
von Rudolfine Steindling. 


Bank 

Konto- 

inhaber 

Konto 

Betrag 

CWC-Bank 

Zürich 

Novum 

20029 

7,7 Mio. 
DM 

Bank Cantrade 
Zürich 

Novum 

207550 

48,2 Mio. 
DM 

Handelsbank 
NatWest Zürich ^) 

Novum 

627835 

16,3 Mio. 
DM 

Österreichische 
Länderbank AG 
Wien^) 

Trans- 

carbon 

130-151-310 

27,8 Mio. 
DM 


jetzt Coutts & Co. AG Zürich 
jetzt Bank Austria AG 


Zurückgezahlt wurde der Kredit in den Jahren 1988 
und 1990 in mehreren Tranchen auf Konten der 
Novum. Aus dem Briefwechsel des damaligen Ge- 
schäftsführers der Novum, Salzner, mit der DABA 
ergibt sich die Anweisung an die DABA, die Rück- 
zahlung des Darlehens auf bestimmte Konten in be- 
stimmten Teilbeträgen vorzunehmen: 

„Bezug nehmend auf das mit Ihnen geführte 

Gespräch vom 22. 12. 1986 darf ich Sie auftrags des 


geschäftsführenden Gesellschafters Frau R. Steind- 
ling um nachstehenden Überweisungsvorgang bit- 
ten: 

15 Mio. DM Handelsbank Zürich, zu Gunsten No- 
^vum 627.835.00-02 

20 Mio. DM Österreichische Länderbank, zu Gun- 
sten Novum 130-151-309-/00/2 [unleserlich] 

10 Mio. DM ZICJentral Wechsel- und Creditbank, 
zu Gunsten Novum 211-20029/09/00 

5 Mio. DM Bank Cantrade Zürich, zu Gunsten 
Novum 207.550.204 

zuzüglich Überweisung der Zinsen . " 

Damit flössen Im Januar 1988 die ersten 50 Mio. DM 
auf Novum-Konten in Österreich und in der Schweiz 
zurück. 

Die zweite Hälfte des Kredites, einschließlich Zinsen, 
überwies Prof. Dr. Werner Polze, der damalige Präsi- 
dent der DABA, mit Wertstellung 8. Juni 1990 auf das 
Novum-Konto bei der Bank Cantrade in der Schweiz 
(66 857 629,24 DM) und auf ein Konto der RE Inkom- 
pex bei der Länderbank-Export AG Wien (2,5 Mio. 
DM). 

Nach Aussage von Dr. Beil, zum Zeitpunkt der 
Kreditvergabe bzw. Geldanlage Außenhandelsmini- 
ster der DDR, seien die 100 Mio. DM im Zusammen- 
hang mit dem Milliarden-Kredit der Bundesrepublik 
Deutschland für die DDR zu sehen. Rudolfine Steind- 
ling habe ebenfalls angeboten, der DDR einen Kredit 
zu gewähren. Der Präsident der DABA, Prof. Polze, 
soll mit Steindling die Einzelheiten der Kreditver- 
gabe verabredet haben. Dr. Beil selbst habe sich um 
Details nicht gekümmert. 

Nach Aussage von Prof. Polze sei Rudolfine Steind- 
ling bei der DABA gewesen und habe in einem Ge- 
spräch mit ihm angekündigt, daß die KPÖ Geld bei 
der Bank anlegen wolle (Protokoll Nr. 31, S. 37). Er, 
Prof. Polze, habe aber nicht genauer nachgefragt, ob 
diese Summe tatsächlich Vermögen der KPÖ sei, son- 
dern habe sich mit Steindlings Erklärung zufrieden 
gegeben. Zur Herkunft des Geldes erklärte Polze, er 
habe schon die Möglichkeit gesehen, daß das Geld 
unter Umständen auch im Auftrag der SED-Führung 
bei der DABA hätte angelegt worden sein können 
(Protokoll Nr. 31, S. 42). 

Es habe aber keine schriftliche Vereinbarung über 
die Anlagemodalitäten gegeben, da dies bei Geld- 
anlagen nicht üblich gewesen sei (Protokoll Nr. 31, 
S. 25). Es sei nur mündlich vereinbart worden, daß 
Novum über die Summe verfügen könne, was auch 
später durch Rudolfine Steindling geschehen sei 
(Protokoll Nr. 31, S. 63). 

Es ist für den Untersuchungsausschuß wenig wahr- 
scheinlich, daß ein westliches Unternehmen, das 
nicht zum Machtbereich der DDR gehörte, überhaupt 
Geld bei der DABA anlegen würde. Und dies schon 
gar nicht ohne schriftlichen Vertrag. Kreditausrei- 
chungen an die DABA war typisch für DDR-eigene 
Unternehmen bzw. Unternehmen, die im Einfluß- 
bereich der DDR standen. Insbesondere in den 80er 
Jahren, in der Zeit der sog. Devisenklemmsituation, 
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war es in der DDR durchaus üblich, daß Unter- 
nehmen und speziell der Bereich Kommerzielle Ko- 
ordinierung (KoKo) unter Leitung von Dr. Schalck- 
Golodkowski an staatliche Institutionen, wie die 
DABA oder das Ministerium für Finanzen (MdF) 
Kredite ausreichten (vgl. BT-Drucksache 12/7600, 
S. 325-327). Prof. Polze hat dies vor dem Untersu- 
chungsausschuß noch einmal bestätigt. So habe die 
Intrac HGmbH, ein Unternehmen der Abteilung 11 
des Bereichs KoKo, mehrere 100 Millionen DM als 
Kredit der DABA zur Verfügung gestellt. 

f) „Franz Markovic“ 

Auf das Novum-Konto Nr. 207550 bei der Cantrade 
in Zürich ist durch Oberst Erich Gaida, einem Mit- 
arbeiter des Ministeriums für Staatssicherheit (MfS), 
Hauptverwaltung Aufklärung (HVA), Sektor Wissen- 
schaft und Technik (SWT), mindestens eine Überwei- 
sung vorgenommen worden. Dabei benutzte Gaida 
den Aliasnamen Franz Markovic. Am 27. August 
1990 wurde mit Wertstellung 30. März 1990 vom 
Markovic/Gaida-Konto 753 bei der DHB in Berlin 
(Ost) 1 054 300 DM auf das Novum-Konto bei der 
Bank Cantrade transferiert. Im Auftrag des MfS hatte 
Gaida unter dem Namen Franz Markovic schon am 
16. April 1981 das Konto 753 DHB eröffnet, über das 
dann vor allem finanzielle Transaktionen des MfS ab- 
gewickelt wurden. 

Die Tatsache, daß MfS-Oberst Gaida alias Markovic 
MfS-Gelder auf das Novum-Konto in der Schweiz 
überwies und das MfS als Empfängerkonto höchst- 
wahrscheinlich kein Konto benutzt hätte, das nicht 
im direkten Zugriff des MfS oder der SED stand, läßt 
ebenfalls den Schluß zu, daß Novum ein SED-Unter- 
nehmen war. Der Untersuchungsausschuß hält es für 
unwahrscheinlich, daß das MfS seine Mittel auf Kon- 
ten eines „ausländischen" Unternehmens einer sog. 
Bruderpartei transferiert hätte. Nach Presseberichten 
wurde inzwischen gegen Gaida Anklage beim LG 
Berlin erhoben. 


6. Zusammenfassung und Bewertung 
a) Zusammenfassung 

Die Novum gehörte als DDR-Unternehmen über die 
Zentrag zum SED-Vermögen. Dies ergibt sich aus 
dem Erwerb der Gesellschaftsanteile mit Geldern der 
Zentrag, wie dies von den Gesellschaftern Bondy und 
Hör am 27. November 1953 notariell erklärt wurde. 

Die Novum-Gesellschafter hielten ihre Gesellschafts- 
anteile jeweils für die Zentrag. Dies folgt aus den 
jeweils abgegebenen Treuhanderklärungen. Bestä- 
tigt werden diese Eigentumsverhältnisse durch den 
Vorschlag des Generaldirektors der Zentrag, Würz- 
berger, an die letzte treuhänderische Gesellschafte- 
rin der Novum, Rudolfine Steindling, durch Rückzah- 
lung von 50 000 Mark der DDR an die Zentrag könne 
sie alleiniges Eigentum an der Novum erwerben, wo- 
mit die abgegebenen Treuhanderklärungen gegen- 
standslos würden. 

Daran ändern auch Behauptungen nichts, letzeres 
sei nur pro forma geschehen und Treuhanderklärun- 


gen seien nicht zugegangen; insoweit fehlt jeder 
Beweis. Auch die von der UKPV mitgeteilte Auf- 
deckung des Versuchs der „Bereinigung" der nota- 
riellen Akte sowie der Verdacht der Zeugenbeein- 
flussung hinsichtlich dieses Komplexes sprechen für 
die Richtigkeit des Bestehens der Treuhandverhält- 
nisse. Hinweise, daß Steindling und ihre Berater seit 
1990 versucht haben, den wahren Sachverhalt durch 
Akten- und Zeugenmanipulation zu verschleiern, 
sind nicht widerlegt. 

Aber auch das Verhalten der Novum einerseits und 
der Umgang in der DDR mit ihr andererseits bestäti- 
gen, daß die Novum ein DDR-Unternehmen war. 

So wurde im Jahre 1974 im Zusammenhang mit 
einem Bauvorhaben die Novum in einem Schreiben 
ihres Gesellschafters Fürböck an Dr. Beil als Zentrag- 
Betrieb bezeichnet. 

Für statistische Zwecke wurde der Novum in der 
DDR eine Betriebsnummer zugeteilt. Auslandseigen- 
tum wurde hingegen von der Statistik nicht erfaßt. 

Steuerlich wurde die Novum wie die anderen 
Zwangsvertreterfirmen der DDR behandelt, d. h. sie 
wurde in die sogenannte Exotenliste eingetragen 
und damit von der Steuer freigestellt. Auch die 
Finanztransaktionen der Novum bzw. die über ihre 
Konten belegen, daß sie zum DDR- Vermögen ge- 
hörte. So erhielt die Novum auf ihr Konto 467 bei der 
Staatsbank der DDR monatlich von einem SED-Konto 
117 000 Mark der DDR, vierteljährlich transferierte 
die Novum 117 000 DM auf ein Konto der SED. Min- 
destens zwei Novum-Konten hat der Präsident der 
DABA, Prof. Polze eröffnet. Außerdem hatte er die 
Verfügungsgewalt darüber. 

Schließlich hat der MfS-Oberst Gaida alias Markovic 
MfS-Gelder auf das Novum-Konto in der Schweiz 
überwiesen. 

Auch diese Tatsachen belegen, daß Novum als DDR- 
Unternehmen SED-Vermögen war. 

b) Bewertung der Feststellungen des Unter- 
suchungsausschusses zu den Eigentums- 
verhältnissen der Novum 

Der Untersuchungsausschuß (mit Ausnahme des 
nicht stimmberechtigten Mitgliedes der PDS) ist nach 
sorgfältiger Prüfung der zur Verfügung stehenden 
Unterlagen zu der Auffassung gekommen: Die Novum 
war SED-Vermögen und fällt somit unter die Rege- 
lungen der §§ 20a und b PartG-DDR. Die Novum ein- 
schließlich ihres Vermögens unterliegt damit der 
treuhändischen Verwaltung. 

Bis zur Gründung der Novum war für den von der 
SED kontrollierten Außenhandel der DDR die Öster- 
reich-Abteilung der Deutschen Warenvertiebsgesell- 
schaft mbH (DWV) zuständig. Die DWV mußte 25 % 
ihrer Gewinne an die SED abführen. Im Zuge der 
Umstrukturierung des Außenhandels wurde der 
Österreich-Bereich aus der DWV ausgegliedert und 
auf die am 31. Mai 1951 neu gegründete Novum 
übertragen. Für eine kurze Zeit waren die Mitarbei- 
ter der Novum, es handelte sich dabei ausschließlich 
um Mitglieder der mit der SED befreundeten KPÖ, 
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auch noch gleichzeitig bei der DWV beschäftigt. Die 
Firmengründung der Novum erfolgte nach dem in 
der DDR weiter geltenden GmbH-Recht des ehemali- 
gen Deutschen Reiches. Der Untersuchungsausschuß 
ist davon überzeugt, daß das Gründungskapital für 
die Gesellschaft von der SED zur Verfügung gestellt 
worden war. Entgegen den Vorschriften des GmbH- 
Rechts wurde die Gründung der Novum aber nicht 
öffentlich gemacht. Nach außen trat die Novum stets 
als österreichisches Unternehmen auf. 

Der Untersuchungsausschuß geht davon aus, daß 
dies allein aus Gründen der Konspiration im Inter- 
esse des geschäftlichen Erfolgs geschah. Alle Gesell- 
schafter mußten bei ihrem Eintritt in die Novum 
Treuhanderklärungen zugunsten der Zentrag abge- 
ben. Zuletzt war dies Rudolf ine Steindling, die mit 
Treuhandvertrag vom 16. März 1978 erst 50%, dann 
am 28. April 1983 die restlichen 50% der Anteile an 
der Novum treuhänderisch übernommen hatte. Sämt- 
liche Treuhanderklärungen wurden in der Kanzlei der 
Notarin Ingeburg Gentz abgegeben, die für Beurkun- 
dungen des SED-Zentralkommitees zuständig war. 
Mit den Treuhanderklärungen sicherte sich die SED 
über die Zentrag neben den Eigentumsrechten auch 
weitgehende Einflußmöglichkeiten und Kontrollrechte 
zu, was eindeutig dafür spricht, daß es sich um ein 
SED -Unternehmen handelte. Kein ausländisches Un- 
ternehmen würde derartige Durchgriffsrechte, auch 
nicht von einer befreundeten Partei, dulden. 

Für den Untersuchungsausschuß gibt es aber noch 
mehr Anhaltspunkte dafür, daß es sich bei der 
Novum um ein SED-Unternehmen gehandelt hat. 
Beispielsweise wurden die Gehälter der Novum- 
Angestellten und die sonstigen laufenden Kosten des 
Unternehmens von einem Konto der SED überwie- 
sen. Seit 1972/1973 gab es auf Weisung der SED mit 
der KoKo-Firma Transinter Provisionsvereinbarun- 
gen. Danach mußte die Novum die HäKte ihrer er- 
lösten Provisionen an die zum KoKo-Bereich gehö- 
rende Transinter abführen, eine Regelung die in der 
DDR einmalig war und nicht dafür spricht, daß die 
Novum ein ausländisches Unternehmen ist. Daß, wie 
behauptet, die andere Hälfte der Provisionseinnah- 
men an die KPÖ geflossen ist, kann mit Unterlagen 
nicht belegt werden. Auf weitere Anhaltspunkte, die 
für die Auffasung der UKPV und des Untersuchungs- 
ausschusses sprechen, wurde im Bericht ausführlich 
eingegangen. 

SED und KPÖ haben sich über Jahrzehnte alle Mühe 
gegeben, die tatsächlichen Eigentumsverhältnisse 
der Novum gegenüber den Geschäftspartnern aber 
auch gegenüber den im Außenhandel der DDR ein- 
gesetzten Personen zu verschleiern. Nur so ist es zu 
erklären, daß auch heute noch von vielen ehema- 
ligen Außenhändlern der DDR behauptet wird, die 
Novum wäre eine österreichische Firma der KPÖ 
gewesen. Einen konkreten Nachweis für diese An- 
nahme gibt es aber nicht. Die Behauptungen von 
Steindling, sie habe die Anteile an der Novum für die 
KPÖ gehalten und die zugunsten der Zentrag abge- 
gebenen Treuhanderklärungen hätten keine Bedeu- 
tung, es handele sich dabei vielmehr lediglich um 
Scheinerklärungen, die der Zentrag nie zugegangen 
wären, sind für den Untersuchungsauschuß nicht 


nachvollziehbar gewesen. Im Zuge der politischen 
Veränderungen in der DDR wurden zudem Maßnah- 
men getroffen, die verhindern soUten, daß die Novum 
als SED-Unternehmen erkannt und die im Ausland 
geparkten Gelder des Unternehmens beschlagnahmt 
werden. Dazu gehörten „Aktenbereinigungen", wie 
auch das Verschleiern von Geldflüssen. Dies alles 
führte dazu, daß die 26. Kammer des VG Berlin die 
Novum nicht als SED-Unternehmen, sondern als 
Eigentum der KPÖ angesehen hat. 

Die Position der für die Prozeßführung zuständigen 
BvS in dem anstehenden Berufungsverfahren vor 
dem OVG Berlin hat sich durch die von der UKPV 
veranlaßte Beschlagnahme von Unterlagen bei einem 
Berliner Notar wesentlich verbessert. Aus diesen 
Unterlagen, die von zwei Rechtsanwälten von 
Steindling bei dem Notar hinterlegt worden waren, 
wird laut Angaben der UKPV deutlich, daß die Treu- 
handerklärungen sehr wohl der Zentrag zugegangen 
waren, dies sei bisher nur deswegen nicht beweisbar 
gewesen, weil ein Prozeßvertreter von Steindling, die 
Handakte des Notariats Gentz „bereinigt" hatte. 

Der Untersuchungsausschuß erkennt ausdrücklich 
das nachhaltige Bemühen von UKPV und BvS zur 
Sicherung der erheblichen Vermögenswerte der SED- 
Firma Novum an. 

Die von Rudolfine Steindling im Rahmen des recht- 
lichen Gehörs abgegebene Stellungnahme zu den 
Feststellungen des Untersuchungsausschusses zum 
Komplex Novum ist im Anhang beigefügt (vgl. Vier- 
ter Teil, C. III.; Mat RG 3). 


III. Integra / Intracom 
1 . Vorgeschichte 

Seit Beginn seiner Tätigkeit hat sich der Untersu- 
chungsausschuß mit den griechischen Unternehmen 
Integra und Intracom beschäftigt. Dabei ging es um 
die Frage, ob diese Unternehmen ganz oder teilweise 
(etwa als Gemischte Gesellschaft unter Beteiligung 
der DDR und des griechischen Kaufmannes Kokkalis) 
dem DDR- Vermögen zuzuordnen sind. Bei dieser 
Prüfung hat der Untersuchungsausschuß an Informa- 
tionen angeknüpft, die bereits der 1. Untersuchungs- 
ausschuß der 12. Wahlperiode erhalten hatte, denen 
er aber aus zeitlichen Gründen nicht weiter nach- 
gehen konnte. Wegen parallel laufender Ermittlun- 
gen der Unabhängigen Kommission zur Überprüfung 
des Vermögens der Parteien und Massenorganisatio- 
nen der DDR (UKPV) und der Staatsanwaltschaft II 
bei dem Landgericht Berlin hat auch der 2. Untersu- 
chungsausschuß der 13. Wahlperiode diese Thematik 
längere Zeit zurückstellen müssen (vgl. Erster Teil, 
B.I.10.i)aa) und B.III.2.e). 

Bereits im August 1992 war in der Zeitschrift „Capi- 
tal" unter der Überschrift „Auf Schalcks Spuren" ein 
Bericht erschienen, in dem das Unternehmen Integra 
Im- und Export dem Bereich KoKo zugerechnet 
wurde. Außerdem habe der Inhaber der Integra, So- 
krates Kokkalis, im Auftrag Dr. Alexander Schalck- 
Golodkowskis nach der Ratifikation des Beitritts 
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Griechenlands zur EG im Jahr 1981 das Unterneh- 
men Intracom zur „Organisation des illegalen High- 
Tech-Tranfers in die DDR“ gegründet. Die Zeitschrift 
berief sich in dieser Meldung auf nachrichtendienst- 
liche Ermittlungen. 

Anläßlich eines Gesprächs mit Vertretern der Treu- 
handanstalt wurde am 20. August 1992 Dr. Schalck- 
Golodkowski unter Bezugnahme auf den o. a. Bericht 
zu den Unternehmen Integra und Intracom befragt. 
Dieser erklärte, er habe von den genannten Unter- 
nehmen noch nie gehört und kenne auch Herrn 
Kokkalis nicht. Die Zentrale Ermittlungsstelle Regie- 
rungs- und Vereinigungskriminahtät (ZERV) hatte 
zwischenzeithch festgestellt, daß Sokrates Kokkalis 
bei der Deutschen Handelsbank über ein Konto ver- 
fügte. 

Aufgrund der Übermittlung eines Schriftstückes 
durch den Bundesnachrichtendienst (BND) und wei- 
terer Informationen, die sie durch einen Hinweis - 
geber erhalten hatte, nahm im Jahr 1993 die UKPV 
ihre Ermittlungen zu der Frage auf, ob es sich bei 
den Unternehmen Intracom und Integra um Partei- 
firmen der SED bzw. später der PDS handelte, da die 
Ausgangsinformation unter anderem besagte, daß 
diese Unternehmen nach der Wende zur verdeckten 
Finanzierung der PDS dienen sollten. Die Zuständig- 
keit der UKPV ergab sich aus § 20a Abs. 1 des Par- 
teiengesetzes der DDR. Basierend auf den Informa- 
tionen der UKPV erstattete am 2. Mai 1995 die ZERV 
Strafanzeige gegen Sokrates Kokkalis und andere 
(vgl. nachstehend 4.). Das daraufhin eingeleitete Er- 
mittlungsverfahren wurde im Ergebnis nach § 170 
Abs. 2 StPO am 23. Mai 1997 eingestellt. 

Laut Informationen eines Hinweisgebers, dem Ver- 
traulichkeit zugesagt worden war, sei Kokkalis vor 
1990 im nachrichtendienstlich gesteuerten Embargo- 
handel zugunsten der DDR und anderer östhcher 
Staaten tätig gewesen. Neben anderen Unternehmen 
im westlichen Ausland sei zu diesem Zweck mit Ka- 
pitalbeteiligung der DDR in Athen das Unternehmen 
Intracom S.A. gegründet und durch den Bereich 
KoKo sowie den Sektor Wissenschaft und Technik 
(SWT) der Hauptverwaltung Aufklärung (HVA) des 
Ministeriums für Staatssicherheit (MfS) finanziert 
worden. Die Intracom sei in der Folge fest in die Be- 
schaffungsstrecken der DDR zum Import von Mikro- 
elektronik, Digitaltechnik und anderem eingebun- 
den gewesen. Zuvor, Mitte der 80er Jahre, habe 
Kokkalis bereits das zum Bereich Koko gehörende 
Unternehmen Integra Im- und Export geleitet. Ferner 
sei Kokkahs während seines Exils in der DDR vom 
SWT der HVA als Inoffizieller Mitarbeiter (IM) ge- 
worben worden. Zur Legendierung seien die Ge- 
schäftsbeziehungen über den VEB Radio- und Fern- 
sehtechnik (RFT) abgewickelt worden. Nach 1989 
habe Kokkahs aus der noch bestehenden DDR Geld- 
zahlungen in Höhe von 10 Mio., möghcherweise bis 
zu 100 Mio. DM erhalten, denen keine tatsächlichen 
Handelsgeschäfte zugrundelagen. Mit diesen Zah- 
lungen sei die Übernahme zahlreicher ehemahger 
hauptamtlicher Mitarbeiter des MfS durch Kokkalis 
verbunden gewesen. Auch sei die Teilhaberschaft 
der DDR an den Unternehmen Intracom und Integra 
deutschen Stellen nicht offengelegt worden. 


2. Sokrates Kokkalis und seine Unternehmen 

a) Zur Person 

Sokrates Kokkalis wurde am 27. Mai 1939 als Sohn 
des in Griechenland sehr bekannten Medizinprofes- 
sors Petros Kokkahs in Athen geboren. Während des 
sog. Obristenregimes in Griechenland lebte die 
Famhie Kokkahs seit Juh 1955 in der DDR im Exil, 
wo Petros Kokkahs Direktor des Instituts für Herz- 
chirurgie in Berlin (Ost), Professor an der Humboldt- 
Universität, Mitglied der Akademie der Wissenschaf- 
ten und einer der persönlichen Ärzte Ulbrichts wur- 
de. Diese privilegierte Stellung der Familie erlaubte 
Sokrates Kokkahs ein Studium der Physik und Elek- 
tronik in Moskau und am Technisch-Physikalischen 
Institut der Akademie der Wissenschaften in Berlin 
(Ost). Nach seinem Studium war Sokrates Kokkahs 
als Dipl. Physiker beim Deutschen Fernsehfunk Ber- 
lin tätig. Im Februar 1965 übernahm er für das Mai- 
länder Unternehmen Interis die Handelsvertretung 
in der DDR, Rumänien und Polen. 

b) Gründung des Unternehmens GIMEX 

Zusammen mit seinem Geschäftspartner Aristides 
Voudouris gründete Kokkahs am 25. Februar 1967 
die A. Voudouris - S. Kokkahs OHG, handelnd unter 
der Firmenbezeichnung GIMEX, die in der Folge für 
verschiedene Außenhandelsunternehmen der DDR, 
u. a. Elektrotechnik und Transportmaschinen, als Ver- 
treterfirma tätig wurde. 

c) Gründung des Unternehmens Integra 

Nach einem Zerwürfnis mit seinem Geschäftspartner 
Voudouris gründete Sokrates Kokkahs am 6. Juni 
1974 zusammen mit Konstantinos Georges Dimitria- 
dis das Unternehmen Integra und erhielt das allei- 
nige Vertretungsrecht für den Außenhandelsbetrieb 
(AHB) Elektrotechnik Export-Import in Griechen- 
land. Aufgrund seiner guten Kontakte gelang es 
Kokkahs schneU, erhebliche Umsätze zu erwirtschaf- 
ten. Seine Hauptkunden waren im Bereich der Nach- 
richtentechnik die staathche Telefongesellschaft OTE 
und im Bereich elektrischer Ausrüstungen und Stark- 
stromtechnik die Energiebehörde PPC. 

d) Gründung des Unternehmens Intracom S.A. 

Aufgrund eines Beschlusses der griechischen Regie- 
rung, daß bei der Vergabe von öffentlichen Aufträ- 
gen ein griechischer Produktionsanteil von nünde- 
stens 30 % zu berücksichtigen sei, gründete Kokkahs 
im Jahr 1977 zusammen mit seinem Geschäftspartner 
Dimitriadis und in Abstimmung mit dem General- 
direktor des AHB Elektrotechnik, Dr. Roland Winck- 
1er, das Unternehmen Intracom S. A, Mit anfänghch 
nur 10 Angestellten wurden dort aus DDR-Bauteilen 
Geräte insbesondere aus dem Bereich der Telekom- 
munikation hergestellt. Da es Kokkahs gelang, zum 
Hauptlieferanten der staathchen Telefongesellschaft 
für Vermittlungsstellen und Telefonapparate zu wer- 
den, wuchs das Unternehmen in den folgenden Jah- 
ren ganz erheblich und erlangte in diesem Bereich 
eine nahezu marktbeherrschende SteUung. 
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Dafür, daß die von Kokkalis in den 60er und 70er 
Jahren ins Leben gerufenen Unternehmen GIMEX, 
Integra und Intracom mit finanzieller Beteihgung 
der DDR gegründet worden sind, hat der Unter- 
suchungsausschuß keine Beweise gefunden. 

Der AHB Elektrotechnik Export-Import war der wich- 
tigste Geschäftspartner der Integra und der Intracom 
in der DDR. Für die vermittelten Geschäfte erhielt 
Kokkalis vom AHB Elektrotechnik je nach Art und 
Umfang der Aufträge Provisionen in Höhe von 5 bis 
10% des Autragswertes, die auf das hierfür einge- 
richtete Konto 709 bei der Deutschen Handelsbank 
gezahlt wurden. Von dort aus transferierte Kokkalis 
die Gelder auf Konten im westlichen Ausland, ins- 
besondere in der Schweiz. 

Aus den Unterlagen der HauptabteUung (HA) XVIII/8 
des MfS geht hervor, daß Kokkalis über die normalen 
Vertreterprovisionen hinaus aus sog. Überfakturie- 
rungen des AHB Elektrotechnik jährliche Zahlungen 
von über 1 Mio. DM erhielt. Hierbei handelte es sich 
um ein Verfahren, das auch mit anderen Unterneh- 
men aus dem westlichen Ausland praktiziert wurde. 
Die überhöhten Rechnungen seitens des AHB ver- 
ursachten dort buchhalterisch scheinbar korrekte 
Ausgaben. Nach dem Transfer des Geldes in die 
DDR erhielt der AHB einen Teil des Mehrbetrages 
als Provision und das ausländische Unternehmen 
konnte den eigenen Anteil nach Auszahlung durch 
den AHB in ein behebiges Land, vorzugsweise die 
Schweiz, weitertransferieren. Diese, durch das Mini- 
sterium für Außenhandel (MAH) genehmigten Über- 
fakturierungen waren streng vertraulich und nur 
dem Generaldirektor des AHB Elektrotechnik, Dr. 
Winckler, dem Hauptbuchhalter Hans-Joachim Vagt 
sowie Kokkalis selbst bekannt. Der Zeuge Hans- 
Joachim Vagt, alias IMS „Agio", von dem der vorge- 
nannte Bericht an das MfS stammt, konnte sich in 
seiner Vernehmung am 11. Dezember 1997 auch 
nach Vorhalt des entsprechenden Dokumentes nicht 
an diesen Sachverhalt erinnern (Protokoll Nr. 92, 
S. 40-42). 

Die Überprüfung des Kontos 709 von Kokkalis bei 
der Deutschen Handelsbank durch die UKPV ergab, 
daß dieser in den Jahren 1986 bis 1991 Provisionen, 
Gelder aus Überfakturierungen und Erfolgsprämien 
in Höhe von 1,7 Mio. DM und 11 Mio. USD erhielt. 
Der überwiegende Teil des Gesamtbetrages, nämlich 
1,8 Mio. DM und 10,7 Mio. USD floß anschließend 
auf Konten in der Schweiz ab (Protokoll Nr. 73, S. 25). 

Nicht alle diese Gelder waren für Kokkalis selbst be- 
stimmt. Zum Teil dienten sie auch als „Marktpflege- 
mittel" innerhalb Griechenlands, um die Vergabe 
öffentlicher Aufträge positiv zu beeinflussen, da die 
veraltete DDR-Nachrichtentechnik unter normalen 
Marktbedingungen in einem westhchen Land nicht 
konkurrenzfähig gewesen wäre. 

Wie aus Unterlagen der HA XVIII/8 des MfS hervor- 
geht, erhielt Dr. Winckler im Januar 1985 vom seiner- 
zeitigen Staatssekretär im MAH, Dr. Gerhard BeU, 
außerdem den Auftrag, Möghchkeiten zur finanziel- 
len Unterstützung der damals regierenden Sozialisti- 
schen Partei Griechenlands (PASOK) zu prüfen. Dr. 
Winckler machte daraufhin den Vorschlag, aus dem 


Vertragswert der Geschäfte mit Griechenland jeweüs 
2% zu diesem Zweck „abzuzweigen". Diesen Vor- 
gang bestätigte auch der Zeuge Willy Koch in seinen 
Vernehmungen durch das BKA und den Untersu- 
chungsausschuß (Protokoll Nr. 76, S. 83-84). Der 
Zeuge Dr. Winckler konnte sich auch nach intensiver 
Befragung und Vorhalt der entsprechenden Doku- 
mente in seiner Vernehmung am 27. Februar 1997 
nicht an diesen Vorgang erinnern (Protokoll Nr. 55, 
S. 124-127). Zuvor war bereits der Zeuge Dr. Beil am 
12. Dezember 1996 hierzu befragt worden. Auch er 
konnte sich nicht daran erinnern, hielt es jedoch 
durchaus für möglich, daß der Sachverhalt in den 
dem Untersuchungsausschuß vorliegenden Unter- 
lagen zutreffend dargestellt ist (Protokoll Nr. 42, 
S. 44-46). In seiner zweiten Vernehmung am 13. No- 
vember 1997 hat es der Zeuge Dr. Winckler definitiv 
ausgeschlossen, einen solchen Auftrag von Dr. Beü 
erhalten zu haben (Protokoll Nr. 87, S. 54). 

e) Verbindung zum MfS 
aa) Gl „Rocco“ 

Im Januar 1963 wurde Sokrates Kokkalis durch das 
MfS unter dem Decknamen „Rocco" als Gl (Gehei- 
mer Informant, damalige Bezeichnung für IM) gewor- 
ben. Bis zu seiner Rückkehr nach Griechenland im 
Jahr 1965 berichtete Kokkalis regelmäßig über sei- 
nen Bekanntenkreis bzw. knüpfte im Auftrag des 
MfS auch gezielt Kontakte. Nach seiner Rückkehr 
nach Griechenland im Jahr 1965 riß der Kontakt zum 
MfS ab und mit Beschluß vom 11. Dezember 1968 
wurde seine IM-Akte abgelegt. 

Aufgrund seiner intensiven Geschäftsbeziehungen 
zur DDR in den Folgejahren bis zur Wende und we- 
gen seiner engen Kontakte zu prominenten griechi- 
schen Politikern stand Sokrates Kokkalis jedoch 
unter kontinuierhcher Beobachtung durch das MfS. 
Durch seinen engsten Verhandlungspartner auf Sei- 
ten der DDR, dem Generaldirektor des AHB Elektro- 
technik Export-Import, Dr. Roland Winckler alias IMS 
„Peter Schumann", wurde Kokkalis daher über poli- 
tische und wirtschaftliche Entwicklungen in Grie- 
chenland regelmäßig „abgeschöpft". 

bb) OV „Kaskade“ 

Im Jahr 1984 leitete das MfS gegen Kokkalis den 
Operativen Vorgang (OV) „Kaskade" ein. Dies ge- 
schah im Zusammenhang mit dem OV „Kaskadeur", 
in dem insbesondere gegen einen ehemaligen Kon- 
tordirektor für Anlagenexport im AHB Elektrotechnik 
ermittelt wurde. Dieser stand u. a. unter Verdacht, 
von Kokkalis bestochen worden zu sein und die- 
sem bei Geschäftsverhandlungen ungerechtfertigte 
VorteUe verschafft zu haben. Obwohl sich der Be- 
stechungsverdacht schließhch nicht bestätigte, wer- 
den in den Berichten zum OV „Kaskade" sog. Wie- 
dergutmachungszahlungen durch Kokkalis erwähnt. 
Durch Auswertung der einschlägigen MfS-Unter- 
lagen konnte der Untersuchungsausschuß Zahlun- 
gen von Kokkalis an das MfS in nicht unerheblichen 
Größenordnungen feststellen. Es handelte sich je- 
weils um Einzelbeträge zwischen 25 000 und 50 000 
USD, die Kokkalis bar an Dr. Winckler übergab, wel- 


132 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/10900 


eher sie wiederum an den Leiter der HA XVIII/8 des 
MfS, Artur Wenzel, weiterreichte. Im Zusammen- 
hang mit dem OV „Kaskade" hat die UKPV Zahlun- 
gen in den Jahren von 1984 bis 1987 in der Gesamt- 
höhe von 255.000 USD ermittelt (Protokoll Nr. 73, 
S. 26). 

Der Zeuge WiUy Koch, ehemaliger Stellvertreter von 
Artur Wenzel, hat den oben bereits beschriebenen 
Weg der Zahlungen von Kokkalis über Dr. Winckler 
an Artur Wenzel in seiner ersten Vernehmung am 

26. September 1996 bestätigt. Nur einmal habe er 
selbst 40 000 USD von Dr. Winckler in Empfang ge- 
nommen (Protokoll Nr. 31, S. 146-149). ln seiner 
zweiten Vernehmung am 25. September 1997 er- 
klärte der Zeuge Koch außerdem, daß Kokkalis selbst 
nicht wußte, wohin seine Zahlungen an Winckler 
letztendlich gelangten (Protokoll Nr. 76, S. 82). Auch 
in den vom Untersuchungsausschuß ausgewerteten 
MfS-Unterlagen fanden sich hierfür keine Hinweise. 

Der Zeuge Dr. Winckler wiederum hat in seinen Ver- 
nehmungen vor dem Untersuchungsausschuß am 

27. Februar 1997 und am 13. November 1997 den 
beschriebenen Zahlungsweg kategorisch bestritten. 
Nur einmal habe er von Kokkalis 50 000 USD erhal- 
ten. Hierbei habe es sich um eine Spende für Erd- 
bebenopfer in Rumänien gehandelt (Protokoll Nr. 55, 
S. 107). Auch nach Vorhalt zahlreicher Vermerke und 
Quittungen des MfS ist der Zeuge Dr. Winckler 
bei seiner Aussage geblieben, die oben erwähnten 
Zahlungen von Kokkalis nicht erhalten zu haben 
(ebenda S. 110-111 und Protokoll Nr. 87, S. 49-50). 

Der Hintergrund der Zahlungen konnte vom Unter- 
suchungsausschuß nicht geklärt werden. Zwar waren 
Wiedergutmachungszahlungen generell nicht unüb- 
lich (vgl. Zweiter Teil, E.I.2.). Wenn das MfS Kennt- 
nisse über Bestechungen oder andere strafbare 
Handlungen seitens westlicher Geschäftspartner von 
DDR-Außenhandelsunternehmen erlangte, legte es 
diesen oftmals nahe, im Interesse einer Weiterfüh- 
rung der Geschäftsbeziehungen und unter Verzicht 
auf Strafverfolgung oder Veröffentlichung des er- 
langten kompromittierenden Wissens Wiedergutma- 
chungszahlungen zu leisten. Allein die HA XVlll/8 
des MfS konnte laut Aussage ihres letzten Leiters, 
Willy Koch, durch solche Zahlungen und Provisionen 
jährlich Devisen in der Größenordnung von ca. 10 Mio. 
DM beschaffen, die in der Regel an den Bereich 
Kommerzielle Koordinierung oder an die Abteilung 
Finanzen des MfS abgeführt worden seien (Protokoll 
Nr. 31, S. 157). 

Im Falle des Sokrates Kokkalis führte die Beweis- 
erhebung des Untersuchungsausschusses jedoch zu 
widersprüchlichen Ergebnissen. Entgegen der oben 
geschüderten Aktenlage hat der Zeuge Willy Koch, 
der seinerzeit auch für die Durchführung des OV 
„Kaskade" zuständig war, ausgesagt, bei den Zah- 
lungen durch Kokkalis habe es sich nicht tatsächlich 
um sog. Wiedergutmachungszahlungen gehandelt, 
da hierfür kein Anlaß bestanden habe. Dieser habe 
vielmehr jährlich mit steigender Tendenz Provisio- 
nen in Höhe von 100 000 bis 200 000 USD gezahlt 
(Protokoll Nr. 31, S. 159 und 177). Im Falle des OV 
„Kaskade" bzw. „Kaskadeur" habe Artur Wenzel be- 


schlossen, eine Provision von Kokkalis als Wieder- 
gutmachungszahlung umzudeklarieren, um den Vor- 
gang abschließen zu können (ebenda S. 162). 

cc) Verbindung zur Hauptverwaltung Aufklärung (HVA) 

Bereits dem Eröffnungsbericht zum OV „Kaskade" 
ist zu entnehmen, daß dieser auch mit dem Ziel ein- 
geleitet wurde, Voraussetzungen dafür zu schaffen, 
Kokkalis in Zusammenarbeit mit der HVA für das 
MfS zu werben. Dr. Winckler, alias IMS „Peter 
Schumann", war es anläßlich einer Dienstreise nach 
Griechenland gelungen, Kokkalis für ein Gespräch 
über die aktuelle griechische Innen- und Außenpoli- 
tik mit einem Vertreter des Ministeriums für Auswär- 
tige Angelegenheiten der DDR (MfAA) zu gewinnen. 
Hierbei handelte es sich jedoch um eine Legen- 
dierung gegenüber Kokkalis. Die durch den Unter- 
suchungsausschuß ausgewerteten Unterlagen des 
MfS enthalten keine Belege dafür, daß Kokkalis letzt- 
endlich aktiv als IM geworben wurde bzw. sich als 
solcher verpflichtet hat. 

Dies bestätigte der für die Gespräche mit Kokkalis 
zuständig gewesene ehemalige Leiter der HVA III/3, 
Rudolf Dietmar Bauer, in seiner Vernehmung durch 
das BKA am 11. März 1997. Sein erstes Gespräch mit 
Kokkalis habe etwa im September oder Oktober 1985 
durch Vermittlung Dr. Wincklers in dessen konspira- 
tiver Wohnung stattgefunden und er sei Kokkalis als 
„Herr Gerber" vom Ministerium für Auswärtige An- 
gelegenheiten vorgestellt worden. Er habe aber 
keine Zweifel daran gehabt, daß Kokkalis von seiner 
MfS-Zugehörigkeit wußte. Das Gespräch habe in 
einer offenen Atmosphäre stattgefunden und weitere 
Treffen seien in Aussicht genommen worden. Beson- 
ders betonte Bauer, daß Kokkalis als Abschöpfkon- 
takt und nicht als Quelle geführt wurde. Dieser habe 
daher keine Verpflichtungserklärung unterschrieben 
oder von der HVA Zahlungen für seine Informationen 
erhalten. Insofern sei auch die Darstellung in der 
MfS-Akte, wonach sich Kokkalis bereiterklärt habe, 
weiterhin nachrichtendienstlich mitzuarbeiten, eine 
Übertreibung gewesen, um den Vorgang innerhalb 
des MfS aufzuwerten. Mit Kokkalis sei nur über poli- 
tische und wirtschaftliche Dinge gesprochen worden, 
wobei er eigene Meinungen und Erkenntnisse einge- 
bracht habe, die anschließend durch das MfS nach- 
richtendienstlich genutzt worden seien. 


3. Pläne für eine Gemischte Gesellschaft 

Anfang 1965 berichtete Kokkalis dem MfS erstmalig 
von seiner Idee, in Griechenland eine sog. Gemischte 
Gesellschaft mit DDR-Beteiligung zu gründen. Hier- 
zu führte er zahlreiche Gespräche mit griechischen 
Politikern und Wirtschaftsfachleuten sowie Handels- 
vertretern der DDR. Die Gemischte Gesellschaft 
sollte ein Unternehmen des DIA (Deutscher Innen- 
und Außenhandel) bei griechischen Großinvestitio- 
nen vertreten und die gesamte Auftragsabwicklung 
übernehmen. Laut eines weiteren Berichts für das 
MfS beschloß Kokkalis im Laufe der Planungen 
jedoch, zunächst eine rein griechische Gesellschaft 
zu gründen. 
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Wichtigster Verhandlungspartner für Kokkahs sei- 
tens der DDR war der Generaldirektor des AHB Elek- 
trotechnik, Dr. Roland Winkler. Aus den Unterlagen 
des MfS geht hervor, daß es zwischen Kokkalis und 
Dr. Winckler im Jahr 1985 erneut detaillierte Über- 
legungen zur Gründung einer Gemischten Gesell- 
schaft mit DDR-Beteiligung in Griechenland gab. 
Diese Gesellschaft sollte im Januar 1986 gegründet 
werden. Als ihr Leiter war einer der damahgen stell- 
vertretenden Generaldirektoren des AHB Elektro- 
technik vorgesehen. Dr. Winclder hatte im Hinbück 
auf den Geschäftsgegenstand insbesondere drei 
Tätigkeitsbereiche ins Auge gefaßt: Erstens Produk- 
tion für Drittländer, in denen die DDR aus poütischen 
oder technischen Gründen nicht selbst als Anbieter 
auftreten konnte, zweitens Abwicklung von Gegen- 
geschäften, z. B. Kauf von Landesprodukten und 
Weiterverkauf im Ausland, drittens gemeinsame 
technische Entwicklungstätigkeit in Griechenland. 

In seinen Vernehmungen vor dem Untersuchungs- 
ausschuß am 27. Februar und 13. November 1997 hat 
der Zeuge Dr. Winckler jedoch ernergisch bestritten, 
derartige Überlegungen mit Kokkalis angestellt zu 
haben (Protokoll Nr. 55, S. 120-121 und Protokoll 
Nr. 87, S. 50-52). Auch der ehemalige Hauptbuchhal- 
ter des AHB Elektrotechnik, Hans-Joachim Vagt, der 
laut eines MfS -Dokumentes eine spezielle Arbeits- 
gruppe zur Vorbereitung der Gründung der Ge- 
mischten Gesellschaft leitete, schloß in seiner Ver- 
nehmung am 11. Dezember 1997 aus, an den Planun- 
gen beteiügt gewesen zu sein (Protokoll Nr. 92, S. 39). 

Im Zuge der Aktenauswertung und Zeugenverneh- 
mungen des Untersuchungsausschusses sowie der 
Zeugenvernehmungen des BKA im Zusammenhang 
mit dem gegen Kokkalis u. a. geführten Ermittlungs- 
verfahren konnten keine Hinweise dafür festgesteUt 
werden, daß es tatsächüch zur Gründung dieser 
Gemischten Gesellschaft gekommen ist. Auffällig 
war in diesem Zusammenhang jedoch, daß sich in 
den MfS- Unterlagen keine Berichte oder Vermerke 
darüber fanden, warum von diesem Projekt, das be- 
reits ein weit fortgeschrittenes Planungs Stadium er- 
reicht hatte, letzt endlich Abstand genommen wurde. 
Eine mögüche Erklärung hierfür ist der Umstand, 
daß während der Beweiserhebung des Untersu- 
chungsausschusses die Erschließung der Unterlagen 
der HA XVIII des MfS beim Bundesbeauftragten für 
die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der 
ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik 
(BStU) noch nicht abgeschlossen war. 

4. Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft II 
bei dem Landgericht Berlin 

Mit Verfügung vom 29. Februar 1996 leitete die 
Staatsanwaltschaft II bei dem Landgericht Berlin un- 
ter dem Aktenzeichen 21 Js 5/96 ein Ermittlungsver- 
fahren wegen des Verdachts der Untreue gern. § 266 
StGB gegen Sokrates Kokkalis und andere sowie un- 
bekannte Mitarbeiter des AHB Elektronik, Handels- 
bereich 4 und unbekannte Mitarbeiter des Sektors 
Wissenschaft und Technik (SWT) der Hauptverwal- 
tung Aufklärung des MfS ein. Der konkrete Tatvor- 
wurf lautete auf Veruntreuung von Restmitteln aus 


dem Embargohandel und die Nichtaufdeckung der 
Gesellschaf terstellung der DDR in den Gemischten 
Gesellschaften Intracom S.A. sowie Integra Im- und 
Export in Griechenland. 

In der Folge führte das Bundeskriminalamt (BKA) in 
Zusammenarbeit mit der Arbeitsgruppe Koordinierte 
Ermittlung (AKE) der Bundesanstalt für vereini- 
gungsbedingte Sonderaufgaben (BvS) und der UKPV 
umfangreiche Ermittlungen, insbesondere zahlreiche 
Zeugenvernehmungen und eine Überprüfung des 
Kontos von Kokkalis bei der Deutschen Handelsbank 
durch. Hierbei konnten keine Beweise für die oben 
dargestellten Tatvorwürfe bzw. für die der Anzeige 
zugrundegelegten Sachverhalte gefunden werden. 
Das Ermittlungsverfahren wurde daher mit Verfü- 
gung vom 23. Mai 1997 gern. § 170 Abs. 2 StPO ein- 
gestellt. 

Wie die detaüüerten, jedoch unzutreffenden Informa- 
tionen des eingangs erwähnten Hinweisgebers an 
die ermittelnden Behörden zustandekamen, war für 
den Untersuchungsausschuß nach eigener Auswer- 
tung der einschlägigen Unterlagen und MfS-Doku- 
mente nicht nachvollziehbar. 


5. Zusammenfassung 

Der Untersuchungsausschuß konnte nicht endgültig 
klären, ob die Unternehmen Integra und Intracom 
dem DDR- Vermögen zuzurechnen sind. Es lagen ihm 
allerdings keine Beweise, die eine BeteiÜgung der 
DDR bzw. der SED/PDS an den Unternehmen belegt 
hätten, vor. Im Zuge seiner Beweiserhebung, ins- 
besondere durch Auswertung umfangreicher Unter- 
lagen des MfS, hat der Untersuchungsausschuß zwar 
festgestellt, daß es im Jahr 1985 konkrete Planungen 
zwischen dem AHB Elektrotechnik Export-Import 
und Sokrates Kokkalis zur Gründung einer Gemisch- 
ten Gesellschaft in Griechenland gab. Es fanden sich 
jedoch keine Hinweise dafür, daß es tatsächlich zur 
Gründung dieser Gesellschaft gekommen ist. 

Der Untersuchungsausschuß hat darüber hinaus fest- 
gesteUt, daß erhebliche Zahlungen durch Sokrates 
Kokkalis an Dr. Roland Winckler geleistet wurden, 
die dieser an das MfS weiter gereicht hat. Der Hinter- 
grund für diese Zahlungen konnte vom Untersu- 
chungsausschuß jedoch nicht geklärt werden. Ins- 
besondere fanden sich keine Hinweise dafür, daß 
Kokkalis aufgrund einer Verpflichtung aus einem 
Treuhandvertrag die Zahlungen geleistet hat. Die Er- 
mittlungen des Untersuchungsausschusses haben 
keine beweiskräftigen Erkenntnisse zu einer IM- 
Tätigkeit von Sokrates Kokkalis in den 80er Jahren 
erbracht. 

Als in jeder Hinsicht unzutreffend haben sich die von 
der Zeitschrift Capital zitierten Ausgangsinforma- 
tionen des BND und eines namentlich nicht genann- 
ten Hinweisgebers herausgestellt, die zur Aufnahme 
der Ermittlungen durch die UKPV und die ZERV 
sowie der Einleitung eines Ermittlungsverfahrens 
gegen Sokrates Kokkalis führten. Insbesondere fan- 
den sich keine Hinweise für eine verdeckte Finanzie- 
rung der PDS durch die Unternehmen Intracom oder 
Integra. 


134 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/10900 


IV. Weitere Hinweise aus Akten 

der Hauptabteilung XVIII des Ministeriums 
für Staatssicherheit (MfS) auf Unter- 
nehmen und Kapitalbeteiligungen der 
DDR im westlichen Ausland 

Um der im Untersuchungsauftrag (BT-Drucksache 
13/2483) unter I.l. formuüerten Fragestellung „Wel- 
che Unternehmen und Beteiligungen der DDR exi- 
stierten im westlichen Ausland über die in den 
Berichten des 1. Untersuchungsausschusses der 
12. Wahlperiode dargestellten hinaus, und was ist mit 
diesen Unternehmen und Beteiligungen inzwischen 
geschehen?" nachzugehen, hat der Untersuchungs- 
ausschuß u.a. Unterlagen der HA XVllI des MfS 
beim BStU beigezogen, die Aufstellungen über west- 
liche Firmen, in denen DDR-Geschäftsführer tätig 
waren sowie über sog. Gemischte Gesellschaften mit 
DDR-Beteiligung enthalten. 

Den beigezogenen Unterlagen waren teilweise An- 
gaben über Unternehmen und Beteiligungen der 
DDR, die dem Untersuchungsausschuß bisher nicht 
bekannt waren, zu entnehmen. Zur Klärung der 
Frage, inwieweit es sich bei den aufgeführten Unter- 
nehmen um Unternehmen und Beteiligungen der 
DDR handelte und was mit den Unternehmen und 
Beteiligungen inzwischen geschehen ist, hat die BvS 
dem Untersuchungsausschuß im September 1996 
einen Bericht mit Erkenntnisstand vom 31. Juli 1996 
vorgelegt. Zu 14 der mehr als 50 auf gelisteten Unter- 
nehmen konnte die BvS nach eigener Angabe man- 
gels Zuständigkeit der THA/BvS keine Feststellun- 
gen treffen (Dokument Nr. 44). ln den übrigen Fällen 
legte sie jeweils die Kapital- und Beteiligungs Ver- 
hältnisse sowie die eingeleiteten Maßnahmen zur 
Vermögenssicherung dar. 

Im Ergebnis konnte die Auswertung der dem Unter- 
suchungsausschuß zur Verfügung gestellten Infor- 
mationen keine neuen Beweise oder weiterführende 
Hinweise auf bisher unbekannte Unternehmen und 
Beteiligungen der DDR im westlichen Ausland er- 
bringen. 


V. Firmenbereich Iberma 

Da der 2. Untersuchungsausschuß u. a. zu klären 
hatte, welche Unternehmen und Beteiligungen der 
DDR im westlichen Ausland über die in den Berich- 
ten des 1. Untersuchungsausschusses der 12. Wahl- 
periode dargesteUten hinaus existierten (vgl. 1.2. des 
Untersuchungsauftrages), hat er auch Untersuchun- 
gen zum Firmenbereich Iberma, insbesondere im 
Hinblick auf Treuhandverhältnisse an Gesellschafts- 
anteilen, die nicht offengelegt seien sowie im Hin- 
blick auf Beziehungen zum Bereich KoKo, vorgenom- 
men. Diese Thematik war vom Untersuchungsauf- 
trag des 1. Untersuchungsausschusses der 12. Wahl- 
periode nicht erfaßt, da insoweit eine Begrenzung 
auf Unternehmen des Bereichs KoKo vorgegeben 
war. Dabei wurde folgendes festgestellt: 


Die Gründung der Iberma GmbH, Gesellschaft für 
internationale Wirtschafts- und Marktberatung, er- 
folgte im Jahre 1970 nüt einem Stammkapital von 
einer Mio. Mark der DDR. Sie unterstand dem jewei- 
ligen Minister für Außenhandel der DDR, war aber 
selbst kein Außenhandelsbetrieb. 

Neben der Wirtschafts- und Marktberatung export- 
orientierter ehemaliger Kombinate in der DDR gegen 
Entgelt war es Aufgabe der Iberma, mit staatlichen 
Valutamitteln Beteiligungen an Gesellschaften im 
westlichen Ausland zu erwerben bzw. im westlichen 
Ausland mit ausländischen Partnern sogenannte 
„Gemischte Gesellschaften" zu gründen. Diese Ge- 
sellschaften waren in aller Regel Vertriebsgesell- 
schaften für diverse DDR-Erzeugnisse. Es war auch 
Aufgabe der Iberma, die wirtschaftliche Tätigkeit 
dieser Gesellschaften im Ausland zu überwachen 
und zu prüfen. 

Zur Finanzierung von Gründungen bzw. Beteiligun- 
gen verwaltete die Iberma im Aufträge des Ministe- 
riums für Außenhandel (MAH) einen Kapitalfonds 
(Valuta-Mark und Mark der DDR), über den sie nur 
auf Anweisung des MAH verfügen durfte. Nach 
Aussage des Zeugen Dr. Gerhard Beil (ehemaliger 
Minister für Außenhandel der DDR) erwirtschaftete 
die Iberma selbst keine Gewinne. Gewinne wurden 
allein bei den sog. Gemischten Gesellschaften erzielt 
(vgl. Protokoll Nr. 42, S. 53). 

Besonders komplex gestalteten sich die Beiteili- 
gungsverhältnisse der Iberma GmbH. Die GmbH- 
Anteile von Iberma wurden ausweislich des Han- 
delsregisters von vier AHB (Chemie-Export-Import; 
jetzt Allgemeine Handelsgesellschaft für chemische 
Erzeugnisse mbH / Elektronik Export-Import; jetzt 
Elektro-Commerz / Transportmaschinen Export-Im- 
port; jetzt Transportmaschinen Handelshaus GmbH/ 
WMW Export-Import; jetzt Wemex Werkzeugmaschi- 
nenhandel GmbH) zu je 25% gehalten. Iberma hielt 
ihrerseits an fünf Gesellschaften 100% der Anteile, 
die wiederum Anteile an verschiedenen Beteiligun- 
gen gehalten haben oder noch halten (vgl. BT-Druck- 
sache 12/7600, Anhangband S. 295). Nach der poli- 
tischen Wende in der DDR mußte sich die Iberma 
wirtschaftlich neu orientieren. Auf ihren Vorschlag 
vom 19. März 1990 hin bestimmte das in das Ministe- 
rium für Außenwirtschaft umbenannte ehemalige 
MAH mit Schreiben vom 11. April 1990, daß der bis- 
herige „Kapitalfonds für Gemischte Gesellschaften" 
in einem Fonds für Handelsförderung umzuwandeln 
sei. 

Die Iberma verwaltet im Rahmen ihrer Abwicklung 
die Restbestände ihrer Beteiligungen und ihr sonsti- 
ges Vermögen, Die BvS hat am 25. März 1998 tele- 
fonisch mitgeteilt, daß beabsichtigt sei, das Liquida- 
tionsverfahren voraussichtlich noch im ersten Halb- 
jahr 1998 zu beenden. 

Weitere Feststellungen zu den vermuteten nicht of- 
fengelegten Treuhandverhältnissen an Gesellschafts- 
anteilen sowie zu den Beziehungen zwischen dem 
Firmenbereich Iberma und dem Bereich KoKo hat 
der Untersuchungsausschuß nicht treffen können. 
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C. Rückführung von Vermögenswerten 


Der Untersuchungsausschuß hat sich im Rahmen sei- 
nes Auftrages, offengebliebene Fragen des 1. und 
2. Untersuchungsausschusses der 12. Wahlperiode zu 
klären, u.a. mit der Frage befaßt, welche Maßnah- 
men die Bundesregierung, Treuhandanstalt (THA)/ 
Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderauf- 
gaben (BvS) und andere staatliche Stellen des Bun- 
des zur Rückführung von veruntreuten Vermögens- 
werten ergriffen haben (1.9. des Untersuchungsauf- 
trages). Dabei konnte der Untersuchungsausschuß 
im Hinblick auf den Bereich Kommerzielle Koordi- 
nierung (KoKo) bereits auf Feststellungen des 1. Un- 
tersuchungsausschusses der 12. Wahlperiode zu- 
rückgreifen (vgl. auch Zweiter Teil, A.II.l.). 


I. Begriffsbestimmung und Zuständigkeiten 

1. DDR-Vermögen 

Bei seiner Arbeit hat sich der Untersuchungsaus- 
schuß mit der Aufklärung folgender Vermögenswerte 
der DDR befaßt: 

- Vermögen der Parteien und Massenorganisatio- 
nen der ehemaligen DDR (Parteivermögen); 

- Vermögen des ehemaligen Bereichs KoKo; 

- Vermögen der ehemaligen Außenhandelsbetriebe 
(AHB): 

- Vermögen des Ministeriums für Staatssicherheit 
(MfS). 

Diese Vermögen bestehen im wesentlichen aus Bank- 
forderungen, Immobilien und Anteilen an Unterneh- 
men im In- und Ausland. 

2. Zuständigkeit für die Ermittlung 

und Rückführung des DDR-Vermögens 

a) Vor Inkrafttreten des Einigungsvertrages (EV) 

Vor Inkrafttreten des EV wurde die Unabhängige 
Kommission zur Überprüfung des Vermögens der 
Parteien und Massenorganisationen der DDR (UKPV) 
durch eine Änderung des Parteiengesetzes der DDR 
zum 1. Juni 1990 eingerichtet. Sie erhielt den Auf- 
trag, die Vermögenswerte der Parteien und Massen- 
organisationen zu ermitteln und zu sichern. Mit der 
Verwertung und Sicherung der Vermögenswerte des 
MfS/Amtes für Nationale Sicherheit (AfNS) war auf- 
grund des Ministerratsbeschlusses der DDR-Regie- 
rung vom 8. Februar 1990 (13/4/90) das Komitee zur 
Auflösung des MfS/AfNS beauftragt. Dieses Komitee 
wurde am 3. Oktober 1990 aufgelöst. Im Ergebnis 
des Auflösungsprozesses hatte das Komitee bis zum 
31. Juli 1990 allein an beweglichem Sachvermögen 
einen Verkaufserlös von 84 Mio. Mark der DDR und 
3,28 Mio. DM erzielt (vgl. auch Zweiter Teil, E.III.). 


Regelungen zur Ermittlung und Rückführung der 
Vermögenswerte des Bereichs KoKo waren nicht ge- 
troffen worden. 

b) Nach Inkrafttreten des Einigungsvertrages (EV) 

Eine generelle Zuständigkeit für die Ermittlung und 
Rückführung der Vermögenswerte des Bereichs 
KoKo wurde auch im EV nicht festgelegt; die Zustän- 
digkeit für Partei, MfS-Vermögen und Vermögen des 
Bereichs KoKo wurde unterschiedlichen Aufgaben- 
trägern zugewiesen. Diese waren zum Teil im Ressort 
des Bundesministeriums der Finanzen (BMF), zum 
Teil im Ressort des Bundesministeriums des Innern 
(BMI) angesiedelt und hatten unterschiedliche mate- 
riellrechtliche Zielvorgaben. In Einzelfällen wurde 
darüber hinaus innerhalb eines Vermögenskom- 
plexes zusätzlich noch eine funktionale Aufteilung 
zwischen der Ermittlungs- und Verwaltungskompe- 
tenz geschaffen (z.B. zwischen UKPV und THA hin- 
sichtlich des Vermögens der Parteien und Massen- 
organisationen). 

Das BMF ist für die treuhänderische Verwaltung des 
Finanzvermögens nach Art. 22 EV zuständig, das 
dem Bund und den neuen Ländern gemeinsam zu- 
steht. Hierzu gehören die AHB (siehe auch Zweiter 
Teil, I. und nachstehend C.II.3.b), überwiegend auch 
die Unternehmen und Immobilien des ehemaligen 
KoKo-Bereichs. 1992 übertrug das BMF der THA die 
Verwaltung und Verwertung der zum Finanzvermö- 
gen zählenden Unternehmen des Bereichs KoKo. Die 
THA, später die BvS, setzte diesen Auftrag als Ver- 
mögensverwalter auf zivil- bzw. gesellschaftsrecht- 
licher Basis um (vgl. auch Zweiter Teil, A. und J.). 

Nach den Vorschriften des EV über die Fortgeltung 
der maßgeblichen Vorschriften des Parteiengesetzes 
der DDR (Anlage II, Kapitel II, Sachgebiet A, Ab- 
schnitt III EV) wurde die zunächst allein von der 
UKPV wahrgenommene treuhänderische Verwal- 
tung des Parteivermögens mit Inkrafttreten des EV 
auf die THA/BvS übertragen. Die treuhänderische 
Verwaltung wird jedoch im Einvernehmen mit der 
UKPV ausgeführt. Das Parteivermögen ist zugunsten 
gemeinnütziger Zwecke in den neuen Bundeslän- 
dern zu verwenden, sofern es nicht den Parteien und 
Massenorganisationen als rechtsstaatlich erworben 
wieder zur Verfügung zu stellen ist oder vom Bun- 
desamt zur Regelung offener Vermögensfragen ein- 
vernehnüich mit der UKPV an die früheren Berech- 
tigten zurückgeführt werden kann (vgl. auch Zweiter 
Teil, G.). 

Die Aufgabe zur weiteren Sicherung, Aufklärung 
und Erfassung von Vermögenswerten des MfS/AfNS 
hat das BMI durch Erlaß mit Wirkung vom 1. Januar 
1991 nach der Auflösung des Komitees zur Auflösung 
des MfS/AfNS dem Bundesverwaltungsamt (BVA) 
übertragen. Das MfS-Vermögen, das vom BVA ermit- 
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telt wird, steht gemäß Art. 21, 22 Abs. 1 EV der THA 
bzw. jetzt der BvS zu (vgl. auch Zweiter Teil, E. III.). 

Die Zuständigkeit für die ebenfalls zum DDR-Vermö- 
gen zu rechnenden AHB-Vermögenswerte lag zu- 
nächst bei der THA. Aufgrund DDR-rechtlicher Vor- 
gaben hatte die THA, die nach der Umwandlungs- 
verordnung vom 1. März 1990 bzw. des Treuhandge- 
setzes vom 17. Juni 1990 spätestens zum 1. Juli 1990 
alleinige Gesellschafterin der AHB geworden war, 
nach der Aufhebung des Außenhandelsmonopols in 
der DDR versucht, die AHB ganz oder in Teilen (z.B. 
durch Ausgründungen) zu privatisieren. Im Februar 
1991 erging eine Mitteilung des Bundesaufsichtsam- 
tes für das Kreditwesen, wonach alle AHB mit ihren 
Vermögen abzuwickeln und zu liquidieren waren. Im 
Zuge der Überführung noch verbleibender Treu- 
handaufgaben auf die THA-Nachfolgeeinrichtungen 
wurden die verbleibenden AHB gemäß Vorstandsbe- 
schluß der BvS vom 10. Januar 1995 in die Verant- 
wortung des Direktorats Abwicklung überführt (vgl. 
Zweiter Teil, J.). 

Das BMF ist im Rahmen seiner Rechts- und Fachauf- 
sicht über die BvS bzw. als Treuhänder des Finanz- 
vermögens für die Verwaltung und Verwertung des 
DDR-Vermögens durch die BvS zuständig. Dabei 
kontrolliert und beaufsichtigt das BMF die von der 
BvS veranlaßten tatsächlichen, insbesondere zivil- 
rechtlichen Maßnahmen zur Rückführung veruntreu- 
ten DDR-Vermögens. 

3. Zuständigkeit für die Rückführung 

außerhalb des DDR-Vermögens veruntreuter 
Vermögenswerte 

a) Transferrubel-Verrechnungsverkehr 

Im Zusammenhang mit der Fortführung des Transfer- 
rubel-Verrechnungsverkehrs im 2. Halbjahr 1990 
kam es zu Mißbräuchen und unberechtigten DM- 
Auszahlungen (vgl. hierzu Zweiter Teil, I.I.). Das 
BMF arbeitet mit der BvS, dem Bundesausfuhramt 
und der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW), die 
nach ihrer Fusion mit der Staatsbank Berlin 1994 
die Abwicklung des Transferrubel-Verrechnungsver- 
kehrs übernommen hatte, zusammen daran, diese 
Mißbräuche aufzudecken und zivilrechtlich aufzu- 
arbeiten. Die Bundesregierung hatte zunächst die 
Deutsche Außenhandelsbank (DABA) später die 
Staatsbank Berlin und nach der Fusion 1994 die KfW 
beauftragt, die zu Unrecht beanspruchten DM-Beträ- 
ge zurückzufordern (vgl. Zweiter Teil, I.I.ö.b). Die 
Geltendmachung von Rückforderungsansprüchen 
durch die KfW erfolgt in enger Abstimmung mit dem 
BMF und gegebenenfalls mit der BvS. 

b) Währungsumstellung 

Schon vor der Durchführung der Währungsumstel- 
lung hatte bereits die DDR gesetzliche Regelungen 
zur Vermeidung und Aufdeckung von Unregelmä- 
ßigkeiten der Währungsumstellung von Mark der 
DDR in DM getroffen (vgl. hierzu Zweiter Teil, I.II.4.). 
Danach wurde beim Minister der Finanzen der DDR 
eine „Prüfbehörde Währungsumstellung" eingerich- 
tet, deren Aufgabe es war, rechtswidrige Handlun- 


gen bei der Währungsumstellung aufzudecken. Die 
Rücknahme rechtswidrig erfolgter Umstellungen so- 
wie die Rückforderung rechtswidrig umgestellter Be- 
träge blieb den Geldinstituten überlassen, die die 
Umstellung vorgenommen hatten. 

Nach der Deutschen Einheit blieben die Aufgaben 
und Befugnisse der Behörden zunächst unverändert. 
Zunächst wurde die Prüfbehörde Währungsumstel- 
lung dem BMF, später dem Bundesamt für Finanzen 
(BfF) zugeordnet (vgl. Zweiter Teil, I.II.4.a). Die Zu- 
ständigkeit für das Rücknahme- und Rückforde- 
rungsverfahren wurde ebenfalls auf das BfF über- 
tragen, das auf der Rechtsgrundlage des Währungs- 
umstellungsfolgengesetzes (WUFG) berechtigt ist, 
rechtswidrig umgestellte Beträge zugunsten des 
Ausgleichsfonds Währungsumstellung zurückzufor- 
dern (vgl. ausführlich Zweiter Teil, I.II.4.). 


II. Maßnahmen der Bundesregierung sowie 
anderer staatlicher Stellen des Bundes 

1. Koordinierungsmaßnahmen 

Der Untersuchungsausschuß hat festgestellt, daß die 
Ermittlung und Rückführung veruntreuter Vermö- 
genswerte verschiedenen Aufgabenträgern mit zum 
Teil unterschiedlicher Ressortanbindung (BMF bzw. 
BMI) und unterschiedlichen gesetzlichen Aufgaben 
zugewiesen ist. Diese administrative Aufteilung hat 
aufgrund der tatsächlichen Verhältnisse in der DDR, 
die von einer Einheit von Partei und Staat ausgingen, 
Probleme aufgeworfen. Innerhalb des Staats- und 
Parteiapparates gab es keine saubere Trennung etwa 
zwischen den Bereichen MfS, Partei und KoKo. 

Der Untersuchungsausschuß hat sich daher insbe- 
sondere auch mit der Frage befaßt, welche Maßnah- 
men durch die Bundesregierung und andere staat- 
liche Stellen des Bundes ergriffen wurden, um die Er- 
mittlung und vor allem Rückführung der Vermögens- 
werte zu intensivieren und zu koordinieren. 

a) Erste Maßnahmen 

Ende 1990/Anfang 1991 wurde im BMF die Abtei- 
lung VIII eingerichtet, die mit dem zugleich einge- 
richteteten Sonderbeauftragten der THA für AHB 
und Unternehmen des ehemaligen Bereichs KoKo ab 
Januar 1991 nunmehr mittelbar über die Rechts- und 
Fachaufsicht des BMF über die THA Einfluß auf die 
Abwicklung der Unternehmen des KoKo-Bereichs 
nehmen konnte. Als erste Maßnahmen zur Sicherung 
der Vermögenswerte in diesem Bereich wurden neue 
Geschäftsführer eingesetzt, ein Katalog genehmi- 
gungspflichtiger Geschäfte eingeführt, Gesellschaf- 
terausschüsse bei KoKo-Unternehmen gemischter 
Gesellschaftsstruktur eingerichtet sowie eine Reihe 
von Vorgaben durch das BMF an die THA gemacht. 

Die Schwerpunkte für das BMF lagen dabei zwar 
stets bei der Vermögensaufklärung und der Vermö- 
genssicherung sowie bei der eigentumsrechtlichen 
Zuordnung der Vermögenswerte. Die Bemühungen 
des BMF wurden jedoch durch die auf Intransparenz 
und Verschleierung angelegten Aktivitäten der Kom- 
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plexe KoKo, MfS und SED/PDS erschwert. Informa- 
tionen über die Struktur und Arbeitsweise des Berei- 
ches KoKo waren nicht lückenlos vorhanden. Zudem 
waren viele beweisfähige Unterlagen vor der Wende 
vernichtet worden. 

Im April 1991 wurde in der BMF -Außenstelle Berlin 
eine Arbeitseinheit zur Aufklärung der Finanzbezie- 
hung zwischen dem ehemaligen Ministerium der 
Finanzen (MdF) und dem Bereich KoKo sowie den 
diesem Bereich zugeordneten Firmen eingesetzt. An- 
laß waren die umfangreichen Ermittlungen der Staats- 
anwaltschaft bei dem LG Berlin gegen Dr. Alexander 
Schalck-Golodkowski. Es sollte geklärt werden, ob 
Zahlungen aus dem Bereich KoKo und den von 
diesem Bereich kontrollierten Firmen auf Regie- 
rungskonten auch tatsächlich das MdF erreicht hat- 
ten und damit dem DDR-Staatshaushalt zugeführt 
worden waren. Auf Bitten des BMF wurden von der 
THA entsprechende Nachforschungen durchgeführt. 
Feststellungen über Unregelmäßigkeiten wurden 
insoweit nicht getroffen. Diese Aufklärungsarbeit 
wurde auch schon vom 1. Untersuchungsausschuß 
der 12. Wahlperiode genutzt. 

Auf Initiative und unter Federführung des BMF 
wurde 1993 eine Gesprächsrunde „KoKo" ins Leben 
gerufen. Teilnehmer dieses Gesprächskreises waren 
u.a. Vertreter von BMF, THA/BvS, Zentraler Ermitt- 
lungsstelle für Regierungs- und Vereinigungskrimi- 
nalität (ZERV) und UKPV Zielsetzung in dieser Ge- 
sprächsrunde war es, eine verbesserte Zusammenar- 
beit der mit der Aufklärung und Sicherung von Ver- 
mögenswerten des ehemaligen KoKo-Bereiches be- 
faßten Stellen zu erreichen. Das BMF unterrichtete 
den Untersuchungsausschuß ferner darüber, daß 
über den Bereich KoKo hinaus in dieser Gesprächs- 
runde auch im Bereich Parteivermögen und MfS-Ver- 
mögen ein regelmäßiger Informationsaustausch über 
aktuelle Verfahren stattgefunden hat. 

Als weitere Maßnahme veranlaßte das BMF, daß der 
Kontenprüfungsauftrag, den das Sekretariat der 
UKPV einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft erteilt 
hatte, erweitert wurde. Im August 1995 wurden dar- 
aufhin die Prüfungen der Staatskonten bei der Deut- 
schen Handelsbank (DHB) und der DABA mit einbe- 
zogen. 

b) Gesprächsrunde im Bundeskanzleramt (BKAmt) 

Der Untersuchungsausschuß hat festgestellt, daß die 
1993 eingerichtete Gesprächsrunde „KoKo" die Zu- 
sammenarbeit und den Informationsaustausch zwi- 
schen den mit den Ermittlungen befaßten Stellen 
noch nicht hinreichend verbessert hatte. 

Dies bestätigte auch Ministerialrat (MR) Dr. Kurt Bley 
vom BMF in seiner Zeugenaussage vom 30. Januar 
1997 in der 51. Sitzung des Untersuchungsausschus- 
ses. Die bisherigen Koordinierungsrunden hätten 
den Nachteil gehabt, daß sie nicht auf zusätz- 
liches Personal hätten zurückgreifen können. Man 
sei zusammengekommen, habe Informationen aus- 
getauscht und sei danach wieder auseinandergegan- 
gen. Die Zusammenarbeit sei deshalb nicht so ver- 
tieft auf den Punkt bezogen gewesen. Auch habe es 
Entwicklungen in Einzelfällen, wie dem Novum- Ver- 


fahren und im Fall des Konsortialdarlehens Dresden 
gegeben, die nicht optimal gelaufen seien. Er nehme 
an, daß diese EinzeLfälle und eine Vielzahl anderer 
Entwicklungen zwangsläufig zu der Erkenntnis ge- 
führt hätten, daß man mit den Ermittlungen, so, wie 
sie in der Vergangenheit geführt worden seien, 
irgendwo am Ende angelangt sei und deshalb einen 
neuen Ansatz gesucht habe (Protokoll Nr. 51, S. 70). 

Im Februar 1996 wurde auf Initiative des BKAmt da- 
her zunächst eine Gesprächsrunde im BKAmt einge- 
richtet, an der ressortübergreifend Vertreter aller be- 
troffenen Institutionen, wie z. B. BMF, BMI und UKPV 
sowie nach Bedarf auch die Nachrichtendienste oder 
nachgeordnete Behörden, wie das BfF und weitere 
Stellen teilnahmen. Diese findet seitdem regelmäßig 
einmal im Monat statt und hat ebenfalls die Aufgabe, 
den Informationsaustausch zwischen den einzelnen 
Ermittlungsbehörden zu verbessern. Am 18. Juni 
1996 wurde dort als Weiterentwicklung des bisheri- 
gen Kooperationsmodells beschlossen, eine „Arbeits- 
gruppe Koordinierte Ermittlung (AKE)" zu installie- 
ren (vgl. Protokoll Nr. 94, S. 10). 

c) Arbeitsgruppe Koordinierte Ermittlung (AKE) 

Die AKE konstituierte sich am 12. Juli 1996 in Berlin. 
Unter Vorsitz des BMF gehören der AKE als Kern- 
gruppe neben dem BMF das BMI, die LTKPV, die 
ZERV, das Bundeskriminalamt (BKA) und die BvS 
an. Im Bedarfsfall kann die AKE um weitere Institu- 
tionen erweitert werden. Die AKE tagt für die Dauer 
von zwei Jahren in der Regel vierteljährlich. Sie dis- 
kutiert aktuelle Ermittlungsfälle im Bereich der Auf- 
klärung und Sicherung von Vermögenswerten und 
gibt Empfehlungen für die weitere Vorgehensweise 
an die jeweils beteiligten Institutionen, etwa zur Auf- 
nahme von Rückführungsaktivitäten durch zivilpro- 
zessuale Maßnahmen, zur Aufnahme von Vergleichs- 
verhandlungen oder zur Einstellung weiterer Er- 
mittlungen und zur weiteren Vorgehensweise (vgl. 
Schreiben der Parlamentarischen Staatssekretärin 
(PStS'n) beim BMF, Irmgard Karwatzki, vom 9. Juni 
1996, Anlage zum Protokoll Nr. 11). Die originären 
Aufgaben der beteiligten Institutionen bleiben dabei 
unverändert. 

Seit dem 1. Oktober 1996 wird die Arbeitsgruppe 
durch vier Task Forces unterstützt, die aus erfahre- 
nen Juristen, Volks- und Betriebswirten, Prüfern so- 
wie (Zoll-)Fahndern zusammengestellt wurden. Die 
Task Forces haben für eine begrenzte Zeit gezielte 
Aufgaben wahrzunehmen. Die Mitglieder der Task 
Forces sind vertraglich mit der BvS verbunden, die 
auch für die Sachmittelausstattung sorgt. Ihnen 
werden von der AKE Ermittlungsfälle nach Pro- 
blemschwerpunkten, Zielgruppen, Vermögensart und 
sachlichen Zusammenhängen zugeordnet. Die Rang- 
folge der Ermittlungsfälle wird nach der Höhe der 
potentiell rückführbaren Summen, dem Grad der 
Vermögensgefährdung, den Erfolgsaussichten der 
Rückführung sowie dem derzeitigen Erkenntnisstand 
bzw. möglichen Erkenntnisverlusten festgelegt. 
Durch regelmäßige Berichterstattung ist gewährlei- 
stet, daß das Vorgehen der Task Forces in enger Ab- 
stimmung mit allen beteiligten Stellen geschieht. 
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Weitere Unterstützung findet die AKE in einer Ge- 
schäftsstelle, die u.a. das operative Tagesgeschäft 
steuert und die administrative Unterstützung für die 
Task Forces bereitstellt. Geschäftsstelle und Task 
Forces haben beide ihren Sitz im Dienstgebäude der 
BvS in Berlin (Schreiben der PStS'n beim BMF, Irm- 
gard Karwatzki, vom 9. Juli 1996, Anlage zum Proto- 
koll Nr. 11; Protokoll Nr. 94, S. 11). 

Den Untersuchungsausschuß hat u.a. bei den Zeu- 
genvernehmungen von Bundesfinanzminister Dr. 
Waigel in der 94. Sitzung und MR Dr. Bley in der 
51. Sitzung besonders interessiert, welche Überlegun- 
gen das BMF bei der Einrichtung der AKE hinsicht- 
lich einer Verbesserung der Koordinierung angestellt 
hat und wie die bisherige Zusanunenarbeit ausge- 
staltet war. Im Blickpunkt stand dabei auch die Zu- 
sammenarbeit nüt den Strafverfolgungsbehörden, da 
der Untersuchungsausschuß im Rahmen seiner Un- 
tersuchungen, etwa im Fall des Konsortialdarlehens 
Dresden (vgl. Zweiter Teil, 1.III.2.) festgestellt hatte, 
daß bei der Rückführung bzw. Sicherung von Vermö- 
genswerten zivil- und verwaltungsrechtliche Maß- 
nahmen in engem Zusammenhang mit strafrecht- 
lichen Ermittlungen und Maßnahmen standen. 

Der Zeuge Dr. Bley erläuterte, daß der Nachteil der 
bisherigen Koordinationsrunden, der darin bestan- 
den habe, daß diese nicht auf zusätzliches Personal 
hätten zurückgreifen können, durch die Bildung der 
Task Forces habe revidiert werden können. Das Kon- 
zept für die AKE sei durch die Unternehmensbera- 
tungsfirma Arthur D. Little erarbeitet worden. Diese 
habe dabei mit dem zuständigen Fachreferat und der 
Leitung der Abteilung VIII des BMF zusammen- 
gearbeitet. Das BMF habe sich von der Überlegung 
und der Erkenntnis leiten lassen, daß es sinnvoll 
sei, die Zusammenführung von Informationen zu 
gewährleisten. Man habe jedoch auch das Problem 
gesehen, daß das Zusammenführen der verschiede- 
nen Stellen und ihrer Informationen aufgrund der 
verschiedenen - auch verfassungsrechtlichen - Zu- 
ständigkeitsregelungen in einem rechtsstaatlich kor- 
rekten und sauberen Verfahren habe erfolgen müs- 
sen. Es sei auch ein Petitum des Innenministers ge- 
wesen, daß gesetzliche Zuständigkeitsregelungen 
bei der Einrichtung der AKE keinesfalls hätten tan- 
giert werden dürfen. Die Zielsetzung sei daraufhin so 
festgelegt worden, daß der Informationsaustausch in 
einem geordneten Verfahren ablaufen sollte. Die Wil- 
lensbildung sollte kanalisiert werden und Entschei- 
dungen im Konsens getroffen werden. Im Vorder- 
grund der Entscheidungen hätten vornehmlich wirt- 
schaftliche Gesichtspunkte eine Rolle gespielt, wie 
etwa denkbare Vermögensansprüche weiterzuverfol- 
gen oder die dahingehenden Bemühungen einzustel- 
len, ein mögliches kostenintensives Prozeßrisiko ein- 
zugehen, bei komplexen wenig aufklärbaren Sach- 
verhalten einen Vergleich zu schließen oder etwa ein 
Schiedsgericht einzuschalten (vgl. Protokoll Nr. 51, 
S. 69-72). 

Das BMF betonte in diesem Zusammenhang weiter- 
hin, daß sich die Aufgaben von BMF/BvS mit den 
Aufgaben der strafrechtlichen Ermittlungsbehörden 
zwar teilweise überschneiden, aber nicht decken. 
Ziel der strafrechtlichen Ermittlung sei immer die 


Feststellung, ob eine strafbare Handlung vorliege. 
Vorrangige Aufgabe des BMF sei es aber, Maßnah- 
men zur Sicherung und Realisierung von Geldern zu 
treffen, die der öffentlichen Hand zustünden, und 
zwar unabhängig davon, ob in diesem Zusammen- 
hang strafbare Handlungen begangen worden seien. 
In vielen Fällen, in denen u.a. die ZERV Vermögens- 
verschiebungen vermutet habe, es jedoch nicht ge- 
lungen sei, Gelder zurückzuholen, seien die Bemü- 
hungen des BMF bzw. der THA/BvS daran geschei- 
tert, daß viele beweisfähige Unterlagen vor der Wen- 
de vernichtet worden seien und zu Beginn der Arbei- 
ten noch kein genauer Überblick vorhanden gewe- 
sen sei, sondern dieser erst mühsam hätte erarbeitet 
werden müssen. Gleichwohl sei es aber in vielen Fäl- 
len, in denen es noch nicht zu einer strafrechtlichen 
Anklage gekommen sei, zu Erfolgen bei der Siche- 
rung und Rückführung von Vermögenswerten ge- 
kommen. Insgesamt beurteilt das BMF die Zusam- 
menarbeit mit den strafrechtlichen Ermittlungsbehör- 
den als intensiv und konstruktiv. 

Der Zeuge Bundesminister Dr. Waigel hob ebenfalls 
hervor, daß er den eingeschlagenen Weg über die 
AKE mit ihren Task Forces für richtig halte. Durch 
die enge Abstimmung zwischen den Beteiligten, die 
ihre jeweiligen Zuständigkeiten und Verantwortlich- 
keiten behielten, seien bereits beachtliche Ermitt- 
lungserfolge erzielt worden. Besonders hervorzuhe- 
ben seien insoweit die Ermittlungen zum Konsortial- 
darlehen Dresden. Hier habe eine Task Force in enger 
Zusammenarbeit mit den Ermittlungsbehörden hun- 
derte von Aktenordnern gesichtet und die Aussagen 
ausgewertet. Hierdurch seien wichtige Grundlagen 
für das zivilrechtliche Vorgehen geschaffen worden. 
Zugleich seien die Ergebnisse selbstverständlich 
auch den ermittelnden Staatsanwälten zur Verfü- 
gung gestellt worden (vgl. auch Zweiter Teil, I.III.2.) 
Die Task Forces hätten sich zudem bisher schwer- 
punktmäßig mit dem KoKo-Bereich beschäftigt, seien 
aber auch unterstützend in anderen Bereichen tätig 
gewesen. Da das BMF dieses koordinierte Verfahren 
für wichtig halte, weil der Wissensstand auf diese 
Weise gebündelt und erhalten werde, habe es trotz 
des erforderlichen Personalabbaus bei der BvS die 
notwendigen Stellen und Mittel bereitgestellt (Proto- 
koll Nr. 94, S. 11). 

Eine zentrale „Superbehörde", die zivil-, straf- und 
verwaltungsrechtliche Aufgaben in sich vereine, 
wäre nach Meinung von Bundesminister Dr. Waigel 
jedenfalls keine Alternative zu dem jetzt eingeschla- 
genen Weg. Diese Zusammenfassung von Bundes- 
und Länderaufgaben sowie von Justiz- und Ver- 
waltungsbehörden sei schon mit dem Grundgesetz 
nicht vereinbar. Entscheidend sei aber, daß es nichts 
bringe, einfach alle Aufgaben auf eine Stelle zu über- 
tragen. In der THA und jetzt in der BvS sei schon 
hoher und sehr heterogener Sachverstand gebündelt. 
Dort würden komplexe Unternehmenskonzepte aus 
unterschiedlichen Branchen beurteilt und Unterneh- 
mensfinanzierungen organisiert, Liquidationsverf äh- 
ren durchgeführt und Vermögenswerte zugeordnet 
bzw. im In- und Ausland ausfindig gemacht. Es sei 
daher nicht sinnvoll, diese Aufgaben und Fähigkei- 
ten auch noch mit den Aufgaben der ZERV, der 
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Staatsanwaltschaft und des BKA zu vermischen 
(vgl. Protokoll Nr. 94, S. 11). In vielen Fällen seien es 
zudem gerade die Strafanzeigen der THA bzw. BvS 
gewesen, die Ermittlungen der Strafverfolgungsbe- 
hörden in Gang gebracht hätten. Die Mitarbeiter der 
BvS hätten die strafrechtlichen Ermittlungen nach 
Kräften unterstützt. Eine erfolgreiche Ermittlungs- 
tätigkeit erfordere es aber auch, immer wieder nach 
neuen, besseren Wegen zu suchen, um Dinge voran- 
zutreiben. Daher habe man schließlich als Struktur 
für die Zusammenführung der Erkenntnisse der je- 
weiligen Ermittlungsstellen die AKE geschaffen 
(vgl. Protokoll Nr. 94, S. 10). 

Eine im Hinblick auf die AKE im wesentlichen posi- 
tive Bilanz für die bisherige und zukünftige Zusam- 
menarbeit zogen auch BvS und ZERV . Die ZERV be- 
tonte, daß es auch aufgrund von Vorschlägen der 
ZERV zur Einrichtung der Task Forces bei der BvS 
kam. Die Anstrengungen zur Vermögensrückfüh- 
rung würden dadurch verstärkt, daß bei der AKE die 
bei allen beteiligten Behörden vorhandenen Er- 
kenntnisse gebündelt würden. Auch die ZERV brin- 
ge sich insoweit mit Ermittlungsergebnissen ein. 
Neben den unter Leitung des BMF stattfindenden 
Sitzungen der AKE gebe es auch fortlaufend diverse 
Kontakte der Task Forces zu den Sachbearbeitern 
der ZERV Hierbei würden im Rahmen der rechtli- 
chen Möglichkeiten Informationen ausgetauscht, um 
sowohl die Strafverfahren als auch die zivilrecht- 
lichen Ermittlungen voranzutreiben. Zukünftig sei 
daher noch ein für die strafrechtlichen Ermittlungen 
bedeutsamer Erkenntnisgewinn denkbar und mög- 
lich. 

Die BvS berichtete, daß die Task Forces seit ihrer Ein- 
richtung mit mehreren Ermittlungskomp len betraut 
wurden. Im sogenannten „Schlaff -Komplex" galten 
die Bemühungen einer Task Force der Aufklärung 
des mit dem „Konsortialdarlehen Dresden" verbun- 
denen Scheingeschäfts hinsichtlich einer Festplatten- 
speicherlieferung zwischen der Lomer AG und dem 
ehemaligen AHB BIEG. Hier haben die abgestimm- 
ten Ermittlungen der beteiligten Stellen u. a. dazu ge- 
führt, daß eine Zivilklage gegen die Lomer AG und 
ihre Bevollmächtigten Dr. Konrad Ackermann und 
Martin Schlaff eingereicht werden konnte (vgl. auch 
Zweiter Teil, I.III.2.). 

Ein ebenfalls zum „Schlaff-Komplex" zählender Er- 
mittlungsbereich einer Task Force betrifft die laufen- 
den Ermittlungen bzgl. elbion-tours sowie bzgl. ver- 
mutlich betrügerischer Geschäfte unter Beteiligung 
ehemaliger AHB. 

Die AKE hat ferner eine Task Force beauftragt, Er- 
mittlungen hinsichtlich der Handelsvertreterunter- 
nehmen RC. Gerlach und Dr. Forgber zu führen. 
Auch hierbei handelt es sich um ein laufendes Ver- 
fahren. 

Vorläufig kein weiterer Ermittlungsbedarf wurde 
von einer Task Force in den Fällen Günter Asbeck 
und Moksel AG gesehen. Im Hinblick auf den Fall 
Mondessa (vgl. Zweiter Teil, A.II.4; D.II.l.) und auf 
Wunsch der UKPV zu Teilbereichen des Falles 
Kokkalis (vgl. B.III.) wurde eine weitere Task Force 
mit Ermittlungen beauftragt. Zudem sind in einigen 


Fällen ehemalige AHB in die Überprüfungen einbe- 
zogen worden. 

Die BvS beurteilte die bisherigen Erfahrungen mit 
der Ermittlungstätigkeit insgesamt ebenfalls positiv. 
Sie schloß daraus, daß durch den Einsatz der AKE 
und ihrer Task Forces die Chancen auf erfolgreiche 
Rückführung strittigen, und die Ermittlung bisher 
nicht erkannten DDR-Vermögens, deutlich steigen 
werde. 


2. Auslobungsaktion zur Suche 
nach Vermögenswerten 

Der 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode 
hatte sich bereits mit dem Verlauf einer im Frühjahr 
1994 gestarteten Sonderaktion zur Suche von Vermö- 
genswerten befaßt, konnte jedoch im September 
1994 nur feststellen, daß Resultate der gemeinsamen 
Auslobungsaktion der UKPV und der THA noch 
nicht feststanden. Eine abschließende Bilanz war 
zum damahgen Zeitpunkt noch nicht möglich (vgl. 
Beschlußempfehlung und ergänzender Bericht des 
1. Untersuchungsausschusses der 12. Wahlperiode, 
BT-Drucksache 12/8595, S. 37-38). Daher befaßte 
sich der Untersuchungsausschuß auch mit dem wei- 
teren Verlauf und den bisherigen Ergebnissen dieser 
Aktion im Rahmen seines Auftrages, die Maßnahmen 
u.a. der Bundesregierung und anderer staatlicher 
Stellen des Bundes zur Rückführung von Vermögens- 
werten zu klären (1.9. des Untersuchungsauftrages). 

Da die Suche nach Vermögenswerten des Bereichs 
KoKo zunächst nicht den erhofften Erfolg hatte, ver- 
suchte die Bundesregierung mit Hilfe einer Sonder- 
aktion über Zeitungsannoncen mit der Überschrift 
„Gesucht: DDR-ParteivermÖgen" Vermögenswerte 
früherer DDR-Institutionen im In- und Ausland zu er- 
mitteln und dann zu sichern. Für Hinweise, die zur 
Rückführung entsprechender Vermögenswerte bei- 
trugen, sollte eine Belohnung gezahlt werden (vgl. 
BT-Drucksache 12/8595, S. 37). 

Die Auslobung von Belohnungen für die Rückholung 
von veruntreutem DDR-Vermögen ging dabei zurück 
auf einen Antrag der SPD-Fraktion vom 13. Januar 
1993 (BT-Drucksache 12/4102), in dem die Bundesre- 
gierung auf gef ordert wurde, zum Zwecke der Rück- 
führung des durch ehemalige Funktionäre der DDR 
oder deren Helfer vor und nach der Auflösung der 
DDR veruntreuten Vermögens eine Belohnung für 
Personen auszusetzen, die sich ursächlich an der 
Wiederaufspürung und Rückschaffung beteüigten. 
Das BMF erstellte im Januar 1994 „Richtlinien für die 
Aussetzung von Belohnungen für die Rückholung 
veruntreuten DDR-Vermögens". Danach wird eine 
Belohnung nur dann ausgezahlt, wenn die Hinweise 
neue, den Ermittlungsbehörden bisher nicht be- 
kannte Erkenntnisse enthalten und diese zu einem 
endgültigen Zufluß von Vermögenswerten führen. 
Außerdem werden nur Privatpersonen belohnt, die 
weder Täter noch Mittäter oder Anstifter einer Straf- 
tat in Bezug auf den betreffenden Vermögensgegen- 
stand waren. Die Höhe der Belohnung hängt vom 
Wert des Vermögensgegenstandes ab. Bis zu einem 
Wert von 1000 DM beträgt sie höchstens 5%, sollte 
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der Wert höher sein, beträgt sie höchstens 3 %, insge- 
samt jedoch höchstens 5 Mio. DM. 

Mit Beschluß vom 22. Februar 1994 erklärte die 
UKPV ihr Einverständnis mit einer Anwendung die- 
ser Richtlinien auch auf das Parteivermögen. Am 
4. März 1994 nahm der Deutsche Bundestag den An- 
trag der SPD-Fraktion vom 13. Januar 1993 an. 

Am 31. März 1994 erschienen in einer größeren An- 
zahl regionaler und überregionaler Zeitungen und 
Zeitschriften die von der UKPV und der THA/jetzt 
BvS, Direktorat Sondervermögen, erarbeiteten Inse- 
rate. Darüber hinaus gab es auch Zeitungsannoncen 
in der Schweiz in der „Neuen Zürcher Zeitung", in 
einer Anzeigenfassung der Bezirksanwaltschaft IV 
für den Kanton Zürich und im Österreichischen 
„Standard ". 

Die UKPV erhielt bis Anfang Januar 1998 daraufhin 
insgesamt 580 Hinweise, die zum Teil direkt bei der 
UKPV eingingen oder zum Teil über die THA/BvS an 
die UKPV weitergeleitet wurden. 410 dieser Hin- 
weise wurden als sachdienlich angesehen, wovon 
233 in der Folgezeit durch die UKPV selbst bearbeitet 
wurden. Die übrigen wurden an die zuständigen 
Ermittlungsbehörden, wie z.B. THA/BvS, ZERV und 
Steuerfahndungen, weitergegeben. 225 Hinweise 
enthielten nach eingehender Prüfung durch das Se- 
kretariat der UKPV keine bzw. keine neuen Erkennt- 
nisse, so daß acht Hinweise verblieben, die derzeit 
noch bei der UKPV bearbeitet werden. Von den ins- 
gesamt 177 Hinweisen, die von der UKPV an andere 
Dienststellen weitergegeben wurden, waren im Ja- 
nuar 1998 52 Hinweise als ergebnislos abgeschlos- 
sen. Zu den restlichen Hinweisen fehlten bis dahin 
Rückmeldungen. 

Die UKPV zog für ihren Bereich, in dem es um Hin- 
weise zum Parteivermögen ging, eine teilweise posi- 
tive Bilanz der Auslobungsaktion. Es gab zwar eine 
große Gruppe von Hinweisen, die in Fällen von Infor- 
mationen zum Parteivermögen lediglich bereits be- 
kannte oder vorhandene Kenntnisse zum Teil bestä- 
tigten und zusätzlich begründeten. Es gab aber auch 
einen wichtigen Hinweis im Zuge des Novum-Ver- 
fahrens, der zur Auffindung von Unterlagen führte, 
bei denen im Ergebnis die begründete Hoffnung be- 
steht, daß sie dazu dienen, eine Forderung der Bun- 
desrepublik Deutschland in Höhe von rd. 500 Mio. 
DM zu stützen. Hier würde der Hinweisgeber nach 
erfolgreicher gerichtlicher Auseinandersetzung auch 
einen Anspruch auf Auszahlung einer Belohnung er- 
langen (vgl. auch Zweiter Teil, B.II.). Des weiteren 
wurde ein wichtiger Hinweis zur Veruntreuung von 
Vermögen eines ehemals gewerkschaftseigenen Ver- 
lages gegeben, aufgrund dessen unrechtmäßiger 
Vermögensbesitz und rechtswidrige Vermögensmin- 
derung aufgedeckt und treuhänderischer Verwal- 
tung unterstellt werden konnten. 

Trotz dieser teilweise positiven Bilanz der Auslobungs- 
aktion im Bereich Parteivermögen durch die UKPV 
stellte der Untersuchungsausschuß fest, daß bislang 
aufgrund der Sonderaktion weder im Bereich Partei- 
vermögen, noch in den anderen Bereichen Vermö- 
genswerte endgültig zurückgeführt wurden. Demzu- 
folge waren bis Januar 1998 auch keine Belohnungen 


ausgezahlt worden. Insgesamt ist festzuhalten, daß das 
bisherige Ergebnis der Auslobungsaktion den durch 
die Vielzahl der Hinweise in der Anfangsphase geheg- 
ten Erwartungen nicht entsprochen hat. 

3. Entwicklung der Rückführungen 

a) Bereich Kommerzielle Koordinierung (KoKo) 

Im Bereich KoKo hat sich das BMF im Rahmen der 
Zuständigkeitsregelungen in Zusammenarbeit mit 
der THA/BvS 1991/1992 zunächst auf die Klärung 
eigentumsrechtlicher Probleme konzentriert und um- 
fangreiche Prüfungen vorgenommen. Im Vorder- 
grund standen bei der Rechts- und Fachaufsicht des 
BMF die Vermögensaufklärung und Vermögens- 
sicherung. 1993 verlagerte sich die Arbeit schwer- 
punktmäßig auf die Bearbeitung von Einzelfällen. 
Aufgrund der Fülle der gerichtlich anhängigen Ver- 
fahren entschied das BMF im Oktober 1993, die Pro- 
zeßführung der THA zu übertragen, wobei die Mit- 
wirkung des BMF jedoch gewährleistet blieb. Im 
Verlauf des Jahres 1994 konnten dann endgültig die 
KoKo-Unternehmen und deren Beteiligungen einver- 
nehmlich dem Finanzvermögen des Bundes zugeord- 
net werden. Das darauffolgende Jahr war geprägt 
durch eine nochmalige gründliche Aufarbeitung des 
Bereichs KoKo, MfS und des Finanzvermögens im 
Rahmen der neustrukturierten BvS. 

Soweit Forderungen des ehemaligen Bereichs KoKo 
gegenüber Dritten bestanden und diese Gelder zur 
Durchführung bestimmter, von der KoKo-Admi- 
nistration festgelegter Aufgaben aus dem Haushalt 
der ehemaligen DDR oder aus anderen Quellen 
stammten, wurden sie, soweit bekannt, direkt vom 
BMF für den Bundeshaushalt geltend gemacht und 
vereinnahmt. In der Zeit bis 1995 flössen auf diesem 
Weg rd. 2,5 Mrd. DM direkt an den Bundeshaushalt. 

Anfang 1998 hatte sich der Betrag, den das BMF aus 
dem Bereich KoKo realisiert hat, auf rd. 3,7 Mrd. DM 
erhöht, wie Bundesfinanzminister Dr. Theodor Wai- 
gel in seiner Zeugenvernehmung vom 15. Januar 
1998 resümierte. Zudem rechnete er damit, noch wei- 
tere ca. 1,7 Mrd. DM erlösen zu können. Dabei ging 
er davon aus, daß die laufenden Prozesse erfolgreich 
beendet werden (Protokoll Nr. 94, S. 10; vgl. im übri- 
gen Zweiter Teil, A.). 

b) Bereich Außenhandelsbetriebe (AHB) 

Unter dem Aspekt der Rückführung von veruntreu- 
ten Vermögenswerten durch die Bundesregierung 
oder anderer staatlicher Stellen des Bundes (1.9. des 
Untersuchungsauftrages) hat sich der Untersu- 
chungsausschuß auch mit dem Bereich der AHB be- 
faßt (vgl. vorstehend C.I.2.b) und Zweiter Teil, 
J.II.4.a)bb). 

Das BMF wies zu den veruntreuten Vermögenswer- 
ten auf einige Einzelfälle hin, in denen es um ein 
Fehlverhalten der Geschäftsleitung bzw. der Ge- 
schäftsbesorger zum Nachteil der AHB ging. Die 
Geltendmachung bzw. Rückführung der Schadens- 
summen erfolgte teils freiwillig (z.B. Interpelz), 
teils außerhalb der ordentlichen Gerichte durch Ver- 
gleich (z.B. Metallurgiehandel, vgl. hierzu nachste- 
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hend C.III.2.). In anderen Fällen werden Ansprüche 
in Zivilverfahren geltend gemacht. Neben dem durch 
den Untersuchungsausschuß besonders untersuch- 
ten Fall der Abwicklung des ehemaligen AHB 
Metallurgiehandel nannte das BMF mit Stand Ende 
September 1996 die Fälle Interpelz I, in dem 2,9 Mio. 
DM, Interpelz II, in dem 0,7 Mio. DM, Technocom- 
merz, in dem 1,9 Mio. DM und Heimelectric, in dem 
0,8 Mio. DM zurückgeführt werden konnten. Dar- 
über hinaus waren in den Fällen VHG Bau noch 
1,2 Mio. DM, Heimelectric 5,6 Mio. DM und Intermed 
1,8 Mio DM rechtshängig. Nicht durchsetzbar wegen 
Vermögenslosigkeit des Schuldners waren It. BMF 
18,6 Mio. DM im Fall Heimelectric . 

Ferner beschloß die AKE, ehemalige AHB in aus- 
gewählten Fällen zu überprüfen, wie die BvS im Fe- 
bruar 1998 berichtete. Die Ermittlungen sollen sich 
danach zunächst auf die ehemaligen AHB „Fort- 
schritt Landmaschinen (FLM)", „Kohle-Energie", 
„Schiffscommerz" sowie „Holz und Papier" bezie- 
hen. Eine Task Force hat inzwischen mit den Ermitt- 
lungen in der Sache AHB FLM begonnen. Die Aus- 
wertungen staatsanwaltschaftlicher und polizeilicher 
Akten sowie anderer Unterlagen lasse Handlungsbe- 
darf zur Eintreibung von Forderungen in beträcht- 
licher Höhe durch FLM erkennen. Die Ermittlungen 
dauerten aber noch an. 

Exkurs: AHB~Ahwicklung 

Die AHB hatten im Rechts- und Wirtschaftssystem 
der ehemaligen DDR eine Schlüssel- und Sonderstel- 
lung eingenommen, da sie das verfassungsmäßig ver- 
ankerte staatliche Außenhandelsmonopol durchzu- 
setzen hatten. Mit der Umstellung des Währungs- 
und Wirtschaftssystems im Zuge des Einigungspro- 
zesses wurde das staatliche Außenhandelsmonopol 
abgeschafft, zunächst durch das Gesetz über die 
Gründung und Tätigkeit privater Unternehmen und 
über Unternehmensbeteiligungen vom 7. März 1990 
und anschließend durch das Gesetz zur Änderung 
und Ergänzung der Verfassung der DDR am 17. Juni 
1990. Mit der Umwandlungsverordnung vom 1. März 
1990 bzw. aufgrund des Treuhandgesetzes vom 
17. Juni 1990 war die THA spätestens zum 1. Juli 1990 
alleinige Gesellschafterin der AHB geworden. Im 
Februar 1991 erging dann eine Mitteilung des Bun- 
desaufsichtsamtes für das Kreditwesen (BAKred.) an 
alle AHB, wonach diese mit ihrem gesamten Vermö- 
gen abzuwickeln und zu liquidieren waren. Rechts^ 
grundlage zur Abwicklung und Liquidation der AHB 
ist Art. 4 des 1. Vertrages über die Schaffung einer 
Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion vom 18. Mai 
1990 (I. Staatsvertrag) i.Vm. dem Gemeinsamen Pro- 
tokoll über Leitsätze Abschnitt B.,IL, Punkt 6. Danach 
war das Außenhandelsmonopol der ehemaligen DDR 
aufzuheben. Formell erfolgte die Aufhebung des 
staatlichen Außenhandelsmonopols durch Art. 3 Abs. 2 
des „Gesetzes zur Änderung und Ergänzung der Ver- 
fassung der DDR'' vom 17. Juni 1990. Zuständigkeit 
und Befugnis des BAKred. ergaben sich aus Art. 3 
des /. Staatsvertrages. 

Als Folge der Aufhebung des staatlichen Außenhan- 
delsmonopols wurde die vollständige Abwicklung 
und Liquidation der AHB später nochmals klar her- 


ausgestellt mit Artikel 24 des Gesetzes zur Förderung 
von Investitionen und Schaffung von Arbeitsplätzen 
im Beitrittsgebiet sowie zur Änderung steuerrecht- 
licher und anderer Vorschriften vom 24. Juni 1991 
(Steueränderungsgesetz 1991 - StÄndG 1991), mit 
dem die „Verordnung zur Abwicklung der Forderun- 
gen und Verbindlichkeiten realisierter Verträge in 
westlichen Währungen (konvertierbare Währungen, 
Clearing-Währungen und Verrechnungseinheiten) 
und Deutschen Mark gegenüber Devisenausländern 
und Vertragspartnern in der Bundesrepublik Deutsch- 
land und Westberlin" vom 4. Juli 1990 ersatzlos auf- 
gehoben wurde. 

Die Konzeption für die Abwicklung der AHB, die von 
der THA mit der Billigung des BMF erarbeitet wor- 
den war, sah zwei Varianten vor: 

- die Abwicklung durch Stillegung der AHB in 
Verantwortung von durch die THA/ BvS eingesetz- 
ten Liquidatoren; 

- die Abwicklung der AHB durch ein privates Unter- 
nehmen auf der Basis eines Geschäftsbesorgungs- 
vertrages. Hierbei sollte der Geschäftsbetrieb des 
ehemaligen AHB unter Nutzung der Fachkennt- 
nisse der Beschäftigten übernommen und mög- 
lichst fortgeführt werden (vgl. hierzu auch Zweiter 
Teil, J.II.4.a)bb). 

Die Haupttätigkeit der noch bestehenden Abwick- 
lungsmannschaften in den AHB besteht im Abbau 
der Forderungen und Verbindlichkeiten, denen Lie- 
fer- und Leistungsverträge aus der Zeit vor dem 1. Juli 
1990 zugrunde lagen. 

Die Forderungen betrugen zum 1. Juli 1990 rd. 
8,2 Mrd. DM, die bis zum 30. September 1995 zu 
67% abgearbeitet waren und sich somit noch auf 
2,7 Mrd. DM beliefen. Danach gestaltete sich die Ein- 
bringung der Forderungen schwieriger, da diese von 
den Vertragspartnern zum Teil bestritten oder als 
noch nicht fällig angesehen wurden. Zum 30. Sep- 
tember 1995 waren nach Angaben der BvS im Be- 
reich der strittigen Forderungen 304 Gerichtsverfah- 
ren mit einem Gesamtstreitwert von rd. 426 Mio. DM 
anhängig. Ein Problem bei der Einziehung von Aus- 
landsforderungen stellte die Zahlungsunfähigkeit 
vieler Entwicklungsländer dar, gegen die im großen 
Umfang Forderungen bestehen. Hier ist das BMF be- 
strebt, unter Beteiligung der BvS, des Bundesministe- 
riums für Wirtschaft (BMWi ), des Auswärtigen Amts 
(AA), der D ABA/ KfW und der Hermes Kredit- 
versicherungs AG, die Forderungen der AHB in 
Umschuldungsabkommen der Bundesregierung ein- 
zubeziehen. Bis Anfang 1996 wurden insoweit rd. 
270 Mio. DM umgeschuldet. 

Auch bei Inlandsforderungen besteht das Problem 
bei der Einziehung überwiegend in der Zahlungs- 
unfähigkeit von BvS-Unter nehmen, gegen die die 
Forderungen in der Regel bestehen. Hier entwickelte 
die BvS in Abstimmung mit dem BMF ein Verfahren, 
wonach notleidende BvS-Unternehmen mit dem 
AHB Vergleiche abschließen können. In der Zeit bis 
30. September 1995 wurden durch das BMF Ver- 
gleiche überein Forderungsvolumen von rd. 997 Mio. 
DM genehmigt. 


142 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/10900 


Die GesamtverbindUchkeiten betrugen zum 1. Juli 
1990 rd. 6,5 Mrd. DM. Sie wurden zum 30, September 
1995 um 5,6 Mrd, DM abgebaut, so daß 86% der Alt- 
verbindlichkeiten abgearbeitet waren, 

c) Bereich MfS 

Nach den Feststellungen des Untersuchungaus- 
schusses bestand das Problem einer Quantifizierung 
des Vermögens des ehemaligen MfS/AfNS darin, daß 
in diesem Ministerium keine Vermögensrechnung, 
sondern nur eine Haushaltsrechnung geführt wurde. 
Das BVA und die THA/BvS überprüften im Rahmen 
Ihrer Zuständigkeit schwerpunktmäßig solche MfS- 
Bereiche, die als im besonderen Maße vermögensre- 
levant für Untreue- und Unterschlagungshandlun- 
gen leicht manipulierbar erschienen (vgl. hierzu auch 
Zweiter Teil, E.III.3.-5.). Hierzu gehörten Geldabhe- 
bungen von MfS-Konten bei der Staatsbank bzw. bei 
der MfS-Sparkasse. Sie wurden durch eine von der 
THA eingesetzten Arbeitsgruppe, in die Vertreter 
des BVA, der ZERV und der UKPV einbezogen 
waren, überprüft. Im Ergebnis wurde festgestellt, 
daß in der Regel die Gelder zur Bezahlung von 
Gehältern, Übergangsbezügen und Abfindungen 
ausscheidener MfS -Mitarbeiter verwandt worden 
waren. Es liegen dem Untersuchungsausschuß inzwi- 
schen auch Hinweise dafür vor, daß MfS -Gelder 
für Unternehmensgründungen eingesetzt wurden 
(vgl. Zweiter Teil, E.I1I.3.). 

Die meisten vom MfS genutzten Immobilien konnten 
nur mit Schwierigkeiten ermittelt und schließlich von 
der THA über die Treuhandliegenschaftsgesellschaft 
(TLG ) verwertet werden. Hinsichtlich der Überprü- 
fung von Betrieben, die zum MfS-Vermögen gehören 
sollten, ergaben sich zum Teil Zuordnungsprobleme, 
da einige Unternehmen nach den Kriterien des BVA 
und der THA/BvS dem Bereich KoKo zuzuordnen 
waren bzw. ihre Zuordnung noch nicht abschließend 
geklärt war (vgl. auch Zweiter Teil, A.II.2., E.III.4. 
und 5.). 

Bis Anfang 1998 konnte die THA/BvS aus dem Be- 
reich des MfS insgesamt rd. 3 Mrd. DM vereinnah- 
men. Damit sei, so Bundesminister Dr. Waigel in sei- 
ner Zeugenvernehmung vom 15. Januar 1998, prak- 
tisch das gesamte bisher festgestellte MfS -Vermögen 
realisiert (Protokoll Nr. 94, S. 10). 

d) Bereich Parteien und Massenorganisationen 

Die Ermittlungen der UKPV unterscheiden nach Ver- 
mögen der Parteien und Massenorganisationen der 
DDR außer der SED und dem SED/PDS -Inlands- und 
Auslandsvermögen. Hinsichtlich des Vermögens von 
Parteien und Massenorganisationen der DDR außer 
der SED waren die Ermittlungen der UKPV im Fe- 
bruar 1998 weitestgehend abgeschlossen. Die UKPV 
hat Vermögenswerte aus diesem Bereich umfassend 
festgestellt. Ungesichertes Vermögen war hierbei nicht 
mehr anzunehmen. 

Im Hinblick auf das Vermögen der SED/PDS waren 
die Ermittlungen noch nicht vollständig abgeschlos- 
sen. Das weit verzweigte, umfangreiche Vermögen 
der SED im Inland wurde zwar weitgehend ermittelt 
und sichergestellt, insbesondere zu den Kapitaltrans- 


fers und zu mit der PDS verbundenen Unternehmen 
bestand im Februar 1998 aber noch Ermittlungs- 
bedarf. Auch Auslandsvermögen der SED konnte in 
erheblichem Umfang fest- und sichergestellt werden, 
wobei auch hier zu einzelnen Bereichen noch Prü- 
fungsbedarf bestand (vgl. Zweiter Teil, G.III.). 

Aus dem Vermögen der Parteien- und Massenorgani- 
sationen der DDR konnten durch die THA/BvS im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit Vermögenswerte von 
insgesamt rd. 2,6 Mrd. DM realisiert werden. Die 
UKPV hat dem Untersuchungsausschuß mit Schrei- 
ben vom 24. März 1998 hierzu eine Aufstellung der 
BvS mit Stand 23. März 1998 vorgelegt, die detailliert 
Auskunft über die Einnahmen und Ausgaben im 
Rahmen der Gesamtabwicklung des Vermögens der 
Parteien und Massenorganisationen der DDR gibt 
(Dokument Nr. 45). Die Einnahmen wurden für die 
Entwicklung in den neuen Ländern verwandt, wie 
auch Bundesfinanzminister Dr. Theodor Waigel in 
der 94. Sitzung vom 15. Januar 1998 des Untersu- 
chungsausschusses berichtete. Weitere Einnahmen 
von 550 Mio. DM würden noch erwartet, wobei der 
größte Betrag auf den Novum-Prozeß entfalle (Proto- 
koll Nr. 94, S. 10; vgl. Zweiter Teil, B.II.). 

e) Bereich Transferrubel/Währungsumstellung 

Die Maßnahmen der Bundesregierung und der Stand 
der Rückforderungen im Bereich Transferrubel/Wäh- 
rungsumstellung sind ausführlich im Sachzusam- 
menhang mit den Untersuchungen des Untersu- 
chungsausschusses zu den unrechtmäßigen Hand- 
lungen im Bereich Transferrubel/Währungsumstel- 
lung dargestellt (vgl. Zweiter Teil, I.I.5., I.II.4.). Im 
Bereich Transferrubel wurden nach dem Sachstands- 
bericht vom Januar 1998 der PStS'n beim BMF, 
Irmgard Karwatzki, durch die zur Rückforderung 
beauftragten Banken (DABA und KfW) rd. 344 Mio. 
DM gegen Empfänger von DM-Beträgen aus der 
unberechtigten Inanspruchnahme des Transferrubel- 
Verrechnungssystems realisiert. 

Im Bereich Währungsumstellung hat das BfF bis 
Anfang 1998 insgesamt 270,5 Mio. DM aus rechts- 
widrig umgestellten Beträgen zurückgefordert. Hier- 
von wurden von den Beteiligten rd. 184,8 Mio. DM 
zur Abwendung der sofortigen Vollziehung der 
Rückforderungsbescheide gezahlt und davon wie- 
derum rd. 28,8 Mio. DM bestandskräftig an den 
Erblastentilgungsfonds abgeführt. 


III. Vergleichsabschlüsse 

Der Untersuchungsausschuß hat sich - nicht zuletzt 
aufgrund der Höhe der fraglichen Summen in drei- 
stelliger Müüonenhöhe - besonders mit zwei Einzel- 
fällen befaßt, in denen die Bundesregierung/BMF 
durch Vergleichsabschlüsse versucht hat, Vermögen 
für die Bundesrepublik Deutschland zu sichern und 
etwaige längere kostenintensive Gerichtsverfahren 
zu vermeiden. Es handelt sich hierbei zum einen um 
den Fall des sog. Konsortialdarlehens Dresden. Hier 
legte der Untersuchungsausschuß besonderen Wert 
auf die Aufklärung der Umstände des Vergleichs- 
abschlusses, da aufgrund staatsanwaltschaftlicher 
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Ermittlungen der Verdacht besteht, daß die Darle- 
henssumme aus einer strafbaren Handlung herrührt 
(vgl. hierzu Zweiter Teil, I.IIL2.). Zum anderen han- 
delt es sich um die Abwicklung des ehemaligen AHB 
Metallurgiehandel durch Unternehmen des Thyssen- 
Konzems, bei dem es nach einem Schiedsgerichts- 
verfahren zu Vergleichsabschlüssen gekommen war, 
die Anlaß für strafrechtliche Ermittlungen gegenüber 
Verantwortlichen des Thyssen-Konzerns gaben. 

1. Konsortialdarlehen Dresden 

Im Fall des Konsortialdarlehens Dresden, der aus 
Sachgesichtspunkten ausführlich in diesem Bericht 
unter dem Gliederungspunkt I. bei den unrechtmäßi- 
gen Handlungen im Bereich Währungsumstellung 
abgehandelt wird (siehe Zweiter Teil, LIII.2.), wurde 
auf Initiative des BMF ein Vergleich abgeschlossen, 
der aus der Sicht der Bundesregierung zum Zeit- 
punkt des Abschlusses im Sinne der Vermögens- 
sicherung für den Bund und die Stadt Dresden gebo- 
ten und vorteilhaft war. Der Vergleich lief darauf 
hinaus, daß ein bei der Währungsunion für die Stadt 
Dresden im Verhältnis 2 : 1 umgestellter Darlehens- 
betrag in Höhe von 225 Mio. Mark der DDR in 112,5 
Mio. DM im Verhältnis 3 : 1 umgestellt werden sollte. 
Da es sich bei den Darlehensgebern um ein ausländi- 
sches Konsortium (Lomer AG/BIEG ) handelte, hätte 
der Betrag insoweit It. Art. 6 Abs. 3 der Anlage I des 
Staatsvertrages vom 18. Mai 1990 von Anfang an nur 
3 : 1 umgestellt werden dürfen, so daß nach damali- 
ger Auffassung des BMF der Vergleich der Rechts- 
lage entsprach. Inzwischen wurde der Vergleich 
jedoch u. a. wegen Wegfalls der Geschäftsgrundlage 
durch das BfF angefochten. Dieses berief sich dabei 
auf einen Beschlagnahmebeschluß des Amtsgerichts 
Berlin-Tiergarten vom 2. Dezember 1996, gegen den 
inzwischen jedoch Beschwerde durch die Lomer AG 
eingelegt wurde. Der Beschluß des Amtsgericht 
Berlin-Tiergarten vom 2. Dezember 1996 wurde zur 
Sicherung der Durchsetzung der zivilrechtlichen 
Ansprüche erlassen und pfändete gemäß § 111b 
Strafprozeßordnung (StPO) die Forderung der Lomer 
AG gegen die Stadt Dresden. Staatsanwaltschaft- 
liche Ermittlungsergebnisse hatten ergeben, daß im 
Hinblick auf die Herkunft des Geldes, das als Dar- 
lehen an die Stadt Dresden ausgereicht worden war, 
ein unrechtmäßiges Scheingeschäft vorlag (siehe 
ausführlich Zweiter Teil, I.III.2.). 

2. Metallurgiehandel/Thyssen 

Ähnlich wie im Fall des Konsortialdarlehens Dresden 
waren im Fall der Abwicklung des ehemaligen AHB 
Metallurgiehandel durch Thyssen im Auftrag und 
auf Rechnung der THA/BvS umfangreiche Ver- 
gleichsabschlüsse zwischen dem BMF und den übri- 
gen Beteiligten geschlossen worden. 

Zuvor war es zu Streitigkeiten über die Geschäfts- 
besorgung durch Thyssen bei der Abwicklung des 
ehemaligen AHB Metallurgiehandel gekommen. Die 
Vergleichsabschlüsse führten zu Ausgleichszahlun- 
gen durch Thyssen in dreistelliger Millionenhöhe. 
Zur Feststellung des Sachverhalts erhielt der Unter- 
suchungsausschuß u.a. einen Bericht der PStS'n 


beim BMF, Irmgard Karwatzki, vom 4. Oktober 1996. 
Außerdem wurde Generalstaatsanwalt Christoph 
Schaefgen als Leiter der Staatsanwaltschaft II bei 
dem LG Berlin in der 48, Sitzung vom 16. Januar 
1997 zu diesem Thema informatorisch angehört und 
der Zeuge Dr. Kurt Bley, der im BMF für den The- 
menkomplex zuständig war, vernommen (51. Sitzung 
vom 30. Januar 1997). Die Angaben stimmten im 
wesentlichen überein, so daß sich der Sachverhalt 
zur Abwicklung des Metallurgiehandel durch Thys- 
sen für den Untersuchungsausschuß wie folgt dar- 
stellt: 

a) Vorgeschichte der Abwicklung des ehemaligen 
Außenhandelsbetriebes (AHB) Metallurgiehandel 

Die Metallurgiehandel GmbH i. L. ging auf der 
Grundlage der Verordnung zur Umwandlung von 
volkseigenen Kombinaten, Betrieben und Einrich- 
tungen in Kapitalgesellschaften vom 1. März 1990 
zum 1. Mai 1990 aus dem ehemaligen „Metallurgie- 
handel VE Außen- und Binnenhandelsbetrieb der 
DDR" hervor (Schreiben MR Dr. Bley vom 2. Dezem- 
ber 1997, Anlage zum Protokoll Nr. 51). Als staat- 
liches Stahlhandelsuntemehmen betrieb Metallurgie- 
handel bis 1990 den Außen- und Binnenhandel der 
DDR rrüt metallischen Rohstoffen und metallurgi- 
schen Erzeugnissen. Im Juli 1990 wurde Metallurgie- 
handel in eine GmbH umgewandelt, deren alleinige 
Gesellschafterin die THA war (Protokoll Nr. 48, S. 48). 

b) Kontakte und Vereinbarungen zwischen 
Metallurgiehandel/Treuhandanstalt (THA) 
und Thyssen 

Nach der Wende 1990 nahm Metallurgiehandel zu- 
nächst mit einer Reihe von westlichen Unternehmen 
Kontakt auf, mit dem Ziel, Kooperationen, soge- 
nannte „ Joint -Ventures", zu bilden. 

Auch die Thyssen-Handelsunion AG (THU) war 
an einer Zusammenarbeit mit Metallurgiehandel 
interessiert. Die sich anschließenden Kooperations- 
gespräche zwischen Metallurgiehandel und THU 
führten im Frühjahr 1990 zur Gründung einer ge- 
meinsamen Tochtergesellschaft. Am 11. April 1990 
wurde ein Gesellschaftsvertrag zur Gründung der 
gemeinsamen Tochtergesellschaft Thyssen-Schulte 
Werkstoff- und Metallurgiehandel (TSW) geschlos- 
sen. Metallurgiehandel hatte dabei einen Anteil von 
51 % und die THU von 49 %. 

Mit Aufnahme der Geschäfte im Juli 1990 übernahm 
die TSW etwa 1 500 Belegschaftsmitglieder von Me- 
tallurgiehandel, bei der etwa die gleiche Anzahl von 
Mitarbeitern verblieb. Dann wurde eine Kapitalerhö- 
hung und eine Veränderung der Beteiligung im Ver- 
hältnis 50:50 beschlossen (Protokoll Nr. 48, S. 46-47). 
Weitere Vereinbarungen zwischen Metallurgiehan- 
del und Thyssen schlossen sich an, wonach Metallur- 
giehandel etwa die anfallenden Kosten aus der Fort- 
beschäftigung von Mitarbeitern über die vereinbarte 
Belegschaftsstärke hinaus sowie die Kosten der Be- 
endigung der entsprechenden Arbeitsverhältnisse 
tragen sollte. Ferner wurden langfristige Mietver- 
träge über Betriebsstätten mit anschließenden Kauf- 
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Optionen und die Übernahme von Sachanlagevermö- 
gen und Warenvorräten vereinbart. 

Am 30. und 31. August 1990 beschlossen Metallur- 
giehandel und THU im Zusammenhang mit dem 
von der TSW betriebenen Geschäftszweig und wei- 
terer Vorhaben geschäftlicher Zusammenarbeit, daß 
Metallurgiehandel der THU 40 Mio. DM als Vorschuß 
zur Verfügung stellt. Der Betrag sollte u. a. zur Ab- 
deckung der Kosten für Qualifikation und Schulung 
von Metallurgiehandel-Belegschaftsmitgliedem durch 
THU oder Dritte dienen, und zwar zum Erhalt der 
Wettbewerbsfähigkeit von Metallurgiehandel. Dieser 
Vorschuß wurde dann auch im September 1990 ge- 
zahlt. Etwas später erfolgte die Zahlung der darauf 
entfallenden Umsatzsteuer. Thyssen übernahm in 
der Folgezeit zunächst weitere 24 % Anteile an der 
TSW (Protokoll Nr. 48, S. 47). 

Von diesen Vereinbarungen zwischen Metallurgie- 
handel und Thyssen hatte die THA, It. BMF, zum 
damaligen Zeitpunkt keine Kenntnis. Lediglich mit 
einer Rahmenvereinbarung vom 29. Juni 1990 hatte 
sich die THA einverstanden erklärt. 

Als sich im Herbst 1990 aber abzeichnete, daß 
Metallurgiehandel als selbständiges Unternehmen 
nicht überlebensfähig wäre, verhandelte Thyssen 
nunmehr mit der THA über den vollständigen 
Erwerb von Metallurgiehandel. Infolgedessen kam 
es unter dem 21. Dezember 1990 zu verschiedenen 
Vereinbarungen. Thyssen übernahm von Metallur- 
giehandel u.a. das bewegliche Sachanlagevermö- 
gen, die Metallurgiehandel-Hauptverwaltung in der 
Brunnenstraße 188-190 in Berlin sowie verschiedene 
Beteiligungen. Außerdem veräußerte Metallurgie- 
handel seine restlichen TSW-Anteile (26%) an die 
THU. Ferner übertrug die THA mit Treuhand- und 
Geschäftsbesorgungsvertrag ebenfalls vom 21. De- 
zember 1990 die Abwicklung von Metallurgiehandel 
auf die eigens zu diesem Zweck gegründete Thys- 
sen-Handel Berlin GmbH (THB). Diese erhielt außer- 
dem treuhänderisch mit Wirkung ab 1. Januar 1991 
den 100%igen Geschäftsanteil der THA an Metallur- 
giehandel. Die THB übernahm es, Metallurgiehandel 
für Rechnung der THA bis 1995 zu liquidieren. Die 
Haftung der THB war auf 1,25 Mio. DM jährlich be- 
schränkt. Als Vergütung sollte eine Geschäfts - 
besorgungsgebühr anfallen, deren Höhe am Abwick- 
lungsgewinn orientiert (25 %) war, die aber minde- 
stens 5 Mio. DM jährlich betragen sollte (Protokoll 
Nr. 48, S. 47; Protokoll Nr. 51, S. 62). 

Die Verträge vom 21. Dezember 1990 standen, It. 
BMF, unter Vorbehalt der Zustimmung des THA-Ver- 
waltungsrates und des BMF. Wie die PStS'n beim 
BMF, Irmgard Karwatzki, in ihrem Bericht an den 
Untersuchungsausschuß ausführte, gibt es keine 
schriftlichen Unterlagen darüber, daß die Zustim- 
mungen beantragt oder erteilt wurden. Dennoch 
habe ein damals zuständiger Direktor der THA im 
April 1991 gegenüber Thyssen erklärt, die erforder- 
lichen Zustimmungen lägen vor und die Verträge 
seien wirksam, worauf sich Thyssen später auch berief. 

Die Belegschaft von Metallurgiehandel wurde, 
soweit keine Entlassungen erfolgten, im wesent- 
lichen von Gesellschaften der Thyssen-Gruppe über- 


nommen. Lediglich 130 Personen von weit über 3 000 
verblieben bei Metallurgiehandel zum Zwecke der 
Abwicklung. Die Geschäftsführungen von der neu 
gegründeten THB und von Metallurgiehandel wur- 
den im wesentlichen mit leitenden Angestellten der 
Thyssen-Gruppe besetzt. Alle wesentlichen Vorgän- 
ge bei dem Geschäftsbesorger THB bedurften der 
Mitwirkung und Zustimmung von THU (Protokoll 
Nr. 48, S. 47). 

c) Beanstandungen der Treuhandanstalt (THA) 

- Prüfgruppe Außenhandelsbetriebe (AHB) - 
bei der Abwicklung von Metallurgiehandel 

Da viele AHB ursprünglich, so auch Metallurgiehan- 
del, mit dem von Dr. Alexander Schalck-Golodkow- 
ski geleiteten Bereich KoKo verstrickt waren, hielt es 
das BMF für erforderlich, diesen Bereich besonders 
überprüfen zu lassen, um evtl. Unregelmäßigkeiten 
aufzudecken und Vermögenswerte für die Bundes- 
republik Deutschland zu sichern. Im Rahmen dieser 
Sonderprüfungen, die von der THA-Prüfgruppe AHB 
durchgeführt wurden, wurde ab 1992 auch bei 
Metallurgiehandel eine Überprüfung der Geschäfts- 
tätigkeiten im Außenhandelsbereich, bei der Ver- 
äußerung des Binnenhandels sowie im Sonder- 
bereich Koordinierungshandel (Ko-Handel) einge- 
leitet. 

Die Abteilung Ko-Handel war dem ehemaligen 
„Metallurgiehandel VE Außen- und Binnenhandels- 
betrieb der DDR" als selbständige Abteilung ange- 
gliedert gewesen. Sie hatte die Aufgabe, außerhalb 
der normalen Geschäftstätigkeit Devisen zu erwirt- 
schaften. Die Abteilung Ko-Handel unterstand wirt- 
schaftlich direkt dem von Dr. Schalck-Golodkowski 
geleiteten Bereich KoKo im Ministerium für Außen- 
handel (MAH). Die Geschäftstätigkeit des Ko-Han- 
dels fand in der ehemaligen DDR keinen Eingang in 
die Bilanzen von Metallurgiehandel. Die erwirtschaf- 
teten Devisen der Abteilung Ko-Handel waren an 
den Bereich KoKo im MAH abzuführen. 

Bei der Sonderprüfung der Metallurgiehandel GmbH 
wurden Schwerpunkte auf den erfahrungsgemäß 
sensiblen Bereich der Veräußerungen, Geldbewe- 
gungen und vertraglichen Vereinbarungen gelegt. 
Die Prüfer deckten in den Geschäftsbeziehungen 
von Metallurgiehandel und Thyssen in der Folgezeit 
erhebliche Unregelmäßigkeiten auf. Im November 
1992 ergaben sich Beanstandungen der Sonder- 
prüfgruppe AHB in mehreren Bereichen, die nach 
Ansicht der THA-Prüfer Ansprüche gegen Thyssen 
auf Rückzahlung von insgesamt mindestens 70 Mio. 
DM begründen sollten. 

Beanstandet wurde u.a. die für Personalschulungen 
von Mitarbeitern des Metallurgiehandel durch die 
THU in Rechnung gestellten 50 Mio. DM. Unter Be- 
rufung auf den Schulungsvertrag vom 30. /31. August 
1990 hatte die THU, nach den Feststellungen der 
Prüfer, gegenüber Metallurgiehandel einen zweistel- 
ligen Millionenbetrag zuviel berechnet, da Leistun- 
gen zu hoch oder doppelt oder etwa für nicht stattge- 
fundene Schulungen abgerechnet worden seien. Des 
weiteren ergab sich für die Prüfer aufgrund von 
Bilanzmanipulationen durch Thyssen bei der Berech- 
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nung des Geschäftsbesorgungshonorars 1991 in 
Höhe von 61,8 Mio. DM für Thyssen ein ebenfalls in 
zweistelliger Milhonenhöhe verringerter Anspruch. 
Aufgrund des Geschäftsbesorgungsvertrages vom 
21. Dezember 1990 über die Liquidierung von Me- 
tallurgiehandel sollte die THB als Geschäftsbesor- 
gerin eine für jedes Geschäftsjahr abzurechnende 
Gebühr erhalten. Diese sollte 25% des Geschäftsjah- 
resgewinnes betragen, mindestens aber 5 Mio. DM 
zuzüglich Umsatzsteuer. Laut Jahresbilanz 1991 be- 
trug der Gewinn bei Metallurgiehandel 247,21 Mio. 
DM. Die Prüfer beanstandeten die Gewinnberech- 
nung durch Thyssen in der Bilanz 1991, wobei es im 
einzelnen um eine Korrektur der Auslegung des Ge- 
winnbegriffs, unberechtigte Umsatzsteuer-Rückstel- 
lungen, unberechtigte Rückstellungen für Zinsen auf 
Lieferantenverbindlichkeiten sowie unberechtigte 
Einzel- und Pauschalwertberichtigungen auf Forde- 
rungen (sowohl dem Grunde als auch der Höhe nach) 
ging. Neben den auf dem Schulungs- und dem Ge- 
schäftsbesorgungsvertrag beruhenden Beanstandun- 
gen ergaben sich für die Prüfer auch Unregelmä- 
ßigkeiten und Forderungsansprüche gegen Thys- 
sen wegen des Projektmanagementvertrages vom 
31. August 1990 zwischen Metallurgie handel und 
Thyssen Rheinstahl-Technik, der Sozialplan-Verein- 
barung für die Metallurgiehandel-Mitarbeiter und 
aus Immobiliengeschäften zwischen Thyssen-Gesell- 
schaften und Metallurgiehandel. Insgesamt ergaben 
sich nach Ansicht der THA-Prüfer somit im Novem- 
ber 1993 die Rückzahlungsansprüche gegen Thyssen 
von mindestens 70 Mio. DM. 

d) Kündigung/Modifizierung des Geschäfts- 
besorgungsvertrages und der Schiedsgerichts- 
vereinbarung 

Hinsichtlich diverser Komplexe, welche die Bean- 
standungen der THA-Sonderprüfgruppe AHB bei 
der Abwicklung des Metallurgiehandel betrafen, gab 
es unterschiedhche Auffassungen zwischen der THA/ 
BvS und der Geschäftsbesorgerin THB. Die im Rah- 
men der Sonderprüfungen beanstandeten Mißstände 
bei der Abwicklung des Metallurgiehandel hatten 
das Vertrauensverhältnis zu Thyssen so weit gestört, 
daß am 13. Oktober 1993 die THA den Geschäftsbe- 
sorgungsvertrag nüt der THB aus wichtigem Grund 
fristlos kündigte. Die THB allerdings bestritt die 
Wirksamkeit der Kündigung, so daß eine Beendi- 
gung der Geschäftsbesorgung durch Thyssen nach 
Ansicht des BMF hätte gerichtlich durchgesetzt wer- 
den müssen. 

Die THA entschied sich mit Zustimmung des BMF 
für eine Fortführung der Geschäftsbesorgung durch 
Thyssen. Ausschlaggebend dafür war It. BMF die 
Überlegung, daß die Nachteüe einer Beendigung der 
Geschäftsbesorgung überwogen hätten. Neben der 
Unsicherheit einer gerichtlichen Entscheidung über 
die Wirksamkeit der Kündigung des Geschäftsbesor- 
gungsvertrages hätte die Abwicklung von Metallur- 
giehandel über einen möglicherweise mehrjährigen 
Zeitraum, den eine gerichtliche Auseinandersetzung 
hätte in Anspruch nehmen können, nicht weiter- 
betrieben werden können. Es hätten ledighch 
sichernde Maßnahmen durch einen Dritten (Seque- 


ster) ergriffen werden können. Daher entschloß sich 
die THA mit Billigung des BMF, durch die Modifizie- 
rung des Geschäftsbesorgungsvertrages die künftige 
Geschäftsbesorgung wieder auf eine sinnvolle Basis 
zu stellen. 

Die von der THB treuhänderisch gehaltenen Anteile 
an Metallurgiehandel wurden zum Januar 1994 auf 
die THA zurückübertragen. Der Geschäftsbesor- 
gungsvertrag zwischen den Beteiligten wurde am 23. 
Februar 1994 modifiziert. Es wurde vereinbart, daß 
Metallurgiehandel künftig durch die eigene Metall- 
urgiehandel-Geschäftsführung abgewickelt werden 
sollte. Diese Geschäftsführung bestand fortan aus 
drei Geschäftsführern, von denen die THB auf eigene 
Kosten zwei und die THA einen entsandte. Bei Mei- 
nungsverschiedenheiten entschied die THA als allei- 
nige Gesellschafterin. Auch bei Tochter- und Betei- 
hgungsgesellschaften übte die THA die Stimmrechte 
aus. Thyssen stellte darüber hinaus ohne zusätzliches 
Entgelt Fachpersonal und Serviceleistungen für die 
Abwicklungstätigkeit zur Verfügung und verpflich- 
tete sich, alle erforderhchen Auskünfte weiterzulei- 
ten. Die Geschäftsbesorgung und damit die Betei- 
hgung von der THB an der Abwicklung von Metall- 
urgiehandel war befristet bis zum 31. Dezember 
1995. In den Jahren 1993 bis 1995 erhielt die THB für 
sämtliche Leistungen innerhalb der Geschäftsbesor- 
gung eine Vergütung von insgesamt 26,5 Mio. DM 
zuzüglich Mehrwertsteuer. Dabei war die Haftung 
von der THB auf 2,5 Mio. DM je Schadensfall, höch- 
stens 5 Mio. DM pro Kalenderjahr begrenzt. 

Des weiteren einigten sich die THA nüt Zustimmung 
des BMF und Thyssen, die streitigen Fragen aus den 
Feststellungen und Beanstandungen der THA-Son- 
derprüfgruppe AHB durch ein Schiedsgericht klären 
zu lassen. 

Dabei ging das BMF davon aus, daß die Vorteüe eines 
Schiedsgenchtsverfahrens gegenüber einem Verfah- 
ren vor den ordenthchen Gerichten in erster Linie in 
der Verhandlungszeit hegen würden. Außerdem habe 
die von der THA und Thyssen ausgewählte Besetzung 
des Schiedsgerichts die Gewähr geboten, daß die äu- 
ßerst schwierigen, insbesondere bilanzrechthchen 
Fragen durch kompetente Fachleute entschieden wür- 
den. Aufgrund der Schiedsgerichtsvereinbarung vom 
14. Januar 1994 hatten die Parteien umfangreiche 
Aufklärungs- und Mitwirkungspflichten, deren Verlet- 
zung eine Beweislastumkehr für die säumige Partei 
zur Folge gehabt hätte. Dadurch hatten Sachverstän- 
dige, Wirtschaftsprüfer sowie die THA-Sonderprüf- 
gruppe AHB Zugriff auf die erforderhchen Informatio- 
nen und Unterlagen erhalten, der vorher für die THA 
nicht immer gewährleistet war. Die Situation war da- 
mit für die Sachverhaltsermittlungen der THA, die 
zum Zeitpunkt der Schiedsgerichtsvereinbarungen 
noch nicht abgeschlossen waren, gegenüber einem zi- 
vilgerichtlichen Verfahren erhebhch besser. Die Kla- 
gevorträge der THA konnten daher, so das BMF, im 
weiteren Verlauf des Schiedsgerichtsverfahrens auch 
über die anhängigen Forderungen hinaus erhärtet 
und bewiesen werden. 

Nach umfangreichen Verhandlungen und gutachter- 
hchen Untersuchungen revidierte das Schiedsgericht 
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vor allem die Interpretation der Gewinnberechnung 
durch Thyssen. Dies wirkte sich für Metallurgiehan- 
del günstig aus, da sich erwies, daß rd. 90 Mio. DM 
zuviel an Geschäftsbesorgungshonorar an Thyssen 
geflossen waren. Das Schiedsgericht empfahl den 
Parteien einen Vergleich, mit dem die im Schieds- 
gerichtsverfahren bereits bezifferten Forderungen er- 
ledigt werden sollten (Protokoll Nr. 51, S. 62-63). 

e) Die Vergleichsvereinbarungen 

ln einem umfassenden, außerhalb des Schieds- 
gerichtsverfahrens geführten Vergleichsgespräch am 
20. Juli 1995, an dem Vertreter des BMF, der BvS, der 
Metallurgiehandel und von Thyssen teilgenommen 
hatten, wurde Einigkeit über eine vergleichsweise 
Regelung eines Großteils der streitigen Fragen 
erzielt. Die Vorschläge des Gerichts wurden über- 
nommen und, darüber hinausgehend, weitere Streit- 
punkte erledigt. Die Unterschriften der Vertreter der 
BvS (handelnd für Metallurgiehandel) und von Thys- 
sen unter den Gesamtvergleich, der aus fünf Teilver- 
gleichen bestand, wurden am 1. August 1995 gelei- 
stet. Das BMF stimmte dem Vergleich mit Schreiben 
an den Vorstand der BvS vom 17. August 1995 zu. 

Einige aus dem Gesamtvergleich vom 1. August 1995 
noch ausgeklammerte Positionen waren schließlich 
Gegenstand einer „Schlußvereinbarung" vom 15. Mai 
1996 zwischen den Parteien. 

Daneben wurden weitere Vergleichsvereinbarungen 
zugunsten von Metallurgiehandel in bezug auf Im- 
mobiliengeschäfte geschlossen, bei denen Grund- 
stücke von Metallurgiehandel an Thyssen unter Wert 
verkauft worden waren sowie in bezug auf andere 
streitige Zahlungen seitens Metallurgiehandel, u.a. 
für nicht erfolgte Koksheferungen oder von Thyssen 
an Metallurgiehandel nicht weitergeleitete Frachter- 
stattungen. In dem ausführlichen Bericht der PStS'n 
beim BMF, Irmgard Karwatzki, vom 4. Oktober 1996 
wurden dem Untersuchungsausschuß die einzelnen 
Rückzahlungsbeträge seitens Thyssen an Metallur- 
giehandel aufgrund dieser Vergleichsvereinbarun- 
gen erläutert. 

Insgesamt hatte danach die Überprüfung der Ge- 
schäftsbeziehungen zwischen Metallurgiehandel/ 
BvS und Thyssen zu folgenden Ausgleichszahlungen 
(inklusive Mehrwertsteuer und Zinsen) seitens Thys- 


sen geführt: 


1 . Zahlungen aufgrund des 
„ Gesamtvergleichs " 

175,20 Mio. DM 

2. Zahlungen aufgrund des 
„ ImmobUienvergleichs " 

23,00 Mio. DM 

3. Zahlungen aufgrund der 
„ Schlußvereinbarung " 

22,71 Mio. DM 

4. Zahlungen aus Vergleich 
„Koksvertrag" 

1,96 Mio. DM 

5. Frachterstattung 

3,70 Mio. DM 

6. Rückzahlung von Verzugszinsen 

1,29 Mio. DM 

7. Rechnungsberichtigung Komplex 
„ Schulungsrechnungen " 

10,07 Mio, DM 

Gesamtsumme 

237,93 Mio. DM 


Dabei waren die größten Posten in dem unter Ziff. 1. 
genannten Betrag des Gesamtvergleichs die vom 
Schiedsgericht bereits festgestellten rd. 90 Mio. DM an 
zuviel gezahltem Geschäftsbesorgungshonorar für 
1991 und 1992 sowie rd. 33 Mio. DM an Rückzahlun- 
gen aus dem Schulungsvertrag zwischen Metallur- 
giehandel und Thyssen (vgl. Protokoll Nr. 51, S. 62). 

Nach Abschluß der Vergleiche zahlte Thyssen die 
einzelnen Beträge an Metallurgiehandel/BvS zurück 
(Protokoll Nr. 51, S. 63). 

f) Staatsanwaltschaftliche Ermittlungen 
und Strafverfahren 

Zum Teil parallel zu den vertraglichen bzw. zivil- 
rechtlichen Regelungen zwischen Metallurgiehandel/ 
BvS/BMF und Thyssen hatte die Staatsanwaltschaft 
bei dem Landgericht (LG) Berlin bereits 1993 Ermitt- 
lungen aufgenommen und Durchsuchungen vorge- 
nommen wegen möghcherweise strafrechtlich rele- 
vanten Verhaltens der Verantwortlichen von Metall- 
urgiehandel und der Thyssen-Gruppe (Protokoll 
Nr. 51, S. 66; ProtokoU Nr. 48, S. 49). 

Nach der Informatorischen Anhörung des General- 
staatsanwalts Christoph Schaefgen in der 48. Sitzung 
des Untersuchungsausschusses zu den strafrecht- 
lichen Ermittlungen erfolgte im Oktober 1993 ins- 
besondere zu den Komplexen Schulungsvertrag und 
Projektmanagementvertrag eine Großdurchsuchung 
bei den Beschuldigten und in den Firmenräumen von 
Thyssen und Metallurgiehandel. Im Januar 1994 wurde 
das Ermittlungsverfahren jedoch mangels Nachweis 
eines vorsätzlichen, veruntreuenden Verhaltens ge- 
mäß § 170 Abs. 2 StPO eingestellt (ProtokoU Nr. 48, 
S. 48). 

Ab Oktober 1994 übernahm die neugegründete 
Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin die Akten 
über das eingesteUte Verfahren, nachdem im Juli 
1994 die im Schiedsgerichtsverfahren ersteUten Klage- 
schriften durch die THA-StabssteUe an die Staats- 
anwaltschaft übersandt worden waren. Im Juni 1995 
teilte die nunmehr zuständige Staatsanwaltschaft II 
bei dem LG Berlin der THA-StabssteUle mit, daß es 
bei der EinsteUung nach § 170 Abs. 2 StPO hinsicht- 
lich der Komplexe Schulungsvertrag und Projektma- 
nagementvertrag bleibe. Im Frühjahr 1995 wurden 
aUerdings hinsichtlich anderer, die Geschäftsbezie- 
hungen von MetaUurgiehandel und Thyssen be- 
treffender Komplexe seitens der Staatsanwaltschaft II 
Ermittlungen geführt. Aufgrund einer Pressever- 
öffentlichung („Zugepackt, eingesackt" - Focus vom 
3. Aprü 1995) und einer Sachstandsanfrage der THA 
bei der Staatsanwaltschaft wurde von dort ein Über- 
prüfungsvorgang wegen Immobiliengeschäften und 
Frachtkostenerstattungen eingeleitet. Im Februar 
1996 wurde das eingesteUte Ermittlungsverfahren 
dann teilweise wiederaufgenommen und mit diesen 
schwebenden Ermittlungen verbunden (ProtokoU 
Nr. 51, S. 66; ProtokoU Nr. 48, S. 50-51). 

Wie Generalstaatsanwalt Schaefgen in der Informa- 
torischen Anhörung vom 16. Januar 1997 vor dem 
Untersuchungsausschuß bekundete, hatten insbe- 
sondere die Vergleichsvereinbarung zwischen Me- 
taUurgiehandel/BvS/BMF und Thyssen und von der 
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BvS zur Verfügung gestellte Unterlagen der Staats- 
anwaltschaft neue Erkenntnisse verschafft, um das 
Ermittlungsverfahren wiederaufzunehmen (Protokoll 
Nr. 48, S. 48-49). 

Die Staatsanwaltschaft konzentrierte sich nunmehr 
auf die Ermittlungen hinsichtlich zweier Vorwürfe, 
wie auch aus dem Jahresbericht 1996 der ZERV zu 
diesem Bereich hervorgeht. Hierbei handelte es sich 
zum einen um den Vorwurf gegen Verantwortliche 
von Metallurgiehandel, u.a. gegen den ehemaligen 
Geschäftsführer Dr. Peter Welzel, der in einem ande- 
ren Strafverfahren in Zusammenhang mit der KoKo- 
Firma Intema angeklagt und verurteilt worden ist 
(Zweiter Teil, A.IV, Exkurs) sowie gegen Verantwort- 
liche von Thyssen, u.a. gegen den Vorstandsvorsit- 
zenden Dr. Dieter Vogel, wegen der unberechtigten 
Abrechnung von Schulungsmaßnahmen für Mitar- 
beiter des Metallurgiehandels. 

Hier hatte die Staatsanwaltschaft II bei dem LG Ber- 
lin den dringenden Verdacht, daß diese Schulungen 
weiterliefen, obwohl ein Schulungsbedarf nach dem 
Geschäftsbesorgungsvertrag mit dem Ziel der Liqui- 
dierung nicht mehr bestand. Auch nachdem Metall- 
urgiehandel keine Belegschaft mehr hatte, hätte auf- 
grund einer Vereinbarung, die im Einvernehmen mit 
dem Vorstand der THU zwischen der THB und 
Metallurgiehandel getroffen wurde, Schulungen 
stattgefunden. Zudem seien nicht Metallurgie- 
Beschäftigte, sondern Thyssen-Angehörige zu Lasten 
von Metallurgiehandel, letztlich also zu Lasten der 
THA bzw. des Bundes, geschult worden, ohne daß 
hierfür die Zustimmung der THA eingeholt worden 
sein soll. Hierdurch ist nach Angaben von General- 
staatsanwalt Schaefgen ein Schaden von 37,8 Mio. 
DM entstanden (Protokoll Nr. 48, S. 47). 

Zum anderen stand bei den staatsanwaltschaftlichen 
Ermittlungen der Vorwurf im Mittelpunkt, daß durch 
unzulässige Gewinnverlagerungen vom Geschäfts- 
jahr 1990 des Metallurgiehandels in das Jahr 1991 
überhöhte Gebühren aus dem Geschäftsbesorgungs- 
vertrag von Thyssen abgerechnet worden sein sollen. 

Generalstaatsanwalt Schaefgen konkretisierte diesen 
Vorwurf gegenüber dem Untersuchungsausschuß 
dahingehend, daß in der Bilanz 1990 Rückstellungen 
und Wertberichtigungen enthalten seien, die dann 
im Jahre 1991 aufgelöst wurden, obwohl sie schon im 
Jahre 1990 nicht notwendig gewesen seien, also der 
Gewinn schon im Jahre 1990 hätte ausgewiesen wer- 
den müssen. Die Verlagerung ins Jahr 1991 habe 
dann aber zur Folge gehabt, daß sich die am Gewinn 
orientierende Geschäftsbesorgungsgebühr für Thys- 
sen wesentlich erhöhte und daß hierdurch Metallur- 
giehandel und damit wiederum der THA bzw. dem 
Bund ein Schaden im Wert von 35,2 Mio. DM ent- 
standen sei (Protokoll Nr. 48, S. 47). 

Die Ermittlungen gegen 26 Beschuldigte hinsichtlich 
dieser beiden Komplexe führten schließlich Anfang 
August 1996 zu Haftbefehlen gegen zehn Verant- 
wortliche von Thyssen und Metallurgiehandel, die, 
mit Ausnahme des Haftbefehls gegen Dr. Peter 
Welzel - zum Teil gegen Zahlung von Kautionen in 
Millionenhöhe - außer Vollzug gesetzt wurden, dar- 


unter auch der Haftbefehl gegen den Vorstandsvor- 
sitzenden Dr. Dieter Vogel (Protokoll Nr. 48, S. 47). 

Im November 1997 erhob Thyssen nun ihrerseits 
Forderungen gegen die BvS und versuchte erneut, 
die Vorwürfe gegen den Vorstandsvorsitzenden 
Dr. Vogel zu entkräften und eine Aufhebung des 
Haftbefehls zu erreichen. 

Die Ermittlungen der Staatsanwaltschaft hinsichtlich 
der Vorwürfe im Zusammenhang mit der unberech- 
tigten Berechnung von Schulungsmaßnahmen stütz- 
ten sich auch auf Zeugenvernehmungen, insbeson- 
dere auf eine Aussage eines Treuhand-Direktors, daß 
er von dem fraglichen Schulungsvertrag zwischen 
Metallurgiehandel und Thyssen keine Kenntnis ge- 
habt habe (Protokoll Nr. 48, S. 47; „Post von Egon: 
,Aktion Beschiß Ost'" - Der Spiegel 49/1997, S. 106). 

Demgegenüber benannte Thyssen mehrere Zeugen 
dafür, daß die THA/BvS doch über die Schulungen 
informiert gewesen sei. Thyssen erhob Strafanzeige 
gegen den ehemaligen THA-Direktor und focht den 
Vergleich hinsichtlich der Rückzahlung von Hono- 
raren für Schulungsmaßnahmen mit Schreiben vom 
12./26. November 1997 an. Ferner beantragte Thys- 
sen, gestützt auf die Schiedsgerichtsvereinbarung 
vom Januar 1994, ein neues Schiedsgerichtsverfah- 
ren mit der BvS, bei dem es dann um die Rückzah- 
lung der aus dem Vergleich hinsichtlich der Schu- 
lungsmaßnahmen seitens Thyssen an die BvS erstat- 
teten rd. 37 Mio. DM geht. Gegen die Durchführung 
eines neuen Schiedsgerichtsverfahrens können It. 
Mitteilung des BMF vom Februar 1998 keine Ein- 
wände erhoben werden. Thyssen habe gefordert, vor 
einem neuen Schiedsgericht zu verhandeln. Dieses 
habe sich zwischenzeitüch konstituiert. Ein Beset- 
zungsvorschlag seitens BvS/BMF sei dabei berück- 
sichtigt worden (Protokoll Nr. 94, S. 39). 

Mitte Dezember 1997 erhob die Staatsanwaltschaft II 
bei dem LG Berlin Anklage u.a. gegen Dr. Dieter 
Vogel wegen des Verdachts der Untreue zu Lasten 
der THA hinsichtlich der unberechtigten Abrech- 
nung von Schulungsmaßnahmen in Höhe von rd. 
37 Mio. DM. Wegen Fortfalls der Fluchtgefahr 
wurden allerdings die Haftbefehle gegen Dr. Dieter 
Vogel und weitere Thyssen-Verantwortliche Anfang 
Januar 1998 durch die 19. Große Strafkammer des 
LG Berlin aufgehoben. Über die Zulassung der 
Anklage und die möghche Eröffnung des Hauptver- 
fahrens gegen die Thyssen-Manager entscheidet die 
Strafkammer, nachdem die Beschuldigten zu der An- 
klage und dann ggf. wiederum die Staatsanwalt- 
schaft II zu der Erwiderung Stellung genommen 
haben (vgl. „Haftbefehl gegen Thyssen-Chef Vogel 
wurde aufgehoben" - FAZ vom 7. Januar 1998; „Ju- 
stiz hebt Haftbefehl gegen Dieter Vogel auf" - Die 
Welt vom 7. Januar 1998). 

Soweit gegen zwei der Angeschuldigten, von denen 
einer Dr. Vogel ist, der Anfangsverdacht weiterer 
strafbarer Handlungen im Zusammenhang mit der 
Abwicklung des Metallurgiehandel bestand, wurde 
das Verfahren eingestellt. Das Verfahren wegen der 
unberechtigten Abrechnung von Schulungsmaßnah- 
men war aus dem ursprünglichen Ermittlungsverfah- 
ren herausgetrennt worden, weil insoweit ein frühe- 
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rer Abschluß möglich war. Hinsichtlich weiterer 
Beschuldigter und anderer Tatkomplexe bei der Ab- 
wicklung des Metallurgiehandel sind die Ermittlun- 
gen inzwischen ebenfalls abgeschlossen. Die Staats- 
anwaltschaft II bei dem LG Berlin hat im März 1998 
Anklage erhoben. 

Exkurs: Auflösung von Euro Union Metal Italiana, 
Torino SPA, Italien (Eumit SPA, Turin) 

Im Zusammenhang mit der Aufarbeitung der Ereig- 
nisse um den AHB Metallurgiehandel und in Fort- 
führung des Untersuchungsauftrages des 1. Unter- 
suchungsausschusses der 12. Wahlperiode hat sich 
der Untersuchungsausschuß mit der Auflösung des 
Unternehmens Eumit SPA, an dem der AHB Metallur- 
giehandel eine Beteiligung besaß, befaßt. 

Der 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode 
hat in seinem zweiten Teilbericht (BT-Drucksache 
1213920, S. 32) Feststellungen zur Eumit getroffen: 
Eumit wurde 1974 zur finanziellen Unterstützung der 
italienischen und griechischen KP im Auftrag der 
DDR gegründet und war eine sog. Gemischte Gesell- 
schaft (vgl. BT-Drucksache 1217600, S. 241 f.). Ihren 
Hauptsitz hatte Eumit in Turin (Italien), in Berlin 
(Ost) unterhielt sie nur ein Büro. Im Jahre 1990 ver- 
fügte Eumit über ein Aktienkapital von 1.680 Mio. Lire 
(1.680 Aktien mit Nennwert von je 10 000 Lire). 1990 
hielt die DHB treuhänderisch für den AHB Metallur- 
giehandel 30,6% der Aktien. 

Organisatorisch gehörte Eumit zur Abteilung Firmen 
des Bereichs KoKo, sie war aber nicht Eigentum des 
Bereichs KoKo, sondern wurde der SED zugerechnet 
(vgl. dazu BT-Drucksache 12(7600, S. 241 ff.). Als Vize- 
präsident war seit den 80er Jahren Hans-Joachim 
Springmann eingesetzt, der die Interessen der Abtei- 


lung Verkehr des Zentralkomitees (ZK) der SED in 
der Eumit wahrnehmen sollte. Zusammen mit dem 
Gesellschafter AHB Metallurgiehandel sollte eine 
Exportlinie für Waren der DDR-Produktion instal- 
liert und die erwirtschafteten Devisen an das sog. 
Honecker-Konto (Konto 628) bei der DHB abgeführt 
werden. 

Der Untersuchungsausschuß hat sich mit dem Ver- 
kauf der Eumit-Beteiligung beschäftigt, da dies ein 
noch offener Punkt im Abschlußbericht des 1. Unter- 
suchungsausschusses der 12. Wahlperiode war. Hier- 
zu hat dem Untersuchungsausschuß ein Bericht der 
BvS Vorgelegen. Nach Darstellung der BvS wurde 
das Treuhandverhältnis zwischen der DHB und dem 
AHB Metallurgiehandel beendet. Der AHB Metallur- 
giehandel übernahm am 5. November 1991 von der 
DHB das gesamte Eumit-Aktienpaket durch nota- 
rielle Vereinbarung zwischen dem AHB Metallurgie- 
handel und der DHB . 

Der Verkauf der Eumit-Beteiligung steht deshalb in 
engem Zusammenhang mit der Abwicklung des 
AHB Metallurgiehandel durch die THB. Die BvS 
hatte mit der THB einen Geschäftsbesorgungsvertrag 
geschlossen, der die Auflösung des AHB Metallur- 
giehandel zum Gegenstand hatte und deshalb auch 
den Verkauf der Anteile an Eumit beinhaltete. Die 
BvS selbst war auf Grund dieses Vertrags nicht in 
den Liquidationsprozeß des AHB eingeschlossen, 
hatte somit auch keinen Einfluß auf den Verkauf der 
Eumit-Aktien und konnte aus diesem Grund dem 
Untersuchungsausschuß keine näheren Angaben 
über eventuelle Käufer und über die Höhe des Kauf- 
preises machen. Deshalb war es auch für den Unter- 
suchungsausschuß nicht möglich, weitergehende 
Feststellungen zu treffen. 


D. Nutzung von Kreditinstituten innerhalb und außerhalb der DDR 
für die Aktivitäten des Bereiches KoKo und des MfS 


Der Ausschuß hatte gemäß I.IO. des Untersuchungs- 
auftrages zu klären, ob und wenn ja, welche Rolle 
Kreditinstitute innerhalb und außerhalb der DDR bei 
Vermögen sveruntreuungen von Unternehmen und 
Personen der DDR gespielt haben. 


I. Kreditinstitute in der DDR 

Die Rolle von Kreditinstituten in der DDR bei Vermö- 
gensverschiebungen wurde bereits in den verschie- 
denen einschlägigen Themenkomplexen dieses Be- 
richts behandelt. Nicht behandelt wurde dabei die 
Frage, ob die DDR-Kreditinstitute mit Wertpapieren, 
die sich der NS-Staat widerrechtlich angeeignet 
hatte, gehandelt haben. Hierzu hat der Unter- 
suchungsausschuß einen Bericht des Bundesministe- 


riums der Finanzen (BMF) mit Stand vom 10. Dezem- 
ber 1996 beigezogen sowie die Zeugen Feodor 
Ziesche (von 1974 bis 1991 Direktor der Deutschen 
Handelsbank) und Prof. Dr. Werner Polze (von 1978 
bis 1991 Präsident der Deutschen Außenhandels- 
bank) vernommen. 


1 . Unterlagen des Bundesbeauftragten für die 
Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der 
(ehemaligen DDR (BStU) zum Wertpapierhandel 

Aus den Akten des MfS über den Geheimen In- 
formanten (Gl) „Halka" (Feodor Ziesche - Mitarbei- 
ter der ehemaligen Deutschen Notenbank, Vorgän- 
gerin der Staatsbank der DDR, und späterer Direktor 
der Deutschen Handelsbank) geht über die Versu- 
che, Wertpapiere, die die DDR aus den Beständen 
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der früheren Deutschen Reichsbank übernommen 
hatte, auf dem internationalen Markt zu verkaufen, 
folgendes hervor: 

Ab Mitte der 50er Jahre hatte die DDR über Mittels- 
männer in der Schweiz Kontakt zu einer amerikani- 
schen Käufergruppe, die bereit war, für ausländische 
Wertpapiere (nicht westdeutsche) aus diesem Be- 
stand - selbst wenn sie für kraftlos erklärt worden 
waren - einen Preis zu zahlen, der einem Bruchteil 
des Nennwertes der einzelnen Wertpapiere ent- 
sprach. Das aus den Akten hervorgehende maximale 
Angebot für bestimmte norwegische Papiere lautete 
auf 20 % des Nennwertes. 

Zu den Verhandlungen, die in diesem Zusammen- 
hang geführt wurden, wird in einem Treffbericht des 
MfS mit dem Gl „Halka" vom 23. Februar 1959 aus- 
geführt: 

„Desweiteren berichtete der Gl über ein Sonder- 
geschäft, welches er im Aufträge der Partei durch- 
führt. Dabei handelt es sich um den Verkauf von 
Wertpapieren einer norwegischen Firma, die seit 
der Zeit des Faschismus noch im MdF liegen, an 
eine Gruppe von amerikanischen Interessenten. 
Bei diesen Papieren handelt es sich um Aktien, 
deren Besitzer aller Wahrscheinlichkeit nach Juden 
waren. Die Papiere wurden von Faschisten gestoh- 
len und dann im Fasch. Reichs-Finanzministerium 
untergebracht, wo sie noch heute liegen. ... Als 
neuer Mittelsmann ist jetzt der Generalsekretär der 
Kommunistischen Partei der Schweiz aufgetreten, 
mit dem der Gl persönlich verhandelt. Er hat die- 
sem offen seine Meinung dazu gesagt, dass es 
nicht zweckmäßig ist, dass die Kommunistische 
Partei sich offiziell in dieses Geschäft einschiebt, 
da es zu Schwierigkeiten führen kann. 

Der Gl bringt auch zum Ausdruck, dass durch die- 
ses Geschäft, wenn es nicht in der vorgesehenen 
Form abläuft, grössere Schwierigkeiten für unsere 
Partei auftreten können, d.h. geht das Geschäft 
schief und wird bekannt, dass die SED hinter die- 
sem Geschäft steht, dann kann dies durch die 
feindliche Propaganda ausgenutzt werden und der 
Partei sowie der DDR im Ansehen grosser Schaden 
zugefügt werden (es handelt sich um jüdisches 
Eigentum - augenblickliche Situation - Westdeutsch- 
land mit der fasch. Judenverfolgung). Der Gl 
berichtete weiter, daß er dem Gen. Martin 
Schmidt, der Kenntnis hat von diesem Geschäft, 
seine Bedenken mitgeteilt hat. Auch dem ZK 
wurde Mitteilung davon gemacht. Die Gen. vom 
ZK sagen, daß der Gl die Verantwortung trägt und 
damit war die Sache für sie erledigt. Gen. Martin 
Schmidt sagte zum Gl, da dieser als Privatmann 
auftritt im Geschäft, daß im Notfall beim Mißglük- 
ken des Geschäfts über den Gl ein ,Faß Scheiße' 
ausgekippt wird. Des weiteren sagt der Gl, dass 
das Geschäft nicht mehr zu stoppen ist und in der 
nächsten Woche abgeschlossen wird." (Dokument 
Nr. 46) 

Aus einem weiteren Treffbericht vom 17. Dezember 
1960 geht hervor, warum Wertpapiere westdeutscher 
Unternehmen in solchen Verhandlungen keine Rolle 
spielten: Unter Hinweis auf die rechthche Lage nach 


der von der Bundesrepublik durchgeführten Wert- 
papierbereinigung kommt „Halka" zu dem Ergebnis: 
„Wertpapiere westdeutscher Unternehmen sind prak- 
tisch nicht mehr unterzubringen. " 

Nachdem im Jahre 1959 die Verhandlungen - die auf 
Seiten der DDR von Feodor Ziesche geführt wurden - 
zunächst zum Abschluß gebracht worden waren, 
stoppte der damalige Präsident der Deutschen 
Notenbank das Geschäft. Grund hierfür war offenbar 
eine „Dekonspiration“ während der Verhandlungen. 
Auf DDR-Seite wurde großer Wert auf Geheimhal- 
tung bei diesem Geschäft u.a. deswegen gelegt, weil 
man sich über die Herkunft der Wertpapiere nicht 
vollständig im Klaren war. Es stand zu befürchten, 
daß es sich bei den Wertpapieren um ursprünglich 
jüdisches Eigentum handelte, das sich der NS-Staat 
im Rahmen von Verfolgungsmaßnahmen angeeignet 
hatte. Wäre dies im westlichen Ausland bekannt 
geworden, hätte eine „Diskriminierung der DDR“ 
gedroht. 

Die Verhandlungen wurden kurze Zeit später - nach 
einem personellen Wechsel der Verhandlungspartner 
auf Käuferseite - wieder auf genommen. Ob es 
schließlich zu einem Verkauf von Wertpapieren ge- 
kommen ist, konnte der Untersuchungsausschuß 
nicht feststellen, da die vorliegenden Akten zu die- 
sem Komplex im Jahre 1962 enden, zu einem Zeit- 
punkt, als offenbar noch Verhandlungen geführt 
wurden. Außer einem sogenannten Probeverkauf in 
relativ geringer Höhe (Treffbericht 17. Dezember 
1960) hegt lediglich folgender Hinweis auf einen 
abgeschlossen Verkauf von Wertpapieren in einem 
Treff bericht des MfS mit „Halka" vom 8. August 
1962 vor: 

„Bis jetzt sind bei der Handelsbank noch keine 
Gelder aus dem Hollandgeschäft eingegangen. Bis 
Anfang August 1962 sollten 2 Mio. hfl gezahlt 
werden. " 

Nach einem Treffbericht vom 13. März 1959 ging 
„Halka“ zunächst von einem Wert der vorhandenen 
Wertpapiere in Höhe von 6-7 Milüarden Dollar aus. 
Nach einem Vermerk vom 17. März 1959 der Haupt- 
abteilung III des MfS vertrat „Halka“ dagegen die 
Auffassung, daß „dieser Betrag bei weitem zu hoch 
gegriffen" sei. 

2. Bericht des Bundesministeriums 
der Finanzen zum Wertpapierhandel 

In seinem Bericht vom 10. Dezember 1996 hat das 
BMF dem Untersuchungsausschuß Auskunft über 
die Erkenntnisse der Bundesregierung hinsichtlich 
der im Keller des Ministeriums der Finanzen der 
DDR, später des Zentralkomitees der SED aus der 
Zeit der letzten Kriegstage gelagerten Wertpapiere 
erteilt: 

Die Deutsche Reichsbank habe bis zum Ende des 
Zweiten Weltkrieges Wertpapiere verwahrt, die ihr 
entweder in ihrer Eigenschaft als Wertpapiersammel- 
bank seit 1939 übergeben worden seien oder die sich 
das Deutsche Reich im Zusammenhang mit NS -Ver- 
folgungsmaßnahmen angeeignet habe. Aufgrund 
einer Verfügung der Alliierten Kommandantur vom 
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August 1945 seien die Berliner Banken verpflichtet 
gewesen, alle in Groß-Berlin befindhchen ausländi- 
schen Wertpapiere an die Berliner Stadtbank (früher 
Berliner Stadtkontor) abzuliefem. Im Jahre 1950 seien 
sämtliche Tresore in Berlin (Ost) mit ihrem Inhalt 
auf das damahge Ministerium der Finanzen der DDR 
- Tresorverwaltung - übergegangen. Altwertpapiere 
in der DDR seien an die jeweils zuständigen Stellen 
der Deutschen Notenbank und in Berhn an das Ber- 
liner Stadtkontor abgeliefert worden. Das Gebäude 
der Deutschen Reichsbank mit den im Keller gelager- 
ten Wertpapieren sei nach dem Krieg zunächst vom 
Ministerium der Finanzen der DDR und später vom 
Zentralkomitee der SED genutzt worden. Die Wert- 
papiere seien solange in den Tresoren verblieben, bis 
die Zuständigkeit für sie im Jahr 1968 auf das Amt 
für den Rechtsschutz des Vermögens der DDR über- 
tragen worden sei. Die vorhandenen, zu einem 
erheblichen Teil ausländischen Wertpapiere seien in 
einer noch heute existierenden Kartei erfaßt worden. 
Unter den zum größten Teil kraftlosen Wertpapieren 
würden sich wahrscheinhch auch solche von jüdi- 
schen Bürgern befinden, deren Anzahl und deren 
rechtmäßige Inhaber jedoch nicht bekannt seien. Die 
durch verschiedene Gesetze in der Bundesrepubhk 
Deutschland erfolgte Wertpapierbereinigung habe 
im wesentlichen Wertpapiere von Emittenten mit Sitz 
im Gebiet der alten Bundesrepublik Deutschland 
einschließhch Berlin (West) erfaßt. 

Im Rahmen der Sichtung der nach der deutschen 
Einigung übernonunenen Wertpapiere des Amtes für 
den Rechtsschutz des Vermögens der DDR habe die 
Bundesregierung Kenntnis davon erlangt, daß es in 
der DDR Bemühungen gegeben habe, Wertpapiere 
aus den Beständen dieses Arhtes im Westen zu ver- 
äußern. Inwieweit diese Bemühungen erfolgreich ge- 
wesen seien, sei der Bundesregierung nicht bekannt. 
Es würden jedoch Anhaltspunkte dafür bestehen, 
daß die Kunst- und Antiquitäten GmbH im Jahre 
1982 insgesamt 1 050 Stück IG -Farben- Aktien erhal- 
ten habe. Über die vorstehend unter 1. dargestellten 
Vorgänge hatte die Bundesregierung keine Kenntnis. 

Nach der Wiedervereinigung Deutschlands seien die 
Verwahrung und Verwertung dieser Wertpapiere 
dem Bundesamt zur Regelung offener Vermögens- 
fragen übertragen worden. Dieses Amt entscheide 
heute über Herausgabeanträge an möghche Berech- 
tigte. Nicht herausgebbare Wertpapiere würden zu 
gegebener Zeit zugunsten des Entschädigungsfonds 
verwertet werden. 


3. Zeugenaussagen zum Wertpapierhandel 
der DDR-Kreditinstitute 

Der Zeuge Feodor Ziesche, der seit 1953 bei ver- 
schiedenen Banken der DDR, zuletzt seit 1974 bis 
zum Januar 1991 als Direktor der Deutschen Han- 
delsbank (DHB) tätig war, hat bei seiner Verneh- 
mung am 27. Juni 1996 durch den Untersuchungs- 
ausschuß ausgesagt, daß seiner Ansicht nach die 
Idee, aus den im Keller des Ministeriums der Finan- 
zen der DDR bzw. später des Zentralkomitees der 
SED gelagerten Wertpapieren aus der Zeit der letz- 
ten Kriegstage Geld zu machen, völlig aussichtslos 


gewesen sei. Durch die Wertpapierbereinigung der 
Bundesrepubhk sei jedes vorhandene Wertpapier mit 
der jeweiligen Nummer registriert und die fehlenden 
Wertpapiere im Bundesgesetzblatt gesperrt worden. 
Er sei einmal persönhch im großen Tresorraum der 
DHB in der Behrenstraße 22 in Berlin (Ost) gewesen 
und habe sich die dort vorhandene Wertpapier-Kartei 
angesehen, von der er angenommen habe, daß es 
sich bei den registrierten Daten um das Vermögen 
jüdischer Mitbürger in Berlin gehandelt habe. Wel- 
ches Vermögen erfaßt und welches davon beschlag- 
nahmt worden war, sei jedoch aus den Karteikarten 
nicht ersichtlich gewesen. Ziesche hat nach seinen 
Angaben bei einem Gespräch, welches sich zufällig 
mit Dr. Schalck-Golodkowski ergeben habe, die im 
Keller vorhandene Kartei mit Aufstellungen über Per- 
sonen und Hausbesitz und ähnlichem erwähnt und 
vorgeschlagen, sich diese „vielleicht mal anzuguk- 
ken" (Protokoll Nr. 28, S. 14 f., 20 f.). Er habe aber 
bezüglich der Kartei keine weiteren Informationen 
von Dr. Schalck-Golodkowski bekommen und erin- 
nere sich nicht daran, jemals nüt ihm oder Mitarbei- 
tern des Bereiches KoKo über die Wertpapiere ge- 
sprochen oder ein Geschäft damit gemacht zu haben 
(Protokoll Nr. 28, S. 20, 23, 25). Die Wertpapiere 
selbst haben nach Ziesches Aussage in einem der 
Tresore des Gebäudes des ZK der SED gelegen. 
Während der DDR-Zeit habe er zum letzten Mal 
Anfang der sechziger Jahre davon gehört (Protokoll 
Nr. 28, S. 22 f.). Ziesche wurde auch zum Inhalt seiner 
Berichte über den Verkauf von Wertpapieren aus 
dem Keller des Ministeriums der Finanzen befragt, 
die er in der Zeit von 1959 bis 1962 als IM „Halka" 
für das MfS verfaßt hatte (vgl. vorstehend 1.). Hierzu 
sagte er aus, daß wegen dieser Wertpapiere ein Däne 
bei ihm gewesen sei. An Einzelheiten könne er sich 
nicht mehr erinnern, es sei aber nie Geld geflossen 
(Protokoll Nr. 28, S. 15-20). 

Der vom Untersuchungsausschuß am 26. September 
1996 vernommene Zeuge Prof. Dr. Werner Polze, der 
seit 1956 bei der Staatsbank der DDR und seit Grün- 
dung der Deutschen Außenhandelsbank (DABA) im 
Jahre 1966, seit 1978 als deren Präsident tätig war, 
konnte keine Hinweise zum Wertpapierhandel 
geben, weil er nach eigenen Angaben damit nie 
etwas zu tun gehabt habe (Protokoll Nr. 31, S. 8-10). 


II. Kreditinstitute außerhalb der DDR 

1. Nutzung der Otto Scheurmann Bank-KG 
und der Bank für Handel und Effekten (BHE) 
durch den Bereich KoKo 

Bereits der 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahl- 
periode hatte sich intensiv mit den Beziehungen der 
Otto Scheurmann Bank-KG und der BHE zu dem 
Bereich KoKo beschäftigt und die dadurch gewonne- 
nen Erkenntnisse in dem ergänzenden Bericht vom 

2. November 1994 ausführlich niedergelegt (BT- 
Drucksache 12/8595, S. 22-33; vgl. auch BT-Druck- 
sache 12/7600, S. 239f. und 521). Dennoch waren 
hinsichtlich der tatsächlichen Rolle der beteiligten 
Banken und ihrer Bedeutung für den Bereich KoKo 
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Fragen offen geblieben. Der Untersuchungsausschuß 
griff dieses Thema erneut auf, um weitergehende 
Erkenntnisse zu ermitteln. Hierzu zog der Unter- 
suchungsausschuß zahlreiche Unterlagen von Ber- 
liner Justizbehörden bei. Ferner befragte er die BvS- 
Mitarbeiter Wilfried Kroll und Bruno Webers, den 
Leiter der Otto Scheurmann Bank-KG, Hans- Jürgen 
Laborn, und den stellvertretenden Leiter des Be- 
reichs KoKo, Manfred Seidel. 

a) Bisheriger Kenntnisstand 

aa) Allgemeine Rolle der Otto Scheurmann Bank-KG 
und der BHE 

Die in Berlin (West) ansässige Otto Scheurmann 
Bank-KG diente dem Bereich KoKo seit den 60er Jah- 
ren dazu, Geschäfte mit Devisen unkontrolliert abzu- 
wickeln. Dem Leiter des Bereichs KoKo, Dr. Alexan- 
der Schalck-Golodkowski, war es mit Hilfe verdeck- 
ter Konten bei der Otto Scheurmann Bank-KG mög- 
lich, Geldtransfers in die DDR unter Umgehung der 
Bestimmungen für den innerdeutschen Zahlungsver- 
kehr in der Bundesrepublik Deutschland vorzuneh- 
men. Zudem sollte nach Angaben von Dr. Schalck- 
Golodkowski gegenüber anderen „DDR-Institutio- 
nen" der „konspirative Charakter der im Bereich 
Kommerzielle Koordinierung typischen Geldbewe- 
gungen'' gewahrt werden (BT-Drucksache 12/8595, 
S. 22). Bei der BHE mit Sitz in Zürich unterhielt der 
Bereich KoKo mehrere Konten und Depots, die zu 
vielfältigen Finanztransaktionen genutzt wurden. 
Der Postverkehr zwischen der BHE und dem Bereich 
KoKo wurde über die Otto Scheurmann Bank-KG 
abgewickelt, die als Anlaufstelle für Kuriere des 
Dr. Schalck-Golodkowski diente (BT-Drucksache 
12/8595, S. 22). Eine weitere Rolle spielte die Otto 
Scheurmann Bank-KG im Zusammenhang mit der 
Anmietung eines Schließfaches durch die Ehefrau 
von Dr. Schalck-Golodkowski, Sigrid Schalck-Golod- 
kowski, am 29. August 1989 (BT-Drucksache 12/8595, 
S. 30 f.; vgl. dazu ausführlich Zweiter Teil, D.IL2.). 

bb) Konten der Anstalt Mondessa 

Um Finanztransaktionen vorzunehmen, wurden in 
den 80er Jahren vom Bereich KoKo maßgeblich Kon- 
ten der am 14. April 1980 nach liechtensteinischem 
Recht gegründeten Anstalt Mondessa mit Sitz in 
Vaduz genutzt (vgl. zur Anstalt Mondessa auch 
Zweiter Teil, A.II.4.). Bei dem Bankhaus Otto Scheur- 
mann unterhielt die Anstalt Mondessa das Stamm- 
konto 184 743 00 mit vier Unterkonten, von dem zwi- 
schen 1987 und 1989 über 28 Mio. DM in bar an Ku- 
riere Dr. Schalck-Golodkowskis ausbezahlt wurden. 
Ein weiteres Konto der Anstalt Mondessa, Nr. 12 332, 
mit Unterkonten, wurde bei der BHE in Zürich ge- 
führt. Die Zinserträge dieser Unterkonten wurden 
von dem bei der BHE als freier Mitarbeiter tätigen 
Max Moser, seit 1968 mit Dr. Schalck-Golodkowski 
bekannt, auf ein eigenes, bei der Otto Scheurmann 
Bank-KG in Berlin geführtes Konto, Nr. 165 785 00, 
überwiesen und unter Mitwirkung des Leiters der 
Otto Scheurmann Bank-KG, Hans-Jürgen Laborn, an 
die Kuriere des Bereichs KoKo in bar ausgezahlt. 
Hierzu wurden Blankoschecks, die von Moser un- 
terschrieben wurden, durch Laborn, der diese auch 


aufbewahrte, ausgefüllt (BT-Drucksache 12/8595 
S. 26-29). 

cc) Weitere Konten 

Von Ende der 60er bis Ende der 70er Jahre dienten 
dem Bereich KoKo die Konten der Gebrüder Josef 
und Simon Goldenberg sowie des schweizerischen 
Unternehmens Intrac S. A. Lugano bei der Otto 
Scheurmann Bank-KG als Transferweg für Devisen 
in die DDR (BT-Drucksache 12/8595, S. 23-26). 

Auch bei der BHE in Zürich unterhielt der Bereich 
KoKo weitere, bereits dem 1. Untersuchungsaus- 
schuß der 12. Wahlperiode bekannte Konten und 
Depots: 

- Das Konto Nr. 0745 von Max Moser, auf das die 
Gewinnabführungen der F. C. Gerlach Export-Im- 
port aus Berlin (Ost) verbucht wurden (BT-Druck- 
sache 12/7600, S. 138), 

- die sogenannten „Metropol“ -Konten mit den Nrn. 
12 032, 12 033, 12 034, deren Inhaber die Anstalt 
Congregatio mit Sitz in Vaduz war und die zum 
sog. Disponiblen Parteifonds zählten (BT-Druck- 
sache 12/7600, S. 247 f. und 354 f.; Anlage zu BT- 
Drucksache 12/3920), 

- und ein Wertpapierdepot, das im Oktober 1989 
aufgebaut wurde (BT-Drucksache 12/7600, S. 344). 

Von besonderem Interesse für den Untersuchungs- 
ausschuß war ein von Moser am 2. Oktober 1989 für 
Dr. Schalck-Golodkowskis Ehefrau Sigrid bei der 
BHE eröffnetes Konto mit der Nr. 12 633 und dem 
Kennwort „Sultan". Mitarbeiter der Treuhandanstalt 
stellten in einem Vermerk vom 24. Januar 1994 die 
Vermutung auf, daß die Eröffnung des Kontos 12 633 
mit dem Kennwort „Sultan" möglicherweise der 
privaten Vorsorge gedient habe (BT-Drucksache 
12/8595, S. 30). 

b) Weitere Ermittlungen des Untersuchungs- 
ausschusses 

Am 9. Mai 1996 wurden die BvS-Mitarbeiter Bruno 
Webers und Wilfried Kroll als Zeugen vernommen. 
Beide waren im Namen der Vorgängereinrichtung 
THA dafür zuständig, die Vorgänge um die Anstalt 
Mondessa sowie die Otto Scheurmann Bank-KG und 
die BHE zu prüfen. Durch ihre Vernehmung wurden 
weitere Aspekte dieses Themenkomples deutlich. 

Kroll und Webers wiesen in ihrer Vernehmung auf 
die große geschäftliche Bedeutung hin, die die Ver- 
bindung zum Bereich KoKo für die BHE in Zürich 
hatte. So hatten die Anlagen der Anstalt Mondessa 
bei der BHE und das Konto 12 633 „Sultan" ein Volu- 
men von knapp unter 100 Mio. DM bei einer Bilanz- 
summe der BHE von unter einer Milliarde DM, wobei 
die Anstalt Mondessa nur eine von mehreren Betrie- 
ben und Anstalten des Bereichs KoKo war, die Gelder 
auf Konten der BHE transferierten (Protokoll Nr. 24, 
S. 67 f.). Auch für die Otto Scheurmann Bank-KG 
waren die Geschäftsbeziehungen zum Bereich KoKo 
von erheblichem Gewicht, wie dies in der Anklage- 
schrift der Staatsanwaltschaft II bei dem Landgericht 
Berlin unterstrichen wurde. Hier wurden Hans- 
Jürgen Laborn sowie Max Moser und Dr. Alexander 
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Schalck-Golodkowski wegen des Verstoßes gegen 
die Berliner Militärverordnung Nr. 500 angeklagt 
(siehe dazu nachfolgend c). Aufgrund der hohen 
Umsätze, die über die Konten bei der Otto Scheur- 
mann Bank-KG abgewickelt wurden, gehörte 
Dr. Schalck-Golodkowski zu den bevorzugten Kun- 
den, die zu besonderen Anlässen Präsente von der 
Bank erhielten. 

Konkretisierende Hinweise machten Kroll und 
Webers auch zu der bereits früher geäußerten Ver- 
mutung, das Konto von Sigrid Schalck-Golodkowski 
mit dem Kennwort „Sultan" sei zu dem Zweck einge- 
richtet worden, der privaten Vorsorge zu dienen. Auf 
diesem Konto befanden sich knapp sieben Millionen 
DM. Auffällig an diesem Konto war, daß es nicht un- 
ter dem Namen der Anstalt Mondessa geführt wurde 
und auch nicht von Max Moser in einer von ihm 
erstellten Auflistung der Mondessa-Konten genannt 
wurde. Kroll und Webers bezeichneten das „ Sultan "- 
Konto als reines Privatkonto, das in keiner Beziehung 
zur Anstalt Mondessa gestanden habe, Einen weite- 
ren Hinweis für eine geplante Veruntreuung von Tei- 
len des auf diesem Konto befindlichen Geldes sahen 
sie im Zusammenhang mit der Rückführung der Gut- 
haben des Bereichs KoKo. Die Vermögenswerte, die 
sich auf den KoKo-Konten bei der BHE befanden, 
wurden nach der Flucht Dr. Schalck-Golodkowskis 
am 6. Dezember 1989 über Konten der Deutschen 
Außenhandelsbank (DABA) an die Staatskasse der 
DDR abgeführt. Dies betraf auch die Gelder des Kon- 
tos Nr. 12 633, Kennwort „Sultan". Kroll und Webers 
stellten bei der Prüfung der Buchungsbelege fest, 
daß diese Gelder bei der Rückführung unter die offi- 
ziellen Mondessa-Gelder gemischt wurden und daß 
die Beträge als „Dubletten", also aufgeteilt in zwei 
gleiche Beträge, überwiesen wurden. Durch diese 
Methode habe theoretisch die unbemerkte Abzwei- 
gung von Teilen der Gelder erleichtert werden kön- 
nen. Wenn etwa auf einem Kontoauszug zweimal der 
gleiche Betrag als am selben Tage eingegangen aus- 
gewiesen wird, ermögliche dies, einen der Teilbeträ- 
ge wieder abzubuchen und bei einer späteren Prü- 
fung vorzugeben, daß es sich bei der Abbuchung 
lediglich um die Korrektur einer vorangegangenen 
Fehlbuchung handele, die in Form von doppelt aus- 
gewiesenen Einzahlungen aufgetreten sei (Protokoll 
Nr. 24, S. 71 f.). 

Wie die BvS in einem Bericht an den Untersuchungs- 
ausschuß mit Stand 2. Januar 1998 mitteilte, konnten 
jedoch bei keinem Konto des Bereichs KoKo, auch 
nicht bei dem Konto „Sultan", Indizien ermittelt wer- 
den, die auf eine tatsächlich vorgenommene wider- 
rechtliche Verwendung der Gelder hindeuteten. 
Auch Kroll und Webers sagten aus, daß es nach 
intensiven Prüfungen der Konten möglich gewesen 
sei, alle vorgenommenen Transaktionen nachzuvoll- 
ziehen (Protokoll Nr. 24, S. 75). Alle auf diesen Kon- 
ten befindlichen Gelder und Wertpapiere in Höhe 
von 88,2 Mio. DM wurden im Rahmen der bereits 
erwähnten Rückführung auf Konten der DABA über- 
wiesen. Hinweise auf weitere, bislang unbekannte 
Konten gibt es nicht (Protokoll Nr. 24, S. 70). Nicht 
geklärt werden konnte jedoch, wofür die Millionen- 
beträge verwendet worden sind, die vor 1990 von 


den Schweizer Konten zur Otto Scheurmann Bank- 
KG transferiert und dort bar ausbezahlt wurden (vgl. 
beispielhaft BT-Drucksache 12/8595, S. 28 und 29; 
Protokoll Nr. 24, S. 75). 

Vermutungen von Kroll und Webers, die dahin gin- 
gen, die Konten der Anstalt Mondessa seien von 
Dr. Schalck-Golodkowski treuhänderisch für das MfS 
geführt worden (Protokoll Nr. 24, S. 62 f. und 65), 
konnten nicht bestätigt werden (vgl. ausführlich 
dazu Zweiter Teil, A.II.4.). 

Weitere Informationen erhoffte sich der Unter- 
suchungsausschuß von der Vernehmung der bei der 
Otto Scheurmann Bank-KG und der BHE maßgeblich 
beteiligten Personen Laborn und Moser. Beide wur- 
den geladen, um vor dem Untersuchungsausschuß 
als Zeugen auszusagen. Während Laborn am 13. Juni 
1996 vernommen werden konnte, verweigerte sich 
Moser einer Vernehmung, weil er als Schweizer 
Staatsbürger nicht verpflichtet ist, als Zeuge vor 
einem deutschen Untersuchungsausschuß zu er- 
scheinen. Die Vernehmung Laborns brachte jedoch 
keine neuen Erkenntnisse bezüglich der von dem 
Bereich KoKo bei der Otto Scheurmann Bank-KG 
geführten Konten. Laborn behauptete, ihm sei zwar 
bewußt gewesen, daß Dr. Schalck-Golodkowski 
geschäftliche Verbindungen zur Anstalt Mondessa 
unterhielt, nicht aber daß die Anstalt Mondessa der 
DDR und Dr. Schalck-Golodkowski zuzuordnen war 
(Protokoll Nr. 24, S. 161). Ebenso konnten aus der am 
14. März 1996 stattgefundenen Vernehmung Man- 
fred Seidels, dem Stellvertreter Dr. Schalck-Golod- 
kowskis, keine neuen Erkenntnisse gewonnen wer- 
den. 


c) Strafverfahren bei dem Landgericht Berlin 

Am 12. September 1996 erhob die Berliner Staats- 
anwaltschaft II bei dem Landgericht Berlin Anklage 
gegen Dr. Schalck-Golodkowski, Laborn und Moser. 
Ihnen wurde vorgeworfen, ohne die Ermächtigung 
der zuständigen Stellen genehmigungspflichtige 
Geschäfte abgeschlossen und Vermögenswerte aus 
Berlin (West) entfernt zu haben und damit gegen die 
Verordnung Nr. 500 vom 10. Dezember 1950 der 
Kommandanten des amerikanischen, britischen und 
französischen Sektors verstoßen zu haben. Die 
Anklageschrift unterstreicht, daß es Ziel der von den 
Angeschuldigten errichteten Konstruktion war, einen 
Transfer des Geldes von Berlin (West) nach Liechten- 
stein vorzutäuschen, während es tatsächlich ohne die 
erforderliche Genehmigung unter Verstoß gegen die 
Verordnung Nr. 500 in die DDR verbracht werden 
sollte. 

Moser und Laborn wurden am 3. März 1998 von der 
Wirtschaftsstrafkammer des Landgerichts Berlin 
wegen Verstoßes gegen die Verordnung Nr. 500 
rechtskräftig zu hohen Geldstrafen verurteilt. Das 
Verfahren gegen Dr. Schalck-Golodkowski wurde 
abgetrennt, da ihm nach Mitteilung der Staats- 
anwaltschaft II bei dem Landgericht Berlin aufgrund 
einer Erkrankung bis zum 30. Juni 1998 Verhand- 
lungsunfähigkeit attestiert worden ist. 
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2. Schrankfach bei der Otto Scheurmann Bank-KG 

a) Vorgeschichte 

Der 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode 
hatte in seinem ergänzenden Bericht auf BT-Druck- 
sache 12/8595 Feststellungen zur Bedeutung der 
Otto Scheurmann Bank-KG für die Tätigkeit des 
Bereichs KoKo getroffen und offengebliebene Fragen 
formuliert. Es wurde bekannt, daß es dem Leiter des 
Bereichs KoKo, Dr. Alexander Schalck-Golodkowski, 
mit Hilfe verdeckter Konten bei der Otto Scheur- 
mann Bank-KG möglich war, Geldtransfers in die 
DDR unter Umgehung der Bestimmungen für den 
innerdeutschen Zahlungsverkehr in der Bundesrepu- 
blik Deutschland vorzunehmen. Außerdem erhielt 
der Vorgängerausschuß Kenntnis über ein von Sigrid 
Schalck-Golodkowski bei der Otto Scheurmann 
Bank-KG angemietetes Schrankfach. Ungeklärt blie- 
ben hingegen die Fragen, ob sich im Schrankfach 
beiseite geschafftes Vermögen des Bereichs KoKo 
oder Unterlagen hierüber befanden und ob weitere 
Bankbeziehungen zwischen den Eheleuten Schalck- 
Golodkowski und der Otto Scheurmann Bank-KG 
bestanden oder noch bestehen. Dieser Fragestellung 
ist der Untersuchungsausschuß auf der Grundlage 
von I.IO. seines Untersuchungsauftrages nachgegan- 
gen. 

Zum Schrankfachkomplex hatte Dr. Alexander 
Schalck-Golodkowski vor dem 1. Untersuchungsaus- 
schuß der 12. Wahlperiode des Deutschen Bundes- 
tages erklärt, er habe keine Kenntnisse über das 
Schließfach seiner Frau. Sigrid Schalck-Golodkowski 
hatte unter Hinweis auf ein Auskunftsverweige- 
rungsrecht gemäß § 55 StPO die Aussage vor der 
Staatsanwaltschaft bei dem Kammergericht Berlin 
und vor dem 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahl- 
periode des Bayerischen Landtages verweigert. 

Auch gegenüber dem 2. Untersuchungsausschuß der 
13. Wahlperiode war Sigrid Schalck-Golodkowski 

- ebenso wie ihr Ehemann - unter Berufung auf § 55 
StPO nicht zur Aussage bereit. Der Untersuchungs- 
gegenstand wurde durch Beiziehung von Bankunter- 
lagen und Vernehmung der Zeugen Hans-Jürgen 
Labom, Hannelore Heiter, Annabella Weber, Anne- 
liese Titel, Eckehard Voigt und Christa Wachsen wei- 
ter bearbeitet. Hierbei konnten folgende Feststellun- 
gen getroffen werden: 

b) Kontakte zwischen Sigrid Schalck-Golodkowski 
und Hans-Jürgen Laborn bis zur Schrank- 
fachanmietung 

Der Zeuge Hans-Jürgen Laborn hat vor dem Unter- 
suchungsausschuß ausgesagt, Sigrid Schalck-Golod- 
kowski sei vor dem Jahre 1975 - noch unter ihrem 
Mädchennamen Sigrid Gutmann - öfter als Botin bei 
Bankdirektor Otto Scheurmann in der Bank erschie- 
nen. In der Bank habe sie Einzahlungen vorgenom- 
men. Aus Unterhaltungen mit Otto Scheurmann und 
dem 1975 verstorbenen Mitgesellschafter der Bank, 
Meier-Lüders, habe er erfahren, daß es sich bei der 
Botin um Frau Gutmann gehandelt habe (vgl. Proto- 
koll Nr. 24, S. 123). Mitte der 80er Jahre hatte Laborn 

- jetziger Leiter der Otto Scheurmann Bank-KG und 
seit 1980 Betreuer des Kontos der Anstalt Mondessa 


(vgl. hierzu vorstehend 1. und A.II.4.) - die erste Be- 
gegnung mit Dr. Schalck-Golodkowski. Dr. Schalck- 
Golodkowski, der gegenüber der Bank auch unter 
dem Decknamen „Jürgen Keller" auf trat, hatte 
Labom und dessen Kollegen in ihrer Eigenschaft als 
Leiter der Bank ins damalige Palast-Hotel in Berlin 
(Ost) eingeladen, um diese kennenzulernen. An 
diesem Treffen nahmen ebenfalls Manfred Seidel, 
Waltraud Lisowski und Sigrid Schalck-Golodkowski 
teil, wobei nicht geklärt werden konnte, ob Sigrid 
Schalck-Golodkowski als Ehefrau des Dr. Schalck- 
Golodkowski oder als Frau Gutmann vorgestellt 
wurde. Der nächste persönliche Kontakt zwischen 
Dr. Schalck-Golodkowski und Laborn kam erst Jahre 
später zustande (Protokoll Nr. 24, S. 115). 

Im August 1989 erkundigte sich Dr. Schalck-Golod- 
kowski in Begleitung seiner Ehefrau im Bankhaus 
der Otto Scheurmann Bank-KG bei Hans-Jürgen 
Laborn nach Festgeldkonditionen für die Anstalt 
Mondessa. Bei dieser Gelegenheit wurde die Frage 
gestellt, ob bei der Otto Scheurmann Bank-KG ein 
Schrankfach zur Verfügung gestellt werden könne. 
Laborn prüfte daraufhin die Möglichkeit einer 
Schrankfachanmietung und teilte mit, daß ein 
Schrankfach frei sei, ohne nachzufragen, für welche 
Person das Schrankfach benötigt werde und welche 
Größe das Fach haben solle. Zum Abschluß eines 
Schrankfachvertrages kam es aber noch nicht. Die 
Otto Scheurmann Bank-KG verfügte zu diesem Zeit- 
punkt über insgesamt 52 Schrankfächer. 

Obwohl Hans- Jürgen Labom über die Bedeutung 
der Person Dr. Schalck-Golodkowski voll im Bilde 
war und die Anmietung eines Schrankfaches durch 
einen hohen Funktionär der DDR nicht zu den tag- 
täglichen Geschäften der Otto Scheurmann Bank-KG 
gehörte, behauptete er im Rahmen der Zeugenver- 
nehmung, sich nicht mehr an Einzelheiten erinnern 
zu können. Der Zeuge Laborn konnte sich vor dem 
Untersuchungsausschuß auch nicht mehr daran erin- 
nern, ob Sigrid Schalck-Golodkowski bei dieser Be- 
gegnung als Ehefrau von Dr. Schalck-Golodkowski 
vorgestellt wurde oder als Sigrid Gutmann auftrat. 

c) Abschluß des Schrankfachvertrages 

Kurz darauf, am 29. August 1989, eröffnete Sigrid 
Schalck-Golodkowski unter ihrem Mädchennamen 
Sigrid Gutmann bei Hans-Jürgen Labom in der Otto 
Scheurmann Bank-KG ein Schrankfach mit der Grö- 
ße 200 mm x 300 mm x 415 mm. Der Schrankfachver- 
trag wurde schriftlich, auf der sog. Eröffnungskarte, 
fixiert (Dokument Nr. 47). Auf dieser Eröffnungskarte 
mußte eine Reihe von Eintragungen erfolgen. Übli- 
cherweise übernahm diese Aufgabe die für die Ver- 
waltung von Schrankfächern zuständige Sachbear- 
beiterin der Bank. In diesem konkreten Fall jedoch 
füllte Laborn zumindest das mit „Legitimation" über- 
schriebene Feld selbst aus. Zur Legitimation des 
Kunden waren hier Angaben über Art und Nummer 
des Ausweises vorgesehen. Laborn verzichtete 
jedoch auf diese Angaben und trug stattdessen 
„pers. bekannt" ein. Er bestätigte dies mit seiner 
nebenstehenden Unterschrift, obwohl er nie zuvor 
Ausweispapiere von Sigrid Gutmann gesehen und 
- nach eigener Aussage - einfach angenommen 
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hatte, daß es sich bei der Person, die ihm von seinen 
Vorgängern, Scheurmann und Meier-Lüders, vor vie- 
len Jahren als Frau Gutmann vorgestellt worden war, 
um eine Frau handelte, die tatsächhch diesen Namen 
führte (vgl. Protokoll Nr. 24, S. 123). Ungeklärt ist, ob 
Laborn oder eine andere Person die Felder „Konto- 
Nr.“ und „Geburtsdatum" ausfüllte. 

Weitere Eintragungen auf der Karte übernahm an- 
schheßend die zuständige Bankmitarbeiterin, Anna- 
bella Weber, wobei nicht geklärt werden konnte, aus 
welchen Gründen die Kundenanschrift und Angaben 
zur Staatsangehörigkeit der Kundin letztendhch 
offengeblieben waren und wer dies zu verantworten 
hatte. 

Der Untersuchungsausschuß hat in diesem Zusam- 
menhang den Mitarbeiter der Bank vernommen, der 
auf der Karte bestätigt hatte, die Karte sei ordnungs- 
gemäß ausgefüllt, obwohl wesentliche Teile ohne 
Eintrag blieben. Eckehard Voigt, der seit 1978 Leiter 
der Abteilung Organisation, Personal und Verwal- 
tung war, hat dazu vor dem Untersuchungsausschuß 
ausgesagt, zur damaligen Zeit sei es nicht zwingend 
erforderlich gewesen, Kundenanschrift und Staatsan- 
gehörigkeit aufzunehmen, wenn die betreffende Per- 
son dem Mitarbeiter persönhch bekannt sei. Er habe 
sich darauf verlassen und die Auffassung vertreten: 
Wenn Hans- Jürgen Laborn sage „persönlich be- 
kannt", dann werde das wohl schon so sein. Außer- 
dem habe er dieses Testat vertretungsweise abgege- 
ben, da die Kontrolle derartiger Urkunden nicht zu 
seinem originären Aufgabengebiet zähle. 

d) Schrankfachvollmacht für Christa Wachsen 

Neben Sigrid Schalck-Golodkowski war Christa 
Wachsen in bezug auf das Schrankfach Zutritts - 
berechtigt, da bei der Bank eine auf sie ausgestellte 
entsprechende Schrankfachvollmacht vorlag. Christa 
Wachsen, eine Vertraute von Sigrid Schalck-Golod- 
kowski, hatte früher als Geschäftsführerin der in Ber- 
lin (West) ansässigen Gerhard Wachsen Im- und 
Export GmbH Kurierdienste für Mitarbeiter des 
Bereichs KoKo übernommen und unter anderem 
Schmuck für Sigrid Schalck-Golodkowski besorgt. 
Über die Frage, wie und wann es zur Bevollmächti- 
gung kam, liegen dem Untersuchungsausschuß 
widersprüchliche Zeugenaussagen vor. 

Die Zeugin Wachsen hat vor dem Untersuchungsaus- 
schuß ausgeführt, Sigrid Schalck-Golodkowski habe 
sich während der Zeit, als sich deren Ehemann in der 
Justizvollzugsanstalt Moabit in Berlin (West) befun- 
den habe (zwischen dem 6. Dezember 1989 und dem 
9. Januar 1990), bei ihr auf gehalten. Aus Angst habe 
sich Sigrid Schalck-Golodkowski nicht auf die Straße 
getraut, ln dieser Zeit habe sie von Sigrid Schalck- 
Golodkowski zwei Schrankfachschlüssel mit dem 
Hinweis „für Eventuahtäten" erhalten. Wenige Tage 
nach der Schlüsselübergabe sei Sigrid Schalck-Go- 
lodkowski mit der Bitte an sie herangetreten, zur Otto 
Scheurmann Bank-KG zu gehen und sich dort bei 
Herrn Hans- Jürgen Laborn zu melden. Dieser Bitte 
habe sie entsprochen und Laborn vermutlich in sei- 
nem Büro aufgesucht. Dabei habe sie den Eindruck 
gewonnen, Laborn sei über ihr Erscheinen informiert 


gewesen und habe sie erwartet. Anschließend ha- 
be sie sich durch Vorlage ihres Ausweises legiti- 
miert und anschheßend die von Laborn vorgelegte 
Schrankfach-Vollmacht unterzeichnet. Die Tatsache, 
daß die Bevollmächtigung mit dem Namen Sigrid 
Gutmann unterschrieben war, habe bei ihr nicht zur 
Verwunderung geführt, da Sigrid Schalck-Golod- 
kowski des öfteren unter ihrem Mädchennamen auf- 
getreten sei. Außerdem habe Frau Schalck-Golod- 
kowski gleich gesagt, das Schrankfach sei unter ih- 
rem Mädchennamen angemietet. 

Der Zeuge Laborn hat demgegenüber die Vorgänge 
im Zusammenhang mit der Schrankfach- Vollmacht 
so geschüdert, als ob die Bevollmächtigung bereits 
am 29. August 1989 erfolgt und Christa Wachsen 
bekannt gewesen sei. Auf die Frage, ob Sigrid 
Gutmann und Christa Wachsen gemeinsam bei ihm 
gewesen seien, antwortete er: „Ja. Wir prüfen oder 
prüften zu dem Zeitpunkt nicht, ob der Name nun 
auch mit dem Personalausweis übereinstimmt. Die 
Bevollmächtigte wird durch den Vollmachtgeber 
legitimiert. Wenn Frau Gutmann eine Kontovoll- 
macht oder Schließfachvollmacht erteilt, genügt es, 
daß sie sagt, wer diese Vollmacht bekommt. Der 
Bevollmächtigte hinterlegt seine Unterschriftsprobe. 
Dann ist die Legitimation ordnungsgemäß hinterlegt" 
(Protokoll Nr. 24, S. 137). Auch auf den Vorhalt „Die 
Kette ist dann wie folgt: Frau Gutmann ist von Person 
bekannt, öffnet ein Konto beziehungsweise öffnet 
das Schließfach und legitimiert eine in ihrem Beisein 
befindliche Person als eine Frau Wachsen, die unter- 
zeichnet so. Dann ist ohne jegliche Legitimationsprü- 
fung der Kreis für sie geschlossen?" bestätigte Hans- 
Jürgen Laborn: „Damals war das so, heute nicht" 
(Protokoll Nr. 24, S. 137). 

Aus der schrifthchen Schrankfach-Vollmacht ergibt 
sich nicht, wann Christa Wachsen ihre Unterschrift 
als Bevollmächtigte geleistet hat (Dokument Nr. 49). 
Theoretisch wären beide Abläufe möglich gewesen. 

Zur Schrankfach-Vollmacht-Urkunde ist dem Unter- 
suchungsausschuß aufgefallen, daß mehrere Perso- 
nen Eintragungen vorgenommen haben. Während 
die Angaben zu „Schrankfach-Nr.", „Konto-Nr." und 
„Postalische Anschrift" von Herrn Hans-Jürgen 
Laborn stammen, enthalten die Felder zu „Herrn/ 
Frau/Fräulein", „Anschrift" und „geb. am" Eintra- 
gungen von Sigrid Schalck-Golodkowski. Unklar 
gebheben ist, warum Orts- und Datumsangabe von 
einer weiteren Person, die nicht ermittelt werden 
konnte, stammen. Die kartenförmige Schrankfach- 
Vollmacht wurde - wie auch die Eröffnungskarte - 
von Herrn Voigt als ordnungsgemäß ausgefüllt 
testiert, obwohl die postalische Anschrift der Kundin 
nicht eingetragen war. 

e) Schrankfachzutritt 

Obwohl die Otto Scheurmann Bank-KG über nicht 
mehr als 52 Schrankfächer verfügte und die Eheleute 
Schalck-Golodkowski ab Ende 1989 in den Medien 
zum Teil schwerpunktmäßig erwähnt wurden, 
konnte sich die Zeugin Weber nicht daran erinnern, 
ob - und wenn ja wann - Sigrid Schalck-Golodkow- 
ski, alias Gutmann, das Schrankfach aufgesucht hat. 
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Auch nach einer Gegenüberstellung mit Christa 
Wachsen war die Zeugin Weber nicht in der Lage, 
Ausführungen darüber zu machen, ob Christa Wach- 
sen am Schrankfach war. 

Der Untersuchungsausschuß hat deshalb versucht, 
die Schrankfach-Besuche anhand der bankseitig an- 
gefertigten Besuchervermerke aufzuhellen. Auf der 
Rückseite der Schrankfach-Eröffnungskarte befin- 
den sich mehrere Spalten, die mit „Besuch am", 
„Zeit" und „Unterschrift" überschrieben sind. Ein 
Eintrag in diese Liste erfolgte üblicherweise immer, 
bevor dem Schrankfach-Kunden oder einer bevoll- 
mächtigten Person der Zutritt zum Schrankfach 
gestattet wurde. Die dem Untersuchungsausschuß 
vorhegende Karte deutete auf acht Schrankfach- 
besuche hin (Dokument Nr. 48). 

„29.8,89" 

Dieser Listeneintrag ist ausweislich der Karte an 
dem Tag vorgenommen worden, an welchem der 
Schrankfachvertrag geschlossen wurde. Nach Aus- 
sage der Zeugin Weber war es üblich, daß der Kunde 
nach Abschluß des Schrankfachvertrages an das 
Fach herantrat, um sich davon zu überzeugen, daß 
das Schrankfach entleert zur Verfügung stehe. Zu 
diesem Zweck sei das unter Doppelverschluß stehen- 
de Schrankfach von der zuständigen Mitarbeiterin 
der Bank mittels Bankschlüssel und vom Kunden 
mittels Kundenschlüssel geöffnet worden. Nachdem 
sich der Kunde davon überzeugt habe, daß das Fach 
leer sei, habe die Mitarbeiterin der Bank den 
Schrankfachraum verlassen, um dem Kunden die 
Einlage von Gegenständen in das Schrankfach zu 
ermöglichen. Ob Sigrid Schalck-Golodkowski, alias 
Sigrid Gutmann, von dieser Möglichkeit Gebrauch 
machte, konnte nicht geklärt werden. 

„12.9.89", „19.9.89", „10.10.89", „6.11,89" 

Exakt zwei Wochen nach Abschluß des Schrankfach- 
vertrages und erstem Zutritt erfolgte laut Karten- 
eintrag der nächste Schrankfachbesuch von Sigrid 
Gutmann. Wiederum eine Woche später kam sie zum 
dritten Mal an das Schrankfach. Anhand der Ein- 
tragungen läßt sich ablesen, daß Sigrid Gutmann 
nach weiteren drei Wochen erneut am Schrankfach 
war. Obwohl die Otto Scheurmann Bank-KG nur 
52 Schrankfächer vermietet hatte und die Schrank- 
fachbesuche von Sigrid Gutmann ausweislich der 
Karte in relativ kurzen Abständen erfolgten, konnte 
sich die Zeugin Weber, die die Besuchszeiten vom 
29. August bis zum 10. Oktober 1989 eingetragen 
hatte, nicht an die Kundin erinnern. Auch die Zeugin 
Annehese Titel, die in Vertretung für Annabella 
Weber am 6. November 1989 Schrankfachkunden 
betreut hatte, hat vor dem Untersuchungsausschuß 
ausgesagt, sie könne sich an diese Kundin nicht mehr 
erinnern. 

Für den Untersuchungsausschuß steht nicht mit 
Sicherheit fest, daß die aufgelisteten Schrankfach- 
besuche die tatsächlichen Abläufe widerspiegeln. 
Zweifel ergeben sich unter anderem deshalb, weil 
die Unterschriften „Gutmann" auch in einem Zuge 
geleistet worden sein könnten. Alle fünf Unterschrif- 


ten erfolgten im Original mit schwarzem Kugel- 
schreiber, während die Daten und Uhrzeiten bis zum 
„10.10.89" auf der Kartenseite in blauer Schrift 
vorgenommen wurden (vgl. Protokoll Nr. 51, S. 35). 
Außerdem sind die Unterschriften „Gutmann" sehr 
gleichförmig und differieren im Gegensatz zu den 
Unterschriften „Christa Wachsen" kaum, wenngleich 
auch die Zeugin Wachsen der Auffassung war, ihr 
eigener erster Schrankfachbesuch habe vor dem 
15. Januar 1990, also der ersten auf ihren Namen 
registrierten Eintragung, stattgefunden (vgl. Proto- 
koll Nr. 38, S. 19). 

„15.1.90" 

Der nächste Eintrag unter dem Datum 15.1.90 wurde 
- wie das Schriftbild zeigt - wieder von Annabella 
Weber vorgenommen. Die Zeugin Wachsen hat zu 
diesem Schrankfachbesuch vor dem Untersuchungs- 
ausschuß ausgeführt, nachdem sie ihre Unterschrift 
unter die Schrankfach- Vollmacht gesetzt habe, sei 
sie zusammen mit einem Mitarbeiter oder einer Mit- 
arbeiterin der Bank zum Schrankfach gegangen, um 
zu probieren, „... wie es funktioniert, wie man 
rankommt, wie es geht" (Protokoll Nr. 38, S. 22). Bei 
dieser Gelegenheit habe sie im Fach Umschläge 
gesehen. Am Fachinhalt habe sie jedoch nichts ver- 
ändert. 

„18.1.90" 

Die Zeugin Wachsen hat im Zusammenhang mit 
ihrem zweiten Schrankfachbesuch behauptet, Sigrid 
Schalck-Golodkowski habe sie gebeten, das Schrank- 
fach zu entleeren. Noch am gleichen Tage sei sie dar- 
aufhin zur Otto Scheurmann Bank-KG gegangen, um 
die Umschläge aus dem Fach zu nehmen. Anschlie- 
ßend - ebenfalls an diesem Tage - habe sie die Um- 
schläge an Sigrid Schalck-Golodkowski in Berlin 
(West) übergeben (vgl. Protokoll Nr. 38, S. 23). 

Für den Untersuchungsausschuß bleibt ungeklärt, 
wer die bankseitigen Eintragungen unter diesem 
Datum vermerkt hat. Aufgrund des von den anderen 
Eintragungen abweichenden Schriftbildes scheiden 
sowohl Annabella Weber als auch deren Vertreterin, 
Anneliese Titel, als Aussteller aus. Aus der soge- 
nannten Schlüsselübergabekartei, in der die förm- 
liche Übergabe der bankseitig zu verwendenden 
Schrankfachschlüssel einzutragen ist, ergab sich 
kein Hinweis auf eine dritte Person. Die Zeugin Titel 
hat sich dazu wie folgt geäußert: „Vielleicht ist dann, 
was eigentlich nicht sein sollte - die Schlüssel müs- 
sen ja dann übergeben worden sein -, ein anderer da 
rangegangen, der schnell mal den Kunden ans 
Schließfach gelassen hat. Also, ich kann mir das auch 
nicht erklären. " (Protokoll Nr. 51, S. 31). 

„22.1.90" 

Unter dem 22. Januar 1990 - vier Tage nach der Ent- 
leerung des Faches - ist ein letzter Schrankfachzutritt 
in der Liste vermerkt. Annabella Weber hat dies- 
bezüglich vor dem Untersuchungsausschuß erklärt, 
der letzte Zutrittsvermerk werde auf der Karte einge- 
tragen, wenn sich Kunde und Bankmitarbeiter bei 
Beendigung des Vertrages am Fach davon überzeu- 
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gen, daß sich keine Gegenstände mehr im Schrank- 
fach befinden. 

f) Beendigung des Schrankfachvertrages 

Christa Wachsen kündigte am 22. Januar 1990 als 
Bevollmächtigte von Sigrid Schalck-Golodkowski in 
deren Auftrag den Schrankfachvertrag. Die Bank- 
angestellte Weber trug den Schrankfachzutritt in die 
Liste ein und nahm die zwei Schrankfachschlüssel 
gegen Quittung zurück. Anschließend bescheinigte 
sie, daß das Schrankfach leer sei und versah die 
Rückseite der Schrankfacheröffnungskarte mit dem 
„Erledigt "-Stempel. Ob für den Monat Januar 1990 
eine Mietzahlung erfolgte, kann aus der Schrank- 
facheröffnungskarte nicht abgelesen werden, da 
auch insoweit der sonst übliche Eintrag fehlt. 

g) Vergleichsunterlagen 

Aufgrund bestehender Zweifel bezüglich einer kor- 
rekten Dokumentation der Vorgänge um Schrank- 
fachanmietung, -Vollmacht und -Zutritt hat der Unter- 
suchungsausschuß die Scheurmann Bank-KG um 
Vergleichsunterlagen gebeten. Da auf der Eröff- 
nungskarte unten die Nummer 152 aufgedruckt war, 
bat er um anonymisierte Kopien der Schrankfachkar- 
ten 150, 151 und 153 bis 155. Der Zeuge Voigt, der in 
der Vernehmung ausgeführt hatte „Das sind Karten, 
die durchnumeriert sind, die auch vollständig vor- 
handen sein müssen" teilte dem Untersuchungsaus- 
schuß später schriftlich mit, die zugesagten Kopien 
der Schrankfachkarten könnten nicht zur Verfügung 
gestellt werden, da sie nach Ablauf der vorgeschrie- 
benen Aufbewahrungsfrist von sechs Jahren vernich- 
tet worden seien (vgl. Protokoll Nr. 51, S. 25 f.). 

h) Schrankfachinhalt 

Nach Angaben der Zeugin Christa Wachsen waren 
an dem Tag, an dem sie das Schrankfach erstmals 
öffnete, drei DlN-A-4-Umschläge dort verwahrt. 
Diese Umschläge habe sie bei ihrem zweiten Besuch 
aus dem Fach genommen und anschließend Sigrid 
Schalck-Golodkowski übergeben. Zur näheren 
Beschreibung der Umschläge könne sie sagen, daß 
es sich jeweils um unbeschriftete, braune, normal 
- nicht etwa mit Klebeband - verschlossene Umschlä- 
ge von leichtem Gewicht mit ungefähr Schreibblock- 
stärke gehandelt habe. Es seien Briefumschläge aus 
stärkerem Papier gewesen. 

Zum Inhalt der Briefumschläge hat Christa Wachsen 
erklärt, ihre damahge Aussage am 18. Januar 1994 
vor der Staatsanwaltschaft bei dem Kammergericht 
Berlin sei zutreffend gewesen. Dort hatte sie ausge- 
führt: „Ich weiß nicht, was in diesen Umschlägen 
war. Es waren jedenfalls keine harten Gegenstände 
wie zum Beispiel Schmuck oder besonders weiche 
Gegenstände wie zum Beispiel Stoff. Der Inhalt 
fühlte sich mehr an, wie sich Papiere anfühlen. Es 
fühlte sich auch nicht an wie Geld, jedenfalls nicht 
wie gebündeltes Geld. Ob einzelne Scheine drin- 
lagen, kann ich naturgemäß nicht angeben, weil man 
dies nicht fühlen kann ". 

Sie habe diese drei DIN-A4-Briefumschläge unge- 
öffnet an Sigrid Schalck-Golodkowski übergeben 


und auch nicht nach dem Inhalt gefragt. Sigrid 
Schalck-Golodkowski habe die Umschläge ver- 
schlossen mitgenommen, ohne sich ihrerseits zum 
Inhalt zu äußern. Sie gehe deshalb davon aus, daß 
„persönliche Unterlagen" eingelagert waren, so wie 
es Sigrid Schalck-Golodkowski bei ihrem ersten Hin- 
weis auf die Existenz des Schrankfaches erzählt 
habe. Sie wisse auch heute nicht, was sich in den 
Umschlägen befunden habe, da sie mit Sigrid 
Schalck-Golodkowski nicht mehr über den Inhalt 
gesprochen habe. 

Der Untersuchungsausschuß hat Zweifel, ob sich tat- 
sächlich ausschließlich „persönliche Unterlagen" im 
Schrankfach bei der Otto Scheurmann Bank-KG be- 
fanden. Sigrid Schalck-Golodkowski suchte das Fach 
fünfmal innerhalb kurzer Abstände auf. Da diese 
Schrankfachbesuche wohl kaum den Zweck hatten, 
sich von der sicheren Verwahrung zu überzeugen, 
dürfte der Fachinhalt mehrmals verändert worden 
sein. Bedenken ergeben sich auch deshalb, weil 
Sigrid Schalck-Golodkowski - obwohl sie sich am 
18. Januar 1990 in Berlin in der Öffentlichkeit be- 
wegte - nicht selbst zur Otto Scheurmann Bank-KG 
ging, um ihre „persönlichen Unterlagen" aus dem 
Schrankfach zu holen. Der Untersuchungsausschuß 
schließt deshalb nicht aus, daß sich (auch) andere 
Unterlagen wie zum Beispiel im Bereich KoKo 
übliche Blankozessionen oder andere Unterlagen mit 
Bezug zum DDR-Vermögen im Schließfach befunden 
haben könnten. 

Letztlich konnte der Untersuchungsausschuß die 
Frage des Schrankfachinhalts jedoch nicht abschlie- 
ßend klären. 

i) Unterbliebene Sperrung des Schrankfaches 

Der Untersuchungsausschuß ist ferner der Frage 
nachgegangen, warum das Schließfach auch noch im 
Januar 1990 zugänglich war und nicht gesperrt wur- 
de. Diese Fragestellung beruht auf folgenden Fest- 
stellungen des 1. Untersuchungsausschusses der 
12. Wahlperiode: 

Am 6. Dezember 1989, wenige Tage nach seiner 
Flucht, hatte Dr. Schalck-Golodkowski zusammen 
mit seinem Rechtsanwalt Dr. Peter Danckert den 
schweizerischen Bankier Max Moser telefonisch 
angewiesen, sämtliche Konten, über die er - Dr. 
Schalck-Golodkowski - verfügungsberechtigt war, 
abzurechnen. Die Guthaben-Beträge sollte Max 
Moser an die Deutsche Außenhandelsbank abführen. 
In diesem Zusammenhang sorgte Max Moser u. a. für 
die Sperrung des Kontos 184 743 00 der Anstalt 
Mondessa bei der Otto Scheurmann Bank-KG, indem 
er Hans-Jürgen Laborn entsprechend beauftragte 
(vgl. BT-Drucksache 12/8595, S. 31). 

Vor dem 2. Untersuchungsausschuß hat indes Hans- 
Jürgen Laborn ausgesagt, er habe die Sperrung der 
Mondessa-Konten bei der Otto Scheurmann Bank- 
KG selbst veranlaßt, um zu verhindern, daß ein 
Unberechtigter über die dort vorhandenen Beträge in 
Höhe von ca. 2. Mio. DM verfügen könne (vgl. Proto- 
koll Nr. 24, S. 146). An die Existenz des Schrank- 
faches habe er zu diesem Zeitpunkt nicht mehr 
gedacht. Außerdem habe für ihn deshalb kein Grund 
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für eine Sperrung des Schließfaches bestanden, weil 
Sigrid Gutmann bezüghch des Schließfaches die 
Berechtigte gewesen und darüber hinaus auch nicht 
bekannt gewesen sei, was im Schließfach eingelagert 
war (vgl. Protokoll Nr. 24, S. 149 f.). 

Diese Einlassung des Zeugen Labom hat den Unter- 
suchungsausschuß nicht überzeugt, zumal Anfang 
Januar 1990 in den Medien ausführlich über 
Dr. Schalck-Golodkowskis Flucht und beiseite 
geschaffte Vermögenswerte berichtet wurde. Die 
Zeugin Wachsen hatte gerade zu dieser Zeit in der 
Schrankfachangelegenheit Kontakt zum Zeugen 
Labom, nachdem Sigrid Schalck-Golodkowski zuvor 
ihren - Christa Wachsens - Besuch bei Labom ange- 
kündigt hatte. Der Untersuchungsausschuß hat des- 
halb erhebliche Zweifel, ob die Existenz des Schließ- 
faches und die Verbindung zum prominenten Kun- 
den-Ehepaar Schalck-Golodkowski tatsächlich in 
Vergessenheit geraten war. Auf den Vorhalt, ob er 
sich vorstellen könne, daß erhebliche Vermögens- 
werte, insbesondere Blankozessionen im Schrank- 
fach gewesen seien, hat der Zeuge Labom geantwor- 
tet, dies sei möglich, solche Gedanken seien ihm aber 
damals nicht gekommen (vgl. Protokoll Nr. 24, S. 151), 


Es bleibt nach alledem ungeklärt, ob die Otto Scheur- 
mann Bank-KG im Rahmen des Schrankfachvertra- 
ges dazu beigetragen hat, vemntreute Vermögens- 
werte vor dem staatlichen Zugriff zu sichern. 

j) Weitere Bankbeziehungen zwischen 
den Eheleuten Schalck-Golodkowski 
und der Otto Scheumnann Bank-KG 

Für weitere, bisher nicht bekannte Bankbeziehungen 
zwischen den Eheleuten Schalck-Golodkowski und 
der Otto Scheurmann Bank-KG haben sich bislang 
keine neuen Hinweise ergeben. 

k) Zusammenfassung 

Aufgrund der bisherigen Erkenntnisse des Unter- 
suchungsausschusses über das Schrankfach von 
Sigrid Schalck-Golodkowski bei der Scheurmann 
Bank-KG bleibt weiterhin offen, welche Gegen- 
stände dort in den D1N-A4-Umschlägen eingelagert 
waren. Außerdem bestehen Zweifel daran, daß die 
auf den Schrankfachkarten dokumentierten Vor- 
gänge den tatsächlichen Geschehnissen entspre- 
chen. 


E. Ministerium für Staatssicherheit (MfS) und Hauptverwaltung Aufklärung (HVA) 


I. Zusammenarbeit des Bereiches KoKo 
mit dem MfS 

Nach den Feststellungen des 1. Untersuchungsaus- 
schusses der 12. Wahlperiode waren das MfS und der 
Bereich KoKo finanziell, personell sowie operativ 
verflochten, ln dem komplexen Beziehungsgeflecht 
übernahm das MfS die Überwachung und Abschir- 
mung des Bereiches KoKo (BT-Drucksache 12/7600, 
S. 107). Der Untersuchungsausschuß konzentrierte 
sich im Rahmen seines Untersuchungsauftrages (1.3.) 
auf die finanzielle Zusammenarbeit zwischen dem 
Bereich KoKo und dem MfS. Soweit der Unter- 
suchungsausschuß neue Erkenntnisse über die ope- 
rative Zusammenarbeit erlangen konnte, lag der 
Schwerpunkt hier auf der Kooperation des Bereiches 
KoKo mit der HVA (vgl. nachstehend 11.2.). 

Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme des 1. Un- 
tersuchungsausschusses der 12. Wahlperiode steht 
fest, daß zwischen dem MfS und dem Bereich KoKo/ 
Ministerium für Außenhandel (MAH) eine intensive 
finanzielle Zusammenarbeit stattgefunden hat. Der 
Bereich KoKo diente dem MfS in diesem Rahmen 
einerseits zur Deponierung von Finanzmitteln, ande- 
rerseits zur Beschaffung von Geldern, insbesondere 
von Valutamitteln. Der 1. Untersuchungsausschuß 
der 12. Wahlperiode war davon ausgegangen, daß 
die Zahlungen über das Konto 528 bei der Deutschen 
Handelsbank (DHB), das sog. Mielke-Konto, abge- 


wickelt wurden (vgl. hierzu auch Zweiter Teil, 
A.n.3.a), Exkurs: Sonderkonto 528). Eindeutige Be- 
weismittel hatten dem 1. Untersuchungsausschuß 
der 12. Wahlperiode jedoch nicht zur Verfügung ge- 
standen. Ungeklärt blieb weiterhin die Frage, in wel- 
chem Umfang und in welcher Regelmäßigkeit finan- 
zielle Transaktionen erfolgt waren (BT-Drucksache 
12/7600, S. 107, 349 f.). 


1. Geldtransfers zwischen dem MfS und dem 
Bereich KoKo/Ministerium für Außenhandel 
(MAH) 

Zur Klärung dieser offengebliebenen Frage und zur 
Aufdeckung des Geldtransfers zwischen dem MfS und 
dem Bereich KoKo, insbesondere inwieweit das MfS 
einerseits Gelder im Bereich KoKo zur Zinserwirtschaf- 
tung deponiert hatte und inwieweit andererseits vom 
Bereich KoKo dem MfS Finanzmittel zur Verfügung 
gestellt wurden, hat der Untersuchungsausschuß unter 
anderem den ehemaligen Leiter der Abteilung Finan- 
zen, Werner Hennig, den ehemaligen Leiter der KKHA 
1 des Bereiches KoKo, Manfred Seidel, sowie den Ab- 
teilungspräsidenten im Bundesverwaltungsamt (BVA), 
Giso Schütz informatorisch angehört. 

Der Untersuchungsausschuß ist dabei auch der Frage 
nachgegangen, welche Rolle die Abteilung Finanzen 
des MfS im Geldverkehr zwischen dem MfS und 
dem Bereich KoKo spielte. 
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a) Abteilung Finanzen des MfS 

Die Abteilung Finanzen des MfS, später des Amtes 
für Nationale Sicherheit (AfNS), stand von Oktober 
1975 bis zum 31. März 1990 unter der Leitung des 
Generalmajors Werner Hennig, der seit 1951 für die 
Abteilung Finanzen tätig war. Als Leiter der Abtei- 
lung Finanzen war Werner Hennig dem Verantwor- 
tungsbereich des Ministers Erich Mielke direkt un- 
terstellt. Dementsprechend erhielt er von Minister 
Mielke, zumeist über den Leiter des Sekretariats des 
Ministers, Hans Carlsohn, seine Weisungen (Proto- 
koll Nr. 12, S. 86 f.). Als Stellvertreter von Werner 
Hennig waren Heinz Auers wald und Jürgen Ober- 
doerster eingesetzt (Protokoll Nr. 12, S. 21). 

Aufgabe der Abteilung war die Verwaltung der vom 
Ministerium der Finanzen (MdF) dem MfS übertra- 
genen finanziellen Mittel. Darunter fiel die Planung 
und Sicherstellung des Gesamthaushaltes des MfS, 
die finanzielle Ausgestaltung und Kontrolle der 
Diensteinheiten des MfS, die Besoldung der MfS- 
Mitarbeiter sowie die Sparkassenorganisation des 
MfS. Innerhalb der Abteilung Finanzen gab es daher 
folgende Arbeitsbereiche: Planung und Bilanzierung, 
Besoldung und Entlohnung, Zahlungsverkehr und 
Buchhaltung, innere Organisation, Finanzkontrolle 
im MfS, Reklamationen, EDV sowie den Sonderbe- 
reich Finanzen (Protokoll Nr. 12, S. 84 f.). Nach Aus- 
sage von Werner Hennig vor dem BVA glich die 
Funktion der Abteilung Finanzen innerhalb des MfS 
der eines „Dienstleistungsbetriebes für das gesamte 
MfS". 

Die Abteilung Finanzen stellte nüt den aus dem 
Staatshaushalt über die HA I des MdF zur Verfügung 
gestellten finanziellen Mittel einen Gesamthaus- 
haltsplan auf, nach dem die Zuteüung auf die einzel- 
nen Diensteinheiten erfolgte. Nach Angaben des Ab- 
teilungspräsidenten im BVA, Giso Schütz, vor dem 
Untersuchungsausschuß belief sich der Haushalt des 
Ministeriums während der gesamten Zeit seines Be- 
stehens auf rund 60 Mrd. Mark der DDR. Im Jahr 
1989 standen dem MfS für die Finanzierung seiner 
Aufgaben Haushaltsmittel in Höhe von 4,2 Mrd. 
Mark der DDR zur Verfügung. Fast 58 % der Mittel 
umfaßten dabei Personalausgaben, die über die MfS- 
eigene Betriebssparkasse (vgl. hierzu Zweiter Teil, 
E.III.4.a),aa), Exkurs: Betriebssparkasse) abgewickelt 
wurden, der Rest wurde für Versorgungs- und Unter- 
haltungsaufgaben sowie für materiell-technischen 
Bedarf verwendet (Protokoll Nr. 9, S. 96). 

Vor dem Untersuchungsausschuß hat Werner Hennig 
erklärt, daß die gesamten Haushaltsmittel auf die 
Diensteinheiten verteilt worden seien, so daß in der 
Abteilung Finanzen keine eigenen Mittel verblieben 
(Protokoll Nr. 12, S. 11 f.). Operative Einheiten erhiel- 
ten Werner Hennig zufolge ihre Finanzmittel stets in 
bar ausgezahlt (Protokoll Nr. 12, S. 22). Die übrigge- 
bliebenen Haushaltsreste seien bei den einzelnen 
Diensteinheiten verblieben und in der Abteilung Fi- 
nanzen als Rechnungsposten für das kommende Jahr 
verbucht worden (Protokoll Nr. 12, S. 26 f.). Im Zuge 
der Beweiserhebung hat der Untersuchungsaus- 
schuß festgestellt, daß nur die Mittel in Mark der 
DDR bei den einzelnen Diensteinheiten verblieben 


und als Forderungen rechnerisch vermerkt wurden, 
während die Diensteinheiten Valutamittel in DM und 
US-Dollar in bar an die Abteilung Finanzen zurück- 
führen mußten (Protokoll Nr, 12, S. 38). Giso Schütz 
hat vor dem Untersuchungsausschuß ausgesagt, daß 
Valutamittel, die in die Abteilung Finanzen zurück- 
geflossen seien, im MAH beim Bereich KoKo zur 
Zinserwirtschaftung „geparkt" wurden (Protokoll 
Nr. 9, S. 138). 

b) Deponierung von MfS-Geldern im Bereich KoKo 

Auf Weisung des Ministers Erich Mielke deponierte 
das MfS Valutamittel im Bereich KoKo, um eine er- 
folgreiche Zinserwirtschaftung zu sichern. Laut Aus- 
sage des Zeugen Hennig vor dem Untersuchungs- 
ausschuß war ursprünglich geplant gewesen, die De- 
ponierung von MfS-Geldern in der Abteilung Finan- 
zen des MfS vorzunehmen. Hierzu erteilte Hennig 
als Leiter der Abteilung nach eigenen Angaben seine 
Zustimmung nicht. Zum einen habe in seiner Ab- 
teilung keine gesicherte Lagerungsmöglichkeit be- 
standen, zum anderen sollten diese Beträge nach 
dem Wunsch Erich Mielkes nicht an den Haushalt 
abgeführt werden, sondern als Reserve für Erich 
Honecker dienen. 

Die technische Abwicklung des Geldtransfers verlief 
nach Aussage Werner Hennigs dergestalt, daß das 
MfS quartalsweise von seinen Diensteinheiten Ein- 
schätzungen zur Auslastung des Finanzplans einfor- 
derte. Nach Auswertung dieser Angaben konnte be- 
reits Mitte eines Jahres festgelegt werden, ob und 
wenn ja in welcher Höhe überschüssige Gelder und 
Valutamittel, die dem MfS nach dem Haushaltsplan 
zustanden, investiert werden konnten (Protokoll 
Nr. 12, S. 37 f.). Diese Beträge wurden dem Bereich 
KoKo zur Investition freigegeben mit dem Vorbehalt, 
daß entgegen den Erwartungen benötigte Finanzmit- 
tel wieder zurückgeführt werden konnten (Protokoll 
Nr. 12, S. 38). Zudem wurden die von den einzelnen 
Diensteinheiten des MfS nicht benötigten, zum Jah- 
resende an die Abteilung Finanzen des MfS zurück- 
geführten Valutamittel an den Bereich KoKo transfe- 
riert (Protokoll Nr. 12, S. 38). Die Geldübergabe an 
Manfred Seidel, der im Bereich KoKo für die Verwah- 
rung und Verwaltung der MfS-Gelder zuständig war, 
erfolgte über Werner Hennig stets in bar, nie auf dem 
Wege der Überweisung (Protokoll Nr. 12, S. 42). 

Bei der Vernehmung Manfred Seidels durch das 
Bundeskriminalamt (BKA) bestanden dagegen nur 
eingeschränkt Beziehungen zwischen der Abteilung 
Finanzen des MfS und dem Bereich KoKo. Er selbst 
habe lediglich einmal zwei Mio. DM vom MfS emp- 
fangen und über das Konto 528 (vgl. Zweiter Teil, 
A.II.3. Exkurs: Sonderkonto 528) bei der DHB als 
Festgeld angelegt. Eine Rückforderung seitens des 
MfS sei nie erfolgt. Er sei nur für die treuhänderische 
Verwaltung und die Zinserwirtschaftung zuständig 
gewesen. Auf die Frage nach dem Verbleib dieses 
Betrages hat Manfred Seidel zu Protokoll gegeben, 
daß er bis zum heutigen Tag keine Kenntnis über 
den Verbleib dieses Geldes und anderer Gelder, die 
auf anderen Konten deponiert waren, habe. Nach 
Aussage Werner Hennigs vor dem Untersuchungs- 
ausschuß soll es sich bei der von Manfred Seidel an- 
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gegebenen Summe um einen Teilbetrag der insge- 
samt transferierten Gelder gehandelt haben (Proto- 
koll Nr. 12, S. 48). Im Zuge der Beweiserhebung hat 
der Untersuchungsausschuß festgestellt, daß Man- 
fred Seidel bei allen Geldtransaktionen zwischen 
dem Bereich KoKo und der MfS-Abteilung Finanzen 
als „Geschäftspartner" Werner Hennigs auf der 
anderen Seite aufgetreten ist und entgegen seinen 
eigenen Angaben eine bedeutende Rolle bei den 
regelmäßigen Geldtransfers zwischen dem Bereich 
KoKo und dem MfS spielte (Protokoll Nr. 12, S. 51). 

Nach Angaben des Zeugen Hennig stellte die MfS- 
Abteilung Finanzen im Jahre 1986 in Abstimmung 
mit Manfred Seidel dem Bereich KoKo Valutamittel 
in mehreren Teilbeträgen in Höhe von 20 Mio. DM 
zur weiteren Verwendung zur Verfügung. Diese Aus- 
sage wird durch ein Schreiben Dr. Schalck-Golod- 
kowskis an den Generalsekretär Erich Honecker vom 
28. Januar 1986 bestätigt, demzufolge dem Bereich 
KoKo 20 Mio. DM aus der operativen Tätigkeit des 
MfS überwiesen wurden (Protokoll Nr. 12, Anlage 2; 
Dokument Nr. 50). Der gesamte Betrag verblieb zu- 
nächst zur Verwaltung im Bereich KoKo, wurde dann 
aber auf Weisung des Ministers Mielke Erich Honek- 
ker überlassen. Die Abteilung Finanzen verzichtete 
laut Aussage Hennigs vor dem Untersuchungsaus- 
schuß auf die Rückführung der 20 Mio. DM und das 
Geld wurde direkt vom Bereich KoKo dem Zentral- 
Komitee (ZK) der SED übergeben (Protokoll Nr. 12, 
S. 37 ff.| Dokument Nr. 50). Der Zeuge Manfred Sei- 
del dagegen konnte sich vor dem Untersuchungsaus- 
schuß an den Zahlungsvorgang und den Verbleib der 
20 Mio. DM zunächst nicht mehr erinnern. Nach Ein- 
sicht in Kontounterlagen, die seine Unterschrift tru- 
gen und Einnahmen von rund 17 Mio. DM aufwie- 
sen, hat der Zeuge Seidel jedoch eingeräumt, daß die 
Übergabe der 20 Mio. DM an Erich Honecker auf ei- 
ner Anweisung Mielkes beruht habe und eine Rück- 
führung an das MfS nicht erfolgt sei (Protokoll Nr. 14, 
S. 42, Ergänzung, S. 2). 

Nach Aussage Werner Hennigs vor dem Untersu- 
chungsausschuß wurden bis zum Jahre 1989 weitere 
26 Mio. DM an den Bereich KoKo transferiert (Proto- 
koll Nr. 12, S. 36, 40 f.). Eine Rückführung der ange- 
legten Beträge bzw. der erwirtschafteten Zinsen soll 
nicht stattgefunden haben. Im Rahmen seiner Ver- 
nehmung hat Hennig eindeutig erklärt, daß das Geld 
auch bei der Auflösung des MfS nicht zurückgeführt 
worden sei (Protokoll Nr. 12, S. 36). Gewinne und 
Verluste seien vom Bereich KoKo der Abteilung 
Finanzen des MfS schriftlich mitgeteilt und sodann 
lediglich rechnerisch vermerkt worden. 

Die Auswertung von Finanzunterlagen beim Bundes- 
beauftragten für die Unterlagen des Staatssicher- 
heitsdienstes der ehemaligen DDR (BStU) durch das 
BVA ergab hingegen, daß sich die Höhe der im Be- 
reich KoKo „verwalteten" Valuten Ende 1989 auf et- 
wa drei Mio. DM einschließlich Zinsen belaufen 
hatte. Während der Auflösungsphase des MfS/AfNS 
erfolgte eine nachweisliche Rückführung an den 
Staatshaushalt, namentlich an das Ministerium der 
Finanzen und Preise der DDR. Über den Verbleib der 
restlichen 23 Mio. DM konnte der Untersuchungs- 
ausschuß keine weiteren Feststellungen treffen. 


c) Finanzmittel des Bereiches KoKo für das MfS 

Zur Klärung der Frage, inwieweit der Bereich KoKo 
Finanzmittel dem MfS zur Verfügung gestellt hat, 
wurde der Zeuge Hennig vernommen. Nach dessen 
Aussage dienten die Geldflüsse aus dem Bereich 
KoKo an das MfS in erster Linie der Unterstützung 
von Bauprojekten des MfS. In den Jahren 1986 bis 
1989 sei eine finanzielle Unterstützung des MfS sei- 
tens des Bereiches KoKo notwendig geworden, um 
die Fertigstellung bereits begonnener Baumaßnah- 
men zu sichern. Aufgrund finanzieller Engpässe 
hätte das Bauvolumen des MfS drastisch herabge- 
setzt und hätten manche Bauvorhaben aus dem offi- 
ziellen Plan gestrichen werden müssen. Im Zuge der 
Vernehmung des Zeugen Hennig konnte der Unter- 
suchungsausschuß feststellen, daß im genannten 
Zeitraum 1986 bis 1989 rund 120 Mio. Mark der DDR 
für diese Bauvorhaben aus dem Bereich KoKo an das 
MfS geflossen sind (Protokoll Nr. 12, S. 69, Ergän- 
zung des Protokolls, S. 2). 

Die Verwaltung dieser vom Bereich KoKo zur Verfü- 
gung gestellten Mittel erfolgte im Sonderbereich 
Finanzen der Abteilung Finanzen des MfS. Der Un- 
tersuchungsausschuß konnte allerdings über den 
Verbleib der Gelder für die Baumaßnahmen im Rah- 
men der Auflösung des Sonderbereichs keine Fest- 
stellungen treffen. 

Exkurs: Sonderbereich Finanzen 

Nach Angaben von Werner Hennig wurde der Son- 
derbereich Finanzen 1977 aufgrund einer von Mini- 
ster Erich Mielke erlassenen „Ordnung zur Finanzie- 
rung von Sondermaßnahmen“ gegründet. Aufgabe 
des von Gisela Hildebrand geleiteten Sonderbereichs 
Finanzen war es hauptsächlich, die Mittelverwen- 
dung operativer Maßnahmen zu planen, so daß 
grundsätzlich alle außerplanmäßigen Ausgaben für 
operative Maßnahmen des MfS auch außerplanmä- 
ßig aus dem Sonderfonds finanziert wurden. Nach 
Auskunft Hennigs vor dem Untersuchungsausschuß 
wies Minister Mielke die Abteilung Finanzen an, die 
aus operativen Vorgängen von Diensteinheiten reali- 
sierten, als sogenannte DM-Reserve beim Sonderbe- 
reich in bar verwahrten Bargeldbeträge zur Finanzie- 
rung weiterer Aufgaben außerhalb des regulären 
Valutadienstleistungsplanes einzusetzen. Aus Unter- 
lagen der Abteilung Finanzen geht hervor, daß der 
Sonderbereich Finanzen jährlich diese Finanzreserve 
in Mark der DDR für außerplanmäßige Finanzie- 
rungen bereitsteilte. Durch die Koordinierung des 
Erwerbs „konspirativer Objekte“ im Sonderbereich 
Finanzen ab Mitte der 70er Jahre sollte zudem eine 
bessere Kontrollmöglichkeit der Kostenentwicklung 
bei den unterschiedlichen operativ tätigen Dienstein- 
heiten gesichert werden. Das reguläre Haushalts- 
volumen für die verschiedenen finanziell zu verwal- 
tenden Maßnahmen belief sich nach Angaben von 
Werner Hennig vor dem Untersuchungsausschuß 
jährlich auf ca. 1,5 Mio. Mark der DDR (Protokoll 
Nr. 12, S. 31). 

ln einer Befragung vor dem BVA gab der Zeuge Hen- 
nig zu Protokoll, daß zudem aus dem Sonderbereich 
jährlich Zahlungen in Höhe von ca. 100 000 Mark der 
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DDR und 70 000 DM an das Sekretariat des M/S für 
IM „Georg" erfolgten. Unter der Bezeichnung IM 
„ Georg " verbarg sich der Vertrauensanwalt des M/S, 
Prof. Dr. Wolfgang Vogel. Die Mittelbereitstellung in 
DM erfolgte nicht über ein Konto, sondern stets in 
bar. 

Auch ministerielle Ausgaben wurden im Sonderbe- 
reich Finanzen über verschiedene Fonds verwaltet. 
Zum einen gab es den sog. Ministeriellen Geschen- 
kefonds, aus dem Geschenke des Ministers bzw. des 
Ministerbereichs an außenstehende Personen oder 
auch an Hauptabteilungs-, Abteilungs- und Bezirks- 
verwaltungsleiter des M/S bezahlt wurden. Der sog. 
Prämienfonds A bestand aus dem direkten Prämien- 
fonds des Ministers, aus dem zentrale Prämierungen 
durch seine Person vorgenommen wurden, und dem 
Prämienfonds des Stellvertreters des Ministers, wel- 
cher zur unmittelbaren Prämierung der Mitarbeiter 
diente. Der ministerielle Spesenfonds dagegen 
diente dazu, die durch Gästekosten für Speisen und 
Getränke sowie für andere Aufwendungen entstan- 
denen persönlichen Ausgaben des Ministers zu be- 
gleichen (Protokoll Nr. 12, S. 18 f.). 

Dem Sonderbereich Finanzen oblagen desweiteren 
die Ausgaben für Neuanschaffungen sowie Instand- 
haltungskosten der Politbürofahrzeuge. Auch die 
Finanzierungskosten des M/S für operativ-technische 
Gerätschaften wurden im Sonderbereich Finanzen 
bewirtschaftet. Die höchsten Ausgaben verursachten 
dabei die HA 111, der Operativ-Technische Sektor 
(OTS) der HVA und die HA XVIII des M/S. Schließ- 
lich gab es nach Feststellungen des Untersuchungs- 
ausschusses das sog. Solidaritätskonto, das aus Soli- 
daritätsspenden der Kreisleitungen des M/S und der 
Bezirke gespeist und vom Sonderbereich Finanzen 
verwaltet wurde (Dokument Nr. 51). 

2. Einnahmen aus 

„Wiedergutmachungszahlungen“ 

a) Vorbemerkung 

Bereits der 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahl- 
periode hatte festgestellt, daß sog. Wiedergutma- 
chungszahlungen für das MfS, insbesondere für die 
HA XVIII/8, eine erhebliche Deviseneinnahmequelle 
darstellten (vgl. BT-Drucksache 12/7600, S. 111, 349). 
Wenn das MfS Kenntnisse über Bestechungen oder 
andere strafbare Handlungen seitens westlicher Ge- 
schäftspartner von Außenhandelsunternehmen der 
DDR erlangte, legte es diesen oftmals nahe, im Inter- 
esse einer Weiterführung der Geschäftsbeziehungen 
und unter Verzicht auf Strafverfolgung oder Veröf- 
fentlichung des erlangten kompromittierenden Wis- 
sens „Wiedergutmachungszahlungen'' zu leisten. Da 
die einschlägigen MfS-Unterlagen zum damaligen 
Zeitpunkt beim BStU jedoch noch weitestgehend un- 
erschlossen waren, konnte dieser Sachverhalt nicht 
im Detail untersucht werden. 

In Ausführung der Ziffer I.l. seines Untersuchungs- 
auftrages im Hinblick auf die Unternehmen Intracom 
und Integra (vgl. Zweiter Teil, B.III.) konnte der Un- 
tersuchungsausschuß durch Beiziehung mittlerweile 
erschlossener Unterlagen der HA XVIII/8 des MfS 


und durch Zeugenvernehmungen auch zur Praxis 
der „Wiedergutmachungszahlungen" neue Feststel- 
lungen treffen. Während im Falle der Zahlungen des 
Sokrates Kokkalis wegen widersprüchlicher Zeugen- 
aussagen nicht abschließend geklärt werden konnte, 
ob es sich, wie aus den Unterlagen der HA XVIII/8 
hervorgeht, um „Wiedergutmachungsleistungen" 
oder aber um Provisionszahlungen handelte, wurden 
im Zuge der Beweiserhebung weitere Fälle festge- 
stellt, von denen hier drei exemplarisch dargestellt 
werden. 

b) OV „Motor“ - iranischer Geschäftspartner 

Wie der Untersuchungsauschuß durch Auswertung 
der beigezogenen Unterlagen feststellen konnte, hat 
die HA XVIII/8 im Jahr 1983 gegen einen wichtigen 
iranischen Geschäftspartner des AHB Elektrotechnik 
Export-Import mit Zweitwohnsitz in der Bundesrepu- 
blik Deutschland den Operativen Vorgang „Motor" 
durchgeführt. Dieser hatte versucht, Mitarbeiter des 
AHB Elektrotechnik zu bestechen, um sich auf die- 
sem Wege geschäftliche Vorteile zu verschaffen. 
Durch weitere Bestechungen von Entscheidungsträ- 
gern im Iran war es ihm außerdem gelungen, zu La- 
sten der iranischen Auftraggeber unverhältnismäßig 
hohe Provisionen aus den Exportverträgen des AHB 
Elektrotechnik mit dem Iran zu erzielen. Allein in 
den Jahren 1980 bis 1983 waren dies 10,5 Mio. USD. 
Der iranische Geschäftspartner wurde daher zu 
einer „Wiedergutmachungszahlung" von über einer 
Mio. DM verpflichtet. In einem Bericht der 
HA XVIII/8 vom 27. Januar 1984 wird eine weitere 
Zahlung in Höhe von 40 000 USD genannt. Einem 
Entscheidungsvorschlag vom 29. November 1985 ist 
zu entnehmen, daß der gleiche Geschäftspartner zu 
einer nochmaligen „Wiedergutmachungszahlung" 
genötigt werden sollte. 

Obwohl aus den Unterlagen des MfS eindeutig her- 
vorgeht, daß der Generaldirektor des AHB Elektro- 
technik, Dr. Roland Winckler alias IM „Peter Schu- 
mann", an den Geldübergaben des iranischen Ge- 
schäftspartners beteiligt war, stritt er dies auf ent- 
sprechenden Vorhalt hin in seiner Vernehmung am 
27. Februar 1997 kategorisch ab (Protokoll Nr. 55, 
S. 109 f.). Der damalige stellvertretende Leiter der 
HA XVIII/8, Willy Koch, hat hingegen in seiner Ver- 
nehmung am 25. September 1997 die „Wiedergutma- 
chungszahlung" in Höhe von über einer Mio. DM 
bestätigt. Zwar sei er bei der Geldübergabe nicht 
dabeigewesen, sein Vorgesetzter, Artur Wenzel, habe 
ihm jedoch berichtet, daß die Zahlung des iranischen 
Geschäftspartners über Dr. Winckler an das MfS er- 
folgt sei. Er selbst habe das Geld zusammen mit Kol- 
legen anschließend im Dienstzimmer Artur Wenzels 
„bewundert" (Protokoll Nr. 76, S. 76 f.). Trotz der 
Aussage des Zeugen Dr. Winckler war der Untersu- 
chungsausschuß vom Wahrheitsgehalt der ausgewer- 
teten MfS-Unterlagen und der Aussage des Zeugen 
Willy Koch überzeugt. 

c) OV „Konspirator“/„Konspirator II“ - AEG 

Ein weiterer Fall von „Wiedergutmachungszahlun- 
gen" betraf den AEG-Konzern, der sehr enge 
Geschäftsbeziehungen zum AHB Elektrotechnik 
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Export-Import unterhielt. Der von 1971 bis 1982 für 
die Geschäfte der DDR zuständige AEG-Mitarbeiter 
hatte enge private Kontakte zu einer Mitarbeiterin 
des AHB Elektrotechnik dazu genutzt, Kenntnisse 
über Betriebsgeheimnisse wie z. B. Verhandlungs- 
strategien oder Konkurrenzangebote und dadurch 
erhebliche Vorteile bei Vertragsverhandlungen mit 
dem AHB Elektrotechnik zu erlangen. Nach Be- 
kanntwerden dieses Sachverhaltes wurden der AEG- 
Mitarbeiter und die Mitarbeiterin des AHB Elektro- 
technik zunächst verhaftet. Aufgrund des hohen 
Stellenwertes der Geschäftsbeziehungen zu AEG be- 
schloß das MfS in der Folge jedoch, gegen angemes- 
sene „Wiedergutmachungsleistungen" durch AEG 
von einer Strafverfolgung abzusehen. Der betroffene 
Mitarbeiter schied aus dem Unternehmen aus. AEG 
zahlte im Dezember 1984 300 000 DM sowie 100 000 
USD im Januar 1985. Der Zeuge Dr. Roland Winckler 
hat diesen Sachverhalt in seiner Vernehmung am 
27. Februar 1997 bestätigt (Protokoll Nr. 55, S. 113 f.). 
In den Unterlagen der HA XVIII/8 findet sich ein Be- 
richt über eine weitere Zahlung durch AEG in Höhe 
von 150 000 DM, die Dr. Winckler im Jahr 1987 in 
Wien entgegengenommen hat. Diese stand jedoch 
offensichthch nicht in Zusammenhang zum OV 
„Konspirator", sondern hatte eher den Charakter 
einer Provision. 

d) OV^Kaiser'* 

Im OV „Kaiser" wurde durch die HA XVIII/8 des 
MfS ein in Bonn ansässiger Geschäftsmann bearbei- 
tet. Dieser lieferte seit Ende der 70er Jahre Embargo- 
güter an den AHB Elektronik Export-Import und das 
MfS. In den ersten Jahren war die Geschäftsverbin- 
dung aus Sicht des MfS jedoch wenig erfolgreich, da 
dieser Embargohändler häufiger Lieferschwierigkei- 
ten hatte, Verträge nicht einhielt oder minderwertige 
Ware lieferte. Im Mai 1985 schloß der AHB Elektro- 
nik mit ihm einen Vertrag über ein embargobewehr- 
tes elektronisches System im Wert von zwei 
Mio. USD, wofür er eine Vorauszahlung in Höhe von 
980 000 USD erhielt. In der Folge stellte sich jedoch 
heraus, daß der Embargohändler über einen Zeit- 
raum von knapp zwei Jahren nicht in der Lage war, 
das gewünschte System zu beschaffen. Der AHB 
Elektronik verlangte daher die geleistete Vorauszah- 
lung zurück und berechnete außerdem Zinsen in Hö- 
he von 145 200 USD bzw. nach damaligem Kurs 
241460 DM als „Wiedergutmachungsleistung" für 
das Scheitern des Geschäftes, die der Embargohänd- 
ler nach einigen Schwierigkeiten schließlich auch 
zahlte. Aus den Unterlagen der HA XVIII/8 geht her- 
vor, daß auch diese Zahlung an das MfS abgeführt 
wurde. Eine weitere Bestätigung hierfür findet sich 
in einer Aufstellung, welche die Militär- Staatsanwalt- 
schaft der DDR nach einer Durchsuchung des Büros 
Artur Wenzels angefertigt hatte (vgl. BT-Druck- 
sache 12/7600, Anlagenband 3, S. 3438-3441). 

e) Zusammenfassung 

Der Untersuchungsausschuß hat festgestellt, daß die 
„Wiedergutmachungszahlungen" für das MfS eine 
bedeutende Deviseneinnahmequelle darstellten. Al- 
lein die HA XVIIl/8 des MfS konnte laut Aussage des 


Zeugen Willy Koch durch derartige Zahlungen sowie 
Provisionen jährlich Devisen in der Größenordnung 
von ca. zehn Mio. DM beschaffen, die in der Regel an 
die Abteilung Finanzen des MfS oder den Bereich 
KoKo abgeführt wurden (Protokoll Nr. 31, S. 157). 
Auch der ehemalige Leiter der HA XVIII, Dr. Alfred 
Kleine, hat in seiner Vernehmung am 18. April 1996 
eingeräumt, daß „Wiedergutmachungszahlungen" 
zu den ständigen Einnahmequellen der HA XVIII ge- 
hörten (Protokoll Nr. 16, S. 13). 

Aus einem Vermerk der HA XVIII/8 des MfS geht 
hervor, daß bei Bekanntwerden von kompronüttie- 
renden oder strafrechthch relevanten Sachverhal- 
ten der Erlangung von „Wiedergutmachungslei- 
stungen" gegenüber einer möghchen Strafverfol- 
gung konsequent der Vorzug zu geben war. Ob das 
MfS zum Zwecke der Devisenerwirtschaftung ent- 
sprechende Tatbestände auch vorsätzlich herbei- 
führte, konnte der Untersuchungsausschuß nicht 
feststellen. 


II. Zusammenarbeit des Bereiches KoKo 
mit der Hauptverwaltung Aufklärung 
(HVA) des MfS 

Bereits der 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahl- 
periode hatte festgestellt, daß der Bereich KoKo 
sowohl passiv für nachrichtendienstliche Zwecke der 
HVA eingesetzt wurde als auch aktiv zu ihrer Unter- 
stützung beitrug. Die Zusammenarbeit des Bereiches 
KoKo mit der HVA des MfS diente der Wirtschafts- 
spionage, der Beschaffung westlicher Hochtechnolo- 
gie sowie der Informationsabschöpfung. Die Koope- 
ration erstreckte sich darüber hinaus von der Be- 
schaffung allgemeiner Embargowaren bis hin zur 
finanziellen Unterstützung durch Geldzuflüsse 
über die sog. HVA-Untemehmen (BT-Drucksache 
12/7600, S. 131, 136 L, 143). 

Offengeblieben war die Frage, in welchem Umfang 
und für welchen Zweck finanzielle Mittel von den 
Außenhandelsbetrieben des Bereiches KoKo bzw. 
von den dem Bereich KoKo wirtschaftlich zugeordne- 
ten Unternehmen der HVA zugeführt wurden, und 
wo sie gegebenenfalls im Rahmen des Auflösungs- 
prozesses verblieben waren. 

Der 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode 
hatte nicht eindeutig klären können, ob und in wel- 
chem Rahmen der Bereich KoKo für nachrichten- 
dienstliche Zwecke genutzt wurde. Der Untersu- 
chungsausschuß setzte die Ermittlungen auch an die- 
sem Punkt fort. 

Zur Beantwortung dieser Fragen hat der Untersu- 
chungsausschuß die ehemaligen Leiter der HVA, 
Markus Wolf und Werner Großmann, den Leiter 
der HA I des Bereiches KoKo, Manfred Seidel, den 
Leiter der Abteilung Rückwärtige Dienste der HVA, 
Tilo Kretzschmar, sowie den ehemaligen Mitarbeiter 
des Bundesnachrichtendienstes (BND) Bernhard 
Zeeb vernommen. Darüber hinaus wurden Akten des 
Generalbundesanwalts aus dem Ermittlungsverfah- 
ren gegen Dr. Alexander Schalck-Golodkowski we- 
gen Verdachts geheimdienstlicher Agententätigkeit 
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ausgewertet. Der Untersuchungsausschuß hat fol- 
gende Feststellungen getroffen: 


1. Finanzielle Zusammenarbeit 

Nach den Feststellungen des 1. Untersuchungsaus- 
schusses der 12. Wahlperiode finanzierte der Bereich 
KoKo nicht nur die nachrichtendienstlich gesteuerte 
Beschaffung von Embargowaren. Infolge des hohen 
Finanzbedarfs der HVA für operative Zwecke, den 
der Zeuge Werner Großmann mit einem jährlichen 
Gesamtvolumen von etwa 17,5 Mio. Mark der DDR 
und rund 13,5 Mio. DM bezifferte (Protokoll Nr. 12, 
S. 174 f.), ergab sich die Notwendigkeit einer Teilfi- 
nanzierung über den Bereich KoKo. So wurden über 
die dem Bereich KoKo unterstellten HVA-Unterneh- 
men F.C. Gerlach Export-Import, Carnet, Asimex und 
Interport Industrievertretungen jährlich globale 
Geldabführungen in DM sowie Mark der DDR an 
die HVA vorgenommen (BT-Drucksache 12/7600, 
S. 131 f.). 

Die Zusammenarbeit des Bereiches KoKo mit der 
HVA war, wie der Zeuge Tilo Kretzschmar vor dem 
Untersuchungsausschuß ausführte, durch Befehle 
und Weisungen des Ministers für Staatssicherheit, 
Erich Mielke, und des Leiters der HVA geregelt (Pro- 
tokoll Nr. 18, S. 9). Die praktische Umsetzung er- 
folgte zunächst, wie die Zeugen Markus Wolf (Proto- 
koll Nr. 78, S. 9 f.), Werner Großmann (Protokoll 
Nr. 12, S. 171 f.) und Tilo Kretzschmar (Protokoll Nr. 
18, S. 10) übereinstimmend vor dem Untersuchungs- 
ausschuß bekanntgaben, in den seit den 80er Jahren 
regelmäßig stattfindenden Gesprächen zwischen 
dem Leiter des Bereiches KoKo, Dr. Alexander 
Schalck-Golodkowski, und dem Leiter der HVA, zu- 
nächst Markus Wolf und später Werner Großmann. 
In diesem Rahmen wurde die Höhe der vom Bereich 
KoKo der HVA zur Verfügung gestellten Geldmittel 
festgelegt und gegebenenfalls jährlich neu ausge- 
handelt. Die HVA erhielt jährlich zwischen 1 und 1,5 
Mio. DM über die genannten Unternehmen. Nach 
Angaben von Werner Großmann stellte diese Summe 
vorwiegend das Unternehmen Asimex in Bargeld zur 
Verfügung, wohingegen die HVA bei dem Unterneh- 
men F.C. Gerlach Export-Import Waren bestellte, die 
dann in entsprechender Summe verrechnet wurden 
(vgl. Zweiter Teil, A.IV.4.). Der finanzielle Zufluß der 
Firma Carnet sei am geringsten gewesen. Er habe 
sich jährlich auf etwa 50 000 DM belaufen (Protokoll 
Nr. 12, S. 172). Markus Wolf hat vor dem Untersu- 
chungsausschuß ebenfalls darauf hingewiesen, daß 
diese Mittel vorwiegend in Form von Warenlieferun- 
gen und nur in geringem Umfange als Devisenbeträ- 
ge von den Unternehmen abgezogen worden seien. 
Die Frage des Untersuchungsausschusses, ob die 
Höhe der Finanznüttel des Bereiches KoKo jährlich 
konstant gewesen und diese festgelegte Summe von 
Minister Mielke bestätigt worden sei, hat der Zeuge 
Wolf verneint (Protokoll Nr. 78, S. 15 f.). 

Der Untersuchungsausschuß ging in diesem Rahmen 
der Frage der Zweckbestimmung der finanziellen 
Mittel nach. Bereits dem 1. Untersuchungsausschuß 
der 12. Wahlperiode lag eine Regelung des Ministers 
Erich Mielke vom 1. September 1980 vor, die die An- 


leitung der HVA-Untemehmen durch den Bereich 
KoKo festlegte und so die Zusammenarbeit der ope- 
rativen Diensteinheiten des MfS mit dem Bereich Ko- 
Ko sicherstellte. Aus dieser Regelung geht auch her- 
vor, daß die an die HVA abzuführenden Gelder sei- 
tens der HVA-Untemehmen für die Durchführung 
operativer Zwecke vorgesehen waren. Da jedoch Dr. 
Alexander Schalck-Golodkowski sowie Dr. Rudolf 
Genschow, Leiter der Abteilung XVI der HVA und 
für die nachrichtendienstliche Anleitung dieser Un- 
ternehmen verantwortlich, bei Vernehmungen versi- 
chert hatten, die Gelder seien für allgemeine Be- 
schaffungen, wie Büromaterialien, Ersatzteile für 
Pkw‘s etc. ausgegeben worden, war die Frage der 
Zweckbestimmung der finanziellen Zuwendungen 
offengeblieben (BT-Drucksache 12/7600, S. 143). 
Aufgrund der Aussagen von Markus Wolf (Protokoll 
Nr. 78, S. 15), Tüo Kretzschmar (Protokoll Nr. 18, 
S. 10 f.) sowie Werner Großmann (Protokoll Nr. 12, 
S. 171 f., 203) konnte der Untersuchungsausschuß 
feststellen, daß die Geldleistungen für operative 
Zwecke eingesetzt wurden. Nach Feststellung des 
Untersuchungsausschusses wurden der HVA vom 
Bereich KoKo ein Zehntel des Devisenbedarfs für 
operative Zwecke zur Verfügung gestellt. 

Die finanziellen Leistungen des Bereiches KoKo flös- 
sen unterschiedlichen Abteilungen der HVA zu. So 
erhielt beispielsweise die Abteilung Rückwärtige 
Dienste, ein Bereich, der für die materiell-technische 
Ausrüstung und für die finanzielle Sicherstellung der 
Arbeit der HVA zuständig war, nach den Aussagen 
des ehemaligen Leiters Tilo Kretzschmar vor dem 
Untersuchungsausschuß einen limitierten Betrag in 
Höhe von etwa 250 000 DM pro Jahr aus Mitteln der 
dem Bereich KoKo zugeordneten HVA-Untemeh- 
men. Der Devisenzuschuß sei aber nach Bedarf er- 
weiterbar gewesen. Die konkrete Realisiemng sei 
auch hier grundsätzhch in Form von Warenlieferun- 
gen und unter Einschaltung des verantwortlichen 
Sonderoffiziers bzw. Kuriers geschehen. Die Überga- 
be von Bargeld in Mark der DDR für vorgesehene 
Sondermaßnahmen dagegen sei ohne festgelegtes 
Limit erfolgt. Für vorgesehene Sondermaßnahmen 
der HVA seien Mark der DDR ohne festgelegtes 
Limit in bar übergeben worden (Protokoll Nr. 18 
S. 10, 12, 18). 

Der Bereich SWT der HVA, eine in erster Linie mit 
der Beschaffung von operativer Technik, Embargo- 
waren und mit Wirtschaftsspionage betraute Abtei- 
lung, erhielt ebenfalls die zur Finanzierung erforder- 
üchen Mittel aus dem Bereich KoKo (BT-Dmcksache 
12/7600, S. 131). 

2. Operative Zusammenarbeit 

a) Weitergabe nachrichtendienstlicher 
Informationen an die HVA 

Nach den Feststellungen des 1. Untersuchungsaus- 
schusses der 12. Wahlperiode hatte der Bereich KoKo 
nicht in erster Lirüe nachrichtendienstüche Aufgaben 
zu erfüllen. Jedoch wurden die vom MfS entwickel- 
ten geheimdienstlichen Strategien und Methoden 
auf entscheidende Bereiche und Aktivitäten des Be- 
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reiches KoKo ausgeweitet. Die Aussage von Dr. Alex- 
ander Schalck-Golodkowski vor dem BKA, daß er 
seinen Mitarbeitern eine derartige Tätigkeit grund- 
sätzlich untersagt habe, da er insbesondere seine 
Tätigkeit als Verhandlungsführer mit der Bundes- 
republik Deutschland nicht habe gefährden wollen, 
erschien bereits dem 1. Untersuchungsausschuß 
der 12. Wahlperiode unglaubhaft (BT-Drucksache 
12/7600, S. 145). Die engen persönlichen Kontakte 
Dr. Alexander Schalck-Golodkowskis zu Mitarbei- 
tern der HVA, seine Rolle im Zusammenhang mit 
den sog. HVA-Untemehmen und schließhch die im 
Bereich KoKo auf Anweisung des Ministers für 
Staatssicherheit, Erich Mielke, erstellten Listen über 
Kontaktpersonen und spezielle Auslandsverbindun- 
gen im sog. NSW zwecks Erweiterung von IM- Ver- 
bindungen, standen seiner Aussage entgegen. Auch 
wenn Dr. Alexander Schalck-Golodkowski bestritt, 
daß es das Ziel gewesen sei, die in den Listen enthal- 
tenen Firmen und Personen nachrichtendienstlich 
abzuschöpfen, waren dennoch mehrere der dort auf- 
geführten Personen eindeutig für die HVA tätig 
(BT-Drücksache 12/7600, S. 146). Trotz derartiger 
Hinweise hatte der 1. Untersuchungsausschuß der 
12. Wahlperiode aufgrund der mangelhaften Doku- 
mentation sowie der Aussageverweigerung des Zeu- 
gen Markus Wolf nicht eindeutig klären können, ob 
und inwieweit eine Zusammenarbeit zwischen dem 
Bereich KoKo, Dr. Alexander Schalck-Golodkowski 
und der HVA stattfand. Offengeblieben war weiter- 
hin die Frage, in welchem Maße die HVA vom 
Bereich KoKo organisatorisch sowie finanziell unter- 
stützt wurde. Hierzu hat der Untersuchungsausschuß 
folgende ergänzende Feststellungen getroffen: 

Nach den Ermittlungsergebnissen des Generalbun- 
desanwalts hat sich die von Dr. Alexander Schalck- 
Golodkowski organisierte nachrichtendienstliche Zu- 
sammenarbeit mit dem MfS auf mehrere Gebiete er- 
streckt. Spätestens ab Mitte der 70er Jahre und mit 
zunehmenden Einfluß in den 80er Jahren übte dem- 
nach Dr. Alexander Schalck-Golodkowski über alle 
wichtigen Beschaffungsoperationen der HA XVIII/8 
des MfS und der HVA auf dem wirtschaftlich wie mi- 
litärisch gleichermaßen strategisch ausschlaggeben- 
den Technologiesektor der Mikroelektronik die Kon- 
trolle aus. Dem Bericht des Generalbundesanwalts 
zufolge wurde auch die Beschaffung besonderer 
elektronischer Ausrüstung für die HA 111 des MfS 
durch Mitarbeiter der HA XVIll/8 des MfS und des 
Sektors Wissenschaft und Technik (SWT) der HVA, 
teils in Zusammenarbeit mit der Dr. Alexander 
Schalck-Golodkowski unterstellten Arbeitsgruppe 
MAH des MfS, von ihm finanziert und kontrolliert. 
So geht aus den Ermittlungen hervor, daß 1988 auf 
Anweisung von Minister Mielke eine Arbeitsgruppe 
unter der Leitung des stellvertretenden Generaldi- 
rektors des AHB Elektronik Export-Import und des 
IM „Saale" der HA XVIII/8 des MfS, Gerhard Ron- 
neberger, durch Dr. Alexander Schalck-Golodkowski 
eingerichtet wurde, die unter dem Tarnnamen „Ob- 
jekt X" die Beschaffung moderner Tiefdrucktechnik, 
einer Beschichtungsanlage und computergestützter 
Grafik zur Fälschung internationaler Ausweisdoku- 
mente zu organisieren hatte. Das Gelingen dieses Vor- 
habens war für die Aufrechterhaltung des operativen 


Verbindungswesens der HVA von mitentscheidender 
Bedeutung und konnte bis Ende 1989 zu erheblichen 
Teilen realisiert werden (vgl. nachstehend 2,b). 

Die Unterstützung der nachrichtendienstlichen Ar- 
beit der HVA durch den Bereich KoKo ging nach Er- 
kenntnissen des Generalbundesanwalts soweit, daß 
Diensteinheiten des MfS mit Einverständnis und Un- 
terstützung von Dr. Alexander Schalck-Golodkowski 
in der KoKo-Zentrale und in angeschlossenen Au- 
ßenhandelsbetrieben ein Netz von inoffiziellen Mitar- 
beitern unterhielten, deren kommerzielle Verbindun- 
gen zu Personen aus der Wirtschaft und der Poütik in 
der Bundesrepublik Deutschland nachrichtendienst- 
lich genutzt oder als einverständliche nachrichten- 
dienstliche Kontakte registriert wurden. Dem Gene- 
ralbundesanwalt zufolge lieferten die von Dr. Alex- 
ander Schalck-Golodkowski an den Minister Mielke 
gerichteten schriftlichen Reporte und seine mündh- 
chen Informationen an die Leiter der HVA, Markus 
Wolf und Werner Großmann, der HVA nicht nur auf- 
schlußreiche Informationen über Persönhchkeiten 
und Repräsentanten aus Wirtschaft und Politik der 
Bundesrepublik Deutschland, sondern auch wirt- 
schaftliche, technologische und militärpolitische Ein- 
zelheiten. 

Im Zuge der Beweisaufnahme des Untersuchungs- 
ausschusses hat Markus Wolf ausgesagt, daß es ihm, 
bis auf die sog. HVA-Unternehmen Asimex, F.C. Ger- 
lach, Carnet und Interport Industrievertretungen, 
nicht erinnerlich sei, ob Schlüsselpositionen im Be- 
reich KoKo von der HVA besetzt gewesen seien (Pro- 
tokoll Nr. 78, S. 20). Es sei aber anzunehmen, daß 
wichtige Informationen dennoch ihren Weg zur HVA 
gefunden hätten. Er hat zwar eingeräumt, daß es in 
den jährlichen Besprechungen mit dem Bereich 
KoKo auch um Personalentscheidungen gegangen 
sei. Es habe sich jedoch vorwiegend um Sicherheits- 
fragen dieses Bereiches gehandelt (Protokoll Nr. 78, 
S. 24). Kern der Zusammenarbeit sei die Beschaffung 
von Embargowaren und die Zufuhr finanzieller Mit- 
tel vom Bereich KoKo an die HVA gewesen, wohin- 
gegen die Nachrichtenbeschaffung nicht progressiv 
betrieben worden sein soll (Protokoll Nr. 78, S. 20 f.). 
Ob westliche Firmenkontakte des Bereiches KoKo zu 
Spionagezwecken von der HVA benutzt wurden, 
konnte von Markus Wolf schließlich weder bestätigt, 
noch ausgeschlossen werden (Protokoll Nr. 78, S. 20). 
Befragt zu dem Ministerbefehl vom 1. September 
1983, Befehl 14/83, in dem die Nutzung der Möghch- 
keiten des Bereiches KoKo für die Lösung pohtisch- 
operativer Aufgaben der HVA angeordnet wurde, 
vertrat Wolf die Ansicht, es habe sich dabei um ein 
„Wunschziel" gehandelt, welches in der Praxis aber 
so nicht umgesetzt worden sei (Protokoll Nr. 78, 
S. 23). Auch Werner Großmann hat in seiner Verneh- 
mung betont, daß es eine operative Zusammenarbeit 
„im umfassenden Sinne" zwischen dem Bereich 
KoKo und der HVA nicht gegeben habe (Protokoll 
Nr. 12, S. 166). Es habe weder eine Kontroll- noch 
eine Weisungspflicht zwischen den beiden Institutio- 
nen bestanden. Informationen seien zudem nur se- 
lektiert über Minister Mielke an die HVA weiterge- 
geben worden (Protokoll Nr. 12, S. 170 f.). In diesem 
Sinne hat sich auch Manfred Seidel vor dem Untersu- 
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chungsausschuß geäußert. Der Bereich KoKo sei nie 
in die operative Tätigkeit des MfS einbezogen wor- 
den (Protokoll Nr. 14, S. 115, 121). Die jährlich abge- 
haltenen Zusammenkünfte zwischen dem Bereich 
KoKo und der HVA hätten sich inhaltlich auf wirt- 
schaftliche Fragen beschränkt. Über operative Inter- 
essen der HVA sowie über den Einsatz von Firmen 
aus dem KoKo-Bereich für operative Zwecke sei nach 
seinem Kenntnisstand nicht gesprochen worden 
(Protokoll Nr. 14, S. 65 f.). Zur Gründung der Abtei- 
lung K, die nach den Erkenntnissen des Untersu- 
chungsausschusses tatsächlich zur „weiteren Erhö- 
hung der operativen Effektivität bei der Nützung von 
ausgewählten Einrichtungen ... durch die HVA und 
zur Vervollkommnung der Zusammenarbeit mit den 
jeweils verantwortlichen Abwehrdiensten" dienen 
sollte, wie es in einem Befehl aus dem Jahre 1985 
festgelegt ist, hatte Manfred Seidel nach eige- 
nen Angaben keine Kenntnisse (Protokoll Nr. 14, 
S. 119f.; vgl. BT-Drucksache 12/7600, Anlagenband 1, 
Dok. 110). 

Die Aussagen der Zeugen Markus Wolf und Manfred 
Seidel vor dem Untersuchungsausschuß, die HVA 
habe sich in einer Respektierung der unterschiedli- 
chen Aufgabengebiete des Bereiches KoKo zu opera- 
tiven Zwecken nicht bedient, deckt sich mit den Aus- 
sagen Dr. Alexander Schalck-Golodkowskis vor dem 
1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode, wi- 
derspricht aber den Angaben Günter Asbecks vor 
dem BND Anfang der 80er Jahre, wonach außer in 
den sog. HVA-Unternehmen auch im Bereich KoKo 
zumindest zeitweise noch weitere Mitarbeiter für die 
HVA tätig gewesen sein sollen (vgl. nachstehend 
3.d). 

b) Beschaffung von Embargoware für die HVA - 
„Objekt X“ 

Ein besonderes Beispiel für die operative Zusammen- 
arbeit des Bereiches KoKo mit der HVA des MfS war 
nach Feststellung des 1. Untersuchungsausschusses 
der 12. Wahlperiode die Beschaffung einer hochprä- 
zisen Druckmaschine für die Herstellung von fäl- 
schungssicheren Ausweisdokumenten der Bundesre- 
publik Deutschland. Für dieses Importvorhaben, bei 
dem sich Dr. Schalck-Golodkowski persönlich enga- 
gierte und den Auftrag selbst erteilte, stellte der Be- 
reich KoKo die finanziellen Mittel in Höhe von rund 
850 000 SFR zur Verfügung (BT-Drucksache 12/7600, 
S. 273 f.) Mit der unter der Bezeichnung „Objekt X" 
laufenden Sondermaßnahme sollte für die Abtei- 
lung 35 des OTS des MfS die neueste Tiefdrucktech- 
nik und graphische Technik beschafft werden. In er- 
ster Linie ging es um die Herstellung und Weiterent- 
wicklung des im Jahre 1987 in der Bundesrepublik 
Deutschland eingeführten fälschungssicheren Perso- 
nalausweises und des damaligen behelfsmäßigen 
Westberliner Ausweises für operative Zwecke der 
HVA. Hiermit wollte die HVA mit der sich abzeich- 
nenden internationalen Entwicklung auf dem Sektor 
der Herstellung von Ausweisdokumenten Schritt hal- 
ten und ihr operatives Vorgehen gegen die Bundes- 
republik Deutschland verbessern. Die Herstellung 
der Falsifikate erfolgte in zwei Schritten: Während 
die Abteilung 35 des OTS die Einzelteile des Doku- 


mentenkörpers erstellte, übernahm die Abteilung VI 
der HVA (Operativer Reiseverkehr) die Einarbeitung 
des Lichtbildes und der Falschpersonalien in einem 
Druckvorgang. 

Der 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode 
war zu dem Ergebnis gekommen, daß die für Okto- 
ber 1990 geplante Lieferung der Druckmaschine 
nicht mehr realisiert worden war und das MfS dem- 
zufolge nicht in der Lage gewesen sei, die fäl- 
schungssicheren bundesdeutschen Personaldoku- 
mente anzufertigen. Im Zuge der Beweisaufnahme 
konnten jedoch die Zeugen aus dem Bereich der 
HVA des MfS zum „Objekt X" nicht mehr vernom- 
men werden (BT-Drucksache 12/7600, S. 273 f.). 

Im Rahmen der Beweiserhebung zur Zusammenar- 
beit des Bereiches KoKo mit der HVA hat der Unter- 
suchungsausschuß für eine abschließende Beantwor- 
tung der Frage, ob sich im technischen Bestand des 
MfS bzw. der HVA eine voll funktionsfähige Druck- 
maschine befunden habe, den letzten Leiter der HVA 
des MfS, Werner Großmann, befragt. Dieser hat in 
seiner Vernehmung bekräftigt, daß das MfS 1989 im 
Besitz einer Druckmaschine gewesen sei, mit der die 
fälschungssicheren Personalausweise der Bundesre- 
publik Deutschland hergestellt werden konnten (Pro- 
tokoll Nr. 12, S. 331 f.). Die Fertigung der fälschungs- 
sicheren Dokumente sei in einer Zusammenarbeit 
des OTS mit der HVA erfolgt. Das MfS habe bereits 
Inoffizielle Mitarbeiter für ihre operative Arbeit mit 
diesen Ausweisdokumenten erfolgreich ausgestattet. 
Werner Großmann hat in Ergänzung seiner Aussage 
schriftlich zu Protokoll gegeben, daß das MfS und die 
HVA mit Unterstützung des damaligen MdF der DDR 
und der Staatsdruckerei Leipzig, jedoch ohne Beteili- 
gung Dr. Schalck-Golodkowskis und seines Berei- 
ches KoKo, die Druckmaschine aus der Bundesrepu- 
blik Deutschland beschafft habe. Die Druckmaschine 
habe sich im Bereich der technischen Ausrüstung 
des OTS des MfS in Berlin-Hohenschönhausen be- 
funden (Protokoll Nr. 12, Ergänzung, S. 1 f.). Ergän- 
zend hat der Leiter des Bereiches Rückwärtige 
Dienste der HVA, Tilo Kretzschmar, dem Untersu- 
chungsausschuß zu Protokoll gegeben, daß über die 
Herstellung fälschungssicherer Ausweise nicht in 
seinem Aufgabenbereich, sondern ausschließlich auf 
höchster Ebene beraten worden sei. Ob die Herstel- 
lung realisiert worden ist, hat der Zeuge nicht beant- 
worten können, da seine Abteilung darüber keine 
Mitteilung erhalten habe (Protokoll Nr. 18, S. 40 f.). 

Nach Auskunft der Bundesregierung auf die schriftli- 
chen Anfragen des Abgeordneten Friedhelm Julius 
Beucher (BT-Drucksache 13/4252, BT-Drucksache 
13/5017) war die Abteilung 35 des OTS des MfS En- 
de 1989 nicht im Besitz einer voll funktionsfähigen 
Druckmaschine für die Herstellung des bundesdeut- 
schen Personalausweises. Der OTS habe die Aufgabe 
gehabt, das komplizierte Herstellungsverfahren zu 
kopieren und, falls die eigenen Produktionsversuche 
erfolglos blieben, eine geeignete technische Anlage 
im westlichen Ausland zu beschaffen (BT-Druck- 
sache 13/4252). 

Die Bundesregierung hat im Nachgang zu der ergän- 
zenden schriftlichen Aussage Werner Großmanns 
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mitgeteilt, daß durch ein Ermittlungsverfahren beim 
Generalbundesanwalt gegen Mitarbeiter aus dem 
Bereich des OTS des MfS bekannt geworden sei, daß 
ab Frühjahr 1989 die Abteilung 35 des MfS-Bereiches 
über die notwendigen Rohmaterialen zur Fälschung 
des bundesdeutschen Personalausweises verfügt und 
rund 30 Fälschungsversuche unternommen habe. 
Aufgrund der mangelnden Quahtät der Falsifikate 
sei vermutlich ein Teü vernichtet worden, in drei Fäl- 
len aber habe die HVA Mitarbeiter mit dem gefälsch- 
ten Ausweisdokument für Reisen nach Österreich 
und Italien ausgestattet (BT-Drucksache 13/5017). 
Zwei der gefälschten Personalausweise habe der Lei- 
ter der Abteilung VI der HVA im Februar 1990 dem 
Landesamt für Verfassungsschutz in Berhn (West) 
übergeben. 

Nach schriftlicher Angabe Werner Großmanns wur- 
den die Druckmaschine und alle weiteren techni- 
schen Anlagen des OTS im Zuge der Auflösung des 
MfS bzw. des Amtes für Nationale Sicherheit (AfNS) 
in den Verantwortungsbereich des Ministerium des 
Innern (MdI) der ehemaligen DDR überführt (Proto- 
koll Nr. 12, Ergänzung, S. 2). Die Bundesregierung 
hat diese Angaben des letzten Leiters der HVA des 
MfS zum Verbleib der Druckmaschine nicht bestätigt 
(BT-Drucksache 13/4252). Sie hat vielmehr darauf 
verwiesen, daß die Lieferung der Druckmaschine im 
Oktober 1990 nicht mehr reahsiert worden und folg- 
hch die Druckmaschine nicht in den Besitz des Bun- 
desministeriums des Innern (BMI) gelangt sei (Ple- 
narprotokoll 12/184, S. 15926 f.). 


3. Der Fall Asimex 

Die Firma Asimex besaß in der DDR aufgrund ihrer 
geschäftlichen Tätigkeit, der finanziellen Zusam- 
menarbeit nüt dem Bereich KoKo sowie des operati- 
ven Zusammenwirkens mit der HVA eine herausra- 
gende Bedeutung unter den HVA-Unternehmen. Be- 
reits der 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperi- 
ode hatte sich eingehend mit der Firma Asimex be- 
faßt. Der Untersuchungsausschuß setzte die Ermitt- 
lungen bei den folgenden offengebhebenen Fragen 
fort. 

Nach den Feststellungen des 1. Untersuchungsaus- 
schusses der 12. Wahlperiode wurde die Firma Asi- 
mex im staatlichen Auftrag auf der Grundlage einer 
Vereinbarung mit den Behörden der ehemaligen 
DDR am 1. April 1966 von Günter Asbeck unter der 
Firmenbezeichnung „G. Asbeck ASIMEX Import- 
Agentur-Export" gegründet. Das Unternehmen ent- 
wickelte sich zunehmend als Auffangbecken insbe- 
sondere für HVA-Mitarbeiter, die nach einer Tätig- 
keit im Ausland in die DDR zurückkehrten und al- 
tersbedingt oder infolge mangelnder Berufserfah- 
rung nur schwer vermittelbar waren. Die Aufgaben 
der Firma Asimex erstreckten sich, nach Günter 
Asbecks eigenen Angaben beim BND, neben der 
Waren- und Devisenbeschaffung auf nachrichten- 
dienstliche Aufgaben sowie auf die Deponierung von 
HVA-Geldern auf Schweizer Konten bzw. auf die 
Rückführung von Finanzmitteln in die DDR (BT- 
Drucksache 12/7600, S. 142). 


Die Frage, ob finanzielle Transaktionen der HVA in 
die Schweiz mit Unterstützung der Firma Asimex tat- 
sächlich stattgefunden haben, konnte der 1. Untersu- 
chungsausschuß der 12. Wahlperiode nicht abschlie- 
ßend klären. Ungeklärt blieb infolgedessen auch, ob 
weiterhin HVA-Konten in der Schweiz existieren 
bzw. solche Konten unrechtmäßig aufgelöst worden 
sind. 

Dem 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode 
lagen Hinweise vor, wonach Günter Asbeck Provisio- 
nen in Höhe von insgesamt 25 Mio. DM auf eigenen 
Schweizer Bankkonten deponiert haben soll (BT- 
Drucksache 12/7600, S. 522). Nach anders lautenden 
Angaben handelte es sich hier um Mittel, die Günter 
Asbeck an dem Bereich KoKo vorbei auf Schweizer 
Konten für die Finanzierung der HVA anlegte (BT- 
Drucksache 12/7600, S. 345). Es gelang dem 1. Unter- 
suchungsausschuß der 12. Wahlperiode nicht, Doku- 
mente aufzufinden, die für diese Vermutung han- 
dfeste Beweise hefern konnten. Untersuchungen der 
Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderauf- 
gaben (BvS) sowie der Arbeitsgruppe Koordinierte 
Ermittlung (AKE) brachten ebenfalls keine Aufklä- 
rung, auch wenn feststand, daß Günter Asbeck zum 
Zeitpunkt seiner Flucht aus der DDR im Jahre 1981 
über beträchtliches Privatvermögen verfügte. Der 
Untersuchungsausschuß setzte deshalb die Ermitt- 
lungen auch an diesem Punkt fort. 

Die Frage, ob es sich bei der Firma Asimex, insbeson- 
dere bis zu Günter Asbecks Flucht aus der DDR in 
die Bundesrepubhk Deutschland, um ein privates 
oder um ein staatliches Unternehmen handelte, ge- 
wann im Rahmen der von Günter Asbecks Witwe, 
Gertrud Asbeck, gestellten Restitutionsansprüche er- 
neut Bedeutung. 

Die Nachforschungen des Untersuchungsausschus- 
ses erstreckten sich weiterhin auf die finanzielle, per- 
sonelle und nachrichtendienstliche Zusammenarbeit 
zwischen der Firma Asimex und dem Bereich KoKo. 
Die Untersuchung der persönlichen Kontakte und 
der geschäftlichen Aktivitäten Günter Asbecks soll- 
ten zur Klärung der Fragestellung beitragen. 

a) Zur Person von Günter Asbeck 

Günter Asbeck war bis 1981 Generaldirektor der Fir- 
ma Asimex. Nach seiner Flucht nüt Ehefrau Gertrud 
Asbeck im Jahre 1981 in die Bundesrepublik 
Deutschland stellte er sich dem BND zur Verfügung. 
Die Befragungen, die insbesondere über den Bereich 
KoKo sowie über das MfS wertvolle Informationen 
hefern konnten, wurden im März 1983 abgeschlos- 
sen. Danach nahm er seinen Wohnsitz in Salzburg/ 
Österreich, wo er bis zu seinem Tode am 14. März 
1989 als Geschäftsmann tätig war. Im Rahmen seiner 
neu aufgenommenen geschäftlichen Aktivitäten 
pflegte er unter anderem Geschäftsbeziehungen zu 
Unternehmen des Bereiches KoKo. 

Günter Asbeck unterhielt eine vertrauensvolle, in ei- 
nigen Fällen private Beziehung zu Regierungskrei- 
sen in der DDR. Seine Kontakte waren „weitrei- 
chend, vielschichtig und breitgefächert". Nach Gün- 
ter Asbecks eigenen Angaben in den BND -Befragun- 
gen soll zu seinem Bekanntenkreis unter anderem 
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Dr. Günter Mittag, Markus Wolf, Rudi Genschow, 
Manfred Seidel, Günter Forgber, Ruth Lerche und 
der sowjetische Botschafter Abrassimow gezählt ha- 
ben. Auch zu Dr. Alexander Schalck-Golodkowski 
soll sich eine respektvolle Freundschaft entwickelt 
haben, die unter anderem von den gemeinsamen 
wirtschaftlichen Interessen infolge der finanziellen 
Zusammenarbeit zwischen der Firma Asimex und 
dem Bereich KoKo genährt war. Dr. Alexander 
Schalck-Golodkowski soll jedoch zunehmend dar- 
über verärgert gewesen sein, daß sich Günter 
Asbeck seiner Autorität nicht fügte und es offensicht- 
lich nicht für nötig hielt, weder seinen, noch den Wei- 
sungen von weiteren Dienststellen der DDR Folge zu 
leisten. Der Untersuchungsausschuß hat Markus 
Wolf zu seinem Kontakt zu Günter Asbeck befragt. 
Dieser gab an, Asbeck persönlich nicht gekannt zu 
haben (Protokoll Nr. 78, S. 28). 

Nach Erkenntnis des 1. Untersuchungsausschusses 
der 12. Wahlperiode bestand Günter Asbecks Haupt- 
aufgabe in der Informationsbeschaffung über westli- 
che Geschäftspartner sowie in der Herstellung von 
nachrichtendienstlich nützhchen Kontakten zwi- 
schen diesem Personenkreis und HVA- Offizieren 
(vgl. BT-Drucksache 12/7600, S. 142). Die Ermittlun- 
gen des Untersuchungsausschusses haben dies be- 
stätigt. Die Vernehmung Werner Großmanns ergab, 
daß Günter Asbeck zunächst für die Spionageab- 
wehr der DDR, später, insbesondere während seiner 
Tätigkeit als Generaldirektor, als inoffizieller Mitar- 
beiter der HVA des MfS tätig war (Protokoll Nr. 12, 
S. 278, 286). Nach Mitteilung des Generalbundesan- 
walts unterhielt Günter Asbeck im Auftrag von 
Dr. Alexander Schalck-Golodkowski nachrichten- 
dienstliche Verbindungen zur Leitungsebene der 
HVA. 

b) Die Geschäftstätigkeit der Firma Asimex 

Die Firma Asimex nahm infolge der geschäftlichen 
Zusammenarbeit nüt etwa 240 westlichen Unterneh- 
men eine besondere Rolle in der DDR ein. ln folgen- 
den Bereichen konnte insbesondere unter Leitung 
von Günter Asbeck die Handelstätigkeit ausgebaut 
werden: Lieferung des Warensortiments für die Di- 
plomatenversorgung und für das Unternehmen Ver- 
sina, Durchführung von außerplanmäßigen Sonder- 
geschäften (Ex- und Import), Importe aus den RGW- 
Ländem auf Rubel-Basis für die Binnenversorgung 
der DDR, Export der DDR-Produkte gegen Valuta, 
Versorgung der Sonderbedarfsträger im Rahmen der 
Bezugsorganisation Letex, Importe von Nahrungs- 
und Genußmitteln, Lohnveredelung im industriellen 
Bereich, Ex- und Import-Koordination zwischen dem 
Bereich KoKo und den Außenhandelsbezugsorgani- 
sationen, Vereinbarungen zwischen Asimex, dem Be- 
reich KoKo und den jeweils zuständigen Industriemi- 
nistern über Exklusivrechte bei Waren wie „Öl und 
Fette", „Tabak", „Fisch" etc., Gesamtversorgung 
von Mitropa und den Interhotels, Erstellung von Son- 
derbauten (Vorfinanzierung und Baudurchführung), 
Kontenführung (Devisen sowie Mark der DDR) für 
das Ministerium für Bezirksgeleitete Industrie und 
Lebensmittelindustrie, Forum, Versina und Souve- 
nierhandel, Gestattungsproduktionen, (Refinanzie- 


rung importierter Maschinenanlagen und westlichen 
„Know-hows" durch außerplanmäßige Produktion 
und Exporte in den Westen) (vgl. BT-Drucksache 
12/7600, S. 142). 

Die geschäftlichen Aktivitäten Günter Asbecks wur- 
den in erster Linie durch Dr. Alexander Schalck- 
Golodkowski gefördert. Für die Abwicklung einzel- 
ner Produktionsprojekte erstellte die Firma Asimex 
einen Finanzierungsplan und legte die Warenpro- 
duktion fest. Dr. Alexander Schalck-Golodkowski 
stellte in der Regel außerplanmäßige Kredite für die 
Finanzierung zur Verfügung unter Bestimmung der 
Refinanzierungsbedingungen . 

c) Status der Firma Asimex 

Der 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode 
hat zu der Frage, ob es sich bei der Asimex bereits 
vor der Flucht von Günter Asbeck um ein staathches 
Unternehmen gehandelt hat, aufgrund widersprüch- 
licher Aussagen und Unterlagen keine endgültige 
Feststellung treffen können. Nach einer Aussage 
des Hauptgeschäftsführers der Transinter, Helmut 
Schindler, bei der Staatsanwaltschaft, soll es sich bei 
Asimex um eine nicht-staatliche Vertretergesellschaft 
gehandelt haben, die im Gegensatz zu staathchen 
Vertreter gesellschaften neben der Maklertätigkeit 
auch die Möglichkeit hatte, Export- und Importver- 
träge als Eigengeschäfte abzuwickeln. Im Wider- 
spruch dazu hat Dr. Alexander Schalck-Golodkowski 
bei seiner Vernehmung durch die Staatsanwaltschaft 
im Jahre 1992 ausgesagt: 

„... Diese neuen DDR~Vertreterfirmen, ... waren 
staatliche Betriebe, auch wenn sie nach außen hin 
in Rechtsformen auf traten, die in der kapitalisti- 
schen Geschäftswelt üblicherweise die Rechtsfor- 
men privater Handelsfirmen sind, wie beispiels- 
weise Einzelfirmen oder GmbHs. . . . Die Firma Asi- 
mex war von ihrem Beginn an ein staatliches Un- 
ternehmen ", 

Der Untersuchungsausschuß hat die Ermittlungen 
des 1. Untersuchungsausschusses der 12. Wahlperi- 
ode zu den Eigentumsverhältnissen der Asimex fort- 
gesetzt und dabei festgestellt, daß das MAH Günter 
Asbeck mit Leistungsprämien belohnte, wenn die er- 
teilten Planauflagen mit besonderer Leistung erfüllt 
wurden. Eine solche Vorgehensweise war nur bei 
staatlichen Unternehmen möglich. Dem Untersu- 
chungsausschuß lag außerdem die bereits oben er- 
wähnte, von Minister Erich Mielke unterschriebene 
Regelung vom 1. September 1980 vor. Demnach wur- 
den die Firmen Asimex, Carnet, FC. Gerlach und In- 
terport Industrievertretungen dem Bereich KoKo un- 
terstellt. Die Geschäftsführer dieser Firmen waren in 
ihrer ökonomischen Tätigkeit dem Bereich KoKo ge- 
genüber rechenschaftspflichtig und arbeiteten nach 
den vom Bereich KoKo vorgegebenen Planaufgaben. 
Nicht zuletzt erschien dem Untersuchungsausschuß 
das Verhalten der Behörden der DDR, eine Privatfir- 
ma in dieser Größenordnung trotz einer Ablehnung 
des Privateigentums zu dulden, als widersprüchlich. 

Der Untersuchungsausschuß hat zu der Eigentums- 
frage zudem den BND -Mitarbeiter Bernhard Zeeb, 
die ehemaligen Leiter der HVA Markus Wolf und 
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Werner Großmann sowie Manfred Seidel, den Stell- 
vertreter von Dr. Alexander Schalck-Golodkowski, 
der im Bereich KoKo für Asimex verantwortlich war, 
als Zeugen vernommen. Nach der Aussage von Bern- 
hard Zeeb hat Günter Asbeck bei seinen Befragun- 
gen durch den BND versichert, daß es sich bei der 
Firma Asimex um sein eigenes Unternehmen gehan- 
delt habe (Protokoll Nr. 87, S. 38). Auch Markus Wolf 
(Protokoll Nr. 78, S. 9 f., 16 f.) und Werner Großmann 
(Protokoll Nr. 12, S. 198, 287) haben angegeben, die 
Firma Asimex sei ihrer Kenntnis nach bis Günter As- 
becks Flucht ein privates Unternehmen gewesen. 
Dagegen hat Manfred Seidel ausgesagt, daß die Fir- 
ma Asimex Günter Asbeck nie gehört habe (Protokoll 
Nr. 14, S. 130). 

Trotz dieser widersprüchlichen Aussagen ist der Un- 
tersuchungsausschuß aufgrund der vorliegenden Un- 
terlagen und den Erkenntnissen über die Geschäfts- 
tätigkeit der Asimex zu der Auffassung gekommen, 
daß es sich bei Asimex seit ihrer Gründung um ein 
staatliches Unternehmen gehandelt hat. Das Auftre- 
ten nach außen als Privatfirma erfolgte zur Tarnung 
und im Interesse des geschäftlichen Erfolgs. 

d) Personelle Zusammenarbeit zwischen Asimex 
und der HVA 

Bereits der 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahl- 
periode hatte ermittelt, daß die Firma Asimex über- 
wiegend aus dem Ausland abgezogene Agenten der 
DDR beschäftigte. Daraus resultierte eine direkte 
Einflußnahme der HVA auf Personalfragen des Un- 
ternehmens (vgl. BT-Drucksache 12/7600, S. 142). 
Der Untersuchungsausschuß konnte diese Feststel- 
lungen bestätigen. Die HVA übernahm die Verant- 
wortung für die Fragen der Sicherheit, woraus sich 
automatisch die Kompetenz in der Personalplanung 
ergab. Insbesondere nach Günter Asbecks Flucht in 
die Bundesrepublik Deutschland bestimmte sie die 
Besetzung der einflußreichen Positionen und er- 
nannte unter anderem Ruth Lerche als Geschäftsfüh- 
rerin (Protokoll Nr. 78, S. 9) und registrierte sämtliche 
Mitarbeiter der Firma, wobei die Registrierung nicht 
zwangsläufig eine Zusammenarbeit bedeutete. Nach 
Angaben Günter Asbecks beim BND bestand die 
Aufgabe der HVA-Unternehmen, zu denen Asimex 
zählte, in erster Linie in der Beschaffung von Infor- 
mationen aller Art für die HVA. Nach Aussage von 
Werner Großmann vor dem Untersuchungsausschuß 
soll ein wirklich operatives Zusammenwirken nur in 
ganz wenigen Ausnahmefällen mit wenigen „Auser- 
wählten" durchgeführt worden sein (Protokoll Nr. 12, 
S. 170). 

e) Finanzielle und operative Zusammenarbeit zwi- 
schen Asimex und dem Bereich KoKo 

Der 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode 
hatte in seinem Bericht auf die finanzielle Verbin- 
dung der Firma Asimex mit dem Bereich KoKo hin- 
gewiesen. Die jährlichen Planabführungen der Fir- 
ma Asimex schwankten nach dessen Feststellung 
zwischen 18 Mio. DM und 25 Mio. DM. Der Bereich 
KoKo setzte weiterhin fest, daß zusätzlich ein Be- 
trag von 0,8 Mio. DM und 1 Mio. Mark der DDR 
jährlich direkt an das MfS bzw. an die HVA des 


MfS zur Verfügung gestellt wurden (vgl. BT-Druck- 
sache 12/7600, S. 345). Von 1971 bis Juni 1990 be- 
trugen die auf das Konto 584 deponierten Gewinne 
der Firma Asimex insgesamt 12,7 Mio. DM. Etwa 
20 bis 21 Mio. DM wurden ab 1982 jährlich in den 
„50 Mio. Fonds" eingezahlt. Die Höhe der Bankgut- 
haben auf Konten bei der Deutschen Außenhan- 
delsbank AG (DABA), der DHB sowie Guthaben 
des Unternehmens Wefo, Liechtenstein erreichten 
im Dezember 1989 insgesamt den Stand von etwa 
fünf Mio. in Valuta (vgl. BT-Drucksache 12/7600, 
S. 345 f.). Der Untersuchungsausschuß hat Markus 
Wolf und Werner Großmann zu der finanziellen 
Verflechtung der Firma Asimex mit dem Bereich 
KoKo und der HVA befragt. Beide haben überein- 
stimmend die Nutzung des Unternehmens für Wa- 
ren- und Devisenbeschaffung seitens der HVA be- 
stätigt (vgl. vorstehend 1.). 

Nach Günter Asbecks eigenen Angaben vor dem 
BND deponierte er persönlich Gelder auf Schweizer 
Konten und sorgte bei Bedarf für die Wiedereinfüh- 
rung in das Land. Die Mittel sollten an die HVA ab- 
geführt werden. Den Auftrag zur Abhebung und 
Transport des Geldes in die DDR soll Asbeck von 
Manfred Seidel erhalten haben, der die Einreise bei 
den Grenzkontrollorganen regelte. Manfred Seidel 
soll dann die Finanzmittel in zwei eigenen Panzer- 
schränken verwahrt haben, die stets mit hohen Sum- 
men, vorzugsweise Valutamittel gefüllt gewesen sein 
sollen. 

Manfred Seidel hat vor dem Untersuchungsausschuß 
die Behauptung Günter Asbecks entschieden als un- 
wahr zurückgewiesen (Protokoll Nr. 14, S. 140 f.). 
Nach Aussage von Werner Großmann wurde ledig- 
lich ein Konto mit einem geringen Geldbetrag, das 
der HVA zur Verfügung stand, eingerichtet. Er hat zu 
Protokoll gegeben: 

„Bei der Firma Asimex ... gibt es ein Konto - das 
muß in der Schweiz gewesen sein - ... um so, 
na ja, 250 000 ständig zur Verfügung zu haben. 
... Das ist das einzige Konto, das ich kenne, ... wo 
wir angeblich Nutzen davon haben konnten. Ver- 
fügungsberechtigt waren wir nicht . " 

Nach seinen Angaben wurde das Konto aufgelöst 
und das Geld dem Gesamtvermögen der Firma Asi- 
mex zugeführt (Protokoll Nr. 12, S. 282). Markus Wolf 
konnte die Existenz solcher Schweizer Bankkonten 
nicht bestätigen (Protokoll Nr. 78, S. 25 f.). 

Ob finanzielle Transaktionen auf Schweizer Bank- 
konten unter Mitarbeit von Günter Asbeck bzw. der 
Firma Asimex stattgefunden haben, konnte der Un- 
tersuchungsausschuß damit nicht abschließend klä- 
ren. 

f) Vermögenswerte der Firma Asimex 

Zur Klärung der Herkunft und des Verbleibs von et- 
wa 25 Mio. DM, die Asbeck Hinweisen zufolge auf 
Schweizer Konten deponierte, wurden die Zeugen 
Werner Großmann, Manfred Seidel sowie Markus 
Wolf vernommen. Als Zeuge hat hierzu weiterhin 
Bernhard Zeeb, einer der Mitarbeiter des BND, die 
Günter Asbeck nach seiner Flucht befragt haben, 
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ausgesagt. Nach seiner Einschätzung war Asbeck 
ein Geschäftsmann mit hervorragendem Organisa- 
tionstalent. Sein ungezwungenes Umgehen mit Geld 
sowie seine Eigenart, geschäftliche Vereinbarungen 
grundsätzlich nicht schriftlich festzuhalten, waren 
ein Nährboden für die Entstehung des Gerüchts, As- 
beck habe Provisionen in Höhe von 25 Mio. DM auf 
Schweizer Konten deponiert, anstatt diese an den Be- 
reich KoKo abzuführen. Bernhard Zeeb erklärte 
wörtlich: 

„... Diese 25 Millionen habe ich persönlich nie ge- 
sehen. Herr Asbeck hat sie mir gegenüber nie er- 
wähnt, und ich habe auch nie einen seiner Konto- 
auszüge gesehen. Aber diese 25 Millionen waren - 
möchte ich sagen - Kaffeerunden-Wissen der betei- 
ligten Kollegen von mir, die an dem Fall beteiligt 
waren. ... Die mir von dritter Seite zu Ohren ge- 
kommene Summe erschien mir auf Grund des Ver- 
haltens von Herrn Asbeck in Gelddingen glaubhaft 
..." (Protokoll Nr. 87, S. 35). 

Nach Werner Großmanns Aussage hatte die HVA 
über den Vorfall keine Kenntnisse, weil eine Wei- 
sungs- oder Kontrollpflicht der HVA über Asimex 
nicht bestand. Die genauen finanziellen Umläufe der 
Firma bzw. Günter Asbecks laufende Konten, die 
Höhe des Umsatzes und Informationen bezüglich im 
Ausland deponierter Gelder etc. sollen der HVA des- 
halb verdeckt geblieben sein (Protokoll Nr. 12, S. 170, 
283 f.). Markus Wolf hat die mangelnde Kontrolle des 
Unternehmens und seiner Geschäftsführung seitens 
der HVA bestätigt. Im Ausland deponierte Gelder 
seien ihm deshalb nicht bekannt gewesen. Die Nut- 
zung solcher privater Konten als Durchflußkonten für 
die HVA konnte er ausschließen (Protokoll Nr. 78, 
S. 29). Manfred Seidel hatte zu dieser Frage keine 
konkreten Kenntnisse (Protokoll Nr. 14, S. 134 f.). 

Die BvS untersuchte den Fall ebenfalls, konnte je- 
doch keine weiteren konkreten Erkenntnisse erlan- 
gen. Sie führte dazu aus: 

„Allerdings sind die in diesem Zusammenhang 
von Geschäftspartnern des Günter Asbeck und 
auch von Dr. Alexander Schalck-Golodkowski vor 
dem 1. Untersuchungsausschuß des Deutschen 
Bundestages genannten Fischereigeschäfte nicht 
geeignet gewesen, eine solche Summe insgesamt 
zu erwirtschaften. Das Volumen dieser Geschäfte 
erlaubte im Höchstfall 20% der o.g. Summe, d. h. 
ca. 5 Mio. DM. Diese Einschätzung wurde unab- 
hängig voneinander von mehreren Zeugen mit In- 
siderwissen bestätigt. Diese haben weiter bestätigt, 
daß es die Fischereigeschäfte gewesen seien, mit 
denen Günter Asbeck die besten Möglichkeiten 
zur illegalen Vermögensbildung gehabt habe. 
Dann allerdings ist die Einnahme anderer Provisio- 
nen in der Größenordnung der verbleibenden 20 
Mio. DM äußerst unwahrscheinlich. " 

Weitergehende Ermittlungen der BvS im Bereich 
Asimex ergaben auch keine weitere Aufklärung die- 
ses Fragenkomplexes (Protokoll Nr. 8, Ergänzung, 
Schreiben vom 5. 8. 1996). 

Die Vermutung, Günter Asbeck habe Gelder in Höhe 
von 25 Mio. DM, die dem Vermögen der DDR zuzu- 


ordnen waren, auf private Schweizer Konten geleitet, 
konnte somit vom Untersuchungsausschuß nicht be- 
stätigt werden. 

g) Die Firma Asimex nach Günter Asbecks Flucht 

Nach den Erkenntnissen des Untersuchungsaus- 
schusses wurde das Unternehmen Asimex im Jahre 
1982 auch offiziell als volkseigener Betrieb (VEB) ge- 
führt. Dr. Schalck-Golodkowski setzte Ruth Lerche 
zunächst als stellvertretende Direktorin, später, im 
Jahre 1986, als Direktorin des volkseigenen Betriebes 
ein. Dr. Franz Fischer war zunächst als Justitiar und 
wissenschaftlicher Mitarbeiter im VEB tätig. Nach 
Dr. Alexander Schalck-Golodkowskis Flucht in die 
Bundesrepublik Deutschland Anfang Dezember 
1989 war eine grundlegende Umwandlung des Be- 
reiches KoKo bzw. dessen Auflösung absehbar. Diese 
Neuorientierung nahm Ruth Lerche in Abstimmung 
mit dem Rechtsanwalt Manfred Wünsche zum Anlaß, 
die Privatfirma „Asimex Import-Export- Agentur 
GmbH" sowie das zunächst staatliche Unternehmen 
„Asimex Import-Export & Co. GmbH, Gesellschaft 
für Handelstätigkeit, Beratung, Vermittlungen" zu 
gründen, um die Geschäftstätigkeit der VEB Asimex 
Import-Export-Agentur fortzusetzen sowie Zugriff 
auf die bereits erwirtschafteten Vermögenswerte und 
auf die aus der Geschäftstätigkeit erwarteten Ge- 
winne zu erhalten. Die Firmengründung erfolgte 
trotz der Verfügung des MAH und des kommissari- 
schen Leiters des Bereiches KoKo, Professor Karl- 
Heinz Gerstenberger, Ende 1989, wonach die VEB 
Asimex Import-Export-Agentur aufzulösen und aus 
dem Handelsregister zu löschen war. Ein Liquidator 
wurde nicht eingesetzt, obwohl dies in der Verord- 
nung über die volkseigenen Außenhandelsbetriebe 
(AHB- Verordnung vom 29. Juni 1989) in dem Fall der 
Löschung eines volkseigenen Betriebes vorgeschrie- 
ben war. 

Im Laufe des Jahres 1990 übertrug Ruth Lerche mit 
Unterstützung von Manfred Wünsche und Dr. Franz 
Fischer das gesamte Vermögen des VEB Asimex 
Import-Export Agentur auf die Asimex Import-Ex- 
port & Co, GmbH - die spätere FAGRO Import-Ex- 
port GmbH und erhielt Provisionszahlungen, die 
dem VEB Asimex zustanden. Die Asimex i. A. i. L. 
hat der Bundesrepublik Deutschland sämtliche An- 
sprüche gegen die FAGRO sowie gegen Ruth Lerche 
und Dr. Franz Fischer abgetreten. 

aa) Zivilverfahren 

Die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch 
die BvS, nahm Ruth Lerche, Dr. Franz Fischer sowie 
die FAGRO bzw. deren Konkursverwalter wegen der 
rechtswidrigen Übernahme des Vermögens des ehe- 
maligen VEB Asimex Import-Export-Agentur auf 
Schadensersatz, Herausgabe und Auskunft vor dem 
Landgericht Berlin (LG Berlin) in Anspruch. Die 
Höhe der Forderungen beliefen sich auf 63 Mio. DM. 
Das AG Berlin-Charlottenburg eröffnete im Februar 
1995 das Gesamtvollstreckungsverfahren über das 
Vermögen der FAGRO. Das Verfahren vor dem 
LG Berlin wurde daher zunächst gemäß § 240 ZPO 
unterbrochen, mußte dann jedoch fortgesetzt wer- 
den, weil der Konkursverwalter die Forderung be- 
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stritt. Die BvS führte im Februar 1996 Vergleichsver- 
handlungen mit dem Verwalter. Aus diesem Anlaß 
versuchte sie die Erstellung einer vollständigen 
Übersicht des übernommenen Vermögens, um die 
genaue Höhe zu ermitteln. Die Untersuchung blieb 
jedoch infolge unvollständiger und fehlerhafter 
Buchhaltungsunterlagen ohne Erfolg. Im Oktober 
1996 konnte im Rahmen eines Vergleichs eine Forde- 
rung in Höhe von 57 Mio. DM festgestellt und das 
Verfahren beendet werden. Aufgrund dieses Ver- 
gleichs konnten etwa 40 Mio. DM, die zunächst auf- 
grund einer Vereinbarung zur außergerichthchen Si- 
cherstellung auf einem Sonderkonto sichergestellt 
wurden, abgeführt werden. 

Von der Sicherungsvereinbarung waren zwei Bank- 
konten mit Guthaben in Höhe von insgesamt 
1,56 Mio. DM ausgenommen, über die nur mit Zu- 
stimmung der Treuhandanstalt (THA) verfügt wer- 
den konnte. Die Konten sollten das angeblich erfolg- 
reich wirtschaftende Unternehmen FAGRO lebensfä- 
hig erhalten. Aufgrund der Tatsache, daß FAGRO 
nur Verluste erwirtschaftete, wurde im Januar 1993 
eine Vereinbarung zur außergerichtlichen Sicherung 
der Ansprüche der Bundesrepublik Deutschland 
bzw. der THA/BvS getroffen, derzufolge ein Betrag 
in Höhe von 1,56 Mio. DM auf ein „Und-Konto" der 
Bundesrepublik Deutschland und der FAGRO über- 
wiesen wurde. Wegen des Betrages in Höhe von 
1,56 Mio. DM wurde im Juli 1993 vor dem LG Berlin 
gegen Ruth Lerche, Dr. Franz Fischer und der 
FAGRO Klage eingereicht. Die Klage beinhaltete 
auch die Ansprüche auf Auskunftserteüung und 
Rechnungslegung. Für die genaue Benennung der 
Höhe der Schadensersatzforderung war die Erteilung 
der Auskünfte Voraussetzung. Die Verhandlungen 
über einen gerichtlichen Vergleichsvorschlag schei- 
terten zunächst, die Klage wurde von dem LG Berlin 
mit Teilurteil vom 27. Juni 1995 gegen Ruth Lerche 
und Dr. Franz Fischer abgewiesen. Die Bundesrepu- 
blik Deutschland, vertreten durch die BvS reichte Be- 
rufung beim KG Berlin ein. Am 21. Februar 1997 
konnte ein Teilvergleich erzielt werden, der den gel- 
tend gemachten Auskunftsansprüchen des Bundes 
entsprach. Die Beklagten haben den Vergleich bisher 
nicht erfüllt. Infolgedessen wurde die Zwangsvoll- 
streckung zur Erlangung der Auskünfte eingeleitet. 

bb) Strafverfahren 

Die Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin hat ge- 
gen Ruth Lerche wegen Untreue im besonders 
schweren Fall, gegen den inzwischen verstorbenen 
Manfred Wünsche wegen Untreue im besonders 
schweren Fall und Urkundenfälschung sowie gegen 
Dr. Fanz Fischer wegen Beihilfe zur Untreue im be- 
sonders schweren Fall Anklage erhoben. Die Haupt- 
verhandlung wurde eröffnet. Nach Auffassung der 
Staatsanwaltschaft übertrugen Ruth Lerche und 
Manfred Wünsche unter der Mitarbeit von Dr. Franz 
Fischer, wie bereits zum Zeitpunkt der Gründung 
des Privatunternehmens Asimex Import-Export- 
Agentur GmbH geplant, das gesamte Grundvermö- 
gen an die private Gesellschaft. Sie veranlaßten die 
Geschäftspartner des VEB zur Zahlung von Provisio- 
nen und zur Begleichung von Forderungen des VEB 
mit der Behauptung, die Asimex Import-Export 


Agentur GmbH habe die Rechtsnachfolge des volks- 
eigenen Betriebes angetreten. Nach Ansicht der 
Staatsanwaltschaft bestand der VEB Asimex Import- 
Export-Agentur allerdings trotz der Löschung im Re- 
gister der volkseigenen Wirtschaft weiter fort, weil 
die Löschung mangels Einsetzung eines Liquidators 
unwirksam war. 

Nach Mitteilung der Staatsanwaltschaft II bei dem LG 
Berlin an den Untersuchungsausschuß wurde Ruth 
Lerche mit Urteil vom 20. Aprü 1998 freigesprochen. 

h) Restitutionsansprüche von Gertrud Asbeck 

Gertrud Asbeck, die Witwe Günter Asbecks, stellte 
beim Berhner Landesamt zur Regelung offener Ver- 
mögensfragen (LARoV) einen Antrag auf Restitution 
des ehemaligen VEB Asimex Import-Export Agentur. 
Sie begründete ihren Anspruch mit der Behauptung, 
es habe sich bei der Firma Asimex ursprünglich um 
ein Privatunternehmen ihres verstorbenen Mannes 
gehandelt, das nach ihrer Flucht im Jahre 1981 un- 
rechtmäßig in Volkseigentum überführt worden sei. 
Die BvS war der Auffassung, die Firma Asimex sei 
von Anfang an ein staatliches Unternehmen gewe- 
sen. Die Überführung in das Volkseigentum soll le- 
diglich eine Formalie mit Einverständnis von Günter 
Asbeck dargestellt haben. Eine Entscheidung des 
LARoV liegt bisher nicht vor. 

Der Restitutionsantrag betraf weiterhin ein See- 
grundstück mit Einfamilienhaus in Berlin-Hessen- 
winkel, das die Eheleute Asbeck bis 1981 bewohnt 
hatten. Das Berliner LARoV gab diesem Antrag mit 
Bescheid vom 21. April 1994 statt. Nachdem der Wi- 
derspruch der BvS ohne Erfolg blieb, reichte sie am 
19. Oktober 1995 Klage beim Verwaltungsgericht 
Berlin (VG Berlin) ein. Seit dem 30. September 1997 
ist vor dem VG Berlin eine weitere Klage der BvS na- 
mens der Asimex Import-Export Agentur GmbH 
i. A. i. L. mit dem Antrag auf Verbindung der Verfah- 
ren anhängig. 

i) Bauunternehmen KIENE 

Im Verlauf der Ermittlungen sind dem Untersu- 
chungsausschuß das Bauunternehmen KIENE sowie 
die ASIN TRADE GmbH bekanntgeworden. Eine Be- 
teiligung Günter Asbecks bzw. der Firma Asimex an 
diesen Unternehmen ließ im Hinbhck auf mögliche 
Vermögensverschiebungen Nachforschungen not- 
wendig erscheinen. 

Die Gründung des Bauuntemehmens KIENE erfolgte 
im Jahre 1978 durch Günter Asbeck und durch zwei 
weitere Personen. Die Firma beschäftigte ca. 60 Mit- 
arbeiter, der Jahresumsatz betrug etwa acht Mio. 
Mark der DDR. Eine Kontrolle des Betriebes durch 
staatliche Organe erfolgte nicht. Die finanziellen Mit- 
tel stellte die Firma Asimex zur Verfügung. Das Bau- 
unternehmen sicherte sich eine maximale Warenlie- 
ferung mit dem Argument, die Firma habe die Errich- 
tung geheimer Objekte in Wandlitz übernommen, 
obwohl nur 50 % der Baukapazität für Wandlitz ein- 
gesetzt wurde. Stattdessen übernahm das Unterneh- 
men zu weiteren 50% Aufträge zur Fertigstellung 
privater Objekte. In diesem Rahmen wurden für lei- 
tende SED-Funktionäre Häuser und Wochenendhäu- 
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ser erbaut sowie An-, Um- und Ausbauten vorge- 
nommen. Das Bauunternehmen sorgte auch für die 
Beschaffung der Inneneinrichtung. Mit Genehmi- 
gung von Dr. Alexander Schalck-Golodkowski er- 
richtete die Firma KIENE folgende Objekte: Lager- 
bau Mühlenbeck für Asimex, fünf Einfamilienhäuser 
in Mühlenbeck für Mitarbeiter von Asimex, das Fe- 
rienhaus Dierhagen für Mitarbeiter des Bereiches 
KoKo, sieben Häuser in Basdorf (Oranienburg) für 
Mitarbeiter des Bereiches KoKo (u. a. Erich Lutz). 
Ohne Genehmigung von Dr. Alexander Schalck- 
Golodkowski führte das Unternehmen Aufträge für 
mehrere MfS-Mitarbeiter durch, u. a. die sog. Felsen- 
burg für Markus Wolf, ein Wochenendhaus in Wand- 
litz für Werner Großmann sowie ein Wochenendhaus 
bei Zernsdorf für Rudolf Genschow. Der Untersu- 
chungsausschuß hat Bernhard Zeeb über Informatio- 
nen bezüglich des Unternehmens befragt, die wäh- 
rend der BND-Befragungen von Günter Asbeck be- 
kanntgeworden waren. Der Zeuge konnte hierzu je- 
doch keine Angaben machen (Protokoll Nr. 87, S. 43). 

j) ASIN TRADE GmbH 

Die Firma Asimex gründete 1973 die Tochterfirma 
„ASIN TRADE GmbH“ Küßnacht/Schweiz. Das Ka- 
pital hielt zu 60 % Günter Asbeck und zu 40 % ein 
ehemaliger Direktor der Schweizer Bank für Handel 
und Effekten. Um sich eine Beteiligung am Kapital 
von Firmen aus der Bundesrepublik Deutschland zu 
sichern, wurde die ASIN TRADE GmbH mit Geneh- 
migung Dr. Alexander Schalck-Golodkowskis und 
des MfS beauftragt, sich zunächst mit 23 % an einem 
Unternehmen der Nahrungsmittelbranche zu beteili- 
gen. Im weiteren Verlauf der Geschäftstätigkeit sollte 
die Beteiligung auf 49% ausgeweitet werden, um 
Mitarbeitern der DDR Kontrollfunktionen in diesem 
Unternehmen zu sichern und so den Export der DDR 
zu fördern. Die erwirtschafteten Gewinne wurden in 
einer Schweizer Bank deponiert, um dem MAH je- 
derzeit zur Verfügung zu stehen. Nach Günter As- 
becks Flucht haben die zuständigen Stellen der DDR 
die Firma weiterhin für die Wahrnehmung eigener 
Interessen eingesetzt. Für diesen Zweck erteilte 
Günter Asbeck seiner Nachfolgerin Ruth Lerche eine 
Handlungsvollmacht. 

Nach Feststellungen des Untersuchungsausschusses 
ist das Unternehmen bereits liquidiert. Weitere Er- 
mittlungen insbesondere bezüglich des Vermögens 
und der geschäftlichen Aktivitäten der Gesellschaft 
waren nach Mitteilungen der BvS nicht durchführ- 
bar, weil die Erben des späteren Alleingesellschafters 
den Zugriff zu den Geschäftsunterlagen nicht ermög- 
lichten. Auch die Befragung Bernhard Zeebs zu dem 
Unternehmen brachte keine weiteren Erkenntnisse 
(Protokoll Nr. 87,5.43). 


III. Auflösung und Vermögensabwicklung 

des Ministeriums für Staatssicherheit (MfS)/ 
der Hauptverwaltung Aufklärung (HVA) 

Mit der Frage, ob im Zuge der Auflösung des MfS 
und der HVA Unregelmäßigkeiten und Vermögens- 
veruntreuungen aufgetreten sind und welche Maß- 


nahmen daraufhin die Bundesregierung und andere 
staatliche Stellen des Bundes zur Rückführung von 
veruntreuten Vermögenswerten ergriffen haben, hat 
sich der Untersuchungsausschuß im Rahmen seines 
Untersuchimgsauftrages (1.9.) befaßt. Der Untersu- 
chungsausschuß hat den Auflösungsprozeß im Zeit- 
raum Herbst 1989 bis Ende 1990 untersucht, um die 
bei der Vermögenssicherung aufgetretenen Schwie- 
rigkeiten aufzuklären, die auch die späteren Aufklä- 
rungsmaßnahmen des BVA sowie der THA/BvS be- 
einflußten. Für die Sicherung und Verwertung des 
MfS-Vermögens war mit Ministerratsbeschluß der 
DDR vom 8. Februar 1990 das Komitee zur Auflösung 
des MfS/Amtes für Nationale Sicherheit (AJNS) zu- 
ständig, das am 16. Mai 1990 gemäß Ministerratsbe- 
schluß dem Minister des Innern der DDR unterstellt 
wurde. Nach Inkrafttreten des Einigungs Vertrages 
war das BVA mit Erlaß des BMI vom 3. Januar 1991 
mit der weiteren Aufklärung, Erfassung und Siche- 
rung des gesamten Vermögens einschließlich des 
Finanzvermögens des MfS vor Abgabe an die THA 
beauftragt (vgl. zur Frage der Zuständigkeiten Zwei- 
ter Teil, C.I.2.). Bei der Suche nach Vermögenswerten 
überprüfte das BVA in Zusammenarbeit mit der 
THA/BvS in erster Linie alle für Vermögensverun- 
treuung und -Unterschlagung relevanten MfS- und 
HVA-Bereiche, die Konten sowie Immobilien und 
Sachvermögen (vgl. nachstehend 4. und 5.). 

Die Vermögensauflösung des Ministeriums stand im 
Zusammenhang mit der Welle der politischen Ereig- 
nisse ab Herbst 1989. Vor dem Hintergrund der hek- 
tischen politischen Entwicklung in der DDR nach 
dem Fall der Mauer, die sich in einer Vielzahl vermö- 
gensrechthcher Verfügungen und einer bis Frühjahr 
1990 teilweise parallel ausgeübten Vermögensab- 
wicklung und Kontrolle durch verschiedene Gremien 
widerspiegelt, wurden Zweifel an einer ordnungsge- 
mäßen Auflösung und Abwicklung aller im Besitz 
des Ministeriums stehenden Vermögenswerte immer 
wieder laut. Bereits der 1. Untersuchungsausschuß 
der 12. Wahlperiode hatte festgestellt, daß Unterneh- 
men des MfS sich und ihr Vermögen dem allgemei- 
nen Auflösungsprozeß entziehen konnten (vgl. BT- 
Drucksache 12/7600, S. 135; vgl. nachstehend 5.c). 
Da die Liquidation des MfS im Zuständigkeits- und 
Verantwortungsbereich der damaligen DDR-Regie- 
rung lag, sind die vermögensrechtlichen Regelungen 
für die Auflösung des MfS, die in erster Linie unter 
der Regierung Modrows und während der Amtszeit 
de Maizieres erlassen wurden, für den Untersu- 
chungsausschuß von besonderem Interesse gewesen. 

1. Rechtliche Grundlagen 
des Auflösungsprozesses 

Eine der ersten Maßnahmen der Modrow-Regierung 
war die Umbenennung des MfS in „Amt für Natio- 
nale Sicherheit“ (AfNS) im November 1989, Da außer 
dem neuen Namen keine hinreichenden Verände- 
rungen bezüglich der Kompetenzen und des Perso- 
nals des ehemaligen MfS erkennbar wurden, rea- 
gierte die DDR-Bevölkerung mit Protesten, Um die 
Ausführung der Ende November ausgesprochenen 
Aktenvemichtungsbefehle des AfNS zu verhindern, 
begann die Bevölkerung vom 4. Dezember 1989 an. 
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die Bezirksverwaltungen des ehemaligen MfS zu be- 
setzen. Vom Souveränitätsverlust getroffen, trat das 
Leitungskollegium des AfNS am 5. Dezember 1989 
zurück. 

Nach Feststellung des 1. Untersuchungsausschusses 
der 12. Wahlperiode forderten die Verhandlungspart- 
ner am Runden Tisch - beteiligt waren Vertreter der 
Bürgerbewegung, der neu entstandenen Parteien, 
der bisherigen Blockparteien, der SED und der Kir- 
che - weitere Schritte. Gleich in der ersten Sitzung 
am 7. Dezember 1989 faßte der Runde Tisch einen 
Beschluß, in dem die Regierung aufgefordert wurde, 
das AfNS unter ziviler Kontrolle aufzulösen und mit 
geeigneten Maßnahmen Verschleierungsversuchen 
vorzubeugen (BT-Drucksache 12/7600, S. 366). 

Am 14. Dezember 1989 faßte der neu konstituierte 
Ministerrat unter dem Vorsitz Hans Modrows Be- 
schlüsse, die die Grundlage für die Auflösung des 
MfS und der damit verbundenen Vermögensverfü- 
gungen bildeten und die Bildung eines Nachrichten- 
dienstes und Verfassungsschutzes, die soziale Siche- 
rung des ausscheidenden MfS-Personals und die 
weitere Nutzung verschiedener Objekte des ehema- 
ligen MfS/AfNS vorsahen (Dokument Nr. 52). Neben 
der Einsetzung der neuen Geheimdienste beinhalte- 
te der Ministerratsbeschluß vom 14. Dezember 1989 
auch die offizielle Auflösung des AfNS mit sofortiger 
Wirkung. Das „AfNS in Auflösung" stand von da an 
bis zum 7. Februar 1990 unter der Leitung des ehe- 
maligen Abteilungsleiters der HA III im MfS, Gene- 
ralleutnant Dr. Wolfgang Schwanitz. Der Ministerrat 
gab einen Großteil der Aufgaben sowie die Rechts- 
nachfolge und Kompetenzen des AfNS mit diesem 
Beschluß an die neuen Geheimdienste weiter, die 
das Personal des „AfNS in Auflösung" übernehmen 
sollten (Dokument Nr. 52). MfS-/HVA- Vermögen, 
das gegebenfalls im Zusammenhang mit dem in 
Gründung gewesenen Nachrichtendienst unter Lei- 
tung Werner Großmanns gebildet wurde, sollte unter 
dessen Verantwortung abgewickelt werden. Die Auf- 
gabe der HVA- Auflösung übernahm Ende März 1990 
HVA-Oberst Bernd Fischer von Großmann (vgl. 
nachstehend 5. und 7.). 

Damit waren die ersten rechtlichen Schritte zur Auf- 
lösung des Vermögens und der Institution des AfNS 
getan. Mit Ministerratsbeschluß vom 19. Dezember 
1989 wurde ein Regierungsbeauftragter „zur perso- 
nellen und materiellen Auflösung des AfNS" ins Amt 
berufen (Dokument Nr. 53). Bis zum 15. Mai 1990 
nahm Peter Koch und ab 18. Januar 1990 Fritz Peter 
diese Aufgabe wahr. Der dem Regierungsbeauftragten 
für die Auflösung des AfNS beigeordnete Arbeitsstab 
umfaßte nur 30 Mitarbeiter. Laut Feststellungen des 
1, Untersuchungsausschusses der 12. Wahlperiode 
belief sich der Personalbestand des MfS Ende 1989 
auf etwa 100 000 Hauptamtliche Mitarbeiter (BT- 
Drucksache 12/7600, S. 106). 

Trotz dieser offiziellen Maßnahmen mißtraute der 
Runde Tisch, wie auch die Bevölkerung, der Ernst- 
haftigkeit der Bemühungen der DDR-Regierung und 
hatte zur Kontrolle des Regierungsbeauftragten die 
„Arbeitsgruppe Sicherheit" nominiert. Da die Regie- 
rungsbeauftragten schon wegen des knapp bemesse- 


nen Personalkontingents ihres Arbeitsstabes nicht in 
der Lage waren, dem Runden Tisch in befriedigen- 
dem Maße Rechenschaft abzulegen, und gegen die 
Einrichtung eines DDR-Verfassungsschutzes und 
DDR-Nachrichtendienstes zunehmend protestiert 
wurde, scheiterte auch dieser letzte Ansatz der Re- 
gierung Modrow zur Umbildung des MfS/AfNS. 
Viele Objekte, Einrichtungen und auch der Großteil 
des AfNS-Personalbestandes wurden in die übrigen 
Ministerien der DDR überführt. 

Der Ministerratsbeschluß vom 8. Februar 1990, auf 
den Tag genau 40 Jahre nach der Verabschiedung 
des „Gesetzes über die Bildung eines Ministeriums 
für Staatssicherheit" (10. Sitzung der Provisorischen 
Volkskammer am 8. Februar 1950), begründete die 
Bildung eines zentralen Staatsorgans zur Auflösung 
des AfNS mit juristischer Rechtspersönlichkeit. Das 
„Komitee zur Auflösung des ehemaligen Amtes für 
Nationale Sicherheit" (nachfolgend Auflösungskomi- 
tee genannt) unter der Leitung von Günter Eichhorn 
wurde als Rechtsnachfolger des AfNS irüt dessen ge- 
samter Auflösung und Abwicklung bis zum 31. März 
1990 beauftragt (Dokument Nr. 54). Der ehemalige 
Abteilungsleiter im MdF, Günter Eichhorn, war Lei- 
ter des Vorläufers des Auflösungskomitees, der sog. 
Arbeitsgruppe Eichhorn. Er wurde vom Regierungs- 
bevollmächtigten angeleitet und war diesem und der 
Regierung rechenschaftspflichtig. Günter Eichhorn 
war zur Außenvertretung des Komitees im Rechtsver- 
kehr berechtigt, konnte diese Befugnis aber per Voll- 
macht delegieren. 

Für die Tätigkeit des Auflösungskomitees gab es 
nach Feststellung des Untersuchungsausschusses 
mehrere Rechtsgrundlagen. Mit dem „Beschluß über 
weitere Maßnahmen zur Auflösung des ehemaligen 
Amtes für Nationale Sicherheit" vom 8. Februar 1990 
gründete der Ministerrat das Komitee zur Auflösung 
des AfNS, regelte dessen personelle Zusammenset- 
zung, die Aufgabenstellung, das Schicksal des hin- 
terlassenen Aktenbestandes sowie die Abwicklung 
noch offener Forderungen und Verbindlichkeiten 
mitsamt den dafür notwendigen Kompetenzen (Do- 
kument Nr. 54). 

Des weiteren wurde gemäß dem Gründungsbeschluß 
die Regelungskompetenz in vermögensrechtlichen 
Angelegenheiten auf den Leiter des Komitees, Gün- 
ter Eichhorn, übertragen. Im Zusammenspiel mit der 
grundsätzlichen Überantwortung von Forderungen 
und Verbindlichkeiten des AfNS und der Ermächti- 
gung, Grundsatzregelungen „für die Behandlung 
der Grundmittel festzulegen", ergibt sich aus der er- 
sten Rechtsgrundlage zur Auflösung des AfNS fol- 
gendes: 

Dadurch, daß Eichhorn von der ihm erteilten Rege- 
lungsbefugnis in den „Grundsätzen zur materiellen 
und finanziellen Auflösung des Amtes für Nationale 
Sicherheit" (Dokument Nr. 55) umfassend Gebrauch 
machte, trat nach Feststellung des Untersuchungs- 
ausschusses das Komitee autark die Rechtsnachfolge 
des AfNS - und somit auch die indirekte Nachfolge 
des MfS - an. Dies beinhaltete den Eintritt in alle 
Rechte und Pflichten des Vorgängers, u. a. die Über- 
nahme des verbliebenen Personals sowie deren so- 
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ziale Sicherung, die Übernahme des Aktenbestandes 
und der auf anderen Datenträgern abgelegten Hin- 
terlassenschaft der AfNS-/MfS-Tätigkeit und vor al- 
lem die Übertragung des Vermögensbestandes des 
AfNS/MfS. 

Mittels der „Grundsätze zur materiellen und finan- 
ziellen Auflösung des Amtes für Nationale Sicher- 
heit“ vom 9. April 1990 ernannte der Komiteeleiter 
Eichhorn aufgrund einer Ermächtigung zur Festle- 
gung von Grundsätzen für die „Behandlung der 
Grundmittel" (Gründungsbeschluß vom 8. Februar 
1990) das Komitee eigenmächtig zum Rechtsnachfol- 
ger des AfNS. Zusätzlich traf er noch einige Regelun- 
gen zu dessen Rechtspersönlichkeit und Befugnis- 
sen, Diese „Grundsätze" waren ausschlaggebend für 
den Übergang des AfNS -Vermögens auf das Komitee 
(Dokument Nr. 55). 

Am 16. Mai 1990 hob der Ministerrat den Grün- 
dungsbeschluß vom 8. Februar 1990 wieder auf und 
übertrug dem Auflösungskomitee mit dem „Beschluß 
über weitere Aufgaben und Maßnahmen, die sich 
aus der Auflösung des ehemaligen MfS/AfNS erge- 
ben" erneut den Auftrag zur Auflösung, diesmal je- 
doch mit detaillierter Aufgabenstellung und Kompe- 
tenzbeschränkung sowie der konkreten Benennung 
von Verantwortungsträgern. Zudem ordnete der 
Ministerrat der DDR eine Überprüfung der bisheri- 
gen auflösungsbedingten Verfügungen des Komi- 
tees, des Verkaufs von Vermögenswerten aus den 
Beständen des AfNS und des Verbleibs des Aktenbe- 
standes an (Dokument Nr. 56). Die noch im Eigentum 
des AfNS stehenden Grundstücke und Grundmittel 
wurden ab sofort unter treuhänderische Verwaltung 
des Komitees gestellt. Damit war die selbsterklärte 
Rechts- und Vermögensnachfolge durch das Komitee 
annulliert (Dokument Nr. 55), Des weiteren regle- 
mentierte der Beschluß die Verkaufsmodalitäten, ins- 
besondere wurde das Komitee mit der Sicherung der 
Objekte beauftragt. Wohn- und Freizeit Objekte aus 
dem MfS-/AfNS-Bestand durften jetzt nur noch aus- 
nahmsweise im Einvernehmen mit dem Ministerrat 
verkauft werden. 

Antragsteller hatten dem Komitee beim Erwerb von 
Eigentum oder Nutzung von Objekten den ord- 
nungsgemäßen Verwendungszweck und die Finan- 
zierbarkeit nachzuweisen. Diese Unterlagen waren 
vom Komitee „eigenverantwortlich" zu überprüfen. 
Günter Eichhorn erhielt somit das Recht, zwecks Ver- 
kaufes von Objekten Ausschreibungen vorzuneh- 
men. Bei Eingang mehrerer Angebote bzw. Nut- 
zungsvorschläge hatte Eichhorn nach Anhörung der 
Kommunen zu entscheiden. 

Übereignungen konnten ausschließlich vertragsge- 
bunden und im Grundsatz nur gegen Entgelt erfol- 
gen. Zeichnungsrecht hatte Eichhorn oder ein Bevoll- 
mächtigter. Immobilien konnten ausnahmsweise un- 
entgeltlich an zentrale Staatsorgane und Kommunen 
im Falle einer gemeinnützigen Zweckbindung über- 
eignet werden. Bewegliche Grundmittel konnten 
demgegenüber nur noch verkauft werden. 

Bei der Veräußerung von Vermögenswerten des 
MfS/AfNS konnte Eichhorn, sofern er seine Befug- 
nisse nicht delegiert hatte, die Beurteilung von Wert 


und Kaufpreis vornehmen. Zur Bestellung von Gut- 
achtern zwecks Wertschätzung war er nach wie vor 
berechtigt, jedoch nicht verpflichtet. Eine ausdrückli- 
che Regelung zur Beurteilung der Höhe von Kauf- 
preisen wird in keinem der beiden Beschlüsse getrof- 
fen (Dokument Nr. 57). Darüber hinaus erfolgte eine 
„vorläufige Dienstanweisung Nr. 1 M 1/90 des Komi- 
tees, Bereich materielle und finanzielle Fonds [ohne 
Datum, Anm. d. Red.]", die die Dienstanweisung des 
Auflösungskomitees für Regelungen zur Rechtsträ- 
gerschaft an AfNS-Objekten enthielt (Dokument Nr. 
58). Die „Dienstanweisung M 2/90 des Komitees zur 
Auflösung des MfS/AfNS, Bereich materielle und fi- 
nanzielle Fonds" regelte schließlich vorläufige Be- 
dingungen für die Übergabe oder Übernahme staats- 
eigener Grundstücke, beweghcher und unbewegli- 
cher Grund- und Verbrauchsmittel in eine neue 
Rechtsträgerschaft (Dokument Nr. 59). 

Eine Neuerung in dieser Regelung war das Verbot 
jeglicher „Aktivitäten und Planungen für eine kon- 
spirative Tätigkeit ehemaliger Mitarbeiter des MfS/ 
AfNS", welche sogar unter Strafandrohung gestellt 
wurden (Dokument Nr. 56; vgl. auch nachstehend 7.). 
Über das Auflösungskomitee konnten zumindest 
theoretisch sowohl die DDR-Regierung als auch der 
Runde Tisch auf die Auflösung des ehemaligen MfS/ 
AfNS und seiner Vermögensbestände Einfluß nehmen. 

2. Tätigkeit des Komitees zur Auflösung 
des MfS/AfNS 

Vor dem Hintergrund der sich überschlagenden Er- 
eignisse zwischen Herbst 1989 und Frühjahr 1990 
muß betont werden, wie schwierig es heute ist, die 
Auflösung und Vermögensabwicklung des MfS ge- 
schichtlich nachzuvollziehen und für die einzelnen 
Bereiche Verantwortungsträger zu ermitteln. Der Un- 
tersuchungsausschuß hat die Bundesregierung um 
Auskunft über Erkenntnisse zu den erwähnten ver- 
mögensrechtlichen Verfügungen und den Verant- 
wortlichen gebeten. Nach Einschätzung der Bundes- 
regierung, die in erster Linie auf den vom Auflö- 
sungskomitee Unterlassenen Unterlagen beruht, ist 
der Prozeß der Vermögensauflösung nur lückenhaft 
dokumentiert. 

An der Vielzahl der zu Beweiszwecken beigezoge- 
nen vermögensrechtlichen Regelungen ab dem 
14. Dezember 1989 hat sich für den Untersuchungs- 
ausschuß gezeigt, daß mehrere Gremien parallel oder 
in kurzem zeitlichen Abstand mit der Auflösung des 
MfS/AfNS und deren Kontrolle beauftragt waren. 
Der Untersuchungsausschuß hat den Komiteeleiter 
Günter Eichhorn, das Komiteemitglied Horst Müller 
und andere Entscheidungsträger, die selbst an der 
Auflösung beteiligt waren, zur Tätigkeit des Auf- 
lösungskomitees und dessen Maßnahmen zur MfS- 
Vermögensab Wicklung als Zeugen befragt. 

Auf Fragen des Untersuchungsausschusses nach der 
personellen Zusammensetzung des Auflösungskomi- 
tees hat der Leiter Eichhorn ausgesagt, daß das Ko- 
mitee rund 260 Mitarbeiter gehabt habe. Gemäß dem 
Gründungsbeschluß vom 8. Februar 1990 sollte die- 
ses Gremium darüber hinaus aus „vorhandenen Spe- 
zialisten", Personalvorschlägen des Runden Tisches 
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und ggf. sogar entlassenen Spezialisten des ehemali- 
gen AfNS zusammengesetzt sein (Dokument Nr. 54). 
Günter Eichhorn hat den Anteil der „vorhandenen 
Spezialisten", bei denen es sich um MfS-/AfNS-An- 
gehörige handelte, auf ca. 50% geschätzt. In jeder 
MfS-/AfNS-Abteilung habe es einen Kontaktmann 
aus mittlerer oder nachgeordneter Position gegeben, 
der in Zusammenarbeit mit einem vom Bürgerkomi- 
tee vorgeschlagenen Mitarbeiter des Auflösungs- 
komitees die Bestandsaufnahme und Abwicklung 
betrieben habe. Dabei sei jedoch auch unter den vom 
Bürgerkomitee ausgewählten Mitarbeitern des Auf- 
lösungskomitees noch Personal des ehemaligen MfS/ 
AfNS gewesen (Protokoll Nr. 46, S. 74). Auf Nachfra- 
ge des Untersuchungsausschusses hat Eichhorn er- 
klärt, daß das Personal des Komitees in Anzahl und 
Struktur zur Auflösung eines Ministeriums dieser 
Größe (zwischen 85 000 und 100 000 Mitarbeiter) in- 
nerhalb der vorgegebenen Zeit bis zum 31. März 
1990 nicht in der Lage gewesen sei (Protokoll Nr. 46, 
S. 76). 

Da das ehemalige MfS/AfNS neben der Hauptzen- 
trale in Berlin in viele lokale Bezirks- und Kreisver- 
waltungen aufgeteilt war, fand die Auflösung in den 
einzelnen Bereichen parallel statt. Gemäß der vorge- 
sehenen Zusammensetzung arbeiteten in den Be- 
zirksverwaltungen immer Mitarbeiter („Speziali- 
sten") des ehemaligen MfS/AfNS mit von seiten des 
Bürgerkomitees vorgeschlagenen DDR-Bürgern zu- 
sammen an der Auflösung der MfS-/AfNS-Verwal- 
tungseinheiten. Der Komiteeleiter Eichhorn hat be- 
stätigt, daß hinsichtlich der Mitglieder der Bezirksko- 
mitees, die neben den bereits erwiesenen (MfS-/ 
AfNS-) „Speziahsten" an der Auflösung der Bezirks- 
verwaltungen mitwirkten, keine Überprüfung auf 
MfS-Verganqenheit stattgefunden habe (Protokoll 
Nr. 46, S. 64 f.). 

Vom Untersuchungsausschuß nach eigenen Verbin- 
dungen zum MfS befragt, hat Günter Eichhorn dies 
zunächst verneint. Erst auf Vorhalt hat er zugegeben, 
1985 eine Verpflichtungserklärung unterschrieben 
zu haben (Protokoll Nr. 46, S. 47 ff., Anlagen 1 und 2 
zum Protokoll). Bei seiner Berufung ins Auflösungs- 
komitee sei er weder gefragt worden, noch habe er 
von sich aus seine ehemalige Stasi-Mitarbeit mitge- 
teilt (Protokoll Nr. 46, S. 51 ff.). 

In seiner Zeugenvernehmung hat Eichhorn beklagt, 
die verfaßten Zwischenberichte der Auflösungsein- 
heiten seien aufgrund der durchwachsenen Personal- 
struktur im Sinne der Aufklärung der Abwicklungs- 
vorgänge zweifelhaft gewesen (Protokoll Nr. 46, 
S. 76). Er hat bestätigt, daß die Vertreter der Bezirks- 
und Bürgerkomitees mangels Spezialkenntnissen 
den Anforderungen einer wirksamen Kontrolhnstanz 
nicht gewachsen gewesen seien. Inwieweit die vom 
Bürgerkomitee eingesetzten Zivilisten Sachkenntnis 
und Beurteilungsvermögen hatten, als „Outsider" 
die Auflösung eines Nachrichtendienstes von dieser 
Größe zu überwachen, ist nach Auffassung des Un- 
tersuchungsausschusses wegen der im Ergebnis 
noch in Teilen ungeklärten Ereignisse fragwürdig 
und hat so Anlaß zur kritischen Betrachtung des Ver- 
laufes der Abwicklung und deren fragmentarischen 
Kontrollmechanismen gegeben. 


Fragen des Untersuchungsausschusses danach, ob 
die Einsetzung eines solchen schwer von den Bürger- 
vertretern kontrollierbaren Komitees Rückschlüsse 
auf einen Versuch der Regierung Modrow zuließe, 
MfS -/AfNS -Vermögen schnell externem Zugriff zu 
entziehen, hat Eichhorn verneint, da es nach seinem 
Dafürhalten keine konkreten Anhaltspunkte für Ver- 
mögensverschiebungen gegeben habe (Protokoll 
Nr. 46, S. 76). Demgegenüber hat jedoch ein ehema- 
hges Mitgüed des Bürgerkomitees in einem an den 
Untersuchungsausschuß gerichteten Schreiben Gün- 
ter Eichhorn bezichtigt, Vermögenswerte des ehema- 
hgen MfS/AfNS, „durch die schlampige Arbeitswei- 
se oder aber durch seine wissentliche Begünstigung" 
dem Komitee vorenthalten zu haben (Dokument 
Nr. 60). 

Das Komiteemitglied berichtet, Eichhorn habe beim 
Verkauf des HVA-Unternehmens Interport Industrie- 
vertretungen die Arbeitsgruppe Sicherheit des Run- 
den Tisches irregeführt, um die Übertragung der In- 
terport Industrievertretungen an das Kombinat Robo- 
tron zu einem Kaufpreis weit unter dem Verkehrs- 
wert zu ermöglichen (vgl. nachstehend 5.c)aa). Diese 
Praxis habe sich, so das Bürgerkomiteemitglied unter 
Nennung mehrerer Beispiele, auch in anderen Fällen 
der Veräußerung von MfS -Vermögen gezeigt. Da- 
durch soll Eichhorn dem Komitee erhebliche Vermö- 
gensschäden zugefügt haben (Dokument Nr. 60). 

Der im Auflösungskomitee für die Abwicklung der 
Vermögenswerte des ehemaligen MfS/AfNS zustän- 
dige Bereichsleiter Ralf Merkel gab in seinem Ab- 
schlußbericht über die Auflösungshandlungen deut- 
liche Hinweise auf Unregelmäßigkeiten bei den Auf- 
lösungsvorgängen, die den Untersuchungsausschuß 
zu weiteren Nachforschungen auf dem Gebiet der 
Vermögensveruntreuungen veranlaßt haben. Beson- 
ders im Vorfeld der Einsetzung des Komitees soll das 
MfS verstärkt Vermögenswerte, insbesondere Wohn- 
objekte, an Gemeinden übergeben oder an Private 
veräußert haben. Ein extremer Anstieg dieser Vermö- 
gensverschiebungen sei zwischen November 1989 
und Februar 1990 zu verzeichnen gewesen, wobei 
diese von unbefugten Gremien (Bürgerkomitees, 
Bürgermeister, Gemeinderäte u.s.w.) ohne rechtliche 
Legitimation vorgenommen worden seien. Haupt- 
sächlich begünstigt wurden laut Merkels Bericht Ein- 
richtungen und Betriebe, „welche indirekt oder sogar 
sehr direkt über Jahre bzw. sogar Jahrzehnte mit 
dem MfS intensiv zusammengearbeitet haben bzw. 
bei denen noch immer der Verdacht auf diese Zusam- 
menarbeit nicht endgültig ausgeräumt ist“ (Doku- 
ment Nr. 61). 

Auch Ralf Merkel, Stellvertreter Eichhorns, sagte im 
Hinbück auf die Kontrollmechanismen, daß der Re- 
gierungsbeauftragte derart wenig Mitarbeiter gehabt 
habe, „daß sie auf die Verwendung der Objekte und 
deren Rechtsstatus der Übergabe keinen Einfluß hat- 
ten Des weiteren sei die Kontrolle der Auflösungs- 
vorgänge dadurch erschwert worden, daß die Tätig- 
keit des MfS teilweise höchsten Geheimhaltungsvor- 
schriften unterlegen habe (Dokument Nr. 61). Auch 
von Eichhorn selbst hat der Untersuchungsausschuß 
zu diesem Kritikpunkt keine Gegendarstellung hören 
können. Er hat in seiner Vernehmung zugegeben. 
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die Kontrolle der Transfers einzelner Objekte habe 
seine persönlichen Kräfte überstiegen. Des weiteren 
hat er daran erinnert, daß seine Stellvertreter für die 
einzelnen Bereiche verantwortlich gewesen seien 
und zudem auch die Regierungsbevollmächtigten 
Kontrollfunktionen wahrzunehmen gehabt hätten 
(Protokoll Nr. 46, S. 79 f.). 

Günter Eichhorn hat über seinen Aufgabenbereich 
berichtet, daß dieser sehr offen formuliert gewesen 
sei. Es habe auch keine Aufgabenstellung in dem 
Sinne gegeben, daß ausdrücklich bestimmte Schwer- 
punkte für die Auflösungsmaßnahmen genannt wor- 
den seien. Vielmehr habe es einen allgemeinen Be- 
schluß gegeben, der Arbeitsschwerpunkte enthalten 
habe. Eichhorn selbst hat nach eigenen Angaben die 
Schwerpunkte des Auftrages in der „Auflösung der 
materiellen und finanziellen Vermögensfragen, ... 
der aktenmäßigen Sicherung der Unterlagen, ... per- 
sonelle Fragen" gesehen (Protokoll Nr. 46, S. 42). 

Im Hinblick auf die tatsächliche Wahrnehmung der 
Kompetenzzuweisungen ist der Untersuchungsaus- 
schuß fast ausnahmslos auf die Aussagen der Zeit- 
zeugen angewiesen gewesen. 

Auf die Frage des Untersuchungsausschusses, ob ein 
Abschlußbericht über die Tätigkeit des Komitees Re- 
chenschaft ablege, hat der als Leiter des Auflösungs- 
komitees Hauptverantwortliche Günter Eichhorn 
seine Skepsis geäußert: 

„Wir haben partielle Berichte gefertigt ... für die 
einzelnen Aufgabenbereiche ..., was bis dahin ge- 
schafft worden ist, wenngleich ich an der Tiefgrün- 
digkeit und Vollständigkeit dieser Berichte meine 
Zweifel hegen muß, weil es aus der Situation her- 
aus und auch mit dem Personal, das vorhanden 
war, nur begrenzt ... in Korrektheit ausfallen 
konnte." (Protokoll Nr. 46, S. 74) 

Der Untersuchungsausschuß hat im Rahmen seiner 
Beweisaufnahme festgestellt, daß seit Dezember 
1989 über ein halbes Jahr verging, bevor durch die 
seit April 1990 amtierende Regierung de Maiziere 
eine klare Aufgaben- und Kompetenzzuweisung zur 
Auflösung des MfS/AfNS getroffen wurde und die 
entsprechenden Kontrollinstanzen eingerichtet wur- 
den. Konnte man dem Ministerrat und dem Koiiütee 
bei seiner Regelungstätigkeit auch zugute halten, 
daß eine adäquate Anpassung der Gesetzeslage an 
rasant voranschreitende gesellschaftliche Entwick- 
lungen eine gewisse Zeit beanspruchen, so hat der 
Untersuchungsausschuß die Zweifel an der Ernsthaf- 
tigkeit und verantwortungsvollen Wahrnehmung der 
vom Ministerrat der DDR gesteuerten und vom Komi- 
tee ausgeführten Auflösungshandlungen nicht aus- 
räumen können. 

Als namentlich zu benennende Verantwortungsträ- 
ger der Entscheidungen in Vermögensfragen des 
MfS/AfNS kommen die Leiter der jeweiligen mit der 
Auflösung beauftragten Institutionen in Betracht. Bis 
zum 8. Februar 1990 waren dies Dr. Wolf gang 
Schwanitz (Leiter des AfNS), Heinz Engelhardt (Lei- 
ter des in Gründung befindlichen Verfassungsschut- 
zes der DDR), Werner Großmann (Leitung des DDR- 
Nachrichtendienstes im Gründungsstadium), Bernd 


Fischer (ab Ende März 1990 Leiter des HVA-Auflö- 
sungskomitees). Vom 8. Februar 1990 an lag die ge- 
samte Verantwortung für die Auflösung vorbehaltlich 
der Delegationsbefugnis bei Günter Eichhorn. 

Den einzigen Anhaltspunkt dafür, inwiefern die dem 
Komitee zugewiesenen Kompetenzen tatsächlich von 
den entsprechenden Verantwortungsträgern wahr- 
genommen worden sind, bildete für den Untersu- 
chungsausschuß die Aussage des Leiters der Auflö- 
sung des Bereiches MfS-Vermögen, Ralf Merkel, in 
seinem Abschlußbericht, in dem er Eingriffe von sei- 
ten der Regierung in seine Tätigkeit kritisiert: 

„ln den Prozeß der Verwendung von Objekten des 
ehemaligen MfS/AfNS haben eine Reihe von 
Handlungspersonen und Gremien richtungswei- 
send eingegriffen. Darunter sind der frühere Mi- 
nisterpräsident Modrow zu nennen, aber auch am 
zentralen Runden Tisch abgegebene Stellungnah- 
men der Beauftragten des Ministerpräsidenten ..." 
(Dokument Nr. 61) 

Dem Untersuchungsausschuß haben keinerlei Doku- 
mente Vorgelegen, die belegen konnten, ob und wie 
zwischen Herbst 1989 und Januar 1990 mit dem in 
den obengenannten Ministerratsbeschlüssen nicht 
erwähnten Konten-, Unternehmens- und Immobili- 
enbestand des MfS/AfNS in Auflösung verfahren 
wurde. 

Hierzu hat der Untersuchungsausschuß den für das 
mobile MfS-Vermögen zuständigen BvS-Abteilungs- 
leiter, Fritz -Joseph Rath, befragt, der von umfangrei- 
chen Barabhebungen des MfS im Zeitraum Oktober 

1989 bis Ende März 1990 berichtet hat. Demnach be- 
gann das MfS schon frühzeitig mit der Auflösung sei- 
ner Konten. Insgesamt soU es sich nach Aussage 
Raths um eine Summe zwischen 700 und 800 Millio- 
nen Mark der DDR gehandelt haben (Protokoll 
Nr. 24, S. 9). 

Auf der Grundlage des Berichtes von Ralf Merkel hat 
der Untersuchungsausschuß festgestellt, daß ca. 75 % 
der ehemaligen MfS-Objekte im September 1990 in 
irgendeiner Form in öffentlicher Nutzung standen 
und mithin nicht zum Oktober 1990 der THA zu 
übergeben waren. Davon waren jedoch maximal 
10% auf kommerziellem Wege in andere Rechtsträ- 
gerschaft oder Nutzung gelangt (Dokument Nr. 61). 

Mit Wirkung zum 1. Oktober 1990 wurde, kurz vor 
der Wiedervereinigung, das Vermögen, das an die- 
sem Tage überwiegend in der Nutzung des MfS/ 
AfNS stand, nach Art. 21 und 22 Abs. 1 Satz 2 des 
Einigungsvertrages sowie per Verordnung der THA 
übertragen. Die „vierte Durchführungsverordnung 
zum TreuhandG vom 12. September 1990" (GBl. 

1990 I, S. 1465) begründete für die verbliebenen Mit- 
arbeiter des AfNS, unterstellt man dem MfS/AfNS ei- 
nen „ Selbsterhaltungstrieb " , ein Interesse daran, daß 
zwei Tage vor der Wiedervereinigung möglichst we- 
nige Vermögenswerte noch offiziell in überwiegen- 
der Nutzung des MfS/AfNS standen, um den vermö- 
gensrechtlichen Zugriff der THA abzuwenden. 

Die Aufgabe der Vermögensaufklärung und -Siche- 
rung, die das BVA 1991 übernahm, gestaltete sich 
umfangreich, weil nach Feststellung des Untersu- 
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chungsausschusses auch bei Abschluß der Auflö- 
sungsarbeiten von seiten des Auflösungskomitees 
noch nicht feststand, auf welche Summe sich das 
vom MfS/AfNS begründete, beanspruchte und ver- 
waltete Vermögen insgesamt belief. Schätzungen 
von seiten des Auflösungskomitees schwankten im 
September 1990 zwischen 20 und 60 Mrd. DM (Do- 
kument Nr. 64). 

3. Veruntreuung von MfS-Vermögenswerten 

Die Zentrale Ermittlungsstelle für Regierungs- und 
Vereinigungskriminalität (ZERV) hatte, wie auch die 
Staatsanwaltschaften, u. a. die Aufgabe, Vermögens- 
veruntreuungen im strafrechtlichen Sinne zu verfol- 
gen. Da wegen des Rückwirkungsverbotes (Art. 103 
Abs. 2 GG) das Strafrecht der Bundesrepublik 
Deutschland auf das Verhalten von DDR-Bürgern vor 
dem 3. Oktober 1990 nicht anwendbar ist, konnte die 
Verfolgung von Straftaten, die vor dem 3. Oktober 
1990 begangen worden sind, nur aufgrund des DDR- 
Strafgesetzbuches (StGB-DDR) erfolgen. Doch auch 
dort waren Vermögensveruntreuungen gemäß § 161 a 
StGB-DDR strafbar. 

Schon Ende 1993 ging die ZERV von Vermögensver- 
untreuungen im Umfang von mehreren Milliarden 
DM aus. ln welchem Umfang es tatsächlich zu Ver- 
mögensverschiebungen gekommen ist, konnte der 
Untersuchungsausschuß nicht klären. Dies lag unter 
anderem daran, daß das Gesamtvermögen des MfS 
nicht geschätzt werden konnte. 

Wie bereits dargestellt, ließen sich Vermutungen, 
vor, während und auch noch nach der Auflösung des 
MfS/AfNS seien durch das Zusammenwirken alter 
Seilschaften Teile des Vermögens verschoben wor- 
den, nicht von der Hand weisen. Nach Angaben der 
Staatsanwaltschaft 11 bei dem LG Berlin vor dem Un- 
tersuchungsausschuß wurden allein in der HA IV der 
HVA des MfS in der Auflösungsphase zweistellige 
Millionenbeträge beiseite geschafft (Protokoll Nr. 48, 
S. 57). 

Die ZERV hat in einer weiteren informatorischen An- 
hörung vor dem Untersuchungsausschuß den Abfluß 
von Operativmitteln, also die Fälle, in denen Vermö- 
genswerte des MfS sichtbar verschwunden bzw. ab- 
handen gekommen sind, in vier Kategorien eingeteilt 
(Protokoll Nr. 6, S. 113 ff.): 

1. Zum einen handele es sich um legendierte MfS- 
Immobilien, insbesondere um von MfS-Kadern of- 
fiziell als Eigentum erworbene, tatsächlich aber 
von diesen nur treuhänderisch verwaltetete MfS- 
Objekte, die bei der MfS-/AfNS-Auflösung nicht 
als MfS-Vermögensbestand gemeldet und verein- 
nahmt worden seien. 

2. Des weiteren seien MfS-Konten, die als Versor- 
gungsrückstellungen für MfS-Mitarbeiter gegol- 
ten hätten, im Verlauf der Auflösung ungehindert 
abgeräumt worden. 

3. Darüber hinaus habe es Grundstücksverkäufe zu 
Niedrigpreisen an hochrangige hauptamtliche 
Mitarbeiter des MfS bzw. an Kommunen als Zwi- 
schenhändler gegeben, die diese zu Spottpreisen 
an hochrangige ehemalige MfS-Angehörige wei- 


terveräußert haben, statt die Immobilien bestim- 
mungsgemäß öffentlicher Nutzung zuzuführen. 

4. Schließlich sei man auch einem Ausverkauf von 
Technik und Ausrüstung des MfS nachgegangen. 
Eine besondere Rolle hätten hier Dienstwagen 
und hochwertige Westfabrikate gespielt, deren 
Verbleib weder vom BVA noch von der ZERV oder 
den Staatsanwaltschaften hätten geklärt werden 
können. 

Die Ermittlungen wegen Vermögensveruntreuung 
richteten sich jedoch nicht nur gegen ehemalige MfS- 
Funktionäre oder Mitglieder der Auflösungsgremien. 
Auch gegen einige Mitarbeiter der Teuhandanstalt 
wurde ermittelt. Anlaß dafür war unter anderem die 
von den Mitarbeitern der ZERV beklagte „zögerliche" 
Kooperationsbereitschaft einiger Fachdirektorate der 
THA hinsichtlich der Überlassung der Aufklärung 
dienlicher Unterlagen (Protokoll Nr. 6, S. 121f.). 

Der Untersuchungsausschuß hat auch in einigen 
Fällen festgestellt, daß nach der Auflösung des 
MfS/AfNS sowohl ein ehemaliger THA-Mitarbeiter 
als auch hochrangige MfS-Funktionäre bei der Fir- 
mengruppe Schlaff in Führungspositionen eine Be- 
schäftigung gefunden haben. Einschlägiger Bei- 
spielfall dafür ist Oberst Herbert Köhler, ehemaliger 
Leiter der Abteilung XV der BV Dresden, der nach 
eigenen Angaben im März 1990 bei einem Unter- 
nehmen der Schlaff-Gruppe, der Forel Handels AG, 
als Geschäftsführer in Erscheinung trat (Protokoll 
Nr. 55, S. 6). 

a) VEB Interport Blankenburg 

Eine der Varianten, der THA ehemaliges MfS-Ver- 
mögen vorzuenthalten, war das Verschweigen von 
Vermögenswerten, die bei der Auflösung des MfS 
dem Komitee zur Auflösung des MfS/AfNS im Rah- 
men der Inventur hätten gemeldet werden müssen. 
Ein Beispiel ist der Fall VEB Interport Blankenburg. 
Die Kategorie „VEB" (Volkseigener Betrieb) beinhal- 
tete eine klare Zuordnung zum Staatsvermögen der 
DDR, woraus sich der gegenwärtige Eigentumsan- 
spruch der BvS ergibt. 

Nach Aussage von Dr. Schalck-Golodkowski vor 
dem 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode 
erfolgte die Gründung dieses VEB's in Verbindung 
mit der Auflassung eines Firmengrundstückes aus 
HVA-Beständen in Berlin-Pankow am 1. September 
1985 auf Anweisung des Ministers für Staatssicher- 
heit. Auf dem Firmengrundstück wurde ein Lager- 
und Bürogebäude im Wert von 1,5 Mio. Schweizer 
Franken errichtet. Sinn und Zweck dieser Einrich- 
tung war es nach Angaben Dr. Schalck-Golod- 
kowskis, dem im Dezember 1983 aus Kiel in die DDR 
geflohenen Außenhandelskaufmann Richard Müller 
eine geschäftliche Basis zu verschaffen (BT-Druck- 
sache 12/7600, S. 266). Die Flucht Müllers erfolgte, 
um einer Strafverfolgung durch amerikanische und 
bundesdeutsche Behörden zu entgehen, die seinen 
jahrenlangen gewinnbringenden Embargohandel 
aus den USA und der Bundesrepublik in die Sowjet- 
union und nach Ungarn entdeckt hatten. Der VEB 
Interport Blankenburg entfaltete keine eigene Ge- 
schäftstätigkeit, sondern unterstützte vielmehr die 
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Geschäftsaktivitäten Richard Müllers. Hauptgegen- 
stand waren wiederum Embargoimporte, insbeson- 
dere Computertechnologie, für die Sowjetunion. 
Hierbei arbeitete Richard Müller mit den Mitarbei- 
tern des Bereiches SWT der HVA zusammen. Der 
Geschäftsführer des VEB Interport Blankenburg ge- 
hörte auch der HVA an. Angeleitet wurde er von sei- 
nem Führungsoffizier im MfS, Major Bernd Kaden, 
der seinerseits dem Abteilungsleiter des SWT, Oberst 
Horst Müller, unterstand. 

Vom 1. April 1990 bis 3. Oktober 1990 war Horst Mül- 
ler als „MfS-lnsider" Mitglied des Auflösungskomi- 
tees und verantwortlich für die Auflösung des gesam- 
ten SWT der HVA und die Zusammenstellung aller 
dort vorhandenen beweglichen und unbeweglichen 
Vermögenswerte sowie deren Weitermeldung an das 
Auflösungskomitee. Doch weder er noch Siegmar 
Röder oder Bernd Kaden offenbarten dem Komitee 
bzw. der THA ihr Wissen über die Existenz und das 
Firmenvermögen des VEB Interport Blankenburg. 
Nach den Erkenntnissen der Staatsanwaltschaft 11 
bei dem LG Berlin wurden die einschlägigen Akten, 
die Anhaltspunkte für die Existenz des VEB Interport 
Blankenburg gaben, rechtzeitig vor der Auflösung 
des MfS/AfNS Richard Müller zugespielt, so daß die- 
ser gewarnt war. Geschäftsführer Röder schied zum 
31. März 1990 aus dem MfS aus. Noch am 11. Juli 
1990 hob dieser 2,3 Mio. DM von den Firmenkonten 
des VEB Interport Blankenburg bei der Staatsbank 
der DDR ab und überwies das Geld über Auslands- 
konten auf Konten der Devia AG, einer Firma 
Richard Müllers, Davon sollen schließlich eine 
Mio. DM als Festgeld auf ein Privatkonto Richard 
Müllers überwiesen worden sein. Die weiteren Nach- 
forschungen des Untersuchungsausschusses erga- 
ben, daß auch das Firmengrundstück des Betriebes 
mit einem geschätzten Verkehrswert von etwa drei 
Mio. DM von Richard Müller nicht an die THA über- 
führt wurde, sondern seit dem 1. Januar 1992 zu 
einem monatlichen Mietzins von 29 640 DM (ein- 
schließlich 14 % Umsatzsteuer) an das Speditionsun- 
ternehmen Sovtransavto Deutschland GmbH vermie- 
tet wurde. Damit hatte Richard Müller innerhalb von 
vier Jahren weitere Einnahmen in Höhe von rund 
1,7 Mio. DM, weshalb er von der Staatsanwaltschaft 
11 bei dem LG Berlin wegen Untreue angeklagt 
wurde. 

Erst viel später stellte sich durch einen Zufall heraus, 
daß der VEB Interport Blankenburg nicht identisch 
mit dem bereits entdeckten HVA-Beschaffungsunter- 
nehmen Interport Industrievertretungen war, son- 
dern eine eigene Rechtsidentität und mithin eigenes 
Vermögen auf der finanziellen Basis von DDR-Staats- 
geldern besaß (Protokoll Nr. 48, S. 56 ff.). 

Der Untersuchungsausschuß ist davon ausgegangen, 
daß die Verschleierung der Existenz des VEB Inter- 
port Blankenburg zumindest teilweise von Horst 
Müller mit zu verantworten ist. ln seiner Funktion als 
Leiter der Abteilung XIV des SWT war er bei der Be- 
schaffung von EDV und Elektronik auf demselben 
Gebiet wie Richard Müller tätig, allerdings im Dien- 
ste der DDR. Bei der Befragung zum Themenkom- 
plex VEB Interport Blankenburg vor dem Untersu- 
chungsausschuß hat sich Horst Müller auf sein Aus- 


kunftsverweigerungsrecht aus § 55 StPO berufen 
(Protokoll Nr. 55, S. 63). Zur Begründung hat er ange- 
führt, daß die Staatsanwaltschaft 11 bei dem LG Berlin 
gegen ihn im Zusammenhang mit der Veruntreuung 
von MfS-Vermögenswerten bezüglich des VEB Inter- 
port Blankenburg Anklage erhoben habe. 

Nachdem im Rahmen von Ermittlungen um das 
HVA-Unternehmen Interport Industrievertretungen, 
welches auch im Verantwortungsbereich des SWT- 
Abteilungsleiters Horst Müller lag, die Existenz des 
VEB Interport Blankenburg erst 1994 entdeckt wur- 
de, veranlaßte die BvS die Umwandlung des VEB In- 
terport Blankenburg gemäß § 11 Abs. 1 TreuhandG 
in eine GmbH mit Rückwirkung zum 1. Juli 1990 und 
wurde somit gemäß § 1 Abs. 4 TreuhandG Alleinge- 
sellschafterin der Interport Blankenburg sowie 
Eigentümerin des Firmengrundstücks und der Fir- 
menkonten. 

Am 24. Januar 1996 erfolgte die Eintragung der Inter- 
port Blankenburg GmbH im Aufbau in Liquidation 
(i.A. i.L.) als Rechtsnachfolgerin des VEB ins Han- 
delsregister beim AG Berlin-Charlottenburg. Eine 
gewinnbringende Verwertung der Interport Blan- 
kenburg GmbH i.L. durch die BvS scheiterte nach In- 
formationen des Untersuchungsausschusses bisher 
daran, daß weder die Sovtransavto das Betriebsge- 
lände noch Richard Müller die Mietzahlungen her- 
ausgegeben hat. Nach Auskunft der BvS wurde das 
gegen das Speditionsunternehmen Sovtransavto vor 
dem LG Berlin rechtsanhängige Räumungsverfahren 
ausgesetzt, bis eine Entscheidung hinsichtlich der 
noch offenen Vermögensfragen vorliegt. Das LG Kiel 
hat am 5. Januar 1998 Richard Müller zur Rückzah- 
lung der Firmengelder des VEB Interport Blanken- 
burg sowie der von ihm vereinnahmten Mieteinnah- 
men aus dem Betriebsgelände verurteilt, die Voll- 
streckung des Urteils wurde eingeleitet. 

Die Staatsanwaltschaft 11 bei dem LG Berlin hat am 
12. November 1996 gegen Horst Müller und gegen 
die beiden ehemaligen MfS-Angehörigen Bernd 
Kaden und Siegmar Röder sowie gegen Richard Mül- 
ler wegen des Verdachts der Untreue im Zusammen- 
hang mit der Nichtanmeldung von mutmaßlichen 
Vermögenswerten des MfS (VEB Interport Blanken- 
burg) gegenüber dem Auflösungskomitee des MfS/ 
AfNS Anklage erhoben. 

b) Firmengründungen durch ehemalige 
MfS-Angehörige 

Der Untersuchungsausschuß hat festgestellt, daß zur 
Veruntreuung des MfS-Vermögens auch Unterneh- 
mensgründungen durch MfS-Mitarbeiter oder Stroh- 
männer auf der Kapitalgrundlage von MfS-Vermö- 
genswerten praktiziert wurden und sich in diesem 
Zusammenhang vor allem mit Vorgängen bei der Be- 
zirksverwaltung (BV) Dresden der HVA zwischen 
Oktober 1989 und März 1990 beschäftigt. 

Die Abteilung XV der BV Dresden des MfS hat nach 
der Aussage eines ehemaligen MfS-Mitarbeiters am 
3. August 1992 vor der Staatsanwaltschaft Dresden 
im Zeitraum Dezember 1989 bis Februar 1990 Bestre- 
bungen unternommen, wirtschaftliche Unternehmen 
zu gründen. Diese sollten einerseits Gelder erwirt- 
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schäften, um die Weiterführung der nachrichten- 
diensthchen Tätigkeit für die Zeit, in der keine Ope- 
rativgelder mehr vorhanden sein würden, zu gewähr- 
leisten. Andererseits sollten diese Unternehmen aber 
im Fall der endgültigen Einstellung der nachrichten- 
diensthchen Tätigkeit die wirtschaftliche und soziale 
Gnmdlage für die Zukunft der MfS-Mitarbeiter bil- 
den. 

Obwohl sich die Abteilung XV der BV Dresden als 
„Bezirksfihale" der HVA bereits in der Auflösungs- 
phase befand, wurden nach den Feststellungen der 
Staatsbank Berlin, Abteilung Revision, von den regu- 
lären Konten der BV Dresden zwischen dem 2. Okto- 
ber 1989 und dem 20. März 1990 32 480 000 Mark 
der DDR in bar abgehoben. Davon wurden allein in 
der Zeit vom 20. Dezember 1989 bis zum 25. Januar 
1990 12,14 Mio. Mark der DDR abgehoben. Ein gro- 
ßer Teil dieser Gelder wurde zwar als Übergangsgeld 
oder Abfindung an ausscheidende MfS-Mitarbeiter 
ausgezahlt oder zum „Abschalten von Quellen" ver- 
wendet (Schreiben des Zeugen Rath vom 19. August 
1993 zu Protokoll Nr. 24, Anlage 4, S. 6; Dokument 
Nr. 62). Dennoch standen nach den Erkenntnissen 
des Untersuchungsausschusses dem damaligen Lei- 
ter der Abteilung XV der BV Dresden, Herbert Köh- 
ler, allein aus diesen Barabhebungen ausreichende 
finanzielle Mittel für die Realisierung des Planes zur 
Verfügung, mit Hüfe der MfS-Gelder Versorgungs- 
unternehmen für die Mitarbeiter des MfS zu grün- 
den. Dementsprechend waren die in das Gründungs- 
kapital solcher Firmen geflossenen Gelder bei der 
Auflösung des MfS nicht mehr als Vermögen des 
MfS erkennbar. Sämtliche derartige Bestrebungen, 
Firmen mit MfS-Geldem zu gründen, wurden nach 
der Aussage des o. g. Mitarbeiters von Herbert Köhler 
koordiniert. 

Im Rahmen ihrer Ermittlungen stellte die ZERV fest, 
daß MfS/AfNS- Mitarbeiter im Frühjahr 1990 im 
Raum Dresden Firmen gründeten, und kam zu dem 
Schluß, daß die Kapitalgrundlage z.T. aus dem „Ope- 
rativvermögen" des MfS/AfNS stamme. Dabei habe 
die Wiener Firmengruppe von Martin Schlaff eine 
zentrale Rolle gespielt. Unter Beteihgung dieser 
Firmengruppe sei es auch zu Manipulationen mit 
hochwertigen Immobilien aus MfS-Beständen ge- 
kommen. 

Übereinstimmend mit der Aussage des ehemaligen 
MfS-Mitarbeiters und den Feststellungen des Zeu- 
gen Rath hat auch der Leitende Kriminaldirekor der 
ZERV, Uwe Schmidt, am 18. Januar 1996 bei seiner 
informatorischen Anhörung vor dem Untersuchungs- 
ausschuß hierzu erklärt: 

„... die Losung in Dresden zumindest in der AbteL 
lung XV, also dem verlängerten Arm der HVA, 
war, aus vorhandenem Operativgeldvermögen Fir- 
men zu gründen, um ... den Kampf fortsetzen zu 
können, wenn das nicht gelingt, hilfsweise für die 
Versorgung von dann ehemaligen Mitarbeitern 
des M/S". 

Aus entsprechenden Firmengründungen ergebe sich 
der konkrete Verdacht, daß zumindest teilweise MfS- 
Operativgelder in diesen Bereich abgeflossen seien 
(Protokoll Nr. 6, S. 123f.). Eine mögliche Planungs- 


grundlage für die Firmengründungen mit MfS -Kapi- 
tal bildete nach Auffassung der ZERV ein Sitzungs- 
protokoll der HA XVIII des MfS (Abteilung Volks- 
wirtschaft) vom 22. November 1989. In dieser Sitzung 
wurde die „Arbeitsplatzvermittlung von ausschei- 
denden Mitgliedern des Organs" diskutiert. Als mög- 
liche „Varianten" seien u. a. die „Schaffung Volks- 
wirtschaftlicher Einrichtungen", u. a. VEB, „mit ab- 
zubauenden Fonds des Amtes [für Nationale Sicher- 
heit, Anm. d. Red.] und vorrangiger Einstellung von 
ehemaligen Mitarbeitern, und zweitens für ausschei- 
dende Mitarbeiter kurzzeitige legendierte Nachweise 
von zivilen Arbeitsstellen zu schaffen, um bei Bewer- 
bungen nicht als Angehöriger des MdI oder MfS in 
Erscheinung zu treten'' (Protokoll Nr. 6, S. 126 f.). 

Der Untersuchungsausschuß hat seine Ermittlungen 
auf der Grundlage dieser Anhaltspunkte angestellt. 
Am 27. Februar 1997 wurde hierzu Herbert Köhler, 
als ehemaliger Leiter der Abteilung XV der BV Dres- 
den und, nachdem in der Nacht zum 6. Dezember 
1989 die Bezirksverwaltung gestürmt worden war, 
als zeitweiliger Leiter der gesamten Bezirksverwal- 
tung, vernommen. 

Durch weiteres Aktenstudium sowie Zeugen- und 
Sachverständigenanhörungen hat der Untersu- 
chungsausschuß herausgefunden, daß in die Abläufe 
im Wirkungsbereich der BV Dresden zu Beginn des 
Jahres 1990 auch Firmen der Schlaff-Gruppe aus 
Wien verwickelt waren, die schon vor der Wende um- 
fangreiche Geschäftstätigkeit, u. a. auch im Embar- 
gohandel (vgl. Zweiter Teil, H. I.), mit der DDR betrie- 
ben hatten. 

Im Frühjahr 1990 trat dieses Unternehmensgeflecht 
von Martin Schlaff dadurch in Erscheinung, daß es 
Firmengründungen ehemaliger MfS-Mitarbeiter fi- 
nanziell unterstützte. 

Herbert Köhler hat bei seiner Vernehmung vor dem 
Untersuchungsausschuß am 27. Februar 1997 selbst 
zugegeben, seit März 1990 bei der Forel Handelsge- 
sellschaft mit Sitz in Wien zunächst als Kaufmann im 
Angestelltenverhältnis tätig gewesen zu sein. Mit der 
Forel Handels AG (Liechtenstein) hatte er nach den 
Ermittlungen der Staatsanwaltschaft II bei dem LG 
Berlin am 15. März 1990 eine Vereinbarung geschlos- 
sen, in der er sich u. a. verpflichtete, bei der Investi- 
tion und Veranlagung der 170 Mio. Mark der DDR, 
über die die Forel-Gruppe verfügte, mitzuwirken. 
Beide Unternehmen gehörten zur Firmengruppe von 
Martin Schlaff, wobei die Forel Handels AG Gesell- 
schafterin der Forel Handels GmbH war. Nach den 
dem Untersuchungsausschuß vorliegenden Unterla- 
gen wurde die Forel Handels AG im Juni 1993 ge- 
löscht und ihr Vermögen auf die Alleingesellschafte- 
rin Universal Finanz Holding AG, Vaduz übertragen, 
zu deren Verwaltungsräten u. a. Martin Schlaff ge- 
hörte. Die Universal Finanz Holding AG hat dagegen 
in Ihrer Stellungnahme zum rechtlichen Gehör er- 
klärt, sie sei zu keiner Zeit Alleingesellschafterin der 
Forel Handels AG gewesen oder habe eine direkte 
oder indirekte Beteiligung am Aktienkapital der 
Forel Handels AG gehabt (Mat RG 6). Trotzdem liegt 
es nahe, daß es sich bei dem Betrag von 170 Mio. 
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Mark der DDR vermutlich um den Erlös aus dem 
F estplattenspeicher geschäf t handelte . 

Nach einer einjährigen Vorbereitungszeit ist Köhler 
nach eigenen Angaben seit 1991 bis heute als 
Geschäftsführer im Holzhandel Berlin GmbH tätig 
(Protokoll Nr. 55, S. 6). 

ln einer Reihe von Einzelfällen hat der Untersu- 
chungsausschuß versucht, das Zusammenwirken 
sog. alter Seilschaften bei der Unterbringung verun- 
treuter MfS-Gelder in das Kapital neugegründeter 
Firmen aufzuklären und festgestellt, daß Martin 
Schlaff und sein Firmenimperium dabei eine tragen- 
de Rolle spielten, wie nachfolgende Beispiele ver- 
deutlichen. 

aa) elbion-tours GmbH, Dresden 

Die Firma elbion-tours GmbH Reisebüro wurde am 
10. April 1990 in Dresden mit einem Stammkapital 
von 120 000 Mark der DDR gegründet, wobei sechs 
Gesellschafter jeweils 20000 Mark der DDR ein- 
brachten. Einer der Gründungsgesellschafter war un- 
ter dem Decknamen „Ulli Freudenberg" Inoffizieller 
Mitarbeiter der Abteilung XV der BV Dresden. Auch 
die fünf weiteren Teilhaber waren ehemalige MfS- 
Mitarbeiter, darunter der Leiter der Abteilung XV 
der BV Dresden, Herbert Köhler. 

Nach Angaben des mit den TH A/BvS -Ermittlungen 
im Fall elbion-tours befaßten Zeugen Rath vor dem 
Untersuchungsausschuß waren die Einlagen der 
ehemaligen MfS-Offiziere der Höhe nach rücht aus 
deren verhältnismäßig niedrigen Einkommen zu 
finanzieren gewesen. Konkrete Anhaltspunkte dafür, 
daß Mittel des MfS zur Firmengründung verwendet 
wurden, konnten jedoch nur hinsichtlich eines Grün- 
dungsgesellschafters fest gestellt werden. Der bereits 
o. g. ehemalige Mitarbeiter der Abteilung XV der BV 
Dresden hat am 3. August 1992 vor der Staatsanwalt- 
schaft Dresden ausgesagt, sein Vorgesetzter, Herbert 
Köhler, habe ihm Ende 1989 30000 Mark der DDR 
ausgehändigt. Dieses Geld habe er an einen ehema- 
ligen Inoffiziellen Mitarbeiter der Abteilung XV der 
BV Dresden mit dem Decknamen „UUi Freuden- 
berg" mit der Maßgabe weiterreichen sollen, die Ge- 
sellschaft elbion-tours zu gründen. Herbert Köhler 
hat dies bei seiner Vernehmung vor dem Unter- 
suchungsausschuß am 27. Februar 1997 jedoch nicht 
bestätigt (Protokoll Nr. 55, S. 49). 

Der bereits genannte Inoffizielle Mitarbeiter hat am 
2. März 1990 tatsächlich 31 000 Mark der DDR auf 
das Konto der elbion-tours GmbH bei der Genossen- 
schaftskasse für Handel und Gewerbe, Dresden, ein- 
gezahlt. Ob es sich hierbei um das Geld, welches ihm 
der ehemalige Mitarbeiter der Abteüung XV der BV 
Dresden im Auftrag von Köhler aus MfS-Beständen 
gegeben haben soll, handelte, konnte vom Untersu- 
chungsausschuß nicht abschließend geklärt werden. 
Zu dieser Frage wie auch zu weiteren Fragen im Zu- 
sammenhang mit elbion-tours GmbH ist bei der 
Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin seit 1993 ein 
Ermittlungsverfahren anhängig. Ermittelt wird u. a. 
gegen den IM und Köhler wegen des Verdachts der 
Untreue, weil gegenüber dem Komitee zur Auflö- 
sung des MfS/AfNS die Verwendung der Mittel des 


MfS für die Gründung der elbion-tours GmbH nicht 
angezeigt wurden. 

Des weiteren hat der Zeuge Rath dem Untersu- 
chungsausschuß mitgeteüt, daß sich aus der DM-Er- 
öffnungsbilanz der elbion-tours GmbH vom 20. De- 
zember 1991 bereits nach knapp zwei Monaten Fir- 
menexistenz zum 1. Juli 1990 eine Bilanzsumme von 
über einer Mio. DM ergeben habe. Diese Summe ha- 
be einerseits die (im Verhältnis zu ihren Einkommen 
relativ hohen) Einlagen der Gesellschafter und ein 
von den Gründungsgesellschaftem gewährtes, un- 
verzinsliches und täglich kündbares Darlehen in 
Höhe von ca. 273 800 DM (vor der Währungsumstel- 
lung ca. 550 000 Mark der DDR) beinhaltet. Das Dar- 
lehen sollte laut DM-Eröffnungsbilanz dem Kauf, der 
Anmietung und Ausstattung von Gewerberäumen 
sowie der Deckung des Gründungsaufwandes die- 
nen. Zum anderen sei als größter Posten in dieser Bi- 
lanz ein auf 620 000 DM umgestelltes Darlehen der 
Firma Lomer & Co. AG, ein zur Firmengruppe Schlaff 
gehörendes Unternehmen, ausgewiesen (Ergän- 
zungsschreiben des Zeugen Rath vom 25. September 
1996 zu ProtokoU Nr. 24, S. 2). 

Hierzu hat der Untersuchungsausschuß festgestellt, 
daß die Lomer & Co. AG der elbion-tours GmbH ein 
bis zum 1. Juli 1991 unverzinsliches Darlehen in 
Höhe von 950 000 Mark der DDR und 150 000 DM 
„zum Aufbau von Reisebüro filialen'' ohne Verein- 
barung von Sicherheiten mit einer Laufzeit bis zum 
31. Mai 1995 gewährte. 

Der Darlehensvertrag vom 16. April 1990 wurde für 
die Lomer & Co. AG von deren Verwaltungsrat 
Dr. Ackermann und für die elbion-tours GmbH von 
dem Gesellschafter Herbert Köhler, der allerdings 
nicht Geschäftsführer des Unternehmens war, unter- 
schrieben. Dennoch hat Köhler bei seiner Ver- 
nehmung durch den Untersuchungausschuß am 
27. Februar 1997 ausgesagt, daß er mit der Firma 
Lomer & Co. AG nichts zu tun gehabt habe. Sie sei 
ihm irgendwann im Laufe des Jahres '90 oder '91 aus 
der Presse bekannt geworden (Protokoll Nr. 55, S. 9). 
Deswegen hat die Staatsanwaltschaft II bei dem 
LG Berlin ein Ermittlungsverfahren wegen Falsch- 
aussage gegen Herbert Köhler eingleitet. 

Aufgrund der erkennbar ungünstigen Darlehensbe- 
dingungen für die Lomer & Co. AG vermutet der Un- 
tersuchungsausschuß, daß mit der Darlehensgewäh- 
rung ein anderer Zweck verfolgt werden sollte. Aus- 
wertungen der Konten der Lomer & Co. AG bei DDR- 
Banken haben ergeben, daß von dem Konto der Lo- 
mer & Co. AG beim Berliner Stadtkontor, welches 
von Geldern aus dem vermuüichen Scheingeschäft 
zwischen der Lomer & Co. AG und der BIEG über die 
Lieferung von 24 400 Festplattenspeichem (vgl. hier- 
zu Zweiter Teil, I.III.2.d) gespeist wurde, am 21. März 
1990 950 000 Mark der DDR auf das Konto der 
elbion-tours bei der Genossenschaftskasse für Han- 
del und Gewerbe, Dresden, überwiesen worden sind. 
Es hegt nahe, daß dieser Betrag ein Teil des Darle- 
hens aus dem o.g. Vertrag war. Laut Überweisungs- 
auftrag vom 19. April 1991 hat elbion-tours genau 
620 000 DM auf ein Konto der „Fa. Lohmer & Co. 
KG" bei der Commerzbank in Konstanz unter An- 
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gäbe des Zahlungsgrundes „Darlehnsrückzahlung 
Fa. elbiontours“ überwiesen. Für den Untersu- 
chungsausschuß besteht der Verdacht, daß die 
950 000 Mark der DDR aus Vermögensstraftaten, 
nämlich Betrug zum Nachteil der Staatsbank der 
DDR und Untreue zum Nachteil des VEB Robotron 
Elektronik Zella-Mehlis und der BIEG stammen. 
Außerdem besteht bezüglich der an Lomer & Co. AG 
zurückgezahlten 620 000 DM der Verdacht, daß es 
sich um einen Teil des Taterlöses aus dem aus Sicht 
des Untersuchungsausschusses nur zum Schein ab- 
geschlossenen Festplattenspeichergeschäft gehan- 
delt hat. 

Wie bereits erwähnt, hat die Staatsanwaltschaft II bei 
dem LG Berlin u. a. gegen die an der Gründung und 
den Geschäften der elbion-tours GmbH Beteiligten, 
so auch gegen Herbert Köhler im Jahre 1993 ein Er- 
mittlungsverfahren wegen des Verdachts der Un- 
treue eingeleitet, welches zwischenzeitlich 1995 ein- 
gestellt und später wieder auf genommen wurde. Es 
soll neben weiteren Ermittlungskomplexen vor allem 
die Herkunft des Geldes zur Gründung der elbion- 
tours GmbH, die Hintergründe der Ausreichung des 
Darlehens der Lomer & Co. AG an die elbion-tours 
GmbH sowie dessen Rückzahlung und die Geld- 
flüsse im Zusammenhang mit dem Kauf des „Hauses 
am Hang", Erster Steinweg Nr. 19, in Dresden klären 
(vgl. nachstehend 4.b). 

Der Untersuchungsausschuß hat im Ergebnis zwar 
nicht die tatsächliche Herkunft des Firmenvermö- 
gens der elbion-tours GmbH nachweisen können. 
Der Verdacht der Veruntreuung von DDR-Staatsver- 
mögen wurde jedoch nicht entkräftet, sondern es ha- 
ben sich vielmehr weitere Anhaltspunkte ergeben, 
die durch das Ermittlungsverfahren der Staatsan- 
waltschaft II bei dem LG Berlin noch geklärt werden 
sollen. Außerdem ist die Gründung von elbion-tours 
GmbH wiederum ein deutliches Beispiel für das Zu- 
sammenwirken ehemaliger MfS -Angehöriger und 
ausländischer Geschäftspartner der DDR bei der Ver- 
schiebung großer Vermögenswerte nach dem Fall 
der Mauer. 

bb) TCAC GmbH fTransport und Communication 
Assessment Center Weiterbildungs- 
und Beratungsgesellschaft mbH) 

Die TCAC GmbH wurde am 28. März 1990 von Prof. 
Dr. Bergström, der außerdem am 1. Oktober 1993 Ge- 
schäftsführer wurde, unter Beteüigung der Schlaff- 
Firma Forel Handels AG, Vaduz, und vier weiterer 
Gesellschafter gegründet. Sie wurde am 25. April 
1990 ins Handelsregister mit einem Stammkapital 
von 200 000 Mark der DDR eingetragen, wobei die 
fünf Gesellschafter je 20% des Kapitals als Anteile 
hielten. 

Auch bei der TCAC GmbH bestand zunächst der 
Verdacht, daß sie in ihrem Kapital veruntreutes MfS- 
Vermögen enthalte, was sich insbesondere aus der 
Aussage des damaligen Ersten Stellvertreters des 
Leiters Herbert Köhler der Abteilung XV der 
BV Dresden des MfS ergab. Nach seiner Aussage im 
Juli 1992 vor der Staatsanwaltschaft Dresden war das 
Transport- und Konununikationszentrum zu DDR- 
Zeiten als Bestandteü der Hochschule für Verkehrs- 


wesen, an der Prof. Dr. Bergström tätig war, gegrün- 
det worden. Ab dem 2. Halbjahr 1988 sei diese Ein- 
richtung vom MfS als Informationsquelle genutzt 
worden. Da zur Zeit der Auflösung des MfS noch un- 
klar gewesen sei, ob die Aufklärung als eigenständi- 
ger Nachrichtendienst der DDR weiter existieren 
werde, habe man diesen Bereich ausgegliedert und 
als TCAC GmbH neu gegründet. 

Ziel sei gewesen, die herausgelöste Einrichtung un- 
ter der Firmenlegende „als Deckmantel für weitere 
operative Aufgaben im Bereich der Aufklärung - im 
Rahmen eines evtl, zu gründenden Nachrichtendien- 
stes - zu nutzen". Als sich im Laufe der Entwicklung 
jedoch das Thema DDR-Nachrichtendienst erübrigt 
hätte, habe das Unternehmen nur noch der „sozialen 
Abfederung und Weiterbeschäftigung" der MfS-Mit- 
arbeiter gegolten. Unter Nutzung der Kontakte zu 
ausländischen Geschäftspartnern, die Prof. Dr. Berg- 
ström gehabt habe, sollte die TCAC GmbH im Be- 
reich Transport und Kommunikation tätig werden. 

Prof. Dr. Bergström hat im Rahmen seines rechtlichen 
Gehörs zu der Darstellung des Untersuchungsaus- 
schusses umfassend Stellung genommen (vgl. Vierter 
Teil, C.III.; Mat RG4). 

cc) Topik, Gesellschaft für Internationale Anlagen 
und Immobilien mbH und TIA Projektmanagement 
und Handels GmbH 

Auch die Topik GmbH entstand mit der Unterstüt- 
zung eines Unternehmens der Schlaff-Gruppe. 

Sie wurde am 8. Januar 1991 mit einem Stammkapi- 
tal von 249 000 DM von einem ehemaligen HVA-Ma- 
jor und damaligen zweiten stellvertretenden Leiter 
der Abteilung XV der BV Dresden als Gesellschafter 
mit einer Stammeinlage von 83 000 DM gegründet. 
Die Schlaff-Firma Forel Firmenvertretungs- und Han- 
delsgesellschaft mbH, Wien, bei der Herbert Köhler 
im März 1990 Geschäftsführer wurde, beteiligte sich 
mit 166 000 DM. Am 13. Juni 1991 hat die Topik 
GmbH das Unternehmen Ingenieurbüro Schnittholz- 
und Holzwaren Dresden GmbH für 1,2 Mio. DM ge- 
kauft. Bereits nach weniger als einem Jahr verkaufte 
die Forel Handels GmbH nach Angaben des Zeugen 
und BvS-Ermittlers Fritz-Joseph Rath ihren Gesell- 
schaftsanteil am 16. Dezember 1991 zum Preis von 
nur einer DM an den o.g. ehemaligen HVA-Major, 
der auch Geschäftsführer dieser Gesellschaft war 
(Protokoll Nr. 24, S. 17; Ergänzungsschreiben vom 
25. September 1996 zu Protokoll Nr. 24, S. 2). Dieser 
war aufgrund seiner Einkommensverhältnisse nicht 
in der Lage, einen Betrag von 83 000 DM anzuspa- 
ren, weshalb unklar ist, woher er das Geld hatte und 
warum die Forel Handels GmbH, Wien, ihren Gesell- 
schaftsanteil an diesen quasi verschenkte. Nach Aus- 
sage des bereits oben unter aa) erwähnten ehemali- 
gen Mitarbeiters der Abteüung XV der BV Dresden 
am 26. November 1993 bei der Staatsanwaltschaft II 
bei dem LG Berlin fuhr der ehemalige zweite stellver- 
tretende Leiter der Abteilung XV der BV Dresden im 
Januar und Februar 1990 jeweils einmal nach Berlin, 
um in der HVA Gelder abzuholen, die u. a. für die 
Abschaltung von „Quellen" im Ausland eingesetzt 
werden sollten. Insoweit emüttelt die Staatsanwalt- 
schaft II bei dem LG Berlin in dem gleichen Verfah- 
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ren wie bei elbion-tours GmbH wegen des Verdachts 
der Untreue. Am 17. Dezember 1991 verlegte dieser 
den Firmensitz der Topik GmbH von Berlin, Siegfried- 
straße 63 (den gleichen Firmensitz wie die Holzhandel 
Berlin und Brandenburg GmbH, ebenfalls ein von der 
Schlaff-Gruppe gekauftes Unternehmen, bei dem Her- 
bert Köhler seit 1991 Geschäftsführer ist; siehe Zweiter 
Teil, J.VIl.l.) nach Dresden in die Baumstraße 9-13. 

Eigentümer des Grundstückes Baumstraße 9-13 in 
Dresden ist wiederum die TIA Projektmanagement 
und Handels GmbH, früher Ingenieurbüro Schnitt- 
holz- und Holzwaren Dresden GmbH, deren Ge- 
schäftsführer seit dem 14. November 1991 der be- 
sagte ehemalige zweite Stellverter der Abteilung XV 
der BV Dresden ist und deren Alleingesellschafterin 
die Topik GmbH ist, bei der dieser die gesamten Ge- 
sellschaftsanteüe hält. Dementsprechend müßte die- 
ser ehemalige HVA-Major das Stammkapital in Höhe 
von 602 000 Mark der DDR der Ingenieurbüro 
Schnittholz- und Holzwaren Dresden GmbH, die am 
25. Juni 1990 gegründet wurde, alleine erbracht ha- 
ben, was nicht erklärbar ist. Die Gebäude auf dem 
Grundstück Baumstraße 9-13 dienen außerdem als 
Firmensitz für die TCAC GmbH, die Topik GmbH, 
die TIA GmbH und die Gerburg Grundstücks- und 
Hausverwaltung GmbH, an der der bereits mehrfach 
genannte HVA-Major ebenfalls beteiligt ist. 

dd) Krisentreffen im „Haus am Hang“ 
am 5. Dezember 1989 

Nach den Ermittlungen der BvS hat am 5. Dezember 
1989 in Dresden in dem ehemaligen konspirativen 
Objekt „Hang" der HVA im Ersten Steinweg Nr. 19 
ein kurzfristig anberaumtes Krisentreffen von leiten- 
den Mitarbeitern der Abteilung XV der BV Dresden 
und westlichen Geschäftspartnern stattgefunden, bei 
dem die Vorbereitungen zur Versorgungssicherung 
der MfS-Mitarbeiter unter Einsatz von zu verun- 
treuenden DDR-Staatsgeldern geplant worden sein 
sollen (Schreiben des Zeugen Rath vom 25. Septem- 
ber 1996 zu Protokoll Nr. 24, S. 2f.). Mutmaßlicher 
Initiator dieses Treffens war Herbert Köhler, der sich 
diesbezüglich auf sein Aussageverweigerungsrecht 
aus § 55 StPO berufen (Protokoll Nr. 55, S. 14), aber 
erklärt hat, er sei an diesem Tag „mit Sicherheit die 
übergroße Zeit in der Dienststelle" gewesen (Proto- 
koll Nr. 55, S. 24). 

Daß es eine solche Beratung Köhlers mit einer aus- 
ländischen Kontaktperson, die mit einem Privatflug- 
zeug aus Österreich über Prag gekommen sei, am 
5. Dezember 1989 im Ersten Steinweg Nr. 19 gege- 
ben habe, bestätigte ein Zeuge bei seiner Verneh- 
mung durch die Staatsanwaltschaft Dresden. Dieser 
zweite Stellvertreter Köhlers in der Abteilung XV der 
BV Dresden erklärte, daß der damalige persönliche 
Mitarbeiter Köhlers am 5. Dezember 1989 ebenfalls 
in dem Objekt „Hang" gewesen sei, wobei er aller- 
dings nicht sagen könne, ob der enge Mitarbeiter 
von Köhler persönlich an dem Gespräch teilgenom- 
men habe. Zu der ausländischen Kontaktperson 
sagte der Zeuge: 

„Herr Köhler nannte uns diese Person lediglich als 
sehr einflußreich und möglicherweise auch wichtig 
für unsere weitere Tätigkeit . " 


Nach Auskunft der Flughafen Dresden GmbH vom 
17. August 1993 ist an diesem 5. Dezember 1989 ein 
Lear-Jet aus Prag kommend mittags in Dresden ohne 
Passagiere gelandet und abends um 19.00 Uhr mit 
zwei Passagieren nach Wien geflogen (Schreiben des 
Zeugen Rath an den Untersuchungsausschuß vom 
25. September 1996, Anlage 4). 


Zusammenfassung: 

Wenngleich ein hinreichender Beweis nicht gelun- 
gen ist, so wurde der Verdacht des Untersuchungs- 
ausschusses, daß nüt DDR-Staatsgeldern Versor- 
gungsunternehmen für ehemalige MfS -Kader ge- 
schaffen worden sind, weiter bekräftigt. Durch 
Schlaff haben gleich mehrere MfS-Offiziere der Ab- 
teilung XV der BV Dresden nach der Auflösung der 
HVA eine neue Anstellung gefunden, z.B. der er- 
wähnte ehemalige HVA-Major als Inhaber der Topik 
GmbH und der TIA GmbH und Köhler zunächst ab 
März 1990 als Geschäftsführer der Forel Handels 
GmbH, dann ab 1991 als Geschäftsführer bei der 
Holzhandel Berlin und Brandenburg GmbH und als 
Mitgesellschafter der elbion-tours GmbH. 

Zur Bestätigung der Vermutungen trug schließlich 
auch die Tatsache bei, daß die von der Staatsanwalt- 
schaft Dresden vernommenen Zeugen, die an den 
Firmengründungen beteüigt waren, für das kumula- 
tive Auftreten dieser eher ungewöhnlichen Zusam- 
menhänge bei der Gründung mehrerer Firmen durch 
ehemalige MfS-Mitarbeiter im Frühjahr 1990 in Dres- 
den keine Erklärung hatten. Die ungeklärte Herkunft 
des Kapitals und die dubiosen Beteiligungen des 
Schlaff-Untemehmensgeflechtes haben dies noch 
untermauert. 

c) MfS-Überlebensordnung 

Die Vermutungen, daß das MfS/AfNS zur Erhaltung 
seiner Strukturen versuchte, Organisationseinheiten 
vor der Zersplitterung zu bewahren und neue finan- 
zielle Grundlagen zu schaffen, haben im Zuge der 
Beweiserhebung des Untersuchungsausschusses in 
Zeugenaussagen von Abteilungsleitern des MfS und 
der HVA eine wichtige Rolle gespielt. Der ehemalige 
HVA-Abteilungsleiter Horst Müller hat zu Protokoll 
gegeben, daß in dem Augenblick, als sich die Frage 
nach der Auflösung des MfS stellte, bereits mit der 
Umsetzung von Plänen zur Gründung eines Amtes 
für Nationale Sicherheit begonnen worden sei. Ob- 
wohl auch dieses nach kurzer Zeit aufgelöst werden 
sollte, habe man weitere Überlegungen über die Zu- 
kunft des Ministeriums angestrengt. Nach Aussage 
Müllers gab es insgeheim Pläne, Strukturen des MfS 
vor der offiziellen Auflösung zu bewahren (Protokoll 
Nr. 55, S. 82). 

Trotz der offensichtlichen Bemühungen des MfS/ 
AfNS, seine Mitarbeiter sozial abzusichern und mög- 
licherweise Teilbereiche des MfS vor der Auflösung 
zu bewahren, konnte der Untersuchungsausschuß 
nicht klären, ob diese Ansätze spontan initiiert wur- 
den oder ob sie auf einer allgemeinen Anweisung ba- 
sierten. 
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In einigen dem Untersuchungsausschuß vorhegen- 
den Quellen ist die Rede von einer sogenannten 
OibE-Überlebensordnung, nach der MfS-Offiziere im 
besonderen Einsatz (OibE) im Falle eines politischen 
Umbruchs alles verfügbare Vermögen des MfS unter 
ihre Kontrolle und zusammen mit der Partei- und 
Staatsführung sowie ggf. nüt Hilfe geeigneter bun- 
desdeutscher und ausländischer Partner in ihren Be- 
sitz bringen sollten (Protokoll Nr. 24, Anlage 3). Es ist 
dem Untersuchungsausschuß nicht gelungen festzu- 
stellen, ob diese Anordnung jemals in schrifthcher 
Form Vorgelegen hat. 

Nach den Erkenntnissen des Untersuchungsaus- 
schusses steht fest, daß die HVA den grundsätzÜchen 
Auftrag zur Beibehaltung der Strukturen hatte. Im 
Spätherbst 1989 wurde dieser nach Aussage des letz- 
ten Leiters der HVA, Werner Großmann, dahinge- 
hend aktuahsiert, daß die leitenden Mitarbeiter die 
Anweisung erhielten, sich über Strukturen zur Er- 
richtung eines neuen Nachrichtendienstes und des- 
sen Aufgabenstellung zu beraten. Die Umsetzung ei- 
nes konkreten Konzepts, das die Veruntreuung von 
DDR-Staatsvermögen z. B. durch Gründung von Ver- 
sorgungsfirmen zum Gegenstand hatte, ist jedoch 
von Großmann bestritten worden (Protokoll Nr. 12, 
S. 265 f.). 

Als Adressaten einer solchen Überlebensordnung, 
die gemäß der geheimdiensthch-operativen Struktur 
des MfS vermutlich mündlich gegeben wurde, hätte 
eine Anweisung nach dem Dafürhalten des Untersu- 
chungsausschusses zumindest den Offizieren im be- 
sonderen Einsatz des MfS bekannt gewesen sein 
müssen. Keiner der befragten MfS-Führungskräfte 
hat sich jedoch in den Zeugenvernehmungen des 
Untersuchungsausschusses an diese Ordnung erin- 
nern können. HVA-Oberst Herbert Köhler hat er- 
klärt, daß es keine Versuche zur Sicherung des MfS 
gegeben habe (Protokoll Nr. 55, S. 31 ff.). Von einer 
solchen Überlebensstrategie hatten auch der Leiter 
der Abteilung Finanzen des MfS, Werner Hennig, 
und der damalige Leiter der Abteüung Rückwärtige 
Dienste der HVA, Tilo Kretz schmar, keine Kenntnis 
(Protokoll Nr. 12, S. 29 f.; Protokoll Nr. 46, S. 20). Die 
Zeugen haben übereinstimmend die Existenz einer 
solchen MfS -Überlebensordnung vor dem Untersu- 
chungsausschuß verneint. 

Nach Auffassung der ZERV hingegen ordnete MfS- 
Generalleutnant Alfred Kleine im November 1989 in 
einer Besprechung der HA XVIII des MfS an, mit den 
„abzubauenden Fonds" des AfNS „volkswirtschaftli- 
che Einrichtungen " zur vorrangigen Einstellung ehe- 
maliger Mitarbeiter zu schaffen (Protokoll Nr. 6, 
S. 121). Auf Fragen des Untersuchungsausschusses 
hat der Zeuge Alfred Kleine nachdrücklich ausge- 
schlossen, daß es in seinem Verantwortungsbereich 
und unter seiner Leitung eine solche Überlebensstra- 
tegie gegeben habe, um im Falle einer zwangswei- 
sen Auflösung weiterzuleben (Protokoll Nr. 16, 
S. 163 f., 178). Er habe lediglich im Sommer 1989 
einen Vortrag vor Minister Mielke und Führungs- 
kräften des Ministeriums gehalten, in dem er die bri- 
sante Situation dargestellt habe. Die Resonanz sei 
aber die gewesen, daß er Rechenschaft hinsichtlich 


seiner Ausführungen habe ablegen müssen (Proto- 
koU Nr. 16, S. 182). 

Die Umsetzung einer solchen Anordnung hätte nach 
Auffassung des Untersuchungsausschusses aus MfS- 
Perspektive gleich mehrere Vorteile gehabt: einer- 
seits hätten die neugegründeten Einrichtungen der 
finanziellen Versorgung ehemaliger MfS -Mitarbeiter 
dienen können, andererseits hätte dies auch Raum 
für neue Anstellungs Verhältnisse eröffnet, um eine 
vorherige MfS -Tätigkeit zu verschleiern. 

In diesem Zusammenhang haben sich für den Unter- 
suchungsausschuß Hinweise ergeben, wonach kurz 
vor der Wende vom MfS Staatsgelder an bestimmte 
Betriebe bezahlt wurden, die im Gegenzug dafür 
ehemalige MfS-Mitarbeiter in Anstellungsverhält- 
nisse übernehmen sollten. So soll sich der Robotron- 
Verbund bei der „Übernahme“ des HVA-Untemeh- 
mens Interport Industrievertretungen zur Übernahme 
des Personals verpflichtet haben. Dabei legte die Lei- 
tung des Auflösungskomitees den Kaufpreis für das 
Unternehmen mit 390 000 Mark der DDR nach den 
Erkenntnissen des Untersuchungsausschusses bei 
weitem zu niedrig fest (Dokument Nr. 63; siehe auch 
nachstehend 5.c)aa). 

Da weder der Untersuchungsausschuß noch die an- 
deren Ermittlungsbehörden ein konkretes Regelwerk 
ausfindig machen konnten, ist die tatsächliche Exi- 
stenz der „OibE-Überlebensordnung" nach wie vor 
umstritten. Es stellte sich jedoch heraus, daß die 
DDR-Ministerien umfangreiche Vorkehrungen für 
den Ernstfall getroffen hatten. Für jedes Detaü, bis 
hin zum Vordruck von Auszeichnungsurkunden im 
Falle eines Krieges, gab es konkrete Pläne und An- 
weisungen. Auch vom Bereich KoKo hat dem Unter- 
suchungsausschuß eine Liste Vorgelegen, in der 
westliche „Vertrauenspartner“ für den Fall des Sy- 
stemzusammenbruchs aufgeführt sind (Protokoll 
Nr. 46, S. 20). Daher ist es nach Auffassung des Un- 
tersuchungsausschusses nicht ausgeschlossen, daß 
auch im hochsensiblen Bereich des MfS konkrete 
Vorkehrungen getroffen worden waren. 

d) Abfindungen an ehemalige Agenten 

Die Vorkehrungen für ehemalige MfS-Mitarbeiter 
wurden jedoch nicht nur über die oben angesproche- 
nen Wege mit Hilfe verschiedener Unternehmen ge- 
troffen. Der Untersuchungsausschuß hat Hinweise 
gefunden, daß es auch direkte Abfindungszahlungen 
an ehemalige Auslandsagenten gab (Dokument 
Nr. 62). Diese Zahlungen wurden vom MfS als Ge- 
genleistung für die Agententätigkeit entrichtet. Es 
besteht Grund zu der Annahme, daß die Zuwendun- 
gen kurz vor der Wende nicht gestoppt wurden, son- 
dern in verstärktem Maße stattgefunden haben. Hier- 
bei könnte es sich auch um Mittel zur langfristigen 
sozialen Sicherung der Auslandsagenten gehandelt 
haben. 

Gesetzliche Ermächtigungsgrundlagen dafür sind für 
den Untersuchungsausschuß nicht ersichtlich gewe- 
sen. Auch über die Höhe und die konkreten Empfän- 
ger dieser Abfindungen konnte der Untersuchungs- 
ausschuß kein Aktenmaterial ermitteln. Dies läßt sich 
vor allem dadurch erklären, daß zum Zeitpunkt der 
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Wiedervereinigung fast der gesamte Aktenbestand 
der HVA vernichtet worden war (dazu nachste- 
hend 6.). 

Die einzigen konkreten Angaben, die dem Untersu- 
chungsausschuß in schriftlicher Form Vorgelegen ha- 
ben, entstammen dem „Abschlußbericht über die 
Auflösung der ehemaligen HVA" vom 25. Juni 1990. 
Aus diesem geht hervor, daß 79 aus dem Ausland in 
die DDR zurückgekehrte Kundschafter (Quellen) of- 
fenkundig finanziell unterstützt wurden. Diese Lei- 
stungen wurden damit begründet, daß sich das MfS 
aufgrund der schwierigen Situation der Quellen im 
Ausland zur sozialen und finanziellen Sicherstellung 
auf Lebenszeit verpfhchtet habe. Dies entspricht ge- 
nau der Zielsetzung von Abfindungen. Darüber hin- 
aus wurden auch noch andere Personen, die für die 
DDR Agententätigkeiten ausgeübt hatten, nach ihrer 
Rückkehr weiterhin mit finanziellen Mitteln unter- 
stützt (z.B. Kuriere, Instrukteure, Residenten, Gehil- 
fen und technische Kräfte, die im Operationsgebiet 
der HVA tätig waren) (Dokument Nr. 62). 

Nach Auskunft Günter Eichhorns vor dem Untersu- 
chungsausschuß wurde bei der Auflösung der HVA 
berücksichtigt, daß 62 Offiziere im besonderen Ein- 
satz und 79 „Kundschafter "-Agenten der HVA, die 
von ihrer Auslandstätigkeit zurückkamen, versorgt 
werden mußten. Für die HVA habe es Mittel im 
Finanzplan gegeben, die beim MdF für diese Zwecke 
hätten abgerufen werden können (Protokoll Nr. 46, 
S. 68). Auch Tilo Kretzschmar hat erklärt, daß im 
Rahmen der Auflösung der HVA dafür gesorgt wor- 
den sei, die aus dem Ausland zurückkehrenden Offi- 
ziere im besonderen Einsatz und auch die Agenten 
wieder zu integrieren (Protokoll Nr. 46, S. 25 f., 36). 
Die Zeugeneinvernahmen Günter Eichhorns, Tilo 
Kretzschmars und auch Werner Großmanns haben 
die Zahlung von Abfindungen an Agenten bestätigt. 

4. Umfang, Verbleib und Sicherung 
des MfS-Vermögens 

Mit Erlaß des BMI vom 1. Januar 1991 übernahm das 
BVA die gesamte Vermögens- und Rentenabwick- 
lung im MfS-Bereich. Seine Aufgabe bestand in der 
Aufklärung, Erfassung und Sicherung des bewegli- 
chen und unbeweglichen Vermögens des MfS/AfNS, 
um die Daten dann an die THA und später an die 
BvS weiterzuleiten. Im Rahmen seiner Zuständigkeit 
überprüfte das BVA das Finanz-, Sach-, Operativ- 
und Auslandsvermögen des MfS und damit die MfS- 
Konten und die im Besitz des MfS stehenden Objekte 
und Liegenschaften, soweit diese nicht nach dem 
1. Oktober 1989 bereits neuen sozialen oder öffentli- 
chen Zwecken zugeführt worden waren (vgl. zur Fra- 
ge der Zuständigkeit Zweiter Teil C.II.3.c). 

Um etwaiges noch vorhandenes, nicht bestimmungs- 
gemäß verwendetes, veruntreutes oder unterschlage- 
nes Vermögen im MfS-Bereich aufzuklären, hat der 
Untersuchungsausschuß für seine Beweiserhebung 
Berichte der BvS, des BVA und des BMF beigezogen 
und sich durch Vernehmung ehemaliger MfS-Füh- 
rungskader und für die Liquidation des MfS/AfNS 
Verantworthcher selbst ein Bild über die Auflö- 
sungsvorgänge gemacht. Auf dieser Grundlage hat 


der Untersuchungsausschuß folgende Feststellungen 
getroffen: 

Infolge fehlender Vermögensrechnungen konnte das 
Gesamtvermögen des MfS durch den Untersu- 
chungsausschuß nicht genau beziffert werden. Nach 
Schätzungen des Komitees zur Auflösung des AiNS 
mit Stand 4. September 1990 erreichte das Gesamt- 
vermögen des MfS eine Höhe zwischen 20 bis 
60 Mrd. DM (Dokument Nr. 64). Nach Angaben des 
für das mobile MfS-Vermögen bei der BvS zuständi- 
gen Abteilungsleiters, Fritz- Joseph Rath, beruhten 
die Spekulationen, die darauf abzielten, das Vermö- 
gen auf 60 bis 70 Mrd. DM zu schätzen, unter ande- 
rem darauf, daß aus dem Staatshaushalt der DDR 
dem MfS seit dessen Gründung insgesamt Finanz- 
mittel in Höhe von etwa 60 Mrd. Mark der DDR zur 
Verfügung gestellt worden seien (Protokoll Nr. 24, 
S. 46f.). Das BMF gab in seinem Bericht vom Septem- 
ber 1996 ein festgestelltes MfS -Gesamtvermögen in 
Höhe von rund drei Mrd. DM an, das nach Aussage 
von Bundesfinanzminister Dr. Theodor Waigel vor 
dem Untersuchungsausschuß praktisch ganz zurück- 
geführt werden konnte (Protokoll Nr. 94, S. 10; Doku- 
ment Nr. 65). 

Von Interesse ist für den Untersuchungsausschuß ein 
Schreiben Dr. Walter Siegerts, des ehemaligen am- 
tierenden Ministers der Finanzen in der Regierung 
Modrow und späteren Staatssekretärs im MdF in 
der Regierungszeit von Ministerpräsident Lothar de 
Maiziere, vom 24. Oktober 1990 gewesen, aus dem 
hervorgeht, daß der Zeitraum Oktober 1989 bis Ja- 
nuar 1990 ein »völlig unkontrollierter Raum " für „ille- 
gale Geld- und Vermögensbewegungen" gewesen 
sei. In dieser Zeit seien „wahrscheinlich viele Unter- 
lagen, Nachweise usw. bereits vernichtet" worden. 
Vom Untersuchungsausschuß zu diesem Schreiben 
befragt, hat Dr. Walter Siegert seine damalige Aussa- 
ge erneuert. Konkrete Anlässe, auf die sich diese Be- 
hauptung stützte, hat er jedoch nicht benennen kön- 
nen. Nach seinen Angaben handelte es sich hierbei 
um Vermutungen, die ihrerseits aber „einen realen 
Hintergrund" gehabt hätten (Protokoll Nr. 26, S. 41). 

Das BVA führte in Zusammenarbeit mit der THA/ 
BvS eine umfangreiche Überprüfung des MfS-Ver- 
mögens, des Finanz- und Sachvermögens sowie der 
Objekte und Liegenschaften durch, sofern dies reah- 
sierbar war bzw. der Arbeitsaufwand und der zu er- 
wartende Erfolg verhältnismäßig waren. Nach den 
Erkenntnissen des Untersuchungsausschusses erga- 
ben sich Schwierigkeiten daraus, daß das MfS Ver- 
mögensbüdung sowie Vermögensverschiebung über- 
wiegend verdeckt durchgeführt hatte. Unterlagen, 
die für eine Aufklärung sowie Sicherung des Vermö- 
gens unerläßlich gewesen wären, waren nicht vor- 
handen oder wurden auch hier bereinigt bzw. ver- 
nichtet. Dokumente, die von Banken, Sparkassen so- 
wie Grundbuchämtem beizuziehen waren, konnten 
zum Teil nicht erlangt werden. 

a) Finanzvermögen 
aa) MfS-Konten 

Das MfS verfügte über eine Summe von Konten un- 
terschiedlicher Zweckbestimmung bei der ihr eige- 
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nen Sparkassenorganisation, aber auch bei der 
Staatsbank der DDR und der DHB. 

Exkurs: Betriebssparkasse des M/S 

Nach Auskunft der ZERV gründete das M/S 1974 im 
Rahmen sozialer Verbesserungen für seine Mitarbei- 
ter die Betriebssparkasse, den sog. 16. Bankbezirk 
der DDR (Protokoll Nr. 6, S. 130 f.). Vom Untersu- 
chungsausschuß zur Gründung der Betriebssparkas- 
se befragt, hat der zuständige Leiter der MfS-Abtei- 
lung Finanzen, Werner Mennig, berichtet, daß diese 
auf der Grundlage des Sparkassenstatuts in Abstim- 
mung mit der Staatsbank der DDR und in Anglei- 
chung an andere selbständige Sparkassen wie z. B. 
im MdI, beim ZK der SED und bei der Reichsbahn er- 
folgt sei (Protokoll Nr. 12, S. 52 f.). 

Der MfS-Sparkasse oblag die Führung von Spargiro- 
und Buchsparkonten für die Mitarbeiter, die Kredit- 
vergabe, der An- und Verkauf der Reisezahlungsmit- 
tel für Privatreisen in sozialistische Staaten sowie der 
Verkauf von Kfz-Versicherungsmarken. Daneben 
führte die Sparkasse aber auch teilweise nicht-MfS- 
bezogene Konten, etwa für das MdI oder das ZK der 
SED. Nach Auskunft der ZERV wurden beispielswei- 
se 1990 von der Betriebssparkasse 460 Mio. Mark der 
DDR an die DHB transferiert, die zum 1. Juli 1990 auf 
230 Mio. DM umgestellt und durch den späteren 
„Putnik-DeaP' bekannt wurden (Protokoll Nr. 6, 
S. 130) (vgl. zum Putnik-Deal Zweiter Teil, G.II.L). 

Das M/S überwies die Gehälter seiner Mitarbeiter 
auf die bei der Sparkasse geführten Sparkonten. Der 
Kontenbestand der Betriebssparkasse belief sich auf 
ca. 80 000 bis 100 000 Gehalts- bzw. Sparkonten. Die 
Konten der Sparkasse wurden sowohl unter dem Na- 
men eines Mitarbeiters, als auch unter einem Tarnna- 
men oder einer Registriernummer geführt. Bei sol- 
chen Konten handelte es sich um sog. Operativ-Kon- 
ten zum Beispiel für die Bewirtschaftung von Objek- 
ten. 

Den Ermittlungen des BVA zufolge wurden aber Kon- 
ten für operative Zwecke oder OibE's in den Sparkas- 
senzweigstellen in der Regel gar nicht oder nur mit 
relativ geringen Geldbeträgen geführt. Für die im 
westlichen Ausland eingesetzten Agenten war vor- 
wiegend die Zentrale des M/S in Berlin zuständig. 

Markus Wolf hat dazu vor dem Untersuchungsaus- 
schuß erklärt, daß die HVA den Zahlungsverpflich- 
tungen gegenüber ihren Kundschaftern für normale 
und außergewöhnliche Dienste und gegebenenfalls 
auch für anwaltliche Vertretung im Ausland in der 
Regel durch Bargeldübergaben nachgekommen sei 
(Protokoll Nr. 78, S. 14). Gegen Ende der 80er Jahre 
erfolgte jedoch nach seinen Angaben die Mittelver- 
gabe zentral über die Abteilung Finanzen des M/S, 
wo sie unter Vorgangsnummern registriert und abge- 
rechnet worden sei (Protokoll Nr. 78, S. 14, 19). Nach 
Angaben Wolfs verfügte eine „ganze Reihe der 
Kundschafter" über Konten in Mark der DDR und 
DM bei der Sparkasse des M/S (Protokoll Nr. 78, 
S. 14). 

Den Diensteinheiten des M/S und den 15 Bezirksver- 
waltungen standen in den Jahren von 1976 bis 1988 


rund 110 bis 160 Mio. Mark der DDR für operative 
Zwecke zur Verfügung; 1989 betrug das Operativ- 
geld rund 102,5 Mio. Mark der DDR und 1990 noch 
15 Mio. Mark der DDR. 

Das Komitee zur Auflösung des MfS/AfNS löste die 
MfS-Betriebssparkasse am 30. April 1990 formal auf. 
Das Komitee bzw. die ab Oktober bis Ende des Jahres 
1990 zuständige Dienststelle zur Vermögens- und 
Rentenabwicklung hatte die Aufgabe, die auf den 
Konten der Kreis- und Bezirksverwaltungen und der 
Zentrale vorhandenen Mittel auf eigene Konten zu- 
sammenzufassen und zum Teil dem Staatshaushalt 
zuzuführen. Laut Bericht des Auflösungskomitees 
vom 25. Oktober 1990 führte die Sparkasse 1989 
79.000 Spargirokonten, 4.000 Buchsparkonten und 
7.300 Kreditkonten und verwaltete Spareinlagen in 
Höhe von insgesamt 450 Mio. Mark der DDR (Proto- 
koll Nr. 46, Anlage 3). Der im gleichen Jahr erwirt- 
schaftete, an den Staatshaushalt abgeführte Zins- 
überschuß betrug drei Mio. Mark der DDR (Protokoll 
Nr. 46, S. 67/., 91 f. und Anlage 3; Protokoll Nr. 9, 
S. 128). 

Die Spareinlagen der Mitarbeiter des M/S wurden 
auf neu eingerichtete Konten bei Örtlichen Sparkas- 
sen überwiesen, sofern ein Kontoinhaber eine Konto- 
auflösung veranlaßt hatte. Der ehemalige Leiter des 
Auflösungskomitees, Günter Eichhorn, hat in seiner 
Zeugenvernehmung vor dem Untersuchungsaus- 
schuß erläutert, daß eine Reihe von Konten im Zu- 
sammenhang mit der anläßlich der Währungsunion 
vorgesehenen Umstellung nicht bearbeitet werden 
konnten, da sich die Kontoinhaber nicht gemeldet 
hätten (Protokoll Nr. 46, S. 67). 

Das BVA löste mit Zuständigkeit ab 1. Januar 1991 
die Konten des Komitees zugunsten des Bundeshaus- 
halts auf und wickelte die Betriebssparkasse im 
Laufe des Jahres 1991 endgültig ab (vgl. Zweiter 
Teil, C.I1.3.C). Im Rahmen der Beweiserhebung hat 
der Abteilungspräsident im BVA, Giso Schütz, be- 
richtet, daß die vom BVA Vorgefundenen Konten für 
Agenten bereits vor dem Zusammenbruch der DDR 
aufgelöst und abgeräumt gewesen seien, oder aber, 
da ein Verfügungsberechtigter nicht mehr zu ermit- 
teln gewesen sei, die Gelder soweit möglich in den 
Staatshaushalt zurückgeführt worden seien (Protokoll 
Nr. 9, S. 106f). 


Konten bei der Betriebssparkasse 

Im Bereich der Betriebssparkasse und den Bezirks- 
verwaltungen konnte das BVA anhand von vorhan- 
denen Nachweisunterlagen in Form von Operativ- 
kassenbüchern und Abrechnungsbelegen eine Kon- 
tenbewertung vornehmen. Von insgesamt 2 365 
überprüfenswerten Konten identifizierte das BVA 
ca. 1 200 inoffizielle, operative oder IM-Konten. Von 
ca. 600 überprüften IM-Konten konnten 63 an die 
THA mitgeteilt werden, um eine Rückforderung von 
ca. einer Mio. Mark der DDR zu realisieren. Die ein- 
gezogenen Kredite in Höhe von 77 292 DM überwies 
das BVA nach Auskunft seines Abteilungspräsiden- 
ten Schütz vor dem Untersuchungsausschuß an die 
THA, rund 27 noch nicht getilgte Kredite mit einer 
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Gesamtsumme von rund 48 000 DM erhielt die THA 
zur weiteren Abwicklung (Protokoll Nr. 9, S. 94 f.). 

ln Absprache mit der THA wurden etwa 100 Konten 
nicht überprüft, weil hier die Auflösung bereits vor 
dem Oktober 1989 stattgefunden hatte. Die von dem 
BVA vervollständigten Unterlagen dienten als 
Grundlage für weitere Rückforderungen in Höhe von 
etwa vier Mio. Mark der DDR. Nach den Erkenntnis- 
sen des Untersuchungsausschusses machte die THA 
gegenüber MfS-Mitarbeitern, die im westlichen Aus- 
land als OibE eingesetzt waren, keine finanziellen 
Ansprüche geltend, weil die erbrachten Leistungen 
in Form von Überweisungen und Barauszahlungen 
an die OibE 's im Rahmen der Beendigung ihrer 
Dienstverhältnisse als rechtmäßige Zuführung i. S. 
der Art. 21 und 22 Einigungsvertrag anzusehen wa- 
ren. 

Nach Feststellung des Untersuchungsausschusses 
verfügten die Diensteinheiten des MfS in Berlin und 
in den 15 Bezirksverwaltungen in den Jahren 1977 
bis 1988 jährlich über Operativgelder in Höhe von 
etwa 110 bis 160 Mio. Mark der DDR. Das MfS er- 
stellte einen sog. Sachkontenrahmen, der über die 
genaue Verwendung dieser Gelder Auskunft gab. 
Die Überprüfung der Operativgeldverwendung wur- 
de dadurch erschwert, daß sich insbesondere hohe 
Operativgeldausgaben bis zum Nachweis der End- 
verwendung vielfach splitteten und teilweise über- 
haupt nicht zurückverfolgt werden konnten. Deshalb 
wurde eine Aufklärung nur punktuell durchgeführt, 
d. h. im Bereich der Betriebssparkasse und der Be- 
zirksverwaltungen sowie bei einigen MfS-Unterneh- 
men. Die Untersuchungen ergaben, daß sich die Aus- 
gaben aus der Summe von kleinen Beträgen von 
meist weniger als 100 Mark der DDR zusammensetz- 
ten. Das BVA stellte die Nachforschungen ein. 

Bei der Aufklärungsarbeit fand das BVA in den BV 
Frankfurt/Oder und Rostock legendierte Konten. Nur 
in einem Fall konnte von den bei der BV Rostock auf- 
gelösten Konten die Verfügung über einen Betrag in 
Höhe von 70 000 Mark der DDR nicht aufgeklärt wer- 
den. Auf weitere Recherchen verzichtete das BVA, 
da die Überprüfung der Zweigstellen hinsichtlich 
Führung und Auflösung legendierter Sonderkonten 
ausreichende Anhaltspunkte für vorliegende Vermö- 
gensstraftaten nicht vermuten ließ. 

Die Finanzaufklärung im Bereich der MfS -Betriebs- 
sparkasse wurde durch das BVA weitestgehend ab- 
geschlossen. Im Zuge der Beweisaufnahme hat der 
Untersuchungsausschuß festgestellt, daß über die 
Auflösung der MfS-Betriebssparkasse durch das Auf- 
lösungskomitee kein umfassender Bericht angefertigt 
worden ist. 


Legendierte Konten außerhalb des MfS 

Auf der Grundlage der zu Beweiszwecken beigezo- 
genen BVA-Unterlagen hat der Untersuchungsaus- 
schuß festgestellt, daß in der Abteilung Finanzen des 
MfS im Jahre 1988 eine Liste über legendierte Kon- 
ten, die außerhalb der Betriebssparkasse des MfS bei 
sonstigen Banken und Sparkassen geführt wurden, 
erstellt worden war. 242 legendierte Konten wurden 


vom BVA auf verwertbares MfS-Vermögen überprüft. 
Nach Auskunft des letzten Finanzabteilungsleiters, 
Werner Hennig, wurden diese 242 Konten nicht von 
der Abteilung Finanzen, sondern von operativen 
Diensteinheiten des MfS geführt. Einige Konten er- 
wiesen sich als Wirtschaftskonten, d. h. Konten, die 
zur Abwicklung der Unterhaltungskosten verschie- 
dener Objekte (Mietzahlungen, Energiekosten usw.) 
genutzt wurden. In Absprache mit der THA hat das 
BVA bei festgestellten Guthaben unter 5 000 DM auf 
eine eingehende Überprüfung wegen des erhebli- 
chen Arbeitsaufwandes verzichtet. Insgesamt erga- 
ben sich keine Hinweise auf rückholbares Vermö- 
gen. 

Konten bei der Staatsbank 

Das BVA stellte bei der Staatsbank der DDR 97 Kon- 
ten als MfS -Konten fest. Infolge des Umfanges wur- 
den mit Einverständnis der THA nur 15 Konten 
exemplarisch überprüft, da Hinweise auf zu sichern- 
de Vermögenswerte nicht Vorlagen. Die Untersu- 
chungen ergaben weiterhin zwei bei der Staatsbank 
in Karl-Marx-Stadt (heute Chemnitz) geführte Kon- 
ten, die das MfS für die erwirtschafteten Gewinne 
aus Forschungs- und Entwicklungsarbeiten der Ein- 
richtung „KARTELL" nutzte. Zu Beginn der 80er 
Jahre wurde „KARTELL" gegründet, um Qualitäts- 
probleme bei der Produktion von Industrierobotern 
sowie bei der Werkzeug- und Waschmaschinenher- 
stellung zu lösen. Erwirtschaftete Gewinne, zum Teil 
mehrere Mio. Mark der DDR, wurden auf das Konto 
6666-16-230096 bei der Staatsbank der DDR einge- 
zahlt. Die hier deponierten Mittel leitete das MfS in 
voller Höhe auf das Konto der MfS-Abteilung Finan- 
zen in Berlin mit der Bezeichnung „MF-Sonderfonds 
Ministerreserve Konto nummer 6666-15-100038" wei- 
ter. Ein Restguthaben in Höhe von 152 125 Mark der 
DDR wurde Ende Januar 1990 auf ein Konto des 
AfNS in Auflösung übertragen und damit nachweis- 
bar dem Haushalt der DDR zugeführt. 

Nach Aussage Fritz-Joseph Raths vor dem Untersu- 
chungsauschuß sind der THA/BvS Barabhebungen 
in Höhe von etwa 700 Mio. Mark der DDR bekannt- 
geworden, die das MfS von Oktober 1989 bis März 
1990 getätigt haben soll. Die umfangreichen Ermitt- 
lungen, die auch seitens der Staatsanwaltschaft be- 
trieben worden seien, hätten ergeben, daß die Zah- 
lungen überwiegend als Abfindung und Sonderver- 
gütung oder im Rahmen der Auflösung des MfS ge- 
leistet worden seien (siehe dazu vorstehend 3.d). 
Sämtliche, in diesem Rahmen eröffnete Ermittlungs- 
verfahren seien folglich eingestellt worden (Protokoll 
Nr. 24, S. 12). 

Konten bei der Deutschen Handelsbank (DHB) 

Nach Feststellung des Untersuchungsausschusses 
befand sich in den Akten der MfS-Abteilung Finan- 
zen u. a. eine Liste der Konten, die bei der DHB vom 
MfS oder mit Unterstützung des MfS eröffnet worden 
waren. Einer der Direktoren der DHB hatte im Jahre 
1988 eine Kontenauflistung vorgenommen, die sechs 
MfS -Konten beinhaltete. Hierzu hat der Untersu- 
chungsausschuß den ehemaligen Generaldirektor 
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der DHB, Feodor Ziesche, vernommen. Nach der Er- 
stellung der Kontenliste befragt, hat dieser zu Proto- 
koll gegeben, daß er sich nicht daran erinnern könne, 
jemals eine solche Kontenaufstellung durchgeführt 
zu haben (Protokoll Nr. 28, S. 46). 

Das MfS soU nach Ziesches Aussage über kein einzi- 
ges Nummernkonto bei der DHB verfügt haben. Alle 
dort geführten Konten sollen unter dem Namen „Mi- 
nisterium für Außenhandel, Bereich Kommerzielle 
Koordinierung oder SED" registriert gewesen sein. 
Aus Gründen der Geheimhaltung seien die Konten 
mit einer Nummer versehen worden. Er selbst habe 
weder Konten für das MfS eingerichtet, noch ge- 
löscht. Nach seinen Angaben waren ihm weder Per- 
sonen bekannt, die unter einem Privatnamen ein 
Konto mit MfS-Geldern unterhielten, noch Fälle der 
Kontoführung für MfS -Mit arbeiten Er habe vom MfS 
nie den Auftrag erhalten, ein Konto für das MfS auf 
eigenen Namen zu eröffnen. Nach den sechs MfS- 
Konten mit den Kontonummern 800, 801, 803, 818, 
855 und 859 befragt, hat Ziesche wörtlich erklärt: 
„Ich muß sagen: Die sind niemals unter irgendeiner 
Beziehung zum MfS eröffnet worden. " (Protokoll 
Nr. 28, S. 44f.). 

Da die DHB eine Zusammenarbeit bei der Aufklä- 
rung der Konten verweigerte, blieben die Bemühun- 
gen der THA und der ZERV ebenfalls erfolglos. 1995 
beauftragte die BvS eine private Wirtschaftsprü- 
fungsgesellschaft (WTU) mit der Überprüfung von 
etwa 600 Konten bei der DHB, die dem Bereich KoKo 
zuzuordnen waren. In diesem Rahmen initiierte das 
BVA auch die Prüfung der sechs MfS-Konten; fünf 
Konten waren bereits vor 1988 mit geringen Beträgen 
aufgelöst worden. Zu einem Konto wurden keine Do- 
kumente gefunden. 

bb) Bargeld 

Der Untersuchungsausschuß hat Günter Eichhorn zu 
Geldmitteln, die während des Auflösungsprozesses 
in den Räumlichkeiten des MfS auf gefunden wur- 
den, befragt. Nach seinen Angaben wurden in Pan- 
zerschränken Geldbeträge in unterschiedlichen 
Währungen entdeckt, die in den MfS-Finanzüber- 
sichten, soweit vorhanden, nicht enthalten waren. 
Die Staatsbank der DDR habe im Rahmen der Auf- 
lösung die Beträge in Empfang genommen und die 
Übergabe protokolliert (Protokoll Nr. 46, S. 66, 81). 

cc) Forderungen und Verbindlichkeiten 

Auf der Grundlage der zu Beweiszwecken beigezo- 
genen BVA-Unterlagen hat der Untersuchungsaus- 
schuß festgestellt, daß im Jahre 1991 Forderungen in 
Höhe von 1,3 Mio. DM bestanden, die aus den Ver- 
käufen im Rahmen der Auflösung des MfS resultier- 
ten. Demgegenüber beliefen sich die Verbindlichkei- 
ten auf 10,4 Mio. DM aus Aufwandsersatzforderun- 
gen sowie Lieferungen gegenüber dem MfS/AfNS. 
Nach den Erkenntnissen des Untersuchungsaus- 
schusses überprüfte das BVA die Vertrags- und Lie- 
ferunterlagen sowie Zahlungseingänge des MfS und 
übergab alle zur Abwicklung erforderlichen Unter- 
lagen der THA. 


Bei der Haushaltsprüfung des MfS wurden Belege 
aufgefunden, wonach das MfS zur Jahreswende 
1989/1990 Rechnungen in Höhe von 40 Mio. Mark 
der DDR an Betriebe und Einrichtungen für er- 
brachte Leistungen im Bereich Forschung und Ent- 
wicklung bezahlt hatte. Es war zu klären, ob das MfS 
die Zahlungen für tatsächlich erbrachte Leistungen 
vorgenommen hatte. Nach einer eingehenden Fi- 
nanzaufklärung konnte festgestellt werden, daß 
Unredlichkeit im Geld- und Geschäftsverkehr nicht 
vorlag. 

Das MfS betrieb mit den Sicherheitsdiensten der so- 
zialistischen Länder UdSSR, CSSR, Ungarn, Polen, 
Bulgarien, Vietnam und Kuba Handelsgeschäfte, die 
je nach Jahrgang sowie Land einen Jahresumsatz 
von bis zu einer Mio. Mark der DDR erreichten. Nach 
Feststellung des Untersuchungsausschusses erzielte 
das Komitee zur Auflösung des AfNS infolge des 
Zeitdrucks keinen Ausgleich seitens der Schuldner- 
staaten. Ungarn, Polen, Vietnam und die CSSR begli- 
chen bereits die Forderungen aus solchen Geschäf- 
ten. Insgesamt waren im Februar 1996 Forderungen 
in Höhe von rund 1,8 Mio. Mark der DDR sowie rund 
69 000 DM von den Ländern UdSSR, Bulgarien sowie 
Kuba noch offen. 

b) Objekte und Liegenschaften 

Nach Feststellung des Untersuchungsausschusses 
war auch die genaue Bezifferung des unbeweglichen 
MfS -Vermögens infolge der mangelhaften Dokumen- 
tation sowie der Legendiemng der Objekte schwierig 
(Protokoll Nr. 24, S. 47). 

Die Ermittlungen des Untersuchungsausschusses ha- 
ben ergeben, daß die Übertragung des Eigentums 
des MfS/AfNS bereits im Jahre 1989 begann. Von 
Anfang 1989 bis etwa Februar 1990 übergab das 
AfNS Objekte an Gemeinden oder veräußerte diese 
an private Nutzer. Der Rechtsträgerwechsel erfolgte 
vorzugsweise durch den Bereich Verwaltung Rück- 
wärtige Dienste (VRD) unter der Leitung von Man- 
fred Weihmann und Siegfried Kraus. Die Auflösung 
wurde gebietsweise unterschiedlich durchgeführt, 
zum Teil durch unbefugte Personen, zum Teil gewalt- 
sam. Insbesondere von November 1989 bis Februar 
1990 trafen Bürgerkomitees und Runde Tische, Ge- 
meinderäte und Räte der Kreise, Bürgermeister und 
Ratsvorsitzende Entscheidungen ohne eine rechtli- 
che Legitimation. So konnte es geschehen, daß in 
vielen Fällen Betriebe, Einrichtungen oder Privatper- 
sonen die Rechtsträgerschaft über MfS-Objekte er- 
hielten, die direkt oder indirekt mit dem MfS zusam- 
mengearbeitet hatten bzw. bei denen eine Zusam- 
menarbeit nicht endgültig ausgeräumt werden 
konnte (vgl. vorstehend 1. und 2.). Im weiteren Ver- 
lauf des Auflösungsprozesses waren solche Vorfälle 
nicht auszuschließen, weil die extreme Vernetzung 
des MfS mit vielen unterschiedlichen Bereichen der 
Volkswirtschaft sowie die starke Verschlüsselung der 
MfS -Aktivitäten infolge strengster Geheimhaltung 
eine vollständige Kontrolle extrem erschwerten 
(Dokument Nr. 61). Der BvS -Abteilungsleiter Fritz- 
Joseph Rath hat in seiner Aussage vor dem Untersu- 
chungsausschuß bestätigt, daß insbesondere Anfang 
1990 Immobilien vielfach von privilegierten MfS-Mit- 
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arbeitern erworben worden seien. Alle Verfahren ha- 
be die Staatsanwaltschaft zunächst mit der Begrün- 
dung eingestellt, der Eigentumserwerb sei rechtmä- 
ßig, weil die Immobilien infolge des Erwerbs einem 
neuen öffentlichen oder sozialen Zweck zugeführt 
worden seien. Die Höhe der Preise sei von der Staats- 
anwaltschaft als den DDR-Preisvorstellungen und 
dem DDR-Preisrecht angemessen angesehen wor- 
den. Erst im Laufe der weiteren Untersuchungen sei 
es der BvS gelungen, insbesondere Ein- und Zweifa- 
milienhäuser für eine Verwertung zu sichern (Proto- 
koll Nr. 24, S. 50 f.). 

Als Beispiel, in welcher Art möglicherweise zahlrei- 
che Objekte den Eigentümer gewechselt haben, wer- 
den hier die Vorgänge um das Objekt „Haus am 
Hang" geschildert. Bei dem „Haus am Hang" han- 
delt es sich um ein konspiratives Objekt der HVA, 
bestehend aus drei Grundstücken mit einer Größe 
von 9 310 Quadratmetern, das u. a. Donüzil des Lei- 
ters der HVA, Markus Wolf, war und als Gästehaus 
des MfS genutzt wurde. Nach Aussage eines ehema- 
ligen Stellvertreters von Herbert Köhler vor der 
Staatsanwaltschaft Dresden „könnten für die Ab- 
wicklung bzw. Verwertung dieses Grundstücks allein 
zwei Personen in Betracht gekommen sein. Dies wa- 
ren in der ersten Phase der Abwicklung der Leiter 
der Abteilung XV, Herr Köhler, und in späterer Zeit 
dann Herr . . . ". 

Durch notariellen Vertrag vom 25. April 1990 wurde 
diese Immobilie von Prof. Dr. Siegfried Bergström zu 
einem Kaufpreis von 1 791 157 Mark der DDR ge- 
kauft. Bergström, der nach übereinstimmender Aus- 
sage von Zeugen vor der Staatsanwaltschaft Dresden 
seit Mitte der achtziger Jahre inoffiziell für das MfS 
gearbeitet haben soll, hat nach den Feststellungen 
des Untersuchungsausschusses zur Bezahlung des 
Kaufpreises von der Lomer & Co. AG insgesamt 
1,6 Mio. Mark der DDR wie folgt erhalten: 

Am 27. April 1990 wurde aufgrund eines am 19. April 
1990 geschlossenen Darlehensvertrages ein Betrag 
über eine Mio. Mark der DDR von dem Konto der 
Lomer & Co. AG bei der Berliner Stadtbank, über 
welches das bereits an anderer Stelle mehrfach er- 
wähnte angebliche Festplattenspeichergeschäft ab- 
gewickelt wurde (vgl. Zweiter Teil, H.IV. und I.III.2.), 
auf ein Konto, welches zur Abwicklung des MfS/ 
Af NS- Vermögens bei der Staatsbank Berlin einge- 
richtet worden war, überwiesen. Laut Überweisungs- 
auftrag wurde als Zahlungsgrund „8054 Grundstück 
Steinweg 19" angegeben. Am gleichen Tag wurden 
600 000 Mark der DDR durch einen Fahrer von 
Martin Schlaff von dem Konto Nr. 1168 der Lo- 
mer & Co. AG bei der DHB, Berlin, in bar abgehoben 
und nach dessen Aussage an Martin Schlaff in Dres- 
den übergeben. Der Untersuchungsausschuß vermu- 
tet, daß es sich hierbei um den Restbetrag aus der 
Darlehenssumme von 1,6 Mio. Mark der DDR han- 
delt, der auch an Prof. Dr. Bergström ausbezahlt wor- 
den ist. Bergström zahlte die Kaufsumme bar ein, 
(Schreiben des Zeugen Rath an den Untersuchungs- 
ausschuß vom 25. 9. 1996 zu Protokoll Nr. 24), so daß 
die Kaufsumme für das „Haus am Hang" vollständig 
an das Komitee zur Auflösung des MfS/AfNS 
überwiesen wurde. Es ist unklar gebheben, ob es 


sich bei dem Geld, das Prof. Dr. Bergström von der 
Lomer & Co. AG zur Verfügung gestellt bekommen 
hatte, um einen Teilerlös aus dem Festplattenspei- 
chergeschäft gehandelt hatte. Dieser Verdacht liegt 
jedoch nahe, da zumindest die Summe von einer 
Mio. Mark der DDR von dem gleichen Konto 
Nr. 6651-30-6072 der Lomer & Co. AG bei der Stadt- 
bank Berlin, über welches auch das Festplattenspei- 
chergeschäft abgewickelt wurde, überwiesen wor- 
den ist. 

Im übrigen trat Prof. Dr. Bergström außerdem als 
Gesellschafter und später auch Geschäftsführer der 
TCAC GmbH in Erscheinung (vgl. vorstehend 3.b)bb). 

Die Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin ermittelt 
seit 1993 auch in dieser Angelegenheit Verkauf des 
„Hauses am Hang" u. a. gegen Prof. Dr. Bergström. 
Das 1995 eingestellte Verfahren wurde zwischenzeit- 
hch wieder aufgenommen und ist bis heute nicht ab- 
geschlossen. 

Die THA/BvS, die nach dem Einigung svertrag Eigen- 
tümerin des Grundstückes einschließlich der Immo- 
bihe. Erster Steinweg Nr. 19, geworden ist, hat gegen 
Prof. Dr. Bergström auf Herausgabe geklagt (Schrei- 
ben des Zeugen Rath an den Untersuchungsaus- 
schuß vom 25. 9. 1996 zu Protokoll Nr. 24). Das 
LG Dresden hat mit Urteü vom 7. Januar 1994 der 
Klage der THA auf Räumung und Herausgabe der 
Immobilie Erster Steinweg Nr. 19 in Dresden stattge- 
geben. Der Beklagte, Prof. Dr. Bergström, habe nicht 
den Beweis erbracht, daß die THA zu Unrecht im 
Grundbuch eingetragen worden sei. Nach Auffas- 
sung des LG Dresden steht der THA das Eigentum 
an den Grundstücken zu, da diese überwiegend für 
die Aufgaben des MfS genutzt worden seien. Dafür 
spreche auch, daß der Kaufpreis von Prof. Dr. Berg- 
ström auf ein Konto des Komitees zur Auflösung des 
AfNS gezahlt worden sei. Prof. Dr. Bergström hat ge- 
gen das Urteil Berufung beim OLG Dresden einge- 
legt. Das OLG Dresden hat 1996 zugunsten der BvS 
entschieden, so daß sich nunmehr das Grundstück 
Erster Steinweg Nr. 19 im Eigentum der TLG befin- 
det. Prof. Dr. Bergström hat gegen dieses Urteil des 
OLG Dresden keine Revision eingelegt. 

Prof. Dr. Bergström hat im Rahmen seines rechtlichen 
Gehörs zu der Darstellung des Untersuchungsaus- 
schusses umfassend Stellung genommen (vgl. Vierter 
Teil, C.IIL; Mat RG 4). 

Die Verwertung des aufgedeckten MfS-Eigentums 
durch das Komitee, später durch die THA/BvS, er- 
wies sich ebenfalls als problematisch, weil sie für 
eine eindeutige Klärung der Eigentumsverhältnisse, 
den Abschluß der Rehabilitationsverfahren voraus- 
setzte. Auch bei Liegenschaften, die keine konspira- 
tiven Objekte waren, fehlte vielfach eine Grund- 
bucheintragung. Günter Eichhorn hat vor dem Unter- 
suchungsausschuß erklärt: 

„Es war nicht nachweisbar anhand von Grund- 
büchern oder ähnlichem, sondern nur aus dem 
Verhalten an dem Objekt durch die Leute, die un- 
mittelbar im Objekt sich noch befanden - Haus- 
meister oder ähnliches -, war dann festgestellt wor- 
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den, daß es also ein Unterstellungsverhältnis zu 
dem M/S gegeben hat" (Protokoll Nr. 46, S. 66). 

Für die vollständige Bearbeitung aller Rehabilita- 
tionsverfahren war die Feststellung der Art und des 
Umfangs des gebildeten Eigentums erforderlich. Ins- 
besondere mußte geklärt werden, inwiefern das MfS 
das Eigentum unrechtmäßig erworben hatte. In Be- 
tracht gezogen werden mußte, daß sich das MfS das 
Eigentum durch Methoden des individuellen Terrors 
bzw. durch Nötigungshandlungen (z. B. im Zusam- 
menhang mit Ausreiseanträgen), sowie durch die un- 
rechtmäßige Anwendung von Rechtsnormen über 
den Eigentumserwerb verschafft hatte. 

Die ZERV hat vor dem Untersuchungsausschuß be- 
richtet, daß der Leiter der MfS-Finanzabteilung, Wer- 
ner Hennig, im Oktober/November 1989 sehr darauf 
bedacht gewesen sei, die Immobilienobjekte des MfS 
legendiert zu halten, ja, deren Legendierung beizu- 
behalten und zu sichern (Protokoll Nr. 6, S. 133). Zur 
Legendierung der MfS-Immobilien vom Untersu- 
chungsausschuß befragt, hat Werner Hennig erklärt, 
daß er sich an eine solche Aussage nicht mehr erin- 
nern könne (Protokoll Nr. 12, S. 105 f.). 

Da das MfS das Eigentum vielfach legendiert erwarb, 
trat es in diesen Fällen nicht als Rechtsträger auf, 
sondern ließ den Kauf von Objekten über Privatper- 
sonen aus eigenen Mitteln, sogenannten operativen 
Fonds, ab wickeln. Die Eintragung ins Grundbuch er- 
folgte dann über diese Personen. Vielfach traten 
staatliche, wissenschaftliche sowie kulturelle Institu- 
tionen oder angeblich private Unternehmen als 
Rechtsträger auf. Infolge der Geheimhaltung wurde 
über solche Objekte kein Buch geführt. Nach Aussa- 
ge Raths ist der BvS zwar eine angeblich erstellte 
Liste der legendiert erworbenen Immobilien be- 
kanntgeworden, die allerdings nicht aufgefunden 
werden konnte (Protokoll Nr. 24, S. 46). 

Besondere Schwierigkeiten bereitete die Verwertbar- 
keit bzw. die problemlose Überführung der Objekte 
in ziviler Nutzung in rund 50-60 % der Fälle. Die Ob- 
jekte waren teilweise mit weit überzogenen Sicher- 
heits- und militärischen Schutzeinrichtungen sowie 
mit überdimensionierten Lager-, Versorgungs- bzw. 
Entsorgungseinrichtungen ausgestattet, die vor einer 
Verwertung zu entfernen waren. Eine Direktverwer- 
tung war dagegen möglich bei Gesundheitseinrich- 
tungen und bei einzelnen Sport-, Wohn- und Erho- 
lungsobjekten (Dokument Nr. 64). 

Trotz derartiger Hindernisse übertrug das Auflö- 
sungskomitee nach Feststellung des Untersuchungs- 
ausschusses folgende Objekte entgeltlich oder un- 
entgeltlich neuen Nutzern: 1 262 Dienst-, Funktions- 
und Büroobjekte, 1 181 konspirative Objekte, etwa 
18 000 Wohnungen, 14 Gästehäuser, 67 spezielle Ob- 
jekte vorwiegend militärischen Charakters, 305 Erho- 
lungsobjekte, 99 Sportobjekte, 51 unbebaute Flächen 
und Einzelgrundstücke, Einrichtungen im Gesund- 
heitswesen und 35 sonstige Objekte. Nach den Er- 
kenntnissen des Untersuchungsausschusses erfaßte 
das BVA bis Dezember 1995 17 549 Objekte/Liegen- 
schaften und übergab insgesamt 9 945 erfaßte Ob- 
jekte/Liegenschaften an die THA/TLG. 


Der THA/TLG lagen bis Dezember 1995 insgesamt 
4 658 Objekte und Liegenschaften mit möglichem 
verwertbaren Vermögen vor, wovon 3 887 bereits ver- 
wertet wurden. Im einzelnen handelte es sich um 
1.019 verkaufte Objekte mit einem Verkaufserlös von 
insgesamt etwa 365 Mio. DM, 899 neuen öffentlichen 
Zwecken zugeführte Objekte, 294 restituierte Ob- 
jekte sowie 185 der THA/BvS zugeordnete Objekte. 

c) Sachvermögen 

Die Schätzungen des* beweglichen Sachvermögens 
belaufen sich auf eine Mrd. Mark der DDR. Infolge 
der Zerstörungen des Inventars im Vorfeld und wäh- 
rend des Auflösungsprozesses, der Objektbesetzun- 
gen im Rahmen der Liquidierung und der unrecht- 
mäßigen Entfernung von Sachwerten aus den Objek- 
ten waren zum Zeitpunkt der Auflösung nicht mehr 
alle Vermögenswerte verwertbar. 

Im Rahmen des Auflösungsprozesses erfolgte eine 
objektbezogene Inventarisierung des beweglichen 
Sachvermögens. Die Gegenstände übergab bzw. ver- 
äußerte das Komitee an die Nachnutzer. In den La- 
gern der Versorgungsdienste, des Bauwesens und 
der Kfz-Dienste aufgefundene Bestände wurden dem 
Ministerium für Abrüstung und Verteidigung, dem 
MdI sowie der Zollverwaltung unentgeltlich überge- 
ben bzw. veräußert. 

Insgesamt übergab bzw. veräußerte das Auflösungs- 
komitee 12 900 Pkw und 5 460 Lkw an die Nachnut- 
zer. Der Erlös betrug bis September 1990 etwa 
46 Mio. Mark der DDR und rund 2,5 Mio DM. Aus 
dem Verkauf von Wasserfahrzeugen konnten bis Ok- 
tober 1990 rund 105 000 DM erzielt werden. 

Das BVA gab den Bestand aller Kraftfahrzeuge und 
Sportboote nach einer rechnerischen Erfassung zum 
Oktober 1989 mit 23 936 Kfz-Einheiten an. 453 in Ob- 
jekten Vorgefundene Kraftfahrzeuge wurden zur 
weiteren Verwertung der THA übergeben. 

An Schmuck und Wertgegenständen konnten zwi- 
schen November 1989 und März 1990 450 kg Ware, 
rund 83 kg Gold und etwa 100 Brillanten beschlag- 
nahmt werden. 

Sichergestellte Dokumentationen, Lizenzen, Kon- 
struktionspläne, Disketten sowie Mustergeräte in ei- 
nem Gesamtwert von etwa 70 Mio. DM übernahm 
das BMI. Die Bundesmarine erhielt drei Schiffe, aus- 
gestattet mit technischen Anlagen, u. a. für die funk- 
elektronische Aufklärung. 

Gemäß dem Stasi-Unterlagengesetz übergab der 
BStU dem BVA Dokumente, die den Transport von 
Gütern im Gesamtwert von ca. 141 Mio. Mark der 
DDR belegten. Der Transport erfolgte im Jahre 1989 
unter Mitwirkung des MfS ins Ausland. In zwei Fäl- 
len lagen Hinweise vor, wonach Kunstwerke im Wert 
von ca. 29 Mio. Mark der DDR aus Museen der DDR 
zu Ausstellungszwecken in die Bundesrepublik 
Deutschland sowie nach Jugoslawien transportiert 
wurden. Untersuchungen ergaben, daß sich die 
Kunstwerke wieder an ihren Bestimmungsorten be- 
finden. Die Frage, ob es sich in den sonstigen Fällen 
um irreguläre Vermögensverschiebungen durch das 
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MfS handelte, konnte noch nicht abschließend ge- 
klärt werden. 

Insgesamt betrug der Erlös aus der Verwertung des 
beweglichen Vermögens seitens des Auflösungs- 
komitees bis zum 30, Juni 1990 rund 84 Mio. Mark 
der DDR und bis zum 31. August 1990 rund drei 
Mio. DM. Die Gesamteinnahmen der THA/BvS aus 
der Verwertung von Inventargegenständen erreich- 
ten eine Höhe von rund drei Mio. DM (Dokument 
Nr. 65). 

d) Auslandsvermögen 

Nach den Feststellungen des Untersuchungsaus- 
schusses unterhielt die HA III des MfS aufgrund ei- 
nes Staatsvertrages zwischen der CSSR und der DDR 
entlang der österreichisch-bayerischen Grenze drei 
Stützpunkte, die zur Durchführung der funkelektro- 
nischen Aufklärung dienten. In Prag richtete das MfS 
eine Stelle für die Versorgung der Stützpunkte ein. 
Grund und Boden sowie die Gebäude befanden sich 
in Rechtsträgerschaft und Verwaltung der CSSR. Die 
technische Ausstattung der Stützpunkte erfolgte da- 
gegen durch das MfS in einem Wert von ca. 20 Mio. 
Mark der DDR, Das Auflösungskomitee überließ die 
Ausstattung unentgeltlich der CSSR. 

Die Abteilung N/X des MfS war damit betraut, die 
Nachrichtenverbindungen zwischen dem Ministe- 
rium für Auswärtige Angelegenheiten der DDR und 
den Diplomatischen Vertretungen der DDR im Aus- 
land personell und technisch zu regeln. Das MfS 
stellte die dort benötigten technischen Anlagen in 
einem Gesamtwert von ca. 30 Mio. Mark der DDR. 
Im Dezember 1989 fand die Ausgliederung der Ab- 
teilung N/X aus dem MfS statt. Die Abteilung unter- 
stand nun mit ihrem gesamten Sach- und Finanz ver- 
mögen sowie Personal dem Ministerium für Auswär- 
tige Angelegenheiten. Es fand damit eine Überfüh- 
rung der Sachwerte in neue öffentliche Zwecke i. S. 
der Art. 21 und 22 Einigungsvertrag statt. 

Die Feststellungen des Untersuchungsausschusses 
haben ergeben, daß das MfS insbesondere in den 
Ländern Bulgarien, CSSR, Polen, Ungarn, UdSSR 
sog. Operativgruppen unterhielt, die es mit Inventar, 
Bürotechnik sowie Kraftfahrzeugen ausgestattet 
hatte. Die Auflösung fand auf Anweisung des Komi- 
tees im I. Quartal 1990 statt. Die Prüfung der Auflö- 
sungsberichte und Endabrechnungen ergaben keine 
Hinweise auf Unterschlagung oder Veruntreuung 
von Finanzvermögen, Die von den Mitarbeitern vor 
Ort bewohnten Wohnungen und konspirativen Ob- 
jekte waren nicht Eigentum des MfS. Verwertbares 
unbewegliches Vermögen lag dort somit nicht vor. 

Eine abschließende Aufklärung über Verbleib und 
Sicherung des MfS-Vermögens im Vorlauf und wäh- 
rend der Liquidation des MfS/AfNS konnte nicht er- 
reicht werden. Der dem Untersuchungsausschuß vor- 
liegende „Bericht über die Auflösungshandlungen 
im Aufgabenbereich materielle Fonds" vom 4. Sep- 
tember 1990 erwähnt nur allgemein einige Auflö- 
sungsvorgänge im Verantwortungsbereich des Auf- 
lösungskomitees. Einzelne Vorgänge wurden weder 
nachvollziehbar geschildert, noch mit Belegen oder 
Quittungen glaubhaft gemacht. 


Angesichts der spärlichen Dokumentation über die 
Tätigkeit der verschiedenen Auflösungsgremien so- 
wie der Aktenvernichtungsaktionen, die zum großen 
Teil noch im Herbst 1989 begonnen hatten und so- 
wohl das MfS als auch die HVA betrafen, gestaltete 
sich die Aufklärungsarbeit für die Ermittlungsbehör- 
den schwierig. Die Recherche, Archivierung und 
Auswertung der vorhegenden Akten erforderte einen 
hohen Zeitaufwand. Mit zunehmendem Zeitablauf 
wurde eine Aufdeckung bisher unbekannten oder 
veruntreuten MfS-Vermögens immer schwerer. 

5. Umfang, Verbleib und Sicherung 
des HVA-Vermögens 

Am 14. Dezember 1989 hatte der Ministerrat der 
DDR den letzten Leiter der HVA, Werner Großmann, 
mit dem ursprünghch geplanten Aufbau eines neuen 
DDR-Nachrichtendienstes beauftragt. Nachdem sich 
dieses Ansinnen durch die Einsetzung des Auflö- 
sungskomitees per Ministerratsbeschluß erübrigt 
hatte, begann man mit der Auflösung der HVA, für 
die ab Ende März 1990 der ehemalige HVA -Abtei- 
lungsleiter Bernd Fischer verantwortlich war (siehe 
nachstehend 7.). 

Nach den Erkenntnissen des Untersuchungsaus- 
schusses gestand der Ministerrat unter dem Druck 
der rasanten Entwicklung der HVA zu, sich weitge- 
hend autark aufzulösen, zumal auch das Interesse 
der Bürgerrechtler mehr dem auf Innenspionage ge- 
richteten Teil des MfS galt. Zwar waren eine Kon- 
trolle von seiten des Regierungsbeauftragten und 
Absprachen mit den anderen Auflösungsgremien 
verordnet worden, doch kümmerte man sich um de- 
ren tatsächliche Umsetzung in der Auflösungszeit, 
die von Februar 1990 bis zum 30. Juni 1990 anbe- 
raumt war, offenbar nicht in ausreichendem Maße. 
Günter Eichhorn, der als Leiter des Komitees ab dem 
8. Februar 1990 Vorgesetzter Bernd Fischers war, 
hatte jedenfalls nach eigenen Angaben mit diesem 
keinen Informationsaustausch über den fortschrei- 
tenden Auflösungsprozeß (Protokoll Nr. 46, S. 80). 

Die Bemühungen des Untersuchungsausschusses, 
Vermögensveruntreuungen im Rahmen der Auflö- 
sung der HVA festzustellen, wurden durch die nahe- 
zu vollständige Vernichtung der HVA-Akten und die 
äußerst spärliche Dokumentation über den Auflö- 
sungsvorgang der HVA erschwert. Der Untersu- 
chungsausschuß hat im Rahmen seiner Beweiserhe- 
bung festgestellt, daß sich die HVA 1990 mit Bilh- 
gung des Runden Tisches ohne Kontrolle durch die 
Bürgerkomitees und des staatlicherseits eingesetzten 
Auflösungskomitees in eigener Verantwortung auflö- 
sen konnte (vgl. vorstehend 1.). Die Ermittlungen des 
Untersuchungsausschusses und die Anklageerhe- 
bung der Staatsanwaltschaft II bei dem LG Ber- 
lin im Fall „Franz Markovic" (vgl. nachstehend 
5.b) aa) bbb) haben den Verdacht, daß HVA-Gelder 
im Zuge der Auflösung veruntreut worden sind, be- 
stätigt. 

Die Unvollständigkeit der Bestandsaufnahme von 
HVA- Vermögenswerten kam insbesondere dadurch 
zum Ausdruck, daß dem Untersuchungsausschuß in 
Einzelfällen die Existenz bislang unentdeckter HVA- 
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Vermögensobjekte bekannt wurde, wie z. B. im Zu- 
sammenhang mit den Ermittlungen um die Abwick- 
lung des HVA-Untemehmens Interport Industriever- 
tretungen (siehe nachtstehend 5.c)aa). Diese Schwie- 
rigkeiten haben dem Untersuchungsausschuß eine 
realistische Einschätzung der im Vermögensbestand 
der HVA stehenden Werte nahezu unmöglich ge- 
macht. 

Da auch die Zeugen Tilo Kretzschmar, Werner Hen- 
nig und Horst Müller, die der Untersuchungsaus- 
schuß zu diesem Thema befragt hat, diesbezügüch 
keine hilfreichen Auskünfte erteilt haben, mußte sich 
der Untersuchungsausschuß bei seinen Untersu- 
chungen auf die von HVA-Oberst Bernd Fischer un- 
ter Mitwirkung von Horst Müller verfaßte Dokumen- 
tation „Abschlußbericht über die Auflösung der ehe- 
maligen HVA" vom 25. Juni 1990 stützen (Dokument 
Nr. 62). 

a) Abschlußbericht der HVA 

Dieser Tätigkeitsbericht, der die Auflösung der ge- 
samten HVA über mindestens ein halbes Jahr doku- 
mentieren soll, umfaßt lediglich zwölf Seiten, wobei 
einleitend der Auflösungsbeschluß des Runden 
Tisches vom 20. Februar 1990 erläutert wird. Als Kon- 
trollinstanzen nennt Fischer die Arbeitsgruppe 
Sicherheit des Runden Tisches und die Bürgerkomi- 
tees. Es folgt eine Darstellung der Personalreduzie- 
rung zwischen November 1989 und Juni 1990 von 
4 128 auf 211 Mitarbeiter. Die zwischen November 
1989 und Februar 1990 vollzogenen Auflösungs- 
schritte werden mit der vorübergehenden Planung 
des neuen DDR-Nachrichtendienstes in Zusammen- 
hang gestellt. 

Darüber hinaus befaßt sich der Bericht mit dem 
Schicksal des HVA- Aktenbestandes, der beruflichen 
Neueingliederung der ehemaligen Mitarbeiter und 
OibE's, der Demontage der Auslandsvertretungen 
mit deren Agenten und der Einstellung operativer 
Vorgänge. 

Obwohl Fischer in seinem Bericht alle nachrichten- 
dienstlichen Vorgänge als eingestellt deklariert, 
weist er gleichzeitig immer noch vorhandene „Ar- 
beitserfordernisse" aus, u. a. die materielle, finan- 
zielle und medizinische Betreuung von 79 ehemali- 
gen Auslandsagenten, und postuliert deren finan- 
zielle und soziale Sicherstellung auf Lebenszeit. Dar- 
über hinaus fordert er in aller Deutlichkeit umfassen- 
de Versorgungsleistungen und eine Generalamnestie 
für alle ehemaligen HVA-Mitgheder (Dokument 
Nr, 62). 

Im Rahmen der Auflösung der Bezirksverwaltungen 
berichtet Fischer pauschal über Personalabbau und 
Übergabe der „materiellen Ausrüstungen" der Ab- 
teUungen XV (Dienstobjekte, konspirative Objekte 
und Wohnungen, Kfz und operative Technik), die 
unter Kontrolle der örtlichen Komitees übergeben 
worden seien (Dokument Nr. 62). Übergabepro- 
tokolle oder Bestandslisten wurden nicht beigefügt, 
was mit der finanziell-materiellen Zuordnung der 
Abteilung XV zum Verantwortungsbereich der Be- 
zirksämter begründet wurde. 


Oberst Bernd Fischer berichtet, der im Mai 1990 noch 
aktive Personenbestand sei neben der Auflösung von 
Vorgängen und Objekten mit der Bereitstellung von 
Dokumenten zur Inventarisierung von Geräten und 
Materialien befaßt gewesen. Außer einer Auflistung 
der HVA-Dienstgebäude, deren Existenz ohnehin 
kein großes Geheimnis mehr darstellte, war nach 
Feststellung des Untersuchungsausschusses keiner- 
lei Bestandsliste über Inunobilien, HVA-Unterneh- 
men, Fuhrpark oder über sonstige Vermögensgüter 
auffindbar. 

Fischer stellt in dem Bericht allgemein fest, konspira- 
tive Objekte und Ferienwohnungen seien auf Veran- 
lassung des Komitees einer neuen Verwendung zu- 
geführt sowie Pkw's und technische Ausrüstungen 
per Inventarverzeichnis und Übergabeprotokoll dem 
Auflösungskomitee übergeben worden. Laut Ab- 
schlußbericht existiert zwar eine Anlage, die einige 
Objekte und Ferienwohnungen ausweisen soll. Dem 
Untersuchungsausschuß hat sie jedoch nicht Vorgele- 
gen. In diesem Zusammenhang ist auch das Ver- 
schweigen des inzwischen entdeckten MfS -Unter- 
nehmens Interport Blankenburg im Bericht zu sehen. 

Der Komiteeleiter Eichhorn hat in seiner Verneh- 
mung vor dem Untersuchungsausschuß die Existenz 
von Vermögensübersichten der HVA bestätigt, aber 
ebenfalls Zweifel an deren Vollständigkeit geäußert 
(Protokoll Nr. 46, S. 67). Im Hinblick auf die Siche- 
rung des HVA-Vermögens hat es dem Untersu- 
chungsausschuß sehr zu denken gegeben, daß bei 
der Beschreibung der Abwicklungsvorgänge zwar 
global von Inventarlisten und Übergabeprotokollen 
die Rede gewesen ist, solche aber vom verantwortli- 
chen Leiter der HVA- Auflösung nicht vorgelegt wur- 
den. Besonders fragwürdig in diesem Zusammen- 
hang ist die zwischen verschiedenen Forderungen 
und Handlungshinweisen und ohne konkreten Be- 
zug formulierte Aussage im Bericht: „Hinzu kommt, 
daß die Übergabe von ehemals operativ genutzten 
Wohnobjekten und Gästehäusern aus gegenwärtiger 
Sicht nicht bis zum 30. Juni 1990 abzuschließen ist.“ 
Der Untersuchungsausschuß hat weder erkennen 
können, an wen Übergaben erfolgten, noch in wel- 
cher Höhe. Auch diese Äußerung hat beim Untersu- 
chungsausschuß die bestehenden Zweifel am Ver- 
bleib der bis zum 30. Juni 1990 nicht offiziell inventa- 
risierten HVA- Objekte bestärkt. 

b) Finanz- und Sachvermögen 

Genau wie im allgemeinen Bereich des MfS besaß 
auch die HVA Immobilien, Unternehmen, mobile 
Ausstattung und Konten. Trotz intensiver Recherche 
ist der Untersuchungsausschuß keiner der Vermö- 
gensinventar-Listen der HVA, die im Zuge der Auflö- 
sung erstellt worden sein sollen, habhaft geworden. 

aa) Devisenkonten des Sektors Wissenschaft 
und Technik (SWT) 

Der Untersuchungsausschuß hat im Zuge der Be- 
weisaufnahme festgestellt, daß der SWT der HVA bei 
der DHB über mindestens zwei Devisenkonten ver- 
fügte. Nach Auskunft der ZERV handelte es sich 
hierbei um das Konto 541 und das Konto 753 (Proto- 
koll Nr. 6, S. 145-147). 
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aaa) Konto 541 

Das Konto 54 1 bei der DHB war formal ein Konto des 
Ministeriums für Wissenschaft und Technik (MWT), 
HA Internationale Beziehungen (Protokoll Nr. 6, 
S. 145; Protokoll Nr. 55, S. 75). Verfügungsberechtigt 
über das Konto war der Leiter des SWT bzw. ein von 
ihm Beauftragter. 

Der ehemalige Leiter der Abteilung XIV des SWT, 
Horst Müller, gehörte aufgrund der mit seiner bishe- 
rigen Stellung in der HVA verbundenen Kenntnisse 
von April bis Oktober 1990 dem Auflösungskomitee 
des MfS/AfNS an. Da die Auflösung des SWT der 
HVA und die Zusammenstellung aller dort vorhande- 
nen beweglichen und unbeweglichen Vermögens- 
werte sowie deren Weitermeldung an das Auflö- 
sungskomitee in seinem Verantwortungsbereich la- 
gen, hat der Untersuchungsausschuß Horst Müller zu 
Fragen der Sicherung finanzieller Vermögenswerte 
der HVA und der Veruntreuung von MfS -Vermögen 
im Zuge der Auflösung vernommen. 

Vor dem Untersuchungsausschuß hat Horst Müller 
ausgesagt, daß mit der Auflösung der HVA dem 
MWT alle bis dato nicht verbrauchten Gelder zurück- 
überwiesen worden seien. Eine Verpflichtung, dem 
Auflösungskomitee das Konto anzuzeigen, wie sie 
sich aus dem Ministerratsbeschluß vom 8. Februar 
1990 ergab, habe bei diesem Konto seiner Ansicht 
nach nicht bestanden, da das Konto nicht über Gel- 
der des MfS verfügt und eine Kontoauflösung auf- 
grund der Herkunft der Mittel im Zuständigkeits- 
bereich des MWT gelegen habe (Protokoll Nr. 55, 
S. 77 f.). Die Aussage Horst Müllers ist nach Auffas- 
sung des Untersuchungsausschusses in sich wid- 
ersprüchlich. Einerseits hat Müller betont, der SWT 
habe keine Devisenkonten besessen, andererseits 
hat er aber zugeben müssen, daß über das Konto 54 1 
jährlich Gelder vom MWT dem SWT der HVA zur 
Durchführung seiner Informationsbeschaffung zur 
Verfügung gestellt wurden. 

bbb) Konto 753 „Franz Markovic“ 

Nach Feststellung des Untersuchungsausschusses 
war das Konto 753 bei der DHB in mehrere Unter- 
konten unterteilt und führte Guthaben und Festgeld- 
anlagen in verschiedenen Währungen. Am 16. April 
1981 eröffnete der österreichische Staatsbürger, Dipl. 
Ing. Franz Markovic, Hofgasse 14, Wien 1, unter Vor- 
lage des österreichischen Passes Nr. L 0957397 das 
Konto bei der DHB. Der angegebene Name „Franz 
Markovic" stellte sich als Pseudonym heraus, da eine 
Person dieses Namens ebensowenig wie die bezeich- 
nete Adresse existierte. In den Bankunterlagen be- 
fand sich die Adresse eines Ingenieurbüros Wend- 
land, Dimitroffstr. 132, 0-1055 Berlin, als Zustel- 
lungsanschrift für die Bankpost mit Datum vom 
16. April 1981. Für telefonische Rücksprachen und 
telegrafische Bankaufträge war bei der Kontoeröff- 
nung das Kennwort „Blaue Donau" vereinbart wor- 
den. Unter dem Aliasnamen „Heinz Wendland" be- 
stand seit dem 1. Juni 1981 eine Vollmacht für das 
Konto. Rolf Schußmann, Leiter des Referates 1 inner- 
halb der Arbeitsgruppe 3 des SWT, welche HVA- 
Oberst Erich Gaida unterstand und für die Beschaf- 
fung von Wehrtechnik zuständig war, hatte unter 


dem Aliasnamen „Gerd Röhmer" seit dem 21. März 
1989 eine Vollmacht für dieses Konto. Im März 1990 
betrug das Saldo des Kontos noch 14 Mio. DM. Mit 
Schreiben vom 12. Juli 1990 kündigte „Markovic" 
den Kontovertrag und veranlaßte, den Restsaldo des 
Kontos mit Wertstellung zum 30. Juli 1990 i. H. v. 
575 DM auf ein von ihm angegebenes Konto 
einer schweizerischen Bank in Luzern zu überweisen 
(vgl. zum Fall „Franz Markovic" auch Zweiter Teil, 
B.II.5.f). 

Es besteht der Verdacht, daß sich hinter dem Aliasna- 
men „Franz Markovic" der Leiter der Arbeitsgruppe 
3 des SWT, HVA-Oberst Erich Gaida, verbirgt. Die 
Staatsanwaltschaft hat unterdessen wegen des Ver- 
dachts der Untreue Anklage gegen Erich Gaida erho- 
ben. Erich Gaida befindet sich nüt Haftbefehl vom 
29. November 1996 in Untersuchungshaft. 

Vom Untersuchungsausschuß zur Person Erich Gaida 
befragt, hat Horst Müller bestätigt, daß dieser über 
das Konto 753 verfügungsberechtigt gewesen sei 
und das Konto selbst aufgelöst habe. Die Zuordnung 
des Aliasnamens „Franz Markovic" auf Erich Gaida 
sowie die Zugehörigkeit des Kontos zum SWT hat 
der Zeuge Müller hingegen bestritten. Er war viel- 
mehr der Ansicht, das Konto 753 gehöre vermutlich 
einem Privatmann oder IM, der es dazu benutzt ha- 
be, Geschäftsgelder zu parken (Protokoll Nr. 55, 
S. 66, 68). In der DDR war es aber nur staathchen 
Stellen möglich, Personen nüt Scheinidentitäten und 
gefälschtem Paß auftreten zu lassen. 

Auf Vorhalt, wohin die Gelder bis zur Kontoauflö- 
sung transferiert worden seien, hat Horst Müller an- 
gegeben, er habe darüber keine Kenntnisse, da er 
während seiner Tätigkeit für das Auflösungskomitee 
seine Aufgabe nur darin gesehen habe, festzustellen, 
ob das Konto überhaupt aufgelöst worden sei. Horst 
Müller hat vor dem Untersuchungsausschuß erklärt, 
weder kontrolliert zu haben, woher die HVA-Konten- 
gelder genau gekommen, noch, wohin sie geflossen 
seien. Seine Aufgabe sei es gewesen zu überprüfen, 
ob auch alle Konten aufgelöst würden. Er habe we- 
der geprüft, wem das Geld gehört habe, noch, wohin 
das Geld gegangen sei (Protokoll Nr. 55, S. 74). Die 
Kontrolle habe er auf der Grundlage ihm vorgelegter 
Belege über Kontenlöschungen ausgeübt. Für diese 
Aufgabe sei ihm eine Liste nüt Kontonummern von 
der MfS- Finanz abteilung gegeben worden. Zur Auf- 
lösung der HVA-Konten vom Untersuchungsaus- 
schuß befragt, hat Müller ausgesagt: „Jeder, der für 
das Konto zuständig war, zeichnungsberechtigt war 
oder wie man will, hat das Konto aufgelöst. " (Proto- 
koll Nr. 55, S. 78). Diese Auskunft Müllers in Verbin- 
dung mit der Tatsache, daß im Abschlußbericht über 
die Auflösung der HVA weder Einzelbeispiele, noch 
Belege für die Abwicklungsaktionen enthalten sind, 
hat beim Untersuchungsausschuß den Verdacht ver- 
festigt, daß HVA-Vermögenswerte vor der Übergabe 
an das Auflösungskomitee beiseite geschafft worden 
sein könnten. 

Der Untersuchungsausschuß konnte Zahlungen vom 
Konto 753 „Franz Markovic" feststellen, die die Ver- 
mutung bestätigten, daß das Konto hauptsächlich zur 
Finanzierung der Beschaffung von Embargoware im 
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Bereich der Mikroelektronik für das MfS oder ihm 
nahestehender Einrichtungen der DDR diente. So 
wurden z. B. dem Unternehmen Interport Industrie- 
vertretungen am 24. Juli 1987 unter Angabe der 
Rechnungsnummer 430/87 1,3 Mio. DM überwiesen. 
Bei dem Unternehmen Interport handelte es sich um 
ein Spezielles Beschaffungsorgan des MfS (siehe da- 
zu auch nachstehend 5.c)aa) 

Des weiteren wurde vom MWT über das Konto 541 
ein Akkreditiv vom 8. Januar 1990 in Höhe von sie- 
ben Mio. DM zugunsten von „Markovic" und des 
Kontos 753 bei der DHB eröffnet, das unter dem 
Stichwort „Implanter" mit Buchungsdatum vom 
30. März 1990 in Anspruch genommen wurde. Hinter 
dem Begriff „Implanter" verbirgt sich ein Teil aus der 
Mikroelektronik bzw. der Chipherstellung. 

Eine weitere Zahlung, die der Untersuchungsaus- 
schuß nachweisen konnte, ging per SWIFT-Buchung 
vom 30. März 1990 i.H.v. einer Mio. DM unter dem 
Verwendungszweck „Verdichterstation" an das Un- 
ternehmen Novum bei der Bank Cantrade in Zürich 
(siehe dazu auch Zweiter Teil, B.II.5.f.). 

Unter Auswertung der staatsanwaltschaftlichen Er- 
mittlungsergebnisse konnte der Untersuchungsaus- 
schuß feststellen, daß im Zeitraum Januar bis Juli 
1990 über das gesamte Kontoguthaben i. H. v. 
17 Mio. DM durch die Einlösung von Bankschecks 
der DHB, die Vornahme von Überweisungen und die 
Inanspruchnahme weiterer Akkreditive verfügt wur- 
de, ohne daß das Guthaben an den Staatshaushalt 
abgeführt worden ist. 

bb) Schwarze Kassen im Bereich der HVA 

Der Untersuchungsausschuß ist der Frage nachge- 
gangen, ob finanzielle Mittel der HVA außerhalb des 
Haushaltsplanes für bestimmte Aufgabenbereiche 
bereitgestellt und ohne kontenmäßige Nachweise in 
sog. schwarzen Kassen verwahrt wurden. Nach Er- 
kenntnissen des Untersuchungsausschusses lagen 
dem BVA Hinweise vor, wonach im MfS und im Be- 
reich der HVA außerhalb der Haushaltstitel Geldbe- 
träge angesammelt worden sind. Die Untersuchun- 
gen des BVA ergaben jedoch, daß Planungen, die 
darauf abzielten, Bargeldreserven zur Sicherung und 
Aufrechterhaltung einer reibungslosen finanziellen 
Versorgung der Diensteinheiten des MfS durch die 
Finanzorgane anzulegen, nicht realisiert wurden. 

Der vom Untersuchungsausschuß als Zeuge vernom- 
mene BvS-Abteilungsleiter für das mobile MfS-Ver- 
mögen, Fritz-Joseph Rath, hat die Vermutung, die 
schwarzen Kassen seien Teil eines Gesamtplanes ge- 
wesen, ebenfalls nicht bestätigen können (Protokoll 
Nr. 24, S. 63). Er hat jedoch darauf hingewiesen, daß 
die HVA in der Abteilung Rückwärtige Dienste im 
Referat Finanzen über eine schwarze Kasse in Höhe 
von 400 000 DM verfügte. Der damalige Leiter der 
HVA-Abteilung, Tilo Kretzschmar, hat vor dem Un- 
tersuchungsausschuß eingeräumt, daß es in der HVA 
eine Geldreserve in Höhe von 400 000 DM gegeben 
habe, die im Referat Finanzen des MfS verwaltet 
worden sei. Es habe sich um einen illegalen, gehei- 
men Bestand gehandelt, der nicht buchmäßig erfaßt 
gewesen sei und von dem die Abteilung Finanzen 


des MfS keine Kenntnisse gehabt habe. Diese „Not- 
groschen für den Ernstfair' seien aus dieser Kasse 
auch für dringend erforderliche „operative Zwecke" 
entnommen, und stets unmittelbar danach wieder 
zurückgelegt worden (Protokoll Nr. 18, S. 67 f.; Proto- 
koll Nr. 46, S. 11). 

Nach eigenen Angaben wurde Tilo Kretzschmar der 
Betrag von 400 000 DM nach Erstürmung der Dienst- 
einheiten des MfS im Jahr 1989 von der Referatsleite- 
rin Ingrid Konrad ausgehändigt (Protokoll Nr. 18, 
S. 68). Daraufhin habe er sie einem seiner Mitarbeiter 
zur Verwahrung in dessen Diensteinheit anvertraut, 
um für den Fall einer Stürmung der Gebäude des 
MfS die Geheimhaltung dieses Geldes garantieren 
zu können, das ggf. für ein neu zu errichtendes Mini- 
sterium für Staatssicherheit aufbewahrt werden 
sollte. Bei Rückgabe der Kasse an Kretzschmar stellte 
dieser fest, daß ihm nicht die gesamte Summe ausge- 
händigt worden war. Er habe Werner Großmann über 
die gesamte Angelegenheit informiert. Dieser habe 
ihm befohlen, die noch vorhandene Geldsumme an 
Oberst Bernd Fischer, dem für die HVA-Auflösung 
Verantwortlichen, zu übergeben (Protokoll Nr. 18, 
S. 68f.). 

Das LG Berlin verurteilte Tilo Kretzschmar mit Urteil 
vom 3. März 1994 wegen Untreue zu einer Freiheits- 
strafe von einem Jahr und neun Monaten auf Bewäh- 
rung. Das Gericht sah es als erwiesen an, daß Kretz- 
schmar von den 400 000 DM mindestens 241 000 DM 
zu eigenen Zwecken verwendet hatte. Der Zeuge 
Kretzschmar hat hingegen in seiner Vernehmung vor 
dem Untersuchungsausschuß angegeben, daß mitt- 
lerweile weitere Urteile gegen zwei seiner ehemali- 
gen Mitarbeiter existieren, wonach diese 75 000 DM 
und 50 000 DM aus dieser Kasse entwendet hatten 
(Protokoll Nr. 18, S. 71 f.). Nach Angaben des Zeugen 
Rath konnte die BvS einen Teil dieses Geldes von 
den unrechtmäßigen Besitzern zwischenzeitlich zu- 
rückfordern (Protokoll Nr. 24, S. 61). 

Der Untersuchungsausschuß konnte feststellen, daß 
im Zuge der Auflösung der HVA und des MfS an ver- 
schiedenen Stellen schwarze Kassen entdeckt wor- 
den sind (Protokoll Nr. 46, S. 81). So hat der Zeuge 
Günter Eichhorn, ehemaliger Leiter des Komitees zur 
Auflösung des MfS/AfNS, in seiner Vernehmung vor 
dem Untersuchungsausschuß angegeben, daß im Be- 
reich der Finanzverwaltung des MfS im Kellerge- 
schoß Panzerschränke mit Geldmitteln unterschied- 
lichster Währungen aufgefunden wurden (Protokoll 
Nr. 46, S. 81). Die Vermutung, die Errichtung schwar- 
zer Kassen folge einer umfassenden Planung zur Be- 
standssicherung von MfS-Organen, konnte hingegen 
auch vom Untersuchungsausschuß nicht bestätigt 
werden. Es ist vielmehr davon auszugehen, daß beim 
Zusammenbruch der DDR-Strukturen einzelne Ver- 
antwortliche in den schwarzen Kassen die Gelegen- 
heit sahen, Geld zur persönlichen Verwendung bei- 
seitezuschaffen. 

cc) Sachvermögen 

Der Untersuchungsausschuß hat nach Inventar- und 
Vermögenslisten erfolglos recherchiert. Der ehema- 
lige HVA-Abteilungsleiter Tilo Kretzschmar ist einer 
der wenigen Zeugen gewesen, die vor dem Untersu- 
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chungsausschuß bekannt haben, Vermögensaufstel- 
lungen im Bereich der HVA gesehen zu haben. Die 
Fahrzeuge aus dem HVA-Bestand habe er in der 
Phase der Auflösung listenmäßig erfaßt. Es sei da- 
mals denjenigen HVA- Angehörigen, die Fahrzeuge 
benötigten, eingeräumt worden, sie auch nutzen zu 
können. Weiter hat Kretzschmar ausgeführt, daß die 
Vermögensübersicht über die HVA-Bestände an das 
Auflösungskomitee weitergeleitet worden sei (Proto- 
koll Nr. 18, S. 60). Im HVA- Auflösungsbericht vom 
25. Juni 1990 (Dokument Nr. 62) sind zwar Vermö- 
genslisten und Übergabeprotokolle erwähnt, dem 
Untersuchungsausschuß haben jedoch solche weder 
Vorgelegen, noch konnte er Details über deren Inhalt 
ernütteln. 

c) Besondere Einzelfälle 

aa) Interport Industrievertretungen 

Wie der 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahl- 
periode festgestellt hatte, wurde die Firma Interport 
Industrievertretungen 1965 im Auftrag der HVA als 
„Privatfirma" gegründet. Sie wurde mit Oberstleut- 
nant Gottfried Gietl als Offizier im besonderen Ein- 
satz (OibE) des MfS in der Funktion des Geschäfts- 
führers sowie weiteren Mitarbeitern des SWT der 
HVA personell besetzt. Konspirative Geschäftsaufga- 
be von Interport Industrievertretungen war die 
Durchbrechung des westlichen Handelsembargos 
auf dem Gebiet von High-Tech-Produkten, insbeson- 
dere auch sogenannter Dual-Use-Waren, die ebenso 
für militärische Zwecke eingesetzt werden konnten. 
Der eigentliche Gesellschaftszweck wurde offiziell 
duch den Handel mit Oldtimern in das „Nichtsozia- 
listische Wirtschaftsgebiet" getarnt, der mangels 
Außenhandelsrecht von Interport Industrievertretun- 
gen über die zum Bereich KoKo gehörende Intrac 
GmbH abgewickelt wurde. Zwar war das Unter- 
nehmen Interport Industrievertretungen eigentums- 
rechtlich ein Objekt der HVA des MfS, unterstand 
aber der ökonomischen Anleitung durch den Bereich 
KoKo (BT-Drucksache 12/7600, S. 134 f.). 

Ausgehend von diesem Kenntnisstand hat der Unter- 
suchungsausschuß festgestellt, daß Transferaufträge 
über westliche Embargowaren mittels eines Unter- 
nehmensnetzes in Drittländern wie Österreich, der 
Schweiz und dem Fürstentum Liechtenstein realisiert 
und finanziert wurden. So ergab sich im Zuge der Be- 
weisaufnahme zu den HVA-Unternehmen, daß über 
das Konto Nr. 0823 bei der DHB unter dem Stichwort 
„Susanne" die Unternehmen BIEG, Interport Indu- 
strievertretungen und Intertechna allein im Zeitraum 
von Januar 1987 bis Februar 1990 über 70 Mio. DM 
auf die Konten der in Vaduz ansässigen Briefkasten- 
firmen Universalkredit AG und Universalkapital AG 
überwiesen hatten. Der Untersuchungsausschuß ist 
davon ausgegangen, daß diese Universalgesellschaf- 
ten nur als Schaltstelle für den Geldfluß zwischen 
dem Bereich KoKo und dem Wiener Geschäftsmann 
Martin Schlaff dienten, der als Verwaltungsrat der 
Universalkredit AG und Geschäftsführer der Robert 
Placzek Holding AG, Wien, Kontaktstelle für High- 
Tech-Lieferanten war (siehe zum Fall Schlaff ausführ- 
lich Zweiter Teil, H.IV.l.). 


Anlaß zu weiteren Nachforschungen über das HVA- 
Unternehmen Interport Industrievertretungen war 
für den Untersuchungsausschuß die Vermutung des 
1. Untersuchungsausschusses der 12. Wahlperiode, 
daß das Unternehmen sich der formalen Auflösung 
und Überführung ins Staatsvermögen der DDR nüt 
Wissen des Leiters des Auflösungskomitees, Günter 
Eichhorn, zum Teil entziehen konnte (BT-Drucksache 
12/7600, S. 135). Um diese Vermutung widerlegen 
oder bestätigen zu können, war es erforderlich, den 
Auflösungsprozeß des Unternehmens genauer als 
bisher nachzuzeichnen. Dabei hat der Untersu- 
chungsausschuß folgende Feststellungen getroffen: 

Der Regiemngsbevollmächtigte in der Arbeitsgruppe 
zur Auflösung des AfNS genehnügte unter der Ver- 
antwortung des Leiters des Auflösungskomitees, 
Günter Eichhorn, die Anträge des VEB Robotron- 
Vertriebs Berlin auf einen Rechtsträgerwechsel am 
7. Februar 1990 mit dem Ziel, das Unternehmen in 
die Volkswirtschaft zu überführen. Das Kombinat Ro- 
botron war Hauptabnehmer der zuvor von Interport 
Industrievertretungen beschafften Waren und hatte 
daher ein wirtschaftliches Interesse, sich das Unter- 
nehmen einzuverleiben. Das Auflösungskomitee 
übergab das Unternehmen Interport Industrie Vertre- 
tungen anläßlich einer Betriebsbesichtigung am 
5. April 1990 rückwirkend zum 1. April 1990 an 
Robotron, so daß bereits am 1. April 1990 juristisch 
die Übernahme erfolgte, obwohl beide Parteien den 
Kaufvertrag nicht schriftlich fixiert hatten (siehe auch 
vorstehend 2.). Vorausgegangene Anstrengungen 
von privater Seite, den Betrieb Interport Industriever- 
tretungen als Kfz-Werkstatt zu übernehmen, lehnte 
Günter Eichhorn mit der Begründung ab, es handele 
sich um ein „Millionenobjekt". Mit Schreiben vom 
22. Juni 1990 „berechtigte" Günter Eichhorn den Un- 
ternehmensverbund Robotron, eine vorläufige Kauf- 
summe von 390 000 Mark der DDR an das Komitee 
zu überweisen. Eine nachträgliche Bewertung und 
Inventarisierung des Oldtimerbestandes des Unter- 
nehmens Interport Industrievertretungen durch Ro- 
botron selbst ergab schließlich einen Kaufpreis von 
551 000 Mark der DDR. Die Differenz von 161 000 
Mark der DDR wurde nach Feststellung des Untersu- 
chungsausschusses nie beglichen. 

Aufgrund der überdurchschnittlichen Ausstattung 
der Interport Industrievertretungen entstand der Ver- 
dacht, daß das Unternehmen an Robotron unter Wert 
verkauft worden sei und Vermögenswerte durch eine 
verzögerte Zuführung an den Staatshaushalt verun- 
treut worden seien. So wurde z. B. das Ferienobjekt 
Glowe, welches der Interport Industrievertretungen 
gehörte, u. a. bestehend aus einem 30 qm großen 
Bungalow, einem Bootsschuppen mit Boot von 38 qm, 
einer Sauna von 19 qm und einem Lager von 21 qm, 
in eingerichtetem Zustand für 4 270 Mark der DDR 
von Robotron unbesichtigt an die „Interessengemein- 
schaft Feriengebiet Glowe" weiterverkauft. Diese In- 
teressengemeinschaft entpuppte sich schließlich als 
Zusammenschluß ehemaliger HVA-Offiziere des Un- 
ternehmens Interport Industrie Vertretungen. Für die 
105 in Außenlagem der Interport Industrievertretun- 
gen verbliebenen Oldtimer wurden 166 900 Mark 
der DDR bei der Inventur verrechnet; der Wert dieser 
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Oldtimerwagen hingegen wurde seitens der Operati- 
ven Gruppe des Auflösungskomitees auf mindestens 
ca. 400 000 DM geschätzt. 

Auf Fragen des Untersuchungsausschusses nach 
dem zum Unternehmen Interport Industrievertretun- 
gen gehörenden Ferienobjekt Glowe und zur „In- 
teressengemeinschaft Feriengebiet Glowe " hat Gün- 
ter Eichhorn erklärt, daß er darüber keine Kenntnis 
gehabt habe (Protokoll Nr. 46, S. 72). Die Frage, war- 
um gerade Robotron als Käufer der Gesellschaft In- 
terport Industrievertretungen vertraglich zur Wert- 
feststellung und Inventur des Kauf Objektes verpfhch- 
tet wurde, hat der Zeuge Eichhorn nicht beantwortet 
und konnte vom Untersuchungsausschuß auch an- 
derweitig nicht abschließend geklärt werden. 

Bereits Mitte Mai 1990 hatte der ehemalige Ge- 
schäftsführer der Interport Industrievertretungen den 
„Vermittler" zwischen dem Auflösungskomitee und 
Robotron, Horst Müller, zuständiges Mitglied im Auf- 
lösungskomitee für den Bereich SWT der HVA, dar- 
auf aufmerksam gemacht, daß das Komitee die not- 
wendigen Schritte zur UmsteUung der Konten der In- 
terport Industrie Vertretungen im Rahmen der Wäh- 
rungsunion bisher noch nicht eingeleitet habe und so 
Geldbeträge in Milhonenhöhe unterzugehen droh- 
ten. Auch weitere Mitarbeiter der sich in Auflösung 
befindlichen HVA drängten das Auflösungskomitee 
mehrfach auf eine Sicherstellung der finanziellen 
Mittel der Gesellschaft. Die Mark der DDR-Bestände 
in Millionenhöhe stellte schließhch das Komitee zwei 
Tage vor der Währungsunion am 1. Juh 1990 um. 
Günter Eichhorn beauftragte den ehemaligen Ge- 
schäftsführer von Interport Industrievertretungen mit 
Schreiben vom 13. August 1990, das Guthaben des 
Unternehmens auf ein Konto des Komitees zu 
überweisen. Erst am 6. September 1990 gingen 
rd. 3,5 Mio. DM auf ein Konto des Komitees ein. 

Günter Eichhorn wurde von seiten eines ehemaligen 
Mitghedes des Auflösungskomitees bezichtigt, das 
KontroUgremium des Runden Tisches irregeführt zu 
haben, indem er das HVA-Unternehmen Interport 
Industrievertretungen unter Benachteiligung seriöser 
Kaufinteressenten und mit Hilfe einer manipulierten 
Verkehrswertbestimmung nütsamt Inunobilien und 
Fuhrpark zu einem Schleuderpreis dem Robotron- 
Verbund zugespielt habe. Dadurch sei dem Komitee 
ein Schaden von mindestens 320 000 DM entstanden 
(Dokument Nr, 60). Eichhorn selbst hat behauptet, 
sein Stellvertreter habe sich nüt dem Verkauf von In- 
terport befaßt, er kenne nur Robotron als Kaufinteres- 
senten (Protokoll Nr. 46, S. 70). 

Das aufgrund des Verdachts der Untreue von der 
Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin eingeleitete 
Ermittlungsverfahren gegen Günter Eichhorn wurde 
gern. § 170 Abs. 2 StPO mittlerweile eingestellt. Zum 
einen waren den staatsanwaltlichen Ermittlungen 
zufolge im Zeitraum Februar bis September 1990 
keine erheblichen Beträge von den Konten der Inter- 
port Industrievertretungen abgeflossen. Sofern Kon- 
tobewegungen stattgefunden hatten, handelte es 
sich dabei nach Feststellung der Staatsanwaltschaft 
um Sollbuchungen im Rahmen laufender Geschäfte. 
Zum anderen war Günter Eichhorn bei der schlep- 


penden Überführung des Vermögens der Interport 
Industrie Vertretungen an das Auflösungskomitee ein 
vorsätzliches Handeln nicht nachweisbar. 

Der Bericht der Operativen Gruppe legt es zwar 
nahe, daß Objekte von ehemaligen Mitarbeitern der 
Interport Industrievertretungen unter Marktwert ver- 
kauft wurden und die Erlöse nicht ans Komitee, son- 
dern an Robotron gingen. Wegen der umfangreichen 
Verkäufe ehemaliger Vermögenswerte der Interport 
Industrievertretungen durch Robotron war eine Kon- 
trolle des tatsächlichen Wertes des gegenständhchen 
Vermögens des HVA-Unternehmens im nachhinein 
jedoch nur unzureichend möghch, so daß der Unter- 
suchungsausschuß diesbezüglich eine Unterbewer- 
tung des Unternehmens bei der Überführung an 
Robotron nicht abschließend feststellen konnte. 

Im Rahmen der Auflösung des MfS und der HVA 
ging im Juli 1990 aus dem Kombinat Robotron die 
Computer- Vertriebs-Union GmbH (CVU) hervor. In 
einer Beratung zwischen dem Komitee und der CVU 
vom 18. September 1990 wurde auf Anregung seitens 
der Firma CVU wegen des entstandenen öffentlichen 
Interesses ein Rückkauf der Interport Industrie Vertre- 
tungen an das Komitee zum ursprünglichen Kauf- 
preis im Verhältnis 1 : 2 vereinbart. Im Rahmen der 
Beweisaufnahme hat der Untersuchungsausschuß 
nicht eindeutig feststellen können, ob und wann der 
Rückkauf des Unternehmens Interport Industriever- 
tretungen stattgefunden hat (Protokoll Nr. 46, S. 72). 
Neue Erkenntnisse zur Frage des Rückkaufs haben 
auch der BvS nicht Vorgelegen. 

bb) Intertechna GmbH 

Nach den Feststellungen des 1. Untersuchungsaus- 
schusses der 12. Wahlperiode wurde die Intertechna 
GmbH am 1. Juli 1969 im Auftrag und mit Unterstüt- 
zung der HVA gegründet. Hauptgeschäftsführer war 
ein inoffizieller Mitarbeiter der HVA. Das offizielle 
Geschäftsfeld der Gesellschaft bestand in der Bera- 
tungstätigkeit auf dem Gebiet der Datenverarbeitung 
und Rechnertechnik. Tatsächhch übernahm sie au- 
ßerdem die Beschaffung von Schlüsseltechnologien 
und Embargowaren im Bereich der Datenverarbei- 
tung und der Mikroelektronik sowie die Durchfüh- 
rung von operativen Aufträgen für die Abteilung XIV 
der HVA. In der Realisierung unterstand sie der 
nachrichtendiensthchen Anleitung und Kontrolle des 
SWT der HVA. Die HVA nahm auch Einfluß auf die 
Personalfragen des Unternehmens. Intertechna er- 
hielt für die Beschaffung von Embargowaren zweck- 
und auftragsgebundene Devisen von den Bedarfsträ- 
gern, aber hauptsächhch vom Bereich KoKo. Nur 
wenn das MfS der Bedarfsträger war, wurden Impor- 
te aus Mitteln der HVA finanziert. 

Am 27. März 1990 erfolgte die Ausghederung der In- 
tertechna aus dem HVA-Bereich und die Integration 
in den VEB Robotron-Vertrieb Berlin. Die Intertechna 
GmbH wurde nach der Neugründung der Holding- 
gesellschaft Computer- Vertriebs-Union Berlin GmbH 
(CVU) unter der Bezeichnung CVU Inunobilien und 
Baumanagement (IMBAG) mit Gesellschafterbe- 
schluß vom 25. Juli 1990 neu firmiert und einem neu- 
en Gesellschaftszweck zugeführt (BT-Drucksache 
12/7600, S. 133 f.). 
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Der 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode 
hat die Abwicklung des Unternehmens nicht einge- 
hend untersucht. Aufgrund des Verdachts, daß auch 
bei der Abwicklung der Intertechna Vermögensver- 
schiebungen vorgenommen worden seien, ist der 
Untersuchungsausschuß der Frage nach Umfang und 
Sicherung der Vermögenswerte der Intertechna 
nachgegangen. Dabei hat der Untersuchungsaus- 
schuß seine Beweiserhebung in erster Linie auf die 
beigezogenen Unterlagen des BVA zum Komplex In- 
tertechna sowie auf die Vernehmungsprotokolle des 
für die Abwicklung zuständigen Auflösungskomitee- 
mitglieds Horst Müller gestützt und folgende Fest- 
stellungen getroffen: 

Eine genaue Bezifferung des Gesamtvermögens 
konnte auch das BVA nicht vornehmen, da eine voll- 
ständige Buchführung des Unternehmens nicht auf- 
findbar war. Das Intertechna-Vermögen belief sich 
laut erstmaliger Eröffnungsbilanz zum 1. Juli 1990 
auf ein Umlaufvermögen in Höhe von 3 645 388 DM, 
dazu gehörten auch Bauten, Gebäude, Außenanla- 
gen, Betriebs- und Büroausstattung und eine Gast- 
stätte. Im Rahmen der Untersuchungen des BVA 
stellte sich heraus, daß das Inventarverzeichnis der 
Intertechna GmbH zum 31. Januar 1990 und das Ver- 
zeichnis zur Eröffnungsbilanz nicht deckungsgleich 
waren. Einzelne Positionen fehlten in der Vermö- 
gensaufstellung zum 1. Juli 1990, die für die reine 
Holdinggesellschaft CVU günstiger ausfiel. Es 
konnte allerdings festgestellt werden, daß alle Inven- 
targegenstände in den Räumlichkeiten vorhanden 
waren. 

Im Zeitraum zwischen dem 31, August 1989 und dem 
9. April 1990 wurden zahlreiche Überweisungen zu 
Lasten des Intertechna-Kontos Nr. 0565 bei der DHB 
in Höhe von über 32 Mio. DM vorgenommen. Nach 
Auskunft Horst Müllers vor dem BVA handelte es 
sich hierbei u. a. um Zahlungen an das MWT sowie 
an das MEE. Die Überweisungen an das Unterneh- 
men BIEG beispielsweise betrugen neun Mio. DM, 
die Horst Müller hauptsächlich auf Rücküberweisun- 
gen an Bedarfsträger für nicht abgewickelte Aufträge 
zurückführte. Dagegen soll die HVA ihre eigenen 
Mittel zur Auftragserfüllung in diesem Zusammen- 
hang nicht zurückgerufen haben. Die Rückabwick- 
lung soll genau protokolliert und in den vom Komitee 
geführten Finanzunterlagen der HVA, Bereich SWT, 
archiviert worden sein. Über den Verbleib der 
Protokollunterlagen konnte Horst Müller, in dessen 
Verantwortungsbereich auch die Auflösung des 
SWT der HVA lag, aber keine genauen Angaben 
machen. 

Im Verlauf seiner Untersuchungen konnte das BVA 
jedoch ein Unternehmen ermitteln, bei dem sich der 
Verdacht bestätigte, daß es durch widerrechtlich ent- 
ferntes Operativvermögen seitens eines ehemaligen 
MfS-Offiziers in Höhe von 30 000 DM gegründet 
wurde. Dem BVA-Sachstandsbericht war der Name 
des Unternehmens nicht zu entnehmen. 

6. „Aktion Reißwolf“ 

Die Aufklärung von Vermögensveruntreuungen im 
Vorlauf und während der Auflösung des MfS/AfNS 


und der HVA hat den Untersuchungsausschuß vor 
eine umfangreiche Aufgabe gestellt. Dies lag zum ei- 
nen an den spärlichen Tätigkeitsdokumentationen 
seitens der verschiedenen Auflösungsgremien bzw. 
deren Vorläufer, zum anderen bildeten die Aktenver- 
nichtungsaktionen, die zum großen Teil noch im 
Herbst 1989 begonnen hatten, ein weiteres Problem. 
Dem Untersuchungsausschuß sind in diesem Zusam- 
menhang die „Aktion Reißwolf" und entsprechende 
Vemichtungsbefehle bekanntgeworden. 

Eine zentral gesteuerte Vernichtungsaktion hat der 
Untersuchungsausschuß im Zuge seiner Beweiserhe- 
bung jedoch nicht nachweisen können. Der Bundes- 
beauftragte für die Unterlagen des Staatssicherheits- 
dienstes der ehemaligen DDR (BStU) hat in seiner 
Anhörung vor dem Untersuchungsausschuß gesagt, 
es habe nie einen förmlichen Beschluß seitens der 
DDR-Regierung gegeben, der die HVA dazu berech- 
tigte, Akten zu vernichten. Dennoch seien von einst 
küomet erlangen Aktenbeständen der HVA nach der 
Wiedervereinigung lediglich 41 Regalmeter übrigge- 
blieben. Die HVA habe in Berlin bis in den Sommer 
1990 hinein Akten vernichtet (Protokoll Nr. 6, S. 6). 

Grundlage für diese umfassende Möglichkeit zur 
Spurenbeseitigung war, daß der Runde Tisch der 
HVA zugestanden hatte, sich weitgehend eigen- 
mächtig und ohne hinreichende Kontrolle aufzulö- 
sen. Im Ergebnis begnügte man sich mit dem Postu- 
lat eines Abschlußberichtes nach vollzogener De- 
montage. Der Untersuchungsausschuß hat dieses 
Geschehen nur mit der rasanten Entwicklung der 
Gespräche am Runden Tisch erklären können. Ein 
weiterer Grund mag gewesen sein, daß sich das 
Augenmerk der aufgebrachten Bürgerrechtler im 
wesentlichen auf die Innenaktivitäten des MfS rich- 
tete und die HVA als Nachrichtendienst mit dem Auf- 
trag zur Auslandsspionage allenfalls von sekun- 
därem Öffentlichkeitsinteresse war (siehe vorste- 
hend 1.). 

Zwar behauptete der für die Auflösung der HVA ver- 
antwortliche Oberst Bernd Fischer, ehemaliger Ab- 
teilungsleiter der HVA, in seinem Auflösungsbericht, 
der Aktenbestand der HVA sei in Absprache mit dem 
Regierungsbeauftragten des Ministerrates, dem Auf- 
lösungskomitee unter Leitung von Günter Eichhorn 
und den lokalen Bürgerkomitees „reduziert" worden 
(Dokument Nr. 62). Demgegenüber hat jedoch Gün- 
ter Eichhorn vor dem Untersuchungsausschuß er- 
klärt, in die Auflösungsaktivitäten der HVA unter 
Bernd Fischer nicht als Verantwortlicher einbezogen 
worden zu sein (Protokoll Nr. 46, S. 63). 

Nach Auffassung des Untersuchungsausschusses ist 
es kaum vorstellbar, daß die vorgesehenen Kontrol- 
len mit dem Tempo der Auflösungsaktivitäten hätten 
Schritt halten können. Auch die damalige DDR-Re- 
gierung mit ihrem Beauftragten zur Überwachung 
der Auflösung der HVA war einerseits wegen man- 
gelnden Einblicks in die HVA-Aktenstruktur, ande- 
rerseits aufgrund möglicher Interessenkollisionen 
dieses Verantwortlichen durch eine Verbindung zur 
HVA bzw. MfS nach den Erkenntnissen des Unter- 
suchungsausschusses keine ausreichende Kontroll- 
instanz. 
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Darüber hinaus ist unklar, inwiefern die lokalen Bür- 
gerkomitees in ihrer mutmaßhchen l:l-Zusammen- 
setzung aus MfS-„ Insidern" und Bürgerkonütee- 
„ Outsidern" in die Überwachung der Aktenvernich- 
tung einbezogen worden waren und inwiefern sie 
überhaupt die Fachkompetenz zur Einordnung der 
Akten innehatten (siehe vorstehend 1.). Dies hat 
Günter Eichhorn in seiner Vernehmung vor dem Un- 
tersuchungsausschuß selbst bezweifelt. Schon vor 
der Tätigkeit des Auflösungskomitees seien vor- 
nehmlich im Bereich der HVA Akten beseitigt wor- 
den. Es seien zunächst elektronische Datenträger 
vernichtet worden, da deren Informationen schnell 
abrufbar gewesen seien (Protokoll Nr. 46, S. 56). Auf 
Fragen des Untersuchungsausschusses hat der letzte 
Leiter der HVA, Werner Großmann, zugegeben, den 
ersten Befehl zur Vernichtung der Akten gegeben zu 
haben. Angesichts seiner Verantwortung für den Be- 
reich der HVA habe er im Herbst 1989 eine Minimie- 
rung des Aktenbestandes auf das Notwendigste ver- 
anlaßt. Später seien hierzu Weisungen der Modrow- 
Regierung ergangen (Protokoll Nr. 12, S. 225 ff.). 

Vermutet und teilweise auch bestätigt hat sich wäh- 
rend der Beweiserhebung des Untersuchungsaus- 
schusses die Befürchtung, daß auch im übrigen Be- 
reich des MfS/AfNS sowohl im Vorlauf, als auch im 
Zuge der Auflösung Akten vernichtet worden sind. 
Dazu hat Günter Eichhorn erklärt: 

„Der größte Teil der Bewertung und Vernichtung 
von Unterlagen ist bereits in den Monaten Novem- 
ber/ Dezember /Januar unmittelbar nur durch die 
ehemaligen Mitarbeiter des MfS/AfNS erfolgt, 
ohne daß dazu jemand befragt werden konnte," 
(Protokoll Nr. 46, S. 56) 

Trotz allem konnte durch die Anwesenheit und Mit- 
wirkung der Bürgerkomitees zumindest ab Ende 
November 1989 eine völhg unkontrolherte Spuren- 
beseitigung im allgemeinen Bereich des MfS/AfNS 
verhindert werden. 

Wie viele HVA-Akten damals tatsächlich der Vernich- 
tung anheimgefallen sind, hat der Untersuchungsaus- 
schuß nicht feststellen können. Allenfalls eine vage 
Vorstellung darüber, von welchem Umfang und wel- 
cher Qualität das verschwundene Aktenmaterial 
gewesen sein dürfte, hat der Bundesbeauftragte 
Joachim Gauck vor dem Untersuchungsausschuß mit 
seiner Aussage vermittelt (Protokoll Nr. 6, S. 10 f.). 

7. Konzeption für einen neuen Geheimdienst 

Bereits der 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahl- 
periode hatte festgestellt, daß es seit Mitte 1989 im 
Regierungsapparat der DDR Umstrukturierungsten- 
denzen gab. Trotz der Umbenennung des MfS in 
AfNS war die DDR-Bevölkerung gegen die Geheim- 
dienste des sich kontinuierlich auflösenden Staatsge- 
füges Sturm gelaufen (BT-Drucksache 12/7600, 
S. 366 ff.). In dieser Zeit wurden von seiten des Mi- 
nisterrates mehrere Versuche unternommen, das MfS 
mit seinem Aufgabenbereich und seinem Personal- 
und Mittelbestand zu erhalten und lediglich in einem 
neuen, geschichtlich unbelasteten Gewand zu prä- 
sentieren (siehe vorstehend 1.). All dies geschah im 


Herbst 1989 inoffiziell und ohne ersichtliche formelle 
Rechtsgrundlage. Inwieweit diese Versuche Gestalt 
gewonnen haben und welche Finanz- und Sachnüttel 
möghcherweise aus dem Bestand der sich selbstauf- 
lösenden HVA eingebracht worden sind, hat der Un- 
tersuchungsausschuß im Rahmen seiner Beweisauf- 
nahme untersucht und die mit dieser Aufgabe be- 
trauten Führungskräfte aus dem Bereich des MfS 
und der HVA befragt. 

Überlegungen, das MfS/AJNS tatsächlich aufzulö- 
sen, wurden erst später mit Ministerratsbeschluß 
vom 14. Dezember 1989 in eine rechtsverbindliche 
Form gegossen, wobei die Auflösung des AfNS eher 
beiläufig beschlossen wurde (Dokument Nr. 52). 
Hauptsächlich enthält die genannte Regelung die Er- 
richtung eines „Nachrichtendienstes" und eines 
„Verfassungsschutzes" der DDR mit Sitz in Berlin, 
die gemeinsam als Rechtsnachfolger des MfS/AfNS 
eingesetzt werden sollten und im wesentlichen die 
gleichen Aufgaben wahrzunehmen hatten (siehe 
auch vorstehend 1.). 

Vom 14. Dezember 1989 bis Februar 1990 leitete Ge- 
neralleutnant Heinz Engelhardt den in der Gründung 
befindlichen „Verfassungsschutz" der DDR, und Ge- 
neraloberst Werner Großmann war für den im Auf- 
bau befindlichen „Nachrichtendienst" verantwort- 
lich. 

Die konzipierten Strukturen ähnelten nach Feststel- 
lung des Untersuchungsausschusses denen des 
Rechtsvorgängers, es sollten z. B. Außenstellen bei- 
der Organisationen in den Bezirken gebildet werden. 
Zusammen sollten 14 000 Mitarbeiter beschäftigt 
werden. Das einzige Segment des Beschlusses, das 
eine tatsächliche Durchbrechung der alten Struktur 
des ehemaligen MfS und des Nachfolgers AfNS dar- 
stellt, ist die Festlegung, daß in den neuen Verfas- 
sungsschutz „grundsätzlich keine Führungskräfte ... 
des Amtes für Nationale Sicherheit übernommen" 
werden sollten. Ansonsten aber sollten Personal und 
finanzielle sowie materielle Fonds an die „betreffen- 
den Organe", die neuen Geheimdienste, übergeben 
werden (Dokument Nr. 52). 

Im Zusammenhang mit der Auflösung der HVA gab 
es nach Auskunft des Leiters der Abteilung Rückwär- 
tige Dienste der HVA, Tilo Kretzschmar, Überlegun- 
gen für den Aufbau eines Auslandsnachrichtendien- 
stes, jedoch ohne konkrete Vorgaben. Seine Aufgabe 
dabei habe in der Frage nach der Unterbringung so- 
wie der Bereitstellung von Fahrzeugen bestanden 
(Protokoll Nr. 46, S. 26 ff.). Zur Konzeption eines neu- 
en Nachrichtendienstes vom Untersuchungsaus- 
schuß befragt, hat Werner Großmann berichtet, daß 
seitens der HVA der Auftrag bestanden habe, den 
Aufklärungsdienst irgendwie weiterzuführen. So sei- 
en mehrere Möglichkeiten, die Aufklärung bei der 
Volksarmee, im MdI, im Verteidigungsministerium 
oder sogar in der Privatwirtschaft als Gesellschafts- 
unternehmen zu etablieren, innerhalb der Führungs- 
strukturen der HVA erwogen worden (Protokoll 
Nr. 12, S. 266 f.). In einem Anfang 1990 stattgefunde- 
nen Gespräch mit dem Regierungsbeauftragten Fritz 
Peter in Anwesenheit mehrerer Vertreter des Runden 
Tisches sei der Umfang besprochen, eine ersatzlose 
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Auflösung aber noch nicht in Erwägung gezogen 
worden (Protokoll Nr. 12, S. 268). Werner Großmann 
hat nicht ausgeschlossen, daß es vereinzelt Bestre- 
bungen gegeben habe, die Aufklärung über das vor- 
handene konspirative Netz aus legendierten Mit- 
arbeitern und Unternehmen zusammenzuhalten, be- 
stritt jedoch, daß es diesbezüglich eine umfassende 
Planung gegeben hätte (Protokoll Nr. 12, S. 270). 

Der ehemalige HVA-Abteilungsleiter Horst Müller 
hat vor dem Untersuchungsausschuß bekräftigt, daß 
es Überlegungen gegeben habe, die Aufklärung vor 
ihrer offiziellen Auflösung zu bewahren. Die Bestre- 
bungen seien dahin gegangen, „in dieser anderen 
DDR auch weiterhin mit einer Aufklärung zu arbeiten 
und ... in einem bestimmten Umfang diesen Apparat 
zu übernehmen" (Protokoll Nr. 55, S. 82). Im Gegen- 
satz zu Großmann und Müller hat HVA-Oberst Her- 
bert Köhler erklärt, daß bereits im Frühjahr/Sommer 
1989 darüber gesprochen worden sei, wie es mit 
dem Geheimdienst weitergehen solle. Es habe Über- 
legungen gegeben, wonach IM 's bzw. MfS- Angehö- 
rige abgedeckte Unternehmen in der DDR gründen 
sollten mit dem Ziel, die operative Arbeit fortzuset- 
zen (Protokoll Nr. 55, S. 32 f.). Die Idee, den Nach- 
richtendienst fortzusetzen, hat auch Markus Wolf 
dem Untersuchungsausschuß bestätigt, der eigenen 


Angaben zufolge lediglich einmal im November 1989 
bei einer Begegnung mit Werner Großmann und 
Bernd Fischer über diese Möglichkeit gesprochen 
habe (Protokoll Nr. 78, S. 38). 

Die rasante Entwicklung der politischen Verhältnisse 
in der DDR und die Fortschritte der Verhandlungen 
am Runden Tisch verhinderten jedoch, daß diese bei- 
den Geheimdienste tatsächlich ihre Tätigkeit aufnah- 
men. Per Ministerratsbeschluß vom 8. Februar 1990 
wurde der Errichtungsbeschluß durch die Neueinset- 
zung des Auflösungskomitees als Rechtsnachfolger 
des AfNS ungültig (Dokument Nr. 54; siehe auch vor- 
stehend 1.). 

Dem Bericht über die Auflösung der HVA zufolge 
wurde die nachrichtendienstliche Tätigkeit mit dem 
24. Februar 1990 vollständig eingestellt. Einzelne 
Aktionen zur Abwicklung und Absicherung der Be- 
endigung des Nachrichtendienstes sowie personeller 
Fragen erfolgten noch bis Ende Juni 1990. Weder 
Strukturen noch Agenturen wurden übergeben, son- 
dern komplett aufgelöst. Dem Bericht zufolge sollen 
sowohl der BND, der Verfassungsschutz, als auch der 
CIA über direkte Kontakt auf nähme zu Mitarbeitern 
der HVA Anwerbungsversuche unternommen ha- 
ben, um sie zur Preisgabe von Wissen zu veranlassen 
(Dokument Nr. 62). 


F. Erkenntnisse über die Militärische Aufklärung der Nationalen Volksarmee (NVA) 
der ehemaligen DDR und zur Zusammenarbeit mit dem MfS 
und dem Bereich KoKo 


Nach den Feststellungen des 1. Untersuchungsaus- 
schusses der 12. Wahlperiode bestand zwischen dem 
Bereich KoKo und dem Ministerium für Nationale 
Verteidigung (MfNV) im Rahmen des Waffenhandels 
eine enge Zusammenarbeit (BT-Drucksache 12/7600, 
S. 160). Inwieweit darüber hinaus der Bereich KoKo 
mit der Militärischen Aufklärung der NVA zusam- 
mengearbeitet hatte, konnte dagegen nicht geklärt 
werden. Der Untersuchungsausschuß hat hierzu fol- 
gende Feststellungen getroffen: 

Nach Angaben des Bundesbeauftragten für die Un- 
terlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemali- 
gen DDR (BStU) wurde die sog. „Allgemeine Verwal- 
tung", die erste Diensteinheit des späteren Bereichs 
„Aufklärung des MfNV" aufgrund eines Befehls vom 
20. August 1952 des damahgen Innenministers der 
DDR, Willi Stoph, ins Leben gerufen. Die Gründung 
erfolgte im Rahmen der Aufstellung der kasernierten 
Einheiten der Volkspolizei, aus denen im Jahre 1956 
die NVA hervorgegangen war. In den folgenden Jah- 
ren wurden zahlreiche Änderungen, die sowohl die 
Struktur der militärischen Aufklärung als auch ihre 
Tarnbezeichnung betrafen, vorgenommen. Die letzte 
Umstrukturierung fand im Jahre 1984 statt. Bis zur 
Auflösung der militärischen Aufklärung der NVA im 
Jahre 1990 bestand der Bereich „Aufklärung MfNV" 
aus mehreren Verwaltungen und war dem Minister 


für Nationale Verteidigung bzw. seinem Stellvertreter 
und Chef des Hauptstabes direkt unterstellt. Trotz 
der ständigen Veränderungen konnte nachvollzogen 
werden, daß der Bereich seine Aufgaben insbeson- 
dere mit folgenden Struktureinheiten wahrnahm: Mi- 
litärische Aufklärung auf dem Territorium der Bun- 
desrepublik Deutschland, Militärische Aufklärung 
der NATO (außer BRD) sowie Krisenräume der Welt, 
Funktechnische Aufklärung, einschließhch Luft- und 
Satelitenaufklärung. Infolge der ständig wachsenden 
Zahl der Mitarbeiter konnte die personelle Kapazität 
des Bereichs nicht genau ermittelt werden. Im Jahre 
1986 beispielsweise wurden etwa 2 239 Angehörige 
der NVA im Bereich der Aufklärung beschäftigt. 

Die Arbeitsweise konzentrierte sich hauptsächlich 
auf die Informationserlangung auf konspirativem 
Wege. Es wurden sog. Agenturische Mitarbeiter 
(AM) geworben, in ein Verbindungsnetz zusammen- 
gefaßt und vorzugsweise zur Aufklärung des militäri- 
schen, mihtärpohtischen und militärwirtschaftüchen 
Bereichs der Mitgliedstaaten der NATO eingesetzt. 
Zur Unterstützung wurde eine Hilfsagentur gebildet, 
die Inhaber konspirativer Wohnungen, sog. „Tipge- 
ber", die bei der Suche nach Personen behilflich wa- 
ren, die für eine geheimdienstliche Tätigkeit geeig- 
net erschienen sowie Post- und Telefonstellen und 
ähnliches koordinierte. 
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Inwieweit eine Zusammenarbeit mit dem Bereich Ko- 
Ko stattgefunden hatte, konnte vom Untersuchungs- 
ausschuß nicht geklärt werden. Nach Angaben Joa- 
chim Gaucks bei seiner informatorischen Anhörung 
durch den Untersuchungsausschuß war eine diesbe- 
zügliche Feststellung infolge der mangelhaften Do- 
kumentation über Mitarbeiter und Arbeitsweise des 
Bereichs Aufklärung nicht möglich. Aufgrund dessen 
Arbeitsweise könne zwar angenommen werden, daß 
eine solche umfassende Dokumentation existiert ha- 
be; diese sei jedoch offensichtlich Vemichtungsaktio- 
nen zum Opfer gefallen (Protokoll Nr. 6, S. 73 f.). 
Auch eine Stellungnahme des Bundesministers der 
Verteidigung brachte dem Untersuchungsausschuß 
hierzu keine Erkenntnisse. 

Exkurs 

Es konnte allerdings festgestellt werden, daß der Be- 
reich Aufklärung intensiv mit dem M/S zusammen- 
gearbeitet hat. Die Grundlage bildeten unterschied- 
liche Vereinbarungen zwischen dem M/S und dem 
Bereich Aufklärung, die mit dem Ziel getroffen wur- 
den, die fachliche Kompetenz des MfS/HVA zu nut- 


zen, eine arbeitsteilige Vorgehensweise zu sichern 
und für den intensiven, wechselseitigen Informa- 
tionsaustausch zu sorgen. Darüber hinaus über- 
prüfte und erfaßte das M/S sämtliche Mitarbeiter 
und archivierte Dokumente des Bereichs Aufklärung 
im Archiv der Abteilung XII des M/S. Mit dieser 
Regelung sollten Überschneidungen bei der Anwer- 
bung von inoffiziellen Mitarbeitern vermieden wer- 
den. Nach Mitteilung des BStü ist die so entstan- 
dene Dokumentation Anfang 1990 bei der Auflösung 
des M/S aussortiert und dem Bereich Aufklärung der 
NVA übergeben worden. Infolge der Tatsache, daß 
das zuständige Amt für Nachrichtenwesen der Bun- 
deswehr im Rahmen der Übernahme und Sichtung 
aller Unterlagen des Bereiches im September 1990 
personenbezogene Dokumente nicht auf finden 
konnte, ist davon auszugehen, daß auch an dieser 
Stelle Akten vernichtet wurden. Nach Mitteilung des 
BStü geht die Vernichtung offensichtlich auf einen 
Befehl des Minisfers für Abrüstung und Verteidi- 
gung, Rainer Eppelmann, vom 16. März 1990 zurück. 
Es konnte lediglich ein bereits im Jahre 1975 archi- 
vierter Restbestand mit Personenbezug ausfindig ge- 
macht werden. 


G. Vermögenswerte von Parteien und Massenorganisationen der ehemaligen DDR 


Dem Untersuchungsausschuß wurde gemäß 1.7. des 
Untersuchungsauftrages die Aufgabe übertragen, zu 
klären, inwieweit Mitglieder der SED/PDS oder die- 
ser Partei nahestehende Personen vor dem 3. Okto- 
ber 1990 von der SED/PDS durch Vermögensver- 
schiebungen finanziell unterstützt wurden, um sich 
wirtschaftlich betätigen zu können. Zur Einführung 
in diese Thematik beschäftigte sich der Unter- 
suchungsausschuß zunächst mit dem rechtlichen 
Rahmen und den Zuständigkeiten für die Ermittlung 
und treuhänderische Verwaltung der Vermögens- 
werte von Parteien und Massenorganisationen der 
DDR (nachfolgend I.) sowie mit den Einnahmen aus 
diesem Vermögen und deren Verwendung (nachfol- 
gend III.). Daran anknüpfend wurden wichtige Ein- 
zelfäUe untersucht, in denen Vermögensverschie- 
bungen durch die SED/PDS vermutet bzw. festge- 
stellt worden sind (nachfolgend II.). 


I. Rechtlicher Rahmen und Zuständigkeiten 
zur Ermittlung und treuhänderischen 
Verwaltung des Vermögens 

Die grundlegenden rechtlichen Bestimmungen zur 
Ermittlung und treuhänderischen Verwaltung des 
Vermögens der Parteien und Massenorganisationen 
der DDR finden sich im Parteiengesetz der DDR und 
im Einigungs vertrag. Neben diesen gesetzlichen Re- 
gelungen wurden Vereinbarungen mit heutigen poli- 
tischen Parteien getroffen, die Vermögensfragen der 
DDR-Parteien betrafen. Diese Vereinbarungen stell- 


ten weitere rechtliche Eckpunkte für die Ermittlung 
und Verwaltung des betreffenden Vermögens dar. 


1. Parteiengesetz 

Das Gesetz über Parteien und andere politische Ver- 
einigungen (Parteiengesetz - PartG-DDR) wurde von 
der Volkskammer am 21. Februar 1990 beschlossen 
(GBl. 1990, I, S. 66) und letztmahg geändert durch 
das Gesetz vom 20. September 1990 (GBl. 1990, I, 
S. 1627). Nachdem im Frühjahr 1990 angestellte 
Überlegungen, die dahin gingen, die Parteien ledig- 
hch zur Abgabe einer Vermögensaufstellung an die 
Volkskammer zu verpflichten oder einen parlamenta- 
rischen Untersuchungsausschuß einzurichten, nicht 
umgesetzt wurden (Protokoll Nr. 9, S. 6), sind durch 
die Volkskammer der DDR am 31. Mai 1990 die 
§§ 20 a und 20 b in das Parteiengesetz eingefügt wor- 
den, welche am 1. Juni 1990 in Kraft traten (GBl. 
1990, 1, S. 275). 

Aufgrund von § 20 a Abs. 1 PartG-DDR wurde vom 
damaligen Ministerpräsidenten der DDR, Lothar de 
Maiziere, die Unabhängige Kommission zur Über- 
prüfung des Vermögens der Parteien und Massenor- 
ganisationen der DDR (UKPV) eingesetzt. Diese er- 
hielt den Auftrag, einen Bericht über die Vermögens- 
werte aller Parteien und Massenorganisationen der 
DDR im In- und Ausland zu erstellen (§ 20 a Abs. 1 
PartG-DDR). Einschneidende Maßnahmen ordneten 
die Regelungen des § 20b PartG-DDR an, indem sie 
die Vermögenswerte zu deren Sicherung der treu- 
händerischen Verwaltung der UKPV unterstellten. 
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Dies bedeutete, daß die Parteien und Massenorgani- 
sationen zwar noch die privatrechtliche Rechtsinha- 
berschaft über ihre Vermögenswerte inne hatten, 
diese aber durch die öffentlich-rechtliche Treuhand- 
verwaltung überlagert wurde. Mithin wirkte fortan 
ein weitreichendes gesetzliches Verfügungsverbot. 
Bedeutendere Veränderungen an den unter treuhän- 
derische Verwaltung gestellten Vermögenswerten 
konnten wirksam nur noch mit Zustimmung des Vor- 
sitzenden der UKPV vorgenommen werden (Doku- 
ment Nr. 66; Protokoll Nr. 9, S. 6 ff.). 

Der damalige Vorsitzende der UKPV, Dr. Georg Reiiücke, 
präzisierte gegenüber der PDS den Umfang der Ge- 
nehmigungspflichtigkeit von Vermögensveränderun- 
gen mit einem Schreiben vom 22. Juni 1990 und 
einem ergänzenden Schreiben vom 5. Juh 1990 als 
Antwort auf eine schriftliche Anfrage des damaligen 
Vorsitzenden der PDS, Dr. Gregor Gysi. Demnach 
sollte eine eigenständige politische Tätigkeit durch 
die Anordnung der Treuhandschaft nicht beeinträch- 
tigt werden, womit etwa die Finanzierung von politi- 
schen Veranstaltungen und Publikationen sowie die 
Einrichtung von Büros und ähnlichem nicht geneh- 
migungspflichtig waren. Ebensowenig bedurfte die 
Erfüllung von Rechtspflichten aus Umlaufmitteln 
einer Genehmigung, also der normale Geschäftsbe- 
trieb wie etwa Zahlungen für ständig wiederkehren- 
de Ausgaben (Lohn-, Miet-, Energiezahlungen usw.). 
Genehmigungspfhchtig waren hingegen alle Vermö- 
gensveränderungen an Grundmitteln (mit Ausnahme 
von An- und Verkäufen bis zum Wert von 10 000 
DM), Darlehensverträge jeglicher Art sowie Abfin- 
dungsverträge bezüglich der Beendigung von Ar- 
beitsverhältnissen, soweit der Betrag von 10 000 DM 
überschritten wurde (Dokument Nr. 67). 

Zielsetzung dieser Maßnahmen war die Aufarbei- 
tung und Beseitigung der wirtschaftlichen Machtpo- 
sition, die die Parteien und Massenorganisationen 
unter dem Herrschaftssystem der DDR erlangt hat- 
ten. Dadurch sollte verhindert werden, daß die Par- 
teien und Massenorganisationen unter Verstoß ge- 
gen den Grundsatz der Chancengleichheit der poli- 
tischen Parteien mittels Machtstrukturen und wirt- 
schaftlichen Potentialen am demokratischen Wülens- 
bildungsprozeß teilnehmen, die sie in einem demo- 
kratischen Rechtsstaat nicht hätten erwerben können 
(Protokoll Nr. 9, S. 7). 

Um die Bestandsaufnahme der Vermögenswerte zu 
ermöglichen, sind der UKPV besondere Befugnisse 
verliehen worden (§ 20a Abs. 4 PartG-DDR). So 
kommt der UKPV u. a. das Recht zu, Zeugen zu ver- 
nehmen sowie Durchsuchungen und Beschlagnah- 
men zu veranlassen. Wie der damalige Vorsitzende 
der UKPV, Prof. Dr. Hans-Jürgen Papier, in seiner in- 
formatorischen Anhörung vor dem Untersuchungs- 
ausschuß am 8. Februar 1996 ausführte, sind derar- 
tige Maßnahmen in etwa zehn Verfahren zur Anwen- 
dung gekommen, unter anderem bei der Durch- 
suchung der Parteizentrale der PDS und deren Lan- 
desgeschäftsstellen (Protokoll Nr. 9, S. 9). Im übrigen 
fand nach Angaben von Prof. Dr. Papier eine gute 
Zusammenarbeit der UKPV mit der Zentralen Ermitt- 
lungsstelle für Regierungs- und Vereinigungskrimi- 
nalität (ZERV), den Staatsanwaltschaften und der 


Steuerfahndung statt (Protokoll Nr. 9, S. 51, vgl. hier- 
zu auch Zweiter Teil, C.II.l.). 


2. Einigungsvertrag 

Mit Inkrafttreten des Einigungsvertrages zum 3. Ok- 
tober 1990 änderte sich die Rechtslage für die UKPV 
Nach Anlage II Kapitel II Sachgebiet A Abschnitt III 
des Einigungsvertrages blieben die §§ 20 a und 20 b 
PartG-DDR zwar in Kraft, gemäß Punkt d Satz 1 die- 
ser Anlage jedoch mit der Maßgabe, daß die treuhän- 
derische Verwaltung des Vermögens auf die Treu- 
handanstalt (THA), bzw. zum 1. Januar 1995 auf die 
Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderauf- 
gaben (BvS) übertragen wurde. Gemäß Punkt a der 
Anlage II unterliegt die UKPV der Rechtsaufsicht der 
Bundesregierung, die aufgrund Punkt b im Juni 1991 
die „Verordnung über die Errichtung und das Ver- 
fahren der Unabhängigen Kommission zur Überprü- 
fung des Vermögens der Parteien und Massenorgani- 
sationen der DDR" (Parteivermögenskommissions- 
verordnung-PVKV) erlassen hat (BGBl. 1990 I, S. 
1243). Gleichzeitig mit dieser Verordnung wurde die 
Rechtsaufsicht der Bundesregierung auf den Bundes- 
minister des Innern übertragen. Gemäß § 10 Abs. 1 
PVKV unterrichtet die UKPV die THA/BvS über die 
Ergebnisse ihrer Feststellungen, insbesondere dar- 
über, welche Organisationen dem Anwendungsbe- 
reich der §§ 20 a und b PartG-DDR unterfallen und 
welche Vermögenswerte unter treuhänderische Ver- 
waltung zu stellen sind. Zudem berichtet die UKPV 
in regelmäßigen Abständen dem Deutschen Bundes- 
tag über die Ergebnisse ihrer Tätigkeit (Dokument 
Nr. 66; Protokoll Nr. 9, S. 7 f.). 

Nach Maßgabe von Buchstabe d Satz 5 der vorge- 
nannten Anlage zum Einigungsvertrag hat die treu- 
händerische Verwaltung des durch die UKPV ermit- 
telten Vermögens durch die THA/BvS im Einverneh- 
men mit der UKPV zu erfolgen. Gegenüber Dritten 
erfolgt die auf Außenwirkung gerichtete Ausübung 
der treuhänderischen Verwaltung grundsätzlich im 
Wege mehrstufiger Verwaltungsakte allein durch die 
THA/BvS. Die UKPV ist lediglich im Innenverhältnis 
als Einvernehmensbehörde an der treuhänderischen 
Verwaltung des Vermögens beteüigt. Dieses Einver- 
nehmen hat konstitutive Bedeutung, d.h. ohne Ein- 
vernehmen der UKPV erlassene Verwaltungsakte 
sind rechtswidrig. 

Zwischen der THA/BvS und der UKPV entstanden 
im Verlauf der Zusammenarbeit Meinungsverschie- 
denheiten hinsichtlich der Reichweite des Einver- 
nehmungserfordernisses. Während die THA/BvS den 
Standpunkt einnahm, das Erfordernis des Einverneh- 
mens berechtige die UKPV nicht, die THA/BvS zu 
präjudizieren oder zu bestimmten Maßnahmen anzu- 
halten, ging die UKPV davon aus, alle von der THA/ 
BvS zu treffenden Entscheidungen hinsichtlich der 
treuhänderischen Verwaltung des Vermögens der 
Parteien und Massenorganisationen seien bezüghch 
ihrer Rechtmäßigkeit von ihrem Einvernehmen ab- 
hängig. Insbesondere die Entscheidung, zu einer be- 
stimmten Zeit keine Ausschüttung des Vermögens 
an die Länder im Beitrittsgebiet vorzunehmen, könne 
nur im Einvernehmen mit der LIKPV erfolgen. Zu 
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einer abschließenden Klärung dieser Positionen ist es 
nicht gekommen (Protokoll Nr. 9, S. 10 und 46 ff.). 

3. Vereinbarungen über das 

DDR-Parteivermögen mit heutigen Parteien 

Die UKPV und die THA/BvS konnten mit der CDU, 
nach längerfristigen Auseinandersetzungen auch mit 
der PDS und der F.D.P., Vereinbarungen über das 
Vermögen derjenigen DDR-Parteien erzielen, die zu 
den genannten heutigen Parteien einen vermögens- 
rechtlichen Bezug aufwiesen. 

a) Verzicht der CDU 

Bereits am 15. November 1990 hat die CDU eine 
notarielle Erklärung gegenüber der THA und der 
UKPV abgegeben, die sich auf die Vermögenswerte 
der DDR-Parteien Christlich-Demokratische Union 
Deutschlands (CDU der DDR) und Demokratische 
Bauernpartei Deutschlands (DBD) bezog. Mit dieser 
Erklärung verzichtete die CDU auf sämtliche Vermö- 
genswerte dieser Parteien, die der treuhänderischen 
Verwaltung aufgrund des PartG-DDR unterlagen. 
Ebenfalls im November 1990 gaben die Landesver- 
bände der CDU in den neuen Ländern gleichlauten- 
de Erklärungen ab. Die Verzichtserklärungen wur- 
den von der UKPV als unwiderruflicher Verzicht der 
CDU auf die Wiederzurverfügungstellung von Ver- 
mögenswerten der CDU der DDR und der DBD ange- 
sehen, so daß es keiner Entscheidungen durch die 
LTKPV zum materiell-rechtsstaatlichen Erwerb dieser 
Vermögenswerte bedurfte. 

b) Vergleiche mit der PDS 

Zunächst wurde durch die THA am 14. Mai 1992 mit 
der PDS ein notariell beurkundeter Vergleich ge- 
schlossen, der den Verzicht der PDS auf die Wieder- 
zurverfügungstellung von sämtlichen Auslandsver- 
mögenswerten der SED/PDS zum Inhalt hatte. Dabei 
ging es um Vermögenswerte, die am 7. Oktober 1989 
vorhanden waren oder die bei wirtschaftlicher Be- 
trachtungsweise seither an die Stelle des zu diesem 
Zeitpunkt vorhandenen Altvermögens getreten sind. 
Der Vergleich beinhaltete die Verpflichtung der PDS, 
alle notwendigen Erklärungen abzugeben, bzw. 
Handlungen vorzunehmen, um die Rechtsinhaber- 
schaft der THA an dem jeweiligen Vermögensgegen- 
stand herzustellen (§ 3 Abs. 2 des Vergleichs) sowie 
sämtliche Informationen und Materialien, die das 
Auslandsvermögen betrafen, unverzüglich an die 
THA und LTKPV weiterzuleiten (§ 4 des Vergleichs; 
Dokument Nr. 68). 

Im Frühjahr 1994 trat die UKPV in erneute Ver- 
gleichsverhandlungen mit der PDS ein. Maßgeb- 
licher Beweggrund für diese Maßnahme war die Ab- 
sicht der UKPV, das übrige SED/PDS-Vermögen, das 
nicht der PDS oder sonstigen Berechtigten zurückzu- 
gewähren war, zügig der im Einigungsvertrag vorge- 
sehenen gemeinnützigen Verwendung in den neuen 
Ländern zuzuführen. Ohne Abschluß eines Verglei- 
ches hätte sich die Möglichkeit zur Bereitstellung 
dieser Mittel erheblich verzögert, da die PDS gegen 
alle von der UKPV getroffenen Entscheidungen hin- 
sichtlich des materiell-rechtsstaatlichen Erwerbs des 


SED/PDS-Vermögens Widerspruch eingelegt bzw. 
Klage bei den Verwaltungsgerichten erhoben hatte. 
Zu dem gerichtlich protokollierten, sofort wirksamen 
Vergleichsschluß kam es am 18. Juli 1995 im Rahmen 
des vor dem OVG Berlin anhängigen Streitverfah- 
rens über die Wiederzurverfügungstellung der Par- 
teizentrale der PDS in der Berliner Kleine Alexander- 
straße. Die Regelungen des Vertrags vom 14. Mai 
1992 über das Auslandsvermögen blieben von die- 
sem Vergleich unberührt (§ 1 Abs. 2 des Vergleichs; 
Dokument Nr. 69). 

In dem Vergleich verzichtet die PDS unwiderruflich 
auf die Wiederzurverfügungstellung aller bekannten 
und möglicherweise noch bekannt werdenden Ver- 
mögensgegenstände ihres Altvermögens mit Aus- 
nahme von vier ausdrücklich benannten Grundstük- 
ken, Kunst- und Wertgegenständen und Geschäfts- 
stellenausstattungen (§ 8 Abs. 1 des Vergleichs). Zu- 
dem verpflichtete sich die PDS, bei der Ermittlung 
ihres Altvermögens umfassend mitzuwirken. Insbe- 
sondere hatte sie alle ihr insoweit bekannten oder 
noch bekannt werdenden Informationen unverzüg- 
lich an die UKPV oder BvS weiterzuleiten (§ 11 des 
Vergleichs). Bei Nichteinhaltung dieser Verpflich- 
tung droht der PDS im Gegensatz zu dem Vertrag 
vom 14. Mai 1992 eine Vertragsstrafe bis zur Höhe 
des dreifachen Betrages des Wertes des Vermögens- 
gegenstandes, auf den sich die Pflichtverletzung be- 
zog (§ 12 des Vergleichs; Dokument Nr, 69). 

In der Zeit vom 16. Oktober 1995 bis zum 9. Februar 
1996 führte eine von der UKPV beauftragte Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaft die Prüfung der PDS- 
Finanzunterlagen durch. Als wesentliches Ergebnis 
dieser Prüfungen stellt die UKPV in einem Bericht an 
den Untersuchungsausschuß vom 4. Februar 1998 
fest, 

„daß die PDS auf sämtlichen Gliederungsebenen ... 
eigene Vermögensangaben in nennenswertem 
Umfang nicht nachgewiesen hat. Insbesondere hat 
die PDS Originalbelege, die laut PDS-Finanzord- 
nung vom 23. Juni 1991 fünf Jahre aufzubewahren 
waren, und sonstige von den Wirtschaftsprüfern 
für erforderlich gehaltene Unterlagen trotz mündli- 
cher und schriftlicher Aufforderung in erheblichem 
Umfang nicht vorgelegt und Auskünfte trotz mehr- 
facher Nachfragen vielfach nicht erteilt. Es ist des- 
halb nicht auszuschließen, daß die PDS noch über 
bisher nicht bekanntes Altvermögen verfügt. Im 
übrigen hat die UKPV aus den ihr übergebenen 
Unterlagen festgestellt, daß die PDS noch über Alt- 
vermögen in Höhe von 585 291,89 DM verfügte. 
Den Betrag hat die Partei auf Anforderung der 
UKPV an die BvS abgeführt. " 

c) Vergleich mit der F.D.P. 

Im April 1992 beantragte die F.D.P. zunächst die Wie- 
derzurverfügungstellung von Vermögenswerten der 
Liberal-Demokratischen Partei Deutschlands (LDPD) 
und der National-Demokratischen Partei Deutsch- 
lands (NDPD), wobei es sich u. a. um 21 Grundstücke 
handelte. Nachdem die THA im Einvernehmen mit 
der UKPV den Antrag der F.D.P. mit der Begründung 
abgelehnt hatte, in dem vorliegend relevanten ver- 
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mögensbezogenen Zusammenhang sei die RD.P. 
nicht als Rechtsnachfolgerin für die LDPD und NDPD 
anzusehen, erhob die RD.P nach erfolglos durchge- 
führtem Widerspruchsverfahren am 17. Juni 1993 
Klage gegen den Bescheid beim VG Berlin. 

Nach längeren Verhandlungen erklärte die UKPV in 
ihrer Sitzung vom 27. November 1995 ihr Einverneh- 
men zu einem umfassenden Vergleich über das Ver- 
mögen der LDPD und der NDPD. Im wesentlichen 
beinhaltete der Vergleich die Wiederzurverfügung- 
stellung von zwei Grundstücken und Geldmitteln in 
Höhe von 4,8 Mio. DM. Bezüglich sämtlicher anderer 
Werte des Altvermögens verzichtete die R.D.P. unwi- 
derruflich auf die Wiederzurverfügungstellung, wäh- 
rend die BvS auf Rückforderungsansprüche aufgrund 
der Verwendung voh Altvermögen aus dem Bereich 
flüssiger Mittel verzichtete. 


II. Vermögensverschiebungen 
durch die SED/PDS 

ln Erfüllung von 1.7. seines Untersuchungsauftrages 
beschäftigte sich der Untersuchungsausschuß mit 
der Präge, inwieweit Mitglieder der SED/PDS oder 
dieser Partei nahestehende Personen vor dem 3. Ok- 
tober 1990 durch Vermögensverschiebungen der 
SED/PDS finanziell unterstützt wurden, um sich wirt- 
schaftlich zu betätigen. Im Zuge seiner Beweiserhe- 
bung durch Zeugenvernehmungen und umfang- 
reiche Aktenbeiziehungen ist der Untersuchungs- 
ausschuß hinsichtlich dieses Themenkomplexes zu 
folgenden Peststellungen gekommen: 

1. Beschlüsse und Maßnahmen der SED/PDS 
zur Sicherung des Parteivermögens 

Infolge der Wende in der DDR hielt die SED am 
17. Dezember 1989 einen außerordentlichen Partei- 
tag ab, auf dem u. a. die Nichtauflösung der Partei 
beschlossen wurde. Ein weiterer grundsätzlicher 
Beschluß betraf die umfangreichen Vermögenswerte 
der SED. Diese sollten durch die vorläufig in SED- 
PDS umbenannte Partei als Rechtnachfolgerin für 
die zukünftige Parteiarbeit gesichert werden. Zu 
diesem Zeitpunkt verfügte die SED -PDS über einen 
Bargeldbestand in Höhe von 6,1 Milliarden Mark 
der DDR, einen umfangreichen Grundstücks- und 
Gebäudebesitz sowie zahlreiche parteieigene Betrie- 
be. 

Zum Vorsitzenden der SED -PDS wurde Dr. Gregor 
Gysi gewählt, zum stellvertretenden Vorsitzenden 
Wolfgang Pohl, der in der Polge u. a. auch für die Pi- 
nanzen der Partei zuständig war. 

In Ausführung der Parteitagsbeschlüsse verabschie- 
dete der Parteivorstand der PDS am 21. Dezember 
1989 einen Beschluß über „Maßnahmen zur Siche- 
rung des Parteivermögens der SED-PDS" (Dokument 
Nr. 70). Dieser Beschluß sah vor, das vorhandene Par- 
teivermögen zu erhalten und „wirksame Schritte ge- 
gen Angriffe auf das Eigentum der SED-PDS einzu- 
leiten". Dies war einerseits Ausdruck der Befürch- 


tung, daß sich angesichts der Auflösungserscheinun- 
gen auf den verschiedenen Organisationsebenen der 
Partei einzelne Punktionsträger persönlich am Partei- 
vermögen bereichern könnten, um ihre eigene Zu- 
kunft zu sichern. Darüber hinaus gab es insbesonde- 
re in der Parteiführung jedoch auch die Befürchtung, 
die SED-PDS könnte im Zuge des politischen Wan- 
dels in der DDR verboten und enteignet werden. Mit 
dem Beschluß zur Sicherung des Parteivermögens 
wurde eine elfköpfige „Arbeitsgruppe zum Schutz 
des Vermögens der SED-PDS" unter Leitung von Dr. 
Gerd Pelikan eingesetzt, der zu dieser Zeit auch Mit- 
glied des Parteivorstands und Leiter der Abteilung 
Planung und Pinanzen der Partei war. Prof. Dr. Lothar 
Bisky, damals Mitglied des Präsidiums des Partei- 
vorstandes der SED-PDS und heute Vorsitzender der 
PDS, sollte einen Vertreter in diese Arbeitsgruppe 
entsenden. Der Untersuchungsausschuß konnte 
nicht klären, um wen es sich dabei handelte, da der 
Betreffende weder der UKPV noch den hierzu be- 
fragten Zeugen - soweit sie nicht die Aussage ver- 
weigerten (vgl. dazu nachstehend 2.a)ee) - bekannt 
war. 

Diese Arbeitsgruppe wurde mit einem umfangrei- 
chen Maßnahmenkatalog beauftragt, dessen Kern- 
punkte folgende Schritte vorsahen: 

1. Erarbeitung einer Gesamtbilanz des Vermögens 
der SED-PDS. 

2. Erarbeitung einer Konzeption, welche materielle 
Grundlage die Partei unter den veränderten Rah- 
menbedingungen für ihre zukünftige Arbeit benö- 
tigt. 

3. Entwicklung einer marktwirtschaftlich orientierten 
Pinanzpolitik für die Partei. 

4. Effektive Nutzung des Vermögens der SED-PDS 
zur Erhaltung der Parteikader. 

In Präsidium und Vorstand der SED-PDS wurde nach 
den Peststellungen des LG Berlin in seinem Urteil 
vom 20. Juni 1995 in Sachen „Putnik-Deal" intensiv 
über die Vermögenssicherung diskutiert und zwar 
insbesondere unter Beteiligung von Dr. Hans Mo- 
drow, Dr. Gregor Gysi, Dr. Andreas Brie, Dr. Gerd Pe- 
likan und Marlies Keller (früher Deneke). Das Pro- 
blem sei von so zentraler Bedeutung gewesen, daß 
keine Sitzung in einem der Organe oder Gremien der 
Partei vergangen sei, in der nicht auch die Vermö- 
gensfrage Tagesordnungspunkt gewesen sei. 

Am 11. Januar 1990 faßte das Präsidium des Partei- 
vorstandes der SED-PDS den sog. Altlastenbeschluß 
(Dokument Nr. 71). In diesem Beschluß ging es um 
das Eintreten der Partei für „Altlasten" der SED, d.h. 
noch offene Porderungen ausländischer Partner, ins- 
besondere der Sowjetunion, gegenüber der Partei 
und nicht um Maßnahmen zur Vermögenssicherung. 
Der Beschluß spielte in der Polge auch bei Vermö- 
gensverschiebungen der PDS eine Rolle, da z.B. im 
weiter unten dargestellten „Putnik-Deal" fingierte 
Altforderungen der KPdSU als Legende für die Ver- 
bringung erheblicher Vermögenswerte ins Ausland 
dienten (vgl. dazu nachstehend 2.a). 
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Nach Auffassung des LG Berlin waren alle Beschlüsse 
der SED-PDS zur Vermögenssicherung bewußt un- 
präzise und weit gefaßt, um jedes nur denkbare Mittel 
zur Erreichung dieses Zieles zuzulassen. Auch der für 
die Finanzen der Partei und die Umsetzung der 
Beschlüsse zur Vermögenssicherung in erster Linie 
zuständige stellvertretende Vorsitzende, Wolf gang 
Pohl, bestätigte im Nachgang zu seiner Vernehmung 
vor dem Untersuchungsausschuß am 17. Oktober 
1996, daß er hinsichtlich der Wahl der Mittel zur Ver- 
mögenssicherung keinerlei Beschränkungen unterle- 
gen habe. Alle seine Handlungen seien jedoch in 
voller Übereinstimmung mit dem Willen der PDS und 
auf der Grundlage ihrer Beschlüsse erfolgt (Proto- 
koll Nr. 36, Ergänzungen zum Protokoll, S. 2). 

Auf dem ordentlichen Parteitag der SED-PDS am 
24. und 25. Februar 1990 wurden Dr. Gregor Gysi 
und Wolfgang Pohl in ihren Ämtern bestätigt sowie 
die Umbenennung der Partei in PDS beschlossen. 
Alle früheren Beschlüsse zur Vermögenssicherung 
blieben in Kraft. 

a) Darlehensausreichungen für Unternehmens- 
gründungen und Kredite an Unternehmen 

Nach den Feststellungen des LG Berlin war es 
Dr, Gregor Gysi, der die Idee entwickelte, zur Si- 
cherung des Vermögens der PDS Darlehen zu verge- 
ben und diese mit Treuhandverträgen zu kombinie- 
ren. Dr, Pelikan hatte eine von Dr, Gysi Unterzeich- 
nete notariell beglaubigte Generalvollmacht des 
Parteivorstandes der PDS vom 17. April 1990, die ihn 
ermächtigte, „für den Parteivorstand der PDS Treu- 
hand- und Darlehensverträge zu schließen und 
alle hierzu erforderlichen Erklärungen abzugeben" 
(Dokument Nr. 72). Mit den Darlehensausreichungen 
wollte sich die PDS der Vermögenswerte nach außen 
hin entäußern, um sie dem befürchteten Zugriff 
staatlicher Organe zu entziehen, andererseits sich 
selbst aber über die Treuhandverträge eine spätere 
Verfügung darüber sichern. 

Nach den Feststellungen der UKPV hat die PDS ein- 
schließlich ihr zugehöriger Unternehmen Darlehen 
an juristische und natürliche Unternehmen in Höhe 
von 234 826 696,03 DM vergeben. Die Darlehen wur- 
den in der Regel unbesichert vergeben und selbst na- 
türliche Personen erhielten zum Teil Darlehen mit ei- 
ner Laufzeit von 100 Jahren. Ingesamt hat die UKPV 
156 mit der PDS verbundene juristische Personen 
festgestellt, die Kapital treuhänderisch für die Partei 
hielten. Besonders auffällig ist dabei die Entwicklung 
der Darlehensforderungen der SED/PDS. Während 
diese sich zum 31. Dezember 1989 noch auf 0,5 Mio. 
Mark der DDR beliefen, waren es zum 1. Juli 1990 
bereits 214 Mio. DM. Insgesamt wurden von der 
SED/PDS Darlehen in Höhe von 239,3 Mio. DM aus- 
gereicht. Die BvS geht davon aus, daß sich davon ein 
Betrag von ca. 100 Mio. DM als uneinbringlich erwei- 
sen wird. 

Die UKPV berichtete in ihrem Zweiten Zwischenbe- 
richt zur Verfahrensweise bei der Ausreichung von 
Darlehen (BT-Drucksache 12/6515, S. 23 f.), daß in 
einem Bericht der PDS -Arbeitsgruppe „zu Fragen 
des Aufkommens und der Verwendung der Partei- 


finanzen im Jahre 1990 und zum aktuellen Stand der 
Arbeiten zur Abgabe bzw. zur Sicherung von Eigen- 
tum der PDS" vom 18. April 1990 unter Bezugnahme 
auf von dem Präsidium des Parteivorstandes in der 
Sitzung vom 29. März 1990 beschlossene Maßnah- 
men u. a. ausgeführt sei: 

„Die Bildung von Gesellschaften ist so zu gestal- 
ten, daß sie ab 1991 Gewinne erwirtschaften, ... Zu- 
schüsse im Jahre 1990 werden als verzinsliche Dar- 
lehen gewährt. ...In Abhängigkeit von den vorge- 
sehenen Gesellschaften wird entschieden, ob das 
Stammkapital als verzinsliches Darlehen auf der 
Basis eines Treuhandvertrages zur Verfügung ge- 
stellt wird. " 

In einem weiteren Teil des Berichtes, der dem dama- 
ligen stellvertretenden Vorsitzenden der PDS Pohl 
von dem Leiter der Arbeitsgruppe Dr. Pelikan per- 
sönlich übergeben wurde, heiße es: 

„Der Parteivorstand geht nach wie vor davon aus, 
daß das noch verbliebene Eigentum der PDS zuver- 
lässig geschützt wird und mit hoher Effektivität für 
die materielle und finanzielle Sicherstellung der 
Parteiarbeit auf allen Ebenen zu nutzen ist. Mit die- 
sem Ziel konzentriert der Parteivorstand seine An- 
strengungen darauf, neben der Abwehr von An- 
griffen auf das Parteivermögen auf der Grundlage 
eines Gesamtkonzeptes für die künftige Nutzung 
des Vermögens zu arbeiten. " 

Dafür werde u. a. genannt: 

„Erschließung neuer Einnahmequellen, insbeson- 
dere aus Gewinnen von GmbHs, die mit Hilfe der 
PDS gegründet wurden, sowie aus Tilgungen für 
gewährte Darlehen. " 

Über die Arbeitsergebnisse sei berichtet worden: 

„Den Bezirks- und Kreisvorständen wurde wieder- 
holt empfohlen, zuverlässige Genossen bei der 
Übernahme von Gaststätten, die als Treffpunkte 
der Partei genutzt werden können, zu unterstützen. 
Dazu beschloß das Präsidium die gezielte Ausgabe 
von Darlehen. ... Zur Sicherung des Parteivermö- 
gens in Form von Betrieben, Ferienhäusern, Bil- 
dungsstätten sowie Dienstleistungseinrichtungen 
wurden bisher insgesamt 21 GmbHs gebildet. ... 
Die Sicherung des Einflusses der PDS erfolgte 
durch Beteiligung am Stammkapital durch natür- 
liche oder juristische Personen als Treuhänder der 
PDS. Dazu sind Treuhandverträge zu schließen, die 
die Eigentumsrechte der PDS und ihren Gewinnan- 
spruch sichern. ... Die Sicherung der zur Verfügung 
gestellten beweglichen Grundmittel sowie des 
finanziellen Startkapitals erfolgte durch Darlehens- 
verträge. " 

Diese und andere parteünterne Dokumente machen 
nach Auffassung der UKPV deutlich, daß die PDS 
Darlehen im Zusammenhang mit der Gründung bzw. 
dem Betreiben von Gesellschaften zu dem Zweck 
ausgab, Parteivermögen in größerem Umfang vor 
einer befürchteten Enteignung zu sichern. Dies werde 
durch einen undatierten ersten Entwurf eines Berich- 
tes über die Überprüfung von Darlehensverträgen 
der PDS durch „Genossinnen der ehrenamtlichen 
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Arbeitsgruppe zur Überprüfung der Finanzen der 
PDS" bestätigt, in dem es u.a. heiße: 

„Die Darlehensvergabe erfolgte im Mai 1990 
neben den im o. a. Bericht genannten Gründen 
(Sicherung von Arbeitsplätzen, spätere Zuwendun- 
gen an die Partei) offensichtlich auch aus dem 
Grunde, 'Geld zu parken', da die Umbewertung bei 
der Währungsunion unklar war und auch hier mög- 
licherweise Gedanken an eine Enteignung der PDS 
eine Rolle gespielt haben. " 

Die UKPV hat dem Untersuchungsausschuß berich- 
tet, daß die PDS ihr wirtschaftliches Eigentum, das 
durch die Treuhandverhältnisse begründet war, ihr 
gegenüber nicht offengelegt hat. Diese mangelnde 
Kooperationsbereitschaft der PDS wird u.a. auch 
durch dem Untersuchungsausschuß vorliegende Do- 
kumente belegt. So hat Dr. Gysi noch im August 1991 
den damaligen Schatzmeister der PDS, Dr. Dietmar 
Bartsch, schriftlich aufgefordert, Einnahmen der Par- 
tei aus Mitgliedsbeiträgen nicht offiziell zu verbu- 
chen, sondern „wie bisher bar" zu verwenden. Die 
entsprechenden Schreiben, die Dr. Bartsch nach dem 
Willen von Dr. Gysi eigentlich vernichten sollte, wur- 
den anläßlich der Durchsuchung der Parteizentrale 
der PDS in Sachen Belvedere Hotel GmbH (vgl. dazu 
nachstehend 2.b) sichergestellt (Dokument Nr. 73). 

Die Treuhanderklärungen von Gesellschaftern der 
SED/PDS-Unternehmen wurden nach Auskunft der 
UKPV in den Urkundensammlungen von Notaren 
aufbewahrt und teilweise zum Handelsregister ein- 
gereicht sowie bei den betroffenen Institutionen ver- 
wahrt (ZK der SED, FDGB). Die Darlehensverträge 
seien annähernd vollständig bei den Durchsuchun- 
gen der PDS-Zentrale im Oktober 1990 auf gefunden 
worden. 

Durch die Treuhanderklärungen blieb das wirtschaft- 
liche Eigentum der SED/PDS nach außen verdeckt. 
Dies war auch deshalb erforderlich, weil § 15 PartG- 
DDR vom 23. Februar 1990 den Parteien nur den 
Betrieb solcher Unternehmen gestattete, die der poli- 
tischen Willensbildung dienten. Ein Treuhand-Muster- 
vertrag, der bei einer Durchsuchung sichergestellt 
wurde, enthält folgende Regelung: 

„Beide Vertragsparteien verpflichten sich, soweit 
rechtlich möglich und zulässig, das Treuhandver- 
hältnis mit größter Verschwiegenheit und Vertrau- 
lichkeit zu behandeln. Das gilt auch für die Zeit 
nach Beendigung dieses Vertragsverhältnisses. " 

Das Sekretariat der UKPV hat systematisch nach der- 
artigen Treuhanderklärungen gesucht. Bei der 
Durchsuchung der Kanzleien von drei Notaren in 
Berlin, darunter derjenigen von Sabine Herrmann, 
die Mitglied der Arbeitsgruppe zur Sicherung des 
Parteivermögens der SED/PDS war, wurden Unterla- 
gen hierzu sichergestellt. Dabei handelte es sich 
überwiegend um Vermerke in den Urkundenrollen 
über die Beglaubigung von Unterschriften unter 
Treuhanderklärungen, während Treuhanderklärun- 
gen selbst nur vereinzelt sichergestellt werden konn- 
ten. Dies lag daran, daß der damalige Leiter der 
Abteilung Finanzverwaltung und Parteibetriebe, 


Wolf gang Langnitschke, diese Erklärungen jeweils 
vorbereitet in die Kanzleien mitbrachte und nach 
Unterschriftsleistung wieder an sich nahm. Diese 
Erklärungen wurden bislang nicht auf gefunden. 
Langnitschke erklärte in seiner Vernehmung durch 
den Untersuchungsausschuß allerdings, er habe die 
Treuhanderklärungen bis zu seiner Verhaftung im 
Zusammenhang mit dem Putnik-Deal am 26. Okto- 
ber 1990 in seinem Büro in der Parteizentrale der 
PDS aufbewahrt. Danach habe er keinen Zugang 
mehr gehabt, deshalb könne er auch über den 
Verbleib dieser Erklärungen nichts sagen (Proto- 
koll Nr. 36, S. 157ff.). Gesellschafter, die die UKPV 
hierzu vernahm, haben gegenüber der UKPV in der 
Regel behauptet, sich nicht hinreichend erinnern zu 
können. Die Verantwortlichen der PDS haben gegen- 
über der UKPV nur in dem Fall der Belvedere Hotel 
GmbH klare Angaben über ein Treuhandverhältnis 
gemacht, weil die Partei sich in diesem Fall gezwun- 
gen sah, die Treuhandverträge mit den Gesellschaf- 
tern zu kündigen, da diese „sich zunehmend von der 
Partei entfernt hatten und eigene Wege gingen." 
(vgl. dazu auch nachstehend 2.b). 

Die Praxis der Darlehensausreichung als Mittel der 
Vermögenssicherung wurde bis hinunter zu den Be- 
zirksgliederungen der Partei angewendet. Dem Un- 
tersuchungsausschuß hat hierzu ein Urteil des LG 
Mühlhausen Vorgelegen, das sich mit dem Fall von 
Wolfgang Engelmann befaßt. Zur Umsetzung der 
oben dargestellten Parteitags- und Vorstandsbe- 
schlüsse entwickelte Engelmann als damaliges Mit- 
glied im PDS-Bezirksvorstand Gera die Idee, den ge- 
samten Fuhrpark des Bezirksvorstandes in eine 
GmbH einzubringen und diese als Autovermietung 
und Fahrschule zu betreiben. Der Bezirksvorstand 
nahm diesen Vorschlag an und setzte Engelmann als 
Geschäftsführer der neu gegründeten Personen- 
Trans-Fahrschul-GmbH (PTF GmbH) ein. Zur Grün- 
dung und zum Betrieb der PTF GmbH erhielt En- 
gelmann vom Bezirksvorstand Gera mit Vertrag 
vom 12. April 1990 ein Darlehen in Höhe von 
475 397,98 Mark der DDR und mit zwei weiteren Dar- 
lehensverträgen durch den Gesamtparteivorstand 
der PDS vom 15. und 19. April 1990 die Beträge von 
100 000 sowie 1,5 Mio. Mark der DDR. In der Folge 
gründete Engelmann nüt Hilfe von Darlehen, die er 
selbst aus den von der PDS erhaltenen Geldern ver- 
gab, eine Reihe weiterer GmbHs in Gera, Jena und 
Gotha, die KfZ-Handel und Reparatur, Autovermie- 
tung, Fahrschulbetrieb sowie einen Bus- und Taxibe- 
trieb zum Geschäftsgegenstand hatten. 

Nachdem die PTF GmbH mit Bescheid vom 30. Sep- 
tember 1991 durch die THA der treuhänderischen 
Verwaltung unterstellt worden war, wurden die Dar- 
lehensverträge mit Engelmann durch die THA vor- 
sorglich mit Schreiben vom 28. April 1992 gekündigt 
und dieser aufgefordert, insgesamt 800 000 DM zu- 
rückzuzahlen. Im Oktober 1990 floß die Summe von 
390 000 DM an die THA zurück, den Restbetrag blieb 
Engelmann in der Folge schuldig. In einem anschlie- 
ßenden Strafverfahren wurde Engelmann durch das 
LG Mühlhausen nüt Urteil vom 11. März 1996 der 
Untreue für schuldig befunden und zu einer Bewäh- 
rungs- und Geldstrafe verurteüt. 
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b) Spenden 

Aus Imagegründen wollte sich die PDS von Teilen 
ihres Vermögens auch freiwillig in Form von Spenden 
trennen. Von insgesamt 16 durch den Untersu- 
chungsausschuß festgestellten Spenden waren zwei 
aufgrund ihrer Höhe und der Begleitumstände ihrer 
Vergabe besonders auffällig. 

aa) Islamische Religionsgemeinschaft 

Am 21. Februar 1990 hatte Abdul Majid Younes in 
Berlin (Ost) eine Islamische Religionsgemeinschaft 
gegründet. Younes war zuvor als Vertreter des Unter- 
nehmens Gulf International mit einem Büro im Inter- 
nationalen Handelszentrum (IHZ) tätig. Nach den 
Feststellungen des 1. Untersuchungsausschusses der 
12. Wahlperiode trat er in dieser Eigenschaft unter 
anderem im Zusammenhang mit dem Waffenhandel 
der DDR in Erscheinung. Nach den Erkenntnissen 
des MfS war Younes ein Vertreter der PLO, der vom 
Büro im IHZ aus diverse Aktivitäten dieser Organisa- 
tion leitete (BT-Drucksache 12/7600, S. 190). 

Am 28. Mai 1990 faßte das Präsidium des Parteivor- 
standes der PDS den Beschluß, der Islamischen Reli- 
gionsgemeinschaft eine Spende in Höhe von 75 Mio. 
Mark der DDR zukommen zu lassen. Über diesen Be- 
trag erhielt der Vorsitzende der Religionsgemein- 
schaft, Younes, am 31. Mai 1990, d.h. einen Tag vor 
Inkrafttreten des neuen Parteiengesetzes der DDR, 
einen Scheck, der am 6. Juni 1990 dem Konto der 
Islamischen Religionsgemeinschaft bei der Deutschen 
Handelsbank (DHB) gutgeschrieben wurde. Zeit- 
gleich erhielt Younes von der PDS ein Darlehen in 
Höhe von 26 Mio. DM für den Betrieb von drei 
Hotels. 

Mit Schreiben vom 17. Juni 1991 teilte die UKPV der 
THA mit, daß es sich bei der Spende an die Islami- 
sche Religionsgemeinschaft um Parteivermögen der 
PDS handele, das der treuhänderischen Verwaltung 
unterliege. Die THA forderte daraufhin die DHB auf, 
den Spendenbetrag auf ein Konto der THA zu über- 
weisen. Dem kam die DHB nach. Mit Schreiben vom 
19. Januar 1993 teilte die UKPV der THA außerdem 
mit, daß die Islamische Religionsgemeinschaft eine 
mit der PDS verbundene juristische Person sei, deren 
Vermögen insgesamt der treuhänderischen Ver- 
waltung unterliege. 

Die Islamische Rehgionsgemeinschaft erhob in der 
Folge gegen den entsprechenden Verwaltungsakt 
der THA Anfechtungsklage. Das VG Berlin gab der 
Klage mit Urteil vom 9. Mai 1994 statt und verneinte 
hoheitliche Befugnisse der THA gegenüber der Isla- 
mischen Religionsgemeinschaft. Die Berufung der 
THA gegen dieses Urteü verlief weitestgehend er- 
folgreich. Nach Auffassung des Oberverwaltungsge- 
richts Berhn war zwar die Spende als solche recht- 
mäßig, die Vermögensverfügung wegen der ver- 
späteten Scheckeinlösung nach Inkrafttreten des 
Parteiengesetzes jedoch unwirksam. Da das Gericht 
gegen dieses Urteü keine Revision zuließ, ist zur Zeit 
noch eine Revisionsnichtzulassungsbeschwerde der 
Islamischen Religionsgemeinschaft beim BGH an- 
hängig. 


bb) Humboldt-Universität 

Ebenfalls mit einem auf den 31. Mai 1990 datierten 
Scheck übergab die PDS der Humboldt -Universität 
eine Spende in Höhe von 250 Mio. Mark der DDR. 
Dieser Betrag wurde dem Konto der Universität bei 
der Staatsbank der DDR am 5. Juni gutgeschrieben. 
Am 1. Oktober 1990, also unmittelbar vor der Deut- 
schen Einheit, wurde der Betrag auf ein Konto der im 
September 1990 gegründeten „Stiftung Humboldt- 
Universität zu Berlin - Lebens- und Naturwissen- 
schaften“ bei der Berhner Bank überwiesen. 

Nachdem die UKPV der THA mitgeteilt hatte, daß es 
sich bei der Spende um Parteivermögen der PDS 
handele, wurde der Betrag am 5. September 1991 auf 
Veranlassung der THA auf ein bei der Berliner Bank 
eingerichtetes Sonderkonto der THA überwiesen. 

Die Humboldt-Universität erhob daraufhin gegen die 
Berliner Bank Klage auf Zahlung eines Teilbetrages 
in Höhe von einer Mio. DM. Das LG Berlin wies diese 
Klage mit Urteil vom 7. Juh 1994 mit der Begründung 
ab, daß im Hinbhck auf die zum 1. Juni 1990 erfolgte 
Anordnung der treuhänderischen Verwaltung eine 
wirksame Einlösung des Schecks nicht erfolgt sei. 
Die daraufhin eingelegte Berufung der Humboldt- 
Universität wies das KG mit Urteü vom 31. Mai 1995 
zurück. Diese Entscheidung wurde rechtskräftig, da 
die Humboldt-Universität eine zunächst eingelegte 
Revision später zurücknahm. 


2. Exemplarische Einzelfälle von Vermögens- 
Verschiebungen durch die SED/PDS 

a) „Putnik-Deal“ 
aa) Vorbemerkung 

Eine der größten bekanntgewordenen Vermögens- 
verschiebungen der SED/PDS war der sog. Putnik- 
Deal, in dem die Partei insgesamt 107 Mio. DM durch 
Verbringung ins Ausland dem Zugriff der UKPV ent- 
ziehen wollte. Der Untersuchungsausschuß hat sich 
durch umfangreiche Aktenauswertungen sowie Zeu- 
genvernehmungen mit diesem Fall beschäftigt und 
unten dargestellte Feststellungen getroffen. Die un- 
mittelbaren Tatbeteiligten haben in ihren Verneh- 
mungen den Sachverhalt in allen wesentlichen 
Punkten bestätigt (vgl. Protokoll Nr. 36, Zeugen 
Wolf gang Pohl und Wolf gang Langnitschke, Proto- 
koll Nr. 38, Zeugen Karl-Heinz Kaufmann und Heinz 
Klostermann sowie Protokoll Nr. 81, Zeuge Bruno 
Mahlow). 

bb) Sachverhalt 

Trotz vielfältiger bereits getroffener Maßnahmen zur 
„Vermögenssicherung“ verfügte die PDS im Sommer 
1990 immer noch über ein sehr großes Barvermögen. 
Daher beauftragte das Präsidium der PDS den stell- 
vertretenden Parteivorsitzenden Wolfgang Pohl und 
den Leiter des Bereichs Parteifinanzen, Wolfgang 
Langnitschke, Gelder der Partei unter Zuhilfenahme 
der KPdSU ins Ausland zu transferieren. Zur Ver- 
schleierung der Überweisungen wurde die MÖghch- 
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keit ins Auge gefaßt, hierfür die Konten der in der 
DDR stationierten sowjetischen Streitkräfte zu nut- 
zen. In Absprache mit dem Präsidium reiste Wolf- 
gang Pohl daher vom 15. bis 16. Juni 1990 nach Mos- 
kau, um mit der Parteiführung der KPdSU Möglich- 
keiten zur Verbringung der PDS-Gelder zu diskutie- 
ren. Eine besondere Rolle spielte bei den Gesprächen 
der damalige Geschäftsführer des Zentralkommitees 
und vormalige Abteilungsleiter Finanzen der KPdSU, 
Krutschina. Dieser riet davon ab, die Konten der so- 
wjetischen Streitkräfte zu nutzen, da sie den bundes- 
deutschen Behörden bereits bekannt waren. Auch 
die Devisenkonten bei Moskauer Banken hielt er an- 
gesichts der Umbruchsituation in der Sowjetunion 
nicht mehr für sicher. Vielmehr schlug er vor, Altfor- 
derungen eines sowjetischen Unternehmens an die 
SED als Tarnung für den Geldtransfer zu nutzen und 
unter Einbeziehung zuverlässiger PDS-Genossen 
den jederzeitigen Zugriff der Partei auf die überwie- 
senen Gelder zu sichern. Möglicherweise war es 
auch Krutschina, der Pohl den damaligen Vorsitzen- 
den der PDS-Kreisorganisation Halle, Karl-Heinz 
Kaufmann, als Helfer empfahl, da dieser hervorra- 
gend Russisch sprach und über sehr gute Kontakte 
zu leitenden Funktionären in Moskau verfügte. Nach 
seiner Rückkehr aus Moskau schlug Pohl dem PDS- 
Präsidium vor, den von Krutschina entworfenen Weg 
zu gehen und unter Einbeziehung Kaufmanns das 
Geld als fingierte Tilgung von Altschulden auf Aus- 
landskonten eines sowjetischen Unternehmens zu 
überweisen, für die allein Kaufmann Vollmacht ha- 
ben sollte. Das Präsidium gab hierzu seine Zustim- 
mung, wollte jedoch nicht in die Details des Plans 
eingeweiht werden. Zeitgleich zu diesen Planungen 
führte der Vorsitzende der PDS, Dr. Gregor Gysi, im 
Juni 1990 einen Schriftwechsel mit dem Vorsitzenden 
der UKPV, Rechtsanwalt Georg Reinicke, in dem er 
sich erkundigte, welche Vermögensbewegungen 
nach Inkrafttreten des Parteiengesetzes zum 1. Juni 
1990 noch zulässig seien und welche nicht. In seiner 
Antwort erläuterte der Vorsitzende der UKPV, daß 
mit Ausnahme der Erfüllung von Rechtspflichten aus 
Umlaufmitteln und Bewegungen bis 10 000 DM aus 
Grundmitteln alle Vermögensbewegungen zustim- 
mungspflichtig waren. 

Zwischenzeitlich hatte Kaufmann mit Hilfe von 
KPdSU-Funktionären das Moskauer Unternehmen 
Putnik ausfindig gemacht, das für die Durchführung 
des Plans geeignet erschien. Zudem kannte er des- 
sen Generalbevollmächtigten Alexander Popov per- 
sönlich. In der Folge arbeiteten Pohl, Langnitschke 
und Kaufmann die Details des Planes aus. Mit Datum 
vom 18. August 1990 ließ sich Kaufmann vom Unter- 
nehmen Putnik eine Generalvollmacht ausstellen, 
die ihn zum allein Zeichnungsberechtigten für neu 
einzurichtende Konten im Ausland bestimmte. Au- 
ßerdem konstruierte Kaufmann eine umfangreiche 
Legende, indem er Altforderungen des Unterneh- 
mens Putnik gegenüber der SED erfand und entspre- 
chende Mahnschreiben verfaßte. Diese Schreiben 
ließ er anschließend von Popov unterzeichnen. Laut 
der fingierten Forderungen schuldete die SED dem 
Unternehmen Putnik 25 Mio. DM für die Errichtung 
eines „Zentrums der Internationalen Arbeiterbewe- 
gung“, 70 Mio. DM für die Ausbüdung von 350 Stu- 


denten aus der Dritten Welt und weitere 12 012 650 
DM für die ophtalmologische Behandlung der Stu- 
denten. 

In Absprache mit dem PDS-Präsidium wurde Kauf- 
mann durch Pohl und Langnitschke ermächtigt, 3% 
des Gesamtbetrages, d.h. ca. 3,2 Mio. DM, für Un- 
kosten und anfallende Provisionen zu verwenden. 
Außerdem wurde er angewiesen, das Geld möglichst 
gewinnbringend anzulegen. Der in Finanztransaktio- 
nen völlig unerfahrene Kaufmann nahm sodann Kon- 
takt mit dem ehemaligen Vorsitzenden der DKP in 
Nordrhein-Westfalen auf, der ihm bei der Suche nach 
vertrauenswürdigen Helfern aus dem Kreis der DKP 
behilflich sein sollte. Dieser empfahl den in Berlin 
(Ost) ausgebildeten früheren KPD-Funktionär Heinz 
Klostermann, der in Bocholt ein Unternehmen für Im- 
und Export, Immobilienhandel und Vermögensver- 
waltung betrieb. Gegen eine Provision in Höhe von 
einer Mio. DM sagte Klostermann bereitwillig seine 
Hilfe zu und führte Kaufmann bei der Dresdner Bank 
in Bocholt ein, wo auch er selbst sein Unternehmens- 
konto führte. Unter Vorlage der Generalvollmacht 
des Unternehmens Putnik eröffnete Kaufmann am 
28. August 1990 dort ein Konto mit der Bezeichnung 
Putnik Export-Import. Als Zweck des Kontos gab er 
gegenüber der Bank an, er wolle als Bevollmächtig- 
ter des Unternehmens Putnik über das Im- und Ex- 
portuntemehmen Klostermanns Lebensmittel für die 
Ukraine kaufen. 

Unmittelbar nach der Kontoeröffnung reisten Kloster- 
mann und Kaufmann nach Den Haag, um zwei Ge- 
schäftspartner Klostermanns zu treffen. Beide waren 
angeblich in Bankgeschäften erfahren und sollten 
Kaufmann hinsichtlich einer gewinnbringenden An- 
lage der PDS-Gelder beraten. Kaufmann wußte nicht, 
daß einer der beiden, ein Rechtsanwalt, zusammen 
mit zwei weiteren Personen ein Unternehmen be- 
trieb, das u.a. im Zusammenhang mit Drogen- 
schmuggel, Betrug, Hehlerei und anderen Vergehen 
in Erscheinung getreten war. Die Geschäftspartner 
Klostermanns empfahlen, die erwarteten PDS-Gelder 
über das Konto in Bocholt zum Teil in die Niederlan- 
de und zu einem weiteren Teil nach Norwegen wei- 
terzutransferieren. Kaufmann begab sich daraufhin 
nach Oslo und eröffnete am 12. September 1990 bei 
der Den Norske Bank ein DM-Konto für das Unter- 
nehmen Putnik. In Oslo lernte Kaufmann auch einen 
angeblichen Inhaber einer Privatbank kennen. Die- 
ser bot an, gegen eine Provision von 1 % bei der An- 
lage der nach Norwegen zu transferierenden Gelder 
behilflich zu sein. Kaufmann glaubte diesen Behaup- 
tungen ohne weitere Überprüfung. Deshalb erfuhr er 
auch nicht, daß der vorgebliche Inhaber der Privat- 
bank keine Berechtigung zur Ausübung von Bank- 
geschäften hatte und gegen ihn wegen verschiede- 
ner Finanzstraftaten in Norwegen ermittelt wurde. 

In der Zwischenzeit veranlaßten Pohl und Lang- 
nitschke unter Vorlage der Mahnungen des Unter- 
nehmens Putnik die Überweisung der für den Trans- 
fer ins Ausland vorgesehenen PDS-Gelder auf ein 
von Kaufmann bei der Deutschen Handelsbank unter 
der Bezeichnung „Putnik“ eingerichtetes Konto. Am 
13. September 1990 wurden zunächst 95 Mio. DM 
aus einer Festgeldanlage überwiesen. Hiervon trans- 
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ferierte Kaufmann am 20. September 1990 25 Mio. 
DM auf das Putnik-Konto in Bocholt. Fünf Tage spä- 
ter erschien er bei der Bank in Bocholt und überwies 
an Klostermann die vereinbarte Provision von einer 
Mio. DM. Außerdem hob er 55 000 DM in bar ab, mit 
denen er von einem der niederländischen Geschäfts- 
partner die Unternehmen „Rheinland“ und „Mercari“ 
kaufte, die nach seiner Planung in der Zukunft Ge- 
winne für die PDS erwirtschaften sollten. Zuvor hatte 
Kaufmann bei der Nederlanske Middenstands Bank 
in Utrecht ein Konto eröffnet, wohin er 13 Mio. DM 
überwies. Dieser Betrag war für den Erwerb und die 
Einrichtung eines Geschäftshauses in Utrecht vorge- 
sehen, das als Sitz für die beiden Unternehmen 
„Rheinland" und „Mercari" fungieren sollte. 

Am 24. September 1990 transferierte Kaufmann wei- 
tere 60 Mio. DM aus Berlin nach Bocholt. Zu diesem 
Zeitpunkt wurden die Mitarbeiter der Dresdner Bank 
in Bocholt angesichts der Höhe der Kontobewegun- 
gen jedoch mißtrauisch und hegten u.a, den Ver- 
dacht, daß es sich um veruntreute Gelder des MfS 
handeln könnte. Nach Rücksprache mit der Rechts - 
abteilung der Dresdner Bank Düsseldorf wurde das 
Konto daher gesperrt. Mehrere Interventionen Kauf- 
manns und Klostermanns, um die Bank zur Freigabe 
des Geldes zu bewegen, blieben erfolglos. Aufgrund 
der undurchsichtigen Herkunft und Bestimmung der 
Gelder veranlaßte die Dresdner Bank am 2. Oktober 
1990 die Rücküberweisung der auf dem Konto in 
Bocholt verbliebenen 70 Mio. DM auf das Konto des 
Unternehmens Putnik bei der DHB. Ebenfalls am 
2. Oktober erteilte Langnitschke der DHB den 
Auftrag, 12 012 650 DM der PDS dem Putnik-Konto 
gutzuschreiben. Somit war der Gesamtbetrag von 
107 012 650 DM von der PDS an Kaufmann ge- 
flossen. 

Da der Weg über das Konto bei der Dresdner Bank in 
Bocholt nunmehr versperrt war, beschloß Kaufmann 
in Absprache mit Pohl und Langnitschke, die zukünf- 
tigen Überweisungen ins Ausland direkt vom Konto 
bei der DHB zu tätigen. So transferierte er am 5. Ok- 
tober 1990 70 Mio. DM auf das Putnik-Konto in Oslo 
und weitere 21 Mio, DM auf das Konto in Utrecht. 
Doch wie schon zuvor die Dresdner Bank in Bocholt, 
wurden auch die Den Norske Bank in Oslo und die 
Nederlanske Middenstands Bank in Utrecht miß- 
trauisch und informierten die örtlichen Polizeibehör- 
den. Die Den Norske Bank schrieb den überwiese- 
nen Betrag auch nicht dem Putnik-Konto gut, son- 
dern sperrte ihn auf einem bankinternen Konto. Am 
18. Oktober 1990 infonrüerte die norwegische Polizei 
wegen des Verdachts ülegaler Geld-Transaktionen 
das Bundeskrinünalamt (BKA), das die Information 
zuständigkeitshalber an die Berliner Kriminalpolizei 
weitergab. Dort wurde noch am gleichen Tag ein Er- 
mittlungsverfahren eingeleitet sowie die PDS- Partei- 
zentrale, die Wohnung Kaufmanns, die Wohnung 
Klostermanns und dessen Geschäftsräume durch- 
sucht. Der Durchsuchung der Parteizentrale war am 
gleichen Tag die Durchsuchung der DHB vorausge- 
gangen. Die Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin 
befürchtete, daß die PDS durch die DHB vorgewarnt 
worden sein könnte und ordnete deshalb wegen 
Gefahr im Verzüge ohne richterlichen Beschluß die 
Durchsuchung der Parteizentrale an. Auf Verbindun- 


gen zwischen der DHB und der Spitze der PDS weist 
ein bei Langnitschke aufgefundener undatierter Zet- 
tel hin, dessen Inhalt lautete: 

„ Genosse Pohl! 

Feodor Ziesche (Direktor Handelsbank) muß drin- 
gend entweder mit Dir oder Gregor sprechen. 

Er meint, es laufen Dinge, welche für die Partei 

eine äußerste Gefahr darstellen. 

Info von ..." 

Am Morgen nach der Durchsuchung der Parteizen- 
trale informierten Pohl und Langnitschke den dama- 
ligen Vorsitzenden Dr. Gregor Gysi über die Detaüs 
des „Putnik-Deals". Laut Urteil des LG Berlin war 
Dr. Gysi entrüstet über den Dilettantismus, mit dem 
die Transaktion durchgeführt worden war und reiste 
selbst nach Moskau, wo er mit dem damaligen 
Deutschlandexperten des ZK der KPdSU, Valentin 
Falin, verhandelte, um die KPdSU zur Aufrechterhal- 
tung der Legende hinsichtlich bestehender Altforde- 
rungen zu bewegen. 

Zuvor hatte Dr. Gysi bereits den Berater der Interna- 
tionalen Kommission der PDS, Bruno Mahlow, nach 
Moskau geschickt. Den Grund für diese Reise konnte 
Mahlow in seiner Vernehmung durch den Untersu- 
chungsausschuß nicht in nachvollziehbarer Weise er- 
läutern. Er sagte aus, er sei in das Büro von Dr. Gysi 
gerufen worden, wo er auch Pohl angetroffen habe. 
Von beiden habe er den Auftrag erhalten, beim ZK 
der KPdSU zu klären, ob die Rechnungen des Unter- 
nehmens Putnik berechtigte Altforderungen der 
Partei darstellten. Hierzu seien ihm Kopien der Rech- 
nungen überlassen worden (Protokoll Nr. 81, S. 7). 
Dabei wußten sowohl Pohl als auch - nach den Fest- 
stellungen des LG Berlin - Dr. Gysi, daß es sich um 
ein Scheingeschäft handelte. Auch nach mehrfachem 
Vorhalt dieses Widerspruchs blieb der Zeuge Mah- 
low bei seiner Aussage, ihm seien keinerlei Informa- 
tionen über die wahren Hintergründe des „Putnik- 
Deals" gegeben worden (Protokoll Nr. 81, S. 8ff.). 

Die Reisen Dr. Gysis und Mahlows blieben letztlich 
erfolglos, da die KPdSU jede weitere Unterstützung 
ablehnte. Sie befürchtete eigenen politischen Scha- 
den, nachdem die Transaktion öffentlich geworden 
war. Nach der Rückkehr Dr. Gysis und Mahlows am 
Abend des 25. Oktobers fand noch in der Nacht eine 
Krisensitzung in der Wohnung von Dr. Hans Modrow 
statt, an der neben den Vorgenannten auch der da- 
malige stellvertretende Vorsitzende und heutige 
Wahlkampfleiter der PDS, Dr. Andre Brie, sowie Pohl 
und Langnitschke teilnahmen. Im Ergebnis dieser 
Besprechung sollten Pohl und Langnitschke am dar- 
auffolgenden Tag eine öffentliche Erklärung abge- 
ben, in der sie die alleinige Verantwortung für den 
„Putnik-Deal" übernehmen würden. Während sich 
Pohl dazu bereiterklärte, lehnte Langnitschke dies 
aus der Überzeugung heraus ab, im Auftrag der 
Partei gehandelt zu haben. Vor dem Untersuchungs- 
ausschuß bekundete Langnitschke, er habe sich als 
Bauernopfer gefühlt (Protokoll Nr. 36, S. 173). Im 
Zuge des bereits erwähnten Ermittlungsverfahrens 
wurden Pohl und Langnitschke ab dem 26. Oktober 
zeitweise in Untersuchungshaft genommen. 
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Als Kaufmann vom Scheitern des „Putnik-Deals" er- 
fuhr, versuchte er zusammen mit Klostermann und 
den weiteren beteiligten Geschäftspartnern, die auf 
den ausländischen Konten befindlichen Gelder zu- 
gunsten der PDS wieder nach Deutschland zurück- 
zuüberweisen. Hierzu erteilte er allen drei Personen 
Generalvollmachten über die Putnik-Konten. Da alle 
beteiligten Banken die Guthaben gesperrt hatten, 
reiste Kaufmann in Begleitung des niederländischen 
Rechtsanwalts nach Oslo, um dort im Beisein des an- 
gebhchen Privatbankiers die Den Norske Bank zur 
Aufhebung der Sperre zu bewegen. Bei diesem Ver- 
such wurde er am 1. November 1990 in den Räumen 
der Bank in Auslieferungshaft genommen und am 
21. November nach Berlin ausgeliefert, wo er bis zum 
8, Mai 1991 in Untersuchungshaft verblieb. 

cc) Strafverfahren bei dem Landgericht Berlin 

Aufgrund des oben dargestellten Ermittlungsergeb- 
nisses erhob die Staatsanwaltschaft bei dem LG 
Berlin am 5. April 1991 gegen Wolfgang Pohl und 
Wolfgang Langnitschke Anklage wegen gemein- 
schaftlicher Untreue sowie gegen Karl-Heinz Kauf- 
mann und Heinz Klostermann wegen Beihilfe zur Un- 
treue. Mit Urteil vom 20. März 1992 wurden die Ange- 
klagten für schuldig befunden. Auf die Revisions- 
anträge der Angeklagten hin hob der Bundesgerichts- 
hof das Urteil am 20. Oktober 1993 auf und verwies 
die Sache zu neuer Verhandlung und Entscheidung 
an eine andere Strafkammer des LG Berlin zurück. 
Mit Urteil der 14. großen Strafkammer des LG Berlin 
vom 20. Juni 1995 (Az. (514) 22 Js 287/90 KLs (9/93)) 
wurden die Angeklagten schließlich freigesprochen. 
Nach Auffassung des Gerichts erfüllten diese mit ih- 
ren Handlungen die Tatbestände der Untreue bzw. 
Beihilfe dazu (§ 266 StGB bzw. § 163 StGB/DDR n.F.) 
nicht, da sie im Auftrag und mit Wissen der Verant- 
wortlichen der PDS sowie ohne persönliche Bereiche- 
rungsabsicht mit dem Ziel gehandelt hätten, die ent- 
sprechenden Gelder für die PDS zu sichern. 

dd) Rückführung der im Rahmen des „Putnik-Deals“ 
verschobenen PDS-Gelder 

Am 13. Dezember 1990 hatte Kaufmann bereits 
durch notarielle Erklärungen die ausländischen Ban- 
ken angewiesen, alle Guthaben an die PDS zurück- 
zuüberweisen. Da der angebliche Privatbankier aus 
Oslo mit dem Versuch gescheitert war, von den bei 
der Den Norske Bank befindlichen 70 Mio. DM eine 
Provision in Höhe von 2,1 Mio. DM für sich zu verein- 
nahmen, wurde der Gesamtbetrag einschließlich in- 
zwischen aufgelaufener Zinsen daraufhin an die THA 
nach Berlin zurücktransferiert. Auch die in Utrecht 
befindlichen Gelder konnten abzüglich der bereits 
verausgabten 55 000 DM zurückgeführt werden. 
Streitbefangen blieb in der Folge ledighch die durch 
Kaufmann an Klostermann gezahlte Provision von 
1 Mio. DM. Hinsichthch dieses Betrages erwirkte die 
THA am 29. Oktober 1990 bei dem LG Münster einen 
Arrestbefehl und Pfändungsbeschluß. Mit der an- 
schließenden, durch mehrere Instanzen verlaufen- 
den, Klage mit dem Ziel der Rückführung des Geldes 
zuzüglich aufgelaufener Zinsen war die Treuhand- 
anstalt bzw. ihre Nachfolgerin BvS letztlich erfolg- 
reich. Ein entsprechendes Urteil des OLG Naumburg 


vom 19. Juni 1996 (Az. 8 U 97/95) wurde inzwischen 
rechtskräftig, nachdem der BGH mit Beschluß vom 
7. Oktober 1997 (Az. XI ZR 186/96) einen Revisions- 
antrag der Klostermann Vermögensverwaltimgsge- 
sellschaft mbH nicht zur Entscheidung angenommen 
hat. 

ee) Kenntnisse der Verantwortlichen der PDS 

In seiner Beweisaufnahme ist der Untersuchungsaus- 
schuß auch der Frage nachgegangen, welche Kennt- 
nisse zu den Details des „Putnik-Deals" die Verant- 
wortlichen der PDS, d.h. Vorstand und Präsidium 
sowie insbesondere der damalige Parteivorsitzende 
Dr. Gregor Gysi hatten. 

Während, wie eingangs bereits erwähnt, die unmit- 
telbar an der Transaktion beteiligten Personen in ih- 
ren Vernehmungen auskunftsbereit waren, haben 
die damals und größtenteils auch heute noch Verant- 
wortlichen der PDS - nach Auffassung des Untersu- 
chungsausschusses zu Unrecht - mit im wesenthchen 
gleichlautenden Erklärungen in vollem Umfang die 
Auskunft verweigert (vgl. Protokoll Nr. 81, Zeugen 
Dr. Bisky, Dr. Brie und Deneke sowie Protokoll Nr. 84, 
Zeuge Dr. Gysi; vgl. auch Erster Teil, B.VIO. und 
12.), obwohl der Fall zum Zeitpunkt ihrer Befragung 
bereits mit Freispruch rechtskräftig abgeschlossen 
war und das LG Berlin diesen Freispruch damit be- 
gründet hatte, daß in der Putnik-Transaktion keine 
strafbare Handlung zu sehen sei, weil sie mit Wissen 
und Billigung des Vorstandes bzw. Präsidiums der 
PDS durchgeführt worden sei. Hervorzuheben ist in 
diesem Zusammenhang auch, daß sich Dr. Gysi im 
Rahmen des staatsanwaltschafthchen Ermittlungs- 
verfahrens in Sachen Belvedere Hotel GmbH noch 
am 30. August 1996 zu einer umfänghchen Zeugen- 
aussage bereitgefunden hatte. Die Zeugen waren vor 
ihrer Vernehmung durch das Bundestagsbüro von 
Dr. Gysi über die Ausschußdrucksachen, mit denen 
der Antrag für ihre Vernehmung begründet worden 
war, informiert worden. Die Zeugin Keller, heute Mit- 
arbeiterin im Bundestagsbüro von Dr. Gysi, bekunde- 
te in ihrer Vernehmung vor dem Ausschuß, die Aus- 
schußdrucksachen seien von dem Obmann der Grup- 
pe der PDS im Untersuchungsausschuß, Wolfgang 
Bierstedt, an das Büro des Vorsitzenden der Gruppe 
der PDS, Dr. Gysi, geleitet worden. Weitere Unter- 
lagen des Ausschusses seien allerdings nicht zu ihrer 
Kenntnis gelangt (Protokoll Nr. 81, S. 52). Der Zeuge 
Dr. Brie hat ausgesagt, er habe die seine Verneh- 
mung betreffende Ausschußdrucksache „vom Büro 
Gysi“ bekommen (Protokoll, S. 46). Der Abgeordnete 
Bierstedt bestätigte dem Untersuchungsausschuß ge- 
genüber, die Anträge dem Büro von Dr. Gysi zuge- 
leitet zu haben. Weitere Unterlagen des Anschusses 
habe er allerdings nicht dorthin gegeben (Protokoll 
Nr. 82, S. 5 ff.). 

Die Feststellungen des Untersuchungsausschusses 
stützen die Auffassung des LG Berlin, wonach der 
„Putnik-Deal" mit Wissen und Büligung des Vorstan- 
des bzw. Präsidiums der PDS durchgeführt wurde. So 
bestätigte der damalige stellvertretende Parteivorsit- 
zende, Wolf gang Pohl, in seiner Vernehmung vor 
dem Untersuchungsausschuß am 17. Oktober 1996, 
daß es im Vorstand der PDS Diskussionen über die 
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Verbringung von Parteigeldern ins Ausland gegeben 
habe (Protokoll Nr. 36, S. 42-44). Im Nachgang zu 
seiner Vernehmung konkretisierte er seine von Vor- 
stand und Präsidium der PDS erhaltenen Vollmach- 
ten hinsichtlich des „Putnik-Deals'" folgendermaßen: 

„AU meine Handlungen in dieser Sache beruhten 
auf den Parteitagsbeschlüssen vom 17. Dezember 
1989 und dem Beschluß des Parteivorstandes vom 
21. Dezember 1989 und den danach folgenden Be- 
schlüssen und Festlegungen des Vorstandes und 
des Präsidiums. Der Beschluß des Parteitages legte 
mir keinerlei Beschränkung hinsichtlich der zur Si- 
cherung des Vermögens zu wählenden Mittel auf. 
Er beschrieb allein Ziel und Ergebnis der Bemü- 
hungen, nicht aber den Weg dorthin. ... Ich han- 
delte stets in voller Übereinstimmung mit dem 
Willen der PDS und auf der Grundlage ihrer 
Beschlüsse. " (Protokoll Nr. 36, Ergänzungen zum 
Protokoll, S. 2). 

Ebenso vertrat der Zeuge Langnitschke in seiner Ver- 
nehmung durch den Untersuchungsausschuß die 
Auffassung, daß seine Handlungen im Zusammen- 
hang mit dem „Putnik-Deal" von den Beschlüssen 
des Parteivorstandes bzw, des Präsidiums gedeckt 
waren, da er sich anderenfalls nicht daran beteiligt 
hätte (Protokoll Nr. 36, S. 170-171). Auch bestätigte 
Langnitschke vor dem Untersuchungsausschuß eine 
frühere Aussage vor der Staatsanwaltschaft II bei 
dem LG Berlin, wonach Dr. Gysi nach Bekannt- 
werden des „Putnik-Deals" in der Öffentlichkeit in 
seinem und Pohls Beisein die Frage gestellt habe, ob 
und gegebenenfalls wie man die Legende absichern 
könne. Sie seien sodann übereingekommen, hierzu 
Gespräche mit der KPdSU zu führen. Auf Nachfrage 
bestätigte Langnitschke, daß mit dieser Vorgehens- 
weise erreicht werden sollte, die Angelegenheit wei- 
ter zu verschleiern (Protokoll Nr. 36, S. 187). Lang- 
nitschke hatte in dieser Vernehmung vor der Staats- 
anwaltschaft weiterhin ausgeführt, daß er von Pohl 
gehört habe, daß dieser zusammen mit Dr. Gysi be- 
reits im Mai oder Juni 1990 in Moskau gewesen sei 
und sie dort mit dem „Leiter Finanzen der KPdSU" 
über die Sicherung von PDS-Vermögen gesprochen 
hätten. Pohl stritt hingegen in seiner Vernehmung 
vor dem Untersuchungsausschuß ab, daß diese Ge- 
spräche in Moskau den von Langnitschke bezeich- 
neten Inhalt gehabt hätten. Es habe sich dabei nur 
um einen Erfahrungsaustausch gehandelt (Protokoll 
Nr. 36, S. 52 ff.). Demgegenüber bekundete auch 
Popov, der Kontaktmann Kaufmanns in Moskau, in 
einer Vernehmung vor der dortigen Staatsanwalt- 
schaft, ihm sei gesagt worden, daß der „Putnik-Deal" 
bereits von dem ZK der KPdSU sowie den Führungs- 
gremien der PDS abgesegnet sei. Er habe auch 
Kenntnis davon gehabt, daß Dr. Gysi über alles Be- 
scheid wisse. 

Wie zuvor bereits das Landgericht Berlin hat auch 
der Untersuchungsausschuß im Zuge seiner Beweis- 
aufnahme festgestellt, daß die Parteiführung der PDS 
über die Pläne informiert war, Gelder der Partei ins 
Ausland zu verbringen. Ob dem Präsidium alle 
Details des „Putnik-Deals" bekannt waren, konnte 
nicht abschließend geklärt werden. Fest steht jedoch, 
daß die für die Durchführung dieser Transaktion not- 


wendigen Grundsatzentscheidungen durch das Prä- 
sidium getroffen und entsprechende Vollmachten 
erteilt wurden. Nach Aussage des Zeugen Lang- 
nitschke hat sich Dr. Gysi nach Bekanntwerden des 
„Putnik-Deals" in der Öffentlichkeit an dem Versuch 
beteiligt, die wahren Hintergründe zu vertuschen 
und ist zu diesem Zweck selbst zu Verhandlungen 
nach Moskau gereist. 

b) Belvedere Hotel GmbH 

Die Gründung der Belvedere Hotel GmbH im Februar 
1990 stellte einen weiteren Versuch der PDS dar, Par- 
teivermögen zu verbergen. In diesem Fall ging es 
nicht nur um Gelder, sondern auch um Immobilien - 
besitz. Zur Beweiserhebung hat der Untersuchungs- 
ausschuß Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft II 
bei dem LG Berlin sowie die Anklageschrift gegen 
die Tatbeteiligten beigezogen. Im einzelnen hat der 
Untersuchungsausschuß folgende Feststellungen 
getroffen: 

aa) Sachverhalt 

Zum Jahreswechsel 1989/90 entwickelten Mitarbei- 
ter der von der SED -PDS eingesetzten Kommission 
zur Untersuchung von Amtsmißbrauch und Korrup- 
tion im ehemaligen Politbüro den Plan, Gästehäuser 
der SED-PDS als Hotels weiterzubetreiben und sich 
auf diesem Wege eine eigene berufliche Zukunft zu 
sichern. Aufgrund ihrer Tätigkeit für die Kommission 
hatten sie detaillierte Einblicke in den umfangrei- 
chen Immobilienbesitz der Partei. Einer der Beteilig- 
ten schlug im Januar 1990 den erwähnten Plan dem 
damaligen Vorsitzenden der PDS, Dr. Gregor Gysi, 
vor. Bei Dr. Gysi und den übrigen Mitgliedern des 
Parteivorstandes stieß der Plan auf grundsätzliche 
Zustimmung, da er in das Konzept der Parteiführung 
paßte, durch Vermögensverschiebungen auf private 
GmbHs Parteieigentum zu sichern. Dr. Gysi beauf- 
tragte daher die Initiatoren, eine schriftliche Konzep- 
tion ihres Planes vorzulegen. Hierzu fand sich eine 
Gruppe von drei Personen, die zusammen die Belve- 
dere Hotel GmbH gründen wollten. Ihr Konzept sah 
vor, vom Organisationseigenen Betrieb (OEB) Funda- 
ment Gästehäuser zu übernehmen. Der OEB Funda- 
ment war eine parteieigene Organisation der SED- 
PDS, die einen Großteil des Immobilienbesitzes der 
Partei in Rechtsträgerschaft verwaltete. Neben den 
Gästehäusern sollte die Belvedere GmbH von der 
PDS ein größeres Darlehen erhalten, mit dem zum 
Teil der Betrieb der GmbH finanziert, in erster Linie 
jedoch Geld für die Partei „geparkt" werden sollte. 
Das Konzept fand schließlich die Billigung der PDS- 
Führung. Seitens der Partei war der Leiter der Ar- 
beitsgruppe des Parteivorstandes zur Sicherung des 
Parteivermögens, Dr. Gerd Pelikan, für die weitere 
Realisierung des Planes zuständig. 

Am 27. Februar 1990 wurde durch notarielle Urkunde 
des Staatlichen Notariates Berlin, Notarin Sabine 
Herrmann, die gleichzeitig Mitglied der Arbeitsgrup- 
pe zur Sicherung des Parteivermögens der SED-PDS 
war, die Belvedere Hotel GmbH gegründet und am 
3. April 1990 im Handelsregister Berlin Mitte ein- 
getragen. Gründungsgesellschafter mit einer Stamm- 
einlage von je 50 000 Mark der DDR waren die be- 
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reits erwähnten drei natürlichen Personen sowie der 
VEB Yachtwerft Berlin, der nach Inkrafttreten der 
Verordnung zur Umwandlung von volkseigenen 
Kombinaten, Betrieben und Einrichtungen in Kapi- 
talgesellschaften vom 1. März 1990 (GBl. 1990, I, 
S. 107) in die Yachtwerft Berlin GmbH umgewandelt 
wurde. Hintergrund für die Einbeziehung der Yacht- 
werft Berlin war die damals noch bestehende Rechts- 
lage der DDR, wonach Privatpersonen weder Eigen- 
tum begründen noch Rechtsträgerschaft an Grund- 
stücken übernehmen konnten. Die PDS hatte jedoch 
Wert darauf gelegt, daß einer der Gesellschafter der 
Belvedere GmbH auch Rechtsträger der Grund- 
stücke sein würde. Die drei natürlichen Personen in 
der Belvedere GmbH erbrachten ihre Stammeinla- 
gen zunächst aus Privatvermögen. Kurze Zeit später, 
am 10. Mai 1990, schloß Dr. Pelikan jedoch mit ihnen 
Darlehensverträge, über die sie jeweils 50 000 DM 
aus der PDS-Kasse als Ersatz für ihre Einlagen erhiel- 
ten. Außerdem transferierte die PDS wie geplant 
insgesamt 66 Mio. Mark der DDR als Darlehen auf 
das Geschäftskonto der Belvedere GmbH. Dies ge- 
schah mit einem Darlehensvertrag vom 20. Aprü 
1990 über 1 Mio. Mark der DDR, den seitens der PDS 
Dr. Pelikan Unterzeichnete, und zwei weiteren Darle- 
hensverträgen vom 2. Mai 1990 über 15 und 50 Mio, 
Mark der DDR, die seitens der PDS Wolfgang Lang- 
nitschke Unterzeichnete. Alle drei Darlehen wurden 
bis zum 31. Dezember 1990 unverzinslich gewährt, 
nach diesem Zeitpunkt waren die Beträge mit 3 % 
bzw. 3,5 % zu verzinsen. 

Da aus Sicht der PDS einer der Hauptzwecke der 
Gründung der Belvedere GmbH die Sicherung von 
Parteivermögen war, wollte sie auch einen entspre- 
chenden Einfluß auf deren Geschäftstätigkeit aus- 
üben können. Aus diesem Grund schloß Dr. Pelikan 
am 18. Mai 1990 mit den drei natürlichen Personen in 
der GmbH wiederum vor der Berliner Notarin Sabine 
Herrmann einen sogenannten Treuhandvertrag. Die- 
ser Vertrag verpflichtete die drei Gesellschafter unter 
anderem dazu, ihr Stimmrecht nur nach Weisung der 
Treugeberin PDS, vertreten durch Dr. Pelikan, aus- 
zuüben. Alle für die Gesellschaft bedeutsamen An- 
gelegenheiten waren mit der Treugeberin abzustim- 
men. Außerdem sah der Vertrag vor, daß auf Verlan- 
gen der Treugeberin die Gesellschaftsanteile an be- 
nannte Dritte zu übertragen waren. 

Am 23. Mai 1990 schloß die Belvedere GmbH mit 
dem OEB Fundament sechs gleichlautende Nut- 
zungsvereinbarungen über folgende, im Eigentum 
der PDS befindlichen Immobilien: Haus am Petzsee 
in Grünheide, Haus am See/Clubhotel in Wendisch- 
Riez, Hotel am Motzener See in Motzen, Seehotel 
am Müggelsee in Berlin-Köpenick, Schulgut und 
Forstwirtschaft Liebenberg in Falkenthal und das 
Schloßhotel in Falkenthal. Ein weiterer Nutzungs- 
vertrag über das Kongreßhotel Frankfurt/Oder 
wurde am gleichen Tag mit dem Rat des Bezirkes 
Frankfurt/Oder geschlossen, der die Rechtsträger- 
schaft über das Hotel vom OEB Fundament über- 
nommen hatte. 

Diese sieben Immobilien sollten zunächst tatsächlich 
als Hotelkette betrieben werden. Da jedoch keiner 
der Beteiligten über Kenntnisse und Erfahrungen im 


Hotelgewerbe verfügte, suchten sie nach westlichen 
Geschäftspartnern mit dem notwendigen Know-how 
zur Gründung einer gemeinsamen Management 
GmbH, um die Objekte als Hotels betreiben zu kön- 
nen. Schließlich konnte der Kontakt zu einer west- 
deutschen Hotel-Gruppe hergestellt werden, die an 
einer Expansion auf dem Gebiet der DDR interessiert 
war. Die entsprechenden Verhandlungen verliefen 
erfolgversprechend und am 7. Juni 1990 kam es zum 
Abschluß einer Vereinbarung, die als Ziel die Grün- 
dung der Belvedere Hotel Management Gesellschaft 
zum Inhalt hatte. Kurze Zeit später, am 17. Juni 1990, 
wurde außerdem ein detaillierter Management -Ver- 
trag zwischen allen Beteiligten abgeschlossen. Inso- 
fern hatte die PDS zu diesem Zeitpunkt ihr primäres 
Ziel erreicht, nämlich Teile ihres Vermögens in einer 
GmbH auszulagem, parteieigene Immobilien als 
Hotels zu betreiben und erhebliche Vermögenswerte 
auf diesem Weg zu „parken". 

Angesichts des Inkrafttretens des neuen Parteien- 
gesetzes der DDR zum 1. Juni 1990 und der bevorste- 
henden Wirtschafts- und Währungsunion zum 1. Juli 
1990 wuchs innerhalb der PDS jedoch die Furcht, 
daß trotz aller getroffenen Maßnahmen ihre verdeck- 
ten Vermögenswerte in der Folge nicht vor staat- 
lichen Zugriffen sicher sein würden. Diese Befürch- 
tung äußerte Dr. Pelikan auch mehrfach gegenüber 
den Geschäftsführern der Belvedere GmbH. Daher 
entwickelte er gemeinsam mit ihnen den Plan, aus 
dem Gesellschaftsvermögen 44 Mio. Mark der DDR 
auf ein DDR-Konto eines ausländischen Unterneh- 
mens zu transferieren, weil ihnen das Geld dort 
sicherer aufgehoben schien. Nach den Feststel- 
lungen der Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin 
nahmen sie dabei bewußt den zu erwartenden 
Umtauschverlust im Zuge der Währungsunion in 
Kauf, der bei der vorgesehenen Summe im Um- 
tauschkurs 1 : 3 für ausländische Guthaben mehr als 
7,3 Mio. DM betragen würde. Bei der Suche nach 
einem geeigneten ausländischen Unternehmen nah- 
men die Beteiligten die Hilfe eines in der Bundes- 
republik lebenden früheren DDR-Bürgers in An- 
spruch, der bereits zuvor für die PDS in anderen 
Angelegenheiten tätig geworden war. Dieser Helfer 
sollte nach erfolgter Währungsumstellung eine Provi- 
sion von 0,10 DM pro umgetauschter Mark der DDR, 
insgesamt also 4,4 Mio. DM erhalten. Diese Summe 
war aber nicht tatsächlich für ihn bestimmt. Er selbst 
sollte nur 200 000 DM als Provision behalten und den 
Rest, also 4,2 Mio. DM, nach Auffassung der Staats- 
anwaltschaft II bei dem LG Berlin an Hintermänner 
der PDS weitergeben. Nach den Erkenntnissen der 
Staatsanwaltschaft nahmen die Verantwortlichen der 
PDS und die Gesellschafter der Belvedere GmbH, 
bedingt durch den Umtauschverlust und die angebh- 
che Provision, bewußt und gewollt eine Vermögens- 
verminderung von mehr als 11,7 Mio. DM bei der 
Belvedere GmbH in Kauf. 

Einer der Beteiligten hatte in der Zwischenzeit den 
Kontakt zu einem schwedischen Geschäftsmann her- 
gestellt, der sich bereiterklärte, ein Konto seines Un- 
ternehmens für die geplante Transaktion zur Ver- 
fügung zu stellen. Damit diese einer eventuell später 
stattfindenden Überprüfung durch staatliche Stellen 
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standhalten würde, schlossen die Geschäftsführer 
der Belvedere GmbH mit dem schwedischen Ge- 
schäftsmann einen fingierten Vertrag über die beab- 
sichtigte Gründung einer gemeinsamen Manage- 
ment-Gesellschaft zum Betrieb von Hotels und Gast- 
stätten. Dieser Vertrag war zwar auf den 17. Juni 
1990 datiert, die Ermittlungen der Staatsanwaltschaft 
bei dem LG Berlin haben jedoch ergeben, daß die 
Unterzeichnung tatsächlich zu einem späteren Zeit- 
punkt stattgefunden haben muß. Der Vertrag sah un- 
ter anderem vor, daß die besagten 44 Mio. Mark der 
DDR von der Belvedere GmbH als Startkapital und 
Sicherheitsleistung auf ein Konto des schwedischen 
Unternehmens eingezahlt werden sollten. Dieses 
Konto wurde am 20. Juni 1990 durch den westdeut- 
schen Helfer und den Geschäftsführer der Belvedere 
Hotel Management Gesellschaft bei der Berliner 
Stadtbank eingerichtet. Als Zeichnungsberechtigte 
heßen sich diese beiden Personen selbst sowie den 
schwedischen Geschäftsmann eintragen. Am 23. Juli 
erhielt auch der Prokurist der Belvedere GmbH 
Zeichnungsberechtigung. Hinsichtlich der Verfü- 
gungsberechtigung war bei Einrichtung des Kontos 
festgelegt worden, daß jeweils nur zwei Zeich- 
nungsberechtigte zusammen Verfügungen über das 
Konto treffen konnten. Am 21. Juni 1990 wurden die 
44 Mio. Mark der DDR von der Belvedere GmbH auf 
das neu eingerichtete Konto überwiesen und mit 
Inkrafttreten der Währungsunion am 1. Juli 1990 auf 
gut 14,6 Mio. DM umgestellt. 

Am 11. Juü 1990 hoben der westdeutsche Helfer, der 
schwedische Geschäftsmann und der Vertreter der 
westdeutschen Hotelkette einen Betrag von etwas 
mehr als 4,4 Mio. DM ab, wobei es sich um die 
angebliche Provision handelte. Hiervon behielt der 
westdeutsche Helfer absprachegemäß 200 000 DM 
für sich selbst ein. Gegenüber der Staatsanwaltschaft 
bei dem LG Berlin äußerte er außerdem, daß er noch 
am gleichen Tag einen anonymen Anruf erhalten 
habe, in dem er angewiesen worden sei, 3 Mio. DM 
zwei Tage später in einer Plastiktüte verpackt gegen 
Nennung eines Kennwortes neben einer bestimmten 
Telefonzelle am Flughafen Tegel an drei unbekannte 
Personen zu übergeben. Als Anrufer glaubte er 
Dr. Peükan erkannt zu haben. Außerdem habe er 
250 000 DM auf Weisung Dr. Pehkans in einem Berli- 
ner Hotel an einen von dessen Mitarbeitern überge- 
ben. Somit verblieb ein Restbetrag von 950 000 DM, 
den er einige Tage später an die Belvedere GmbH 
zurückgab. Der auf dem Konto verbliebene Betrag 
von gut 10,2 Mio. DM zuzüglich aufgelaufener Zin- 
sen wurde am 2. August 1990 ebenfalls auf das Konto 
der Belvedere GmbH zurücküberwiesen. 

Der vierte Gesellschafter der Belvedere GmbH, die 
Yachtwerft Berlin GmbH, hatte zu keinem Zeitpunkt 
Kenntnisse über die stattgefundenen Geldflüsse, Die 
drei übrigen Gesellschafter bemühten sich in der Fol- 
ge um Schadensbegrenzung. Hinsichtlich des abge- 
flossenen Betrages von 3,45 Mio. DM entwarfen sie 
zusammen mit dem westdeutschen Helfer einen fin- 
gierten Darlehensvertrag, der das Verschwinden des 
Geldes plausibel erscheinen lassen sollte. Gegenüber 
der PDS bemühten sie sich darum, daß diese den 
Umtauschverlust in Höhe von gut 7,3 Mio. DM tra- 


gen, d.h. aus dem ursprünglich an die Belvedere 
GmbH ausgereichten Darlehen herausnehmen sollte. 
Dies lehnte die PDS, vertreten durch Dr. Pelikan, je- 
doch ab. Auch kam es zu einem Zerwürfnis zwischen 
der PDS und den drei Gesellschaftern der Belvedere 
GmbH, das in deren Verhalten begründet lag. Unter 
anderem hatten diese sich in der Öffentüchkeit als 
„PDS-Untemehmer" dargestellt. 

Durch notarielle Urkunde kündigte Dr. Peükan am 
25. September 1990 die mit den drei Gesellschaftern 
der Belvedere GmbH am 18. Mai 1990 geschlossenen 
Treuhänderverträge fristlos und schloß am gleichen 
Tag mit der Yachtwerft Berlin einen Kauf- und Abtre- 
tungsvertrag, mit dem die drei Gesellschaftsanteile 
an die Yachtwerft übertragen wurden. Als wesentlich 
für diese Kündigung wird in einer Beschlußvorlage 
der Arbeitsgruppe Parteivermögen für den Vorsitzen- 
den der PDS ausgeführt, daß die Gesellschafter der 
Belvedere GmbH nach einer bis Juni 1990 konstruk- 
tiven Zusammenarbeit zunehmend ihrer Wege ge- 
gangen seien und sich mehr und mehr von der Partei 
entfernt hätten (Dokument Nr. 74). Am 23. Oktober 
1990 fand eine Gesellschafterversammlung der Bel- 
vedere GmbH statt, in der die drei bisherigen Mit- 
gesellschafter mit notarieller Urkunde ihre Anteile an 
die Yachtwerft Berlin GmbH abtraten. Hierfür erhiel- 
ten sie je 200 000 DM als Verkaufspreis. Da sich die 
PDS aus Imagegründen vollständig aus der Belvedere 
GmbH zurückziehen wollte, hatte Wolf gang Lang- 
nitschke für den Parteivorstand bereits am 25. Sep- 
tember 1990 sämtliche Forderungen aus Darlehen 
gegenüber der Belvedere GmbH an ein weiteres, 
durch einen der Geschäftsführer der Yachtwerft Ber- 
ün geführtes Unternehmen mit sofortiger Wirkung 
und ohne Gegenleistung abgetreten. In einer Zusatz - 
Vereinbarung vom gleichen Tage erklärte die PDS 
außerdem, daß sie alle eingetretenen Verluste an den 
ursprünglich ausgereichten Darlehenssummen tra- 
gen wolle. 


bb) Sicherstellung und Rückführung der 
Vermögenswerte der Belvedere GmbH 

Durch eine Strafanzeige des neuen Geschäftsführers 
der Belvedere GmbH am 22. November 1990, die zur 
Einleitung eines Ermittlungsverfahrens bei der 
Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin führte, er- 
hielten die UKPV und die THA Kenntnis von dieser 
Gesellschaft und der ursprünglichen Eigentümerstel- 
lung der PDS. Nach Prüfung des Sachverhalts teilte 
die THA am 25. März 1991 allen beteiligten Banken 
mit, daß die Belvedere GmbH der treuhänderischen 
Verwaltung durch die THA unterüege. Der Belve- 
dere GmbH wurde ein entsprechender Verwaltungs- 
akt am 4. April 1991 zugestellt. Hiergegen erhob 
die Belvedere GmbH Widerspruch, der jedoch am 
19. Dezember 1992 zurückgenommen wurde. 

Die aus dem Vermögen der Belvedere GmbH abge- 
flossenen 3,45 Mio. DM konnten bisher nicht sicher- 
gestellt werden. Bis auf die 200 000 DM, die der in- 
zwischen verstorbene westdeutsche Helfer der frühe- 
ren Geschäftsführer der Belvedere GmbH als Provi- 
sion erhalten hatte, konnte auch im staatsanwalts- 
chaftlichen Ermittlungsverfahren nicht festges teilt 
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werden, wohin das Geld letztendlich geflossen ist. 
Nachdem die Belvedere GmbH unter treuhände- 
rische Verwaltung gestellt worden war, machte sie 
auf dem zivilrechtlichen Weg vor dem zuständigen 
schwedischen Gericht gegenüber dem schwedischen 
Geschäftsmann ihre Ansprüche hinsichtlich des ver- 
schwundenen Geldes geltend. In einem gerichtlichen 
Vergleich vom 1. Dezember 1997 erkannte der 
schwedische Geschäftsmann letztendlich an, den 
entsprechenden Betrag nebst Zinsen zurückzahlen 
zu müssen. 

Die Belvedere GmbH ging zum 1. Januar 1996 in 
Liquidation. Das bereits erwähnte staatsanwalt- 
schaftliche Ermittlungsverfahren ist zwischenzeitlich 
abgeschlossen und am 17. Februar 1998 wurde 
gegen Dr. Gerd Pelikan, die früheren Gesellschafter 
der Belvedere GmbH sowie vier weitere Beschul- 
digte wegen des Vorwurfs der Untreue Anklage er- 
hoben. 

c) EMG Firmengruppe 

Eine weitere markante Darlehensausreichung der 
SED/PDS ist mit der Gründung der EMG-Medienge- 
sellschaften ab März 1990 verbunden. Hier spielte 
neben dem Zweck der Vermögenssicherung auch die 
Gewinnung bzw. Sicherung von Einfluß in der 
Medienlandschaft für die Partei eine Rolle. Zur Be- 
weiserhebung hat der Untersuchungsausschuß 
Unterlagen der UKPV beigezogen. Erkenntnisse 
durch Zeugenvernehmungen zu diesem Fall hat der 
Untersuchungsausschuß nicht gewinnen können, da 
die involvierten Personen die Aussage vor dem Un- 
tersuchungsausschuß jeweils verweigert haben (vgl. 
hierzu vorstehend 2.a)ee). 

aa) Sachverhalt 

Am 11. April 1990 faßte das Präsidium des Partei- 
vorstandes der PDS den Beschluß zur Gründung 
einer „ EMF-Europäische Medienforschungsgesell- 
schaft mbH" (EMF-GmbH). Nach dem Beschluß 
sollte die EMF-GmbH ein „medienpolitischer Grund- 
pfeiler der PDS " sein und der PDS als Hilfsmittel für 
deren Öffenthchkeitsarbeit aber auch als „Plattform" 
für die allgemeine Medienpolitik der PDS „nicht nur 
im nationalen, sondern im europäischen Rahmen" 
dienen. Darüber hinaus wurde nüt der Gründung der 
EMF-GmbH das Ziel verfolgt, den „weitergehenden 
Einfluß auf das kreative Potential von Regisseuren, 
Kameraleuten etc. " zu sichern. Dazu sollte die EMF- 
GmbH mit hinreichenden Finanznütteln der PDS 
ausgestattet werden, die damit gleichzeitig vor „zu 
großen Verlusten bei einer Währungsunion " ge- 
schützt werden und es der EMF-GmbH ermöglichen 
sollten, „unter wesentlichem Einfluß der EMF" Betei- 
hgungen mit anderen DDR-Firmen im Medienbe- 
reich einzugehen. Auch die „Beteiligung an GmbHs 
mit westlichen Firmen " sollte gesichert werden, „ um 
einerseits zusätzliche Märkte zu erschließen und an- 
dererseits durch die Vernetzung des EMF auch poli- 
tische und andere Risiken zu begrenzen". Von der 
Konstruktion her sollte ein Firmengeflecht entstehen 
mit einem „Kranz von 100 % Tochtergesellschaften" 
um die EMF GmbH, „die einerseits geschäftliche 


Risiken abfangen sollen und andererseits die lang- 
fristige Kooperation des EMF mit Firmen aus der 
DDR ... und der BRD sowie anderen ausländischen 
Firmen sichern sollen ..." (Dokument Nr. 75). 

Prof. Dr. Bisky und Dr. Pelikan hatten bereits am 
16. März 1990 und am 5. Aprü 1990 in Berlin drei Ge- 
sellschaften gegründet. Dabei handelte es sich um 
die „Europäische Medien- und Forschungsgesell- 
schaft mbH" in Berlin (West), eine Gesellschaft 
gleichen Namens in Berlin (Ost) (Dokument Nr. 76) 
und die „Europäische Medienbeteiligungsgesell- 
schaft mbH", ebenfalls in Berlin (Ost). Das Stamm- 
kapital dieser Gesellschaften betrug 500 000 DM für 
die in Berlin (West) ansässige Gesellschaft und je- 
weils 500 000 Mark der DDR für die in Berhn (Ost) 
ansässigen Gesellschaften. Nach einer Namens- 
änderung wurden die Gesellschaften zwischen 
dem 9. und 14. Mai 1990 in das Handelsregister 
eingetragen und firmierten unter „EMG -Elektroni- 
sche Medienproduktionsgesellschaft mbH", „EMG- 
Elektronische Medienforschungsgesellschaft mbH" 
bzw. „EMG -Elektronische Medienbeteihgungsgesell- 
schaft mbH". 

Am 9. April 1990 schloß die PDS, vertreten durch 
Dr. Pelikan mit dem Toningenieur Franz Pindorfer 
zwei Darlehensverträge über 5 755 590 DM und 
10 550 000 Mark der DDR (Dokumente Nr. 77 und 78). 
Die Darlehen wurden zweckgebunden „zur Finan- 
zierung von Betriebsausstattung und laufenden 
Betriebskosten, insbesondere zur Realisierung von 
Audio- und Videoprojekten" gewährt. Das DM-Dar- 
lehen wurde von der PDS am 12. Aprü 1990 an 
die Firma Pindorfer & Wenzel GbR überwiesen. Am 
2. Mai 1990 überwies die PDS den in Mark der DDR 
vereinbarten Darlehensbetrag sowie einen „Rech- 
nungsbetrag" Firma Pindorfer & Wenzel in Höhe von 
1 800 012 Mark der DDR, insgesamt also 12 350 012 
Mark der DDR an die „Europäische Medien- und 
Forschungsgesellschaft mbH". Damit war genau die 
Summe verausgabt worden, die im Präsidiumsbe- 
schluß vom 11. Aprü 1990 als Sofortbedarf für die 
EMF-GmbH genannt worden war. 

Ergänzend zu seinem Beschluß vom 11. Aprü 1990 
beschloß das Präsidium des Parteivorstandes der PDS 
am 26. Aprü 1990, der EMF-GmbH das Gebäude des 
PDS-eigenen Unternehmens Zentrag in Berhn-Mitte 
zur Verfügung zu steUen. Verantwortlich für die 
Durchführung dieses Beschlusses sollte Dr. Pehkan 
sein, der ebenso wie Prof. Dr. Bisky Kenntnis vom Prä- 
sidiumsbeschluß betreffend die Gründung der EMF- 
GmbH hatte. Daraufhin schlossen am 1. Mai 1990 
die Zentrag und die „EMG-Elektronische Medien- 
forschungs- sowie Produktionsgesellschaft mbH", 
vertreten durch deren Geschäftsführer, den Regis- 
seur Wolfgang Wenzel, einen Nutzungsvertrag über 
das Grundstück der Zentrag. 

Am 28. Mai 1990 erhielt Franz Pindorfer von der 
PDS, vertreten durch Dr. Pehkan, ein weiteres Darle- 
hen in Höhe von 7 860 000 Mark der DDR, das eben- 
falls für die oben genannten Zwecke gewährt wurde. 
Dieser Betrag wurde dem Konto der PDS am 1. Juni 
1990 belastet. Eine Genehmigung des Vorsitzenden 
der mittlerweile eingerichteten UKPV lag nicht vor. 
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Durch Vertrag vom 25. Juni 1990 beteiligte sich 
Pindorfer an der EMG-Elektronische Medienfor- 
schungsgesellschaft mbH in Höhe von 11 892 256,67 
DM. Durch Vereinbarung vom 4. Juü 1990 beteiligte 
sich außerdem die Firma Pindorfer & Wenzel GbR an 
derselben Gesellschaft in Höhe von 128 347,69 DM. 

Parallel zu diesen Vorgängen wurde am 1. Juni 1990 
in Luxemburg die Elektronische Mediengesellschaft 
Holding AG (EMG Holding AG) gegründet. Die 
Aktien dieser Gesellschaft wurden je zur Hälfte von 
zwei luxemburgischen Rechtsanwälten treuhände- 
risch für Wolfgang Wenzel gehalten, der wiederum 
als Treuhänder für die Europäische Mediengesell- 
schaft AG Luxemburg (EMG AG) fungierte. Die An- 
teile an der EMG AG wiederum wurden je zu einem 
Viertel von Prof. Dr. Bisky und Wenzel sowie zu 
einem Zehntel von Pindorfer gehalten. Die resthchen 
Anteile verteilten sich auf drei weitere Personen aus 
dem Umfeld der PDS (Dokument Nr. 79), die wieder- 
um teilweise als Treuhänder für andere Personen 
fungierten. Nach diversen zwischenzeithchen An- 
teilsübertragungen - u.a. durch Prof. Dr. Bisky am 
20. November 1990 - verblieben ab Oktober 1991 nur 
noch drei Anteilseigner, nämlich Wenzel und Pindor- 
fer, die jeweils 40% der Anteile hielten sowie eine 
weitere Person, die die resthchen 20% hielt. Am 
10. Dezember 1990 schließhch erwarb die EMG Hol- 
ding AG die von Wenzel treuhänderisch für Dr. Bisky 
und Dr. Pehkan gehaltenen Beteiligungen an den Ber- 
liner EMG Gesellschaften (Dokumente Nr. 80 und 81). 
Gleichzeitig wurde die Treuhandvereinbarung zwi- 
schen Wenzel und der EMG Holding AG aufgehoben. 

Dem Untersuchungsausschuß hat auch eine Voll- 
macht der Anteilseigner der EMG AG für einen 
luxemburgischen Rechtsanwalt Vorgelegen, mit der 
dieser ermächtigt wird, eine weitere Gesellschaft mit 
dem Namen MEDIA CONSULT Ltd. in Gibraltar zu 
gründen (Dokument Nr. 82). Nach den Feststellun- 
gen der UKPV ist davon auszugehen, daß eine 
Gesellschaft dieses Namens tatsächlich gegründet 
wurde. Die UKPV prüft derzeit noch die näheren Ein- 
zelheiten zu diesem Vorgang. 


bb) Sicherstellung und Rückführung der 

Vermögenswerte der EMG Gesellschaften 

Mit Bescheiden der UKPV vom 6. Mai 1991 und vom 
30. Juni 1991 wurde festgestellt, daß die Berliner 
EMG Gesellschaften und auch die atypisch stillen 
Beteiligungen von Pindorfer und Wenzel der treu- 
händerischen Verwaltung unterhegen. Die EMG 
Gesellschaften sowie Pindorfer und Wenzel waren 
hingegen der Auffassung, nur die von der PDS ge- 
währten Darlehen sowie ein Teil der an die Firma 
Pindorfer & Wenzel GbR gezahlten Honorare könn- 
ten als Parteivermögen angesehen werden. Die Berli- 
ner EMG Gesellschaften sowie Pindorfer und Wenzel 
verpflichteten sich in einem notariellen Vergleich nüt 
der THA vom 3. Februar 1992, den hiergegen anhän- 
gig gemachten verwaltungsgerichtlichen Rechtsstreit 
für erledigt zu erklären. Die Aktionäre der EMG AG 
und der EMG Holding AG verpfhchteten sich weiter, 
die Auflösung dieser Gesellschaften herbeizuführen. 
Pindorfer und Wenzel verpflichteten sich, die Pindor- 


fer & Wenzel GbR zu liquidieren und den Erlös der 
THA zur Verfügung zu stellen. Mit notariellem Ver- 
trag vom gleichen Tage ebenfalls unter Beteihgung 
der THA wurden die Berliner EMG Gesellschaften 
an die EMG Holding GmbH Berlin zu einem Min- 
destkaufpreis von 6 Mio. DM veräußert. Die EMG 
Holding GmbH, die zuvor unter dem Namen Juno- 
Vermögensverwaltung GmbH firmierte, wurde in 
dieser Verhandlung von einem westdeutschen Ge- 
schäftsmann vertreten, der vorgab, als alleinvertre- 
tungsberechtigter Geschäftsführer der EMG Holding 
GmbH zu handeln. Als alleinige Gesellschafterin der 
EMG Holding GmbH wird in dem notariellen Kauf- 
vertrag die Firma East German Investment Trust Ltd. 
London (EGIT) genannt. Am 8. November 1993 wie- 
derum wurde Wenzel als alleinvertretungsberechtig- 
ter Geschäftsführer der EMG Holding GmbH in das 
Handelsregister eingetragen. Aus einer Mitteüung 
der EMG Holding GmbH an das Amtsgericht 
Charlottenburg vom 1. August 1997 ergibt sich, daß 
Wenzel am Stammkapital der EMG Holding GmbH 
in Höhe von 3 Mio. DM mit einem Betrag von 
600 000 DM beteiligt ist. Mit Vertrag vom 1. Septem- 
ber 1997 zwischen der BvS, der EMG Holding 
GmbH, der EMG Elektronische Medienforschungs- 
gesellschaft, jeweils vertreten durch Wenzel und die 
Firma Pindorfer & Wenzel GbR, verzichteten Wenzel 
und Pindorfer auf sämthche Ansprüche aus den nota- 
riellen Vereinbarungen vom 3. Februar 1992 sowie 
aus dem Nutzungsvertrag mit der Zentrag vom 1. Mai 
1990 und verpflichteten sich, die weiteren Ermittlun- 
gen der UKPV in dieser Angelegenheit zu unterstüt- 
zen und zu fördern. Im Gegenzug stellte die BvS die 
EMG Elektronische Medienforschungsgesellschaft 
mbH gegenüber dem zuständigen Finanzamt von 
einzelnen streitigen Steuerforderungen frei und ver- 
pflichtete sich, die in diesem Zusammenhang einge- 
leiteten Rechtsbehelfsverfahren der EMG Elektro- 
nische Medienforschungsgesellschaft mbH weiter zu 
betreiben. 

Die Luxemburger EMG Gesellschaften beschlossen 
am 31. August 1993 ihre Auflösung und Liquidation. 
Die Liquidation der EMG Holding AG wurde am 
7. Juni 1994 beurkundet und ins Handelsregister 
eingetragen. Der Liquidationsüberschuß in Höhe von 
47 982,83 DM wurde, entgegen der in der notariellen 
Vereinbarung vom 3. Februar 1992 eingegangenen 
Verpfhchtung, an die EMG AG ausgekehrt. Die 
EMG AG selbst wurde hingegen nicht liquidiert und 
am 25. März 1997 von der BvS übernommen. Auch 
insoweit dauern die Prüfungen der zuständigen Stel- 
len noch an. 


d) Verdeckte Vermögenswerte der SED/PDS 
im westlichen Ausland bzw. Berlin (West) 
unter treuhänderischer Verwaltung 

Eine wichtige Rolle als Treuhänder für verdeckte 
SED/PDS-Parteifirmen im westhchen Ausland und 
Berlin (West) spielte der Westberhner Werner Girke. 
Außerdem führte er im Auftrag der PDS nach der 
Wende in der DDR die Verschiebung von großen 
Bargeldbeträgen aus dem Vermögen der Partei ins 
Ausland durch. Der Untersuchungsausschuß hat 
hierzu die folgenden Feststellungen getroffen: 
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aa) Organisation und Verwaltung AG (ORVAG) 

Die ORVAG mit Sitz in Zürich fungierte als Dachge- 
sellschaft für ein ganzes Geflecht von verdeckten 
SED-Parteifirmen, die bereits in den 60er und 70er 
Jahren gegründet worden waren. Dazu gehörten die 
Tochtergesellschaften Zeitungsdienst Berlin GmbH, 
Gründel Grundstücksgesellschaft mbH, Druckhaus 
Norden GmbH, Das Europäische Buch Vertriebs 
GmbH (alle in Berlin-West ansässig) sowie die 
Gesellschaft für die Förderung des Presse- und Ver- 
lagswesens mbH (Luxemburg), die Anstalt Corefina, 
Balzers (Liechtenstein), die Casafina AG, Bern 
(Schweiz), und die Rheintalstiftung, Triesenberg 
(Liechtenstein). 

Im Jahr 1981 setzte der damalige Leiter der Abtei- 
lung Finanzverwaltung und Parteibetriebe des ZK 
der SED, Karl Raab, einen zuverlässigen Genossen 
aus der Sozialistischen Einheitspartei Westberlins 
(SEW), Werner Girke, als Treuhänder für die genann- 
ten Unternehmen ein. Hierzu wurde Girke zum Ge- 
schäftsführer eines weiteren Tochterunternehmens 
der ORVAG, der Treuhand-, Verwaltungs, und Orga- 
nisations GmbH (TVO., Berlin West), berufen. Allei- 
niger Geschäftsgegenstand der TVO. war die Ver- 
waltung und Koordination aller zur ORVAG gehören- 
den Unternehmen. Drei weitere Gesellschaften, näm- 
lich die Ravenburgh Ltd. (Gibraltar), die Breakwater 
Ltd., Douglas (Isle of Man) und die Finatrade Ltd., 
Dublin (Irland) wurden über zwei Luxemburger 
Rechtsanwälte treuhänderisch gehalten. Alleiniger 
Verwaltungsrat der ORVAG war der Schweizer 
Staatsbürger Albert Rees. Dieser bevollmächtigte 
Girke am 16. September 1981 mit der uneinge- 
schränkten Ausübung des Stimmrechts in den 
TVO. -Gesellschafterversammlungen. 

Bei der SED waren Girkes Kontaktpersonen die je- 
weiligen Leiter der Abteüung Finanzverwaltung und 
Parteibetriebe des ZK der SED. Bis Mai 1982 war dies 
Karl Raab, bis Dezember 1989 Heinz Wildenhain und 
zuletzt bis zum Oktober 1990 Wolf gang Langnitschke. 
Bis zur Wende beruhte Girkes Treuhänderstellung 
gegenüber der SED nur auf einer mündlichen Ver- 
einbarung. Unmittelbar vor Inkrafttreten des neuen 
Parteiengesetzes der DDR am 1. Juni 1990 schloß die 
inzwischen in PDS umbenannte Partei, vertreten 
durch Wolf gang Langnitschke, mit Girke eine auf 
den 30. Mai 1990 datierte Treuhandvereinbarung, 
welche die Verwaltung der Aktien der ORVAG und 
der in einer Zessionsurkunde verbrieften Gesell- 
schaftsrechte der Anstalt Corefina beinhaltete. 
Gleichzeitig erwarb Girke durch notariell beurkun- 
deten Vertrag vom 30. Mai 1990 von der ORVAG die 
Geschäftsanteüe an der TVO. GmbH. 

Spätestens seit dem 5. April 1990 waren auch der da- 
malige Vorsitzende der PDS, Dr. Gregor Gysi, und 
sein Stellvertreter Wolfgang Pohl über die Vermö- 
genswerte der ORVAG und die Tätigkeit von Girke 
informiert. An diesem Tag suchte sie Albert Rees aus 
Zürich auf, um dazu beizutragen, daß das Vermögen 
der ORVAG nicht für die PDS verloren ging. Rees 
übte zu diesem Zeitpunkt nicht mehr die Funktion 
als Verwaltungsrat aus. Er informierte Dr. Gysi und 
Pohl über alle relevanten Fakten in Bezug auf die 


ORVAG und die zu ihr gehörenden Unternehmen. So 
seien die Aktien des Gründungskapitals der ORVAG 
in Höhe von 100 000 SFR seinerzeit von Raab bzw. 
Wüdenhain in deren Büro-Tresor verwahrt worden. 
Die Aktien einer Kapitalerhöhung um 400 000 SFR 
seien gegen Quittung an Girke ausgehändigt wor- 
den. Hinsichthch der Anstalt Corefina ergänzte Rees, 
daß diese alleiniges Eigentum der PDS sei, obwohl 
sich Girke gegenüber dem Verwaltungsrat der Core- 
fina, Kuno Frick, als Eigentümer aufspiele und sich 
selbst in die Blanko-Zessionsurkunden eingetragen 
habe. Dr. Gysi und Pohl sagten eine umgehende 
Prüfung und die Ergreifung aller notwendigen Maß- 
nahmen zur Sicherung dieser Vermögenswerte zu. 
Parallel hierzu wandte sich die PDS mit zwei Schrei- 
ben vom 5. April 1990, vorgesehene Unterschrift 
Dr. Gysi, an die Verwaltungsräte der ORVAG sowie 
der Anstalt Corefina und untersagte diesen unter 
Hinweis auf die alleinige Eigentümerstellung der 
PDS jedwede Transaktion im Zusammenhang mit 
den Unternehmen, bis die PDS eine Prüfung aller 
Geschäftsvorgänge abgeschlossen habe. Wörtlich 
heißt es hierzu u. a.: 

„... Nachdem eindeutig nachweisbar ist, daß die 
Orvag AG Baar/Zürich vordem ausschließlich der 
SED gehörte, weisen wir Sie darauf hin, daß deren 
Rechte uneingeschränkt bei der Partei des Demo- 
kratischen Sozialismus weiterbestehen, weil die 
Partei im Zusammenhang mit ihrer Politik ledig- 
lich ihren Namen geändert hat. Sämtliche Rechte 
an der Orvag AG sind somit an uns überge- 
gangen ... 

Mit vorzüglicher Hochachtung 
Gregor Gysi“ (Dokument Nr. 83) 

Mit Schreiben vom 4. Mai 1990 bestätigte der stell- 
vertretende PDS-Vorsitzende Pohl gegenüber Rees, 
daß die von ihm gegebenen Hinweise und Anregun- 
gen zur Aufklärung des Sachverhaltes und der 
Klärung der Eigentümerstellung beigetragen hätten. 
Auch die Besorgnisse von Rees im Hinblick auf mög- 
liche Unregelmäßigkeiten des Treuhänders Girke 
wurden im Rahmen dieser Korrespondenz zerstreut 
(Dokumente Nr. 84 und 85). 

Auch nachdem am 1. Juni 1990 die §§ 20 a und 20 b 
PartG-DDR in Kraft getreten waren, die eine Offen- 
barungspflicht der Parteien und Massenorganisa- 
tionen hinsichtlich ihres Vermögens gegenüber der 
UKPV normierten, machte die PDS der UKPV keiner- 
lei Mitteilung über dieses Schweizer/Liechtensteiner 
Firmenvermögen. Am 26. November 1990 erschien 
im Zusammenhang mit dem Konkurs der Druckhaus 
Norden GmbH in der Zeitung „Der Morgen“ ein Be- 
richt, in dem auch die Verbindung der ORVAG zur 
SED/PDS erwähnt wurde. Daraufhin wandte sich der 
Vorsitzende der UKPV mit der Frage an den PDS- 
Parteivor stand, warum die ORVAG und die Anstalt 
Corefina nicht im Vermögensbericht der PDS auf- 
geführt worden seien. Der Parteivorstand antwor- 
tete mit Schreiben vom 11. Dezember 1990 (gez. Dr. 
Bartsch), unter Berufung auf Wolf gang Langnitschke, 
daß diese Unternehmen sich zwar ursprünglich in 
Besitz der SED befunden hätten und treuhänderisch 
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verwaltet worden seien, auf Weisung des General- 
sekretärs Honecker die Eigentumsanteile jedoch im 
Laufe der Jahre, zuletzt im Herbst 1989, verkauft und 
die Erlöse für Zwecke der internationalen Sohdarität 
verwendet worden seien. Diese Darstellung bekräf- 
tigte der PDS-Parteivorstand nochmals mit Schreiben 
von Dr. Bartsch vom 5. März 1991, in dem er aus- 
führte, nach Mitteilung von Langnitschke seien die 
beiden Gesellschaften schon „vorher liquidiert“ und 
„weil sie nicht mehr vorhanden waren, ausgebucht" 
worden. Im übrigen sei die Position der PDS im vor- 
angehenden Schreiben vom 11. Dezember 1990 dar- 
gestellt (Dokument Nr. 86). Auch gegenüber der 
Öffentlichkeit hatte das Büro des PDS-Vorsitzenden 
zuvor schon als Reaktion auf den Bericht in der 
Zeitung „Der Morgen“ eine Eigentümerstellung der 
Partei dementiert. Man habe sich zwar um Aufklä- 
rung bemüht, doch die Auskünfte des früheren Ver- 
waltungsrates Rees seien unzureichend gewesen. 
Langnitschke bekundete hingegen in seiner Verneh- 
mung vor dem Untersuchungsausschuß, daß Dr. Gysi 
über die beiden Firmen informiert gewesen sei (Pro- 
tokoll Nr. 36, S. 208 f.) und Pohl konnte sich nicht 
erklären, weshalb die PDS diese Eigentümerstellung 
noch bis ins Jahr 1991 hinein bestritt (Protokoll, 
S. 141f.). 


bb) Verschiebung von 14,2 Mio. DM auf 
Auslandskonten der PDS 

Im Frühjahr 1990 erhielt Werner Girke von Wolf gang 
Langnitschke den Auftrag, in Luxemburg Konten 
für die PDS einzurichten, die zur Verschiebung von 
Parteigeldem dienen sollten. Vom Valutakonto 644 
„Rose", das vom ZK der SED bei der DHB unterhal- 
ten wurde, hob Langnitschke von April bis Mai 1990 
ca. 13,7 Mio. DM ab. Mit fingierten, durch den stell- 
vertretenden Vorsitzenden der PDS, Wolfgang Pohl, 
gegengezeichneten Belegen wurde sodann in den 
Buchungsunterlagen der PDS für das 1. Halbjahr 
1990 der Gesamtbetrag von 13,6 Mio. DM und 
320 000 USD als Spenden für die „Unterstützung 
linker Bewegungen im Ausland" ausgabenwirksam 
verbucht und somit vorgetäuscht, daß diese Gelder 
nicht mehr zum Vermögen der PDS gehörten. Diese 
fingierten Buchungen waren später auch in den 
Rechenschaftsberichten der PDS an die UKPV und 
an den Deutschen Bundestag enthalten. Tatsächlich 
jedoch übergab Langnitschke einen Gesamtbetrag 
von ca. 14,2 Mio. DM in bar und ohne Quittung an 
Girke, der das Geld in der Folge auf verschiedene 
unter seinem Namen eingerichtete Konten in Luxem- 
burg einzahlte. Teilbeträge zahlte Girke auch auf 
Konten der treuhänderisch gehaltenen Unternehmen 
Breakwater Ltd. (Isle of Man) und Ravenburgh Ltd. 
(Gibraltar). Bereits am 9. Mai 1990 hatte Girke gegen- 
über einem Notar eine Blankotreuhanderklärung 
über diese Konten abgegeben, die den Treugeber 
nicht nannte und eine Vollmachtserteilung für Lang- 
nitschke beinhaltete. Laut eines am 30. Mai 1990 mit 
der PDS, vertreten durch Langnitschke, geschlosse- 
nen Treuhandvertrages sollte Girke für seine Tätig- 
keit jährlich 2% der von ihm verwalteten Gelder 
erhalten. 


cc) Feststellung und Rückführung der Vermögenswerte 
durch die UKPV 

Ausgelöst durch den öffentlichen Wirbel um den 
„Putnik-Deal" und die Verhaftung Langnitschkes im 
Oktober 1990 fürchtete Girke auch Konsequenzen 
für sich selbst. Er hinterlegte die in seinem Besitz 
befindlichen Aktien der ORVAG und der Anstalt 
Corefina bei seinem Rechtsanwalt und wandte sich 
zwecks Rückgabe der von ihm verwalteten Vermö- 
genswerte mehrfach vergeblich an die PDS. Auch 
Girkes Anwalt richtete mehrere Schreiben an die 
PDS, ohne jedoch Antwort zu erhalten. In einer 
mündlichen Verhandlung vor dem Verwaltungsge- 
richt Berhn am 4. März 1994 erklärte Girke, die PDS 
habe damals nichts mehr von ihm wissen wollen und 
mitgeteilt, sie verfüge über kein Auslandsvermögen. 
Hinsichtlich der weiteren Verwendung der Vermö- 
genswerte seien ihm zum Teil „kriminelle Angebote" 
gemacht worden. Unter anderem sei ihm geraten 
worden, einfach alles zu behalten und zugunsten der 
PDS ein Testament zu machen. 

Nach Feststellung durch die UKPV verzichtete die 
PDS mit notariellem Vertrag vom 14. Mai 1992 auf 
die von Girke treuhänderisch gehaltenen Auslands- 
vermögenswerte. Dieser Verzicht umfaßte insbeson- 
dere die ORVAG und die Anstalt Corefina sowie 
deren Tochtergesellschaften, die zum Zeitpunkt ihrer 
Rückführung einen Wert von ca. 34 Mio. DM darstell- 
ten. Außerdem erklärte sich die PDS mit der Über- 
tragung des Vermögens auf die damalige THA ein- 
verstanden. 

Girke überwies vom dem durch ihn verwalteten 
Bankvermögen in Luxemburg knapp 7 Mio. DM an 
die THA. Die auf den Konten der Ravenburgh Ltd. 
und Breakwater Ltd. geparkten Gelder in Höhe von 
ca. 5,3 Mio. DM konnten im Zuge der Übernahme 
dieser Unternehmen durch die THA sichergestellt 
werden. Einen Betrag von 5,2 Mio. DM behielt Girke 
ein und begründete dies mit angeblichen Honorar- 
ansprüchen. Von diesen zurückgehaltenen Geldern 
transferierte er 4,2 Mio. DM auf eigene Konten und 
finanzierte damit unter anderem die inzwischen von 
ihm übernommene TVO. GmbH. Außerdem betei- 
hgte Girke sich in Moskau an einem Spielcasino-, 
Theater- und Restaurantprojekt und gründete in Prag 
über einen Treuhänder eine Immobiliengesellschaft, 
die Immobüia Praha GmbH, 

Von den durch Girke zurückgehaltenen Geldern 
konnte die THA über einen dinghchen Arrest 1 Mio. 
DM sicherstellen. Einer zivilrechthchen Klage der 
THA gegen Girke auf Herausgabe des Gesamtbetra- 
ges von ca. 5,2 Mio. DM gab das LG Berlin in voUem 
Umfang statt. Die hiergegen durch Girke beantragte 
Revision wies das Kammergericht am 27. Januar 
1995 bis auf einen Teilbetrag von 10 000 DM zurück. 
Trotz des gerichtlichen Erfolgs konnten ca. 4 Mio. 
DM aus den durch Girke vereinnahmten Geldern 
bisher nicht sichergestellt werden. Bei der Staats- 
anwaltschaft II bei dem LG Berlin ist außerdem ein 
Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts der 
Untreue gegen Werner Girke anhängig. 
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III. Einnahmen aus dem Vermögen von 
Parteien und Massenorganisationen und 
deren Verwendung 

1 . Bestimmungen des Einigungsvertrages 

Wie bereits vorstehend unter 1.2. dargestellt, regelt 
der Einigungsvertrag in Anlage II Kapitel II Sachge- 
biet A Abschnitt III die Fortgeltung des § 20 b PartG- 
DDR, der die treuhänderische Verwaltung des Ver- 
mögens der Parteien und Massenorganisationen der 
ehemaligen DDR anordnet. Zuständig wurde die 
THA (ab dem 1. Januar 1995 die BvS), die die 
treuhänderische Verwaltung der Vermögenswerte im 
Einvernehmen mit der UKPV wahrnahm. 

Gemäß Buchstabe d der genannten Anlage zum Eini- 
gungsvertrag soll das Vermögen den Parteien und 
Massenorganisationen nur soweit wieder zur Ver- 
fügung gestellt werden, wie es nachweislich nach 
materiell-rechtsstaatlichen Grundsätzen im Sinne 
des Grundgesetzes erworben worden ist. Ansonsten 
ist es von der THA/BvS an die früher Berechtigten 
oder an deren Rechtsnachfolger zurückzuführen. Ist 
dies nicht möglich, sieht der Einigungsvertrag vor, 
das Vermögen zugunsten gemeinnütziger Zwecke, 
insbesondere der wirtschaftlichen Umstrukturierung 
im Beitrittsgebiet, zu verwenden (Dokument Nr. 66). 

2. Einnahmen und Ausgaben 

Erst im Verlaufe des Jahres 1991 erlangte die THA 
Verfügungsmacht über Kontoguthaben, Immobilien 
und Unternehmen der Parteien und Massenorganisa- 
tionen. Um die größtmögliche Kontrolle über sämt- 
liche liquide Mittel der Parteien und Massenorgani- 
sationen zu erlangen, begann die THA ab September 
1991 damit, den ganz überwiegenden Teil der auf 
Konten der Parteien und Massenorganisationen be- 
findlichen Guthaben durch Hoheitsakt abzuziehen 
und auf eigene Konten zu transferieren. Die dadurch 
erzielten Einnahmen sowie die aus diesem Vermögen 
zu tätigenden Ausgaben werden nachfolgend aufge- 
führt. 

a) Einnahmen 

Nach einem Bericht der BvS mit Stand 23. März 1998 
konnten bis zum 31. Dezember 1997 insgesamt 
2,64 Mrd. DM vereinnahmt werden. Für die Zeit ab 
dem 1. Januar 1998 rechnet die BvS mit weiteren Ein- 
nahmen in Höhe von 244 Mio. DM, ohne Berücksich- 
tigung der in der Schweiz klagebehafteten Gelder 
der Novum Handelsgesellschaft mbH (vgl. ausführ- 
lich zu Novum vorstehend, B.II.). 

Die weitere Aufschlüsselung der Einnahmen beruht 
auf einem Bericht der UKPV an den Untersuchungs- 
ausschuß vom 4. Februar 1998 und basiert auf Zah- 
lenmaterial der BvS, bezogen auf den 30. Juni 1997 
mit Erkenntnisstand vom 8. September 1997. 

aa) Vermögen der SED/PDS 

Die Ermittlungen der UKPV zum SED/PDS -Vermö- 
gen sind noch nicht vollständig abgeschlossen. Zwar 


ist davon auszugehen, daß das weit verzweigte Ver- 
mögen der SED/PDS im Inland weitgehend ermittelt 
und sichergestellt werden konnte, dennoch bedarf es 
weiterer Ermittlungen zu Kapitaltransfers und zu 
Unternehmen, die mit der SED/PDS verbunden wa- 
ren. Auch zu einzelnen Bereichen des SED/PDS- Aus- 
landsvermögens besteht gegenwärtig noch Prüf- 
bedarf, obgleich eine Fest- und Sicherstellung dies- 
bezüglicher Vermögenswerte bis jetzt schon in er- 
heblichem Umfang vorgenommen werden konnte. 

Bis zum 30. Juni 1997 hat die BvS aus der Sicherstel- 
lung und Verwertung von gesicherten inländischen 
Vermögenswerten der SED/PDS Einnahmen in Höhe 
von insgesamt etwa 1,783 Mrd. DM erzielt. Hierin 
enthalten sind: 

- sichergestellte Kassen- und Bankbestände in Höhe 
von rd. 279 Mio. DM, 

- Erlöse aus verbundenen juristischen Personen in 
Höhe von rd. 301 Mio. DM, 

- Erlöse aus der Veräußerung unbeweglichen und 
beweglichen Anlagevermögens in Höhe von etwa 
282 Mio. DM, 

- die Realisierung von Darlehensforderungen in 
Höhe von etwa 104 Mio DM, 

- sowie die Spenden an die Humboldt-Universität 
und die Islamische Religionsgemeinschaft in Höhe 
von insgesamt etwa 275 Mio. DM einschließlich 
inzwischen aufgelaufener Zinsen. 

Die BvS rechnet mit weiteren Einnahmen in Höhe 
von mindestens 101 Mio. DM für den Bereich des 
SED/PDS - Inlandvermögens . 

SED/PDS-Gelder, die sich im Ausland befanden oder 
einen Auslandsbezug aufwiesen, konnten von der 
BvS in folgenden Zusammenhängen endgültig sicher- 
gestellt werden: 

- Putnik-Transfer nach Oslo/Utrecht, einschließlich 
Zinsen rd. 141 Mio. DM, 

- Treuhandgelder Luxemburg, einschließlich Zinsen 
rd. 15,3 Mio. DM, 

- Vermögen der zum sogenannten ORVAG -Kom- 
plex gehörenden Firmen, rd. 34 Mio. DM, aller- 
dings vor Abzug eines Steuerbetruges von schät- 
zungsweise rd. 14 Mio. DM, 

- sowie Erlöse aus der Verwertung der vom Bereich 
KoKo verwalteten sog. Parteifirmen, deren eigen- 
tumsmäßige Zuordnung zum Parteivermögen 
nicht eindeutig geklärt werden konnte, in Höhe 
von 149 Mio. DM. 

Zudem konnte bisher ein Guthaben in Höhe von 
42,9 Mio. DM der Novum Handelsgesellschaft mbH 
sichergestellt werden, welches allerdings noch Ge- 
genstand gerichtlicher Verfahren ist. Des weiteren ist 
in diesem Zusammenhang noch nicht über Forderun- 
gen entschieden, die die BvS beim Bezirksgericht 
Zürich in Höhe von mehr als 500 Mio. DM geltend 
gemacht hat (vgl. ausführlich zu Novum vorstehend, 
B.II.). 
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bb) Vermögen der Parteien und Massenorganisationen 
neben der SED/PDS 

Die UKPV hat ihre Ermittlungen zum Vermögen der 
Parteien und Massenorganisationen neben der SED/ 
PDS weitestgehend abgeschlossen, so daß unge- 
sichertes Vermögen in diesem Bereich nicht mehr 
anzunehmen ist. 

Aus der Sicherstellung und Verwertung von Vermö- 
genswerten der vier Parteien, die neben der SED/ 
PDS in der DDR existierten (CDU der DDR, DBD, 
LDPD, NDPD), konnte die THA/BvS einschließlich 
Zinsen bis zum 30. Juni 1997 Einnahmen in Höhe 
von insgesamt etwa 42 Mio. DM erzielen. Weitere 
Einnahmen in Höhe von mindestens 12,7 Mio. DM 
werden erwartet. 

Die bisherigen Einnahmen und noch zu erwartenden 
Einnahmen der THA/BvS aus Vermögenswerten der 
Massenorganisation Freie Deutsche Jugend (FDJ) und 
des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes (FDGB) 
werden mit 62 Mio. DM und der Erwartung auf weitere 
53 000 DM für die FDJ und mit 416 Mio. DM zuzüghch 
erwarteter 110 Mio. DM für den FDGB beziffert. 

Neben den bereits genannten Parteien und Massenor- 
ganisationen der DDR sind durch die UKPV weitere 
16 Massenorganisationen ermittelt worden, die dem 
Anwendungsbereich der §§ 20 a und 20b PartG-DDR 
unterhegen. Aus deren Vermögenswerten konnte die 
BvS Einnahmen in Höhe von etwa 91,2 Mio. DM erzie- 
len, wobei mit weiteren Einnahmen in Höhe von 
15,7 Mio. DM gerechnet werden kann. 

b) Ausgaben 

Die BvS gibt die aus dem Vermögen der Parteien und 
Massenorganisationen getätigten Ausgaben in ihrem 
Bericht mit Stand 23. März 1998 zum 31. Dezember 
1997 mit insgesamt 945 Mio. DM an. 

619 Mio. DM der Ausgaben fielen für die Beglei- 
chung von Altverbindlichkeiten an. Hierbei handelt 
es sich um Kosten zur Begleichung von Verbindlich- 
keiten, die auf dem Sondervermögen lasteten bzw. 
hinsichtlich derer das Sondervermögen unter dem 
Gesichtspunkt der Vermögensübernahme (§ 419 
BGB) haftete, z, B. Ausgaben im Zusammenhang mit 
der den ehemaligen SED/PDS-Mitarbeitern zuste- 
henden Rentenzusatzversorgungen (424 Mio. DM). 

Ausgaben in Höhe von 61 Mio. DM fielen an im Zu- 
sammenhang mit der ab September 1991 begonne- 
nen Transferierung der Guthaben der Parteien und 
Massenorganisationen sowie der mit ihnen verbun- 
denen Unternehmen auf Konten der THA. Soweit die 
Parteien und Massenorganisationen und die Unter- 
nehmen zur Aufrechterhaltung eines Mindest- 
geschäftsbetriebes Teile der eingezogenen Gelder 
benötigten, mußten diese bis zur abschließenden 
Klärung, was von dem eingezogenen Vermögen 
materiell-rechtsstaatlich erworben worden war, frei- 
gegeben werden. 

Als materiell-rechtsstaatlich erworben wurden 
37 Mio. DM an die Berechtigten zurückgezahlt, an 
Restitutionsberechtigte flössen 31 Mio. DM. 


Letztlich stellten auch die Abwicklungskosten der 
THA/BvS eine Ausgabenposition dar. Diese werden 
von der BvS mit 197 Mio. DM beziffert. Der Abwick- 
lungsaufwand setzt sich zusanunen aus Rechtskosten 
(14 Mio. DM), Kosten für Geschäftsführer und Liqui- 
datoren der von der BvS zu betreuenden Unterneh- 
men der Parteien und Massenorganisationen 
(14 Mio. DM), Ausschreibungskosten (2 Mio. DM), 
Kosten für Sachverständige und Wirtschaftsprüfer 
(20 Mio. DM), Personal- und Sachaufwand der THA/ 
BvS für die treuhänderische Verwaltung und Verwer- 
tung des Sondervermögens (30 Mio. DM), Kostenauf- 
wand für Berater (10 Mio. DM), Kosten der Bewirt- 
schaftung der Immobilien des Sondervermögens 
(81 Mio. DM) sowie den sonstigen Kosten (26 Mio. 
DM), entstanden z.B. durch Waffenentsorgung und 
Umsatzsteuerverbindlichkeiten. 

Im Gegensatz zu den bei der THA/BvS entstehenden 
Abwicklungskosten, die erlösmindernd auf das fest- 
und sichergestellte Vermögen der Parteien und Mas- 
senorganisationen wirken, werden die Mittel für die 
Finanzierung der UKPV aus Haushaltsmitteln des 
Bundes aufgebracht. 

Die zukünftig anfallenden Ausgaben werden von der 
BvS für die Zeit ab dem 1. Januar 1998 auf insgesamt 
333 Mio. DM geschätzt. Davon entfallen 205 Mio. DM 
auf die dargestellten bisherigen Ausgabenpositio- 
nen. Außerplanmäßige Ausgaben und Endabwick- 
lungskosten der BvS im Zusammenhang mit dem 
Sondervermögen, z.B. Kosten für den Archi- 
vierungsaufwand, sind mit 16 Mio. DM zu beziffern. 
108 Mio. DM würde die Auskehr der derzeitig streit- 
befangenen, von der BvS eingezogenen Gelder im 
Falle des negativen Ausgangs der laufenden Pro- 
zesse betragen. Schließlich sind für die Bedienung 
diverser Rückstellungen weitere 4 Mio. DM zu be- 
rücksichtigen. 

c) Gesamterlös 

Der bisherige Gesamterlös zum 31. Dezember 1997 
beträgt bei Einnahmen in Höhe von 2,64 Mrd. DM 
abzüglich Ausgaben in Höhe von 945 Mio. DM im 
Ergebnis 1,695 Mrd. DM. 

Das ab dem 1. Januar 1998 zu erzielende Saldo ergibt 
bei geschätzten Einnahmen von 244 Mio. DM und 
geschätzten Ausgaben von 333 Mio. DM eine nega- 
tive Differenz von 89 Mio, DM. 

Als wahrscheinliches Gesamtergebnis errechnet sich 
bei voraussichtlichen Gesamteinnahmen von 2,884 
Mrd. DM und voraussichtlichen Gesamtausgaben 
von 1,278 Mrd. DM ein Betrag von 1,606 Mrd. DM. 

3. Verwendung 

Der Einigungsvertrag sieht vor, das treuhänderisch 
verwaltete Vermögen der Parteien und Massenorga- 
nisationen, soweit es diesen oder Dritten nicht zu- 
rückzugewähren ist, zugunsten gemeinnütziger 
Zwecke, insbesondere der wirtschaftlichen Umstruk- 
turierung in den neuen Ländern, zu verwenden (vgl. 
vorstehend 1.). Diese Vorgaben des Einigungsvertra- 
ges wurden durch eine Verwaltungsvereinbarung 
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konkretisiert, die hauptsächlich bis zum 31. Dezem- 
ber 1997 ausgabenwirksam wurde und durch das 
Altschuldenregelungsgesetz, das im wesentlichen ab 
dem 1. Januar 1998 die Verwendung des Vermögens 
bestimmt. 

a) Verwendungen bis zum 31. Dezember 1997, 
insbesondere gemäß Verwaltungsvereinbarung 

Die THA hat im Einvernehmen mit der UKPV im 
Februar 1994 eine Verwaltungsvereinbarung mit den 
neuen Bundesländern und dem Land Berlin ge- 
schlossen. Die Verwaltungsvereinbarung sieht vor, 
das verfügbare Vermögen in den neuen Ländern zu 
ca. 60 % für investive und investitionsfördemde Maß- 
nahmen der öffentlichen Hand im Bereich der wirt- 
schaftlichen Umstrukturierung, im übrigen für in- 
vestive und investitionsfördernde Maßnahmen zu 
sozialen und kulturellen Zwecken zu verwenden, 
davon 25 % im Bereich der öffentlichen Hand und ca. 
15 % im Bereich nichtstaatlicher Träger. 

Entsprechend der Verwaltungsvereinbarung sind 
von 1994 bis 1997 folgende Einzelpositionen den 
neuen Ländern zugewendet worden: 

- Kulturförderung (250 Mio. DM), 

- Forschungsförderung (150 Mio. DM), 

- Kunstförderung (3 Mio. DM), 

- Kapitalausstattung einer von den neuen Bundeslän- 
dern gegründeten Akquisitionsgesellschaft zur An- 
werbung ausländischer Investoren (50 Mio. DM), 

- Kapitalausstattung eines Konsolidierungsfonds zur 
Unterstützung notleidender Betriebe (250 Mio. DM). 

Zudem kam es im Rahmen des sog. FEDl-Modells 
zur Auskehr von Erlösen an Kommunen in den neuen 
Bundesländern in Höhe von 54 Mio. DM. Hierin nicht 
berücksichtigt sind Grundstücke im Wert von 62 Mio. 
DM, die nicht einnahmewirksam geworden sind, da 
sie den Kommunen in Natura überlassen wurden. 

Bereits 1997 wurde das Altschuldenregelungsgesetz 
(siehe nachfolgend b) zu einem geringen Teil aus- 
gabenwirksam, wonach 6,25 Mio. DM zur Förderung 
des Denkmalschutzes ausgeschüttet wurden. 

Insgesamt gibt die BvS die Summe der Erlösverwen- 
dung bis zum 31. Dezember 1997 mit 763 Mio. DM 
an. Hierin nicht enthalten sind weitere 149 Mio. DM 
aus der Verwertung der vom Bereich KoKo verwal- 
teten sog. Parteifirmen, deren eigentumsmäßige 
Zuordnung nicht eindeutig geklärt werden konnte 


H. Beschaffung von Embargo-Gütern 


I. Einführung 

Der Untersuchungsausschuß hat sich im Rahmen sei- 
nes Untersuchungsauftrags, bestimmte offengeblie- 
bene Fragen des 1. und 2. Untersuchungsausschus- 


(vgl. vorstehend 2.a)aa). Dieser Betrag wurde für so- 
ziale Zwecke in den neuen Ländern im Rahmen des 
Nachtragshaushaltes 1993 verwandt. 

Nach Abzug der Erlösverwendung von 763 Mio. DM 
vom bisherigen Gesamterlös von 1,695 Mrd. DM be- 
trug das von der BvS verwaltete Kontoguthaben zum 
31. Dezember 1997 932 Mio, DM. 

b) Verwendung ab dem 1. Januar 1998, insbesondere 
gemäß Altschuldenregelungsgesetz 

Durch das Gesetz zur Regelung der Altschulden für 
gesellschaftliche Einrichtungen - Altschuldenrege- 
lungsgesetz -vom 6. März 1997 (BGBl. 1997 1, S. 434) 
wurde die Verwendung des Vermögens der Parteien 
und Massenorganisationen abweichend von der 
Verwaltungsvereinbarung aus dem Jahre 1994 neu 
geregelt. Demnach sind 735 Mio. DM in 7 Raten zu 
105 Mio. DM von 1998 bis 2004 an den Erblastentil- 
gungsfonds zur Abdeckung des Zins- und Tilgungs- 
dienstes der kommunalen Altschulden in den neuen 
Ländern einzusetzen. Zudem sollen 50 Mio. DM in 
8 Raten zu 6,25 Mio. DM von 1997 bis 2004 für Zwek- 
ke des Denkmalschutzes im Beitrittsgebiet verwen- 
det werden, wovon 1997 bereits die erste Rate ausbe- 
zahlt worden ist (siehe vorstehend 3.a), so daß von 
der BvS für den Zeitraum ab dem 1. Januar 1998 
noch ein Betrag von 44 Mio. DM als für diesen Zweck 
zur Verfügung stehend ausgewiesen wird. 

Soweit die Festlegungen des Altschuldenregelungs- 
gesetzes überschritten werden, ist der übersteigende 
Betrag weiterhin nach Maßgabe der Verwaltungsver- 
einbarung von 1994 zu verwenden. So ist damit zu 
rechnen, daß aus der Verwertung von Immobilien 
des ehemaligen gewerkschaftlichen Feriendienstes 
noch ein Betrag von mindestens 64 Mio, DM im Rah- 
men des bereits erwähnten FEDl-Modelles an Kom- 
munen in den neuen Ländern ausgekehrt wird. 

Mithin beträgt das Volumen der Erlösverwendungen 
nach dem 1. Januar 1998 insgesamt voraussichtlich 
843 Mio. DM. 

Bei einem Kontoguthaben der BvS von 932 Mio. DM 
zum 31. Dezember 1997 abzüglich der zukünftigen 
Erlösverwendungen in Höhe von 843 Mio. DM und 
dem negativen Saldo aus den zukünftigen Einnah- 
men und Ausgaben in Höhe von 89 Mio. DM (vgl. 
vorstehend 2.c.) ergibt sich ein Kontoendbetrag von 
0 DM. Somit sind die Einnahmen aus den Partei- und 
Massenorganisationsvermögen durch festgelegte 
Verwendungen bereits heute voll verplant. 


ses der 12. Wahlperiode zu klären, auch mit den Ak- 
tivitäten von Unternehmen und Institutionen sowie 
deren handelnden Personen befaßt, die bei Geschäf- 
ten mit Unternehmen der DDR Embargobestimmun- 
gen durchbrochen haben. Hierbei standen als offen- 
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gebliebene Fragen des 1. Untersuchungsausschusses 
der 12. Wahlperiode im Blickpunkt, inwieweit sich 
Hinweise auf die betreffenden Geschäfte aus der 
Auswertung von Disketten und Unterlagen der 
Hauptabteilung XVIII des Ministeriums für Staats- 
sicherheit der DDR (MfS) ergaben, welchen Einfluß 
die Hauptabteilung XVIII des MfS auf die außenwirt- 
schaftliche Tätigkeit der DDR mit Geschäftspartnern 
aus der Bundesrepublik Deutschland genommen 
hat und wieweit der BND und das Bundesamt für 
Verfassungsschutz hierüber Kenntnisse besaßen 
(II. 1. und 2. des Untersuchungsauftrages). Abge- 
sehen von diesen offengebliebenen Fragen des 1. Un- 
tersuchungsausschusses der 12. Wahlperiode hatte 
dieser aber bereits umfangreiche Feststellungen über 
die Beschaffung von Embargowaren getroffen (vgl. 
BT-Drucksache 12/7600, S. 251 ff.; BT-Drucksache 
12/8595, S. 18ff.). 


1. Embargobestimmungen und 
innerdeutscher Handel 

Um Lieferungen von Gütern, die (auch) militärischen 
Zwecken dienen konnten, in die Länder des Ost- 
blocks zu verhindern, gründeten die westlichen 
Industrienationen 1949/50 das „Coordinating Com- 
mitee for East West Trade Policy“ (CoCom), das ent- 
sprechende Restriktionen beim Warenexport in die 
kommunistisch regierten Staaten umsetzen sollte. 
Dem Gremium mit Sitz in Paris gehören derzeit außer 
Island alle NATO-Staaten sowie Japan und Austra- 
hen an. Die Mitgliedsstaaten erklärten sich bereit, 
Ausfuhrbeschränkungen und -kontrollen für be- 
stimmte Waren in ihre nationalen Rechtsordnungen 
zu übernehmen. Hierzu wurde eine ständig aktuah- 
sierte Liste von Gütern zusammengestellt, die einem 
Handelsembargo unterliegen (sog. CoCom-Liste). In 
der Liste sind neben Kriegsmaterialien und Materia- 
lien aus dem Kernenergiebereich auch Waren aufge- 
führt, die sowohl militärisch als auch zivü-nutzbar 
sind - sog. „dual-use-Güter“ . 

Die Kontrolle regeln die Teilnehmerstaaten über ihre 
jeweüigen Außenwirtschaftsgesetze. In der Bundes- 
republik Deutschland sind die Güter, die dem Han- 
delsembargo unterliegen, in einer Ausfuhrliste als 
Anlage AL zur Außenwirtschaftsverordnung ver- 
zeichnet. Die in der CoCom-Liste ausgewiesenen 
„dual-use-Güter'' sind in Teil I., Abschnitt C dieser 
deutschen Ausfuhrhste enthalten (vgl. BT-Druck- 
sache 12/7600, S. 251). 

Zuwiderhandlungen gegen außenwirtschaftsrechtli- 
che Vorschriften sind in der Regel Ordnungswidrig- 
keiten (§ 33 Außenwirtschaftsgesetz - AWG i.V.m. 
§ 70 Außenwirtschaftsverordnung - AWV). Nach § 34 
AWG sind sie ausnahmsweise Straftaten, und zwar 
insbesondere auch bei Verstößen gegen die in der 
deutschen Ausfuhrhste in Teü L, Abschnitt C ver- 
zeichneten Beschränkungen der Ausfuhr von „dual- 
use-Gütern", da die Ausfuhr dieser Waren in beson- 
derem Maße gegen sicherheits- oder außenpohtische 
Interessen verstößt (vgl. Hocke/Berwald/Maurer, 
Außenwirtschaftsrecht, Heidelberg September 1997, 
Kommentar zu § 34 AWG, Anm. 1). 


Als Besonderheit der Durchsetzung des Handelsem- 
bargos im Wirtschaftsverkehr der Bundesrepublik 
Deutschland mit der DDR galten im innerdeutschen 
Handel das Gesetz Nr. 53 der Alliierten Militärre- 
gierung - MRG - (Dokument Nr. 87) sowie die Ver- 
ordnung Nr. 500 der Kommandanten des amerikani- 
schen, britischen und französischen Sektors von 
Berlin über Devisenbewirtschaftung und Kontrolle 
des Güterverkehrs (Verordnungsblatt für Groß- 
Berlin, Teil I. Nr. 47 vom 28. Juli 1950). Das MRG 53 
wurde ebenfalls unter der Bezeichnung „Devisenbe- 
wirtschaftung und Kontrolle des Güterverkehrs" von 
der amerikanischen und britischen Militärregierung 
erlassen. Mit dem Gesetz stimmt die für die damahge 
französische Besatzungszone erlassene Verordnung 
Nr. 235 des Hohen Kommissars der französischen 
Republik in Deutschland überein. Art. VIII Abs. 1 des 
MRG 53 bedroht den Verstoß gegen Bestimmungen 
dieses Gesetzes oder gegen die hierzu erlassenen 
Durchführungsverordnungen mit Strafe. Die in den 
drei westlichen Sektoren Berlins am 15. Juli 1950 er- 
lassene Verordnung Nr. 500 enthält in wesentlichen 
Teilen inhalthch gleiche Vorschriften wie das MRG 
53, insbesondere ist in Art. 8 ebenfalls eine Strafvor- 
schrift enthalten. Nach diesen Vorschriften war für 
jedes Geschäft im innerdeutschen Handel eine be- 
hördliche Genehmigung erforderhch. 

Nachdem die Bundesrepublik Deutschland gemäß 
Art. 1 Abs. 1 Satz 1 und 2 des im Oktober 1954 Unter- 
zeichneten Vertrages zur Regelung aus Krieg und 
Besatzung entstandener Fragen (BGBl. 1955, II, S. 405) 
sowie des dazu ergangenen Zustimmungsgesetzes 
vom 24. März 1955 (BGBl. 1955, II, S. 213) am 5. Mai 
1955 die Souveränität erlangt hatte, wurden die von 
den Westalliierten erlassenen Vorschriften in das 
Recht der Bundesrepublik Deutschland übergeleitet. 
Für die Lieferung von Waren wurde die aufgrund des 
MRG 53 geschaffene Interzonenhandels Verordnung 
aus dem Jahre 1951 angewandt. 

In der Folgezeit wurde der innerdeutsche Waren- 
und Dienstleistungsverkehr in großem Umfang durch 
allgemeine Genehmigungen für bestimmte Waren- 
gruppen erleichtert, ansonsten mußten die Genehmi- 
gungen jedoch im Einzelfall eingeholt werden. Ins- 
besondere die in Teil I., Abschnitt C der Anlage AL 
zur Außenwirtschaftsordnung verzeichneten Waren 
und Technologien, die den „dual-use-Gütern" der 
CoCom-Liste entsprechen, durften aber nicht 
ohne Einzelgenehmigung von der Bundesrepublik 
Deutschland in die DDR geliefert werden (vgl. BT- 
Drucksache 12/7600, S. 251). 


2. Embargoverstöße und Beschaffungslinien 

Die Beweiserhebung des 1. Untersuchungausschusses 
der 12. Wahlperiode hatte bereits ergeben, daß in grö- 
ßerem Umfang seit Beginn der 80er Jahre Verstöße ge- 
gen Embargobestimmungen festzustellen waren, und 
zwar in erster Linie bei der Beschaffung von Mikro- 
elektronik, Elektronik und Elektrotechnik. Vor allem 
in diesen Bereichen der Hochtechnologie zeigte sich 
seit Anfang der 70er Jahre ein deuthcher Rückstand in 
der Entwicklung der DDR-Betriebe im Vergleich zum 
Westen (vgl. BT-Drucksache 12/7600, S. 251-252). 
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Da die DDR nicht in der Lage war, ihren Bedarf an 
Erzeugnissen der Mikroelektronik, Elektronik und 
Elektrotechnik aus eigener Produktion oder durch 
Importe aus anderen Ostblockstaaten zu decken, be- 
schaffte sie die Bauteile bzw. die Anlagen zur Her- 
stellung solcher Bauteile u, a. in der Bundesrepublik 
Deutschland. Auf seiten der DDR wurden die Em- 
bargo-Importe überwiegend von dem 1986 speziell 
für solche Importe gebildeten Handelsbereich 4 des 
AHB Elektronik Export-Import beschafft, wobei der 
Handelsbereich 4 als selbständiges Außenhandels- 
organ dem Bereich KoKo zugeordnet war. In die Ent- 
scheidung und die Erfüllung dieser Aufträge ein- 
gebunden waren in der DDR ferner Verantwortliche 
des Ministeriums für Elektronik und Elektrotechnik 
sowie einige Abteilungen des MfS, insbesondere die 
Abteilung 8 (Elektrotechnik und Elektronik) der 
Hauptabteilung (HA) XVIII, die für die Abwehr west- 
licher Wirtschaftsspionage im Bereich Elektronik zu- 
ständig war (vgl. BT-Drucksache 12/7600, S. 251, 253 
und 259 f.). Daneben wurde schwerer zu besorgende 
Ware, die aus der Sicht der DDR „strengsten Embar- 
gobestimmungen" unterlag, durch die sog. „Speziel- 
len Beschaffungsorgane" (SBO) importiert. Darunter 
waren eigene Abteilungen und Unternehmen des 
MfS - und vor allem des Sektors Wissenschaft und 
Technik (SWT) der Hauptverwaltung Aufklärung 
(HVA) - zu verstehen (vgl. BT-Drucksache 12/7600, 
S. 260). Bei Lieferungen von Embargowaren durch 
Händler aus der Bundesrepublik Deutschland an die 
HVA des MfS kam neben einer Strafbarkeit und Ord- 
nungswidrigkeit wegen Verstoßes gegen die ge- 
nannten Embargobestimmungen auch eine Strafbar- 
keit nach § 99 StGB wegen geheimdienstlicher 
Agententätikgkeit in Betracht, indem für den Ge- 
heimdienst einer fremden Macht, nämlich der DDR, 
gegen die Bundesrepublik Deutschland ein nach- 
richtendienstlicher Auftrag ausgeführt wurde, der in 
der Lieferung der vom MfS angeforderten Embargo- 
waren bestand (vgl. auch BT-Drucksache 12/7600, 
S. 259 ff. und nachstehend IV. 2.). 

Gemeinsam bauten die auf Seiten der DDR an den 
Embargolieferungen beteiligten Personen und Or- 
gane sog. Beschaffungslinien auf. Darunter waren 
Beziehungen zu westlichen Produzenten zu verste- 
hen, die sich innerhalb schon bestehender Handels- 
beziehungen als zuverlässig erwiesen hatten und 
bereit waren, Ausfuhrbeschränkungen zu umgehen. 
Der illegale Handel mit der DDR war für die Embar- 
gohändler wegen der hohen Risikozuschläge und 
Gewinnspannen ein lukratives Geschäft. Nach den 
Feststellungen des 1. Untersuchungsausschusses der 
12. Wahlperiode lagen zum Beispiel die vom Han- 
delsbereich 4 gezahlten Preise 30-40% über den 
Listenpreisen. Möglicherweise lagen die Risiko- 
prämien in anderen Fällen sogar bis zu 80% über 
den inländischen Vergleichspreisen (vgl. BT-Druck- 
sache 12/7600, S. 264). 


3. Embargolieferungen und deren Bezahlung 

Die Embargolieferungen wurden in der Regel ver- 
schleiert, indem die Waren „neutralisiert" wurden, 
d.h. Lieferscheine und weitere Hinweise wurden 


entfernt, so daß nicht nachvollzogen werden konnte, 
von wem und auf welchem Weg die Ware geliefert 
wurde. Mit der „Neutralisierung" waren darüber hin- 
aus bestimmte, als Geheimnisträger verpflichtete 
Mitarbeiter betraut (vgl. BT-Drucksache 12/7600, 
S. 272). Von Seiten der Händler, die für die Lieferung 
von Embargowaren in der Regel Einzelgenehmigun- 
gen beantragen mußten, wurden diese entweder gar 
nicht beantragt oder die Warenbegleitscheine ge- 
fälscht oder Waren anders deklariert. Die Rechnun- 
gen wurden zudem häufig an fingierte Empfänger im 
Westen geschrieben (vgl. BT-Drucksache 12/7600, 
S. 272). 

Die Bezahlung der Händler erfolgte durch den Han- 
delsbereich 4, in der Regel nach Erhalt der Ware, zu- 
nächst meist über die Deutsche Außenhandelsbank 
(DABA), später über ein Konto der Deutschen Han- 
delsbank (DHB), der Hausbank des Bereichs KoKo. 
Geldbeträge für SBO-Beschaffungen wurden eben- 
falls über den Handelsbereich 4 abgerechnet. Um 
den Geldfluß zu verschleiern, hatten einige Liefe- 
ranten aus der Bundesrepublik Deutschland Num- 
memkonten bei der DHB eingerichtet, andere ließen 
sich bar ausbezahlen (vgl. BT-Drucksache 12/7600, 
S. 273). 


II. Auswertung der Disketten und Unterlagen 
der HA XVIII des MfS 

Bereits der 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahl- 
periode hatte von dem Sachverhalt Kenntnis erlangt, 
daß der letzte Leiter der HA XVIII/8 des Ministeriums 
für Staatssicherheit (MfS), Willy Koch, sich im Mai 
1990 dem BND offenbart und neben schriftlichen Un- 
terlagen auch 92 Disketten mit operativen Daten der 
HA XVIII/8 übergeben hatte. Insgesamt hatte Koch 
seinerzeit 24 Treffen mit BND-Mitarbeitern. An vier 
dieser Treffen nahm der im BND für illegalen Tech- 
nologietransfer zuständige Fachbefrager teil. In einer 
Vernehmung durch das hessische Landeskriminal- 
amt (LKA) hatte Koch behauptet, daß die durch ihn 
an den BND übergebenen Unterlagen und Disketten 
das gesamte operative Wissen der HA XVIII/8 ent- 
halten würden. Wegen einer zeitweiligen Verwen- 
dungssperre aufgrund laufender Ermittlungsverfah- 
ren, rechtlicher Bedenken des Bundesbeauftragten 
für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der 
ehemaligen DDR (BStU) und technischer Probleme 
konnte der 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahl- 
periode eine Auswertung der als VS-GEHEIM einge- 
stuften Daten während des Zeitraums seiner Beweis- 
erhebung nicht mehr vornehmen (vgl. BT-Druck- 
sache 12/8595, S. 9-11). 

Gemäß II. 1. seines Untersuchungsauftrages hatte 
sich der Untersuchungsausschuß daher mit der Frage 
zu befassen, 

„inwieweit sich aus der Auswertung von Disketten 
und Unterlagen der Hauptabteilung XVIII des 
Ministeriums für Staatssicherheit der DDR Hin- 
weise ergeben, daß Unternehmen aus der Bundes- 
republik Deutschland Embargo-Bestimmungen bei 
Geschäften mit Unternehmen der DDR durch- 
brochen haben" (BT-Drucksache 13/2483, S. 3). 
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1. Auswertung der durch Willy Koch an den 
Bundesnachrichtendienst (BND) übergebenen 
Disketten 

Auch für den Untersuchungsausschuß hat sich die 
vollständige Beiziehung der Disketten und Unter- 
lagen aus verschiedenen Gründen langwierig und 
schwierig gestaltet (vgl. Erster Teil, B.l.lO.g) und 
B.11L2.C). In der Durchführung des Beweisbeschlus- 
ses 13-259 vom 17. April 1997, der die Beiziehung 
der durch Willy Koch seinerzeit an den BND überge- 
benen Disketten zum Inhalt hatte, konnte schließlich 
in der Geheimschutzstelle des Deutschen Bundes- 
tages ein recherchefähiges System zur Sichtung der 
weiterhin als VS-GEHEIM eingestuften Daten auf 
den Disketten der HA XVIII eingerichtet werden. 

Ein Vergleich der durch den Untersuchungsausschuß 
ebenfalls beigezogenen Diskettenausdrucke des 
BND mit den einsehbaren Dateien ergab, daß dem 
Untersuchungsausschuß aufgrund technischer Pro- 
bleme nicht sämtliche Dateien zugänglich waren. 

Die Auswertung der abruf baren Datenbank durch 
den Untersuchungsausschuß bestätigte eine frühere 
Auskunft des BStU an den 1. Untersuchungsaus- 
schuß der 12. Wahlperiode. Der BStU hatte diesbe- 
züglich mitgeteilt, daß es sich bei dem System um ein 
erst seit 1988/ Anfang 1989 im Aufbau befindliches 
Pilotprojekt des MfS zur rechnergestützten Bearbei- 
tung operativer Ergebnisse der HA XVIII/8 handelte, 
dessen Entwicklung zum Zeitpunkt der Auflösung 
des MfS noch nicht abgeschlossen war. Insofern ent- 
hält die Datenbank in komprimierter Form nur da- 
mals aktuelle Arbeitsergebnisse der HA XVIII/8 so- 
wie einige etwas weiter zurückreichende Vorgänge, 
die nachträglich eingegeben worden waren. Insge- 
samt erbrachte die Auswertung der Datenbank keine 
neuen bzw. verwertbaren Erkenntnisse. Auch eine 
gezielte Recherche unter dem Stichwort „Embargo“, 
die bereits der BND durchgeführt hatte und deren 
Ausdrucke der Untersuchungsausschuß beigezogen 
hat, erbrachte nur 197 Treffer, größtenteils mit Infor- 
mationen, über die der Untersuchungsausschuß be- 
reits durch andere Unterlagen verfügte. Die oben 
wiedergegebene Aussage Kochs beim hessischen 
LKA, daß die Datenbank das gesamte operative Wis- 
sen der HA XVIII/8 des MfS enthalte, hat sich als 
unzutreffend herausgestellt. In seiner Vernehmung 
durch den Untersuchungsausschuß am 26. Septem- 
ber 1996 räumte Koch ein, daß ihm der Inhalt der Dis- 
ketten zum Zeitpunkt der Übergabe an den BND 
nicht im Detail bekannt war und seine frühere Aus- 
sage auf einer Vermutung beruhte (Protokoll Nr. 31, 
S. 235-237). 

Allerdings hat der Untersuchungsausschuß festge- 
stellt, daß 44 der von Willy Koch an den BND überge- 
benen Disketten durch die Abteilung Staatsschutz 
des BKA im Auftrag des Generalbundesanwaltes 
ausgewertet worden sind. Der Inhalt dieser Disketten 
ermöglichte eine gezielte Sichtung von Operativvor- 
gängen der HA XVIII des MfS durch den BStU. Dies 
wiederum führte zur Einleitung von 29 Ermittlungs- 
verfahren wegen des Verdachts geheimdienstlicher 
Agententätigkeit in nicht rechtsverjährter Zeit. 


2. Weitere Unterlagen der HA XVIII/8 

Im Zuge seiner Beweiserhebung hat der Untersu- 
chungsausschuß weitere Unterlagen der HA XVIII/8 
des MfS beigezogen, die im Zeitraum der Beweis- 
erhebung des 1. Untersuchungsausschusses der 
12. Wahlperiode beim BStU noch nicht erschlossen 
waren. Die Auswertung dieser Unterlagen hat die 
weitreichenden Feststellungen des 1. Untersu- 
chungsausschusses der 12. Wahlperiode zur Thema- 
tik des Imports embargobehinderter Güter durch die 
DDR und der Rolle der HA XVIII in diesem Zusam- 
menhang in vollem Umfang bestätigt (vgl. BT-Druck- 
sache 12/7600, S. 109-115 und 251-278). Allerdings 
konnten die Unterlagen der HA XVIII durch den 
BStU immer noch nicht vollständig erschlossen wer- 
den, so daß abschließende Feststellungen nicht mög- 
lich sind. 

Anhand zahlreicher Einzelfälle, die in den Unter- 
lagen der HA XVIII/8 dokumentiert sind und von 
denen einige emplarisch weiter unten im Detail dar- 
gestellt werden (nachstehend IV. ), hat der Unter- 
suchungsausschuß festgestellt, daß auch Geschäfts- 
leute aus Berlin (West) und der Bundesrepubhk zu 
den Lieferanten embargobehinderter Güter für die 
DDR gehörten. Die beschafften Güter stammten vor- 
nehmhch aus dem Bereich der Mikroelektronik, der 
CAD/CAM-Technik (insbesondere Großrechner) so- 
wie anderer Güter zum in der DDR Ende der 80er 
Jahre mit besonderem Nachdruck betriebenen Auf- 
bau einer eigenen Computerindustrie. Einer Über- 
sicht der HA XVIII aus dem Jahr 1987 ist zu entneh- 
men, daß zu diesem Zeitpunkt 21 Geschäftsleute aus 
Berlin (West) und der Bundesrepublik kontinuierlich 
überwacht und ihre Beschaffungsaktivitäten durch 
diese Abteilung des MfS begleitet wurden. In einer 
weiteren Übersicht aus dem Jahr 1989 sind noch 
19 Personen aufgeführt. Nach den Erkenntnissen des 
BND waren insgesamt ca. 50 westdeutsche Personen 
bzw. Unternehmen am illegalen Technologietransfer 
in die DDR beteiligt. 


III. Kenntnisse des BND und des 

Bundesamtes für Verfassungsschutz (BfV) 

Gemäß II. 2. seines Untersuchungsauftrages hatte der 
Untersuchungsausschuß auch der Frage nachzuge- 
hen, welchen Einfluß die HA XVIII des MfS auf die 
außenwirtschaftliche Tätigkeit der DDR mit Ge- 
schäftspartnern aus der Bundesrepublik Deutschland 
genommen hat und wieweit der BND und das BfV 
hierüber Kenntnisse besaßen. Hierzu sowie zu den 
Fragen, welche Erkenntnisse durch den BND aus 
der Auswertung der vom ehemaligen Leiter der 
HA XVIII/8 des MfS, WiUy Koch, an den Dienst über- 
gebenen Disketten hinsichtlich des Unterlaufens von 
Embargobestimmungen durch Unternehmen aus der 
Bundesrepublik Deutschland bei Geschäften mit Un- 
ternehmen der DDR und über die operative Zusam- 
menarbeit des Bereichs KoKo mit der Hauptverwal- 
tung Aufklärung (HVA) des MfS gewonnen wurden, 
hat der Untersuchungsauschuß mit Beweisvorbe- 
reitungsbeschluß 13-45 vom 18. Januar 1996 einen 
Bericht beim BND angefordert. 
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Die vorgenannten Fragestellungen beantwortete der 
BND mit einem Bericht vom 26. Februar 1996 wie 
folgt: 

Zu keinem Zeitpunkt habe der BND das Unterlaufen 
von Embargobestinunungen durch Unternehmen aus 
der Bundesrepubhk Deutschland bei Geschäften mit 
Unternehmen in der DDR systematisch analysiert, da 
diese Thematik nicht durch den gesetzlichen Auftrag 
des BND abgedeckt gewesen sei. Sofern er durch 
ausländische Dienste Einzehnformationen hierzu er- 
halten habe, seien diese weitgehend unkonunentiert 
den zuständigen Ermittlungsbehörden zur Verfü- 
gung gestellt worden. Die Aktivitäten der DDR zur 
Beschaffung von westlicher Hochtechnologie im 
allgemeinen seien durch den BND registriert und 
analysiert worden und in die Berichterstattung an die 
Ressorts des Bundes eingeflossen. Außerdem sei zu 
dieser Thematik dem 1 . Untersuchungsausschuß der 
12. Wahlperiode ein abschheßender Bericht des 
BND, der auch die Erkenntnisse aus den Unterlagen 
und Disketten der HA XVIII beinhaltet habe, über- 
mittelt worden. Auch seien die Erkenntnisse zur 
Thematik des illegalen Technologietransfers ver- 
schiedensten Bedarfsträgern im Bereich der Bundes- 
regierung, der Generalbundesanwaltschaft und des 
BfV zur Verfügung gestellt worden. 

Den abschheßenden Bericht des BND hat der 1. Un- 
tersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode in seinen 
eigenen Abschlußbericht übernommen und ver- 
öffentlicht (BT-Drucksache 12/7600, Anhangband, 
S. 160-192). 

Weiterhin teilte der BND dem Untersuchungsaus- 
chuß mit, daß zu den Fragen der Einflußnahme der 
HA XVIII des MfS auf die außenwirtschafthche Tä- 
tigkeit der DDR mit Geschäftspartnern aus der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Zusammenarbeit 
des Bereichs KoKo mit der HVA des MfS durch den 
BND keine systematische Sichtung und Auswertung 
der durch Willy Koch übergebenen Unterlagen und 
Disketten vorgenommen worden bzw. Berichterstat- 
tung erfolgt sei. Da die entsprechenden Materialien 
zum Zeitpunkt des Auskunftersuchens des Untersu- 
chungsausschusses bereits an den BStU abgegeben 
gewesen seien, könne der BND auch keine nachträg- 
liche Auswertung vornehmen. Nach den Erkenntnis- 
sen des BND habe zwischen dem Bereich KoKo und 
der HVA des MfS eine enge Zusammenarbeit bei der 
Beschaffung westlicher Hochtechnologie bestanden. 
Hierbei sei der Bereich KoKo vor allem für die Be- 
schaffung von Geräten und Anlagen sowie die HVA 
für die Beschaffung von Unterlagen für die Industrie 
der DDR zuständig gewesen. Darüber hinaus habe 
der Bereich KoKo auch Technologie für die HVA be- 
schafft. 

Auch die auf Antrag des Untersuchungsausschusses 
in ihrem Geheimhaltungsgrad herabgestuften Unter- 
lagen des BND, die der 1. Untersuchungsausschuß 
der 12. Wahlperiode aufgrund ihrer VS-Einstufung 
nicht hatte verwenden können, brachten dem Unter- 
suchungsausschuß keine über die Feststellungen des 
1. Untersuchungsausschusses der 12. Wahlperiode 
hinausgehenden Erkenntnisse. 


Hinsichtlich der Kenntnisse des BfV zu den eingangs 
genannten Fragestellungen hat der Untersuchungs- 
ausschuß keine Feststellungen getroffen. 


IV. Besondere Einzelfälle 

Die Lieferung embargobehinderter Ware in die DDR 
hat zur Einleitung zahlreicher Ermittlungsverfahren 
bei der Staatsanwaltschaft II bei dem Landgericht 
(LG) Berlin geführt, von denen nach dem letzten 
Kenntnisstand des Untersuchungsausschusses noch 
acht Verfahren bearbeitet werden. Neben dem 
Embargo-Grundverfahren betreffen die einzelnen 
Verfahren folgende Unternehmen: F. C. Gerlach/ 
Libermann, Außenhandelsbetrieb (AHB) Werkzeug- 
maschinenbau (WMW), AHB Elektrotechnik Export- 
Import (ETEI), AHB und Kombinat Robotron, AHB 
Carl Zeiss Jena, Leiterplattenwerk und AHB Elektro- 
nik Export-Import (ELEI) Handelsbereich 4, wobei 
das zuletzt genannte Verfahren mit Strafkammeran- 
klageerhebung beim LG Berlin abgeschlossen wur- 
de. Der Untersuchungsausschuß hat sich bezüglich 
der Lieferung embargobehinderter Ware in die DDR 
mit ausgewählten Einzelfällen beschäftigt, die 
nachfolgend einschließhch der evtl, dazu geführten 
Ermittlungsverfahren gesondert dargestellt werden. 

1. Der Fall Martin Schlaff und das Konto 
„Susanne^^ bei der Deutschen Handelsbank 
(DHB) 

a) Feststellungen des 1. Untersuchungs- 
ausschusses der 12. Wahlperiode 

Der 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode 
hatte bereits den Deviseneinsatz durch den Bereich 
KoKo unter Leitung von Dr. Alexander Schalck-Go- 
lodkowski zur Beschaffung von Embargowaren un- 
tersucht und u. a. festgestellt, daß der österreichische 
Geschäftsmann Martin Schlaff und seine umfang- 
reiche Firmengruppe hierbei eine große Rolle spielten. 

Insbesondere der in den achtziger Jahren geplante 
Bau eines Festplattenspeicherwerkes in Meiningen/ 
Thüringen war wegen seines Investitionsvolumens 
für die DDR ein bedeutendes Projekt, für das sowohl 
ein hoher Deviseneinsatz als auch die Beschaffung 
von Embargo-Waren notwendig waren. Der 1. Unter- 
suchungsausschuß der 12. Wahlperiode hatte hierzu 
festgestellt, daß das Werk auf Initiative und unter 
Aufsicht des Bereiches KoKo auf der Grundlage ge- 
heimer Verträge zunächst in Österreich erbaut, dann 
abmontiert und in der DDR wieder aufgebaut werden 
sollte. Den Auftrag hierfür erhielt die KoKo-Firma 
Berliner Import-Export-Gesellschaft mbH (BIEG), 
nachdem Gerhardt Ronneberger, Stellvertretender 
Generaldirektor des VE AHB Elektronik und verant- 
wortlich für den Handelsbereich 4, die Finanzab- 
wicklung und Werksverlagerung wegen des großen 
Arbeitsvolumens abgelehnt hatte. Der damalige Lei- 
ter von BIEG und IM der HVA wählte den Österrei- 
cher Martin Schlaff als Hauptgeschäftspartner für 
das Projekt aus, welches vom MfS konspirativ „Ob- 
jekt Wappen" genannt wurde. Schlaff wurde in der 
Namensliste des Bereiches KoKo „Auslandsverbin- 
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düngen NSW-Kontaktpersonen" geführt (vgl. BT- 
Drucksache \2I2A^2, S. 1195). Die Zahlungen an 
die verschiedenen Lieferanten erfolgten über das 
Konto 823 „Susanne“ bei der Deutschen Handels- 
bank (DHB) (vgl. BT-Drucksache 12/7600, S. 275). 

b) Weitere Ermittlungsergebnisse zur Lieferung von 
Embargowaren mit Hilfe von Martin Schlaff und 
deren Finanzierung über das Konto „Susanne** 
bei der DHB am Beispiel des 
Festplattenspeicherwerkes Meiningen 

Der Untersuchungsausschuß hat durch die Beizie- 
hung weiterer Materahen und die Vernehmung von 
Zeugen die Hintergründe und Einzelheiten des Baus 
einer Produktionsanlage für Festplattenspeicher in 
Meiningen weiter aufgeklärt (II. 1. des Untersuchungs- 
auftrages). 

Nach einem Vermerk des Generalbundesanwaltes 
vom 26. Januar 1995 in einem Ermittlungsverfahren 
gegen Dr. Schalck-Golodkowski wurden spätestens 
im Sonuner 1986 die grundlegenden Vereinbarungen 
für das „Objekt Wappen" getroffen und ein sog. Ge- 
heimvertrag, der nach den bisherigen Ermittlungen 
aber nicht gefunden wurde, mit dem Generalauftrag- 
nehmer Martin Schlaff geschlossen. Dieser gründete 
eigens für diesen Zweck die in Wien ansässige Firma 
Datenmodul-Produktions GmbH (DMP), die zunächst 
das Festplattenspeicherwerk in Wien-Liesing in dem 
Zeitraum 1986-1988 errichten sollte. Nach Aussage 
eines der ehemaligen Geschäftsführer der Firma 
DMP beim dem Bayerischen Landeskriminalamt am 
22. Februar und 9. März 1995 hat dieser erst bei 
einem Treffen in Zagreb im März 1986, an dem 
neben ihm u. a. Martin Schlaff teilgenommen hatte, 
erfahren, daß die DDR der eigentliche Auftraggeber 
für das Festplattenspeicherwerk gewesen sei. Die 
Hauptansprechpartner auf der DDR-Seite haben 
sich, wie im Zuge der Ermittlungen festgestellt wur- 
de, als Mitarbeiter des MfS herausgestellt. Die Aus- 
sage dieses Geschäftsführers verdeutlicht einmal 
mehr die engen geschäftlichen Verbindungen, die 
zwischen offiziellen und inoffiziellen Mitarbeitern 
des MfS und Martin Schlaff existierten. 

Nach einem vorgetäuschten Konkurs sollte das Werk 
in Meiningen als Betriebsstätte des VEB Robotron- 
Elektronik ZeUa-Mehlis wieder aufgebaut werden. 
Bei der Reahsierung des Projektes stellte sich jedoch 
heraus, daß ein Abbau und Wiederaufbau technisch 
nicht reahsierbar war, weshalb die Errichtung des 
Werkes in Wien-Liesing letzthch nicht erfolgte. Bis 
zum Ausscheiden des oben erwähnten Geschäftsfüh- 
rers von DMP im November 1987 war nach dessen 
Aussage neben den Förderbändern und Reinräumen 
nur die äußere Hülle der Fabrik errichtet worden. Die 
dort ansässige DMP GmbH diente aber weiterhin als 
Lieferadresse, obwohl Teile des Werkes direkt in die 
DDR geliefert wurden. Die von Schlaff für dieses Pro- 
jekt beauftragten Hersteller- und Lieferfirmen kamen 
aus der Bundesrepubhk Deutschland (u. a. die Firma 
Leybold in Hanau, vgl. nachstehend V), aus den 
USA, Japan, England, der Schweiz, Österreich und 
Italien. Sie lieferten nach den Vorgaben der Schlaff- 
Firmen Refo Handels GmbH und DMP teüs nach 


Österreich, überwiegend jedoch direkt in die DDR 
und schickten eigene Techniker zur Montage, Erpro- 
bung und zum Ein- oder Umbau dorthin, wobei die 
Ausrüstungen teilweise embargobehindert waren. 
Ab April 1989 konnten im neuen Werk in Meiningen 
Einzelteile für Festplattenspeicher montiert werden, 
die jedoch noch importiert werden mußten. Diese 
Einzelteile sollten später in der DDR hergestellt wer- 
den, um unabhängig von Importen zu werden. 

Zur Abwicklung dieser und anderer Embargoge- 
schäfte wurde am 17. August 1983 durch einen 
Schweizer Staatsangehörigen bei der DHB in Berlin 
ein Nummernkonto 823, Kennwort „Susanne", eröff- 
net. Er war zu dieser Zeit Verwaltungsrat einer Firma 
mit Sitz in Vaduz, die wiederum Gesellschafter der 
von Schlaff gegründeten DMP war. 

Für dieses Konto war nach den Ermittlungen der 
ZERV auch Martin Schlaff zeichnungsberechtigt. 
Schlaff wurde auf den Kontoeröffnungsunterlagen 
nicht namentlich genannt, sondern hatte, wie auch 
die anderen beiden Zeichnungsberechtigten, ledig- 
lich eine Schriftprobe mit dem Text „Konto achthun- 
dertdreiundzwanzig Susanne" hinterlegt. 

Der damalige Generaldirektor der BIEG erarbeitete 
ein „Finanzierungsmodell" für „Anlagen und Plat- 
ten", welches am 9. Oktober 1986 von Dr. Schalck- 
Golodkowski bestätigt wurde und eine Gesamtsum- 
me von 130 Mio. DM beinhaltete, die vom 4. Quartal 
1986 bis zum 4. Quartal 1988 quartalsweise abrufbar 
sein sollte. Das Geld wurde von der Hauptabteilung II 
des Bereiches KoKo, der auch die BIEG unterstand, 
aus ihrem Fonds 1100 (Mikroelekronik) zur Verfü- 
gung gestellt und nach Abruf von BIEG auf das 
Konto 823 „Susanne" überwiesen. Bis zur Wiederver- 
einigung wurden die aus dem Fonds 1100 für das 
Projekt „Wappen" bereitgestellten Mittel, die sich 
auf den Geschäftskonten der BIEG befanden, in 
Höhe von ca. 85 Mio. DM verbraucht. Diese Mittel 
wurden zur Bezahlung der Investitionen für das 
Projekt „Wappen" einschließhch der damit verbun- 
denen Embargoheferungen von 1987 bis in das Jahr 
1990 z.B. an die DMP, die Refo Handels GmbH, die 
Universal Kredit AG, Vaduz (diese war wiederum 
Aktionär der Robert Placzek Holding AG) sowie an 
die Universal Capital Bank Ltd. in Nassau überwie- 
sen, die ebenfalls zur Schlaff -Firmengruppe gehört. 

Der Rest in Höhe von ca. 45 Mio. DM wurde nach 
Abbruch des Projektes wahrscheinhch rechtsgrund- 
los ebenfalls an die Schlaff-Gruppe überwiesen. Die 
in Meiningen/Thüringen erbaute Reinraumfabrik der 
Robotron-Elektronik GmbH befindet sich inzwischen 
in Liquidation. 

c) Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft 

Die Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berhn hat 1996 
ein Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts der 
Untreue gegen Martin Schlaff und weitere verant- 
worthche Personen des Bereiches KoKo und der be- 
teiligten Firmen eingeleitet, das u. a. den Zahlungs- 
grund und Verbleib diverser Geldbeträge in Milho- 
nenhöhe, die u, a. von BIEG, Interport und Intertech- 
na nach der Wende über das Konto bei der Deutschen 
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Handelsbank Nr. 823, Kennwort „Susanne" auf Kon- 
ten von Martin Schlaff überwiesen wurden, klären 
soll. 

Im einzelnen ermittelt die Staatsanwaltschaft II bei 
dem Landgericht BerÜn in vier Tatkomplexen. Ge- 
genstand des ersten Komplexes sind die Zahlungen, 
die ohne erkennbare Gegenleistung oder aufgrund 
von Scheingeschäften über das Konto „Susanne" an 
die Firmen der Schlaff-Gruppe geflossen sein sollen. 
Hierzu gehört auch die Klärung des Verbleibs der ca. 
45 bzw. 50 Mio. DM, die aus dem KoKo-Fonds 1100 
über das Konto „Susanne" nach Abbruch des Projek- 
tes „Wappen" und noch nach der Flucht von Dr. 
Schalck-Golodkowski am 4. Dezember 1989 auf Kon- 
ten der Schlaff-Gruppe geflossen sind. Nach Aus- 
kunft der Staatsanwaltschaft II bei dem Landgericht 
Berlin ist inzwischen ein Rechtsgrund für die Zah- 
lung der 50 Mio. DM festgestellt worden. Mit diesem 
Geld sollen 50 000 Festplattenspeicher bezahlt wor- 
den sein, die auch nach Meiningen geliefert und dort 
zunächst eingelagert worden seien. 

Der zweite Tatkomplex, für den nach mündlicher 
Auskunft der Staatsanwaltschaft II wenig Erfolgsaus- 
sichten bestehen, befaßt sich mit der Verwertung des 
Festplattenspeicherwerkes, für das aus dem Fonds 
1100 immerhin 85 Mio. DM verbraucht worden sind. 
Hier soll geklärt werden, was mit den bereits ge- 
schaffenen Vermögenswerten (nicht vollendeter Bau 
des Festplattenspeicherwerkes in Meiningen und 
fragmentarischer Aufbau in Wien-Liesing) geschah, 
die von der DMP bzw. von der Schlaff-Gruppe nach 
der Wiedervereinigung Deutschlands an die THA 
hätten herausgegeben werden müssen, da die DDR 
die Produktionsanlage finanziert hatte und damit ihr 
Eigentümer war. 

Der dritte Tatkomplex wurde inzwischen als selb- 
ständiges Verfahren abgetrennt und betrifft die 
Frage, ob die 24 000 Festplattenspeicher, die zur 
Ausreichung des Konsortialdarlehens Dresden ge- 
führt haben, tatsächlich geUefert wurden oder ob es 
sich hier um ein Scheingeschäft handelte (vgl. nach- 
folgend I.III.2.). Dieser Tatkomplex wird wegen des 
drohenden Abflusses der Tatbeute aus dem vermut- 
lichen Scheingeschäft vordringlich gefördert, so daß 
die Ermittlungen zu den anderen hier genannten Tat- 
komplexen weitgehend zurückgestellt wurden. 

Schließhch ermittelt die Staatsanwaltschaft II bei 
dem Landgericht Berlin in diesem Verfahren noch, 
ob Mitarbeiter der BIEG durch Weiterleitung von 
Geldern an Steuerhinterziehungen von Firmen der 
Schlaff-Gruppe beteiligt waren. 

Bisher sind keine Anklagen gegen die Beschuldigten 
erhoben worden. 

2. Der Fall Werner Scheele 

(Hauptlieferant der HVA-Firma Impag) 

Der 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode 
hatte bereits aufgrund von Hinweisen des Bundes- 
verwaltungsamtes festgestellt, daß der Kaufmann 
Werner Scheele den westdeutschen Behörden als 
Lieferant embargobehinderter Technik bekannt war 
(vgl. BT-Drucksache 12/7600, S. 261). 


Scheele war Leiter der Computer-Leasing GmbH in 
Essen, besaß die Einzelzeichnungsberechtigung für 
ein Konto der Schweizer Ocom Handels AG bei der 
Deutschen Handelsbank und vertrat die Ocom in der 
DDR. Daneben war auch Karl-Heinz Tasselkraut, der 
ehemalige Geschäftsführer der Intertechna und spä- 
tere Geschäftsführer von Impag, für das Konto der 
Ocom zeichnungsberechtigt. Die Unternehmen Im- 
pag, Technisches Beratungsorgan für Importe von 
Anlagen und Geräten - Industriebüro in Berlin (Ost) 
und die Ocom Handels AG mit Sitz in Zug in der 
Schweiz waren nach den Feststellungen des 1 . Unter- 
suchungsausschusses der 12. Wahlperiode Beschaf- 
fungsorgane für die DDR-Firma Intertechna GmbH, 
die 1969 gegründet worden war, um bestimmte Auf- 
träge für die HVA zu reahsieren. Ocom und Impag 
waren personell und vermögensrechtlich der HVA 
zugeordnet. Die Finanzierung ihrer Geschäftstätig- 
keit erfolgte über Intertechna und damit indirekt 
auch über den Bereich KoKo. Zudem erhielten Impag 
und Ocom auch einen Teil ihrer Beschaffungsauf- 
träge durch Intertechna (vgl. BT-Drucksache 12/7600, 
S. 133-134). 

Schon das Bundesverwaltungsamt hatte im Zusam- 
menhang mit Geldtransaktionen zwischen Tassel- 
kraut zugunsten von Scheele auf das Ocom-Konto 
strafbare Handlungen vermutet. Auch die ZERV war 
zu dem Schluß gekommen, daß das Valuta-Konto der 
Ocom bei der Deutschen Handelsbank dazu diente, 
Embargoimporte und deren Lieferanten zu verschlei- 
ern. Abschließende Erkenntnisse hatte der 1. Unter- 
suchungsausschuß der 12. Wahlperiode jedoch nicht 
gewinnen können (vgl. BT-Drucksache 12/7600, 
S. 134, 261; Dokument 104, Anlg. Bd. 1, BT-Druck- 
sache 12/7600, S. 567-570). 

Dies veranlaßte den Untersuchungsausschuß im Rah- 
men seines Untersuchungsauftrages, den Fall Wer- 
ner Scheele weiterzuverfolgen und Unterlagen des 
Generalbundesanwaltes beim Bundesgerichtshof 
beizuziehen. Der Sachverhalt stellt sich nach den 
Feststellungen des Untersuchungsausschusses wie 
folgt dar: 

Es besteht die Vermutung, daß der Essener Ge- 
schäftsmann Werner Scheele in den 80er Jahren 
Hauptlieferant der HVA-Tarnfirma Impag war, deren 
Geschäftsführer Karl-Heinz Tasselkraut war. Scheele 
und Tasselkraut sollen zusammengearbeitet haben, 
indem Tasselkraut über Scheele u. a. Computertech- 
nik, elektronische Bauelemente, Nachrichtentechnik 
und einen Hochstromimplanter beschafft haben soll. 

In einem bereits abgeschlossenen Verfahren wurde 
festgestellt, daß Scheele schon in den Jahren 1982 
bis 1985 EDV-Anlagen über eine schwedische Firma 
in die DDR geliefert hatte. Diese Lieferungen erfolg- 
ten unter Verstoß gegen die sich aus der Interzonen- 
handelsverordnung in Verbindung mit dem Militär- 
regierungsgesetz Nr. 53 (MRG 53) und dem Außen- 
wirtschaftsgesetz ergebenden Beschränkungen des 
innerdeutschen Handels. Über die Düsseldorfer Zoll- 
fahndung wurden die ülegalen Dreiecksgeschäfte 
1985 auf gedeckt und ein Strafverfahren eingeleitet. 
Dieses wurde später in ein Bußgeldverfahren über- 
geleitet, das im Februar 1989 zur Verurteilung des 
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Angeschuldigten durch das Amtsgericht Düsseldorf 
zu einer Geldbuße von 200 000 DM führte wegen 
fortgesetzten Verstoßes gegen § 33 Abs. 4 und 5 
AWG und gegen Art. VIII MRG 53. 

Es wird vermutet, daß Scheele trotz der Ermittlungen 
der Zollfahndung spätestens ab Mitte 1987 gemein- 
sam mit seinem Kontaktpartner in der DDR, Tassel- 
kraut, und dessen Führungsoffizier logistische Vor- 
bereitungen getroffen hatte, um künftig konspirativ 
abgedeckt den Embargohandel, der aufgrund von 
„Risikoaufschlägen" hohe Gewinnspannen aufwies, 
weiterbetreiben zu können. Scheele soll die Grün- 
dung der Ocom AG in der Schweiz veranlaßt und die 
Generalvertretung für die DDR übernommen haben. 
Im März 1988 soll er dann ein sogenanntes Devisen- 
Ausländer-Konto auf den Namen Ocom bei der Deut- 
schen Handels-Bank (DHB) in Berlin (Ost) eröffnet 
haben. Wie das Bundesverwaltungsamt bereits fest- 
gestellt hatte, war auch Tasselkraut für dieses Konto 
zeichnungsberechtigt. Ebenfalls im Frühjahr 1988 
soll Scheele seine Embargogeschäfte weiter inten- 
siviert haben, indem er einen Auftrag seiner be- 
kannten Kontaktpartner in der DDR annahm, eine 
komplexe Anlage zur Herstellung von Mikro-Chips 
zu liefern. 

Scheele soll bereits bei der Planung des Embargoge- 
schäfts bewußt gewesen sein, daß er zugleich einen 
nachrichtendienstlichen Auftrag ausgeführt habe 
und daß seine Auftraggeber und Kontaktpersonen in 
der DDR dem MfS angehörten. In der Folgezeit soll 
er seine Teilnahme an dem Geschäft verschleiert ha- 
ben, indem er andere Bezeichnungen für die Liefe- 
rung der Anlage gewählt und Zwischenhändler in 
Israel und Indonesien eingeschaltet haben soll. Die 
Mittel in Höhe von 9 Mio. DM, die die HVA für den 
Auftrag bereitgestellt haben soll, sollen in drei Teil- 
summen vollständig an Scheele überwiesen worden 
sein. Hinzugekommen sein sollen Zahlungen in 
Höhe von rd. 1,5 Mio. DM. Der Reingewinn, den 
Scheele aus diesem Geschäft erzielt haben soll und 
der genaue Geldfluß konnten nicht präzise ermittelt 
werden. Nach Schätzungen des Generalbundesan- 
walts sollen ihm aber nach Abzug des Kaufpreises 
von ca. 1,2 Mio. USD, der Bezahlung der Zwischen- 
händler und der eigenen Kosten mindestens 8 Mio. 
DM als Reingewinn verblieben sein. 

Scheele wurde aufgrund des oben dargestellten 
Sachverhaltes im März 1997 durch den Generalbun- 
desanwalt vor dem 4. Strafsenat des Oberlandesge- 
richts Düsseldorf wegen Geheimdienstlicher Agen- 
tentätigkeit (§ 99 Abs. 1 Nr. 1 StGB) angeklagt. Am 
8. April 1997 wurde die Anklageschrift dem Ange- 
schuldigten gern. § 201 StPO mitgeteilt. 


з. Festplattenspeicherlieferung BIEG/Robotron 

Der Untersuchungsausschuß befaßte sich mit einem 
weiteren Fall, bei dem es um den Verdacht der Liefe- 
rung von Embargoware (Festplattenspeicher ab 
1987) für das Kombinat Robotron ging. Dabei sollen 

и. a. Verantwortliche des ehemaligen AHB Berliner 
Import-Export GmbH (BIEG) gegen außenwirt- 
schaftsrechtliche Bestimmungen (§ 34 Außenwirt- 


schaftsgesetz) und das Militärregierungsgesetz 
(MRG) Nr. 53 verstoßen haben. 

Wie bereits der 1. Untersuchungsausschuß der 
12. Wahlperiode festgestellt hatte, waren Verstöße 
gegen Embargobestimmungen seit Beginn der 80er 
Jahre in erster Linie bei der Beschaffung von Mikro- 
elektronik, Elektronik und Elektrotechnik zu ver- 
zeichnen, da es insbesondere ab 1986 aufgrund der 
staatlichen Planung der ehemaligen DDR einen ge- 
steigerten Bedarf an dieser Hochtechnologie gab. Zu 
dem Industriezweig Elekrotechnik/Elektronik, der 
die Beschaffung von Geräten und Anlagen erarbeite- 
te, die zum Teil den Embargobestimmungen unterla- 
gen, gehörte auch der VEB Kombinat Robotron (vgl. 
BT-Drucksache 12/7600, S. 251-253). 

Es bestand nach den Feststellungen des Untersu- 
chungsausschusses der Verdacht, daß die Beschul- 
digten ab 1987 in größerem Umfang den Embargobe- 
stimmungen unterliegende Festplattenspeicher für 
das Kombinat Robotron importiert hatten. Hinter- 
grund für die Einfuhr soll der geplante Aufbau einer 
Festplattenspeicherproduktion in der DDR gewesen 
sein. Die Festplattenspeicher sollen von Unterneh- 
men in den USA erworben und die Einfuhr mög- 
licherweise u.a. über die BIEG (vgl. hierzu Zweiter 
Teil, I.III.2.) ab gewickelt worden sein. 

Ein strafrechtlich relevanter Vorgang im Hinblick auf 
einen Verstoß gegen außenwirtschaftsrechtliche Vor- 
schriften sowie gegen das MRG 53 kam jedoch nur in 
Betracht, falls die fraglichen Festplattenspeicher über 
die Bundesrepublik Deutschland in die DDR gelangt 
wären. 

Zwar sollen die Festplattenspeicher nach Angaben 
des damaligen Gruppenleiters Elektronikentwick- 
lung bei Robotron „teilweise" über Hamburg in die 
DDR gelangt sein, wobei die entsprechenden Fracht- 
briefe bei Grenzübertritt sofort vernichtet worden 
sein sollen. Die ermittelnde Staatsanwaltschaft sah 
diese Aussage jedoch nicht als ausreichend an, um 
eine Lieferung über die Bundesrepublik Deutschland 
mit der erforderlichen Sicherheit nachzuweisen. Zum 
einen sei der ehemalige Gruppenleiter eigentlich nur 
damit betraut gewesen, die technische Seite der Fest- 
plattenspeicher zu untersuchen, so daß seine Kennt- 
nisse in Bezug auf die Lieferwege möglicherweise 
nicht auf eigenen Wahrnehmungen beruhten. Zum 
anderen seien keine konkreten Angaben zu den an 
der Lieferung beteiligten Unternehmen gemacht 
bzw. aufgefunden worden. Des weiteren sprach ge- 
gen eine Lieferung über Hamburg, daß die amerika- 
nische Herstellerfirma über ein Werk in Singapur 
verfügte und der Import von dort in die DDR nahezu 
ohne Kontrolle möglich war. Ein von der Staats- 
anwaltschaft eingeleitetes Verfahren gegen die Be- 
schuldigten wegen Verstoßes gegen § 34 AWG und 
Art. VIII MRG 53 wurde daher im Juli 1996 nach 
§170 Abs. 2 StPO mangels hinreichenden Tatver- 
dachts eingestellt. 

Ein weiteres, nach den Feststellungen des Untersu- 
chungsausschusses im Zusammenhang mit Kombinat 
und AHB Robotron, bei der Staatsanwaltschaft II bei 
dem Landgericht Berlin geführtes Ermittlungsver- 
fahren wegen der Lieferung von Embargowaren u. a. 
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gegen ehemalige Minister der DDR sowie ehema- 
lige Generaldirektoren von Robotron konnte wegen 
Personalmangels bei der Staatsanwaltschaft II seit 
August 1993 nicht mehr gefördert werden. Bisher 
ermittelt wurde, daß es möglicherweise vier Embargo- 
Lieferverträge im Gesamtwert von etwa 7 Mio. DM 
gab. Allerdings steht noch nicht fest, ob die Verträge 
durchgeführt worden sind, wie die Staatsanwalt- 
schaft II in ihrem Bericht vom Januar 1998 mitteilte. 

4. LeyboldAG 

Der Fall um die Embargolieferungen in die DDR 
durch die in Hanau ansässige Leybold AG, die bis 
1987 als Leybold-Heraeus GmbH firmierte, beschäf- 
tigte ebenfalls bereits den 1. Untersuchungsausschuß 
der 12. Wahlperiode. In dessen Abschlußbericht so- 
wie dem ergänzenden Bericht wird der Zusammen- 
hang der Leybold AG mit Beschaffungslinien und 
der Organisation des Imports von Embargowaren in 
Zusammenarbeit mit dem MfS festgestellt sowie des 
weiteren, daß das Unternehmen Leybold-Heraeus 
GmbH zu einem der wichtigsten Direktlieferanten 
für den Handelsbereich 4 des AHB Elektronik und 
wahrscheinlich auch für die Speziellen Beschaffungs- 
organe (SBO) gehörte (vgl. BT-Drucksache 12/7600, 

5. 114, 264; BT-Drucksache 12/8595, S. 18). 

Auch über andauernde, mit den Embargolieferungen 
in Zusammenhang stehende strafrechtliche Ermitt- 
lungen der Arbeitsgruppe Regierungskriminalität 
der Staatsanwaltschaft bei dem Kammergericht und 
des Generalbundesanwalts u.a. auch gegen Ver- 
antwortliche der Leybold AG hatte der 1. Untersu- 
chungsausschuß der 12. Wahlperiode bereits Kennt- 
nis (vgl. BT-Drucksache 12/7600, S. 424, 436). 

Zudem erwähnt der ergänzende Bericht des 1 . Unter- 
suchungsausschusses der 12. Wahlperiode ein Dos- 
sier der Hauptabteilung (HA) XVIII des MfS vom 
16. Juni 1989, das neben Informationen über Unter- 
nehmensinterna der Leybold AG/Hanau auch Ge- 
schäftskontakte der Leybold AG u.a. mit den AHB 
Elektronik und Mikroelektronik/Erfurt anführte. 
Außerdem sei das Unternehmen 1989, It. Dossier des 
MfS, sowohl durch das Bundesministerium für Wirt- 
schaft aufgefordert worden, alle vertraglichen Bezie- 
hungen zu Institutionen der DDR einzustellen, die 
die Lieferung technologischer Spezialausrüstung von 
Mikroelektronik betrafen. Parallel dazu habe der 
Vorstand der Degussa die Leybold AG, die 1989 eine 
100%ige Tochter des Degussa-Konzerns war, ange- 
wiesen, nur noch dorthin auszuliefern, wo nachge- 
wiesen werden könne, wer Endabnehmer und Be- 
treiber der Anlage sei (vgl. BT-Drucksache 12/8595, 
S. 20). Der 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahl- 
periode hatte allerdings wegen der noch fortdauern- 
den Ermittlungen der Strafverfolgungsorgane keine 
abschließenden Feststellungen treffen können. 

Der Untersuchungsausschuß hat sich mit Blick auf 
die damals noch laufenden Ermittlungen zu den Em- 
bargogeschäften der Leybold AG daher ebenfalls 
weiter mit diesem Fall befaßt. Durch Beiziehung von 
Unterlagen der Generalbundesanwaltschaft, die sich 
auch mit dem Fall Leybold beschäftigte und der 
Staatsanwaltschaft II bei dem Landgericht Berlin zu 


Ermittlungen gegen Verantwortliche der Leybold AG 
konnte der Untersuchungsausschuß folgende Fest- 
stellungen treffen: 

Es besteht der hinreichende Verdacht, daß Verant- 
wortliche der Leybold AG, die bis 1987 als Leybold- 
Heraeus GmbH firmierte, zusammen mit weiteren 
Angeschuldigten, darunter des AHB Elektronik Ex- 
port-Import, insbesondere in den 80er Jahren wieder- 
holt gegen Embargo- Vorschriften verstoßen und sich 
dadurch strafbar gemacht haben. Die angeschuldig- 
ten Verantwortlichen der Leybold AG sollen in über 
20 Einzelfällen im Zeitraum von Februar 1987 bis De- 
zember 1989 Waren aus dem Bereich der Hochtech- 
nologie im Verkaufswert von rd. 74,7 Mio. DM aus 
der Bundesrepublik Deutschland in die DDR ge- 
bracht haben. Hierbei sollen sie ohne Genehmigung 
der zuständigen Behörden und in Kenntnis der Be- 
schränkungen, die es im innerdeutschen Handel für 
diese Waren aufgrund des Militärregierungsgesetzes 
Nr. 53 bzw. der Verordnung Nr. 500 der Alliierten 
Kommandanten gab, gehandelt haben. 

Bei den Waren soll es sich um mehrere zur Her- 
stellung von Schaltkreisen bzw. Mikrochips benö- 
tigte Kristallziehanlagen, Kathoden-Zerstäuber und 
Plasma-Ätzer gehandelt haben. Solche Anlagen so- 
wie deren Zubehör und Ersatzteile unterlagen den 
CoCom-Beschränkungen und damit der nationalen 
Ausfuhrliste, so daß sie einzelgenehmigungspflichtig 
waren. Den Beteiligten soll auch bewußt gewesen 
sein, daß eine entsprechende Genehmigung bei ord- 
nungsgemäßer Beantragung auch nicht erteilt wor- 
den wäre. Zudem soll eine ordnungsgemäße Bean- 
tragung auch nicht erfolgt sein. Absprachegemäß 
sollen die Beteiligten etliche Sicherungs- und Ver- 
schleierungsmaßnahmen getroffen haben, um die 
Embargolieferung geheimzuhalten. Auch sollte die 
Täuschung bei den Grenzkontrollen oder etwaigen 
Betriebsprüfungen innerhalb der Leybold AG nicht 
auffallen. Die Vertragspartner sollen zu diesem 
Zweck z.B. falsche Warenbezeichnungen gewählt 
haben und sich dadurch Einzelwarenbegleitscheine 
erschlichen oder einen nicht zulässigen allgemeinen 
Warenbegleitschein für den Transport über die inner- 
deutsche Grenze genutzt haben. In anderen Fällen 
soll zur Erschleichung von Ausfuhrgenehmigungen 
ein Endabnehmer in Taiwan vorgetäuscht worden 
sein. Auch Geschäftsunterlagen über die Embargo- 
lieferungen sollen „bereinigt" oder versteckt und die 
Anlagen unter besonderen Vorsichtsmaßnahmen in 
die DDR verbracht worden sein. Dabei sollen teil- 
weise die Lieferungen über Taiwan und Österreich 
erfolgt und die Herkunft durch Entfernen von Typen- 
schildern u. ä. Maßnahmen unkenntlich gemacht 
worden sein. 

Gegen Verantwortliche der Leybold AG und weitere 
an den Embargolieferungen beteiligte Personen 
wurde daher am 25. April 1996 Anklage durch die 
Staatsanwaltschaft II bei dem Landgericht Berlin we- 
gen Verstoßes u. a. gegen Art. VIII Ziff . 1 MRG Nr. 53 
bzw. Art. 8 der Verordnung Nr. 500 über Devisenbe- 
wirtschaftung und Kontrolle des Güterverkehrs der 
Alliierten Kommandanten erhoben. Wegen Überla- 
stung der zuständigen Wirtschaftsstrafkammern 
konnte das Verfahren bei dem Landgericht Berlin 
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jedoch etwa V/z Jahre nicht bearbeitet werden. Nach 
dem Bericht der Staatsanwaltschaft II vom Januar 
1998 wurde die Anklage von einer im September 
1997 neu gebildeten Entlastungs- Wirtschaftsstraf- 
kammer mit Beschluß vom 11. Dezember 1997 ohne 
Änderungen zur Hauptverhandlung zugelassen. 


I. Unrechtmäßige Handlungen im Bereich 
Transferrubel-Verrechnungsverkehr/ 
Währungsumstellung und ihre Bekämpfung 

Der Untersuchungsausschuß hat sich im Rahmen sei- 
nes Auftrages mit der Frage befaßt, ob und in wel- 
chem Umfang es durch unrechtmäßige Handlungen 
im Bereich Transferrubel- Verrechnungsverkehr und 
im Bereich Währungsumstellung zu unzulässigen 
Vermögensverschiebungen gekommen ist (1.6. und 
1.8. des Untersuchungsauftrages). Dabei stand auch 
im Blickpunkt, welche Maßnahmen durch die Bun- 
desregierung, THA und andere staatliche Stellen des 
Bundes zur Wiederbeschaffung veruntreuter Ver- 
mögenswerte in diesen Bereichen ergriffen wurden 
(1.9. des Untersuchungsauftrages). 


I. Transferrubelbereich 

1. Transferrubel-Verrechnungsverkehr 

Die Währungen der Länder des Rates für gegensei- 
tige Wirtschaftshilfe (RGW) waren nicht konvertibel. 
Die Vertragspartner der Unternehmen aus der ehe- 
maligen DDR konnten Exporte weder in den jeweili- 
gen Landeswährungen noch - aufgrund Knappheit - 
in konvertierbaren Devisen bezahlen. Zur Durchfüh- 
rung des Handels zwischen den RGW-Staaten wurde 
deshalb nüt dem „Abkommen über die mehrseitigen 
Verrechnungen in transferablen Rubeln und die 
Gründung der Internationalen Bank für Wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit (IBWZ) vom 22. Oktober 1963 
(GBl. 1981, II, S. 93) der transferable Rubel (XTR) als 
Verrechnungseinheit geschaffen. 

Die IBWZ organisierte die Verrechnung in XTR über 
Konten der Banken ihrer Mitgliedsländer. Für die 
DDR war die Deutsche Außenhandelsbank (DABA) 
die beauftragte Bank. Das in der Praxis am meisten 
verbreitete Zahlungsverfahren war das Inkasso mit 
Nachakzept. Normative Grundlage dieses Sofortbe- 
zahlungsverfahrens waren die §§58 ff. der Allgemei- 
nen Bedingungen für die Warenlieferungen zwi- 
schen den Organisationen der Mitgliedsländer des 
RGW 1968 (1988) (ALB/RGW, GBl. 1989, II, S. 41). 
Hiernach leitete der Exportbetrieb der DDR das Ver- 
fahren ein, indem er nach erfolgter, im Auslandsver- 
trag vereinbarter Leistung bestimmte Dokumente bei 
der DABA einreichte, die nach Prüfung die Kaufsum- 
me dem Konto des Betriebs gutschrieb. Dann wurden 
die Dokumente der Bank des Käuferlandes zuge- 
schickt, die ihrerseits den Kaufpreis beim ausländi- 
schen Importbetrieb bezahlte und die Dokumente an 
die IBWZ für die dortige Verrechnung weitergab. 
Aus eigenem Vermögen zahlte die DABA nach Um- 


stellung der eingegangenen Verrechnungseinheiten 
in XTR 4,67 Mark der DDR für jeden Transferrubel 
an den Exporteur. 

Neben dem Sofortbezahlungsverfahren bestand die 
gesetzlich nicht geregelte, aber zulässige Möglich- 
keit der Inanspruchnahme des sog. Vorauskassever- 
fahrens. Hierbei beauftragte der Käufer die bevoll- 
mächtigte Bank seines Landes und diese wiederum 
die IBWZ, der Bank des Verkäufers eine Gutschrift in 
XTR zu erteilen. Hierzu war es nicht erforderhch, daß 
eine Warenlieferung bereits stattgefunden hatte. Mit 
dem Erhalt der XTR- Gutschrift war die Bank des Ver- 
käufers, in der DDR also die DABA, verpfhchtet, die- 
sen Betrag zu konvertieren und ihn dem Verkäufer in 
der jeweiligen Landeswährung auszuzahlen oder 
gutzuschreiben. Im traditionellen Außenhandel der 
DDR bildete das Vorauskasseverfahren eine Ausnah- 
me, z.B. für solche Fälle, in denen Entwicklungs- 
kosten eines Herstellers vor Lieferung bezahlt wer- 
den mußten. 


2. Weiterführung des Transferrubel- 

Verrechnungsverkehrs im Zusammenhang 
mit der Währungsunion 

Der Transferrubel- Verrechnungsverkehr wurde auf 
der Grundlage von Art. 13 Abs. 2 des Staatsvertrages 
über die Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- 
und Sozialunion vom 13. Mai 1990 (BGBl. 1990, II, 
S. 537) am 1. Juh 1990 bis zum Jahresende im Waren- 
handel mit den Ländern des Rates für gegenseitige 
Wirtschaftshilfe weitergeführt. Maßgeblich hierfür 
waren Gründe des Vertrauensschutzes gegenüber 
diesen Ländern, aber auch die Beschäftigungssiche- 
rung in der noch bestehenden DDR. 

Die DDR-Wirtschaft war stark exportorientiert. Au- 
ßenhandelsüberschüsse mit den RGW-Ländem führ- 
ten dazu, daß bis zu 40 % aller Arbeitsplätze in der 
DDR exportabhängig waren. Diese Überlegungen 
waren maßgebend bei der Festlegung des Umrech- 
nungskurses von 1 XTR in 2,34 DM. Der XTR-Um- 
rechnungskurs war das Ergebnis einer - auch mit der 
Bundesregierung abgestimmten - Analyse der wirt- 
schaftlichen Folgen für die Exportwirtschaft der 
damaligen DDR (Antwort des Parlamentarischen 
Staatssekretärs Hansgeorg Hauser vom 12. März 
1996 auf die Frage Nr. 15 des Abgeordneten Diethard 
Schütze (Berlin), BT-Drucksache 13/4404, S.7). 

In einer Mitteilung des Ministeriums für Wirtschaft 
der ehemaligen DDR vom 20. Juni 1990 zur inneren 
Verrechnung des Handels mit RGW- und anderen 
Clearing-Ländern (Außenwirtschaft Nr. 25/1990, S. 3) 
wurde neben anderen Maßnahmen auch der Um- 
rechnungskurs bekanntgegeben. Transferrubelgut- 
haben, die in Mark der DDR bestanden (1 XTR = 
4,67 Mark der DDR), konnten in DM umgestellt wer- 
den, nach Einführung der Währungsunion (1. Juli 
1990) gutgeschriebene Transferrubelbeträge wurden 
direkt in DM umgetauscht (1 XTR = 2,34 DM). Der 
Umtauschkurs und andere angekündigte Maßnah- 
men zur Abwicklung des Handels mit RGW-Län- 
dern wurden im Beschluß des Ministerrats der DDR 
Nr. 14/20/90 vom 27. Juni 1990 bestätigt. 


226 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/10900 


Im Gefolge dieser Vereinbarungen und Festlegungen 
ergab sich nach der Währungsunion daher die Mög- 
lichkeit, die grundsätzlich wertlose Binnenwährung 
der RGW-Länder in DM zu tauschen. Dies führte u. a. 
dazu, daß der Transferrubel- Verrechnungsverkehr in 
nicht unerheblichem Umfang mißbräuchlich in An- 
spruch genommen wurde (Antwort der Bundesregie- 
rung vom 9. Juni 1997 auf die Kleine Anfrage der 
PDS, BT-Drucksache 13/7952, S. 1). 

3. Mißbrauch des Transferrubel- 
Verrechnungsverkehrs 

Mißbrauchsfälle im Zusammenhang mit der Fort- 
führung des Transferrubel- Verrechnungsverkehrs 
kamen nach den Feststellungen des Untersuchungs- 
ausschusses unter verschiedenen Gesichtspunkten in 
Betracht: 

- Umstellungen von Erlösen aus „fingierten" Expor- 
ten und damit meist einhergehend die Inanspruch- 
nahme des Vorauskasse Verfahrens vor Lieferung; 

- Verstöße gegen das Ursprungserfordernis (Export 
von nicht in der DDR hergestellten Waren, der auf- 
grund der Preisverzerrung im RGW-Handel be- 
sonders hohe Gewinne ermöglichte); 

- Nichteinhalten von Ausschlußfristen (Rückdatie- 
rung von Verträgen, verspätete Lieferung) oder 
Genehmigungserf Ordernissen (Fehlen von Export- 
genehmigungen, „ Überlieferungen " ) ; 

- Rückabwicklung von unter Vorbehalt ausgezahl- 
ten DM-Beträgen (bei ausgebliebener oder stor- 
nierter Überweisung der Bezahlung in XTR); 

- Exportgeschäfte und Inanspruchnahme des Trans- 
ferrubel-Verrechnungsverkehrs durch Unterneh- 
men, die wirtschaftlich Unternehmen mit Sitz im 
Westen zuzurechnen waren (Antwort der Bundes- 
regierung vom 9. Juni 1997 auf die Kleine Anfrage 
der PDS, BT-Drucksache 13/7952, S. 1 ff.) 

4. Probleme bei der Schadensermittlung 

Nach einem Sachstandsbericht der Zentralen Ermitt- 
lungsstelle für Regierungs- und Vereinigungskrimi- 
nalität (ZERV) vom 27. November 1995 und einem 
Vermerk des langjährigen Leiters der ZERV 1 (ver- 
einigungsbedingte Wirtschaftskriminalität) vom 28. De- 
zember 1995, Leitender Krinünaldirektor Uwe 
Schmidt, basiert der Transferrubelbetrug auf der miß- 
bräuchlichen Benutzung des Export-Verrechnungs- 
systems innerhalb des ehemaligen Ostblocks in der 
Zeit des Übergangs unter Nutzung der Währungs- 
umstellung. Dabei sei von einem Schaden für die 
Bundesrepublik Deutschland von insgesamt 8 Mrd. 
DM auszugehen, der in erster Linie von Tätern aus 
dem Bundesgebiet (alt) unter Beiziehung von Stroh- 
leuten aus dem Beitrittsgebiet verursacht worden sei. 
Die Schadenssumme von 8 Mrd. DM für den Bereich 
Transferrubelbetrug wurde aus der Differenz zwi- 
schen dem Gegenwert der Export-Lizenzen (30 Mrd. 
DM) und dem Gegenwert der tatsächlich bei der 
DABA konvertierten oder zur Konvertierung be- 
antragten Transferrubelguthaben (rd. 38 Mrd. DM) 
errechnet. 


Die Parlamentarische Staatssekretärin (PStS'in) beim 
BMF, Irmgard Karwatzki, wies in der Informatorischen 
Anhörung am 29. Februar 1996 darauf hin, daß sich 
verschiedene Berichte des Bundesrechnungshofes 
vom 24. März 1992 sowie des BMF vom Juni 1993 und 
vom Dezember 1995 bereits mit den im Zusammen- 
hang mit der Fortführung des Transferrubel- Verrech- 
nungssystems aufgetretenen Vorkommnissen und dem 
voraussichtlichen Umfang der Mißbräuche befaßt ha- 
ben (Protokoll Nr. 11, S. 38). Wie die PStS'in Irmgard 
Karwatzki weiter ausführte, hielt das BMF die Zahl 
von 8 Mrd. DM für unzutreffend, da sie auf nicht sach- 
gerechten Schätzungen beruhe. Bei der von der ZERV 
vorgenommenen Gegenüberstellung des Gegenwerts 
der bei der DABA konvertierten oder zur Konvertie- 
rung beantragten Transferrubelguthaben in Höhe von 
38 Mrd. DM und dem Gegenwert der erteilten Export- 
lizenzen von 30 Mrd. DM handele es sich um eine 
grobe Schadensschätzung. Selbst wenn man sich diese 
zu eigen machen würde, seien jedoch Beträge abzuzie- 
hen, die tatsächlich nicht dem Waren- und Dienstlei- 
stungsexport des Jahres 1990 zugerechnet werden 
könnten. Vergleiche man dann die um Zinsen, Til- 
gungsbeträge, Verrechnungsüberhänge und anderes 
bereinigten konvertierten Zahlungseingänge für Ex- 
porte im Jahre 1990 - 33,2 Mrd. DM - und die vom 
Statistischen Bundesamt ausgewiesenen Exporte ge- 
gen Transferrubel - 30,7 Mrd. DM -, so ergebe sich 
rein rechnerisch maximal ein Schaden in Höhe von 
2,5 Mrd. DM. Rückforderungen seien jedoch nach bis- 
herigen Prüfungen in Höhe von 1,4 Mrd. DM gerecht- 
fertigt, von denen rund 300 Mio. DM realisiert seien 
(Protokoll Nr. 11, S.42), 

Bereits 1993 habe das BMF die ZERV in einer umfas- 
senden Analyse auf die Unhaltbarkeit der Schätzzahl 
hingewiesen. Umso bedauerlicher sei es, so die 
PStS'in Karwatzki, daß die ZERV noch immer an 
der Zahl von 8 Mrd. DM festhalte (Protokoll Nr. 11, 
S. 42 ff. und Anlage). 

Das BMF schloß sich im übrigen einer Aussage des 
Bundesrechnungshofes an, wonach der endgültige 
Schadensbetrag auch nach Abschluß aller anstehen- 
den Strafverfahren nur annähernd zu beziffern sein 
werde (Protokoll Nr. 11, Anlage). 

Zu einem im wesentlichen gleichen Ergebnis kam 
auch die Staatsanwaltschaft II bei dem Landgericht 
(LG) Berlin in ihrer Stellungnahme vom 22. Februar 
1996 auf die Anfrage des BMF vom 6. Februar 1996 
zu den Schadenssummen der Regierungs- und Verei- 
nigungskriminalität mit Bezug auf den Bericht der 
ZERV. In der Stellungnahme der Staatsanwaltschaft 
heißt es, daß es im Bereich der Strafjustiz wenig Sinn 
mache, Schadenssummen verschiedener Straftaten 
und verschiedener Berechnungsart lediglich zu ad- 
dieren. Derartige Gesamtsummen aus nur schwer 
vergleichbaren Einzelbeträgen seien allenfalls geeig- 
net, die Dimension eines Problemfeldes deutlich zu 
machen. Daher und bei der Vielzahl der bei der 
Staatsanwaltschaft anhängig gewesenen bzw. an- 
hängigen Verfahren sei es der Staatsanwaltschaft 
nicht möglich, seriöse Gesamtsummen zu beziffern. 

Schließlich wurden die Feststellungen des Untersu- 
chungsausschusses bezüglich einer gegenüber dem 
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ZERV-Bericht stark zu relativierenden, nicht genau 
zu beziffernden Schadenssumme durch Ausführun- 
gen des Leiters der ZERV selbst, Leitender Direktor 
beim Polizeipräsidenten Berlin, Manfred Kittlaus, in 
seinem Schreiben vom 20. Dezember 1995 an den 
Untersuchungsausschuß gestützt: 

„In dem hier behandelten Feld der Wirtschaftskri- 
minalität entziehen sich Schadenssummen der ex- 
akt letzten Feststellung ... . Die tatsächlich entstan- 
denen Schäden der Regierungs- und Vereinigungs- 
kriminalität sind begrifflich kaum absolut aufzu- 
gliedern, da die übliche zeitliche Abgrenzung auch 
von intern-organisatorischen Überlegungen der 
Staatsanwaltschaft beeinflußt wurde und letztlich 
das Dunkelfeld nur teilweise zu erhellen ist". 

Auch bei der Informatorischen Anhörung von Kitt- 
laus und Schnüdt am 18. Januar 1996 bekundeten 
beide Anhörpersonen übereinstimmend, daß eine 
Schadensfortschreibung der einmal geschätzten 
Schadenssummen zum Teil aus personellen Gründen 
und wegen der Unterschiedlichkeit und Schwierig- 
keit der Frage der Bewertung von Schäden nicht 
möglich gewesen sei (Protokoll Nr. 6, S. 95). 

Nach den neuesten BMF-Schätzungen (Stand; 2. Ja- 
nuar 1998) erreicht das Schadensvolumen „rein rech- 
nerisch" maximal eine Größenordnung von 2,5 Mrd. 
DM. Die weitergeführten Prüfungen der Exportge- 
schäfte des 2. Halbjahres 1990 umfaßten 86% aller 
Fälle. Die geltend gemachten Rückforderungen dar- 
aus betragen rd. 1,7 Mrd. DM. Daher könne bisher 
ein Schaden von rd. 1,7 Mrd. DM, der durch die rea- 
lisierten Rückforderungen in Höhe von bisher rd. 
344 Mio. DM verringert wurde, belegt werden. 

5. Maßnahmen zur Verhinderung, Verfolgung 
und Rückgängigmachung von Mißbrauch 
im Transferrubelverrechnungsverkehr/ 
Zuständigkeiten 

a) Verhinderung von Mißbrauch 

Der Vollzug des Transferrubel- Verrechnungssystems 
lag bis zum 3. Oktober 1990 in der Verantwortung 
der DDR-Behörden. Mit der Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion ab 1. Juli 1990 hatte lediglich die Bun- 
desbank die geldpolitischen Zuständigkeiten über- 
nommen, im übrigen blieb die DDR aber ein souverä- 
ner Staat. Die Bundesregierung hatte die Eigenstaat- 
lichkeit zu respektieren, wozu auch der Bereich der 
Außenwirtschaftspolitik und der Transferrubel- Ver- 
rechnungsverkehr gehörten. Außerdem konnte die 
Bundesregierung angesichts der umfangreichen Re- 
gelungen und eingespielten Verfahren des Transfer- 
rubel-Verrechnungsverkehrs davon ausgehen, daß in 
der DDR hinreichende Kontrollmechanismen bestan- 
den, um gravierende Mißbräuche zu verhindern (Pro- 
tokoll Nr. 11,S. 39). 

Mit der Währungsumstellung traten in der DDR zwar 
eine Reihe gesetzlicher Vorschriften samt Durchfüh- 
rungsbestimmungen für die Steuerung des Außen- 
handels außer Kraft. Wesentliche Regelungen aber, 
die zur Fortführung des Transferrubel-Verrechnungs- 
systems als weiterhin erforderlich angesehen wur- 


den, waren durch den Ministerratsbeschluß vom 
27. Juni 1990 vorgegeben. Insbesondere wurde da- 
durch den Betrieben der DDR grundsätzlich verbo- 
ten, nach dem 30. Juni 1990 weitere Exportverträge 
mit Verrechnung in Transferrubeln abzuschließen. 
Der Ministerratsbeschluß vom 27. Juni 1990 enthielt 
zudem Vorschriften darüber, wer unter welchen Be- 
dingungen am Handel mit Transferrubeln teilneh- 
men konnte. Damit war die Teilnahme auch nach der 
Währungsunion und dem 3. Oktober 1990 durch- 
gehend genehmigungspflichtig. Zuständig für die 
Genehmigungserteilung zur Teilnahme am Transfer- 
rubel-Verrechnungsverkehr war vom 1. Juli bis 
2. Oktober 1990 das Amt für Außenwirtschaft der 
DDR und anschließend das Bundesamt für Wirtschaft 
(BAW). 

Die DABA durfte Konvertierungen dementsprechend 
nur bei solchen Anträgen vornehmen, für die ein ord- 
nungsgemäßer, vor dem 30. Juni 1990 gesiegelter 
Exportauftrag oder ein vom Amt für Außenwirtschaft 
der DDR oder dem BAW genehmigter Exportvertrag 
und eine Ausfuhrbestätigung vorgelegt wurden. 

Das BMF leitete sofort nach bekanntwerden von 
Mißbräuchen und Betrugsfällen wirksame Maßnah- 
men zu deren Verhinderung sowie Aufdeckung ein. 
Zu den Sofortmaßnahmen gehörte zunächst ein Kon- 
vertierungsstopp ab 14. September 1990 für die soge- 
nannten Vorauskassen. Dies waren Zahlungen - auf 
Veranlassung des Käufers - für Warenlieferungen, 
die noch erfolgen sollten. Das heißt, daß eingegan- 
gene Transferrubel-Bezahlungen ohne Vorlage von 
Exportdokumenten konvertiert wurden. Durch den 
Konvertierungsstopp wurden nach Auffassung des 
BMF Schäden von rund 1 Mrd. DM verhindert (Proto- 
koll Nr. 11, S. 39 f.). 

Weitere Maßnahmen waren die Verfügung eines 
Auszahlungsstopps für die DABA und die Einrich- 
tung einer „Prüf gruppe Transferrubel" bei der Ober- 
finanzdirektion (OFD) Berlin im Oktober 1990. Diese 
Prüfgruppe hat bis zu ihrer Auflösung im September 
1991 rund 80 000 Anträge auf Konvertierung inhalt- 
lich geprüft. In Höhe von insgesamt rund 430 Mio. 
DM wurden gestellte Konvertierungsanträge wegen 
fehlender Voraussetzungen zur Teilnahme am Trans- 
ferrubel- Verrechnungssystem abgelehnt, so daß es 
hierbei zu keiner Auszahlung in DM kam (Antwort 
der Bundesregierung vom 7. November 1995 auf die 
Fragen Nr. 32, 34, 35, BT-Drucksache 13/2980, S. 14; 
Protokoll Nr. 11, S. 40). 

Die Arbeit der Prüfgruppe trug ebenfalls dazu bei, 
daß Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft in 
Berlin eröffnet wurden. Außerdem kam der Tätigkeit 
der Prüfgruppe eine hohe Präventivwirkung zu, mit 
der ungerechtfertigten Konvertierungen, Betrugsver- 
suchen sowie Mißbräuchen und Betrügereien ent- 
gegengewirkt wurden. Nach Auflösung der „Prüf- 
gruppe Transferrubel" im September 1991 wurden 
die Prüfungen durch die Betriebsprüf dienste der 
OFD der verschiedenen Oberfinanzbezirke vor allem 
in den neuen Bundesländern systematisch fortge- 
setzt. Auf Weisung des BMF wurden gezielt Außen- 
wirtschaftsprüfungen bei den Unternehmen durch- 
geführt, die Transferrubelgeschäfte getätigt hatten. 
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Dabei wurden gewisse Prioritäten gesetzt, wobei zu- 
nächst die größeren Transaktionen und solche von in 
den Monaten vor Einführung der Währungsunion 
neu gegründeten Unternehmen geprüft wurden. Das 
bis Anfang Januar 1998 untersuchte Geschäftsvolu- 
men betrug rd. 14 Mrd. DM. Das waren ca. 86 % des 
im zweiten Halbjahr 1990 gegen Transferrubel expor- 
tierten Warenvolumens (Protokoll Nr. 11, S. 40, 123). 

Das BMF und die Ermittlungsbehörden, insbesondere 
die ZERV und die Staatsanwaltschaft bei dem LG Ber- 
lin, haben eng zusammengearbeitet. Die Stellen unter- 
richteten sich jeweils gegenseitig über Ermittlungen, 
was auf der einen Seite zu den Maßnahmen der Bun- 
desregierung zur Verhinderung der Mißbräuche im 
Transferrubel- Verrechnungsverkehr führte. Auf der 
anderen Seite wurden die Auswertungen der Außen- 
wirtschaftsprüfungen den Ermittlungsbehörden und 
der Staatsanwaltschaft zugänglich gemacht. Auch 
wurden Außenwirtschaftsprüfungen und Ermittlun- 
gen der ZERV oder der Staatsanwaltschaft zeitlich ab- 
gestimmt, so daß von Seiten des BMF von einer engen, 
kooperativen und konstruktiven Zusammenarbeit ge- 
sprochenwurde (Protokoll Nr. 11, S. 91 ff.). 

b) Rückgängigmachung von Mißbrauch 

Wie die PStS'in beim BMF, Irmgard Karwatzki, in 
der Informatorischen Anhörung vor dem Unter- 
suchungsausschuß mitteilte, hatte die bereits abge- 
schlossene Auswertung der Prüfberichte gegenüber 
132 Unternehmen zur Rückforderung von zu Unrecht 
konvertierten Beträgen in Höhe von rd. 1,4 Mrd. DM 
geführt. Zu diesem Zeitpunkt konnten bereits 
Rückforderungen auf zivilrechtlichem Weg von über 
300 Mio. DM gegenüber den Unternehmen reali- 
siert werden (Protokoll Nr. 11, S. 40). Vereinzelt 
wurden auch Privatpersonen in Anspruch genom- 
men (Protokoll Nr. 11, S. 84). 1999 werden die 
Einnahmen im Bundeshaushalt aus diesen Rück- 
forderungen, so die Prognose der PStS'in, zusam- 
men mit den zurückgehaltenen, noch nicht kon- 
vertierten und nicht konvertierungsfähigen Trans- 
ferrubelbeträgen voraussichtlich eine Größenord- 
nung von 800 Mio. DM erreichen (Protokoll Nr. 11, 
S. 40f.). 

Das BMF arbeitet mit der BvS, dem Bundesausfuhr- 
amt und der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) - 
die nach ihrer Fusion mit der Staatsbank Berlin 1994 
die Abwicklung des Transferrubel-Verrechnungs- 
verkehrs übernommen hat - zusammen daran, die 
Fälle der unberechtigten und mißbräuchlichen Inan- 
spruchnahme des Transferrubel-Verrechnungsver- 
kehrs aufzudecken und zivilrechtlich aufzuarbeiten 
(Protokoll Nr. 11,S. 40f.). 

Zunächst war die DABA durch die Bundesregierung, 
später die Staatsbank Berlin und nach der Fusion 
1994 die KfW beauftragt worden, die zu Unrecht 
beanspruchten DM-Beträge von den Empfängern 
zurückzufordern (Antwort der Bundesregierung vom 
9. Juni 1997 auf die Kleine Anfrage der PDS, 
BT-Drucksache 13/7952, S. 2). 

Nach einem Bericht des BMF ist der Stand der Rück- 
forderungen zum 2. Januar 1998 wie folgt: Gegen 
158 Unternehmen haben die nüt der Abwicklung be- 


auftragten Banken (DABA und KfW) Rückforderun- 
gen wegen zu Unrecht konvertierter Transferrubel- 
Beträge aus Exportgeschäften in Höhe von rd. 1,674 
Mrd. DM geltend gemacht. Die Forderungen richte- 
ten sich dabei gegen 71 Treuhandunternehmen in 
Höhe von 841 Mio. DM und gegen 87 Privatunter- 
nehmen in Höhe von 833 Mio. DM. In 34 dieser Fälle 
mußten die Forderungen gerichtlich geltend ge- 
macht werden. In den Gerichtsverfahren, die inzwi- 
schen - auch höchstrichterhch durch den Bundesge- 
richtshof (BGH) - abgeschlossen wurden, obsiegten 
DABA und KfW. Zwölf Rechtsstreitigkeiten sind noch 
anhängig. 

Von den geltend gemachten Rückforderungen konn- 
ten bisher (Stand: 2. Januar 1998) rd. 70%, d. h. 1 137 
Mio. DM durch Zahlung, Aufrechnung, Vergleich 
o. ä. geregelt werden. Mit BvS-Unternehmen wurden 
Vereinbarungen über die Rückzahlung in der Weise 
getroffen, daß Zahlungen nur dann erfolgten, wenn 
das betreffende Unternehmen selbst im Wege des 
Regresses von dritter Seite Zahlungen erhält. Da- 
durch wurden Streitigkeiten vermieden, die anson- 
sten für die öffentliche Hand zu In-Sich-Prozessen 
mit hohen Kosten und nicht notwendigen Finanzie- 
rungskreisläufen im öffentlichen Bereich geführt hät- 
ten. Realisiert haben die KfW und die DABA bisher 
Rückforderungen in Höhe von rd. 344 Mio. DM, 
davon rd. 129 Mio. DM bei BvS-Unternehmen und 
rd. 215 Mio. DM bei Privatunternehmen. 

Rückforderungsansprüche werden nach einem Be- 
richt der BvS vom 15. Januar 1996 als gegeben ange- 
sehen in den Fällen, in denen 

- das Unternehmen keine Nachweise über durchge- 
führte Exporte in Form von Vertrags- oder Aus- 
fuhrdokumenten vorlegen konnte; 

- die vorgelegten Unterlagen einer Überprüfung 
durch die damit beauftragten Stellen (BMF, Bun- 
desamt für Wirtschaft, Bunde sausfuhr amt, Bun- 
deslandwirtschaftsministerium, OFD) nicht stand- 
hielten; 

- die Importe der Unternehmen durch die Staats- 
bank/KfW an die ausländischen Banken bezahlt 
wurden, eine Erstattung durch die Unternehmen 
jedoch nicht erfolgt ist; 

- bei Exporten den hiesigen Unternehmen der Ge- 
genwert von der Staatsbank/KfW gutgeschrieben 
wurde, der ausländische Abnehmer die Bestellung 
jedoch storniert und den bereits bezahlten Kauf- 
preis über die ausländische „Staatsbank" zurück- 
gefordert hat. In diesen Fällen wird durch die 
Staatsbank/KfW eine Rückzahlung des Kaufprei- 
ses gefordert, der von den Unternehmen zum Teil 
nicht erstattet wurde (nicht bezahlte Exportstor- 
nierung). 

Die Durchführung der Rückforderungen erfolgt nach 
den Grundsätzen, daß 

- gerichtliche Auseinandersetzungen zwischen BvS- 
Untemehmen und der KfW wegen der dabei ent- 
stehenden zusätzlichen Belastung für die öffent- 
lichen Kassen zu vermeiden sind; 
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- jede Einzelfallentscheidung in Übereinstimmung 
mit den bestehenden Richthnien zur Rückforde- 
rung von zu Unrecht konvertierten XTR-Beträgen 
getroffen werden muß; 

- laufende Prozesse (gegen private Dritte) nicht 
durch Einzelfallentscheidungen gefährdet werden 
dürfen; 

- soweit wie möghch begünstigte Dritte in Anspruch 
zu nehmen sind. 

Zur Umsetzung dieser Grundsätze haben sich BMF, 
KfW und BvS auf bestimmte Verfahrensweisen ge- 
genüber den AHB und BvS-Untemehmen verstän- 
digt. Gegenüber den AHB wird u. a. darauf geachtet, 
daß diese die Forderungen anerkennen, daß sie die 
KfW unterstützen, daß sie auf mögliche Transferru- 
bel-Guthaben gegenüber der KfW verzichten und 
demgegenüber die Verpflichtung zur Rückzahlung 
begrenzt wird, entweder auf vorhandenes Vermögen 
oder auf von Dritten erworbene Beträge. Bestehende 
Rückforderungen gegenüber BvS-Untemehmen, die 
sich in Liquidation befinden, können aufgmnd der 
wirtschaftlichen Lage des Unternehmens im Wege 
des Vergleichs geregelt werden. Allerdings kommt 
dies nur in Betracht, wenn betrügerisches Handeln 
ausgeschlossen ist und eine Verwendung der DM- 
Auszahlungen in den BvS-Untemehmen nachgewie- 
sen werden kann. 

Schließlich wurde, um ein Verjähmngsrisiko der An- 
sprüche wegen unberechtigter Erlangung von 
DM-Beträgen aus XTR-Konvertierungen möglichst 
auszuschließen, in Art. 38 des Gesetzes zur Umset- 
zung des Föderalen Konsolidierungsprogrammes 
vom 23. Juni 1993 eine Verjährungsfrist von 10 Jah- 
ren festgesetzt. Diese Frist beginnt mit dem Zeit- 
punkt, von dem an die für die Geltendmachung der 
Forderung zuständige Stelle von den den Anspmch 
begründenden Tatsachen oder der Person des Ver- 
pfhchteten Kenntnis erlangt. 

c) Strafrechtliche Verfolgung von Mißbrauch 

Im Falle betrügerischen Handelns kommt als weite- 
rer Aspekt die strafrechtliche Verfolgung und Ahn- 
dung von Mißbrauchsfällen bei der Inanspruchnah- 
me des Transferrubel-Verrechnungsverkehrs und im 
Zusammenhang mit der Wähmngsunion häufig auch 
ein Umstellungsbetrug in Betracht (vgl. hierzu nach- 
stehend II.4.d). Dieser strafrechtliche Aspekt fällt in 
erster Linie in den Zuständigkeitsbereich der Straf- 
verfolgungsbehörden des Landes Berlin und der 
neuen Bundesländer (Protokoll Nr. 11, S. 41). 

Seit 1989 war die Staatsanwaltschaft bei dem LG Ber- 
hn in der Hauptabteilung C, die den Schwerpunkt- 
staatsanwaltschaften der einzelnen Bundesländer 
zur Bekämpfung der Wirtschaftskrinünahtät ent- 
sprach, auch für den Bereich der sogenannten verei- 
nigungsspezifischen Wirtschaftskrinünahtät zustän- 
dig und in diesem Zusammenhang für Verfahren des 
sogenannten Transferrubel-AVährungsumstellungs- 
betruges. Im Jahre 1994 setzten dann Bemühungen 
ein, die Bereiche der Bekämpfung der vereinigungs- 
spezifischen Wirtschaftskriminahtät, angesiedelt bei 
der Staatsanwaltschaft bei dem LG Berlin, und den 
Bereich der im Oktober 1990 gebildeten Arbeits- 


gruppe „Regierungskriminahtät" bei der Staatsan- 
waltschaft bei dem Kammergericht (KG) zusammen- 
zuführen (vgl. hierzu Zweiter Teil, M.I.). Aus dieser 
Umstrukturierungsmaßnahme ging dann eine neu- 
gebildete Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin 
hervor, die ab dem 4. Oktober 1994 die Ermittlungs- 
verfahren u.a. im Transferrubel-AVährungsumstel- 
lungsbereich übernahm (Protokoll Nr. 22, S. 8-12). 

Nach dem Bericht der Staatsanwaltschaft II bei dem 
LG Berlin vom Januar 1998 waren in Berlin insge- 
samt 116 Ermittlungsverfahren anhängig, denen der 
Vorwurf des Betruges im Zusammenhang mit der 
Umstellung von Transferrubeln in DM zugrunde lag, 
und zwar 90 Verfahren bis zum 4. Oktober 1994 bei 
der Staatsanwaltschaft I und 26 Verfahren ab 4. Ok- 
tober 1994 bei der Staatsanwaltschaft II bei dem LG 
Berlin. Die Staatsanwaltschaft II übernahm bis Ende 
1997 von der Staatsanwaltschaft I insgesamt 30 Ver- 
fahren, so daß bei der Staatsanwaltschaft II 56 Ermitt- 
lungsverfahren anhängig wurden. In 75 Fällen von 
116 wurden die Verfahren nach § 170 Abs. 2 StPO 
eingestellt und in 15 Verfahren wurde Anklage erho- 
ben. Fünf Verfahren wurden anderweitig erledigt 
durch Verbindung bzw. Abgabe an andere Staatsan- 
waltschaften. Anfang Januar 1998 waren daher noch 
21 Ermittlungsverfahren offen. Nach Auskunft der 
Bundesregierung stehen in den anderen Bundeslän- 
dern nur allgemeine Zahlen über vereinigungsbe- 
dingte Wirtschaftskrinünahtät zur Verfügung. Daher 
fehlten hier gesonderte Angaben zum Transferrubel- 
Bereich. 

In den durch Anklage abgeschlossenen Ermittlungs- 
verfahren war Gegenstand der Anklage der Vorwurf, 
die Angeklagten hätten - versucht oder vollendet - 
durch unrichtige Behauptungen, beispielsweise 
durch Vorlage vordatierter Verträge, Quittungen 
über nicht oder nicht vollständig erbrachte Leistun- 
gen oder durch falsche Herkunftserklärungen, die 
DABA über die tatsächlichen Voraussetzungen der 
Auszahlung von Transferrubelguthaben in Mark der 
DDR bzw. nach Eintritt der Währungsunion in DM 
getäuscht und dadurch die Auszahlung von Beträgen 
in Mark der DDR bzw. in DM erreicht, obwohl darauf 
kein Anspruch bestand. Diese Sachverhalte wurden 
als Betrug bzw. als versuchter Betrug gemäß §§ 263 
bzw. 263,22,23 StGB, teilweise i.V m. § 159 StGB- 
DDR a. F./n. F. gewürdigt (Antwort der Bundesregie- 
rung vom 9. Juni 1997 auf die Kleine Anfrage der 
PDS, BT-Drucksache 13/7952, S. 2 und 4). Bei den 
Anfang Oktober 1997 von der Staatsanwaltschaft II 
bei dem LG Berlin erhobenen Anklagen ging es um 
Fälle, in denen die DABA um insgesamt rund 17 Mio. 
DM geschädigt wurde. Dazu kamen weitere Ende 
1997 angeklagte Fälle des Transferrubelbetruges, so 
daß die Anklagesumme insgesamt rd. 66 Mio. DM 
beträgt (vgl. hierzu nachstehend III. 2.). 

Von der ZERV wurde kritisch vermerkt, daß es nur zu 
wenigen Anklageerhebungen gekommen sei im Ver- 
hältnis zum Abschluß der umfangreichen und zeit- 
aufwendigen Ermittlungsarbeit. Den Grund dafür 
sah das BMF, wie sich aus der Anhörung der PStS'in 
Irmgard Karwatzki vom 29. Februar 1996 vor dem 
Untersuchungsausschuß ergab, jedoch nicht in un- 
zureichenden Ernüttlungen und einer mangelnden 
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Zusammenarbeit anderer Stellen mit der ZERV 
(Protokoll Nr. 11, S. 89). Das BMF arbeitete mit 
der ZERV vielmehr konstruktiv und intensiv zu- 
sammen. Nach dem Bericht des BMF vom Ja- 
nuar 1998 betraf dies insbesondere die Aufdeckung 
von Betrugsfällen im Transferrubelbereich im Zeit- 
raum bis Ende 1993/Anfang 1994, aber auch die im 
Jahre 1997 verstärkte Unterstützung bei den laufen- 
den Ertnittlungs verfahren und den Ende 1997 ange- 
klagten Fällen, die der Untersuchungsausschuß nä- 
her betrachtet hat (vgl. dazu nachstehend III. 2.). 
Auch bei weiteren Ermittlungsverfahren übergab das 
BMF Material und Lieferte Fakten zur Sachverhalt- 
saufklärung. Bei Auskunftsersuchen der ZERV ge- 
genüber den am Transferrubel- Verrechnungsverkehr 
beteiligten Banken hat das BMF Unterstützung ge- 
währt. Andererseits wurde den Außen wirtschafts- 
sprüfern der Hauptzollämter Einsicht in die Ermitt- 
lungsakten der ZERV ermöglicht, um bei der Prüfung 
einzelner Firmen ein koordiniertes Vorgehen zu er- 
reichen. 

Des weiteren wurde das BMF auch in Fällen, in de- 
nen die Staatsanwaltschaft der Auffassung war, daß 
die Verfahren einzustellen seien, beteiligt, hat Stel- 
lungnahmen dazu abgegeben und zum Teil gegen 
die Einstellungen votiert. Das BAW, BMWi und BMF 
hatten sich zudem im Jahre 1993 in einer gemeinsa- 
men Stellungnahme gegen globale Einstellungen im 
Transferrubelbereich gewandt. Dies hinderte aber 
die Staatsanwaltschaft nicht, aus eigenem Ermessen 
und aufgrund eigener Würdigung die einzelnen Ver- 
fahren einzustellen (Protokoll Nr. 11, S. 89). 

Der Grund für die eher geringe Anzahl von Anklage- 
erhebungen ist daher darin zu suchen, daß die 
Staatsanwaltschaft die Erfüllung der Betrugsmerk- 
male des § 263 StGB in den jeweiligen Einzelfällen - 
aus tatsächlichen Gründen - ablehnte (Protokoll Nr. 
11, S. 41 f.; vgl. hierzu näher nachstehend II. 4. d). 

Andererseits kam es im Transferrubel- und Wäh- 
rungsumstellungsbereich zu erfolgreichen Revisions- 
bzw. Beschwerdeverfahren der Staatsanwaltschaft, 
in denen den Angeklagten bzw. Angeschuldigten 
betrügerisches Handeln vorgeworfen wurde (vgl. 
BGH, 5. Strafsenat, Urteil vom 20.7.1993, Zeitschrift 
für Wirtschaft, Steuer und Strafrecht - wistra - 1993, 
S. 339 f. und Urteil des KG Berlin, 5. Strafsenat vom 
27. Dezember 1996, Az: 2 AR 61/96). Auch konnten 
laut ZERV-Bericht 1996 stillgelegte Verfahren im 
Transferrubel-Bereich von der Staatsanwaltschaft II 
bei dem LG Berlin wieder bearbeitet und durch ein 
Kommissariat und sieben Staatsanwälte verstärkt ge- 
fördert werden. 

Wie die Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin zu- 
dem ergänzend in ihrem Bericht vom Januar 1998 
ausführte, konnte die Bearbeitung der Transferrubel- 
verfahren hauptsächlich wegen Personalmangels 
(vgl. Zweiter Teil, M.II.) erst im Juli 1996 in Angriff 
genommen werden. Eine Bearbeitungsdauer beim 
LG Berlin (ab Eingang der Anklage bis zu einem Ur- 
teil) von weniger als zwei Jahren sei außerdem, bezo- 
gen auf den weiteren Verfahrensfortgang, kaum zu 
erwarten. 


II. Bereich Währungsumstellung 

1. Währungsumstellung 

Aufgrund des Vertrages über die Schaffung einer 
Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der DDR vom 
18. Mai 1990 (Staatsvertrag, BGBl. 1990, II, S. 537) 
wurde mit Wirkung vom 1. Juli 1990 die Deutsche 
Mark (DM) als Währung in der DDR eingeführt (An- 
lage 1, Art. 1, Abs. 1 des Staatsvertrages). Für die 
Umstellung in DM gab es verschiedene Umstellungs- 
sätze. Löhne, Gehälter, Stipendien, Renten, Mieten 
und Pachten wurden entsprechend einer zentralen 
Forderung der Menschen in der DDR 1 : 1 umgestellt 
(Anlage 1, Art. 7, § 1, Abs. 2 des Staatsvertrages). 
Ferner wurden Bankguthaben - ein Bargeldum- 
tausch war nicht möglich - für natürliche Personen 
mit Wohnsitz in der DDR gestaffelt nach dem Lebens- 
alter in Höhe von bis zu 2 000, 4 000 und 6 000 Mark 
der DDR 1:1 umgestellt (Anlage 1, Art. 7, Abs. 1 des 
Staatsvertrages). Im übrigen galt der Umstellungs- 
satz 2:1, d. h. für zwei Mark der DDR wurde eine DM 
gutgeschrieben, und zwar für alle Guthaben von na- 
türlichen und juristischen Personen oder Stellen mit 
Wohnsitz oder Sitz innerhalb oder außerhalb der 
DDR (Gebietsfremde), jedoch mit der Einschrän- 
kung, daß Guthaben Gebietsfremder nur 3:1 umge- 
stellt wurden, wenn sie nach dem 31. Dezember 1989 
entstanden waren (Anlage 1, Art. 6, Abs. 2, 3 des 
Staatsvertrages). Die Bestimmung knüpfte an dem 
vom 1. Januar 1990 bis 2. Mai 1990 maßgebend ge- 
wesenen amtlichen Umtauschkurs von DM in Mark 
der DDR an (Anordnung des Ministers der Finanzen 
und Preise der DDR vom 21. Dezember 1989, GBl. 
1989, I, S. 277). Mit ihr sollten nicht gerechtfertigte 
Gewinne anläßlich der Währungsunion verhindert 
werden. Ferner waren Umgehungsgeschäfte zu die- 
sen Bestimmungen nach Art. 6, Abs. 4 der Anlage 1 
des Staatsvertrages nichtig. 

Das Angebot der Bundesregierung über die im 
Staatsvertrag schließlich festgelegten Umtausch- 
kurse war bereits am 23. April 1990 in einem Bulletin 
des Presse- und Informationsamtes der Bundesregie- 
rung bekannt gemacht worden. 

2. Mißbrauch bei der Währungsumstellung 

Nach den Umstellungsregeln des Staatsvertrages lag 
ein Mißbrauch bei der Währungsumstellung insbe- 
sondere dann vor, wenn Guthaben zur Währungs- 
umstellung angemeldet wurden, die durch illegal 
eingeführtes Bargeld oder ülegalen Schwarztausch 
entstanden waren, also ein Verstoß gegen devisen- 
rechtliche Bestimmungen vorlag. Mark der DDR 
war nämlich eine reine Binnenwährung, die weder 
ein- noch ausgeführt werden durfte (Protokoll Nr. 11, 
S.43, 143). 

Ferner lag ein Mißbrauch vor allem dann vor, wenn 
die Antragsteller durch Umgehungsgeschäfte einen 
günstigeren Umstellungssatz als den zu erreichen 
suchten, der im Staatsvertrag vorgesehen war. Das 
galt insbesondere für im 1. Halbjahr 1990 entstan- 
dene Guthaben von Gebietsfremden, zu denen auch 
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westdeutsche Kontoinhaber gehörten, die eigentlich 
im Verhältnis 3:1 hätten umgestellt werden müssen, 
in einigen Fällen aber - z. B. durch Einschaltung von 
in der DDR ansässigen Personen - im Verhältnis 2:1 
umgestellt wurden (Protokoll Nr. 11, S. 43, 145). 

3. Probleme bei der Schadensermittlung 

Ähnlich wie bei den Feststellungen des Untersu- 
chungsausschusses zum entstandenen Schaden im 
Transferrubelbereich bestätigte sich die ursprünglich 
von der ZERV für den Mißbrauch bei der Währungs- 
umstellung angenommene Schadenssumme von 
mindestens 6,8 Mrd. DM nicht. 

Das BMF war auf der Grundlage der Ergebnisse um- 
fangreicher Prüfverfahren des Bundesamtes für Fi- 
nanzen (BfF) zu dem Schluß gelangt, daß der Miß- 
brauch bei der Währungsumstellung tatsächlich ge- 
ringer war als ursprünglich befürchtet und eher im 
Bereich dreistelliger Millionenbeträge liege (Proto- 
koll Nr. 11, S. 44 f.). Dabei sei insbesondere zu be- 
rücksichtigen, daß der Schaden für den Bund aus 
Umgehungsgeschäften sich häufig nicht auf den 
gesamten Guthabensbetrag belaufe, sondern in der 
Regel nur auf den Unterschied zwischen der recht- 
lich möglichen Umstellung im Verhältnis 3 : 1 und 
der tatsächlichen - aufgrund von Umgehungsge- 
schäften rechtswidrigen - Umstellung im Verhältnis 
2:1, also nur auf ein Drittel des Gesamtbetrages (Pro- 
tokoll Nr. 11, S. 45). Auch das BfF hielt die Scha- 
denssumme von 6,8 Mrd. DM für unrealistisch, da 
es unmöglich sei, daß aus einem Stand der Konten 
im Mai 1990 von 3,2 Mrd. Mark der DDR ein 
Schaden durch Währungsumstellungsmißbrauch 
von 6,8 Mrd. DM Zustandekommen könne (Protokoll 
Nr. 11, S. 183 f.). 

Das BfF geht vielmehr eher von einem Schaden in 
dreistelliger Millionenhöhe aus, wie dessen Bericht 
vom Januar 1998 bestätigt. Aufgrund der Summe der 
Rückforderungen in Höhe von 270,5 Mio. DM rechts- 
widrig umgestellter Beträge im Zusammenhang mit 
der Währungsunion (Stand: 31. Dezember 1997) 
stellte das BfF dort fest, daß die Unregelmäßigkeiten 
nur einen begrenzten Umfang erreicht hätten. 

Auch der Zeuge Dr. Joachim Erbe, der bis zur Um- 
strukturierung der Staatsanwaltschaft bei dem LG 
Berlin Ende 1994 als Oberstaatsanwalt tätig war und 
nunmehr Leiter der Stabsstelle für besondere Aufga- 
ben bei der BvS ist, machte in seiner Vernehmung 
vom 23. Mai 1996 vor dem Untersuchungsausschuß 
deutlich, daß ihm nicht ersichtlich sei, wie die Zahl 
von 6,8 Mrd. DM zustandegekommen sei, jedenfalls 
ergebe sie sich nicht aus laufenden Ermittlungsver- 
fahren (Protokoll Nr. 22, S. 141). 

LetztÜch wurde die Schadenssumme von 6,8 Mrd. 
DM aus Währungsumstellungsbetrug von der ZERV 
selbst relativiert und darauf abgestellt, daß man ur- 
sprünglich von einem Kontenstand von Gebietsfrem- 
den in Höhe von 6 Mrd. Mark der DDR und einem 
strafrechtlich relevanten Rückforderungsbedarf bei 
jeder dritten juristischen Person ausgegangen sei. 
Daneben habe man auch DDR-Guthaben berück- 
sichtigt, wie etwa eine Zahlung von 12,2 Mrd. Mark 


der DDR aus dem Ministerium der Finanzen der DDR 
an den Bereich KoKo vom Februar 1990, die rechne- 
risch nach Angabe des Leitenden Krinünaldirektors 
Uwe Schmidt von der ZERV einen Umstellungsge- 
winn von 3 Mrd. DM erbracht haben soll. Der Lei- 
tende Kriminaldirektor Uwe Schmidt von der ZERV 
räumte auf Vorhalt dieser Angaben bei seiner Infor- 
matorischen Anhörung vor dem Untersuchungsaus- 
schuß ein, daß die Schadenssumme nunmehr deut- 
lich geringer anzusetzen sei als ursprünglich einge- 
schätzt, Die ursprüngliche Summe habe man aus den 
ersten Anzeigen im ersten Jahr heraus hochgerech- 
net. Die Entwicklung habe sich aber tatsächlich nicht 
so fortgesetzt (Protokoll Nr. 6, S. 190-193). 

4. Maßnahmen zur Verhinderung, Verfolgung 
und Rückgängigmachung von Mißbrauch bei 
der Währungsumstellung/Zuständigkeiten 

a) Gesetz zur Feststellung von rechtswidrigen 
Handlungen mit Wirkung auf die 
Währungsumstellung vom 29. Juni 1990 

Schon vor der Durchführung der Währungsumstel- 
lung am 1. Juli 1990 war befürchtet worden, daß Kon- 
toinhaber in der DDR durch Umgehungsgeschäfte 
oder durch unrichtige Angaben gegenüber den kon- 
toführenden Geldinstituten rechtswidrig umgestellte 
Guthaben erschleichen könnten. Deshalb hatte be- 
reits die DDR zur Vermeidung und Aufdeckung ent- 
sprechender Unregelmäßigkeiten das Gesetz zur 
Feststellung von rechtswidrigen Handlungen mit 
Wirkung auf die Währungsumstellung von Mark der 
DDR in DM vom 29. Juni 1990 (GBl. 1990, 1, S. 501) 
erlassen. Danach wurde beim Minister der Finanzen 
der DDR eine „Prüfbehörde Währungsumstellung" 
eingerichtet, deren Aufgabe es war, rechtswidrige 
Handlungen bei der Währungsumstellung aufzudek- 
ken. Hierzu hatten die Geldinstitute Konten mit Gut- 
haben und Kontenbewegungen in bestimmter Höhe 
und einem bestimmten Zeitraum zu melden. Schlos- 
sen die Prüfungen den Verdacht einer Straftat nicht 
aus, hatte die Prüfbehörde Anzeige bei der Strafver- 
folgungsbehörde zu erstatten und die Beweismittel 
zu übergeben. Die Prüfung erstreckte sich nach dem 
Gesetz vom 29. Juni 1990 auf Konten, die bestimmte 
Schwellenwerte überschritten, u.a. Guthaben juri- 
stischer Personen ab 250 000 Mark der DDR, soweit 
diese im 1. Halbjahr 1990 entstanden waren, bei Gut- 
haben natürlicher Personen ab 100 000 Mark der 
DDR, soweit der Zuwachs der letzten neun Monate 
vor der Währungsumstellung mehr als 50 000 Mark 
der DDR betrug. 

Die Rücknahme rechtswidrig erfolgter Umstellungen 
sowie die Rückforderung rechtswidrig umgestellter 
Beträge blieb den Geldinstituten überlassen, die ent- 
sprechend den Vorschriften der Art. 5 und 6 der An- 
lage 1 des Staatsvertrages vom 18. Mai 1990 (BGBl. 
1990, II, S. 537) die Währungsumstellung selbst vor- 
genommen hatten. 

Die Aufgaben und Befugnisse der Behörden blieben 
auch nach der deutschen Einheit unverändert, da das 
Gesetz vom 29. Juni 1990 durch Anlage II, Kapitel IV, 
Abschnitt I, Nr. 4 des Einigungsvertrages in Verbin- 
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düng mit Art. 1 des Gesetzes vom 23. September 
1990 (BGBL 1990, II, S. 885) in Bundesrecht überge- 
leitet wurde. Die Prüfbehörde wurde dem BMF als 
selbständige Behörde mit Sitz in Suhl eingegliedert. 

b) Gesetz gegen rechtswidrige Handlungen bei der 
Währungsumstellung vom 24. August 1993 

Zur Vereinfachung und Verbesserung der Feststel- 
lung und Bewältigung von Mißbräuchen bei der 
Währungsumstellung, insbesondere der Rückforde- 
rung rechtswidrig umgestellter Guthaben, wurde 
1992 eine gesetzliche Neuregelung ins Auge gefaßt. 
In Vorbereitung dieses Vorhabens wurde ab 1. Juli 
1992 zunächst der OFD Berlin und ab 1. Januar 1993 
dem BfF die Bearbeitung von Einzelfällen übertragen 
und die Prüfbehörde Währungsumstellung in das 
Bundesamt eingegliedert. 

Mit Inkrafttreten des Gesetzes gegen rechtswidrige 
Handlungen bei der Währungsumstellung von Mark 
der DDR in DM vom 24. August 1993 (BGBL 1993, I, 
S. 1522) wurde die förmliche Grundlage für die orga- 
nisatorische Zuordnung der Prüfbehörde in das BfF 
geschaffen. Außerdem ging die Zuständigkeit für die 
Rücknahme- und Rückforderungsverfahren auf das 
BfF über und vereinte damit das gesamte Verfahren 
zur Feststellung von Mißbräuchen, zur Richtigstel- 
lung der Umstellungsbescheide und zur Rückforde- 
rung in einer Behörde. 

Das in Art. 1 des Gesetzes vom 24. August 1993 
beschlossene Währungsumstellungsfolgengesetz 
(WUFG) baut auf die bereits erwähnten Regelungen 
des Staatsvertrages zur Währungs-, Wirtschafts- und 
Sozialunion vom 18. Mai 1990 auf. Werden danach 
rechtswidrige Währungsumstellungen festgestellt, so 
sieht § 2 Abs. 1 WUFG vor, daß die Umstellung zu- 
rückzunehmen, gleichzeitig ein neuer Umstellungs- 
bescheid zu erlassen und der rechtswidrig umge- 
stellte Betrag in voller Höhe zur Zahlung an den Aus- 
gleichsfonds Währungsumstellung zurückzufordern 
ist. Soweit sich tatsächliche Anhaltspunkte für den 
Verdacht einer Straftat ergeben, wird ferner Anzeige 
bei der zuständigen Strafverfolgungsbehörde erstat- 
tet. 

Art. 2 des Gesetzes vom 24. August 1993 enthält zu- 
dem Änderungen des Gesetzes zur Feststellung von 
rechtswidrigen Handlungen vom 29. Juni 1990, mit 
denen die Kompetenzen der Prüfbehörde erweitert 
wurden. Der Prüfbehörde wurde u. a. damit die Mög- 
lichkeit eingeräumt, auch Valuta-Konten zu prüfen. 
Dies erschien sinnvoll, nachdem sich Hinweise erge- 
ben hatten, daß solche Konten in nicht unerheb- 
lichem Maße für rechtswidrige Manipulationen ge- 
nutzt worden waren, indem die Valutaguthaben kurz 
vor der Währungsumstellung auf der Grundlage des 
früher geltenden Richtwertkoeffizienten in Mark der 
DDR umgewandelt (1 DM = 4,40 Mark der DDR) und 
diese sodann zum 1. Juli 1990 im Verhältnis 2:1 in 
DM umgestellt worden waren. 

Wie der Leiter der Gruppe Währungsumstellung 
beim BfF, Leitender Regierungsdirektor Ulrich 
Knaack, angab, waren bis Ende 1995 insgesamt 
9 435 Kontenprüfungen vorgenommen und 446 
Rückforderungsbescheide erlassen worden. Die 


Rückforderungssumme betrug Ende 1995 207,2 Mio. 
DM (Protokoll Nr. 11, S. 170). Die PStS'in beim BMF, 
Irmgard Karwatzki, bestätigte diese Angaben in ihrer 
Informatorischen Anhörung am 29. Februar 1996 und 
versicherte zudem, daß das BfF die Prüfungen sehr 
penibel durchführe und intensiv fortsetze (Protokoll 
Nr. 11, S. 44). 

Der Stand der Arbeitsergebnisse des BfF zum 31. De- 
zember 1997 üeß demgemäß eine weitere Steigerung 
der Prüfungen und Rückforderungssummen erken- 
nen, Bis Anfang Januar 1998 wurden danach 14 890 
Prüfungen von 21 918 Konten mit einem Gesamtsal- 
do in Höhe von über 112 Mrd. Mark der DDR durch- 
geführt. In 370 Rückforderungsverfahren wurden 825 
Rückforderungsbescheide erlassen. Die Rückforde- 
rungssumme daraus beträgt 270,5 Mio. DM. Davon 
haben die Beteiligten rd. 184,8 Mio. DM zur Abwen- 
dung der sofortigen Vollziehung der Rückforde- 
rungsbescheide gezahlt. Hiervon wurde bis Ende 
1997 eine Gesamtsumme von rd. 28,8 Mio. DM be- 
standskräftig an den Erblastentilgungsfonds abge- 
führt. 

c) Gesetz über den Nachweis der Rechtmäßigkeit 
des Erwerbs von Umstellungsguthaben vom 
29. Juni 1990 

Soweit nach dem Staatsvertrag vom 18. Mai 1990 die 
Einziehung unrechtmäßig erworbener Guthaben in 
Mark der DDR in Betracht kam, hatte dies in dem 
besonderen Verfahren nach dem Gesetz über den 
Nachweis der Rechtmäßigkeit des Erwerbs von Um- 
stellungsguthaben vom 29. Juni 1990 (GBL 1990, I, 
S. 5) zu erfolgen. Zunächst war für die Durchführung 
des Verfahrens der zeitweilige Sonderausschuß der 
Volkskammer zuständig. Nach der deutschen Einheit 
ging die Zuständigkeit entsprechend Art. 3 Nr. 12 
der Vereinbarung vom 18. September 1990 zur 
Durchführung und Auslegung des Einigungsvertra- 
ges in Verbindung mit Art. 1 des Gesetzes vom 
23. September 1990 (BGBL 1990, II, S. 885) auf das Ver- 
waltungsgericht (VG) über, in dessen Bezirk das Ge- 
samtguthaben zur Umstellung angemeldet worden war. 
Danach hat das Verwaltungsgericht (VG) zu prüfen, 
ob Guthaben oder Teile davon auf Bankkonten ins- 
besondere durch Mißbrauch staatlicher und gesell- 
schaftlicher Funktionen, entstanden waren und gege- 
benenfalls den unrechtmäßigen Erwerb durch Be- 
schluß festzustellen. Hierbei handelt es sich um ein Ver- 
fahren eigener Art, in dem das VG in ausschließlicher 
Zuständigkeit Verwaltungsaufgaben wahrnimmt. 

d) Strafrechtliche Verfolgung der Mißbrauchsfälle 

Strafrechtliche Ermittlungen wurden vor allem auf- 
grund von Anzeigen und Erkenntnissen der Prüfbe- 
hörde Währungsumstellung und der ZERV eingelei- 
tet. Die Staatsanwaltschaft teilte ihrerseits der Prüf- 
behörde mit, wie die Anzeigen beschieden wurden, 
etwa durch Einstellung, Strafbefehle oder Anklage, 
wobei sich insbesondere bei Einstellungen die Mög- 
lichkeit ergab, dagegen Stellung zu nehmen. Außer- 
dem erhielt die Prüfbehörde im Gegenzug durch die 
Staatsanwaltschaft Kenntnis von Fällen, die auf an- 
dere Weise als durch die Prüfbehörde an sie herange- 
tragen wurden (Protokoll Nr. 11, S. 161, 165, 166). 
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Nach einer Statistik der Gruppe Währungsumsteh 
lung beim BfF vom Januar 1998 (Stand: 31. Dezem- 
ber 1997) wurden zusammen mit den Anzeigen der 
ehemaligen Prüf Behörde Währungsumstellung beim 
BMF in der Zeit von 1991 bis 1997 insgesamt 440 An- 
zeigen bei der Staatsanwaltschaft in Berlin erstattet. 
Zahlen für 1990 fehlen bzw. sind unbekannt. 

Nach Angaben der Staatsanwaltschaft II bei dem LG 
Berlin gab es Anfang 1996 bei der Staatsanwaltschaft 
II 64 laufende Verfahren, 37 eingestellte Verfahren 
und in 42 Fällen des Mißbrauchs bei der Währungs- 
umstellung wurden Anklagen erhoben oder Strafbe- 
fehle erlassen (Protokoll Nr. 11, S. 167). Daß es auch 
Anfang 1997 noch rund 60 laufende Verfahren gab, 
die sich mit dem Verdacht des Währungsumstel- 
lungsbetruges befaßten, bestätigte der General- 
staatsanwalt und Leiter der u.a. für diesen Bereich 
zuständigen Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin, 
Christoph Schaefgen, in der Informatorischen Anhö- 
rung des Untersuchungsausschusses vom 16. Januar 
1997 (Protokoll Nr. 48, S. 6). Bis Dezember 1997 hat- 
ten sich die Ermittlungsverfahren It. Angaben der 
Staatsanwaltschaft II vom Januar 1998 folgenderma- 
ßen entwickelt: Von 220 Verfahren, die insgesamt bei 
der Staatsanwaltschaft II wegen des Vorwurfs des 
Betruges im Zusammenhang mit der Umstellung von 
Mark der DDR in DM anhängig gewesen sind, wur- 
den 58 Verfahren durch Anklage oder Strafbefehl er- 
ledigt, davon wiederum 36 rechtskräftig. In 73 Fällen 
sei das Verfahren eingestellt worden. Weitere Verfah- 
ren seien durch Verbindung bzw. Abgabe an andere 
Staatsanwaltschaften erledigt worden, so daß Ende 
Dezember 1997 noch 21 Verfahren im Bereich des 
sog. Währungsumstellungsbetruges bei der Staatsan- 
waltschaft II bei dem LG Berlin anhängig waren. 

Vor der bereits erwähnten Umstrukturierung und 
Neubildung der Staatsanwaltschaft II bei dem LG 
Berlin Ende 1994 wurde der Bereich der vereini- 
gungsspezifischen Wirtschaftskriminalität - wozu 
auch der Transferrubel-AVährungsumstellungsbe- 
trug gehörte - durch die allgemein für Wirtschaftskri- 
minalität zuständige Hauptabteilung C der Staatsan- 
waltschaft bei dem LG Berlin bearbeitet, deren Leiter 
ab 1990/1991 bis Ende 1994 Oberstaatsanwalt Dr. 
Joachim Erbe war (Protokoll Nr. 22, S. 8). 

Nach den Feststellungen des Untersuchungsaus- 
schusses gab es bei der strafrechthchen Verfolgung 
von Mißbrauchsfällen bei der Währungsumstellung 
insbesondere zwischen der ZERV und der Prüfbehör- 
de Währungsumstellung beim BfF auf der einen und 
der für die Strafverfolgung vor der Umstrukturierung 
Ende 1994 zuständigen Staatsanwaltschaft bei dem 
LG Berlin auf der anderen Seite unters chiedhche 
Auffassungen darüber, wann der Tatbestand des Be- 
truges im Bereich Währungsumstellung zu bejahen 
sei. Der Leitende Regierungsdirektor beim BfF, Ul- 
rich Knaack, und der Vertreter des BMF, Norbert 
Radermacher, haben in der Informatorischen Anhö- 
rung vom 29. Februar 1996 des Untersuchungsaus- 
schusses übereinstimmend bekundet, daß auch die 
Zusammenarbeit und der Informationsaustausch mit 
der damaligen Staatsanwaltschaft, etwa in bezug auf 
die angezeigten Fälle, nicht immer reibungslos funk- 
tioniert habe (Protokoll Nr. 11, S. 89, 165). 


Wie der Untersuchungsausschuß weiterhin fest- 
stellte, wurde der damaligen Abteilung der Berliner 
Staatsanwaltschaft und ihrem Leiter, Oberstaatsan- 
walt Dr. Erbe, auch in der Presse vorgeworfen, auf- 
grund einer „Berliner Rechtsauffassung“ bereits 47 
von 325 Fällen eingestellt zu haben und „quasi im 
Handstreich auch die restlichen Verfahren zu den 
Akten legen zu wollen“. Zu der speziellen Rechtsauf- 
fassung zum Tatbestand des Betruges wurde Ober- 
staatsanwalt Dr. Erbe mit dem Satz zitiert: 

„Die Antragsteller mußten als Kunden bei der 
Bank unterschreiben, daß ihnen ihr Guthaben wirt- 
schaftlich und rechtlich zusteht, daß sie nicht ge- 
gen die DDR-Devisen-Gesetze verstoßen haben. 
Da kann man strafrechtlich keine Täuschung und 
keinen Irrtum verfolgen “. 

In der Informatorischen Anhörung vom 18. Januar 
1996 vertrat dagegen der Leitende Kriminaldirektor 
Uwe Schmidt von der ZERV die Meinung, daß in sol- 
chen Fällen ein Betrug vorliege und durch die 
Rechtsauffassung der damaligen Berliner Staatsan- 
waltschaft die Prüfbehörde Währungsumstellung, 
die die Mißbräuche habe zur Anzeige bringen müs- 
sen, erheblich verunsichert worden und wertvolle 
Zeit für die Ermittlungsarbeit verloren gegangen sei 
(Protokoll Nr. 6, S. 188-190). Außerdem war dem Un- 
tersuchungsausschuß u. a. durch die ZERV mitgeteilt 
worden, daß eine Reihe von durch die damals zustän- 
dige Staatsanwaltschaft bei dem LG Berlin einge- 
stellter Verfahren im Transferrubel- bzw. Währungs- 
umstellungsbereich im Anschluß an ein höchstrich- 
terhches Urteil (BGH, 5. Strafsenat, Urteil vom 20. Juh 
1993, Zeitschrift für Wirtschaft, Steuer und Strafrecht 
- wistra - 1993, S. 339 f.) wieder aufgenommen wer- 
den mußte (Protokoll Nr. 22, S. 29 ff.). In diesem Revi- 
sionsverfahren ging es um ein Urteil des Landge- 
richts Berlin, das die Angeklagten, denen fortgesetz- 
ter Betrug bei Transferrubelgeschäften im Rahmen 
der Währungsumstellung in der DDR vorgeworfen 
wurde, freigesprochen hatte. Der Tatvorwurf ging 
dahin, die Angeklagten hätten wahrheitswidrig er- 
klärt, ihrer in Berlin (West) ansässigen Gesellschaft 
zustehende Guthaben auf Konten eines Geldinstituts 
der DDR stünden „rechtlich und wirtschaftlich dem 
Kontoinhaber“ , nämlich einer Gesellschaft mit Sitz in 
Berlin (Ost), zu. Dadurch hätten sie erreicht, daß für 
2 Mark der DDR 1 DM gutgeschrieben wurde, wäh- 
rend sonst die Guthaben im Verhältnis 3:1 umgesteUt 
worden wären. Sie hätten insoweit einen zweistel- 
ligen Millionenbetrag in DM zuviel erhalten. 

Das LG hielt die im Rahmen der Kontenumstellung 
gegebenen Erklärungen zwar für objektiv falsch, 
konnte aber nicht ausschließen, daß die Angeklagten 
annahmen, bei der von ihnen gewählten Geschäfts - 
Struktur die erlangten Beträge berechtigt vor Über- 
weisung auf Konten der Westberliner Gesellschaft 
durch die OstberÜner Gesellschaft umstellen lassen 
zu können. Dabei stützte sich das LG in der Beweis- 
würdigung auf den Inhalt von verschiedenen Schrift- 
stücken und Zeugenaussagen, die letztlich zum Frei- 
spruch der Angeklagten führten. 

Der BGH kam jedoch zu dem Schluß, daß die - zum 
Freispruch führende - Be weis Würdigung des erken- 
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nenden Gerichts fehlerhaft war, da es u. a. den zeit- 
lichen Zusammenhang zwischen dem Bekanntwer- 
den der Währungsumstellung und der Gründung der 
Gesellschaft in Berlin (Ost) übergangen habe, der die 
Prüfung nahegelegt hätte, ob die Einschaltung der 
Gesellschaft in Berlin (Ost) von vornherein zu betrü- 
gerischen Zwecken erfolgte. Auf die Revision der 
Staatsanwaltschaft II wurde das freisprechende Urteil 
des Landgerichts Berlin aufgehoben. 

Zu den Angaben der ZERV und der Prüfbehörde 
Währungsumstellung in bezug auf die Schwierigkei- 
ten in der Zusammenarbeit und den Auffassungsun- 
terschieden beim Währungsumstellungsbetrug sowie 
der daraus resultierenden hohen Anzahl von einge- 
stellten Verfahren in der damaligen Staatsanwalt- 
schaft bei dem LG Berlin wurde der damals zuständi- 
ge Oberstaatsanwalt, Dr. Joachim Erbe, von dem Un- 
tersuchungsausschuß am 23. Mai 1996 vernommen. 
Dabei erläuterte der Zeuge, daß bei den Mißbrauchs- 
fällen im Bereich der Währungsumstellung meist Be- 
trugstatbestände in Betracht gekommen seien. Hier- 
für sei u. a. eine Täuschungshandlung und eine irr- 
tumsbedingte Vermögensverfügung des Opfers not- 
wendig (Protokoll Nr. 22, S. 21). Die Rechtsauffassun- 
gen zu den Tatbeständen der Untreue und des Betru- 
ges seien sehr vielfältig. In keinem einzigen Fall des 
Betruges im Zusammenhang mit der Schaffung der 
Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion sei jedoch 
ein Verfahren in seinem Verantwortungsbereich aus 
einer rechtlichen Überlegung heraus eingestellt wor- 
den. Vielmehr habe es eine große Anzahl von Fällen 
gegeben, die auf tatsächlicher Grundlage eingestellt 
wurden, weil die geführten Ermittlungen zu dem Er- 
gebnis gekommen seien, daß entweder keine Täu- 
schung Vorgelegen habe oder bei dem Opfer kein Irr- 
tum entstanden sei oder jedenfalls eine irrtumsbe- 
dingte Vermögensverfügung nicht feststellbar gewe- 
sen sei (Protokoll Nr, 22, S, 23). 

Da bei jeder Anzeige ein Ermittlungsverfahren eröff- 
net worden sei und viele dieser Anzeigen nicht genü- 
gend tatsächliche Anhaltspunkte für eine Straftat 
enthalten hätten, sondern allenfalls Vermutungen, 
seien auch viele Verfahren eingestellt worden, weil 
bereits kein Anfangsverdacht Vorgelegen habe 
(Protokoll Nr. 22, S. 32 f., 43^6). 

Dr. Erbe betonte des weiteren, daß die Prüfgruppe 
Währungsumstellung beim BfF nicht in einem einzi- 
gen Fall von der eigenständigen und eigenverantwort- 
lichen Prüfung etwaiger Rückforderungsansprüche 
abgesehen habe, weil er bzw. die Staatsanwaltschaft 
bei dem LG Berlin keinen hinreichenden Tatverdacht 
festgestellt hätte. Das eine habe nüt dem anderen 
nichts Zutun gehabt (Protokoll Nr. 22, S. 36 ff.). 

Die Aussagen des Zeugen Dr. Erbe deckten sich in- 
soweit in wesentlichen Punkten mit den Ausführun- 
gen des Leitenden Regierungsdirektors beim BfF 
und dortigen Leiters der Prüfgruppe Währungsum- 
stellung, LTlrich Knaack, der in der Informatorischen 
Anhörung vom 29. Februar 1996 vor dem Untersu- 
chungsausschuß zugab, daß in der Anfangszeit, d. h. 
insbesondere vor 1994, eine Vielzahl von Anzeigen 
an die Strafverfolgungsbehörden ergingen, die nicht 
unbedingt den Verdacht einer Straftat nahegelegt 


hätten. Vielmehr seien alle Fälle angezeigt worden, 
von denen man meinte, es sei nicht rechtens gelau- 
fen. Auch müsse man der Staatsanwaltschaft zuge- 
stehen, sich aufgrund der angezeigten Fälle ihre 
eigene Meinung zu bilden und aus eigenem Ermes- 
sen und eigener Würdigung Verfahren einzustellen 
(ProtokoUNr. 11, S. 89, 165-168). 

Diese Aussagen werden zudem durch die Statistik 
der Gruppe Währungsumstellung beim BfF vom 
Januar 1998 belegt. Sie besagt, daß von den in den 
Jahren 1991 bis 1997 erstatteten 440 Anzeigen bei 
der Staatsanwaltschaft allein 381 auf die Jahre 1991 - 
1993 entfallen. 

Im übrigen bestritt der Zeuge Dr. Erbe eine andere 
rechtliche Beurteilung als das BfF, die Staatsanwalt- 
schaft bei dem KG und die Staatsanwaltschaft bei 
dem LG Berlin im Hinblick auf Falschangaben zur 
Antragsversicherung devisenrechtlicher Konformität 
und zur Antragstelleridentität als Deviseninländer 
(sog. Strohmannfälle) vertreten zu haben. Dies habe 
er sogar in einer Verfügung vom 1. Februar 1994 an 
seine Mitarbeiter festgehalten. Diese Ansicht habe er 
auch vor dem 1. Februar 1994 vertreten, insbesonde- 
re auch schon vor Erlaß des BGH-Urteils vom 20. Juli 
1993 (Protokoll Nr. 22, S. 30, 32). Im übrigen habe er 
und die damals zuständige Staatsanwaltschaft bei 
dem LG Berlin das diesem BGH-Urteil zugrundelie- 
gende Rechtsmittel der Revision nach dem Freispruch 
des Landgerichts Berlin eingelegt, weil sie das Verhal- 
ten der Angeklagten insoweit für betrügerisch hielten. 
Er habe das Revisionsverfahren sogar gegen die Stel- 
lungnahmen von Dienstvorgesetzten der Staatsan- 
waltschaft bei dem KG, die die Revision für erfolglos 
hielten, durchgesetzt. Die Revision habe auch Erfolg 
gehabt und der BGH habe das freisprechende Urteil 
des Landgerichts Berlin aufgehoben (Protokoll Nr. 22, 
S. 31 ff.). Ferner treffe im Hinbhck auf seine vorheri- 
gen Ausführungen die Behauptung nicht zu, daß auf- 
grund dieses BGH-Urteils dann eine ganze Reihe von 
eingestellten Ermittlungsverfahren wieder aufgenom- 
men werden mußten (Protokoll Nr. 22, S. 29 f.). 

Der Untersuchungsausschuß stellte abschheßend 
fest, daß es zwar anfänglich Auffassungsunterschie- 
de und Probleme im Informationsaustausch bei den 
Fällen des Transferrubel-AVährungsumstellungsbe- 
truges zwischen der bis Ende 1994 zuständigen 
Staatsanwaltschaft bei dem LG Berlin auf der einen 
und der Prüfbehörde Währungsumstellung sowie der 
ZERV auf der anderen Seite gegeben hat. Außerdem 
wurde aufgrund übereinstimmender Aussagen des 
Zeugen Dr. Erbe und des Leiters der Prüfgruppe 
Währungsumstellung, Ulrich Knaack, festgestellt, 
daß die hohe Anzahl von Einstellungen bei Ermitt- 
lungsverfahren aufgrund mangelnder tatsächlicher 
Verdachtsmomente für ein strafbares Verhalten er- 
folgte, weil eine Vielzahl von Anzeigen an die Staats- 
anwaltschaft erging, die jeglichen - auch vermuteten 
- und nicht unbedingt strafrechtlich relevanten Miß- 
brauch der Währungsumstellung betrafen. Des wei- 
teren stellte der Untersuchungsausschuß aber auch 
fest, daß diese anfänglichen Schwierigkeiten jetzt je- 
denfalls überwunden sind, da die Zusammenarbeit 
mit der nunmehr zuständigen Staatsanwaltschaft II 
bei dem LG Berlin von der ZERV sowie der Prüf- 
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gruppe Währungsumstellung übereinstimmend als 
reibungslos und gut beurteilt wurde (Protokoll Nr. 1 1 , 
S. 166; Protokoll Nr. 6, S. 189 f.). 

III. Einzelne Mißbrauchsfälle im 
Transferrubelbereich und bei der 
Währungsumstellung 

Der Untersuchungsausschuß befaßte sich im Zusam- 
menhang mit der mißbräuchlichen Inanspruchnahme 
des Transferrubel- Verrechnungsverkehrs und der 
Regelungen zur Währungsumstellung auch mit eini- 
gen emplarischen Einzelfällen in diesem Bereich. 

1. Beispielfälle des Transferrubelbetruges 

Um die Vorgehensweise bei unrechtmäßigen Hand- 
lungen im Bereich Transferrubel weiter zu beleuch- 
ten, hat sich der Untersuchungsausschuß durch Bei- 
ziehung von Unterlagen der Staatsanwaltschaft II bei 
dem LG Berlin zu verschiedenen Strafverfahren, die 
Transferrubelbetrügereien zum Gegenstand haben, 
über konkrete Beispielsfälle unterrichtet und folgen- 
de Sachverhalte festgestellt: 

a) Doppel Konvertierungen 

In zwei der bei dem LG Berlin durch die Staatsan- 
waltschaft II angeklagten Verfahren wurde den An- 
geschuldigten vorgeworfen, in mehreren Einzelfällen 
durch doppelte Konvertierung den Transferrubel- 
Verrechnungsverkehr für ein und dieselbe Warenlie- 
ferung unberechtigt in Anspruch genommen zu ha- 
ben. In beiden Verfahren bestand die vermutete Tat- 
ausführung darin, daß die Angeschuldigten - einmal 
in zwölf Fällen, einmal in sieben Fällen - bei der 
Deutschen Außenhandelsbank AG (DABA) die zur 
Konvertierung von Transferrubeln (XTR) in Mark der 
DDR, bzw, nach der Währungsunion (1. Juli 1990) 
in DM, im Wege des Sofortbezahlungsverfahrens 
seitens der Bank geforderten Unterlagen eingereicht 
haben, obwohl die entsprechenden Beträge durch 
die DABA bereits konvertiert waren bzw. in einem 
Fall der entsprechende Betrag kurze Zeit später kon- 
vertiert wurde. 

Das Sofortbezahlungsverfahren (Inkasso mit Nach- 
akzept) stellte, wie bereits oben dargestellt (vgl. vor- 
stehend I.I.), die regelmäßige Form der Zahlung im 
Transferrubel- Verrechungsverkehr dar. Die Konver- 
tierung von XTR in Mark der DDR, bzw. ab dem 
1. Juli 1990 auch in DM, wurde jedoch erst ausgelöst, 
nachdem der Verkäufer gegenüber der DABA den 
erfolgten Warenversand oder die erfolgte Waren- 
übergabe an den Käufer belegte. Dazu mußte der 
Verkäufer der DABA in der Regel ein ausgefülltes 
Antragsformular (Formular „AH 9100“), Währungs- 
faktura, Dokumente zum Nachweis der erfolgten 
Warenübergabe oder des erfolgten Warenversands 
(z. B. bestätigte Lieferscheine) und den genehmigten 
Exportauftrag (Trockensiegelung durch Prägesiegel) 
einreichen. 

In den Fällen, mit denen sich der Untersuchungsaus- 
schuß beispielhaft befaßte, konvertierten die Mitar- 
beiter der DABA nach Prüfung der durch die Ange- 


schuldigten vorgelegten Unterlagen über Warenlie- 
ferungen an Vertragspartner in Polen und der dama- 
ligen UdSSR die vereinbarte Transferrubelsumme zu- 
gunsten der Gesellschaften, deren Geschäftsführer 
die Angeschuldigten waren. In einem Verfahren 
(zwölf Einzelfälle) waren dies insgesamt rd. 2,9 Mio. 
Transferrubel, was einem Betrag in Höhe von rd. 
6,7 Mio. DM entspricht. In dem anderen Verfahren 
(sieben Einzelfälle) wurden rd. 3,8 Mio. Transferrubel 
konvertiert und der entsprechende Gegenwert von 
rd. 8,8 Mio. DM gutgeschrieben. 

In beiden Verfahren hatten die Angeschuldigten, so 
die Annahme der Staatsanwaltschaft, die Konvertie- 
rung bei der DABA im Sofortbezahlungsverfahren 
ausgelöst, obwohl sie wußten, daß die Vertragspart- 
ner in Polen und der damaligen UdSSR die entspre- 
chenden Beträge bereits im Vorauskasseverfahren 
angewiesen und die DABA diese nach Eingang be- 
reits konvertiert hatte bzw. in einem Einzelfall kurze 
Zeit später konvertieren würde. 

Die Zahlungsweise im sogenannten Vorauskassever- 
fahren war zwar im Gegensatz zum Sofortbezah- 
lungsverfahren (Inkasso mit Nachakzept) nicht in 
den Allgemeinen Bedingungen für die Warenliefe- 
rungen zwischen den Organisationen der Mitglieds- 
länder des RGW 1968/1988 (ALB/RGW) (vgl. vorste- 
hend I.l.) vorgesehen, andererseits aber auch nicht 
untersagt. Bei dieser Zahlungsart veranlaßte der 
Käufer über die Internationale Bank für Wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit in Moskau (IBWZ) und die 
DABA, den vereinbarten Betrag dem Verkäufer in der 
DDR zukommen zu lassen. Der wesentliche Unter- 
schied zum Sofortbezahlungsverfahren bestand dar- 
in, daß die Konvertierung von XTR durch die DABA 
nicht von der bereits erfolgten Warenlieferung ab- 
hängig und die Vorlage von Unterlagen nicht erfor- 
derlich war. Die Konvertierung erfolgte vielmehr in 
der Annahme, daß ein Käufer keine XTR anweisen 
werde, wenn er keine entsprechende Ware hierfür 
erhalte. 

Die Angeschuldigten nutzten diesen Umstand für 
sich und lösten die Konvertierung im Sofortzahlungs- 
verfahren bei der DABA aus, obwohl sie die mit ihren 
ausländischen Vertragspartnern für die Lieferung 
vereinbarten Beträge schon erhalten hatten, bzw. in 
einem Fall kurze Zeit danach erhielten. Hätten die 
Mitarbeiter der DABA, die die Konvertierung im So- 
fortbezahlungsverfahren prüften und durchführten, 
gewußt, daß die für die gleichen Warenlieferungen 
vereinbarten Beträge bereits im Vorauskasseverfah- 
ren zugunsten der Angeschuldigten konvertiert wa- 
ren, bzw. in einem Fall kurze Zeit später konvertiert 
wurden, hätten sie die Konvertierung nicht ein zwei- 
tes Mal durchgeführt, da die Angeschuldigten kei- 
nen Anspruch darauf hatten. Durch die so erreichte 
doppelte Konvertierung von in einem Verfahren 
rd. 2,9 Mio. Transferrubel und in dem anderen Ver- 
fahren von rd. 3,8 Mio. Transferrubel - so die Schluß- 
folgerung der Staatsanwaltschaft II - wurde der ent- 
sprechende Gegenwert von rd. 6,7 Mio. DM und 5,8 
Mio. DM den für die Gesellschaften der Angeschul- 
digten eingerichteten Konten bei der DABA zweimal 
gutgeschrieben und anschließend durch die Gesell- 
schaften für eigene Zwecke verbraucht. Dieses Ver- 
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halten, so die Staatsanwaltschaft II, sei als Betrug 
dementsprechend strafbar u. a. nach § 263, Abs. 1 
und 3 StGB. 

b) Konvertierung ohne Lieferung 

Eine weitere Begehungsvariante des „Transferrubel- 
betruges" in den Fällen, über die sich der Untersu- 
chungsausschuß durch Beiziehung von Unterlagen 
der Staatsanwaltschaft II in Berlin näher unterrichtet 
hat, bestand darin, die Konvertierung der Transferru- 
bel im Wege des Sofortbezahlungsverfahrens auszu- 
lösen, obwohl dessen wesentlichste Voraussetzung, 
der erfolgte Warenexport bzw. die erfolgte Waren- 
übergabe, im Zeitpunkt der Konvertierung nicht er- 
füllt war. 

Diese Tatvariante wurde, wie der Untersuchungsaus- 
schuß feststellte, auch von den Angeschuldigten an- 
gewandt, die bereits in zwölf Einzelfällen die oben 
beschriebenen Doppelkonvertierungen ausgelöst ha- 
ben sollen. In vier weiteren Einzelfällen, in denen sie 
mit ihrem polnischen Vertragspartner Warenlieferun- 
gen im Wert von insgesamt rd. 18,3 Mio. Transferru- 
bel, also rd. 42,7 Mio. DM, vereinbart hatten, soUen 
die Angeschuldigten Konvertierungen im Sofortbe- 
zahlungsverfahren bei der DABA ausgelöst haben, 
auf die sie keinen Anspruch hatten. 

Zu diesem Zweck sollen die Angeschuldigten die für 
dieses Verfahren erforderlichen Unterlagen bei der 
DABA vorgelegt haben, u. a. inhaltlich falsche „be- 
stätigte Lieferscheine", um die angeblich erfolgte 
Warenlieferung zu belegen. Diese Lieferscheine sol- 
len mit Firmenstempel und Unterschrift des polni- 
schen Vertragspartners versehen gewesen sein. Der 
Verwaltungspraxis der DABA entsprechend seien die 
dort prüfenden Angestellten davon ausgegangen, 
daß solche „bestätigten Lieferscheine" bereits er- 
folgte Warenübergaben an den polnischen Vertrags- 
partner dokumentierten und das Unternehmen der 
Angeschuldigten damit einen Anspruch auf die Kon- 
vertierung hatte. Dadurch bedingt habe die DABA 
die entsprechenden Beträge für das Unternehmen 
der Angeschuldigten konvertiert. In Wirklichkeit sei 
zu dem Zeitpunkt der Übergabe der Unterlagen an 
die DABA und der anschließenden Konvertierung 
aber noch keine Ware übergeben gewesen. 

Obwohl zu einem späteren Zeitpunkt noch Lieferun- 
gen seitens der Angeschuldigten an die polnischen 
Vertragspartner erfolgt seien, sei der Schaden, so die 
Staatsanwaltschaft II, mit der Konvertierung in voller 
Höhe eingetreten, da die Angeschuldigten zu diesem 
Zeitpunkt keinen Anspruch auf Umstellung der 
Transferrubel in Mark der DDR bzw. in DM gehabt 
hätten. Die DABA habe nämlich nur einen einrede- 
behafteten Anspruch auf Verrechnung der Transfer- 
rubel im Gegenzug erhalten, da die Voraussetzungen 
des Sofortbezahlungsverfahrens, nämlich die erfolgte 
Warenübergabe, gerade nicht erfüllt gewesen und 
die Transferrubelgutschrift damit rechtsgrundlos er- 
folgt sei. Außerdem hätten die Angeschuldigten mit 
den so erworbenen Mark der DDR bzw. DM an wei- 
teren Transferrubelgeschäften teilnehmen können, 
die ebenfalls Gegenstand von Ermittlungsverfahren 
seien. Desweiteren seien die später erfolgten Liefe- 


rungen, für die die Angeschuldigten die konvertier- 
ten Beträge erhalten hätten, teilweise nur unvollstän- 
dig oder von anderer Art gewesen, teilweise zu er- 
heblich günstigeren Preisen und teilweise an andere 
Vertragspartner aus Nicht-RGW-Ländern abgegeben 
worden. Daher wäre, It. Staatsanwaltschaft II, auch 
zu einem späteren Zeitpunkt nur hinsichtlich von 
Teilen der Exportaufträge ein Anspruch auf Konver- 
tierung entstanden. 

Für die Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin han- 
delten die Angeschuldigten damit auch in den vier 
Einzelfällen dieser Begehungsvariante betrügerisch 
u. a. nach § 263 Abs. 1 und 3, StGB. 

In einem weiteren komplexen Fall ging es ebenfalls 
um das unrechtmäßige Auslösen einer Transferrubel- 
konvertierung durch die DABA im Wege des Sofort- 
bezahlungsverfahrens, ohne daß eine tatsächliche 
Lieferung von Waren erfolgt sein soll. Der Fall wurde 
durch die Staatsanwaltschaft in drei Verfahren aufge- 
spalten, da die Angeschuldigten als vermeintliche 
oder tatsächliche Bevollmächtigte von drei unter- 
schiedlichen Firmen in drei unterschiedlichen Län- 
dern gesondert verfolgt wurden. Sie sollen aber, wie 
die Staatsanwaltschaft fest stellte, die Tat planmäßig, 
gemeinsam und arbeitsteilig ausgeführt haben. 

Dies soll in folgender Weise geschehen sein: 

Grundlage der Tatausführung waren angeblich zwi- 
schen den Angeschuldigten vereinbarte Verträge 
über den Import bzw. Export von Waren. Zum einen 
soll einer der Angeschuldigten als Vertreter einer 
Handelsgeschäft in der DDR den Importvertrag mit 
einer Gesellschaft im ehemaligen Jugoslawien über 
eine Warenlieferung geschlossen haben. Der Import- 
vertrag wurde jedoch in Wahrheit nicht von einem 
Bevollmächtigten der Gesellschaft im ehemaligen 
Jugoslawien abgeschlossen, sondern von einem der 
Angeschuldigten, der als Bevollmächtigter dieses 
Unternehmens fungierte. Er erstellte mit den Ange- 
schuldigten aus dem DDR-Unternehmen die entspre- 
chenden Vertrags- und Rechnungsunterlagen, die 
den Warenimport belegen sollten. Die Angeschuldig- 
ten aus der DDR-Handelsgesellschaft sollen des wei- 
teren einen Exportvertrag über die angeblich im ehe- 
maligen Jugoslawien bestellten Waren mit den An- 
geschuldigten geschlossen haben, die ein Unterneh- 
men in der damaligen UdSSR vertraten. Eine reale 
Geschäftstätigkeit, insbesondere Warenlieferungen 
aufgrund des angeblichen Import- und des Export- 
vertrages waren jedoch, so die Staatsanwaltschaft II, 
nie geplant und wurden auch nicht durchgeführt. 

Unter Vortäuschung einer Teillieferung auf den Ex- 
portvertrag sollen die Angeschuldigten aus der DDR 
dennoch die Konvertierung von Transferrubeln im 
Sofortbezahlungsverfahren durch die DABA veran- 
laßt haben. Die Transferrubel waren durch den Ver- 
tragspartner in der damaligen Sowjetunion auf die 
angebliche Teillieferung hin angewiesen worden. 
Zum Zwecke der Konvertierung bei der DABA legten 
die Angeschuldigten den Exportvertrag, die Wäh- 
rungsfaktura und eine Frachtbescheinigung bei der 
DABA vor. Die Mitarbeiterin der DABA, die die 
Unterlagen prüfte, ging davon aus, daß ein reales 
Außenhandelsgeschäft zwischen den Unternehmen 
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in der DDR und der ehemaligen Sowjetunion statt- 
gefunden hatte und veranlaßte die Konvertierung 
des Transferrubel-Zahlungseingangs, den die Ange- 
schuldigten als Vertreter des sowjetischen Vertrags- 
partners initiiert haben sollen. Es wurden für die an- 
gebliche Teillieferung von Waren 3,5 Mio. Transfer- 
rubel in 8,2 Mio. DM zugunsten der DDR-Han- 
delsgesellschaft umgestellt und gutgeschrieben. Dies 
geschah, so die Staatsanwaltschaft II, in Unkenntnis 
der Tatsache, daß tatsächlich entsprechende Waren 
weder durch das Unternehmen im ehemaligen Jugo- 
slawien an die DDR-Handelsgesellschaft noch durch 
die DDR-Handelsgesellschaft in die ehemalige So- 
wjetunion geliefert worden sein sollen. Damit habe 
die DDR-Handelsgesellschaft keinen Anspruch auf 
Konvertierung eines diesbezüglichen Transferrubel- 
Zahlungseingangs im Wege des Sofortbezahlungs- 
verfahrens gehabt, denn die erfolgte Warenübergabe 
oder die erfolgte Warenübersendung hätte als 
wesentliche Voraussetzung einer Konvertierung im 
Sofortbezahlungsverfahren vorliegen müssen. 

Später wurde der Transferrubelzahlungseingang bei 
der DABA seitens des Unternehmens der ehemaligen 
Sowjetunion zwar storniert wegen angeblicher Liefe- 
rungen nicht bestellter Ware. Die Prüfung der Recht- 
mäßigkeit der Stornierung oblag dabei der Außen- 
wirtschaftsbank in der ehemaligen Sowjetunion, die 
den Stornierungsbetrag bei der DABA anschüeßend 
zurückbuchte. Die DABA rückbelastete daraufhin ih- 
rerseits das Konto der DDR-Handelsgesellschaft mit 
dem von ihr zuvor gutgeschriebenen Betrag von rd. 
8,2 Mio. DM. Der sowjetische Vertragspartner der 
DDR-Handelsgesellschaft veranlaßte jedoch erneut 
die Zahlung des gleichen Transferrubelbetrages für 
die angebliche Lieferung von Waren, so daß auch die 
DABA - gestützt auf die bereits bei der ersten Kon- 
vertierung durchgeführte Prüfung - die Konvertie- 
rung des Transferrubelbetrages zugunsten der DDR- 
Handelsgesellschaft der Angeschuldigten abermals 
durchführte. Aufgrund einer bankintemen Regelung 
der DABA wurde bei erneuten Zahlungseingängen 
infolge einer Stornierung der jeweilige Geschäfts Vor- 
fall nicht noch einmal geprüft, so daß sich die Mitar- 
beiter der DABA, die die erneute Konvertierung ver- 
anlaßten, auf die Richtigkeit der Prüfung bei der er- 
sten Konvertierung verließen. Insofern habe sich die 
in diesem Fall herrschende Fehlvorstellung, daß das 
Exportgeschäft in die ehemalige Sowjetunion wirk- 
lich stattgefunden habe, auch bei der zweiten Kon- 
vertierung fortgesetzt, da sich die Mitarbeiter der 
DABA, die die zweite Konvertierung veranlaßten, auf 
die erste Prüfung ihrer Kollegen verlassen hatten. 

Diese nach dem Dafürhalten der Staatsanwaltschaft 
II durch das Verhalten der Angeschuldigten bedingte 
rechtsgrundlose Konvertierung des XTR-Betrages 
habe zu einem Schaden bei der DABA geführt, die 
für ihre Gutschrift von rd. 8,2 Mio. DM auf das Konto 
der DDR-Handelsgesellschaft der Angeschuldigten 
nur wirtschaftlich ungleichwertige und nicht frei ver- 
fügbare Ansprüche auf Verrechnung des XTR-Betra- 
ges gegen die IBWZ Moskau erhalten habe. 

Das beschriebene Verhalten der gemeinschaftlich 
handelnden Angeschuldigten, die in drei Verfahren 
gesondert verfolgt wurden, wurde durch die Staats- 


anwaltschaft II bei dem LG Berlin als Betrug u. a. 
gern. §§ 263 Abs. 1, 25 StGB gewertet. 

Hinsichtlich der wirtschaftlichen Ungleichwertigkeit 
der XTR- Ansprüche der DABA wurden z.T. Zweifel 
angemeldet. Die Gruppe der PDS fragte die Bundes- 
regierung in einer Kleinen Anfrage daraufhin u. a. 
danach, welche Auffassung die Bundesregierung 
dazu vertrete. Nach Ansicht der Bundesregierung ist 
die wirtschaftliche Ungleichwertigkeit der XTR-An- 
sprüche der DABA vor allem darin zu sehen, daß in 
den Verhandlungen mit den ehemaligen RGW-Län- 
dern über die Regelung deutscher Transferrubelgut- 
haben ein Gegenwert in Höhe der an die Unterneh- 
men ausgezahlten DM-Beträge nicht erzielt werden 
könne. Zudem hätten es einige RGW-Länder in den 
bisherigen Verhandlungen auch abgelehnt, für deut- 
sche Transferrubelguthaben, die durch mißbräuch- 
liche Geschäfte entstanden seien, einen Gegenwert 
bereitzustellen (vgl. Antwort der Bundesregierung 
vom 12. Juni 1997 auf die Kleine Anfrage der Abge- 
ordneten Christa Luft u. a. und der Gruppe der PDS, 
BT-Drucksache 13/7952, S. 5). Zudem ist die Bundes- 
republik Deutschland mit Rußland in einer Gemein- 
samen Erklärung vom 16. Dezember 1992 übereinge- 
kommen, daß im Laufe von acht Jahren die Transfer- 
rubel-Frage nicht zum Gegenstand einer Diskussion 
gemacht wird, wie die Bundesregierung in einer Ant- 
wort vom 24. Februar 1995 auf die Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Dr. Christa Luft und weiterer 
Abgeordneter der PDS erläuterte (BT-Drucksache 
13/639, S. 2). 

2. Konsortialdarlehen Dresden 

Ein - allein aufgrund der streitigen Beträge in drei- 
stelliger Millionenhöhe - bedeutender und komplexer 
Fall ist der des sogenannten Konsortialdarlehens 
Dresden, der nach den Feststellungen des Untersu- 
chungsausschusses auch in verschiedene andere den 
Untersuchungsauftrag betreffende Bereiche hinein- 
reichte. Die bei der Untersuchung festgestellten 
Sachverhalte haben im wesentlichen drei Hauptkom- 
ponenten erkennen lassen, die jedoch meist in Wech- 
selwirkung zueinander stehen. Zum einen handelt es 
sich um die eigentliche Darlehensgewährung an die 
Stadt Dresden und die anschließende Währungsum- 
stellung mit dem vermuteten Umgehungsgeschäft, 
ferner um den Vergleichsabschluß zwischen den Be- 
teihgten und außerdem um die Frage der Herkunft 
des Geldes, das als Darlehen ausgereicht wurde. 

a) Darlehensgewährung und Währungsumstellung 

Der ehemalige DDR-Außenhandelsbetrieb Berhner 
Import-Export-Gesellschaft mbH (BIEG, heute die im 
Eigentum der THA/BvS stehende Berlin Makler- und 
Handelsvertreter Vermögensverwaltungsgesellschaft 
mbH) schloß gemeinsam mit der in der Schweiz an- 
sässigen Lomer & Co. AG (Lomer) als Konsortium un- 
ter dem 2. Mai 1990 einen Darlehensvertrag mit der 
Stadt Dresden über 225 Mio. Mark der DDR zum 
Zweck der „Finanzierung kommunaler Aufgaben". 
Vertreten wurde das Konsortium durch die Österrei- 
chische Länderbank AG. Als Laufzeit waren sieben 
Jahre bei nach 2 1/2 Jahren einsetzender Tügung 
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vereinbart. Durch Vertrag vom 8. Mai 1990 trafen die 
Lomer und die BIEG Vereinbarungen über das In- 
nenverhältnis des Konsortiums. Ein Darlehensanteil 
von 165 Mio. Mark der DDR entfiel danach auf Lomer 
und ein Anteil von 60 Mio. Mark der DDR auf BIEG. 
Die Beträge wurden am 27. April 1990 an die Stadt 
Dresden ausgezahlt. Auf Antrag des Rates der Stadt 
Dresden vom 27. Juni 1990 wurde das Verwahrkonto, 
auf dem sich auch die ausgezahlten Darlehensgelder 
befanden, von der Deutschen Kreditbank AG am 9. 
Juh 1990 im Zuge der Währungsunion mit Wirkung 
zum 1. Juli 1990 im Verhältnis 2:1 umgestellt, so daß 
der Darlehensbetrag nunmehr auf 112,5 Mio. DM 
umgestellt war. 

b) Umgehungsgeschäft und Rückforderung 

Der Magistrat der Stadt Dresden unter Oberbürger- 
meister Dr. Wagner hatte gleichzeitig mit dem Antrag 
auf Währungsumstellung die Prüfbehörde Wäh- 
rungsumstellung von der Darlehensvereinbarung 
des Konsortiums und der Stadt Dresden unter dem 
damaligen Oberbürgermeister Berghofer in Kenntnis 
gesetzt. Der neue Magistrat der Stadt Dresden mach- 
te dabei insbesondere darauf aufmerksam, daß er 
aufgrund festgelegter Fristen, in denen eine Wäh- 
rungsumstellung beantragt werden mußte, nicht ha- 
be abschließend beurteilen können, ob die tatsäch- 
lich dann bewirkte Währungsumstellung zu Recht er- 
folgt sei oder nicht (vgl. Protokoll Nr. 48, S. 30) . 

Die Prüfbehörde Währungsumstellung kam jedoch 
unter mehreren Gesichtspunkten zu dem Schluß, daß 
die Währungsumstellung des Darlehensbetrages im 
Verhältnis 2:1 nicht rechtens war (Dokument Nr. 88). 
Im Kern war die Prüfbehörde der Ansicht, daß der 
Darlehensanteil der Schweizer Lomer, als juristischer 
Person mit Sitz außerhalb der ehemaligen DDR, ent- 
sprechend Art. 6 Abs. 3 der Anlage I des Staatsver- 
trages vom 18. Mai 1990 im Verhältnis 3:1 umzustel- 
len gewesen wäre. Mit der Finanztransaktion der Lo- 
mer zugunsten der Stadt Dresden vor der Währungs- 
umstellung in Höhe von 165 Mio. Mark der DDR sei 
dieser Betrag den Konten einer juristischen Person 
mit Sitz innerhalb der DDR gutgeschrieben und dort 
entsprechend Art. 6 Abs. 2 der Anlage I des Staats- 
vertrages vom 18. Mai 1990 im Verhältnis 2:1 umge- 
stellt worden. Damit sei der Betrag der 3:1 -Umstel- 
lung entzogen worden, was letztlich zu einer Geld- 
schöpfung zu Lasten der Bundesrepublik Deutsch- 
land von insgesamt 27,5 Mio. DM geführt habe, die 
über die Darlehensrückzahlung der Lomer als wirt- 
schaftlich Begünstigtem zugute komme. Das Konsor- 
tialdarlehen sei daher als Umgehungsgeschäft im 
Sinne des Art. 6 Abs. 4 der Anlage I des Staatsvertra- 
ges vom 18. Mai 1990 nichtig (Dokument Nr. 88). 

Auf der Grundlage der Ermittlungen der Prüfbehör- 
de nahm die Deutsche Kreditbank AG mit sofort voll- 
ziehbarem Bescheid vom 11. September 1992 gegen- 
über der Stadt Dresden die Umstellung des Kontos 
zurück und forderte die Erstattung des Darlehensbe- 
trages in Höhe von 112,5 Mio. DM nebst Zinsen. Die 
Deutsche Kreditbank AG schloß sich den Ermitt- 
lungsergebnissen der Prüfbehörde an und stellte fest, 
daß die Umstellung des Kontos der Stadt Dresden, 
auf dem sich der Darlehensbetrag von 225 Mio. Mark 


der DDR befand, deshalb rechtswidrig war und inso- 
weit gern. § 48 VwVfG zurückzunehmen sei (Doku- 
ment Nr. 89). 

Gegen diesen Bescheid legte die Stadt Dresden 
Widerspruch ein und zahlte zur Abwendung der 
Zwangsvollstreckung unter Vorbehalt den geforder- 
ten Betrag an die Deutsche Kreditbank AG auf ein 
Verwahrkonto des Bundes, das zwischenzeitlich für 
Zwecke des Bundeshaushalts verwendet wurde, so 
daß keine Zinsverluste entstanden. 

Mit einem weiteren Bescheid vom 16. Februar 1995 
nahm das nunmehr für die Rückforderung zustän- 
dige BfF aufgrund des Währungsumstellungsfolgen- 
gesetzes (WUFG) vom 24. August 1993 (BGBl. 1993, I, 
S. 1522 f.) die Umstellung gegenüber dem Konsor- 
tium zurück (Dokument Nr. 90). Es ordnete ferner die 
sofortige Rückzahlung des Umstellungsbetrages in 
Höhe von 112,5 Mio. DM nebst Zinsen sowie die ge- 
samtschuldnerische Haftung des Konsortiums neben 
der Stadt Dresden an. 

Gleichzeitig zu dem Rückforderungsverfahren be- 
trieb die Lomer ihrerseits die Rückzahlung des Darle- 
hens. Nachdem die Lomer der Stadt Dresden mit 
Schreiben vom 27. Mai 1992 eine 30tägige Frist zur 
Verwendung des Darlehens nach den vertraglichen 
Bestimmungen gesetzt hatte, kündigte Lomer na- 
mens des Konsortiums das Darlehen gegenüber der 
Stadt Dresden zunächst mit Schreiben vom 10. Juh 
1992 und stellte es sofort fälüg. Als Begründung hob 
der Vertreter der Lomer hervor, daß die Stadt Dres- 
den ihrer Verpflichtung, das Darlehen für Zwecke 
der Finanzierung kommunaler Aufgaben, wie Schaf- 
fung von Büro- und Gewerbehäusern, Wohnungsbau 
und Maßnahmen zur Sicherung von Arbeitsplätzen, 
zu verwenden, nicht nachgekommen sei. Innerhalb 
von acht Tagen solle der Betrag nebst Zinsen auf das 
Konto einer österreichischen Bank überwiesen wer- 
den (Dokument Nr. 91). Das Konsortium kündigte 
das Darlehen schließlich fristlos mit Schreiben vom 
18. Dezember 1992 und erhob entsprechend den Ver- 
einbarungen im Darlehensvertrag Schiedsklage ge- 
gen die Stadt Dresden vor der Züricher Handelskam- 
mer zur Rückzahlung der Darlehensforderungen. 

c) Ermittlungen wegen Umstellungsbetruges und 
Vergleichsabschlusses 

Die Staatsanwaltschaft bei dem LG Berlin hatte im 
Hinblick auf das vom BfF als Umgehungsgeschäft 
bewertete Konsortialdarlehen ein Ermittlungsverfah- 
ren wegen Währungsumstellungsbetruges eingelei- 
tet. Es wurde eingestellt, da sich der Verdacht nicht 
bestätigte. Oberstaatsanwalt Brocher von der nun- 
mehr zuständigen Staatsanwaltschaft II bei dem LG 
Berlin war mit diesem Verfahren befaßt und erläu- 
terte bei seiner Anhörung am 16. Januar 1997 dem 
Untersuchungsausschuß die Gründe für die Einstel- 
lung. Das Ermittlungsverfahren wegen Währungs- 
umstellungsbetruges sei zu Recht eingestellt worden, 
da ein Vorsatz der Verantwortlichen der Stadt Dres- 
den nicht feststellbar gewesen sei. Der Sachverhalt 
um das von der Stadt Dresden unter Oberbürgermei- 
ster Berghofer ausgehandelte Konsortialdarlehen sei 
damals bei der Währungsunion durch den neuen 
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Magistrat der Stadt Dresden unter Oberbürgermei- 
ster Dr. Wagner der Prüfbehörde mitgeteilt worden, 
während er gleichzeitig, um keine Fristen zu versäu- 
men, die Umstellung der Konten der Stadt Dresden 
von Mark der DDR in DM beantragt habe. Beim 
Währungsumstellungsbetrug betrüge jedoch nur der, 
der unter Angabe falscher Tatsachen die Umstellung 
2:1 beantrage. Da der neue Magistrat der Stadt Dres- 
den gleichzeitig mit der Antragstellung aber seine 
Bedenken gegen die Währungsumstellung des Dar- 
lehensbetrages der Prüfbehörde mitgeteilt und dar- 
auf aufmerksam gemacht habe, daß er nicht überse- 
hen könne, ob eine Umstellung zu Recht erfolgt sei 
oder nicht, sei ein Vorsatz bei der Währungsumstel- 
lung zu betrügen, in jedem Fall zu verneinen. Aus 
heutiger Sicht könne man sagen, das Verhalten bei 
der Währungsumstellung des Darlehensbetrages 
durch die Antragsteller habe das Stadium eines straf- 
baren Versuchs nicht erreicht. Aus strafrechtlicher 
Sicht seien nur straflose Vorbereitungshandlungen 
begangen worden (Protokoll Nr. 48, S. 30). 

Die BvS, die mit dem Ermittlungsergebnis nicht zu- 
frieden war, fragte 1995 nach, ob es möglich wäre, 
das Verfahren wieder aufzunehmen. Dies lehnte die 
Staatsanwaltschaft aus den oben dargestellten Grün- 
den und mangels neuer Anhaltspunkte ab (Protokoll 
Nr. 48, S. 30). 

Nachdem es bei der Einstellung des Ermittlungsver- 
fahrens zum Währungsumstellungsbetrug blieb, fan- 
den Anfang 1996 seitens des BfF Gespräche über 
Möglichkeiten des Vergleichs mit den übrigen Betei- 
ligten statt. Am 25. Juni 1996 waren die Gespräche in 
der Sache abgeschlossen. Auch eine erneute Nach- 
frage bei der Staatsanwaltschaft nach einer Wieder- 
eröffnung des Verfahrens wurde im Juli 1996 abge- 
lehnt. Die Leitung des BMF und die Stadt Dresden 
billigten den Vergleich; die BvS erklärte auf Weisung 
des BMF ebenfalls ihr Einverständnis. Die außerge- 
richtliche Vergleichsvereinbarung sah folgendes vor; 

- Das BfF verpflichtete sich gegenüber der Stadt 
Dresden, das Guthaben der Stadt nachträglich 
entsprechend den Vorschriften des Staatsvertrages 
vom 18. Mai 1990 im Verhältnis 3:1 umzustellen 
und den Betrag nebst Zinsen an die Stadt auszu- 
zahlen; als Zins wurde gemäß den Bestimmungen 
über Ausgleichsforderungen der FIBOR-Satz ohne 
Zinseszins festgelegt. 

- Die Stadt Dresden schloß in eigener Verantwor- 
tung zur Abwicklung des Konsortialdarlehens mit 
den Kreditgebern eine Vereinbarung über die 
Rückzahlung des Kreditbetrages nebst Zinsen. 

- Mit der Erfüllung des Vergleichs sollten alle ge- 
genseitigen Ansprüche im Zusammenhang mit 
dem Konsortialdarlehen Dresden abschließend 
erledigt sein. 

- Auch das schwebende Schiedsverfahren in der 
Schweiz sollte mit einer für Dresden günstigen 
Kostenregelung zum Abschluß gebracht werden 
(Protokoll Nr. 51, S. 65). 

Am gleichen Tag, an dem die Vergleichsverhandlun- 
gen zum Abschluß gebracht wurden, übergab 
Rechtsanwalt Dr. Steger für die Lomer dem BMF 


einen sog. Side-Letter. In der 94. Sitzung des Unter- 
suchungsausschusses vom 15, Januar 1998, während 
der Zeugenvernehmung von Bundesminister Dr. 
Theodor Waigel, äußerte sich Ministerialrat Dr. Kurt 
Bley für das BMF zu dieser Zusatzvereinbarung. Den 
Untersuchungsaussschuß interessierte insbesondere 
die Erwähnung des Untersuchungsausschusses im 
Text der Zusatzvereinbarung. Dr. Kurt Bley, dem die 
Zusatzvereinbarung bekannt war, betonte, daß Ver- 
traulichkeit über den Text dieses als „Side-Letter- 
Ergänzungserklärung" bezeichneten Schriftstückes 
vereinbart worden sei. Die Zusatzvereinbarung sei 
abgeschlossen worden, um Risiken auszuschließen, 
daß es intensivere, rechtlich verwertbare Erkennt- 
nisse geben könne, die dem Vergleich entgegenste- 
hen würden. Weitere Informationen zu diesem „Side- 
Letter" erhielt der Untersuchungausschuß im An- 
hang eines gesonderten Berichts des BMF zum 
Konsortialdarlehen Dresden. Dieser Anhang wurde, 
ebenso wie der „Side-Letter" selbst, VS-VERTRAU- 
LICH eingestuft (Protokoll Nr. 94, S. 37-39). 

Am 31. Juli 1996 wurde der 3:1 umgestellte Betrag 
nebst Zinsen dem Konto der Stadt Dresden gutge- 
schrieben. Ferner wurde die Staatsanwaltschaft über 
die Vergleichsvereinbarungen und die Auszahlung 
des Betrages an die Stadt Dresden durch das BMF 
unterrichtet. Das Schweizer Schiedsgericht erließ am 
1. November 1996 auf der Grundlage des Vergleichs 
einen Schiedsspruch zu Lasten der Stadt Dresden 
(Dokument Nr. 92). 

d) Ermittlungen wegen Festplattenspeicherlieferung 
und Auszahlungsstopp der Vergleichssumme 

Gegen den Vergleichsabschluß und vor allem gegen 
die Auszahlung des Vergleichsbetrages von rund 79 
Mio. DM an die Lomer hatten u. a. die ZERV und die 
Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin Bedenken 
geäußert, da die Staatsanwaltschaft inzwischen unter 
einem anderen Aspekt im Zusammenhang mit dem 
Konsortialdarlehen Dresden ermittelte. Die Interven- 
tion der ZERV und der Staatsanwaltschaft II wurde 
zudem durch die BvS und die UKPV unterstützt (Pro- 
tokoll Nr. 51,S. 65,80). 

Die Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin unter- 
suchte im Zusammenhang mit den Ermittlungen 
wegen Währungsumstellungsbetruges auch die Her- 
kunft des Geldes, das die Lomer für das Darlehen an 
die Stadt Dresden verwandt hatte. Es bestand der 
Verdacht, daß das Geld aus einem Scheingeschäft 
über die Lieferung von Festplattenspeichern an den 
VEB Robotron Zella-Mehlis (VEB REZ) stammte, die 
nie geliefert wurden. Die Staatsanwaltschaft fand 
diesen Verdacht 1993 zunächst nicht bestätigt und 
stellte das Ermittlungsverfahren ein. 

Nachdem u.a. das BfF auf eine Fortsetzung der Er- 
mittlungen gedrängt hatte, wurde das Verfahren 
durch die nunmehr zuständige Staatsanwaltschaft II 
bei dem LG Berlin wieder aufgenommen, dann aber 
im September 1995 erneut eingestellt. Aufgrund der 
damaligen Beweislage teilte die Staatsanwaltschaft II 
mit, daß der Verdacht, die Verträge zwischen den 
Unternehmen Lomer und BIEG vom Februar 1990 
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Über die Lieferung von 24 400 Festplattenspeichern 
für rund 169 Mio. Mark der DDR seien nur zum 
Schein abgeschlossen, nicht aufrechterhalten werden 
könne (Protokoll Nr. 51, S. 66 f., 88 f.). 

Der für das Verfahren zuständige Oberstaatsanwalt 
Brocher erläuterte dem Untersuchungsausschuß, daß 
die Ermittlungen jedoch im Mai 1996 durch die 
Staatsanwaltschaft 11 bei dem LG Berlin aufgrund 
neuer Erkenntnisse, die sie von der BvS erhalten hät- 
ten, wieder aufgenommen worden seien. Die BvS 
hatte den gesamten Geschäftsbereich der Schlaff- 
Gruppe untersucht. Mit der Firmengruppe Schlaff 
befaßte sich der Untersuchungsausschuß auch in 
anderem Zusammenhang (vgl. Zweiter Teil, H.lV.l.) 
Die Schlaf f-Gruppe, zu der nach Erkenntnissen der 
ZERV und der Staatsanwaltschaft 11 auch die Lomer 
gehörte, wurde von der BvS im Hinblick auf die Ge- 
schäftsbeziehungen zu verschiedenen vornehmlich 
Außenhandelsbetrieben der DDR untersucht, da 
diese nunmehr unter der Verantwortung der BvS 
standen. Die Ergebnisse wurden im Januar 1996 von 
der BvS an die Staatsanwaltschaft 11 weiter gereicht. 
Seither hatten sich die Ermittlungen der Staatsan- 
waltschaft 11 im Falle des Konsortialdarlehens Dres- 
den wieder auf die Geschäfte konzentriert, mit denen 
das Geld verdient worden war, das dann als Darlehen 
investiert wurde (Protokoll Nr. 48, S. 30, 33). 

Oberstaatsanwalt Brocher führte im Hinblick auf den 
Vergleich des weiteren aus, daß es bei der Staatsan- 
waltschaft 11 nicht als sinnvoll erachtet worden sei, 
seitens des BMF Vergleichsverhandlungen mit der 
Stadt Dresden, der Lomer und BIEG zu führen und 
im Juli 1996 zum Abschluß zu bringen, wenn gleich- 
zeitig von seiten der Staatsanwaltschaft hinsichtlich 
des Geldes, das für das Darlehen verwandt wurde, 
ermittelt werde. Die Staatsanwaltschaft sei dadurch 
bei den Ermittlungen sehr unter Zeitdruck geraten, 
da nach dem Vergleichs ab Schluß immer die Gefahr 
bestanden habe, es werde möglicherweise „Tat- 
beute" an die Täter, also u. a. an die Lomer und damit 
an die hinter ihr stehende Schlaff-Gruppe ausgezahlt 
(Protokoll Nr. 48, S. 33). 

Die Verbindung zwischen der Lomer und der Fir- 
mengruppe Schlaff in Wien war dem Untersuchungs- 
ausschuß auch im Zusammenhang mit anderen Er- 
mittlungsverfahren u. a. durch einen Bericht der 
ZERV vom 5. Mai 1993 bekannt geworden. Danach 
bediente sich die Schlaff-Gruppe mit den dortigen 
Verantwortlichen mehrerer verbundener Gesell- 
schaften u. a. für den Embargohandel mit der DDR. 
Zu dieser beträchtlichen Anzahl von Gesellschaften 
gehörte ausweislich des ZERV-Berichts auch die 
Lomer in der Schweiz mit dem Verwaltungsrat Dr. 
Ackermann. 

Gegen die drohende Auszahlung des Vergleichsbe- 
trages von rund 79 Mio. DM an die Lomer seitens der 
Stadt Dresden wurde von verschiedener Seite inter- 
veniert. So wandte sich u.a. der Obmann der SPD- 
Fraktion im Untersuchungsausschuß, Friedhelm 
Julius Beucher, unter Hinweis auf die zweifelhafte 
Herkunft des Geldes und die laufenden staatsan- 
waltschaftlichen Ermittlungen mit der Bitte um Aus- 
zahlungsstopp im Juli 1996 an den Bundesminister 


der Finanzen, Dr. Theodor Waigel, sowie an den 
Staatsminister im Bundeskanzleramt, Bernd Schmid- 
bauer. Wie Staatsminister Schmidbauer in seinem 
Antwortschreiben vom 26. August 1996 an den Ab- 
geordneten Beucher (SPD) mitteilte, hatte das BMF 
nunmehr die Stadt Dresden unterrichtet, daß sich 
erneut Zweifel an der rechtmäßigen Herkunft der 
durch die Lomer und die BIEG an Dresden überwie- 
senen Mittel ergeben hätten und daß die zuständige 
Berliner Staatsanwaltschaft aufgrund eines neuen 
Anfangsverdachts für einen Straftatbestand ermit- 
tele. Das BMF habe gegenüber Dresden bekräftigt, 
daß in dieser Situation eine Auszahlung an Lomer 
nicht zu verantworten sei. Es habe Dresden gebeten, 
keine Zahlungen aufgrund der Vergleichsvereinba- 
rung zu leisten (Protokoll Nr. 11, Anlage). 

Der Auszahlungsstopp wurde auch verfügt, weü die 
UKPV dem BMF am 31. Juli 1996 neue Hinweise zu- 
gänglich gemacht hatte, die auf einen möglichen Zu- 
sammenhang der Geldausreichung für das Darlehen 
mit dem MfS schließen ließen. Die UKPV hatte im 
Zusammenhang mit ihren noch andauernden Ermitt- 
lungen Informationen erhalten, daß im Frühjahr 1990 
rd. 150 Mio. Mark der DDR über die DDR nach Wien 
geflossen seien, und zwar im Wege des Konsortial- 
darlehens Dresden. Nach den Feststellungen des Un- 
tersuchungsausschusses wurde der UKPV durch eine 
Auskunftsperson angedeutet, daß das Geschäft auf- 
grund einer Absprache der HVA erfolgt sei, um das 
Geld auf diese Weise von der Staatsbank abzuziehen 
und zu sichern. Außerdem sei hierzu eine Verbin- 
dung zwischen dem MfS und Schlaff in Wien ausge- 
nutzt worden. Wegen dieser und weiterer Informatio- 
nen sowie eines Interviews des ehemaligen Beige- 
ordneten der Stadt Dresden, Dr. Roland Nedeleff, in 
der Sächsischen Zeitung zum Konsortialdarlehen 
hielt es die UKPV für möglich, daß über Lomer und 
Schlaff MfS-Gelder für das Darlehen verwandt wor- 
den waren und riet aufgrund dieser damals neuen 
Erkenntnisse von der Auszahlung eines solchen Mü- 
lionenbetrages an die Lomer AG ab (Protokoll Nr. 51, 
S. 87). Der Verdacht der UKPV eines MfS-Ursprungs 
des Geldes hat sich bislang im Ergebnis aber nicht 
erhärten lassen. 

Die Parlamentarische Staatssekretärin beim BMF, 
Irmgard Karwatzki, bestätigte dem Untersuchungs- 
ausschuß am 9. September 1996, daß die Landes- 
hauptstadt Dresden auf Bitte des BMF die ihr inzwi- 
schen gutgeschriebenen rund 79 Mio. DM einbehal- 
ten habe, da die Ermittlungsbehörden mitgeteilt hät- 
ten, sie sähen sich in der Lage, in einem absehbaren 
Zeitraum weitere Feststellungen zur Herkunft des 
vom Konsortium Lomer/BIEG darlehensweise an 
Dresden ausgereichten Geldes zu treffen. Ferner ge- 
he die Bundesregierung aufgrund der bisherigen 
Gespräche sicher davon aus, daß Dresden das Geld 
nur im Einvernehmen mit dem BMF an die Lomer 
auszahle (Protokoll Nr. 11, Anlage). 

Die staatsanwaltschafthchen Ermittlungen und die 
einer Task Force der Arbeitsgruppe Koordinierte Er- 
mittlung (AKE) verdichteten sich schließlich Ende 
November/ Anfang Dezember 1996 so, daß am 2. De- 
zember 1996 insgesamt sieben Haftbefehle gegen 
die an dem vermuteten Scheingeschäft der Festplat- 
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tenspeicherlieferungen Beteiligten, u.a. der Lomer 
und der BIEG, durch das Amtsgericht Berlin-Tiergar- 
ten erlassen wurden. 

Gegen die Beschuldigten, darunter der dem Untersu- 
chungsausschuß - wie oben dargestellt - auch in an- 
derem Zusanunenhang bekannte Martin Schlaff (vgl. 
vorstehend I.), bestand danach der dringende Tatver- 
dacht des gemeinschafthchen Betruges in Tateinheit 
mit Untreue. Nach den Ermittlungen der Staatsan- 
waltschaft wurde den Beschuldigten zur Last gelegt, 
Anfang 1990 die auf mehrjähriger Zusammenarbeit 
beruhenden Erfahrungen im illegalen Ost-West- 
Handel mit Computerteilen dafür benutzt zu haben, 
durch Vorspiegelung einer tatsächhch nicht erfolgten 
Lieferung von 24 400 Festplattenspeichem die 
Staatsbank der DDR veranlaßt zu haben, dem „Käu- 
fer" VEB Robotron Zella-Mehlis (VEB REZ) die Kauf- 
summe von 169 320 000 Mark der DDR kreditweise 
zur Verfügung zu stellen und diese anschließend 
über BIEG an den „Verkäufer", die Schweizer Lomer, 
zu transferieren. Die Beschuldigten seien dabei im 
bewußten und gewollten Zusammenwirken arbeits- 
teihg vorgegangen. 

Der beschuldigte damalige Direktor für Forschung 
und Entwicklung beim VEB REZ soll dabei in der 
Zeit vom 6. Februar bis 2. März 1990 im Zuge der 
Umwälzungen der DDR daran mitgewirkt haben, 
daß die Staatsbank der DDR einen Kredit von 
191 567 000 Mark der DDR zur Bezahlung einer an- 
gebhchen Lieferung von 24 400 Festplattenspeichem 
zum Gesamtpreis von 169 320 000 Mark der DDR zur 
Verfügung stellte, obwohl eine tatsächliche Liefe- 
rung nicht erfolgt war. Dabei soll der Beschuldigte 
unter Verletzung seiner Treuepflicht gegenüber dem 
VEB REZ bei dem dazu nicht zuständigen Rat der 
Stadt Dresden mit Schreiben vom 6. Februar 1990 um 
Genehmigung für den Kauf von 24 400 Festplatten- 
speichem gebeten haben mit der falschen Behaup- 
tung, aufgrund einer Bestellung vom April 1988 seien 
die Festplatten geÜefert worden und müßten nun be- 
zahlt werden. Mit Schreiben vom gleichen Tag habe 
der Beschuldigte die mitbeschuldigte damalige stell- 
vertretende Generaldirektorin der BIEG beauftragt, 
das Scheingeschäft mit der Lomer vertraghch zu 
fixieren. Um sich abzusichern, sollen in der Folgezeit 
die Beschuldigten bei der BIEG und bei dem VEB 
REZ korrespondierende schriftliche Aufzeichnungen 
gefertigt haben, die die Zahlungspflicht für die tat- 
sächhch nicht gelieferten Festplattenspeicher bele- 
gen sollten. Außerdem hätten, wie verabredet, die 
Verantworthchen der BIEG die vertragliche Einigung 
mit der Lomer unter dem 13. Februar 1990 über 
den Verkauf von 24 400 Festplattenspeichern für 
169 320 000 Mark der DDR abgewickelt. 

Ferner wurde von den Beschuldigten bei dem VEB 
REZ veranlaßt, daß der von der Staatsbank der DDR 
kreditweise für das vermutete Scheingeschäft zur 
Verfügung gestellte Betrag als „Kaufpreis" von 
169 320 000 Mark der DDR am 2. März 1990 auf das 
Konto der BIEG bei der Deutschen Außenhandels- 
bank überwiesen wurde. Von dort wurde - nach Ab- 
zug einer Handelsspanne - am 8. März 1990 ein 
Geldbetrag von 167 626 800 Mark der DDR auf das 
Konto der Lomer AG beim Berliner Stadtkontor 


(Staatsbank) überwiesen, für das u.a. der Beschul- 
digte Schlaff zeichnungsbefugt war. Die weiteren Be- 
mühungen der Beschuldigten waren dann darauf ge- 
richtet, den Weg des Geldes zu verschleiern und 
einen möglichst hohen Betrag bei der bevorstehen- 
den Währungsumstellung zu erzielen. Zu diesem 
Zweck wurden - in zwei Beträgen - im März und 
April 1990 165,6 Mio. Mark der DDR auf das Konto 
Nr. 1168 der Lomer bei der Deutschen Handelsbank 
AG (DHB) überwiesen, für das u.a. wiederum der 
Mitbeschuldigte Schlaff zeichnungsbefugt war, wie 
sich aus Unterlagen der Ermittlungsakten ergab (Do- 
kument Nr. 92). Ein Betrag von 165 Mio. Mark der 
DDR wurde der Stadt Dresden dann durch die Lomer 
(zusammen mit dem Anteil der BIEG) als Konsortial- 
darlehen zur Verfügung gestellt, um die günstigere 
2 : 1 Umstellung zu erreichen. Die der Verfügung vor- 
angegangene fernschriftliche Anweisung an die 
DHB erfolgte u.a. namens des Beschuldigten Schlaff 
(Dokument Nr. 92). 

Hinsichtlich eines Teils des resthchen Erlöses aus 
dem angeblichen Festplattenspeichergeschäft wer- 
den in einem weiteren Verfahren Ermittlungen ge- 
führt. Dabei geht es zum einen um ein Darlehen in 
Höhe von 950 000 Mark der DDR, das die Lomer der 
elbion-tours GmbH aus dem vermuteten Scheinge- 
schäft zur Verfügung gestellt haben soll, zum ande- 
ren um ein Darlehen in Höhe von 1 Mio. Mark der 
DDR, das die Lomer für den Kauf eines Grundstücks 
in Dresden gewährte, das wahrscheinlich auch aus 
dem vermuteten Scheingeschäft stammte (vgl. Zwei- 
ter Teil, E.). 

Den für die Haftbefehle vom 2. Dezember 1996 erfor- 
derlichen dringenden Tatverdacht stützte die Staats- 
anwaltschaft u.a. auch auf die Auswertung sämt- 
licher die Warenbestände betreffender Unterlagen 
des VEB REZ, aus denen sich ergeben habe, daß 
weder 1988 noch später 24 400 Festplattenspeicher 
geliefert wurden. 

In einem Haftprüfungstermin vom 30. Dezember 
1996 beschloß das Amtsgericht Berlin-Tiergarten zu- 
nächst die Fortdauer der Haftverhältnisse. 

Gleichzeitig mit den Haftbefehlen erging hinsichtlich 
der Sicherung des betroffenen Geldes bei der Stadt 
Dresden auf Antrag der Staatsanwaltschaft II bei 
dem LG Berlin ein Beschlagnahmebeschluß. Dieser 
Beschluß des Amtsgerichts Berlin-Tiergarten vom 
2. Dezember 1996 zur Sicherung der Durchsetzung 
der zivilrechtlichen Ansprüche pfändete gemäß § 1 1 1 b 
StPO die Forderung der Lomer gegen die Stadt Dres- 
den aus dem Vergleich bzw. dem danach gefällten 
Schiedsspruch des Schweizer Schiedsgerichts zu 
Lasten der Stadt Dresden. Durch die Pfändung des 
Anspruchs der Lomer sind der Stadt Dresden Zah- 
lungen an die Lomer verboten. Eine Zwangsvoll- 
streckung der Lomer AG ist insoweit unzulässig 
(Protokoll Nr. 11, Anlage; Protokoll Nr. 51, S. 64, 67). 

e) Untersuchung der näheren Umstände des 

Vergleichsabschlusses sowie der Schwierigkeiten 
bei den staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen 

Der Untersuchungsausschuß befaßte sich aufgrund 
des festgestellten Sachverhalts zum Konsortialdar- 
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lehen Dresden näher mit der Aufklärung der Um- 
stände des Vergleichsabschlusses. Hierzu befragte 
der Untersuchungsausschuß neben dem Oberstaats- 
anwalt Brocher auch den Zeugen Dr. Bley vom BMF 
am 30. Januar 1997. Den Untersuchungsausschuß in- 
teressierte dabei insbesondere, aus welchen Grün- 
den das BMF mit den anderen Beteiügten Ver- 
gleichsverhandlungen auf genommen hatte, obwohl 
zum gleichen Zeitpunkt die Staatsanwaltschaft II bei 
dem LG Berhn aufgrund neuer Erkenntnisse, die sie 
durch die BvS erlangt hatte, im Hinblick auf die Her- 
kunft des Geldes für das Darlehen an die Stadt Dres- 
den die Ermittlungen wieder auf genommen hatte. 
Zudem hatten neben der Staatsanwaltschaft auch die 
BvS und die ZERV wegen der zweifelhaften Herkunft 
des Geldes und der Verbindungen der Lomer zu 
Schlaff vor einem Vergleichsabschluß gewarnt (Pro- 
tokoll Nr. 11, Anlage). 

Der Zeuge Dr. Bley führte zur Erklärung der Beweg- 
gründe des BMF zunächst aus, daß sich die Rechts- 
lage zwischen den Darlehensgebern Lomer AG/BIEG 
und der Darlehensnehmerin Stadt Dresden zivil- 
rechthch so dargestellt habe, daß die Stadt Dresden 
zur Rückzahlung des Darlehens aufgrund des Darle- 
hensvertrages verpfhchtet gewesen sei. Aus dama- 
liger Sicht, vor Beginn der Vergleichsverhandlungen 
Anfang 1996, habe es auf Nachfrage bei der Staats- 
anwaltschaft II bei dem LG Berlin keine Anhalts- 
punkte für ein strafrechthches Verhalten der Verant- 
worthchen der Stadt Dresden gegeben, nach seinen 
Kenntnissen gebe es diese bis heute nicht. Denmach 
sei der Darlehensvertrag wirksam und das Darlehen 
sei zurückzuzahlen gewesen. Sogar wenn die Lomer 
das Geld unrechtmäßig erlangt habe, ändere das 
zivilrechtlich nichts daran, daß Dresden das Geld an 
die Lomer zurückzahlen müsse. Diese Pfhcht Dres- 
dens sei derzeit durch die Pfändung der Forderung 
der Lomer AG nach § 1 1 1 b StPO außer Kraft gesetzt. 

Damals aber habe das BMF in jedem Fall von der 
Rückzahlungspflicht ausgehen müssen. Da die Rück- 
zahlung nach der Währungsunion natürlich nicht in 
Mark der DDR habe erfolgen können, habe eine Um- 
stellung in DM vorgenommen werden müssen, selbst 
wenn das Geld aus einer Straftat stammen sollte. Zu- 
nächst habe es für das BfF so ausgesehen, als ob ein 
Umgehungsgeschäft vorhege und die Stadt Dresden 
nicht wirkhch ein Darlehen aufgenommen habe. Das 
Geld wäre dann später, scheinbar zur Rückabwick- 
lung eines Darlehens an die Lomer, zurückgeflossen, 
und zwar umgestellt nach dem Verhältnis 2:1, wie es 
für die inländische Kontoinhaberin Dresden vorgese- 
hen war. Für die Lomer hätte das einen erhebhchen 
Vorteil bedeutet, denn die Lomer hätte das Geld als 
ausländische juristische Person nur 3:1 lunstellen 
können. Der Verdacht des Umgehungsgeschäfts ha- 
be sich - zunündest in subjektiver Hinsicht - jedoch 
nicht erhärten lassen. Das sei noch durch die verwal- 
tungsgerichtliche Rechtsprechung gestützt worden, 
die die Annahme eines Umgehungsgeschäftes in 
solchen Fällen abgelehnt habe, wenn das Geschäft 
einen realen wirtschafthchen Hintergrund habe. 
Einen solchen wirtschaftlichen Hintergrund habe es 
bei dem Darlehen für die Stadt Dresden offenbar ge- 
geben, die Stadt habe tatsächlich Geld für kommu- 


nale Aufgaben benötigt (Protokoll Nr. 51, S. 64 f.). Für 
das BMF sei deshalb im Juni 1996 klar gewesen: Falls 
kein Vergleich geschlossen würde, müsse Dresden 
das Geld in Kürze so zurückzahlen, wie es der Dar- 
lehensvertrag festgeschrieben habe, nämlich nach 
dem Umstellungsverhältnis 2 : 1 zuzüghch Verzugs- 
zinsen. Vor diesem Hintergrund habe man entschie- 
den, einen Vergleich zu schließen, der Dresden zur 
Rückzahlung des Darlehens nach dem Verhältnis 3 : 1 
verpflichtete, zuzüglich der nach dem günstigeren 
FIBOR-Satz berechneten Zinsen (d.h. ohne Zinses- 
zins) (Protokoll Nr. 51, S. 65). 

Damit entsprach der Vergleich, nach Darstellung des 
BMF, auch der Rechtslage, die durch den Staatsver- 
trag vom 18. Mai 1990 für die Währungsumstellung 
geschaffen worden war, da er eine Umstellung für 
Guthaben juristischer Personen mit Sitz außerhalb 
der DDR im Verhältnis 3:1 vorsah. Der Bund sei damit 
so gestellt worden, als ob das Guthaben von Anfang 
an entsprechend den Vorschriften des Staatsvertra- 
ges umgestellt worden wäre. 

Der Zeuge Dr. Bley stellte ferner die zeithchen Zu- 
sammenhänge des Vergleichsabschlusses mit dem 
strafrechtlichen Ermittlungsverfahren und dem 
Schiedsverfahren in der Schweiz dar. Dem BMF sei 
im Sonuner 1996 nicht bewußt gewesen, und auch 
von der Staatsanwaltschaft nicht mitgeteilt worden, 
daß ein Ermittlungserfolg kurz bevorstünde. Das in 
der Schweiz anhängige Schiedsgerichtsverfahren, in 
dem eine Verurteilung Dresdens drohte, sei zudem 
nur ausgesetzt worden wegen der laufenden Ver- 
gleichsverhandlungen. Zuletzt sei die Aussetzung 
bis Ende Juni 1996 erfolgt. Eine Verschiebung dar- 
über hinaus wäre nur mit Zustimmung der anderen 
Seite mögüch gewesen, ansonsten hätte man ein 
Urteil provoziert (Protokoll Nr. 51, S. 65). Im Sonuner 
1996 habe eine bessere Möghchkeit zur Sicherung 
des Geldes als durch den Vergleich daher nicht be- 
standen. Von einem neutralen unabhängigen Anwalt 
sei zudem die Möghchkeit eines zivilrechtlichen Ar- 
rest-Antrages gegen die Lomer geprüft worden. Aber 
sowohl der Anwalt als auch die BvS hätten damals 
davon abgeraten, da dieser keine ausreichende Aus- 
sicht auf Erfolg gehabt hätte (Protokoll Nr. 51, S. 65). 
Auch die Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin ha- 
be sich damals im Juni 1996 nicht in der Lage gese- 
hen, eine SichersteUung des Geldes nach § 111b 
StPO, wie sie nunmehr erfolgt sei, auszusprechen. 
Ferner habe sie deutlich gemacht, daß damit auch in 
den nächsten drei Monaten nicht zu rechnen sei (Pro- 
tokoll Nr. 51, S. 67). 

Aus der Sicht des BMF sei aber Eile geboten gewe- 
sen. Zum einen wegen der bereits geschilderten Ge- 
fahr einer Verurteilung der Stadt Dresden vor dem 
Schiedsgericht in der Schweiz, vor allem aber auch, 
weil der Anwalt der Lomer im Juni 1996 mitgeteilt 
hatte, einer weiteren Aufschiebung des Schweizer 
Schiedsgerichtsverfahrens nicht zuzustimmen. Zum 
anderen wegen der zwischenzeithch gewachsenen 
Erkenntnis, daß ein Umstellungsbetrug nicht nach- 
weisbar war und ein VG möghcherweise sogar eine 
Umstellung des Gesamtbetrages im Verhältnis 2 : 1 
für rechtens hätte ansehen können (Protokoll Nr. 51, 
S. 67). In dieser Situation habe das BMF eine Ent- 


243 



Drucksache 13/10900 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Scheidung fällen müssen, die man als Vermögensver- 
walter in einer derartig komplexen Angelegenheit 
als Hilfeleistung vor allem für die Stadt Dresden ver- 
standen habe. Daher sei der Vergleich mit der Lomer 
AG geschlossen worden (Protokoll Nr. 51, S. 67 f., 75). 

Der Zeuge Dr. Bley war ferner der Ansicht, daß sich 
der durch den Vergleich ausgelöste Zeitdruck auf die 
Staatsanwaltschaft 11 bei dem LG Berlin, den Ober- 
staatsanwalt Brocher in seiner Aussage vor dem Un- 
tersuchungsausschuß eher negativ dargestellt hatte 
(Protokoll Nr. 48, S. 33), im Ergebnis sogar positiv 
ausgewirkt habe. Dadurch seien die Ermittlungen 
mit Nachdruck betrieben worden und Ende des Jah- 
res 1996 im November/Dezember so weit gediehen, 
daß schließlich die Beschlagnahme und damit die 
Sicherung des Geldes sowie die Haftbefehle gegen 
die Beschuldigten ausgesprochen werden konnten 
(Protokoll Nr. 51, S. 76, 84 f.). 

Auch Oberstaatsanwalt Brocher räumte in seiner An- 
hörung vor dem Untersuchungsausschuß ein, daß die 
Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin auf die 
Nachfrage des BMF nach einer Sicherung des Geldes 
bis zum Abschluß der Vergleichsverhandlungen im 
Juni 1996 und auch noch danach bis zur zweiten No- 
vemberhälfte 1996 erklärt habe, daß es der Ermitt- 
lungsstand nicht rechtfertige, das Geld strafrechtlich 
nach § 111b StPO zu beschlagnahmen. Dafür wäre 
ein dringender Tatverdacht erforderlich gewesen, 
der aber erstmals mit der Fertigstellung eines Gut- 
achtens der Staatsanwaltschaft II in der zweiten 
Novemberhälfte 1996 über die Festplattenspeicher- 
lieferungen Vorgelegen habe (Protokoll Nr. 48, S. 33, 
35, 37). Anlaß für die Erstellung des Gutachtens 
waren u. a. die Vorermittlungen des bei der BvS für 
das MfS-Vermögen zuständigen Ermittlers Fritz- 
Josef Rath (vgl. Zweiter Teil, E.). 

Ferner erläuterte Oberstaatsanwalt Brocher näher 
die Schwierigkeiten und Verzögerungen bei den Er- 
mittlungen und die Zeitabfolge der Ereignisse. Ob- 
wohl die Prüfungsergebnisse der BvS im Hinbhck 
auf die scheinbare Festplattenspeicherlieferung der 
Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin Anfang des 
Jahres 1996 Vorlagen, habe man mit den Ermittlun- 
gen erst im Mai 1996 beginnen können, da vorher 
keine Arbeits- und Personalkapazität für dieses 
Verfahren vorhanden gewesen sei (Protokoll Nr. 48, 
S. 33). Im März/ April und auch noch im Juli 1996 sei 
man bei den Anfragen des BMF bzw. des BfF dem- 
entsprechend aufgrund des Ermittlungsstandes nicht 
in der Lage gewesen, einen dringenden Tatverdacht 
zu bejahen. Da die Lomer nach dem Vergleichs- 
abschluß das ausgesetzte Schiedsgerichtsverfahren 
wieder in Gang gesetzt habe und dort auf der Grund- 
lage des Vergleichs einen Schiedsspruch zu Lasten 
der Stadt Dresden erwirkt habe, der am 4. Dezember 
1996 rechtskräftig geworden sei, habe sich die 
Staatsanwaltschaft II am Ende „überschlagen“, um 
die Beschlagnahme und damit die Sicherung des 
Geldes zu bewirken. Dies habe jedoch letztendlich 
dazu geführt, daß das von allen gewünschte Ergebnis 
erreicht worden sei (Protokoll Nr. 48, S. 33, 35). 

Als weitere Schwierigkeit habe sich die Prüfung der 
Frage erwiesen, ob die 24 400 Festplattenspeicher ge- 


liefert worden seien oder - wie vermutet - nicht, da 
dies einen erheblichen Ermittlungsaufwand erforder- 
lich gemacht habe. Zwar habe es zunächst die Infor- 
mation gegeben, daß die Festplattenspeicher der 
Staatsreserve zugute gekommen seien. Das betreffen- 
de Staatsreservelager in Schwednitz sei mit der ent- 
sprechenden Buchhaltung auch überprüft worden. Es 
habe sich letztlich aber gezeigt, daß es in den dortigen 
Hallen Sicherheitsbereiche gegeben habe, die der 
HVA zuzuordnen seien, bei denen nicht bekannt ge- 
wesen sei, welche Lieferungen es dorthin gegeben 
habe (Protokoll Nr. 48, S. 34). Da der Handel mit Com- 
puterteilen aus dem Westen, wie den Festplattenspei- 
chern, als Embargo-Handel der Geheimhaltung un- 
terlag, waren die Feststellungen, ob es eine Lieferung 
gegeben hatte oder nicht, nur über einen breiteren Er- 
mittlungsansatz zu gewinnen (Protokoll Nr. 48, S. 34). 
Für die Staatsanwaltschaft habe sich dabei in bezug 
auf die Festplattenspeicher die Ausgangssituation fol- 
gendermaßen dargestellt: Die DDR habe Personal- 
computer bauen und auch alle wesentlichen Kompo- 
nenten dafür selber fertigen wollen, u. a. auch Fest- 
plattenspeicher. Deswegen habe man ein Programm 
ins Leben gerufen, das den VEB REZ in die Lage ver- 
setzen sollte, zukünftig diese Speicher selbst zu bau- 
en. Weil absehbar gewesen sei, daß dies einige Zeit in 
Anspruch nehmen werde, habe man eine Phase vor- 
geschaltet, in der fertige Festplattenspeicher auslän- 
discher Produktion gekauft worden seien. In der 

2. Phase seien dann Bausätze und Bauteile gekauft 
und mit zunehmender Fertigungstiefe eine Montage- 
produktion auf den Weg gebracht worden. Die 

3. Phase, nämlich die Eigenproduktion, sei nicht mehr 
erreicht worden (Protokoll Nr. 48, S. 31). Die Ermitt- 
lungen seien dann auf die Auswertung sämtlicher 
Unterlagen zu allen Beständen, Lieferungen und Pro- 
duktionen - über Jahre hinaus - von Festplattenspei- 
chern des fraglichen Typs bei dem VEB REZ aus- 
gedehnt und ins Verhältnis zu allen abgeschlossenen 

- zulässigen oder unzulässigen - Liefergeschäften 
gesetzt worden, um dann über eine Saldierung der 
Gesamtzahl sagen zu können: Es gab eine Lieferung 
von 24 400 Festplattenspeichern oder nicht. Zumin- 
dest habe man diese Aussage für den Zeitraum bis 
zum Abschluß des Vertrages zwischen der BIEG und 
der Lomer vom 13. Februar 1990 über den angeb- 
lichen Verkauf der Festplattenspeicher treffen wollen 
(Protokoll Nr. 48, S. 30, 34, 36). Zu diesem Zweck hät- 
ten sechs bis sieben Prüfer Hunderte von Aktenord- 
nern durchgearbeitet. Es sei genauestens geprüft 
worden, aus welchen Quellen Festplatten stammten 
und wo Manipulationen in den Bestandsnachweisen 
und den Zugangsrechnungen vorgenommen worden 
seien. Man habe aufgrund des enormen Aufwands 
fünf Monate benötigt, um das abschließende Gutach- 
ten in der zweiten Novemberhälfte 1996 fertigstellen 
zu können (Protokoll Nr. 48, S. 34). 

Als Ergebnis stelle das Gutachten u. a. fest, daß bis 
zum Abschluß des Vertrages über den Verkauf der 
Festplattenspeicher vom 13. Februar 1990 zwischen 
der Lomer AG und der BIEG keine Festplattenspei- 
cher geliefert worden seien, während der Vertrag die 

- falsche - Aussage beinhalte, daß die Lieferung 
bereits erfolgt sei. Allerdings gebe es jetzt Einwen- 
dungen, die Lieferungen seien zu einem späteren 
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Zeitpunkt erfolgt. Diese Behauptung habe weitere 
Folgeermittlungen ausgelöst (Protokoll Nr. 48, S. 39). 

Den Untersuchungsausschuß interessierte im Zusam- 
menhang mit dem Vergleichsabschluß des weiteren, 
ob und wie das BMF einem möglichen eigentums- 
rechtlichen Zusammenhang zwischen der Lomer und 
der Schlaff-Gruppe nachgegangen war. Wie der 
Zeuge Dr. Bley vom BMF bei seiner Vernehmung am 
30. Januar 1997 vor dem Untersuchungsausschuß zu 
diesem Punkt ausführte, waren dem BMF bereits 
1991 und 1993 Behauptungen bekannt geworden, 
die einen unzweifelhaften Zusammenhang zwischen 
Schlaff und der Lomer herstellten. Solche Behaup- 
tungen, so der Zeuge Dr. Bley, seien zu Hunderten 
erhoben worden, es hätten aber jeweils die Fakten 
gefehlt (Protokoll Nr. 51, S. 75). Das BMF habe aber 
während der Vergleichsverhandlungen versucht, die 
Behauptungen einer Verbindung von Schlaff zur 
Lomer juristisch zu untermauern und zu diesem 
Zweck eine Wirtschaftsprüfergesellschaft - Arthur 
Andersen - beauftragt, dies zu prüfen. Im Rahmen 
eines Testates habe sie jedoch festgestellt, daß die 
Lomer der Familie Ackermann gehöre, so daß das 
BMF keine Chance gesehen habe, den Bogen zu 
Schlaff zu schließen, jedenfalls juristisch nicht. Die 
Lomer sei die juristische Rechtsperson, auf die es im 
Rahmen von juristischen Ansprüchen oder Verurtei- 
lungen ankonune. Alles andere - im Hinblick auf 
Schlaff - seien bloße Vermutungen gewesen, die ei- 
nem Durchgriff vor Gericht nicht standgehalten und 
dem Vergleich auch nicht entgegengestanden hätten 
(Protokoll Nr. 51, S. 74 f.). Auch der Umstand, daß 
Martin Schlaff nach den Erkenntnissen der Staatsan- 
waltschaft sowie der UKPV für das Konto der Lomer 
einzelzeichnungsberechtigt war, von dem dann das 
Geld für das Darlehen an die Stadt Dresden überwie- 
sen wurde, ändere nichts daran, daß es nicht genü- 
gend - juristisch tragfähige - Fakten für eine eigen- 
tumsrechthche Verbindung zwischen der Lomer und 
Schlaff gegeben habe (Protokoll Nr. 51, S. 8 f., 87; 
Protokoll Nr. 48, S. 30, 36, 39 f.). 

Der ebenfalls zu diesem Komplex vom Untersu- 
chungsausschuß befragte Oberstaatsanwalt Brocher 
von der Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin hatte 
grundsätzhch bestätigt, daß die Lomer Schlaff nicht 
gehörte. Am 16. Januar 1997 bekundete er vor dem 
Untersuchungsausschuß, daß die Lomer in der 
Schweiz mit Absicht so strukturiert sei, daß man zu 
keiner Zeit sicher sein könne, wem die Gesellschaft 
gehöre. Der Initiator, Verwaltungsrat Dr. Ackermann, 
gründe regelmäßig solche Gesellschaften, die im 
Register auch unter seinem Namen als Handlungsbe- 
rechtigter eingetragen seien. Allerdings würden die 
Aktien in Form von Zessionsurkunden ausgegeben, 
die dann jeweüs denjenigen, der sie in der Hand 
halte, zum Eigentümer der Gesellschaft mache. So 
sei es auch bei der Lomer. Strafrechtlich habe man je- 
doch einen anderen Ansatzpunkt als im Zivilrecht. Er 
habe bei der Lomer geprüft, wer mit Handlungs- 
vollmacht aufgetreten sei, und das sei eigentlich 
immer Martin Schlaff gewesen. Dies sei auch dem 
BMF - sicher seit 1993 - so bekannt gewesen. Wenn 
aber das BMF der Ansicht sei, niemand könne sagen, 
wem die Lomer gehöre, so sei diese keine falsche Aus- 


sage, sondern eine, die sich auf einen anderen recht- 
lichen Standpunkt stelle (Protokoll Nr. 48, S. 39 f.). 

f) Aufhebung der Haftbefehle, Beschwerde gegen 
die Pfändung und Anfechtung des Vergleichs 

Nachdem das Amtsgericht Berlin-Tiergarten am 
30. Dezember 1996 zunächst die Fortdauer der Haft- 
verhältnisse beschlossen hatte, hob das LG Berlin die 
Haftbefehle jedoch auf die Beschwerde der Beschul- 
digten hin mit Entscheidungen vom 4. Februar und 
20. März 1997 auf (Protokoll Nr. 11, Anlage). Zur 
Begründung stützte sich das LG im wesentlichen 
darauf, daß die Auswertung der Unterlagen des VEB 
REZ lediglich für die Jahre 1988 und 1989 gesichert 
erkennen ließen, daß keine Lieferung der Festplat- 
tenspeicher erfolgt war. Eine Lieferung der 24 400 
Festplattenspeicher im Jahre 1990 könnte danach je- 
doch nicht ausgeschlossen werden, so daß letztlich 
die Haftbefehle aufzuheben seien. Ein dringender 
Tatverdacht könne unter diesen Umständen nämlich 
nicht angenommen werden. 

Gegen die Aufhebung der Haftbefehle legte die 
Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin weitere Be- 
schwerde ein und beantragte, die Haftbefehle wieder 
in Kraft zu setzen. Nach Meinung der Staatsanwalt- 
schaft II rechtfertige der Ermittlungsstand zum Zeit- 
punkt der weiteren Beschwerde die Annahme, daß 
das von den Beschuldigten behauptete Geschäft 
über 24 400 Festplattenspeicher nicht der Realität 
entspreche und eine Lieferung weder geplant gewe- 
sen noch durchgeführt worden sei (Protokoll Nr. 11, 
Anlage). Das KG bestätigte am 8. Dezember 1997 
jedoch die Aufhebung der Haftbefehle, allerdings 
lediglich mangels Vorliegens der Haftgründe Flucht- 
oder Verdunkelungsgefahr. Zur Begründetheit eines 
dringenden Tatverdachts enthielt sich das KG aus- 
drücklich einer Stellungnahme. 

Gestützt auf den - weiterhin fortbestehenden - Be- 
schlagnahmebeschluß des Amtsgerichts Berlin-Tier- 
garten vom 2. Dezember 1996 erklärte ferner das BfF 
zwischenzeitlich die Anfechtung des Vergleichs über 
die Währungsumstellung und berief sich insoweit 
auch auf das nachträgliche Bekanntwerden des 
Fehlens der Geschäftsgrundlage und auf ein Kündi- 
gungs- bzw. Rücktrittsrecht, um sich die Möglichkeit 
einer verwaltungsrechtlichen Einziehung des Geldes 
nach den Vorschriften des Währungsumstellungs- 
folgengesetzes offenzuhalten (Protokoll Nr. 11, An- 
lage). 

Gegen den strafprozessualen Beschlagnahmebe- 
schluß wurde jedoch nach einer Mitteilung durch 
den ermittelnden Oberstaatsanwalt Brocher von der 
Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin am 2. Fe- 
bruar 1998 durch den bevollmächtigten Rechtsanwalt 
der Lomer Beschwerde bei dem Amtsgericht Berlin 
eingelegt. Falls das Amtsgericht den Beschlagnah- 
mebeschluß aufhebe, werde die Staatsanwaltschaft II 
gegen diese Entscheidung sofortige Beschwerde bei 
der 26. Großen Strafkammer bei dem LG Berlin ein- 
legen. Sollte ggf. das LG zugunsten der Lomer ent- 
scheiden, müsse das Geld aus strafprozessualer Sicht 
endgültig freigegeben werden, da gegen die Ent- 
scheidung des Landgerichts kein Rechtsmittel mehr 
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möglich sei (tel. Mitteilung von Oberstaatsanwalt 
Brocher vom 3. Februar 1998 in Ergänzung des Be- 
richts der Staatsanwaltschaft II.) 

Auf den Antrag der Lomer vom 2. Februar 1998 auf 
Aufhebung des Beschlagnahmebeschlusses hat am 
3. Februar 1998 das LG Dresden auf Antrag der Bun- 
desrepublik Deutschland einen Arrest über das in 
Deutschland belegene Vermögen der Lomer erlas- 
sen. 

Ferner teilte das BMF in seinem Bericht vom Februar 
1998 im Hinblick auf die zivilrechtliche Situation mit, 
daß der Vergleich Lomer/Dresden vom Züricher 
Schiedsgericht in ein Schiedsurteil umgesetzt wor- 
den sei und daß gegen eine Vollstreckung der Lomer 
aus diesem Titel derzeit der Arrest schütze. Darüber- 
hinaus seien zwischenzeitlich in der Schweiz Zah- 
lungsbefehle im Betreibungsverfahren gegen die 
Lomer sowie deren Verwaltungsrat Dr. Ackermann 
zugestellt worden. Damit sei die Verjährung der 
Schadensersatzforderung des Bundes unterbrochen. 

Der Bundesminister der Finanzen, Dr. Theodor Wai- 
gel erklärte während seiner Zeugenvernehmung, 
daß das BMF im Falle der nunmehr erfolgten Be- 
schwerde gegen die strafprozessuale Beschlagnahme 
die zivilrechtliche Auseinandersetzung weiter betrei- 


ben werde. Zudem sei eine Schadensersatzklage des 
Bundes gegen die Lomer jetzt in der Schweiz beim 
zuständigen Friedensrichteramt eingereicht worden. 
Dieser sei nach Schweizer Recht der erforderliche er- 
ste Schritt der Klageerhebung. Nähere Angaben 
hierzu müßten aber unterbleiben, da es sich um ein 
vorbereitendes bzw. laufendes zivUrechtliches Ver- 
fahren handele (Protokoll Nr. 94, S. 13 f.). 

Die Ansprüche auf Schadensersatz für die Bundesre- 
publik Deutschland werden durch die BvS geltend 
gemacht. Hierbei handelt es sich um Forderungen in 
einer Gesamthöhe von 83,8 Mio. DM gegen die Lo- 
mer AG, Dr. Konrad Ackermann und Martin Schlaff 
in gesamtschuldnerischer Haftung. Dabei haben 
VEB REZ und BMHV (vormals BIEG) sowie die KfW 
und die Deutsche Kreditbank AG ihre möglichen 
Schadensersatz- und Rückforderungsansprüche an 
den Bund abgetreten, die dieser z.Zt. beim Friedens- 
richteramt in der Schweiz geltend macht. Ein Termin 
zur mündlichen Verhandlung (obligatorischer Güte- 
termin) wurde auf den 3. März 1998 angesetzt. Falls 
es dort zu keiner Einigung kommt, wird das Verfah- 
ren ins ordentliche Klageverfahren übergeleitet. 
Hierzu sei, so berichtet die BvS, bereits eine umfang- 
reiche Klageschrift vorbereitet, die dann vor dem 
Bezirksgericht Arborn (Schweiz) eingereicht würde. 


J. Privatisierung von Unternehmen der ehemaiigen DDR durch die 

Treuhandanstalt/Bundesanstait für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 
(THA/BvS) 


Bei der gewaltigen Menge der zu privatisierenden 
Unternehmen - alleine die THA hat bis Ende 1994 
15 102 Unternehmen und Unternehmensteile privati- 
siert - hat der Untersuchungsausschuß Hinweise 
über Einzelfälle erhalten, in denen THA/BvS -Mitar- 
beiter, Liquidatoren und/oder Erwerber ihre vertrag- 
lichen Pflichten nicht eingehalten haben sollen. 

In einer Reihe von Fällen soll es zu Unterwertver- 
äußerungen von Unternehmen, finanziellen Aushöh- 
lungen bzw. zur Nichteinhaltung von Arbeitsplatz- 
und Investitionszusagen gekommen sein. 

Soweit es dabei auch zu Ermittlungsverfahren und 
Anklagen der Strafverfolgungsbehörden gekommen 
ist, weil nach Auffassung der Strafverfolgungsbehör- 
den der Verdacht auf strafbare Handlungen Vorgele- 
gen hat, wird dies ausführlich im Zweiten Teil, Ab- 
schnitt M. des Berichts dargestellt. 

Der Untersuchungsausschuß hat einige Privatisierun- 
gen ausgewählt und nachfolgend dargestellt. Er war 
nicht in der Lage, allen Privatisierungsfällen nachzu- 
gehen. 

Bereits der 2. Untersuchungsausschuß der 12. Wahl- 
periode „Treuhandanstalt" hatte die Privatisierung 
von Unternehmen der DDR zum Gegenstand seines 
Untersuchungsauftrages gemacht. Im wesentlichen 


sollte aufgeklärt werden, inwiefern durch Maßnah- 
men oder Unterlassungen der Bundesregierung und 
der THA überlebensfähige Treuhandbetriebe ge- 
schlossen wurden und Arbeitsplätze vernichtet wor- 
den sind, die hätten erhalten werden können. Wei- 
tere Gegenstände der Untersuchung waren die Auf- 
gabenerfüllung des Treuhandgesetzes sowie die 
ordnungsgemäße Wahrnehmung der Rechts- und 
Fachaufsicht über die THA durch die zuständigen 
Ressorts der Bundesregierung und die Frage, ob die 
Bundesregierung oder einzelne ihrer Mitglieder 
jenseits ihrer Zuständigkeiten auf konkrete Entschei- 
dungen der THA Einfluß genommen haben (BT- 
Drucksache 12/8404, S. 22). 

Daran anknüpfend hatte der Untersuchungsaus- 
schuß u. a. die offengebliebenen Fragen des 2. Unter- 
suchungsausschusses der 12. Wahlperiode weiter- 
zuverfolgen, soweit die in dem Bericht dieses Un- 
tersuchungsausschusses getroffenen Feststellungen 
hierdurch ergänzt werden können (BT-Drucksache 
13/2483, S. 1). Gegenstand seiner Beweisaufnahme 
war vor allem die Frage, ob die THA/BvS bei der Pri- 
vatisierung von Unternehmen die Grundsätze einer 
wirtschaftlichen Haushaltsführung berücksichtigt 
hat (III. 2. des Untersuchungsauftragesj. Zur Einfüh- 
rung in die Thematik hat sich der Untersuchungsaus- 
schuß im Rahmen seiner Beweiserhebung mit den 
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rechtlichen Grundlagen der Arbeit der THA/BvS, de- 
ren Aufgaben sowie einzelner Privatisierungsformen 
beschäftigt (nachfolgend J.I. bis V.). Im Anschluß 
daran hat er exemplarisch einige besondere Privati- 
sierungsfälle untersucht (J.VL). 


I. Rechtliche Grundlagen für die Privatisierung 
von Unternehmen durch die THA 

Die wichtigsten rechtlichen Grundlagen für die Pri- 
vatisierung von Unternehmen der ehemaligen DDR 
durch die THA ergeben sich aus dem Treuhand- 
gesetz, dem Einigungs vertrag, dem Gesetz zur ab- 
schheßenden Erfüllung der verbliebenen Aufgaben 
der THA und den Vorgaben des Bundesnünisters der 
Finanzen. 

1. Treuhandgesetz (THG) 

Die THA entstand ursprünglich in der Endphase 
der Regierung Modrow durch den Beschluß des 
Ministerrates der DDR zur Gründung einer Anstalt 
zur treuhändischen Verwaltung des Volkseigen- 
tumes und der Verordnung zur Umwandlung von 
volkseigenen Kombinaten, Betrieben und Einrich- 
tungen in Kapitalgesellschaften vom 1. März 1990 
(GBl. 1990 I, S. 107). Ziel dieser Maßnahme war 
nicht die Privatisierung der Unternehmen, sondern 
die prinzipielle Wahrung des Volkseigentumes, aller- 
dings in Rechtsformen, die eine Bewirtschaftung 
nach marktwirtschaftlichen Prinzipien ermöglichen 
sollten (BT-Drucksache 12/8404, S. 39). Bereits am 

1. Juh 1990 trat jedoch das von der Volkskammer 
der DDR beschlossene Gesetz zur Privatisierung 
und Reorganisation des volkseigenen Vermögens 
(THG) vom 17. Juni 1990 (GBl. 1990 I, S. 300) in Kraft, 
wodurch der ursprünglichen durch die Regierung 
Modrow ins Leben gerufenen THA die Rechts- 
grundlage entzogen wurde (BT-Drucksache 12/8404, 
S. 39). 

Der Regelungsbereich des THG umfaßt die recht- 
hche Stellung, Aufgaben und Organisationsstruktur 
der THA. § 2 Abs. 1 S. 1 THG weist der THA die 
Rechtsform einer Anstalt öffentlichen Rechts zu. Ge- 
mäß § 1 Abs. 1 S. 1 THG ist es primäre Aufgabe der 
THA, das volkseigene Vermögen der DDR zu privati- 
sieren. Nach § 1 Abs. 4 THG wird die THA nach 
Maßgabe des THG Inhaber der Anteile der Kapital- 
gesellschaften, die durch Umwandlung der im Re- 
gister der volkseigenen Wirtschaft eingetragenen 
volkseigenen Kombinate, Betriebe, Einrichtungen 
und sonstigen juristisch selbständigen Wirtschafts- 
einheiten entstehen oder bis zum Inkrafttreten des 
THG bereits entstanden sind. Geleitet wird die THA 
nach § 3 Abs. 1 S. 1 THG durch einen Vorstand, der 
gemäß § 4 Abs. 1 S. 1 THG durch einen Verwal- 
tungsrat kontrolliert wird (Dokument Nr. 93). 

2. Einigungsvertrag 

Der Einigungsvertrag in seiner Form als Einigungs- 
vertragsgesetz vom 23. September 1990 (BGBl. 
1990 II, S. 885 ff.) regelt in Artikel 25 die grundsätz- 


liche Fortgeltung des THG im vereinten Deutsch- 
land. Gleichzeitig wird durch Artikel 25 Einigungs- 
vertrag das THG in bezug auf Fragen der Finanzie- 
rung, der Zusammensetzung des Verwaltungsrates 
und der Aufsicht über die THA modifiziert. So regelt 
Artikel 25 Abs. 1 Einigungsvertrag, daß die Fach- 
und Rechtsaufsicht über die THA, die nunmehr als 
bundesunmittelbare Anstalt des öffentlichen Rechtes 
qualifiziert wird, dem Bundesminister der Finanzen 
obhegt, 

„der die Fachaufsicht im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft und dem jeweils 
zuständigen Bundesminister wahrnimmt. Beteili- 
gungen der Treuhandanstalt sind mittelbare Be- 
teiligungen des Bundes. " (Dokument Nr. 94). 

3. Gesetz zur abschließenden Erfüllung 
der verbliebenen Aufgaben der THA 

Wichtige Neuerungen brachte das „Gesetz zur ab- 
schließenden Erfüllung der verbliebenen Aufgaben 
der Treuhandanstalt" vom 9. August 1994 (BGBl. 
1994 I, S. 2062) nüt sich. Durch Artikel 1 dieses 
Gesetzes wurden zahlreiche Vorschriften des THG 
geändert oder neu eingefügt. 

Die bereits genannten, im Einigungsvertrag befind- 
hchen Passagen zur Rechtsform und Aufsicht über 
die THA finden sich wortgleich nun auch im THG 
wieder (Artikel 1, Nr. 2, a, b). 

Hervorzuheben sind insbesondere die in Artikel 1 
Nr. 9 des Gesetzes vom 9. August 1994 enthaltenen 
Ergänzungen des THG, denenzufolge das THG um 
die §§ 23a-23c zu erweitern war. Gemäß dem neuen 
§ 23 a Abs. 1 THG wird die Bundesregierung ermäch- 
tigt, auf dem Wege der Rechtsverordnung Aufgaben 
der THA auf andere Einrichtungen des Bundes zu 
übertragen. Ferner enthält § 23 b S. 1 THG die Er- 
mächtigung zur Umbenennung der THA (Dokument 
Nr. 95). 

Von beiden Ermächtigungen machte die Bundes- 
regierung durch die „Treuhandunternehmensüber- 
tragungsverordnung" (TreuhUntÜV), die „Treuhand- 
hegenschaftsübertragungsverordnung " (TreuhLÜV) 
und die „Treuhandanstaltumbenennungsverordnung" 
(TreuhUmbenV) vom 20. Dezember 1994 Gebrauch. 
Dies hatte die Neugliederung des Treuhand-Nach- 
folgebereichs in die BvS, die Beteiligungs-Manage- 
ment-Gesellschaft Berlin mbH (BMGB) und die Lie- 
genschaftsgesellschaft der Treuhandanstalt mbH 
(TLG) zur Folge (vgl. J.IIL; Dokumente Nr. 96, 97). 

4. Vorgaben des Bundesministeriums 
der Finanzen (BMF) 

Mit der Ausübung der dem BMF nach § 2 Abs. 2 
THG in neuer Fassung zustehenden Fach- und 
Rechtsaufsicht standen verwaltungsrechtliche Instru- 
mentarien zur Verfügung, der THA/BvS Vorgaben 
für die Aufgabenerfüllung zu machen (eine ausführ- 
liche Darstellung der Rechts- und Fachaufsicht fin- 
det sich im Abschlußbericht des 2. Untersuchungs- 
ausschusses der 12. Wahlperiode, BT-Drucksache 
12/8404, S.45ff.). 
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Während es sich bei der Rechtsaufsicht um eine Art 
Rahmenkontrolle handelt, die aufsichtsrechtliche 
Maßnahmen nur dann erlaubt, wenn die beaufsichti- 
gende Behörde rechtswidrig gehandelt hat, ermög- 
licht die Fachaufsicht auch eine Kontrolle hinsichtlich 
der Zweckmäßigkeit des behördlichen Handelns. Die 
möglichen Maßnahmen der Fach- und Rechtsaufsicht 
sind vielseitig. Das Spektrum reicht von der bloßen 
Unterrichtung über den Erlaß konkreter, genereller 
oder spezieller Weisungen bis zum Selbsteintritt des 
Aufsichtsorgans (BT-Drucksache 12/8404, S. 46). 

Der Untersuchungsausschuß hat zu den grundsätz- 
lichen Fragen der Rechts- und Fachaufsicht die Par- 
lamentarische Staatssekretärin beim BMF, Irmgard 
Karwatzki, am 29. Februar 1996 informatorisch ange- 
hört. Sie nahm auch zu den Besonderheiten der THA 
und dem primären Ziel ihrer Tätigkeit Stellung. 

Die THA war eine Anstalt des öffentlichen Rechts 
(§ 2 Abs. 1, S. 1 THG). Als Erscheinungsform einer 
arbeitsteiligen, spezialisierten und pluralistischen 
Verwaltung wird die öffentlich-rechtliche Anstalt als 
ein organisationsrechtliches Gebilde zur Gewährlei- 
stung einer gewissen Selbständigkeit und Weisungs- 
freiheit angesehen (BT-Drucksache 12/8404, S. 46 f.). 
Somit legte schon die Rechtsform der THA es nahe, 
ihr größere Entscheidungsspielräume zu belassen. 
Hinzu kam die Auffassung, daß es Ziel der THA sein 
müsse, sanierungsfähige Unternehmen möglichst 
schnell in privates Eigentum zu überführen, um die 
öffentlichen Haushalte vor unkalkulierbaren Risiken 
zu schützen. Daher wurde es als im Interesse der 
Bundesregierung liegend betrachtet, die Unabhän- 
gigkeit und Eigenverantwortung der THA zu stär- 
ken, und von dem Instrument der fachaufsichtlichen 
Weisung nur möglichst wenig Gebrauch zu machen 
(Protokoll Nr. 11, S. 10). Die THA verfügte somit über 
einen großen Ermessensspielraum in Form eines so- 
genannten Management-Ermessens, welches vorliegt, 
wenn, wie bei der THA, Ziele der Öffentlichen Ver- 
waltung nach Art eines Wirtschaftsunternehmens zu 
verfolgen sind (Protokoll Nr. 11, S. 10; BT-Druck- 
sache 12/8404, S. 47). 

Angesichts dieser Ausgangslage konzentrierte das 
BMF seine Vorgaben vor allem auf Vorgänge von 
grundsätzlicher Bedeutung und großer finanzieller 
Tragweite und verfolgte das Konzept einer mittelba- 
ren, abgestuften Aufsichtsführung (Protokoll Nr. 11, 
S. 10 und 12). Realisiert wurde dies insbesondere 
durch die Schaffung folgender Kernstrukturen inner- 
halb der THA: 

- Installierung eines Leitungsausschusses als unab- 
hängiges Gremium zur Beurteilung von Unterneh- 
menskonzeptionen und der Sanierungsfähigkeit 
von Treuhanduntemehmen, 

- Einrichtung eines Kredit- und Bürgschaftsaus- 
schusses zur Prüfung von Anträgen auf Kredite 
und Bürgschaften, die die THA gemäß Art. 25 
Abs. 5 Einigungs vertrag gewähren konnte, 

- Einrichtung einer Arbeitsgruppe „Bilanzüberprü- 
fungen“ zur Prüfung von Eröffnungsbilanzen, 
bzw. für die Kontrolle von Rückstellungen für die 
Sanierung ökologischer Altlasten in Bezug auf ihre 
Werthaltigkeit, 


- Aufbau eines Rechnungswesens als Vorausset- 
zung für die Aufstellung des Wirtschaftsplanes der 
THA, 

- Einrichtung von Fachausschüssen des Verwal- 
tungsrates, 

- Einrichtung der Innenrevision der THA, 

- Einsetzung von Vertrauensbevollmächtigten, um 
personelle Vernetzungen aus der Vergangenheit 
in der THA und ihren Beteiligungsunternehmen 
zu unterbrechen, 

- Aufbau einer Stabsstelle für besondere Aufgaben 
als Instrument gegen Vermögensschäden (vgl. 
Zweiter Teil, M.VL; Protokoll Nr. 11, S. 11 f.). 

Die Fachaufsicht beschränkte sich nicht nur auf die 
Schaffung dieser Gremien. Vertreter des BMF wirk- 
ten zum Teil auch aktiv beim Aufbau dieser Instru- 
mente und in diesen Gremien mit (BT-Drucksache 
12/8404, S.49f.). 

Zudem wurde ein vereinfachtes haushaltsrechtliches 
Einwilligungsverfahren geschaffen, das sicherstellen 
sollte, daß die Fälle mit großer finanzieller Tragweite 
dem BMF vorzulegen waren (Protokoll Nr. 11, S. 12). 

Als wichtigstes Kontrollinstrument im Rahmen der 
Fachaufsicht ist die Beteiligung des BMF bei der Er- 
stellung des Wirtschaftsplanes der THA zu nennen. 
Dieser konnte nur Wirksamkeit entfalten, wenn Ein- 
vernehmen zwischen der THA und dem BMF herbei- 
geführt wurde (Protokoll Nr. 11, S. 12). 

Schließlich gab es neben einer Vielzahl von nicht 
formalisierten Kontakten zu allgemeinen Fragen 
zwischen dem BMF, anderen Bundesministerien und 
der THA (Protokoll Nr. 11, S. 12), die Mitwirkung des 
BMF bei der Erstellung von Handreichungen, Hand- 
büchern und Richtlinien (BT-Drucksache 12/8404, 
S. 50). 


II. Aufgaben der THA 

Die Haupttätigkeitsfelder der THA bis zu ihrer Um- 
strukturierung zum 1. Januar 1995 bestanden in der 
Privatisierung, Sanierung und Abwicklung ehema- 
liger volkseigener Betriebe der DDR. 

1. Privatisierung 

Kernaufgabe der THA war die möglichst schnelle 
Privatisierung der ihr treuhänderisch anvertrauten 
Unternehmen. Diese primäre Aufgabe ist in § 1 Abs. 1 
S. 1 THG gesetzlich fixiert. 

In der Präambel des THG werden die Prämissen aus- 
geführt, unter denen die Privatisierung erfolgen 
sollte. Demnach hat die Privatisierung „... so rasch 
und so weit wie möglich ..." zu erfolgen, und soll 
„... die Wettbewerbsfähigkeit möglichst vieler Unter- 
nehmen ..." herstellen, um „... somit Arbeitsplätze 
zu sichern und neue zu schaffen ... ". 

Der erste Schritt zur Privatisierung erfolgte durch die 
Umwandlung der volkseigenen Kombinate, Betriebe, 
und Einrichtungen in Kapitalgesellschaften, deren 
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Anteilsinhaber die THA wurde (§§ 1 Abs. 4, 11 ff. 
THG; Dokument Nr. 93). 

Danach ging die Privatisierung in drei Schritten vor- 
an: Vorbereitung, Durchführung und Kontrolle. 

Die Vorbereitungsphase diente der Schaffung ver- 
kaufsfähiger Einheiten, was durch Entflechtung und 
Zusammenlegung von Unternehmen ermöglicht wer- 
den sollte. In der Durchführungsphase holte die THA 
Angebote von potentiellen Investoren ein, die auch 
Angaben zur Investitionsbereitschaft und der Über- 
nahme von Beschäftigungszahlen enthalten sollten. 
Erschien ein Angebot interessant, kam es zu Ver- 
tragsverhandlungen, an deren Ende ein möglichst 
detaillierter Vertrag stand. In der Kontrollphase wur- 
den die Arbeitsplatzerhaltungs- und Investitionszu- 
sagen durch das Vertragsmanagement überprüft 
(BT-Drucksache 12/8404, S. 59). Bis zum 31. Dezem- 
ber 1994 handelte es sich um die Inaussichtstellung 
von 1 508 000 Arbeitsplätzen und 211,1 Mrd. DM an 
Investitionen, von denen 1 020 000 Arbeitsplätze und 
156,6 Mrd. DM an Investitionen vertraglich zuge- 
sichert worden sind. 

Insgesamt wurden durch die THA bis zum 31. De- 
zember 1994 15 102 Unternehmen und Unterneh- 
mensteile privatisiert. Die Abschlußstatistik spiegelt 
die Aufgabenerledigung der THA detailliert wieder 
(Dokument Nr, 98). 


2. Sanierung 

Neben der Privatisierung verpflichtete das THG die 
THA auch zur Sanierung der ihr unterstehenden Be- 
triebe. In § 2 Abs. 6 THG heißt es, die THA habe 
die Strukturanpassung der Wirtschaft an die Er- 
fordernisse des Marktes zu fördern, indem sie insbe- 
sondere auf die Entwicklung sanierungsfähiger Be- 
triebe zu wettbewerbsfähigen Unternehmen ... Ein- 
fluß nimmt“ und auf die zweckmäßige Entflech- 
tung von ünternehmensstrukturen ..." hinwirkt (Do- 
kument Nr. 93). 

Somit stellte es eine Aufgabe der THA dar, die öko- 
nomischen Rahmenbedingungen für sanierungs- 
fähige Unternehmen zu verbessern. Dabei kamen 
jedoch nur Unternehmen in Betracht, bei denen die 
Herstellung der Wettbewerbsfähigkeit nicht mit 
einem unverhältnismäßig hohen Aufwand verbun- 
den war. Die eigentlichen Sanierungsmaßnahmen 
wurden durch die Organe der jeweiligen Unterneh- 
men vor Ort durchgeführt (BT-Drucksache 12/8404, 
S.67 f.). 


3. Abwicklung 

Kam eine Privatisierung oder zunächst eine Sanie- 
rung nicht in Betracht, verblieb der THA die Aufga- 
be, die betroffenen Unternehmen abzuwickeln. Da 
die Abwicklung eines Unternehmens nicht die voll- 
ständige Einstellung aller wirtschaftlichen Aktivi- 
täten des Unternehmens bedeuten mußte, wurde der 
Begriff der „Abwicklung" dem der „Stillegung" vor- 
gezogen. 


Bei der Abwicklung werden vorhandene Vermögens- 
werte eines Unternehmens veräußert, um aus dem 
erzielten Erlös die Verbindlichkeiten zu bereinigen, 
und einen Überschuß an die Gesellschafter zu vertei- 
len. 

Die THA hatte bei Abwicklungen jeweils die Wahl, 
diese im Wege der Liquidation oder der Gesamtvoll- 
streckung durchzuführen. Bei dem Verfahren der 
Gesamtvollstreckung nach der in den neuen Ländern 
gültigen Gesamtvollstreckungsordnung (im Gegen- 
satz zur Vergleichs- und Konkursordnung in den 
alten Ländern) wird vom zuständigen Amtsgericht 
(früher Kreisgericht) ein Verwalter bestellt, der das 
der Pfändung unterliegende Vermögen verwaltet. Im 
Gegensatz dazu bleibt bei der Liquidation die THA 
Herrin des Verfahrens. Rechtsgrundlage für die 
Liquidation sind die §§ 262 ff. des Aktiengesetzes 
und die §§60 ff. des GmbH-Gesetzes, da die Unter- 
nehmen der THA die Rechtsform einer Aktiengesell- 
schaft oder einer GmbH haben (vgl. ausführlich hier- 
zu BT-Drucksache 12/8404, S. 73). 

Insgesamt wurde durch die THA bei 3 718 Unterneh- 
men die Liquidation bzw. die Gesamtvollstreckung 
eingeleitet, von denen bis zum 31. Dezember 1994 
157 Verfahren abgeschlossen werden konnten. Dabei 
konnten ca. 30 Prozent der bei Liquidationsbeginn 
bestehenden Arbeitsplätze erhalten werden (Proto- 
koll Nr. 11, S. 21). 

4. Weitere Aufgaben der THA 

Neben den Hauptaufgaben der THA im Zusammen- 
hang mit der Privatisierung der ehemaligen volks- 
eigenen Staatsbetriebe fielen ihr noch weitere um- 
fangreiche Aufgabenfelder zu, die im folgenden kurz 
Umrissen werden. 

a) Abwicklung von Unternehmen des Bereiches 
Kommerzielle Koordinierung (KoKo) und 
von Außenhandelsbetrieben (AHB) 

aa) Bereich KoKo 

Der Bereich KoKo nahm mit seinem staatlichen Auf- 
trag der Valutabeschaffung und den Verflechtungen 
mit dem Parteiapparat, den AHB und dem MfS eine 
wirtschaftliche und politische Sonderstellung im 
Wirtschaftsgefüge der DDR ein (Protokoll Nr. 11, 

5. 25). 

Mit der Auflösung des Bereiches KoKo zum 31. März 
1990 aufgrund des Ministerratsbeschlusses vom 
15. März 1990 wurden die diesem Bereich unterstell- 
ten Unternehmen von ihrem bisherigen staatlichen 
Auftrag befreit. Die Firmen des Bereiches KoKo fie- 
len daher mangels ausdrücklicher entgegenstehen- 
der Regelung in das allgemeine Treuhandverhältnis 
der THA. Durch den Beitritt der DDR zur Bundes- 
republik Deutschland am 3. Oktober 1990 wurde 
das BMF im Rahmen seiner Fach- und Rechtsauf- 
sicht über die THA auch für den Bereich KoKo zu- 
ständig (Protokoll Nr. 11, S. 25). Die THA gründete 
am 15. Januar 1991 den Sonderbereich „AHB/KoKo" 
(BT-Drucksache 12/7600, S. 400). Eine formale Zu- 
ständigkeitsübertragung des Komplexes KoKo vom 
BMF auf die THA erfolgte durch Ministerschreiben 
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vom 13. Mai 1992. Dadurch wurden die Immobilien 
und Unternehmen des Bereiches KoKo, die dessen 
überwiegenden Teil darstellten und als Finanzver- 
mögen im Sinne des Artikel 22 Einigungsvertrag 
treuhänderisch dem BMF übertragen waren, dem 
Zuständigkeitsbereich der THA zugeschrieben (vgl. 
Erster Teil, A.I.). 

Von der ursprünglichen Konzeption der DDR-Regie- 
rung zur Privatisierung von Teilen des Bereiches 
KoKo wurde vom BMF Abstand genommen. Aufgabe 
der THA wurde es, als Vermögensverwalter auf zivil- 
bzw. gesellschaftsrechtlicher Basis für die rasche 
Abwicklung des Untemehmensbestandes zu sorgen. 

bb) AHB 

Ebenso wie der Bereich KoKo nahmen auch die AHB 
eine Sonderrolle im Wirtschaftssystem der DDR ein. 
Sie hatten das verfassungsmäßig verankerte staat- 
liche Außenhandelsmonopol der DDR durchzuset- 
zen. Im Auftrag und nach Weisung des Staates, ins- 
besondere des Ministeriums für Außenhandel, be- 
sorgten sie, nach Branchen aufgeteilt, den gesamten 
Im- und Export der DDR. Da die AHB dem Rege- 
lungsbereich des THG vom 17. Juni 1990 zugeordnet 
werden konnten, wurde die THA als alleinige Gesell- 
schafterin zuständig für diese Betriebe. Durch das 
Gesetz über die Gründung und Tätigkeit privater 
Unternehmen und über Unternehmensbeteiligungen 
vom 7. März 1990 (GBl. 1990 I, S. 141) und anschlie- 
ßend durch das Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
der Verfassung der DDR vom 17. Juni 1990 (GBl. 
1990 I, S. 299) zur Aufhebung des Außenhandelsmo- 
nopols verloren die ehemaligen AHB in der nunmehr 
offenen Marktwirtschaft immer mehr ihre frühere 
Bedeutung. Zwar waren sie in der ersten Phase des 
betriebswirtschaftlichen Umstellungsprozesses noch 
wichtig für das Fortbestehen funktionsfähiger Han- 
delsstrukturen, doch nach anfänglichen Privatisie- 
rungsversuchen ging man ab 1991 dazu über, das 
Gros der AHB mit ihrem gesamten Vermögen abzu- 
wickeln und zu liquidieren. 

Von den ursprünglich 49 AHB befanden sich bis zum 
31. Dezember 1994 noch 45 in Liquidation und einer 
in Gesamtvollstreckung (vgl. Zweiter Teil, B.I.; 
C.II.3.b), Exkurs: AHB- Ab Wicklung) 

b) Reprivatisierung 

Bei der Reprivatisierung geht es um die Rückgabe 
von Unternehmen bzw. Unternehmensteilen, um die 
Herausgabe noch vorhandener Vermögensgegen- 
stände aus stillgelegten Unternehmen sowie um die 
Erlösauskehr aus Unternehmen und Grundstücken 
im Rahmen eines finanziellen Ausgleichs. Über An- 
sprüche auf Rückübertragung von Vermögenswerten 
nach § 6 Vermögensgesetz entscheiden die Ämter 
zur Regelung offener Vermögensfragen. Die THA 
wirkt in diesen Verfahren mit, soweit ihr anvertrautes 
Vermögen betroffen ist. 

Bis zum 31. Dezember 1994 wurden von 17 639 erfaß- 
ten Anmeldungen vermögensrechtlicher Ansprüche 
für die Restitution von Unternehmen 10 862 entschie- 
den. Dies führte zu insgesamt 6 539 Rückgaben von 


Unternehmen, Unternehmensteilen und sonstigen 
Vermögensgegenständen. In 1 360 Fällen kam es zur 
Zustimmung der Berechtigten zum Verkauf durch 
die THA bzw. zu Investitionsvorrangentscheidungen. 
In 1 385 Fällen stellten die Landesämter zur Rege- 
lung offener Vermögensfragen die Berechtigung der 
Entschädigung fest bzw. hat sich dies durch die Ge- 
samtvollstreckung erledigt. 1 578mal haben die Lan- 
desämter die Anträge abgewiesen oder es wurden 
die Anträge zurückgezogen. 

c) Verwaltung der Vermögenswerte von Parteien 
und Massenorganisationen und des Ministeriums 
für Staatssicherheit (MfS) 

Im Rahmen einer funktionalen Aufteilung von Er- 
mittlungs- und Verwaltungskompetenz wurde die 
THA neben der UKPV zuständig für die treuhände- 
rische Verwaltung und Verwertung dieses Vermö- 
gens, während es Aufgabe der UKPV war und auch 
noch ist, die Ermittlung des Vermögens vorzuneh- 
men (Einigungs vertrag Anlage II, Kapitel II, Sachge- 
biet A, Abschnitt III, Buchstabe d, Satz 5; BT-Druck- 
sache 12/7600, S. 417; Protokoll Nr. 9, S. 10). 

Die in Einvernehmen mit der UKPV durchzuführen- 
de Verwaltung des Vermögens erfolgte durch die 
THA und heute durch die BvS unter der Maßgabe 
des Einigungsvertrages, der vorsieht, das Vermögen 
zu gemeinnützigen Zwecken in den neuen Bundes- 
ländern zu verwenden, sofern es nicht den Parteien 
und Massenorganisationen als rechtstaatlich erwor- 
ben wieder zur Verfügung gestellt werden muß oder 
vom Bundesamt zur Regelung offener Vermögensfra- 
gen an die früheren Berechtigten zurückgeführt wer- 
den kann (vgl. Zweiter Teil, G.I. und III.; Protokoll 
Nr. 9, S. 9f.). 

Ferner war die THA eingebunden in die Ermittlung 
und Rückführung von Vermögenswerten des MfS. 
Daran beteiligt waren zudem das BVA, die ZERV, der 
BStU und die UKPV (Protokoll Nr. 9, S. 95). Das Ver- 
mögen stand gemäß Artikel 22 Abs. 1 Satz 2 Eini- 
gungsvertrag der THA und jetzt der BvS zu (vgl. 
Zweiter Teil, E.III.4.). 

d) Wahrnehmung hoheitlicher Aufgaben 

Schließlich nahm die THA auch verschiedene hoheit- 
liche Aufgaben war. 

Die Präsidentin der THA hatte umfangreiche Zustän- 
digkeiten im Bereich des Vermögenszuordnungsge- 
setzes (VZOG). So oblag ihr beispielsweise die Fest- 
stellung des gesetzlichen Vermögensüberganges 
nach den Artikeln 21 und 22 des Einigungsvertrages 
in Verbindung mit den Regelungen des Kommunal- 
vermögensgesetzes und des THG in den Fällen, in 
denen der THA Eigentum oder Verwaltung übertra- 
gen war (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 VZOG). Zudem war die 
THA zuständig für die Erteilung von Investitionsvor- 
rangbescheiden für den Bereich der Treuhandunter- 
nehmen und -liegenschaften (§ 25 Investitionsvor- 
ranggesetz) sowie für die Erteilung von Grundstücks - 
Verkehrsgenehmigungen (§ 7 Abs. 2 Grundstücks - 
Verkehrsordnung - GVO). 
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III. Umstrukturierung der THA 
zum 1. Januar 1995 

Mit dem 1. Januar 1995 traten umfangreiche Neuer- 
ungen in der Organisation der an der Privatisierung 
beteiligten Institutionen in Kraft. Rechtsgrundlage 
für diese Maßnahmen waren die von der Bundesregie- 
rung erlassene TreuhUntÜV und die TreuhUmbenV 
vom 20. Dezember 1994. Die Ermächtigung zu diesen 
Rechtsverordnungen lag in § 23 a Abs. 1 S. 1 THG, 
der aufgrund Artikel 1 Nr. 9 des Gesetzes zur ab- 
schließenden Erfüllung der verbliebenen Aufgaben 
der Treuhandanstalt neu in das THG eingefügt wor- 
den ist. Durch diese Verordnungen hörte die THA 
zum 31. Dezember 1994 auf zu existieren. Ihre Auf- 
gaben wurden statt dessen von anderen Orga- 
nisationen übernommen (vgl. hierzu schon vorste- 
hend J.I.3.). 

1 . Bundesanstalt für vereinigungsbedingte 
Sonderaufgaben (BvS) 

Als Nachfolgeeinrichtung der THA wurde die BvS 
zum 1. Januar 1995 geschaffen (§ 1 TreuhUmbenV). 
Sie unterschied sich von der alten THA neben ihrem 
Namen zum einen dadurch, daß Zuständigkeitsbe- 
reiche auf andere Organisationen ausgegliedert wur- 
den und zum anderen dadurch, daß die BvS im Ge- 
gensatz zur THA nicht mehr berechtigt war, ihren 
Ausgabenüberschuß eigenständig durch Kreditauf- 
nahme zu decken, sondern vielmehr in die Haus- 
haltswirtschaft des Bundes eingebunden worden ist 
(§ 2a THG n.F; Protokoll Nr. 11, S. 13). Rechtlich ist 
die BvS mit der THA identisch. Sie hat den Auftrag, 
die nach Ausgliederung auf die anderen Organisatio- 
nen verbliebenen Aufgaben der THA, insbesondere 
das Vertragsmanagement, die Abwicklung, die Re- 
privatisierung und die hoheitlichen Aufgaben zu 
erledigen (vgl. nachstehend J. IV). 

2. Beteiligungs-Management-Gesellschaft 
Berlin mbH (BMGB) 

Ein Teil der nicht privatisierten Treuhanduntemeh- 
men und Unternehmensbeteiligungen, die in Mana- 
gement-Kommanditgesellschaften zusammengeführt 
waren, sowie die längerfristig abzuwickelnden Aus- 
laufgeseUschaften gingen von der THA auf die 
BMGB über. Die BMGB übernahm die Aufgabe der 
möglichst raschen Privatisierung und Sanierung die- 
ser ausgegliederten Unternehmen (Protokoll Nr. 11, 
S. 19 f.). 

3. TLG Treuhand Liegenschaftsgesellschaft 
mbH 

Die TLG mit Sitz in Berlin besteht bereits seit An- 
fang 1991, ursprünglich als lOOprozentige Tochter- 
gesellschaft der THA, die zunächst als Manage- 
ment-Gesellschaft arbeitete. Im Rahmen der Um- 
strukturierungen zum 1. Januar 1995 wurde sie in 
eine Eigentums- und Besitzgesellschaft umgewan- 
delt (Protokoll Nr. 8, S. 32) und die Geschäftsanteile 
auf den Bund übertragen. Die TLG erledigt die lie- 


genschaftsbezogenen Aufgaben der THA außerhalb 
der Land- und Forstwirtschaft. Nicht betriebsnot- 
wendige Flächen und Gebäude der Treuhandunter- 
nehmen, wie Werkswohnungen und Betriebskinder- 
gärten, werden von den zu liquidierenden Unter- 
nehmen auf die TLG übertragen und von ihr ver- 
wertet (Protokoll Nr. 8, S. 32). 

4. BWG Bodenverwertungs- und 
verwaltungs GmbH 

Ebenso wie die TLG existierte die gleichermaßen in 
Berlin ansässige BWG bereits schon vor dem 1. Ja- 
nuar 1995. Bei ihr handelte es sich zunächst um eine 
Beteiligungsgesellschaft mehrerer Banken, an der 
die THA zuletzt noch einen Anteil am Stammkapital 
von 8,35% hielt. Die BWG wurde im Rahmen eines 
Geschäftsbesorgungsvertrages mit der THA damit 
beauftragt, Grundstücke der Land- und Forstwirt- 
schaft zu verwalten, zu verpachten und zu priva- 
tisieren. Nach Übernahme der Gesellschaftsanteile 
der Banken ist die BvS seit Ende 1995 Alleingesell- 
schafterin der BWG, der mit Wirkung vom 1. April 
1996 das Eigentum an dem land- und forstwirtschaft- 
lichen Grundvermögen der BvS übertragen worden 
ist. 


IV. Aufgaben der BvS 

In den Zuständigkeitsbereich der BvS als Rechts- 
nachfolgerin der THA fielen, wie unter J.III.l. bereits 
dargestellt, die Aufgabenfelder der THA, die nicht 
im Zuge der Umstrukturierungsmaßnahmen zum 
1. Januar 1995 auf die drei weiteren Nachfolgeorga- 
nisationen übertragen wurden (vgl. zu den Aufgaben 
der THA vorstehend J.IL). 

Der Untersuchungsausschuß hat sich vor allem mit 
Besonderheiten der Aufgabenwahrnehmung durch 
die BvS und dem Umfang ihrer Aufgabenerledigung 
beschäftigt. Die BvS hat dem Untersuchungsaus- 
schuß hierzu einen Bericht mit Stand 2. Januar 1998 
vorgelegt. 

1. Privatisierung, Vertragsmanagement, 
Abwicklung 

Von den Haupttätigkeitsfeldem der THA, Privatisie- 
rung, Sanierung und Abwicklung, verblieben bei der 
BvS ein kleinerer Teil an Restprivatisierungen, die 
Kontrolle der vertraglichen Zusagen bereits vorge- 
nommener Privatisierungen im Rahmen des Ver- 
tragsmanagements und die Abwicklung. 

a) Privatisierung 

Obwohl die Hauptaufgabe der THA, die Privatisie- 
rung der ehemaligen volkseigenen Betriebe der 
DDR Ende 1994 weitgehend abgeschlossen war, 
hatte die BvS noch weitere Restprivatisierungen vor- 
zunehmen. Dies betraf zum einen die Unternehmen, 
die wegen laufender Verhandlungen nicht mehr auf 
die BMGB übertragen wurden, zum anderen Fälle 
von Zweitprivatisierungen, z. B. der Werften (Proto- 
koll Nr. 94, S. 47). Nach Angaben des Vorsitzenden 
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des Verwaltungsrates der BvS, Dr. Joachim Grüne- 
wald, vor dem Untersuchungsausschuß wurden nach 
dem 1. Januar 1995 durch die BvS noch etwa 100 Pri- 
vatisierungen durchgeführt (Protokoll Nr. 94, S. 46), 
davon eine im Bereich der Großchemie. 

b) Vertragsmanagement 

Im Rahmen des Vertragsmanagements wurden, wie 
Bundesfinanzminister Dr. Theodor Waigel vor dem 
Untersuchungsausschuß erläuterte, Kaufpreise ein- 
gezogen, Nachweise über die Einhaltung von Ar- 
beitsplatz- und Investitionszusagen überprüft und 
verbliebene Verpflichtungen erfüllt. Gegebenenfalls 
wurden Nachverhandlungen geführt und kon- 
zertierte Aktionen begleitet, die nach Prüfung 
bestimmter Voraussetzungen in ein erneutes wirt- 
schaftliches Engagement seitens der BvS münden 
konnten, wenn auch die entscheidende Verantwor- 
tung bei den Unternehmensinhabern verblieb (Proto- 
koll Nr. 94, S. 9f.). 

Zum 31. Dezember 1997 befanden sich nach Anga- 
ben der BvS 40 865 Privatisierungsverträge im Ver- 
tragsmanagement der BvS. Diese betrafen 11 377 
Unternehmen und Unternehmensteile, 25 790 Lie- 
genschaften sowie 3 698 sonstige Verkäufe. In den 
Verträgen sind insgesamt 889 988 Arbeitsplatzzusa- 
gen und rund 142 Mrd. DM Investitionszusagen ent- 
halten. 

Bei 12 971 Verträgen mit Arbeitsplatzzusagen, für die 
der Zusagezeitraum abgelaufen und die Überprü- 
fung abgeschlossen ist, hielten zwar 2 697 Investoren 
ihre übernommenen Arbeitsplatzverpflichtungen 
nicht ein, dahingegen schufen bzw. erhielten 10 274 
Investoren mehr Arbeitsplätze als zugesagt. Insge- 
samt wurden somit bis zum 31. Dezember 1997 7% 
(rund 50 000) mehr Arbeitsplätze geschaffen bzw, er- 
halten als vertraglich zugesagt. 

Ein ähnliches Bild zeigt sich bei den Investitionszu- 
sagen. Bei 13 366 Verträgen mit Investitionszusagen, 
für die der Zusagezeitraum abgelaufen und die Über- 
prüfung abgeschlossen ist, hielten zwar 2 049 Inve- 
storen ihre Zusagen nicht ein, jedoch konnte bei 
11 317 Investoren eine Erfüllung bzw. Übererfüllung 
ihrer vertraglichen Verpflichtungen registriert wer- 
den. So wurden bis zum 31. Dezember 1997 107 Mrd. 
DM investiert, obwohl von den insgesamt zugesag- 
ten Investitionen von 142 Mrd. DM bis zu diesem 
Zeitpunkt nur 73 Mrd. DM fällig waren. 

Während der Laufzeit des Vertragsmanagements 
werden auch die Unternehmensinsolvenzen erfaßt. 
In dem Zeitraum vom 1. Januar 1995 bis zum 31. De- 
zember 1997 wurden 650 Insolvenzen durch die BvS 
registriert. 

c) Abwicklung 

Wie der Direktor Abwicklung bei der BvS, Dr. Lothar 
Holzapfel, in seiner informatorischen Anhörung am 
1. Februar 1996 ausführte, übernahm die BvS die Ab- 
wicklung von ehemals staatlichen Unternehmen der 
DDR in einer Phase, in der es vorrangig darum ging, 
die bereits begonnenen Liquidations- und Gesamt- 
vollstreckungsverfahren abzuschließen. Dazu wurde 


das Regelwerk der THA bzw. der BvS für die Ab- 
wicklung weiterentwickelt. Dies betraf insbesondere 
die Planung und Steuerung der Berichterstattung der 
Liquidatoren im Rahmen eines speziell entwickelten 
Abwicklungs-Informationssystems, die Vorgaben für 
die Schlußrechnungslegung, die Schlußrechnungs- 
prüfung und die Liquidatorenvergütung (Protokoll 
Nr. 8, S. 25). 

Zum 31. Dezember 1997 liefen noch 2 908 Liquida- 
tionen und 399 GesamtvoUstreckungen, während 
451 Verfahren bereits abgeschlossen waren. Die Ver- 
fahrensdauer einer Abwicklung betrug durchschnitt- 
lich etwa 4 Jahre, ein Wert, der auch der durch- 
schnittlichen Dauer der Konkursverfahren in den 
alten Bundesländern entsprach (Protokoll Nr. 8, 
S.27). 

2. Weitere Aufgaben der BvS 

Die Zuständigkeiten für die weiteren Aufgaben der 
THA, Abwicklung des Bereiches KoKo und der AHB, 
Reprivatisierung, Verwaltung des Vermögens der 
Parteien und Massenorganisationen der DDR und 
des MfS sowie die Wahrnehmung hoheitlicher Auf- 
gaben blieben durch die Umstrukturierung zum 1. Ja- 
nuar 1995 unberührt und wurden damit auch Zustän- 
digkeiten der BvS. 

a) Abwicklung von Unternehmen des Bereiches 
KoKo und von AHB 

Von den ursprünglich 223 Unternehmen, die dem Be- 
reich KoKo zuzurechnen waren, befanden sich zum 
31. Dezember 1997 noch 37 Unternehmen in der ope- 
rativen Abwicklung durch die BvS, Die restüchen 
Unternehmen, die 84 % des Unternehmensbestandes 
ausmachten, konnten durch Abschluß der Liquida- 
tion, Verschmelzung oder Verkauf abgebaut werden. 
Hinsichtlich vier weiterer Unternehmen, bei denen 
sich anhand von Indizien der Verdacht einer Zugehö- 
rigkeit zum Bereich KoKo ergeben hatte, werden 
nach Angaben der BvS zur Zeit weitere Ermittlungen 
angestellt. 

Im Zuge der Abwicklung der Unternehmen des ehe- 
maligen Bereiches KoKo konnten von der BvS bisher 
rund 3,7 Mrd. DM vereinnahmt werden. Von weite- 
ren möglichen Einnahmen in Höhe von bis zu 
1,7 Mrd. DM können voraussichtlich rund 750 Mio, 
DM als gesicherte Einnahmen erwartet werden. Zum 
31. Dezember 1997 beläuft sich der Bestand an 
Forderungen der ehemaligen Unternehmen des 
Bereiches KoKo auf insgesamt 219 Mio. DM, denen 
Verbindlichkeiten in Höhe von 498 Mio. DM gegen- 
überstehen. 

Zudem wurde die Abwicklung der 46 AHB, die sich 
zum 31. Dezember 1994 noch in der Liquidation bzw. 
Gesamtvollstreckung befanden, durch die BvS wei- 
tergeführt. 

b) Reprivatisierung 

Ebenso wie die THA wirkt die BvS im Rahmen des 
Verfahrens nach § 6 Vermögensgesetz bei Reprivati- 
sierungen mit. Sie übernahm mit dem 1. Januar 1995 
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15 284 registrierte Anträge. Bis zum 31. Dezember 
1997 erhöhte sich die Zahl der Anträge auf 17 899. 
Die Erledigungsquote zu diesem Zeitpunkt betrug 
82,1%. 

c) Verwaltung der Vermögenswerte von Parteien 
und Massenorganisationen und des MfS 

Fortgesetzt wurde auch die in Einvernehmen mit der 
UKPV vorzunehmende treuhänderische Verwaltung 
der Vermögenswerte von Parteien und Massenorga- 
nisationen und die treuhänderische Verwaltung des 
MfS- Vermögens, das nach Art. 22 Abs. 1 Satz 2 Eini- 
gungsvertrag zum Bundesfinanzvermögen gehört 
(vgl. Zweiter Teil, G.I. und III.). 

Dahingegen kann die Abwicklung der Vermögens- 
werte des MfS als weitestgehend abgeschlossen 
angesehen werden (vgl. Zweiter Teil, C.IL3.C.). 

d) Wahrnehmung hoheitlicher Aufgaben 

Die BvS blieb unverändert zuständig für die Durch- 
führung von Investitionsvorrangverfahren, Verfahren 
auf dem Gebiet des Vermögenszuordnungsgesetzes 
(VZOG) und die Erteilung von Grundstücksverkehrs- 
genehmigungen. 


V. Interne Regelwerke für die Tätigkeit 
THA/BvS 

Bei Beginn ihrer Tätigkeit standen der THA noch 
keine Leitlinien für ihre Aufgabenausführung zur 
Verfügung. Erst im Verlauf der Wahrnehmung ihres 
Auftrages entwickelte sich allmählich ein fortschrei- 
tend differenzierterer Regelungsbestand, der mit zu- 
nehmendem Erfahrungsschatz neu überarbeitet und 
ergänzt wurde. Die Leitlinien wurden von der THA 
verfaßt, wobei in einer Vielzahl von Regelungen die 
Initiative für den Erlaß sowohl vom BMF, als auch 
vom BMWi ausging (BT-Drucksache 12/8404, S. 181 
und 51). 

1. Übersicht wichtiger interner Regelwerke 

Nachfolgend werden die für die Wahrnehmung der 
Kernaufgaben der THA/BvS bedeutsameren inter- 
nen Regelwerke aufgeführt: 

- Leitlinien der Geschäftspolitik, beschlossen durch 
den Verwaltungsrat und gültig seit dem 16. No- 
vember 1990 

- Organisationshandbuch, beschlossen durch den 
Gesamtvorstand, gültig seit dem 28. Januar 1991 

- Finanzrichtlinien/Handbuch Finanzen/Rech- 
nungswesen, beschlossen durch den Gesamtvor- 
stand und den Verwaltungsrat, gültig seit dem 

1. März 1991 

- Richtlinie zur Abwicklung von Betrieben, bei 
denen Sanierungsfähigkeit unter Marktbedin- 
gungen nicht gegeben ist (Abwicklungsrichtlinie), 
beschlossen duch den Gesamtvorstand und den 
Verwaltungsrat, gültig seit dem 13. Mai 1991 


- Handbuch „Privatisierung“, beschlossen durch 
den Gesamtvorstand, gültig seit dem 31. März 
1992 

~ Handbuch „Vertragsmanagement“, Erstentwurf 
vom 6. Juli 1993 

- Richtlinien betreffend Abschluß und Durchfüh- 
rung von Beratungsverträgen. 

Eine detaillierte Aufzählung der internen THA-Regel- 
werke findet sich im Abschlußbericht des 2. Untersu- 
chungsausschusses der 12. Wahlperiode (BT-Druck- 
sache 12/8404, S. 51) 


2. Das Handbuch „Privatisierung” 

Das im April 1992 in Kraft getretene umfängliche 
Handbuch „Privatisierung“ war die maßgebliche 
Leitlinie für die Durchführung einzelfallbezoge- 
ner Privatisierungsmaßnahmen in den neuen Län- 
dern. 

a) Kapitelgliederung 

Das Handbuch „Privatisierung“ gliederte sich in fol- 
gende Kapitel (BT-Drucksache 12/8404, S. 182f.): 

1. Grundsätze der Privatisierung 

2. Verbindliche Regelungen zur Privatisierung 

3. Entflechtung 

4. Marketing 

5. Untemehmensbe Wertung 

6. Entscheidungsmaxime der Privatisierung 

7. Behandlung ökologischer Altlasten 

8. Arbeitsrechtliche Implikationen der Privatisie- 
rung 

9. Steuerliche Aspekte 

10. Vertragsgestaltung 

11. Vertrags ab Wicklung. 

b) Mindeststandards für Privatisierungen 

Zusammenfassend lassen sich aus dem Handbuch 
„Privatisierung" fünf wesentliche Mindeststandards 
ermitteln (vgl. ausführlich BT-Drucksache 12/8404, 
S. 56ff.). 

1. Wertermittlung und Kaufpreisfindung: Ausgangs - 
punkt für jede Wertermittlung war ein zeitnahes 
Gutachten zur Bewertung der zu veräußernden 
Objekte. Für die Bewertung mußte differenziert 
werden zwischen dem Ertragswert, Liquidations- 
ergebnis, Substanzwert und dem Netto-Cash-Er- 
gebnis eines Unternehmens. 

2. Bonitätsprüfung: Im Rahmen der Bonitätsprüfung 
mußten Auskünfte über die Bonität eines poten- 
tiellen Erwerbers eingeholt werden. Es wurde ge- 
prüft, ob ausreichende Mittel für die Kaufpreis- 
zahlung, die Aufbringung zugesagter Investitio- 
nen und eine mögliche Haftung vorhanden waren. 
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Zudem wurde die wirtschaftliche Reputation und 
Branchenkenntnis des Bewerbers geprüft. 

3. Ausschreibung: Das Handbuch „Privatisierung" 
enthielt eine ausführliche Darstellung über den 
Ablauf eines Ausschreibungsverfahrens zur Ge- 
winnung von Käufern seitens der THA, die ein- 
ging auf Punkte wie Ausschreibungsplanung, Pu- 
blikation der Ausschreibung, Laufzeit, Übergabe 
der Gebote und die Ausschreibungsbedingungen. 

4. Zuschläge: Vor allem das Fortführungskonzept 
war neben der Erzielung eines angemessenen 
Kaufpreises und der Bereitschaft zur Risikoüber- 
nahme für die Entscheidung, wer den Zuschlag 
erhalten sollte, maßgeblich. Vorrangig war der 
Erhalt von Arbeitsplätzen, der Umfang und die 
Qualität der Investitionen sowie die Absicherung 
der Zusagen, z. B. duch Pönalen. Auch die Bereit- 
schaft zur Beteüigung an der Sicherung bzw. 
Sanierung von Altlasten und die Bonität des Er- 
werbers waren zu berücksichtigen. Bei Gleichwer- 
tigkeit der Kaufangebote sollten mittelständische 
Erwerber bevorzugt werden. Diese Entschei- 
dungskriterien erfuhren abhängig von der wirt- 
schaftlichen Lage, dem regionalen Umfeld, der 
Arbeitsmarktsituation sowie der Resonanz poten- 
tieller Investoren aufgrund des Bieterwettbewer- 
bes eine einzelfallbezogene Gewichtung. 

5. Dokumentation: Die Privatisierungsvorgänge muß- 
ten ordnungsgemäß dokumentiert werden, damit 
die Entscheidungsfindung einer Nachprüfung zu- 
gänglich gemacht werden konnte. Aus der Doku- 
mentation mußte hervorgehen, wer welche Ziele 
vorgab und relevante Informationen prüfte und 
nach welchen Kriterien Entscheidungen getroffen 
wurden. 


VI. Privatisierungsformen 

Zur Privatisierung der ehemals staatlichen Unterneh- 
men der DDR nutzte die THA bzw. BvS drei unter- 
schiedliche Privatisierungsformen; der Verkauf an 
Unternehmen und Personen, das Verfahren des Ma- 
nagement-Buy-Out und der Abschluß von Geschäfts- 
besorgungsverträgen. 

1. Verkauf an Unternehmen und 

Personen/Management-Buy-In (MBI) 

Die Privatisierung eines TH A/BvS -Unternehmens 
durch den Verkauf an ein anderes Unternehmen oder 
an natürliche Personen, die außerhalb des zu privati- 
sierenden Unternehmens standen, stellte den Nor- 
mal- und zahlenmäßig weitaus häufigsten Fall der 
vorgenommenen Privatisierungen dar. Bei dieser 
Form der Privatisierung ergeben sich im Grunde 
keine Besonderheiten. 

Erwähnt sei jedoch der gelegentlich auftauchende 
Begriff des MBI, unter dem die Übernahme eines Be- 
triebes durch externe Manager verstanden wird. 
Prinzipiell kann somit jeder Verkauf eines Betriebes 
an einen Einzelinvestor, der den Betrieb auch persön- 
lich leiten will, als MBI verstanden werden. Als Son- 


derform der Privatisierung hat die THA von Ende 
1991 bis 1993 ein eigenes MBI-Programm durchge- 
führt, bei dem ausgewählten MBI-Interessenten 
Treuhanduntemehmen angeboten wurden. Durch 
dieses Programm wurden knapp 20 Unternehmen 
privatisiert und Zusagen für mehr als 1 000 Arbeits- 
plätze vereinbart. 


2. Management-Buy-Out (MBO) 

Im Gegensatz zu MBI versteht man unter MBO die 
Übernahme eines Unternehmens durch dessen Mit- 
arbeiter oder durch Mitglieder der Geschäftsführung. 
Sie erwerben die Verantwortung und das Eigentum 
an den Betrieben und Betriebsteüen, die vorher ent- 
flochten wurden. 

Wie bereits der 2. Untersuchungsausschuß der 
12. Wahlperiode festgestellt hatte, sind von der 
THA/BvS Bestrebungen unternommen worden, 
möglichst viele Unternehmen über MBO 's zu priva- 
tisieren, da diese der Entwicklung eines funktions- 
fähigen und unternehmerischen Mittelstandes die- 
nen sollten. Dieses Ziel sollte dadurch erreicht wer- 
den, daß bei zwei gleichwertigen Angeboten, von 
denen eines ein MBO-Vorhaben ist, das MBO-An- 
gebot vorrangig berücksichtigt werden sollte. Wich- 
tigste Voraussetzungen für die Durchführung eines 
MBO sind ein umfassendes Sanierungs- und Finan- 
zierungskonzept seitens des Erwerbers (BT-Druck- 
sache 12/8404, S. 428 f.). 

In den neuen Bundesländern finden sich MBO 's 
vornehmlich im Dienstleistungssektor, weniger im 
verarbeitenden Gewerbe (BT-Drucksache 12/8404, 
S. 428 f.). Von den 15 102 Unternehmensprivatisie- 
rungen, die durch die THA bis zum 31. Dezember 
1994 durchgeführt worden sind, entfielen 2 983 auf 
Privatisierungen durch MBO 's. Im Vertragsmanage- 
ment der BvS befanden sich zum 31. Dezember 
1997 3 103 MBO- bzw. MBI-Privatisierungsverträge 
(MBO-Verträge wurden durch die BvS nicht geson- 
dert ausgewiesen; vgl. ausführlich zu MBO-Privati- 
sierungen BT-Drucksache 12/8404, S. 428 ff.). 


3. Geschäftsbesorgungsverträge 

Schließlich wurden zur Abwicklung von AHB in ge- 
ringem Umfang Geschäftsbesorgungsverträge abge- 
schlossen, Unter einem Geschäftsbesorgungsvertrag 
versteht man eine Vereinbarung über die „selbstän- 
dige Tätigkeit wirtschaftlichen Charakters im Inter- 
esse eines anderen, die innerhalb einer fremden wirt- 
schaftlichen Interessensphäre vorgenommen wird". 
Konkret bedeutet dies, daß die THA/BvS als Ge- 
schäftsherr eine dritte Partei damit beauftragt, als 
Geschäftsbesorger die Privatisierung bzw. Abwick- 
lung eines Unternehmens vorzunehmen. 

In den Jahren 1991 und 1992 wurden bei fünf AHB 
Geschäftsbesorgungsverträge mit unterschiedlicher 
Zielsetzung abgeschlossen. Dies betraf die AHB 
„AMB-Trading", „Intermed", „Varicom", „VHG- 
Bau" und „Metallurgiehandel", die zunächst von 
Geschäftsbesorgern abgewickelt wurden. 
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Nachdem sich diese Form der Abwicklung als über- 
wiegend nicht zweckmäßig erwiesen hat, wurden bis 
zum Stand 31. Dezember 1997 mit Ausnahme von 
„Varicom“ alle Geschäftsbesorgungsverträge gekün- 
digt, und die weitere Abwicklung nach den ver- 
bindlichen BvS-Standards durchgeführt (vgl. Zweiter 
Teil, C.III.2.). 


VII. Feststellungen des Untersuchungs- 
ausschusses zu besonderen Privati- 
sierungsfällen 

1. Holzhandel Berlin und Brandenburg GmbH 
(HBB) sowie Holzhandel Dresden GmbH (HD) 

Schon zu Beginn der Untersuchungstätigkeit fiel der 
Blick auf die Privatisierungen der HBB sowie HD. 
Der Untersuchungsausschuß hat versucht, die Ab- 
läufe zu rekonstruieren, indem er die Privatisierungs- 
handlungen in Anhörungen und Zeugenverneh- 
mungen hinterfragte. Außerdem hat er zu Beweis- 
zwecken Berichte von der BvS und Unterlagen des 
BStU über Peter Deparade angefordert. 

a) Privatisierung der HBB 

Die Auswertung der Beweismittel hat eine teilweise 
nicht unerhebliche Abweichung der geschilderten 
Geschehensabläufe ergeben. Da der Untersuchungs- 
ausschuß außerdem unterschiedlich detaillierte Infor- 
mationen erhalten hat, hat er sich dafür entschieden, 
die Privatisierungsabläufe jeweüs im wesentlichen 
gesondert nach dem Bericht der BvS und der Aus- 
sage der Zeugin Gräfin von Kageneck darzustellen. 

aa) Privatisierung nach dem Bericht der BvS 

Auf der Grundlage der vom Untersuchungsausschuß 
von der BvS beigezogenen Unterlagen verlief die Pri- 
vatisierung wie folgt: 

Die THA bemühte sich im Jahre 1990 um Käufer für 
die HBB, die im Wege der Umwandlung nach §§ 11 ff. 
THG aus dem ehemaligen VEB Holzhandel Berlin 
hervorgegangen war. 

Die Robert Placzek Holding AG - ein Unternehmen 
der Schlaff-Gruppe - deren Vorstandsvorsitzender 
Martin Schlaff ist, zeigte Kaufinteresse. Herbert 
Köhler, letzter Leiter der Abteilung XV der Bezirks- 
verwaltung Dresden des MfS, der seit dem 15. März 
1990 als Angestellter der zur Placzek-Gruppe ge- 
hörenden Forel Handels GmbH (mit Firmensitz in 
Wien) beschäftigt war (vgl. Zweiter Teil, E.III.3.b)aa), 
hielt sich im Oktober/November 1990 zirka vier Wo- 
chen lang in dem zu übernehmenden Unternehmen 
auf, um dort eine Betriebsbeurteüung vorzunehmen. 
Herbert Köhler sollte diese Aufgabe erfüllen, da er, 
wie er vor dem Untersuchungsausschuß in seiner 
Vernehmung am 27. Februar 1997 aussagte, zuvor in 
Wien in mehrmonatiger Ausbildung auf den Gebie- 
ten Management, Geschäftsführung und Beurtei- 
lung von Unternehmen geschult worden war (vgl. 
Protokoll Nr. 55, S. 39 ff.). 

Am 19. Dezember 1990 reichte die Robert Placzek 
Holding AG ein erstes Kaufangebot für die Übernah- 


me der Geschäftsanteüe an der HBB bei der THA 
ein. Diese Offerte basierte auf einer Kaufpreissumme 
in einstelliger Millionenhöhe, der Übernahme der 
mehr als 300 Arbeitnehmer sowie der Durchführung 
von Investitionen in zweistelliger Mülionenhöhe. 
Neben dieserh Bewerber zeigte auch ein Unterneh- 
men der Thum und Taxis-Gmppe Kaufinteresse. 

Nach dem Bericht der BvS haben Mitarbeiter der 
HBB dem damaligen Vertrauensbevollmächtigten 
der THA am 10. Januar 1991 ihre Bedenken gegen 
die Robert Placzek Holding AG als mögliche Erwer- 
berin vor getragen. Inhaltlich teilten sie mit, 

- daß die Robert Placzek Holding AG außergewöhn- 
lich begünstigt werde, weil sie schon seit Mitte 
1990 im Unternehmen HBB mit ihren Wirtschafts- 
prüfern zur Analyst der Unternehmensstruktur 
und -entwicklung tätig sei und maßgeblichen Ein- 
fluß auf die Geschäftsführung gewonnen habe; 

- daß die DM-Eröffnungsbilanz von den beauftrag- 
ten Wirtschaftsprüfern zum Nachteü der HBB auf- 
gestellt sei; 

- daß die Substanzwertemüttlung für die Ermittlung 
des Kaufpreises deutlich zu niedrig und damit 
manipuliert sei. 

- Zu den von der Placzek Holding angebotenen 
Konditionen seien die Mitarbeiter bereit, selbst 
das Unternehmen zu übernehmen. 

Aus dem Bericht der BvS geht nicht hervor, ob und 
wie in der THA auf diese Hinweise reagiert wurde, 
insbesondere ob die Bedenken der Belegschaft dem 
Privatisierungsteam mitgeteilt worden sind. 

Nach weiteren Verhandlungen unterbreitete die 
Robert Placzek Holding AG am 13. Februar 1991 ein 
zweites - deutlich verbessertes - Übernahmeangebot 
in zweistelliger Millionenhöhe, in dem nun auch Be- 
schäftigungs- und Investitionszusagen garantiert 
wurden. 

Das Privatisierungsteam legte am 26. Februar 1991 
eine von Christine Gräfin von Kageneck und Peter 
Deparade erarbeitete Vorstandsvorlage für die Priva- 
tisierung der HBB vor. Gemäß dieser Vorlage war die 
Robert Placzek Holding AG die einzige Kaufinteres- 
sentin, nachdem der Mitbewerber aus der Thum und 
Taxis-Gruppe sein Kaufangebot mit Schreiben vom 

13. Februar 1991 zurückgezogen hatte. Wesentliche 
Grundlage für die Vorstandsvorlage war, so der Be- 
richt der BvS, eine Arbeitsplatz- und Investitionsga- 
rantie. 

Vor Abschluß des notariellen Kaufvertrages und nach 
der Vorstandsvorlage gab es weitere Verhandlungen. 
Am Ende dieser Verhandlungen stand ein drittes An- 
gebot der Robert Placzek Holding AG mit Datum 

14. März 1991. Dieses Angebot beinhaltete auf der 
einen Seite eine Kaufpreiserhöhung in Höhe von 
ca. zehn Prozent. Auf der anderen Seite wurde der 
Erwerberin eine Veräußemng der wertvollen Liegen- 
schaften der HBB an konzemeigene Gmndstücks- 
gesellschaften gestattet. Eine - damals bei der THA 
schon übliche - Nachbewertungsklausel für die 
Grundstücke gehörte nicht zu den vertraglichen 
Regelungen. Bis zum Ablauf des Jahres 1998 war 
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vielmehr eine Spekulationsklausel vereinbart, der 
zufolge eine Kaufpreiserhöhung zum 31. Dezember 
1998 erfolgen sollte, wenn Grundstücke veräußert 
oder ohne Veräußerung einer anderen Nutzung zu- 
geführt würden. Die von der Robert Placzek Holding 
AG im zweiten Angebot unterbreitete Investitions- 
und Arbeitsplatzgarantie fand - abweichend von der 
Vorstandsvorlage - keine vertragliche Berücksichti- 
gung. Vielmehr wurden lediglich Absichtserklärun- 
gen abgegeben. Eine Begründung für diese Abwei- 
chung hat die BvS gegenüber dem Untersuchungs- 
ausschuß nicht abgegeben. 

Mit notariellem Vertrag vom 20. März 1991 über- 
nahm die Robert Placzek Holding AG von der THA 
die Geschäftsanteile an der HBB. 

Im weiteren Verlauf der Privatisierung war Christine 
Gräfin von Kageneck nicht mehr beteiligt, da sie am 
31. März 1991 ihre Tätigkeit bei der THA beendete. 

Die Erwerberin setzte nach dem Unternehmens- 
erwerb Herbert Köhler als neuen Geschäftsführer der 
HBB ein (Protokoll Nr. 55, S. 8). 

Am 10. Juni 1991 beschwerten sich die Belegschafts- 
mitglieder der HBB bei der Arbeits- und Sozialmi- 
nisterin des Landes Brandenburg über einen rapiden 
Arbeitsplatzabbau auf nunmehr 84 Arbeitnehmer. 

Eine weitere Beschwerde erreichte die THA am 
19. Juni 1991. Die Belegschaft der HBB schilderte 
folgende „Machenschaften" des Investors: 

- zugesagte Schulungen würden nicht durchge- 
führt, 

- der ehemalige Bürgermeister von Dresden, Wolf- 
gang Berghofer, würde im Unternehmen mit ande- 
ren Immobilienmaklern ein- und ausgehen, wes- 
halb eindeutig sei, daß es der Erwerberin nicht um 
die Durchführung der Investitionen und Sicherung 
von Arbeitsplätzen gehe, sondern lediglich um die 
Verwertung der Grundstücke der HBB, 

- die Robert Placzek Holding AG habe Kontakte zur 
österreichischen Kommunistischen Partei (KPÖ), 

- die Robert Placzek Holding AG plane eine erhebli- 
che Reduzierung der Belegschaft und der Anzahl 
der Filialen, 

- kurz nach Vertragsschluß sei in großem Umfang 
Holz von der Firma Schweiger, die ihrerseits das 
Holz von der Firmengruppe Thurn und Taxis er- 
worben habe, überteuert gekauft worden. Der Ein- 
kauf sei wegen der vorhandenen hohen Lagerbe- 
stände nicht notwendig gewesen. Der Weiterver- 
kauf scheine nur unter Hinnahme von Verlusten 
möglich. 

Die Stabsstelle für besondere Aufgaben bei der THA, 
deren Leiter seit Anfang 1991 Dr. Hans Richter war, 
informierte laut Bericht der BvS das für die Privatisie- 
rung zuständige kaufmännische Direktorat über die 
Vorwürfe der Belegschaft der HBB, so daß auch Peter 
Deparade Kenntnis von der Nichteinhaltung des 
Investitionskonzepts erhielt. Eine weitere Unterrich- 
tung erhielt Peter Deparade in der Zeit bis zum 
3. bzw. 4. Juli 1991. 


Ausweislich eines von Martin Schlaff Unterzeichne- 
ten Schreibens vom 9. August 1991 fand am 31. Juli 
1991 in Berlin eine Besprechung zwischen dem Un- 
terzeichner und Peter Deparade statt, in der es um 
nachträgliche Änderungen des notariellen Kaufver- 
trages bezüglich der HBB vom 20. März 1991 ging. 
Nach Aussage des Zeugen Herbert Köhler wurde der 
Nachtrag zum ursprünglichen Kaufvertrag von der 
Robert Placzek Holding AG ohne Beteiligung der 
Geschäftsleitung des übernommenen Unternehmens 
betrieben (Protokoll Nr. 55, S. 42). Ein Änderungs- 
wunsch der Erwerberin bestand u.a. darin, unter be- 
stimmten Voraussetzungen Grundstücksübertragun- 
gen innerhalb einer Spekulationsfrist bis zum 30. Juni 
1998 ohne Kaufpreisanpassung an konzerneigene 
Gesellschaften zuzulassen. An den Nachverhandlun- 
gen waren neben Peter Deparade ein Mitarbeiter des 
ursprünglichen Privatisierungsteams sowie ein wei- 
terer THA-Mitarbeiter beteiligt. 

Am 27. November 1991 kam es schließlich tatsächlich 
zu den vorerwähnten privatschriftlichen Nachträgen 
für die Privatisierung der HBB, die jedoch von den 
zuständigen Entscheidungsträgern der THA nicht 
genehmigt wurden. Gezeichnet wurde der Nachtrag 
seitens der THA jedoch nur von Peter Deparade und 
dem oben genannten Mitarbeiter des ursprünglichen 
Privatisierungsteams. Nach Mitteilung der BvS war 
der Abschluß der Nachtragsvereinbarung von der 
ursprünglichen Vollmacht der THA-Mitarbeiter ge- 
deckt, zumal wesentliche Hauptpflichten des Vertra- 
ges nicht berührt worden seien. 

Die Robert Placzek Holding AG übertrug in der Fol- 
gezeit alle Grundstücke der HBB auf neu gegründete 
Grundstücksgesellschaften mbH, die die Entwick- 
lung und Verwertung dieser Grundstücke betreiben 
und deren Gesellschafter die in Wien ansässige 
Robert Placzek Deutschland Beteiligungs AG ist. 

Peter Deparade, der am 20. Dezember 1990 - einen 
Tag nach Abgabe des ersten Übernahmeangebots 
seitens der Robert Placzek Holding AG für die HBB - 
in den Dienst der THA getreten war, kündigte auf 
eigenen Wunsch seine Referententätigkeit im Be- 
reich Holz/Papier/Möbel zum 31. Oktober 1992. 
Nach eigenem Bekunden hat er weder gegenüber 
der THA noch gegenüber Kollegen Angaben über 
seinen neuen Arbeitgeber gemacht (Protokoll Nr. 40, 
S. 18 f.). Erst aus Anlaß polizeilicher Ermittlungen im 
Juni 1993 gegen den österreichischen Staatsbürger 
Martin Schlaff in Wien wurde bekannt, daß Peter 
Deparade und dessen Ehefrau als Angestellte des 
Österreichischen Firmenkonsortiums beschäftigt sind 
(Protokoll Nr. 6, S. 124 f.). Peter Deparade war vom 
1. November 1992 bis Oktober 1993 Prokurist in 
den neu gegründeten Grundstücksgesellschaften. An- 
schließend stieg er zum Geschäftsführer von insge- 
samt 33 Grundstücksgesellschaften auf. 

Seit dem 28. August 1995 firmieren HBB und HD 
nach einer Fusion unter der Bezeichnung Holzteam 
Holzhandel GmbH (Sitz in Düsseldorf), die zur 
Robert Placzek Deutschland Beteiligungs AG gehört, 
einer 100%igen Tochter der Robert Placzek Holding 
AG. Als Vorstandsmitglied der Robert Placzek 
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Deutschland Beteiligungs AG ist Peter Deparade seit 
dem 15. April 1996 tätig. 

Wegen des zeitlichen Zusammenhangs zwischen der 
Aufnahme der Tätigkeit von Peter Deparade bei der 
THA mit der Abgabe des ersten Kaufangebots durch 
die Schlaff-Gruppe und des gegen Peter Deparade 
bestehenden Verdachts der Untreue im Zusammen- 
hang mit der Privatisierung der HBB und der HD ist 
der Untersuchungsausschuß auch der Frage nachge- 
gangen, ob hier möglicherweise alte MfS-Seilschaf- 
ten zusammengearbeitet haben. Der Untersuchungs- 
ausschuß hat hierzu folgendes festgestellt: 

Das MfS versuchte im Jahre 1984 zweimal, Peter 
Deparade als IM zur Leitung einer „Auswertungs- 
gruppe zur Auswertung operativ beschaffter wissen- 
schaftlich-technischer Unterlagen beim Staatssekre- 
tär des Ministeriums für Bezirksgeleitete Industrie 
und Lebensmittelindustrie (MBL)" zu gewinnen. 
Nachdem diese Versuche zunächst gescheitert wa- 
ren, scheint es dann im Jahre 1985 doch zu einer der- 
artigen Tätigkeit gekommen zu sein. Aus den BStU- 
Unterlagen ergibt sich, daß diese Tätigkeit im Ver- 
antwortungsbereich der Hauptverwaltung Aufklä- 
rung, Sektor Wissenschaft und Technik (HVA/SWT), 
Abteilung V des MfS angesiedelt war. Einer Tätigkeit 
von Deparade für die HVA/SWT steht nicht entge- 
gen, daß keine schriftliche IM-Verpflichtung vorliegt, 
weil die Unterlagen der HVA bei Auflösung des MfS 
vernichtet worden sind. 

Obwohl Köhler und Deparade in der Vernehmung 
auf Vorhalt jeweils bestritten haben, sich vor 1990 ge- 
kannt zu haben, sieht der Untersuchungsausschuß 
die Möglichkeit, daß Deparade während dieser Zu- 
sammenarbeit mit der HVA/SWT auch Mitarbeiter 
aus dieser Diensteinheit kennengelernt hat (Herbert 
Köhler o.a.), die ein späteres Zusammenwirken zum 
Vorteil der Firmengruppe Schlaff zur Zeit seiner 
Tätigkeit bei der THA erklären könnten. 

bb) Privatisierung nach Aussage 
der Zeugin Gräfin von Kageneck 

Der Untersuchungsausschuß hat versucht, den 
Privatisierungsablauf durch Vernehmung von Peter 
Deparade als Zeugen weiter zu durchleuchten. Dies 
ist jedoch nur teilweise gelungen, da sich der Zeuge 
- nach Auffassung des Untersuchungsausschusses 
wegen eines bestehenden Ermittlungsverfahrens in 
dieser Angelegenheit bezüglich der konkreten Priva- 
tisierung auch zu Recht - auf ein Auskunftsverweige- 
rungsrecht gemäß § 55 StPO berufen hat. Der Unter- 
suchungsausschuß mußte deshalb auf Aussagen an- 
derer Personen zurückgreifen. 

Da nach Auskunft der BvS neben Peter Deparade 
Christine Gräfin von Kageneck maßgeblich an der 
Privatisierung der HBB beteiligt war, hat der Unter- 
suchungsausschuß am 20. Februar 1997 deren Zeu- 
geneinvernahme durchgeführt. Im Rahmen dieser 
Zeugenvernehmung ist der Untersuchungsausschuß 
auf nachfolgende Sachverhaltsergänzungen mit eini- 
gen interessanten Besonderheiten gestoßen. 

Die Zeugin, die vor dem Beginn ihrer Tätigkeit bei 
der THA am 17. September 1990 bei der Dresdner 


Bank beschäftigt war, arbeitete ihren Angaben zufol- 
ge bis zum Jahresende 1990 in unterschiedlichen Be- 
reichen der THA. Erst von Januar bis März 1991 habe 
sich ihre Tätigkeit auf Privatisierungen aus dem Be- 
reich Holz und Papier konzentriert, der dem Vor- 
standsmitglied Dr. Klinz unterstanden habe (Proto- 
koll Nr. 53, S. 42 f.). Die Zeugin wurde laut ihrer Aus- 
sage in die Privatisierungsverhandlungen über HBB 
eingeschaltet, nachdem von der Robert Placzek Hol- 
ding AG am 13. Februar 1991 ein zweites Angebot 
vorgelegt worden war und das Unternehmen aus der 
Thurn und Taxis-Gruppe am gleichen Tag plötzlich, 
ohne nähere Begründung, sein Angebot zurückge- 
nommen hatte (Protokoll Nr. 53, S. 43 f.). Paul Welte, 
ein ehemaliger Kollege aus der Dresdner Bank und 
Mitglied des dreiköpfigen Privatisierungsteams, ha- 
be sie um Unterstützung im Rahmen der völlig fest- 
gefahrenen Vertragsverhandlungen gebeten (Proto- 
koll Nr. 53, S. 43 f.). Paul Welte sei innerhalb des 
Teams zuständig gewesen für den kaufmännischen 
Bereich. In die Zuständigkeit des oben genannten 
weiteren Mitglieds des Privatisierungsteams seien 
die juristischen Aufgaben gefallen. Peter Deparade 
habe den technisch-organisatorischen Bereich über- 
nommen (Protokoll Nr. 40, S. 17 f.). 

Befragt nach den Umständen bei der Zurücknahme 
des Angebots von Thurn und Taxis hat die Zeugin 
ausgeführt, dieses habe sie damals mißtrauisch ge- 
macht, weil die Zurücknahme so plötzlich erfolgt sei 
(Protokoll Nr. 53, S. 54). 

In der Vernehmung hat die Zeugin erklärt, das Er- 
werbsangebot der Belegschaft vom 10. Januar 1991 
sei ihr damals ebenso unbekannt gewesen, wie auch 
die Warnung der Belegschaft vor der Übernahme 
durch die Robert Placzek Holding AG (Protokoll 
Nr. 53, S. 59, 62). Im Gegenteil sei massiv Druck in 
Richtung Verkauf ausgeübt worden, da kein zweiter 
Interessent vorhanden gewesen sei. Belegschafts- 
proteste habe sie immer sehr ernst genommen. Wört- 
lich hat sie weiter ausgeführt: 

„Ich wußte nicht, daß zum Beispiel die Placzek- 
Holding da bereits mit Wirtschaftsprüfern, rumge- 
fummelt hat. Also dann, schwöre ich Ihnen, hätte 
ich die Dinge sehr, sehr kritisch beäugt, weil ich 
natürlich auch Fälle hatte, wo von Anfang an der 
einzigste potentielle Investor, den ich hatte, nach 
der Wende auf der Matte stand und seinen Wirt- 
schaftsprüfer im Gepäck hatte. Bei solchen Dingen 
bin ich fast nie dann zum Abschluß gekommen'' 
(Protokoll Nr. 53, S. 63). 

Die Zeugin hat weiter ausgesagt, daß sie bei der Pri- 
vatisierung der HBB nur zwei wichtige Verhandlun- 
gen geleitet habe. Kritischer Punkt seien die Liegen- 
schaften gewesen (Protokoll Nr. 53, S. 50f.). Das Er- 
gebnis dieser Verhandlungen habe aus Sicht der 
THA eine deutliche Vertragsverbesserung bedeutet, 
da zum einen für ein Grundstück eine Nachbewer- 
tung erzielt worden sei und zum anderen - und das 
sei der wesentliche Punkt gewesen - eine auf sieben- 
einhalb Jahre befristete Veräußerungs- und Spekula- 
tionsklausel eingebaut worden sei (Protokoll Nr. 53, 
S. 44). Dies sei die Basis des notariell beurkundeten 
Vertrages gewesen. Die Vorstandsvorlage habe sie 
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noch unterschrieben, dann habe sie sich wieder ihren 
eigentlichen Aufgaben in der THA zugewandt. 

Der Untersuchungsausschuß hat insoweit festge- 
stellt, daß zwischen der Zeugin und der BvS unter- 
schiedliche Ansichten darüber bestehen, was zu die- 
sem Zeitpunkt wesentlicher Vertragsinhalt war. 

Im Gegensatz zu den zuvor beschriebenen Darstel- 
lungen der BvS in ihrem Bericht vom 28. Oktober 
1996, wonach wesentliche Grundlage der von Gräfin 
von Kageneck Unterzeichneten Vorstandsvorlage 
eine zugesagte Arbeitsplatz- und Investitionsgaran- 
tie gewesen sei, hat die Zeugin bezüglich der Investi- 
tions- und Arbeitsplatzgarantien ausgeführt, diese 
seien in den Verhandlungen bis zum 26. Februar 
1991 „nicht durchholbar'' gewesen (Protokoll Nr, 53, 
S. 51,54). 

Die Zeugin hat ferner erklärt, auf der Grundlage der 
von ihr geführten Verhandlungen sei am 26. Februar 
1991 eine von ihr Unterzeichnete Vorstandsvorlage 
erstellt worden, die der Vorstand auch genehmigt ha- 
be (Protokoll Nr. 53, S. 44, 46). Außerdem habe sie zu 
der Vorstandsvorlage ein kurzes Protokoll über den 
Gang der Verhandlungen erstellt, in dem die wich- 
tigsten Verhandlungspunkte festgehalten worden 
seien (Protokoll Nr. 53, S. 44, 46 f.). 

Nach Fertigung der Vorstandsvorlage habe sie noch 
eine parallel zur Vorstandsvorlage erstellte Version 
des Vertrages gesehen, die das enthalten habe, was 
sie verhandelt habe (Protokoll Nr. 53, S. 51, 59), ehe 
sie unmittelbar anschüeßend - so wie vorher bespro- 
chen - aus dem Privatisierungsteam wieder ausge- 
schieden sei (Protokoll Nr. 53, S. 56). Sie wisse jedoch 
nicht, ob dieser letzte Vertragsentwurf mit dem nota- 
riellen Vertrag übereinstimmte (Protokoll Nr. 53, 
S. 48). Später habe sie von der Zustimmung des zu- 
ständigen Vorstandes und von dessen Unterzeich- 
nung der Vorstandsvorlage Kenntnis erhalten (Proto- 
koll Nr. 53, S. 47). Im Falle der Zustimmungsverwei- 
gerung oder bei substantiellen Änderungen wäre die 
Vorstandsvorlage wieder an das Privatisierungsteam 
zurückgegangen und der Vorstand hätte erneut ein- 
gebunden werden müssen. Wenn Peter Deparade 
Nachverhandlungen und eine entsprechende Ver- 
tragsänderung bewirkt hätte, hat die Zeugin unter- 
stellt, daß dieser mit dem Vertrag beim Vorstand ge- 
wesen wäre (Protokoll Nr. 53, S. 50, 53, 59). Von ei- 
nem Rücklauf sei ihr aber nichts bekannt. 

Nach Aussage der Zeugin Gräfin von Kageneck sei 
es nach Genehmigung der Vorstandsvorlage durch 
den Vorstand anschüeßend Aufgabe des dem Privati- 
sierungsteam zugeordneten Juristen gewesen, die 
genehmigte Vorstandsvorlage in ein Vertragswerk 
umzusetzen. Sie habe sich darauf verlassen, daß dies 
auch in diesem Fall geschehen würde (Protokoll 
Nr. 53, S. 48, 50). 

In Wien habe ihres Wissens nach Genehmigung der 
Vorstandsvorlage und notarieller Beurkundung des 
Vertrages noch eine Verhandlung stattgefunden, bei 
der der Vertrag habe festgezurrt werden sollen. An 
dieser Verhandlung habe mit Sicherheit Peter Depa- 
rade teilgenommen. Auch der zuständige Jurist des 
Privatisierungsteams müsse dabei gewesen sein. Ob 


Paul Welte ebenfalls nach Wien geflogen sei, konnte 
die Zeugin nicht sagen (Protokoll Nr. 53, S. 54). Die 
Zeugin hatte jedoch weder Kenntnis von dem dritten 
Angebot der Robert Plazcek Holding AG noch davon, 
daß an dem ihr bekannten Vertragsentwurf zwischen 
Vorstandsvorlage und Abschluß des notariellen Ver- 
trages Änderungen vorgenommen worden sein sol- 
len. Wörtlich führte sie aus: 

„Ich bekam noch eine Version des Vertrages, in 
dem das, was ich verhandelt hatte, drin war. Das 
weiß ich ganz genau noch, weil mir das so wichtig 
war: die siebeneinhalb-Jahre-Spekulations- und 
Veräußerungsklausel, denn der kritische Inhalt 
dieses Falles waren die Liegenschaften, das war 
klar. ... Wenn das in dem ursprünglichen Vertrag 
nicht mehr drin war, dann verstehe ich die Welt 
nicht mehr" (Protokoll Nr. 53, S. 51). 

In der Vernehmung hat die Zeugin betont, sie sei in 
weitere Verhandlungen mit der Erwerberin, die in 
das dritte Angebot mündeten, nicht eingebunden ge- 
wesen und habe zum damaligen Zeitpunkt auch von 
dem Kollegen Paul Welte keinen entsprechenden 
Hinweis erhalten. Deshalb gehe sie davon aus, daß 
Paul Welte bei den Verhandlungen in Wien nicht an- 
wesend gewesen sei. Paul Welte hätte sie andernfalls 
mit Sicherheit über eine Verschlechterung der Kondi- 
tionen in Kenntnis gesetzt (Protokoll Nr. 53, S. 54). 

Die Zeugin hat ferner die Vermutung geäußert, daß 
es deshalb zu einer ungünstigeren Vertragsgestal- 
tung gekommen sein könnte, weil das Team der THA 
bei der konkreten Vertragsgestaltung in Wien der 
Gegenseite vielleicht nicht gewachsen gewesen sei 
(Protokoll Nr. 53, S. 53). 

Durch die Zeugin von Kageneck hat der Untersu- 
chungsausschuß ferner erfahren, daß die Zeugin im 
Jahre 1992, d.h. lange nach ihrem Ausscheiden bei 
der THA, durch einen Anruf des zuständigen Vor- 
standes Dr. Klinz mit den Worten zum Vertragscon- 
trolling der THA nochmals nach Berlin gerufen wur- 
de: 

„Es passieren fürchterliche Sachen. Gucken Sie 
mal in die Akte. ... Alles, was da an Vertragswerk 
ist, deckt sich nicht mit der Vorstandsvorlage." 
(Protokoll Nr. 53, S. 44, 56 f.). 

Die Zeugin folgte dem Wunsch und stellte nach Ein- 
sichtnahme in die Privatisierungsakte zu ihrer eige- 
nen Überraschung fest, daß das bereits erwähnte, 
von ihr zu der Vorstandsvorlage gefertigte Protokoll 
mit den wesentlichen Verhandlungsergebnissen 
nicht mehr in der Akte war (Protokoll Nr. 53, S. 46 f.). 
Bei dieser Gelegenheit sah sie die vorhandenen Un- 
terlagen allerdings nicht auf deren Inhalt durch, son- 
dern ließ sich von einem Mitarbeiter aus dem Bereich 
Vertragscontrolling über die Geschehnisse nach Ab- 
schluß des notariellen Vertrages informieren (Proto- 
koll Nr. 53, S. 52). Durch diesen Mitarbeiter habe sie 
dann auch erfahren, daß ungefähr ein Dreivierteljahr, 
nachdem sie aus der THA ausgeschieden sei, ein 
Nachtrag zum Privatisierungsvertrag abgeschlossen 
worden sei, der die für sie entscheidenden Kompo- 
nenten des Vertrages, nämlich die siebeneinhalbjäh- 
rige Veräußerungs- und Spekulationsklausel, ausge- 
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hebelt habe, indem der Verkauf der Grundstücke der 
HBB an konzerneigene Gesellschaften genehmigt 
worden sei (Protokoll Nr. 53, S. 44, 52). 

Noch in der Vernehmung war die Zeugin der Auffas- 
sung, erst der Nachtrag zum Jahresende 1991 habe 
das siebeneinhalbjährige Veräußerungs- und Speku- 
lationsverbot ausgehebelt (Protokoll Nr. 53, S. 57), 
obwohl nach Auskunft der BvS - wie zuvor oben dar- 
gestellt - bereits im notariellen Vertrag vom 20. März 
1991 kein Verkauf sverbot enthalten war. 

cc) Stellungnahme 

Nach Auffassung des Untersuchungsausschusses er- 
geben sich aus der Zusammenfassung beider Dar- 
stellungen - trotz einiger Widersprüche - gewichtige 
Hinweise, die auf ein unrechtmäßiges, wahrschein- 
lich strafrechtsrelevantes Privatisierungsverfahren 
schließen lassen. Welche Personen durch schuldhaf- 
tes Handeln dazu beigetragen haben, daß die Ver- 
tragsinhalte immer weiter zu Lasten der THA abge- 
ändert wurden und wie dies im einzelnen geschah, 
hat der Untersuchungsausschuß aber nicht mit Si- 
cherheit klären können. 

Auffallend ist jedoch eine Beteiligung von Martin 
Schlaff bzw. dessen Firmenkonsortiums. Auch in an- 
deren Zusammenhängen - z. B. beim Konsortialdar- 
lehen Dresden - ist der Untersuchungsausschuß im- 
mer wieder auf diese Person oder auf Unternehmen 
der Placzek-Gruppe aufmerksam geworden (vgl. 
Zweiter Teü, C.III.l.). 

b) Privatisierung der HD nach dem Bericht der BvS 

Nach Darstellung der BvS gestaltete sich die Privati- 
sierung der HD folgendermaßen: 

Im Jahre 1990 bemühte sich die THA ebenfalls um 
Kaufinteressenten für die HD, die im Wege der Um- 
wandlung nach §§ 11 ff. THG aus dem ehemaligen 
VEB Holzhandel Dresden hervorgegangen war. 

Wie schon bei der HBB, so interessierte sich die Ro- 
bert Placzek Holding AG auch für die Übernahme 
der HD. An den Verkaufsverhandlungen nahm auf 
seiten der THA wieder Peter Deparade partiell teil. 
Peter Deparade kannte die Erwerberin und die Ver- 
tragsgestaltung aus der kurz vorher durchgeführten 
HBB-Privatisierung. 

ln der von ihm mitverantworteten Vorstandsvorlage 
vom 4. Juli 1991 zum Verkauf der HD stellte Peter 
Deparade nach Angaben der BvS die Robert Placzek 
Holding AG als diejenige Gesellschaft heraus, die 
das beste Kaufangebot unterbreitet habe. Die Vor- 
standsvorlage enthielt Hinweise auf geplante Investi- 
tionen und das Schaffen weiterer Arbeitsplätze. Eine 
Gegenüberstellung mit den Angeboten anderer 
Kaufinteressenten fehlte indes. Es fehlte außerdem 
ein Hinweis auf die bereits erwähnte, zwischenzeit- 
lich eingereichte Beschwerde der HBB-Belegschafts- 
mitglieder vom 10. Juni 1991 über „Machenschaften" 
der Robert Placzek Holding AG. Eine kritische Aus- 
einandersetzung mit der Frage, ob es der anstehen- 
den Erwerberin tatsächlich um die Durchführung der 
Investitionen und Sicherung von Arbeitsplätzen geht. 


blieb im Rahmen der Vorstandsvorlage unerwähnt, 
obwohl nach Angaben der BvS die Stabsstelle 
Besondere Aufgaben der THA das zuständige kauf- 
männische Direktorat für die Privatisierung über die 
vorgetragenen Vorwürfe der HBB -Belegschaft infor- 
miert hatte, so daß auch Peter Deparade von der 
Nichteinhaltung des Investitionskonzepts der Robert 
Placzek Holding AG für die HBB Kenntnis erlangt 
hatte. Aus vom Untersuchungsausschuß bei der BvS 
beigezogenen Beweisunterlagen geht hervor, daß 
sogar eine weitere Unterrichtung des Peter Deparade 
über diese Vorfälle am 3. und 4. Juh 1991 erfolgt war, 
noch bevor die HD-Privatisierungsvorlage an den 
Vorstand gegeben wurde. Darüber hinaus liegen 
dem Untersuchungsausschuß Dokumente und Aus- 
sagen vor, nach denen die THA vor dem Verkauf der 
HD an die Robert Placzek Holding AG von der ZERV 
gewarnt wurde (Protokoll Nr. 6, S. 124). Über diese 
Warnungen der ZERV enthält der Bericht der BvS 
jedoch keine Angaben. 

Auf der Grundlage der vorgenannten Vorstandsvor- 
lage kam es am 1. August 1991 zum Abschluß des 
notariellen Kaufvertrages und zur Übertragung der 
HD an die Robert Placzek Holding AG. 

Im Zusammenhang mit der nachträglichen Änderung 
des HBB -Privatisierungsvertrages am 27. November 
1991 wurde auch für die Grundstücke der HD eine 
Übertragung innerhalb der Spekulationsfrist ohne 
Kaufpreisanpassung an konzerneigene Gesellschaf- 
ten der Erwerberin gegen entsprechende Verpflich- 
tungserklärung für den Fall der Weiterveräußerung 
zugelassen. 

In der Folgezeit wurden - wie auch bei der Übernah- 
me der HBB praktiziert - alle Grundstücke der HD 
auf Grundstücksgesellschaften der Erwerberin über- 
tragen. 

c) Staatsanwaltschaftliche Ermittlungsverfahren 

Unter dem Aktenzeichen 22 Js 172/91 führt die 
Staatsanwaltschaft bei dem LG Berlin seit dem Be- 
kanntwerden der Vorwürfe der Belegschaft der HBB 
ein Ermittlungsverfahren gegen den ehemaligen 
Mitarbeiter der THA, Peter Deparade. Außerdem 
wird auch gegen Verantwortliche des Investors und 
die Geschäftsführung der HBB ermittelt. Gegen den 
Beschuldigten Peter Deparade wird wegen des Ver- 
dachts der Untreue zu Lasten der THA im Zusam- 
menhang nüt dem Verkauf des Unternehmens HBB 
an die zur Martin Schlaff-Gruppe gehörende und in 
Wien ansässige Robert Placzek Holding AG ernüttelt. 

Die ZERV hat gerügt, daß ihre Ermittlungen durch 
die THA nicht hinreichend unterstützt worden seien 
und die THA zu keinem Zeitpunkt zur Anzeigener- 
statterin geworden sei. Dem gegenüber hat die BvS 
berichtet, daß die Ernüttlungen der Staatsanwalt- 
schaft bei dem LG Berlin in dieser Angelegenheit 
zeitgleich mit internen Maßnahmen und Ermittlun- 
gen der THA eingeleitet worden seien. 

Die vom Untersuchungsausschuß vernommene Zeu- 
gin Gräfin von Kageneck, die an den Verkaufsver- 
handlungen bezüglich der HBB teilweise mitgewirkt 
und auf Ungewöhnlichkeiten beim Privatisierungs- 
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ablauf, der Vertragsgestaltung und bei der THA 
nachträglich auf fehlende Unterlagen zum Vor- 
standsbeschluß hingewiesen hat, wurde nach eige- 
ner Auskunft bisher noch nicht von der Staatsanwalt- 
schaft zu dem Vorgang befragt (Protokoll Nr. 53, 
S. 60). Auch im Zusammenhang mit dem Rückzug 
des Kaufinteressenten aus der Thum und Taxis- 
Gruppe und dem späteren - eventuell überteuerten - 
Holzerwerb der Robert Placzek Holding AG bei 
einem Unternehmen, das seinerseits das Holz bei 
dem ursprünglichen Interessenten erworben hatte, 
wurde Gräfin Christine von Kageneck noch nicht 
staatsanwaltschaftlich vernommen, obwohl der straf- 
rechtliche Vorwurf des koUusiven Zusammenwirkens 
beider Unternehmen im Raume steht. 

Bis zum 2. Januar 1998 lag nach Kenntnis des Unter- 
suchungsausschusses bezüglich Peter Deparade 
noch keine Anklageerhebung vor. 


d) Zivilgerichtliche Verfahren 

Aus den Beweisunterlagen hat der Untersuchungs- 
ausschuß entnommen, daß die vorgenannten Privati- 
sierungen gegenwärtig Gegenstand zivilrechtlicher 
Auseinandersetzungen sind. 

Während die BvS auf Zahlung der zweiten Kaufpreis- 
rate für die Übernahme der HBB klagte, rechnete die 
Erwerberin im Wege der Widerklage mit Schadenser- 
satzansprüchen wegen Nichterfüllung einer vertrag- 
lich zugesagten Eigenkapitalgarantie auf. Nachdem 
das LG Berlin in erster Instanz zugunsten der Erwer- 
berin urteilte, wird das KG Berlin voraussichtlich im 
Jahre 1998 über die von der BvS eingelegte Berufung 
entscheiden. 

Daneben machte die BvS vor dem LG Berlin ge- 
genüber der Robert Placzek Deutschland Beteili- 
gungs AG eine Ausgleichsverbindlichkeit gemäß § 25 
D-Mark-Bilanzgesetz (DMBilG) in Verbindung mit 
§ 4 des Geschäftsanteü-Kaufvertrages bezüglich der 
HBB vom 20. März 1991 zuzüglich Zinsen seit dem 
1. Mai 1992 geltend. 

In einem weiteren Fall klagte sie eine Ausgleichsver- 
bindlichkeit gemäß § 25 DMBilG in Verbindung mit 
§ 7 des Kaufvertrages vom 1. August 1991 zur Über- 
nahme der HD zuzüglich Zinsen sowie eine Altkre- 
ditzinsforderung zuzüglich Zinsen ein. Das LG Berlin 
verurteüte die Beklagte am 1. Oktober 1996 antrags- 
gemäß. 


e) Rückübertragungsangebot 

Mit Schreiben vom 9. Dezember 1996 unterbreiteten 
die Robert Placzek Holding AG und die Robert 
Placzek Beteiligungs AG der BvS ein Angebot zur 
Rückabwicklung der beiden Unternehmenskaufver- 
träge. Sie begründeten ihren Schritt damit, daß die 
Unternehmen der Placzek-Gruppe Rufschädigungen 
ausgesetzt seien, da auch in den Medien immer wie- 
der der Verdacht geäußert werde, beim Erwerb der 
Geschäftsanteile der HBB und HD sei nicht alles mit 
rechten Dingen zugegangen. 


Das Rückübertragungsangebot sah folgende Rege- 
lung vor: 

daß die Robert Placzek Holding AG der BvS 
sämtliche Aktien an der Robert Placzek Deutsch- 
land Beteiligungs AG überträgt und die BvS im 
Gegenzug der Robert Placzek Holding AG sämt- 
liche bereits geleisteten Kaufpreiszahlungen (an- 
gemessen verzinst) ebenso erstattet wie sämtliche 
Eigenmittel welche die Robert Placzek Holding 
AG der HBB, der HD und/oder der Robert Placzek 
Deutschland Beteiligungs AG seit 1991 zugeführt 
hat Selbstverständlich wären der Placzek-Gruppe 
auch sämtliche Gerichtskosten und Anwaltshono- 
rare im Zusammenhang mit den diversen Ge- 
richtsverfahren zu erstatten . " 

Die BvS nahm das bis zum 20. Dezember 1996 befri- 
stete Angebot nicht an. 

Die Vorgänge um die Privatisierungen der HBB und 
HD hat der Untersuchungsausschuß nicht erschöp- 
fend und abschließend aufklären können, da ihm 
eigene Recherchen und Untersuchungen angesichts 
des engen Zeitrahmens und der Fülle von weiteren 
Untersuchungskomplexen nicht mehr möglich waren. 


2. Leuna/Minol 

Im Frühjahr 1997 sind in der Presse Gerüchte laut ge- 
worden über Unregelmäßigkeiten bei der Privatisie- 
rung der Minol AG durch die THA und der in Verbin- 
dung damit verhandelten Errichtung einer neuen 
Erdölraffinerie in Leuna (Sachsen-Anhalt) durch ein 
vom französischen Konzern Elf Aquitaine geführtes 
Konsortium (nachfolgend Leuna/Minol-Privatisie- 
rung). Nach diesen Gerüchten sollen Schmiergelder 
des französischen Erwerbers Elf Aquitaine an die 
CDU, an Gewerkschaften, ehemalige Stasi- Angehö- 
rige oder Konkurrenzunternehmen geflossen sein. 
Zum anderen wurde der Vorwurf des Subventionsbe- 
truges gegen Elf erhoben, weil durch Angabe über- 
höhter Baukosten für den Neubau der Raffinerie in 
Leuna unrechtmäßig höhere öffentliche Fördermittel 
erlangt worden sein sollen. Der Untersuchungsaus- 
schuß hat daraufhin zur Leuna/Minol-Privatisierung 
einen Bericht der BvS angefordert und im Oktober 
1997 erhalten. Des weiteren wurden Unterlagen der 
THA/BvS, der Bundesregierung und der Justizbehör- 
den über die Leuna/Minol-Privatisierung und damit 
zusammenhängende Ermittlungen beigezogen. Au- 
ßerdem hat der Untersuchungsausschuß zu dieser 
Problematik folgende Zeugen vernommen: den ehe- 
maligen Leiter der Abteilung VIII im BMF, Dr. Eckart 
John von Freyend, das für die Leuna/Minol-Privati- 
sierung verantwortliche Vorstandsmitglied der THA, 
Dr. Klaus Schucht (jetziger Wirtschaftsminister von 
Sachsen- Anhalt) , den ehemaligen Parlamentarischen 
Staatssekretär beim Bundesministerium der Finan- 
zen und jetzigen Vorsitzenden des Verwaltungsrates 
der BvS, Dr. Joachim Grünewald, und den Bundesmi- 
nister der Finanzen, Dr. Theodor Waigel. Anhand der 
beigezogenen Unterlagen und der durchgeführten 
Zeugenvernehmungen hat der Untersuchungsaus- 
schuß folgende Feststellungen getroffen: 
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a) Ablauf der Privatisierung 

aa) Vorgeschichte der Privatisierung 

Die im Auftrag der THA durchgeführten Untersu- 
chungen der Unternehmensberatungen McKinsey 
und Arthur D. Little im Rahmen des Chemie- und 
Mineralölprojektes „Neue Bundesländer" führten 
Anfang bis Mitte 1991 zu dem Ergebnis, daß selbst 
bei Durchführung erheblicher Anpassungsmaßnah- 
men keine der vier nach der Privatisierung der größ- 
ten Raffinerie in den neuen Bundesländern in 
Schwedt verbliebenen Raffinerien unter Beibehal- 
tung der bestehenden Strukturen lebensfähig gewe- 
sen wäre. Der Raffinerie in Leuna, die ein integraler 
Bestandteil des ehemaligen Chemiekombinates Leu- 
na-Werke und Ausgangspunkt für die angeschlos- 
sene Petrochemie war, kam hierbei eine Schlüssel- 
stellung zu. Die Investmentbank Goldman & Sachs 
hielt anhand ihrer für die THA im Juli bis September 
1991 durchgeführten Untersuchungen die Privatisie- 
rung des Gesamtstandortes Leuna für unrealistisch 
und schätzte auch die Privatisierung der Leuna-Raffi- 
nerie als sehr schwierig ein. Gründe dafür waren ins- 
besondere die wegen der weltweit vorhandenen Raf- 
fineriekapazitäten sehr niedrigen Margen, die unge- 
klärte Altlastensituation, der geschätzte hohe Investi- 
tionsbedarf und die Bezugssituation für Rohstoffe, 
weil die Raffinerie bisher ausschließlich russisches 
Rohöl verarbeitet hatte. Der Wegfall der Raffinerie 
hätte aber, wie Dr. Schucht bei seiner Vernehmung 
durch den Untersuchungsausschuß am 11. Dezember 
1997 angab, den Zusammenbruch der gesamten ost- 
deutschen Chemie bedeutet, weshalb ein Weg ge- 
funden werden mußte, diese Raffinerie auf alle Fälle 
am Leben zu erhalten (Protokoll Nr. 92, S. 7). Damals 
beschäftigten nach Aussage von Dr. Schucht die Leu- 
na-Werke 28.000 Mitarbeiter, von denen die Hälfte 
keine Chemiestammarbeiter nach westhchem Ver- 
ständnis gewesen seien. Nach Ausgliederung dieser 
Beschäftigten in private kleine und mittlere Betriebe 
verblieben 14.000 eigentliche Chemiebeschäftigte. 
Dies waren nach Schätzungen Dr. Schuchts gemes- 
sen an der Produktivität immer noch 50% zuviel 
(Protokoll Nr. 92, S. 7). 

Angesichts dieser schlechten Ausgangssituation ent- 
schied sich die THA für eine Kombination der Privati- 
sierung der Raffinerie Leuna mit der Minol Mineral- 
ölhandel AG (Minol), die aus dem Kombinat für die 
Distribution von Mineralölprodukten (Vergaser- und 
Dieselkraftstoffe, Heizöl und Schmierstoffe) hervor- 
gegangen war. Die Minol Mineralölhandel AG war 
im Besitz fast sämtlicher Tanklager und Tankstellen 
in den neuen Bundesländern und verfügte dement- 
sprechend zum damaligen Zeitpunkt über eine 
marktbeherrschende Logistik. Nach Aussage von Dr. 
Waigel vor dem Untersuchungsausschuß produzierte 
die Raffinerie neben den Produkten für die weiterver- 
arbeitende Chemie den Kraftstoff für die „Trabis'", 
der über das Minol-Tankstellennetz verteilt worden 
sei. 

„ Wäre das Minol-Tankstellennetz von der Raffine- 
rie in Leuna getrennt worden, hätte die Raffinerie 
eines ihrer Standbeine verloren. Wenn die Treu- 
handanstalt sich also bemüht hat, die Raffinerie 


gemeinsam mit dem Tankstellennetz zu privatisie- 
ren, dann war das keine Willkür, und es war auch 
schon gar keine 'Draufgabe'. Durch das Tankstel- 
lennetz war der Raffinerie ein Vertriebsweg für 
einen Teil ihrer Produkte gesichert." (Protokoll 
Nr. 94, S, 14) 

Da zudem ein großes Interesse an dem Erwerb der 
Minol bestand, hatte die THA die begründete Hoff- 
nung, daß sich die Raffinerie in Leuna und das 
Minol-Tankstellennetz als Paketlösung erfolgreich 
privatisieren lassen würden. Allerdings stand die 
THA nach Aussage des Zeugen Dr. Grünewald unter 
erheblichem Zeitdruck, weil auf dem Gebiet der ehe- 
mahgen DDR überall Tankstellen aus dem Boden 
gestampft worden seien. Dies hatte zur Folge, daß 
der ursprünglich fast 100%ige Marktanteil von Minol 
erschreckend schnell zurückgegangen sei, was den 
Verkauf swert von Minol negativ beeinflußt habe. 
Außerdem sei die THA gar nicht in der Lage gewe- 
sen, in dem Chemiedreieck selbst unternehmerisch 
tätig zu werden, weshalb sie ebenfalls ein dringen- 
des Interesse an einer schnellen Privatisierung ge- 
habt habe (Protokoll Nr. 94, S. 51). 

bb) Auswahl des Bewerbers 

Die Investmentbank Goldman & Sachs wurde im 
September 1991 von der THA mit der weltweiten 
Ausschreibung des Paketes Leuna/Minol beauftragt 
und beriet den damals zuständigen Vorstand in der 
THA, Dr. Schucht, bei der Entscheidung für einen Er- 
werber. Am 30. September 1991 lag das erste unver- 
bindliche Angebot eines Konsortiums, bestehend aus 
der Thyssen Handel Berlin GmbH, der Societe Natio- 
nale Elf Aquitaine und der Deutschen SB-Kauf AG 
(DSBK), nachfolgend TED -Konsortium, vor. Weitere 
Angebote eines Konsortiums unter Führung der Bri- 
tish Petroleum Company plc (BP), eines Konsortiums 
aus der Mannai Corperation, der Kuwait Petroleum 
Corperation, der Hauslage & Co. KG und der Metall- 
gesellschaft AG folgten bis zum Jahresende. Diese 
Konsortien wurden am 5. Dezember 1991 mit Über- 
sendung eines von der Anwaltskanzlei Shearman & 
Sterling erarbeiteten Vorvertragsentwurfes zur Kon- 
kretisierung ihrer Angebote aufgefordert. Am 16. De- 
zember 1991 lag ein verbindhches und unters chrif ts- 
reif es Angebot des TED -Konsortiums vor. Es enthielt 
gegenüber den anderen Angeboten - nach Angaben 
der BvS - insbesondere die Vorteile, daß ein höherer 
Kaufpreis und ein höheres Gesamtinvestitionsvolu- 
men durch den geplanten Neubau der Raffinerie an- 
geboten wurden, für den kein finanzieller Beitrag der 
THA gefordert wurde. Nach Abwägung aller Vor- 
und Nachteile der abgegebenen Angebote durch 
Goldman & Sachs blieben zunächst noch die beiden 
Konsortien unter Führung von BP und von Elf Aqui- 
taine in der engeren Auswahl. Da das Angebot des 
TED -Konsortiums deutlich besser ausfiel, entschied 
die THA, mit dem TED -Konsortium Verhandlungen 
über einen Vorvertrag aufzunehmen. 

Das BMF als rechts- und fachaufsichtsführende 
Behörde der THA war von Anfang an in die Leuna/ 
Minol-Privatisierung einbezogen. Der für den Be- 
reich zu dieser Zeit zuständige Abteilungsleiter im 
BMF, Dr. John von Freyend, hat in seiner Verneh- 
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mung durch den Untersuchungsausschuß am 30. Ok- 
tober 1997 zur Beteihgung des BMF an der Auswahl 
des Bewerbers ausgesagt, daß seitens des BMF be- 
sonderen Wert auf eine saubere Wettbewerbsstruktur 
gelegt worden sei, um wirklich dem Bestbietenden 
den Zuschlag zu geben. „Deswegen haben wir, glau- 
be ich, sogar zwei Gutachten veranlaßt, eines sogar 
selbst in Auftrag gegeben, ... ." Aus allem habe sich 
die Position von Elf als bestem Bieter ergeben (Proto- 
koU Nr. 84, S. 31). 

cc) Vorvertrag 

Am 15. Januar 1992 wurde der Vorvertrag zur Privati- 
sierung der Leuna-Werke AG und der Minol Mine- 
ralölhandel AG von der THA, der Leuna-Werke AG 
und dem TED -Konsortium unterzeichnet. Er stand 
unter den Genehmigungsvorbehalten des Verwal- 
tungsrates der THA, des BMF und des Aufsichtsrates 
der Leuna- Werke AG. Der Vorstand der THA 
stimmte dem Vertrag am 14. Januar 1992 zu. Die 
Genehmigung des Präsidialausschusses des Verwal- 
tungsrates der THA erfolgte am 27. Januar 1992, 
nachdem eine vergleichende Würdigung der Ange- 
bote durch Prof. Förster, Vorstandsmitglied der Treu- 
arbeit AG (jetzt C & L Deutsche Revision), die nach 
den allgemeinen Auftragsbedingungen der Treuar- 
beit erstellt worden war, die Bestbietervergabe bestä- 
tigt hatte. Der Verwaltungsrat der THA wurde am 
14. Februar 1992 über die Genehmigung infomüert. 
Dr. Schucht hat Presseberichte, nach denen der Vor- 
vertrag ohne Mitwirkung des Verwaltungsrates der 
THA abgeschlossen worden sei, bei seiner Verneh- 
mung vor dem Untersuchungsausschuß am 11. De- 
zember 1997 nicht bestätigt. Ohne Zustimmung des 
Verwaltungsrates wäre der Vorvertrag nach seiner 
Aussage gar nicht rechtswirksam geworden (Proto- 
koll Nr. 92, S. 11). Aus der Tatsache, daß das BMF am 
16. März 1992 die Genehmigung des Vorvertrages er- 
teilt hatte, schloß Dr. John von Freyend, daß der Ver- 
waltungsrat vorher zugestimmt haben müsse, denn 
ansonsten hätte das BMF vermutlich nicht seine 
förmliche Zustimmung erteilt (Protokoll Nr. 84, S. 32 
f.). Dr. Grünewald konnte sich in seiner Vernehmung 
am 15. Januar 1998 durch den Untersuchungsaus- 
schuß nicht erinnern, ob der Verwaltungsrat der THA 
mit dem Vorvertrag befaßt worden war. Er könne je- 
doch nicht ausschließen, daß angesichts der umfang- 
reichen Tagesordnungen der Verwaltungsratssitzun- 
gen auch einmal ein Versäumnis vorgekommen sei 
(Protokoll Nr. 94, S. 54 f.). 

Dieser im Original als „Principles of agreement" be- 
zeichnete Vertrag regelte die wesentlichen Elemente 
des später abzuschließenden Hauptvertrages, wie 
z. B. den Neubau der Raffinerie in Leuna, Investiti- 
ons- und Arbeitsplatz Verpflichtungen, Altlastenfra- 
gen, Kauf der Minol Mineralölhandel AG, der Ne- 
benanlagen der Altraffinerie in Leuna und eines min- 
destens 52,5 %igen Anteils an dem Pipelineuntemeh- 
men Mineralöl Verbundleitung GmbH (MVL), wel- 
ches die Pipeline zur Versorgung der neuen Raffine- 
rie mit russischem Rohöl betreibt. Die Deutsche SB- 
Kauf AG schied aus nicht bekannten Gründen zwi- 
schen Februar und April 1992 aus dem Erwerberkon- 
sortium aus. 


dd) Hauptvertrag 

aaa) Abschluß des Hauptvertrages 

Nach Unterzeichnung des Vorvertrages begannen 
die Vorbereitungen für die Verhandlungen zum Ab- 
schluß des Hauptvertrages. Am 23. Juh 1992 wurde 
der vom damaligen THA- Vorstand Dr. Klaus Schucht 
ausgehandelte Privatisierungsvertrag von der Präsi- 
dentin der THA, Birgit Breuel, dem Präsidenten von 
Elf Aquitaine, Loik Le Floch-Prigent, sowie dem Vor- 
standsvorsitzenden der Thyssen Handel Berlin 
GmbH, Dr. Dieter Vogel, paraphiert. Vertragspartner 
waren die THA, die Leuna -Werke AG und die Minol 
Mineralölhandel AG einerseits sowie die Thyssen 
Handel Berlin GmbH, die Societe Nationale Elf Aqui- 
taine und diverse 100%ige Beteiligungsgesellschaf- 
ten andererseits. Die notarielle Beurkundung des 
Vertrages erfolgte am 30. und 31. Juli 1992. 

bbb) Genehmigungen des Hauptvertrages 

Der Vorstand der THA stimmte in seiner Sondersit- 
zung am 23. Juli 1992 dem Abschluß des Hauptver- 
trages zu. Der Verwaltungsrat der THA genehmigte 
ihn am 18. September 1992. Die Genehmigung des 
Hauptvertrages durch das BMF erfolgte am 16. Okto- 
ber 1992, nachdem das vom BMF erwartete Gutach- 
ten von der Treuarbeit AG vorlag. Die Treuarbeit AG 
kam zu dem Ergebnis, daß Elf Aquitaine unstreitig 
das beste Angebot abgegeben hatte. Nach Aussage 
von Dr. Grünewald habe die Differenz gegenüber 
dem Zweitbestbietenden gut 800 Mio. DM betragen 
(Protokoll Nr. 94, S. 49). Die kartellrechtliche Geneh- 
migung der EU-Kommission erfolgte am 4. Septem- 
ber 1992, die beihilferechtliche Genehmigung der 
EU wurde am 8. Juli 1993 erteilt. 

ccc) Inhalt des Hauptvertrages 

Das TED -Konsortium verpflichtete sich zum Bau ei- 
ner neuen Raffinerie in Leuna mit einer Rohölverar- 
beitungskapazität von ca. zehn Mio. Tonnen im Jahr 
und gründete dafür die Mitteldeutsche Erdöl-Raffi- 
nerie GmbH (MIDER). Das im Hauptvertrag festge- 
legte Investitionsvolumen für den Raffinerieneubau 
betrug 4,3 Mrd. DM. Für die Dauer von fünf Jahren 
ab Inbetriebnahme der Raffinerie im November 1997 
verpflichteten sich die Investoren zur Schaffung von 
2 550 Arbeitsplätzen. 

Durch den Privatisierungsvertrag hat die THA das 
für den Neubau der Raffinerie notwendige Gelände, 
die LKW-Verladestation, verschiedene Nebenan- 
lagen der Altraffinerie und 100% der Anteile von 
Minol an das TED -Konsortium verkauft. Außerdem 
wurden 52,5% der Anteile an der Mineralöl Ver- 
bundleitung GmbH an die MIDER, eine 100%ige 
Tochtergesellschaft von Elf Aquitaine, verkauft. Die 
THA verpflichtete sich zur Übernahme bestimmter 
Kosten für die Beseitigung von Altlasten und zur Ge- 
währleistung, daß die Nebenanlagen sich in einem 
den gesetzlichen Anforderungen entsprechenden 
Zustand befinden. Die Altraffinerien in Leuna und 
Zeitz verblieben im Eigentum der THA. Mit einer 
Tochtergesellschaft der Investoren wurde jedoch ein 
Betriebsführungsvertrag für diese Raffinerien ge- 
schlossen, wobei keine Weiterbetriebsverpflichtung 
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festgelegt wurde. Die Verluste aus der Weiterbetrei- 
bung der Raffinerien übernahm die THA. Am 31. De- 
zember 1995 hat die BvS die Raffinerie in Zeitz und 
am 30. Juni 1997 die alte Raffinerie in Leuna ge- 
schlossen. 

Für die Darstellung der Pflichten der Vertragspartner 
bezüglich des Minol Tankstellennetzes wird auf den 
Bericht der BvS an den Untersuchungsausschuß ver- 
wiesen. 

ee) Nachverhandlungen 

Nach Abschluß des Privatisierungsvertrages fanden 
zwischen Elf Aquitaine und der THA/BvS zahlreiche 
Nach Verhandlungen statt. 

aaa) Änderung des Investitionszulagengesetzes 

Durch die Novellierung des Investitionszulagenge- 
setzes im Dezember 1992 waren Investitionen in 
Handelsgeschäfte nicht mehr förderungsfähig. Da- 
durch entstanden Elf Aquitaine nach eigenen Anga- 
ben erhebliche Einbußen, wofür sie von der THA ei- 
nen Ausgleich verlangte. Die Forderung begründete 
Elf mit einer im Vorvertrag vereinbarten Klausel, der- 
zufolge die Investoren in der Annahme handeln, daß 
die Projekte in der üblichen Weise gefördert würden. 
Die THA/BvS sagte daraufhin Zugeständnisse hin- 
sichtlich des Kaufpreises für Minol zu, was schließ- 
lich im Rahmen der Kaufpreisfestsetzung für Minol 
Anfang 1995 über den Erlaß eines Gesellschaf terdar- 
lehens an Minol realisiert wurde. 

bbb) Quotenregelung für Autobahntankstellen 

Im Hauptvertrag war bezüglich der Übereignung 
von Autobahntankstellen an Elf Aquitaine eine zwi- 
schen Elf und dem Bundesministerium für Verkehr 
ausgehandelte Regelung vereinbart worden, wonach 
Elf langfristig mehr Autobahntankstellen (insge- 
samt 18) pachten konnte als es ihrer Quote gemäß 
dem in Deutschland geltenden Quotensystem ent- 
sprochen hätte. Dieser Regelung hat das Bundeskar- 
tellamt nicht zugestimmt. 

Im Dezember 1992 wurde in schwierigen Verhand- 
lungen ein Kompromiß zwischen dem Bundeskartell- 
amt, der THA und Elf dahingehend geschlossen, daß 
Elf indirekt in das Quotensystem für die Vergabe von 
Autobahntankstellen einbezogen wurde, indem Elf 
nicht an dem Zuwachs der Autobahntankstellen in 
den neuen Ländern teilnimmt und ab 2003 eine An- 
passung der Vergabe von Autobahntankstellen in 
Westdeutschland auf die Gesamtzuteilungsquote von 
Elf erfolgen wird. Elf hat von der THA einen Aus- 
gleich für die ihr durch diesen Kompromiß angeblich 
entstandenen Verluste gefordert. Die THA hat eine 
finanzielle Abgeltung abgelehnt, war aber zu folgen- 
den Regelungen bereit: 

- Übernahme des finanziellen Risikos aus der Auf- 
lösung eines Minol- Joint- Venture im Chemiebe- 
reich, 

- Zusage der TLG, Elf bevorzugt Grundstücke für 
den Neubau von Tankstellen anzubieten und 

- Garantie der Verpachtung von 18 Autobahntank- 
stellen. 


Die letztgenannte Zusicherung hatte wiederum 
Nachverhandlungen zur Folge, weil mehrere Tank- 
stellen u. a. wegen der Nichteinhaltung von Umwelt- 
schutzbestimmungen geschlossen werden mußten. 
Es wurde vereinbart. Elf als Ersatz für die geschlosse- 
nen Tankstellen andere Objekte zur Verpachtung an- 
zubieten, für die Elf bei höherem Wert dieser Objekte 
einen Ausgleich zu zahlen hatte. Außerdem ver- 
pflichtete sich Elf, nicht mehr als 18 Autobahn tank- 
steilen in den neuen Bundesländern zu betreiben. 
Diesem Kompromiß hat das Bundeskartellamt zuge- 
stimmt. 

ccc) Mittelstandsvereinbarung 

Im Privatisierungsvertrag war auf Bitten des BMWi 
eine Mittels tandsvereinbarung verankert worden, 
die vorsah, daß Elf 10% der in Eigenregie geführten 
Tankstellen an Erwerber aus dem Mittelstand abge- 
ben sollte. Für Elf war ein Selbstbehalt von minde- 
stens 300 Tankstellen vorgesehen, der später nicht 
eingehalten werden konnte, weil u. a. wegen Restitu- 
tionsansprüchen und Umweltschäden weitere Tank- 
stellen nicht mehr zur Verfügung standen. Elf war 
damit nicht mehr zur Erfüllung der Mittelstandsver- 
einbarung verpflichtet. Nach intensiven Verhandlun- 
gen wurden letztlich im Rahmen einer freiwilhgen 
Aktion von Elf ca. 30 Tankstellen in den neuen und 
alten Bundesländern zum Verkauf an den Mittel- 
stand angeboten, wobei nach dem Kenntnisstand der 
BvS vom 1. Oktober 1997 tatsächlich fünf Tankstellen 
in den alten Bundesländern veräußert wurden und 
an den angebotenen Objekten in den neuen Ländern 
kein Interesse bestand. 

ddd) Sog. Sechs-Punkte-Schreiben 

In einem Bericht der Wochenzeitschrift „Der Spiegel" 
(Nr. 17/1996, S. 45) über den Raffinerieneubau in 
Leuna wird ein sog. Sechs-Punkte-Schreiben vom 
März 1993 erwähnt, das Elf auf Verlangen des BMF 
unterzeichnen sollte. Es soll u. a. die Verpflichtung 
für Elf enthalten haben, endlich Baupläne für ein La- 
bor in Leuna vorzulegen und auf weitere Hilfsgesu- 
che an den Staat zu verzichten. Nach Angaben des 
„Spiegel" soll Dr. Schucht auf die Gegenzeichnung 
von Elf verzichtet haben. Dr. Schucht konnte sich bei 
seiner Vernehmung durch den Untersuchungsaus- 
schuß am 11. Dezember 1997 nicht an dieses Schrei- 
ben erinnern. Nach seiner Aussage war die Frage 
der Berücksichtigung des Mittelstandes ein „Dauer- 
brenner“ in den Verhandlungen mit dem BMWi. Auf 
die generelle Frage, ob er denn auf die Durchsetzung 
solcher Forderungen des BMF verzichten konnte, 
antwortete Dr. Schucht sinngemäß, die Rechts- und 
Fachaufsichtsbehörde habe zwar Vorschläge machen 
können, deren Umsetzung aber keineswegs garan- 
tiert sei. Die Verträge hätten die Verantwortlichen 
auszuhandeln (Protokoll Nr. 92, S. 20 f.), Dr. John von 
Freyend hat bei seiner Vernehmung am 30. Oktober 
1997 ausgesagt, er könne sich daran erinnern, daß es 
Schriftverkehr zwischen dem BMF und Dr. Schucht 
gegeben habe, bei dem es um Nachbesserungen des 
Hauptvertrages gegangen sei und er gehe davon 
aus, daß Dr. Schucht die Forderungen des BMF 
„möglicherweise nicht buchstabengetreu“ , aber zu- 
mindest dem Sinn nach auch durchgesetzt habe (Pro- 
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tükoll Nr. 84, S. 34). Dr. John von Freyend hob außer- 
dem hervor, daß das BMF über die Art und Weise, 
wie Elf immer wieder interveniert und nachzubes- 
sern versucht hatte, außerordentlich unzufrieden ge- 
wesen sei und mit allem Nachdruck versucht habe, 
sich dagegen zu wehren (Protokoll Nr. 84, S. 34). 
Auch Dr. Grünewald, der zu dieser Zeit Parlamentari- 
scher Staatssekretär beim BMF war, konnte sich bei 
seiner Vernehmung am 15. Januar 1998 an ein 
Sechs-Punkte-Schreiben im Detail nicht erinnern, 
bestätigte aber, daß es Korrespondenz über immer 
wieder auftauchende Nachforderungen, Nachbenen- 
nungen und Interpretationen gegeben habe (Proto- 
koll Nr. 94, S. 55). 

b) Ausstieg von Thyssen aus dem TED-Konsortium 

Im Zusammenhang mit der Privatisierung des Staats- 
konzerns Elf Aquitaine fand im August 1993 bei Elf 
Aquitaine ein Führungswechsel statt. Neuer Vor- 
standsvorsitzender wurde der vormalige Leiter der 
Staatsbank Credit Agricol, Philippe Jaffre. Die neue 
Geschäftsleitung von Elf ließ alle wichtigen Projekte 
des Konzerns überprüfen, so auch den Raffinerieneu- 
bau in Leuna. Zur selben Zeit gab Thyssen seine Ab- 
sicht bekannt, seine Beteiligung an dem TED-Kon- 
sortium aufzugeben. 

Die Elf-Geschäftsführung entschied sich, das Projekt 
nur weiter zu verfolgen, wenn sich ein weiterer indu- 
strieeller Partner an der Realisierung der Raffinerie 
beteiligt. In diesem Zusammenhang kam es zu Ver- 
handlungen, in der die THA bemüht war, Elf zum 
baldigen Baubeginn der Raffinerie zu bewegen. In 
diesen Zeitraum fällt auch das dem Untersuchungs- 
ausschuß vorliegende Schreiben von Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl an den französischen Premiermi- 
nister Edouard Balladur vom 18. Februar 1994, worin 
der Bundeskanzler seine Sorge über ein eventuelles 
Scheitern des Raffinerieneubaus zum Ausdruck 
bringt und Balladur bittet, seinen persönlichen Ein- 
fluß geltend zu machen, „damit Elf nunmehr unver- 
züglich ihre Bereitschaft erklärt, das Projekt vertrags- 
gemäß zu realisieren" (Dokument Nr. 99). In diesem 
Schreiben wandte sich Dr. Kohl dagegen, daß Elf die 
Einhaltung ihrer Verpflichtung zum Bau der Raffine- 
rie von einer maßgeblichen Beteiligung der THA 
oder einer anderen deutschen Institution abhängig 
machte. Nach Ansicht von Dr. Kohl käme dies einer 
„Rückverstaatlichung" der Raffinerie gleich (Doku- 
ment Nr. 99). Im April 1994 schied Thyssen schließ- 
lich aus dem TED-Konsortium aus und gab die Leu- 
na-Anteile an Elf zurück. 

In einem zwischen der THA und der Elf Aquitaine 
am 30. April 1994 vereinbarten Memorandum of Un- 
derstanding erklärte sich die THA bereit, Elf Aqui- 
taine bei der Suche nach einem neuen Partner für die 
Raffinerie in Leuna zu helfen. Zur Vermeidung einer 
teilweisen unmittelbaren Beteiligung der THA an der 
fertiggestellten Raffinerie sagte die THA zu, die da- 
mals im Eigentum der THA stehende Buna GmbH zu 
veranlassen, auf Anforderung von Elf Aquitaine nach 
Fertigstellung der Raffinerie bis zu 33 % der Anteile 
an der Betreibergesellschaft der Raffinerie, der Elf- 
Tochter MIDER, zu erwerben. Der Kaufpreis sollte 
sich nach der Höhe des Nettoreinvermögens richten. 


Da die Buna GmbH zwischenzeitlich an Dow Chemi- 
cal verkauft worden war, stand sie als Partner für Elf 
Aquitaine nicht mehr zur Verfügung. Es kam daher 
zu Verhandlungen über MögUchkeiten zur Umset- 
zung des Memorandum of Understanding. 

Zwischenzeitlich hatte Elf Aquitaine gegen die BvS 
auf Unterlassung der Übertragung der Geschäftsan- 
teile an der Buna GmbH an Dritte geklagt, weil diese 
nach ihrer Privatisierung an Dow Chemical als neuer 
Partner für Elf in Leuna, wie in dem Memorandum of 
Understanding vorgesehen, ausschied. Das Landge- 
richt (LG) Berlin hat mit Urteil vom 22. August 1996 
den Antrag von Elf Aquitaine auf Erlaß einer einst- 
weiligen Verfügung zurückgewiesen. Die Berufung 
von Elf gegen dieses Urteil hat das Kammergericht 
(KG) Berlin am 10. Oktober 1996 ebenfalls zurückge- 
wiesen. In seiner Begründung führte das KG Berlin 
aus, daß das Memorandum of Understanding keine 
selbständig begründete Unterlassungspflicht der 
THA/BvS hinsichtlich des Verkaufs von Anteilen der 
Buna GmbH an Dritte enthalte. Sofern daher Elf 
Aquitaine aus dem Memorandum vom 30. April 1994 
Rechte zustehen sollten, würden sich diese auf mög- 
licherweise vorhandene Schadensersatzansprüche 
wegen Nichterfüllung beschränken. 

Die BvS befand sich zur Zeit der Aktenauswertung 
und Zeugenvernehmungen durch den Untersu- 
chungsausschuß in Vergleichsverhandlungen über 
einen Schadensersatzanspruch mit Elf Aquitaine, die 
ihren Ursprung auch in dem Memorandum of Under- 
standing hatten. Aus diesem Grund handelte es sich 
um einen noch nicht abgeschlossenen Vorgang, der 
der parlamentarischen Kontrolle durch einen Unter- 
suchungsausschuß entzogen ist, weshalb der Unter- 
suchungsausschuß keine weiteren Feststellungen 
dazu treffen konnte. 

BvS und Elf Aquitaine haben am 30. Dezember 1997 
einen Vergleich geschlossen, der nunmehr noch offe- 
ne Fragen aus dem Privatisierungsvertrag und dem 
Memorandum of Understanding regelt. Die EU-Kom- 
mission in Brüssel muß dem Vergleich noch zustim- 
men. Das Genehmigungsverfahren der EU zu dem 
Vergleich ist noch nicht abgeschlossen. Aus diesem 
Grunde ist der Vergleich noch nicht rechtswirksam. 
Es handelt sich mithin um ein noch laufendes Verfah- 
ren. Deshalb wurden dem Untersuchungsausschuß 
bis zur Erstellung seines Abschlußberichtes von sei- 
ten der Bundesregierung weder der Vergleich noch 
die das Genehmigungsverfahren betreffenden Unter- 
lagen vorgelegt. 

c) Einfluß des Bundeskanzleramtes 
auf die Privatisierung von Leuna/Minol 

Der Untersuchungsausschuß ist der Frage nachge- 
gangen, ob das Bundeskanzleramt oder der Bundes- 
kanzler persönlich auf die Privatisierung von Leuna/ 
Minol irgendeinen Einfluß ausgeübt haben. Der Bun- 
deskanzler hat sich für den Erhalt des Chemiedrei- 
ecks Leuna, Schkopau und Bitterfeld (Sachsen-An- 
halt) besonders eingesetzt und dementsprechend in 
der Realisierung des geplanten Raffinerieprojektes in 
Leuna, bei dem es sich um das größte deutsch-fran- 
zösische Investitionsvorhaben nach 1945 handelt. 
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eine wichtige Signalfunktion für weitere Investoren 
gesehen. Aus den dem Untersuchungsausschuß vor- 
liegenden Akten des Bundeskanzleramtes zu Leuna/ 
Minol geht u. a. hervor, daß es über die Ende 1993 
bis April 1994 durch den Ausstieg von Thyssen aus 
dem TED -Konsortium entstandenen Probleme infor- 
miert worden ist, insbesondere über die Verhandlun- 
gen, die hierzu zwischen Vertretern von Elf Aqui- 
taine und der THA stattfanden. Ein zweiter inhaltli- 
cher Schwerpunkt dieser Akten nach den Verhand- 
lungen zum Memorandum of Understanding betrifft 
den Vorwurf angeblich überhöhter Baukosten für die 
Raffinerie, der sich aus einem Gutachten der Consul- 
ting Firma Solomon Associates Ltd. (Solomon) erge- 
ben hat (vgl. nachstehend d) und dem Bundeskanz- 
leramt seit August 1995 bekannt war. Der bis Sep- 
tember 1995 bei der BvS tätige Mitarbeiter, der sei- 
nen Direktor auf den Verdacht des Subventionsbe- 
truges hingewiesen haben soll (zu dem Ermittlungs- 
verfahren wegen des Verdachts des Subventionsbe- 
truges vgl. nachstehend d), hatte sich diesbezüglich 
auch mehrmals an den Chef des Bundeskanzleram- 
tes, Bundesminister Bohl, gewandt, um seine Auffas- 
sung mitzuteilen, die Verantwortlichen der BvS hät- 
ten die Angelegenheit vertuschen wollen und des- 
halb nicht die notwendigen Schritte (wie z. B. Infor- 
mation der Staatsanwaltschaft über den Verdacht) 
unternommen. Aus den Vermerken des Bundeskanz- 
leramtes geht hervor, daß es diese Frage sehr ernst 
genommen hat und sich zur Klärung mit der BvS und 
den zuständigen Ressorts in Verbindung gesetzt hat. 
Die Anfang 1996 beabsichtigte Gewährung einer 
Bundesbürgschaft in Höhe von 2,8 Mrd. DM an 
Elf Aquitaine für den Raffinerie -Neubau wurde vor 
allem auf Intervention des Bundeskanzleramtes in 
Abstimmung mit dem BMF und dem BMWi zunächst 
nur in Höhe von 1,4 Mrd. DM freigegeben, bis die 
Differenz der von Elf veranschlagten und der von 
Solomon geschätzten Baukosten hinreichend geklärt 
ist. 

Dr. Schucht hat bei seiner Vernehmung ausgesagt, 
Bundeskanzler Dr. Kohl sei mehrfach zum allgemei- 
nen Gedankenaustausch bei Sitzungen des Vorstan- 
des oder des Präsidiums des Verwaltungsrates der 
THA anwesend gewesen. Niemand aus Bonn habe 
auf die Auswahl der Bewerber „auch nur den gering- 
sten Einfluß genommen" . Den Fall Leuna habe er, 
Schucht, alleine entschieden (Protokoll Nr. 92, S. 15, 
17). Seine in der Presse zitierte Äußerung, er hätte 
bei der Leuna/Minol-Privatisierung „die uneinge- 
schränkte Rückendeckung des Kanzlers ..." gehabt 
(Berliner Zeitung vom 18. 6. 1997), bezog sich nach 
Angaben Dr. Schuchts darauf, daß der Bundeskanz- 
ler schon sehr früh (Ende 1990, Anfang 1991) in dem 
Chemiedreieck eine politische Bestandsgarantie ab- 
gegeben habe, insofern als sich die Bundesregierung 
um den Erhalt der Arbeitsplätze in der Region küm- 
mern werde. Dies sei ein starker Rückhalt für das Pri- 
vatisierungsprojekt gewesen (Protokoll Nr. 92, S. 18). 
Ähnlich äußerten sich auch Dr. John von Freyend 
und Dr. Grünewald. Dr. Grünewald erklärte, zu- 
nächst habe die THA, insbesondere Dr. Schucht, die 
Privatisierung entschieden, und danach das BMF 
(Protokoll Nr. 94, S. 49). Im Bundeskanzleramt habe 
man mal ein paar Höflichkeiten ausgetauscht, aber 


zur Sache sei dort nicht verhandelt worden (Protokoll 
Nr. 94, S. 51). 

d) Vorwurf des Subventionsbetruges 

Presseberichten zufolge besteht gegenüber Elf Aqui- 
taine der Verdacht des Subventionsbetruges durch 
Angabe überhöhter Baukosten für die Raffinerie ge- 
genüber der THA und dem Land Sachsen-Anhalt. 

Im Hinblick auf ihre Verpflichtung aus dem Memo- 
randum of Understanding beauftragte die BvS die 
britische Firma Solomon mit der Erstellung eines 
Gutachtens über die Angemessenheit der Baukosten 
der Raffinerie. Presseberichten zufolge kamen dieses 
Gutachten wie auch ergänzende Gutachten zum Er- 
gebnis, daß die Raffineriebaukosten erheblich über- 
höht seien; eine vergleichbare Raffinerie hätte für ei- 
nen geringeren Betrag gebaut werden können. 

Dr. Schucht hat bei seiner Vernehmung durch den 
Untersuchungsausschuß am 11. Dezember 1997 aus- 
gesagt, daß er das Solomon-Gutachten nie gesehen 
habe. Es ist seiner Meinung nach nicht schwierig, 
eine Diskrepanz der Raffineriekosten in Höhe von ei- 
ner Mrd. DM festzustellen, weil die Kosten, je nach 
dem was für eine Raffinerie man baue, zwischen 2,5 
und 4,5 Mrd. DM schwanken könnten. Diese Frage, 
was für eine Raffinerie gebaut werde, entscheide der 
Investor selbst. Wenn eine Rechnung für eine tat- 
sächlich durchgeführte Investition vorgelegt werde, 
bekomme der Investor vom jeweils zuständigen Bun- 
desland bzw. von der Bundesregierung die Förder- 
mittel dafür. Das habe die THA nicht interessiert. Elf 
habe eine sehr komplizierte Raffinerie gebaut, bei 
der z. B. kein Schweröl übrigbleibe, was sonst häufig 
ein lästiger Abfall sei (Protokoll Nr. 92, S. 18). 

Die Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin leitete 
aufgrund eines Spiegel- Artikels am 22. April 1996 
gegen Verantwortliche von Elf Aquitaine und Thys- 
sen Handelsunion ein Ermittlungsverfahren wegen 
des Verdachts auf Subventionsbetrug ein. Das Ver- 
fahren wurde auch auf Verantwortliche der BvS we- 
gen des Vorwurfs der Strafvereitelung und Beihilfe 
zum Subventionsbetrug ausgedehnt und aus Zustän- 
digkeitsgründen an die Staatsanwaltschaft Magde- 
burg abgegeben, die es zunächst gegen Verantwort- 
liche der Mitteldeutschen Erdöl-Raffinerie GmbH 
weiterführte. Mit Verfügung vom 16. Dezember 1996 
wurde das Verfahren mangels Nachweis von Täu- 
schungshandlungen eingestellt. Täuschungshand- 
lungen, die bei Beantragung einer Subvention da- 
durch hätten begangen werden können, daß der An- 
tragsteller eine Investition vortäuscht, die er gar nicht 
oder nicht in dem behaupteten Umfang beabsichtigt, 
konnten nicht nachgewiesen werden, da es sich bei 
der Angabe des Investitionsumfanges in dem Sub- 
ventionsantrag um eine an Erfahrungswerten orien- 
tierte Schätzung und nicht um eine Tatsachenangabe 
handelt. Die tatsächlichen Kosten der Investition sind 
erst nach deren Abschluß bekannt. Um Subventions- 
betrug durch Vorlage vollständig oder teilweise fin- 
gierter Rechnungen im Zusammenhang mit dem vom 
Subventionsnehmer zu führenden Verwendungs- 
nachweis ging es in dem Ermittlungsverfahren nicht. 
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weil die Investition noch gar nicht abgeschlossen 
war. 

Die EU-Kommission in Brüssel leitete im Juh 1996 ein 
Hauptprüfverfahren ein, weil mit dem Jahressteuer- 
gesetz 1996 das Investitionszulagengesetz 1993 inso- 
weit geändert wurde, als nunmehr für eine Investiti- 
on auch dann noch die achtprozentige Zulage ge- 
zahlt werden konnte, wenn das Investitionsprojekt 
nicht - wie im Investitionszulagengesetz 1993 vorge- 
sehen - bis Ende 1996, sondern erst bis Ende 1998 
fertiggestellt wird. 

Am 23. Juli 1997 leitete die EU-Kommission ein wei- 
teres Hauptprüfverfahren gemäß Art. 93 Abs. 2 des 
EG-Vertrages ein, welches sich mit der Überprüfung 
der Investitionskosten für den Raffinerieneubau in 
Leuna auseinandersetzt. Durch die Prüfverfahren der 
EU soll festgestellt werden, ob die Gewährung der 
staathchen Zuschüsse gemäß europäischem Recht er- 
folgte und nicht zu ungerechtfertigten Wettbewerbs- 
vorteilen geführt hat. Der Untersuchungsausschuß 
hat am 25. September 1997 die Beiziehung des Be- 
richtes der Bundesregierung an die EU zu dem am 
23. Juh 1997 eingeleiteten Verfahren beschlossen. 
Die Unterlagen wurden dem Untersuchungsaus- 
schuß nicht vorgelegt, weil es sich um ein laufendes 
Verfahren handelt. Aus diesem Grund konnte der 
Untersuchungsausschuß keine Feststellungen zu 
dem EU-Prüfverfahren treffen. 

e) Tagebuchaufzeichnungen von Dr. Klaus Schucht 

Der für die Leuna/Minol- Privatisierung zuständige 
Vorstand der THA und jetzige Wirtschaftsminister 
Sachsen- Anhalts, Dr. Klaus Schucht, sagte in einem 
Interview mit der Berliner Zeitung im Juni 1997 über 
diese Privatisierung, er habe „ über die ganze Sache 
Tagebuch geführt", welches im Bundesarchiv liege 
und erst in 20 Jahren veröffentlicht werden soll. „Da 
gebe es Fakten, die würde jeder abstreiten, da gibVs 
auch keine Akten drüber." (Berliner Zeitung vom 
18. Juni 1997) Mit dieser Äußerung hat Dr. Schucht 
nicht nur das Interesse der Medien, sondern auch der 
Bundesregierung, der BvS und des Untersuchungs- 
ausschusses geweckt. 

Das Bundesministerium des Innern (BMI) bestätigte 
dem Untersuchungsausschuß auf Anfrage die Hinter- 
legung der Tagebuchaufzeichnungeri im Bundesar- 
chiv und teilte mit, daß das Bundesarchiv mit Dr. 
Schucht darüber einen Vertrag geschlossen habe, 
wonach die Benutzung der Tagebücher nur mit sei- 
ner Genehmigung zulässig sei. Dr. Schucht hat sei- 
nen Vertrag mit dem Bundesarchiv vom 31. Januar 
1995 am 19. Januar 1998 an den Untersuchungsaus- 
schuß gesandt. Darin wurde u. a. der Übergang des 
Eigentums an den Archivahen auf die Bundesrepu- 
blik Deutschland zehn Jahre nach dem Ableben des 
Eigentümers (Dr. Schucht) vereinbart. Am 29. Sep- 
tember 1997 fand ein Gespräch zwischen Dr. 
Schucht, Dr. Grünewald und dem Rechtsanwalt Prof. 
Redeker über die weitere Verwendung der Aufzeich- 
nungen statt, bei dem die Beteiligten beschlossen, 
Prof. Dr. Redeker mit der Trennung des Materials in 
private und etwaige dienstliche Unterlagen zu beauf- 
tragen. Laut Mitteilung des BMI an das Sekretariat 


des Untersuchungsausschusses vom 19. November 
1997 sind die Tagebuchaufzeichnungen zu diesem 
Zweck an den Vorsitzenden des Verwaltungsrates 
der BvS, Dr. Grünewald, zu Händen von Prof. Dr. 
Redeker übersandt worden. Nach Mitteilung von 
Dr. Grünewald vom 8. Januar 1998 hat Prof. Dr. Re- 
deker in seinem Auftrag am 15. Oktober 1997 mit der 
Überprüfung des Tagebuches auf dienstliche Unter- 
lagen begonnen. Gemäß Auskunft der Bundesregie- 
rung in der nichtöffentüchen Beratungssitzung des 
Untersuchungsausschusses am 27. November 1997 
gehen die Tagebuchaufzeichnungen, soweit sie 
dienstliche Sachverhalte zum Inhalt haben, sowie die 
in den Aufzeichnungen enthaltenen Kopien von 
dienstlichen Unterlagen in das Verfügungsrecht der 
BvS über (Protokoll Nr. 90, S. 16). Am 11. Dezember 

1997 hat der Untersuchungsausschuß die Beiziehung 
der Tagebuchaufzeichnungen von Dr. Schucht ein- 
schließlich der beigefügten Kopien mit dienstlichem 
Inhalt beschlossen. Mit Schreiben vom 8. Januar 

1998 an den Vorsitzenden des Untersuchungsaus- 
schusses hat Dr. Grünewald mitgeteilt, daß der An- 
stellungsvertrag mit Dr. Schucht mit der THA ein- 
deutige Regelungen über die Rückgabe dienstlicher 
Unterlagen nach Beendigung seiner Tätigkeit bei 
der THA enthielt. In seinem ersten Zwischenbericht 
vom 9. Dezember 1997 habe Prof. Redeker mitgeteilt, 
daß der weit überwiegende Teil der Aufzeichnungen 
dienstlicher Natur sei. Deshalb werde Prof. Redeker 
auf Bitte Dr. Grünewalds die Prüfung beenden und 
die Unterlagen vollständig an den Leiter der Stabs- 
stelle Besondere Aufgaben bei der BvS, Dr. Erbe, 
übersenden. Anschließend werde Dr. Erbe mit der 
Durchsicht und datenschutzrechtlichen Einstufung 
der Unterlagen sowie deren Zuordnung zum Kern- 
bereich exekutiver Eigenverantwortung beauftragt. 
Dr. Erbe wurde nach Aussage von Dr. Grünewald für 
diese Aufgabe der Selektierung der dienstlichen Un- 
terlagen nach der Zugehörigkeit zum Kernbereich 
der exekutiven Eigenverantwortung aus gewählt, 
weil er bereits Erfahrungen durch seine Arbeit im 
Zusammenhang mit dem 2. Untersuchungsausschuß 
„Treuhandanstalt" der 12. Wahlperiode auf diesem 
Gebiet gesammelt habe (Protokoll Nr. 94, S. 57-59). 
Der Untersuchungsausschuß wurde am 27. Februar 
1998 von Dr. Grünewald darüber informiert, daß der 
für die Durchsicht notwendige Arbeitsaufwand we- 
gen des Umfangs der Tagebuchaufzeichnungen und 
ihrer Verknüpfung mit dienstlichen Unterlagen weit- 
aus größer sei als ursprünglich angenommen, wes- 
halb sich die Vorlage an den Untersuchungsausschuß 
verzögern werde. Die von Dr. Erbe bereits kontrol- 
lierten, den Tagebüchern beigegebenen dienstlichen 
Unterlagen, die nicht dem Kernbereich der exeku- 
tiven Eigenverantwortung zugeordnet worden sind, 
wurden dem Untersuchungsausschuß vorab am 
3. April 1998 vorgelegt. Diesen Unterlagen war ein 
Inhaltsverzeichnis mit dem Hinweis beigefügt, daß 
Dr. Erbe die Aussonderung hinsichtlich der Tage- 
buchaufzeichnungen selbst noch nicht abgeschlos- 
sen habe. Aus Zeitgründen konnte der Inhalt wegen 
des Umfangs von 1 767 Seiten nicht mehr geprüft 
werden. Da die Unterlagen zum Zeitpunkt der Ver- 
nehmung Dr. Schuchts am 11. Dezember 1997 noch 
nicht Vorgelegen haben (der Beweisbeschluß wurde 
erst am selben Tage gefaßt), konnte er nur allgemein 
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dazu befragt werden. Seiner Aussage nach fertigt er 
normalerweise keine Aufzeichnungen über seine je- 
weüige Tätigkeit an. Dies sei eine Ausnahme gewe- 
sen, weil er bei dieser „überwältigenden Aufgabe" 
bei der THA gespürt habe, daß „hier ein weltpolitisch 
außerordentlich wichtiger Vorgang" vonstatten gehe, 
„der irgendwann einmal einer wissenschaftlichen 
Auswertung zugänglich gemacht werden wird" (Pro- 
tokoll Nr. 92, S. 24). Später könne diese Periode mit 
dem gebührenden Abstand aufgearbeitet werden. 
Dr. Schucht äußerte zu seiner oben zitierten Bemer- 
kung in der Berliner Zeitung: 

„Da steht zum Beispiel auch drin, was ich für eine 
persönliche Einschätzung von Zeitgenossen hatte, 
die in der Wiedervereinigung eine Einnahme- 
quelle sahen und nicht ein nationales Aufgaben- 
gebiet. " (Protokoll Nr. 92, S. 24 f.) 

Deshalb hätte er sich auch seinen „Frust abgeschrie- 
ben". Mit der Hinterlegung beim Bundesarchiv habe 
er verhindern wollen, daß seine persönliche Ein- 
schätzung der Dinge und seiner Mitmenschen an die 
Öffentlichkeit kommt. Nach Aussage von Dr. Schucht 
enthalten die Tagebücher auch Unterlagen über die 
Leuna/Minol-Privatisierung. Insgesamt handele es 
sich um 1400 Seiten, wobei er keine Einzelheiten, 
sondern mehr allgemeine Dinge notiert hätte, z. B. 
seine Verhandlungsstrategie mit einem Investor. 
Dienstliche Unterlagen und viele Zeitungsartikel ha- 
be er nur zur Gedächtnisstütze hineingetan (Proto- 
koll Nr. 92, S. 26 f.). Auf jeden Fall enthalten die Auf- 
zeichnungen nach Ansicht von Dr. Schucht keine 
strafrechtlich relevanten Sachverhalte, die eine Ver- 
leumdungsklage oder andere Strafverfolgungsmaß- 
nahmen gegenüber irgendjemandem auslösen könn- 
ten (Protokoll Nr. 92, S. 31). 

Im übrigen sagte Dr. Schucht bei seiner Vernehmung 
durch den Untersuchungsausschuß, falls man über 
Schmiergeldzahlungen an die CDU in seinen Tage- 
buchaufzeichnungen etwas vermute, werde man 
„bitter enttäuscht sein". Ihm sei nichts darüber be- 
kannt (Protokoll Nr. 92, S. 29). 

f) Ermittlungsverfahren der französischen Justiz 
und Gerüchte in der Presse über 
Unregelmäßigkeiten bei der Privatisierung 

Laut Presseberichten ermittelt die französische Justiz 
seit 1994 wegen des Verdachts von Betrug, Verun- 
treuung und Bilanzfälschung, u. a. wegen bei Elf 
Aquitaine vermuteten Unregelmäßigkeiten im Zu- 
sammenhang mit der Leuna/Minol-Privatisierung. 

Die Presseberichte nahmen die Mitglieder der SPD- 
Fraktion im Untersuchungsausschuß zum Anlaß, 
Beweisanträge zum Themenkomplex Leuna/Minol 
zu stellen. 

Im Zuge der Beweiserhebung hat der Unter- 
suchungsausschuß folgende Feststellungen getroffen: 

Die BvS hat dem Untersuchungsausschuß in ihrem 
Bericht über die Leuna/Minol-Privatisierung vom 
1. Oktober 1997 mitgeteilt, daß ihr im Zusammen- 
hang mit dieser Privatisierung keine Erkenntnisse 
über Schmiergeldzahlungen vorhegen. Es bestünde 
für die BvS bisher kein Anlaß für die Einleitung von 


Straf- oder Zivilverfahren gegen Mitarbeiter der 
THA/BvS und gegen Verantworthche der an der Pri- 
vatisierung beteüigten Firmen. Dr. Schucht erklärte 
bei seiner Vernehmung durch den Untersuchungs- 
ausschuß, ihm sei nichts über Schmiergeldzahlungen 
an die CDU bekannt. Desgleichen habe es nach sei- 
ner Kenntnis keine Widerstände seitens der Gewerk- 
schaften gegen das Raffinerieprojekt gegeben. 
Selbstverständhch seien zwischen Le Blanc Belle- 
vaux und der IG Chemie, deren damaliger Vorsitzen- 
der Rappe auch dem Verwaltungsrat der THA 
angehört habe, Verhandlungen über den Erhalt 
von Arbeitsplätzen geführt worden, an denen er, 
Dr. Schucht, aber nicht teilgenommen habe. 

Zur weiteren Aufklärung hat der Untersuchungsaus- 
schuß im Rahmen der bestehenden Rechtshilfeab- 
kommen über das Bundesjustizministerium (BMJ) 
die französischen Justizbehörden ersucht, Unterla- 
gen aus dem Ermittlungsverfahren gegen Verant- 
wortliche von Elf Aquitaine wegen des Verdachts der 
Korruption zur Verfügung zu stellen, soweit diese 
den Verkauf der Raffinerien in Leuna und Zeitz und 
des Minol-Tankstellennetzes betreffen und/oder Hin- 
weise auf mögliche Schmiergeldzahlungen an Perso- 
nen oder Parteien in der Bundesrepublik Deutsch- 
land enthalten. Wegen eines Versehens im BMJ wur- 
de das förmliche Rechtshilfeersuchen erst am 19. Sep- 
tember 1997 - fast drei Monate nach dem entspre- 
chenden Beweisbeschluß - an das französische 
Justizministerium gerichtet (Protokoll Nr. 75, S. 20). 
Am 18. Dezember 1997 wurde dem Untersuchungs- 
ausschuß vom BMJ ein Schreiben des französischen 
Justizministeriums übersandt. Darin wurde mitge- 
teilt, daß dem Ersuchen des Untersuchungsausschus- 
ses aufgrund von Art. 24 des Europäischen Über- 
einkommens über Rechtshilfe in Strafsachen vom 
20. April 1959 nicht stattgegeben werden könne, weil 
ein parlamentarischer Ausschuß keine Justizbehörde 
im Sinne dieses Übereinkommens sei. 

Am 12. Februar 1998 hat der Untersuchungsaus- 
schuß die Beiziehung von Akten des BMF und des 
BMWi über die Privatisierung der Raffinerien in Leu- 
na und Zeitz und der Minol Mineralölhandel AG und 
über damit im Zusammenhang stehende Aktivitäten 
der Ministerien beschlossen. Diese Beschlüsse wur- 
den angesichts des zu erwartenden Umfanges der 
Akten und der fortgeschrittenen Zeit später auf die 
Anforderung konkreter Unterlagen zu einzeln aufge- 
schlüsselten Themen beschränkt. Dennoch konnte 
wegen der späten Beiziehung der Akten durch den 
Untersuchungsausschuß eine Auswertung dieses mit 
über 90 Aktenbänden äußerst umfangreichen Mate- 
rials nicht mehr erfolgen. 

Zu den in den Presseveröffentlichungen im Zusam- 
menhang mit der Leuna/Minol-Privatisierung ge- 
nannten Personen Dieter Holzer und Dr. Walter Leis- 
ler Kiep, die als Vermittler tätig gewesen sein sollen, 
sowie Holger Pfahls hat der Untersuchungsausschuß 
folgende Feststellungen getroffen: 

Der Zeuge Dr. John von Freyend hat am 30. Oktober 
1997 bei seiner Vernehmung durch den Unter- 
suchungsausschuß erklärt, daß er seiner Erinnerung 
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nach ein kurzes Gespräch mit Dieter Holzer im Zu- 
sammenhang mit dessen Engagement für Elf Aqui- 
taine im BMF gehabt habe. Holzer sei ein Lobbyist 
für Elf gewesen (Protokoll Nr. 84, S. 35). Sowohl 
Dr. Schucht und Dr. Grünewald als auch Dr. Waigel 
sagten bei ihren Vernehmungen aus, daß sie ihrer Er- 
innerung nach Dieter Holzer nicht kennen würden 
(Protokoll Nr. 92, S. 31; Protokoll Nr. 94, S. 40, 41, 50). 

Die vom Untersuchungsausschuß beigezogenen Ak- 
ten des Bundeskanzleramtes über die Leuna/Minol- 
Privatisierung enthalten diverse Schreiben von Die- 
ter Holzer an das Bundeskanzleramt, aus denen 
seine Rolle als Vermittler bzw. Berater von Elf Aqui- 
taine bezüglich dieser Privatisierung hervorgeht. 

Sie bestätigen den von der Parlamentarischen Staats- 
sekretärin Karwatzki auf eine Anfrage des Abgeord- 
neten Peter Struck mitgeteilten Sachverhalt, daß sich 
Dieter Holzer zwischen Herbst 1993 und Februar 
1994 mehrfach an das Bundeskanzleramt gewandt 
hat, zum einem, um seine Einschätzung zu übermit- 
teln, daß Elf möglicherweise aus dem Leuna-Projekt 
aussteigen könnte, weshalb er eine Intervention bei 
der französischen Regierungsspitze vorgeschlagen 
hat. Zum anderen hat er der Bundesregierung emp- 
fohlen, Elf bei der Suche nach einem neuen Partner 
für die Raffinerie Leuna zu helfen. Des weiteren habe 
Holzer von Juni bis Oktober 1992 drei Schreiben an 
das BMF gesandt und dabei u. a. mitgeteilt, daß er 
Elf Aquitaine bei dem Projekt Leuna/Minol unter- 
stützen werde. 

Aus den dem Untersuchungsausschuß vorliegenden 
Unterlagen geht hervor, daß Dr. Walter Leisler Kiep 
mit Wissen der THA versucht hat, für den Raffinerie- 
neubau neue Partner für Elf Aquitaine zu finden und 
in diesem Zusammenhang auch die THA und das 
Bundeskanzleramt über seine Bemühungen infor- 
miert hat. 

Der ehemalige Staatssekretär Holger Pfahls hat nach 
den Erkenntnissen des Untersuchungsausschusses 
am 10. Juli 1992 als Rechtsanwalt Vertreter des Elf- 
Konzerns begleitet und an deren Besprechung mit 
Bundesminister Bohl teilgenommen. 

g) Ergebnis 

Die zum Erhalt der ostdeutschen Chemieindustrie 
notwendige Privatisierung der Raffinerie Leuna 
konnte nur in Kombination mit dem Verkauf der 
Minol Mineralölhandel AG erfolgen. Nach einer in- 
ternationalen Ausschreibung kam es zu einem Ver- 
tragsabschluß der THA mit dem TED -Konsortium, 
welches das beste Angebot abgegeben hatte. Soweit 
der Untersuchungsausschuß auch angeblichen Unre- 
gelmäßigkeiten bei der Privatisierung von Leuna/ 
Minol nachgegangen ist, hat er dafür keinerlei An- 
haltspunkte gefunden. 

3. WBB Wärmeanlagenbau Berlin 

Als einer der größten Schadensfälle bei der THA gilt 
die Privatisierung des WBB Wärmeanlagenbau Berlin 
(im folgenden WBB). Im Juli 1992 gingen bei der 
THA Hinweise aus Journalistenkreisen ein, wonach 
die WBB durch Umstrukturierungen und Grund- 


stücksverkäufe planmäßig aus geplündert werde. 
Nachforschungen der THA und die Konditionen des 
Privatisierungsvertrages gaben zunächst keinen An- 
laß für ein Vorgehen gegen die WBB -Erwerberin (Do- 
kument Nr. 100). Erst aufgrund späterer Informatio- 
nen erstattete die BvS am 21. Juni 1995 Strafanzeige 
gegen die Geschäftsführer der WBB sowie Verant- 
wortliche der Chematec AG wegen des Verdachts 
der Untreue zum Nachteil der WBB. Auch die ZERV 
wies in ihrem Bericht vom 28. Dezember 1995 auf 
den Privatisierungsfall WBB und die planmäßige 
Aushöhlung des Unternehmens mit einem geschätz- 
ten Schadensvolumen in Höhe von mehr als 200 Mio. 
DM hin. 

Der Untersuchungsausschuß hat sich mit dem Priva- 
tisierungskomplex WBB befaßt und seine Beweiser- 
hebung auf Unterlagen der Staatsanwaltschaft II bei 
dem LG Berlin und der BvS sowie auf die Anhörun- 
gen des Leiters der Stabsstelle für besondere Aufga- 
ben der BvS, Dr. Joachim Erbe, und des Leiters der 
Staatsanwaltschaft II, Generalstaatsanwalt Christoph 
Schaefgen, gestützt. Auf der Grundlage der zu Be- 
weiszwecken beigezogenen Unterlagen hat der Un- 
tersuchungsausschuß den Privatisierungsverlauf der 
WBB wie folgt festgestellt: 

Die WBB Wärmeanlagenbau, Rechtsnachfolgerin des 
VEB Wärmeanlagenbau „Deutsch-Sowjetische 
Freundschaft", war gemäß § 10 THG zum 1. Juli 1990 
in eine GmbH mit dem Zusatz „im Aufbau" umge- 
wandelt worden. Mit Gesellschaftsvertrag vom 
30. August 1990 wurde das Stammkapital auf vier 
Mio. DM festgesetzt, doch verfügte das Unterneh- 
men WBB, zu DDR-Zeiten Monopolbetrieb für Heiz- 
kraftwerke und Fernwärmeleitungen, über Grund- 
stücke und Bürohäuser in Berlin, Leipzig und Zwik- 
kau, über ein eigenes Ferienheim in Thüringen und 
zum Jahresende 1990 über ein Barvermögen von 
rund 150 Mio. DM, das sich zum Teil aus Vorauszah- 
lungen von Kunden zusammensetzte, für die noch 
Leistungen seitens der WBB zu erbringen waren. 

Die Eintragung ins Handelsregister beim Amtsge- 
richt Charlottenburg erfolgte am 19. Juni 1991. 

Ende 1990 bemühte sich die THA um den Verkauf 
der WBB und strebte eine Gesamtübernahme des 
Unternehmens an. Für den Ankauf einzelner Be- 
triebsteile und Grundstücke der WBB gab es mehrere 
Bewerber. Die Verkaufspolitik der THA aber war, die 
WBB nur als ganzes Objekt zu verkaufen. Als poten- 
tielle Kaufinteressenten für eine Gesamtübernahme 
trat die Schweizer Chematec AG auf. Die auf dem 
Sektor Kraftwerksherstellung führende Babcock - 
Deutsche Energie- und Umwelttechnik AG aus Ober- 
hausen (Babcock) war an einer Übernahme von 20 % 
der WBB -Anteile mit der Option, die Beteihgung auf 
100% zu erhöhen, interessiert. Daneben gab es noch 
weitere Mitbewerber um die Übernahme der WBB 
bei der THA: Die ELTEC KG/Berhn, die sich zusam- 
men mit zwei weiteren Unternehmen für den Erwerb 
des Betriebsteils Rhinstraße interessierte. Die Unter- 
nehmen FITEC - Finanz und Technik Beteiligungs 
GmbH aus Herbom und GEMOTEC bekundeten 
ebenfalls Interesse am Erwerb der WBB, beide Ge- 
sellschaften entsprachen allerdings nicht dem Anfor- 
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derungsprofil der THA und hatten wohl auch nicht 
die Absicht, die gesamte WBB zu übernehmen. Die 
Sprecher - Energie AG/Oberentfelden (Schweiz) war 
ebenfalls wie die Babcock nur am Erwerb eines Teils 
der WBB interessiert. 

Vom Untersuchungsausschuß nach diesen Mitinter- 
essenten befragt, hat Dr. Erbe erklärt, daß diese 
Unternehmen ihr Interesse an der Übernahme nicht 
weiterverfolgt bzw. sich nicht mehr bei der THA 
gemeldet hätten (Protokoll Nr. 76, S. 22 f.). 

Während die Babcock, verantwortlich vertreten 
durch ihren Prokuristen Michael Rottmann, am 8, Ok- 
tober 1990 schriftlich ihr Kaufinteresse gegenüber 
der THA signalisierte und noch Mitte November 
1990 ihre Kaufabsichten erneuerte, ließ sie mit 
Schreiben vom 12. Februar 1991, unterzeichnet vom 
Prokuristen Rottmann, der THA mitteilen, daß das 
Interesse am Erwerb der Geschäftsanteile der WBB 
nicht mehr bestünde. Michael Rottmann selbst, der 
zunächst als Prokurist die Erwerbsverhandlungen 
geführt und die Expertise über die WBB erstellt hatte, 
verließ das Oberhausener Unternehmen, um sich an 
der Chematec AG zu beteiligen. Rottmann reichte 
am 28. Februar 1991, einen Tag nach dem Verkauf 
der WBB an das Schweizer Unternehmen, seine Kün- 
digung bei der Babcock ein. 

Das Kaufangebot der Schweizer Chematec AG ging 
mit einer eigenen schriftlichen Unternehmensprä- 
sentation vom 18. Dezember 1990 an die THA. In der 
Selbstdarstellung hatte sich die Chematec AG als 
eine Gruppe vorgestellt, die aus sechs Gesellschaften 
mit über 300 Mitarbeitern bestehe und Hotel- und 
Gewerbebetriebe besitze. Tatsächlich handelte es 
sich um einen kleinen Schweizer Betrieb mit rund 
30 Angestellten, der sich bereits 1990 in Zahlungs- 
schwierigkeiten befand. Bei der THA stieß das Inter- 
esse am Erwerb der WBB auf Gegeninteresse, das 
Oberhausener Unternehmen hatte zuvor von seinem 
Angebot Abstand genommen. Da die Chematec AG 
über keine umfangreichen Finanzmittel verfügte, 
wurden im Dezember 1990 ein Kaufvertrag und ein 
Beratungsvertrag mit der WBB über die Lieferung ei- 
ner EDV-Anlage abgeschlossen, zu einem Zeitpunkt, 
als die THA noch alleinige Gesellschafterin der WBB 
war. Auf diesem Wege flössen noch vor der Privati- 
sierung Gelder aus der WBB an die spätere Investo- 
rin, ohne daß tatsächlich Gegenleistungen erbracht 
wurden. 

Zur Bonität und Seriosität des Schweizer Unterneh- 
mens lagen der THA Auskünfte von Zweigstellen 
zweier Schweizer Kreditinstitute und die o.g. Selbst- 
darstellung vor. Beide Kreditinstitute bestätigten, daß 
die Chematec AG in der Lage sei, die im Zusammen- 
hang mit dem Kauf der WBB eingegangenen Ver- 
pflichtungen zu erfüllen. 

a) Kaufvertrag zwischen der THA 
und der Chematec AG 

Die Chematec AG erhielt von der THA den Zuschlag 
für den Kauf. Am 27. Februar 1991 erfolgte der Ab- 
schluß des notariellen Kaufvertrages zwischen der 
THA und der Schweizer Chematec über den Verkauf 
der WBB. Bei diesem Rechtsgeschäft traten auf 


Schweizer Seite die verantwortlichen Geschäftsfüh- 
rer der Chematec auf. Bei der THA waren für die Pri- 
vatisierung 1990/1991 ein Privatisierungsteam, das 
sich aus vier THA-Mitarbeitern zusammensetzte, 
und der Sonderbevollmächtige für den Bereich Ener- 
giewirtschaft, Dr. Hans-Peter Gundermann, zustän- 
dig, wobei Dr. Gundermann allerdings nicht selbst 
mit dem Schweizer Unternehmen verhandelte. 

Für die Privatisierung nahm die THA auch die Mithil- 
fe der Altgeschäftsführer der WBB in Anspruch. 
Diese hatten im Rahmen der Erstellung der DM-Er- 
öffnungsbilanz die Wertermittlung des Unterneh- 
mens, d.h. des Bar- und Grundvermögens, vorge- 
nommen. Die DM-Eröffnungsbilanz wurde von der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft RPL Treuhand 
GmbH Berlin testiert. Ein zusätzliches externes Sach- 
verständigengutachten wurde von der THA nicht 
eingeholt. 

In der dem Untersuchungsausschuß vorliegenden 
Entscheidungsvorlage zum Verkauf der WBB vom 
20. Februar 1991, unterzeichnet von Dr. Gundermann 
und drei der vier Mitglieder des Privatisierungsteams 
der THA, wird die Empfehlung ausgesprochen, die 
WBB an die Chematec AG als Ganzes zu veräußern. 
In der Vorstandsvorlage fehlen Angaben zu dem 
möglichen Ertragswert der WBB sowie eine Aufstel- 
lung der einzelnen WBB-Grundstücke mit Wert- 
angabe. Hinsichtlich der Grundstücke und des Ei- 
gentums der WBB wird festgehalten, daß hierfür eine 
Nachbewertungsklausel in den Verhandlungen mit 
der Chematec AG nicht durchsetzbar war. 

Grundlage für die Privatisierung war die uneinge- 
schränkt testierte DM-Eröffnungsbilanz zum 1. Juli 
1990 und die vorläufige Bilanz des Unternehmens 
zum 31. Dezember 1990. Nach Auskunft Dr. Erbes 
vor dem Untersuchungsausschuß waren die Forde- 
rungen aus Lieferungen und Leistungen, die sog. 
Altgeschäfte, in der DM-Eröffnungsbilanz mit 
21 Mio. DM und in der Bilanz zum 31. Dezember 
1990 mit rund 60 Mio. DM ausgewiesen (Protokoll 
Nr. 76, S. 35). 

Die Bewertung des Kaufpreises für WBB erfolgte ge- 
mäß den zu dem Zeitpunkt gültigen Richtlinien der 
THA nach der Substanzwertmethode in einer Ge- 
samtbewertung des Unternehmens. Dr. Gundermann 
war in seiner Stellungnahme an den Untersuchungs- 
ausschuß der Auffassung, daß die Substanzwertme- 
thode, die sich an der Summe aller einzelnen Ver- 
mögenswerte des Unternehmens unter Abzug der 
Passiva orientiert, für die Kaufpreisfindung ungeeig- 
net gewesen sei, aber entsprechend der geltenden 
Richtlinie angewendet werden sollte, wenn der Er- 
tragswert eines Unternehmens unter dessen Sub- 
stanzwert lag. Er bezog sich dabei u. a. auf die THA- 
Richtlinien sowie auf ein Schreiben der damaligen 
Präsidentin der THA, Birgit Breuel, an die Direktoren 
und Niederlassungsleiter der THA vom 9. November 
1992 (Dokument Nr. 101). 

Der vereinbarte Kaufpreis für die WBB betrug zwei 
Mio. DM, außerdem übernahm die Chematec AG 
31 Mio. DM Altschulden des Unternehmens. 
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Der Privatisierungs vertrag sah im einzelnen eine 
Umstrukturierung des Unternehmens vor, um 750 
der insgesamt 1 225 Arbeitsplätze zu erhalten. So- 
wohl die Arbeitsplatz- als auch die Investitionszusa- 
gen wurden nur in die Präambel des Kaufvertrages 
aufgenommen, was der gültigen THA-Richtlinie ent- 
sprach. Nach Aussage Dr. Erbes vor dem Untersu- 
chungsausschuß waren diese Zusagen nicht einklag- 
bar und auch nicht mit Vertragsstrafen sanktioniert 
(Protokoll Nr. 76, S. 31). Die BvS bestätigt dies im Be- 
richt vom 18. September 1997 an den Untersu- 
chungsausschuß und begründet das Fehlen von Ver- 
tragsstrafen damit, daß zum Zeitpunkt des Vertrags- 
abschlusses solche Vertragsstrafen noch nicht zu den 
THA-Privatisierungsverträgen gehörten (Dokument 
Nr. 100). 

Für den Grundbesitz der WBB konnte, wie in der ge- 
nannten Vorstands Vorlage fest gehalten, in den Ver- 
tragsverhandlungen keine Nachbewertungsklausel 
vereinbart, sondern nur eine Spekulations- bzw. 
Mehrerlösklausel durchgesetzt werden. Es war fest- 
gelegt worden, daß der THA 60% des Mehrerlöses 
Zuständen, wenn innerhalb einer Frist von fünf Jah- 
ren die im Besitz der WBB befindlichen Grundstücke 
oder Gebäude an Dritte veräußert würden. Die ver- 
einbarte Spekulationsklausel war zeitlich begrenzt 
und bezog sich nicht auf Grundstücksverkäufe an 
Tochterunternehmen des Konzerns. 

Laut Präambel des Kaufvertrages beabsichtigte die 
Chematec AG zudem, erhebliche Investitionen in Ar- 
beitsmittel vorzunehmen, um WBB wettbewerbsfähig 
zu machen. Der Chematec AG wurde im Kaufvertrag 
ausweislich Ziff. 9 das Recht eingeräumt, die Mitar- 
beiterzahl der WBB bei schlechter Auftragslage zu 
verringern, obgleich in der Vorstandsvorlage hierzu 
kein Hinweis gegeben worden war. 

b) Tatplan der Aushöhlung der WBB 

Der Untersuchungsausschuß stimmt mit der Staats- 
anwaltschaft II bei dem LG Berlin und der BvS darin 
überein, daß die Aushöhlung des Unternehmens 
nach einem vorgefaßten Plan verlief, der von Michael 
Rottmann in Zusammenarbeit mit den Altgeschäfts- 
führern der WBB und den Verantwortlichen der Che- 
matec AG ausgearbeitet worden war. Ziel war, das 
Vermögen der WBB, insbesondere die wertvollen Im- 
mobilien, dem Unternehmen zu entziehen und sich 
selbst zuzueignen (Dokument Nr. 100). Seit dem 
5. März 1991 standen Michael Rottmann, die ge- 
nannten Altgeschäftsführer und die beiden Verant- 
wortlichen der Schweizer Investorin der WBB als Ge- 
schäftsführer vor. 

Aus der WBB und der Chematec AG bauten sie 
ein verschachteltes Firmenimperium mit insgesamt 
17 Schein- und Deckfirmen in Berlin, der Schweiz 
und Liechtenstein auf, an dessen Spitze die im Sep- 
tember 1991 gegründete Physical Chemical Enginee- 
ring AG (PCE) in Vaduz als Briefkastenfirma fun- 
gierte. Über diese neu gegründeten Firmen sollten 
die der WBB systematisch entzogenen Vermögens- 
werte beiseite geschafft werden. Vor dem Hinter- 
grund vorgetäuschter Lieferungs- und Leistungsbe- 


ziehungen begannen die Geldabflüsse von der WBB 
in diese Satellitenunternehmen. 

Als „Starthilfe"' zur Finanzierung der Realisierung 
des Tatplans dienten die bereits erwähnten, noch vor 
Übernahme der WBB abgeschlossenen Beratungs- 
verträge zwischen der WBB und der Chematec AG, 
aus denen die Chematec ihre Finanzmittel schöpfte. 
Mit diesen Geldern konnte sie Michael Rottmann 
und den später als Geschäftsführer der WBB fungie- 
renden vier weiteren Personen ein Darlehen zur 
Gründung der PCE Holding AG gewähren. Am 
25. Februar 1991 gründeten sie die PCE Holding AG 
nüt einem Stammkapital in Höhe von 100.000 SFR. 

Die beiden Altgeschäftsführer der WBB, die beiden 
Schweizer Investoren und Michael Rottmann schlos- 
sen einen Partnerschaftsvertrag ab und erwarben die 
kleine Schweizer Aktiengesellschaft, indem sie die 
Chematec-Aktien zu je 20% aufkauften und somit 
nach dem Kauf der W^B am 27. Februar 1991 glei- 
chermaßen am Vermögen der WBB teilhatten. Die 
Aufwendungen für den Erwerb des Unternehmens 
und der Gründung kamen bereits zu diesem Zeit- 
punkt aus der WBB. Hiermit begannen die systemati- 
schen Aushöhlungshandlungen. 

Im nächsten Schritt erfolgte die Gründung der Immo- 
tec AG in der Schweiz, welche die Verwertung der 
WBB-Immobilien übernehmen sollte. WBB verkaufte 
Immobüien für zehn Mio. DM an die PCE Holding 
AG. Die Finanzierung erfolgte durch eine Beleihung 
der Immobilien seitens der Immotec. Dann verkaufte 
die PCE Holding AG sämtliche Grundstücke an die 
Immotec für 35 Mio. DM, die wiederum diesen Kauf- 
preis aus der Beleihung der Grundstücke bezahlte. 
Anschließend erwarb die PCE Holding AG die Che- 
matec-Aktien für 20 Mio. SFR von den fünf Ge- 
schäftsführern. 

Die PCE Holding AG gründete in der Folgezeit sechs 
Tochterunternehmen (PCE Enertec GmbH, PCE En- 
vitec GmbH, PCE Consutec GmbH, PCE Realtec 
GmbH, PCE Fabtec GmbH und PCE Fintec GmbH), 
auf die die einzelnen Geschäftsbereiche der WBB 
auf geteilt wurden. Die Tochterunternehmen wurden 
nur mit schwachen Finanzmitteln ausgestattet. Durch 
die rasch aufeinanderfolgenden Wechsel in der Ge- 
schäftsführung der Satellitenunternehmen konnten 
die jeweüigen Verantwortlichkeiten verschleiert wer- 
den. 

Im März 1991 wurden 43 Mio. DM in vier Transaktio- 
nen von der WBB an die PCE Holding AG in Olten/ 
Schweiz als Darlehen gegeben. WBB zahlte im Sep- 
tember 1991 39 Mio. DM zugunsten der Projekt 
Development Anstalt (PDA) mit Sitz in Vaduz, die 
erst seit dem 12. September 1991 existierte. Im No- 
vember 1991 schloß WBB einen Kaufvertrag mit der 
Promessa Treuhand & Verwaltungs AG im schweize- 
rischen Herisau über Moratoriumsforderungen ge- 
gen die Firmengruppe Hotel Marbella Schüler KG 
(HMS) für 56 Mio. DM. Obwohl den Verantwortli- 
chen der WBB bekannt war, daß diese Forderungen 
aufgrund der finanziellen Situation der Firmengrup- 
pe HMS schwerlich zu realisieren sein würden, er- 
warb WBB dennoch die Forderungen von der Pro- 
messa. Inwiefern die Verantwortlichen der WBB Ver- 
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Bindungen zur Promessa unterhielten, konnte der 
Untersuchungsausschuß nicht klären. 

1993 war das Unternehmen WBB zahlungsunfähig, 
der Weg zur Eröffnung des Konkursverfahrens geeb- 
net und insgesamt 1.225 Arbeitsplätze vernichtet. 
Am 8. Dezember 1994 erfolgte der Verkauf der WBB 
an die Firma Bengestrate & Partner Treuhand und 
Revisions AG in Zürich. 

Die Privatisierung der WBB durch die THA und die 
anschließende systematische Ausplünderung durch 
die Erwerber führte zu erheblichen Vermögensverlu- 
sten des Unternehmens. Der Schaden setzte sich aus 
einer Summe von Einzelverfügungen zum Nachteil 
der WBB zusammen. Laut Auskunft der Staatsan- 
waltschaft II bei dem LG Berlin vor dem Untersu- 
chungsausschuß beläuft sich nach den bisherigen Er- 
mittlungen die Schadenssumme auf mindestens 
150 Mio, DM (Protokoll Nr. 48, S. 52). Der Leiter der 
Stabsstelle für besondere Aufgaben bei der BvS, Dr. 
Erbe, hat diese Schadenshöhe in seiner informatori- 
schen Anhörung bestätigt (Protokoll Nr. 76, S. 21). 
Die ZERV geht demgegenüber von einer „belegba- 
ren“ Schadenssumme von 240 Mio. DM aus. 

c) Strafverfahren 

Nach den Feststellungen des Untersuchungsaus- 
schusses wurden aufgrund des dargestellten Sach- 
verhaltes bei der Veräußerung von WBB mehrere 
strafrechtliche Ermittlungsverfahren eingeleitet. Dies 
ergibt sich aus Berichten der BvS und der Staatsan- 
waltschaft II bei dem LG Berlin, die in den wesentli- 
chen Einzelheiten mit den Aussagen von Dr. Erbe in 
der informatorischen Anhörung vom 25. September 
1997 und von Generalstaatsanwalt Christoph Schaef- 
gen, dem Leiter der Staatsanwaltschaft II, in der in- 
formatorischen Anhörung vom 16. Januar 1997 über- 
einstimmen. Die BvS erstattete am 21. Juni 1995 
Strafanzeige bei der Staatsanwaltschaft II bei dem 
LG Berlin gegen die Geschäftsführer der WBB sowie 
Verantwortliche der Chematec AG wegen des Ver- 
dachts der Untreue zum Nachteil der WBB (Doku- 
ment Nr. 100). Die BvS hatte von einem Journalisten, 
der in der Sache WBB recherchierte und von einem 
Vertreter des Betriebsrates der WBB konkretere Er- 
kenntnisse und Informationen über eine gezielte 
Aushöhlung der WBB erhalten (Dokument Nr. 100; 
Protokoll Nr. 76, S. 19) . 

Im Rahmen des daraufhin eingeleiteten staatsan- 
waltschaftlichen Ermittlungsverfahrens wurden 
Durchsuchungsmaßnahmen durchgeführt und die 
Ermittlungen später auf weitere Beschuldigte, u. a. 
auch auf fünf ehemalige Mitarbeiter der THA ausge- 
dehnt (Dokument Nr. 100; Protokoll Nr. 48, S. 51; Pro- 
tokoll Nr. 76, S. 19 f.). Bei den Durchsuchungsmaß- 
nahmen im Juli 1995, die an mehreren Orten in der 
Bundesrepublik Deutschland und im Wege der 
Rechtshilfe auch am Sitz des Investors Chematec AG 
in der Schweiz stattfanden, wurden umfangreiche 
Beweismittel sichergestellt und beschlagnahmt. Die 
Auswertung des Materials aus der Schweiz verzö- 
gerte sich jedoch, da die Betroffenen gegen die Ge- 
währung von Rechtshilfe in der Schweiz Rechtsmittel 
mit aufschiebender Wirkung eingelegt hatten. Erst 


Ende 1996 bestätigte das Schweizer Bundesgericht 
die Rechtshüfegewährung, so daß die Unterlagen aus 
der Schweiz erst danach für das Ermittlungsverfah- 
ren in Deutschland nutzbar gemacht werden konn- 
ten. Die Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin war 
nunmehr in der Lage, Haftbefehle gegen den inzwi- 
schen flüchtigen Hauptbeschuldigten Michael Rott- 
mann sowie weitere Beschuldigte beim Amtsgericht 
Berlin Tiergarten zu erwirken. Für strafprozessuale 
vermögenssichernde Maßnahmen war es aufgrund 
des zeithch aufwendigen Rechtshilfeverfahrens in 
der Schweiz zu spät (Protokoll Nr. 76, S. 20). Die Be- 
schuldigten hatten inzwischen Vorkehrungen getrof- 
fen, um erhebliche Vermögenswerte beiseite zu 
schaffen (Dokument Nr. 100; Protokoll Nr. 76, S. 20). 

Im Herbst 1997 befanden sich vier Beschuldigte in 
Untersuchungshaft; ein weiterer Beschuldigter wur- 
de vom Vollzug der Untersuchungshaft verschont. 
Gegen diese fünf Beschuldigten wurde am 15. Sep- 
tember 1997 Anklage bei der Wirtschaftsstrafkammer 
des LG Berlin wegen Untreue zum Nachteil der WBB 
erhoben. Nach dem Bericht der Staatsanwaltschaft II 
bei dem LG Berlin vom Januar 1998 wurde über die 
Eröffnung des Hauptverfahrens noch keine Entschei- 
dung getroffen. Die Staatsanwaltschaft II bei dem 
LG Berlin rechnet damit, daß die Hauptverhandlung 
frühestens in der zweiten Jahreshälfte 1998 stattfin- 
den werde. 

Der mit internationalem Haftbefehl gesuchte Haupt- 
beschuldigte Rottmann konnte bisher nicht dingfest 
gemacht werden. Das Verfahren gegen ihn und ei- 
nen weiteren Mitbeschuldigten wurde abgetrennt. 
Auch in weiteren sieben abgetrennten Verfahren 
sind die Ermittlungen noch nicht abgeschlossen. Das 
Verfahren gegen zwei der fünf ehemaligen THA-Mit- 
arbeiter, gegen die Ermittlungen eingeleitet worden 
waren, wurde zwischenzeitlich eingestellt (Doku- 
ment Nr. 100). 

d) Zivilverfahren zur Durchsetzung 
vermögensrechtiicher Ansprüche 

Wie in vielen anderen Fällen (vgl. z. B. nachstehend 
I.III.2.) erwies sich auch im Fall WBB nach den Fest- 
stellungen des Untersuchungsausschusses eine enge 
Verknüpfung der strafrechthchen Ermittlungen mit 
der MÖghchkeit und Durchsetzbarkeit zivilrechtÜ- 
cher Maßnahmen zur Vermögenssicherung. Die BvS 
konnte zivilrechtliche Sicherungsmaßnahmen hin- 
sichtlich der wahrscheinlich veruntreuten Vermö- 
genswerte, wie etwa die Beantragung eines Arrestes, 
erst einleiten, nachdem das Rechtshilfeverfahren in 
der Schweiz Ende 1996 abgeschlossen war. Für ein 
früheres Tätigwerden fehlten ihr die maßgeblichen 
Informationen aus den in der Schweiz beschlag- 
nahmten Unterlagen über die Konten, auf denen sich 
die zu sichernden Vermögenswerte befunden hatten 
(vgl. Protokoll Nr. 76, S. 21). 

Nachdem Ende 1996 die Unterlagen aus der Schweiz 
nach und nach in Deutschland ausgewertet werden 
konnten, wurde von der BvS zunächst im März 1997 
im Hauptsacheverfahren eine Schadensersatzklage 
gegen den flüchtigen Hauptbeschuldigten Rottmann, 
zwei frühere WBB-Geschäftsführer, Repräsentanten 
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der Schweizer Erwerbergesellschaft Chematec AG 
sowie gegen die Chematec AG selbst erhoben. 
Das Zivilgerichtsverfahren ist beim LG Berlin 
(Az. 9.0.166/97) anhängig und befindet sich nach 
dem Bericht der BvS vom Februar 1998 im Stadium 
des schriftlichen Vorverfahrens. Da der Beklagte 
Rottmann flüchtig ist, wurde die öffentliche Zu- 
stellung der Klage bewirkt. Voraussichtlich wird das 
Verfahren, so die BvS, bis zum Abschluß des straf- 
rechtlichen Verfahrens ausqesetzt (Protokoll Nr. 76, 
S. 21 f.). 

Neben dem Hauptsacheverfahren erließ das LG Ber- 
lin auf Antrag der BvS am 21. August 1997 ge- 
gen Rottmann und weitere Antragsgegner einen 
Arrest in Höhe eines Teilbetrages von 20 Mio. DM 
(Az. 9.0.425/97). Das LG hob den Arrest jedoch am 
9. Oktober 1997 mit der Begründung wieder auf, daß 
der BvS unter keinem denkbaren Gesichtspunkt ein 
Schaden entstanden sei. Die BvS legte hiergegen Be- 
rufung beim KG Berlin ein, zog diese aber zurück, 
nachdem erkennbar war, daß das KG der Auffassung 
des LG folgen würde. Die BvS verfolgt nun eine an- 
dere Schadenskonstruktion, indem sie zu beweisen 
versucht, daß die Käufer der WBB bzw. die WBB-Ge- 
schäftsführer nie ein Interesse an der Fortführung 
des Unternehmens hatten, sondern von Anfang an 
das Unternehmen „aushöhlen" wollten. 

Nach Ansicht der BvS hängen die Erfolgsaussichten 
im zivilrechtlichen Verfahren entscheidend davon 
ab, ob den Investoren und den WBB-Geschäftsfüh- 
rern die Täuschung der THA/BvS über den unter- 
nehmerischen Fortführungswillen und den wahren 
Wert der Gesellschaft bei der Privatisierung von WBB 
nachgewiesen werden kann. 

e) Stellungnahme des früheren Bevollmächtigten 
der THA für Energiewirtschaft 

Der frühere Sonder- (später: General-) bevollmäch- 
tigte der THA für Energiewirtschaft, Dr. Hans-Peter 
Gundermann, wandte sich zum Fall der Privatisie- 
rung von WBB mit drei Stellungnahmen an den Un- 
tersuchungsausschuß. 

Zum einen übersandte Dr. Gundermann seine Stel- 
lungnahme vom 1. April 1997 zu einigen von der 
Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin zum Verfah- 
ren der Privatisierung von WBB aufgeworfenen Fra- 
gen. In dieser 21 -seifigen Stellungnahme schildert 
Dr. Gundermann u. a., daß er an den WBB-Verhand- 
lungen selbst nicht beteiligt war, da er andere Aufga- 
ben, wie etwa den von ihm detailliert beschriebenen 
Aufbau des Treuhand-Energiebereichs, wahrzuneh- 
men hatte. Ferner gibt Dr. Gundermann aus seiner 
Sicht in der Stellungnahme für die Staatsanwalt- 
schaft II bei dem LG Berlin Auskunft zu mehreren 
Einzelfragen der Staatsanwaltschaft, die etwa den 
Maßstab für die Angemessenheit des Kaufpreises, 
die Prüfung der Eignung der Erwerber und die Aus- 
gestaltung des Kaufvertrages über WBB betreffen. 

Zum anderen wandte sich Dr, Gundermann mit 
Schreiben vom 8. März 1998 unaufgefordert an den 
Untersuchungsausschuß, nachdem er aus Pressebe- 
richten Kenntnis von den Aussagen Dr. Erbes vor 
dem Untersuchungsausschuß erlangt hatte (Doku- 


ment Nr. 101). Dr. Gundermann hielt danach Dr. Er- 
bes Aussagen in wichtigen Punkten für unrichtig 
oder mißverständlich. Als früherer Bevollmächtigter 
der THA für Energiewirtschaft machte Dr. Gunder- 
mann ein berechtigtes Interesse an der richtigen Dar- 
stellung der Arbeit des von ihm geleiteten Bereiches 
geltend. Er war insbesondere der Ansicht, Dr. Erbe 
habe in seiner Darstellung die THA-Richtlinien außer 
acht gelassen, so daß die Gefahr grundsätzlicher 
Mißdeutung der Aussagen bestehe. Dr. Gundermann 
nahm u. a. zu den Angaben Dr. Erbes Stellung, die 
die angebliche Höhe des Schadens der THA/BvS, die 
objektive Pflichtwidrigkeit der Privatisierer, die le- 
diglich - juristisch gesehen - nicht vorsätzlich gehan- 
delt hätten, die fehlende Einklagbarkeit und Pönali- 
sierung von Zusagen aus dem Kaufvertrag sowie die 
Beibringung von Bankauskünften durch die Interes- 
senten betrafen (Dokument Nr. 101). 

Die BvS teilte dem Untersuchungsausschuß mit 
Schreiben vom 15. April 1998 zu dieser Stellungnah- 
me von Dr. Gundermann den derzeitigen Stand der 
Erkenntnisse der BvS mit. Aus Sicht der BvS beruht 
die gescheiterte Privatisierung der WBB maßgeblich 
auf einem kriminellen Zusammenwirken von Inve- 
storen und leitenden Mitarbeitern der WBB. Zu den 
Geschädigten gehöre auch die THA. Der genaue 
Schadensumfang werde jedoch derzeit noch durch 
Sachverständige ermittelt. Ein Schaden sei der THA 
aber bei der Privatisierung von WBB schon deshalb 
entstanden, weil die THA bei Kenntnis über die wah- 
ren Absichten der Investoren nicht über das Unter- 
nehmen verfügt und die Vermögenswerte den Inve- 
storen nicht anvertraut hätte. Zudem seien erhebli- 
che Vermögenswerte bei der Privatisierung von WBB 
nicht offengelegt worden. Im übrigen könne und 
wolle die BvS den laufenden strafrechtlichen und zi- 
vilrechtlichen Verfahren und Ermittlungen nicht vor- 
greifen. Deshalb sei insbesondere auch im Hinblick 
auf die Frage einer Mitverantwortung von THA-Mit- 
arbeitern an den entstandenen Schäden bei der Pri- 
vatisierung von WBB eine abschließende Äußerung 
nicht möglich (Dokument Nr. 102). Hierauf reagierte 
Dr. Gundermann im Rahmen des rechtlichen Gehörs 
mit einem weiteren Schreiben vom 18. Mai 1998, in 
dem er seine nach wie vor abweichende Ansicht wei- 
ter erläuterte und vertiefte (siehe Vierter Teil, C.IIL, 
Mat RG 2). 


4. Privatisierung der ostdeutschen 
Kali-Industrie 

Der Untersuchungsausschuß hat sich im Rahmen sei- 
ner Beweisaufnahme mit der ostdeutschen Kali-Indu- 
strie beschäftigt und die Privatisierungsvorgänge nä- 
her untersucht. Dazu formulierte der Untersuchungs- 
ausschuß Fragen an die BvS, die diese in einem Be- 
richt, der sich speziell mit der Sanierung und Privati- 
sierung der Kaliunternehmen des ehemaligen VEB 
Kombinat Kali befaßte, beantwortete. Ferner hat der 
Untersuchungsausschuß hierzu den Zeugen Dr. Eck- 
art John von Freyend vernommen. 

Der Untersuchungsausschuß hat folgende Feststel- 
lungen getroffen: 
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a) Ausgangslage 

Am 1. Juni 1990 wurde der VEB Kombinat Kali und 
seine ihm unterstellten Kombinatsbetriebe in die Mit- 
teldeutsche Kali AG (MdK), Sondershausen, umge- 
wandelt. Alleingesellschafterin war die THA. MdK 
hatte insgesamt sieben Tochtergesellschaften, von 
denen drei - die Kali Werra AG, die Kali Südharz AG 
und die Zielitzer Kali AG - in der Kali -Industrie mit 
insgesamt zehn Kali-Werken tätig waren. Auf diese 
beschränken sich die nachfolgenden Ausführungen. 

Nach Aussage von Dr. Eckart John von Freyend 
(BMF) war sowohl die THA als auch das BMF be- 
müht, Investoren auch im internationalen Bereich für 
MdK zu finden. Dazu wurde eine internationale Aus- 
schreibung vorgenommen. Es gab zwei Interessenten 
aus Kanada und Frankreich, die allerdings nur an der 
Übernahme einzelner Kali-Standorte interessiert wa- 
ren. An einer Übernahme der gesamten MdK sei 
letztendlich nur die Kali und Salz AG in Kassel, eine 
Tochtergesellschaft der BASF, interessiert gewesen 
(Protokoll Nr. 84, S. 38). 

b) Privatisierungs- und Sanierungskonzepte 

Nach dem am 1. Juni 1990 erfolgten Zusammen- 
schluß der ostdeutschen Kali-Industrie zur MdK gab 
es eine Vielzahl von Überlegungen, Studien und 
Konzepten hinsichtlich einer erfolgversprechenden 
Privatisierung und Sanierung der MdK. Das Fortbe- 
stehen der traditionell stark exportorientierten ost- 
deutschen Kali-Industrie unter nationalen und inter- 
nationalen Wettbewerbsbedingungen sollte ermög- 
licht werden. In einem Schreiben an die Industriege- 
werkschaft Bergbau und Energie (IGBE) formulierte 
die THA im Frühjahr 1992 verschiedene Entschei- 
dungskriterien, nach denen sie einen Investor beur- 
teilt. Bei der Entscheidung für das beste Privatisie- 
rungs- und Sanierungskonzept stünde für die THA 
nicht nur ein maximaler Kaufpreis im Vordergrund, 
sondern auch das Unternehmenskonzept und die So- 
lidität des Käufers. Die Sicherung von Arbeitsplätzen 
sei ebenfalls ein bedeutendes Beurteilungskriterium 
der THA. Die besonderen Rahmenbedingungen der 
deutschen Kali-Industrie würden ebenfalls berück- 
sichtigt werden. Dabei strebte die THA eine Gesamt- 
sanierung der MdK an, war aber auch gegenüber ei- 
ner Privatisierung von Teilbereichen an verschiedene 
Investoren offen. 

Die MdK und ihre drei Kali-Tochtergesellschaften 
entwarfen ihrerseits seit Herbst 1990 Konzepte, wie 
sich durch Rationalisierungen, Kapazitätsabbau und 
Werksschließungen eine konkurrenzfähige Kali-In- 
dustrie fortführen ließe. Beraten wurde sie dabei von 
der Kali und Salz Consulting GmbH, die am 31. Janu- 
ar 1991 von der MdK den Auftrag erhielt, die Bewer- 
tung des bergbaulichen Anlagevermögens der Wer- 
ke Bischofferode, Merkers und Zielitz einer fachli- 
chen Prüfung zu unterziehen. Bereits vorher war eine 
andere Unternehmensberatung beauftragt worden, 
die Einzelkonzepte in ein Gesamtkonzept zu über- 
führen. Schließlich wurde im April 1991 von der MdK 
die Metzler Consulting KG beauftragt, die Wirt- 
schaftlichkeit ausgewählter Standorte der MdK zu 
beurteilen. Ein gesamtdeutsches Konzept für die Un- 


ternehmen MdK und Kali und Salz AG wurde im No- 
vember 1991 von der sog. Ad-hoc-Arbeitsgruppe Kali 
vorgelegt, das von den Unternehmen, dem BMWi, 
der THA und den Kali produzierenden Ländern Nie- 
dersachsen, Hessen, Thüringen und Sachsen-Anhalt 
gebilligt wurde. Im Februar 1992 legte die IGBE ein 
sog. Rahmenkonzept für den deutschen Kalibergbau 
vor, das sich ebenfalls für ein Zusammengehen von 
MdK und Kali und Salz AG aussprach. Im April 1992 
beauftragte die THA die Investmentbank Goldman & 
Sachs, die MdK möglichst als Ganzes zu privatisie- 
ren. 

aa) Konzepte der Mitteldeutsche Kali AG (MdK) 

Die drei Gesellschaften aus dem Geschäftsbereich 
Kali der MdK legten im August und September 1990 
dem MdK-Vorstand jeweils Einzelsanierungskon- 
zepte vor, deren Zielstellung die wirtschaftliche 
Sicherung der Unternehmen nach marktwirtschaft- 
lichen Gesichtspunkten war. Nach Ansicht des MdK- 
Vorstands bedeutete dieser Einzelansatz keine 
Garantie für ein wirtschaftliches Überleben der ost- 
deutschen Kali-Industrie, da unterschiedliche An- 
satzpunkte von den Unternehmen gewählt und keine 
Kostenvergleiche durchgeführt worden waren und 
zudem eine Konkurrenz der Unternehmen unter- 
einander bestand. 

Am 15. Oktober 1990 beauftragte der MdK-Vorstand 
die Unternehmensberatung Dr. Swinne & Partner, 
die Einzelkonzeptionen der drei Kali produzierenden 
Tochtergesellschaften der MdK hinsichtlich einer 
möglichen und sinnvollen Gesamtkonzeption für die 
MdK zu prüfen. Die THA war darüber informiert wor- 
den und hatte sich einverstanden erklärt. Das Gut- 
achten der Unternehmensberatung lag im Januar 
1991 vor. Sie kommt darin zu dem Ergebnis, daß un- 
ter Berücksichtigung sämtlicher Kosten, Absatzmög- 
lichkeiten, Beteiligungsstrukturen etc. mit einem 
Einbruch des Absatzes und einem Mengenrückgang 
von bis zu 40% sowie nüt einer Erlösminderung 
durch zunehmenden Preisdruck zu rechnen sei. Um 
eine gewinnbringende Gesellschaft zu erhalten, wa- 
ren nach Ansicht der Unternehmensberatung not- 
wendig: 

- Kapazitätsabbau von rd. 30 %; 

- Reduzierung der Arbeitnehmerzahl um 65 %; 

- Rationalisierung und Umstrukturierung der MdK 
(einheitliche Leitung). 

Bevor dieses Gutachten der MdK-Unternehmenslei- 
tung bekannt war, wurde der Vorstand der MdK am 
12. November 1990 von der THA veranlaßt, ein Ge- 
samtsanierungskonzept für MdK einzureichen. Am 
14. Dezember 1990 wurden hierzu vom Aufsichtsrat 
der MdK Eckpunkte und ein Aktionsprogramm be- 
schlossen. 

Unter Einbeziehung aller bekannten Faktoren, Gut- 
achten und der laufenden Entwicklung bewertete 
die MdK die einzelnen Gesellschaften und legte im 
April 1991 der THA ein unternehmerisches Gesamt- 
konzept vor. Speziell für den Unternehmensbereich 
Kali wurden dabei nachfolgende Punkte in Ansatz 
gebracht, die zum Teil schon realisiert waren: 
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- Stillegung der Werke Bleicherode, Sollstedt, Son- 
dershausen und Volkenroda; 

- Schließung des Werkes Domdorf zum 30. Juni 
1991; 

- Vorschlag der Schließung eines weiteren Thürin- 
ger Kali-Werkes (Roßleben). 

Durch die teilweise realisierten Betriebsschließungen 
wurde die Kaliproduktion zwar erheblich reduziert, 
sie lag aber immer noch über der prognostizierten 
realisierbaren Absatzmenge. 

Als weitere erfolgversprechende Sanierungs- bzw. 
Privatisierungsstrategie erschien 1991 die Schaffung 
einer Kerngesellschaft (Düngemittel, Salz und 
Grundchemikalien), die Ausgründung und getrennte 
Privatisiemng aller anderen Bereiche sowie die 
„ Ausghederung der ökonomischen und ökologischen 
Altlasten in eine Stillegungs- und Saniemngsgesell- 
schaft". 

bb) Studie eines Consulting-Unternehmens 

Im April 1991 bot ein bundesdeutsches Consulting- 
Unternehmen dem Aufsichtsrat der MdK den Ent- 
wurf eines Projektvorschlags zur Privatisierung der 
MdK an. Im Oktober legte sie dann die Studie „Beur- 
teilung der Wirtschaftlichkeit ausgewählter Stand- 
orte der MdK vom 4. Oktober 1991" vor. Ergebnis 
dieser Studie war, daß sich für keines der Kali-Werke 
positive Perspektiven ergäben, wobei bestimmte, 
nicht näher untersuchte Gesichtspunkte allerdings 
doch für eine Fortführung der MdK sprächen. Er- 
wähnt werden staatliche Hilfen, evtl, günstigere Ko- 
stenprognosen und Synergien. In dieser Studie wur- 
de zum Teil auch auf Ausarbeitungen der Kali und 
Salz Consulting GmbH, z. B. zur Kostenprognose für 
1993, zurückgegriffen. 

Da die Metzler Consulting KG nur von der MdK, aber 
nicht ausdrücklich von der THA beauftragt worden 
war, diese Studie zu erstellen, forderte die THA den 
Aufsichtsrat der MdK auf, den Auftrag der Metzler 
Consulting KG zu beenden. Nach Ansicht der THA 
hatte die Metzler Consulting KG auch den potentiel- 
len MdK-Investorenkreis nicht abschließend beur- 
teilt. 

cc) Ad-hoc-Arbeitsgruppe 

Zur Bewältigung der Probleme in der Kali -Industrie 
wurde am 20./21. März 1991 im Verlauf der Amts- 
chef-Konferenz der Wirtschaftsnünister beschlossen, 
eine sog. Ad-hoc-Arbeitsgmppe zu bilden, die „Kon- 
zepte zur Erreichung mittelfristiger, tragfähiger Lö- 
sungen für alle Beteiligte" erarbeiten sollte. In ihr 
sollten die Bundesländer Hessen, Niedersachsen, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen vertreten sein. Fer- 
ner soUten Vertreter des BMWi nütarbeiten. Beteihgt 
waren auch Vertreter der beiden Unternehmen MdK 
und Kali und Salz AG, der IGBE und der THA. 

Im November 1991 legte die Arbeitsgruppe einen Be- 
richt vor, in dem sie feststellte, daß die Existenz der 
deutschen Kali-Industrie aufgrund der aus dem Er- 
tragsverfall resultierenden Verluste bedroht sei und 
Anpassungsmaßnahmen unumgänglich seien. Die 
veralteten und subventionierten Staatsbetriebe der 


DDR müßten nach Auffassung der Ad-hoc-Arbeits- 
gruppe saniert werden, damit sie wettbewerbsfähig 
würden. Der Bericht verweist in diesem Zusammen- 
hang auf das Sanierungskonzept der MdK, das Vor- 
stand und Verwaltungsrat bereits genehmigt hatten. 
Der dafür notwendigen Mittelausreichung hatte der 
Kredit- und Bürgschaftsausschuß des Bundes zuge- 
stimmt. Eine Kooperation sei nur unter der Bedin- 
gung sinnvoll, wenn keine wettbewerbsrechtlichen/ 
kartellrechtlichen Bedenken bestünden. Eine Fusion 
der Unternehmen MdK und Kali und Salz AG stand 
dabei nicht im Vordergrund, Ziel war eine wettbe- 
werbsfreie Kooperation zwischen zwei rechtlich selb- 
ständigen Unternehmen. 

dd) Rahmenkonzept der Industriegewerkschaft 
Bergbau und Energie (IGBE) 

Auch die IGBE trat für eine Fusion der MdK mit der 
Kali und Salz AG ein. Dazu legte sie im Februar 1992 
dem Vorstand der THA und dem BMF ein Konzept 
vor, das die Kali und Salz AG als künftigen Partner 
der MdK vorsah. 

In einer schriftlichen Antwort teilte die THA der IG- 
BE mit, daß eine Privatisierung der MdK nicht unter 
Ausschluß einer internationalen Interessenbekun- 
dung erfolgen könne. Dies müsse aber nicht zur Fol- 
ge haben, daß die Privatisierung ausschließlich unter 
Kaufpreisgesichtspunkten stattfinden würde, viel- 
mehr würden auch die besonderen Rahmenbedin- 
gungen des innerdeutschen Kali-Bergbaus berück- 
sichtigt. Die THA sei stets offen für Gespräche mit 
der Kali und Salz AG und deren Mutterkonzern 
BASF. 

c) Grundsatzentscheidung der THA 

(Privatisierungs- und Sanierungskonzept) 

Das im April 1991 von der MdK vorgelegte Unterneh- 
menskonzept wurde dem Leitungsausschuß der 
THA, der seit Frühjahr 1991 die Umstrukturierung 
der MdK fachlich begleitete, zugeleitet und von die- 
sem geprüft. Ergebnis der Prüfung war, daß MdK in 
wesentlichen Teilen sanierungsfähig sei. Für den 
Kali-Bereich sah der Leitungsausschuß die Fortfüh- 
rung der Produktion an drei Kali-Standorten, mit Ein- 
schränkungen und bis Mitte 1992 auch an einem 
vierten Standort, als gerechtfertigt an. 

Aufgrund dieser Empfehlung wurden Vorstands- 
und Verwaltungsratsvorlage erstellt. In ihnen ist fest- 
gehalten: 

- Die Privatisierung der MdK ist als Einheit in der 
bestehenden Form nicht möglich. 

- Eine gesellschaftsrechtliche Trennung der MdK in 
einen produzierenden und einen stillgelegten Teil 
ist erforderlich. 

- Ein möglicher Investor ist das französische Unter- 
nehmen Entreprise Miniere et Chimique (EMC). 

- Die Kali und Salz AG ist an einer Kooperation mit 
der MdK interessiert, ein weitergehendes Engage- 
ment ist möglich, Kali und Salz AG warte jedoch 
die Untemehmensentflechtung ab. 
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Am 16. Juli 1991 wurde das Konzept während der 
Vorstandssitzung der THA behandelt, am 26. Juli 
1991 befürwortete auch der Verwaltungsrat der THA 
grundsätzlich das Konzept der Entflechtung der 
MdK. 

Im einzelnen enthielt das Konzept folgende Punkte: 

1. Trennung der MdK in einen operativen Teil und in 
eine Abwicklungsgesellschaft, 

2. Vereinfachung der Organisationsstruktur des Be- 
reichs Kali, 

3. Auflösung der drei Kali-Gesellschaften Kali Werra 
AG, Kali Südharz AG und Zielitzer Kali AG und 
Eingliederung in die Holding MdK als Werksdi- 
rektionen. 

Die für die Realisierung des MdK-Konzeptes notwen- 
dige Übernahme von Bürgschaften für Investitions- 
und Liquiditätsmittelkredite durch die THA im Jahr 
1991 genehmigte der Verwaltungsrat ebenfalls in 
dieser Sitzung (Zustimmung des Kredit- und Bürg- 
schaftsausschusses des Bundes am 21. August 1991). 
Die THA wurder ferner beauftragt, weltweit nach 
möglichen Investoren für die MdK zu suchen. 

Bereits am 5. Juh 1991 hatte der Vorstand der MdK 
eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft beauftragt, ei- 
nen Leitfaden zur Neustrukturierung der MdK zu 
verfassen. Die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft sah in 
der Aufspaltung der MdK in eine Betriebsgesell- 
schaft und eine Abwicklungsgesellschaft die beste 
Möglichkeit, die ostdeutsche Kali-Industrie zu sanie- 
ren. 

Bei der Entscheidung für eines der Konzepte war es 
für die THA immer wichtig, daß kartellrechthche und 
EU-rechtliche Bestimmungen eingehalten und die 
Privatisierung der MdK unter Wettbewerbsbedin- 
gungen nicht beeinträchtigt werden würde. 

d) Umstrukturierungsmaßnahmen der MdK 

Im Anschluß an die grundsätzhche Entscheidung der 
THA, MdK zu privatisieren und zu sanieren, legte 
MdK im August 1991 dem Aufsichtsrat der MdK eine 
Studie zur Wahl der Standorte vor. Diese sah vor, die 
beiden Werke der Kali Werra AG (Merkers und Un- 
terbreizbach) zu schließen und dafür die Produktion 
in Bischofferode und Roßleben beizubehalten. 

Der Leitungsausschuß der THA prüfte das Schlie- 
ßungskonzept der MdK und kam zu dem Ergebnis, 
daß nicht nur die Schließung von zwei Werken der 
Kah Werra AG notwendig sei, sondern daß auch das 
Werk Roßleben geschlossen werden müsse, was 
dann auch noch 1991 erfolgt ist. Bei weiteren vier 
Kah- Standorten müsse wegen der permanten Min- 
derauslastung eine Rationalisierung erfolgen. Spe- 
zieU das Werk in Bischofferode (Kah Südharz AG) 
könne auf Dauer nicht kostendeckend arbeiten, eine 
Schließung sei unumgänglich. Die Werke Bischoffe- 
rode und Merkers wurden dann im Zuge der Fusion 
mit der Kah und Salz AG 1993 geschlossen. Als Kali- 
Standorte der MdK verblieben sonüt Ziehtz und Un- 
terbreizbach. 


e) Rationalisierungsabkommen mit der Kali und 
Salz AG 

Hinsichtlich der Rationalisierungs- und Kooperati- 
onsabsichten zwischen den beiden Unternehmen 
wurde von der Kah und Salz AG und der MdK seit 
Frühjahr 1991 der Abschluß eines entsprechenden 
Abkommens angestrebt, aber nicht reahsiert. Am 
2. Dezember 1991 unterbreitete die Kah und Salz AG 
der THA den Entwurf eines Rationalisierungsabkom- 
mens, der am 12. Dezember 1991 an das Bundeskar- 
tehamt weitergeleitet wurde. Am 8. Januar 1992 fand 
dann ein Gespräch von Vertretern der THA beim 
BundeskarteUamt statt, bei dem ein möghches Ko- 
operationsabkommen zwischen der Kah und Salz 
AG/BASF und MdK im Mittelpunkt stand. Im Verlauf 
des Gesprächs stellte sich heraus, daß die Vorstände 
der Kah und Salz AG und der MdK schon mehrmals 
beim Bundeskartellamt vorgesprochen hatten. Insge- 
samt wurde festgestellt: 

1. Hinsichtlich der Genehnügung des Abschlusses 
eines Kooperationsvertrages hegt die Zuständig- 
keit bei der EU-Kommission. 

2. Marktaufteilung, Preisabsprachen, Absprachen zu 
Produktionskapazität und Produktionssortiment 
können vom Bundeskartellamt nicht genehmigt 
werden. 

3. Die Ausschreibung der MdK und eine Fusionie- 
rung der Kah und Salz AG nüt der MdK - mit Ge- 
nehmigung der EU-Kommission - könnte, sofern 
keine weiteren Interessenten vorhanden wären, 
erfolgversprechend sein. 

Am 1. September 1992 stellten Kah und Salz AG und 
MdK einen Antrag auf Genehmigung eines Rationa- 
lisierungsabkommens beim Bundeskartellamt, der in 
erster Linie nüt der angespannten Wettbewerbslage 
und Synergieeffekten begründet wurde. Nachdem 
der Zusammenschluß durch den späteren Privatisie- 
rungsvertrag vom 13. Mai 1993 von der EU-Kommis- 
sion am 14. Dezember 1993 genehmigt worden war, 
wurde der beim Bundeskartellamt gesteUte Antrag 
auf Genehmigung des Rationalisierungsabkommens 
am 5. Januar 1994 zurückgezogen. (Der Antrag war 
durch die Genehmigung der Fusion gegenstandslos 
geworden.) 

f) Kooperation hinsichtlich der Kaliumsulfat- 
produktion zwischen der Kali und Salz AG 
und der MdK 

Die Kaliumsulfatproduktion der Kah Werra AG wur- 
de gemäß Aufsichtsratsbeschluß vom 26. Februar 
1991 zum 30. Juni 1991 wegen Unwirtschafthchkeit 
eingestellt, das produzierende Werk geschlossen. Bei 
Fortführung der defizitären Produktion hätte die 
THA die Verluste übernehmen müssen. 

Diese Entscheidung stellte allerdings nicht die 
grundsätzhche Absage an eine ostdeutsche Kalium- 
sulfatproduktion dar, da diese jederzeit über Tage 
wieder hätte aufgenommen werden können. 

Es kam im dritten Quartal 1990 zu einer Vereinba- 
rung zwischen MdK und der Kah und Salz AG derge- 
stalt, daß MdK die jetzt nicht mehr für die Kaliumsul- 
fatproduktion benötigten Stoffe aus der Salzgewin- 
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nung an die Kah und Salz AG heferte. Vereinbart 
wurde ein Preis, der so angesetzt war, daß eine öko- 
nomisch sinnvolle Verwertung durch die Kali und 
Salz AG möglich wurde. 

g) Internationale Ausschreibung der MdK 

Angestrebtes Ziel der THA war eine Gesamtprivati- 
sierung der MdK. 

Im April 1992 wurde die Investmentbank Goldman & 
Sachs beauftragt, die MdK zu privatisieren und zu 
diesem Zweck eine internationale Ausschreibung 
durchzuführen, die dann von Mai 1992 bis November 
1992 stattfand. Dazu erstellte die Investmentbank ein 
Verkaufsmemorandum. Inhalt des Memorandums 
war, neben den allgemeinen Geschäftsdaten, Markt- 
beschreibungen und staatlichen Hilfsmaßnahmen, 
daß die THA eine Gesamtprivatisierung der MdK 
favorisiere, jedoch auch eine teilweise Privatisierung 
möglich sei. Es wurden weltweit 47 Unternehmen 
kontaktiert, 16 Unternehmen waren am Erwerb der 
MdK interessiert, Unterzeichneten eine Vertraulich- 
keitserklärung und erhielten das Memorandum. Eine 
konkrete Kaufabsicht äußerte jedoch keines der Un- 
ternehmen. Lediglich mit drei der Interessenten, der 
Kali und Salz AG aus Kassel, eine Tochtergesellschaft 
der BASF AG, dem kanadischen Kali-Produzenten 
Potash Corporation of Saskatchewan (PCS) und dem 
französischen Unternehmen EMC führte die Invest- 
mentbank intensivere Gespräche, konnte diese aber 
nicht für die Ges amtüb emahme der MdK interessie- 
ren. Schon 1991 waren mit diesen möglichen Investo- 
ren ergebnislose Gespräche geführt worden. 

aa) Verhandlungen mit dem kanadischen und dem 
französischen Interessenten 

Eine Delegation des französischen Unternehmens 
EMC besuchte im Oktober 1991 fünf der zehn Kali- 
Werke. Dabei wurde der Delegation das von der 
THA bereits im Juli 1991 genehnügte Gesamtsanie- 
rungskonzept erläutert. Im Rahmen der Gespräche 
wurde deutlich, daß eine Übernahme der gesamten 
MdK schwierig werden würde, wegen der Nähe der 
Lagerstätten der Kali Werra AG zu den Standorten 
der Kali und Salz AG in Hessen. Letztendlich teilte 
der französische Investor im November 1991 mit, daß 
er bereit sei, unter bestimmten Bedingungen für die 
Zielitzer Kali AG eine Kooperation anzubieten. Ein 
Jahr später, am 30. November 1992, führte die THA 
ein Gespräch mit dem französischen Unternehmen, 
in dem dieser die Absicht äußerte, nur die Zielitzer 
Kali AG und keine weiteren Betriebe der MdK zu 
übernehmen. Unter Hinweis auf die Verhandlungen 
mit der Kali und Salz AG fragte die THA die Gesell- 
schaft, ob sie ähnliche Konditionen wie die Kali und 
Salz AG anbieten könne oder ob sie bereit wäre, spä- 
ter die Minderheitsbeteiligung der THA zu überneh- 
men. Hierzu äußerte sich die Gesellschaft nicht. 

Die oben erwähnte Metzler Consulting KG, die be- 
reits im Oktober 1991 eine Studie zur Wirtschaftlich- 
keit ausgewählter Standorte der MdK vorgelegt 
hatte, hatte im März 1991 den Kontakt zu dem kana- 
dischen Interessenten PCS hergestellt. Nach Vorge- 
sprächen besuchten Vertreter der PCS im September 
1991 die MdK. Am 4. Februar 1992 stellte der Inve- 


stor den Vertretern der THA, des Aufsichtsrates der 
MdK und der Consulting sein Unternehmenskonzept 
vor, das nur eine Weiterführung der Zielitzer Kali AG 
beinhaltete. Dieses lehnte die THA ab. Trotz mehre- 
rer Kontakte der mit der internationalen Ausschrei- 
bung beauftragten Investmentbank mit dem kanadi- 
schen Unternehmen unterbreitete das Unternehmen 
kein weiteres Angebot, 

bb) Verhandlungen mit der Kali und Salz AG 

Zeitgleich zu der internationalen Ausschreibung gab 
es auch Gespräche mit der Kali und Salz AG. Wäh- 
rend der sog. Frankfurter Runde am 29. April 1992 
stellte die Kali und Salz AG ihr Konzept zur Übernah- 
me der MdK vor. Es wurde die sog. Technische Kom- 
mission gebildet, deren erstes Zusammentreffen am 
11. Mai 1992 stattfand und in dessen Verlauf die Ge- 
heimhaltung der Gespräche vereinbart wurde. Fer- 
ner beauftragte man eine Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schaft, die Vergleichbarkeit der Bilanzen der MdK 
und der Kali und Salz AG herzustellen. Hierzu wurde 
die sog. Bilanzkommission eingerichtet. Die Bilanz- 
kommission hatte im Juli 1992 für die Erstellung ei- 
nes gemeinsamen Geschäftsplanes der MdK und der 
Kah und Salz AG ausgewählte Bilanzpositionen der 
beiden Unternehmen zu vergleichen. Vertreten in 
der Kommission waren die MdK, die THA, die für die 
THA tätige Investmentbank und Vertreter der Kali 
und Salz AG (vgl. nachstehend j). 

Zusätzlich gab es noch ein sog. Verhandlungsteam 
mit Vertretern der THA, der MdK, der Kali und Salz 
AG, der Investmentbank Goldman & Sachs und der 
von der THA mandatierten Anwaltskanzlei. 

In den erwähnten Arbeitsgruppen wurde ein Ge- 
schäftsplan erstellt und ein Fusionskonzept entwik- 
kelt. Eine Privatisierung von 100% der Anteile an 
der MdK war zum damahgen Zeitpunkt nicht mög- 
lich. 

Die Arbeitsergebnisse der Technischen Kommission 
und der Bilanzkommission schlugen sich im Ge- 
schäftsplan nieder, der später als Anlage dem Rah- 
menvertrag (Fusionsvertrag) beigefügt wurde. Er 
sollte Grundlage für die künftige Geschäftstätigkeit 
des Gemeinschaftsunternehmens MdK/Kali und Salz 
AG sein. Im November 1992 einigte sich die THA 
grundsätzhch mit der Kah und Salz AG über die Eck- 
punkte des Geschäftsplanes. Für die in das Gemein- 
schaftsunternehmen eingehenden Kah- Standorte 
wurde von den beiden Kommissionen festgelegt: 

- Personalentwicklung, 

- Normal- und Nachhohnvestitionen, 

- Nachholreparaturen, 

- Versatz- und Demontagemaßnahmen. 

Es ergab sich aufgrund der Ertragswertermittlung 
der jeweils von der MdK und von der Kah und Salz 
AG in das Gemeinschaftsunternehmen eingebrach- 
ten Kah- und Steinsalzaktivitäten zu Lasten der MdK 
eine erhebliche Ertrags wert diff er enz. Diese sollte 
von der THA in Form einer Bareinlage ausgeglichen 
werden, um eine Beteihgung von 49 % zu erhalten. 


276 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/10900 


Bis Ende 1992 betrug die finanzielle Belastung der 
THA durch die MdK ca. 1,2 Mrd. DM. 

h) Fusionierung der MdK mit der Kali und Salz AG 

Da sowohl die französische als auch die kanadische 
Gesellschaft nur zur Übernahme eines einzelnen Be- 
triebsteils der MdK bereit waren, die Kah und Salz 
AG aber an der gesamten MdK Interesse zeigte, be- 
kam die Kah und Salz AG schließlich den Vorzug, 
und es wurden die Verhandlungen aufgenommen. 

Doch trotz der Bemühungen der THA und des star- 
ken strategischen Interesses der Kali und Salz AG 
gelang es der THA dann doch nicht, die Kali und Salz 
AG dazu zu bewegen, MdK als Ganzes zu überneh- 
men. 

aa) Genehmigung der Fusionierung 

Am 8. Dezember 1992 lag die grundsätzliche Zustim- 
mung des THA- Vorstandes zur Privatisierung der 
MdK vor: MdK und die Kah und Salz AG sollten ihre 
Kah- und Salzaktivitäten Zusammenlegen und ein 
Gemeinschaftsunternehmen bilden. 

Am 6. April 1993 beschloß der Vorstand der THA die 
Privatisierung der MdK an die Kali und Salz AG, am 
23. April 1993 stimmte der Verwaltungsrat der THA 
zu. 

Der Rahmenvertrag zwischen der Kah und Salz AG, 
der MdK und der THA wurde dann am 13. Mai 1993 
abgeschlossen, zwei Monate später genehmigte das 
BMF als Rechts- und Fachaufsicht der THA den Pri- 
vatisierungsvertrag (6. Juh 1993). Ebenfalls im Juh 
wurde der Verkauf und die Übertragung des Berg- 
werkseigentums der MdK vom Vorstand der THA be- 
schlossen. 

Am 14. Juh 1993 meldete die THA bzw. das BMWi 
den Zusammenschluß von Kah und Salz AG und der 
MdK der EU-Kommission, die nach Prüfung des Vor- 
gangs am 14. Dezember 1993 die Genehmigung er- 
teilte. 

bb) Eckdaten des Fusionsvertrages 

Vertragsbestandteile des Fusionsvertrages waren 
u. a. der Geschäftsplan für den Zeitraum 1. Januar 
1993 bis 31. Dezember 1997 mit den einzelnen Punk- 
ten: 

1. Produktionsrückführung, 

2. Kapazitätsabbau durch Stillegungen von Werken 
der Kah und Salz AG und der MdK, 

3. Produktionskonzentration und Produktionsverla- 
gerung auf die optimalen Standorte, 

4. Personalabbau. 

Die THA verpflichtete sich u. a. zur: 

1. Zahlung einer Bareinlage in einstelhger Milliar- 
denhöhe für das Gemeinschaftsunternehmen, 

2. Entschuldung der MdK in dreistelliger Milhonen- 
höhe, 

3. FreisteUung von Sozialplankosten in zweistelliger 
Millionenhöhe für die MdK-Mitarbeiter. 


i) Sozialplan der MdK 

Die Umwandlung des VEB Kombinat Kah in die MdK 
und der Kapazitätsabbau hatten einen erheblichen 
Personalabbau zur Folge. 

Bereits am 24. September 1990 kam es aus diesem 
Grund zu Gesprächen zwischen Vertretern der am- 
tierenden DDR-Regierung, der Industriegewerk- 
schaft Bergbau und Energie (IGBE) und dem 
Sprecherrat der Bergleute. In einem Festlegungspro- 
tokoll wurden Sozialpläne für die MdK und ihre 
Tochterunternehmen vereinbart. Grundlage der So- 
zialpläne sollten gern. Einigungsvertrag für den Berg- 
bau die bis 31. Dezember 1990 gültigen Rationalisie- 
rungsschutzabkommen vom 1. Februar 1990 (Nach- 
trag vom 2. April 1990) sein. Die Sozialpläne sollten 
danach vorrangig nüt Mitteln der Unternehmen 
finanziert werden. Falls dies nicht möglich sein sollte, 
sollten dafür Haushaltsmittel eingesetzt werden. 

Es gab allerdings zwischen der Bundesregierung 
und der IGBE eine unterschiedliche Auffassung da- 
hingehend, ob das Festlegungsprotokoll eine politi- 
sche Absichtserklärung sei - so die Bundesregierung 

- oder eine verbindliche Zusage mit entsprechenden 
Pflichten für die Bundesregierung - so die IGBE. 

Am 19. September 1991 vereinbarten THA und IGBE 
in einer Rahmenvereinbarung, daß die THA zunächst 
70% der Sozialplankosten übernehmen sollte, die 
restlichen 30 % sollten von den Unternehmen durch 
Klage gegenüber der Bundesrepublik Deutschland 
geltend gemacht werden. Am 14, Oktober 1991 
wurde das gemeinsame Klageverfahren eingeleitet. 

14 Tage später, am 28. Oktober 1991, wurde der ent- 
sprechende Tarifvertrag abgeschlossen. Dies hatte 
für die Mitarbeiter ein und desselben Unternehmens 
zur Folge, daß für bereits entlassene Mitarbeiter 
andere Bedingungen bezüglich des Sozialplanes gal- 
ten, als für die Mitarbeiter, die nach dem Tarifab- 
schluß entlassen wurden. 

Am 8. Dezember 1992 genehmigte der THA-Vor- 
stand - wie bereits erläutert - grundsätzlich die Fu- 
sion der MdK mit der Kali und Salz AG. Der damit 
verbundene Personalabbau machte erneut Sozial- 
pläne erforderlich. Zu diesem Zeitpunkt waren die 
Klage verfahren gegen die Bundesrepubhk Deutsch- 
land noch nicht entschieden. Die THA schlug in einer 
Besprechung der Arbeitnehmervertretung im Auf- 
sichtsrat der MdK vor, den Sozialplan entsprechend 
dem am 31. Dezember 1991 abgelaufenen Tarifver- 
trag vorzunehmen. Die Abfindung sollte, wie 1991 
vereinbart, im Verhältnis 70 % THA : 30 % Bundes- 
republik Deutschland gesplittet werden. 

Die IGBE äußerte in ihrem Schreiben vom 23. De- 
zember 1992 gegenüber der THA die Ansicht, daß 
für das neue Gemeinschaftsunternehmen aus rechtli- 
chen Gründen ein einheitlicher Sozialplan gelten 
müsse. Dies könnte der bei der Kali und Salz AG gel- 
tende Sozialplan sein. 

Die THA bot am 14. Januar 1993 der IGBE an, eine 
Rahmenvereinbarung mit nachfolgenden Bestandtei- 
len abzuschließen: 

- Tarifvertrag für die Sanierungsgesellschaften, 

- Sozialplan der MdK, 
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- Tarifvertrag und Sozialpläne für die Gesellschaft 
zur Verwahrung und Verwertung von stillgelegten 
Bergwerksbetrieben mbH (GW), 

- Sozialplan für sonstige Unternehmen in früheren 
Rahmenvereinbarungen mit der IGBE, 

- Rahmenvereinbarung, wie sie auch mit anderen 
Gewerkschaften abgeschlossen wurden, 

- Deputatregelung. 

Der Vorstand der IGBE erklärte sich bereit, das Ge- 
samtkonzept mitzutragen, sofern der Sozialplan der 
Kali und Salz AG auch für MdK-Mitarbeiter gültig 
wäre. Das Land Thüringen befürwortete ebenfalls 
das Fusionskonzept unter der Bedingung, daß die so- 
ziale Absicherung der MdK-Mitarbeiter verbessert 
werden würde. 

Für die THA wäre es selbst im Falle der rechtlichen 
Zulässigkeit nicht durchsetzbar gewesen, auf einen 
Teil der Belegschaft der MdK einen niedrigeren So- 
zialplan anzuwenden, wenn für den anderen Teil 
eine bessere Absicherung zugesichert war. Da die 
THA die Fusion planmäßig durchführen wollte, war 
sie bereit, die zweite Rate der Sozialplanzahlungen 
bis zu 70% des Kali und Salz AG-Sozialplans zu er- 
höhen, aber nur unter der Bedingung, daß die Be- 
triebsräte das Arbeitgeberkonzept innerhalb von 
sechs Wochen realisieren, die Fusion planmäßig ver- 
laufen und in dem neuen Gesamtuntemehmen der 
Sozialplan der Kah und Salz AG gelten würde. 

Am 31. März 1993 kam es zu einer Rahmenvereinba- 
rung zwischen der THA und der IGBE. Daran 
schlossen sich die Vereinbarung eines Sozialplans 
am 6. Juli 1993 und eines Interessensausgleichs vom 
29. Juli 1993 an. Unabdingbare Voraussetzung für 
Leistungen aus dem Sozialplan waren die planmäßi- 
ge Durchführung der Fusion und die komplette Um- 
setzung des Fusionskonzeptes im personellen Be- 
reich in allen Werken des neuen Gesamtunterneh- 
mens. 

Bei der Schließung des Werkes Bischofferode wurde 
der Sozialplan auf Druck der Belegschaft neu ver- 
handelt. Es kam zu einem zusätzlichen Interessen- 
ausgleich und Sozialplan am 31. Dezember 1993. 
Ausgehandelt wurde das Angebot von Ersatzarbeits- 
plätzen in der GW. Die Arbeitnehmer hatten jetzt 
nur dann Anspruch auf Leistungen gemäß dem 
ersten Sozialplan, wenn sie auf das Angebot eines 
Ersatzarbeitsplatzes bei der GW verzichteten. 

Zum Stand des oben erwähnten Klageverfahrens ge- 
gen die Bundesrepublik Deutschland bezüglich der 
Zusage im Festlegungsprotokoll vom 24. September 
1990 berichtete die BvS, daß es zu einem außerge- 
richtlichen Vergleich gekommen sei. Dieser Ver- 
gleich sehe vor, daß die Rahmenvereinbarung vom 
19. September 1990 durch eine Vereinbarung er- 
gänzt werden sollte, was am 5. Oktober 1994 gesche- 
hen sei. Inhalt der Vereinbarung sei, daß die THA zu 
den bereits gezahlten 70% des Sozialplans weitere 
20 % der Sozialplanzahlungen übernehme, die gegen 
den Verzicht der Arbeitnehmer auf die restlichen 
noch fehlenden zehn Prozent ausgezahlt worden 
seien. 


j) Personelle Verflechtungen 

Der Untersuchungsausschuß hat sich insbesondere 
für mögliche personelle Verflechtungen interessiert, 
die die Privatisierung der Kali-Industrie bzw. die 
Auswahl des Privatisierungskonzeptes beeinflußt 
haben könnten. 

So war für den Untersuchungsausschuß von Bedeu- 
tung, inwieweit sich bei der MdK Personen in verant- 
wortlichen Positionen befunden haben, die auch bei 
anderen an der Privatisierung direkt oder indirekt 
beteiligten oder daraus Nutzen ziehenden Unterneh- 
men (Consulting-Unternehmen, Investoren etc.) Ent- 
scheidungsträger waren. 

Hierbei hat der Untersuchungsausschuß Verflechtun- 
gen festgestellt, die von Bedeutung waren; 

1 . Die Kali und Salz Consulting GmbH war am 3 1 . Ja- 
nuar 1991 von der MdK im Zusammenhang mit 
der Erstellung der DM-Eröffnungsbilanz (Stichtag 
1. Juli 1990) mit der Prüfung der Bilanzierungs- 
und Bewertungsmethodik und der stichproben- 
weisen Prüfung des zugrundeliegenden Zahlen- 
materials beauftragt worden. Für den Prüf auf trag 
wurden vier Mitarbeiter eingesetzt, von denen 
drei später für die Kali und Salz AG Mitglieder der 
Bilanzkommission waren. Die Bilanzkommission 
war auch mit Vertretern der THA, der MdK und 
einer von der THA beauftragten Investmentbank 
besetzt. Die Bilanzkommission war zusammen mit 
der sog. Technischen Kommission für die Erstel- 
lung eines gemeinsamen Geschäftsplanes der 
MdK und der Kali und Salz AG, der in den Fu- 
sionsvertrag Eingang fand, verantwortlich. 

2. Der Geschäftsführer der Kah und Salz Consulting 
GmbH war seit 1992 als Vertreter der Kah und Salz 
AG Mitglied in der sog. Technischen Kommission, 
die die Kah- und Steinsalzwerke der Kah und Salz 
AG und der MdK mittels ausgewählter Kennzif- 
fern zu beurteilen hatte. Weitere Mitglieder dieser 
Kommission kamen aus der MdK. 

3. Die von MdK 1991 mit der Erstellung eines Leitfa- 
dens zur Neustrukturierung der MdK beauftragte 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft war gleichzeitig 
auch Abschlußprüfer der Kah und Salz Beteili- 
gungs AG (Kassel). 

4. Der Justitiar der Kah und Salz Beteiligungs AG be- 
arbeitete auf Anforderung der MdK arbeits-, berg- 
und kartellrechtliche Aspekte im Zusammenhang 
mit dem vorstehend genannten Leitfaden für die 
Neustrukturierung der MdK. 

k) SED- bzw. MfS-Tätigkeiten leitender Mitarbeiter 

Der Untersuchungsausschuß interessierte sich im Zu- 
sammenhang mit der Sanierung und Privatisierung 
der MdK an die Kah und Salz AG auch für ehemalige 
Mitarbeiter des MfS, die eventuell an der Fusion mit- 
gearbeitet hatten. 

Laut Bericht der BvS wurden zwischen 1991 und 
1992 gegen 16 leitende Mitarbeiter der Kah Werra 
AG bzw. MdK Anschuldigungen wegen einer frühe- 
ren Tätigkeit für die SED vorgebracht. Die anschhe- 
ßenden Ermittlungen des Vertrauensbevollmächtig- 
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ten der THA führten zur Kündigung von einigen die- 
ser Mitarbeiter, andere wurden in den Vorruhestand 
entlassen oder von ihrer Tätigkeit entbunden. Bei 
den restlichen Mitarbeitern hatte sich der Verdacht 
nicht bestätigt. Im Zuge der Ermittlungen des Ver- 
trauensbevollmächtigten wurden auch Vorwürfe hin- 
sichtlich einer MfS-Tätigkeit der beschuldigten Mit- 
arbeiter untersucht. Diese Vorwürfe hatten sich aller- 
dings nicht bestätigt. 


I) Klage vor dem Europäischen Gerichtshof (EuGH) 

Gegen die Entscheidung der EU-Kommission vom 
14. Dezember 1993, die Fusionierung der MdK mit 
der Kah und Salz AG mit Auflagen zu genehmigen, 
hat die Französische Republik sowie der französische 
Kali-Produzent EMC und Societe commerciale de 
potasses et de l'azote (SCPA) 1994 Klage beim Euro- 
päischen Gerichtshof (EuGH) eingereicht. 

Gegenstand der Klage waren die von der EU-Kom- 
mission gemachten Auflagen. Diese Auflagen betra- 
fen die gesellschaftsrechtlichen und kommerziellen 
Verflechtungen der klagenden Unternehmen mit der 
Kah und Salz AG durch die Kontrolle eines gemein- 
samen Kah- Werkes in Kanada (Potacan), die Zusam- 
menarbeit in einem Export-Kartell in Wien (Öster- 
reich) und die langjährigen Vertriebsbeziehungen in 
Frankreich. Nach FeststeUungen des EuGH in sei- 
nem am 31. März 1998 veröffentlichten Urteil hat die 
EU-Kommission die Notwendigkeit dieser Auflagen 
rechtlich nicht hinreichend begründet. Der EuGH er- 
klärte die gesamte Entscheidung für nichtig, weil die 
Aufhebung der Auflagen den Kern der Entscheidung 
verändern würde. 

Seit der Aufhebung der Entscheidung ist das Verfah- 
ren nach der Fusionskontrollverordnung wieder bei 
der EU-Kommission anhängig. Die BvS geht nach 
Mitteilung an den Untersuchungsausschuß davon 
aus, daß die Fusion erneut genehmigt wird,* aller- 
dings ohne Auflagen, da ihren damahgen Bedenken 
hinsichtlich der Vertriebsstruktur in der Praxis bereits 
Rechnung getragen wurde. 


m) Chronologie 

Zur besseren Übersichtlichkeit werden im nachfol- 
genden die wichtigsten Daten, die Entwicklung der 
ostdeutschen Kali-Industrie und der MdK betreffend, 
dargestellt: 


1. Juni 1990 

Zusammenschluß der ostdeutschen Kali-Industrie 
(VEB Kombinat Kah, unterstellte Kombinatsbe- 
triebe) zur Mitteldeutschen Kali AG (MdK), Son- 
dershausen: 

insgesamt 7 Tochtergesellschaften, von denen Kah 
Werra AG, Kah Südharz AG und Ziehtzer Kah AG 
in 10 Werken Kah produzierten; 

Alleingesellschafterin: THA; 


August/ September/ Herbst 1990 

MdK und die drei Kali-Tochtergesehschaften ent- 
wickeln Konzepte zur Forführung der Kah-Indu- 
strie; 

15. Oktober 1990 

MdK- Vorstand beauftragt Dr. Swinne & Partner 
mit der Prüfung der Einzelsanierungskonzepte 
hinsichtlich einer Gesamtkonzeption; 

12. November 1990 

THA beauftragt MdK-Vorstand mit der Entwick- 
lung eines Gesamtsanierungskonzeptes für MdK; 

14. Dezember 1990 

MdK-Aufsichtsrat beschheßt Eckpunkte und Ak- 
tionsprogramm; 

Januar 1991 

Gutachten von Dr. Swinne & Partner hegt vor, mit 
Vorschlägen zu Kapazitäts- und Personalabbau so- 
wie Rationalisierungs- und Umstrukturierungs- 
maßnahmen; 

31. Januar 1991 

MdK-Auftragserteilung an Kah und Salz Consul- 
ting GmbH: Bewertung des bergbaulichen An- 
lagevermögens der Werke Bischofferode, Merkers, 
Ziehtz einer fachhchen Prüfung zu unterziehen; 

26. Februar 1991 

MdK- Auf Sichtsratsbeschluß: Einstellung der Kah- 
sulfatproduktion der Kah Werra AG; 

20. /21. März 1991 

Amtschef-Konferenz der Wirtschaftsminister bildet 
Ad-hoc- Arbeitsgruppe Kah; 

Mitglieder: Länder Hessen, Niedersachsen, Sach- 
sen-Anhalt, Thüringen; 

Ziel: Entwicklung eines Konzeptes zur Erreichung 
mittelfristiger, tragfähiger Lösungen für Kah-Indu- 
strie; 

März 1991 

Metzler Consulting KG stellt Kontakt zu PCS 
(Kanada) her; 

April 1991 

MdK legt dem Leitungsausschuß der THA Ge- 
samtkonzept (Entflechtung MdK, Schließung meh- 
rerer Kah-Werke) vor; 

Leitungsausschuß stellt fest: MdK in wesentlichen 
Teilen sanierungsfähig; 

Angebot Metzler Consulting KG: Beurteilung der 
Wirtschafthchkeit ausgewählter MdK-Standorte; 
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30. Juni 1991 

Einstellung der Kalisulfatproduktion der Kali Werra 
AG wegen Unwirtschaftlichkeit; 

5. Juli 1991 

MdK-Vorstand beauftragt Wirtschaftsprüfungs- 
gesellschaft WEDIT mit Erstellung eines Leitfadens 
zur Neustrukturierung MdK; Vorschlag: Aufspal- 
tung MdK in Betriebsgesellschaft und Abwick- 
lungsgesellschaft; 

16. Juli 1991 

MdK-Gesamtkonzept wird in THA- Vorstandssit- 
zung behandelt; 

26. Juli 1991 

MdK-Gesamtkonzept wird von THA-Verwaltungs- 
rat befürwortet; 

21. August 1991 

Kredit- und Bürgschaftsausschuß des Bundes 
stimmt Übernahme von Bürgschaften für Investi- 
tions- und Liquiditätsmittelkredit für MdK durch 
THA ZU; 

August 1991 

MdK-Vorstand legt MdK-Aufsichtsrat Studie zur 
Standortwahl (Sanierung/Schließung) vor; 

September 1991 
PCS besucht MdK; 

4. Oktober 1991 

Metzler Consulting KG legt Studie: „Beurteilung 
der Wirtschaftlichkeit ausgewählter Standorte der 
MdK vom 4. Oktober 1991'" vor, in der Arbeits- 
ergebnisse der Kali und Salz Consulting GmbH 
enthalten sind; 

THA fordert MdK auf, Auftrag der Metzler Con- 
sulting KG zu beenden; 

Oktober 1991 

EMC-Delegation (Frankreich) besucht fünf der 
zehn Kali-Werke; bekommt Sanierungskonzept 
vom Juli 1991 erläutert; 

November 1991 

Ad-hoc-Arbeitsgruppe legt gesamtdeutsches Kon- 
zept für MdK und Kali und Salz AG vor, wird von 
Unternehmen, BMWi, THA und Kali produzieren- 
den Ländern Niedersachsen, Hessen, Thüringen 
und Sachsen-Anhalt gebilligt; 

EMC erklärt Bereitschaft zum Abschluß eines 
Kooperationsvertrags nüt Zielitzer Kali AG unter 
bestimmten Bedingungen; 


2. Dezember 1991 

Kali und Salz AG unterbreitet THA Entwurf eines 
Rationalisierungsabkommens mit MdK; 

12. Dezember 1991 

Bundeskartellamt erhält Rationalisierungsabkom- 
men zur Genehmigung; 

8. Januar 1992 

Gespräch THA beim Bundeskartellamt wegen 
möglichem Kooperationsabkommen Kali und Salz 
AG und MdK; 

Ergebnis: Genehmigung eines Kooperationsab- 
kommens liegt bei EU-Kommission; Marktauf- 
teilung und weitere Absprachen werden nicht 
genehmigt; Fusionierung beider Unternehmen 
könnte erfolgversprechend sein; 

4. Februar 1992 

PCS stellt Konzept vor, das Weiterführung Zielitzer 
Kali AG vorsieht; 

Februar 1992 

IGBE legt sog. Rahmenkonzept für den deutschen 
Kalibergbau vor, in dem ein Zusammenschluß 
MdK und Kali und Salz AG befürwortet wird; 

29. April 1992 

„Frankfurter Runde“: Kali und Salz AG stellt Kon- 
zept zur Übernahme MdK vor; 

Bildung der Technischen Kommission; 

April 1992 

THA beauftragt Goldman & Sachs mit der Privati- 
sierung der MdK im Zeitraum Mai - November 
1992; 

11. Mai 1992 

Erstes Treffen der Technischen Kommission: Ver- 
einbarung der Geheimhaltung der Gespräche; 
Auftrag an Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Ver- 
gleichbarkeit der MdK- und Kali und Salz AG- 
Bilanzen herzustellen; Einrichtung der Bilanzkom- 
mission (Mitglieder: THA, MdK, Kali und Salz AG, 
Goldman & Sachs); 

Juli 1992 

Bilanzkommission erstellt in Zusammenarbeit mit 
Technischer Kommission gemeinsamen Geschäfts- 
plan für MdK und Kali und Salz AG; 

1. September 1992 

Kali und Salz AG und MdK stellen Antrag auf Ge- 
nehmigung eines Rationalisierungsabkommens 
beim Bundeskartellamt; 
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2. September 1992 

MdK verkauft und überträgt Anteile an Kali Süd- 
harz AG und Kali Werra AG an THA; 

^ MdK verkauft zwei Werke der Kali Werra AG und 
Werk Bischofferode (Kali Südharz AG); 

THA verkauft von MdK übernommene Anteile an 
Kali Werra AG und Kali Südharz AG an GW; 
Alleingesellschafterin der GW ist THA; 

MdK verkauft Geschäftsanteile an weiterem, nicht 
Kali produzierenden Unternehmen an GW; 

30. November 1992 

Gespräch THA mit EMC; EMC bietet Übernahme 
Zielitzer Kali AG an; 

8. Dezember 1992 

THA-Vorstand stimmt grundsätzlich der Bildung 
eines Gemeinschaftsunternehmens MdK/Kali und 
Salz AG ZU; 

14. Dezember 1992 

Verschmelzungsverträge; 

Dezember 1992 

Verkauf der restlichen noch in MdK-Eigentum 
befindlichen Gesellschaften an THA; Ausnahme: 
Zielitzer Kali AG und Mitteldeutsche Salzwerke 
GmbH; 

6. April 1993 

Privatisierungsbeschluß THA-Vorstand: Fusion 
MdK mit Kali und Salz AG ; 

23. April 1993 

Zustimmung des Verwaltungsrats der THA; 

13. Mai 1993 

Abschluß des Fusionsvertrages (Rahmenvertrag) 
zwischen Kali und Salz AG, MdK und THA auf 
Grundlage der Verschmelzungsverträge und des 
Hauptversammlungs- und Gesellschafterbeschlus- 
ses mit wirtschaftlicher Wirkung zum 1. Januar 
1993; 

Zielitzer Kali AG, Mitteldeutsche Salz werke 
GmbH werden im Zusammenhang mit diesen Ver- 
trägen an THA verkauft; 

Im Zusammenhang mit Fusionsvertrag Änderung 
des Kaufvertrages vom 2, September 1992 (MdK 
kauft Werk Bischofferode der Kali Südharz AG); 
MdK verkauft Teile der Wirtschaftsgüter an Kali 
Südharz AG zurück und pachtet das Werk für ein 
Jahr bis zur Stillegung am 31. Dezember 1993; 

6. Juli 1993 

Genehmigung des Privatisierungsvertrages durch 
BMF; 


13. Juli 1993 

Beschluß des THA- Vorstands: Verkauf und Übertra- 
gung des Bergwerkeigentums der MdK; 

14. Juli 1993 

THA bzw. BMWi melden Zusammenschluß von 
Kali und Salz AG und MdK der EU-Kommission; 

5. August 1993 

Mitteilung EU-Kommission: Vollzug des angemel- 
deten Zusammenschlusses gern, der Fusionsver- 
ordnung (Art. 7 Abs. 2, Art. 18 Abs. 2) bis zum 
Erlaß der endgültigen Entscheidung ist auszuset- 
zen; 

16. August 1993 

EU-Kommission erklärt sich im Fusionskontrollver- 
fahren für zuständig; 

14. Dezember 1993 

Genehmigung der Fusion von der EU-Kommission 
mit Auflagen; Genehmigung der staatlichen Bei- 
hilfen, wodurch der Rahmenvertrag rechtswirk- 
sam wird; 

5. Januar 1994 

Antrag auf Genehmigung des Rationalisierungs- 
abkommens wird beim Bundeskartellamt zurück- 
gezogen; da Fusion genehmigt, ist Antrag gegen- 
standslos; 

1994 

Gegen Fusionsgenehmigung mit Auflagen durch 
die EU-Kommission reichen französische Regie- 
rung, EMC und SCPA Klage beim EuGH ein; 

31. März 1998 

Veröffentlichung EuGH-Urteil: Auflagen bei Fu- 
sionsgenehmigung MdK/Kali und Salz AG wur- 
den von EU-Kommission nicht hinreichend be- 
gründet; EuGH erklärt gesamte Entscheidung der 
EU-Kommission für nichtig; Verfahren wieder 
gern. Fusionskontrollverordnung bei EU-Kommis- 
sion anhängig; BvS rechnet mit erneuter Geneh- 
migung ohne Auflagen; 

5. Weitere Privatisierungsfälle 

Gegen Ende der Untersuchungstätigkeit wurde der 
Untersuchungsausschuß auf einige Privatisierungen 
aufmerksam, die er ebenfalls noch näher beleuchten 
wollte. Im einzelnen handelte es sich um folgende 
Unternehmensprivatisierungen: 

- Elbewerft Boizenburg GmbH 

- Miltitz Duft und Aroma GmbH (MDA) 

- Fahrradwerke Sangerhausen 

- Baumaschinen Welzow GmbH 

- Möbelwerke in Malchin, Güstrow, Plau am See 
und Teterow 
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Der Untersuchungsausschuß hat deshalb bei der BvS 
kurzfristig Berichte und sonstige Unterlagen zum je- 
weiligen Privatisierungsverlauf angefordert und sich 
einen ersten Überblick verschafft. Auf der Grundlage 
der bis Ende März 1998 eingegangenen Berichte und 
Unterlagen war es dem Untersuchungsausschuß 
jedoch nicht möglich, abschließend zu der Frage 
Stellung zu nehmen, ob bei diesen Privatisierungen 
die Vorgaben des Bundesministers der Finanzen zur 
Berücksichtigung volkswirtschaftlicher Kriterien und 
die Grundsätze der sparsamen und wirtschaftlichen 
Haushaltsführung ausreichend beachtet worden 
sind. 

a) Elbewerft Boizenburg GmbH (EWB) 

Der Untersuchungsausschuß hat zur Privatisierung 
der Elbewerft Boizenburg GmbH (EWB) Berichte der 
BvS vom 12. November 1997 und 11. Februar 1998 
erhalten. Aus Zeitgründen konnten zu diesem 
Thema keine Zeugen vernommen werden. 

Auf Grundlage der BvS-Berichte hat der Unter- 
suchungsausschuß folgende Feststellungen getrof- 
fen: 

aa) Privatisierungsverhandlungen 

Für den Kauf der EWB interessierten sich drei Inve- 
storengruppen: Neben der Petram-Gruppe waren 
dies eine dänische Investorengruppe und ein bun- 
desdeutsches Konsortium. 

1. Die dänische Investorengruppe stellte im wesentli- 
chen drei Bedingungen, unter denen sie bereit 
war, mehrheitlich die EWB zu übernehmen. Zum 
einen forderte sie, daß die restlichen Werftanteile 
im Besitz der THA verbleiben sollten. Zweite For- 
derung war, daß die Werftarbeiter nach dem däni- 
schen Entlohnungssystem bezahlt werden sollten, 
und drittens sollte eine bestinunte Fahrwassertiefe 
der Elbe bis Hamburg garantiert werden. 

Nach Ansicht der THA war bei diesem Angebot 
negativ, daß der Beschäftigungseffekt gering ge- 
wesen wäre und die dänischen Investoren die Risi- 
koeinlage stark begrenzen wollten. 

2. Das Angebot des bundesdeutschen Konsortiums 
wies nach Darstellung der THA/BvS eine größere 
Beschäftigungszahl, aber auch eine höhere finan- 
zielle Belastung der THA aus. Sie sollte auch das 
Ablieferungsrisiko des vorhandenen Auftragsbe- 
standes übernehmen. Der THA gelang im Laufe 
der Verhandlungen eine Verbesserung des Ange- 
bots des Konsortiums, allerdings wechselte inner- 
halb des Konsortiums des öfteren die Zusammen- 
setzung. 

3. Die Petram-Gruppe, die sich aus der Petram Stahl- 
wasserbau GmbH & Co. Werft KG (Petram- Werft) 
und der Petram GmbH & Co. Schiffsreparaturen 
und Anlagenbau KG (Petram-Schiffsreparaturen) 
zusammensetzte, unterbreitete in der zweiten 
Aprilhälfte 1993 der THA ihr Angebot. Die Anteile 
an der Petram-Werft wurden je zur Hälfte von 
Dieter Petram und der Brand-Gruppe (Oldenburg) 
gehalten. 


bb) Privatisierung an die Petram-Gruppe 

Nach Einschätzung der THA/BvS war das Angebot 
der Petram-Gruppe das weitaus beste. Sowohl im 
Bereich der Investitionen als auch bei den Arbeit% 
platzgarantien lag die Gruppe über den Angeboten 
der Mitbewerber, und auch in finanzieller Hinsicht 
(Altkreditentschuldung) war das Petram-Angebot 
das bessere, weshalb sich die THA für die Petram- 
Gruppe aus Brake als Erwerber entschied. 

Die laut Privatisierungshandbuch erforderliche Boni- 
tätsprüfung erfolgte durch eine Auskunft der Wirt- 
schaftsauskunftei Creditreform. Außerdem hatte Die- 
ter Petram zeitnah nach Erwerb der EWB Anteile an 
einer anderen Werft von der THA übernommen. 
Hierbei wurde die Bonität von Petram auch anhand 
von Bilanzen der Petram-Gruppe geprüft. 

Für einen symbolischen Kaufpreis übernahm die Pe- 
tram-Werft 75% und die Petram-Schiffsreparaturen 
25 % der EWB -Anteile. Der Privatisierung wurde am 
17. Juni 1993 mit wirtschaftlicher Wirkung rückwir- 
kend zum 1. März 1993 beurkundet. Am 12. April 
1994 wurde der Vertrag rechts wirksam. 

Der Vertrag enthielt Vereinbarungen über eine Erhö- 
hung des Stanunkapitals und über die Sicherung von 
Arbeitsplätzen bis zum Jahr 2000. Außerdem wurde 
festgelegt, daß die vereinbarten Investitionen bis zur 
Beendigung der Umstrukturierungsphase durch den 
Abschlußprüfer der EWB geprüft und testiert werden 
sollten. Für diese Investitionsvorhaben wurden der 
EWB erhebliche Fördermittel zugesichert und in 
Form von Rückstellungen im Rahmen der Übergabe- 
bilanz zur Verfügung gestellt. 

Mit entscheidend für den Zuschlag an die Petram- 
Gruppe waren nach Angaben der BvS auch „die 
Plausibilität und Innovationsdynanük des Übernah- 
mekonzeptes sowie die unternehmerische Erfahrung 
der Erwerbergruppe “ . 

cc) Vertragserfüllung und Kontrolle durch Spill-over- 
Berichte 

Sowohl die Stammkapitalerhöhung als auch die Inve- 
stitionsverpflichtungen wurden nach Angaben der 
BvS erfüllt, die Investitionsbeihilfen wurden zweck- 
bestimmt eingesetzt. Die Arbeitsplatzgarantien wur- 
den bis 31. Dezember 1996 nach Angaben der EWB 
gegenüber der BvS ebenfalls erfüllt. Hierzu lagen 
der THA/BvS bis einschließlich 31. Dezember 1995 
Testate einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft vor. 

Für die Jahre 1993 und 1994 liegen Spill-over-Be- 
richte vor, in denen bestätigt wird, daß keine unbe- 
rechtigte Vorteünahme Dritter stattgefunden hatte. 

dd) Aushöhlungsversuche 

Der Untersuchungsausschuß hat auch die Frage 
untersucht, ob die wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
der EWB durch Aushöhlungsversuche des Investors 
verursacht worden sein könnten. 

Zur Vermeidung von Spill-over-Effekten wurden die 
Spill-over-Berichte erstellt, in denen auch die Geld- 
abflüsse an mit EWB verbundene Unternehmen 
dokumentiert und begründet wurden. Sie dienten 
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damit auch der Überprüfung, ob der Investor Aus- 
höhlungsversuche unternahm. 

Nach Auskunft der BvS wurde im Frühjahr 1996 eine 
Unternehmensberatungsgesellschaft beauftragt, das 
Unternehmenskonzept der Petram-Gruppe und die 
damit verbundene Mittelverwendung zu prüfen. 
Diese Unternehmensberatungsgesellschaft legte im 
Mai 1996 ihren Bericht vor, der u. a. Aussagen zur 
Mittelherkunft und Mittelverwendung enthält. Hin- 
weise auf Aushöhlungen gibt es nicht. 

Nach dem Bericht der BvS vom 12. November 1997 
hat die Befragung der Wirtschaftsprüfer eindeutig er- 
geben, daß zu keinem Zeitpunkt Anlaß bestand, vom 
Tatbestand vorhandener Spill-over-Effekte auszu- 
gehen. Alle unternehmerischen Entscheidungen der 
Gesellschafter und Geschäftsführer der EWB bezüg- 
lich einer Kooperation zwischen der EWB und den 
Unternehmen der Petram-Gruppe wären auch dann 
so getroffen worden, wenn es sich nicht um naheste- 
hende Unternehmen gehandelt hätte. 

Die BvS stellte fest, daß die Schwierigkeiten der 
EWB durch Management-Fehler und durch die 
schwierige Lage in der Schiffbaubranche verursacht 
worden seien. 

ee) Betriebsführungsvertrag und Beratervertrag 
mit Dieter Petram 

Die THA hatte mit Dieter Petram einen Betriebsfüh- 
rungsvertrag abgeschlossen für den Fall, daß die Pri- 
vatisierung an die Petram-Gruppe nicht zustande ge- 
kommen wäre. In diesem Fall hätte Petram einen 
fixen monatlichen Betrag als Vergütung für seine Tä- 
tigkeit bei der EWB erhalten. Der Betriebsführungs- 
vertrag war Bestandteil des Privatisierungsvertrages. 
Es kam aber aufgrund des Betriebsführungsvertrages 
nie zu Auszahlungen an Petram, da die Privatisie- 
rung der EWB an die Petram-Gruppe am 12. April 
1994 rechtskräftig wurde. 

Am 23. Juni 1993 schlossen EWB und Dieter Petram 
einen Beratervertrag, der bis Dezember 1995 lief und 
ebenfalls ein fixes monatliches Honorar für Petram 
vorsah. Die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, die die 
Spill-over-Berichte testierte, stellte zur Höhe des Be- 
raterhonorars fest, daß es angemessen sei, da Petram 
sowohl Beratungsleistungen geliefert habe als auch 
im Akquisitionsbereich tätig gewesen sei. 

ff) Besprechungen am 26. August 1996 und am 
28. August 1996 zur Rettung der EWB 

Bei der Besprechung am 26. August 1996 trafen sich 
Vertreter des Wirtschaftsministeriums von Mecklen- 
burg-Vorpommern und der BvS in Berlin. Gegen- 
stand der Gespräche war die wirtschaftliche Lage der 
EWB. Im Anschluß daran gab es zwei Tage später 
eine weitere Besprechung bei der BvS, ebenfalls in 
Berlin. Thema war die Liquiditätssicherung der EWB. 
Laut BvS wurde in dem Besprechungsprotokoll fest- 
gehalten: 

1. Dieter Petram zahlt im Rahmen einer Gesamtlö- 
sung das Beraterhonorar für das Jahr 1995 an die 
EWB zurück. 


2. Überbrückungsfinanzierung durch einen Kredit 
der BvS und des Landes Mecklenburg -Vorpom- 
mern bei einem Kreditinstitut. 

Der Kredit wurde nie ausgezahlt, da die Bank den 
Kreditauftrag der BvS und des Landes Mecklen- 
burg-Vorpommern nicht annahm. 

3. Zahlung von Komplementärmitteln des Landes 
Mecklenburg- Vorpommern für Wettbewerbshilfe. 

Das Land hat nach Kenntnis der BvS die Wettbe- 
werbshüfen ausgezahlt. 

4. Liquiditätszuführung durch Petram an die EWB 
durch den Verkauf eines Docks und durch den 
Verkauf von Beteiligungen, Assets und Forderun- 
gen. 

Die unter Punkt 1, Punkt 2 und Punkt 4 auf geführten 
Vereinbarungen konnten mangels Finanzierungszu- 
sage durch die unter Punkt 2 genannte Bank, die sich 
weigerte, den Kreditauftrag der BvS und des Landes 
Mecklenburg -Vorpommern anzunehmen, nicht reah- 
siert werden. 

Am 1. Oktober 1996 verkaufte die Petram-Gruppe 
die Mehrheit der Anteile an der EWB (51 %). Die rest- 
lichen 49 % der EWB-Anteile wurden auf die Gesell- 
schaft selbst übertragen. 

gg) Gesamtvollstreckung der EWB (27. Mai 1997) 

Aufgrund wirtschafüicher Schwierigkeiten wurde 
am 27. Mai 1997 die Gesamtvollstreckung über das 
Vermögen der EWB eingeleitet. Seither macht die 
BvS ihre Ansprüche aus dem Privatisierungsvertrag 
gegen Petram geltend. 

Die BvS konnte in ihrem Bericht an den Untersu- 
chungsausschuß keine Aussage zur Höhe des Verlu- 
stes an Fördermitteln machen, da zum Zeitpunkt der 
Berichterstellung (November 1997) noch nicht gere- 
gelt war, ob es eine Auffanglösung für EWB geben 
wird oder ob sich eventuell ein neuer Investor finden 
lassen würde. 

Ende 1997 wurde die Werft dann geschlossen. Nach 
Erkenntnissen des Untersuchungsausschusses wur- 
den am 1. Januar 1998 alle verbliebenen Mitarbeiter 
der EWB - bis auf eine Notbesetzung der Werft - in 
der Boizenburger Beschäftigungsgesellschaft (BBG) 
untergebracht, die bis Ende April 1998 befristet war. 

hh) Weitere Bemühungen der BvS zur erneuten Privati- 
sierung der EWB 

In ihrem Bericht an den Untersuchungsausschuß 
vom Februar 1998 teilt die BvS mit, daß eine norwegi- 
sche Investorengruppe, die die MTW Schiffswerft in 
Wismar übernehmen wolle, auch an der Übernahme 
eines Teils der EWB interessiert sei (zur MTW vgl. 
nachstehend K.). Sie habe der BvS ein Angebot über 
fünf Mio. DM unterbreitet. Ob das Angebot zum 
Tragen konune, hänge aber von der Genehmigung 
der EU-Kommission ab. Der Verwalter der EWB führe 
parallel noch Gespräche mit weiteren potentiellen In- 
vestoren, um weitere Teile der EWB zu privatisieren. 
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b) Privatisierung der Miltitz Duft und Aroma GmbH 
(MDA) 

Der Untersuchungsausschuß hat sich ferner mit der 
Privatisierung der MDA beschäftigt. Hierzu lagen 
ihm ein Bericht mit Stand 26. März 1998 sowie weite- 
re Unterlagen der BvS vor. 

Der Untersuchungsausschuß hat folgende Feststel- 
lungen getroffen: 

aa) Privatisierungsverlauf 

aaa) Ausschreibungsverfahren und dessen Abschluß 

Die MDA entstand durch Umwandlung des VEB 
Chemisches Werk Miltitz. Nachdem eine Privatisie- 
rung der Gesellschaft insgesamt nicht erfolgverspre- 
chend erschien, beschloß die THA am 15. Juli 1992 
die Auflösung der Gesellschaft und die Einsetzung 
eines Liquidators. Mit Liquidationsbeschluß ging das 
Unternehmen innerhalb der THA in die Zuständig- 
keit des Direktorates Abwicklung über. Das Liquida- 
tionskonzept sah eine Privatisierung des Kernbe- 
reichs vor. 

Im August 1992 erfolgte eine öffentliche und bundes- 
weite Ausschreibung durch eine Unternehmensbera- 
tungsgesellschaft. Auf der Grundlage des Ergebnis- 
ses der Ausschreibung wurde dann ein beschränktes 
Bieterverfahren durchgeführt. Im Ergebnis zeichnete 
sich zunächst die Privatisierung des Unternehmens 
durch einen Verkauf von Teilgeschäftsbereichen des 
Werks an mehrere Interessenten ab. Dies scheiterte 
jedoch im November 1992, nachdem der Interessent 
für den größten Teilgeschäftsbereich sein Angebot 
zurückgezogen hatte. Des weiteren bereitete die Ent- 
flechtung des Werksgeländes, insbesondere im Be- 
reich der Medienversorgung, technische Probleme, 
so daß es zu keiner Einigung mit den Kaufinteressen- 
ten der einzelnen Teilgeschäftsbereiche kam. 

Bereits im November 1990 hatte ein Unternehmen 
Interesse an der Übernahme der MDA bekundet. Der 
Kontakt zu diesem Investor wurde durch den Liqui- 
dator zwei Jahre später wieder aufgenommen. 
Gleichzeitig fanden aber Verkaufsverhandlungen 
mit zwei anderen Interessenten statt. 

Nach langwierigen Verhandlungen forderte der 
Liquidator die Interessenten im März 1993 letztmahg 
auf, ein verbindliches Abschlußangebot bis zum 
29. März 1993 abzugeben. Das daraufhin vom Bieter 
unterbreitete Angebot übertraf hinsichtlich des zu 
zahlenden Kaufpreises sowie der pönalisierten Ar- 
beitsplatz- und Investitionszusagen beide Mitbieter. 
Außerdem ließen enge Beziehungen dieses Unter- 
nehmens zu mehreren internationalen Konzernen 
aus der Branche für die Zukunft stabile Absatzlinien 
für die Produkte der MDA erwarten. Am 13. Mai 
1993 wurde der Kernbereich der MDA verkauft. Der 
Privatisierungsvertrag sah die pönalisierte Arbeits- 
platzverpflichtung für 80 % der übernommenen Mit- 
arbeiter vor. Weitere Arbeitnehmer wurden im Rah- 
men einer Kooperationsvereinbarung übernommen. 

Der Erwerber verpflichtete sich zu Investitionen in 
Höhe eines zweistelligen Millionenbetrages, die bis 
zu einer Teilsumme mit 50%, darüber hinausgehend 


mit 25 % pönalisiert waren; außerdem war die Inve- 
stitionsverpflichtung nüt einem Rücktrittsrecht der 
THA sanktioniert für den Fall, daß eine Mindestinve- 
stitionssumme nicht fristgerecht realisiert würde. 
Auch der Kaufpreis machte einen zweistelligen Mil- 
lionenbetrag aus und war in drei Jahren mit Zinsen 
zu zahlen,. 

Zur Kaufpreisermittlung lagen zwei externe Ver- 
kehrswertgutachten mit Stichtag 1. Januar 1992 bzw. 
10. März 1993 vor, die für den Kaufgegenstand (mit 
Ausnahme des Wohngebäudes) Verkehrswerte in 
Höhe des Zweieinhalbfachen bzw. Eineinhalbfachen 
des später vereinbarten Kaufpreises bescheinigten. 
Ob außerdem - wenn ja, mit welchem Ergebnis - 
eine Bonitätsprüfung des Erwerbers stattfand, konnte 
den zur Verfügung stehenden Beweisunterlagen 
nicht entnommen werden. 

bbb) Nachverhandlungen 

Nachverhandlungen nach dem Bericht der BvS 

Obwohl die vertraglich vereinbarten Zahlungen aus- 
blieben, machte die THA, die nach dem Privatisie- 
rungsvertrag allein rücktrittsberechtigt war, von die- 
sem Recht keinen Gebrauch. Sie entschied sich im 
Rahmen von Nachverhandlungen, an dem Erwerber 
festzuhalten. Für die Entscheidung der BvS war maß- 
geblich, daß der Leitungsausschuß das Unternehmen 
als sanierungswürdig und -fähig eingeschätzt hatte. 

Die Nachverhandlungen fanden mit Abschluß eines 
notariellen Änderungsvertrages ihr Ende. Der we- 
sentliche Inhalt bestand darin, daß, nachdem etwas 
weniger als zwei Drittel des Kaufpreises bezahlt wa- 
ren, der Restbetrag samt angefallener Zinsen von der 
BvS erlassen wurde und im Gegenzug vom Erwerber 
u. a. eine nicht betriebsnotwendige Immobilie im Ei- 
gentum der BvS verbleiben sollte. Nach Angaben der 
BvS in ihrem Bericht vom 26. März 1998 wurden vom 
Liquidator „gegen die Reduzierung des Kaufpreises 
keine Einwendungen erhoben". 

Nach Verhandlungen nach Auswertung des Schrift- 
verkehrs des Erwerbers mit der BvS 

Aus der dem Untersuchungsausschuß vorliegenden 
Korrespondenz zwischen dem Erwerber, vertreten 
durch eine Anwalts- und Wirtschaftsprüfungssozie- 
tät, und dem Liquidator ergibt sich, daß im Mai 1995 
Gespräche geführt wurden, in denen es zunächst um 
die Stundung der ausstehenden Kaufpreisraten ging. 
Der Bitte um Stundung der zweiten und dritten Kauf- 
preisrate kam der Liquidator anfangs nicht nach. Die 
vom Erwerber eingeschaltete Anwalts- und Wirt- 
schaftsprüfungssozietät wandte sich daraufhin eige- 
nen Angaben zufolge an den Direktor Abwicklung 
der BvS-Zentrale in Berlin (vgl. nachstehend bb). 
Wie aus Schreiben der Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schaft vom 19. Juni und 30. August 1995 hervorgeht, 
erklärte sich der Liquidator unter der Maßgabe der 
Zustimmung durch die BvS mit einer Stundung der 
Kaufpreisraten einverstanden. 

Die Anwalts- und Wirtschaftsprüfungssozietät mach- 
te Gegenforderungen aus dem Kaufvertragsverhält- 
nis an den Liquidator und die zuständige Geschäfts- 
stelle der BvS geltend. Es sollte auf diesem Wege 
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eine Vertragsanpassung, insbesondere auch im Hin- 
blick auf den Kaufpreis, erreicht werden. Sie betonte, 
die entsprechenden Stellen in Berlin hätten ihre Un- 
terstützung zugesagt. 

Der Liquidator widersprach den Gegenforderungen 
mit der Begründung, daß hierfür jegliche sachliche 
und rechtliche Grundlage fehle. Es sei festzuhalten, 
„daß die Käuferin bislang weder ihren Kaufpreis- 
zahlungsverpflichtungen noch ihren Sicherheitslei- 
stungsverpflichtungen vertragsgerecht nachgekom- 
men" sei und daß sich der Verdacht auf dränge, daß 
die Käuferin bei Vertragsschluß eine Bonität und 
Liquidität vorgegeben habe, die nicht den Tatsachen 
entspreche. Die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
teilte dem Liquidator u. a. mit, daß die Ertragslage 
des Erwerbers sich in den letzten Monaten sehr posi- 
tiv entwickelt und eine Bank in Leipzig ihre Bereit- 
schaft signalisiert habe, als Hausbank zur Verfügung 
zu stehen und die gesamte Finanzierung des Erwer- 
bers zu übernehmen. Einzige Bedingung für eine 
Gesamtfinanzierung sei allerdings eine Anpassung 
des Kaufpreises auf ein durch die Geschäftstätigkeit 
des Unternehmens gedecktes Maß. 

Um den Chemiestandort Miltitz zu erhalten, unter- 
stützte der Liquidator den Nachverhandlungs- 
wunsch, zumal nach einem Schreiben der Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaft neben der positiven 
wirtschaftlichen Unternehmensentwicklung auch in- 
nerbetrieblich beim veräußerten Unternehmen per- 
sonelle Änderungen im Management anstanden. 

Der Erwerber schlug als Ausgleich für den seiner An- 
sicht nach überhöhten Kaufpreis und angesichts der 
bei ihm entstandenen zusätzlichen Kosten vor, den 
vertraglich vereinbarten Kaufpreis erheblich zu redu- 
zieren und begründete dies mit einer Reihe finanziel- 
ler Schäden. 

Im Gegenzug zu einer Kaufpreisreduzierung bot der 
Erwerber eine verbesserte Bestandsgarantie für den 
Standort Miltitz, Garantien für Anzahl und Höhe der 
Arbeitsplätze und Investitionen sowie Verbesserun- 
gen im Management an. 

Der Liquidator hielt die geltend gemachten Schäden 
aufgrund der vertraglichen Vereinbarungen für nicht 
kaufpreismindernd. 

Er führte gegenüber der zuständigen Geschäftsstelle 
der BvS aus, daß nur bei Vorlage eines soliden Fort- 
führungskonzepts Nachverhandlungen mit dem Er- 
gebnis einer Stundung der ausstehenden Restkauf- 
preisraten vertretbar seien. 

Im Verlauf der weiteren Verhandlungen kam es zwi- 
schen der zuständigen BvS-Geschäftsstelle und dem 
Erwerber zu einem Gespräch, in welchem darüber 
beraten wurde, seitens der Verkäuferin die dritte 
Kaufpreisrate gegen Besserungsschein und Kapital- 
erhöhung zu erlassen und eine Fristverlängerung für 
die Investitionszusage zu gewähren, während der 
Erwerber als Ausgleich dafür auf behauptete Scha- 
densersatzansprüche verzichten und eine nicht be- 
triebsnotwendige Wohnimmobiüe zurückgeben sollte. 

Obwohl sich der Liquidator gegenüber der zuständi- 
gen BvS-Geschäftsstelle gegen die vom Käufer ge- 


wünschte Ergänzung des Kaufvertrages ausgespro- 
chen und darauf hingewiesen hatte, daß er gemein- 
sam mit der BvS-Zentrale Berlin derzeit in Verhand- 
lung mit einer Investorengruppe stehe, wobei es um 
den Verkauf der MDA und damit um die Reaktivie- 
rung des Unternehmens gehe, wurden die Bemühun- 
gen um eine Vertragsänderung fortgesetzt. Der Lei- 
tungsausschuß der BvS schätzte das Unternehmen 
als sanierungsfähig ein. 

Schließüch kam es am 26. August 1996 zum Ab- 
schluß des bereits oben erwähnten notariellen Ände- 
rungsvertrages. Die notarielle Urkunde enthielt eine 
Präambel, in der bezüglich der vom Erwerber be- 
haupteten Schadensersatzansprüche bestimmt war: 

„Zur Sicherung des Sanierungszwecks, zur Durch- 
führung und Sicherung der Unternehmensfinan- 
zierung und zur Abwehr und Erledigung der vom 
Käufer behaupteten Schadensersatzansprüche 
führten die Parteien Nachverhandlungen durch, 
deren Ergebnis durch diese Beurkundung umge- 
setzt werden soll “ 

Der Liquidator weigerte sich, den Änderungsvertrag 
zum Kaufvertrag zu genehmigen. Er begründete dies 
im wesentlichen damit, daß sich mittlerweile heraus- 
gestellt habe, daß von seiten der Käuferin eine Aner- 
kennung des Vereinbarten nicht erfolgt sei und be- 
reits neue Ansprüche gestellt würden. Da durch den 
Änderungsvertrag zum Kaufvertrag seitens der BvS 
auf einen Betrag von mehreren Millionen DM Steuer- 
geldern verzichtet werde, müsse der Erwerber end- 
gültig und verbindlich erklären, keinerlei Ansprüche 
irgendeiner Form weiter zu verfolgen. Ferner wies er 
auf die hohen Sachwerte der MDA hin, die vom Er- 
werber übernommen worden seien und einen drei- 
stelligen Millionenbetrag ausmachten. Außerdem 
brachte er zum Ausdruck, daß seiner Auffassung 
nach eine Kaufpreisreduzierung auch die Rechte der 
beiden damaligen Mitbewerber nachträglich verlet- 
ze, denn beide Gebote hätten deutlich über dem jet- 
zigen Kaufpreis gelegen. Das Ergebnis der Nachver- 
handlungen faßte die zuständige Geschäftsstelle in 
einer Vorlage an den Gesamtvorstand zusammen. 
Dieser billigte das Ergebnis der Nachverhandlungen. 

Zur gesellschaftsrechtlichen Umsetzung erteilte dar- 
aufhin der zuständige Direktor Abwicklung der BvS 
dem Liquidator die Weisung, den Änderungsvertrag 
unverzüglich zu genehmigen. Dieser Weisung ent- 
sprach der Liquidator. 

Über die weitere Entwicklung des Privatisierungsver- 
laufs liegen dem Untersuchungsausschuß keine In- 
formationen vor. 

bb) Art der Beteiligung des Direktors Abwicklung der 
BvS an der Privatisierung 

Der Direktor Abwicklung der BvS gehörte vor Beginn 
der Nachverhandlungen zeitweilig in Außensozietät 
der vorerwähnten Anwalts- und Wirtschaftsprü- 
fungssozietät an. An der Vertragsgestaltung über die 
Privatisierung und an der Entscheidung über die 
Reduzierung des Kaufpreises war er nach Auskunft 
der BvS nicht beteiligt. Er bzw. sein Direktorat waren 
jedoch über die Nachverhandlungen unterrichtet. 
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Beteiligt an den Bemühungen zur Privatisierung der 
Restliquidationsgesellschaft war der Direktor Ab- 
wicklung der BvS insoweit, als er in Übereinstim- 
mung mit dem Liquidator der Gesellschaft den Er- 
werber aus der Betriebsteilveräußerung noch vor Ab- 
schluß der Nachverhandlungen aufforderte, seiner- 
seits ein Angebot zur Übernahme dieser Restgesell- 
schaft abzugeben. Mit einem Schreiben, welches 
auch an diesen gerichtet war, bekundete der Erwer- 
ber für sich und ein befreundetes Unternehmen 
zunächst ein „ernsthaftes Interesse an dem Erwerb 
dieses Unternehmens". 

cc) Ermittlungsverfahren 

Ein bei der Staatsanwaltschaft II bei dem Landgericht 
(LG) Berlin geführtes Ermittlungsverfahren gegen 
den betreffenden Direktor Abwicklung der BvS, un- 
ter anderem wegen des Verdachts der Untreue, wur- 
de Mitte 1997 gemäß § 170 Abs. 2 StPO eingestellt. 
Es fehlte nach Auffassung der zuständigen Staatsan- 
waltschaft ein genügender Anlaß zur Erhebung der 
öff entheben Klage. 

Die BvS erstattete ihrerseits wegen der Veröffent- 
lichung von Dienstgeheimnissen sowie falscher An- 
schuldigungen Strafanzeige gegen Unbekannt bei 
der Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin. Das 
daraufhin eingeleitete Ermittlungsverfahren wurde 
ebenfalls eingestellt. 

c) Fahrradwerke Sangerhausen 

Dem Untersuchungsausschuß lag zur Privatisierung 
der Mitteldeutschen Fahrradwerke Sangerhausen 
(MIFA) ein Bericht der BvS vom 28. August 1997 vor. 
Er hat folgende Feststellungen getroffen: 

aa) Verkauf vom 27. Juni 1991 

Die MIFA war nach Angaben der BvS ein stark defi- 
zitäres und mit hohem Zuschußbedarf laufendes Un- 
ternehmen. Aus diesem Grund sollte die Privatisie- 
rung der MIFA, die zunächst von der THA, Nieder- 
lassung Halle, dann von der THA-Zentrale betrieben 
wurde, schnellstens durchgeführt werden. In der An- 
fangsphase des Privatisierungsprozesses zeigten acht 
Firmen bzw. Firmengruppen Interesse an einer Über- 
nahme, wobei in fast allen Fällen die vorgelegten 
Konzepte von der THA für undurchführbar gehalten 
wurden bzw. diese Konzepte nur in der keinen Erfolg 
versprechenden Sicherung von Kapazitäten für Nied- 
rigstpreislinien bestanden. 

Am 27. Juni 1991 erfolgte schließlich die Übernahme 
des Unternehmens durch einen Rechtsanwalt. Dieser 
hatte zwar kein förmliches Angebot abgegeben, aber 
mit mehreren Schreiben an die THA sowie in einer 
Besprechung sein Interesse an der Übernahme der 
MIFA für eine Management-Buy-Out-Gruppe (MBO; 
vgl. vorstehend VI. 2.) angezeigt. Da das Unterneh- 
men nach einer kurzen Übergangszeit an die MBO- 
Gruppe privatisiert werden sollte, schlossen die Par- 
teien zusätzlich zu dem Kauf- und Abtretungsvertrag 
ebenfalls am 27. Juni 1991 einen Treuhandvertrag 
mit der einvernehmlichen Feststellung, daß der 
Rechtsanwalt die Geschäftsanteüe nicht für sich 
selbst, sondern für eine MBO-Gruppe erworben habe 


und nur unter bestimmten Voraussetzungen darüber 
verfügen dürfe. 

Weil die MBO-Gruppe die in dem Treuhandvertrag 
vereinbarten Bedingungen nicht erfüllte, wurde am 
3. März 1992 der ursprüngliche Treuhandvertrag 
durch einen neuen Treuhandvertrag ersetzt. Dieser 
übertrug dem Käufer die Durchführung der Privati- 
sierung und verpflichtete ihn, seine Geschäftsanteile 
auf Anforderung der THA an diese rückzuübertra- 
gen. Der Rechtsanwalt übernahm das Unternehmen 
nach Angaben der BvS für 1 DM. Käufer und Gesell- 
schaft verpflichteten sich dazu, Investitionen in Höhe 
eines einstelligen Milhonenbetrages im unteren 
Bereich mit dem Ziel der Kosteneinsparung bei 
Heizung, Wasserkreislauf und Abwasserbehandlung 
vorzunehmen. Als Pönale für die Investitionsver- 
pfüchtungen war die Zahlung von 20 % der nicht bis 
spätestens zum 31. Dezember 1993 getätigten Inve- 
stitionen vereinbart. Ob und in welcher Höhe diese 
vereinbarten Investitionen vorgenommen wurden, ist 
nach Angaben der BvS nicht feststellbar. Es wurde 
ferner in dem notariellen Vertrag vereinbart, eine be- 
stimmte Anzahl von Arbeitnehmern zu beschäftigen 
sowie bestehende Arbeitsplätze zu übernehmen. 
Letztere Vereinbarung wurde vom Käufer eingehal- 
ten. Als Arbeitsplatzpönale war für den Fall der Ver- 
ringerung der Mitarbeiterzahl unter eine bestimmte 
Mindestgrenze eine gesamtschuldnerische Verpflich- 
tung des Rechtsanwalts und der Gesellschaft in Höhe 
von fünf Brutto-Monatsgehältern für jeden fehlenden 
Arbeitnehmer vereinbart worden; das Pönal sollte al- 
lerdings entfallen, wenn der betroffene Arbeitsplatz 
innerhalb von sechs Wochen neu besetzt würde. 

Die THA übernahm Bürgschaften sowie Verbindlich- 
keiten und vergab Gesellschaftsdarlehen sowie 
Zweckzuwendungen. Die der THA dadurch entstan- 
denen Kosten beliefen sich auf insgesamt 69 Mio. 
DM. Die bereits vor der Privatisierung entstandenen 
finanziellen Belastungen in Höhe von 30 Mio. DM 
verblieben ebenfalls bei der THA, die darüber hinaus 
dem Unternehmen die durch Inanspruchnahme von 
Einzelberatern, Wirtschaftsprüfern sowie Unterneh- 
mensberatem entstandenen Kosten in Höhe von über 
einer Mio. DM erstattete. Investitions- und Förder- 
mittel im engeren Sinne wurden nach Angaben der 
BvS nicht vergeben. 

Infolge der Zahlung von überhöhten Gehältern und 
Honoraren sowie infolge der Vernachlässigung der 
Geschäftstätigkeit durch den Erwerber scheiterte die 
Privatisierung. Eine von der THA eingeleitete Son- 
derprüfung hatte die Rückabwicklung des Vertrages 
und die Rückübertragung der Geschäftsanteüe des 
Käufers auf die THA am 1. April 1993 zur Folge. 
Mangels hinreichender Verdachtsmomente verzich- 
tete die Staatsanwaltschaft Stuttgart auf die Einlei- 
tung eines Ermittlungsverfahrens. 

bb) Verkauf vom 24. Juni 1993 

Die Bemühungen der THA um eine Neuprivatisie- 
rung mündeten, nachdem zunächst fünf Bieter Inter- 
esse am Erwerb der MIFA bekundet hatten und die 
THA mit drei Interessenten in Einzelverhandlungen 
getreten war, in einen Vertrag vom 24. Juni 1993 mit 
zwei Schweizer Wirtschaftsprüfern. Die Käufer grün- 
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deten die Fahrradtechnik Sangerhausen GmbH i. G. 
(FaSa), die mit Vertrag vom 24. Juni 1993 die Vermö- 
gensgegenstände der MIFA erwarb. Das Betriebs- 
grundstück, das von der TLG verwaltet wurde, ver- 
blieb im Eigentum der MIFA. 

Die Wirksamkeit des Kaufvertrages war an die Erfül- 
lung aufschiebender Bedingungen gebunden. So 
war die Beibringung einer Bürgschaft in Millionen- 
höhe für den Kaufpreis, eine bankseitige Finanzie- 
rungszusage über die Investitionen und/oder die er- 
forderlichen Betriebsmittel in Höhe eines Mindestbe- 
trages von mehreren Millionen DM vereinbart. Diese 
Bedingungen waren jedoch nicht termingerecht er- 
füllt und der ursprüngliche Vertrag damit nicht wirk- 
sam geworden. Dennoch wollten die Parteien an der 
Privatisierung festhalten und schlossen am 17. Au- 
gust 1993 eine Nachtragsvereinbarung. Der Nach- 
tragsvertrag wurde an den ursprünglichen, nicht zur 
Wirksamkeit gelangten Vertrag angelehnt, enthielt 
jedoch Änderungen im Hinblick auf Kaufpreisfälhg- 
keit und Stichtage für bestimmte Ereignisse. Die ur- 
sprünglichen Vereinbarungen zur Kaufpreishöhe, zu 
Arbeitsplatz- und Investitionszusagen und zu einer 
Reihe anderer Vereinbarungen blieben nach Anga- 
ben der BvS im Nachtrag erhalten. 

Die FaSa zahlte 800 000 DM für die Vermögens- 
gegenstände der MIFA unter Berücksichtigung 
von 4,6 Mio. DM für zu erwartende Verluste und 
900 000 DM für Kosten der Konzentration sowie des 
Umzuges. 

Es wurde eine Arbeitsplatzgarantie für 100 Arbeit- 
nehmer und 21 Auszubildende bis zum 14. August 
1996 vereinbart. Als Arbeitsplatzpönale war eine 
Zahlung von mehreren tausend DM pro fehlenden 
Arbeitsplatz pro angefangenen Monat vereinbart. 
Die Erwerber übernahmen neben der Haftung der 
Gesellschaft auch die persönliche gesamtschuldneri- 
sche Haftung. Infolge der Tatsache, daß bei der MIFA 
lediglich 19 Auszubildende beschäftigt waren und im 
Verlauf der nächsten Jahre weitere Auszubildende 
ausgeschieden sind, konnte diese Vertragsbedin- 
gung zunächst nur bedingt erfüllt werden. Ab Okto- 
ber 1995 wurde die Verpflichtung bezüglich der ge- 
samten Arbeitnehmeranzahl von 121 nicht erfüllt. 

Die Käufer verpflichteten die Gesellschaft auch zu ei- 
ner pönal abgesicherten Investition in Höhe von fünf 
Mio. DM und sagten darüber hinaus weitere Investi- 
tionen in Höhe von vier Mio. DM zu. Tatsächlich er- 
folgte bis zum Zeitpunkt der Anmeldung der Ge- 
samtvollstreckung der FaSa am 29. September 1995 
eine Investition in Höhe von zwei Mio. DM. 

Das Amtsgericht (AG) Halle-Saalkreis eröffnete am 
1. Dezember 1995 die Gesamtvollstreckung über das 
Vermögen des Unternehmens. Die BvS meldete For- 
derungen in Höhe eines Millionenbetrages für Ver- 
tragsstrafe aus nicht erbrachten Investitionen, meh- 
rere Millionen DM für Vertragsstrafe wegen Nichtbe- 
schäftigung der vereinbarten 121 Arbeitnehmer ab 
dem 2. Oktober 1995 sowie eine weitere Forderung 
in Höhe eines einstelligen Millionenbetrages an. 
Nach Angaben des Gesamtvollstreckungsverw alters 
besteht keine Aussicht auf eine Quote. Die BvS 
macht darüber hinaus gegen die beiden persönlich 


haftenden Erwerber eine Forderung in Höhe eines 
einstelhgen Milhonenbetrages geltend, die sie sich 
zuvor von dem Liquidator der MIFA hatte abtreten 
lassen. Über die Forderung ist noch nicht entschie- 
den. 

Die Gründe für das Gesamtvollstreckungsverfahren 
lagen nach Angaben der BvS in der Vernachlässi- 
gung der Geschäftstätigkeit, der schlechten Markt- 
und Rahmenbedingungen, der Zahlung überhöhter 
Gehälter sowie in Fehlleistungen im Management. 

Durch das Gesamtvollstreckungsverfahren als sol- 
ches sind nach Angaben der BvS keine Fördermittel 
verloren gegangen. 

cc) Verkauf vom 9. Februar 1996 

Aufgrund eines vom Gesamtvollstreckungsverwalter 
als tragfähig angesehenen Konzepts erfolgte im wei- 
teren Verlauf die Gründung einer Auffanggesell- 
schaft, die am 9. Februar 1996 von zwei Investoren 
erworben wurde. Das Unternehmen wurde zunächst 
unter dem Namen SFG Sachsen-Anhalt Fahrradbau 
GmbH betrieben, Anfang Juli 1997 auf MIFA rückbe- 
nannt. 

Der Vertrag beinhaltete die Verpflichtung zur Be- 
schäftigung einer bestimmten Anzahl von Mitarbei- 
tern, die derzeit deutlich überschritten wird. Arbeits- 
platzpönalen wurden nicht vereinbart. Investitions- 
vereinbarungen waren ebenfalls nicht Gegenstand 
des Vertrages. 

Das Unternehmen erhielt im Jahre 1996 einen verlo- 
renen Zuschuß für Betriebsmittel. Ein Beirat, dem 
Vertreter des Landes Sachsen-Anhalt und der BvS 
angehören, überwacht die Mittelverwendung. Die 
THA/BvS übernahm die Kosten für die erbrachten 
Leistungen einer Unternehmensberatungsgesell- 
schaft in Höhe von mehreren zehntausend DM. 

dd) Prämien- und Sonderzahlungen an Mitarbeiter 
der THA/BvS 

Das Zielvereinbarungssystem war eine Grundlage 
für Prämien- und Sonderzahlungen an Führungs- 
kräfte der THA. Das System orientierte sich an der 
Erreichung vereinbarter qualitativer und quantitati- 
ver Arbeitsergebnisse. Nach Angaben der BvS waren 
auch die an der Privatisierung der MIFA beteiligten 
Führungskräfte in das Zielvereinbarungs-System mit 
einbezogen. 

Eine direkte Zuordnung von Prämien und Sonder- 
zahlungen an Mitarbeiter der THA/BvS im Hinbhck 
auf einzelne Vorgänge wie der Privatisierung der 
MIFA oder an einzelne Mitarbeiter, die am Erreichen 
dieser Ergebnisse beteiligt waren, ist nach Angaben 
der BvS nicht erfolgt und auch im nachhinein nicht 
möglich. 

d) Baumaschinen Welzow GmbH 

Der Untersuchungsausschuß erhielt auch zur Privati- 
sierung der Baumaschinen Welzow GmbH einen Be- 
richt der BvS vom 19. März 1998, auf dessen Grund- 
lage folgende Feststellungen beruhen: 
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aa) Verkauf der Baumaschinen Welzow GmbH 

Die Baumaschinen Welzow GmbH war ein Tochter- 
unternehmen der baukema AG. Im Geschäftsjahr 
1990/1991 verbuchte die Baumaschinen Welzow 
GmbH hohe Verluste. Die Geschäftsführung der 
Konzernmutter baukema AG, die ihrerseits von der 
THA zur Privatisierung ausgeschrieben war, be- 
mühte sich zusammen mit der Baumaschinen Wel- 
zow GmbH, potentielle Investoren für das Bauma- 
schinenunternehmen zu finden. 

In der Folgezeit wurden zwar mehrere Angebote ab- 
gegeben, allerdings fast ausschließlich zum Kauf von 
Teilbereichen des Baumaschinenunternehmens oder 
von einzelnen Immobilien. Lediglich eine Schweizer 
Firma hatte Interesse an der Übernahme des gesam- 
ten Unternehmens. Ihr Konzept sah dabei für die 
Baumaschinen Welzow GmbH sowohl die Erhaltung 
des Produktionsstandortes und des Kerngeschäftes 
(Engineering und Produktion von Betonmischanla- 
gen) vor als auch die Erweiterung des Produktange- 
botes um Recycling/Pelletieranlagen mit Hilfe des 
Know-How des Schweizer Unternehmens und seiner 
in der Branche der Umwelttechnologie tätigen Toch- 
terfirma sowie den Einstieg in die Geschäftsfelder 
Altlastensanierung, Rekultivierung, Renaturierung. 
Die beiden Firmen waren der THA bereits als Ver- 
tragspartner aus anderen Erwerbsgeschäften be- 
kannt. 

Der Wert der Baumaschinen Welzow GmbH wurde 
u. a. durch externe Gutachten nach dem Ertragswert- 
und dem Substanzwertverfahren im Vergleich mit zu 
erwartenden Ergebnissen im Falle einer Liquidation 
ermittelt. Zudem lagen der THA speziell zu den be- 
troffenen Grundstücken und Gebäuden Bewertun- 
gen vor, an denen auch der Fachbeirat der Treu- 
hand-Liegenschaftsgesellschaft (TLG) beteiligt war. 
Neben dem Unternehmenswert floß in die Kaufpreis- 
gestaltung aber auch die Verpflichtung des Käufers 
zum Erhalt und zur Schaffung von Arbeitsplätzen so- 
wie Investitionsgarantien ein. 

Die Bonität des Erwerbers wurde durch Einholung 
von Auskünften bei zwei renomierten Schweizer 
Bankinstinstituten sowie bei einem amerikanischen 
Informationsdienst überprüft. 

Mit Vertrag vom 23. Juli 1992 wurde die Baumaschi- 
nen Welzow GmbH rückwirkend zum 30. April 1992 
an die Schweizer Firma verkauft. Der Kaufpreis war 
in zwei Raten fällig. 25 % mußten innerhalb von 
30 Banktagen nach Wirksamwerden des Kaufver- 
trages und die zweite Rate in Höhe von 75% zum 
30. Juni 1994 gezahlt werden. Die zweite Rate war 
durch eine selbstschuldnerische Bankbürgschaft ab- 
zusichem. 

Die Arbeitsplatz- und Investitionszusagen des Erwer- 
bers waren pönalisiert. 

Zur Unterstützung der Privatisierung übernahm die 
THA in Erfüllung des Ergebnisabführungsvertrages 
zwischen der Baumaschinen Welzow GmbH und der 
baukema AG die auf den Stichtag ermittelten Verlu- 
ste. Über diese finanzielle Unterstützung in Verbin- 
dung mit dem Kaufvertrag hinaus wurden im Finanz- 
bereich der BvS keine Zahlungen erfaßt. Eventuelle 


Subventionen von öffentlichen Stellen (Bund/Land) 
wurden von der THA/BvS nach der Privatisierung 
nicht systematisch registriert. 

bb) Scheitern der Privatisierung und Aushöhlung 
der Baumaschinen Welzow GmbH 

Der Erwerber strukturierte die Baumaschinen Wel- 
zow GmbH im Oktober 1992 mit Wirkung ab 1. Ja- 
nuar 1993 um. Als Rechtsnachfolgerin der ursprüng- 
lichen Gesellschaft fungierte nunmehr die Bauma- 
schinen Welzow Verwaltungs GmbH. Ferner wurde 
zusätzlich eine neue Gesellschaft, die Baumaschinen 
Welzow Produktions GmbH, gegründet. 

Die Einhaltung des Kaufvertrages durch den Erwer- 
ber wurde vom' Vertragsmanagement der THA/BvS 
kontrolliert. Die erste Kaufpreisrate wurde noch 
pünktlich gezahlt und über den restlichen Betrag 
vereinbarungsgemäß eine Bankbürgschaft erbracht. 

Bereits im Dezember 1992 erhielt die THA jedoch in 
einem Gespräch mit der bürgenden Bank erste Hin- 
weise auf mögliche Unregelmäßigkeiten innerhalb 
der Baumaschinen Welzow GmbH. Die THA ging 
diesen Hinweisen in der Folgezeit sofort nach, 
konnte Vermögensverfügungen jedoch nicht verhin- 
dern. Im BvS-Bericht heißt es hierzu wörtlich: „Der 
am 17. 12. 1992 unternommene Versuch, die Über- 
weisung anzuhalten, war erfolglos. " Die Gründe hier- 
für konnten durch den Untersuchungsausschuß nicht 
nachvollzogen werden. Im Sommer 1993 erhielt die 
THA Kenntnis davon, daß sich die Liquiditätslage 
der umstrukturierten Baumaschinen Welzow GmbH 
wesentlich verschlechtert hatte. Als Grund dafür 
wurden Aushöhlungshandlungen des Generalbevoll- 
mächtigten des Erwerbers vermutet. Die Vermutun- 
gen führten zu einer Strafanzeige der Belegschaft 
der Baumaschinen Welzow GmbH und der IG Metall 
wegen Untreue zu Lasten der Baumaschinengesell- 
schaft bei der Staatsanwaltschaft Cottbus. Die Stabs- 
stelle für besondere Aufgaben der THA/BvS erhielt 
hiervon durch einen Anruf der Staatsanwaltschaft 
vom 1. Juli 1993 Kenntnis. Gegen das Unternehmen 
waren im Juli und August 1993 Gesamtvollstrek- 
kungsmaßnahmen beantragt worden. Ein weiterer 
Antrag auf Gesamtvollstreckung erfolgte im Juli 
1994. Die Verfahren wurden jedoch zunächst abge- 
wendet bzw. zum Ruhen gebracht. 

Im weiteren Verlauf der Überwachung der Einhal- 
tung des Kaufvertrages über die Baumaschinen Wel- 
zow GmbH forderte die THA am 27. Juni 1994 die 
zweite Kaufpreisrate bei der Bank, die die Bürgschaft 
übernommen hatte, ab. Am 5. Juli 1994 wurde zwi- 
schen dem Landwirtschaftsministerium Sachsen und 
der THA vereinbart, diese zweite Rate durch entspre- 
chende Übernahme nicht betriebsnotwendiger 
Grundstücke durch die THA auszugleichen. Die 
THA/BvS begann zwischenzeitlich aufgrund der Stö- 
rungen des Vertrages, vor allem wegen nicht einge- 
haltener Investitions- und Arbeitsplatzusagen, mit 
Nachverhandlungen zum Kaufvertrag mit der Erwer- 
bergesellschaft. Die THA war dabei nicht bereit, die 
Geschäftsanteile an der Baumaschinen Welzow 
GmbH zurückzunehmen. Die Erwerbergesellschaft 
übertrug die Geschäftsanteile daraufhin einem 
Rechtsanwalt als Treuhänder, der die Anteile wieder- 
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um 1994 an drei Mitarbeiter des Unternehmens treu- 
händerisch für die Belegschaft übertrug. Außerdem 
wurden drei neue Geschäftsführer bestellt. Die THA/ 
BvS machte des weiteren die für den Fall der Nicht- 
einhaltung der Zusagen aus dem Kaufvertrag verein- 
barten Pönalen gegenüber der Erwerbergesellschaft 
geltend. Da diese 1996 in Konkurs ging, konnte die 
THA/BvS die Vertragsstrafen nicht erfolgreich einfor- 
dern. 

Die BvS stellte fest, daß mit dem Konkurs des 
Schweizer Unternehmens 1996 und der Baumaschi- 
nen Welzow GmbH 1997 weder die Investitionen 
noch die Arbeitsplatzzusagen eingehalten worden 
waren. 

Es wurde ferner festgestellt, daß eine nicht unerheb- 
liche Summe ins Ausland transferiert worden war. 

cc) Weitere Zukunft der Baumaschinen Welzow GmbH 

Nach dem Gesamtvollstreckungsverfahren liegt bis- 
lang kein ernsthaftes Übernahmeangebot vor. 

dd) Strafverfahren 

Die bereits 1993 vermuteten Aushöhlungshandlun- 
gen des Generalbevollmächtigten des Erwerberun- 
ternehmens sowie der Geschäftsführerin der im Ok- 
tober 1992 bei der Umstrukturierung der Baumaschi- 
nen Welzow GmbH als Rechtsnachfolgerin entstan- 
denen Baumaschinen Welzow Verwaltungs GmbH 
hatten nach der erwähnten Strafanzeige bei der 
Staatsanwaltschaft Cottbus im Juni 1993 zu Strafver- 
fahren wegen Untreue geführt. Der Generalbevoll- 
mächtigte wurde mit Urteil des LG Salzburg vom 
12. Januar 1996 zu einer Freiheitsstrafe von vier Jah- 
ren verurteilt. Mit Urteil des OLG Linz vom 27. Ja- 
nuar 1997 wurde die verhängte Freiheitsstrafe im 
Rechtsmittelverfahren auf fünf Jahre erhöht. Die Ge- 
schäftsführerin der Baumaschinen Welzow Verwal- 
tungs GmbH wurde gleichfalls wegen Untreue im 
Berufungsverfahren durch das LG Cottbus zu einem 
Jahr und zwei Monaten Haft auf Bewährung verur- 
teilt; das erstinstanzliche Urteil des AG Cottbus vom 
24. August 1994 wurde damit aufgehoben. 

e) Möbelwerke in Malchin, Güstrow, Flau am See 
und Teterow 

Der Untersuchungsausschuß hat zur Privatisierung 
der Möbelwerke in Malchin, Güstrow, Plau am See 
und Teterow einen Bericht der BvS vom 20. März 
1998 erhalten. Auf der Grundlage dieses Berichts hat 
er folgende Feststellungen getroffen: 

aa) Verkauf der malchin-möbel GmbH 

Auf die Ausschreibung der malchin-möbel GmbH 
vom 21. Januar 1992 unterbreiteten zwei Interessen- 
ten ihre Angebote. Dabei handelte es sich um den 
Vertreter einer Gruppe skandinavischer Geschäfts- 
leute aus der Möbelbranche und den alleinvertre- 
tungsberechtigten Geschäftsführer eines griechi- 
schen Unternehmens. Da dem Vorstand der THA le- 
diglich das Angebot des griechischen Unternehmens 
vorgelegt wurde, erhielt dieses den Zuschlag für den 
Kauf der malchin-möbel GmbH. Warum dem Vor- 


stand nur das eine Angebot zugänglich gemacht wor- 
den war, konnte nicht festgestellt werden. 

Der vertraglich zwischen der THA und dem Erwer- 
ber vereinbarte vorläufige Kaufpreis für das Mö- 
belwerk in Malchin betrug mehrere hunderttau- 
send DM. Der Festsetzung des Kaufpreises wurde le- 
diglich ein Sachwertgutachten zugrunde gelegt, wel- 
ches für Grund und Boden einen um ca. 130 000 DM 
geringeren Wert als den Kaufpreis sowie Gebäude 
mit dem Wert eines einstelligen Millionenbetrages 
auswies. Der vorläufige Kaufpreis sollte laut Verein- 
barung auf der Grundlage einer auf den Stichtag von 
der KPMG Peat Marwick Treuhand GmbH, Ham- 
burg, zu erstellenden Bilanz angepaßt werden. In 
dieser Stichtagsbilanz sollte der Jahresüberschuß 
bzw. der Jahresfehlbetrag im Zeitraum vom 1. Januar 
1992 bis zum 31. August 1992 ermittelt werden. 

Der Erwerber sicherte im Kaufvertrag vom 19. Au- 
gust 1992 zudem Investitionen in Höhe eines Millio- 
nenbetrages bis zum 31. Dezember 1996 sowie den 
Erhalt einer bestimmten Anzahl von Vollzeitarbeits- 
plätzen bis zum 31. Dezember 1995 zu. 

bb) Verkauf der Güstrower Möbel GmbH 

Für die Güstrower Möbel GmbH (vormals Güstrower 
Möbel i.A. GmbH) gingen nach der Ausschreibung 
im Januar 1992 drei Kaufangebote bei der THA ein. 
Neben dem bereits oben als Bewerber genannten 
Vertreter des griechischen Unternehmens interessier- 
ten sich auch ein Vertreter eines skandinavischen 
Unternehmens und eine weitere Person für das Mö- 
belwerk in Güstrow. 

Nach der von dem zuständigen THA-Sachbearbeiter 
erstellten Vorstandsvorlage soll das Angebot aus 
Skandinavien später zurückgezogen worden sein. 
Das Angebot des dritten Bieters soll keinen Finanzie- 
rungsnachweis und schlechtere Konditionen als die 
anderen Angebote enthalten haben. Daher wurde 
auch hier zu Gunsten des griechischen Unterneh- 
mens entschieden und mit diesem ein Kaufvertrag 
über die Güstrower Möbel GmbH geschlossen. 

Als vorläufigen Kaufpreis vereinbarten die Vertrags- 
partner mehrere hunderttausend DM. Diese Summe 
entsprach dem Verkehrswert der Güstrower Möbel 
GmbH, wobei etwa % des Kaufpreises auf Grund und 
Boden und Va auf Gebäude entfielen. Ein zusätzlicher 
Kaufpreisanteil sollte auf den Stichtag als Gesamtbe- 
trag der Aktivposten des Umlaufvermögens abzüg- 
lich der Verbindlichkeiten der Gesellschaft und der 
Rückstellungen berechnet werden. Die Ermittlung 
dieser Positionen sollte wiederum auf der Grundlage 
einer von der KPMG Peat Marwick Treuhand GmbH, 
Hamburg, geprüften Stichtagsbilanz erfolgen. 

Der Erwerber verpflichtete sich ferner im Kaufver- 
trag, innerhalb von zwei Jahren einen Mindestbetrag 
von mehreren Millionen DM in die Güstrower Möbel 
GmbH zu investieren sowie alle vorhandenen Ar- 
beitsplätze zu erhalten. 

cc) Verkauf der Plauer Möbel GmbH 

Beim Verkauf der Plauer Möbel GmbH waren auf der 
Seite der Interessenten wieder die Vertreter des grie- 
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chischen Unternehmens und der damalige Ge- 
schäftsführer der Plauer Möbel GmbH beteiligt. Ob 
eine Ausschreibung der Plauer Möbel GmbH zum 
Verkauf erfolgte, konnte von der BvS nicht nachvoll- 
zogen werden. 

Zunächst gab es nur ein Privatisierungskonzept des 
vom 8. Januar 1993 bis zum 17. Juni 1993 bestellten 
Geschäftsführers der Plauer Möbel GmbH. Die THA 
erteilte ihm den Zuschlag und schloß mit ihm am 
8. Januar 1993 einen Kaufvertrag über das Möbel- 
werk in Plau am See ab. 

Dieser Käufer machte jedoch am 6. März 1993 von 
seinem vertraghch eingeräumten Rücktrittsrecht Ge- 
brauch. Er begründete dies damit, daß ihm bis zu die- 
sem Zeitpunkt die erforderliche Genehmigung des 
Kaufvertrages durch die THA nicht Vorgelegen habe 
und außerdem die wirtschafthche Situation des Plau- 
er Möbelwerkes seiner Ansicht nach von der THA 
falsch eingeschätzt worden sei. Er zeigte aber weiter- 
hin Bereitschaft zu neuen Verhandlungen für den 
Fall, daß die THA keine anderen Abnehmer zu bes- 
seren Bedingungen finden würde. 

Ein zweites Investitionskonzept, das von dem bereits 
genannten Vertreter des griechischen Unternehmens 
in Zusammenarbeit mit der Plauer Möbel GmbH er- 
arbeitet worden war, soll durch das Wirtschaftsmini- 
sterium des Landes Mecklenburg-Vorponunern posi- 
tiv bewertet worden sein. Die Belegschaft, der Be- 
triebsrat und der Geschäftsführer der Plauer Möbel 
GmbH baten die THA mit Schreiben vom 3. Septem- 
ber 1993, dem Verkauf des Unternehmens an das 
griechische Unternehmen möghchst kurzfristig zuzu- 
stimmen. 

Am 28. September 1993 wurde der Kaufvertrag über 
die Plauer Möbel GmbH zwischen der THA und dem 
griechischen Unternehmen geschlossen. Vereinbart 
wurde ein Kaufpreis von mehreren hunderttausend 
DM, wobei der BvS nach ihrem Bericht nicht bekannt 
war, ob ein Gutachten über die Kaufpreisfestsetzung 
existierte. 

Der bereits für den Verkauf des Güstrower Möbel- 
werkes zuständig gewesene THA-Mitarbeiter fer- 
tigte auch die Vorstandsvorlage für den Verkauf der 
Plauer Möbelwerke. Hiernach soll das Unternehmen 
einen Gesamtverkehrs wert von mehreren Mio. DM 
gehabt haben. 

Der Erwerber garantierte im Rahmen der Privatisie- 
rung des Plauer Möbelwerkes zum 31. Dezember 
1996 Investitionen in einstelliger Millionenhöhe so- 
wie den langfristigen Erhalt von Arbeitsplätzen. 

dd) Verkauf der Sitzmöbel GmbH Teterow 

Für die im September 1992 zum Verkauf ausge- 
schriebene Sitzmöbel GmbH Teterow (ehemals Sitz- 
möbel GmbH Waren) wurden mehrere Angebote ab- 
gegeben. Dies waren u. a. folgende: 

- Interesse bekundete die Plauer Möbel GmbH, de- 
ren Gesellschafterin seit dem o. a. Kaufvertrag 
vom 28. September 1993 das griechische Unter- 
nehmen war, das auch die malchin-möbel GmbH 
und die Güstrower Möbel GmbH erworben hatte. 
Die Plauer Möbel GmbH bot einen Kaufpreis von 


mehreren zehntausend DM und sagte den Erhalt 
der Hälfte der bestehenden Arbeitsplätze sowie 
Investitionen in einer bestimmten Höhe zu. 

- Ferner gab ein Berliner Möbelunternehmen im Fe- 
bruar 1993 ein Angebot ab, das jedoch im selben 
Monat wieder zurückgezogen wurde. Es beinhal- 
tete ein Kaufpreisangebot, das um 150 000 bis 
200 000 DM höher als das der Plauer Möbel GmbH 
war. Es enthielt auch Zusagen für weitere sechs 
Arbeitsplätze und Investitionen in einstelliger Mü- 
honenhöhe. 

- Ein weiteres Angebot machte im März 1993 die 
damalige Geschäftsführerin der Plauer Möbel 
GmbH. Sie beabsichtigte, die gleiche Anzahl von 
Arbeitsplätzen zu erhalten wie die Plauer Möbel 
GmbH, war jedoch bereit, einen ca. 300000 DM 
höheren Betrag zu investieren und einen Kauf- 
preis von mehreren hunderttausend DM zu zah- 
len. 

- Ein anderes Unternehmen unterbreitete im Okto- 
ber 1993 ein Angebot, das im Kaufpreis ebenso 
hoch lag wie das zweite Angebot und die gleiche 
Anzahl von Arbeitsplätzen zusagte. Das Angebot 
wurde im November 1993 jedoch zurückgezogen. 

- Außerdem wurde im November 1993 noch ein An- 
gebot durch eine Gesellschaft abgegeben, das je- 
doch ebenfalls zurückgezogen wurde (Januar 
1994). Die Arbeitsplatzzusagen waren deutlich 
geringer als bei den zuvor genannten Angeboten, 
allerdings enthielt es die höchsten Investitionszu- 
sagen im einstelligen Millionenbereich, während 
das Kaufpreisangebot zwischen dem dritten und 
vierten Kaufangebot angesiedelt war und eben- 
falls mehrere hunderttausend DM ausmachte. 

Trotz dieser günstigeren Alternativangebote fiel die 
Entscheidung der THA zugunsten der Plauer Möbel 
GmbH, deren Gesellschafterin ein griechisches Un- 
ternehmen war. Unterlagen, die diese Entscheidung 
nachvollziehbar machen würden, sind laut Bericht 
der BvS nicht vorhanden. 

Wie angeboten, wurde im Kaufvertrag ein Kaufpreis 
von mehreren zehntausend DM für die Sitzmöbel 
GmbH Teterow festgelegt. Ein Verkehrswertgutach- 
ten über die Sitzmöbel GmbH hatte nicht Vorgelegen. 
Der BvS-Bericht gibt jedoch darüber Auskunft, daß 
die THA das Unternehmen entschuldete und es da- 
nach einen Substanzwert von mehreren Milhonen 
DM hatte. 

Das griechische Unternehmen sicherte des weiteren 
vertraghch Investitionen im sechsstelligen Bereich 
innerhalb von zwei Jahren ab Wirksamwerden des 
Vertrages und nochmals den gleichen Betrag bis zum 
31. Dezember 1997 zu. Außerdem stand es vertrag- 
hch dafür ein, daß die Gesellschaft in dem Zeitraum 
1994 bis 1996 eine bestimmte Mindestzahl von Ar- 
beitnehmern mit voller Arbeitszeit zu branchenübli- 
chen Konditionen beschäftigen würde. 

ee) Scheitern der Privatisierungen und Aushöhlung 
der Möbelwerke 

Die THA vermutete erstmals im August/September 
1994, daß die Erwerberin der Güstrower Möbel 
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GmbH, das griechische Unternehmen, ihren Investi- 
tionsverpflichtungen nicht nachgekommen war und 
statt dessen sogar finanzielle Mittel für nichtbetrieb- 
liche Zwecke der Gesellschaft entzogen wurden, wo- 
durch die Güstrower Möbel GmbH in Liquiditäts- 
schwierigkeiten geriet. Am 23. August 1994 hatte 
ein Gespräch mit dem Investor stattgefunden und am 
7./8. September 1994 hatten Mitarbeiter der THA der 
Güstrower Möbel GmbH (am 28. September 1993 in 
MecklenburgKüchen Güstrow GmbH umfirmiert) ei- 
nen Besuch abgestattet. Aufgrund der dabei gewon- 
nenen Erkenntnisse wurde am 24. September 1994 
eine Wirtschaftsprüfergesellschaft mit einer Sonder- 
prüfung der Güstrower Möbel GmbH beauftragt. Die 
Prüfung umfaßte den Zeitraum vom 1. Dezember 
1992 bis zum 31. August 1994 und ergab, daß insge- 
samt mehrere Millionen DM für nichtbetriebliche 
Zwecke der MecklenburgKüchen Güstrow GmbH 
durch den Geschäftsführer des griechischen Unter- 
nehmens entzogen worden waren. 


Auch die Plauer Möbel GmbH stand Mitte 1994 kurz 
vor der Insolvenz. Das griechische Unternehmen 
hatte bis zum 2. Dezember 1994 weder den Kaufpreis 
gezahlt noch Investitionen geleistet. Statt dessen wa- 
ren die Eigenmittel der Plauer Möbel GmbH aufge- 
braucht und zweckentfremdet verwendet worden. 
Nach dem BvS-Bericht liegen seitens der BvS im Hin- 
blick auf die übrigen Möbelwerke keine weiteren Er- 
kenntnisse darüber vor, welche Folgen diese Aus- 
höhlungshandlungen für den Fortbestand der ande- 
ren Möbelwerke hatten. 

ff) Strafverfahren gegen THA- Mitarbeiter 

Die BvS erstattete am 24. März 1995 bei der Staatsan- 
waltschaft II bei dem LG Berlin Strafanzeige gegen 
die zwei für die Privatisierung der o.a. Möbelwerke 
zuständigen Sachbearbeiter der THA. Das daraufhin 
eingeleitete Ermittlungsverfahren läuft unter dem 
Aktenzeichen 22 Js 64/95. 


K. Privatisierung der ostdeutschen Werften an die Bremer Vulkan Verbund AG 
(BW AG) 


Am 18. Oktober 1996 hat der Deutsche Bundestag in 
seiner 132. Sitzung beschlossen, den Untersuchungs- 
auftrag des Untersuchungsausschusses um den 
Themenkomplex Privatisierung von Werften in 
Mecklenburg-Vorpommern durch die Treuhandan- 
stalt (THA) an die BVV AG zu erweitern (III. 3. des 
Untersuchungsauftrages). Grund hierfür war der 
Konkurs der BW AG im Mai 1996 und der damit ver- 
bundene Verlust von rund 854 Mio. DM, davon rund 
493 Mio. DM an öffentlichen Fördermitteln. Da die 
Fördergelder ausschließlich als finanzielle Hilfe für 
die Werften in den neuen Bundesländern gedacht 
waren, stellte ihr Verlust im Rahmen des Konkurses 
der BW AG eine Mittelfehlverwendung durch die 
BW AG dar. 

Aufgabe des Untersuchungsausschusses war, festzu- 
stellen, ob die Bundesregierung und die THA bzw. 
deren Nachfolgeorganisation Bundesanstalt für ver- 
einigungsbedingte Sonderaufgaben (BvS) bei Ver- 
tragsgestaltung und Vertragsmanagement die nötige 
Sorgfalt haben walten lassen, um eine zweckent- 
fremdete Verwendung der gewährten Fördermittel 
zu verhindern und ob die zweckbestimmte Verwen- 
dung der Mittel entsprechend den vertraglichen 
Bestimmungen in jedem Falle gesichert war. Ins- 
besondere sollte auch untersucht werden, inwieweit 
die THA/BvS vertraglich gesicherte Kontrollrechte 
hatte und diese auch wahrgenommen hat. 

Der Untersuchungsausschuß hat sich speziell mit der 
Privatisierung der Werften MTW (Mathias -Thesen- 
Werft, Wismar) und VWS (Volkswerft Stralsund 
GmbH) an die BVV AG beschäftigt, da diese beiden 
Werften einen enormen finanziellen Schaden durch 
den Konkurs der BW AG erlitten hatten. Bei den 
ebenfalls von der BW AG übernommenen Unter- 


nehmen Neptun Industrie Rostock GmbH (NIR) und 
Dieselmotorenwerk Rostock GmbH (DMR)/Diesel- 
motorenwerk Vulkan GmbH (DMV) ist durch den 
Konkurs kein Verlust von öffentlichen Fördermitteln 
eingetreten. DMV hatte, im Gegensatz zu MTW und 
VWS, Verbindlichkeiten gegenüber der BW AG. 

Parallel zum Untersuchungsausschuß haben der 
Landtag in Mecklenburg-Vorpommern und die 
Bremische Bürgerschaft parlamentarische Unter- 
suchungsausschüsse eingesetzt. Der 3. Parlamentari- 
sche Untersuchungsausschuß „Zur Klärung von 
Sachverhalten im Zusammenhang mit der Ver- 
schwendung bzw. Veruntreuung von öffentlichen 
finanziellen Mitteln bei und infolge der Privatisie- 
rung von ehemals volkseigenen Betrieben in Meck- 
lenburg-Vorpommern" (3. PUA) und der Unter- 
suchungsausschuß „Bremer Vulkan" beschäftigen 
sich auf Landesebene mit der Privatisierung der Ost- 
werften und den Vorgängen, die zum Konkurs der 
BW AG führten (vgl. dazu Erster Teil, A.V). 

Im Zuge der Beweisaufnahme hat sich der Unter- 
suchungsausschuß auf drei Themenkomplexe kon- 
zentriert. Zum einen waren die Vertrags Verhandlun- 
gen und die Ausübung der Prüf- und Kontrollrechte, 
das sog. Vertragsmanagement der THA/BvS, Gegen- 
stand der Zeugenbefragungen. Zum zweiten stand 
das zentrale Cash-Management, dessen Zulässigkeit 
bei öffentlichen, zweckbestimmten Fördermitteln 
und die Frage, ob es der THA möglich gewesen 
wäre, zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses eine 
Regelung zum Cash-Management zu treffen, im Mit- 
telpunkt der Beweisaufnahme. Als Drittes unter- 
suchte der Untersuchungsausschuß, ab wann es 
absehbar war, daß die für die Ostwerften bestimmten 
Gelder, die sich im zentralen Cash-Management der 
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BVV AG befanden, nicht mehr bedarfsgerecht rück- 
zahlbar waren und ob seitens der THA/BvS dies- 
bezüglich Versäumnisse Vorlagen. 

Zu diesen Fragen wurden 29 Zeugen aus dem 
Bereich der BVV AG, der Werften VWS und MTW, 
der THA/BvS, des BMF und des BMWi, der Konkurs- 
verwalter der BVV AG und der ehemalige Wirt- 
schaftsminister von Mecklenburg-Vorpommern ge- 
hört. Außerdem hat sich der Untersuchungsausschuß 
durch einen Sachverständigen über die Üblichkeit 
und Zulässigkeit des Cash-Management im Hinblick 
auf die Verwendung von Investitionsbeihilfen, För- 
der- und Subventionsmitteln informieren lassen und 
den Leiter der Staatsanwaltschaft beim Landgericht 
(LG) Bremen informatorisch gehört. Ferner waren die 
zivilrechtlichen Auseinandersetzungen der BvS mit 
Verantwortlichen aus dem Leitungsbereich der BVV 
AG sowie die BvS-internen Untersuchungen über die 
zweckwidrige Verwendung von Fördermitteln durch 
die BVV AG Gegenstand der Beweisaufnahme des 
Untersuchungsausschusses. 

Zur Erfüllung des Untersuchungsauftrages hat der 
Untersuchungsausschuß auch umfangreiches Akten- 
material von den an der Privatisierung der Ostwerf- 
ten beteiligten Institutionen (THA/BvS, BMF, BMWi) 
beigezogen. Es haben sowohl die Privatisierungsver- 
träge Vorgelegen als auch Teile der Korrespondenz 
der THA/BvS mit der Konzernleitung der BW AG. 
Außerdem hat der Untersuchungsausschuß den 
Bericht des Bundesrechnungshofs (BRH) und des 
Bundeskriminalamtes (BKA) sowie das Schlußgut- 
achten der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Susat & 
Partner, die im Auftrag der BvS die Vorgänge bei der 
BVV AG geprüft hatte, ausgewertet. Wesentliche 
Informationsquelle bei der Beweisaufnahme waren 
auch die für den Untersuchungsausschuß angefertig- 
ten Berichte zu den Vorgängen und Abläufen bei der 
Werftenprivatisierung der BvS, der Bundesregierung 
und des BMF, in denen diese nochmals ausführlich 
den Kenntnisstand ihrer Institution und die internen 
Verantwortlichkeiten darstellten. 

Der Leiter der Stabsstelle Besondere Aufgaben der 
BvS, Dr. Joachim Erbe, hat im Auftrag der BvS die 
von der Staatsanwaltschaft Bremen beschlagnahm- 
ten Unterlagen der Konzernleitung der BVV AG aus- 
gewertet und einen Bericht verfaßt; auch dieser hat 
dem Untersuchungsausschuß zur Auswertung Vorge- 
legen. 

Bei der Darstellung des Ergebnisses der Beweisauf- 
nahme des Untersuchungsausschusses war zu 
berücksichtigen, daß ein erheblicher Teil der Akten, 
Berichte und Gutachten und auch die Privatisie- 
rungsverträge Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 
enthalten und aus diesem Grund gern. § 395 Aktien- 
gesetz (AktG) vertraulich zu behandeln waren. Der 
Untersuchungsausschuß bzw. die aktenabgebenden 
Stellen mußten deshalb vielfach eine Einstufung 
der Unterlagen in „VS- VERTRAULICH“ vornehmen. 
Nur dokumenten-, in manchen Fällen nur seiten- 
weise war eine Herabstufung auf „offen" und damit 
eine Verwendung im Feststellungsteil des Berichtes 
des Untersuchungsausschusses möglich. Dies hat 
sich auf die Arbeit des Untersuchungsausschusses 


ausgewirkt, z.B. dadurch, daß einige Zeugenverneh- 
mungen in Teilen nur in „VS- VERTRAULICH" ein- 
gestufter Sitzung erfolgen konnten. (Zu dieser Pro- 
blematik vgl. auch Erster Teil, B.I.lO.g) und h). 

Vorgeschichte 

Mit Unterstellung der Staatsbetriebe der DDR unter 
die Verwaltung der THA war diese auch für den 
Bereich Schiffbau und das Kombinat Schiffbau 
Rostock zuständig. Am 1, Juni 1990 wurde dieses 
Kombinat in die Deutsche Maschinen- und Schiffbau 
AG (DMS AG) mit insgesamt 24 Betrieben in den drei 
Unternehmensbereichen: Werften, Maschinenbau- 
und Ausrüstungsbetriebe sowie Engineering und 
Handel, umgewandelt. Der Werftenbereich, um den 
es im folgenden geht, setzte sich aus den Unterneh- 
men: Warnow-Werft GmbH, Volkswerft GmbH Stral- 
sund, MTW Schiffswerft GmbH Wismar, Schiffswerft 
Neptun GmbH, Peene-Werft GmbH, Elbewerft 
Boizenburg GmbH (zur Privatisierung der Elbewerft 
Boizenburg vgl. vorstehend J.VII.5.a) und Roßlauer 
Schiffswerft GmbH zusammen. 

Die THA entschied sich, die DMS AG aufzulösen 
und die einzelnen Werften der DMS AG in Mecklen- 
burg-Vorpommern zu privatisieren. Ziel bei der Pri- 
vatisierung war es, die bis dahin staatliche Struktur 
des Schiffbaus aufzulösen und aus den Werften 
des ehemaligen Kombinats Schiffbau Rostock, das 
eines der größten Kombinate in der DDR war, auf 
dem Weltmarkt konkurrenzfähige Unternehmen zu 
machen. 

Nach rund zwei Jahren waren die Werften 1992/93 
privatisiert. Die Warnow-Werft ging an den norwegi- 
schen Käufer Kvaerner, die Peene-Werft wurde an 
die Hegemann-Gruppe privatisiert. Die Elbewerft 
Boizenburg und die Roßlauer Schiffswerft übernah- 
men Petram und Rönner; MTW, VWS, NIR und DMR 
bzw. DMV gingen an die BW AG, die dadurch wich- 
tigster Investor im Bereich Werftindustrie in Meck- 
lenburg-Vorpommern wurde. 

Die BW AG erhielt erhebliche staatliche Zuwendun- 
gen vertraglich zugesichert, die aufgrund der Zweck- 
bindung der Mittel einzig und allein den Werften 
MTW und VWS in Mecklenburg-Vorpommern zu- 
gute kommen sollten. Wegen konzerninterner finan- 
zieller Schwierigkeiten nutzte die BVV AG die durch 
die öffentlichen Zuwendungen sehr hohe Liquidität 
der Ostwerften zur Sicherung der eigenen Konzem- 
liquidität und zur Überbrückung von finanziellen 
Engpässen. Über ein zentrales Cash-Management 
wurden die Gelder zentral bei der BW AG verwaltet 
und verwendet. Anfänglich orientierte sich die BW 
AG an der von der THA geforderten Fristenkon- 
gruenz, d.h. der BW AG war es noch möglich, die 
Gelder bei Bedarf den Werften wieder rückzuüber- 
weisen. Ende 1995 war allerdings die BVV AG so 
hoch verschuldet, daß eine fristengerechte Bereitstel- 
lung der Mittel für MTW und VWS nicht mehr mög- 
lich war. Den Werften waren rund 854 Mio. DM 
durch die Konzernmutter BW AG entzogen worden. 
Auch eine konzertierte Aktion der Banken und des 
Landes Bremen hatte keinen Nutzen mehr. Im Fe- 
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bruar 1996 stellte die BW AG den Vergleichsantrag, 
der Anschlußkonkurs wurde im Mai 1996 eröffnet. 
Die Privatisierung der Ostwerften an die BW AG 
war gescheitert. 

I. Privatisierung von Mathias-Thesen-Werft, 
Wismar (MTW) und Volkswerft Stralsund 
GmbH (N^S) Vertragsverhandlungen und 
Genehmigungsverfahren 

Die Präambel des Treuhandgesetzes (THG) von 1990 
bestimmt die Aufgaben und die Zielrichtung der 
Arbeit der THA: Rückführung der unternehme- 
rischen Tätigkeit des Staates durch Privatisierung, 
Herstellung der Wettbewerbsfähigkeit der ehemali- 
gen Ostbetriebe und dadurch Sicherung und Schaf- 
fung von Arbeitsplätzen, Bereitstellung von Grund 
und Boden für wirtschaftliche Zwecke mit dem Ziel 
der Vermögenserwirtschaftung. Durch die Auflösung 
der Kombinate sollte eine den Erfordernissen der 
sozialen Marktwirtschaft gerecht werdende Wirt- 
schafts- und Untemehmensstruktur in den neuen 
Bundesländern hergestellt werden, die sich auch den 
Anforderungen eines internationalen Wettbewerbs 
stellen konnte. 

Auf Basis dieser Vorgaben hatte die THA die Werften 
der ehemaligen DDR, die im Unternehmensverbund 
DMS AG mit anderen Betrieben aus dem Schiffbau- 
bereich zusammengefaßt waren, unter ihre Verwal- 
tung gestellt. 

1, Zuständigkeiten innerhalb der THA 

Die Privatisierung der Ostwerften war vorstandsrele- 
vant in der THA, d.h. die einzelnen Vorstände waren 
aktiv in die Verhandlungen einbezogen. Die überge- 
ordnete Funktionalverantwortung lag bei der Privati- 
sierung der Werften bei Hero Brahms, dem dama- 
ligen Vizepräsidenten der THA. Das der damaligen 
THA-Präsidentin Birgit Breuel zugeordnete Direk- 
torat „Investor Services" war für die internationale 
Investorensuche mit eingeschaltet. In rechüichen 
Angelegenheiten wurde die Kanzlei Bruckhaus, 
Westrick, Stegemann eingeschaltet, namentlich 
die Rechtsanwälte Dr. Schütte für die MTW und 
Dr. Wülisch für die VWS. 

MTW 

Für die Privatisierung der MTW zeichnete der Unter- 
nehmensbereich 2 der THA, der von Dr. Klaus Peter 
Wild geleitet wurde, verantwortiich. Dr. Wild war 
Mitglied des Vorstands der THA und vom 1. Januar 
1995 bis zum 31. Dezember 1997 Generalbevoll- 
mächtigter der BvS, Manfred Lohmann und sein 
Mitarbeiter Onnen waren auf Direktoratsebene die 
Verantwortlichen. Aus dem Leitungsausschuß waren 
beratend tätig die Mitarbeiter Plaschna und Vogel- 
gesang. 

VWS 

Die Geschäftsverantwortung für die Privatisierung 
der VWS lag beim Untemehmensbereich 4, geleitet 
von dem Vorstandsmitglied Dr. Wolf Klinz. Der zu- 


ständige Direktor war Dr. Pauhn, sein verantwort- 
licher Abteilungsleiter von Brauchitsch. 

2. Unternehmenskonzept 

Zur Diskussion standen generell die drei Möglichkei- 
ten der THA: Abwicklung, Sanierung oder Privatisie- 
rung. 

Dr. Eckart John von Freyend hat vor dem Unter- 
suchungsausschuß ausgesagt: 

„Die betriebswirtschaftliche Logik hätte eindeutig 
dazu geführt zu sagen: alles liquidieren. Das wäre,* 
ökonomisch gesprochen, das Preiswerteste gewe- 
sen. Aber es war nach unserem Verständnis nicht 
verantwortbar ... ." (Protokoll Nr. 84, S. 18) 

Es bestand Konsens bei der Bundesregierung und 
dem Land Mecklenburg- Vorpommern, daß die 
Werft- bzw. Küstenindustrie erhalten werden sollte, 
da es sich um den wesentlichen Industriezweig des 
Landes handelte. 

Zur möglichen Sanierung durch die THA hat Staats- 
sekretär Dr. Overhaus (BMF) vor dem Unter- 
suchungsausschuß erklärt: 

„Die Fortführung der Werftindustrie als Staats- 
konzern hätte bedeutet: Ein unrentabler, technisch 
veralteter Konzern wird mit Staatsgeld am Leben 
erhalten und tritt in Konkurrenz zur europäischen 
und weltweiten Werftindustrie. Die Verluste eines 
solchen Konzerns wären nach oben unbegrenzt 
gewesen. " (Protokoll Nr. 81, S. 55) 

Deshalb war man sich einig, die ostdeutschen Werf- 
ten rasch zu privatisieren, damit dringend notwen- 
dige Modernisierungen schnellstmöglich vorgenom- 
men werden konnten, um dadurch die Verluste der 
Werften zu begrenzen. Mit einbezogen in den Priva- 
tisierungsvorgang war die Unternehmensleitung der 
DMS AG, die verschiedene Konzepte vorlegte, u.a. 
das sog. Krackow-Konzept (Dr. Jürgen Krackow war 
der von der THA eingesetzte Vorstandssprecher der 
DMS AG). Diese Konzepte zielten, nach Aussage der 
damaligen Präsidentin der THA, Birgit Breuel, in 
erster Linie auf den Erhalt der vorhandenen Struk- 
turen, auf „Besitzstands Wahrung" und nicht auf die 
rasche Auflösung des Verbundes. Die DMS AG sollte 
nach dem sog. Krackow-Konzept zunächst in der 
öffentlichen Hand verbleiben, durch diese saniert, 
wettbewerbsfähig gemacht und anschließend privati- 
siert werden. Nach Aussage von Dr. Bley, dem bis 
Ende 1994 für die Privatisierung der Ostwerften 
zuständigen Referatsleiter im BMF, wäre dies ein 
äußerst zeitaufwendiger Vorgang gewesen und hätte 
gleichzeitig bedeutet, daß mehr als ein Drittel des 
deutschen Schiffbaus sich ün Eigentum der öffent- 
lichen Hand befunden und hier enorme Verluste pro- 
duziert hätte (Protokoll Nr. 74, S. 17). 

Ein weiterer Grund für die Entscheidung zur soforti- 
gen Privatisierung und gegen die Sanierung waren 
EG -rechtliche Vorschriften, speziell die 7. Schiffbau- 
richtlinie vom 20. Juli 1992, die staatliche Subventio- 
nen im Schiffbau nur sehr restringiert zuließen und 
zeitlich auf den 31. Dezember 1993 beschränkten 
(vgl. dazu nachstehend 7. sowie Dokument Nr. 103). 
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Das Unternehmenskonzept der DMS AG: Sanierung 
vor Privatisierung hätte zur Folge gehabt, daß wir 
[die THA, Anm. d. Red.] nicht bis zum 31. Dezember 
1993 fertig geworden wären. Danach hätten wir zwar 
noch Investitionsbeihilfen geben können, aber kei- 
nen Verlustausgleich und keine Betriebsbeihilfen 
mehr** hat Birgit Breuel vor dem Untersuchimgsaus- 
schuß erläutert. Alle anderen Beihilfen hätten vom 
EU-Ministeirat genehmigt werden müssen (Protokoll 
Nr.71,S. 14). 

Dieser Argumentation hat sich der Zeuge Dr. Harald 
^Ringstorff (ab 1994 Wirtschaftsminister des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern) nicht anschließen kön- 
nen. Nach seiner Auffassung kam dem Zeitfaktor 
keine so große Bedeutung bei der Privatisierung zu, 
wie es die THA behauptete. Dr. Ringstorf f vertrat 
die Meinung, es wäre durchaus möglich gewesen, 
mit Unterstützung der Bundesregierung bei der 
EU-Kommission und den anderen europäischen 
Schiffbauländem „einiges durchzusetzen" (Protokoll 
Nr. 71, S. 57). 

Darüber hinaus war die Arbeitsplatzsituation, d.h. 
der mögliche Abbau von Arbeitsplätzen, ein wich- 
tiger Diskussionspunkt in Mecklenburg- Vorpom- 
mern, Es gab Einflußnahmen von Politikern, Demon- 
strationen der Gewerkschaften, der Betriebsräte und 
Belegschaften. Diese forderten übereinstimmend den 
Erhalt der Arbeitsplätze und zielten auf eine ganz- 
heitliche Lösung im Sinne einer Weiterführung der 
Ostwerften als THA-Betiieb. So hat Dr. Ringstorf f vor 
dem Untersuchungsausschuß erklärt, die SPD habe 
massiv das DMS-Konzept unterstützt; es sollte zu- 
nächst saniert und dann privatisiert werden. Als 
dann entschieden war, daß die Werften an verschie- 
dene Investoren privatisiert werden sollten, habe 
man versucht, möglichst viele Werften an einen Inve- 
stor zu verkaufen. Dr. Ringstorff hat dem Untersu- 
chungsausschuß erklärt: 

„Unser Bestreben war es, möglichst viel im Ver- 
bund erhalten zu können, und der einzige, der 
bereit war, diesen Verbundgedanken mitzutragen, 
war der Bremer Vulkan. " (Protokoll Nr. 71, S. 55) 

Trotz dieser Bemühungen in Mecklenburg- Vorpom- 
mern, die DMS AG als Ganzes fortzuführen oder an 
einen Großinvestor zu veräußern, blieb es beim Kon- 
zept der THA, die Monopolstniktur im Schiffbau auf- 
zulösen und die Unternehmen des ehemals staat- 
lichen Schiffbaus der DDR einzeln zu privatisieren. 
Es sollte damit eine Wettbewerbssituation hergestellt 
und gleichzeitig eine Risikostreuung erreicht wer- 
den. Die Gefahr des Scheitems und des damit ver- 
bundenen Verlustes von öffentlichen Geldern wäre 
nach Ansicht des jetzt zuständigen Staatssekretärs 
im BMF, Dr. Manfred Overhaus, bei einem einzigen 
Investor ungleich größer gewesen als beim Verkauf 
der einzelnen Werften an verschiedene Investoren 
(Protokoll Nr. 81, S. 56). 

3. Auswahl des Käufers 

Die Privatisiemngsbemühungen der THA gestalteten 
sich nach den Darlegungen verschiedener Zeugen, 
die der Untersuchimgsausschuß zur Privatisiemng 


der Ostwerften gehört hat, äußerst schwierig, da es 
nur wenige Interessenten im Bereich Schiffbau gab, 
die bereit waren, einen ehemaligen Staatsbetrieb der 
DDR zu übernehmen. Hinzu kam, daß die Schiffbau- 
branche in Europa ein äußerst angespannter Bereich 
war, der mit den asiatischen Schiffbauern und deren 
niedrigen Produktionskosten konkurrieren mußte. 
Insbesondere die ostdeutschen Werften waren nicht 
konkurrenzfähig. Sie waren auf die Bedürfnisse des 
osteuropäischen Marktes (GUS-Staaten) spezialisiert, 
ihr Angebot entsprach rücht dem Bedarf westlicher 
Nachfrager. Die Technik der Werften war veraltet, 
und es mußten erhebliche Investitionen durchgeführt 
werden, sollten die Ostwerften auf dem Weltmarkt 
konkurrenzfähig werden. Es war daher für die THA 
schwierig, Kaufinteressenten zu finden, da die Werft- 
industrie im allgemeinen eher an einem Kapazitäts- 
abbau, d. h. an Stillegungen von Werften interessiert 
war. 

In diesem Zusammenhang ist dem Untersuchungs- 
ausschuß von verschiedenen Zeugen berichtet wor- 
den, daß das Konzept der Erhaltung imd Modemisie- 
mng der Ostwerften im Westen auch auf Skepsis 
bzw. Ablehnung gestoßen sei. So hat beispielsweise 
der Bezirksleiter Küste der IG Metall, Frank Teich- 
müller, in seiner Vernehmung vor dem Untersu- 
chungsausschuß ausgesagt, der niedersächsische 
Ministerpräsident Schröder habe ihm gegenüber in 
einem Gespräch die Auffassung vertreten, daß man 
die ostdeutschen Werften schließen und nicht mit 
Staatsgeldem die Konkurrenz für die westdeutschen 
Werften aufrechterhalten sollte (Protokoll Nr. 66, 
S. 30). Dagegen hat Ministerpräsident Gerhard 
Schröder auf einen entsprechenden Hinweis des Vor- 
sitzenden des Untersuchungsausschüsse nüt Schrei- 
ben vom 20. Mai 1998 erklärt, daß er eine solche Aus- 
sage nicht gemacht habe (Dokument Nr. 116). 

Letztendlich fand die THA einen kleinen Kreis 
potentieller Käufer, darunter auch die BW AG, der 
sich für die Werften in Wismar (MTW) und Stralsund 
(VWS) aber auch für die NIR und die DMR in Rostock 
interessierte. 

Für die MTW blieb am Ende der Investorensuche nur 
die BW AG als Interessent übrig und legte ein 
Angebot vor. Der anfängliche Mitbieter Kvaemer aus 
Norwegen beschränkte sein Angebot auf die 
Wamow-Werft. 

Bei der Privatisierung der VWS lagen der THA 
die Angebote von drei Bietern bzw. Bietergemein- 
schaften vor: die Bietergemeinschaft bestehend 
aus BW AG, Detlef Hegemann GmbH, Lürssen 
Werft und der Stadt Stralsund, dann das Unterneh- 
men UUtveit Moe AS Norwegen und als dritten Inter- 
essenten Finnjards Ltd. aus Finnland. Die Angebote 
von UUtveit Moe AS und Finnjards Ltd. enthielten 
aber deutlich schlechtere Bedingungen als das Ange- 
bot der Bietergemeinschaft mit der BW AG. Sie 
konnten auch durch Verhandlungen nicht ausrei- 
chend verbessert werden und waren damit letztlich 
keine Alternative. Hinzu kam, daß die BW AG als 
einziger Bieter bereit war, beide Werften zu überneh- 
men. 
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a) Vorgaben des Handbuchs „Privatisierung“ 

Bei der Privatisierung und der Auswahl des Käufers 
hatte die THA die Pflicht, nach den im Handbuch 
„Privatisierung" auf gehsteten Kriterien vorzugehen 
(vgl. dazu ausführlich BT-Drucksache 12/8404, 
S. 56 ff.). Ausschreibungsmodalitäten und Ablauf der 
Privatisierung sind festgelegt und müssen vollständig 
dokumentiert werden, Wert- und Kaufpreisermitt- 
lung des zu privatisierenden Objekts erfolgen nach 
vorgegebenen Standards. 

Für die Auswahl eines Käufers sind sowohl dessen 
Seriosität als auch dessen Bonität von substantieller 
Bedeutung. Die Bonitätsprüfung innerhalb des Priva- 
tisierungsprozesses ist deshalb wesenthcher Bestand- 
teil der Vorprüfungen. Auskünfte zur Bonität sind 
von der THA/BvS unbedingt einzuholen und im 
Aktenvorgang zu dokumentieren. Entscheidungs- 
relevant ist, ob der Interessent über ausreichende 
Mittel für die Begleichung des Kaufpreises und die 
Finanzierung der vertraghch zugesicherten Investi- 
tionen verfügt und ob genügend Haftungskapital 
vorhanden ist. Die Entscheidung wird einz elf allbezo- 
gen getroffen, unabhängig von wirtschaftlicher Lage, 
regionalem Umfeld und Arbeitsmarkt sowie der Kon- 
kurrenz eventueller Käufer. 

Ein weiterer wesentlicher Faktor ist neben dem Kauf- 
preisangebot und der Übernahme von Unterneh- 
mensrisiken auch das Fortführungskonzept des Käu- 
fers, wobei Arbeitsplatzgarantien und Investitionszu- 
sagen und deren Besicherung ausschlaggebende 
Faktoren für die Entscheidung zu Gunsten eines 
Käufers sind. 

Die gesamten Entscheidungskriterien sollen eine 
einzelfallbezogene Gewichtung erfahren in Abhän- 
gigkeit der Wirtschaf thchen Lage, dem regionalen 
Umfeld und der Arbeitsmarktsituation sowie der Re- 
sonanz potentieller Investoren aufgrund des Bieter- 
wettbewerbs. 

b) Bonitätsprüfung der BW AG 

Nachdem die BW AG Interesse an der Übernahme 
der Ostwerften gezeigt und ein Angebot bei der THA 
abgegeben hatte, prüfte diese, wie der seinerzeitige 
THA- Vorstand, Dr. Wild, vor dem Untersuchungsaus- 
schuß erläuterte, im Rahmen des Privatisierungsver- 
fahrens die Bonität des Konzerns. Die Vorgehens wei- 
se sollte den im Handbuch „Privatisierung" vorge- 
schrieben Maßgaben entsprechen. Verantwortlich 
für die Bonitätsprüfung war innerhalb der THA das 
jeweils für die Privatisierung zuständige Fachdirek- 
torat. Das kaufmännische Direktorat, das auch für die 
Kontrolle der Privatisierungsverträge die Verantwor- 
tung trug, überprüfte, ob alle für die Privatisierung 
erforderlichen Voraussetzungen erfüllt waren. Nament- 
üch waren für die MTW Manfred Lohmann für die 
fachliche und Dirk Groß-Blotekamp für die kaufmän- 
nische Seite zuständig. Bei VWS waren es Dr. Paulin 
und Dr. Grünfeld. 

aa) Aktionärsstruktur 

Dabei spielte auch eine Rolle, in wessen Besitz sich 
die börsennotierten Aktien der BVV AG befanden, 


ob es einen Mehrheitsaktionär gab oder wer ein 
Aktienpaket in der Größenordnung hielt, daß er die 
Geschäftspolitik der BVV AG direkt beeinflussen 
konnte und wie dessen wirtschafthche Situation war. 
In einem Schreiben vom 3. September 1992 ver- 
sicherten der damahge Aufsichtsratsvorsitzende der 
BW AG, Dr. Wilhelm Scheider, und der Vorstands- 
vorsitzende, Dr. Hennemann, der Präsidentin der 
THA daß, „weder dem Aufsichtsratsvorsitzenden 
noch dem Vorstandsvorsitzenden ein Mehrheitsaktio- 
när bekannt ist und dass unseres Wissens das Land 
Bremen weder über die bekannten Anteile hinaus 
über Anteilsbesitz verfügt noch in irgendeiner Weise 
auf das Unternehmen Einfluß nimmt." (Dokument 
Nr. 104) Die Aktien der BVV AG befanden sich nach 
dieser Auskunft in nationalem und internationalem 
Streubesitz. Einen Mehrheitsaktionär konnte die 
THA nicht feststellen. Das Land Bremen soU zum 
Zeitpunkt der Prüfung kein größeres Aktienpaket 
über die landeseigene Beteihgungsgesellschaft 
Hibeg, Hanseatische Industriebeteihgungen GmbH 
(Hibeg) gehalten haben. Die THA war sich aber dar- 
über im Klaren, daß zwischen dem Land Bremen und 
der BVV AG eine „wirtschaftlich bedeutsame Bezie- 
hung" bestand. 

Exkurs: Hibeg Hanseatische Industriebeteiligungen 
GmbH, Bremen 

Aufgabe der Hibeg ist es, wirtschaftspolitische Frage- 
stellungen marktkonform, d.h. mit Mitteln des Mark- 
tes zu erledigen. Dabei geht es um die Umsetzung 
von Beschlüssen des Landes Bremen. Eine eigene 
Geschäftspolitik hinsichtlich der BW AG verfolgte 
die Hibeg nicht, sondern wurde immer nur aufgrund 
von Treuhandaufträgen tätig. Sie übernahm bei den 
Kapitalerhöhungen der BW AG zur Finanzierung 
des erhöhten Bedarfs an Eigenkapital die Kapitaler- 
höhungsgarantie und hat nach Aussage von Prof. 
Manfred Timmermann vor dem Untersuchungsaus- 
schuß durch Auftragsfinanzierungen sowie Übernah- 
men von Bürgschaften positiv auf die Unternehmens- 
führung gewirkt. Nebenamtlicher (ab 1. Oktober 
1978) und dann hauptamtlicher (ab 1. Oktober 1988) 
Geschäftsführer der Hibeg ist Klaus Geertz. 

bb) Dienstvertrag und Überlassungsvertrag von 
Dr. Hennemann 

Der THA war zu diesem Zeitpunkt hicht bekannt, 
daß zwischen dem Vorstandsvorsitzenden der BW 
AG, Dr. Friedrich Hennemann, und dem Senat der 
Freien Hansestadt Bremen ein Dienstvertrag, datiert 
auf den 12. Dezember 1986, und zwischen dem Senat 
der Freien Hansestadt Bremen und der BW AG ein 
Personalüberlassungsvertrag vom 9. Januar 1987 
bestand (Dokument Nr. 105). So ist in Paragraph 1 
des Dienstvertrages zum Vertragszweck aufgeführt: 

„Herr Dr. Hennemann wird im Rahmen seiner 
Tätigkeit als Mitglied des Vorstands der Bremer 
Vulkan AG Schiffbau und Maschinenfabrik auch 
bremische Belange wahrnehmen, soweit dies im 
Rahmen seiner Verpflichtungen nach Gesetz und 
Satzung gegenüber der Bremer Vulkan AG Schiff- 
bau und Maschinenfabrik möglich ist. " 


295 



Drucksache 13/10900 


Deutscher Bundestag - 13 . Wahlperiode 


Es war daher zu prüfen, ob die Möglichkeit bestand, 
mit Hilfe dieser beiden Verträge die Geschäftspolitik 
der BVV AG im Sinne des Landes Bremen und zum 
Vorteil der Westwerften zu steuern. Dr. Hennemann 
hat in seiner Zeugenaussage vor dem Untersu- 
chungsausschuß allerdings erklärt, diese Verträge 
hätten einzig und allein den Sinn gehabt, ihm eine 
angemessene Altersversorgung zu garantieren. Eine 
Interessenskollision sei ausgeschlossen gewesen 
(Protokoll Nr. 60, S. 65). 

cc) Geschäftsberichte 

ln die Bonitätsprüfung wurde auch die Darstellung 
des Konzerns in den Geschäftsberichten von 1991 
und 1992 einbezogen. 

Die finanzielle Situation der BVV AG stellte sich inso- 
weit für die THA im Privatisierungsjähr 1992 wie 
folgt dar: Der Konzern, der 1992 sein lOOjähriges 
Bestehen feierte, machte einen Umsatz von rund 
4,16 Mrd. DM, der Jahresüberschuß belief sich auf 
ca. 75 Mio. DM. Dagegen sank die Eigenkapital- 
quote, d.h. der Anteil des Eigenkapitals am Gesamt- 
kapital, von 39 % in 1991 auf 25 % in 1992. 

dd) Börsenzulassungsprospekte 

Der THA lagen zwei Börsenzulassungsprospekte vor: 
eines vom Juli 1990, das für eine Kapitalerhöhung 
von 148 Mio. DM, und eines vom Januar 1992, das 
für eine Kapitalerhöhung von 140 Mio. DM erstellt 
worden war. Die THA konnte auf die in den beiden 
Prospekten veröffentlichten Unternehmensdaten der 
BW AG vertrauen und das Unternehmen als seriö- 
sen Investor einstufen. Zu beachten war allerdings 
der Zeitfaktor, die Unternehmensdaten bezogen sich 
in jedem Fall auf die Vergangenheit, ein Prospekt 
war immerhin schon knapp zwei Jahre alt und der 
Schiffbau eine konjunkturellen Schwankungen un- 
terliegende Branche. 

Exkurs: Börsenzulassungsprospekt 

Der Börsenzulassungsprospekt ist unabdingbare Vor- 
aussetzung für die Zulassung eines Wertpapiers an 
der Börse bzw. für eine Kapitalerhöhung und enthält 
alle Angaben, die für die Beurteilung des einzufüh- 
renden Wertpapiers wesentlich sind. Die Zulassungs- 
stelle der Börse prüft, ob in dem Prospekt alle Tatsa- 
chen mitgeteilt sind, deren Kenntnis für die Beurtei- 
lung des Emittenten wichtig und nötig sind. Den Pro- 
spekt unterschreiben der Wertpapieraussteller und 
die einführende(n) Bank(en). Sie haften nach den 
Vorschriften des Börsen-Gesetzes (BörsG) für die 
Richtigkeit und Vollständigkeit des Börsenzulas- 
sungsprospekts. 

ee) Auskünfte 

Desweiteren holte die THA Bankauskünfte ein. So 
lag ihr eine schriftliche Auskunft, datiert auf den 
28. April 1993, von der Landesbank Bremen vor, es 
gab „mündliche, vertrauliche Auskünfte verschiede- 
ner Banken an die Mitarbeiter der THA“ und eine 
positive Auskunft des Wirtschaftsinformationsunter- 
nehmens Creditreform. 


Da zudem die Presseberichterstattung 1992 über die 
Lage des Konzerns positiv war, erschien der THA die 
BVV AG als solventer und vertrauenswürdiger Inve- 
stor. 

c) Feststellungen des Untersuchungsausschusses 
zur Bonitätsprüfung 

Zumindest im Vorstand der BVV AG schien man sich 
schon 1992/93 darüber im klaren zu sein, daß die 
finanzielle Lage des Konzerns bereits angespannt 
war. Im Vorstand der BVV AG soll, nach Aussage von 
Prof. Timmermann (22. April 1993 bis 30. September 
1993 ordentliches Vorstandsmitglied der BVV AG mit 
den Zuständigkeitsbereichen Controlling und Meck- 
lenburg-Vorpommern) vor dem 3. PUA, die Meinung 
bestanden haben: 

„Wenn uns dann diese Werften gehören, dann 
haben wir genug Beleihungsmasse, um diese Kre- 
dite aufzunehmen, die wir zum Einschuß als Eigen- 
kapital brauchen. “ (3. PUA, Protokoll Nr. 7, S. 32) 

Prof. Timmermann selbst hat zur Eigenkapitalaus- 
stattung der BVV AG vor dem Untersuchungsaus- 
schuß in Mecklenburg-Vorpommern weiter ausge- 
sagt: 

"Die [Eigenkapitalausstattung, Anm. d. Red.] war 
sicherlich auch damals nicht gegeben, wie sich ja 
dann hinterher leider auch herausgestellt hat. 
... man konnte schnell sehen, daß soviel Eigenkapi- 
tal in Bremen nicht verfügbar war, um diese 
Leistungen bei den ja riesengroßen Beträgen zu 
erbringen.'^ (3. PUA, Protokoll Nr. 7, S. 22) 

Nach Meinung Prof. Timmermanns hätte die THA 
durch einen Wirtschaftsprüfer feststellen lassen kön- 
nen, wie die tatsächliche Lage war. Allerdings hatte 
die THA keinen rechtlichen Anspruch, über eine 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Einsicht in die Ge- 
schäftsunterlagen der BVV AG zu nehmen. Auch ist 
nach Aussage von Prof. Timmermann der Jahresab- 
schluß 1992 nicht ohne „Fehl und Tadel" gewesen 
(3. PUA, Protokoll Nr. 7, S. 36). Diese Aussage hat 
Prof. Timmermann bei seiner zweiten Zeugenver- 
nehmung am 11. Dezember 1997 vor dem Unter- 
suchungsausschuß sowohl bestätigt als auch relati- 
viert. Es sei wohl für Insider erkennbar gewesen, daß 
die Lage der BVV AG sich weniger positiv darstellte 
als im Geschäftsbericht angegeben, die THA habe 
aber als außenstehende Institution nicht die Möglich- 
keit gehabt, dies zu erkennen (Protokoll Nr. 92, 
S. 73 f.). 

Die von der THA eingeholte Bankauskunft stammte 
von der Hausbank der BVV AG, der Landesbank 
Bremen und testierte: 

„Wir halten das Management für fähig, die Unter- 
nehmensgruppe gut zu leiten. Hinsichtlich der 
finanziellen Ressourcen verweisen wir auf unsere 
in der Anlage beigefügte Gliederung der Bilanz 
zum 31. 12. 1991. Wir stehen mit der Gesellschaft 
seit langem in Geschäftsverbindung und gewähren 
Kredit auf gedeckter Basis. “ 

Dazu hat sich auch der Bundesrechnungshof (BRH) 
in seiner Kritik an der Privatisierung geäußert. Zur 
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Bonitätsprüfung bei der MTW hat dieser festgestellt, 
daß das Formblatt „Angaben zum Käufer" fehle und 
aus dem Aktenvorgang nicht ersichtlich werde, ob 
die THA eine Bonitätsprüfung durchgeführt habe. 
Der BRH bezweifelt in seinem Bericht, ob überhaupt 
eine ordnungsgemäße Bonitätsprüfung durchgeführt 
wurde, da sich in den Privatisierungsvorlagen für 
Vorstand und Verwaltungsrat der THA keine Hin- 
weise auf die von der BvS später behauptete einge- 
hende Bonitätsprüfung gefunden haben. 

Demgegenüber haben Zeugen aus verschiedenen 
Bereichen der THA/BvS in ihrer Aussage vor dem 
Untersuchungsausschuß versichert, daß es eine Boni- 
tätsprüfung entsprechend den Standardanforderun- 
gen gegeben habe und daß anhand der erlangten 
Informationen sich die BVV AG als seriöser und sol- 
venter Vertragspartner dargestellt habe. So hat etwa 
der Zeuge Dr. Wild, seinerzeit Vorstand der THA, 
dem Untersuchungsausschuß berichtet, daß der THA 
neben den einschlägigen Unterlagen auch durch 
interne Kontakte bei Partnerbanken der BVV AG 
erlangte positive Bewertungen der BVV AG zur Ver- 
fügung gestanden hätten (Protokoll Nr. 71, S. 90). 

Der ab Mitte 1993 für das Vertragsmanagement der 
MTW und VWS zuständige THA/BvS -Direktor Dirk 
Groß-Blotekamp vermochte in seiner Aussage vor 
dem Untersuchungsausschuß zur Bonitätsprüfung 
lediglich anhand der Aktenlage Stellung zu nehmen. 
Hier seien die üblichen Unterlagen, wie Gutachten, 
Börsenberichte, Aussagen von Politikern, Protokolle 
(auch aus Verwaltungsratsitzungen der THA) etc. 
vorhanden. Eine abschließende Bewertung der BW 
AG und ihrer Bonität sei nach seiner Auffassung aber 
so nicht vorgenommen worden. Es sei vielmehr 
Material gesammelt worden (Protokoll Nr. 71, S. 117, 
122). Groß-Blotekamp räumte in seiner Aussage 
allerdings auch ein, mit der Privatisierungsaktenlage 
nicht so genau vertraut zu sein (Protokoll Nr. 71, 
S. 122). 

Zur Frage der Aktionärsstruktur und der Beteiligung 
des Landes Bremen an der BVV AG hat der Zeuge 
Dr. Bley, der bis Ende 1994 u. a. für die Privatisierung 
der Ostwerften zuständige Referatsleiter im BMF, vor 
dem Untersuchungsausschuß erklärt, daß die „Priva- 
tisierung an den Bremer Vulkan BMF-seitig nicht die 
erste Priorität war, insoweit nicht, als der Bremer 
Vulkan eben möglicherweise ... teilweise im öffent- 
lichen Eigentum stand. Und wir wollten ja die Werf- 
ten privatisieren." (Protokoll Nr. 74, S. 37). D.h. es 
lag im unmittelbaren Bestreben des BMF, die Werf- 
ten an einen privaten Investor zu veräußern. Daß 
man sich letztendlich für die sich teilweise in Landes- 
besitz befindliche BVV AG entschied, lag an dem 
mangelnden Investitionsinteresse anderer Unterneh- 
men. 

Den von einigen Zeugen angeführten besonderen 
Zeitdruck bei der Privatisierung der Werften auch 
angesichts des Wegfalls einschlägiger Fördermög- 
lichkeiten nach der 7. Schiffbaurichtlinie am 31. De- 
zember 1993 hat Dr. Heinrich Hornef, in der Schluß- 
phase der Privatisierungsverhandlungen ab Juni 
1992 stellvertretender Präsident der THA und später 
Präsident der BvS in seiner Aussage vor dem Unter- 


suchungsausschuß relativiert. Es habe ein sachgemä- 
ßer Privatisierungsvorgang mit den üblichen Beteili- 
gungen stattgefunden. Er habe dabei jedenfalls 
keine unangemessene Eile feststellen können (Proto- 
koll Nr. 72, S. 43). 

4. Verhandlungsführung der THA 

An den Vertragsverhandlungen waren auf seiten der 
THA im wesentlichen die gleichen Personen betei- 
ligt, die auch schon die Investorensuche durchge- 
führt hatten. Aus dem Vorstandsbereich war dies 
Dr. Wild für die MTW und Dr. Klinz für die VWS. 
Bei besonders komplizierten Verhandlungspunkten 
schaltete sich auch die THA-Präsidentin Breuel ein. 
Die rechtliche Betreuung übernahm die Anwalts- 
kanzlei Bruckhaus, Westrick, Stegemann insbeson- 
dere RA Dr. Schütte für die MTW und RA Dr. Willisch 
für die VWS. 

Bei der BVV AG war Prof. Timmermann, der 1991 
von der BVV AG als Berater speziell für das Aushan- 
deln der Privatisierungsverträge engagiert worden 
war, Verhandlungspartner. Weiter waren Günther 
Smidt und der Justitiar der BVV AG, Dr. Günter Köh- 
ler, bei den Verhandlungen dabei. Wenn technische 
Fragen verhandelt wurden, zog man Experten hinzu. 
Josef Klar, der seit 1987 Vorstand der Schichau 
Unterweser AG/Schichau Seebeckwerft und zum 
damaligen Zeitpunkt Vorstand der BVV AG war, war 
zeitweise an den Vertragsverhandlungen beteiligt. 
Bei entscheidenden Punkten lag die Federführung 
beim Vorstandsvorsitzenden Dr. Hennemann, der 
dann selbst mit der THA-Präsidentin Breuel verhan- 
delte. 

Im Bericht der Bundesregierung an den Untersu- 
chungsausschuß werden die Rahmenbedingungen 
der Privatisierung der MTW und der DMV aufgeführt 
(Dokument Nr. 105): 

- schwierige Situation der Werftenindustrie, 

- dramatische Verlustsituation der ostdeutschen 
Unternehmen aufgrund der Auftragslage, 

- schnelle Übernahme der unternehmerischen Füh- 
rung durch einen branchenkundigen Partner, 

- kaum ernsthafte Kaufinteressenten, 

- 7. Schiffbaurichtlinie. 

Diese Faktoren beeinflußten nach Angaben der Bun- 
desregierung sowohl die Auswahl des Investors als 
auch die Verhandlungsführung der THA. 

Zur Verhandlungsführung der THA hat der Untersu- 
chungsausschuß verschiedene Zeugen sowohl aus 
dem Vorstandsbereich der BVV AG als auch aus der 
THA/BvS gehört. Verschiedentlich wurde der THA 
dabei der Vorwurf gemacht, sie habe zu „lasch" ver- 
handelt, d. h. zu wenig versucht, ihre eigenen Stand- 
punkte gegenüber der BVV AG durchzusetzen. Die 
THA/BvS dagegen argumentierte, man habe sich in 
einer schlechten Verhandlungsposition befunden, da 
sich als Investor keine Alternative geboten habe. 
Hinzu sei der zeitliche Druck durch den Wegfall der 
7. Schiffbaurichtlinie am 31. Dezember 1993 gekom- 
men. 


297 



Drucksache 13/10900 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Zur Verhandlungsposition der THA hat sich Prof. 
Timmermann vor dem Untersuchungsausschuß 
dahingehend geäußert, daß er nicht empfunden 
habe, daß die THA sich in einer schlechten Position 
befunden habe. Prof. Timmermann war vielmehr der 
Meinung, daß die THA ihre Verhandlungsposition 
nicht richtig genutzt habe, denn „ob man 562 Millio- 
nen an die MTW gibt oder 500, war schon Verhand- 
lungsgegenstand, und da konnte nicht der Vulkan 
sagen: Ich möchte aber noch ein paar mehr.'" (Proto- 
koll Nr. 62, S. 44). Prof. Timmermann war darüber 
hinaus der Auffassung, daß die Verhandlungsposi- 
tion der BW AG deshalb so stark gewesen sei, weil 
die THA die Werften hätte möghchst schnell loswer- 
den wollen. Deshalb habe die BW AG vieles durch- 
setzen können, was normalerweise nicht durchsetz- 
bar gewesen wäre (Protokoll Nr. 62, S. 38). 

Der ehemalige Aufsichtsratsvorsitzende der BW 
AG, Dr. Wilhelm Scheider, der die Akquisition der 
MTW befürwortete, aber nicht die der VWS, hat vor 
dem Untersuchungsausschuß der Bremischen Bür- 
gerschaft zum Kauf der Werften und zur Verhand- 
lungsführung der THA ausgesagt: 

„... ich habe das im Prinzip für richtig gehalten, 
soweit die Mathias-Thesen-Werft [MTW, Anm. d. 
Red.] betroffen war. Bei den anderen Akquisitionen 
bin ich auch ständig unterrichtet worden, habe 
auch meine kritischen Anmerkungen gemacht und 
mein Unbehagen darüber geäußert, aber wie 
gesagt, alle die Bedingungen, die ich versucht 
habe einzubauen, sind immer wieder von der Treu- 
handanstalt erfüllt worden, so daß einem letzten 
Endes dann die Argumente ausgehen, wenn eine 
Sache von der finanziellen Seite so gut abgesichert 
ist ... . " (UA Bremen, Protokoll Nr. 22, S. 2211/6) 

Vor dem Untersuchungsausschuß in Bonn hat 
Dr. Scheider dazu näher erläutert, er habe bei ver- 
schiedenen Gesprächen bei der THA zu bedenken 
gegeben: 

„... der Vulkan ist zwar nicht klein, aber er ist auch 
kein so riesengroßes Unternehmen, daß man ihm 
die Verantwortung für immer mehr Aktivitäten im 
Osten konzentriert übertragen sollte.” (Protokoll 
Nr. 62, S. 67) 

Dr. Scheider hat weiter erklärt, die Antwort der THA 
sei gewesen, sie müsse privatisieren und die BW AG 
sei gut genug, „man mußte schon den Eindruck 
haben, hier geht es auch um die Statistik. " (Protokoll 
Nr. 62, S. 68) 

Dieser Darstellung ist von mehreren Zeugen aus 
dem Bereich der THA/BvS widersprochen worden. 
Dr. Breuel hat in ihrer Aussage vor dem Untersu- 
chungsausschuß hierzu ausgeführt: 

„Wenn ich Vorsitzender oder Aufsichtsratsvorsit- 
zender des BW gewesen wäre, würde ich solche 
Erklärungen auch abgeben, nehme ich an, um zu 
gucken, wem ich das denn hinterher in die Schuhe 
schieben kann. In der Sache ist es so gewesen: Das 
Anliegen des Bremer Vulkans war eine ungedek- 
kelte Position; das heißt, wir sollten Verluste nach 
Anfall an den Bremer Vulkan auszahlen und 
dadurch das unternehmerische Risiko völlig bei 


uns belassen. Dies haben wir verhindert. Insofern 
finde ich die Erklärung der Herren beeindruk- 
kend." (Protokoll Nr. 71, S.16). 

Auch der Zeuge Dr. Wild wies nachdrückhch darauf 
hin, daß für die THA die hundertprozentige Übertra- 
gung der unternehmerischen Verantwortung für die 
Ostwerften auf die BW AG entscheidendes Ver- 
handlungsziel gewesen sei. Dieses Ziel sei erreicht 
worden und die BW AG habe sich mit ihrem 
Wunsch nach einer Übernahme der unternehmeri- 
schen Mitverantwortung durch die THA nicht durch- 
setzen können. Darüber hinaus sei die Deckelung 
der Verlustausgleichszahlungen ein wesentlicher 
Erfolg der THA gewesen, der allerdings zwangs- 
läufig mit einer Begrenzung der Kontrollrechte ver- 
bunden gewesen sei (Protokoll Nr. 71, S. 84 f.). 

5. Allgemeine Verhandlungspunkte der 
Privatisierungsverträge von MTW und VWS 

Die THA war bei den Vertragsverhandlungen zum 
Verkauf der MTW und der VWS gehalten, die ihr zur 
Verfügung stehenden öffentlichen Mittel wirtschaft- 
lich und sparsam einzusetzen und die kaufmänni- 
schen Grundsätze zu berücksichtigen. Unter diesen 
Prämissen hatte sie auf der einen Seite die Punkte 
Kaufpreis, Arbeitsplatzgarantie, Investitionen als 
Verpflichtungen der BW AG auszuhandeln. Auf der 
anderen Seite standen ihre eigenen finanziellen Ver- 
pflichtungen in Form des GAB. Da MTW vor der 
VWS privatisiert wurde, gab es hier mehr Schwierig- 
keiten bei der Ausgestaltung einzelner Vertrags- 
punkte als später bei der VWS, wo man auf die ge- 
machten Erfahrungen zurückgreifen konnte. 

a) Kaufpreis 

Den Kaufpreis für die Werften hatte die THA nach 
den Vorgaben des Handbuchs Privatisierung zu 
ermitteln, dabei war das Ertragswertverfahren zu 
verwenden. Die beiden Werften wiesen 1992/93 
keine positiven Ertragswerte auf, so daß die THA 
berechtigt war, den Kaufpreis auf eine symbolische 
Summe zu reduzieren und der BVV AG finanzielle 
Leistungen zuzusichem. 

b) Gesamtausgleichsbetrag (GAB) 

Der GAB, den die THA den Werften vertraglich zu- 
sicherte, ist die Summe aus Eigenkapitalzufuhr, Inve- 
stitions-, Betriebs- und Schließungsbeihilfen oder 
Verlustausgleich. Konkrete Vorgaben, wie der GAB 
für die Werften zu ermitteln war, gab es nicht. Er 
mußte einzelfallbezogen ermittelt werden. Bei der 
THA wandte man generell zwei Methoden der 
Berechnung des GAB an: Zum einen war es möglich, 
für jede einzelne Komponente wie Investitionsver- 
pflichtung oder Verlustausgleich Berechnungen 
anzustellen und die ermittelten Beträge im GAB 
zusammenzufassen. Damit war die Summe des GAB 
genau definiert. Die zweite Methode war die, daß die 
THA den GAB als Differenzbetrag zwischen Aktiva 
und Passiva aus dem jeweiligen Übergabestatus des 
Unternehmens berechnete. Diese Methode wandte 
die THA bei den Werften an. Die konkrete Verwen- 
dung des GAB blieb dabei offen, lediglich für ein- 
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zelne Bereiche wie zum Beispiel für die zu realisie- 
renden Investitionen wurden gewisse Beträge festge- 
setzt. Diese sind aber nicht als Teilbetrag des GAB zu 
verstehen, sondern als fixierter finanzieller Aufwand 
des Investors für Investitionen im übernommenen 
Unternehmen (Protokoll Nr. 72, S. 47 f.). 

Bestreben der BVV AG war es, so schnell wie mög- 
lich, aber spätestens nach Vertragsabschluß, über 
den GAB der MTW verfügen zu können. Die THA 
hatte in den Verhandlungen nicht durchsetzen kön- 
nen, daß der GAB nur nach tatsächlichem Bedarf 
ausgezahlt wurde. Der erreichte Kompronüß war die 
Auszahlung des GAB auf ein Treuhandkonto und 
erst nachdem der Privatisierungsvertrag in Kraft 
getreten war, die Fördermittel in drei Tranchen an 
die Werft zu zahlen (Dokument Nr. 105). 

c) Verlustausgleich 

Die zweite wesentliche Forderung der BW AG war, 
daß die THA bis zum Abschluß der Umstrukturie- 
rung der MTW sämtliche Verluste der MTW über- 
nehmen solle. Nach Aussage von Birgit Breuel und 
Dr, Homef vor dem Untersuchungsausschuß hätte 
die Gesamtübernahme der Verluste der Ostwerften 
Manipulationen Tür und Tor geöffnet. Für die THA 
wäre es unmöglich gewesen, konkret in jedem Ein- 
zelfall zu prüfen, ob der Verlust auch tatsächlich bei 
der Werft angefallen war oder ob es sich um die Ver- 
schiebung einer Verlustposition aus den Westunter- 
nehmen der BVV AG auf die Ostwerft handelte. 
Nach Ansicht von Staatssekretär Dr. Overhaus aus 
dem BMF wären die Risiken für den Haushalt der 
THA/BvS unabsehbar gewesen (Protokoll Nr. 81, 
S. 56). Bei diesem Punkt erreichte die THA, daß sich 
die BVV AG mit einer Deckelung des Verlustaus- 
gleichs zufrieden gab. Es wurde sowohl im Privatisie- 
rungsvertrag der MTW als auch der VWS ein einma- 
liger Betrag auf Basis vorliegender Planzahlen ausge- 
handelt, den die THA als Ausgleich für künftige Ver- 
luste in Tranchen im Rahmen des GAB zahlte. Die 
Betriebsverluste der MTW ermittelte diese selbst; im 
Auftrag der THA überprüfte die Wirtschaftsprü- 
fungs- und Steuerberatungsgesellschaft Hansa aus 
Hamburg das Ergebnis. 

Aufgrund der Deckelung des Verlustausgleichs war 
es laut Birgit Breuel vor dem Untersuchungsausschuß 
nicht notwendig, einen Nachweis für einzelne Ver- 
lustgrößen zu fordern, da der Verlustausgleich als 
Pauschalsumme fixiert war, unabhängig von Zeit- 
punkt und Höhe der tatsächlich anfallenden Verluste 
bei der MTW und VWS (Protokoll Nr. 71, S. 17). 

d) Rücknahmeverpflichtung seitens der THA/BvS 
bzw. Rücktrittsrecht der BW AG 

Die Privatisierungsverträge sowohl für MTW als auch 
für VWS enthielten keine Festschreibungen hinsicht- 
lich einer Rücknahmeverpflichtung seitens der THA/ 
BvS, d.h. die THA/BvS war nicht verpflichtet, die 
Werften zurückzunehmen, falls es der BVV AG wirt- 
schaftlich schlecht ging. Auch die BW AG selbst 
hatte vertraglich kein Recht, vom Privatisierungsver- 
trag zurückzutreten. 


6. Privatisierungsverträge von MTW und VWS 

Zur Unterscheidung zwischen den beiden Privatisie- 
rungsverträgen für MTW und VWS werden verschie- 
dene Bezeichnungen für die Verträge benutzt. Der 
Privatisierungsvertrag der MTW nennt sich Kauf- 
und Abtretungsvertrag (KAV), der der VWS Kauf- 
und Überlassungsvertrag (KÜV). Wirksam wurden 
die Verträge nach Zustimmung des Aufsichtsrates 
der BW AG und durch Genehmigung des BMF und 
der EU-Kommission. 

In beiden Privatisierungsverträgen war festgelegt, 
daß die BW AG die Werften als eigenständige, wett- 
bewerbsfähige Profit Center bis zu einem bestimm- 
ten, vertraglich festgelegten Zeitpunkt (MTW: 31. De- 
zember 1995, VWS: 31. Dezember 1997) fortzuführen 
hatte, während sich die THA dazu verpflichtete, den 
Ostwerften sog. Gesamtausgleichsbeträge zur Verfü- 
gung zu stellen, die eine Fortführung von MTW und 
VWS garantierten. 

a) Kauf- und Abtretungsvertrag (KAV) MTW 

MTW wurde zusammen mit dem Dieselmotorenwerk 
Rostock GmbH (DMR) in einem gemeinsamen Ver- 
trag privatisiert. 

Zuerst wurde in einem Einbringungsvertrag (datiert 
auf den 14. August 1992) zwischen der Deutschen 
Maschinen- und Schiffbau GmbH Rostock (DMS) 
und der Hanse Schiffs- und Maschinenbaugesell- 
schaft mbH, Rostock (Hanse Holding) festgelegt, daß 
die DMS ihren Gesellschafteranteil an der MTW 
(Nennbetrag 116 Mio. Mark) und an der DMR 
(Nennbetrag 70 Mio. Mark) als Gesellschaftereinlage 
in die Hanse Holding unentgeltlich einbringt. (Auf 
die Funktion der Hanse Holding innerhalb der BVV 
AG wird unter II. 1. ausführlich eingegangen.) 

In einem zweiten Schritt wurde dann der KAV 
geschlossen. Vertragspartner waren auf der einen 
Seite die THA als Alleingesellschafterin der DMS 
und die DMS selbst als Alleingesellschafterin der 
Hanse Holding; auf der anderen Seite standen die 
BVV AG und ihr Tochterunternehmen Schichau See- 
beckwerft AG, Bremerhaven. Im KAV ist der Gesell- 
schaftsanteil der DMS an der Hanse Holding mit 
einem Nennbetrag von 100 000 DM bestimmt (§ 1 
KAV). Dieser Geschäftsanteil wurde auf geteilt zwi- 
schen der BW AG (95%) und der Schichau See- 
beckwerft (5%). 

Die notarielle Beurkundung des KAV erfolgte am 
11. August 1992. Den Privatisierungsvertrag unter- 
schrieben für die THA RA Dr. Michael Schütte, für 
die DMS die Geschäftsführer Dr. Rudolf Scheid und 
Dr. Bernd Laudien, für die BVV AG der Justitiar 
Dr. Günter Köhler und für die Schichau Seebeckwerft 
deren Vorstand Günter Smidt. 

Die Eckpunkte des Privatisierungsvertrags, zu denen 
sich die THA verpflichtete, waren: 

- Entschuldung von Altkrediten und der aufgelau- 
fenen Zinsen (§ 5 Ziffer I Abschn. 1, a KAV); 

- Zahlung eines GAB von 686 542 000 DM als Ge- 
sellschaftereinlage der DMS/Hanse Holding bei 
der MTW auf ein Treuhandkonto bis spätestens 
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zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens des KAV (§ 5 
Ziffer I Abschn. l.b und §5 Ziffer I Abschn. 4 
KAV); 

Zahlungstermine und Summe: 

30. September 1992 - 50% des GAB 

1. Januar 1993 - 40 % des GAB 

1. Dezember 1993 - 10 % des GAB 

Auf dem Treuhandkonto auflaufende Zinsen bis 
zur Höhe von 8,5 % standen der THA zu, was dar- 
über hinaus ging, erhielt die MTW. 

- Investitionszuschuß von 337 200 000 DM (§ 5 Ziffer 
I Abschn. l.h KAV) als Bestandteil des GAB; 

- bei Forderungsausfall Übernahme der Forderung 
der MTW gegen Schiffscommerz GmbH i.L. (SC) 
in Höhe von 213 821 000 DM (§ 5 Ziffer I 
Abschn. l.cKAV); 

- Darlehen für MTW in Höhe von 112 400 00 DM; 
vier Jahre zinsfrei, dann 1,5% über dem Diskont- 
satz (§ 5 Ziffer I Abschn. 5 KAV); Auszahlung in 
zwei Raten; 

Die Gegenleistungen der BVV AG waren: 

- Kaufpreiszahlung in Höhe von 100.000 DM (§ 3 
KAV) für sämtliche Hanse Holding-Geschäfts- 
anteile; 

- Investitionsverpflichtungen in Höhe von 
562 200 000 DM, zu erfüllen bis zum 31. Dezember 
1995; Nachweis durch jährliche Testate einer Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaft; Nichterfüllung war 
mit Strafe (Kaufpreiserhöhung) belegt (§ 8 KAV, 
Spezifizierung in Anlage 7 zum KAV); 

- Arbeitsplatzgarantie (2 510 Arbeitsplätze) bis 

31. Dezember 1995; Nichterfüllung war pönalisiert 
(§ 9 KAV); 

- Fortführungsverpflichtung bis zum 31. Dezember 
1995. 

Dem eigentlichen Privatisierungsvertrag waren zehn 
Anlagen beigefügt, die ebenfalls Vertragsbestandteil 
waren. Im einzelnen waren dies die Eröffnungsbilanz 
der Hanse Holding (Stichtag 16. Dezember 1991), der 
Übergabestatus der MTW (Stichtag 30. Juni 1992), 
Eigentumsübersichten zu MTW und DMR, Übersich- 
ten zu Bürgschaften und Garantien, Lagepläne von 
MTW und DMR sowie als Anlage 7 eine Übersicht 
über die durchzuführenden Investitionen bei MTW 
und DMR und als Anlage 10 der Schiedsvertrag. 

Damit der KAV wirksam werden konnte, waren die 
Zustimmung der EU-Kommission gern. Art. 92/93 
EG -Vertrag, des BMF und des Aufsichtsrats der BVV 
AG laut KAV erforderlich. 

b) Kauf- und Überlassungsvertrag (KÜV) VWS 

Den Kauf- und Überlassungsvertrag (KÜV) vom 
18. Februar 1993 mit der Bietergemeinschaft (BVV 
AG, Detlef Hegemann GmbH, Lürssen Werft, Stadt 
Stralsund) Unterzeichneten für die THA RA Dr. Jan 
Willisch, für die DMS Dr. Bernd Laudien, für die BVV 
AG der Vorstand Günter Smidt, für die Hanse 
Holding und die Zweite COPIA Vermögensverwal- 
tungsgesellschaft mbH, Bremen (2. COPIA), Schiffs- 


beteiligungsgesellschaft der BVV AG), Johannes Karl 
Schüttgen und für die VWS der Geschäftsführer 
Hartmuth Rausch und der Prokurist Dr. Joachim 
Schneidewind. 

Die Konstellation war dabei so, daß die THA als 
Alleingesellschafterin der DMS, die ihrerseits Allein- 
gesellschafterin der VWS war, diese an die 2. COPIA 
und an die Schichau Seebeckwerft AG, Bremer- 
haven, ebenfalls ein Unternehmen der BVV AG, ver- 
äußerten. Weitere Vertragspartner waren die Hanse 
Holding als Tochterunternehmen der BVV AG, auf 
die die unternehmerische Führung der VWS übertra- 
gen werden sollte, und die VWS. Die 2. COPIA über- 
nahm 95 % und die Schichau Seebeckwerft 5 % der 
Anteile an VWS. 

Vertraglich festgeschrieben waren u.a. folgende Eck- 
punkte, die durch die THA zu erfüllen waren; 

- Entschuldung von Altkrediten und der aufgelaufe- 
nen Zinsen (§ 4 Ziffer 4.2.1 KÜV); 

- Zahlung eines GAB von 585 000 000 DM späte- 
stens nüt der Übernahme der unternehmerischen 
Verantwortung auf ein Treuhandkonto (§ 4 Ziffer 
4.2.2 und § 5 KÜV); 

Zahlungstermine und Summe: 

1. Februar 1993 - 33,33 % 

1. August 1993 - 33,33 % 

31. Dezember 1993 - 33,34% 

- bei Forderungsausfall Übernahme der Forderung 
der VWS gegen Schiffscommerz GmbH i. L. (SC) 
in Höhe von 414 321 000 DM (§ 4 Ziffer 4.2.3 
KÜV); 

Gegenleistungen der BVV AG waren: 

- Kaufpreiszahlung in Höhe von einer Mio. DM; 

- Investitions Verpflichtungen in Höhe von 487 Mio. 
DM bis zum 31. Dezember 1996 und in Höhe von 
150 Mio. DM bis zum 31. Dezember 2005; Nach- 
weis durch jährliche Testate einer Wirtschaftsprü- 
fungsgesellschaft (§ 10 KÜV); Pönale bei Nicht- 
erfüllung; 

- Arbeitsplatzgarantien: angestrebt 2 200 Arbeits- 
plätze bis 31. Dezember 1996 und mindestens 
2 175 Arbeitsplätze durchschnittlich bis zum 
31. Dezember 1997; Nachweis durch jährliche 
Testate einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft (§11 
KÜV); Pönale bei Nichterfüllung; 

- Fortführungsverpflichtung bis zum 31. Dezember 
1997. 

Auch beim KÜV waren zehn Anlagen Bestandteil 
des Vertrages. Das war der Übergabestatus der VWS 
(Stichtag 18. Februar 1993) sowie diverse Übersich- 
ten zum Immobilienvermögen der VWS, zu Bürg- 
schaften und Garantien und zu vermögensrechtli- 
chen Ansprüchen Dritter. Besonders hervorzuheben 
ist hier die Anlage 3, die Treuhandvereinbarung zu 
den Zahlungsmodalitäten, die Anlage 8, eine Ge- 
samtübersicht der Investitionen und die Anlage 10, 
der Schiedsvertrag. 

Als aufschiebende Bedingungen für das Wirksam- 
werden des KÜV waren die Genehmigungen des 
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Gesamtvorstandes der THA, des Aufsichtsrats der 
BW AG, des Verwaltungsrats der THA, des BMF, 
der EU-Kommission und des Bundeskartellamts im 
Vertrag genannt. 

c) Zahlungsverpflichtungen der THA 
auf Grund von KAV und KÜV 

Nach den Festlegungen der Privatisierungsverträge 
für MTW und VWS hatte die THA die Verpflichtung, 
insgesamt 2 012 Mio. DM an die Werften auszuzah- 
len. 

Tabelle 1 


Zahlungsverpflichtungen der THA 



Gesamt- 

Forde- 

Darlehen 

Gesamt- 


aus- 

rung 


betrag 


gleichs- 

gegen 


von 


betrag 

SC*) 


THA zur 


(GAB) 

von THA 


Ver- 



ggJ- 


fügung 



Über- 


gestellt 



nommen 




in 

in 

in 

in 


Mio. DM 

Mio. DM 

Mio. DM 

Mio. DM 

MTW 

686,5 

213,8 

112,4 

1 012,7 

VWS 

585,0 

414,3 

0,0 

999,3 

Gesamtbetrag 

1 271,5 

628,1 

112,4 

2 012,0 


•) Schiff scommerz 


Verwendet werden sollten die Beihilfen bei den 
Werften in Form von Eigenkapitalzufuhr und als Be- 
triebsbeihilfen, für Investitionen und als Schließungs- 
beihilfen. Dies waren bis zum 31. Dezember 1995 die 
in Tabelle 2 aufgeführten Positionen. 

Tabelle 2 


Zweckbestimmung der Auszahlungen 



Gesamt- 

Eigen- 

Betriebs- 

Investi- 

Schlie- 


betrag 

kapital- 

bei- 

tionen 

ßungs- 


bis 

Zufuhr 

hilfen 


bei- 


31.12.95 




hilfen 


in 

in 

in 

in 

in 


Mio. DM 

Mio. DM 

Mio. DM 

Mio. DM 

Mio. DM 

MTW 

823,3 

57,7 

458,8 

288,8 

18,0 

VWS 

960,5 

50,0 

522,0 

380,0 

8,5 


d) Prüf- und Kontrollrechte der THA/BvS 
gemäß KAV und KÜV 

Im KAV befindet sich die allgemeine Regelung, daß 
„eine Kontrolle der Verwendung von Mitteln, die den 
Verbundgesellschaften nach diesem KAV zuf ließen, 
nur in den in diesem KAV ausdrücklich geregelten 
Fällen stattfindet. " (§ 11 Ziffer 9 KAV) Eine generelle 
Kontrolle der Mittelverwendung durch die THA/BvS 
war weder im KAV der MTW noch im KÜV der VWS 
vorgesehen. 


Die BVV AG sicherte in den Privatisierungsverträgen 
(KAV und KÜV) der THA zu, alle vertraglichen 
Verpflichtungen innerhalb vorgegebener Zeiträume 
zu erfüllen. Bei Nichterfüllung einzelner Vertrags- 
punkte waren Vertragsstrafen (Pönalen) vorgesehen. 

aa) Investitionskontrolle 

Die Einhaltung der Zusagen im Investitionsbereich 
kontrollierte die THA und später die BvS über die 
Testate von Wirtschaftsprüfungsgesellschaften. Da- 
mit die in einem gewissen Zeitraum zu realisierende 
Investitionsverpflichtung als erfüllt angesehen wer- 
den konnte, genügte es, wenn die Investition nahezu 
abgeschlossen war, sich in der Rechnungslegung 
befand oder im Bestellobligo ausgewiesen war. An- 
sonsten waren Vertragsstrafen fällig. „Im Falle MTW 
war die Minderinvestition bis zum Betrag von 477,5 
Mio. DM mit 100%, darüber hinausgehend mit 40% 
des Investitionsbetrages pönalisiert, bei der Voiks- 
werft wurde der Betrag von 380 Mio. DM Investi- 
tionen mit einer 100%igen Vertragsstrafe, der dar- 
über hinausgehende Betrag bis 480 Mio. DM mit 
40% und der Restbetrag mit 20 % pönalisiert . " 

bb) Arbeitsplatzverpflichtungen 

Die Einhaltung der Arbeitsplatzgarantien war durch 
eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft zu bestätigen. 
Die Nichteinhaltung der Arbeitsplatzgarantien war 
mit 25 000 DM pro Jahr je fehlenden Arbeitsplatz 
pönalisiert. 

cc) Verlustausgleich 

Sowohl für MTW als auch für VWS waren gedeckelte 
Verlustausgleichszahlungen vertraglich festgelegt 
worden. Für die Verwendung der im Rahmen des 
Verlustausgleichs geleisteten Mittel war in beiden 
Privatisierungs Verträgen keine Kontrolle notwendig, 
da der Betrag gedeckelt und als Pauschalbetrag Teil- 
summe des GAB war. Es bestand seitens der THA 
keine Nachschußpflicht, sie hatte aber auch keinen 
Rückzahlungsanspruch in dem Falle, daß die Ver- 
luste der MTW und der VWS geringer ausfielen als 
im Verlustausgleich veranschlagt. 

dd) Kontrolle durch Spill-over-Berichte 

Im 1992 abgeschlossenen Privatisierungsvertrag 
(KAV) für die MTW waren keinerlei Kontrollen zur 
Vermeidung eines Spill-over-Effektes (unberechtigte 
Vorteilnahme Dritter) festgeschrieben. Auf Betreiben 
des BMF und der EU-Kommission, die in jedem Fall 
eine Vorteilnahme der Westwerften aus den Beihilfe- 
zahlungen der THA an MTW verhindern wollten, 
wurde der KAV in einer Erklärung der BW AG ge- 
genüber der EU-Kommission am 3. Dezember 1992 
ergänzt: 

„Der Erwerber Bremer Vulkan wird ... ebenfalls 
prüfen und bestätigen lassen, daß die für MTW 
gewährten Betriebs- und Investitionsbeihilfen aus- 
schließlich MTW zugeflossen und ausschließlich 
bei MTW für die im Kauf- und Abtretungsvertrag 
vorgesehenen Zwecke verwendet worden sind." 
(Dokument Nr. 105) 
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Diese sog. Spill- over- Klausel soUte eine Fehlver- 
wendung der öffentlichen Beihilfen, deren Zweckbe- 
stimmung Hilfe für die Ostwerften war, vermeiden 
und war in der 7. Schiffbaurichtlinie der EU formu- 
liert. 

Die Spill-over-Kontrolle war deshalb aus Sicht der 
EU-Kommission und dann auch der THA notwendig, 
da der GAB vorzeitig, d.h. vor konkretem Bedarf, 
ausgezahlt wurde und in den Verwendungsbereich 
der BVV AG gelangte. Er sollte nicht für Zwecke der 
Westunternehmen eingesetzt werden, ohne daß die 
Ostwerften davon profitierten. Wichtig wurde die 
Spill-over-Klausel zu dem Zeitpunkt, als die BW AG 
begann, Gelder bei den Ostwerften auszuleihen bzw, 
von diesen nicht benötigte hquide Mittel bei der BW 
AG anzulegen. Hier drang die EU-Kommission und 
mit ihr die THA darauf, daß die Geldanlagen mit 
einer marktübhchen Verzinsung fristenkongruent 
gestaltet sein müssen. Fristenkongruenz war deshalb 
von großer Bedeutung, da die Mittel einer Zweck- 
bestimmung unterlagen und der finanzielle Bedarf 
seitens der Ostwerften jederzeit sichergestellt sein 
mußte. 

Die Einhaltung der EU- Vorgaben, d.h. die Kontrolle, 
ob es Spill-over-Effekte gab, wurde mittels sog. Spill- 
over-Berichte überwacht. Die Werften hatten viertel- 
jährlich diese Berichte zu erstellen, die von Wirt- 
schaftsprüfern jährlich testiert und über THA/BvS, 
BMF und BMWi an die EU-Konunission weiterge- 
leitet wurden. 

Der Privatisierungsvertrag (KÜV) der VWS beinhal- 
tet bereits die aus der EU-Genehmigung bei der 
MTW gewonnenen Erkenntnisse durch die Auf- 
nahme der „Spill-over-Klausel“ und einer erweiter- 
ten Berichtspfhcht der BVV AG (§ 12 KÜV). Diese 
verpflichtete sich, Beihilfen ausschließlich für die 
VWS zu verwenden und die VWS als eigenes Profit- 
Center zu führen. Zur Kontrolle hatte die BW AG 
vierteljährhch Berichte über Art und Umfang der rea- 
lisierten Investitionen und die vorhandenen Arbeits- 
plätze zu erstatten. Der Abschlußprüfer der VWS 
mußte die Berichte hinsichtlich ihrer Richtigkeit be- 
stätigen. 

e) Regelungen zum Cash-Management 
inKAVund KÜV 

Über Zulässigkeit oder Unzulässigkeit eines Kon- 
zem-Cash-Management, d.h. über tägliche Saldie- 
rung aller Konten der Konzernunternehmen auf 
einem zentralen Konto, das später eine große Rolle 
spielte, findet sich im KAV der MTW keine Regelung. 
Auch der Privatisierungsvertrag der VWS enthält 
keine Aussagen zu diesem Punkt (vgl. nachstehend 
II.4.). 

Der Untersuchungsausschuß hat festgestellt, daß 
zwar keine vertragliche Regelung dergestalt getrof- 
fen worden war, die das Cash-Management generell 
verboten oder generell erlaubt hätte, daß aber im 
Verlaufe der Vertragsverhandlungen dieser Punkt 
thematisiert wurde. RA Dr. Schütte, der bei den 
MTW-Vertragsverhandlungen als juristischer Berater 
auf seiten der THA dabei war, berichtete von einem 


gemeinsamen Vertragsverständnis dergestalt, daß 
die liquiden Mittel der Ostwerften in einem „ Finanz- 
kreislauf Ost" verbleiben sollten. Unter dem Begriff 
„Finanzkreislauf Ost" war der Finanzverbund der 
Hanse Holding, der Dachgesellschaft von MTW und 
VWS, zu verstehen. D.h. die von der THA vor Bedarf 
ausgezahlten Mittel sollten nicht in den Verfügungs- 
bereich der BW AG gelangen, konnten aber durch- 
aus innerhalb der Hanse Holding einem gemein- 
samen Verfügungszweck zugeführt werden. 

RA Dr. Schütte stellte in zwei Schreiben vom 25. Juni 
1997 und vom 11. Juli 1997 an die Staatsanwaltschaft 
Bremen seine zuvor gemachte Aussage bei der 
Staatsanwaltschaft Bremen zum Verhandlungspunkt 
Cash-Management klar. Anlaß hierfür war ein Zei- 
tungsartikel in der „taz", in dem behauptet wird, das 
Thema zentrales Cash-Management habe, nach 
Erinnerung von RA Dr. Schütte, bei den Privati- 
sierungsverhandlungen eine weitaus größere Rolle 
gespielt als von der THA zugegeben. Alle Versuche, 
ein Cash-Management nur für die Ostwerften zu 
installieren, seien aber gescheitert. Daraufhin hatte 
sich Dr. Erbe, Leiter der Stabsstelle „Besondere Auf- 
gaben" bei der BvS, mit Schreiben vom 7. Oktober 
1996 an RA Dr. Schütte gewandt und ihn auf mögli- 
cherweise notwendige Korrekturen seiner Aussage 
hingewiesen. Dabei regte Dr. Erbe an, eine etwa ver- 
anlaßte Berichtigung vor Absendung an die Staats- 
anwaltschaft Bremen mit ihm abzustimmen, weil in 
der Stabsstelle „Besondere Aufgaben" mittlerweile 
eine komplette Dokumentation derjenigen Unterla- 
gen, die in der BvS zum gesamten Privatisierungs- 
und Begleitgeschehen existierten, vorhanden war. In 
seinem Schreiben vom 25. Juni 1997 weist RA Dr. 
Schütte hierzu u, a. auf folgendes hin: 

„So, wie es in der taz wiedergegeben wird, habe 
ich den Sachverhalt nicht geschildert. Lassen Sie 
mich vorsichtshalber zur Vermeidung von Mißver- 
ständnissen folgende Klarstellungen anbringen: 

1. Es ist richtig, daß in den Vertragsverhandlungen 
auch das Thema der Mittelverwendung und der 
Grenzen der Mittelverwendung diskutiert worden 
ist. Das Thema Cash-Management ist dabei auch 
zur Sprache gekommen, allerdings zu jener Zeit 
eher am Rande und nach meiner Erinnerung nicht 
im Beisein von Vorständen der Treuhandanstalt. ..." 

In dem Schreiben vom 11. Juh 1997 führt RA 
Dr. Schütte u. a. aus: 

„Es bestand zwar ein gewisses gemeinsames Ver- 
ständnis der Verhandelnden, die Gelder in einem 
Finanzkreislauf Ost zu belassen. Eine entsprechen- 
de, vertraglich bindende Verpflichtung des BV 
[BW AG, Anm. d. Red.] gegenüber der THA war 
aber nicht durchsetzbar. Ein Bestehen auf einer 
vertraglich bindenden Regelung hätte nach mei- 
ner Einschätzung zum Scheitern der Verhandlun- 
gen geführt. . . . 

In der Besprechung [am 9. Dezember 1993, Anm. 
d. Red.] wurde von mir klargestellt, daß nach Auf- 
fassung der THA die den ostdeutschen Unterneh- 
men zur Verfügung gestellten Mittel nicht für 
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westdeutsche Unternehmen abgezogen werden 
dürften, sondern nur über ein getrenntes Cash- 
Management angelegt werden könnten; darüber 
habe während der Vertragsverhandlungen zwi- 
schen den Parteien Einvernehmen geherrscht. 
Eine Bestätigung unserer Auffassung wurde sei- 
tens BV [BW AG, Anm. d. Red.] nicht gegeben. “ 

Dem Untersuchungsausschuß liegen jedoch Hin- 
weise dafür vor, daß auch die BW AG zunächst von 
einer derartigen Vertragsgrundlage ausging. 

Darüber hinaus hat dem Untersuchungsausschuß das 
„Protokoll über eine Besprechung zwischen Bremer 
Vulkan und Treuhandanstalt zu Fragen des Vertrags- 
management am 9. Dezember 1993 in Bremen" Vor- 
gelegen. 

Teilnehmer waren u. a. der Vorstandsvor sitzende, 
Dr. Hennemann und der Rechtsanwalt der BW AG, 
RA Dr. Köhler, sowie der Justitiar der Hanse Holding, 
RA Huschke, auf der BW AG-Seite, auf seiten der 
THA waren anwesend die Mitarbeiter Pommerenke, 
Utikal, Wagner sowie RA Dr. Schütte. Ausweislich 
des Protokolls stellte RA Dr. Schütte im Verlauf der 
Sitzung hinsichtlich der Ausgestaltung der Berichts- 
pflichten der BW AG klar: 

„Zwischen den Vertragsparteien war vereinbart, 
daß die den ostdeutschen Unternehmen zur Verfü- 
gung gestellten finanziellen Mittel nicht für west- 
deutsche Unternehmen abgezogen werden, son- 
dern daß getrennte Cash-Managements aufgebaut 
werden . " 

Der RA der BW AG, Dr. Köhler, wollte sich aber zu 
diesem Thema ohne Prüfung der BW-Unterlagen 
nicht äußern und gestand lediglich zu, daß während 
der Privatisierungsverhandlungen über das Cash- 
Management gesprochen und vereinbart worden sei, 
„daß das Geld den ostdeutschen Unternehmen jeder- 
zeit zur Verfügung stehen muß. " 

f) Nachverhandlungsmöglichkeiten 
und Schiedsklausel 

ln beiden Verträgen war die Möglichkeit vorge- 
sehen, zwecks Sicherstellung des Wirksamwerdens 
des jeweiligen Vertrages Anpassungen vorzunehmen 
(§ 13 KAV, § 23 KÜV). 

Zu der Möglichkeit, die Privatisierungsverträge 
nachträglich im Sinne der THA oder der privatisier- 
ten Unternehmen zu verbessern, hat sich Dr. Homef 
vor dem Untersuchungsausschuß klar geäußert: 

„... die THA [hat] wieder die generelle Erfahrung 
gemacht, daß mit dem Privatisierungsvertrag ... 
die Weichen weitgehend gestellt sind. Nachbesse- 
rungen sind nur selten erreichbar gewesen!" (Pro- 
tokoll Nr. 72, S. 13) 

„Wenn der Privatisierungsvertrag abgeschlossen 
war, dann war für uns die Chance, unsere Rechts- 
position zu verbessern, eigentlich selten nur noch 
gegeben. " (Protokoll Nr. 72, S, 27) 

Sowohl KAV als auch KÜV beinhalteten eine 
Schiedsklausel, nach der Streitigkeiten aus und im 


Zusammenhang mit dem Kaufvertrag anstelle des 
ordentlichen Rechtsweges durch ein Schiedsgericht 
entschieden werden sollten (§ 14 KAV und § 21 
KÜV). Dazu wurde eigens ein Schiedsvertrag abge- 
schlossen und als Anlage 10 dem jeweiligen Privati- 
sierungsvertrag beigefügt. 

7. Genehmigung der Privatisierungsverträge 
a) Genehmigungsverfahren 

Hat sich die THA/BvS für die Privatisierung an einen 
Käufer entschieden und den Privatisierungsvertrag 
unterschriftsreif ausgehandelt, durchläuft er ein for- 
melles Genehmigungsverfahren, an dem - je nach 
Umfang - in der Reihenfolge der Verwaltungsrat der 
THA/BvS, das BMF im Einvernehmen mit dem 
BMWi und den jeweils zuständigen Fachministerien 
sowie die EU-Kommission in Fällen, die EU-beihilfe- 
rechtlich relevant sind, beteiligt sind, ln aller Regel 
werden in die Privatisierungsverträge entsprechende 
Genehmigungsvorbehalte aufgenommen. 

aa) THA/BvS 

Mit Ausnahme der sog. vorstandsrelevanten FäUe, 
das sind große, strukturpolitisch bedeutsame und 
finanziell sehr umfangreiche Privatisierungvorhaben, 
werden die Privatisierungsverträge in der Regel von 
den zuständigen Direktoraten, die branchenbezogen 
arbeiten, verhandelt und nach Abschluß auch 
betreut. Die Privatisier ungsverträge von MTW und 
VWS waren vorstandsrelevant und enthalten einen 
Genehmigungsvorbehalt dergestalt, daß EG-Recht 
beachtet werden muß (§ 13 KAV, § 19 KÜV). 

Innerhalb der THA/BvS muß diesen auf Arbeitsebe- 
ne ausgehandelten Verträgen, den ausgehandelten 
Konditionen, Kontrollrechten und Zusagen des Inve- 
stors zuerst der Vorstand und dann der Verwaltungs- 
rat der THA/BvS zustimmen. Der Verwaltungsrat ist 
ein Kollegialorgan, das den Präsidenten der THA/ 
BvS bestellt und die Vorstandsmitglieder ernennt 
bzw. abberuft. Er hat die Aufsicht über die Geschäfts- 
tätigkeit des Vorstands der THA/BvS und kontrolliert 
diesen. Außerdem hat er eine beratende Funktion in 
allen Grundsatzfragen der Privatisierung und Ver- 
wertung des der THA/BvS unterstellten Vermögens. 
Im Verwaltungsrat vertreten sind u.a. die neuen 
Bundesländer und BMF und BMWi durch einen 
Staatssekretär. 

bb) BMF 

Dem BMF obliegt gern. §§ 65, 68 und 69 Bundeshaus- 
haltsordnung (BHO) die haushaltsrechtliche Über- 
wachung der THA/BvS. Es nimmt die Rechtsaufsicht 
und im Einvernehmen mit dem BMWi die Fachauf- 
sicht über die THA/BvS dergestalt wahr, daß es die 
Entscheidung der THA/BvS überprüft, ob das Ange- 
bot, für das sich die THA/BvS entschieden hat, auch 
tatsächlich das beste Angebot ist, ob die ausge- 
handelten Konditionen (haushalts-) rechtlich zulässig 
sind und ob der Privatisierungsvertrag den allgemei- 
nen Anforderungen entspricht. Federführend inner- 
halb des BMF für diesen Prüfvorgang sind die Abtei- 
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lung VIII (zuständiger Abteilungsleiter bis 1995: 
Dr. Eckart John von Freyend) sowie die zuständigen 
Fachreferate, entsprechend der jeweiligen Branche. 
Geprüft werden nur die Verträge, die auch vom 
Verwaltungsrat der THA/BvS genehmigt worden 
sind. 

An den Privatisierungsverhandlungen selbst ist das 
BMF nicht beteiligt, wohl aber im Vorfeld im Rahmen 
der allgemeinen Diskussion, unter welchen Bedin- 
gungen eine Privatisierung generell möglich ist und 
welche Konditionen auszuhandeln sind, damit die 
Verträge genehmigungsfähig werden. 

cc) BMWi 

Das BMWi ist an der Fachaufsicht des BMF beteiligt, 
das BMF nimmt sie im Einvernehmen mit dem BMWi 
wahr. Formal wird das Mitwirkungsrecht im Wege 
der Mitzeichnung ausgeübt. Zur Wahrnehmung der 
Fachaufsicht ist ein Staatssekretär des BMWi im Ver- 
waltungsrat der THA/BvS vertreten. Der Leitungs- 
stab Neue Bundesländer (Leitung: Dr. Köpernik) 
wirkt bei der Fachaufsicht über die THA/BvS mit. 
Aufgabe ist hier u.a. die Vorbereitung von Verwal- 
tungsratsitzungen der THA mittels Beiträgen der 
Fachreferate im BMWi. Dabei erfolgt eine Ab- 
stimmung mit den zuständigen Fachreferaten des 
Ministeriums. 

Außerdem hat das BMWi die Federführung bei allen 
europapolitischen Fragen, insbesondere bei allen 
EU-rechtlichen Beihilfefragen. Das BMWi meldet auf 
Basis der Entwürfe der THA/BvS die geplanten 
Beihilfen der EU-Kommission und holt die notwendi- 
gen Genehmigungen für die Zahlungen von Beihil- 
fen bei der EU-Kommission ein, beantwortet nach 
Rücksprache mit der THA/BvS offene Fragen der 
EU-Kommission, stellt zusätzliche Informationen für 
die EU-Kommission zusammen und ist somit Binde- 
glied zwischen der THA/BvS, dem BMF und der EU- 
Kommission. Für beihilferechtliche Fragestellungen 
ist die Abteilung E, Europapolitik, im BMWi zustän- 
dig. 

dd) EU-Kommission 

Die EU-Kommission wacht u.a. über den europäi- 
schen Wettbewerb und greift z.B. ein, wenn Beihilfen 
und Subventionen zu einer Verzerrung des Wett- 
bewerbs führen könnten. Deshalb überprüft die EU- 
Kommission die Verträglichkeit der Privatisierungs- 
verträge mit den einschlägigen Vorschriften des EU- 
Rechts. Das Verfahren zur Beihilfekontrolle durch die 
Kommission regeln Art. 92 bis 94 EG-Vertrag. Falls 
notwendig, stellt die EU-Kommission Bedingungen, 
die vor Vertragsgenehmigung durch die Bundesre- 
gierung (THA/BvS) zu erfüllen sind. Erst dann erfolgt 
die endgültige Genehmigung durch die EU-Kommis- 
sion. Bevor nicht diese EU-Genehmigung vorliegt, 
sind Privatisierungsverträge nicht rechtskräftig. Alle 
von der THA/BvS gemachten Zusagen an Beihilfen 
und Subventionen dürfen nicht an den Investor aus- 
gezahlt werden. 

Die EU-Kommission war also zwingend an der Priva- 
tisierung der Ostwerften zu beteiligen. Sie überprüfte 


die Verträglichkeit der Privatisierungsverträge mit 
dem EU-Recht und stellte, falls notwendig, Bedin- 
gungen, die vor Genehmigung seitens der Bun- 
desregierung und damit der THA/BvS zu erfüllen 
waren. 

Da der EU-Kommission bei der Privatisierung der 
Werften eine entscheidende Rolle zukam und weil 
die Privatisierung für das strukturschwache Land 
Mecklenburg-Vorpommern von großer Bedeutung 
war, hat sich nach Auskunft des Parlamentarischen 
Staatssekretärs im BMWi, Dr. Kolb, der Bundeskanz- 
ler persönlich bei der EU-Kommission für die Geneh- 
migung der Beihilfen für die Ostwerften eingesetzt 
(Antwort auf die Fragen 23 und 24 in: BT-Drucksache 
13/9729). 

Exkurs: 7. Schiffbaurichtlinie 

Bei der Privatisierung der Werften waren Beihilfen 
(Betriebs-, Investitionsbeihilfen, Verlustausgleich) an 
die Werften zu deren Erhaltung zwingend erforder- 
lich. Diese Zuwendungen waren Beihilfen im Sinne 
von Art. 92/93 des EG-Vertrages, weswegen die EU- 
Kommission ihre Zustimmung zu den Privatisierungs- 
verträgen und den Beihilfen erteilen mußte (vgl. dazu 
ausführlich EG-Vertrag, Art. 92: Staatliche Beihilfen, 
Art. 93: Verfahren der Beihilfeaufsicht). Zu beachten 
war deshalb die 1. Schiffbaurichtlinie, die am 20. Juli 
1992 durch EU -Ministerratsbeschluß geändert wor- 
den war. Der neu eingefügte Artikel 10a besagt 
(Dokument Nr. 103): 

„Bis zum 31, Dezember 1993 können Betriebsbei- 
hilfen für das Neubau- und Umbaugeschäft ... als 
mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar angese- 
hen werden 

Die Bundesrepublik war gemäß Artikel 10a, Ab- 
satz 2d verpflichtet, nachzuweisen, „daß die Beihilfe- 
zahlungen ausschließlich den Werften im Gebiet der 
ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik zu- 
gute kommen . " Als Nachweis wurden Jahresberichte 
von unabhängigen Wirtschaftsprüfern verlangt. Da- 
mit sollte ein Spill-over-Effekt vermieden werden, 
d.h. die Beihilfeleistungen durften nicht einem unbe- 
rechtigten Dritten zugute kommen. 

Ziel der 7. Schiffbaurichtlinie ist es, einen freien 
Wettbewerb zu garantieren und eine Wettbewerbs- 
verzerrung durch einseitige Fördermaßnahmen ein- 
zelner Mitgliedsstaaten der EU im Bereich Schiffbau 
zu verhindern bzw. in einem engen und kontrollier- 
ten Rahmen zu erlauben. 

b) Chronik des Privatisierungs- 
und Genehmigungsverfahrens bei MTW 

Die Suche nach einem Investor für MTW hatte die 
THA im Frühjahr 1992 abgeschlossen. Die grund- 
sätzliche Zustimmung des Verwaltungsrats der THA 
zur Privatisierung der MTW an die BVV AG (Grund- 
satzbeschluß) lag am 17. März 1992 vor, so daß vier 
Monate später, am 17. Juli 1992, die Privatisierungs- 
verhandlungen mit der BVV AG nach intensiven Vor- 
gesprächen mit den Präsidiumsmitgliedern der THA 
zum Abschluß kamen. In der Verwaltungsratsitzung 
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am 24. Juli 1992 erfolgte die Zustimmung zum ausge- 
handelten KAV, am 11. August 1992 wurde er beur- 
kundet. 

Im KAV (§ 13) war festgelegt, daß der Vertrag erst 
wirksam werden kann, wenn folgende drei Kriterien 
erfüllt sind: 

1. Zustimmung der EU-Kommission gern. Art. 92/93 
EG-Vertrag, 

2. Zustimmung des BMF, 

3. Zustimmung des Aufsichtsrats der BVV AG. 

Die THA stellte am 20. August 1992 beim BMF den 
Antrag auf Genehmigung des KAV Im Verlaufe die- 
ses Verfahrens verweigerte ein Fachreferat die Mit- 
zeichnung, mit der Begründung, daß der Verzicht auf 
eine Kontrolle des sachgerechten Mitteleinsatzes 
nicht vertretbar sei. 

Bereits am 1. Oktober 1992 übernahm die BVV AG 
die unternehmerische Verantwortung für die Hanse 
Holding und damit für MTW, obwohl zu diesem Zeit- 
punkt weder eine Genehmigung des BMF noch die 
Genehmigung der EU-Kommission vorlag. Dieser 
Schritt war nur möglich geworden, nachdem die 
THA der BVV AG in einer Nachtragsvereinbarung 
vom 1. Oktober 1992 zugesichert hatte, den GAB vor 
Genehmigung der EU-Kommission auszuzahlen. Erst 
nachdem der GAB vollständig auf ein Treuhandkonto 
eingegangen und in den Verfügungsbereich der 
BW AG gelangt war, übernahm die BVV AG die 
wirtschaftliche Verantwortung für die MTW (Ziffer 2 
der Vereinbarung). Um nicht mit EG -Recht zu kolli- 
dieren und um eine gewisse Sicherheit seitens der 
THA zu erhalten, sollten die Beträge, die von der EU- 
Kommission zu genehmigen waren, nicht als Beihil- 
fen, sondern als unbesichertes Darlehen ausgezahlt 
und erst nach der EG-rechtlichen Genehmigung in 
Beihilfen umgewandelt werden. 

Grund für diese Maßnahme war laut THA die Tat- 
sache, daß die MTW sich in einem Schwebezustand 
befand, ohne Eigentümer dastand und so keine wirt- 
schaftlichen Aktivitäten entwickeln konnte. Deshalb 
wollte man, daß sich die BVV AG so früh wie möglich 
für das Unternehmen engagierte, was wiederum nur 
durch die vorzeitige Auszahlung des GAB möglich 
wurde, da die BVV AG nur dann die Verantwortung 
für die Werft übernehmen wollte, wenn ihr auch die 
gesamten finanziellen Mittel zur Verfügung stünden. 

Erst am 13. Oktober 1992, nach Abstimmung mit 
dem BMWi, wurde der KAV durch das BMF ge- 
nehmigt. Die Genehmigung erfolgte unter den Auf- 
lagen, daß die vertragsgemäße Verwendung der Bei- 
hilfen nachgewiesen werden müsse und daß eine 
Mittelauszahlung nur entsprechend dem Bedarf 
der MTW erfolgen sollte. Dies war eine Forderung 
der EU-Kommission, die unter allen Umständen 
einen sog. Spill-over-Effekt verhindern wollte. Aller- 
dings konnte die THA, wie sie am 5, November 1992 
mitteilte, diese Forderung des BMF nicht durchset- 
zen, da der Nachweis der Mittelverwendung im Ver- 
trag nicht geregelt war, und die BVV AG auch nicht 
bereit war, den KAV nachträglich abzuändern und 
Verwendungsnachweise zu garantieren. 


Die BVV AG war lediglich bereit, Berichte (Spill- 
over-Berichte) vorzulegen, die Auskunft über die 
Verwendung der Beihilfen geben sollten und die 
jährlich von einem Wirtschaftsprüfer zu testieren 
waren. Dadurch wollte man gewährleisten und der 
Forderung der EU-Kommission entsprechen, daß die 
Beihilfen tatsächlich nur der MTW zuflossen und nur 
entsprechend der vertraglichen Festlegung verwen- 
det werden, Ferner wollte die BVV AG über die ver- 
traglich geregelte Nachweispflicht hinaus über die 
Entwicklung der Auftragslage, des Umsatzes, der 
Arbeitsplatzzahlen und die durchgeführten Investi- 
tionen informieren (Dokument Nr. 105), Am 3. De- 
zember 1992 wurde der Privatisierungsvertrag der 
MTW dahingehend ergänzt. 

Das BMF akzeptierte schließlich die Regelung bzw. 
Nachbesserung der THA am 15. Dezember 1992. 
Acht Tage später, am 23. Dezember 1992, geneh- 
migte dann auch die EU-Kommission den KAV und 
gab gleichzeitig die erste Tranche der Beihilfe an die 
MTW frei. Am 6. Januar 1993 erfolgte die Begrün- 
dung der EU-Kommission mit den Auflagen: Mittel- 
freigabe nur in Tranchen und Spill-over-Effekt muß 
verhindert werden. 

In der zweiten Nachtragsvereinbarung vom 12. Fe- 
bruar 1993 war geregelt, daß der KAV an die Vor- 
schriften der EU-Kommission angepaßt werden wür- 
de, falls die EU-Kommission die noch ausstehenden 
Beihilfezahlungen nicht genehmigen konnte. 

c) Chronik des Privatisierungs- 
und Genehmigungsverfahrens bei VWS 

Die Privatisierung der VWS wurde erst Anfang 1993 
realisiert. Am 22. Januar 1993 stimmte der Verwal- 
tungsrat der THA grundsätzlich der Privatisierung 
der VWS an die BVV AG zu, der Kauf- und Überlas- 
sungsvertrag (KÜV) wurde am 18. Februar 1993 
abgeschlossen nüt den Genehmiqunqsvorbehalten 
(§ 19 KÜV): 

1. Genehmigung des Gesamtvorstandes der THA, 

2. Genehmigung des Aufsichtsrats der BVV AG, 

3. Genehmigung des Verwaltungsrats der THA, 

4. Genehmigung des BMF, 

5. Genehmigung der EU-Kommission, 

6. Genehmigung durch das Bundeskartellamt. 

Am 9. März 1993 Unterzeichneten die Vertreter der 
THA, der DMS und der 2. COPIA eine zusätzliche 
Vereinbarung, in der bestimmt wurde, daß die BVV 
AG die unternehmerische Führung der Hanse Hol- 
ding und damit der VWS vor dem Abschluß des for- 
mellen Genehmigungsverfahrens übernehmen sollte. 
Als Gegenleistung der THA wurde festgelegt, daß 
diese ihre vertraglich vereinbarten Zahlungen auf 
ein Treuhänderkonto leisten würde, der Treuhänder 
aber angewiesen werden sollte, die eingegangenen 
Zahlungen an die VWS auszuzahlen. Sofern es sich 
um Zahlungen handelte, die eine Genehmigung der 
EU-Kommission erforderlich machten, sollte der Be- 
trag als unbesichertes Darlehen ausgezahlt werden 
und erst nach EU-Genehmigung in Beihilfen umge- 
wandelt werden. 
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Genau wie bei der MTW lag zum Zeitpunkt des Ab- 
schlusses dieser Vereinbarung weder eine Genehmi- 
gung des BMF noch der EU-Kommission vor. 

Den Antrag auf Genehmigung der Privatisierung an 
die BW AG stellte die THA erst am 20. April 1993 
beim BMF, das nach Abstinunung mit dem BMWi am 
12. Juh 1993 den KÜV genehmigte. Auch bei dieser 
Privatisierung stellte das BMF wieder die zwei Forde- 
rungen: 

1. Mittelauszahlung nur nach dem tatsächlichem 
Bedarf, der gegenüber EU-Kommission nachzu- 
weisen war, und 

2. den anderen Unternehmen der BW AG in den 
alten Bundesländern darf kein ungerechtfertigter 
Vorteil entstehen. 

Erst am 17. Januar 1994 gab die EU-Kommission 
die erste Tranche der Beihilfen an die VWS frei, wo- 
bei sie die gleichen Auflagen wie bei der MTW 
machte. Die Auszahlung der beiden resthchen Bei- 
hilfe-Tranchen wurden von der EU-Kommission am 
14. Juh 1995 und am 29. November 1995 geneh- 
migt. 

8. Übernahme der unternehmerischen 
Verantwortung und Auszahlung der Beihilfen 
vor Genehmigung der Privatisierungsverträge 

Problematisch für die THA und auch die BW AG 
war, daß sowohl KAV bei der MTW als auch KÜV 
bei der VWS nur dann in Kraft treten konnten, wenn 
sämthche Genehmigungen der am Genehmigungs- 
verfahren zu beteiligenden Institutionen Vorlagen. 
Dies war insbesondere deshalb für die Werften 
und die BVV AG ungünstig, da die EU-Kommission 
äußerst lange Zeit benötigte, um die Privatisie- 
rungsverträge zu prüfen. In dieser Periode, in der 
zwar die BW AG als Käufer der Werften fest- 
stand, aber noch keine unternehmerischen Akti- 
vitäten aufgrund der fehlenden Rechtskraft der 
Verträge entwickeln konnte, befanden sich die 
Werften in einer Art Schwebezustand. Ohne Eigen- 
tümer und ohne Auszahlung der vertraghch zu- 
gesagten Beihilfen war es ihnen nicht möglich, un- 
ternehmerisch zu handeln. Um diesen Zustand zu 
beenden und die Werften nicht noch länger vom in- 
ternationalen Wirtschaftsgeschehen zu isolieren, 
übertrug man die unternehmerische Führung vorab 
auf die BW AG, obwohl das Genehmigungsverfah- 
ren nicht vollständig abgeschlossen war. Allerdings 
erklärte sich die BW AG nur unter der Vorausset- 
zung bereit, die unternehmerische Verantwortung 
für die Werften zu übernehmen, wenn auch die zuge- 
sagten finanziellen Hilfen ausgezahlt werden wür- 
den und von der BW AG auch eingesetzt werden 
konnten. 

Im Einvernehmen mit dem BMF übertrug die THA 
der BW AG die unternehmerische Führung. Dazu 
wurde für jede Werft einen Zusatzvertrag abge- 
schlossen: für MTW am 1. Oktober 1992, für VWS am 

9. März 1993. Die unternehmerische Verantwortung 
sollte zu dem Zeitpunkt auf die BVV AG übergehen, 
wenn der voUe GAB auf das jeweilige Treuhänder- 
konto eingegangen ist. Von diesen Konten bekam 


dann die BW AG die einzelnen vertraglich verein- 
barten Tranchen zum vertraglich bestimmten Zeit- 
punkt freigegeben. 

Um nicht gegen EU-Recht zu verstoßen, wurden 
die Beihilfen in Form eines Darlehens ausge- 
zahlt. Dieses festverzinsliche Darlehen soUte sich 
sofort in eine öffentliche Beihilfe umwandeln, wenn 
die Genehmigung der EU-Kommission vorhegen 
würde. 

Die Form der Auszahlung war mit dem BMF abge- 
sprochen, es lag eine telefonische Genehmigung des 
zuständigen Abteilungsleiters im BMF, Dr. Eckart 
John von Freyend, vor. Zu dieser Vorgehensweise 
äußerte sich die BvS in einem Bericht an den Rech- 
nungsprüfungsausschuß: 

„Es ist einzuräumen, daß dieser telefonische Kon- 
takt nicht ein formelles Genehmigungsverfahren 
ersetzen konnte. Der Vorstand durfte seinerzeit 
indessen davon ausgehen, daß ein derartiges for- 
melles Genehmigungsverfahren im Hinblick auf 
eine unmittelbar bevorstehende förmliche Geneh- 
migung nicht notwendig war , " 

a) Auszahlungen an MTW und VWS 


Ausgezahlt wurden im einzelnen an MTW und VWS: 

Tabelle 3 

Auszahlungen GAB 



Datum 

Datum 

Datum 

MTW 

8. 10. 92 

6. 1. 93 

1. 12. 93 

Betrag ohne Zinsen 

(in Mio. DM) 

343,271 

50% 

274,617 

40% 

68,654 

10% 

VWS 

24. 3. 93 

2. 8. 93 

6. 1. 94 

Betrag ohne Zinsen 

(in Mio. DM) 

195 

33% 

195 

33% 

195 

33% 


Die Gelder wurden von der THA auf das MTW-Treu- 
händer-Konto bei der Commerzbank Hamburg 
„Dr. M. Schütte und Dr. Köhler, MTW Treuhand- 
konto” überwiesen und von da aus weitertransferiert 
auf ein Konto der MTW ebenfalls bei der Commerz- 
bank Hamburg. Die Auszahlungen der drei GAB- 
Teilbeträge wurde bei VWS entsprechend gehand- 
habt. 

Abweichend von der vertraghchen Vereinbarung, 
das MTW zugesicherte Darlehen in zwei Tranchen 
auszuzahlen, wurde der gesamte Darlehensbetrag 
von 112,4 Mio. DM dem MTW-Konto bei der Dresd- 
ner Bank in Wismar gutgeschrieben. 

b) Genehmigung der EU-Kommission 

Die für MTW und VWS darlehensweise ausgezahlten 
Beihilfen wurden von der EU-Komnüssion zu folgen- 
den Terminen genehmigt: 
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Tabelle 4 


Genehmigungen der EU-Kommission 



Datum 

Datum 

Datum 

Datum 

MTW 

6. 1.93 

18. 5. 94 

5. 10. 95 

3.4.96 

genehmigter 

Betrag 

(in Mio. DM) 

223,3 

220,8 

194,0 

48,4 

Summe MTW 




686,5 

VWS 

17. 1. 94 

14. 7. 95 

29.11.95 


genehmigter 

Betrag 

(in Mio. DM) 

330,1 

43,9 

140,1 


Summe VWS 



514,1 



II. BW AG als Investor 

Nach den Rechercheergebnissen der THA im Rah- 
men der Investorensuche präsentierte sich die BW 
AG als ein seriöser und solventer Investor, der mit 
seinem westdeutschen Konzemverbund große Erfah- 
rungen im Bereich Schiffbau und Werftindustrie 
hatte und dessen Zukunftsvision ein maritimer Kon- 
zern und internationale Wettbewerbsfähigkeit war. 
Das Unternehmen bückte auf eine über 100jährige 
Tradition zurück. Es hatte die volle Unterstützung 
der Hansestadt Bremen, insbesondere über die lan- 
deseigene Beteiügungsgesellschaft Hibeg (vgl. vor- 
stehend I.3.b). 

1. Konzernstruktur 

1984 war der Werftenverbund der BW AG gegrün- 
det worden, dem 1987 die Seebeckwerft AG und die 
Schichau Unterweser AG, beide später zusammen- 
gefaßt in der Schichau Seebeckwerft AG, die Lloyd 
Werft Bremerhaven GmbH und die Neue Jadewerft 
GmbH, ab 1990 auch die Elender Werft AG angehör- 
ten. 

Außer dem Unternehmensbereich Schiffbau bestand 
die BW AG aus den Untemehmensfeldern Maschi- 
nen- und Anlagenbau sowie Elektronik. Die einzel- 
nen Unternehmen des jeweüigen Untemehmensbe- 
reichs waren organisatorisch in Zwischenholdings 
zusammengefaßt, nämlich in die Vulkan Industrie 
Holding (VIH), die Vulkan Schiffbau Verbund GmbH 
(VSV) und in die Vulkan Elektronik GmbH (VE). 
Dadurch hatte die BW AG eine Struktur, an deren 
Spitze sie als Konzemmutter stand. Zwischen 1992 
und 1994 war eine weitere Zwischenholding der 
BW AG, die Hanse Schiffs- und Maschinenbau- 
gesellschaft mbH, Rostock (Hanse Holding), gegrün- 
det worden, in der die Ostwerften zusammengefaßt 
waren. 


Hanse Holding 

Die Hanse Holding war mit Gesellschafts vertrag vom 
3. Dezember 1991 gegründet worden. Die Hanse 
Holding hielt die Geschäftsanteile der DMS an den 
Werften MTW und DMR (Einbringungsvertrag vom 
14. August 1992: DMS überträgt ihre 100%-Ge- 
schäftsanteile auf Hanse Holding; vgl. vorstehend 

1. e.a). 

Nach der Privatisierung der Ostwerften an die BW 
AG war sie die Zwischenholding im BW-Konzem 
und sollte die Eigenständigkeit der von der BW AG 
übernommenen Ostwerften garantieren. Diese soll- 
ten nicht „verlängerte Werkbank von Bremen" wer- 
den. Prof. Timmermann, ControUing- Vorstand der 
BW AG, war bis zu seinem Ausscheiden Ende 1993 
Hauptgeschäftsführer der Hanse Holding. Er stellte 
dem Untersuchungsausschuß dar, daß die Hanse 
Holding und damit auch die Werften sehr frei in 
ihrem unternehmerischen Entscheidungsspielraum 
waren, obwohl sie sich selbstverständüch an Grund- 
satzvorgaben des BW- Vorstands halten mußten. 
Im Gegensatz dazu stand der Finanzbereich, der sehr 
eng mit dem Bremer Finanzvorstand abgestimmt 
werden mußte. Es gab zwar ein eigenes Reporting- 
und ein eigenes ControUingsystem, doch waren letzt- 
endlich die Vorgaben aus Bremen ausschlaggebend 
(Protokoll Nr. 92, S. 58). 

Nach dem Weggang Prof. Timmermanns aus der 
Konzemleitung (Ende 1993) verlor die Hanse Hol- 
ding ihre Funktion als „Wahrer der Interessen der 
Ostwerften", Mit der Begründung, sie verursache zu 
hohe Kosten, wurde die Hanse Holding zuerst mate- 
riell und dann formal im November 1994 aufgelöst. 
Prof. Timmermann hielt dies für ein Scheinargument. 
Seiner Meinung nach wollte der BW- Vorstand „ die- 
sen Einfluß von einer Nebenregierung in Rostock 
... nicht mehr dulden ...". Insbesondere im Investi- 
tionsbereich sei die BW AG daran interessiert gewe- 
sen, die Entscheidungen in Bremen zu treffen. Dies 
habe vor aUem für den Standort Wismar gegolten. 
Die Eigenständigkeit der Werften sei durch die Auf- 
lösung der Hanse Holding stark reduziert gewesen 
(ProtokoU Nr. 92, S. 59 f.). 

Die Übertragung des Vermögens der Hanse Holding 
auf die BW AG erfolgte per Gesellschafterbeschluß 
am 24. November 1994. Nach dem Wegfall der Hanse 
Holding als Zwischenholding wurden die Werften in 
den Unternehmensbereich der Vulkan Schiffbau Ver- 
bund GmbH (VSV) eingegliedert, in dem die west- 
deutschen Werften der BVV AG bereits organisiert 
waren. 

2. Übernahme der unternehmerischen 
Verantwortung für die Ostwerften 

Mit der Entscheidung der BW AG, die Ostwerften 
zu erwerben und in den Konzernverbund zu integrie- 
ren, übernahm die BW AG eine Aufgabe, die mit 
erhebüchem finanziellen Aufwand verbunden war. 
In der schlechten Ausgangslage des wegbrechenden 
Ostmarktes, der bis dato Hauptauftraggeber für die 
Ostwerften gewesen war, und der allgemein schwie- 
rigen Lage des Schiffbaus, wollte die BVV AG die 
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schwierige Aufgabe lösen, die Ostwerften umzu- 
strukturieren und sie zu wettbewerbsfähigen Unter- 
nehmen aufzubauen. 

Die THA hatte zwar durch die vertragliche Zusiche- 
rung der Zahlung eines GAB für MTW (686,5 Mio. 
DM) und VWS (585 Mio. DM) von rund 1 271 500 000 
DM, der Vergabe von Darlehen sowie der Erlassung 
der Altschulden der Werften einen erheblichen Teil 
des finanziellen Risikos abgesichert, doch kamen auf 
die BW AG enorme unternehmerische Verpflichtun- 
gen zu. 

So war die BW AG bei Übernahme der wirtschaft- 
lichen Verantwortung für die MTW (1. Oktober 1992) 
vertraglich verpflichtet, innerhalb von etwas mehr als 
drei Jahren (Stichtag: 31. Dezember 1995) Investitio- 
nen in Höhe von rund 562,2 Mio. DM durchzuführen. 
Es galt, Arbeitsplätze zu sichern und den Werft- 
betrieb bis zum 31. Dezember 1995 fortzuführen. Im 
Privatisierung svertrag der VWS umfaßte die Investi- 
tionsverpflichtung innerhalb eines definierten Zeit- 
raums (Stichtag: 2005) ein Volumen von rund 637 
Mio. DM (gestaffelt in zwei Beträge: 487 Mio. DM 
und 150 Mio. DM). Insgesamt hatte die BW AG ein 
Investitionsvolumen bei beiden Werften von rund 
1,2 Mrd. DM zu realisieren. Dazu kamen noch Bela- 
stungen durch die Übernahme der Werften DMV 
und NIR, wo ebenfalls das Investitionsvolumen ver- 
traglich fixiert war. 

3. Geldanlagen der Ostwerften bei der BW AG 

Zeitgleich mit der Übernahme der unternehme- 
rischen Verantwortung für MTW und später VWS 
durch die BVV AG zahlte die THA den GAB gemäß 
den vertraglichen Vereinbarungen auf ein Treuhän- 
derkonto. Der Treuhänder überwies dann zum jewei- 
hgen Stichtag den GAB in drei Tranchen auf von der 
BVV AG benannte Konten der Ostwerften, so daß im 
Falle der MTW schon im Januar 1993 90 % des GAB 
in den Verfügungsbereich der BW AG gelangt waren: 
Am 8. Oktober 1992 wurden 343,8 Mio. DM (50 %), am 
6. Januar 1993 275,1 Mio. DM (40%) ausgezahlt. 

Der VWS wurde der GAB ebenfalls in drei Tranchen 
zur Verfügung gestellt: Mit kurzer zeitlicher Verzö- 
gerung überwies der Treuhänder entsprechend den 
vertraghch vereinbarten Auszahlungsterminen am 
25. März 1993, am 2. August 1993 und am 6. Januar 
1994 jeweüs 195 Mio. DM auf Konten der VWS. Nach 
den Vertragsbestimmungen waren diese Zahlungen 
als festverzinsliche, aber unbesicherte Darlehen 
deklariert. Nach Genehmigung und Freigabe der 
Beihüfen (Gesamtausgleichsbetrag) durch die EU- 
Kommission sollten die Darlehen in Beihilfen gewan- 
delt werden. 

Durch die Auszahlung der Fördermittel vor dem tat- 
sächlichen Bedarf ergab sich Anfang 1993 und in 
1994 eine hohe Liquidität der Werften. Investitions- 
maßnahmen, die ein Finanzvolumen dieser Größen- 
ordnung erfordert hätten, waren zu dieser Zeit noch 
nicht in vollem Umfange angelaufen. 

Aus ökonomischer Sicht war es daher sinnvoll, die 
freie Liquidität der Werften gewinnbringend einzu- 
setzen. Auf Veranlassung der BVV AG legten MTW 


und VWS ab dem II. Quartal 1993 ihre freien Mittel 
als Fest- bzw. Termingelder bei der BW AG an. 
Nach Feststellungen des Untersuchungsausschusses 
waren diese Geldanlagen einzelfallbestimmt, d. h. es 
wurde für jede Finanzposition eine gesonderte Ver- 
einbarung getroffen, die bestimmte, zu welchen 
Konditionen die Mittel angelegt werden sollten. 
Dabei lag das Zinsniveau deutlich über dem jeweils 
aktuellen Geldmarktzins, wodurch die Geldanlagen 
bei der BVV AG äußerst lukrativ für die Werften 
waren. Der Vorteü der BW AG bestand darin, daß 
sie einen niedrigeren Zinssatz für die ihr zugeflosse- 
nen Gelder zu zahlen hatte als bei einem Bankkredit. 
Insofern waren diese Geldgeschäfte für beide Seiten 
von wirtschaftlichem Vorteil. Nach Aussage von 
Jürgen Schmidt, dem damahgen Leiter des Bereichs 
Treasury in der BVV AG, waren die Anlagezinssätze 
u. a. auch deshalb äußerst attraktiv für die Werften 
im Vergleich zu den Bankkonditionen, weil die Liqui- 
dität des Konzerns schon in 1993/94 „etwas knapp" 
war (Protokoll Nr. 62, S. 76). 

a) Geldanlagen der MTW 

Das Bundeskriminalamt (BKA) hat im Auftrag der 
Staatsanwaltschaft Bremen, die im Zusammenhang 
mit dem Konkurs der BW AG gegen führende 
Manager des Konzerns ermittelt, die Geschäfts- und 
Buchungsunterlagen der MTW und der VWS hin- 
sichtlich der Geldanlagen ausgewertet. 

Nach den Feststellungen des BKA verhandelte die 
BW AG ab Ende Mai 1993 mit MTW wegen der 
Anlage nicht benötigter liquider Mittel. Diese waren 
bis dato von MTW „normal“ bei Kreditinstituten 
angelegt worden. Die BW AG drang aber darauf, 
das Geld innerhalb des Konzerns verzinslich anzu- 
legen. 

Am 2. Juni 1993 legte MTW zum ersten Mal 30 Mio. 
DM Festgeld bei der BVV AG an. Bis zum 29. Okto- 
ber 1993 stellte das BKA elf „Geldmarktgeschäfte" 
mit der BW AG fest. Insgesamt entsprach dies einem 
Anlagebetrag von rund 365,6 Mio. DM, davon nach 
Erkenntnissen des BKA ca. 295,65 Mio. DM Beihüfen 
der THA/BvS. 

Die Anzahl der Geldmarktgeschäfte steigerte sich bis 
zum 31. Dezember 1995 nach den Recherchen des 
BKA auf 35, dabei wurden frei werdende Gelder 
i.d.R. so lange immer wieder neu angelegt, bis sie 
tatsächlich benötigt wurden. Zum Jahresende 1995 
lief noch ein Geldmarktgeschäft mit einem Anlage- 
betrag von 400 Mio. DM. Nach BKA-Berechnungen 
waren davon rund 307 Mio. DM THA-Beihilfen. 
Diese Forderung von MTW bestand noch zum 
Zeitpunkt des Konkurses der BW AG und besteht 
auch heute noch. Zeitweise hatte MTW Beträge von 
500 Mio. DM bei der Konzemmutter gebunden. 

Zu den Geldanlagen und der Verzinsung sagte 
Oswald Müller, der damalige Geschäftsführer der 
MTW vor dem Untersuchungsausschuß, der von der 
BW AG angebotene Zinssatz habe irrmier rund 
0,5 % über dem bankenüblichen Zinssatz gelegen, so 
daß die Zinsmehreinnahmen zwischen 500 000 DM 
und 800 000 DM geschwankt seien (Protokoll Nr. 64, 
S. 33). 
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b) Geldanlagen der VWS 

Auch die Geldanlagen der VWS bei der BVV AG 
wurden durch das BKA untersucht. Dabei wurde, bis 
auf untrennbar vermengte Beträge, die jeweilige 
Herkunft der Mittel festgestellt. 

Bei der Auswertung der Kontenbewegungen kam 
das BKA zu der Erkenntnis, daß ab Mitte Mai 1994 
die Liquidität, die der VWS durch die Auszahlung 
der Beihilfen zur Verfügung stand, zunehmend bei 
der BW AG angelegt wurde. Zum 31. Dezember 
1995 waren ca. 263,5 Mio. DM noch im Verfügungs- 
bereich der BVV AG. 

4. Einführung des automatischen zentralen 
Cash-Management 

Ein wesentlicher Punkt bei der Untersuchung der 
Vorgänge um die Vergabe von öffentlichen Mitteln 
und deren Verlust durch den Konkurs der BW AG 
war das zentrale und automatische Cash-Manage- 
ment der BW AG, in dessen Rahmen die öffentlichen 
Fördermittel der Ostwerften „verloren" gingen. 

Der Untersuchungsausschuß hatte zum einen die 
Funktionsweise des automatischen, zentralen Cash- 
Management und Haftungsfragen zu klären. Zum 
anderen war die Frage der generellen Zulässigkeit 
eines Cash-Management unter Einbeziehung öffent- 
hcher Fördermittel Gegenstand der Beweisaufnahme 
des Untersuchungsausschusses, da diese einer zweck- 
bestimmten Verwendung, nämlich der Unterstützung 
der Ostwerften, unterlagen (Spill-over- Verbot). Hier- 
zu hat der Untersuchungsausschuß in einer öffentli- 
chen Anhörung Dr. Pfitzer von Schitag Emst & Young 
Deutsche Allgemeine Treuhand AG Wirtschaftsprü- 
fungsgesellschaft als Sachverständigen angehört. 

a) Begriffsdefinition Cash-Management 

Der Begriff Cash-Management (auch cash concen- 
tration (cc)) bedeutet Liquiditätssteuerung mit den 
Zielen: 

- Kosten- und Risikominimierung, 

- Maximiemng der Erlöse, 

- Sicherung der kurzfristigen Liquidität, 

- Sichemng des Unternehmenspotentials, 

- Wahrung der finanz- und leistungswirtschaft- 
lichen Unabhängigkeit (vgl. dazu und zu nachfol- 
genden Ausführungen Dokument Nr. 106). 

Hauptaufgabe des Cash-Management ist die Gestal- 
tung der Zahlungsströme, die Disposition der Zah- 
lungsmittelbestände und das Währungsmanagement. 
Dabei steht die Optimierung der Kassenhaltung im 
Vordergrund. Es soll so viel Liquidität wie nötig aber 
so wenig Liquidität wie möglich gehalten werden. 
Nur mit einer absolut genauen und verläßlichen Pla- 
nung künftiger Zahlungsvorgänge ist eine optimale 
Kassenhaltung, d. h. ein optimales Cash-Manage- 
ment, möghch. Es ist umso besser, je zuverlässiger 
die Plandaten sind. Unerläßlich für ein funktionieren- 
des Cash-Management ist deshalb das Reportingsy- 
stem, das in der Verantwortung des Unternehmens- 
bereichs Cash-Management oder Treasury liegt. 


Gesteuert wird das Cash-Management von einer 
zentralen Stelle, meist von der Konzernzentrale. 
Im Falle des BW-Konzerns war dies auch die 
BVV AG in Bremen, die versuchte, die Liquidität der 
Verbundunternehmen optimal für den Konzern zu 
steuern. 

aa) Funktionsweise 

Bei der Funktionsweise ist zum einen zu unterschei- 
den das zentrale Cash-Management, wie es die BVV 
AG anfänglich mit den Ostwerften praktizierte, und 
das automatische zentrale Cash-Management unter 
Nutzung eines automatischen Cash-Management- 
Systems (ACMS). 

1. Das einfache zentrale Cash-Management der BVV 
AG bedeutete lediglich, daß die Tochterunterneh- 
men ihre freie Liquidität bei der Konzernmutter zu 
besseren Konditionen als bei einer Bank anlegten 
und die Konzernmutter diese Mittel innerhalb des 
Konzerns disponierte. Hinsichtlich dieser Geldan- 
lagen wurden jeweils Einzelentscheidungen von 
den Tochterunternehmen getroffen. 

2. Beim automatischen zentralen Cash-Management 
gibt es ein Konzernkonto als Zielkonto (cc-Konto), 
das von der Konzernmutter geführt wird, sowie die 
Konten der am zentralen Cash-Management 
teilnehmenden (Tochter-)Unternehmen. Die am 
automatischen Cash-Management teilnehmenden 
Konten werden täglich und automatisch auf Null 
gestellt, d. h. Guthabenbeträge werden auf das 
Zielkonto (cc-Konto) gebucht, Negativsalden vom 
Zielkonto ausgeglichen. Der tägliche Saldenaus- 
gleich (Nullstellung) der Cash-Management-Kon- 
ten kann entweder durch den Einsatz eines auto- 
matischen Cash-Management-Systems (ACMS) 
oder durch manuelle Buchungen erfolgen. Beim 
Einsatz eines automatischen Cash-Management- 
Systems wird i. d. R. ein Vertrag mit der kontofüh- 
renden Bank und den Cash-Management-Teilneh- 
mern geschlossen. 

Beim Cash-Management findet ein Gläubiger- bzw. 
Schuldnerwechsel statt, da aus der Forderung des 
(Tochter-)Unternehmens gegen die Bank (Guthaben) 
eine Forderung gegen den Konzern wird, der das 
Zielkonto hält. Umgekehrt wird aus der Verbindlich- 
keit des Tochterunternehmens gegenüber der Bank 
(Negativsaldo) durch das automatische Cash-Mana- 
gement am Tagesende eine Verbindlichkeit gegen- 
über dem Zielkonto der Konzernmutter. In beiden 
Fällen hat die Bank ihre Position als Schuldner bzw. 
Gläubiger verloren, die Konzernmutter hat dagegen 
beide Positionen übernommen. Die am automa- 
tischen Cash-Management teilnehmenden Unter- 
nehmen haben weder Guthaben noch Schulden ge- 
genüber der Bank, erhalten also weder Zinsgutschrif- 
ten von dieser noch müssen sie Zinsen an die Bank 
zahlen. 

Die Zinssätze beim Cash-Management liegen bei 
den Habenzinsen über und bei den Sollzinsen unter 
dem Bankenzins, da für die Konzernmutter die Zins- 
marge nicht die gleiche Bedeutung hat wie für die 
Bank. 
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bb) Rechtliche Bewertung/Haftungsfragen 

Der Vertrag über ein zentrales Cash-Management ist 
ein einfacher schuldrechtlicher Vertrag zwischen 
dem herrschenden Unternehmen (Konzemmutter) 
und den Cash-Management-Teilnehmern, den sog. 
beherrschten Unternehmen (Tochterunternehmen), 
unter Einbeziehung einer Bank. 

Der Schwerpunkt der rechtlichen Problematik des 
Cash-Management liegt im konzemrechtlichen Be- 
reich. Es kann aufgrund von Interessenskonflikten zu 
Schädigungen im Konzern kommen, aus denen sich 
Haftungsprobleme ergeben. Deshalb ist die Art des 
Konzerns von großer Bedeutung. Je nach dem, ob ein 
Vertragskonzem, ein einfacher faktischer oder ein 
qualifiziert faktischer Konzern Basis des Cash-Mana- 
gement ist, sind die Haftungsfragen anders geregelt. 

1. Ein Vertragskonzern liegt dann vor, wenn ein 
Beherrschungsvertrag zwischen Konzemmutter 
(herrschendes Unternehmen) und Konzemtochter 
(beherrschtes oder abhängiges Unternehmen) 
abgeschlossen worden ist, aus dem sich das Recht 
des herrschenden Unternehmens ergibt, Weisun- 
gen dem beherrschten Unternehmen (Vorstand 
bei AG-Tochter, Geschäftsleitung bei GmbH- 
Tochter) zu erteilen (§291 AktG). Diese Weisun- 
gen dürfen auch nachteilig für das beherrschte 
Unternehmen sein, sie müssen nur den Interessen 
des herrschenden Unternehmens oder eines ande- 
ren abhängigen Unternehmens dienen. 

2. Ein einfacher faktischer Konzern liegt dann vor, 
wenn kein Beherrschungsvertrag zwischen Kon- 
zernmutter und Konzemtöchtern vorliegt, die 
Tochtemnternehmen also eine größere Eigenstän- 
digkeit besitzen. Beim faktischen Konzern ist zu 
unterscheiden, ob es sich um einen AG- oder 
einen GmbH- Konzern handelt, je nach Untemeh- 
mensform des Tochterunternehmens, da die Haf- 
tungsfragen bei den beiden Konzemarten unter- 
schiedlich geregelt sind. 

- Im faktischen AG-Konzem kann das herrschen- 
de Unternehmen für die abhängige AG nach- 
teilige Entscheidungen treffen, wenn diese 
Nachteile innerhalb des Geschäftsjahres wie- 
der ausgeglichen werden, oder wenn ein 
Anspruch auf einen zum Nachteilsausgleich 
gewährten Vorteil besteht (sog. Einzelaus- 
gleichssystem). Geschieht beides nicht, so ist 
die herrschende Gesellschaft (bzw. deren 
gesetzliche Vertreter) zum Schadenersatz ver- 
pflichtet (§ 311 i. Vm. § 317 AktG). 

- Beim faktischen GmbH- Konzern herrscht ein 
striktes Schädigungsverbot zwischen herr- 
schender und beherrschter Gesellschaft auf- 
grund der allgemeinen mitgliedschaftlichen 
Treuepflichten. Eine Verletzung der Treue- 
pflicht liegt dann vor, wenn das Eigeninteresse 
der abhängigen Gesellschaft verletzt wird. 
Durch die Verletzung der Treuepflicht entsteht 
ein Anspruch auf Schadenersatz. 

Der Sachverständige Dr, Pfitzer hat zur Frage 
der Schadenersatzpflicht dem Untersuchungs- 
ausschuß ausgeführt: 


„Eine zum Schadenersatz verpflichtende Ver- 
letzung von Eigeninteressen der abhängigen 
Gesellschaft kann im Rahmen eines Cash- 
Management ... dann vorliegen, wenn die 
Kapitalüberlassung (Kreditgewährung) durch 
die abhängige Gesellschaft an das herrschen- 
de Unternehmen auf dessen Veranlassung 
nicht zu marktüblichen Konditionen oder 
ohne hinreichende Absicherung erfolgt . " 

3. Der qualifiziert faktische Konzern ist keine weitere 
Konzernform im Rechtssinne, bei ihm handelt es 
sich vielmehr „um eine Entwicklung der Recht- 
sprechung". 

Bei besonders intensiven, nicht durch Beherr- 
schungsvertrag geregelten Abhängigkeitsverhält- 
nissen versagt oftmals bei einer Nachteilszufü- 
gung (Schädigung) des abhängigen Unterneh- 
mens das Einzelausgleichsystem des AG -Konzerns 
oder die Schadenersatzpflicht resultierend aus 
der Treuepflicht beim GmbH-Konzern greift nicht. 
Grund dafür ist, daß „sich die singulären nach- 
teiligen Einflußnahmen des herrschenden Unter- 
nehmens nicht mehr isolieren lassen." Die ent- 
stehende rechtliche Regelungslücke wird durch 
eine analoge Anwendung der Vorschriften aus 
dem Vertragskonzernrecht geschlossen. 

Dr. Pfitzer nannte zwei allgemeine Faktoren, die 
einen qualifiziert faktischen Konzern ausmachen: 

a) „das herrschende Unternehmen vernachlässigt 
die Belange (Eigeninteressen) der abhängigen 
Gesellschaften und 

b) die der abhängigen Gesellschaft dadurch zuge- 
fügten Nachteile lassen sich durch Einzelaus- 
gleichsmaßnahmen nicht mehr kompensieren. " 

cc) Einbeziehung öffentlicher Fördermittel 

Zur Problematik der Einbeziehung öffentlicher För- 
dermittel in ein zentrales automatisches Cash-Mana- 
gement und zu den Haftungsfragen äußerte sich der 
Sachverständige Dr. Pfitzer vor dem Untersuchungs- 
ausschuß dahingehend, daß die Einstellung von 
staatlichen Beihilfen in eine zentrales Cash-Manage- 
ment keine Frage des Zivil- oder Konzemrechts son- 
dern des Subventionsrechts sei: 

„Entscheidend ist die Zweckbestimmung, mit der 
die Zuwendungen geleistet wurden. Diese dürfte 
in den seltensten Fällen dahin gehen, die Förder- 
mittel dem geförderten Unternehmen zur freien 
Verwendung zu überlassen. Vielmehr besteht in 
der Regel eine enge Zweckbindung. Eine Einstel- 
lung in ein zentrales Cash-Management, die dazu 
führt, daß dem geförderten Unternehmen die Mit- 
tel zumindest vorübergehend nicht zur Verfügung 
stehen und unter Umständen sogar das Risiko 
ihres völligen Entzugs mit sich bringt, wird sich 
damit nicht ohne weiteres vereinbaren lassen. " 

b) Einführung des automatischen 

Cash-Management bei den Westunternehmen 

Etwa zeitgleich zu den Verhandlungen über die Pri- 
vatisierung der MTW im Juni 1992 wurde im Vor- 
stand der BVV AG beschlossen, das zentrale automa- 
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tische Cash-Management für den Konzern einzufüh- 
ren mit den Zielen: 

- Senkung der Bankverbindlichkeiten, 

- Verbesserung des Zinsergebnisses durch günsti- 
gere Soll- und Habenzinsen, 

- Erhöhung der Flexibilität bei der Bereitstellung 
von Betriebsmittelkrediten, 

- Bereitstellung von Projektfinanzierungen aus der 
Liquidität des Konzerns, 

- Reduzierung des Aufwands für Bewilligung, Ab- 
rechnung und Dokumentation. 

Dazu hatte die Konzernleitung eine Wirtschafts - 
prüfungs- und Unternehmensberatungsgesellschaft 
beauftragt, einen Stufenplan zur Einführung des 
zentralen automatischen Cash-Management zu ent- 
wickeln. Dies mündete am 22. September 1993 in ei- 
nen Vertrag über das automatische Cash-Manage- 
ment, den die BVV AG mit sechs Verbundunterneh- 
men und der Conunerzbank schloß. 

In dieser ersten Phase des automatischen Cash- 
Management waren die sechs Westunternehmen: 

- Atlas Elektronik, 

- Bremer Vulkan Werft und Maschinenfabrik, 

- Flender Werft, 

- Schichau Seebeckwerft, 

- Lloyd Werft und 

- STN Systemtechnik 

in das automatische Cash-Management eingebun- 
den. 

In einer zweiten Phase der Einführung des zentralen 
automatischen Cash-Management im BVV-Konzern 
wurden dann auch die Ostwerften und weitere West- 
unternehmen des Verbundes einbezogen, so daß 
letztlich 43 Unternehmen der BVV AG integriert 
waren. 

c) Einführung des automatischen 

Cash-Management bei MTW und VWS 

MTW und VWS führten ihre nicht benötigte Liquidi- 
tät seit Einführung des Cash-Management im BVV- 
Konzern im September 1993 ebenfalls an das cc-Kon- 
to der BVV AG ab; allerdings nicht als Teilnehmer 
am automatischen Cash-Management, sondern im 
Rahmen eines einfachen Cash-Management (vgl. 
vorstehend a). Per Einzelfallentscheidung wurde be- 
stimmt, in welcher Höhe und zu welchen Konditio- 
nen die nicht benötigten Mittel der Werften in das 
Cash-Management der BVV AG fließen sollten. 

Am 22. August 1994 nahm der BW-Vorstand zur 
Kenntnis, daß das automatische Cash-Management 
auf die „wesentlichen Konzernunternehmen" erwei- 
tert werden sollte. Jetzt wurden im Rahmen einer 
zweiten Phase auch die Ostwerften aufgefordert, 
entsprechende Cash-Management- Verträge abzu- 
schließen. 

Im November 1994 konkretisierte die BW AG in 
dem „Vertrag über die konzerninterne Finanzie- 


rung und Geldanlage" das Cash-Management mit 
seinen Verbundunternehmen. Wesentlicher Bestand- 
teil dieser Vereinbarung war, daß die am auto- 
matischen Cash-Management teilnehmenden Un- 
ternehmen und die BW AG sich untereinander 
keine Sicherheiten stellen woDten. Ein zweiter 
wichtiger Punkt war die Verpflichtung der Cash-Ma- 
nagement-Teilnehmer, ihre überschüssige, nicht be- 
nötigte Liquidität dem automatischen Cash-Manage- 
ment uneingeschränkt zur Verfügung zu stellen. Sie 
hatten dafür Sorge zu tragen, daß sich die Mittel auf 
einem vom Cash-Management erfaßten Konto be- 
fanden. 

Nach Aussage von Jürgen Schmidt, dem ehemaligen 
Treasurer der BW AG, gab es für die Werften keine 
Möglichkeit, eine Teilnahme am Cash-Management 
zu verweigern. Schmidt sagte dem Untersuchungs- 
ausschuß: 

„Es wurden ja keine Verhandlungen geführt in 
dem Sinne, sondern das sind Vorstandsentschei- 
dungen gewesen, die letztendlich auch vom Vor- 
stand umgesetzt worden sind. ... Sicherlich waren 
die [Werften, Anm. d. Red.] nicht begeistert, daß 
sie hier am Cash-Management-System des Bremer 
Vulkan teilnehmen mußten, und das hat ja auch zu 
dem Zeitpunkt schon hier und da negative Presse- 
berichte ausgelöst (Protokoll Nr. 62, S. 77) 

Der Untersuchungsausschuß hat versucht, die einzel- 
nen Phasen der Einführung des zentralen Cash- 
Management bei den Ostwerften zu ermitteln. Dazu 
haben ihm die Verträge zum automatischen Cash- 
Management mit dem Titel „Vertrag über die kon- 
zerninterne Finanzierung und Geldanlage" Vorgele- 
gen, die die Ostwerften im Dezember 1994 unter- 
schrieben. Auch nach dem Beitritt zum automati- 
schen Cash-Management hatten die Werften immer 
noch die Möglichkeit, zusätzhch Festgelder zu besse- 
ren Konditionen (Zins, Laufzeit) als beim Cash- 
Management bei der BW AG anzulegen. Entstand 
allerdings im Cash-Management ein Liquiditäts- 
bedarf, der nicht durch Saldierung ausgeghchen wer- 
den konnte, wurden Festgeldanlagen aufgelöst und 
dem cc-Konto gutgeschrieben. 

Schmidt nannte in seiner Zeugenvernehmung dem 
Untersuchungsausschuß allerdings den Dezember 
1993 als Eintrittsdatum der Ostwerften in das auto- 
matischen Cash-Management. Zu dieser Zeit hätten 
die Ostwerften die Verträge zum Cash-Management 
unterschrieben. Die dem Untersuchungsausschuß 
vorhegenden Cash-Management- Verträge vom De- 
zember 1994 seien seiner Meinung nach nur Modi- 
fizierungen der ursprünghchen Verträge gewesen 
(Protokoll Nr. 62, S. 78), Nach dieser Auskunft wären 
MTW und VWS schon ein Jahr früher in das automa- 
tische Cash-Management vertraghch eingebunden 
gewesen. 

Prof. Timmermann hat vor dem Untersuchungsaus- 
schuß den Vorwurf erhoben, daß die Einführung 
eines zentralen Cash-Management zielgerichtet nur 
zu dem Zwecke erfolgt sei, die finanziellen Kapazi- 
täten der Ostwerften für den „eigenen", d.h. west- 
deutschen Konzernbedarf zu nutzen. 
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Der Untersuchungsausschuß hat sich bei seinen 
Recherchen im wesentlichen auf das Gutachten der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Susat & Partner ge- 
stützt, die 1996 im Auftrag der BvS die BVV AG 
prüfte und dabei u.a. auch den Ablauf der Einfüh- 
rung des zentralen Cash-Management bei den Ost- 
werften ermittelte. 


MTW 

Nach Erkenntnissen der Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schaft und nach Zeugenvernehmungen durch den 
Untersuchungsausschuß stellt sich die Einführung 
des Cash-Management bei MTW folgendermaßen 
dar: 

- Am 30. November 1993 gab es vom Finanzvor- 
stand der BVV AG für die Vorstandssitzung am 

1. Dezember 1993 eine Vorlage, nach der MTW 
zum 15. Dezember 1993 Teilnehmer am automa- 
tischen Cash-Management werden sollte. 

- Am 28. Februar 1994 faßte der BVV-Vorstand den 
Beschluß, daß alle Gelder im Konzern anzulegen 
waren. 

- Am 14. März 1994 teilte die BVV AG der MTW 
diesen Beschluß mit. 

- Am 22. August 1994 nahm der BVV-Vorstand die 
Ausweitung des automatischen Cash-Manage- 
ment auf „wesentliche Konzernunternehmen'' zur 
Kenntnis. 

- Am 29. August 1994 gab es ein Gespräch in Wis- 
mar mit der Präsidentin der THA, Birgit Breuel, 
deren späteren Nachfolger Dr. Homef, der gesam- 
ten Vorstandsspitze der BVV AG und Vertretern 
der MTW. Nach Aussage des Geschäftsführers der 
MTW, Oswald Müller, vor dem Untersuchungsaus- 
schuß, sei es bei diesem Besuch „einzig und 
allein " darum gegangen, daß sich Birgit Breuel vor 
Ort informieren wollte, ob der Privatisierungsver- 
trag eingehalten wird und wie das Investitions- 
konzept aussieht. Dies sei ihr vorgetragen worden. 
Das sei der Sinn des Besuches von Birgit Breuel 
gewesen (Protokoll Nr. 64, S. 52). 

In einer Einlassung gegenüber der Wirtschaftsprü- 
fungsgesellschaft Susat & Partner, die diese im 
Rahmen ihrer gutachterlichen Tätigkeit für die 
BvS im April 1996 einholte, hatte Oswald Müller 
darüber hinaus angegeben, daß der BVV-Vorstand 
im Rahmen dieses Gesprächs eindeutige Erklärun- 
gen im Sinne der Realisierung der genannten 
Investitionen und der genannten Gelder abgege- 
ben habe. Birgit Breuel habe in diesem Gespräche 
keine Einwände gegen den Beitritt der MTW in 
das Cash-Management der BVV AG erhoben. 

- Am 1. September 1994 Unterzeichnete MTW den 
Vertrag über ein Konzern-Cash-Management, 
Vertragspartner war die BVV AG, nach Aussage 
des Geschäftsführers der MTW, Oswald Müller, 
vor dem Untersuchungsausschuß (Protokoll Nr. 64, 
S. 31). 

- Am 8. Dezember 1994 wurde die Geschäftsleitung 
der MTW von der BVV AG aufgefordert, einen 
weiteren „Vertrag über konzerninterne Finanzie- 


rung und Geldanlagen" zu unterschreiben. Ver- 
tragspartner sollte, entsprechend der neuen Struk- 
tur des Konzerns, nun nicht mehr die BW AG, 
sondern die zwischengeschaltete Vulkan Schiff- 
bau Verbund GmbH (VSV) und die Commerzbank 
als kontoführende Bank sein. Mit diesem Vertrag 
wurden die näheren Einzelheiten hinsichtlich des 
Cash-Management geregelt (Protokoll Nr. 64, 
S. 31). 

Die MTW schaltete einen Rechtsanwalt ein, der den 
Vertrag zum Cash-Management überprüfte. Nach 
Ansicht dieses Rechtsanwalts konnte MTW dem 
Cash-Management beitreten, wenn die BW AG die 
Bedingungen: 

1. jederzeitige und kurzfristige Verfügbarkeit der 
Gelder, 

2. Übernahme der gesamtschuldnerischen Haftung 
durch die BVV AG und 

3. Unterzeichnung des Vertrages von der BVV AG 

erfüllen würde. Die BVV AG gab in den Punkten eins 
und drei nach, war aber nicht bereit, die gesamt- 
schuldnerische Haftung zu übernehmen. Obwohl 
nicht alle Forderungen erfüllt wurden, beugte sich 
MTW schließlich. Per Aufsichtsratsbeschluß (Auf- 
sichtsratsvorsitzender war der damalige BVV AG- 
Vorstand Günter Smidt) mit einer Gegenstimme wur- 
de dem Beitritt zum konzerninternen Cash-Manage- 
ment zugestimmt. 

- Am 23. Dezember 1994 trat MTW dem „Vertrag 
über konzerninteme Finanzierung und Geldanla- 
gen" rückwirkend zum 30. November 1994 bei. 
Vertragspartner von MTW waren die Zwischen- 
holding VSV und die BVV AG selbst (Protokoll 
Nr. 64, S. 32). 


vws 

Aufgrund der Angaben die Hartmuth Rausch, Ge- 
schäftsführer der VWS, gegenüber der Wirtschafts- 
prüfungsgesellschaft Susat & Partner machte, hat 
sich die Einführung des Cash-Management bei VWS 
folgendermaßen rekonstruieren lassen: 

- Am 2. Mai 1994 wurde die VWS während einer 
Sitzung in Bremen aufgefordert, dem automati- 
schen Cash-Management beizutreten. Bis zu die- 
sem Zeitpunkt legte die VWS freie Liquidität als 
Festgeld bei der BVV AG an. 

- Mit Schreiben vom 16. Dezember 1994 erhielt 
VWS die Gesellschafteranweisung, den „Vertrag 
zum konzerninternen Cash-Management" bis 
zum 20. Dezember 1994 zu unterschreiben. Der 
Gesellschafterausschuß als zuständiges Gremium 
genehmigte den Beitritt der VWS zum konzernin- 
ternen Cash-Management; die Unterzeichnung 
des Vertrages erfolgte am 20. Dezember 1994, 
wirksam wurde er zum 22. Dezember 1994. 

Bedenken gegenüber der Einführung eines zentralen 
Cash-Management, wie sie kurzzeitig MTW hatte, 
gab es bei der VWS nicht. Die Geschäftsleitung, 
insbesondere der Geschäftsführer Rausch sah im 
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Cash-Management eine normale Form der optimalen 
Planung von Geldströmen. 

Der Untersuchungsausschuß hat Rausch als Zeugen 
u.a. auch zu diesem Vorgang hören wollen. Rausch 
machte aber - nach Meinung des Untersuchungsaus- 
schusses zu Recht - von seinem Auskunftsverweige- 
rungsrecht Gebrauch, da gegen ihn in Zusammen- 
hang mit den Vorgängen um den Konkurs der BVV 
AG ein Ermittlungsverfahren bei der Staatsanwalt- 
schaft Bremen anhängig ist. 

d) Zulässigkeit des Cash-Management 
unter Einbeziehung von MTW und VWS 

Ein zentrales Cash-Management war in den Privati- 
sierungsverträgen nicht generell ausgeschlossen und 
somit erlaubt, so lange das Spill-over- Verbot der EU- 
Kommission Beachtung fand. Obwohl öffentliche 
Beihilfen, Subventionen etc. immer einer Zweckbin- 
dung unterliegen, ist es Unternehmensentscheidung, 
wie die Gelder angelegt werden, wenn der Bedarf 
noch nicht eingetreten ist, die Mittel aber schon aus- 
gezahlt wurden. Wesentlich ist nur, daß bei Eintreten 
des Bedarfsfalls die Mittel in vollem Umfang zur Ver- 
fügung stehen müssen. D.h. im Falle der Ostwerften 
konnten sich diese durchaus für eine Geldanlage 
beim Mutterkonzern entscheiden, wenn diese garan- 
tierte, daß die Fristenkongruenz gewahrt bleiben 
würde und die Verzinsung den Konditionen am 
Finanzmarkt entsprach. Erst wenn die Rückzahlung 
der Geldanlage unmöglich wird, liegt eine Mittelfehl- 
verwendung vor. Die Fehlverwendung ist in diesem 
Falle darin zu sehen, daß die zweckbestimmten 
öffentlichen Mittel zur Deckung von Verbindlichkei- 
ten innerhalb des Konzerns verwendet wurden und 
ein Spill-over-Effekt eingetreten ist. Die unberech- 
tigte Vorteilnahme eines Dritten, des Konzerns, ver- 
stößt dann auch gegen EG-Recht. 

Die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Susat & Partner 
stellte in ihrem Gutachten fest, daß die BVV AG 
ein Cash-Management-Verfahren angewandt hatte, 
„das bei größeren Konzernen üblich ist und dessen 
Zulässigkeit ... nicht bezweifelt wird, wenn es auch 
eine Reihe von Haftungsproblemen aufwirft, die im 
einzelnen geregelt werden müssen. " 

EU -Kommission 

Die EU-Kommission machte hinsichtlich der Frage 
des Cash-Management unter dem Vorbehalt der 
Beachtung des Spill-over- Verbots keine Einschrän- 
kungen. 

Ein Spill-over-Effekt bei den Geldanlagen und durch 
das automatische Cash-Management konnte nur 
dann verhindert werden, wenn 

- die Fristenkongruenz eingehalten blieb und 

- ein marktüblicher Habenzinssatz vereinbart war. 

Fristenkongruenz bedeutete in diesem Fall, daß die 
dem Konzern zur Verfügung gestellten Geldanlagen 
und Cash-Guthaben jederzeit für die Werften wieder 
verfügbar sein mußten. Bei Bedarf hatte die BVV AG 
die benötigte Summe sofort an die Werften auszu- 
zahlen. Das Verlangen nach einem marktüblichen 


Zins sollte verhindern, daß die Werften per Vertrag 
gezwungen wurden, die freien Mittel zu einem 
geringeren als dem Marktzinssatz bei der BVV AG 
anzulegen. 

Außerdem verlangte die EU-Kommission einen lük- 
kenlosen Nachweis der Verwendung der gewährten 
Beihilfen, um so einen möglichen Spill-over-Effekt zu 
erkennen. Eine weitere Bedingung der EU-Kommis- 
sion war, daß die BVV AG die Ostwerften als eigen- 
ständige Profit Center zu führen hatte. Dies war 1992 
bei der Privatisierung der MTW noch nicht vertrag- 
lich fixiert worden, wohl aber bei der Privatisierung 
der VWS 1993. 


THA 

Nachdem der THA die ersten Geldanlagen der Ost- 
werften bei der BVV AG bekannt wurden, forderte 
sie die BVV AG in ihrem Schreiben vom 20. Dezem- 
ber 1993 auf, den noch nicht freigegebenen Teil- 
betrag von 463 Mio. DM zurückzuzahlen, Sicher- 
heiten für die ausgeliehenen Gelder zu stellen, die 
Fristenkongruenz zu wahren und in vierteljährlichen, 
von einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft testierten 
Spill-over-Berichten über die Verwendung der För- 
dermittel Auskunft zu geben (Dokument Nr. 107). 
Dies geschah im Einklang mit der EU-Kommission, 
die ja ebenfalls diese Bedingungen gestellt hatte. Die 
THA hatte allerdings nach genauer Prüfung des 
Sachverhalts und nach dem Gespräch mit dem BVV- 
Vorstand in Wismar (29. August 1994) keine grund- 
sätzlichen Bedenken gegenüber einem zentralen 
Cash-Management, so lange die Fristenkongruenz 
gewahrt bliebe, was die Konzernleitung zusagte. Der 
Forderung nach Sicherheiten für die Geldanlagen 
entsprach die BVV AG aber ebensowenig wie dem 
Verlangen nach vierteljährlichen, testierten Spill- 
over-Berichten. Die BVV AG war in diesem Zusam- 
menhang lediglich bereit, die Spill-over-Berichte 
jährlich von einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
testieren zu lassen. 

Die THA prüfte auch, ob es generell möglich wäre, 
das Konzern-Cash-Management unter Einbeziehung 
der Ostwerften der BVV AG zu untersagen, fand aber 
weder vertragsrechtliche noch haushaltsrechtliche 
oder EU-rechtliche Möglichkeiten, das Cash-Mana- 
gement zu unterbinden (Protokoll Nr. 72, S. 27). 

Dem Untersuchungsausschuß haben Hinweise da- 
für Vorgelegen, daß sich der Vorstand der BVV AG 
darüber im klaren war, daß die Gelder der Ost- 
werften nicht einseitig zum Vorteil der Westunter- 
nehmen des Konzerns eingesetzt werden dürfen und 
deshalb in einem eigenen Ostkreislauf zu verbleiben 
hatten. 

Da die Ostwerften nicht durch einen Beherrschungs- 
vertrag mit der BVV AG verbunden waren, sondern 
als eigenständige Profit Center geführt werden soll- 
ten, bestand ein faktisches GmbH-Konzernverhält- 
nis, das durch die Einführung eines zentralen Cash- 
Management spezifiziert wurde zum qualifiziert 
faktischen Konzern. 
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e) MTW, VWS und Westunternehmen als Teilnehmer 
am automatischen Cash-Management 

MTW und VWS waren Unternehmen, die aufgrund 
ihrer hohen Liquidität das Zielkonto des Cash^Mana- 
gement der AG täglich speisten, weshalb über 
den gesamten Zeitraum der Teilnahme am Cash- 
Management Forderungen gegenüber dem Konzern 
bestanden. 

MTW trat im September 1994 offiziell dem automa- 
tischen Cash-Management bei und hatte Ende dieses 
Monats rund 28,5 Mio. DM in das Cash-Management 
eingestellt. Bei MTW schwankten die ins Cash- 
Management eingestellten Beträge zwischen 1,5 Mio. 
DM und 190,5 Mio. DM. 

VWS wurde erst im Dezember 1994 offiziell Mitglied 
des automatischen Cash-Management und brachte 
einen Betrag von rund 76,4 Mio. DM ein. Danach be- 
wegten sich die Summen zwischen 9,7 Mio. DM und 
- in der Spitze - 399,5 Mio. DM im September 1995. 
Zu diesem Zeitpunkt hatte VWS die gesamten hqui- 
den Mittel der Werft in das Cash-Management ein- 
gestellt und keinerlei Festgeldanlagen. 

Ab August 1995 überschritten die Geldanlagen der 
Ostwerften im automatischen Cash-Management 
erstmals die lOO-Mio.-DM-Grenze. 

Parallel zu den Cash-Management-Einlagen hatten 
beide Werften i. d.R. Festgeldanlagen bei der BW 
AG, die sich in mehrstelliger Millionenhöhe beweg- 
ten. So waren im Oktober und November 1995 rund 
500 Mio. DM von MTW bei der BW AG angelegt. Im 
gleichen Zeitraum hatte VWS keine Gelder bei der 
Konzernmutter angelegt, wohl aber Cash-Manage- 
ment-Einlagen von 356,4 Mio. DM bzw. 313,4 Mio. 
DM. Einen Monat später, im Dezember 1995, betru- 
gen die MTW-Festgelder rund 400 Mio. DM, die 
Cash-Management-Einlagen rund 190,5 Mio. DM; 
VWS hatte rund 263,5 Mio. DM Cash-Management- 
Einlagen, insgesamt rund 854 Mio. DM. Im Januar 
1996 betrugen die gesamten Geldanlagen (Festgeld 
und Cash-Management-Einlagen) der beiden Werf- 
ten rund 855,3 Mio. DM, am 21. Februar 1996 waren 
es rund 846,1 Mio. DM. 

Von der Einführung des Cash-Management profitier- 
ten die Westuntemehmen der BW AG am meisten, 
da sie sich häufig in finanziellen Schwierigkeiten 
befanden, in erster Linie die Verlustunternehmen 
Dörries Scharmann und Senator-Linie. 

Nur zwei Westuntemehmen aus dem Bereich der 
BW AG - STN Atlas Elektronik und Elender Werft - 
besaßen regelmäßig ein Guthaben auf ihrem cc-Konto, 
so daß sie ihre Guthaben auf das Zielkonto des auto- 
matischen Cash-Management transferieren konnten. 

f) Zusammenfassung 

Das Cash-Management ist eine in großen Konzernen, 
aber auch in kleineren Unternehmen durchaus übhche 
Methode, die Liquidität optimal zu planen und einzu- 
setzen. Insofern war die Einführung dieses Instru- 
ments bei der BW AG keine ungewöhnliche Maß- 
nahme, die gmndsätzlich bedenklich gewesen wäre. 


Nach den Erkenntnissen des Untersuchungsaus- 
schusses war die Einführung des Cash-Management 
bei der BW AG eine geplante, von einer Unterneh- 
mensberatung begleitete unternehmerische Ent- 
scheidung. Die Unternehmen, darunter auch die Ost- 
werften, die Gelder in das zentrale Cash-Manage- 
ment einstellten, bekamen eine bessere Verzinsung 
als bei den Banken, die Unternehmen, die aufgrund 
eigener Liquiditätsschwäche auf Kredite angewiesen 
waren, hatten weniger Sollzinsen durch die Finanzie- 
rung über das Cash-Management zu zahlen. Insofern 
hatten alle Tochterunternehmen der BW AG finan- 
zielle Vorteile, solange das Cash-Management funk- 
tionierte und sich die Einzahlungen und Auszahlun- 
gen in etwa die Waage hielten bzw. der Konzern 
selbst von den Banken für kreditwürdig gehalten 
wurde. 

Auch die Beihüfen der Ostwerften, die in das zentrale 
Cash-Management flössen, waren so lange gut ange- 
legt, wie die Werften jederzeit darüber verfügen 
konnten, d. h. so lange die Fristenkongruenz gewahrt 
blieb. 

5. Wirtschaftliche Schwierigkeiten der BW AG 

Um die wirtschaftliche Lage der BW AG beurteilen 
zu können, muß die Unternehmensstruktur des Kon- 
zerns näher betrachtet werden. 1987 war Dr. Henne- 
mann in den Vorstand der BVV AG gekommen und 
im gleichen Jahr zum Vorstandsvorsitzenden ernannt 
worden. Seine unternehmerische Vision war es, 
einen maritimen Konzern aufzubauen, um auf dem 
Weltmarkt konkurrieren zu können. Zwischen 1987 
und 1989 erfolgte die Sanierung des Unternehmens- 
bereichs „Schiffbau", der Bereich „Industrie" wurde 
durch Akquisition neuer Unternehmen auf- und aus- 
gebaut; insgesamt wurde durch Diversifikation das 
Tätigkeitsfeld des Konzerns enorm vergrößert. Dazu 
waren erhebliche Finanzmittel notwendig. Ab 1993 
stand dann die Konsolidierung und Ertragskraft- 
steigerung im Vordergrund der unternehmerischen 
Planung. 

Um die wirtschaftliche Lage der BW AG beurteilen 
und den Zeitpunkt, ab dem die Fördermittel der 
THA/BvS zweckentfremdet verwendet wurden, 
näher bestimmen zu können, hat sich der Unter- 
suchungsausschuß mit der wirtschaftlichen Entwick- 
lung des Konzerns beschäftigt. Dazu hat ihm das 
Gutachten der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Susat 
& Partner „Zu den Einlagen der Ostwerften in das 
zentrale ,cash concentration' der Bremer Vulkan Ver- 
bund AG, Bremen" Vorgelegen, das diese im Auftrag 
der BvS 1996 erstellte. Ferner nahm Dr. Erbe, Leiter 
der Stabsstelle „Besondere Aufgaben" bei der BvS 
und mit der Analyse der beschlagnahmten Akten der 
BW AG beauftragt, eine Begutachtung der Finanz- 
lage der BW AG vor, die dem Untersuchungsaus- 
schuß für seine Arbeit Vorgelegen hat. 

Anhand dieser Unterlagen hat der Untersuchungs- 
ausschuß drei Phasen der (Finanz)Entwicklung der 
BVV AG feststellen können. Zum ersten den Zeit- 
raum 1992/93, als es zum Kauf der Schiffswerften in 
den neuen Bundesländern kam; dann das Jahr 1994, 
in dessen Verlauf die BW AG versuchte, durch Kon- 
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solidierung sowie durch eine neues Finanzkonzept 
die Liquiditätslage des Konzerns zu stabilisieren, und 
als dritte Phase 1995/96, in der sich die finanzielle 
Lage der BVV AG immer mehr zuspitzte, verschie- 
dene „Rettungsaktionen" gestartet wurden, letztend- 
lich aber der Konkurs des Konzerns nicht abgewen- 
det werden konnte. 

a) Finanzlage 1992/93 

Zum Zeitpunkt der Werftenübernahmen stellte sich 
die finanzielle Situation des Konzerns dank vorange- 
gangener Kapitalerhöhungen äußerst positiv dar. Die 
Eigenkapitalquote betrug 1992 ca. 25% und nach 
Aussage von Dr. Scheider, dem damaligen Aufsichts- 
ratsvorsitzenden der BW AG, hatte der Konzern 
„eine gute Eigenkapitalausstattung die „eigentlich 
für den Umsatz viel zu hoch" war (Protokoll Nr. 62, 

S. 65). Dem entgegen steht allerdings die Aussage 
des ehemaligen Vorstandsmitglieds Prof. Timmer- 
mann, der vor den Untersuchungsausschüssen in 
Bremen und Schwerin behauptete, die finanzielle 
Lage der BW AG sei schon im Moment der Werften- 
übernahme kritisch gewesen und es sei keineswegs 
genügend Eigenkapital im Konzern vorhanden ge- 
wesen, um die erforderlichen Investitionsleistungen 
zu erbringen (vgl. vorstehend I.3.c). 

Betrachtet man anhand der Geschäftsberichte die 
Entwicklung der Ertragslage und der Einzelab- 
schlüsse der Verbundunternehmen von 1990 bis 1994 
so kann festgesteUt werden, daß schon 1993 ein 
Jahresfehlbetrag von rund 190,7 Mio. DM in der Ge- 
winn- und Verlustrechnung des Konzerns ausgewie- 
sen wurde, im Gegensatz zu einem Jahresüberschuß 
von 75 Mio. DM in 1992. Die Wirtschaftsprüfungs- 
gesellschaft Susat & Partner stellte in ihrem Gutach- 
ten fest, daß „die Bereiche Schiffbau, Maschinen- 
und Anlagenbau, Elektronik und Beteiligungen 
wechselnd in beiden Jahren [1993 und 1994, Anm. d. 
Red.} Verluste ausweisen, die sich in der 'Zwischen- 
summe' ungeachtet einer Verbesserung im Vergleich 
zum Vorjahr auf - [minus, Anm. d. Red.] DM 316 Mio 
(Vorjahr - [minus, Anm. d. Red.] DM 489 Mio) addie- 
ren. ... Die Einzelabschlüsse [der genannten Berei- 
che, Anm. d. Red.] zeigen ganz überwiegend und in 
Summe eine klare Verlustlage . " 

Der Untersuchungsausschuß hat daraus abgeleitet, 
daß die BVV AG bei Abschluß der Privatisierungs- 
verträge nicht in dem Maße mit finanziellen Mitteln 
ausgestattet war, wie von der Geschäftsleitung der 
Eindruck erweckt wurde. Zwar war der Konzern auf 
Expansionskurs und verfolgte das von Dr. Henne- 
mann definierte Ziel des Aufbaus eines maritimen 
Konzerns, doch war die Ertragslage der einzelnen 
Unternehmensbereiche nicht konstant, sondern 
schwankte zwischen positiven und negativen Erfol- 
gen. 

Aus diesem auch der Konzernleitung bekannten 
Grund und auf Drängen von Prof. Timmermann 
(Controlling-Vorstand) fand vom 19. bis 21. Juli 1993 
eine Klausurtagung der BW AG statt, in deren Ver- 
lauf Maßnahmen beschlossen wurden, die eine 
finanzielle Sanierung des Konzerns zum Ziel hatten. 
Prof. Timmermann sagte dem Untersuchungsaus- 


schuß, geplant sei die Konsolidierung der Westbe- 
triebe verbunden mit einem Abbau an Arbeitsplätzen 
gewesen. Dies habe man aber dann nicht realisiert, 
denn schon im August 1993 sei man von den Vorga- 
ben abgewichen. U. a. aus diesem Grund habe er am 

1. November 1993 um die Entbindung aus seinem 
Vorstandsvertrag gebeten (Protokoll Nr. 62, S. 11 f.). 

b) Finanzkonzept 1994 

Für das Jahr 1994 rechnete der Vorstand der BVV AG 
schon in der Finanzplanung Ende 1993 mit einer not- 
wendigen Kreditaufnahme von rund 900 Mio. DM, 
die zur Finanzierung der Investitionen, einschließlich 
des Eigenanteils bei den Ostinvestitionen, benötigt 
werden würden. 

Die Beschaffung der hierfür notwendigen zusätz- 
lichen Kredite sollte durch „Beleihung von Grundver- 
mögen (DM 200 Mio.), der Elektronik-Beteiligungen 
(DM 400 Mio.) und der Investitionen der Ostwerften 
(DM 300 Mio.)" erfolgen. Für die Wirtschaftsprü- 
fungsgesellschaft Susat Sl Partner war es allerdings 
fraglich, ob Bankkredite in diesem Umfang von der 
BW AG hätten beschafft werden können, zumal die 
Banken nur bereit gewesen wären, Kredite in dieser 
Höhe auszureichen, wenn sich die Länder Bremen 
und Mecklenburg-Vorpommern und der Bund betei- 
ligt hätten (Bürgschaften). Doch diese ursprüngliche 
Finanzplanung wurde nicht realisiert. 

Im Sommer 1994 änderte die BVV AG ihr ursprüng- 
liches Finanzkonzept, es galt nun das von Anton 
Schneider neu entwickelte Konzept. Nach Aussage 
von Dr. Rüdiger Zinken, dem damaligen Finanzvor- 
stand (ab 23. Juni 1994), waren der Grund für das 
neue Konzept die Finanzlücken, die sich aus der 
früheren Finanzkonzeption ergeben hatten und die 
schon im Prüfbericht 1993 genannt worden waren 
(Protokoll Nr. 60, S. 7). Diese sollten geschlossen 
werden. Vorgaben und Ziele des Schneiderschen 
Finanzkonzeptes waren (Protokoll Nr. 60, S. 9): 

1. keine weitere Eigenkapitalerhöhung, 

2. keine langfristige Kreditaufnahme, 

3. Verbesserung der Ertragskraft, 

4. Ordnen der Bilanzstruktur, um eine fristenkongru- 
ente Finanzierung zu erreichen, 

5. keine neuen Akquisitionen, 

6. Reduzierung der Investitionen auf das Notwendig- 
ste, 

7. Reduzierung des Umlaufvermögens, 

8. Trennung von nicht betriebsnotwendigem Vermö- 
gen, 

9. Trennung von der Senator-Linie. 

Dr. Zinken sollte das neue Finanzkonzept, das ohne 
Kreditaufnahmen auskommen wollte, umsetzen. Die 
Drei-Jahres-Finanzplanung der BW AG, beginnend 
im Herbst eines Jahres, wurde an die neuen Vorga- 
ben angepaßt. 

Am 13. Oktober 1994 trug Schneider zusammen mit 
den Vorständen Schnüttgen und Dr. Zinken der 
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THA, namentlich Dr. Hornef und Dirk Groß-Blote- 
kamp (Vertragsmanagement), dieses Konzept vor. 

Im Verlaufe des gesamten Jahres 1994 wurden je- 
doch immer mehr die zweckbestimmten Beihilfen 
der Ostwerften zur Deckung der Liquiditätslücken 
innerhalb des Konzerns beigezogen. 

Betrachtet man die Geldanlagen der Ostwerften bei 
der BVV AG, ist festzustellen, daß am 31. März 1994 
(Ende des Berichtszeitraums für den Spill-over-Be- 
richt des I. Quartals 1994) sämtliche Einlagen der 
Ostwerften an diese zurückgezahlt wurden. Dies 
dokumentierte sowohl in den Augen der Werften als 
auch der THA eine Liquidität der BVV AG, die in 
diesem Maße nicht vorhanden war. Daß diese Rück- 
zahlung eine Kraftanstrengung der BVV AG war, ist 
aus der Tatsache ersichtlich, daß die Gelder der Werf- 
ten mit Wertstellung 5. April 1994 schon wieder bei 
der BVV AG angelegt waren und somit wieder zur 
Deckung einer Unterfinanzierung des Konzerns 
dienten. 

Allerdings kam es nach Aussagen der Geschäftsfüh- 
rer der Ostwerften vor dem Untersuchungsausschuß 
nie zu dem Fall, daß sie bei Bedarf ihre Geldanlagen 
angefordert und dann nicht wieder zurückgezahlten 
bekommen hätten. Für 1994 lag aufgrund dieser 
Tatsache noch keine Mittelfehlverwendung seitens 
der BVV AG vor. 

Insgesamt ist festzustellen, daß Ende 1994 die Mittel 
der Ostwerften noch relativ sicher im zentralen Cash- 
Management angelegt waren. Der Konzern hatte die 
Möglichkeit, sie jederzeit bei Bedarfsmeldung der 
Werften durch Bankkredite zu ersetzen (Dokument 
Nr. 105). 

c) Drohende Zahlungsunfähigkeit 1995 

1995 wurde die Lage der BVV AG kritischer. Die in 
1994 für 1995 angekündigten Erträge konnten nicht 
realisiert werden, da die Westunternehmen hohe 
Verluste verzeichneten. 

Gekennzeichnet war das Jahr 1995 aufgrund der im- 
mer wieder auftretenden Liquiditätsengpässe bei der 
BW AG durch einen ständigen Wechsel von „Kri- 
sensitzungen" des Vorstands und „Entwarnung" 
durch die Banken, die neue Kreditlinien eröffneten. 
Es gab Gutachten, die die wirtschaftliche Situation 
realistisch einschätzten und gleichzeitig das Inter- 
esse einer privaten Investorengruppe, Millionenbe- 
träge in die BVV AG zu investieren. 

Der Untersuchungsausschuß hat die wichtigsten und 
für das Fortbestehen des Konzerns entscheidenden 
Sitzungen untersucht. Die nach Ansicht des Unter- 
suchungsausschusses erste Krisensitzung fand am 
3. Juli 1995 statt, in deren Verlauf der Vorstand der 
BW AG durch ein Gutachten der Boston Consulting 
Group (BC) über die schlechte Finanzlage des Kon- 
zerns informiert wurde. Schon einen Monat später 
wurde eine zweite Krisensitzung notwendig. Es folg- 
ten außerordentliche Aufsichtsratsitzungen und ver- 
schiedene Gespräche mit der BvS, dem Bremer Senat 
und immer wieder mit Cooper & Leybrand Deutsche 
Revision AG (C & L), der für die Konzernprüfung ver- 


antwortlich zeichnenden Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schaft. 

aa) Gutachten der Boston Consulting Group 
(Krisensitzung am 3. Juli 1995) 

Die Boston Consulting Group (BC) hatte anfänglich 
die Aufgabe, das Schiffsbaukonzept der BVV AG zu 
beleuchten, sollte aber dann, in Erweiterung des 
Untersuchungsauftrages, sich ressortübergreifend 
auch um das Finanzkonzept kümmern und eventu- 
elle Risikopotentiale feststellen (Protokoll Nr. 60, 
S. 29 f.). Grund hierfür war, daß aus dem überarbeite- 
ten Schiffsbaukonzept, das neue Investitionen in 
diesem Bereich beinhaltete, die Notwendigkeit 
erwuchs, auch das Finanzkonzept zu überprüfen. Die 
Präsentation des neuen Schiffsbaukonzeptes fand im 
Mai 1995 statt. Die Endpräsentation und damit auch 
die Präsentation des Finanzkonzeptes der BC folgte 
einen Monat später, am 3. Juli 1995. BC berechnete 
in ihrer Analyse einen zusätzlichen Liquiditätsbedarf 
von mehr als eine Mrd. DM für den Zeitraum 1995 
bis 1997 für den BW-Konzern und stellte einen 
„sofortigen Handlungsbedarf zur Abdeckung von 
kurzfristigen Liquiditätsrisiken fest sowie die Not- 
wendigkeit zur Aufnahme langfristiger Kredite." 
Diese Ansicht wurde allerdings vom Konzernvor- 
stand nicht vertreten. Seiner Meinung nach war 
selbst unter einer „worst case" -Annahme die Lage 
des Konzerns bei weitem nicht so kritisch, wie es BC 
darstellte. 

bb) Liquiditätslücke von 300 Mio. DM im August 1995 

Im Sommer 1995 zeichneten sich immer deutlicher 
die Finanzprobleme der BVV AG ab. Es gab zum 
einen erhebliche Probleme bei der Umsetzung des 
von Dr. Zinken entwickelten Schiffsbeteiligungs- 
modells. Außerdem zeichnete sich beim Bau des 
Passagierschiffs Costa ein Gesamtverlust von rund 
160 Mio. DM für den Konzern ab. Nach Aussage 
Dr. Zinkens vor dem Untersuchungsausschuß ent- 
hielten die Quartalshochrechnungen der operativen 
Einheiten des Konzerns allerdings keinerlei Hin- 
weise auf drohende Verluste (Protokoll Nr. 60, S. 20). 

Der Konzern ging am 21. August 1995, entsprechend 
der Prognostizierung der BC, von einem zusätzlichen 
Finanzbedarf aufgrund von „Einnahme Verschiebun- 
gen" von eine Mrd. DM aus. Zur Deckung der Fi- 
nanzlücke sollte nach den Vorstellungen des Vor- 
stands eine Erhöhung des Kreditvolumens um 300 
Mio. DM genügen. Ein entsprechender Kreditantrag 
an Commerzbank und Dresdner Bank wurde formu- 
liert. Zur Kreditsicherung bot die BW AG Schiffsbe- 
teiligungen sowie Aktien von BW-TÖchtern an. Am 
22. August kam die Mitteilung der Commerzbank, 
daß sie bereit sei, ein Konsortium zu bilden, das die 
notwendigen 300 Mio. DM unter der Bedingung be- 
reitstellen würde, daß sich neben der Dresdner Bank 
noch andere Banken beteiligten. 

Dr. Zinken erklärte zu der Liquiditätslücke vor dem 
Untersuchungsausschuß, mögliche Geldgeber zu 
diesem Zeitpunkt wären neben Commerzbank und 
Dresdner Bank eine britische Bank und die BfG Bank 
gewesen. Parallel habe er auch mit einer Londoner 
Investorengruppe verhandelt, die ein Schuldschein- 
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dariehen in Höhe von 300 Mio. DM als „private 
placement" ungesichert bei der BVV AG plazieren 
wollte (Protokoll Nr. 60, S. 19). Hierzu sei es jedoch 
aufgrund der extrem verschlechterten Finanzsitua- 
tion und der Krisensitzungen des Vorstandes der 
BW AG im August und September 1995 nicht mehr 
gekommen. 

cc) Krisensitzung am 25. August 1995 

Wegen der sich immer weiter verschlechternden 
Finanzlage fand auf Initiative der Hausbanken der 
BVV AG, der Commerzbank und der Dresdner Bank, 
bei der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Cooper & 
Leybrand Deutsche Revision AG (C & L) eine „Kri- 
sensitzung" statt. Teilnehmer waren: Vertreter der 
BW AG (u.a. Smidt, Schnüttgen und Schmidt), Ver- 
treter der C & L, der Commerzbank aus Frankfurt, 
Hamburg und Bremen, der Dresdner Bank aus 
Frankfurt und Bremen, der Bremer Landesbank und 
der Hibeg sowie die Senatoren für Finanzen und 
Wirtschaft des Landes Bremen. Nicht anwesend 
waren Vertreter der Bundesregierung (BMF bzw. 
BvS oder BMWi). Während dieser Sitzung wurde von 
C & L noch einmal deutlich gemacht, daß zu diesem 
Zeitpunkt der Konzern unterfinanziert sei und rund 
300 Mio. DM, wie von BC schon einen Monat vorher 
prognostiziert, bis Ende 1995 fehlen würden. Auf die 
drohende Finanzlücke hätte C & L schon im Konzem- 
abschluß 1993 hingewiesen. C & L legte am 28. Au- 
gust 1995 das Gutachten schriftlich vor. 

dd) Konsortialkredit- und Sicherheitenpoolvertrag 

Am 30. August 1995 schloß das Konsortium Dresdner 
Bank, Bremer Landesbank und Hibeg unter Führung 
der Commerzbank mit der BVV AG einen Konsortial- 
kredit- und Sicherheitenpoolvertrag über 300 Mio. 
DM. Kreditnehmer war aber nicht der BW-Konzern 
direkt, sondern die beiden Ostwerften VWS und NIR 
(Neptun Industrie Rostock GmbH) sowie die Acht- 
zehnte COPIA Vermögensverwaltungsgesellschaft 
mbH (18. COPIA), ebenfalls eine Tochtergesellschaft 
der BW AG. Nach Aussage von Dr. Hennemann vor 
dem Untersuchungsausschuß war in den Verträgen 
eine weit über die Kreditsumme hinausgehende Be- 
sicherung vereinbart worden (Protokoll Nr. 60, S. 84). 
Das Kreditvolumen von 300 Mio. DM setzte sich ge- 
mäß dem Vertrag folgendermaßen zusammen: 

VWS: 68,75 Mio. DM, 

NIR: 21,15 Mio. DM, 

18. COPIA: 210,00 Mio. DM. 

ee) Außerordentliche Aufsichtsratsitzung 
am 11. September 1995 

Der Konzernvorstand beantragte in der außerordent- 
lichen Aufsichtsratsitzung am 11. September 1995 
die „Genehmigung des Kredit- und Konsortialvertra- 
ges über ein Gesamtvolumen in Höhe von 300,0 Mio. 
DM 100 Mio. DM waren bereits zur Auszahlung fäl- 
lig, die restlichen 200 Mio. DM waren, nach Angaben 
des Vorstands in dieser Sitzung, einen Tag später, am 
12. September 1995 auszahlungsbereit. Der Auf- 
sichtsrat stimmte der Kreditaufnahme zu, gleichzeitig 
wurden aber personelle Konsequenzen aus der de- 


solaten Wirtschaftslage des Konzerns gezogen: Der 
Vorstandsvorsitzende Dr. Hennemann, Finanzvor- 
stand Dr. Zinken und Vorstand Prof. Triebold schie- 
den aus dem Konzemvorstand aus. Günter Smidt 
wurde Nachfolger von Dr. Zinken und übernahm in 
kommissarischer Funktion den Vorstandsvorsitz. 

ff) Vorstandssitzung am 9. Oktober 1995 

In dieser Sitzung wurde deutlich, daß der Konzern- 
vorstand ganz konkret mit der Auszahlung der 
öffentlichen Beihilfen (hier 194 Mio. DM Investitions- 
beihilfen für MTW) rechnete, um sie zur Liquiditäts- 
deckung einzusetzen. Dieser Betrag wurde dann 
einen Tag später, am 10. Oktober 1995, von der BvS 
freigegeben. 

gg) Krisensitzung am 29. November 1995 

Bei dieser Sitzung in Bremen waren neben dem 
Vorstand der BVV AG und den Wirtschaftsprüfern 
der C & L auch Mitarbeiter der BvS (Pommerenke 
und Kerl) sowie Vertreter der Hansestädte Bremen 
und Hamburg anwesend. Ferner waren Vertreter der 
Länder Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein ein- 
geladen. Nicht eingeladen war das BMF, das aber, 
nach Aussage von Dr. Theo Waigel vor dem Unter- 
suchungsausschuß, Anfang Dezember 1995 von die- 
ser Sitzung durch einen Besprechungsvermerk des 
Wirtschaftsministeriums Mecklenburg- Vorpommern 
erfuhr (Protokoll Nr. 94, S. 26). Dieser Vermerk ent- 
hält aber nicht die von der Wirtschaftsprüfungs- 
gesellschaft C & L protokollierte Aussage des dama- 
ligen BW- Vorstandsvorsitzenden und Hennemann- 
Nachfolgers Günter Smidt, der den Anwesenden 
erklärte, daß es für die BVV AG unmöglich sei, die im 
Rahmen des Cash-Management bei der BVV AG 
angelegten Gelder der Ostwerften, rund 900 Mio. 
DM, bedarfsgemäß zur Verfügung zu stellen. Außer- 
dem sei es nicht möglich, die Investitionsverpflich- 
tungen (Eigenanteil der BVV AG) aus den Privatisie- 
rungsverträgen zu realisieren. Es gebe innerhalb des 
Konzerns eine „akute Liquiditätslücke im Dezember 
1995". Smidt erläuterte aber gleichzeitig, daß das 
Grundkapital der BVV AG nicht geschädigt sei. Hin- 
sichtlich der Ertragslage versprach er für 1996 ein 
ausgeglichenes Ergebnis, für 1997 und 1998 stellte er 
sogar Gewinne in Aussicht (Dokument Nr. 105 und 
Dokument Nr. 108). 

hh) Veriust der Cash-Management-Einlagen 
am 22. Dezember 1995 

Die Prognose von Günter Smidt bestätigte sich nicht. 
Am 22. Dezember 1995 teilte der Vorstand der BVV 
AG offiziell der BvS mit, daß es für den Konzern nicht 
mehr möglich sei, die Beihilfen der Ostwerften, die 
sich zu diesem Zeitpunkt im automatischen Cash- 
Management der BVV AG befanden, an die Ostwerf- 
ten auszuzahlen. Ohne staatliche Hilfe oder Kredite 
der Banken sei eine Auszahlung unmöglich. Eine 
schriftliche Bestätigung dieser mündlich getroffenen 
Aussage erfolgte am 3. Januar 1996 (Dokument 
Nr. 105). Zu dieser Zeit war Dr. Udo Wagner der neue 
Vorstandsvorsitzende der BVV AG (Bestellung am 
14. Dezember 1995). 
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d) Vergleichsantrag und Konkurs 1996 

Trotz diverser Gespräche des BW-Vorstandes mit 
den Ländern Bremen, Hamburg, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen, Schleswig -Holstein und Meck- 
lenburg-Vorpommern, in denen um Finanzhilfen 
nachgesucht wurde, sowie mit der BvS und anderen 
Stellen der Bundesregierung konnte der Konzern 
nicht mehr gerettet werden. 

Am 17. Januar 1996 fand ein erstes Gespräch des 
neuen Vorstandsvorsitzenden der BW AG, Dr. Wag- 
ner, und des ebenfalls neu im Amt befindlichen Auf- 
sichtsratsvorsitzenden Hero Brahms mit dem Vor- 
stand der BvS, dem Bundeskanzleramt, dem BMF 
und dem BMWi statt. Zielrichtung der Zusammen- 
kunft war die Rettung der Ostwerften durch eine 
Abspaltung aus dem BW-Konzemverbund. Wagner 
und Brahms wurden veranlaßt, eine Prüfung des 
Cash-Management von einer Wirtschaftsprüfungs- 
gesellschaft durchführen zu lassen, um festzustellen, 
in welchem Umfang öffentliche Fördermittel der Ost- 
werften in das Cash-Management eingeflossen und 
eventuell verloren waren. Die Wirtschaftsprüfungs- 
gesellschaft KPMG wurde mit dieser Prüfung am 
2. Februar 1996 beauftragt, sie legte am 23. Februar 
1996 einen Zwischenbericht vor. Danach war es für 
den Vorstand der BW AG schon seit 1994 absehbar, 
daß die zur Deckung vorhandener Finanzlücken ver- 
wendeten Ostgelder nicht mehr uneingeschränkt 
rückzahlbar waren. Die Ergebnisse der Prüfung führ- 
ten zur Erstattung einer Strafanzeige gegen Verant- 
wortliche der BW AG durch die BvS am 24. Februar 
1996. 

Einen Tag vorher, am 23. Februar 1996, stellte der 
Vorstandsvorsitzende der BVV AG, Dr. Wagner, den 
Vergleichsantrag. Am 1. Mai 1996 wurde das Kon- 
kursverfahren über die BW AG eröffnet. 


6. Beschaffung von Liquidität mit Hilfe 
der Ostwerften 

Die sich permanent seit 1993/94 durch die Unterneh- 
mensgeschichte hinziehende Liquiditätsknappheit 
der BW AG veranlaßte den Konzernvorstand zu ver- 
schiedenen Maßnahmen, durch die Liquidität für 
den Konzern beschafft werden sollte. Prof. Timmer- 
mann, der seit Übernahme der Ostwerften bis Ende 
1993 im Vorstand der BVV AG war, hat sich dahinge- 
hend vor dem Untersuchungsausschuß geäußert, daß 
die BW AG drei Möglichkeiten sah, wie sie sich 
über die Ostgelder finanzieren konnte. Zum einen 
sei dies über den Einbehalt der Zinsen, die die Ost- 
werften für die Anlage der Beihilfen erzielten, ge- 
schehen. Eine zweite Möglichkeit war der Verkauf 
von Know-how an die Werften und als drittes die Ein- 
führung eines zentralen Cash-Management (Proto- 
koll Nr. 62, S. 11). 

Ein viertes Instrument zur Beschaffung von Liquidität 
in 1995 soll, wie u.a. der Prokurist der VWS, Horst 
Grützmacher in der TV-Reportage: „Gesucht wird ... 
Die Schuld an der Vulkan-Pleite" am 26. November 
1997 berichtete, die Kreditaufnahme der Werften 
und das Einstellen der Kreditsumme ins Cash-Mana- 
gement gewesen sein. Speziell das zentrale Cash- 


Management und die Kreditaufnahmen sind auch 
Gegenstand der Emüttlungen der Staatsanwaltschaft 
Bremen, die prüft, ob hierin eine Verletzung der Ver- 
möqensbetreuungspfhcht zu sehen ist (vql. nach- 
stehend VI.). 

a) Einbehalt von Zinsen 

Prof. Timmermann hat bei seiner Zeugenver- 
nehmung vor dem Untersuchungsausschuß aus- 
geführt, die Ostwerften hätten ihre liquiden Mit- 
tel entsprechend betriebswirtschaftlichen Gesichts- 
punkten zinsgünstig angelegt. Nach seiner Erinne- 
rung sei Mitte 1993 eine Zinsgutschrift von ca. 57 
Mio. DM erfolgt. „... und der Gesamtvorstand [der 
BW AG, Anm, d. Red.] hatte gemeint, daß es doch so 
sei, daß die Zinsen für solche Gelder ja doch dem Ge- 
samtverbund zuzurechnen seien. ... Meine Auffas- 
sung war eigentlich auch so, daß die Zinsen auf diese 
Gelder nun auch den Ostbetrieben zur Verfügung 
gestellt werden könnten", da es deren Gelder waren, 
die angelegt worden seien (Protokoll Nr. 62, S. 10). 

Nach Erkenntnissen des Untersuchungsausschusses 
hat die BW AG die auf gelaufenen Zinsen, die den 
Ostwerften für ihre Geldanlagen zustanden, nicht 
einbehalten, sondern wieder konzernintern namens 
der Werften angelegt, so daß sie nach wie vor als 
Liquidität der BW AG zur Verfügung standen. Dies 
bestätigen auch die Spill- over-Berichte der Werften. 

b) Know-how-Verkauf 

Prof. Timmermann erhob in seiner Aussage vor dem 
Untersuchungsausschuß im Zusammenhang mit dem 
Verkauf von technischem Know-how an die Ostwerf- 
ten schwere Vorwürfe gegen die BW AG. Seiner 
Aussage zufolge verkaufte der Konzern den „tech- 
nisch rückständigen" Werften MTW und VWS ver- 
altete Konstruktionspläne und dergleichen zu über- 
höhten Preisen. Auf diese Idee sei man während der 
Klausurtagung vom 19. bis 21, Juh 1993 gekommen. 
Know-how-Verkauf bzw. der Erwerb von Know-how 
war gemäß den Privatisierungverträgen eine Investi- 
tion und konnte aus den Beihilfen finanziert werden. 
Prof. Timmermann wiederholte diese Vorwürfe vor 
den parlamentarischen Untersuchungsausschüssen 
in Bremen und Schwerin. So erklärte er vor dem 
Untersuchungsausschuß des Landes Bremen, es sei 
ein Know-how-Transfer in Höhe von 50 bis 80 Mio. 
DM angestrebt gewesen. Auf diese Weise hätten die 
Westunternehmen des Konzerns hquide Mittel 
bekommen, es wären keine Kosten entstanden und 
die Investitionszusagen gegenüber der THA wären 
ebenfalls erfüllt gewesen (UA Bremen, Protokoll 
Nr. 16, S. 1603/8-1604/3). Vor dem Untersuchungs- 
ausschuß des Landtages in Mecklenburg-Vorpom- 
mern behauptete er: 

„Jeder Fachmann wußte, daß das diesem Wert in 

keiner Weise entsprach, vielleicht nicht einmal 

8 Mio. DM, genau kann ich das nicht beurteilen . " 

(3. PUA, Protokoll Nr. 7, S. 59) 

Zu diesen Behauptungen befragt, äußerte Prof. Tim- 
mermann vor dem Untersuchungsausschuß, es habe 
eine Wettbewerbssituation zwischen den Werften in 
Ost- und Westdeutschland gegeben. 
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„Also gab man keine modernen Zeichnungen, 
sondern von eh schon auch im Osten sehr bekann- 
ten Schiffen. Dieses sollte dann kosten - sicherlich 
sehr überhöht ~ 80 Millionen. ... Ich war damals 
von der Hanse Holding aus ja Vorgesetzter der 
Geschäftsführung der Werft in Wismar und habe 
denen das untersagt, das Geld zu transferieren 
und die Überweisung zu unterschreiben. Aber ich 
war noch nicht ganz ausgeschieden dann, da ist 
das dann doch auf Druck von Bremen von den 
Geschäftsführern gemacht worden. " (Protokoll 
Nr. 62, S. 10) 

Hierzu hat der Untersuchungsausschuß auch die da- 
maligen Geschäftsführer der MTW, Friedo Ulpts und 
Oswald Müller, befragt. Beide stellten eine derartige 
Weisung von Prof. Timmermann in Abrede. Müller 
waren auch keine Rechnungen über 80 Mio. DM 
bekannt (Protokoll Nr. 64, S. 16 f. und S. 41). Ulpts, 
der nach eigenem Bekunden den Know-how-Kauf 
mit ab wickelte, erklärte vor dem Untersuchungsaus- 
schuß, es seien an MTW Konstruktionspläne für die 
damals aktuelle Containerschiffserie, für Kühlschiffe 
und für ein Tankschiff zu einem Preis von rund 
40 Mio. DM verkauft worden. Er war, ebenso wie 
Müller der Meinung, der Wert des gelieferten Mate- 
rials (Blaupausen, Lieferantenlisten etc.) habe durch- 
aus dem von der BVV AG geforderten Preis entspro- 
chen (Protokoll Nr. 64, S. 11 f., 38 ff.). 

ln den vierteljährlichen Spill-over-Berichten der MTW 
an die THA/BvS wurde auch der Know-how- Verkauf 
von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft C&L ge- 
prüft und als nicht zu beanstanden erklärt. Auch die 
THA/BvS war mit dem gezahlten Preis einverstan- 
den. 

An VWS wurde ebenfalls technisches Know-how ver- 
äußert. Peter Güldensupp, von 1992 bis März 1993 
Vorsitzender der Geschäftsleitung der VWS, erläu- 
terte dem Untersuchungsausschuß, er habe von 
Günter Smidt den Auftrag bekommen, entsprechen- 
de Verträge vorzubereiten. Verkauft worden seien 
sowohl die Konstruktionspläne für Schiffe als auch 
die Einkaufslisten (Lieferantenlisten) und die Stück- 
listen. 

„Also im Grunde genommen das, was eine Werft 
sich sonst mühsam erarbeiten muß, und wofür 
letztendlich auch jahrelange Erfahrung erforder- 
lich ist, um so ein System aufzubauen. " (Protokoll 
Nr. 68, S. 20) 

Güldensupp sagte weiter, daß sich die Schichau See- 
beckwerft, von der die Pläne kamen, etwas „geziert" 
habe, das „Kostbarste", nämlich ihr Know-how zu 
verkaufen. Der Verkauf des technischen Wissens der 
Schichau Seebeckwerft an VWS kam allerdings nie 
zustande, da es keine Einigung hinsichtlich des Prei- 
ses, rund 70 Mio. DM, und der Zahlungsmodalitäten 
gab (Protokoll Nr. 68, S. 21). 

Auch der verantwortliche Direktor des Vertrags- 
management, Dirk Groß-Blotekamp, wurde vom 
Untersuchungsausschuß zu diesem Thema befragt. 
Nach seiner Auskunft habe die THA zusammen mit 
einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft die Prüfung 


der Know-how- Verkäufe der BVV AG an MTW und 
VWS vorgenommen, aber keine Anhaltspunkte für 
die Richtigkeit der Behauptungen Prof. Timmer- 
manns gefunden (Protokoll Nr. 71, S. 136). 

c) Kreditaufnahmen 

Nach einer Aussage des ehemaligen Prokuristen der 
VWS, Horst Grützmacher, soll die BW AG insbeson- 
dere in 1995 (September bis November) die Ostwerf- 
ten regelrecht gezwungen haben, Überbrückungs- 
kredite bei der Commerzbank aufzunehmen und 
eigene Vermögenswerte als Sicherheit zu stellen. 
Grützmacher behauptete, die VWS habe „auf Veran- 
lassung des Vorstandes der BW AG mehrere Darle- 
hen zugunsten des Cash-Managements des Vulkan- 
Konzerns in Höhe von rund 100 Mio. DM aufnehmen 
müssen." U.a. nahm VWS am 30. August 1995 einen 
Kredit von 68,75 Mio. DM auf und stellte ihn ins 
Cash-Management der BVV AG. Diese Summe war 
Teil des 300-Mio.-DM-Kredits, den Konsortialbanken 
im September 1995 ausreichten. Grützmacher be- 
hauptete weiter, die BW AG habe die Geschäftsfüh- 
rer der VWS gezwungen, diesen Kredit aufzuneh- 
men. ln dem bereits erwähnten TV-Bericht vom 
26. November 1997 sagte Grützmacher, er habe der 
Geschäftsleitung in Stralsund erklärt, dies sei der 
endgültige Beweis, daß die Gelder im Cash-Manage- 
ment versickerten, aber aus Bremen sei von Günter 
Smidt die unmißverständliche Drohung gekommen, 
bei Weigerung die VWS-Gehälter nicht auszuzahlen. 

Weitere Feststellungen zu den Behauptungen Grütz- 
machers hat der Untersuchungsausschuß nicht tref- 
fen können, allerdings ermittelt die Staatsanwalt- 
schaft Bremen in dieser Sache. 

Die genannte Kreditsumme von 68,75 Mio. DM wur- 
de im Rahmen des Cash-Management der Konzem- 
leitung zur Verfügung gestellt und von dieser zur 
Überbrückung von Liquiditätsengpässen bei den 
Westunternehmen eingesetzt. Dadurch waren die 
Werften verschuldet, obwohl sie aufgrund ihrer 
hohen Liquiditätsausstattung durch die Beihilfen der 
THA/BvS keinen Kreditbedarf hatten. 

Auch MTW nahm zusammen mit der Bremer Vulkan 
Werft GmbH (BVW) einen (zweiten) Kredit für den 
BW-Konzem Anfang November 1995 auf. Hierbei 
handelte es sich um 70 Mio. DM, für deren Sicherheit 
allein MTW garantieren mußte. 

Die Staatsanwaltschaft Bremen ermittelt auch in 
diesem Zusammenhang gegen ehemalige Vorstands- 
mitglieder der BW AG. 

Durch den Konkurs der BW AG entstanden MTW 
ein Schaden von 590,4 Mio. DM und VWS von 263,5 
Mio. DM (vgl. nachstehend VI). 

d) Rechnungen der St. John's Shipping Company Ltd. 

Durch eine Strafanzeige der PDS-Fraktion im Land- 
tag Mecklenburg-Vorpommern sowie durch die TV- 
Reportage „Gesucht wird ... Die Schuld an der Vul- 
kan-Pleite“ vom 26. November 1997 hat der Unter- 
suchungsausschuß von Rechnungen der St. John's 
Shipping Company Ltd. an die VWS Kenntnis 
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erlangt. Die St. John's Shipping Company, die auf 
der englischen Kanalinsel Jersey eine Briefkasten- 
adresse besitzt, stellte mit Datum 18. Januar 1994, 
26. Januar 1994 und 2. Februar 1994 drei Rechnun- 
gen aus über jeweils 400 000 brit. Pfund, umgerech- 
net ca. 1 044 900 DM. Berechnet wurden Leistungen 
in Indonesien. 

Dem Untersuchungsausschuß hat hierzu weiterhin 
das Wortprotokoll der genannten TV-Reportage Vor- 
gelegen, in der der damalige Prokurist der VWS, 
Horst Grützmacher, sich zu dem Sachverhalt äußerte. 
Nach Darstellung Grützmachers hatte VWS weder 
Geschäftsbeziehungen zur St. John's Shipping Com- 
pany auf Jersey-Island noch nach Indonesien. Josef 
Klar, damals Vorstand der BW AG und zuständig für 
die Ostwerften, habe die Rechnungen aus Bremen 
mitgebracht, es habe sich aber bei der VWS niemand 
gefunden, der die Rechnungen als „sachlich richtig" 
gezeichnet habe. Trotz Weigerung habe die VWS die 
Rechnungen dann auf Weisung der Bremer Ge- 
schäftsleitung begleichen müssen. 

Weitere Feststellungen hierzu hat der Unter- 
suchungsausschuß nicht treffen können. Die Staats- 
anwaltschaft in Bremen ermittelt in dieser Ange- 
legenheit (vgl. nachstehend IV.) . 

7. Ursachen für den Konkurs der BW AG 

Der Untersuchungsausschuß hat nicht nur den Priva- 
tisierungsvorgang intensiver betrachtet, sondern 
auch die Gründe, die zu den finanziellen Schwierig- 
keiten innerhalb des BVV-Konzerns und letztendlich 
zum Konkurs führten, näher beleuchtet. Dazu haben 
verschiedene Zeugen aus dem Leitungsbereich des 
Konzerns Aussagen vor dem Untersuchungsaus- 
schuß gemacht. Ferner haben das Gutachten der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Susat & Partner und 
die Ermittlungsergebnisse des Leiters der Stabsstelle 
„Besondere Aufgaben" der BvS, Dr. Erbe, sowie die 
Ermittlungsergebnisse des BKA, das im Rahmen der 
Amtshilfe von der Staatsanwaltschaft Bremen ein- 
geschaltet worden war, Vorgelegen. Alle Gutachten 
und Berichte beschäftigen sich mit den Vorgängen in 
der BVV AG in den Jahren 1992 bis 1995. 

Eine der Ursachen für den Konkurs der BVV AG war 
die fehlende Ertragskraft des Konzerns, da Gewinne 
nicht im geplanten Maße realisiert werden konnten. 
Dies bestätigte auch der ehemalige Finanzvorstand 
Dr. Zinken vor dem Untersuchungsausschuß (Proto- 
koll Nr. 60, S. 42). 

Der Untersuchungsausschuß hat Faktoren festge- 
stellt, die direkt oder indirekt zur schlechten Ertrags- 
lage und damit zum Konkurs beitrugen. Zum einen 
war die Schiffbaubranche ein Bereich, in dem die 
Werften der BW AG mit den asiatischen Märkten 
konkurrieren mußten, was durch die Übernahme der 
auf den Ostmarkt spezialisierten Werften MTW, VWS 
und NIR zumindest anfänglich sehr schwierig wurde. 
Nicht zu unterschätzen ist auch die Rolle des Vor- 
standsvorsitzenden Dr. Friedrich Hennemann gewe- 
sen, der eine Unternehmenspolitik betrieb, die ent- 
weder große Gewinne einbringen oder nüt erheb- 


lichen Verlusten enden konnte. Ein weiterer für den 
„Untergang" des Konzerns wesentlicher Grund war 
nach Auffassung des Untersuchungsausschusses, 
daß Vorstandsmitglieder und mittleres Management 
durch diverse Doppel- und Dreifachfunktionen inner- 
halb des Konzerns mit ihren Aufgabengebieten über- 
fordert waren und es so in verschiedenen Unterneh- 
mensbereichen zu gravierenden Führungsmängeln 
kam. 

Dem Untersuchungsausschuß haben sich im wesent- 
lichen fünf Gründe, die sich teilweise gegenseitig be- 
dingten, als Ursache für den Konkurs des Konzerns 
dargestellt: 

1. Dr. Hennemanns zuweilen realitätsferne Visionen, 
die zu unternehmerischen Fehlentscheidungen 
führten: 

Übereinstimmend bekundeten alle Zeugen aus 
der Konzernleitung und dem Aufsichtsrat vor dem 
Untersuchungsausschuß, daß die treibende Kraft 
im Konzern der Vorstandsvorsitzende Dr. Henne- 
mann war. Dessen rhetorische Fähigkeiten und 
Überzeugungskraft hätten immer wieder den 
Gesamtvorstand überzeugt, an die Vision eines 
„maritimen Konzerns" zu glauben. So bemerkte 
Dr. Scheider, ehemaliger Aufsichtsratsvorsitzender 
der BVV AG, vor dem Untersuchungsausschuß: 

„Ich glaube schon, daß auch die Leute dort in 
Berlin [gemeint sind die THA-Mitarbeiter, Anm. 
d. Red.] beeindruckt waren von der Art und 
Weise, wie Hennemann seine Gedanken vorge- 
tragen hat. " (Protokoll Nr. 62, S. 71) 

Die unternehmerische Zielsetzung von Dr. Henne- 
mann war, den Konzern durch Unternehmens- 
akquisitionen auszubauen. Prof. Timmermann 
äußerte sich in seiner Zeugenaussage vor dem 
Untersuchungsausschuß zu diesem Thema und 
wies darauf hin, daß der Konzern 1993 eine gute 
Chance gehabt hätte, wenn sich die Konzernlei- 
tung auf die „Kernkompetenzen" und die Haupt- 
märkte „konzentriert" und „nicht weiter wild 
akquiriert" hätte (Protokoll Nr. 92, S. 67). 

Im gleichen Tenor ist die Aussage von Dr. Zinken 
gehalten: 

„Es ist ja relativ wenig organisch gewachsen. 
Es ist viel sehr rasch zusammengekommen ... . 
Es prallten ja ganz unterschiedliche Kultu- 
ren aufeinander: Schiffbauer und Elektroniker, 
Schiffbauer und Maschinenbauer, Software- 
Spezialisten, eine Reedereilinie; will sagen: was 
alles in einem Konzern dieser Größenordnung 
zusammenkam, sich früher nicht gekannt hat. 
Die Fusion STN und Atlas - das waren früher 
Wettbewerber auf dem Markt. " (Protokoll Nr. 60. 
S. 45) 

Und Dr. Scheider meinte insbesondere zum Kauf 
von MTW und VWS: 

„Ich selbst hatte eigentlich gedacht, es reichte 
aus, wenn der Vulkan sich an der MTW ... betei- 
ligt, weil dort eine gewisse Parallelität mit der 
SSW, mit der Seebeck Werft, in Bremerhaven 
vorhanden war .... Der Vorstand ist dann aber 
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weit darüber hinausgegangen und hat immer 
weitere Überlegungen angestellt zu Engage- 
ments, was zunehmend zu einem immer kriti- 
scheren Verhältnis zwischen mir und dem Vor- 
stand geführt hat ... . " (Protokoll Nr. 62, S. 58) 

2, Ein überfordertes Management, das den gestellten 
Aufgaben teilweise nicht mehr gerecht werden 
konnte: 

Der Vorstand setzte sich zusammen aus dem Vor- 
standsvorsitzenden Dr. Hennemann und vier 
weiteren Vorstandsmitgliedern. Die einzelnen 
Vorstandsmitglieder und die Manager der oberen 
Leitungsebene waren gezwungen, mehrere Funk- 
tionen im Konzern zu übernehmen, weshalb sie 
mit der Erfüllung ihrer Einzelaufgaben oftmals 
überfordert waren oder gar in Interessenskonflikte 
gerieten. So war z.B. Josef Klar Vorstand des 
Unternehmensbereichs Schiffbau in Bremen und 
gleichzeitig Geschäftsführer bei VWS in Stralsund. 
Und auch Prof. Timmermann hatte mehrere Funk- 
tionen im Gesamtkonzern übernommen: Er war 
anfänglich stellvertretendes, dann ordentliches 
Mitglied im BVV-Vorstand und gleichzeitig Ge- 
schäftsführer der Hanse Holding. Zudem hatte er 
mehrere Aufsichtsratsmandate bei Konzernunter- 
nehmen übernommen (Aufsichtsratsvorsitzender 
bei MTW und Aufsichtsrat bei VWS und NIR). Zu 
diesen personellen Verflechtungen hat der Unter- 
suchungsausschuß Prof. Timmermann befragt. Er 
bestätigte die Vermutung des Untersuchungsaus- 
schusses, daß es oftmals zu Interessenskollisionen 
gekommen war, und erklärte: 

„Das war in der Sache positiv, in bezug auf die 
Interessenskonflikte ... für den einzelnen, der 
betroffen war, sehr, sehr schwierig. Man mußte 
sich im Vorstand in Bremen rechtfertigen für 
das, was man anders tat, als der Vorstand es 
wollte. " (Protokoll Nr. 92, S. 58) 

3. Häufig wechselnde Zuständigkeiten innerhalb des 
BVV- Vorstandes : 

Dies machte sich vor allem auch im Vorstands- 
bereich Finanzen bemerkbar, der seit dem 1. März 
1987 in die Zuständigkeit von Dr. Hennemann und 
seines Mitarbeiters Johannes Karl Schnüttgen fiel. 
Nach Aussage des damaligen Finanzvorstands 
Dr. Zinken, sei das Vorstandsmitglied Anton 
Schneider von der Bankenseite gedrängt worden, 
den Finanzbereich von Dr. Hennemann abzuzie- 
hen und einen eigenständigen Unternehmens- 
bereich Finanzen zu schaffen (Protokoll Nr. 60, 
S. 6). Schneider bemühte sich, Dr. Zinken, der 
noch bei der THA Leiter des kaufmännischen 
Direktorats unter Dr. Hero Brahms war (Brahms 
selbst war ab dem 14. Dezember 1995 Aufsichts- 
ratsvorsitzender der BVV AG) für diesen Vor- 
standsposten zu gewinnen. Dr. Zinken wurde 
dann am 23. Juni 1994 zum Finanzvorstand be- 
stellt und trat am 1. Oktober 1994 in die BVV AG 
ein. Nach dieser Aufsplittung der Zuständigkeiten 
kam es im Verlaufe der außerordentlichen Auf- 
sichtsratsitzung am 11. September 1995 erneut zu 
einer personellen Umstrukturierung. Die drei Vor- 
standsmitglieder Dr. Hennemann, Dr. Zinken und 


Prof. Triebold wurden ausgewechselt und Günter 
Smidt übernahm kommissarisch bis zur Bestellung 
von Dr. Udo Wagner am 14. Dezember 1995 den 
Vorstandsvorsitz . 

Insgesamt hat der Untersuchungsausschuß über- 
einstimmend mit der Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schaft Susat & Partner festgestellt, daß insbeson- 
dere ab 1990 die Vorstands- und Aufsichtsratsmit- 
glieder in einer „nicht unerheblichen Zahl" wech- 
selten, wobei einzig Dr. Hennemann eine Kon- 
stante des Konzerns war. 

4. Eine Ergebnis-, Bilanz-, Finanzplanung, die den 
Erfordernissen eines Großkonzerns nicht gerecht 
wurde: 

Die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft C & L stellte 
während der Krisensitzung am 25. August 1995 
fest: 

„Ein integriertes Planungssystem der drei klassi- 
schen Bereiche Ergebnis-, Bilanz- und Finanz- 
planung besteht nicht auf Konzernebene". 

Das gleiche galt für das konzerninterne Kontroll- 
system, mittels dem die Zielerreichung überprüft 
wurde. 

Hinzu kam, daß das Zahlenmaterial nicht von 
allen Unternehmen des Konzerns mit der gleichen 
Sorgfalt erstellt wurde. 

Negativ war auch, daß der Konzern bis zum Früh- 
jahr 1995 kein zentrales Währungsmanagement 
hatte, obwohl er von internationalen Märkten ab- 
hängig war und Lieferungen und Leistungen und 
z.B. der gesamte Chartermarkt im Schiffsbereich 
i. d. R. in Fremdwährungen (US-Dollar) abgerech- 
net wurden. Die Wechselkursrisiken wurden nicht 
• mit den Methoden eines modernen Finanzmana- 
gements abgefangen, so die Aussage von Dr. Zin- 
ken vor dem Untersuchungsausschuß (Protokoll 
Nr. 60, S. 15). 

Insgesamt wurden die Unternehmensrisiken hin- 
sichtlich des zu erwartenden Kreditbedarfs „ten- 
denziell" unterschätzt. 

5. Mangelnde Transparenz im Vorstand: 

Die mangelnde Transparenz und die fehlende 
Kommunikation innerhalb des Konzerns und 
gerade auch auf Vorstandsebene wurde u. a, durch 
die Tatsache dokumentiert, daß der Finanzvor- 
stand Dr. Zinken nicht über die Beauftragung der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Boston Consul- 
ting Group informiert war, ein Gutachten zur Ren- 
tabilität, Struktur und zum künftigen Finanzbedarf 
des Unternehmensbereichs Schiffbau zu erstellen. 
Dr. Zinken berichtete dem Untersuchungsaus- 
schuß: 

„Es lief eine Untersuchung der Boston Consul- 
ting Group. Die Tatsache, daß sie lief, war mir 
auch nicht bekannt ... . Als ich davon erfuhr, 
habe ich mich eingeklinkt und gesagt, daß ich 
aber wissen möchte, was da ist ...". (Protokoll 
Nr. 60, S. 28 f.) 
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8. Kenntnis der Leitungs- und Aufsichtsgremien 
über den tatsächlichen Zustand 
des Konzerns 

Nach Auffassung des Untersuchungsausschusses 
waren ab dem Zeitpunkt die Fördermittel im Cash- 
Management für die Ostwerften verloren, ab dem die 
Werften auf erste Anforderung hin keine Rückzah- 
lung erhielten. Dies war erstmalig im Dezember 1995 
der Fall, Es stellte sich für den Untersuchungsaus- 
schuß die Frage, ab wann der Konzemleitung be- 
kannt war, daß die Rückzahlung an die Ostwerften 
gefährdet oder unmöglich war. 

Mit der sich in 1995 abzeichnenden Verschlechte- 
rung und drohenden Zahlungsunfähigkeit hat sich 
auch Susat & Partner im Auftrag der BvS eingehend 
befaßt und versucht festzustellen, ab wann es für die 
handelnden Personen bei der BW AG, aber auch bei 
der BvS zu erkennen war, daß die BVV AG auf einen 
Konkurs zusteuerte (vgl. dazu nachstehend III.) . 

a) Vorstand 

Nach Feststellung der Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schaft Susat & Partner „hatte der Vorstand spätestens 
seit dem 3, Juli 1995 Kenntnis davon, daß erhebliche 
Einnahmeverschiebungen eingetreten waren", daß 
das Finanzkonzept nicht wie geplant realisiert wer- 
den konnte und „daß die fristengerechte Rückzah- 
lung der cc-Mittel [Fördermittel im Cash-Manage- 
ment, Anm. d. Red.] nicht mehr sichergestellt war". 
Ab diesem Zeitpunkt beschäftigte man sich intensiv 
mit der Finanzplanung und war bemüht, zusätzliche 
Liquidität zu beschaffen. Susat & Partner lag aller- 
dings ein Vorstandsprotokoll vor, in dem es heißt, die 
Feststellungen der Boston Consulting Group im Juli 
1995, der Konzern habe einen zusätzlichen Liquidi- 
tätsbedarf von rund 1,1 Mrd. DM, seien „nicht einmal 
unter 'worst case'-Gesichtspunkten gerechtfertigt". 
Weiter stellte der Vorstand fest, daß ein „tatsäch- 
liches" Liquiditätsrisiko bis Ende September 1995 
nicht bestehe, 

b) Aufsichtsrat 

Der Aufsichtsrat hat zum ersten Mal offiziell in seiner 
Sitzung am 11. September 1995 von den Liquiditäts- 
problemen des Konzerns erfahren. Auch hier hat der 
Untersuchungsausschuß die Frage zu klären ver- 
sucht, ob es für den Aufsichtsrat schon vorher 
erkennbar war, daß sich der Konzern in akuten Liqui- 
ditätsschwierigkeiten befand. Zur Klärung dieser 
Frage haben dem Untersuchungsausschuß wiederum 
nur das Gutachten der Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schaft Susat & Partner und der Bericht von Dr. Erbe 
Vorgelegen. 

Susat & Partner kommen zu dem Schluß, daß der 
Aufsichtsrat „die unmittelbar bevorstehende Liqui- 
ditätskrise erst am 11. September 1995 erkennen" 
konnte. Nicht erkennen können habe der Aufsichts- 
rat, „daß die Liquiditätskrise im Ergebnis nicht zu 
beherrschen war und daß jedenfalls die rechtzeitige 
Rückzahlung der Einlagen der Ostwerften nicht mehr 
gesichert war. " 


III. Kenntnis der Bundesregierung und der 
THA/BvS von der zweckentfremdeten 
Verwendung öffentlicher Fördermittel und 
Maßnahmen, die Fördermittel zu sichern 

Der Untersuchungsausschuß hatte gemäß III. 3. c) 
des Untersuchungsauftrages auch zu klären, welche 
Kenntnisse die Bundesregierung (BMF als Rechts- 
und Fachaufsicht der THA/BvS und BMWi als Kon- 
taktstelle zwischen Werftenindustrie und EU-Kom- 
mission) und die THA/BvS selbst hinsichtlich der 
zweckentfremdeten Verwendung der Fördermittel 
hatten. Die Frage war insbesondere, zu welchem 
Zeitpunkt die THA/BvS erkennen konnte, daß die 
BW AG die für die Ostwerften bestimmten Förder- 
mittel zweckentfremdet einsetzte, welche Maßnah- 
men unternommen wurden, um dies zu verhindern 
und wann die THA/BvS erkennen konnte, daß die 
BVV AG auf einen Konkurs zusteuerte und dadurch 
der Verlust der Fördermittel drohen würde. 

Eine wesentliche Rolle spielte in diesem Zusammen- 
hang die Geldanlage der Ostwerften bei der BW AG 
und deren zentrales Cash-Management, da dadurch 
die Gelder der Ostwerften in den direkten Verfü- 
gungsbereich der BW AG gelangten. 


1. Kenntnisse und Maßnahmen der THA/BvS 

Bei der Untersuchung der Frage, ab wann die THA 
die Gefährdung der Fördermittel hatte erkennen 
können, ist für den Untersuchungsausschuß von ent- 
scheidender Bedeutung gewesen, welche Prüf- und 
Kontrollrechte sich die THA bei Vertragsabschluß 
hinsichtlich der Verwendung der Fördermittel hatte 
sichern können und ob sie über das Vertragsmanage- 
ment die vertraghch zugesicherten oder ihr aufgrund 
haushaltsrechtlicher und EU-rechthcher Vorschriften 
zustehenden Kontrollrechte auch entsprechend aus- 
übte. 

Zweiter untersuchungsrelevanter Sachverhalt in 
diesem Zusammenhang war, wie die THA/BvS das 
Thema Cash-Management im BW-Konzern behan- 
delte und welche Schritte seitens der THA/BvS 
unternommen wurden, für eine Besicherung der Bei- 
hilfen im Cash-Management zu sorgen und somit 
einen mögüchen Verlust zu verhindern. 

Zur Beurteilung des Sachverhaltes und zur Beant- 
wortung dieser Fragen haben dem Untersuchungs- 
ausschuß über die durchgeführten Zeugenverneh- 
mungen hinaus Berichte der Bundesregierung, der 
BvS und des BMF sowie des BRH teilweise in „VS- 
VERTRAULICHER " Einstufung Vorgelegen. 

a) Personelle Zuständigkeiten 
für das Vertragsmanagement 

Die THA/BvS hatte sowohl zu den Werften in Meck- 
lenburg-Vorpommern als auch zur Konzernleitung 
der BW AG vor und nach der Privatisierung direkten 
Kontakt, Die THA/BvS war nicht nur für die Ausge- 
staltung der Privatisierungsverträge, sondern auch 
für Überwachung der Einhaltung der vertraglichen 
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Bestimmungen (Vertragsmanagement, Vertragscon- 
trolling) verantwortlich. 

Da die Werftenprivatisierung ein sog. vorstands- 
relevanter Fall war, fiel sie aufgrund der seit 1. Ja- 
nuar 1991 geltenden Organisationsstruktur der THA 
in den Zuständigkeitsbereich „Privatisierung der 
Küstenindustrie“ von Dr. Klaus Peter Wild. Er führte 
auch anfänglich die Verhandlungen mit der BW AG 
hinsichthch des Verkaufs von MTW und VWS. Nach 
einer weiteren Umstrukturierung der THA/BvS 
(1. Juni 1992) war Dr. Wild nur noch für die Privati- 
sierung der MTW zuständig, der Vorstand Dr. Khnz 
übernahm die Privatisierungsverantwortung für die 
VWS. Nach der Privatisierung der Ostwerften blieb 
auch das Vertragsmanagement im Vorstandsbereich 
der THA/BvS angesiedelt. Die Zuständigkeiten im 
Vorstandsbereich wechselten allerdings mehrere 
Male: Im Februar 1994 trug Dr. Klinz für beide Werf- 
ten die Verantwortung, ab 1. November 1994 wurde 
diese auf den späteren Präsidenten der BvS, Dr. Hor- 
nef, übertragen und am 1. Februar 1995 wechselte 
diese Aufgabe auf Rudolf Bohn (Dokument Nr. 105). 

Auf Arbeitsebene waren für Vertragsmanagement 
und Vertragscontrolling in der THA die kaufmänni- 
schen Direktorate des jeweiligen Vorstandsbereichs 
(nach Branchen geghedert) zuständig. Nach einer 
Umstrukturierung der THA zum 1. Juh 1993 wurden 
sog. Vertragsmanagement- Direktorate eingerichtet, 
die nunmehr für bestimmte Unternehmen zuständig 
waren (Dokument Nr. 105). Zu seinen Aufgaben als 
Direktor des Vertragsmanagement erläuterte Dirk 
Groß-Blotekamp, der für die Privatisierungsverträge 
von MTW und VWS zuständige THA- Direktor, in sei- 
ner Aussage vor dem Untersuchungsausschuß: 

„Sie analysieren erst mal die Verträge. Sie schauen 
sich an, welche Möglichkeiten Sie haben, welche 
Aufgaben da sind. Sie stellen eine bestimmte 
Gruppe zusammen, die für diese Verträge zukünf- 
tig zuständig sind, externe wie interne Leute. 
... Man analysiert: Was dürfen wir, was können 
wir, was können wir mit den Verträgen überhaupt 
machen, worauf müssen wir achten, welche Zeit- 
abläufe ergeben sich, wo sind die Schnittstellen, 
was kann passieren, was kann nicht passieren? Sie 
richten sich also praktisch auf das Leben mit dem 
Vertrag ein. “ (Protokoll Nr. 71, S. 118) 

b) Ausübung der vertraglich geregelten 
Prüf- und Kontrollrechte 

Im Falle der Werftenprivatisierung betreute Groß- 
Blotekamp seit Juh 1993 bis zum Konkurs der BW 
AG die Privatisiemngsverträge von MTW und VWS. 
Groß-Blotekamp übernahm die Akten, in denen 
sämtliche MTW und VWS betreffenden Unter- 
lagen (Privatisierungsverträge, Verhandlungsproto- 
kolle, Unternehmenskonzept etc.) enthalten waren. 
RA Dr. Schütte, der schon bei den Privatisierungsver- 
handlungen dabei war, wurde als externer Berater 
des Vertragsmanagement hinzugezogen. 

Als Leiter des Kaufmännischen Direktorats und spä- 
ter des Vertragsmanagement Direktorat 2 war Groß- 
Blotekamp für die Überwachung der im Rahmen der 
Privatisierung vertraglich garantierten Arbeitsplatz - 


und Investitionszusagen, für die Kontrolle der ord- 
nungsgemäßen Verwendung der THA-Beihilfen und 
der Bezahlung des Kaufpreises zuständig. Seinem 
Direktorat oblag es auch, die Einhaltung der vertrag- 
lichen Zusagen bei der Privatisierung der Ost-Werf- 
ten zu kontrollieren und bei Vertragsverstößen gege- 
benenfalls einzugreifen. Groß-Blotekamp äußerte 
hierzu vor dem Untersuchungsausschuß: 

„Ich habe versucht, sie [die Privatisierungsver- 
träge, Anm. d. Red.] umzusetzen. Wie schwer dies 
beim Bremer Vulkan war, das kann man sich vor- 
stellen, wenn Sie solche Verträge haben wie vom 
Bremer Vulkan. . . . Wenn Sie als direkter Vertrags- 
manager mit Hunderten von Verträgen umzuge- 
hen haben, dann können sie natürlich Verträge 
vergleichen. Manchmal sind Verträge geschlossen 
worden, bei denen die Treuhandanstalt in einer 
sehr, sehr guten Position war, in einer sehr guten 
Machtposition. Da sind Verträge gemacht worden, 
die waren toll für uns als Vertragsmanager, weil 
wir natürlich minutiös und sehr, sehr exakt be- 
stimmte Dinge steuern und kontrollieren konnten. 
Beim Bremer Vulkan war das offensichtlich so 
nicht durchsetzbar, und das heißt, wir standen da 
manchmal vor einer Riesenmauer und wußten 
nicht, was wir überhaupt noch durchsetzen konn- 
ten. Wir wußten, was wir vertragsgemäß machen 
durften, und das ist im Vergleich zu anderen Ver- 
trägen eben halt sehr wenig. Das meine ich 
damit. " (Protokoll Nr. 71, S. 121) 

Groß-Blotekamp kritisierte vor dem Untersuchungs- 
ausschuß die Ausgestaltung der Prüf- und Kontroll- 
rechte in den Privatisierungsverträgen. Seiner Mei- 
nung nach war die THA/BvS in einer sehr schwachen 
Position, da sie - im Gegensatz zu Vereinbarungen in 
anderen Privatisierungsverträgen in anderen Bran- 
chen - z. B, keine eigenen Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schaften zu den Ostwerften schicken konnte, um die 
Realisierung der Investitionen oder generell die Wirt- 
schaftslage prüfen zu lassen. In diesen Fällen sei 
allerdings die THA in einer fast gefährhcheren Rolle 
gewesen, weil sie „mitzuregieren" hatte, was wieder- 
um möghcherweise ein Schritt zuviel gewesen sei 
(Protokoll Nr. 71, S. 121 f.). 

Gleichzeitig trug Groß-Blotekamp auch die Verant- 
wortung dafür, daß die THA/BvS selbst ihre Ver- 
pfüchtungen aus den Privatisierungsverträgen ein- 
hielt und die Existenz der Ostwerften gesichert war. 
Er bzw. seine Mitarbeiter waren auch immer zuge- 
gen, wenn im BMWi bzgl. der Privatisierungsverträ- 
ge und den Forderungen der EU-Kommission Be- 
sprechungen stattfanden. Nach seinen Angaben aber 
„weniger aktiv" als vielmehr „auf passend", damit 
die Forderungen der EU-Kommission auch entspre- 
chend umgesetzt werden konnten (Protokoll Nr. 71, 
S. 119). 

aa) Gesamtausgleichsbetrag (GAB) 

Vertraglich geregelt war die Auszahlung eines GAB 
als öffentliche Fördermittel zur Unterstützung der 
wirtschafthchen Tätigkeiten der Ostwerften. Dieser 
GAB war eine fixe Summe, die in Tranchen ausge- 
zahlt wurde. Er setzte sich aus verschiedenen Teil- 
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Positionen zusammen, die für eine unterschiedliche 
Verwendung gedacht waren (Verlustausgleich, Inve- 
stitionsbeihilfen, Betriebsbeihilfen, Schließungsbei- 
hilfen). Damit keine zweckentfremdete Verwendung 
der Fördermittel stattfinden konnte, sollte die Ver- 
wendung der verschiedenen Beträge überwacht und 
entsprechend den vertraglichen Festlegungen kon- 
trolliert werden. 

Der Verlustausgleich zur Abdeckung eventuell noch 
aus der Zeit vor der Privatisierung der Ostwerften 
resultierender Verluste (Betriebsverluste) war ge- 
deckelt, d.h. weder nach oben noch nach unten kor- 
rigierbar, egal wie hoch die tatsächliche Verlustgröße 
war. Aufgrund dieser Deckelung war es seitens der 
THA nicht notwendig, gesonderte Prüf- und Kontroll- 
rechte hinsichtlich einer korrekten Mittelverwen- 
dung zu vereinbaren. Die BVV AG bzw. die Ostwerf- 
ten mußten deshalb auch keinen Verwendungsnach- 
weis führen. 

Investitionsbeihilfen, u. a. zur Modernisierung der 
Ostwerften, hatten eine vertraglich bestimmte Höhe. 
Der THA/BvS genügte hier schon als Nachweis einer 
korrekten Mittelverwendung die Vorlage von Bele- 
gen, die dokumentierten, daß die Investitionen 
bestellt waren, wobei die Bestellung dergestalt sein 
mußte, daß sie auch kassenwirksam wurde (Protokoll 
Nr. 71, S. 124). Gemeldet wurden die Art der Investi- 
tion und der Investitionsumfang in einem jährlichen 
Bericht an die THA/BvS, der durch eine Wirtschafts- 
prüfungsgesellschaft zu testieren war. 

Vertraglich geregelt war auch die bis zu einem Stich- 
tag zu beschäftigende Arbeitnehmerzahl. Die Einhal- 
tung der Vorgaben wurde jährlich überprüft. 

Im Bericht der Bundesregierung an den Untersu- 
chungsausschuß heißt es zur Ausübung der Kontroll- 
rechte, die BvS habe sich durch zahlreiche Gesprä- 
che mit den verantwortlichen Mitarbeitern der BVV 
AG und durch Besuche vor Ort von dem Stand der 
Erfüllung der Arbeitsplatz- und Investitions Verpflich- 
tungen überzeugt, es habe keine Mängel und Bean- 
standungen gegeben (Dokument Nr. 105). 

Das Spill-over- Verbot der EU-Konunission wurde 
durch Spill-over-Berichte, die jährlich von einer Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaft zu testieren waren, kon- 
trolliert. 

bb) Auszahlung des GAB als Darlehen vor Genehmigung 
durch die EU-Kommission 

Da die Genehmigung der Privatisierungsverträge 
durch die EU-Kommission sich verzögerte, wurden 
die Privatisierungsverträge nicht rechtskräftig und 
der GAB konnte nicht ausgezahlt werden (vgl. vor- 
stehend 1.8.) . Ohne diese Fördermittel war die BW 
AG aber nicht bereit, die unternehmerische Verant- 
wortung für MTW und VWS zu übernehmen. Des- 
halb zahlte die THA/BvS zu den vertraglich bestimm- 
ten Terminen die Tranche des GAB nicht als GAB 
aus, sondern als festverzinsliche Darlehen, die nach 
Genehmigung der Verträge durch die EU-Kommis- 
sion in Fördermittel umgewandelt werden sollten. 
Dadurch entfielen Rückzahlung und Verzinsung des 
Darlehens. Die THA hat allerdings keine Bankgaran- 


tien oder sonstige Sicherheiten für die Darlehens- 
summe von der BVV AG verlangt. Dies begründete 
sie damit, daß wegen der Kürze des Überb rückungs- 
zeitraums die Besicherung gegenüber der BVV AG 
nicht durchsetzbar gewesen wäre. 

Wegen einer zwischenzeitlich von der BW AG beab- 
sichtigten Standortverlagerung der MTW innerhalb 
Wismars (sog. Haffeld-Konzept) sah sich die EU- 
Kommission bis Ende 1993 nicht in der Lage, rest- 
liche Betriebsbeihilfen für die MTW in Höhe von 
463 Mio. DM freizugeben. Die BW AG wurde dar- 
aufhin von seiten der THA am 20. Dezember 1993 
veranlaßt, diesen bereits als Darlehen ausgezahlten 
Betrag auf Sperrkonten zurückzuführen, wo das Geld 
am 28. Dezember 1993 einging (Dokument Nr. 107). 
Über diese Sperrkonten konnte nur mit Zustimmung 
der beiden von der THA und der BW AG eingesetz- 
ten Treuhänder verfügt werden. 

cc) Feststellungen des Untersuchungsausschusses 

Nach den Feststellungen des Untersuchungsaus- 
schusses ließ sich die THA/BvS verschiedene Prüf- 
und Kontrollrechte vertraglich garantieren, nicht je- 
doch die Prüfung und Einsichtnahme in die Ge- 
schäftsbücher der Werften vor Ort. So konnte die 
THA/BvS zwar die Investitions Verpflichtung auf den 
Werften optisch kontrollieren, war aber nicht in der 
Lage zu sagen, inwieweit die Fördermittel dazu ver- 
wendet worden waren. Dazu waren die Spill-over- 
Berichte der Werften vorgesehen, die auf Wunsch 
der EU-Kommission von den Werften vierteljährlich 
erstellt wurden und einmal im Jahr von einer Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaft zu testieren waren. Die 
Werften hatten dazu die Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schaft C & L beauftragt, die auch Abschlußprüfer bei 
der BVV AG war. 

c) Kenntnis von den Geldanlagen der Ostwerften 
und der Einführung des Cash-Management 

Der Untersuchungsausschuß hat untersucht, ab wann 
es der THA bekannt war, daß die Ostwerften ihre 
eigenen Gelder und die von der THA ausgezahlten 
Fördermittel bei der BVV AG anlegte und ab wann 
die THA wußte, daß es ein zentrales Cash-Manage- 
ment gab und was daraufhin von der THA veranlaßt 
wurde. 

Wie sich aus den dem Untersuchungsausschuß vor- 
liegenden Dokumenten ergeben hat, datiert der erste 
Spill-over-Bericht der MTW für das erste Halbjahr 
1993 auf den 27. Juli 1993 (Testat der Wirtschaftsprü- 
fungsgesellschaft C & L vom 29. Juli 1993). Eine 
überarbeitete Fassung dieses Spill-over-Berichts mit 
Datum 3. November ging der THA im November 
1993 zu (Protokoll Nr. 71, S. 99 und S. 129). Bis zu 
diesem Zeitpunkt war es der THA bzw. dem Ver- 
tragsmanagement und dessen Direktor Groß-Blote- 
kamp nicht bekannt, daß die Ostwerften ihre freien 
Mittel (eigene Gelder und Fördermittel) bei der BW 
AG anlegten. Da der überarbeitete Bericht an das 
BMF und über das BMWi auch an die EU-Kommis- 
sion weitergeleitet wurde, waren die Geldanlagen 
allen an der Privatisierung der Ostwerften maßgeb- 
lich beteiligten Institutionen bekannt. Am 12. April 
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1994 fand eine Besprechung von Vertretern der THA, 
des BMWi und der EU-Kommission statt, in deren 
Verlauf auch über die Geldanlagen von MTW und 
VWS diskutiert wurde. Im Mittelpunkt stand dabei 
die Vermeidung eines Spill-over-Effektes. Die THA 
erläuterte, daß nach Auskunft der BVV AG die Geld- 
anlagen bei der Konzernmutter besser verzinst wür- 
den als bei den Banken (Mat A 13-111, Bericht der 
BReg., S. 44). 

d) Prüfung rechtlicher Möglichkeiten, 

die Geldanlagen und das Cash-Management 
zu unterbinden 

Nachdem die THA durch die Spill-over-Berichte von 
MTW und VWS für das erste Halbjahr 1993 von den 
Geldanlagen der Ostwerften im zentralen Cash- 
Management erfahren hatte, wurde nach Aussage 
von Dr. Hornef vor dem Untersuchungsausschuß 
geprüft, welche Möglichkeiten für die THA bestan- 
den, ein Cash-Management unter Einbeziehungen 
der Ostwerften zu verhindern. Geprüft worden seien 
vertragsrechtliche Ansätze, aber auch haushalts- und 
EU-rechtliche Möglichkeiten. Es habe aber keine 
Rechtsbasis gegeben, gegen das Cash-Management 
vorzugehen (Protokoll Nr. 72, S. 29). 

Zwar besaß die THA aufgrund der vertraglichen 
Regelungen bei strittigen Punkten generell die Alter- 
native der nachträglichen Vertragsveränderung oder 
der Anrufung des Schiedsgerichts, doch beide Instru- 
mente boten nach Aussage von Dr. Hornef keine 
Möglichkeit für die THA, das Cash-Management für 
die Ostwerften zu unterbinden. Die BVV AG war 
nicht bereit, die Privatisierungsverträge nachträglich 
zu ändern und das Schiedsgericht konnte nur ange- 
rufen werden, wenn es Probleme bei Vertragsaus- 
legung oder Vertragserfüllung oder wenn es Verlet- 
zungen der Privatisierungsverträge gab. Im Bericht 
der Bundesregierung an den Untersuchungsaus- 
schuß heißt es zur Möglichkeit der Anrufung des 
Schiedsgerichts : 

„Ein vertraglich vereinbartes Schiedsgericht kann 
mit Aussicht auf Erfolg nur angerufen werden, 
wenn eine Partei der anderen eine konkrete ihr 
bekannte Pflichtverletzung, z. B. den Mißbrauch 
der Gelder der Ostgesellschaften, vorwerfen kann 
und sich aus dem Vertrag oder aus allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen ergebende Sanktionen (Gel- 
tendmachung einer Vertragsstrafe, Schadenersatz 
wegen Nichterfüllung, Rücktritt vom Vertrag) 
geltend gemacht werden können. Hierfür hatte die 
THA/BvS keine hinreichenden Anhaltspunkte. " 
(Dokument Nr, 105) 

Da in den Privatisierungs Verträgen keine Regelung 
zum zentralen Cash-Management getroffen worden 
war, stand es der BVV AG deshalb frei, ein solches 
auch bei den Ostwerften einzuführen. Zu beachten 
hatten die BW-Konzernleitung und die Ostwerften 
allerdings, daß keine Spill-over-Effekte auftraten. 
Der Nachweis darüber, daß keine unberechtigte Vor- 
teilnahme Dritter (Spill-over), hier der BVV AG oder 
deren Töchter, vorlag, wurde, entsprechend der For- 
derung der EU-Kommission, über die sog. Spill-over- 
Berichte geführt. 


e) Chronologie der Ereignisse und der durch 
die THA/BvS veranlaßten Maßnahmen 

Der Untersuchungsausschuß hat die Kenntnisse über 
die Geldanlagen und die Maßnahmen der THA/BvS 
in chronologischer Folge, beginnend ab dem Zeit- 
punkt der Kenntnis über die Geldanlagen Mitte 
1993, darzustellen versucht. 

aa) Besuch von Prof. Timmeimann 

bei der THA-Präsidentin Birgit Breuel 
am 8. Dezember 1993 

Anläßlich seines Ausscheidens aus der BW AG be- 
suchte Prof. Manfred Timmermann am 8. Dezember 
1993 die THA in Berlin und ihre Präsidentin Birgit 
Breuel. Mit anwesend bei diesem Abschiedsbesuch 
war der THA-Vorstand Dr. Wild. Prof. Timmermann 
berichtete in diesem von ihm als „non-Gespräch" 
bezeichneten Treffen u.a. über Geldanlagen der 
Ostwerften bei der BVV AG. In dem vertraulichen 
Gespräch will Prof. Timmermann seine Befürchtun- 
gen hinsichtlich der Einlagen der Ost-Werften in das 
zentrale Cash-Management der BVV AG und der 
Erfüllung der Investitionsverpflichtungen seitens der 
BVV AG ausgedrückt haben. Das zentrale Cash- 
Management der BVV AG als solches sei aber nicht 
Gesprächsgegenstand gewesen (Protokoll Nr. 62, 
S. 55). Prof. Timmermann berichtete dem Unter- 
suchungsausschuß, er habe sich zugegebenermaßen 
vorsichtig ausdrücken müssen, da für ihn eine in sei- 
nem Aufhebungsvertrag festgeschriebene Schweige- 
pflicht gegolten habe, aufgrund derer er sich nicht 
habe detaillierter ausdrücken können, meinte aller- 
dings: 

„Es kann nicht die Rede davon sein, daß man das 
gar nicht hat verstehen können ...". (Protokoll 
Nr. 62, S. 13) 

Der Untersuchungsausschuß hat dazu Birgit Breuel 
und Dr. Wüd als Zeugen befragt und sich nach 
ihren Reaktionen auf diesen Besuch und die er- 
haltenen Informationen erkundigt. Die Hinweise auf 
eine eventuelle zweckentfremdete Verwendung der 
öffentliche Fördermittel waren nach Aussagen von 
Birgit Breuel sehr vage, so daß für Breuel kein kon- 
kreter Handlungsbedarf seitens der THA erkennbar 
war. 

„Herr Timmermann äußerte dann andeutungs- 
weise eine gewisse Sorge. Dazu gehörten Vermu- 
tungen, keine Tatsachen, daß womöglich die Inve- 
stitionskraft des Bremer Vulkans nicht ausreichen 
könne, um die Investitionsverpflichtungen zu rea- 
lisieren. Also nochmals: Er hat keine Fakten 
genannt, die die Vermutungen in irgendeiner 
Form hätten untermauern können. " (Protokoll Nr. 
71, S. 7) 

In ähnlicher Weise habe sich Prof. Timmermann auch 
zum Cash-Management der BVV AG und zur recht- 
zeitigen Bereitstellung der Fördermittel geäußert. 
Sie habe den Besuch in erster Linie als Erklärung 
dafür empfunden, daß Prof. Timmermann eine neue 
Aufgabe im Westen übernehmen wollte. Breuel wei- 
ter: 
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„Insofern sagte Herr Timmermann nichts, was bei 
uns Maßnahmen erforderlich gemacht hätte . " 
(Protokoll Nr. 71, S. 7) 

Es könne allerdings sein, daß die Hinweise von Prof. 
Timmermann die bereits vorhandene Absicht der 
THA verstärkt hätten, von der BW AG weitere Zu- 
geständnisse hinsichtlich der Absicherung der den 
Ostwerften gewährten Mittel zu fordern. 

Dr. Wild erklärte, daß der Besuch von Prof. Timmer- 
mann für ihn der Zeitpunkt gewesen sei, zu dem er 
erstmals von der Einführung eines Cash-Manage- 
ment bei der BVV AG und den Geldausleihungen 
der MTW erfahren habe; 

vielleicht war es im Hause aufgrund der Spill- 
over-Berichte schon bekannt". (Protokoll Nr. 
71,S. 79) 

Dr. Wild gab an, er sei irritiert gewesen und habe sich 
nach diesem Gespräch mit Prof. Timmermann sofort 
mit dem Vertragsmanagement in Verbindung ge- 
setzt. Als Reaktion habe die THA dann den Brief vom 
20. Dezember 1993 an die BW AG verfaßt. Dr. Wild 
erklärte andererseits, daß er möghcherweise bereits 
kurz vorher aufgrund eines Spill-over-Berichts über 
die Geldausleihungen der MTW informiert gewesen 
sein könnte (Protokoll Nr. 71, S. 99). 

Prof. Timmermann besuchte außer der THA u.a. 
auch den Ministerpräsidenten von Mecklenburg- 
Vorpommern, Bemdt Seite, sowie die CDU-Landes- 
vorsitzende von Mecklenburg-Vorpommern, Angela 
Merkel, die er in ähnlicher Weise wie die THA infor- 
miert haben will. 

Da es im Dezember 1993 in der Presse Spekulationen 
um das Ausscheiden Prof. Timmermanns aus dem 
Vorstand der BW AG gegeben hatte, hat sich der 
Untersuchungsausschuß bei Prof. Timmermann nach 
dessen Motivation für die Niederlegung seines Vor- 
standsmandats zum 30. September 1993 erkundigt. 
Er nannte hierfür mehrere Gründe. U.a. erklärte er, 
er habe sein Mandat wegen vorstandsinterner Aus- 
einandersetzungen niedergelegt. Genauer habe er 
wegen der mangelhaften bzw. fehlenden Umsetzung 
der im Sommer 1993 auf einer Klausurtagung 
beschlossenen strukturellen Neuerung im BW-Kon- 
zern seinen Rücktritt erklärt. Er hätte zwar aufgrund 
einer Regelung seines früheren Arbeitgebers, des 
Verteidigungsministeriums, wonach ein ehemaliger 
Mitarbeiter fünf Jahre lang keine Funktion bei einem 
Unternehmen ausüben darf, mit dem er während 
seiner Tätigkeit im BMVg zusammengearbeitet hat, 
seinen Vorstandssitz sowieso bis zum 16. Januar 1994 
ruhen lassen müssen, habe sich aber eben wegen der 
fehlenden Umsetzung der Beschlüsse zu einem 
Rücktritt entschlossen. 

bb) Besprechung am 9. Dezember 1993 in Bremen 

Einen Tag nach dem Besuch von Prof. Timmermann 
in Berlin fand am 9. Dezember 1993 eine Bespre- 
chung in Bremen statt, an der von der THA die Mit- 
arbeiter aus dem Direktorat von Groß-Blotekamp, 
Pommerenke, Utikal und Wagner teilnahmen und in 
deren Verlauf die Geldanlagen der Ostwerften und 
das Cash-Management diskutiert wurden. 


Dem Untersuchungsausschuß hat das Protokoll die- 
ser Besprechung - wie schon vorstehend unter I.6.e) 
dargestellt - Vorgelegen. Punkt eins der Tagesord- 
nung war die „Konkrete Ausgestaltung der Berichts- 
pflicht" seitens der BW AG. Danach hatte die BW 
AG die Berichtspflicht aus den vertraglichen Rege- 
lungen der jeweiligen Privatisierungsverträgen, aus 
den Bestimmungen der 7. Schiffbaurichtlinie der EU- 
Kommission sowie „aus der Vereinbarung zwischen 
THA (Dr. Schütte) und BW (Prof. Timmermann) 
entspr. Protokoll vom ... [Datum fehlt im Protokoll, 
Anm. d. Red.]". Wann diese protokollierte Bespre- 
chung zwischen RA Dr. Schütte und Prof. Timmer- 
mann stattgefunden und welchen Inhalt sie hatte, 
hat der Untersuchungsausschuß anhand der ihm vor- 
üegenden Akten nicht feststellen können. 

Allerdings hat sich aus dem protokollierten Gespräch 
vom 9. Dezember 1993 feststellen lassen, daß RA 
Dr. Schütte sich mit einem Mitarbeiter der BVV AG, 
wahrscheinlich mit Prof. Timmermann, über das 
Cash-Management der BW AG unterhalten und 
sich dabei auf eine Vereinbarung hinsichtlich des 
Cash-Management bezogen haben muß, die vor die- 
ser Besprechung vom 9. Dezember 1993 datierte. Er- 
gebnis dieser früheren Besprechung bzw. Verein- 
barung war, daß die den ostdeutschen Werften zuste- 
henden Fördermittel keinesfalls für die Unternehmen 
der BW AG im Westen verwendet werden sollten. 

Nach Aussage des Justitiars der Hanse Holding, 
Walter Huschke, vor dem Untersuchungsausschuß 
des Landtages in Mecklenburg-Vorpommern, wül er 
am Rande dieser Besprechung die THA-Mitarbeiter 
gewarnt haben mit den Worten: 

„Sie müssen auf passen, hier passiert etwas, was 

nicht in Ordnung ist ... ". (3. PDA, Protokoll Nr. 7, 

S. 126) 

Auf Nachfrage der THA-Mitarbeiter habe er erklärt, 
es ginge um die Gelder, die eigentlich in Mecklen- 
burg-Vorpommern sein müßten und die offensicht- 
lich nach Bremen fließen würden. Utikal habe ihm 
daraufhin geantwortet: 

„Herr Huschke, seien Sie vorsichtig!" (3. PUA, 

Protokoll Nr. 7, S. 126) 

Der Untersuchungsausschuß hat Groß-Blotekamp in 
seiner Zeugenvernehmung zu diesem Zusammen- 
treffen mit Huschke und zu möglichen Reaktionen 
seinerseits nicht befragen können, da dem Untersu- 
chungsausschuß dieser Sachverhalt erst später, durch 
das Protokoll der Zeugenvernehmung von Walter 
Huschke durch den Untersuchungsausschuß des 
Landtages Mecklenburg- Vorpommern bekannt ge- 
worden war. 

cc) Besuch von Walter Huschke beim Vertragsmanage- 
ment der THA am 14. Dezember 1993 

Etwas später, am 14. Dezember 1993, führte Walter 
Huschke mit dem zuständigen Vertragsmanage- 
ment-Direktor bei der THA, Groß-Blotekamp, ein 
Gespräch, in dem er diesen über die Geldanlagen 
der Ostwerften bei der BW AG unterrichtet haben 
will. Mitanwesend bei diesem Gespräch sei zeitweise 
Ursula Wagner, die Mitarbeiterin von Groß-Blote - 
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kamp im Bereich Vertragsmanagement, gewesen. 
Vor dem Untersuchungsausschuß in Schwerin zitierte 
Huschke aus seiner eidesstattlichen Erklärung vom 
14. März 1996, die er gegenüber dem Nachrichten- 
magazin „Der Spiegel" abgegeben und in der er im 
wesentlichen das Gespräch mit Groß-Blotekamp und 
Wagner wiedergegeben hatte. Danach will Huschke 
das Vertragsmanagement informiert und davor ge- 
warnt haben, daß (3. PUA, Protokoll Nr. 7, S. 127 f.): 

- die Fördermittel der MTW „zur Finanzierung von 
Verlusten in BW-ünternehmen im Westen" ver- 
wendet werden würden; 

- „ gegebenenfalls " die MTW überhöhte Beträge für 
von der BW AG erworbene Lizenzen zahlen 
würde; 

- die Hanse Holding einen „gegebenenfalls" über- 
höhten Preis für den Erwerb von Unternehmen 
zahlen würde. 

Der Untersuchungsausschuß hat Dirk Groß-Blote- 
kamp in seiner Zeugenvernehmung nach dem 
Besuch von Huschke bei der THA in Berlin befragt. 
Für Groß-Blotekamp stellten sich die Hinweise 
Huschkes auf die finanzielle Einflußnahme der BVV 
AG auf die Hanse Holding als „sehr unpräzise War- 
nung" dar. Huschke habe auch, nach Aussage von 
Groß-Blotekamp, keine Beweise für seine Behaup- 
tungen und auch keine Vorschläge für künftiges 
Handeln der THA/BvS liefern können. Außerdem 
habe Huschke keine Hinweise auf eine mögliche 
zweckentfremdete Verwendung der Fördermittel 
durch die BW AG gegeben. Aus diesem Besuch 
habe man deshalb keine Konsequenzen gezogen, 
denn: 

„Daraus waren überhaupt keine Folgerungen zu 
ziehen, weil man überhaupt nicht gewußt hätte, 
worauf man reagieren soll" (Protokoll Nr. 71, 
S. 128) 

Zudem sei zur gleichen Zeit die EU-Kommission mit 
ihrer Forderung nach einem Sperrkonto für die För- 
dermittel der MTW an die THA herangetreten. Diese 
Problematik habe alles andere überlagert (Protokoll 
Nr. 71, S. 128). Er habe einen Vermerk gefertigt, den 
er an seinen damals zuständigen Vorstand Brahms 
weitergeleitet habe (Protokoll Nr. 71, S. 130). 

Der Untersuchungsausschuß hat dazu auch die THA- 
Präsidentin Birgit Breuel befragt. Sie behauptete, sie 
habe nie von den Warnungen Walter Huschkes 
erfahren (Protokoll Nr. 71, S. 45). 

Walter Huschke besuchte im Februar 1995 auch den 
damaligen Wirtschaftsminister von Mecklenburg - 
Vorpommern, Dr. Harald Ringstorff, um ihn über die 
Geldausleihungen und das Cash-Management der 
BVV AG zu informieren. Dabei will er die Wahrung 
der Fristenkongruenz, wie sie die THA/BvS und die 
EU-Komnüssion immer gefordert hatten, in Frage 
gestellt haben (vgl. nachstehend ii). 

dd) Schreiben der THA an die BW AG 
vom 20. Dezember 1993 

Datiert auf den 16. Dezember 1993 erhielt die THA 
ein Schreiben der EU-Kommission, in dem diese mit- 


teilte, daß der Genehmigungsprozeß für die Förder- 
mittel der MTW nicht vor Ende 1993 abgeschlossen 
werden könne, da die BW AG entgegen den ver- 
traglichen Regelungen eine Verlegung der MTW auf 
das Haffeid beabsichtige und aus diesem Grund 
nochmals die „ Vereinbarkeit des Vorhabens mit dem 
ED -Beihilferecht" überprüft werden müsse. Dieses 
Schreiben der EU-Kommission, das dem Unter- 
suchungsausschuß nicht Vorgelegen hat, war einer 
der Auslöser für eine Korrespondenz der THA mit 
dem Vorstand der BW AG, die sich bis in den Som- 
mer 1994 hinzog. 

Dr. Wild und Dr. Klinz, die zuständigen THA- Vor- 
stände, formulierten als Reaktion auf den Brief der 
EU-Kommission am 20. Dezember 1993 ein Schrei- 
ben an den Vorstandsvorsitzenden der BVV AG, 
Dr. Hennemann (Dokument Nr. 107). Der Brief 
befaßte sich mit drei Themenschwerpunkten: 

1. Dr. Wild und Dr. Klinz formulierten entsprechend 
den Forderungen der EU-Komnüssion Punkte, die 
es seitens der BW AG zu erfüllen galt, da anson- 
sten die Bedenken der EU-Kommission hinsicht- 
lich der Genehmigung weiterer Fördermittel für 
MTW nicht ausgeräumt werden könnten und 
dadurch die Auszahlung der noch fälligen Bei- 
hilfen gefährdet wäre. Gefordert wurde erstens die 
Rückzahlung der als Darlehen ausgezahlten und 
bislang durch die EU-Kommission nicht geneh- 
migten Fördermittel und Einrichtung eines Sperr- 
kontos für die Fördermittel der MTW. Ein zweiter 
Punkt war der Nachweis der Bereitschaft der BW 
AG, die von der EU-Kommission nachträglich 
geforderten Angaben über die Investitionsvor- 
haben bei MTW zu hefern und Kontrollen - auch 
vor Ort - zuzulassen. Drittens wollte die THA bzw. 
die EU-Kommission eine Bestätigung der Einhal- 
tung der Investitionsverpflichtungen und des Inve- 
stitionszeitplans sowie Angaben über den Stand 
der Planung. 

2. Dr. Wild und Dr. Klinz wiesen die BW AG in die- 
sem Zusammenhang noch einmal ausdrücklich 
darauf hin, daß die Beihüfen öffentliche Gelder 
seien, die „nach den Privatisierungsverträgen aus- 
schließlich Zwecken in den neuen Bundesländern 
dienen. " Die THA habe aber durch die Spill-over- 
Berichte „keine Gewißheit über die Verwendung". 
In diesem Zusammenhang steht auch die Forde- 
rung der THA, die Spill-over-Berichte nicht jähr- 
lich, sondern viertel] ährüch durch eine Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaft testieren zu lassen. 
Hinsichtlich der bereits das ganze Jahr 1993 lau- 
fenden Geldausleihungen der Ostwerften an die 
BW AG klagte die THA, daß dies „entgegen den 
ursprünglichen Zusicherungen von seiten des 
Bremer Vulkan", die Fördermittel im Geldkreislauf 
der Hanse Holding zu belassen, erfolgt sei. Die 
THA habe gegen eine Geldausleihung ledighch 
dann nichts einzuwenden, sofern die Fristenkon- 
gruenz gewahrt bliebe, Bankgarantien gestellt 
und die THA vorab über jede Geldtransaktion 
unterrichtet werden würde. 

3. Ein weiterer Themenschwerpunkt dieses Schrei- 
bens waren die Zahlungen der Ostwerften für den 
Kauf von Technik-Know-how. Hier verlangten 
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Dr. Wild und Dr. Klinz dezidiert Informationen zu 
bereits durchgeführten Know-how-Verkäufen 
(Verträge, Kaufpreisberechnung etc.) sowie künf- 
tig über Know-how- Verkäufe vorab informiert zu 
werden. 

4. Im Dezember 1993 gab es bei der THA nach dem 
Ausscheiden von Prof. Timmermann hinsichtlich 
der Vorstandsverantwortung innerhalb des BVV- 
Konzerns zur Verantwortlichkeit der Ostwerften 
Unklarheiten, um deren Beseitigung in dem Brief 
vom 20. Dezember 1993 auch gebeten wurde. In 
dem Gespräch am 28. Juni 1994 wurde Herr Klar, 
Mitglied des Vorstandes der BVV, hierfür benannt. 

Der sich hieraus entwickelnde Schriftwechsel, der 
sich bis zum Sommer 1994 hinzog (weitere Briefe der 
THA folgten im Januar, Februar und Mai 1994) war 
von einer Hinhaltetaktik der BVV AG geprägt. In 
einer Besprechung am 28. Juni 1994 fand der Schrift- 
wechsel dann seinen Schlußpunkt. Anwesend waren 
auf seiten der THA der Vertragsmanagement-Direktor 
Groß-Blotekamp und sein Mitarbeiter Utikal sowie 
RA Dr. Schütte und auf seiten der BVV AG der Vor- 
stand Smidt, RA Dr. Köhler sowie Herr Klimek von 
der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft. Diese weigerten 
sich strikt, die Privatisierungverträge dahingehend 
zu ändern, daß umfangreichere Kontrollen seitens 
der THA durchgeführt werden konnten. Indiskutabel 
war für die BVV AG auch die Besicherung der Geld- 
anlagen der Ostwerften durch Bankgarantien sowie 
die vierteljährliche Testierung der Spill-over-Berichte 
durch eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft. Die BVV 
AG war lediglich zu einer jährlichen Testierung be- 
reit. Dies war nach Aussage von Dr. Hennemann vor 
dem Untersuchungsausschuß ein Zugeständnis an 
die THA, der Konzern sei aber keinesfalls dazu ver- 
pflichtet gewesen. 

"Der Vulkan ist im Geiste kooperativer Partner- 
schaft weit darüber hinausgegangen und hat dar- 
über hinaus informiert. " (Protokoll Nr. 60, S. 57) 

Lediglich im Hinblick auf das Sperrkonto für die 
Beihilfen der MTW mußte die BVV AG der THA bzw. 
der EU-Kommissions-Forderung nachgeben, da an- 
sonsten die Beihilfen nicht genehmigt und ausge- 
zahlt worden wären. 

ee) Einrichtung eines Sperrkontos für MTW 
am 28. Dezember 1993 

Am 28. Dezember 1993 wurde die Vereinbarung 
getroffen, nach der der noch nicht von der EU-Kom- 
mission freigegebene, aber schon als Darlehen aus- 
gezahlte Beihilfebetrag in Höhe von 463 242 000 DM 
für MTW bis spätestens 30. Dezember 1993 von der 
BVV AG auf ein Sonderkonto (Sperrkonto) für MTW 
gezahlt werden sollte. Über dieses Sperrkonto durf- 
ten nur die Treuhänder der BVV AG, RA Dr. Köhler, 
und der Treuhänder der THA, RA Dr. Schütte, ver- 
fügen. Grund für die Eile bei der Einrichtung des 
Sperrkontos war das Auslaufen der 7. Schiffbauricht- 
linie zum 31. Dezember 1993. 

Nach Aussage von Groß-Blotekamp waren die Ver- 
handlungen bis zum Abschluß der Vereinbarung 
äußerst „hart", da die BVV AG anfänglich nicht 
bereit war, die Forderung der EU-Kommission nach 


der Einrichtung eines Sperrkontos zu akzeptieren 
und die rund 463 Mio. DM, die sich schon im Verfü- 
gungsbereich der BVV AG befanden, auf das Sperr- 
konto zu transferieren. Als sich dann die THA mit 
ihrer Forderung letztendlich durchsetzte und die 
BVV AG den Betrag innerhalb weniger Tage in einer 
Summe auf das Sperrkonto überwies, war dies für 
die THA gleichzeitig ein Beleg dafür, daß der Kon- 
zern liquide sei, es keine finanzielle Probleme gebe 
und die Fördermittel jederzeit für die Ostwerften zur 
Verfügung stünden (Protokoll Nr. 71, S. 119). 

Dr. Hennemann behauptete vor dem Untersuchungs- 
ausschuß, durch die Einrichtung eines Sperrkontos 
und die Überweisung der rund 463 Mio. DM sei dem 
BVV-Konzern ein Schaden von rund 100 Mio. DM 
entstanden. 

„Dieses Entgegenkommen hat sich bitter gerächt; 
denn es hat der Kommission bzw. vor allem der auf 
diese über ihre Regierungen einwirkenden euro- 
päischen Konkurrenz ermöglicht, das Investitions- 
vorhaben Wismar praktisch ein Jahr lang zu blok- 
kieren, und damit dem Unternehmen MTW und 
natürlich auch seiner Muttergesellschaft, dem Ver- 
bund, einen Schaden von nach meiner Schätzung 
mindestens 100 Millionen zugefügt." (Protokoll 
Nr. 60, S. 57) 

Verschiedene Zeugen aus dem Bereich der Bundes- 
regierung und der THA/BvS haben dieser Darstel- 
lung widersprochen und darauf hingewiesen, daß 
die Verzögerungen bei den Investitionsvorhaben 
alleine Dr. Hennemanns Schuld gewesen seien, da er 
eine Verlegung der MTW auf das Haffeid gewollt 
habe, was vertraglich nicht vereinbart und deshalb 
gegenüber der EU-Kommission auch nicht durchzu- 
setzen gewesen sei, obwohl die Haffeld-Verlegung 
nach Ansicht einzelner Zeugen durchaus sinnvoll 
gewesen wäre (Protokoll Nr. 71, S. 120). 

ff) Gutachten der Abteilung Controlling der THA 
vom 10. Februar 1994 

Am 17. Dezember 1993 beschloß das Präsidium des 
Verwaltungsrates der THA, daß die wirtschaftlichen 
Aktivitäten und die finanzielle Lage der BVV AG 
näher untersucht und analysiert werden müßten. Im 
Auftrag von Dr. Hornef, der zu diesem Zeitpunkt 
Finanzvorstand der THA war, erarbeitete die Abtei- 
lung Controlling der THA eine betriebswirtschaft- 
liche Analyse der BW AG, die am 10. Februar 1994 
in Form eines internen Briefes mit dem Titel „Finan- 
zielle Verpflichtungen zwischen der Treuhandanstalt 
und der Bremer Vulkan Verbund AG " dem Direktorat 
Controlling (Türken) vorgelegt wurde (Dokument 
Nr. 109). Türken leitete das Gutachten THA-intern 
an die Präsidentin Birgit Breuel sowie an die Vorstän- 
de Dr. Hornef, Dr. Klinz und Dr. Wild weiter. Auch 
Dirk Groß-Blotekamp aus dem Vertragsmanagement 
wurde unterrichtet. 

Das Gutachten hatte Ludwig Schwegmann (Leiter 
„Kaufmännische Prüfung 1" in der Abteilung Con- 
trolling VAR) erstellt. Es enthielt Hinweise auf mög- 
liche Mittelfehlverwendungen und Manipulations- 
möglichkeiten seitens der BVV AG. 
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Schwegmann analysierte in seinem Gutachten u. a.: 

Die Liquidität ist dank der hohen Zahlungen 
der Treuhandanstalt hervorragend 

- Die Eigenkapitalquote hat sich von 30% auf 
18,5 % verschlechtert 

- Eigenkapitalanteile der erworbenen Gesell- 
schaften MTW und DMR wurden einer Rück- 
stellung für Restrukturierungsmaßnahmen zu- 
geordnet. Mit dieser Umqualifizierung von 
Eigenkapital in Konzernrückstellungen hat sich 
der Bremer Vulkan Verbund ein Instrumenta- 
rium geschaffen, durch Auflösung der Rück- 
stellungen die tatsächliche Ertragslage in den 
kommenden Jahren vor Externen verbergen zu 
können.,, 

- außerdem gebe es „unsichtbare Finanzschul- 
den,, 

Der Ertrag ist in Relation zum Geschäftsvolu- 
men viel zu gering 

- Mehr als die Hälfte der Ergebnisse stammt aus 
den Zinsen für Anlage der liquiden Mittel,, 

- es „ist zu erwarten, daß der BVV für 1993 Pro- 
bleme haben wird, die Ertragsrechnung prä- 
sentabel zu gestalten.'' 

Speziell unter dem Punkt „IV Hinweise des Ver- 
tragscontrollings" gab Schwegmann der THA die 
Empfehlungen: 

Liquide Mittel sind im Liquiditätsverbund ein- 
gesetzt worden. Weitere Mittelfreigaben sollten 
davon abhängig gemacht werden, daß nachge- 
wiesen wird, daß die Mittel im Zugriff des emp- 
fangenden Unternehmens verbleiben . " 

Schwegmann äußerte sich in seinem Gutachten auch 
zum Verkauf von Technik-Know-how: 

Im Wege der Nachverhandlungen ist zu for- 
dern, daß keine weiteren ,immateriellen Wirt- 
schaftsgüter' durch den BW an die Gesell- 
schaften in den neuen Bundesländern verkauft 
werden ..." 

Die ehemalige THA-Präsidentin Breuel, die sich an 
das Gutachten nur dem Namen nach erinnerte, 
äußerte sich dazu in. ihrer Zeugenvernehmung der- 
gestalt, daß der Vermerk für die THA wichtig gewe- 
sen sei, aber: 

„Er hat für uns nichts hergegeben, woraus wir ent- 
nehmen mußten, daß mißbräuchliche Verwendung 
der Treuhand-Mittel stattfinden würde. " (Protokoll 
Nr. 71, S.32) 

Allerdings sei es nach Meinung von Breuel der kri- 
tischste Vermerk gewesen, den die THA hatte, wes- 
wegen er schon ernst genommen worden sei. 

Dr. Hornef, der ebenfalls zu seiner Einschätzung des 
Schwegmann-Berichts vom Untersuchungsausschuß 
befragt wurde, hat sich dahingehend geäußert, daß 
Schwegmann zu Recht auf kritische Punkte hinge- 
wiesen habe, es wären aber alles Punkte gewesen, 
die aus damaliger Sicht lösbar gewesen seien (Proto- 
koll Nr. 72, S. 27). 


Schwegmann gab der THA eine weitere Empfehlung 
dahingehend, an die BVV AG keine weiteren Unter- 
nehmen zu privatisieren und eine Beteiligung der 
BVV AG an der Bremer Klöckner Hütte wenn mög- 
lich zu verhindern. Diesem Punkt entsprach die 
THA. Sie konnte erreichen, daß sich die BVV AG 
nicht an der Klöckner Hütte beteiligte und keine 
weiteren Unternehmen an die BVV AG privatisiert 
wurden (Protokoll Nr. 72, S. 29). 

gg) Gutachten von Rechtsanwalt Dr. Schütte 

zur Insolvenz eines Investors vom 9. August 1994 

Aufgrund von Gerüchten über ernste finanzielle 
Schwierigkeiten der BVV AG ließ die THA nach Aus- 
sage von THA-Vorstand Dr. Wild „diese Cash-Mana- 
gement-Geschichte ... mal abstrakt - nicht auf den 
Bremer Vulkan bezogen - schildern " (Protokoll 
Nr. 71, S. 103). In Form einer worst-case-Betrachtung 
wurde darüber diskutiert, was passieren würde, 
wenn die BVV AG in Konkurs ginge. Groß-Blote- 
kamp nannte diese Überlegungen „eine Art Sand- 
kastenspiel" (Protokoll Nr. 71, S. 131). RA Dr. Schütte 
legte am 9. August 1994 seine „Gedanken zu einer 
Insolvenz eines Großinvestors, mit dem Ziel der 
Erhaltung der privatisierten Unternehmen" der THA 
vor. 

Der Untersuchungsausschuß hat den Entwurf dieses 
Gutachtens im Rahmen seiner Beweiserhebung bei- 
gezogen. Kernpunkte der Analyse RA Dr. Schüttes 
sind die Fragen, inwieweit das Cash-Management 
eines Konzerns bei Insolvenz der Konzernmutter 
(Holding) die am Cash-Management beteiligten 
Tochterunternehmen direkt oder indirekt negativ be- 
einflußt und in welchem Umfang die THA in diesem 
Falle Ansprüche gegen den in Konkurs gegangenen 
Investor hinsichtlich der Erfüllung der Vertragsver- 
pflichtungen hat. RA Dr. Schütte erläutert, daß prin- 
zipiell beim Konkurs einer Holding nur das Vermö- 
gen der Holding selbst betroffen sei, daß dies sich 
aber bei Vorliegen eines zentralen Cash-Manage- 
ment indirekt auch auf die Tochterunternehmen aus- 
wirken könne, wenn diese unbesicherte Forderun- 
gen gegen die Holding hätten. Diese Forderungen 
würden dann nicht mehr befriedigt werden (vgl. 
dazu auch vorstehend II.4.a)bb). In Bezug auf die 
Privatisierung von Unternehmen beschreibt RA 
Dr. Schütte, daß bei Insolvenz eines Investors die 
THA kein Recht auf eine Rückübertragung der bei 
der Privatisierung auf den Investor übertragenen Ge- 
schäftsanteile habe. Es könne lediglich ein Anspruch 
auf Erfüllung der vom Investor eingegangenen Ver- 
pflichtungen bestehen. In diesem Fall wäre die THA 
unbesicherter Gläubiger und könne lediglich die 
Konkursquote, bei einem Vergleich die Vergleichs- 
quote, erhalten. 

Dr. Wild sagte dazu: 

„Im Crash-Fall ist das Geld weg, es sei denn, es 
ist auf einem Sperrkonto. Das war schon eine 
Konsequenz, daß man sagt, die 463 Millionen, 
die wir da im Dezember auf das Sperrkonto ge- 
geben haben, die sind es nicht. " (Protokoll Nr. 71, 
S. 103) 
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Es gab aber keine Möghchkeit für die THA, das zen- 
trale Cash-Management bei der BW AG zu unter- 
binden. 

hh) Besuch der THA-Präsidentin bei MTW 
am 29. August 1994 

Birgit Breuel und Dr. Hornef besuchten am 29. Au- 
gust 1994 MTW in Wismar. Dieser Besuch stand in 
engem Zusammenhang mit dem Vorhaben der BW 
AG, den Standort der Wismarer Werft auf das Haffeid 
zu verlegen, was schon zu Irritationen seitens der 
EU-Kommission geführt hatte. Breuel und Dr. Homef 
wollten sich persönhch überzeugen, daß die BW AG 
an einer Erfüllung ihrer Investitionsverpflichtungen 
interessiert war und die Sanierung der MTW betrei- 
ben wollte (Protokoll Nr. 72, S. 14). Bei diesem 
Besuch waren neben der Geschäftsleitung der MTW 
und der THA-Präsidentin auch Dr. Hennemann und 
der Vorstand der BW AG zugegen. Diese beruhigten 
die THA und versicherten, die Investitionen würden 
wie geplant durchgeführt werden. Oswald Müller, 
der Geschäftsführer der MTW, berichtete dem Unter- 
suchungsausschuß, MTW und BW AG hätten ein 
neues Investitionskonzept entwickeln müssen, da die 
EU-Kommission die geplante Haffeid- Verlegung der 
Werft im Frühjahr 1994 abgelehnt habe. Dieses neue 
Konzept habe man dann anläßlich des THA-Besuchs 
im August 1994 vorgetragen. Breuel habe darum 
gebeten, eine Terminplanung zu erhalten, anhand 
derer der Baubeginn und die verschiedenen Investi- 
tionsphasen ersichtlich sein sollten. Eine solche 
Planung habe die MTW dann auch der Präsidentin 
zukommen lassen. Die THA habe sich dann auch 
immer wieder telefonisch und durch Werftbesuche 
vom Fortschritt der Investition überzeugt (Protokoll 
Nr. 64, S. 52 f.). 

ii) Gespräch Huschke mit Dr. Ringstorff im Februar 1995 

Walter Huschke, der Justitiar der Hanse Holding, hat 
nicht nur 1993 mit Groß-Blote kamp gesprochen, son- 
dern auch im Februar 1995 das Gespräch mit dem 
damals in Mecklenburg-Vorpommern amtierenden 
Wirtschaftsminister Dr. Harald Ringstorff gesucht 
und ihn über seine Bedenken hinsichtlich der Einhal- 
tung der von THA/BvS und EU-Kommission gefor- 
derten Fristenkongruenz bei den Geldausleihungen 
der Ostwerften an die BVV AG unterrichtet. Aller- 
dings habe Huschke, so Dr. Ringstorff vor dem Unter- 
suchungsausschuß, ihm im wesentlichen nichts 
anderes nütgeteüt, als was nicht schon in Presse- 
berichten veröffentlicht gewesen sei. Huschke habe 
Dr. Ringstorff erklärt, daß nach seiner Ansicht Prof. 
Timmermann „aus dem Grund gegangen wäre, weil 
er die zweckentfremdete Verwendung von Mitteln 
des Vulkans nicht mehr mit anschauen wollte. “ 
Dr. Ringstorff wußte allerdings die Aussagen von 
Huschke „nicht so hundertprozentig einzuordnen". 
Für ihn sei eher zum Ausdruck gekommen, daß 
Huschke eine Stelle suchen würde und sich „an- 
diente für eventuelle Fälle", d. h. im Falle einer Neu- 
strukturierung der Werften wäre Huschke wohl dar- 
an interessiert gewesen, eine Position zu überneh- 
men (Protokoll Nr. 71, S. 72f.). Dr. Ringstorff berich- 
tete weiter 


dem Untersuchungsausschuß, Huschke habe ihm 
damals auch mitgeteilt, daß die Geschäftsführung 
der VWS nach Meinung Huschkes den Aufgaben 
nicht gewachsen sei (Protokoll Nr. 71, S. 53). 

jj) Besuch von Huschke bei der BvS am 20. März 1995 

Einen zweiten Besuch stattete Huschke dem Ver- 
tragsmanagement der BvS am 20. März 1995 ab, 
nachdem er einen Monat vorher mit Dr. Ringstorff 
gesprochen hatte. Bei diesem erneuten Zusammen- 
treffen mit dem Direktor für das Vertragsmanage- 
ment, Dirk Groß-Blotekamp, wül er, wie schon bei 
dem ersten Gespräch am 14. Dezember 1993, auf 
eine mögliche Gefährdung der Investitionszusagen 
der BW AG bei den Ostwerften in Mecklenburg- 
Vorpommern hingewiesen haben. Es könne durch 
von der BW AG veranlaßte Untemehmensakquisi- 
tionen seitens der Ostwerften zu überhöhten Preisen 
auch zu Spill-over-Effekten kommen (3. PUA, Proto- 
koll Nr. 7, S. 131 f.). Dies wird von Huschke ebenfalls 
in der eidesstattlichen Erklärung vom 14. März 1996 
versichert. Huschke sagte vor dem Untersuchungs- 
ausschuß des Landtages von Mecklenburg-Vorpom- 
mern aus, Groß-Blotekamp habe ihm „wesentlich 
massiver" als am 14. Dezember 1993 darauf hinge- 
wiesen, „ich müßte Beweise bringen". Er, Huschke, 
sei sich „richtig ohnmächtig vorgekommen", da 
Groß-Blotekamp seinen Warnungen kein Gehör 
geschenkt habe. Er habe zu Groß-Blotekamp schließ- 
lich gesagt: 

„Ich fordere Sie auf, Ihrer Kontrollp flicht nachzu- 
gehen! " 

Darauf habe Groß-Blotekamp sehr ungehalten mit 
den Worten reagiert: 

„,Sie haben mir zwar nichts in die Hand gegeben, 
aber Sie haben mich bösgläubig gemacht. So daß 
ich mit Dr. Zinken, Vorstandsmitglied der BW AG, 
reden muß.'" (3. PUA, Protokoll Nr. 7, S. 132) 

Huschke war aber nicht bekannt, ob dieses angekün- 
digte Gespräch dann auch tatsächlich stattfand. 

Groß-Blotekamp bestritt diese Darstellung in seiner 
Vernehmung vor dem Untersuchungsausschuß und 
führte dazu aus: 

„Er hat wiederum nicht Präzises gesagt. Ich bin 
sogar noch einen Schritt weiter gegangen. Ich 
habe dort noch eine Mitarbeiterin, meine Team- 
leiterin Frau Wagner, zu dem Gespräch hinzuge- 
zogen, und Frau Wagner hat darüber auch ein Pro- 
tokoll angefertigt. Bei diesen Gesprächen ist wie- 
derum nichts sehr Konkretes herausgekommen. 
Damals überstürzten sich auch die Ereignisse mit 
der Auflösung der Holding. Es gab also praktisch 
auch Veränderungen der gesamten Strukturorga- 
nisation. 

Es ging schlicht übrigens auch um seinen Arbeits- 
platz, und es war letztlich, in der letzten Konse- 
quenz ein Angebot, daß die BvS oder damals die 
Treuhand doch bitte auch seine Dienste hier in An- 
spruch nehmen müsse, weil er sich da doch ganz 
gut auskennt, und dazu gibt es eine Zeugin, und 
dazu gibt es ein Protokoll. " (Protokoll Nr. 71, S. 130) 
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Huschke habe allgemein über cash-concentration 
berichtet, von konkreten Gefahren für die angeleg- 
ten Gelder habe er jedoch nichts gesagt. 

kk) Gespräch Dr. Ringstorff mit Dr. Günter Rexrodt 
(BMWi) im Juni 1995 

Im Juni 1995 fand im Bundesministerium für Wirt- 
schaft (BMWi) eine Veranstaltung zum Thema Schiff- 
bau statt, an der neben Vertretern der BW AG auch 
der Wirtschaftsminister von Mecklenburg- Vorpom- 
mern, Dr. Ringstorff, und Gewerkschaftsvertreter teil- 
nahmen. Bei dieser Gelegenheit will Dr. Ringstorff 
mit dem Bundeswirtschaftsminister Dr. Günter Rex- 
rodt gesprochen und ihn gebeten haben, „mit äußer- 
ster Akribie zu kontrollieren, weil es immer wieder 
Gerüchte über Spill-over im Bremer Vulkan " in die- 
ser Zeit gegeben habe und das Land Mecklenburg- 
Vorpommern selbst, aufgrund der Gestaltung des 
Privatisierungsvertrags, keine Kontrollmöglichkeiten 
habe (Protokoll Nr. 71, S. 53, 60). Laut Dr. Ringstorff 
habe es Rückstände bei den Investitionen gegeben 
und die BW AG habe immer wieder plausible Grün- 
de angegeben, warum Investitionen nicht terminge- 
recht durchgeführt worden seien. Rexrodt habe dies, 
so Dr. Ringstorff, zur Kenntnis genommen. 

Bundesminister Dr. Rexrodt hat mit Schreiben vom 
20. April 1998 dem Ausschuß mit ge teilt, daß es bei 
der Veranstaltung im Juni 1995 nicht um den von 
Dr. Ringstorff dargelegten Zusammenhang der BW 
AG und der Ostwerften gegangen sei. 

„Weder meinen Mitarbeitern noch mir ist ein 
solches Gespräch am Rande oder im Nachgang zu 
dieser Sitzung mit Herrn Minister a. D. Dr. Rings- 
torff bekannt. Der Behauptung, ich hätte ,dies zur 
Kenntnis genommen', wird deshalb widerspro- 
chen." (Dokument Nr. 117) 

II) Freigabe von 194 Mio. DM Fördermittel 
am 10. Oktober 1995 

Die der BvS seit Ende 1993 zur Kenntnis gelangten 
diversen Hinweise waren nach Einschätzung der aus 
dem Bereich der THA/BvS gehörten Zeugen nicht 
von einer Qualität, die eine Verweigerung der Mittel- 
auszahlung gerechtfertigt hätte, auch weil die THA/ 
BvS weder von der BW AG noch von den Ostwerf- 
ten Informationen hinsichtlich einer Mittelfehlver- 
wendung oder einer Nichterfüllung der Privatisie- 
rungsverträge bekam. Der THA/BvS sei vielmehr 
immer wieder die Planmäßigkeit des Investitionsfort- 
gangs von seiten der BW AG und durch die Spill- 
over-Berichte bestätigt worden. Deshalb war sie am 
10. Oktober 1995 gezwungen, 194 Mio. DM Förder- 
gelder von dem für MTW eingerichteten Sperrkonto 
freizugeben. Die EU-Kommission hatte die Mittelfrei- 
gabe am 20. September 1995 genehmigt. Der Staats- 
sekretär und Leiter der Haushaltsabteilung im BMF, 
Dr. Overhaus, der auch das BMF im Verwaltungsrat 
der BvS vertrat, sagte vor dem Untersuchungsaus- 
schuß: 

„Zu diesem Zeitpunkt gab es keine Hinweise auf 
zweckwidrige Verwendungen von Öffentlichen Mit- 
teln. Angesichts dieser Informationslage gab es für 


die BvS keine Möglichkeit - wie jetzt im nachhin- 
ein von einigen Stellen behauptet wird - die von 
der EU-Kommission freigegebenen Gelder festzu- 
halten. Eine Verweigerung der Freigabe hätte 
nach heutigem Kenntnisstand mit hoher Wahr- 
scheinlichkeit zur sofortigen Illiquidität des Bre- 
mer Vulkan geführt. Die Schuld hierfür wäre in der 
öffentlichen Diskussion dann sicherlich der BvS in 
die Schuhe geschoben worden. Eine rechtliche Be- 
gründung, die Zahlungen zu verweigern, gab es 
nämlich nicht. " (Protokoll Nr. 81, S. 58) 

mm) Krisensitzung am 29. November 1995 in Bremen 

Am 29. November 1995 trafen sich in Bremen bei der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft C & L Vertreter der 
BW AG (Finanzvorstand), der BvS, der C & L sowie 
Vertreter der Hansestädte Bremen und Hamburg, der 
Länder Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein zu 
einer Krisensitzung. Dem Untersuchungsausschuß 
hat das Protokoll dieser Sitzung Vorgelegen (Doku- 
ment Nr. 108). Nach dem Wortlaut dieses Protokolls 
informierte der zu dieser Zeit amtierende kommis- 
sarische Vorstandsvorsitzende der BVV AG, Günter 
Smidt, die Sitzungsteilnehmer über die Geldeinla- 
gen, insbesondere der Ostwerften, in das zentrale 
Cash-Management und die sich wegen der finanziel- 
len Schwierigkeiten der BW AG daraus ergebenden 
Probleme. Wörtlich ist in dem Protokoll festgehalten: 

„Das Problem für Unternehmen in der sog. Geber- 
position bestehe jetzt darin, daß die bei der Kon- 
zernzentrale angelegten Mittel nicht mehr be- 
darfsgemäß verfügbar sind. ... Die Ausleihungen 
von rd. DM 900,0 Mio betreffen insbesondere 
MTW, VWS und NIR. Hierbei handele es sich um 
Mittel, die aus dem laufenden Geschäft dieser 
Unternehmen stammen, also nicht um Beihilfen. 
Die gewährten Investitionszuschüsse sollen bis auf 
einen VWS betreffenden geringfügigen Betrag 
nahezu vollständig in 1 995 investiert werden. Die 
BW AG sei gegenwärtig nicht in der Lage, diese 
Ausleihungen zurückzuführen. " (Dokument 
Nr. 110) 

Smidt gab auch bekannt, daß die BW AG nicht in 
der Lage sei, den Eigenanteil der Investitionsver- 
pflichtung in Mecklenburg-Vorpommern von rund 
750 Mio. DM aufzubringen. Nach Auskunft der BVV 
AG belief sich der Liquiditätsbedarf bis Ende 1995 
auf rund 385 Mio. DM, die Banken seien informiert 
und es sei beabsichtigt, mit ihnen ein Stülhalte- 
abkommen bis zum 30. Juni 1997 zu vereinbaren. 
Dem daraus resultierenden Vertrauensschwund auf 
der Lieferantenseite könne durch Bankgarantien 
begegnet werden, ln diesem Zusammenhang wurde 
die Frage aufgeworfen, ob denn die BvS bereit sei, 
eine Bürgschaft für die BW AG zu übernehmen. 
Hierzu stellte der Sitzungsteilnehmer der BvS, Pom- 
merenke, eindeutig klar, daß seitens der BvS dies- 
bezüglich keine Hilfe zu erwarten sei (Dokument 
Nr. 110). Weiter teilte Smidt mit, daß für 1995 ein Ver- 
lust in „erheblicher Größenordnung" erwartet werde, 
das Grundkapital aber erhalten bleibe. Für 1996 ver- 
sprach Smidt ein ausgeglichenes Ergebnis. 
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Das Ergebnis der Besprechung teilte Pommerenke 
seinem Vorgesetzten Dirk Groß-Blotekamp mit. Der 
Untersuchungsausschuß hat auch Groß-Blotekamp 
zur Sitzung am 29. November 1995 befragt. Dieser 
behauptete, die Leitungsebene der BvS sei ,, haut- 
eng" informiert gewesen (Protokoll Nr. 71, S. 137). 

Ob die Nachricht auch Dr. Hornef, den Präsidenten 
der BvS, erreichte, hat der Untersuchungsausschuß 
nicht feststellen können. Dr. Hornef konnte sich bei 
seiner Zeugenaussage vor dem Untersuchungsaus- 
schuß nämlich nicht genau daran erinnern, wann er 
zum ersten Mal von der Besprechung und den darin 
bekanntgegebenen Informationen erfahren hatte. 
Definitiv wußte er nur, daß über die fehlenden 900 
Mio. DM Fördergelder und das finanzielle Desaster 
des BVV-Konzerns in der Vorstandssitzung am 
22. Dezember 1995 gesprochen worden war (Proto- 
koll Nr. 72, S. 55). 

Im Bericht der Bundesregierung an den Unter- 
suchungsausschuß heißt es zu der Besprechung vom 
29. November 1995: 

„Über diese Erörterungen unterrichtete die BvS 
die Bundesregierung nicht. Dem BMF ging Mitte 
Dezember 1995 inoffiziell ein Gesprächsvermerk 
des Wirtschaftsministeriums Mecklenburg -Vor- 
pommern über diese Sitzung zu. " (Dokument 
Nr. 105) 

Dr. Ringstorff, dessen Mitarbeiter aus dem Wirt- 
schaftsministerium ebenfalls an der Besprechung 
teilgenommen hatte, erklärte dem Untersuchungs- 
ausschuß: 

„Wir haben die Situation im Land beraten. Ich 
habe mich an die BvS gewandt, habe von dort die 
Antwort bekommen, daß alles im Lot wäre und die 
Mittel auf Anfrage termingerecht zur Verfügung 
stünden und daß die Investitionen planmäßig lau- 
fen würden. Das hat natürlich eine gewisse Ver- 
zweiflung ausgelöst. " (Protokoll Nr. 71, S. 54) 

nn) Maßnahmen von Dr. Ringstorff nach dem 
29. November 1995 

Dr. Ringstorff formulierte nach Bekanntwerden der 
Unmöglichkeit der fristgerechten Rückzahlungen der 
Cash-Management-Einlagen der Ostwerften und 
nachdem die BvS nichts unternahm, einen Brief an 
Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl. Dem Unter- 
suchungsausschuß erklärte er zu diesem Brief: 

„Ich habe dann einen Brief an den Bundeskanzler 
aufgesetzt, habe ihm die Situation geschildert. Der 
Brief wurde vom Ministerpräsidenten [Dr. Berndt 
Seite, Anm. d. Red.] und mir unterzeichnet. Er ist 
meines Wissens am 6. Dezember abgeschickt wor- 
den. Wir haben am 20. Dezember Antwort bekom- 
men durch den Kanzleramtsminister Friedrich 
Bohl. Auch dort wurde ähnliches gesagt, was auch 
die BvS sagte: Die Mittel wären zweckentspre- 
chend verwendet worden, die Investitionen wür- 
den planmäßig durchgeführt, und ich wurde indi- 
rekt gerügt, weil ich in der Öffentlichkeit auf Pro- 
bleme beim Vulkan hingewiesen hatte. Ich wurde 
darauf hingewiesen, daß es der Sache sicherlich 


nicht dienlich wäre, soviel Öffentlichkeit zu 
suchen. " (Protokoll Nr. 71, S. 54) 

Dr. Hartmann, Referatsleiter im BMF, erklärte zum 
Antwortschreiben des Kanzleramtes und bezüglich 
der Mitwirkung des BMF: 

„Meines Wissens war das BMF da nicht einge- 
schaltet. Da hat sich das Kanzleramt direkt mit der 
BvS kurzgeschlossen. " (Protokoll Nr. 74, S. 46) 

An anderer Stelle bestätigte Dr. Hartmann auf Nach- 
frage: 

„An das Fachreferat hat sich das Kanzleramt nicht 
gewandt. " (Protokoll Nr. 74, S. 50) 

Der Untersuchungsausschuß hat nicht weiter geprüft, 
auf welche Weise die Beantwortung des Schreibens 
von Ministerpräsident Seite und Dr. Ringstorff durch 
das Kanzleramt erfolgte. 

f) Kenntnis von der Gefährdung der Beihilfen 
durch weitere Informationsquellen 

aa) Spill-over-Berichte 

Aufgrund des Einspruchs der EU-Kommission, die 
nicht damit einverstanden war, daß die Fördermittel 
der Ostwerften in das Cash-Management der BW 
AG unkontrolliert einflossen, waren die Ostwerften 
gehalten, sog. Spill-over-Berichte vierteljährlich zu 
erstellen, die jährlich von einer von den Ostwerften 
beauftragten Wirtschaftsprüfungsgesellschaft ge- 
prüft wurden. Mittels den Spill-over-Berichten wie- 
sen die Werften vierteljährlich nach, daß keine unbe- 
rechtigte Vorteilnahme Dritter, hier der BW AG oder 
ihrer Töchter, vorlag. 

Die Spill-over-Berichte waren für die THA/BvS das 
entscheidende Kontrollinstrument und die einzige 
Möglichkeit zu überprüfen, ob den Ostwerften nicht 
Fördermittel entzogen wurden bzw. ob die Förder- 
mittel insbesondere im Investitionsbereich entspre- 
chend ihrer Zweckbestimmung eingesetzt wurden. 

Bei MTW war die regelmäßige Erstellung eines Spill- 
over-Berichts noch nicht vertraglich festgelegt, wur- 
de aber, um die Genehmigungen der Beihilfen durch 
die EU-Kommission zu erhalten, von der BW AG 
zugesichert. Im Privatisierungsvertrag der VWS 
waren die Spill-over-Berichte feste Bestandteile. Die 
vier Spill-over-Berichte eines Jahres wurden von den 
Werften eigenständig erstellt und von der Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaft C&L jährlich testiert. 
Dabei stand das Vertragsmanagement der THA/BvS 
in Kontakt mit C&L, diskutierte mit der Wirtschafts- 
prüfungsgesellschaft die Prüfergebnisse, wobei es 
nach Aussage von Groß-Blotekamp nie Zweifel an 
der Ordnungsmäßigkeit der Berichte gegeben habe 
(Protokoll Nr. 71, S. 125). 

Die THA nahm an, daß die von den Ostwerften 
beauftragte WirtschaftsprüfungsgeseUschaft C&L auf- 
grund ihrer Prüftätigkeit bei der BVV AG bessere 
Einblicke in die wirtschaftliche Entwicklung des 
Gesamtkonzerns haben würde und deshalb auch 
besser in der Lage wäre, die Spill-over-Berichte von 
MTW und VWS zu beurteilen und zu testieren. Die 
THA war der Meinung, es würde ein Informations- 
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austausch zwischen der die BW AG prüfenden C & L 
und der die Ostwerften prüfenden C & L stattfinden 
(Protokoll Nr. 71, S. 125). Daß diese Annahme wegen 
der Vertraulichkeit der Betriebs- und Geschäfts- 
geheimnisse und des Verbots des Informationsaus- 
tausches nicht zutraf, war der THA/BvS nicht bewußt 
(vgl. dazu Aussage von Dr. Buschmann, C & L, vor 
dem UA Bremen, Protokoll Nr. 21, S. 2117/3 f. und 
Protokoll Nr. 71, S. 37). 

bb) Jahresabschlüsse und Hauptversammlungen 

Eine Informationsquelle für die THA/BvS waren die 
Geschäftsberichte der BW AG und die Hauptver- 
sammlungen des Konzerns. Diese hatten aber für die 
spezielle Fragestellung der THA/BvS wenig Aus- 
sagekraft. Zu diesem Ergebnis kam auch die Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaft Susat & Partner, die in 
ihrem Gutachten von 1996 schreibt: 

„Im Falle des Bremer Vulkan ist festzustellen, daß 
der Jahresabschluß [1994, Anm. d. Red.] insbeson- 
dere der Anhang nach unserer Beurteilung Anga- 
ben enthält, die - allerdings nur für einen sachver- 
ständigen Leser - das positive Gesamtbild des 
Zahlenwerks relativieren ... ". 

An anderer Stelle des Gutachtens kommt Susat & 
Partner zu dem Ergebnis, „daß der Vorstand insbe- 
sondere die Ertragslage des Konzerns im Jahre 1994 
und zu Beginn des Geschäftsjahres 1995 unangemes- 
sen positiv darstellte.,. 

Der Konzern habe die Ermessensspielräume der han- 
delsrechtlichen Bilanzierungs- und Bewertungsvor- 
schriften und die Auslegung der Grundsätze ord- 
nungsgemäßer Buchführung eindeutig bis an die 
Obergrenzen ausgenutzt. 

Für die THA/BvS war es nicht möglich, über die ver- 
traglich definierte Informationspflicht der BVV AG 
und über das in den Spill-over-Berichten enthaltene 
Zahlenmaterial hinausgehende Kenntnisse über den 
tatsächlichen Zustand des Konzerns von der die BVV 
AG prüfenden Wirtschaftsprüfungsgesellschaft C & L 
zu erlangen. 

cc) Prüfung des Unternehmenskonzeptes in 1994 

Während einer Besprechung der THA mit der Unter- 
nehmensleitung der BVV AG am 24. März 1994, bei 
der u. a. die Einhaltung der Investitionsverpflichtun- 
gen und das Unternehmenskonzept der BVV AG Ge- 
genstand der Diskussion waren, bot Dr. Hennemann 
der THA, Dr. Klinz, an, das Unternehmenskonzept 
der BVV AG vor Ort in Bremen zu prüfen. Der THA 
sollten interne Strategiepapiere vorgelegt werden, 
anhand derer sie sich eine Meinung hinsichtlich der 
Finanzkraft und der künftigen Entwicklung des Kon- 
zerns bilden sollte. Die THA war bereit, dieses Ange- 
bot auf eine erweiterte Einsichtnahme anzunehmen. 
Doch schon der erste Versuch, einen Termin in Bre- 
men zu vereinbaren, scheiterte. Am 19. April 1994 
kündigte die THA ihren Besuch bei der BVV AG an. 
Dieser Termin wurde zuerst von der BW AG bestä- 
tigt, doch am 2. Mai 1994 sagte Dr. Hennemann das 
Treffen ab. Am 17. Mai 1994 unternahm die THA 
einen zweiten Versuch, nach Bremen zu fahren und 
sich mit der Konzernleitung zwecks Einsichtnahme 


in die Strategiepapiere zu treffen. Allerdings kam 
auch dieser Termin aus nicht nachvollziehbaren 
Gründen nie zustande. 

Die THA/BvS war jedoch stets bemüht, die Unter- 
nehmenskonzepte und Strategien der BVV AG zu 
analysieren. 

„Wir haben auch Präsentationen von denen ge- 
kriegt, wir haben von denen auch Konzepte auf 
den Tisch bekommen. Die waren natürlich so nicht 
immer nachprüfbar, aber wir haben uns natürlich 
auch die Konzeptunterlagen geben lassen, wir 
haben das mal nachgerechnet, wir haben auch 
versucht, das nachzurecherchieren, soweit das 
ging." (Protokoll Nr. 71, S. 131) 

So die Aussage von Dirk Groß-Blotekamp. 

Am 13. Oktober 1994 gab es dann die Präsentation 
des neuen Finanzkonzeptes der BVV AG, das Anton 
Schneider zur Verbesserung der Finanzsituation der 
BW AG entwickelte hatte. Zusammen mit Dr. Homef 
war Dirk Groß-Blotekamp bei dieser Präsentation 
anwesend. Das Finanzkonzept zur Sanierung der 
BVV AG wollte ohne neuerliche Kreditaufnahmen 
auskommen und sollte den Konzern konsolidieren 
(zum Finanzkonzept vgl. ausführlich vorstehend 
II. 5. b). Dirk Groß-Blotekamp hat dazu ausgesagt, daß 
ihn dieses Konzept beeindruckt habe: 

„ Wenn ich an eine Präsentation von Anton Schnei- 
der über sein Finanzkonzept denke - das war nicht 
nur brillant verbal vorgetragen, sondern das war 
in sich auch relativ schlüssig." (Protokoll Nr. 71, 
S. 132) 

dd) Presseberichterstattung 1994/95 

Schon im Dezember 1993 wurde im Zusammenhang 
mit dem Ausscheiden von Prof. Timmermann aus 
dem Vorstand der BW AG über die Geldanlagen der 
Ostwerften bei der BVV AG berichtet und kritische 
Fragen aufgeworfen. Dies führte dem Bericht der 
Bundesregierung an den Untersuchungsausschuß 
zufolge zu einer „BMWi-internen Diskussion, ob die 
Privatisierungsverträge genügend Möglichkeiten zur 
Kontrolle derartiger Vorgänge bieten würden." Auf 
Abteilungsleiterebene sei dann der Vorschlag, die 
THA zu einer Sonderprüfung bei der BVV AG wegen 
möglicher Verlagerungen von Ost nach West zu ver- 
anlassen, erörtert worden. Die Teilnehmer hätten 
dies aber wegen der laufenden von Wirtschaftsprü- 
fern bestätigten Spill-over-Berichten als nicht erfor- 
derlich angesehen (Dokument Nr. 105). Im Laufe des 
Jahres 1994 und speziell in 1995 mehrten sich die 
Presseberichte zur BVV AG, die immer kritischer 
wurden hinsichtlich der Beurteilung der unterneh- 
merischen Entwicklung der BVV AG. 

Das „Handelsblatt" berichtete zum Beispiel in sei- 
ner Montagsausgabe am 17. Januar 1994 über die 
BW AG, daß „auch nach acht Kapitalerhöhungen 
... keine Aussicht auf eine Dividende" für die Aktio- 
näre bestehe. Weiter heißt es in diesem Artikel, der 
Konzern sei eher das Instrument der Bremer Struk- 
turpolitik und diene „zur Verwertung greifbarer Sub- 
ventionen", als daß sich ein „maritim-orientierter 
Technologieverbund" , wie der Vorstandsvorsitzende 
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Dr. Friedrich Hennemann den Konzern gerne be* 
zeichnete, entwickle. Außerdem schrieb das Blatt, 
daß sich die Verluste einzelner Konzernbereiche im 
zweistelligen Millionenbereich bewegten (Reederei 
Senator Linie 1993 mehr als 70 Mio. DM Verlust) und 
auch die Ostwerften würden noch nicht wirtschaft- 
lich arbeiten. Weiter berichtete das „Handelsblatt", 
daß den Ostwerften Geld entzogen werde, zum einen 
durch das Cash-Management (rund 400 Mio. DM 
von MTW in 1993) und zum anderen durch den Ver- 
kauf von Konstruktionsplänen für Containerschiffe 
etc. zu möglicherweise überhöhten Preisen (vgl. dazu 
auch vorstehend II. 6. b). 

In diesem Tenor waren auch Pressemeldungen im 
August und September 1995. Sie wiesen darauf hin, 
daß die BW AG in akuten finanziellen Schwierigkei- 
ten sei. Dies veranlaßte Dr. Köpemik, den für die 
Werften verantwortliche Referatsleiter im BMWi, 
zwei Mal beim Vertragsmanagement der BvS, Groß- 
Blotekamp, nachzufragen, ob diese Meldungen der 
Wahrheit entsprechen würden. Von dort sei ihm aller- 
dings unter Berufung auf die Spill-over-Berichte stets 
versichert worden, daß sich die BW AG an ihre ver- 
traglichen Verpflichtungen halte. 

g) Mangelhafte Information der THA/BvS 
durch die Konzernleitung der BW AG 

Aufgrund der Presseberichterstattung, aber auch im 
Rahmen der Abwicklung des normalen Vertrags - 
management gab es während des gesamten Jahres 
1995 immer wieder Gespräche der BvS mit der Kon- 
zernleitung der BW AG. Alle Zeugen aus dem Lei- 
tungsbereich der BvS sagten vor dem Untersu- 
chungsausschuß einvernehmlich aus, daß man sich 
immer wieder erkundigt habe, wie denn die finan- 
zielle Lage des Konzerns sei, ob es Probleme bei der 
Erfüllung der Verpflichtungen des Privatisierungs- 
vertrags gebe und ob die Einlagen der Ostwerften im 
zentralen Cash-Management bei Bedarf auch kurz- 
fristig zur Verfügung stünden. Immer wieder sei man 
von der BW AG beruhigt worden, es würde alles 
entsprechend den Vorgaben laufen, es gebe keinen 
Grund zur Besorgnis. 

- So führte die BvS am 19. Juli 1995 ein Gespräch 
mit der BW AG, bei dem die Bilanz 1994 im Mit- 
telpunkt stand. Dabei erfuhr die BvS nicht, daß die 
Boston Consulting Group am 3. Juli 1995 in ihrer 
Analyse der Finanzlage des Konzerns einen zu- 
sätzlichen Finanzbedarf von mehr als 1 Mrd. DM 
für die Jahre 1995 bis 1997 festgestellt hatte. Der 
Vorstand der BW AG sprach im Gegenteil von 
einer positiven Entwicklung des Konzernergebnis- 
ses für das Jahr 1995. 

- Auch über die Krisensitzung am 25. August 1995, 
in der es um die bis Ende September 1995 fehlen- 
de Liquidität von rund 300 Mio. DM ging und an 
der neben dem Vorstand der BW AG Vertreter 
der Hausbanken, der Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schaft C & L sowie der Hibeg und des Bremer 
Senats teilgenommen hatten, wurde die BvS nicht 
unterrichtet. Erst im Februar 1996 erfuhr sie durch 
das Gutachten der Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schaft KPMG von den während der Sitzung ge- 
nannten Zahlen und Fakten. 


Im Verlaufe des Jahres 1995 wiegte die BW AG die 
BvS in Sicherheit. 

Noch am 7. Dezember 1995, gut eine Woche nach 
der Krisensitzung vom 29. November 1995, ver- 
sicherte Günter Smidt in einem Schreiben der BvS: 

„Die Mittel, die von den Unternehmen in Meck- 
lenburg-Vorpommern in das cash-concentration 
der BW geflossen sind, werden entsprechend 
unseren Liquiditätsplanungen den Unternehmen 
in Mecklenburg-Vorpommern so zur Verfügung 
gestellt, daß die Finanzierung der Umsatzprozesse 
in den Unternehmen sichergestellt ist. " (Doku- 
ment Nr. 105) 

Zum Verhalten der Konzernleitung der BW AG in 
dieser kritischen Phase äußerte sich der Staatssekre- 
tär im BMF, Dr. Manfred Overhaus, vor dem Untersu- 
chungsausschuß: 

„Der Bremer Vulkan hat seine tatsächliche wirt- 
schaftliche Situation aber damals nicht nur ... ge- 
genüber der BvS verschleiert. ... Es gelang ihm, 
durch irreführende Informationen die Fehlverwen- 
dung der Beihilfen zu verschleiern und ein recht- 
zeitiges Eingreifen der Treuhandanstalt und der 
BvS zu verhindern. Die zweckwidrige Mittelver- 
wendung war für diese nicht erkennbar. In den 
Spill-over-Berichten fanden sich keine Anhalts- 
punkte für ein vertragswidriges Verhalten des 
Bremer Vulkan. " (Protokoll Nr. 81, S. 57) 

h) Besprechung der BvS mit der BW AG 
am 22. Dezember 1995 

Die BvS erfuhr erst am 22. Dezember 1995 in 
einer Besprechung mit der BW AG durch Günter 
Smidt, daß die BW AG nicht mehr in der Lage war, 
ihre Investitionsverpflichtungen bei den Werften in 
Mecklenburg-Vorpommern zu erfüllen, und daß die 
Cash-Management-Einlagen von MTW und VWS 
nicht zurückgezahlt werden könnten. Die BvS teilte 
dem BMWi noch am gleichen Tage per Telefax mit, 
daß die BW AG möglicherweise ihre Zahlungs- 
verpflichtungen in Mecklenburg-Vorponunern kurz- 
und langfristig nur mit öffentlichen Bürgschaften 
bewältigen könne (Dokument Nr. 105). 

Am 3. Januar 1996 erhielt die BvS einen Brief der 
Konzernleitung der BW AG, in dem diese unter 
Bezugnahme auf die Besprechung vom 22. Dezem- 
ber 1995 mitteilte, daß ein Einfrieren der Konten im 
Cash-Management erforderlich wäre (Dokument 
Nr. 105). Für die BvS stand zu diesem Zeitpunkt fest, 
daß die Rückzahlung der Geldanlagen der Ostwerf- 
ten nicht sichergestellt sei. Dies teilte sie mit Schrei- 
ben vom 5. Januar 1996 sowohl dem BMF als auch 
dem BMWi mit. 


2. Kenntnisse und Maßnahmen 

des Bundesministeriums der Finanzen (BMF) 

Das BMF übte bei der Privatisierung der Ostwerften 
die Rechts auf sicht sowie im Einvernehmen mit dem 
BMWi die Fachaufsicht über die THA/BvS aus; dabei 
hatte das BMWi ein Mitwirkungsrecht, das formal im 
Wege der Mitzeichnung ausgeübt wurde. Europa- 
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politische Fragen und insbesondere EU-rechtliche 
Beihilfefragen wurden generell durch das federfüh- 
rende BMWi bearbeitet. 

Der Untersuchungsauftrag des Untersuchungsaus- 
schusses hat auch die Kenntnisse des BMF über 
eventuelle Mittelfehlverwendung, die Inanspruch- 
nahme von Kontrollrechten durch das BMF sowie die 
Verantwortlichkeiten innerhalb des BMF beinhaltet. 
Aus diesem Grund wurden der Bundesminister der 
Finanzen, Dr. Theodor Waigel, der die politische Ver- 
antwortung für die Privatisierung der Ostwerften 
trägt, sowie der Staatssekretär im BMF, Dr. Manfred 
Overhaus, als Zeugen gehört. Ferner hat der Unter- 
suchungsausschuß den damals für die Privatisierung 
zuständigen Leiter der Abteilung VIll, Dr. Eckart 
John von Freyend, und die Referatsleiter Dr. Kurt 
Bley und Dr. Bernd Hartmann als Zeugen gehört. 

a) Zuständigkeiten innerhalb des BMF 

Das BMF ist im Verwaltungsrat der THA/BvS mit 
einem beamteten Staatssekretär vertreten und wird 
über ihn über alle relevanten Entscheidungspro- 
zesse, Privatisierungs- und Sanierungsvorgänge etc. 
informiert (vgl. dazu Zweiter Teil, J.I.4.). 

Das Referat VIII B 2 Sondervermögen, Kommerzielle 
Koordinierung u. a. war im BMF auch für die Küsten- 
industrie und damit für die Privatisierung der Ost- 
werften zuständig. Leiter dieses Referats war seit 
Juni 1991 bis zum 31. Dezember 1994 Dr. Kurt Bley. 
Ab 1. Januar 1995 ging die Rechts- und Fachaufsicht 
für den Bereich Küstenindustrie vom Referat VII B 2 
auf das Referat VIII A 6 und dessen Leiter Dr. Bernd 
Hartmann über. Dr. Hartmann war damit einer der 
Ansprechpartner der THA/BvS im BMF, wenn es um 
Fragen der Privatisierung der Ostwerften ging. 

Leiter der Abteilung VIII war im untersuchungsrele- 
vanten Zeitraum in der Zeit vom 12. Dezember 1990 
bis zum 31. Januar 1995 Dr. Eckart John von 
Freyend. Zur Arbeit der Abteilung VIII und zu 
Dr. John von Freyend schreibt der 2. Untersuchungs- 
ausschuß der 12. Wahlperiode „Treuhandanstalt“ in 
seinem Abschlußbericht: 

„Herr Bundesfinanzminister Dr, Waigel hob her- 
vor, daß es sehr schnell gelungen sei, in der Abtei- 
lung 8 den notwendigen Sachverstand zu bündeln. 
Besonderen Wert legte Herr Dr. Waigel auf die 
Feststellung, daß mit Herrn Dr. John von Freyend 
ein ,Mann der Wirtschaft' als Abteilungsleiter habe 
gewonnen werden können. " (BT-Drucksache 12/8404, 
S. 49) 

b) Zusammenarbeit mit der THA/BvS 

Das BMF bzw. die Fachreferate hatten selbst keinen 
direkten Kontakt zu den Ostwerften oder der Leitung 
der BW AG. Über die Spill-over-Berichte bekam das 
Ministerium direkten Einblick in die wirtschaftliche 
Entwicklung der Werften, ansonsten wurde das BMF 
durch die THA/BvS informiert. 

Als Fach- und Rechtsaufsicht der THA/BvS war das 
BMF Ansprechpartner für die THA/BvS sowohl im 
Verlaufe des Privatisierungsvorganges, d. h. im Rah- 
men des Genehmigungsverfahrens, als auch nach 


erfolgter Privatisierung. Das Vertragsmanagement 
der THA/BvS sollte in engem Kontakt mit dem BMF 
bzw. den zuständigen Fachreferaten des BMF ste- 
hen. Hinsichtlich des Umfangs und der Reichweite 
dieser Aufsichtspflicht des BMF stellte der sog. Treu- 
handuntersuchungsausschuß (2. Untersuchungsaus- 
schuß der 12, Wahlperiode „Treuhandanstalt") fest, 
„daß sich aus dem Treuhandgesetz und den sonsti- 
gen einfachen gesetzlichen Bestimmungen keine 
bestimmten Grenzen für die Aufsichtsbefugnis des 
BMF im Rahmen der allgemeinen Grundsätze, die 
für die Fach- und Rechtsaufsicht gelten, ergeben." 
(BT-Drucksache 12/8404, S. 49) 

c) Information an das BMF 

Nach Aussage von Dr. Hartmann wurde das BMF erst- 
mals durch die Presseberichterstattung im Sommer 
und Herbst 1995 auf die finanziellen Schwierigkeiten 
der BVV AG aufmerksam. Wollte das BMF detaillier- 
tere Informationen über den Stand der Erfüllung der 
Verpflichtungen der BW AG, sei bei der THA/BvS 
angefragt worden. Aus diesem Grund habe es immer 
wieder telefonische Kontakte zur THA/BvS gegeben. 
Zum Kenntnisstand des BMF über einzelne Punkte 
äußerten sich verschiedene Zeugen. 

1. Dem BMF (Referat VIII B 2 unter Leitung von 
Dr. Kurt Bley, ab 1. Januar 1995 Referat VIII A 6, 
Dr. Hartmann) wurden die vierteljährlich erstellten 
Spill-over-Berichte der Ostwerften über das BMWi 
zur Kenntnis und zur Prüfung gegeben. Geprüft 
wurden die Berichte dann in dem zuständigen 
Fachreferat VIII A 6 bei Dr. Hartmann, das eigens 
zur Bearbeitung von Grundsatzfragen und Einzel- 
fragen des Vertragsmanagement der BvS einge- 
richtet worden war und für die „Fachaufsicht über 
das Vertragsmanagement der Privatisierungsver- 
träge mit dem Vulkan Verbund bezüglich der ost- 
deutschen Werftindustrie" zuständig ist (Protokoll 
Nr. 74, S. 40). Dr. Hartmann sagte als Zeuge vor 
dem Untersuchungsausschuß, daß sich für ihn aus 
der Auswertung der Spill-over-Berichte keine An- 
haltspunkte dafür ergeben hätten, daß die BW 
AG ihren Verpflichtungen bei den Ostwerften 
nicht nachkommen würde und auch für eine Mit- 
telfehlverwendung hätten sich in den Berichten 
keine Hinweise gefunden (Protokoll Nr. 74, S. 41). 

2. Nach Aussage von Dr. Bley war das BMF weder 
über das Gespräch Prof. Timmermanns mit der 
THA-Präsidentin Breuel informiert worden (Proto- 
koll Nr. 74, S. 31), noch war ihm der Besuch des 
Justitiars der Hanse Holding, Walter Huschke, bei 
Dirk Groß-Blotekamp dem Direktor des Vertrags- 
management bekannt (Protokoll Nr. 74, S. 34). 

3. Der sog. Schwegmann -Bericht vom Februar 1994, 
der sich u. a. mit der Finanzlage der BW AG und 
deren Bewertung befaßte, gelangte dem BMF erst 
1996, nachdem die BW AG in Konkurs gegangen 
war, zur Kenntnis. Dr. Hartmann sagte dem Unter- 
suchungsausschuß: 

„Von diesem Bericht habe ich zum erstenmal 
gehört - das muß im Mai '96 gewesen sein - 
durch den Rechnungshof bericht. Daraufhin 
haben wir den dann angefordert." (Protokoll 
Nr. 74, S. 48) 
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Dem Zeugen Dr. Bley war dieses Gutachten eben- 
falls nicht bekannt. Auch das Gutachten von RA 
Dr. Schütte vom August 1994, in dem er sich zu 
den Folgen der Insolvenz eines Großinvestors für 
die an diesen Investor privatisierten Unternehmen 
äußert, war dort nicht bekannt. 

4. Durch das Protokoll einer Besprechung am 26. Ok- 
tober 1995 im BMWi mit Vertretern des Bremer 
Senats erfuhr das BMF erstmals offiziell von der 
aktuellen Finanzlage der BVV AG. Anlaß dafür, 
daß das BMWi dem BMF das Besprechungsproto- 
koll zukommen ließ, war, laut Dr. Hartmann, daß 
am 14. November 1995 im BMF ebenfalls eine 
Anhörung zum gleichen Thema habe stattfinden 
sollen und das Protokoll zur Vorbereitung habe 
dienen sollen (Protokoll Nr. 74, S. 49). 

Gegenstand der Besprechung im BMWi am 26. Ok- 
tober 1995 - und später am 14. November 1995 im 
BMF - war das sog. Unterweserkonzept, bei dem 
es sich um Investitionsvorhaben der BVV AG in 
Bremen und Bremerhaven handelte. Im Verlaufe 
der Diskussion wurde von den Vertretern des 
Bremer Senats von einer Finanzlücke bei der 
BVV AG, verursacht durch Fehlentscheidungen 
des Finanzmanagement, gesprochen. Die Lücke 
könne aber durch einen Konsortialkredit gedeckt 
werden, wozu der Bund und das Land Bürgschaf- 
ten übernehmen müßten (Dokument Nr. 110). 

5. Im Anschluß an die Besprechung vom 26. Oktober 
1995 fand dann am 14. November 1995 im Finanz- 
ministerium die erwähnte Anhörung zum Thema 
Unterweserkonzept statt, an der neben Vertretern 
des BMWi Vertreter des Bremer Senats und der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft C & L teilnahmen. 
Im Verlaufe der Anhörung berichtete der Vertreter 
des Senators für Finanzen der Hansestadt Bremen 
das gleiche, was er schon im Oktober 1995 im 
BMWi berichtet hatte. Dr. Hartmann erklärte hier- 
zu: 

„Der Vertreter des Bremer Senats teilte mit, daß 
eine finanzielle Unterdeckung durch Fehlent- 
scheidungen des Managements eingetreten sei. 
Die Finanzlücke werde jedoch mit Hilfe der Kon- 
sortialbanken aller Voraussicht nach gedeckt 
werden. Eine Überschuldung sei nicht gegeben 
und auch bis Ende 1998 nicht zu erwarten. Die 
Finanzierung der vom Bremer Vulkan bis 1998 
bei den Ostwerften durchzuführenden Investi- 
tionen - gemeint war hier der Eigenanteil oder 
der vom Bremer Vulkan zu finanzierende Anteil 
der Investitionen - solle durch vom Bund und 
vom Land verbürgte Kredite sichergestellt wer- 
den. " (Protokoll Nr. 74, S. 41) 

Das Protokoll dieser Besprechung leitete das BMF 
auch der BvS zu. Dr. Hartmann berichtete dem 
Untersuchungsausschuß weiter: 

„Auf Meldungen über Schwierigkeiten beim 
Bremer Vulkan reagierte auch damals die BvS 
auf in dem Zusammenhang erfolgte Rückfragen 
weiterhin beruhigend. " (Protokoll Nr. 74, S. 41) 

Dazu schreibt die Bundesregierung in ihrem Be- 
richt an den Untersuchungsausschuß: 


„Die Finanzierung der von der BW bis 1998 
durchzuführenden Investitionen in den ostdeut- 
schen Werften sollte nach Vorstellung Bremens 
und der BW über Bürgschaften von Bund und 
Land sichergestellt werden. Von einer zweck- 
widrigen Verwendung gezahlter Fördermittel 
war in dieser Besprechung nicht die Rede. Das 
BMF unterrichtete die BvS über das Gesprächs- 
ergebnis. " (Dokument Nr. 105) 

6. Einen Tag später, am 15. November 1995, fand 
eine Verwaltungsratsitzung statt, während der 
BvS-Vorstand erklärte, die Arbeitsplatz- und Inve- 
stitionszusagen würden von der BVV AG einge- 
halten (Dokument Nr. 105). 

7. Die BvS informierte das BMF nicht über die 
Krisensitzung vom 29. November 1995, in der 
die Konzernleitung der BVV AG zum ersten Mal 
preisgab, daß sie Schwierigkeiten haben würde, 
die Cash-Management-Einlagen den Ostwerften 
bedarfsgerecht zurückzuzahlen. Dr. Hartmann be- 
kam erst nach der Verwaltungsratsitzung am 
13. Dezember 1995 durch einen inoffiziellen Ver- 
merk des Wirtschaftsministeriums des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern, dessen Vertreter Teil- 
nehmer an der Besprechung gewesen war, Kennt- 
nis von dieser Sitzung. Allerdings war in diesem 
Vermerk nicht die wesentliche Aussage von Gün- 
ter Smidt enthalten, daß die BVV AG die Cash- 
Management-Einlagen nicht rechtzeitig zur Verfü- 
gung stellen könne. Von der Existenz eines offi- 
ziellen Sitzungsprotokolls, das von der ebenfalls 
teilnehmenden Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
C & L angefertigt worden war, erfuhren die zu- 
ständigen Referate des BMF erst durch das Gut- 
achten der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Susat 
& Partner, das diese 1996 im Auftrag der BvS 
erstellt hatte (Protokoll Nr. 74, S. 49). 

Dr. Hartmann sagte dem Untersuchungsausschuß: 

„Am 13. Dezember erklärte dann die BvS auf 
ausdrückliche Nachfrage unseres Referats eben- 
falls, ihr sei keine zweckwidrige Verwendung 
von Fördermitteln der BvS durch den Bremer 
Vulkan bekannt. Anderslautende Pressemittei- 
lungen seien nicht zutreffend. " (Protokoll Nr. 74, 
S. 41) 

Weiter berichtete Dr. Hartmann, daß ein entspre- 
chender Vermerk seines Referates vom zuständi- 
gen Vertragsmanager der BvS, Utikal, abgezeich- 
net worden sei. 

8. ln der Verwaltungsratsitzung am 13. Dezember 
1995 erklärte der Vorstand der BvS trotz der 
Erkenntnisse vom 29. November 1995, die Investi- 
tionsmittel seien ordnungsgemäß für die ostdeut- 
schen Werften eingesetzt und nur ein Teil des 
gezahlten Verlustausgleichs sei noch nicht voll- 
ständig aufgezehrt worden. Diese Mittel waren 
nach Auskunft der BvS, die sich auf entsprechen- 
de Angaben der BVV AG stütze, noch im Cash- 
Management der BVV AG angelegt. 

Dr. Hartmann erklärte dem Untersuchungsausschuß, 
das BMF sei eigentlich bis zum 16. Januar 1996 
davon ausgegangen, daß alles seinen geplanten 
Gang ginge, da von der BvS keine negativen Infor- 
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mationen gekommen seien (Protokoll Nr. 74, S. 49). 
Erst am 16. Januar 1996 habe die BvS das BMF und 
auch das BMWi „ausführlich über die neue Situation 
bei der BW" unterrichtet (Dokument Nr. 105). 

3. Kenntnisse und Maßnahmen des 

Bundesministeriums für Wirtschaft (BMWi) 

Das BMWi war der zuständige Ansprechpartner für 
die THA/BvS, wenn es um EU-rechtliche Fragen 
ging. Zur Beantwortung der Frage, inwieweit das 
BMWi über die Probleme bei der BVV AG informiert 
war, hat der Untersuchungsausschuß zwei Zeugen 
aus den für die Werftenprivatisierung zuständigen 
Fachreferaten gehört. Dies waren Dr. Gerhard Köper- 
nik, anfänglich Referent im Leitungsstab Deutsch- 
land mit Zuständigkeit THA (LD-THA 1) zuletzt Re- 
feratsleiter, und Dr. Peter Hasselberg, Referatsleiter 
im Referat IV B 5 und verantwortlich für den Bereich 
Schiffbau, Meerestechnik und Fahrzeugbau. 

a) Zuständigkeiten innerhalb des BMWi 

Das BMWi ist an der Fachaufsicht, die das BMF im 
Einvernehmen mit dem BMWi über die THA/BvS 
ausübt, in Form eines Mitzeichnungsrechts beteiligt. 
Zur Wahrnehmung der Fachaufsicht ist ein Staats- 
sekretär des BMWi im Verwaltungsrat der THA/BvS 
vertreten. Der Leitungsstab Deutschland, später 
Neue Bundesländer, des BMWi wirkt bei der Fach- 
aufsicht übfer die THA/BvS mit. Aufgabe ist u. a. die 
Vorbereitung von Verwaltungsratsitzungen der 
THA/BvS mittels Beiträgen der Fachreferate des 
BMWi. 

Dr. Köpernik war ab 1991 im Leitungsstab Deutsch- 
land/Neue Bundesländer, zuletzt als Referatsleiter, 
und beschäftigte sich hauptsächlich mit Fragen der 
Privatisierung, Sanierung und Abwicklung einzelner 
Industrieunternehmen der DDR (Protokoll Nr. 72., 
S. 85). In dieser Eigenschaft war er auch für die Werf- 
tenprivatisierung zuständig. Das Referat IV B 5 und 
dessen Leiter Dr. Hasselberg ist innerhalb der Indu- 
strieabteilung des BMWi u. a. für Fragen des Schiff- 
baus sowie der nationalen und internationalen 
Schiffbaupolitik zuständig (Protokoll Nr. 72, S. 76). 

Bei der Privatisierung der Ostwerften war das BMWi 
die Koordinationsstelle zwischen BMF (THA/BvS) 
und der EU-Kommission, da das BMWi die Federfüh- 
rung bei allen europapolitischen Fragen, insbesonde- 
re bei allen EU-rechtlichen Beihilfefragen besitzt. Die 
Europa-Abteilung arbeitete bei der Privatisierung 
der Ostwerften in allen Fragen eng mit dem zustän- 
digen Fachreferat IV B 5 und dieses wiederum mit 
der THA zusammen. Speziell bei beihilferechtlichen 
Fragestellungen ist das Referat E B 2 (Beihilfekon- 
trollpolitik) der Europa-Abteilung einzuschalten. 

Das BMWi meldete auf Basis der Vertragsentwürfe 
und der geplanten Mittelverwendung die voraus- 
sichtlich notwendigen Beihilfesummen der EU-Kom- 
mission und holte von dieser die notwendigen Ge- 
nehmigungen ein. Fragen der EU-Kommission hin- 
sichtlich der Privatisierung und der Mittelverwen- 
dung beantwortete das BMWi nach Rücksprache mit 
der THA/BvS, gleichzeitig informierte das BMWi die 


THA/BvS und die Ostwerften über Forderungen der 
EU-Kommission, die, um eine EU-rechtliche Geneh- 
migung der Beihilfezahlungen zu erreichen, zu erfül- 
len waren. Hier sind insbesondere die Spül-over- 
Berichte zu erwähnen, denen ganz spezielle EU-An- 
forderungen zugrunde lagen. 

b) Information des BMWi 

Nach der Privatisierung der Ostwerften gab es einen 
direkten Kontakt zur THA/BvS aufgrund der Auf- 
gabenstellung des BMWi in erster Linie dann, wenn 
beihilferechthche bzw. EU-rechthche Fragen zu be- 
antworten und Probleme zu lösen waren. 

Die Spill-over-Berichte der Werften wurden dem 
BMWi zur Weiterleitung an die EU-Kommission vor- 
gelegt, dabei nahm das BMWi allerdings keine Prü- 
fung der Berichte vor, da diese im Verantwortungs- 
bereich des BMF lag. Hatte die EU-Kommission Fra- 
gen zu den Berichten, richtete sie diese an das 
BMWi, das sie zur Beantwortung an die THA/BvS 
und diese wiederum an die Werften weiterleitete. 
Das BMWi bekam dann im Rücklauf Antwortentwürfe 
der THA/BvS, die von dem Fachreferat IV B 5 hin- 
sichtlich den Anforderungen der EU-Kommission 
geprüft wurden. Das BMWi hatte aufgrund dieser 
Informationshierarchie keinen direkten Kontakt zu 
den Werften. 

Eine erste „Fachdiskussionsphase“ im BMWi wurde 
durch das Ausscheiden von Prof. Timmermann aus 
der Konzernleitung ausgelöst. Da es in diesem Zu- 
sammenhang auch negative Presseberichte über die 
BVV AG gegeben habe, habe man, wie der Zeuge 
Dr. Köpernik vor dem Untersuchungsausschuß aus- 
sagte, im Rahmen einer Abteilungsleiterklausur über 
die BVV AG gesprochen und sei zu dem Ergebnis ge- 
kommen, daß aufgrund dessen, daß die Spill-over- 
Berichte der Ostwerften von einer Wirtschaftsprü- 
fungsgesellschaft testiert und von Experten der EU- 
Kommission ebenfalls geprüft worden seien, „eigent- 
lich .... nicht mehr viel passieren“ könne (Protokoll 
Nr. 72, S. 86). 

Als es im Sommer 1995 erste Gerüchte um die 
Finanzkraft der BVV AG gab, sprach Dr. Köpernik 
seiner Aussage vor dem Untersuchungsausschuß 
zufolge mit dem BvS-Direktor Groß-Blotekamp. Die- 
ser habe ihn aber beruhigt und erklärt, die BVV AG 
komme in Mecklenburg- Vorpommern ihren Ver- 
pflichtungen nach (Protokoll Nr. 72, S.87). 

„Die Krise im Bremer Vulkan wurde ja für den 
Vorstand des Bremer Vulkan zumindest offenbar 
evident Mitte '95. Und dann gab es ja im Septem- 
ber diese Pressemeldung, wo ich dann auch ver- 
sucht habe, von der BvS zu erfahren, was da dran 
ist. So. Ich meine, von da ab mußte man ja doch 
irgendwo eine gewisse Sorge oder Mißtrauen 
haben, daß da Liquiditätsprobleme sind.“ (Proto- 
koll Nr. 72, S. 95) 

Das BMWi hatte nach der Privatisierung der Ostwerf- 
ten an die BVV AG auch Gespräche mit Vertretern 
der Hansestadt Bremen geführt, wenn es um gene- 
relle Fragen des Schiffbaus und der Fördermöglich- 
keiten durch das BMWi ging. 


337 



Drucksache 13/10900 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


So gab ‘es am 26. Oktober 1995 ein Gespräch im 
BMWi unter Leitung des Abteilungsleiters IV, Dr. 
OUig, und des Referatsleiters Dr. Hasselberg mit dem 
Senator für Wirtschaft und dem Senator für Finanzen 
der Hansestadt Bremen. Hauptanlaß für diese Be- 
sprechung war laut Aussage von Dr. Hasselberg vor 
dem Untersuchungsausschuß das sog, Unterweser- 
konzept, bei dem es um Projekte an den Standorten 
Bremen und Bremerhaven ging. Dr. Ollig verfaßte 
einen Vermerk zu dieser Besprechung „über die 
Finanzentwicklung der BW AG im allgemeinen 
und über das sog. Schiffsbau-Unterweser-Konzept 
(„Schiffsbau-Konzept“) im besonderen" (Dokument 
Nr. 110). In diesem Vermerk heißt es u. a., die BW 
AG befinde sich seit September 1995 in einer Füh- 
rungs- und Finanzkrise. Der Bremer Senat sei Ende 
September 1995 über eine Liquiditätsunterdeckung 
in Höhe von rund 300 Mio. DM unterrichtet worden; 
die zur Überwindung der Finanzprobleme getroffe- 
nen Maßnahmen hätten zu einem Vertrauens - 
Schwund bei Kredit- und Lieferantengläubigern 
geführt. Die „Finanzierung der Investitionen bei den 
Schiffbaustandorten in Mecklenburg -Vorpommern in 
Höhe von zunächst 650 Mio. DM [sei] nicht mehr 
möglich". Dr. Ollig regte während der Besprechung 
an, die BvS und das Land Mecklenburg-Vorpommern 
zu unterrichten. Dr. Hasselberg erklärte dem Unter- 
suchungsausschuß, man habe auch das BMF unter- 
richtet. Im Anschluß an diese Information hätte dann 
auch das Gespräch am 14. November 1995 im BMF 
stattgefunden, an dem ein Mitarbeiter des BMWi teil- 
genommen habe. Nach Auskunft des BMF habe das 
BMF dann auch der BvS die neuen Informationen 
mitgeteilt (Protokoll Nr. 72, S. 81). 

Das BMWi richtete nach Aussage von Dr. Köpernik 
in der Folgezeit verschiedene Anfragen an die BvS, 
die sich immer um den Fortgang der Investitionen 
bei den Ostwerften und um die Finanzsituation der 
BW AG drehten: 

„Wir haben dann aber in der Zeit danach dann 
häufiger bei der BvS uns auch erkundigt, wie sie 
die Sache beurteilt. Und die BvS hat eigentlich 
dann immer bestätigt, daß dort [bei der BW AG, 
Anm. d. Red.] eine Zweckentfremdung von Mitteln 
nicht stattgefunden hat und daß die Zahlungen 
und die Investitionsleistungen auch erbracht wür- 
den, so wie es in den Privatisierungsverträgen vor- 
gesehen ist. Das wurde eigentlich durchgehalten 
bis Ende Dezember fast. " (Protokoll Nr. 72, S. 85) 

Dem Untersuchungsausschuß hat ein Vermerk des 
Abteilungsleiters IV im BMWi, Dr. Olhg, Vorgelegen, 
den dieser am 30. November 1995 formuherte. Darin 
heißt es: 

„Aus Bremen hörte ich von zuständiger Stelle: Vor 
10 Tagen teilte der BV [BW AG, Anm. d. Red.] 
mit, vor allem aufgrund von Einzahlungsverschie- 
bungen sei erneut ein Liquiditätsloch in Höhe von 
385 Mio. DM entstanden. Dieses konnte auf 330 
bis 340 Mio. DM verkleinert werden. ... Am 28. 
oder 29. 11. 1995 habe ein Gespräch der Länder 
Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein- 
Westfalen (Schleswig-Holstein?, Hamburg?) sowie 
der BvS stattgefunden. Dabei sei darauf hingewie- 


sen worden, daß den ostdeutschen Werften durch 
das „cash management" des BV etwa 900 Mio DM 
entzogen worden seien." ... ln einem anderen 
Gespräch äußerte ein fachkundiger Gesprächs- 
partner größte Zweifel daran, daß der BV in seiner 
jetzigen Struktur überhaupt rettbar sei. Das Geld, 
das jetzt hineingezahlt werde, sei nach seiner 
Überzeugung verloren. Aber auch die Rettung der 
ostdeutschen Werften werde teuer, da sie aus 
einem Konkurs ohne Geld hervorgingen und zu- 
dem nicht einmal fertig gestellt seien. " (Dokument 
Nr. 111) 

Dr. Ollig stellte am Ende des Vermerks im Zusam- 
menhang mit der Auszahlung neuer genehmigter 
Fördermittel die Frage: 

"Sollten ggf. Gelder nicht zurückgehalten werden 
bis sicher ist, daß sie den ursprünglich gedachten 
Zweck erfüllen?,. 

Diese ersten konkreten Hinweise für das BMWi hin- 
sichthch der Finanzsituation der BW AG und damit 
auch der Ostwerften sowie der Investitionsverpflich- 
tungen der BVV AG kamen nicht von der BvS oder 
dem BMF, sondern aus Bremen von „zuständiger 
Stelle". 

Zu diesem Vorgang hat der Untersuchungsausschuß 
den Referatsleiter Dr. Hasselberg befragt. Dieser 
erklärte, der Leiter der Abteilung Leitungsstab 
Deutschland habe sich nach Kenntnisnahme des Ver- 
merks mit der BvS in Verbindung gesetzt und „ent- 
sprechende Fragen und Klarstellungen" verlangt 
(Schreiben vom 4. Dezember 1995). Im Bericht der 
Bundesregierung heißt es zu diesem Vorgang, das 
BMWi habe die BvS aufgefordert, umfassend über 
die letzten Gespräche mit der BW AG und den Län- 
dern zu informieren. Das BMWi habe gefordert: 

„Bei Auszahlungen solle geprüft werden, ob sie 
zurückgehalten werden könnten, bis sicher sei, 
daß sie ihren Zweck erfüllten. " (Dokument Nr. 105) 

Die BvS habe dann Dr. Hasselberg am 6. Dezember 
1995 geantwortet, „daß nach deren Kenntnisstand 
alles noch sich in normalen Bahnen vollzog. " (Proto- 
koll Nr. 72, S. 85) Daraufhin sah sich das BMWi nicht 
veranlaßt, weitere Schritte zu unternehmen. Nach 
Erkenntnissen des Untersuchungsausschusses wurde 
das BMF vom BMWi über die Besprechung vom 
29. November 1995 nicht in Kenntnis gesetzt. 

An die Vorgänge im November/Dezember 1995 erin- 
nerte sich Dr. Köpernik vor dem Untersuchungsaus- 
schuß: 

„Das eigentliche Problem, das ganze Ausmaß der 
Katastrophe ist eigentlich deutlich geworden am 
22. Dezember, als plötzlich der Vorstand des Bre- 
mer Vulkans offen gesagt hat: Wir können unsere 
Eigenmittel für die Investitionen nicht mehr dar- 
stellen. Wir haben ein großes Problem. Ohne Bun- 
desbürgschaften geht es überhaupt nicht. Ich wür- 
de mal sagen, um Weihnachten '95 herum war die 
Lage ziemlich klar. Nicht, daß der Bremer Vulkan 
nun automatisch in Konkurs gehen würde, aber 
bis zum 22. Dezember haben wir immer nur beru- 
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higende Erklärungen gehört von der BvS, jeden- 
falls wir im Bereich LD. " (Protokoll Nr. 72, S. 87) 

Anfang Dezember 1995 erkundigte sich Dr. Köpernik 
immer wieder bei der BvS nach der Privatisierung 
und den Ostwerften, da das BMWi beunruhigt gewe- 
sen war. 

Mitte Dezember 1995 bekam Dr. Köpernik, als er sich 
nach dem Stand der Dinge erkundigte, die beruhi- 
gende telefonische Auskunft von Utikal aus dem Ver- 
tragsmanagement der BvS, die Banken könnten die 
BW AG nicht fallen lassen, da in den USA Aktien 
der BW AG angeboten seien. Würden sie die BW 
AG in Konkurs gehen lassen, würden die Banken in 
den USA wegen der Prospekthaftung gewaltigen 
Schaden erleiden. 

Dazu hat Dr. Köpernik vor dem Untersuchungsaus- 
schuß ausgesagt: 

Ich hatte - das war ein Telefonat etwa Mitte 
Dezember - den Eindruck, daß auch auf Arbeits- 
ebene BvS die Lage nicht sehr dramatisch gesehen 
wird, weil man zwar sagte, hier gibt es ein Liquidi- 
tätsproblem - das war ja inzwischen auch ziemlich 
klar - aber die glaubten scheinbar - und ich 
glaubte das auch, weil ich bei anderen Fällen 
manchmal gesehen habe, wie so was läuft - man 
kann da mit irgendwelchen Möglichkeiten, ver- 
bürgten Krediten oder sonst was, die Sache wieder 
voranbringen. " (Protokoll Nr. 72, S. 91) 

Am 22. Dezember 1995 wurde das BMWi offiziell per 
Telefax von der BvS unterrichtet, daß die BW AG 
„möglicherweise ihre Zahlungsverpflichtungen in 
Mecklenburg -Vorpommern kurz- und langfristig nur 
mit öffentlichen Bürgschaften bewältigen" könne 
(Dokument Nr. 105). 

Am gleichen Tag wie das BMF erfuhr das BMWi 
(5. Januar 1996), daß die Kontenstände des Cash-Ma- 
nagement der BW AG eingefroren seien und eine 
Rückführung der Einlagen der Ostwerften nicht 
sichergestellt sei. 

4. Information des Parlaments 
durch die Bundesregierung 

Aufgrund von Presseberichten im Dezember 1995, in 
denen behauptet wurde, daß die für die Ostwerften 
bestimmten Fördermittel in das zentrale Cash-Mana- 
gement der BW AG geflossen und nicht bei den Ost- 
werften verwendet worden seien, erkundigte sich die 
Abgeordnete Dr. Christine Lucyga (SPD) in der 
schriftlichen Frage Nr. 132 für den Monat Dezember 
1995 beim BMF, ob diese Presseberichte - Dr. Lucyga 
bezog sich dabei auf den Artikel in der Illustrierten 
„Stern" vom 7. Dezember 1995 - zutreffen, „daß 
öffentliche Fördermittel des Bundes für Investitionen 
in ostdeutsche Werften nicht dort verwendet wurden, 
sondern in das zentrale Cash-Management des 
Bremer Vulkan gegangen sind "? Ferner stellte sie die 
Frage, was die Bundesregierung zu tun gedenke, um 
die Mittel wieder ihrem ursprünglichen Verwen- 
dungszweck zuzuführen. Zum gleichen Thema hatte 
auch der Abgeordnete Dr. Uwe Küster (SPD) Fragen 
an die Bundesregierung gestellt. 


Die Parlamentarische Staatssekretärin im BMF, 
Irmgard Karwatzki, beantwortete die Fragen von 
Dr. Lucyga in einem Schreiben vom 21. Dezember 
1995 wie folgt: 

„Nach den der Bundesregierung vorliegenden 
Informationen gehen die Investitionen in den ost- 
deutschen Werften planmäßig voran. Bisher sind 
alle in den Privatisierungsverträgen mit der Treu- 
handanstalt festgelegten Verpflichtungen einge- 
halten worden. 

Die von der Bundesanstalt für vereinigungsbe- 
dingte Sonderaufgaben (BvS) den ostdeutschen 
Werften im Verbund des Bremer Vulkan für Inve- 
stitionen zur Verfügung gestellten Finanzmittel 
sind bereits zu über 90% in den Werftneubauten 
Wismar und Stralsund investiert. Bei dem Diesel- 
motorenwerk in Rostock ist sogar 35% mehr inve- 
stiert worden als vertraglich vorgesehen. Dies 
macht deutlich, daß keine Fördermittel der BvS 
zweckwidrig verwendet wurden. " 

Der letzte Teil dieser Information war nach Erkennt- 
nissen des Untersuchungsausschusses zu diesem 
Zeitpunkt nicht mehr zutreffend. Die BvS hatte das 
BMF nicht über die Besprechung vom 29. November 
1995 informiert, in der die Konzemleitung der BW 
AG eingestand, daß die BW AG ihre Investitionsver- 
pfhchtungen in Mecklenburg-Vorpommern ohne 
Hilfe Dritter nicht erfüllen könne und daß rund 
900 Mio. DM Cash-Management-Einlagen der Ost- 
werften nicht bedarfsgerecht zur Verfügung stünden, 
so daß das BMF nur aufgrund des damaligen Kennt- 
nisstandes antworten konnte. 

Am 22. Dezember 1995, einen Tag nach der Beant- 
wortung der parlamentarischen Fragen durch das 
BMF, erklärte dann die BW AG gegenüber der BvS, 
sie könne den Investitionsverpflichtungen bei den 
Ostwerften nicht mehr nachkommen, die Gelder im 
Cash-Management der BW AG seien eingefroren, 
weswegen die Geldeinlagen der Werften in das 
Cash-Management nicht zurückzahlbar seien. 

Der Untersuchungsausschuß hat zu diesem Vorgang 
Dr. Homef, den damaligen Präsidenten der BvS 
befragt. Dr. Homef war der Meinung, es könnte sich 
bei dieser Fehlinformation an das Parlament nur um 
ein „time-lag" handeln. Damit meinte er, „daß eine 
Information zu dem Zeitpunkt, zu dem sie [von der 
BvS, Anm. d. Red.] gegeben worden ist, dann wenige 
Tage später nicht mehr aktuell war" (Protokoll Nr. 72, 
S. 59). Deshalb sei das BMF nicht falsch, sondern nur 
entsprechend dem damaligen Kenntnisstand infor- 
miert worden und der hätte sich eben schnell geän- 
dert. 

Dirk Groß-Blotekamp, den der Untersuchungsaus- 
schuß ebenfalls zu diesem Vorgang befragt hat, be- 
hauptete, daß bis zum 22. Dezember 1995 die BW 
AG immer bestätigt habe, sie bekomme Kredite und 
könne ihren Verpflichtungen in Mecklenburg-Vor- 
pommern nachkommen. 

„Es gibt noch Briefe vom 7. Dezember, in denen 
Herr Smidt bestätigt, jetzt kriegen wir es, und jetzt 
haben wir es. Das war immer auf und ab. Die Inve- 
stitionen liefen doch weiter; sie wurden schwer- 
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liehst bezahlt. Das haben wir irgendwo auch fest- 
gestellt, aber es war nicht irgendwo der casus 
knacktus da. " (Protokoll Nr. 71, S. 141) 

Erst am 22. Dezember 1995 sei dann mündlich von 
der Konzernleitung der BVV AG erklärt worden, daß 
die BVV AG nicht mehr in der Lage sei, die Cash- 
Management-Einlagen der Werften zurückzuzahlen. 

Hierzu äußerte sich auch Staatssekretär Dr. Manfred 
Overhaus gegenüber dem Untersuchungsausschuß: 

„... ich glaube, wenn wir uns jetzt noch einmal 
ganz genau ansehen, was im November und 
Dezember an Kenntnissen da war, ist hier völlig 

korrekt gehandelt worden Am 29. November 

hat es in Bremen dieses Gespräch gegeben, von 
dem ich nur oberflächlich oder nur teilweise infor- 
miert war. Am 13. Dezember war im Verwaltungs- 
rat der BvS noch vorgetragen worden, daß die 
Investitionsmittel ordnungsgemäß eingesetzt wor- 
den waren. Das hatte ich da noch im Kopf. Deswe- 
gen war auch am 21. Dezember 1995 die Beant- 
wortung Ihrer Frage [der Abgeordneten Dr. Lucy- 
ga, Anm. d. Red.] und die Frage des Abgeordneten 
Küster durch die Frau Karwatzki völlig in Ord- 
nung. Das entsprach absolut dem damaligen Infor- 
mationsstand. " (Protokoll Nr. 81, S. 65) 


IV. Strafrechtliche und zivilrechtliche Folgen 
des Konkurses der BW AG 

Nach dem Konkurs der BVV AG und dem Verlust der 
öffentlichen Fördergelder stellten sowohl die Staats- 
anwaltschaft Bremen als auch die BvS Ermittlungen 
an, um den Verlust der Fördergelder zu klären und 
zu prüfen, ob ein Verschulden des BVV- Vorstands 
und der Geschäftsführer der Werften vorlag. Die 
Staatsanwaltschaft bei dem LG Bremen und die BvS 
arbeiten dabei eng zusammen. Die BvS stellt die Be- 
weismittel, die Dr. Erbe im Rahmen seiner Tätigkeit 
als Leiter der Stabsstelle „Besondere Aufgaben" der 
BvS ausgewertet hat, der Staatsanwaltschaft Bremen 
für deren Ermittlungen zur Verfügung (vgl. zu den 
Zuständigkeiten der Ermittlungsbehörden Zweiter 
Teil, M.I.5.). Nach Auskunft der BvS im Januar 1998 
war sie zum Zeitpunkt der Fertigstellung des Berich- 
tes des Untersuchungsausschusses immer noch 
dabei, Regreßansprüche gegen die BW AG, gegen 
Vorstandsmitglieder der BVV AG sowie gegen die 
Banken und die Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 
zu prüfen. 

Auch wurde geprüft, inwiefern innerhalb der BvS, 
im BMF und im BMWi Pflichtverletzungen bei 
der Privatisierung der Ostwerften Vorlagen. Hier 
kommt der Bericht der Bundesregierung zu dem 
Ergebnis: 

"Aufgrund des jeweiligen Kenntnisstandes und 
der jeweiligen Erkenntnismöglichkeiten waren die 
von THA/BvS-Mitarbeitern getroffenen Entschei- 
dungen und Maßnahmen zur Erledigung eines 
schwierigen und ohne Risiken nicht denkbaren un- 
ternehmerischen Auftrages im Zeitpunkt der Ent- 
scheidung aus der jeweils in diesem Zeitpunkt 


gegebenen Sicht unter Abwägung aller bekannten 
Alternativen angemessen bzw. vertretbar. Scha- 
densursächliche Pflichtverletzungen von Mitarbei- 
tern der THA/BvS sind nicht erkennbar. ... 

Pflichtverletzungen von Angehörigen des BMF 
und des BMWi im Zusammenhang mit der Privati- 
sierung ostdeutscher Unternehmen an die BW 
und den damit verbundenen Fehlleitungen sind 
bei der Überprüfung nicht festgestellt worden." 
(Dokument Nr. 105) 

Aktionäre und Aktionärsgruppen stellten nach dem 
Konkurs der BVV AG gegen eine Vielzahl der Ver- 
antwortlichen bei der BW AG und der THA/BvS 
Strafanzeige und auch die PDS-Fraktion im Landtag 
von Mecklenburg-Vorpommern erstattete Strafan- 
zeige gegen Unbekannt wegen des Verdachts des 
Betruges und anderer strafbarer Handlungen im Zu- 
sammenhang mit der Privatisierung der VWS. 

1. Straf- und Ermittlungsverfahren in Bremen 
gegen ehemalige leitende Mitarbeiter 
der BW AG 

Die Staatsanwaltschaft Bremen betreibt zahlreiche 
Ermittlungsverfahren mit Bezug zum Bremer Vulkan. 
Neben möglichen Verstößen gegen § 400 Abs. 1 
Nr. 1 Aktiengesetz (AktG) und § 88 Börsengesetz 
(BörsG) und anderen Delikten geht es in der Haupt- 
sache um den Vorwurf der Untreue (§ 266 StGB) in 
Form der Verletzung von Vermögensbetreuungs- 
pflichten. 

In verschiedenen Fällen werden aber auch keine 
gesonderten Ermittlungen geführt, da ein enger Zu- 
sammenhang mit dem unter a) beschriebenen Ermitt- 
lungsverfahren besteht. 

Der Untersuchungsausschuß hat sich im Rahmen 
einer informatorischen Anhörung über den Stand der 
Ermittlungen bei der Staatsanwaltschaft Bremen 
informiert. 

a) Ermittlungsverfahren gegen 

Dr. Friedrich Hennemann u.a. wegen Untreue 

In dem unter dem Aktenzeichen 830 Js 7161/96 
geführten Verfahren wird aufgrund einer Anzeige 
der BvS gegen acht Mitarbeiter der BW AG, 
namentlich gegen den Vorstandsvorsitzenden 
Dr. Friedrich Hennemann, die Vorstandsmitglieder 
Günter Smidt, Johannes Karl Schnüttgen, Dr. Rüdi- 
ger Zinken sowie gegen die Geschäftsführer der 
MTW Reinhard Kny und Oswald Müller und die Ge- 
schäftsführer der VWS Hartmuth Rausch und Werner 
Wagner ermittelt. 

Wie der Leitende Oberstaatsanwalt Frischmuth in 
seiner informatorischen Anhörung vor dem Unter- 
suchungsausschuß ausführte, wird den Beschuldig- 
ten vorgeworfen, 1994/1995 gemeinschaftlich als 
Mitglieder des Vorstandes der BW AG, bzw. als Ge- 
schäftsführer der MTW, bzw. als Geschäftsführer der 
VWS die ihnen aufgrund der Privatisierungsverträge 
mit der THA vom 11. August 1992 (MTW) und vom 
18. Februar 1993 (VWS) bzw. die ihnen als Geschäfts- 
führer obliegende Vermögensbetreuungspflicht ver- 
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letzt und dadurch MTW und VWS einen Schaden in 
Höhe von mindestens 853,9 Mio. DM zugefügt zu 
haben. 

Nach Auffassung der Staatsanwaltschaft Bremen gab 
es strafrechtsrelevantes Verhalten bei der BVV AG 
bzw. den Vorstandsmitgliedern der BW AG in drei 
Tätigkeitsbereichen (Protokoll Nr. 58, S. 6): 

1. Im Bereich Geldmarktgeschäfte veranlaßten die 
Beschuldigten in der Zeit von 1994 bis Oktober 
1995 MTW und VWS in einer Vielzahl von Einzel- 
geschäften deren flüssige Mittel in unterschied- 
ücher Höhe ohne Sicherheiten der BVV AG als 
Festgeldanlagen zu überlassen. 

2. Mit der vom Vorstand der BW AG beschlossenen 
Ausdehnung der automatischen Cash-Manage- 
ment auf MTW und VWS kam es dazu, daß die 
Bankguthaben von MTW und VWS täglich auto- 
matisch auf das Zielkonto der BVV AG bei der 
Commerzbank Bremen übertragen und somit dem 
Verfügungsbereich von MTW und VWS entzogen 
wurden, ohne daß die BVV AG den ostdeutschen 
Werften Sicherheiten für deren Forderungen 
bestellte. Obwohl die Beschuldigten spätestens im 
August 1995 erkannten, daß die jederzeitige Rück- 
zahlung der Guthaben gefährdet war, unterließen 
sie es pflichtwidrig, geeignete Sicherheiten bereit- 
zustellen. 

3. Von September bis Mitte November 1995 veran- 
laßte die BW AG MTW und VWS, zugunsten des 
Cash Management der BW AG bei der Commerz- 
bank Überbrückungskredite in Höhe von über 
70 Mio. DM aufzunehmen und eigene Vermögens- 
werte als Sicherheit für Kreditaufnahmen der BVV 
AG zu bestellen. 

Die Staatsanwaltschaft geht davon aus, daß MTW 
und VWS infolge der Zahlungsunfähigkeit der BVV 
AG einen Schaden in Höhe von 590,4 Mio. DM 
(MTW) bzw. 263,5 Mio. DM (VWS) erlitten. 

Das Ermittlungsverfahren wurde am 21. Februar 
1996 eingeleitet. Zwei Monate später übernahm das 
BKA, Wiesbaden, auf Ersuchen des Generalstaats- 
anwalts die polizeilichen Aufgaben. Bisher wurden 
28 Durchsuchungen vollstreckt und 19 Zeugen ver- 
nommen. Die Ermittlungen sind jedoch noch nicht 
abgeschlossen, die Staatsanwaltschaft Bremen rech- 
net mit dem Abschluß der Ermittlungen im Laufe des 
Frühjahrs 1998; zum Zeitpunkt der Berichterstellung 
war die Staatsanwaltschaft mit der Formulierung der 
Anklageschrift beschäftigt. 

b) Strafanzeige der PDS-Fraktion 

im Landtag Mecklenburg-Vorpommern 

Die PDS-Fraktion im Landtag Mecklenburg-Vorpom- 
mern stellte nach bekanntwerden des Konkurs der 
BW AG am 21. Juni 1996 eine Strafanzeige gegen 
Unbekannt wegen des Verdachts des Betruges und 
anderer strafbarer Handlungen im Zusammenhang 
mit der Privatisierung der VWS bei der Staatsanwalt- 
schaft Schwerin. Das Ermittlungsverfahren wurde im 
August 1996 von der Staatsanwaltschaft Bremen 
(Dezernat 850) übernonunen. 


2. Zivilrechtliche Ansprüche 

Die BvS hat sich mögliche zivilrechtliche Ansprüche 
der MTW abtreten lassen und bei dem Landgericht 
Bremen Zivilklagen gegen verschiedene Mitarbeiter 
der BVV AG auf Zahlung von Schadenersatz ge- 
klagt. 

a) Klage der BvS gegen die ehemaligen 
BW-Vorstandsmitglieder Biedermann, 

Hoffmann, Schnüttgen und Smidt 
auf Zahlung von 9,7 Mio. DM 

Die BvS hat bei der 4. Zivilkammer des Landgerichts 
Bremen eine Schadensersatzklage eingereicht gegen 
die ehemaligen Vorstandsmitglieder Wolf gang G. 
Biedermann, Hans E. W. Hoffmann, Johannes Karl 
Schnüttgen und Günter Smidt auf Zahlung von je 
9,7 Mio. DM wegen des Verlustes von 194 Mio. DM 
öffentlicher Fördermittel, die der MTW als Investi- 
tionsbeihilfen zustanden. Die fünf Vorstandsmitglie- 
der haben in 1995 nach Auffassung der BvS die Inve- 
stitionsbeihüfen für MTW zweckentfremdet, indem 
sie die Gelder zur Deckung von Liquiditätslücken 
innerhalb des Konzerns verwendet hätten. Die Klage 
gegen Biedermann, Hoffmann, Schnüttgen und 
Smidt wurde am 19. November 1997 erstinstanzlich 
abgewiesen, die angeklagten Vorstandsmitglieder 
konnten nicht persönlich für den der MTW entstan- 
denen Verlust der Fördermittel haftbar gemacht wer- 
den. 

Nach Auffassung des Gerichts sind die Vorausset- 
zungen, die den Tatbestand der strafbaren Untreue 
(gern. § 266 StGB) nicht gegeben. Hierzu hätte eine 
Vermögensbetreuungspflicht zwischen BVV AG und 
MTW vorliegen müssen, die Angeklagten BVV- Vor- 
standsmitglieder hätten die Pflicht übernommen 
haben müssen, die Vermögensinteressen der MTW 
zu wahren. Dies hätte durch Gesetz, durch einen 
behördlichen Auftrag, durch ein Rechtsgeschäft oder 
durch ein eingegangenes Treueverhältnis geschehen 
können. 

Die BVV AG sei nicht verpflichtet gewesen, die Ver- 
mögensinteressen der MTW zu wahren, da das BMF 
keine Festlegungen getroffen habe, unter welchen 
Voraussetzungen Beihilfen gewährt und wie sie ver- 
wendet werden sollten, so daß hieraus eine Vermö- 
gensbetreuungspflicht seitens der BVV AG nicht 
hätte abgeleitet werden können. Das BMF habe es 
vielmehr der THA überlassen, diese Regelungen im 
Kauf- und Abtretungsvertrag (KAV) zu definieren. 
Das BMF habe zwar im Schreiben vom 13. Oktober 
1992 Verwendungsnachweise für den Gesamtaus- 
gleichsbetrag (GAB) gefordert, da nur dann die Pri- 
vatisierung hätte genehmigt werden können, doch 
diese Forderung seien auf Intervention der BVV AG 
und der THA wieder fallen gelassen worden, da die 
Konzernleitung der BW AG nicht bereit gewesen 
wäre, von den Regelungen des KAV abzuweichen. 
Seitens des BMF sei keine eindeutige Klarstellung 
dahingehend erfolgt, daß der GAB ausschließlich bei 
MTW hätte verwendet werden müssen. Für das Ge- 
richt hat sich nicht ergeben, „daß eine behördliche 
Anordnung ergangen wäre, die der BW den Schutz 
von Vermögensinteressen der MTW eigenständig zur 
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Pflicht gemacht hätte ... . Informelle Absichtserklä- 
rungen [der BW AG im Sinne einer zukünftigen Ver- 
haltensweise, Anm, d. Red.] gegenüber einer Behör- 
de können weder einen behördlichen Auftrag erset- 
zen noch strafrechtlich wie ein solcher behandelt 
werden . " 

Und weiter zur Treuepflicht: 

„Es stellt keine Verletzung der gesellschafterlichen 
Treuepflicht gegenüber einer einzelnen Verbund- 
gesellschaft dar, wenn die Muttergesellschaft ver- 
sucht, wirtschaftliche Schwierigkeiten anderer Ver- 
bundgesellschaften und des Konzerns insgesamt 
durch Zusammenfassung aller Kräfte des Gesamt- 
konzerns zu beheben . " 

Das Gericht war der Meinung, daß der Versuch der 
Vorstandsmitglieder der BW AG, den Konzern zu 
retten, nicht schon von Anfang an zum Scheitern ver- 
urteilt gewesen war. 

Das Gericht prüfte auch, ob nicht die EG -Richtlinien, 
insbesondere die 7. Schiffbaurichtlinie Vorgaben für 
das Verhalten der BW AG waren. Es kam hier zu 
der Ansicht, daß EG-Richtlinien keine Vorgaben für 
das Verhalten des Einzelnen, sondern Handlungs- 


anweisungen und Verhaltensvorgaben für staatliche 
Institutionen sind, sie nicht für die BW AG galten. 
Die Zielrichtung von EG-Richtlinien ist nicht der 
Schutz von Vermögen, hier Vermögen der MTW, 
sondern das Verhindern eines unkontrollierten staat- 
lichen Protektionismus. 

Gegen diese Entscheidung hat die BvS am 2. Januar 
1998 beim Bremer Oberlandesgericht Berufung ein- 
gelegt. 

b) Klage der BvS gegen den ehemaligen 

BW-Vorstandsvorsitzenden Dr. Hennemann 
auf Zahlung von 9,7 Mio. DM 

Die BvS klagt ebenfalls gegen den ehemaligen Vor- 
standsvorsitzenden der BW AG Dr. Friedrich Hen- 
nemann wegen des Verlustes von 194 Mio. DM För- 
dergelder. Über diese Schadenersatzklage, die von 
der unter Punkt a) genannten Zivilklage abgetrennt 
wurde, hat das Gericht zum Zeitpunkt der Berichter- 
steUung noch nicht entschieden, sie ruht vorläufig. 
Eine Wiederaufnahme ist nach Auskunft der Bremer 
Staatsanwaltschaft davon abhängig, ob eine straf- 
rechtliche Anklage gegen Dr. Hennemann und an 
dere Vorstandsmitglieder erhoben wird. 
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L. Vergabe von Liquidationsdarlehen und Bemessung der Liquidatorenhonorare 
durch die THA/BvS 


Der Untersuchungsausschuß hatte - soweit der Bun- 
desrechnungshof (BRH) hierüber noch keine Feststel- 
lungen getroffen hat - gemäß Ziffer III.l. des Unter- 
suchungsauftrages die Frage zu klären, ob bei der 
Vergabe von Liquidationsdarlehen durch die THA 
und bei der Bemessung von Liquidatorenhonoraren 
die Grundsätze der sparsamen und wirtschafthchen 
Haushaltsführung hinreichend beachtet worden sind. 


I. Feststellungen des 2. Untersuchungs- 
ausschusses „Treuhandanstalt“ der 
12. Wahlperiode 

Der 2. Untersuchungsausschuß „Treuhandanstalt“ der 
12. Wahlperiode hatte hierzu bereits umfangreiche 
Feststellungen getroffen (BT-Drucksache 12/8404, 
S. 73 ff. und 387 ff.): 

1 . Vergabe von Liquidationsdarlehen 

Bei Liquidationsdarlehen handelt es sich um zinslose 
Gesellschafterdarlehen, die dem Liquidator entspre- 
chend dem im Rahmen des Liquiditätsplanes ermit- 
telten Finanzbedarf zur Verfügung gestellt werden. 
Der 2. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode 
hatte zu klären versucht, nach welchen Kriterien 
diese Mittel von der THA vergeben wurden. Er hatte 
zu dem Vergabeverfahren festgestellt, daß die THA 
Anfang 1992 mit der Einführung eines Abwicklungs- 
berichtssystems als Steuerungs- und Kontrolhnstru- 
ment begonnen hatte, welches Ende 1992 wirksam 
geworden war. Danach legte ein sog. Liquiditätsplan 
die für das jeweilige Unternehmen „notwendige 
Liquidität" für bestimmte Zeitabschnitte (quartals- 
weise oder monathch) fest. Der Darlehensvertrag 
wurde nach Prüfung des vom Liquidator in monat- 
hchen Abständen vor gelegten und jeweils für drei 
Monate festgelegten Finanzstatus geschlossen. An- 
hand dieser Monatsberichte des Liquidators, die Ein- 
nahmen und Ausgaben des Unternehmens enthiel- 
ten, kontrollierte die THA die von ihr freigegebenen 
Mittel. Die Auszahlung der Finanznüttel wurde vom 
Liquidator im Rahmen des Liquidationsdarlehens be- 
antragt. Dabei wurde der jeweilige Finanzbedarf vor 
Auszahlung anhand zeitnaher Zahlen überprüft. 

2. Bemessung der Liquidatorenhonorare 

Neben der Auswahl der Liquidatoren durch die 
THA, die im Gegensatz zu Konkursverwaltern nicht 
vom Gericht bestellt, sondern vom Direktorat Ab- 
wicklung der THA beauftragt wurden und der Über- 
tragung von Liquidationen an ehemalige Mitarbeiter 
des Direktorats Abwicklung hatte sich der 2. Unter- 
suchungsausschuß der 12. Wahlperiode auch mit 


der Vergütung der Liquidatoren auseinandergesetzt 
und hierzu folgendes festgestellt (BT-Drucksache 
12/8404, S. 75-77): 

Nach der anfängüchen Vergütung nach Stundensät- 
zen führte die THA Mitte 1991 eine Vergütung auf 
der Grundlage der Vergütungsverordnung für Kon- 
kurs- und Vergleichsverwalter vom 25. Mai 1960 ein. 
Danach erfolgte die Berechnung der Vergütung nach 
der sog. Teilungsmasse des abzuwickelnden Unter- 
nehmens (das im Unternehmen zur Verwertung ste- 
hende Aktivvermögen), der Höhe des Regelsatzes 
und evtl, einer zusätzlichen Vergütung für quahfi- 
zierte Mitarbeiter. Die Liquidatoren bei der THA er- 
hielten grundsätzhch den zweifachen Regelsatz, bei 
der Abwicklung von Außenhandelsbetrieben wegen 
der hohen Teilungsmasse den einfachen Regelsatz 
und bei Teilungsmassen unter einer Mio. DM eine 
Vergütung bis zum vierfachen Regelsatz. Zusätzlich 
wurde von der THA die volle Mehrwertsteuer ge- 
zahlt und gegebenenfalls der Einsatz qualifizierter 
Mitarbeiter genehmigt. Bei der Berechnung der Tei- 
lungsmasse wurden restitutionsbehaftete Grundstük- 
ke auch berücksichtigt, wenn diese oder ihr Sach- 
wert im Laufe des Verfahrens an die Antragsteller 
zurückgegeben wurden (BT-Drucksache 12/8404, 
S. 76). 

Im Ergebnis hatte der 2. Untersuchungsausschuß der 
12. Wahlperoide festgestellt, daß es eine Reihe von 
Problemen im Bereich der Liqidatorenvergütung und 
-auswahl gegeben hatte, die von der THA erkannt 
worden und Anlaß für die Vornahme von Änderun- 
gen gewesen waren (vgl. nachstehend 111.2.). 


11. Feststellungen des Bundesrechnungs- 
hofes (BRH) 

Im Hinbück auf Ziffer III. seines Untersuchungsauf- 
trags hat der Untersuchungsausschuß den BRH ge- 
beten ihm mitzuteilen, ob und in welcher Weise er 
diesbezüglich Feststellungen getroffen hat. Mit 
Schreiben vom 4. Dezember 1995 hat der BRH mitge- 
teilt, daß er in seinen Bemerkungen 1995 zur Haus- 
halts- und Wirtschaftsführung (einschüeßlich der 
Feststellungen zur Jahresrechnung des Bundes 1993) 
u. a. die Bemessung der Liquidatorenhonorare für die 
Abwicklung von Beteiügungsuntemehmen der THA, 
nicht aber die Vergabe von Liquidationsdarlehen un- 
tersucht habe (BT-Drucksache 13/2600, S. 139-142). 
Darin hat der BRH ausgeführt, daß die THA nach 
dem bis 1994 angewandten Vergütungssystem für Li- 
quidatoren Honorarvereinbarungen abgeschlossen 
habe, die den vom Liquidator zu erbringenden Lei- 
stungen nicht ausreichend Rechnung getragen und 
unangemessen hohe Vergütungen ermöglicht hätten. 
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Außerdem hätten die Liquidatoren zum Teil zusätzli- 
che Honorare für den Einsatz qualifizierter Mitarbei- 
ter abgerechnet, die Tätigkeiten des Liquidators aus- 
geübt hätten. Der BRH empfahl deshalb Maßnahmen 
zur Sicherstellung eines ausgewogenen Verhältnis- 
ses zwischen Vergütung und Leistung des Liquidators. 


III. Feststellungen des Untersuchungsaus- 
schusses 

Der Untersuchungsausschuß hat zur Vergabe von 
Liquidationsdarlehen und zur Bemessung der Liqui- 
datorenvergütungen durch die THA/BvS den Direk- 
tor Abwicklung bei der BvS, Dr. Lothar Holzapfel, am 
1. Februar 1996 und die PSts'in beim BMF, Irmgard 
Karwatzki, am 29. Februar 1996 informatorisch an- 
gehört sowie den Leiter der Stabsstelle Besondere 
Aufgaben der BvS, Dr. Joachim Erbe, am 23. Mai 
1996 als Zeugen vernommen. 

1. Vergabe von Uquidationsdarlehen 

Gemäß den Erläuterungen der PSts'in beim BMF, 
Irmgard Karwatzki, bei ihrer informatorischen Anhö- 
rung dienen Liquidationsdarlehen der laufenden 
Finanzierung der Abwicklung, wenn das abzuwik- 
kelnde Unternehmen nicht selbst über ausreichende 
finanzielle Mittel verfügt. Mit diesen Darlehen wur- 
den vor allem die Erfüllung der aufgrund von Ver- 
gleichen abzugeltenden Gläubigerforderungen, lau- 
fende betriebliche Aufwendungen, wie z. B. Perso- 
nalkosten zur Aufrechterhaltung der Geschäftstätig- 
keit bei noch werbend tätigen Liquidationsunterneh- 
men, die Erfüllung finanzieller Verpflichtungen aus 
Privatisierungsverträgen sowie Maßnahmen zur Ge- 
fahrenabwehr und Abschlagszahlungen auf die Li- 
quidatorenvergütung finanziert. Zu den von der BvS 
genutzten Instrumentarien, die eine ordnungsgemä- 
ße Ausreichung und Verwendung der Darlehen ge- 
währleisten sollen, führte PSts'in Karwatzki aus: 

„Der vom Liquidator zu stellende Darlehnsantrag 
unterliegt einer vergleichenden Prüfung mit den 
Kostenschätzungen und Empfehlungen des Ab- 
wicklung sgut achtens sowie der von der BvS ge- 
nehmigten Abwicklungsvorlage. Über die Prüfung 
des Antrags auf sachliche Richtigkeit durch den zu- 
ständigen Abwicklungsreferenten hinaus haben 
auch der zuständige Abteilungsleiter Abwicklung 
sowie das Direktorat Finanzen den Antrag auf 
Plausibilität zu prüfen und zu bestätigen. Der , Bud- 
getverantwortliche Abwicklung' hat die Deckung 
der beantragten Mittel durch den bestätigten BvS- 
Wirtschaftsplan festzustellen. Die BvS reicht die 
Liquidationsdarlehen grundsätzlich nur in solchen 
Teilbeträgen aus, die nach Einsatz der eigenen Mit- 
tel und Einnahmen des Unternehmens zur Finan- 
zierung der anstehenden Ausgaben erforderlich 
sind. Im Rahmen der monatlichen Liquidatoren- 
Be richte rstattung ist die Verwendung der Darlehen 
nachzuweisen. Die aktuelle Liquiditätssituation 
des Unternehmens ist darzustellen, und die in den 
Folgemonaten erforderlichen Liquidationsdarlehen 
sind einzuschätzen" (Protokoll Nr. 11, S. 22 f). 


Die Gesamtsumme der ausgereichten bzw. für 1996 
veranschlagten Liquidationsdarlehen betrug nach 
Aussage von PSts'in Karwatzki bis Ende 1994 
5,04 Mrd. DM, 1995 706 Mio. DM und 1996 838 Mio. 
DM. Ein vollständiger Rückfluß der Darlehen sei 
nicht zu erwarten, weil nach gegenwärtigen Schät- 
zungen im Durchschnitt nur etwa die Hälfte der 
Darlehenssumme durch Verwertungserlöse aus den 
Liquidationsunternehmen gedeckt werde (Protokoll 
Nr. 11, S. 22 f). 

Dr. Holzapfel, der seit 1991 bei der THA tätig war 
und das Direktorat Abwicklung seit November 1994 
leitete, hat bei seiner informatorischen Anhörung 
durch den Untersuchungsauschuß angegeben, daß 
von der THA/BvS insgesamt acht Mrd. DM für 
Liquidationsdarlehen nach Liquidationsbeschluß 
ausgereicht worden seien. Diese würden im wesent- 
lichen der Zwischenfinanzierung dienen. Aufgrund 
des derzeitigen Verfahrensstandes bei diesen Unter- 
nehmen werde ersichtlich, daß bei der THA/BvS er- 
hebliche Einnahmen zurückfließen werden (Protokoll 
Nr. 8, S. 39-40). 


2. Bemessung der Liquidatorenhonorare 

Der Untersuchungsausschuß hat sich trotz des in Zif- 
fer III. des Untersuchungsauftrags enthaltenen Vor- 
behalts und der diesbezüglich vorliegenden Bemer- 
kungen des BRH auch mit dieser Thematik insofern 
beschäftigt, als er untersucht hat, ob und wie die 
THA/BvS die Feststellungen des BRH und des 2. Un- 
tersuchungsausschusses aufgegriffen und neue Re- 
gelungen zur Bemessung der Liquidatorenhonorare 
eingeführt hat. Der hierzu informatorisch angehörte 
Leiter des Direktorats Abwicklung bei der THA/BvS, 
Dr. Lothar Holzapfel, hat im wesentlichen folgende 
Ausführungen gemacht (Protokoll Nr. 8): 

Die THA/BvS habe die Anmerkungen des BRH und 
die Feststellungen des 2. Untersuchungsausschusses 
der 12. Wahlperiode auf gegriffen und die Lücken der 
Vergangenheit aufgearbeitet. Die rechtliche Neuge- 
staltung der Abwicklung, die u. a. die Liquidations- 
verfahren beschleunigen sollte, sei außerdem durch 
die Umwandlung der THA in die BvS zum 1. Januar 
1995, die damit Zuwendungsempfängerin des Bun- 
des geworden sei, erforderlich gewesen (Protokoll 
Nr. 8, S. 27). Durch die Einführung eines neuen Ab- 
wicklungs- Informations-Systems könne man heute 
von einer gläsernen bzw. transparenten Abwicklung 
sprechen (Protokoll Nr. 8, S. 22). Die eigentlichen 
Kosten der Abwicklung würden sich auf die opera- 
tiven Verfahrenskosten beschränken. Dazu würden 
die Liquidatorenhonorare, die Kosten für von den Li- 
quidatoren eingesetzte qualifizierte Mitarbeiter und 
für Abwicklungsgutachten, die eingeholt werden 
würden, um festzustellen, ob eine Abwicklung oder 
Gesamtvollstreckung in Frage käme, sowie die Ko- 
sten für die Schlußrechnungsprüfung, wo Drittwirt- 
schaftsprüfer eingesetzt werden würden, gehören 
(Protokoll Nr. 8, S. 41f.). Die Sollgröße dieser Ab- 
wicklungsverfahrenskosten, d. h. aller Kosten, die 
bei den laufenden Abwicklungsverfahren theoretisch 
maximal entstünden, betrage 887 Mio. DM. Dieser 
Betrag schlüssele sich wie folgt auf: 529 Mio. für 
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Honorare, 94 Mio. DM für qualifizierte Mitarbeiter, 
169 Mio. DM für Abwicklungsgutachten, 95 Mio. DM 
für Schlußrechnungsprüfungskosten. Von den Ge- 
samtsollhonoraren von 529,3 Mio. DM per 31. De- 
zember 1995 seien bisher 326 Mio. DM ausgereicht 
worden. Durchschnittlich ergebe sich pro Verfahren 
ein Soll-Honorar von 154 695 DM. Bei 31 % der Liqui- 
datoren liege das Soll-Honorar zwischen 60 500 und 
150 000 DM, bei 49% liege es unter 60 500 DM. Aus 
der Anfangszeit der THA würden noch 8,4 % unge- 
deckelte zeitbezogene Vergütungsvereinbarungen 
existieren, von denen bisher bei 89 % der Vereinba- 
rungen weniger als 150 000 DM Honorar pro Verfah- 
ren freigegeben worden sei. Wenn die Höhe der Ver- 
gütung bei diesen ungedeckelten Verträgen den 
zweifachen Regelsatz übersteige, prüfe die THA/BvS 
sehr genau die abgerechneten Stunden. Nach Anga- 
ben von Dr. Holzapfel wäre der Einsatz von normalen 
Geschäftsführern anstelle von Liquidatoren, sog. ge- 
borenen Liquidatoren nach dem GmbH-Gesetz er- 
heblich teurer geworden. Die Kosten hätten je nach 
Verfahrensdauer von drei bis vier Jahren das dop- 
pelte bis dreifache der jetzigen Kosten für Liquidato- 
ren betragen (Protokoll Nr. 8, S. 44). Bei 75% der Li- 
quidationsverfahren seien keine qualifizierten Mitar- 
beiter beantragt worden. Bei 13 % der Verfahren hät- 
ten die Kosten für qualifizierte Mitarbeiter weniger 
als 30 261 DM betragen und nur in 3 % der Verfahren 
seien mehr als 200 000 DM für qualifizierte Mitarbei- 
ter freigegeben worden. 

Durch die 1994 vorgenommene Änderung des Regel- 
werkes, die nicht zuletzt durch die Anmerkungen 
des BRH und den 2. Untersuchungsausschuß der 
12. Wahlperiode bedingt gewesen sei, sei eine Hono- 
rarumsatzgrenze von drei Mio. DM und eine Be- 
schränkung auf 20 Verfahren pro Liquidator einge- 
führt worden. Nunmehr liege das Honorar nur noch 
bei sechs Prozent der Liquidatoren über der drei Mio. 
Grenze und vier Prozent aller Liquidatoren würden 
mehr als 20 Verfahren bearbeiten (Protokoll Nr. 8, 
S. 45). Einige Liquidatoren würden Forderungen, die 
weit über dem zweifachen Regelsatz lägen, mit der 
Begründung geltend machen, daß in den Altbundes- 
ländern der drei- bis vierfache Regelsatz üblich sei 
und zudem das Liquidationsverfahren viel komplexer 
und schwieriger und die Haftungsrisiken viel größer 
seien als bei Konkurs- und Vergleichsverfahren. Eine 
Anpassung nach oben werde nur geprüft, wenn der 
Liquidator substantiiert darlegen könne, daß ein Ar- 
beitsaufwand erforderlich gewesen sei, der weit über 
das gewöhnliche Maß hinausgegangen sei. Mit der 
Schlußrechnungsprüfung, die von externen Wirt- 
schaftsprüfern durchgeführt werde, habe die THA/ 
BvS die Möglichkeit, die Angemessenheit der Vergü- 
tung noch einmal gesondert festzustellen. Des weite- 
ren würden die Liquidatoren durch die monatliche 
Berichterstattung und durch die Prüfung der Jahres- 
abschlüsse einer ständigen Kontrolle unterliegen. 
Der Abschlußprüfer für die Jahresabschlüsse dürfe 
nicht mit dem Wirtschaftsprüfer für die Schlußrech- 
nung identisch sein (Protokoll Nr. 8, S. 36). Ferner 
müsse ein Bericht nach § 53 Haushaltsgrundsätzege- 
setz erstellt werden, der durch das Direktorat Finan- 
zen ausgewertet und anschließend vom Bereich 
Abwicklung der BvS umgesetzt werde. Nach Ein- 


schätzung von Dr. Holzapfel gewährleiste dieses 
Instrumentarium eine Prüfung der Angemessenheit 
der Liquidatorenvergütung entsprechend der Ver- 
gütungsverordnung. Die Ordnungsmäßigkeit der 
Tätigkeit der Liquidatoren könne insbesondere 
durch die Schlußrechnungsprüfung abschließend be- 
wertet werden. Bei Feststellung von Unregelmäßig- 
keiten könne dem Liquidator die Entlastung verwei- 
gert und Regreßansprüche gegen ihn geltend ge- 
macht werden (Protokoll Nr. 8, S. 38, 48 f). 

Nach Aussage der PSts'in beim BMF, Irmgard Kar- 
watzki, bei ihrer informatorischen Anhörung am 29. 
Februar 1996 durch den Untersuchungsausschuß 
wurde das System der Liquidatoren-Vergütung von 
der THA in Abstimmung mit dem BMF Anfang 1994 
überarbeitet und ab April 1994 wirksam, allerdings 
nur für die ab diesem Zeitpunkt neu abzuschließen- 
den Liquidatoren-Verträge. Eine nachträgliche Um- 
stellung der Altverträge sei nicht durchsetzbar ge- 
wesen. Entsprechend einer in den Altverträgen ver- 
einbarten Klausel könne man jedoch die Vergütung 
nachträglich angemessen anpassen. Die Neurege- 
lungen hätten den Empfehlungen des BRH schon da- 
mals weitgehend Rechnung getragen. Sie beträfen 
im wesentlichen die Absenkung der Regelsätze bei 
hohen Teilungsmassen und damit eine angemessene 
Staffelung und Begrenzung der Honorare, die Präzi- 
sierung der Teilungsmasseberechnung, die Reduzie- 
rung der Kosten für qualifizierte Mitarbeiter durch 
Abgrenzung von originärer Liquidatoren-Tätigkeit 
sowie die Deckelung der Gesamthonorare für den Li- 
quidator und die qualifizierten Mitarbeiter auf den 
dreifachen Satz. Ähnlich wie Dr. Holzapfel bezifferte 
auch Karwatzki das durchschnittliche Liquidatoren- 
Honorar nüt 155 000 DM. Das Soll-Honorarvolumen 
betrage demnach etwa 530 Mio. DM (Protokoll Nr. 11, 
S. 23 f.). 

3. Strafrechtliche Ermittlungen gegen Liquida- 
toren von Treuhand-Unternehmen 

Die BvS hat dem Untersuchungsausschuß am 11. Fe- 
bruar 1998 berichtet, daß gegen drei Liquidatoren, 
die insgesamt 13 Liquidationsverfahren betreuen, 
Anklagen erhoben worden seien. Gegen weitere elf 
Liquidatoren mit insgesamt 366 Verfahren sind nach 
Kenntnis der BvS staatsanwaltliche Ermittlungen an- 
hängig. Die betreffenden Liquidatoren seien von der 
BvS abberufen worden, soweit die Vorwürfe gegen 
sie dies rechtfertigen. Außerdem sind nach Mit- 
teilung der BvS zwölf Zivilverfahren gegen Liquida- 
toren anhängig. 

Die Staatsanwaltschaft 11 bei dem LG Berlin ermittelt 
z. B. gegen den Liquidator verschiedener Robotron- 
Firmen wegen des Verdachts der Untreue. Ihm wird 
vorgeworfen, überhöhte Liquidationskosten in Mil- 
lionenhöhe abgerechnet zu haben. 

Nach Aussage von Dr. Holzapfel hat die BvS bei fal- 
schen Angaben und Abrechnungen von Liquidato- 
ren die Möglichkeit, die Betreffenden über Strafver- 
fahren zur Rechenschaft zu ziehen. Durch die Stabs- 
stelle Recht werde dann geprüft, ob die Vorausset- 
zungen des Untreue-Tatbestandes erfüllt sind. Nach 
Auffassung der Staatsanwaltschaft befreit selbst eine 
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von der BvS genehmigte Abrechnung nicht vom 
Straftatbestand der Veruntreuung, wenn z. B. über- 
höht abgerechnet worden ist (Protokoll Nr. 8, S. 46). 

Dr. Erbe hat bei seiner Zeugenvernehmung durch 
den Untersuchungsausschuß am 23. Mai 1996 zu die- 
ser Problematik ausgesagt, daß die StabssteUe Be- 
sondere Aufgaben der BvS, die nicht, wie die Staats- 
anwaltschaft, dem Legalitätsprinzip unterliege und 
demnach nicht bei Verdacht einer Straftat zu deren 
Anzeige verpflichtet sei, in besonderen Einzelfällen 
mit dem jeweiligen Liquidator nach dem Prinzip der 
Schadenswiedergutmachung verhandelt und auf 
eine Anzeige verzichtet habe. Das habe bisher in ei- 
nem Fall zum Erfolg geführt. Die übrigen wenigen 


Fälle, „weniger als eine HandvoU", seien zur Anzeige 
gebracht worden. Bei drei von der Stabsstelle Beson- 
dere Aufgaben angezeigten Liquidatoren erreichten 
bzw. überstiegen die überhöhten Honorare den ein- 
stelligen Millionenbereich. Nach Aussage von 
Dr. Erbe hat die geringe Zahl der Fälle zum einen 
ihre Ursache darin, daß die bisherigen Ermittlungs- 
verfahren große Fälle betreffen, wo ein Liquidator 
viele Unternehmen zu liquidieren hatte und sich 
dementsprechend „in der Hundertergrößenordnung" 
an dem Vermögen der Liquidationsunternehmen, 
aus deren Kasse er bezahlt werde, vergriffen hatte. 
Zum anderen hatten sich viele Fälle auf der Ge- 
schäftsstellenebene der BvS abgespielt (Protokoll 
Nr. 22, S. 104-106). 


M. Strafrechtliche Aufarbeitung der vereinigungsbedingten 
Wirtschaftskriminalität 


Zu der unter 1.9. des Untersuchungsauftrages (BT- 
Drucksache 13/2483) geforderten Darstellung der 
Maßnahmen von Bundesregierung, Treuhandanstalt 
(THA) und anderen staatlichen Stellen des Bundes 
zur Wiederbeschaffung veruntreuter Vermögenswer- 
te zählen neben den zivilrechtlichen Bestrebungen 
auch Maßnahmen zur strafrechtlichen Aufarbeitung 
der vereinigungsbedingten Wirtschaftskriminalität. 
Der Zeuge Dr. Kurt Bley hat als damals zuständiger 
Leiter des Referats VIII B 2 im BMF in seiner Verneh- 
mung am 30. Januar 1997 zum Konsortialdarlehen 
Dresden deutlich darauf hingewiesen, wie sich zivil- 
rechtliche Aufklärungsbemühungen und staatsan- 
waltliche Ermittlungen gegenseitig ergänzen können 
und im Idealfall synchron laufen (vgl. Protokoll Nr. 51, 
S. 65). Insbesondere in den Fällen, in denen Strafge- 
richte betrügerische oder veruntreuende Handlun- 
gen eines Vertragsbeteiligten rechtskräftig festge- 
stellt haben, bedeutet dies für die Durchsetzung zivil- 
rechtlicher Vermögensansprüche eine verbesserte 
Prozeßsituation und damit größere Erfolgsaussichten. 
Der Untersuchungsausschuß hat sich deshalb schon 
frühzeitig mit dem Bereich der strafrechtlichen Auf- 
arbeitung von Wirtschaftsdelikten befaßt. 

Einen Schwerpunkt bildeten in diesem Zusammen- 
hang die Aufgaben der beteiligten Ermittlungsbehör- 
den und deren Zusammenarbeit. 


I. Zuständige Ermittlungsbehörden 

Im Zuge seiner Ermittlungen hat sich der Untersu- 
chungsausschuß auch weiterhin mit der Frage aus- 
einandergesetzt, welche Behörden an der Aufarbei- 
tung der vereinigungsbedingten Wirtschaftskrimina- 
lität beteiligt sind und ob es durch die Vielzahl der 
Ermittlungsbehörden mit unterschiedlichen Zustän- 
digkeiten zu Informationsverlusten oder Ermittlungs- 
defiziten gekommen ist. 


1. Staatsanwaltschaft II bei dem Landgericht 
Berlin 

Die Strafverfolgung liegt - von einzelnen Ausnah- 
men abgesehen - in der Zuständigkeit der Länder. 
Die Zuständigkeit einer Strafverfolgungsbehörde er- 
gibt sich in erster Linie aus dem in § 143 GVG in Ver- 
bindung mit § 7 StPO normierten Tatortprinzip. Da 
Berlin (Ost) der Sitz der Regierung der DDR, der 
SED, des Bereichs KoKo sowie etlicher dem Bereich 
KoKo zuzuordnender Unternehmen war, fiel der 
Schwerpunkt der Ermittlungen in den Zuständig- 
keitsbereich der Berliner Staatsanwaltschaften. 

Bei der Staatsanwaltschaft bei dem Kammergericht 
(KG) wurde im Oktober 1990 die Arbeitsgruppe „Re- 
gierungskriminalität" gebildet. Sie bearbeitete Er- 
mittlungsverfahren, die eigentlich in den Zuständig- 
keitsbereich der Staatsanwaltschaft bei dem LG Ber- 
lin fallen, deren Bearbeitung aber vom General- 
staatsanwalt bei dem KG gemäß § 145 Abs. 1 GVG 
übernommen worden ist. Im Jahre 1994 setzten dann 
Bemühungen ein, die Bereiche der Bekämpfung der 
vereinigungsbedingten Wirtschaftskriminalität, an- 
gesiedelt bei der Staatsanwaltschaft bei dem LG Ber- 
lin, und den Bereich der Arbeitsgruppe „Regierungs- 
kriminalität" zusammenzuführen. Aus dieser Um- 
strukturierung ging dann die neugebildete Staatsan- 
waltschaft II bei dem LG Berlin hervor, die nunmehr 
die alleinige Zuständigkeit für die strafrechtliche 
Verfolgung der Regierungskriminalität und der ver- 
einigungsbedingten Wirtschaftskriminalität hat (vgl. 
Protokoll Nr. 22, S. 8 ff.). 

2. Zentrale Ermittlungsstelle für Regierungs- 
und Vereinigungskriminalität (ZERV) 

Der Zentralismus der DDR bedingt eine überwiegen- 
de Zuständigkeit der Berliner Justiz und Polizei in 
Fragen der Strafverfolgung. Da die in Berlin zur Ver- 
fügung stehenden Personalkapazitäten für eine ord- 
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nungsgemäße Ermittlungsarbeit nicht ausreichten, 
kam es im März 1993 zu einem Länderab kommen und 
im Dezember des gleichen Jahres zu einem Abkom- 
men zwischen dem Bund und Berlin. Beim Polizei- 
präsidenten in Berlin konnte die ZERV eingerichtet 
werden. Sie hat die Aufgabe, insbesondere die später 
neu gegründete Staatsanwaltschaft 11 sowie den Ge- 
neralbundesanwalt in Karlsruhe bei ihren Ermittlun- 
gen zu unterstützen. Die ZERV gliedert sich in die für 
vereinigungsbedingte Wirtschafts kriminalität zustän- 
dige ZERV 1 und die für Delikte am Menschen sowie 
Menschenrechtsverletzungen zuständige ZERV 2. 


3. Unabhängige Kommission zur Überprüfung 
des Vermögens der Parteien und Massen- 
organisationen der DDR (UKPV) 

Die UKPV nimmt die ihr gesetzlich zugewiesenen 
Aufgaben auf der Grundlage der nach Maßgabe der 
Anlage II Kapitel II Sachgebiet A Abschnitt III des Ei- 
nigungsvertrages fortgeltenden §§ 20a und b des 
PartG-DDR wahr. Zu den originären gesetzlichen 
Aufgaben der UKPV zählt gemäß § 20a Abs. 1 PartG- 
DDR, einen Bericht über die Vermögenswerte aller 
Parteien und der nüt ihnen verbundenen Organisa- 
tionen, juristischen Personen und Massenorganisa- 
tionen der DDR im In- und Ausland zum 7. Oktober 
1989 zu erstellen. Um diese Arbeit leisten zu können, 
muß die UKPV zunächst Feststellungen zu dem den 
§§20a und b PartG-DDR unterliegenden Vermögen 
treffen. Insoweit stehen der UKPV gemäß § 20a Abs. 
4 PartG-DDR auch strafprozessuale Befugnisse zu. 

Zum Zwecke der Rückführung veruntreuter Vermö- 
genswerte wurde 1994 beschlossen, eine Belohnung 
für diejenigen Personen auszusetzen, die sich ursäch- 
lich an der Wiederaufspürung und Rückschaffung 
beteiligten (vgl. vorstehend C.II.2.). Nach Maßgabe 
der hierzu vom BMF erstellten „Richtlinien für die 
Aussetzung von Belohnungen für die Rückholung 
veruntreuten DDR- Vermögens " wird eine Belohnung 
nur dann ausgezahlt, wenn die Hinweise neue, den 
Ermittlungsbehörden bisher nicht bekannte Erkennt- 
nisse enthalten und diese zu einem endgültigen Zu- 
fluß der Vermögenswerte führen. In den Genuß einer 
Belohnung können dabei nur Privatpersonen gelan- 
gen, die nicht als Täter oder Teilnehmer einer Straftat 
in bezug auf den Vermögensgegenstand beteiligt 
waren. Die Belohnung beträgt bei einem Wert des 
Gegenstandes bis zu 1 000 DM höchstens 5 v. H., von 
dem Mehrwert höchstens 3 v. H., insgesamt jedoch 
nicht mehr als 5 Mio. DM. Nachdem diese Auslo- 
bungsaktion in Deutschland, Österreich und der 
Schweiz über Zeitungsannoncen bekanntgemacht 
wurde, gingen viele Hinweise bei den Ermittlungs- 
behörden ein. Insgesamt bearbeitete die UKPV bis 
zum 2. Januar 1998 580 Hinweise, davon waren bei 
ihr 350 und bei der THA/BvS 230 Hinweise einge- 
gangen. In 177 Fällen gab die UKPV wegen Unzu- 
ständigkeit Hinweise an die THA/BvS (98), ZERV 
(68), Steuerfahndung (9) und sonstige Stellen (2) ab. 
Von diesen 177 Fällen wurden 52 als ergebnislos ab- 
geschlossen. Von den bei der UKPV nach Abzug der 
als nicht sachdienlich angesehenen Hinweise ver- 
bliebenen 233 Hinweisen enthielten 225 keine neuen 
Erkenntnisse. Acht Verfahren sind noch nicht abge- 


schlossen. Unter diesen befindet sich auch der sog. 
Novum-Hinweis (vgl. vorstehend B.II.4.). Da bislang 
noch keine Vermögenswerte endgültig zurückge- 
führt sind, gab es auch noch keine Zahlungen auf- 
grund der Auslobung. 

4. Bundeskriminalamt (BKA) 

Das BKA in Wiesbaden ist eine in Bundesverwaltung 
geführte und dem Bundesminister des Innern (BMI) 
unterstehende Polizeibehörde, deren Aufgaben und 
Organisation im Gesetz über die Errichtung des BKA 
detailliert geregelt sind. Es dient der Zusammen- 
arbeit von Bund und Ländern zur Bekämpfung län- 
derübergreifender Straftaten. Im Bereich der Wirt- 
schaf tskrinünalität war das BKA u. a. bei Ermittlun- 
gen im Zusammenhang mit der Privatisierung der 
ostdeutschen Werften an die Bremer Vulkan Ver- 
bund AG eingebunden. 

5. Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht 
Bremen 

Wie bereits vorstehend unter Gliederungspunkt I.l. 
erwähnt, richtet sich die örtliche Zuständigkeit ei- 
ner Staatsanwaltschaft nach der des Gerichts (§ 143 
GVG). Die gerichtliche Zuständigkeit folgt ihrerseits 
den in §§ 7 bis 11 StPO genannten Hauptgerichts- 
ständen, unter anderem dem des in § 7 StPO normier- 
ten Tatorts. Da strafrechtsrelevante Handlungen in 
Zusammenhang mit der Privatisierung der Ostwerf- 
ten überwiegend am Sitz der Bremer Vulkan Ver- 
bund AG in Bremen erfolgten, führte dies zur Zustän- 
digkeit der Staatsanwaltschaft bei dem LG Bremen. 
Bezüglich weiterer Einzelheiten wird auf die Ausfüh- 
rungen im Zweiten Teil unter K.IV. verwiesen. 

6. Koordinierung der Ermittlungen 

Von wesentlicher Bedeutung für erfolgreiche Ermitt- 
lungstätigkeit ist auch nach Auffassung des Untersu- 
chungsausschusses die Zusammenführung und Bün- 
delung der Erkenntnisse der einzelnen Ermittlungs- 
stellen, mithin ein stetiger Informationsaustausch. 

Schon zu Zeiten der THA gab es eine Koordinie- 
rungsrunde zum Thema KoKo. In diesem Gremium 
sprachen und stimmten sich THA, UKPV, andere Er- 
mittlungsbehörden und das BMF ab. Dieses Koope- 
rationsmodell wurde weiterentwickelt. In einer Run- 
de im Bundeskanzleramt, an der ressortübergreifend 
alle betroffenen Institutionen beteiligt waren, wurde 
im Jahre 1996 beschlossen, eine Arbeitsgruppe Koor- 
dinierte Ermittlung, die sogenannte AKE zu installie- 
ren. Unter dem Vorsitz des BMF kamen fortan Vertre- 
ter des BMI, der BvS, der UKPV, des BKA und der 
ZERV zusammen. Bei Bedarf wurden auch andere 
Behörden hinzugezogen. Der AKE wurden mehrere 
aus erfahrenen Juristen, Prüfern und Fahndern be- 
stehende task forces zugeordnet. Diese hatten die 
Aufgabe, von der AKE vorgegebene Bereiche ab- 
schließend zu untersuchen. Durch eine regelmäßige 
Berichterstattung sollte gewährleistet werden, daß 
das Vorgehen der task forces in enger Abstimmung 
mit allen beteiligten Stellen geschieht. Der bisherige 
Schwerpunkt der seit Oktober 1996 laufenden Arbeit 
betraf den Bereich KoKo (vgl. vorstehend C.IL). 
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Dieses koordinierte Vorgehen stellt nach Auffassung 
der Bundesregierung einen wichtigen Schritt dar, um 
den Wissensstand zu bündeln und zu erhalten. Dies 
bestätigte der als Zeuge vernommene Bundesmi- 
nister der Finanzen, Dr. Theodor Waigel, ausdrück- 
lich in seiner Vernehmung am 15. Januar 1998. Er 
sagte weiter aus: 

„Eine zentrale , Super-Behörde' für Zivil-, Straf- 
und Verwaltungsrecht wäre keine Alternative. Die 
Zusammenfassung von Bundes- und Länderaufga- 
ben wäre schon mit dem Grundgesetz nicht ver- 
einbar. Entscheidend ist aber: Es bringt nichts, alle 
Aufgaben einfach auf eine Stelle zu übertragen. 
Wir haben in der THA und in der BvS schon hohen 
und sehr heterogenen Sachverstand gebündelt: 
Da werden komplexe Unternehmenskonzepte aus 
unterschiedlichen Branchen beurteilt und Unter- 
nehmensfinanzierungen organisiert. Es werden Li- 
quidationsverfahren durchgeführt. Vermögenswer- 
te werden entsprechend dem Einigungsvertrag zu- 
geordnet. Es werden KoKo-Gesellschaften im Aus- 
land ausfindig gemacht. Da ist es sinnvoll, diese 
Aufgaben und Fähigkeiten nicht auch noch mit 
den Aufgaben der ZERV, der StA und des BKA zu 
vermischen" (Protokoll Nr. 94, S. 11). 

Außerdem gab es zwischen den einzelnen Ermitt- 
lungsbehörden auch unmittelbare Kontakte. So hat 
beispielsweise nach Kenntnis des Untersuchungs- 
ausschusses die THA/BvS von 1991 an Kopien der 
von ihr erstellten Strafanzeigen zur Informations- 
übermittlung an die ZERV gerichtet. Auf diesem We- 
ge sollten die kriminalistischen Aufklärungsmöglich- 
keiten durch verfahrensübergreifende Erfassung und 
Auswertung der Tatabläufe verbessert werden. 

Die vom Untersuchungsausschuß vernommenen 
bzw. angehörten Vertreter der Ermittlungsbehörden 
haben die Zusammenarbeit oder den Informations- 
austausch zwischen den beteiligten Behörden wei- 
testgehend positiv dargestellt. Allein die ZERV be- 
wertete den Informationsfluß aus der THA bis zum 
Jahr 1993 als nicht ausreichend. Anschließend habe 
die Zusammenarbeit aber keinen Anlaß mehr für Be- 
schwerden gegeben (vgl. Protokoll Nr. 6, S. 174). 


II. Vorläufige Bilanz zum Stand der 

strafrechtlichen Aufarbeitung des SED/ 
DDR-Unrechts und der vereinigungs- 
bedingten Wirtschaftskriminalität 
(Stand: 31.12.1996) 

Nach Kenntnis des Untersuchungsausschusses wur- 
den bei der Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin 
insgesamt bis zum Jahresende 1996 rund 20 400 
strafrechtliche Ermittlungsverfahren eingeleitet, von 
denen rund 16 300 abgeschlossen werden konnten. 
Bei Abzug der Ermittlungsverfahren zu den Berei- 
chen der sogenannten minderschweren Kriminalität 
(Hausfriedensbruch, Sachbeschädigung, Verletzung 
des Briefgeheimnisses u. ä.) sowie der sogenannten 
schweren Kriminalität (Auftragstötung, Todesfälle an 
der Mauer und rechtsbeugerische Todesurteile) ver- 
bleiben ca. 16 900 Verfahren aus den Bereichen SED- 


Unrecht, Justizunrecht und vereinigungsbedingter 
Wirtschaftskriminalität. 

Die nachfolgende Übersicht zeigt, wie sich der Be- 
reich vereinigungsbedingte Wirtschaftskriminalität 
zu anderen Bereichen verhält. 

Die vorgenannten ca. 16 900 Ermittlungsverfahren 
gliedern sich wie folgt: 

- ca. 13 460 Verfahren wegen Rechtsbeugung (Re- 
gierungskriminalität und Justizunrecht); 

- ca. 1 080 Verfahren wegen Wirtschaftsstraftaten 
(Regierungskriminalität) ; 

- ca. 1 260 Verfahren wegen MfS-Straftaten(Regie- 
rungskriminalität) und 

- ca. 1 100 Verfahren wegen Wirtschaftsstraftaten 
(vereinigungsbedingte Wirtschaftskriminalität) . 

Von den ca. 13 300 erledigten Verfahren betreffen 
ca. 930 Verfahren den Bereich der vereinigungsbe- 
dingten Wirtschaftskriminalität. 

Aufgrund der restriktiven Rechtsprechung des 
5. Strafsenats des BGH im Bereich der Rechtsbeu- 
gungsverfahren kam es in diesem Bereich zu zahlrei- 
chen Erledigungen durch Einstellung. 

Im Bereich der Regierungskriminalität wurden insge- 
samt 157 Anklagen erhoben (ohne Tötungen an der 
Grenze und die Verfahren im Zusammenhang mit 
dem Komplex Vogel), die sich folgendermaßen unter- 
gliedern: 

Zu 86 Anklagen kam es im Bereich des Justizun- 
rechts. Insgesamt wurden 146 Personen angeklagt. 
24 Verfahren konnten zwischenzeitlich abgeschlos- 
sen werden. Dabei wurden vier Angeklagte rechts- 
kräftig verurteilt und zwölf rechtskräftig freigespro- 
chen. In 22 Fällen endete das Verfahren auf andere 
Weise (endgültige Einstellung nach Bußgeldzahlung, 
rechtskräftige Nichteröffnung, Verbindung, Verfahrens- 
abschluß durch Verhandlungsunfähigkeit oder Tod). 

Gegen 80 Personen wurde in 44 Verfahren wegen 
Wirtschaftsstrafsachen Anklage erhoben. Davon sind 
21 Verfahren abgeschlossen. Rechtskräftig verurteilt 
wurden 19 Personen, zwei zu Freiheitsstrafe, acht zu 
Freiheitsstrafe mit Bewährung, acht zu Geldstrafe 
und eine zu Verwarnung mit Strafvorbehalt. Zehn 
Verfahren endeten auf sonstige Weise. 

Im Bereich der Straftaten des MfS kam es zu 27 Arj- 
klagen gegen 49 Personen. Hier konnten erst sieben 
Verfahren abgeschlossen werden. Während eine Per- 
son rechtskräftig zu einer Freiheitsstrafe verurteilt 
wurde, endete das Verfahren gegen neun Ange- 
klagte auf andere Weise. 

Wegen des sogenannten Justizunrechts wurden 
150 Personen angeklagt. Dem standen rund 9 800 
Einstellungen gegenüber. Vier Personen wurden bis- 
her rechtskräftig verurteilt; eine zu einer Freiheits- 
strafe, drei zu einer Freiheitsstrafe, die zur Bewäh- 
rung ausgesetzt wurde. 

Um vereinigungsbedingte Wirtschaftskriminalität 
ging es in 124 Fällen (acht Transferrubelverfahren; 
36 Treuhandverfahren; 80 sonstige, überwiegend 
Währungsumstellungsverfahren). 43 Personen wur- 
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den in diesem Bereich rechtskräftig verurteilt und 
fünf rechtskräftig freigesprochen. 

Am 31. Dezember 1996 waren noch insgesamt zirka 
4 100 Verfahren offen: 

- Regierungskriminalität: weniger als 1 000 Verfahren; 

- Justizunrecht: mehr als 2 900 Verfahren; 

- vereinigungsbedingte Wirtschaftskriminalität: 

169 Verfahren. 

Die Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin hat 
dem Untersuchungsausschuß einen aktuellen Be- 
richt mit Stand 2. Januar 1998 zu ihrer Ermittlungs- 
tätigkeit übersandt. Die diesem Bericht beigefügte 
Statistik ist als Dokument aufgenommen (Dokument 
Nr. 112). 


III. Umgang mit Verfahrenseinstellungen 

Das große Gefälle zwischen Anzahl der eingeleiteten 
Ermittlungen und Anzahl der Verurteilungen hat 
beim Untersuchungsausschuß die Frage aufgewor- 
fen, ob es “ insbesondere im Bereich der Wirtschafts- 
kriminalität - zu übereilten Verfahrenseinstellungen 
gekommen ist. 

Aus einer Mitteilung der ZERV vom 14. Mai 1996 er- 
gibt sich folgende Übersicht (Anlage 1 zum Protokoll 
Nr. 22): 


von der ZERV bearbeitete 
Ermittlungsverfahren 

2 160 

Verfahrensabgaben an 
Staatsanwaltschaften 

1 820 

bis 2/96 staatsanwaltlich abgeschlossene 
Verfahren 

850 

Anklageerhebungen 

86 

rechtskräftige Verurteilungen 

11 


Im Ergebnis kam es demnach nur in zirka 5 Promille 
der ursprünglich registrierten Verfahren zur rechts- 
kräftigen Verurteilung. Diese Quote stellt aber nach 
dem Untersuchungsausschuß vorliegenden Erkennt- 
nissen keine Besonderheit für vereinigungsbedingte 
Wirtschaftskriminalität dar. Während die Polizei bei 
ersten Anhaltspunkten, die auf das Vorliegen einer 
Strafbaren Handlung deuten, gefordert ist, eigene Er- 
hebungen anzustellen, überprüft die Staatsanwalt- 
schaft den zugeleiteten polizeilichen Vorgang dar- 
aufhin, ob er erstens Tatsachen enthält, die zweitens, 
ihre Richtigkeit und Erweisbarkeit unterstellt, ein 
strafbares Verhalten begründen. Nachdem das Prü- 
fungsergebnis vorliegt, entscheidet der Staatsanwalt, 
ob er das Ermittlungsverfahren durch Einstellung 
oder Anklageerhebung abschließt. Im Falle der An- 
klageerhebung muß nun hinreichender Tatverdacht 
gegeben sein. 

Der Zeuge Dr. Erbe (ehemaliger Oberstaatsanwalt 
der Staatsanwaltschaft bei dem LG Berlin, anschlie- 
ßend Leiter der Stabsstelle Besondere Aufgaben bei 
der BvS) erläuterte vor dem Untersuchungsausschuß, 
daß nach seiner staatsanwaltlichen Erfahrung in der 


Regel etwas mehr als 85 % aller staats anwaltlichen 
Ermittlungsverfahren mit einer Einstellung enden, da 
sie den Filter des hinreichenden Tatverdachts nicht 
durchlaufen. Bei den übrigbleibenden 15 % ist keine 
hundertprozentige Erfolgsquote gegeben, da einige 
Verfahren auch mit Freispruch enden (Protokoll 
Nr. 22, S. 4f.). 


IV. Personalsituation bei der Staatsanwalt- 
schaft II bei dem Landgericht Berlin, 
der ZERV und den Gerichten 

Der Untersuchungsausschuß hat sich auch darüber 
informiert, ob Bund und Länder ihre Zusagen bei der 
Erfüllung von Abordnungsverpflichtungen eingehal- 
ten haben. 

1. Staatsanwaltschaft II bei dem Landgericht 
Berlin 

a) Personalstärke 

Nach Auffassung des Untersuchungsausschusses 
kann die zuvor dargestellte große Anzahl laufender 
Verfahren nur dann mit der erforderlichen Intensität, 
Qualität und Zügigkeit bearbeitet werden, wenn 
auch entsprechende personelle Kapazitäten vorhan- 
den sind. Er hat sich deshalb für eine Unterstützung 
der Ermittlungsbehörden eingesetzt. 

Schon der 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahl- 
periode war anhand der ihm vorliegenden Zahlen zu 
der Überzeugung gekommen, daß die Flut von Straf- 
taten von der Justiz mit dem tatsächlich zur Verfü- 
gung stehenden Personal in einem zeitlich angemes- 
senen Rahmen - auch unter Berücksichtigung dro- 
hender Verjährungsfristen - kaum bewältigt werden 
könne. Der Zeuge Dr. Erbe hat dies in seiner Verneh- 
mung am 23. Mai 1996 noch einmal beispielhaft mit 
dem Hinweis belegt, daß Anfang des Jahres 1994 an- 
nähernd 950 Verfahren vereinigungsspezifischer 
Wirtschaftskriminalität Vorlagen, die von insgesamt 
13 Dezernenten, von denen sich vier oder fünf im 
Ausbildungsstadium befanden, zu bearbeiten waren 
(Protokoll Nr. 22, S. 7). Die schwierige Personal- 
situation führte dazu, daß Anfang 1996 bei der 
Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin ca. 50 Groß- 
verfahren, d. h. Verfahren, an denen jeweils ein 
Staatsanwalt, ohne andere Dinge zu erledigen, min- 
destens ein halbes Jahr arbeitet, weitestgehend un- 
bearbeitet blieben (Protokoll Nr. 6, S, 99). 

Der Vorsitzende des 1. Untersuchungsausschusses 
der 12. Wahlperiode hatte sich seinerzeit auf wieder- 
holte Klagen des Stellvertretenden Leiters der Ar- 
beitsgruppe Regierungskriminalität mit der Auffor- 
derung an den Vorsitzenden der Konferenz der 
Justizminister und -Senatoren gewandt, die Länder 
mögen ihre Personalzusagen für die Arbeitsgruppe 
Regierungskriminalität bei der Staatsanwaltschaft 
bei dem KG Berlin einhalten. Dieses Schreiben wur- 
de auch an alle Justizminister und Senatoren der 
Bundesländer verteilt. Der Vorsitzende hatte seine 
Intervention damit begründet, die strafrechtliche 
Aufarbeitung der Regierungskriminalität in der frü- 
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heren DDR dürfe aus politischen und rechtsstaat- 
lichen Gründen nicht in Verzug geraten. 

Zu den gewünschten Veränderungen ist es in der 
Folgezeit jedoch rücht gekommen. Dies haben auch 
die Vertreter der Staatsanwaltschaft II bei dem LG 
Berlin und der ZERV im Rahmen ihrer Anhörung 
vor dem Untersuchungsausschuß bestätigt (Protokoll 
Nr. 48, S. 8 ff.; Protokoll Nr. 6, S. 92 ff.). 

Dies war für den 2. Untersuchungsausschuß Anlaß 
genug, seinen Vorsitzenden in der 7. Sitzung zu be- 
auftragen, erneut an die Justiz- und Innenminister 
der Länder heranzutreten. Mit seinen Schreiben vom 
28. Februar 1996 wandte sich der Vorsitzende des 
Untersuchungsausschusses mit einer Bitte einerseits 
an den Vorsitzenden der Konferenz der Justizmini- 
sterinnen und -minister, Staatsminister Rupert von 
Plottnitz, die Justizministerkonferenz möge Maßnah- 
men ergreifen, damit die Staatsanwaltschaft II bei 
dem LG Berlin personell so ausgestattet werde, daß 
sie ihre wichtigen und umfangreichen Arbeiten lei- 
sten könne und andererseits an den Vorsitzenden der 
Ständigen Konferenz der Innenminister und -Senato- 
ren der Länder, Senator Hartmuth Wrocklage, die In- 
nenministerkonferenz möge darauf drängen, daß alle 
Bundesländer ihre Zusagen bezüghch der personel- 
len Ausstattung der ZERV einhalten. 

b) Übersicht zum Stand bei der Erfüllung des 
Abordnungssolls 

Auch diese Aufforderungen führten nicht zu dem er- 
hofften Erfolg. Die nachfolgende Übersicht zum 
Stand bei der Erfüllung des Abordnungssolls an die 
Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin am 2. April 
1997, die die Bundesregierung als Antwort auf eine 
Anfrage des Obmanns der CDU/CSU-Fraktion im 
Untersuchungsausschuß, Abgeordneter Joachim 
Gres, vorlegte, zeigt: 


Bund 

80,0% 

Länder 

Baden-Württemberg 

100,0% 

Bayern 

66,7 % 

Bremen 

0,0% 

Hamburg 

100,0% 

Hessen 

125,0% 

Niedersachsen 

33,3 % 

Nordrhein-Westfalen 

71,4% 

Rheinland-Pfalz 

66,7 % 

Saarland 

100,0% 

Schleswig-Holstein 

50,0% 


c) Verweildauer 

Neben der Erfüllung der Abordnungspflichten unter 
dem Gesichtspunkt „Sollstärke" steht das Problem 
der oftmals kurzen Abordnung von Beamten. Die 
durchschnittliche Verweildauer eines zur Staatsan- 
waltschaft II bei dem LG Berlin abgeordneten Beam- 
ten beträgt nach Auskunft von Generalstaatsanwalt 
Schaefgen ein bis zwei Jahre (Protokoll Nr. 48, S. 6). 

* ) Die restlichen 20 % entfallen auf zwei Mitarbeiterinnen, die 
sich in Erziehungsurlaub befinden. Eine Nachbesetzung ist 
nicht mögüch, da eine weitere, spätere Nach Verwendung in 
der Bundesverwaltung nicht angeboten werden kann. 


Geht man davon aus, daß im Bereich der vereini- 
gungsbedingten Wirtschaftskriminahtät, wo die Kräf- 
te schwerpunktmäßig eingesetzt werden, überwie- 
gend Großverfahren laufen, so ist schon allein für die 
Einarbeitungszeit der oftmals jungen und auf diesem 
Gebiet unerfahrenen Staatsanwälte ein Zeitraum von 
mehreren Monaten erforderhch. Kann ein Großver- 
fahren von einem Staatsanwalt innerhalb seiner Ab- 
ordnungszeit nicht abgeschlossen werden, muß eine 
erneute Einarbeitungszeit des Nachfolgers mit der 
notwendigen zeitüchen Verzögerung in Kauf genom- 
men werden. Dies hat wiederum zur Folge, daß an- 
dere Verfahren in dieser Zeit nicht bearbeitet werden 
können. 

Weitere Probleme im Zusammenhang mit dem prak- 
tizierten Abordnungsverfahren beschrieb General- 
staatsanwalt Schaefgen am 16. Januar 1997 vor dem 
Untersuchungsausschuß wie folgt: 

„Dieses Abordnung ssystem ist mit vielen Proble- 
men, nicht nur mit der Verunsicherung in der per- 
sönlichen und beruflichen Perspektive der Mitar- 
beiter, verbunden, wenn sie für gewisse Zeit aus 
dem Blickfeld ihrer Vorgesetzten geraten sind, zu- 
mal die Tätigkeit in Berlin mit wenigen Ausnah- 
men in diesen Ländern nicht in einem Bonus, also 
in einem Sternchen in der Personalakte, seinen 
Niederschlag findet Dazu kommen natürlich die 
persönlichen Probleme, die eine solche Abord- 
nung mit sich bringt Da muß man auch Verständ- 
nis dafür haben, daß die Abordnungszeit begrenzt 
ist " (Protokoll Nr. 48, S. 9) 

2. ZERV 

a) Vorgangsstatistik 

Aufgrund der bereits oben dargestellten Zuständig- 
keiten kommt der ZERV eine besondere Stellung bei 
der Ermittlung und Aufdeckung von Straftaten im 
Bereich der Regierungs- und Vereinigungskriminali- 
tät zu. Der Untersuchungsausschuß hat festgestellt, 
daß die Arbeitsbelastung dieser Ermittlungsbehörde 
auch Jahre nach der Wiedervereinigung noch er- 
heblich ist. Zur Verdeutlichung wird auf die nachfol- 
gende Übersicht verwiesen. 



ZERV 1 

ZERV 2 

ZERV 

gesamt 

Neueingänge 1997 

Wiedereingänge . . . 

648 
(1 157) 
370 
(299) 

6 647 
(1 446) 
1080 
(1 276) 

7 295 
(2 603) 
1450 
(1 575) 

Gesamtbelastung . . 

1018 
(1 456) 

7 727 
(2 722) 

8 745 
(4 178) 

am 31. 12. 97 in 
Bearbeitung befind- 
hche Verfahren .... 

430 

(721) 

3 549 
(1 009) 

3 979 
(1 730) 

insgesamt seit 
Bestehen ZERV .... 

3 855 

12 785 

16 640 


(Klammerzahlen beziehen sich auf das Jahr 1996) 
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Im Bereich der Wirtschaftskriminalität verzeichnete 
das zuständige Referat im vergangenen Jahr 648 
Neueingänge. Da nicht bei allen Neueingängen die 
zur Fertigung einer Strafanzeige notwendigen tat- 
sächlichen Anhaltspunkte für eine Straftat enthalten 
waren, mußten oftmals weitere Ermittlungen durch - 
geführt werden, bevor es zur Erstellung einer Straf- 
anzeige kommen konnte. Für die den Untersu- 
chungsausschuß in besonderem Maße interessieren- 
de ZERV 1 bedeuteten die Fahndung sowie die Voll- 
streckung zahlreicher Haftbefehle und die sich daran 
anschließenden Vernehmungen mit weiteren Ermitt- 
lungserfordemissen zusätzlichen Arbeitsaufwand. Im 
Jahre 1997 führte die ZERV außerdem ca. 400 Durch- 
suchungen durch. Dies bedeutete gegenüber 1996 
eine Zunahme um ca. 70 Durchsuchungen. 

b) Personalentwicklung 

Bei der Bewältigung ihrer Aufgaben konnte die 
ZERV, wie aus der nachfolgenden Aufstellung er- 
sichtlich ist, zu keiner Zeit auf die festgelegte Soll- 
stärke zurückgreifen. 

Die bei Einrichtung der ZERV durch Verwaltungsab- 
kommen festgelegten Abordnungszahlen der Länder 
wurden zu keinem Zeitpunkt zu 100 Prozent erfüllt, 
während der Bund seinen Pflichten weitestgehend 
nachgekommen ist. 

c) Auswirkungen des Jahressteuergesetzes 1996 

Nach dem Jahressteuergesetz 1996 werden Beamte 
Arbeitnehmern in Wirtschaftsunternehmen steuer- 
rechtlich gleichgestellt, die sich nach einer zweijähri- 
gen Tätigkeit an einem auswärtigen Beschäftigungs- 
ort grundsätzlich weigern, nach dort umzusiedeln. 
Diese Neuregelung für Beamte sieht vor, daß Teile 
des Trennungstagegeldes, die erstatteten Mieten für 
die Nebenwohnung und die Reisebeihilfen bei Pkw- 
Famüienheimfahrten nun nach Ablauf von zwei Jah- 
ren so zu versteuern sind, als wären es versteckte 
steuerfreie Einkommensbestandteile. Die ZERV hatte 
sich nach eigenen Angaben vehement für die Beibe- 
haltung des ursprünglichen Zustandes eingesetzt. In 
ihrem Jahresbericht 1996 wies die ZERV darauf hin, 
daß den Beamten bei ihrer Abordnung „mietkosten- 
freies" Wohnen zugesagt worden sei. Dieses Ver- 
sprechen müsse eingehalten werden. Außerdem sah 
sie die Gefahr einer alsbaldigen Rückkehr dieser Be- 
amtengruppe zu ihren Heimatdienststellen. In ihrem 
Jahresbericht 1996 vermutete die ZERV weiterhin, 
daß zahlreiche Großverfahren bei dieser Sachlage 
möglicherweise nicht wie gewünscht weiterbearbei- 
tet werden könnten. 

Auf ein Schreiben des Obmanns der SPD-Fraktion, 
Abgeordneter Friedhelm Julius Beucher, zu den steu- 
erlichen Problemen hat das BMF mit Schreiben vom 
23. Juli 1997 mitgeteilt: 

„Inzwischen haben die Abteilungsleiter Steuer der 
obersten Finanzbehörden des Bundes und der 
Länder beschlossen, daß im Hinblick auf die unter- 
schiedliche Vorgehensweise in den Ländern für 
die Bediensteten der ZERV für 1996 aus Vertrau- 
ensschutzgründen von einer Versteuerung der 


Trennungsgelder abgesehen werden kann. Für 
1997 gezahlte Trennungsgelder sind dagegen zu 
versteuern. 

Diese Regelung gilt auch für die an die Staatsan- 
waltschaft II beim Landgericht Berlin zur Verfol- 
gung der Regierungskriminalität der ehemaligen 
DDR abgeordneten Richter und Staatsanwälte . " 

Auf entsprechende Nachfrage hat die ZERV den Un- 
tersuchungsausschuß mit Schreiben vom 16. Febru- 
ar 1998 darüber informiert, daß inzwischen 20 der 82 
auswärtigen Beamtinnen bzw. Beamten, die Anfang 
1997 länger als zwei Jahre bei der ZERV beschäftigt 
waren, ihre Abordnungen beendet hätten. 

d) Zweitwohnungssteuergesetz des Landes Berlin 

Am 1. Januar 1998 trat das Zweitwohnungssteuergesetz 
des Landes Berlin in Kraft. Auf der Grundlage dieses 
Gesetzes sollten Personen ihren Zweitwohnsitz in 
Berlin bis zum 31. Mai 1998 in einen Hauptwohnsitz 
umwandeln, um einer Besteuerung der Zweitwoh- 
nung (5 % der Kaltmiete) in Berlin zu entgehen. Nach 
Auffassung der ZERV ist es den nur vorübergehend 
zur ZERV und Staatsanwaltschaft II bei dem LG Ber- 
lin abgeordneten Beamten nicht zumutbar, ihren 
Lebensmittelpunkt in Berlin zu bilden und ihren 
Hauptwohnsitz in ihrem Heimatland aufzugeben. 

3. Gerichte 

Die Anhörungen von Vertretern der Staatsanwalt- 
schaft II bei dem LG Berlin wie auch der ZERV zeig- 
ten, daß im gesamten Bereich der strafrechtlichen 
Aufarbeitung personelle Unterbesetzungen zu Ver- 
zögerungen und unbefriedigenden Ergebnissen 
führten und führen. 

Die nicht optimale Personalausstattung der ZERV 
zwingt nach Auskunft der Anhörpersonen Schmidt 
und Kittlaus dazu, zwischen wichtigen und weniger 
wichtigen Ermittlungen zu differenzieren. Dies habe 
zur Folge, daß der Staatsanwaltschaft II bei dem LG 
Berlin weniger endermittelte Vorgänge zugeleitet 
werden, als tatsächlich möglich wären. Aber schon 
die Anzahl der an die Staatsanwaltschaft herangetra- 
genen Fälle übersteige deren personelle Kapazitäten, 
so daß es bezüglich der Intensität der Bearbeitung 
erneut zu einer Differenzierung zwischen wichtigen 
und weniger wichtigen Verfahren komme. Mit der 
Anklageerhebung würden die Verfahren in die Hand 
einer dritten Behörde gegeben, die ebenfalls unter 
Personalnot leide. Die zuständigen Strafgerichte 
könnten aufgrund der großen Anzahl zu behandeln- 
der Verfahren - darunter mehrere Großverfahren, die 
einzelne Richter mitunter über mehrere Monate bän- 
den - nicht alle Verfahren zeitnah bearbeiten. 

Einer besonderen Belastung waren und sind in die- 
sem Zusammenhang die Wirtschaftsstrafkammem 
des LG Berlin ausgesetzt. Nach telefonischer Aus- 
kunft der Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin im 
März 1998 ist zur Entlastung der bestehenden drei 
Wirtschaftsstrafkammem gegen Ende des Jahres 
1997 eine weitere hinzugekommen. 


351 


352 


Tabellarische Darstellung der Personalentwicklung bei der ZERV 


Personalentwicklung für den Zeitraum L Quartal 1992 bis IV. Quartal 1997 


Bundesland 

Zeitraum 

1/92 

IV/92 

1/93 

11/93 

111/93 

IV/93 

1/94 

11/94 

III/94 

IV/94 

1/95 

11/95 

III/95 

IV/95 

1/96 

11/96 

III/96 

IV/96 

1/97 

11/97 

III/97 

IV/97 

SoU 

Bund 

0 

27 

29 

25 

29 

25 

27 

26 

29 

30 

30 

30 

30 

28 

29 

30 

29 

30 

30 

30 

30 

30 

30 

(BKA/BfV/NW)*) 
























Baden-Württemberg . . 

4 

23 

19 

14 

14 

6 

16 

17 

15 

15 

18 

18 

18 

18 

12 

15 

13 

16 

20 

20 

20 

27 

25 

Bayern 

5 

29 

29 

29 

29 

29 

29 

29 

27 

30 

29 

28 

28 

28 

28 

27 

25 

25 

25 

25 

24 

21 

30 

Berlin 

115 

116 

119 

118 

121 

121 

121 

121 

123 

123 

120 

121 

118 

121 

121 

110 

111 

111 

112 

110 

116 

117 

130 

Brandenburg 

0 

0 

0 

0 

1 

0 

2 

2 

2 

2 

1 

1 

1 

1 

0 

0 

0 

1 

1 

1 

2 

2 

2 

Bremen 

0 

0 

0 

0 

0 


0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

Hamburg 

2 

3 

4 

4 

4 

4 

4 

4 

4 

4 

4 

3 

2 

3 

3 

3 

4 

4 

4 

4 

4 

4 

5 

Hessen 

3 

15 

15 

15 

14 

14 

14 

14 

13 

13 

9 

9 

12 

14 

14 

14 

14 

13 

11 

11 

10 

10 

15 

Mecklenburg- 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

1 

1 

2 

2 

2 

2 

1 

2 

2 

2 

2 

2 

1 

1 

2 

2 

2 

Vorpommern 
























Niedersachsen 

2 

19 

19 

19 

19 

17 

15 

19 

18 

16 

11 

11 

12 

12 

12 

11 

9 

8 

8 

8 

8 

6 

19 

Nordrhein-Westfalen . . 

37 

44 

48 

49 

42 

42 

37 

38 

41 

45 

41 

37 

37 

37 

37 

37 

37 

40 

44 

39 

34 

31 

45 

Rheinland-Pfalz 

4 

9 

9 

9 

8 

8 

9 

9 

9 

9 

9 

7 

8 

9 

9 

8 

8 

7 

6 

5 

5 

7 

9 

Saarland 

0 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

2 

1 

1 

1 

3 

Sachsen 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

1 

1 

1 

1 

0 

0 

0 

0 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

Sachsen-Anhalt 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

2 

2 

2 

3 

3 

2 

2 

2 

Schleswig-Holstein . , . 

0 

5 

5 

5 

5 

5 

5 

5 

5 

5 

5 

5 

5 

5 

4 

5 

5 

5 

4 

5 

5 

5 

7 

Thüringen 

0 

0 

1 

1 

1 

0 

0 

0 

0 

1 

1 

1 

1 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

2 

Summe 

57 

176 

180 

172 

168 

152 

161 

166 

167 

175 

162 

54 

157 

158 

151 

157 

151 

158 

161 

157 

151 

142 

200 

% -Anteil 

27 

84 

86 

82 

80 

72 

77 

79 

80 

83 

77 

73 

75 

75 

72 

79 

76 

79 

80,5 

78,5 

75,5 

71 

100 


Die Summe der Sollstärke betrug bis einschließlich 1/96 210 Beamte. 

*) Die Unterschreitung der Sollzahlen erfolgte jeweils nach vorheriger Abstimmung mit der ZERV. Es handelt sich dabei fast ausschüeßlich um kurzzeitige Vakanzen bei Gestellung von Nach- 
ersatzkräften, die nicht immer „Zug um Zug" erfolgen konnte. 
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Dieser Personalnotstand im Bereich der Strafjustiz- 
und Strafverfolgungsbehörden führt zu einer starken 
Trichterwirkung, da von vielen begangenen Straf- 
taten nur einige verfolgt und eine noch weitaus ge- 
ringere Anzahl abgeurteilt werden kann. 


V. Verjährung von Straftaten 

Die zuvor geschilderte unbefriedigende Personalsi- 
tuation bei Strafverfolgungsbehörden und Gerichten 
führte dazu, daß eine Reihe strafrechtlich verfolgba- 
rer Taten unbearbeitet bleiben mußten und bildlich 
gesprochen „auf Halde lagen". Dieser Zustand hätte 
im Jahre 1997 bei unveränderter Rechtslage dazu ge- 
führt, daß bei zahlreichen Delikten nach dem 31. De- 
zember 1997 die Verjährung eingetreten wäre, sofern 
keine verjährungshemmenden Maßnahmen ergriffen 
würden. 

1. Anwendbares Recht 

Straftaten, die im Zusammenhang mit dem Eini- 
gungsprozeß vor oder nach dem 3. Oktober 1990 auf 
dem Gebiet der ehemaligen DDR begangen worden 
sind, können unter bestimmten Voraussetzungen 
strafrechtlich verfolgt werden. Nach Artikel 315 
Abs. 1 Satz 1 des EGStGB vom 31. August 1990 
(BGBl. II, S. 889, 954) in Verbindung mit § 2 Abs. 1 
StGB sind für Taten, die vor dem 3. Oktober 1990 in 
der ehemaligen DDR begangen wurden, die Strafvor- 
schriften des StGB-DDR maßgebend. Für eine straf- 
rechtliche Verfolgung ist ferner erforderlich, daß das 
Verhalten des Täters nach den seit dem 3. Oktober 
1990 anzuwendenden Bestimmungen des Strafge- 
setzbuches strafbar ist. Liegt auch danach eine Straf- 
barkeit vor, so sind die Rechtsfolgen demjenigen Ge- 
setz zu entnehmen, welches die milderen Rechtsfol- 
gen vorsieht. 

2. Einigungsvertragliche Verjährungsregelung 

Zentrale Vorschrift für die Verfolgungs- und Voll- 
streckungsverjährung für in der DDR verfolgte und 
abgeurteilte Taten bildet der durch den Einigungs- 
vertrag eingefügte Art. 315 a Abs. 1 EGStGB vom 
31. August 1990 (BGBl. II, S. 889, 954). Diese Vor- 
schrift besagt: 

„Soweit die Verjährung der Verfolgung oder der 
Vollstreckung nach dem Recht der Deutschen De- 
mokratischen Republik bis zum Wirksamwerden 
des Beitritts nicht eingetreten war, bleibt es dabei. 
Dies gilt auch, soweit für die Tat vor dem Wirksam- 
werden des Beitritts auch das Strafrecht der Bun- 
desrepublik Deutschland gegolten hat. Die Verfol- 
gungsverjährung gilt als am Tag des Wirksamwer- 
dens des Beitritts unterbrochen; § 78c Abs. 3 des 
Strafgesetzbuches bleibt unberührt . " 

Das bedeutet, die Verjährungsfrist beginnt dann er- 
neut zu laufen, wenn eine Verfolgungsverjährung 
am Beitrittstag nach dem Recht der DDR noch nicht 
eingetreten war. Die Verjährungsfrist kann beliebig 
oft unterbrochen werden. Doch setzt § 78 Abs. 3 S. 2 
StGB der durch die Unterbrechung eintretenden 


Fristverlängerung eine absolute Grenze. Sie beträgt, 
gerechnet vom Beginn des Fristenlaufs nach § 78a 
StGB an, das Doppelte der durch § 78 Abs. 3 StGB 
bestimmten Frist. 

3. Verjährungsgesetze 

Zur Verjährung nahm der Gesetzgeber im Jahre 1993 
mittels zweier Gesetze eine Neuregelung vor. 

Das Gesetz über das Ruhen der Verjährung bei SED- 
Unrechtstaten (VerjährungsG) vom 26. März 1993 
(BGBl. I, S. 392) regelt, daß die Verjährung von sol- 
chen Taten, die während der Herrschaft des SED-Un- 
rechtregimes begangen wurden, aber entsprechend 
dem ausdrücklichen oder mutmaßlichen Willen der 
Staats- und Parteiführung der ehemaligen DDR aus 
politischen oder sonst mit wesentlichen Grundsätzen 
einer freiheitlichen rechtsstaatlichen Ordnung un- 
vereinbaren Gründen nicht geahndet worden sind, in 
der Zeit vom 11. Oktober 1949 bis zum 2. Oktober 
1990 geruht hat (Dokument Nr. 113). 

Durch das Gesetz zur Verlängerung der strafrechtli- 
chen Verjährungsfristen (2. VerjährungsG) vom 27. 
September 1993 (BGBl. I, S. 1657) ist der Eintritt der 
Verfolgungsverjährung für Taten der mittleren und 
der geringeren Kriminalität, die auf dem Gebiet der 
ehemaligen DDR begangen worden waren, zeitlich 
hinausgeschoben worden (Dokument Nr. 114). Bei 
Delikten, die im Höchstmaß mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr oder mit Geldstrafe bedroht sind und die 
gemäß § 78 Abs. 3 Nr. 5 StGB einer dreijährigen Ver- 
jährungsfrist unterliegen (sog. geringe Kriminalität), 
ist die Verjährung gemäß Artikel 1 des vorgenannten 
Gesetzes frühestens mit Ablauf des 31. Dezember 
1995 eingetreten. Ein späterer Verjährungszeitpunkt 
ist möglich, wenn im Einzelfall die Verjährung nicht 
ruht oder unterbrochen ist. Delikte, die im Höchst- 
maß mit Freiheitsstrafe von mehr als einem Jahr bis 
zu fünf Jahren bedroht sind und gemäß § 78 Abs. 3 
Nr. 4 StGB einer fünfjährigen Verjährungsfrist unter- 
liegen (sog. mittlere Kriminalität), verjähren danach 
frühestens mit Ablauf des 31. Dezember 1997. Die- 
sem Bereich sind beispielsweise die Vermögensde- 
likte Diebstahl, Unterschlagung und Betrug (§§ 157, 
158, 159, 161 StGB-DDR; §§ 242, 246, 263 StGB) zu- 
zuordnen. 

4. Personelle Wirkung einer Verjährungs- 
unterbrechung 

Die Strafverfolgungsbehörden sind insbesondere bei 
der Bearbeitung von Großverfahren gefordert, gegen 
alle in Betracht kommenden Täter zu ermitteln, damit 
keine prozessual unerwünschten Folgen auftreten. 
Der Leiter der Staatsanwaltschaft II bei dem LG Ber- 
lin, Generalstaatsanwalt Christoph Schaefgen, ver- 
deutlichte in seiner informatorischen Anhörung am 
16. Januar 1997 dieses Problem anhand eines Bei- 
spiels. Werde beispielsweise im Rahmen eines Groß- 
verfahrens zunächst oberflächlich und infolgedessen 
gegen drei Personen ermittelt, dann wirke die Ver- 
jährungsunterbrechung nur für diese Beschuldigten. 
Stelle sich bei der späteren detaillierten Verfahrens- 
bearbeitung heraus, daß sechs Personen straf rechts- 
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relevant gehandelt hätten, dann habe man drei Fälle, 
die verjährt seien und drei Fälle, bei denen noch 
keine Verjährung eingetreten sei. Dieses Ergebnis 
müsse vermieden werden. 


5. Veriauf der Bemühungen um eine weitere 
Veriängerung der Verjährungsfristen 

In der Anhörung am 16. Januar 1997 vertrat General- 
staatsanwalt Schaefgen die Auffassung, eine weitere 
Verlängerung der Verjährungsfristen sei nicht ohne 
rechtliche Bedenken. Eine mangelnde personelle 
Ausstattung der Strafverfolgungsbehörden sei nach 
seiner Ansicht kein stichhaltiger Grund für eine sol- 
che gesetzliche Maßnahme (vgl. Protokoll Nr. 48, 
S. 9). Ebenfalls gegen eine Verlängerung der Verjäh- 
rungsfristen für mittelschwere Vereinigungs- und Re- 
gierungskriminalität sprach sich die damahge Ber- 
üner Senatorin für Justiz, Dr. Lore Maria Peschel- 
Gutzeit, im Rahmen einer Anhörung der SPD-Bun- 
destagsfraktion am 6. März 1997 zum „Stand der 
strafrechtlichen Aufarbeitung des SED/DDR-Un- 
rechts und der vereinigungsbedingten Wirtschafts- 
kriminalität“ aus. Neben diesen und weiteren ableh- 
nenden Auffassungen gab es aber auch Stimmen für 
eine Verlängerung der Verjährungsfristen. So unter- 
stützte beispielsweise der Vorsitzende des Untersu- 
chungsausschusses im Rahmen der vorgenannten 
Anhörung der SPD-Bundestagsfraktion die Bemü- 
hungen um eine Verjährungsfristverlängerung auch 
imter Hinweis auf die Sicherung von zivilrechtlichen 
Forderungen. Ebenfalls für eine Verlängerung der 
Verjährungsfristen sprach sich der Leitende Direktor 
beim Polizeipräsidenten in Berlin, Manfred Kittlaus, 
aus. 

Das Thema „Verlängerung der Verjährungsfristen 
für vereinigungsbedingte Wirtschaf tskrinünalität" 
wurde auch im Rechtsausschuß des Deutschen Bun- 
destages behandelt. Der Antrag der Fraktion der 
SPD auf BT-Drucksache 13/7281 „Strafrechtliche 
Aufarbeitung des SED-/DDR-Unrechts und der ver- 
einigungsbedingten Wirtschaftskriminalität" wurde 
ihm zur federführenden Behandlung überwiesen. In- 
halthch wurde mit diesem Antrag unter anderem von 
der Bundesregierung eine Stellungnahme zum Er- 
fordernis einer erneuten Verlängerung von Verjäh- 
rungsfristen erbeten. Daß eine nochmalige Verlänge- 
rung der Verjährungsfristen für vereinigungsbe- 
dingte Straftaten nicht in Betracht komme, legten die 
Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. in ihrem Antrag 
im Rechtsausschuß dar. Nach ihrer Auffassung sollte 
die Bundesregierung aufgefordert werden, unver- 
züglich auf die Bundesländer einzuwirken, wenig- 
stens für das 2. Halbjahr 1997 ihr Abordnungssoll bei 
der ZERV und Staatsanwaltschaft II bei dem LG Ber- 
lin zu erfüllen, damit rechtzeitig im Jahre 1997 ver- 
jährungsunterbrechende Maßnahmen ergriffen wer- 
den können. 

Da es im weiteren Verlauf des 2. Halbjahres 1997 zu 
keiner wesenthchen Verbesserung der Personalsitua- 
tion kam, zeigte sich, daß die Justiz trotz großer An- 
strengungen bei der Aufarbeitung der vereinigungs- 
bedingten Wirtschaftskriminalität und DDR-Regie- 
rungskriminalität an ihre Grenzen gestoßen war. Die 


Fraktionen der CDU/CSU und der F.D.P. brachten 
deshalb am 11. November 1997 auf BT-Drucksache 
13/8962 gemeinsam den Entwurf eines Gesetzes zur 
weiteren Verlängerung straf rechthcher Verjährungs- 
vorschriften (3. Verjährungsgesetz) im Deutschen 
Bundestag ein. Der Gesetzentwurf sah vor, Art. 315 a 
Abs. 2 EGStGB in der Weise zu ändern, daß die Ver- 
folgungsverjährung bis zum 2. Oktober 2000 hinaus- 
geschoben werden soll. Dieser Gesetzentwurf wurde 
am 13, November 1997 dem Rechtsausschuß zur 
federführenden Beratung überwiesen. 

Die Fraktion der SPD beteüigte sich nicht an die- 
ser Gesetzesinitiative, weil sie mit dem inhaltlich 
weitergehenden Antrag „ Wirtschaf tskriminahtät in 
Deutschland insgesamt wirkungsvoll bekämpfen" 
(BT-Drucksache 13/8970) erreichen wollte, daß die 
Bundesregierung einen Gesetzentwurf zur Verlänge- 
rung der Verfolgungsverjährung für Vergehen insbe- 
sondere im Wirtschaftsstrafrecht, unter besonderer 
Berücksichtigung der in Ost- und Westdeutschland 
aus Anlaß der Wiedervereinigung begangenen Straf- 
taten, vorlegt. Dieser Antrag fand in der parlamen- 
tarischen Abstimmung jedoch nicht die für seine An- 
nahme notwendige Mehrheit. 

Dem Antrag der Gruppe der PDS „Keine Verlänge- 
rung der Verjährungsfristen" auf BT-Drucksache 13/ 
9041 blieb die für eine Umsetzung notwendige parla- 
mentarische Unterstützung ebenfalls versagt. Das 
Parlament schloß sich nicht der Auffassung an, die 
Verjährungsfristen dürften aus Gründen der Rechts- 
sicherheit und des Rechtsfriedens nicht verlängert 
werden. 

Der Gesetzentwurf der Koahtionsfraktionen wurde 
am 28. November 1997 mit den Stimmen aus allen 
Fraktionen vom Deutschen Bundestag angenommen. 
Die Gruppe der PDS und einzelne Abgeordnete aus 
den Koalitions- und Oppositionsfraktionen lehnten 
den Gesetzentwurf ab. Viele Abgeordnete der SPD, 
die eine Verlängerung der Verjährungsfrist für Ver- 
gehen insbesondere im Wirtschaftsstrafrecht befür- 
wortetet hatten, stimmten auch der eingeschränkten 
Verlängerung zu, da ihre Position gegenüber der Ko- 
alition nicht durchzusetzen war. Mit der Zustimmung 
des Bundesrates am 19. Dezember 1997 war das Ge- 
setz zustandegekommen. 

Im Bundesrat hatte der Freistaat Thüringen mit glei- 
cher Zielsetzung bereits am 7. Oktober 1997 den Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Verlängerung strafrecht- 
licher Verjährungsfristen (3. Verjährungsgesetz) ein- 
gebracht (vgl. BR-Drucksache 757/97), der dem In- 
nen- und Rechtsausschuß am 17. Oktober 1997 zur 
Beratung überwiesen wurde. Unter Hinweis auf die 
fehlenden Möglichkeiten der Staatsanwaltschaften, 
Verfahren soweit voranzutreiben, daß rechtzeitig ver- 
jährungsunterbrechende Maßnahmen ergriffen wer- 
den können sowie auf die nicht abgeschlossene Aus- 
wertung der Stasi-Unterlagen sah der Gesetzentwurf 
eine Verlängerung der Verfolgungsfrist um zwei Jah- 
re bis zum 31. Dezember 1999 für Straftaten vor, die 
vor Ablauf des 31. Dezember 1992 im Beitrittsgebiet 
begangen worden sind und die im Höchstmaß mit 
Freiheitsstrafe von mehr als einem bis zu fünf Jahren 
bedroht sind. Dieser Antrag wurde jedoch vom Frei- 
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Staat Thüringen mit der Begründung nicht weiter 
vorangetrieben, er habe offenbar noch keine Aus- 
sicht auf Erfolg. Außerdem sei die angekündigte In- 
itiative des Deutschen Bundestages der schnellste 
und sicherste Weg zur Verlängerung der Verjäh- 
rungsfristen. 

Die mit dem 3. Verjährungsgesetz erfolgte Verlänge- 
rung der Verjährungsfristen eröffnet nach Auffas- 
sung des Untersuchungsausschusses die Möglich- 
keit, weitere Straftaten festzustellen und Straftäter 
rechtskräftig zu verurteilen, wenn die noch anste- 
henden Arbeiten mit der vorhandenen Personalstär- 
ke bewältigt werden könnten. Dazu ist auch die Ein- 
haltung der von den Ländern zugesagten Abordnun- 
gen notwendig. 


VI. Strafverfahren gegen THA/BvS-Mit- 
arbeiter, Investoren und Liquidatoren 
in Privatisierungsfäiien 

Im Vertragsmanagement der BvS befanden sich am 
2. Januar 1998 insgesamt 40 865 Privatisierungsver- 
träge, die entweder von der THA oder der BvS abge- 
schlossen worden waren. Diese Privatisierungsver- 
träge betreffen 11 377 Unternehmen und Unterneh- 
mensteile, 25 790 Liegenschaften sowie 3 698 sonsti- 
ge Verkäufe. Inhaltlich geht bzw. ging es in diesen 
Verträgen auch um 889 988 Arbeitsplatz- und rund 
142 Mrd. DM Investitionszusagen. Allein auf der Sei- 
te der THA/BvS waren seit ihrem Bestehen mehr als 
20 000 Mitarbeiter tätig. Bei dieser Vielzahl von Ver- 
trägen und Personen kam es zu zahlreichen Vorgän- 
gen, die eine strafrechtliche Überprüfung notwendig 
machten. Der Schaden, der überwiegend von Inve- 
storen, aber auch von Mitarbeitern der THA/BvS an- 
gerichtet wurde, beläuft sich nach einem Bericht der 
BvS an den Untersuchungsausschuß auf etwa 
350 Millionen DM, wobei der Fall „Bremer Vulkan 
Verbund AG “ außer Ansatz blieb. 

Neben den eingangs genannten Strafverfolgungsbe- 
hörden gab es zusätzlich bei der THA/BvS die soge- 
nannte Stabsstelle Besondere Aufgaben. Sie wurde 
bereits im Februar 1991 gegründet und hatte die Auf- 
gabe, nicht als quasi hausinteme Polizei oder Staats- 
anwaltschaft, sondern als interne Kontrollinstanz tä- 
tig zu sein, die 

- unabhängig, eigenverantwortlich und weisungs- 
ungebunden Strafverfolgungsbehörden bei deren 
Tätigkeit aktiv unterstützt, 

- Hilfestellung bei der Schadenswiedergutmachung 
leistet bzw. dieselbe in die Hand nimmt und Ver- 
dachtsfällen innerhalb der THA bzw. BvS selbst 
oder innerhalb des Bereichs derjenigen Unterneh- 
men, die der THA/BvS anvertraut waren, selbstän- 
dig nachgeht und 

- diese Verdachtsfälle dahin überprüft, ob ein straf- 
rechtlicher Anfangsverdacht gegeben ist, um ggf. 
Strafanzeige zu erstatten. 

In personeller Hinsicht bestand die Stabsstelle Be- 
sondere Aufgaben 1996 aus vier juristischen Mitar- 
beitern, einer Mitarbeiterin mit betriebswirtschaftli- 


cher Ausbildung und mehreren juristischen Aushilfs- 
kräften. In der Zeit von Februar 1991 bis April 1996 
bearbeitete diese Stabsstelle innerhalb der THA bzw. 
BvS 2 490 Verdachtsfälle. Bis April 1996 wurden da- 
von 2 273 Vorgänge erledigt. In diesen 2 273 erledig- 
ten Vorgängen steckten 355 Vorgänge, die wegen 
Bestätigung der Verdachtslage zur Erstattung einer 
Strafanzeige kamen (vgl. Protokoll Nr. 22, S. 13 ff.). 

1 . Generelle Betrachtung 

a) Vorwürfe gegen Investoren 

Wenn es aus Sicht der THA/BvS Anzeichen für be- 
wußt und gewollte Vertragsverletzungen gab, wur- 
den Strafanzeigen erstattet. Die Stabsstelle Besonde- 
re Aufgaben sorgte in 89 Fällen für die Einleitung 
vpn Ermittlungsverfahren. In nicht ganz der Hälfte 
der Strafanzeigen wurde gegenüber Investoren der 
Vorwurf der Untreue im Sinne von § 266 StGB erho- 
ben. Die übrigen Anzeigen beruhten auf dem Ver- 
dacht des Betruges, der Bestechlichkeit und sonstiger 
Delikte. Die BvS hat in ihrem Tätigkeitsbericht ge- 
genüber dem Untersuchungsausschuß sechs Einzel- 
fälle geschildert, auf die Bezug genommen wird (Do- 
kument Nr. 115). 

b) Vorwürfe gegen Mitarbeiter der THA/BvS 

In mehreren Fällen kam es auch deshalb zu nicht un- 
erheblichen Schäden, weil einige der seit Bestehen 
der THA/BvS insgesamt mehr als 20 000 Mitarbeiter 
strafrechtsrelevant handelten, um ihr eigenes Vermö- 
gen zu vergrößern. Auf seiten der THA und später 
der BvS beschäftigte sich neben den staatlichen Er- 
mittlungsbehörden die schon zuvor erwähnte Stabs - 
stelle Besondere Aufgaben hausintem mit dem Auf- 
spüren und Erfassen von Verdachtsfällen. 

Der Untersuchungsausschuß hat festgestellt, daß bis 
zum 2. Januar 1998 bei der Stabsstelle Besondere 
Aufgaben 196 Vorgänge lagen, die ein Ermittlungs- 
verfahren gegen Mitarbeiter der THA/BvS zum In- 
halt hatten. 50 Ermittlungsverfahren wurden auf- 
grund von Strafanzeigen der THA/BvS eingeleitet. In 
mehr als der Hälfte der Anzeigen hat die THA/BvS 
eigenen Mitarbeitern vorgeworfen, Untreuehand- 
lungen bei Privatisierungsgeschäften begangen zu 
haben. 

Neben den Untreuedelikten ging es in weiteren 
Strafanzeigen im wesentlichen um den Vorwurf des 
Betruges bzw. der Bestechlichkeit. 

Von den 50 Ermittlungsverfahren, die aufgrund von 
Strafanzeigen der THA/BvS eingeleitet wurden, wa- 
ren zu Beginn des Jahres 1998 noch 27 Vorgänge an- 
hängig. In 16 Fällen kam es zur Einstellung der Er- 
mittlungsverfahren. In vier Fällen wurde Anklage er- 
hoben und in drei Fällen folgte eine Verurteüung. 

Bei der Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin hat 
der Untersuchungsausschuß keine weiterführenden 
Informationen erhalten können, da dort Verfahren 
gegen Mitarbeiter der THA bzw. BvS nicht gesondert 
erfaßt werden. In der Anhörung am 18. Januar 1996 
hat Uwe Schmidt, Leitender Kriminaldirektor bei der 
ZERV, bedauert, daß einzelne Bereiche der THA in 
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der Anfangszeit Erkenntnisse und Unterlagen nicht 
mit der gebotenen Zügigkeit und Qualität zur Verfü- 
gung gestellt hätten und daß es dadurch zur Behin- 
derung von Ermittlungen gekommen sei (vgl. Proto- 
koll Nr. 6, S. 174 f.). Nach 1993 habe es diese Proble- 
me aber nicht mehr gegeben. 

c) Vorwürfe gegen Liquidatoren 

Aus den Beweisunterlagen ist ersichtlich, daß gegen 
drei Liquidatoren, die insgesamt 13 Liquidationsver- 
fahren betreuten, Anklage erhoben wurde. Teilweise 
wurden überhöhte Liquidatorenhonorare, die sich im 
Millionenbereich bewegen, gefordert (vgl. Protokoll 
Nr. 22, S. 105). Gegen weitere elf Liquidatoren mit 
insgesamt 366 Liquidationsverfahren sind staatsan- 
waltliche Ermittlungen anhängig. Weitere Angaben 
zur Bemessung der Liquidatorenhonorare finden sich 
unter Gliederungspunkt L. 

2. Exemplarische Einzelfallbetrachtung 

Über einzelne spektakuläre Straftaten von THA- 
Mitarb eitern in Privatisierungsfällen hat der Unter- 
suchungsausschuß Anklageschriften und - sofern 
das gerichtliche Verfahren schon beendet war - Ur- 
teile beigezogen, um Geschehensabläufe und Vorge- 
hensweisen zu beleuchten. 

Anhand dieser Unterlagen konnte sich der Unter- 
suchungsausschuß davon überzeugen, daß einzelne 
THA-Mitarbeiter teilweise im Zusammenwirken mit 
dem späteren Erwerber und teilweise auch aus- 
schließlich zur eigenen Bereicherung Vermögens- 
werte zu Lasten der THA erwirtschafteten. Unterneh- 
mensverkäufe wurden in einigen Fällen erst dann 
vorgenommen, wenn vorher Schmiergelder bis zu 
mehreren Millionen DM an THA-Mitarbeiter gezahlt 
waren. Als Gegenleistung für Schmiergeldzahlungen 
machten THA-Mitarbeiter wiederholt auch Erwerbs- 
vorteile möglich. 

Aufgrund von Parallelen in der Vorgehensweise der 
Täter und dem bewußten Zusammenwirken von 
THA-Mitarbeitern, Gutachtern, Liquidatoren und Er- 
werbern soll nachfolgend ein Geschehensablauf 
exemplarisch dargestellt werden. 

ln einem im März 1997 durch Urteil rechtskräftig ab- 
geschlossenen Verfahren beschäftigte sich das LG 
Stuttgart mit der Privatisierung der Großhandelsge- 
sellschaft mbH i.L. Halle/Saale - im folgenden GHG 
genannt -, die am 1. Juni 1990 aus dem ehemaligen 
Kombinat „Großhandelsgesellschaft Waren täglicher 
Bedarf, Halle" hervorgegangen war, 

Das Gericht sah folgenden Sachverhalt als erwiesen 
an: Zum Immobilienvermögen der Gesellschaft ge- 
hörten einige Grundstücke, von denen eines in der 
am 1. Juli 1990 erstellten DM-Eröffnungsbilanz mit 
10,8 Mio. DM bewertet wurde. Am 16. Mai 1991 be- 
schlossen die Direktoren der Niederlassung Halle 
der THA die Auflösung der GHG und bestellten 
einen in Stuttgart ansässigen Rechtsanwalt zum 
alleinigen Liquidator. Dieser wiederum stellte zu sei- 
ner Unterstützung den Angeklagten - einen ehema- 
ligen Notar, der in finanziellen Schwierigkeiten 


steckte - als freien Mitarbeiter zur Durchführung der 
„Restliquidation" ein. Nach Tätigkeitsauf nähme er- 
warb der Angeklagte im Juni 1991 eine kurz zuvor 
gegründete Briefkastenfirma mit Sitz in Vaduz/Für- 
stentum Liechtenstein mit einem Stammkapital in 
Höhe von 50 000 SFR. Als „Bevollmächtigter" dieses 
Unternehmens trat er an den Liquidator heran und 
fragte, ob das eingangs erwähnte Grundstück für 
2,8 Mio. DM erworben werden könne. Als der Liqui- 
dator keine Einwendungen gegen den Erwerbsvor- 
schlag erhob, sah er sich in der Folgezeit nach einem 
Gutachter um, der das Grundstück auf etwa 2,8 Mio. 
DM taxieren sollte. Am 12. Juli 1991 ermittelte ein 
Bekannter des Liquidators ausgehend von einem 
Neuwert des Grundstücks von 13,131 Mio. DM und 
einem Sanierungsaufwand von 11,280 Mio. DM ei- 
nen Wert von 2,649 Mio. DM. Auf der Grundlage die- 
ser Wertschätzung kam es am 17. Juli 1991 zur nota- 
riellen Beurkundung der Offerte, in der auch eine In- 
vestitionsverpflichtung enthalten war. Nach Anga- 
ben des Angeklagten verlangte der Liquidator für 
seine Mitwirkung 500 000 DM für sich selbst. An- 
schließend legte der Angeklagte die Unterlagen - je- 
doch ohne die Unterlagen aus der DM-Eröffnungsbi- 
lanz - bei der THA-Niederlassung Halle mit der Bitte 
um Genehmigung des Verkaufsangebots vor, indem 
er dem dort tätigen Referenten gegenüber angab, 
daß der Liquidator das Angebot bereits mit dem Ab- 
teilungsleiter abschließend abgesprochen habe. Der 
Referent gab daraufhin das Angebot zur Genehmi- 
gung weiter. Am 1. August 1991 genehmigten die Di- 
rektoren der Niederlassung Halle das Angebot, ohne 
es einer weiteren Prüfung zu unterziehen. Am 3. De- 
zember 1991 übertrug der Angeklagte das Grund- 
stück zum Kaufpreis von acht Mio. DM an einen Drit- 
ten, ohne die bestehende Investitionsverpflichtung 
weiterzugeben. 

Das LG Stuttgart war davon überzeugt, daß der 
Angeklagte seine auch gegenüber der THA be- 
stehende Treueverpflichtung vorsätzlich verletzt und 
damit den Tatbestand der Untreue, § 266 StGB, er- 
füllt hatte. Das Gericht ging von einem Schaden in 
Höhe von mehr als vier Mio. DM aus. Diese Untreue- 
handlung und eine weitere mit einem Schaden von 
weniger als einer Mio. DM faßte das Gericht zu- 
sammen und verurteilte den Angeklagten zu einer 
Gesamtfreiheitsstrafe von vier Jahren und zehn Mo- 
naten. 

Auf weitere Privatisierungen, bei denen der Verdacht 
im Raume steht, Mitarbeiter der THA könnten zu de- 
ren Nachteil gehandelt haben, wurde bereits oben 
unter Gliederungspunkt J.VII. eingegangen (siehe 
dazu insbesondere die Privatisierung der Holzhandel 
Berlin Brandenburg GmbH unter Beteiligung von 
Peter Deparade). 


VII. Zusammenfassung 

Aus den dem Untersuchungsausschuß vorliegenden 
Beweismitteln zeigt sich, daß Verfügungen über ge- 
waltige Vermögensmassen immer wieder den Reiz 
für unrechtmäßige Vermögensmehrungen und son- 
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stige persönliche Vorteile ausgelöst haben. In Anbe- 
tracht der zum Teil erheblichen Vermögensschäden 
zu Lasten des Staatshaushalts und einer Vielzahl de- 
liktisch Handelnder waren die Strafverfolgungsbe- 
hörden in besonderem Maße gefordert. 

Es bleibt zu hoffen, daß die zuständigen Ermittlungs- 
behörden und Gerichte in ihrem Bemühen um Sank- 


tionierung der Täter und Rückführung von Vermö- 
genswerten in erforderlichem Maße unterstützt wer- 
den. Die beschlossene Verlängerung der Verjäh- 
rungsfristen bis zum 2. Oktober 2000 darf keinesfalls 
Grund für eine personelle Ausdünnung der Ermitt- 
lungsbehörden und Strafgerichte sein. Sie sollte als 
Chance für eine intensive und umfassende Ermitt- 
lungstätigkeit genutzt werden. 
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DRITTER TEIL 

Bewertungen 

A. Bewertung durch den Untersuchungsausschuß 


I. Einleitung 

Zusaimnenfassend kann der Untersuchungsaus- 
schuß feststellen, daß die mit der Aufklärung des 
Verbleibs von DDR-Vermögen befaßten Bundes- 
behörden ihre Aufgabe in hervorragender Weise 
wahrgenommen haben und Vermögenswerte in Mil- 
liardenhöhe feststellen und sichern konnten. Gleich- 
zeitig ist zu konstatieren, daß im Zeitraum des Um- 
bruchs in der DDR seit Herbst 1989 bis zur Wieder- 
vereinigung in besonderem Maße die Gelegenheit zu 
Vermögensverschiebungen genutzt werden konnte 
und daß Verantwortliche u.a. aus den Bereichen 
KoKo und MfS nicht hinreichend an der Sicherung 
der Vermögenswerte mitgewirkt haben. Die Privati- 
sierung der Unternehmen der DDR ist insgesamt eine 
Erfolgsgeschichte geworden. Einzelne Fälle von 
Veruntreuungen, Unterwertveräußerungen, Aushöh- 
lungshandlungen und Nichteinhaltung von Arbeits- 
platz- und Investitionszusagen können nicht darüber 
hinwegtäuschen, daß die beispiellose Aufgabe, die 
der THA und ihrer Nachfolgerin der BvS zugefallen 
war, mit großem Erfolg bewältigt worden ist. Die 
Privatisierung von über 15 000 Unternehmen und 
Untemehmensteilen, die Abwicklung der Außenhan- 
delsbetriebe und des Bereiches KoKo, die Mit- 
wirkung an der Sicherung des MfS- und des SED- 
Vermögens und die weiteren Aufgaben der THA 
bzw. BvS konnten von dem Untersuchimgsausschuß 
im Verlauf seiner Ermittlungen nachvollzogen wer- 
den. 

Der Untersuchungsausschuß stellt fest, daß er den 
Untersuchungsaxiftrag in dem Umfange erfüllt hat, in 
dem ihm Prüfungskompetenzen zustehen und ihm 
Tätigwerden neben den Bundesbehörden und den 
zur strafrechthchen Ermittlungstätigkeit berufenen 
Landesbehörden möglich war. 

Von Anfang an war klar, daß der Untersuchungsaus- 
schuß, über die Feststellungen des 1. Untersuchungs- 
ausschusses und des 2. Untersuchungsausschusses 
der 12. Wahlperiode hinaus, in vielen Bereichen 
keine wesentlichen neuen Erkenntnisse erzielen 
konnte. Die unrealistische Erwartung, der Untersu- 
chungsausschuß könne wirklich lückenlos alle Berei- 
che und alle Facetten des Systems der DDR im Be- 
reich des Untersuchungsauftrags auf decken, konnte 
nicht erfüllt werden. Der Untersuchungsausschuß 
hat sich Fragen und Themenbereichen zugewendet, 
die von zahlreichen Behörden und Institutionen 
der Bundesrepublik Deutschland behandelt werden. 


Die Vermögensverschiebungen durch die SED/PDS 
sind Gegenstand umfangreicher Nachforschungen 
und Ermittlungen der UKPV und der BvS gewesen. 
Auch hinsichtlich der Zuordnung der Novum zum 
SED/PDS -Vermögen konnten UKPV und BvS eine 
Aufklärung erreichen. Der Untersuchungsausschuß 
kam zu dem Ergebnis, daß die Novum SED -Vermö- 
gen war und unter die Regelungen der §§ 20 a und b 
des Parteiengesetzes der DDR fällt (siehe hierzu 
Zweiter Teil, B.IL). Die Tätigkeit der THA und der 
BvS, insbesondere die Privatisierung der Unterneh- 
men der ehemahgen DDR durch diese Institutionen, 
ist von den Gremien des Bundestages (z.B. dem Un- 
terausschuß THA) begleitet worden. Die Rechts- 
und Fachaufsicht durch das BMF wurde ordnungs- 
gemäß durchgeführt. Die Einzelfälle, in denen es 
zu Unregelmäßigkeiten - z.B. zu Aushöhlungen 
durch die Investoren - gekommen ist, sind Ge- 
genstand strafrechtlicher Ermittlungen und auch der 
Ermittlungen der Stabsstelle Besondere Aufgaben 
der BvS geworden. Die Strafverfolgung hegt in 
den Händen der Länder, insbesondere der Staats- 
anwaltschaft II bei dem LG Berlin und der ZERV. 
Die Nachforschungen des Bundesverwaltungsamtes 
und der THA/BvS zum Vermögen des MfS konnten 
durch die Untersuchungstätigkeit des Untersu- 
chungsausschusses ebenfalls nicht ergänzt werden. 
Insofern hat der Untersuchungsausschuß erwar- 
tungsgemäß im wesentlichen die Ermittlungsergeb- 
nisse, Berichte und Statistiken der beteüigten Behör- 
den zusammengetragen und sich in einigen Berei- 
chen durch Zeugenvernehmungen und Beiziehung 
von weiteren Unterlagen selbst ein Bild zu machen 
versucht. 

Insbesondere im Bereich der Vermögensverschie- 
bungen durch die SED/PDS ist er durch die Aussage- 
verweigerung von führenden SED/PDS-Funktionären 
darin behindert worden, die Verdachtsmomente in 
voller Breite lückenlos aufzuklären. Auch im Bereich 
MfS-Vermögen konnten bestehende Verdachts- 
momente nicht ausgeräumt, neue Beweise jedoch 
nicht zutage gefördert werden. Das besondere Inter- 
esse der SPD an einzelnen Privatisierungsfällen, ins- 
besondere der Versuch, gegen Ende der Beweis- 
aufnahme durch Beweisvorbereitungsanträge und 
Beweisanträge weitere Privatisierungen zum Gegen- 
stand des Ausschußberichtes zu machen, sind nach 
Ansicht des Untersuchungsausschusses ein Zeichen 
dafür, daß die SPD mehr an spektakulären Schlag- 
zeilen interessiert war, als an einer seriösen Arbeit 
des Untersuchungsausschusses. Dies zeigt sich auch 
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daran, daß Vertreter der SPD haltlose Vorwürfe ge- 
gen die Bundesregierung und Bundesbehörden erho- 
ben haben, indem sie z.B. behaupteten, Unterlagen 
und Informationen zum Komplex Intracom wurden 
von der Bundesregierung gezielt zurückgehalten. 
Dieser Beispielfall und weitere Fälle haben gezeigt, 
daß es sinnvoller gewesen wäre, die mit der Aufklä- 
rung von Vermögensveruntreuungen befaßten Be- 
hörden nicht mit der ständigen Anforderung weiterer 
Berichte und ständiger Belastung der Arbeitskapazi- 
tät in ihrer Arbeit zu hemmen. 


II. Vermögensverschiebungen durch die 
SED/PDS 

Der Untersuchungsausschuß hatte im Rahmen seines 
Untersuchungsauftrages auch zu prüfen, inwieweit 
Mitglieder der SED/PDS oder ihr nahestehende 
Personen vor dem 3. Oktober 1990 von der SED/PDS 
durch Vermögensverschiebungen finanziell unter- 
stützt wurden, um sich wirtschaftlich betätigen zu 
können. 

Durch die Regelungen des Parteiengesetzes der 
DDR vom 21. Februar 1990 wurde das Vermögen der 
Parteien und Massenorganisationen der damaligen 
DDR unter treuhänderische Verwaltung durch die 
Unabhängige Kommission zur Überprüfung des Ver- 
mögens der Parteien und Massenorganisationen der 
DDR (UKPV) gestellt. Wesentliche Vermögensver- 
fügungen konnten nur noch mit Zustimmung des 
Vorsitzenden der UKPV vorgenommen werden. Ziel 
dieser Regelungen war die Beseitigung der Macht- 
position der Parteien und Massenorganisationen, die 
sie nur auf Grund der totalitären Staats- und Gesell- 
schaftsordnung der ehemaligen DDR erwerben konn- 
ten. Im Gegensatz zu den übrigen Parteien gab es 
bei der SED/PDS eine erhebliche Anzahl von Ver- 
mögensverschiebungen. Ihre Haltung war nach den 
Feststellungen des Untersuchungsausschusses von 
Anfang an darauf gerichtet, einen möglichst großen 
Teil der in der Zeit ihrer Herrschaft angeeigneten Ver- 
mögenswerte für sich zu sichern. Von diesem Geist 
war auch die Zusammenarbeit mit der UKPV geprägt. 
Zwar verzichtete die PDS in zwei Vergleichen im Mai 
1992 und im Juli 1995 auf ihr Auslandsvermögen und 
auf sämtliche bekannten und möglicherweise noch 
bekannt werdenden Vermögenswerte mit Ausnahme 
von vier Grundstücken und einigen Kunst- und Wert- 
gegenständen. Der in diesen Vergleichen enthalte- 
nen Verpflichtung zur Mitwirkung bei der Ermittlung 
des Altvermögens ist sie allerdings nach den Fest- 
stellungen des Untersuchungsausschusses nur sehr 
unzulänglich nachgekommen. 

Die Aufklärungsarbeit des Untersuchungsausschus- 
ses in diesem Bereich ist durch die geschlossene Aus- 
sageverweigerung der im Jahre 1990 - und größten- 
teils auch heute noch - Verantwortlichen der PDS in 
geradezu konspirativer Art und Weise behindert 
worden. Die Zeugen Prof. Dr. Lothar Bisky, seinerzeit 
Mitglied des Präsidiums des Parteivorstandes der 
SED-PDS und heute Parteivorsitzender der PDS, 
Dr. Andre Brie, seinerzeit stellvertretender Parteivor- 
sitzender der SED-PDS und heute Wahlkampfleiter 


der PDS, Dr. Gregor Gysi, seinerzeit Parteivorsitzen- 
der der SED-PDS und heute Vorsitzender der Gruppe 
der PDS im Deutschen Bundestag sowie Marlies 
Keller, vormals Deneke, seinerzeit stellvertretende 
Parteivorsitzende der SED-PDS und heute Mitarbei- 
terin im Bundestagsbüro von Dr. Gysi, verlasen nahe- 
zu wortgleiche Erklärungen, in denen sie ihre Aussa- 
geverweigerung mit der Furcht vor einer etwaigen 
Strafverfolgung begründeten, obwohl der Vorgang, 
zu dem sie befragt werden sollten (sogenannter 
Putnik-Deal, vgl. dazu nachfolgend 2.) bereits durch 
das Urteil des LG Berlin vom 20. Juni 1995 mit Frei- 
spruch abgeschlossen war und das LG Berlin diesen 
Freispruch damit begründet hatte, daß in der Putnik- 
Transaktion deshalb keine strafbare Handlung zu 
sehen sei, weil sie mit Wissen und Billigung des Vor- 
standes bzw. Präsidiums der PDS durchgeführt wor- 
den sei. Besonders befremdlich war dabei der Um- 
stand, daß Dr. Gysi die Ausschußdrucksachen, mit 
denen die Anträge auf Zeugenvernehmung begrün- 
det worden waren und die er von dem Mitglied der 
PDS im Untersuchungsausschuß, dem Abgeordneten 
Wolf gang Bierstedt, erhalten hatte, an die Verant- 
wortlichen der PDS, die als Zeugen vernommen wer- 
den sollten, weitergeleitet hatte. Diese Verfahrens- 
weise und die Identität des Verhaltens und der Erklä- 
rungen der Zeugen lassen es für den Untersuchungs- 
ausschuß als naheliegend erscheinen, daß das Aus- 
sageverhalten der Verantwortlichen der PDS unter- 
einander abgesprochen wurde. Der Untersuchungs- 
ausschuß geht davon aus, daß es den Zeugen bei ih- 
rer Aussageverweigerung in Wahrheit nicht um die 
Furcht vor einer etwaigen Strafverfolgung ging, son- 
dern in erster Linie um die Behinderung der Aus- 
schußarbeit. Darauf deutet auch hin, daß Dr. Gysi im 
Rahmen des staatsanwaltschaftlichen Ermittlungs- 
verfahrens in Sachen Belvedere Hotel GmbH (vgl. 
dazu nachfolgend 3.) noch am 30. August 1996 als 
Zeuge umfänglich ausgesagt hatte, während er zu 
dem gleichen Beweisthema gegenüber dem Untersu- 
chungsausschuß die Aussage verweigert hat. 


1. Beschlüsse und Maßnahmen der SED/PDS 
zur Sicherung des Parteivermögens 

Die von dem außerordentlichen Parteitag der SED 
am 17. Dezember 1989 getroffenen Beschlüsse befaß- 
ten sich vorwiegend mit der Sicherung des Parteiver- 
mögens. Bereits die Nichtauflösung der Partei und 
vorläufige Umbenennung in SED-PDS war wesent- 
lich darin begründet, daß der SED-PDS das erheb- 
hche Parteivermögen der SED erhalten bleiben sollte. 
Der in Ausführung der Parteitagsbeschlüsse ver- 
abschiedete Beschluß des Parteivorstandes der 
SED-PDS vom 21. Dezember 1989 betreffend „Maß- 
nahmen zur Sicherung des Parteivermögens der 
SED-PDS" sah vor, das vorhandene Parteivermögen 
zu erhalten und „wirksame Schritte gegen Angriffe 
gegen das Eigentum der SED-PDS einzuleiten". In 
dem Beschluß wurde eine elf köpf ige „Arbeitsgruppe 
zum Schutz des Vermögens der SED-PDS" unter 
Leitung des damaligen Mitglieds des Parteivorstan- 
des und Leiters der Abteilung Planung und Finan- 
zen, Dr. Gerd Pelikan, eingesetzt. Prof. Dr. Bisky 
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sollte als Mitglied des Präsidiums des Parteivorstan- 
des einen Vertreter in diese Arbeitsgruppe ent- 
senden. Der Untersuchungsausschuß hat allerdings 
nicht klären können, um wen es sich dabei handelte, 
zumal Prof. Dr. Bisky, wie bereits eingangs ausge- 
führt, vor dem Untersuchungsausschuß die Aussage 
umfänglich verweigerte. Diese Arbeitsgruppe war 
in der Folgezeit wesentlich an den Konzeptionen 
und Aktivitäten der Partei im Finanzbereich be- 
teiligt. 

Auch der sogenannte Altlastenbeschluß des Präsidi- 
ums des Parteivorstandes der SED-PDS vom 11. Ja- 
nuar 1990 ist im Zusammenhang mit den Maßnah- 
men zur Vermögens Sicherung zu sehen. Hierin ging 
es zwar vordergründig um das Eintreten der Partei 
für noch offene Forderungen ausländischer Partner, 
insbesondere aus der Sowjetunion gegenüber der 
Partei. Er wurde aber auch beispielsweise im Putnik- 
Deal (vgl. dazu nachfolgend 2.) dazu benutzt, fin- 
gierte Altforderungen der KPdSU als Legende für die 
Verbringung erheblicher Vermögenswerte ins Aus- 
land zu legitimieren. Nach den Feststellungen des 
LG Berlin in seinem Urteil vom 20. Juni 1995 wurde 
in praktisch jeder Sitzung der Organe oder Gremien 
der SED-PDS über die Vermögenssicherung disku- 
tiert und zwar insbesondere unter Beteiligung von 
Dr. Hans Modrow, Dr. Gysi, Dr. Brie, Dr. Pelikan und 
Marlies Keller. Insbesondere in der Parteiführung 
herrschte die Befürchtung, die SED-PDS könnte im 
Zuge des politischen Wandels in der DDR verboten 
und enteignet werden. Das LG Berlin hat ebenfalls 
festgestellt, daß die Beschlüsse der SED-PDS zur Ver- 
mögenssicherung bewußt unpräzise und weit gefaßt 
waren, um jedes nur denkbare Mittel zur Erreichung 
dieses Zieles zuzulassen. Diese Einschätzung wurde 
dem Untersuchungsausschuß auch von Wolfgang 
Pohl, dem damaligen stellvertretenden Vorsitzenden 
und Verantwortlichen für die Finanzen und die Um- 
setzung der Beschlüsse zur Vermögenssicherung, be- 
stätigt. 

In den Gremien der SED-PDS wurden verschiedene 
Formen der Vermögenssicherung entwickelt. Eine 
der Hauptformen, die nach den Feststellungen des 
LG Berlin von Dr. Gysi entwickelt worden sein soll, 
war dabei die mit Treuhanderklärungen kombinierte 
Vergabe von Darlehen an der Partei nahestehende 
Personen. Insgesamt hat die SED-PDS Darlehen in 
Höhe von fast 235 Mio. DM vergeben. Diese Darle- 
hen waren in der Regel gekennzeichnet durch eine 
außerordentlich lange Laufzeit (bis zu 100 Jahren), 
eine niedrige oder fehlende Verzinsung sowie eine 
fehlende Besicherung. Bereits die Entwicklung des 
Gesamtvolumens der Darlehensforderungen der 
SED-PDS belegt, daß es sich dabei um eine Maßnah- 
me der Vermögenssicherung handelte. Während die 
Darlehensforderungen sich zum 31. Dezember 1989 
noch auf 0,5 Mio. Mark der DDR beliefen, waren es 
zum 1. Juli 1990 bereits 214 Mio. DM. Nach Auffas- 
sung der BvS ist hiervon ein Betrag von 100 Mio. DM 
uneinbringlich und somit für die neuen Bundeslän- 
der, denen das im Rahmen der Tätigkeit der UKPV 
sichergestellte Parteivermögen zugute kommt, ver- 
loren. Auch dies macht deutlich, was von der PDS 
als „Wahrerin der ostdeutschen Interessen" zu hal- 
ten ist. 


Die PDS legte ihr wirtschaftliches Eigentum, das 
durch die Treuhandverhältnisse begründet war, ge- 
genüber der UKPV nicht offen. Aus den Berichten 
der UKPV, die sich insoweit auf interne Unterlagen 
der SED-PDS/PDS stützen, wird deutlich, daß es sich 
dabei um eine sorgfältig geplante Strategie der Partei 
zur „Abwehr von Angriffen auf das Parteivermögen" 
handelte, mit der Parteivermögen in größerem Um- 
fang vor einer befürchteten Enteignung gesichert 
werden sollte. Dabei war die SED-PDS darauf be- 
dacht, die Treuhandverhältnisse nach außen hin zu 
verschleiern, um die wirtschaftliche Eigentümerstel- 
lung der Partei nach außen hin zu verdecken. Dies 
war auch deshalb erforderlich, weil nach den Rege- 
lungen des Parteiengesetzes der DDR den Parteien 
nur der Betrieb solcher Unternehmen gestattet war, 
die der politischen Willensbildung dienten. Zu die- 
sem Zweck wurden auch die Treuhänder vertraglich 
verpflichtet, über das Treuhandverhältnis Stillschwei- 
gen zu bewahren. Die meisten dieser Treuhand- und 
Darlehens Verträge wurden durch Dr. Pelikan abge- 
schlossen, der hierzu durch eine von Dr. Gysi Unter- 
zeichnete notariell beglaubigte Generalvollmacht des 
Parteivorstandes der PDS vom 17. April 1990 ermäch- 
tigt worden war. Ein Musterbeispiel für derartige, 
mit Treuhandverhältnissen kombinierte Darlehens - 
ausreichungen ist die Gründung der EMG -Medien- 
gesellschaften, in die Prof. Dr. Bisky verwickelt war 
(vgl. dazu nachstehend 4.). 

Eine weitere Form des Entzugs von Parteigeldern vor 
dem befürchteten staatlichen Zugriff war die Ausrei- 
chung von Spenden. Auf Grund ihrer Höhe und der 
Begleitumstände ihrer Vergabe haben sich zwei 
Spenden für den Untersuchungsausschuß als beson- 
ders dubios dargestellt. Dabei handelte es sich zum 
einen um eine Spende an die Islamische Religionsge- 
meinschaft in Berlin, die im Februar 1990 von Abdul 
Majid Younes gegründet worden war. Younes war 
nach den Feststellungen des 1. Untersuchungsaus- 
schusses der 12. Wahlperiode im Zusammenhang mit 
dem Waffenhandel der DDR in Erscheinung getreten 
(BT-Drucksache 12/7600, S. 190). Diese Religions- 
gemeinschaft erhielt auf Grund eines Beschlusses 
des Präsidiums des Parteivorstandes der PDS vom 
28. Mai 1990 75 Mio. Mark der DDR als Spende so- 
wie Younes persönlich 26 Mio. DM als Darlehen für 
den Betrieb von drei Hotels. Für den Untersuchungs- 
ausschuß war kein nachvollziehbarer Grund er- 
sichtlich, weshalb die PDS eine islamische Religions- 
gesellschaft mit einem Spendenbetrag in einer der- 
artigen Höhe bedachte. Gleiches gilt für die Spende 
der PDS an die Humboldt-Universität in Höhe von 
250 Mio. Mark der DDR im Mai 1990. Beide Spen- 
denbeträge konnten jedoch von der UKPV als Partei- 
vermögen sichergestellt werden. 


2. „Putnik-Deal“ 

Bei dem sogenannten Putnik-Deal handelt es sich 
um eine der größten bekanntgewordenen Vermö- 
gensverschiebungen der SED-PDS. Hier wurde ver- 
sucht, 107 Mio. DM mit Hilfe fingierter Altforderun- 
gen des sowjetischen Unternehmens Putnik ins Aus- 
land zu verbringen und dem Zugriff der UKPV zu 
entziehen. 
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Nach den Feststellungen des LG Berlin entstand die 
Idee zum sogenannten Putnik-Deal im Parteipräsi- 
dium unter Beteiligung von Dr. Modrow, Dr. Gysi, 
Marlies Keller, Dr. Brie, Dr. Pelikan und Wolfgang 
Langnitschke, dem damaligen Leiter der Abteilung 
Finanzverwaltung und Parteibetriebe der PDS. Die- 
ses Gremium war übereingekommen, daß Pohl und 
Langnitschke unter Inanspruchnahme der Hilfe der 
KPdSU Geld in das Ausland transferieren sollten. 
Hierzu fuhr der Zeuge Pohl am 15./16. Juni 1990 
nach Moskau und vereinbarte mit dem damaligen 
Abteilungsleiter Finanzen der KPdSU, Krutschina, die 
Variante, mit fingierten Altforderungen der russi- 
schen Firma Putnik an die SED Geld ins Ausland zu 
verbringen. Nach seiner Rückkehr unterrichtete Pohl 
das Präsidium der SED-PDS über die vorgeschlagene 
Verfahrensweise. Das Präsidium stimmte dieser Vor- 
gehensweise zu, wollte allerdings nicht in Details 
eingeweiht werden. Im Zusammenwirken von Pohl 
und Langnitschke sowie dem damaligen Vorsitzen- 
den der PDS-Kreisorganisation Halle, Karl-Heinz 
Kaufmann, und dem westdeutschen Geschäftsmann 
und früheren KPD -Funktionär Heinz Klostermann 
wurden dann 107 Mio. DM unter dem Vorwand von 
Altforderungen auf Auslandskonten der Firma Putnik 
übertragen. Nachdem zwei Banken, über deren Kon- 
ten die Transaktion mit abgewickelt werden sollte, 
mißtrauisch geworden waren und das BKA von nor- 
wegischen Sicherheitsbehörden über den Verdacht 
illegaler Geldtransaktionen unterrichtet worden war, 
wurde ein Ermittlungsverfahren eingeleitet und am 
18. Oktober 1996 unverzüglich die PDS-Parteizen- 
trale in Berlin durchsucht. Pohl und Langnitschke 
informierten nunmehr erstmals Dr. Gysi über die 
Details ihrer Vorgehensweise. Dieser empörte sich 
lediglich über den „Dilletantismus" der Vorgehens- 
weise, nicht aber über den Versuch, Parteivermögen 
gegen Recht und Gesetz zu verschieben. 

Die Beweisaufnahme des Untersuchungsausschusses 
hat bestätigt, daß die Parteiführung der PDS über 
das Vorhaben informiert war, Gelder der Partei ins 
Ausland zu verschieben. Dabei ist unerheblich, ob 
der Parteiführung alle Details des sogenannten 
Putnik-Deals bekannt waren, weil die für die Durch- 
führung dieser Transaktion notwendigen Grundsatz- 
entscheidungen durch das Präsidium getroffen und 
entsprechende Vollmachten erteilt worden waren. 
Die Beweisaufnahme des Untersuchungsausschusses 
hat auch ergeben, daß Dr. Gysi nach der Aufdeckung 
der Putnik-Transaktion den Versuch unternahm, die 
Aktion weiter zu verschleiern, um die ins Ausland 
verschobenen Gelder für die Partei zu sichern und zu 
verhindern, daß sie ihrem rechtmäßigen Zweck, 
nämlich der Verwendung für die neuen Bundeslän- 
der, zugeführt werden konnten. Hierzu hatte Dr. Gysi 
zunächst den Berater der internationalen Kommis- 
sion der PDS, Bruno Mahlow, nach Moskau ge- 
schickt, um Verhandlungen mit der KPdSU zu füh- 
ren. Die von Mahlow in seiner Vernehmung vor dem 
Untersuchungsausschuß hierfür gegebene Erläute- 
rung, wonach er von Dr. Gysi und Pohl beauftragt 
worden sei, beim ZK der KPdSU zu klären, ob die 
Rechnungen des Unternehmens Putnik berechtigte 
Altforderungen der Partei darstellten, war für den 
Untersuchungsausschuß völlig unglaubwürdig, weil 
sowohl Pohl als auch Dr. Gysi genau wußten, daß es 


sich um fingierte Forderungen handelte. Nachdem 
Mahlow bei seinen Verhandlungen keinen Erfolg 
hatte, reiste Dr. Gysi wenige Tage später selbst nach 
Moskau, wo er mit dem damaligen Deutschlandex- 
perten des ZK der KPdSU, Valentin Falin, verhan- 
delte, um ihn zu einer Aufrechterhaltung der Legen- 
de zu bewegen. Auch dieser Versuch blieb letztlich 
erfolglos, weil die KPdSU auf Grund der öffentlichen 
Aufmerksamkeit, die die Angelegenheit mittlerweile 
erregt hatte, nicht mehr bereit war, an der Aufrecht- 
erhaltung der Legende mitzuwirken. In der Nacht 
nach der Rückkehr von Dr. Gysi aus Moskau fand 
dann noch eine Krisensitzung in der Wohnung von 
Dr. Modrow statt, an der Dr. Gysi, Dr. Modrow und 
Dr. Brie sowie Pohl und Langnitschke teilnahmen 
und in der Dr. Brie und Dr. Modrow ebenfalls über 
die Details des „Putnik-Deals“ informiert wurden. 
Auch dieses Gremium mißbilligte lediglich die Unge- 
schicklichkeit der Vorgehensweise von Pohl und 
Langnitschke, nicht aber den Versuch der Verschie- 
bung von Parteivermögen gegen die allen Beteiligten 
bekannten Gesetze und Bestimmungen der DDR 
selbst. Dr. Gysi, bzw. das Präsidium der PDS, verlang- 
ten von Pohl und Langnitschke anschließend eine 
öffentliche Erklärung, daß deren Vorgehens weise 
eigenmächtig gewesen sei, offenbar um von ihrer eige- 
nen Verantwortung abzulenken. Pohl gab eine der- 
artige Erklärung ab, die nach seinem eigenen Bekun- 
den mit dem Präsidium der PDS abgestimmt war, ob- 
wohl er - zutreffenderweise - davon überzeugt war, 
auf der Basis der Beschlüsse des Präsidiums und des 
Vorstandes der Partei gehandelt zu haben. Auch 
Langnitschke war dieser Überzeugung, weigerte sich 
aber, eine derartige Erklärung abzugeben. Dies hatte 
zur Folge, daß eine ehrenamtliche Arbeitsgruppe 
„Finanzen zu Wolf gang Pohl und Wolf gang Lang- 
nitschke“ der PDS sogenannte „Standpunkte" ver- 
faßte, in welchen sie Langnitschke quasi zur Schlüs- 
selfigur und zum Alleinschuldigen des sogenannten 
Putnik-Deals machte. 

Gerade an diesem Fall wird deutlich, mit welcher Un- 
verfrorenheit und Zielstrebigkeit die SED-PDS/PDS 
gegen die Vorschriften des Parteiengesetzes der DDR 
verstoßen hat. Er verdeutlicht auch, daß die Partei- 
spitze, insbesondere auch Dr. Gysi, diese Aktivitäten 
maßgeblich veranlaßt und gesteuert hat. Mit der Aus- 
führung der Vermögensverschiebungen wurden in der 
Regel subalterne Parteikader oder der Partei naheste- 
hende Personen befaßt, die dann, wenn die Rechtsver- 
stöße ruchbar wurden, bedenkenlos geopfert wur- 
den, um das Bild, das die Partei der Öffentlichkeit zu 
vermitteln suchte, nicht zu beschädigen. Geradezu 
scheinheilig mutet vor diesem Hintergrund auch an, 
daß Dr. Gysi versuchte, nach außen hin den Eindruck 
zu erwecken, seine Partei sei auf eine konstruktive 
Zusammenarbeit mit der UKPV aus, wie etwa sein 
Schriftwechsel mit dem damaligen Vorsitzenden der 
UKPV, Georg Reinicke, zeigt und in dem ihm, ohne 
daß er dagegen Widerspruch erhoben hätte, der Um- 
fang der Genehmigungspflicht von Vermögensver- 
änderungen genauestens verdeutlicht wurde (Doku- 
ment Nr. 67). Eine besondere Qualität erhalten diese 
vorsätzlichen Rechtsverletzungen auch dadurch, daß 
mit der Verschiebung von Geldern diese ihrem recht- 
mäßigen Zweck, nämlich der Verwendung für die 
neuen Länder, vorenthalten werden sollten. 
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3. Belvedere Hotel GmbH 

Die Gründung der Belvedere Hotel GmbH im Februar 
1990 ist ein weiteres Beispiel für eine Vermögensver- 
schiebung mit Hilfe von Darlehensausreichungen in 
Kombination mit Treuhanderklärungen. 

Mit diesem Vorhaben verfolgten Mitarbeiter der 
SED-PDS das Ziel, Gästehäuser der SED-PDS als 
Hotels weiter zu betreiben und sich auf diesem Wege 
eine eigene berufliche Zukunft zu sichern. Sie erar- 
beiteten hierfür ein Konzept, das nach grundsätz- 
licher Bilhgung von Dr. Gysi durch den Leiter der 
Arbeitsgruppe zur Sicherung des Parteivermögens, 
Dr. Pelikan, realisiert wurde. Den drei Gesellschaf- 
tern der Belvedere Hotel GmbH wurden von der PDS 
insgesamt 66 Mio. Mark der DDR als Darlehen zur 
Verfügung gestellt. Außerdem schloß Dr. Pelikan mit 
ihnen einen Treuhandvertrag, indem sie sich ver- 
pflichteten, ihr Stimmrecht in der Gesellschaft nur 
nach Weisung der Treugeberin PDS, vertreten durch 
Dr. Pehkan, auszuüben, alle für die Gesellschaft 
bedeutsamen Angelegenheiten mit der Treugeberin 
abzustimmen und auf Verlangen der Treugeberin 
die Gesellschaftsanteile an benannte Dritte zu über- 
tragen. Aus Furcht vor einer Aufdeckung der wah- 
ren Eigentumsverhältnisse an der Gesellschaft ent- 
wickelte Dr. Pelikan zusammen mit den Geschäfts- 
führern der Belvedere Hotel GmbH den Plan, aus 
dem Gesellschaftsvermögen 44 Mio. Mark der DDR 
auf ein DDR-Konto eines schwedischen Unterneh- 
mens zu transferieren. Durch die Transaktion ent- 
stand der Belvedere Hotel GmbH im Rahmen der 
Währungsumstellung im Zuge der Währungsunion 
ein Umtauschverlust in Höhe von mehr als 7,3 Mio. 
DM. Weitere 4,4 Mio. DM wurden von dem Inhaber 
des Kontos sowie weiteren Personen aus dessen Um- 
feld als „Provision" vereinnahmt. In der Folgezeit 
kam es zu Unstimmigkeiten zwischen der PDS und 
den Gesellschaftern der Belvedere Hotel GmbH u. a. 
deshalb, weil diese sich in der Öffentlichkeit als 
„PDS-Unternehmer" dargestellt hatten, die zur Kün- 
digung der Treuhandverträge durch Dr. Pehkan im 
September 1990 führten. 

Nach Mitteilung der UKPV war dies der einzige Fall, 
in dem die Verantwortlichen der PDS ihre Eigen- 
tümerstellung gegenüber der UKPV offenlegten. Der 
Untersuchungsausschuß geht davon aus, daß dies 
nur deshalb der Fall war, weil die Gesellschafter 
der Belvedere Hotel GmbH das für diese geschäft- 
lichen Verbindungen typische „Schweigegebot" ver- 
letzt hatten. 


4. EMG-Firmengaippe 

Die EMG-Mediengesellschaften, die ab März 1990 
gegründet wurden, waren ebenfalls durch Dar- 
lehensausreichungen in Kombination mit Treuhand- 
verhältnissen konstruiert worden. Bei diesem Fall 
ging es der PDS neben dem Zweck der Vermögens- 
sicherung auch um die Gewinnung bzw. Sicherung 
von Einfluß in der Medienlandschaft. 

Die Gründung der EMG -Firmengruppe erfolgte auf 
Grund eines Beschlusses des Präsidiums des Partei- 
vorstandes der PDS vom 11. April 1990. Nach der Be- 


gründung des Beschlusses sollte ein „medienpoli- 
tischer Grundpfeiler der PDS" entstehen, der als 
„Plattform" für die allgemeine Medienpolitik der 
PDS dienen sollte. Auch der weitergehende „Einfluß 
auf das kreative Potential von Regisseuren, Kamera- 
leuten etc. " sollte gesichert werden. In dem Beschluß 
wurden auch der Finanzbedarf und die Konstruktion 
der zu gründenden Gesellschaften festgelegt. Plan- 
gemäß entstand in der Folgezeit ein schwer durch- 
schaubares Firmengeflecht, mit diversen EMG- 
Gesellschaften in Berlin und in Luxemburg, das den 
Einfluß der PDS sicherte. Zwei der Schlüsselfiguren 
in diesem Firmengeflecht waren Prof. Dr. Bisky und 
Dr. Pelikan, die zunächst in Berlin drei Mediengesell- 
schaften gegründet hatten und auch Anteilseigner 
der Luxemburgischen EMG -Gesellschaften waren. 
Die tatsächlichen Anteilseignerschaften in diesem 
Firmengeflecht waren wiederum durch vielfältige 
Treuhandverhältnisse verdeckt. Die beiden Haupt- 
treuhänder waren dabei der Toningenieur Franz 
Pindorfer und der Regisseur Wolfgang Wenzel, die 
von der PDS Darlehen in Höhe von insgesamt nahezu 
12 Mio. DM erhielten, mit denen sie sich an den 
EMG-Gesellschaften beteiligten. Diese Anteile wur- 
den bis zum 10. Dezember 1990 treuhänderisch für 
Prof. Dr. Bisky und Dr. Pelikan gehalten. Auch dieses 
Vermögen wurde von der PDS gegenüber der UKPV 
verschwiegen. 

5. Verdeckte Vermögenswerte der SED/PDS 
im westlichen Ausland 

Bei ihren vielfältigen Aktivitäten zur Sicherung von 
Vermögenswerten behielt die SED/PDS auch das 
Auslandsvermögen der Partei im Auge. Ein Beispiel 
dafür, wie von seiten der Partei Auslandsvermögen 
gegenüber der LIKPV verschwiegen wurde, ist der 
Fall der Organisation und Verwaltung AG (ORVAG). 
Die SED verfügte über eine Vielzahl von ausländi- 
schen Firmen, deren Kapitalanteile im wesentlichen 
durch den langjährigen Treuhänder Werner Girke 
verdeckt für die SED gehalten wurden. Die Anlei- 
tung und Verwaltung der Firmen erfolgte durch den 
jeweiligen Leiter der Abteilung Finanzen und Partei- 
betriebe, seit Januar 1990 also durch Wolf gang Lang- 
nitschke. Die ORVAG war eine dieser Gesellschaften. 
Spätestens seit dem 5. April 1990 waren auch der 
damalige Vorsitzende der PDS, Dr. Gysi, und sein 
Stellvertreter Wolfgang Pohl über die Vermögens- 
werte der ORVAG und die Tätigkeit von Girke infor- 
miert. Zu diesem Zeitpunkt führte der vormalige Ver- 
waltungsrat der ORVAG, Albert Rees, ein entspre- 
chendes Gespräch mit Dr. Gysi und Pohl. Die in der 
Folgezeit geführte Korrespondenz zwischen der PDS 
und Rees sowie den Verwaltungsräten der ORVAG 
und einer ihrer Tochtergesellschaften macht deutlich, 
daß die PDS diese Eigentümerstellung anerkannte. 
Besonders bemerkenswert sind in diesem Zusam- 
menhang die beiden Schreiben der PDS vom 5. April 
1990, vorgesehene Unterschrift Dr. Gysi, an die Ver- 
waltungsräte der ORVAG und einer ihrer Tochterge- 
sellschaften, in denen die PDS neben der Betonung 
ihrer Eigentümerstellung als Rechtsnachfolgerin der 
SED darauf hin weist, daß sie „im Zusammenhang 
mit ihrer Politik lediglich ihren Namen geändert" 
habe (Dokument Nr. 83). 
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Die PDS verschwieg dieses Vermögen nicht nur ge- 
genüber der UKPV, sondern behauptete auf entspre- 
chende Nachfragen sogar, diese Gesellschaften seien 
nicht in ihr Eigentum gelangt. Die von der PDS als 
Begründung für diese Falschinformation gegebene 
Erläuterung, daß Langnitschke diese Vermögens- 
werte verschwiegen habe, bzw. daß die von Rees ge- 
gebenen Informationen nicht hinreichend gewesen 
seien, ist vor dem Hintergrund der erwähnten Kor- 
respondenz, die die PDS mit Rees und der ORVAG 
führte, völlig unglaubwürdig. Im übrigen hat auch 
Langnitschke in seiner Vernehmung vor dem Unter- 
suchungsausschuß bestätigt, daß Dr. Gysi über beide 
Firmen informiert war. 


III. Unternehmen und Vermögenswerte des 
Bereiches KoKo 

Der Untersuchungsausschuß hat Feststellungen zu 
weiteren, seit 1995 bekannt gewordenen Unterneh- 
men und Unternehmensbeteiligungen des Bereiches 
KoKo im westlichen Ausland getroffen sowie weitere 
Vermögenswerte des Bereiches KoKo und deren Ver- 
bleib recherchiert. Gegenstand der Untersuchungen 
waren auch die Bemühungen der Bundesregierung, 
der BvS als THA-Nachfolgerin und anderer staat- 
licher Institutionen, Vermögenswerte des Bereiches 
KoKo zu ermitteln und zu sichern. Der Unter- 
suchungsausschuß hat festgestellt, daß auf Grund 
der vielfältigen Verflechtungen des Bereiches KoKo 
mit dem Parteiapparat, dem Ministerium für Außen- 
handel (MAH) und dem MfS eine konkrete Zuord- 
nung von Unternehmen und Vermögenswerten zu 
einer bestimmten Institution und die Ermittlung und 
Rückführung von Vermögenswerten des Bereichs 
erschwert worden ist. Dennoch ist es der THA und 
der BvS durch ihre Ermittlungen mit Unterstützung 
durch die Arbeitsgruppe Koordinierte Ermittlungen 
(AKE) und in Zusammenarbeit mit den strafrecht- 
lichen Ermittlungsbehörden gelungen, erhebliche 
Vermögenswerte aufzudecken und zurückzuführen. 
Zahlreiche zivilrechtliche Maßnahmen zur Rückfüh- 
rung der Vermögenswerte des Bereiches KoKo wur- 
den durch die THA/BvS veranlaßt. 

Über die durch den 1. Untersuchungsausschuß der 
12. Wahlperiode bereits festgestellten rd. 160 Unter- 
nehmen des Bereiches KoKo hinaus hat der Untersu- 
chungsausschuß anhand der von der BvS vorgeleg- 
ten Berichte weitere Unternehmen, die dem Bereich 
KoKo zuzurechnen waren, festgesteUt. Insgesamt be- 
läuft sich die Zahl der Unternehmen auf 223. Darüber 
hinaus wurden vier Unternehmen festgestellt, bei 
denen ein geseUschafts- oder vermögensrechtlicher 
KoKo-Bezug in Betracht kommen könnte. 

Der Untersuchungsausschuß konnte feststellen, daß 
die THA und ihre Nachfolgerin, die BvS, die mit der 
Ermittlung, Verwertung und Verwaltung der Firmen 
des Bereiches KoKo betraut waren bzw. sind, durch 
ihre Ermittlungen und in Zusammenarbeit mit den 
strafrechtlichen Ermittlungsbehörden erhebliche Ver- 
mögenswerte auf gedeckt und zurückgeführt haben. 
Der verschachtelte Aufbau der Untemehmensverbin- 
dungen des Bereiches KoKo und die Einschaltung 
ausländischer Treuhänder bzw. Treuhandgesell- 


schaften, die lückenhafte Buchführung und die Ver- 
nichtung wichtiger Unterlagen haben die Zuordnung 
von Unternehmen zum Bereich KoKo erheblich 
erschwert. Zahlreiche zivilgerichtliche Verfahren 
werden in Zusammenhang mit diesen Vorgängen 
durch die BvS geführt. Die erfolgreiche Arbeit der 
THA/BvS bei der Abwicklung der Unternehmen des 
Bereiches KoKo hat bis zum Februar 1998 zu Ein- 
nahmen aus Erlösen nach der Beendigung der Liqui- 
dation, aus Konkursquoten und Verwertungen von 
rd. 3,7 Mrd. DM geführt. 

Ein weiteres Erschwernis war, daß ehemalige leiten- 
de Mitarbeiter des Bereiches KoKo nicht bereit oder 
in der Lage waren, über das dem Bereich KoKo zuzu- 
ordnende Vermögen vollständig Auskunft zu geben. 
Statt dessen nutzten einige ehemalige leitende Mit- 
arbeiter des Bereiches KoKo die Umbruchsituation in 
den Jahren 1989 und 1990, um Vermögenswerte zu 
verschieben, indem Unternehmen unter Wert ver- 
kauft wurden, private Neugründungen von Gesell- 
schaften zur Übernahme der Geschäftsfelder und des 
Vermögens von Unternehmen des Bereiches KoKo 
ohne angemessenes Entgelt vorgenommen wurden, 
Beraterverträge zwischen Unternehmen des Berei- 
ches KoKo und Mitarbeitern mit überhöhten Ent- 
gelten abgeschlossen wurden, leitende Mitarbeiter 
ungerechtfertigte Pensionszusagen erhielten oder 
Umgehungsgeschäfte bei der Währungsumstellung 
vorgenommen wurden. 

Von den umfangreichen zivilrechtlichen Auseinan- 
dersetzungen, bei denen es um die Sicherung und 
Rückführung von Vermögenswerten des Bereiches 
KoKo geht, konnte sich der Untersuchungsausschuß 
ein Bild machen. In vielen Fällen wird auch durch die 
Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin wegen des 
Tatverdachts der Untreue gegen die beteiligten Per- 
sonen emüttelt. 

So kam es im Zuge der Auflösung des Bereiches 
KoKo durch die Berliner Handels- und Finanzie- 
rungsgesellschaft mbH (BHFG) und später durch die 
Effect VermögensverwaltungsgeseUschaft mbH (Effect) 
und deren Leiterin Waltraud Lisowski - einer ehema- 
ligen Vertrauten von Dr. Schalck-Golodkowski - zum 
Verkauf von Unternehmen an ehemalige Mitarbeiter, 
amtierende Geschäftsführer etc. des Bereiches KoKo. 
Diese unzureichend dokumentierten Vorgänge, sind 
nur schwer nachzuvollziehen. 

In den Fällen, in denen THA und BvS zu der Ein- 
schätzung kam, daß ein Unterwertverkauf eines Un- 
ternehmens oder anderweitig Unregelmäßigkeiten 
bei der Verwertung durch die BHFG oder die Effect 
Vorgelegen hatte, gingen sie unverzüglich zivilrecht- 
lich vor und haben ggf. auch strafrechtliche Schritte 
veranlaßt. So hat die Bundesrepublik Deutschland 
bzw. die BvS im Zusammenhang mit dem Verkauf 
der Intema an die von der Stück-Beteiligungsgesell- 
schaft mbH (VDS-Beteihgungs GmbH) durch die 
Leiterin der Effect, Waltraud Lisowski, rechtliche 
Schritte gegen Detlef von der Stück und Waltraud 
Lisowski eingeleitet, da der Kaufvertrag nicht erfüllt 
wurde und der Verdacht eines Unterwertverkaufes 
besteht. Die umfangreichen zivilrechtlichen Verfah- 
ren, die zwischenzeitlich wegen des Konkurses der 
VDS-Beteiligungs GmbH unterbrochen worden sind, 
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sind noch nicht abgeschlossen. Strafrechtliche Er- 
mittlungen wurden in Gang gesetzt und gegen Wal- 
traud Lisowski und Detlef von der Stück Haftbefehle 
erlassen. Auch der Verkauf der Melcher GmbH Indu- 
strieanlagen und -ausrüstung (Melcher GmbH) und 
der Wittenbecher & Co. Handelsgesellschaft mbH 
zeigen auf, in welcher Weise von ehemaligen Mitar- 
beitern des Bereiches KoKo während der Grün- 
dungsphase der THA im Frühjahr 1990 die Gelegen- 
heit genutzt wurde, durch den Verkauf von Unter- 
nehmen zu deutlich zu niedrigen Preisen oder durch 
weitere Manipulationen - etwa den unbegründeten 
Verzicht auf Forderungen gegen die verkauften Un- 
ternehmen - Vermögenswerte des Bereiches KoKo zu 
veruntreuen. 

Ein besonders umfangreicher Fall, der auch schon 
den 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode 
beschäftigt hatte, ist die Zuordnung des Unterneh- 
mens F.C. Gerlach zum Bereich KoKo, die von der Un- 
ternehmensleitung bestritten wurde. Nachdem das 
seit 1991 laufende Hauptsacheverfahren zur Klärung 
des Eigentums an F.C. Gerlach nunmehr durch das 
rechtskräftig gewordene Urteil des KG Berlin abge- 
schlossen ist, steht fest, daß die BundesrepubÜk 
Deutschland Eigentümerin der Vermögenswerte der 
F.C. Gerlach und ihres Tochterunternehmens in 
Liechtenstein ist. Die seit 1991 andauernden Bemü- 
hungen zur Sicherung der Vermögenswerte führten 
u.a. zur Pfändung von Konten von F.C. Gerlach und 
des Leiters des Unternehmens, Michael Wischniewski, 
mit Guthaben von rd. 130 Mio. DM. 

140 Millionen DM wurden nach Erkenntnissen der 
BvS Anfang 1990 durch eine Verfügung Wischniew- 
skis an die Anstalt Fortintakt überwiesen, die wieder- 
um RC. Gerlach zugerechnet werden muß. Die ge- 
radezu unglaubliche Geschichte Wischniewskis, 
diese Summe habe er für ein befreundetes Ehepaar 
verwaltet und dieses Geld, um es von seinem übrigen 
Vermögen zu trennen, nach der Wende überwiesen, 
beschäftigt ein Gericht in Wien. Das zur endgültigen 
Durchsetzung der Ansprüche der Bundesrepublik 
Deutschland geführte Verfahren dauert noch an, da 
die von der Beklagten beantragten Zeugenverneh- 
mungen noch nicht abgeschlossen sind. Der Unter- 
suchungsausschuß hat mit besonderem Interesse 
registriert, daß zu den von der Beklagten benannten 
Zeugen auch Dr. Alexander Schalck-Golodkowski, 
Markus Wolf und sogar Erich Mielke zählen. 

Der Umfang der kriminellen Energie, der zu den Ver- 
mögensveruntreuungen geführt hat, wird deutlich an 
dem durch die Staatsanwaltschaft II bei dem LG Ber- 
lin geführten Ermittlungsverfahren wegen des Ver- 
dachts der Untreue, der Geldwäsche, des Betruges, 
der falschen Versicherung an Eides Statt, der Urkun- 
denunterdrückung und der falschen uneidlichen 
Aussage. Es geht hierbei um den Hauptvorwurf 
der Veruntreuung von Geldern des Unternehmens 
F.C. Gerlach durch den verstorbenen Wischniewski 
und seine Mittäter, aber auch um unberechtigte Zah- 
lungen in Millionenhöhe aus dem Vermögen der 
F.C. Gerlach an den ehemaligen Generaldirektor des 
AHB Metallurgiehandel und einen ehemaligen Mit- 
arbeiter des MfS auf sein Privatkonto in Wien sowie 
um die Verschiebung von mehr als 100 Mio. DM aus 
dem Vermögen der F.C. Gerlach an das Vermögen 


der liechtensteinischen Anstalt Fortintact und andere 
Unternehmen. 

Auch bei einem weiteren, durch den Untersuchungs- 
ausschuß aufgegriffenen Fall, dem Unternehmen 
Günther Forgber, ist es gelungen, erhebliche Geld- 
summen zu sichern. Durch verschiedene Einzel- 
maßnahmen wurden schon 1992 Vermögenswerte 
in einer Größenordnung von rund 47 Mio. DM ge- 
sichert. Auch hier ist die Einschaltung von Justizbe- 
hörden in der Schweiz und in Österreich notwendig 
geworden. Umfangreiche zivilrechtliche Verfahren in 
der Bundesrepublik Deutschland, in Österreich und 
in der Schweiz sind anhängig. 

Der Untersuchungsausschuß hat sich auch weiter mit 
der Frage der Zuordnung der Anstalt Mondessa be- 
schäftigt, zu der der 1. Untersuchungsausschuß der 
12. Wahlperiode bereits umfangreiche Feststellungen 
getroffen hatte (BT-Drucksache 12/7600, S. 101 und 
BT-Drucksache 12/8595, S. 26 ff.), konnte aber diese 
Frage letztendlich nicht endgültig klären. Vermutun- 
gen, daß es sich bei der Anstalt Mondessa möglicher- 
weise um ein Unternehmen des MfS gehandelt 
haben könnte, hat die Beweisaufnahme des Unter- 
suchungsausschusses nicht bestätigt. Auch für Ver- 
mögensveruntreuungen in diesem Zusammenhang 
haben dem Untersuchungsausschuß keine Beweise 
Vorgelegen. Fest steht für den Untersuchungsaus- 
schuß lediglich, daß die Anstalt Mondessa eine An- 
bindung an Dr. Schalck-Golodkowski und dadurch 
an den Bereich KoKo hatte. 

Dem Untersuchungsausschuß ist durch die Berichter- 
stattung der BvS einmal mehr klar geworden, mit 
welchen Schwierigkeiten die Bundesbehörden zu 
kämpfen haben, um die kriminellen Machenschaften 
ehemaliger KoKo-Mitarbeiter aufzudecken, nachzu- 
weisen und die Rückführung von Vermögenswerten, 
die der Bundesrepublik Deutschland zustehen, zu er- 
reichen. Die konspirative Arbeitsweise des Bereiches 
KoKo einerseits und die in der Endphase der ehema- 
ligen DDR Ende 1989 und Anfang 1990 unklaren 
rechtlichen Verhältnisse andererseits haben es den 
ehemaligen KoKo-Mitarb eitern erleichtert, Vermö- 
genswerte in erheblichem Umfang zu veruntreuen. 
Nachdem die bundesdeutschen Behörden nach dem 
3. Oktober 1990 die Vermögenssicherung und -Ver- 
wertung des Bereiches KoKo übernahmen, wurde 
von ihnen unter hohem Aufwand und - wie die er- 
heblichen beigetriebenen Vermögenswerte zeigen - 
mit großem Erfolg die Zuordnung der in Rede stehen- 
den Unternehmen erreicht und Vermögenswerte für 
die Bundesrepublik Deutschland gesichert. 


IV. Unternehmen, die nicht zum Bereich 
KoKo gehören 

In tegra/In tracom 

Der Untersuchungsausschuß sollte auch die Frage 
klären, welche Unternehmen und Beteiligungen der 
DDR - über die vom 1. Untersuchungsausschuß der 
12. Wahlperiode bereits festgestellten hinaus - im 
westlichen Ausland existieren. 
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Der Untersuchungsausschuß hat sich im Hinblick auf 
diese Frage seit Beginn seiner Tätigkeit auch mit den 
griechischen Unternehmen Integra und Intracom 
beschäftigt. Die Frage, ob diese Unternehmen ganz 
oder teilweise dem DDR-Vermögen zuzuordnen sind, 
konnte vom Untersuchungsausschuß jedoch nicht 
abschließend geklärt werden. Dem Untersuchungs- 
ausschuß lagen keine Beweise vor, die eine Beteili- 
gung der DDR bzw. der SED/PDS an den Unter- 
nehmen belegt hätten. Durch die Auswertung um- 
fangreicher Unterlagen des MfS hat der Untersu- 
chungsausschuß zwar festgestellt, daß es im Jahre 
1985 konkrete Planungen zwischen dem AHB Elek- 
trotechnik Export-Import und Sokrates Kokkalis zur 
Gründung einer gemischten Gesellschaft in Grie- 
chenland gegeben hat. Hinweise dafür, daß es tat- 
sächlich zur Gründung dieser Gesellschaft gekom- 
men ist, hat er jedoch nicht gefunden. Der Hinter- 
grund für die erheblichen Zahlungen durch Sokrates 
Kokkalis an Dr. Roland Windeier, die dieser an das 
MfS weitergereicht hatte, konnte vom Untersu- 
chungsausschuß letztlich nicht geklärt werden. Ins- 
besondere fand der Untersuchungsausschuß keine 
Hinweise dafür, daß Kokkalis auf Grund einer Ver- 
pflichtung aus einem Treuhandvertrag die Zahlun- 
gen geleistet hat. 

Als unzutreffend haben sich die Hinweise ergeben, 
die zur Aufnahme der Ermittlungen durch die UKPV 
im Rahmen ihrer Zuständigkeit gemäß § 20a Abs. 1 
PartG-DDR im Jahre 1993 und die Einleitung eines 
Ermittlungsverfahrens gegen Sokrates Kokkalis im 
Jahre 1995 führten. Insbesondere fanden sich 
keine Hinweise für eine verdeckte Finanzierung der 
PDS durch die Unternehmen Integra oder Intracom. 

Die Behandlung dieses Themenkomplexes im Unter- 
suchungsausschuß gibt Anlaß, gegen die SPD-Bun- 
destagsfraktion Vorwürfe zu erheben: Während der 
Untersuchungsausschuß bemüht war, bei den Er- 
mittlungen zum Themenbereich „Intracom/Kokkalis" 
nach einer Lösung zu suchen, die sowohl dem Infor- 
mationsbedürfnis des Untersuchungsausschusses als 
auch dem Interesse der Vermögensrückführung 
staatlicher Stellen gerecht werden sollte, hat der 
Obmann der SPD im Untersuchungsausschuß, der 
Abgeordnete Friedhelm Julius Beucher, dem Bun- 
deskanzleramt vorgeworfen, die Aufklärungsarbeit 
des Ausschusses zu behindern. Beucher erklärte 
der Berliner Zeitung: 

„Wenn ich erlebe, wie unser Untersuchungsaus- 
schuß nun schon seit Monaten daran gehindert 
wird, den Fall Intracom aufzuklären, kann ich 
mir das nur mit massiver Einflußnahme durch das 
Bundeskanzleramt erklären.“ (Berliner Zeitung 
vom 4. Juni 1996). 

Beucher behauptete, es habe Absprachen auf hoher 
politischer Ebene zwischen Athen und Bonn gege- 
ben. Hierbei ginge es um den Austausch eines nach 
Griechenland geflohenen Stasi-Offiziers. Im Gegen- 
zug habe der griechische Ministerpräsident Mitsota- 
kis bei einem Gespräch im Herbst 1992 den deut- 
schen Bundeskanzler gebeten, deutsche Behörden 
nicht gegen Intracom ermitteln zu lassen. Für diese 
Darstellung hat der Untersuchungsausschuß kei- 


nerlei Anhaltspunkte gefunden; es handelte sich 
hierbei um aus der Luft gegriffene Spekulationen. 

Der Untersuchungsausschuß konnte im Gegenteil 
feststellen, in welch intensiver Form sowohl die 
UKPV als auch die Staatsanwaltschaft II bei dem 
LG Berlin den Hinweisen in Sachen Intracom nach- 
gegangen ist. Der Untersuchungsausschuß sieht in 
der Vorgehensweise der UKPV, die zahlreiche Zeu- 
gen vernommen hat und intensive Recherchen so- 
wohl in den Kontenunterlagen der Deutschen Han- 
delsbank (DHB) als auch in den Unterlagen beim 
BStU vorgenommen hat, den Nachweis, daß die 
UKPV ihrer Aufgabe, Vermögenswerte der Parteien 
der DDR aufzufinden, mit großem Nachdruck gefolgt 
ist. Die UKPV hat genau das getan, was ihrem ge- 
setzlichen Auftrag entsprach. Sie war dabei bemüht, 
eine Gefährdung der laufenden Ermittlungen zu ver- 
meiden und gleichzeitig dem Informationsrecht des 
Untersuchungsausschusses entgegen zu kommen. 

Der von der SPD hierzu veranstaltete Theaterdonner, 
der anscheinend insbesondere von den Spekulatio- 
nen in der griechischen Presse über die Firmengruppe 
und Person Sokrates Kokkalis inspiriert war, hat wie- 
der einmal gezeigt, daß es der SPD nicht um konkrete 
Aufklärung, sondern um Medienrummel gegangen ist. 

Weitere Hinweise aus Akten 
der Hauptabteilung XVIII des MfS 

Enttäuschend ist für den Untersuchungsausschuß die 
Recherche in den beim BStU beigezogenen Unter- 
lagen der Hauptabteilung XVIII des MfS, die Aufstel- 
lungen über westliche Firmen, in denen DDR- 
Geschäftsführer tätig sind sowie über sogenannte 
gemischte Gesellschaften mit DDR-Beteiligung ent- 
halten, verlaufen. Im Ergebnis konnte die Auswer- 
tung der dem Untersuchungsausschuß in Fülle zur 
Verfügung gestellten Informationen - mit wenigen 
Ausnahmen - keine wesentlichen neuen oder weiter- 
führenden Hinweise auf bisher unbekannte Unter- 
nehmen mit Beteiligung der DDR im westlichen 
Ausland erbringen. 


V. Ministerium für Staatssicherheit 
und Hauptverwaltung Aufklärung 

1. Zusammenarbeit des Bereiches KoKo 
mit dem MfS und der HVA 

Die Arbeit des Ausschusses hat noch einmal deutlich 
gemacht, wie eng der Bereich KoKo mit dem MfS und 
der HVA verknüpft war. Die Beweiserhebung durch 
den Untersuchungsausschuß hat die Feststellungen 
des 1. Untersuchungsausschusses der 12. Wahlpe- 
riode bestätigt, daß das MfS von Anfang an auch im 
eigenen Interesse auf die Einrichtung und Ausgestal- 
tung des Bereiches KoKo Einfluß nahm. Neben der 
personellen Verflechtung (OibE und Geschäftsführer 
von Firmen) gab es auch finanzielle Verbindungen. 
Der Untersuchungsausschuß sieht den bereits vor- 
handenen Verdacht bestätigt, daß die von KoKo 
wirtschaftlich angeleiteten sogenannten HVA-Firmen 
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neben der Bereitstellung von Valutamitteln auch 
nachrichtendienstlich genutzt wurden. 

Obwohl nicht abschließend geklärt ist, in welchem 
Umfang der Bereich KoKo dem MfS Finanzmittel zur 
Verfügung gestellt hat, haben die beigezogenen Un- 
terlagen und die Zeugenvernehmungen deuthch ge- 
macht, daß der Bereich KoKo einen erheblichen An- 
teil an der Finanzierung des MfS und der HVA nahm. 
So wurden durch das MfS auf Weisung des Ministers 
Erich Mielke Valutamittel im Bereich KoKo depo- 
niert. Die überschüssigen Gelder und Valutamittel 
wurden dem Bereich KoKo zur Investition freigege- 
ben mit dem Vorbehalt, daß evtl, benötigte Finanz- 
mittel jederzeit wieder zurückgeführt werden konn- 
ten. Die Geldübergabe an Manfred Seidel, der im 
Bereich KoKo für die Verwahrung und Verwaltung 
der MfS-Gelder zuständig war, erfolgte über Werner 
Hennig, Leiter der Abteilung Finanzen des MfS, stets 
in bar. Der Untersuchungsausschuß geht davon aus, 
daß 1986 eine Summe von ca. 20 Milüonen DM an 
den Bereich KoKo übergeben wurde. In diesem Zu- 
sammenhang lag ihm ein Schreiben des Leiters des 
Bereiches KoKo, Dr. Schalck-Golodkowski, an den 
Generalsekretär der SED, Erich Honecker, vor, dem- 
zufolge dem Bereich KoKo 20 Mio. DM aus der ope- 
rativen Tätigkeit des MfS überwiesen wurden. Der 
Zeuge Hennig gab vor dem Untersuchungsausschuß 
für die Zeit bis zum Jahre 1989 weitere 26 Mio. DM 
an, die an den Bereich KoKo transferiert worden 
seien. Lediglich 3 Mio. davon konnten bei der Aus- 
wertung der Finanzunterlagen beim BStU durch das 
BVA ausgemacht werden. Diese Summe wurde wäh- 
rend der Auflösungsphase des MfS/AfNS an den 
Staatshaushalt zurückgeführt. Über den Verbleib der 
restlichen 23 Mio. DM konnte der Untersuchungs- 
ausschuß keine weiteren Feststellungen treffen. 

Von seiten des Bereiches KoKo wurden dem MfS 
auch insgesamt 120 Mio. für Bauprojekte in den Jah- 
ren 1986 bis 1989 zur Verfügung gestellt. Die Verwal- 
tung dieser vom Bereich KoKo zur Verfügung gestell- 
ten Mittel erfolgte im Sonderbereich Finanzen der 
Abteilung Finanzen des MfS. Dieser Sonderbereich, 
1977 auf Grund einer von Minister Erich Mielke 
erlassenen Ordnung zur Finanzierung von Sonder- 
maßnahmen gegründet, hatte die Aufgabe, die Mit- 
telverwendung operativer Maßnahmen zu planen. 
Über diesen Sonderbereich wurden außer operativen 
Maßnahmen verschiedene ministerielle Fonds (für 
Geschenke, Pränüen und Spesen) und Ausgaben für 
die Neuanschaffung und Instandhaltung von Polit- 
bürofahrzeugen finanziert. Auch operativ technische 
Gerätschaften wurden hier finanziert. 

Auch mit einer besonderen Variante der Finanzie- 
rung des MfS, den sogenannten Wiedergutma- 
chungszahlungen, hat sich der Untersuchungsaus- 
schuß befaßt. Die drei exemplarisch dargestellten 
Fälle von Wiedergutmachungsleistungen (vgl. Zwei- 
ter Teil, E.I.2.) zeigen auf, daß für das Handeln des 
MfS Rechtsstaathchkeit keine Rolle spielte. Wenn 
das MfS Kenntnisse über Bestechungen oder andere 
strafbare Handlungen seitens westlicher Geschäfts- 
partner von DDR-Außenhandelsunternehmen er- 
langte, legte es diesen oftmals nahe, im Interesse 
einer Weiterführung der Geschäftsbeziehungen und 


unter Verzicht auf Strafverfolgung und Veröffent- 
lichung des erlangten kompromittierenden Wissens 
Wiedergutmachungszahlungen zu leisten. Dem Un- 
tersuchungsausschuß hat auch ein Vermerk der HA 
XVIII/8 des MfS Vorgelegen, aus dem hervorgeht, 
daß bei Bekanntwerden von kompromittierenden 
oder strafrechtlich relevanten Sachverhalten der Er- 
langung von Wiedergutmachungsleistungen gegen- 
über einer möghchen Strafverfolgung konsequent 
der Vorzug zu geben war. Wenn auch für die Aussage 
des Zeugen Willy Koch (ehemaliger Leiter der Abtei- 
lung XVIII/8 des MfS), daß auf diese Art und Weise 
Zahlungen in der Größenordnung von ca. 10 Mio. 
DM ün Jahr erwirtschaftet wurden, kein Beleg gefun- 
den wurde, bestätigt doch diese Aussage genauso 
wie die Aussage des ehemaligen Leiters der HA 
XVIII, Dr. Alfred Kleine, daß Wiedergutmachungs- 
zahlungen zu den wichtigen Devisenquellen der HA 
XVIII gehörten. Der Untersuchungsausschuß konnte 
zwar nicht feststellen, daß zum Zwecke der Devise- 
nerwirtschaftung entsprechende Tatbestände auch 
vorsätzlich herbeigeführt wurden; die Art und Weise, 
in der kompromittierende Sachverhalte zur Er- 
pressung genutzt wurden, legt jedoch nahe, daß es 
- auch zur Erstellung von Erfolgsbilanzen - zu sol- 
chen Vorgängen gekommen ist. 

Auch die enge Zusammenarbeit des Bereiches KoKo 
mit der HVA war durch Befehle und Weisungen 
des Ministers für Staatssicherheit, Erich Mielke, und 
des Leiters der HVA geregelt. Seit den 80er Jahren 
fanden regelmäßig Gespräche zwischen dem Leiter 
des Bereiches KoKo, Dr. Alexander Schalck-Golod- 
kowski, und dem Leiter der HVA, zunächst Markus 
Wolf und später Werner Großmann, statt. Die HVA 
erhielt jährlich zwischen 1 und 1,5 Mio. DM über 
die HVA-Unternehmen FC. Gerlach Export-Import, 
Carnet, Asimex und Interport Industrievertretungen. 
Die Geldleistungen wurden für operative Zwecke 
genutzt. Der Untersuchungsausschuß konnte fest- 
stellen, daß der HVA vom Bereich KoKo etwa Vio des 
Devisenbedarfs für operative Zwecke zur Verfügung 
gestellt wurde. Die finanziellen Leistungen des Be- 
reiches KoKo flössen dabei unterschiedlichen Abtei- 
lungen der HVA zu; u.a. erhielt auch der Bereich 
SWT der HVA, der in erster Linie mit der Beschaf- 
fung von operativer Technik, Embargowaren und mit 
Wirtschaftsspionage betraut war, die zur Finanzie- 
rung der operativen Arbeit erforderüchen Mittel aus 
dem Bereich KoKo. 

Daneben steht für den Untersuchungsausschuß fest, 
daß der Bereich KoKo von der HVA nachrichten- 
dienstlich genutzt wurde. Die nachrichtendienstüche 
Zusammenarbeit mit dem MfS erstreckte sich auf 
mehrere Gebiete. Der Bereich KoKo und der Leiter, 
Dr. Alexander Schalck-Golodkowski, übte über alle 
wichtigen Beschaffungsoperationen der HA XVIII/8 
des MfS und der HVA auf dem Technologiesektor 
der Mikroelektronik die Kontrolle aus und beschaffte 
besondere elektronische Ausrüstung für die HA III 
des MfS. Diensteinheiten des MfS haben mit Ein- 
verständnis und Unterstützung von Dr. Alexander 
Schalck-Golodkowski in der KoKo-Zentrale und in 
angeschlossenen Außenhandelsbetrieben ein Netz 
von Inoffiziellen Mitarbeitern (IM) unterhalten. Die 
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kommerziellen Verbindungen zu Personen aus der 
Wirtschaft und der Politik in der Bundesrepublik 
Deutschland wurden nachrichtendienstlich genutzt. 
Die Nutzung der Möghchkeiten des Bereiches KoKo 
für die Lösung politisch operativer Aufgaben der 
HVA wurde auch mit dem Ministerbefehl vom 1. Sep- 
tember 1983, Befehl 14/83, angeordnet. Den Bekun- 
dungen der Zeugen Markus Wolf und Werner Groß- 
mann, es habe sich hierbei um ein Wunschziel ge- 
handelt und eine operative Zusammenarbeit in um- 
fassenden Sinne habe es nicht gegeben, konnte der 
Untersuchungsausschuß nicht folgen. Wenn auch der 
Bereich KoKo nicht als nachrichtendienstliche Ein- 
richtung verstanden werden kann, so hat doch die 
HVA entscheidenden Einfluß auf zahlreiche Positio- 
nen im Bereich KoKo genommen und den Bereich 
auch gezielt zur nachrichtendienstlichen Tätigkeit 
genutzt. 

2. Die Firma Asimex 

Im Rahmen seiner Befassung mit den sogenannten 
HVA-Firmen ist der Untersuchungsausschuß auf 
Grund der vorhegenden Unterlagen und den Er- 
kenntnissen über die Geschäftstätigkeit der Asimex 
zu der Auffassung gekommen, daß es sich bei der 
Asimex seit ihrer Gründung um ein staatliches Unter- 
nehmen handelte. Das Auftreten nach außen als 
Privatfirma erfolgte zu Tarnung und im Interesse des 
geschäftlichen Erfolgs. Die Firma Asimex spielte eine 
herausragende Rolle unter den sogenannten HVA- 
Unternehmen (Carnet, Interport Industrievertretun- 
gen und F.C. Gerlach). Die 1966 von Günter Asbeck 
gegründete Firma war ein Sammelbecken für HVA- 
Mitarbeiter, die nach einer Tätigkeit im Ausland 
in die DDR zurückgekehrt waren. Die Aufgaben 
der Asimex erstreckten sich neben der Waren- 
und Devisenbeschaffung auf nachrichtendienstliche 
Tätigkeit, sowie auf die Deponierung von HVA-Gel- 
dern auf Schweizer Konten. Für den Standpunkt des 
Untersuchungsausschusses, daß Asimex eine staat- 
hche Firma gewesen war, spricht neben anderem, 
daß Günter Asbeck vom MAH mit Leistungsprämien 
belohnt wurde, wenn die erteilten Planauflagen nüt 
besonderer Leistung erfüllt wurden. Zudem war 
Asimex wie auch die Firmen Carnet, F.C. Gerlach 
und Interport Industrievertretungen dem Bereich 
KoKo durch eine Regelung des Ministers für Staats- 
sicherheit, Erich Mielke, vom 1. September 1980 un- 
terstellt. Die enge personelle und finanzielle Zusam- 
menarbeit zwischen Asimex und dem Bereich KoKo 
spricht desweiteren dafür, daß Asimex kein Privatun- 
temehmen gewesen ist. Eine Privatfirma in dieser 
Größenordnung zu akzeptieren, hätte zudem dem 
üblichen Verhalten der DDR-Behörden widerspro- 
chen. 

Ob durch Asbeck Gelder, die für die HVA bestimmt 
waren, auf Schweizer Bankkonten deponiert wurden 
und in welcher Höhe, konnte der Untersuchungsaus- 
schuß nicht abschließend klären. Ebenfalls konnte 
der Untersuchungsausschuß nicht abschließend klä- 
ren, ob die Vermutung, Günter Asbeck habe Gelder 
in Höhe von 26 Mio. DM, die dem Vermögen der DDR 
zuzuordnen waren, auf private Schweizer Konten ge- 
leitet, richtig ist. Für diese Vermutung lagen auch 
schon dem 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahl- 


periode Hinweise vor. Es gelang auch dem Untersu- 
chungsausschuß nicht, Dokumente aufzufinden, die 
für diese Vermutung handfeste Beweise liefern konn- 
ten. Auch weitergehende Ermittlungen der BvS im 
Bereich Asimex ergaben keine weitere Aufklärung 
dieses Fragenkomplexes. Dieser Fragenkomplex 
zeigt auf, in welcher Weise die konspirative Vorge- 
hensweise des MfS und des Bereiches KoKo immer 
wieder dazu führt, daß Vermutungen und Spekulatio- 
nen über Milhonenbeträge, die auch noch aufzufin- 
den seien und der Bundesrepublik Deutschland Zu- 
ständen, aufkommen können. Die bundesdeutschen 
Behörden sind solchen Vermutungen immer wieder 
mit der gebotenen Intensität nachgegangen, konnten 
sie jedoch oftmals nicht verifizieren. 

Von Interesse war für den Untersuchungsausschuß 
auch das Schicksal der Firma Asimex nach der Flucht 
von Asbeck. Die Asimex wurde im Jahre 1982 auch 
offiziell als volkseigener Betrieb geführt. Die von Dr. 
Schalck-Golodkowski eingesetzte Direktorin Ruth 
Lerche nahm die grundlegende Umwandlung des 
Bereiches KoKo nach der Flucht von Dr. Schalck- 
Golodkowski in die Bundesrepubhk Deutschland 
zum Anlaß, die Firma Asimex-Import-Export Agentur 
GmbH und das staatliche Unternehmen Asimex 
Import-Export Co. GmbH zu gründen, um die 
Geschäftstätigkeit des VEB Asimex Import-Export 
Agentur fortzusetzen. Sie erhielt auf diesem Wege 
auch den Zugriff auf die bereits erwirtschafteten Ver- 
mögenswerte und auf die aus der Geschäftstätigkeit 
erwarteten Gewinne. Die Firmengründung erfolgte 
trotz der Verfügung des MAH und des kommissari- 
schen Leiters des Bereiches KoKo, Prof. Karl-Heinz 
Gerstenberger, Ende 1989, die VEB Asimex Import- 
Export- Agentur aufzulösen. Das gesamte Vermögen 
des VEB Asimex Import-Export-Agentur übertrug 
Ruth Lerche im Laufe des Jahres 1990 auf die Asimex 
Import-Export & Co. GmbH. 

Der Untersuchungsausschuß hat sich mit dem Fort- 
gang der durch die Bundesrepubhk Deutschland, 
vertreten durch die BvS, gegen Ruth Lerche und wei- 
tere Personen betriebenen Zivilverfahren auf Scha- 
densersatz, Herausgabe und Auskunft befaßt. Die 
Höhe der Forderungen behefen sich insgesamt auf 
63 Mio. DM. Im Oktober 1996 konnte im Rahmen 
eines Vergleichs eine Forderung in Höhe von 57 Mio. 
DM festgestellt und das Verfahren beendet werden. 
Bisher konnten 40 Mio. DM abgeführt werden. 

Das gegen Ruth Lerche angestrengte Strafverfahren 
führte jedoch zum Freispruch. 


3. Auflösung und Vermögensabwicklung 
des MfS/HVA 

In besonderem Maße hat sich der Untersuchungsaus- 
schuß der Frage gewidmet, ob im Zuge der Auf- 
lösung des MfS und der HVA Unregelmäßigkeiten 
und Vermögensveruntreuungen aufgetreten sind. 
Die Auflösung des MfS und des Amtes für Nationale 
Sicherheit (AfNS) fand im Zusammenhang mit der 
rasanten politischen Entwicklung ab Herbst 1989 
statt. Die Modrow-Regierung hat zunächst zögerlich 
nur eine Umbenennung des MfS in AfNS beschlos- 
sen. Die Aufrechterhaltung des MfS unter anderem 
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Namen erschien dann aber auch der vom ehemaligen 
SED-Bezirkssekretär Dr. Hans Modrow geführten 
Regierung im Dezember 1989 nicht länger haltbar. 
Dennoch konnte sich die Regierung immer noch 
nicht zu einem Verzicht auf einen Geheimdienst 
durchringen und beschloß die Bildung eines Nach- 
richtendienstes und eines Verfassungsschutzes. Ne- 
ben der Einsetzung der neuen Geheimdienste bein- 
haltete der Ministerratsbeschluß auch die offizielle 
Auflösung des AfNS mit sofortiger Wirkung. Ein 
Großteil der Aufgaben und die Rechtsnachfolge und 
Kompetenzen des AfNS wurden mit diesem Beschluß 
an die neuen Geheimdienste weitergegeben, die das 
Personal übernehmen sollten. Die zögerliche Haltung 
der Modrow-Regierung ermöglichte es, daß im MfS/ 
AfNS intensiv für die Auflösung „vorgesorgt" werden 
konnte. In diese Phase fielen auch die ersten konzen- 
tierten Aktionen zur Vernichtung von Akten. 

Erst im Februar 1990 wurde ein zentrales Staatsorgan 
zur Auflösung des AfNS mit juristischer Rechtsper- 
sönlichkeit, das Komitee zur Auflösung des ehema- 
hgen Amtes für nationale Sicherheit, gegründet, des- 
sen Leitung von Günter Eichhorn wahrgenommen 
wurde, der auch die Regelungskompetenz in vermö- 
gensrechtlichen Angelegenheiten übertragen bekam. 
Das Komitee trat die Rechtsnachfolge des AfNS an. 

Erst durch die seit April 1990 amtierende Regierung 
de Maiziere wurde am 16. Mai 1990 dem Komitee 
nicht nur erneut der Auftrag zur Auflösung des AfNS 
gegeben, sondern auch eine detaillierte Aufgaben- 
stellung und Kompetenzbeschränkung, sowie die 
konkrete Benennung von Verantwortungsträgern 
vor genommen. Zudem ordnete die de Maiziere - 
Regierung eine Überprüfung der bisherigen auflö- 
sungsbedingten Verfügungen des Komitees an. Der 
Verkauf von Vermögenswerten aus den Beständen 
des AfNS sollte überprüft werden. Die noch im 
Eigentum des AfNS stehenden Grundstücke und 
Grundmittel wurden ab sofort unter treuhänderischer 
Verwaltung des Komitees gestellt. Die Verkaufsmo- 
dahtäten wurden reglementiert, insbesondere wurde 
das Komitee mit der Sicherung der Objekte beauf- 
tragt. Der Verkauf von Wohn- und Freizeitobjekten 
aus dem AfNS-Bestand durfte jetzt nur noch aus- 
nahmsweise im Einvernehmen mit dem Ministerrat 
vorgenommen werden. In dieser Hinsicht konnte der 
Leiter des Komitees, Eichhorn, aber die Beurteilung 
von Wert und Kaufpreis vornehmen, sofern er seine 
Befugnisse nicht delegiert hatte. 

Der Untersuchungsausschuß hat somit festgestellt, 
daß unter der Verantwortung des von der SED ge- 
stellten Ministerpräsidenten Modrow seit Dezember 
1989 ein halbes Jahr verging, bevor durch die seit 
April 1990 amtierende Regierung de Maiziere eine 
klare Aufgaben- und Kompetenzzuweisung zur Auf- 
lösung des MfS/ AfNS getroffen wurde und die ent- 
sprechenden Kontrollinstanzen eingerichtet wurden. 
Der Untersuchungsausschuß hat auch erhebliche 
Zweifel an der Ernsthaftigkeit der verantwortungs- 
vollen Wahrnehmung der von der Modrow-Regie- 
rung gesteuerten Auflösungshandlungen in den er- 
sten Monaten des Jahres 1990 nicht ausräumen kön- 
nen. Insbesondere der Zeitraum zwischen Herbst 
1989 und Januar 1990 bot Gelegenheit für Vermö- 


gensveruntreuungen. Aus diesem Zeitraum liegen 
dem Untersuchungsausschuß keinerlei Dokumente 
vor, die belegen können, ob und wie mit dem in den 
Ministerratsbeschlüssen dieser Zeit nicht erwähnten 
Konten, Unternehmens- und Immobilienbestand des 
MfS/AfNS in Auflösung verfahren wurde. Umfang- 
reiche Barabhebungen im Zeitraum Oktober 1989 bis 
Ende März 1990 konnte der Untersuchungsausschuß 
ebenfalls nicht abschließend aufklären. Hierbei han- 
delt es sich zwar vermutlich zu einem großen Teil um 
die Auszahlung von Abfindungssummen an ehe- 
malige Mitarbeiter und die Erfüllung von Forderun- 
gen, eine genaue Überprüfung konnte der Unter- 
suchungsausschuß jedoch nicht vornehmen. 

Die oben geschilderten rasanten Entwicklungen und 
insbesondere die von der Modrow-Regierung zu ver- 
antwortende unklare und sich rasch verändernde Be- 
schlußlage über das weitere Schicksal des MfS führ- 
ten dazu, daß zu Vermögensveruntreuungen im straf- 
rechtlichen Sinne Gelegenheit bestand. In welchem 
Umfang es zu Vermögensverschiebungen gekom- 
men ist, konnte der Untersuchungsausschuß nicht 
klären. Er hat aber feststellen müssen, daß die Ver- 
mutungen, vor, während und auch noch nach der 
Auflösung des MfS/AfNS seien durch das Zusam- 
menwirken sogenannter alter Seilschaften Teile des 
Vermögens verschoben worden, nicht von der Hand 
zu weisen sind. Wenn die Staatsanwaltschaft II bei 
dem LG Berlin vor dem Untersuchungsausschuß an- 
gegeben hat, allein in der HA XIV der HVA des MfS 
seien während der Auflösungsphase zweistellige 
Millionenbeträge beiseite geschafft worden, so ist 
diese Zahl zwar nicht auf die gesamte HVA und das 
MfS hochzurechnen, läßt aber Rückschlüsse auf ein 
erschreckendes Ausmaß krimineller Machenschaften 
in diesem Bereich zu. Der Untersuchungsausschuß 
hat festgestellt, daß in zahlreichen Fällen der Ver- 
dacht besteht, legendierte Immobilien, die von MfS- 
Kadem nur treuhänderisch verwaltet wurden, seien 
bei der MfS/AfNS-Auflösung nicht als MfS-Ver- 
mögen gemeldet und weiterverwertet worden, MfS- 
Konten seien aufgelöst und die Gelder vereinnahmt 
worden, Grundstücke zu Niedrigpreisen an hochran- 
gige hauptamtliche Mitarbeiter des MfS verkauft 
worden und Firmen, die im Eigentum oder Nutzung 
des MfS standen, seien nicht gemeldet worden. Diese 
Vorgänge, die sich sämtlich vor der Wiedervereini- 
gung abspielten, sind Gegenstand umfangreicher 
Nachforschungen durch die THA/BvS und das BVA 
sowie der ZERV und der Staatsanwaltschaften gewor- 
den. Der Untersuchungsausschuß konnte sich im Rah- 
men seiner Beweiserhebung von der Zusammenarbeit 
und den Erkenntnissen der Behörden überzeugen. 

4. Firmengründungen im Umfeld 

der Bezirksverwaltung (BV) Dresden des MfS 

Zu dem Verdacht, daß es zu Vermögensveruntreuun- 
gen auch dadurch gekommen ist, daß MfS-Mitarbei- 
ter oder Strohmänner unter Verwendung von MfS- 
Vermögenswerten Unternehmungen gründeten, hat 
sich der Untersuchungsausschuß vor allem mit 
Vorgängen bei der BV Dresden der HVA zwischen 
Oktober 1989 und März 1990 beschäftigt. Die große 
Anzahl der im Raum Dresden durch ehemalige Mit- 
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arbeiter des MfS/AfNS im Frühjahr 1990 gegründe- 
ten Firmen ist auffällig. 

Der Verdacht des Untersuchungsausschusses, daß 
mit DDR-Staatsgeldern Versorgungsunternehmen 
für ehemalige MfS-Kader geschaffen worden sind, 
wurde durch die Beweiserhebung weiter bekräftigt. 
Dabei ist die starke Beteiligung von Unternehmen, 
die zur Schlaff-Gruppe gehören sollen, an Firmen- 
neugründungen im Raum Dresden durch MfS-Offi- 
ziere ein deutlicher Hinweis, daß die Zusammenar- 
beit zwischen MfS-Offizieren und westlichen Ge- 
schäftspartnern auch während und nach der Auflö- 
sung des MfS und der HVA fortgesetzt wurde. Dem 
Untersuchungsausschuß sind dabei die zahlreichen 
Verbindungen aufgefallen, die es zwischen Herbert 
Köhler, dem ehemaligen Leiter der Abteilung XV der 
BV Dresden des MfS, und der Schlaff-Firmengruppe 
gibt. So hat Herbert Köhler selbst eingeräumt, bei 
der Forel Handelsgesellschaft, die zur Schlaff-Grup- 
pe gezählt wird, als Angestellter tätig gewesen zu 
sein. Köhler wurde nach einer Vorbereitungszeit 
1991 Geschäftsführer im Holzhandel Berlin und 
Brandenburg, der von der Schlaff-Firma Robert 
Placzek Holding AG erworben wurde (siehe Zweiter 
Teil, J.VII.l.). Dem Untersuchungsausschuß sind 
aber neben Herbert Köhler weitere MfS-Offiziere der 
Abteilung XV der BV Dresden bekannt, die in Unter- 
nehmen, die mit der Schlaff-Gruppe verbunden sind, 
Anstellung gefunden haben. Der Untersuchungsaus- 
schuß ist überzeugt davon, daß es kein Zufall ist, daß 
es zu diesen ungewöhnlichen Zusammenhängen bei 
der Gründung mehrerer Firmen durch ehemalige 
MfS-Mitar beiter im Frühjahr 1990 in Dresden ge- 
kommen ist. 

Die Ergebnisse der Beweiserhebung des Untersu- 
chungsausschusses lassen auch den Schluß zu, daß 
die Schlaff-Gruppe Firmengründungen ehemaliger 
MfS-Mitarbeiter finanziell unterstützt hat. Die Ein- 
zelfälle, die der Untersuchungsausschuß näher dar- 
stellt, zeigen, wie zwischen MfS-/AfNS-Mitarbeitern 
einerseits und dieser Firmengruppe andererseits, die 
bereits im Bereich des Embargohandels zusammen- 
gewirkt hatten, nunmehr bei der Gründung neuer 
Firmen zusammengearbeitet wurde. Hier haben 
anscheinend die „alten Seilschaften" funktioniert. 

Auch für den Verdacht, daß finanzielle Mittel aus 
dem MfS/AfNS verwendet wurden, lagen dem Un- 
tersuchungsausschuß Hinweise vor. Die Firma Elbion 
Tours GmbH Reisebüro, die am 10. April 1990 in 
Dresden mit einem Stammkapital von 120 000 Mark 
der DDR gegründet wurde, weist als Gründungsge- 
sellschafter ausschließlich Mitarbeiter des MfS aus. 
In einem Fall lagen dem Untersuchungsausschuß 
konkrete Anhaltspunkte dafür vor, daß Mittel des 
MfS zur Firmengründung verwendet wurden. Ein 
ehemaliger Mitarbeiter der Abteilung XV der BV 
Dresden hat vor der Staatsanwaltschaft ausgesagt, 
Herbert Köhler habe ihm Ende 1989 30 000 Mark 
der DDR ausgehändigt. Dieses Geld habe er an 
einen ehemaligen Inoffiziellen Mitarbeiter der Abtei- 
lung XV der BV Dresden weiterreichen sollen mit der 
Maßgabe, die Gesellschaft Elbion Tours zu gründen. 


Wie der Untersuchungsausschuß weiter festgestellt 
hat, gewährte die Lomer & Co. AG, ein weiteres ver- 
mutlich zur Schlaff-Gruppe gehörendes Unterneh- 
men, der Elbion Tours GmbH ein bis zum 1. Juli 1991 
unverzinsliches Darlehen in Höhe von 950 000 Mark 
der DDR und 150 000 DM zum Aufbau von Reise- 
bürofilialen ohne Vereinbarung von Sicherheiten mit 
einer Laufzeit bis zum 31. Mai 1995. Auf Grund 
dieser erkennbar ungünstigen Darlehensbedingun- 
gen für die Lomer & Co. AG vermutet der Untersu- 
chungsausschuß, daß mit der Darlehensgewährung 
ein anderer Zweck verfolgt werden sollte. Auffällig 
ist in diesem Zusammenhang, daß von dem Konto 
der Lomer & Co. AG beim Berliner Stadtkontor, wel- 
ches von Geldern aus dem vermutlichen Scheinge- 
schäft zwischen der Lomer & Co. AG und der BIEG 
über die Lieferung von 24 400 Festplattenspeichern 
(vgl. Zweiter Teil, I.III.2.d) gespeist wurde, am 
21. März 1990 950 000 Mark der DDR auf das Konto 
der Elbion Tours überwiesen worden sind. Damit be- 
steht für den Untersuchungsausschuß der Verdacht, 
daß die 950 000 Mark der DDR aus dem Erlös dieses 
vermutlichen Scheingeschäfts stammen. 

Auch die Gründung der TOPIC GmbH hat der Unter- 
suchungsausschuß näher beleuchtet. Auffällig bei 
der TOPIC GmbH ist vor allem die Zusammen- 
setzung des Stammkapitals bei der Gründung. Von 
249 000 DM Stammkapital brachte ein ehemaliger 
HVA-Major 83 000 DM ein. Die Firma Forel Firmen- 
vertretungs- und Handelsgesellschaft mbH, Wien, 
bei der Herbert Köhler im März 1990 Geschäftsführer 
wurde, beteiligte sich mit 166 000 DM. Die am 8. Ja- 
nuar 1991 gegründete Firma erwarb im Juni 1991 ein 
Unternehmen in Dresden für 1,2 Mio. DM. Bereits 
ein Jahr später verkaufte die Forel GmbH ihren Ge- 
sellschaftsanteil zum Preis von einer DM an den 
obengenannten ehemaligen HVA-Major. 

Dem Untersuchungsausschuß liegen auch Hinweise 
vor, daß am 5. Dezember 1989 in einem konspirativen 
Objekt der HVA ein Treffen zwischen leitenden 
Mitarbeitern der Abteilung XV der BV Dresden und 
westlichen Geschäftspartnern stattgefunden hat. 
Die oben beschriebenen Vorgänge lassen den Schluß 
zu, daß ein solches Treffen zur Vorbereitung von 
Maßnahmen zur Gründung neuer Firmen gedient 
hat. 

5. Überlebensordnung des MfS 

Das Bemühen des MfS/AfNS, seine Mitarbeiter finan- 
ziell abzusichern und möglicherweise Teilbereiche 
des MfS vor der Auflösung zu bewahren, ist offen- 
sichtlich. Ob diese Maßnahmen in den einzelnen 
Bereichen unabhängig voneinander und spontan in 
Gang gesetzt wurden oder ob es eine allgemeine An- 
weisung zu dieser Verhaltensweise gegeben hat, 
konnte vom Untersuchungsausschuß nicht geklärt 
werden. 

Wenn dem Untersuchungsausschuß auch Hinweise 
über eine sogenannte Überlebensordnung für MfS- 
Offiziere im besonderen Einsatz bekannt geworden 
sind, nach der diese im Fall eines politischen Um- 
bruchs alles verfügbare Vermögen des MfS unter ihre 
Kontrolle und zusammen mit der Partei- und Staats- 
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führung sowie ggf. mit Hilfe geeigneter bundes- 
deutscher und ausländischer Partner in ihren Besitz 
bringen sollten, liegt eine solche Anordnung in 
schriftlicher Form dem Untersuchungsausschuß nicht 
vor. Die vom Untersuchungsausschuß hierzu vernom- 
menen MfS-Führungskräfte haben übereinstimmend 
die Existenz einer solchen MfS-Überlebensordnung 
verneint. 

Dem Untersuchungsausschuß ist aber bekannt, daß 
in den DDR-Ministerien umfangreiche Vorkehrun- 
gen für den Ernstfall getroffen wurden. Auch im Be- 
reich KoKo wurden solche Vorkehrungen getroffen. 
Es erscheint daher nahehegend, daß auch im hoch- 
sensiblen Bereich des MfS konkrete Vorkehrungen 
vorgenommen wurden. Zudem steht nach den Er- 
kenntnissen des Untersuchungsausschusses fest, daß 
die HVA den grundsätzlichen Auftrag zur Beibehal- 
tung der Strukturen hatte, und dieser im Spätherbst 
1989 dahingehend aktualisiert wurde, daß Struktu- 
ren zur Errichtung eines neuen Nachrichtendienstes 
und dessen Aufgabenstellung beraten werden soll- 
ten. Ob es zur Umsetzung eines solchen konkreten 
Konzeptes gekommen ist, konnte der Untersu- 
chungsausschuß nicht feststellen. Der Untersu- 
chungsausschuß hält es für möghch, daß die Firmen- 
gründungen und Vermögensverschiebungen zu- 
nächst der Schaffung neuer geheimdienstlicher 
Strukturen dienen sollten. Nachdem sich die allge- 
meine pohtische Lage noch weiter zu Ungunsten des 
MfS entwickelte, stand dann das wirtschaftliche In- 
teresse einzelner MfS -Mitarbeiter im Vordergrund. 

Der Untersuchungsausschuß hat auch Hinweise ge- 
funden, wonach kurz vor der Wende vom MfS Staats- 
gelder an bestimmte Betriebe bezahlt wurden, die 
im Gegenzug dafür ehemalige MfS-Mitarbeiter in 
Anstellungsverhältnisse übernehmen sollten. Durch 
direkte Abfindungszahlungen an ehemalige Aus- 
landsagenten, ohne daß hierfür eine gesetzhche Er- 
mächtigungsgrundlage ersichtlich gewesen ist und 
auch über die Höhe und konkreten Empfänger dieser 
Abfindungen Aktenmaterial ermittelt werden konnte, 
wurde die langfristige wirtschafthche Absicherung 
von MfS -Angehörigen im Ausland betrieben. 


6. MaBnahmen der bundesdeutschen Behörden 
zur Sicherung des MfS-Vermögens 

Als die THA mit Wirkung zum 1. Oktober 1990 das 
Vermögen, das an diesem Tage überwiegend in der 
Nutzung des MfS/AfNS stand, übertragen bekam, 
hat sie nur noch einen Bruchteil des Vermögens über- 
nehmen können, das ein Jahr zuvor dem MfS zu- 
stand. So hegt dem Untersuchungsausschuß ein Be- 
richt vor, der besagt, daß ca. 75% der ehemaligen 
MfS-Objekte im September 1990 in irgend einer 
Form in öffentlicher Nutzung standen und mithin 
nicht zum Oktober 1990 der THA übergeben wur- 
den. Die Vierte Durchführungsverordnung zum Treu- 
handgesetz vom 12. September 1990 begründete für 
viele verbhebene Mitarbeiter des AfNS ein Interesse 
daran, daß zwei Tage vor der Wiedervereinigung 
möghchst wenig Vermögenswerte noch offiziell in 
überwiegender Nutzung des MfS/AfNS standen, um 


den vermögensrechtlichen Zugriff der THA abzu- 
wenden. 

Die umfangreiche Aufgabe der Vermögensaufklä- 
rung und -Sicherung, die 1991 durch das BVA über- 
nommen worden war, wurde dadurch erschwert, daß 
bei Abschluß der Auflösungsarbeiten von seiten des 
Auflösungskomitees noch nicht feststand, auf welche 
Summe sich das durch das MfS/AfNS begründete, 
beanspruchte und verwaltete Vermögen insgesamt 
belief. Die Schätzungen schwankten zwischen 20 
und 60 Mrd. DM. 

Am 1. Januar 1991 übernahm das BVA die gesamte 
Vermögens- und Rentenabwicklung im MfS-Bereich 
und damit die Aufgabe, das bewegliche und unbe- 
wegliche Vermögen des MfS/AfNS aufzuklären, zu 
erfassen und zu sichern, um die Daten dann an die 
THA und später an die BvS weiterzuleiten. Das BVA 
führte in Zusammenarbeit mit der THA/BvS eine 
umfangreiche Überprüfung des MfS-Vermögens, des 
Finanz- und Sachvermögens sowie der Objekte und 
Liegenschaften durch, sofern dies realisierbar bzw. 
der Arbeitsaufwand und der zu erwartende Erfolg 
verhältnismäßig war. Dadurch, daß das MfS die 
Vermögensbildung sowie Vermögensverschiebungen 
überwiegend verdeckt durchgeführt hatte und Un- 
terlagen hierüber kaum vorhanden waren oder aber 
bereinigt bzw. vernichtet worden waren, gestaltete 
sich diese Aufgabe als sehr schwierig. Dennoch ging 
das BVA in Zusammenarbeit mit der THA/BvS sämt- 
lichen reahstischen Möglichkeiten nach. So wurden 
umfangreiche Überprüfungen der MfS-Konten bei 
der MfS-eigenen Sparkassenorganisation, aber auch 
bei der Staatsbank der DDR und der DHB vorgenom- 
men. Von insgesamt 2 365 überprüfenswerten Konten 
bei der Betriebssparkasse und Bezirksverwaltung 
identifizierte das BVA ca. 1 200 inoffizielle, operative 
oder IM-Konten. Insgesamt wurde eine Rückforde- 
rung von ca. 1 Mio. Mark der DDR realisiert. Die 
Diensteinheiten des MfS in Berlin und in den Be- 
zirksverwaltungen verfügten in den Jahren 1977 bis 
1988 jährlich über Operativgelder in Höhe von etwa 
110 bis 160 Mio. Mark der DDR. Die Verwendung 
dieser Operativgelder fand vielfach in sehr kleinen 
Beträgen von oft weniger als 100 Mark der DDR statt. 
Nachforschungen zur Korrektheit dieser Ausgaben 
wurden in diesen Fällen von der BVA nicht mehr an- 
gestellt. Auf weitere Recherchen hinsichtlich legen- 
dierter Konten in den Bezirksverwaltungen verzich- 
tete das BVA, da die Überprüfung der Zweigstellen 
hinsichtlich Führung und Auflösung legendierter 
Sonderkonten ausreichende Anhaltspunkte für vor- 
hegende Vermögensstraftaten nicht vermuten ließen. 
Das BVA überprüfte desweiteren 242 legendierte 
Konten bei sonstigen Banken und Sparkassen, die 
auf einer im Jahre 1988 von der Abteilung Finan- 
zen angelegten Liste verzeichnet waren, ln die- 
sem Bereich ergaben sich keine Hinweise auf 
rückholbares Vermögen. Das BVA stellte bei der 
Staatsbank der DDR 97 Konten als MfS-Konten fest, 
von denen auf Grund des Umfanges nur 15 Kon- 
ten exemplarisch überprüft wurden, da Hinweise 
auf zu sichernde Vermögenswerte nicht Vorlagen. 
Umfangreiche Ermittlungen, die auch seitens der 
Staatsanwaltschaft betrieben wurden, zu denen der 
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THA/BvS bekanntgewordenen Barabhebungen in 
Höhe von etwa 700 Mio. Mark der DDR, die von 
Oktober 1989 bis März 1990 getätigt worden sein 
sollen, haben ergeben, daß die Zahlungen über- 
wiegend als Abfindungen, Sondervergütung oder 
im Rahmen der Auflösung des MfS geleistet wor- 
den sind. Auch etwaigen Konten des MfS bei der 
DHB wurde nachgegangen. Das BVA hat auch 
die Vertrags- und Lieferunterlagen sowie Zahlungs- 
eingänge des MfS bezüghch der sich auf 10,4 Mio. 
DM belaufenden Verbindlichkeiten überprüft. Eben- 
falls überprüft wurden Rechnungen, die das MfS in 
Höhe von 40 Mio, Mark an Betriebe und Einrichtun- 
gen für erbrachte Leistungen im Bereich Forschung 
und Entwicklung bezahlt hat, ohne daß es hierbei 
zur Feststellung von Unregelmäßigkeiten gekommen 
ist. 

Auch die genaue Bezifferung des unbeweghchen 
MfS-Vermögens war infolge der mangelhaften Doku- 
mentation schwierig. Hinzu kam, daß bereits im Jahre 
1989 die Übertragung des Eigentums begann. Das 
AfNS übergab bis etwa Februar 1990 Objekte an Ge- 
meinden oder veräußerte diese an private Nutzer. 
Insbesondere von November 1989 bis Februar 1990 
trafen Bürgerkomitees und runde Tische, Gemeinde- 
räte und Räte der Kreise, Bürgermeister und Ratsvor- 
sitzende Entscheidungen ohne eine rechtüche Legiti- 
mation. So konnte es auch geschehen, daß in vielen 
Fällen Betriebe, Einrichtungen oder Privatpersonen 
die Rechtsträgerschaft über MfS-Objekte erhielten, 
die direkt oder indirekt mit dem MfS zusammenge- 
arbeitet hatten. Die extreme Vernetzung des MfS mit 
vielen unterschiedhchen Bereichen der Volkswirt- 
schaft sowie die starke Verschlüsselung der MfS- 
Aktivitäten infolge strengster Geheimhaltung er- 
schwerten auch im weiteren Verlauf des Auflösungs- 
prozesses eine vollständige Kontrolle. Insbesondere 
Anfang 1990 hatten privilegierte MfS -Mitarbeiter 
zahlreiche Immobilien erworben, wobei in einigen 
Fällen die Herkunft der finanziellen Mittel nicht 
geklärt ist. 

Ein weiteres Problem bei der Feststellung von Lie- 
genschaften des MfS war, daß Inunobilienobjekte 
des MfS oftmals legendiert geführt wurden, d. h. das 
MfS trat nie als Rechtsträger auf, sondern ließ den 
Kauf von Objekten über Privatpersonen aus eigenen 
Mitteln ~ sogenannten operativen Fonds - abwickeln. 
Die Eintragung ins Grundbuch erfolgte dann über 
diese Personen, vielfach traten staathche, wissen- 
schaftliche oder kulturelle Institutionen oder angeb- 
lich private Unternehmen als Rechtsträger auf. In- 
folge der Geheimhaltung wurde über solche Objekte 
kein Buch geführt. Eine angebhch erstellte Liste der 
legendiert erworbenen Immobilien lag dem Unter- 
suchungsausschuß nicht vor. 

Trotz der geschilderten Probleme erfaßte das BVA 
bis Dezember 1995 insgesamt 17 549 Objekte und 
Liegenschaften und übergab insgesamt 9 945 erfaßte 
Objekte und Liegenschaften an die THA/TLG. Die 
THA/TLG verwertete bis Dezember 1995 insge- 
samt 3 887 Objekte und Liegenschaften, von denen 
1019 mit einem Erlös von 365 Mio. DM verkauft wur- 
den, 899 öffentlichen Zwecken zugeführt wurden, 


294 Objekte ehemaligen Eigentümern und 185 der 
THA/BvS zugeordnet wurden. 

Eine abschließende Aufklärung über Verbleib und 
Sicherung des MfS-Vermögens im Verlauf und wäh- 
rend der Liquidation des MfS/AfNS konnte nicht 
erreicht werden. Der dem Untersuchungsausschuß 
vorhegende Bericht über die Auflösungshandlungen 
im Aufgabenbereich Materielle Fonds vom 4. Sep- 
tember 1990 erwähnt nur allgemein einige Auflö- 
sungsvorgänge im Verantwortungsbereich des Auf- 
lösungskomitees. Einzelne Vorgänge wurde weder 
nachvollziehbar geschildert, noch mit Belegungen 
oder Quittungen glaubhaft gemacht. Angesichts der 
spärlichen Dokumentation über die Tätigkeit der ver- 
schiedenen Auflösungsgremien sowie der Aktenver- 
nichtungsaktion, die zum großen Teil noch im Herbst 
1989 begonnen hatten und sowohl MfS als auch HVA 
betrafen, gestaltete sich die Aufklärungsarbeit für 
die Eimittlungsbehörden besonders schwierig. Die 
Recherche, Archivierung und Auswertung der vor he- 
genden Akten erforderte einen hohen Zeitaufwand. 
Dieser Herausforderung haben sich die Bundesbe- 
hörden, insbesondere die BVA und die THA/BvS, mit 
großem Erfolg gestellt. 

7. Umfang, Verbleib und Sicherung 
des HVA-Vermögens 

Die Auflösung der HVA fand weitgehend autark 
statt. Die Bürgerrechtler interessierten sich verständ- 
licherweise mehr für den auf Innenspionage gerich- 
teten Teil des MfS. Die Kontrolle von seiten der Re- 
gierungsbeauftragten und die Absprache mit den an- 
deren Auflösungsgremien waren zwar vorgesehen, 
die tatsächhche Umsetzung wurde aber im Zeitraum 
zwischen Februar 1990 bis Juni 1990 nicht in ausrei- 
chendem Maße kontrolhert. Die Bemühungen um 
Aufklärung von Vermögensveruntreuungen haben 
sich für den Untersuchungsausschuß dadurch beson- 
ders schwierig gestaltet, daß fast sämtliche Unter- 
lagen der HVA vernichtet worden waren. Eine reali- 
stische Einschätzung der im Vermögensbestand der 
HVA stehenden Werte wurde dadurch genauso 
nahezu unmöglich gemacht wie die Feststellung, in 
welchem Umfange Vermögensveruntreuungen statt- 
gefunden hatten. Die vom HVA-Oberst Bernd Fischer 
unter Mitwirkung von Horst Müller verfaßte Doku- 
mentation „Abschlußbericht über die Auflösung der 
ehemaligen HVA vom 25. Juni 1990" büdet eine der 
wenigen Unterlagen, die dem Untersuchungsaus- 
schuß zur Auflösung der HVA Vorgelegen haben. 
Schon der Umfang des Berichtes zeigt, wie wenig 
die Kontrollrechte des Auflösungskomitees von dem 
mit der Auflösung beauftragten HVA-Oberst Bernd 
Fischer ernst genommen wurden. Lediglich zwölf 
Seiten sollen die Auflösungstätigkeit über ein halbes 
Jahr dokumentieren. Obwohl Fischer berichtete, der 
im Mai 1990 noch aktive Personenstand sei mit der 
Bereitstellung von Dokumenten zur Inventarisierung 
von Geräten und Materialien befaßt gewesen, war 
außer einer Auflistung der HVA-Dienstgebäude, 
deren Existenz ohnehin kein großes Geheimnis 
mehr darstellte, keine Bestandshste über Immobüien, 
HVA-Unternehmen, Fuhrpark oder sonstige Ver- 
mögensgüter auffindbar. Die pauschale Feststellung, 
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konspirative Objekte und Ferienwohnungen seien 
auf Veranlassung des Komitees einer neuen Verwen- 
dung zugeführt worden sowie Pkws und technische 
Ausrüstungen per Inventarverzeichnis und Überga- 
beprotokoll dem Komitee übergeben worden, konnte 
vom Untersuchungsausschuß nicht nachvollzogen 
werden, da keinerlei Inventarlisten und Übergabe- 
protokolle Vorlagen. Der Untersuchungsausschuß hat 
aus den Berichten nicht erkennen können, an wen 
die Übergabe von ehemals operativ genutzten Wohn- 
objekten und Gästehäusern und gegen welche Ge- 
genleistung erfolgt ist. Die bestehenden Zweifel am 
Verbleib der bis zum 30. Juni 1990 nicht offiziell in- 
ventarisierten HVA-Objekte werden durch einen der- 
artig lückenhaften und unvollständigen Bericht, der 
mit keinerlei auswertungsfähigem Datenmaterial 
ausgestattet ist, bestärkt. 

Der Untersuchungsausschuß hat zudem festgestellt, 
daß der Sektor Wissenschaft und Technik (SWT) der 
HVA bei der DHB über mindestens zwei Devisen- 
konten verfügte. Von besonderem Interesse für den 
Untersuchungsausschuß war dabei das durch den 
österreichischen Staatsbürger Franz Markovic am 
16. April 1981 eröffnete Konto 753 bei der DHB. Der 
Name Franz Markovic stellte sich als Pseudonym 
heraus. Das Konto wurde hauptsächhch zur Finanzie- 
rung der Beschaffung von Embargowaren im Bereich 
Mikroelektronik für das MfS oder ihm nahestehender 
Einrichtungen der DDR benutzt. „Markovic", hinter 
dem sich vermutlich der HVA-Oberst Erich Gaida 
verbirgt, kündigte mit Schreiben vom 12. Juh 1990 
den Grundvertrag und veranlaßte, den Restsaldo des 
Kontos auf ein von ihm angegebenes Konto einer 
schweizerischen Bank in Luzern zu überweisen. Zu- 
vor war von Januar bis Juh 1990 über das gesamte 
Kontoguthaben in Höhe von 17 Mio. DM durch die 
Einlösung von Bankschecks der DHB die Vornahme 
von Überweisungen und die Inanspruchnahme wei- 
terer Akkreditive verfügt worden, ohne daß das 
Guthaben an den Staatshaushalt abgeführt worden 
wäre. 

Der Untersuchungsausschuß muß davon ausgehen, 
daß es sich bei diesem Konto nicht um einen Einzelfall 
gehandelt hat. Vielmehr ist anscheinend im Zuge der 
Auflösung der Konten weder kontrolliert worden, wo- 
her die Gelder auf den Konten gekommen sind, noch 
wohin sie vor der Auflösung geflossen sind, noch wem 
das Geld gehörte. Der Zeuge Horst Müller, mit der 
Auflösung des SWT befaßter ehemaliger Leiter der 
Abteilung XIV des SWT, erklärte vor dem Unter- 
suchungsausschuß wörtlich: „Jeder, der für das Konto 
zuständig war, zeichnungsberechtigt war oder wie 
man will, hat das Konto aufgelöst. " Im Abschluß- 
bericht über die Auflösung der HVA befinden sich 
weder Einzelbeispiele, noch Belege für Abwicklungs- 
aktionen. 

Im Zeitraum der Modrow-Regierung mag sich des- 
halb manch ein Mitarbeiter oder Angehöriger des 
MfS wie in einem Selbstbedienungsladen gefühlt 
haben. 

Ein weiterer Bereich, bei dem Gelder der HVA ohne 
Kontrolle durch das Auflösungskomitee beiseite ge- 
schafft worden sein könnten, bildete die Praxis der 


einzelnen Abteilungen der HVA, sogenannte schwar- 
ze Kassen zu bilden. So ist dem Untersuchungsaus- 
schuß bekannt, daß in der Abteilung Rückwärtige 
Dienste der HVA im Referat Finanzen eine solche 
schwarze Kasse in Höhe von 400000 DM verfügbar 
war. Dieser illegale geheime Bestand, der nicht buch- 
mäßig erfaßt gewesen ist und von dem die Abteilung 
Finanzen des MfS keine Kenntnis gehabt hat, wurde 
als „Notgroschen für den Ernstfall" gehortet. Auch 
an anderen Stellen sind im Zuge der Auflösung der 
HVA schwarze Kassen entdeckt worden. Die in die- 
sem Zusammenhang geäußerte Vermutung, Bargeld- 
reserven zur Sicherung und Aufrechterhaltung einer 
reibungslosen finanziellen Versorgung der Dienst- 
einheiten des MfS im Krisenfall seien planmäßig 
angelegt worden, konnte vom Untersuchungsaus- 
schuß nicht bestätigt werden. Der Untersuchungs- 
ausschuß geht davon aus, daß beim Zusammenbruch 
der DDR-Strukturen einzelne Verantwortliche in den 
schwarzen Kassen die Gelegenheit sahen, Geld zur 
persönlichen Verfügung beiseite zu schaffen. Da der 
Umfang der in den schwarzen Kassen befindlichen 
Geldmittel nicht bekannt ist, hält es der Untersu- 
chungsausschuß aber für möglich, daß auf diesem 
Wege beträchtliche Summen veruntreut werden 
konnten. 

Bei der Befassung mit den beiden der HVA zuzu- 
ordnenden Unternehmen Interport Industrievertre- 
tungen und Intertechna hat der Untersuchungsaus- 
schuß in Ergänzung der Feststellungen des 1 . Unter- 
suchungsausschusses der 12. Wahlperiode feststellen 
müssen, daß sich der Verdacht der Unterwertver- 
äußerung der Interport Industrievertetungen an das 
Kombinat Robotron nicht ausräumen ließ, der auf 
Grund der Ausstattung der Interport Industrievertre- 
tungen im Verhältnis zum niedrigen Kaufpreis ent- 
standen war. 

Am auffälligsten ist dabei der Umstand, daß das 
Ferienobjekt Glowe, welches der Interport Industrie- 
vertretungen gehörte, bestehend aus einem 30 qm 
großen Bungalow, einem Bootsschuppen mit Boot, 
einer Sauna und einem Lager in eingerichtetem Zu- 
stand, für 4 270 Mark der DDR von Robotron an die 
„Interessengemeinschaft Feriengebiet Glowe" wei- 
terverkauft wurde, die sich als Zusammenschluß ehe- 
mahger HVA- Offiziere, die im Unternehmen Inter- 
port Industrievertretungen tätig waren, herausstellte. 
Der Preis, zu dem Robotron die Interport Industrie- 
vertretungen übernahm, betrug 390 000 Mark der 
DDR. Die nachträgliche Bewertung führte zwar zu 
einem Kaufpreis von 551 000 Mark der DDR, die Dif- 
ferenz von 161 000 Mark der DDR wurde jedoch nie 
beglichen. Im nachhinein war eine Kontrolle des tat- 
sächlichen Wertes des gegenständhchen Vermögens 
des HVA-Unternehmens nur unzureichend möghch. 
Eine Unterbewertung des Unternehmens bei der 
Überführung an Robotron konnte der Untersu- 
chungsausschuß deshalb nicht abschließend fest- 
stellen. Allein der Verkauf des Ferienobjekts Glowe 
an ehemalige Stasi-Angehörige zu einem lächerhch 
niedrigen Preis und die weiteren Umstände beim 
Verkauf des Unternehmens lassen erkennen, daß 
auch hier nicht korrekt verfahren wurde. 
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Auch bezüglich der Abwicklung des Unternehmens 
Intertechna bestand der Verdacht, daß Vermögens- 
verschiebungen vorgenommen worden seien. Hier 
bestand die Schwierigkeit für das BVA bei der nach- 
träglichen Überprüfung darin, daß eine vollständige 
Buchführung des Unternehmens nicht auffindbar 
war. Deshalb war auch die Klärung von zahlreichen 
Überweisungen im Zeitraum zwischen August 1989 
und April 1990 in Höhe von über 32 Mio. Mark der 
DDR, von denen allein 9 Mio. Mark der DDR an die 
BIEG gingen, nachträglich nicht mehr möglich. 

Die beiden Beispiele zeigen, daß dem Verdacht auf 
Vermögensverschiebungen z.B. durch Unterwert- 
verkauf von Unternehmen der HVA durch die Bun- 
desbehörden im nachhinein nur schwer nach- 
gegangen werden kann, da u. a. die nach den Maß- 
stäben des Handelsrechts der Bundesrepublik 
Deutschland zu führenden Unterlagen nicht vorhan- 
den sind. Es ist daher zu befürchten, daß die da- 
durch und durch die konspirative Vorgehensweise 
der HVA gegebene Grauzone im Zeitraum bis zur 
Wiedervereinigung auch in weiteren Fällen genutzt 
werden konnte. 

8. Aktion Reißwolf 

Ein entscheidendes Problem für die Aufklärung und 
Sicherung von Vermögenswerten des MfS und der 
HVA wurde noch durch die Angehörigen des MfS 
und der HVA geschaffen. Bereits im Herbst 1989 
wurde damit begonnen, Unterlagen des MfS und der 
HVA in großem Umfange zu vernichten. Ob es einen 
förmlichen Beschluß der Modrow-Regierung zur 
Aktenvernichtung gegeben hat, konnte der Unter- 
suchungsausschuß nicht nachweisen. Bezüglich der 
HVA-Akten hat der letzte Leiter der HVA, Werner 
Großmann, bereits im Herbst 1989 den Befehl zur 
Vernichtung von Akten gegeben. Großmanns Aus- 
sage, die Modrow-Regierung habe später hierzu 
Weisungen gegeben, konnte der Untersuchungsaus- 
schuß nicht nachprüfen. Jedenfalls ist dem Minister- 
rat der DDR vorzuwerfen, daß er im Zeitraum von 
Dezember 1989 bis März 1990 nur im geringen Maße 
bemüht war, die Kontrolle über die HVA wahrzu- 
nehmen. Zweifel daran, ob er dies im Hinblick auf 
die Aktenvernichtung wollte, sind zumindest ange- 
bracht. 

Hinzu kam, daß die Auflösung der HVA und die von 
ihren Mitarbeitern vollzogene Aktenvemichtung 
unter weitgehender Nichtbeteiligung der Öffentlich- 
keit stattfand. Sofern Bürgerkomitees sich um eine 
Überwachung bemühten, waren die MfS-Outsider 
vor die Schwierigkeit gestellt, die Systematik und 
Struktur der Akten nicht zu kennen, um relevante 
Akten vor der Vernichtung zu bewahren. Wahr- 
scheinlich war in diesem Zusammenhang auch das 
Bewußtsein nicht hinreichend geschärft, wie wichtig 
der Aktenbestand für die Sicherung von Vermögens- 
werten werden könnte. 

Die Mitarbeiter der HVA haben nach Überzeugung 
des Untersuchungsausschusses die Aktenvemich- 
tung nicht nur mit Blick auf den Schutz ihres Agen- 
tennetzes vor Strafverfolgung betrieben, sondern 


auch mit dem Ziel, die Gesamtstrukturen der HVA 
- auch die finanziellen Verflechtungen - geheim- 
zuhalten. Der für die Aufklärung des MfS- und 
HVA-Vermögens und die Strafverfolgung von Ver- 
untreuungen und weiteren Straftaten des MfS und 
der HVA durch die großangelegte Aktenvernichtung 
entstandene Schaden ist nicht abschätzbar. Der 
BStU, Joachim Gauck, mußte dem Untersuchungs- 
ausschuß berichten, daß von einst kilometerlangen 
Aktenbeständen der HVA nach der Wiedervereini- 
gung lediglich 41 Regalmeter übrig geblieben seien. 
Um so höher einzuschätzen sind die Ergebnisse der 
intensiven Recherchen der bundesdeutschen Behör- 
den, die im Bereich der HVA kaum auf Aktenbestände 
für ihre Nachforschungen zurückgreifen können. 


VI. Beschaffung von Embargogütern 

Die vor allem von der SPD-Fraktion betriebene Auf- 
nahme der Frage in den Untersuchungsauftrag, in- 
wieweit sich aus der Auswertung von Disketten und 
Unterlagen der Hauptabteilung XVlll des Ministe- 
riums für Staatssicherheit der DDR Hinweise er- 
geben, daß Unternehmen aus der Bundesrepublik 
Deutschland Embargobestimmungen bei Geschäften 
mit Unternehmen der DDR durchbrochen haben, hat 
nach den Ergebnissen der Beweiserhebung erwar- 
tungsgemäß keine neuen belastungsfähigen Ergeb- 
nisse gebracht. Die durch eine Aussage des ehema- 
ligen stellvertretenden Leiters der Hauptabteilung 
XVlll/8, Willy Koch, angeheizten Spekulationen über 
den Inhalt der durch Koch an den BND übergebenen 
Unterlagen und Disketten haben sich nach den Er- 
kenntnissen des Untersuchungsausschusses als Spe- 
kulationen bestätigt. Zwar waren 44 der von Willy 
Koch an den BND übergebenen Disketten durch die 
Abteilung Staatsschutz des BKA im Auftrag des 
Generalbundesanwaltes ausgewertet worden und er- 
möglichten eine gezielte Sichtung von Operativvor- 
gängen der Hauptabteilung XVlll des MfS durch den 
BStU, was zur Einleitung von 29 Ermittlungsverfah- 
ren wegen des Verdachts geheimdienstlicher Agen- 
tentätigkeit führte. Die Auswertung der abruf baren 
Datenbank durch den Untersuchungsausschuß be- 
stätigte jedoch eine frühere Auskunft des BStU an 
den 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode. 
Bei dem System handelte es sich um ein im Aufbau 
befindliches Pilotprojekt des MfS. Das MfS plante die 
rechnergestützte Bearbeitung operativer Ergebnisse 
der Hauptabteilung XVlll. Die Entwicklung des Pro- 
jektes war zum Zeitpunkt der Auflösung des MfS 
jedoch noch nicht abgeschlossen. Deshalb enthält die 
Datenbank nur damals aktuelle Arbeitsergebnisse 
der Hauptabteilung XVIII/8 sowie einige etwas wei- 
ter zurückreichende Vorgänge. Insgesamt konnte die 
Auswertung der Datenbank keine neuen bzw. ver- 
wertbaren Erkenntnisse ergeben. Auch die gezielte 
Recherche unter dem Stichwort Embargo erbrachte 
nur relativ wenige „Treffer", diese größtenteils mit 
Informationen, über die der Untersuchungsausschuß 
bereits durch andere Unterlagen verfügte. Kochs 
Aussage beim hessischen LKA, die Datenbank ent- 
halte das gesamte operative Wissen der Hauptabtei- 
lung XVIII/8 des MfS, hat sich eindeutig als unzutref- 


373 



Drucksache 13/10900 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


fend herausgestellt. Koch hatte gar keine detaillierte 
Kenntnis über den Inhalt der Disketten. 

Insofern hat der Untersuchungsausschuß auch kein 
Verständnis für die von SPD -Ausschußmit gliedern 
presseöffentlich geäußerte Verdächtigung, dem Un- 
tersuchungsausschuß sollte Material vorenthalten 
werden. Dieser Verdacht war im Zusammenhang mit 
dem Schriftverkehr mit dem BStU, dem Präsidenten 
des BND und dem Staatsminister im Bundeskanzler- 
amt sowie weiteren Zeugenvernehmungen zu dem 
Gesamtkomplex der von Koch an den BND überge- 
benen Materialien geäußert worden. Die Aufregung 
bei der SPD ist im Zusammenhang mit der von ihr 
in ihrem Bewertungsteil zum 1. Untersuchungsaus- 
schuß der 12. Wahlperiode auf gestellten - aus der 
Aussage Kochs beim hessischen LKA ungeprüft 
übernommenen - Behauptung zu sehen, die über- 
gebenen Dossiers und Disketten beinhalteten das 
gesamte operative Wissen der Hauptabteilung XVIII/8 
(BT-Drucksache 12/7600, S. 529). Angesichts der Tat- 
sache, daß von seiten der SPD -Fraktion die Disketten 
und weitere Unterlagen der Hauptabteilung XVIII, 
die Koch an den BND übergeben hatte, als wesent- 
licher Grund für die Beantragung eines Untersu- 
chungsausschusses in der 13. Wahlperiode herhalten 
mußten und angesichts des gerade für die Auswer- 
tung der Disketten enorm hohen Aufwandes (siehe 
Erster Teil, B.I.lO.g) und B.I.lO.ijcc), muß das Ergeb- 
nis enttäuschen. Die von der SPD vermuteten Sensa- 
tionen wurden eindeutig nicht auf gefunden. 

Auch die Auswertung der weiteren Unterlagen der 
Hauptabteilung XVIII/8, die im großen Umfange 
durch den BStU dem Untersuchungsausschuß zur 
Verfügung gestellt wurden, brachten keine wesent- 
lichen neuen Erkenntnisse über die Art und Weise 
der Beschaffung von Embargogütern. 

Hinsichtlich der Kenntnisse des BND hat der Unter- 
suchungsausschuß festgestellt, daß der BND zu kei- 
nem Zeitpunkt das Unterlaufen von Embargobestim- 
mungen durch Unternehmen aus der Bundesrepu- 
blik Deutschland bei Geschäften mit Unternehmen 
in der DDR im einzelnen analysierte, sondern die 
Aktivitäten der DDR zur Beschaffung von westlicher 
Hochtechnologie im allgemeinen registrierte und 
analysierte und in die Berichterstattung an die Res- 
sorts des Bundes einbrachte. Daß zu dieser Thematik 
der BND bereits dem 1 . Untersuchungsausschuß der 
12. Wahlperiode berichtet hatte, ist der SPD schein- 
bar entgangen. 

Einzelfragen zur Anzahl der von Willy Koch an den 
BND übergebenen Disketten, der Anzahl der Treffen 
zwischen Willy Koch und dem BND, der Existenz 
und Anzahl von Befragungsprotokollen bzw. Kon- 
takt- und Treff berichten, der Art und des Umfangs 
des weiteren Materials, das Willy Koch an den BND 
übergeben hat, des Umfangs der durch den BND ge- 
fertigten Diskettenausdrucke und der Anzeige und 
Übergabe des Materials durch den BND an den BStU 
und durch den BStU an den 1. Untersuchungsaus- 
schuß der 12. Wahlperiode bzw. 2. Untersuchungs- 
ausschuß der 13. Wahlperiode haben den Unter- 
suchungsausschuß, das Sekretariat und den BND 
erheblich in Anspruch genommen. Im Ergebnis fiel 


die auf Bitten des Untersuchungsausschusses abge- 
gebene Stellungnahme des BND so aus, daß kein 
weiterer Aufklärungsbedarf gesehen wurde. Der von 
der SPD kaum verhohlen gemachte Vorwurf, der 
BND halte mit Informationen hinter dem Berg, ent- 
behrt nach den Erkenntnissen des Untersuchungs- 
ausschusses jeglicher Grundlage. Viel Zeit, die zur 
Aufklärung von anderen wichtigen Fragen notwen- 
dig gewesen wäre, wurde aufgrund der übereilten 
Verdächtigungen einiger SPD -Abgeordneter vertan. 

Die Beweiserhebung des Untersuchungsausschusses 
hat im wesentlichen die Feststellungen des 1. Unter- 
suchungsausschusses der 12. Wahlperiode bestätigt, 
daß der Handel mit embargobehinderter Ware zu 
den Aufgaben des Bereiches KoKo gehörte. Die Not- 
wendigkeit, den Bedarf an Erzeugnissen der Mikro- 
elektronik, Elektronik und Elektrotechnik der DDR 
durch die Beschaffung von Bauteilen bzw. von Anla- 
gen zur Herstellung solcher Bauteile aus dem Westen 
zu decken, führte dazu, daß in den letzten Jahren des 
Bestehens der DDR die Beschaffung von Mikroelek- 
tronik einer der Schwerpunkte der Aufgaben des 
Bereiches KoKo wurde. Der hierfür 1986 speziell 
gebUdete Handelsbereich 4 des AHB Elektronik 
Export-Import war dem Bereich KoKo als ein stän- 
diges Außenhandelsorgan zugeordnet und arbeitete 
äußerst eng mit dem MfS zusammen. Beteihgt waren 
insbesondere die Hauptabteilung XVIII/8 des MfS 
und für die Beschaffung besonders schwer zu besor- 
gender Ware die sogenannten speziellen Beschaf- 
fungsorgane - Abteilungen und Unternehmen des 
MfS und vor allem des Sektors Wissenschaft und 
Technik der Hauptverwaltung Aufklärung. Der Un- 
tersuchungsausschuß konnte keine grundsätzlich 
neuen Erkenntnisse über die Vorgehensweise bei 
der Beschaffung von Embargowaren aus dem west- 
lichen Ausland erlangen. Die vom Untersuchungs- 
ausschuß beschriebenen vier Beispiele für die Zu- 
sammenarbeit westlicher Unternehmen mit dem 
Bereich KoKo und dem MfS bei der Beschaffung von 
Embargoware decken sich in der Verfahrensweise 
mit den bereits durch den 1 . Untersuchungsausschuß 
der 12. Wahlperiode festgestellten Vorgehensweisen. 
Auch insofern hat der Untersuchungsausschuß keine 
neuen Erkenntnisse gewonnen. Lediglich vier Kom- 
plexe hat der Untersuchungsausschuß aufgrund der 
neu gewonnenen Erkenntnisse näher beleuchten 
können - wenn auch zu diesen Fällen bereits durch 
den 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode 
umfangreiche und grundlegende Feststellungen ge- 
troffen worden sind. 

Die Zusammenarbeit der Firmengruppe Martin 
Schlaff mit dem Bereich KoKo und dem MfS bei der 
Beschaffung von Embargo waren für die DDR ist für 
den Untersuchungsausschuß insofern von besonde- 
rem Interesse gewesen, als die Firmengruppe Martin 
Schlaff auch in anderem Zusarruhenhang Gegen- 
stand der Beweiserhebung geworden ist. So ist die 
Firmengruppe Martin Schlaff in Zusammenhang mit 
Firmengründungen durch ehemalige MfS-Mitarbei- 
ter im Raume Dresden, beim Kauf der Holzhandel 
Berlin-Brandenburg, im Zusammenhang mit dem 
Kommunaldarlehen Dresden und der angeblichen 
Lieferung von Festplattenspeichern an die BIEG 
gebracht worden. 
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VIL Nutzung von Kreditinstituten 
innerhalb und außerhalb der DDR 
für die Aktivitäten des Bereiches 
KoKo und des MfS 

1 . Wertpapierhandel der DDR 

Ein besonders abstoßendes Beispiel für die Gewis- 
senlosigkeit und moralische Verkommenheit des 
SED -Regimes ist dem Untersuchungsausschuß bei 
der Bearbeitung dieses Themenkomplexes vor Au- 
gen geführt worden. Aus den Akten des MfS über 
Feodor Ziesche, ehemaliger Mitarbeiter der Deut- 
schen Notenbank und später Direktor der Deutschen 
Handelsbank in der DDR, der als geheimer Informant 
(Gl) „Halka" für das MfS arbeitete, ergibt sich, daß 
die DDR ab Mitte der 50er Jahre bemüht war, Wert- 
papiere aus der Zeit vor dem Zweiten Weltkrieg, die 
im Keller des Zentralkomitees der SED, dem vorheri- 
gen Gebäude der Deutschen Reichsbank, gelagert 
waren, zu veräußern. Diese Wertpapiere waren der 
Deutschen Reichsbank zum Teil bereits seit 1939 in 
ihrer Eigenschaft als Wertpapiersammelbank über- 
geben worden. Auch Wertpapiere, die sich das Deut- 
sche Reich im Zusammenhang mit NS-Verfolgungs- 
maßnahmen angeeignet hatte, wurden von der Deut- 
schen Reichsbank verwahrt. Hinzu kamen nach 
Kriegsende ausländische Wertpapiere, die die Ber- 
liner Banken aufgrund einer Verfügung der alliierten 
Kommandantur vom August 1945 an die Berliner 
Stadtbank abzuliefem hatten. Aus diesen Unterlagen 
des MfS ergibt sich, daß diese Bemühungen auf Ver- 
anlassung der SED erfolgten, die dabei billigend in 
Kauf nahm, daß die Wertpapiere ursprünglich im 
Eigentum von - vor allem jüdischen - Opfern der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft gestanden 
hatten und diesen im Rahmen von NS-Verfolgungs- 
maßnahmen weggenommen worden waren (vgl. 
Dokument Nr. 46). 

Der Untersuchungsausschuß hat nicht klären kön- 
nen, ob es tatsächlich zu derartigen Wertpapier- 
veräußerungen gekommen ist, weil die Akten des 
MfS zu diesem Komplex im Jahre 1962 enden, zu 
einem Zeitpunkt, als offenbar noch Verhandlungen 
in dieser Angelegenheit geführt wurden. Aus den 
Unterlagen ergibt sich aber, daß die Bemühun- 
gen um einen Verkauf dieser Wertpapiere durch- 
aus intensiv waren und daß die Rolle, die Ziesche 
bei diesem Plan spielte, keineswegs so unbedeu- 
tend und marginal war, wie er dem Untersu- 
chungsausschuß in seiner Vernehmung vermitteln 
wollte. 

Auch der Bundesregierung, die erst durch die Sich- 
tung der nach der deutschen Einigung übernom- 
menen Wertpapiere des Amtes für den Rechtsschutz 
des Vermögens der DDR allgemeine Kenntnis über 
entsprechende Bemühungen der DDR erlangt hatte, 
war nicht bekannt, ob diese Bemühungen erfolg- 
reich waren. Nach Auskunft der Bundesregierung 
bestehen ledighch Anhaltspunkte dafür, daß die 
Kunst- und Antiquitäten GmbH im Jahre 1982 ins- 
gesamt 1 050 Stück IG-Farben-Aktien erhalten habe. 
Hierfür spricht auch die Aussage von Ziesche, wo- 
nach er Dr. Schalck-Golodkowski in einem Ge- 


spräch auf diese Wertpapiere hingewiesen und ihm 
gleichzeitig vorgeschlagen habe, diese bei Gele- 
genheit in Augenschein zu nehmen. Ob Dr. Schalck- 
Golodkowski dieser Anregung folgte, vermochte 
Ziesche dem Untersuchungsausschuß allerdings 
nicht zu sagen. 

2. Nutzung der Otto Scheurmann Bank-KG und 
der Bank für Handel und Effekten (BHE) durch 
den Bereich KoKo 

Hinsichtlich der Nutzung der Otto Scheurmann Bank- 
KG und der BHE durch den Bereich KoKo hat der 
Untersuchungsausschuß keine wesentlichen neuen 
Erkenntnisse, die über diejenigen des 1. Untersu- 
chungsausschusses der 12. Wahlperiode (BT-Druck- 
sache 12/8595, S. 22-33; BT-Drucksache 12/7600, 
S. 239 f., 521) hinausgegangen wären, gewinnen kön- 
nen. Die von dem Untersuchungsausschuß durch- 
geführte Beweisaufnahme hat lediglich die große 
geschäfthche Bedeutung, die die Verbindung zum 
Bereich KoKo für die BHE und die Otto Scheurmann 
Bank-KG hatten, weiter verdeutlicht. Dies wurde vor 
allem durch die Höhe der Anlagen und Transfers, die 
vom Bereich KoKo über die Konten dieser Institute 
abgewickelt wurden, deutlich. Hinweise auf Ver- 
untreuungen von auf diesen Konten befindlichen Gel- 
dern des Bereiches KoKo im Zuge der Wende in der 
DDR bestätigten sich allerdings nicht. Die BvS konnte 
im Rahmen ihrer Prüfungen sämtliche diesbezügliche 
Kontobewegungen nachvollziehen. Die finanziellen 
Transaktionen des Bereiches KoKo über die Otto 
Scheurmann Bank-KG und die BHE hatten allerdings 
zur Folge, daß die maßgebhch Verantwortlichen der 
Otto Scheurmann Bank-KG und der BHE wegen Ver- 
stoßes gegen die Verordnung Nr. 500 vom 10. Dezem- 
ber 1950 der Kommandanten des amerikanischen, 
britischen und französischen Sektors am 3. März 1998 
von der Wirtschaftsstrafkammer des Landgerichts 
Berlin rechtskräftig zu hohen Geldstrafen verurteilt 
wurden. Das Verfahren gegen Dr. Schalck-Golod- 
kowski wurde abgetrennt, da er derzeit nicht ver- 
handlungsfähig ist. 

Auch hinsichtlich des von Sigrid Schalck-Golod- 
kowski bei der Otto Scheurmann Bank-KG angemie- 
teten Schrankfachs konnte der Untersuchungsaus- 
schuß keine wesentlichen neuen Erkenntnisse ge- 
winnen. Insbesondere blieb ungeklärt, ob sich im 
Schrankfach beiseite geschafftes Vermögen des 
Bereiches KoKo oder Unterlagen hierüber befan- 
den und ob weitere Bankbeziehungen zwischen 
den Eheleuten Schalck-Golodkowski und der Otto 
Scheurmann Bank-KG bestanden oder bestehen. Die 
von dem Untersuchungsausschuß im Rahmen der 
Untersuchung dieser Thematik vernommenen Zeu- 
gen vermochten dazu entweder nichts mitzuteilen 
oder verweigerten, wie Sigrid Schalck-Golodkowski 
und Dr. Schalck-Golodkowski, die Aussage. Auch 
aus den von dem Untersuchungsausschuß beigezo- 
genen Unterlagen der Otto Scheurmann Bank-KG 
über das Schrankfach ergeben sich keinerlei Hin- 
weise auf den Inhalt. Insgesamt hat die Beweisauf- 
nahme zwar die bereits vorhandenen Verdachts- 
momente hinsichtlich der Vorgänge um die An- 
mietung dieses Schließfachs durch Sigrid Schalck- 
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Golodkowski nicht ausräumen können. Belastbare 
Hinweise auf Vermögensveruntreuungen konnten 
jedoch nicht gewonnen werden. 


VIII. Unrechtmäßige Handlungen im Bereich 
Transferrubel/Währungsumstellung 

Der Komplex Mißbrauch im Transferrubelbereich 
und bei der Wähmngsumstellung geriet vor allem 
deswegen in den Blickpunkt des Untersuchungsaus- 
schusses, weil die ZERV in diesen Bereichen Scha- 
denssummen von 8 Mrd. DM bzw. 6,8 Mrd. DM er- 
rechnet und öffentlich gemacht hatte. Obwohl diese 
Schätzungen sich bereits nach relativ kurzer Zeit als 
völlig überzogen herausgestellt haben, wurden sie 
von der SPD immer wieder zur Grundlage ihrer Pole- 
mik gegen die erfolgreiche Arbeit der Bundesregie- 
rung gemacht und für ihre Horrorgemälde über 
die durch die Vereinigungskriminalität entstandenen 
Schäden benutzt (vgl. dazu auch unten XII.). Die 
Beweisaufnahme des Untersuchungsausschusses hat 
ergeben, daß die von der Bundesregierung ergriffe- 
nen Maßnahmen zur Verhinderung von Mißbrauch 
in diesen Bereichen und zur Wiederbeschaffung ver- 
untreuter Vermögenswerte den nach den Umständen 
möglichen Erfolg brachten. 

Im Transferrubelverrechnungsverkehr handelte es 
sich um eine im ehemaligen Ostblock aufgrund der 
dortigen Devisenknappheit und fehlenden Konverti- 
bilität der Landeswährungen notwendige Form der 
Abwicklung des zwischenstaatlichen Geschäftsver- 
kehrs. Aufgrund der starken Exportorientierung der 
DDR-Wirtschaft war es notwendig, den Transfer- 
rubelverrechnungsverkehr auch nach Herstellung der 
Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion am 1. Juli 
1990 bis zum Jahresende im Warenhandel mit den 
Ländern des RGW weiterzuführen. Maßgeblich hier- 
für waren Gründe des Vetrauensschutzes gegenüber 
diesen Ländern, aber auch die Beschäftigungssiche- 
rung in der noch bestehenden DDR. Die dadurch er- 
öffnete Möglichkeit des Umtauschs der grundsätzlich 
wertlosen Binnenwährung der RGW-Länder führte 
dazu, daß der Transferrubelverrechnungsverkehr in 
nicht unerheblichem Umfang mißbräuchlich in An- 
spruch genommen wurde. Von seiten des BMF wur- 
den sofort nach Bekanntwerden von Mißbräuchen 
und Betrugsfällen wirksame Maßnahmen zu deren 
Verhinderung und Aufdeckung eingeleitet. Dabei 
war zu berücksichtigen, daß die Verantwortlichkeit 
für den Transferrubelverrechnungsverkehr bis zur 
Herstellung der deutschen Einheit am 3. Oktober 
1990 noch bei den zuständigen staatlichen Stellen 
der DDR lag. Dennoch wurde ein Konvertierungs- 
stopp für die besonders mißbrauchsanfälligen 
Transferrubelgeschäfte erreicht, womit Schäden von 
rd. einer Mrd. DM verhindert werden konnten. Im 
Oktober 1990 verfügte das BMF darüber hinaus einen 
Auszahlungsstopp für die DABA und richtete die 
„Prüf gruppe Transferrubel" bei der Oberfinanzdirek- 
tion Berlin ein. Nach den Feststellungen des Untersu- 
chungsausschusses kam der Tätigkeit dieser Prüf- 
gruppe eine hohe Präventivwirkung zu, mit der unge- 
rechtfertigten Konvertierungen, Betrugsversuchen 
oder Mißbräuchen wirksam entgegengewirkt wurde. 


Die Aufgaben dieser Prüfgruppe wurden im Septem- 
ber 1991 auf die Betriebsprüf dienste der Oberfinanz- 
direktionen der verschiedenen Oberfinanzbezirke 
übertragen und systematisch fortgesetzt. Bis Anfang 
Januar 1998 wurden auf Weisung des BMF ca. 86% 
des im zweiten Halbjahr 1990 getätigten transfer- 
rubelexportierten Warenvolumens, das einen Wert 
von ca. 14 Mrd. DM hatte, untersucht. Der bis zu die- 
sem Zeitpunkt festgestellte Schaden beläuft sich auf 
ca. 1,7 Mrd. DM, von denen etwas mehr als 1,1 Mrd. 
DM durch Zahlung, Aufrechnung, Vergleich oder 
ähnliches geregelt werden konnte. Die Schadenshöhe 
kann rein rechnerisch allenfalls auf 2,5 Mrd. DM 
steigen. 

Auch im Bereich der Währungsumstellung hat das 
BMF nach den Feststellungen des Untersuchungs- 
ausschusses wirksame Maßnahmen zur Verhinde- 
rung und Aufdeckung von Mißbrauch veranlaßt. Der 
durch die unterschiedlichen Umstellungssätze gege- 
bene Anreiz für Täuschungshandlungen oder Betrü- 
gereien wurde aufgrund dieser Vorkehrungen nur in 
begrenztem Umfang wahrgenommen. Insbesondere 
die Tätigkeit der Prüfbehörde Währungsumstellung, 
die zunächst beim Minister der Finanzen der DDR 
angesiedelt war und nach der Wiedervereinigung zu- 
nächst dem BMF als selbständige Behörde angeglie- 
dert und später in das Bundesamt für Finanzen (BfF) 
eingegliedert worden war, war erfolgreich. Die Prüf- 
behörde untersuchte bis Anfang Januar 1998 fast 
22 000 Konten mit einem Gesamtsaldo in Höhe von 
über 112 Mrd. Mark der DDR. Dabei wurden ledig- 
lich in 825 Fällen Beanstandungen festgestellt. Der 
insoweit eingetretene Schaden beträgt 270,5 Mio. 
DM. Davon konnten bisher ca. 184,5 Mio. DM einge- 
zogen werden. Bestandskräftig sind diese Rückforde- 
rungen bislang in Höhe von 28,8 Mio. DM. Aufgrund 
des Ausgangs bisheriger gerichtlicher Verfahren ist 
jedoch damit zu rechnen, daß der Großteil der inso- 
weit geltend gemachten Forderungen auch rechts- 
kräftig werden wird. 

Der Untersuchungsausschuß hatte sich im Zusam- 
menhang mit der Währungsumstellungsproblema- 
tik auch mit dem sogenannten Kommunaldarlehen 
Dresden zu befassen. Hierbei handelte es sich um ein 
Darlehen in Höhe von 225 Mio. Mark der DDR, das 
die Stadt Dresden im Mai 1990, seinerzeit noch ver- 
treten durch den PDS -Oberbürgermeister Wolf gang 
Berghofer, von einem Firmenkonsortium, das sich 
aus der Schweizer Lomer AG (Lomer) und der BIEG 
zusammensetzte, „zum Zwecke der Finanzierung 
kommunaler Aufgaben" erhielt. Dieses Darlehen war 
Gegenstand langwieriger Auseinandersetzungen 
zwischen der Lomer und der Stadt Dresden, der Prüf- 
behörde Währungsumstellung und dem BMF und 
zwar sowohl unter dem Gesichtspunkt der Wirksam- 
keit des Darlehensvertrages als auch unter dem Ge- 
sichtspunkt der Frage des zutreffenden Umstellungs- 
kurses. Ein im Juni 1996 mit Zustimmung des BMF 
durch das BfF zwischen der Stadt Dresden und der 
Lomer geschlossener Vergleich sah dann die Rück- 
zahlung des Darlehens durch die Stadt Dresden so- 
wie angefallener Zinsen, insgesamt 28 Mio. DM, an 
die Lomer (Darlehensanteil von 165 Mio. Mark der 
DDR im Umstellungsverhältnis von 1:3 und 23 Mio. 
DM Zinsen) vor. Die dem BMF in diesem Zusammen- 
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hang von verschiedener Seite, insbesondere auch 
der SPD, gemachten Vorwürfe hat die Beweisaufnah- 
me des Untersuchungsausschusses nicht bestätigt. 

Hierbei ist zu berücksichtigen, daß die Staatsanwalt- 
schaft bei dem LG Berlin zu diesem Zeitpunkt bereits 
mehrfach ein in dieser Angelegenheit geführtes 
Ermittlungsverfahren wegen Währungsumstellungs- 
betruges eingestellt hatte. Auch war von der Staats- 
anwaltschaft im Rahmen dieser Ermittlungsverfahren 
geprüft worden, ob es sich bei dem der Darlehensge- 
währung an die Stadt Dresden vorausgegangenen 
Geschäft über die Lieferung von Festplattenspei- 
chern zwischen der Lomer und einer Firma des Kom- 
binats Robotron um ein Scheingeschäft handelte. 
Auch diese Ermittlungen wurden von der Staats- 
anwaltschaft zweimal, nämlich 1993 und im Septem- 
ber 1995, eingestellt. Es gab auch Mitte 1996 noch 
keinen Anhaltspunkt dafür, daß belastbare Hinweise 
für ein derartiges Scheingeschäft auftauchen wür- 
den. Allein dies hätte eine Beschlagnahme des 
Geldes gerechtfertigt, die aber damals auch nach 
Auffassung der Staatsanwaltschaft nicht möglich 
war. Das Gutachten im Auftrag der Staatsanwalt- 
schaft, mit dem dieses Scheingeschäft möglicher- 
weise nachgewiesen werden kann, lag erst Anfang 
November 1996 vor. Hinzu kommt, daß auch die be- 
hauptete Verbindung zwischen der Lomer und der 
Schlaff-Gruppe nur schwer nachweisbar ist. Auch 
nach Auffassung der Staatsanwaltschaft sind die 
Eigentumsverhältnisse der Lomer völlig undurch- 
sichtig. Ob der staatsanwaltschaftliche Ansatz zum 
Nachweis der Eigentümerstellung der Schlaff-Gruppe 
auch zivilrechtlich greifen wird, bleibt abzuwarten. 
Ein finanzieller Schaden durch den Vergleich ist in 
jedem Falle nicht entstanden, da auch für den Fall, 
daß die Rechtmäßigkeit der Darlehensforderungen 
der Lomer festgestellt wird, der günstigere Wäh- 
rungsumstellungssatz von 1:3 vorgesehen ist. Das 
BMF hat zudem, nachdem ihm am 31. Juli 1996 
durch die UKPV neue Hinweise zugänglich gemacht 
wurden, die auf einen möglichen Zusammenhang 
der Geldausreichung für das Darlehen mit dem MfS 
schließen lassen konnten, unverzüglich eine Auszah- 
lung dieses Geldes durch die Stadt Dresden verhin- 
dert. Diese Hinweise haben sich im Ergebnis nicht 
erhärten lassen. Da der Staatsanwaltschaft aber zwi- 
schenzeitlich belastbarere Hinweise auf ein Schein- 
geschäft Vorlagen, konnte die Darlehensforderung 
der Lomer gegen die Stadt Dresden am 2. Dezember 
1996 durch das Amtsgericht Tiergarten gepfändet 
werden, so daß derzeit eine Auszahlung des Dar- 
lehensbetrages an die Lomer nicht ansteht. Im Hin- 
blick auf den weiteren Fortgang und eine endgültige 
Bewertung des Vorganges bleibt jedoch der Aus- 
gang des strafrechtlichen Ermittlungsverfahrens ab- 
zuwarten. 


IX. Tätigkeit der THA/BvS 

1 . Die Aufgabenbewältigung durch die THA/BvS 

Die THA und die BvS waren von Anfang an vor eine 
gewaltige Aufgabe gestellt. Die THA privatisierte bis 
Ende 1994 15 102 Unternehmen und Unternehmens- 


teile. Der BvS oblag Ende 1997 die Bearbeitung und 
Überwachung von 40 865 Privatisierungsverträgen. 
Alleine diese beiden Zahlen zeigen, daß im Rahmen 
der Privatisierung von Unternehmen der ehemaligen 
DDR und der weiteren Aufgabenerfüllung der THA 
und der BvS ein Aufgabengebiet von beispiellosem 
Umfang bewältigt werden mußte. Der Unter- 
suchungsausschuß stellte fest, daß die THA/BvS 
ihre Aufgaben den gesetzlichen Aufträgen ent- 
sprechend erfüllt haben. Die Bundesregierung hat 
ihre Rechts- und Fachaufsicht über die THA/BvS 
ordnungsgemäß ausgeübt. Die Vorgaben des BMF 
zur Berücksichtigung volkswirtschaftlicher Kriterien 
und die Grundsätze der sparsamen und wirtschaft- 
lichen Haushaltsführung wurden bei der Privatisie- 
rung von Unternehmen durch die THA ausreichend 
beachtet. 

Die einigen Personen vorgeworfenen Unterwertver- 
äußerungen von Unternehmen, finanziellen Aushöh- 
lungen bzw. die Nichteinhaltung von Arbeitsplatz- 
und Investitionszusagen und die Reihe von Fällen, in 
denen es auch zu strafrechtlichen Ermittlungsverfah- 
ren und zivilgerichtlichen Klagen gekommen ist, 
dürfen nicht darüber hinwegtäuschen, daß die weit 
überwiegende Anzahl der Privatisierungen gelungen 
ist und die THA/BvS korrekt und erfolgreich gearbei- 
tet haben. Die vom Untersuchungsausschuß ausge- 
wählten Privatisierungen stellten keine typischen 
Beispiele für Privatisierungen von Unternehmen der 
DDR dar. Der Untersuchungsausschuß war ange- 
sichts der großen Anzahl der Privatisierungen erwar- 
tungsgemäß nicht in der Lage, allen Privatisierungs- 
fällen nachzugehen. 

Der Untersuchungsausschuß kritisiert insofern auch 
die SPD-Fraktion, die insbesondere gegen Ende der 
Untersuchungstätigkeit durch eine Fülle von Beweis- 
vorbereitungsanträgen, die die Berichtsanforderung 
zu einzelnen Privatisierungen betrafen, dem Unter- 
suchungsausschuß und auch der Bundesregierung 
und der BvS einen weiteren unnötigen und umfas- 
senden Arbeitsaufwand verschafft hat. Die Arbeit 
des Untersuchungsausschusses ist dadurch entschei- 
dend gehemmt worden. Bei den Privatisierungs- 
fällen, die durch die SPD erst gegen Ende der Unter- 
suchungstätigkeit aufgegriffen wurden und daher 
nicht mehr intensiv behandelt werden konnten, 
mußte sich der Untersuchungsausschuß im wesent- 
lichen darauf beschränken, die von der BvS erstellten 
Berichte auszuwerten. 

Der Untersuchungsausschuß hat sich diesen Beweis- 
vorbereitungsanträgen nicht verschlossen. Er verhehlt 
jedoch nicht, daß dieses hektische Auf greifen von 
Privatisierungsfällen am Ende der Untersuchungs- 
tätigkeit der Erfüllung des gesamten Untersuchungs- 
auftrages nicht dienlich war. Der Untersuchungsaus- 
schuß kann sich des Eindrucks nicht erwehren, daß 
es der SPD, nachdem die bis dahin durchgeführte 
Beweiserhebung nicht zu den von der SPD erhofften 
Sensationen geführt hat, geradezu verzweifelt auf 
der Suche nach einem publikumswirksamen Skandal 
gewesen ist. Wie die Auswertung dieser am Ende der 
Untersuchungstätigkeit erbetenen Berichte jedoch 
gezeigt hat, konnten diese Privatisierungsfälle den 
Gesamteindruck des Untersuchungsausschusses von 
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der Aufgabenerfüllung der THA/BvS nicht ver- 
ändern. Auch unter Einbeziehung dieser Priva- 
tisierungsfälle kommt der Untersuchungsausschuß 
zu dem Ergebnis, daß die THA/BvS insgesamt 
ihren Auftrag zur Privatisierung der Unternehmen 
der ehemaligen DDR in der gebotenen Weise erfüllt 
hat. 

Einzelne Fehler und Verfehlungen, im Verhältnis zur 
Gesamtzahl der Treuhandmitarbeiter in geringfügi- 
ger Anzahl strafrechtlich relevantes Verhalten und 
einzelne schwarze Schafe bei der großen Anzahl der 
im Rahmen der Privatisierung engagierten Investo- 
ren, ändern nichts daran, daß die Geschichte der 
Privatisierung der Unternehmen der ehemaligen 
DDR eine Erfolgsgeschichte geworden ist. 

Um einen Eindruck von der Fülle der Aufgaben der 
THA/BvS zu erhalten, hat sich der Untersuchungs- 
ausschuß im Rahmen seiner Beweiserhebung mit den 
rechtlichen Grundlagen der Arbeit der THA/BvS, 
deren Aufgaben sowie einzelnen Privatisierungsfor- 
men beschäftigt. Dabei hat er besonders berücksich- 
tigt, daß die THA in der Endphase der Regierung 
Modrow durch den Beschluß des Ministerrates der 
DDR entstanden ist. Die ursprünglich nicht auf Priva- 
tisierung der Unternehmen, sondern auf die Wahrung 
des Volkseigentums ausgerichtete Aufgabe der THA 
änderte sich am 1. Juli 1990 mit dem Inkrafttreten des 
von der Volkskammer der DDR beschlossenen Geset- 
zes zur Privatisierung und Reorganisation des volks- 
eigenen Vermögens (Treuhandgesetz - THG). Da- 
nach wurde es primäre Aufgabe der THA, das volks- 
eigene Vermögen der DDR zu privatisieren. Mit dem 
Einigungsvertrag wurde die grundsätzliche Fort- 
geltung des THG im vereinten Deutschland fest- 
geschrieben. Die Fach- und Rechtsaufsicht über die 
THA, die nunmehr als bundesunmittelbare Anstalt 
des öffentüchen Rechts qualifiziert wurde, obliegt 
seit der Wiedervereinigung dem Bundesminister der 
Finanzen. Die Rechtsaufsicht sowie Fachaufsicht 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirt- 
schaft und jeweils zuständigen Bundesminister wurde 
vom Bundesminister der Finanzen in ordnungs- 
gemäßer Weise wahrgenommen. Auch über die BvS 
hat der Bundesminister der Finanzen (bezüglich der 
Fachaufsicht im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Wirtschaft und dem jeweils zuständigen 
Bundesminister) die Rechts- und Fachaufsicht in 
ordnungsgemäßer Weise wahrgenommen. 

Das Ziel der THA, sanierungsfähige Unternehmen 
möglichst schnell in privates Eigentum zu überfüh- 
ren, um die öffentlichen Haushalte vor unkalkulier- 
baren Risiken zu schützen, machte eine Stärkung der 
Unabhängigkeit und Eigenverantwortung der THA 
notwendig. Das BMF konzentrierte seine der THA 
gemachten Vorgaben vor allem auf Vorgänge von 
grundsätzlicher Bedeutung und großer finanzieller 
Tragweite und verfolgte das Konzept einer mittel- 
baren abgestuften Aufsichtsführung. Zu diesem 
Zwecke wurden Kernstrukturen innerhalb der THA, 
wie der Leitungsausschuß als unabhängiges Gre- 
mium zur Beurteilung von Unternehmenskonzeption 
und der Sanierungsfähigkeit von Treuhandunterneh- 
men, ein Kredit- und Bürgschaftsausschuß zur Prü- 
fung von Anträgen auf Kredit und Bürgschaften, eine 


Arbeitsgruppe Bilanzüberprüfung, der Aufbau eines 
Rechnungswesens, Fachausschüsse des Verwal- 
tungsrats, die Innenrevision der THA, Vertrauensbe- 
vollmächtigte und die Stabsstelle für besondere Auf- 
gaben als Instrument gegen Vermögensschäden ein- 
gerichtet. Die Vertreter des BMF wirkten z.T auch 
aktiv beim Aufbau dieser Instrumente und dieser 
Gremien mit. Ein vereinfachtes haushaltsrechtliches 
Einwilligungsverfahren sollte sicherstellen, daß die 
Fälle mit großer finanzieller Tragweite dem BMF vor- 
zulegen waren. Der Wirtschaftsplan der THA konnte 
nur Wirksamkeit entfalten, wenn Einvernehmen zwi- 
schen der THA und dem BMF herbeigeführt wurde. 
Hinzu kam ein ständiger Informationsaustausch und 
eine Vielzahl von nicht formalisierten Kontakten zu 
allgemeinen Fragen zwischen dem BMF, anderen 
Bundesministerien und der THA und die Mitwirkung 
des BMF bei der Erstellung von Handreichungen, 
Handbüchern und Richtlinien. 

Neben der Kernaufgabe der THA, der Privatisierung 
der ihr treuhänderisch anvertrauten Unternehmen, 
war die THA durch das THG auch zur Sanierung der 
ihr unterstehenden sanierungsfähigen Unternehmen, 
bei denen die Herstellung der Wettbewerbsfähigkeit 
nicht mit einem unverhältnismäßig hohen Aufwand 
verbunden war, verpfüchtet. Die Abwicklung ehema- 
liger volkseigener Betriebe in der DDR war Aufgabe 
der THA, sofern eine Privatisierung oder Sanierung 
nicht in Betracht kam. Daneben oblag der THA die 
Abwicklung von Unternehmen des Bereiches KoKo 
und der Außenhandelsbetriebe (AHB), Reprivati- 
sierungen, die Verwaltung der Vermögenswerte von 
Parteien und Massenorganisationen und des 
Ministeriums für Staatssicherheit (MfS) sowie hoheit- 
liche Aufgaben im Bereich des Vermögenszuord- 
nungsgesetzes (VZOG), des Investitionsvorrangge- 
setzes und der Grundstücksverkehrsordnung (GVO). 
Auch nach der Umstrukturierung der THA zum 
1. Januar 1995 verblieben den Nachfolgeeinrichtun- 
gen, insbesondere der BvS umfangreiche Aufgaben. 
Neben der Restprivatisierung und den oben bezüg- 
lich der THA bereits dargestellten Aufgaben - sofern 
sie nicht den drei weiteren Nachfolgeorganisationen 
übertragen wurden - hatte die BvS die Aufgabe, die 
große Anzahl der Privatisierungsverträge zu über- 
wachen. 

Die THA privatisierte 15 102 Unternehmen und Unter- 
nehmensteile. Von den dabei in Aussicht gestellten 
erhaltenen oder zu schaffenden 1 508 000 Arbeitsplät- 
zen wurden 1 020 000 vertraglich zugesichert. Investi- 
tionen in Höhe von 211,1 Mrd. DM wurden in Aus- 
sicht gestellt und 156,6 Mrd. DM davon vertraglich 
zugesichert. Die 40 865 Privatisierungsverträge, die 
die BvS zum Stichtag 31. Dezember 1997 im Vertrags- 
management betreute, betrafen Investitionszusagen 
von rund 142 Mrd. DM und 889 988 Arbeitsplatz- 
zusagen. Diese Zahlen zeigen, in welchem Umfange 
die Privatisierung zu Verpflichtungen von Investoren 
geführt haben. 

Diese Zahlen werden auch durch die festgestellten 
Erfolge bestätigt. Die BvS konnte dem Untersu- 
chungsausschuß bezüglich der Verträge, bei denen 
die Überprüfung abgeschlossen ist, berichten, daß 
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insgesamt rund 50 000 Arbeitsplätze mehr geschaffen 
bzw. erhalten wurden, als vertraglich vereinbart wa- 
ren. Von den 142 Mrd. DM Investitionszusagen wur- 
den nicht nur die bis Ende 1997 vorzunehmenden 
73 Mrd. DM investiert. Es kam sogar zu Investitionen 
in Höhe von 107 Mrd. DM. 

Die THA kann neben erfolgreichen Sanierungen und 
Abwicklungen auf eine weitgehend gelungene Pri- 
vatisierungstätigkeit zurückblicken. 

Die Beweiserhebung durch den Untersuchungsaus- 
schuß hat die Feststellungen bestätigt, die bereits der 
2. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode von 
der Aufgabenerfüllung der THA hatte, daß es bei der 
immensen Aufgabenfülle der THA und bei dem ein- 
maligen Prozeß der Umwandlung der gesamten Wirt- 
schaft eines Staates einige mißglückte und fehl- 
geschlagene Privatisierungen gegeben hat. Diese 
konzentrieren sich jedoch auf die Anfangsphase der 
THA, in der zum einen „alte Seilschaften“ massiven 
Einfluß bei der Privatisierung zu nehmen versuchten, 
zum anderen die schnelle Rekrutierung von Personal 
besondere Schwierigkeiten bereitete. In der An- 
fangsphase THA wurden neben dem Aufbau der 
eigenen Organisations- und Arbeitsstruktur sehr 
schwierige operative Tätigkeiten ausgeübt. Die Bei- 
spiellosigkeit der Aufgabe führte dazu, daß es am 
Anfang keine Handreichungen und Regelwerke ge- 
geben hat und die Kontrollsysteme noch nicht aus- 
gearbeitet waren. In den hier bekanntgewordenen 
Fällen hat die THA unverzüglich gehandelt. Even- 
tuellen Fehlern und Mißständen wurde durch die 
Einrichtung der inneren Revision und der Stabsstelle 
für besondere Aufgaben sowie den Ausbau des 
Kontrollwesens und der ständigen Verbesserung des 
Regelwerkes Rechnung getragen. In den bekannt- 
gewordenen Fällen, in denen der Verdacht auf 
strafrechtlich relevantes Verhalten von Mitarbeitern 
bestand, wurde durch die THA/BvS die Staatsan- 
waltschaft eingeschaltet (zur Stabsstelle besondere 
Aufgaben und strafrechtlichen Aufarbeitung siehe 
Zweiter Teil, M.). 

2. Vergabe von Liquidationsdarlehen 

und Bemessung der Liquidatorenhonorare 
durch die THA/BvS 

Der Untersuchungsausschuß hat im Hinblick auf die 
Vergabe von Liquidationsdarlehen und die Bemes- 
sung der Liquidatorenhonorare festgestellt, daß die 
THA/BvS die Anmerkung des Bundesrechnungsho- 
fes (BRH) zur Bemessung der Liquidatorenhonorare 
für die Abwicklung von Beteiligungsuntemehmen 
der THA und die Feststellungen des 2. Untersu- 
chungsausschusses der 12. Wahlperiode auf gegriffen 
hat und die hinsichtlich der Vergabe von Liquida- 
tionsdarlehen und der Auswahl und Vergütung der 
Liquidatoren bestehenden Probleme hinreichend er- 
kannt und durch Änderung abgestellt hat. Durch die 
Einführung eines neuen Abwicklungsinformations- 
systemes wurde die Übersicht über die Abwicklun- 
gen verbessert. Durch die Einführung von Honorar- 
umsatzgrenzen und eine Beschränkung der Anzahl 
der Verfahren pro Liquidator, eine strenge Prüfung 
der Anpassung von Liquidationshonoraren nach 


oben, der Schlußrechnungsprüfung durch externe 
Wirtschaftsprüfer, der Pflicht zu monatlicher Bericht- 
erstattung und der Prüfung der Jahresabschlüsse 
wird auch nach Auffassung des Untersuchungsaus- 
schusses gewährleistet, daß die Angemessenheit der 
Liquidatorenhonorare entsprechend der Vergütungs- 
verordnung hinreichend geprüft wird. Soweit der 
Untersuchungsausschuß strafrechtlichen Ermittlun- 
gen gegen Liquidatoren von Treuhanduntemehmen 
nachgegangen ist, hat er feststellen können, daß 
lediglich gegen drei Liquidatoren, die insgesamt 
13 Abwicklungen vorzunehmen hatten, Anklagen er- 
hoben worden sind. Angesichts der Abwicklung von 
3 718 nicht sanierungsfähigen Betrieben durch die 
BvS (ohne die Abwicklung der Unternehmen des 
ehemahgen Bereiches KoKo und der ehemaligen 
Außenhandelsbetriebe) erscheint dies eine geringe 
Zahl. Auch im Hinblick auf die Auswahl der Liquida- 
toren gilt nach Auffassung des Untersuchungsaus- 
schusses, daß insbesondere in der Anfangsphase der 
THA durch die Fülle der Aufgaben und den durch 
den raschen wirtschaftlichen Zusammenbruch der 
DDR-Wirtschaft notwendigen Zeitdruck Fehler ge- 
macht worden sind. Hieraus sind jedoch durch die 
neue Regelung hinsichtlich der Liquidatorenhono- 
rare und der Beschränkung der an die Liquidatoren 
vergebenen Verfahren die richtigen Schlußfolgerun- 
gen gezogen worden. 

3. Holzhandel Berlin und Brandenburg GmbH 
(HBB) sowie Holzhandel Dresden GmbH (HD) 

Die Privatisierung dieser beiden Holzhandelsunter- 
nehmen war für den Untersuchungsausschuß in 
erster Linie deshalb von Interesse, weil hier Unter- 
nehmen der Schlaff-Gruppe und Personen aus deren 
Umfeld agierten. Diese Konstellation und die damit 
einhergehenden Begleitumstände der Privatisierung 
haben den Verdacht einer möglicherweise strafrecht- 
lich relevanten Privatisierung erweckt. Ein insoweit 
bei der Staatsanwaltschaft Berlin anhängiges Er- 
mittlungsverfahren ist allerdings noch nicht abge- 
schlossen. 

Aus den dem Untersuchungsausschuß vorhegenden 
Unterlagen ergibt sich, daß die THA hier möglicher- 
weise durch ein kollusives Zusammenwirken von 
Unternehmen der Schlaff-Gruppe und eigenen Mit- 
arbeitern, die dem Umfeld von Schlaff zugerechnet 
werden können, geschädigt wurde. Maßgebhche 
Akteure bei dieser Privatisierung waren die Robert 
Placzek Holding AG, ein Unternehmen der Schlaff- 
Gruppe, und Herbert Köhler, letzter Leiter der MfS- 
Abteilung XV der Bezirksverwaltung Dresden, der 
seit März 1990 für Unternehmen der Schlaff-Gruppe 
tätig ist, sowie auf seiten der THA Peter Deparade, 
der seit Ende 1990 für die THA tätig war und nach 
der Privatisierung der beiden Holzhandelsunterneh- 
men in den Dienst der Schlaff-Gruppe getreten war. 
Diese Konstellation führte zu einigen Merkwürdig- 
keiten im Privatisierungsverfahren. Dies betrifft die 
von der Robert Placzek Holding AG durch Nach- 
besserung ihres ursprünglichen Angebotes erreichte 
Verdrängung eines ihrer Mitbewerber um den Er- 
werb der HBB, Die auf der Basis dieses Angebotes 
von Deparade und der Zeugin Christine Gräfin von 
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Kageneck erarbeitete Vorlage für die Privatisierung 
der HBB wurde vom Vorstand der THA genehmigt. 
Nach dieser Genehmigung wurden allerdings eigen- 
mächtig Nachverhandlungen von Deparade geführt, 
in denen die für die Genehmigung durch den 
Vorstand der THA maßgeblichen von der Placzek 
Holding AG übernommenen Investitionsverpflich- 
tungen und Arbeitsplatzzusagen sowie eine Spekula- 
tionsklausel betreffend die Veräußerung von Grund- 
stücken entfielen, so daß der dann tatsächlich ab- 
geschlossene Privatisierungsvertrag nicht mehr von 
der Genehmigung durch den Vorstand der THA 
gedeckt war. Nach Abschluß des Vertrages kam es 
dann tatsächlich zu der Übertragung sämtlicher 
Grundstücke der HBB auf neugegründete Grund- 
stücksgesellschaften der Robert Placzek Deutschland 
Beteiligungs AG, deren Geschäftsführer nach seinem 
Ausscheiden aus der THA Deparade wurde. Auch 
Herbert Köhler, der bereits im Vorfeld der Privatisie- 
rung ca. vier Wochen eine Betriebsbeurteilung der 
HBB für die Schlaff-Gruppe vorgenommen hatte, 
übernahm nach der Privatisierung eine Funktion bei 
der HBB und wurde deren Geschäftsführer. 

Eine endgültige Klärung der insoweit bestehenden 
Verdachtsmomente war dem Untersuchungsaus- 
schuß nicht möglich. Auch insoweit bleibt der Aus- 
gang des staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsver- 
fahrens sowie der Fortgang der zeitgleich eingeleite- 
ten Ermittlungen der BvS in dieser Angelegenheit 
ab zu warten. 


4. Leuna/Minol 

Der Untersuchungsausschuß hat sich auch mit der 
Privatisierung der Minol AG durch die THA und der 
in Verbindung damit verhandelten Errichtung einer 
neuen Erdöl-Raffinerie in Leuna (Sachsen-Anhalt) 
durch ein vom französischen Konzern Elf Aquitaine 
geführtes Konsortium befaßt. Nachdem im Frühjahr 
1997 in der Presse Gerüchte über Unregelmäßig- 
keiten bei der Leuna/Minol-Privatisierung laut ge- 
worden waren, dabei u, a. Schmiergeldzahlungen 
des französischen Erwerbers Elf Aquitaine an Par- 
teien und Gewerkschaften in Deutschland, ehema- 
lige Stasi-Angehörige und Konkurrenzunternehmen 
behauptet worden waren, sowie der Vorwurf, gegen 
Elf Aquitaine erhoben worden war, unrechtmäßig 
höhere öffentliche Fördermittel durch die Angabe 
überhöhter Baukosten erlangt zu haben, sahen sich 
die SPD -Mitglieder im Untersuchungsausschuß ver- 
anlaßt, Beweisvorbereitungs- und Beweisanträge zu 
diesem Thema zu stellen. Auf Antrag der SPD- 
Fraktion wurden daher zunächst die bereits dem 
2. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode vor- 
gelegten Unterlagen des Bundeskanzleramtes und 
der THA zur Leuna/Minol-Privatisierung beigezogen 
und ein Bericht der BvS zu dieser Privatisierung 
angefordert. 

Der Untersuchungsausschuß hat sich mit der Leuna/ 
Minol-Privatisierung intensiv befaßt, obwohl das 
Thema erst relativ spät auf gegriffen wurde. Er konnte 
sich durch Zeugenvernehmungen und die Auswer- 
tung der beigezogenen Akten des Bundeskanzleram- 
tes und der THA/BvS von dieser Privatisierung ein 


Büd machen. Er hat sich den Beweisanträgen der 
SPD -Mitglieder im Untersuchungsausschuß nicht ver- 
schlossen, auch wenn diese erst spät eingebracht wor- 
den sind. Insbesondere hat die SPD erst im Februar 
1998 die Beiziehung der im BMWi und BMF über die 
Privatisierung und die damit im Zusammenhang 
stehenden Aktivitäten der Ministerien vorhandenen 
Akten angefordert. Dieses umfangreiche Material 
(ca. 90 Aktenbände) wurde unverzüglich zur Ver- 
fügung gestellt. 

Der Untersuchungsausschuß konnte sich somit bis 
zum Ende der Beweisaufnahme umfassend über die 
Leuna/Minol-Privatisierung informieren. Der auf 
Wunsch der SPD betriebene erhebliche Aufwand, 
der sowohl Arbeitskapazitäten des Sekretariats als 
auch der Bundesregierung in großem Umfang ge- 
bunden hat, hat zu dem vom Untersuchungsaus- 
schuß erwarteten Ergebnis geführt. 

Der Untersuchungsausschuß hat festgestellt, daß 
mit der Leuna/Minol-Privatisierung ein wesentlicher 
Schritt zum Erhalt des Chemiedreiecks von Sachsen- 
Anhalt geglückt ist. Eine Privatisierung des Gesamt- 
standortes Leuna mußte nach den Feststellungen des 
Untersuchungsausschusses schon früh als unreali- 
stisch verworfen werden, da Chemieunternehmen 
nicht am Betrieb der Raffinerie und Raffinerieunter- 
nehmen nicht am Betrieb eines ganzen Chemie- 
standortes interessiert waren. Die Privatisierung der 
Raffinerieaktivitäten wurde daher mit der Privatisie- 
rung der Minol Mineralölhandel AG verbunden. Wie 
auch die vom Untersuchungsausschuß vernomme- 
nen Zeugen betont haben, war von seiten des BVIF 
auf eine internationale Ausschreibung Wert gelegt 
worden. Die von einer namhaften Wirtschaftsbera- 
tungskanzlei betriebene Ausschreibung führte zu 
mehreren Angeboten, von denen das von dem durch 
den französischen Konzern Elf Aquitaine angeführ- 
ten Konsortium unterbreitete Angebot das beste war. 
Diese beste Bieterposition wurde auch durch Gutach- 
ter bestätigt. Eine im voraus erfolgte Festlegung auf 
diesen Bieter hat es nach den Erkenntnissen des Un- 
tersuchungsausschusses nicht gegeben. Das damals 
zuständige Vorstandsmitglied der THA, Dr. Schucht, 
hat in eigener Verantwortung den Abschluß mit dem 
TED -Konsortium vorbereitet und auch die Verkaufs- 
entscheidung getroffen. Der Untersuchungsausschuß 
hat keinerlei Hinweise, daß die Bundesregierung 
Einfluß auf die Entscheidung zugunsten des von Elf 
Aquitaine geführten Konsortiums genommen hat. 
Die in diesem Zusammenhang immer wieder zitierte 
Äußerung Schuchts, er hätte bei der Leuna/Minol- 
Privatisierung die uneingeschränkte Rückendeckung 
des Kanzlers gehabt, bezog sich darauf, daß der Bun- 
deskanzler schon sehr früh in dem Chemiedreieck 
eine politische Bestandsgarantie abgegeben hat und 
den Erhalt der Arbeitsplätze in der Region als wich- 
tiges Ziel vorgegeben hat. Diese allgemeine politi- 
sche Rückendeckung zum Erhalt des Chemiedrei- 
ecks stand nie zur Debatte und beruhte auf einem 
breiten poütischen Konsens. 

Nach Auffassung des Untersuchungsausschusses ist 
die Strategie, Leuna/Minol im Verbund zu privatisie- 
ren, um das Chemiedreieck zu erhalten, in vollem 
Umfange aufgegangen. Die Privatisierung ist ge- 
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glückt, die Raffinerie Leuna 2000 hat ihre Arbeit 
aufgenonunen und zeitigt die erwarteten positiven 
Effekte für die Neuansiedlung weiterer Unterneh- 
men und die Schaffung und Erhaltung von Arbeits- 
plätzen im Chemiedreieck. 

Der Untersuchungsausschuß hat ferner festgestellt, 
daß es weder bei den nach Abschluß des Hauptver- 
trages stattgefundenen Nachverhandlungen zwi- 
schen der THA und dem Konsortium in irgendeiner 
Form zu Unregelmäßigkeiten gekommen ist noch bei 
den Verhandlungen, die zum Memorandum of 
Understanding im Frühjahr 1994 führten. 

Im Zuge der Privatisierung des Staatskonzerns Elf 
Aquitaine kam es zu einer Neubewertung des Vorha- 
bens in der Konzemleitung. Infolgedessen entschied 
sich die Elf-Geschäftsführung, das Projekt nur dann 
weiter zu verfolgen, wenn sich ein weiterer indu- 
strieller Partner an der Realisierung der Raffinerie 
beteüigte. Thyssen hatte zu diesem Zeitpunkt seine 
Absicht bekanntgegeben seine Beteiligung an dem 
TED -Konsortium aufzugeben. Die in diesem Zusam- 
menhang zwischen der THA und Elf Aquitaine 1994 
geführten Verhandlungen dienten auch dem Ziel, die 
vertragliche Verpflichtung von Elf zum baldigen Bau- 
beginn der Raffinerie durchzusetzen. In dem ver- 
einbarten Memorandum of Understanding (MoU) 
erklärte sich die THA bereit. Elf Aquitaine bei der 
Suche nach einem neuen Partner zu unterstützen 
und sagte zu, die damals treuhandeigene Buna 
GmbH nach Fertigstellung der Raffinerie zur Über- 
nahme von 33% der Anteile der Betreibergesell- 
schaft der Raffinerie, der MIDER, zu veranlassen. Da 
die Buna GmbH nach dem Verkauf an Dow Chemical 
als industrieller Partner nicht mehr zu Verfügung 
stand, kam es zu neuen Verhandlungen zur Umset- 
zung des MoU, welche mit dem Abschluß eines Ver- 
gleichs endeten. 

Mit seinem Schreiben vom 18. Februar 1994 an den 
französischen Premierminister Edouard Balladur hat 
sich Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl mit Nachdruck 
dafür eingesetzt, daß Elf seine Verpflichtungen aus 
dem Privatisierungsvertrag einhält. 

Die in diesem Zusammenhang von bestimmten Pres- 
seorganen lancierten Vorwürfe gegen die Bundes- 
regierung entbehren nach Ansicht des Untersu- 
chungsausschusses jeder Grundlage. Der Bundes- 
kanzler und die Bundesregierung haben sich zu 
einem Zeitpunkt, als die Privatisierung gefährdet 
erschien, mit Nachdruck auch gegenüber der fran- 
zösischen Regierung dafür eingesetzt, daß Elf seine 
Verpflichtungen aus dem Privatisierungsvertrag ein- 
hält. Diese Bemühungen waren erfolgreich. Die Raf- 
finerie wurde errichtet und ist mittlerweile in Betrieb 
gegangen. Die Bundesregierung hat in diesem Falle 
genau das getan, was auch die SPD immer wieder 
eingefordert hat: Sie hat eine wichtige Privatisierung 
mit Sorgfalt begleitet und sich nachdrücklich für die 
deutschen Interessen und insbesondere die Interes- 
sen der Menschen in den neuen Bundesländern ein- 
gesetzt. Die Pressespekulationen, an denen sich auch 
die SPD beteiligt hat, täuschen darüber hinweg, daß 
durch den Einsatz des Bundeskanzlers auch gegen- 
über französischen Investoren der Erhalt bzw. die 


Schaffung von insgesamt ca. 35 000 Arbeitsplätzen 
gesichert werden konnte. Von besonderem Interesse 
für den Untersuchungsausschuß war, daß die Presse- 
veröffentlichung sich auf vertrauliche Unterlagen 
stützen konnte, die unmittelbar zuvor dem Unter- 
suchungsausschuß zur Verfügung gestellt worden 
waren. 

Der Untersuchungsausschuß hat keinerlei Anlaß 
davon auszugehen, daß es Unregelmäßigkeiten von 
seiten der THA/BvS oder der Bundesregierung 
bei den Verhandlungen und dem Abschluß des 
Memorandum of Understanding, des Vergleiches zum 
Memorandum of Understanding oder aber bei der 
Erstellung und der Nachprüfung der Neuerrichtung 
der Raffinerie gegeben hat. Aus den dem Unter- 
suchungsausschuß vorliegenden und von ihm aus- 
gewerteten Unterlagen gehen solche Unregelmäßig- 
keiten nicht hervor. 

Spekulationen über eine Einflußnahme der Bundes- 
regierung hängen nach Auffassung des Untersu- 
chungsausschusses auch damit zusammen, daß der 
Elf-Konzem in Frankreich wegen seiner Geschäfts- 
praktiken ins Gerede gekommen ist. 

Für besonderes Engagement bei der Opposition ha- 
ben die Gerüchte über die sog. Schmiergeldzahlun- 
gen, die in der Presse Niederschlag gefunden haben, 
gesorgt. Der Untersuchungsausschuß weist darauf 
hin, daß laut Presseveröffentlichungen der französi- 
schen Justiz in den Ermittlungsunterlagen keinerlei 
Anhaltspunkte über angeblich an die CDU oder an 
eine andere Partei geflossene Schmiergeldzahlungen 
zu finden sind. Was die Grundlage für die Spekula- 
tionen der französischen Presse gewesen ist, konnte 
vom Untersuchungsausschuß bisher nicht festge- 
stellt werden. Soweit der Untersuchungsausschuß 
etwaigen Schmiergeldzahlungen nachgegangen ist, 
konnte er hierfür keinerlei Anhaltspunkte finden. Im 
übrigen ist darauf hinzuweisen, daß sich die Speku- 
lationen insbesondere auch darauf richten, daß Geld 
an Gewerkschaften, alte Stasiseilschaften und Kon- 
kurrenzunternehmen geflossen sei, um Widerstände 
gegen das Elf-Engagement auszuräumen. 

Auch im Hinblick auf die in diesem Zusammenhang 
in der Presse genannten Personen hat der Unter- 
suchungsausschuß keine Hinweise auf Unregel- 
mäßigkeiten von Seiten der Bundesregierung und 
der THAyBvS gefunden. 

Etwaige Zusammenhänge zu Schmiergeldzahlungen 
konnten den Unterlagen genauso wenig entnommen 
werden, wie von den Zeugenaussagen ein Hinweis 
auf derartige Zahlungen ausgegangen ist. Keinem 
der Zeugen waren irgendwelche Zahlungen außer- 
halb der vertraghchen Vereinbarungen bekannt. Der 
Zeuge Dr. Schucht machte bei seiner Vernehmung 
sogar deutlich, daß umgekehrt die Elf Aquitaine zum 
Abschluß des Vertrages gedrängt werden mußte. In 
der Presse wird Dr. Schucht sogar so zitiert: 

„Je länger sich das Geschäft hinzog, um so eher 

hätte Veranlassung bestanden, daß Mitterrand von 

Kohl einen Scheck verlangt . " 

Der Untersuchungsausschuß kann angesichts der 
Gesamtentwicklung des Vertrags und der Nachver- 
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handlungen auch nicht erkennen, welches Interesse 
Elf Aquitaine gehabt haben könnte, durch außer- 
vertragliche Zahlungen den Abschluß des Vertrages 
zu fördern. 

Der Versuch der SPD, eine der erfolgreichsten Priva- 
tisierungen der THA in den neuen Bundesländern 
und die überaus erfolgreiche Neuetablierung der 
Chemieindustrie im Chemiedreieck von Sachsen- 
Anhalt durch Kritik an der Verhaltensweise der 
Bundesregierung und unhaltbare und von keinerlei 
Fakten getragene Gerüchte über Unregelmäßigkei- 
ten zu diskreditieren, ist fehlgeschlagen. Dank der 
erfolgreichen Arbeit der THA und des Engagements 
der Bundesregierung für das Chemiedreieck ist es 
gelungen, mit der neuen Raffinerie in Leuna und 
den damit verbundenen Neuansiedlungen weiterer 
Chemiebetriebe den Grundstein für den Erhalt und 
die Sicherung von Tausenden von Arbeitsplätzen zu 
schaffen. 


5. WBB-Wämrieanlagenbau Berlin 

Der Fall der Privatisierung der WBB-Wärmeanlagen- 
bau Berlin (WBB) gilt als der größte Aushöhlungsfall 
im Bereich der Privatisierung von Unternehmen der 
ehemaligen DDR durch die THA. Schlüsselfigur in 
diesem Fall ist der ehemalige Prokurist der Deut- 
schen Babcock AG, Michael Rottmann. 

Rottmann hatte nach den Feststellungen des Unter- 
suchungsausschusses im Rahmen des Privatisie- 
rungsverfahrens der WBB zunächst für die Deutsche 
Babcock AG als deren Prokurist Erwerbsverhand- 
lungen mit der THA geführt. Die von ihm im Zuge 
dieser Vertragsverhandlungen erlangten Kenntnisse 
über die WBB bewogen ihn offenbar zu dem Schluß, 
die WBB selbst zu erwerben. Zu diesem Zweck be- 
teihgte er sich mit zwei weiteren Personen an der 
Schweizer Chematec AG, die in der Folgezeit als 
Bewerber um die Übernahme der WBB, die nur in 
Gänze privatisiert werden sollte, auftrat. Parallel 
hierzu sorgte er dafür, daß die Deutsche Babcock 
AG als Bewerber für die Übernahme der WBB aus- 
schied. Da auch drei weitere Mitbewerber ihr Inter- 
esse aufgaben, verblieb die Chematec AG als einzi- 
ger Interessent und erhielt letztlich auch den Zu- 
schlag durch die THA. Nach den Feststellungen des 
Untersuchungsausschusses täuschte die Chematec 
AG die THA im Rahmen ihrer Selbstdarstellung 
über ihre Größe und Bonität. Auch flössen im Zu- 
sammenwirken mit Angestellten der WBB bereits 
vor der Privatisierung Gelder aus der WBB an die 
Chematec AG, ohne daß tatsächlich Gegenleistun- 
gen erbracht wurden. Nach dem Erwerb der WBB 
begann die Chematec AG, unter Verstoß gegen die 
Bestimmungen des Privatisierungsvertrages, die 
WBB durch den Verkauf von Grundstücken an zwi- 
schenzeitlich gegründete Tochtergesellschaften in 
der Schweiz sowie durch den Erwerb wertloser For- 
derungen auszuhöhlen, was im Jahre im 1993 letzt- 
hch zum Konkurs des Unternehmens führte. 

Der Untersuchungsausschuß geht davon aus, daß der 
Erwerb der WBB nach einem vorgefaßten Plan ver- 


lief, der von Rottmann in Zusammenarbeit mit den 
Altgeschäftsführern der WBB und den Verantwort- 
hchen der Chematec AG ausgearbeitet worden war. 
Inwieweit an diesen Tathandlungen auch Verant- 
wortliche der THA beteiligt waren bzw. inwieweit 
Verantwortlichen der THA insoweit Pflichtverletzun- 
gen vorgeworfen werden können, hat der Unter- 
suchungsausschuß nicht abschließend klären kön- 
nen. Insoweit bleibt der Ausgang des in dieser Ange- 
legenheit laufenden staatsanwaltschaftlichen Ermitt- 
lungsverfahrens abzuwarten. Auch zur Höhe des 
eingetretenen Schadens hat der Untersuchungsaus- 
schuß keine konkreten Feststellungen treffen kön- 
nen. Während die Staatsanwaltschaft II bei dem LG 
Berlin und die BvS von einer Schadenssumme von 
mindestens 150 Mio. DM ausgehen, rechnet die 
ZERV mit einem Schaden von 240 Mio. DM. Der 
Untersuchungsausschuß geht allerdings davon aus, 
daß diese Annahme der ZERV im Lichte der Erfah- 
rung mit anderen ihrer Schadensschätzungen mit 
Vorsicht zu behandeln ist. 

6. Privatisierung der ostdeutschen Kali-Industrie 

Der Untersuchungsausschuß konnte sich im Rahmen 
seiner Beweiserhebung davon überzeugen, daß bei 
der Privatisierung der ostdeutschen Kali-Industrie 
insbesondere im Hinblick auf die schwierige Aus- 
gangslage eine Entscheidung für eine zukunftsorien- 
tierte und erfolgreiche Kali-Industrie getroffen wurde. 

Die Privatisierung bzw. Aufrechterhaltung der in der 
Planwirtschaft stark subventionierten und veralteten 
Staatsbetriebe der ostdeutschen Kaliindustrie gestal- 
tete sich deshalb schwierig, weil die vorhandenen 
Überkapazitäten eine umfassende Rationalisierung 
und Umstrukturierung der MdK, des Zusammen- 
schlusses der ostdeutschen Kali-Industrie notwendig 
machte. Der THA oblag es, neben der Erzielung eines 
angemessenen Kaufpreises ein erfolgversprechendes 
Untemehmenskonzept, die Solidität des Käufers und 
die Sicherung von Arbeitsplätzen zu erreichen. Dies 
ist nach Abwägung aller Umstände auch gelungen. 

Hinweise auf personelle Verflechtungen zwischen 
der Kah und Salz AG bzw. der mit ihr verbundenen 
Beratungsfirmen und der MdK, die die Privatisierung 
der MdK unter Wettbewerbsbedingungen beein- 
trächtigt hätten, konnten nicht festgestellt werden. 
Vielmehr lag es im Interesse einer möglichst erfolg- 
reichen Entwicklung der Kali-Industrie in Ost- 
deutschland, sich des Wissens der wenigen Fach- 
leute, die es in Deutschland hinsichtlich Kah und Salz 
gab, zu versichern. 

Der Auftrag der THA an die Investmentbank Gold- 
man & Sachs, im Rahmen einer internationalen Aus- 
schreibung einen Investor und Käufer zu finden, 
zeigt, daß durch die THA versucht wurde, auf mög- 
lichst breiter Basis Angebote zu erhalten. Die neben 
Kah und Salz nach dieser Ausschreibung übrigge- 
bliebenen potentiellen Käufer, die kanadische PCS 
und das französische Unternehmen EMC, hatten nur 
Interesse an der Übernahme bzw. Weiterführung der 
Grube Ziehtz, der einzigen Grube, bei der sie an- 
scheinend die Aussicht auf Rentabilität sahen. Der 
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Untersuchungsausschuß konnte in dieser Hinsicht 
feststellen, daß die Kali-Lagerstätten der MdK auf- 
grund ihrer geologischen Struktur und der mineralo- 
gischen Zusammensetzung der dort befindlichen 
Salze im Vergleich mit anderen Lagerstätten bedeu- 
tend ungünstiger abschnitten. 

Da eine Gesamtprivatisierung mit den beiden auslän- 
dischen Bietern ausgeschlossen war, konnte dem- 
nach nur mit der Fusion mit der Kah und Salz AG un- 
ter Personalabbau im Westen und Osten eine konkur- 
renzfähige gesamtdeutsche Kali-Industrie erhalten 
werden. 


X. Privatisierung der ostdeutschen 
Werften (MTW und VWS) an die 
Bremer Vulkan Verbund AG (BW AG) 

Der Untersuchungsausschuß hat den Komplex Priva- 
tisierung der ostdeutschen Werften MTW und VWS 
an die BW AG besonders intensiv und über einen 
längeren Zeitraum aufgeklärt. Diese vom ursprüng- 
lichen Untersuchungsauftrag nicht umfaßte Thema- 
tik ist auf Wunsch der SPD am 18. Oktober 1996 
durch den Deutschen Bundestag als zusätzlicher 
Untersuchungspunkt beschlossen worden. Der Um- 
fang des durch den Konkurs der BVV AG eingetrete- 
nen Schadens bei den Ostwerften in Höhe von ca. 
854 Mio. DM, davon ca. 493 Mio. DM an öffentlichen 
Fördermittteln, aber auch die Komplexität der Pro- 
blematik haben diese besonders intensive Befassung 
durch den Untersuchungsausschuß erforderlich ge- 
macht. Die Erweiterung ging naturgemäß zu Lasten 
der übrigen Untersuchungspunkte, für deren Be- 
handlung weniger Zeit blieb. 

Die Privatisierung der Schiffbauindustrie der ehe- 
maligen DDR erfolgte vor einem außerordentlich 
schwierigen Hintergrund. Nach dem Zusammen- 
bruch des kommunistischen Unterdrückungssystems 
standen die vormaligen Staatswerften vor dem Ruin. 
Sie waren technisch völlig veraltet und sahen sich 
dem beginnenden Wegbrechen ihrer vormaligen Ab- 
satzmärkte im Osten gegenüber. Hinzu kam, daß die 
Schiffbaubranche durch weltweit bestehende Über- 
kapazitäten und eine erhebliche Konkurrenzsitua- 
tion, insbesondere mit asiatischen Produzenten, ge- 
kennzeichnet war und ist. 

Vor diesem Hintergrund gab es letztlich nur drei 
Alternativen für den weiteren Umgang mit der 
Schiffbauindustrie der DDR: 

Eine Abwicklung und Schließung der Werften, die 
zwar aus betriebswirtschaftlicher Sicht eigentlich 
geboten gewesen wäre und die, wie dem Untersu- 
chungsausschuß von verschiedenen Zeugen berichtet 
wurde, wohl auch dem Interesse der westdeutschen 
Konkurrenz entsprochen hätte, kam für die THA zu 
Recht nicht in Betracht. In diesem Zusammenhang 
steht auch die Aussage des Bezirksleiters Küste der 
IG Metall, Frank Teichmüller, im Raum, der dem 
Untersuchungsausschuß dargelegt hatte, daß der nie- 
dersächsische Ministerpräsident Schröder gefordert 
habe, die ostdeutschen Werften zu schließen und 
nicht nüt Staatsgeldern die Konkurrenz für die west- 


deutschen Werften aufrechtzuerhalten. Zwar hat Mi- 
nisterpräsident Schröder dieser Behauptung schrift- 
lich widersprochen. Auffälhg ist allerdings, daß er na- 
hezu einen Monat benötigte, auf den entsprechenden 
Hinweis des Vorsitzenden des Untersuchungsaus- 
schusses, der ihn anläßhch der Erstellung des Berich- 
tes eigens auf diese Aussage von Teichmüller hinge- 
wiesen hatte, in adäquater Form zu reagieren (Doku- 
ment Nr. 116). In jedem Falle wäre eine solche Verfah- 
rensweise in höchstem Maße verantwortungslos ge- 
wesen, da es sich bei der Schiffbaubranche um den 
wesentlichen Industriezweig im ansonsten überwie- 
gend landwirtschaftlich und touristisch geprägten 
Bundesland Mecklenburg- Vorpommern handelt. Sie 
hätte nicht nur zum Wegfall der industriell geprägten 
Arbeitsplätze geführt, sondern auch zum Konzept der 
Bundesregierung, industrielle Kerne in den neuen 
Bundesländern möglichst zu erhalten, in diametralem 
Gegensatz gestanden. 

Auf der anderen Seite wurde, massiv unterstützt 
durch die Opposition in Mecklenburg-Vorpommern, 
die Forderung nach einer Fortführung der Werften 
„als Ganzes“ erhoben. Hierzu sollten die seit Juni 
1990 in der Deutschen Maschinen- und Schiffbau 
AG (DMS AG) zusammengefaßten Werften zunächst 
saniert und anschließend als Ganzes privatisiert wer- 
den. Dieses Konzept lief damit auf eine Fortführung 
der Werten als Staatsbetrieb, der in Konkurrenz zur 
europäischen Schiffbauindustrie getreten wäre, hin- 
aus. Die THA ging nach Auffassung des Unter- 
suchungsausschusses zu Recht davon aus, daß ein 
solches Konzept zu unkalkulierbaren Kosten geführt 
hätte. Bereits die allgemeine Lebenserfahrung spricht 
für die von Staatssekretär Dr. Overh^us (BMF) vor 
dem Untersuchungsausschuß vertretene Auffassung, 
daß die Verluste dieses Konzerns in seinem konkreten 
Zustand „nach oben unbegrenzt gewesen“ wären. 
Darüber hinaus wäre dieses Konzept auch aus EU- 
rechtlichen Gründen nicht zu reahsieren gewesen. So 
heß die 7. Schiffbaurichtlinie vom 20. Juli 1992 staat- 
liche Subventionen im Schiffbau nur sehr einge- 
schränkt und zeithch auf den 31. Dezember 1993 be- 
schränkt zu. Da innerhalb dieses Zeitraums die Sanie- 
rung durch die THA nicht hätte zu Ende gebracht 
werden können, wäre ab dem 1. Januar 1994 nur noch 
eine sehr eingeschränkte Förderung durch die THA 
bzw. BvS möglich gewesen. Die von dem Zeugen 
Dr. Ringstorff geäußerte Auffassung, daß die Bundes- 
regierung bei der EU-Kommission und den anderen 
europäischen Schiffbau-Ländern weitere Zugeständ- 
nisse im Hinblick auf eine längerfristige Förderung 
der Schiffbauindustrie in der ehemaligen DDR hätte 
erreichen können, erscheint angesichts des bereits 
gegen die von der Bundesregierung tatsächlich er- 
reichten Fördermaßnahmen ausgeübten Widerstan- 
des anderer EU-Mitgliedstaaten völlig unrealistisch. 

Als politische Alternative blieb daher letztlich nur die 
Einzelprivatisierung übrig. Bei der Auswahl von 
Käufern für die Ostwerften war die THA letztlich be- 
schränkt, da das Interesse von potentiellen Investo- 
ren aus den bereits dargestellten Gründen begrenzt 
war. Lediglich die BVV AG war an einer globalen 
Übernahme der Ostwerften interessiert und wurde in 
diesem Bemühen auch von verschiedenen Seiten 
unterstützt. Auch Dr. Ringstorff hat in seiner Verneh- 
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mung vor dem Untersuchungsausschuß eingeräumt, 
daß die Übernahme der gesamten Schiffbauindustrie 
der ehemaligen DDR durch die BVV AG insbeson- 
dere auch durch die SPD Mecklenburg-Vorpom- 
merns unterstützt wurde. Der THA gelang es den- 
noch, auch sonstige Investoren für die Werften zu ge- 
winnen, so daß zunächst nur die beiden Werften 
MTW und VWS sowie zwei weitere im Schiffbau- 
bereich tätige Unternehmen an die BVV AG verkauft 
wurden. Für die BVV AG als Erwerber sprach in die- 
sen Fällen insbesondere der Umstand, daß sie als ein- 
ziger Bieter bereit war, beide Werften zu überneh- 
men. Zudem war die BVV AG einziger verbliebener 
Bieter für die MTW, und die Mitbieter um die VWS 
boten schlechtere Bedingungen als die BVV AG. 
Durch diese Risikostreuung hat die THA letztlich 
noch größere Schäden, als sie durch den Konkurs der 
BVV AG später eingetreten sind, verhindert. 

Die der THA von verschiedener Seite gemachten 
Vorwürfe im Zusammenhang mit der Auswahl des 
Käufers und der Führung der Privatisierungsver- 
handlungen hat die Beweisaufnahme des Unter- 
suchungsausschusses nicht bestätigt. Die THA 
konnte zum damaligen Zeitpunkt davon ausgehen, 
daß es sich bei der BVV AG um einen potenten Inve- 
stor handelte. Aus den der THA zugänglichen Unter- 
lagen stellte sich die Situation der BVV AG durchweg 
positiv dar. ln zwei Börsenzulassungsprospekten von 
1990 und 1992 wurden Kapitalerhöhungen von 148 
Mio. DM und 140 Mio. DM bewilligt. Bankauskünfte 
und Auskünfte der Wirtschaftsauskunftei Credit- 
reform vermittelten ein positives Bild der wirtschaft- 
lichen Lage der BVV AG. ln diesem Sinne stellten 
sich auch die von Wirtschaftsprüfern testierten Ge- 
schäftsberichte der BVV AG für die Jahre 1991 und 
1992 dar. Auch die Presseberichterstattung über die 
BW AG war in dieser Zeit positiv. Nicht bekannt, 
und von seiten der BVV AG auch z.T aktiv ver- 
schleiert, war der THA das Ausmaß der Verbindun- 
gen zwischen der BVV AG und dem Land Bremen. 
Dr. Hennemann und Dr. Scheider hatten der THA 
ausdrücklich versichert, daß das Land Bremen in kei- 
ner Weise Einfluß auf die Geschäftspolitik der BVV 
AG nehme und auch nicht über die bekannten An- 
teile hinaus über Anteilsbesitz verfüge (Dokument 
Nr. 105), während das Land in Wahrheit über die 
Hanseatische Industriebeteiligungen GmbH, Bremen 
(Hibeg) erheblichen Einfluß auf die Geschäftstätig- 
keit der BVV AG nahm. Die Hibeg handelte, wie ihr 
Geschäftsführer Geertz in seiner Vernehmung vor 
dem Untersuchungsausschuß betonte, stets im Auf- 
träge des Landes Bremen. Die Hibeg hielt treuhände- 
risch für das Land Bremen in - im Laufe der Zeit - un- 
terschiedlichem Umfang Aktien der BVV AG. Sie 
übernahm beispielsweise bei Kapitalerhöhungen Fi- 
nanzierungsgarantien und Abnahmeverpflichtungen 
für die neu emittierten Aktien. Sie garantierte auch 
teilweise die Abnahme von durch die BVV AG pro- 
duzierten Schiffen über den Erwerb von Schiffsbetei- 
ligungen, die dann anschließend weiter veräußert 
wurden. Das Stimmverhalten der Hibeg in den Gre- 
mien der BVV AG wurde nach Aussage von Geertz 
ausschließlich nach Weisung des Landes ausgeübt. 
In dieses Bild der engen Verbindung des Landes Bre- 
men mit der BVV AG paßt auch der Dienstvertrag 
von Dr. Hennemann mit dem Land Bremen. Wiewohl 


vermutlich in erster Linie im Hinblick auf versor- 
gungsrechtliche Gesichtspunkte geschlossen, bein- 
haltet er eine Regelung, wonach Dr. Hennemann im 
Rahmen seiner Tätigkeit für die BVV AG, soweit zu- 
lässig, auch die Interessen des Landes Bremen wahr- 
zunehmen hatte. 

Dem von den Zeugen Prof. Timmermann und 
Dr. Scheider erhobenen Vorwurf, die THA habe zu 
lasch verhandelt und alle Bedingungen der BVV AG 
erfüllt, kann sich der Untersuchungsausschuß nicht 
anschließen. Insofern ist, worauf insbesondere die 
Zeugin Birgit Breuel zutreffend hingewiesen hat, zu 
berücksichtigen, daß die beiden Zeugen als mit- 
verantwortliche Akteure der BVV AG ein Interesse 
daran hatten, den durch den Konkurs der BVV AG 
eingetretenen Schaden bei den Ostwerften einem 
fremden Verantwortungsbereich zuzuweisen. Nicht 
nachvollziehbar ist in diesem Zusammenhang insbe- 
sondere die, von Birgit Breuel ebenfalls bestrittene 
Behauptung von Dr. Scheider, er habe die THA ge- 
warnt, der BVV AG zu viele Unternehmen zu über- 
lassen. Es widerspricht jeglicher Lebenserfahrung, 
daß ein Aufsichtsratsvorsitzender eines Unterneh- 
mens Dritte vor dem eigenen Unternehmen warnt und 
damit seine Verpflichtungen gegenüber diesem Un- 
ternehmen in massiver Form verletzt. Hinzu kommt, 
daß die BVV AG ihre wesentliche Verhandlungsposi- 
tion, nämlich eine ungedeckelte Übernahme aller 
Verluste der Ostwerften, bis zum Abschluß der Um- 
strukturierungsphase nicht durchsetzen konnte. 

Das Ergebnis der Vertragsverhandlungen war ge- 
prägt von der beschriebenen schwierigen Verhand- 
lungsposition, in der sich die THA befand. Dennoch 
gelang es der THA, ihren Verlustbeitrag durch einen 
fixierten Gesamtausgleichsbetrag (GAB) zu begren- 
zen. Damit wurde insbesondere auch einer Vorgabe 
des Verwaltungsrates der THA und seiner Fach- 
ausschüsse entsprochen. Die Höhe des GAB wurde 
von den Werften ermittelt und durch eine von der 
THA beauftragte Wirtschaftsprüfer- und Steuerbe- 
ratungsgesellschaft überprüft. Insgesamt erhielt die 
BVV AG einen GAB in Höhe von ca. 1,271 Mrd. DM 
für die MTW und die VWS vertraglich zugesichert. 
Die Fördermittel wurden den Ostwerften unmittelbar 
zur Verfügung gestellt. Insbesondere diese Decke- 
lung des Verlustausgleichs ist als wesentlicher Ver- 
handlungserfolg der THA zu werten, da bei einer 
unbegrenzten Verlustübernahme bis zum Abschluß 
der Umstrukturierungsphase beliebige Manipulatio- 
nen durch das Verschieben von Verlusten zwischen 
den Ostwerften und den Westbetrieben der BVV AG 
möglich gewesen wären. Die hierdurch entstehen- 
den Risiken für den Haushalt der THA/BvS wären 
unüberschaubar gewesen. 

Die BVV AG verpflichtete sich zum Erhalt von insge- 
samt 4 685 Arbeitsplätzen sowie zu Investitionen von 
insgesamt ca. 1,05 Mrd. DM bei der MTW und der 
VWS. Beide Verpflichtungen waren pönalisiert. 

Die Wirksamkeit beider Verträge hing von der Ge- 
nehmigung durch die zuständigen Gremien der THA 
und der BVV AG, des BMF, des Bundeskartellamtes 
sowie der EU-Kommission ab. Da die Ostwerften 
jedoch während der Zeit des Genehmigungsverfah- 
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rens, das insbesondere auf EU-Ebene eine längere 
Zeit beanspruchte, ohne eine zusätzliche Entschei- 
dung über die unternehmerische Verantwortung 
nicht handlungsfähig gewesen wären, wurde der 
BVV AG die unternehmerische Verantwortung be- 
reits mit Abschluß der Privatisierungsverträge über- 
tragen. Die BVV AG forderte deshalb eine sofortige 
Auszahlung des GAB nach Vertragsabschluß unab- 
hängig vom tatsächlichen Finanzierungsbedarf der 
Ostwerften. Diese Forderung konnte von der THA in 
den Vertragsverhandlungen lediglich dahingehend 
abgemildert werden, daß die bei Wirksamkeit der 
Privatisierungsverträge fälligen Summen in drei 
Tranchen von einem durch die THA beauftragten 
Treuhänder ausgezahlt wurden. Im Rahmen des EU- 
rechtlichen Genehmigungsverfahrens für den Priva- 
tisierungsvertrag der MTW wurde auf Betreiben des 
BMF und der EU-Kommission eine in diesem Vertrag 
noch nicht enthaltene Vereinbarung zur Vermeidung 
von Spill-over-Effekten getroffen. Darin verpflichtete 
sich die BVV AG, durch von Wirtschaftsprüfern 
testierte Berichte prüfen und bestätigen zu lassen, 
daß die für die MTW gewährten Betriebs- und 
Investitionsbeihilfen ausschließlich für die im Privati- 
sierungsvertrag genannten Zwecke verwendet wur- 
den. Der von einigen Zeugen aus dem Bereich der 
BVV AG erweckte Eindruck, dabei habe es sich um 
eine reine Gefälligkeit der BVV AG gehandelt, ist 
unzutreffend, da ja gerade die Konformität mit EU- 
Recht und die Genehmigung durch die EU-Kommis- 
sion Vertragsbestandteil waren. Im Privatisierungs- 
vertrag für die VWS war eine derartige Spill- over- 
Klausel dann von Anfang an enthalten. 

Die EU-Kommission verlangte in ihrer Genehmigung 
darüber hinaus, daß die Beihilfemittel für die Ost- 
werften nur tranchenweise freigegeben werden durf- 
ten. Wegen einer zwischenzeitlich, in Abweichung 
von dem im Privatisierungsvertrag festgelegten Kon- 
zept, von der BVV AG beabsichtigten Standortver- 
lagerung der MTW innerhalb Wismars (sog. Haffeld- 
Konzept), sah sich die EU-Kommission bis Ende 1993 
nicht in der Lage, restliche Beihilfen für die MTW in 
Höhe von 463 Mio. DM freizugeben. Die BVV AG 
wurde daher mit Schreiben der THA vom 20. Dezem- 
ber 1993 aufgef ordert, diesen bereits als Darlehen 
ausgezahlten Betrag auf ein Sperrkonto, über das die 
MTW nur mit Zustimmung zweier von der THA und 
der BVV AG eingesetzten Treuhänder verfügen 
konnte, zurückzuführen. Die BVV AG überwies in- 
nerhalb weniger Tage den geforderten Betrag. Erst 
nachdem die BVV AG diese Pläne aufgab und zum 
ursprünglichen Konzept zurückgekehrt war, wurde 
der überwiegende Teil dieser Mittel durch die EU- 
Kommission tranchenweise im Laufe der Jahre 1994 
und 1995 freigegeben. Eine letzte Tranche in Höhe 
von 48 Mio. DM wurde erst im Mai 1996 nach dem 
Konkurs der BVV AG freigegeben. 

Die Spill-over-Berichte waren vierteljährlich von den 
Werften zu erstellen und jährlich von Wirtschaftsprü- 
fern zu testieren. Sie waren über die THA/BvS, BMF 
und BMWi der EU-Kommission vorzulegen. Die THA 
erfuhr erstmals durch den Spill-over-Bericht für das 
erste Halbjahr 1993 die MTW betreffend, der im 
November 1993 vorgelegt wurde, daß die Ostwerften 
begonnen hatten, Gelder an die BVV AG auszu- 


leihen. ln dem Schreiben vom 20. Dezember 1993 
wurde die BVV AG von seiten der THA darauf hinge- 
wiesen, daß derartige Transfers nur dann zulässig 
seien, wenn die ausgeliehenen Gelder auf erstes An- 
fordem zur Verfügung stünden. Des weiteren forderte 
sie, die Gelder durch Bankgarantien abzusichern. 
Diese waren im Privatisierungsvertrag nicht aus- 
drücklich vereinbart. Die Notwendigkeit der Fristen- 
kongruenz ergab sich allerdings aus den EU-recht- 
lichen Vorgaben, worauf auch die EU-Kommission 
mehrfach hinwies, so daß die BVV AG dieser Forde- 
rung nachkommen mußte. Die Gestellung von Bank- 
sicherheiten lehnte sie allerdings unter Hinweis auf 
eine fehlende vertragliche Verpflichtung ab. 

Die Ostwerften legten bereits nach relativ kurzer Zeit 
die ihnen von der THA zur Verfügung gestellten Mit- 
tel, die noch nicht zur Finanzierung von Investitionen 
benötigt wurden, aber auch liquide Eigenmittel im 
Wege von Einzelanlagen bei der BVV AG an. Dies 
war wirtschaftlich durchaus sinnvoll, da die BVV AG 
für diese Gelder den Ostwerften einen höheren Zins- 
satz, als er jeweils am Kapitalmarkt zu erzielen gewe- 
sen wäre, garantierte. Nachdem bereits im Septem- 
ber 1993 sechs westdeutsche Verbundunternehmen 
der BVV AG in ein automatisches Cash-Management 
System einbezogen worden waren, wurde dieses 
System aufgrund von Vorstandsbeschlüssen der BW 
AG in der Folgezeit auf den gesamten Konzern aus- 
geweitet. Entsprechenden Weisungen des Konzem- 
vorstandes folgend, traten die MTW und die VWS 
Ende 1994 diesem System bei. In den entsprechen- 
den Verträgen sicherte die BVV AG die jederzeitige 
und kurzfristige Verfügbarkeit der auf diese Weise 
zur Verfügung gestellten Gelder der- Ostwerften zu. 
Die Forderung der MTW nach einer förmlichen Be- 
sicherung der Gelder lehnte sie allerdings, ebenso 
wie gegenüber der THA, ab. Die Einlagen der 
Ostwerften im Cash-Management betrugen bis zu 
590 Mio. DM (190,5 Mio. DM von seiten der MTW 
und 399,5 Mio. DM von seiten der VWS). Daneben 
hatten die beiden Ostwerften noch Festgeldanlagen 
in beträchtlicher Höhe bei der BVV AG getätigt. Zum 
Zeitpunkt des Konkurses der BVV AG beliefen sich 
diese Anlagen auf rund 854 Mio. DM, davon waren 
493 Mio. DM öffentliche Fördermittel. 

Bereits in den Vertragsverhandlungen spielte die 
Frage des Umgangs mit den öffentlichen Förder- 
mitteln, die noch nicht für Investitionen benötigt 
wurden, eine Rolle. Aus den Ausführungen, die 
RA Dr. Schütte, der die Vertragsverhandlungen als 
juristischer Berater auf seiten der THA führte, gegen- 
über der Staatsanwaltschaft Bremen im Rahmen des 
Ermittlungsverfahrens gegen Verantwortliche der 
BVV AG machte, ergibt sich, daß es ein gemeinsames 
Verständnis der Vertragsparteien dahingehend gab, 
daß die Fördermittel in einem gemeinsamen „Finanz- 
kreislauf Ost" verbleiben sollten. Dies hätte bedeu- 
tet, daß die MTW und die VWS liquide Mittel nur 
innerhalb ihrer gemeinsamen Dachgesellschaft, der 
Hanse Holding, die zum damaligen Zeitpunkt als 
Zwischenholding zwischen den Ostwerften und der 
BVV AG fungierte, hätten anlegen können, nicht 
aber in einem zentralen Cash-Management, in das 
auch westliche Verbundunternehmen der BVV AG 
einbezogen waren. Eine entsprechende vertragliche 
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Verpflichtung war aber wegen des Widerstandes der 
BW AG nicht durchsetzbar. Nach Auffassung von 
RA Dr. Schütte hätte das Bestehen auf einer solchen 
Regelung zum Scheitern der Vertragsverhandlungen 
geführt. Aus weiteren dem Untersuchungsausschuß 
vorhegenden Unterlagen ergibt sich, daß auch die 
BW AG von einem derartigen Vertragsverständnis 
ausging und erst später, mit der Einbeziehung der 
Ostwerften in das zentrale Cash-Management diese 
Vertragsgrundlage verheß. Das Thema Cash-Manage- 
ment selbst wurde nach diesen Angaben von RA 
Dr. Schütte bei den Vertragsverhandlungen nur am 
Rande und nicht im Beisein von Vorstandsmitglie- 
dern der THA behandelt. 

Der Untersuchungsausschuß hat festgestellt, daß 
Cash-Management-Systeme eine in größeren Kon- 
zernen durchaus übliche Methode zur Optimierung 
von Finanzkreisläufen sind. Insofern war die Einfüh- 
rung dieses Systems bei der BW AG keine Maßnah- 
me, die aus unternehmensrechthcher oder betriebs- 
wirtschafthcher Sicht zu beanstanden war, zumal sie 
sorgfältig geplant und von einer Unternehmens- 
beratung begleitet wurde. Die Unternehmen, darun- 
ter auch die Ostwerften, die Gelder in das zentrale 
Cash-Management einstellten, bekamen eine bes- 
sere Verzinsung als bei Banken; die Unternehmen, 
die auf Grund eigener Liquiditätsschwäche auf Kre- 
dite angewiesen waren, hatten weniger Sollzinsen 
für die Finanzierung über das Cash-Management zu 
zahlen. Auch die fehlende Besicherung der Einlagen 
war aus unternehmensrechtlicher Sicht nicht zu 
beanstanden, da eine Besicherung von Einlagen in 
einem quahfiziert faktischen Konzern, wie ihn die 
BW AG darstellte, nicht übhch ist. Bedenklich war 
die Einbeziehung der Ostwerften in das zentrale 
Cash-Management allerdings insoweit, als die BW 
AG damit die gemeinsame Grundlage des Vertrags- 
verständnisses BVV AG/THA verließ. Da eine schrift- 
liche Fixierung dieser Vertragsgrundlage für die 
THA in den Vertragsverhandlungen aber nicht 
durchsetzbar war, war es für die THA nicht mög- 
lich, dagegen mit Erfolg vorzugehen. Aus diesem 
Grunde wäre auch die Anrufung eines Schiedsge- 
richts, die nach den vertraglichen Bestimmungen 
möghch war, aussichtslos gewesen, da der BW AG 
eine Pflichtverletzung nicht hätte nachgewiesen 
werden können. 

Eine förmliche Fehlverwendung der Mittel der Ost- 
werften durch die BVV AG trat erst in dem Moment 
ein, als die jederzeitige Verfügbarkeit dieser Mittel 
für die Ostwerften nicht mehr gewährleistet war. 
Nach den Feststellungen des Untersuchungsaus- 
schusses war dies etwa ab der zweiten Jahreshälfte 
1995 der Fall, als die BW AG in eine schwere finan- 
zielle Krise geriet, die letztlich nicht mehr behoben 
werden konnte und in das Konkursverfahren mün- 
dete. Diese Finanzkrise war allerdings ledighch das 
Ergebnis bereits seit längerer Zeit bestehender 
finanzieller Probleme des Konzerns, die bis zu die- 
sem Zeitpunkt durch die BVV AG immer wieder 
erfolgreich verschleiert werden konnten. Die Gründe 
für den Konkurs der BW AG hat der Unter- 
suchungsausschuß im wesentlichen in einer verfehl- 
ten Unternehmenspolitik, die von Dr. Hennemann 
gesteuert wurde, gesehen. Nahezu alle Zeugen, die 


der Untersuchungsausschuß hierzu befragt hat, 
haben berichtet, daß die zuweilen reahtätsfernen 
Visionen von Dr. Hennemann, die auf den Aufbau 
eines „maritimen Weltkonzerns“ gerichtet waren, zu 
einer unkoordinierten Akquisitionspolitik des Kon- 
zerns, die zunehmend auch auf den Erwerb bran- 
chenfremder Unternehmen gerichtet war, geführt 
hätten. Widerstände gegen diese Pohtik vermochte 
Dr. Hennemann stets mit seiner Überzeugungskraft 
und seinen rhetorischen Fähigkeiten auszuräumen. 
Dabei kam ihm insbesondere auch zugute, daß er 
aufgrund seiner engen pohtischen Verbindungen 
zum Bremer Senat, in dem er vor seiner Tätigkeit für 
die BW AG in leitender Position tätig war und von 
dem er in die Position des Vorstandsvorsitzenden der 
BW AG lanciert worden war, über lange Zeit stets 
auf die Rückendeckung durch die Verantwortlichen 
der Bremischen Landespolitik bauen konnte. Diese 
nahezu bedingungslose Unterstützung für die Unter- 
nehmenspolitik Dr. Hennemanns änderte sich erst 
durch die Veränderung der pohtischen Machtver- 
hältnisse in Bremen nach den Senatswahlen im 
Frühjahr 1995. 

Diese Unternehmenspolitik der BW AG ging einher 
mit erheblichen organisatorischen Mängeln. So unter- 
lag das Management einer erheblichen personellen 
Fluktuation. Verantwortliche wurden stets dann ab- 
gelöst, wenn sie die Linie von Dr. Hennemann nicht 
rückhaltlos unterstützten, einzig Dr. Hennemann war 
eine personelle Konstante des Konzerns. Daneben 
waren die im Management tätigen Verantworthchen 
der BVV AG auf Grund vielfältiger Doppelfunktionen 
überfordert und wegen der mangelhaften Transpa- 
renz und Kommunikation innerhalb des Vorstandes 
auch z.T nicht in der Lage, ihrer Verantwortung opti- 
mal nachzukommen. Hinzu kam, daß die Ergebnis-, 
Bilanz- und Finanzplanung den Erfordernissen eines 
Großkonzerns nicht gerecht wurde. Ein integriertes 
System dieser drei klassischen Planungsbereiche be- 
stand nicht auf Konzemebene. Die für die Planung 
notwendigen Zahlen wurden z.T. nicht mit der 
notwendigen Sorgfalt erstellt; Risiken beim Erwerb 
von Unternehmen wurden häufig „schöngerechnet". 

Dem Vorstand der BW AG war spätestens seit dem 
3. Juh 1995 bekannt, daß sich der Konzern in einer 
außerordentlich kritischen finanziellen Situation 
befand. Zu diesem Zeitpunkt wurde dem Vorstand 
ein Gutachten der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Boston Consulting Group (BC), die von der BVV AG 
mit der Erstellung einer Analyse der wesentlichen 
Finanzdaten und des Schiffbaukonzepts des Kon- 
zerns beauftragt worden war, präsentiert. Nach die- 
sem Gutachten benötigte der Konzern für die Jahre 
1995 bis 1997 einen zusätzlichen Liquiditätsbedarf 
von mehr als 1 Mrd. DM. Zudem wurde in dem 
Gutachten ein sofortiger „Handlungsbedarf zur Ab- 
deckung von kurzfristigen Liquiditätsrisiken“ sowie 
„die Notwendigkeit zur Aufnahme langfristiger 
Kredite“ konstatiert. Diese Analyse der Lage des 
Konzerns wurde vom Vorstand als selbst unter 
„worst-case" Gesichtspunkten zu pessimistisch ver- 
worfen. Die BvS wurde hierüber nicht informiert. 

Im August 1995 entstand dann, wie von BC bereits 
prognostiziert, eine akute Liquiditätslücke in Höhe 
von 300 Mio. DM bei der BVV AG, die nach einer 
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weiteren Krisensitzung mit Bankenvertretem und 
Vertretern des Landes Bremen, über die die BvS 
ebenfalls nicht informiert wurde, durch einen ge- 
sicherten Kredit eines Bankenkonsortiums und der 
Hibeg abgedeckt wurde. Kreditnehmer war jedoch 
nicht die BW AG selbst, sondern u. a. die VWS und 
die NIR mit insgesamt 89,9 Mio. DM. Diese Kredit- 
aufnahme wurde am 11. September 1995 durch den 
Aufsichtsrat der BW AG in einer außerordentlichen 
Sitzung genehmigt. Gleichzeitig wurden in personel- 
ler Konsequenz der desolaten Finanzlage des Kon- 
zerns Dr. Hennemann und zwei weitere Vorstands- 
mitglieder von ihren Aufgaben entbunden. 

In einer Vorstandssitzung der BW AG am 9. Oktober 
1995 wurde deutlich, daß der Konzemvorstand ganz 
konkret die noch zur Auszahlung anstehenden 
öffentlichen Beihilfen für die MTW für die Liquidi- 
tätsdeckung einsetzen wollte. 

In einer weiteren Krisensitzung am 29. November 
1995 in Bremen erläuterte Günter Smidt, der zum 
kommissiarischen Nachfolger von Dr. Hennemann 
ernannt worden war, daß es für die BVV AG unmög- 
hch sei, die im Rahmen des Cash-Management bei 
der BW AG angelegten Gelder der Ostwerften in 
Höhe von rd. 900 Mio. DM bedarfsgemäß zur Verfü- 
gung zu stellen und auch die Realisierung des Eigen- 
anteils der BW AG an den Investitionsverpflichtun- 
gen aus den Privatisierungsverträgen zum damaligen 
Zeitpunkt nicht mehr möghch sei. Smidt stellte aller- 
dings gleichzeitig ein Überwinden dieser Liquiditäts- 
lücke und für die Folgejahre ausgeglichene Unter- 
nehmensergebnisse bzw. sogar Gewinne in Aussicht. 
An dem Gespräch nahmen neben Vertretern der 
BW AG und Wirtschaftsprüfern der C & L auch zwei 
Mitarbeiter der BvS sowie Vertreter der Hansestädte 
Bremen und Hamburg und der Länder Mecklen- 
burg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-West- 
falen und Schleswig -Holstein teil. Das BMF erhielt 
von dieser Unterredung Anfang Dezember 1995 
durch einen Besprechungsvermerk des Wirtschafts- 
ministeriums Mecklenburg -Vorpommern Kenntnis. 
In diesem Vermerk fehlt allerdings die eingangs 
zitierte Äußerung von Günter Snüdt. Noch am 7. De- 
zember 1995 teilte der Vorstand der BW AG der BvS 
mit, daß die im Cash-Management angelegten Mittel 
der Ostwerften für deren Investitionen zur Verfügung 
stehen würden. Erst am 22. Dezember 1995 teüte der 
Vorstand der BW AG offiziell der BvS mit, daß die 
im Cash-Management angelegten Beihüfen der Ost- 
werften nicht mehr verfügbar waren. 

Der Untersuchungsausschuß ist zu dem Ergebnis ge- 
kommen, daß die THA/BvS bzw. die Bundesregie- 
rung bei der Begleitung der Privatisierung die not- 
wendige und nach den Umständen mögliche Sorgfalt 
haben walten lassen. Diese Aufgabe wurde jedoch 
durch die mit dem Anwachsen der finanziellen 
Schwierigkeiten der BW AG zunehmenden Täu- 
schungshandlungen von seiten der BW AG massiv 
beeinträchtigt. So teilte die BW AG beispielsweise 
auf eine entsprechende Anfrage der BvS Anfang 
April 1994 mit, daß zum damaligen Zeitpunkt keine 
Ausleihungen der MTW an die BW AG bestanden. 
Tatsächlich wurden aber die Cash-Management-Ein- 
lagen der MTW lediglich für einen einzigen Stichtag 
auf Null gestellt. Der Zeuge Prof. Timmermann hat 


dem Untersuchungsausschuß gegenüber bekundet, 
daß die Liquidität der Ostwerften durch die BW AG 
zunehmend gezielt zur Deckung eigener Liquiditäts- 
lücken eingesetzt wurde. Er hat in diesem Zusam- 
menhang auch berichtet, daß die BW AG im Wege 
überteuerter Know-how-Verkäufe an die Ostwerften 
versucht habe, Liquidität zu schöpfen. Der Unter- 
suchungsausschuß hat diesen Vorwurf nicht verifi- 
zieren können, da die vorgenommenen Know-how- 
Transfers in den Spill-over-Berichten von den Wirt- 
schaftsprüfern im Rahmen ihrer Testate nicht bean- 
standet wurden. Ein gravierendes Fehlverhalten der 
BW AG sieht der Untersuchungsausschuß allerdings 
darin, daß die Ostwerften noch Ende 1995 von seiten 
der BW AG zu Kreditaufnahmen von insgesamt 
ca. 139 Mio. DM veranlaßt wurden, obwohl sie durch 
die von der THA/BvS gewährten Beihüfen über hin- 
reichende Liquidität verfügten. Auch diese Kredit- 
beträge wurden ins Cash-Management gestellt und 
gingen nüt dem Konkurs der BVV AG verloren. 

In diesem Zusammenhang haben auch diverse Ge- 
spräche von Dritten mit Verantwortlichen der THA/ 
BvS bzw. Unterlagen der THA/BvS über die Unter- 
nehmenspoütik und die finanzielle Situation der 
BW AG eine Rolle gespielt. In der Öffentiichkeit am 
meisten Beachtung gefunden hatte dabei das Ge- 
spräch, das Prof. Timmermann anläßlich seines Aus- 
scheidens aus der BW AG am 8. Dezember 1993 mit 
Birgit Breuel geführt hat und in dem er vor einer 
Zweckentfremdung der Mittel der Ostwerften ge- 
warnt haben wUl. In seiner Zeugenvernehmung vor 
dem Untersuchimgsausschuß hat Prof. Timmermann 
allerdings die Qualität dieser Hinweise stark relati- 
viert, zumal er angab, zu detaillierten Angaben da- 
mals nicht in der Lage gewesen zu sein, da er noch 
einer Schweigeverpfhchtung aus seinem Vertrags- 
verhältnis mit der BW AG unterlegen habe. Für den 
Untersuchungsausschuß war daher die Bewertung 
von Birgit Breuel, die in dem Gespräch geäußerten 
Hinweise seien derart vage gewesen, daß konkrete 
Maßnahmen seitens der THA nicht hätten veranlaßt 
werden können, durchaus nachvollziehbar, wenn- 
gleich Birgit Breuel einräumte, der Besuch von 
Prof. Timmermann habe die THA mögücherweise in 
ihren sowieso schon laufenden Bemühungen um eine 
Sicherung der Beihilfen der Ostwerften bestärkt. 
Maßnahmen der THA, die über das im oben erwähn- 
ten Schreiben vom 20. Dezember 1993 an die BW 
AG zum Ausdruck gebrachte Verlangen der THA 
nach einer Sicherung der im Cash-Management be- 
findlichen Gelder der Ostwerften hinausgegangen 
wären, hätten jedenfalls aufgrund der von Prof. Tim- 
mermann gegebenen Hinweise nicht veranlaßt wer- 
den können. Hinzu kommt, daß die gleichfalls in die- 
sem Schreiben geforderte Rückzahlung von bereits 
ausgezahlten Fördermitteln in Höhe von 463 Mio. 
DM auf ein Sperrkonto durch die BW AG innerhalb 
weniger Tage realisiert wurde, was von der THA 
jedenfalls nicht als Beleg für Liquiditätsschwierigkei- 
ten der BW AG gewertet werden konnte. 

Gleiches güt für die Gespräche, die der ehemalige 
Justitiar der Hanse Holding, Walter Huschke, im De- 
zember 1993 und im März 1995 mit dem zuständigen 
Direkter des Vertragsmanagements der BvS führte 
und in denen er ebenfalls vor einer Zweckent- 
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fremdung der den Ostwerften gewährten Beihilfen 
gewarnt haben will. Die von Groß-Blotekamp in 
seiner Zeugenvernehmung vor dem Untersuchungs- 
ausschuß geäußerte Bewertung, Huschke habe bei 
diesen Besuchen keinerlei konkrete Hinweise auf 
eine derartige Zweckentfremdung gegeben, deckt 
sich letztlich auch mit der Wahrnehmung von 
Dr. Ringstorff, den Huschke in gleicher Sache im 
März 1995 aufgesucht hatte. Für Dr. Ringstorff ver- 
mittelte der Besuch von Huschke ebenso wie für 
Groß-Blotekamp in erster Linie den Eindruck, daß 
Huschke um seinen Arbeitsplatz, der aufgrund der 
Auflösung der Hanse Holding wegfiel, besorgt war. 

Auch zwei von Mitarbeitern der THA/BvS angefer- 
tigte Gutachten, die sich mit der Finanzlage und der 
Unternehmenspolitik der BW AG befaßten, gaben 
der THA/BvS keine Handhabe, fällige Mittelauszah- 
lungen an die Ostwerften zu verweigern bzw. bereits 
ausgezahlte Mittel zurückzufordern. In beiden Gut- 
achten werden zwar einzelne Aspekte der Unter- 
nehmenspolitik der BVV AG kritisch beleuchtet 
bzw. Risiken des Cash-Managements aufgezeigt, sie 
liefern aber keinerlei Hinweise auf eine konkrete 
Zweckentfremdung der Mittel der Ostwerften durch 
die BW AG. 

Da der THA/BvS auch weder von seiten der Ostwerf- 
ten noch von der BVV AG konkrete Hinweise hin- 
sichtlich einer Mittelfehlverwendung oder einer 
Nichterfüllung der Privatisierungsverträge zugingen, 
sondern immer wieder die Planmäßigkeit des Fort- 
gangs der Investitionen auch durch die von den Wirt- 
schaftsprüfern bestätigten Spill-over-Berichte be- 
stätigt wurde, bestand für die THA/BvS keinerlei 
Möglichkeit, die Mittelauszahlung zu verweigern. 
Deshalb mußte die BvS auch am 10. Oktober 1995 
nach der Genehmigung durch die EU-Kommission 
weitere Fördergelder in Höhe von 194 Mio. DM von 
dem für die MTW eingerichteten Sperrkonto frei- 
geben. Mit einer Verweigerung dieser Auszahlung 
wäre die BvS gegenüber der BW AG vertragsbrü- 
chig und ggf. auch schadenersatzpflichtig geworden. 
Außerdem hätte eine Verweigerung der Auszahlung 
aufgrund der dadurch ausgelösten negativen Publizi- 
tät für die BW AG unabsehbare Konsequenzen für 
das finanzielle Standing der BVV AG ausgelöst, da 
dies ein Signal für alle Gläubiger der BVV AG gewe- 
sen wäre, nur noch gegen Sicherheit zu hefern. Eine 
derartige Konsequenz wäre aus Sicht der BvS zum 
damaligen Zeitpunkt und auf Basis der damahgen 
Erkenntnisse nicht zu verantworten gewesen. 

Der Untersuchungsausschuß ist der Auffassung, daß 
belastbare Hinweise auf eine Zweckentfremdung der 
Mittel der Ostwerften der BvS erst durch die Krisen- 
sitzung vom 29. November 1995, in der die BW AG 
eingestand, daß die Mittel der Ostwerften nicht mehr 
bedarfsgerecht zur Verfügung standen, Vorlagen. In- 
soweit beanstandet der Untersuchungsausschuß, daß 
die BvS das BMF nicht über diese relevanten Inhalte 
der Krisensitzung informierte. Allerdings ist auch 
insoweit zu berücksichtigen, daß von seiten der BVV 
AG auch nach diesem Zeitpunkt noch versichert 
wurde, daß die Liquiditätsschwierigkeiten kurzfristig 
behoben würden und erst am 22. Dezember 1995 der 
BvS von seiten der BVV AG mitgeteilt wurde, daß die 


im Cash-Management befindlichen Einlagen der 
Ostwerften nicht mehr zurückgezahlt werden könn- 
ten und auch die geplanten Investitionen nicht mehr 
zu reahsieren seien. Ein finanzieller Schaden ist 
durch diese mangelhafte Unterrichtung allerdings 
nicht entstanden. Jedoch war hierauf zurückzu- 
führen, daß die Bundesregierung noch am 21. De- 
zember 1995 schriftliche Anfragen der Abgeordneten 
Dr. Christine Lucyga und Dr. Uwe Küster nach der 
Sicherheit der den ostdeutschen Werften gewährten 
Fördermittel dahingehend beantwortete, daß der 
Bundesregierung keine Erkenntnisse über eine 
Zweckentfremdung von Fördermitteln der Ostwerf- 
ten vorlägen. 

Auch die dem BMF und dem BMWi zur Verfügung 
stehenden Informationen boten keine Handhabe, 
den Verlust der öffentlichen Fördermittel zu verhin- 
dern. Aufgrund von Gesprächen mit Vertretern des 
Bremer Senats am 26. Oktober 1995 und am 14. No- 
vember 1995, in denen es um Fragen der Realisie- 
rung des sogenannten Unterweserkonzepts der BVV 
AG ging, war dort zwar bekannt, daß die BW AG in 
finanzielle Schwierigkeiten geraten war. Allerdings 
hatten die Vertreter des Bremer Senats in diesen Ge- 
sprächen auch versichert, daß diese Liquiditätslücke 
durch Bankenkredite behoben werden könne. Auch 
BMF und BMWi mußten davon ausgehen, daß die für 
die Kontrolle der Einhaltung der Privatisierungsver- 
träge angefertigten Spill-over-Berichte, die stets die 
Planmäßigkeit des Investitionsfortganges bei den 
Ostwerften bestätigten, zutreffend waren. 

Zusammenfassend sieht der Untersuchungsausschuß 
den Grund für das Scheitern der Privatisierung von 
MTW und VWS an die BW AG und den Verlust der 
öffentlichen Fördermittel nicht in der Gestaltung der 
Privatisierungsverträge oder einer unzulänglichen 
Begleitung der Privatisierungsverträge durch die 
THA/BvS bzw. die verantwortlichen Ressorts der 
Bundesregierung, sondern in der verfehlten Unter- 
nehmenspolitik und den vielfältigen Täuschungs- 
handlungen der Verantworthchen der BW AG. 
Diese Auffassung wird insbesondere auch dadurch 
gestützt, daß die Privatisierung der Warnow-Werft an 
den norwegischen Kvaerner-Konzern, die zu ähn- 
lichen Vertragsbedingungen erfolgte, erfolgreich ver- 
lief, weil der dortige Investor seiner unternehme- 
rischen Verantwortung in vollem Umfang gerecht 
wurde. 


XI. Rückführung von Vermögenswerten 

Der Untersuchungsausschuß hat festgestellt, daß 
durch die erfolgreiche Arbeit der Bundesregierung, 
der THA/BvS, der UKPV sowie weiterer staatlicher 
Stellen bislang veruntreute Vermögenswerte in er- 
heblichem Umfang sichergestellt werden konnten. So 
konnten bis Anfang 1998 im Bereich KoKo ca. 3,7 Mrd. 
DM realisiert werden, mit dem Erlös weiterer 1,7 Mrd. 
DM ist zu rechnen. Im Bereich des MfS-Vermögens 
wurden bis Anfang 1998 rd. drei Mrd. DM verein- 
nahmt, womit praktisch das gesamte bisher festge- 
stellte MfS -Vermögen realisiert werden konnte. Hin- 
zu kommen Erlöse aus dem Bereich des Vermögens 
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der Parteien und Massenorganisationen der DDR in 
Höhe von ca. 2,6 Mrd. DM. Insoweit erwartet die BvS 
weitere Einnahmen in Höhe von 550 Mio. DM, größ- 
tenteils aus dem Novum-Komplex. Im Bereich Trans- 
ferrubelA/Vährungsumstellung konnten bis Anfang 
1998 rund 344 Mio. DM aus der unberechtigten 
Inanspruchnahme des Transferrubelverrechnungssy- 
stems sowie 184,8 Mio. DM aus rechtswidrig umge- 
stellten Geldbeträgen realisiert werden. 

Bei der Würdigung dieser Zahlen ist zu berücksichti- 
gen, daß sich die mit der Vermögens auf klärung und 
-Sicherung befaßten staatlichen Stellen vielfach mit 
erheblicher krimineller Energie durchgeführten Akti- 
vitäten von Tätern aus dem Bereich der ehemaligen 
staatlichen Strukturen der DDR gegenüber sahen. 
Diese Täter verfügten auf Grund ihrer Erfahrungen 
über das notwendige Herrschaftswissen, um ihre 
Aktionen zu verschleiern. Dennoch ist es den zu- 
ständigen Stellen gelungen, einen Großteü des DDR- 
Vermögens sicherzustellen. 

Die in diesem Zusammenhang von verschiedener 
Seite und insbesondere auch von der SPD kritisierte 
Zuständigkeitsaufteilung auf verschiedene Stellen 
war durch gesetzliche, teilweise auch verfassungs- 
rechtliche und funktionale Erfordernisse vorgegeben. 
Insofern ist zu Recht darauf hingewiesen worden, 
daß eine einzige allzuständige Behörde, die gleich- 
zeitig für Maßnahmen der Vermögensaufklärung 
und -Sicherung, Strafverfolgung, etc. zuständig ge- 
wesen wäre, weder sachgerecht noch möglich war. 
Der Untersuchungsausschuß hat auch festgestellt, 
daß insbesondere die Bundesregierung von Anfang 
an bemüht war, auf Grund dieser Zuständigkeits Ver- 
teilung auf tretende Reibungs- und Informationsver- 
luste auszugleichen. Hierzu wurden im Laufe der 
Zeit diverse Gesprächsrunden und feste Gesprächs- 
kontakte zwischen den in diesem Bereich befaßten 
Stellen veranlaßt. Insbesondere die am 12. Juli 1996 
auf Veranlassung des Bundeskanzleramtes in Berlin 
gegründete Arbeitsgruppe Koordinierte Ermittlung 
(AKE) führte zu einer weiteren Intensivierung und 
Verbesserung der seitherigen Koordinierungsmaß- 
nahmen. In der AKE werden unter Vorsitz des BMF 
regelmäßig zwischen BMF, BMI, UKPV, ZERV, BKA 
und der BvS die aktuellen Erkenntnisse und Erfah- 
rungen im Bereich der Vermögensaufklärung und 
-Sicherung ausgetauscht und die in diesem Bereich 
zu veranlassenden Maßnahmen koordiniert. Auch 
die Unterstützung der AKE durch sogenannte Task 
Forces, die aus erfahrenen Juristen, Volks- und Be- 
triebswirten, Prüfern sowie (Zoll-)fahndern bestehen, 
hat sich nach den Feststellungen des Untersuchungs- 
ausschusses für die Arbeit der AKE als sehr hilfreich 
erwiesen. Der Untersuchungsausschuß teilt daher 
die positive Bewertung der Konstruktion und Arbeit 
der AKE durch die daran beteiligten Stellen. 

Hingegen brachte die auf einen Antrag der SPD-Frak- 
tion vom 13. Januar 1993 (BT-Drucksache 12/4102) 
durchgeführte Auslobungsaktion, mit der Belohnun- 
gen für Hinweise, die zur Sicherstellung und Rückfüh- 
rung von veruntreutem DDR- Vermögen ausgesetzt 
wurden, bislang nicht den erhofften Erfolg. Zwar gab 
es insoweit eine Vielzahl von entsprechenden Hinwei- 
sen, insbesondere an die UKPV, jedoch konnten bis- 


lang auf Grund dieser Aktion weder im Bereich Partei- 
vermögen, noch in anderen Bereichen Vermögens- 
werte endgültig zurückgeführt werden. Der erste Fall, 
in dem tatsächlich eine derartige Belohnung fällig 
werden könnte, wäre das Novum -Verfahren, sofern 
die dort gegebenen Hinweise den staatlichen Stellen 
zu einer endgültigen Durchsetzung der Vermögens- 
ansprüche auf die Novum verhelfen würden. 

Der Untersuchungsausschuß hat sich im Zusammen- 
hang mit der Rückführung von Vermögenswerten 
auch mit der Abwicklung des „Metallurgiehandel 
VE Außen- und Binnenhandelsbetriebes “ befaßt. Die 
Abwicklung dieses Betriebes war durch Geschäfts- 
besorgungsvertrag vom 21. Dezember 1990 auf die 
Thyssen Handel Berlin GmbH übertragen worden. 
Die Kosten der Abwicklung, die bis 1995 erfolgt sein 
sollte, gingen zu Lasten des Metallurgiehandels, als 
Vergütung wurden 25% des jährlichen Gewinns, 
mindestens fünf Mio. DM jährlich vereinbart. Nach- 
dem die THA-Sonderprüfgruppe AHB im Rahmen 
einer Sonderprüfung beim Metallurgiehandel ver- 
schiedene Geschäftsfelder geprüft und erhebliche 
Beanstandungen erhoben hatte, kündigte die THA 
am 13. Oktober 1993 den Geschäftsbesorgungsver- 
trag fristlos. Thyssen hat die Wirksamkeit dieser Kün- 
digung bestritten. Im Rahmen des zur Klärung der 
streitigen Fragen angestrebten Schiedgerichtsver- 
fahrens kam es im August 1995 zu einem Vergleich, 
in dem Thyssen die Forderungen der BvS in vollem 
Umfang erfüllte und insgesamt ca. 238 Mio. DM 
zurückzahlte. Dieses Schiedsgerichtsverfahren muß 
allerdings hinsichtlich eines Teilbetrages in Höhe 
37 Mio. DM erneut auf gerufen werden, da die Ver- 
gleichsgrundlage insoweit durch neue Erkenntnisse 
aus dem in dieser Angelegenheit gegen Verantwort- 
liche des Thyssen-Konzerns geführten staatsanwalt- 
schaftlichen Ermittlungsverfahren in Zweifel gezo- 
gen worden ist. Dennoch steht fest, daß die BvS mit 
diesem Vergleichsabschluß ein optimales Ergebnis 
erzielte und ein finanzieller Schaden bei dieser Ab- 
wicklung nicht eingetreten ist. 


XII. Strafrechtliche Aufarbeitung 
der vereinigungsbedingten 
Wirtschaftskriminalität 

Die im Zusammenhang mit der Wiedervereinigung 
auf getretenen strafbaren Handlungen aber vor allem 
auch die im Vorfeld der Wiedervereinigung durch 
alte Seüschaften aus dem Bereich KoKo, SED/PDS 
und MfS begangenen Straftaten sind in erheblichen 
Maße ins Blickfeld der Öffentlichkeit geraten. Ihre 
Aufklärung und Verfolgung wird daher ebenso auf- 
merksam verfolgt. 

Der Untersuchungsausschuß hat sich intensiv mit der 
Zusammenarbeit der beteiligten Ermittlungsbehör- 
den befaßt. Für die Bundesbehörden, deren Kontrolle 
dem Untersuchungsausschuß obliegt, konnte er fest- 
stellen, daß sie in ihren jeweiligen Zuständigkeits- 
bereichen mit großem Erfolg auch die Verfolgung der 
Wirtschaftskriminalität im Zusammenhang mit der 
Wiedervereinigung und der Regierungskriminalität 
betrieben. 
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Bei der Befassung mit der Wirtschaf tskriminalität, die 
im Zusammenhang mit der Wiedervereinigung steht, 
hatte der Untersuchungsausschuß anhand einer auf 
den Stand vom 31. Dezember 1996 gebrachten Stati- 
stik (vgl. Zweiter Teil, M.II.) festzustellen, daß insge- 
samt ca. 16 900 Ermittlungsverfahren, die durch die 
Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin eingeleitet 
worden waren den Bereichen SED-Unrecht, Justiz- 
Unrecht und vereinigungsbedingter Wirtschafts- 
kriminalität zuzurechnen sind. Hiervon betreffen 
ca. 1 100 Verfahren Wirtschaftsstraftaten, die soge- 
nannte vereinigungsbedingte Wirtschaftskrimina- 
lität. Der weitaus größere Teil der Ermittlungsverfah- 
ren betrifft die durch das DDR-Regime begangene 
Regierungskriminalität . 

Um die sogenannte vereinigungsbedingte Wirt- 
schaftskriminalität ging es in 124 Fällen der Anklage - 
erhebung, von denen ein großer Teil Währungsum- 
stellungs- und Transferrubelbetrug betraf. Verfahren, 
deren Sachverhalt sich im Umfeld der THA bewegte, 
gab es in nur 36 Fällen. 

Zwischen der Anzahl der eingeleiteten Ermittlungen 
und der Anzahl der Verurteilungen hat der Unter- 
suchungsausschuß ein großes Gefälle festgestellt. Es 
kam nur in 124 Fällen zu Anklagen, 43 Personen 
wurden in diesem Bereich rechtskräftig verurteilt 
und fünf Personen wurden rechtskräftig freige- 
sprochen. Die Frage, ob es insbesondere im Bereich 
der Wirtschaftskriminalität zu übereilten Verfahrens- 
einstellungen gekommen ist, verneint der Unter- 
suchungsausschuß. Nach den Erkenntnissen des 
Untersuchungsausschusses stellt es keine Besonder- 
heit für vereinigungsbedingte Wirtschaftskriminali- 
tät dar, wenn nur ein Bruchteil der durch die Polizei 
eingeleiteten Ermittlungsverfahren zu Anklagen und 
Verurteilungen führt. Die Polizei ist bei ersten An- 
haltspunkten, die auf ein Vorliegen einer strafbaren 
Handlung deuten, aufgefordert, eigene Ermittlungen 
anzustellen. Die Staatsanwaltschaft hingegen über- 
prüft den zugeleiteten polizeüichen Vorgang auf die 
Tatsachen und ihre strafrechtliche Relevanz. Zur An- 
klageerhebung kommt es nur, wenn ein hinreichen- 
der Tatverdacht gegeben ist. Wie auch der Zeuge 
Dr. Erbe (ehemaliger Oberstaatsanwalt der Staats- 
anwaltschaft bei dem LG Berlin, anschließend Leiter 
der Stabsstelle Besondere Aufgaben bei der BvS) 
erläutert hat, enden nach seiner Erfahrung in der 
Regel etwas mehr als 85% der staatsanwaltschaft- 
lichen Ermittlungsverfahren mit einer Einstellung. 
Auch bei den übriggebliebenen 15 % sei keine 
100%ige Erfolgsquote gegeben, da einige Verfahren 
auch mit Freispruch enden würden (vgl. Protokoll 
Nr. 22, S. 46 ff.). Hinzu käme, daß die Qualität derje- 
nigen Strafanzeigen, die gerade den Bereich dieser 
vereinigungsspezifischen Wirtschaftskriminalität be- 
treffen, „bei vorsichtiger Bewertung dürftig ist“. 
Hierzu konnte Dr. Erbe bei seiner Vernehmung auch 
Beispiele nennen. Der Untersuchungsausschuß hat 
sich selbst bei der Auswertung der von ihm beige- 
zogenen zahlreichen Ermittlungsakten davon über- 
zeugen können, daß oftmals Strafanzeigen erstattet 
wurden, die bei näherer Prüfung nur schwer Ansätze 
für die strafrechtliche Überprüfung der Sachverhalte 
boten. 


Auch hieraus leitet der Untersuchungsausschuß seine 
erheblichen Zweifel an der von der ZERV veröffent- 
lichten Schadenssuimne ab. Von dort war der durch 
die Regierungs- und Vereinigungskriminalität einge- 
tretene Schaden nüt 26,5 Milliarden DM beziffert 
worden. Nach den dem Untersuchungsausschuß von 
den Vertretern der Staatsanwaltschaft II bei dem LG 
Berlin genannten Schätzungen beträgt dieser Scha- 
den zwischen drei und neun Milliarden DM. Auch die 
Bundesregierung geht hier von einem Schaden in 
einstelliger Milliardenhöhe aus. Eine genaue Fest- 
stellung hierzu konnte vom Untersuchungsausschuß 
nicht getroffen werden. Es muß aber festgehalten 
werden, daß die spektakulären Schadenssuirunen, 
die im Raum standen, nicht bestätigt werden konn- 
ten. Zudem ist darauf zu verweisen, daß der Schaden 
durch sämtliche in den Bereich der Regierungs- und 
Vereinigungskriminalität fallende Delikte entstanden 
ist. Hierzu zählt also auch die Veruntreuung von MfS- 
Vermögen und von Vermögenswerten der Parteien, 
namentlich die durch die SED/PDS vorgenonunenen 
Vermögensverschiebungen. 

Als wesentlicher Mangel in der für Aufsehen sorgen- 
den Statistik der ZERV ist anzusehen, daß nur von 
Dritten angezeigte - also vermutete und nicht erwie- 
sene - Schäden berücksichtigt wurden, nicht aber 
der Ausgang des Ermittlungs- und Strafverfahrens 
und damit die Frage, ob überhaupt eine Straftat vor- 
lag. So hat der Untersuchungsausschuß festgestellt, 
daß z. B. eine Schadenssume von zwei Milliarden DM 
für den Unterwertverkauf einer Versicherung da- 
durch in die Statistik der ZERV gelangte, daß eine 
Strafanzeige von diesem Schaden ausgegangen war. 
Eine spätere Überprüfung ergab zwar, daß der Vor- 
wurf nicht aufrechterhalten werden konnte. In der 
Statistik verbheb die angebüche Schadenssumme 
aber. Die Erfassung jeder zur Anzeige gebrachten 
Schadenssuimne und ihre Aufaddierung ergeben 
noch keine realistische Einschätzung der tatsäch- 
hchen Schäden. Deshalb hält der Untersuchungsaus- 
schuß die von der ZERV geschätzte Schadensumme 
für völhg überhöht. 

Im Vertragsmanagement der BvS befanden sich am 
2. Januar 1998 insgesamt 40 865 Privatisierungs- 
verträge, die entweder von der THA oder der BvS 
abgeschlossen worden waren. Inhalthch ging es in 
diesen Verträgen um 889 588 Arbeitsplätze und 
rd. 142 Mrd. DM Investitionszusagen. Allein auf der 
Seite der THA/BvS waren seit ihrem Bestehen mehr 
als 20 000 Mitarbeiter tätig. Bei dieser Vielzahl von 
Verträgen und Personen kam es zu einer Reihe von 
Vorgängen, die eine strafrechtüche Überprüfung not- 
wendig machten. Der Schaden, der überwiegend 
von Investoren aber auch von wenigen Mitarbeitern 
der THA/BvS angerichtet wurde, beläuft sich nach 
einem Bericht der BvS im Untersuchungsausschuß 
auf etwa 350 Mio. DM, wobei der Fall BVV AG außer 
Ansatz blieb. Die THA/BvS hat frühzeitig die soge- 
nannte Stabsstelle Besondere Aufgaben eingerichtet. 
Sie hat seit Februar 1991 die Aufgaben als interne 
Kontrollinstanz tätig zu sein, Strafverfolgungsbehör- 
den bei deren Tätigkeit aktiv zu unterstützen, Ver- 
dachtsfällen innerhalb der THA/BvS oder innerhalb 
des Bereichs derjenigen Unternehmen, die der THA/ 
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BvS anvertraut waren, selbständig nachzugehen und 
diese Verdachtsfälle dahin zu überprüfen, ob straf- 
rechtlicher Anfangsverdacht gegeben ist. Bei der 
Stabsstelle Besondere Aufgaben lagen u.a. 196 Vor- 
gänge, die ein Ermittlungsverfahren gegen Mitarbei- 
ter der THA/BvS zum Inhalt hatten. 50 Ermittlungs- 
verfahren wurden auf Grund der Strafanzeigen der 
THA/BvS eingeleitet. Der Untersuchungsausschuß 
ist zu der Überzeugung gelangt, daß, wenn es auch 
einzelne in der Presse spektakulär behandelte Straf- 
taten von Mitarbeitern der THA gegeben hat, der 
Anteil der Mitarbeiter, die strafrechtliches Verhalten 
gezeigt haben, bemerkenswert niedrig war. Der 
Schwerpunkt der bekannt gewordenen Fälle in die- 
sem Zusammenhang liegt dabei im Zeitraum bis An- 
fang 1993. Es handelt sich dabei um die Phase nach 
der Gründung der THA und in der Anfangsphase der 
Verantwortung der Bundesrepublik Deutschland für 
die THA, in der die Kontrollinstrumentarien der THA 
noch entwickelt wurden, in einem kurzen Zeitraum 
eine große Zahl von Mitarbeitern geworben werden 
mußte, die Strukturen und Vermögenszuordnung der 
einzelnen Unternehmen noch große Schwierigkeiten 
bereitete und in den der THA zugeordneten Unter- 
nehmen die betriebswirtschaftlichen Abläufe noch 
nicht an das neue Wirtschaftssystem angeglichen 
waren. Die Stabsstelle Besondere Aufgaben der 
THA/BvS hat mit den weiteren Behörden (UKPV, 
Bundesverwaltungsamt, Bundesamt für Finanzen, 
ZERV, Staatsanwaltschaft) eng und vertrauensvoll 
zusammengearbeitet. 

Nach Auffassung des Untersuchungsausschusses ist 
die Zusammenführung und Bündelung der Erkennt- 
nisse der einzelnen Ermittlungsstellen und ein steti- 
ger Informationsaustausch von wesentlicher Bedeu- 
tung. Die Koordinierungsrunde zum Thema KoKo, in 
der sich THA, UKPV und andere Ermittlungsbehör- 
den und das BMF absprachen, wurde folgerichtig 
weiter entwickelt. In einer Runde im Bundeskanzler- 
amt, an der ressortübergreifend alle betroffenen 
Institutionen beteiligt waren, wurde im Jahre 1996 
beschlossen, eine Arbeitsgruppe Koordinierte Ermitt- 
lung, die sogenannte AKE zu installieren. Unter dem 
Vorsitz des BMF kamen fortan die Vertreter des BMI, 
der BvS, der UKPV, des BKA und der ZERV zusam- 
men. Der Arbeitsgruppe Koordinierte Ermittlung 
wurden mehrere aus erfahrenen Juristen, Prüfern 
und Fahndern bestehende Task Forces zugeordnet. 
Der Untersuchungsausschuß ist der Auffassung, daß 
diese koordinierte Vorgehensweise einen wichtigen 
Schritt darstellt, um den Wissensstand zu bündeln 
und zu erhalten. Die einzelnen Ermittlungsbehörden 
haben auch untereinander unmittelbaren Kontakt 
gehalten. Der Untersuchungsausschuß sieht keine 
Veranlassung, die Zusanunenarbeit zwischen den 
beteiligten Behörden zu bemängeln. 

Er sieht im jetzigen Stadium der Aufarbeitung auch 
keine Notwendigkeit zur Errichtung einer überge- 
ordneten Ermittlungsbehörde für die Verfolgung der 


vereinigungsbedingten Wirtschaftskriminahtät. Sie 
würde auch am Widerstand der Länder scheitern. 
Der Untersuchungsausschuß erinnert noch einmal 
daran, daß die Zuständigkeit für die Strafverfolgung 
bei den Ländern liegt und von diesen verantwortlich 
wahrgenommen werden muß. 

In diesem Zusammenhang spielt die Personalsituation 
bei der Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin und 
der ZERV sowie bei den Gerichten des Landes Berlin 
eine Rolle. Der Untersuchungsausschuß hat sich 
darüber informiert, ob Bund und Länder ihre Zusagen 
bei der Erfüllung von Abordnungsverpflichtungen 
eingehalten haben. Er konnte hierzu feststellen, daß 
der Bund seinen Pflichten bei der Abordnung von 
Mitarbeitern an die Staatsanwaltschaft II bei dem LG 
Berlin und an die ZERV weitestgehend erfüllt. 

Die Abordnungszahlen der Länder wurden bei der 
ZERV zu keinem Zeitpunkt zu 100% erfüllt. Beson- 
ders hervorzuheben ist hierbei, daß das Land Nieder- 
sachsen seit dem 3. Quartal 1996 und das Saarland 
seit dem 2. Quartal 1997 das Abordnungssoll nicht 
einmal zu 50 % erreicht haben. Bei der Staatsanwalt- 
schaft ist das Land Niedersachsen mit 33,3% Erfül- 
lung des Abordnungssolls (Stand am 2. April 1997) 
an vorletzter Stelle der Statistik gelandet. 

Die Arbeit des Untersuchungsausschusses wurde 
auch von der Diskussion über eine Verlängerung der 
strafrechtlichen Verjährungsfristen für die Regie - 
rungs- und Vereinigungskriminalität begleitet. Der 
von den Fraktionen der CDU/CSU und der F.D.P. am 
11. November 1997 eingebrachte Entwurf eines Ge- 
setzes zur weiteren Verlängerung strafrechtlicher 
Verjährungsfristen (3. Verjährungsgesetz) wurde am 
28. November 1997 rrüt den Stimmen aus allen Frak- 
tionen vom Deutschen Bundestag angenommen. 
Lediglich die Gruppe der PDS und einzelne Abge- 
ordnete der Oppositionsfraktionen lehnten den Ge- 
setzentwurf ab. Die mit dem 3. Verjährungsgesetz 
erfolgte Verlängerung der Verjährungsfristen bis 
zum 2. Oktober 2000 eröffnet nach Auffassung des 
Untersuchungsausschusses die Möglichkeit, weitere 
Straftaten festzustellen und Straftäter rechtskräftig 
zu verurteüen, wenn die noch anstehenden Arbeiten 
mit der vorhandenen Personalstärke bewältigt wer- 
den können. Dazu ist auch die Einhaltung der von 
den Ländern zugesagten Abordnungen notwendig. 
Hier appelliert der Untersuchungsausschuß insbe- 
sondere an die Länder, die in der Vergangenheit 
ihrer Abordnungsverpflichtung nur nachlässig nach- 
gekommen sind. Es bleibt zu hoffen, daß die zustän- 
digen Ermittlungsbehörden und Gerichte in ihrem 
Bemühen um Sanktionierung der Täter und Rück- 
führung von Vermögenswerten in erforderlichem 
Maße unterstützt werden. Die beschlossene Verlän- 
gerung der Verjährungsfristen bis zum 2. Oktober 
2000 darf keinesfalls Grund für eine personelle Aus- 
dünnung der Ermittlungsbehörden und Strafgerichte 
sein. Sie sollte als Chance für eine intensive und um- 
fassende Ermittlungstätigkeit genutzt werden. 


391 




Drucksache 13/10900 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


B. Bewertung durch die Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


I. Vorbemerkung und Bewertung 
des Untersuchungsverfahrens 

Auf Antrag der SPD -Bundestagsfraktion hat der 
Deutsche Bundestag am 28. September 1995 auf der 
Grundlage einer Beschlußempfehlung des Ausschus- 
ses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord- 
nung die Einsetzung des 2. Untersuchungsausschus- 
ses der 13. Wahlperiode „DDR- Vermögen" beschlos- 
sen. Um den Untersuchungsausschuß im Parlament 
auf eine breite Basis stellen zu können, sind der Be- 
schlußempfehlung mehrere interfraktionelle Gesprä- 
che mit dem Ziel vorausgegangen, eine Einigung 
über den Untersuchungsauftrag zu erzielen. Vorder- 
gründiges Anliegen von CDU/CSU und F.D.P war 
es, Doppelarbeit im Parlament zu verhindern. Sie ha- 
ben sich daher letztlich mit ihrer Forderung durchge- 
setzt, Sachverhalte nicht mehr zum Gegenstand von 
Untersuchungen des Ausschusses zu machen, die 
bereits durch den Bundesrechnungshof untersucht 
worden sind und im Rechnungsprüfungsausschuß 
des Deutschen Bundestages behandelt werden. Dies 
hat leider dazu geführt, daß der Untersuchungsaus- 
schuß auf eine Untersuchung der Umstrukturierung 
des DDR-Bankensystems und dem Verkauf von 
DDR-Kreditinstituten an westdeutsche Großbanken 
verzichten mußte. Hierüber hat der Bundesrech- 
nungshof unter dem 27. September 1995 einen um- 
fangreichen Bericht mit gravierenden Feststellungen 
abgegeben. So sollen u. a. die Banken weit unter 
Wert verkauft worden sein. 

Der Untersuchungsausschuß hatte den Auftrag, noch 
offengebliebene Fragen des 1. und 2. Untersu- 
chungsausschusses der 12. Wahlperiode „Kommer- 
zielle Koordinierung" und „Treuhandanstalt" zu un- 
tersuchen, soweit hierdurch die in den Berichten die- 
ser Untersuchungsausschüsse getroffenen Feststel- 
lungen ergänzt werden können. 

Um an die Arbeit dieser Untersuchungsausschüsse 
anknüpfen zu können, war die SPD bemüht, mög- 
lichst viele Abgeordnete mit Vorerfahrungen aus 
dem 1. und 2. Untersuchungsausschuß der 12. Wahl- 
periode in den Ausschuß zu entsenden. Die vier or- 
dentlichen und zwei der stellvertretenden Mitglieder 
der SPD im Untersuchungsausschuß waren bereits in 
der 12. Wahlperiode ordentliche oder stellvertretende 
Mitglieder in den damaligen Untersuchungsaus- 
schüssen „Kommerzielle Koordinierung" oder „Treu- 
handanstalt". 

Erweiterung des Untersuchungsauftrages 

Auf Antrag der SPD hat der Deutsche Bundestag am 
18. Oktober 1996 den Untersuchungsauftrag um den 
Themenkomplex „Bremer Vulkan" erweitert. Damit 
wurde sichergestellt, daß in Ergänzung der Untersu- 
chungsausschüsse in Bremen und Mecklenburg-Vor- 


pommern auch die bundespolitischen Verantwort- 
lichkeiten und Versäumnisse aufgeklärt werden. 

Über die Auftragserweiterung konnte mit CDU/CSU 
und F.D.P. eine Einigung erzielt werden, obwohl die 
Vorgänge um den Konkurs der Bremer Vulkan-Ver- 
bund AG (BVV AG), die zu einem Verlust von 854 
Millionen DM an öffentlichen Mitteln geführt haben, 
bereits Gegenstand von Prüfungen durch den Haus- 
haltsausschuß des Deutschen Bundestages waren 
und ein Bericht des Bundesrechnungshofes vorlag. 

Untersuchungsausschüsse verfügen über spezielle 
Rechte und Befugnisse, die im wesentlichen durch 
Artikel 44 Abs. 1 und 2 des Grundgesetzes sowie 
§ 244 Abs. 2 der Strafprozeßordnung (StPO) bestimmt 
sind. Ein Untersuchungsausschuß kann in sinngemä- 
ßer Anwendung der StPO Regierungsmitglieder so- 
wie Beamte und Angestellte von Bundesbehörden 
als Zeugen vernehmen und Sachverständige anhö- 
ren. Zudem kann er die Herausgabe von Akten der 
Bundesregierung oder von Akten ihrer nachgeordne- 
ten Behörden - wie der BvS - verlangen. Diese be- 
sonderen Befugnisse waren für die SPD einer der 
Gründe, die bereits begonnenen Prüfungen der Vor- 
gänge um die BVV AG durch den Haushaltsausschuß 
des Deutschen Bundestages durch den Unter- 
suchungsausschuß fortführen zu lassen. 

Zum Verfahren 

Da es trotz Bemühens der SPD-Bundestagsfraktion 
wegen der ablehnenden Haltung von CDU/CSU im- 
mer noch kein Untersuchungsausschußgesetz des 
Bundes gibt, waren die IPA-Regeln Grundlage für das 
Verfahren des Ausschusses. Zusätzlich wurden einver- 
nehmlich Beschlüsse und Absprachen zum Verfahren 
getroffen, die einen weitgehend reibungslosen Ver- 
lauf der Ausschußarbeit gewährleistet haben. 

Nur in Verfahrensfragen im Untersuchungskomplex 
Leuna/Minol ist es zu nennenswerten Meinungsver- 
schiedenheiten gekommen. So hatte der Untersu- 
chungsausschuß z. B. auf Antrag der SPD bei der 
Staatsanwaltschaft Magdeburg die Akten eines ein- 
gestellten Ermittlungsverfahrens gegen die Mittel- 
deutsche Erdöl-Raffinerie GmbH (Mider) wegen des 
Verdachts des Subventionsbetruges beigezogen. Mit 
der Beschlußfassung über die Beiziehung der Akten 
hatte der Untersuchungsausschuß einstimmig be- 
schlossen, über den Umgang mit den Akten später 
zu entscheiden. Nach Übersendung der Akten durch 
die Staatsanwaltschaft Magdeburg, wurden diese, da 
sie Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse enthalten, 
vorsorglich eingestuft. Dies reichte Bundesregierung 
und BvS aber nicht aus. Aufgrund eines Schreibens 
der BvS vom 21. Oktober 1997 wurden mit Unterstüt- 
zung des BMF bestimmte Teile der Akten für die Mit- 
glieder des Untersuchungsausschusses gesperrt, da 
diese laufende Verfahren betreffen und Geschäfts- 
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und Betriebsgeheimnisse enthalten. Das ging soweit, 
daß sogar die Seite 2 der staatsanwaltlichen Einstel- 
lungsverfügung und ein Vernehmungsprotokoll der 
Staatsanwaltschaft Magdeburg, also Unterlagen, 
über die BvS und Bundesregierung keinerlei Ver- 
fügungsgewalt haben, von der Sperrung betroffen 
waren. 

In der Folgezeit kam es im Untersuchungsausschuß 
zu Auseinandersetzungen über diese Verfahrenswei- 
se, mit der die Behinderung der Arbeit von parlamen- 
tarischen Untersuchungsausschüssen eine neue 
Qualität erhalten hatte. SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN hatten nichts gegen eine Einstufung der 
Akten aus den geltend gemachten Gründen. Mit ei- 
ner Teilsperrung konnten sie sich aber auf keinen 
Fall einverstanden erklären. Ihre Auffassung wird 
gestützt durch ein Gutachten des Wissenschaftlichen 
Dienstes des Deutschen Bundestages vom 12. No- 
vember 1997 über die Grenzen des Aktenherausga- 
beanspruches eines Untersuchungsausschusses und 
entsprechende Beweisverwertungsverbote. Danach 
ist der Untersuchungsausschuß nicht an der Verwer- 
tung der bei der Staatsanwaltschaft Magdeburg bei- 
gezogenen Akten gehindert. Weder Bundesregie- 
rung noch BvS können einer Behandlung der Akten 
durch den Untersuchungsausschuß widersprechen 
oder Schwärzungen von Aktenteilen verlangen, da 
sie die Akten an die Staatsanwaltschaft herausgege- 
ben haben. Es gibt keine verfassungsrechtlichen 
Gründe, die es rechtfertigen können, nur den Straf- 
verfolgungsbehörden, nicht aber einem Unter- 
suchungsausschuß des Bundestages vollständige 
Akteneinsicht zu gewähren. Der Untersuchungsaus- 
schuß hat in eigener Verantwortung zu prüfen, ob 
die Behandlung grundrechtlich geschützter Daten 
Dritter (z. B. Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse) 
bestimmte Vorkehrungen erfordern und eine öffentli- 
che Beweisaufnahme gerechtfertigt ist. Die Bundes- 
regierung darf die Aktenvorlage aber nicht unter Be- 
rufung auf grundrechtlich geschützte Daten Dritter 
verweigern. 

Obwohl den schutzbedürftigen Sachverhalten durch 
die VS -Einstufung in ausreichendem Maße Rech- 
nung getragen worden war, waren Bundesregierung 
und BvS lediglich bereit, die Sperrung von einigen 
wenigen Unterlagen, es handelte sich dabei im we- 
sentlichen um Schriftstücke, über die sie keine Ver- 
fügungsgewalt hatten, aufzuheben. Gestützt durch 
die Ausschußmehrheit setzten sie jedoch durch, daß 
mit Beschluß vom 27. November 1997 bestimmte Ak- 
tenteile endgültig gesperrt wurden. Diese Unterla- 
gen sollen dem Ausschuß erst zugänglich gemacht 
werden, wenn das im Zusammenhang mit der Um- 
setzung des „memorandum of understanding" lau- 
fende Verfahren bei der BvS abgeschlossen ist. 

Nicht nur durch diesen Sachverhalt drängt sich der 
Eindruck auf, daß im Untersuchungskomplex Leuna/ 
Minol von Bundesregierung und BvS eine Verzöge- 
rungstaktik angewendet wurde, um möglichst unbe- 
schadet das Ende der Beweisaufnahme zu erreichen. 
Hierauf wird noch gesondert eingegangen. 

Der Untersuchungsausschuß hatte Akten in einem 
ungewöhnlich großen Umfang beigezogen und sehr 


arbeitsaufwendig auswerten müssen. Es wurden Un- 
terlagen (Materialien A und B) in einem Umfang von 
211 921 Blatt beigezogen. Davon wurden 53 773 Do- 
kumente mit 113 605 Seiten in die EDV-Anlage des 
Ausschusses eingescannt. Von den Fraktionen wur- 
den insgesamt 307 Anträge gestellt, davon von der 
SPD alleine 208. 

Zusätzlich zu den beigezogenen Unterlagen konnte 
der Untersuchungsausschuß zu Recherchezwecken 
auch auf die Akten der beiden Untersuchungsaus- 
schüsse aus der 12. Legislaturperiode zurückgreifen. 
Eine Beiziehung dieser Akten erfolgte, wenn dies zur 
Erfüllung des Untersuchungsauftrages erforderlich 
wurde. Eine Einsichtnahme in VS-Vertraulich und 
höher eingestufte Unterlagen dieser Ausschüsse 
durch die Mitglieder des Untersuchungsausschusses 
und die benannten Fraktionsmitarbeiter war jedoch 
nur aufgrund eines vorherigen Beweisbeschlusses 
und entsprechender Zustimmung der ursprünglich 
herausgebenden Stelle möglich. Somit konnten diese 
Akten nicht zu Recherchezwecken eingesehen wer- 
den. Von einer vollständigen Beiziehung aller einge- 
stuften Akten des 1. und 2. Untersuchungsausschus- 
ses der 12. Wahlperiode wurde abgesehen, da die 
dann erforderlich gewordene Prüfung der aktenfüh- 
renden Stellen, inwieweit die Aktenbeiziehung 
durch den Untersuchungsauftrag abgedeckt ist, zu 
aufwendig gewesen wäre. 

Gemessen am erforderlichen Arbeitsaufwand und an 
den Erkenntnissen, die auch bei der Durchsetzung 
zivilrechtlicher Ansprüche auf Rückführung von Gel- 
dern hilfreich waren, sind durch den Ausschuß ver- 
gleichsweise nur geringe Kosten entstanden. Zu den 
von der Bundestagsverwaltung abgestellten Beam- 
ten, die tatsächlich keine zusätzlichen Personalko- 
sten verursacht haben, war es das Bestreben des Vor- 
sitzenden, den Personalkörper des Ausschußsekreta- 
riats nur schrittweise und abhängig vom Arbeitsan- 
fall durch die Neueinstellung von Personal mit zeit- 
lich begrenzten Arbeitsverträgen aufzubauen. Bei 
den geschätzten Gesamtkosten von 4,6 Mio. DM 
wurden die darin enthaltenen Personalkosten aufga- 
benbezogen und nicht ausschließlich einstellungsbe- 
zogen veranschlagt, so daß die tatsächtlich entstan- 
denen Kosten für den Ausschuß einen weitaus gerin- 
geren Betrag ausmachen dürften. 

Es wurden insgesamt 92 Zeugen und Anhörpersonen 
vernommen/angehört, davon alleine 29 Zeugen und 
eine Anhörperson zum Untersuchungskomplex „Vul- 
kan'', zu dem zusätzlich auch noch ein Sachverstän- 
diger öffentlich angehört worden ist. 

Erschwert wurde die Ausschußarbeit durch die Ent- 
scheidung von Bundesregierung und BvS, Akten 
über sämtliche untersuchten Privatisierungsfälle mit 
dem Hinweis, daß die Akten Geschäfts- und Be- 
triebsgeheimnisse enthalten oder daß es sich um 
noch nicht abgeschlossene Verfahren handelt, VS- 
VERTRAULICH einzustufen. Dies führte teilweise 
zu der grotesken Situation, daß Unterlagen, die 
dem Untersuchungsausschuß nur in VS-eingestuf- 
ter Form oder mit Schwärzungen Vorlagen und 
Vorhalte hieraus bei Zeugenvernehmungen nur in 
VS-VERTRAULICHEN Sitzungen möglich waren, in 
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den Untersuchungsausschüssen in Mecklenburg- 
Vorpommern und/oder Bremen offen behandelt wur- 
den. 

Dem Ausschuß standen auch nicht die Protokolle des 
Vorstandes und des Verwaltungsrates der THA/BvS 
zur Verfügung. Diese Protokolle waren bereits dem 
Treuhanduntersuchungsausschuß in der letzten Wahl- 
periode mit der Begründung, sie fielen unter den Kern- 
bereich ekutiver Eigenverantwortung, vorenthalten 
worden. Die SPD hat hiergegen 1994 eine Verfas- 
sungsklage eingelegt, über die auch zum Ende dieser 
Wahlperiode immer noch nicht entschieden ist. 

Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang, daß 
Verwaltungsratsprotokolle der THA/BvS dem Unter- 
suchungsausschuß in Mecklenburg-Vorpommern 
durch die Staatskanzlei der Landesregierung offen 
zugeleitet worden waren. Erst auf Veranlassung der 
BvS wurde eine VS-Einstufung der Protokolle vorge- 
nommen. 

CDU/CSU, F.D.P., SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN haben sich bei den Feststellungen des Aus- 
schusses mit Ausnahme des Abschnitts J.VII,2,g) (Er- 
gebnis) des Themenkomples Leuna/Minol auf einen 
gemeinsamen Bericht geeinigt. Der Bericht stellt ins- 
gesamt die gewonnenen Erkenntnisse in zutreffen- 
der Weise dar, soweit dies unter Berücksichtigung 
der VS -VERTRAULICH und höher eingestuften 
Akten möglich war. Bis auf den Themenkomplex 
Leuna/Minol konnte der Untersuchungsauftrag weit- 
gehend erfüllt werden. 


II. Bewertung der Feststellungen zur 
Arbeitsweise des Bereiches KoKo 
und zur Sicherung von Vermögenswerten 

Der 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode 
„Kommerzielle Koordinierung“ hatte mit Schwer- 
punkt zu untersuchen, welche Rolle der Bereich 
KoKo und dessen Leiter Dr. Alexander Schalck- 
Golodkowski im Staatssystem der DDR spielten und 
wer Nutznießer der wirtschaftlichen Ergebnisse die- 
ses Bereiches war. Hierüber wurden umfangreiche 
Feststellungen getroffen. Eine vollständige Erledi- 
gung des Untersuchungsauftrages war jedoch nicht 
möghch. Durch die Arbeit des Untersuchungsaus- 
schusses konnten weitergehende Feststellungen ge- 
troffen werden, die in Kapitel A. und C.II.3.a) aus- 
führlich dargestellt wurden. 

Bei Abschluß seiner Arbeiten war den Mitgliedern 
des 1. Untersuchungsausschusses der 12. Wahlpe- 
riode bewußt, daß noch längst nicht alle Unterneh- 
men und Vermögenswerte des Bereiches KoKo fest- 
gestellt und gesichert worden waren. Dies hat eine 
eindrucksvolle Bestätigung gefunden. Bis zur Be- 
schlußfassung des 2. Teilberichtes dieses Untersu- 
chungsausschusses im Dezember 1992 waren insge- 
samt 160 Unternehmen in der DDR und im westh- 
chen Ausland ermittelt worden, die dem KoKo-Be- 
reich zuzuordnen waren. Bis Ende Mai 1994 waren 
dies bereits 187 Unternehmen. 


Mit Stand 2. Januar 1998 hat die BvS insgesamt 
223 Unternehmen registriert, die bis Ende 1989 dem 
Bereich KoKo vermögensrechtlich zuzuordnen waren 
oder die in der Folgezeit, etwa durch Neugründun- 
gen, dem Bereich zugewachsen waren. Zusätzlich 
wird bei 4 Unternehmen derzeit noch geprüft, ob ein 
gesellschafts- oder vermögensrechtlicher Bezug zum 
Bereich KoKo vorliegt. Alleine schon aufgrund der 
Firmenbezeichnungen ist dies naheliegend. Zwei 
dieser Unternehmen haben ihren Sitz in der Bundes- 
republik Deutschland, die anderen beiden in Mexiko 
bzw. in Australien, 

Der Untersuchungsausschuß hat festgestellt, daß 
durch Firmen und Personen des KoKo-Bereiches er- 
hebhche Vermögenswerte beiseite geschafft worden 
sind. Hierbei spielte die ehemalige Leiterin der 
Abteilung Firmen des Bereiches KoKo, Waltraud 
Lisowski, eine tragende Rolle. Die ehemalige enge 
Vertraute von Dr. Alexander Schalck-Golodkowski 
konnte nach dessen Flucht in den Westen im Dezem- 
ber 1989 weiterhin nach Belieben schalten und wal- 
ten. Als Mitarbeiterin der Berliner Handels- und 
Finanzierungsgesellschaft (BHFG), die unter dem 
Dach der THA für die Zeit des Übergangs bis zu de- 
ren Auflösung die Unternehmen des Bereiches KoKo 
verwalten sollte, und als Geschäftsführerin der Effekt 
Vermögensverwaltungsgesellschaft mbH war sie 
an Vermögensveruntreuungen von Geschäftsführern 
ehemaliger KoKo-Unternehmen beteiligt. Dies zeich- 
nete sich schon bei ihrer Vernehmung durch den 
1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode ab. 
Erst kurz vor dieser Vernehmung war Waltraud 
Lisowski nach Zahlung einer Abfindung aus den 
Diensten der THA ausgeschieden. Danach war sie 
aber noch bei dem von der THA bestellten Liquidator 
der Simpex GmbH, die der ZK-Abteilung der SED 
zugeordnet war und die in enger Verbindung zu der 
von ihr geleiteten Abteilung Firmen des KoKo-Berei- 
ches stand, tätig. Aufgrund der gewonnenen Er- 
kenntnisse bei ihrer Vernehmung durch den 1. Un- 
tersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode, sah sich 
die THA genötigt, ihre ehemalige Mitarbeiterin an- 
zuzeigen. Das ganze Ausmaß der Folgen ihrer langen 
Tätigkeit unter dem Dach der THA ist aber erst jetzt 
durch die laufenden Ermittlungs- und Strafverfahren 
deutlich geworden. Die SPD geht davon aus, daß 
auch hier noch ein Dunkelfeld besteht. Möghcher- 
weise sind noch nicht alle Machenschaften offenkun- 
dig geworden. 

Es besteht der Verdacht, daß sich Waltraud Lisowski 
auch persönlich bereichert hat. Im April 1997 ent- 
deckte die Berliner Staatsanwaltschaft ein Num- 
mernkonto in der Schweiz, auf das Gelder des Tatver- 
dächtigen Detlef von der Stück geflossen waren. Of- 
fensichtlich handelt es sich um Schmiergelder für ein 
an Detlef von der Stück gewährtes Darlehen. Auch 
dieser Sachverhalt ist Gegenstand eines zivilrechtli- 
chen und eines staatsanwaltschaftlichen Verfahrens. 
Die Schadensersatzklage gegen Detlef von der Stück 
und Waltraud Lisowski beläuft sich auf eine Summe 
von 30,4 Mio. DM. 

Die BvS verfolgt für die Bundesrepublik Deutschland 
in einer ganzen Reihe von Fällen Ansprüche auf 
Sicherung, Auskunft, Rechnungslegung und Scha- 
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denersatz. Dies betrifft auch Dr. Günter Forgber. Die 
bisher bekannten Vermögenswerte, die durch ihn 
dem staatlichen Zugriff entzogen wurden, belaufen 
sich auf rd, 50 Mio. DM. Hinzu kommen rd. 13,6 Mio. 
DM, die durch Helfer von Dr. Forgber beiseite 
geschafft worden sind. Dr. Forgber ist seit November 
1994 flüchtig. Auch der Rechtsanwalt Jürgen 
Wetzenstein-Ollenschläger, dem vorgeworfen wird, 
Beihilfe zu den Vermögensveruntreuungen von 
Dr. Forgber geleistet zu haben, ist flüchtig. 

Eigentumsverhältnisse der 
Asimex Export/Import GmbH 

Der Untersuchungsausschuß hat durch einen Bericht 
der BvS davon Kenntnis erhalten, daß die Witwe des 
früheren Generaldirektors der dem KoKo-Bereich zu- 
geordneten MfS-Firma Asimex, Günter Asbeck, Re- 
stitutionsansprüche hinsichtlich des Firmenvermö- 
gens der Firma Asimex und eines Seegrundstückes 
mit Einfamilienhaus in Berlin-Hessenwinkel gestellt 
hat. Er hat sich daher in Anknüpfung an die Fest- 
stellungen des 1. Untersuchungsausschusses der 
12. Wahlperiode der letzten Wahlperiode noch ein- 
mal mit der Frage beschäftigt, ob es sich bei der 
Firma Asimex um ein privates oder staatliches Unter- 
nehmen gehandelt hat. Nach sorgfältiger Prüfung 
der zur Verfügung stehenden Unterlagen steht für 
den Untersuchungsausschuß trotz der teilweise 
widersprüchlichen Zeugenaussagen eindeutig fest, 
daß die Firma Asimex seit ihrer Gründung ein staat- 
liches Unternehmen war. Das Auftreten nach außen 
als Privatfirma erfolgte zur Tarnung und im Interesse 
des geschäftlichen Erfolgs. Dagegen konnte die Ver- 
mutung, Günter Asbeck habe vor seiner Flucht Ver- 
mögenswerte der DDR in Höhe von 25 Mio, DM auf 
eigene Schweizer Konten umgeleitet, nicht erhärtet 
werden. 

Mülldeponie Schönberg 

Die Abnahme von Müll aus westlichen Ländern und 
Ablagerung auf Deponien in der DDR war eine wich- 
tige Devisen-Einnahmequelle für den KoKo-Bereich. 
Bei dem Export von Müll wurde dem Bad Schwar- 
tauer Unternehmer Adolf Hilmer von der DDR eine 
Monopolstellung eingeräumt. Durch die intensiven 
geschäftlichen Beziehungen seines Unternehmens 
mit Verantwortlichen der KoKo-Firma Intrac HGmbH 
und der Mülldeponie Schönberg haben sich Struktu- 
ren entwickelt, die auch in den Wirren der pohti- 
schen Wende und nach der Wiedervereinigung fort- 
bestanden. So wurden Adolf Hilmer durch die THA 
und das Land Mecklenburg-Vorpommern erhebliche 
Wirts chafthche Vorteile eingeräumt, während das 
Land Mecklenburg- Vorpommern nach Erwerb der 
THA-Anteile an der Ihlenberger Abfallentsorgungs- 
gesellschaft mbH (lAG, früher VEB Deponie Schön- 
berg) für 10 Mio. DM die hohen Kosten für die Unter- 
haltung der Deponie tragen mußte. Kosten sind dem 
Land Mecklenburg- Vorpommern auch dadurch ent- 
standen, daß die AVUS (Eigentümer THA) als reiner 
Zwischenhändler erhebliche Provisionszahlungen 
(10 %) erhalten hat. 

Die vernichtende Kritik des Landesrechnungshofes 
an der Vertragsgestaltung, die dem Land Mecklen- 


burg-Vorpommern erhebliche finanzielle Nachteile 
gebracht hat, führte zur Entlasssung des Umwelt- 
staatssekretärs Uwe Conrad und zum Rücktritt der 
Umweltministerin Petra Uhlmann (CDU). 

Inzwischen wurde die kostentreibende Geschäfts- 
tätigkeit der AVUS beendet. Wie die BvS in ihrem 
Bericht vom 11. Februar 1998 mitgeteilt hat, wur- 
den die Vertragsvereinbarungen zwischen der AVUS 
und der lAG beendet und die Anteile der AVUS 
an Abfallwirtschaftsbetriebe in Mecklenburg-Vor- 
pommern und Brandenburg verkauft. Seit dem 
1. Aprü 1996 befindet sich die AVUS in Liquidation. 
Sämtliche mit der AVUS bestehenden Abnehmer- 
und Anlieferverträge wurden inzwischen aufge- 
hoben. 

Die bereits 1992 eingeleiteten Ermittlungsverfahren 
gegen Beschuldigte im Komplex um die Abfall- 
deponie Schönberg ruhten wegen Personalmangels 
lange Zeit bei der Staatsanwaltschaft. Die Verfah- 
ren werden erst wieder seit Anfang 1996 konti- 
nuierlich gefördert. Die Ermittlungen konzentrieren 
sich nunmehr auf einen ehemaligen Mitarbeiter der 
THA, der sich persönhch erheblich bereichert haben 
soll. 

Um die Klärung der Vorgänge um die Mülldeponie 
bemüht sich auch in dieser Wahlperiode wieder ein 
Untersuchungsausschuß des Landtages von Meck- 
lenburg-Vorpommern, da der dortige Ausschuß in 
der letzten Wahlperiode die dubiosen Vorgänge nicht 
abschheßend klären konnte. 

Vermögenswerte des Bereiches KoKo 

Trotz aller festgestellten Mängel und Versäumnisse 
erkennen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN aus- 
drücklich an, daß es im Bereich KoKo staatlichen 
Stellen im Zusammenwirken mit Polizei und Justiz 
gelungen ist, in einem erhebhchen Umfang Vermö- 
genswerte zu sichern. Auch die Verwaltung der Ver- 
mögenswerte und die finanziellen Erfolge bei deren 
Verwertung sind nennenswert. So betrugen die reali- 
sierten Einnahmen der THA/BvS bei der Abwicklung 
der Unternehmen aus Erlösen nach Beendigung der 
Liquidation, aus Konkursquoten und Verwertungs- 
erlösen rd. 3,7 Mrd. DM. Aus vermögensrechtlichen 
Auseinandersetzungen werden weitere 750 Mio. DM 
erwartet. Die darüber hinaus mögliche Realisierung 
eines Betrages von rd. 950 Mio. DM ist mit er- 
heblichen Unsicherheiten verbunden, da sie Ge- 
genstand staatsanwaltschaftlicher Ermittlungsver- 
fahren und weiterer Nachforschungen sind. Diese Er- 
folge sind darauf zurückzuführen, daß der Bereich 
KoKo und sein Leiter Dr. Schalck-Golodkowski im 
besonderen Blickpunkt der Öffentlichkeit standen 
und Gegenstand von Untersuchungsausschüssen 
waren. 

Zusammenarbeit des Bereiches KoKo 
mit derHVAdesMfS 

Bereits der 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahl- 
periode hatte festgestellt, daß das MfS als treibende 
Kraft hinter Konzeption, Entstehung, Entwicklung 
und Arbeitsweise des Bereiches KoKo stand. Diese 
Feststellung hat sich auch durch die weiteren Unter- 
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suchungen bestätigt. In den Bereich eingegliedert 
waren die Firmen des MfS und speziell der HVA. Der 
Bereich KoKo wurde in der Person von Dr. Alexander 
Schalck-Golodkowski, seines Stellvertreters Manfred 
Seidel sowie sämtlicher wichtiger Dienstposten bis 
hin zu den Kurieren und Kraftfahrern mit Offizieren 
im besonderen Einsatz besetzt. Dazu gehörte auch 
Schalcks Ehefrau, Sigrid Schalck-Golodkowski, die 
den Dienstgrad Oberst innehatte und die u. a, für die 
Sonderversorgung der SED-Größen in der Wandlitz- 
Siedlung zuständig war. 

Die wiederholten Aussagen von Dr. Schalck-Golod- 
kowski, daß er seinen Mitarbeitern eine geheim- 
dienstliche Tätigkeit grundsätzlich untersagt habe, 
da er insbesondere seine Tätigkeit als Verhandlungs- 
führer mit der Bundesrepublik Deutschland nicht ha- 
be gefährden wollen, erschien von Anfang an nicht 
glaubhaft. Nach den Feststellungen des Generalbun- 
desanwalts gab es neben der finanziellen auch eine 
nachrichtendienstliche Zusammenarbeit mit dem 
MfS, die im Kapitel E. des Berichts ausführlich darge- 
stellt ist. 

Insgesamt muß aufgrund der Erkenntnisse des Gene- 
ralbundesanwalts davon ausgegangen werden, daß 
die nachrichtendienstliche Bedeutung des Bereiches 
KoKo größer war, als von den durch den Untersu- 
chungsausschuß vernommenen Zeugen Markus Wolf 
und Werner Großmann zugegeben worden ist. Die 
Beteuerungen von Dr. Alexander Schalck-Golod- 
kowski sowie die Aussagen von Markus Wolf und 
Werner Großmann, es habe keine instruktive operati- 
ve Nutzung des KoKo-Bereichs durch die HVA gege- 
ben, sind auch durch die Erkenntnisse des General- 
bundesanwaltes widerlegt. 

Zusammenarbeit des Bereiches KoKo 
mit der Militärischen Aufklärung der NVA 

Aus Akten des 1. Untersuchungsausschusses der 
12. Wahlperiode hatten sich Hinweise auf eine Zu- 
sammenarbeit des Bereiches KoKo mit der Müitäri- 
schen Aufklärung der NVA ergeben. So sollen einige 
der KoKo-Größen, wie z. B. Michael Wischniewski 
und Simon Goldenberg, nicht nur eine Anbindung 
an das MfS gehabt haben, sie sollen auch für die Mi- 
litärische Aufklärung tätig gewesen sein. Weiter- 
gehende Erkenntnisse, z. B. über die Beschaffungs- 
wege westlicher Technik für die elektronische Auf- 
klärung des Militärischen Nachrichtendienstes, 
konnte der Untersuchungsausschuß weder durch 
Angaben des BStU noch durch einen beigezogenen 
Bericht des BMVg gewinnen. Dies lag vor allem an 
der fehlenden Dokumentation. Wie aus dem Buch 
„Fremd im eigenen Haus" des ehemaligen Ministers 
für Abrüstung und Verteidigung der DDR, Rainer 
Eppelmann, hervorgeht, sorgte die Tatsache, daß er 
einen Befehl seines Vorgängers, Admiral Hoffmann, 
über die Auflösung der Militärischen Aufklärung teil- 
weise bestätigt hatte, für öffentlichen Ärger. Die Mili- 
tärische Aufklärung hatte ihre Aktivitäten im März 
1990 eingestellt. Im Zuge ihrer Auflösung wurden 
auch die Akten, die Auskunft über die Tätigkeit ihrer 
138 Agenten in der Bundesrepublik Deutschland 
gegeben hätten, vernichtet. Die Vernichtung dieser 
Unterlagen hatte Rainer Eppelmann verhindern wol- 


len. Nach eigenem Bekunden hatte er sich lediglich 
damit einverstanden erklärt, daß die Akten der DDR- 
Bürger, die für die NVA spioniert hatten, vernichtet 
werden. 


III. Untersuchungen zur Existenz von 
Unternehmen, die nicht zum Bereich 
KoKo gehören 

Der Untersuchungsausschuß hat sich im Rahmen 
seines Auftrages auch mit Unternehmen und Ver- 
mögenswerten befaßt, die nicht dem Bereich KoKo 
zuzuordnen sind. 

Ein Schwerpunkt war die Klärung der Eigentumsver- 
hältnisse der Novum Handelsgesellschaft mbH in 
Berlin (Ost). In diesem Komplex ist der Untersu- 
chungsausschuß (bis auf das nicht stimmberechtigte 
Mitglied der PDS) zu der Auffassung gekommen, 
daß es sich bei der Novum um Vermögen der SED 
handelt. Das Auftreten der Novum als österreichi- 
sches Unternehmen der KPÖ diente allein zur Tar- 
nung im Interesse des geschäfthchen Erfolgs. Die 
Novum und ihr Vermögen unterliegen somit zu Recht 
der treuhänderischen Verwaltung. 

Die vom Untersuchungsausschuß einvernehmlich ge- 
troffenen Feststellungen und Bewertungen werden 
ausführlich in Kapitel B.II. des Berichts dargestellt. 

Vom Untersuchungsausschuß sind auch die Eigen- 
tumsverhältnisse der in Griechenland ansässigen 
Unternehmen Integra und Intracom geprüft worden. 
Zu diesen Unternehmen und zu ihrer Geschäftstätig- 
keit mit Außenhandelsbetrieben der DDR gab es in 
den Unterlagen des 1. Untersuchungsausschusses 
der 12. Wahlperiode vage Hinweise, denen aber 
nicht nachgegangen wurde, weil ein Bezug zum Be- 
reich Koko offensichtlich nicht gegeben war. 

Mit Aufnahme der Prüfungen des Untersuchungs- 
ausschusses zu den Eigentumsverhältnissen der Un- 
ternehmen Integra und Intracom wurde bekannt, daß 
die UKPV bereits seit 1993 Ermittlungen zu den 
beiden Unternehmen geführt hat, weil sie Hinweise 
erhalten hatte, daß es sich bei ihnen möghcher- 
weise um Parteivermögen der SED handelt, das 
nach der politischen Wende in der DDR zur ver- 
deckten Finanzierung der PDS dienen sollte. Basie- 
rend auf Informationen der UKPV erstattete die ZERV 
im Mai 1995 gegen den Unternehmensinhaber 
Sokrates Kokkalis u. a. Strafanzeige. Das daraufhin 
eingeleitete Ermittlungsverfahren wurde im Mai 
1997 eingestellt. 

Um die laufenden Ermittlungen der UKPV nicht zu 
gefährden, stellte der Untersuchungsausschuß seine 
eigenen Prüfungen auf Bitten der Bundesregierung 
zunächst zurück. 

Die Ermittlungen der UKPV haben keine Beweise 
dafür erbringen können, daß die Unternehmen Inte- 
gra und Intracom im Auftrag und/oder mit Mitteln 
der DDR gegründet worden sind. 

Auch dem Untersuchungsausschuß war ein solcher 
Nachweis nicht möghch. Seine Prüfungen haben 
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zwar ergeben, daß Sokrates Kokkalis persönliche 
Bindungen an die DDR hatte (seine Familie lebte seit 
1955 in der DDR und hatte dort aufgrund der beruf- 
lichen Tätigkeit des Vaters als Herzchirurg und per- 
sönlicher Arzt von Walter Ulbricht eine privilegierte 
Stellung), die u. a. dadurch deutlich wurden, daß die 
Kanzlei der DDR-Botschaft in Athen auf einem von 
ihm gekauften Grundstück errichtet worden war. 
Beweiskräftige Unterlagen darüber, daß es sich bei 
seinen Unternehmen um Vermögenswerte der DDR 
handelt, konnten aber nicht gefunden werden. 

Der Untersuchungsausschuß hat allerdings fest- 
gestellt, daß es seit 1955 Pläne zur Gründung einer 
„Gemischten Gesellschaft" in Griechenland gab, es 
wurden aber keinerlei Belege für die Realisierung 
dieser Pläne gefunden. Diese Erkenntnis muß jedoch 
aufgrund der immer noch nicht voll erschlossenen 
Akten der Hauptabteilung XVIII des MfS und der 
vernichteten Akten der HVA unter den Vorbehalt 
späterer und weitergehender Erkenntnisse gestellt 
werden. 

Im Zusammenhang mit der Geschäftstätigkeit von 
Sokrates Kokkalis mit dem DDR-Außenhandelsbe- 
trieb Elektrotechnik Export-Import und dessen Gene- 
raldirektors, Dr. Roland Winckler, ist es nach den 
Feststellungen des Untersuchungsausschusses zu er- 
heblichen Zahlungen gekommen. Diese Gelder wur- 
den von Dr. Winckler an die HA XVIII/8 weiterge- 
leitet und dort teilweise als „Wiedergutmachungs- 
zahlungen" behandelt. Der eigentliche Zahlungs- 
grund konnte jedoch, nicht zuletzt aufgrund der 
widersprüchlichen Aussagen von Zeugen, nicht end- 
gültig geklärt werden. 


IV. Auflösung und Vermögensabwicklung 
des MfS 

Die umfangreichen Feststellungen des Untersu- 
chungsausschusses zur Auflösung und Vermögens- 
abwicklung des MfS sind ausführlich in Kapitel E. III, 
dargestellt worden. 

Für die Vermögensabwicklung des MfS war seit dem 
1. Januar 1991 das Bundesverwaltungsamt (BVA) zu- 
ständig. Aufgabe des Amtes war die Aufklärung, Er- 
fassung und Sicherung des beweglichen und unbe- 
weglichen Vermögens des MfS/AfNS und Weiter- 
gabe der Angaben an die THA/BvS. Einbezogen in 
die Prüfung des BVA war auch das Finanz-, Sach-, 
Operativ- und Auslandsvermögen des MfS und 
damit die MfS-Konten und die im Besitz des MfS 
stehenden Objekte und Liegenschaften. Von diesen 
war eine große Anzahl bereits in der Auflösungs- 
phase des MfS sozialen oder kommunalen Zwecken 
zugeführt worden. 

Vermögenswerte des MfS 

Die Angaben zum Gesamtumfang der Vermögens- 
werte gehen weit auseinander. Das Komitee zur Auf- 
lösung des MfS/AfNS schätzte das Gesamtvermögen 
auf einen Umfang von 20 bis 60 Mrd. DM. Das BMF 
geht von einem festgestellten Vermögen von rd. drei 


Mrd. DM aus, das praktisch vollständig zurückge- 
führt werden konnte. 

SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gehen davon 
aus, daß noch nicht alle Vermögenswerte des MfS 
festgestellt, geschweige denn gesichert werden 
konnten. Es gab in den Wirren des politischen Um- 
bruchs und während der Auflösungsphase des MfS 
unkontrollierte Bereiche, die Vermögensveruntreu- 
ungen möglich gemacht haben. Akten wurden ver- 
nichtet, so daß ein Nachweis nicht möglich ist. Es ist 
davon auszugehen, daß diese Vermögenswerte in- 
zwischen in den legalen Wirtschaftskreislauf einge- 
bracht und somit „gewaschen" worden sind. 

Martin Schlaff und seine Firmengruppe 

Der Österreichische Geschäftsmann Martin Schlaff 
und sein weltweit gespanntes Netz aus Unternehmen 
und Kontakten bis in die höchsten politische Kreise 
hinein, spielten bei den Untersuchungen des Aus- 
schusses in vielfältiger Weise eine Rolle. Die nach 
Ansicht von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
wichtigsten Fälle sind im Feststellungsteil umfassend 
dargestellt worden. 

Bereits vor der politischen Wende beteiligte sich 
Schlaff mit seinen Firmen am Verkauf von embargo- 
behinderter Ware an die DDR bis hin zum letztlich 
nicht zu Ende gebrachten Aufbau einer kompletten 
Produktionsanlage für Festplattenspeicher in Mei- 
ningen. Hierbei wurden auch insbesondere die Geld- 
flüsse in dreistelliger Millionenhöhe über Schlaffs 
Firmen abgewickelt. 

In der Zeit des Umbruchs in der DDR war Schlaff 
nach Überzeugung der SPD an der Verschiebung 
und Veruntreuung von Vermögen maßgeblich betei- 
ligt. Dazu waren seine vielfältigen Kontakte zu Mitar- 
beitern des MfS hilfreich. Er selbst soll von der HVA 
des MfS als IM „Landgraf" geführt worden sein. 
Bereits in der frühen Phase kurz nach Mauerfall hat 
Schlaff bei der Planung für die Verschiebung von 
Vermögenswerten mitgewirkt. Durch Überweisun- 
gen und Bargeldflüsse in DDR-Mark oder auch in 
konvertierbarer Währung kreuz und quer durch 
Europa gelang es ihm, die Finanztransaktionen un- 
durchsichtig zu machen, schwarzes und graues Geld 
zu waschen und die wahren Hintergründe der Geld- 
flüsse zu verschleiern. Firmen wurden gegründet 
oder von der THA - auch dort hatte er willige Helfer, 
die später als Geschäftsführer von Unternehmen der 
Schlaff-Gruppe auftraten - gekauft und wirtschaft- 
lich ausgehöhlt. Auch vor illegalen Möglichkeiten 
bei der Währungsumstellung zum 1. Juli 1990 mach- 
ten Schlaff und seine Helfer nicht halt. Viele solcher 
Fälle liegen derzeit bei der Staatsanwaltschaft II bei 
dem LG Berlin. Doch die Beweislage ist durch die 
Verschleierungsstrategien schwierig, so daß sich die 
Ermittlungen über Jahre hinziehen. Die Haftbefehle 
gegen ihn und andere Beschuldigte hielten in der 
ersten Gerichtsinstanz nicht stand und wurden auf- 
gehoben. Die Staatsanwaltschaft hat hiergegen Beru- 
fung eingelegt, über die noch nicht entschieden wor- 
den ist. 

Nach Ansicht der SPD handelt es sich bei Martin 
Schlaff unter anderem um einen Einheitsgewinnler, 
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der die Wirren der Wendezeit schamlos ausnutzte, 
um sich an Vermögen, das eigentlich den deutschen 
Steuerzahlern zugute kommen müßte, bereicherte 
und dabei auch vor allerlei illegalen Wegen nicht halt 
machte. Deswegen war es für die SPD völlig unver- 
ständlich, daß das BMF mit einer Firma, hinter der 
Schlaff stand, im Jahre 1996 entgegen aller Warnun- 
gen von BvS, Polizei und Staatsanwaltschaft einen 
Vergleich schloß, nachdem diese Firma einen Betrag 
über 78 Mio. DM, der aus einem illegalen Geschäft 
stammte, erhalten hätte. Die Auszahlung des Geldes 
konnte auf Betreiben der SPD in letzter Minute ver- 
hindert werden. (Vgl. hierzu Konsortialdarlehen 
Dresden, 1.III.2.) 


V. Beschaffung von Embargogütern 
durch die DDR 

Gemessen am Gesamtumfang der Unterlagen der 
Hauptabteilung XVIIl des MfS haben dem 1. Unter- 
suchungsausschuß der 12. Wahlperiode nur wenige 
verwertbare Unterlagen zur Verfügung gestanden. 
Hinzu kam, daß eine vollständige inhaltliche Aufar- 
beitung der vom letzten Leiter der HA XVlII/8, Willy 
Koch, an den BND übergebenen Disketten nicht 
mehr möglich gewesen ist. 

Der Untersuchungsausschuß hatte daher auch zu 
klären, inwieweit sich aus der Auswertung der Dis- 
ketten und weiterer, beim BStU beigezogener Unter- 
lagen Hinweise auf die Beschaffung von Embargo- 
gütern ergeben. Außerdem hatte der Untersuchungs- 
ausschuß zu klären, welchen Einfluß die HA XVIII 
des MfS auf die außenwirtschaftliche Tätigkeit der 
DDR mit Geschäftspartnern aus der Bundesrepubhk 
Deutschland genommen hat und inwieweit der BND 
und das BfV hierüber Kenntnisse besaßen. 

Auswertung der Disketten der HA XVIII des MfS 

Die HA XVIII hatte Ende der 80er Jahre damit be- 
gonnen, ihre Erkenntnisse auf elektronische Daten- 
träger in Form von Datenbanken zu speichern. Diese 
Disketten gelangten durch den ehemaligen Mitarbei- 
ter der HA XVIII, Willy Koch, in den Besitz des BND. 
Dieser wertete den Disketteninhalt aus und fertigte 
Ausdrucke von einem Teil der Disketten an, die be- 
reits dem 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlpe- 
riode Vorlagen. Die Auswertung der Disketten durch 
das BKA im Auftrag des Generalbundesanwalts 
führte in 29 Fällen zur Einleitung von Ermittlungsver- 
fahren wegen des Verdachts der geheimdiensthchen 
Agententätigkeit. Als nach Überwindung von 
Schwierigkeiten dem Untersuchungsausschuß auch 
eine Kopie der Disketten, die inzwischen beim BStU 
lagen, zugegangen war, konnte durch einen Ver- 
gleich des BND-Ausdrucks mit den Dateien auf den 
Disketten, die für den Untersuchungsausschuß zu- 
gänglich waren, festgestellt werden, daß es anhand 
der Benutzungshinweise des BStU nicht möglich 
war, auf alle Dateien Zugriff zu nehmen. Dennoch 
konnte durch die Recherche in den zugänghchen Da- 
tenbanken eine sinnvolle Zusammenstellung der In- 
formationen erfolgen, die im BND -Ausdruck nur als 
unzusammenhängender Fließtext erschienen waren. 


Der BStU unterstützte die Arbeit des Untersuchungs- 
ausschusses durch eigene Recherchen auf den Da- 
tenbanken, deren Ergebnisse er dem Ausschuß zur 
Verfügung stellte. 

Unterlagen der HA XVIII des MfS 

Die Disketten und Unterlagen der HA XVIII ergeben, 
soweit sie dem Untersuchungsausschuß bis zur Er- 
stellung seines Berichts Vorlagen, ein detailliertes 
Bild über zahlreiche Geschäfte mit embargobehin- 
derten Waren, über die Beschaffungswege und über 
westliche Unternehmen, die sich nicht scheuten, trotz 
der Gefahr einer Strafverfolgung gegen immense 
Aufpreise Embargogüter an die DDR zu verkaufen. 
Eine abschheßende Bewertung der Unterlagen der 
HA XVIII ist noch immer nicht möghch, da bis zur Er- 
stellung des Berichts der BStU die Akten dieser Ab- 
teüung rücht vollständig erschlossen hat. Noch aus 
den Mitte April 1998 dem Untersuchungsausschuß 
vom BStU zugegangenen Akten haben sich neue Er- 
kenntnisse ergeben. So sollen leitende Mitarbeiter 
eines Hanauer Unternehmens im Frühjahr 1989 tech- 
nische Dokumentationen ihres Unternehmens für 
Millionensummen an MfS -Mitarbeiter der DDR ver- 
kauft haben. Durch diese Unterlagen war die DDR in 
der Lage, Fertigungsanlagen des Hanauer Unterneh- 
mens für die Mikrochipfertigung nachzubauen. Bis 
zum Erwerb der Konstruktionspläne waren die Anla- 
gen unter Umgehung der Embargovorschriften in die 
DDR geschmuggelt worden. 

Die im Feststellungsteil umfassend dargestellten Ein- 
zelfälle von Embargogeschäften stellen die Vorge- 
hensweise der Geschäftspartner emplarisch dar. Hier- 
bei ist der Fall Martin Schlaff aus Sicht der SPD-Frak- 
tion von besonderer Bedeutung, da Martin Schlaff in 
der Folge eines nicht mehr zum Abschluß gebrachten 
Embargogeschäftes daran beteiligt war, durch ver- 
mutlich fingierte Rechnungen mit Hüfe alter Seil- 
schaften Vermögen aus dem DDR-Staatshaushalt bei- 
seite zu schaffen. Bedenkhch ist daher nach Auffas- 
sung der SPD das Vorgehen des BMF, das mit der 
Schlaff-Firma Lomer im Jahre 1996 einen Vergleich 
abschheßen wollte, der die deutschen Haushalte mit 
78 Mio. DM belastet hätte (vgl. Konsortialdarlehen 
Dresden, I.III.2.). 


VI. Die Rolle von Banken 

Bundesdeutsche Banken, wie auch der gesamte inner- 
deutsche Handel, unterlagen im Devisenverkehr 
mit der DDR den Beschränkungen des Militärregie- 
rungsgesetzes (MRG) Nr. 53 von 1949 und dem 
„Abkommen über den Handel zwischen den Wäh- 
rungsgebieten der Deutschen Mark (DM-West) und 
den Währungsgebieten der Deutschen Notenbank 
(DM-Ost)“, dem sog. Berliner Abkommen von 1951. 
Anstelle des MRG Nr. 53 galt für Berlin (West) die 
inhalthch gleichlautende Verordnung 500 der Kom- 
mandanten des amerikanischen, britischen und fran- 
zösischen Sektors von Berhn vom 10. Dezember 
1950. 

Nach diesen Einschränkungen war unter anderem 
die Vergabe von Krediten oder der Transfer von Bar- 
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geld an Personen oder Institutionen der DDR außer- 
halb von Regierungsvereinbarungen und ohne Ge- 
nehmigung der jeweils zuständigen Landeszentral- 
banken unzulässig. Dies galt auch für Refinanzie- 
rungsgeschäfte bundesdeutscher Banken, die von ei- 
ner ausländischen Bank an DDR-Institutionen ge- 
währt wurden. 

Otto Scheurmann Bank-KG 

Die Otto Scheurmann Bank-KG wurde genutzt, um 
Vermögenswerte in Devisen außerhalb der offiziellen 
Haushaltsführung des Bereiches KoKo zu verwalten. 
Die Erkenntnisse des Untersuchungsausschusses 
über die Kontenkonstruktionen und die Nutzung von 
Decknamen (Dr. Alexander Schalck-Golodkowski 
war unter dem Namen Jürgen Keller über ein Konto 
verfügungsberechtigt) legen aus Sicht der SPD den 
Verdacht nahe, daß zumindest geplant war, diese 
Vermögenswerte nicht an den Staatshaushalt zu- 
rückzuführen. 

Die Beträge, die sich seit Ende 1989 auf den bekann- 
ten Konten der Anstalt Mondessa u. a. bei der Otto 
Scheurmann Bank-KG befanden, sind nach den Er- 
kenntnissen des Untersuchungsausschusses vollstän- 
dig an den Staatshaushalt zurückgeführt worden. 
Die Verwendung von zum Teil erheblichen Barabhe- 
bungen, die bis kurz vor dem Fall der Mauer getätigt 
wurden, konnte jedoch nicht vollständig aufgeklärt 
werden. 

Die Konstruktion der Anstalt Mondessa und die be- 
kannten Geldflüsse über Konten dieser Anstalt sowie 
die Art und Weise der Entdeckung dieser Vermö- 
genswerte legen die Vermutung nahe, daß es weite- 
re, bisher unbekannte Vermögenswerte gegeben hat, 
die nicht in den Staatshaushalt zurückgeführt wur- 
den. Dies konnte der Untersuchungsausschuß, wie 
auch andere hier ermittelnde Institutionen, bisher 
nicht abschließend klären. 

Schließfach bei der Otto Scheurmann Bank-KG 

Sigrid Schalck-Golodkowski, die Ehefrau von Dr. 
Alexander Schalck-Golodkowski, hat im August 
1989 unter ihrem Mädchennamen Gutmann ein 
Schließfach bei der Otto Scheurmann Bank-KG ein- 
gerichtet. Der Untersuchungsausschuß hat intensiv 
versucht, etwas über den Inhalt dieses Schließfachs, 
das bereits im Januar 1990 wieder aufgelöst wurde, 
in Erfahrung zu bringen. Da weder Sigrid Schalck- 
Golodkowski noch ihr Ehemann zur Aussage vor 
dem Untersuchungsausschuß bereit waren und sich 
auf ihr Auskunftsverweigerungsrecht beriefen, 
mußte sich der Ausschuß auf die Aussagen anderer 
Zeugen beschränken. Insbesondere wurde hier 
Christa Wachsen vernommen, die im Januar 1990 
aufgrund einer Vollmacht von Sigrid Schalck-Golod- 
kowski mehrfach Zugang zum Schließfach hatte und 
es letztlich auch auflöste. Doch Christa Wachsen war 
nach eigenen Angaben der Inhalt des Schließfachs 
nur insoweit bekannt, als drei verschlossene Um- 
schläge in dem Schließfach lagen, deren Inhalt ihr 
jedoch nicht bekannt gewesen sei. 

Die vom Untersuchungsausschuß festgestellten Un- 
gereimtheiten bei der Eröffnung, der Nutzung und 


der Auflösung des Schließfachs sowie das Aussage- 
verhalten der beteiligten Personen, sprechen aus 
Sicht der SPD dafür, daß der Inhalt von größerer Bri- 
sanz gewesen sein muß. Dies muß auch dem Leiter 
der Otto Scheurmann Bank-KG, Hans- Jürgen La- 
born, bewußt gewesen sein. Letzthch konnte der Un- 
tersuchungsausschuß jedoch keine Anhaltspunkte 
für den Schließfachinhalt finden. Die SPD vermutet, 
daß im Schließfach Unterlagen waren, die das Ehe- 
paar Schalck-Golodkowski in finanzieller Hinsicht 
absicherten. Dabei ist nicht ausgeschlossen, daß 
auch Unterlagen von politischer Bedeutung enthal- 
ten waren. 

Kreditgewährung durch die Bank für 
Gemeinwirtschaft 

Im Zuge der Beweiserhebung hat der Untersu- 
chungsausschuß festgestellt, daß das eng mit dem 
Bereich KoKo verbundene Unternehmen AHB Elek- 
trotechnik Export-Import eine besondere Variante 
zur Erlangung von Krediten angewandt hatte. Zur 
Zwischenfinanzierung, insbesondere im Bereich des 
Anlagenbaus, benötigte der AHB Elektrotechnik re- 
gelmäßig größere Devisenbeträge, die in Form von 
Krediten aus dem westlichen Ausland beschafft wer- 
den mußten. Durch Auswertung von Akten des BStU 
über den Hauptbuchhalter des AHB Elektrotechnik, 
Hans-Joachim Vagt, der beim MfS als IM „Agio" ge- 
führt worden war, konnte festgestellt werden, daß 
dieser kontinuierlich - mindestens aber halbjährlich 
- Gespräche mit der Bank für Gemeinwirtschaft 
(BfG) in Frankfurt und mit der rechthch selbständi- 
gen BfG Bank Luxembourg S.A. geführt hat. Bei der 
BfG Bank Luxembourg S.A. verfügte der AHB Elek- 
trotechnik über ein ständig abruf bares Kreditvolu- 
men in Höhe von 100 Mio. DM und ab 1992 in Höhe 
von 150 Mio. DM. 

Bei der Abwicklung der Kredite wurde ein besonde- 
rer Weg gewählt. So reichte die BfG Bank Luxem- 
bourg S.A. die Kredite zunächst an das Schweizer 
Unternehmen Intrac S.A. (Mitinhaber Ottokar Herr- 
mann), an dem der Bereich KoKo mit 40% beteiligt 
war, aus. Anschließend wurden die Kredite an den 
AHB Elektrotechnik weiter transferiert. Somit* be- 
stand die Möglichkeit, den wahren Kreditnehmer zu 
verschleiern. Auf Vorhalte hat Vagt in seiner Zeugen- 
vernehmung den aus Akten des BStU deutlich ge- 
wordenen Sachverhalt bestätigt. 

Daß der AHB Elektrotechnik und die BfG damit mög- 
licherweise die Beschränkungen des MRG Nr. 53 
und des „Berliner Abkommens" von 1951 umgangen 
haben, wurde von der BfG Bank AG in einer Stel- 
lungnahme zum Rechtlichen Gehör vom 25. Mai 
1998 zurückgewiesen. Bei den Gesprächen, die Vagt 
bei der damahgen Bank für Gemeinwirtschaft ge- 
führt hat, soll es sich nicht um Kreditverhandlungen, 
sondern um Abstimmungen über die Konditionen im 
Rahmen der Forfaitierung von Lieferforderungen 
deutscher Exporteure gegen den AHB Elektrotech- 
nik gehandelt haben. 

Ob und ggf. in welchem Umfang sich auch andere 
westdeutsche Banken und weitere AHB der DDR 
einer solchen Praxis bedienten, konnte aus den dem 
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Untersuchungsausschuß zur Verfügung stehenden 
Unterlagen nicht festgestellt werden. 

Handel mit Wertpapieren 

Im Zuge der Beschaffung von frei konvertierbaren 
Devisen versuchte die DDR über den damaligen Mit- 
arbeiter der Deutschen Handelsbank (DHB), Feodor 
Ziesche (späterer Direktor der DHB), alte Wertpa- 
piere, die sich vor 1945 die Nationalsozialisten wider- 
rechtlich angeeignet hatten und die die DDR aus den 
Beständen der früheren Deutschen Reichsbank über- 
nommen hatte, für die SED auf dem internationalen 
Markt zu verkaufen. Zwar waren durch verschiedene 
Wertpapierbereinigungsgesetze die Wertpapiere 
zum großen Teil für kraftlos erklärt worden, doch gab 
es offenbar Möglichkeiten, sie auf illegalem Wege 
wieder in den Marktkreislauf zu bringen. So stand 
die DDR seit den 50er Jahren mit einer amerikani- 
schen Interessentengruppe in Kontakt, die auch kon- 
krete Angebote abgegeben hat. Ob es tatsächlich zu 
einem zumindest teilweisen Verkauf der Wertpapiere 
gekommen ist, konnte der Untersuchungsausschuß 
nicht feststellen. Die vorliegenden Unterlagen enden 
zu einem Zeitpunkt - 1962 -, als noch Verhandlun- 
gen geführt wurden. Auch der Bericht der Bundesre- 
gierung, die von diesen Verhandlungen offenbar 
keine Kenntnis hatte, gibt dazu keine Auskunft. 

SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sehen sich in 
ihrer bisherigen Bewertung, daß die SED auf allen le- 
galen und illegalen Wegen versuchte, an Devisen zu 
kommen, bestätigt. Dabei wurde auch nicht vor Ge- 
schäften haltgemacht, die im höchsten Maße als un- 
moralisch angesehen werden müssen. Denn bei den 
Wertpapieren handelte es sich zum großen Teil um 
früheres jüdisches Eigentum, weswegen man auf 
Seiten der SED auch besonders an der Geheimhal- 
tung interessiert war. 


VII. Vermögenswerte der Parteien 
und Massenorganisationen der 
ehemaligen DDR 

Durch planmäßiges Handeln hat die SED/PDS unter 
Mithilfe von Strohmännern versucht, Teile ihres Ver- 
mögens ins Ausland zu transferieren, um dadurch 
unter Umgehung der Bestimmungen des Parteien- 
gesetzes der DDR Vermögenswerte dem Zugriff des 
Staates zu entziehen. Zudem wurden an verdiente 
Parteimitglieder Darlehen mit Niedrigzins und unüb- 
lich langen Laufzeiten ausgereicht. Von den Kredit- 
nehmern wurden die Darlehen insbesondere für die 
Gründung von Firmen (Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung) verwendet. Zudem wurden in 
Einzelfällen Darlehen und Spenden an Privatperso- 
nen oder Organisationen, so unter anderem an die 
„Islamische Religionsgemeinschaft", vergeben, de- 
ren Gründer ein syrischer Staatsbürger war, der enge 
Handelsbeziehungen zum Bereich KoKo hatte. 

Insgesamt hat die UKPV 155 mit der PDS verbun- 
dene Unternehmen und sonstige mit PDS-Darlehen 
ausgestattete Einrichtungen festgestellt. Die gezielte 
Verteilung des Parteieigentums der PDS sowie die 


mit den unwirksamen Nutzungsverträgen und un- 
wirksamen Darlehensverträgen geschaffenen Fakten 
haben zu einem erheblichen Aufwand geführt, das 
Parteienvermögen, soweit es noch vorhanden war, 
für gemeinnützige Zwecke verfügbar zu machen. 34 
Mio. DM aus der von der PDS veranlaßten Vergabe 
von Darlehen waren/sind Gegenstand von Klagen 
der BvS. 

Über die Feststellungen der UKPV zum Vermögen 
der PDS und der sog. Blockparteien liegen dem 
Deutschen Bundestag umfangreiche Berichte vor, die 
auch Auskunft über die Verwendung der verein- 
nahmten Vermögenswerte geben. Eine aktuelle 
Übersicht über die eingenommenen Vermögenswer- 
te aus dem Parteienvermögen und über die Verwen- 
dung wurde als Anlage in den Bericht des Untersu- 
chungsausschusses aufgenommen (Dokument Nr. 
45). Aufgrund eigener Feststellungen können diese 
Berichte durch den Untersuchungsausschuß nur un- 
wesentlich ergänzt werden. Allerdings wurden dar- 
über hinaus gehende Ermittlungen des Untersu- 
chungsausschusses zum Verbleib von Vermögens- 
werten der SED/PDS dadurch behindert, daß die 
durch den Ausschuß vorgeladenen Zeugen aus der 
Spitze der SED/PDS (u. a. MdB Dr. Gregor Gysi und 
der Parteivorsitzende und MdL Prof. Lothar Bisky) 
unter Berufung auf das Auskunftsverweigerungs- 
recht gemäß § 55 StPO die Aussage verweigert haben. 


VIII. Vergleichsverfahren 

Der Untersuchungsausschuß hat sich bei seiner Be- 
weiserhebung mit zwei Vergleichsverfahren beschäf- 
tigt. Zum einen ging es dabei um den Verdacht des 
Währungsumstellungsbetruges im Zusammenhang 
mit dem Konsortialdarlehen Dresden und zum ande- 
ren um die Folgen der Geschäftsbesorgung des AHB 
Metallurgiehandel durch die Thyssen Handel Berlin 
GmbH. 

Konsortialdarlehen Dresden 

Im Frühjahr 1990 wurde der Stadt Dresden von ei- 
nem Konsortium, an dem neben der früheren KoKo- 
Firma BIEG das Schweizer Unternehmen Lomer & 
Co. AG (Lomer) beteiligt war, ein Darlehen über 225 
Mio. Mark der DDR gewährt (sog. Konsortialdarle- 
hen Dresden). Die Lomer gehörte offensichtlich zur 
sog. Schlaff-Gruppe. Zum 1. Juli 1990 wurde dieses 
Darlehen im Verhältnis 1:2 in D-Mark umgestellt. Da- 
gegen ist das Bundesamt für Finanzen (BfF) vorge- 
gangen, weil es lediglich eine Umstellung 1:3 für 
rechtens hielt, da es sich um ein „ausländisches Kon- 
sortium" handeln würde. Abgesehen von diesem 
Rechtsstreit ergab sich der Verdacht, daß Lomer das 
Geld zur Darlehensgewährung aus einem Scheinge- 
schäft hatte. Es geht dabei um die Lieferung von 
24 400 Festplattenspeichem, die offenbar nie gelie- 
fert wurden. Hierzu gibt es langjährige Ermittlungen, 
die aber bisher keine gerichtliche Entscheidung nach 
sich gezogen haben. 

Da Lomer das Darlehen von der Stadt Dresden zu- 
rückforderte, kam es zu einem Schiedsgerichtsver- 
fahren vor der Zürcher Handelskammer, das nach 
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Ansicht des BMF mit dem Ergebnis zu enden drohte, 
daß Dresden das Darlehen entsprechend eines Um- 
stellungskurses von 1:2 zurückzahlen mußte. Aus 
diesem Grunde sei man, so daß BMF, in Vergleichs- 
verhandlungen eingestiegen, mit dem Ziel, eine Um- 
stellung im Verhältnis 1:3 zur Rückzahlungsbasis zu 
machen. Im Juni 1996 wurde dann mit Lomer der 
Vergleich im Sinne einer 1:3-Umstellung geschlos- 
sen. 

Die SPD-Fraktion hat für das Vorgehen des BMF aus 
mehreren Gründen kein Verständnis: 

- Die Lomer gehörte offensichtlich zur sogenannten 
Schlaff- Gruppe. Dies ist aus mehreren Unterlagen, 
die auch dem BMF zur entscheidenden Zeit Vorla- 
gen, ersichtlich. Trotzdem hat das BMF lange Zeit 
behauptet, die Verbindung zwischen Lomer und 
Schlaff sei ungeklärt. Der Unternehmer Martin 
Schlaff ist durch mehrere Geschäfte aufgefallen, 
die seine Seriosität erheblich in Zweifel ziehen. 
Mit einem solchen Geschäftsmann sollte nach An- 
sicht der SPD eine Bundesregierung keine Ver- 
gleiche schließen. 

- Der Ausgang des Schiedsgerichtsverfahrens ist 
nach Meinung der SPD offen gewesen. Die Ver- 
mutung, daß das Ergebnis für die Stadt Dresden 
ungünstig ausf allen würde, konnte das BMF nicht 
belegen. Doch selbst wenn das Verfahren so aus- 
gegangen wäre, hätte wegen der offenen Fragen 
bezüglich des Grundgeschäfts (Lieferung der Fest- 
plattenspeicher) die Auszahlung des Geldes ver- 
mieden werden können. 

- Der Zeuge Dr. Bley, damals zuständiger Beamter 
im BMF, hat vor dem Untersuchungsausschuß be- 
züglich der Vergleichsverhandlungen ausgesagt: 

„Es war von Anfang an zwischen allen Beteilig- 
ten im BMF klar: Solange es ein strafrechtliches 
Verfahren gibt, wird nicht verhandelt . " 

Genau das ist aber doch geschehen. Anfang des 
Jahres 1996 wurde bei der Staatsanwaltschaft II 
bei dem LG Berlin ein strafrechtliches Ermittlungs- 
verfahren eröffnet, das der Frage der Festplatten- 
speicher-Lieferung nachging. Trotzdem sind zur 
gleichen Zeit die Vergleichsverhandlungen ge- 
führt worden. 

- Mehrere Institutionen, darunter die Staatsanwalt- 
schaft II bei dem LG Berlin und die BvS, haben ge- 
gen den Abschluß des Vergleichs heftig prote- 
stiert. Hierbei wurde von einer „Auszahlung von 
Tatbeute" gesprochen. 

Erst als sich der Abgeordnete Friedhelm Julius Beu- 
cher, der schon frühzeitig vor einem solchen Ver- 
gleich gewarnt hatte, nach erfolglosen Schreiben an 
das BMF und den Bundesminister Dr. Theodor Wai- 
gel persönlich schließlich an das Kanzleramt ge- 
wandt hatte, konnte die Auszahlung von 78 Mio. DM 
an Lomer in letzter Minute verhindert werden. 

Später hat das BMF selbst den Vergleich aus densel- 
ben Gründen angefochten, die schon vor Abschluß 
des Vergleichs angeführt wurden. Dies macht die 
Vorgehensweise des BMF noch unklarer. 


Die Rechtsstreitigkeiten in diesem Fall sind zum Zeit- 
punkt der Erstellung dieses Berichts noch immer 
nicht abgeschlossen. Nach Auffassung der SPD hätte 
das BMF - übrigens auch im Sinne der Staatsanwalt- 
schaft - jedoch eine wesentlich bessere Position ein- 
nehmen können, wenn es den Untersuchungsaus- 
schuß in den Fall eingeschaltet hätte. So wurde bei 
der Vernehmung von Bundesminister Dr. Waigel in 
der öffentlichen Sitzung am 15. Januar 1998 durch 
Vorhalte des Vorsitzenden bekannt, daß die Lomer 
am 25. Juni 1996, dem gleichen Tag, an dem der Ver- 
gleich abgeschlossen wurde, einen „Side-Letter" 
zum Vergleich unterschrieben hat, in dem rechtsver- 
bindlich und unwiderruflich erklärt wurde, daß, falls 
dem Untersuchungsausschuß des Deutschen Bun- 
destages die Überprüfungsbefugnisse nicht ausreich- 
ten, die Lomer verpflichtet ist, auf Aufforderung ein 
Konvolut innerhalb von vier Wochen zu übermitteln, 
aus dem sich die Lieferung der Festplattenspeicher 
ergebe (Protokoll Nr. 94, S. 33 f.). 

Obwohl dadurch in der entscheidenden, strittigen 
Frage der Lieferung von 24 400 Festplattenspeichern 
praktisch eine Beweislastumkehr zu erreichen gewe- 
sen wäre, ist der Untersuchungsausschuß von diesem 
„Side-Letter" durch die Bundesregierung nicht infor- 
miert worden. Kenntnis erhielt der Untersuchungs- 
ausschuß von dem „Side-Letter" erst durch die Bei- 
ziehung von Unterlagen der Staatsanwaltschaft. 
Nachdem dies in der Vernehmung von Bundesmini- 
ster Dr. Waigel vom Vorsitzenden des Untersu- 
chungsausschusses angesprochen wurde, ist der „Si- 
de-Letter" VS-VERTRAULICH eingestuft worden. 

Die SPD ist der Auffassung, daß seitens des BMF im 
Falle des Konsortialdarlehens Dresden mehrfach ge- 
gen die Grundsätze der sparsamen und wirtschaftli- 
chen Haushaltsführung verstoßen wurde. Zunächst 
wären beinahe ohne Not 78 Mio. DM „Tatbeute" an 
ein dubioses Unternehmen ausgezahlt worden, dann 
hat das BMF nicht die gegebenen Möglichkeiten 
ausgeschöpft, sich in eine bessere rechtliche Lage zu 
bringen, um das Geld für den öffentlichen Haushalt 
endgültig zu sichern. 


Geschäftsbesorgungsvertrag der THA mit der 
Thyssen Handel Berlin GmbH zu der Abwicklung 
des AHB Metallurgiehandel 

Der AHB Metallurgiehandel war in der DDR ein flo- 
rierendes Unternehmen, das europaweit Handelsbe- 
ziehungen unterhalten hat und Anteile an Unterneh- 
men in Paris, Brüssel, Rotterdam und Italien besaß. 
Durch diese Ausländsbeteiligungen bestand eine en- 
ge Verknüpfung mit dem KoKo-Bereich. 

Über die Abwicklung des AHB Metallurgiehandel 
schloß die THA am 21. Dezember 1990 mit der Thys- 
sen Handel Berlin GmbH einen Geschäftsbesor- 
gungsvertrag. Bis zu diesem Zeitpunkt gab es bereits 
mehrere Vereinbarungen zwischen der Thyssen 
Handel GmbH und dem Geschäftsführer des AHB 
Metallurgiehandel, der sich nach der von ihm betrie- 
benen Umwandlung des AHB in eine GmbH kurz 
vor der Wirtschafts- und Währungsunion zum 1. Juli 
1990 das Alleinvertretungsrecht Vorbehalten hatte. 
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Der Geschäftsbesorgungsvertrag mit der Thyssen 
Handel Berhn GmbH vom 21. Dezember 1990 stand 
unter dem Vorbehalt der Zustimmung des THA-Ver- 
waltungsrates und des BMF. Es gibt keinerlei Unter- 
lagen, die belegen, daß die Zustimmung beantragt 
oder erteilt wurde. Dennoch hat der damals zuständi- 
ge Direktor der THA Thyssen gegenüber erklärt, daß 
die zuständigen Gremien zugestimmt hätten und der 
Vertrag damit wirksam geworden sei. 

Bei der Durchführung des Geschäftsbesorgungsver- 
trages kam es zu Geschäftsvorfällen, die nach einer 
Sonderprüfung durch die THA beanstandet wurden. 
Die festgestellten Sachverhalte und die gegen Thys- 
sen erhobenen Vorwürfe wurden im Zweiten Teil, 
C.III.2. des Berichts ausführlich geschildert. Das Er- 
gebnis der Sonderprüfung führte zu einer fristlosen 
Kündigung des bestehenden Geschäftsbesorgungs- 
vertrages durch die THA. Trotzdem blieb der Ge- 
schäftsbesorger, die Thyssen Handel Berlin GmbH, 
im Geschäft, da nach Auffassung der THA die bean- 
standeten Mißstände zwar das Vertrauensverhältnis 
zu Thyssen gestört, die Nachteile einer Beendigung 
der Geschäftsbesorgung aber überwogen hätten. 

Die aufgekommenen Streitfragen zwischen Thyssen 
und der THA wurden schließhch in einem Schieds- 
verfahren geklärt. Aufgrund der Schiedsgerichtsver- 
einbarung zahlte Thyssen rd. 238 Mio. DM an die 
Staatskasse. 

Die beanstandeten Sachverhalte bei der Geschäfts- 
besorgung durch Thyssen hatten bereits 1993 zu Er- 
mittlungen gegen Verantworthche von Metallurgie- 
handel und Thyssen geführt, die aber im Januar 1994 
mangels Nachweises eines vorsätzlichen, verun- 
treuenden Verhaltens eingestellt wurden. Im Okto- 
ber 1994 übernahm die neu eingerichtete Staatsan- 
waltschaft II bei dem LG Berhn die Akten des einge- 
stellten Verfahrens, nachdem im Juh 1994 die im 
Schiedsgerichtsverfahren erstellten Klageschriften 
der Staatsanwaltschaft bereits zugegangen waren. 
Dies führte in Teilbereichen der Streitfragen erneut 
zur Aufnahme von Ermittlungsverfahren. 

Die Vorwürfe der Staatsanwaltschaft richten sich ge- 
gen Verantworthche der Thyssen Handelsunion und 
Thyssen Handel Berhn GmbH und Metallurgiehan- 
del, die das in Abwicklung befindliche THA-Unter- 
nehmen Metahurgiehandel nüt Kosten in Höhe von 
37,8 Mio. DM für Schulungsmaßnahmen belastet ha- 
ben sollen, ohne hierfür die erforderliche Zustim- 
mung der THA eingeholt zu haben. 

Im Dezember 1997 wurde durch die Staatsanwalt- 
schaft II Anklage u. a. gegen Thyssen-Chef Dr. Dieter 
Vogel wegen des Verdachts der Untreue zu Lasten 
der THA erhoben. 

Gegen weitere Verantworthche des Thyssen-Kon- 
zems und Metahurgiehandel wurde inzwischen 
ebenfalls Anklage wegen des Verdachts betrügeri- 
scher Machenschaften zum Nachteil der THA erho- 
ben. Danach soh die THA bei der Abwicklung des 
ehemaligen AHB Metallurgiehandel durch Bilanz- 
manipulationen um Milhonenbeträge geschädigt 
worden sein. 


Nach Auffassung von SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN ist es durch gezieltes Vorgehen von Ver- 
antwortlichen des Thyssen Konzerns und des AHB 
Metallurgiehandel auch schon vor Abschluß des Ge- 
schäftsbesorgungsvertrages zu Handlungen zum 
Nachteil der THA gekommen, die zu einem erhebli- 
chen Schaden für die Staatskasse geführt haben. 
Durch das Schiedsgerichtsverfahren konnten rd. 238 
Mio. dieses Schadens wiedergutgemacht werden. 

Unverständlich ist, daß trotz der bei der Sonderprü- 
fung festgestellten Vorfähe und der Beanstandun- 
gen, die auch Gegenstand des Schiedsgerichtsver- 
fahrens geworden sind, an der Thyssen Handel Ber- 
hn GmbH als Geschäftsbesorger festgehalten wurde, 
obwohl nach Auskunft des BMF das Vertrauensver- 
hältnis der THA zu Thyssen gestört war. Vorwürfe 
muß sich die THA auch deswegen gefallen lassen, 
weil unter ihrem Dach der Generaldirektor des AHB 
Metallurgiehandel, Dr. Peter Welzel, weiter frei 
schalten und walten konnte. Dr. Peter Welzel wurde 
in einem bei dem LG Berlin geführten Strafverfahren 
zusammen mit Detlef von der Stück und Manfred 
Ronneberger u. a. zu Geld- und Haftstrafen verur- 
teilt, weil sie im Zusammenhang mit der Gründung 
der von der Stück Beteiligungsgesellschaft mbH & 
Co. KG Staatsgelder veruntreut hatten. Das Gericht 
hatte es als erwiesen angesehen, daß sie bei der 
Gründung der von der Stück Beteihgungsgesell- 
schaft eine Doppelzahlung von 4,8 Mio. DM als Ge- 
sellschaftseinlage aus Geldern des AHB Metallurgie- 
handel geleistet hatten, obwohl dieses Geld der 
Staatskasse zugestanden hätte. Nachdem das Ge- 
meinschaftsunternehmen nicht zustande gekommen 
war, wurden die Gesellschaftsanteile zurückgezahlt, 
jedoch nicht die Doppelzahlung in Höhe von 4,8 Mio. 
DM. 


IX. Privatisierung der ostdeutschen Werften 
an die Bremer Vulkan Verbund AG 
(BW AG) 

1. Vorbemerkungen 

Am Beispiel der Privatisierung der Ostwerften an die 
BVV AG wurde deutlich, daß bei der THA und ihrer 
Nachfolgeeinrichtung BvS Lücken und Mängel im 
Vertragsmanagement und Controlhng bestehen, die 
eine zweckentfremdete Verwendung von Investiti- 
onshilfen und Fördermitteln durch die Erwerber von 
Unternehmen der ehemaligen DDR möglich gemacht 
haben bzw. inuner noch möghch machen. 

Durch den Konkurs der BW AG und dem damit ver- 
bundenen Verlust von 854 Mio. DM an zweckbe- 
stimmten Geldern, bestand ein großes öffentliches 
Interesse an einer umfassenden Aufklärung. Für eine 
rückhaltlose Untersuchung der Privatisierung der 
Ostwerften durch die THA, von Lücken und Män- 
geln im Vertragsmanagement bei THA und BvS und 
bei der Durchführung der Rechts- und Fachaufsicht 
durch die dafür zuständigen Ministerien des Bundes 
mit den gravierenden Folgen für die öffentlichen 
Kassen des Bundes und des Landes Mecklenburg- 
Vorpommern, reichte der ursprüngliche Untersu- 
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chungsauftrag des Ausschusses nicht aus. Es war da- 
her dringend erforderlich, daß der Auftrag des Unter- 
suchungsausschusses auf Antrag der SPD -Fraktion 
um den Themenkomplex „Privatisierung der ostdeut- 
schen Werften" erweitert wurde. 

Durch die Erweiterung des Untersuchungsauftrages 
wurde sichergestellt, daß parallel zu den bereits in 
den Ländern Bremen und Mecklenburg-Vorpom- 
mern eingerichteten Untersuchungsausschüssen die 
bundespolitischen Versäumnisse und Verantwort- 
lichkeiten aufgeklärt werden konnten. Die drei Un- 
tersuchungsausschüsse haben sich gegenseitig infor- 
miert und Protokolle ausgetauscht. Dadurch konnte 
Doppelarbeit vermieden werden. 

Zur Privatisierung der Ostwerften, zu den Prüf- und 
Kontrollrechten (Vertragsmanagement), dem Cash- 
Management und zu den Gründen, die für den Ver- 
lust von öffentlichen Geldern in einer extrem hohen 
Summe geführt haben, hat der Untersuchungsaus- 
schuß insgesamt 29 Zeugen vernommen, den Leiter 
der Bremer Staatsanwaltschaft informatorisch ange- 
hört und sich durch einen Sachverständigen über die 
Zulässigkeit der Einbeziehung von öffentlichen För- 
dermitteln in ein Cash-Management informieren las- 
sen. Die Privatisierung der Ostwerften war der zeit- 
lich umfangreichste Themenkomplex und damit ein 
Arbeitsschwerpunkt des Untersuchungsausschusses. 

Im Feststellungsteil des Berichts wird das Ergebnis 
der Aufklärung umfassend dargestellt. Hier gibt es 
Einvernehmen mit CDU/CSU und F.D.R. Es zeich- 
nete sich aber bereits bei der Vernehmung der Zeu- 
gen ab, daß eine einheitliche Bewertung der Feststel- 
lungen des Untersuchungsausschusses nicht möglich 
sein würde, da die Mehrheit des Untersuchungsaus- 
schusses die teilweise mehr als fragwürdige Rechtfer- 
tigungsstrategie von Bundesregierung und BvS voll 
mitgetragen und Zeugen aus diesen Bereichen bei 
ihren Vernehmungen auffallend unterstützt hat. 

2. Privatisierungskonzepte 

Mit der Unterstellung der DDR-Staatsbetriebe unter 
die Verwaltung der THA war klar, daß aus politi- 
schen Gründen der ostdeutsche Schiffbau als indu- 
strielles Rückgrat des Landes Mecklenburg-Vorpom- 
mern erhalten werden muß. Dies kam im Jahre 1990 
einer Verdoppelung der Schiffbaukapazitäten gleich, 
während die angestanunten Märkte der Ostwerften 
fast völhg wegbrachen. 

Am 1. Juli 1990 wurden sämtliche maritimen Betriebe 
des Kombinats Schiffbau der DDR in die Deutsche 
Maschinen- und Schiffbau AG (DMS) umgewandelt. 
An die Spitze der DMS trat der über Jahrzehnte 
durch Küsten- und Montanindustriesanierungen als 
Fachmann ausgewiesene Dr. Jürgen Krackow. Der 
Vorstand der DMS vertrat gegenüber der THA ein 
Konzept, das nach einer Sanierung der Betriebe bis 
Ende 1994 den Erhalt eines eigenständigen ostdeut- 
schen Schiffbaus vorsah. Wie aus einem Schreiben 
des damaligen Präsidenten der THA vom 28. Februar 
1991 an den damahgen Wirtschaftsminister Jürgen 
Möllemann hervorgeht, stand die THA dem Konzept, 
entgegen der immer wieder aufgestellten Behaup- 


tung, nicht von vornherein negativ gegenüber. Kern- 
aussage des Schreibens der THA war: 

„Die Treuhandanstalt ist bereit, dieses Konzept im 

Rahmen ihrer Möglichkeiten zu begleiten . " 

Gleichwohl setzten Anfang 1992, zu einem Zeit- 
punkt, als die DMS mit ihrem Sanierungskonzept auf 
einem guten Weg war und im Einvernehmen mit den 
Gewerkschaften bereits über 20 000 Arbeitsplätze 
abgebaut hatte, die Bundesregierung, die Landesre- 
gierung Mecklenburg-Vorpommern und die THA 
ohne weitere Gespräche mit dem DMS-Vorstand eine 
Politik der schnellen Privatisierung durch. Dies ge- 
schah zeitgleich mit der Einführung des Bonussy- 
stems. Diese Pohtik führte nach Überzeugung von 
Dr. Krackow, die er vor dem Treuhand-Untersu- 
chungsausschuß vertrat, nicht nur zu weit höheren 
Sanierungskosten als im ursprünglichen und vom 
Leitungsausschuß der THA gebilligten und mehrfach 
bestätigten Sanierungskonzept vorgesehen, sondern 
auch zum Verlust der Identifikationsmöglichkeit der 
ostdeutschen Bevölkerung mit einem aus der Ver- 
gangenheit gewachsenen und nach - von allen Betei- 
ligten mitgetragenen - harten Einschnitten potentiell 
marktfähigen Konzern. Gleichzeitig führte dies zum 
Zusanunenbruch der Hoffnungen Tausender Beleg- 
schaftsmitglieder, mit staathcher Begleitung, aber 
aus eigener Kraft konkurrenzfähige Werftbetriebe in 
die Marktwirtschaft zu überführen. 

Angesichts des Vulkan-Desasters ist es heute müßig, 
darüber zu streiten, ob das Konzept der DMS „Sanie- 
ren vor Privatisieren" erfolgreicher gewesen wäre, 
zumal eine, wenn auch zeitUch begrenzte Fortfüh- 
rung der Werftbetriebe als „THA-Betriebe" ebenfalls 
mit großen Risiken und unkalkuherbaren Kosten ver- 
bunden gewesen wäre. 

3. Verkauf der Werften MTW und VWS 
an die BW AG 

Am 11. August 1992 wurde die MTW zusammen mit 
dem Dieselmotorenwerk GmbH Rostock (DMR) an 
die BW AG und am 18. Februar 1993 die VWS an 
ein Bieterkonsortium unter Führung der BW AG ver- 
kauft. Die THA verpflichtete sich in den Privatisie- 
rungsverträgen, die ostdeutschen Werftbetriebe mit 
erheblichen finanziellen Mitteln zu unterstützen. Die 
Betriebe wurden von ihren Altkrediten entschuldet, 
der notwendige Finanzbedarf für die Eigenkapital- 
ausstattung wurde sichergestellt und zusätzlich wur- 
den noch Darlehen gewährt. Im Zuge der Vertrags- 
verhandlungen wurde die Bonität der BW AG ge- 
prüft. Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme ist 
die SPD zu der Auffassung gelangt, daß angesichts 
der erheblichen finanziellen Mittel in mehrfacher 
Milliardenhöhe, die aufgrund vertraglicher Regelun- 
gen in die Ostwerften fließen sollten, die Bonitätsprü- 
fung nicht ausreichend war. Die Finanzsituation des 
Konzerns wurde von der THA rosiger gesehen, als 
sie tatsächlich war. 

Vertragsgestaltung 

In Anbetracht der finanziellen Leistungen in mehrfa- 
cher Müliardenhöhe, die aufgrund vertraglicher Re- 
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gelungen in die Ostwerften fließen sollten, weisen 
die Privatisierungsverträge erhebliche Mängel auf, 
von denen einige nachfolgend genannt werden: 

Eine generelle Kontrolle der Mittelverwendung 
durch die THA/BvS war nicht vorgesehen. Zwar gab 
es verschiedene vertraglich verankerte Prüf- und 
Kontrollrechte, nicht jedoch die Einsichtnahme in die 
Geschäftsbücher vor Ort. Dadurch war es nicht mög- 
lich, durch eigene Unterrichtungs- und Kontrollbe- 
fugnisse vertragswidrige Mittelabflüsse und Mittel- 
verwendungen festzustellen. 

In den Privatisierungsverträgen wurde lediglich fest- 
gelegt, daß die ostdeutschen Werften der THA zum 
Jahresende die Zahlen über die Investitionsfort- 
schritte und die Mittelverwendung mitteilen und sich 
dies vom jeweiligen Jahresabschlußprüfer bestätigen 
lassen. 

Obwohl sich die Vertragspartner (THA und BW AG) 
bei Vertragsabschluß darüber einig waren, daß die 
Mittel der THA für die Ostwerften in einem „Finanz- 
system Ost" innerhalb der Hanse Holding verbleiben 
und ausschließlich für die vertraglich festgelegten 
Zwecke an diesen Produktionsstätten verwendet 
werden sollten, wurde dies nicht vertraglich fixiert - 
ein schwerwiegendes Versäumnis! Angeblich hätte 
ein Bestehen auf eine vertraglich bindende Regelung 
zum Scheitern der Verhandlungen geführt. Allein 
diese Haltung hätte schon mißtrauisch machen müs- 
sen. 

Die BVV AG hatte sich vertraglich nur zu einer rela- 
tiv kurzen Fortführung der Werften verpflichtet (für 
MTW bis Ende 1995, für VWS bis Ende 1997). Das 
bedeutet, daß Milliardenbeträge zur Verfügung ge- 
stellt wurden, obwohl in den Verträgen keine dauer- 
haften Arbeitsplatzgarantien auf genommen wurden. 

Die Investitionsverpflichtungen wurden nur unzurei- 
chend geregelt. Investitionsmittel galten schon dann 
als ordnungsgemäß verwendet, wenn die Investition 
lediglich bestellt, aber noch nicht vollzogen oder be- 
zahlt worden war. Zudem wurde auch keine „Pari 
Passu" -Finanzierung der Investitionen in den Ver- 
trag aufgenonunen, was von Anfang an zu unter- 
schiedlichen Auslegungen darüber führte, ob die 
BW AG ihren vertraglich vereinbarten Eigenanteil 
erst dann beisteuern muß, wenn der THA- Anteil auf- 
gebraucht ist oder ob die BVV AG ihre Anteile fort- 
laufend zu leisten habe. 

Die lückenhafte und unzureichende Vertragsausge- 
staltung wird von Bundesregierung und THA/BvS 
immer wieder mit der schlechten Verhandlungsposi- 
tion gerechtfertigt, in der sich die THA bei den Ver- 
tragsverhandlungen angeblich befunden haben soll. 
Unabhängig von den hohen öffentlichen Summen, 
die bei den Verantwortlichen der BW AG Begehr- 
hchkeiten ausgelöst haben müssen, ist die SPD auch 
aufgrund der Vernehmung von Zeugen zu der Auf- 
fassung gekommen, daß die Verhandlungsposition 
der THA derartige Mängel nicht rechtfertigen kann. 
So hat z. B. der ehemalige Aufsichtsratsvorsitzende 
der BVV AG vor dem Ausschuß ausgesagt, daß er 
überrascht gewesen sei, was bei der THA alles 
durchsetzbar gewesen wäre. 


Überweisung von THA-Geldern vor 
Rechtswirksamkeit der Verträge 

Die Privatisierungverträge für die ostdeutschen Werf- 
ten bedurften der Genehmigung durch das BMF und 
durch die Europäische Union (EU-Kommission), Be- 
vor die Genehmigungen erteilt worden waren, hatte 
die THA bereits mehr als eine Mrd. DM an die ost- 
deutschen Werften ausgezahlt. Dies geschah, obwohl 
zu diesem Zeitpunkt keineswegs feststand, daß die 
EU-Kommission den Verträgen auch tatsächlich zu- 
stimmen würde. Auch wurden die als Darlehen vorab 
gezahlten Mittel ausgezahlt, ohne von der BW AG 
Sicherheiten zu verlangen. Die Auszahlung erfolgte 
ohne formelles Genehmigungsverfahren allein auf- 
grund einer telefonischen Genehmigung durch den 
damaligen zuständigen Abteilungsleiter im BMF. 
Hier hegt ein schwerwiegender Verstoß gegen haus- 
haltsrechtliche Bestimmungen vor. Ein leitender Be- 
amter des BMF kann nicht mittels einer mündlichen 
Genehmigung ein vorgeschriebenes Genehmigungs- 
verfahren ersetzen. 

Vertragsmanagemen t 

Das Vertragsmanagement der THA/BvS überwachte 
die Verpflichtungen der BVV AG aus den Privatisie- 
rungsverträgen. Auch hierbei sind erhebliche Män- 
gel deutlich geworden. Allerdings liegt dies im we- 
sentlichen an den unzureichenden Festlegungen in 
den Privatisierungs Verträgen, die dem Vertragsma- 
nagement die Arbeit überaus erschwert haben. Diese 
Mängel werden durch die folgende Aussage des Lei- 
ters des Direktorats 2 der BvS, Dirk Groß-Blotekamp, 
bei seiner Vernehmung durch den Untersuchungs- 
ausschuß deutlich: 

„Ich habe versucht, sie [die Privatisierungsverträ- 
ge] umzusetzen. Wie schwer dies beim Bremer Vul- 
kan war, das kann man sich vorstellen, wenn sie 
solche Verträge haben wie vom Bremer Vulkan. ... 
Wir wußten, was wir vertragsgemäß machen durf- 
ten, und das ist im Vergleich zu anderen Verträgen 
eben halt sehr wenig. " (Protokoll Nr. 71, S. 12). 

Dennoch ist dem Vertragsmanagement vorzuwerfen, 
daß die wirtschaftliche und finanzielle Situation der 
BW AG nur unzureichend analysiert worden ist. Es 
wurde auch nicht bemängelt, daß die Investitions- 
maßnahmen in den Werften weit hinter den vertragli- 
chen Zusagen zurücklagen und eigene Anteile der 
BW AG nicht beigesteuert wurden. Dirk Groß-Blote- 
kamp ist auch den Warnhinweisen über die zweck- 
widrige Verwendung der in das Cash-Management 
eingeflossenen Mittel nicht mit dem nötigen Nach- 
druck nachgegangen und hat den Versicherungen 
der BW AG -Verantwortlichen, es sei alles in bester 
Ordnung, blind vertraut. Hier hätte sich Groß-Blote- 
kamp und damit die THA nicht nur auf das vertrag- 
lich nur mangelhaft vereinbarte Prüf- und Kontroll- 
recht verlassen dürfen. Es bestanden verschiedene 
andere Möglichkeiten, in die Konzerngeschäfte und 
die wirtschaftliche und finanzielle Lage der BW AG 
Einbhck zu gewinnen. Zudem gab es Presseberichte, 
die kritisch und sehr treffend die Ereignisse inner- 
halb der BW AG und ihre wirtschafthche Situation 
beschrieben haben. Auch dies hätte von der THA un- 
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bedingt zum Anlaß genommen werden müssen, In- 
formationen über das vertraglich vereinbarte Maß 
hinaus einzuholen. 


4. Einbeziehung der Werften MTW und VWS 
in das automatische Cash-Management bei 
der BW AG 

Die Einbeziehung der Ostwerften in das zentrale 
Cash-Management war ursächlich für den Verlust 
der für die Werften bestimmten THA-Mittel. Die Fra- 
ge, inwieweit die Einbeziehung von zweckbestimm- 
ten Fördermitteln in das Cash-Management über- 
haupt erlaubt ist und welche Sicherungsmaßnahmen 
von der THA/BvS getroffen worden sind, war daher 
auch ein wichtiger Punkt bei den Prüfungen des Un- 
tersuchungsausschusses. Hierzu wurde in einer öf- 
fentlichen Anhörung ein Sachverständiger aus einer 
renommierten Wirtschaftsprüfungsgesellschaft ange- 
hört. Im Feststellungsteil des Berichts sind die Aus- 
führungen des Sachverständigen ausführlich darge- 
stellt worden. Die dem Untersuchungsausschuß zur 
Verfügung gestellte schriftliche Ausarbeitung zu die- 
sem Thema wurde als Anlage in den Bericht aufge- 
nommen. Aus Sicht der SPD wurde durch die Sach- 
verständigenanhörung deutlich, daß zwar das Cash- 
Management bei Konzernen ein durchaus übliches 
Finanzierungsinstrument ist. Bei der Einbeziehung 
Öffentlicher Fördermittel in ein zentrales Cash-Mana- 
gement ist jedoch die Zweckbestimmung entschei- 
dend, die durch geeignete Maßnahmen sicherzustel- 
len ist. In Fällen, in denen durch Einbeziehung in das 
Cash-Management das Risiko eines völligen Verlu- 
stes von öffentlichen Mitteln besteht, sind die übli- 
chen Verfahrensweisen für ein Cash-Management 
nicht ohne weiteres übertragbar. 

Fragen zum Cash-Management waren bereits Ge- 
genstand der Verhandlungen zur Privatisierung der 
Ostwerften. Der Staatssekretär im BMF, Dr. Manfred 
Overhaus, hat in einem Bericht vom 10. April 1996 an 
den Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
mitgeteilt, daß die Vertragspartner (TH A/BVV AG) 
bei Vertragsabschluß davon ausgegangen sind, daß 
die Mittel der THA in einem eigenen „Finanzsystem 
Ost“ verbleiben und ausschließlich für die vertraglich 
festgelegten Zwecke an diesen Produktionsstandor- 
ten verwendet werden. Dieser Sachverhalt wurde 
auch durch andere Aussagen und Unterlagen bestä- 
tigt. Die BVV AG lehnte es allerdings ab, dieses in 
die Privatisierungsverträge aufzunehmen, was un- 
verständlicherweise von der THA akzeptiert worden 
ist. Auch dieser schlimme Fehler wird mit der angeb- 
hch schlechten Verhandlungsposition gerechtfertigt. 

In diesem Zusammenhang ist bedeutsam, daß die 
EU-Kommission verlangt hatte, daß bei der Gewäh- 
rung öffentlicher Mittel keinerlei Spill-over-Effekte 
eintreten dürfen. Gelder, die für die ostdeutschen 
Werften bewilligt wurden, durften keinesfalls west- 
deutschen Firmen zugute kommen. Dies sollte quar- 
talsweise durch Spill-over-Berichte der Werften und 
durch jährliche Testate der C & L Treuarbeit Deut- 
sche Revision (C & L) kontrolliert werden. Durch die 
Spill-over-Berichte bestand aber keine Gewißheit 


über die tatsächliche Verwendung der Gelder inner- 
halb des Konzerns. 

Die Werften MTW und VWS führten seit September 
1993 ihre aktuell nicht benötigten liquiden Mittel an 
das Cash-Management-Konto der BVV AG ab, ohne 
Teilnehmer am automatischen Cash-Management 
des Konzerns zu sein. Von diesen Geldflüssen hatte 
die THA zunächst keine Kenntnis. Im August 1993 
wurden die Ostwerften dann von der Konzernspitze 
aufgefordert, entsprechende Cash-Management- 
Verträge abzuschließen. Das für die Ostwerften zu- 
ständige Vorstandsmitglied der BW AG, Prof. Tim- 
mermann, hat vor dem Untersuchungsausschuß hier- 
zu den Vorwurf erhoben, daß die Einführung eines 
zentralen Cash-Managements zielgerichtet nur zu 
dem Zwecke erfolgte, die finanziellen Kapazitäten 
der Ostwerften für den „eigenen", das heißt westli- 
chen Konzernbereich zu nutzen. 

Die THA war sich von Anfang an darüber im Klaren, 
daß diese Ausleihungen Gefahren in sich bargen. 
Dies wird durch bekanntgewordene Aktivitäten 
deutlich, die im Bericht des Untersuchungsausschus- 
ses ausführlich beschrieben worden sind. Hier ist ins- 
besondere das Schreiben der THA vom 20. Dezember 
1993 zu nennen. Für das Schreiben ursächlich waren 
die Mitteilung der EU-Kommission, daß sich der Ge- 
nehmigungsprozeß für die Fördermittel der MTW 
verzögert, da die BVV AG - entgegen dem Vertrags- 
inhalt - die Verlegung der MTW auf ein anderes 
Grundstück beabsichtigt und der Besuch von Prof. 
Manfred Timmermann vom 8. Dezember 1993 bei 
der THA, bei dem er Befürchtungen hinsichtlich der 
Geldeinlagen der Ostwerften bei der BVV AG und 
der Investitionsverpflichtungen geäußert hatte, ln 
dem Schreiben der THA an die BVV AG wurde u. a. 
darauf hingewiesen, daß die Beihilfen öffentliche 
Gelder seien, die ausschließlich für die neuen Bun- 
desländer bestimmt wären. Gegen eine Ausleihung 
habe die THA lediglich dann nichts einzuwenden, 
sofern die Fristenkongruenz gewahrt bliebe, Bank- 
garantien gestellt und die THA vorab über jede Geld- 
transaktion unterrichtet werden würde. Ein weiterer 
Briefinhalt waren die Zahlungen der Ostwerften für 
den Kauf von Technik-Know-how. Die THA ver- 
langte Informationen über die bereits durchgeführten 
Käufe (in zweistelliger Millionenhöhe). Für die Zu- 
kunft wurde eine Vorabinformation verlangt. Durch 
dieses Schreiben und die nachfolgenden Verhand- 
lungen konnte lediglich erreicht werden, daß sich die 
für die MTW bestimmten 463 Mio. DM, die sich 
ereits in der Verfügungsgewalt der BVV AG befan- 
den, auf ein Sperrkonto überwiesen wurden. (Die 
letzte Zahlung an die MTW von diesem Sperrkonto 
erfolgte noch im Oktober 1995 mit einem Betrag von 
194 Mio. DM.) Bei allen anderen Punkten des Schrei- 
bens vom 20. Dezember 1993 setze sich die THA 
nicht durch. 

„Schwegwänn-Gutachten " 

Bereits 1994 gab es innerhalb der THA Untersuchun- 
gen zu den finanziellen Risiken aufgrund der finan- 
ziellen Verflechtungen zwischen den Ostwerften und 
der BVV AG. So wurde unter dem 10. Februar 1994 
ein internes Gutachten verfaßt, das insgesamt eine 
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kritische Analyse der Entwicklung der BW AG und 
zugleich eine Mahnung an die Leitung der THA war, 
das wirtschaftliche Geschehen in den Ostwerften ge- 
nauer zu beobachten. Vor dem Untersuchungsaus- 
schuß hat THA- Präsidentin Birgit Breuel ausgesagt, 
daß dieses Papier für die THA zwar sehr wichtig ge- 
wesen sei, aber: 

„Es [Schwegmann-Gutachten] hat für uns nichts 
hergegeben, woraus wir entnehmen mußten, daß 
mißbräuchliche Verwendung der Treuhandgelder 
stattfinden würde . " 

Für SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN steht den- 
noch fest, daß die THA schon relativ früh, im Februar 
1994, durch das „Schwegmann-Gutachten" in einer 
Art „worst-case-Szenario" über mögliche finanzielle 
Probleme bei der BW AG informiert worden war. 
Diese Information, die bei der THA auch auf Vor- 
stands- und Präsidentenebene zur Kenntnis genom- 
men worden war, veranlaßten die THA und später 
die BvS jedoch nicht, geeignete Schritte einzuleiten, 
um eventuell möglichen Verlusten von öffentlichen 
Fördermitteln vorzubeugen. 

Gutachten von Rechtsanwalt Dr. Schütte 
zur Insolvenz eines Großinvestors 

Der für die Ostwerften zuständige beratende Anwalt 
der THA/BvS, Rechtsanwalt Dr. Schütte, hat unter 
dem 9. August 1994 ein externes Gutachten verfaßt, 
das sich allgemein mit den Auswirkungen der Insol- 
venz eines Großinvestors auseinandersetzt. Das Gut- 
achten ist aufgrund von Gerüchten über erste finan- 
zielle Schwierigkeiten bei der BVV AG erstellt wor- 
den. Es machte deutlich, daß im Falle der Insolvenz 
eines Mutterkonzerns auch die unbesicherten Geld- 
anlagen der Tochterunternehmen, die am Cash-Ma- 
nagement beteiligt sind, nicht mehr zur Verfügung 
stehen. 

Obwohl auch durch dieses Gutachten noch einmal 
überaus deutlich wurde, welche Gefahren durch die 
Geldanlagen der Ostwerften im Cash-Management 
der BW AG bestehen, wurde von der THA ledigüch 
mehrmals versucht, von der BW AG Sicherheiten 
für die im Cash-Management angelegten Mittel zu 
erhalten. Diese Forderungen wurden von der BW 
AG aber stets mit Hinweis auf die Vertragslage abge- 
lehnt. 

Die THA hat nicht nachdrücklich genug darauf be- 
standen, daß die zur Verfügung gestellten Mittel, die 
aktuell für Investitionsmaßnahmen noch gar nicht 
benötigt wurden, z. B. durch Bankbürgschaften ab- 
gesichert werden. Angesichts des ihr bekannten ho- 
hen Risikos hätte die THA weitere Geldzahlungen 
von entsprechenden Sicherungsmaßnahmen abhän- 
gig machen können. Vor allem hätte die THA nach 
der endgültigen Ablehnung von Bankbürgschaften 
durch die BW AG im Juni 1994 von ihren Vertrags- 
rechten Gebrauch machen sollen, wonach sie alle 
Streitigkeiten aus oder in Zusammenhang mit den 
Privatisierungsverträgen durch ein Schiedsgericht 
entscheiden lassen konnte. Es gab zwar keine ver- 
traglichen Regelungen über das Cash-Management, 
dafür gab es aber mündliche Verabredungen bei den 
Vertrags Verhandlungen, nach denen die THA-Gel- 


der in einem „Finanzkreislauf Ost" verbleiben soll- 
ten. Entgegen der Auffassung von THA/BvS hätte 
dies die Anrufung des Schiedsgerichtes durchaus 
möglich gemacht. 

Nur aufgrund besonderer Umstände, die durch die 
Verzögerung des EU-rechtlichen Genehmigungsver- 
fahrens durch den Plan der MTW, auf ein anderes 
Grundstück in Wismar zu wechseln, entstanden sind, 
gelang es der THA, nicht freigegebene Gelder der 
MTW vorübergehend auf ein Sperrkonto zu deponie- 
ren. 

Die ohne die erforderlich gewesene Absicherung in 
das Cash-Management der BVV AG eingeflossenen 
finanziellen Mittel der ostdeutschen Werften, die mit 
Stand 31. Dezember 1995 einen Betrag von 854 Mio. 
DM ausmachten, sind durch den Konkurs der BW 
AG endgültig verloren. 


5. Kenntnisse der Bundesregierung und der 
THA/BvS von der zweckentfremdeten Ver- 
wendung der Fördermittel und Maßnahmen 
zur Sicherung der Fördermittel 

Die THA hatte spätestens Ende 1993 Kenntnisse über 
die Anlage der für die Ostwerften bestimmten Gelder 
im Cash-Management der BW AG. Am 8. Dezember 
1993 wurde Birgit Breuel im Beisein von THA- Vor- 
stand Dr. Wild von Prof. Manfred Timmermann über 
die Geldanlagen der Ostwerften bei der BW AG in- 
formiert. In der Folgezeit hatten Bundesregierung 
und THA durch die Spill-over-Berichte Kenntnis über 
die Höhe der in das Cash-Management eingeflosse- 
nen Mittel. 

Bereits im Zusammenhang mit dem Ausscheiden von 
Prof. Timmermann aus dem Vorstand der BW AG 
gab es eine kritische Berichterstattung über den Kon- 
zern und über die Geldanlagen der Ostwerften bei 
der BW AG. Dies führte immerhin zu Überlegungen 
innerhalb des BMWi, die THA zu einer Sonderprü- 
fung bei der BW AG aufzufordem. Wegen der lau- 
fenden Spill-over-Berichte wurde hiervon aber abge- 
sehen. In der Folgezeit wurde in der Presse kontinu- 
ierlich über Finanzprobleme bei der BVV AG berich- 
tet. 

Aus der Chronologie der Ereignisse aufgrund der 
sich Sommer 1995 immer mehr zuspitzenden Finanz- 
krise der BW AG ergibt sich eindeutig ein Nichthan- 
deln der THA/BvS und ein Nichteingreifen von BMF 
und BMWi. Seit September 1995 fanden regelmäßig 
Besprechungen zwischen der BvS und dem Vorstand 
der BW AG und zwischen dem Bremer Senat und 
dem BMWi und anderen Stellen statt. Im BMWi wur- 
de eine Anhörung zum Unterweserkonzept durchge- 
führt. In der 13. Sitzung des Präsidialausschusses des 
Verwaltungsrates der THA war der „Aktuelle Sach- 
stand Bremer Vulkan" ein Thema. Protokolle wurden 
hin- und hergereicht. Die Ministerialbürokratie er- 
kundigte sich regelmäßig bei der BvS über den Stand 
der Erfüllung der Verpflichtungen der BW AG. 
Durchgreifende Maßnahmen wurden aber von allen 
nicht ergriffen. 
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Der Gipfel der Untätigkeit wurde erreicht, nachdem 
am 29. November 1995 bei einem Gespräch bei der 
C & L in Bremen mit dem Finanzvorstand der BW AG, 
an dem auch Vertreter der Länder Bremen, Ham- 
burg, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein und der 
BvS teilgenommen haben, offenkundig wurde, daß 
die Cash-Management-Einlagen der Ostwerften bei 
einem Konkurs des Konzerns weitgehend verloren 
wären und der Konzern derzeit nicht in der Lage sei, 
seine aus den Privatisierungsverträgen mit der BvS 
folgende Investitionspflicht von 770 Mio. DM für die 
Werften in Mecklenburg-Vorpommern zu erbringen. 
Über dieses Gespräch soll die BvS das BMF weder 
unterrichtet haben noch soll das Protokoll dem BMF 
zugegangen sein. Dies kann aber für das BMF keine 
Entlastung darstellen, denn die Bundesregierung 
verfügte auch ohne Informationen durch die BvS 
über denselben Kenntnisstand. Dies geht eindeutig 
aus dem Vermerk vom 30. November 1995 hervor, 
der vom zuständigen Abteilungsleiter IV des BMWi 
aufgrund von Informationen „von zuständiger Stelle 
aus Bremen " erstellt worden war. 

In der BvS löste das Ergebnis der Besprechung am 
29. November 1995 in Bremen keine feststellbaren 
Aktivitäten aus. Im Gegenteil, die Lage wurde weiter 
unrealistisch eingeschätzt und nach außen hin be- 
schönigt. 


6. Informationen der Bundesregierung 
und der BvS 

Wegen der besorgniserregenden Presseberichterstat- 
tung über die Vorgänge bei der BVV AG hatte sich 
der Wirtschaftsminister von Mecklenburg- Vorpom- 
mern, Dr. Harald Ringstorff, mit Schreiben vom 
20. November 1995 an den Vorstand der BvS ge- 
wandt. Das Schreiben wurde am 1. Dezember 1995 
durch BvS-Vorstandsmitglied Rudolf Bohn beantwor- 
tet. Danach würden alle Investitions- und Arbeits- 
platzverpflichtungen durch die BW AG eingehalten 
und die Mittel stünden den Werften termingerecht 
zur Verfügung. Außerdem wurde mitgeteilt, daß 
auch die BvS über die Pressemitteilungen beunruhigt 
sei, da diese der Stabilität des Unternehmens nicht 
nutzten. Nach der Besprechung am 29. November 
1995 und dem Eingang des Schreibens der BvS vom 
1. Dezember 1995 richteten der Ministerpräsident 
des Landes Mecklenburg- Vorpommern, Dr. Bemdt 
Seite, und Wirtschaftsminister Dr. Ringstorff ein ge- 
meinsames Schreiben an Bundeskanzler Dr. Helmut 
Kohl. Das Schreiben wurde von Kanzleramtsminister 
Friedrich Bohl am 20. Dezember 1995 auf der Grund- 
lage einer offensichtlich unmittelbar bei der BvS ein- 
geholten Stellungnahme beantwortet. In dem Schrei- 
ben wurde mitgeteilt, daß die Investitionen planmä- 
ßig vorangingen, die Arbeitsplatzzusagen eingehal- 
ten werden würden und keinerlei Hinweise für eine 
vertragswidrige Verwendung von Fördermitteln vor- 
lägen. Zusätzlich wurde darum gebeten, die Arbeit 
der neuen Führung der BW AG dadurch zu erleich- 
tern, daß in Zukunft auf öffentliche Spekulationen 
verzichtet werden sollte. 


Abgesehen davon, daß das Bundeskanzleramt sich 
zur Beantwortung des Schreibens unmittelbar Infor- 
mationen bei der BvS eingeholt hat und damit das für 
die Rechts- und Fachaufsicht über die BvS zuständi- 
ge BMF übergangen hat, wurden der Landesregie- 
rung von Mecklenburg-Vorpommern - völlig reali- 
tätsfern - keine ernsten Absichten unterstellt. Was 
könnte der Hinweis, daß in Zukunft auf öffentliche 
Spekulationen verzichtet werden solle, sonst bedeu- 
ten. Das BMF hatte von dem Schriftverkehr, wie von 
Zeugen im Untersuchungsausschuß ausgesagt wur- 
de, keine Kenntnis und wurde auch nachträglich 
nicht informiert. 

Aufgrund von Presseberichten, nach denen die für 
die Ostwerften bestimmten Fördermittel in das Cash- 
Management der BVV AG geflossen und nicht bei 
den Ostwerften verwendet worden seien, richtete die 
Abgeordnete Dr. Christine Lucyga (SPD) im De- 
zember 1995 eine schriftliche Anfrage an die Bun- 
desregierung, die unter dem 21. Dezember 1995 
von der Parlamentarischen Staatssekretärin beim 
BMF, Irmgard Karwatzki, beantwortet wurde. Inhalt- 
lich stimmt die Antwort in den Kernaussagen mit 
dem Schreiben des Kanzleramtes vom 20. Dezem- 
ber 1995 überein. Die Antwort an die Abgeordnete 
Dr. Christine Lucyga wurde im Referat VIII A 6 vor- 
bereitet; sie entsprach nicht dem Kenntnisstand der 
BvS, den diese seit dem 29. November 1995 hatte, und 
auch nicht dem Kenntnisstand der Bundesregierung 
durch das Protokoll des Abteilungsleiters IV im BMWi 
vom 30. November 1995. Seit dem 22. Dezember 1995 
stand endgültig fest, daß die in das Cash-Manage- 
ment eingeflossenen Fördermittel nicht mehr für die 
Ostwerften zur Verfügung stehen. Dies veranlaßte 
die Bundesregierung jedoch nicht, ihre am 21. De- 
zember 1995 gegebene Antwort auf eine schrifthche 
Frage, die bei der Fragestellerin erst am 29. Dezem- 
ber eingegangen war, zu korrigieren. Dies erfolgte 
übrigens auch nicht zu einem späteren Zeitpunkt. 

7. Zusammenfassung 

Der mit dem Konkurs der BVV AG verbundene Ver- 
lust der für die Ostwerften bestimmten Fördermittel 
beruht im wesentlichen auf dem Mißmanagement 
und möglicherweise auch auf veruntreuenden Hand- 
lungen des Vorstandes der BW AG mit Dr. Friedrich 
Hennemann an der Spitze. Hier sind zivil- imd straf- 
rechtliche Verfahren anhängig. 

Durch die unzureichende Kontrolle durch die THA/ 
BvS war es dem Konzern lange möglich, die tatsäch- 
liche Finanzsituation zu verschleiern. Konkrete Hin- 
weise auf die schwierige Lage im Konzern lagen 
Bundesregierung und BvS seit Sommer 1995 vor, die 
sich bis Ende des Jahres immer mehr verdichteten. 
Fest steht, daß diesen Hinweisen nicht mit dem nöti- 
gen Nachdruck nachgegangen worden ist. 

Das Ergebnis der unterlassenen Maßnahmen ist be- 
kannt: 854 Mio. DM an zweckbestimmten Geldern 
sind endgültig verloren und müssen vom Steuerzah- 
ler wieder aufgebracht werden. 

Durch die Beweisaufnahme des Untersuchungsaus- 
schusses sind gravierende Mängel in der Ausgestal- 
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tung der Verträge für die von der BVV AG erworbe- 
nen Ostwerften offenkundig geworden. Vertragsma- 
nagement und Controlling haben versagt. Dieses 
Versagen trifft auch den Bundesminister der Finan- 
zen, der die Rechts- und Fachaufsicht über THA/BvS 
auszuüben hat. Auch in diesem Fall ist deutlich ge- 
worden, daß THA/BvS über zu große Freiräume ver- 
fügt haben. Es genügt eben nicht, bei der THA/BvS 
anzurufen und sich telefonische Auskünfte geben zu 
lassen. Dies vor allem nicht bei Summen in derartiger 
Höhe, die verloren gehen könnten. Insofern ist die 
Frage nach der persönlichen Verantwortung neu zu 
stellen. 

Durch den Verlust der in das Cash-Management ein- 
geflossenen Mittel sind die in Mecklenburg-Vorpom- 
mern gelegenen Standorte der BVV AG erheblich in 
Mitleidenschaft gezogen worden. Alle betroffenen 
Betriebe, insbesondere die beiden Werften MTW und 
VWS, konnten nur mit einem hohen finanziellen Auf- 
wand des Bundes und des Landes Mecklenburg-Vor- 
pommern vor der drohenden Insolvenz bewahrt wer- 
den. Voraussetzung für ein Überleben der Werften 
war eine Neustrukturierung mit der Abkopplung der 
Betriebe aus der in Konkurs geratenen BVV AG. Die 
Geschäftsanteile der Werften wurden von der BvS 
und dem Land Mecklenburg-Vorpommern im Ver- 
hältnis 51 : 49 in einer neu gegründeten Beteiligungs- 
gesellschaft übernommen. Ein Überleben der Werf- 
ten war zudem nur durch eine erneute Bewilligung 
von Fördermitteln durch die EU-Kommission mög- 
lich, die erreicht werden konnte. 

Das Desaster um die BW AG hat nicht nur der 
Arbeit und dem Ansehen der Arbeit der THA/BvS 
weiteren Schaden zugefügt. Der Umgang mit zweck- 
gebundenen Mitteln aus Steuergeldern hat auch zu 
einem Vertrauensverlust bei der EU-Kommission bei- 
getragen, zumal dort bereits Überprüfungsverfahren 
in den Fällen Leuna/Minol und Buna SOW Leuna 
Olefinverbund GmbH (BSL) anhängig sind. 


X. Privatisierung von Unternehmen der 
ehemaligen DDR durch die THA/BvS 

Die THA hat in den Jahren ihres Bestehens eine zen- 
trale Rolle bei der Umstrukturierung der ehemaligen 
DDR-Wirtschaft in marktwirtschaftliche Formen 
wahrgenommen. Ihr Auftrag beruhte dabei auf dem 
Gesetz zur Privatisierung und Reorganisierung des 
volkseigenen Vermögens, das am 17. Juli 1990 von 
der frei gewählten Volkskammer beschlossen und 
nüt geringfügigen Änderungen durch den Eini- 
gungsvertrag vom 31. August 1990 in Bundesrecht 
überführt wurde. Danach waren die Hauptaufgaben 
der THA die Privatisierung des ehemals volkseige- 
nen Vermögens der DDR und die Herstellung wett- 
bewerbsfähiger Strukturen in den neuen Bundeslän- 
dern nach den Prinzipien der sozialen Marktwirt- 
schaft. Ab 1. Januar 1995 wurden die Privatisierungs- 
und Abwicklungsaufgaben von der THA-Nachfolge- 
organisation BvS übernommen. 

Die Rechtsaufsicht für THA und BvS lag/liegt aus- 
schließlich beim BMF. Dieses ist auch zugleich Ge- 


nehmigungsbehörde nach § 65 Bundeshaushaltsord- 
nung. Die Fachaufsicht über die THA/BvS übte/übt 
das BMF im Einvernehmen mit dem BMWi aus (Art. 
25 Abs.l Einigungsvertrag). 

Die Arbeit der THA wurde von Anfang an kritisch 
betrachtet. Die Abwicklung von Firmen, die immer 
mit dem Verlust von Arbeitsplätzen verbunden war, 
die hohen Gehälter der Bediensteten, das Bonussy- 
stem, die übermäßigen Honorare der Liquidatoren 
und das Bekanntwerden von kriminellen Handlun- 
gen von Treuhandmitarbeitem und Investoren sorg- 
ten für Schlagzeilen in den Medien und führten zu 
einem Vertrauensverlust vor allem bei der Bevölke- 
rung in den neuen Ländern. 

Anfang 1993 verdichtete sich für die SPD-Bundes- 
tagsfraktion und für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN die Vermutung, daß die THA über Frei- 
räume verfügte, in denen sowohl die rechts- und 
fachaufsichtliche Kontrolle der Bundesregierung als 
auch die parlamentarische Kontrolle versagen muß- 
ten. Als dann auch noch offenkundig wurde, daß in 
der Berichterstattung von Bundesregierung und THA 
im „Greiner-Komplex" dem Ausschuß „Treuhandan- 
stalt'', einem Unterausschuß des Haushaltsausschus- 
ses, die wichtigsten Informationen vorenthalten wur- 
den, sah die SPD die Notwendigkeit der Einrichtung 
eines Untersuchungsausschusses des Deutschen 
Bundestages als gegeben an. Hierfür sprach zudem 
die explosionsartig gewachsene Schuldenlast im Ver- 
antwortungsbereich der THA. 

Der 2. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode 
„Treuhandanstalt" wurde auf Antrag der SPD mit Be- 
schluß des Deutschen Bundestages vom 22, Januar 
1993 eingesetzt. In bezug auf die THA setzte er die 
Arbeit des bis dahin bestehenden Unterausschusses 
„Treuhandanstalt" des Haushaltsausschusses fort. 
Bis zur Beschlußfassung über den Bericht des Unter- 
suchungsausschusses am 29. August 1994 wurde ein 
umfangreiches Arbeitspensum erledigt und gravie- 
rende Mängel in Organisation und Arbeitsweise der 
THA festgestellt. Die Feststellungen des 2. Untersu- 
chungsausschusses der 12. Wahlperiode führten bei 
der THA u. a. zu Korrekturen von Arbeitsabläufen 
und Vergütungsregelungen. Beeinträchtigt wurde 
die Arbeit des 2. Untersuchungsausschusses der 
12. Wahlperiode allerdings besonders dadurch, daß 
sich Bundesregierung und THA weigerten, die Proto- 
kolle des Vorstandes und des Verwaltungsrates zu 
übergeben. 

In der kurzen Zeitspanne seines Bestehens konnte 
der Untersuchungsauftrag jedoch nicht vollständig 
erfüllt werden. Der Untersuchungsausschuß führte 
die Aufklärungsarbeit daher in Teilbereichen fort. Er 
hatte sich insbesondere nüt der Frage zu beschäfti- 
gen, ob die THA/BvS bei der Privatisierung von Un- 
ternehmen die Grundsätze einer wirtschafthchen 
Haushaltsführung berücksichtigt hat. 

Trotz der vielen offenkundig gewordenen Mängel 
wird die Arbeit der THA/BvS von der Bundesregie- 
rung weiterhin als reine „Erfolgsstory" verkauft. In 
Presseerklärungen wird immer wieder über die hohe 
Zahl der erfolgreich privatisierten Betriebe und die 
Erfolge bei den erreichten Arbeitsplatzzusagen be- 
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richtet. Über die Zahl der Gesamtvollstreckungen 
und über weggefallene Arbeitsplätze sowie über 
nicht eingehaltene Verträge von Investoren in bezug 
auf vereinbarte Investitionen und Arbeitsplatzgaran- 
tien gibt es gegenüber der Öffentlichkeit keine Aus- 
sagen. Auf Antrag der SPD hat die BvS in ihrem Be- 
richt vom 11. Februar 1998 erstmals auch Auskünfte 
hierüber machen müssen. 

Nach dem Bericht der BvS waren mit Stichtag 1. Ja- 
nuar 1998 insgesamt 40 865 Privatisierungsverträge 
im Vertragsmanagement registriert. Diese betreffen 
11 377 Unternehmen und Unternehmensteile, 25 790 
Liegenschaften sowie 3 698 sonstige Verkäufe. Ent- 
halten sind darin 3 103 MBO/MBI-Privatisierungsver- 
träge. Die Verträge haben insgesamt 889 988 Arbeits- 
platzzusagen und rd. 142 Mrd. DM Investitionszusa- 
gen zum Inhalt. 

Bei 12 971 Verträgen mit Arbeitsplatzzusagen, für die 
der Zusagezeitraum abgelaufen und die Überprü- 
fung abgeschlossen ist, hielten 2 697 Investoren ihre 
übernommenen Arbeitsplatzverpflichtungen mit ei- 
ner Gesamtzahl von rd. 100 000 Arbeitsplätzen nicht 
ein. Andere Investoren haben ihre Zusagen überer- 
füllt, so daß insgesamt rd. 50 000 Arbeitsplätze mehr 
als zugesagt erhalten bzw. geschaffen worden sind. 

Bei 13 366 Verträgen mit Investitionszusagen, für die 
der Zusagezeitraum abgelaufen und die Überprü- 
fung abgeschlossen ist, hielten 2 049 Investoren ihre 
Zusage nicht ein, 11 317 übererfüllten ihre Zusagen. 

Bei THA und BvS sind bisher 1016 Insolvenzen regi- 
striert worden. Die BvS ist nicht in der Lage gewesen, 
über den dadurch eingetretenen Verlust an öffentli- 
chen Fördermitteln und Arbeitsplätzen Angaben zu 
machen. Dies hätte dem Vertragsmanagement ei- 
gentlich möglich sein müssen. Hier gibt es offensicht- 
lich weitere Dokumentationsmängel. 

Von den vielen Privatisierungsfällen konnte sich der 
Untersuchungsausschuß neben der als Schwerpunkt- 
aufgabe geprüften Privatisierung der Ostwerften nur 
noch mit einigen wenigen Privatisierungsfällen be- 
schäftigen, die in Teil J. des Berichts dargestellt wor- 
den sind. Bei der Bewertung dieser Privatisierungs- 
fälle halten es die Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN für erforderlich, auf die Komplexe 
„Leuna/Minol" und „Privatisierung der ostdeutschen 
Kali-Industrie'' ausführlicher einzugehen und die im 
Bericht getroffenen Feststellungen aufgrund der erst 
seit kurzer Zeit zur Verfügung stehenden Unterlagen 
teilweise auch zu ergänzen. 

1. Holzhandel Berlin und Brandenburg GmbH 
(HBB) und Holzhandel Dresden GmbH (HD) 

Im März 1991 wurde das Unternehmen HBB und im 
August 1991 das Unternehmen HD an die Placzek 
Holding AG, einem Unternehmen der in Wien ansäs- 
sigen Firmengruppe von Martin Schlaff, verkauft. 

Bei der Privatisierung der HBB und HD hat es sich of- 
fenkundig um Unterwertverkäufe gehandelt. Der Er- 
werb dieser Unternehmen wurde bereits lange vor 
Aufnahme der eigentlichen Vertragsverhandlungen 
geplant und gezielt vorbereitet. Bereits Mitte 1990 


hat sich im Auftrag des späteren Erwerbers ein Wirt- 
schaftsprüfungsunternehmen mit einer Analyse der 
Firmenstruktur beschäftigt, wodurch nach Auffas- 
sung der Belegschaft bereits ein maßgeblicher Ein- 
fluß auf die Geschäftsführung gewonnen werden 
konnte. 

Ein erstes Kaufangebot der Robert Placzek Holding 
AG für die Übernahme der Geschäftsanteile an der 
HBB ging bei der THA am 19. Dezember 1990 ein. 
Einen Tag später nahm Peter Deparade bei der THA 
eine Tätigkeit als Referent auf und wurde sogleich 
dem Privatisierungsteam für die Holzhandelsfirmen 
zugeteilt. Durch den zeitlichen Zusammenhang der 
Einstellung mit der Einreichung des ersten Kaufan- 
gebots durch die Robert Placzek Holding AG und 
aufgrund des späteren Geschehensablaufs liegt die 
Vermutung nahe, daß Deparade möglicherweise ge- 
zielt bei der THA „plaziert" worden ist. 

Bei den Privatisierungsvorgängen sind gravierende 
Organisations- und Informationsmängel innerhalb 
der THA offenkundig geworden. 

So muß davon ausgegangen werden, daß die am 
10. Januar 1991 bei dem damaligen Vertrauensbe- 
vollmächtigten der THA vorgetragenen massiven 
und aus heutiger Sicht auch berechtigten Bedenken 
der Belegschaft gegen einen Verkauf der HBB an die 
Placzek Holding AG innerhalb der THA ebenso un- 
beachtet geblieben sind wie das gleichzeitig ge- 
machte Übernahmeangebot der Belegschaft. Jeden- 
falls haben diese Bedenken und das Übernahmean- 
gebot nicht das zuständige Privatisierungsteam er- 
reicht, denn in der Vorstandsvorlage für die Privati- 
sierung der HBB war die Robert Placzek Holding AG 
als einzige Kaufinteressentin aufgeführt, nachdem 
der Mitbewerber, ein Unternehmen aus der Thurn 
und Taxis-Gruppe, sein Angebot kurzfristig zurück- 
gezogen hatte. 

Nach Abschluß des notariellen Kaufvertrages im An- 
schluß an die Vorstandsvorlage gab es weitere Ver- 
handlungen, die dazu führten, daß sich entgegen der 
Vorstandsvorlage zwar einerseits der Kaufpreis um 
10% erhöhte, andererseits aber der Robert Placzek 
Holding AG eine Veräußerung der miterworbenen 
Liegenschaften der HBB an konzerneigene Grund- 
stücksgesellschaften gestattet wurde. Auf eine da- 
mals schon übliche Nachbewertungsklausel wurde 
unverständlicherweise verzichtet. Auch die ur- 
sprünglich vereinbarten Investitions- und Arbeits- 
platzgarantien, die auch Inhalt der Vorstandsvorlage 
waren, fanden nunmehr keine Berücksichtigung 
mehr. 

Die BvS konnte dem Untersuchungsausschuß keine 
Gründe für das nachträgliche Abweichen von der 
Vorstandsvorlage nennen, was auf Mängel in der Do- 
kumentation von Privatisierungsvorgängen hinweist. 

Am 10. Juni 1991 beschwerten sich Belegschaftsmit- 
glieder der HBB über einen rapiden Arbeitsplatzab- 
bau bei der Sozialministerin des Landes Branden- 
burg. Eine weitere Beschwerde der Belegschaft ging 
am 19. Juni 1991 bei der THA ein. Der THA wurde 
darin mitgeteilt, daß vereinbarte Schulungen nicht 
eingehalten würden und es Planungen für eine 
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erhebliche Reduzierung der Belegschaft und der An- 
zahl der Filialen gebe. Mit den Beschwerden erhielt 
die THA auch davon Kenntnis, daß der neue Eigen- 
tümer der HBB in großen Mengen Holz zu überteuer- 
ten Preisen von der Firma Schweiger bezogen habe, 
die ihrerseits das Holz von der Firmengruppe Thum 
und Taxis erworben habe. Für die SPD ist nicht 
ausgeschlossen, daß dieses „Dreiecksgeschäft" mög- 
licherweise im Zusammenhang mit der Rücknahme 
des Kaufangebots für die HBB durch das Unterneh- 
men der Thum und Taxis-Gruppe stehen könnte. 
Nach Angaben der Belegschaft soll zudem der 
frühere Oberbürgermeister von Dresden, Wolf gang 
Berghofer, mit Immobilienmaklern bei der HBB aus- 
und eingegangen sein, woraus die Belegschaft 
schloß, daß es der Erwerberin nicht in erster Linie um 
die Durchführung von Investitionen und den Erhalt 
von Arbeitsplätzen, sondern um die Verwertung der 
miterworbenen Grundstücke gegangen ist. 

Diese Beschwerden der Belegschaft wurden an den 
für die Privatisierung zuständigen Direktor der THA 
weitergeleitet, so daß auch Deparade Kenntnis davon 
erhielt. Dieser wurde auch danach noch über diese 
Sachverhalte in Kenntnis gesetzt. 

Nicht nachzuvollziehen ist, daß trotz der negativen 
Erfahrungen einige Zeit später auch noch die HD 
in den Besitz der Placzek Holding AG übergegan- 
gen ist. Auch für die Grundstücke der HD wurde 
eine Übertragung innerhalb einer Spekulationsfrist 
ohne Kaufpreisanpassung an konzemeigene Gesell- 
schaften der Erwerberin zugelassen. Nach einer 
Fusion firmieren HBB und HD seit dem 28. August 
1995 unter dem Firmennamen Holzteam Holzhandel 
GmbH. 

Mit dem Verkauf der Holzhandelsunternehmen wur- 
de wertvoller Grundbesitz mitveräußert, ohne hierfür 
eine Nachbewertungsklausel in den Kaufvertrag nüt- 
aufzunehmen. Die miterworbenen Grundstücke wur- 
den in der Folgezeit auf insgesamt 33 Grundstücks- 
gesellschaften zur Entwicklung und Verwertung 
übertragen. Alle 33 Grundstücksgesellschaften sind 
in der Marzahner Straße 35 in Berlin ansässig. Der 
ehemalige Treuhandmitarbeiter Peter Deparade war 
vom 1. November 1992 bis zum Oktober 1993 zu- 
nächst Prokurist in den Grundstücksgesellschaften. 
Danach stieg er zum einzigen und alleinvertretungs- 
berechtigten Geschäftsführer aller 33 Grundstücks- 
gesellschaften auf. Außerdem gehört er als Vor- 
standsmitglied der Robert Placzek Deutschland 
Beteiligungs AG an. 

Ermittlungen haben ergeben, daß Peter Deparade 
seine Tätigkeit bei der THA zum 31. Oktober 1992 
gekündigt hatte. Aus Anlaß polizeilicher Ermitt- 
lungen im Juni 1993, die gegen Martin Schlaff 
geführt wurden, wurde offenkundig, daß Peter 
Deparade nach seinem Ausscheiden in leitender 
Funktion bei der Firmengruppe Schlaff tätig gewor- 
den war. Auch seine Ehefrau hatte dort eine Anstel- 
lung gefunden. 

SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gehen davon 
aus, daß es sich im vorliegenden Fall um ein straf- 
rechtsrelevantes Privatisierungsverfahren handelt. 
Sämtliche Kontrollfunktionen innerhalb der THA ha- 


ben versagt. Wie immer in solchen Fällen sind die 
Mitarbeiter der privatisierten Firmen die Leidtragen- 
den. 

Hier muß erneut die Frage nach der persönlichen 
Verantwortung von THA-Führung und THA-Mit- 
arbeitem gestellt werden. Das Privatisierungsteam 
bei der THA bestand nicht nur aus Peter Deparade. 
Gegen diesen wird bei der Staatsanwaltschaft II bei 
dem LG Berlin ein Ermittlungsverfahren wegen des 
Verdachts der Untreue zu Lasten der THA geführt. 
Außerdem wird gegen den Investor und die Ge- 
schäftsleitung der HBB ermittelt. Es gibt Hinweise, 
daß sich einige der Tatverdächtigen bereits aus MfS/ 
HVA-Zeiten kennen. Es ist daher nicht auszuschlie- 
ßen, daß bei der Privatisierung von HBB und HD 
„alte Seilschaften" erfolgreich zusammengewirkt ha- 
ben. 


2. Leuna/Minol 
a) Vorbemerkung 

Presseveröffentlichungen im Frühjahr 1996 warfen 
für den Ausschuß ein erstes Licht auf Ungereimthei- 
ten beim Privatisierungskomplex Leuna/Minol. Im 
Frühjahr und Frühsommer 1997 folgten zunächst in 
französischen, dann auch in deutschen Zeitungen 
weitere Hintergründe zu dieser Privatisierung. Hier- 
bei wurden erstmalig Schmiergeldzahlungen er- 
wähnt. Es wurde über Untersuchungen der franzö- 
sischen Justiz berichtet, die sich offenbar auch auf 
einer „deutschen Schiene" bewegten. 

Die SPD-Fraktion hat daraufhin entschieden, sich 
trotz zu erwartender zeitlicher Probleme um Aufklä- 
rung im Untersuchungsausschuß auch in dieser 
Sache zu bemühen. In diesem Bestreben wurde sie 
jedoch auf unterschiedliche Weise erheblich behin- 
dert. Insbesondere entstand der Eindruck, daß von 
verschiedenen Seiten angesichts des bevorstehenden 
Endes der Ausschußarbeit „auf Zeit gespielt" wurde, 
um die Aufklärung zu blockieren, und daß durch 
Verfahrenstricks die Minderheitenrechte der SPD- 
Fraktion umgangen wurden. 

Behinderung der Aufklärung 

Die SPD beantragte im Mai 1997 die Vernehmung 
der in den Zeitungsberichten erwähnten Personen 
Walter Leisler Kiep und Dieter Holzer als Zeugen. 
Die Beschlußfassung über diese Anträge wurde 
gegen die Stimmen der SPD mit der Begründung 
vertagt, man wolle den am 5. Juni 1997 beigezoge- 
nen Bericht der Bundesregierung abwarten. Dieser 
14seitige - inhaltlich dürftige - Bericht ließ vier Mo- 
nate auf sich warten, so daß die Anträge auf Zeugen- 
vernehmungen erst am 9. Oktober 1997 beschlossen 
werden konnten. Zu dieser Zeit war die Terminlage 
hinsichtlich der Zeugenvernehmungen bereits äußerst 
eng. 

Die beigezogenen VS- VERTRAULICH eingestuften 
Unterlagen des „Treuhand" -Untersuchungsaus- 
schusses der 12. Wahlperiode (28 Ordner) zum Kom- 
plex Leuna/Minol sind dem Untersuchungsausschuß 
in mangelhafter Ordnung ohne jedwede Gliederung 
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des Inhalts im JuU 1997 zur Verfügung gestellt wor- 
den, so daß eine effektive Auswertung dieser Akten 
erheblich erschwert war. 

Die Mitteilungen in der Presse, daß in den Tage- 
büchern von Dr. Klaus Schucht (ehemaliger Vorstand 
der THA und verantwortlich für den Komplex Leuna/ 
Minol) brisante Inhalte zu lesen seien, haben die 
SPD-Fraktion veranlaßt zu klären, ob die Verwen- 
dung der Tagebücher im Ausschuß möglich sei. Dar- 
aufhin hat das BMI dem Ausschuß mitgeteilt, daß 
dies nur mit Genehmigung von Dr. Schucht möghch 
sei, dieser jedoch einer Benutzung nicht zustünme. 
Allenfalls wäre er zu einer Aussage bereit. Daher hat 
die SPD-Fraktion im August 1997 die Zeugenverneh- 
mung von Dr. Schucht beantragt. Daß die Tagebuch- 
aufzeichnungen seit dem 15. Oktober 1997 im inzwi- 
schen erzielten Einvernehmen mit Dr. Schucht auf 
etwaige dienstliche Unterlagen und Inhalte von 
einem Rechtsanwalt im Auftrag der BvS geprüft wur- 
den, teilte das BMI erst mit Schreiben vom 19. No- 
vember 1997 dem Untersuchungsausschuß mit. Der 
Eingang dieses Schreibens hatte wegen einer Fri- 
stenregelung zur Folge, daß der SPD -Antrag auf eine 
nunmehr erfolgversprechende Beiziehung der Tage- 
buchaufzeichnungen erst in der Beratungssitzung 
direkt vor der Vernehmung von Dr. Schucht be- 
schlossen werden konnte, so daß sie zur Verneh- 
mung nicht Vorlagen. Es ist anzunehmen, daß diese 
zeitliche Einschränkung der Aufklärungsmöglichkeit 
im BMI durchaus gesehen wurde. Bis zur Erstellung 
dieses Berichts sind ledighch die Anlagen zum Tage- 
buch dem Ausschuß zugegangen, nicht dagegen die 
Aufzeichnungen selbst. 

Die von der SPD beantragten Akten der Staatsan- 
waltschaft Magdeburg über das Ermittlungsverfah- 
ren wegen Subventionsbetruges wurden zwar gehe- 
fert, jedoch auf Betreiben der BvS vorsorglich ver- 
traulich eingestuft. Die BvS ersuchte den Ausschuß 
zusätzhch, mehrere Unterlagen aus diesen Akten 
den Ausschußmitgliedem vöUig unzugänghch zu 
machen. Dies betraf auch Unterlagen, deren heraus- 
gebende Stelle die Staatsanwaltschaft Magdeburg 
und somit nicht in der Verfügungsgewalt der BvS 
war. Dagegen verwahrte sich die SPD-Fraktion ent- 
schieden, konnte sich aber gegen die Koalitionsfrak- 
tionen, die in vorauseilendem Gehorsam das Anlie- 
gen der BvS unterstützten, im Ausschuß nur teilweise 
durchsetzen. 

Die Weiterleitung des Beschlusses zur Beiziehung 
von Unterlagen der französischen Justiz nach Frank- 
reich erfolgte erst drei Monate nach Beschlußfas- 
sung, da die entsprechende Anforderung zunächst 
aufgrund eines bürotechnischen Versagens im Bun- 
desjustizministerium in der Ablage verschwand. Im 
Dezember 1997 teilten die französischen Behörden 
mit, daß sie einen deutschen Untersuchungsaus- 
schuß nicht als Strafverfolgungsbehörde ansehen 
und daher keine Unterlagen zur Verfügung stellen 
würden. 

Der Untersuchungsausschuß hat zum Ende seiner 
Beweisaufnahme durch Zeugenvernehmungen nur 
vier Zeugen zum Komplex Leuna/Minol hören kön- 
nen, Die Vernehmung weiterer, vom Untersuchungs- 


ausschuß beschlossener Zeugen konnte aufgrund 
der nun eingetretenen Zeitnot nicht mehr erfolgen. 

b) Feststellungen und Bewertungen 
Bestbieterposition von TED? 

Das Konsortium aus Thyssen Handel Berlin GmbH, 
Societe Nationale Elf Aquitaine und Deutsche 
SB-Kauf AG (kurz: TED -Konsortium) erhielt Anfang 
1992 den Zuschlag, mit der THA einen letztlich bin- 
denden Vorvertrag („Principles of Agreement“) be- 
züglich des Leuna/Minol-Paketes zu schließen. Das 
TED -Konsortium hatte angeboten, eine neue Raffine- 
rie in Leuna zu bauen, Minol zu übernehmen und die 
alten Raffinerien in Leuna und Zeitz im Rahmen 
eines Managementvertrages zunächst weiterzube- 
treiben. 

Vorausgegangen war ein Auswahlverfahren durch 
die Investmentbank Goldman & Sachs. Neben dem 
Angebot des TED -Konsortiums waren zwei Ange- 
bote von anderen Konsortien - eines unter Führung 
von BP, das andere unter kuwaitischer Führung - nä- 
her betrachtet worden. Ein Vergleich der Angebote 
hat nach Ansicht der Bundesregierung - auch nach 
Abschluß des Hauptvertrages - deutlich gezeigt, daß 
das TED -Konsortium durchgängig die Bestbieter- 
position innehatte. 

Die SPD hegt Zweifel am ordnungsmäßigen Ablauf 
des Auswahlverfahrens und der tatsächlich durch- 
gängigen Bestbieterposition des TED -Konsortiums. 

Die SPD mußte feststellen, daß der frühere Bundes- 
wirtschaftsminister Dr. Hans Friederichs in drei be- 
troffenen Positionen tätig war: er war „Repräsentant“ 
der Investmentbank Goldman & Sachs, die für den 
grundlegenden Angebotsvergleich verantwortlich 
zeichnete, er war Aufsichtsratsvorsitzender von Minol, 
und er war gleichzeitig Berater von Elf Aquitaine. 
Dies war auch dem zuständigen Abteilungsleiter im 
BMF, Dr. John von Freyend, bekannt. Zwar antwor- 
tete er auf die entsprechende Frage vor dem Unter- 
suchungsausschuß: 

„Ich habe zumindest vermutet, daß er auch einen 
guten Kontakt zu Elf hat. Ich wußte vermutlich 
nicht, welche konkrete Art der Verbindung mit Elf 
bestand. " (Protokoll Nr. 84, S. 36) 

Doch ein Vermerk vom 7. Juh 1992, der an Dr. John 
von Freyend gerichtet war, enthält den eindeutigen 
Hinweis: „Dr. Friederichs ist AR- Vorsitzender der 
Minol und Elf-Berater". (Unterstreichung im Origi- 
nal). Es ist nicht auszuschheßen, daß Dr. Friederichs 
dadurch in einem Interessenkonflikt stand, der durch 
die Verbindung verschiedener Interessen ausgelöst 
werden konnte. 

In mehreren Vermerken des BMWi wird sich auf 
Arbeitsebene sehr kritisch dazu geäußert, daß die 
Fakten der verschiedenen Angebote zum Komplex 
Leuna/Minol nicht bewertet werden könnten, da sie 
nicht vorlägen. Es wird sogar gemutmaßt, daß es eine 
vorzeitige Festlegung (vor Ende der Ausschreibungs- 
frist) auf TED erfolgt sei. Diese Vermutung wird be- 
stätigt durch eine Privatisierungs-Checkliste mit 
Stand vom 1. Dezember 1991, aus der hervorgeht. 
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daß das TED-Konsortium bereits als Käufer feststand. 
Das Ende der Ausschreibungsfrist war erst am 16. De- 
zember 1991. 

Der Verwaltungsrat der THA, ohne dessen Zustim- 
mung der Vorvertrag nach Aussage von Dr. Schucht 
gar nicht rechtswirksam geworden wäre, wurde in 
die Entscheidung nur über sein Präsidium einge- 
schaltet. Über die Präsidiumsentscheidung wurde 
der Verwaltungsrat lediglich informiert. In einem 
Vermerk des BMWi wird formuliert: 

„Der Verwaltungsrat wird letztlich vom Vorstand 

entmündigt . " 

Zum Angebotsvergleich durch Goldman & Sachs 
wurden zwei Gutachten erstellt, eines von Professor 
Förster, Vorstandsmitglied der Treuarbeit AG, eines 
von der Treuarbeit AG selbst, die maßgeblich für die 
Genehmigungen des Vorvertrages bzw. des Haupt- 
vertrages durch die Ministerien waren. Das „Gut- 
achten" von Professor Förster vom 24. Januar 1991 ist 
ein einseitiges Schreiben, das die Bestbieterposition 
des TED -Konsortiums bestätigt und sich auf be- 
stimmte Unterlagen stützt, die von Goldman & Sachs 
zur Verfügung gestellt wurden. Die diesem „Gutach- 
ten" zugrunde liegende Bitte von Dr. Klaus Schucht 
vom 14. Januar 1992, enthält die deutliche Zielvor- 
gabe für das „Gutachten", TED als den günstigsten 
Bewerber zu bestätigen. 

Das zweite Gutachten vom 13. Oktober 1992, diesmal 
von der Treuarbeit AG erstellt, ist ein dreiseitiges 
Schreiben, das unter anderem aufgrund „mündhcher 
Unterrichtung" zu dem Schluß kommt, daß auch der 
Vergleich des inzwischen geschlossenen TED/THA- 
Vertrages mit dem Angebot von BP aus dem Dezem- 
ber 1991 die Bestbieterposition von TED bestätigt. 
Obwohl noch im September 1992 auf Arbeitsebene 
in den betreffenden Bundesministerien nach eigenen 
Berechnungen erhebliche Zweifel an der Bestbieter- 
position von TED geäußert wurden, ist nach den dem 
Untersuchungsausschuß vorliegenden Unterlagen 
eine kritische Prüfung der Forster-/Treuarbeit-Gut- 
achten nicht erfolgt. 

Für die Bestbieterposition des TED-Konsortiums 
sprach nach Ansicht von THA und Bundesregierung 
auch die Tatsache, daß entgegen der anderen Ange- 
bote, nach denen die vorhandene Raffinerie in Leuna 
modernisiert werden sollte, TED eine ganz neue Raf- 
finerie in Leuna bauen wollte, die eine Erhöhung der 
Kapazität bewirkte. Die SPD hält diese Ansicht für 
falsch, da branchenweit die Kapazitäten tendenziell 
heruntergefahren wurden. Daher haben auch Kenner 
der Branche das neue Projekt erheblich kritisiert. 
Selbst der spätere Präsident von Elf Aquitaine 
äußerte sich noch 1994 dementsprechend: Es gebe 
keinen Industriellen, der die Lebensfähigkeit dieser 
Raffinerie auch nur annäherungsweise bestätigen 
würde. Zudem wurden die alten Raffinerien in Leuna 
und Zeitz noch über Jahre weiterbetrieben. Dieses 
war zwar Aufgabe des TED-Konsortiums, jedoch auf 
Rechnung der THA. Nach Angaben in der von der 
THA herausgegeben „Treuhandanstalt Dokumen- 
tation 1990-1994" wurden allein dafür weit über 
zwei Mrd. DM eingeplant. 


Einflußnahme der Bundesregierung 

Die zum Leuna/Minol-Komplex durch den Untersu- 
chungsausschuß vernommenen vier Zeugen, haben 
durchweg bestritten, daß über ein gebührendes Maß 
hinaus eine Einflußnahme durch das Bundeskanzler- 
amt stattgefunden hätte. Dennoch legen verschie- 
dene dem Untersuchungsausschuß vorliegende Un- 
terlagen eine andere Sichtweise nahe. 

Unbestritten ist das besondere Engagement des Bun- 
deskanzlers für den Erhalt der Chemieindustrie in 
der Region. Dokumentiert sind auch Gespräche auf 
höchster politischer Ebene über das Leuna/Minol- 
Projekt sowohl vor als auch nach der Privatisierung. 
Auch die Führung des Elf-Konzerns hatte mehrmali- 
gen direkten Kontakt zum Bundeskanzler. Hierbei 
wurden u.a. Verhandlungen über Fördermittel für 
das gesamte Projekt geführt. 

Außer solchen „offiziellen" Verhandlungen, die ne- 
ben den Verhandlungen der THA abliefen, gab es 
auch inoffizielle Linien. Walter Leisler Kiep, Schatz- 
meister der CDU bis Oktober 1992, hatte offenbar 
bereits 1992 engen Kontakt zu Elf Aquitaine, die 
damals noch ein Staatsbetrieb war. Deshalb hatte die 
Führungsspitze von Elf Aquitaine wiederum einen 
guten Draht zur politischen Führung Frankreichs. So 
konnte Kiep z. B. im Mai 1992 einen Brief des damali- 
gen Elf-Präsidenten Le Floch-Prigent an den Bundes- 
kanzler vorab übermitteln und dabei darauf aufmerk- 
sam machen, daß in den bevorstehenden deutsch- 
französischen Konsultationen Präsident Mitterand 
beabsichtigte, „das Thema , öffentliche Mittel für Raf- 
finerie-Investition in Leuna' aufzugreifen, um es ,zu 
einem positiven Ende zu führen'". 

Erstaunlich ist auch, daß Holger Pfahls, (früher Büro- 
leiter von Franz Josef Strauß, Verfassungsschutzprä- 
sident und Staatssekretär im Bundesverteidigungs- 
ministerium) angeblich einmalig als Rechtsanwalt (so 
das BMF) für Elf Aquitaine aufgetreten ist und an 
einer hochkarätig besetzten Besprechung der Kon- 
zernspitze mit Kanzleramtsminister Friedrich Bohl im 
Juli 1992 teilgenommen hat. Zu dieser Zeit arbeitete 
Pfahls eigentlich für Daimler-Benz in Belgien. Anson- 
sten wird eine Rolle von Holger Pfahls bestritten. Die 
SPD hält es für sehr unglaubwürdig, daß Pfahls ein 
einziges Mal an einer derartigen Besprechung teilge- 
nommen, sonst aber überhaupt keine Rolle gespielt 
haben soll. 

Ein anderer Verbindungsmann zwischen der Bonner 
Politik und Elf Aquitaine ist der in Monaco ansässige 
deutsche Geschäftsmann Dieter Holzer. Nach den 
vorliegenden Unterlagen hat er sich in der Phase der 
Finanzierung mehrmals an das Bundesministerium 
der Finanzen gewandt, die Interessen von Elf Aqui- 
taine vertreten und sich dabei u. a. über die Verhand- 
lungsformalitäten der THA beklagt. Außerdem ver- 
langte er im Auftrag von Elf den notariell beurkunde- 
ten Vertrag statt in Deutsch in Englisch abzufassen, 
was schließlich der Fall war, obwohl THA und BMF 
sich dagegen ausgesprochen hatten. 

Holzer, der nach dem Buch „Staatsaffäre" von Wil- 
helm Dietl früher zum Freundeskreis von Franz Josef 
Strauß gehörte und u.a. für den BND unter dem 
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Decknamen „Baumholder" gearbeitet haben soll, 
wandte sich später mehrfach auch an das Bundes- 
kanzleramt. Als 1993/1994 das Leuna/Minol-Projekt 
wegen erheblicher Differenzen der THA mit der in- 
zwischen neuen Führung von Elf Aquitaine unter 
dem Präsidenten PhilUppe Jaffre zu scheitern drohte, 
hat Holzer seine guten Verbindungen zu Elf und zum 
Bundeskanzleramt spielen lassen. Hierdurch wird 
auch die Verbindung zwischen Kiep und Holzer be- 
stätigt, die sich mit führenden Elf-Vertretern in Kron- 
berg (Kieps Wohnsitz) getroffen haben, um über die 
schwierige Lage des Projekts zu sprechen. Ein Ver- 
merk über dieses Gespräch im November 1993 
schickte Holzer an das Bundeskanzleramt, von dort 
wurde es an das BMF und das BMWi weitergesandt 
mit der Anmerkung eines Kanzleramtsbeamten: 
„Quellenschutz für Herrn Holzer. Nicht zu den 
Akten “ . 

Solche und andere inoffizielle Verbindungen und 
Verhandlungen sind offenbar nicht wirkungslos 
geblieben. In einem Vermerk vom 7. Juli 1992 an 
Dr. John von Freyend wird dieser darauf hingewie- 
sen, daß die 

„THA seit dem günstigen , Vorvertrag' in laufenden 
weiteren Verhandlungen in eine ungünstige Posi- 
tion geraten [ist]. Nicht zuletzt aufgrund des politi- 
schen Drucks aus ,Bonn', zu einem Abschluß zu 
gelangen, versucht TED zunehmend Vertrags- 
risiken auf THA umzuverteilen. " 

In einem anderen Vermerk aus dem BMWi vom 
17. Juü 1992 wird deutlicher formuliert: 

„THA hat ... massiv Klage geführt, daß man immer 
wieder aus ,Bonn' politische Vorgaben bekomme, 
die eine sorgfältige, rationale, am Wirtschaftlichen 
orientierte Verhandlungsführung behindern. Man 
werde von Elf als Verhandlungspartner nicht mehr 
ernst genommen. Im übrigen verlange Elf bei wich- 
tigen Verhandlungspunkten, daß die erfahrenen 
Vertragsjuristen den Raum verlassen müßten. " 

Die Frage, ob die wirtschaftlich lukrativen Autobahn- 
tankstellen der Minol aus dem TH A/TED -Vertrag 
ausgegliedert wurden oder ob sie auch auf Elf über- 
gehen (bzw. Elf ein spezielles Nutzungsrecht erhält), 
spielte in den Verhandlungen eine wichtige Rolle. 
Sie schien sich möglicherweise sogar zu einem 
„Deal-Breaker" zu entwickeln. Doch auch hier gab 
es „politische" Lösungen. Das BMV war zunächst 
für die Herauslösung der Autobahntankstellen aus 
dem Vertrag. Der damalige Bundesverkehrsminister 
Günther Krause setzte sich plötzlich aber doch für 
deren Einbeziehung ein. Die Verhandlungsschwie- 
rigkeiten in diesem Punkt wurden wieder einmal auf 
politischer Ebene überbrückt. Aus dem Vermerk vom 
17. Juli 1992: 

„Zu den Autobahntankstellen lehnt Elf auf Arbeits- 
ebene jegliche Verhandlungen ab. Herr Leblanc 
[Le Blanc-Bellevaux, persönlicher Berater des da- 
maligen Elf-Präsidenten Le Floch-Prigent] hat ge- 
stern Abend Herrn Schacht informiert, daß er 
ebenfalls gestern abend ein Gespräch mit BM 
Krause gehabt habe. Dort sei die Frage geklärt wor- 
den (der Inhalt war der THA nicht bekannt; auch 


die anwesenden Vertreter des BMV wußten nichts 
von einem solchen Gespräch). " 

Der persönliche Kontakt zwischen Le Blanc-Belle- 
vaux und Krause ist nach Informationen, die der SPD 
vorliegen, über den Mittelsmann Dieter Holzer ent- 
standen. 

Doch die Einflußnahme beschränkte sich nicht auf 
die THA. Auch das Bundeskartellamt spürte den 
langen Arm des Bundeskanzleramtes. Die Vertrags- 
regelungen zu den Autobahntankstellen wurde vom 
Bundeskartellamt nicht akzeptiert. In die entspre- 
chenden Nachverhandlungen, an denen das Bun- 
deskartellamt beteiligt war, schaltete sich das Bun- 
deskanzleramt auf ungewöhnliche Weise ein. Laut 
Presseberichten beklagte der damalige Präsident des 
Bundeskartellamtes, Dieter Wolf, unverhohlen, daß 
ihm aus dem Bundeskanzleramt „Druck gemacht" 
wurde, in bestimmten Punkten „wettbewerbsrecht- 
lich ein Auge zuzudrücken". Der Kanzleramtsbeamte 
fomuliert hier ein wenig weicher: 

„Gegenüber Kartellamts-Präsident Wolf habe ich 
nachdrücklich auf die wirtschaftliche und politi- 
sche Bedeutung der Angelegenheit hingewiesen. " 

Elf Aquitaine war sich der Hilfe aus dem Bundes- 
kanzleramt bewußt. Elf-Präsident Le Floch-Prigent 
schrieb am 7. Dezember 1992 an Kanzleramtsmini- 
ster Friedrich Bohl: 

„Ich weiß sehr wohl, daß der von Ihnen und den 
deutschen Behörden ausgeübte Einfluß weitge- 
hend zum Zustandekommen der Unterschrift am 
23. Juli sowie der Zustimmung am 20. Oktober bei- 
getragen hat. " 

Die bisher gemachten Ausführungen lassen für die 
SPD den naheliegenden Verdacht zu, daß auch ande- 
re Kriterien als wirtschaftliche in den Verhandlungen 
und Entscheidungen zum Privatisierungskomplex 
Leuna/Minol eine maßgebliche Rolle gespielt haben. 

Vorwurf von Schmiergeldzahlungen 

In französischen Presseorganen wurde 1997 in meh- 
reren Veröffentlichungen der Vorwurf erhoben, bei 
der Privatisierung Leuna/Minol seien Schmiergelder 
in Millionenhöhe geflossen. Dabei wird unter Bezug 
auf Le Blanc-Bellevaux davon berichtet, daß große 
Teile dieser Schmiergelder an die CDU geflossen 
seien, die diese u. a. zur Finanzierung des Wahl- 
kampfes 1994 verwendet haben soll. Le Blanc-Belle- 
vaux dementierte diese Darstellung und brachte als 
Empfänger von Schmiergeldern Gewerkschaften, 
ehemalige Mitarbeiter des MfS und Unternehmer, 
die gegen Elf Aquitaine als Bewerber für das Projekt 
waren, ins Spiel. 

Die französische Justiz ermittelt seit 1994 u. a. wegen 
des Verdachts von Betrug und Veruntreuung - auch 
im Sinne von Korruption - gegen Verantwortliche 
des Elf-Konzerns. Hierbei wird sie unterstützt von 
Schweizer Ermittlungsbehörden, die insbesondere 
die Geldflüsse untersuchen. Aus diesen Ermittlungen 
ist nach Presseveröffentlichungen bisher bekannt 
geworden: Am 21. September 1991 wurde zwischen 
einer Firma namens Nobleplac, Vaduz, und Elf ein 
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„Lobbying “-Vertrag geschlossen, um das Privatisie- 
rungsvorhaben Leuna/Minol zu unterstützen. Zu die- 
sem Zweck erhielt Nobleplac 256 Mio. FF. Von dort 
wurde das Geld in zwei Tranchen Ende 1992 auf 
Konten von zwei weiteren Tamf innen weitergeleitet: 
Showfast (36 Mio FF) und Stand By Establishment 
(220 Mio. FF). Beide Firmen sollen ebenfalls in Vaduz 
ansässig gewesen sein. Hinter einer der beiden Fir- 
men soll nach Angaben von Le Monde Dieter Holzer 
gestanden haben. Dessen Firma Delta International 
hatte ebenfalls in Vaduz einen Sitz bei dem selben 
Treuhänder wie die Stand By Estabhshment. Der 
weitere Weg der Gelder ist bisher ungeklärt. Die 
beiden Firmen Stand By und Showfast existierten 
jedenfalls bald nach den genannten Transaktionen 
nicht mehr. Auch eine Zahlung von 13 Mio. DM von 
Thyssen an Nobleplac im Jahre 1993 wird im Zu- 
sammenhang mit den Schmiergeldvorwürfen ge- 
nannt. 

Für SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ist es ver- 
wunderlich, daß zwar in Frankreich und in der 
Schweiz in dieser Bestechungsaffäre von den Justiz- 
behörden ermittelt wird, in Deutschland dagegen 
nach Kenntnis der SPD abgesehen von dem einge- 
stellten Verfahren bei der Staatsanwaltschaft Magde- 
burg wegen des Verdachts auf Subventionsbetrug 
(vgl. unten) kein Ermittlungsverfahren in dieser 
Sache eröffnet wurde, obwohl Hinweise, die eine 
Verfahrenseröffnung rechtfertigen würden, vorhe- 
gen. Deswegen ermittelt die französische Justiz auch 
eine „deutsche Spur". Hierbei gab es allerdings 
offenbar eine ungewöhnliche Behinderung der Er- 
mittlungen. Nach Presseinformationen verschwan- 
den Dokumente aus dem Gebäude der Pariser 
Finanzpohzei. Bei diesen Unterlagen soll es sich um 
solche handeln, die in die „deutsche Richtung" ge- 
hen. Frankreichs Pohzei und Geheimdienst wurden 
verdächtigt, die Unterlagen selbst beiseite beschafft 
zu haben, da das Gebäude ständig bewacht wird, die 
abgeschlossene Tür des betreffenden Büros unver- 
sehrt und das geheime Codewort eines Computer 
geknackt worden war. Gleichsam ungefragt demen- 
tierte der BND, mit dem Einbruch zu tun gehabt zu 
haben. 

Nicht zuletzt die Namen von Walter Leisler Kiep, 
Holger Pfahls und Dieter Holzer lassen im Zusam- 
menhang von Bestechungsaffären aufhorchen. Hol- 
zer wurden bereits in den achtziger Jahren Schmier- 
geldzahlungen an die CDU angelastet, damals noch 
auf lokaler Ebene. Dem Verdacht, daß Kiep und 
Pfahls Bestechungsgelder im Zusammenhang mit 
dem Verkauf von Flugzeugen und Kriegsgerät An- 
fang der neunziger Jahre erhalten haben, geht die 
Staatsanwaltschaft Augsburg nach. 

SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN halten es 
ungeachtet der Frage, ob die CDU als Partei Schmier- 
gelder erhalten hat, auch für möglich, daß einzelne 
der Union nahestehende Personen Bestechungs- 
gelder entgegen genommen haben. 

Vorwurf des Subventionsbetruges 

In weiteren Presseveröffentlichungen wird gemut- 
maßt, daß beim Neubau der Raffinerie in Leuna über- 


höhte Baukosten angegeben wurden, die ungerecht- 
fertigte Zahlungen von Fördermitteln begründet hät- 
ten. Die SPD war bemüht, auch diesen Vorwürfen 
nachzugehen. 

In einem Gutachten der britischen Consulting Firma 
Solomon Associates Ltd. (Solomon), das im Auftrag 
der BvS 1995/1996 erstellt wurde, wurde ein theore- 
tischer Branchenvergleich angestellt, mit dem die 
Angemessenheit der von Elf für den Neubau der 
Raffinerie veranschlagten Kosten überprüfen sollte. 
Solomon kam dabei zu dem Ergebnis, daß dabei 
knapp eine Mrd. DM an Baukosten nicht nachzuvoll- 
ziehen seien. Unter anderem eine Veröffentlichung 
der Wochenzeitschrift „Der Spiegel" im Jahre 1996, 
der offenbar dieses Gutachten zugrunde lag, hat zu 
einem Ermittlungsverfahren bei der Staatsanwalt- 
schaft Magdeburg wegen des Verdachts auf Subven- 
tionsbetrug geführt. Die Ermittlungen wurden jedoch 
mangels Nachweis von Täuschungshandlungen wie- 
der eingestellt. Ein Nachweis von Täuschungshand- 
lungen war deshalb nicht möglich, weü die Angaben 
des Investitionsumfangs (damit der Baukosten) bei 
der Beantragung der Subventionen eine Schätzung 
gewesen sei und daher eine bewußte Täuschungs- 
handlung nicht nachzuweisen sei. Einen möglichen 
Subventionsbetrug durch Vorlage fingierter Rech- 
nungen hat die Staatsanwaltschaft Magdeburg nicht 
untersucht, weü die Investition noch nicht abge- 
schlossen war. 

Dem Untersuchungsausschuß sind bei den Ermittlun- 
gen zu diesem Teil-Komplex des Vorganges Leuna/ 
Minol viele wichtige Unterlagen nicht zur Verfügung 
gestellt worden. Dies hatte folgenden Grund: Die 
Thyssen Handel Berhn GmbH war 1994 aus der Be- 
teüigung am Konsortium ausgetreten. Elf wollte das 
Projekt nur dann weiterführen, wenn ein Ersatz für 
die Thyssenbeteiligung gefunden würde. In einem 
Memorandum of Understanding einigten sich THA 
und Elf darauf, daß das THA-Unternehmen Buna die 
Anteile Thyssens übernehmen würde. Nach der Pri- 
vatisierung von Buna an Dow Chemical jedoch kam 
diese Beteiligung nicht mehr in Frage. Elf verlangte 
von der THA nun auch dafür Ersatz. Die nachfolgen- 
den Verhandlungen zogen sich bis zum Abschluß 
eines Vergleichs zwischen der THA-Nachfolgerin 
BvS und Elf am 30. Dezember 1997 hin. Eine Grund- 
lage dieser Verhandlungen war das oben genannte 
Solomon-Gutachten, das den Wert des Anteils ermit- 
teln sollte, den ein potentieller Thyssen-Ersatz über- 
nehmen sollte. Da der Vergleich, wie auch die Inve- 
stitionskosten, durch die Brüsseler EU-Kommission 
überprüft wurden und dies zur Zeit der Erstellung 
dieses Berichts auch noch der Fall war, handelte es 
sich aus Sicht der Bundesregierung und der BvS um 
einen nicht abgeschlossenen Vorgang, der von einem 
Untersuchungsausschuß nicht behandelt werden 
darf. Auch das Solomon-Gutachten rechnete die BvS 
dem laufenden Vorgang zu. 

SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sehen sich auf- 
grund der mangelhaften Aktenlage nicht in der Lage, 
eine Bewertung bezüglich des Verdachts einer unge- 
rechtfertigten Gewährung von Fördermitteln abzu- 
geben. 
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c) Schlußbemerkung zum Komplex Leuna/Minol 

Eine endgültige Bewertung des Privatisierungs- 
komples Leuna/Minol kann derzeit nicht erfolgen. 
Weder lagen die hierzu beigezogenen Unterlagen 
bei der Erstellung dieses Berichts vollständig vor, 
noch war es aus Zeitgründen möglich, die zum gro- 
ßen Teil (über 90 Ordner) erst im April 1998 geliefer- 
ten Unterlagen systematisch auszu werten. Zudem 
konnte der Untersuchungsausschuß zur Aufklärung 
notwendige Zeugen ebenfalls aus Zeitgründen nicht 
vernehmen. Da der Untersuchungsauftrag in diesem 
Untersuchungskomplex nicht erfüllt werden konnte, 
hält es die SPD für erforderlich, den Zugang zu den 
beigezogenen Akten bis zum Ende der Legislatur- 
periode zu ermöglichen. Hierdurch ist eine Prüfung 
möglich, ob und welche offenen Fragen im Komplex 
Leuna/Minol gegebenenfalls in der nächsten Legisla- 
turperiode weiter durch einen Untersuchungsaus- 
schuß geklärt werden sollen. 

3. WBB Wärmeanlagenbau GmbH 

Die Privatisierung des ehemaligen VEB Wärmeanla- 
genbau „Deutsch-Sowjetische Freundschaft'' (umge- 
wandelt in WBB Wärmeanlagenbau Berlin GmbH) ist 
ein typisches Beispiel einerseits für die unglückliche 
und leichtfertige Vorgehensweise der Treuhand- 
anstalt (THA) in den ersten Jahren ihrer Tätigkeit, 
andererseits für das schamlose Ausnutzen der deut- 
schen Einheit durch Betrüger aus dem Westen. Der 
Schaden in diesem Fall geht weit über 200 Mio. DM. 

Als sich Ende 1990 die THA um den Verkauf der 
WBB bemühte, hatten nach Erkenntnissen des Unter- 
suchungsausschusses letztlich alle Bewerber nur im 
Sinn, Teile des besonders hohen Substanzwerts des 
Unternehmens, also die Vermögenswerte wie Grund- 
stücke und Kontoguthaben, zu übernehmen. Die 
meisten Bewerber machten dies durch ihr bekunde- 
tes Interesse nur an bestimmten Teilen des Betriebes 
auch deutlich, so daß sie für die THA, die den Betrieb 
zur Weiterführung als Ganzes anbot, als Investor 
nicht in Frage kamen. Die Chematec AG aus der 
Schweiz dagegen gab in ihrem Übernahmeangebot 
vor, Interesse an der Weiterführung des gesamten 
Betriebes zu haben. Später stellte sich dies als völlig 
falsch heraus. 

Die Fehler der THA 

Die THA hat bei dieser Privatisierung mehrere ent- 
scheidende Fehler gemacht, die zum Teil auf man- 
gelnde Erfahrung, zum Teil aber auch auf naive Gut- 
gläubigkeit, schlechte Verhandlungsführung und 
den unbedingten Drang zur schnellen Privatisierung 
zurückzuführen ist. So wurde der Substanzwert der 
WBB nicht gründlich genug ermittelt. Die vorhande- 
nen sehr wertvollen Immobilien wurden weit unter 
Wert angesetzt. Dabei verheß sich die THA auf An- 
gaben der alten Geschäftsführung der WBB und 
verzichtete auf ein externes Sachverständigengut- 
achten. Eine Nachbewertungsklausel wurde in den 
Privatisierungsvertrag nicht aufgenommen, als Ersatz 
schrieb man eine unzureichende Mehrerlösklausel 
in den Vertrag, die später auch die BvS als „faktisch 
unwirksam" bezeichnete. In vielen Punkten war 


selbst für die BvS, wie aus ihrem Revisionsbericht 
von 1995 hervorgeht, die Ermittlung des Substanz- 
wertes nicht nachvollziehbar. Trotzdem war dieser 
Wert dann entscheidend für den Kaufpreis über 
zwei Mio. DM. Das Risiko einer illegalen Aushöhlung 
des Betriebes wurde nicht gesehen. Die Bonität des 
Käufers Chematec AG wurde in mangelhafter Weise 
geprüft. Die THA verließ sich hierbei auf die Selbst- 
darstellung, in der, wie später bekannt wurde, 
falsche Angaben gemacht wurden, und auf die 
Schreiben zweier Zweigstellen von Schweizer Ban- 
ken „mit unverbindlichen Inhalt" (BvS-Revisions- 
bericht von 1995). Eine Überprüfung dieser Angaben 
fand nicht statt. Eine möghche externe Untemeh- 
mensauskunft über die Chematec AG, welche die 
falschen Angaben der Selbstdarstellung deutlich ge- 
macht hätte, wurde nicht eingeholt. Unter anderem 
hätte so festgestellt werden können, daß sich die 
Chematec AG bereits vor dem Zeitpunkt der Über- 
nahme in Zahlungsschwierigkeiten befand. Statt 
dessen wurde von der noch THA-eigenen WBB Bera- 
terverträge mit der Chematec AG geschlossen, über 
die sich die Chematec AG die zur Übernahme not- 
wendigen Finanzmittel beschaffte. Auch wurde der 
in der THA bekannte Umstand, daß ein Mitarbeiter 
des Notariats, vor dem der Vertrag abgeschlossen 
wurde, zuvor die Chematec beim Kauf der WBB be- 
raten hatte, nicht beachtet. Die gesamte Vorgehens- 
weise der THA hat schließlich zu Ermittlungsverfah- 
ren gegen fünf Mitarbeiter der THA geführt. Zwei 
davon wurden inzwischen eingestellt. 

Wenige Monate, nachdem der Privatisierungsvertrag 
am 27. Februar 1991 unterzeichnet war, bekam die 
THA Hinweise, wonach die WBB systematisch und 
planmäßig ausgehöhlt werden sollte. Die entspre- 
chenden Nachforschungen ergaben nach Angaben 
der THA zunächst keinen Anlaß, gegen die WBB-Er- 
werber vorzugehen. Die SPD-Fraktion muß ange- 
sichts der Erkenntnisse des Untersuchungsausschus- 
ses davon ausgehen, daß die damaligen Prüfungen 
der THA nicht gründlich genug vorgenommen wur- 
den oder nicht zu richtigen Konsequenzen geführt 
haben. Ein frühzeitiges Erkennen der betrügerischen 
Maßnahmen der Erwerber hätte den immensen 
Schaden verhindern können. 

Drei Jahre dauerte es schließlich, bis die THA-Nach- 
folgerin BvS die Aushöhlung der WBB endlich er- 
kannte und Strafanzeige erstattete. Zu diesem Zeit- 
punkt war der Schaden bereits entstanden, die Ver- 
mögenswerte größtenteils beiseite geschafft und der 
vermutliche Haupttäter Michael Rottmann flüchtete 
ins Ausland und konnte bisher immer noch nicht 
dingfest gemacht werden. 

Zuvor hatten er und die Mittäter durch ein ver- 
schachteltes Firmengeflecht aus 17 Schein- und 
Deckfirmen, durch undurchsichtige Finanztransak- 
tionen und insbesondere durch Verkauf von wertvol- 
len Immobilien die WBB restlos ausgehöhlt. Das Un- 
ternehmen ging in Konkurs, die Arbeitsplätze sind 
verloren. Dies alles geschah entsprechend eines be- 
reits 1990 ausgeklügelten Tatplans. 

SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN verkennen 
nicht, daß die THA nicht in der Lage sein konnte, 
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jede kriminelle Aktivität von Investoren vorauszu- 
sehen bzw. sich gegen mögliche Betrügereien voll- 
ständig zu schützen. Dies hätte zu einem Mißtrauen 
gegen potentielle Investoren geführt, das in den 
meisten Fällen nicht gerechtfertigt gewesen wäre 
und die Arbeit der THA erschwert hätte. Dennoch 
machen SPD und BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN die 
THA mitverantwortlich für den entstandenen Scha- 
den von über 200 Mio. DM. Denn bei der Privatisie- 
rung eines Unternehmens, das derart hohe Vermö- 
genswerte auf der Aktivseite der Bilanz verbuchen 
kann, ist eine besondere Sorgfalt geboten, die weit 
über die Vorgehensweise der THA hinausgeht. Die 
Vorgabe des Bundesfinanzministers, rasch zu privati- 
sieren, hätte nicht dazu führen dürfen, daß Vermö- 
genswerte und Arbeitsplätze leichtfertig aufs Spiel 
gesetzt werden. 


4. Privatisierung der ostdeutschen Kaliindustrie 

a) Vorkommnisse und Umstände im Vorfeld 
der Privatisierung der Mitteldeutschen Kali AG 
(MdK) an die Kali und Salz AG 

Die Feststellungen des Untersuchungsausschusses 
über die Privatisierung der ostdeutschen Kaliindu- 
strie wurden im Zweiten Teil, J.V11.4. des Berichts 
ausführlich behandelt. Die darin erwähnte und von 
der THA veranlaßte offene Ausschreibung der MdK 
wurde erst zu einem Zeitpunkt (Mai 1992) vorgenom- 
men, als der spätere MdK-Übernehmer, die Kali und 
Salz AG, bereits selbst seit mehr als einem Jahr aufs 
engste in die Umstrukturierung und Privatisierungs- 
vorbereitung der MdK involviert war. Neben perso- 
nellen Verflechtungen gehörte dazu beispielsweise 
der Auftrag des MdK- Vorstandes an die Kali und Salz 
Consulting GmbH vom 31. Januar 1991, die MdK- 
Werke Bischofferode, Merkers und Zielitz einer fach- 
lichen Prüfung zu unterziehen. Zudem haben die 
Vorstände von MdK und Kali und Salz AG bereits seit 
Frühjahr 1991 beim Bundeskartellamt die Genehmi- 
gung eines Rationalisierungs- und Kooperations- 
abkommens zum Zwecke einer wettbewerbsfreien 
Kooperation zwischen den beiden Unternehmen son- 
diert. 

Kritisiert wurde diese weitgehende Einflußnahme 
der Kali und Salz AG im Vorfeld der Privatisierung 
der MdK in einer veröffentlichten Studie des 
Hamburger Instituts für Weltwirtschaftsforschung 
(HWWA) für das BMWi zur „Beobachtung und Ana- 
lyse des Wettbewerbs in den neuen Bundesländern“ 
(HWWA-Report Nr. 98). ln dieser Studie von Ende 
1991 wird ausgeführt: 

„Es ist nicht einzusehen, warum ausgerechnet der 
, potentielle Übernehmer Nummer eins' an einer 
Konzeption beteiligt wird, bei der es u. a. um die 
Zukunft des zu privatisierenden ostdeutschen 
Unternehmens geht. Wenn einem westdeutschen 
Übernahmeinteressenten signalisiert wird, daß die 
Unternehmensstruktur und die zukünftigen Wett- 
bewerbsaktionen seines ostdeutschen Konkurren- 
ten abgestimmt mit seiner eigenen Strategie erar- 
beitet werden, dann wird sein Zusammenschluß- 
interesse rapide abnehmen. " 


Daher sei es um so unverständlicher, so die Studie 
weiter, wenn in schrumpfenden und gleichzeitig 
konzentrierten Branchen 

„Privatisierungs- bzw. Sanierungskonzepte für 
ganze Kombinate in Zusammenarbeit mit den 
westdeutschen Konkurrenten erstellt werden. Dies 
war beispielsweise erst kürzlich im ostdeutschen 
Kalibergbau der Fall. " 

Bei seiner Vernehmung durch den Untersuchungs- 
ausschuß räumte der frühere Abteilungsleiter im 
BMF, Dr. Eckart John von Freyend, das in der 
HWWA-Studie aufgeworfene Kollusionsproblem ein, 
wies aber im übrigen auf die Umstände der damali- 
gen Zeit hin. 

Von den Sondierungen der Vorstände der beiden 
Unternehmen seit Frühjahr 1991 zur Genehmigung 
eines Rationalisierungskartells zwischen der damals 
noch THA-eigenen MdK und der Kali und Salz AG, 
will die THA erst am 8. Januar 1992 anläßlich eines 
Gesprächs beim Bundeskartellamt erfahren haben. 
Wenn das wirklich so gewesen ist, würde dies auf die 
THA ein schlechtes Licht werfen. 

Im Gegensatz dazu gehen SPD und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN aber davon aus, daß die THA bereits 
zu einem früheren Zeitpunkt nicht nur von den Ko- 
operationsgesprächen zwischen der MdK und der 
Kali und Salz AG gewußt haben muß, sondern auch 
von den frühzeitigen Kontakten der Unternehmen 
mit dem Bundeskartellamt. Dies schon alleine auf- 
grund der Sitzungen der Ad-hoc Arbeitsgruppe Kali- 
Industrie, an der von Seiten der THA der für den Un- 
ternehmensbereich Kali zuständige Abteilungsleiter 
teilgenommen hatte, und in der die wettbewerbs- 
rechtlichen Schranken und die Genehmigungserfor- 
dernisse bei dem angestrebten Rationalisierungs- 
bzw. Strukturkrisenkartell behandelt worden sind. 

Bei dem Gespräch von Vertretern der THA beim 
Bundeskartellamt am 8. Januar 1992 stand der Ent- 
wurf eines Kooperationsabkommens zwischen der 
MdK und der Kali und Salz AG im Mittelpunkt. Die- 
ser Entwurf war seinerseits am 2. Dezember 1991 von 
der Kali und Salz AG der THA zugeleitet und von 
dieser an das Bundeskartellamt weitergereicht wor- 
den. Dies macht deutlich, wie weit zu dem Zeitpunkt 
die Ausrichtung der MdK auf die Kali und Salz AG 
bereits fortgeschritten war. 

Der Umfang der seit Frühjahr 1991 unternommenen 
Sondierungen der Vorstände von MdK und Kali und 
Salz AG beim Bundeskartellamt wurde 1993 durch 
eine Veröffentlichung in der Wochenzeitschrift DER 
SPIEGEL vom 1. Februar 1993 deutlich, in der es 
heißt: 

„Als Folge der Kooperationsgespräche mit Kali 
und Salz betrachtet die Mitteldeutsche Kali die 
neuen Bundesländer und die Kali und Salz die 
alten Bundesländer als ihren Inlandsmarkt". 

Dieser innerdeutsche Grenzverlauf für den Kali- 
absatz der beiden Unternehmen galt schon seit An- 
fang 1991. Die seither praktizierte Absatzscheide 
zwischen der MdK und der Kali und Salz AG entlang 
des früheren Grenzverlaufs zwischen der Bundes- 


416 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/10900 


republik Deutschland und der DDR war auch der 
THA bekannt. Als Inlandsmarkt der MdK waren nur 
die fünf neuen Bundesländer vorgesehen. Es er- 
staunt daher wenig, daß das Bundeskartellamt am 
8. Januar 1992 bei dem vorgenannten Gespräch mit 
Vertretern der THA die MdK/K+S-Kooperationsab- 
sichten, die zu dem Zeitpunkt in weiten Teilen schon 
längst umgesetzt waren, zur Marktaufteilung, zu 
Preisabsprachen sowie Absprachen zur Produktions- 
kapazität und zum Produktionssortiment etc. als 
nicht genehmigungsfähig bezeichnete. 

Diese Marktregelung bedeutete nämlich, daß der 
kaufkräftigere Markt in den alten Bundesländern 
auch nach Vollendung der deutschen Einheit weiter- 
hin ausschließlich der Kali und Salz AG Vorbehalten 
war und von der MdK nicht angetastet werden sollte. 
Von daher erhalten auch die im Bericht des Unter- 
suchungsausschusses vermerkten „realisierbaren 
Absatzmengen", die ihrerseits wieder Rückwirkun- 
gen auf die Zahl der Schließungen und die Absatz- 
chancen einzelner Werke hatten, ihre entsprechende 
Einordnung. 

Zu dieser Absatzkonzeption gab es auch innerhalb 
der MdK-Gruppe Kritik. So hat die Südthüringer 
Zeitung vom 11. Oktober 1991 berichtet, daß der 
Vorstand der Kali Werra AG in einer Stellungnahme 
von Ende August 1991 kritisch vermerkt haben soll: 

„Bezugnehmend auf die Absatzkonzeption Inland 
bezweifelt der Vorstand, daß die Marktschrump- 
fung vorrangig zu Lasten der Kali Werra AG ein 
Optimum darstellt. " 

b) Ergebnisse der Privatisierung der MdK 

Aufgrund eines solchen „Privatisierungsvorlaufs" 
kann es nicht verwundern, daß die schließlich im 
April 1992 vom THA- Vorstand veranlaßte Ausschrei- 
bung der MdK (hierzu war der Vorstand durch den 
Verwaltungsrat bereits im Juli 1991 beauftragt wor- 
den), von der Interessentenseite her kein neues Er- 
gebnis brachte. Die Ausschreibung der MdK stellte 
nur noch einen Versuch dar, die Verhandlungsposi- 
tion der THA gegenüber dem feststehenden Inter- 
essenten Kali und Salz AG und deren Mehrheits- 
gesellschafterin BASF AG zu stärken. 

Hinzu kam, daß die Präferenz bei der THA eindeutig 
auf einer „Gesamtprivatisierung" lag. Dies begün- 
stigte nochmals die Kali und Salz AG. War sie es 
doch, welche die Umstrukturierung und Neuausrich- 
tung der MdK seit 1990 „begleitete" und nach ihren 
Vorstellungen formte. 

c) Faktische Streichung des Produkts Kaliumsulfat 
aus dem Sortiment der MdK 

Der Untersuchungsausschuß hat festgestellt, daß es 
bereits im dritten Quartal 1990 zu einer Vereinba- 
rung zwischen der MdK und der Kali und Salz AG 
hinsichtlich der Kaliumsulfatproduktion kam. Dies 
führte ab Ende Juni 1991 zu einer bis heute beibehal- 
tenen Streichung des Produkts Kaliumsulfat, das seit 
je her zu den Stärken der europäischen Kaliindustrie 
gehört, aus dem Sortiment der MdK. Diese Vereinba- 
rung wirkte sich auf die Sanierungs- und Privatisie- 


rungschancen der Kali-Werke im Raum Merkers in 
unvertretbarer Weise nachteilig aus. Selbst als im 
Herbst 1991 dann nachgewiesen wurde, daß eine 
wirtschaftliche Kaliumsulfatherstellung im Haupt- 
werk Merkers doch möglich ist, hat die MdK alles 
getan, dies zu verhindern, denn sie war der Kah und 
Salz AG in dieser Sache gegenüber gebunden. 

Die THA hielt sich in dieser Angelegenheit offen- 
sichtlich vollkommen heraus. Sie beschränkte sich, 
als sie 1993 von der Wochenzeitschrift DER SPIEGEL 
(Ausgabe vom 1. Februar 1993) hierauf angespro- 
chen wurde, nur auf milden Tadel der folgenden Art: 
„Der Vorstand der MdK hat da sicherlich zuwenig 
darauf geachtet. " Von daher bedurfte es tatsächlich 
keiner „grundsätzlichen Absage an eine ostdeutsche 
Kaliumsulfatproduktion" , wie die BvS dem Untersu- 
chungsausschuß berichtet hat. 

d) Konzeptentwicklung und Interessentensuche 
für die MdK 

Ein weiteres Beispiel für die unverkennbaren Schlag- 
seiten im Privatisierungsprozeß der MdK stellt die 
vom MdK- Vorstand im Frühjahr 1991 in Auftrag 
gegebene Studie „Beurteilung der Wirtschaftlichkeit 
ausgewählter Standorte der MdK vom 4. Oktober 
1991" dar. Der Auftrag für diese Studie lief, wie der 
Untersuchungsausschuß feststellen mußte, offen- 
sichtlich an der THA vorbei. Jedenfalls wollte die 
THA nach Vorliegen der Studie, die von der Metzler 
Consulting KG in Zusammenarbeit mit der Kali und 
Salz Consulting GmbH erstellt worden war, mit 
deren Anforderung nichts zu tun gehabt haben. Am 
14. Januar 1992 forderte die THA das Präsidium des 
MdK-Aufsichtsrates schließlich auf, dafür zu sorgen, 
daß die Tätigkeiten der Metzler Consulting KG zur 
Privatisierung der MdK zum frühestmöglichen Ter- 
min zu beenden sind. Die THA entzog damit im 
Januar 1992 der MdK das Verfahren in der Angele- 
genheit Metzler Consulting KG. 

Eine bezeichnende Vorhaltung der THA gegenüber 
der MdK in der Metzler-Angelegenheit war, daß die 
Metzler Consulting KG den potentiellen MdK-Inve- 
storenkreis nicht abschließend beurteilt hätte. Mit 
Auszügen aus der Studie der Metzler Consulting KG, 
die im November 1991 in der Presse veröffentlicht 
wurden, läßt sich diese Vorhaltung weiter konkreti- 
sieren. Mit Bezug auf das Südthüringer Kaliwerk 
Merkers wurde beispielsweise vorgeschlagen: „Still- 
legen der Fabrik. Prüfen, ob Lagerstättenabbau bei 
einer Kooperation mit Kali und Salz sinnvoll ist" 
(Freies Wort vom 25. 11. 91). Grundannahme der 
Studie war ein „friedliches" Miteinander der bei- 
den deutschen Wettbewerber MdK und Kali und 
Salz AG. 

Aus dem Bericht der Südthüringer Zeitung vom 
25. November 1991 geht zur Frage der Beauftragung 
der Metzler Consulting KG hervor, daß Vertreter der 
Bochumer Zentrale der Industriegewerkschaft Berg- 
bau und Energie verlautet hätten, daß die Anforde- 
rung der Metzler-Studie vom MdK- Vorstand an der 
Arbeitnehmerseite im MdK-Aufsichtsrat vorbei lan- 
ciert worden sei. Plausibilität erhält diese Darstellung 
insofern, als die Metzler Consulting KG im Aufsichts- 
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rat der MdK auf der Anteilseignerseite über einen 
ihrer Komplementäre selbst vertreten war. Von daher 
war der Weg zur faktischen Selbstbeauftragung 
offenbar nicht mehr weit. Sitz und Stimme auf der 
Ajiteilseignerseite des MdK-Aufsichtsrates hatten 
auch zwei ehemalige leitende Mitarbeiter der Kah 
und Salz AG. Ein ehemals leitender Mitarbeiter der 
Kali und Salz AG wiederum war Mitglied im Vor- 
stand der MdK. 

Bei seiner Vernehmung durch den Untersuchungs- 
ausschuß zur Privatisierung der MdK hob Dr. Eckart 
John von Freyend hervor, daß: 

„Hauptaufgabe der Treuhandanstalt war, dafür zu 
sorgen, daß die Unternehmen ausreichend mit Ka- 
pital ausgestattet waren und daß vernünftige Auf- 
sichtsräte gesucht wurden und die Aufsichtsräte 
wieder vernünftige Vorstände suchten. " (Protokoll 
Nr. 84, S. 39) 

Die aufgezeigten personellen Verflechtungen zwi- 
schen der MdK und dem späteren Übernehmer Kah 
und Salz AG, sowie die vom Untersuchungsausschuß 
festgestellten Umstände bei der Beauftragung der 
Metzler Consulting KG, deuten indes darauf hin, daß 
diese „Hauptaufgabe der Treuhandanstalt" im Falle 
der MdK als schlecht gelöst bezeichnet werden muß. 

Auf die frühe Einflußnahme des Interessenten Kah 
und Salz AG auf die MdK und deren konzeptioneUe 
Ausrichtung angesprochen, äußerte Dr. Eckart John 
von Freyend denn auch: „Insofern konzediere ich ... 
es sieht so aus, als ob da sozusagen ein In-sich-Ge- 
schäft gemacht werden sollte. Aber im gesamten Pro- 
zeß hat man durchaus versucht - ich sage mal - diese 
Begrenztheit zu überwinden " (Protokoll Nr. 84, S. 39). 

Dazu zählte der Zeuge auch die schließhch im Zeit- 
raum Mai bis November 1992 erfolgte internationale 
Ausschreibung der MdK. In deren Vorfeld sei sogar 
das Ansinnen an die THA gerichtet worden, „ohne 
Ausschreibung und ohne Vergabe eines Suchauftra- 
ges sofort den Zuschlag an Kali und Salz zu geben. 
... Aber die Entscheidung ist dann doch anders gefal- 
len. " (Protokoll Nr. 84, S. 39) 

e) Ausschreibung der MdK 

Die SPD geht davon aus, daß es bei der Ausschrei- 
bung der MdK eigentiich nicht mehr darum ging, 
einen Interessenten zu finden. Den hatte man mit der 
Kah und Salz AG bereits. Dies wird belegt durch die 
parallel zu der Ausschreibung geführten Gespräche 
der THA/MdK mit der Kah und Salz AG, die Ende 
April zeitgleich mit der Ausschreibung der MdK ein- 
setzten und über die sogar Geheimhaltung verein- 
bart wurde. Es ging offensichthch nicht mehr um die 
Frage, ob BASF/Kah und Salz den Zuschlag für die 
MdK oder Teile von ihr erhält, sondern nur noch 
darum, zu welchen Bedingungen dies geschehen 
soll. Daher wurde diese Ausschreibung von Seiten 
der THA auch von vornherein relativiert. Schon vor 
deren Beginn wurde zugesichert, daß bei der Aus- 
schreibung der MdK nicht nur Kaufpreisgesichts- 
punkte Berücksichtigung fänden, sondern auch die 
besonderen Rahmenbedingungen des deutschen 
Kalibergbaus. Zudem sei man von Seiten der THA 


stets offen für Gespräche mit der Kah und Salz AG 
und deren Mehrheitsgesellschafterin BASF AG. 

Angesichts der seit 1990 verfolgten und durch die 
THA zugelassenen Ausrichtung der MdK auf die Kah 
und Salz AG, kam die erst im Mai 1992 vorgenom- 
mene internationale Ausschreibung der MdK nach 
Auffassung der SPD definitiv zu spät. Von daher sind 
die Ergebnisse dieser Ausschreibung in erster Linie 
im Lichte der Entwicklung seit 1990 zu sehen, also 
der Unterlassungen der THA und dem nicht nachzu- 
vollziehenden Ablauf im Privatisierungs- und Sanie- 
rungsprozeß der MdK. 

Dies zu betonen ist deswegen angezeigt, weil im Ver- 
lauf der Auseinandersetzungen des Jahres 1993 um 
die Kahfusion, der mit dieser Fusion begründeten 
Schließungen der Werke Bischofferode und Merkers 
und der Bedingungen für die Einsichtnahme in den 
Fusionsvertrag/Rahmenvertrag vom 13. Mai 1993 mit 
Verweis auf diese Ausschreibung von 1992 immer 
wieder ausgeführt wurde, und zwar von der THA bis 
hin zur Bundesregierung, daß die vorgenommene 
Lösung die einzig möghche sei, und daß es dazu 
keine Alternativen oder Korrekturen geben könne. 

f) Weitere Zugeständnisse der THA 
gegenüber BASF/Kali und Salz 

Bei dem ab Frühjahr 1992 bei der EU-Kommission 
betriebenen Genehmigungsverfahren für einen Zu- 
sammenschluß von MdK und der Kah und Salz AG 
konnte es der THA nur noch darum gehen, der Kah 
und Salz AG nicht zu weit entgegenzukommen. Kah 
und Salz und die an diesen Verhandlungen beteiligte 
BASF forderten eine Kompensation für das abver- 
langte eigentümerische Engagement bei der MdK. 

Dieses Engagement wurde dann auch teuer bezahlt. 
Die der Presse am 10. Dezember 1992 durch die THA 
präsentierte finanzielle Seite des Zusammenschlus- 
ses schloß zum einen eine Bareinlage der THA in 
einer Größenordnung von über einer Mrd. DM in das 
Fusionsunternehmen ein. Zum anderen wurden 
Regelungen zur Deckung von Abweichungen gegen- 
über dem vereinbarten Geschäftsplan des Fusions- 
unternehmens Kah und Salz GmbH ausgehandelt. 
Diese sahen vor, daß die Kah und Salz Beteihgungs 
AG, die 51 % der Anteile am Fusionsunternehmen 
hält, sich in den Jahren 1993 bis 1997 nur zu jeweils 
maximal 20% an den über den Geschäftsplan hin- 
ausgehenden Abweichungen des Fusionsunterneh- 
mens zu beteiligen hatte. Für die Jahre 1993 bis 1995 
soUte sich dieser Prozentsatz sogar nur auf 10 % be- 
laufen. Die anderen 80 bzw. 90% der Abweichun- 
gen, die in der ersten Zeit natürhch stark negativ aus- 
fielen, waren von der THA zu tragen. 

g) Zusammenfassung 

Bemißt man die für die Finanzierung des Zusammen- 
schlusses aufgebrachten finanzieUen Leistungen der 
THA daran, wieviel Standortsicherung damit erreicht 
wurde, muß festgestellt werden, daß von den Anfang 
1992 noch bestehenden fünf MdK- Werken Ende 
1992 dann doch nur drei davon Teil des Zusammen- 
schlusses wurden. Darunter zwei Kahwerke (Ziehtz 
und Unterbreizbach) und ein Steinsalzwerk (Bern- 
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bürg). Die Kaliwerke Bischofferode und Merkers fie- 
len im Ergebnis der Verhandlungen weg. 

Insoweit kam es doch nur zu einer Teilprivatisierung 
der MdK und nicht zu einer Privatisierung der MdK 
als Ganzes, was zuvor immer wieder gefordert wurde 
und praktisch handlungsleitend für das gesamte 
Privatisierungsverfahren war. 

Dieses Verfahren schreckte von Anfang an andere 
Interessenten ab. Zumindest für die Werke Zielitz 
und Bernburg gab es von 1990 an mehrere ernsthafte 
Interessenten. Insoweit wäre die Privatisierung von 
Zielitz und Bemburg auch ohne die teuer erkaufte 
Fusion möglich gewesen. Dasselbe gilt für die Ka- 
humsulfatproduktion im Thüringer Werra-Gebiet als 
Standbein einer sohden Kah-Industrie dort. Durch 
Vorgänge, wie die Streichung des Produkts Kahum- 
sulfat, wurde diese Möghchkeit aber schon zu einem 
frühen Zeitpunkt offensichtüch erfolgreich verbaut. 
So verblieb als einziges wirkhch durch die Fusion ge- 
sichertes MdK-Werk, für das es vorher keinen ande- 
ren ernsthaften Interessenten gab, nur das 750 Be- 
schäftigte zählende Thüringer Werk Unterbreizbach. 
Dies ist nach Ansicht von SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN eindeutig zu wenig und kann nicht als ein 
zufriedenstellendes Privatisierungsergebnis bezeich- 
net werden. Dies vor allem auch angesichts des Um- 
fangs der im Zusammenhang mit der Kahfusion ein- 
gesetzten öffentüchen Mittel in Milliardenhöhe und 
den in Merkers und Bischofferode im Zuge der 
Fusion weggefallenen 2 000 Arbeitsplätzen. Insoweit 
ist die BvS, die weiterhin 49% der Anteile am Fu- 
sionsunternehmen Kah und Salz GmbH hält, weiter 
in der Pflicht. Nämlich in der verbliebenen ostdeut- 
schen Kalündustrie eine möglichst hohe Zahl an 
Arbeitsplätzen zu erhalten bzw. zu schaffen. 

Die in den letzten Jahren deuthch verbesserte Lage 
auf dem Weltkalimarkt, die dazu führte, daß das 
Fusionsunternehmen 1997 sogar einen Jahresüber- 
schuß von 60 Mio. DM erwirtschaftete (dpa vom 
6. Mai 1998), dürfte dafür eine ausreichende Grund- 
lage darstellen. Hinzu kommt, daß der 1993 von Sei- 
ten der THA eingeplante Mittelbedarf zur Deckung 
der Verluste des Fusionsunternehmens aufgrund der 
seither deutlich verbesserten Marktlage in viel gerin- 
gerem Umfang ausgefallen ist als 1993 angenommen 
wurde. Letzteres wiederum ist ein Hinweis darauf, 
daß das eine oder andere Werk möglicherweise zu 
früh geschlossen wurde. 

Insgesamt ist die Privatisierung der ostdeutschen 
Kah-Industrie ein passendes Beispiel für Vorgänge, 
auf die THA- Präsidentin Birgit Breuel zum zweiten 
Jahrestag der Wirtschafts- und Währungsunion an- 
spielte. Damals kritisierte sie vor der Presse, daß von 
westdeutschen Unternehmen weiterhin an Koopera- 
tionsverträgen aus dem Jahre 1990 festgehalten 
würde, die von ostdeutschen Unternehmen aus Un- 
kenntnis abgeschlossen worden sind und die ihnen 
den Zutritt zu wichtigen Absatzmärkten verbauen. 

5. Weitere Privatisierungsfälle 

Der Untersuchungsausschuß hat sich gegen Ende 
seiner Beweisaufnahme noch mit weiteren Privatisie- 


rungsfällen beschäftigt. Dazu gehören die Elbewerft 
in Boizenburg, die Miltitz Duft- und Aroma GmbH 
(MDA), die Fahrradwerke Sangerhausen, die Bau- 
maschinenfabrik Welzow GmbH und die Möbel- 
werke in Malchin, Güstrow, Plau am See und Teterow. 

Der Untersuchungsausschuß konnte bei den Prü- 
fungen dieser Privatisierungsfälle nur auf Berichte 
der BvS zurückgreifen, die zudem wegen der darin 
enthaltenen Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 
VS -Vertraulich eingestuft sind. Eine Darstellung der 
Privatisierungsfälle in Kapitel J.VII.5. war daher nur 
eingeschränkt möglich. 

Dennoch wird deuthch, daß es sich bei diesen Privati- 
sierungsfällen teilweise um Beispiele handelt, bei 
denen Investoren erworbene Treuhandbetriebe aus- 
gehöhlt haben und sich auch Treuhandmitarbeiter 
möghcherweise strafbar gemacht haben. Dies trifft 
insbesondere für den Verkauf der Möbelwerke in 
Malchin, Güstrow, Plau am See und Teterow an 
einen griechischen Unternehmer zu. Dieser „Investor“ 
hat nicht nur den Kaufpreis für die erworbenen Mö- 
belwerke aus dem Vermögen dieser Betriebe bezahlt, 
er hat auch nach dem Erwerb den Betrieben finan- 
zielle Mittel in Milhonenhöhe entzogen und außer 
Landes gebracht. Gegen zwei Treuhandmitarbeiter 
werden wegen der Umstände des Verkaufsablaufes 
Ermittlungsverfahren geführt. 

Auch die gescheiterte Privatisierung der Baumaschi- 
nen Welzow GmbH ist ein gravierendes Beispiel für 
die Aushöhlung eines Unternehmens und die Nicht- 
einhaltung von Arbeitsplatz- und Investitionszu- 
sagen durch den Erwerber mit allen nachteiligen 
Folgen für die Belegschaft. 

Im Privatisierungsfall der Miltitz Duft und Aroma 
GmbH sind für SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN viele Fragen zu den Umständen der Kaufpreis- 
minderung für den Investor und zur Rolle des BvS- 
Direktors für Abwicklung offen gebheben. Diesem 
waren in einer Fernsehberichterstattung des ZDF 
vom 4. Dezember 1997 und in einem Bericht der 
Wochenzeitschrift DER SPIEGEL vom 12. Januar 
1998 Interessenkolhsionen vorgeworfen worden. Der 
Direktor für Abwicklung gehörte während seiner 
Zugehörigkeit zur THA/BvS zu den sog. Funktion al- 
beratem, die für eine bestimmte Zeit in einer Funk- 
tion bei der THA/BvS tätig sind und Aufgaben, 
Kompetenzen und Verantwortungen wie vergleich- 
bare festangestellte Mitarbeiter haben. Die BvS be- 
setzte auch Führungspositionen mit Funktionalbera- 
tem, die aus Unternehmen kamen, die zur gleichen 
Zeit Beraterverträge mit der BvS abgeschlossen hat- 
ten. Zu den Interessenkolhsionen, die durch eine 
solche Konstmktion entstehen können, hat der Bun- 
desrechnungshof in seinen Bemerkungen für das 
Jahr 1996 (BT-Drucksache 13/5700) Feststellungen 
getroffen. 

Die Chronologie des Privatisiemngsablaufes für die 
Fahrradwerke Sangerhausen macht deuthch, daß die 
THA unter dem Zwang der schneUen Privatisierung 
zu Fehleinschätzungen bei der Wahl der Investoren 
gekommen ist. Das Gesamtvollstreckungsverfahren 
war so - trotz des erheblichen Einsatzes von Treu- 
handmitteln - die logische Folge. Es bleibt für die 
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noch in Arbeit stehenden Mitarbeiter zu hoffen, daß 
die von zwei Investoren von der Auffanggesellschaft 
erworbenen Anteile, zu einem dauerhaften Bestand 
des Unternehmens führen. Hier steht auch die BvS in 
der Pflicht. 

Im Falle der Elbewerft Boizenburg GmbH (EWB) 
haben Managementfehler und die allgemein schwie- 
rige Lage im Schiffbau zur Gesamtvollstreckung 
geführt. Nach dem Ergebnis einer Prüfung durch 
eine Unternehmensberatungsgesellschaft gibt es 
keine Hinweise auf Aushöhlungen durch den Erwer- 
ber. Ein Fortbestehen der Werft mit einem Erhalt von 
Arbeitsplätzen in einer noch nicht abzuschätzenden 
Größenordnung ergibt sich möglicherweise dadurch, 
daß eine norwegische Investorengruppe, die die 
MTW Schiffswerft in Wismar übernehmen will, auch 
an der Übernahme von Teilen der EWB interessiert 
ist. 


XI. Bemessung von Liquidatorenhonoraren 

Zur Bemessung der Liquidatorenhonorare hat der 
Treuhanduntersuchungsausschuß in seinem Ab- 
schlußbericht umfangreiche Feststellungen getrof- 
fen. Außerdem war die Bemessung der Liquidatoren- 
honorare für die Abwicklung von Beteiligungsunter- 
nehmen der THA Gegenstand von Prüfungen des 
Bundesrechnungshofes. Dabei wurde festgestellt, 
daß die THA nach dem bis 1994 angewandten Ver- 
gütungssystem für Liquidatoren Honorarvereinba- 
rungen abgeschlossen hat, die den vom Liquidator 
tatsächlich zu erbringenden Leistungen nicht ausrei- 
chend Rechnung getragen und unangemessen hohe 
Vergütungen ermöglicht hätten. 

Die Auswahl der Liquidatoren erfolgte durch das 
Direktorat Abwicklung der THA. Dabei kam es zu 
einer Häufung von Beauftragungen an bestimmte 
Liquidatoren mit nahezu unbegrenzten Vergütungs- 
möghchkeiten. Die zehn am höchsten honorierten 
Liquidatoren haben alle mehr als sieben Mio. DM 
erhalten. Ehemalige festangestellte Mitarbeiter des 
Direktorats Abwicklung hatten die Gunst der Stunde 
schnell erkannt und sich selbständig gemacht. Über- 
häuft von Aufträgen ihres ehemaligen Arbeitgebers 
sollen sie mehr als 40 Mio. DM an Honoraren erhal- 
ten haben. 

Angesicht allgemeiner öffentlicher Empörung über 
diese kritikwürdige Verfahrensweise der THA wurde 
eine Obergrenze von drei Millionen und eine Be- 
schränkung auf 20 Verfahren pro Liquidator fest- 
gelegt. Insofern wurden die Anmerkungen des Bun- 
desrechnungshofes und die Feststellungen des Treu- 
hand-Untersuchungsausschusses aufgegriffen. 


XII. Strafrechtliche Aufarbeitung 
der vereinigungsbedingten 
Wirtschaftskriminalität 

Nach Auffassung der Mitglieder von SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Untersuchungsaus- 
schuß ist eine durchschlagende strafrechthche Auf- 


arbeitung der vereinigungsbedingten Wirtschaftskri- 
minalität an der unzureichenden Personalausstat- 
tung der Pohzei und der Justiz gescheitert. Die 
zuständigen Berliner Pohzei- und Justizbehörden, 
die die Hauptlast der Aufarbeitung des SED/DDR- 
Unrechts und der vereinigungsbedingten Wirt- 
schaftskriminahtät zu tragen haben, sind auf die 
Unterstützung von Bund und Ländern angewiesen. 
Nicht alle Länder kamen und kommen den Personal- 
abstellungen im vereinbarten Umfang nach. Der 
ständige Personalwechsel und die kurzen Verwen- 
dungszeiten wurden zu einem Dauerproblem. Hinzu 
kommt, daß immer weniger geeignete Staatsanwälte 
für eine Abordnung nach Berlin zu gewinnen sind. 
Erschwert wird diese Situation noch dadurch, daß 
- insbesondere bei der ZERV - eine Absetzbewe- 
gung eingesetzt hat, die auf finanzielle Gründe 
zurückzuführen ist. Nach dem Jahressteuergesetz 
1996 sind Teile des Trennungstagegeldes, erstattete 
Mieten für Nebenwohnungen in Berlin sowie Reise- 
beihilfen für Familienheimfahrten zu versteuern. Da- 
durch kann die gewährte Aufwandspauschale die 
zwangsläufig entstehenden Mehrkosten für die dop- 
pelte Haushaltsführung der abgeordneten Beamten 
nicht mehr voll abdecken. Es ist nachzuvollziehen, 
daß dies zu einem Motivationsverlust bei den be- 
troffenen Beamten geführt hat und die Bereitschaft, 
unter diesen Bedingungen in Berlin zu arbeiten, ge- 
sunken ist. Ein vorzeitiges Ausscheiden von eingear- 
beiteten und spezialisierten Mitarbeitern bei Polizei 
und Justiz hat möglicherweise zur Folge, daß Ermitt- 
lungsverfahren im Bereich der vereinigungsbeding- 
ten Wirtschaftskriminalität weder sachgerecht, noch 
erfolgversprechend weiterbearbeitet werden können. 

Die SPD hat rechtzeitig auf die negativen Folgen der 
Bestimmungen des Jahressteuergesetzes hingewie- 
sen. Nachdem sich ihr Obmann, der Abgeordnete 
Friedhelm Julius Beucher, in dieser Angelegenheit 
an das BMF gewandt hatte, wurde bei den zur ZERV 
abgeordneten Polizeibeamten und den an die Staats- 
anwaltschaft II bei dem LG Berlin abgeordneten 
Richter und Staatsanwälte für 1996 aus Vertrauens- 
schutzgründen von einer Versteuerung der Tren- 
nungsgelder abgesehen. Ab 1997 sind die gezahlten 
Trennungsgelder jedoch zu versteuern. 

Die personelle Situation bei Pohzei und Staatsanwalt- 
schaft hat dazu geführt, daß sich der Abschluß von 
Verfahren teilweise in nicht mehr zu vertretender 
Weise verzögert hat. Es wurde zwischen wichtigen 
und weniger wichtigen Ermittlungen unterschieden. 
Verfahren mußten zwangsläufig stillgelegt werden. 
Auffälhg ist auch die hohe Anzahl der im Feststel- 
lungsteil aufgeführten Verfahrenseinstellungen. 

Der Personalnotstand ist nach Auffassung von SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die maßgebliche 
Ursache dafür, daß von den vielen begangenen Straf- 
taten im Bereich der vereinigungsbedingten Wirt- 
schaftskriminahtät nur wenige verfolgt und nur eine 
sehr geringe Anzahl zu einer Verurteilung geführt 
haben. Erstaunlich ist in diesem Zusammenhang, 
daß der Bund als Hauptgeschädigter keinerlei eigene 
Initiativen zur Verbesserung der Situation unternom- 
men hat, denn erfolgreiche strafrechtliche Ermittlun- 
gen sind oftmals auch die Voraussetzung für Rück- 
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forderungs- oder Schadensersatzansprüche gegen- 
über den Tätern. Die nach Auffassung der Mitglieder 
der SPD aus heutiger Sicht falsche Grundentschei- 
dung von 1990, die strafrechtliche Aufarbeitung des 
SED/DDR-Unrechts und die vereinigungsbedingte 
Wirtschaftskriminalität nahezu ausschließlich als An- 
gelegenheit der Länder zu betrachten, aus der sich 
der Bund weitgehend heraushält, hat in den zurück- 
liegenden Jahren nicht gerade zum Schließen der 
Gerechtigkeitslücke geführt. Es droht eine dauer- 
hafte Beeinträchtigung des Rechtsbewußtseins. Wäh- 
rend ein Großteil der Menschen - vor allem in den 
neuen Ländern - darunter leidet, daß Leistungen 
ständig gekürzt werden, haben sich andere mit kri- 
minellen Methoden im Zuge der deutschen Einheit 
Vermögenswerte angeeignet. Mit den angeeigneten 
Vermögenswerten waren diese in der Lage, sämt- 
liche rechtlichen und tatsächlichen Möglichkeiten 
auszuschöpfen, um Straffreiheit zu erlangen. Es ist 
auch nicht einsehbar, daß aufgrund der mangelhaf- 
ten Personalausstattung bei der Berliner Polizei und 
Justiz Milliardenbeträge verlorengehen, während 
sich andererseits - gemessen an der Schadenshöhe - 
Ermittlungsbehörden in den Ländern nüt Bagatell- 
fällen beschäftigen. 


1. Verjährungsproblematik 

Trotz der angespannten Personalsituation können bei 
der Aufarbeitung der Hinterlassenschaft des SED- 
Regimes die Justizbehörden auf Erfolge verweisen. 
Vor allem im Bereich der Regierungskriminalität und 
des Justizunrechts sind die Ermittlungen weit voran- 
gekommen, weil diese Straftaten aus verständlichen 
Gründen vorrangig bearbeitet worden sind. Hier 
drohte nur noch in Ausnahmefällen die Verjährung. 
Wegen der unbefriedigenden Personalsituation und 
der dadurch bestehenden Überlastung der Ermitt- 
lungsbehörden konnte der Bereich der vereinigungs- 
bedingten Wirtschaftskriminalität nicht rrüt der glei- 
chen Intensität bearbeitet werden. 

Bei einer Stagnation oder einem weiteren Absinken 
des Personalbestandes hätte dies bei unveränderter 
Rechtslage dazu geführt, daß nach dem 31. Dezem- 
ber 1997 bei einer nicht geringen Anzahl von Verfah- 
ren im Bereich der vereinigungsbedingten Wirt- 
schaftskriminalität die Verjährung eingetreten wäre. 
Die Staatsanwaltschaften wären einfach nicht in der 
Lage gewesen, alle Verfahren soweit voranzutreiben, 
um rechtzeitig verjährungsunterbrechende Maßnah- 
men ergreifen zu können. 

Im Bereich der vereinigungsbedingten Wirtschafts- 
kriminalität sind zudem noch längst nicht alle Straf- 
taten bekannt. Es ist eine allgemeine Erfahrung, daß 
gerade Wirtschaftskriminelle, die Vermögenswerte 
beiseite geschafft haben, durch ihre finanziellen 
Möglichkeiten längere Zeit in die Lage versetzt wer- 
den, Straftaten zu verdecken bzw. eine Verteidi- 
gungsstrategie aufzubauen, die es den Ermittlungs- 
behörden schwer macht, Ergebnisse vor Ablauf der 
Verjährungsfrist vorzulegen. Für alle noch nicht 
ermittelten Täter wäre die Verfolgungsverjährung 
eingetreten. Um dieser Gefahr vorzubeugen, haben 
die Mitglieder der SPD im Untersuchungsausschuß 


in Zusammenarbeit mit der Querschnittsgruppe 
„Deutsche Einheit" Initiativen für eine Verlängerung 
der Verjährungsfrist über den 31. Dezember 1997 
hinaus entwickelt. Auf der Grundlage der Ergebnisse 
einer öffentlichen Anhörung zu dieser Problematik, 
die in Berlin am 6. März 1997 durchgeführt worden 
war, stellte die SPD -Bundestagsfraktion auf BT- 
Drucksache 13/7281 einen Antrag, mit dem u.a. von 
der Bundesregierung eine Stellungnahme zum Erfor- 
dernis einer erneuten Verlängerung der Verjäh- 
rungsfrist gefordert wurde. CDU/CSU und F.D.P.- 
Fraktion sprachen sich zunächst gegen eine noch- 
malige Verlängerung der Verjährungsfrist aus. Sie 
forderten statt dessen die Bundesregierung auf, auf 
die Bundesländer einzuwirken, wenigstens für das 
2. Halbjahr 1997 ihr Abordnungssoll bei der ZERV 
und der Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin zu 
erfüllen. Da es zu keiner wesentlichen Verbesserung 
der Personalsituation kam, brachten die Koalitions- 
fraktionen am 11. November 1997 auf BT-Druck- 
sache 13/8962 den Entwurf eines Gesetzes ein, der 
vorsah, daß die Verfolgungsverjährung bis zum 
2. Oktober 2000 hinausgeschoben werden soll. Die- 
ser Antrag wurde am 28. November 1997 mit den 
Stimmen aus allen Fraktionen vom Deutschen Bun- 
destag angenommen. Auch eine große Mehrheit der 
SPD stimmte dem Antrag zu, nachdem ihr weiter- 
gehender Antrag auf BT-Drucksache 13/8970, der 
vorsah, daß die Bundesregierung einen Gesetzent- 
wurf zur Verfolgungsverjährung insbesondere von 
Wirtschaftsstraftaten, unter besonderer Berücksichti- 
gung der in Ost- und Westdeutschland im Rahmen 
der Wiedervereinigung begangenen Straftaten, vor- 
legen soll, keine Mehrheit fand. Auch die Anträge 
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die eine generelle 
Verlängerung der Verjährungsfristen für Wirtschafts- 
traftaten zum Ziel hatten, fanden keine parlamenta- 
rische Mehrheit. 

Nach Auffassung der Mitglieder der SPD im Unter- 
suchungsausschuß war die Verlängerung der Verjäh- 
rungsfrist zwingend geboten. Hierdurch besteht die 
Möglichkeit, noch weitere Straftaten festzustellen. 
Daß hier immer noch ein Dunkelfeld besteht, bewei- 
sen die Anzeigen, die immer noch in großer Anzahl 
bei der ZERV eingehen. Allerdings ist es weiterhin 
dringend erforderlich, daß die vereinbarten Personal- 
abordnungen eingehalten werden, damit die Straf- 
verfolgungsbehörden ihre Arbeit erfolgreich zu Ende 
führen können. Eine nochmalige Verlängerung der 
Verjährungsfrist kann es nicht geben. 

2. Kriminelles Handeln von Mitarbeitern 
der THA, Investoren und Liquidatoren 

Bei der Stabsstelle Besondere Aufgaben der BvS 
wurden mit Stand 2. Januar 1998 196 Vorgänge ge- 
führt, die ein Ermittlungsverfahren gegen (ehema- 
lige) Mitarbeiter der THA/BvS zum Inhalt hatten. 
50 dieser Ermittlungsverfahren gehen auf Anzeigen 
der THA/BvS zurück. Im wesentlichen wird den 
Mitarbeitern vorgeworfen, Untreuehandlungen im 
Zusammenhang mit Privatisierungsverkäufen vorge- 
nommen zu haben. Desweiteren geht es um Betrugs- 
und Bestechlichkeitsvorwürfe. So wurden teilweise 
im Zusammenwirken mit den späteren Erwerbern 
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Untreuehandlungen durch Unterwertverkäufe vor- 
genommen. Nach Schmiergeldzahlungen - teilweise 
in Millionenhöhe - wurden Erwerbsvorteile ein- 
geräumt. Zudem ist ein Fall bekannt geworden, bei 
dem sich zwei ehemalige leitende Mitarbeiter der 
THA eigenmächtig und ohne Wissen der Behörde 
Millionenhonorare zugeschanzt haben. Auffallend ist 
dabei, daß Mitarbeiter der THA-Niederlassung Halle 
in besonders vielen Fällen beteiligt gewesen sind. 

Straffällig geworden sind auch einige der von der 
THA/BvS eingesetzten Liquidatoren. So sind bisher 
gegen drei Liquidatoren, die insgesamt 13 Liquida- 
tionsverfahren betreuten, Anklagen erhoben wor- 
den. Gegen elf weitere Liquidatoren, die insgesamt 
366 Liquidationsverfahren betreuten, werden Ermitt- 
lungsverfahren geführt. Außerdem sind zwölf Zivil- 
prozesse anhängig. Bei den Tatvorwürfen in den 
Anklagen und Ermittlungsverfahren geht es im 
wesentlichen um Untreuehandlungen, teilweise im 
Zusammenwirken mit Mitarbeitern der THA/BvS, 
Gutachtern und Investoren. Außerdem sind Honorar- 
streitigkeiten gerichtsanhängig. 

Für die Mitglieder von SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN im Untersuchungsausschuß ist nicht nach- 
zuvollziehen, warum die THA/BvS trotz Streitig- 
keiten um unberechtigte Honorarforderungen in er- 
heblicher Höhe und anhängiger Verfahren lange an 
dem Liquidator RAT. festgehalten hat. 

Der Untersuchungsausschuß hat festgestellt, daß in 
einem nicht unerheblichen Umfang von Erwerbern 
von THA-Unternehmen durch den Transfer von Ka- 
pital aus den Unternehmen und dem Verkauf unter- 
nehmenseigener Grundstücke, verbunden mit dem 
bewußten Nichteinhalten von Investitionszusagen 
und Arbeitsplatzgarantien, strafbare Handlungen be- 
gangen worden sind. Herausragendes Beispiel dafür 
ist der im Zweiten Teil, J.VII.3. dargestellte Fall 
„Wärmeanlagenbau Berlin GmbH", bei dem durch 
die Privatisierung und der folgenden Aushöhlung 
des Unternehmens ein Schaden von über 200 Mülio- 
nen DM entstanden ist, und die Umwandlung der 
Müll-Deponien Potsdam und Schönberg in Gesell- 
schaften mit beschränkter Haftung sowie der Ver- 
kauf der Ihlenberger Abfallentsorgungs-GmbH 
durch die THA. 

Die BvS hat in ihrem Bericht an den Untersuchungs- 
ausschuß vom 11. Februar 1998 beispielhaft zu den 
folgenden „kriminellen Privatisierungen" Stellung 
genommen: 

- Holzbau Sternberg GmbH (HOST) sowie Land- 
und Bautechnik Center Metallbau Thurau (LBCM) 

Die Geschäftsanteüe der HOST und der LBCM wur- 
den im Dezember 1991 durch den Investor F. über- 
nommen. Mit Beschluß des Amtsgerichts Schwerin 
wurde im Mai 1994 das Gesamtvollstreckungsverfah- 
ren über die HOST eröffnet. Inzwischen befindet sich 
auch die LBCM in Gesamtvollstreckung. Die beiden 
Unternehmen wurden vom Investor systematisch 
ausgehöhlt. Der dadurch eingetretene Schaden ist 
beträchtlich. Die Anzeige der THA vom März 1994 
führte inzwischen zu einer Verurteilung des Investors 
wegen Untreue und Konkursverschleppung. 


- Hoch- und Tiefbau Parchim GmbH 

Mit Grundstücks- und Geschäftsanteilskaufvertrag 
vom 7. März 1991 wurde das Betriebsgrundstück der 
Hoch- und Tiefbau Parchim GmbH an westdeutsche 
Investoren übertragen. Mit einem zweiten Vertrag 
gingen die Geschäftsanteüe der Hoch- und Tiefbau 
Parchim GmbH an die vorgenannten Investoren. Seit 
Oktober 1992 befindet sich das Unternehmen in Ge- 
samtvoUstreckung. Ursächlich dafür waren die er- 
heblichen Geldentnahmen, eine fehlende Kalkula- 
tion sowie die Nichtbewüligung von beantragten 
Krediten. Einer der westdeutschen Investoren wurde 
im August 1994 vom Landgericht Schwerin wegen 
Untreue verurteüt. Der andere Investor beging 
Selbstmord. 

- Bestwood GmbH, Ripnitz-Damgarten 
(Bestwood GmbH) 

Die Bestwood GmbH, es handelt sich um die 
Nachfolgefirma der HORIDA-Holzwerkstoffe GmbH, 
wurde mit Privatisierungsvertrag vom 20. Dezember 
1991 an einen Hamburger Kaufmann (90%) und ein 
westdeutsches Unternehmen (10%) verkauft. Im 
März 1996 wurde durch das Amtsgericht Stralsund 
das GesamtvoUstreckungs verfahren über das Vermö- 
gen der Bestwood GmbH eröffnet. Gegen den Ham- 
burger Kaufmann und weitere Personen läuft bei der 
Staatsanwaltschaft Rostock ein Ermittlungsverfahren 
wegen Subventionsbetrug. Der tatverdächtige Ham- 
burger Kaufmann soll sich in die Schweiz abgesetzt 
haben. 

- Kreisbaubetrieb Neustrelitz 

Mit Vertrag vom 26. April 1991 wurden die Ge- 
schäftsanteüe der Strelitzer Bau GmbH i.A., die aus 
dem Kreisbaubetrieb Neustrelitz hervorgegangen 
war, auf eine Gesellschaft für Vermögensverwaltung 
übertragen. Im Mai 1991 wurde die Firma in Mercur 
Bau Neustrelitz GmbH geändert. Im April 1991 
wurde das GesamtvoUstreckungs verfahren eröffnet, 
das bereits kurz darauf mangels Masse eingestellt 
wurde. 

Gegen den Investor, einen Düsseldorfer Bauunter- 
nehmer, hat die Staatsanwaltschaft inzwischen An- 
klage wegen Betrug und Untreue in 52 FäUen erho- 
ben. 

3. Unrechtmäßige Handlungen im Bereich 
Transferrubel-Verrechnungsverkehr 
und Währungsumstellung 

Durch unrechtmäßige Handlungen im Bereich Trans- 
ferrubel-Verrechnungsverkehr und im Bereich Wäh- 
rungsiunstellung ist es zu unzulässigen Vermögens- 
verschiebungen gekommen. Anhand emplarischer 
Einzelfälle hat sich der Untersuchungsausschuß mit 
einzelnen Tathandlungen beschäftigt, die im Zweiten 
Teü des Berichts unter Gliederungspunkt I. ausführ- 
Üch behandelt worden sind. Der Schaden, der durch 
Transferrubelbetrügereien entstanden ist, beträgt 
zwischen 2 und 2,5 Mrd. DM. Im Bereich Währungs- 
umstellung geht das BMF von einer Schadenssumme 
mit einem dreistelligen Mülionenbetrag aus. Damit 
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haben sich die früheren Schätzungen, die von Scha- 
denssummen in Höhe von 8 Mrd. DM (Transferrubel- 
betrug) und 6,5 Mrd. DM (unrechtmäßige Handlun- 
gen im Bereich der Währungsumstellung) ausgingen, 
glücklicherweise nicht bestätigt. 

4. Wirtschaftlicher Schaden durch 
kriminelles Handeln 

Bundesregierung und THA/BvS sind seit Jahren dar- 
auf bedacht, den wirtschaftlichen Schaden, der durch 
Beteiligung von Mitarbeitern der THA/BvS und von 
Investoren an kriminellen Handlungen entstanden 
ist, herunterzuspielen. Grund dafür könnte sein, da- 
durch Erfolge bei der Aufdeckung von Schadens- 
fällen und bei der Wiedererlangung von Geldern be- 
deutsamer erscheinen zu lassen. So teilt BvS-Präsi- 
dent Himstedt der verwunderten Öffentlichkeit 
immer wieder mit, daß dieser Schaden lediglich rd. 
350 Mio. DM betragen soll, dies allerdings ohne 
Einbeziehung der Bereiche Transferrubelbetrug und 
Währungsumstellung und des Schadens, der durch 
den Vulkan-Konkurs bei den ostdeutschen Werften 
MTW und VWS entstanden ist. Unverständlicher- 
weise wurden diese Angaben auch in dem Bericht 
der BvS an den Untersuchungsausschuß wiederholt, 
obwohl Bundesregierung und BvS es eigentlich bes- 
ser wissen müßten. Allein die Schadenssumme, die 
durch die im Untersuchungsausschuß geprüften 
Privatisierungsfälle entstanden ist, übersteigt die 
genannte Summe von 350 Mio. DM bei weitem, 
wobei der Schaden, der durch die kriminelle Aus- 
höhlung der Wärmeanlagenbau Berlin GmbH ent- 
standen ist, bereits über 200 Mio. DM beträgt. 

Offenbar übersehen wird von Bundesregierung und 
BvS auch, daß die jetzt in den Raum gestellte Scha- 
denssumme im krassen Widerspruch zu früheren 
Angaben der THA steht. 

Der Treuhanduntersuchungsausschuß hatte in der 
vergangenen Legislaturperiode bereits festgestellt, 
daß nach einer bei der Stabsstelle Besondere Auf- 
gaben der THA geführten Statistik allein in den Jah- 
ren 1991 und 1992 ein Schaden in Höhe von ca. drei 
Mrd. DM eingetreten ist. Dazu entstand ein Schaden 
in gleicher Höhe im Zusammenhang mit Transfer- 
rubel-Geschäften. Diese Feststellungen beruhen auf 
Angaben des früheren Leiters der Stabsstelle 
Besondere Aufgaben der THA und sind auch von 
Bundesregierung und BvS im Bericht des Treuhand- 
untersuchungsausschusses nachzulesen (BT-Druck- 
sache 12/8404, S. 55). 

Die Angaben über den bis heute eingetretenen Ge- 
samtschaden durch strafbare Handlungen gehen 
weit auseinander. Während die ZERV ursprünghch 
von einem Gesamtschaden von 26 Mrd. DM ausge- 
gangen ist, veranschlagt die für die Ermittlungen im 
Bereich der vereinigungsbedingten Wirtschaftskrimi- 
nahtät zuständige Staatsanwaltschaft II bei dem 
LG Berlin den eingetretenen Gesamtschaden mit 
einer Summe von unter zehn Mrd. DM. Festzustellen 
ist, daß die von der THA wahrzunehmenden Auf- 
gaben erhebliche kriminelle Anreize geboten haben, 
denen man nicht durch eine rechtzeitige und wir- 
kungsvolle Kontrolle innerhalb der THA entgegen- 


getreten ist. Bundesregierung und THA und später 
die BvS haben es nicht vermocht, die erforderlichen 
Vorkehrungen zu treffen, kriminelles Handeln von 
Mitarbeitern und Investoren wirkungsvoll zu unter- 
binden. Hinzu kam, daß Polizei und Justiz personell 
nicht ausreichend ausgestattet worden sind, um dem 
Ausmaß der bekannt gewordenen Fälle angemessen 
entgegentreten zu können. Da immer wieder neue 
Fälle bekannt werden, bei denen es durch kriminelle 
Handlungen, die teilweise über Jahre andauerten, zu 
Schäden gekommen ist, muß leider davon ausgegan- 
gen werden, daß der Dunkelbereich krimineller 
Handlungen erheblich ist und viele Bereiche von 
THA und BvS überhaupt noch nicht eingehend über- 
prüft worden sind. Beispielhaft ist hier der Ermitt- 
lungskomplex „Chemiepark Bitterfeld" zu nennen, 
der unter der Bezeichnung „Das Sauna-Kartell" ein 
großes Echo in den Medien gefunden hat. Nach dem 
Ergebnis der erst 1997 auf genommenen Vorermitt- 
lungen ist es hier offenbar zu einer der größten 
Ausschreibungsbetrügereien gekommen. Es gibt 
Anhaltspunkte dafür, daß von der BvS -Tochter, 
der Bitterfelder Vermögensverwaltung Aufträge nüt 
Honorarvereinbarungen getroffen worden sind, die 
bis zum 17 -fachen über dem marktüblichen Niveau 
lagen. Bei der Staatsanwaltschaft Halle wurde ein 
Ermittlungsverfahren wegen verschiedener Korrup- 
tions- und Untreuesachverhalte eingeleitet. Im Zuge 
der Ermittlungen hatte der Geschäftsführer der 
Bitterfelder Vermögensverwaltung offenbart, daß er 
Anteile an der Gesellschaft für Datenverarbeitung 
(Geda) hält. Dieses Unternehmen wickelt das Rech- 
nungswesen der Bitterfelder Vermögensverwaltung 
ab. Der THA-Mitarbeiter hatte sich also höchst- 
persönlich mit staatlichen Aufträgen versorgt - allein 
für das Jahr 1996 wies die Geda einen Gewinn von 
rd. einer Million DM aus. 

Drei Angestellte der Bitterfelder Vermögensverwal- 
tung, darunter der tatverdächtige Geschäftsführer, 
sind inzwischen von der BvS entlassen worden. Nach 
dem Jahresbericht der ZERV von 1997 wird von der 
BvS der Schaden, der durch Subventionsabsprachen, 
Subventionsbetrug, Untreue und Korruption entstan- 
den ist, auf etwa eine Milliarde Mark geschätzt. 

Auch dieser Fall ist ein Beispiel dafür, was innerhalb 
der THA/BvS alles möghch war/ist. Es stellt sich die 
Frage, warum die BvS den Geschäftsführer der Bit- 
terfelder Vermögensverwaltung bei den milliarden- 
schweren Sanierungsprojekten in Bitterfeld so lange 
schalten und walten ließ. Zweifel an der Integrität 
des Geschäftsführers gab es bereits 1994. Hier hat 
eindeutig die Dienstaufsicht versagt. Auch spricht es 
nicht gerade für eine glückliche Personalpolitik der 
BvS, wenn das für die BW verantwortliche Vor- 
standsmitgüed der BvS zum Geschäftsführer der mit 
den geschilderten Vorgängen belasteten Bitterfelder 
Vermögensverwaltung ernannt wird. 

SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN weisen vor die- 
sem Hintergrund alle Bemühungen von Bundes- 
regierung und BvS zurück, das Ausmaß des eingetre- 
tenen Schadens zu bagatellisieren. Daß der Schaden 
eine Summe von vielen Milliarden erreicht, dürfte 
eigentlich bei allen, die sich mit der Materie beschäf- 
tigt haben, unstrittig sein. In jedem Fall geht es um 
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öffentliche Gelder. Bürgerinnen und Bürger unseres 
Landes haben einen Anspruch darauf, daß durch ord- 
nungsgemäße Aufklärung und Durchsetzung entspre- 
chender zivürechtlicher Ansprüche und Schadens- 
ersatzforderungen veruntreute Vermögenswerte zu- 
rückgeführt werden. Das Bagatellisieren des durch 
kriminelle Handlungen eingetretenen Schadens ist 
geeignet, das Vertrauen in das Bemühen, veruntreute 
Vermögenswerte zurückzuholen und die Verantwort- 
lichen zur Rechenschaft zu ziehen, zu untergraben. 


Schlußbemerkung 

Der Untersuchungsausschuß konnte seinen Auftrag 
bis auf den Untersuchungskomplex Leuna/Minol 
weitgehend erfüllen. Daß dies beim Untersuchungs- 
komplex Leuna/Minol nicht möglich war, liegt an der 
Verzögerungstaktik von Bundesregierung und Aus- 
schußmehrheit aus CDU/CSU und F.D.P.. Berichte 
wurden erst mit einer unerträglichen Verzögerung 
vorgelegt, ein Rechtshilfeersuchen blieb monatelang 
unbearbeitet liegen, Zeugenvernehmungen wurden 
blockiert. Nach einer ersten monatelangen und 
kostenaufwendigen Auswertung der Tagebücher des 
zuständigen THA-Vorstands Dr. Klaus Schucht durch 
einen Bonner Rechtsanwalt konnte eine zweite Aus- 
wertung durch die BvS in fünf weiteren Monaten 
nicht zu Ende gebracht werden. Anschließend werte- 
te auch noch die Bundesregierung selbst die Tage- 
bücher aus, obwohl dies auch hätte zeitgleich mit der 
Prüfung durch die BvS geschehen können. Die mit 
Beweisbeschluß 13-339 vom 11. Dezember 1997 bei- 
gezogenen Tagebuchaufzeichnungen wurden daher 
bis zur Beschlußfassung über den Abschlußbericht 
des Ausschusses am 28. Mai 1998 nicht vorgelegt. 
Andere umfangreiche Akten lagen dem Unter- 
suchungsausschuß erst so spät vor, daß eine aus- 
reichende Auswertung nicht möglich war. 

Durch die Ausschußmehrheit aus CDU/CSU und 
F.D.P. wurde durchgesetzt, daß die beigezogenen 


Akten des Untersuchungsausschusses nicht im Deut- 
schen Bundestages archiviert werden, sondern voll- 
ständig an die herausgebenden Stellen zurückgege- 
ben werden. Da der Untersuchungsausschuß frei 
darüber entscheiden kann, ob und welchem Umfang 
er seine Beweismaterialien archivieren möchte, wäre 
auch eine andere Entscheidung möglich gewesen. 

ln Kenntnis der durchsichtigen und vordergründigen 
Absichten der Ausschußmehrheit, die Aktendeckel 
zum Themenkomplex Leuna/Minol so schnell wie 
möglich zu schließen, hat die SPD am 27. Mai 1998 
beantragt, den Beschluß zur Behandlung der Proto- 
kolle und Ausschußmaterialien nach Beendigung der 
Protokolle und Ausschußmaterialien nach Beendi- 
gung des Ausschusses so zu fassen, daß die Akten 
zum Themenkomplex Leuna/Minol in der Geheimre- 
gistratur des Deutschen Bundestages - zumindest bis 
zum Ende der 13. Wahlperiode - verbleiben und dort 
nach Genehmigung durch die Bundestagspräsiden- 
tin für benannte Abgeordnete und Mitarbeiter zu- 
gänglich bleiben. Der Antrag der SPD wurde von 
CDU/CSU und der F.D.P. abgelehnt. Offensichtlich 
soll hier etwas vertuscht werden. 

Da der Untersuchungsauftrag zum Themenkomplex 
Leuna/Minol nicht erfüllt werden konnte, hat die 
SPD am 28. Mai 1998 beantragt, die Berichtsteile des 
Ausschusses nicht als abschließenden Gesamtbericht 
des 2. Untersuchungsausschusses, sondern nur als 
Teilbericht festzustellen. Im Interesse einer voll- 
ständigen Erledigung des Untersuchungsauftrages 
müssen die Untersuchungen zum Themenkomplex 
Leuna/Minol fortgesetzt und die dadurch gewonne- 
nen Erkenntnisse nachträglich ergänzt werden. 

Auch dieser Antrag wurde von der Ausschußmehr- 
heit aus CDU/CSU und F.D.P. abgelehnt. 

Das Verhalten von Bundesregierung und Ausschuß- 
mehrheit bedeutet eine nicht hinnehmbare Behinde- 
rung der Ausschußarbeit und eine schlimme Unter- 
drückung der Minderheitenrechte der Opposition. 


C. Abweichender Bericht des Berichterstatters der Gruppe der PDS 
im Untersuchungsausschuß „DDR-Vermögen“ 


Der vom Untersuchungsausschuß (mit der Kurz- 
bezeichnung „DDR-Vermögen'') der 13. Wahlperiode 
des Deutschen Bundestages vorgelegte Gesamt- 
bericht trifft Feststellungen zu einer Vielzahl von 
Themen von umfangreicher und vielschichtiger Kom- 
plexität. Er verdeutlicht auf der einen Seite das 
Bemühen der Mitarbeiter des Sekretariats, aus dem 
riesigen Umfang der Materialien und Dokumente die 
differenzierten Probleme sachgerecht darzulegen, ln 
vielen Teilen des Gesamtberichts kann sich der 
Berichterstatter deshalb Feststellungen des Unter- 
suchungsausschusses auch anschließen, allerdings 
nicht immer den daraus bereits im Feststellungsbe- 
richt abgeleiteten Schlußfolgerungen. Das betrifft 


einzelne Ergebnisse der Untersuchung, die in Fort- 
führung der Aufgabenstellung der Untersuchungs- 
ausschüsse aus der vorangegangenen Wahlperiode 
erreicht wurden. Obgleich nach Ansicht des Bericht- 
erstatters die weitere Aufdeckung der Unterneh- 
mensstruktur des Bereichs Kommerzielle Koordinie- 
rung (KoKo) und der Beziehungen zwischen dem Be- 
reich KoKo mit dem Ministerium für Staatssicherheit 
(MfS) aus einer sehr einseitigen Sicht auf die Bewäl- 
tigung der deutsch-deutschen Beziehungen in der 
jüngsten Geschichte betrieben wurde, sind die Fest- 
stellungen von Interesse für die Öffentlichkeit. Dazu 
zählen die Strukturen des MfS und seiner Tätigkeit, 
die Vermögensverschiebungen durch das Zusam- 
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menwirken „alter Seilschaften" und westlicher Ge- 
schäftspartner, die unrechtmäßigen Handlungen bei 
der Währungsumstellung sowie von Mißbräuchen im 
Transferrubel-Bereich. Auf der anderen Seite ist der 
Gesamtbericht insgesamt durch Bearbeitung, Diktion 
und sehr einseitige Wertungen ein Bericht der Ver- 
treter der Regierungsmehrheit, spiegelt nur den poli- 
tischen Standpunkt der Regierungsparteien wider. 
Deshalb erachtet es die Gruppe der PDS für notwen- 
dig, ein abweichendes Votum abzugeben. 

Dies ergibt sich vor allem aufgrund 

- der politisch vorgefaßten einseitigen Herange- 
hensweise an die vom Deutschen Bundestag be- 
schlossenen Fragen der Untersuchung. In erster 
Linie betrifft das die Komplexe, die sich mit Ver- 
mögensveruntreuungen der PDS/SED und damit 
im Zusammenhang auch mit dem vom Untersu- 
chungsausschuß der SED zugeordneten Vermögen 
der KPÖ beschäftigen, aber auch die Fragen von 
Vermögensveruntreuungen, die im Zusammen- 
hang mit der Privatisierung der ostdeutschen Be- 
triebe zu klären waren, 

- der undifferenzierten und zum Teil von politischen 
Vorurteilen getragener Wertungen im vorgelegten 
Bericht, vor allem bei den Feststellungen zum 
Embargohandel durch den KoKo-Bereich sowie 
zum MfS, speziell der Hauptverwaltung Aufklä- 
rung (HVA), 

- unterschiedlicher politischer Sichten bei der Un- 
tersuchung von veruntreutem DDR-Vermögen, bei 
der Beurteilung und Wertung der Privatisierungs- 
politik der THA/BvS und der Bundesregierung in 
Ostdeutschland, speziell bei der Privatisierung der 
ostdeutschen Werften und bei Leuna/Minol. 

Der abweichende Bericht des Berichterstatters der 
Gruppe der PDS zum Gesamtbericht des Unter- 
suchungsausschusses bezieht sich nicht auf alle Be- 
richtsteile, sondern beschränkt sich auf einzelne 
Schwerpunkte des Untersuchungsauftrages. Es wer- 
den zu einzelnen Abschnitten Ergänzungen oder/ 
und abweichende Formulierungen vorgetragen. 

Die politische Wertung zur Tätigkeit des Unter- 
suchungsausschusses und zu seinen Ergebnissen 
wird im folgenden dargelegt. 

Politische Einordnung der Aufgaben 
des Untersuchungsausschusses 

Ökonomische und politische Rahmenbedingungen 
haben entscheidende Bedeutung für Zielstellung, 
Tätigkeit und Ergebnisse der Arbeit eines Untersu- 
chungsausschusses. Der Untersuchungsausschuß der 
13. Wahlperiode nahm seine Tätigkeit am 28. Sep- 
tember 1995 auf, zu einem Zeitpunkt also, als in 
Deutschland nach dem Ende der deutsch-deutschen 
Konfrontationsbeziehungen die Ergebnisse der ver- 
fehlten Vereinigungspolitik der Bundesregierung 
offensichtlich wurden: 

- Die Folgen der auch vom Ost-West-Systemgegen- 
satz bestimmten uneffizienten zentralistischen 
Verwaltungswirtschaft Ostdeutschlands mit ihren 
großen Produktivitätsrückständen gegenüber West- 


deutschland, den zum großen Teil veralteten 
Produktionskapazitäten, der hohen Verschuldung 
und den politischen Verwerfungen wurden über- 
lagert durch die Resultate des von der Bundes- 
regierung verfolgten Umwandlungs- und Anpas- 
sungsprozesses mit ihrer rigorosen Privatisierung 
und Deindustrialisierung sowie durch die gegebe- 
nen großen Möglichkeiten für kriminelle Machen- 
schaften. Fehlende wirtschaftspolitische Konzepte 
für die Angleichung der ostdeutschen Wirtschaft 
an das westdeutsche Produktivitätsniveau, die 
Nichtumsetzung der im Einigungsvertrag veran- 
kerten Berücksichtigung der besonderen Bedürf- 
nisse der Strukturanpassung sowie die Nichtbe- 
achtung der von kompetenter ostdeutscher Seite 
eingebrachten Vorschläge und Konzeptionen ver- 
stärkten das wirtschaftliche Desaster Ostdeutsch- 
lands. 

- Die Transformation der ostdeutschen Wirtschaft 
der unter der Ägide der Bundesrepublik Deutsch- 
land Banken, Großindustrie und Handelskonzerne 
stehenden THA gestaltete sich bis zu ihrem offi- 
ziellen Abschluß Ende 1994 einerseits äußerst 
erfolgreich - für die westdeutschen Unternehmen. 
Sie erwarben von den rund 15 000 Privatisierun- 
gen „kostengünstig" rund 80 Prozent und betrie- 
ben teilweise eine Ausplünderung dieser Betriebe 
im Großformat. Andererseits aber war sie von bis- 
her nicht gekannter sozialer Tragweite für die dort 
Beschäftigten. Sie verloren mit Rationalisierung, 
Zerstückelung und Stillegung bzw. gezielter Li- 
quidierung ihrer Betriebe nicht nur ihren Lebens- 
mittelpunkt Arbeitsplatz. Als Bestandteil eines 
sich rasch herausbildenden Arbeitslosenheeres 
mußten sie darüber hinaus vor allem eine bisher in 
der DDR nicht gekannte soziale Ausgrenzung 
erleben. Die Liquidierung der ostdeutschen Groß- 
betriebe, verbunden mit der Beseitigung der indu- 
striellen Forschungskapazitäten bis auf einen 
minimalen Bestand und die Degradierung der 
ostdeutschen Wirtschaft in eine Dependenzökono- 
mie, ließen keine Chance für einen selbsttragen- 
den wirtschaftlichen Aufschwung. 

- Die Rückwirkung dieser verfehlten Privatisie- 
rungspolitik mit ihren finanziellen Folgen auch auf 
das frühere Bundesgebiet verstärkte nach einem 
einigungsbedingten konjunkturellen Aufschwung 
in den ersten neunziger Jahren zunehmend die 
ökonomischen und politischen Schwierigkeiten, in 
der sich die Bundesrepublik Deutschland seit den 
70er Jahren befindet und die die Grundlage für 
deren neoliberale und sozialreaktionäre Politik 
bildet. Im Zusammenhang damit potenzierten sich 
die Bedienungsmentalität westdeutscher Kon- 
zerne und die Besitzansprüche von „Alteigen- 
tümern", von „Glücksrittern'" am ehemaligen 
ostdeutschen Volks- und genossenschaftlichen 
Eigentum, aktivierten die Konzernchefs und Politi- 
ker ihre Bemühungen, die für den „Aufschwung 
Ost" bereitgestellten Fördergelder, Subventionen 
und gesetzlichen Möglichkeiten sowie staatliche 
Institutionen für ihre Gewinninteressen, zur Sanie- 
rung ihrer westdeutschen Unternehmen und zur 
eigenen Bereicherung zu nutzen. Die kriminellen 
Energien von Wirtschaftsmanagern und Staats- 
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beamten - oft in Verbindung mit den kenntnisrei- 
chen „alten Seilschaften im Osten" - erreichten 
Ausmaße, von denen die Öffentlichkeit noch Jahre 
hören wird. Nach der Vereinnahmung des Ostens 
wird der Aufbau Ost weitestgehend zur Ver- 
mögensbildung des Westens genutzt. Die Kluft 
zwischen West und Ost sowie zwischen Reichen 
und Armen verringert sich nicht, sondern wird 
größer. 


I. Erster Teil - Einsetzung des 

Untersuchungsausschusses und Verlauf 
des Untersuchungsverfahrens 

1 . Zum Untersuchungsauftrag 
und zu seiner Erweiterung 

Die Arbeit des Untersuchungsausschusses wieder- 
spiegelt mit seiner ursprünglichen Aufgabenstellung 
und mit der Erweiterung des Untersuchungsgegen- 
standes sowie der Art und Weise der Behandlung der 
Themen den politischen Wandel in Deutschland und 
die Folgen der verfehlten Regierungs- und Wirt- 
schaftspolitik im vereinigten Deutschland. 

a) Eingeengte und diffuse Aufgabenstellung 

Nach parlamentarischem Untersuchungsrecht zielt 
die Untersuchung auf die Aufklärung der Ursachen 
von Mißständen, an denen ein öffentliches Interesse 
besteht (Engels, Parlamentarische Untersuchungs- 
ausschüsse, 2. Auflage, Heidelberg 1991, S. 14). Die 
Orientierung der Arbeit des Untersuchungsaus- 
schusses der 13. Wahlperiode war zunächst mit 
dem Untersuchungsauftrag (BT-Drucksache 13/2483) 
auf „offengebliebene" Fragen des 1. und 2. Unter- 
suchungsausschusses der 12. Wahlperiode - „KoKo" 
(Schal ck- Ausschuß) und „THA" - gerichtet, soweit 
hierdurch die in den Berichten dieser Unter- 
suchungsausschüsse getroffenen Feststellungen er- 
gänzt werden können. Dies engte von vornherein die 
Möglichkeiten ein, die ein solcher Untersuchungs- 
ausschuß über veruntreutes DDR-Vermögen im Hin- 
blick auf die Gestaltung der deutsch-deutschen Be- 
ziehungen nach mehr als 40jähriger Konfrontation, 
der Bewältigung der durch den Ost-West-Systemge- 
gensatz geprägten Vergangenheit hätte haben kön- 
nen. Die aufklärende Untersuchung wurde politisch 
nicht als ein Beitrag verstanden, auf die nüt der deut- 
schen Vereinigung gegebene Chance zu wirken, 
eine demokratische Integration Ostdeutschlands in 
eine sich wandelnde Bundesrepublik Deutschland zu 
befördern, sondern knüpfte an die bisherige einseitig 
ausgerichtete Aufarbeitung der Vergangenheit an. 

Unter der Kurzbezeichnung „DDR-Vermögen" wur- 
de nicht etwa das Verschleudern des Volksvermö- 
gens der DDR an das westdeutsche Großkapital mit 
Hüfe der THA/BvS verstanden. Es wurde lediglich 
der Teü an Vermögen aus den Bereichen der „Kom- 
merziellen Koordinierung" , des MfS und der Parteien 
und Massenorgansiationen, vor allem der SED, ins 
Visier genommen, der noch nicht in die Verfügung 
der bundesrepublikanischen Institutionen und der 
Bundeskasse gelangt war. Die Aufgabenstellung des 


Ausschusses wies daher durch die Übernahme von 
Aufgaben der zwei Ausschüsse aus der vergangenen 
Wahlperiode einen recht diffusen Charakter auf. Es 
ging zum einen um die Aufklärung einer ganzen 
Reihe von Fragen zur Sicherung von DDR-Vermögen 
im westlichen Ausland, um die Verknüpfungen des 
Bereichs KoKo nüt dem MfS und seiner Hauptabtei- 
lung Aufklärung, mit Blockparteien und Massen- 
organisationen im Vermögens- und finanziellen Be- 
reich sowie um Vermögensveruntreuungen und Ver- 
mögensverschiebungen durch Betriebe des KoKo- 
Bereiches, des MfS, der SED/PDS und durch das Zu- 
sammenwirken „alter Seilschaften" und westlicher 
Geschäftspartner. 

Zum anderen sollte der Untersuchungsausschuß - so- 
weit der Bundesrechnungshof (BRH) dazu noch 
keine Feststellungen getroffen hatte - die Fragen 
klären, ob die Grundsätze der sparsamen und wirt- 
schaftlichen Haushaltsführung bei der Vergabe von 
Liquidationsdarlehen und Liquidationshonoraren so- 
wie bei der Privatisierung von Unternehmen durch 
die THA hinreichend beachtet worden sind. 

Die politische Richtung war durch die Ergebnisse der 
zwei Untersuchungsausschüsse der vergangenen 
Wahlperiode vorgegeben. In seinem Bericht hatte 
der 1. Untersuchungsausschuß „KoKo" im Mai 1994 
festgestellt (BT-Drucksache 12/7600, S. 487, 488), daß 
der Bereich KoKo „der verzweifelte Versuch" war, 
„im Wettlauf mit dem Westen der kommunistischen 
Planwirtschaft aus ihrer grundsätzlichen und system- 
immanenten Untauglichkeit herauszuhelfen" . Er war 
„eine Krake, die ihre Arme zum Zwecke der Ermitt- 
lung und des Absaugens von Werten und Devisen in 
alle Bereiche der DDR erstreckte ... immer mit dem 
Ziel, gegebenenfalls auch unter Verletzung von 
Recht und Gesetz die Zahlungsbilanz der DDR aufzu- 
bessern". Keineswegs lag dem Untersuchungsaus- 
schuß aufgrund seiner politischen Zielstellung bei 
der Darstellung des Bereichs „Kommerzielle Koodi- 
nierung", der Aufdeckung seiner Struktur, seiner 
Tätigkeit und der Machenschaften in all seinen 
Schattierungen daran, den Beweis anzutreten, daß 
dieser ganz offensichtlich „ein durch den Ost-West- 
Gegensatz hervorgebrachtes gesamtdeutsches Pro- 
dukt" war, für die DDR „als Instrument gedacht, das 
sich marktwirtschaftlicher Mittel zum Nutzen der 
DDR bedienen sollte", für den Westen „objektiv das 
Einfallstor in die „realsozialistische Wirtschaft" (BT- 
Drucksache 12/7650, S. 37). So paßten die Bewertun- 
gen des 1. Untersuchungsausschusses in den politi- 
schen Trend, Vergangenheitsbewältigung nur einsei- 
tig zu betreiben und die politischen und ökonorrü- 
schen Deformationen der DDR zur Diskriminierung 
und Diffamierung des ersten zur kapitalistischen 
Ordnung alternativen Systems auf deutschem Boden 
zu nutzen. 

In der gleichen Grundrichtung lagen auch die Be- 
wertungen des 2. Untersuchungsausschusses „THA" 
der 12. Wahlperiode, der sich bereits mit dubiosen 
Entwicklungen der Nachwendezeit beschäftigte. Sie 
liefen auf eine Lobpreisung der Privatisierungspolitik 
der THA als „einzigartig in der Geschichte der Bun- 
desrepublik Deutschland" hinaus und dienten der 
Rechtfertigung ihrer Ergebnisse mit den Feststellun- 
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gen, daß „die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
äußerst desolat waren" und zudem „die alten SED- 
Seilschaften in den Betrieben weitgehend noch das 
Sagen" hatten. Vor allem wurde in den Feststellun- 
gen beteuert, daß auf die Entscheidungen der THA 
durch Konkurrenzunternehmen kein „Einfluß dahin 
gehend genommen wurde, evtl Konkurrenten in den 
neuen Ländern endgültig aus dem Markt zu neh- 
men" (BT-Drucksache 12/8404, S. 87). 

Von dieser politischen Richtung in der Aufarbeitung 
der Vergangenheit wurde auch in der 13. Wahl- 
periode nicht abgegangen, obgleich sich die Realität 
in Deutschland merklich verändert hatte, sich die 
ökonomische und soziale Situation in Ostdeutschland 
keineswegs mehr nur auf die „marode" DDR-Wirt- 
schaft zurückführen ließ. Die SPD -Fraktion hatte 
1994 in einem umfassenden Minderheitenvotum (BT- 
Drucksache 12/8404 S. 96 ff.) nachgewiesen, daß die 
Bundesregierung ihre Aufsichtspflichten und ihre 
Gestaltungsaufgabe mit der THA als einen „Fremd- 
körper im Rechtsstaat" verfehlt hat. Die Gruppe PDS/ 
Linke Liste war in einem abweichenden Bericht 
(BT-Drucksache 12/8404, S. 518) auf entscheidende 
Sachverhalte zum wirtschaftüchen Niedergang Ost- 
deutschlands mit dem Treuhandauftrag durch die 
Bundesregierung eingegangen. Diesen Gesichts- 
punkten wurde angesichts der wirtschaftüchen Tat- 
bestände als Ergebnis der Treuhandpolitik in der 
Aufgabenstellung des Untersuchungsausschusses 
der 13. Wahlperiode nicht explizit nachgegangen. 
Selbst der eingeengten Aufgabenstellung bei der 
Untersuchung der Tätigkeiten der THA hinsichtlich 
der Berücksichtigung volkswirtschaftlicher Kriterien 
und der Grundsätze der sparsamen und wirtschaft- 
lichen Haushaltsführung ist völlig unzureichend 
Rechnung getragen worden. 

b) Erweiterung der Aufgabenstellung 
unter politischem Druck 

Seit dem 17. Oktober 1996 wurde - mit der BT- 
Drucksache 13/5843 - zusätzlich die Untersuchung 
des Themenkomples „Bremer Vulkan Verbund AG 
(BW AG)" in die Aufgabenstellung des Unter- 
suchungsausschusses integriert. Dabei ging es nach 
den am 22. Mai 1996 und am 4. Juli 1996 von der 
SPD gestellten Anträgen (BT-Drucksachen 13/4698 
u. 13/5233) schwerpunktmäßig darum, zu untersu- 
chen, ob und wie sich die Bundesregierung und die 
THA/BvS für die Einhaltung von Investitionszusagen 
und zweckbestimmte Verwendung von Investitions- 
beihilfen und Fördermitteln vertraghch ab gesichert 
haben, welche Maßnahmen eine Überprüfung dafür 
gewährleistet haben, inwieweit und zu welchem 
Zeitpunkt die Bundesregierung und die THA/BvS 
von der ungerechtfertigten Inanspruchnahme von 
Subventionsmitteln Kenntnis hatten und welche 
Maßnahmen dagegen getroffen wurden. 

Bereits mit der BT-Drucksache 13/4065 hatte die 
Gruppe der PDS die Einsetzung eines weiteren Un- 
tersuchungsausschusses und am 12. März 1996 in 
einem weiteren Antrag sofortige politische Konse- 
quenzen aus dem Umgang mit Subventionsmitteln 
bei der BW AG (BT-Drucksache 13/4079) gefordert. 
Sowohl diese Anträge als auch die von der Gruppe 


der PDS zum SPD-Antrag geforderte Ergänzung, zu 
klären, „ob bei der Privatisierung von Unternehmen 
durch die THA an die BW die Vorgabe des 
Bundesministers der Finanzen zur Berücksichtigung 
volkswirtschaftlicher Kriterien und die Grundsätze 
der sparsamen und wirtschaftlichen Haushaltsfüh- 
rung ausreichend beachtet worden sind" (BT-Druck- 
sache 13/5843), waren abgelehnt worden. Der bean- 
tragte ergänzende Passus war im übrigen wortwört- 
lich der Aufgabenstellung für den 2. Untersuchungs- 
ausschuß durch den Deutschen Bundestag (BT- 
Drucksache 13/2483, 111.2.) nur konkret bezogen auf 
die BW, entlehnt. 

Die Aufgabenstellung des Untersuchungsausschus- 
ses um den Themenkomplex „Bremer Vulkan Ver- 
bund AG" konnte zweifellos erst erweitert werden, 
nachdem der Bundeskanzler unter großem politi- 
schen Druck aufgrund der Krise des größten deut- 
schen Werftenverbundes den Komplex „Bremer 
Vulkan Verund AG" zur „Chef Sache" erklärte. Zum 
einen hatte die soziale Brisanz des Vulkan-Desasters 
neue Größenordnungen erreicht. Die Hamburger 
Zeitschrift „Die Woche" schrieb am 23. Februar 1996: 

„Betriebsbesetzungen, Demonstrationen, Krisen- 
sitzungen bis tief in die Nacht - der Skandal um 
Bremer Vulkan brachte nicht nur 22 500 Mitarbei- 
ter, den Bremer Senat und eine Großstadt in Auf- 
ruhr. Die existenzgefährdenden Verluste beim 
größten deutschen Schiffbauer warfen Schatten 
auf eine ganze Industrie. " 

Zum anderen wurde aber auch immer stärker offen- 
bar, daß die Vulkan-Krise auf Kosten der ostdeut- 
schen Werften gelöst werden sollte, daß Mängel im 
Vertragsmanagement und Controlling der THA und 
ihrer Nachfolgeeinrichtung BvS erst eine zweckent- 
fremdete Verwendung von Investitionsbeihilfen und 
Fördermitteln in Höhe von 850 Milhonen DM durch 
die BW AG als Käuferin der ostdeutschen Werften 
möghch gemacht hatten. Angesichts des Fakts, daß 
die Subventionsmittel für die ostdeutschen Werften 
in den westhchen Betrieben des Werftenverbundes 
spurlos versickert sind, sah es die Bundesregierung 
als ihre vornehmliche Aufgabe an, politischen Scha- 
den zu begrenzen, vor allem eine Schuldzuweisung 
von sich abzuwehren und die bisher verfolgte Privati- 
sierungsstrategie durch THA/BvS weiterhin zu recht- 
fertigen. 

Der Themenkomplex „ Bremer Vulkan Verbund AG " 
erhielt deshalb im Untersuchungsausschuß des Deut- 
schen Bundestages bei gleichzeitig laufenden Paral- 
lelverfahren im Untersuchungsausschuß der Bremi- 
schen Bürgerschaft „Bremer Vulkan" sowie im 3. Par- 
lamentarischen Untersuchungsausschuß des Land- 
tages Mecklenburg-Vorpommern (3. PUA) mit dem 
Schwerpunkt der Klärung von Sachverhalten im Zu- 
sammenhang nüt der Verschwendung bzw. Verun- 
treuung von öffentlichen finanzieUen Mitteln bei der 
Privatisierung der ostdeutschen Werften, einen zen- 
tralen und auch zeitlich breiten Platz eingeräumt. 

Die Veruntreuung von Mitteln im Bremer Vulkan 
Verbund war im Zusammenhang mit der Privatisie- 
rung der ostdeutschen Werften für die Bundesregie- 
rung einer der brisantesten pohtischen Fälle von ver- 
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untreutem Vermögen. Sie war aber bei weitem nicht 
die einzige dieser Art und vom finanziellen Schaden 
auch nicht die größte, in dem sich Folgen der Priva- 
tisierungsstrategie der THA/BvS und Bundesregie- 
rung mit politischen Ambitionen, den Konkurrenzin- 
teressen marktbeherrschender westdeutscher Groß- 
unternehmen, der ungerechtfertigten Inanspruch- 
nahme umfangreicher Fördermittel, mit unrechtmä- 
ßigen Geldtransfers und kriminellen Machenschaf- 
ten verknüpften. Der Untersuchungsausschuß hat 
deshalb noch am Ende seiner Tätigkeit durch Ver- 
nehmung zumindest einiger Zeugen und vor allem 
durch Beiziehung von Materialien mit der Klärung 
solcher „besonderen Privatisierung s fälle" wie Leuna/ 
Minol, Kali und Salz, Wärmeanlagenbau Berlin, Elbe- 
werft Boizenburg, Fahrradwerke Sangerhausen, Mil- 
titz Duft und Aroma Stoffe, Baumaschinenfabrik Wel- 
zow GmbH, Möbelwerke in Malchin, Güstrow, Flau 
am See und Teterow begonnen. Es handelt sich dabei 
um in die Milliarden gehende Vermögensveruntreu- 
ungen im Rahmen der Privatisierung durch die THA/ 
BvS, um systematische Aushöhlungen und Plünde- 
rungen der ostdeutschen Betriebe durch westliche 
Manager, oft im Komplott mit Liquidatoren, Wirt- 
schaftsprüfern und Angestellten der THA sowie frü- 
heren Leitungskadern dieser Betriebe. Die Ver- 
mögensverschiebungen im Zusammenhang mit der 
Liquidierung der zum MfS-Bereich zählenden Inter- 
port Blankenburg reihen sich hier ein. 

Die Feststellungen des Untersuchungsausschusses 
zu den besonderen Privatisierungsfällen tragen 
durch die Federführung der Koalitionsmehrheit im 
Untersuchungsausschuß die Handschrift der Bundes- 
regierung. Grundlage der im Gesamtbericht dazu ge- 
machten Aussagen bildeten fast ausschließlich die 
Berichte der BvS und anderer Regierungsinstitutio- 
nen. 

2. Verlauf des Untersuchungsverfahrens 

Politische und rechtliche Rahmenbedingungen ha- 
ben den gesamten Verlauf der Untersuchung be- 
stimmt. Drei Gesichtspunkte spielten dabei eine 
Rolle: 

Erstens ist es die spezifische Aufgabenstellung derar- 
tiger Untersuchungsausschüsse überhaupt, „Miß- 
stände bzw. Skandale der Regierung bzw. Verwal- 
tung" öffentlich zu machen und zunehmend bei der 
engen Verfilzung von Staat und Wirtschaft auch die 
damit zusammenhängenden deformierten Entwick- 
lungen im nichtstaatlichen, privatwirtschaftlichen 
Bereich zu erfassen. Der Untersuchungsausschuß ist 
daher „politisches Kampfinstrument" der Parteien 
von Regierung und Opposition bei der Aufklärung 
der Sachverhalte (Engels a.a. O., S. 15). 

Zweitens folgen derartige Ausschüsse den herr- 
schenden politischen Spielregeln. Durch die Zusam- 
mensetzung der Parlamentarier und ihrer Mitarbeiter 
nach dem im Parlament geltenden Parteienproporz 
ist die Wahrheitsfindung dem parteipolitischen Kal- 
kül unterstellt. Parlamentarische Untersuchungsaus- 
schüsse gehen daher meist auch wie „das Hornber- 
ger Schießen" aus. Diese sind keinesfalls nur die 
„wirksamste Waffe der Opposition" im Parlament, 


sondern werden gleichzeitig auch als Instrument der 
Regierung zur Verteidigung ihrer Machtposition ge- 
nutzt. 

Drittens behandelte der Untersuchungsausschuß mit 
dem Gegenstand veruntreutes DDR-Vermögen ein 
Thema, das sich aus dem politischen Umbruch in 
Deutschland, der Vereinigung zweier Staaten auf der 
Grundlage sehr unterschiedhcher politischer, ökono- 
mischer und rechtlicher Mechanismen ergab. Da- 
durch war auch die politische Sicht dieser parlamen- 
tarischen Institution bestimmt. Sie erstreckte sich auf 
ein anderes staatliches Gebilde und war nicht mehr 
nur auf das eigene Verhältnis Regierung - Opposi- 
tion beschränkt. Im Blickpunkt standen ausschließ- 
lich die gesellschaftlichen Strukturen eines unter- 
gegangenen Systems und seines Wandels. Die Ver- 
säumnisse der überwiegend Handelnden in dem 
Transformationsprozeß Ostdeutschlands blieben 
weitgehend außer Betracht. Das wirkte sowohl auf 
Herangehens weise, Schwerpunktsetzung und Wer- 
tungen der Parteien im Untersuchungsverfahren. 

a) Politischer „Gleichklang“ und Parteiengerangel 
zwischen Koalitionsmehrheit und SPD 
bei der Aufgabenlösung 

Der Untersuchungsausschuß sieht - so der Vorsit- 
zende dieses Gremiums, der Bundestagsabgeordnete 
Volker Neumann, in einer Pressemitteilung - seine 
Arbeit vor allem darin, „Strukturen und Handlungs- 
weisen zu durchleuchten und offenzulegen", um Tat- 
sachen zu ermitteln und politisch zu bewerten, nicht 
in erster Linie in der strafrechtlichen Überführung 
von Tätern. In einem Zeitungsinterview erklärte er: 

„Es geht uns ja in erster Linie darum, einen Teil der 
Entwicklung der letzten Jahre in der DDR deutlich 
zu machen, aufzuarbeiten und natürlich dort, wo 
kriminelles Unrecht ~ übrigens auch nach DDR- 
Recht - ist mitzuhelfen, das aufzudecken und das 
Geld zurückzuholen, weil das Geld der Bürger ist. " 
(Neues Deutschland vom 16. Januar 1997) 

Dieses Ausfindigmachen von „im weitesten Sinne 
zum Staatshaushalt gehörenden Geldern" und ihre 
Rückführung war oberste Zielstellung der Untersu- 
chung. Dabei fiel unter den Begriff „DDR-Vermögen " 
nicht etwa das der volkseigenen Industriekombinate, 
staatlichen Kreditinstitute, Versicherungen, der Han- 
dels- und Dienstleistungsbetriebe, das im Großmaß- 
stab an westliche Unternehmen verschleudert wurde. 
Nur sechs Prozent der privatisierten Betriebe konn- 
ten ostdeutsche Käufer als neue Eigentümer er- 
werben und von der Zusage aus dem Vertrag über 
die Wirtschafts- und Währungs- und Sozialunion, 
daß die Ostdeutschen „verbriefte und einklagbare 
Anteilsrechte" an dem ehemaligen Volkseigentum 
erhalten sollten, war keine Rede mehr. 

Auf folgende Kategorien erstreckte sich die Unter- 
suchung von veruntreutem DDR-Vermögen (s. Erster 
Teil, B.I.l.): 

- Vermögen der Parteien und Massenorganisa- 
tionen der ehemaligen DDR (Parteivermögen); 

- Vermögen des ehemaligen Bereichs KoKo (KoKo- 
Verrnögen); 
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- Vermögen der ehemaligen Außenhandelsbetriebe 
(AHB-Vermögen); 

- Vermögen des Ministeriums für Staatssicherheit 
(MfS- Vermögen) . 

Zur ersten Kategorie zählte aus politischen Gründen 
nicht etwa das Parteivermögen aller ehemaligen 
Blockparteien der DDR, sondern ausschließlich das 
der SED/PDS. Die Suche nach diesem Parteiver- 
mögen erstreckte sich auch auf die zum Bereich der 
kommunistischen Partei Österreichs gehörende No- 
vum Handelsgesellschaft, die seit Anfang der 50er 
Jahre ihren Sitz in der DDR hatte. 

Um dieses unter einem sehr eng gefaßten Begriff 
„DDR-Vermögen" ging es vorrangig. Mit der Aufga- 
benstellung des Untersuchungsauschusses (III. 2. des 
Untersuchungsauftrages) war auch das veruntreute 
Vermögen von ehemals volkseigenen Betrieben mit 
inbegriffen, die von westlichen Käufern finanziell 
ausgehöhlt oder/und in den Konkurs getrieben wur- 
den. Die BvS hat in ihrem an den Untersuchungsaus- 
schuß am 11. Februar 1998 übergebenen ergänzen- 
den Bericht über die Ergebnisse ihrer Tätigkeit zum 
Stand 2. Januar 1998 eine ganze Reihe von Unter- 
nehmen aufgezählt, aus deren Vermögen sie noch 
„gesicherte Einnahmen erwarten " kann. 

Bei der „Sicherung und Verwertung von Vermögens- 
werten von Betrieben, Bankforderungen, Immobilien 
und Anteilen an Unternehmen im In - und Ausland" 
der genannten Vermögensbereiche zeigte sich auch 
im Untersuchungsverfahren eine außerordentliche 
Interessengleichheit zwischen der Koalitionsmehr- 
heit CDU/CSU/F.D.P. und der SPD-Fraktion. Der 
Grund dafür hegt nicht nur darin, daß dieses „DDR- 
Vermögen " von ihnen allgemein als ein dem Staats- 
haushalt der Bundesrepublik Deutschland, insbeson- 
dere dem BMF zustehendes betrachtet wird, sondern 
hängt auch damit zusammen, daß die während und 
nach dem Vereinigungsprozeß zahlreich stattgefun- 
denen finanziellen Manipulationen im wirtschaft- 
lichen Bereich von Dr. Schalck-Golodkowski und 
dem Ministerium für Staatssicherheit sowie von Ver- 
mögensmanipulationen in der SED sich im Nachhin- 
ein noch langandauernd für eine Delegitimation und 
politische Diskriminierung der DDR instrumentahsie- 
ren lassen. Mit äußerster Akribie und einem hohen 
Zeitaufwand wurde daher den Strukturen, Verknüp- 
fungen, Materialien des MfS der Vorwende- und 
Umbruchszeit nachgegangen. Der Untersuchungs- 
ausschuß beschäftigte sich mit der Zusammenarbeit 
des Bereichs KoKo mit dem MfS, darunter neben per- 
sonellen Verflechtungen zwischen beiden Bereichen 
vor allem mit dem Embargohandel, den Geldtrans- 
fers vom MfS- zum KoKo-Bereich, der Betriebsspar- 
kasse des MfS, der Zusammenarbeit der Hauptab- 
teilung Aufklärung mit dem KoKo-Bereich, der Auf- 
lösung dieses Ministeriums, der Veruntreuung von 
Vermögenswerten durch Firmengründungen, der 
sogenannten MfS-Überlebensordnung u. a. m. Die 
Tätigkeit der bundesrepublikanischen Sicherheits- 
dienste im Zusammenhang mit diesem Ministerium 
blieb - bis auf Zeugenaussagen von zwei Sicherheits- 
beamten zu der Disketten- und Aktenübergabe 
durch einen MfS-Überläufer sowie zur Untersuchung 
der griechischen Firma Intracom - davon unberührt. 


Die bei all diesen Themenkomplen festzustellende 
einheitliche politische Richtung der etablierten gro- 
ßen Parteien war daher zweifelsohne immer noch 
von der früheren Ost-West-Konfrontation geprägt. In 
dem Sinne wurde beispielsweise auch die Beschaf- 
fung von Embargogütern behandelt - eine offen- 
gebliebene Frage aus den Untersuchungen der letz- 
ten Wahlperiode. Es wurde besonderer Wert auf die 
Auswertung der Disketten des MfS gelegt, um wei- 
tere Hinweise über Unternehmen zu erhalten, die 
„embargobehinderte Waren" auf dem Gebiet der 
Hochtechnologien in die DDR geliefert hatten und 
auch nach Gesetzen der Bundesrepublik Deutsch- 
land strafrechtlich zur Verantwortung zu ziehen 
waren. Es spielte überhaupt keine Rolle, daß die 
CoCom-Bestimmungen als politisches Instrument 
des „Kalten Krieges" den sonst viel gepriesenen 
Prinzipien der freien Marktwirtschaft wiederspre- 
chen und gedacht waren, nicht nur die militärische, 
sondern vor allem auch die wirtschaftliche Entwick- 
lung der ehemals sozialistischen Staaten zu behin- 
dern und den ökonomischen Vorsprung des Westens 
zu sichern. Ausgeklammert aus dem Untersuchungs- 
verfahren blieb auch, daß sich die großen marktbe- 
herrschenden Konzerne durch ihre enge Verbindung 
zum Staat in großem Umfange Ausfuhrgenehmigun- 
gen besorgten und damit aus diesem Handel äußerst 
hohe Gewinne realisieren konnten. In seiner infor- 
matorischen Anhörung hatte der Oberstaatsanwalt 
Brocher am 16. Januar 1997 darauf hingewiesen: 

„Die Unternehmen, deren Mitarbeiter sich nach 
unseren Ermittlungen strafbar gemacht haben, 
sind typischerweise nicht große bundesdeutsche 
Unternehmen. Das liegt aber an der Struktur des 
Außenhandels in unserer Republik. Ein großes 
bundesdeutsches Unternehmen hat eben die not- 
wendigen Lobbyisten, um die notwendigen Geneh- 
migungen zu kriegen, selbst wenn die Ware embar- 
gobehaftet ist. Und dann begehen sie gar keine 
Straftaten, während die Mittelständer und die Klei- 
nen sich eben häufig nicht durchsetzen können 
und in ganz überproportionalem Maße betroffen 
sind. " (Protokoll Nr. 48, S. 19) 

Die entscheidenden Lieferanten, die das Embargo 
durchbrachen, werden überhaupt nicht erfaßt. Damit 
werden solche Untersuchungen, Ermittlungsergeb- 
nisse und Gerichtsprozesse eben zu einer politischen 
Farce, zumal derartige Erscheinungen dem interna- 
tionalen Trend entsprechen. Seit Mitte der 80er Jahre 
wurden in Paris jährlich etwa 4 000 Ausnahmegeneh- 
migungsanträge für Lieferungen auf dem Gebiet der 
Hochtechnologie in die Ostblockstaaten bestätigt. 
Davon entfielen auf die Initiatoren der CoCom- 
Listen, die USA, etwa die Hälfte (The New York 
Times, v. 10. 3. 1988). Daß zudem in solchen Unter- 
suchungen und Verfahren Rechtsvorschriften aus der 
Besatzungszeit, also aus der Zeit vor Gründung der 
beiden deutschen Staaten, herangezogen werden, ist 
geradezu grotesk. 

Bei verschiedenen Untersuchungsfragen zeigten sich 
deutliche Dissonanzen zwischen Koalitionsmehrheit 
und der SPD-Fraktion. Sie betrafen in erster Linie die 
Privatisierungsvorgänge durch die THA/BvS. Dabei 
ging es vorrangig um den auch in der Beschlußemp- 
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fehlung des Deutschen Bundestages festgelegten 
Auftrag, zu klären, ob und welche Maßnahmen die 
Bundesregierung und die THA/BvS gewährleistet 
haben, um die Einhaltung vertraglicher Bestimmun- 
gen durch die Erwerber von Unternehmen der ehe- 
maligen DDR hinsichtlich der zweckbestimmten Ver- 
wendung von Investitionsbeihilfen überprüfen zu 
können. Während sich die Ausschußmitglieder der 
Oppositionsparteien ernsthaft bemühten, die in der 
Verantwortung der Regierung und der THA/BvS lie- 
genden Fehler bei der Privatisierung der ostdeut- 
schen Betriebe offenzulegen, betrieb die Koalitions- 
mehrheit im Untersuchungsausschuß - auch im Kon- 
text mit dem Einsatz der Beauftragten der Bundes- 
regierung, Vertretern des BMF, des BMWi und der 
THA/BvS, und der zugezogenen Anhörpersonen - 
eine Rechtfertigungsstrategie der Regierungspolitik, 
die stark an SED -Zeiten erinnerte. Hauptargumente 
waren das stereotype Wiederholen des Hinweises auf 
den überaus maroden Zustand der DDR- Wirtschaft, 
ihrer niedrigen Produktivität und angesichts dessen 
der einzigartigen Leistungen der THA bei der Priva- 
tisierung. 

Deuthch zeigte sich das Gerangel zwischen den bei- 
den großen Parteien beim Themenkomplex „Bremer 
Vulkan Verbund AG". Während der zeitlich recht 
umfangreichen Beschäftigung des Ausschusses mit 
der Vulkan-Pleite wurden vordergründig parteipoü- 
tische Interessenlagen sichtbar. Seitens der Regie- 
rungskoalition wurde wiederholt und massiv die Ver- 
quickung von regionalen SPD -Spitzenpolitikern mit 
der Konzernpohtik der BW AG in die Auseinander- 
setzung eingeführt. Seitens der SPD wurde wieder- 
um ungenügende und unprofessionelle Handlungs- 
weisen des BMF und der THA/BvS bei der Vertrags - 
kontrolle ins Feld geführt. Das Ergebnis in der Be- 
wertung des Debakels, das immerhin den Steuer- 
zahler fast eine Milliarde Mark und Tausenden von 
Beschäftigten ihre Arbeitsplätze gekostet hat, ist 
insgesamt nicht der objektiven Wahrheitsfindung 
geschuldet. Es läuft für beide großen Parlamentspar- 
teien auf einen für sie tragbaren Kompromiß hinaus: 
Die Veruntreuung von Fördergeldern wäre fast aus- 
schheßlich ein „Managementfehler" gewesen. Vom 
Untersuchungsausschuß wird zur Kenntnis der Bun- 
desregierung und der THA über die zweckentfrem- 
dete Verwendung öffentlicher Fördermittel lediglich 
festgestellt, daß die THA/BvS zwar die Investitions- 
verpflichtung auf den Werften optisch kontrollieren 
konnte, aber nicht in der Lage war zu sagen, inwie- 
weit die Fördermittel dazu verwendet worden waren, 
und daß die THA/BvS durch die Konzernleitung der 
BW AG mangelhaft informiert worden war (Zweiter 
Teil, K.III.l.b), 111. l.g). Der gesellschaftliche Konsens 
zwischen Regierung, Parteien und Wirtschaft bei der 
Privatisierung mit ihren sichtbaren Ergebnissen wird 
nicht in Frage gestellt. 

b) Blockierung der Aufgabenstellung durch 
die Koalitionsmehrheit und durch die Bundes- 
regierung 

Die Sicherung und Verwertung von „DDR-Vermö- 
gen " ist als Untersuchungsgegenstand für die erwei- 
terte Bundesrepublik Deutschland von besonderer 


politischer Brisanz. Es geht dabei weniger um die 
klassische parlamentarische Aufgabe zur Aufdeckung 
von Mißständen der Regierung und Verwaltung, son- 
dern um die Legitimation des Handelns des in 
der Systemauseinandersetzung siegreichen Gesell- 
schaftsmodells in einer Umbruchszeit. Die Aufgabe 
des Ausschusses ist in erster Linie bestimmt durch 
die kriminellen Nachwehen des Ost- West-Konflikts, 
die bereits sichtbaren Folgen einer verfehlten Ver- 
einigungspolitik und einer ökonomischen Situation, 
die immer mehr Zweifel an der gesellschaftlichen 
Verfaßtheit des praktizierten marktwirtschaftlichen 
Systems auf kommen läßt. Nur aus diesem Grunde 
läßt sich erklären, daß die Vertreter der konservati- 
ven Regierung sich im Ausschuß während des Ver- 
fahrens überaus engagiert haben, wenn Tatbestände 
und Materiahen über die Unzulänglichkeiten der 
installierten Ordnung auf den Tisch kommen sollten. 
Unter Einsatz der für sie nützlichen üblichen parla- 
mentarischen Spielregeln sind sie dem entgegen- 
getreten. 

ln der Literatur ist bereits beschrieben worden, daß 
der Parteienproporz, der sich aus der strikten Einhal- 
tung des Mehrheitsprinzips zwischen Parlaments- 
mehrheit und Regierung einerseits und Parlaments- 
minderheit der Opposition ergibt, für die Wahrheits- 
findung in Untersuchungsausschüssen nicht gerade 
förderlich ist (Engels, a.a. O., S. 24). Dies wurde auch 
im Verlaufe des Verfahrens des Untersuchungsaus- 
schusses sichtbar. Die Koalitionsmehrheit verhin- 
derte die Lösung vom Deutschen Bundestag empfoh- 
lener Aufgaben, bestimmte die Aufgabenschwer- 
punkte, die Beiziehung oder Nichtbeiziehung von 
Materialien, verzögerte Anträge auf Zeugenverneh- 
mungen, verweigerte der Öffentlichkeit durch ihre 
Stimmenmehrheit in deren Interesse hegende Infor- 
mationen. 

Die Zusammensetzung des Ausschusses entspre- 
chend diesem Parteienverhältnis war dazu die Vor- 
aussetzung: 

- CDU/CSU: 5 ordentliche, 5 stellvertretende Mit- 
glieder, 4 benannte Mitarbeiter 

- SPD: 4 ordentliche, 4 stellvertretende Mitglieder, 
2 benannte Mitarbeiter, 

- F.D.P.: 1 ordentliches, 1 stellvertretendes Mitglied, 
1 benannter Mitarbeiter 

- Fraktion BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN: 1 ordent- 
hches Mitghed, 1 benannter Mitarbeiter 

- Gruppe der PDS: 1 mitwirkendes ordentliches Mit- 
ghed, 1 stellvertretendes Mitghed, 1 benannter 
Mitarbeiter. 

Aufgrund ihres Status als parlamentarische Gruppe 
hatte die PDS nur ein beratendes, nicht stimmberech- 
tigtes Mitghed. Als Beauftragte der Bundesregierung 
waren zwölf Beamte und ein Vertreter von der UKPV 
im Ausschuß tätig. 

Es gab ein strenges Procedere der Abstimmungen, so 
daß die Entscheidungen letzthch von der Koalitions- 
mehrheit bestimmt wurden. 

Relativ großzügig wurde die vorgeschriebene Rege- 
lung der Fragezeiten vom Ausschußvorsitzenden 
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gehandhabt. Dies verhinderte allerdings nicht, daß 
die Koalitionsmehrheit bei den die Regierung kriti- 
sierenden Bemerkungen undemokratisch in die vor- 
getragenen Meinungsäußerungen eingriff, den be- 
fragten Vertretern der Regierung Formulierungshil- 
fen lieferte und an die Regierung kritisch gemünzte 
Fragestellungen abwürgte. 

Durch das bei der Beschlußfassung eingehaltene Ab- 
stimmungsverhalten war die Regierungskoalition in 
der Lage, ihre Interessen in politisch relevanten Ge- 
bieten durchzusetzen und die Aufklärung der durch 
das Parlament beschlossenen Empfehlungen zu ver- 
hindern. 

Ein gravierendes Beispiel für die Blockierung der 
Aufgabenstellung des Untersuchungsausschusses ist 
die strikte Ablehnung der Mitglieder der Koalitions- 
mehrheit, die Rolle der Kreditinstitute innerhalb und 
außerhalb der DDR bei Vermögensveruntreuungen 
von Unternehmen und Personen sowie die Beach- 
tung der Vorgaben des Bundesministers der Finan- 
zen bei der Privatisierung der DDR-Banken zu unter- 
suchen, obgleich das ein Auftrag des Parlaments war 
(vgl. BT-Drucksache 13/2483, I.IO und III. 2.). Immer- 
hin ist das komplette Bankensystem der DDR mit 
180 Mrd. Mark an Spareinlagen und den Schuld- 
forderungen an die westdeutschen Großbanken zu 
äußerst günstigen Bedingungen privatisiert worden. 
Dadurch gingen den neuen Bundesländern und den 
öffentlichen Haushalten Mrd. verloren. 

Die CDU/CSU/F.D.P. -Mehrheit berief sich bei ihrer 
Weigerung, derartige Fragen zu klären, und bei der 
Ablehnung der Anträge der Opposition dazu auf die 
im Auftrag stehende Formulierung „soweit der Bun- 
desrechnungshof hierüber noch keine Feststellungen 
getroffen hat". Ohne Zweifel aber hätte es im Spek- 
trum des Untersuchungsauftrages gelegen, diese 
Übernahme von DDR- Vermögen durch die westdeut- 
schen Großbanken zu hinterfragen, denn der Unter- 
suchungsauftrag des Ausschusses ist weiter gefaßt 
als die Aufgaben des Bundesrechnungshofes zur 
Kontrolle des Bundes einschließlich seiner Sonder- 
vermögen und Betriebe. Es hätte dem Ausschuß gut 
zu Gesicht gestanden, zu prüfen, welche Praktiken 
bei der Übernahme der staatlichen DDR-Banken zur 
Veruntreuung von Vermögen geführt haben und 
welche Maßnahmen die Bundesregierung getroffen 
hat, das von den westdeutschen Großbanken verein- 
nahmte Vermögen zurückzuführen. Für die Koali- 
tionsmehrheit im Ausschuß aber scheinen Finanzma- 
nipulation der Großbanken, unrechtmäßige Hand- 
lungen der Ministerialbürokratie oder das Versagen 
regierungsamtlicher Stellen in ihrer Kontrollpflicht 
ein Tabu zu sein. Die vom Untersuchungsausschuß 
im Ergebnisbericht gegebene Begründung (Erster 
Teil, A.V.4.a), zur Vermeidung von parlamentarischer 
Doppelarbeit davon Abstand genommen zu haben, 
die Privatisierung der Banken zu untersuchen, wird 
der Aufgabenstellung des Untersuchungsausschus- 
ses nicht gerecht. Der Themenkomplex SED/PDS- 
VermÖgen wurde sogar zu einem Untersuchungs- 
schwerpunkt, obgleich „über die Feststellungen der 
Berichte der Unabhängigen Kommission zur Über- 
prüfung des Vermögens der Parteien und Massen- 
organisationen der DDR (UKPV) hinaus" nichts wei- 


ter festzustellen war. Nur in einem ganz geringen 
Umfang ist der Ausschuß trotz der Feststellungen des 
BRH andererseits der im Untersuchungsauftrag (BT- 
Drucksache 13/2483, III. 1) gestellten Frage zu Liqui- 
dationsdarlehen und Liquidatorenhonorare nachge- 
gangen. 

Generell wurden von den Mitgliedern der Fraktionen 
der CDU/CSU und F.D.P. während des Untersu- 
chungsverfahrens Zeugenaussagen oder Anfragen 
der Mitglieder anderer Fraktionen eingeschränkt, 
wenn die Verantwortung der Regierung für die 
Zweckentfremdung öffentlicher Mittel und Vermö- 
gensverschiebungen oder deren ungenügende Kon- 
trolltätigkeit zur Sprache kam. Mit den ständigen 
Wiederholungen auf die Hinterlassenschaften der 
SED-Herrschaft, den Hinweisen auf die äußerst gro- 
ßen Schwierigkeiten der Bewältigung der Transfor- 
mation Ostdeutschlands in das Gefüge der Bundesre- 
publik Deutschland und der „großartigen Leistung 
der Privatisierungspolitik" wurde jede weitere Ver- 
folgung einer Verantwortung der Bundesregierung 
und ihrer Institutionen für Fehlentwicklungen aus 
dem Wege gegangen. Während der Vernehmungen 
standen „unabhängige" Experten des BMI, BMF, 
BMWi, BKA und der BvS, UKPV überwiegend der 
Koalitionsmehrheit mit Auskünften zur Verfügung. 

Politisch gezielt wurde von den Vertretern der Koali- 
tionsmehrheit die Thematik des SED/PDS-Vermö- 
gens als ein Schwerpunkt in den Vordergrund ge- 
rückt - sicher auch im Hinblick auf die bevorstehen- 
den Bundestagswahlen. Hier setzten die Mitglieder 
der Koalitionsfraktionen im September 1996 für die 
Zeugenvernehmungen den sogenannten „Putnik- 
Deal" auf die Tagesordnung, „um den Umfang und 
die Art und Weise der vor dem 3. Oktober 1 990 durch 
die SED/PDS erfolgten Vermögensverschiebungen 
zu untersuchen". Das strafrechtliche Verfahren war 
bereits am 20. Juni 1995 mit dem Urteil der 14. Gro- 
ßen Strafkammer des LG Berlin beendet worden, die 
Angeklagten waren vom Vorwurf der Untreue frei- 
gesprochen und durch die THA/BvS sowie UKPV 
waren die rd. 107 Mio. DM SED/PDS-Gelder ein- 
schüeßlich der inzwischen aufgelaufenen Zinsen für 
die bundesrepublikanische Staatskasse sichergestellt 
worden. Darüber hinaus waren die Darlehensver- 
gabe, die Spenden und Firmengründungen aus der 
Zeit der politischen Wende Gegenstand der Unter- 
suchung. Da jedoch keine neuen Erkenntnisse aus 
den Vorgängen von 1990 vom Untersuchungsaus- 
schuß gewonnen werden konnten, wurden als Beleg 
ausschließlich die Feststellungen der Berichte der 
UKPV und der Gerichte wiederholt. 

Ausgeklammert aus dem Untersuchungsverfahren 
hingegen blieb das Vermögen der ehemaligen Block- 
parteien als ein Auftrag des Deutschen Bundestages. 
Es sollte geklärt werden (BT-Drucksache 13/2483, 
1.5.) , inwieweit der KoKo-Bereich mit den Blockpar- 
teien und Massenorganisationen der DDR zusam- 
mengearbeitet hat, welche finanziellen Mittel an 
diese Institutionen geflossen sind. Aber weder diese 
Frage noch der Fakt, daß CDU und F.D.P. von ihren 
östlichen Schwesterparteien nicht „materiell-rechts- 
staatlich erworbene Vermögenswerte" übernommen 
hatten, war ein Gegenstand der Untersuchung. Das 
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Vermögen der Ost-CDU und DBD sowie LDPD wurde 
nicht thematisiert. Es gibt lediglich zwei kurze Hin- 
weise im Feststellungsbericht auf die Verzichts- 
erklärung der CDU vom 15. November 1990 und auf 
den Vergleich der UKPV mit der F.D.P. vom 27. No- 
vember 1995. 

c) Beweiserhebung durch Zeugenaussagen 
und Beiziehung von Materialien 

Die bewußte Fortsetzung des Ost-West-Konflikts bis 
in die heutige Zeit hinein spiegelt sich auch in den 
Zeugenvernehmungen wieder, auch wenn die politi- 
schen Realitäten sich gewandelt haben. Vermögens- 
veruntreuungen und -Verschiebungen im östlichen 
Deutschland gehen überwiegend von Vertretern des 
bundesrepublikanischen Westens aus, die dafür aus- 
reichendes Know-how mitgebracht haben. Dieser 
Fakt hat nicht wesentlich die bisherige Verfahrens- 
weise der Beweiserhebung bei Zeugenaussagen be- 
einflußt. Nach wie vor wurden die Zeugen entspre- 
chend ihrem politischen Standort und ihrer politi- 
schen Stellung, ihrer beruflichen Vergangenheit und 
ihrer regionalen Herkunft unterschiedlich behandelt. 
Die Glaubwürdigkeit der Zeugen aus dem östlichen 
Teil der Bundesrepublik Deutschland hing von vorn- 
herein davon ab, wie sich ihr Verhältnis früher und in 
der heutigen Zeit zu dem in der Systemkonkurrenz 
siegreichen Staat darstellt. Aussagen wurden allein 
schon in Zweifel gezogen, wenn der Zeuge Informant 
oder Mitarbeiter der Staatssicherheit war, es sei 
denn, er ist ein Überläufer geworden. Peinlich für die 
Institution eines Staates, der in der Öffentlichkeit für 
seine Rechtstaatlichkeit und Humanität soviel public 
relation betreibt, waren oft die Vernehmungen von 
Mitarbeitern des MfS oder des SED-Parteiapparates 
aus der sogenannten mittleren Ebene. Diese waren 
der Arroganz und Überheblichkeit der Vertreter der 
Fraktionen der Koalitionsmehrheit in der Verneh- 
mung nicht gewachsen, wenn diese noch im nach- 
hinein ihre Ablehnung gegenüber der Existenz eines 
anderen deutschen Staates offen kundtaten. In glei- 
cher Weise wurde auch bei Repräsentanten der DDR- 
Ministerien vorgegangen, wenn auch hier differen- 
ziert wurde nach der Bedeutung, die diese heute in 
der Öffentlichkeit spielen. Äußerst unterschiedlich 
verlief die Befragung von Markus Wolf, dem früheren 
Leiter der HVA und heutigen Buchautoren mit sei- 
nem großen Bekanntheitsbonus, und dem ehemali- 
gen Justitiar des Parteibetriebes Zentrag, Günther 
Scharfenberg, der nach Markus Wolf am gleichen 
Tag vernommen wurde. Letzterer hatte die Unfähig- 
keit einiger Ausschußmitglieder, dem Zeugen Wolf 
mit ihrer üblichen Anmaßung beizukommen, zu er- 
tragen. 

Gerade anhand solcher Vernehmungen zeigte sich 
auf der einen Seite, daß die ohne Zweifel mit der 
DDR-Staatsmacht, der faktischen Alleinherrschaft 
der SED und dem aufgebauten Staatssicherheitsnetz 
verbundenen Fehlentwicklungen und politischen 
Verwerfungen in der DDR sich in die bis heute von 
der Bundesrepublik Deutschland betriebene pau- 
schale Abwertung und Verurteilung der DDR als 
Staatsräson einpassen lassen und daß dafür auch 
das Forum eines parlamentarischen Untersuchungs- 


ausschusses herhalten muß. Auf der anderen Seite 
ließen diese Zeugenvernehmungen bewußt keinen 
Freiraum, die in der DDR gemachten positiven Erfah- 
rungen mit einem völlig anderen Gesellschaftssystem 
für eine reale Darstellung der Lebenswirklichkeit zu 
vermitteln. Wenn derartige Schilderungen in Zeu- 
genvernehmungen zur Sprache kamen - sichtbar in 
den Lebensläufen oder bei der Darlegung der An- 
strengungen von Geschäftsführern der privatisierten 
Betriebe aus dem Osten, den Hinweisen auf akzep- 
table Sanierungskonzepte, mit denen diese ihre Be- 
triebe in die Marktwirtschaft überführen wollten, 
dann wurden derartige Aussagen in Zweifel gezogen 
oder beiseite geschoben. Feststellungen, daß man 
den Betrieben in den neuen Bundesländern keine 
Chance für eine selbstbestimmte Entwicklung gelas- 
sen hätte, wurde mit dem Vorwurf der „Nostalgie" 
und der „Schönfärberei" abgetan. 

Demgegenüber fand die Glaubwürdigkeit von Aus- 
sagen der Repräsentanten der Bundesrepublik 
Deutschland, Ministern und Geschäftsführern von 
Großunternehmen sowie Vertretern ministerialer Be- 
hörden uneingeschränkte Akzeptanz, auch wenn sie 
zumindest mittelbar für Veruntreuungen von Vermö- 
gen oder für die in der deutschen Geschichte einma- 
lige Enteignung von Vermögen durch die THA ver- 
antwortlich waren. Nuancierungen in der Zeugen- 
vernehmung gab es nur, wenn Aussagen diesen Posi- 
tionen nicht ganz entsprachen, oder bei Zeugen, die 
in früheren Zeiten mit dem KoKo-Bereich kooperiert 
hatten. Gab es bei einigen Zeugen - meist aus dem 
Management von Betrieben, die zur BVV AG zählten 
- Zweifel an den Handlungsweisen von regierungs- 
amtlichen Stellen, die zur Veruntreuung von Geldern 
geführt hatten, wurden ihnen von Vertretern der 
CDU-Fraktion im Ausschuß sogar die „richtigen" 
Antworten in den Mund gelegt. 

Die Art und Weise der Zeugenvernehmung hat maß- 
gebliche Bedeutung für Feststellungen und Wertun- 
gen im Bericht des Untersuchungsausschusses. 

Glaubwürdigkeit und Nichtglaubwürdigkeit von 
Zeugen werden für politische Zielstellungen der 
CDU/CSU/F.D.P.-Koalition oder der SPD-Fraktion 
genutzt. Deutlich wurde das bei den Themenkom- 
plexen SED- und MfS-Vermögen oder bei Aussagen 
zur „Novum-Handelsgesellschaft mbH". Da dem 
Untersuchungsausschuß eine eindeutige Beweislage 
oder klare Beweisführung schwerfällt, die eine Zu- 
ordnung der Novum zum Vermögensbereich der SED 
und damit die Unterstellung unter die treuhänderische 
Verwaltung der BvS gern. Parteiengesetz erlaubt, 
werden die dazu befragten Zeugen als unglaubwür- 
dig hingestellt. Es wird für „auffällig" gehalten, daß 
Dr. Beil sowohl vor dem Verwaltungsgericht Berlin 
als auch vor dem Untersuchungsausschuß „ teilweise 
nahezu wörtlich identisch" ausgesagt hätte. 

Die Zeugin Birgit Breuel hat vor dem Untersuchungs- 
ausschuß wortgleich dieselben Ausführungen wie 
vor dem Bremer Untersuchungsausschuß am 1 1 . März 
1997 gemacht, aber das war dem Ausschuß keine 
Feststellung wert. 

Anders verhält es sich mit dem Zeugen Willi Koch, 
einem übergelaufenen MfS-Offizier. Dieser hat durch 
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die Übergabe von 92 Disketten und schriftlichen 
Unterlagen, die den Embargohandel und den Aufbau 
eines Pilotprojektes des MfS zur rechnergestützten 
Bearbeitung operativer Ergebnisse betreffen, die 
Meriten für seine Glaubwürdigkeit errungen. 

In ähnlicher Weise wurde die Beiziehung von Unter- 
lagen genutzt. Es erfolgte eine selektive Auswahl zur 
Feststellung von Tatsachen. In großem Umfang wur- 
den BStU-Materialien zur Beweisbegründung heran- 
gezogen - kurioserweise auch, zur Auskunft „über 
die Ausbildung, den beruflichen Werdegang", Was 
den Beweiswert betrifft, war sich der Untersuchungs- 
ausschuß bewußt, daß mit diesen Materialien noch 
keine Gewähr für die inhaltliche Richtigkeit gegeben 
war. Dennoch wurden diese Materialien bei Zeugen- 
vernehmungen ausgiebig genutzt. Die Sicherheits- 
dienste der Bundesrepublik Deutschland wurden zu 
Auskünften kaum bemüht. Berichte der THA/BvS 
oder der UKPV dienten als unantastbare Beweise. 
Ein großer Teil der vom Untersuchungsausschuß bei- 
gezogenen Materialien war VS-VERTRAULICH und 
behinderte eine offene Klärung gerade von beson- 
ders brisanten Fällen der Vermögensveruntreuun- 
gen. Der Vorsitzende des Ausschusses hat sich sehr 
um die Herabstufung dieser Unterlagen auf „offen" 
bemüht, vielfach ohne Erfolg bei den die Interessen 
der Bundesregierung berührenden Problemen. 


3. Ergebnisse des Verfahrens 

a) Unterschiedliches Herangehen bei der Suche 
nach dem DDR-Vermögen 

Äußerst unterschiedlich handhabte der Untersu- 
chungsausschuß im Verfahren die Fragen nach der 
Suche und Sicherung von veruntreutem DDR-Vermö- 
gen. Dies war einesteils bedingt durch die diffuse 
Aufgabenstellung, aber vor allem auch ein politisches 
Anliegen der etablierten Parteien. Die Untersuchung 
wurde schwerpunktmäßig orientiert auf die Siche- 
rung des Vermögens des Ministeriums der Staats- 
sicherheit, des KoKo-Bereiches sowie des Außenhan- 
delsbereichs (AHB), auf eine Reihe von Unterneh- 
men, die nicht zum Bereich KoKo zählten, darunter 
ausländische Vertreterfirmen der DDR und DDR-Be- 
teiligungen im westlichen Ausland. Das bisher nicht 
erfaßte DDR-Vermögen dieser Bereiche sollte „aus 
dunklen Kanälen " gerettet werden. Den seit der Wie- 
dervereinigung beider deutscher Staaten rasch an- 
steigenden wirtschaftskriminellen Ausplünderungen 
der ostdeutschen Betriebe und deren Liquidierung 
durch westliche Manager und Firmen, oft in Verbin- 
dung mit deren Geschäftsführern und Treuhandmit- 
arbeitern, wurde hingegen nicht im gleichen Umfang 
nachgegangen. Mit großem Zeitaufwand wurden da- 
her nur Fälle behandelt, die in die politische Rich- 
tung zur Diskreditierung der DDR paßten. Das betraf 
vor allem die Offenlegung von MfS -Strukturen in 
Verbindung mit Finanzmanipulationen oder auch in 
Verbindung mit dem Embargohandel, die Suche 
nach weiterem vermuteten DDR-Vermögen bei Fir- 
men in Griechenland und in der Schweiz. Dabei wur- 
de das in der westlichen Marktsphäre übliche Ge- 
schäftsgebahren bei den Vertretern dieser Bereiche 


als Fehlverhalten ausgelegt, wie die Devisenbeschaf- 
fung durch die KoKo-Betriebe, die Handhabe von 
Provisionszahlungen, der Geldtransfer auf Konten in 
verschiedenen Ländern u. a. m. 

Mit Akribie, fast kriminalistischer Perfektion und 
hohem Zeitaufwand wurde z. B. den Vorgängen um 
das Schrankfach von Sigrid Schalck-Golodkowski 
bei der Otto Scheurmann Bank-KG nachgegangen. 
Bei dieser Suche nach dem vermeintlich veruntreu- 
tem Vermögen - allein mit sieben Zeugenverneh- 
mungen - war noch nicht einmal zu erahnen, was 
die drei entnommenen Kuverts aus dem Schließfach 
enthalten könnten. Von weit weniger großem Inter- 
esse für die Wiedergewinnung oder Wiederzufüh- 
rung war für den Untersuchungsausschuß das Ver- 
schwinden der veruntreuten 850 Millionen DM an 
Fördergeldern aus der Staatskasse im Zusammen- 
hang mit der Privatisierung der ostdeutschen Werf- 
ten. Sicher, hier ging es der Aufgabenstellung des 
Ausschusses entsprechend in erster Linie um die 
Einhaltung der Sorgfaltspflicht von Bundesregierung 
und THA/BvS, um eine zweckentfremdete Verwen- 
dung der gewährten Fördermittel zu verhindern. 
Der Untersuchungsausschuß ist detailliert der Frage 
nachgegangen, von welchem Zeitpunkt an die THA 
davon wußte, daß die Ostwerften ihre eigenen Gel- 
der und die von der THA ausgezahlten Fördergelder 
bei der BVV AG anlegten. Er hat sich bemüht, zu 
erkunden, ab wann die Verantwortlichen von THA 
und Bundesregierung Kenntnis von der schlechten 
Situation der BVV AG hatten und wie das zentrale 
Cash-Management funktionierte. In welche Kanäle 
des Konzernverbundes oder Schrankfächer seiner 
Manager die Milliarde nun eigentlich verschwunden 
ist, spielte dagegen keine Rolle. Die Frage, wie die 
veruntreuten Förder- und Subventionsmittel bei der 
Privatisierung der ostdeutschen Betriebe wieder in 
die Bundeskasse zurückzuführen sind, kam gar 
nicht erst auf. 

Aus dieser differenzierten Schwerpunktsetzung und 
diesen ungleichen Aktivitäten ist zu erklären, warum 
auf den Themenkomplex Novum ein übergroßes 
Schwergewicht gelegt wurde und eine eigentums- 
mäßige Zuordnung der Novum GmbH zum SED- 
und nicht zum KPÖ-Vermögen auf Grundlage bisher 
nicht bewiesener Behauptungen und fehlerhafter 
Schlußfolgerungen im Ergebnis zu lesen ist. Denn 
hier geht es um 525 Mio. DM, die von der BvS als 
SED-Eigentum eingefordert werden. 

Demgegenüber stand eine mangelnde Intensität, den 
aus der Vereinigungspolitik und den darauf beruhen- 
den wirtschaftlichen Gebahren und kriminellen Ma- 
chenschaften gezielter nachzugehen, wie im Falle 
des Wärmenanlagenbaus Berlin (WBB), Kali und 
Salz, Fahradwerke Sangerhausen und viele andere 
mehr. Der Teil des Untersuchungsauftrages, welcher 
eine ursächliche und inhaltliche Auseinandersetzung 
mit den gescheiterten Privatisierungen in der ost- 
deutschen Wirtschaft und der Verantwortung der 
THA/BvS forderte, fand daher völlig unzureichend 
Berücksichtigung. Die sozialen Folgen dieser Pleiten 
blieben weitestgehend unerwähnt bzw. wurden sei- 
tens der Regierungskoalition als „normale" Rand- 
erscheinungen zur Kenntnis genommen. 
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Im Ergebnis einer solchen ungleich gewichtigen Un- 
tersuchung zur Sicherung von Vermögensbeständen 
wird auch in der gerichtlichen Verfolgung einseitig 
verfahren. Der Verkauf einiger KoKo-Betriebe durch 
ehemalige DDR-Geschäftsführer „ unter Wert " - eine 
im Rahmen der Privatisierung durch die THA übliche 
Methode - wird noch nach Jahren aufgrund der Kla- 
gen der BvS zivil- und strafrechtlich sowie mit der 
Beschlagnahme von persönlichen Vermögenswerten 
in Höhe von Millionen geahndet. Demgegenüber 
haben zivilrechthche Schadensersatzklagen wegen 
Veruntreuung von Milhonen von Steuergeldern 
gegen Konzernmanager kaum Aussicht auf Erfolg. 
Die Schadensersatzklage der BvS gegen vier ehema- 
hge BW- Vorstandsmitglieder wegen des Verlustes 
öffentlicher Fördermittel in Höhe von 194 Mio. DM 
wurde erstinstanzlich abgewiesen, weU sie nicht 
persönhch für den der Schiffswerft MTW in Wismar 
entstandenen Verlust der Fördermittel haftbar ge- 
macht werden konnten. 

Die unterschiedliche Behandlung von Fällen zur Ver- 
mögensveruntreuung sowohl im Untersuchungs- 
ausschuß als auch in der zivil- und strafrechthchen 
Verfolgung der Bundesrepublik Deutschland ist ge- 
prägt durch die Art und Weise der Vereinigung, der 
„Landnahme Ostdeutschlands" im Vermögensbe- 
reich durch die Bundesrepublik Deutschland. Die- 
sem Charakter entspricht auch die Einsetzung einer 
Reihe finanziell aufwendiger Institutionen und 
Mechanismen durch die Regierung, die das „DDR- 
Vermögen " ermitteln, sichern und in die Bundeskas- 
se überführen sollen. 

Neben den zuständigen Ermittlungsbehörden wie 
der ZERV, der UKPV, der Staatsanwaltschaft II bei 
dem LG Berlin, dem BKA gibt es eine fast endlose 
Reihe von Maßnahmen der Bundesregierung sowie 
anderer Stellen des Bundes zur Ermittlung und Rück- 
führung von DDR- Vermögenswerten, die sich über- 
wiegend mit dem KoKo- und MfS -Vermögen sowie 
dem Parteivermögen beschäftigen (vgl. auch Zweiter 
Teil, C.II.). Seit Ende 1990 arbeitet beim BMF eine 
Abteilung zur Vermögensaufklärung und Vermö- 
genssicherung besonders zu den Komplexen KoKo/ 
MfS, SED in Zusammenarbeit mit dem zugleich 
eingerichteten Sonderbeauftragten der THA für 
die AHB und Unternehmen des KoKo-Bereiches, seit 
Aprü 1991 in der BMF Außenstelle Berlin eine Ar- 
beitseinheit zur Aufklärung der Finanzbeziehungen 
zwischen dem ehemaligen Ministerium der Finanzen 
der DDR und dem Bereich KoKo sowie diesem 
Bereich zugeordnete Firmen. Seit 1993 gibt es eine 
Gesprächsrunde „KoKo" mit Vertretern von BMF, 
THA/BvS, ZERV und UKPV zur Aufklärung und 
Sicherung von Vermögenswerten der Bereiche KoKo, 
MfS und der Parteien. Der beim Sekretariat der 
UKPV eingerichtete Kontenprüfungsauftrag zur 
Überprüfung des Vermögens der Parteien und Mas- 
senorganisationen wurde erweitert. Auf Initiative 
des Bundeskanzleramtes ist seit Februar 1996 eine 
Gesprächsrunde im Bundeskanzleramt aktiv, an der 
Vertreter aller relevanten Institutionen wie BMF, 
BMI, UKPV und auch der Nachrichtendienste monat- 
lich den Informationsaustausch zur Ermittlung von 
Vermögen verbessern wollen. Als Weiterentwicklung 


wurde in diesem Kreis am 18. Juni 1996 die Einset- 
zung einer „Arbeitsgruppe Koordinierte Ermittlun- 
gen" (AKE) beschlossen, die aktuelle Ermittlungs- 
fälle im Bereich der Aufklärung und Sicherung von 
Vermögenswerten diskutiert und Empfehlungen 
zur weiteren Vorgehensweise gibt, so zur Aufnahme 
von Rückführungsaktivitäten durch zivilprozessuale 
Maßnahmen. Diese Arbeitsgruppe wird seit dem 
1. Oktober 1996 durch vier Task Forces, bestehend 
aus erfahrenen Juristen, Volks- und Betriebswirten, 
Prüfern und (Zoll-) Fahndern, mit gezielten Auf- 
gaben unterstützt. Letztlich reiht sich hier noch die 
von der Bundesregierung veranlaßte Auslobungs- 
aktion für die Rückholung von veruntreutem DDR- 
Vermögen ein. Im Vergleich zu diesem Aufwand ist 
das Ergebnis gering. Die meisten Vermögenswerte 
erhielt die THA direkt, also ohne diese Sonderermitt- 
lungen. 

Der Untersuchungsausschuß betätigte sich mit seiner 
Schwerpunktorientierung in der Aufgabenstellung 
und im Verfahren gerade auf diesen Teil des DDR- 
Vermögens als verlängerter Arm der Bundesregie- 
rung, Darüber hinaus aber ist festzustellen, daß dem 
Untersuchungsausschuß als mit parlamentarischem 
Auftrag ausgestatteten Kontrollgremium eine Viel- 
zahl von Informationen aus höherem „ Staatsinteresse " 
bzw. mit dem Verweis auf laufende Ermittlungs- 
verfahren vorenthalten wurde, die z. B. der „Arbeits- 
gruppe Koordinierte Ermittlungen" zu Verfügung 
standen. 

b) Ergänzende bzw. abweichende Voten der PDS 
zum Mehrheitsabschlußbericht 

Der Untersuchungsausschuß hat die Ergebnisse des 
Verfahrens in seinem Endbericht festgehalten. Die 
einzelnen Fraktionen und auch die Gruppe der PDS 
haben daran mitgewirkt. Im wesentlichen aber sind 
die Feststellungen in ihrer pohtischen Wertigkeit von 
der Koalitionsmehrheit diktiert. Seitens der PDS wur- 
den zu den vom Sekretariat vorgelegten Entwürfen 
der einzelnen Abschnitte des Abschlußberichtes in 
einer Vielzahl von Fällen Ergänzungen gemacht bzw. 
Veränderungen zu den Vorlagen eingebracht. Dies 
erfolgte unter dem Gesichtspunkt, daß die PDS sich 
einer Anzahl von vorgeschlagenen Textentwürfen, 
die den Verlauf und teilweise auch die getroffenen 
Feststellungen betreffen, unter Berücksichtigung 
ihrer Ergänzungen anschließen konnte und wollte. 
Zustimmung fanden seitens des Berichterstatters der 
PDS auch einige Textentwürfe, die aber aufgrund 
des Einspruches der Koalitionsmehrheit im Ausschuß 
nicht in die endgültige Fassung übernommen wur- 
den. 

Auf einige Vorschläge ist hier kurz hinzuweisen, an- 
dere haben im zweiten Teil der vorgelegten Bewer- 
tung ihren Niederschlag gefunden. Im wesentlichen 
handelt es sich hierbei um die Kritik an zwei politi- 
schen Grundhaltungen bei der Mehrheit der Aus- 
schußmitglieder. Die eine betrifft die Rechtferti- 
gungsstrategie für eine verfehlte Privatisierungspoh- 
tik in den neuen Bundesländern und die damit ver- 
bundenen Vermögens Veruntreuungen, die andere 
das voreingenommene Herangehen an die Auf- 
deckung der gesellschaftlichen Aktivitäten und 


434 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/10900 


Delikte im Zusammenhang mit Institutionen und 
Akteuren der DDR. 

So betrafen die Ergänzung des Berichterstatters der 
PDS den Verkauf von Kreditinstituten der DDR sowie 
den Bereich der Liquidationsdarlehen und Liquida- 
tionshonorare. Mit Hinweis auf Parallelverfahren, 
insbesondere auf den Rechnungsprüfungsausschuß 
des Deutschen Bundestages sowie dessen Zusam- 
menarbeit mit dem Bundesrechnungshof (vgl. Erster 
Teil, A.V.4.) und auf den Themenkomplex Kreditin- 
stitute in der DDR (vgl. Zweiter Teil, D.I.) wurde kriti- 
siert, daß der Verkauf von Kreditinstituten der DDR 
nicht Gegenstand des Untersuchungsauftrages war. 
Unabhängig von dem nichtöffentlichen Prüfungs- 
ergebnis des BRH war von dieser Institution bereits 
auch formal öffentlich festgestellt worden, daß die 
Veräußerung des Geschäftsbetriebes der Banken der 
DDR an westdeutsche Banken, darunter insbeson- 
dere die Deutsche Bank, die Dresdner Bank und die 
Berliner Bank weit unter dem damaligen Verkehrs- 
wert erfolgte, die THA damit bei der Privatisierung 
der Geschäfte der DDR-Kreditinstitute gegen die 
Grundsätze der sparsamen und wirtschafthchen 
Haushaltsführung verstoßen hat. Entsprechend dem 
Untersuchungsauftrag (BT-Drucksache 13/2483, I. 8, 
9 u. 10) hat der Untersuchungsausschuß nicht nur die 
Aufgabe, derartige Verstöße dem Grunde nach fest- 
zustellen, sondern auch festzustellen, wer davon pro- 
fitiert hat und welche Maßnahmen zur Wiederbe- 
schaffung dieser Werte ergriffen wurden. Mit der 
BT-Drucksache 13/8665 hatte die Bundestagsgruppe 
der PDS die Bundesregierung aufgefordert, „unver- 
züglich Verhandlungen mit den Geschäftsbanken 
der Bundesrepublik Deutschland über eine Nachbes- 
serung der Verträge zum Erwerb der Banken der 
DDR aufzunehmen mit dem Ziel Nachbesserungen 
der Kaufpreise zu erreichen'". Die Bundesregierung 
hat es bisher unterlassen, ihren Einfluß geltend zu 
machen, um den entstandenen Schaden wenigstens 
zu begrenzen. 

Bei den Feststellungen des Untersuchungsausschus- 
ses hinsichtlich der Vergabe von Liquidationsdarle- 
hen und der Bemessung der Liquidatorenhonorare 
durch die THA/BvS (vgl. Zweiter Teil, L.III.) sind die 
Feststellungen zur Auswahl der Liquidatoren durch 
die THA äußerst unzureichend, insbesondere was 
den Schaden betrifft, der durch die Tätigkeit 
unerfahrener und unqualifizierter Personen bei der 
Liquidierung von Betrieben entstanden ist. 

Bei den vom Untersuchungsausschuß gemachten 
Aussagen zum MfS, insbesondere der HVA (vgl. 
Zweiter Teil, E.) werden nach Meinung des Bericht- 
erstatters bei der Darlegung von „unrechtmäßiger 
Anwendung von Rechtsnormen" oft Bezüge zu ge- 
sellschaftlichen Akteuren und Institutionen herge- 
stellt, für die es keine Belege oder Beweise gibt. So 
wird die „Regierung Modrow" oft mit dem Sachver- 
halt „wissentliche Begünstigung" ohne stichhaltige 
Beweise in Zusammenhang gebracht. Dennoch kann 
der generellen Auffassung des Untersuchungsaus- 
schusses zugestimmt werden, daß es bei der Auf- 
klärung von Vermögensveruntreuungen im Vorlauf 
und während der Auflösung des MfS, einschließlich 
der HVA wegen verschiedentlicher Umstände große 


Schwierigkeiten gegeben hat, ein einigermaßen zu- 
friedenstellendes Ergebnis zu erzielen. 

Zur strafrechtlichen Aufarbeitung der vereinigungs- 
bedingten Wirtschaftskriminalität (Zweiter Teil, M.) 
werden vom Untersuchungsausschuß sachbezogene 
und überwiegend korrekte Feststellungen getroffen. 
Es bleibt aber insgesamt fragwürdig, ob die Proble- 
me der sogenannten Regierungskriminalität, des 
MfS-Unrechts oder des Justizunrechts auch nur mit- 
telbar zum Gegenstand des Untersuchungsausschus- 
ses gehören. Dieser ganze Komplex war Gegenstand 
der Enquete-Kommission „ Überwindung der Folgen 
der SED-Diktatur im Prozeß der deutschen Einheit". 
Dennoch sind die Feststellungen zu den Strafver- 
fahren gegen THA/BvS-Mitarbeiter, Investoren und 
Liquidatoren in Privatisierungsfällen von großem 
öff entheben Interesse, obgleich sicher noch nicht ein- 
mal annähernd das gesamte Ausmaß des durch kri- 
minelle Delikte angerichteten Schadens dokumen- 
tiert ist. 

c) Aufwand und Nutzen des Verfahrens 

Der Ausschuß hat einen außerordentlich hohen 
Arbeitsaufwand geleistet. Mit 95 nichtöffenthehen 
Sitzungen, 92 Vernehmungen und Anhörungen, der 
Beiziehung, Katalogisierung und Archivierung von 
ca. 200 000 Blatt Dokumenten sowie der Einbezie- 
hung von 65 Ausschußmitghedern, Sekretariats- und 
Fraktions- bzw. Gruppenmitarbeiterinnen sowie 
einer Reihe von Beauftragten der Bundesregierung 
war der Ausschuß bestrebt, die Vielfalt der vom 
Deutschen Bundestag beschlossenen Fragen zu be- 
antworten. Die Ergebnisse stehen dazu in einem 
Mißverhältnis. Das hegt nicht an dem hohen Arbeits- 
einsatz, sondern an der pohtischen Fehlorientierung 
auf begrenzte Bereiche des DDR- Vermögens sowie 
auf die Lösung der noch aus der vergangenen Wahl- 
periode zu lösenden Aufgaben. Wie aus dem Ge- 
samtbericht des Untersuchungsausschusses ersicht- 
lich ist, konnten die alten Machtstrukturen in der 
DDR genauer durchleuchtet, das weitverzweigte 
Beziehungsgeflecht von Unternehmen des KoKo-Be- 
reiches und der Staatssicherheit deutlicher nachge- 
zeichnet, Unternehmen mit ihren finanziellen Ver- 
bindungen erfaßt werden, die nicht zum KoKo- 
Bereich gehörten, aber im Ost-West-Handel der DDR 
eine bedeutende Rolle spielten. Aber das Ergebnis, 
veruntreutes DDR- Vermögen für die Staatskasse der 
Bundesrepublik Deutschland zu sichern, war be- 
scheiden. Der Stopp der Rückzahlung des Dresdner 
Konsortialdarlehens von 79 Mio. DM aufgrund ver- 
muteter Scheingeschäfte des Kreditgebers durch 
Einspruch des Obmanns der SPD-Fraktion im Unter- 
suchungsausschuß bildet praktisch eine Ausnahme. 
Aus den vom Untersuchungsausschuß beigezogenen 
Berichten geht allerdings hervor, daß das BMF aus 
dem KoKo-Bereich bis Anfang dieses Jahres insge- 
samt 3,7 Mrd. DM und die THA/BvS aus dem MfS- 
Bereich 3 Mrd. DM sowie von den Parteien und 
Massenorganisationen insgesamt 2,6 Mrd. DM an 
Vermögenswerten vereinnahmen konnte, in der 
Regel ohne spezielle Ermittlungen, sondern durch 
Übergabe und Vergleiche. 
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Der Verlauf des Untersuchungsverfahrens und seine 
Ergebnisse zeigen, daß das Ende des Systemgegen- 
satzes zwischen zwei unterschiedlichen ökonomi- 
schen und politischen gesellschaftlichen Ordnungen 
zwar fast ein Jahrzehnt zurückliegt, aber der Interes- 
senkonflikt zwischen der DDR und der Bundesre- 
publik Deutschland noch weiter wirkt. Er wird sogar 
bewußt aufrecht erhalten - auch in einem solchen 
Gremium wie dem Untersuchungsausschuß. Bei der 
Untersuchung vielfältiger Fragen, die die Macht- 
strukturen der DDR betrafen, sind die meisten Mit- 
glieder nicht vorurteilsfrei an die Untersuchung her- 
angegangen, was sich vor allem in der Diktion und in 
vielen Formulierungen des Endberichts wiederspie- 
gelt. Das gesamte Untersuchungsverfahren hat sich 
damit in die allgemeine politische Richtung einge- 
paßt, keinen Gedanken an mögliche Alternativen zur 
gegenwärtigen gesellschaftlichen Ordnung durch 
eine ausgewogene Beurteilung und differenziertere 
Sicht auf die vergangenen Entwicklungsprozesse 
überhaupt aufkommen zu lassen oder zu erhalten. Es 
besteht kein Zweifel an der Notwendigkeit, politi- 
sche Deformationen, Verfehlungen und Mißstände 
der DDR aufzuarbeiten. Aber eine derartige Hand- 
lungsweise muß auch die Erkenntnis einschließen, 
rechtzeitig die jetzigen Machtstrukturen, Finanzma- 
nipulationen und Vermögensschiebereien mit ihren 
Ursachen konkret beim Namen zu nennen und einer 
offenen Kritik zu unterziehen. Hieran hat es der Un- 
tersuchung im Ausschuß gemangelt. 


II. Zweiter Teil - Feststellungen des 
Untersuchungsausschusses 

Zu den vom Untersuchungsausschuß im vorgelegten 
Gesamtbericht gegebenen Feststellungen gibt es 
durch das mitwirkende Mitglied der Gruppe der PDS 
im Ausschuß andere Auffassungen. An zwei Schwer- 
punkten des Untersuchungsauftrages soll dies in der 
Bewertung der Fakten und den daraus zu ziehenden 
Schlußfolgerungen als politische Reflexion sichtbar 
gemacht werden. 

1 . Vermögenswerte von Parteien und 
Massenorganisationen 

ln seiner Arbeit hat sich der Untersuchungsausschuß 
nur mit einem bestimmten Teil des DDR- Vermögens 
befaßt. Dabei rangiert das von ihm untersuchte Ver- 
mögen der Parteien und Massenorganisationen ganz 
vom. Von politischem Interesse für die etablierten 
Parteien war und ist nach wie vor nur das SED-Ver- 
mögen. Sein außerordentlicher Umfang zu DDR-Zei- 
ten sicherte die in der DDR-Verfassung festgeschrie- 
bene „ Führung srolle" der SED ab, war aber zugleich 
auch gedacht als Instrument der Verfestigung der 
Macht dieses Systems gegenüber der herrschenden 
Ordnung in der Bundesrepublik Deutschland. Die 
PDS ist aus der SED hervorgegangen und hat daher 
große Schwierigkeiten, sich als eine politische Rich- 
tung im parlamentarischen Spektrum der erweiterten 
Bundesrepublik Deutschland zu profilieren. Das 
Schild der „kriminellen Machenschaften der SED- 
Clique" wird ihr immer wieder umgehängt trotz des 


Bemühens, die eigene Verantwortung für die Ver- 
werfungen der untergegangenen DDR zu hinterfra- 
gen. Ihr Festhalten an der sozialistischen Idee und 
die Suche nach alternativen Entwicklungswegen 
zum bestehenden erstarrten Gesellschaftssystem auf 
demokratischem Weg machen die PDS für die regie- 
renden Parteien der Bundesrepublik Deutschland in- 
akzeptabel. Deshalb wird das SED/PDS-Vermögen 
ein Dauerthema bleiben, eignet sich auch die Formel 
vom „weiteren Prüfungsbedarf" ganz gut für die 
Ausgrenzung einer Partei von der demokratischen 
Gestaltung der Gesellschaft. 

Der Untersuchungsausschuß hatte noch offen geblie- 
bene Fragen zum Themenkomplex Vermögen der 
Parteien und Massenorganisationen der DDR aus der 
vergangenen Wahlperiode zu klären, die über die 
Feststellungen der Berichte der Unabhängigen Kom- 
mission zur Überprüfung des Vermögens der Partei- 
en und Massenorganisationen der DDR (UKPV) hin- 
ausgingen (1.5. und 7. des Untersuchungsauftrages). 
Zum Gegenstand der Untersuchung wurde aber nur 
das SED/PDS-Vermögen, nicht das der anderen 
DDR-Parteien, geschweige denn der Parteien der 
alten Bundesrepublik Deutschland. Gerade die Frage 
von Vermögensverschiebungen durch alle Parteien 
hätte die Chance gegeben, über die Finanzierung 
der politischen Parteien in einem geeinten Deutsch- 
land generell neue Überlegungen anzustellen. Seit 
Jahrzehnten steht dieses Problem in der alten Bun- 
desrepublik Deutschland zur Diskussion, aber ein 
Offenlegen der Praxis der Finanzierung von Parteien 
wird vehement hintertrieben. Sie könnte die engen 
Schranken des demokratischen Parlamentarismus 
allzu deutlich machen, denn die krassen Ungleich- 
heiten in der Wirtschafts- und Gesellschaftsstruktur 
haben nicht ab-, sondern zugenommen. Zum Erhalt 
und Ausbau von Privilegien werden wirtschaftliche 
Machtmittel immer wieder genutzt, um Einfluß im 
staatlichen und parteipolitischen Bereich aufrechtzu- 
erhalten und zu vergrößern. Die ständig in der Öf- 
fentlichkeit bekannt werdenden Schmiergeldaffären 
sind ein Ausdruck dafür. 

a) Rechtlicher Rahmen und Zuständigkeiten 

zur Ermittlung und treuhänderischen Verwaltung 

Die Wendezeit vom Herbst 1989 bis zum 3. Oktober 
1990 war eine sehr turbulente Periode der politischen 
Umgestaltung, ln ihr versuchten viele Akteure, sich 
neu mit legalen und illegalen Mitteln zu positionie- 
ren. Auf diesen Zeitraum konzentriert sich die Aufga- 
benstellung des Untersuchungsausschusses. In die- 
ser Zeit wurden auch gesetzliche Maßnahmen über 
Tätigkeit und Finanzierung der Parteien im Staatsge- 
biet der DDR geschaffen. Das erfolgte sukzessiv, was 
für die Erfassung und Bewertung von Finanzierungs- 
modalitäten und des Vermögens der Parteien von au- 
ßerordentlicher Bedeutung ist. 

Am 21. Februar 1990 wurde von der Volkskammer 
der DDR das Gesetz über Parteien und andere poli- 
tische Vereinigungen - Parteiengesetz - verkündet 
(GBl. I, Nr. 9, 1990, S. 66). Es regelte die Rechte und 
Pflichten der Bürger der DDR bei der Gründung und 
Tätigkeit von Parteien. In § 14 werden die Parteien 
verpflichtet, jährlich eine Einnahmen- und Ausga- 
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benrechnung sowie eine Vermögensrechnung im 
Finanzbericht der Partei auszuweisen. Der § 15 legt 
fest, daß die Parteien nur solche Betriebe und Unter- 
nehmen betreiben dürfen, die der politischen Wü- 
lensbildung dienen. Gestattet sind auch Büdungsein- 
richtungen, Ferienheime und soziale Einrichtungen. 
Parteieigene Betriebe und Unternehmen entgegen 
den Regelungen des § 15 sind nach § 23 bis späte- 
stens 31. Dezember 1991 in anderes Eigentum zu 
überführen. 

Am 31. Mai 1990 wurde dieses Gesetz ergänzt (GBl. I, 
Nr. 30, 1990, S. 275). Der § 20a beinhaltet u. a., daß 
der Ministerpräsident eine Unabhängige Kommis- 
sion einsetzt, die einen Bericht über die Vermögens- 
werte aller Parteien erstellt, und die Parteien ver- 
pflichtet sind, der Kommission vollständig Rechen- 
schaft über die seit dem 8. Mai 1945 erworbenen Ver- 
mögenswerte abzulegen. Der eingefügte § 20 b be- 
sagt, daß Vermögensveränderungen der Parteien nur 
mit Zustimmung des Vorsitzenden der Unabhängi- 
gen Kommission vorgenommenen werden können 
und daß das am 7. Oktober 1989 bestandene und 
seither an seine Stelle getretene Vermögen von der 
Unabhängigen Kommission treuhänderisch verwaltet 
wird. 

Das Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Partei- 
engesetzes vom 22. Juli 1990 (GBl. I, Nr. 49, 1990, S. 
904) ermöglicht die Zulässigkeit des Zusammen- 
schlusses von Parteien aus dem Gebiet der DDR mit 
Parteien der Bundesrepublik Deutschland. Die 
dadurch entstandenen „gesamtdeutschen Parteien 
treten die Gesamtrechtsnachfolge der Vorgängerpar- 
teien an ". 

Mit dem Einigungsvertrag vom 3. Oktober 1990 
ergab sich eine Veränderung der Rechtslage, wobei 
die §§ 20a und b des PartG-DDR in Kraft blieben, 
während die treuhänderische Verwaltung von der 
Unabhängigen Kommission auf die THA, später BvS, 
überging. Diese können das Vermögen, soweit es 
nach materiell-rechtsstaatlichen Grundsätzen im 
Sinne des Grundgesetzes erworben wurde, an die 
Institutionen oder ihre Rechtsnachfolger im Einver- 
nehmen mit der Kommission zurückführen (Eini- 
gungsvertrag Anlage II, Kapitel II, Abschnitt III, 
S. 1150). 

Auf dem außerordentlichen Parteitag der SED am 
17. Dezember 1989 wurde der Ernennungsprozeß der 
Partei eingeleitet und ein neuer Vorstand gewählt. 
Das neue Präsidium beschloß „Maßnahmen zur Si- 
cherung des Parteivermögens der SED-PDS", Wie es 
in dem Beschluß vom 21. Dezember 1989 heißt , ging 
es „um Lösungen, mit denen auch unter den ver- 
änderten Bedingungen stabile materielle und finan- 
zielle Grundlagen für die Tätigkeit der SED-PDS ge- 
sichert werden können''. Ein halbes Jahr später er- 
klärte der damalige stellvertretende Parteivorsitzen- 
de der PDS, Wolf gang Pohl, auf einer internationalen 
Pressekonferenz dazu: 

„Die neue Leitung der Partei stand nach ihrer 
Wahl im Dezember 1989 vor großen und schwieri- 
gen politischen Aufgaben, die mit dem Zustand 
der Partei und innerhalb des Landes zusammen- 
hingen. Dies war das Ergebnis einer seit vielen 


Jahren verfehlten Politik der SED-Führung. Das 
Konzept dieser Beschlüsse bestand darin, schritt- 
weise folgende Grundsätze in bezug auf das Ver- 
mögen zu verwirklichen: 

1. Exakte Feststellung des Vermögens der Partei. 

2. Abgabe von Eigentum, dessen Herkunft juri- 
stisch nicht eindeutig geklärt werden kann. 

3. Abgabe bzw. Überführung von Eigentum, des- 
sen Aufrechterhaltung der Erneuerung der Par- 
tei wiederspricht. 

4. Abgabe von Eigentum, das für die Partei künf- 
tig nicht mehr finanzierbar sein wird. 

5. Nach dem Inkrafttreten des Parteiengesetzes 
der DDR kam die Aufgabe hinzu, das Eigentum 
von Betrieben und Einrichtungen auf seine 
Übereinstimmung mit den Kriterien der Para- 
graphen 15, 16 und 23 des Gesetzes hin zu 
überprüfen. 

Die Erfüllung dieser fünf Aufgaben kann nicht als 
abgeschlossen betrachtet werden. Inzwischen ist 
zusätzlich zu berücksichtigen, daß die finanzielle 
und materielle Lebensfähigkeit der Partei in einem 
geeinten Deutschland erhalten bleiben muß, wo- 
bei ihre Fusion mit einer Schwesterpartei ausschei- 
det und in der BRD übliche Spenden von Kon- 
zernen uns sicher nicht erreichen werden. " (PDS 
Pressedienst, Nr. 23 vom 14. Juni 1990) 

b) Darlehen, Spenden und die Fälle „Putnik-Deal“, 
Belvedere, EMG-Firmengruppe 

Ohne Zweifel waren nicht nur im Vorstand und im 
Präsidium die Befürchtungen groß, daß angesichts 
der Auflösungserscheinungen auf den verschiedenen 
Parteiebenen die materiellen und finanziellen 
Grundlagen für die Tätigkeit der Partei überhaupt 
noch zu sichern wären und daß sich einzelne auch 
unter den chaotischen Zuständen am Parteivermö- 
gen bereichern könnten. Es gab auch die Befürch- 
tung des Verbots und der Enteignung der Partei, die 
mit der gesellschaftlichen Stimmung und den histori- 
schen Erfahrungen zusammenhingen. Zahlreich wa- 
ren deshalb die Vorschläge zur Sicherung des Partei- 
vermögens, die an die neue Leitung herangetragen 
wurden. 

Der Untersuchungsausschuß handelt die Beschlüsse 
und Maßnahmen der SED/PDS zur Sicherung des 
Parteivermögens im Gesamtbericht unter Vermö- 
gensverschiebungen durch die SED/PDS ab, womit 
von vornherein dieser Beschluß zur Sicherung des 
Vermögens als krimineller Sachverhalt gewertet 
wird. Gegenstand der Untersuchung sind einmal die 
Darlehensausreichungen und Spenden der Partei, 
Vorgänge aus dem Jahre 1990, wobei nicht alle dar- 
unter fallenden Maßnahmen gesetzwidrig waren, 
wenn sie vor dem Inkrafttreten des Parteiengesetzes 
oder seiner nachfolgenden Veränderungen getroffen 
wurden. 

Nach Feststellungen der UKPV hat die SED/PDS 
Darlehen in Höhe von rund 235 Mio. DM vergeben. 
Sie wurden - worauf Prof. Dr. Hans- Jürgen Papier in 
seiner informatorischen Anhörung vor dem Untersu- 
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chungsausschuß am 8. Februar 1996 hinwies (Proto- 
koll Nr. 9, S. 10) - zu „unübhchen Konditionen ver- 
geben, beipielsweise ungesichert und mit einer Lauf- 
zeit von 100 Jahren. Unübüch sind derartige Kondi- 
tionen in der Marktwirtschaft nicht, allein wenn an 
die Bedingungen gedacht wird, zu welchen die 
volkseigenen Betriebe von der THA an westliche Er- 
werber verkauft wurden. Wenn man nicht nur die 
Berichte der UKPV als Beweisbeleg heranzieht, son- 
dern auch andere veröffentlichte Dokumente, ist fest- 
zustellen, daß die Darlehensvergabe durch die PDS 
keine heimliche Vermögensverschieberei war. Auf 
der bereits genannten internationalen Pressekonfe- 
renz am 13, Juni 1990 erläuterte Wolf gang Pohl: 

„Rund 280 Millionen Mark hat die Partei für 
die Gründung und Betreibung privater Gesell- 
schaften (GmbH und Gewerbebetriebe) veraus- 
gabt. Dies geschah zur Schaffung bzw. Sicherung 
von Arbeitsplätzen, überwiegend für ausgeschie- 
dene Mitarbeiter. Dabei wurde darauf geachtet, 
daß kommunale Interessen berücksichtigt sind. 
Gleichzeitig diente die Bildung solcher Gesell- 
schaften der Entflechtung von Teilen des Parteiei- 
gentums. Dabei spielten die Anforderungen des 
Parteiengesetzes eine wichtige Rolle. Gesellschaf- 
ter sind stets Personen, wobei die Gelder der Partei 
durch Darlehensverträge gesichert sind." {PDS 
Pressedienst, Nr. 23 vom 14. Juni 1990) 

Wenn einzelne Darlehensnehmer erhaltene Beträge 
veruntreuten, so spricht das nicht gegen die Recht- 
mäßigkeit des Anliegens und der Darlehensvergabe. 
Ähnlich verhält es sich mit den Spenden. 

Aus den von der PDS vergebenen Spendenfällen läßt 
sich nicht schlußfolgern, daß Parteivermögen ande- 
ren Zwecken zugeführt werden sollte, um es der 
Unterstellung unter die treuhänderische Verwaltung 
der UKPV zu entziehen, denn sie war vor der Be- 
schlußfassung durch die Volkskammer von der PDS 
beschlossen. Die Spende von 75 Mio. Mark/DDR an 
die Islamische Religionsgemeinschaft erfolgte am 
28. Mai 1990. Die Spende in Höhe von 250 Mio. 
Mark/DDR an die Humboldt-Universität Berhn wur- 
de am 31. Mai 1990 übergeben. Beide Spenden als 
solche wurden gerichthch als rechtmäßig bezeichnet, 
weil sie vor Inkrafttreten des Gesetzes am 1, Juni 
1990 übergeben wurden. Erstere Spende wurde aber 
wegen verspäteter Scheckeinlösung für unwirksam 
erklärt. Die auf einem Konto der Staatsbank der DDR 
erst am 5. Juni 1990 gutgeschriebene Spende an die 
Universität mußte am 5. September 1991 nach ge- 
richtlicher Auseinandersetzung der THA übergeben 
werden. Nach der Begründung des Landgerichts Ber- 
hn ist eine wirksame Einlösung des Schecks nicht er- 
folgt. Die Spende an die Islamische Religionsgemein- 
schaft Younes ist vor allem wegen deren undurch- 
sichtiger Geschäftstätigkeit von der Parteibasis nüß- 
billigt und offiziell kritisiert worden. 

Der Untersuchungsausschuß hat zudem Material - Be- 
richte der UKPV und Gerichtsakten - zu drei „exem- 
plarischen" Fällen beigezogen. Sie sind nur bedingt 
beispielhaft, denn andere derartige Fähe hat es nach 
1990 nicht mehr gegeben. 


Der „Putnik-Deal" war - von einem überzogenen Be- 
drohungsgefühl getragen - zweifelsohne eine unge- 
setzliche Handlung mit Parteigeldem entsprechend 
den neuen rechthchen Rahmenbedingungen. Es war 
der Versuch, 107 Mio. DM unter einer Legende auf 
ausländischen Konten zu parken, und er endete mit 
der Verhaftung der vier Akteure im Herbst 1990. Ge- 
richtlich wurde der Fall mit dem Urteil der 14. Großen 
Strafkammer des Landgerichts Berlin vom 20. Juni 
1995 mit Freispruch der Angeklagten beendet, weil 
in dieser Geld-Transaktion keine strafbare Handlung 
zu sehen war. Die Angeklagten hatten sich persön- 
lich nicht bereichert, sondern waren durch den Be- 
schluß zur Sicherung des Parteivermögens auch un- 
ter Umgehung des Parteiengesetzes abgedeckt. Die 
PDS war Vermögensinhaberin, obwohl ihr Vermögen 
bereits nach dem Recht der DDR nach § 20b unter 
treuhänderischer Verwaltung stand, denn die Treu- 
handverwaltung beschränkte nur deren Verfügungs- 
befugnis, entzog ihr aber nicht die Rechtsposition als 
Vermögensinhaber. 

Dieser Fall eignete sich aber besonders für die Koali- 
tionsmehrheit im Ausschuß als Wahlkampfthema für 
das Jahr 1998. In seiner Beweisaufnahme interes- 
sierte den Untersuchungsausschuß vor allem die Ver- 
antwortlichkeit von Vorstand und Präsidium der PDS 
und natürlich insbesondere des damahgen Parteivor- 
sitzenden Dr. Gregor Gysi. Da die geladenen Zeu- 
gen, Prof. Lothar Bisky, Dr. Andreas Brie, Marlies 
Keller und Dr. Gregor Gysi, in vollem Umfang von ih- 
rem Auskunftsverweigerungsrecht Gebrauch mach- 
ten, griff der Untersuchungsausschuß auf Feststel- 
lungen des Landgerichts Berlin zurück, um gegen- 
über Dr. Gregor Gysi in den Gesamtbericht nicht 
beweisfähige Behauptungen aufzustellen. Danach 
hätte dieser sich entrüstet über den Dilettantismus 
geäußert, mit dem die Transaktion durchgeführt wur- 
de und wäre selbst nach Moskau gereist, um die 
KPdSU zur Aufrechterhaltung der Legende zu bewe- 
gen. Er hätte sich in der Öffentlichkeit an dem Ver- 
such beteiligt, die wahren Hintergründe zu vertu- 
schen und wäre zu diesem Zweck selbst zu Verhand- 
lungen nach Moskau gereist. 

Wenn diese Darstellungen wahr wären, ergibt sich 
die Frage, warum die Staatsanwaltschaft Dr. Gysi zu 
keinem Zeitpunkt als Beschuldigten in das entspre- 
chende Verfahren miteinbezogen hat. Das LG Berhn 
mußte zu gunsten der Angeklagten vom für sie 
günstigsten möghchen Sachverhalt aus gehen. Das 
bedeutet aber nicht, daß ein Parlamentarsicher Un- 
tersuchungsausschuß einem Nichtbeschuldigten die 
Begünstigung der Tat unterstellen darf. Im übrigen 
wiederspricht sich der Untersuchungsausschuß 
selbst, da er Dr. Gysi kein Zeugnis verweigerungs- 
recht zubilhgte, nunmehr aber von einem Sachver- 
halt der Begünstigung ausgeht, der dieses Recht 
nach sich gezogen hätte. 

Die Zielrichtung bei den anderen „exemplarischen" 
Fällen ist die gleiche: Da es seit der turbulenten Um- 
bruchszeit keine neuen Fälle von Finanztransak- 
tionen der PDS in einem derartigen Umfang gibt, 
müssen die alten als Beweisgrund herhalten, um die 
PDS als hnke Partei diskriminieren zu können. 
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Die Gründung der Belvedere Hotel GmbH im 
Februar 1990 war eine Umwandlung der parteieige- 
nen Gästehäuser in privatwirtschafthch geführte 
Hotels über eine Ausreichung von Darlehen, die bis 
Ende 1990 zinslos gewährt wurden. Nach den ge- 
setzwidrigen Finanzmanipulationen der Geschäfts- 
führer dieser Hotelkette kündigte der Parteivorstand 
im September 1990 die Forderungen aus den Darle- 
hensverträgen. Die Belvedere GmbH wurde am 
25. März 1991 der treuhändischen Verwaltung durch 
die THA unterstellt. 

Die Gründung der EMG -Mediengesellschaften im 
März 1990 erfolgte ebenfalls über Darlehensausrei- 
chungen. Zielstellung der PDS dabei war, im Rahmen 
der monopolisierten Medienlandschaft der Bundesre- 
publik Deutschland auch eine „Plattform" für ihre 
allgemeine Medienpolitik im nationalen und euro- 
päischen Rahmen zu haben. Am 16. März und am 
5. April 1990 wurden in Berlin drei Gesellschaften 
dazu gegründet und im Mai 1990 in das Handelsre- 
gister eingetragen. In Luxemburg erfolgte am 1. Juni 
1990 die Bildung der Elektronischen Mediengesell- 
schaft Holding AG (EMG Holding AG). Unter dem 
Aspekt, daß den gebildeten Firmen Parteivermögen 
zugrunde liegt, wurden die Berliner Gesellschaften 
im Mai und Juni 1991 mit Bescheiden der UKPV der 
treuhänderischen Verwaltung der THA unterstellt. 
Die Luxemburger Gesellschaft ging 1993 in Liquida- 
tion. 

Im Hintergrund der rechtlichen Maßnahmen zur Un- 
terstellung von SED/PDS -Vermögen unter treuhän- 
derische Verwaltung stand das berechtigte Anliegen, 
die vermögensmäßige Privilegierung der Partei zu 
brechen. Dies wird begründet mit dem Vorwurf der 
Unrechtmäßigkeit des erworbenen Parteivermögens, 
daß dieses Parteivermögen staatliches Vermögen 
war. Dies entspricht aber nicht ganz den Tatsachen, 
denn aufgrund der hohen Mitgliedsbeiträge bei einer 
Mitgliederzahl von 2,3 Millionen betrug das Beitrags- 
aufkommen Ende der 80er Jahre im Jahresdurch- 
schnitt rund 710 Milhonen Mark. Wolfgang Lang- 
nitschke, der ehemalige Leiter des Bereichs Partei- 
finanzen der SED/PDS, hat in seiner Zeugenverneh- 
mung vor dem Untersuchungsausschuß am 17. Okto- 
ber 1996 (Protokoll Nr. 36, S. 179) darauf hingewie- 
sen, daß die Vermögensbildung zu 45 bis 50 Prozent 
aus dem Aufkommen der Parteibeiträge resultierten, 
ein weiterer Teil aus der Tätigkeit der wirtschafth- 
chen Parteibetriebe und nur etwa 100 Mio. Mark/ 
DDR aus dem Staatshaushalt kamen. 

Die Verfügung über das Parteivermögen der SED 
aufgrund der schnell durchgezogenen Gesetze lief 
daher auf eine weitgehende Enteignung hinaus. Von 
den Gewinnern in der Systemauseinandersetzung 
wird die Bewertung der Rechtmäßigkeit des SED/ 
PDS -Vermögens mit Maßstäben vorgenommen, die 
sich aus der sozialökonomischen, politischen und 
rechtlichen Struktur ihrer Gesellschaft ergeben, die 
sie aber selbst bisher an die Finanzierung der Alt- 
parteien der Bundesrepublik Deutschland nie ange- 
legt haben. 

Nach den finanziellen Debakeln und nach den vielen 
Rechtsstreitigkeiten mit der THA und der UKPV hat 


die PDS für ihre politische Tätigkeit wesentliche Ent- 
scheidungen getroffen: Am 14. Mai 1992 wurde zwi- 
schen der THA und der PDS ein notarieller Vergleich 
abgeschlossen, indem die PDS auf sämtliches „Aus- 
landsvermögen" das am 7. Oktober 1989 vorhanden 
war, verzichtet. Seit dem 18, Juli 1995 ist im Ergebnis 
des Rechtsstreites der PDS gegen die BvS ein Ver- 
gleich wirksam, in dem die Vermögensverhältnisse 
der PDS geregelt wurden. Er beendet die treuhände- 
rische Verwaltung der Vermögensgegenstände der 
PDS durch die BvS, sanktioniert den fast vollständi- 
gen Verzicht der Partei auf ihr Altvermögen und 
Steuer- und sozialrechtliche Regelungen im Zusam- 
menhang mit der Überführung des Altvermögens. 
Für die Untersuchungausschüsse hätte dieser Ver- 
gleich der Ausgangspunkt zum SED/PDS-Vermögen 
sein müssen, nicht die längst geklärten Sachverhalte. 

c) Divergierende Bewertungen von Parteivermögen 

Die vertraglichen Klärungen über das Parteivermö- 
gen bedeuteten dennoch für die PDS nicht, daß sie 
als politische und demokratisch gewählte Partei frei 
und gleichberechtigt am demokratischen Willenspro- 
zeß teilnehmen und mitwirken kann. Es ist nicht so, 
wie die Präsidentin vor dem Deutschen Bundestag 
sagte (BT-Drucksache 13/4503, S. 21), daß mit der 
Durchführung des Vergleichs die „ besondere Proble- 
matik der Vermögenslage der PDS" „dann der Ver- 
gangenheit" angehören wird. Nicht nur die Behand- 
lung dieser Thematik im Untersuchungsausschuß be- 
weist das Gegenteil. In dem Bericht der UKPV an den 
Untersuchungsausschuß vom 4. Februar 1998 wird 
festgestellt, daß das weit verzweigte, umfangreiche 
Vermögen der SED im Inland weitgehend ermittelt 
und sichergestellt werden konnte, daß jedoch noch 
Ermittlungsbedarf zu Kapitaltransfers und zu mit der 
PDS verbundenen Unternehmen besteht. 

Gerade was die finanzielle Grundlage dieser Partei 
betrifft, steht sie nach wie vor unter besonderer 
Kuratel regierungsamtlicher Institutionen. In der Un- 
terrichtung des Deutschen Bundestages zum Bericht 
über die Rechenschaftsberichte 1993 sowie über die 
Entwicklung der Finanzen der Parteien gemäß § 23 
Abs. 5 des Parteiengesetzes (PartG) erklärt die Präsi- 
dentin: 

„In meinem letzten Bericht hatte ich darauf hinge- 
wiesen, daß die Rechenschaftsberichte der PDS so 
eingehend wie bei kaum einer anderen Partei 
geprüft worden sind (vgl. BT-Drucksache IS! 140, 
S. 5f.). Im Rahmen dieser Prüfung sind sowohl die 
UKPV als auch die THA, Direktion Parteivermö- 
gen, mehrfach im Wege der Amtshilfe beteiligt 
worden." (BT-Drucksache 13/4503, S. 20) 

Die Suche nach dem Parteivermögen der SED/PDS 
hat darüber hinaus auch recht eigenartige Formen 
angenommen. Seit dem Frühjahr 1994 wurde eine 
gemeinsame Auslobungsaktion der UKPV und der 
THA gestartet, mit der zunächst nach Vermögens- 
werten des Bereiches KoKo gesucht wurde, aller- 
dings ohne jeden Erfolg. Diese Aktion wurde mit Be- 
schluß der UKPV auch auf das Parteivermögen aus- 
geweitet. Über Zeitungsannoncen wurde eine Son- 
deraktion mit der Überschrift „Gesucht: DDR-Partei- 
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vermögen" mit Zahlung einer Belohnung für ent- 
sprechende Hinweise. Dafür wurden 5 Mio. DM be- 
reitgestellt. Das Ergebnis ist relativ mager. Bis An- 
fang Januar erhielt die UKPV daraufhin insgesamt 
580 Hinweise, von denen 410 als sachdienlich ange- 
sehen wurden. Von der UKPV wurden 233 Hinweise 
durch diese Institution selbst bearbeitet. Nach einge- 
hender Prüfung erhielten 225 keine bzw. keine neu- 
en Erkenntnisse, 8 werden noch bearbeitet. Von den 
177 an andere Behörden übergebenen Hinweisen ist 
fast ein Drittel bisher als ergebnislos abgeschlossen 
worden. Es gab keine Rückführung von Vermögen 
und es wurden bisher auch keine Belohnungen aus- 
gezahlt. 

Der Untersuchungsausschuß stellt daher zurecht fest, 
„daß das bisherige Ergebnis der Auslobungsaktion 
den durch die Vielzahl der Hinweise in der Anfangs- 
phase gehegten Erwartungen nicht entsprochen hat" 
(vgl. Zweiter Teil, C.II.2). Aber derartige Aktionen in 
den Medien tragen zur Diskriminierung der PDS bei. 
Das Schlagwort von den „verschwundenen SED- 
Milliarden " bleibt erhalten. 

Mit dem Vermögen der anderen Blockparteien ver- 
fährt man nicht in gleicher Weise. Trotz des vom Bun- 
destag gegebenen Auftrages blieb diese Thematik 
im Untersuchungsausschuß fast völlig ausgeblendet. 
Nach der informatorischen Anhörung des Vorsitzen- 
den der UKPV, Prof. Dr. Hans-Jürgen Papier, am 
8. Februar 1996 hatte zwar ein Abgeordneter der 
SPD-Fraktion in einem Brief an den Vorsitzenden des 
Ausschusses offengebliebene Fragen mit Bitte um 
Weiterleitung an die UKPV gerichtet. Dabei ging es 
unter anderem darum, daß CDU und F.D.P. noch 
nach dem 1. Juni 1990 aus dem übernommenen Alt- 
vermögen der CDU-Ost bzw. LDPD und NDPD Aus- 
gaben getätigt haben, obwohl das nach Rechtsauf- 
fassung der UKPV nicht statthaft gewesen ist. Es 
wurde die Frage aufgeworfen, ob daraus Forderun- 
gen an die CDU abgeleitet wurden. 

Dazu gab es eine kurze knappe briefliche Antwort 
vom Vorsitzenden der UKPV vom 7. März 1996. Darin 
heißt es - wie später in dem offiziellen Bericht der 
UKPV auch (BT-Drucksache 13/5376, S. 66), „daß 
die Unabhängige Kommission mit Beschluß vom 
29. Mai 1995 zum Altvermögen der CDU der DDR 
und der DBD festgestellt hat, daß Ansprüche gegen 
die Christlich-Demokratische Union Deutschlands 
auf Rückzahlung von Altvermögen der CDU der DDR 
und der DBD aus dem Bereich flüssiger Mittel nicht 
bestehen". In den flüssigen Mitteln, die die CDU 
zum 1. Oktober - also am Tag der „Wiedervereini- 
gung" der Schwesterparteien, nach Pressemeldun- 
gen in Höhe von 26 Mio. DM von der CDU der DDR 
und der DBD übernommen hat, wäre auch Altvermö- 
gen enthalten gewesen. Die CDU aber hat dieses 
rechnerische Altvermögen in der Folgezeit für die 
„zulässige" Tilgung von Altlasten vollständig ausge- 
geben. 

Es hegt auf der Hand, daß auf dieser Grundlage mit 
theatralischer Geste eine offizielle Verzichtserklä- 
rung möglich ist, zumal die Übernahmen der Wirt- 
schaftsbetriebe der Blockparteien am Parteiengesetz 
vorbeilanciert wurden. Nicht nur die SED besaß un- 


ter der Rechtsform „Vereinigungen organisations- 
eigener Betriebe" (VOB) die „Zentrag", bei der CDU 
hieß das gleiche Gebilde „Union", bei LDPD und 
NDPD VOB „Aufwärts" und „National" . Vom Unter- 
suchungsausschuß wurde jedoch der thematische 
Auftrag zur Untersuchung zum Parteivermögen der 
DDR-Blockparteien ad acta gelegt, obwohl es dafür 
nach der Vorlage des offiziellen Berichtes der UKPV 
über das Vermögen der DDR-Parteien noch weiteren 
Ermittlungsbedarf gegeben hätte. Dort heißt es u. a.: 

„Die das Parteivermögen der CDU der DDR bele- 
genden Originalunterlagen haben nicht vollstän- 
dig Vorgelegen. 

Bei einigen Bezirksverbänden fehlten teilweise 
Kontoauszüge und Buchungsbelege. Die sog. 
Grundmittelkartei (bei dem Parteihauptvorstand 
geführte Kartei, in der sämtliche Eigentums- und 
Rechtsträgergrundstücke der Partei erfaßt waren) 
konnte ebenfalls nicht aufgefunden werden. " (BT- 
Drucksache 13/5376, S.15) 

Aber bei den Regierungsparteien sieht der Ausschuß 
keinen weiteren Kontroll- und Prüfungsbedarf, ob- 
gleich das die klassische Aufgabe eines parlamenta- 
rischen Untersuchungsausschusses gewesen wäre. 

Exkurs: Novum Handelsgesellschaft mbH als 
Parteivermögen 

Im Zusammenhang mit seinem Untersuchungsauf- 
trag, Feststellungen über die Unternehmen und Be- 
teiligungen in der DDR zu treffen, die nicht zum 
Bereich KoKo zählten, hat sich der zweite Untersu- 
chungsausschuß in ganz besonderem Maße mit der 
zum Wirtschaftsbereich der Kommunistischen Partei 
Österreichs zählenden Firma Novum Handelsgesell- 
schaft mbH, Berlin (Ost), beschäftigt. Aufgabe war es 
festzustellen, in wessen Eigentum dieses Unterneh- 
men steht, weil es dazu seit 1991 eine Vielzahl von 
Rechtsstreitigkeiten gibt. Er ist dabei von vornherein 
nicht vom Prinzip der Wahrheitsfindung ausgegan- 
gen, sondern hat sich der regierungsoffiziellen Mei- 
nung, den Berichten der UKPV und THA/BvS ange- 
schlossen, daß das Vermögen dieser Handelsgesell- 
schaft dem SED-Parteivermögen zuzurechnen sei. Es 
ging ausschließlich darum, deren Auffassung zu un- 
termauern, zumal im Ergebnis des letzten abge- 
schlossenen Rechtsstreits das VG Berlin am 12. De- 
zember 1996 zugunsten der Novum und gegen die 
Anordnung der treuhänderischen Verwaltung ihres 
Vermögens durch die THA entschieden hat. Es han- 
delt sich um rund 450 Mio. DM. Dementsprechend 
erfolgte auch die Herangehensweise an die Untersu- 
chung sowie die Vernehmung und Anhörung der da- 
zu beschlossenen Zeugen und Anhörpersonen. In 
einem außerordentlich großen Umfang wurde Mate- 
rial beigezogen. Letztlich aber sind auch die Beweis- 
führung und die Diktion des Endberichts zu diesem 
Themenkomplex von der politischen Voreingenom- 
menheit bestimmt worden. 

Im Jahre 1951 war im Ostteil Berlins die Novum Han- 
delsgesellschaft gegründet worden. Sie gehörte zu 
den westlichen Handelsfirmen auf dem Territorium 
der DDR, die unter den Bedingungen des Außenwirt- 
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Schaftsmonopols, einschließlich seines Außenhan- 
delsmonopols, in den vom Ost-West-Konflikt getra- 
genen internationalen Wirtschaftsbeziehungen eine 
spezifische Rolle spielten, die von den Außenhan- 
delsbetrieben (AHB) aufgrund ihres Statusses als 
staatseigene Betriebe nicht wahrgenommen werden 
konnten. Diese waren Absatz- und Bezugsorgane der 
VEB und der später gebildeten Kombinate und in das 
zentrale Leitu ngs- und Planungssystem integriert, 
wobei wegen der Nicht-Konvertibilität der Währung 
der DDR die Valutabeziehungen den dafür vom Staat 
beauftragen Banken oblagen. Die Novum als auslän- 
dische Firma vertrat österreichische Unternehmen, 
hatte aber auch schon seit 1953 die Handelsvertre- 
tung für den Schweizer Chemiekonzern Ciba Geigy 
AG inne. Die staatlichen Vertreterorganisationen 
wurden erst Ende der 60er Jahre, die Unternehmen 
des KoKo-Bereiches im Jahre 1966 gebildet. Der Ko- 
Ko-Bereich übernahm mit dem Aufbau eines Netzes 
von Unternehmen im Rahmen der verstärkten Han- 
delstätigkeit der DDR immer mehr die Funktion der 
Devisenerwirtschaftung für geplante Importe und 
Aufnahme der Kredite. Er trat damit gleichzeitig in 
Konkurrenz zu den im Staatsgebiet der DDR tätigen 
Vertreterfirmen, so auch zur Novum, wenn es um die 
im internationalen Handel üblichen Provisionszah- 
lungen ging. Der Außenhandelsumsatz der DDR war 
in Valutamark von 1950 mit 3,7 Mrd. über 1970 mit 
39,6 Mrd. auf 120 Mrd. im Jahre 1980 gestiegen. 

Die besonderen Beziehungen der zum Wirtschafts- 
apparat der KPÖ gehörenden Novum zum Partei- 
apparat der SED ergaben sich in erster Linie aus der 
mit dem Außenhandelsmonopol verfolgten politi- 
schen Zielstellung der SED-Führung und des Staa- 
tes, den Ausbau der sozialistischen Wirtschaft vor 
dem Ökonomischen Eindringen der westlichen Staa- 
ten zu schützen, verbunden mit dem gleichzeitigen 
Bestreben, an den internationalen weltwirtschaft- 
lichen Beziehungen verstärkt teilzuhaben. Bei der 
Gemeinsamkeit in weltanschaulichen Positionen bot 
eine Firma wie die Novum eher eine Gewähr für die 
Durchsetzung dieser Ziele als andere westliche Ver- 
treterfirmen. Daraus läßt sich auch schlußfolgern, 
daß sich eine gemischte Wirtschaftskommission SED/ 
KPÖ 1972/1973 mit der Frage der Provisionsteilung 
zwischen den DDR-Vertreterfirmen wie Transinter 
und mit den KPÖ-Unternehmen, hauptsächlich mit 
Novum, beschäftigte (vgl. Protokoll Nr. 43, S. 9). Be- 
streben war es, gemeinsame Vereinbarungen und 
Maßnahmen zum gegenseitigen Vorteil zu treffen. 
Wenn die Novum eine der SED zugehörige Firma 
wäre, würden solche Verhandlungen mit der KPÖ 
jeglicher Grundlage entbehren. 

Den wesentlichsten Streitpunkt über die Eigentums- 
zugehörigkeit der Novum bilden die Treuhanderklä- 
rungen der Novum zugunsten der zum Eigentum der 
SED zählenden Zentrale Druckerei-, Einkaufs- und 
Revisionsgesellschaft mbH (Zentrag). Die UKPV hat 
in einem Schreiben vom 26. November 1991 an 
die THA festgestellt, daß die Gesellschafter der 
Novum nur Treuhänder waren, was u. a. aus der 
Treuhanderklärung der Alleingesellschafterin Rudol- 
fine Steindling zugunsten der SED-eigenen Firma 
Zentrag vom 16. März 1978 hervorgeht und deshalb 


die Novum Handelsgesellschaft mbH gemäß den 
Regelungen der §§ 20a und b PartG-DDR der treu- 
händerischen Verwaltung unterliegt (vgl. Zweiter 
Teil, B.II.3.a). Dies geschah mit den Unterstellungs- 
bescheiden vom 14. Januar 1992. Dagegen haben die 
Novum und die Gesellschafterin Rudolfine Steindling 
Widerspruch eingelegt, der zunächst abgelehnt wur- 
de. Frau Steindling hat am 19. Februar 1992 an Eides 
statt erklärt, daß sie die Geschäftsanteile an der 
Novum treuhänderisch für die KPÖ halte. Die Treu- 
handerklärungen gegenüber der Zentrag seien 
Scheinerklärungen gewesen und hätten anderen 
Zwecken gedient. Die Novum sei von Österreichern 
im Auftrag der KPÖ und mit von der KPÖ zur Verfü- 
gung gestelltem Kapital gegründet worden, um zu- 
nächst eine Verbindungsstelle für die im Handel mit 
der DDR tätigen, in Österreich ansässigen Firmen 
der KPÖ zu sein. Die Gewinne seien immer an die 
KPÖ abgeflossen. Die Novum und ihre Gesellschafte- 
rin hatten deshalb gegen die Bescheide von 1992 in 
der Gestalt der Widerspruchsbescheide vom 28. Au- 
gust 1992 beim Verwaltungsgericht geklagt. 

Der Untersuchungsausschuß hat versucht, Belege zu- 
sammenzutragen, die nach seiner Auffassung die 
Feststellungen der UKPV und der THA/BvS stützen. 
Dazu zählen die im Verlaufe von 30 Jahren abgege- 
benen neun notariell beglaubigten Treuhanderklä- 
rungen der Gesellschafter der Novum zugunsten der 
Zentrag. Der Untersuchungsausschuß verweist au- 
ßerdem auf einige wiedersprüchliche Dinge, die mit 
dem Bau eines Bürogebäudes für die Novum in Ber- 
lin Zusammenhängen, unterstellt dem Zeugen Dr. 
Gerhard Beil Unglaubwürdigkeit, weil seine Aussa- 
gen vor dem VG Berlin und vor dem Untersuchungs- 
ausschuß „nahezu wörtlich identisch waren", ver- 
sucht den Zeugen abzuwerten, weil er nach der Wen- 
de für die Firmen Novum und Krupp tätig war. 
Zugleich wird die seit 1985 eingeführte Arbeitsord- 
nung und die Betriebsnummer als Beleg für Volks- 
eigentum aufgezählt, während solch wichtige Fakten 
für direkte Unternehmensbeziehungen wie „Mittel- 
abflüsse auf SED-Konten" nicht festgestellt werden 
konnten. 

Letztendlich kommt der Untersuchungsausschuß 
zum Ergebnis, „daß zwischen der Novum und der 
DDR ein Verhältnis bestand, das über die normalen 
Geschäftsbeziehungen eines Unternehmens einer 
kommunistischen Bruderpartei mit der DDR hinaus- 
geht", Dies bestärkt ihn in der Auffassung, daß die 
Novum ein SED-Unternehmen und nicht eines der 
KPÖ war. 

Dieser Auffassung mit den gegebenen spekulativen 
Auffassungen kann sich der Berichterstatter der 
Gruppe der PDS nicht anschließen. Sie können nicht 
ernsthaft das vom VG Berlin am 12. Dezember 1996 
ergangene Urteil in Zweifel ziehen. Dessen mehr als 
200 Seiten umfassende Begründung, wonach eine 
Verbundenheit der Novum zur Zentrag nicht festge- 
stellt werden konnte und die Bescheide der THA 
über die treuhänderische Verwaltung des Vermögens 
der Novum deshalb aufzuheben seien, ist durch die 
umfangreiche Beweisaufnahme mit zahlreichen vor- 
gelegten Dokumenten, überwiegend aus Bereichen 
der SED und der Staatsführung der DDR, die für 
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Wirtschaft und außenpolitische Verbindungen zu- 
ständig waren, sowie den Aussagen von 42 Zeugen 
nachvollziehbar. In der Begründung heißt es: 

„ Übereinstimmende, auf den Abschluß eines Treu- 
handverhältnisses zugunsten der Zentrag bzw. 
SED gerichtete Willenserklärungen konnten je- 
doch weder in ausdrücklicher noch in - durch ei- 
nen entsprechenden praktischen Vollzug doku- 
mentierter - konkludenter Form festgestellt wer- 
den . . . 

Ausschlaggebend für die Entscheidung des Ge- 
richtes waren somit die große Anzahl authenti- 
scher, in die gleiche Richtung weisender Zeitdoku- 
mente, die große Anzahl in wesentlichen Punkten 
übereinstimmender Zeugenaussagen und insbe- 
sondere der weitgehende Einklang von Zeitdoku- 
menten und Zeugenaussagen. " 

Der Bericht des Untersuchungsausschusses zum The- 
menkomplex Novum Handelsgesellschaft mbH folgt 
in seiner Diktion vollständig der Argumentation der 
BvS, die diese in der Auseinandersetzung mit der 
Novum verwendet. Er läßt die Urteile des VG Berlin 
vom 12. Dezember 1996 zur Aufhebung des Beschei- 
des der THA vom 14. Januar 1992 in der Gestalt der 
Widerspruchsbescheide vom 28. August 1992 mit sei- 
ner ausführlichen Begründung mit Ausnahme eines 
Hinweises darauf (vgl. Zweiter Teil, B.II.3.b)aa) fast 
völlig außer acht. Aufgrund einer vorgefaßten Mei- 
nung werden alle eine andere Aussage zulassenden 
Fakten im Bericht relativiert und die, aus der sich 
eine eventuelle Zugehörigkeit zur SED ableiten lie- 
ße, verallgemeinert und überhöht. Da der Rechts- 
streit durch Berufung beim OVG Berlin anhängig ist, 
fragt sich darüber hinaus, ob es für einen Unter- 
suchungsausschuß angezeigt ist, derart massiv und 
einseitig in ein schwebendes Verfahren einzugreifen. 

d) Widerrechtliche Verwendung des Partei- 
vermögens 

Entsprechend dem Einigungsvertrag soll das Vermö- 
gen, soweit es nachweislich nach materiell -rechts - 
staathchen Grundsätzen im Sinne des Grundgesetzes 
erworben wurde, aus der treuhänderischen Verwal- 
tung an die früher Berechtigten oder deren Rechts- 
nachfolger zurückgeführt werden. Soweit dies nicht 
möghch ist, ist das Vermögen zugunsten gemeinnüt- 
ziger Zwecke, insbesondere für die der wirtschaft- 
lichen Umstrukturierung in den neuen Bundeslän- 
dern, zu verwenden. Diese letztgenannten Bestim- 
mungen zur Verwendung des Vermögens der Partei- 
en und Massenorganisationen wurden von den dazu 
beauftragen Institutionen bisher nicht nur ungenü- 
gend befolgt, sondern sie werden vor allem durch 
andere hoheitsrechtliche Maßnahmen systematisch 
übergangen. 

Die PDS ist diesen im Einigungsgesetz verankerten 
Grundsätzen bereits schon weitaus früher nachge- 
kommen, was in keinem offiziellen Dokument der 
Bundesrepubhk Deutschland einer Erwähnung wür- 
dig war. Der neue Parteivorstand hat nach der ersten 
Sichtung der finanziellen Bankguthaben und Kas- 
se nbestände zum 31. Dezember 1989 im Zeitraum 
vom 9. Februar bis 20. Februar 1990 aus den nicht 


verbrauchten Zuführungen aus dem Staatshaushalt 
bis zum Jahre 1984 an den Staatshaushalt 3,041 Mrd. 
Mark/DDR abgeführt. Für deren Verwendung wurde 
eine detaillierte Liste auf gestellt, die vor allem den 
sozialen Bereich, aber auch die Gebiete Wissen- 
schaft, Bildung und Kultur betreffen sollten. Inwie- 
fern die Überweisungen durch den Ministerrat für 
die einzelnen vorgeschlagenen Zweckbestimmungen 
und Projekte erfolgt sind, ist nicht bekannt. Ganz offen- 
sichthch ist aber, daß z. B. die für die Rekonstruktion 
des denkmalgeschützten Kinos „Babylon" in Berlin 
vorgesehenen 5,0 Mio. Mark ihr Ziel nicht erreicht 
haben, denn es ist bis heute nicht rekonstruiert. 

Die BvS hat dem Untersuchungsausschuß am 4. Fe- 
bruar 1998 einen Bericht über Einnahmen und Aus- 
gaben im Rahmen der Gesamtabwicklung des Ver- 
mögens der Parteien und Massenorganisationen der 
ehemaligen DDR zugesandt. Danach konnte die 
THA erst im Verlaufe des Jahres 1991 die Verfü- 
gungsmacht über Kontoguthaben, Immobilien und 
Unternehmen der Parteien und Massenorganisatio- 
nen erlangen und durch Hoheitsakt den überwiegen- 
den Teil der Guthaben ab September 1991 auf eigene 
Konten transferieren. 

Die Bilanz aber ist erschreckend. Den Gesamtein- 
nahmen von 2,640 Mrd. DM stehen verbrauchte Aus- 
gaben in einer Größenordnung von 945 Millionen, 
d. h. fast einer Milliarde DM gegenüber. Bei Betrach- 
tung der einzelnen Kostenarten wird deutlich, daß 
die institutionelle Suche nach dem Parteienvermögen 
nicht nur eine Arbeitsbeschaffungsmaßnahme und 
lukrative Einnahmequelle für regierungstreue Be- 
amte und Angestellte, Wirtschaftsprüfer und Gutach- 
ter gewesen ist, sondern eine Verschwendung von 
Vermögen in einer unverhältnismäßigen Größenord- 
nung und im Gegensatz zu der ständig vom BMF ge- 
forderten „Beachtung der Grundsätze der sparsamen 
und wirtschaftlichen Haushaltsführung" stand. Die 
Kosten für Sachverständige und Wirtschaftsprüfer 
betrugen 20 Mio. DM, für den Personal- und Sach- 
aufwand der THA/BvS 30 Mio. DM, für die Berater 
zehn Mio. DM, für die Geschäftsführer und Liquida- 
toren der von der BvS zu betreuenden Unternehmen 
der Parteien- und Massenorganisationen 14 Mio, DM, 
die Rechtskosten für die diversen Streitigkeiten 
14 Mio. DM und die Kosten der Bewirtschaftung der 
Immobilien des Sonderfonds - der betreuende Immo- 
bilienbestand belief sich auf insgesamt 5 500 Liegen- 
schaften - auf 81 Mio. DM, wobei es z. B. für den Ab- 
zug der Kosten für Personal und Sachaufwand der 
THA/BvS keine gesetzliche Grundlage gibt. 

Die Verwendung entsprechend der Vorgaben des Ei- 
nigungsvertrages und der dazu im Februar 1994 ab- 
geschlossenen Verwaltungsvereinbarung zwischen 
der THA und den neuen Bundesländern sowie dem 
Land Berlin ist dagegen mehr als dürftig. Von dem 
zur Verfügung stehenden Saldo in Höhe von 
1 695 Mio. DM wurden bisher 763 Mio. DM, d. h. ge- 
rade mal 45%, für gemeinnützige Zwecke einge- 
setzt. Davon erhielt die Kulturförderung 250 Mio. DM, 
die Forschungsförderung 150 Mio. DM und die 
Kunstförderung 3 Mio. DM. Rund 250 Mio. DM wur- 
den dem Konsolidierungsfonds als Kapitalausstat- 
tung überwiesen. 
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Die zögerliche Verwendung des Vermögens der Par- 
teien und Massenorganisationen der DDR entspre- 
chend der Zielstellung im Einigungsvertrag hat sei- 
nen Grund. Am 6. März 1997 trat das Gesetz zur 
Regelung der Altschulden für gesellschaftliche Ein- 
richtungen - Altschuldenregelungsgesetz - in Kraft 
(BGBl. 1997, I, S. 434). Darin ist die Verwendung des 
Vermögens der Parteien- und Massenorganisationen 
neu geregelt. Von 1998 bis 2004 sollen 735 Mio. DM 
an den Erblastentilgungsfonds zur Abdeckung des 
Zins- und Tilgunsdienstes der kommunalen Altschul- 
den in den neuen Ländern eingesetzt werden. Bereits 
im vergangenen Jahr wurde dieses Gesetz wirksam, 
wonach 6,25 Mio. DM zur Förderung des Denkmal- 
schutzes im Beitrittsgebiet ausgeschüttet wurden. 
Für diesen Zweck sind in den nächsten Jahren weite- 
re 50 Mio. DM vorgesehen. 

2. Zur Privatisierung von Unternehmen 
der ehemaligen DDR durch die THA/BvS 

Die Aufgabe des Untersuchungsausschusses zur Pri- 
vatisierung der ostdeutschen Unternehmen war be- 
grenzt auf die Frage, ob die THA/BvS bei der Privati- 
sierung volkswirtschaftliche Kriterien berücksichtigt 
und die Grundsätze der sparsamen und wirtschaftli- 
chen Haushaltsführung ausreichend beachtet hat. 
Wie aus dem Verlauf der Untersuchung, den Feststel- 
lungen und Fakten ersichtlich wurde, ist eine Ant- 
wort darauf nur im Zusammenhang mit einer grund- 
legenden Auseinandersetzung mit der von der Bun- 
desregierung betriebenen Privatisierungspolitik zu 
geben. Es geht dabei nicht schlechthin nur um Feh- 
ler, welche die Bundesregierung im Rahmen der 
Privatisierungspolitik gemacht hat, sondern um die 
generelle Ausrichtung der Vereinigungspolitik der 
Regierung auf die Unterordnung des wirtschaftlichen 
Potentials Ostdeutschlands unter die ökonomischen 
und politischen Bedürfnisse der alten Bundesrepu- 
blik Deutschland. Die politischen und rechtlichen 
Rahmenbedingungen waren so angelegt, daß sie auf 
eine Enteignung des Staatseigentums zugunsten der 
Besitzenden der Bundesrepublik Deutschland ziel- 
ten, zugleich aber auch dem Verschleudern von 
DDR- Vermögen mit offiziellen Regelungen und kri- 
minellen Machenschaften Tür und Tor öffneten. 

a) Die Privatisierung der ostdeutschen Unter- 
nehmen durch die THA/BvS 

Über die THA und ihre Politik ist viel geschrieben 
worden, kaum etwas über deren Nachfolgeorgani- 
sation Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Son- 
deraufgaben. Dies liegt auf der Hand, denn nach 
viereinhalb Jahren „großartiger Managementlei- 
stung" der THA war ihr Kernauftrag abgeschlossen, 
die Wiederherstellung einer sozialökonomischen 
Ordnung westdeutscher Prägung im Osten Deutsch- 
lands. Der BvS verblieben im wesentlichen die Nach- 
wehen dieser Geburt. In einer Untersuchung zur 
THA im politischen System der Bundesrepublik 
Deutschland heißt es: 

„Die Treuhandgesellschaft war nicht nur Teil der 
Regierung, sondern auch der Wirtschaft. Deshalb 
kann die Frage nach ihrer politischen Steuerung, 


Kontrolle und Verantwortungsstruktur nicht auf 
den engeren Bereich von Regierung und Verwal- 
tung begrenzt bleiben. ... Ihre eigentliche Aufga- 
be bestand darin, das Regelsystem der sozialen 
Marktwirtschaft, so wie es sich in der Bundes- 
republik Deutschland über 40 Jahre herausgebil- 
det hat, auf die neuen Bundesländer zu über- 
tragen." {Treuhandanstalt, Dokumentation 1990 
bis 1994,Bd.l2, S.1065) 

Dies entsprach auch den Vorstellungen der Re- 
gierenden in der Bundesrepublik Deutschland über 
Übergangsregelungen zur Transformation Ost- 
deutschlands seit der Nachkriegszeit, die vor Jahr- 
zehnten schon entwickelt wurden. Bereits 1954 hatte 
das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen 
über Diskussionen im Forschungsbeirat für Fragen 
der Wiedervereinigung, Bonn und Berlin, zu Proble- 
men der Eigentumsverhältnisse nach der Wiederver- 
einigung berichtet: 

„Im engen Zusammenhang mit der Gestaltung der 
Eigentumsverhältnisse ergab sich die Einsicht, daß 
jedenfalls für eine Übergangszeit die Einsetzung 
von Treuhändern in weitem Umfang notwendig 
werden würde. Die Ausgestaltung der Befugnisse 
dieser Treuhänder, auf deren Entschlußfähigkeit 
und Arbeitsmöglichkeit es gerade in der Über- 
gangszeit viel ankommt, die Auswahl der geeigne- 
ten Persönlichkeiten, die Frage, wer die Bestellun- 
gen vorzunehmen habe, bildeten wichtige Punkte 
der Erörterungen." (Erster Tätigkeitsbericht des 
Forschungsbeirates für Fragen der Wiedervereini- 
gung Deutschlands, Bonn 1954, S. 14) 

Am 16. Dezember 1960 wurde vom Plenum dieses 
Forschungsbeirates ein Dokument mit dem Titel vor- 
gelegt „Empfehlung zur Einfügung der Industriebe- 
triebe der SBZ in die nach der Wiedervereinigung zu 
schaffende im Grundsatz marktwirtschaftliche Ord- 
nung". In diesem waren für eine „Obere Behörde" 
schon Treuhandaufgaben festgelegt, z. B. die, daß 
die nach dem 8. Mai 1945 aus Mitteln des Staats- 
haushaltes geschaffenen Betriebe verkauft werden 
können. 

So weitsichtig die Restauration der ökonomischen 
und politischen Machtverhältnisse für den anderen 
Teil Deutschlands von den Regierenden und den Ver- 
tretern der Wirtschaftsverbände auch geplant war, so 
wenig gelang es, für die Zeit nach der Wiedervereini- 
gung der beiden deutschen Staaten eine politische 
Strategie der Integration der ostdeutschen Ökonomie 
zu entwickeln, die eine eigenständige wirtschaftliche 
und soziale Entwicklung in Ostdeutschland ermög- 
licht hätte. Die rasche Privatisierung durch die THA 
als „Jahrhundertaufgabe" war einzig auf die Restau- 
ration kapitalistischer Eigentumsverhältnisse west- 
deutscher Prägung ausgerichtet. Sie hat die neuen 
Bundesländer zum Anhängsel der westdeutschen 
Wirtschaft und Politik degradiert. Damit ist seit Jah- 
ren ein weiterhin klaffender ökonomischer Rück- 
stand gegenüber dem früheren Bundesgebiet ver- 
bunden. Er wirkt sich zunehmend als gewichtiges 
Problem auch auf das frühere Bundesgebiet aus. 

Die BvS, seit dem 1. Januar 1995 wichtigste Nach- 
folgeorganisation der THA neben den drei anderen 
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geschaffenen Institutionen - der Beteiligungs-Mana- 
gement-Gesellschaft Berlin mbH (BMGB), der Lie- 
genschaftsgesellschaft der Treuhandanstalt mbH 
(TLG) und der Bodenverwertungs- und Verwaltungs- 
gesellschaft mbH (BVVG) - hat dem Untersuchungs- 
ausschuß Angaben über ihre und die Tätigkeit der 
THA übermittelt. Danach wurden bis zum 31. De- 
zember 1994 von der THA 15 102 Unternehmen und 
Unternehmensteile privatisiert, davon 2 983 durch 
Management-Buy-Out/Management-Buy-In (MBO/ 
MBI). 1 508 000 Arbeitsplätze sollten dadurch erhal- 
ten oder geschaffen werden. Es gab 10 862 Repriva- 
tisierungsanträge. Für 3 718 Unternehmen wurde 
die Liquidation eingeleitet. Die BvS setzte die Aufga- 
ben der Privatisierung, des Vertragmanagements 
und der Abwicklung von Unternehmen der THA fort. 
Sie hatte zum 31. Dezember 1997 40 865 Privatisie- 
rungsverträge in ihrem Vertragsmanagement zu be- 
treuen. Sie betreffen 11377 Unternehmen, 25 790 
Liegenschaften sowie 3 698 sonstige Verkäufe. Die 
Verträge enthalten insgesamt 889 988 Arbeitsplatzzu- 
sagen. 

Diese nackten Zahlen sagen kaum etwas über die 
Qualität der ostdeutschen Wirtschaftsstruktur aus, 
die damit erreicht wurde. Noch im Treuhandgesetz 
vom 17. Juni 1990 stand zur Konkretisierung des Auf- 
trages der Vermögensübertragung durch Privatisie- 
rung § 3 Abs. 4, daß die THA die Strukturanpassung 
der Wirtschaft an die Erfordernisse des Marktes zu 
fördern hätte, indem sie insbesondere auf die Ent- 
wicklung sanierungsfähiger Betriebe zu wettbe- 
werbsfähigen Unternehmen und deren Privatisie- 
rung Einfluß nimmt. Auch von einer „zweckmäßigen 
Entflechtung von Unternehmensstrukturen" war 
noch die Rede (GBl. 1990, I, S. 300). Nach den Vor- 
stellungen des ehemaligen Präsidenten der THA, 
Detlev Karsten Rohwedder, sollte durch die THA in 
den neuen Bundesländern sogar eine Wirtschafts- 
struktur entstehen, die der bundesdeutschen ent- 
spricht, die aber möglichst „noch kompetitiver, diver- 
sifizierter und internationaler als im westlichen Teil 
Deutschlands" ist (Wirtschaftswoche, Nr. 48 vom 
23. 11. 1990). 

Nichts dergleichen hat sich mit der Privatisierung 
von Unternehmen der ehemaligen DDR durch die 
THA/BvS ergeben. Nach dem Einigungsvertragsge- 
setz vom 18. September 1990 wurde die THA als An- 
stalt des öffentlichen Rechts dem Bundesminister der 
Finanzen unterstellt und damit reinen fiskalischen 
Gesichtspunkten untergeordnet. Der radikalen Stra- 
tegie einer überhasteten Privatisierung des DDR-Ver- 
mögens stand nichts mehr im Wege. Es ging nun- 
mehr um möglichst schnelle „Erlöse", „um die öffent- 
lichen Haushalte vor unkalkulierbaren Risiken zu 
schützen", und nicht so sehr um die Herstellung 
wettbewerbsfähiger Wirtschaftsstrukturen. 

Die Ergebnisse dieser verfehlten Politik sind sichtbar. 
Fast acht Jahre nach dem Beginn der Transformation 
der Eigentumsverhältnisse durch die THA/BvS ran- 
giert die ostdeutsche Region als ein besonderes deut- 
sches Wirtschaftsgebiet mit deutlich geringerem Pro- 
duktions-, Produktivitäts- und Einkommensniveau 
gegenüber Westdeutschland. Eine der wesentlichen 
Ursachen dafür ist die mit der Privatisierung in Ost- 
deutschland entstandene Wirtschafts- und Unterneh- 


mensstruktur. Sie weist erhebliche Mängel auf. Die 
Zerstückelung, Segmentierung und Liquidierung der 
anfänglich der THA unterstellten rund 8 000 in Ka- 
pitalgesellschaften umgewandelte ehemalige Kombi- 
nate, Betriebe und Einrichtungen mit rund 4 Mio. Be- 
schäftigten bedingte ein hohes Defizit an Großbetrie- 
ben ohne Perspektive auf Überwindung rückständi- 
ger Industriestrukturen. Es fehlten damit die Voraus- 
setzungen für das Entstehen innovativer Produkti- 
ons- und Zuliefernetze in den ostdeutschen Regio- 
nen, auch als Grundlage einer internationalen Kon- 
kurrenzfähigkeit. Die wenigen noch existierenden 
Großunternehmen sind Eigentum westdeutscher und 
ausländischer Investoren, Anhängsel von Konzernen 
ohne eigenständige Produktions-, Forschungs-, Ent- 
wicklungs- und Verwaltungszentren. Mit der Domi- 
nanz von Klein- und Kleinstbetrieben, die zwar eine 
dynamische Entwicklung aufweisen, aber unter Ei- 
genkapitalmangel leiden und eine unzureichende 
Leistungsfähigkeit besitzen, ist die weiterhin wach- 
sende Kluft zwischen Ost und West nicht zu behe- 
ben. Ein Ende der Auseinandersetzungen um Höhe 
und Art des West-Ost-Finanztransfers ist nicht abzu- 
sehen. 

b) Rechtliche Konstruktionen für die Privatisierung 
- die Rechts- und Fachaufsicht des BMF 
und ihre Handhabung 

Die THA besaß eine autoritäre Entscheidungsvoll- 
macht. Sie agierte, wie Helmut Schmidt sagte, als 
eine „für die Landesregierungen und die Landtage 
aller östlichen Bundesländer ... überaus mächtige ... 
Nebenregierung“ (Schmidt, H., S. 32). Dies konnte 
sie aufgrund einer rechtlichen Konstruktion, die ihr 
eine weitgehende Unabhängigkeit und eigenes Er- 
messen zum Handeln überließ. 

Der Untersuchungsausschuß „Treuhandanstalt" der 
12. Wahlperiode hat sich damit hinreichend beschäf- 
tigt (vgl. BT-Drucksache 13/8404, S. 46f.). Er verweist 
darauf, daß die THA als Anstalt der öffentlichen 
Rechts „als ein organisationsrechtliches Gebilde zur 
Gewährleistung einer gewissen Selbständigkeit und 
Weisungsfreiheit bei der Erfüllung bestimmter Auf- 
gaben angesehen“ wird, der Staat in einer Funk- 
tionsverantwortung verbleibt. Der THA wurden Ent- 
scheidungen übertragen, die „im weiten Feld des 
Ermessens “ liegen. 

Gesetzlich ist die Rechts- und Fachaufsicht über die 
THA gewährleistet. Sie obliegt dem Bundesminister 
der Finanzen, der die Fachaufsicht im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Wirtschaft und dem je- 
weils zuständigen Bundesminister wahrnimmt. Die- 
ser hat sich aber angesichts der Aufgabenstellung 
der THA nur auf das „Konzept einer mittelbaren, ab- 
gestuften Aufsichtsführung“ beschränkt und seine 
Vorgaben „vor allem auf Vorgänge von grundsätz- 
licher Bedeutung und finanzieller Tragweite“ kon- 
zentriert. 

Im Verlaufe der Untersuchung des Untersuchungs- 
ausschusses wurde deutlich, daß die THA ihren Ent- 
scheidungsspielraum bei der Privatisierung, Sanie- 
rung und Abwicklung ostdeutscher Betriebe weitest- 
gehend im Interesse westdeutscher Großunterneh- 
men und politischer Ambitionen genutzt hat - wie im 
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Falle BW AG, Kali und Salz und Leuna/Minol. 
Gleichzeitig aber waren die Kontrollmechanismen 
über die Tätigkeit dieser Institution nicht nur einge- 
schränkt, es wurden selbst die begrenzten Möglich- 
keiten durch das BMF nicht ausgeschöpft. 

Bereits am 17. September 1993 hatte der Bundes- 
rechnungshof in seinen Bemerkungen zur Haushalts- 
und Wirtschaftsführung festgestellt: 

„Das Bundesministerium hat für die Wahrneh- 
mung der Rechts- und Fachaufsicht auf wichtigen 
Feldern erforderliche eigene Erhebungen nicht 
durchgeführt, notwendige Zustimmungsvorbe- 
halte nicht rechtzeitig und nicht im ausreichendem 
Umfang erlassen und die Beachtung seiner Wei- 
sungen nicht überwacht. ... Durch den praktisch 
völligen Verzicht auf eigene Aufsichtsprüfungen 
und Vollzugsüberwachung hat sich das Bundesmi- 
nisterium der Notwendigkeit entzogen, eigene Er- 
kenntnisse über die Leistungsfähigkeit der Ent- 
scheidungs- und Kontrollverfahren in der Praxis 
der THA zu gewinnen." (BT-Drucksache 12/5650, 
S. 55 und 57) 

Diese Situation hat sich in den folgenden Jahren 
nicht verändert. Dem Verschleudern von DDR-Ver- 
mögen und der angewachsenen Vereinigungskrimi- 
nalität wurde völlig unzureichend nachgegangen. 
Dies hängt sicher danüt zusammen, daß sich die 
THA/BvS als Funktionsträger ökonomischer und 
politischer Machtinteressen voll bewußt war, mit ei- 
ner zentralistischen Führung ausfüllte und gegen- 
über dem BMF als eigenmächtige Instanz auch be- 
hauptete. In einem Brief an die Direktoren und Leiter 
der Geschäftsstellen und Niederlassungen schrieb 
die damalige Präsidentin der THA, Birgit Breuel, am 
16. Dezember 1993: 

„In bestimmten Einzelfällen mag es dem Bundes- 
finanzminister sachgerecht erscheinen, zu einem 
geeigneten Zeitpunkt Entscheidungen an sich zu 
ziehen und Weisungen zu erteilen. ... Der Vor- 
stand wird jeweils prüfen, ob und wie die Weisung 
umgesetzt werden kann. In Zweifelsfällen wird der 
Vorstand diese mit dem Bundesminister der Finan- 
zen klären (, Remonstration')." (Treuhandanstalt, 
Dokumentation 1990-1994, Bd. 10, S. 889) 

Diese Fragen rechtlich gegebener Möglichkeiten 
sind von Bedeutung angesichts der Tatsache, daß die 
Privatisierung der ostdeutschen Wirtschaft durch 
THA und BvS nach Angaben ihres jetzigen Präsiden- 
ten, Günter Himstedt, insgesamt 250 Mrd. DM geko- 
stet habe (Pressemitteilung vom 24. November 1997). 
Die wirtschaftlichen Schäden durch kriminelle Ma- 
chenschaften - Gesamtvolumen deliktisch angerich- 
teter und nicht wiedergutgemachter Schäden ohne 
die Bereiche Transferrubel und Währungsumstellung 
- werden von ihm mit bisher ca. 350 Mio. DM bemes- 
sen. Sicher ist letztere Summe angesichts der schon 
in der Öffentlichkeit bekannten Fälle viel zu niedrig 
angegeben. Dem stehen lediglich elf rechtskräftige 
Verurteilungen gegenüber. Die ZERV hat der Auf- 
deckung und Verfolgung der vereinigungsbedingten 
Wirts chaftkriminalität zuwenig Aufmerksamkeit ge- 
schenkt, da sie mehr mit der „Regierungskriminali- 
tät" der ehemaligen DDR beschäftigt war. 


Die vom Untersuchungsausschuß recherchierten Pri- 
vatisierungsvorgänge machen vor allem deutlich, 
wie eng die rechtlich legale Privatisierungspolitik der 
THA/BvS zugunsten der marktbeherrschenden west- 
deutschen Konzerne mit vielfältigen kriminellen Am- 
bitionen verquickt ist. Aufgrund von Strafanzeigen 
der THA/BvS selbst wurden nach Mitteilung der 
BvS an den Untersuchungsausschuß vom 11. Februar 
1998 in 89 Vorgängen von der Stabsstelle für Beson- 
dere Aufgaben Ermittlungsverfahren gegen Investo- 
ren wegen Untreue, Verdachts auf Betrug, Bestech- 
lichkeit und sonstiger Delikte eingeleitet. 

Als emplarischer Fall steht dafür Metallurgiehandel/ 
Thyssen: 

Mit der Abwicklung ehemaliger volkseigener Betrie- 
be als eine Hauptaufgabe der THA sollten vorhan- 
dene Vermögenswerte eines Unternehmens ver- 
äußert werden, um aus dem erzielten Erlös die Ver- 
bindlichkeiten zu bereinigen und einen Überschuß 
an die Gesellschafter zu verteilen. Firmen des Be- 
reichs KoKo wurden generell und die ehemaligen 
Außenhandelsbetriebe (AHB) ab 1991 nicht priva- 
tisiert, sondern als Finanzvermögen dem BMF über- 
tragen, dem Zuständigkeitsbereich der THA zuge- 
schrieben und mußten abgewickelt werden. In be- 
sonderen Fällen erfolgte diese Abwicklung über 
„Geschäftsbesorgungsverträge", d. h. auf Grundlage 
einer Vereinbarung über die „selbständige Tätigkeit 
wirtschaftlichen Charakters im Interesses eines an- 
deren, die innerhalb einer fremden Interessensphäre 
vorgenommen wird" . 

Dies traf auf die Metallurgiehandel GmbH i. L. zu. 
Diese Gesellschaft war aus dem staatlichen Stahlhan- 
delsunternehmen „Metallurgiehandel VE Außen- 
und Binnenhandelsbetriebe der DDR" hervorgegan- 
gen, das bis 1990 den Außen- und Binnenhandel der 
DDR mit metallischen Rohstoffen und metallurgi- 
schen Erzeugnissen betrieb. An diesem Unterneh- 
men mit einzigartiger Monopolstellung und vielen 
Geschäftsverbindungen zeigte Europas mächtigster 
Stahlkonzern, die Thyssen AG, größtes Interesse. 
Seine Handelsgesellschaft, die Thyssen-Handelsuni- 
on AG - 1996 mit 18,2 Mrd. DM Umsatz am Gesamt- 
umsatz der Konzerns immerhin mit 43 % beteiligt, 
vereinnahmte zunächst schrittweise diese DDR- 
Handelsgesellschaft, im Frühjahr 1990 mit der Grün- 
dung einer gemeinsamen Tochtergesellschaft, der 
Thyssen-Schulte Werkstoff- und Metallurgiehandel 
GmbH (TSW) über die Erhöhung der Kapitalbetei- 
ligung bis zum völligen Erwerb am 21. Dezember 
1990. Über verschiedene Vereinbarungen übernahm 
Thyssen von Metallurgiehandel u. a. das bewegliche 
Sachanlagevermögen, die Metallurgiehandel-Haupt- 
verwaltung in der Brunnenstraße im Zentrum Berlins 
sowie verschiedene Beteiligungen. Am gleichen Tag 
übertrug die THA mit Treuhand- und Geschäftsbe- 
sorgungsvertrag die Abwicklung von Metallurgie- 
handel auf die dazu gegründete Thyssen-Handel 
Berlin GmbH. Diese Gesellschaft sollte auf Rechnung 
der THA - abhängig vom Abwicklungsgewinn aber 
mindestens für 5 Mio. DM jährlich - die Metallurgie - 
handel GmbH bis 1995 liquidieren. 

Bei einer Sonderprüfung der THA-Prüfgruppe Au- 
ßenhandelsbetriebe, bei der es um Rückführung von 
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DDR-Vermögen in erster Linie aus dem Devisen- 
handel ging, wurde 1992 auch die Geschäftstätig- 
keit der Metallurgiehandel GmbH i.L. überprüft. 
Im Ergebnis dessen konnten erhebliche Unregel- 
mäßigkeiten in den Geschäftsbeziehungen zwischen 
Thyssen und Metallurgiehandel festgestellt werden, 
wie Büanzmanipulationen durch Thyssen, unge- 
rechtfertigte Inanspruchnahme von Schulungsgel- 
dern, unsaubere Immobiliengeschäfte u. a. Die THA 
erhob gegen Thyssen Rückzahlansprüche von min- 
destens 70 Mio. DM. Trotz dieser Dehkte wurde der 
Geschäftsbesorgungsvertrag zwischen THA und 
Thyssen nach einem Rechtsstreit nicht aufgehoben. 
Die THA entschied sich mit Zustimmung des BMF 
für eine Fortführung in modifizierter Form. Nach Ver- 
gleichsgesprächen zwischen Vertretern des BMF, der 
BvS, von Thyssen und Metallurgiehandel im August 
1995 wurden Ausgleichszahlungen seitens Thyssen 
in Höhe von 238 Mio. DM vereinbart (vgl. Zweiter 
Teil, C.III.2.). Die in dieser Zeit gleichzeitig geführten 
staatsanwaltschafthchen Ermittlungen, teilweise wie- 
der eingestellt, dann wieder auf genommen, führten 
im August 1996 zu Haftbefehlen gegen 26 Beschul- 
digte, die zum Teil gegen Zahlung von Kautionen in 
Millionenhöhe außer Vollzug gesetzt wurden. Über 
die Zulassung der Mitte Dezember 1997 von der 
Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin erhobenen 
Anklage gegen den Thyssen-Chef Dr. Dieter Vogel 
und weitere Verantworthche wegen des Verdachts 
der Untreue zu Lasten der THA wird noch entschie- 
den. 

Auch bei diesem exemplarischen Fall zeigte es sich, 
daß die Kontrolle über das Privatsierungsgeschehen 
durch THA und das BMF unzureichend war. Weder 
kannte die THA die Vereinbarungen zwischen Me- 
tallurgiehandel und Thyssen noch waren schriftliche 
Unterlagen darüber vorhanden, ob es von der THA 
überhaupt eine Zustimmung zum Erwerb der Metall- 
urgiehandel GmbH gab. Die Aufdeckung der krimi- 
nellen Machenschaften von Thyssen erfolgte eher 
zufällig bei der Suche nach dem verschwundenen 
KoKo-Vermögen. Sie war keine Zielsetzung der 
THA-Sonderprüfung. 

c) Vervintreutes DDR-Vemriögen durch THA/BVS - 
Kosten für die Steuerzahler 

Von der Bundesregierung und ihren Institutionen 
wird nach wie vor behauptet, daß die von der THA 
verfolgte Strategie der „schnellen Privatisierung, ent- 
schlossenen Sanierung und behutsamen Stillegung" 
sich für den raschen Aufbau marktwirtschaftlicher 
Strukturen in den neuen Bundesländern als richtig 
erwiesen habe. Ein weniger zügiges Privatisierungs- 
tempo und eine noch stärkere Sanierungsbeteiligung 
der THA wäre im Ergebnis mit noch höheren fiskali- 
schen sowie Volkswirts chafthchen Kosten teuer er- 
kauft worden. 

Das sind stereotype Behauptungen, die durch nichts 
bewiesen sind. Die Fakten sprechen eine andere 
Sprache. 

Vom Untersuchungsausschuß werden allein die wirt- 
schaftlichen Schäden aus der zu schnellen Privatisie- 
rung der DDR-Staatsbetriebe durch die THA/BvS 


und kriminelle Machenschaften in einem Umfang 
von 10 bis 26 Mrd. DM angegeben. Die Bundesregie- 
rung selbst neigt eher zu sehr untertriebenen Anga- 
ben, was ihrer Rechtfertigungsstrategie der fehler- 
haften Privatisierungspohtik entspricht. In einem 
Brief an den Vorsitzenden des Untersuchungsaus- 
schusses, Volker Neumann, schreibt der Bundesmi- 
nister der Finanzen, Dr. Theodor Waigel: 

„In den bisherigen Zahlenangaben zu den delik- 
tisch angerichteten und nicht wiedergutgemach- 
ten Schäden sind sowohl tatsächliche als auch 
nur vermutete Schäden aus Privatisierungen ent- 
halten, so z. B. Wärmeanlagenbau Berlin GmbH 
(WBB). Nicht enthalten ist die Schadenssumme 
aus der Privatisierung der Ostwerften an die Bre- 
mer Vulkan Verbund AG. Würde sie hineingerech- 
net, würde dennoch der tatsächlich verbliebene 
ökonomische Schaden den einstelligen Milliarden- 
bereich nicht überschreiten. " (Anlage zu Protokoll 
Nr. 94) 

Das DDR-Vermögen, das „ganz legal" durch die 
THA verschleudert wurde, umfaßt einen weitaus hö- 
heren Wert als einen einstelligen Milliardenbereich. 
Das war nicht Untersuchungsgegenstand des Aus- 
schusses. Man kommt aber nicht umhin, dies als ei- 
nen Ausgangspunkt zur Wertung der Feststellungen 
über Veruntreuungen von DDR-Vermögen und vor 
allem über die zweckentfremdete Verwendung von 
Investitionsbeihilfen und Steuergeldern zu nehmen. 

Die Größe des Volksvermögens der DDR zur Wende- 
zeit ist auch heute noch eine Streitfrage in der 
Schuldzuweisung für die wirtschaftliche Misere in 
Ostdeutschland. Von der Bundesregierung wurde 
1993 dem ehemahgen Treuhandchef, Detlev Roh- 
wedder unterstellt, er hätte sich möglicherweise bei 
seiner Aussage Ende 1990, daß das Ganze 600 Mrd. 
Mark wert sei, „noch von den Einschätzungen frühe- 
rer DDR-Regierungen leiten lassen, wonach das 
Volksvermögen der DDR auf rund 1,4 Billionen Mark 
der DDR zu beziffern sei" (BT-Drucksache 12/4602). 
Die regierenden Parteien gehen jetzt sogar verstärkt 
dazu über, den wissenschaftlichen Institutionen des 
früheren Bundesgebietes den Vorwurf zu machen, 
sie hätten die damahge Situation der DDR-Wirtschaft 
nicht richtig erfaßt. Auch der Bundesminister der 
Finanzen, Dr. Theodor Waigel, behauptete in sei- 
ner Anhörung vor dem Untersuchungsausschuß am 
15. Januar 1998: 

„Auch Wirtschaftler aus dem Westen, die Koopera- 
tion hatten mit den Betrieben dort, waren offen- 
sichtlich nicht genügend eingeweiht in das, was 
dort stattfand. Die Zahlen, die uns natürlich offi- 
ziell gegeben wurden, waren weitgehend falsch 
oder gefälscht. " (Protokoll Nr. 94, S.18) 

Die Wirtschaftswissenschaftler Christa Luft und 
Eugen Faude aus den neuen Bundesländern waren 
1991 in ihren Berechnungen des DDR- Vermögens 
auf eine ähnhche Größenordnung wie Detlev Roh- 
wedder gekommen (Dokument Nr. 120). Vor dem 
2. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode gab 
das damahge Treuhandvorstandsmitghed, Dr. Hein- 
rich Homef, im Dezember 1993 an, daß die einmahg 
erstellte Eröffnungsbilanz aus der Summe der Bilan- 
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zen der einzelnen Betriebe einen Bilanzwert von 
520 Mrd. ergeben habe, die bereits um 100 Mrd. DM 
Altkredite bereinigt worden sei. Demgegenüber be- 
ziffert die offiziell von der THA im Oktober 1992 vor- 
gelegte DM-ErÖffnungsbilanz der THA zum 1. Juli 
1990 das ihr übertragene Vermögen auf der Aktiva- 
Seite mit nur 114,2 Mrd. DM, wies also gegenüber 
den vorher genannten Angaben eine Differenz von 
fast 500 Mrd. DM aus (vgl. Treuhandanstalt, DM-Er- 
öffnungsbilanz zum 1. Juli 1990, Oktober 1992, S.14). 

Nach dem Bericht des Vorstandes zur Eröffnungs- 
bilanz ergab sich die Neubewertung des Vermögens 
der rund 8 500 Unternehmen „unter Anlegung der 
Maßstäbe einer wettbewerbsorientierten Unterneh- 
mensführung", also nicht auf Grundlage realer Da- 
ten. Die Bilanz stellt daher eine Unterbewertung des 
DDR- Vermögens dar, die sich für die Rechtfertigung 
des Verkaufs von Betrieben zu Niedrigstpreisen und 
die Liquidierung im Rahmen der überhasteten Priva- 
tisierung für die Regierenden als notwendig erwie- 
sen hat. 

Mit dem politischen Auftrag der Bundesregierung für 
die THA war den bundesdeutschen Konzernen die 
große Chance gegeben, schnell den Markt zu beset- 
zen und sich die sogenannten Filetstücke der Indu- 
strie sowie lukrative Grundstücke und Immobilien zu 
Spottpreisen anzueignen. Verkauft wurde von der 
THA zum „Ertragswert", (Kapitalwert zukünftiger 
Erträge). Wenn kein Gewinn erwartet werden kann, 
ist dieser negativ und der Betrieb könnte folgüch ver- 
schenkt werden. Aus steuerlichen Gründen wird er 
aber zu einem geringen Preis verkauft, auch wenn 
der „Substanzwert" (Preissumme aller Vermögens- 
teile) davon außerordentlich abweicht. 

Für 0,50 DM sowie für Investitions- und Beschäf- 
tigungszusagen erhielt die BASF das Synthesefaser- 
werk in Schwarzheide mit einem in den 70er Jahren 
gebauten modernen Polyurethanwerk. Der ehema- 
lige Ministerpräsident Niedersachsens, Dr. Hans 
Albrecht, bekam das Eisenhüttenwerk Thale/Harz 
für 1 DM. Für die Weitergabe des dazugehörigen be- 
trieblichen Kindererholungszentrums Güntersberge 
verlangte er anschließend von der Kommune fast 
5 Mio. DM (vgl. BT-Drucksache 12/4551). Für 1 DM 
übernahm Carl Zeiss Oberkochen 1991 51 % der Carl 
Zeiss Jena GmbH und die unternehmerische Füh- 
rung und erhielt dafür 587 Mio. DM „Starthilfe" von 
der THA. 

Es ließe sich eine lange Liste derartiger Fälle aufstel- 
len, denn auch das ist veruntreutes DDR- Vermögen. 
Man könnte noch das große Geschäft der westdeut- 
schen Banken und Versicherungen in Ostdeutsch- 
land sowie die Übernahme der ostdeutschen Immobi- 
lien und des Auslandsvermögens in den Besitz des 
Bundes - nicht etwa in den Erblastentilgungsfonds - 
hinzufügen, um den Ost-West-Transfer von DDR- 
Vermögen sichtbar zu machen und ihn den finan- 
ziellen West-Ost-Transferleistungen in Höhe von 
600 Mrd. DM in den Jahren 1991 bis 1998 gegen- 
überzustellen. Aber davor hat der Bundesminister 
der Finanzen in seiner Zeugenvernehmung vor dem 
Untersuchungsausschuß eindringlich gewarnt: 


„Die Gesamtleistungen des Bundes und insbeson- 
dere der THA sind enorm. Wer angesichts dieser 
Zahlen den Vorwurf erhebt, der Bund habe sich 
am DDR-Vermögen bereichert, der sagt die blanke 
Unwahrheit, und wer heute andere Rechnungen 
aufmacht, der täuscht die Öffentlichkeit. " (Proto- 
koll Nr. 94 , S. 9) 

Im Untersuchungsauftrag ging es hinsichtlich der 
Privatisierung durch die THA/BvS um die Berück- 
sichtigung volkswirtschaftlicher Kriterien und die Be- 
achtung der Grundsätze der sparsamen und wirt- 
schaftlichen Haushaltsführung, Der Untersuchungs- 
ausschuß hat dafür einige spezifische Privatisie- 
rungsfälle untersucht. Die Ergebnisse machen deut- 
lich, daß durch die Art und Weise der Privatisierung 
hohe Kosten entstanden, die von den Steuerzahlern 
in beiden Teilen Deutschlands zu tragen sind. Die 
THA hatte Ende 1994 mit einem Defizit von 275 Mrd. 
DM abgeschlossen. Die Kosten für die Liquidation 
der ostdeutschen Betriebe - vor allem unter Miß- 
brauch von Bundesmitteln - spielten dabei eine nicht 
unerhebliche Rolle. Der Untersuchungsausschuß hat 
zur Klärung der Aufgabenstellung zur Vergabe von 
Liquidationsdarlehen durch die THA und die Bemes- 
sung von Liquidationshonoraren (III. 1. des Untersu- 
chungsauftrags) nur wenige Zeugen vernommen. 
Nach Angaben des Direktors Abwicklung bei der 
BvS, Dr. Lothar Holzapfel, sind von der THA/BvS 
insgesamt 8 Mrd. DM für Liquidationsdarlehen nach 
Liquidationsbeschluß ausgereicht worden (Protokoll 
Nr. 8, S. 39 f.). Anderen Angaben zufolge (Treuhand- 
anstalt, Dokumentation 1990-1994, Bd. 12, S. 1074) 
soll die THA den Liquidatoren für die Stillegung und 
Verwertung aufgelöster Unternehmen Darlehen von 
mehr als 20 Mrd. DM ausgereicht haben, wobei es 
dem aufsichtsführenden Bundesfinanzministerium 
nicht gelungen wäre, Auskunft über den Verbleib 
dieser Mittel zu erhalten. 

Nicht beachtet werden bei derartigen Aussagen die 
anderen volkswirtschaftlichen Kosten, die durch Ab- 
wicklung und Liquidation entstehen. Aus Bundes- 
mitteln sind die Sozialpläne zu begleichen, aber auch 
die Kosten für die ökologische Sanierung, die z. B. 
bei einer Sanierung von Betrieben hätten abgebaut 
werden können. Zudem entstehen Folgekosten bei 
anderen Unternehmen, die Zulieferer oder Abneh- 
mer waren, ganz zu schweigen von den Kosten für 
die Arbeitslosen, die nunmehr die öffentlichen Kas- 
sen belasten usw.. 

Bei dem anderen Schwerpunkt der Untersuchung 
(III. 2. des Untersuchungsauftrages) geht es um die 
ordnungsgemäße Verwendung von Investitionsbei- 
hilfen und Fördermitteln im Rahmen der Privatisie- 
rung durch THA/BvS. Gerade die staatlichen Bei- 
hilfen bei Großinvestoren in Form von direkten Inve- 
stitionsbeihilfen, Verlustübemahmen, Entschuldung 
und Freistellung von ökologischen Lasten haben für 
die Übernahme von ostdeutschen Unternehmen ei- 
nen beträchtlichen Umfang erreicht. 

Es flössen laut Pressemeldungen an 

- die BVV AG 3,5 Mrd. DM 

- die Kali & Salz AG (BASF) 1,5 Mrd. DM 
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- die Buna SOW Leuna 

Olefinverbund GmbH (BSL) 9,5 Mrd. DM 

- Leuna/Minol 1,5 Mrd. DM. 

In vielen Fällen der Privatisierung wird zudem der 
Vorwurf des Subventionsbetruges erhoben, denn ein 
bedeutender Teil dieser Mittel hat als Ziel die ost- 
deutschen Unternehmen gar nicht erreicht. Vor allem 
über das sogenannte zentrale Cash-Management ist 
es in die westlichen Stützpunkte der Konzerne ge- 
flossen. Diese übliche Finanzierungsmethode ist ein 
Konzernsteuerungsinstrument zur Optimierung der 
Finanzströme und ihres Einsatzes innerhalb eines 
Konzemverbundes. Die Steuerung erfolgt von der 
Konzernzentrale im Interesse der Kostensenkung 
und Risikominimierung, der Maximierung der Erlöse. 
Im Rahmen der Privatisierung ist diese Methode von 
den Großunternehmen in großem Umfang zum Ab- 
zug der für die ostdeutschen Betriebe bereitgestell- 
ten Subventionsmittel genutzt worden. Der ehema- 
lige Präsident der BvS, Dr. Heinrich Hornef, sagte vor 
dem Untersuchungsausschuß am 12. Juni 1997: 

„Wir haben uns ja auch mit Dow, mit der BASF und 
mit anderen Konzernen auseinanderzusetzen ge- 
habt. Die ÜbUchkeit ist also gegeben.'' (Protokoll 
Nr. 72, S. 17) 

Als besonderen Fall nennt er die Kali und Salz AG, 
die auch vom Untersuchungsausschuß als besonde- 
rer Privatisierungsfall behandelt wurde: 

„Ich fand, daß dies eine besondere interessante 
Form der Privatisierung war, allerdings nur ein er- 
ster Schritt der Privatisierung. Wir haben nämlich 
die Kalibetriebe Ostdeutschlands und die Kali- 
betriebe Westdeutschlands zu einer Gesellschaft 
zusammengeführt und dadurch das Ganze ge- 
stärkt. Wir sind daraus mit einem Anteil von 49%, 
BASF ist mit einem Anteil von 51% hervorgegan- 
gen. Der Wert der Westbetriebe und der Ostbe- 
triebe war natürlich sehr unterschiedlich. Im Osten 
war ein riesiger Investitionsnachholbedarf. Des- 
halb haben wir diese Wertdifferenz durch eine 
Zahlung in unsere eigene Gesellschaft von 
1044 Millionen ausgeglichen. Diese 1 Milliarde 
DM, die natürlich auch nur im Rahmen der Kali 
und Salz für die Restrukturierung und für Investi- 
tionen maßgeblich im Osten verfügbar waren, sind 
doch selbstverständlich ... sozusagen in das Cash- 
Management eingegangen. " (Protokoll Nr. 72, S. 19) 

Dieser „interessante FalT' der gezielten Inanspruch- 
nahme staatlicher Beihilfen durch die BASF diente 
der Sanierung der westdeutschen Kali-Industrie und 
war mit der Liquidierung der ostdeutschen Produkti- 
onsstätten, wie in Bischofferode, und der Vernich- 
tung von 3 500 Arbeitsplätzen verbunden. 

3. Besondere Privatisierungsfälle 

Der Untersuchungsausschuß hat neben seiner Auf- 
gabenerweiterung mit dem Themenkomplex über 
die BVV AG auch Feststellungen zu einigen beson- 
deren Privatisierungsfällen ostdeutscher Unterneh- 
men getroffen. Unsere politische Bewertung bezieht 
sich auf die Privatisierung der ostdeutschen Werften 


MTW und VWS mit der Übernahme durch die BW 
AG, auf den Chemie- und Mineralölbereich Leuna/ 
Minol und auf den Fall Wärmeanlagenbau Berlin. 
Diese drei Privatisierungen von Unternehmen durch 
die THA/BvS weisen wie die meisten anderen unter- 
suchten Fälle bei aller Unterschiedlichkeit ihrer bran- 
chenmäßigen Stellung im volkswirtschaftlichen Ge- 
füge und ihrer Branchenzugehörigkeit, ihrer Größe 
und Standortproblematik wesentliche Gemeinsam- 
keiten auf: Sie sind typisch für die Veruntreuung von 
DDR- Vermögen im Großmaßstab und den rigorosen 
Mißbrauch von Steuergeldern im Interesse des Ge- 
winnstrebens westdeutscher Konzerne oder ihrer 
Manager. Sie unterscheiden sich dadurch, daß die 
Bundesregierung mit ihren Institutionen oder Lan- 
desregierungen unterschiedlich in den Prozeß der 
Privatisierung involviert war. Die Verantwortung für 
die gezielte Liquidierung der meisten Großbetriebe 
im Interesse westdeutscher Konzernverbände, die 
Ausschaltung potentieller Konkurrenten auf dem 
Weltmarkt und die bewußte Aushöhlung von Betrie- 
ben zur Bereicherung der Manager und ihrer Helfer 
mit Hilfe auch staatlicher Regelungen und Eingriffe 
liegt im jeden Fall in der verfehlten Privatisierungs- 
politik der Bundesregierung. 

a) Zur Privatisierung der ostdeutschen Werften 
an die BW AG 

Den Anlaß zur Untersuchung der Privatisierung der 
ostdeutschen Werften im Untersuchungsausschuß 
bildete der Konkurs der BVV AG im Mai 1996, des in 
Deutschland mit 6,1 Mrd. DM Umsatz und fast 
30 000 Beschäftigten (1993) führenden Werftenkon- 
zerns. Das bedeutete zugleich ein Verlust von 
854 Mio. DM, davon 493 Mio. DM an öffentlichen 
Steuergeldern. Die Betroffenen waren die von der 
BVV AG erworbenen ostdeutschen Werften MTW 
Schiffswerft GmbH, Wismar und die VWS Volkswerft 
Stralsund GmbH, die im Rahmen der Privatisierung 
von der BVV AG für „eine symbolische Summe" und 
der Zusage für Investitionen erworben wurden und 
für deren Rekonstruktion und Modernisierung auch 
die Subventionsmittel gedacht waren. 

aa) Zur Interessenlage von Politik und Konzern 

Den Hintergrund für die bedeutende politische Bri- 
sanz dieses Falles bildete eine ganz besondere Art 
enger Verquickung bundes-, landes- und parteipoli- 
tischer Interessen mit Macht- und Gewinnstreben ei- 
nes Konzernverbundes. 

Die bundespolitischen Interessen, die diesen Fall 
auch zur „Chefsache" des Bundeskanzlers machten, 
lagen auf der einen Seite in der raschen Transforma- 
tion des DDR-Staatseigentums in private Hände und 
in der schnellstmöglichen Auflösung des ostdeut- 
schen Schiffbaukombinats als potentiellen Konkur- 
renten. Auf der anderen Seite zielten sie jedoch auf 
den Erhalt der ostdeutschen Werftindustrie in einem 
industriell fast monostrukturierten Gebiet. Die Wirt- 
schaftsstruktur Mecklenburg-Vorpommerns hängt 
wesentlich vom Schiffbau ab. Fast 40 % der Industrie- 
beschäftigten - Mitte des Jahres 1990 etwa 50 000 - 
waren im Schiffbau tätig oder unmittelbar von ihm 
abhängig. Zum ostdeutschen Schiffbaukombinat, 
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1990 in eine AG mit dem Namen Deutsche Maschi- 
nen- und Schiffbau AG (DMS) umgewandelt, zählten 
sieben Werften und eine Reihe von Zulieferbetrie- 
ben. Bereits im Zeitraum von 1990 bis Mitte des Jah- 
res 1992 war die Anzahl der Arbeitsplätze in den sie- 
ben Werften von 33 400 auf 13 500 abgebaut worden. 
Das war immerhin noch ein Viertel der Beschäftigten 
in der deutschen Schiffbauindustrie und damit bei 
Beginn der Privatisierung eine wichtige soziale Kom- 
ponente, die bundes- und landespolitische Interessen 
der CDU vereinigte. Es gab allerdings Differenzen 
hinsichtlich der Modalitäten des Verkaufs der Werf- 
ten, die dem damaligen CDU-Ministerpräsidenten 
Alfred Gomolka sein Amt kosteten. 

Die landespolitischen Interessen der SPD hingegen 
waren mit dem Standort der Schiffbauindustrie im 
Bremer Land und die enge Liierung der SPD-Landes- 
politik mit der Entwicklung die BVV AG verbunden. 
Die Bildung des Verbundes stand im Zusammenhang 
mit der seit Anfang der 80er Jahre vorherrschenden 
internationalen Schiffbaukrise und wurde getragen 
von einem engen Geflecht von Banken, Verbänden 
und Politik, einer flexiblen Austauschbarkeit der po- 
litischen Akteure zwischen Bremer Senat und Kon- 
zern und der Gründung einer besonderen institutio- 
neilen Konstruktion staatlicher Interventionspolitik, 
der Hanseatischen Industriebeteiligungsgesellschaft 
mbH (Hibeg). Sie hält eine 25prozentige Beteiligung 
an der Vulkan Industrie Holding (VIH) und soll zeit- 
weilig direkt am Kapital der BVV AG beteiligt gewe- 
sen sein. Diese Gesellschaft diente der „ marktkonfor- 
men " Umsetzung von Beschlüssen des Landes Bre- 
men und hat u. a. bei den Kapitalerhöhungen der 
BW AG die Garantien sowie Auftragsfinanzierun- 
gen und Bürgschaften übernommen. Im Ergebnis 
dieser engen Verflechtungsbeziehungen waren vor 
allem über Jahre hinweg erhebliche Subventionen 
an den Konzern geflossen. 

Mit der Vereinigung der beiden deutschen Staaten 
ergaben sich wegen der zu erwartenden zusätzlichen 
östlichen Konkurrenz zunächst ein Desinteresse und 
eine Ablehnung der Landespolitik am Erhalt der ost- 
deutschen Werften. Diese Position schlug sehr rasch 
um, nachdem die THA aufgrund der prononcierten 
Haltung der Bundesregierung zum Erhalt der Schiff- 
bauindustrie die ostdeutschen Werften zu günstigen 
Übernahmebedingungen anbot. Das kam auch der 
Interessenlage des Bremer Werftenkonzerns sehr 
entgegen. Mit seinem strategischen Konzept war der 
Vorstandsvorsitzende der BVV AG, Dr. Friedrich 
Hennemann, bestrebt, die BVV AG zu einem mariti- 
men Konzern zu entwickeln, der durch Technolo- 
gieorientierung und Diversifikation im scharfen inter- 
nationalen Konkurrenzkampf neue Positionen ge- 
winnen, halten und ausbauen konnte. Seit seiner Bil- 
dung in den Jahren 1984 bis 1987 befand sich der 
Konzern jedoch in einer prekären finanziellen Lage. 
Entsprechend dem Werftenstrukturkonzept hatte der 
Bremer Senat für die Fusion zum Werftenverbund 
54 Mio. DM zur Verfügung gestellt. Für den Ausbau 
zu einem maritimen Konzern wurde ein zehnjähriger 
Strukturplan aufgestellt, der von 1986 bis 1995 in drei 
Stufen - Sanierung, Diversifizierung und Optimie- 
rung - laufen sollte. Das bedingte einen hohen Kapi- 


talbedarf und den Zwang, alle möglichen Quellen 
dafür zu erschließen. In diese Zeit der Realisierung 
des Strukturkonzepts fiel die Vereinigung Deutsch- 
lands, Die BVV AG erkannte die Chance, die mit der 
Privatisierung der ostdeutschen Industrie durch den 
Staat gesetzten profitablen Bedingungen voll auszu- 
schöpfen. Sie hatte bereits im August 1990 einen 
weitreichenden Kooperationsvertrag mit der DMS in 
Hinblick auf eine spätere Fusion abgeschlossen. 

bb) Die Privatisierung - Ostdeutsche Werften ohne 
Chance für eine eigenständige wirtschaftliche 
Entwicklung 

Der Untersuchungsausschuß begründet in seinen 
Feststellungen zur Privatisierung der ostdeutschen 
Werften nur eine Art, die der schnellstmöglichen Pri- 
vatisierung aufgrund des Interesses der Bundesregie- 
rung und des Landes Mecklenburg-Vorpommern. Es 
wird dazu auf die Meinung des Zeugen Dr. Eckart 
John von Freyend zurückgegriffen, der als Abtei- 
lungsleiter im BMF für die Aufgaben im Rahmen der 
Rechts- und Fachaufsicht des BMF über die THA zu- 
ständig und unmittelbar an der Entscheidungsfin- 
dung von Privatisierungen in Ostdeutschland betei- 
ligt war. Er sagte: 

„Die betriebswirtschaftliche Logik hätte eindeutig 
dazu geführt zu sagen: alles liquidieren. Das wäre 
ökonomisch gesprochen das Preiswerteste gewe- 
sen. " (Protokoll Nr. 84, S. 18) 

Eine derartige Auffassung ist bei den regierenden 
Bundespolitikern generell als vorgefaßte Meinung zu 
finden, um die schnelle Privatisierung und Liquidie- 
rung der ostdeutschen Industriebetriebe zu rechtfer- 
tigen. Sie ist aber keineswegs begründet. Der Zeuge 
Hermann-Joachim Greven, ehemaliger Geschäfts- 
führer der VWS in Stralsund, zu DDR-Zeiten Werft- 
direktor, Direktor des Instituts für Schiffbau und 
Projektierung und später Chef des Ingenieurzen- 
trums Schiffbau Rostock, sagte als Fachmann aus, 
daß die VWS, die ja eigentlich einen modernen Stand 
gehabt habe, zu modernisieren und auf den erfor- 
derlichen Stand zu bringen sei. Die größten Probleme 
seien durch den Wegbruch der Ostmärkte ent- 
standen. 

„Die Geschäftsführung der Volkswerft hatte den 
Vorschlag unterbreitet, gemeinsam mit der Deut- 
schen Maschinen- und Schiffbau Aktiengesell- 
schaft die Volkswerft im MBO mit einer Kapitalbe- 
teiligung von Kapitalgebern zu überführen oder 
zu privatisieren." (Protokoü Nr. 68, S. 11) 

Sie erarbeitete ein Sanierungskonzept, aber die ost- 
deutschen Geschäftsführer wurden in die Privatisie- 
rungsentscheidung der THA überhaupt nicht mit ein- 
bezogen. Dieses von der DMS erstellte Sanierungs- 
konzept fand in wesentlichen Teilen Eingang in die 
Privatisierungskonzepte bei den Verhandlungen der 
THA, die im März 1992 die Zustimmung erhielten 
und im Juni 1992 grundsätzlich auch von der EU- 
Kommission genehmigt wurden. Das Sanierungskon- 
zept wurde später sogar von der BVV AG erweitert 
und genutzt. 

Hinsichtlich der Zukunft der Werften in Mecklen- 
burg-Vorpommern 1990/1991 gab es drei Altemati- 
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ven: Die eine war die Sanierung der DMS in ihrer 
Gesamtheit auf der Grundlage dieses Konzepts und 
erst danach die Privatisierung, was die Weiterfüh- 
rung zunächst als staatüches Unternehmen bedeutet 
hätte. Die zweite Variante war die Übernahme der 
DMS oder einer Mehrheitsbeteiügung durch die 
BW AG und die dritte, die Auflösung der DMS und 
anschließende Einzelprivatisierung der Werften. 

Gegen das erste Konzept richtete sich der einhellige 
Widerstand der westdeutschen Schiffbauindustrie 
und der Bundesregierung. Der Standpunkt dazu ist 
auch im Bericht der Bundesregierung zur Privatisie- 
rung der Ostwerften enthalten, in der die kritische 
Haltung der THA und der Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau (KfW) gegenüber dem im November 1990 
von der DMS erarbeiteten und von Dr. Jürgen 
Krackow, ehemaüger Vorstandsvorsitzender der DMS, 
überarbeiteten Sanierungs-ZUnternehmenskonzept 
vom 22. Februar 1991 besonders hervorgehoben wird 
(Dokument Nr. 105). Bekannt ist aber, daß der Präsi- 
dent der THA, Detlev Rohwedder, eine sehr differen- 
zierte Meinung zur Privatisierung, Sanierung und 
Stillegung hatte. Das betraf auch die ostdeutschen 
Werften, ln einem Brief an den damahgen Bundesmi- 
nister für Wirtschaft, Dr. Jürgen W. MöDemann, 
sprach er sich für das DMS-Konzept aus, weü es 
„Chancen bieten soll wesentliche Teile der DMS bis 
1993 auf dem äußerst schwierigen weltweiten Schiff- 
baumarkt zu erhalten" (Dokument Nr. 121). Er ver- 
wies auf die Einräumung der hierfür möglichen För- 
derhöchstsätze, eine notwendige Sohdaraktion und 
erklärte: 

„Die THA ist bereit, dieses Konzept im Rahmen ih- 
rer Möglichkeiten zu begleiten. " (Treuhandanstalt 

Dokumentation, 1990-1994, Berlin Bd. 5, S. 220ff.) 

Detlev Rohwedder fiel am 1. April 1991 einem Terror- 
anschlag zum Opfer. Das DMS-Konzept wurde am 
14. Juh 1991 von der Landesregierung Mecklenburg- 
Vorpommern angenommen. Im darauf folgenden 
Monat, im August 1991, gab die BW AG ihre ersten 
Interessensbekundungen bei der THA für den Kauf 
der ostdeutschen Werften zur Kenntnis und unter- 
breitete im Oktober/November ihr Angebot zum 
Kauf. Am 9. März 1992 beschloß der Vorstand der 
THA die Privatisierung der DMS durch Verkäufe ein- 
zelner Gesellschaften bzw. von Betrieben anstelle 
einer Sanierung in seiner Gesamtheit, die „mehr als 
ein Drittel des deutschen Schiffbaus umfaßt". Die 
Bundesregierung handelte damit einzig im Konkur- 
renzinteresse mächtiger Konzerne ohne Rücksicht 
auf die Beschlußfassung im Landesparlament. Sie 
verhinderte die Chancengleichheit für die ostdeut- 
sche Werftindustrie in einem geeinten Deutschland. 

Im praktischen Ablauf der Privatisierung wurde im 
Dezember 1991 die Hanse Schiffs- und Maschinen- 
baugesellschaft mbH (Hanse Holding) GmbH ge- 
gründet, die zunächst die Geschäftsanteile der DMS 
an den Werften MTW und DMR (Dieselmotorenwerk 
Rostock GmbH) übernahm. Nach der Privatisierung 
der Ostwerften an die BW AG wurde sie zur Zwi- 
schenholding der BVV AG und sollte die Eigenstän- 
digkeit der Ostwerften garantieren, Ende 1994 wurde 
sie aber bereits aufgelöst. Die im ersten Halbjahr 


1992 privatisierten Werften wurden zu diesem Zeit- 
punkt direkt in den Vulkan Schiffbau Verbund 
GmbH (VSV) eingliedert. 

cc) Finanzprobleme der BW AG und das zentrale 
Cash-Management 

Die Bundesregierung begründet die überhastete Pri- 
vatisierung der ostdeutschen Werften damit, daß es 
„kaum ernsthafte Kaufinteressenten" für den Schiff- 
bau gegeben habe sowie mit dem Auslaufen der 
7. Schiffbaurichtlinie der EU. Danach konnten nur 
noch bis zum 31. Dezember 1993 Betriebsbeihüfen 
für das Neubau- und Umbaugeschäft als mit dem Ge- 
meinsamen Markt als vereinbar in Anspruch genom- 
men werden. Nach der am 20. Juh 1992 geänderten 
Fassung war die Bundesrepublik Deutschland aber 
verpflichtet nachzuweisen, daß die Beihilfezahlun- 
gen ausschheßhch den Werften in der ehemaligen 
DDR zufheßen. 

Das Tempo der Eigentumstransformation hatte zwei 
Effekte. Auf der einen Seite konnten die westdeut- 
schen Großunternehmen in den Verhandlungen er- 
presserische Bedingungen diktieren. Nach dem Be- 
richt der Bundesregierung verlangte die BW AG 
den Erwerb zu einem symbolischen Kaufpreis, unbe- 
grenzten Ausgleich aller Verluste bis zum Abschluß 
der Umstrukturierungsphase, Cash-Beträge der THA 
zum Eigenkapital, zu den Investitionen und zu den 
Sozialplänen, die Fälligkeit der Cash-Beträge bei 
Vertragsabschluß, unabhängig vom Zeitpunkt des 
Geldbedarfs. Die THA kam den Forderungen wei- 
testgehend nach mit Ausnahme der unbegrenzten 
Verlustübernahme. An deren Stelle handelte sie ei- 
nen fixierten, gedeckelten Gesamtausgleichsbetrag 
aus (Dokument Nr. 105). 

Konkret ergaben sich aus den zwei Privatisierungs- 
verträgen äußerst günstige Bedingungen für die 
BW AG. Für eine Investitionsverpflichtung in Höhe 
von 562,2 Mio. DM und einer Arbeitsplatzgarantie 
für 2 510 Beschäftigte bei MTW z. B., brauchte die 
BW AG nur 100 000 DM zu zahlen. Die Altkredite 
und die auf gelaufenen Zinsen wurden entschuldet. 
Der Gesamtausgleichsbetrag belief sich in drei Ra- 
tenzahlungen auf 686,5 Mio. DM. Der Investitionszu- 
schuß machte mit 337,2 Mio. DM 60% der Investiti- 
onszusage aus. Für vier Jahre wurden zinsfrei Darle- 
hen in Höhe von 112,4 Mio. DM gewährt. Bei der 
VWS sah es ähnlich aus, nur die Kaufpreissumme lag 
höher, bei 1 Mio. DM. Für beide Werften stellte die 
THA einen Gesamtbetrag von 2 012,0 Mio. DM zur 
Verfügung. Der Steuerzahler hat die Übergabe der 
noch zu erhaltenen Arbeitsplätze in die privaten 
Hände der Akteure der freien Marktwirtschaft zu 
zahlen. 

Auf der anderen Seite ist die THA einer entsprechen- 
den Bonitätsprüfung gegenüber der BW AG ent- 
sprechend vorgegebenen Kriterien nicht nachge- 
kommen. Die Feststellungen des Untersuchungsaus- 
schusses beziehen sich auf unterschiedliche Aussa- 
gen und lassen eine abschließende Beurteilung dazu 
offen. Vor allem bleibt völlig unklar, warum eine 
Bonitätsprüfung erst nach der Entscheidung der Pri- 
vatisierung der ostdeutschen Werften an die BW 
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AG, gut ein Jahr später, statt gefunden hat. Wer- 
den zudem die während des Untersuchungsver- 
fahrens zur Bonitätsprüfung angeführten Fakten 
beurteilt, dann läßt sich allein schon schlußfol- 
gern, daß die Auswertung der Geschäftsberichte 
der BW AG für ledighch 1991 und 1992, von 
nur zwei Börsenzulassungsprospekten vom Juh 1990, 
von nur einer schriftUchen Bankauskunft vom 
28. April 1993, noch dazu von der Hausbank des 
Konzerns, der Bremer Landesbank, und der Presse- 
berichterstattung aus dem Jahre 1992 über die Lage 
der BW AG eine äußerst unseriöse Prüfung für 
die Übernahme von zwei großen Werften mit einer 
derartigen regionalen und volkswirtschaftlichen 
Bedeutung darstellen. Ein Einbhck in die Geschäfts- 
berichte seit 1986 hätte gezeigt, daß die Finanzlage 
kritisch war. Nach Rekordverlusten in der zweiten 
Hälfte der achtziger Jahre, gab es erst seit 1990 bis 
1992 einen ansteigenden Jahresüberschuß. Aber 
1992/1993 war dieser Zweig bereits wieder von einer 
konjunkturellen Krise gekennzeichnet, was sich auf 
die Finanzsituation des Konzernverbundes aus- 
wirkte. Bereits 1993 wies die Bilanz des Konzerns 
wieder einen Jahresfehlbetrag von rund 191 Mio. 
DM aus. 

Der Bericht des Bundesrechnungshofes (BRH) über 
die Prüfung der Privatisierung ostdeutscher Werften 
durch die THA an die BW AG vom 12. Juni 1996 be- 
zweifelt aufgrund fehlender Unterlagen, daß eine 
ordnungsgemäße Bonitätsprüfung überhaupt stattge- 
funden hat. 

Man könnte also vermuten, daß es ganz andere 
Gründe für die überhastete Eüe bei der schnellen 
Übergabe der ostdeutschen Werften an die BW AG 
gab. Vielleicht hängen sie mit Entscheidungen in der 
bundespolitischen Verkehrspohtik für Mecklenburg- 
Vorpommern zusammen, die eine Abstimmung über 
verkehrswirtschaftliche Marktpositionen der führen- 
den Unternehmen voraussetzten. 

Offensichtlich ist, daß das Interesse der BW AG an 
den ostdeutschen Werften von vornherein geplant 
darauf gerichtet war, mit der Osterweiterung seines 
Konzernbereiches die Möglichkeit der Inanspruch- 
nahme der staathchen Beihüfen voll auszuschöpfen. 
Das betraf sowohl die von der THA für den Gesamt- 
ausgleich gezahlten Gelder als auch die Investitions- 
beihilfen. Während man es mit der Bonitätsprüfung 
überhaupt nicht eilig hatte, war das in Tranchen ge- 
zahlte Geld für den Gesamtausgleichsbetrag für die 
MTW bereits im Januar 1993, d. h. zeitgleich mit der 
Privatisierung der Ostwerften, zu 90 % auf den Kon- 
ten der BW AG gelandet. 

Die Einführung eines zentralen Cash-Management 
erfolgte ebenso zielgerichtet zu dem Zweck - so die 
Aussage von Prof. Manfred Timmermann, ehemali- 
ger Vorstandsvorsitzender der Hanse Holding vor 
dem Untersuchungsausschuß - um die finanziellen 
Kapazitäten der Ostwerften für den „eigenen“ Kon- 
zembedarf zu nutzen, denn fast zeitgleich zu den 
Verhandlungen über die Privatisierung der MTW 
Mitte des Jahres 1992 beschloß der Vorstand der 
BW AG, das automatische Cash-Management für 
den Konzern einzuführen. Ein gutes Jahr später kam 


es im Rahmen dieser Finanzierungsstrategie zu- 
nächst zu einem Vertrag von sechs Verbundunter- 
nehmen und der Commerzbank mit der BW AG. 
Später wurden die Ostwerften und noch andere Un- 
ternehmen des Konzernverbundes einbezogen, so 
daß 43 Unternehmen an diesem Finanzierungspool 
teilnahmen. Die Einbeziehung der Ostwerften und 
damit die Möglichkeiten zum Transfer der Beihilfe- 
mittel in die westlichen Unternehmen des Konzerns, 
entsprach nicht nur nicht den EU-Bestimmungen, 
sondern stand auch im Gegensatz zu Verhandlun- 
gen, die über einen „Finanzkreislauf Ost“ geführt 
worden sein sollen, die aber keine vertraghche Fixie- 
rung für den Verbleib der Finanzmittel in einem sol- 
chen getrennten Cash-Management in den Privati- 
sierungsverträgen durch die THA nach sich gezogen 
haben. 

Vom Untersuchungsausschuß wurde detaühert auf- 
gezeigt, wie der Transfermechanismus des Geldes 
von Ost nach West über diese „übliche“ Finanzie- 
rungsmethode funktionierte. Die Offenbarung an die 
BvS im Dezember 1995, daß eine Rückzahlbarkeit 
der Beihilfen an die Ostwerften nicht mehr möglich 
sei, leitete das Ende der BW AG ein. 

Selbst dieses Instrument zur Steuerung von Finanz- 
transfers aber reichte dem Konzern zur Deckung sei- 
nes Geldbedarfes nicht. Die ehrgeizigen Ziele des 
Vorstandes für die Entwicklung des Verbundes zu 
einem maritimen Konzern mit Weltmarktposition er- 
forderten vor allem angesichts der entstandenen 
diversifizierten Konzemstruktur mit ihrer risikobe- 
hafteten Renditeerwartung und den bisherigen Fi- 
nanzierungslücken noch andere, zusätzliche liquide 
Mittel. Die Ostwerften wurden dafür als eine ent- 
scheidende Quelle angesehen. Dazu zählten eine 
Reihe von Maßnahmen: Der Einbehalt von Zinsen 
aus der Anlage von Festgeldem der ostdeutschen 
Werften in Unternehmen des Konzemverbundes und 
ihre Wiederanlage in Formen, die eine höhere Liqui- 
dität für den Konzern bewirkten. Es rechnen dazu 
aber auch der Verkauf von technischem Know-how 
an die ostdeutschen Werften, d. h. von veralteten 
Konstruktionsplänen zu überhöhten Preisen, der 
Druck auf die Ostwerften, Überbrückungskredite bei 
der Commerzbank aufzunehmen und eigene Vermö- 
genswerte als Sicherheit zu stellen oder fingierte 
Rechnungen zu bezahlen. 

Das Arsenal der Mittel zur Ausplünderung des 
Ostens ist groß. Die Frage ist, wann die Bundesregie- 
rung für die Veruntreuung von Vermögen gesetzlich 
einen „Erblastentilgungsfonds“ installiert, damit die 
gemachten Schulden einschließhch der Zinsen wie- 
der in den Osten zurückfließen können. Die ver- 
antwortlichen Vorstandsnütglieder der BW AG wur- 
den - trotz der Feststellung, daß das ganze Vulkan- 
Debakel nur ein „Managementfehler“ gewesen sei - 
bisher nicht zur Kasse gebeten. Sie brauchten dafür 
nicht einmal mit einem „angemessenen Vermögens- 
teil“ aufzukommen. Die Schadensersatzklage der 
BvS gegen vier Mitglieder des Vorstandes wurde nüt 
dem Urteil vom 19. November 1997 durch das LG 
Bremen erstinstanzüch abgewiesen. Zur Begründung 
heißt es: 
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„Diese Entscheidung basiert im wesentlichen dar- 
auf, daß das Gericht seitens der BW keine beson- 
dere Vermögensbetreuungspflicht zugunsten der 
MTW anerkannte, die Voraussetzung für einen Un- 
treue-Vorwurf wäre. Eine solche besondere Ver- 
pflichtung sei der BW weder durch hoheitliche 
Anordnung auferlegt worden noch ergebe sie 
sich aus den vertraglichen Vereinbarungen zwi- 
schen BW und THA." (Anlage zum Protokoll 
Nr. 94) 

Die Ungleichbehandlung zwischen Ost und West ist 
auch hier offensichtlich. Eine Analogie zur Altschul- 
denregelung sei erlaubt, denn der Mechanismus 
der Kreditvergabe in der DDR ähnelte dem des zen- 
tralen Cash-Management. Die pohtische Wertung je- 
doch ist eine andere. Die Altschulden der DDR wer- 
den als „Erblast" des „maroden Ostens" angesehen, 
obgleich es sich hierbei nicht im eigentlichen Sinne 
um echte Untemehmensschulden handelt. Sie waren 
nicht aus einer eigenverantwortlichen Wirtschafts- 
führung der Unternehmen in einem kostenorientier- 
ten Preisgefüge entstanden. Selbst der Bundesrech- 
nungshof hat wegen des besonderen Charakters und 
der Bedingungen sich einer rechtlichen Bewertung 
dieser Altkredite enthalten. Diese resultierten dar- 
aus, daß die Unternehmen in der DDR ihre Investi- 
tionen durch die Aufnahme von Staatsbankkrediten 
finanzieren mußten. Gleichzeitig wurden ihnen ihre 
Eigenmittel vorenthalten, da sie ihre Gewinne an 
den Haushalt abzuführen hatten. Dem Staatshaus- 
halt sind mit diesem zentralen Cash-Management 
die Schulden der Unternehmen und Kommunen an- 
zulasten. Mit der Abwicklung der Altkredite durch 
die westdeutschen Banken stieg die Summe der Alt- 
schulden durch Anhebung des Zinsniveaus außeror- 
dentlich an und blähten die „Erblast" fiktiv auf. Das 
große Milliardengeschäft haben die Banken ge- 
macht. Die Steuerzahler müssen dafür auf kommen. 
Beim zentralen Cash-Mangement sind die Schulden 
nicht dem Staatshaushalt, sondern der Konzemzen- 
trale anzulasten, aber deren Manager müssen für die 
aufgenommenen und veruntreuten Gelder nicht auf- 
kommen, sondern der Steuerzahler. 

Faßt man die Ursachen des Konkurses und der Ver- 
untreuung von Fördergeldern zusammen, so hegen 
sie nicht nur im „Managementfehler" der Konzern- 
leitung, sondern in der regierungsamthchen Politik 
auf der Grundlage der bestehenden gesellschaft- 
lichen Strukturen, die großen Konzernen vielfälti- 
ge Möglichkeiten zur Vermögensanreicherung und 
-Veruntreuung bietet. Die Instrumente zur Verun- 
treuung von DDR-Vermögen sind mit der schneUen 
Privatisierung, den Modalitäten der Vertragsgestal- 
tung und der Art der Kontrolle der Investitionstätig- 
keit, mit den unkontrollierten und ungesicherten Fi- 
nanztransfers für die Aushöhlung und Liquidierung 
ostdeutscher Betriebe gegeben. 

Die Fördergelder sind scheinbar spurlos verschwun- 
den. Aus der Konkursmasse der BVV AG wurden 
rund 1,7 Mrd. DM Erlöse erzielt. Etwa 1 Mrd. sind da- 
von allein an die Gläubiger-Banken gegangen (Der 
Spiegel vom 30. März 1998, S. 99). Von einer Rück- 


führung des veruntreuten Vermögens an die Staats- 
kasse ist keine Rede. 

Der Untersuchungsausschuß ist zahlreichen Fragen 
und Problemen zum Komplex „Bremer Vulkan Ver- 
bund AG" nachgegangen, auch den Fragen des In- 
formationsdefizits der THA/BvS durch die BW AG 
und des BMF durch die THA/BvS u. a. Daraus läßt 
sich ohne Zweifel schlußfolgern, daß die THA ihren 
Kontroll- und auch das BMF seinen Fachaufsichts- 
pflichten nicht nachgekommen ist. Der gesellschaft- 
hche Konsens, der insgesamt die Grundlage für die 
Ergebnisse der Privatisierung der ostdeutschen Werf- 
ten bildete, wurde vom Untersuchungsausschuß 
nicht hinterfragt. 

b) Leuna/Minol 

Die Privatisierung von Leuna/Minol ist ein ähnlich 
gelagerter Fall wie die BVV AG. Nur ist er in der 
Chemie- und Mineralölindustrie der Chemieregion 
Mitteldeutschlands Privatisierung am Ende seiner 
Tätigkeit angesiedelt. Anlaß für den Untersuchungs- 
ausschuß, dieser nachzugehen, waren Pressemel- 
dungen über angebliche Schmiergeldzahlungen des 
französischen Mineralölkonzerns Elf Aquitaine an 
die CDU im Zusammenhang mit dem Erwerb von 
Leuna/Minol und über den Vorwurf des Subven- 
tionsbetruges durch Angabe überhöhter Baukosten. 
Es soll sich um den größten Subventionsbetrug in der 
ostdeutschen Wirtschaft handeln, für den der Steuer- 
zahler insgesamt rund 4,7 Mrd. DM aufzubringen 
hat. Rund 1,5 Mrd. DM soll Elf für Leuna an Subven- 
tionen erhalten haben. 

Der Untersuchungsausschuß konnte diese Anschul- 
digungen bisher nicht klären, da die Untersuchun- 
gen aus Zeitgründen und wegen Verfahrensproble- 
men erschwert waren, ln dem von der Fraktion der 
Koalitionsmehrheit beeinflußten Feststellungsbericht 
heißt es lapidar: 

„Soweit der Untersuchungsausschuß auch angeb- 
lichen Unregelmäßigkeiten bei der Privatisierung 
von Leuna/Minol nachgegangen ist, hat er dafür 
keinerlei Anhaltspunkte gefunden. " (vgl. Zweiter 
Teil, J.V11.2.) 

aa) Vorgeschichte - Interessenlagen von Politik 
und Wirtschaft 

Die Privatisierung des Chemiekomplexes Leuna/ 
Minol zeigt deutlich die äußerst enge Verquickung 
von politischen Ambitionen der Bundesregierung im 
Rahmen der Vereinigungs- und Privatisierung spohtik 
mit wirtschaftlichen Interessen westdeutscher und 
französischer Konzerne. Dies hängt damit zusammen, 
daß der Standort Leuna in Sachsen-Anhalt mit fast 
30 000 Beschäftigten in der Chemieindustrie das Le- 
ben einer ganzen Region bestimmte und als Aus- 
gangspunkt für die im Verbundsystem angeschlos- 
sene Petrochemie auch die Existenz weiterer in- 
dustrieller Bereiche in den neuen Bundesländern si- 
cherte. Bundeskanzler und Bundesregierung hatten 
wegen der sozialen Sprengkraft die politische Bedeu- 
tung des Erhalts dieses industriellen und weitgehend 
monostrukturierten Gebietes erkannt. Nach Aus- 
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sagen des ehemaligen Vorstandsmitglieds der 
THA, verantwortlich für den Bereich Chemieindu- 
strie, und jetzigen Wirtschaftsminister Sachsen- An- 
halts, Dr. Klaus Schucht, vor dem Untersuchungsaus- 
schuß am 11. Dezember 1997 hat der Kanzler „sehr 
früh im Chemiedreieck - das muß schon Ende 1990, 
Anfang 1991 gewesen sein - eine politische Be- 
standsgarantieerklärungabgegeben", was „natürlich 
ein sehr starker Rückhalt sei, wenn man Privatisie- 
rung betreibt" (Protokoll Nr. 92, S.18). 

Daß die angestrebte Privatisierung problembeladen 
war, weil die sich in dieser Region herausgebildete 
Kombinatsstruktur mit ihrem Produktionsprofil nicht 
ohne weiteres in das wirtschaftliche Gefüge mit den 
in westhchen Ländern vorherrschenden Unterneh- 
mensstrukturen zu überführen war, lag auf der Hand. 
So war in Leuna vor allem die Grundchemie angesie- 
delt. Die westdeutschen Unternehmen der Großche- 
mie hatten an dieser marktfernen Produktstufe kein 
Interesse, zumal es in diesem Bereich Überkapazitä- 
ten gab. Hinzu kam das Wegbrechen der Ostmärkte, 
auf die der Standort mit seiner bisherigen Abhängig- 
keit vom Rohöllieferanten Sowjetunion überwiegend 
orientiert war, die Altlastenproblematik dieses Ge- 
bietes und auch die sich seit 1989/1990 abschwä- 
chende Konjunktur in der Chemieindustrie, die sich 
erst 1995 wieder umkehrte. 

Anders sah es im Bereich der Mineralölwirtschaft 
aus, die ein geschlossenes vollintegriertes System 
von der Rohstoffversorgung bis zum gewerblichen 
und privaten Endverbraucher darstellte. Zwar be- 
stand hier in der Rohstoffversorgung mit sowjeti- 
schem Rohöl auch eine starke Abhängigkeit, war die 
Raffinerie in Leuna ein integraler Bestandteil des 
Chemiekombinats, aber für den Absatz der Produkte 
gab es eine ausgefeilte Logistik, die die Transport-, 
Lager- und Umschlagseinrichtungen sowie das ge- 
samte Tankstellennetz der Minol mit seiner Monopol- 
stellung in der DDR umfaßte. Auch wenn viele Ein- 
richtungen in ihrer Ausstattung veraltet waren, er- 
brachte dieser Bereich schon zu DDR-Zeiten hohe 
Gewinne. Die Profiterwartungen stiegen nach dem 
Wegfall der innerdeutschen Grenze außerordentlich 
an. 

Es entspricht aber nicht ~ wie es auch in den Zeugen- 
vernehmungen des Untersuchungsausschusses wie- 
derholt behauptet wurde - den Tatsachen, daß es 
keine Alternative zu der Privatisierung durch die 
Treuhand mit dem kombinierten Verkauf von Leuna 
und Minol an das TED- Konsortium (Thyssen Handel 
Berlin GmbH, Societe Nationale Elf Aquitaine - Elf -, 
Deutsche SB-Kauf-AG - DSBK -) gegeben hätte. Über 
eine Sanierung und Privatisierung der bereits 1990 
getrennten Bereiche der Chemie- und Mineralölwirt- 
schaft wäre auch eine eigenständige ostdeutsche 
und durchaus finanzierbare Entwicklung dieses Wirt- 
schaftsgebietes möglich gewesen. Aber das war poli- 
tisch nicht gewollt. Die Untersuchungen der Unter- 
nehmensberatungen McKinsey und Arthur D. Little 
berechneten z. B. 1992 für die Leuna AG eine not- 
wendige Anschubfinanzierung für die Modernisie- 
rung in Höhe von 3,6 Mrd. DM, während die Gesamt- 
stillegungskosten (einschließlich der Ausgaben zur 


Finanzierung der Arbeitslosigkeit, des Steuerausfalls 
usw.) ca. fünf Mrd. DM betragen würden (Blickpunkt 
Treuhandanstalt, S. 268). 

Der VEB Kombinat MINOL hatte bereits Ende 1989 
angesichts des sprunghaft gestiegenen Benzinver- 
brauches eine eigenständige Strategie entwickelt. Im 
April 1990 stellte die Kombinatsleitung an die ge- 
gründete THA einen Antrag zur Umwandlung in 
eine AG, bildete im Mai mit den Unternehmen DEA 
und Aral auf fünf Jahre befristete Gemeinschaftsfir- 
men für 121 Tankstationen - wofür Elf Aquitaine spä- 
ter bedeutende Abstandszahlungen leisten mußte -, 
gründete am 8. Juni 1990 die MINOL Mineralölhan- 
del AG, begann zu sanieren und zu rationalisieren. 
Die Zahl der Mitarbeiter sank von rund 9 700 Anfang 
1990 auf 5 770 Ende 1992. Das Angebot wurde aus- 
gebaut, das Firmenmaskottchen MINOL-Pirol zum 
Markenzeichen . 

Die MINOL, die der THA unterstellt war, war die- 
ser und der zunehmenden westlichen Konkurrenz 
auf dem ostdeutschen Tankstellenmarkt ein Dorn im 
Auge. Es kommt zum offenen Konflikt mit der THA, 
als Minol gezwungen werden soll, auf das „nicht be- 
triebsnotwendige " Großtanklager in Seefeld bei Ber- 
hn zu verzichten. Der Generalbevollmächtigte der 
THA für Energiewirtschaft, Dr. Hans-Peter Gunder- 
mann, bis 1986 Vorstandsmitglied der Mobil Oil AG 
und danach bei der Deutschen Tiefbohr AG tätig, 
wül es den Käufern der PCK AG Schwedt zuschla- 
gen. Hierzu kommt es jedoch nicht. Minol hat keine 
Chance mehr als eigenständiger Anbieter in der 
freien Marktwirtschaft (Treuhandanstalt Dokumenta- 
tion Bd. 4, S. 243ff.). 

Die Lage auf dem Privatisierungssektor der Chemie- 
Mineralölindustrie hatte sich inzwischen verändert. 
Die marktnahen, lukrativen Unternehmen dieses 
Wirtschaftsbereiches, wie Pharmazie, Kunstfaserin- 
dustrie, Farben- und Lackeindustrie und Kosmetik 
waren bereits verhökert. Nach wie vor gab es bedeu- 
tende Schwierigkeiten für die Unternehmen der 
Grundchemie. Die THA entschied sich daher für eine 
Kombination der Privatisierung der Raffinerie Leuna 
mit der Minol Mineralöhandel AG. Hinzu kam, daß 
auf der internationalen Ebene der Politik die Kritik 
an der Art und Weise des Verkaufs der ostdeutschen 
Unternehmen lauter wurde, weü die THA vorwie- 
gend die westdeutschen Konzerne bevorzugte und 
damit die Wettbewerbskonstellation auf dem Welt- 
markt zugunsten der Wirtschaft der Bundesrepubhk 
Deutschland beeinflußte. Unter dem internationalen 
pohtischen Druck baute die THA „Auslandsbüros 
auf, die eine unmittelbare Ansprache von Entschei- 
dungsträgern ermöglichen sollen" (THA Informatio- 
nen vom 21. Dezember 1994, S.IO). Der Bundeskanz- 
ler selbst engagierte sich in dieser Angelegenheit. Er 
war, wie Dr. Klaus Schucht ebenfalls aussagte, mehr- 
fach in der THA: 

„Ich sagte ja eingangs, gleich am Anfang - das 
war, bevor diese Frage überhaupt soweit gediehen 
war - hat der Kanzler mich gebeten, nach auslän- 
dischem Kapital zu gucken" (Protokoll Nr. 92, 
S. 14). 
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Es lag daher nahe, die seit Jahrzehnten innerhalb 
des europäischen Integrationsprozesses gepflegte 
pohtische Achse Paris-Bonn für eine gezielte Suche 
nach einem potentiellen Investor zu nutzen, zumal es 
auch in den Kapitalbeziehungen zwischen der deut- 
schen und der französischen Industrie äußerst enge 
Beziehungen gibt und in der internationalen Kon- 
nektion erfahrene Verbindungsleute aus Politik und 
Wirtschaft sich für Verhandlungen anboten. Nach 
Meinung von Dr. Klaus Schucht haben 

„der Bundeskanzler und Mitterrand mit Sicherheit 
über die Dinge gesprochen, denn die Elf war zu 
der Zeit noch - teilweise oder ganz - staatlich und 
das größte französische Unternehmen. Das spielte 
in Frankreich eine Riesenrolle, so daß diese Privati- 
sierung, die mit einer sehr großen Investition auch 
einhergeht, mit Sicherheit auch in Frankreich ... 
eine große Rolle gespielt hat; aber nicht so, daß da 
eine Einflußnahme auf die Entscheidungen ge- 
nommen worden wäre". (Protokoll Nr. 92, S.17). 

Eine derartige direkte Einflußnahme ist auch nicht 
mehr nötig, wenn generell grünes Licht für ein staat- 
hch sanktioniertes und subventioniertes MiUiarden- 
poker gegeben ist. 

bb) Der „Jahrtiundertvertrag*' mit dem Makel des 
Subventionsbetruges 

Das als Jahrhundertvertrag gefeierte Privatisienmgs- 
abkommen war von pohtischen Bedingungen und 
ganz spezifischen Konzeminteressen diktiert, was 
sich vor allem auf die Entscheidung der THA für das 
TED-Konsortium und die Gestaltung des Vertrages 
auswirkte. Die THA hatte die Investmentbank Gold- 
man & Sachs im September 1991 nüt der weltweiten 
Ausschreibung des Paketes Leuna/Minol beauftragt. 
Am 30. September lag das erste unverbindhche An- 
gebot des TED-Konsortiums, am 16. Dezember das 
verbindhche Angebot vor. Bis zum Jahresende gab 
es weitere Angebote eines Konsortiums unter Füh- 
rung von British Petroleum Company plc. (BP), eines 
Konsortiums aus der Mannai Corperation, der Kuwait 
Petroleum Corporation, der Hauslage & Ci. KG und 
der Metallgesellschaft AG. Bereits am 15. Januar 
1992 aber Unterzeichnete die THA den Vorvertag mit 
TED, am 23. Juli 1992 den Hauptvertrag zwischen 
der THA, der Leuna Werke AG und der Minol AG so- 
wie der Elf Aquitaine und der Thyssen Handel Berlin 
GmbH. Seitens des BMF, so die Aussage des befrag- 
ten Zeugen und damals zuständigen Abteilungslei- 
ters dieses Ministeriums, Dr. John von Freyend, am 
30. Oktober 1997 vor dem Untersuchungsausschuß, 
sei besonderer Wert auf eine „saubere Wettbewerbs- 
struktur" (Protokoll Nr. 84, S. 31) gelegt worden. 
Aber diese Aussage wie auch die von Dr. Klaus 
Schucht in einem Interview mit der Berliner Zeitung 
vom 18. Juni 1997 sind nicht stichhaltig. Dieser sagte 
dort, daß man die Wiedervereinigung schließhch 
nicht erfunden habe, um die Kapazitätsprobleme 
Westdeutschlands zu lösen. Er habe das Koppel-Ge- 
schäft Leuna/Minol initiiert gegen den Widerstand 
der Westkonzeme. 

Die Fakten aber belegen, daß diese Privatisierung 
ein Koppel-Geschäft zwischen der Pohtik der Bun- 


desrepubhk Deutschland und auch westdeutschen 
Konzeminteressen ist. Auf politischer Seite geht es 
um die internationale Akzeptanz der Vereinigungs- 
und Privatisiemngspolitik, auf der wirtschafthchen 
um die Durchsetzung der Interessen des größten 
westdeutschen Stahlgiganten Thyssen. Dieser ist mit 
dem französischen Mineralölkonzem nicht nur kapi- 
talmäßig verflochten, so durch die gemeinsame Toch- 
tergesellschaft Thyssen-Elf Oil GmbH, Hamburg, die 
aus dem Handel mit Rohöl, Mineralölprodukten, 
petrochemischen Produkten einen jährlichen Umsatz 
von 1,6 Mrd. DM (1995/96) erzielt. Es sind auch die 
im Vertrag ausgehandelten Bedingungen weitge- 
hend durch Thyssen bestimmt worden. 

Nach dem Inhalt des Vertrages verkaufte die THA an 
das TED-Konsortium das für den Neubau der Raffi- 
nerie notwendige Gelände, die LKW- Verladestation, 
verschiedene Nebenanlagen der Altraffinerie und 
100 % der Anteile von Minol, außerdem eine 52,5pro- 
zentige Beteiligung an der Mineralöl Verbundleitung 
(MVL) an die Tochtergesellschaft von Elf, die für den 
Neubau der Raffinerie gegründete Mitteldeutsche 
Erdöl-Raffinerie GmbH (MIDER). Die Altraffinerien 
Leuna und Zeitz bheben Eigentum der THA und 
wurden später stillgelegt. Das TED-Konsortium ver- 
pflichtete sich zum Bau einer neuen Raffinerie in 
Leuna mit einer Rohölverarbeitungskapazität von 
ca. zehn Mio. Tonnen im Jahr und einem Investitions- 
volumen von 4,3 Mrd. DM sowie der Schaffung von 
2 550 Arbeitsplätzen. 

Was die spezifische Interessenlage von Thyssen an 
dieser Privatisierung betrifft, so wurde sie in einer ge- 
heimen Konsortialvereinbarung zwischen der Thys- 
sen Handelsunion und Elf Aquitaine geregelt. Von 
ihr sollen weder der Treuhandvorstand noch der Elf- 
Verwaltungsrat Kenntnis gehabt haben. Nach die- 
sem sog. Cooperation Agreement ist Thyssen dem 
Konsortium nur vorübergehend beigetreten, damit 
seine Tochtergesellschaft Rheinstahl Technik AG den 
Auftrag für den Bau der Raffinerie erhält. Sie ist nüt 
40% am Bau beteiligt. Die Thyssen Handelsunion 
selbst aber hat für ihren Ausstieg die Bedingung ver- 
einbart, daß sie bei Rückgabe ihres 33prozentigen 
Anteils an der Gesellschaft MIDER eine Entschä- 
digung auf Basis des aktuellen „Substanz wert es", 
nicht etwa des Ertragswertes, erhält. 

Dieser Ausstieg hat 1994 zu neuen Kompükationen 
in der Reahsierung des Baus der Raffinerie geführt. 
Es ging um Forderungen des französischen Konzerns 
nach einer deutschen Staatsbeteüigung oder einer 
neuen Beteiligung eines anderen Partners sowie um 
die Drohung des Ausstiegs aus dem Projekt. Der 
Jahrhundertvertrag schien gefährdet, so daß sich der 
Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl in einem Schreiben 
vom 18. Februar 1994 an den damahgen Prenüemü- 
nister Edouard Balladur wandte, damit dieser sich 
persönlich für die vertragsgemäße Reahsierung der 
Verpflichtung zum Bau der Raffinerie einsetzte. Im 
Ergebnis wird über ein Memorandum of Understan- 
ding ein Kompromiß ausgehandelt, in dem sich die 
THA bereit erklärt, einen neuen Partner für Elf in 
diesem Projekt zu suchen oder nach Inbetriebnahme 
der neuen Raffinerie die bisher von Thyssen gehalte- 
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nen Beteiligungen von Elf zurückzukaufen. Der Raf- 
finerieneubau „Leuna 2000" als das Prestigeprojekt 
des Bundeskanzlers läßt durch seine dubiosen Er- 
scheinungen in der Öffentlichkeit aber vor allem 
Zweifel entstehen, ob diese Bundesregierung über- 
haupt gewült und in der Lage ist, sich mit den Proble- 
men des Ostens ernsthaft auseinander zu setzen. Mit 
einem riesigen finanziellen Volumen und einem be- 
deutsamen ersten Spatenstich für den Neubau am 
25. Mai 1994 durch den Bundeskanzler Helmut Kohl 
unter dem Schild, daß dieses Vorhaben das be- 
deutendste deutsch -französische Investitionsprojekt 
nach 1945 ist, wurde ein Gerangel um die Milliarden 
in Bewegung gesetzt, das von politischen Skandalen 
bis zum Subventionsbetrug begleitet ist. 

Seit 1994 ermittelt die französische Justiz wegen Ver- 
dachts auf Betrug, Verdachts auf Veruntreuung und 
Bilanzfälschung im Fall von Elf Aquitaine. Es geht 
dabei im Zusammenhang mit dem Leuna/Minol-Ge- 
schäft um „ Kommissionszahlungen "\ind einen Ver- 
trag über „Marktstudien", die zu Zahlungen in Höhe 
von 76 Mio. DM auch an die CDU als Vermittler in 
diesem Geschäft geführt haben sollen. Zugleich gibt 
es auch gegenüber Elf Aquitaine den Verdacht des 
Subventionsbetruges durch Angabe überhöhter Bau- 
kosten für die Raffinerie, deren Bauauftrag ohne 
Ausschreibung an die Thyssen Tochtergesellschaft 
Rheinstahl Technik, die Elf -Tochtergesellschaft Tech- 
nip sowie an die zur MetaUgesellschaft AG zählende 
Tochtergesellschaft Lurgi AG gegangen ist. Diese 
überhöhten Kosten haben zu übersteigerten Anfor- 
derungen an Subventionsmitteln geführt. Nach den 
Angaben von zwei von der BvS beantragten Gutach- 
ten der britischen Consultingfirma Solomon Associa- 
tes Ltd. (Solomon) sollen die Baukosten um rund 
1,3 Mrd. DM und die Abrechnungen von Elf für Inve- 
stitionen um mindestens 700 bis 900 Mio. DM zu 
hoch gewesen sein. Ein erneutes Gutachten von So- 
lomon vom November 1995 stellt wiederum fest, daß 
es keine Anhaltspunkte für ein strafrechtlich relevan- 
tes Verhalten von Elf gibt. Das im Zusammenhang 
mit den Vorwürfen auf Subventionsbetrug laufende 
Ermittlungsverfahren gegen Verantworthche der EK- 
Tochtergesellschaft MIDER wurde daher eingestellt. 
Im Juli 1996 leitete zudem die EU-Kommission ein 
Hauptprüf ungsverfahren ein, weil in Deutschland 
ohne EU-Genehmigung 360 Mio. DM Investitionszu- 
lage für die Leuna-Raffinerie gezahlt worden seien. 
Ein weiteres Hauptprüfungsverfahren der EU gibt es 
seit Juh 1997 zur Überprüfung der Investitionskosten 
für den Raffinerie-Neubau Leuna. 

Der Untersuchungsausschuß hat sich mit diesem be- 
sonderen Spezialfall der Privatisierung und seinen 
ungesetzlichen Begleitererscheinungen nur unzurei- 
chend und nicht tiefgründig genug beschäftigt. Auf 
der einen Seite waren die Möglichkeiten aus Zeit- 
gründen eingeschränkt. Auf der anderen Seite konn- 
ten wesentliche Unterlagen noch nicht beigezogen 
bzw. ausgewertet, verschiedene Zeugen noch nicht 
gehört werden. Einige angeforderte Materiahen wur- 
den aufgrund laufender Verfahren nicht vorgelegt, 
wie der Bericht der Bundesregierung an die Europäi- 
sche Union zu dem von der EU eingeleiteten Ver- 
fahren zur Überprüfung der Investitionskosten für 


die Raffinerie m Leuna, sowie der zwischen der BvS 
und Elf im Dezember 1997 geschlossene Vergleich. 
Die bereits vom Untersuchungsausschuß gezogene 
Schlußfolgerung, daß es für die zum Erhalt der ost- 
deutschen Chemieindustrie notwendige Privatisie- 
rung nur den Verkauf in Kombination Leuna/Minol 
gegeben hätte und für angebliche Unregelmäßigkei- 
ten keinerlei Anhaltspunkte gefunden" worden sei- 
en, ist daher als voreihg zu werten. Nur mangelnde 
Objektivität und parteipolitische Voreingenommen- 
heit begründen eine derartige Feststellung. 

c) Wärmeanlagenbau Berlin 

Mit Antrag des mitwirkenden Mitgliedes der Gruppe 
der PDS auf Vorlage eines Berichtes der BvS über die 
Privatisierung der WBB Wärmeanlagenbau GmbH 
Berlin und mit dem an den Untersuchungsausschuß 
herangetragenen Anliegen, Dr. Joachim Erbe von 
der StabssteUe für besondere Aufgaben bei der BvS 
in seiner informatorischen Anhörung zu befragen, 
rückte dieser besondere Privatisierungsfall mit in den 
Vordergrund der Untersuchung. Der Bundesminister 
der Finanzen, Dr. Theodor Waigel, sagte zu diesem 
spezifischen Fall vor dem Untersuchungsausschuß: 

„Es ist nicht zu beschönigen: Die Privatisierung 
der Wärmeanlagenbau Berlin GmbH ist ein 
schlimmes Beispiel der Vereinigungskriminalität . " 
(Protokoll Nr. 94, S.13) 

Diese Wertung ist nicht verkehrt, aber völlig ungenü- 
gend. Sie ist die vereinfachte Aussage auch der offi- 
ziellen Beurteilung durch die BvS: 

„Die gescheiterte Privatisierung der WBB beruhte 
maßgeblich auf einem kriminellen Zusammenwir- 
ken von Investoren und leitenden Mitarbeitern 
des Unternehmens. Durch diese kriminellen Ma- 
chenschaften wurden nicht nur das Unternehmen 
selbst und die Gläubiger des Unternehmens ein- 
schließlich der dort beschäftigten Arbeitnehmer, 
sondern auch die THA geschädigt. Der genaue 
Schadensumfang wird derzeit durch Sachverstän- 
dige noch ermittelt. Die Staatsanwaltschaft geht 
davon aus, daß allein durch die Nichtberücksichti- 
gung höherer Immobilienwerte bei der Privatisie- 
rung ein Betrugsschaden zu Lasten der THA in 
Höhe von rd. 65 Mio. DM entstanden ist; den nach 
Privatisierung eingetretenen Aushöhlungsschaden 
zum Nachteil des Unternehmen WBB veranschlagt 
sie mit über 150 Mio. DM. " (Dokument Nr. 102) 

Dieser Fall ist weit mehr. Er ist das Ergebnis 

- einer zielgerichteten Ausplünderung eines erfolg- 
reichen ostdeutschen Betriebes mit den staatlich 
gegebenen Mitteln der Unterbewertung des Ver- 
mögens, 

- von Geldtransfers und Immobihenschacher auf der 
Gnmdlage gesetzlich fixierter Möglichkeiten der 
Bildung einer neuen Konzernstruktur, 

- der Anwendung des Know-hows westhcher Mana- 
ger in engem Komplott mit ehemaligen Geschäfts- 
führern des Betriebes. 
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Die WBB Wärmeanlagenbau GmbH war 1990 aus 
dem VEB Wärmeanlagenbau Berlin hervorgegan- 
gen, dem Generalauftragnehmer für Planung, Pro- 
jektierung und Bau von Heizkraftwerken und Fern- 
wärmeleitungen im In- und Ausland. Die Tätigkeit 
fußte auf dem hohen Qualifikationspotential von 
1 850 Mitarbeitern, zum Zeitpunkt der Privatisierung 
noch 1 230. Am 27. Februar 1991 wurde dieses Unter- 
nehmen von der THA an die CHEMATEC AG, 
Schweiz, einem kleinen, Geräte herstellenden Unter- 
nehmen mit 23 Mitarbeitern für 2 Mio. DM rückwir- 
kend zum Stichtag der Eröffnungsbilanz vom 1. Juli 
1990 verkauft. Grundlage der Kaufverhandlungen 
waren das Unternehmenskonzept der Käuferin und 
die DM-Eröffnungsbilanz. 

Die Entscheidungsvorlage zum Verkauf der WBB 
vom 20. Februar 1991 mit der Empfehlung, das Un- 
ternehmen im Paket zu verkaufen war unterzeichnet 
vom Generalbevollmächtigten der THA für den Be- 
reich Energiewirtschaft, Dr. Hans-Peter Gundermann 
und drei weiteren Referenten des zuständigen THA- 
Arbeitsbereiches. Sie hatten bei der Wertermittlung 
des Unternehmens die Mithilfe der Altgeschäftsfüh- 
rer der WBB in Anspruch genommen, ohne ein zu- 
sätzliches externes Sachverständigengutachten ein- 
zuholen. 

Der Kaufpreis von 2 Mio. DM wurde nach den gül- 
tigen Richtlinien der THA der Ertragswertmethode 
festgesetzt. Dr. Hans-Peter Gundermann rechtfer- 
tigte dieses Vorgehen in einer an den Untersu- 
chungsausschuß gegebenen Stellungnahme unter 
Berufung auf ein Schreiben der damaligen Präsiden- 
tin der THA, Birgit Breuel, an die Direktoren und 
Niederlassungsleiter der THA vom November 1992 
(Dokument Nr. 101). Die Substanzwertmethode sei 
seiner Meinung nach für die Kaufpreisfindung unge- 
eignet gewesen. Damit wiederspiegelt der Kaufpreis 
auch nicht den realen Vermögenswert des Unterneh- 
mens. Er enthielt zwar die Altschulden in Höhe von 
31 Mio. DM, aber nicht den Wert der Immobilien in 
bester Lage zum Wert von 136,4 Mio. DM, den Um- 
fang der Forderungen aus Altaufträgen von rund 
60 Mio. DM entsprechend der Bilanz zum 31. Dezem- 
ber 1990, berücksichtigte nicht den guten Auftrags- 
bestand, das gute Beziehungsgeflecht zu den Territo- 
rien und das hohe Qualifikationspotential der Inge- 
nieure. 

Hinzu kam eine unseriöse Gestaltung des Kaufver- 
trages. Der Privatisierungsvertrag sah eine Umstruk- 
turierung des Unternehmens und den Erhalt von 
750 Arbeitsplätzen vor. Aber sowohl der Erhalt der 
Arbeitsplätze als auch die Investitionszusagen waren 
nur in der Präambel des Kaufvertrages enthalten, wa- 
ren nicht einklagbar und nicht mit Vertragsstrafen 
sanktioniert. Der Vertrag enthielt lediglich eine Spe- 
kulationsklausel. Nach dieser stand der THA 60% 
des Mehrerlöses zu, wenn innerhalb einer Frist von 
fünf Jahren die im Besitz der WBB befindlichen 
Grundstücke an Dritte veräußert werden würden. 
Diese Klausel war zeitlich begrenzt und bezog sich 
nicht auf Grundstücke von Tochterunternehmen des 
Konzerns. 


Planung und Durchführung zur Aushöhlung des er- 
folgreichen Unternehmens WBB mit seinen lukrati- 
ven Immobilien in bester Lage übernahm der ehema- 
lige Prokurist des Unternehmens Deutsche Babcock 
Energie und Umwelttechnik AG (Babcock), Michael 
Rottmann, in Verbindung mit ehemaligen Geschäfts- 
führern des Betriebes und Mitarbeitern der THA. Zu- 
nächst noch als Verhandlungspartner für Babcock 
bei der THA, verließ er das Oberhausener Unterneh- 
men, beteiligte sich an der CHEMATEC AG und 
steuerte die Umstrukturierung der WBB. 

Die neue Struktur des Konzerns beinhaltete ein ver- 
schachteltes Firmenimperium mit 17 Unternehmen, 
von denen ein Teil Scheinfirmen in der Schweiz und 
in Liechtenstein waren. Ausgangspunkt war die 
Umbildung der WBB GmbH in PCE AG (Physical 
Chemical Engineering AG), die zu 75% der Liech- 
tensteiner Scheinfirma PCE AG, Vaduz, und zu 25% 
der CHEMATEC AG, Kaiseraugst/Schweiz, unter- 
stellt war. Diese WBB/PCE war Muttergesellschaft 
von sieben Unternehmen, die sich mit der Abwick- 
lung der Altaufträge beschäftigten, während in der 
PCE Realtec GmbH, der Beratungsgesellschaft für 
Immobilienverwaltung mit der Tochtergesellschaft 
WBB Beteiligungs-GmbH, der Immobilienbesitz kon- 
zentriert wurde. Durch diese neue Struktur wurde 
das gesamte wirtschaftliche Beziehungsgeflecht in 
Ostdeutschland zerschlagen, die Immobilien von der 
Produktion getrennt, vor der im Kaufvertrag gesetz- 
ten Frist lukrativ verkauft und die projektierenden 
und produzierenden Betriebe bis 1993 in den Kon- 
kurs getrieben. Am 21. November mußte die PCE- 
Gruppe die Gesamtvollstreckung anmelden. Die letz- 
ten 205 Beschäftigten verloren ihren Arbeitsplatz. 
Die offizielle Schadenssumme wird zwischen 150 und 
240 Mio. DM angegeben. 

Seit dem Zeitpunkt des Konkurses bemüht sich der 
Betriebsrat der PCE -Gruppe mit Restmandat um die 
Durchsetzung der Rechte der Beschäftigten hinsicht- 
lich der Rentenansprüche und Abfindungen gemäß 
einem Sozialplan. Dazu war es notwendig, die Öf- 
fentlichkeit erst auf diesen Fall der vorsätzlichen und 
kriminellen Aushöhlung und Liquidierung eines ge- 
winnbringenden Unternehmens im Rahmen der 
Privatisierung aufmerksam zu machen. Durch das 
Engagement von Mitgliedern des Betriebsrates und 
mit Hilfe öffentlicher Medien erstattete am 21. Juni 
1995 die BvS Strafanzeige bei der Staatsanwalt- 
schaft II bei dem LG Berlin gegen die Geschäftsfüh- 
rer der WBB sowie Verantwortliche der CHEMATEC 
AG wegen des Verdachts der Untreue zum Nachteil 
der WBB. 

Diesen Betrugsfall nur auf das Zusammenwirken von 
leitenden Mitarbeitern des Unternehmens und der 
Investoren einzugrenzen, ist eine zu einfache Erklä- 
rung. Sogenannte Seilschaften mit krimineller Ener- 
gie bilden sich immer, wenn die entsprechenden 
Rahmenbedingungen dazu gegeben sind. Die THA/ 
BvS trägt mit der ungenügenden Beachtung auch 
haushaltspolitischer Grundsätze und der gröblichen 
Vernachlässigung ihrer Kontrollpflichten Mitschuld 
an diesem Debakel. Es geht hier nicht darum, die 
zum großen Teil aufreibungsvolle Arbeit der Mit- 
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arbeiterinnen und Mitarbeiter der THA/BvS zu dis- 
kreditieren. Die Ursachen liegen im Konstruktions- 
fehler der THA und ihres fehlerhaften politischen 
Auftrages der schnellen Privatisierung vor der Sanie- 
rung. Dr. Gundermann hat das mit seinen Worten ge- 
rechtfertigt: 

„Schnelle Privatisierung bedeutet Verkaufszwang. 
Wenn jeder den Verkaufzwang kennt, kann man 
den Preis nicht optimieren. Optimieren kann man 
nur, wenn man drohen kann, nicht oder an einen 
anderen zu verkaufen. " 

Damit aber sind auch breite Optionen für ungesetz- 
liche und z.T. unkontrollierbare Handlungen ge- 
schaffen worden. Die Mitverantwortung der THA an 
diesem spezifischen Fall ist vor allem aus den Rege- 
lungen des Verkaufs der ostdeutschen Betriebe zur 
Ertragswertmethode erwachsen. Diese durch die Pri- 
vatisierungspolitik der Bundesregierung abgedeckte 
Maßnahme hat zur Veruntreuung von DDR-Vermö- 
gen in Milliardenhöhe geführt und keine Chance für 
den Anschub zu einem selbsttragenden wirtschaftli- 
chen Aufschwung in Ostdeutschland nach der Um- 
bruchzeit gelassen. 


III. Resümee 

Mit den Ergebnissen der Untersuchung des Untersu- 
chungsausschusses wurde die wirtschaftliche und 
politische Spannbreite der bis in die heutige Zeit wir- 
kenden Folgen der verfehlten Vereinigungs- und Pri- 
vatisierungspolitik sichtbar. Nach wie vor wird die 
Bewältigung von Unrecht im Zusammenhang mit 
dem Ost-West-Konflikt einseitig zuungunsten der 
DDR betrieben. Es werden die Delikte im Zusam- 
menhang mit der Vereinigung der beiden Teile 
Deutschlands ungleichgewichtig und undifferenziert 
durch eine nach wie vor engstirnige Sicht auf die un- 
terschiedliche Entwicklung der beiden deutschen 
Staaten und ihrer politischen Eigenständigkeit be- 
wertet. Der Untersuchungsgegenstand von DDR- 
Vermögen des KoKo-Bereichs, des Ministeriums für 
Staatssicherheit, des Parteivermögens der SED wird 
zu einer verallgemeinernden Abwertung der DDR 
genutzt. Die mit der Privatisierungspolitik der 
Bundesregierung einhergehende Veruntreuung von 
DDR-Vermögen wird dagegen ungenügend behan- 
delt und die offen zutage getretenen kriminellen Ma- 
chenschaften werden abgegrenzt von den staatlich 
gesetzten Bedingungen beurteilt, auf denen diese 
überwiegend beruhten. 

Der reale Umfang des Verschleuderns von DDR-Ver- 
mögen zu Lasten der Menschen im Osten, aber auch 
im Westen ist noch nicht erfaßt. Es wird dem neu ge- 
wählten Bundestag empfohlen, einen Ausschuß mit 
einer gezielten Aufgabenstellung zur Aufdeckung 
der Veruntreuung von DDR-Vermögen durch die Pri- 
vatisierungspolitik von THA/BvS und Bundesregie- 
rung zu bilden. 
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A 


a.D. 

außer Dienst 

AA 

Auswärtiges Amt 

Abg. 

Abgeordnete/Abgeordneter 

Abs. 

Absatz 

Abschn. 

Abschnitt 

Abt. 

Abteilung 

ACMS 

Automatisches Cash-Management- 
System 

ADrs. 

Ausschußdrucksache 

a.F. 

alte Fassung 

AFB 

Fraktion Arbeit für Bremen und Bre- 
merhaven 

AfNS 

Amt für Nationale Sicherheit 

AG 

Aktiengesellschaft 

AG 

Amtsgericht 

AG BKK 

Arbeitsgruppe Bereich Kommer- 
zielle Koordinierung 

AHB 

Außenhandelsbetrieb 

AKE 

Arbeitsgruppe Koordinierte Ermitt- 
lung 

AktG 

Aktiengesetz 

AL 

Ausfuhrliste 

ALB/RGW 

Allgemeine Bedingungen für die Wa- 
renheferungen zwischen den Orga- 
nisationen der Mitgliedsländer des 
RGW 1968 

AR'n 

Amtsrätin 

Art. 

Artikel 

AWG 

Außenwirtschaftsgesetz 

AWUS 

Abfallwirtschafts- und Umweltser- 
vice GmbH 

AWV 

Außenwirtschaftsverordnung 

Az. 

Aktenzeichen 

BAG 

B 

Brandenburgische Abfallwirtschafts 
GmbH 

BAKred. 

Bundesaufsichtsamt für das Kredit- 


wesen 

BAW 

Bundesamt für Wirtschaft 

BB 

Beweisbeschluß 

BBC 

Brown Boverie & Cie AG 

BBG 

Boizenburger Beschäftigungsgesell- 
schaft 

BC 

Boston Consulting Group 

BfF 

Bundesamt für Finanzen 

BfG 

Bank für Gemeinwirtschaft 

BfV 

Bundesamt für Verfassungsschutz 

Bd. 

Band 

BGB 

Bürgerhches Gesetzbuch 

BGBl. 

Bundesgesetzblatt 

BGH 

Bundesgerichtshof 

BHE 

Bank für Handel und Effekten 

BHFG 

Berliner Handels- und Finanzie- 
rungsgesellschaft mbH 

BHO 

Bundeshaushaltsordnung 


BIEG 

Berüner Import-Export GeseUschaft 
mbH 

BIL 

Bangue International ä Luxembourg 

BKA 

Bundeskriminalamt 

BKK 

Bereich Kommerzielle Koordinierung 

BKAmt 

Bundeskanzleramt 

Bl. 

Blatt 

BSL 

Buna SOW Leuna Olefinverbund 
GmbH 

BM 

Bundesminister 

BM 

Bundesministerium 

BMF 

Bundesministerium der Finanzen 

BMGB 

Beteihgungs-Management-G esell- 
schaft Berlin 

BMHV 

Berliner Makler- und Handelsvertre- 
tergesellschaft 

BMI 

Bundesministerium des Innern 

BMJ 

Bundesministerium der Justiz 

BP 

British Petrol 

BPA 

Bundespresseamt 

BMVg 

Bundesministerium der Verteidi- 
gung 

BMWi 

Bundesministerium für Wirtschaft 

BND 

Bundesnachrichtendienst 

BörsG 

Börsen-Gesetz 

BR 

Bundesrat 

BRD 

Bundesrepubhk Deutschland 

BReg 

Bundesregierung 

BStU 

Der Bundesbeauftragte für die Un- 
terlagen des Staatssicherheitsdien- 
stes der ehemaligen Deutschen De- 
mokratischen Republik 

BT 

Bundestag 

BT-Drucksache 

Drucksache des Deutschen Bundes- 
tages 

BV 

Bezirksverwaltung 

B.V. 

Besloten Vennootschap 

BVA 

Bundesverwaltungsamt 

BVerfGE 

Bundesverfassungsgerichtsentschei- 

dung 

BVG 

Bundesverfassungsgericht 

BvS 

Bundesanstalt für vereinigungsbe- 
dingte Sonderaufgaben 

BVV AG 

Bremer Vulkan Verbund Aktienge- 
sellschaft 

BVVG 

Bodenverwertungs- u. verwaltungs- 
gesellschaft mbH 

bzgl. 

bezüglich 

bzw. 

beziehungsweise 

ca. 

C 

circa 

CAD 

Computer- aided de sign (computer- 
unterstütztes Konstruieren) 

CAM 

computer-aided manufacturing (com- 
puterunterstütztes Fertigen) 

CC 

cash concentration 
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CDU 

Christlich Demokratische Union 
Deutschlands 

C&L 

C & L Treuarbeit Deutsche Revision 

CIA 

Central Intelligence Agency 

CoCom 

Coordinating Committee for East- 
West-Trade-Policy 

CSU 

Christlich-Soziale Union 

CVU 

Computer-Vertriebs-Union Berlin 
GmbH 

CSU 

Christlich Soziale Union Deutsch- 
lands 

CWC-Bank 

Central Wechsel- u. Creditbank AG 


D 


d.h. 

das heißt 

DABA 

Deutsche Außenhandelsbank AG 

DAW 

Deutsche Abfallwirtschafts -GmbH 

DBD 

Demokratische Bauernpartei Deutsch- 
lands 

DDR 

Deutsche Demokratische Republik 

DHB 

Deutsche Handelsbank AG 

DIA 

Deutscher Innen- und Außenhandel 

DIN 

Deutsche Industrie-Norm 

DKP 

Deutsche Kommunistische Partei 

DM 

Deutsche Mark 

DMG 

Deponie-Management-Gesellschaft 

mbH 

DMP 

Datenmodul-Produktions GmbH 

DMR 

Dieselmotorenwerke Rostock GmbH 

DMS-AG 

Deutsche Maschinen- und Schiffs- 
bau AG 

DMV 

Dieselmotorenwerk Vulkan GmbH 

Dr. 

Doktor 

DSBK 

Deutsche SB-Kauf AG 

DSR 

Deutsche Seereederei Rostock 

DV 

Datenverarbeitung 

DWV 

Deutsche Warenvertriebs GmbH 


E 


EG 

Europäische Gemeinschaft 

EGIT 

East German Investment Trust Ltd. 

EGStGB 

Einführungsgesetz zum Strafgesetz- 
buch 

ELEI 

(VE AHB) Elektronik Export-Import 

EMC 

Entreprise Miniere et Chimique 

EMF 

Europäische Medien- und 
'Forschungsgesellschaft mbH 

EMG 

Elektronische Medienforschungsge- 
sellschaft mbH 

etc. 

et cetera 

ETEI 

Elektrotechnik Export-Import 

EU 

Eropäische Union 

EuGH 

Europäischer Gerichtshof 

EUeR 

Europäisches Übereinkommen über 
die Rechtshilfe in Strafsachen 

Eumit 

Euro Union Metal Italiana SPA 

EV 

Einigungsvertrag 

evtl. 

eventuell 

EWB 

Elbewerft Boizenburg GmbH 

f. 

F 

folgende 

Fa. 

Firma 


FaSa 

Fahrradtechnik Sangerhausen GmbH 

FAZ 

Frankfurter Allgemeine Zeitung 

F.D.P. 

Freie Demokratische Partei 

FDGB 

Freier Deutscher Gewerkschafts- 
bund 

FDJ 

Freie Deutsche Jugend 

FEDI 

Feriendiensteinrichtungen des FDGB 

ff. 

fortfolgende 

FITEC 

Finanz und Technik Beteiligungs 
GmbH 

FLM 

Fortschritt Landmaschinen 

GAA 

G 

Gesellschaft für Abfall Wirtschaft und 
Altlasten mbG 

GAB 

Gesamtausgleichsbetrag 

GBA 

Der Generalbundesanwalt 

GBL 

Gesetzblatt der DDR 

GbR 

Gesellschaft bürgerlichen Rechts 

GByte 

Gigabyte 

Geda 

Gesellschaft für Datenverarbeitung 

gern. 

gemäß 

Gen. 

Genosse 

gez. 

gezeichnet 

GG 

Grundgesetz 

ggf* 

gegebenenfalls 

GHG 

Großhandelsgesellschaft mbh i.L. 
Halle/Saale 

GHI 

Geheimer Hauptinformant 

Gl 

Geheimer Informant (frühere Be- 
zeichnung für IM) 

GmbH 

Gesellschaft mit beschränkter Haf- 
tung 

GO-BT 

Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages 

GSO-BT 

Geheimschutzordnung des Deut- 
schen Bundestages 

GStA 

Generalstaatsanwalt 

GVG 

Gerichtsverfassungsgesetz 

GVO 

Grundstückverkehrs Ordnung 

GW 

Gesellschaft zur Verwahrung und 
Verwertung von stillgelegten Berg- 
werksbetrieben mbH 

H 

HA 

Hauptabteilung 

HB 

Handelsbereich 

HBB 

Holzhandel Berlin und Brandenburg 
GmbH 

HBK 

Hanseatischer Baustoffkontor GmbH 

HD 

Holzhandel Dresden GmbH 

HG 

Handelsgesellschaft 

Hibeg 

Hanseatische Industriebeteiligungs 
Gesellschaft mbH 

HOST 

Holzbau Sternberg GmbH 

HR 

Handelsregister 

Hrsg. 

Herausgeber 

hrsg. 

herausgegeben 

HV 

Hauptverwaltung 

HVA 

Hauptverwaltung Aufklärung 

HWWA 

Institut für Wirtschaftsforschung 
Hamburg 
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i. A. 
lAG 

IBWZ 

i.d.R. 

IG 

IGBE 

IHZ 

i.L. 

IM 

IMS 

IPA 

i.V.m. 


Kap. 

KAV 

KfW 

KG 

KG 

KoKo 

KPD 

KPdSU 

KPÖ 

KÜV 


LARoV 

LBCM 

LD 

LDPD 

lfm. 

LG 

LM 

LT 

LT-Drucksache 

It. 

Ltd. 

Ltd. 

LKA 


MAG 

MAH 
Mat 
Mat A 

MatB 


1 


Mate 


im Aufbau 

Ihlenberger Abfallentsorgungs-Ge- 
sellschaft 

Internationale Bank für Wirtschaftli- 
che Zusanunenarbeit (Moskau) 
in der Regel 
Industriegewerkschaft 
Industriegewerkschaft Bergbau und 
Energie 

Internationales Handelszentrum 
in Liquidation 
Inoffizieller Mitarbeiter 
Inoffizieller Mitarbeiter zur Siche- 
rung 

Interparlamentarische Arbeitsgemein- 
schaft 

in Verbindung mit 


Mat RG 

MAW 

MB 

mbH 

MBI 

MBO 

MDA 

MdF 

MDg 

MDI 

MdK 

MEE 


K 

Kapitel 

Kauf- und Abtretungsvertrag 
Kreditanstalt für Wiederaufbau 
Kammergericht 
Kommanditgesellschaft 
Kommerzielle Koordinierung 
Kommunistische Partei Deutsch- 
lands 

Kommunistische Partei der Sowjet- 
union 

Kommunistische Partei Österreichs 
Kauf- und Überlassungsvertrag 

L 

Landesamt zur Regelung offener 
Vermögensfragen (Berhn) 

Land- und Bautechnik Center Me- 
tallbau Thurau 
Leitungsstab Deutschland 
Liberal-Demokratische Partei Deutsch- 
lands 

laufende Meter 
Landgericht 
Landesminister 
Landtag 

Drucksache des Landtages 
laut 

Leitende (r) 

limited (entspricht einer GmbH) 
Landeskriminalamt 


MfAA 

MfNV 

MfS 


MHz 

MIDER 

MIFA 


Mio. 

MR 

MR 

Mrd. 

MRG 

MTW 

MTW 

MVG 

MWT 

MVL 


n.F. 

NATO 

NDPD 

NfD 

NIR 

NJW 

Nr. 

NRW 

NS 


M 

Mecklenburgische Abfallentsorgungs 
Gesellschaft mbH 

Ministerium für Außenhandel (DDR) 
Materialien 

Zur Beweiserhebung beigezogene 
Materialien 

Materialien, die dem Untersu- 
chungsausschuß ohne Beweisbe- 
schluß zur Verfügung gestellt wur- 
den 


NSW 

NVA 


o.a. 

o.g. 

OEB 

OHG 

OibE 

OLG 

OPK 


Materialien, die Bezug zum Untersu- 
chungsauftrag haben, aber nicht die 
zu untersuchenden Vorgänge doku- 
mentieren 

Stellungnahmen zum rechtlichen Ge- 
hör 

Ministerium für Außenwirtschaft 
(DDR) 

Megabyte 

mit beschränkter Haftung 
Management-Buy-In 
Management-Buy-Out 
Mütitz Duft und Aroma GmbH 
Ministerium der Finanzen (DDR) 
Ministerialdirigent 
Ministerium des Innern (DDR) 
Mitteldeutsche Kali AG 
Ministerium für Elektrotechnik und 
Elektronik (DDR) 

Ministerium für Auswärtige Angele- 
genheiten (DDR) 

Ministerium für Nationale Verteidi- 
gung (DDR) 

Ministerium für Staatssicherheit 
(DDR) 

Megahertz 

Mitteldeutsche Erdölraffinerie GmbH 

Mitteldeutsche Fahrradwerke San- 

gerhausen 

Millionen 

Ministerialrat 

Ministerrat (DDR) 

Milliarden 

Militärregierungsgesetz 
Meerestechnik Werft, Wismar 
Mathias Thiesen Werft, Wismar 
Möbelvertriebsgesellschaft mbH 
Ministerium für Wissenschaft und 
Technik (DDR) 

Mineralöl Verbundleitung GmbH 
N 

neue Fassung 

North Atlantic Treaty Organization 
National-Demokratische Partei 
Deutschlands 

Nur für den Dienstgebrauch 
Neptun Industrie Rostock GmbH 
Neue Juristische Wochenschrift 
Nummer 

Nordrhein-Westfalen 

Nationalsozialismus/nationalsoziah- 

stisch 

Nichtsozialistisches Wirtschaftsgebiet 
Nationale Volksarmee 

O 

oben angeführt 
oben genannte(r) 
Organisationseigener Betrieb 
offene Handelsgesellschaft 
Offizier im besonderen Einsatz 
Oberlandesgericht 
Operative Personenkontrolle 
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ORVAG 

Organisation imd Verwaltimg AG 

OStA 

Oberstaatsanwalt 

öS 

österreichische Schilling 

OTE 

griechische Telekommunikationsbe- 
hörde 

OTS 

Operativ-Technischer Sektor 

OV 

Operativer Vorgang 

OV 

Operativvorgang 

OVG 

Oberverwaltungsgericht 

OFD 

Oberfinanzdirektion 

ORVAG 

Organisation imd Verwaltung AG 

PartG 

P 

Parteiengesetz 

PASOK 

Sozialistische Partei Griechenlands 

PCE 

Physical Chenücal Engineering AG 

PCS 

Potash Corporation of Saskatchewan 

PDA 

Projekt Development Anstalt 

PDS 

Partei des Demokratischen Sozialis- 
mus 

Pkw 

Personenkraftwagen 

PLO 

Palestine Liberation Organization 

PPC 

griechische Energiebehörde 

Prof. 

Professor 

Prot. 

Protokoll 

PStS'n 

Parlamentarische Staatssekretärin 

PSts 

Parlamentarischer Staatssekretär 

PTF 

Personen-Trans-Fahrschul-GmbH 

PUA 

Parlamentarischer Untersuchvmgs- 
ausschuß 

PVKV 

Parteivermögenskommissionsverord- 

nimg 


R 

Rechtsanwalt 
Regierungsdirektor 
Rückwärtige Dienste (DDR) 
rund 

registriert 

VEB Robotron-Elektronik Zella- 
Mehlis 

Radio- und Femsehtechnik 
Rechtliches Gehör 
Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe 
Rheinland-Pfalz 

RKL-lntemational Richard Lämmer- 
zahl GmbH 
Regierungsrätin 

S 

S. Seite 

S.A. Sociöte Anonyme (entspricht einer 

AG) 

Sachsen-Anh. Sachsen-Anhalt 

SBO Spezielle Beschaffungsorgane 

SC Schiffscommerz GmbH 

SCPA Societe commerciale de potasses et 

de l'azote 

Schle. -Holst. Schleswig-Holstein 

SED Sozialistische Einheitspartei Deutsch- 

lands 


SEW 

Soziaüstische Einheitspartei West- 
Berlins 

SFG 

Sachsen-Anhalt Fahrradbau GmbH 

SFR 

Schweizer Franken 

sfr. 

Schweizer Franken 

sog. 

sogenannt/e(r) 

SPA 

Societä Per Azioni (entspricht einer 
AG) 

S.p.A. 

vgl. SPA 

SPD 

Sozialdemokratische Partei Deutsch- 
lands 

StA 

Staatsanwaltschaft 

Stellv. 

Stellvertreter 

StGB 

Strafgesetzbuch 

StPO 

Strafprozeßordnung 

Sts. 

Staatssekretär 

StUG 

Gesetz über die Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes der ehe- 
maügen Deutschen Demokratischen 
Republik (Stasi-Unterlagengesetz) 

SW 

Soziaüstisches Wirtschaftsgebiet 

SWT 

Sektor Wissenschaft imd Technik 

TCAC 

T 

Transport und Communication As- 
sessment Center Weiterbüdungs- 
und Beratungsgesellschaft mbH 

TED 

Konsortium, bestehend aus Thyssen 
Handel Berlin, GmbH, Societe Na- 
tionale Elf Aquitaine und DSBK 

THA 

Treuhandanstalt 

THB 

Thyssen-Handel Berlin GmbH 

THG 

Treuhandgesetz 

THU 

Thyssen-Handelsunion AG 

TLG 

Liegenschaftsgesellschaft der THA 

TLG 

Treuhand-Liegenschaftsgesellschaft 

TreuhUntÜV 

Treuhanduntemehmensübertra- 

gungsverordnung 

TreuLV 

Treuhandliegenschaftsübertragungs- 

verordnung 

TYeuUmbenV 

Treuhandanstaltumbenennungsver- 

ordnung 

TSW 

Thyssen-Schulte Werkstoff- und Me- 
tallurgiehandel GmbH 

T.VO. 

Treuhand- Verwaltungs- und Orga- 
nisations GmbH 

u.ä. 

U 

und ähnliches 

u.a. 

unter anderem 

UA 

Untersuchungsausschuß 

UKPV 

Unabhängige Kommission zur Über- 
prüfung des Vermögens der Parteien 
und Massenorganisationen der DDR 

USA 

United States of Amerika 

USD 

US-DoUar 

VAR 

V 

Vertragsmanagement für Abwick- 
lung und Reprivatisierung (THA) 

VE 

volkseigen 


RA 

RD 

RD 

rd. 

reg. 

REZ 

RFT 

RG 

RGW 

Rheinl.-Pfalz 

RKL 

RR'n 
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VE 

VE 

VEB 

VEB REZ 

VeijähningsG 

VG 

vgl. 

VIH 

VM 

VO 

VOB 


Vors. 

VRD 

VS 

VSH 

VSV 

VwVfG 

VwGO 

VWS 

VZOG 


WBB 

WestLB 


Verrechnungseinheit 
Vulkan Elektronik GmbH 
Volkseigener Betrieb 
Volkseigener Betrieb Robotron Elek- 
tronik Zella-Mehlis 
Gesetz über das Ruhen der Verjäh- 
rung bei SED-Unrechtstaten 
Verwaltungsgericht 
vergleiche 

Vulkan Industrie Holding 

Valutamark 

Verordnung 

Vereinigung organisationseigener Be- 
triebe 

Vorsitzender 

Verwaltung Rückwärtige Dienste 
Verschlußsache 

Vorverdichtungs-, Such- und Hin- 
weisdatei 

Vulkan Schiffbau Verbund GmbH 
Verwaltungsverfahrensgesetz 
Verwaltungsgerichtsordnung 
Volkswerft Stralsund GmbH 
Vermögensordnungsgesetz 

W 

Wärmeanlagenbau Berlin GmbH 
Westdeutsche Landesbank 


Wihag 

Wittenbecher & Co. Handelsgesell- 
schaft mbH 

WMW 

Werkzeugmaschinen und Werkzeuge 

WP 

Wahlperiode 

WTU 

Westdeutsche Treuhandunion 

WUFG 

Währungsumstellungsfolgengesetz 

WTZ 

Wissenschaftlich-technisches 

Zentrum 


X 

XTR 

transferable Rubel 

XTR 

Transfemibel 


Z 

z.A. 

zur Anstellung 

z.B. 

zum Beispiel 

z.Zt. 

zur Zeit 

ZERV 

Zentrale Ermittlungsstelle für Regie- 
rungs- und Vereinigungskriminalität 

Ziff. 

Ziffer 

ZK 

Zentralkomitee 

ZPO 

Zivilprozessordmmg 

z.T. 

zum Teil 

§(§§) 

Paragraph(en) 

% 

Prozent 
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II. Personenregister 


A 

Abrassimow 167 

Ackermann, Konrad, Dr. 140, 179, 241, 245-246 

Aldo, Bernd 103 

Albrecht, Hans 447 

Axen, Hermann 112-113 

Asbeck, Gertrud 166, 170, 395 

Asbeck, Günther 59, 140, 166-171, 367, 395 

B 

Bachofner, Urs 109 
Balladur, Edouard 264, 381, 454 
Bamberger, Werner, Dr. 122 
Bärlein, Michael 53, 75 
Bartsch, Dietmar, Dr. 203, 213-214 
Bauer, Norbert 121 

Bauer, Rudolf Dietmar alias „Gerber" 133 
Beck, Ivo, Dr. 110 

Beü, Gerhard, Dr. 38, 41, 43, 48, 52, 57-59, 67, 72, 
106, 109, 111-113, 123-125, 127-129, 132, 135, 441, 
432 

Berghofer, Wolf gang 239, 256, 410 
Bergström, Siegfried, Prof. Dr. 180, 187 
Bernhardt, Heinz 126 

Beucher, Friedhelm Julius 241, 351, 365, 401, 420 
Biedermann, Wolf gang G. 341 
Bierstedt, Wolfgang 207, 359 
Bisky, Lothar, Prof. Dr. 69, 72, 77-78, 201, 207, 
211-212, 359-360, 362, 400, 438 
Bleßing, Meta 91, 108 

Bley, Kurt, Dr. 68, 74, 138-139, 144, 240, 243-245, 
335-336, 346, 401 

Bohl, Friedrich 265, 268, 332, 407, 412-413 
Bohn, Rudolf 323,407 
Bondy, Robert 107, 118-119, 121, 129 
Brahms, Hero 293, 318, 321, 327 
Brauchitsch, von 293 

Breuel, Birgit 69, 74, 262, 269, 293-294, 297-299, 
312, 325, 327-330, 335, 384, 387, 406, 419, 432, 445, 
456 

Brie, Andreas, Dr. 69, 72, 76-78, 201, 206-207, 
359-361,438 

Brocher, Bernhard 45, 57, 68, 74, 239, 241, 243-246 
Bruckner, Otto 121 

C 

Carlsohn, Hans 159 
Conrad, Uwe 395 

D 

Danckert, Peter, Dr. 157 

Deneke, Marlies (jetzt Keller) 69, 72, 76-78, 154, 
201, 207, 359, 399 

Deparade, Peter 67, 72, 74, 76, 255-260, 356, 
379-380, 409-410 
Desser, Jakob 107 

Dierdorf, Josef, Dr. 44, 66, 73, 103-104 


Dimitriadis, Georges 56, 131 
Docter 127 

DoUing, Wolfgang 102-103 
Dürrmayer, Evelyn, Dr. 126 

E 

Eich, Alexander, Dr. 41, 72 
Eichhorn, Günther 68, 172-175, 184, 186-187, 
189-190, 192-196, 368 
Engel, Rudolf 126 
Engelhardt, Heinz 175, 196 
Engelmann, Wolfgang 203 
Eppelmann, Rainer 198, 396 

Erbe, Joachim, Dr. 45, 67, 73-74, 232, 234-235, 266, 
268-272, 292, 302, 314, 320, 322, 340, 344, 346, 349, 
390, 455 

F 

Falin, Valentin 206, 361 
Faude, Eugen 446 
Feigen, Hanns 41 

Fischer, Bernd 172, 175, 189-190, 192, 195, 197, 371 
Fischer, Franz, Dr. 169-170 
Forgber, Günther, Dr. 100-101, 167, 395 
Förster, Prof. 262, 412 
Fortier, Barbara 111, 126 
Franze, Günther 54 
Frick, Kuno 213 
Friederichs, Hans, Dr. 411 
Frischmuth, Jan 45, 68, 74, 340 
Fürböck, Helmut 107, 110, 112, 119, 122, 124-125, 
128-129 

G 

Gaida, Erich alias Franz Markovic 129, 191, 372 
Gauck, Joachim 44, 49, 66, 73, 198, 196, 373 
Geertz, Klaus 68, 295, 384 
Gehrig, Bernhard 109 
Geiger, Hansjörg, Dr. 50, 79-80 
Genschow, Rudolf, Dr. 163, 167, 171 
Gentz, Ingeburg 107, 113, 117-120, 126, 130 
Gentz, Jürgen, Dr. alias IM Werner Ullrich 109, 
118-119, 121 
Gentz, Ute 119,122 

Gerstenberger, Karl-Heinz, Prof. Dr. 169, 367 
Gietl, Gottfried 193 
Girke, Werner 212-214, 362 
Goldenberg, Simon 152, 396 
Gomolka, Alfred 449 
Gräber, Michael 116, 121 
Graubner, Gerd, Dr. 72 
Gres, Joachim 24, 350 
Greven, Hermann -Joachim 69, 449 
Groß-Blotekamp, Dirk 69, 74, 295, 297, 316, 319, 
323-324, 326-330, 332-335, 337, 339, 388, 404 
Großmann, Werner 66, 71, 162-165, 168, 172, 175, 
182-183, 189, 192, 196-197, 366-367, 373, 396 
Grote wohl, Otto 118 
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Groth 127 

Gründer, Robert 117-118 
Grünewald, Joachim, Dr. 69, 75, 252, 260-262, 
264-266, 268 
Grünfeld, Dr. 295 
Grützmacher, Horst 318-320 
Güldensupp, Peter 69, 319 
Gundermann, Hans-Peter, Dr. 269, 272, 453, 

456-457 

Gutmann, Sigrid (jetzt Schalck-Golodkowski) 
154-156, 158, 399 

Gysi, Gregor, Dr. 69, 76-78, 199, 201-203, 205-208, 
213-214, 359-363, 400, 438 

H 

Hanzlicek, Johann 107, 109, 118-119, 121, 124, 127 
Hartmann, Bernd, Dr. 69, 74, 332, 335-336 
Hasselberg, Karl-Peter, Dr. 69, 74, 337-338 
Hauser, Hansgeorg 226 
Häusler, Bernd 72 
Heer, Barbara 109 
Heiter, Hannelore 68, 72, 76, 154 
Hellmuth, Dieter 107, 125, 127 
Hennemann, Friedrich, Dr, 41, 68, 75, 80, 295-297, 
303, 314-315, 317, 320-321, 327-328', 330, 333-334, 
340, 342, 384, 386-387, 407, 449 
Hennig, Werner 66, 158-160, 182, 184-185, 188, 190, 
366 

Herder, Hans- Joachim 109 
Hermann, Ottokarr 399 
Herrmann, Sabine 203, 209 
Hildebrand, Gisela 160 
HUmer, Adolf 102, 103, 395 
Hilpert, Axel 126 
Himstedt, Günter 423, 445 
Hirsch, Burkhard, Dr. 27 
Hoffmann, Hans E. W. 34 1 
Holzapfel, Lothar, Dr. 44, 66, 252, , 344-345, 447 
Holzer, Dieter 267-268, 410, 412-414 
Honecker, Erich 108, 113, 118, 125, 127, 159-160, 
214, 366 

Hör, Richard 107, 112, 118-119, 121, 129 
Homef, Heinrich, Dr. 69, 74, 297, 299, 303, 312, 316, 
323, 325, 328-330, 332-333, 339, 446, 448 
Hübner, Henning, Dr. 72 
Huschke, Walter 303, 326-327, 330-331, 335, 
387-388 

1 

IM Agio; Vagt, Hans-Joachim 59, 69, 132, 134, 399 
IMS Gustav; Seidel, Claus-Dieter 56-57, 69 
IM Halka; Ziesche, Feodor 67, 72, 88-90, 149-151, 
186, 206, 375, 400 

IM Henry; Stegemann, Karl-Heinz Dr. bzw. 

Uhlig, Dieter 57-59 

IM Landgraf; Schlaff, Martin 140, 176, 178-181, 187, 
193, 221-223, 241-243, 245-246, 255-257, 259, 369, 
374, 377, 379-380, 397-398, 401, 409-410 
IM (Gl) Rocco; Kokkalis, Sokrates 40-42, 50-57, 59, 
70, 130-134, 140, 161, 365, 396-397 
IM Rudolf; Schindler, Helmut 67, 106, 111, 122-123, 
167 

IMS Schumann, Peter; Winkler, Roland, Dr. 38, 41, 
43, 52, 53, 54, 56, 57-58, 59, 68, 72 
IM Siegfried; Seidel, Eberhard 102 


IM Werner Ullrich; Gentz, Jürgen, Dr. 109, 118-119, 
121 

J 

Jaffre, Philippe 264, 413 
Joester, Erich 72 

John von Freyend, Eckart, Dr. 69, 74, 260-265, 267, 
272-273, 293, 304, 306, 335, 411, 413, 416, 418, 449, 
454 

K 

Kaden, Bernd 177 

Kageneck, Christine Gräfin von 68, 74, 255-260, 

380 

Kalt, Hans 116 

Karwatzki, Irmgard 45, 66, 73, 138-139, 143-145, 
147, 227, 229-230, 233, 241, 248, 268, 339-340, 
344-345, 407 

Kästner, Siegfried, Dr. 41, 72 
Kaufmann, Karlheinz 67, 72, 204-207, 208, 361 
Keller, Marlies (vormals Deneke) 69, 72, 76-78, 154, 
201,207, 359-361,399 
Kenner, Rudolf 102, 103 
Kerl 317 
Kirschey 126 

Kittlaus, Manfred 44, 66, 73, 228, 351, 354 
Klar, Josef 69,72,297,320-321,328 
Kleine, Alfred, Dr. 67, 71, 123, 162, 182, 366 
Klimek 328 

Klinz, Wolf, Dr. 257-258, 293, 297, 323, 327-328, 333 
Klocke, Detlef, Dr. 72 

Klostermann, Siegmund 67, 72, 204-207, 361 
Knaack, Ulrich 45, 66, 73, 233-235 
Knepler, Georg, Prof. Dr. 107, 118-119 
Kny, Reinhard 68, 340 
Koch, Peter 172 

Koch, Wüly 38, 40-43, 49-50, 52, 55, 57-59, 67, 
132-133, 161-162, 220-221, 366, 373-374, 398, 432 
Kohl, Helmut, Dr. 264-265, 304, 332, 381, 407, 
454-455 

Köhler, Günter, Dr. 297, 299, 303, 306, 328 
Köhler, Herbert 68, 176, 178-182, 187, 197, 255-257, 
369, 379-380 

Kokkalis, Sokrates 40-42, 50-57, 59, 70, 130-134, 
140, 161, 365, 396-397 
Kolb, Heinrich-Leonhard, Dr. 304 
Konrad, Ingrid 192 

Köpemik, Gerhard, Dr. 69, 74, 304, 334, 337-339 

Krackow, Jürgen, Dr. 293, 403, 450 

Kratsch, Günther, Dr. 123 

Kraus, Siegfried 186 

Krause, Günther, Dr. 413 

Kretzschmar, Tüo 67, 71-73, 162-163, 165, 182-183, 
190, 192-193, 196 

KroU, Wilfried 53, 67, 73, 91, 152-153 

Krutschina 205, 361 

Küster, Uwe, Dr. 339-340, 388 

L 

Labom, Hans-Jürgen 67, 152-155, 157-158, 399 
Lämmerzahl, Margot 89 
Lämmerzahl, Richard 90 

Langnitschke, Wolfgang 67, 127, 203-210, 213-214, 
361-363, 439 
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Laudien, Bernd, Dr. 299-300 

Le Blanc Bellevaux, Hubert 267, 413 

Le Floch-Prigent, Loik 262, 412-413 

Leisler Kiep, Walter, Dr. 267-268, 410, 412, 414 

Leonhard, Harald 42-43, 52-53, 55-56, 58-59 

Lerche, Ruth 167-171, 367 

Liebknecht, Kurt, Prof. Dr. 126 

Lisowski 88-97, 108, 154, 363-364, 394 

Lohmann, Manfred 293, 295 

Lucyga, Christine, Dr. 339-340, 388, 407 

Luft, Christa, Dr. 446 

Lürken 328 

M 

Mahlow, Bruno 69, 72, 204, 206, 361 

Maimann, Martin 112, 121 

Maiziere, Lothar, de 175, 183, 198, 368 

Manske-Kraus, Else 126 

Markovic, Franz; Gaida, Erich 129, 181, 372 

Mathes, Klaus 54 

Meier-Lüders 154-155 

Melcher, Manfred 95 

Merkel, Ralf 174-175 

Mielke, Erich 88, 158-160, 163-164, 167, 182, 364, 
366-367 

Mitsotakis, Konstantin 365 
Mittag, Günter, Dr. 113, 121, 167 
Mitterrand, Frangois 412,454 

Modrow, Hans, Dr. 73, 171-172, 174-175, 183, 196, 
201, 206, 360-361, 367-368, 372-373 
Möllemann, Jürgen W. 403, 450 
Moser, Max 152-153, 157 
Most, Edgar 67 
Muhri, Franz 125 
Müller, Emst 107, 112, 118-119 
MüUer, Horst 68, 75, 173, 177, 181, 190-191, 

194-195, 197,371-372 

MüUer, Oswald 68, 308, 312, 319, 330, 340 
MüUer, Richard 176-177 

N 

Nedeleff , Roland, Dr. 24 1 

Neumann, Volker, Vorsitzender 2. UA 23, 27, 37, 39, 
49, 51-52, 66, 75, 77-78, 81, 349-350, 354, 428 
Neusei, Hans 37 
NuUmeyer, Horst 45, 68, 74 

O 

Oberdoerster, Jürgen 159 
Olges, WUhehn, Dr. 67, 74 
OUig, Dr. 338 
Onnen 293 

Overhaus, Manfred, Dr. 69, 74, 293-294, 299, 331, 
334-335, 340, 383, 405 

P 

Papier, Hans- Jürgen, Prof. Dr. 33, 43-44, 51-55, 59, 
66, 73, 199, 437, 440 
Parlow, Norbert 72 
Pauün, Dr. 293, 295 

PeUkan, Gerd, Dr. 76, 201-202, 208-212, 359-362 
Peschel-Gutzeit, Lore Maria, Dr. 354 


Peter, Fritz 172, 196 

Petram, Dieter 282-283 

Pfahls, Holger 267-268, 412, 414 

Pfitzer, Norbert, Dr. 45, 68, 309-310 

Pieck, Wühelm 118 

Pindorfer, Franz 211-212, 362 

Plaschna 293 

Plottnitz, Rupert von 350 

Pohl, Wolfgang 67, 72, 76, 201-202, 204-208, 213- 
214, 360-362, 437-438 

Polze, Werner, Prof. Dr. 67, 127-129, 149, 151 
Pommerenke 303, 317, 326, 331-332 
Popov, Alexander 205, 208 

R 

Raab, Karl 119, 121, 124, 127, 213 

Radermacher, Norbert 234 

Rappe, Hermann 267 

Rath, Fritz-Joseph 67, 74, 175, 178-181, 183, 

186-187, 192, 244 
Rau, Heinrich 107 

Rausch, Hartmuth 69, 72, 75-76, 300, 312-313, 340 

Redeker, Prof. Dr. 266 

Rees, Albert 213-214, 362-363 

Reh, Eva 111,123 

Rein, Oswald 107, 118-119 

Reinicke, Georg 199, 205, 361 

Reuther, Hans- Joachim 53, 

Rexrodt, Günter, Dr. 53, 331 
Richter, Hans, Dr. 119-120,256 
Ringstorff, Harald, Dr. 69, 74, 294, 327, 330-332, 
383, 388, 407 
Rocco 132 
Röder, Siegmar 177 

Rohwedder, Detlef Carsten, Dr. 444, 446, 450 
Ronneberger, Gerhard 164, 221 
Ronneberger, Manfred 94, 402 
Rottmann, Michael 269-272, 382, 415, 456 
Russek 127 

S 

Salzner, Karl 107, 127-128 
Schaal, Hansjörg 45, 67, 74 

Schaefgen, Christoph 38, 45, 57, 68, 74, 103, 104, 
144, 147-148, 234, 268, 271, 350, 353-354 
Schalck-Golodkowski, Alexander, Dr. 23, 33, 53, 71, 
75-76, 88-89, 91-92, 102, 111, 122-123, 129, 130-131, 
138, 145, 151-158, 162-165, 167-169, 171, 176, 
221-223, 363-364, 366-367, 375, 394-396, 399 
Schalck-Golodkowski, Sigrid (geb. Gutmann) 60, 
75-76, 91, 152-155, 156-158, 375, 396, 399, 433 
Scharfenberg, Günther 69, 119, 122, 432 
Scheele, Werner 223-224 
Scheid, Rudolf, Dr. 299 

Scheider, Wühelm, Dr. 68, 295, 298, 315, 320, 384 
Schein, George 54 
Scheurmann, Otto 154-155 

Schindler, Helmut alias IM Rudolf 67, 106, 111, 167, 
122-123 

Schlaff, Martin aüas IM Landgraf 140, 176, 178-181, 
187, 193, 221-223, 241-243, 245-246, 255-257, 259, 
369, 374, 377, 379-380, 397-398, 401, 409-410 
Schmidbauer, Bernd 49, 79, 241 
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Schmidt, Helmut 444 
Schmidt, Jürgen 68,308,311,317 
Schmidt, Manfred 120, 122 

Schmidt, Uwe 44, 66, 73, 103, 178, 227-228, 232, 
234,351,355 

Schmitz, Karl-Heinz, Dr. 72 

Schneider, Anton 315, 321, 333 

Schneidewind, Joachim, Dr. 300 

Schnüttgen, Johannes Karl 315, 317, 321, 340-341 

Schröder, Gerhard 294 

SchrÖer, Michael 72, 78 

Schußmann, Rolf 191 

Schucht, Klaus, Dr. 69, 75, 83, 85, 260-263, 265-268, 
380-381, 411-413, 424, 453-454 
Schulz, Hannelore 107, 109, 113, 126-127 
Schütte, Michael, Dr. 293, 297, 299, 302-303, 306, 
323, 326, 328-329, 336, 385-386, 406 
Schütz, Giso 45, 66, 73, 158-159, 184 
Schütze, Diethard 226 
Schwanitz, Wolfgang, Dr. 172, 175 
Schwegmann, Ludwig 328-329, 335, 405-406 
Schwenn, Johann 72 
Schwettmann, Wilhelm Dr. 95-97 
Seidel, Claus -Dieter alias IMS Gustav 56, 57, 59, 69 
Seidel, Eberhard alias IM Siegfried 102-103 
Seidel, Manfred 67, 71, 88-89, 91, 108, 152, 153, 
154, 158-160, 162, 164-165, 167-169, 366, 396 
Seite, Bemdt, Dr. 326, 332, 407 
Siegelt, Walter, Dr. 67, 103 
Simhart, Jürgen 49, 68, 74, 79 
Smidt, Günter 68, 72, 76, 297, 299-300, 312, 317, 
319, 321, 328, 331, 334, 336, 340-341, 387 
Sohn, Susanne, Dr. 121 
Springmann, Hans-Joachim 149 
Stegemann, Karl-Heinz, Dr. alias IM Henry 58-59 
Steger, Dr. 240 
Steidl, Josef 108 

Steindling, Rudolfine 105-107, 109-110, 112-123, 
125-130, 441 
Stern, Kurt 110 

Steyer, Jochen 38, 41, 43, 52, 57-59, 68 
Stoph, Willi 197 
Strahl, Jürgen 67, 71-73, 76 
Strauß, Franz Josef, Dr. 412 
Struck, Peter, Dr. 268 

Stück, Detlef von der 93-95, 363-364, 375, 394, 402 
Stück, Heidrun von der 93, 95 

T 

Tasselkraut, Karl-Heinz 223-224 
Teichmüller, Frank 68, 294 
Tens, Hans-Volker, Dr. 72 
Tesmer, Joachim 68 

Timmermann, Manfred, Prof. Dr. 68, 77, 295-298, 
307, 311, 315, 318-321, 325-326, 328, 330, 333, 335, 
337, 384, 387 

Titel, Anneliese 68, 154, 156 

Triebold, Karl-Friedrich, Prof., Dr. 317, 321 

U 

Uhlig, Dieter alias IM Henry 57-59 
Uhlmann, Petra 395 
Ulbricht, Walter 118, 131, 397 
Ulpts, Friede 68, 319 
Ursula Wagner 303, 326-327, 330 


Utikal 303, 326, 328, 336, 339 

V 

Vagt, Hans-Joachim alias IM Agio 59, 69, 132, 134, 
399 

Venedey, Walter 72 

Vogel, Dieter, Dr. 148, 262, 446 

Vogel, Wolfgang, Dr. 161, 348 

Vogelgesang 293 

Voigt, Eckehard 68, 154-155, 157 

Voudouris , Aristides 131 

W 

Wachsen, Christa 67, 72, 154-158, 399 
Wagner, Udo 317-318,321 
Wagner, Dr. (OB Dresden) 239-240 
Wagner, Werner 73, 340 

Waigel, Theodor, Dr. 69, 75, 139, 131, 141, 143, 183, 
240-241, 246, 252, 260-261, 268, 317, 335, 348, 401, 
446, 455 

Weber, Annabella 67, 154-157 
Webers, Bruno 53, 67, 73, 91, 152-153 
Weiß, Hilmar 121, 124 
Weihmann, Manfred 67, 186 
Weimann, A. 72 
Weiss, Gerhard, Dr. 112, 123 
Welker, Walter 95-97 
Wellensiek, Jobst, Dr. 69, 74 
Welte, Paul 257-258 
Welzel, Peter Dr. 94, 148, 402 
Wenzel, Artur 133, 161 
Wenzel, Werner 211-212, 362 
Wetzenstein-Ollenschläger, Jürgen 100, 395 
Wild, Klaus Peter, Dr. 69, 74, 293, 295, 297-298, 323, 
325-329, 406 

Wüdenhain, Heinz 120, 127, 213 
Wülisch, Jan, Dr. 293, 297, 300 
Winckler, Roland, Dr. 38, 41, 43, 52, 54, 56-59, 68, 
72, 131-134, 161-162, 365, 397 
Wischniewski, Anita 98-99 
Wischniewski, Michael 97-99, 364, 396 
Wolf, Dieter 413 

Wolf, Markus 69, 72, 162-165, 167-169, 171, 184, 
187, 197, 364, 366-367, 396, 432 
Wolf-Klie 48 
Wolff , Friedrich 7 1 
Wrocklage, Hartmuth 350 
Wünsche, Manfred 169-170 
Würzberger, Werner 122, 129 

Y 

Younes, Abdel, Majid 204, 360 

Z 

Zeeb, Bernhard 59, 69, 75, 162, 167-169, 171 
Ziesche, Feodor 67, 72, 88-90, 149-151, 186, 206, 
375, 400 

Zinken, Rüdiger, Dr. 41, 68, 74, 315-317, 320-321, 
340 
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III. Institutionenregister 

A 

A, Voudouris - S. Kokkalis OHG 131 
Abfalldeponie Schönberg 31, 102-103, 395 

Abfallwirtschafts und Umweltservice GmbH (AWUS) 
31, 103, 104,395 

Achtzehnte COPIA Vermögensverwaltungsgesell- 
schaft mbH 317 

AEG 161-162 

AHB Carl Zeiss Jena 221 

AHB Elektronik Export-Import (ELEI) 162, 164, 
219, 221,225,374 

AHB Elektrotechnik Export-Import (ETEI) 59, 
131-132, 134, 161-162, 221, 365, 397, 399 

AHB Fortschritt Landmaschinen (FLM) 142 
AHB Heimelectric 142 

AHB Metallurgiehandel 34, 94, 99, 141-149, 364, 

389, 400-402, 445-446 

AHB Werkzeugmaschinenbau (WMW) 221 
Akademie der Wissenschaften 131 

Allgemeine Handelsgesellschaft für chemische Er- 
zeugnisse mbH 135 

Amt für Außenwirtschaft der DDR 228 

Amt für den Rechtsschutz des Vermögens der 
DDR 151, 375 

Amt für Nachrichtenwesen der Bundeswehr 198 

Amt für Nationale Sicherheit (AfNS) 136, 143, 159- 
160, 166, 171-179, 181-187, 189, 191, 193, 195-197, 
366-371,397 

Amtsgericht (AG) Berlin-Charlottenburg 107, 109, 
169, 177, 212, 268 

Amtsgericht Cottbus 289 

Amtsgericht Berlin-Tiergarten 47, 116, 120, 144, 
242, 245, 377 

Amtsgericht Düsseldorf 223 

Amtsgericht Halle -Saalkreis 287 

Amtsgericht Stralsund 422 

Amtsgericht Schwerin 422 

Anglo- Austrian-Trading 110 

Anstalt Befimo 95-97 

Anstalt Congregatio 152 

Anstalt Corefina 213-214 

Anstalt Domar 88-89 

Anstalt Fortintakt 98-99, 364 

Anstalt Mondessa 87, 91, 152-154, 157, 364, 399 

Anstalt Polyindustrie 95 

Arbeitsgruppe Koordinierte Ermittlung (AKE) 91, 
92, 134, 138-140, 142, 166, 241, 347, 363, 389, 391, 
434 


Arbeitsgruppe Regierungskriminalität bei der Staats- 
anwaltschaft bei dem KG Berlin 346, 349 

Arbeitsgruppe zum Schutz des Vermögens der SED- 
PDS 201,203 

Arbeitsgruppe zur Überprüfung der Finanzen der 
PDS 203 

Arthur D. Little, Unternehmensberatung 139, 261, 
453 

Asimex 108, 125, 163-164, 166-171, 366-367, 395 
Asimex Import-Export & Co. GmbH 169, 367 

Asimex Import-Export Agentur GmbH 169, 170, 
367 

ASIN TRADE GmbH 170-171 

Atlas Elektronik 3 1 1 , 320 

aufid Revisions- & Treuhand AG 117 

Auflösungskomitee des MfS/AfNS 172-177, 182, 
184-185, 188-191, 193-197, 370-372 

Auswärtiges Amt 48, 142 

B 

Babcock - Deutsche Energie- und Umwelttechnik 
AG 268, 382, 456 
Baltica 111-112 

Bank Austria 110, 115-117, 128, 192 
Bank Cantrade 115, 117, 125, 128-129, 192 
Bank für Gemeinwirtschaft (BfG) 399, 316 

Bank für Handel und Effekten (BHE) 91, 96, 108, 
127, 151-153, 171,375 

Bank Leumi 99 

Banque International ä Luxembourg (BIL) 89-90 
BASF 273-274, 276, 417-418, 447-448 
Batimex 110-111, 113, 126, 128 
baukema AG 288 

Baumaschinen Welzow GmbH 281, 287-289, 419, 
428 

Bayerisches Landeskriminalamt 222 
Bayerisches Oberstes Landesgericht 47 
Brown Boveri & Cie. AG (BBC) 108, 111-112 

Belvedere Hotel GmbH 77, 203, 207-211, 359, 362, 
437, 439 

Belvedere Hotel Management Gesellschaft 209-210 

Bengestrate & Partner Treuhand und Revisions 
AG 271 

Berag Export-Import GmbH (Berag) 108 

Beratungsgesellschaft für Immobilienverwaltung 
456 

Bereich Kommerzielle Koordinierung (KoKo) 33-34, 
53, 71-72, 86-93, 95-97, 99, 101-103, 105-106, 
108-109, 111, 113, 116, 122-123, 126-127, 129-131, 
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135-141, 143, 145, 148-149, 151-155, 157-160, 
162-169, 171, 182, 186, 193-194, 197-198, 215-217, 
219-223, 232, 249-250, 252, 346-348, 358, 363-367, 
370., 374-375, 378-379, 388-389, 394-396, 400-401, 
424-426, 428-429, 431-435, 439-441, 445-446, 457 
-, Abteilung Firmen 87-91, 93, 106, 108 
-, Hauptabteilung (HA) 1 87-89, 97, 158, 162 
-, Hauptabteüung (HA) 11 91, 102, 108, 111, 123 

Berimco-Immobilien Cooperation GmbH (Berimco) 

92 

Berliner Makler- und Handelsvertreter Vermögens- 
verwaltungsgesellschaft mbH (BMHV) 102, 238, 
246 

Berliner Bank AG 127, 204, 435 

Berliner Handels- und Finanzierungsgesellschaft 
mbH (BHFG) 92, 93, 96-97,363, 394 

Berliner Import-Export-Gesellschaft mbH (BIEG) 

140, 144, 179-180, 193, 195, 221-224, 238-244, 246, 
400 

Berliner Stadtbank AG 127, 151, 187, 210, 375 
Berliner Stadtkontor 127,151 
Bemad registered Trust 110 
Bestwood GmbH 422 

Bezirksanwaltschaft IV für den Kanton Zürich 47, 
48, 116-118, 141 

Bezirksgericht Arbern, Schweiz 246 
Bezirksgericht für den Kanton Zürich 101, 115 
Bezirksgericht Innere Stadt Wien 98 
Bezirksgericht Tel Aviv 99 
Bezirksgericht Hitzing, Wien 100 
Bankfinanz Zürich (BFZ) 115-116 
Bilca Securities Inc. 90 
Bitterfelder Vermögensverwaltung 423 
Blähton Grimmen 30 

Beteiligungs-Management-Gesellschaft Berlin mbh 
(BMGB) 247, 251, 444 

Bodenverwertungs- und verwaltungs GmbH (BWG) 
251, 254, 444 

Boizenburger Beschäftigungsgesellschaft (BBG) 

283 

Bosch AG 108,111 

Boston Consulting Group 316-317, 386 

Brand-Gruppe 282 

Brandenburgische Abfallwirtschafts GmbH (BAG) 

104 

Breakwater Ltd. 213-214 
Bremen 350, 352 
Bremer Landesbank 317,451 
Bremer Senat 386, 388, 406, 427, 449 

Bremer Vulkan Verbund AG (BVV AG) 26, 32-33, 
37, 41-43, 66, 75, 80, 291-342, 347, 355, 383-385, 
388, 390, 392, 402-408, 427, 430, 432-433, 445, 
447-452 

Bremer Vulkan Werft und Maschinenfabrik 311 


Bremische Bürgerschaft 28, 47, 291 
-, Untersuchungsausschuß „Bremer Vulkan" 36, 
47, 80, 238, 291, 318, 333, 427, 432 

British Petroleum Company plc. 261,261, 411-412, 
454, 

Buna SOW Leuna Olefinverbund GmbH (BSL) 264, 
381,408,414,448 

Bundesamt für Finanzen (BfF) 45-46, 137-138, 
232-335, 239-240, 243-245, 376, 400 
-, Gruppe Währungsumstellung 137, 232-235, 

239, 376 

Prüf gruppe Transferrubel OFD-Berhn 228, 376 

Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) 218, 220- 
221, 352, 398 

Bundesamt für Wirtschaft (BAW) 228, 231 

Bundesamt zur Regelung offener Vermögensfra- 
gen 136,250,151 

Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderauf- 
gaben (BvS) 26, 28, 32-34, 39, 41, 43-46, 48, 57- 
58, 73-74, 79, 81, 83, 85-88, 90-106, 113-115, 117- 
118, 120, 126-127, 130, 134-144, 146-149, 152-153, 
166, 169-171, 175-177, 179-181, 183, 185-189, 192, 
194, 199-202, 207, 212, 215-217, 229-230, 232, 238, 
240-241, 243-244, 246-247, 250-261, 263-268, 270- 
272, 278-279, 281-293, 295, 297-299, 301-304, 306, 
308, 312, 314, 316-320, 322-325, 327-328, 330-348, 
355, 358, 360, 363-364, 367-368, 370-371, 375, 377- 
395, 397-398, 400-409, 411, 414-415, 417, 419-425, 
426-435, 437, 439-448, 451-452, 455-457 
-, Direktorat Abwicklung 137 
-, Stabsstelle für Besondere Aufgaben 340, 349, 
355, 390-391, 445 

-, Vertragsmanagement 339, 390 
-, Verwaltungsrat 340 

Bundesarchiv 266-267 

Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen (BA- 
Kred) 106, 137, 142 

Bundesausfuhr amt 137, 229 

Der Bundesbeauftragte für die Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR 
(BStU) 40-44, 46, 48-58, 60, 79, 106, 134-135, 149, 
160-161, 188, 195, 197-198, 219-221, 250, 255, 257, 
366, 373-374, 396, 398-399 

Bundesgerichtshof (BGH) 76, 95, 97-99, 102, 204, 
207, 223, 229, 231, 234-235 348 

Bundeskanzleramt (BKAmt) 28, 42, 49-50, 46, 138, 
264-265, 268, 332, 365, 374, 380, 391,398, 401, 407, 
412-413 

Bundeskartellamt 263, 275, 280-281, 300, 305, 384, 
413,416-417 

Bundeskriminalamt (BKA) 40, 132-134, 138, 140, 
159, 164, 206, 220, 292, 308-309, 320, 332, 341, 347- 
348, 352, 361, 373, 389, 391, 398, 401, 431, 434 

Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 229 

Bundesminister der Finanzen (BMF) 28, 34, 37, 39, 
45-46, 73-74, 79, 81, 86-87, 136-150, 183, 227-234, 
240-241, 243-250, 253, 260-265, 267-268, 273-274, 
277, 281, 292-294, 297, 299-306, 317-318, 322, 324, 
331-332, 334-341, 346-347, 351, 358, 376-378, 380, 
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383-385, 387-389, 391-392, 397-398, 401-402, 404- 
408, 411-413, 416, 420, 422, 429-431, 434-435, 442, 
444-446, 449, 452, 454 

Prüfbehörde Währungsumstellung 235 

Bundesministerium der Justiz (BMJ) 28, 46, 70, 267 
411 

Bundesministerium der Verteidigung (BMVg) 28, 
46, 396,412-413 

Bundesminister des Innern (BMI) 28, 33, 37, 40, 46, 
51-52, 54, 73, 86, 106, 136-138, 166, 171, 183, 188, 
266, 347, 389, 391, 431, 434 

Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen 443 

Bundesministerium für Justiz der Republik Öster- 
reich 47 

Bundesministerium für Verkehr (BMV) 263, 306, 
413 

Bundesminister für Wirtschaft (BMWi) 28, 46, 74, 
142, 231, 247, 253, 263, 265, 267, 273-274, 277, 
280-281, 292, 302-306, 317-318, 322-324, 331, 
333-340, 378, 380, 385, 388, 406-408, 411-413, 416, 
430-431 , 444 

Bundesministerium für Justiz der Republik Öster- 
reich 47 

Bundesnachrichtendienst (BND) 46, 49-50, 53, 59, 
70, 74, 79-80, 131, 134, 162, 165-168, 171, 197, 
218-221,373-374,398,414 

Bundesrat 354 

Bundesrechnungshof (BRH) 26, 31-32, 37, 42, 46, 

79, 227, 292, 296, 322, 343-345, 379, 392, 419-420, 
426, 431,435,445, 452 

Bundesregierung 25-26, 28, 33, 35-40, 43, 46-47, 74, 

80, 82-83, 85-86, 136-137, 140-144, 150-151, 199, 
226-231, 238, 241, 246-248, 251, 260, 264-266, 268, 
277, 346, 348, 350, 354, 359, 363, 375-377, 380-383, 
387-390, 393, 400-401, 403-404, 406-408, 410-412, 
414, 418, 421, 423-425, 427-428, 430-431, 433-435, 
443, 446-452. 455, 457 

Bundesverfassungsgericht (BVG) 39, 41, 51, 72 

Bundesverwaltungsamt (BVA) 45, 46, 136, 143, 158- 
160, 171, 175-176, 183-186, 188, 192, 195, 223-224, 
250, 358, 366, 370, 391, 397 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 24, 26-28, 35, 39, 60, 
79, 85, 392-395, 397, 400, 406, 408-410, 414-416, 
419-423, 430 


C 

C & L Treuarbeit Deutsche Revision 316-317, 319, 
321, 324, 331-334, 336, 387, 405, 407 

Carnet 163-164, 167, 366, 367 
Carl Zeiss Jena GmbH 447 
Carl Zeiss Oberkochem 447 
Casafina AG 213 

Central Wechsel- und Creditbank AG (CWC) 107, 
HO, 127-128 

Chematec AG 268-272, 382, 415, 456 
Chemie-Export-Import 135 


Chemiepark Bitterfeld 423 

Christhch-Demokratische Union Deutschlands (CDU) 
24, 27-28, 34-35, 39, 43, 60, 79-80, 200, 216, 326, 
350, 354, 391-392, 394, 421, 429-432, 440, 449, 452, 
455 

Christlich-Soziale Union Deutschlands (CSU) 24, 
27-28, 34-35, 39, 43, 60, 79-80, 350, 354, 391-392, 
394,421,429-432 

Central Intelligence Agency (CIA) 197 
Ciba Geigy AG 107-108, 122, 441 

Coordinating Committee for East-West-Trade-Policy 
(CoCom) 218 

Commerzbank 311-312, 316-317, 319, 341, 451 
Commerzbank Bremen 34 1 
Conunerzbank Hamburg 306 
Conunerzcontact 127 
Computer-Leasing GmbH 223 

Computer- Vertriebs- Union Berlin GmbH (CVU) 
194-195 

Cooper & Leybrand Deutsche Revision AG 3 1 6-3 1 7 
Coutts&Co. AG 117, 128 
Credit Agricol 264 
Creditreform 282, 296 

D 

Daimler-Benz AG 412 

Das Europäische Buch Vertriebs GmbH 213 

Demokratische Bauernpartei Deutschlands (DBD) 

200, 216, 432, 440 

DEA Mineralöl AG 453 

Degussa 225 

Delta International 414 

Den Norske Bank 205-207 

Deponie Ihlenberg/Schönberg 31 

Deponie -Management GmbH (DMG) 31, 103 

Der Generalbundesanwalt beim Bundesgerichts- 
hof 33, 46, 48, 75, 162, 164, 166-167, 220-225, 396 

Der Generalstaatsanwalt der Staatsanwaltschaft I bei 
dem Landgericht Berlin 47 

Der Generalstaatsanwalt der Staatsanwaltschaft bei 
dem KG 346 

Detlef Hegemann GmbH 294, 300 

Deutsche AbfaUwirtschafts-GmbH (DAW) 103-104 

Deutsche Außenhandelsbank AG (DABA) 79, 
111-112, 126-129, 137-138, 142-143, 149, 151, 153, 
157, 168, 219, 226-230, 236-238, 376 

Deutsche Bundesbank 228, 435 

Deutsche Handelsbank AG (DHB) 51, 88-90, 97, 
108-109, 113, 126-129,131-132, 134, 138, 149, 151, 
158-159, 168, 184-187, 190-193, 195, 204-206, 219, 
221-224, 242, 365, 370-372, 375, 400 

Deutsche Kreditbank AG 239, 246 
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Deutsche Maschinen- und Schiffbau AG (DMS) 

244, 292, 383, 403, 449-450, 

Deutsche Reichsbank 150-151, 375, 400 
Deutsche SB-Kauf AG (DSBK) 262, 411, 453 
Deutsche Kommunistische Partei (DKP) 2-5 

Deutscher Bundestag 46, 141, 199, 214, 220, 358- 
359, 365, 383, 391-393, 400-401, 408, 421. 424-425, 
427, 430, 435, 439, 457 
-, Ältestenrat 24-25, 66, 81 
-, Die Präsidentin 47-48, 62, 81, 83 
-, 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode 
„Kommerzielle Koordinierung" 23, 25-26, 37- 
39, 44, 46-47, 49, 51, 60, 62, 66, 70-71, 82, 86-91, 
93, 95, 97, 99, 101-103, 105-106, 130, 135-136, 
138, 140, 149, 151-152, 154, 157-158, 161-168, 
171-172, 176, 193, 195-197, 204, 214, 217-221, 
223-225. 349, 360, 363-365, 367, 372-375, 
392-396, 398, 426 

-, 2. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode 
„Treuhandanstalt" 23, 25, 47, 246, 253-254, 
266, 343-345, 379, 380, 408, 426, 442, 444 
-, Geheimschutzstelle 39, 41, 81, 220 
-, Rechnungsprüfungsausschuß 31-32, 392 
-, Rechtsausschuß 354 
Deutscher Fernsehfunk Berlin 131 
Deutsche Notenbank 149, 150-151, 375 
Deutsche Tiefbohr AG 453 
DeviaAG 177 

Deutscher Innen- und Außenhandel (DIA) 133 

Dieselmotorenwerke Rostock GmbH (DMR) 30, 
291-292, 294, 299-300, 307, 329, 403, 450 

Dieselmotorenwerk Vulkan GmbH (DMV) 291-292, 
297, 308 

Dimter Maschinenfabrik GmbH 88 
Datenmodul-Produktions GmbH (DMP) 222-223 
D örries Scharmann 314 
Dow Chemical 264, 381, 414 

Dr. Swinne Partner Unternehmensberatung 273, 
279 

Dresdner Bank AG 205-206, 257, 306, 316-317, 435 
Druckhaus Norden GmbH 213 

Deutsche Warenvertriebs -GmbH (DWV) 107, 120, 
129-130 

E 

East German Investment Trust Ltd. 212 

Effect Vermögensverwaltungsgesellschaft mbH (Ef- 
fect) 90-93, 95-97, 363, 394 

East-German-Investment-Trust (EGIT) 212 
EIC Export-Consult AG 101 

Eidgenössisches Departement für Auswärtige Ange- 
legenheiten, 47 

Eisenwerke Ueckermünde 30 

Elbewerft Boizenburg GmbH 30, 282-283, 292, 419, 
420, 428 

elbion-tours GmbH 140, 179-181, 242, 369 


Elbo-Bau 30 
Elektro-Commerz 135 

Elektronische Mediengesellschaft Holding AG 212, 
439 

Elf-Aquitaine 48, 260, 262-265, 267-268, 380-382, 
411-414,452-455 

ELTEC KG 268 

EMF-Europäische Medienforschungsgesellschaft mbH 
211 

EMG - Elektronische Medienforschungsgesellschaft 
mbH 212,360,362 

EMG Holding AG 212, 439 
EMG Holding GmbH 212 

EMG -Elektronische Medienbeteiligungsgesellschaft 
mbH 211-212 

EMG -Elektronische Medienproduktionsgesellschaft 
mbH 211 

EMG -Elektronische Medienforschungs- sowie Pro- 
duktionsgesellschaft mbH 211 

Entreprise Miiüere et Chimique (EMC) 274, 276, 
279-281,382 

Erwin Junker Maschinenfabrik GmbH 102 
Euro Union Metal Italiana SPA (Eumit) 149 
Europäische Union 455 

-, Kommission der 262, 264, 266, 275, 277, 
279-281, 283, 294, 299-308, 313, 322-328, 
330-332, 337, 383-385, 388, 404-405, 408, 414, 
418, 449, 455 
-, Ministerrat 294 

Europäischer Gerichtshof (EuGH) 279, 281 

Etablissement F. C. Gerlach Export-Import, Vaduz 
9, 163, 366 

Export-Contact AG, Zug 101 
Export-Contact AG, Zürich 100, 101 
Export-Contact GmbH, Wien 101 
Export-Contact Handels GmbH 100 
Export-Import Handels AG, Zug 100 

F 

F. C. Gerlach Export-Import (F. C. Gerlach) 97-99, 
101-102, 108, 125, 152, 164, 167, 221, 364, 366-367 

FAGRO Import-Export GmbH 169-170 
Fahrradtechnik Sangerhausen GmbH (FaSa) 287 
Fahrradwerke Sangerhausen 281, 419, 428, 433 
FüeNet GmbH 64 

Finanz und Technik Beteiligungs GmbH (FITEC) 

268 

Finatrade Ltd. 213 
Finnjards Ltd. 294 

Finanz und Technik Beteiligungs GmbH (FITEC) 

268 

Elender Werft 307, 311, 314 

Floyd Business Inc., Panama (Floyd) 89-90 
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Flughafen Dresden GmbH 181 

Forel Firmenvertretungs- und Handelsgesellschaft 
mbH, Wien 178, 180-181, 255, 369 

Forel Handels AG, Vaduz 176, 178, 180 
Forgimpex in Berlin (Ost) 100 
Freie Deutsche Jugend (FDJ) 216 

Freier Deutscher Gewerkschaftsbund (FDGB) 203, 
216 

Freie Demokratische Partei (RD.P.) 24, 27-28, 35, 

39, 79-80, 200-201, 354, 391-392, 394, 421, 429-432 

Freie Hansestadt Bremen 47, 74, 384, 387, 350, 352 

- Senator für Justiz und Verfassung der Freien 
Hansestadt Bremen 40, 47 

Freie und Hansestadt Hamburg 350, 352 
Freistaat Bayern 47, 350, 352 
Freistaat Sachsen 47, 352 
-, Sächsisches Staatsministerium für Landwirt- 
schaft, Ernährung und Forsten 352 
-, Sächsischer Landtag 

-, Untersuchungsausschuß zur Arbeitsfähigkeit 
des Sächsischen Landtages 47 

Friam Handel B.V 93 
Friam Techniek B.V 93 

Fürstlich Liechtensteinischer Oberster Gerichtshof 
98 

G 

GEMOTEC 268 

Generalstaatsanwalt bei dem KG 346 
Genesys 64 

Genossenschaftskasse für Handel und Gewerbe, 
Dresden 179 

Gerburg Grundstücks- und Hausverwaltung GmbH 
181 

Gerhard Wachsen Im- und Export GmbH 155 

Gesellschaft für Abfallwirtschaft und Altlasten mbH 
(GAA) 31, 103 

Gesellschaft für Datenverarbeitung (Geda) 423 

Gesellschaft zur Verwahrung und Verwertung von 
stillgelegten Bergwerksbetrieben mbH (GW) 

278, 281 

GIMEX 131-132 

Goldman & Sachs 261, 273, 276, 280, 382, 411-412, 
454 

GroßhandelsgeseUschaft mbHi.L. HaUe/Saale (GHG) 
356 

Gründel Grundstücksgesellschaft mbH 213 
Gulf International 204 

Günther Forgber, Wahrnehmung von Interessen für 
Industrie und Handel, Berlin (Ost) 99-102, 104, 
116, 364 

Güstrower Möbel GmbH 289-291 
Güstrower Möbel i. A, GmbH 290 


H 

Handelsbank Zürich 128 

Hanse Schiffs- und Maschinenbaugesellschaft mbH 
(Hanse Holding) GmbH 299-300, 302-303, 305, 
307, 319, 321, 326-327, 330, 335, 385, 387-388, 404, 
450-451 

Hanseatische Industriebeteiligungs GmbH (Hibeg) 
295, 307, 317, 334, 384, 449 

Hanseatischer Baustoffkontor GmbH (HBK) 102-104 
Hauslage & Co. KG 261 
Hegemann-Gruppe 292 
Hemscheid Schwerin 30 

Henschel Verlag, Kunst und Gesellschaft GmbH 
126 

Hermes Kreditversicherungs AG 142 

Hessisches Landeskriminalamt 50, 218-220, 373- 
374, 

Hewlett-Packard 64 
Hilmer-Gruppe 31 

Hoch- und Tiefbau Parchim GmbH 422 
Holzbau Sternberg GmbH (HOST) 422 

Holzhandel Berlin und Brandenburg GmbH (HBB) 
179, 181, 255-260, 356, 369, 374, 379-380, 409-410 

Holzhandel Dresden GmbH (HD) 255-257, 259-260, 
379, 409-410 

Holzteam Holzhandel GmbH 256, 410 
HORIDA-Holzwerkstoffe GmbH 422 
Humboldt-Universität 131, 204, 215, 360, 438 

I 

Iberma GmbH 135 
Ibrasco-AG, St. Gallen 89, 90 
Industriegewerkschaft (IG) Chemie 267 
Industriegewerkschaft (IG) Metall 288 
IGM Emballagentechnik GmbH 102 
Ihle-Imog Intercarga S.C., Mexiko 88 

Ihlenberger AbfaUentsorgungsgesellschaft mbH (lAG) 
31, 103-104, 395,422 

Internationales Handelszentrum (IHZ) 204 
IMBAG 194 

Immobilia Praha GmbH 214 
Immotec AG 270 
Impag 223 

Industriegewerkschaft Bergbau und Energie (IG- 
BE) 273-274, 277-278, 280, 417 

Ingenieurbüro Schnittholz- und Holzwaren Dresden 
GmbH 180-181 

Ingenieurzentrum Schiffbau Rostock 449 
Inhafo GmbH 100 

Institut für Wirtschaftsforschung Hamburg (HWWA) 
416 

Integra 54, 70, 105, 130-132, 134, 161, 364-365, 396 

Intema Gesellschaft für technischen Handel und 
Marktberatung mbH (Intema) 93-95, 148, 363 
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Interholding Haarlem 93 
Intermed 142 

Internationale Bank für Wirtschaftliche Zusammenar- 
beit (IBWZ) 226, 236, 238 

Interpelz 141-142 

Interport Blankenburg GmbH im Aufbau in Liquida- 
tion (i.A. i.L.) 177 

Interport Industrievertretungen 164, 167, 174, 177, 
182, 190, 192-194, 366-367, 372 

Interrevision- AG, 89, 90 

Intertechna (GmbH) 193-195, 222-223, 372-373 

Intrac S. A. 152, 399 

Intrac GmbH 193, 395 

Intrac HGmbH 102-104, 129 

Intracom 33, 38, 40-42, 50-51, 53-57, 59, 70, 105, 
130-132, 134, 161, 359, 364-365, 396, 429 

Islamische Religionsgemeinschaft 204, 215, 360, 
400, 438 

J 

Juno- Vermögens Verwaltung GmbH 212 

K 

Kaü Südharz AG 273, 275, 279, 281 

Kali und Salz AG 273-281, 382-383, 416-418,428, 
433, 445, 447-448 

Kali und Salz Beteiligungs AG 278, 418 

Kali und Salz Consulting GmbH 273-274, 278-280, 
416-417 

Kali und Salz GmbH 418-419 

Kali Werra AG 273, 275-276, 278-281, 417 

Kammergericht (KG) Berlin 47, 97-99, 116, 124, 170, 
204, 220, 230-231, 260, 264, 272 

Kantonsgericht, Zug 101 
KARTELL 185 
KIENE 170-171 
Klöckner Hütte 329 

Klostermann Vermögensverwaltungsgesellschaft mbH 
207 

Kombinat Großhandelsgesellschaft Waren täglicher 
Bedarf Halle 356 

Kombinat für die Distribution von Mineralölproduk- 
ten 261 

Kombinat Schiffbau Rostock 292, 403 

Kombinat Robotron 174, 180, 182, 221, 224, 372, 377 

Komitee zur Auflösung des MfS/AfNS 172-177, 
182, 184-185, 187-191, 193-197, 397 

Kommission zur Untersuchung von Amtsmißbrauch 
und Korruption im ehemaligen Politbüro 208 

Kommunistische Partei der Schweiz 150 

Kommunistische Partei Österreichs (KPÖ) 34, 106- 
113, 116-118, 121-130, 256, 396, 433, 440-441 


Konferenz der Justizminister und -Senatoren 349- 
350 

Kommunistische Partei Deutschlands (KPD) 205, 
361 

Kommunistische Partei der Sowjetunion (KPdSU) 
201, 204-206, 208, 360-361, 438 

Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) 79, 137, 142- 
143, 229-230, 246, 450 

Kunst- und Antiquitäten GmbH 87, 151, 375 
Kuwait Petroleum Corporation 261 , 454 
Kvaerner-Konzern 292, 388 

L 

Land Baden Württemberg 46, 352 
Land Berlin 47, 351-352, 387 
-, Landesamt zur Regelung offener Vermögensfra- 
gen (LARoV) 170 

-, Serratsverwaltung für Inneres 47,73-74 
-, Senatsverwaltung für Justiz 47,73-74 
Land Brandenburg 352 
Land Hessen 350, 352 
-, Landeskriminalamt (LKA) 220, 337-374 
Land Mecklenburg- Vorpommern 47,352 
-, Landtag 30, 291 

-, Untersuchungsausschuß des Landtages 
Mecklenburg- Vorpommern „Zur Klärung 
von Sachverhalten im Zusammenhang mit 
der Verschwendung bzw. Veruntreuung von 
öffentlichen finanziellen Mitteln bei und in- 
folge der Privatisierung von ehemals volksei- 
genen Betrieben in Mecklenburg-Vorpom- 
mern" 30, 36, 80, 291, 296, 318, 326, 330, 
427 

-, Untersuchungsausschuß des Landtages von 
Mecklenburg- Vorpommern „Zur weiteren 
Klärung von Sachverhalten im Zusammen- 
hang mit dem Kauf der Deponie Ihlen- 
berg" 30, 105, 395 

Land Niedersachsen 391, 350, 352 
Land Nordrhein-Westfalen 47, 350, 352 
Land Rheinland-Pfalz 350, 352 
Land Saarland 352 
Land Sachsen-Anhalt 47, 74, 352 
Land Schleswig-Holstein 350, 352 
Land Thüringen 47, 278, 352, 354 

Land- und Bautechnik Center Metallbau Thurau 
(BCN) 422 

Länderbank-Export AG 128 

Landesamt für Verfassungsschutz, Berlin (West) 

166 

Landesbank Bremen 296 
Landesgericht für Strafsachen, Wien 47 
Landesgericht für Zivilrechtssachen, Wien 98, 101 
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Landesrechnungshof Mecklenburg-Vorpommern 
395 

Landgericht (LG) Berlin 33, 94, 96-97, 100-101, 104, 
129, 134, 148, 152-153, 169-170, 177, 192, 201-202, 
204, 206-210, 214, 221-225, 260, 264,272, 351, 359- 
361,375,402, 430,434,438 

Landgericht Bonn 78 
Landgericht Cottbus 28 
Landgericht Bremen 45, 47, 451 
Landgericht Dresden 47, 187, 246 
Landgericht Kiel 177 
Landgericht Mühlhausen 47, 246 
Landgericht Münster 207 
Landgericht Salzburg 189 
Landgericht Schwerin 422 
Landgericht Stuttgart 46, 356 
Landgericht Wien 48 

Landtag Mecklenburg-Vorpommern 30, 291 

Liberal-Demokratische-Partei Deutschlands (LDPD) 
200-201, 216, 432, 440 

Letex 167 

Leuna/Minol 42, 48, 80-85, 260-262, 264-268, 380, 
392-394, 408, 425, 428, 445, 448, 453-454 

Leybold AG, Hanau 222, 225 
Leybold 222, 225 

Leybold Heraus GmbH, Hanau 222, 225 

Lirepa S. A., Luxembourg 89 

Lloyd Werft Bremerhaven GmbH 307, 311 

Lomer & Co. AG 140, 144, 179-180, 187, 238-246, 
369, 376-377, 398, 400-401 

Lurgi AG 455 
Lürssen Werft 294, 300 

M 

M&V Consulting GmbH 95 
Malchin-möbel GmbH 289-290 
Maritime Zulieferindustrie 30 

Mathias -Thesen- Werft, Wismar (Meerestechnik Werft, 
Wismar) (MTW) 30, 43, 291, 293, 298, 

McKinsey 261, 453 

Mecklenburgische Abfallwirtschaftsgesellschaft mbH 
(MAG) 103-104 

Mecklenburg Küchen Güstrow GmbH 291 
MEDIA CONSULT Ltd. 212 
Meerestechnik Werft Wismar 30, 43 

Melcher GmbH Industrieanlagen und -ausrü- 
stung 364, 95 

Mercur Bau Neustrelitz GmbH 422 
MERCURIA GmbH 1 26 
Metallgesellschaft AG 261, 454-455 

Metallurgiehandel 34, 94, 99,141-142, 144-149, 364, 
389, 400-402, 445-446 


Metzler Consulting KG 273-274, 276, 279-280, 417- 
418 

Militär-Staatsanwaltschaft der DDR 162 

Militärische Aufklärung der Nationalen Volksarmee 
(NVA) 197-198 

Miltitz Duft und Aroma GmbH 281, 284-285, 419 
Mineralöl Verbundleitung (MVL) GmbH 262, 454 
Ministern de la Justice, Paris 47 

Ministerium der Finanzen (MdF) (DDR) 137, 139, 
151, 232, 376 

- Prüfbehörde Währungsumstellung 137, 232- 

235, 239, 376 

Ministerium der Finanzen und Preise (DDR) 160, 
231 

Ministerium für Außenhandel (MAH) (DDR) 48, 72, 
75, 86, 111, 123-125, 127, 132, 135, 145, 158-159, 
167, 169, 171, 367 

Ministerium für Außenwirtschaft (MAW) (DDR) 135 

Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
(MfAA) (DDR) 133, 189 

Ministerium für Bezirksgeleitete Industrie und Le- 
bensmittelindustrie (DDR) 167 

Ministerium für Nationale Verteidigung (MfNV) 
(DDR) 197 

Ministerium für Staatssicherheit (MfS) (DDR) 24, 
25, 46, 60, 72, 75, 86-88, 91, 97, 99, 102, 105, 108, 
119, 122-123, 129, 131-138, 141, 143, 149-151, 153, 
158-168, 171-198, 204, 206, 218-222, 224-225, 241, 
244, 249-250, 252-253, 255, 257, 278-279, 348, 358, 
363-375, 377-379, 388-390, 395-397, 425-426, 429, 
432, 434-435, 457 

-, Abteilung Finanzen 158-160, 162, 182, 184- 
185, 188, 191-192, 366, 370, 372 
-, Abteilung K 165 
-, Abteilung VI 165-166 
-, Abteilung XII 198 
-, Abteilung XV 187, 190 
-, Abteilung XVI 163 

-, Arbeitsgruppe Ministerium für Außenhandel 
(MAH) 164 

Abteilung Verwaltung Rückwärtige Dienste 
(VRD) 186 

-, Betriebssparkasse 159, 184-185 
-, Bezirksverwaltung (BV) Dresden, Abteilung 
XV 368-369, 176-181, 190 
-, BV Frankfurt/Oder 185 
-, BV Rostock 185 
-, HAI 159 

- HA III 122,161, 164, 172, 189 
-, HA IV 176 

HA XVIII 26, 134, 161-162, 178, 182, 365-366, 
398 

-, HAXVIII/7 102, 123 

-, HA XVIII/8 43, 119, 132-133, 162, 164, 366, 
398, 

Sonderbereich Finanzen 159-161,366 
-, Hauptverwaltung Aufklärung (HVA) 72, 99, 
102, 129, 131, 133-134, 158, 161-169, 171-178, 
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180-184, 187, 189-198, 241, 365-373, 396-397, 
410, 435 

- Sektor Wissenschaft und Technik (SWT) 

124, 129, 131, 134, 163-164, 177, 191, 193-195, 
366, 372 

- Abteilung Rückwärtige Dienste 72, 162-163, 
182, 192, 196 

- Operativ Technischer Sektor (OTF) 161, 
165-166 

Ministerium für Elektronik und Elektrotechnik 
(MEE) 195, 219 

Ministerium für Wirtschaft (DDR) 226 

Ministerium für Wissenschaft und Technik (MWT) 
191-192, 195 

Ministerrat der DDR 172-173, 175, 189, 195-196, 
378 

Minol: siehe Leuna/Minol 
Mitropa 167 

Mitteldeutsche Kali AG (MdK) 273-281, 382-383, 
416-419 

Mitteldeutsche Salzwerke GmbH 281 

Mitteldeutsche Erdöl-Raffinerie GmbH (MIDER) 
39, 81, 262, 264-265, 381, 392, 454-455 

Mitteldeutsche Fahrradwerke Sangerhausen (MIFA) 
286-287 

Möbelvertriebsgesellschaft mbH, Österreich (MVG) 
90 

Möbelwerke in Malchin, Güstrow, Flau am See und 
Teterow 419,428 

Mobil Oil AG 453 

Moksel AG 140 

Mülldeponie: siehe Abfalldeponie 

Mutual Cooperative Establishment 110 

N 

National-Demokratische-Partei Deutschlands (NDPD) 
200-201, 216, 440 

Nederlanske Middenstands Bank 206 
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Bew.Antrag 
SPD ★★ 

18. Oktober 
1995 

Beiziehung Zweiter Tätigkeitsbe- 
richt BStU (BT-Drs. 13/1750) 

19. Oktober 
1995 

26. Oktober 
1995 

BB 

13-22 

31 

Akten- 

vermerk 

Sekretariat 

17. Oktober 
1995 

Installation von EDV-Stationen 
für Fraktionen und Gruppe 

19. Oktober 
1995 



32 

Beschluß- 

vorschlag 

Vorsitz 

24. Oktober 
1995 

Fragerecht bei der Beweis- 
erhebung 

24. Oktober 
1995 

23. November 
1995 

Verf.- 
beschl. 7 

33 

Beschluß- 

vorschlag 

Vorsitz 

24. Oktober 
19951 

Abschluß der Vernehmungen 

24. Oktober 
1995 

23. November 
1995 

Verf.- 
beschl. 8 


★ = der CDU/CSU- und der F.D.P. -Fraktion 
★★ = SPD -Fraktion 
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34 

Bew.Antrag 

24. Oktober 

Beiziehung Bericht BRH 

24. /25. Okto- 

23. November 



SPD ★★ 

1995 

vom 27. September 1995 

ber 1995 

1995 





zu Altkrediten 


als unzulässig 
zurück- 







gewiesen 


35 

Vermerk 

24. Oktober 

Teilnahme persönlicher 

25. Oktober 




des Sekre- 

1995 

Mitarbeiter von Abgeordneten 

1995 




tariates 


bei Ausschußsitzungen 




36 

Schreiben 

20. Oktober 

Benennung von MR Haas als 

26. Oktober 




PStS'n 
beim BMF, 
Irmgard 
Karwatzki, 
MdB 

1995 

Beauftragter des BMF 

1995 



37 

Bew.Antrag 

24. Oktober 

Klärung der Aussagebereitschaft 

26. Oktober 

23. November 

BB 


CDU/CSU, 

1995 

von Dr. Schalck-Golodkowski als 

1995 

1995 

13-23 


F.D.P. ★ 


Zeuge 




38 

Bew.Antrag 

24. Oktober 

Zeugenvernehmung Manfred 

26. Oktober 

23. November 

BB 


CDU/CSU, 

1995 

Weihmann, ehern. Leiter der 

1995 

1995 

13-25 


F.D.P. ★ 


Verwaltung Rückwärtige Dienste 
imMfS 




39 

Bew.Antrag 

24. Oktober 

Zeugenvernehmung Werner 

26. Oktober 

23. November 

BB 


CDU/CSU, 

1995 

Hennig, ehern. Leiter Abteilung 

1995 

1995 

13-26 


F.D.P. ★ 


Finanzen des MfS 




40 

Bew.Antrag 

24. Oktober 

Zeugenvernehmung Alfred 

26. Oktober 

23. November 

BB 


CDU/CSU, 

1995 

Kleine, Leiter der HA XVIII 

1995 

1995 

13-27 


F.D.P. ★ 


des MfS 




41 

Schreiben 

25. Oktober 

Benennung von MR Dr. Rein als 

27. Oktober 




Leiter Ref . 

V II 5 BMI 

1995 

Beauftragter des BMI 

1995 



42 

Schreiben 

25. Oktober 

Benennung von MR Dr. Bley, 

27. Oktober 




MR Haas, 

1995 

RD Venzlaff, VA Schogs, RR z.A. 

1995 




BMF 


Dr. Kemper als weitere Beauf- 
tragte der Bimdesregierung; 







Benennung von Michael Kellner 
und Günther Dierk als Beauf- 
tragte der Bundesregierung für 
den Bereich der BvS 




43 

Bew.Antrag 

24. Oktober 

Zeugenvernehmung Tilo Kretsch- 

27. Oktober 

23. November 

BB 


CDU/CSU, 

1995 

mar, Leiter Abt. Rückwärtige 

1995 

1995 

13-28 


F.D.P. ★ 


Dienste der Hauptverwaltung 
Aufklärung (HVA) des MfS 




44 

Vorschlag 

6. November 

Ablehnung des Antrages des BRH 

8. November 

Zustimmung 



des Sekre- 

1995 

auf Teilnahme an nichtöffent- 

1995 




tariates 


lichen Sitzungen des 2. UA 




45 

Vermerk 

9. November 

Förmliche Verpflichtung von 

10. November 




des Sekre- 

1995 

Abgeordneten, Fraktions- imd 

1995 




tariates 


Abgeordnetenmitarbeitem zur 
Geheimhaltung von Dienst- 
geheimnissen, Privat-, Geschäfts- 
und Betriebsgeheimnissen 




46 

Bew.Antrag 

9. November 

Beiziehung von Akten des BStV 

10. November 

23. November 

BB 


der SPD- 

1995 

über HA XVIII des MfS, einschl. 

1995 

1995 

13-29 


Fraktion 


Ausdrucken der durch den ehern. 
Leiter der Abt. XVni/8 des MfS, 
Willy Koch, an den BND weiterge- 
gebenen Disketten dieser Abteilung 





★ = der CDU/CSU- und der ED. P. -Fraktion 
** = SPD-Fraktion 
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47 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

9. November 
1995 

Beiziehung einer Stellungnahme 
des BMF zum Bericht des BRH 
vom 27. September 1995 über die 
Abwicklung von Altkrediten der 
ehern. DDR und die Übernahme 
von Geschäften ehern. DDR- 
Kreditinstitute durch andere 
Geschäftsbanken 

10. November 
1995 

23. November 
1995 

als unzulässig 
zurück- 
gewiesen 


48 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

9. November 
1995 

Zeugenvernehmung Dr. Alexan- 
der Schalck-Golodkowski, ehern. 
Leiter des Bereichs KoKo 

10. November 
1995 

23. November 
1995 

BB 

13-24 

49 

SPD- 

Fraktion 

7. November 
1995 

Prioritätenliste der Finnen aus 
A-Drucksache 15 

10. November 
1995 

Zustimmung 


50 

Vorschlag 
des Sekre- 
tariats 

15. November 
1995 

Termin- und Themenplanung 
für die Zeit von Dezember 1995 
bis Febniar 1996 

15. November 
1995 

Zustimmung 


51 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

28. November 
1995 

Beiziehung von Unterlagen des 
BStU: Unterlagen Abteilung MfS, 
Unterlagen Abteilung Rückwär- 
tige Dienste der HVA, Unterlagen 
des Sektors Wissenschaft u. Tech- 
nik (SWT), Unterlagen der Firmen 
Intercoop., Unterlagen über die 
Rolle der Akademie der Wissen- 
schaften der DDR 

29. November 
1995 

8. Dezember 
1995 

BB 

13-30 

52 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

28. November 
1995 

Beiziehung von Unterlagen des 
BMF und der BvS über den Ver- 
kauf der Deutschen Kreditbank 

AG an die Bayerische Landes- 
bank 

29. November 
1995 

8, Dezember 
1995 

zurückgestellt 


53 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

28. November 
1995 

Beiziehung von Unterlagen des 
BMF und der THA über 

1. den Verkauf der Anteile 
der THA an der Deutschen 
Handelsbank AG an die 
BfG-Bank AG, 

29. November 
1995 

8. Dezember 
1995 

zu: 

BB 

13-31 




2. die Übertragung von Anteilen 
der Deutschen Handelsbank 

AG an Unternehmen des ehe- 
maligen Bereiches Kommer- 
zielle Koordinierung von der 
BfG-Bank AG an die THA 


zurück- 

genommen 


54 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

28. November 
1995 

Beiziehung von Unterlagen des 
BMF und der BvS über den Ver- 
kauf der Deutschen Außenhan- 
delsbank AG an die Westdeutsche 
Landesbank Girozentrale 

29. November 
1995 

abgelehnt 


55 

Vorschlag 
der Frak- 
tions- und 
Sekreta- 
riatsmit- 
arbeiter 

29. November 
1995 

Termin- und Themenplanung für 
die Zeit von März bis April 1996 

30. November 
1995 

Zustinunung 


56 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

29. November 
1995 

Zeugenvernehmung Manfred 
Seidel, bis Dezember 1989 Stell- 
vertreter von Dr. Alexander 
Schalck-Golodkowski und Leiter 
der Hauptabteilung I des Bereichs 
Kommerzielle Koordinierung 

30. November 
1995 

8. Dezember 
1995 

BB 

13-32 
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57 

Bew.Antrag 

14. Dezember 

Zeugenvernehmung Edgar Most, 

18. Dezember 

18. Januar 

BB 


der SPD- 
Fraktion 

1995 

früherer Mitarbeiter in Banken 
der DDR 

1995 

1996 

13-33 

58 

Bew.Antrag 

14. Dezember 

Zeugenvernehmung Dr. Walter 

18. Dezember 

18. Januar 

BB 


der SPD- 
Fraktion 

1995 

Sieger! , ehemaliger amtierender 
Minister der Finanzen der Regie- 
rung Modrow und ehemaliger 
Staatssekretär im Ministerium der 
Finanzen in der Regierungszeit 
von Ministerpräsident Dr. Lothar 
de Maiziere 

1995 

1996 

13-34 

59 

Bew.Antrag 

14. Dezember 

Beiziehung von Unterlagen des BStU: 

18. Dezember 

18. Januar 

BB 


der SPD- 
Fraktion 

1995 

1 . OV oder OPK „Kaskade " ; 

2. OV „Koordinator"; 

3. Berichte des IMS 
„Peter Schumann" ; 

4. Unterlagen über die Firma 
Integra, Athen 

1995 

1996 

13-35 

60 

Bew.Antrag 

12. Dezember 

Beiziehung von Unterlagen der 

18. Dezember 

18. Januar 

BB 


der SPD- 
Fraktion 

1995 

THA über die Anstalt Mondessa, 
Vaduz (Mat A 360 - 1.UA/12.WP) 

1995 

1996 

13-36 

61 

Bew.Antrag 

12. Dezember 

Zeugenvernehmung Dr. Feodor 

18. Dezember 

18. Januar 

BB 


der SPD- 
Fraktion 

1995 

Ziesche, ehemaliger Direktor der 
Deutschen Handelsbank 

1995 

1996 

13-37 

62 

Bew.Antrag 

12. Dezember 

Beiziehung von Unterlagen der 

18. Dezember 

18. Januar 

BB 


der SPD- 
Fraktion 

1995 

Staatsanwaltschaft beim Kammer- 
gericht Berlin über Konten von 
Unternehmen oder Personen, die 
zum Bereich KoKo gehörten, bei 
der Otto Scheurmann Bank-KG 
(Mat A 5 Bde. 1091, 1092 und Mat 
A 368, Bde. 1-6 - 1.UA/12.WP) 

1995 

1996 

13-38 

63 

Bew.Antrag 

12. Dezember 

Zeugenvernehmung Dr. Werner 

18. Dezember 

18. Januar 

BB 


der SPD- 
Fraktion 

1995 

Polze, ehemaliger Präsident der 
Staatsbank der DDR 

1995 ' 

1996 

13-39 

64 

Bew.Antrag 

12. Dezember 

Zeugenvernehmung Hans-Jürgen 

18. Dezember 

18. Januar 

BB 


der SPD- 
Fraktion 

1995 

Labom, Leiter der Scheurmann 
Bank-KG 

1995 

1996 

13-40 

65 

Bew.Antrag 

12. Dezember 

Zeugenvernehmung Fritz-Joseph 

18. Dezember 

18. Januar 

BB 


der SPD- 
Fraktion 

1995 

Rath, Abteilungsleiter BvS 
(mobiles MfS-Vermögen) 

1995 

1996 

13-41 

66 

Bew.Antrag 

12. Dezember 

Vorlage eines Berichtes des Gene- 

18. Dezember 

18. Januar 

BB 


der SPD- 
Fraktion 

1995 

ralbundesanwaltes über Erkennt- 
nisse, die aus der Auswertung von 
Disketten der HA XVIII des MfS 
gewonnen wurden über: 

- das Unterlaufen von Embargo- 
bestimmungen von Unterneh- 
men aus der BRD bei Geschäf- 
ten mit Unternehmen der DDR, 

- die Einflußnahme der HA XVIII 
des MfS auf die außenwirt- 
schaftüche Tätigkeit der DDR 
mit Geschäftspartnern aus der 
BRD, insb. durch den Einsatz 
von IM in Unternehmen 

aus der BRD, 

- die operative Zusammenarbeit des 
Bereichs KoKo mit der Hauptver- 
waltung Auf kl. des MfS 

1995 1 

1996 

13-42 
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67 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

12. Dezember 
1995 

Vorlage eines Berichtes des BND 
mit Erkenntnissen über: 

- die Geschäftstätigkeit der DDR- 
Firmen Intercoop AHB, Inter- 
coop GmbH, insbesondere über 
die Rolle dieser Firmen bei der 
Beschaffung neuer Techrük, 
technischer Lösungen und 
Patente aus Unternehmen der 
BRD für die Wirtschaft der DDR 
und für das MfS, 

18. Dezember 
1995 

18. Januar 

1996 

BB 

13-43 




- die Rolle der Akademie der 
Wissenschaften der DDR bei der 
Weiterentwicklung und Nut- 
zung von illegal beschafften 
technischen Unterlagen und 
Patenten aus Unternehmen der 
BRD und über die Zusanmien- 
arbeit mit dem MfS und den 
Firmen Intercoop AHB und 
Intercoop GmbH 




68 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

12. Dezember 
1995 

Zeugenvernehmung Dr. Siegfried 
Brückner, ehemaliger Direktor des 
Unternehmens Intercoop AHB 

18. Dezember 
1995 

18. Janucu 

1996 

BB 

13-44 

69 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

13. Dezember 
1995 

Vorlage eines Berichtes des BND 
über Erkenn tiüsse, die aus der 
Auswertung der von Willy Koch 
übergebenen Disketten 
gewonnen wurden über: 

- das Unterlaufen von Embargo- 
bestimmungen von Unterneh- 
men der BRD mit Unternehmen 
der DDR, 

18. Dezember 
1995 

18. Januar 

1996 

BB 

13-45 




- die Einflußnahme der HA XVIII 
des MfS auf die außenwirt- 
schaftl. Tätigkeit der DDR mit 
Geschäftspartnern aus der BRD, 
insbesondere durch den Einsatz 
von IM/IMB in Unternehmen 
aus der BRD, 

- die operative Zusammencnbeit 
des Bereichs KoKo mit der HV 
Aufklärung des MfS 




70 

Schreiben 
Dr. Rein, 
BMI 

15. Januar 

1996 

Teilnahme von Mitarbeitern des 
Sekretariats der UKPV an Zeugen- 
vernehmungen des 2. UA 

17. Januar 

1996 

1 . Februar 

1996 

Zustimmung 


71 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

24. Januar 

1996 

Vorrangige Anforderung der 
Unterlagen: 

- OV „Rechner" 

~ OV „Kaskadeur" 
vom BStU im Rahmen des 

BB 13-29 

24. Januar 

1996 

1. Februar 

1996 

Zustinunung 


72 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

24. Januar 

1996 

Beiziehung von Unterlagen des 
Generalbundesanwaltes zur ge- 
heimdienstlichen Agententätig- 
keit in Verbindung mit Embargo - 
Verstößen, die vom 1. UA/12. WP 
„Kommerzielle Koordinierung" 
nüt BB 12-370 beigezogen 
worden waren. 

24. Januar 

1996 

1. Februar 

1996 

BB 

13-46 


42 
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73 

Beschluß- 

vorschlag 

Vorsitz 

24. Januar 

1996 

Verteilung von Beweismaterialien 

24. Januar 

1996 

1. Februar 

1996 

Verf.- 
beschl. 9 

74 

Vermerk 
des Sekre- 
tariates 

26. Januar 

1996 

Vorgehensweise bezüglich der 
Unterlagen der Abt. 7 und 8 der 

HA XVllI des MfS (Schreiben des 
BStU vom 11. Januar 1996 zu BB 
13-29-Mat A 13-6) 

26. Januar 

1996 

1 . Februar 

1996 

Zustimmung 


75 

Bew.Antrag 

der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.R- 
Frakhon 

30. Januar 

1996 

Beiziehung von Unterlagen des 
BStU betreffend Werner Hennig, 
ehern. Leiter der HA Finanzen 
des MfS 

31. Januar 

1996 

1. Februar 

1996 

BB 

13-47 

76 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

31. Januar 

1996 

Beiziehung von Unterlagen, 

die der 1. UA/12. WP beigezogen 

hatte: 

31. Januar 

1996 

1. Februar 

1996 





1. Ermittlungsakten Bd. 12, 22, 

32, 36, 59, 67 und 81 der Staats- 
anwaltschaft beim Kammer- 
gericht Berün (1. UA/12. WP: 
Mat A 5 E) 



BB 

13-48 




2. Beweismittelakte Nr. 40 und 

156 der Staatsanwaltschaft 
beim Kammergericht Berlin 
(1. UA/12. WP: Mat A5B) 



BB 

13-49 




3. Unterl. BMJ vom 7. August 1991 
(1. UA/12. WP: Mat A 15, 

Bd. 1 u. 2) 



BB 

13-50 




4. Unterl. BMI vom 9. August 1991 
(1. UA/12. WP:MatA21, 

Bd. 2) 



BB 

13-51 




5. Unterl. aus dem Bestand der 

AG BKK des MfS, die dem 

1. UA/12. WP durch den BStU 
vorgelegt wurden 
(l.UA/12. WP:MatA121 

Ordn. 5 u. 8, Mat A 142, 

Ordn. 8 u. Mat A 148 (BKK 531 
und BKK 1357) 



BB 

13-52 

77 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

6. Februar 

1996 

Zeugenvernehmung Rudolfine 
Steindüng, Gesellschafterin und 
ehemaüge Geschäftsführerin der 
Novum Handels GmbH 

6. Februar 

1996 

29. Februar 
1996 

BB 

13-53 

78 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

6. Februar 

1996 

Zeugenvernehmung Dr. Joachim 
Erbe, Leiter der StabssteUe 
für besondere Aufgaben 
bei der BvS 

6. Februar 

1996 

29. Februar 
1996 

BB 

13-54 

79 

Vermerk 
des Sekre- 
tariats 

6. Februar 

1996 

Vorauswahl von Themenkomple- 
xen der CDU/CSU-Fraktion zu 

Mat A 13-6 

7. Februar 

1996 

Kenntnis- 

nahme 


80 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 


Beiziehung von Ermittlungs- 
akten der Staatsanwaltschaft II 
beim LG BerÜn über das Ver- 
fahren 1 BT Js 292/93 gegen 
den ehemaÜgen Mitarbeiter 
der THA Hans- Joachim Reuther 

13. Februar 
1996 

29. Februar 
1996 

BB 

13-55 
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81 

Vermerk 
des Sekre- 
tariats 

14. Februar 
1996 

Übersendung der Protokolle von 
Zeugenvernehmungen des 2. UA 
an die Staatsanwaltschaft II bei 
dem LG Berlin 

15. Februar 
1996 

29. Februar 
1996 

zurückgestellt 


82 

Vermerk 
des Sekre- 
tariats 

14. Februar 
1996 

Beiziehung von Ermittlungsakten 
der Staatsanwaltschaft II bei dem 
LG Berlin 

15. Februar 
1996 

29. Februar 
1996 

Zustimmung 


83 

Bew. Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

21. Februar 
1996 

Zeugenvernehmung Bruno 

Webers, Mitarbeiter derTHA/BvS 

22. Februar 
1996 

29. Februar 
1996 

BB 

13-56 

84 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

21. Februar 
1996 

Zeugenvernehmung Wilfried 

KroU, Mitarbeiter der THA/BvS 

22. Februar 
1996 

29. Februar 
1996 

BB 

13-57 

85 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

21. Februar 
1996 

Beiziehung einer LFnterlage des 

1. Untersuchungsausschusses 
der 12. WP: 

Bericht des BMF vom 9. Juni 1993 
an den Vorsitzenden des Haus- 
haltsausschusses des Deutschen 
Bundestages über Wirtschafts- 
kriminahtät im Zusammenhang 
mit der Deutschen Vereinigung 
{Schäden durch kriminelle Hand- 
lungen im Bereich Transferrubel 
und Währungsumstellung) - 
(l.UA/12. WP: Mat B 128). 

22. Februar 
1996 

29. Februar 
1996 

BB 

13-58 

86 

Vermerk 
des Sekre- 
tariats 

22. Februar 
1996 

Informationsbesuch beim BStV 
am 5. Februar 1996 

23. Februar 
1996 

Kenntnis- 

nahme 


87 

Vorschlag 
des Sekre- 
tariats 

4. März 1996 

Terminplanung für die Zeit von 

Mai bis Juni 1996: 

Vorschlag auf der Grundlage 
des Ergebnisses der Mitarbeiter- 
besprechung vom 4. März 1996. 

6. März 1996 

14. März 1996 
Zustimmung 


88 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

6. März 1996 

Beiziehung einer Unterlage 
des 1. Untersuchungsausschusses 
der 12. WP: 

Handakte Manfred Seidel, 
die vom BStU als Bd. 81 mit der 

1. Lieferung von Unterlagen der 
AG BKK zugegangen und im 

1. UA/12. WP als Mat A 148, 

BKK 1389 archiviert worden ist. 

7. März 1996 

14. März 1996 

BB 

13-59 

89 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

6. März 1996 

Beiziehung einer Unterlage des 

1. Untersuchungsausschusses 
der 12. WP: 

Ordner von Ausdrucken der 
Disketten der HA XVIII/8 des 

MfS, die vom BStU nüt Über- 
sendungsschreiben vom 2. Sep- 
tember 1994 zugegangen und im 

1. UA/12. WP als Mat A 365 I 

Bd. 15 archiviert worden ist. 

7. März 1996 

14. März 1996 

BB 

13-60 
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90 

Vermerk 
des Sekre- 
tariats 

6. März 1996 

Übersendung der Protokolle von 
Zeugenvernehmungen des 2. UA 
an die Staatsanwaltschaft II bei 
dem LG Berlin. 

7. März 1996 

14. März 1996 

Vorschlag 

angenommen 


91 

Vermerk 
des Sekre- 
tariats 

6. März 1996 

Zeugenvernehmung Manfred 
Seidel am 14. März 1996 - 
BB 13-32 

hier: Anerkennung des 
Betroffenenstatus. 

7. März 1996 

14. März 1996 

Vorschlag 

angenommen 


92 

Bew.Antrag 

der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.P.- 
Fraktion 

12. März 1996 

Anforderung einer Auskunft der 
Bundesregierung über solche seit 
1990 abgeschlossene und anhän- 
gige Rechtsstreitigkeiten mit der 
Bundesrepublik Deutschland im 
weitesten Sinne, bei denen für die 
Gegenseite als Bevollmächtigter 
Rechtsanwalt Manfred Schmidt 
(München), früher SPD-Bundes- 
tagsabgeordneter, bevollmächtigt 
war oder ist. 

15. März 1996 

18. Aprü 1996 

BB 

13-61 

93 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

27. März 1996 

Zeugenvernehmung Jochen 

Steyer, ehemaliger Stellvertreter 
des ehemaligen Ministers für 
Außenhandel der DDR, Dr. Beil, 
ehemaliger Geschäftsführer der 
Berliner Handels- und Finanzie- 
rungsgesellschaft mbH (BHFG). 

27. März 1996 

18. Aprü 1996 

BB 

13-62 

94 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

27. März 1996 

Zeugenvernehmung Günther 
Eichhorn, ehemaliger Abteilungs- 
leiter Im Ministerium der Finan- 
zen der DDR, ehemaliger Leiter 
des Komitees zur Auflösung des 
MfS/AfNS. 

27. März 1996 

18. April 1996 

BB 

13-63 

95 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

27. März 1996 

Zeugenvernehmung Georg 

Schein, ehemaliger Geschäfts- 
führer der in Griechenland ansäs- 
sigen Firma Intracom S.A., Athen. 

27. März 1996 

18. Aprü 1996 

BB 

13-64 

96 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

27. März 1996 

Zeugenvernehmung Werner 
Wittan, ehemaliger stellvertreten- 
der Generaldirektor des VE AHB 
Elektrotechnik Export-Import, 
Berlin (Ost), zugleich ehemaliger 
Direktor der KAAB-Automatisie- 
rungs-Anlagenbau, eine für den 
Import des VE AHB Elektrotech- 
nik Export-Import eingerichtete 
Stelle; ehemaliger Geschäfts- 
führer der Firma Intracom S.A., 
Athen. 

27. März 1996 

18. Aprü 1996 

BB 

13-65 

97 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

27. März 1996 

Vorlage eines Berichts der Bun- 
desregierung zu dort vorliegenden 
Erkenntnissen über vermögens- 
rechtliche Regelungen für die 
Auflösung des MfS/AfNS. 

27. März 1996 

18. Aprü 1996 

BB 

13-66 
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98 

Bew. Antrag 

28. März 1996 

Beiziehung folgender Unterlagen 

28. März 1996 

18. April 1996 


(neu) 

der SPD- 


des 1. UA/12. WP, die sich im 





Fraktion 


Archivbestand des Deutschen 
Bundestages befinden: 
Ermittlungsakte der Staatsanwalt- 



BB 




Schaft beim Kammergericht 

Berün, die dem 1. UA/12. WP 
ohne Anschreiben zugegangen 
und als Mat A 5, Bd. 4, archiviert 
worden ist. 



13-67 




Sachakten (1 Ordner VS-Geheim, 



BB 




8 Ordner offen) des Generalbun- 
desanwaltes, die der BMJ mit 
Obersendungsschreiben vom 

7. August 1991 dem 1. UA/12. WP 
vorgelegt hat und die dort als 

Mat A 15 archiviert worden sind 



13-68 




(hiervon ausgenommen sind die 
mit Beweisbeschluß 13-50 







bereits beigezogenen 

Bände 1 und 2). 







Akten des Bundesnachrichten- 



BB 




dienstes (teilweise VS-eingestuft), 
die dem 1. UA/12. WP ohne An- 



13-69 




schreiben vorgelegt worden wa- 
ren und dort als Mat A 16/3 und 
16/4 archiviert worden sind. 

Akten des BStU, die am 19. Fe- 



BB 




bruar 1992 dem 1. UA/12. WP 
übergeben und dort als Mat A 121, 
BKK7, 12, 95, 241, 1337, 1338, 

1382, 1567, 1574, 1575, 1586, 

1594, 1606, 1652, 1662, 1703, 

1705, 1833, 1847, 1849 und 1850 
archiviert worden sind. 



13-70 




Akten des BStU aus dem Bestand 



BB 




der AG BKK (teilweise VS-einge- 
stuft), die dem 1. UA/12. WP mit 
Übersendungsschreiben vom 

9. April 1992 zugegangen und 
dort als Mat A 142, BKK 35, 46, 47, 
1052, 1073, 1172, 1180 archiviert 
worden sind. 



13-71 




Akten des BStU aus dem Bestand 



BB 




der AG BKK, die dem 1. UA/ 

12. WP in 5 Teillieferungen am 

28. April 1992 zugegangen und 
dort als Mat A 148, BKK 10, 52, 

141, 189, 366, 486, 586, 939, 1134, 
1135, 1334, 1378, 1633, 1714, 1715 
und 1823 archiviert worden sind. 



13-72 




Akten des BStU, die dem 1. UA/ 

12. WP mit Übergabeprotokoll 



BB 




vom 7. September 1993 vorgelegt 
und dort als Mat A 314 archiviert 



13-73 




worden sind. 







Akten des BStU (Schriftstücke zur 
HA XVIII), die dem 1. UA/12. WP 



BB 




mit Übersendungsschreiben vom 
28. Juli 1994 vorgelegt und dort 
als Mat A 365 archiviert worden 
sind. 



13-74 
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99 

Schreiben 
des Abg. 
Beucher 
(SPD- 
Fraktion) 

28. März 1996 

Vernehmung des Zeugen Werner 
Großmann am 7. März 1996 
hier: Schriftliche Fragen an die 
Bundesregierung zur angeblichen 
Beschaffung einer Druckmaschine 
für das MfS 

2. April 1996 

23. Mai 1996 
für erledigt 
erklärt 


100 

Bew.Antrag 

der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.P.- 
Fraktion 

16. Aprü 1996 

Beiziehung einer Unterlage des 
BStU: 

Kopie der Dissertation des Udo 
Sievers (Major, DDR) nüt dem 
Thema: Das politisch-operative 
Zusammenwirken der Dienstein- 
heiten des MfS mit anderen staat- 
lichen Organen, Wirtschaftsorga- 
nen und gesellschaftlichen Orga- 
nisationen bei der Vorbeugung, 
Aufdeckung und Bekämpfung 
von Versuchen des Gegners, in 
der DDR eine politische Unter- 
grundtätigkeit zu inspirieren und 
zu organisieren 
(WS JHS 001 - 109/77 
[90 Seiten JHS 21859]), 
mit der er an der „Juristischen 
Hochschule" des MfS am 22. Juni 
1977 zum Dr. jur., magna cum 
laude, promoviert wurde. 

17. April 1996 

25. Aprü 1996 

BB 

13-75 

101 

Bew.Antrag 

der 

CDU/CSU- 
und der 
FD.P.- 
Fraktion 

16. Aprü 1996 

Beiziehung der Akten des Straf- 
verfahrens beim LG Mühlhausen 
gegen Wolfgang Engelmann we- 
gen Veruntreuung von SED -Ver- 
mögen aus dem Verantwortungs- 
bereich des Bezirksvorstandes der 
SED/PDS in Gera. 

17. April 1996 

25. Aprü 1996 

BB 

13-76 

102 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

17. April 1996 

Anforderung einer Auskunft der 
Bundesregierung über die anhän- 
gigen Rechtsstreitigkeiten 
{gerichtliche und außergericht- 
liche) im Zusammenhang mit dem 
sogenannten Kommunaldarlehn 
Dresden mit der Bundesrepublik 
Deutschland im weitesten Sinne 
(einschl. THA/BvS/BfF) unter 
Nennung des Verfahrens nüt 

Az., der Parteien und des Streit - 
bzw. Geldwertes. 

17. Aprü 1996 

25. Aprü 1996 
zurückgesteUt 


103 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

17. Aprü 1996 

Beiziehung von Kaderakten des 
BStU über folgende Personen: 

Tüo Kretzschmar, Jochen Steyer, 
Günter Eichhorn, Georg Schein, 
Werner Wittan und Edgar Most. 

17. Aprü 1996 

25. Aprü 1996 

BB 

13-77 

104 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

17. April 1996 

Beiziehung von Unterlagen des 
BStU über Sokrates Kokkalis, Lei- 
ter der griechischen Firma Intra- 
com S.A., Athen. 

17. Aprü 1996 

25. Aprü 1996 

BB 

13-78 
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105 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

30. April 1996 

Beiziehung von Unterlagen des 
BStU über Rechtsanwalt Jürgen 
Strahl, ehemaliger Angehöriger 
der Hauptverwaltung Aufklärung 
des MfS in leitender Funktion im 
Außenhandel der DDR. 

2. Mai 1996 

9. Mai 1996 

BB 

13-79 

106 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

30. April 1996 

Zeugenvernehmung Rechtsanwalt 
Jürgen Strahl, ehemaliger Ange- 
höriger der Hauptverwaltung 
Aufklärung des MfS in leitender 
Funktion im Außenhandel der 

DDR. 

2. Mai 1996 

9. Mai 1996 

BB 

13-80 

107 

Bew.Antrag 

der 

SPD- 

Fraktion 

30. April 1996 

Beiziehung der Kaderakte beim 
BStU über Peter Deparade, ehe- 
maliger IM des MfS und ehemali- 
ger Mitarbeiter der THA. 

2. Mai 1996 

9. Mai 1996 

BB 

13-81 

108 

Bew.Antrag 

der 

SPD- 

Fraktion 

30. Aprü 1996 

Zeugenvernehmung Peter 
Deparade, ehemaliger IM des 

MfS und ehemaliger Mitarbeiter 
der THA. 

2. Mai 1996 

9. Mai 1996 

BB 

13-82 

109 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

30. April 1996 

Anforderung einer Auskunft der 
Staatsanwaltschaft II in Berlin 
über die noch anhängigen oder 
bereits eingestellten Emüttlungs- 
und Strafverfahren im Zusammen- 
hang mit Tatvorwürfen zum Nach- 
teil des Kombinats ROBOTRON 
oder der THA/BvS unter Nennung 
des Verfahrens mit Az., 
des Namens der beschuldigten 
Person und des Tatvorwurfes. 

2. Mai 1996 

9. Mai 1996 

BB 

13-83 

110 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

30. April 1996 

Beiziehung des Sachstandsberich- 
tes des Generalbundesanwaltes 
(GBA) zum Ermittlungsverfahren 
Az. 3 BJs 913 aus 91/3 gegen Dr. 
Alexander Schalck-Golodkowski, 
Manfred Seidel und Karl Meier, 
der dem 1. Untersuchungsaus- 
schuß der 12. Wahlperiode auf- 
grund des Beweisbeschlusses 
12-10 mit Schreiben des GBA 
vom 27. September 1993 zugegan- 
gen und dort als Mat A 320 archi- 
viert worden ist. 

2. Mai 1996 

9. Mai 1996 

BB 

13-84 

111 

Bew.Antrag 

der 

CDU/CSU- 
und der 
RD.P- 
Fraktion 

7. Mai 1996 

Zeugenvernehmung Wolfgang 
Langnitschke, ehemaliger Leiter 
des Bereichs Parteifinanzen der 
SED-PDS. 

8. Mai 1996 

23. Mai 1996 

BB 

13-85 

112 

Bew.Antrag 

der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.P- 
Fraktion 

7. Mai 1996 

Zeugenvernehmung Wolfgang 
Pohl, ehemaliger Stellvertretender 
Vorsitzender der SED-PDS. 

8. Mai 1996 

23. Mai 1996 

BB 

13-86 
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113 

Bew. Antrag 
der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.R- 
Fraktion 

7. Mai 1996 

Zeugenvernehmung Karl-Heinz 
Kaufmann. 

8. Mai 1996 

23. Mai 1996 

BB 

13-87 

114 

Bew.Antrag 

der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.R- 
Fraktion 

7. Mai 1996 

Zeugenvernehmung Heinz 
Klostermann. 

8. Mai 1996 

23. Mai 1996 

BB 

13-88 

115 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

14. Mai 1996 

Beiziehung von Unterlagen des 
BStU über die folgenden 
Inoffiziellen Mitarbeiter (IM): 

IMS „Cuba" 

IMS „Egon Stein" 

IMS „Holzmüller" 

IMS „Inge" 

IMS „Achim" 

IMS „Uwe Brandt" 

15. Mai 1996 

23. Mai 1996 

BB 

13-89 

116 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

14. Mai 1996 

Zeugenvernehmung Dr. Wilhelm 
Olges, ehemaliger Mitarbeiter der 
Arbeitsgruppe Organisation und 
Inspektion der Volkswirtschaft 
(gedeckte MfS-Diensteinheit) 
beim Ministerrat der DDR, 
ehemaliger Mitarbeiter des 
Direktorats Außenhandelsbetriebe 
bei der THA. 

15. Mai 1996 

23. Mai 1996 

BB 

13-90 

117 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

14. Mai 1996 

Beiziehung von Unterlagen des 
BStU über Dr. Wilhelm Olges, 
ehemaliger Mitarbeiter der 
Arbeitsgruppe Organisation und 
Inspektion der Volkswirtschaft 
(gedeckte MfS-Diensteinheit) 
beim Ministerrat der DDR, 
ehemaliger Mitarbeiter des 
Direktorats Außenhandelsbetriebe 
bei der THA. 

15. Mai 1996 

23. Mai 1996 

BB 

13-91 

118 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

14. Mai 1996 

Zeugenvernehmung Max Moser, 
ehemaliger Mitarbeiter der Bank 
für Handel und Effekten. 

15. Mai 1996 

23. Mai 1996 

BB 

13-92 

119 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

14. Mai 1996 

Beiziehung von Unterlagen des 
BStU über Max Moser, ehemaliger 
Mitarbeiter der Bank für Handel 
und Effekten. 

15. Mai 1996 

23. Mai 1996 

BB 

13-93 

120 

Bew.Antrag 

der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.R- 
Fraktion 

21. Mai 1996 

Beiziehung von Unterlagen des 
BStU über Wolfgang 

Langnitschke, ehemaliger Leiter 
des Bereichs Parteifinanzen 
der SED-PDS. 

22. Mai 1996 

13. Juni 1996 

BB 

13-94 
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121 

Bew.Antrag 

der 

CDU/CSU- 
und der 
RD.P.- 
Fraktion 

21. Mai 1996 

Beiziehung von Unterlagen des 
BStU über Wolfgang Pohl, 
ehemaliger stellvertretender 
Vorsitzender der SED-PDS. 

22. Mai 1996 

13. Juni 1996 

BB 

13-95 

122 

Bew.Antrag 

der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.R- 
Fraktion 

21. Mai 1996 

Beiziehung von Unterlagen des 
BStU über Karl-Heinz Kaufmann. 

22. Mai 1996 

13. Juni 1996 

BB 

13-96 

123 

Bew.Antrag 

der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.P.- 
Fraktion 

21. Mai 1996 

Beiziehung der Akten des Straf- 
verfahrens wegen Veruntreuung 
von SED/PDS-Vermögen gegen 
Wolfgang Langnitschke, Wolf- 
gang Pohl, Karl-Heinz Kaufmcinn 
und Heinz Klostermann beim 

LG Berlin [(514) 22 Js 287/90 KLs 
(9/93)] 

22. Mai 1996 

13. Juni 1996 

BB 

13-97 

124 

Bew.Antrag 

der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.P- 
Fraktion 

21. Mai 1996 

Beiziehung von Unterlagen des 
BStU über Heinz Klostermann. 

22. Mai 1996 

13. Juni 1996 

BB 

13-98 

125 

Bew.Antrag 

der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.P- 
Fraktion 

21. Mai 1996 

Beiziehung folgender Unterlagen 
bei der Stiftung „Archiv der Par- 
teien und Massenorganisationen 
der DDR" im Bundesarchiv: 

- Beschluß des Parteivorstandes 
der SED-PDS zur Sicherung des 
Parteivermögens vom 21. De- 
zember 1989 

- Beschluß des Parteivorstandes 
der SED-PDS vom 11. Januar 
1990 (sog. Altlastenbeschluß) 

- Vorbereitungsvermerke zu 
diesen beiden Beschlüssen 

- Unterlagen über die Tätigkeit 
der „Arbeitsgruppe zur Siche- 
rung des Parteivermögens" 
der SED-PDS 

22. Mai 1996 

13. Juni 1996 

BB 

13-99 

126 

Bew.Antrag 
der Gruppe 
der PDS 

22. Mai 1996 

Beiziehung des von der BvS in 
Auftrag gegebenen Rechtsgut- 
achtens über die Vergütung des 
Liquidators/ Abwicklers der THA/ 
BvS von Dr. Wühelm Uhlenbruck, 
Honorarprofessor an der Univer- 
sität zu Köln, vom 15. April 1996. 

24. Mai 1996 

20. Juni 1996 
als imzulässig 
abgelehnt 


127 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

29. Mai 1996 

Zeugenvernehmung Martin 

Schlaff, Inhaber einer Wiener 
Firmengruppe 

30. Mai 1996 

13. Juni 1996 

BB 

13-100 
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128 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

29. Mai 1996 

Zeugenvernehmung Bernhard 
Zeeb, Mitarbeiter des Bundes- 
nachrichtendienstes . 

30. Mai 1996 

13. Juni 1996 

BB 

13-101 

129 

Vorschlag 
des Sekre- 
tariats 

30. Mai 1996 

Vorschlag für die Terminplanung 
für die Zeit von September bis 
Dezember 1996 auf der Grund- 
lage des Ergebnisses der 
Mitarbeiterbesprechung vom 

29. Mai 1996. 

30. Mai 1996 

13. Juni 1996 
Zustimmung 


130 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

5. Juni 1996 

Zeugenvernehmung Dr. Roland 
Winckler, ehemaliger General- 
direktor des VE AHB Elektrotech- 
nik Export-Import, Berlin (Ost). 

5. Juiü 1996 

13. Juni 1996 

BB 

13-102 

131 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

12. Juni 1996 

Zeugenvernehmung Klaus 

Mathes, ehemaliger Mitarbeiter 
der in Griechenland ansässigen 
Firmen Integra und Intracom S.A. 

12. Juni 1996 

20. Juiü 1996 

BB 

13-103 

132 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

12. Juni 1996 

Zeugenvernehmung Günther 
Franze, ehemaliger Mitarbeiter 
der in Griechenland ansässigen 
Firmen Integra und Intracom S.A. 

12. Juni 1996 

20. Juiü 1996 

BB 

13-104 

133 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

12. Juni 1996 

Beiziehung von Unterlagen des 
BStU über Klaus Mathes, 
ehemaliger Mitarbeiter der in 
Griecherüand ansässigen Firmen 
Integra und Intracom S.A. 

12. Juni 1996 

20. Juiü 1996 

BB 

13-105 

134 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

12. Juni 1996 

Beiziehung von Unterlagen des 
BStU über Günther Franze, 
ehemaliger Mitarbeiter der in 
Griechenland ansässigen Firmen 
Integra und Intracom S.A. 

12. Juni 1996 

20. Juiü 1996 

BB 

13-106 

135 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

14. Juni 1996 

Zeugenvernehmung Sigrid 
Schalck-Golodkowski, 
geb. Gutmann. 

14. Juni 1996 

27. Juni 1996 

BB 

13-107 

136 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

14. Juni 1996 

Zeugenvernehmung Christa 
Wachsen, ehemalige Bevollmäch- 
tigte für ein von Sigrid Schalck- 
Golodkowski bei der 

Otto Scheurmann-Bank 
angemietetes Schließfach. 

14. Juni 1996 

27. Juni 1996 

BB 

13-108 

137 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

18. Juni 1996 

Anforderung eines Berichts der 
BvS, aus dem die Kapital- und Be- 
teüigungsverhältiüsse der in den 
Anlagen auf geführten Unterneh- 
men hervorgehen. Ferner soll der 
Bericht darüber Auskunft geben, 
welche Maßnahmen die THA/BvS 
zur Sicherung der Vermögens- 
werte dieser Unternehmen 
getroffen hat und was mit diesen 
Unternehmen und Beteiligungen 
inzwischen geschehen ist. 

18. Juni 1996 

27. Juni 1996 

BB 

13-109 
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138 

(neu) 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

19. Juni 1996 

Beiziehung von Unterlagen des 
l.UA/12. WP die sich im 
Archivbestand des Deutschen 
Bundestages befinden: 

- Ermittlungsakten der Staats- 
anwaltschaft beim Kammer- 
gericht Berlin, die dem 1. UA/ 

12. WP ohne Anschreiben zuge- 
gangen und als Mat A 5, 

Bde. 13, 43, 51, 52 und 61 
archiviert worden sind. 

19. Juni 1996 

27. Juni 1996 

BB 

13-110 




- Beweismittelakten der Staats- 
anwaltschaft beim Kammer- 
gericht Berlin, die dem 1. UA/ 

12. WP ohne Anschreiben zuge- 
gangen und als Mat A 5, 

Bde. 66A, 718 und 1507 
archiviert worden sind. 



BB 

13-110 




- Akte des BStU, die am 

19. Februar 1992 dem 

1. UA/12. WP übergeben und 
dort als Mat A 121, BKK 292 
archiviert worden ist. 



BB 

13-111 




- Akten des BStU aus dem 

Bestand der AG BKK, die dem 

1. UA/12. WP in 5 Teillieferun- 
gen ab 28. April 1992 zugegan- 
gen und dort als Mat A 148, 

BKK 24, 196, 460, 615, 717 und 
1743 archiviert worden sind. 



BB 

13-112 




- Akten der Effect-Vermögens- 
verwaltungsgesellschaft nüt der 
Bezeichnung Effect 4, 8, 11 und 
19, die dem 1. UA/12. WP mit 
Übersendungsschreiben des 

BMF vom 23. September 1991 
zugegangen und als Mat A 58 
archiviert worden sind. 



BB 

13-113 




- Akte Bd. 14 aus dem Bestand 
der „Coswig- Akten", die dem 

1. UA/12. WP mit Übersen- 
dungsschreiben des BMF vom 

2. Dezember 1991 zugegangen 
und als Mat A 94, Bd. 14 
archiviert worden ist. 



BB 

13-114 




Personenakte des Ministeriums 
für Staatssicherheit aus dem 
Aktenbestand des BStU zu Feodor 
Ziesche alias IMS „Halka", die 
dem 1. UA/12. WP ohne Übersen- 
dungsschreiben zugegangen und 
dort als Mat A 148/10 (MfS AIM 
15827/89) archiviert worden ist. 



BB 

13-115 

139 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

18. Juni 1996 

Zeugenvernehmung Herbert 
Köhler, ehemaliger Angehöriger 
der HVA. 

19. Juni 1996 

27. Juni 1996 

BB 

13-116 

140 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

18. Juni 1996 

Beiziehung von Unterlagen des 
BStU über Herbert Köhler, 
ehemaliger Angehöriger 
der HVA. 

19. Juni 1996 

27. Juni 1996 

BB 

13-117 
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141 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

18. Juni 1996 

Zeugenvernehmung Horst 

Müller, ehemaliger Leiter der 
Abteilung XIV des Bereichs SWT 
der HVA. 

19. Juni 1996 

27. Juni 1996 

BB 

13-118 

142 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

18. Juni 1996 

Beiziehung von Unterlagen des 
BStU über Horst Müller, ehema- 
liger Leiter der Abteilung XIV des 
Bereichs SWT der HVA 

19. Juni 1996 

27. Juni 1996 

BB 

13-119 

143 

Bew.Antrag 

der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.P.- 
Fraktion 

18. Juni 1996 

Zeugenvernehmung Dr. Friedrich 
Hennemann, ehemaliger Vor- 
sitzender des Vorstandes der 
Bremer Vulkan Verbund AG. 

19. Juni 1996 

7. November 
1996 

BB 

13-186 

144 

Bew.Antrag 

der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.P.- 
Fraktion 

18. Juni 1996 

Zeugenvernehmung Günter 

Smidt, ehemaliger stellvertreten- 
der Vorsitzender des Vorstandes 
der Bremer Vulkan Verbund AG. 

19. Juni 1996 

7. November 
1996 

BB 

13-187 

145 

Bew.Antrag 

der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.P.- 
Fraktion 

18. Juni 1996 

Zeugenvernehmung Professor 

Dr. Karl-Friedrich Triebold, ehe- 
maliges Mitglied des Vorstandes 
der Bremer Vulkan Verbund AG. 

19. Juni 1996 

7. November 
1996 

BB 

13-188 

146 

Bew.Antrag 

der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.P.- 
Fraktion 

18. Juni 1996 

Zeugenvernehmung Johannes 
Endler, ehemahges Mitglied des 
Vorstandes der Bremer Vulkan 
Verbund AG. 

19. Juni 1996 

7. November 
1996 

BB 

13-189 

147 

Bew.Antrag 

der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.P.- 
Fraktion 

18. Juni 1996 

Zeugenvernehmung Professor 

Dr. Manfred Timmermann, 
ehemaliges Mitghed des 
Vorstandes der Bremer Vulkan 
Verbund AG. 

19. Juni 1996 

7. November 
1996 

BB 

13-190 

148 

Bew.Antrag 

der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.P.- 
Fraktion 

18. Juni 1996 

Zeugenvernehmung Anton 
Schneider, ehemaliges Mitglied 
des Vorstandes der Bremer 

Vulkan Verbund AG. 

19. Juni 1996 

7. November 
1996 

BB 

13-191 

149 

Bew.Antrag 

der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.P.- 
Fraktion 

18. Juni 1996 

Zeugenvernehmung Dr. Rüdiger 
Zinken, ehemaliges Mitglied des 
Vorstandes der Bremer Vulkan 
Verbund AG. 

19. Juni 1996 

7. November 
1996 

BB 

13-192 

150 

Bew.Antrag 

der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.P.- 
Fraktion 

18. Juni 1996 

Zeugenvernehmung Johannes 

Karl Schnüttgen, ehemaliges 
Mitglied des Vorstandes der 
Bremer Vulkan Verbund AG. 

19. Juni 1996 

7. November 
1996 

BB 

13-193 
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151 

Bew. Antrag 
der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.P.- 
Fraktion 

18. Juni 1996 

Zeugenvernehmung Wilhelm 
Scheider, ehemaliger Vorsitzender 
des Aufsichtsrates der Bremer 
Vulkan Verbund AG. 

19. Juni 1996 

7. November 
1996 

BB 

13-194 

152 

Bew. Antrag 
der 

CDU/CSU- 
und der 
FD.R- 
Fraktion 

18. Juni 1996 

Zeugenvernehmung Johann 
Schäffler, ehemaliger Vorsitzender 
des Aufsichtsrates der Bremer 
Vulkan Verbund AG. 

19. Juni 1996 

7. November 
1996 

BB 

13-195 

153 

Bew. Antrag 
der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.P.- 
Fraktion 

18. Juni 1996 

Zeugenvernehmung Frank 
Teichmüller, ehemaliges Mitglied 
des Aufsichtsrates der Bremer 
Vulkan Verbund AG. 

19. Juni 1996 

7. November 
1996 

BB 

13-196 

154 

Bew. Antrag 
der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.P.- 
Fraktion 

25. Juni 1996 

Zeugenvernehmung Waradin 
Dimitroff , ehemaliger Mitarbeiter 
des Bereichs Kommerzielle 
Koordinierung. 

28. Juni 1996 

12. September 
1996 

BB 

13-120 

155 

Bew.Antrag 

der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.P.- 
Fraktion 

25. Juni 1996 

Zeugenvernehmung Peter 
Dimitroff, ehemaliger Mitarbeiter 
des Bereichs Kommerzielle 
Koordinierung. 

28. Juni 1996 

12. September 
1996 

BB 

13-121 

156 

Bew.Antrag 

der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.P.- 
Fraktion 

25. Juni 1996 

Zeugenvernehmung Erich Lutz, 
ehemaliger Mitarbeiter des 
Bereichs Kommerzielle Koordinie- 
rung. 

28. Juni 1996 

12. September 
1996 

BB 

13-122 

157 

Bew.Antrag 

der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.P.- 
Fraktion 

25. Juni 1996 

Zeugenvernehmung Hannelore 
Heiter, ehemalige Leiterin der 
Abteilung Ausland der Otto 
Scheurmann Bank-KG. 

28. Juni 1996 

12. September 
1996 

BB 

13-123 

158 

Bew.Antrag 

der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.P.- 
Fraktion 

25. Juni 1996 

Zeugenvernehmung Personen, 
die nüt der Betreuung des Schließ- 
faches von Sigrid Schalck- 
Golodkowski betraut waren. 

(Laut Schreiben von Hans Jürgen 
Labom vom 8. August 1996: 
Annabelle Weber, 

Anneliese Titel) 

28. Juni 1996 

12. September 
1996 

BB 

13-124 

BB 

13-125 

159 

Antrag der 
CDU/CSU- 
und der 
F.D.P.- 
Fraktion 

25. Juni 1996 

Fortsetzung der Vernehmung von 
Hans Jürgen Labom, Leiter der 
Scheurmann Bank-KG. 

28. Juni 1996 

12. September 
1996 

Zustimmung 
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160 

Bew.Antrag 

der 

CDU/CSU- 
und der 
RD.R- 
Fraktion 

25. Juni 1996 

Beiziehung von Unterlagen des 
BStU über Dr. Werner Polze, 
ehemaliger Präsident der Staats- 
bank der DDR. 

28. Juni 1996 

12. September 
1996 

BB 

13-126 

161 

Bew.Antrag 
der Gruppe 
der PDS 

25. Juni 1996 

Zeugenvemelmumg Dr. Harald 
Ringstorff , ehemaliger Wirt- 
schaf tsnünist er von Mecklenburg - 
Vorpommern. 

11. Juli 1996 

7. November 
1996 

BB 

13-197 

162 

Bew.Antrag 
der Gruppe 
der PDS 

25. Juni 1996 

Zeugenvemelmumg Karin 

Strauss, ehemalige Prokuristin für 
Finanzen der Volkswerft GmbH. 

11. Juli 1996 

7. November 
1996 

BB 

13-198 

163 

Bew.Antrag 
der Gruppe 
der PDS 

25. Juni 1996 

Zeugenvernehmung Christian 
Traxel, ehemaliger Mitarbeiter 
des Leiters der Commerzbank 

AG. 

11. Juli 1996 

7. November 
1996 

BB 

13-199 

164 

Bew.Antrag 
der Gruppe 
der PDS 

25. Juni 1996 

Zeugenvernehmung Ursel Wag- 
ner, ehemalige Mitarbeiterin der 
Bundesanstalt für vereinigimgs- 
bedingte Sonderaufgaben. 

11. Juli 1996 

7. November 
1996 

BB 

13-200 

165 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

12. Juli 1996 

Zeugenvernehmung Sokrates 
Kokkalis, Leiter der griechischen 
Firmen Integra und Intracom S.A., 
Athen. 

13. Juli 1996 

12. September 
1996 

BB 

13-127 

166 

(neu) 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

20. August 

1996 

Zeugenvernehmung Dr. Peter 
Welzel, ehemaliger General- 
direktor des Außenhandelsunter- 
nehmens Metallurgie. 

21. August 

1996 

12. September 
1996 

BB 

13-128 

167 

(neu) 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

20. August 

1996 

Beiziehung von Unterlagen des 
BStU über Dr. Peter Welzel, 
ehemaliger Generaldirektor des 
Außenhandelstmtemehmens 
Metallurgie. 

21. August 

1996 

12. September 
1996 

BB 

13-129 

168 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

20. August 

1996 

Beiziehung von Unterlagen des 
BStU über die Vorgangsbearbei- 
tung „Basis". 

20. August 

1996 

12. September 
1996 

BB 

13-130 

169 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

19. August 

1996 

Beiziehung von Unterlagen des 
BStU über Helmut Schindler, 
ehemaliger Generaldirektor des 
zum Bereich Konunerzielle 
Koordinienmg gehörenden Unter- 
nehmens Transinter. 

20. August 

1996 

12. September 
1996 

BB 

13-131 

170 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

19. August 

1996 

Zeugenvernehmung Helmut 
Schindler, ehemaliger General- 
direktor des zum Bereich 
Kommerzielle Koordinierung 
gehörenden Unternehmens 
Transinter. 

20. August 

1996 

12. September 
1996 

BB 

13-132 

171 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

27. August 

1996 

Änderung des Terminplans 
(A-Drucksache 129); Sigrid 
Schalck-Golodkowski, Christa 
Wachsen, Helmut Schindler als 
Ersatz für Zeugenvernehmung 
Rudolfine Steindling am 

10. Oktober 1996. 

27. August 

1996 

12. September 
1996 

Zustimmung 
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172 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

3. September 
1996 

Beiziehung von Unterlagen des 
BStU über Willy Koch, ehemaUger 
Abteilungsleiter der HA XVIII/8 
des MfS. 

4. September 
1996 

12. September 
1996 

BB 

13-133 

173 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

3. September 
1996 

Beiziehung von Unterlagen des 
BStU über Dr. Jürgen Gentz, 
ehemaliger Vertrauensanwalt und 
Notar der Parteiführung der SED. 

4. September 
1996 

12. September 
1996 

BB 

13-134 

174 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

3. September 
1996 

Beiziehung von Unterlagen des 
l.UA/12. WP, die sich im 
Archivbestand des Deutschen 
Bundestages befinden: 

- Unterlagen (Einzeldokumente 
der HA XVIII) des BStU, die 
dem 1. UA/12. WP mit Übersen- 
dungsschreiben vom 28. Juh 

1994 zugegangen und als Mat 

A 365 archiviert worden sind. 

- Akte des BStU mit Unterlagen 
der HA XVIII, die dem 1. UA/ 

12. WP mit Übersendungs- 
schreiben vom 26. Oktober 1994 
zugegangen und als Mat A 365, 
Band 16 archiviert worden ist. 

- Akten des BStU aus dem Be- 
stand der AG BKK, die dem 

1. UA/12. WP in 5 Teülieferun- 
gen zugegangen und als Mat 

A 148, BKK 163 und BKK 568 
archiviert worden sind. 

- Unterlagen des BStU mit Doku- 
menten der HA XVIII betr. 
Westpartner KoKo, die dem 

1. UA/12. WP mit Übersen- 
dungsschreiben vom 11. Januar 

1995 zugegangen und als Mat • 

A 375 archiviert worden sind. 

- Ermittlungsakten der Staatsan- 
waltschaft beim Kanunergericht 
Berhn zum Verfahren 2 Js 7/90, 
die dem 1. UA/12. WP ohne 
Anschreiben zugegangen und 
als Mat A 5, Bd. 14 und 20 
archiviert worden sind. 

- Beweisnüttelakte der Staats- 
anwaltschaft beim Kammerge- 
richt Berlin zum Verfahren 2 Js 
7/90, die dem 1. U/V/12. WP 
ohne Anschreiben zugegangen 
und als Mat A 5, Band 248 
archiviert worden ist. 

- Klageschrift in Sachen THA ./. 
Rudolfine Steindling vom 

5. April 1993, die dem 1. UA/ 

12. WP mit Übersendungsschrei- 
ben der UKPV vom 13. Mai 

1993 zugegangen und als Mat 

B 127 archiviert worden ist. 

- Antwortschreiben der UKPV betr. 
Konten der Novum GmbH, das 
durch den 1. UA/12. WP als 

Mat A 233 archiviert worden ist. 

4. September 
1996 

12. September 
1996 

BB 

13-135 

BB 

13-136 

BB 

13-137 

BB 

13-138 

BB 

13-139 

BB 

13-140 

BB 

13-141 

BB 

13-142 
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175 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

2. September 
1996 

Zeugenvernehmung Bundes - 
minister Dr. Theodor Waigel. 

4. September 
1996 

12. September 
1996 

BB 

13-143 

176 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

2. September 
1996 

Zeugenvernehmung Dieter 

H. Vogel, Vorstandsvorsitzender 
der Firma Thyssen. 

4. September 
1996 

12. September 
1996 

BB 

13-144 

177 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

2. September 
1996 

Zeugenvernehmung Dr. Hans- 
Jürgen NöUe, ehemaliges Mitglied 
des Aufsichtsrates der Bremer 
Vulkan Verbund AG. 

4. September 
1996 

7. November 
1996 

BB 

13-201 

178 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

2. September 
1996 

Zeugenvenehmung von Birgit 
Breuel, ehemalige Präsidentin 
der THA. 

4. September 
1996 

7. November 
1996 

BB 

13-202 

179 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

27. August 

1996 

Zeugenvernehmung Heinrich 
Homef , Präsident der Bundes- 
anstalt für vereinigungsbedingte 
Sonderaufgaben. 

4, September 
1996 

7. November 
1996 

BB 

13-203 

180 

Bew.Antrag 

der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.R- 
Fraktion 

10. September 
1996 

Zeugenvernehmung 

MdB Dr. Gregor Gysi, 
ehemaliger Vorsitzender 
der SED-PDS/PDS. 

11. September 
1996 

26. September 
1996 

BB 

13-145 

181 

Bew.Antrag 

der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.P.- 
Fraktion 

10. September 
1996 

Beiziehung von Unterlagen des 
BStU über Dr. Gregor Gysi, 
ehemaliger Vorsitzender der 
SED-PDS/PDS. 

11. September 
1996 

26. September 
1996 
zurück- 
gezogen 


182 

Bew.Antrag 

der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.P.- 
Fraktion 

10. September 
1996 

Zeugenvernehmung Dr. Hans 
Modrow, ehemaliger stellver- 
tretender Vorsitzender des 
Präsidiums und später Ehrenvor- 
sitzender der SED-PDS/PDS. 

1 1 . September 
1996 

26. September 
1996 

BB 

13-146 

183 

Bew.Antrag 

der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.P.- 
Fraktion 

10. September 
1996 

Beiziehung von Unterlagen des 
BStU über Dr. Hans Modrow, 
ehemahger stellvertretender 
Vorsitzender des Präsidiums 
und später Ehrenvorsitzender 
der SED-PDS/PDS. 

11. September 
1996 

26. September 
1996 

BB 

13-147 

184 

Bew.Antrag 

der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.P.- 
Fraktion 

10. September 
1996 

Zeugenvernehmung Dr. Gerd 
Pelikan, ehemaliger Leiter der 
„Arbeitsgruppe zum Schutz des 
Vermögens der SED-PDS/PDS". 

11. September 
1996 

26. September 
1996 

BB 

13-148 

185 

Bew.Antrag 

der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.P.- 
Fraktion 

10. September 
1996 

Beiziehung von Unterlagen des 
BStU über Dr. Gerd Pelikan, ehe- 
maliger Leiter der „Arbeitsgruppe 
zum Schutz des Vermögens der 
SED-PDS/PDS". 

11. September 
1996 

26. September 
1996 

BB 

13-149 
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186 

Bew. Antrag 

10. September 

Zeugenvernehmung MdL Prof. 

1 1 . September 

26. September 

BB 


der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.P.- 
Fraktion 

1996 

Dr. Lothar Bisky, ehemaliges 
Mitglied des Präsidiums des 
Parteivorstandes 
der SED-PDS/PDS. 

1996 

1996 

13-150 

187 

Bew.Antrag 

10. September 

Beiziehung von Unterlagen des 

11. September 

26. September 

BB 


der 

CDU/CSU- 
und der 
FD.R- 
Fraktion 

1996 

BStU über MdL Prof. Dr. Lothar 
Bisky, ehemaliges Mitghed des 
Präsidiums des Parteivorstandes 
der SED-PDS/PDS. 

1996 

1996 

13-151 

188 

Bew.Antrag 

10. September 

Zeugenvernehmung Dr. Andre 

11. September 

26. September 

BB 


der 

CDU/CSU- 
und der 
FD.R- 
Fraktion 

1996 

Brie, ehemahges Mitghed des 
Präsidiums des Parteivorstandes 
der SED-PDS/PDS. 

1996 

1996 

13-152 

189 

Bew.Antrag 

10. September 

Beiziehung von Unterlagen des 

11. September 

26. September 

BB 


der 

CDU/CSU- 
und der 
FD.R- 
Fraktion 

1996 

BStU über Dr. Andre Brie, ehema- 
hges Mitghed des Präsidiums des 
Parteivorstandes 
der SED-PDS/PDS. 

1996 

1996 

13-153 

190 

Bew.Antrag 

10. September 

Zeugenvernehmung Marhes 

11. September 

26. September 

BB 


der 

CDU/CSU- 
und der 
FD.R- 
Fraktion 

1996 

Deneke, ehemahges Mitghed des 
Präsidiums des Parteivorstandes 
der SED-PDS/PDS. 

1996 

1996 

13-154 

191 

Bew.Antrag 

10. September 

Beiziehung von Unterlagen des 

1 1 . September 

26. September 

BB 


der 

CDU/CSU- 
und der 
FD.R- 
Fraktion 

1996 

BStU über Marhes Deneke, 
ehemahges Mitghed des 
Präsidiums des Parteivorstandes 
der SED-PDS/PDS. 

1996 

1996 

13-155 

192 

Bew.Antrag 

10. September 

Beiziehung von Kopien folgender 

11. September 

26. September 

BB 


der 

CDU/CSU- 
und der 
FD.R- 
Fraktion 

1996 

Unterlagen, die sich im Besitz der 
UKPV befinden: 

Vorschläge für Sofortmaßnahmen 
zur Sicherung des Partei- 
vermögens. 

Parteibetriebe der SED, die der 
Abteilung Finanzverwaltung und 
Parteibetriebe unterstehen. 

Information über eine erste 
ZusammensteUung der Betriebe, 
die parteieigenes Vermögen 
besitzen vom 15. Dezember 1989 
(Urheber Sabine Herrmann, nicht 
unterschrieben). 

1996 

1996 

13-156 

193 

Bew.Antrag 

11. September 

Beiziehung von Unterlagen der 

11. September 

26. September 

BB 


der SPD- 
Fraktion 

1996 

Otto Scheurmann Bank-KG über 
das dort von Waradin Dimitroff 
geführte Sparkonto und über die 
auf diesem Sparkonto erfolgten 
Kontobewegungen. 

1996 

1996 

13-157 
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194 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

11. September 
1996 

Anforderung eines Berichts der 
BvS, aus dem sämtliche Verkäufe 
von Unternehmen an die Firmen- 
gruppe Martin Schlaff im Rahmen 
der Privatisierung hervorgehen 
und der u.a. Angaben darüber 
enthält, inwieweit der Treuhand- 
mitarbeiter Peter Deparade mit 
dem Verkauf von Unternehmen 
an die Firmengruppe Martin 

Schlaff betraut war. 

11. September 
1996 

26. September 
1996 

BB 

13-158 

195 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

1 1 . September 
1996 

Anforderung eines Berichts der 

BvS über die Abwicklung 
sämtlicher Betriebe des Kombinats 
ROBOTRON. 

11. September 
1996 

26. September 
1996 

BB 

13-159 

196 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

16. September 
1996 

Anforderung einer schriftlichen 
Auskunft der Bimdesregierung, 
inwieweit Erkenntnisse über die 
im KeUer des Ministeriums der 
Finanzen der DDR (später war das 
der KeUer des Zentralkomitees der 
SED) aus der Zeit der letzten 
Kriegstage gelagerten Wert- 
papiere vorliegen. 

17. September 
1996 

26. September 
1996 

BB 

13-160 

197 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

16. September 
1996 

Anforderung eines Berichts der 
Bundesanstalt für vereinigungs- 
bedingte Sonderaufgaben über 
die in den Jahren 1990 bis 1992 
abgeschlossenen Geschäftsbesor- 
gungsverträge, die im Rahmen 
der ursprüngUchen Abwicklungs- 
konzeption für die Außenhandels- 
betriebe „MetaUurgie GmbH", 
„AMB Trading", „Intermed", 
„Varicom" und „VHG-Bau" 
vereinbart worden waren. 

17. September 
1996 

26. September 
1996 

unter Aus- 
schluß von 
„MetaUurgie 
GmbH" 

BB 

13-161 

198 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

17. September 
1996 

Zeugenvernehmung MR Dr. Kurt 
Bley, Leiter des Referates VIII B 2 
im Bundesnünisterium 
der Finanzen. 

17. September 
1996 

26. September 
1996 

BB 

13-162 

199 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

20. September 
1996 

Zeugenvernehmung Hans- 
Joachim Vagt, ehemaliger 
Mitarbeiter des AHB Elektrotech- 
nik Export-Import und IM der 
Hauptabteilung XVIII des MfS. 

20. September 
1996 

10. Oktober 
1996 

BB 

13-163 

200 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

20. September 
1996 

Beiziehung von Unterlagen 
des BStU über Hans -Joachim 

Vagt, ehemaliger Mitarbeiter des 
AHB Elektrotechnik Export- 
Import und IM der Haupt- 
abteüung XVIII des MfS. 

20. September 
1996 

10. Oktober 
1996 

BB 

13-164 
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201 

Bew.Antrag 

27. September 

Beiziehung folgender Unterlagen: 

27. September 

10. Oktober 

BB 


der Gruppe 
der PDS 

1996 

- Erklärung der PDS auf den voll- 
ständigen Verzicht von Aus- 
landsvermögen der ehemaligen 
SED (einschließlich seiner Sur- 
rogate) entsprechend dem Ver- 
trag zwischen der Partei des 
Demokratischen Sozialismus 
(PDS) mit derTHA, nieder- 
gelegt in der Urkunde des 

Notars Dr. Max Braeuer vom 

14. Mai 1992. 

- Gerichtlicher Vergleich zwi- 
schen der Partei des Demokra- 
tischen Sozialismus - PDS - und 
dem Organisationseigenen 
Betrieb Fundament - OEB Fun- 
dament - einerseits und der 
Bundesanstalt für vereinigungs- 
bedingte Sonderaufgaben 

- BvS Direktorat Sonder- und 
Bundesfinanz vermögen, ande- 
rerseits zum Vermögen der PDS 
(Altvermögen) vom 18. Juli 1995 
vor dem OVG BerUn 
(Az.:OVG 3B 22.93). 

1996 

1996 

13-165 

202 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

1. Oktober 

1996 

Beiziehung folgender Unterlagen 
des 1. UA/12 WP, die sich im 
Archivbestand der Geheimschutz- 
stelle des Deutschen Bundestages 
befinden. Gleichzeitig wird die 
Herabstufung der Unterlagen 
durch den BStU auf „offen" 
beantragt: 

Unterlagen der HA XVIIl 
(Anlage 1, 2, 7, 10, 11. 13 und 14) 
des MfS, die dem 1. UA/12. WP 
nüt Übersendungsschreiben des 
BStU vom 30. September 1994, 
TgbNr. 01-501/94 VS -Vertraulich, 
Az. AU 11.2-035157/94 Z und AU 

II. 2-040985/94 Z zugegangen und 
in der Geheimschutzstelle des 
Deutschen Bundestages mit der 
TgbNr. 56/94 VS-Vertrauhch 
registriert worden sind. 

Unterlagen der HA XVIII 
(Anlage 2, Information der 

HA XVIII/8 vom 2. Mai 1989 zum 
OV „Embargo 1" und Anlage 3, 
Kurzauskunft der HA XVIII/8 vom 
31. März 1989 zu OPK „Karat") 
des MfS, die dem 1. UA/12. WP 
mit Übersendungsschreiben des 
BStU vom 10. Oktober 1994, 

TgbNr. 01-509/94 VS -Vertraulich, 
Az. AU 11-775/94 F zugegangen 
und in der Geheimschutzstelle des 
Deutschen Bundestages mit der 
TgbNr. 57/94 VS -Vertraulich 
registriert worden sind. 

1. Oktober 

1996 

10. Oktober 
1996 

BB 

13-166 

BB 

13-167 
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(Forts.) 

203 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

1. Oktober 

1996 

9. Oktober 

1996 

Ausdrucke der HA XVIII zu 
Hans-Jürgen König aus OPK/OV 
„Kaiser", die dem 1. UA/12. WP 
durch den BStU ohne Anschrei- 
ben mit der TgbNr. 02-68/94 

VS -Vertraulich übersandt worden 
sind und in der Geheimschutz- 
steUe des Deutschen Bundestages 
mit der TgbNr. 58/94 VS-Vertrau- 
lich registriert worden sind. 

Unterlagen der HA XVIII 
(Anlagen 1-11) des MfS, die dem 

1. UA/12. WP mit Übersendungs- 
schreiben des BStU vom 25. Okto- 
ber 1994, TgbNr. 01-553/94 

VS -Vertraulich zugegangen und 
in der Geheimschutzstelle des 
Deutschen Bundestages mit der 
TgbNr. 59/94 VS -Vertraulich 
registriert worden sind. 

Beiziehung folgender Unterlagen 
der Bundesanstalt für vereinigungs- 
bedingte Sonderaufgaben aus dem 
Verfahrenskomplex Novum: 

1. Protokoll der öffentlichen Sit- 
zung des VGs Berlin, 26. Kam- 
mer, vom 20. Juni 1996; 

2. Protokoll der staatsanwalthchen 
Vernehmung des Zeugen 
Schindler vom 15. Oktober 

1992; 

3. Protokoll der staatsanwalthchen 
Vernehmung des Zeugen 
Schindler vom 21. Februar 

1996; 

4. Protokoll der staatsanwalthchen 
Vernehmung der Zeugin Reh 
vom 23. September 1992; 

5. Protokoll der staatsanwalthchen 
Vernehmung der Zeugin Fortier 
vom 8. Juli 1992; 

6. Protokoll der staatsanwalthch 
veranlaßten Vernehmung des 
Zeugen Dr. Junge am 3. Fe- 
bruar 1993 durch die ZERV; 

7. Vertretungsvertrag zwischen 
der Fa. BBC und der Baltic 
GmbHvoml2. März 1973; 
mit Nachtrag Nr. 1 zum 
vorbezeichneten Vertretungs- 
vertrag vom 21. Äpiil 1975; 

8. Vertretungs vertrag zwischen 
der Fa. BBC und der 

Fa. Novum vom 4. Mai 1979; 

9. Protokoh der öffenthchen 

Sitzung des VGs Berlin, 

26. Kammer, vom 2. Juli 1996 
(Vernehmung Dr. Beil); 

10. Gesehschaftsvertrag über die 
Gründung der Novum 
Handelsgesehschaft mbH; 

9. Oktober 

1996 

17. Oktober 
1996 

BB 

13-168 

BB 

13-169 

BB 

13-170 
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Bew.Antrag 

9. Oktober 

1 1 . Handelsregisterauszug der 

9. Oktober 

17. Oktober 

BB 

(Forts.) 

der SPD- 
Fraktion 

1996 

Novum Handelsgesellschaft 
mbH vom 30. August 1982; 

12. Betreuungsvertrag zwischen 
der Novum Handelsgesell- 
schaft mbH und 

RA Dr. Jürgen Gentz 
vom 1. August 1975; 

13. Bericht der Schweizerischen 
Bundesanwaltschaft vom 

18. Mai 1979 über das gerichts- 
polizeüiche Ermittlungsver- 
fahren gegen das ülegale 
Residentenehepaar Wolf-KÜe; 

14. Schreiben des General- 
direktors der Zentrag 
an Rudolfine Steindling 
vom 6. April 1990; 

15. Eidesstatthche Versicherung 
der RudoKine Steindling zur 
Vorlage beim VG Berlin 
vom 3. Februar 1992; 

16. Eidesstattliche Erklärung 
des Generaldirektors der 
Zentrag, Werner Würzberger, 
vom 19. Februar 1992 zur Vor- 
lage beim VG Berlin; 

17. Zentrag-Hausmitteüung 
des Generaldirektors Werner 
Würzberger an den Parteivor- 
stand der PDS vom 4. Mai 

1990; 

18. Sämtliche notariell beglaubig- 
ten Treuhanderklärungen von 
Gesellschaftern der Novum 
zugunsten der Zentrag, die 
der BvS vorliegen. 

1996 

1996 

13-170 

204 

Bew.Antrag 

22. Oktober 

Anforderung einer schriftlichen 

23. Oktober 

7. November 

BB 


der SPD- 
Fraktion 

1996 

Auskunft des BStU über den 
genauen Umfang und den Inhalt 
der vom Bundesnachrichtendienst 
zusätzhch zu den 92 Disketten 
übergebenen Unterlagen, die 

Ende Mai/ Anfang Juni 1990 vom 
ehemaligen Leiter der HA XVIII/8 
an den Bundesnachrichtendienst 
übergeben worden waren. Die 
Auskunft soll auch Angaben 
darüber enthalten, inwieweit 
diese Unterlagen dem 2. Unter- 
suchungsausschuß auf der 
Grundlage des Beweisbeschlusses 
13-29 vorgelegt worden sind. 

1996 

1996 

13-171 

205 

Bew.Antrag 

23. Oktober 

Beiziehung der Kontakt-ZTreff- 

23. Oktober 

14. November 

BB 


der SPD- 
Fraktion 

1996 ’ 

berichte des Bundesnachrichten- 
dienstes, die anläßlich der mit 
dem ehemaligen Leiter der 

HA XVIII/8 des MfS, Wüly Koch, 
stattgefundenen Treffen gefertigt 
worden sind. 

1996 

1996 

13-204 
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Be w. Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

23. Oktober 
1996 

Beiziehung der folgenden Unter- 
lagen des 1. UAyi2. WP, die sich 
im Archivbestand des Deutschen 
Bundestages befinden: 

1 . Akten des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz zu Gerhard 
Beil, die dem 1. UA/12. WP mit 
Übersendungsschreiben des 
BMI vom 3. Mai 1993 zugegan- 
gen und als Mat A 262 
archiviert worden sind. 

23. Oktober 
1996 

7. November 
1996 

BB 

13-172 




2. Personalakte des Ministerrates 
zu Gerhard Beil, die dem 1. UA/ 
12. WP ohne Anschreiben zu- 
gegangen und als Mat A 279 
archiviert worden ist. 



BB 

13-173 




3. Kaderakte Gerhard Beil, die 
dem 1. UA/12. WP mit Über- 
sendungsschreiben des BMI 
vom 16. Juni 1993 zugegangen 
und als Mat A 288 archiviert 
worden ist. 



BB 

13-174 




4. Vemehmungsprotokolle im 
Strafverfahren gegen Gerhard 
Beil, die dem 1. UA/12. WP mit 
Übersendungsschreiben des 
GBA beim Bundesgerichtshof 
vom 2. Juni 1993 zugegangen 
und als Mat A 289 archiviert 
worden sind. 



BB 

13-175 




5. Personenbezogene Akte des 

MfS zu Gerhard Beil, die mit 
Übergabeprotokoll des BStU 
vom 22. März 1994 dem 

1. UA/12. WP zugegangen und 
als Mat A 352 archiviert 
worden ist. 



BB 

13-176 

207 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

23. Oktober 
1996 

Beiziehung der folgenden Unter- 
lagen der Staatsanwaltschaft bei 
dem Kammergericht Berlin: 

1. Schreiben des Chef Justitiars 
der Friedr. Krupp AG an die 
Staatsanwaltschaft bei dem 
Kammergericht Berlin 
vom 4. Februar 1993, 

25. Oktober 
1996 

7. November 
1996 

BB 

13-177 




2. Protokoll der Beschuldigten- 
vemehmung des Dr. Günther 
Forgber vom 28. Februar 1992 
durch die Staatsanwaltschaft 
bei dem Kammergericht Berlin. 




208 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

23. Oktober 
1996 

Beiziehung des Protokolls der 
Bezirksanwaltschaft Zürich vom 

8. Februar 1993 über die 
Einvernahme von Rudolfine 
Steindüng. 

25. Oktober 
1996 

7. November 
1996 

BB 

13-178 

209 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

24. Oktober 
1996 

Beiziehung der Protokolle der 
öffentlichen Sitzungen des VGs 
Berlin, 26. Kammer, vom 17. Juni 
1996, 18. Juni 1996 und 21. Au- 
gust 1996 über die Vernehmungen 
des Zeugen Dr. Gerhard Beil 

25. Oktober 
1996 

7. November 
1996 

BB 

13-179 
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210 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

24. Oktober 
1996 

Informatorische Anhörung des 
Leiters der Staatsanwaltschaft II 
bei dem LG Berlin, Generalstaats- 
anwalt Christoph Schaefgen. Ins- 
besondere sollen dabei die 
Verfahren in den Teilbereichen 

1. Embargohandel, 

2. Fleischhandel, 

3. Müllhandel, 

4. Konsortialdarlehen Dresden/ 
Firmengruppe Martin Schlaff, 

5. Metallurgiehandel/Thyssen, 

6. Verfahren im Zusammenhang 
mit der Privatisierung von 
Unternehmen der ehemaligen 
DDR durch die THA/Bundes- 
anstalt für vereinigungs- 
bedingte Sonderaufgaben, 

7. Novum-Komplex, 

8. Intracom/Sokrates Kokkalis 

behandelt werden. 

25. Oktober 
1996 

7. November 
1996 

BB 

13-180 

211 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

25. Oktober 
1996 

Beiziehung der folgenden Unter- 
lagen bei der Bundesanstalt für 
vereinigungsbedingte Sonderauf- 
gaben (BvS); 

1. DM-Eröffnungsbilanz der 

Firma Metallurgiehandel 

GmbH, 

2. Vertrag zwischen der THA und 
der Firma Thyssen-Handels- 
union über die Geschäftsbesor- 
gung der Firma MetaUurgie- 
handel GmbH vom 21. Dezem- 
ber 1990. 

28. Oktober 
1996 

7. November 
1996 

BB 

13-181 

212 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

28. Oktober 
1996 

Beiziehung der folgenden Unter- 
lagen bei der Bundesanstalt 
für vereinigungsbedingte Sonder- 
aufgaben (BvS): 

1. Gesellschaftervertrag der 
Novum Handelsgesellschaft 
mbH vom 7. Mai 1985 
(Beilage 14 der Klageschrift 
an das Bezirksgericht Zürich 
vom 5. April 1993), 

2. Öffentliche Urkunde über 
die Abtretung des Geschäfts- 
anteils von Johann Hanzlicek 
an Rudolfine Steindling 
vom 28. Aprü 1983 
(Beilage 15), 

3. Notariell beglaubigte 
Erklärung der Rudolfine 
Steindling vom 25. Mai 1983 
(Beilage 16), 

4. Gesellschafterbeschluß der 
Novum Handelsgesellschaft 
mbH vom 3. Juh 1990 
(Beilage 94), 

31. Oktober 
1996 

7. November 
1996 

BB 

13-182 
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Bew.Antrag 

28. Oktober 

5. Arbeitsordnung der Novum 

31. Oktober 

7. November 

BB 

(Forts.) 

der SPD- 
Fraktion 

1996 

Handelsgesellschaft mbH 
(Beilage 96), 

6. Handelsregisterauszug 
betreffend die Novum 
Handelsgesellschaft mbH 
vom 11. Juni 1990 
(Beilage 131), 

7. Beschluß der Gesellschafter- 
Versammlung der Novum 
Handelsgesellschaft mbH 
vom 29. Juni 1992 

mit Vollmacht der THA 
für Dr. Werner Grebe und 
Untervollmacht 
für Joachim Dobrikat 
(Beilage 214), 

8. Handelsregisterauszüge des 
Amtsgerichts Berlin-Charlot- 
tenburg betreffend die Novum 
Handelsgesellschaft mbH vom 
30. Juni 1992 und aus 1992 
(Beüagen 215 und 220), 

9. Bescheid der THA 
vom 7. Dezember 1992 
(Beilage 217), 

10. Protokoll der GeseUschafter- 
versamnüung der Novum 
Handelsgesellschaft mbH 
vom 21. Dezember 1992 
(Beilage 218), 

11. DM-Eröffnungsbüanz der 
Novum Handelsgesellschaft 
mbH per 1. Juli 1990 
(Beilage 223). 

1996 

1996 

13-182 

213 

Bew.Antrag 

28. Oktober 

Beiziehung des Protokolls 

31. Oktober 

7. November 

BB 


der SPD- 
Fraktion 

1996 

der Vernehmung der 

Dr. Susanne Sohn vom 10. März 
1994 bei dem LG für Strafsachen 
Wien aus der Strafsache gegen 
Simon Walter Deutsch und 
andere, Az. 24 dVr 12789/93. 

1996 

1996 

13-183 

214 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

28. Oktober 
1996 

Beiziehung folgender Unterlagen 
der Staatsanwaltschaft II bei dem 
LG Berlin aus den Strafverfahren 
gegen Verantwortliche der 

Novum, Wüdenhain und andere, 
Az. 24/2 Js 75/91 und 2 Js 1019/92: 

1. Durchschlag des Schreibens 
der Rechtsanwältin Ute Gentz 
an RudoMine Steindling 

vom 28. März 1990, 

2. Schreiben des Rechtsanwalts 
Dieter Hilpert an Hannelore 
Schulz vom 17. Mai 1990 
betreffend Befreiung von der 
Körperschaftssteuer, 

3. Kontovertrag zwischen der 
Novum Handelsgesellschaft 
mbH und der Staatsbank der 
DDR vom 1. April 1980, 

28. Oktober 
1996 

7. November 
1996 

BB 

13-184 
(Nr.1.,2., 
6. bis 9.) 

BB 

13-185 
(Nr. 3. 
bis 5.) 
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214 

Bew.Antrag 

28. Oktober 

4. Kontovertrag mit Unterschrif- 

28. Oktober 

7. November 


(Forts.) 

der SPD- 
Fraktion 

1996 

tenblatt vom 1. April 1980 der 
Staatsbank der DDR über das 
Konto mit der Nr. 6651-14-699, 

5. Dossier „Zeichnungsberech- 
tigte" für das Konto 546 bei der 
Deutschen Handelsbemk mit 
dem Antrag auf Kontoeröff- 
nung aus dem Jahr 1974, unter- 
zeichnet von E. Honecker, 

6. Protokolle der Zeugen- 
vernehmung der 

Dr. Susanne Sohn 
vom 3. Februar 19 und 

4. Februar 1993, 

7. Gutschriftanzeigen der Bank 
Cantrade AG an die Novum 
Handelsgesellschaft mbH 
vom 25. April 1991 über 

DM 200 000,-, vom 2. Juli 1990 
über DM 200 000,-, vom 

20. September 1990 über 

DM 200 000,- und vom 

10. Dezember 1990 über 

DM210 000,-, 

8. Bericht der aufid Revisions- & 
Treuhand AG zum Zahlungs- 
verkehr der Novum Handels- 
gesellschaft mbH vom 4. De- 
zember 1992 und Zusatzbericht 
der aufid vom 6. Januar 1993, 

9. Antrag zur Einrichtung eines 
Kontos für die Novum Handels- 
gesellschaft mbH bei der BFZ 
Bankfinanz Zürich heute: Bank 
Austria (Schweiz) AG vom 

14. Mai 1991. 

1996 

1996 

BB 

13-184 
(Nr.1.,2., 
6. bis 9.) 

BB 

13-185 
(Nr. 3. 
bis 5.) 

215 

Bew.Antrag 

5. November 

Vorlage eines Berichts des BMF 

5. November 

14. November 

BB 


der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.P.- 
Fraktion 

1996 

für die Bundesregierung 
(zu III. 3. des Untersuchungs- 
auftrags). 

1996 

1996 

13-205 

216 

Bew.Antrag 

12. November 

Zeugenvernehmung 

15. November 

5. Dezember 

BB 


der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.P.- 
Fraktion 

1996 

Bruno Mahlow, ehemaliger 

Berater der Konunission 
internationale Politik der PDS. 

1996 

1996 

13-206 

217 

Bew.Antrag 

12. November 

Informatorische Anhörungen 

15. November 

5. Dezember 

BB 


der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.P.- 
Fraktion 

1996 

Hansjörg Schaal, Justitiar der BvS 
und Dr. Joachim Erbe, 

Stabstelle für besondere 

Aufgaben bei der BvS (zu III. 3. 
des Untersuchungsauftrags). 

1996 

1996 

13-207 

BB 

13-208 

218 

Bew.Antrag 

12. November 

Zeugenvernehmungen 

15. November 

5. Dezember 

BB 


der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.P.- 
Fraktion 

1996 

MR Dr. Bley, BMF und 

RD Dr. Hartmann, BMF 
(zu III. 3. des Untersuchungs- 
auftrags). 

1996 

1996 

13-209 

BB 

13-210 
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219 

Bew.Antrag 

12. November 

Zeugenvernehmungen 

15. November 

5. Dezember 

BB 


der 

1996 

MR Dr. Gerhard Koepemik, 

1996 

1996 

13-211 


CDU/CSU- 


BMWi und MR Dr. K.P. Hassel- 



BB 


und der 


berg, BMWi (zu 111. 3. des 



13-212 


RD.R- 

Fraktion 


Untersuchungsauftrags) . 




220 

Bew.Antrag 

12. November 

Zeugenvernehmung 

15. November 

5. Dezember 

BB 


der 

1996 

Jobst Wellensiek, Konkurs- 

1996 

1996 

13-213 


CDU/CSU- 


Verwalter der Bremer Vulkan 





und der 


Verbund AG (zu III. 3. des Unter- 





RD.P.. 

Fraktion 


suchungsauftrags) . 




221 

Bew.Antrag 

26. November 

Zeugenvernehmung Herr Vogt, 

26, November 

5. Dezember 

BB 


der 

1996 

ehemaliger Leiter 

1996 

1996 

13-214 


CDU/CSU- 


der Innenrevision der 





und der 

F.D.P.- 

Fraktion 


Scheurmann Bank-KG. 




222 

Bew.Antrag 

26. November 

Beiziehung der vollständigen 

26. November 

5. Dezember 

BB 


der 

1996 

Originalunterlagen über das 

1996 

1996 

13-215 


CDU/CSU- 


Schrankfach Nr. 0052, das Sigrid 





und der 


Schalck-Golodkowski unter dem 





F.D.P.- 


Namen Sigrid Gutmann vom 





Fraktion 


29. August 1989 bis zum 

22. Januar 1990 bei der Otto 







Scheurmann Bank-KG unterhielt 
und zu dem mindestens eine 
Schrankfachvollmacht für Christa 
Wachsen und eine Schrankfach- 
benutzungskarte existieren. 




223 

Bew.Antrag 

26. November 

Informatorische Anhörung des 

26. November 

5. Dezember 

BB 


der 

1996 

Leiters der Staatsanwaltschaft 

1996 

1996 

13-216 


CDU/CSU- 


beim LG Bremen, ggf. in 





und der 


Begleitung zuständiger 





F.D.P.- 


Mitarbeiter (zu III. 3. des Unter- 





Fraktion 


suchungsauftrags) . 




224 

Bew.Antrag 

26. November 

Zeugenvernehmung Jürgen 

26. November 

5. Dezember 

BB 


der 

1996 

Schmidt, ehemaliger Mitarbeiter 

1996 

1996 

13-217 


CDU/CSU- 


ün Bereich des Cash-Manage- 





und der 


ments der Bremer Vulkan 





F.D.P.- 


Verbund AG (zu III. 3. des Unter- 





Fraktion 


suchungsauftrags) . 




225 

Bew.Antrag 

26. November 

Zeugenvernehmung Klaus Geertz, 

26. November 

5. Dezember 

BB 


der 

1996 

Geschäftsführer der Hibeg 

1996 

1996 

13-218 


CDU/CSU- 


(zu III. 3. des Untersuchungs- 





und der 

F.D.P.- 

Fraktion 


auftrags). 




226 

Bew.Antrag 

26. November 

Zeugenvernehmungen 

26. November 

5. Dezember 



der 

1996 

Hermann -Joachim Greven, 

1996 

1996 

BB 


CDU/CSU- 


Hartmuth Rausch, 



13-219 


und der 


Josef Klar, 



BB 


F.D.P.- 


Werner Wagner, 



13-220 


Fraktion 


Fritz Meiners, 



BB 




Peter Güldensupp, 



13-221 




ehemalige Geschäftsführer der 



BB 




VWS GmbH in Stralsund 



13-222 




(zu III. 3. des Untersuchungs- 



BB 




auftrags) . 



13-223 

BB 

13-224 
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227 

Bew.Antrag 

26. November 

Zeugenvernehmungen 

26. November 

5. Dezember 



der 

1996 

Oswald Müller, 

1996 

1996 

BB 


CDU/CSU- 


Reinhard Kny, 



13-225 


und der 


Joachim Tesmer, 



BB 


RD.R- 


Klaus Billerbeck, 



13-226 


Fraktion 


Friedo Ulpts, 



BB 




ehemalige Geschäftsführer der 



13-227 




MTW GmbH in Wismar 



BB 




(zu III. 3. des Untersuchungs- 



13-228 




auftrags). 



BB 

13-229 

228 

Bew.Antrag 

26. November 

Zeugenvernehmungen 

26. November 

5. Dezember 



der 

1996 

Dr. Klaus-Peter Wild, General- 

1996 

1996 

BB 


CDU/CSU- 


bevollmächtigter der BvS, und 



13-230 


und der 


Dirk Groß-Blotekamp, Direktor 



BB 


F.D.P.- 


des Bereiches Vertragsmanage- 



13-231 


Fraktion 


ment 2 der BvS (zu III. 3. des 
Untersuchungsauftrags) . 




229 

Bew.Antrag 

26. November 

Informatorische Anhörung von 

26. November 

5. Dezember 

BB 


der 

1996 

Dr. Norbert Pfitzer, Firma Schitag 

1996 

1996 

13-232 


CDU/CSU> 


Emst Young, Deutsche AUge- 





und der 


meine Treuhand AG, Stuttgart, als 





F.D.R- 


Sachverständigen (zu III. 3. des 





Fraktion 


Untersuchungsauftrags) . 




230 

Bew.Antrag 

26. November 

Beiziehung der sich auf die 

26. November 

5. Dezember 



der 

1996 

Privatisiemng von VWS und 

1996 

1996 



CDU/CSU- 


MTW beziehenden Akten der 


zurück- 



und der 


BvS/THA, des BMF und des 


genommen 



F.D.R- 

Fraktion 


BMWi 




231 

Bew.Antrag 

27. November 

Zeugenvernehmung Gräfin 

27. November 

5. Dezember 

BB 


der SPD- 

1996 

Christine von Kageneck, ehema- 

1996 

1996 

13-233 


Fraktion 


Uge Mitarbeiterin der THA. 




232 

Vorlage des 

28. November 

Vorschläge der Mitarbeiter der 

29. November 




Sekre- 

1996 

Fraktionen/Gmppe und des 

1996 




tariats 


Sekretariats für die Termin- 
planung für das erste Halbjahr 

1997 auf der Gmndlage des 
Ergebnisses des Mitarbeiter- 
qesprächs vom 27. November 

1996. 




233 

Bew.Antrag 

29. November 

Beiziehung folgender Unterlage 

2. Dezember 

5. Dezember 

BB 


der SPD- 

1996 

bei der UKPV: 

1996 

1996 

13-234 


Fraktion 


Telefaxschreiben, unterzeichnet 
von Rudolfine Steindhng, 
an die Deutsche Außenhandels- 
bank (DABA) über eine Geld- 
anlage in Höhe von 100 Mio. DM 
für die Dauer von 2 Jahren bei der 
DABA. 




234 

Bew.Antrag 

3. Dezember 

Beiziehung der die Privatisierung 

5. Dezember 

12. Dezember 

BB 


der 

1996 

von VWS und MTW betreffenden 

1996 

1996 

13-235 


CDU/CSU- 


Verträge, die die THA geschlos- 





und der 


sen hat, bei der BvS (zu III. 3. des 





F.D.R- 

Fraktion 


Untersuchungsauftrags) . 
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235 

Bew.Antrag 

3. Dezember 

Beiziehung von Unterlagen des 

5. Dezember 

12. Dezember 

BB 


der SPD- 
Fraktion 

1996 

1. UA/12. WP, die sich im Archiv- 
bestand des Deutschen Bundes- 
tages befinden: 

1. Ermittlungsakten der Staats- 
anwaltschaft beim Kammer- 
gericht Berlin, die dem 

1. UA/12. WP ohne Anschrei- 
ben zugegangen und als 

Mat A 5, Bd. 23 und 61 
archiviert worden sind. 

2. Beweismittelakten der Staats- 
anwaltschaft beim Kammer- 
gericht Berlin, die dem 

1. UA/12. WP ohne Anschrei- 
ben zugegangen und als 

Mat A 5, Bd. 627 und 1458 
archiviert worden sind. 

1996 

1996 

13-236 

236 

Vorlage 
des Sekre- 
tariats 

5. Dezember 
1996 

Vorschlag für die Terminplanung 
erstes Halbjahr 1997 

6. Dezember 
1996 

12. Dezember 
1996 


237 

Bew.Antrag 
der Gruppe 
der PDS 

11. Dezember 
1996 

Beiziehung folgender Unterlagen 
zu III. 3. des Untersuchungs- 
auftrages: 

Bericht nach § 88 Abs. 2 BHO des 
BRH über die Prüfung der 
Privatisierung der ostdeutschen 
Werften durch die THA/BvS an 
die Bremer Vulkan Verbund AG 
(BerÜn, 12. Juni 1996, 

Az. IX 5 - 3504/93 [Vulkan]). 

Gutachten der SUSAT & Partner 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
zu den Einlagen der Ostwerften in 
das zentrale „cash concentration" 
der Bremer Vulkan Verbund AG, 
Bremen. (Schlußbericht vom 

5. September 1996, Hamburg, im 
September 1996 - 09633/G/.) 

12. Dezember 
1996 

16. Januar 

1997 

BB 

13-237 

BB 

13-238 

238 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

6. Januar 1997 

Beiziehung folgender Unterlagen 
bei der Staatsanwaltschaft II beim 
LG Berlin: 

1. Ermittlungsakte über das mit 
dem Az. 24 Js 56/94 gegen 

Erich Gaida alias Franz 

Markovic geführte Ermittlungs- 
verfahren; 

2. Ermittlungsakte über das mit 
dem Az. 22 Js 212/93 gegen 
Herbert Köhler und weitere 
ehemalige MfS-Mitarbeiter 
im Zusammenhang mit der 
Gründung der Firma elbion 
tours GmbH geführte 
Ermittlungsverfahren. 

7. Januar 

1997 

16. Januar 

1997 

BB 

13-239 

BB 

13-240 
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239 

Bew.Antrag 

6. Januar 1997 

Beiziehung folgender Unterlagen 

7. Januar 

16. Januar 



der SPD- 


beim BStU: 

1997 

1997 



Fraktion 


1 . Akten über Georges 



BB 




Dimitriadis, geb. am 5. Juh 

1939, Mitarbeiter der Firmen 
Integra und Intracom,- 



13-241 




2. Akten und Berichte des IMS 



BB 




„Gustav". 



13-242 

240 

Vorschlag 

9. Januar 1997 

Beschlußvorschlag 10 

9. Januar 

16. Januar 

VB 10 


des Vor- 
sitzenden 


zum Verfahren 

1997 

1997 


241 

Bew.Antrag 

11. Dezember 

Beiziehung folgender Unterlagen 

13. Januar 

30. Januar 



der Gruppe 

1996 

bei der BvS: 

1997 

1997 



der PDS 

(eingegangen 

Klage der BvS gegen Dipl. Ing. 



BB 



am 10. Januar 

Hans E.W. Hoff mann, 



13-243 



1997) 

Weißdompfad 16 A, 28355 Bremen; 
Schreiben der Rechtsanwälte und 







Notare Gatjen, Hom & Partner, 
Bischofsnadel 6, 28195 Bremen, 
an das LG Bremen 
- Zivilkammer - 28195 Bremen 
vom 28. Mai 1996, 

Az. S 8/2, bei der BvS. 







Strafanzeige der Fraktion der PDS 
des Landtages Mecklenburg- 



zurück- 




Vorpommern gegen Unbekannt 



genom- 




wegen des Verdachtes des 

Betmges und anderer strafbarer 
Handlungen im Zusammenhang 
mit der Privatisierung der Volks - 
werft Stralsund vom 21. Juni 1996 
(ku/D6/D970, Ref. 14/95) 
an die Staatsanwaltschaft 

Schwerin, durch die Rechts- 
anwälte Mertz, Bartmann, 

Wöhlke. 



men 

242 

Bew.Antrag 

21. Januar 

Beiziehung der folgenden Unter- 

21. Januar 

30. Januar 



der SPD- 

1997 

lagen bei der BvS: 

1997 

1997 



Fraktion 


1 . Zusammenfassende und 



BB 




ergänzende Stellungnahme 
der BvS, Az. U2 SV4/SV/841/92 
vom 15. April 1996 zum Sach- 
und Streitstand in der 



13-244 




Verwaltungsstreitsache 
Rudolfine Stetndling 
gegen die BvS. 







2. Stellungnahme der BvS 







vom 16. September 1996 zum 
Ergebnis der bisherigen 



BB 




Beweisaufnahme in der 
Verwaltungsstreitsache 
Rudolfine Steindling 
gegen die BvS. 



13-245 
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243 

Bew.Antrag 

21. Januar 

Beiziehung der folgenden Unter« 

22. Januar 

30. Januar 

BB 


der SPD- 
Fraktion 

1997 

läge beim VG Berlin: 

Urteil der 26. Kammer des VG 
Berlin vom 12. Dezember 1996 
in der Verwaltungsstreitsache der 
Novum HGmbH und ihrer Allein- 
gesellschafterin Rudolfine 
Steindling gegen die BvS. 

1997 

1997 

13-246 

244 

Bew.Antrag 

22. Januar 

Beiziehung der folgenden Unter- 

22. Januar 

30. Januar 

BB 


der SPD- 
Fraktion 

1997 

lagen bei der Staatsanwaltschaft II 
bei dem LG Berlin: 

Akten des gegen Michael 
Rottmann und weitere Personen 
in der Angelegenheit der Firma 
Wärmeanlagenbau GmbH mit 
dem Az. 22 Js 105/95 geführten 
Ermittlungsverfahrens . 

1997 

1997 

13-247 

245 

Bew.Antrag 

27. Januar 

Anforderung eines Berichts der 

28. Januar 

20. Februar 

BB 


der SPD- 
Fraktion 

1997 

BvS über die Privatisierungsfälle, 
bei denen Subventionen/Förder- 
mittel der THA/BvS in das zentra- 
le Cash-Management der Käufer 
abgeflossen sind. Der Bericht soll 
neben einer Übersicht über die 
privatisierten Ost-Unternehmen, 
bei denen Subventionen/Förder- 
mittel in das zentrale Cash-Mana- 
gement abgeflossen sind, insbe- 
sondere Auskunft darüber geben 

- auf welcher Grundlage (vertrag- 
liche Vereinbanmg) der Abfluß 
der Subventionen/Fördermittel 
in das zentrale Cash-Manage- 
ment der Käufer erfolgt ist, 

- welche Sicherheiten für die 
vertraglich vereinbarte Verwen- 
dung dieser Subventionen/ 
Fördermittel im einzelnen fest- 
gelegt worden sind, 

- inwieweit die zweckbestimmte 
Verwendung der Subventionen/ 
Fördermittel von der THA/BvS 
nach den vertraglichen Verein- 
barungen überprüft werden 
konnte/kann und in welchem 
Umfang diese Prüfungen bisher 
tatsächlich durchgeführt 
worden sind, 

- bei welchen Firmen (außer 

Bremer Vulkan Verbund AG) 
Feststellungen getroffen wurden, 
daß in das zentrale Cash-Mana- 
gement dieser Firmen eingeflos- 
sene Subventionen/Fördennittel 
zweckentfremdet verwendet 
oder veruntreut worden sind, 

- ob und ggf. gegen welche 
Personen aus den betreffenden 
Unternehmen Strafanzeigen 
wegen einer zweckentfremdeten 
Verwendung oder Veruntreuung 
der Subventionen/Fördeimittel 
erfolgt sind. 

1997 

1997 

13-248 
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246 

Be w. Antrag 

27. Januar 

Beiziehung der folgenden Unter- 

28. Januar 

20. Februar 

BB 


der SPD- 

1997 

lagen aus dem Ermittlungs- 

1997 

1997 

13-249 


Fraktion 


verfahren gegen Verantwortliche 
der Novum HGmbH, 

Az. 24/2 Js 75/91, 

bei der Staatsanwaltschaft II 

bei dem LG Berlin; 







Bericht der Schweizerischen 
Bundesanwaltschaft vom 18. Mai 
1979 über das gerichtspolizeiliche 
Ermittlungsverfahren gegen 
das illegale Residentenehepaar 
Wolf-Klie. 




247 

Bew.Antrag 

27. Januar 

Anforderung eines zusammen- 

28. Januar 




der SPD- 

1997 

fassenden Berichts des Bundes- 

1997 




Fraktion 


kriminalamtes über die Emütt- 
lungsergebnisse zu der zweck- 
entfremdeten Verwendung von 
Fördermitteln für die ostdeutschen 
Werften durch die Bremer 

Vulkan Verbund AG. 




247 

Bew.Antrag 

5. Februar 

Beiziehung der folgenden 

6. Februar 

20. Februar 

BB 

(neu) 

der SPD- 

1997 

Unterlagen aus dem Ermittlungs- 

1997 

1997 

13-250 


Fraktion 


verfahren 830 Js 7161/96 bei der 
Staatsanwaltschaft Bremen: 

Bericht des Bundeskriminalamtes 
über das Ergebnis der im Auftrag 
der Bremer Staatsanwaltschaft 







gegen Verantwortliche der Bremer 
Vulkan Verbund AG wegen des 
Verdachts der Untreue im Zusam- 
menhang mit der zweckentfrem- 
deten Verwendung von Förder- 
mitteln für die ostdeutschen 







Werftbetriebe geführten Ermitt- 
lungen. 




248 

Bew.Antrag 

13. Februar 

Beiziehung der folgenden Unter- 

13. Februar 

20. Februar 

BB 


der SPD- 

1997 

lagen bei der BvS; 

1997 

1997 

13-251 


Fraktion 


1. Gutachten der Wirtschafts- 







prüfungsgesellschaft SUSAT & 
Partner zu den Einlagen der 
Ostwerften in das zentrale 
„cash concentration" der 

Bremer Vulkan Verbund AG 
vom Juli 1996. 







2. Revisionsbericht der BvS 







Nr. 14/96 vom 30. Mai 1996 
„Privatisierung und Vertrags - 
management zum Verkauf der 
Ostseewerften an den Unter- 
nehmensverbund Bremer 
Vulkan (BW)“. 







3. Protokoll der Pressekonferenz 







vom 26. Februar 1996 der BvS 







über die nicht abgesicherten 
Geldanlagen der Ost weiften 
und die Auswirkungen der 
wirtschaftlichen Schwierig- 
keiten der BW. 
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(Forts.) 



4. Vermerk der BvS über ein 
Gespräch mit dem Vorstand 
der BW vom 7. September 

1995 über die kritische Lage 
der BW. 







5. Bericht der BvS vom 

27. September 1996 zu den 
persönlichen Verantwortlich- 
keiten im Zusammenhang mit 
den aus Anlaß der Privatisie- 
rung ostdeutscher Werften an 
die Bremer Vulkan Verbund 

AG verlorenen öffentlichen 
Mittel und zu den vom Ver- 
tragsmanagement getroffenen 
Konsequenzen und 
Verbesserungen. 




249 

Vermerk 
des Sekre- 
tariats 

12. Februar 
1997 

Vorschläge für Temünänderungen 
am 20. Februar 1997 
und am 15. Mai 1997. 

12. Februar 
1997 

20. Februar 
1997 

Zustimmung 


250 

Schreiben 
des BRH 

19. Februar 
1997 

Teilnahme von Vertretern des 

BRH an nichtöffentlichen/ 
VS-Vertraulichen 
informatorischen Anhörungen/ 
Beweisaufnahmen zum Unter- 
suchungskomplex 
„Bremer Vulkan Verbund AG " 

25. Februar 
1997 

16. März 1997 
Zustimmung 


251 

Be w. Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

25. Februar 
1997 

Zeugenvernehmung 

Dr. Hansjörg Geiger, 

Präsident des BND 

25. Februar 
1997 

16. März 1997 
abgelehnt 


252 

Be w, Antrag 
der 

SPD- 

Fraktion 

5. März 1997 

Terminierung der Zeugen- 
vernehmung Dr. Hansjörg Geiger, 
Präsident des BND auf den 

24. Aprü 1997, 11.30 Uhr. 

Verzicht auf Vernehmung 

Dr. Hans-Jürgen NöUe. 

5. März 1997 

16. März 1997 
für erledigt 
erklärt 


253 

Vermerk 
des Sekre- 
tariats 

5. März 1997 

Vorschlag auf Einstufung der 
Unterlage MatB 18 ' 

in VS -Vertraulich (Strafanzeige 
der PDS-Fraktion im Landtag 
Mecklenburg-Vorpommern gegen 
Unbekannt wegen des Verdachts 
des Betruges und anderer straf- 
barer Handlungen im Zusammen- 
hang mit der Privatisierung der 
Volkswerft Stralsund vom 21. Juni 
1996 inklusive der dazugehören- 
den Anlagen) ^ 


16. März 1997 
Zustimmung 


254 

Vorlage 
des Sekre- 
tariats 

12. März 1997 

Programmentwurf für den Besuch 
des 2. UA/13. WP beim 3. Unter- 
suchungsausschuß des Landtags 
Mecklenburg-Vorpommern 
in Schwerin am 27. Mai 1997. 

13. März 1997 

20. März 1997 
Zustimmung 
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255 

Be w. Antrag 

18. März 1997 

Beiziehung des Schreibens der 

18. März 1997 

17. Aprü 1997 

BB 


der 


Bremer Vulkan Verbund AG 



13-252 


CDU/CSU- 


(BW) - unterzeichnet von dem 





und der 


damaligen Vorsitzenden des Auf- 





F.D.P.- 


Sichtsrates der BW, 





Fraktion 


Dr. Scheider und dem damaligen 
Vorsitzenden des Vorstandes, 







Dr, Hennemann - an die THA 
vom 3. September 1992 
bei der BvS. 




256 

Bew.Antrag 

8. Aprü 1997 

Beiziehung folgender Unterlagen 

8. April 1997 

17. Aprü 1997 


(neu) 

der SPD- 


beim BND: 





Fraktion 


1 . Schreiben des BND vom 


zurückgesteUt 





23. März 1992, mit dem die 
Disketten und die sonstigen 
vom ehemaligen MfS- 
Mitarbeiter Willy Koch 
übergebenen Unterlagen des 
MfS nach § 7 Abs. 1 StUG 
angezeigt wurden. 

2. Übergabeschreiben/Über- 
gabeprotokolle/Empfangs- 
bestätigungen über sämtliche 
vom BND an den BStU über- 
gebenen Disketten, Disketten - 
ausdrucke und sonstigen 
Unterlagen der HA XVIII/8. 


zurückgesteUt 


257 

Bew.Antrag 

18. März 1997 

Beiziehung folgender Unterlagen 

18. März 1997 

17. Aprü 1997 



der SPD- 


bei der BvS: 





Fraktion 


1. Sämtliche Spül-over Berichte 



BB 




der C & L Treuarbeit Deutsche 
Revision Wirtschaf tsprüfungs- 
gesellschaft über die Geld- 
anlagen von MTW-Schiffswerft 
GmbH, Wismar, und der Volks- 
werft GmbH, Stralsund, bei der 
Bremer Vulkan Verbund AG 
(BW). 



13-253 




2. Gutachten des THA-Vertrags- 



BB 




controUing vom 10. Februar 

1994 zur Unterrichtung des 
THA-Vorstandes über die aus 



13-254 




der Lage der BW resultieren- 
den Risiken. 







3. Protokoll über das am 



BB 




29. November 1995 bei der 

C & L in Bremen u. a. mit dem 
Finanzvorstand der BW, 
Vertretern der Länder Bremen, 
Hamburg, Mecklenburg- 
Vorpommern und der BvS über 
die Lage der BW geführte 
Gespräch. 



13-255 
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Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

18. März 1997 

Beiziehung folgender Unterlagen 

beim BMWi: 

1 . ProtokoU über das zwischen 
Vertretern des Bremer Senats 
und des BMWi am 26. Oktober 
1995 in Bonn geführte 

Gespräch über die bei der 
Bremer- Vulkan-Verbund AG 
(BW) bestehende Liquiditäts- 
unterdeckung. 

2. Vermerk des zuständigen 
BMWi-Abteilungsleiters vom 

8. November 1995 über die 
Information durch einen 
Vertreter einer deutschen 
Großbank über eine Liquida- 
tionslücke bei der BW. 

3. Vermerk des zuständigen 
BMWi-Abteilungsleiters vom 

30. November 1995 über ein 
erneut bei der BW entstande- 
nes Liquidationsloch in Höhe 
von 385 Mio. DM und über das 
am 29. November 1995 
zwischen Bremen, Mecklen- 
burg-Vorpommern und der BvS 
stattgefundene Gespräch. 

18. März 1997 

17. Aprü 1997 

BB 

13-256 

BB 

13-257 

BB 

13-258 

259 

Antrag des 

l.PUA 

des 

Landtags 

Mecklen- 

burg-Vor- 

pommern 

27. März 1997 

Antrag auf Überlassung des 
ProtokoUs der informatorischen 
Anhörung des Generalstaats- 
anwaltes beim LG Berlin, 
Schaefgen, 
vom 16. Januar 1997. 

9. Aprü 1997 

17. Aprü 1997 
Zustimmung 


260 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

8. April 1997 

Beiziehung der folgenden Unter- 
lagen des 1. UA/12. WP, die sich 
im Archivbestand der Geheim- 
schutzstelle des Deutschen 
Bundestages befinden: 

70 Kopien von Originaldisketten 
der HA XVIII/8 aus dem Bestand 
des BStU, die am 11. Oktober 

1994 in der GeheimschutzsteUe 
des Deutschen Bundestages 
gezogen und dort mit der 

TgbNr. 86/94 VS-Geheim 
registriert worden sind. 

9. Aprü 1997 

17. Aprü 1997 

BB 

13-259 

261 

Schreiben 

des 

Zeugen 

Klaus 

Geertz 

4. April 1997 

Hinweis, daß der Zeuge seiner 
Einschätzung nach zu den in 

Frage stehenden Beweisthemen 
keine sachdienlichen Angaben 
machen kann. 

9. Aprü 1997 

17. Aprü 1997 
Festhalten 
an Zeugen- 
vernehmung 
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262 

Antrag der 
Fraktion 
Bündnis 90/ 
Die Grünen 

8. Aprü 1997 

Zeugenvernehmung 

Dr. Manfred Overhaus, 
Staatssekretär im BMF 

9. Aprü 1997 

17. April 1997 

BB 

13-260 

263 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

9. Aprü 1997 

Zeugenvernehmung 

Dr. Hansjörg Geiger, 

Präsident des BND, 
ehemaliger Direktor beim BStU. 

9. Aprü 1997 

17. Aprü 1997 
zurückgesteUt 


264 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

16. Aprü 1997 

Anforderung eines Berichts bei 
der BvS über die Privatisierung 
der Mitteldeutschen Fahrrad- 
werke Sangerhausen. 

16. Aprü 1997 

24. Aprü 1997 

BB 

13-261 

265 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

16. Aprü 1997 

Anforderung eines Berichts bei 
der BvS über die Privatisierung 
der ostdeutschen KaÜindustrie, 
ihrer Zusammenfassung in der 
DachgeseUschaft Mitteldeutsche 
Kali AG im Juni bzw. Dezember 
1990, die nachfolgende Koopera- 
tion und Kooperationsbestrebun- 
gen mit der BASF-Tochter Kah 
und Salz AG und die schüeßliche 
Fusionierung mit dieser bzw. 
deren Kah- und Steinsalzaktivi- 
täten zur Kah und Salz GmbH. 

16. April 1997 

24. Aprü 1997 

BB 

13-262 

266 

Schreiben 
der UKPV 

21. Aprü 1997 

Bitte um Überlassung der 
VS-Vertrauhch eingestuften 
ProtokoUe der Vernehmungen 
Koch, Steyer, Dr. Winckler 
und Dr. Beü. 

29. Aprü 1997 

15. Mai 1997 
Zustimmung 


267 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

20. Mai 1997 

Zeugenvernehmung Claus-Dieter 
Seidel, ehemahger Direktor für 
Import beim AHB Elektrotechnik 
Export-Import und vorübergehend 
Leiter des TKB Elektrotechnik 
in Athen. 

20. Mai 1997 

5. Juni 1997 

BB 

13-263 

268 

(neu) 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

20. Mai 1997 

Zeugenvernehmung 

Günter Scharfenberg, 
ehemahger Justitiar der Zentrag. 

21. Mai 1997 

5. Juni 1997 

BB 

13-264 

269 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

20. Mai 1997 

Zeugenvernehmung 

Dr. Eckart John von Freyend, 
ehemahger Ministerialdirektor 
und Abteüungsleiter im BMF, 
zuständig für Aufgaben 
im Rahmen der 

Rechts- und Fachaufsicht 
des BMF über die THA. 

20. Mai 1997 

5. Juni 1997 

BB 

13-265 

270 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

20. Mai 1997 

Zeugenvernehmung 

Dieter Uhhg, 

ehemahger Leiter der Abteüung 
Handelspohtik des Bereichs 
KommerzieUe Koordinierung 
und Beauftragter für SpezieUe 
Technik (Waffenhandel). 

20. Mai 1997 

5. Juni 1997 

BB 

13-266 
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Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

21. Mai 1997 

Anforderung eines Berichts der 

BvS über die Privatisierung der 
Leuna Werke, Leuna-Raffinerie 
und Minol AG. 

22. Mai 1997 

5. Juni 1997 

BB 

13-267 

272 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

21. Mai 1997 

Beiziehung von Unterlagen des 

2. UA/12. WP, die sich im 
Archivbestand der Geheimschutz- 
stelle des Deutschen Bundestages 
befinden; 

21. Mai 1997 

5. Juni 1997 

BB 

13-268 




Akten des BMF über die Privati- 
sierung der Leuna- Werke, 
der Leuna Raffinerie und der 

Minol AG, die dem 2. UA/12. WP 
am 4. Juli 1994, 8. Juli 1994, 

20. Juli 1994 und 26. Juü 1994 
zugegangen und in der Geheim- 
schutzstelle des Deutschen 
Bundestages mit der TgbNr. 89/94 
VS -Vertraulich registriert worden 
sind. 




273 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

21. Mai 1997 

Beiziehunq von Unterlagen bei 
der BvS: 

Sämtliche von der THA/BvS im 
Zusammenhang mit der Privatisie- 
rung der Leuna-Werke, Leuna- 
Raffinerie und der Minol AG bei 
Beratungsfirmen in Auftrag 
gegebene Gutachten. 

22. Mai 1997 

5. Juni 1997 

BB 

13-269 

274 

Antrag der 
Fraktion 
Bündnis 90/ 
Die Grünen 

20. Mai 1997 

Zeugenvernehmung 

Dr. W. Bohl, Wirtschaftsprüfer 
bei der Susat & Partner, 

Hamburg. 

22. Mai 1997 

5. Juni 1997 

BB 

13-270 

275 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

23. Mai 1997 

Beiziehung folgender Unterlagen 
bei der BvS; 

Bericht über die Beweismittelaus- 
wertung der in dem Ermittlungs- 
verfahren der Staatsanwaltschaft 
bei dem LG Bremen gegen Ver- 
antwortliche der BW AG wegen 
Untreue - Az. 830 Js 7161/96 - 
sichergestellten und einge- 
sehenen Geschäftsunterlagen. 

23. Mai 1997 

5. Juni 1997 

BB 

13-271 

276 

Vorschlag 
des Sekre- 
tariats 

28. Mai 1997 

Entwurf eines Terminplans für 
das 2. Halbjahr 1997 auf der 
Grundlage des Mitarbeiter- 
gesprächs vom 22. Mai 1997. 

28. Mai 1997 

Zustimmung 

5. Juni 1997 


277 

Schreiben 
Rechts- 
anwälte 
Strahl pp 

4. Juni 1997 

Bitte um Übersendung des 
Protokolls der Vernehmung 

Erich Gaida. 

6. Juni 1997 

intern erledigt 
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278 

Be w. Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

17. Juni 1997 

Beiziehung von Unterlagen aus 
dem von den Untersuchungsrich- 
terinnen Eva Joly und Laurence 
Vichnievsky gegen Verantwort- 
liche der Firma Elf Aquitaine 
wegen des Verdachts der Korrup- 
tion geführten Ermittlungs- 
verfahrens, soweit diese den 
Verkauf der Raffinerien in Leuna 
und Zeitz und des Minol-Tankstel- 
lennetzes an das Unternehmen 

Elf Aquitaine zum Inhalt haben 
und/oder Hinweise auf mögliche 
Schmiergeldzahlungen an 
Personen oder Parteien in der 
Bundesrepublik Deutschland 
enthalten, im Rahmen der 
bestehenden Rechtshilfe- 
abkonunen bei den französischen 
Justizbehörden (Premier juge 
d'instruction beim Tribunal de 
grande Instance in Paris). 

17. Juni 1997 

26. Juni 1997 

BB 

13-272 

279 

Be w. Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

17. Juni 1997 

Zeugenvernehmung 

Walter Leisler Kiep, früherer 
Schatzmeister der CDU. 

17. Juni 1997 

9. Oktober 

1997 

BB 

13-311 

280 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

17. Juni 1997 

Zeugenvernehmung 

Dieter Holzer. 

17. Juni 1997 

9. Oktober 

1997 

BB 

13-312 

281 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

17. Juni 1997 

Beiziehung der folgenden Unter- 
lagen bei der BvS: 

Überlegungen des beratenden 
Anwalts der THA, Rechtsanwalt 

Dr. Michael Schütte, 
zu möglichen Auswirkungen der 
Insolvenz eines Großinvestors auf 
die ostdeutschen Beteiligungs- 
Unternehmen und die für diese 
bestehenden Privatisierungs- 
vereinbarungen. 

17. Juni 1997 

26. Juni 1997 

BB 

13-273 

282 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

17. Juni 1997 

Beiziehung der folgenden 
Unterlagen aus dem Emüttlungs- 
verfahren Az. 830 Js 7161/96 bei 
der Staatsanwaltschaft Bremen: 

Protokoll über die im Zusammen- 
hang nüt den gegen Verantwort- 
liche der Bremer Vulkan Verbund 
AG wegen des Verdachts der 
Untreue geführten Emüttlungen 
erfolgten Vernehmung des 
beratenden Anwaltes der THA, 
Rechtsanwalt 

Dr. Michael Schütte. 

17. Juni 1997 

26. Juni 1997 

BB 

13-274 

283 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

17. Juni 1997 

Beiziehung von Unterlagen beim 
BStU über Günter Scharfenberg, 
ehemaliger Justitiar bei der Zen- 
trag. 

17. Juni 1997 

26. Juni 1997 

BB 

13-275 
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284 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

17. Juni 1997 

Beiziehung der Protokolle der 
öffentlichen Sitzungen des 

VG Berlin, 26. Kammer, 
vom 14. und 15. Oktober 1996 
über die Vernehmungen 
des Zeugen 

Günter Scharfenberg. 

17. Juni 1997 

26, Juni 1997 

BB 

13-276 

285 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

17. Juni 1997 

Beiziehung der folgenden Unter- 
lagen aus dem Ermittlungsverfah- 
ren gegen Verantwortliche der 
Novum HGmbH, Az. 24/2 Js 75/91, 
bei der Staatsanwaltschaft bei 
dem LG Berlin: 

Protokolle vom 16. August 1996 
und 3. September 1996 über die 
Vernehmung des ehemaligen 
Justitiars der Zentrag, 

Günter Scharfenberg. 

17. Juni 1997 

26. Juni 1997 

BB 

13-277 

286 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

17. Juni 1997 

Beiziehung der folgenden Unter- 
lagen des 1. UA/12. WP, die sich 
im Archivbestand des Deutschen 
Bundestages befinden: 

Akten des BStU über Dieter Uhüg 
- IM „Henry", die dem 

1. UA/12. WP mit Übersendungs- 
schreiben vom 12. Mai 1992 
zugegangen und als Mat A 148/11 
registriert worden sind. 

17. Juni 1997 

26. Juni 1997 

BB 

13-278 

287 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

17. Juni 1997 

Anforderung eines Berichts 
der BvS über die Privatisierung 
der Elbewerft Boizenburg. 

17. Juni 1997 

26. Juni 1997 

BB 

13-279 

288 

Antrag der 
Fraktion 
Bündnis 90/ 
Die Grünen 

17. Juni 1997 

Beiziehung folgender Unterlagen 
beim BMF: 

Schreiben des BMF an den 
Vorsitzenden des Haushaltsaus- 
schusses des Deutschen Bundes- 
tages „Bericht über die Gesamt- 
zusammenhänge der Privatisie- 
rung der vier ostdeutschen 

Werften MTW, VWS, DMR 
und NIR" 

vom 10. April 1996 
(Vorlage des BMF Nr. 55/96, 
Ausschußdrucksache 1527 des 
Haushaltsausschusses, 

Az. VIII A 6-FB 5027 - 
14/96 / II A 3 - F 8455 - 72/96). 

18. Juni 1997 

26. Juni 1997 

BB 

13-280 

289 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

17, Juni 1997 

Beiziehung der folgenden Unter- 
lagen bei der Staatsanwaltschaft II 
bei dem LG Berlin: 

Ermittlungsakte über das mit dem 
Az. 21 Js 5/96 gegen 

Sokrates KokkaÜs geführte 
Ermittlungsverfahren . 

18. Juni 1997 

26. Juni 1997 

BB 

13-281 
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290 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

17. Juni 1997 

Beiziehung der folgenden Unter- 
lagen beim OVG Berlin: 

Beschlüsse des OVG Berlin vom 

29. April 1994 (Az. OVG 3 S 2/93 
und OVG 3 S 21/93) über die 
Bestätigung der Beschlüsse 
des VG Berlin, 26. Kammer, 
vom 30. Juli 1992 über die Auf- 
rechterhaltung der sofortigen 
Vollziehung der Bescheide der 
THA an die Novum und an 

Rudolf ine Steindling. 

18. Juni 1997 

26. Juni 1997 

BB 

13-282 

291 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

17. Juni 1997 

Beiziehung der folgenden Unter- 
lagen beim VG Berlin, 26. Kammer: 

Beschlüsse des VG Berlin vom 

30. Juli 1992 (Az. VG 26 A 498/92 
und VG 26 A 499/92) über die 
Aufrechterhaltung der sofortigen 
Vollziehung der Bescheide der 
THA an die Novum und an 
Rudohine Stemdhng. 

18. Juni 1997 

26. Juni 1997 

BB 

13-283 

292 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

17. Juni 1997 

Beiziehung der folgenden Unter- 
lage bei der UKPV: 

Schreiben der UKPV vom 26. No- 
vember 1991 an die THA mit dem 
festgestellt wurde, daß die Novum 
dem Eigentum der SED/PDS 
zuzurechnen ist. 

18. Juni 1997 

26, Juni 1997 

BB 

13-284 

293 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

17. Juni 1997 

Beiziehung der folgenden Unter- 
lagen bei der BvS: 

1. Bescheide der THA vom 14. Ja- 
nuar 1992 an die Novum und 
an Rudolfine Steindling über 
die Unterstellung der Novum 
unter treuhänderische Verwal- 
tung. 

2. Bescheid der THA vom 17. Juli 
1992, mit dem angeordnet 
wurde, daß sich RudoLfine 
Steindling der Ausübung 
jeglicher Gesellschafterrechte 
zu enthalten hat. 

18. Juni 1997 

26. Juni 1997 

BB 

13-285 

BB 

13-286 




3. Widerspruchsbescheide der 
THA vom 28. August 1992, 
wonach die Bescheide vom 

14. Januar und 17. Juli 1992 
aufrechterhalten werden. 



BB 

13-287 




4. Strafanzeige der THA vom 

19. Mai 1993 bei der Staats- 
anwaltschaft in Wien. 



BB 

13-288 




5. Schreiben des damaligen 
Novum-Gesellschafters 

Helmut Fürbock vom 

28. August und 10. September 
1974 an Dr. Beil, worin die 
Novum als Zentrag- 
Betrieb bezeichnet wird. 



BB 

13-289 




6. Eidesstattliche Versicherung 
von Helmut Fürböck 
vom 2. Juh 1993. 



BB 

13-290 
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Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

17. Juni 1997 

Beiziehung der folgenden Unter- 
lage bei der Staatsanwaltschaft II 
bei dem LG Berlin: 

Einstellungsverfügung 
aus dem gegen Rudolfine 
Steindling unter dem 

Az. 27 a Ft 20.210/93^7 
geführten Ermittlungsverfahren 
bei der Staatsanwaltschaft 

Wien. 

18. Juni 1997 

26. Juni 1997 

BB 

13-291 

295 

Vermerk 
des Sekre- 
tariats 

18. Juni 1997 

Verschiebung der Zeugen- 
vernehmungen 

Dr. Eckart John von Freyend 
und Dr. Roland Winckler. 

18. Juni 1997 

26. Juni 1997 
Zustimmung 


296 

Bew.Antrag 

der 

Gruppe 

PDS 

24. Juni 1997 

Beiziehung der folgenden Unter- 
lagen bei der BvS: 

Untern ehmenskaufvertrag 
zwischen THA, Alexanderplatz 6, 
0-1020 Berlin und CHEMATEC 
AG, Steinligasse 42, 

CH-43 13 Möhlin für das 

Kaufobjekt WBB Wärmeanlagen- 
bau GmbH (i.A.), WaUstr. 9/13, 
0-1220 Berlin. 

Die von der Creditreform verfaßte 
Einschätzung über die 
Auswirkungen einer Liquidation 
der Wärmeanlagenbau GmbH 
auf die THA und darüber hinaus 
auf die Bundesregierung 
vom Januar 1991. 

24. Juni 1997 

25. September 
1997 

für erledigt 
erklärt 

abgelehnt 


297 

Bew.Antrag 

der 

Gruppe 

PDS 

24. Juni 1997 

Anforderung eines Berichts der 

BvS über die Privatisierung der 
WBB Wärmeanlagenbau GmbH. 

24. Juni 1997 

25. September 
1997 

zurückgestellt 


298 

Schreiben 
des BRH 

vom 

27. Juni 

1997 

8. Juli 1997 

Bitte um Überlassung der Sit- 
zungsprotokolle des 2. UA/13. WP 
zum Themenbereich 
„Bremer Vulkan". 

9. Juü 1997 

25. September 
1997 

abgelehnt 


299 

Bew.Antrag 

14. August 

Beiziehung der folgenden Unter- 

19. August 

25. September 

BB 


der SPD- 
Fraktion 

1997 

lagen bei der Staatsanwaltschaft 
Magdeburg: 

Akten über das bei der Staats- 
anwaltschaft Magdeburg gegen 
die Mitteldeutsche Erdöl- 
Raffinierie GmbH (Mider) wegen 
des Verdachts des Subventions- 
betruges geführte und inzwischen 
eingestellte Ermittlungs- 
verfahren. 

1997 

1997 

13-292 
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300 

Bew. Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

14. August 

1997 

Beiziehung der folgenden Unter- 
lagen bei der BvS: 

1. Berufungsschrift der BvS gegen 
das Urteil des VG Berlin vom 

12. Dezember 1996 in Sachen 
Novum und Steindling. 

2. Dokument eA^ermerke, die 
nach Beschlagnahme bei einem 
Notar dem OVG Berlin in den 
verwaltungsgerichüichen 
Streitverfahren Novum und 
Steindling vorgelegt worden 
sind. 

3. Schriftsatz der BvS vom 

15. März 1995 im verwaltungs- 
gerichtiichen Streitverfahren 
Rudolfine Steindling gegen 

BvS, Az. VG 26 A 788/92. 

19. August 

1997 

25. September 
1997 

BB 

13-293 

BB 

13-294 

BB 

13-295 

301 

Bew.Antrag 

18. August 

Anforderung ergänzender Aus- 

19. August 

25. September 

BB 


der SPD- 
Fraktion 

1997 

künfte bei der BvS zu dem mit Be- 
weisbeschluß 13-279 angeforder- 
ten Bericht der Bundesregierung 
über die Privatisierung der Elbe- 
werft Boitzenburg. 

1997 

1997 

13-296 

302 

Bew.Antrag 

14. August 

Zeugenvernehmung Dr. Klaus 

20. August 

9. Oktober 

BB 


der SPD- 
Fraktion 

1997 

Schucht, ehemaliges Vorstands- 
mitglied der THA. 

1997 

1997 

13-313 

303 

Bew.Antrag 

25. August 

Beiziehung der folgenden 

25. August 

25. September 

BB 


der SPD- 
Fraktion 

1997 

Unterlage beim BMWi: 

Bericht der Bundesregierung an 
die Europäische Union (EU) zu 
dem von der EU am 23. Juli 1997 
eingeleiteten Verfahren zur 
Überprüfung der Investitions- 
kosten für den Neubau der 
Raffinerie in Leuna. 

1997 

1997 

13-297 

304 

Bew.Antrag 

9. September 

Beiziehung der folgenden Unter- 

11. September 

25. September 

BB 


der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.P.- 
Fraktion 

1997 

lagen bei der Staatsanwaltschaft II 
bei dem LG Berlin: 

Akten und Beiakten des straf- 
rechtlichen Ermittlungsverfahrens 
wegen Veruntreuung von SED/ 
PDS -Vermögen gegen Wolf gang 
Langnitschke u.a. im Zusammen- 
hang mit der Überweisung von 
Geldern der SED/PDS an die 
ETC-Tele-Com Handelsgesell- 
schaft mbH (Az. 1 Bt Js 294/90). 

1997 

1997 

13-298 

305 

Bew.Antrag 

9. September 

Beiziehung der folgenden Unter- 

11. September 

25. September 

BB 


der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.P- 
Fraktion 

1997 

lagen bei der Staatsanwaltschaft 11 
bei dem LG Berlin: 

Akten und Beiakten des straf- 
rechtlichen Ermittlungsverfahrens 
wegen Veruntreuung von SED/ 
PDS-Vermögen gegen Dr. Gerd 
Pelikan u.a. im Zusammenhang 
mit der Belvedere GmbH 
(Az. 22 Js 330/90). 

1997 

1997 

13-299 
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306 

Bew.Antrag 

der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.R- 
Fraktion 

9. September 
1997 

Beiziehung der folgenden Unter- 
lagen bei der UKPV: 

Unterlagen über die Gründung 
und den Betrieb der Medienunter- 
nehmen EMF und EMG durch 
Verantwortliche der SED-PDS im 
Zeitraum bis zum 3. Oktober 1990. 

11. September 
1997 

25. September 
1997 

BB 

13-300 

307 

Bew.Antrag 

der 

9. September 
1997 

Beiziehung der folgenden Unter- 
lagen bei der UKPV: 

11. September 
1997 

25. September 
1997 

BB 

13-301 


CDU/CSU- 
und der 
F.D.P.- 
Fraktion 


Unterlagen über die ORVAG AG 
und deren Tochtergesellschaften. 




308 

(neu) 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

17. September 
1997 

Beiziehung der Akten über den 
OV-„ Krokus" beim BStU. 

17. September 
1997 

25. September 
1997 

BB 

13-302 

309 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

17. September 
1997 

Beiziehung folgender Unterlagen 
bei der Staatsanwaltschaft II 
bei dem LG BerÜn: 

17. September 
1997 

25. September 
1997 

BB 

13-303 




Akten des gegen Martin Schlaff 
und weitere Personen wegen des 
Verdachts der Untreue zu Lasten 
des Staatshaushaltes der ehern. 
DDR bzw. der Unternehmen 

BIEG, Robotron u. a. mit dem 

Az. 21 Js 4/96 geführten 
Ermittlungsverfahrens . 




310 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

17. September 
1997 

Beiziehung folgender Unterlage 
bei der 14. Großen Strafkammer 
bei dem LG Berlin: 

Anklageschrift in dem bei der 

14. Großen Strafkammer bei dem 
LG Berlin mit dem Az. 21 Js 17/94 
gegen Waltraud Lisowski, 

Dr. Wühelm Schwettmann und 
weitere Personen geführten 
Strafverfahren. 

17. September 
1997 

25. September 
1997 

BB 

13-304 

311 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

17. September 
1997 

Zeugenvernehmung Dr. Karl- 
Heinz Stegemann alias IMS 
„Henry", stellvertretender 
Generaldirektor des 

AHB Elektrotechnik. 

17. September 
1997 

25. September 
1997 

BB 

13-305 

312 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

17. September 
1997 

Beiziehung von Akten des BStU 
über Dr. Karl-Heinz Stegemann. 

17. September 
1997 

25. September 
1997 

BB 

13-306 

313 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

17. September 
1997 

Anforderung der folgenden Unter- 
lage bei der Staatsanwaltschaft II 
bei dem LG Berhn: 

17. September 
1997 

25. September 
1997 

BB 

13-307 




Übersendung eines Sachstands- 
berichts zu dem dort mit dem 

Az. 21 Js 39/94 gegen 

Waltraud Lisowski und 

Detlef von der Stück 
geführten Ermittlungsverfahren. 
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314 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

17. September 
1997 

Beiziehung der folgenden Unter- 
lage beim 4. Strafsenat des OLG 
Düsseldorf: 

Anklageschrift in dem beim 

4. Strafsenat des OLG Düsseldorf 
gegen Werner Scheele wegen des 
Verdachts der geheimdienstlichen 
Agententätigkeit für die HVA des 
MfS geführten Strafverfahren. 

17. September 
1997 

25. September 
1997 

BB 

13-308 

315 

Vermerk 
des Sekre- 
tariats 

2. UA/ 

13. WP 

17. September 
1997 

Herabstuftung der VS-VER- 
TRAULICH eingestuften Teile der 
VemehmungsprotokoUe der 

Zeugen Koch, Dr. Beil, Steyer und 
Dr. Winckler. 

17. September 
1997 

25. September 
1997 

Zustimmung 


316 

Schreiben 
des Ob- 
manns der 
SPD-Frak- 
tion Fried- 
helm Julius 
Beucher, 

vom 

17. Septem- 
ber 1997 

17. September 
1997 

Bitte um Aufhebung der für den 

13. November 1997 terminierten 
Vernehmung von Dieter Uhlig, 
der von der SPD als Zeuge zum 
Komplex Intracom/Sokrates 
Kokkalis benannt wurde. 

17. September 
1997 

25. September 
1997 

Zustimmung 


317 

Schreiben 

Bundes- 

kanzleramt 

vom 

17. Septem- 
ber 1997 

17. September 
1997 

Bitte um Verschiebung der 
Zeugenvernehmung des BND- 
Mitarbeiters Bernhard Zeeb vom 

2. Oktober auf einen späteren 
Zeitpunkt. 

17. September 
1997 

25. September 
1997 

Zustimmung; 
Verschiebung 
auf den 

13. November 
1997 


318 

(neu) 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

1. Oktober 

1997 

Beiziehung folgender Unterlagen 
des 1. UA/12. WP, die sich im 
Archivbestand des Deutschen 
Bundestages befinden: 

Akten der Abteilung IS, die dem 

1. UA/12. WP mit Übersendungs- 
schreiben des BMI vom 16. August 
1991 zugegangen und als Mat A 29, 
TgbNr. 5/91 geh. archiviert worden 
sind. Gleichzeitig wird um Prüfung 
gebeten, inwieweit die o. a. Akten, 
insbesondere die darin enthaltenen 
BND-Berichte, die dem abweichen- 
den Bericht der Abgeordneten 

Ingrid Koppe, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN zum Bericht des 1. UA/ 

12. WP als Anlage 1 bis 7 beigefügt 
worden sind, auf „offen" herab- 
gestuft werden können. 

7. Oktober 

1997 

30. Oktober 
1997 

BB 

13-314 

319 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

1. Oktober 

1997 

Beiziehung folgender Unterlage 
bei dem LG Berlin: 

Anklageschrift der Staatsanwalt- 
schaft 11 bei dem LG Berlin in dem 
bei dem LG Berlin mit dem 

Az. 514-5/96 gegen Verantwortliche 
der Leybold-Heraeus GmbH, Hanau 
und weitere Personen wegen des 
Verdachts der Lieferung von 
Embargowaren an Unternehmen 
der DDR anhängigen Verfahren. 

2. Oktober 

1997 

9. Oktober 

1997 

BB 

13-310 
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320 

Antrag 
des Vorsit- 
zenden 
des 2. UA/ 
13. WP 

2. Oktober 

1997 

Beiziehung folgender Unterlagen 
bei dem Präsidenten des Sächsi- 
schen Landtags: 

1 . Protokoll der Vernehmung von 
Wolfgang Langnitschke am 

16. Juh 1991 vor dem 
„Untersuchungsausschuß zur 
Arbeitsfähigkeit des 

Sächsischen Landtags " 

2. Protokoll der Vernehmung von 
Dr. Gerd Pehkan am 

24. September 1991 vor dem 
„Untersuchungsausschuß zur 
Arbeitsfähigkeit des 

Sächsischen Landtags" 

2. Oktober 

1997 

2. Oktober 

1997 

BB 

13-309 

321 

Bew. Antrag 
der 

CDU/CSU- 
und der 
F.D.R- 
Fraktion 

7. Oktober 

1997 

Zeugenvernehmung 

Roland Issen, Vorsitzender des 
Bundesvorstandes der DAG; 

Dieter Schulte, ehern, geschäfts- 
führendes Vorstandsmitglied der 

IG Metall, Vorsitzender des DGB; 

Joachim Töppel, geschäfts- 
führendes Vorstandsmitghed der 

IG MetaU; 

Horst Klaus, ehern, geschäfts- 
führendes Mitghed der IG MetaU; 

Dr. Hermann Rappe, ehern. 
Vorsitzender der IG Chemie- 
Papier- Keramik. 

7. Oktober 

1997 

30. Oktober 
1997 

zurückgesteUt 


322 

Bew.Antrag 

der 

Gruppe 

PDS 

8. Oktober 

1997 

Beiziehung folgender Unterlagen 
bei der BvS; 

Die von den Geschäftsführern 
der Wärmeanlagenbau GmbH, 

Dr. Voigt und Langer, mit einem 
Anschreiben an die THA, 
Zwinscher, vom 28. Januar 1991 
übermittelten „Auswirkungen 
einer Liquidation der 
Wäremeanlagenbau Berlin GmbH 
auf die THA und darüber hinaus 
auf die Bundesregierung", 

Die von der Creditreform Berlin 
Wolfram KG, Auskunftei, Einem 1, 
10787 Berlin, am 26. April 1994 
gegebene Konzeptauskunft über 
die PCE Realtec GmbH Beraterge- 
seUschaft für Immobilienverwal- 
tung, Rhinstr. 137, 10315 Berhn. 

15. Oktober 
1997 

30. Oktober 
1997 

BB 

13-315 

BB 

13-316 

323 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

16. Oktober 
1997 

Beiziehung von Unterlagen 
bei der BvS: 

Publik Deed of the Minol-Leuna 
agreements between Treuhand- 
anstalt, SNEA and Thyssen 
(TED -Vertrag) vom 31. Juh 1992. 

21. Oktober 
1997 

30. Oktober 
1997 

BB 

13-317 

324 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

16. Oktober 
1997 

Anforderung eines ergänzenden 
Berichts über die Privatisierung 
des Unternehmens Holzhandel 
Berhn/Brandenburg bei der BvS. 

21. Oktober 
1997 

30. Oktober 
1997 

BB 

13-318 
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325 

Bew.Antrag 

17. Oktober 

Beiziehung folgender Unterlage 

21. Oktober 

30. Oktober 

BB 


der SPD- 

1997 

bei der 19. Großen Strafkammer 

1997 

1997 

13-319 


Fraktion 


bei dem LG Berlin: 

Anklageschrift in dem bei der 

19. Großen Straf kanuner bei dem 
LG Berlin mit dem Az. 21 Js 28/94 







gegen Dr. Peter Welzel geführten 
Strafverfahren. 




326 

Bew. An- 

31. Oktober 

Beiziehung folgender Unterlagen 

21. Oktober 

13. November 


(neu) 

trag der 

1997 

bei der 14. Großen Strafkammer 

1997 

1997 



SPD- 


bei dem LG Berlin: 





Fraktion 


Anklageschriften in den bei der 



BB 




14. Großen Strafkammer bei dem 
LG Berlin mit den 

Az. 22 Js 145/91/Gerichtsakten- 



13-326 




Zeichen 514-10/97 gegen Georg 
Benjamin wegen des Verdachts 
des Betruges bei der Umstellung 
von Transferrubel auf DM 
geführten Strafverfahren; 

Az. 22 Js 333/90/ 



BB 




Gerichtsaktenzeichen 514-3/97 



12-327 




gegen Ulrich Göppner und 
Eberhard Henke wegen des 
Verdachts des Betruges bei der 
Umstellung von Transferrubel auf 
DM geführten Strafverfahren; 







Az. 22 Js 465/93/ 



BB 




Gerichtsaktenzeichen 514-14/96 



13-328 




gegen Dr. Klaus Braunsdorf, 

Helga Kowalski, Oto Ozura und 
Igor Gorokhov wegen des 
Verdachts des Betruges bei der 
Umstellung von Transferrubel auf 
DM geführten Strafverfahren. 




327 

Vorschlag 

22. Oktober 

Anforderung eines abschließen- 

23. Oktober 

30. Oktober 

BB 


des Vors. 

1997 

den schriftlichen Berichts bei der 

1997 

1997 

13-320 


des 2. UA 


BvS, UKPV ZERV und Staats- 



BB 




anwaltschaft II bei dem LG Berlin 



13-321 




über die Egebnisse ihrer Tätigkeit 



BB 




mit Stand 2. Januar 1998 bis Mitte 



13-322 




Februar 1998, soweit sie 



BB 




getroffene Feststellungen in den 



13-323 




dem 2. UA bereits vorgelegten 



BB 




Berichten ergänzen und/oder 



13-324 




Bezug zum Untersuchungsauftrag 



BB 




haben (Antrag in der 83. Sitzung 
am 30. Oktober 1997 ergänzt um 
Berichte des BfF und des BVA). 



13-325 

328 

Bew.Antrag 

30. Oktober 

Zeugenvernehmung Dr. Grüne- 

30. Oktober 

13. November 

BB 


der 

1997 

wald, früherer Parlamentarischer 

1997 

1997 

13-329 


CDU/CSU- 
und der 
F.D.P- 
Fraktion 


Staatssekretär beim BMF. 
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329 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

31. Oktober 
1997 

Beiziehung der folgenden Unter- 
lagen beim Bundeskanzleramt: 

Akten des Bxmdeskanzleramtes 
über die Privatisierung der Raffi- 
nerien in Leuna und Zeitz und der 
Minol Mineralölhandel AG und 
über die damit in Zusammenhang 
stehenden Aktivitäten 
des Bundeskanzleramtes. 

4. November 
1997 

13. November 
1997 

BB 

13-330 

330 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

3. November 
1997 

Anforderung eines Berichts des 
Bundesministers der Verteidigung 
über dort vorliegende Erkennt- 
nisse zur Zusammenarbeit des 
Bereiches Koko mit der Militä- 
rischen Aufklärung der 

Nationalen Volksarmee (NVA). 

5, November 
1997 

13. November 
1997 

BB 

13-331 

331 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

5. November 
1997 

Beiziehung der folgenden 
Unterlage beim Bundesverwal- 
tungsamt: 

Protokoll über die Vernehmung 
von Horst Müller 
am 5. November 1991 durch 
das BVA mit dem damit im 
Zusammenhang stehenden 

Bericht über die Abwicklung der 
HVA-Firma Intertechna. 

6. November 
1997 

13, November 
1997 

BB 

13-332 

332 

Schreiben 

BMF 

6. November 
1997 

Übersendungsschreiben BMF 
vom 6. November 1997 mit Schrei- 
ben der BvS vom 5. November 

1997 betreffend zurückzuhaltende 
Unterlagen zu BB 13-292. 

6. November 
1997 

beraten am 

13. November 
1997; 

vertagt auf 

27. November 
1997 


333 

Schreiben 

BMI 

14. November 
1997 

Übersendungsschreiben BMI vom 
14. November 1997 mit Schreiben 
der UKPV vom 12. November 

1997 betreffend Herabstufung 
der VS-VERTRAULICHEN Teüe 
der Protokolle der 25. nichtöffent- 
lichen Beratungssitzung 
(Stellungnahme Vors, der UKPV, 
Prof. Dr. Papier) und der 73. nicht- 
öffentl. Beratungssitzung 
(Stellungnahme MR Leonhard, 
UKPV) auf VS-NfD bzw. offen. 

19. November 
1997 

beraten am 

11. Dezember 
1997; 

vertagt auf 

15. Januar 

1998 


334 

Bew. An- 
trag der 
SPD- 
Fraktion 

18. November 
1997 

Anforderung von Berichten des 

BMF mit Stand 2. Januar 1998: 

1. Bericht über die Vergleiche 
zwischen der Firma 
Metallurgiehandel i.L. und 
der Thyssen-Gruppe. 

2. Bericht über den im Zusam- 
menhang mit dem Konsortial- 
darlehn Dresden zwischen dem 
BMF imd der Lomer AG 
geschlossenen Vergleich. 

20. November 
1997 

11. Dezember 
1997 

BB 

13-333 

BB 

13-334 
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335 

Bew.Antrag 

19. November 

Anforderung eines Berichts des 

20. November 

11. Dezember 

BB 


der SPD- 
Fraktion 

1997 

Bundesministers der Finanzen mit 
Stand 2. Januar 1998 über die 
Abwicklung des Transfemibel- 
Verrechnungsverkehrs . 

1997 

1997 

13-335 

336 

Bew. An- 

18. November 

Beiziehung der folgenden Unter- 

20. November 

11. Dezember 

BB 


traq der 

SPD- 

Fraktion 

1997 

läge bei der 12. Kammer bei dem 
KG Berlin: 

Urteil der 12. Kammer bei dem 

KG Berlin mit dem 

Az. 12 U 6234/96, 90 414/96 in 
dem einstweiligen Verfügungs- 
verfahren Elf Aquitaine gegen 
die BvS. 

1997 

1997 

13-336 

337 

Bew. An- 

18. November 

Beiziehung der folgenden Unter- 

20. November 

11. Dezember 

BB 


traq der 

SPD- 

Fraktion 

1997 

läge des 1. UA/12. WP, die sich im 
Archivbestand des Deutschen 
Bundestages befindet: 

Beweismittelakte, Band 537 der 
Staatsanwaltschaft bei dem 

KG Berlin über die Stiftung NITA, 
die durch den 1. UA/12. WP 
beigezogen und dort als Mat A 5 
Bd. 537 registriert worden ist. 

1997 

1197 

13-337 

338 

Bew.Antrag 

18. November 

Beiziehung der folgenden Unter- 

20. November 

11. Dezmber 

BB 


der SPD- 
Fraktion 

1997 

läge des 1. UA/12. WP, die sich im 
Archivbestand des Deutschen 
Bundestages befindet: 

Akte Effect 23, die dem 

1. UA/12. WP aufgrund des 
Beiziehungsbeschlusses 12-8 mit 
Übersendungsschreiben 
des BMF vom 23. September 1991 
zugegangen und dort als Mat A 58 
registriert worden ist. 

1997 

1997 

13-338 

339 

Bew. An- 

2. Dezember 

Beiziehung der folgenden Unter- 

2. Dezember 

11. Dezember 

BB 

(neu) 

trag der 

SPD- 

Fraktion 

1997 

lagen bei der BvS: 

Tagebuchaufzeichnungen mit 
dienstlichem Inhalt des 

Dr. Klaus Schucht aus der Zeit als 
Vorstandsmitglied bei der THA 
und die den Aufzeichnungen bei- 
gefügten Kopien von dienstlichen 
Unterlagen, die beim Bundes- 
archiv hinterlegt worden waren 
und sich nunmehr im Verfügungs- 
recht der BvS befinden. 

1997 

1997 

13-339 

340 

Bew.Antrag 

21. November 

Beiziehung der folgenden Unter- 

24. November 

11. Dezember 

BB 


der SPD- 
Fraktion 

1997 

lage bei der Staatsanwaltschaft I 
bei dem LG Berlin: 

Ermittlungsakte über das mit dem 
Az. 3 Wi Js 682/97 gegen 
Rechtsanwalt Manfred Schmidt 
geführte Ermittlungsverfahren. 

1997 

1997 

13-340 
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341 

— 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

3. Dezember 
1997 

Beiziehung der folgenden Unter- 
lagen bei der 14. Großen Straf- 
kammer bei dem LG Berlin: 

3. Dezember 
1997 

1 1 . Dezember 
1997 

BB 

13-341 




Anklageschrift in dem bei der 

14. Großen Strafkammer bei dem 
LG Berlin mit dem 

Az. 22 Js 105/95 gegen 

Heinz Langener, 

Dr. Siegfried Dieter Voigt, 

Dr. Dieter Schäfer, 

Gottfried Hanschke 
und Alexander Hanschke 
geführten Strafverfahren. 




342 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

8. Dezember 
1997 

Beiziehung der folgenden Unter- 
lagen bei der BvS: 

1. Schreiben des Rechtsanwalts - 
büros Rolfs -Bühler und Partner 
an den von der BvS eingesetz- 
ten Liquidator der Fa. Duft- 
und Aromastoffe GmbH Miltitz 
vom 16. Mai 1995 und 19. Juni 
1995. 

8. Dezember 
1997 

15. Januar 

1998 

BB 

13-342 




2. Änderungsvertrag über die 
Reduzierung des Kaufpreises 
für den Erwerb der Firma Duft- 
und Aromastoffe GmbH Miltitz. 



BB 

13-343 




3. Sämtlicher Schrifts verkehr der 
Firma Heinz mit dem BvS- 
Direktor Dr. Holzapfel im Vor- 
feld des Änderungsvertrages 
über die Reduzierung des 
Kaufpreises für die Firma Duft- 
und Äromastoffe GmbH Mütitz. 



BB 

13-344 

343 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

8. Dezember 
1997 

Anforderung eines Berichts über 
die Privatisierung der Firma Duft- 
und Aromastoffe GmbH Miltitz 
bei der BvS. 

9. Dezember 
1997 

15. Januar 

1998 

BB 

13-345 

344 

Bew.Antrag 
der Gruppe 
der PDS 

16. Dezember 
1997 

Anforderung eines Berichts 
über die Privatisierung der Bau- 
maschinenfabrik Weizow GmbH 
bei der BvS. 

16. Dezember 
1997 

15. Januar 

1998 

BB 

13-346 

345 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

5. Januar 1998 

Beiziehung der folgenden Unter- 
lage bei der 19. Großen Straf- 
kammer bei dem LG Berlin: 

8. Januar 

1998 

15. Januar 

1998 

BB 

13-347 




Anklageschrift in dem bei der 

19. Großen Strafkammer bei dem 
LG Berlin mit dem Az. 23 Js 8/96 
gegen den Vorstandsvorsitzenden 
der Thyssen AG Dieter Vogel und 
gegen weitere verantwortliche 
Personen des Konzerns wegen des 
Verdachts der Untreue geführten 
Verfahren. 


1 
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wenn Beschluß 

A-Druck- 

sache 

Art 

Datum 

Inhalt 

verteilt 

am 

beschlossen 

am 

Nummer 

346 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

5. Januar 1998 

Beiziehung der folgenden Unter- 
lage bei der Staatsanwaltschaft II 
bei dem LG Berlin: 

Urteil der 19. Großen Strafkammer 
bei dem LG Berlin in dem mit 
dem Az. 21 Js 28/94 gegen 

Dr. Peter Wenzel 
geführten Strafverfahren. 

8. Januar 

1998 

15. Januar 

1998 

BB 

13-348 

347 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

5. Januar 1998 

Beiziehung der folgenden Unter- 
lage beim Bayerischen Obersten 

LG München: 

Anklageschrift in dem beim 
Bayerischen Obersten 

LG München mit dem Az. 3 St 11/96 
gegen Jörg Sieg wegen des 
Verdachts der Lieferung von 
Embargogütem an das MfS 
der ehemahgen DDR geführten 
Strafverfahren. 

8. Januar 

1998 

15. Januar 

1998 

BB 

13-349 

348 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

5. Januar 1998 

Beiziehung der folgenden Unter- 
lage bei der BvS: 

Statistik der Stabsstelle für beson- 
dere Aufgaben der BvS über die 
Vermögensschäden, die durch 
aufgedeckte strafbare Hand- 
lungen entstanden sind. 

8. Januar 

1998 

15. Januar 

1998 

zurück- 

genommen 


349 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

5. Januar 1998 

Beiziehung der folgenden Unter- 
lagen bei der 10. Strafkammer des 
LG Stuttgart: 

Urteil der 10. Strafkammer des 

LG Stuttgart in dem mit dem 

Az. 10 Kls 60/96 gegen 

Dieter Mössinger wegen Untreue 
geführten Strafverfahren. 

8. Januar 

1998 

15. Januar 

1998 

BB 

13-350 

350 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

5. Januar 1998 

Beiziehung der folgenden Unter- 
lage bei der 14. Strafkammer des 
LG Stuttgart: 

Anklageschrift in dem bei der 

14. Strafkammer des LG Stuttgart 
gegen Karl Deffner mit dem 

Az. 14 Kls/161 Js 42352/97 wegen 
des Verdachtes des Betruges, 
der Untreue und Bestechlichkeit 
geführten Strafverfahren. 

8. Januar 

1998 

15. Januar 

1998 

BB 

13-351 

351 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

5. Januar 1998 

Beiziehung der folgenden Unter- 
lagen bei der 8. Strafkammer des 
LG Stuttgart: 

1. Anklageschrift in dem bei der 

8. Strafkammer des LG Stutt- 
gart gegen Sven Thomas 
Andreas, Alfred Mucha und 
Josef Ruppert mit dem 

Az. 8 Kls/161 Js 25441/94 
wegen Betrug, Bestechhchkeit 
und Untreue geführten Straf- 
verfahren. 

8. Januar 

1998 

15. Januar 

1998 

BB 

13-352 
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Inhalt 
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am 
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am 

Nummer 

351 

(Forts.) 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

5. Januar 1998 

2. Urteil der 8. Strafkammer des 

LG Stuttgart in dem mit 

Az. 8 Kls 206/94 gegen 

WUfried Glock und wegen 
Untreue und Bestechlichkeit 
geführten Verfahren. 

3. Urteil der 8. Strafkammer des 

LG Stuttgart in dem mit 

Az. 8 Kls 206/94 gegen 

Dr. Wolfgang Greiner wegen 
Untreue und Bestechlichkeit 
geführten Verfahren. 

8. Januar 

1998 

15. Januar 

1998 

BB 

13-353 

352 

Brief von 

Dr. Hans 
Modrow an 
Sekretariat 
2. UA 

16. Dezember 
1997 

Entschuldigung von 

Dr. Modrow wegen 
einer Operation. 

8. Januar 

1998 

15. Januar 

1998 

Aufhebung 

des 

Vemehmungs- 

beschlusses 


353 

Vermerk 
Sekretariat 
2. UA 

7. Januar 1998 

Zeitplan für die Erstellung und 
Verabschiedung des Abschluß- 
berichts. 

8. Januar 

1998 

15. Januar 

1998 

Kenntnis- 

nahme 


354 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

3. Februar 

1998 

Anforderung eines Berichts bei 
der BvS über die Privatisierung 
der Möbelwerke in Malchin, 
Güstrow, Plau am See und 

Teterow. 

4. Februar 

1998 

12. Februar 
1998 

BB 

13-354 

355 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

3. Februar 

1998 

Beiziehung von Unterlagen 
bei der 22. Großen Strafkammer 
bei dem LG Berlin nüt dem 

Az. (522) 21 Js 48/94, KLs (71/96) 
gegen Richard Müller und 
drei ehemalige MfS -Mitarbeiter 
geführten Strafverfahren. 

4. Februar 

1998 

12. Februar 
1998 

BB 

13-355 

356 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

3. Februar 

1998 

Beiziehung von Unterlagen 
beim BMWi: 

Akten des BMWi über die 
Privatisierung der Raffinerien in 
Leuna und Zeitz und der Minol 
Mineralölhandel AG und über die 
danüt im Zusammenhang stehen- 
den Aktivitäten des Ministeriums. 

4. Februar 

1998 

12. Februar 
1998 

BB 

13-356 

357 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

3. Februar 

1998 

Beiziehung von Unterlagen 
beim BMF: 

Akten des BMF über die 
Privatisierung der Raffinerien in 
Leuna und Zeitz und der Minol 
Mineralölhandel AG und über die 
damit im Zusammenhang stehen- 
den Aktivitäten des Ministeriums. 

• 

4. Februar 

1998 

12. Februar 
1998 

BB 

13-357 

358 

Bew.Antrag 
der SPD- 
Fraktion 

4. Februar 

1998 

Beiziehung von Unterlagen 
bei der BvS: 

Berufungsschrift der BvS gegen 
das Urteil der 4. Zivilkammer des 
LG Bremen vom 19. November 

1997 in dem Rechtsstreit der BvS 
gegen Vorstandsmitgheder der 
Bremer Vulkan Verbund AG 
(BW AG). 

4. Februar 

1998 

12. Februar 
1998 

BB 

13-358 
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359 

Bew. An- 
trag der 

4. Februar 

1998 

Beiziehung folgender Unterlage 
bei der BvS: 

4. Februar 

1998 

12. Februar 
1998 

BB 

13-359 


SPD- 

Fraktion 


Schreiben der BvS vom 16. Juh 
1996 an die Volkswerft GmbH, 
Stralsund (VWS), mit der 
Aufforderung, einen testierten 
SpiU-over-Bericht zu korrigieren. 




360 

Vermerk 
des Sekre- 
tariats 

9. Februar 

1998 

Veröffentlichung der Beschluß- 
empfehlung und des Berichts des 

2. UA/13. WP in der Bundestags- 
reihe „Zur Sache" für Zwecke der 
Öffentlichkeitsarbeit. 

9. Februar 

1998 

12. Februar 
1998 


361 

Vorschlag 
des Sekre- 
tariats 

20. Mai 1998 

Beschlußvorschlag des Sekre- 
tariats betr. formeller Abschluß 
der einzelnen Zeugen- und Sach- 
verständigenvernehmungen . 

22. Mai 1998 

28. Mai 1998 

Verf. 

Beschl. 

11 

362 

Vorschlag 
des Sekre- 
tariats 

20. Mai 1998 

Beschlußvorschlag des 

Sekretariats zur Behandlung 
der Protokolle und Ausschuß- 
materialen nach Beendigung 
des Ausschusses. 

22. Mai 1998 

28. Mai 1998 

Verf. 

Beschl. 

12 

363 

Vorschlag 
des Sekre- 
tariats 

20. Mai 1998 

Beschlußvorschlag des Sekre- 
tariats betr. Rückgabe von 
Beweismaterialien, die den 
Mitgliedern des 2. UA und den 
benannten Mitarbeitern der Frak- 
tionen und der Gruppe im 2. UA 
zur Verfügung gestellt wurden. 

22. Mai 1998 

28. Mai 1998 

Verf. 

Beschl. 

13 

364 

Vorschlag 
des Sekre- 
tariats 

20. Mai 1998 

Beschlußvorschlag des Sekre- 
tariats betr. Beauftragung eines 
Mitgheds des 14. Deutschen 
Bundestages mit der Prozeßfüh- 
rung in den Ordnungsgeldsachen 
Keller, Dr. Brie, Dr. Gysi und 

Prof. Dr. Bisky. 

22. Mai 1998 

28. Mai 1998 

Verf, 

Beschl. 

14 

365 

Vorschlag 
des Sekre- 
tariats 

25. Mai 1998 

Beschlußvorschlag des Sekre- 
tariats zur Feststellung des 
Gesamtberichts. 

25. Mai 1998 

28. Mai 1998 

Verf. 

Beschl. 

15 

366 

Schreiben 

BRH 

25. Mai 1998 

Bitte um Überlassung der 
Sitzungsprotokolle des 2. UA 
zum Themenbereich 
„ Bremer Vulkan " 

26. Mai 1998 

28. Mai 1998 
Zustimmung 
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2. Verzeichnis der Beweis(vorbereitungs)beschiüsse 


BB 

Bemerkung 

A-BT-Drs. 

13-1 

Beiziehung der Berichte des 1. und 2. UA der 12. WP 

1 

13-2 

Vorlage der Berichte BvS, UKPVund ZERV. 

2 

13-3 

Informatorische Anhörung Dr. Josef Dierdorf, Direktor Sonder- und Bundesfinanz- 
vermögen bei der BvS. 

3 

13-4 

Informatorische Anhörung Dr. Lothar Holzapfel, Direktor Abwicklung bei der BvS. 

4 

13-5 

Informatorische Anhörung Landespolizeidirektor Manfred Kittlaus, ZERV. 

5 

13-6 

Informatorische Anhörung Kriminaldirektor Uwe Schmidt, ZERV. 

6 

13-7 

Informatorische Anhörung Prof. Hans- Jürgen Papier, Vorsitzender der UKPV 

7 

13-8 

Informatorische Anhörung Giso Schütz, Abteilungsleiter BVerwAmt, Köln. 

8 

13-9 

Informatorische Anhörung Ulrich Knaack, Bundesamt f. Finanzen. 

9 

13-10 

Zeugenvernehmung Markus Wolf, ehern. Leiter der HV Aufklärung des MfS. 

10 

13-11 

Informatorische Anhörung BM der Finanzen o.V.i.A. 

11 

13-12 

Informatorische Anhörung Joachim Gauck, Bundesbeauftragter für die Unterlagen 
des Staatssicherheitsdienstes der ehern. DDR. 

12 

13-13 

Beiziehung der Unterlagen der BvS. 

14 

13-14 

Beiziehung BvS-Unterlagen von der It. BvS KoKo zugehörigen der „Firmengruppe 
IBERMA". 

15 

13-15 

Zeugenvernehmung Dr. Gerhard Beü, ehern. Minister für Außenhandel der DDR. 

16 

13-16 

Zeugenvernehmung Werner Großmann, letzter Leiter der HVA des MfS. 

17 

13-17 

Zeugenvernehmung Wüly Koch, letzter Abteilungsleiter der HA XVIII/8 des MfS. 

18 

13-18 

Zeugenvernehmung N.N. (BND), die mit Koch-Disketten/Unterl. bzw. Koch selbst 
beschäftigt waren. 

19 

13-19 

Mitteilung des Bundesrechnungshofes über Feststellungen zu III. des UA- Auftrags. 

20 

13-20 

Beiziehung BT-Drs. 12/8595 (Ergänzender Bericht 1. UA/12. WP). 

21 

13-21 

Beiziehung BRH-Bemerkungen 1993 und 1995 (BT-Drs. 13/2600 und BT-Drs. 12/5650). 

29 

13-22 

Beiziehung Zweiter Tätigkeitsbericht BStU (BT-Drs. 13/1750). 

30 

13-23 

Klärung der Aussagebereitschaft von Dr. Alexander Schalck-Golodkowski als Zeuge. 

37 

13-24 

Zeugenvernehmung von Dr. Alexander Schalck-Golodkowski, ehern. Leiter des 
Bereichs KoKo. 

48 

13-25 

Zeugenvernehmung von Manfred Weihmann, ehern. Leiter VRD. 

38 

13-26 

Zeugenvernehmung von Werner Hennig, ehern. Leiter Abteilung Finanzen des MfS. 

39 

13-27 

Zeugenvernehmung von Alfred Kleine, ehern. Leiter der HA XVIII des MfS. 

40 

13-28 

Zeugenvernehmung von Tüo Kretzschmar, ehern. Leiter Abt. Rückwärtige Dienste 
der Hauptverwaltung Aufklärung (HVA) des MfS. 

43 

13-29 

Beiziehung von Akten des BStU über die HA XVIII des MfS, einschl. von Ausdrucken 
der durch den ehern. Leiter der Abt. XVIII/8 des MfS, Wüly Koch, an den BND weiter- 
gegebenen Originaldisketten dieser Abteüung. 

46 

13-30 

Beiziehung von Unterlagen des BStU; 

1. Unterlagen Abteüung Finanzen des MfS, 

2. Unterlagen Abteüung Rückwärtige Dienste der HVA des MfS, 

3. Unterlagen des Sektors Wissenschaft u. Technik (SWT) des MfS, 

4. Unterlagen der Intercoop AHB, Intercoop GmbH und Intracom, Athen, 

5. Unterlagen über die Rolle der Akademie der Wissenschaften der DDR. 

51 

13-31 

Beiziehung von Unterlagen des BMF und der THA über den Verkauf der Anteüe der 
THA an der Deutschen Handelsbank AG an die BfG-Bank AG. 

53 
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BB 

Bemerkung 

A-Dnicksache 

13-32 

Zeugenvernehmung Manfred Seidel, bis Dezember 1989 Stellvertreter von Dr, Alex- 
ander Schalck-Golodkowski, ehern. Leiter der Hauptabteilung I des Bereichs Kom- 
merzielle Koordinierung. 

56 

13-33 

Zeugenvernehmung Edgar Most, früherer Mitarbeiter in Banken der DDR. 

57 

13-34 

Zeugenvernehmung Dr. Walter Siegert, ehern, amtierender Minister der Finanzen der 
Regierung Modrow und ehern. Staatssekretär im Ministerium der Finanzen in der 
Regierungszeit von Ministerpräsident Dr. Lothar de Maiziere. 

58 

13-35 

Beiziehung von Unterlagen des BStU: 

1. OV oder OPK „Kaskade"; 

2. OV „Koordinator"; 

3. Berichte des IMS „Peter Schumann"; 



4. Unterlagen über die Firma Integra, Athen. 

59 

13-36 

Beiziehung von Unterlagen der THA über die Anstalt Mondessa, Vaduz (Mat A 360 - 
1.UA/12.WP). 

60 

13-37 

Zeugenvernehmung Dr. Feodor Ziesche, ehern. Direktor der Deutschen Handels- 
bank. 

61 

13-38 

Beiziehung von Unterlagen der Staatsanwaltschaft bei dem KG über Konten von Un- 
ternehmen oder Personen, die zum Bereich KoKo gehörten, bei der Otto Scheurmann 
Bank-KG (Mat A 5 Bd. 1091, 1092 und Mat A 368, Bd. 1-6 - 1.UA/12.WP). 

62 

13-39 

Zeugenvernehmung Dr. Werner Polze, ehern. Präsident der Deutschen Außenhan- 
delsbank der DDR. 

63 

13-40 

Zeugenvernehmung Hans- Jürgen Labom, Leiter der Scheurmann Bank-KG. 

64 

13-41 

Zeugenvernehmung Fritz-Joseph Rath, Abteilungsleiter BvS (mobiles MfS-Vermö- 
gen). 

65 

13-42 

Vorlage eines Berichtes des Generalbundesanwaltes über Erkenntnisse, die aus der 
Auswertung von Disketten der HA XVIII des MfS der DDR gewonnen wurden über: 

- das Unterlaufen von Embargobestimmungen von Unternehmen aus der Bundes- 
republik Deutschland bei Geschäften mit Unternehmen der DDR, 

- die Einflußnahme der HA XVIII des MfS auf die außenwirtschaftliche Tätigkeit der 

66 


DDR mit Geschäftspartnern aus der Bundesrepublik Deutschland, insb. durch den 
Einsatz von IM in Unternehmen aus der Bundesrepublik Deutschland, 

- die operative Zusammenarbeit des Bereichs KoKo mit der HVA des MfS. 


13-43 

Vorlage eines Berichtes des BND über Erkenntnisse über: 

- die Geschäftstätigkeit der DDR-Untemehmen Intercoop AHB und Intercoop GmbH, 
insbesondere über die Rolle dieser bei der Beschaffung neuer Technik, technischer 
Lösungen und Patente aus Unternehmen aus der Bundesrepublik Deutschland für 
die Wirtschaft der DDR und für das MfS, 

- die RoUe der Akadenüe der Wissenschaften der DDR bei der Weiterentwicklung 
und Nutzung von ülegal beschafften technischen Unterlagen und Patenten aus Un- 
ternehmen der Bundesrepublik Deutschland und über die Zusammenarbeit mit 
dem MfS und den AHB Intercoop und Intercoop GmbH. 

67 

13-44 

Zeugenvernehmung Dr. Siegfried Brückner, ehern. Direktor des Unternehmens AHB 
Intercoop. 

68 

13-45 

Vorlage eines Berichtes des BND über Erkenntnisse, die aus der Auswertung der von 

Wüly Koch an den Dienst übergebenen Disketten gewonnen wurden über: 

- das Unterlaufen von Embargobestimmungen von Unternehmen der Bundesrepu- 
blik Deutschland bei Geschäften mit Unternehmen der DDR, 

- die Einflußnahme der HA XVIII des MfS auf die außen wirtschaftl. Tätigkeit 
der DDR mit Geschäftspartnern aus der Bundesrepublik Deutschland, insbesondere 
durch den Einsatz von IM/IMB in Unternehmen aus der Bundesrepublik Deutsch- 
land, 

- die operative Zusammenarbeit des Bereichs KoKo mit der HVA des MfS. 

69 

13-46 

Beiziehung von Unterlagen des Generalbundesanwaltes zur geheimdienstlichen 
Agententätigkeit in Verbindung mit Embargoverstößen, die vom 1. UA/12. WP „Kom- 
merzielle Koordinierung" mit BB 12-370 beigezogen und als Mat A 332 archiviert 
worden waren. 

72 
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BB 

Bemerkung 

A-Dmcksache 

13-47 

Beiziehung von Unterlagen des BStU betreffend Werner Hennig, ehern. Leiter der 
HA Finanzen des MfS. 

75 


Beiziehung von Unterlagen, die der 1. UA/12. WP beigezogen hatte: 

76 

13-48 

1. Ermittlungsakten Bd, 12, 22, 32, 36, 59, 67 u. 81 d. Staatsanwaltschaft bei dem KG 
(1. UA/12. WP: Mat A5E), 


13-49 

2. Beweismittelakte Nr. 40 u. 156 d. Staatsanwaltschaft beim KG Berlin (1. UA/ 
12. WP: Mat A 5 B), 


13-50 

3. Unterl. BMJ vom 7. August 1991 (1. UA/12. WP: Mat A 15, Bd. 1 u. 2), 


13-51 

4. Unterl. BMI vom 9. August 1991 (1. UA/12. WP: Mat A 21, Bd. 2), 


13-52 

5. Unterl. aus dem Bestand der AG BKK des MfS, die dem 1. UA/12. WP durch 
den BStU vorgelegt wurden (1. UA/12. WP: Mat A 121 Ordn. 5 u. 8, Mat A 142, 
Ordn. 8 u. Mat A 148 (BKK 531 u. BKK 1357). 


13-53 

Zeugenvernehmung Rudolfine Steindling, Gesellschafterin und frühere Geschäfts- 
führerin der Novum Handels GmbH. 

77 

13-54 

Zeugenvernehmung Dr. Joachim Erbe, Leiter der Stabsstelle für besondere Aufgaben 
bei der BvS. 

78 

13-55 

Beiziehung von Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin über 
das Verfahren 1 BT Js 292/93 betreffend Hans-Joachim Reuther, ehern. Mitarbeiter 
der THA. 

80 

13-56 

Zeugenvernehmung Bruno Webers, Mitarbeiter der THA/BvS. 

83 

13-57 

Zeugenvernehmung Wilfried KroU, Mitarbeiter der THA/BvS. 

84 

13-58 

Beiziehung einer Unterlage, die dem 1. UA/12. WP mit Übersendungsschreiben des 
BMF vom 14. Juni 1993 zugegangen und als Mat B 128 archiviert wurde: 

Bericht des BMF vom 9. Juni 1993 an den Vorsitzenden des Haushaltsausschusses des 
Deutschen Bundestages über Wirtschaftskriminalität im Zusammenhang mit der 
Deutschen Vereinigung (Schäden durch kriminelle Handlungen im Bereich Transfer- 
rubel und Währungsumstellung). 

85 

13-59 

Beiziehung einer Unterlage des 1. UA/12. WP, die sich im Archivbestand des Deut- 
schen Bundestages befindet: 

Handakte Manfred Seidel, die vom BStU als Bd. 81 mit der 1. Lieferung von Unter- 
lagen der AG BKK zugegangen und als Mat A 148, BKK 1389, archiviert worden ist. 

88 

13-60 

Beiziehung einer Unterlage des 1. UA/12. WP, die sich im Archivbestand des Deut- 
schen Bundestages befindet: 

Ordner von Ausdrucken der Disketten der HA XVIII/8 des MfS, die vom BStU mit 
Übersendungsschreiben vom 2. September 1994 zugegangen und im 1. UA/12. WP 
als Mat A 365 I Bd. 15 archiviert worden ist. 

89 

13-61 

Anforderung einer Auskunft der Bundesregierung über seit 1990 abgeschlossene und 
anhängige Rechtsstreitigkeiten (gerichtliche und außergerichtliche) mit der Bundes- 
republik Deutschland im weitesten Sinne (also einschl. THA/BvS, UKPV usw.), bei 
denen für die Gegenseite als Bevollmächtigter (allein oder mit anderen) Rechtsanwalt 
Manfred Schmidt (München), früher SPD-Bundestagsabgeordneter, bevollmächtigt 
war oder ist, und zwar unter Nennung jeweüs des Verfahrens mit Az., der Parteien 
und des Streit- bzw. Gegenstandwertes. 

92 

13-62 

Zeugenvernehmung Jochen Steyer, ehern. Stellvertreter des ehern. Ministers für 
Außenhandel der DDR, Dr. Beü, ehern. Geschäftsführer der Berliner Handels- und 
Finanzierungsgesellschaft mbH. 

93 

13-63 

Zeugenvernehmung Günther Eichhorn, ehern. Abteilungsleiter im Ministerium der 
Finanzen der DDR, ehern. Leiter des Komitees zur Auflösung des MfS/AfNS. 

94 

13-64 

Zeugenvernehmung George Schein, ehern. Geschäftsführer der in Griechenland an- 
sässigen Firma Intracom S. A., Athen. 

95 

13-65 

Zeugenvernehmung Werner Wittann, ehern, stellvertretender Generaldirektor des 
VE AHB Elektrotechnik Export-Import, Berlin (Ost), zugleich ehern. Direktor der 
KAAB-Automatisierungs-Anlagenbau, eine für den Import des VE AHB Elektro- 
technik Export-Import eingerichtete Stelle; ehern. Geschäftsführer der Firma Intra- 
com S. A., Athen. 

96 
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Vorlage eines Berichts der Bundesregierung zu dort vorliegenden Erkenntnissen über 
vermögensrechtiiche Regelungen für die Auflösung des MfS/AfNS. 

97 


Beiziehung folgender Unterlagen des 1. UA/12. WP, die sich im Archivbestand des 

98 


Deutschen Bundestages befinden: 

(neu) 

13-67 

Ermittlungsakte der Staatsanwaltschaft bei dem KG, die dem 1. UA/12. WP ohne An- 
schreiben zugegangen und als Mat A 5, Bd. 4, archiviert worden ist. 


13-68 

Sachakten (1 Ordner VS-Geheim, 8 Ordner offen) des Generalbundesanwaltes, die 
der BMJ mit Übersendungsschreiben vom 7. August 1991 dem 1. UA/12. WP vorge- 
legt hat und die dort als Mat A 15 archiviert worden sind (hiervon ausgenommen sind 
die mit Beweisbeschluß 13-50 bereits beigezogenen Bände 1 und 2). 


13-69 

Akten des Bundesnachrichtendienstes (teilweise VS-ein gestuft), die dem 1. UA/12. WP 
ohne Anschreiben vorgelegt worden waren und dort als Mat A 16/3 und 16/4 archi- 
viert worden sind. 


13-70 

Akten des BStU, die am 19. Februar 1992 dem 1. UA/12. WP übergeben und dort als 
Mat A 121, BKK 7, 12, 95, 241, 1337, 1338, 1382, 1567, 1574, 1575, 1586, 1594, 1606, 
1652, 1662, 1703, 1705, 1833, 1847, 1849 und 1850 archiviert worden sind. 


13-71 

Akten des BStU aus dem Bestand der AG BKK (teilweise VS-eingestuft), die dem 
1. UA/12. WP mit Übersendungsschreiben vom 9. April 1992 zugegangen und dort als 
Mat A 142, BKK 35, 46, 47, 1052, 1073, 1172, 1180 archiviert worden sind. 


13-72 

Akten des BStU aus dem Bestand der AG BKK, die dem 1. UA/12. WP in 5 Teilliefe- 
rungen ab 28. April 1992 zugegangen und dort als Mat A 148, BKK 10, 52, 141, 189, 
366, 486, 586, 939, 1134, 1135, 1334, 1378, 1633, 1714, 1715 und 1823 archiviert wor- 
den sind. 


13-73 

Akten des BStU, die dem 1. UA/12. WP mit Übergabeprotokoll vom 7. September 

98 


1993 vorgelegt und dort als Mat A 314 archiviert worden sind. 

(neu) 

13-74 

Akten des BStU (Schriftstücke zur HA XVIII), die dem 1. UA/12. WP mit Übersen- 
dungsschreiben vom 28. Juli 1994 vorgelegt und dort als Mat A 365 archiviert worden 
sind. 


13-75 

Beiziehung folgender Unterlage des BStU: 

Kopie der Dissertation des Udo Sievers (Major, DDR) mit dem Thema: Das politisch- 
operative Zusammenwirken der Diensteinheiten des MfS mit anderen staat- 
lichen Organen, Wirtschaftsorganen und gesellschaftlichen Organisationen bei 
der Vorbeugung, Aufdeckung und Bekämpfung von Versuchen des Gegners, 
in der DDR eine politische Untergrundtätigkeit zu inspirieren und zu organisieren 
(WS JHS 001-109/77 [90 Seiten JHS 21859]), mit der er an der „Juristischen 
Hochschule" des MfS am 22. Juni 1977 zum Dr. jur., magna cum laude, promoviert 
wurde. 

100 

13-76 

Beiziehung folgender Unterlage des LG Mühlhausen: 

Akten (in Kopie) des Strafverfahrens beim LG Mühlhausen gegen Wolfgang Engel- 
mann wegen Veruntreuung von SED -Vermögen aus dem Verantwortungsbereich des 
Bezirksvorstandes der SED/PDS in Gera. 

101 

13-77 

Beiziehung von Kaderakten des BStU über folgende Personen: 

1 . Tüo Kretzschmar, 

2. Jochen Steyer, 

3. Günter Eichhorn, 

4. George Schein, 

5. Werner Wittann, 

6. Edgar Most. 

103 

13-78 

Beiziehung von Unterlagen des BStU über Sokrates Kokkalis. 

104 

13-79 

Beiziehung von Unterlagen des BStU über Rechtsanwalt Jürgen Strahl, ehern. Ange- 
höriger der Hauptverwaltung Aufklärung des MfS in leitender Funktion im 
Außenhandel der DDR. 

105 

13-80 

Zeugenvernehmung Rechtsanwalt Jürgen Strahl, ehern. Angehöriger der Hauptver- 
waltung Aufklärung des MfS in leitender Funktion im Außenhandel der DDR. 

106 

13-81 

Beiziehung der Kaderakte beim BStU über Peter Deparade, ehern. IM des MfS und 
ehern. Mitarbeiter der THA. 

107 
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13-82 

Zeugenvernehmung Peter Deparade, ehern. IM des MfS und ehern. Mitarbeiter der 
THA. 

108 

13-83 

Anforderung einer Auskunft der Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin über die 
noch anhängigen oder bereits eingestellten Ermittlungs- und Strafverfahren im Zu- 
sammenhang mit Tatvorwürfen zum Nachteil des Kombinats ROBOTRON oder der 
THA/BvS unter Nennung des Verfahrens mit Az., des Namens der beschuldigten Per- 
son und des Tatvorwurfes. 

109 

13-84 

Beiziehung des Sachstandsberichtes des Generalbundesanwaltes (GBA) zum Ermitt- 
lungsverfahren Az. 3 Bis 913 91/3 gegen Dr. Alexander Schalck-Golodkowski, Man- 
fred Seidel und Karl Meier, der dem 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode 
aufgrund des Beweisbeschlusses 12-10 mit Schreiben des GBA vom 27. September 
1993 zugegangen und dort als Mat A 320 archiviert worden ist. 

110 

13-85 

Zeugenvernehmung WoLfgang Langnitschke, ehern. Leiter des Bereichs Parteifinan- 
zen der SED-PDS/PDS. 

111 

13-86 

Zeugenvernehmung Wolf gang Pohl, ehern, stellvertretender Vorsitzender der SED- 
PDS/PDS. 

112 

13-87 

Zeugenvernehmung Karl-Heinz Kaufmann. 

113 

13-88 

Zeugenvernehmung Heinz Klostermann. 

114 

13-89 

Beiziehung von Unterlagen des BStU über die folgenden Inoffiziellen Mitarbeiter 
(IM): 

IMS „Cuba", 

IMS „Egon Stein", 

IMS „Holzmüller", 

IMS „Inge", 

IMS „Achim", 

IMS „Uwe Brandt". 

115 

13-90 

Zeugenvernehmung von Dr. Wühelm Olges, ehern. Mitarbeiter der Arbeitsgruppe 
Organisation und Inspektion der Volkswirtschaft (gedeckte MfS-Diensteinheit) beim 
Ministerrat der DDR, ehern. Mitarbeiter des Direktorats Außenhandelsbetriebe bei 
der THA. 

116 

13-91 

Beiziehung von Unterlagen des BStU über Dr. Wilhelm Olges, ehern. Mitarbeiter der 
Arbeitsgruppe Organisation und Inspektion der Volkswirtschaft (verdeckte MfS- 
Diensteinheit) beim Ministerrat der DDR, ehern. Mitarbeiter des Direktorats 
Außenhandelsbetriebe bei der THA. 

117 

13-92 

Zeugenvernehmung Max Moser, ehern. Mitarbeiter der Bank für Handel und Effekten. 

118 

13-93 

Beiziehung von Unterlagen des BStU über Max Moser, ehern. Mitarbeiter der Bank 
für Handel und Effekten. 

119 

13-94 

Beiziehung von Unterlagen des BStU über Wolfgang Langnitschke, ehern. Leiter des 
Bereichs Parteifinanzen der SED-PDS/PDS. 

120 

13-95 

Beiziehung von Unterlagen des BStU über Wolfgang Pohl, ehern, stellvertretender 
Vorsitzender der SED-PDS/PDS. 

121 

13-96 

Beiziehung von Unterlagen des BStU über Karl-Heinz Kaufmann. 

122 

13-97 

Beiziehung der Akten des Strafverfahrens wegen Veruntreuung von SED/PDS-Ver- 
mögen gegen Wolfgang Langnitschke, Wolfgang Pohl, Karl-Heinz Kaufmann und 
Heinz Klostermann beim LG Berlin [(514) 22 Js 287/90 KLs (9/93)]. 

123 

13-98 

Beiziehung von Unterlagen des BStU über Heinz Klostermann. 

124 

13-99 

Beiziehung folgender Unterlagen bei der Stiftung „Archiv der Parteien und Massen- 
organisationen der DDR" im Bundesarchiv: 

- Beschluß des Parteivorstandes der SED-PDS/PDS zur Sicherung des Parteivermö- 
gens vom 21. Dezember 1989, 

- Beschluß des Parteivorstandes der SED-PDS/PDS vom 11. Januar 1990 (sog. 
Altlastenbeschluß) , 

- Vorbereitungsvermerke zu diesen beiden Beschlüssen, 

- Unterlagen über die Tätigkeit der „Arbeitsgruppe zur Sicherung des Parteivermö- 
gens" der SED-PDS/PDS. 

125 
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13-100 

Zeugenvernehmung Martin Schlaff, Inhaber einer Wiener Firmengruppe. 

127 

13-101 

Zeugenvernehmung Bernhard Zeeb, Mitarbeiter des Bundesnachrichtendienstes. 

128 

13-102 

Zeugenvernehmung Dr. Roland Winckler, ehern. Generaldirektor des VE AHB Elek- 
trotechnik Export-Import (Berlin (Ost). 

130 

13-103 

Zeugenvernehmung Klaus Mathes, ehern. Mitarbeiter der in Griechenland ansässi- 
gen Integra und Intracom S. A. 

131 

13-104 

Zeugenvernehmung Günther Franze, ehern. Mitarbeiter der in Griechenland ansässi- 
gen Integra und Intracom S. A. 

132 

13-105 

Beiziehung von Unterlagen des BStU über Klaus Mathes, ehern. Mitarbeiter der in 
Griechenland ansässigen Integra und Intracom S. A. 

133 

13-106 

Beiziehung von Unterlagen des BStU über Günther Franze, ehern. Mitarbeiter der in 
Griechenland ansässigen Integra und Intracom S. A. 

134 

13-107 

Zeugenvernehmung Sigrid Schalck-Golodkowski, geb. Gutmann. 

135 

13-108 

Zeugenvernehmung Christa Wachsen, ehern. Bevollmächtigte für ein von Sigrid 
Schalck-Golodkowski bei der Otto Scheurmann Bank-KG angemietetes Schließfach. 

136 

13-109 

Anforderung eines Berichts der BvS, aus dem die Kapital- und Beteiligungsverhält- 
nisse der in den Anlagen aufgeführten Unternehmen hervorgehen. Ferner soll der Be- 
richt darüber Auskunft geben, welche Maßnahmen die THA/BvS zur Sicherung der 
Vermögenswerte dieser Unternehmen getroffen hat und was mit diesen Unternehmen 
und Beteiligungen inzwischen geschehen ist. 

137 

13-110 

Beiziehung von Unterlagen des 1. UA/12. WP, die sich im Archivbestand des Deut- 
schen Bundestages befinden: 

- Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft bei dem KG, die dem 1. UA/12. WP ohne 
Anschreiben zugegangen und als Mat A5, Bd. 13,43, 51,52 und 61 sowie Mat A 5, 
Bd. 66A, 718 und 1507 archiviert worden sind. 

138 

(neu) 

13-111 

Beiziehung von Unterlagen des 1. UA/12. WP, die sich im Archivbestand des Deut- 
schen Bundestages befinden: 

- Akte des BStU, die am 19. Februar 1992 dem 1. UA/12. WP übergeben und dort als 
Mat A 121, BKK 292 archiviert worden ist. 

138 

(neu) 

13-112 

Beiziehung von Unterlagen des 1. UA/12. WP, die sich im Archivbestand des Deut- 
schen Bimdestages befinden: 

- Akten des BStU aus dem Bestand der AG BKK, die dem 1. UA/12. WP in 5 Teil- 
lieferungen ab 28. April 1992 zugegangen und dort als Mat A 148, BKK 24, 196, 
460, 615, 717 und 1743 archiviert worden sind. 

138 

(neu) 

13-113 

Beiziehung von Unterlagen des 1. UA/12. WP, die sich im Archivbestand des Deut- 
schen Bundestages befinden: 

- Akten der Effect-VermögensverwaltungsgeseUschaft mit der Bezeichnung Effect 4, 
8, 11 und 19, die dem 1. UA/12. WP mit Übersendungsschreiben des BMF vom 
23. September 1991 zugegangen und als Mat A 58 archiviert worden sind. 

138 

(neu) 

13-114 

Beiziehung von Unterlagen des 1. UA/12. WP, die sich im Archivbestand des Deut- 
schen Bundestages befinden: 

- Akte Bd. 14 aus dem Bestand der „Coswig-Akten", die dem 1. UA/12. WP mit Über- 
sendungsschreiben des BMF vom 2. Dezember 1991 zugegangen und als Mat A 94, 
Bd. 14 archiviert worden ist. 

138 

(neu) 

13-115 

Beiziehung von Unterlagen des 1. UA/12. WP, die sich im Archivbestand des Deut- 
schen Bundestages befinden: 

Personenakte des Ministeriums für Staatssicherheit aus dem Aktenbestand des BStU 
zu Feodor Ziesche alias IMS „Halka", die dem 1. UA/12. WP ohne Übersendungs - 
schreiben zugegangen und dort als Mat A 148/10 (MfS AIM 15827/89) archiviert wor- 
den ist. 

138 

(neu) 

13-116 

Zeugenvernehmung Herbert Köhler, ehern. Angehöriger der HVA. 

139 

13-117 

Beiziehung von Unterlagen des BStU über Herbert Köhler, ehern. Angehöriger der 
HVA. 

140 

13-118 

Zeugenvernehmung Horst MüUer, ehern. Leiter der Abteilung XIV des SWT der 
HVA. 

141 
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13-119 

Beiziehung von Unterlagen des BStU über Horst Müller, ehern. Leiter der Abtei- 
lung XIV des SWT der HVA. 

142 

13-120 

Zeugenvernehmung Waradin Dimitroff, ehern. Mitarbeiter des Bereichs Kommerzielle 
Koordinierung. 

154 

13-121 

Zeugenvernehmung Peter Dimitroff, ehern, Mitarbeiter des Bereichs Kommerzielle 
Koordinierung. 

155 

13-122 

Zeugenvernehmung Erich Lutz, ehern. Mitarbeiter des Bereichs Kommerzielle Koor- 
dinierung. 

156 

13-123 

Zeugenvernehmung Hannelore Heiter, ehern. Leiterin der Abteilung Ausland der 
Otto Scheurmann Bank-KG. 

157 

13-124 

Zeugenvernehmung AnnabeUe Weber, Mitarbeiterin bei der Otto Scheurmann 
Bank-KG. 

158 

13-125 

Zeugenvernehmung Anneliese Titel, Mitarbeiterin bei der Otto Scheurmann 
Bank-KG. 

158 

13-126 

Beiziehung von Unterlagen des BStU über Dr. Werner Polze, ehern. Präsident der 
Staatsbank der DDR. 

160 

13-127 

Zeugenvernehmung Sokrates Kokkalis, Leiter der griechischen Integra und Intra- 
com S. A., Athen. 

165 

13-128 

Zeugenvernehmung Dr. Peter Welzel, ehern. Generaldirektor des Außenhandels- 
unternehmens Metallurgie. 

166 

(neu) 

13-129 

Beiziehung von Unterlagen des BStU über Dr. Peter Welzel, ehern. Generaldirektor 
des Außenhandelsunternehmens Metallurgie. 

167 

(neu) 

13-130 

Beiziehung von Unterlagen des BStU über die Vorgangsbearbeitung „Basis''. 

168 

13-131 

Beiziehung von Unterlagen des BStU über Helmut Schindler, ehern. Generaldirektor 
des zum Bereich Kommerzielle Koordinierung gehörenden Unternehmens Transinter. 

169 

13-132 

Zeugenvernehmung Helmut Schindler, ehern. Generaldirektor des zum Bereich Kom- 
merzielle Koordinierung gehörenden Unternehmens Transinter. 

170 

13-133 

Beiziehung von Unterlagen des BStU über Willy Koch, ehern. Abteilungsleiter der 
HA XVIII/8 des MfS. 

172 

13-134 

Beiziehung von Unterlagen des BStU über Dr. Jürgen Gentz, ehern. Vertrauensanwalt 
und Notar der Parteiführung der SED. 

173 

13-135 

Beiziehung von Unterlagen des 1. UA/12. WP, die sich im Archivbestand des Deut- 
schen Bundestages befinden: 

Unterlagen (Einzeldokumente der HA XVIII) des BStU, die dem 1. UA/12. WP mit 
Übersendungsschreiben vom 28. Juli 1994 zugegangen und als Mat A 365 archiviert 
worden sind. 

174 

13-136 

Beiziehung von Unterlagen des 1. UA/12. WP, die sich im Archivbestand des Deut- 
schen Bundestages befinden: 

Akte des BStU mit Unterlagen der HA XVIII, die dem 1. UA/12. WP mit Über- 
sendungsschreiben vom 26. Oktober 1994 zugegangen und als Mat A 365, Band 16 
archiviert worden ist. 

174 

13-137 

Beiziehung von Unterlagen des 1. UA/12. WP, die sich im Archivbestand des Deut- 
schen Bundestages befinden: 

Akten des BStU aus dem Bestand der AG BKK, die dem 1. UA/12. WP in 5 Teil- 
lieferungen zugegangen und als Mat A 148, BKK 163 und BKK 568 archiviert worden 
sind. 

174 

13-138 

Beiziehung von Unterlagen des 1. UA/12. WP, die sich im Archivbestand des Deut- 
schen Bundestages befinden: 

Unterlagen des BStU mit Dokumenten der HA XVIII betr. Westpartner KoKo, die dem 

1. UA/12. WP mit Übersendungsschreiben vom 11. Januar 1995 zugegangen und als 
Mat A 375 archiviert worden sind. 

174 
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13-139 

Beiziehung von Unterlagen des 1. UA/12. WP, die sich im Archivbestand des Deut- 
schen Bundestages befinden: 

Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft bei dem KG zum Verfahren 2 Js 7/90, die 
dem 1. UA/12. WP ohne Anschreiben zugegangen und als Mat A 5, Bd. 14 und 20 
archiviert worden sind. 

174 

13-140 

Beiziehung von Unterlagen des 1. UA/12. WP, die sich im Archivbestand des Deut- 
schen Bundestages befinden: 

Beweismittelakte der Staatsanwaltschaft bei dem KG zum Verfahren 2 Js 7/90, 
die dem 1. UA/12. WP ohne Anschreiben zugegangen und als Mat A 5, Band 248 
archiviert worden ist. 

174 

13-141 

Beiziehung von Unterlagen des 1. UA/12. WP, die sich im Archivbestand des Deut- 
schen Bundestages befinden: 

Klageschrift in Sachen THA ./. Rudoifine Steindling vom 5. April 1993, die dem 

1. UA/12. WP mit Übersendungsschreiben der UKPV vom 13. Mai 1993 zugegangen 
und als Mat B 127 archiviert worden ist. 

174 

13-142 

Beiziehung von Unterlagen des 1. UA/12. WP, die sich im Archivbestand des Deut- 
schen Bundestages befinden: 

Antwortschreiben der UKPV betr. Konten der Novum GmbH, das durch den 

1. UA/12. WP als Mat A 233 archiviert worden ist. 

174 

13-143 

Zeugenvernehmung Bundesminister der Finanzen Dr. Theodor Waigel. 

175 

13-144 

Zeugenvernehmung Dr. Dieter H. Vogel, Vorstandsvorsitzender der Firma Thyssen. 

176 

13-145 

Zeugenvernehmung MdB Dr. Gregor Gysi, ehern. Vorsitzender der SED-PDS/PDS. 

180 

13-146 

Zeugenvernehmung Dr. Hans Modrow, ehern, stellvertretender Vorsitzender des 
Präsidiums und später Ehrenvorsitzender der SED-PDS/PDS. 

182 

13-147 

Beiziehung von Unterlagen des BStU über Dr. Hans Modrow, ehern, stellvertretender 
Vorsitzender des Präsidiums und später Ehrenvorsitzender der SED-PDS/PDS. 

183 

13-148 

Zeugenvernehmung Dr. Gerd Pehkan, ehern. Leiter der „Arbeitsgruppe zum Schutz 
des Vermögens der SED-PDS/PDS''. 

184 

13-149 

Beiziehung von Unterlagen des BStU über Dr. Gerd Pehkan, ehern. Leiter der 
„Arbeitsgruppe zum Schutz des Vermögens der SED-PDS/PDS". 

185 

13-150 

Zeugenvernehmung MdL Prof. Dr. Lothar Bisky, ehern. Mitglied des Präsidiums des 
Parteivorstandes der SED-PDS/PDS. 

186 

13-151 

Beiziehung von Unterlagen des BStU über MdL Prof. Dr. Lothar Bisky, ehern. Mitglied 
des Präsidiums des Parteivorstandes der SED-PDS/PDS. 

187 

13-152 

Zeugenvernehmung Dr. Andre Brie, ehern. Mitghed des Präsidiums des Partei- 
vorstandes der SED-PDS/PDS. 

188 

13-153 

Beiziehung von Unterlagen des BStU über Dr. Andre Brie, ehern. Mitghed des 
Präsidiums des Parteivorstandes der SED-PDS/PDS. 

189 

13-154 

Zeugenvernehmung Marhes Deneke, ehern. Mitglied des Präsidiums des Partei- 
vorstandes der SED-PDS/PDS. 

190 

13-155 

Beiziehung von Unterlagen des BStU über Marhes Deneke, ehern. Mitghed des 
Präsidiums des Parteivorstandes der SED-PDS/PDS. 

191 

13-156 

Beiziehung von Kopien folgender Unterlagen, die sich im Besitz der UKPV befinden: 
Vorschläge für Sofortmaßnahmen zur Sicherung des Parteivermögens. 

Parteibetriebe der SED, die der Abteilung Finanzverwaltung und Parteibetriebe 
unterstehen. 

Information über eine erste ZusammensteUung der Betriebe, die parteieigenes Ver- 
mögen besitzen vom 15. Dezember 1989 (Urheber Herrmann, nicht unterschrieben). 

192 

13-157 

Beiziehung von Unterlagen der Otto Scheurmann Bank-KG über das dort von 
Waradin Dimitroff geführte Sparkonto und über die auf diesem Sparkonto erfolgten 
Kontobewegungen. 

193 
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13-158 

Anforderung eines Berichts der BvS, aus dem sämtliche Verkäufe von Unternehmen 
an die Firmengruppe Martin Schlaff im Rahmen der Privatisierung hervorgehen und 
der u. a. Angaben darüber enthält, inwieweit der Treuhandmitarbeiter Peter Depa- 
rade mit dem Verkauf von Unternehmen an die Firmengruppe Martin Schlaff betraut 
war. 

194 

13-159 

Anforderung eines Berichts der BvS über die Abwicklung sämtlicher Betriebe des 
Kombinats ROBOTRON. 

195 

13-160 

Anforderung einer schriftlichen Auskunft der Bundesregierung, inwieweit Erkennt- 
nisse über die im Keller des Ministeriums der Finanzen der DDR (später war das der 
Keller des Zentralkomitees der SED) aus der Zeit der letzten Kriegstage gelagerten 
Wertpapiere vorhegen. 

196 

13-161 

Anforderung eines Berichts der BvS über die in den Jahren 1990 bis 1992 abgeschlos- 
senen Geschäftsbesorgungsverträge, die im Rahmen der ursprünghchen Ab- 
wicklungskonzeption für die Außenhandelsbetriebe „AMB Trading", „Intermed", 
„Varicom" und „VUG-Bau" vereinbart worden waren. 

197 

13-162 

Zeugenvernehmung MR Dr. Kurt Bley, Leiter des Referates VIII B 2 im Bundes- 
ministerium für Finanzen. 

198 

13-163 

Zeugenvernehmung Hans- Joachim Vagt, ehern. Mitarbeiter des AHB Elektrotechnik 
Export-Import und IM der Hauptabteilung XVIII des MfS. 

199 

13-164 

Beiziehung von Unterlagen des BStU über Hans-Joachim Vagt, ehern. Mitarbeiter des 
AHB Elektrotechnik Export-Import und IM der Hauptabteüung XVIII des MfS. 

200 

13-165 

Beiziehung folgender Unterlagen; 

- Erklärung der PDS auf den vollständigen Verzicht von Auslands vermögen der 
ehern. SED (einschüeßhch seiner Surrogate) entsprechend dem Vertrag zwischen 
der Partei des Demokratischen Soziahsmus (PDS) mit der THA, niedergelegt in der 
Urkunde des Notars Dr. Max Braeuer vom 14. Mai 1992. 

- Gerichthcher Vergleich zwischen der Partei des Demokratischen Sozialismus 
- PDS - und dem Organisationseigenen Betrieb Fundament - OEB Fundament - 
einerseits und der BvS - BvS Direktorat Sonder- und Bundesfinanzvermögen, an- 
dererseits zum Vermögen der PDS (Altvermögen) vom 18. Juh 1995 vor dem OVG 
Berhn (Az. OVG 3B 22.93). 

201 

13-166 

Beiziehung folgender Unterlagen des 1. UA/12. WP, die sich im Archivbestand der 
Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages befinden. Gleichzeitig wird die Her- 
abstufung der Unterlagen durch den BStU auf „offen" beantragt. 

Unterlagen der HA XVIII (Anlage 1, 2, 7, 10, 11, 13 und 14) des MfS, die dem 

1. UA/12. WP mit Übersendungsschreiben des BStU vom 30. September 1994, 
TgbNr. 01-501/94 VS-Vertrauhch, Az. AU II. 2-035 157/94 Z und AU II. 2-04 0985/94 Z 
zugegangen und in der Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages mit der 
TgbNr. 56/94 VS-Vertrauhch registriert worden sind. 

202 

13-167 

Beiziehung folgender Unterlagen des 1. UA/12. WP, die sich im Archivbestand der 
GeheimschutzsteUe des Deutschen Bundestages befinden. Gleichzeitig wird die Her- 
abstufung der Unterlagen durch den BStU auf „offen" beantragt. 

Unterlagen der HA XVIII (Anlage 2, Information der HA XVIII/8 vom 2. Mai 1989 
zum OV „Embargo 1" und Anlage 3, Kurzauskunft der HA XVIII/8 vom 31. März 
1989 zur OPK „Karat") des MfS, die dem 1. UA/12. WP mit Übersendungsschreiben 
des BStU vom 10. Oktober 1994, TgbNr. 01-509/94 VS-Vertrauhch, Az. AU 11-775/94 

F zugegangen und in der GeheimschutzsteUe des Deutschen Bundestages mit der 
TgbNr. 57/94 VS-Vertrauhch registriert worden sind. 

202 

13-168 

Beiziehung folgender Unterlagen des 1. UA/12. WP, die sich im Archivbestand der 
GeheimschutzsteUe des Deutschen Bundestages befinden. Gleichzeitig wird die Her- 
abstufung der Unterlagen durch den BStU auf „offen" beantragt. 

Ausdrucke der HA XVIII zu Hans- Jürgen König aus OPK/OV „Kaiser", die dem 

1. UA/12. WP durch den BStU ohne Anschreiben mit der TgbNr. 02-68/94 VS-Ver- 
trauhch übersandt worden sind und in der GeheimschutzsteUe des Deutschen Bun- 
destages mit der TgbNr. 58/94 VS-Vertrauhch registriert worden sind. 

202 
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13-169 


Beiziehung folgender Unterlagen des 1. UA/12. WP, die sich im Archivbestand der 
Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages befinden. Gleichzeitig wird die Her- 
abstufung der Unterlagen durch den BStU auf „offen“ beantragt. 


202 


Unterlagen der HA XVIII (Anlagen 1-11) des MfS, die dem 1. UA/12. WP mit Über- 
sendungsschreiben des BStU vom 25. Oktober 1994, TgbNr. 01-553/94 VS -Vertraulich 
zugegangen und in der Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages mit der 
TgbNr. 59/94 VS -Vertraulich registriert worden sind. 


13-170 


Beiziehung folgender Unterlagen der BvS aus dem Verfahrens komplex Novum: 

1. Protokoll der öffentlichen Sitzung des VG Berlin, 26. Kammer, vom 20. Juni 1996; 

2. Protokoll der staatsanwaltlichen Vernehmung des Zeugen Schindler vom 15. Ok- 
tober 1992; 

3. Protokoll der staatsanwaltlichen Vernehmung des Zeugen Schindler vom 21. Fe- 
bruar 1996; 

4. Protokoll der staats anwaltlichen Vernehmung der Zeugin Reh vom 23. September 
1992; 

5. Protokoll der staatsanwaltlichen Vernehmung der Zeugin Portier vom 8. Juli 1992; 

6. Protokoll der staatsanwaltlich veranlaßten Vernehmung des Zeugen Dr. Junge 
am 3. Februar 1993 durch die ZERV; 

7. Vertretungsvertrag zwischen der Fa, BBC und der Baltic GmbH vom 12. März 
1973; mit Nachtrag Nr, 1 zum vorbezeichneten Vertretungsvertrag vom 21. April 
1975; 

8. Vertretungsvertrag zwischen der Fa. BBC und der Fa. Novum vom 4, Mai 1979; 

9. Protokoll der öffentlichen Sitzung des VG Berlin, 26. Kammer, vom 2. Juli 1996 
(Vernehmung Dr. Beil); 

10. Gesellschafts vertrag über die Gründung der Novum Handelsgesellschaft mbH. 

11. Handelsregisterauszug der Novum Handelsgesellschaft mbH vom 30. August 
1982; 

12. Betreuungsvertrag zwischen der Novum Handelsgesellschaft mbH und RA 
Dr, Jürgen Gentz vom 1. August 1975; 

13. Bericht der Schweizerischen Bundesanwaltschaft vom 18. Mai 1979 über das ge- 
richtspolizeüiche Ermittlungsverfahren gegen das ülegale Residentenehepaar 
Wolf-KHe; 

14. Schreiben des Generaldirektors der Zentrag an Rudolfine Steindling vom 6. April 
1990; 

15. Eidesstattliche Versicherung der Rudolfine Stemdüng zur Vorlage beim Verwal- 
tungsgericht Berlin vom 3. Februar 1992; 

16. Eidesstattliche Erklärung des Generaldirektors der Zentrag, Werner Würzberger, 
vom 19. Februar 1992 zur Vorlage beim Verwaltungsgericht Berlin; 

17. Zentrag-Hausmitteilung des Generaldirektors Werner Würzberger an den 
Partei Vorstand der PDS vom 4. Mai 1990; 

18. Sämtliche notariell beglaubigten Treuhanderklärungen von Gesellschaftern der 
Novum zugunsten der Zentrag, die der BvS vorliegen. 


203 


13-171 


Anforderung einer schriftlichen Auskunft des BStU über den genauen Umfang und 
den Inhalt der vom Bundesnachrichtendienst zusätzlich zu den 92 Disketten überge- 
benen Unterlagen, die Ende Mai/ Anfang Juni 1990 vom ehern. Leiter der HA XVIII/8 
an den Bundesnachrichtendienst übergeben worden waren. Die Auskunft soll auch 
Angaben darüber enthalten, inwieweit diese Unterlagen dem 2. Untersuchungsaus- 
schuß auf der Grundlage des Beweisbeschlusses 13-29 bereits vorgelegt worden sind. 


204 


13-172 


Beiziehung von Unterlagen des 1. UA/12. WP, die sich im Archivbestand des Deut- 
schen Bundestages befinden: 

Akten des Bundesamtes für Verfassungsschutz zu Gerhard Beü, die dem 1. UA/12. WP 
mit Übersendungsschreiben des BMI vom 3. Mai 1993 zugegangen und als Mate- 
riahe A 262 archiviert worden sind. 


206 


13-173 


Beiziehung von Unterlagen des 1. UA/12. WP, die sich im Archivbestand des Deut- 
schen Bundestages befinden: 

Personalakte des Ministerrates zu Gerhard Beü aus den Beständen des Bundes- 
archivs, die vom 1. UA/12. WP gemäß BB 12-352 als Mat A 279 archiviert worden ist. 


206 
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13-174 

Beiziehung von Unterlagen des 1. UA/12. WP, die sich im Archivbestand des Deut- 
schen Bundestages befinden: 

Kaderakte Gerhard Beü aus dem Bestand Stiftung Archive der Parteien und Massen- 
organisationen der DDR, die dem 1. UA/12. WP mit Übersendungsschreiben des BMI 
vom 16. Juni 1993 zugegangen und als Mat A 288 archiviert worden ist. 

206 

13-175 

Beiziehung von Unterlagen des 1. UA/12. WP, die sich im Archivbestand des Deut- 
schen Bundestages befinden: 

VemehmungsprotokoUe im Strafverfahren gegen Dr. Gerhard Beü, die dem 1. UA/ 
12. WP mit Übersendungsschreiben des GBA beim Bundesgerichtshof vom 2. Juni 
1993 zugegangen und als Mat A 289 archiviert worden sind. 

206 

13-176 

Beiziehung von Unterlagen des 1. UA/12. WP, die sich im Archivbestand des Deut- 
schen Bundestages befinden: 

Personenbezogene Akte des MfS zu Dr. Gerhard Beü, die mit ÜbergabeprotokoU des 
BStU vom 22. März 1994 dem 1. UA/12. WP zugegangen und als Mat A 352 archiviert 
worden ist. 

206 

13-177 

Beiziehung der folgenden Unterlagen bei der Staatsanwaltschaft 11 bei dem LG 

Berlin; 

1. Schreiben des Chefjustitiars der Friedr. Krupp AG an die Staatsanwaltschaft bei 
dem KG Berlin vom 4. Februar 1993 aus dem ErmitÜungsverfahren gegen Verant- 
worüiche der Novum, Az. 24/2 Js 75/91. 

2. ProtokoU der Beschuldigtenvemehmung des Dr. Günther Forgber vom 28. Februar 
1992 durch die Staatsanwaltschaft bei dem KG Berlin aus dem ErmitÜungsver- 
fahren mit dem Az. 23/2 Js 423/91. 

207 

13-178 

Beiziehung der folgenden Unterlagen bei der Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin: 

ProtokoU der Bezirksanwaltschaft Zürich vom 8. Februar 1993 über die Einvernahme 
von Rudolfine Steindling aus dem Emütüungsverfahren gegen Rudolfine Steindling 
u.a., Az. REC 1063/92. 

208 

13-179 

Beiziehung der ProtokoUe der öff entheben Sitzungen des VG Berlin, 26. Kammer, 
vom 17. Juni 1996, 18. Juni 1996 und 21. August 1996 über die Vernehmungen des 
Zeugen Dr. Gerhard Beü. 

209 

13-180 

Informatorische Anhörung des Leiters der Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin, 
Generalstaatsanwalt Christoph Schaefgen. 

Insbesondere soUen dabei die Verfahren in den Teübereichen 

1. Embargohandel, 

2. Fleischhandel (nur bezogen auf Zentral-Konunerz/Moksel), 

3. Müllhandel (nur bezogen auf Deponie Schönberg), 

4. Konsortialdarlehen Dresden/Firmengruppe Martin Schlaff, 

210 


5. MetaUurgiehandel/Thyssen, 

6. Verfahren im Zusammenhang mit der Privatisierung von Unternehmen der ehern. 
DDR durch die THA/BvS, 

7. Novum-Komplex, 

8. Intracom/Sokrates Kokkahs, 

9. SED/PDS -Vermögensver Schiebungen (insbesondere Belvedere) 

behandelt werden. 

Es wird Generalstaatsanwalt Schaefgen freigesteUt, sich von Mitarbeitern begleiten 
zu lassen, die ihrerseits eine SteUungnahme abgeben können. Die Informatorische 
Anhörung beginnt m öffentlicher Sitzung und wird auf Wunsch der Anhörperson ggf. 
in nichtöffentheher Sitzung fortgesetzt. 


13-181 

Beiziehung der folgenden Unterlagen bei der BvS: 

1. DM-Eröffnungsbüanz der Firma MetaUurgiehandel GmbH, 

2. Vertrag zwischen der THA und der Firma Thyssen -Handel GmbH über die Ge- 
schäftsbesorgung der Firma MetaUurgiehandel GmbH vom 21. Dezember 1990. 

211 
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13-182 Beiziehung der folgenden Unterlagen bei der BvS: 212 

1. Gesellschaftervertrag der Novum Handelsgesellschaft mbH vom 7. Mai 1985 
(Beilage 14 der Klageschrift an das Bezirksgericht Zürich vom 5. April 1993), 

2. Öffenthche Urkunde über die Abtretung des Geschäftsanteils von Johann Hanzli- 
cek an Rudolfine Stein dling vom 28. April 1983 (Beilage 15), 

3. Notariell beglaubigte Erklärung der RudoLfine Stein dling vom 25. Mai 1983 
(Beilage 16), 

4. Gesellschafterbeschluß der Novum Handelsgesellschaft mbH vom 3. Juli 1990 
(Beilage 94), 

5. Arbeitsordnung der Novum Handelsgesellschaft mbH (Beilage 96), 

6. Handelsregisterauszug betreffend die Novum Handelsgesellschaft mbH vom 
11. Juni 1990 (Beüage 131), 

7. Beschluß der GeseUschafterversammlung der Novum Handelsgesellschaft mbH 
vom 29. Juni 1992 mit Vollmacht der THA für Dr. Werner Grebe und Untervoll- 
macht für Joachim Dobrikat (Beilage 214), 

8. Handelsregisterauszüge des Amtsgerichts Berhn-Charlottenburg betreffend die 
Novum Handelsgesellschaft mbH vom 30. Juni 1992 und aus 1992 (Beilagen 215 
und 220), 

9. Bescheid der THA vom 7. Dezember 1992 (Beilage 217), 

10. Protokoll der Gesellschafterversammlung der Novum Handelsgesellschaft mbH 
vom 21. Dezember 1992 (Beüage 218), 

11. DM-Eröffnungsbüanz der Novum Handelsgesellschaft mbH per 1. Juli 1990 
(Beüage 223). 

13-183 Beiziehung des ProtokoUs der Vernehmung der Dr. Susanne Sohn vom 10. März 1994 213 

bei dem LG für Strafsachen Wien aus der Strafsache gegen Simon Walter Deutsch 
und andere, Az. 24 dVr 12789/93. 

13-184 Beiziehung folgender Unterlagen der Staatsanwaltschaft 11 bei dem LG Berlin aus 214 

den Strafverfahren gegen Verantwortliche der Novum, Wüdenhain und andere, 

Az. 24/2 Js 75/91 und 2 Js 1019/92: 

1 . Durchschlag des Schreibens der Rechtsanwältin Ute Gentz an Rudolfine SteindÜng 
vom 28. März 1990, 

2. Schreiben des Rechtsanwalts Dieter Hüpert an Hannelore Schulz vom 17. Mai 
1990 betreffend Befreiung von der Körperschaftssteuer, 

3. ProtokoUe der Zeugenvernehmung der Dr. Susanne Sohn vom 3. Februar und 4. Fe- 
bruar 1993, 

4. Gutschriftanzeigen der Bank Cantrade AG an die Novum HandelsgeseUschaft 
mbH vom 25. Aprü 1991 über DM 200 000,-, vom 2. Jrüi 1990 über DM 200 000,-, 
vom 20. September 1990 über DM 200 000,- und vom 10. Dezember 1990 über 
DM 210 000,-, 

5. Bericht der aufid Revisions- & Treuhand AG zum Zahlungsverkehr der Novum 
HandelsgeseUschaft mbH vom 4. Dezember 1992 und Zusatzbericht der aufid vom 

6. Januar 1993, 

6. Antrag zur Einrichtung eines Kontos für die Novum HandelsgeseUschaft mbH bei 
der BFZ Bankfinanz Zürich heute: Bank Austria (Schweiz) AG vom 14. Mai 1991. 

13-185 Beiziehung folgender Unterlagen bei der Unabhängigen Kommission zur Über- 214 

Prüfung des Vermögens der Parteien und Massenorganisationen der DDR (UKPV) 

Az. PV 3/130/51/1: 

1. Kontovertrag zwischen der Novum HandelsgeseUschaft mbH und der Staatsbank 
der DDR vom 1. Aprü 1980, 

2. Kontovertrag mit Unterschriftenblatt vom 1. Aprü 1980 der Staatsbank der DDR 
über das Konto mit der Nr. 6651-14-699, 

3. Dossier „Zeichnungsberechtigte“ für das Konto 546 bei der Deutschen Handels- 
bank mit dem Antrag auf Kontoeröffnung aus dem Jahr 1974, unterzeichnet von 
E. Honecker. 

13-186 Zeugenvernehmung Dr. Friedrich Hennemann, ehern. Vorsitzender des Vorstandes 143 

der BW AG (zu III. 3. des Untersuchungsauftrags). 

13-187 Zeugenvernehmung Günther Smidt, ehern. steUvertretender Vorsitzender des Vor- 144 

Standes der BW AG (zu III. 3. des Untersuchungsauftrags). 
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13-188 

Zeugenvernehmung Professor Dr. Karl-Friedrich Triebold, ehern. Mitglied des Vor- 
standes der BW AG (zu III. 3. des Untersuchungsauftrags). 

145 

13-189 

Zeugenvernehmung Johannes Endler, ehern. Mitgüed des Vorstandes der BW AG 
(zu III. 3. des Untersuchungsauftrags). 

146 

13-190 

Zeugenvernehmung Professor Dr. Manfred TLmmermann, ehern. MitgUed des Vor- 
standes der BW AG (zu III. 3. des Untersuchungsauftrags). 

147 

13-191 

Zeugenvernehmung Anton Schneider, ehern. Mitgüed des Vorstandes der BW AG 
(zu III. 3. des Untersuchungsauftrags). 

148 

13-192 

Zeugenvernehmung Dr. Rüdiger Zinken, ehern. Mitgüed des Vorstandes der BW AG 
(zu III. 3. des Untersuchungsauftrags). 

149 

13-193 

Zeugenvernehmung Johannes Karl Schnüttgen, ehern. Mitgüed des Vorstandes der 
BW AG (zu III. 3. des Untersuchungsauftrags). 

150 

13-194 

Zeugenvernehmung Wühelm Scheider, ehern. Vorsitzender des Aufsichtsrates der 
BW AG (zu III. 3. des Untersuchungsauftrags). 

151 

13-195 

Zeugenvernehmung Johann Schäffler, ehern. Vorsitzender des Aufsichtsrates der 
BW AG (zu III. 3. des Untersuchungsauftrags). 

152 

13-196 

Zeugenvernehmung Frank TeichmüUer, ehern. Mitgüed des Aufsichtsrates der 
BW AG (zu III. 3. des Untersuchungsauftrags). 

153 

13-197 

Zeugenvernehmung Dr. Harald Ringstorff, ehern. Wirtschaftsminister von Mecklen- 
burg-Vorpommern (zu III. 3. des Untersuchungsauftrags). 

161 

13-198 

Zeugenvernehmung Karin Strauss, ehern. Prokuristin für Finanzen der Volkswerft 
GmbH (zu III. 3. des Untersuchungsauftrags). 

162 

13-199 

Zeugenvernehmung Christian Traxel, ehern. Mitarbeiter des Leiters der Commerz- 
bank AG (zu III. 3. des Untersuchungsauftrags). 

163 

13-200 

Zeugenvernehmung Ursel Wagner, ehern. Mitarbeiterin der BvS (zu III. 3. des Unter- 
suchungsauftrags) . 

164 

13-201 

Zeugenvernehmung Dr. Hans-Jürgen NöUe, ehern. Mitgüed des Aufsichtsrates der 
BW AG (zu III. 3. des Untersuchungsauftrags). 

177 

13-202 

Zeugenvernehmung Birgit Breuel, ehern. Präsidentin der THA (zu III. 3. des Unter- 
suchungsauftrags) . 

178 

13-203 

Zeugenvernehmung Heinrich Homef, ehern. Präsident der BvS (zu III. 3. des Unter- 
suchungsauftrags) . 

179 

13-204 

Beiziehung der Kontakt-ZTreffberichte des Bundesnachrichtendienstes, die anläßüch 
der mit dem ehern. Leiter der HA XVIII/8 des MfS, WiUy Koch, stattgefundenen 
Treffen gefertigt worden sind. 

205 

13-205 

Vorlage eines Berichts des BMF für die Bundesregierung zu III. 3. des Untersuchungs- 
auftrags. 

215 

13-206 

Zeugenvernehmung Bruno Mahlow, ehern. Berater der Kommission internationale 
Poütik der PDS. 

216 

13-207 

13-208 

Informatorische Anhörungen 

Hansjörg Schaal, Justitiar der BvS und 

Dr. Joachim Erbe, StabsteUe für besondere Aufgaben bei der BvS 
(zu III. 3. des Untersuchungsauftrags). 

217 

13-209 

13-210 

Zeugenvernehmungen 

MR Dr. Bley, BMF und 

RD Dr. Hartmann, BMF 

(zu III. 3. des Untersuchungsauftrags). 

218 

13-211 

13-212 

Zeugenvernehmungen 

MR Dr. Gerhard Koepemik, BMWi und 

MR Dr. K.P. Hasselberg, BMWi 
(zu III. 3. des Untersuchungsauftrags). 

219 

13-213 

Zeugenvernehmung Jobst WeUensiek, Konkursverwalter der BW AG (zu III. 3. des 
Untersuchungsauftrags) . 

220 

13-214 

Zeugenvernehmung Vogt, ehern. Leiter der Innenrevision der Otto Scheurmann 
Bank-KG. 

221 
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13-215 

Beiziehung der vollständigen Originalunterlagen über das Schrankfach Nr. 0052, das 
Sigrid Schalck-Golodkowski unter dem Namen Sigrid Gutmann vom 29. August 1989 
bis zum 22. Januar 1990 bei der Otto Scheurmann Bank-KG unterhielt und zu dem 
mindestens eine Schrankfachvollmacht für Christa Wachsen und eine Schrankfach- 
benutzungskarte existieren. 

222 

13-216 

Informatorische Anhörung des Leiters der Staatsanwaltschaft beim LG Bremen, ggf. 
in Begleitung zuständiger Mitarbeiter (zu III. 3. des Untersuchungsauftrags). 

223 

13-217 

Zeugenvernehmung Jürgen Schmidt, ehern. Mitarbeiter im Bereich des Cash- 
Managements der BW AG (zu III. 3. des Untersuchungsauftrags). 

224 

13-218 

Zeugenvernehmung Klaus Geertz, Geschäftsführer der Hibeg (zu III. 3. des Unter- 
suchungsauftrags). 

225 

13-219 

13-220 

13-221 

13-222 

13-223 

13-224 

Zeugenvernehmungen 

Hermann-Joachim Greven, 

Hartmuth Rausch, 

Josef Klar, 

Werner Wagner, 

Fritz Meiners, 

Peter Güldensupp, 

ehern. Geschäftsführer der VWS GmbH in Stralsund (zu III. 3. des Untersuchungs- 
auftrags). 

226 

13-225 

13-226 

13-227 

13-228 

13-229 

Zeugenvernehmungen 

Oswald MüUer, 

Reinhard Kny, 

Joachim Tesmer, 

Klaus Billerbeck, 

Friede Ulpts, 

ehern. Geschäftsführer der MTW GmbH in Wismar (zu III. 3. des Untersuchungs- 
auftrags). 

227 

13-230 

13-231 

Zeugenvernehmungen 

Dr. Klaus-Peter Wild, Generalbevollmächtigter der BvS und 

Dirk Groß-Blotekamp, Direktor des Bereiches Vertragsmanagement 2 der BvS 
(zu III. 3. des Untersuchungsauftrags). 

228 

13-232 

Informatorische Anhörung von Dr. Norbert Pfitzer, Schitag Emst Young, Deutsche 
Allgemeine Treuhand AG, Stuttgart als Sachverständigen (zu III. 3. des Unter- 
suchungsauftrags) . 

229 

13-233 

Zeugenvernehmung Gräfin Christine von Kageneck, ehern. Mitarbeiterin der THA. 

231 

13-234 

Beiziehung folgender Unterlage bei der UKPV: Telefaxschreiben, unterzeichnet von 
RudoUine SteindLLng, an die Deutsche Außenhandelsbank (DABA) über eine Geld- 
anlage in Höhe von 100 Mio. DM für die Dauer von 2 Jahren bei der DABA. 

233 

13-235 

Beiziehung der die Privatisiemng von VWS und MTW betreffenden Verträge, die die 
THA geschlossen hat, bei der BvS (zu III. 3. des Untersuchungsauftrags). 

234 

13-236 

Beiziehung von Unterlagen des 1. UA/12. WP, die sich im Archivbestand des Deut- 
schen Bundestages befinden; 

1. Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft bei dem KG, die dem 1. UA/12. WP ohne 
Anschreiben zugegangen und als Mat A 5, Bd. 23 und 61 archiviert worden sind. 

2. Beweismittelakten der Staatsanwaltschaft bei dem KG, die dem 1. UA/12. WP ohne 
Anschreiben zugegangen und als Mat A 5, Bd. 627 und 1458 archiviert worden 
sind. 

235 

13-237 

Beiziehung der folgenden Unterlage zu III 3. des Untersuchungsauftrages beim Bun- 
desrechnungshof : 

Bericht nach § 88 Abs. 2 BHO des Bundesrechnungshofes über die Prüfung der Priva- 
tisiemng der ostdeutschen Werften durch die THA/BvS an die BW AG, (Berhn, 
12. Juni 1996, Az. IX 5 - 3504/93 [Vulkan]). 

237 

13-238 

Beiziehung der folgenden Unterlage zu III 3. des Untersuchungsauftrages bei der BvS: 

Gutachten der SUSAT & Partner Wirtschaftsprüfungsgesellschaft zu den Einlagen der 
Ostwerften in das zentrale „cash concentration" der BW AG, Bremen. (Schlußbericht 
vom 5. September 1996, Hamburg, im September 1996 - 09633/G/.) 

237 
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13-239 

Beiziehung folgender Unterlagen bei der Staatsanwaltschaft 11 bei dem LG Berlin: 
Ermittlungsakte über das mit dem Az. 24 Js 56/94 gegen Erich Gaida alias Franz 
Markovic geführte Ermittlungsverfahren. 

238 

13-240 

Beiziehung folgender Unterlagen bei der Staatsanwaltschaft 11 bei dem LG Berlin: 

Ermittlungsakte über das mit dem Az. 22 Js 212/93 gegen Herbert Köhler und weitere 
ehern. MfS -Mitarbeiter im Zusammenhang mit der Gründung der Firma elbion tours 
GmbH geführte Ermittlungsverfahren. 

238 

13-241 

Beiziehung der folgenden Unterlage beim BStU: 

Akten über Georges Dimitriadis, geb, am 5. Juli 1939, Mitarbeiter der Integra und 
Intracom. 

239 

13-242 

Beiziehung der folgenden Unterlage beim BStU: 

Akten und Berichte des IMS „Gustav“. 

239 

13-243 

Beiziehung folgender Unterlagen bei der BvS: 

Klage seitens der BvS gegen Dipl. Ing. Hans E.W. Hoffmann. 

Schrift der Rechtsanwälte und Notare Gatjen, Hom & Partner. 

gerichtet an das LG Bremen - Zivilkammer - 28195 Bremen vom 28. Mai 1996, 
AZ S 8/2, bei der BvS. 

241 

13-244 

Beiziehung der folgenden Unterlagen bei der BvS: 

Zusammenfassende und ergänzende Stellungnahme der BvS, Az. U2 SV4/SV/841/92 
vom 15. April 1996 zum Sach- und Streitstand in der Verwaltungsstreitsache der 
Rudolfine Steindling gegen die BvS. 

242 

13-245 

Beiziehung der folgenden Unterlagen bei der BvS: 

Stellungnahme der BvS vom 16. September 1996 zum Ergebnis der bisherigen Beweis- 
aufnahme in der Verwaltungsstreitsache der Rudolfine Steindling gegen die BvS. 

242 

13-246 

Beiziehung der folgenden Unterlage beim Verwaltungsgericht Berlin: 

Urteü der 26. Kammer des VG Berlin vom 12. Dezember 1996 in der Verwaltungs- 
streitsache der Novum GmbH und ihrer AUeingeseUschafterin Rudolfine Steindling 
gegen die BvS. 

243 

13-247 

Beiziehung der folgenden Unterlage bei der Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin: 

Akten des gegen Michael Rottmann und weitere Personen in der Angelegenheit der 
Firma Wärmeanlagenbau GmbH mit dem Az. 22 Js 105/95 geführten Ermittlungsver- 
fahrens. 

244 

13-248 

Anforderung eines Berichts der BvS über die Privatisierungsfälle, bei denen Subven- 
tionen/Fördermittel der THA/BvS in das zentrale Cash-Management der Käufer 
abgeflossen sind. Der Bericht soll neben einer Übersicht über die privatisierten 
Ost-Untemehmen, bei denen Subventionen/Fördermittel in das zentrale Cash- 
Management abgeflossen sind, insbesondere Auskunft darüber geben 

- auf welcher Grundlage (vertragliche Vereinbarung) der Abfluß der Subventionen/ 
Fördermittel in das zentrale Cash-Management der Käufer erfolgt ist, 

- welche Sicherheiten für die vertraglich vereinbarte Verwendung dieser Subven- 
tionen/Fördermittel im einzelnen festgelegt worden sind, 

- inwieweit die zweckbestimmte Verwendung der Subventionen/Fördermittel von 
der THA/BvS nach den vertraglichen Vereinbarungen überprüft werden konnte/ 
kann und in welchem Umfang diese Prüfungen bisher tatsächlich durchgeführt 
worden sind, 

- bei welchen (außer BW AG) Feststellungen getroffen wurden, daß in das zentrale 
Cash-Management dieser eingeflossene Subventionen/Fördermittel zweckentfrem- 
det verwendet oder veruntreut worden sind, 

- ob und ggf. gegen welche Personen aus den betreffenden Unternehmen Strafanzei- 
gen wegen einer zweckentfremdeten Verwendung oder Veruntreuung der Subven- 
tionen/Fördermittel erfolgt sind. 

245 
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13-249 

Beiziehung der folgenden Unterlage aus dem Ennittlungsverfahren gegen Verant- 
wortliche der Novum GmbH, Az. 24/2 Js 75/91, bei der Staatsanwaltschaft II bei dem 
LG Berlin: 

Bericht der Schweizerischen Bundesanwaltschaft vom 18. Mai 1979 über das gerichts- 
polizeiliche Ermittlungsverfahren gegen das illegale Residentenehepaar Wolf-Klie. 

246 

13-250 

Beiziehung der folgenden Unterlage aus dem Ermittlungsverfahren 830 Js 7161/96 



bei der Staatsanwaltschaft Bremen: 



Bericht des Bundeskriminalamtes über das Ergebnis der im Auftrag der Bremer 

247 


Staatsanwaltschaft gegen Verantwortliche der BW AG wegen des Verdachts der 
Untreue im Zusammenhang mit der zweckentfremdeten Verwendung von Förder- 
mitteln für die ostdeutschen Werftbetriebe geführten Ermittlungen. 

(neu) 

13-251 

Beiziehung der folgenden Unterlagen bei der BvS: 

1. Gutachten der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft SUSAT & Partner zu den Einlagen 
der Ostwerften in das zentrale „cash concentration " der BW AG vom Juli 1996. 

2. Revisionsbericht der BvS Nr. 14/96 vom 30. Mai 1996 „Privatisierung und Vertrags- 
management zum Verkauf der Ostseewerften an den Untemehmensverbund 
Bremer Vulkan". 

3. Protokoll der Pressekonferenz vom 26. Februar 1996 der BvS über die nicht abgesi- 
cherten Geldanlagen der Ostwerften und die Auswirkungen der wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten der BVV. 

4. Vermerk der BvS über ein Gespräch nüt dem Vorstand der BW vom 7. September 
1995 über die kritische Lage der BW AG. 

5. Bericht der BvS vom 27. September 1996 zu den persönlichen Verantwortlichkeiten 
im Zusammenhang nüt den aus Anlaß der Privatisierung ostdeutscher Werften an 
die BW AG verlorenen öffentlichen Mittel und zu den vom Vertragsmanagement 
getroffenen Konsequenzen und Verbesserungen. 

248 

13-252 

Beiziehung des Schreibens der BW AG - unterzeichnet von dem damaligen Vorsit- 
zenden des Aufsichtsrates der BW, Dr. Scheider und dem damaligen Vorsitzenden 
des Vorstandes, Dr. Hennemann - an die THA vom 3. September 1992 bei der BvS. 

255 

13-253 

Beiziehung folgender Unterlage bei der BvS: 

Sämthche Spill-over Berichte der C & L Treuarbeit Deutsche Revision Wirtschaf tsprü- 
fungsgeseUschaft über die Geldanlagen von MTW-Schiffswerft GmbH, Wismar, und 
der Volkswerft GmbH, Stralsund, bei der BW AG . 

257 

13-254 

Beiziehung folgender Unterlage bei der BvS: 

Gutachten des THA -Vertrags contro hing vom 10. Februar 1994 zur Unterrichtung des 
THA -Vorstandes über die aus der Lage der BVV resultierenden Risiken. 

257 

13-255 

Beiziehung folgender Unterlage bei der BvS: 

Protokoll über das am 29. November 1995 bei der C & L in Bremen u.a. nüt dem 
Finanzvorstand der BW, Vertretern der Länder Bremen, Hamburg, Mecklenburg - 
Vorpommern und der BvS über die Lage der BW geführte Gespräch. 

257 

13-256 

Beiziehung folgender Unterlage beim Bundesnünister für Wirtschaft: 

Protokoll über das zwischen Vertretern des Bremer Senats und des BMWi am 
26. Oktober 1995 in Bonn geführte Gespräch über die bei der BW AG bestehende 
Liquiditätsunter deckung . 

258 

13-257 

Beiziehung folgender Unterlage beim Bundesnünister für Wirtschaft: 

Vermerk des zuständigen BMWi-Abteüungsleiters vom 8. November 1995 über die 
Information durch einen Vertreter einer deutschen Großbank über eine Liquidations- 
lücke bei der BW. 

258 

13-258 

Beiziehung folgender Unterlage beim Bundesnünister für Wirtschaft: 

Vermerk des zuständigen BMWi-Abteüungsleiters vom 30. November 1995 über ein 
erneut bei der BVV entstandenes Liquidationsloch in Höhe von 385 Mio. DM und 
über das am 29. November 1995 zwischen Bremen, Mecklenburg -Vorpommern und 
der BvS stattgefundene Gespräch. 

258 
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13-259 

Beiziehung der folgenden Unterlagen des 1. UA/12. WP, die sich im Archivbestand 
der Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages befinden: 

70 Kopien von Originaldisketten der Hauptabteilung XVIII/8 aus dem Bestand des 
Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehern. Deut- 
schen Demokratischen Republik, die am 11. Oktober 1994 in der Geheimschutzstelle 
des Deutschen Bundestages gezogen und dort mit der TgbNr 86/94 VS-Geheim regi- 
striert worden sind. 

260 

13-260 

Zeugenvernehmung Dr. Manfred Overhaus, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Finanzen (BMF). 

262 

13-261 

Anforderung eines Berichts bei der BvS über die Privatisierung der Mitteldeutschen 
Fahrradwerke Sangershausen. 

264 

13-262 

Anforderung eines Berichts bei der BvS über die Privatisierung der ostdeutschen Kali- 
industrie, ihrer Zusammenfassung in der Dachgesellschaft Mitteldeutsche Kali AG im 
Juni bzw. Dezember 1990, die nachfolgende Kooperation und Kooperationsbestre- 
bungen mit der BASF-Tochter Kali und Salz AG und die schließliche Fusionierung 
mit dieser bzw. deren Kali- und Steinsalzaktivitäten zur Kali und Salz GmbH. 

265 

13-263 

Zeugenvernehmung Claus-Dieter Seidel, ehern. Direktor für Import beim AHB Elek- 
trotechnik Export-Import und vorübergehend Leiter des TKB Elektrotechnik in 
Athen. 

267 

13-264 

Zeugenvernehmung Günter Scharfenberg, ehern. Justitiar der Zentrag. 

268 

(neu) 

13-265 

Zeugenvernehmung Dr. Eckart John von Freyend, ehern. Ministerialdirektor und Abtei- 
lungsleiter im Bundesministerium der Finanzen, zuständig für Aufgaben im Rahmen der 
Rechts- und Fachaufsicht des Bundesministeriums der Finanzen (BMF) über die THA. 

269 

13-266 

Zeugenvernehmung Dieter Uhlig, ehern. Leiter der Abteilung Handelspolitik des 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung und Beauftragter für Spezielle Technik 
(Waffenhandel). 

270 

13-267 

Anforderung eines Berichts der BvS über die Privatisierung der Raffinerie -Aktivitäten 
in Leuna und Zeitz und der Minol Mineralölhandel AG. 

271 

13-268 

Beiziehung von Unterlagen des 2. UA/12. WP, die sich im Archivbestand der Geheim- 
schutzstelle des Deutschen Bundestages befinden: 

Akten über die Privatisierung der Leuna-Werke, der Leuna Raffinierie und der Minol 
AG, die dem 2. UA/12. WP mit Übersendungsschreiben des BMF vom 4. Juli 1994, 

8. Juli 1994, 19. Juli 1994 und 25. Juli 1994 zugegangen und in der Geheimschutz- 
stelle des Deutschen Bundestages mit der TgbNr. 89/94 VS -Vertraulich registriert 
worden sind. 

272 

13-269 

Beiziehung von Unterlagen bei der BvS: 

Sämtliche von der THA/BvS in Auftrag gegebene, die Privatisierung der Raffinerie- 
Aktivitäten in Leuna und Zeitz und der Minol Mineralölhandel AG betreffende Gut- 
achten. 

273 

13-270 

Zeugenvernehmung Dr. Werner Bohl, Wirtschaftsprüfer der Wirtschaftsprüfungs- 
gesellschaft Susat & Partner, Hamburg. 

274 

13,-271 

Beiziehung von Unterlagen bei der BvS: 

Bericht über die Beweismittelauswertung der in dem Ermittlungsverfahren der Staats- 
anwaltschaft bei dem LG Bremen gegen Verantwortliche der BW AG wegen Untreue 
- Az. 830 Js 7161/96 - sichergestellten und eingesehenen Geschäftsunterlagen. 

275 

13-272 

Beiziehung von Unterlagen aus dem von den Untersuchungsrichterinnen Eva Joly 
und Laurence Vichnievsky gegen Verantwortliche der Firma Elf-Aquitaine wegen 
des Verdachts der Korruption geführten Ermittlungsverfahrens, soweit diese den Ver- 
kauf der Raffinerien in Leuna und Zeitz und des Minol-Tankstellennetzes an das 
Unternehmen Elf-Aquitaine zum Inhalt haben und/oder Hinweise auf mögliche 
Schmiergeldzahlungen an Personen oder Parteien in der Bundesrepublik Deutsch- 
land enthalten, im Rahmen der bestehenden Rechtshilfeabkommen bei den franzö- 
sischen Justizbehörden (Premier juge d'instruction beim Tribunal de grande Instance 
in Paris). 

278 
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13-273 

Beiziehung der folgenden Unterlage bei der BvS: 

Überlegungen des beratenden Anwalts der THA, Rechtsanwalt Dr. Michael Schütte, 
zu möglichen Auswirkungen der Insolvenz eines Großinvestors auf die ostdeutschen 
Beteiligungsuntemehmen und die für diese bestehenden Privatisierungsvereinbarun- 
gen. 

281 

13-274 

Beiziehung der folgenden Unterlage aus dem Ermittlungsverfahren 830 Js 7161/96 
bei der Staatsanwaltschaft Bremen: 

Protokoll über die im Zusammenhang mit den gegen Verantwortliche der BW AG 
wegen des Verdachts der Untreue geführten Ermittlungen erfolgten Vernehmung des 
beratenden Anwaltes der THA, Rechtsanwalt Dr. Michael Schütte. 

282 

13-275 

Beiziehung von Unterlagen beün BStU über Günter Scharfenberg, ehern. Justitiar bei 
der Zentrag. 

283 

13-276 

Beiziehung der Protokolle der öffentlichen Sitzungen des VG Berlin, 26. Kammer, 
vom 14. und 15. Oktober 1996 über die Vernehmungen des Zeugen Günter Scharfen- 
berg. 

284 

13-277 

Beiziehung der folgenden Unterlagen aus dem Emüttlungsverfahren gegen Verant- 
wortliche der Novum GmbH, Az. 24/2 Js 75/91, bei der Staatsanwaltschaft bei dem 
LG Berlin: 

Protokolle vom 16. August 1996 und 3. September 1996 über die Vernehmung des 
ehern. Justitiars der Zentrag, Günter Scharfenberg. 

285 

13-278 

Beiziehung der folgenden Unterlagen des 1. UA/12. WP, die sich Im Archivbestand 
des Deutschen Bundestages befinden: 

Akten des BStU über Dieter Uhlig - IM „Henry", die dem 1. UA/12. WP mit Übersen- 
dungsschreiben vom 12. Mai 1992 zugegangen und als Mat A 148/11 registriert wor- 
den sind. 

286 

13-279 

Anforderung eines Berichts der BvS über die Privatisierung der Elbewerft Boizen- 
burg. 

287 

13-280 

Beiziehung folgender Unterlage beim BMF: 

Schreiben des Bundesnünisteriums der Finanzen an den Vorsitzenden des Haushalts- 
ausschusses des Deutschen Bundestages „Bericht über die Gesamtzusammenhänge 
der Privatisierung der vier ostdeutschen Werften MTW, VWS, DMR und NIR" vom 
10. April 1996 (Vorlage des Bundesministeriums der Finanzen Nr. 55/96, Ausschuß- 
drucksache 1527 des Haushaltsausschusses, AZ VIII A 6-FB 5027 - 14/96 /IIA3- 
F 8455 -72/96). 

288 

281 

Beiziehung der folgenden Unterlage bei der Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin: 

Ermittlungsakte über das mit dem Az. 21 Js 5/96 gegen Sokrates Kokkalis geführte 
Ermittlungsverfahren . 

289 

13-282 

Beiziehung der folgenden Unterlagen beim Oberverwaltungsgericht Berün: 

Beschlüsse des OVG Berün vom 29. Aprü 1994 (Az. OVG 3 S 2/93 und OVG 3 S 21/ 
93) über die Bestätigung der Beschlüsse des Verwaltungsgerichtes Berün, 26. Kam- 
mer, vom 30. Juü 1992 über die Aufrechterhaltung der sofortigen VoUziehung der Be- 
scheide der THA an die Novum und an Rudolfine Stetndüng. 

290 

13-283 

Beiziehung der folgenden Unterlagen beim VG Berün, 26. Kammer: 

Beschlüsse des VG Berün vom 30. Juü 1992 (Az. VG 26 A 498/92 und VG 26 A 499/ 
92) über die Aufrechterhaltung der sofortigen VoUziehung der Bescheide der THA an 
die Novum und an Rudolf ine Stemdüng. 

291 

13-284 

Beiziehung der folgenden Unterlage bei der UKPV: 

Schreiben der UKPV vom 26. November 1991 an die Treuhandanstalt, mit dem fest- 
gesteUt wurde, daß die Novum dem Eigentum der SED/PDS zuzurechnen ist. 

292 

13-285 

Beiziehung der folgenden Unterlagen bei der BvS: 

Bescheide der THA vom 14. Januar 1992 an die Novum und an Rudolf ine Steindüng 
über die UntersteUung der Novum unter treuhänderische Verwaltung. 

293 

13-286 

Beiziehung der folgenden Unterlagen bei der BvS: 

Bescheid der THA vom 17. Juü 1992, mit dem angeordnet wurde, daß sich Rudolfine 
Stemdüng der Ausübung jegücher GeseUschafterrechte zu enthalten hat. 

293 
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13-287 

Beiziehung der folgenden Unterlagen bei der BvS: 

Widerspruchsbescheide der THA vom 28. August 1992, wonach die Bescheide vom 
14. Januar und 17. Juh 1992 aufrechterhalten werden. 

293 

13-288 

Beiziehung der folgenden Unterlagen bei der BvS: 

Strafanzeige der THA vom 19. Mai 1993 bei der Staatsanwaltschaft in Wien. 

293 

13-289 

Beiziehung der folgenden Unterlagen bei der BvS: 

Schreiben des damaligen Novum-Gesellschafters Helmut Fürbock vom 28. August 
und 10. September 1974 an Dr. Beil, worin die Novum als Zentrag-Betrieb bezeichnet 
wird. 

293 

13-290 

Beiziehung der folgenden Unterlagen bei der BvS: 

Eidesstattliche Versicherung von Helmut Fürböck vom 2. Juh 1993. 

293 

13-291 

Beiziehung der folgenden Unterlage bei der Staatsanwaltschaft 11 bei dem LG Berlin: 

Einstellungsverfügung aus dem gegen Rudolfine Steindhng unter dem Az. 27 a Ft 20.210/ 
93-47 geführten Ermittlungsverfahren bei der Staatsanwaltschaft Wien. 

294 

13-292 

Beiziehung der folgenden Unterlagen bei der Staatsanwaltschaft Magdeburg: 

Akten über das bei der Staatsanwaltschaft Magdeburg gegen die Mitteldeutsche Erd- 
öl-Raffmierie GmbH (Mider) wegen des Verdachts des Subventionsbetruges geführte 
und Inzwischen eingesteUte Ermittlungsverfahren. 

299 

13-293 

Beiziehung der folgenden Unterlage bei der BvS: 

Berufungsschrift der BvS gegen das Urteil des Verwaltungsgerichtes Berlin vom 
12. Dezember 1996 in Sachen Novum und Steindhng. 

300 

13-294 

Beiziehung der folgenden Unterlage bei der UKPV: 

Dokumente/Vermerke, die nach Beschlagnahme bei einem Notar dem OVG Berlin in 
den verwaltungsgerichtlichen Streitverfahren Novum und Steindhng vorgelegt wor- 
den sind. * 

300 

13-295 

Beiziehung der folgenden Unterlage bei der BvS: 



Schriftsatz der BvS vom 15. März 1995 im verwaltungsgerichthchen Streitverfahren 
Rudolf ine Steindhng . /. BvS, Az. VG 26 A 788.92. 

300 

13-296 

Anforderung ergänzender Auskünfte bei der BvS zu dem mit Beweisbeschluß 13-279 
angeforderten Bericht der Bundesregierung über die Privatisierung der Elbewerft 
Boitzenburg. 

301 

13-297 

Beiziehung der folgenden Unterlage beim Bundesminister für Wirtschaft: 

Bericht der Bundesregierung an die Europäische Union (EU) zu dem von der EU am 
23. Juh 1997 eingeleiteten Verfahren zur Überprüfung der Investitionskosten für den 
Neubau der Raffinerie in Leuna. 

303 

13-298 

Beiziehung der folgenden Unterlagen bei der Staatsanwaltschaft I bei dem LG Berlin: 

Akten und Beiakten des strafrechtlichen Ermittlungsverfahrens wegen Veruntreuung 
von SED/PDS- Vermögen gegen Wolf gang Langnitschke u. a. im Zusammenhang mit 
der Überweisung von Geldern der SED/PDS an die ETC-Tele-Com HandelsgeseU- 
schaft mbH (Az. 1 Bt Js 294/90). 

304 

13-299 

Beiziehung der folgenden Unterlagen bei der Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berhn: 
Akten und Beiakten des strafrechthchen Ermittlungsverfahrens wegen Veruntreuung 
von SED/PDS-Vermögen gegen Dr. Gerd Pehkan u.a. im Zusammenhang mit der 
Belvedere GmbH (Az. 22 Js 330/90). 

305 

13-300 

Beiziehung der folgenden Unterlagen bei der UKPV: 

Unterlagen über die Gründung und den Betrieb der Medienuntemehmen EMF und 
EMG durch Verantworthche der SED/PDS im Zeitraum bis zum 3. Oktober 1990. 

306 

13-301 

Beiziehung der folgenden Unterlagen bei der UKPV: 

Unterlagen über die ORVAG und deren Tochtergesellschaften. 

307 

13-302 

Beiziehung der Akten über den OV-„ Krokus" beim BStU. 

308 

(neu) 
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13-303 

Beiziehung folgender Unterlagen bei der Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin: 

Akten des gegen Martin Schlaff und weitere Personen wegen des Verdachts der Un- 
treue zu Lasten des Staatshaushaltes der ehern. DDR bzw. der Firma BIEG, Robotron, 
u. a. mit dem Az. 21 Js 4/96 geführten Ermittlungsverfahrens. 

309 

13-304 

Beiziehung folgender Unterlage bei der 14. Großen Strafkammer bei dem LG Berlin: 

Anklageschrift in dem bei der 14. Großen Strafkammer bei dem LG Berlin mit dem 
Az. 21 Js 17/94 gegen Waltraud Lisowski, Dr. Wilhelm Schwettmann und weitere Per- 
sonen geführten Strafverfahren. 

310 

13-305 

Zeugenvernehmung Dr. Karl-Heinz Stegemann alias „IMS Henry", stellvertretender 
Generaldirektor des AHB Elektrotechnik. 

311 

13-306 

Beiziehung von Akten des BStU über Dr. Karl-Heinz Stegemann. 

312 

13-307 

Anforderung der folgenden Unterlage bei der Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin: 

Übersendung eines Sachstandsberichts zu dem dort mit dem Az. 21 Js 39/94 gegen 
Waltraud Lisowski und Detlef von der Stück geführten Ermittlungsverfahren. 

313 

13-308 

Beiziehung der folgenden Unterlage beim 4. Strafsenat des OLG Düsseldorf: 

Anklageschrift in dem beim 4. Strafsenat des OLG Düsseldorf gegen Werner Scheele 
wegen des Verdachts der geheimdienstlichen Agententätigkeit für die Hauptverwal- 
tung (HVA) des MfS geführten Strafverfahren. 

314 

13-309 

Beiziehung folgender Unterlagen bei dem Präsidenten des Sächsischen Landtags: 

1. Protokoll der Vernehmung von Wolfgang Langnitschke am 16. Juli 1991 vor dem 
„Untersuchungsausschuß zur Arbeitsfähigkeit des Sächsischen Landtags". 

2. Protokoll der Vernehmung von Dr. Gerd Pelikan am 24. September 1991 vor dem 
„Untersuchungsausschuß zur Arbeitsfähigkeit des Sächsischen Landtags". 

320 

13-310 

Beiziehung folgender Unterlage bei dem LG Berlin: 

Anklageschrift der Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin in dem bei dem LG Berlin 
mit dem Az. 514-5/96 gegen Verantwortliche der Firma Leybold-Heraeus GmbH, 
Hanau und weitere Personen wegen des Verdachts der Lieferung von Embargowaren 
an Unternehmen der DDR anhängigen Verfahren. 

319 

13-311 

Zeugenvernehmung Walter Leisler Kiep, früherer Schatzmeister der CDU. 

279 

13-312 

Zeugenvernehmung Dieter Holzer. 

280 

13-313 

Zeugenvernehmung Dr. Klaus Schucht, ehern. Vorstandsmitglied der THA. 

302 

13-314 

Beiziehung folgender Unterlagen des 1. UA/12. WP, die sich im Archivbestand des 

318 


Deutschen Bundestages befinden: 

Akten der Abteilung IS, die dem 1. UA/12. WP mit Übersendungsschreiben des BMI 
vom 16. August 1991 zugegangen und als Mat A 29, TgbNr. 5/91 geh. archiviert wor- 
den sind. Gleichzeitig wird um Prüfung gebeten, inwieweit die o. a. Akten, insbeson- 
dere die darin enthaltenen BND-Berichte, die dem abweichenden Bericht der Abge- 
ordneten Ingrid Koppe, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zum Bericht des 1. UA/12. WP 
als Anlage 1 bis 7 beigefügt worden sind, auf „offen" herabgestuft werden können. 

(neu) 

13-315 

Beiziehung folgender Unterlagen bei der BvS: 



Die von den Geschäftsführern der Wärmeanlagenbau GmbH, Dr. Voigt und Langer, 
mit einem Anschreiben an die THA, Zwinscher, vom 28. Januar 1991 übermittelten 
„Auswirkungen einer Liquidation der Wäremeanlagenbau Berlin GmbH auf die THA 
und darüber hinaus auf die Bundesregierung". 

322 

13-316 

Die von der Creditreform Berlin Wolfram KG, Auskunftei, am 26. April 1994 gegebene 
Konzeptauskunft über die PCE Realtec GmbH Beratergesellschaft für Immobilienver- 
waltung. 

322 

13-317 

Beiziehung von Unterlagen bei der BvS: 

Publik Deed of the Minol-Leuna agreements between Treuhandanstalt, SNEA und 
Thyssen (TED- Vertrag) vom 31. Juli 1992. 

323 

13-318 

Anforderung eines ergänzenden Berichts über die Privatisierung der Firma Holz- 
handel Berlin/Brandenburg bei der BvS. 

324 
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13-319 

Beiziehung folgender Unterlage bei der 19. Großen Strafkammer bei dem LG Berlin: 

Anklageschrift in dem bei der 19. Großen Strafkammer bei dem LG Berlin mit dem 
Az. 21 Js 28/94 gegen Dr. Peter Welzel geführten Strafverfahren. 

325 

13-320 

13-321 

13-322 

13-323 

13-324 

13-325 

Anforderung eines abschließenden schriftlichen Berichts bei der BvS, UKPV, ZERV, 
Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin, dem Bundesamt für Finanzen und Bundes- 
verwaltungsamt über die Ergebnisse ihrer Tätigkeit mit Stand 2. Januar 1998 bis 
Mitte Februar 1998, soweit sie getroffene Feststellungen in den dem 2. UA bereits vor- 
gelegten Berichten ergänzen und/ oder Bezug zum Untersuchungsauftrag haben. 

327 

13-326 

Beiziehung folgender Unterlagen bei der 14. Großen Strafkammer bei dem LG Berlin: 

Anklageschrift in dem bei der 14. Großen Straf kaimner bei dem LG Berlin mit dem 
Az. 22 Js 145/91/Gerichtsaktenzeichen 514-10/97 gegen Georg Benjamin wegen des 
Verdachts des Betruges bei der Umstellung von Transferrubel auf D-Mark geführten 
Strafverfahren. 

326 

(neu) 

13-327 

Beiziehung folgender Unterlagen bei der 14. Großen Strafkammer bei dem LG Berlin: 

Anklageschrift in dem bei der 14. Großen Strafkammer bei dem LG Berlin mit dem 
Az. 22 Js 333/90/Gerichtsaktenzeichen 514-3/97 gegen Ulrich Göppner und Eberhard 
Henke wegen des Verdachts des Betruges bei der Umstellung von Transferrubel auf 
D-Mark geführten Strafverfahren. 

326 

(neu) 

13-328 

Beiziehung folgender Unterlagen bei der 14. Großen Strafkammer bei dem LG Berhn: 

Anklageschrift in dem bei der 14. Großen Strafkammer bei dem LG Berhn mit dem 
Az. 22 Js 465/93/Gerichtsaktenzeichen 514-14/96 gegen Dr. Klaus Braunsdorf, Helga 
Kowalski, Oto Ozura und Igor Gorokhov wegen des Verdachts des Betruges bei der 
Umstellung von Transferrubel auf D-Mark geführten Strafverfahren. 

326 

(neu) 

13-329 

Zeugenvernehmung Dr. Grünewald, früherer Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen. 

328 

13-330 

Beiziehung der folgenden Unterlagen beim Bundeskanzleramt: 

Akten des Bundeskanzleramtes über die Privatisierung der Raffinerien in Leuna und 
Zeitz und der Minol Mineralölhandel AG und über die damit in Zusammenhang 
stehenden Aktivitäten des Bundeskanzleramtes. 

329 

13-331 

Anforderung eines Berichts des Bundesrrünisters der Verteidigung über dort vorhe- 
gende Erkenntnisse zur Zusammenarbeit des Bereiches KommerzieUe Koordinierung 
mit der Mihtärischen Aufklärung der Nationalen Volksarmee (NVA) der Deutschen 
Demokratischen Repubhk. 

330 

13-332 

Beiziehung der folgenden Unterlage beim Bundesverwaltungsamt: 

ProtokoU über die Vernehmung von Horst Müher am 5. November 1991 durch das 
Bundesverwaltungsamt nüt dem damit im Zusammenhang stehenden Bericht über 
die Abwicklung der HVA-Firma Intertechna. 

331 

13-333 

Anforderung eines Berichts des Bundesministers der Finanzen mit Stand 2. Januar 
1998: 

Bericht über die Vergleiche zwischen der Firma Metallurgiehandel i. L. und der 
Thyssen-Gruppe. 

334 

13-334 

Anforderung eines Berichts des Bundesministers der Finanzen irüt Stand 2. Januar 
1998: 

Bericht über den im Zusammenhang mit dem Konsortialdarlehen Dresden zwischen 
dem BMF, der Stadt Dresden, der Lomer AG und der BIEG geschlossenen Vergleich. 

334 

13-335 

Anforderung eines Berichts des Bundesministers der Finanzen mit Stand 2. Januar 
1998 über die Abwicklung des Transferrubel- Verrechnungsverkehrs. 

335 

13-336 

Beiziehung der folgenden Unterlage bei der 12. Kammer bei dem KG: 

UrteU der 12. Kammer bei dem KG mit dem Az. 12 U 6234/96, 90 414/96 in dem einst- 
weihgen Verfügungs verfahren Elf Aquitaine gegen die BvS (BvS). 

336 

13-337 

Beiziehung der folgenden Unterlage des 1. UA/12. WP, die sich im Archivbestand des 
Deutschen Bundestages befindet: 

Beweismittelakte, Band 537 der Staatsanwaltschaft bei dem KG über die Stiftung 
NITA, die durch den 1. UA/12. WP beigezogen und dort als Mat A 5 Bd. 537 registriert 
worden ist. 

337 
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13-338 

Beiziehung der folgenden Unterlage des 1. UA/12 WP, die sich im Archivbestand des 
Deutschen Bundestages befindet: 

Akte Effect 23, die dem 1. UA/12. WP aufgrund des Beiziehungsbeschlusses 12-8 mit 
Übersendungsschreiben des BMF vom 23. September 1991 zugegangen und dort als 
Mat A 58 registriert worden ist. 

338 

13-339 

Beiziehung der folgenden Unterlagen bei der BvS: 

Tagebuchaufzeichnungen mit dienstlichem Inhalt des Dr. Klaus Schucht aus der Zeit 
als Vorstandsmitglied bei der THA und die den Aufzeichnungen beigefügten Kopien 
von dienstlichen Unterlagen, die beim Bundesarchiv hinterlegt worden waren und 
sich nunmehr im Verfügungsrecht der BvS befinden. 

339 

(neu) 

13-340 

Beiziehung der folgenden Unterlage bei der Staatsanwaltschaft I bei dem LG Berlin: 

Ermittlungsakte über das mit dem Az. 3 Wi Js 682/97 gegen Rechtsanwalt Manfred 
Schmidt geführte Ermittlungsverfahren. 

340 

13-341 

Beiziehung der folgenden Unterlagen bei der 14. Großen Strafkammer bei dem LG 
Berlin: 

Anklageschrift in dem bei der 14. Großen Strafkammer bei dem LG Berlin mit dem 
Az. 22 Js 105/95 gegen Heinz Langener, Dr. Siegfried Dieter Voigt, Dr. Dieter Schäfer, 
Gottfried Hanschke und Alexander Hanschke geführten Strafverfahren. 

341 

13-342 

Beiziehung der folgenden Unterlage bei der BvS: 

Schreiben des Rechtsanwaltsbüros Rölfs-Bühler und Partner an den von der BvS ein- 
gesetzten Liquidator der Fa. Duft- und Aromastoffe GmbH Mütitz vom 16. Mai 1995 
und 19. Juni 1995. 

342 

13-343 

Beiziehung der folgenden Unterlage bei der BvS: 

Änderungsvertrag über die Reduzierung des Kaufpreises für den Erwerb der Firma 
Duft- und Aromastoffe GmbH Miltitz. 

342 

13-344 

Beiziehung der folgenden Unterlagen bei der BvS: 

Sämtlicher Schriftverkehr der Firma Heinz mit der BvS im Vorfeld des Änderungs- 
vertrages über die Reduzierung des Kaufpreises für die Firma Duft- und Aromastoffe 
GmbH Miltitz. 

342 

13-345 

Anforderung eines Berichts über die Privatisierung der Firma Duft- und Aromastoffe 
GmbH Mütitz bei der BvS. 

343 

13-346 

Anforderung eines Berichts über die Privatisierung der Baumaschinenfabrik Welzow 
GmbH bei der BvS. 

344 

13-347 

Beiziehung der folgenden Unterlage bei der 19. Großen Strafkammer bei dem LG 
Berlin: 

Anklageschrift in dem bei der 19. Großen Straf kanuner bei dem LG Berlin mit dem 
Az. 23 Js 8/96 gegen den Vorstandsvorsitzenden der Thyssen AG Dieter Vogel und 
gegen weitere verantwortiiche Personen des Konzerns wegen des Verdachts der 
Untreue geführten Verfahren. 

345 

13-348 

Beiziehung der folgenden Unterlage bei der Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin: 

Urteü der 19. Großen Strafkammer bei dem LG Berlin in dem mit dem Az. 21 Js 28/94 
gegen Dr. Peter Wenzel geführten Strafverfahren. 

346 

13-349 

Beiziehung der folgenden Unterlage beim Bayerischen Obersten LG München: 

Anklageschrift in dem beim Bayerischen Obersten LG München mit dem Az. 3 St 11/96 
gegen Jörg Sieg wegen des Verdachts der Lieferung von Embargogütem an das Mini- 
sterium der Staatssicherheit der ehern. DDR geführten Strafverfahren. 

347 

13-350 

Beiziehung der folgenden Unterlagen bei der 10. Strafkammer des LG Stuttgart: 

Urteü der 10. Strafkanuner des LG Stuttgart in dem mit dem Az. 10 Kls 60/96 gegen 
Dieter Mössinger wegen Untreue geführten Strafverfahren. 

349 

13-351 

Beiziehung der folgenden Unterlage bei der 14. Strafkanuner des LG Stuttgart: 
Anklageschrift in dem bei der 14. Strafkammer des LG Stuttgart gegen Karl Deffner 
mit dem Az. 14 Kls/161 Js 42352/97 wegen des Verdachtes des Betruges, der Untreue 
und Bestechhchkeit geführten Strafverfahren. 

350 
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Beiziehung der folgenden Unterlagen bei der 8. Strafkammer des LG Stuttgart: 

Anklageschrift in dem bei der 8. Strafkammer des LGs Stuttgart gegen Sven Thomas 
Andreas, Alfred Mucha und Josef Ruppert mit dem Az. 8 Kls/161 Js 25441/94 wegen 
Betrug, Bestechlichkeit und Untreue geführten Strafverfahren. 

351 

13-353 

Urteil der 8. Strafkammer des LG Stuttgart in dem mit Az. 8 Kls 206/94 gegen Wilfried 
Glock und Dr. Wolfgang Greiner wegen Untreue und Bestechlichkeit geführten Ver- 
fahren. 

351 

13-354 

Anforderung eines Berichts bei der BvS über die Privatisierung der Möbelwerke in 
Malchin, Güstrow, Flau am See und Teterow. 

354 

13-355 

Beiziehung von Unterlagen bei der 22. Großen Strafkammer bei dem LG Berlin mit 
dem Az. (522) 21 Js 48/94, KLs (71/96) gegen Richard Müller und drei ehern. MfS- 
Mitarbeiter geführten Strafverfahren. 

355 

13-356 

Beiziehung von Unterlagen beim BMWi: 

Akten des BMWi über die Privatisierung der Raffinerien in Leuna und Zeitz und der 
Minol Mineralölhandel AG und über die danüt im Zusammenhang stehenden Aktivi- 
täten des Ministeriums. 

356 

13-357 

Beiziehung von Unterlagen beim BMF: 

Akten des BMF über die Privatisierung der Raffinerien in Leuna und Zeitz und der 
Minol Mineralölhandel AG und über die damit im Zusammenhang stehenden Aktivi- 
täten des Ministeriums. 

357 

13-358 

Beiziehung von Unterlagen bei der BvS: 

Berufungsbegründungsschrift der BvS gegen das Urteü der 4. Zivilkammer des LGs 
Bremen vom 19. November 1997 in dem Rechtsstreit der BvS gegen Vorstandsnüt- 
glieder der BW AG. 

358 

13-359 

Beiziehung folgender Unterlage bei der BvS: 

Schreiben der BvS vom 16. Juli 1996 an die Volkswerft GmbH, Stralsund, (VWS) nüt 
der Aufforderung, einen testierten Spill-over-Bericht zu korrigieren. 

359 
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Generaldirektors der Zentrag, 
Werner Würzberger, vom 19. 2. 1992 
zur Vorlage beim VG Berlin; 
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9 . SED/PDS -Vermögensverschiebungen 
(insbesondere Belvedere) 

behandelt werden. 
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mbH vom 29. 6. 1992 mit Vollmacht 
der THA für Dr. Werner Grebe und 
Untervollmacht für Joachim Dobrikat 
(Beilage 214...), 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode DrUCksacIlG 13/10900 


^ CD 
C ^ 

•S S 

[T] Th 

^ w 


a> 

I 

CO 


I ^ 

2 g 

5-3 

(0 C/3 


Oi 

l e' 
G!) ^ 

^ 'S 

^ ^ CD 


^ *53 

13 c/5 

S S 


5 <u 

q; (0 
T3 t: 

5 B 
ß 5 


(£5 

05 


<D 

05 


<£) 

05 


05 ß^ g’ 
X3 d Ö 
ß E 2 
'S =2 

p ß -ß 

I 

H ß ^ 

> 


ß 2^ 

s 

X3 2 
(0 X3 
"ß ß 

.S-J 

w 


«0 

.ß 

ß 



cs . cs 

o o o 
> cs ^ 


CD 

05 


CD 

05 


CD 

CD 


'S ß 

2'S 

D ß 
T w 

< 


cs 

cs 


CO 

cs 


Tf 

cs 


CQ 

PQ 


CO ^ 

I o 

CO UU 


CO 

00 


I 

CO 


149 



Dmcksach6 13/10900 Deutscher Bundestag ~13. Wahlperiode 


0^1 
g I 

G 0) 
m 

W 


J| 

^ 2 

- ffl i>> 


<N 


* «J 


^ *53 

^ C/3 


Oi 


o 

(N 




(£> 

05 


CO 

O) 



!>- 

CT> 


O 

CM 


O) 




O) Q) Gf^ 

. t/J 

<3) <N t; 

rn.! in ^ 


G ? 

^ S 

-O ^ 

fö 

.s-j 

w 


Oi 


00 

00 


^ CO o 
^ O) K 




IX 

<3^ 

05 

<35 

T-l 


'T^ 

CM 

CM 

CM 


X5 

G 



O 

< 

■S m 


0) 

u 

CO 

0 

1 ^ 

< p 

D>> 
G i« 
O <1) 

I? 

e o. 

^ .l=i 

|d 

G <D 
<D ^ 

N 0) 


05 

CO 

CO 

CO 

CO 

CO 

CO 

CO 

<o 

(A 

<35 

<35 

<35 

C35 

<35 

<35 

C35 

<35 

^ € 



t-H 


H— 1 


t-H 

t-H 

'S ^ 

T-l 








U) 

05 

r^' 




tx 



r^’ 










1 









u 

G 'G 

■M* 


00 


uo 

CO 

0»- 

CO 

C- u 

tH 


''t 






n <0 

1 

CM 

CM 





T-H 


< 











uo 

CO 


cx> 

C35 

O 


M 

00 Cfl 

CO 

CO 

CO 

CO 

CO 

<35 

05 

Z 

^ t: 

^-H 

r-^ 






PQ 

1 o 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

PQ 

00 Uh 

00 

00 

00 

00 

00 

00 

00 







t-H 



150 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode DrUCkS3Ch6 13/1 0900 


o>f 

§ .S> 

.3 .SS 

m M 

W 




r*«. 


S r*' 


c*«. 

CO 

CJ5 

05 

05 


u ^ 


<35 

<35 




05 


<35 



CO 

S’ 



N CO 


cd 

CS 




CO’ 

5-1 

cd 



ö 






cs 


cs 


cs 

CO 

> cs 

cd 


cs 


Ö 

Q) 

.'S 


M 

S 2 !£. 


<D 

O) 

O) 



fv. 

r^ 


r*» 

05 


05 

<35 

<35 

05 

CO 


S’ 

cd 


Ö 

r^‘ 


cd 


CS 


CS 

cs 


O) 


lO 


05 

CN 


05 ^ 
Ö ^ 

J2 ^ 

'S ^ 

■S -1 

m 


05 

<35 

05 

05 

r*- 

<35 

rv 

<35 

CO 

'S* 


•d 

cd 

cd 

CO 



ö 

cs 

ö 

cs 

cd 

cs 








CO 

r*- 




r*- 


<35 

<35 

<35 

05 

05 

<35 

<35 

CS 




'tH 



CS 

CS 

cs 

oc5 

CS 

CS 

cd 


(t 

ö 



<15 

t/l 

(O 

CO 

CO 

CO 

CO 

CO 

CO 

CO 

CO 

CO 

CO 

CO 

CO 

05 

05 

<35 

<35 

<35 

C35 

05 

05 

C35 

05 

<35 

<35 

chic 

am 







T— ( 









▼H 

T— ( 


tH 




▼H 

▼H 

(/) 

<15 

rO 




r*-' 







r*-' 

t^' 


(D 

05 


U <D 

s« 
9 S 
< 


05 


O 

lO 


cs 

m 


CO 

uo 


CN 

CO 


CO 

CO 


CO 


r*- 


00 


05 


CO 

o 

cs 



cs 

CO 


in 

CO 


<30 

<35 

o 

y-{ 

<N 

CO 

'S» 

05 

<35 

05 

05 

05 

05 

05 

<35 

o 

o 

o 

o 

o 

z 

1 




tH 

1 

tH 

1 

1 

▼H 

1 

cs 

1 

cs 

1 

cs 

1 

cs 

cs 

PQ 

PQ 

1 

CO 

1 

CO 

1 

CO 

1 

CO 

1 

CO 

1 

CO 

1 

CO 

1 

CO 

1 

CO 

1 

CO 

1 

CO 

1 

CO 

1 

CO 



T-l 

▼-I 





tH 


tH 

tH 

tH 


151 



Drucksache 13/10900 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


(0 .2^ 

C 0) 
iii ’S 


ci S S ^ 

p.^ ^ -’S .'S 

^ ^ Qj m U 

^ ^ Ä 

«g CS 0) 

n S i£:iü 




CK 

CK 




(£> 

^ m 

c4 <J 2 

t>«. 

!>» 


O) 

O) 

O) 

O) 

O) 

O) 

O) 

Oi 

O) 

03 

d 

uS 

O) 

d 

d 

d 

i-H 


CO 










* (0 1 




d 

id 

in 

d 

cs 

d 

d 

2S2 

cd 

r^* 

'S" 


cs 

cs 


cs 

cn 

T— 1 


cs 


i) ß ü 
-Q -2 Ä 
(0 g U 
& C 'C 
X5 o; (u 
<*^03 


fg 
2 & 
CD <Ü 

V. 

Ö B 

'S ß 

5::^ 


CD 

03 

CD 

O) 


CS 



cd 

03 







, , 



r*» 


n«. 



03 

03 

03 

03 

t/3 

03 

C33 

C73 

(J3 

CJ3 

03 

03 

d 

cd 

in 

03 

'S 

d 

d 

d 


cd 


'S' 





o 








cd 

in 

in 

[Xh 

d 

cs 

d 

d 

cd 

r^‘ 

'S' 

03 

^-H 


cs 


cs 


cs 

CO 

T-H 


cs 


03 ^ 

!>• 

03 

n«. 

CJ3 

03 

03 

03 

03 

C33 

CK 

O) 

03 

XJ ^ 

(tj -o 

03 

cs 

d 

in 

d 


CS 

'S' 

'S' 

'S 

CS 

in 

d 

d 

d 

cd 

in 


' 

.3 ^ 
w 

cs 

cs 


cs 

s-H 

^-H 

cs 


r*» 


t: 


CD 




CD 




03 


<?3 



r*» 

(73 


C's 



CJ3 

cs 

03 

C73 

03 


C33 

03 

03 

3 ß 





CS 



o ^ 

r*-' 





^-H 



t-H 


03 

03 

^-H 

C3d 


cs 

cd 

^-H 

r^' 

cs 

CS 


03 

J=! 

S 


> TD TD 




O T3 ü 'S (1> 

> M 'S ,S pO 

M 0) 2 O o 

^ -g ’S 'O o> 

? fl TS ^• 
fi oj 2 

s O) £i ^ ; 

J3 — ö cs 

.2 ’S K 2 ^ 

« i E s 

CQ S T3 Z 


K 

03 

CD 

03 

CD 

CD 

CD 


CD 


CD 

CD 

CD 

CD 

CD 

CD 

i/i 

(73 

C73 

(73 


(73 


03 

03 

03 

03 

03 

03 

-§ 2 


CS 

CS 

CS 


CS 


cs 

CS 

CS 

CS 

CS 

CS 

D (0 

U 



t-H 





^-H 

s-H 




t-H 

U5 

03 

'S' 

in 

in 

in 


in 


in 

in 

in 

in 

in 

in 

D 




























- 














2 'S 

m 

CD 


00 


03 


o 

r-^ 

cs 

CO 

'S* 

m 








cs 

CS 

cs 

cs 

cs 

cs 

9 ^ 

cs 

CS 

cs 

cs 


cs 


cs 

cs 

cs 

cs 

CS 

cs 

< 















m 

CD 

00 

(73 

o 

s-H 

cs 

CO 

'S' 

m 

CD 


00 

o 

O 

o o 

O 


s-H 




^-H 

^-H 



z 

cs 

1 

CS 

1 

cs cs 

1 1 

CS 

cs 

cs 

cs 

1 

cs 

1 

cs 

1 

cs 

1 

cs 

cs 

1 

cs 

(i 

m 

1 

CO 

1 

CO 

1 1 

CO CO 

1 

CO 

1 

CO 

1 

CO 

1 

CO 

f 

CO 

1 

CO 

1 

CO 

1 

CO 

1 

CO 

1 

CO 

t-H 





T— t 




t-H 





152 






Drucksache 1 3/1 0900 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


^ Öl 

Ch E. 
(0 

•S ^ 

m Ti 
^ W 


C! . 

rK ^ 5 a> 

o5 < 2 ^ 

“ o 


00 ^ 


■ s " i S I - 

cs ^ ^ c/) cs 


m 

ö M c ® c o 

<0 


■«f -i s <¥ s ;5 'S H 5 w ?5 .li 

7) cs t cs 2 ^ ^ U 


C 

£ c/o 

S -ß 

$ u 
to ^ 

CO 'S 


^ S 

Ö5 2; ö 

2<2'H 
’S 1 o 
2 S 2 ^ 


CN ^ 


CO 

< 2 

I 2 


g ^ 
■'S 'S 
cJd ^ 

00 q; 

210 


Ö ^ 

Ql ^ 

C/) 

»o 'S -jg 

^ rn U 


'S I 00 43 

22 2^0 


rH 

§ O 

0 ) <0 
'Ö ’S 
o B 
G § 


CO 

CJ5 

CO 

CJ) 

CK 

O) 

CK 

CJ> 

CS 

^-H 

cs 





CO 

cs 

ö 

cs 



Ol _ 
G Öl 

Ö S 
'Ö ^ 

^ G 

.s-j 

w 


'S 

43 

G 


J 0^ G G 
^ W SJ 'ö! 
'S ^ ^ U 


pq 



G 

41 

V) 

(/] 

’S ß 

43 fO 
U 

t/i 

41 

43 


CO 

CJ) 


O) 


O) 


u <D 

2-S 

Q <ö 
I w 

< 


CO 

cs 


CO 

cs 


CO 

cs 


CO 

cs 


OQ 

OQ 


I 

CO 


CO 

CO 

cs 

I 

CO 


CO 

cs 

I 

CO 


00 

CO 

cs 

I 

CO 


154 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/10900 


rK 

O) ^ S ^ 


ts aJ ^ 00 S ^ * 

, . ^ 7 o 2 7 2 ' 

' CO fl I o ■ fl > i/i • fl 

CO •'^COm'^'^COco'^'^^ 


^ < 2 ^ 
00 Z- ^ c/3 

S 5? 2 


_ 53 (u c/3 

Oi ^ ^ in ö 43 

•fl'cN 

SS22°2S2 ^o 


^ S ^ 

O) < JJ 00 
00 fl • o 
;dS2:i 


M 0> w. 

0) C ^ 
XJ 3 S 

<=! S 2 


Ti M 

5 'S 

fl 5 

ö <2 S 

ll - 

a Ä 3 


XJ w g 

S g w 

a> ti 
^ Ö)-Ö 

^ ^ 
fl 0 CD 

3 . 2 ; 'S 

‘3 ^ ^ 
E N 5 
w < S 


XJ 

fi • 1 
de 

M 3 

0^ V) fl 

IPI 

!>« 6 n< a 


gN 

a !*i g 

s 

S ^ oi 
ß ® ^ 
cft JT? ^-1 
(TJ M-l fl 


fl ^ fl 
'Ö c .1=! 
M q 3 5? 

§ g,s 

B 2 

a 

I- s 

?CN 43 

2 CN S 

•g CN 

E N ’S 
w < ^ 


CD rtl 
Qi ^ W 
ß ^ Qi 
(X) ö^ •t-* 

e |ä 
2 •5 2 
S ‘H o> 
iiüS 
§ S g 


■g 2 

IP 

fi-s-c 
SS S 
E 0? > 


Q S • 

B 

2i^ o 

ij O) fl 
O 00 H 
Qi O) -g 

ü 5 

Uh !> 'O 

42 ^ fl 
=:3 g fl 

G 3 

Qi . ö> 


Ö) :fl 

JS < ^ 
-3 ” 

Q 2 J- 

^ fl ti 

fi 

® G ^ 

D> G Uh 
Qi O Qi 

o»2 

c/3 ä 5 

> Qi fl 

« ^ Ä 
« e c/} 
^ S G 

w fl r 

^ B ü 

Qi 5 c 
-ti 'S Qi 
Qi ® ^ 
vj M PQ 
Qi , uo 
0>> uo 
fl ^ 00 


O G 
43 g 
ü w g 

.55 i« g 

” s® 

g fl uo 

G h-j O) 
Qi tH 
'G 00 
fl -ß ^ 

Gh G V 

^ ’C .' : 


^‘- G 4 ^ N 

g E 9 < 

*.C OQ .G - 

U Gi I (j) 
Qi ^ G ^ 
Uh 2S Qi 
fl CN S m 

2 g 00 

Z 03 

Qi CQ _< 

c « ü i 

G G J > 


S 2 'S 

'S > S ® x 

§-■§1« 

3> M;S 

a * g 

fi N ö P Si 

§ i I S 
■s?<sls 
SSS i'g 
S«a;>'s 

e S o. Ö ^ 

flSII 

9 S. ^ "O o 
S P g d S 
d S o *2 s 

N 2 > « 


(/} 

(/} 

r*^ 

Oi 

O) 

r»* 

O) 

05 

0 Ö 





S 3 



h-H 


ü 

(/} 

0) 

CO 

cd 

cd 

cd 

h-H 

h-H 

^-H 


Xi 





'ü Qi 

G 43 

00 

00 

05 

05 


155 




DrUCksachG 13/10900 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


fo 2^ 

3 (ü 
m Th 

W 


2S 2 


J3 C/5 

1-5 

^ 05 C/2 OJ 

o 


G C 

fl 

<0 QJ CO ’q; 

< 2 ^ ^ 2 ^ 

I ^ TS I ^ 

S 2 si 


m ^ 

• fl ' CM 

N S 2 Si 


G 

OJ 

cö fl I 2 ^ 

^S2si2 


^2 
fl I 

S2 


0) 

G 

T3 

l-H 

o 

CN 


tK 

<«2 
fl I 

S2 


§ C/5 

.'S 

q; U 

<N 'S 


05 ^ 

G 3 





G 0) 

05 fO 

05 

CK 

05 

CK 

05 

05 

'O Ti 

M d) 

CM 

CM 

CM 

CM 

< ^ 

CO 

CO 

cö 

CN 



G^ 05 

§ § 
TJ ^ 
fÖ ^ 
Gh fl 

.3 

w 


ß 



<D 0) 

pq ^ 


^ ~ <D ^ 
C/5 W T3 C/3 


beschlösse] 

am 

30. 1.97 

30. 1.97 

• 

30. 1.97 

20. 2. 97 

U 0» 





G 43 

CM 

CO 


LO 

C U 



Tf 


Q fl 

CM 

CM 

CM 

CM 

1 CO 
< 






»O 

C£5 

CK 

00 





Tf 


CN 

CM 

CM 

CM 

m 

PQ 

CO 

CO 

CO 

CO 



^-H 



156 



13-248 245 20.2.97 - inwieweit die zweckbestimmte Verwen- 

Forts. dimg der Subventionen/Fördermittel 

von der THA/BvS nach den vertraglichen 
Vereinbarungen überprüft werden 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/10900 



0) M 

- 

■S 3 1 

'S 

p «I 

S ö ^ 

S 0 o 

«J Sr 


PQ ^ 

M O; 

±3 S 


•fH Ch ^ 

0) 0) 03 
^ 'Ö N 


g S 

£ ’ö 
ö ^ o 


03 03 
" ^ Ti 

s « d 

CZ) *0 .5 
o; S "" 

ö g pj 

<D »N <13 

c/1 ö 

U ^ I 

<1^ U ^ 

53 03 3 

•S » 2 

<D N .3 


^ <D :0 

g 'Ö 

0 ? S 

^ § g 

3 -Ö -rt 

& S Ö 

03 03 oj 


Wi 

^ s 

s &s 

^ ß S I 

3 03 3 ’ 
03 b > 

o , 

ö 4S Z 

03 *1: M ■ 
03 03 03 

o ä ■» ; 

II 1' 

03 w a ■ 
fi 2 ' 

03 03 ^ 
CQ 'O > • 


03 ^ äi'r 
’S 'C ^ o 

s 03 03 ^ 

« ^ £ s 

I sl-S 

•c^ 8>C 

IIIb 


^ 2 w (ü 

M ^ 03 03 

■s i-S g, 
s > a g’ 
w 5 2 g 
■fe I a s 


^ CO g 
•B CO S 
ö c ^ 
03 g P3 

5" ö c 
£«2 
fei 'S u 

O 03 


Q) Q Xi 
CQ W cn 


<0 ^ 

2 £ 

03 -t-» “ 

^ cn 03 

:p JS 

s s ü 
«23 

S Sg 

S « 2 

s| I 
I §>1 

« g g 
^ < o> 

S S 03 

3 -S 03 

CÖ ü 

(/5 fÖ 

03 “ Ä 

Ti W U 

Sl| 

■c 

03 M Ö 
PP W fÖ 


r*- 

05 

<N 

Ö 

<N 


03 

(N 

Ö 

CN 


CD 

CN 


0 

03 

s 

(M 



157 


BW AG wegen des Verdachts der Untreue 
im Zusammenhang mit der zweckentiremde 
ten Verwendung von Fördermitteln für die 
ostdeutschen Werftbetriebe geführten 
Ermittlungen. 
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Dr. Heimemann - an die THA 
vom 3, 9. 1992 bei der BvS. 
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mation durch einen Vertreter einer deut- 
schen Großbank über eine Liquidations- 
lücke bei der BW. 
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Zwinscher, vom 28. 1. 1991 übermittelten 
„Auswirkungen einer Liquidation der 
Wärmeanlagenbau Berlin GmbH auf die 
THA und darüber hinaus auf die Bundes- 
regierung". 
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4. Verzeichnis der zur Beweiserhebung beigezogenen Materialien (A-Materialien) 


Mat A 
(Bd.-Nr.) 

BB 

(A-Druck- 

sache) 

Inhalt 

Eingang am 

verteilt am 

Bemerkungen 
Umfang (Seiten) 
Datenbank: ja/nein 

13-1 

13-1 

(1) 

13-20 

(21) 

13-21 

(29) 
13-22 

(30) 

Bundestags-Drucksachen Nr. 1 2/3462, 
12/3920, 12/4500, 12/4832, 12/4970, 
12/7600, 12/7650, 12/8595, 12/5650, 
13/2600, 13/1750 

2. November 
1995 

22. Novem- 
ber 1995 

24. Novem- 
ber 1995 

Güther, 

Abg. Dr. Reinartz 
Abg. Dr. Röhl 

Dr. Rein, BMI 

Abg. Seile, 

Abg. Steiger 

Abg. Singhammer 
Abg. Lanfermann 

13-2 

13-29 

Schreiben BStU vom 4. Dezember 1995: 

6. Dezember 

6. Dezember 

16 Seiten 

(180) 

(46) 

Beiziehung von Unterlagen der HA 

XVIII des MfS/siehe Text Mat A 13-6. 

1995 

1995 

ja 

13-2a 

(370) 

13-29 

Schreiben BStU vom 20. März 1997 
betreffend Ausdruck und Übergabe 
einer Namensliste mit über 

13 000 Namen und anderen Unterlagen. 

20. März 

1997 

26. März 

1997 

2 Seiten 
nein 

13-2b 

(371) 

13-29 

Schreiben BStU vom 24. März 1997: 
Übergabe einer Namensliste mit über 

13 000 Namen und anderer Unterlagen. 

24. März 

1997 

27. März 

1997 

320 Seiten 
nein 

13-3 

13-19 

Übersendungsschreiben BRH vom 

6. Dezember 

6. Dezember 

7 Seiten 

(203) 

(20) 

4. Dezember 1995: Verzeichnisse mit 
Prüfungsvorgängen, in denen BRH Fest- 
stellungen zu den unter III. des Untersu- 
chungsauftrags genannten Themen ge- 
troffen hat und die abgeschlossen sind 
i. S. d. Urteils des BVG vom 17. Juli 1984 
(BVerfGE 67, S. lOOff., S. 139): 

1. Prüfungsvorgänge, die bereits 
Gegenstand einer Aktenanforderung 
des 1.UA/12.WP gewesen sind und 
die vom Untersuchungsauftrag des 

2. UA/ 13. WP erfaßt werden; 

2. alle übrigen Prüfungsvorgänge, 

die Nr. III des Untersuchungsauftrags 
betreffen und dem 2. UA/13. WP nicht 
geliefert worden und zwischenzeitlich 
abgeschlossen sind. 

1995 

1995 

ja 

13-4 

13-2 

Übersendungssschreiben des BMI vom 

21. Dezember 

22. Dezember 

22 Seiten 

(181) 

Ziff.2 

(2) 

20. Dezember 1995: Bericht der UKPV 
über die Ergebnisse ihrer Tätigkeit, 
soweit er die in den Berichten des 1. und 
2. UA/12. WP getroffenen Feststellungen 
ergänzt und Bezug zum Untersuchungs- 
auftrag des 2. UA/13. WP hat. 

1995 

1995 

ja 

13-4a 

13-2 

Übersendungsschreiben BMF vom 

25. Januar 

26. Januar 

(auch Mat B 1) 

(181/1) 

Ziff. 2 

25. Januar 1996: Stellungnahme des 

Direktorats Sonder- und Bundesfinanz- 
vermögen der BvS zum Bericht der 

UKPV (nicht angefordert). 

1996 

1996 

16 Seiten 
ja 

13-5 

13-2 

Übersendungsschreiben Polizeipräsident 

5. Januar 

8. Januar 

109 Seiten 

(300) 

Ziff. 3 
(2) 

in Berlin vom 20. Dezember 1995: 

Bericht der ZERV vom 28. Dezember 

1994 zum Beweisbeschluß sowie zu 
Fragen der Fraktionen (Anlage 1), 
Jahresbericht der ZERV für 1994 
(Anlage 2), Bericht der ZERV vom 

27. November 1995 (Anlage 3). 

1996 

1996 

ja 
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Mat A 
(Bd.-Nr.) 

BB 

(A-Druck- 

sache) 

Inhalt 

Eingang am 

verteilt am 

Bemerkungen 
Umfang (Seiten) 
Datenbank: ja/nein 

13-6 

13-29 

Schreiben BStU vom 11. Januar 1996 

12. Januar 

15. Januar 

3 Seiten, 

(202) 

(46) 

(Punkt 1) betr. Beiziehung von Akten des 
BStU über die Hauptabteilung XVIII 
des MfS, einschließlich Diskettenaus- 
drucken, die von Willy Koch, ehemahger 
Leiter der Abteüung XVIII/8 des MfS, 
an den BND weitergegeben wurden. 
(Übersendung von Übersichten zu 
Unterlagen der HA XVIII [3 Anlagen]). 

1996 

1996 

Anlg. 27 S. 
ja 

13-6a 

(122-123a) 

13-29 

Übersendungsschreiben BStU vom 

4. März 1996 (Punkt 1) betr. Ausdruck 
von Disketteninhalten der HA XVIII, 
Übersendung einer Liste ausgewählter 
Deskriptoren anhand der dem Ausschuß 
vorhegenden Deskriptorenhste, 
Übersendung von ausgewählten Unter- 
lagen anhand dieser Deskriptorenhste 
(VS-Registratur, Teile davon VS- 
Vertraulich, Tgb.Nr. 2.UA- 13-01/96 
VS-Vertr., Ausleihliste Pos. 1-36). 

6. März 1996 

11. März 1996 

3 Ordner 
(1 644 Seiten) 
ja 

100 Seiten 
Geheimschutz- 
stelle 

13-6 b 
(176-179) 

13-29 

Übersendungsschreiben BStU vom 

19. April 1996 betr. 

1. spezifizierte Beiziehung von Unter- 
lagen der HA XVIII/7 und 8 gern. 
Beschluß des 2. UA in der 7. Sitzung 
am 1. Februar 1996, 

2. Unterlagen der HA XVIII, die Aufstel- 
lungen enthalten über 

- westhche Firmen, in denen DDR- 
Geschäftsführer tätig sind, 

- gemischte GeseUschaften mit DDR- 
Beteüigung, 

- westhche Firmen/Kontaktpersonen 
zum Bereich KoKo, 

- Parteifirmen, die im Verantwor- 
tungsbereich des MAH hegen. 

3. Dienstanweisungen/Befehle zur 
Arbeitsweise des MfS mit Bezug 
zu den Bereichen Wirtschaft und 
Außenhandel der DDR. 

Ausleihhste Pos. 1-31 (VS-Registratur, 
Teile davon VS-Vertraulich, 

Tgb.Nr. 03/96 VS-Vertr., Ausleihliste 

Pos. 2-7, 9, 10, 14, 15, 18-20) 

24. April 1996 

2. Mai 1996 

4 Ordner 
(1 400 Seiten) 
ja 

50 Seiten 
Geheimschutz- 
stelle 

13-6c 
(s. dazu 
200) 

13-29 

Schreiben BMI vom 10. Juni 1996 betr. 
die Nichtherausgabe von Unterlagen 
durch den BStU zu OV „Rechner" und 
OV „Kaskadeur", da sie derzeit Gegen- 
stand laufender Ermittlungen der UKPV 
sind (s. auch Mat A 13-45, 13-46). 

10. Juni 1996 

12. Juni 1996 

2 Seiten 
ja 

13-6d 

(331-332) 

13-29 

Übersendungsschreiben BStU vom 

12. Dezember 1996: Unterlagen zu 

OV „Rechner". 

17. Dezember 
1996 

18. Dezember 
1996 

881 Seiten 
nein 

13-6e 

(337-340) 

13-29 

Übersendungsschreiben BStU vom 

18. Dezember 1996: Unterlagen zu 

OV „Kaskadeur". 

20. Dezember 
1996 

30. Dezember 
1996 

1 062 Seiten 
ja 

13-6f 

(457) 

13-29 

Übersendungsschreiben BStU vom 

7. Oktober 1997: Übersendung Unterla- 
gen zu OV „Kaskadeur". 

10. Oktober 
1997 

17. Oktober 
1997 

6 Seiten 
nein 
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MatA 

(Bd.-Nr.) 

BB 

(A-Dnick- 

sache) 

Inhalt 

Eingang am 

verteilt am 

Bemerkungen 
Umfang (Seiten) 
Datenbank: ja/nein 

13-6g 

(457/1) 

13-29 

Übersendungsschreiben BStU 
(ohne Datum): Kopie der Tonband - 
aufzeichnung mit der Archivsignatur 
MfSHAXVIIin^ 58. 

2. Dezember 
1997 

3, Dezember 
1997 

9 Seiten 
nein 

13-6h 

(457/2) 

13-29 

Übersendungsschreiben BStU vom 

16. Dezember 1997: Übersendung 
weiterer Unterlagen zum Komplex 
Embargohandel/IMS „Hans". 

22, Dezember 
1997 

22. Dezember 
1997 

1 Ordner 
nein 

13-6i 

(457/3- 

457/5) 

13-29 

Übersendungsschreiben BStU 
vom 2. Februar 1998: Übersendung 
weiterer Unterlagen zum Komplex 
Embargohandel. 

5. Februar 

1998 

6. Februar 

1998 

1 304 Seiten 
nein 

13-6j 

13-29 

Übersendungsschreiben BStU vom 

9. April 1998: Übersendung weiterer 
Unterlagen aus dem Bestand der HA 
XVIII/8 sowie aus den IM-Vorgängen 

„Kran", „Günter Richter" und „Olaf". 

17. April 1998 

17. April 1998 

9 Ordner 
nein 

13-6k 

13-29 

Übersendungsschreiben BStU vom 

22. April 1998: Übersendung weiterer 
Unterlagen zum Komplex „Das Zusam- 
menwirken des MfS mit den Leitern von 
Staats- und Wirtschaftsorganen bei der 
politisch-operativen Sicherung der 
Volkswirtschaft" , 

24. April 1998 

4. Mai 1998 

129 Seiten 
nein 

13-7 

13-31 

(53) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

15. Januar 1996: 17 Aktenkartons mit 
Kopien der Unterlagen des BMF und der 
BvS an die Geheimschutzstelle über den 

Verkauf von Anteilen der Deutschen 
Handelsbank AG an die BfG-Bank AG 
(VS-Reglstratur Tgb.Nr. 2. UA- 13 - 
01/96 geh) Anl. 02 u. 03 geh = 47 BL, 

Anl. 01, 04-17 VS-Vertr.). 

16. Januar 
1996 

17. Januar 
1996 

Anschreiben 

Geheimschutz- 

stelle 

13-8 

(7) 

13-2 

Zilf. 1 
(2) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

17. Januar 1996: Bericht der BvS über 
die Ergebnisse ihrer Tätigkeit. 

17. Januar 
1996 

18. Januar 
1996 

(Anschreiben 

Inhaltsverz.) 

124 Seiten 
ja 

13-9 

(182) 

13-13 

(14) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

17. Januar 1996: Von der BvS zusam- 
mengestellte Unterlagen über Status, 
Geschäftsführer, Kapital- und Beteili- 
gungsverhältnisse von in BB 13-13 auf- 
geführten KoKo-Firmen. 

17. Januar 
1996 

18. Januar 
1996 

16 Seiten 
ja 

13-10 

(183) 

13-14 

(15) 

Übersendungsschreiben BMF 
vom 17. Januar 1996: Von der BvS 
zusammengestellte Unterlagen über 
Status, Treuhandverhältnisse an 
Geschäftsanteilen und Abwicklung 
von im BB 13-14 aufgeführten Firmen. 

17. Januar 
1996 

18. Januar 
1996 

38 Seiten 
ja 

13-11 

(8) 

13-36 

(60) 

Schreiben BMF vom 30. November 1996 
mit Nutzungsgenehmigung der BvS 
bzgl. der an den 1. UA/12. WP über- 
sandten Unterlagen der THA über 
die Anstalt Mondessa, Vaduz 
(vom 1. UA/12. WP registriert als 

Mat A 360): Grundvermerk KroU/Webers 
vom 14. Oktober 1992, Vollmachten. 
Präsidialanstalt-Unterlagen Vaduz 
(u.a. Zessionserklärung Präsidial- Anstalt 
Vaduz, Statuten der Anstalt Mondessa), 
Finanzbestand, Nassau. 

31. Januar 
1996 

2. Februar 
1996 

1 Ordner 
ja 
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Mat A 
(Bd.-Nr.) 

BB 

(A-Dnick- 

sache) 

Inhalt 

Eingang am 

verteilt am 

Bemerkungen 
Umfang (Seiten) 
Datenbank: ja/nein 

13-12 

(184) 

13-30 

(51) 

(Übersendungs-) Schreiben BStU vom 

11. Januar 1996 (Punkt 2 des Schreibens) 
betr.: 

5. Februar 

1996 

6. Februar 

1996 

2 Seiten 
ja 



Unterlagen der Abteilung Finanzen des 
MfS (Ziff. 1), 






Unterlagen der Abteilung Rückwärtige 
Dienste der HVA des MfS (Ziff. 2 ), 




(1-6) 

Ziff. 3, 4, 5 

Unterlagen des SWT des MfS (Ziff. 3), 



1 886 Seiten 



Unterlagen über die Finnen Intercoop 
AHB (Ziff. 4), 



ja 



Unterlagen über die Rolle der Akademie 
der Wissenschaften der DDR (Ziff. 5), 




(9-15) 


Übersendungsschreiben BStU vom 

2. Februar 1996: Teillieferung Unter- 
lagen der HVA, Bereich SWT (Ziff. 3). 



3 529 Seiten 
ja 

13-12a 

13-30 
Ziff. 1 

Zwischennachricht BStU vom 

23. Februar 1996 (Punkt 2) betr. Umfang 
und Herausgabe von Unterlagen der 

Abteilung Finanzen des MfS. 

26. Februar 
1996 

5. März 1996 

76 Seiten 
ja 

13-12b 

(120) 

13-30 
Ziff. 3 

Übersendungsschreiben BStU vom 

4. März 1996 (Punkt 2): Lieferung von 
weiteren Unterlagen der HVA, Bereich 
SWT, Ausleihliste Pos. 37-39. 

6. März 1996 

11. März 1996 

311 Seiten 
ja 

13-12C 

(128) 

13-30 
Ziff. 1 

Übersendungsschreiben BStU 
vom 2. April 1996: Inhaltsangaben und 
Teillieferung von Unterlagen der 

Abt. Finanzen des MfS (24 Anlagen). 

4. Aprü 1996 

9. April 1996 

390 Seiten 
ja 

13-12d 

(184/1) 

13-30 
Ziff. 4 

Übersendungsschreiben BStU vom 

15. November 1996: Übergabe von 
VS-Vertr. Unterlagen über die Firmen 
Intercoop AHB, Intercoop GmbH und 
Intracom, Athen an die Geheimschutz- 
stelle (VS-Registratur Tgb.Nr. 2. 

UA- 13-10/96 VS-Vertr.) mit Schreiben 
des BStU vom 17. September, 23. Sep- 
tember 1997 und 10. Dezember 1997 
herabgestuft auf teilweise „offen" und 
VS-NfD. (s. Mat A 13-45 a). 

21. Novem- 
ber 1996 

26. Novem- 
ber 1996 

4 Ordner 
(1 036 Seiten) 
Geheimschutz- 
stelle 

13-12e 

(361) 

13-30 
Ziff. 4 

Übersendungsschreiben BStU vom 

24. Februar 1997: Übergabe von weite- 
ren Unterlagen zur Firma Intracom 
(s. auch Mat A 13 -45c und 13-46 b). 

27. Februar 
1997 

3. März 1997 

290 Seiten 
nein 

13-12f 

(458) 

13-30 
Ziff. 4 

Übersendungsschreiben BStU vom 

7. Oktober 1997: Übersendung von wei- 
teren Unterlagen zur Firma Intracom 
(siehe auch Mat A 13-45 d und 13 -46 c). 

10. Oktober 
1997 

17. Oktober 
1997 

44 Seiten 
nein 

13-12g 

(458/1) 

13-30 
Ziff. 4 

Übersendungsschreiben BStU 
vom 18. November 1997: Übersendung 
von weiteren Unterlagen zum Komplex 
Intracom/Kokkalis (siehe auch Mat A 
13-45e und 13-46d). 

20. Novem- 
ber 1997 

21. Novem- 
ber 1997 

329 Seiten 
nein 
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Mat A 
(Bd.-Nr.) 

BB 

(A-Druck- 

sache) 

Inhalt 

Eingang am 

verteilt am 

Bemerkungen 
Umfang (Seiten) 
Datenbank: ja/nein 

13-13 

13-38 

Genehmigungsschreiben Senatsverwal- 

8. Februar 

14. Februar 

12 Ordner 

(16-26) 

(62) 

tung für Justiz, Berlin, vom 31. Januar 
1996 zur Beiziehung von Unterlagen des 
Kanmiergerichts Berlin über Konten von 
Unternehmen oder Personen, die zum 
Bereich KoKo gehörten, bei der Otto 
Scheurmann Bank-KG (vom 1. UA/12. WP 
registriert als Mat A 5, Bd. 1091/1092 
und Mat A 368, Bd. 1-6, Bankauszüge 
der Bank für Handel und Effekten und 
der Otto Scheurmann Bank-KG). 

1996 

1996 

ja 

13-14 

13-51 

Genehmigungsschreiben BMI vom 

21. Februar 

26. Februar 

499 Seiten 

(27) 

(76) 

21. Februar 1996 zur Beiziehung der 
dem 1. UA/12. WP vorgelegten Unter- 
lagen des BMI betr. Auflösung des 
Vermögens von MfS und KoKo-Flnanz- 
vermögens (vom 1.UA/12.WP registriert 
alsMat A21,Bd. 2). 

1996 

1996 

ja 

13-15 

13-52 

Zwischenbescheid Genehmigungsschrei- 

21. Februar 

26. Februar 

211 Seiten 

(28) 

(76) 

ben BStU vom 21. Februar 1996 zur 
Beiziehung der dem 1. UA/12. WP vorge- 
legten Unterlagen (vom 1. UA/12. WP 
registriert als Mat A 148, BKK 531 - 
Unterlagen zu Peter Lindemann und BKK 
1357 - Handakte Karl-Heinz Herbrich, 
letzter Leiter der AG BKK). 

1996 

1996 

ja 

13-15a 

(124-126) 

13-52 

Genehmigungsschreiben BStU vom 

12. März 1996 zur Beiziehung der dem 

1. UA/ 12. WP vorgelegten Unterlagen 
(vom 1. UA/12. WP registriert als Mat A 
121, Ordner 5 u. 8, BKK 94 - Kommer- 
zielle Kontakte des AHB IMES, Bd. I, 

BKK 97 - Korrespondenz der HA Kader 
und Schulung -AG BKK, BKK 155 -Aus- 
züge über politisch-operative Sicherung 
des Reiseverkehrs von Bürgern der 

DDR. Mat A 142, Ordner 8, BKK 79 - 
OM „Braun" - Geschäfte mit Im- und 
Export GmbH, BRD, BKK 80 - Feind- 
aktivitäten gegen Mitarbeiter des BKK, 
BKK 82 - Handelsembargo, 

BKK 93 - Korrespondenz der AG BKK 
mit den Bezirks Verwaltungen). 

12. März 1996 

14. März 1996 

3 Ordner 
(1089 Seiten) 
ja 

13-16 

13-50 

Genehmigungsschreiben BMJ vom 

22. Februar 

26. Februar 

2 Ordner 

(29-30) 

(76) 

20. Februar 1996 zur Beiziehung der 
dem 1. UA/12.WP vorgelegten Unter- 
lagen (vom l.UA/12. WP registriert als 
Mat A 15, Bd. 1 und 2). Akten des 
Ermittlungsverfahrens des GBA gegen 
Dr. A. Schalck-Golodkowski, Manfred 
Seidel und Karl Meier wegen des 
Verdachts geheimdienstlicher Agenten- 
tätigkeit Az. 3 BJs 913/91. 

1996 

1996 

(395 Seiten) 
ja 
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Mat A 
(Bd.-Nr.) 

BB 

(A-Druck- 

sache) 

Inhalt 

Eingang am 

verteüt am 

Bemerkungen 
Umfang (Seiten) 
Datenbank: ja/nein 

13-17 

13-8 

Übersendungsschreiben BMI vom 

26. pebruar 

27. Februar 

234 Seiten 

(31) 

(8) 

21. Februar 1996: Unterlagen Bundes- 
verwaltungsamt im Nachgang zur 
informatorischen Anhörung Abtei- 
lungspräsident Schütz (BVA) (3 Tätig- 
keitsberichte des BVA- Vermögensauf- 
klärung/Finanzvermögen des MfS für 
den Zeitraum 1991-1995, Handbuch der 
Sparkasse des MfS; Befragungsproto- 
kolle des letzten Leiters der Sparkasse 
des MfS, Werner Hennig; Aufstellung 
der vom MfS genutzten Sparkassenkon- 
ten; Protokolle zur Übergabe von Unter- 
lagen der Abteilung Finanzen an den 
BStU). 

1996 

1996 

ja 

13-18 

13-42 

Übersendungsschreiben BMJ vom 

26. Februar 

27. Februar 

256 Seiten 

(32) 

(66) 

23. Februar 1996: Bericht des GBA über 
Erkenntnisse zur Auswertung von 
Disketten der HA XVIII/8 des MfS durch 
die Abteilung Staatsschutz des BKA im 
Auftrag der Bundesanwaltschaft zu den 
drei Beweisthemen des BB 13-42; Ver- 
merk des GBA vom 26. Januar 1995: 
Wesentliches Ergebnis der Ermittlun- 
gen in dem Ermittlungsverfahren gegen 
Dr. A. Schalck-Golodkowski wegen 
Verdachts geheimdienstücher Agenten- 
tätigkeit (3 Bis 913/91-3). 

1996 

1996 

ja 

13-18a 

(185) 

13-42 

Übersendungsschreiben BMJ vom 

19. März 1996: Schreiben des GBA beim 
Bundesgerichtshof vom 12. März 1996 
im Nachgang zum Schreiben GBA vom 

7. Februar 1996: Angaben zur Anzahl 
der lesbaren und unlesbaren Disketten 
mit Datenbeständen der HA XVIII/8 
sowie über die Anzahl der an das BKA 
übergebenen Leerdisketten. 

21. März 1996 

22. März 1996 

1 Seite 
ja 

13-19 

(33-110/1) 

13-46 

(72) 

Genehmigungsschreiben GBA vom 

22. Februar 1996 zur Beiziehung der 
dem 1. UA/12. WP vorgelegten Unter- 
lagen des GBA: Ermittlungsverfahren 
gegen Dr. A. Schalck-Golodkowski, 
Manfred Seidel und Karl Meier wegen 
Verdachts geheimdienstücher Agenten- 
tätigkeit u. a. in Verbindung mit Embar- 
goverstößen, Az. 3 BJs 913/41-3 
(teüweise VS-Geh. und VS-Vertr.) 

(im 1. UA/12.WP registriert als Mat A 332) 
(VS-Registratur, Tgb.Nr. 2. UA-13-02/96). 

28. Februar 
1996 

11. März 1996 

78 Ordner- 
10 812 Seiten 

12 Ordner 
Geheimschutz - 
stelle 

ja 

13- 20 
(298) 

13-43 

(67) 

Übersendungsschreiben BK-Amt vom 

29. Februar 1996: Übersendung des 

Berichtes des Präsidenten des BND über 
Geschäftstätigkeit der DDR-Firmen 
Intercoop AHB und Intercoop GmbH 
sowie über die RoUe der Akademie der 
Wissenschaften der DDR. 

1. März 1996 

4. März 1996 

VS-NfD 

43 Seiten 
ja 
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13-21 

(299) 

13-45 

(69) 

Übersendungsschreiben BK- Amt vom 

29. Februar 1996: Übersendung des 
Berichts des Präsidenten des BND über 
vom BND gewonnene Erkenntnisse aus 
der Auswertung von an den BND durch 
Willy Koch übergebenen Disketten 
über: Unterlaufen von Embargobestim- 
mungen durch westdeutsche Unterneh- 
men, Einflußnahme der HA XVTII des 

MfS auf außenwirtschaftliche Tätigkeit 
der DDR mit Geschäftspartnern aus der 
BRD, operative Zusammenarbeit Bereich 
KoKo mit HVA des MfS. 

l.März 1996 

4. März 1996 

VS-NfD 

71 Seiten 
ja 

13-22 

(186) 

13-58 

(85) 

Beiziehung des dem 1. UA/12. WP durch 
BMF übersandten Berichts des BMF an 
den Haushaltsausschuß des Deutschen 
Bundestages betreffend Wirtschafts- 
kriminalität im Zusammenhang mit der 
deutschen Vereinigung (Schäden durch 
kriminelle Handlungen im Bereich Trans - 
femibel und Währungsumstellung) 

(im 1. UA/12. WP registriert als Mat B 128). 

29. Februar 
1996 

(mdl. Geneh- 
migung BMF 
10. Sitzung) 

5. März 1996 

12 Seiten 
ja 

13-23 

(187) 

13-7 

(7) 

Übersendungsschreiben BMI vom 

21. Februar 1996: Schreiben Sekretariat 
UKPV vom 12. Februar 1996 an Vorsit- 
zenden des 2. UA/13. WP zur Anhörung 
Prof. Dr. Papier; Übersendung Kopie des 
Beschlusses des Präsidiums des PDS- 
Parteivorstandes vom 21. Dezember 

1989 über zu treffende Maßnahmen zur 
Sicherung des Vermögens der SED/PDS. 

23. Februar 
1996 

5. März 1996 

7 Seiten 
ja 

13-24 

(111-117) 

13-48 

(76) 

Genehmigungsschreiben Staatsanwalt- 
schaft II bei dem LG Berlin vom 26. Fe- 
bruar 1996 zur Beiziehung der Akten des 
Ermittlungsverfahrens der Staatsan- 
waltschaft beim KG Berlüir Az. 2 Js 7/90, 
gegen Dr. A. Schalck-Golodkowski und 
Manfred Seidel wegen des Exports 
von Veteranenfahrzeugen der Firmen 
INTERPORT und INTRAC Handels- 
geseDschaft mbH in die BRD. 

(im 1.UA/12.WP registriert als Mat A 5 E, 
Bd. 12, 22, 32, 36, 59, 67, 81). 

1. März 1996/ 
5. März 1996 

11. März 1996 

7 Ordner 
(2 122 Seiten) 
ja 

13-25 

(118-119) 

13-49 

(76) 

Genehmigimgsschreiben Staatsanwalt- 
schaft II bei dem LG Berlin vom 26. Fe- 
bruar 1996 zur Beiziehung von Beweis- 
mittelakten der Staatsanwaltschaft beim 
KG Berlin zum Ermittlungsverfahren 
gegen Dr. A. Schalck-Golodkowski und 
Manfred Seidel wegen des Exports von 
Veteranenfahrzeugen der Firmen. 
INTERPORT und INTRAC Handels- 
gesellschaft mbH in die BRD, 

Az. 2 Js 7/90 (im 1. UA/12.WP registriert 
als MatA5B, Bd. 40, 156). 

1. März 1996/ 
5. März 1996 

11. März 1996 

2 Ordner 
(732 Seiten) 
ja 

13-26 

(127) 

13-59 

(88) 

Genehmigungsschreiben BStU vom 

12. März 1996: Beiziehung der Handakte 
Manfred Seidel (im 1. UA/12.WP regi- 
striert als Mat A 148, BKK 1389). 

12. März 1996 

14. März 1996 

126 Seiten 
ja 
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13-27 

(129) 

13-55 

(80) 

Übersendungsschreiben des General- 
staatsanwalts der Staatsanwaltschaft I 
bei dem LG Berlin vom 26. März 1996: 

Akten des Ermittlungsverfahrens gegen 
ehemaligen Mitarbeiter der THA, Hans- 
Joachim Reuther, Az. 1 Bt Js 292/93. 

3. April 1996 

9. Aprü 1996 

316 Seiten 
ja 

13-28 

(130) 

13-12 

(12) 

Schreiben BStU mit Anlagenverzeichnis 
vom 29. März 1996 zu im Rahmen der 
Anhörung Gauck am 18. Januar 1996 
gestellten Fragen der Zusammenarbeit 
zwischen dem MfS und der NVA, hier 
insbesondere des militärischen Nach- 
richtendienstes (Schreiben 6 Seiten, 

14 Anlagen). 

3. April 1996 

9. Aprü 1996 

103 Seiten 
ja 

13-29 

(188) 

13-9 

( 9 ) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

11. Aprü 1996: Vermerke Ltd. RD 

Knaack, Bundesamt für Finanzen, im 
Nachgang zur informatorischen Anhö- 
rung am 29. Februar 1996 über 

1. die Entstehung/ Aufgaben der Gruppe 
Währungsumstellung einschl. einer 
Statistik; 

2. die Auflösung eines Rücklagenfonds 
der HYA beim MfS. 

11. Aprü 1996 

15. April 1996 

7 Seiten 
ja 

13-30 

(131) 

13-47 

(75) 

Übersendungsschreiben BStU vom 

25. März 1996: Lieferung von Unterlagen 
der HA Kader und Schulung (HA KuSch) 
zu Werner Hennig, ehemaliger Leiter 
der Abteilung Finanzen des MfS. 

3. Aprü 1996 

9. Aprü 1996 

266 Seiten 
ja 

13-31 

(132) 

13-60 

(89) 

Genehmigungsschreiben BStU vom 

15. April 1996: Beiziehung von Disket- 
tenausdrucken der HA XVlll/8 des MfS 

(im 1. UA/12. WP registriert als 

Mat A 3651, Bd. 15). 

15. Aprü 1996 

16. Aprü 1996 

490 Seiten 
ja 

13-32 

(133) 

13-67 
(98 neu) 

Genehmigungsschreiben Staatsanwalt- 
schaft II bei dem LG Berlin vom 12. April 
1996: Beiziehung der Ermittlungsakte 

Bd. 4 des Verfahrens 21/2 Js 7/90 gegen 
Dr. A. Schalck-Golodkowski wegen 
Verdachts der Untreue pp. (im 1. UA/12. 
WP registriert als Mat A 5, Bd. 4). 

17. Aprü 1996 

2. Mai 1996 

97 Seiten 
ja 

13-33 

(134-139) 

13-68 
(98 neu) 

Genehmigungsschreiben BMJ und GBA 
vom 16. April 1996: Beiziehung von 
Sachakten des GBA zum Ermittlungs- 
verfahren gegen Dr. A. Schalck-Golod- 
kowski, Manfred Seidel und Karl Meier 
wegen Verdachts geheimdienstlicher 
Agententätigkeit - Az. 3 BJs 913/91 
(im 1. UA/12. WP registriert als Mat A 15), 

1 Ordner an die Geheimschutzstelle (VS- 
Registratur, TgbNr. 2. UA- 13 -03/96 geh). 

16. Aprü 1996 

2. Mai 1996 

1 Ordner 
Geheimschutz- 
steUe 

6 Ordner 
ja 

13-34 

(140-141) 

13-69 
(98 neu) 

Genehmigungsschreiben BK- Amt vom 

15. April 1996: Beiziehung der Ermitt- 
lungsakten des BND zum Bereich KoKo 
und betreffend Dr. A. Schalck-Golod- 
kowski (im 1. UA/12. WP registriert als 
Mat A 16/3 und 16/4) 1 Ordner an die 
Geheimschutzstelle (VS -Registratur, 
TgbNr. 2. UA- 13-04/96 geh). 

15. Aprü 1996 

2. Mai 1996 

1 Ordner 
Geheimschutz- 

steUe 

2 Ordner 

ja 


187 



Drucksache 13/10900 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Mat A 
(Bd.-Nr.) 

BB 

(A-Druck- 

sache) 

Inhalt 

Eingang am 

verteüt am 

Bemerkungen 
Umfang (Seiten) 
Datenbank: ja/nein 

13-35 

(142-148) 

13-70 
(98 neu) 

Genehmigungsschreiben BStU vom 

17. April 1996 (Anlage, 1. Strichauf- 
zählung): Beiziehung von Unterlagen 
(im 1. UA/12.WP registriert als Mat A 121, 
BKK 7, 12, 95, 241, 1337, 1338, 1382, 

1567, 1574, 1575, 1586, 1594, 1606, 1652, 
1662, 1703, 1705, 1833, 1847, 1849, 

1850). 

18. Aprü 1996 

2. Mai 1996 

7 Ordner 
ja 

13-36 

(149-150) 

13-71 
(98 neu) 

Genehmigungsschreiben BStU vom 

17. April 1996 (Anlage, 2. Strichauf- 
zählung): Beiziehung von Unterlagen 
(im 1. UA/12. WP registriert als Mat A 142, 
BKK 35, 46,47, 1052, 1073, 1172, 1180). 

18. April 1996 

2. Mai 1996 

2 Ordner 
ja 

13-37 

(151-159) 

13-72 
(98 neu) 

Genehmigungsschreiben BStU vom 

17. April 1996 (Anlage, 3. Strichauf- 
zählung): Beiziehung von Unterlagen 
(im 1. UA/12.WP registriert als Mat A 148, 
BKK 10, 52, 141, 189, 366, 486, 586, 939, 
1134, 1135, 1334, 1378, 1633, 1714, 1715, 
1823). 

18. April 1996 

2. Mai 1996 

10 Ordner 
ja 

13-38 

(160-174) 

13-73 
(98 neu) 

Genehmigungsschreiben BStU vom 

17. April 1996 (Anlage, 4. Strichauf- 
zählung): Beiziehung der Unterlagen zu 

Hans Jochheim, Jürgen Potera, 

FIM „Reiter", Friedrich Wokurka, 

Dr. Joachim Abicht, Dr. Peter Kühn, 
Friedrich Toussaint, Georges „Philipp" 
Esni, Hubert Jauer, Siegmund Kronen- 
burger, Lothar Leuthold, Peter Kühn 
„Jens Wirt" , Walter Siegert, Günter 
Böthling (im 1. UA/12. WP registriert 
als Mat A 314). 

18. Aprü 1996 

2. Mai 1996 

15 Ordner 
ja 

13-39 

(175) 

13-74 
(98 neu) 

Genehmigungsschreiben BStU vom 

17. April 1996 (Anlage, 4. Strichauf- 
zählung): Beiziehung von Akten des 

BStU zur HA XVIII (MfS XV/3908/76) 

(im 1. UA/12. WP registriert als Mat A 365). 

18. Aprü 1996 

2. Mai 1996 

1 Ordner 
ja 

13-40 

(189) 

13-77 
Ziff. 1 
(103) 

Schreiben BStU vom 25. April 1996 und 
Übersendung der vom MfS geführten 
Unterlagen zu Tilo Kretzschmar. 

25. Aprü 1996 

2. Mai 1996 

12 Seiten 
ja 

13-40a 

(205) 

13-77 
Ziff. 6 

Schreiben BStU vom 18. Juni 1996 und 
Übersendung der vom MfS geführten 
Unterlagen zu Edgar Most. 

18. Juni 1996 

18. Juni 1996 

278 Seiten 
ja 

13-40b 

(206) 

13-77 
Ziff. 2 

Schreiben BStU vom 27. Juni 1996 und 
Übersendung der vom MfS geführten 
Unterlagen zu Jochen Steyer. 

28. Juni 1996 

4. Juü 1996 

185 Seiten 
ja 

13-40C 

(265) 

13-77 
Ziff. 3 

Schreiben BStU vom 15. Juli 1996 und 
Übersendung der vom MfS geführten 
Unterlagen zu Günther Eichhorn. 

16. Juü 1996 

17. Juü 1996 

551 Seiten 
ja 

13-40d 

(270) 

13-77 
Ziff. 4 

Schreiben BStU vom 12. September 1996 
und Übersendung der vom MfS 
geführten Unterlagen zu Georg Schein. 

12. Septem- 
ber 1996 

18. Septem- 
ber 1996 

122 Seiten 
ja 

13-40e 

(354-356) 

13-77 
Ziff. 5 

Schreiben BStU vom 6. Februar 1997 
und Übersendung der vom MfS geführ- 
ten Unterlagen zu Werner Wittan. 

11. Februar 
1997 

11. Februar 
1997 

1 311 Seiten 
nein 
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13-41 

(190) 

13-76 

(101) 

Zwischenbescheid LG Mühlhausen vom 
30. April 1996 und Übersendung Urteil 
und Bewährungsbeschluß in der Straf- 
sache gegen Wolfgang Engelmann 
wegen Veruntreuung von SED-Vermö- 
gen aus dem Verantwortungsbereich des 
Bezirksvorstandes der SED/PDS in Gera. 

30. April 1996 

7. Mai 1996 

31 Seiten 
ja 

13-41a 

(191-196) 

13-76 

Übersendungsschreiben Staatsanwalt- 
schaft Mühlhausen vom 6. Mai 1996: 
Akten zum Strafverfahren 340 Js 49473/94 
gegen Wolfgang Engelmann. 

13. Mai 1996 

15. Mai 1996 

6 Ordner 

ja 

13-42 

(197) 

13-75 

(100) 

Übersendungsschreiben BStU vom 

15. Mai 1996; Dissertation des Udo 
Sievers zum Thema „Das politisch- 
operative Zusammenwirken der Dienst- 
einheiten des MfS mit anderen staat- 
lichen Organen'". 

23. Mai 1996 

24. Mai 1996 

90 Seiten 
ja 

13-43 

(198) 

13-61 

(92) 

Schreiben BMF vom 24. Mai 1996 und 
Übersendung eines Berichts der BvS 
bezüglich seit 1990 abgeschlossener 
und anhängiger Rechtsstreitigkeiten mit 
der BRD, bei denen für die Gegenseite 

RA Manfred Schmidt (München) 
bevollmächtigt worden ist. 

24. Mai 1996 

28. Mai 1996 

6 Seiten 
ja 

13-44 

(199) 

13-84 

(110) 

Schreiben BMJ vom 23. Mai 1996: 
Genehmigung GBA vom 15. Mai 1996 

zur Beiziehung des Sachstandsberichtes 
zum Ermittlungsverfahren Az. 3 BJs 
913/91-3 gegen Dr. A. Schalck-Golod- 
kowski, Manfred Seidel und Karl Meier 

wegen Verdachts geheimdienstlicher 
Agententätigkeit (im 1. U A/12. WP 
registriert als Mat A 320). 

28. Mai 1996 

30. Mai 1996 

24 Seiten 
ja 

13-45 

(200) 

13-35 

(59) 

Schreiben BMI vom 10. Juni 1996 
betr. die Nichtherausgabe von Unter- 
lagen durch den BStU zu OV/OPK 
„Kaskade" u.a. im BB genannten 
Unterlagen, da sie derzeit Gegenstand 
laufender Ermittlungen der UKPV sind 
(s. auch Mat A 13-6c, 13-46). 

10. Juni 1996 

12. Juni 1996 

2 Seiten 
ja 

13-45a 

(200/1) 

13-35 
Ziff. 1, 3, 4 

Übersendungsschreiben BStU vom 

15. November 1996: Übergabe 

von VS-Vertr. Unterlagen zu OV 
„Kaskade", IM- Vorgang „Peter 
Schumann", Integra, Athen, an die 
Geheimschutzstelle (VS -Registratur, 
Tgb.Nr. 2.UA-13-10/96 VS-Vertr.) 
mit Schreiben des BStU vom 17. und 

23. September 1997 herabgestuft auf 
teilweise „offen" und VS-NfD. 

(s. MatA 13-12 d). 

21. Novem- 
ber 1996 

26. Novem- 
ber 1996 

4 Ordner 
(1036 Seiten) 
Geheimschutz- 
stelle 

13-45b 

(200/2) 

13-35 
Ziff. 2 

Schreiben BStU vom 28. November 1996 
und Übersendung der Unterlagen zum 
Komplex bzw. der OPK „Koordinator". 

5. Dezember 
1996 


39 Seiten 
ja 

13-45C 

(361) 

13-35 

Ziff. 1, 3, 4 

Übersendungsschreiben BStU vom 

24. Februar 1997: Übergabe von weite- 
ren Unterlagen zu Firma Integra/OV 
„Kaskade" und IM „Peter Schumann" 

(s. auch Mat A 13-12 e und 13 -46b). 

27. Februar 
1997 

3. März 1997 

290 Seiten 
nein 
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13-45d 

(459) 

13-35 

Schreiben BStU vom 7. Oktober 1997: 
Übergabe von weiteren Unterlagen 
zur Firma Integra/O V „Kaskade" 

(siehe auch Mat A 13-12f und 13-46c). 

10. Oktober 
1997 

17. Oktober 
1997 

44 Seiten 
nein 

13-45e 

(458/1) 

13-35 

Übersendungsschreiben BStU vom 

18. November 1997: Übersendung von 
weiteren Unterlagen zum Komplex 
Intracom/Kokkalis (siehe auch 

Mat A 13- 12g und Mat A 13-46d). 

20. Novem- 
ber 1997 

21. Novem- 
ber 1997 

329 Seiten 
nein 

13-46 

(201) 

13-78 

(104) 

Schreiben BMI vom 10. Juni 1996 betr. 
die Nichtherausgabe von Unterlagen 
durch den BStU zu Sokrates Kokkalis, 

da sie derzeit Gegenstand laufender 
Ermittlungen der UKPV sind (s. auch 

Mat A 13-6c, 13-45d). 

10. Juni 1996 

12. Juni 1996 

2 Seiten 
ja 

13-46a 

(314) 

13-78 

Schreiben BStU vom 20. November 1996 

und Übersendung der vom MfS geführ- 
ten Unterlagen zu Sokrates Kokkalls. 

25. Novem- 
ber 1996 

25. Novem- 
ber 1996 

297 Seiten 
nein 

13-46b 

(361) 

13-78 

Übersendungsschreiben BStU vom 

24. Februar 1997: Übergabe von weite- 
ren Unterlagen zu Sokrates Kokkalls 
(s. auch Mat A 13-12e und 13-45 c). 

27. Februar 
1997 

3. März 1997 

290 Seiten 
nein 

13-46C 

(460) 

13-78 

Schreiben BStU vom 7. Oktober 1997: 
Übergabe von weiteren Unterlagen zu 
Sokrates Kokkalls (siehe auch 

Mat A 13-12f und 13-45d). 

10. Oktober 
1997 

17. Oktober 
1997 

44 Seiten 
nein 

13-46d 

13-78 

Übersendungsschreiben BStU vom 

18. November 1997: Übersendung 
von weiteren Unterlagen zum Komplex 
Intracom/Kokkalis (siehe auch 

Mat A 13- 12g und Mat A 13-45 e). 

20. Novem- 
ber 1997 

21. Novem- 
ber 1997 

329 Seiten 
nein 

13-47 

(204) 

13-83 

(109) 

Schreiben Staatsanwaltschaft II bei 
dem LG Berlin vom 10. Juni 1996 
betr. Verfahren gegen Verantwortliche 
des ehemaügen VEB Robotron, Az. 22 

Js 18/96 (ex 24 Js 54/94), 22 Js 700/93, 

22 Js 638/93, 23 Js 36/96 (ex 1 Bt 

Js 139/91), 1 Bt Js 288/92. 

14. Juni 1996 

17. Juni 1996 

3 Seiten 
ja 

13-48 

(207-214) 

13-110 
(138 neu) 

Genehmigungsschreiben Staatsanwalt- 
schaft II bei dem LG Berlin vom 25. Juni 
1996: Beiziehung der Ermittlungsakte 

Bd. 13, 43, 51, 52, 61, 66A, 718, 1507 
des Verfahrens 21/2 Js 7/90 gegen Dr. A. 
Schalck-Golodkowski wegen Verdachts 
der Untreue pp. (im 1. UA/12. WP regi- 
striert als Mat A5, Bd. 13, 43, 51, 52, 61, 

66 A, 718, 1507). 

26. Juni 1996 

4. Juh 1996 

8 Ordner 
(3 307 Seiten) 
ja 

13-49 

(215) 

13-111 
(138 neu) 

Genehmigungsschreiben BStU vom 

25. Juni 1996: Beiziehung von Unter- 
lagen aus dem Bestand der AG BKK 
(im 1. UA/12. WP registriert als 
MatA121,BKK 292). 

25. Juni 1996 

4. Juh 1996 

226 Seiten 
ja 

13-50 

(216-219) 

13-112 
(138 neu) 

Genehmigungsschreiben BStU vom 

25. Juni 1996: Beiziehung von Unter- 
lagen aus dem Bestand der AG BKK 
(im 1. UA/12. WP registriert als Mat A 148, 
BKK 24, 196, 460, 615, 717 und 1743). 

25. Juni 1996 

4. Juh 1996 

5 Ordner 
(1 277 Seiten) 
ja 


190 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/10900 


MatA 

(Bd.-Nr.) 

BB 

(A-Dnick- 

sache) 

Inhalt 

Eingang am 

verteilt am 

Bemerkungen 
Umfang (Seiten) 
Datenbank: ja/nein 

13-51 

(220-223) 

13-113 
(138 neu) 

Genehmigungsschreiben BMF vom 

25. Juni 1996: Beiziehung der Akten der 
Eff ect- Vermö gens Verwaltungsgesell- 
schaft mit der Bezeichnung Effect 4, 8, 

11 und 19 (im 1. UA/12. WP registriert 
als Mat A 58). 

25. Juni 1996 

4. Juü 1996 

4 Ordner 
(937 Seiten) 
ja 

13-52 

(224-225) 

13-114 
(138 neu) 

Genehmigungsschreiben BMF vom 

25. Juni 1996: Beiziehung der Akten 

Bd. 14 aus dem Bestand der „Coswig- 
Akten" (im 1. UA/12. WP registriert als 
MatA94, Bd. 14). 

25. Juni 1996 

4. Juü 1996 

2 Ordner 
(760 Seiten) 
ja 

13-53 

(226-228) 

13-115 
(138 neu) 

Genehmigungsschreiben BStU vom 

25. Juni 1996: Beiziehung der Akten zu 
Feodor Ziesche alias IMS „Halka" 

(MfS AIM 15827/89) (im 1. UA/12. WP 
registriert als Mat A 148/10). 

25. Juni 1996 

4. Juü 1996 

3 Ordner 
(1 368 Seiten) 
ja 

13-54 

(230-259) 

13-97 

(123) 

Schreiben Senatsverwaltung für Justiz, 
Berlin, vom 25. Juni 1996 und Übergabe 

der Verfahrensakten des Strafverfah- 
rens wegen Veruntreuung von SED/ 

PDS- Vermö gen gegen Wolf gang Lang- 
nitschke, Wolfgang Pohl, Karl-Heinz 
Kaufmann und Heinz Klostermann 
(Az. 22 Js 287/90). 

2. Juli 1996 

12. Juü 1996 

30 Ordner 
ja 

13-55 

(229) 

13-81 

(107) 

Schreiben BStU vom 27. Jurü 1996 und 
Übersendung der vom MfS geführten 
Unterlagen zu Peter Deparade. 

28. Juni 1996 

4. Juü 1996 

27 Seiten 
ja 

13-56 

(260) 

13-66 

(97) 

Schreiben BMI vom 9. Juli 1996 und 
Beantwortung von Einzelfragen zu 

Erkenntnissen über vermögensrecht- 
liche Regelungen für die Auflösung des 
MfS/AfNS mit 17 Anlagen. 

16. JUÜ1996 

17. Juü 1996 

144 Seiten 

ja 

13-57 

(261-262) 

13-7§ 

(105) 

Schreiben BStU vom 15. Juli 1996 
und Übersendung der vom MfS 
geführten Unterlagen zu Rechtsanwalt 

Jürgen Strahl. 

16. Juü 1996 

17. Juü 1996 

2 Ordner 
(765 Seiten) 

ja 

13-57a 

(266) 

13-79 

Schreiben BStU vom 27. Augur st 1996 
und Übersendung der vom MfS 
geführten Unterlagen zu Rechtsanwalt 

Jürgen Strahl. 

2. September 
1996 

3. September 
1996 

81 Seiten 
ja 

13-58 

(263) 

13-89 

(115) 

Schreiben BStU vom 15. Juli 1996 und 
Übersendung der vom MfS geführten 
Unterlagen zu IMS „Egon Stein". 

16. Juli 1996 

17. Juü 1996 

81 Seiten 
ja 

13-58a 

(267/1-/2) 

13-89 

Schreiben BStU vom 27. August 1996 
und Übersendung der vom MfS 
geführten Unterlagen zu IMS „Cuba“. 

2. September 
1996 

3. September 
1996 

2 Ordner 
(659 Seiten) 
ja 

13-58b 

268/1-/2) 

13-89 

Schreiben BStU vom 27. August 1996 
und Übersendung der vom MfS geführ- 
ten Unterlagen zu IMS „Inge". 

2. September 
1996 

3. September 
1996 

2 Ordner 
(515 Seiten) 
ja 

13-58C 

(269) 

13-89 

Schreiben BStU vom 12. August 1996 
und Übersendung der vom MfS geführ- 
ten Unterlagen zu IMS „Uwe Brandt". 

16. Septem- 
ber 1996 

18. Septem- 
ber 1996 

543 Seiten 
ja 

13-58d 

(289) 

13-89 

Schreiben BStU vom 2. Oktober 1996 
und Übersendung der vom MfS geführ- 
ten Unterlagen zu IMS „Holzmüller". 

8. Oktober 
1996 

8. Oktober 
1996 

4 Blatt 
ja 

13-58e 

(304) 

13-89 

Schreiben BStU vom 28. Oktober 1996 
und Übersendung der vom MfS geführ- 
ten Unterlagen zu IMS „Achim". 

5. November 
1996 

5. November 
1996 

1 Ordner 
(345 Seiten) 
ja 
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13-59 

(264) 

13-91 

(117) 

Schreiben BStU vom 15. Juli 1996 und 
Übersendung der vom MfS geführten 
Unterlagen zu Dr. Wilhelm Olges. 

16. Juli 1996 

17. Juü 1996 

57 Seiten 
ja 

13-60 

13-60 

neu 

(271) 

13-99 

(125) 

Schreiben BMI vom 6. September 1996: 
Informationen zu Beschlüssen des 
Parteivorstandes der SED/PDS bezüg- 
lich Parteivermögen, Altlasten, sowie 
Unterlagen über die Tätigkeit der 
„Arbeitsgruppe zur Sicherung des 
Parteivermögens “ der SED/PDS. 

6. September 
1996 

10. Septem- 
ber 1996 

3 Seiten 
ja 

13-61 

(272) 

13-109 

137) 

Schreiben BMF vom 9. September 1996 
und Übersendung des Berichtes der BvS 
über die Kapital- und Beteiligungsver- 
hältnisse der in der A-Drucksache 137 
auf geführten Unternehmen; der Bericht 
gibt ferner Auskunft darüber, welche 
Maßnahmen die THA/BvS zur Siche- 
rung der Vermögenswerte dieser Unter- 
nehmen getroffen hat und was mit 
diesen Unternehmen und Beteiligungen 
inzwischen geschehen ist. 

10. Septem- 
ber 1996 

1 1 . Septem- 
ber 1996 

61 Seiten 
ja 

13-62 

(273) 

13-117 

(140) 

Schreiben BStU vom 12. September 1996 
und Übersendung der vom MfS geführ- 
ten Unterlagen zu Herbert Köhler. 

16. Septem- 
ber 1996 

18. Septem- 
ber 1996 

194 Seiten 
ja 

13-63 

(274) 

13-119 

(142) 

Schreiben BStU vom 12. September 1996 
und Übersendung der vom MfS geführ- 
ten Unterlagen zu Horst Müller. 

16. Septem- 
ber 1996 

18. Septem- 
ber 1996 

4 Seiten 
(Kaderkartei- 
karte) 
ja 

13-64 

(275) 

13-126 

(160) 

Schreiben BStU vom 12. September 1996 
und Übersendung der vom MfS geführ- 
ten Unterlagen zu Dr. Werner Polze. 

16. Septem- 
ber 1996 

18. Septem- 
ber 1996 

591 Seiten 
ja 

13-65 

(276) 

13-141 

(174) 

Genehmigungsschreiben BMI vom 

18. September 1996: Beiziehung der 
Klageschrift in Sachen THA ./. Rudol- 
fine Steindling (im 1. UAyi2. WP regi- 
striert als Mat B 127). 

18. Septem- 
ber 1996 

20. Septem- 
ber 1996 

134 Seiten 
ja 

13-66 

(277) 

13-142 

(174) 

Genehmigungsschreiben BMI vom 

18. September 1996: Beiziehung des 
Antwortschreibens der UKPV betreffend 
Konten der Novum GmbH (im 1. UA/12. 
WP registriert als Mat A 233). 

18. Septem- 
ber 1996 

20. Septem- 
ber 1996 

2 Seiten 
ja 

13-67 

(278) 

13-133 

(172) 

Schreiben BStU vom 19. September 1996 
und Übersendung der vom MfS geführ- 
ten Unterlagen zu Willy Koch. 

20. Septem- 
ber 1996 

23. Septem- 
ber 1996 

132 Seiten 
ja 

13-68 

(281) 

13-135 

(174) 

Genehmigungsschreiben BStU vom 

24. September 1996: Beiziehung von 
Unterlagen des BStU aus dem Bestand 
der HA XVIII (Einzeldokumente) 

(im 1. UA/12. WP registriert als Mat A 365). 

24, Septem- 
ber 1996 

25. Septem- 
ber 1996 

50 Seiten 
nein 

13-69 

(279) 

13-139 

(174) 

G enehmigungsschreiben Staatsanwalt- 
schaft II bei dem LG Berlin vom 12. April 
1996 (generelle Genehmigung) Beizie- 
hung der Emüttlungsakten des Verfah- 
rens 21/2 Js 7/90 gegen Dr. A. Schalck- 
Golodkowski wegen Verdachts der 
Untreue pp. (im 1. UA/12. WP registriert 
als Mat A 5, Bd. 14 und 20). 

12. Aprü 1996 

24. Septem- 
ber 1996 

297 Seiten 
ja 


192 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/10900 


Mat A 
(Bd.-Nr.) 

BB 

(A-Druck- 

sache) 

Inhalt 

Eingang am 

verteilt am 

Bemerkungen 
Umfang (Seiten) 
Datenbank: ja/nein 

13-70 

(280) 

13-140 

(174) 

Genehmigungsschreiben Staatsanwalt- 
schaft II bei dem LG Berlin vom 12. April 
1996 (generelle Genehmigung) Beizie- 
hung der Ermittlungsakten des Verfah- 
rens 21/2 Js 7/90 gegen Dr, A. Schalck- 
Golodkowski wegen Verdachts der 
Untreue pp (im 1. UA/12. WP registriert 
als MatA5, Bd. 248). 

12. April 1996 

24, Septem- 
ber 1996 

495 Seiten 
ja 

13-71 

(282) 

13-136 

(174) 

Genehmigungsschreiben BStU vom 

24. September 1996: Beiziehung von 
Unterlagen des BStU aus dem Bestand 
der HA XVIII des MfS (im 1. UA/12. WP 
registriert als Mat A 365, Band 16). 

24. Septem- 
ber 1996 

25. Septem- 
ber 1996 

120 Seiten 
nein 

13-72 

(283/1-/2) 

13-137 

(174) 

Genehmigungsschreiben BStU vom 

24. September 1996: Beiziehung von 
Unterlagen des BStU aus dem Bestand 
der AG BKK (im 1. UA/12. WP registriert 
als Mat A 148, BKK 163 und 568). 

24. Septem- 
ber 1996 

25. Septem- 
ber 1996 

198 Seiten 

ja 

13-73 

(284) 

13-138 

(174) 

Genehmigungsschreiben BStU vom 

24. September 96: Beiziehung von 
Unterlagen des BStU aus dem Bestand 
der HA XVIII des MfS betreffend 
Westpartner Ko Ko (im 1. UA/12. WP 
registriert als Mat A 375). 

24. Septem- 
ber 1996 

25. Septem- 
ber 1996 

69 Seiten 
nein 

13-74 

(285-287) 

13-131 

(169) 

Schreiben BStU vom 2. Oktober 1996 
und Übersendung der vom MfS geführ- 
ten Unterlagen zu Helmut Schindler. 

7. Oktober 
1996 

8. Oktober 
1996 

3 Ordner 
(990 Seiten) 
ja 

13-75 

(288) 

13-130 

(168) 

Schreiben BStU vom 2. Oktober 1996 
und Übersendung von Unterlagen zum 
Komplex „Basis" aus dem Bestand der 
HA XVIII des MfS. 

8. Oktober 
1996 

8. Oktober 
1996 

208 Seiten 
ja 

13-76 

(290) 

13-156 

(192) 

Übersendungsschreiben BMI vom 

9. Oktober 1996: Schreiben UKPV mit 
Anlagen vom 1. Oktober 1996 betr. 
Vorschlag für Sofortmaßnahmen zur 
Sicherung des Parteivermögens, Partei- 
betriebe der SED, die der Abteüung 
Finanzverwaltung und Parteibetriebe 
unterstehen sowie Information über eine 
erste Zusammenstellung der Betriebe, 
die parteieigenes Vermögen besitzen, 
vom 15. Dezember 1989. 

9. Oktober 
1996 

9. Oktober 
1996 

15 Seiten 
ja 

13-77 

(291) 

13-165 

(201) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

14. Oktober 1996: Schreiben BvS vom 

11. Oktober 1996 und Übersendung 

1. der Notariatsurkunde vom 14. Mai 

1992 bezüglich Erklärung der PDS 
auf den vollständigen Verzicht von 
Auslandsvermögen der ehemaligen 
SED entsprechend dem Vertrag zwi- 
schen der PDS mit der THA und 

14. Oktober 
1996 

14. Oktober 
1996 

180 Seiten 
ja 



2. des gerichtlichen Vergleichs 
(mit 5 Anlagen) zwischen der PDS 
und dem Organisationseigenen 
Betrieb Fundament -OEB Funda- 
ment - einerseits und der BvS - Direk- 
torat Sonder- und Bundesfinanzver- 
mögen andererseits zum Vermögen 
der PDS (Altvermögen) vom 18. Juli 
1995 vor dem OVG Berlin 
(Az. OVG 3B 22.93). 





193 



Drucksache 13/10900 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Mat A 
(Bd.-Nr.) 

BB 

(A-Druck- 

sache) 

Inhalt 

Eingang am 

verteilt am 

Bemerkungen 
Umfang f Seiten) 
Datenbank: ja/nein 

13-78 

(292) 

13-94 

(120) 

Schreiben BStU vom 10. Oktober 1996 
und Übersendung der vom MfS 
geführten Unterlagen zu Wolfgang 
Langnitschke. 

15. Oktober 
1996 

15. Oktober 
1996 

119 Seiten 
ja 

13-79 

(293) 

13-95 

(121) 

Schreiben BStU vom 10. Oktober 1996 
und Übersendung der vom MfS geführ- 
ten -dem BStU derzeit vorliegenden - 
Unterlagen zu Wolfgang Pohl. 

15. Oktober 
1996 

15. Oktober 
1996 

12 Seiten 
ja 

13-80 

(294-296) 

13-134 

(173) 

Schreiben BStU vom 18. Oktober 1996 
und Übersendung der vom MfS geführ- 
ten Unterlagen zu Dr. Jürgen Gentz. 

22. Oktober 
1996 

23. Oktober 
1996 

3 Ordner 
(1131 Seiten) 

ja 

13-81 

(297) 

13-159 

(195) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

28. Oktober 1996: Schreiben BvS vom 

24. Oktober 1996 mit Bericht über die 
Privatisierung bzw. Abwicklung der 
Betriebe des ehemahgen Kombinats 
Robotron, inwieweit der ehemaüge 
Treuhandmitarbeiter Dr. Wilhelm Olges 
daran beteiligt war und ob es Hinweise 
auf strafbare Handlungen von Dr. Olges 
u. a. gab und welche Maßnahmen 
eingeleitet wurden. 

28. Oktober 
1996 

29. Oktober 
1996 

21 Seiten 
ja 

13-81a 

(297/1) 

13-159 

Übersendungsschreiben BMF vom 

20. Dezember 1996: Bericht der BvS als 
VS-Vertrauhch eingestuft zum Komplex 
Robotron an die Geheimschutzstelle 

(VS-Registratur, Tgb. Nr. 2. UA-13-11/96 
VS-Vertr.). 

2. Januar 

1997 

7. Januar 

1997 

300 Seiten 
Geheimschutz- 
stelle 

13-82 

(301) 

13-158 

(194) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

30. Oktober 1996: Schreiben BvS vom 

29. Oktober 1996 mit Bericht über 
Verkäufe der THA an die Schlaff- 
Gruppe und inwieweit Peter Deparade 
daran beteiligt war sowie welche Maß- 
nahmen gegen ihn ergriffen wurden. 
Schreiben BMF vom 30. Oktober 1996 
und Übersendung des als VS-Vertrau- 
lich eingestuften Berichts (Mat A 13-82) 
der BvS an die Geheimschutzstelle 
(VS-Registratur, Tgb.Nr. 2. UA-13-08/96 
VS-Vertr.) (s. auch Mat A 13-214). 

30. Oktober 
1996 

31. Oktober 
1996 

13 Seiten 

ja 

(13 Seiten) 
Geheimschutz- 
stelle 

13-82a 

(301/1) 

13-158 

Übersendungsschreiben BMF vom 

12. November 1996: Schreiben BvS vom 
12. November 1996 Mitteilungen über 
Grundstücksgesellschaften in Ergän- 
zung des Berichts zu Mat A 13-82. 

12. Novem- 
ber 1996 

12. Novem- 
ber 1996 

3 Seiten 
ja 

13-83 

(302) 

13-96 

(122) 

Schreiben BStU vom 28. Oktober 1996 
und Übersendung der vom MfS geführ- 
ten Unterlagen zu Karl-Heinz Kauf- 
mann. 

5. November 
1996 

5. November 
1996 

51 Seiten 
nein 

13-84 

(303) 

13-98 

(124) 

Schreiben BStU vom 28. Oktober 1996 
und Übersendung der vom MfS geführ- 
ten Unterlagen zu Heinz Klostermann. 

5. November 
1996 

5. November 
1996 

4 Blatt 
(5 Seiten) 
ja 

13-85 

(305) 

13-149 

(185) 

Schreiben BStU vom 5. November 1996 
und Übersendung der vom MfS geführ- 
ten Unterlagen zu Dr. Gerd Pelikan. 

14. Novem- 
ber 1996 

15. Novem- 
ber 1996 

572 Seiten 

ja 
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13-86 

13-161 

Übersendungsschreiben BMF 

15. Novem- 

18. Novem- 

13 Seiten 

(306) 

(197) 

vom 15. November 1996: Schreiben BvS 
vom 13. November 1996 mit Bericht 
über die in den Jahren 1990 bis 1992 
abgeschlossenen Geschäftsbesorgungs- 
verträge, die im Rahmen der ursprüng- 
lichen Abwicklungskonzeption für die 
Außenhandelsbetriebe „AMB Trading", 
„Intermed", „Varicom" und „VHG- 
Bau" vereinbart worden waren. 

Schreiben BMF vom 15. November 1996 
und Übersendung von VS-Vertraulich 
eingestuften Ergänzungen zum Bericht 
(Mat A 13-86) an die Geheimschutzstelle 

(VS-Registratur, Tgb.Nr. 2.UA- 13-09/96 
VS-Vertr.). 

ber 1996 

18. Novem- 
ber 1996 

ber 1996 

18. Novem- 
ber 1996 

ja 

(5 Seiten) 
Geheimschutz- 
stelle 

13-87 

13-172 

Schreiben BMI vom 15. November 1996: 

18. Novem- 

19. Novem- 

89 Seiten 

(307) 

(206) 

Genehmigung des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz zur Beiziehung von 
Akten zu Dr. Gerhard Beil (im 1. UA/ 
12.WP registriert als Mat A 262). 

ber 1996 

ber 1996 

ja 

13-88 

13-173 

Schreiben BMI vom 15. November 1996: 

18. Novem- 

19. Novem- 

34 Seiten 

(308) 

(206) 

Genehmigung des Bundesarchivs zur 
Beiziehung der Personalakte des 
Ministerrates zu Dr. Gerhard Beil 
(im 1. UA/12. WP registriert als Mat A 279). 

ber 1996 

ber 1996 

ja 

13-89 

13-174 

Schreiben BMI vom 15. November 1996: 

18. Novem- 

19. Novem- 

11 Seiten 

(309) 

(206) 

Genehmigung Stiftung der Archive der 
Parteien und Massenorganisationen der 
DDR zur Beiziehung der Kaderakte 

Dr. Gerhard Beil (im 1 UA/12. WP 
registriert als Mat A 288). 

ber 1996. 

ber 1996 

ja 

13-90 

13-170 

Schreiben BMF vom 20. November 1996: 

20. Novem- 

21. Novem- 

180 Seiten 

(312) 

(203) 

Schreiben BvS vom 19. November 1996 
und Übersendung nachstehender 
Unterlagen aus dem Verfahrenskomplex 
Novum 

1. Protokoll der öff entheben Sitzung 
des VG Berün, 26. Kammer, 
vom 20. Juni 1996 
(Vernehmung Helmut Schindler); 

2. Protokoll der staatsanwaltlichen 
Vernehmung des Zeugen Schindler 
vom 15. Oktober 1992; 

3. Protokoll der staatsanwaltüchen 
Vernehmung des Zeugen Schindler 
vom 21. Februar 1996; 

4. Protokoll der staatsanwaltüchen 
Vernehmung der Zeugin Reh vom 

23. September 1992; 

5. Protokoll der staatsanwaltüchen 
Vernehmung der Zeugin Portier 
vom 8. JuÜ 1992; 

6. ProtokoU der staatsanwaltüch ver- 
anlaßten Vernehmung des Zeugen 

Dr. Junge am 3. Februar 1993 durch 
die ZERV; 

7. Vertretungsvertrag zwischen der 

Fa. BBC und der Baltic GmbH vom 

12. März 1973; mit Nachtrag Nr. 1 
zum vorbezeichneten Vertretungs- 
vertrag vom 21. April 1975; 

ber 1996 

ber 1996 

ja 
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13-90 

13-170 

8. Vertretungsvertrag zwischen der 

20. Novem- 

20. Novem- 

180 Seiten 

(312) 

Fortsetzung 

(203) 

Fa. BBC und der Fa. Novum 

vom 4. Mai 1979; 

9. Protokoll der öffentlichen Sitzung 
des VG Berlin, 26. Kammer, vom 

2. Juh 1996 (Vernehmung Dr. Beil); 

10. Gesellschafts vertrag über die 
Gründung der Novum Handels- 
gesellschaft mbH; 

1 1 . Handelsregisterauszug der Novum 
Handelsgesellschaft mbH vom 

30. August 1982; 

12. Betreuungsvertrag zwischen der 
Novum Handelsgesellschaft mbH 
und RA Dr. Jürgen Gentz vom 

1. August 1975; 

13. Bericht der Schweizerischen Bun- 
desanwaltschaft vom 18. Mai 1979 
über das gerichtspolizeiliche 
Ermittlungsverfahren gegen das 
illegale Residentenehepaar 

Wolf-Klie 

14. Schreiben des Generaldirektors der 

Zentrag an Rudolfine Steindling 

vom 6. April 1990; 

15. Eidesstatthche Versicherung der 
Rudolfine Steindling zur Vorlage 
beim VG Berhn vom 3. Februar 1992; 

16. Eidesstattliche Erklärung des Gene- 
raldirektors der Zentrag, Werner 
Würzberger, vom 19. Februar 1992 
zur Vorlage beim VG Berlin; 

17. Zentrag-Hausmitteilung des 
Generaldirektors Werner Würzberger 
an den Parteivorstand der PDS 
vom 4. Mai 1990; 

18. Sämtliche notariell beglaubigten 
Treuhanderklärungen von Gesell- 
schaftern der Novum zugunsten der 
Zentrag, die der BvS vorliegen. 

ber 1996 

ber 1996 

ja 

13-90a 

13-170 

Übersendungsschreiben (Fax) Auswärti- 

23. Januar 

27. Januar 

2 Seiten 

(312/1) 

Ziff. 13 

ges Amt vom 23. Januar 1997: Schreiben 
des Eidgenössischen Departements für 
Auswärtige Angelegenheiten, Bern, vom 
13. Januar 1997 und Mitteilung daß seitens 
der Schweizerischen Bundesanwalt- 
schaft dem Anliegen des 2. UA zum 
Residentenehepaar Wolf-Klie 
nicht entsprochen werden kann. 

(s. auch Mat A 13-123). 

1997 

1997 

nein 

13-91 

13-182 

Übersendungsschreiben BMF 

20. Novem- 

20. Novem- 

79 Seiten 

(313) 

(212) 

vom 20. November 96: Schreiben BvS 
vom 19. November 1996 und Über- 
sendung nachstehender Unterlagen zum 

Verfahrenskomplex Novum 

1. Gesellschaftervertrag der Novum 
Handelsgesellschaft mbH vom 

7. Mai 1985 (Beilage 14 der Klage- 
schrift an das Bezirksgericht Zürich 
vom 5. April 1993), 

ber 1996 

ber 1996 

ja 
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13-91 

13-182 

2. Öffentliche Urkunde über die 

20. Novem- 

21. Novem- 

79 Seiten 

(313) 

Fortsetzung 

(212) 

Abtretung des Geschäftsanteils 
von Johann Hanzlicek an Rudolfine 
Steindling vom 28. April 1983 
(Beilage 15), 

3. Notariell beglaubigte Erklärung der 
Rudolf ine Steindling vom 25. Mai 
1983 (Beilage 16), 

4. Gesellschafterbeschluß der 

Novum Handelsgesellschaft mbH 

vom 3. Juh 1990 (Beilage 94), 

5. Arbeitsordnung der Novum Han- 
delsgesellschaft mbH (Beilage 96), 

6. Handelsregisterauszug betreffend 
die Novum Handelsgesellschaft 

mbH vom 11. Juni 1990 (Beilage 131), 

7. Beschluß der Gesellschafterver- 
sammlung der Novum Handels- 
gesellschaft mbH vom 29. Juni 1992 
mit Vollmacht der THA für Dr. Wer- 
ner Grebe und Untervollmacht für 
Joachim Dobrikat (Beilage 214), 

8. Handelsregisterauszüge des Amts- 
gerichts Berhn-Charlottenburg 
betreffend die Novum Handels- 
gesellschaft mbH vom 30. Juni 1992 
und aus 1992 

(Beilagen 215 und 220), 

9. Bescheid der THA vom 7. Dezember 
1992 (Beüage217), 

10. Protokoll der Gesellschafter- 
versammlung der Novum 

Handelsgesellschaft mbH vom 

21. Dezember 1992 (Beilage 218), 

1 1 . DM-Eröffnungsbilanz der Novum 
Handelsgesellschaft mbH per 1. Juli 
1990 (Beilage 223). 

ber 1996 

ber 1996 

ja 

13-92 

13-175 

Schreiben BMJ vom 19. November 1996: 

20. Novem- 

21. Novem- 

12 Seiten 

(310) 

(206) 

Genehmigung des Generalbundes- 
anwalts beim Bundesgerichtshof vom 

15. November 1996 zur Beiziehung der 

Vernehmungsprotokolle im Ermitt- 
lungsverfahren gegen Dr. Gerhard Beil 

(im 1. UA/12. WP registriert als Mat A 289). 

ber 1996 

ber 1996 

nein 

13-93 

13-176 

Schreiben BStU vom 21. November 1996 

21. Novem- 

22. Novem- 

6 Seiten 

(311) 

(206) 

und Genehmigung zur Beiziehung der 
personenbezogenen Akte des MfS zu 

Dr. Gerhard Beil (im 1. UA/12. WP 
registriert als Mat A 352). 

ber 1996 

ber 1996 

ja 

13-94 

13-185 

Übersendungsschreiben BMI vom 

21. Novem- 

22. Novem- 

14 Seiten 

(316) 

Ziff. 2, 3 
(214) 

15. November 1996: Schreiben UKPV 
vom 11. November 1996 und Übergabe 

Kontovertrag der Staatsbank der DDR 
über das Konto Nr. 6651-14-699 
(BB Ziff. 2) und Dossier „Zeichnungs- 
berechtigte" für Konto 546 der 

Deutschen Handelsbank (BB Ziff. 3), 
Kontovertrag zu Ziff. 1 nicht existent. 

ber 1996 

ber 1996 

ja 
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13-95 

13-177 

Obersendungsschreiben der Staats- 

26. Novem- 

27. Novem- 

22 Seiten 

(317) 

(207) 

anwaltschaft II bei dem LG Berlin vom 

21. November 1996: Schreiben des Chef- 
justitiars der Friedr. Krupp AG aus dem 
Ermittlungsverfahren gegen Verantwort- 
liche der Novum, Az. 24/2 Js 75/91 und 
Protokoll der Beschuldigtenvemehmung 
des Dr. Günther Forgber aus dem 
Ermittlungsverfahren, Az. 23/2 Js 423/91. 

ber 1996 

ber 1996 

ja 

13-96 

13-93 

Schreiben BStU vom 21. November 1996 

25. Novem- 

25. Novem- 

40 Blatt/ 

(315) 

(119) 

und Übersendung der vom MfS geführ- 
ten Unterlagen zu Max Moser. 

ber 1996 

ber 1996 

74 Seiten 
ja 

13-97 

13-178 

Übersendungsschreiben der Staats- 

26. Novem- 

27. Novem- 

25 Seiten 

(318) 

(208) 

anwaltschaft II bei dem LG Berlin vom 

21. November 1996: Protokoll der 
Bezirksanwaltschaft Zürich über die 
Einvernahme von Rudolfine Steindling 
aus dem Ermittlungsverfahren, 

Az. REC 1063/92. 

ber 1996 

ber 1996 

ja 

13-98 

13-184 

Übersendungs schreiben der Staats- 

26. Novem- 

27. Novem- 

24 Seiten 

(319) 

Ziff. 1,2, 3, 6 
(214) 

anwaltschaft II bei dem LG Berlin 
vom 21. November 1996: 

1. Schreiben der RA'in Ute Gentz an 
Rudolfine Steindling vom 28. März 
1990, 

2. Schreiben des RA Dieter Hilpert an 
Hannelore Schulz vom 17. Mai 1990, 

3. Protokolle der Zeugenvernehmung 

Dr. Susanne Sohn vom 3. Februar 
und 4. Februar 1993, 6. Antrag zur 
Einrichtung eines Kontos für die 
Novum Handelsgesellschaft mbH bei 
der BFZ Bankfinanz Zürich vom 

14. Mai 1991. 

ber 1996 

ber 1996 

ja 

13-98a 

13-184 

Übersendungsschreiben der Staats- 

28. Novem- 

29. Novem- 

97 Seiten 

(319/1) 

Ziff. 5 

anwaltschaft II bei dem LG Berlin vom 

26. November 1996: Bericht der aufid 
Revisions- & Treuhand AG zum 
Zahlungsverkehr der Novum vom 

4. Dezember 1992 und Zusatzbericht 
der aufid vom 6. Januar 1993. 

ber 1996 

ber 1996 

ja 

13-98b 

13-184 

Übersendungsschreiben der Staats- 

28. Novem- 

29. Novem- 

4 Seiten 

(319/2) 

Ziff. 4 

anwaltschaft II bei dem LG Berlin vom 

28. November 1996: Gutschriftanzeigen 

der Bank Cantrade AG an die Novum. 

ber 1996 

ber 1996 

ja 

13-99 

13-181 

Übersendungsschreiben BMF vom 

29. Novem- 

2. Dezember 

34 Seiten 

(320) 

(211) 

29. November 1996: Schreiben BvS und 
Übergabe der DM-Eröffnungsbilanz 

Fa. Metallurgiehandel GmbH und Vertrag 
zwischen der THA und der Thyssen- 
Handel GmbH über die Geschäftsbesor- 
gung der Firma Metallurgiehandel 
GmbH vom 21. Dezember 1990. 

ber 1996 

1996 

ja 

13-100 

13-179 

Übersendungsschreiben VG Berlin, 

29. Novem- 

2. Dezember 

34 Seiten 

(321) 

(209) 

26. Kammer vom 29. November 1996: 
Protokolle der öffentlichen Sitzungen 
vom 17. Juni ,18. Juni und 21. August 
1996 über die Vernehmungen des 

Zeugen Dr. Gerhard Beil, 

Az. VG 26 A 788/92, 789/92. 

ber 1996 

1996 

ja 
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13-101 

(322) 

13-171 

(204) 

Schreiben BStU vom 28. November 1996: 
Auskunft über genauen Umfang und 
Inhalt der vom ehemaligen Leiter der 

HA XVIII/8 des MfS, Willy Koch, an den 
BND übergebenen Unterlagen. 

2. Dezember 
1996 

3. Dezember 
1996 

7 Seiten 
ja 

13-lOla 

(322/1) 

13-171 

Schreiben BStU vom 11. Februar 1997: 
Übersendung weiterer Unterlagen, die 
vom ehemaligen Leiter der HA XVIII/8 
des MfS, Willy Koch, an den BND über- 
geben wurden (Az. HA XVIII 13181, alt: 
Ordner „Pers.erl.Sachvorgänge GA"). 

12. Februar 
1997 

13. Februar 
1997 

446 Seiten 
ja 

13-102 

(323) 

13-204 

(205) 

Schreiben BND vom 28. November 1996 
und Übersendung von insgesamt 

18 Kontakt-ZTreffberichten des BND, 
die anläßlich der Treffen mit dem ehern. 
Leiter der HA XVIII/8 des MfS, 

Willy Koch, gefertigt wurden. 

2. Dezember 
1996 

3. Dezember 
1996 

69 Seiten 

ja 

13-103 

(333) 

13-234 

(233) 

Übersendungsschreiben BMI vom 

5. Dezember 1996: Schreiben UKPV vom 
3. Dezember 1996 und Telefaxschreiben 
der Geschäftsführerin der Novum 

GmbH, Rudolfine Steindling, an den 
Präsidenten der Außenhandelsbank, 

Prof. Dr. Werner Polze, vom 13. Januar 
1986 über die Geldanlage von 100 Mio. 
DM, die bei der Deutschen Außen- 
handelsbank für die Novum GmbH 
angelegt wurden. 

5. Dezember 
1996 

9. Dezember 
1996 

2 Seiten 
ja 

13-104 

(324-327) 

13-236 

(235) 

Genehmigungsschreiben Staatsanwalt- 
schaft II bei dem LG Berlin vom 12. April 
1996 (generelle Genehmigung) Beizie- 
hung der Ermittlungsakten des Verfah- 
rens 21/2 Js 7/90 gegen Dr. A. Schalck- 
Golodkowski wegen Verdachts der 
Untreue pp. (im 1. UA/12. WP registriert 
als Mat A 5, Bd. 23, 61, 627 und 1458). 

16. Dezember 
1996 

17. Dezember 
1996 

4 Ordner 
ja 

13-105 

(334) 

12-215 

(222) 

Schreiben Otto Scheurmann Bank -KG 
vom 10. Dezember 1996 und Übersen- 
dung der Originalunterlagen über 
Mieterklärung für Schrankfach Nr. 0052, 
Sigrid Gutmann sowie Schrankfach- 
Vollmacht Christa Wachsen. 

13. Dezember 
1996 

17. Dezember 
1996 

2 Seiten 
ja 

13-106 

(328-330) 

13-153 

(189) 

Schreiben BStU vom 10. Dezember 1996 
und Übersendung der vom MfS geführ- 
ten Unterlagen zu Dr. Andre Brie. 

16. Dezember 
1996 

17. Dezember 
1996 

3 Ordner 
(1387 Seiten) 
ja 

13-107 

(335) 

13-160 

(196) 

Schreiben BMF vom 13. Dezember 1996 
und Bericht inwieweit Erkenntnisse 
über die im Keller des Ministeriums der 
Finanzen der DDR (später Keller des 
Zentralkomitees der SED) aus der Zeit 
der letzten Kriegstage gelagerten 
Wertpapiere vorliegen. 

18. Dezember 
1996 

20. Dezember 
1996 

6 Seiten 
ja 

13-108 

(336) 

13-183 

(213) 

Übersendungsschreiben BMJ vom 

27. Dezember 96: Schreiben Bundes- 
ministerium für Justiz, Republik Öster- 
reich, vom 11. Dezember 1996 mit Über- 
sendungsschreiben des LG für Strafsa- 
chen Wien vom 4. Dezember 1992 betr. 
Protokoll der Zeugeneinvernahme der 

Dr. Susanne Sohn vom 10. März 1994 in 
der Strafsache gegen Simon Walter 
Deutsch u.a. 

2. Januar 

1997 

2. Januar 

1997 

7 Seiten 
ja 
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13-109 

13-235 

Obersendungsschreiben BMF vom 

2. Januar 

7. Januar 

2 Seiten 

(341) 

(234) 

20. Dezember 1996: Schreiben der BvS 

1997 

1997 

ja 



vom 18. Dezember 1996 an die Geheim- 



(15 Seiten) 



schutzstelle des Deutschen Bundestages 



Geheimschutz- 



betreffend Privatisier ungsverträge von 
VWS und MTW mit der THA 



stelle 



(VS-Registratur, Tgb. Nr. 2.UA- 13 -12/96 
VS-Vertr.) 




ZU 13-109 


Schreiben BvS vom 13. Juni 1997: Auf- 

16. Juni 1997 

17. Juni 1997 

5 Seiten 



hebung des VS -Vertraulich eingestuften 

Schreibens der THA an den Vorstands- 
vorsitzenden der BW AG betr. MTW- 
Schiffswerft GmbH, Dieselmotoren- 
werk, Rostock GmbH, Volkswerft 

GmbH Stralsund vom 20. Dezember 

1993 (Seiten 214-218). 



(nein) 

13-109a 

13-235 

Obersendungsschreiben BMF vom 

20. Juni 1997 

23. Juni 1997 

3 Seiten 



19, Juni 1997: Schreiben der BvS vom 



nein 



18. Juni 1997 mit den nicht eingestuften 
Seiten 15 und 16 der Mitteilung der 
Bundesregierung an die Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften vom 

3. Dezember 1992. 






Schreiben BMF vom 19. Juni 1997: 

23. Juni 1997 

23. Juni 1997 

23 Seiten 



Mitteilung der Bundesregierung an die 



Geheimschutz- 



Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 3. Dezember 1992 an die 
GeheimschutzsteUe des Deutschen 



stelle 



Bundestages (VS -Registratur, 

Tgb. Nr. 2.UA- 13-34/97 VS-Vertr.). 




13-110 

13-129 

Schreiben BStU vom 7. Januar 1997 

9. Januar 

9. Januar 

1 703 Seiten 

(342-347) 

(167 neu) 

und Obersendung der vom MfS geführ- 
ten Unterlagen zu Dr. Peter Welzel 
(„Jamaika'"). 

1997 

1997 

ja 

13-111 

13-205 

Obersendungsschreiben BMF, 

3. Februar 

4. Februar 

69 Seiten 

(348) 

(215) 

Parl.Sts'n Karwatzki, vom 31. Januar 

1997 und Bericht der Bundesregierung 
zur BW AG (Ziff. III. 3 des Unter- 
suchungsauftrages) . 

1997 

1997 

nein 



Schreiben BMF, Parl.Sts'n Karwatzki, 

4. Februar 

4. Februar 

Geheimschutz - 



vom 31. Januar 1997: Anhang zum 

1997 

1997 

stelle 



Bericht als VS -Vertraulich eingestuft an 
die Geheimschutzstelle (VS-Registratur, 
Tgb. Nr. 2.UA- 13- 13/97 VS-Vertr.). 



12 Seiten 

13-112 

13-167 

Schreiben BStU vom 31. Januar 1997: 

3. Februar 

4. Februar 

8 Seiten 

(349) 

(202) 

Unterlagen zum OV „Embargo I" der 

HA XVIII/8 des MfS (im 1. UA/12. WP 
registriert als VS-Vertrauhch, Tgb. -Nr. 
01-509/94): 

1997 

1997 

ja 



- Informationen zu einer Abschluß- 






mafinahme im OV „Embargo 1" 

vom 2. Mai 1989 






- Abschlußbericht zum OV „Embargo I" 






vom 19. September 1989 
(Unterlagen auch in Mat A 13-113 
(Bd. 350) enthalten). 




13-113 

13-169 

Schreiben BStU vom 31. Januar 1997: 

3. Februar 

4. Februar 

285 Seiten 

(350) 

(202) 

Unterlagen aus dem Bestand der 

HA XVIII des MfS (im 1. UA/12. WP 
registriert als VS-Vertrauhch, 

Tgb.-Nr. 01-553/94). 

1997 

1997 

ja 
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13-114 

(351-353) 

13-164 

(200) 

Schreiben BStU vom 31. Januar 1997 
und Übersendung der vom MfS geführ- 
ten Unterlagen zu Hans-Joachim Vagt. 

3. Februar 

1997 

4. Februar 

1997 

1 005 Seiten 
ja 

13-115 

(357) 

13-238 

(237) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

11. Februar 1997: Schreiben BvS vom 

28. Januar 1997 und Übersendung an die 
Geheimschutzstelle: Gutachten zu den 
Einlagen der Ostwerften in das zentrale 
„cash concentration“ der BW AG der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft SUSAT 
& Partner, Schlußbericht vom 5. Sep- 
tember 1996 (VS-Registratur, Tgb. Nr. 
2.UA- 13 - 14/97 VS-Vertr.). 

12. Februar 
1997 

18. Februar 
1997 

253 Seiten 
Geheimschutz- 
stelle 

13-116 

(358) 

13-237 

(237) 

Übersendungsschreiben BRH - Präsiden- 
tin -vom 14. Februar 1997 an die Ge- 
heimschutzstelle: Bericht des Bundes- 
rechnungshofes vom 12. Juni 1996 nach 
§ 88 Abs. 2 BHO über die Prüfung der 
Privatisierung der ostdeutschen Werften 
durch die THA/BvS an die BW AG 
(VS-Registratur, Tgb. Nr. 2.UA- 13-16/97 
VS-Vertr.). 

19. Februar 
1997 

21. Februar 
1997 

98 Seiten 
Geheimschutz- 
stelle 

13-117 

(359) 

13-239 

(238) 

Schreiben Staatsanwaltschaft II bei dem 
LG Berlin vom 21. Februar 1997: Mittei- 
lung über Vorlage von Sachaktenbänden 
zum Ermittlungsverfahren gegen Erich 
Gaida u. a. wegen des Verdachts der 
Untreue (Az. 24 Js 56/94). 

24. Februar 
1997 

25. Februar 
1997 

3 Seiten 
ja 

13-117a 
(359/1 
u. -/2) 

13-239 

Schreiben Staatsanwaltschaft II bei dem 
LG Berlin vom 25. Februar 1997: 
Übersendung der Verfahrensakten zum 

Ermittlungsverfahren gegen Erich 

Gaida u.a. wegen des Verdachts der 
Untreue (Az. 24 Js 56/94). 

5. März 1997 

7. März 1997 

800 Seiten 
ja 

13-118 

(360) 

13-240 

(238) 

Schreiben Staatsanwaltschaft II bei 
dem LG Berlin vom 21. Februar 1997: 
Zurückstellung der Beiziehung der 
Ermittlungsakten gegen Herbert Köhler 
u.a. wegen des Verdachts der Untreue 
zu einem späteren Zeitpunkt 
(Az. 22 Js 212/93). 

24. Februar 
1997 

25. Februar 
1997 

3 Seiten 
nein 

13-118a 
(360/1 u. 2) 

13-240 

Schreiben Staatsanwaltschaft II bei 
dem LG Berlin vom 9. Juli 1997: 
Übersendung der Ermittlungsakten 
gegen Herbert Köhler u. a. wegen des 
Verdachts der Untreue 
(Az. 22 Js 212/93). 

24. Juli 1997 

28. Juü 1997 

67 1 Seiten 
nein 

13-119 

(362) 

13-242 

(239) 

Schreiben BStU vom 24. Februar 1997 
und Übersendung der vom MfS geführ- 
ten Berichte des IMS „Gustav". 

24. Februar 
1997 

3. März 1997 

82 Seiten 
nein 

13-120 

(363) 

13-251 
Ziff. 3 
(248) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

4. März 1997: Übersendung der unkorri- 
gierten Mitschrift der Pressekonferenz 
der BvS am 26. Februar 1996 zu 
„Bremer Vulkan". 

4. März 1997 

5. März 1997 

31 Seiten 
nein 
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13-120a 

13-251 

(Ziff. 

Ir 2, 4,5) 

Schreiben BMF vom 4. März 1997: 
Übergabe der VS -Vertraulich einge- 
stuften Unterlagen an die Geheim- 
schutzsteUe des Deutschen Bundestages: 

Gutachten der Wirtschaftsprüfungs- 
gesellschaft SUSAT 8c Partner zu den 
Einlagen der Ostwerften in das zentrale 
„cash concentration" der BW AG vom 
12. Juli 1996; 

Revisionsbericht der BvS Nr. 14/96 
vom 30. Mai 1996 Privatisierung und 
Vertragsmanagement zum Verkauf der 
Ostwerften an den Untemehmens- 
verbund BW; 

Vermerk der BvS über ein Gespräch mit 
dem Vorstand der BW AG vom 7. Sep- 
tember 1995 über die kritische Lage 
der BW; 

Bericht der BvS vom 27. September 

1996 zu den persönlichen Verantwort- 
lichkeiten im Zusammenhang mit den 
aus Anlaß der Privatisierung ostdeut- 
scher Werften an die BW AG verlore- 
nen öffentlichen Mittel und zu den vom 
Vertragsmanagement getroffenen Kon- 
sequenzen und Verbesserungen 
(Tgb.Nr. 2. UA- 13 -18/97 VS-Vertr.). 

5. März 1997 

7. September 
1997 

255 Seiten 
Geheimschutz- 
steUe 

13-121 

(367) 

13-247 

(244) 

Schreiben Staatsanwaltschaft II bei dem 
LG Berlin vom 25. Februar 1997: 
Übersendung des Ermittlungsvermerkes 
vom 25. November 1996 zum Verfahren 
22 Js 105/95 gegen Michael Rottmann. 

5. März 1997 

7. März 1997 

215 Seiten 
ja 

13-121a 

13-247 

Schreiben Staatsanwaltschaft II bei 

24. Septem- 

26. Septem- 

13 Ordner 

(421-433) 

(435) 

(244) 

dem LG Berlin vom 17. September 1997: 
Übersendung weiterer Unterlagen 

zum Verfahren 22 Js 105/95 gegen 
Michael Rottmann. 

ber 1997 

ber 1997 

nein 

13-122 

(365-366) 

13-244 

(242) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

6. März 1997: Schreiben BvS und zusam- 
menfassende/ergänzende Stellung- 
nahme vom 15. April 1996 zum Sach- 
und Streitstand in der Verwaltungs- 
streitsache Rudolfine Steindling gegen 
die BvS, Az. U2 SV4/SV/841/92. 

6. März 1997 

7. März 1997 

1008 Seiten 
ja 

13-123 

(368) 

13-249 

(246) 

Schreiben der Staatsanwaltschaft II 
bei dem LG Berlin vom 4. März 1997 
und Übersendung des Berichts der 
Schweizerischen Bundesanwaltschaft 
vom 18. Mai 1979 betr Gerichtspolizei- 
liches Ermittlungsverfahren gegen 
das illegale Residenten- Ehepaar 
Hans-Günter und Gisela Wolf-Klie 
(s. auch Mat A 13 -90a). 

10. März 1997 

11. März 1997 

6 Seiten 
ja 

13-124 

(369) 

13-245 

(242) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

12. März 1997: Schreiben BvS vom 

6. März 1997 und Stellungnahme vom 

16. September 1996 zum Ergebnis der 
bisherigen Beweisaufnahme in der 
Verwaltungsstreitsache der Rudolfine 
Steindling gegen die BvS. 

Teile in der GeheimschutzsteUe des 
Deutschen Bundestages VS -Vertraulich 

(Tgb.-Nr. 2-UA-13-20/97 VS-Vertr.). 

13. März 1997 

14. März 1997 

162 Seiten 
nein 

79 Seiten 
Geheimschutz- 
steUe 
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13-125 

(374) 

13-243 

(241) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

12. März 1997: Schreiben BvS vom 

12. März 1997 zur Herausgabe der Klage 
seitens der BvS gegen Dipl.-Ing. Hans- 
E.W. Hoffmann vom 28. Mai 1996 an die 
GeheimschutzsteUe des Deutschen Bun- 
destages (Tgb,-Nr. 2.UA-13-21/97 
VS-Vertr.). 

18. März 1997 

21. März 1997 

5 Ordner 
Geheimschutz- 
steUe 

13-126 

(372-373) 

13-166 

(202) 

Schreiben BStU vom 21. März 1997: 
Übersendung von herabgestuften 
Unterlagen der HA XVIII des MfS 
(IMS „Frank" u.a.), die dem 1. UA/12. WP 
als VS-Vertrauhch mit TgbNr. 01-501/94 
und 56/94 zugegangen sind. 

26. März 1997 

27. März 1997 

619 Seiten 
nein 

13-126a 

(373/1) 

13-166 

Schreiben BStU vom 25. April 1997: 
Übersendung von herabgestuften Unter- 
lagen aus dem Operativen Vorgang 
„Reiter" AOP 15581/91. 

30. April 1997 

7. Mai 1997 

427 Seiten 
nein 

13-127 

(375) 

13-248 

(245) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

14. April 1997: Schreiben BvS vom 

8. April 1997 und Bericht über Privati- 
sienmgsfälle, bei denen Subventionen/ 
Fördermittel der THA/BvS in das 
zentrale Cash-Management abgeflossen 
sind, an die GeheimschutzsteUe des 
Deutschen Bundestages 
(Tgb.-Nr. 2-UA -13-22/97 VS-Vertr.). 

15. April 1997 

16. April 1997 

12 Seiten 
Geheimschutz- 
steUe 

13-128 

(376) 

13-252 

(255) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

17. April 1997: Schreiben BvS vom 

17. April 1997 und Schreiben der 

BW AG (BW) - unterzeichnet vom 
damaligen Aufsichtsratsvorsitzenden 
der BW, Dr. Wilhelm Scheider, und 
dem damaligen Vorstandsvorsitzenden, 
Dr. Friedrich Hennemann, 
an die THA vom 3. September 1997. 

17. April 1997 

22. April 1997 

4 Seiten 
nein 

13-129 

(377) 

13-253 

(257) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

17. April 1997: Schreiben BvS vom 

17. April 1997 und Übergabe sämtlicher 
Spill-over-Berichte der C&L Treuarbeit 
Deutsche Revision Wirtschaftsprüfungs- 
gesellschaft über die Geldanlagen 
von MTW-Schiffswerft GmbH, Wismar, 
und der Volkswerft GmbH, Stralsund, 
an die GeheimschutzsteUe des 

Deutschen Bundestages 
(Tgb.-Nr. 2.UA-13-24/97 VS-Vertr.). 

18. April 1997 

24. April 1997 

741 Seiten 
Geheimschutz- 
steUe 

13-130 

(378) 

13-254 

(257) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

17. April 1997: Schreiben BvS vom 

17. April 1997 und Übergabe des Gut- 
achtens des THA -Vertragscontrolling 
vom 10. Februar 1994 zur Unterrichtung 
des THA- Vorstandes über die aus der 
Lage der BW resultierenden Risiken an 
die GeheimschutzsteUe des Deutschen 
Bundestages 

(Tgb.-Nr. 2.UA- 13-23/97 VS-Vertr.). 

18. April 1997 

24. April 1997 

23 Seiten 
eheimschutz- 
steUe 

zu 13-130 


Übersendungsschreiben BMF vom 

30. April 1997: Schreiben BvS vom 

28. April 1997 und Übergabe der offe- 
nen Seiten 1 bis 9 des o. a. Gutachtens. 

2. Mai 1997 

7. Mai 1997 
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Datenbank: ja/nein 

13-131 

13-255 

Übersendungsschreiben BMF vom 

18. April 1997 

22. Aprü 1997 

15 Seiten 

(379) 

(257) 

17. April 1997: Schreiben BvS vom 

17. April 1997 und Übergabe des Proto- 



nein 



kolls über das am 29. November 1995 
bei der C&L in Bremen mit dem Finanz- 
vorstand der BW, Vertretern der Län- 
der Bremen, Hamburg, Mecklenburg- 
Vorpommern und der BvS über die 

Lage der BW geführte Gespräch. 




13-132 

13-256 

Übersendungsschreiben BMWi vom 

25. April 1997 

29. April 1997 

8 Seiten 

(380) 

(258) 

22. April 1997: Protokoll über das zwi- 



Geheimschutz- 



sehen Vertretern des Bremer Senats und 
des BMWi am 26. Oktober 1995 in Bonn 
geführte Gespräch über die bei der BW 
AG bestehende Liquiditätssituation 
(Tgb.Nr. 2.UA- 13-25/97 VS-Vertr.) 



stelle 



Mit Schreiben BMWi vom 3. Juni 1997 

6. Juni 1997 

9. Juni 1997 

8 Seiten 



Aufhebung der VS-Einstufung. 



nein 

13-133 

13-257 

Übersendungsschreiben BMWi vom 

25. April 1997 

29. April 1997 

2 Seiten 

(381) 

(258) 

22. April 1997: Vermerk des zuständigen 



Geheimschutz- 



BMWi-Abteilungsleiters vom 8. Novem- 
ber 1995 über die Information durch 



stelle 



einen Vertreter einer deutschen Groß- 
bank über eine Liquiditätslücke bei 

der BW AG an die Geheimschutzstelle 






des Deutschen Bundestages 

(Tgb.Nr. 2.UA- 13 -25/97 VS-Vertr.). 




13-134 

13-258 

Übersendungsschreiben BMWi vom 

25. April 1997 

29. April 1997 

4 Seiten 

(382) 

(258) 

22. April 1997: Vermerk des zuständigen 



Geheimschutz - 



BMWi-Abteilungsleiters vom 30. No- 
vember 1995 über ein erneut bei der 

BW entstandenes Liquiditätsloch in 
Höhe von 385 Mio. DM und über das am 
29. November 1995 zwischen Bremen, 
Mecklenburg-Vorpommern und der 

BvS stattgefundene Gespräch 
(Tgb.Nr. 2.UA- 13-25/97 VS-Vertr.) 



stelle 



Mit Schreiben BMWi vom 3. Juni 1997 

6. Juni 1997 

9. Juni 1997 

4 Seiten 



Aufhebung der VS-Einstufung. 



nein 

13-135 

13-259 

Genehmigungsschreiben BStU 

6. Mai 1997 

9. Mai 1997 

2 Seiten 

(383) 

(260) 

vom 30. April 1997 zur Beiziehung der 

70 Kopien von Originaldisketten der 

HA XVIII/8 des MfS (in der Geheim- 
schutzsteUe unter TgbNr. 86/94 VS- 
Geheim des 1. UA/12. WP registriert). 



nein 

zu 13-135 


Vermerk des Sekretariats vom 12. Mai 


12. Mai 1997 

zustimmend 



1997: Angebot des BStU zum weiteren 



zur Kenntnis 



Vorgehen hinsichtlich Recherche in den 



genommen in der 



o.a. Disketten auf der Grundlage des 



67. Sitzung am 



Mitarbeitergesprächs vom 12. Mai 1997. 



15. Mai 97 

13-136 

13-246 

Übersendungschreiben VG Berlin, 

21. Mai 1997 

22. Mai 1997 

226 Seiten 

(384) 

(243) 

26. Kammer, vom 14. Mai 1997: 

Urteil vom 12. Dezember 1996-Steind- 
ling ./. BvS, Az.VG 26 A 788.92. 



ja 

13-136a 

13-246 

Übersendungschreiben VG Berlin, 

21. Mai 1997 

22. Mai 1997 

226 Seiten 

(384/1) 


26. Kammer, vom 14. Mai 1997: Urteil 
vom 12. Dezember 1996 -Novum ./. BvS, 
Az.VG 26 A 789.92. 



nein 
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13-137 

(385) 

13-273 

(281) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

26. Juni 1997: Überlegungen des 

beratenden Rechtsanwalts der THA, Dr. 
Michael Schütte, zu möglichen Auswir- 
kungen einer Insolvenz eines Großinve- 
stors auf die ostdeutschen Beteiligungs- 
unternehmen und die für diese be- 
stehenden Privati- 
sierungsvereinharungen . 

26. Juni 1997 

26. Juni 1997 

6 Seiten 
nein 

13-138 

(386) 

13-280 

(288) 

Schreiben BMF vom 26. Juni 1997 und 

Bericht an den Haushaltsausschuß über 
die Gesamtzusammenhänge der Privati- 
sierung der vier ostdeutschen Werften 
MTW, VWS, DMR und NIR 

vom 10. April 1996. 

26. Juni 1997 

26. Juni 1997 

10 Blatt 
nein 

13-139 

(387) 

13-268 

(272) 

Schreiben BMF vom 1. Juli 1997: 
Genehmigung zur Nutzung der VS- 
Vertraulich eingestuften und mit BMF- 
Schreiben vom 4., 19. und 25. Juli 1994 
an den 2. UA der 12. WP übersandten 
Unterlagen der THA (Schreiben vom 

4. und 25. Juli 1994) und des BK 
(Schreiben vom 19. Juli 1994) betref- 
fend Privatisierung der Leuna Raffinerie 
und der Minol AG. (Tgb.Nr. 2. UA- 12 - 
89/94 VS-Vertr., 2. UA- 12-93/94 VS- 
Vertr., 2. UA-12-94/94 VS-Vertr.) 

1. Juü 1997 

2. Juü 1997 

28 Ordner 
Geheimschutz- 
steUe 

13-140 

(388) 

13-271 

(275) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

30. Juni 1997: Schreiben BvS vom 26. Juni 
1997 und Übergabe des Berichts über 
die Beweismittelauswertung der in 
dem Ermittlungsverfahren der Staats- 
anwaltschaft bei dem LG Bremen gegen 
Verantwortliche der BW AG wegen 
Untreue- AZ 830 Js 71 61/96 -sicher- 
gestellten und eingesehenen Geschäfts- 
unterlagen an die Geheimschutzstelle 
des Deutschen Bundestages 
(Tgb. Nr. 2.UA- 13 -35/97 VS-Vertr.). 

2. Juli 1997 

2. Juü 1997 

1 286 Seiten 
Geheimschutz- 
steUe 

13-140a 

(388/1) 

13-271 

Übersendungsschreiben BMF vom 

10. Juli 1997: Schreiben BvS vom 10. Juli 
1997 und Übergabe Schreiben RA Dr. 

Schütte vom 25. Juni 1997 an die Staats- 
anwaltschaft bei dem LG Bremen sowie 
Schreiben BvS, Stabsstelle für besonde- 
re Aufgaben, Dr. Erbe, vom 7. Oktober 
1996 zum Ermittlungsverfahren der 
Staatsanwaltschaft bei dem LG Bremen 
gegen Verantwortliche der BW AG we- 
gen Untreue -AZ 830 Js 7161/96 (s. auch 
Mat A 13-154). 

11. Juü 1997 

11. Juü 1997 

6 Seiten 
nein 

13-141 

(389) 

13-284 

(292) 

Schreiben BMI vom 2. Juli 97 und Über- 
gabe des Schreibens der UKPV vom 

26. November 1991 an die THA, mit dem 
festgesteUt wurde, daß die Novum dem 
Eigentum der SED/PDS zuzurechnen ist. 

4. Juü 1997 

8. Juü 1997 

28 Seiten 
nein 

13-142 

(390) 

13-277 

(285) 

Schreiben der Staatsanwaltschaft II bei 
dem LG Berlin vom 9. Juli 1997 und 
Übersendung der Protokolle vom 

16. August und 3. September 1996 über 
die Vernehmung des ehemaligen Justi- 
tiars der Zentrag, Günter Scharfenberg. 

14. Juü 1997 

15. Juü 1997 

8 Seiten 
nein 
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13-143 

(391) 

13-291 

(294) 

Schreiben der Staatsanwaltschaft II bei 
dem LG Berlin vom 9. Juli 1997 
und Übersendung der Einstellungsver- 
fügimg aus dem gegen Rudolfine 
Steindling geführten Ermittlungs verfahr 
ren bei der Staatsanwaltschaft Wien 
(Az. 27 a FT 20.210/93-47). 

14. Juü 1997 

15. Juü 1997 

3 Seiten 
nein 

13-144 

(392) 

13-285 

(293) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

11. Juh 1997: Schreiben BvS vom 7. Juli 
1997 und Übergabe der Bescheide der 
THA vom 14. Januar 1992 an die Novum 
und an Rudolfine Steindling über die 
Unterstellung der Novum unter treu- 
händerische Verwaltung. 

14. Juü 1997 

15. Juü 1997 

10 Seiten 
nein 

13-145 

(393) 

13-286 

(293) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

11. Juli 1997: Schreiben BvS vom 7. Juli 
1997 und Übergabe des Bescheides der 
THA vom 17. Juli 1992, mit dem ange- 
ordnet wurde, daß sich Rudolfine 
Steindling der Ausübung jeglicher 
Gesellschafterrechte zu enthalten hat. 

14. Juü 1997 

15. Juü 1997 

6 Seiten 
nein 

13-146 

(394) 

13-287 

(293) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

11. Juh 1997: Schreiben BvS vom 7. Juli 
1997 und Übergabe der Widerspruchs- 
bescheide der THA vom 28, August 1992, 
wonach die Bescheide vom 14. Januar und 
17. Juli 1992 aufrechterhalten werden. 

14. Juü 1997 

15. Juü 1997 

30 Seiten 
nein 

13-147 

(395) 

13-289 

(293) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

11. Juli 1997: Schreiben BvS vom 7. Juli 
1997 und Übergabe der Schreibens des 
damaligen Novum-Gesellschafters Hel- 
mut Fürböck vom 28. August und 

10. September 1974 an Dr. Beil, worin 
die Novum als Zentrag-Betrieb 
bezeichnet wird. 

14. Juü 1997 

15. Juü 1997 

5 Seiten 
nein 

13-148 

(396) 

13-290 

(293) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

11. Juli 1997: Schreiben BvS vom 7. Juli 
1997 und Übergabe der Eidesstattlichen 
Versicherung des Helmut Fürböck 
vom 2. Juli 1993. 

14. Juü 1997 

15. Juü 1997 

7 Seiten 
ja 

13-149 

(397-403) 

13-278 

(286) 

Genehmigungsschreiben BStU vom 

15. Juli 1997: Beiziehung von Unter- 
lagen des BStU über Dieter Uhlig-IM 
„Henry" (im 1. UA/12. WP registriert als 
Mat A 148/11). 

15. Juü 1997 

16. Juü 1997 

7 Ordner 
ja 

13-150 

(404) 

13-276 

(284) 

Übersendungsschreiben OVG Berlin, 

3. Senat, vom 15. Juli 1997: Übergabe des 

Protokolls der öffentlichen Sitzung des 
VG Berlin, 26. Kammer, vom 14. Okto- 
ber 1996 in der Verwaltungsstreitsache 
der Novum GmbH gegen BvS - Zeu- 
genvernehmung Scharfenberg u. a. 

Az. VG 26 A 789.92. 

17. Juü 1997 

21. Juü 1997 

15 Seiten 
nein 

13-151 

(405) 

13-282 

(290) 

Schreiben OVG Berlin, 3. Senat, vom 

15. Juli 1997: Beschlüsse über die Bestä- 
tigung der Beschlüsse des VG Berlin, 

26. Kammer, vom 30. Juli 1992 über die 
Aufrechterhaltung der sofortigen Voll- 
ziehung der Bescheide der THA an die 
Novum und an Rudolfine Steindling 
(Az. OVG 3 S 2/93 und 21/93). 

17. Juü 1997 

21. Juü 1997 

55 Seiten 
nein 
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13-152 

(406) 

13-283 

(291) 

Übersendungsschreiben OVG Berlin, 

3. Senat, vom 15. Juli 1997: Übergabe 

der Beschlüsse des VG Berlin^ 26. Kam- 
mer, vom 30. Juli 1992 über die Auf- 
rechterhaltung der sofortigen Vollzie- 
hung der Bescheide der THA an die No- 
vum und an Rudolfine Steindling (Az. 

VG 26 A 498/92 und 499/92). 

17. Juh 1997 

21. Juh 1997 

30 Seiten 
nein 

13-153 

(407-408) 

13-281 

(289) 

Schreiben Staatsanwaltschaft II bei dem 
LG Berlin vom 9. Juh 1997: Über- 
sendung der Ermittlungsakten gegen 
Sokrates Kokkalis (Az. 21 Js 5/96). 

14. Juh 1997 

24. Juh 1997 

487 Seiten 
ja 

13-154 

(409) 

13-274 

(282) 

Übersendungsschreiben Freie Hanse- 
stadt Bremen, Der Senator für Justiz und 
Verfassung, vom 25. Juh 1997: Protokoll 
über die im Zusammenhang mit den 
gegen Verantwortliche der BW AG 
wegen des Verdachts der Untreue ge- 
führten Ermittlungen erfolgten Verneh- 
mung des beratenden Anwaltes der 

THA, Rechtsanwalt Dr. Michael Schütte 
(s. auch Mat A 13 -140 a). 

28. Juh 1997 

29. Juh 1997 

16 Seiten 
nein 

13-155 

(410-412) 

13-288 

(293) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

20. August 1997: Schreiben BvS vom 

19. August 1997 und Strafanzeige der 
THA gegen Rudolfine Steindling u. a. 
wegen Untreue vom 19. Mai 1993 bei der 
Staatsanwaltschaft Wien. 

21. August 
1997 

22. August 
1997 

3 Ordner 
nein 

2 Ordner 
Geheimschutz- 
steUe 



Teile in der Geheimschutzstelle des 
Deutschen Bundestages VS-Vertrauhch 

(Tgb.-Nr. 2 -UA- 13-37/97 VS-Vertr.). 




13-156 

13-269 

(273) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

22. August 1997 an die Geheimschutz- 
stelle des Deutschen Bundestages: 
Schreiben der BvS vom 19. August 1997 
und Übergabe sämtlicher von der THA/ 
BvS in Auftrag gegebene, die Privati- 
sierung der Raffinerie- Aktivitäten in 
Leuna und Zeitz und der Minol Mine- 
ralölhandel AG betreffende Gutachten. 
(Tgb.-Nr. 2 -UA- 13- 38/97 VS-Vertr.). 

25. August 
1997 

28. August 
1997 

2 Ordner 
Geheimschutz- 
steUe 

13-157 

(413) 

13-105 

(133) 

Schreiben des BStU vom 25. August 1997 
und Übersendung einer Unterlage zu 
Klaus Mathes, ehemahger Mitarbeiter 
der in Griechenland ansässigen Firmen 

Integra und Intracom S.A. 

27. August 
1997 

28. August 
1997 

3 Seiten 
nein 

13-158 

(414) 

13-106 

(134) 

Schreiben des BStU vom 25. August 1997 
und Übersendung einer Unterlage zu 
Günther Franze, ehemaliger Mitarbeiter 
der in Griechenland ansässigen Firmen 

Integra und Intracom S.A. 

27. August 
1997 

28. August 
1997 

3 Seiten 
nein 

13-159 

(415) 

13-147 

(183) 

Schreiben des BStU vom 25. August 1997 
betreffend Unterlagen zu Dr. Hans 
Modrow, ehemahger stellvertretender 
Vorsitzender des Präsidiums und später 
Ehrenvorsitzender der SED/PDS. 

27. August 
1997 

28. August 
1997 

2 Seiten 
nein 

13-160 

(416) 

13-151 

(187) 

Schreiben des BStU vom 25. August 1997 
betreffend Unterlagen zu MdL Prof. Dr. 
Lothar Bisky, ehemahges Mitghed des 
Präsidiums des Parteivorstandes der 
SED/PDS. 

27. August 
1997 

28. August 
1997 

2 Seiten 
nein 
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13-161 

(417) 

13-241 

(239) 

Obersendungsschreiben des BStU 
vom 26. August 1997 und Übersendung 
von Unterlagen zu Georges 

Dimitriadis, Mitarbeiter der Finnen 

Integra und Intracom. 

28. August 
1997 

28. August 
1997 

31 Seiten 
nein 

13-162 

(418) 

13-261 

(264) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

29. August 1997: Schreiben der BvS vom 
28. August 1997 und Bericht der BvS 
über die Privatisierung der Mitteldeut- 
schen Fahrradwerke Sangershausen. 

29. August 
1997 

29. August 
1997 

9 Seiten 
nein 



Anhang in der Geheimschutzstelle des 
Deutschen Bundestages VS -Vertraulich 

(Tgb.-Nr. 2-UA- 13-41/97 VS-Vertr.). 



Geheünschutz- 

stelle 

13-163 

13-262 

(265) 

Übersendungsschreiben BMF an die 
Geheimschutzstelle des Deutschen 
Bundestages vom 29. August 1997: 
Schreiben der BvS vom 28. August 1997 
und Bericht der BvS über die Privati- 
sierung der ostdeutschen Kaliindustrie. 
(Tgb.-Nr. 2-UA-13-40/97 VS-Vertr.). 

3. September 
1997 

9. September 
1997 

9 Seiten 
Geheimschutz - 
stelle 

13-164 

(419) 

13-275 

(283) 

Übersendungsschreiben des BStU vom 

2. September 1997 und Übersendung 
von Unterlagen zu Günther 
Scharfenberg. 

5. September 
1997 

5. September 
1997 

37 Seiten 
nein 

13-165 

(420) 

13-155 

(191) 

Schreiben des BStU vom 3. September 
1997 betreffend Unterlagen zu Marlies 
Deneke, jetzt Keller. 

8. September 
1997 

9. September 
1997 

1 Seite 

13-166 

(434) 

13-168 

(202) 

Übersendungsschreiben BStU vom 

17. September 1997: Unterlagen zu 

Hans- Jürgen König, OPK/OV „Kaiser". 

18. Septem- 
ber 1997 

19. Septem- 
ber 1997 

60 Seiten 
nein 

13-167 

13-250 
(247 neu) 

Übersendungsschreiben des Senators 
für Justiz und Verfassung der Freien 
Hansestadt Bremen vom 29. September 
1997: Vermerk des Bundeskriminalamts, 
ROAR Braun, OA 45-2 vom 14. Februar 
1997 betreffend die Volkswerft GmbH, 
Stralsund, 

1 . Oktober 
1997 

6. Oktober 
1997 

1 Ordner 
nein 

Geheimschutz- 

steUe 



Bericht des Bundeskriminalamts, 

ROAR Misterek, OA 45-2 vom 21. Mai 
1997 betreffend die MTW Schiffswerft 
GmbH, Wismar, 






Bericht des Bundeskriminalamts, 

Dürkes, OA 45-2 vom 26. Juni 1997 
betreffend die BW AG, ein gestuft 
VS-Vertr. durch Ausschußbeschluß vom 
9. Oktober 1997. 

(Tgb.-Nr. 2 -UA- 13 -44/97 VS-Vertr., am 
28. März 1998 herabgestuft auf „offen"). 




13-168 

(441) 

13-267 

(271) 

Obersendungsschreiben des BMF vom 

1. Oktober 1997: Schreiben der BvS vom 

1. Oktober 1997 und Bericht der BvS 
über die Privatisierung der Raffinerie- 
Aktivitäten in Leuna und Zeitz und der 
Minol Mineralölhandel AG. Anhang zu 
diesem Bericht VS- Vertraulich 
(Tgb.-Nr. 2 -UA- 13 -43/97 VS-Vertr.). 

2. Oktober 
1997 

2. Oktober 
1997 

17 Seiten 
nein 

Geheimschutz- 

steUe 

13-169 

(442) 

13-306 

(312) 

Übersendungsschreiben des BStU vom 

1. Oktober 1997: Übersendung Unter- 
lagen zu Dr. Karl-Heinz Stegemann. 

2. Oktober 
1997 

2. Oktober 
1997 

40 Seiten 
nein 
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13-170 

(443) 

13-294 

(300) 

Obersendungsschreiben BMI vom 

6. Oktober 1997: Schreiben der UKPV 
vom 6. Oktober 1997 betreffend Nicht- 
herausgabe der bei einem Notar 

beschlagnahmten Dokumente/Ver- 
merke in Sachen Novum. 

7. Oktober 
1997 

7. Oktober 
1997 

2 Seiten 
nein 

13-170a 

(443/1) 

13-294 

(300) 

Übersendungsschreiben BMI vom 

27. Oktober 1997: Ergänzendes Schrei- 
ben der UKPV vom 22. Oktober 1997 
betreffend Verwerfung der Beschwerde 
gegen den Beschlagnahmebeschluß des 
AG Berlin-Tiergarten durch Beschluß 
des LG Berlin vom 1. Oktober 1997. 

27. Oktober 
1997 

27. Oktober 
1997 

2 Seiten 
nein 

13-171 

(444) 

13-301 

(307) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

6. Oktober 1997: Schreiben der UKPV 
vom 6. Oktober 1997 betreffend Unter- 
lagen über die ORVAG AG und deren 
Tochtergesellschaften und Übersendung 
eines Berichts des Sekretariates der 
UKPV vom 18. August 1994 über die 
Kenntnis und Verantwortlichkeit des 
PDS-Vorstandes bezüglich Auslands- 
vermögen. 

7. Oktober 
1997 

7. Oktober 
1997 

15 Seiten 
nein 

13-172 

(445) 

13-300 

(306) 

Übersendungsschreiben BMI vom 

6. Oktober 1997: Schreiben der UKPV 
vom 6. Oktober 1997 und Übersendung 
eines Berichts der Westdeutschen Treu- 
hand-Union GmbH (WTU) über die Prü- 
fung bei der Europäischen Medien- 
gesellschaft AG und der EMG Elektro- 
nische Mediengesellschaft Holding AG. 

7. Oktober 
1997 

7. Oktober 
1997 

19 Seiten 
nein 

13-172a 

(445/1) 

13-300 

(306) 

Übersendungsschreiben BMI vom 

29. Oktober 1997: Schreiben der UKPV 
vom 24. Oktober 1997: Übersendung 
Prüfbericht der Westdeutschen Treu- 
hand-Union GmbH über die Luxem- 
burger Gesellschaften Europäische Me- 
diengesellschaft AG und EMG Elektro- 
nische Mediengesellschaft Holding AG. 

29. Oktober 
1997 

29. Oktober 
1997 

108 Seiten 
nein 

13-172b 

(445/2) 

13-300 

(306) 

Übersendungsschreiben BMI vom 

16. Februar 1998: Schreiben der UKPV 
vom 10. Februar 1998: Übersendung von 
Unterlagen über die Gründung und den 
Betrieb der Elektronischen Medienge- 
sellschaften. 

24. Februar 
1998 

24. Februar 
1998 

103 Seiten 
nein 

13-173 

(446-453) 

13-299 

(305) 

Übersendungsschreiben Staatsanwalt- 
schaft II bei dem LG Berlin vom 1. Okto- 
ber 1997: Übersendung Akten und Bei- 
akten des strafrechtlichen Ermittlungs- 
verfahrens wegen Veruntreuung von 
SED/PDS-Vermögen gegen Dr. Gerd 
Pelikan u.a. Lm Zusammenhang mit der 
Belvedere GmbH (Az. 22 Js 330/90). 

7. Oktober 
1997 

7. Oktober 
1997 

12 Bände 
nein 

13-173a 

(453/1) 

13-299 

(305) 

Übersendungsschreiben Staatsanwalt- 
schaft II bei dem LG Berlin vom 15. Ok- 
tober 1997: Übersendung von ergänzen- 
den Schriftstücken aus dem Verfahren 

Az. 22 Js 330/90. 

16. Oktober 
1997 

17. Oktober 
1997 

8 Seiten 
nein 
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13-174 

13-304 

Übersendung ohne Anschreiben durch 

7. Oktober 

7, Oktober 

137 Seiten 

(454) 

(310) 

die 14. Große Strafkammer bei dem LG 
Berlin: Anklageschrift in dem bei der 

14. Großen Strafkammer bei dem LG 
Berhn mit dem Az. 21 Js 17/94 gegen 
Waltraud Lisowski, Dr. Wilhelm 
Schwettmann und weitere Personen 
geführten Strafverfahren. 

1997 

1997 

nein 

13-175 

13-308 

Übersendungsschreiben des Vorsitzen- 

7. Oktober 

8. Oktober 

48 Seiten 

(455) 

(314) 

den Richters am OLG Düsseldorf, 

4. Strafsenat vom 2. Oktober 1997: 

Anklageschrift in dem beim 4. Strafsenat 
des OLG Düsseldorf gegen Werner 
Scheele wegen des Verdachts der 
geheimdienstlichen Agententätigkeit 
für die HVA des MfS geführten 
Strafverfahrens . 

1997 

1997 

nein 

13-176 

13-292 

Übersendungsschreiben der Staats- 

8. Oktober 

8. Oktober 

234 Seiten 

(456) 

(299) 

anwaltschaft Magdeburg vom 2. Okto- 
ber 1997: Übersendung von Akten über 

das bei der Staatsanwaltschaft 
Magdeburg gegen die Mitteldeutsche 
Erdöl-Raffinierie GmbH (Mider) wegen 
des Verdachts des Subventionsbetruges 
geführte und inzwischen eingestellte 
Ermittlungsverfahren. 

Teile in der Geheimschutzstelle des 
Deutschen Bundestages VS -Vertraulich 
eingestuft durch Ausschußbeschluß vom 
27. November 1997 

(Tgb.-Nr. 2-UA-13- 45/97 VS-Vertr.) 

aufgrund Übersendungsschreiben des 
BMF vom 23. Oktober 1997 mit Schrei- 
ben der BvS vom 21. Oktober 1997 sowie 
Übersendungsschreiben des BMF vom 

5. November 1997 mit Schreiben BvS 
vom 5. November 1997. 

1997 

1997 

nein 

Geheimschutz- 

stelle 

13-177 

13-309 

Übersendungsschreiben des Präsidenten 

9. Oktober 

13. Oktober 

56 Seiten 

(461) 

(320) 

des Sächsischen Landtages vom 8. Okto- 
ber 1997: Übersendung Protokoll der 
Vernehmung von Wolfgang 
Langnitschke am 16. Juh 1991 vor dem 
„Untersuchungsausschuß zur Arbeits- 
fähigkeit des Sächsischen Landtags"; 

Protokoll der Vernehmung von Dr. 

Gerd Pelikan am 24. September 1991 vor 
dem „Untersuchungsausschuß zur Ar- 
beitsfähigkeit des Sächsischen 

Landtags" . 

1997 

1997 

nein 

13-178 

13-298 

Übersendungsschreiben Staatsanwalt- 

14. Oktober 

15. Oktober 

4 Aktenordner 

(462-465) 

(304) 

schaft I bei dem LG Berlin vom 2. Okto- 
ber 1997: Übersendung von Akten und 
Beiakten des strafrechtlichen 
Ermittlungsverfahrens wegen Verun- 
treuung von SED/PDS-Vermögen gegen 
Wolfgang Langnitschke u.a. im Zusam- 
menhang mit der Überweisung von 
Geldern der SED/PDS an die ETC-Tele- 
Com Handelsgesellschaft mbH 
(Az. 1 Bt Js 294/90). 

1997 

1997 

nein 
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13-178a 

13-298 

Übersendungsschreiben Staatsanwalt- 

5. November 

5. November 

61 Seiten 

(465/1) 

(304) 

Schaft I bei dem LG Berlin vom 

27. Oktober 1997: Übersendung eines 
Sonderbandes 1 mit weiteren Unterlagen 
der ZERV 121 zu den Akten und 

Beiakten des strafrechtlichen Ermitt- 
lungsverfahrens wegen Veruntreuung 
von SED/PDS-Vermögen gegen Wolf- 
gang Langnitschke u. a. im Zusammen- 
hang mit der Überweisung von Geldern 
der SED/PDS an die ETC-Tele-Com 
Handelsgesellschaft mbH 
(Az. 1 Bt Js 294/90). 

1997 

1997 

nein 

13-179 

13-303 

Übersendungsschreiben der Staats- 

8. Oktober 

17. Oktober 

13 Seiten 

(466) 

(309) 

anwaltschaft II bei dem LG Berlin vom 

8. Oktober 1997: Übersendung eines 
Aktenaufbauplans des bei der Staats- 
anwaltschaft II gegen Martin Schlaff 
und weitere Personen unter dem 

Az. 21 Js 16/97 wegen des Verdachts der 
Untreue zu Lasten des Staatshaushaltes 
der ehemaligen DDR bzw. der Firmen 
BIEG, Robotron u.a. geführten Ermitt- 
lungsverfahrens (herausgetrennt aus 
dem Verfahren 21 Js 4/96). 

1997 

1997 

nein 

13-179a 

13-303 

Übersendungsschreiben der Staats- 

8. Dezember 

17. Dezember 

17 Ordner 

(466/1 
bis 466/17) 

(309) 

anwaltschaft II bei dem LG Berlin vom 

3. Dezember 1997: Übersendung der vom 

2. UA angeforderten Akten des bei der 
Staatsanwaltschaft II gegen Martin 

Schlaff und weitere Personen unter dem 

Az. 21Js 16/97 wegen des Verdachts der 
Untreue zu Lasten des Staatshaushaltes 
der ehemaligen DDR bzw. der Firmen 
BIEG, Robotron u. a. geführten Ermitt- 
lungsverfahrens (herausgetrennt aus dem 
Verfahren 21 Js 4/96). 

1997 

1997 

nein 

13-180 

13-302 

Schreiben des BStU vom 27. Oktober 

29. Oktober 

30. Oktober 

3 Seiten 

(467) 

(308 neu) 

1997 betreffend OV „Krokus"; Über- 
sendung einer Karteikarte in Kopie 
betreffend Sokrates Kokkalis. 

1997 

1997 

nein 

13-181 

13-314 

Schreiben des BMI vom 30. Oktober 

30. Oktober 

6. November 

26 Seiten 

(468) 

(318 neu) 

1997: Erteilung der Nutzungsgenehmi- 
gung der Anlagen 1 bis 7 aus dem 
abweichenden Bericht der Abg. Ingrid 
Koppe beigefügten Akten der Abteilung 
IS, die dem 1. UA/12. WP nüt Übersen- 
dungsschreiben des BMI vom 16. August 
1991 zugegangen und als Materialie A 

29, TgbNr. 5/91 geh. archiviert worden 
sind. Herabstufung der Anlagen 1, 6 
und 7 auf „VS-NfD" 

Teile in der Geheimschutzstelle des 
Deutschen Bundestages VS-Geheim/ 
VS-Vertr. 

Schreiben des BMI vom 12. November 
1997: Erteilung der Nutzungsgenehmi- 
gung bezügl. aller mit BB 13-314 beige- 
zogener Akten. 

Schreiben des BMI vom 5. Dezember 

1997: Herabstufung weiterer Akten aus 
der Akte IS 2 auf offen bzw. VS-NfD. 

1997 

1997 

nein 

Geheimschutz - 
stelle 
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13-182 

(469) 

13-310 

(319) 

Übersendungsschreiben des LG Berlin, 
Strafkammer 14 a, vom 23. Oktober 1997: 
Übersendung der Anklageschrift der 
Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin 
in dem bei dem LG Berlin mit dem 

Az. 514-5/96 gegen Verantwortliche der 
Firma Leybold-Heraeus GmbH, Hanau 
und weitere Personen wegen des 
Verdachts der Lieferung von Embargo- 
waren an Unternehmen der DDR 
anhängigen Verfahren. 

31. Oktober 
1997 

6. November 
1997 

447 Seiten 
nein 

13-183 

13-317 

(323) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

10. November 1997 an die Geheim- 
schutzstelle des Deutschen Bundestages: 
Schreiben der BvS vom 6. November 

1997 und Übersendung des Public Deed 
of the Minol-Leuna agreements 
between THA, SNEA und Thyssen 
(TED- Vertrag) vom 31. Juli 1992 
(Tgb.-Nr. 2-UA-13- 46/97 VS-Vertr.). 

11. Novem- 
ber 1997 

11. Novem- 
ber 1997 

600 Seiten 
Geheimschutz - 
stelle 

13-184 

(470) 

13-319 

(325) 

Übersendungsschreiben des LG Berlin 
vom 11. November 1997: Übersendung 
der Anklageschrift in dem bei der 

19. Großen Strafkammer bei dem 

LG Berlin mit dem Az. 21 Js 28/94 gegen 
Dr. Peter Welzel geführten Strafver- 
fahren (siehe auch Mat A 13-220). 

14. Novem- 
ber 1997 

14. Novem- 
ber 1997 

87 Seiten 
nein 

13-185 

(471) 

13-315 

(322) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

17. November 1997: Schreiben der BvS 
vom 6. November 1997 und die von den 

Geschäftsführern der Wärmeanlagen- 
bau GmbH, Dr. Voigt und Langer, mit 
einem Anschreiben an die THA, 
Zwinscher, vom 28. Januar 1991 
übemüttelten „Auswirkungen einer 
Liquidation der Wärmeanlagenbau 
Berlin GmbH auf die THA und darüber 
hinaus auf die Bimdesregierung". 

17. Novem- 
ber 1997 

18. Novem- 
ber 1997 

3 Seiten 
nein 

13-186 

(472) 

13-316 

(322) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

17. November 1997: Schreiben der BvS 
vom 10, November 1997 und die von der 
Creditreform Berlin Wolfram KG, 
Auskunftei, Einem 1, 10787 Berlin, am 

26. Aprü 1994 gegebene Konzept- 
auskunft über die PCE Realtec GmbH 
Beratergesellschaft für Immobilien- 
verwaltung, Rhinstr. 137, 10315 Berlin. 

17. Novem- 
ber 1997 

18. Novem- 
ber 1997 

3 Seiten 
nein 

13-187 

13-279 

(287) 

13-296 

(301) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

17. November 1997: Schreiben der BvS 
vom 12. November 1997 und Bericht 
der BvS über die Privatisierung der 
Elbewerft Boizenburg 
(Tgb.-Nr. 2-UA-13-47/97 VS-Vertr.). 

18. Novem- 
ber 1997 

18. Novem- 
ber 1997 

8 Seiten 
Geheimschutz- 
stelle 

13-188 

(473) 

13-326 
(326 neu) 

Kurzmitteüung des LG Berlin vom 

20. November 1997: Übersendung der 
Anklageschrift in dem bei der 14. Gro- 
ßen Strafkammer bei dem LG Berlin mit 
dem Az. 22 Js 145/91/514-10/97 gegen 
Georg Benjamin wegen des Verdachts des 
Betruges bei der Umstellung von 
Transferrubel auf DM geführten 
Strafverfahren. 

26. Novem- 
ber 1997 

26. Novem- 
ber 1997 

73 Seiten 
nein 
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13-189 

13-327 

Kurzmitteilung des LG Berlin vom 

26. Novem- 

26. Novem- 

105 Seiten 

(474) 

(326 neu) 

20. November 1997: Übersendung der 
Anklageschrift in dem bei der 14. Gro- 
ßen Strafkammer bei dem LG Berlin mit 
dem Az. 22 Js 333/90/514-3/97 gegen 
Ulrich Göppner und Eberhard Henke 
wegen des Verdachts des Betruges bei 
der Umstellung von Transferrubel auf 

DM geführten Strafverfahren. 

ber 1997 

ber 1997 

nein 

13-190 

13-328 

Kurzmitteilung des LG Berlin vom 

26. Novem- 

26. Novem- 

79 Seiten 

(475) 

(326 neu) 

20. November 1997: Übersendung der 
Anklageschrift in dem bei der 14. Gro- 
ßen Strafkammer bei dem LG Berlin 
mit dem Az. 22 Js 465/93/514-14/96 
gegen Dr. Klaus Braunsdorf und Helga 
Kowalski wegen des Verdachts des 
Betruges bei der Umstellung von 
Transferrubel auf DM geführten 
Strafverfahren. 

ber 1997 

ber 1997 

nein 

13-190a 

13-328 

Kurzmitteüung des LG Berlin vom 

26. Novem- 

26. Novem- 

78 Seiten 

(475) 

(326 neu) 

20. November 1997: Übersendung der 
Anklageschrift in dem bei der 14. Gro- 
ßen Strafkammer bei dem LG Berlin mit 
dem Az. 22 Js 36/97/514-14/96 gegen 

Igor Gorokhov wegen des Verdachts 
des Betruges bei der Umstellung von 
Transferrubel auf DM geführten 
Strafverfahren. 

ber 1997 

ber 1997 

nein 

13-190b 

13-328 

Kurzmitteilung des LG Berlin vom 

26. Novem- 

26. Novem- 

81 Seiten 

(475) 

(326 neu) 

20. November 1997: Übersendung der 
Anklageschrift in dem bei der 14. Gro- 
ßen Strafkammer bei dem LG Berlin mit 
dem Az. 22 Js 16/97/514-14/96 gegen 

Oto Ozura wegen des Verdachts des 
Betruges bei der Umstellung von 
Transferrubel auf DM geführten 
Strafverfahren. 

ber 1997 

ber 1997 

nein 

13-191 

13-295 

Übersendungsschreiben BMF vom 

26. Novem- 

26. Novem- 

3 946 Seiten 

(476-485) 

(300) 

26. November 1997 und Schreiben der 
BvS vom 20. November 1997: Übersen- 
dung des Schriftsatzes der BvS vom 

15. März 1995 im Verwaltungsstreit- 
verfahren Rudolfine Steindling ./. BvS 
(Az. VG 26 A 877/92). 

ber 1997 

ber 1997 

nein 

13-192 

13-332 

Übersendungsschreiben BMI vom 

15. Dezember 

16. Dezember 

54 Seiten 

(486) 

(331) 

12. Dezember 1997 und Schreiben des 
Bundesverwaltungsamtes , Außenstelle 
Berlin-Lichtenberg, vom 5. Dezember 
1997: Übersendung Protokoll über die 
Vernehmimg von Horst Müller 
am 5. November 1991 durch das 
Bundesverwaltungsamt nüt dem damit 
im Zusammenhang stehenden Bericht 
über die Abwicklung der HVA-Firma 
Intertechna. 

1997 

1997 

nein 
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13-193 

(487) 

13-272 

(278) 

Übersendungsschreiben BMJ vom 

18. Dezember 1997 und Schreiben des 
französischen Justizministeriums nebst 
nichtamtlicher deutscher Übersetzung 
betreffend Aushändigung von Schrift- 
stücken aus dem von den Unter- 
suchungsrichterinnen Eva Joly und 
Laurence Vichnievsky gegen Verant- 
wortliche der Firma Elf-Aquitaine 
wegen des Verdachts der Korruption 
geführten Ermittlungsverfahrens. 

19. Dezember 
1997 

23. Dezember 
1997 

4 Seiten 
nein 

13-194 

(488) 

13-338 

(338) 

Akte Effect 23, die dem 1. UA/12. WP 
mit Übersendungsschreiben des BMF 
vom 23. September 1991 zugegangen 
und dort als Materiaüe A 58 registriert 
worden ist. 

19. Dezember 
1997 

23. Dezember 
1997 

133 Seiten 
nein 

13-195 

13-330 

(329) 

Übersendungsschreiben Chef des Bun- 
deskanzleramtes, BM Friedrich Bohl 
vom 22. Dezember 1997: Übersendung 
von Akten des Bundeskanzleramtes über 
die Privatisierung der Raffinerien in 
Leuna und Zeitz und der Minol Mine- 
ralölhandel AG und über die damit in 
Zusammenhang stehenden Aktivitäten 
des Bundeskanzleramtes 
(Tgb.-Nr. 2-UA-13- 50/97 VS-Vertr.). 

22. Dezember 
1997 

23. Dezember 
1997 

1 Aktenordner 
Geheimschutz- 
stelle 

zu Mat A 
13-195 


Schreiben des Bundeskanzlers 

Dr. Helmut Kohl an den damaligen 
Französischen Prenüerminister Edouard 
Balladur vom 18. Februar 1994 
(Blatt 103-104). Herabgestuft durch 
Schreiben MR Kindler, Bundeskanzler- 
amt, vom 30. Januar 1998 auf „offen“. 

2. Februar 

1998 

2. Februar 
1998 

3 Seiten 

13-196 

(489) 

13-322 

(327) 

Bericht der ZERV über die Ergebnisse 
ihrer Tätigkeit mit Stand 2. Januar 1998, 
hier: zu Anlage 3, Pos. 3 der Themen- 
schwerpunkte der SPD -Fraktion 
„Auswirkungen der Jahressteuergesetze 
1996/1997..."; hier: Schreiben U. Schu- 
macher, ZERV 111, vom 17, Dezember 
1997. 

29. Dezember 
1997 

9. Januar 

1998 

15 Seiten 
nein 

13-196a 

(489/1) 

13-322 

(327) 

Übersendungsschreiben der Senats- 
verwaltung für Inneres, Berlin, vom 

16. Februar 1998: Übersendung eines 

Berichts der ZERV über die Ergebnisse 
ihrer Tätigkeit mit Stand 2. Januar 1998 

sowie Jahresberichte der ZERV für 1996 
und 1997. 

24. Februar 
1998 

24. Februar 
1998 

62 Seiten 
nein 

13-197 

(490) 

13-337 

(337) 

Schreiben der Staatsanwaltschaft II 
beim LG Berlin vom 2. Januar 1998: 
Nutzungsgenehmigung betr. Beweis- 
mittelakte, Band 537, der Staatsanwalt- 
schaft bei dem KG Berlin (Az. 2 Js 7/90) 
über die Stiftung NITA, die durch den 

1. UA/12. WP beigezogen und dort als 
Mat A 5 Bd. 537 registriert worden ist. 

7. Januar 

1998 

9. Januar 

1998 

34 Seiten 
nein 
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13-198 

(491) 

13-341 

(341) 

Übersendungsschreiben der Staats- 
anwaltschaft II beim LG Berlin vom 

30. Dezember 1997: Übersendung der 
Anklageschrift in dem bei der 14. Gro- 
ßen Strafkammer bei dem LG Berlin mit 
dem Az. 22 Js 105/95 gegen Heinz 
Langener, Dr. Siegfried Dieter Voigt, 

Dr. Dieter Schäfer, Gottfried Hanschke 
und Alexander Hanschke geführten 
Strafverfahren. 

8. Januar 

1998 

9. Januar 

1998 

492 Seiten 
nein 

13-199 

(492) 

13-339 
(339 neu) 

Schreiben des Vorsitzenden des Verwal- 
tungsrates der BvS vom 27. Februar 1998 
betr. Tagebuchaufzeichnungen mit 
dienstlichem Inhalt des Dr. Klaus 

Schucht aus der Zeit als Vorstandsmit- 
glied bei der THA und die den Aufzeich- 
nungen beigefügten Kopien von dienst- 
lichen Unterlagen, die beim Bundes- 
archiv hinterlegt worden waren und sich 
nunmehr im Verfügungsrecht der BvS 
befinden. 

9, Januar 

1998 

13. Januar 
1998 

2 Seiten 
nein 

13-199a 

(492/1) 

13-339 
(339 neu) 

Schreiben des Vorsitzenden des Verwal- 
tungsrates der BvS vom 8. Januar 1998 
mit Schreiben des Leiters der Sonder- 
stabsstelle Recht, Dr. Joachim Erbe, 
vom 24. Februar 1998. 

3. März 1998 

4. März 1998 

7 Seiten 
nein 

13-199b 

13-339 
(339 neu) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

3. April 1998, Schreiben der BvS vom 

2. April 1998 betr. Tagebuchaufzeich- 
nungen mit dienstlichem Inhalt des 

Dr. Klaus Schucht aus der Zeit als Vor- 
standsmitglied bei der THA und die den 
Aufzeichnungen beigefügten Kopien 
von dienstlichen Unterlagen, die beim 
Bundesarchiv hinterlegt worden waren 
und sich nunmehr im Verfügungsrecht 
der BvS befinden, hier: Anlagen. 

(Tgb.-Nr. 2-UA-13-60/98 VS-Vertr.). 

7. April 1998 

7. April 1998 

4 Ordner 
Geheimschutz - 
stelle 

13-200 

(493) 

13-340 

(340) 

Übersendungsschreiben des General- 
staatsanwalts der Staatsanwaltschaft I 
beim LG Berlin vom 6. Januar 1998: 
Übersendung der Ermittlungsakte über 
das mit dem Az. 3 Wi Js 682/97 gegen 
Rechtsanwalt Manfred Schmidt geführte 
Ermittlungsverfahren. 

13. Januar 
1998 

13. Januar 
1998 

544 Seiten 
nein 

13-201 

(494) 

13-336 

(336) 

Übersendungsschreiben des Vorsitzen- 
den des 12. Zivilsenats des Kammer- 
gerichts Berlin vom 12. Januar 1998: 
Übersendung des Urteils des 12. Straf- 
senats des Kammergerichts Berlin mit 
dem Az. 12 U 6234/96, 90 414/96 in dem 
einstweiligen Verfügungsverfahren Elf 
Aquitaine gegen die BvS. 

14. Januar 
1998 

15. Januar 
1998 

7 Seiten 
nein 

13-202 

(495) 

13-324 

(327) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

26. Januar 1998: Übersendungsschrei- 
ben des Bundesamtes für Finanzen vom 
15. Januar 1998: Übersendung eines 
Tätigkeitsberichts der Gruppe Wäh- 
rungsumstellung beim Bundesamt für 
Finanzen mit Stand 2. Januar 1998. 

26. Januar 
1998 

26. Januar 
1998 

5 Seiten 
nein 
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13-203 

(496) 

13-335 

(335) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

23. Januar 1998: Übersendung eines 

Berichts über die Abwicklung des 
Transferrubel-Verrechnungsverkehrs 

mit Stand 2. Januar 1998. 

27. Januar 

1998 

29. Januar 
1998 

6 Seiten 
nein 

13-204 

(497) 

13-349 

(346) 

Übersendungsschreiben des Baye- 
rischen Obersten Landesgerichts vom 

23. Januar 1998: Übersendung der 

Anklageschrift in dem beim Baye- 
rischen Obersten LG München mit 
dem Az. 3 St 11/96 gegen Jörg Sieg 
wegen des Verdachts der Lieferung von 
Embargogütem an das MfS der ehema- 
ligen DDR geführten Strafverfahren. 

30. Januar 

1998 

3. Februar 

1998 

56 Seiten 
nein 

13-205 

(498) 

13-350 

(349) 

Kurzmitteilung der Staatsanwaltschaft 
Stuttgart vom 28. Januar 1998: Übersen- 
dung des Urteils der 10. Strafkammer 
des LG Stuttgart in dem mit dem 

Az. 10 Kls 60/96 gegen Dieter Mössin- 
ger wegen Untreue geführten Strafver- 
fahren. 

2. Februar 

1998 

3. Februar 
1998 

51 Seiten 
nein 

13-206 

(499) 

13-347 

(345) 

i 

Übersendungsschreiben der 19. Straf- 
kammer bei dem LG Berlin vom 26. Ja- 
nuar 1998: Übersendung der Anklage- 
schrift in dem bei der 19. Großen Straf- 
kammer bei dem LG Berlin mit dem 

Az. 23 Js 48/97 (nach Abtrennung aus 
dem Verfahren 23 Js 8/96) gegen den 
Vorstandsvorsitzenden der Thyssen AG 
Dieter Vogel und gegen weitere 
verantwortliche Personen des Konzerns 
wegen des Verdachts der Untreue 
geführten Strafverfahren. 

2. Februar 

1998 

3. Februar 
1998 

284 Seiten 
nein 

13-207 

(500) 

13-352 

(351) 

Übersendungsschreiben des LG Stutt- 
gart vom 27. Januar 1998: Übersendung 

der Anklageschrift in dem bei der 

8. Strafkammer des LG Stuttgart gegen 
Sven Thomas Andreas, Alfred Mucha 
und Josef Ruppert mit dem 

Az. 8 Kls/161 Js 25441/94 wegen Betrug, 
Bestechlichkeit und Untreue geführten 
Strafverfahren. 

4. Februar 

1998 

4. Februar 

1998 

266 Seiten 
nein 

13-208 

(501) 

13-353 

(351) 

Kurzmitteilung der Staatsanwaltschaft 
Stuttgart vom 2. Februar 1998: 
Übersendung des Urteils der 8. Straf- 
kammer des LG Stuttgart in dem mit 

Az. 8 Kls 206/94 gegen Wilfried Glock 
und Dr. Wolfgang Greiner wegen 

Untreue und Bestechlichkeit geführten 
Verfahren. 

10, Februar 
1998 

10. Februar 
1998 

27 Seiten 
nein 

13-209 

(502) 

13-351 

(350) 

Übersendungsschreiben des Justiz- 
ministeriums Baden-Württemberg 
vom 9. Februar 1998: Übersendung 

der Anklageschrift in dem bei der 

14. Strafkammer des LG Stuttgart 
gegen Karl Deffner mit dem 

Az. 14 Kls/161 Js 42352/97 wegen des 
Verdachts des Betruges, der Untreue 
und Bestechlichkeit geführten 
Strafverfahren. 

12. Februar 
1998 

12. Februar 
1998 

209 Seiten 
nein 
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13-210 

13-320 

Übersendungsschreiben BMF vom 

13. Februar 

13. Februar 

80 Seiten 

(503) 

(327) 

13. Februar 1998: Schreiben der BvS 
vom 11. Februar 1998: Übersendung 
eines abschließenden schriftlichen 

Berichts der BvS über die Ergebnisse 
ihrer Tätigkeit mit Stand 2. Januar 1998. 

1998 

1998 

nein 

13-211 

13-293 

Schreiben BMF vom 13. Februar 1998: 

13. Februar 

16. Februar 

2 Seiten 

(504) 

(300) 

Schreiben BvS vom 10. Februar 1998 
betreffend der Berufungsbegründungs- 
schrift der BvS im Verfahren Steind- 
ling./.BvS gegen das Urteil des 

VG Berlin vom 12. Dezember 1996. 

1998 

1998 

nein 

13-212 

13-333 

Übersendungsschreiben BMF, Irmgard 

13. Februar 

16. Februar 

1 Seite 

(505) 

(334) 

Karwatzki, MdB vom 12. Februar 1998: 
Übersendung eines ergänzenden 

Berichts des Bundesministers der 
Finanzen mit Stand 2. Januar 1998 
über die Vergleiche zwischen der 

Firma Metallurgiehandel GmbH i. L. 
(MH) und der Thyssen-Gruppe. 

1998 

1998 

ein 

13-213 

13-334 

Übersendungsschreiben BMF, Irmgard 

17. Februar 

18. Februar 

8 Seiten 

(506) 

(334) 

Karwatzki, MdB vom 12. Februar 1998: 
Übersendung eines ergänzenden 

Berichts des Bundesministers der 
Finanzen mit Stand 2. Januar 1998 
über den im Zusammenhang mit dem 
Konsortialdarlehen Dresden zwischen 
dem Bundesamt für Finanzen, der Stadt 
Dresden, der Lomer & Co. AG und der 
BIEG geschlossenen Vergleich. 

(Anhang in der Geheimschutzstelle unter 
Tgb.-Nr. 2-UA-13- 52/98 VS-Vertr.) 

1998 

1998 

nein 

Geheimschutz- 

stelle 

13-214 

13-318 

Übersendungsschreiben BMF vom 

17. Februar 

18. Februar 

Geheimschutz- 


(324) 

13. Februar 1998: Schreiben der BvS 
vom 10. Februar 1998: Übersendung 
eines ergänzenden Berichts der BvS 
über die Privatisierung der Fa. Holz- 
handel Berlin/Brandenburg 
(Tgb.-Nr. 2-UA-13- 53/98 VS-Vertr.) 

(s. auch Mat A 13-82). 

1998 

1998 

stelle 

13-215 

13-307 

Schreiben der Staatsanwaltschaft II bei 

18. Februar 

24. Februar 

5 Seiten 

(507) 

(313) 

dem LG Berlin vom 18. Februar 1998: 
Sachstand zu dem dort mit dem 

Az. 21 Js 39/94 gegen Waltraud 

Lisowski und Detlef von der Stück 
geführten Ermittlungsverfahren. 

1998 

1998 

nein 

13-216 

13-321 

Übersendungsschreiben BMI vom 

19. Februar 

24. Februar 

20 Seiten 

(508) 

(327) 

13. Februar 1998: Schreiben der UKPV 
vom 6. Februar 1998: Übersendung eines 

Berichts der UKPV über die Ergebnisse 
ihrer Tätigkeit mit Stand 2. Januar 1998. 

1998 

1998 

nein 

13-216a 

(508/1) 

13-321 

(327) 

Übersendungsschreiben BMI vom 

25. März 1998: Schreiben der UKPV vom 
24. März 1998: Übersendung einer 
von der BvS erstellten Einnahmen-/ 
Ausgabenrechnung nach dem Stand 

23. März 1998 über die Gesamtentwick- 
lung der bisherigen und für die Zukunft 
-vorläufig -geschätzten Einnahmen und 
Ausgaben aus dem Vermögen der 
Parteien und Massenorganisationen 
der ehemaligen DDR. 

25. März 1998 

26. März 1998 

10 Seiten 
nein 
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13-217 

(509) 

13-323 

(327) 

Übersendungsschreiben Staatsanwalt- 
schaft II bei dem LG Berlin vom 

29. Januar 1998: Übersendung eines 
abschließenden Berichts der Staats- 
anwaltschaft II über die Ergebnisse 
ihrer Tätigkeit mit Stand 2. Januar 1998. 

20. Februar 
1998 

24. Februar 
1998 

42 Seiten 
nein 

13-218 

(510) 

13-355 

(355) 

Kurzmitteilung LG Berlin vom 23. Fe- 
bruar 1998: Übersendung der Anklage- 
schrift in dem bei der 22. Großen Straf- 
kammer bei dem LG Berlin mit dem 

Az. (522) 21 Js 48/94, 522-71/96 gegen 
Richard Müller und drei ehemalige 
MfS-Mitarbeiter geführten Strafver- 
fahren. 

25. Februar 
1998 

25. Februar 
1998 

110 Seiten 
nein 

13-219 

(511) 

13-325 

(327) 

Schreiben BMI vom 16. Februar 1998 mit 

Bericht des Bundesverwaltungsamtes 
über die Ergebnisse seiner Tätigkeit mit 
Stand 2. Januar 1998. 

24. Februar 
1998 

25. Februar 
1998 

1 Seite 
nein 

13-220 

(512) 

13-348 

(346) 

Schreiben LG Berlin vom 17. Februar 
1998: Übersendung Urteil der 19. Gro- 
ßen Strafkammer bei dem LG Berlin in 
dem mit dem Az. 21 Js 28/94 gegen 

Dr. Peter Welzel geführten Straf- 
verfahren (siehe auch Mat A 13-184). 

2. März 1998 

3. März 1998 

41 Seiten 
nein 

13-221 

(513) 

13-331 

(330) 

Schreiben BMVg vom 3. März 1998 
betreffend Bericht des Bundesministers 
der Verteidigung über dort vorliegende 
Erkenntnisse zur Zusammenarbeit des 
Bereiches KoKo mit der Militärischen 
Aufklärung der Nationalen Volksarmee 
der DDR. 

5. März 1998 

5. März 1998 

2 Seiten 
nein 

13-222 

(514) 

13-359 

(359) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

4. März 1998: Schreiben der BvS vom 

27. Februar 1998 und Übersendung 
eines Schreibens vom 16. Juli 1996 an 
die Volkswerft GmbH, Stralsund, 

(VWS), mit der Aufforderung, einen 
testierten Spill-over-Bericht zu korri- 
gieren. 

6. März 1998 

6. März 1998 

5 Seiten 
nein 

13-223 

13-342 

(342) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

26. März 1998: Schreiben der BvS vom 

26. März 1998: Schreiben des Rechts- 
anwaltsbüros Rölfs-Bühler und Partner 
an den von der BvS eingesetzten Liqui- 
dator der Fa. Duft- und Aromastoffe 
GmbH Miltitz vom 16. Mai 1995 und 

19. Juni 1995 

(Tgb.-Nr. 2-UA- 13-58/98 VS-Vertr.). 

27. März 1998 

27. März 1998 

10 Seiten 
Geheimschutz - 
stelle 

13-224 

13-343 

(342) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

26. März 1998: Schreiben der BvS vom 

26. März 1998: Änderungsvertrag über 
die Reduzierung des Kaufpreises für den 
Erwerb der Fa. Duft- und Aromastoffe 
GmbH Miltitz 

(Tgb.-Nr. 2-UA-13-59/98 VS-Vertr.). 

27. März 1998 

27. März 1998 

15 Seiten 
Geheimschutz - 
stelle 
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13-225 

13-344 

(342) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

26. März 1998: Schreiben der BvS vom 

26. März 1998: Sämtlicher Schrift- 
verkehr der Firma Heinz mit dem BvS- 
Direktor Dr. Holzapfel im Vorfeld des 
Änderungsvertrages über die Reduzie- 
rung des Kaufpreises für die Fa. Duft- 
und Aromastoffe GmbH Miltitz 
(Tgb.-Nr. 2-UA-13-57/98 VS-Vertr.). 

27. März 1998 

27. März 1998 

201 Seiten 
Geheimschutz- 
steUe 

13-226 

13-345 

(343) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

26. März 1998: Schreiben der BvS vom 

26. März 1998: Bericht der BvS über die 

Privatisierung der Fa. Duft- und 
Aromastoffe GmbH Miltitz 
(Tgb.-Nr. 2-UA-13- 54/98 VS-Vertr.). 

27. März 1998 

27. März 1998 

4 Seiten 
Geheimschutz- 
steUe 

13-227 

13-346 

(344) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

26. März 1998: Schreiben der BvS vom 

26. März 1998: Bericht der BvS über die 
Privatisierung der Baumaschinenfabrik 
Welzow GmbH 

(Tgb.-Nr. 2-UA-13-56/98 VS-Vertr.). 

27. März 1998 

27. März 1998 

5 Seiten 
Geheimschutz- 
steUe 

13-228 

13-354 

(354) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

26. März 1998: Schreiben der BvS vom 

26. März 1998: Bericht der BvS über die 
Privatisierung der Möbelwerke in Mal- 
chin, Güstrow, Plau am See und Teterow 
(Tgb.-Nr. 2-UA-13- 55/98 VS-Vertr.). 

27. März 1998 

27. März 1998 

5 Seiten 
Geheimschutz - 
steUe 

13-229 

13-356 

(356) 

Übersendungsschreiben BMWi vom 

7. April 1998: Übersendung von Akten 
des BMWi über die Privatisierung der 
Raffinerien in Leuna und Zeitz und der 
Minol Mineralölhandel AG und über 
die damit im Zusammenhang stehenden 
Aktivitäten des Ministeriums 
(Tgb.-Nr. 2-UA-13-62/98 VS-Vertr.). 

15. Aprü 1998 

15. Aprü 1998 

43 Ordner 
Geheimschutz - 
steUe 

13-230 

13-357 

Übersendungsschreiben BMF vom 

3. April 1998: Übersendung von Akten 
des BMF über die Privatisierung der 
Raffinerien in Leuna und Zeitz und der 
Minol Mineralölhandel AG und über 
die damit im Zusammenhang stehenden 
Aktivitäten des Ministeriums 
(Tgb.-Nr. 2 -UA- 13-61/98 VS-Vertr.). 

16. Aprü 1998 

17. Aprü 1998 

48 Aktenordner 
Geheimschutz- 
steUe 

13-231 

(515) 

13-358 

(357) 

Übersendungsschreiben BMF vom 

5. Mai 1998: Übersendung eines 
Schreibens der BvS vom 4. Mai 1998 
betr. Berufungsbegründungsschrift der 
BvS im Rechtsstreit der BvS gegen 
Vorstandsmitglieder der BW AG. 

5. Mai 1998 

8. Mai 1998 

2 Seiten 
nein 
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MatB 

Inhalt 

Eingang am 

verteilt am 
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1 

Übersendungsschreiben BMF vom 25. Januar 1996: 

25. Januar 1996 

26. Januar 1996 

siehe 


Stellungnahme des Direktorats der BvS zum Be- 



auch Mat 


rieht der UKPV über die Ergebnisse ihrer Tätigkeit, 



> 

CO 

1 


soweit sie die in den Berichten des 1. und 2. UA 



und zu 


der 12. WP getroffenen Feststellungen ergänzen 



A-Druck- 


und sie Bezug zum Auftrag des Untersuchungsaus- 
schusses haben (BB 13-2). 



Sache 2 

2 

Schreiben des PSts beim BMF, Dr. Joachim Grüne- 
wald, MdB, an den Vorsitzenden des 1. UA/12. WP 
vom 15. November 1991, zur Fortschreibung der 
im „Bericht über wesentliche Feststellungen aus 
der Prüfung des Bereiches KoKo des Ministeriums 
für Außenwirtschaft" aufgeführten Geldbestände. 
Übergeben von PSts'n beim BMF, Irmgard Kar- 
watzki, MdB, während ihrer öffentlichen Anhö- 
rung am 29. Februar 1996. 

29. Februar 1996 

1. März 1996 


3 

Übersendungsschreiben BMF an den Vorsitzenden 
des Rechnungsprüfungsausschusses vom 29. De- 
zember 1995: Bericht über die Abwicklung des 
Transferrubel- Verrechnungsverkehrs vom 29. De- 
zember 95. Übergeben von PSts'n beim BMF, Irm- 
gard Karwatzki, MdB, während ihrer öffentlichen 
Anhörung am 29. Februar 1996. 

29. Februar 1996 

1. März 1996 


4 

Schreiben der Staatsanwaltschaft II bei dem LG 
Berlin - Der Generalstaatsanwalt - an das Bundes- 
ministerium der Finanzen vom 26. Februar 1996, 
betreffend Stellungnahme zu den Schadenssum- 
men der Regierungs- und Vereinigungskrimina- 
lität. Übergeben von PSts'n beim BMF, Irmgard 
Karwatzki, MdB, während der öffentlichen An- 
hörung am 29. Februar 1996. 

29. Februar 1996 

l.März 1996 


5 

Schreiben Abg. Beucher vom 19. März 1996 und 
Übersendung eines Anonymen Schreibens ohne 

19. März 1996 

25. März 1996 



Datum betreffend Beschäftigung ehemaliger 
Nomenklaturkader der DDR bei der BvS. 




6 

Schreiben Herbert Ziehm (Referatsleiter AU beim 
BStU) vom 29. Mai 1996 und Übersendung von 

31. Mai 1996 

4. Juni 1996 



Unterlagen zur Arbeit des „Komitees zur Auf- 
lösung des ehemaligen MfS/AfNS". 




7 

Schreiben mit Anlagen der UKPV an die Staats- 
anwaltschaft II bei dem LG Berlin vom 9. No- 
vember 1994 - VS-Nur für den Dienstgebrauch - 
betreffend Ermittlungsverfahren gegen Rudolfine 
Steindling u. a. 

26. September 1996 

27. September 1996 


8 

Schreiben der PSts'n beim BMF, Irmgard Kar- 
watzki, MdB, vom 25. September 1996 und Über- 

27. September 1996 

30. September 1996 



sendung des Berichts des BMF vom 19. September 
1996 zum Stand der Ermittlungen und Rück- 
führung des DDR- Vermögens. 




9 

Schreiben der PSts'n beim BMF, Irmgard Karwatzki, 
MdB, vom 4. Oktober 1996 und Übersendung des 

4. Oktober 1996 

8. Oktober 1996 



Berichts des BMF vom 26. September 1996 über die 
Vergleiche zwischen der Firma Metallurgiehandel 
GmbH i.L. und der Thyssen-Gruppe. 




10 

Schreiben BvS (Arbeitsstab Untersuchungsaus- 
schuß (über BMF/AG KoKo/THA) vom 8. Oktober 
1996 und Übersendung eines Vermerks der BvS 
- Bereich Sondervermögen - vom 8. Oktober 1996 
zur Vorbereitung auf die Zeugenvernehmung 
Helmut Schindler am 10. Oktober 1996. 

8. Oktober 1996 

9. Oktober 1996 
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10a 

Schreiben BvS/Arbeitsstab Untersuchungsausschuß 
vom 8. Oktober 1996 als Nachgang zur Mat B 10 und 

Übersendung einer Zusammenfassung der Anga- 
ben, die Helmut Schindler in öffentlicher Haupt- 
verhandlung am 20. Juni 1996 vor dem Verwal- 
tungsgericht Berlin (VG 26 A 788 92) gemacht hat. 

8. Oktober 1 996 

9. Oktober 1996 


11 

Übersendungsschreiben Staatsanwaltschaft II bei 
dem LG Berlin vom 21. Mai 1996: Beschluß des KG 
vom 10. April 1996 über die Aufhebung des Haft- 
befehls des AG Tiergarten vom 6. Dezember 1993 
- 352 Gs 4926/93 - und des Beschlusses des LG 
Berlin vom 30. Dezember 1993 in dem Er- 
mittlungsverfahren gegen Rudolfine Steindling 
(Az. 24/2 Js 1019/92). 

21. Mai 1996 

24. Oktober 1996 


12 

Zentrum für Information und Dokumentation 
der Außenwirtschaft (Hrsg.): Adressenverzeichnis: 
Organe, Institutionen und Betriebe des Außen- 
handels der Deutschen Demokratischen Republik, 

Januar 1986 (von Dr. Wilhelm Olges in seiner Zeu- 
genvernehmung am 14. November 1996 überge- 
ben). 

14. November 1996 

15. November 1996 


13 

Übersendungsschreiben der Staatsanwaltschaft II 
bei dem LG Berhn vom 2. Dezember 1996: Haftbe- 
fehl des AG Tiergarten vom 28. November 1996 
gegen den Beschuldigten Erich Gaida (alias: 
Franz Markowic) (Az. 350 Gs 4410/96). 

2. Dezember 1996 

3. Dezember 1996 


14 

Übersendungsschreiben BMF vom 23. Dezember 
1996: Strafanzeige von Rudolfine Steindling vom 
10. Oktober 1996 gegen Robert Gründer u.a. 
wegen wirtschafthchen Nachrichtendienstes i. S. 
von Art. 273 des Schweizer StGB. 

23. Dezember 1996 

16. Januar 1997 


15 

Übersendungs-Fax Staatsanwaltschaft II bei dem 
LG Berhn vom 6. Februar 1997: Beschluß des LG 
Berlin vom 4. Februar 1997 über die Aufhebung 
des Haftbefehls des AG Tiergarten vom 2. Dezem- 
ber 1996 - 349 Gs 4497/98 - in dem Ermittlungsver- 
fahren gegen Daum u.a., hier gegen Dr. Manfred 
Würtz, Werner Fridolin Schützer, Rita Schönzart, 
Wendelin Hermann Ludwig Simonis (Az. 21 Js4/96). 

6. Februar 1997 

11. Februar 1997 


15 a 

Übersendungsschreiben Staatsanwaltschaft II bei 
dem LG Berhn vom 6. Februar 1997: Haftbefehl 
des AG Tiergarten vom 2. Dezember 1996 
- 349 Gs 4497/96 - gegen den Beschuldigten 
Simonis (Az. 21 Js 4/96). 

14. Februar 1997 

18. Februar 1997 


15b 

Ergänzende Stellungnahme der Staatsanwalt- 
schaft II bei dem LG Berlin vom 29. Januar 1997 in 
dem Ermittlungsverfahren gegen Werner Schützer 
u.a. wegen Untreue und Betrug (Az. 21 Js 4/96) 
zur Begründung der Anträge auf Anordnung der 
Haftfortdauer bzgl. Haftbeschwerden der Beschul- 
digten Werner Schützer, Wendeün Simonis und 
Rita Schönzart. 

9. Februar 1998 

9. Februar 1998 


15c 

Weitere Beschwerde der Staatsanwaltschaft II bei 
dem LG Berlin vom 21. Februar 1997 gemäß § 310 
StPO in dem Ermittlungsverfahren 21 Js 4/96 ge- 
gen Werner Schützer u. a. gegen die vier inhalts- 
gleichen Beschlüsse des LG Berlin - 26. Große 
Strafkarmner, Wirtschaftskammer - jeweils vom 
4. Februar 1997 betr. Aufhebung der Haftbefehle 
des AG Tiergarten vom 2. Dezember 1996 bzgl. 
Werner Schützer, Wendeün Simonis, Rita Schön- 
zart, Dr. Manfred Würtz. 

9, Februar 1998 

9. Februar 1998 
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15d 

Weitere Beschwerde der Staatsanwaltschaft II bei 
dem LG Berlin vom 7. April 1997 gemäß § 310 
StPO in dem Ermittlungsverfahren 21 Js 4/96 ge- 
gen Werner Schützer u. a. gegen die drei inhalts- 
gleichen Beschlüsse des LG Berlin - 26. Große 
Strafkammer, Wiitschaftsstrafkammer - jeweils 
vom 20. März 1997 betr. Aufhebung der Haftbe- 
fehle des AG Tiergarten vom 2. Dezember 1996 
bzgl. Dr. Conrad Ackermann, Dr. Leon Lemko- 
wicz, Martin Schlaff. 

9. Februar 1998 

9. Februar 1998 


15e 

Ergänzende Stellungnahme der Staatsanwalt- 
schaft II bei dem LG Berlin vom 27. August 1997 
an das KG Berlin - 4. Strafsenat - in dem Er- 
mittlungsverfahren 21 Js 16/97 (abgetrennt aus 
21 Js 4/96) zu den weiteren Beschwerden vom 
21. Februar 1997 und 7. April 1997. 

9. Februar 1998 

9. Februar 1998 


16 

Schreiben Betriebsrat der PCE-Gruppe in Gesamt- 
vollstreckung c/o Michael Franzen bei IGBE, Ber- 
hn, vom 11. Februar 1997 betreffend betrügerischer 
Konkurs Wbb Wärmeanlagenbau GmbH/PCE AG. 

18. Februar 1997 

19. Februar 1997 


16a 

Übersendungsschreiben BMF vom 19. September 
1997: Schreiben des Leiters des Justitiariats der 
BvS, Hans- Jörg Schaal, vom 18. September 1997 
betr. Schreiben des Betriebsrates der PCE-Gruppe 
vom 11. Februar und 20. Mai 1997. 

19. September 1997 

19. September 1997 


17 

Schreiben BMF vom 24. Februar 1997 betreffend 

Treuhanderklärungen von Gesellschaftern der 
Firma Novum. 

24. Februar 1997 

25. Februar 1997 


17a 

Schreiben BMF vom 8. April 1997: Schaubild der 
BvS, das in zeitlicher Reihenfolge die Gesell- 
schafter der Novum GmbH und die von ihnen ge- 
haltenen Gesellschaftsanteile wiedergibt. 

8. April 1997 

29. April 1997 


18 

Strafanzeige der PDS-Fraktion im Landtag Meck- 
lenburg-Vorpommern gegen Unbekannt wegen 
des Verdachts des Betruges und anderer strafbarer 
Handlungen im Zusammenhang mit der Privatisie- 
rung der Volkswerft Stralsund vom 21. Juni 1996 
(Tgb. Nr. 2. UA- 13 -19/97 VS-Vertr.). 

6. Februar 1997 

7. März 1997 

GehSchSt. 

19 

Schreiben BMF - Sts Dr. Manfred Overhaus vom 
12. August 1996: Unterrichtung über „Internes 
Gutachten" vom 10. Februar 1994 und „Externes 
Gutachten" vom 9. August 1994 zum BW: von der 

Abg. Hermenau in der 58. Sitzung übergeben. 

13. März 1997 

17. März 1997 


20 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan“, Protokoll 4. öffenthche Beweis- 
aufnahme am 29. Oktober 1996, 

Dr. Wilhelm Scheider 

(Aufsichtsratsvorsitzender AG Weser u. Seebeck- 
werft, Aufsichtsratsvorsitzender Bremer Vulkan 
[1986-1993]), 

Dr. Günther Buschmann 
(Geschäftsführer der C & L Treuarbeit) . 

19. März 1997 

20. März 1997 


20a 

Ergänzungen und Korrekturen von Dr. Wilhelm 
Scheider zum Protokoll der 4. öffentlichen Beweis- 
aufnahme am 29. Oktober 1996. 

19. März 1997 

20. März 1997 


21 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan“, Protokoll 7. öffentliche Beweis- 
aufnahme am 1. November 1996, 

Dr. Hans-Helmut Euler 

(Staatsrat Senatskanzlei [1985-1989]), 

Dr. Hartwig Heidorn 

(Staatsrat der Senatskommission f. d. Personalwesen). 

19. März 1997 

20. März 1997 
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22 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan“, Protokoll 11. öffentliche Beweis- 
aufnahme am 8. November 1996, 

Horst Albonesi 

(Senatskommission für das Personalwesen). 

19. März 1997 

20. März 1997 


23 

Brenüsche Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoll 13. öffentliche Beweis- 
aufnahme am 27. November 1996, 

Claus Grobecker 

(Senator für Finanzen [1985-1991]), 

Dr. h. c. Klaus Wedemeier 
(Bürgermeister [1985-1995]). 

19. März 1997 

20. März 1997 


24 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoll 14. öffentliche Beweis- 
aufnahme am 28. November 1996, 

Dr. Wilhelm Scheider 

(Aufsichtsratsvorsitzender AG Weser u. Seebeck- 
werft, Aufsichtsratsvorsitzender Bremer Vulkan 
[1986-1993]), 

Dr. Friedrich Hennemann 
(Senatsdirektor Wirtschaftsressort [1983-1987]), 
Mitglied des Aufsichtsrats Bremer Vulkan 
[1982-1987], 

Finanzvorstand Bremer Vulkan [3/87-10/87], 
Vorstandsvorsitzender Bremer Vulkan [ab 10/87]). 

19. März 1997 

21. März 1997 


24 a 

Ergänzungen und Korrekturen von Dr. Wilhelm 
Scheider zum Protokoll der 14. öffentlichen Be- 
weisaufnahme am 28. November 1996. 

19. März 1997 

21. März 1997 


25 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoll 21. öffenüiche Beweis- 
aufnahme am 5, März 1996, 

Ulrich Keller 

(Finanzressort [ab 3/82], Häfenressort [ab 11/86], 
Finanzressort [ab 6/89]), 

Dr. Werner Bohl 

(Susat & Partner), 

Dr. Günther Buschmann 
(C & L Treuarbeit) , 

Gerhard Meinsen 
(C & L Treuarbeit) . 

20. März 1997 

26. März 1997 


26 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoll 23. öffentüche Beweis- 
aufnahme am 7. März 1997, 

Frank Teichmüller 

(Stellvertretender Vorsitzender des Aufsichtsrates 
BW AG), 

Klaus Müller-Gebel 

(Aufsichtsratsnütghed BW AG). 

20. März 1997 

26. März 1997 


27 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoll 24. öffenüiche Beweis- 
aufnahme am 11. März 1997, 

Birgit Breuel 

(ehemahge Präsidentin der Treuhandanstalt). 

20. März 1997 

26. März 1997 


28 

Brenüsche Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoll 5. öffenüiche Beweis- 
aufnahme am 30. Oktober 1996, 

Klaus Geertz 

(Geschäftsführer derHibeg [seit 10/78]), 

Ulrich Keller 

(Finanzressort [ab 3/82], Häfenressort [ab 11/86], 
Finanzressort [ab 6/89]), 

Dr. Günter Dannemann 

(Finanzressort). 

2. Aprü 1997 

7. Aprü 1997 
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29 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoll 8. öffentliche Beweis- 
aufnahme am 5. November 1996, 

Dr. Friedrich Hennemann 
(Vorstandsvorsitzender BW). 

2. Aprü 1997 

7. Aprü 1997 


30 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoll 16. öffentliche Beweis- 
aufnahme am 25. Februar 1997, 

Prof. Dr. Timmermann 
(Vorstands nütghed BW), 

Johannes Endler 
(Vorstandsmitghed BW). 

2. Aprü 1997 

7. Aprü 1997 


31 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoll 17. öffenthche Beweis- 
aufnahme am 26. Februar 1997, 

Günter Smidt 
(Vorstandsmitghed BW), 

Dr. Ing. Jürgen Gollenbeck 
(Vorstandsvorsitzender SSW). 

2. Aprü 1997 

10. Aprü 1997 


32 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", ProtokoU 18. öffenthche Beweis- 
aufnahme am 27. Februar 1997, 

Dr. Johann Schäffler 
(Aufsichtsratsvorsitzender BW), 

Dieter H. Berghöfer 
(Aufsichtsratsnütghed BW), 

Dr. Friedrich Hennemann 
(Vorstands Vorsitzender BW), 

Fritz Logemann 
(Staatsrat Wirtschaftsressort). 

2. Aprü 1997 

10. Aprü 1997 


33 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoll 19, öffenthche Beweis- 
aufnahme am 28. Februar 1997, 

Dr. Andreas Fuchs 

(Senatsdirektor b. Sen. für Finanzen [1985-1989], 
Aufsichtsrat Bremer Vulkan [1986-1989]), 

Peter Bieker 
(Senatskanzlei). 

2. Aprü 1997 

14. Aprü 1997 


34 

Brenüsche Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoh 20. öffenthche Beweis- 
aufnahme am 4. März 1997, 

Dr. Frank Haller 
(Staatsrat Wirtschaftsressort), 

Dr. Günter Dannemann 
(Staatsrat Finanz ressort). 

2. Aprü 1997 

14. Aprü 1997 


35 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoll 22. öffenthche Beweis- 
aufnahme am 6. März 1997, 

Volker Kröning 
(Finanzsenator), 

Dr, Wilhelm Scheider 

(Aufsichtsratsvorsitzender AG Weser u. Seebeck- 
werft, Aufsichtsratsvorsitzender Bremer Vulkan 
[1986-1993]), 

Walter Behrmann 
(Aufsichtsratsvorsitzender BW) . 

2. Aprü 1997 

15. Aprü 1997 


36 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoh 25. öffenthche Beweis- 
aufnahme am 12. März 1997, 

Karl-Heinz Schönberger 

(Betriebsratsvorsitzender BW, Aufsichtsratsmit- 
ghed BW), 

Prof. Dr. Karl-Friedrich Triebold 

(Vorstandsmitghed BW), 

Claus Jäger 
(Wirtschaftssenator) . 

2. Aprü 1997 

15. Aprü 1997 
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37 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan“, Protokoll 26. öffentliche Beweis- 
aufnahme am 13. März 1997, 

Manfred Fluß 
(Finanzsenator). 

2. Aprü 1997 

15. Aprü 1997 


38 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoll 27. öffentliche Beweis- 
aufnahme am 14. März 1997, 

Dr. h.c. Klaus Wedemeier 
(Bürgermeister), 

Ralf Fücks 
(Bürgermeister). 

2. Aprü 1997 

15. Aprü 1997 


39 

Haftbefehl des AG Tiergarten gegen den Beschul- 
digten Detlef von der Stück wegen Untreue vom 
7. Aprü 1997, Az. 351 Gs 1492/97: per Fax übermit- 
telt von der Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin. 

16. April 1997 

17. Aprü 1997 


40 

Haftbefehl des AG Tiergarten gegen die Beschul- 
digte Waltraud Lisowski wegen Untreue vom 
7. April 1997, Az. 351 Gs 1492/97: per Fax übermit- 
telt von der Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin. 

16. Aprü 1997 

17. Aprü 1997 


41 

Schreiben BMF vom 30. April 1997: 

Übersicht über die Mitglieder des Aufsichtsrates 
der MTW Schiffswerft GmbH. 

30. Aprü 1997 

2. Mai 1997 


42 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoll 28. öffentliche Beweis- 
aufnahme am 23. April 1997, 

Dr. Bernd Voss 

(Mitglied des Vorstands der Dresdner Bank), 

Dr. Joachim Theye 

(Rechtsanwalt). 

6. Mai 1997 

7. Mai 1997 


43 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoll 29. öffentliche Beweis- 
aufnahme am 24. Aprü 1997, 

Anton Schneider 

(Vorstandsvorsitzender der Deutz AG). 

6. Mai 1997 

7. Mai 1997 


44 

3. Parlamentarischer Untersuchungsausschuß des 
Landtags Mecklenburg -Vorpommern, Protokoll der 
5. Sitzung am 21. Februar 1997, öffentliche Anhö- 
rung des Präsidenten des Landesrechnungshofes, 

Uwe Tanneberg, 

des Direktors des Landesrechnungshofes, 

Dr. Norbert Hempel, 

des Leiters der eingesetzten Prüfungsgruppe, 

MR Hans Volkert Diederichs. 

11. Juni 1997 

12. Juni 1997 


45 

3. Parlamentarischer Untersuchungsausschuß des 
Landtags Mecklenburg -Vorpommern, Protokoll der 
7. Sitzung am 21. März 1997, Zeugenvernehmung 

Prof. Dr. Manfred Timmermann. 

11. Juni 1997 

12. Juni 1997 


46 

3. Parlamentarischer Untersuchungsausschuß des 
Landtags Mecklenburg-Vorpommern, Protokoll der 
7. Sitzung am 21. März 1997, Zeugenvernehmung 

Walter Huschke 

(ehemaliger Justitiar der Hanse Holding). 

11. Juni 1997 

12. Juni 1997 


47 

3. Parlamentarischer Untersuchungsausschuß des 
Landtags Mecklenburg -Vorponunem, Protokoll der 
8. Sitzung am 11. Aprü 1997, Zeugenvernehmung 

Dr. Jürgen Krackow 

(ehern. Vorstandsvorsitzender der DMS, später Be- 
rater der Landesregierung), 

Jürgen Begemann 

(ehern. Geschäftsführer der DMS). 

11. Juni 1997 

12. Juni 1997 
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48 

3. Parlamentarischer Untersuchungsausschuß des 
Landtags Mecklenburg -Vorpommern, Protokoll 
der 8. Sitzung am 11. April 1997; Zeugenver- 
nehmung 

Dr. Eckhard van Hooven 

(ehern. Aufsichtsratsvorsitzender der DMS), 

Dr. Michael Schütte 

(ehern. Rechtsberater der THA). 

11. Juni 1997 

12. Juni 1997 


49 

3. Parlamentarischer Untersuchungsausschuß des 
Landtags Mecklenburg-Vorpommern, Protokoll 
der 8. Sitzung am 18. April 1997, Zeugenver- 
nehmung 

Wolfgang Pfletschinger 

(ehern. Staatssekretär im Wirtschaftsministerium in 
Mecklenburg -Vorpommern), 

Conrad-Michael Lehment 

(ehern. Wirtschaftsminister von Mecklenburg-Vor- 
ponunem). 

11. Juni 1997 

12. Juni 1997 


50 

Der Polizeipräsident in Berlin, Zentrale Ermitt- 
lungsstelle Regierungs- und Vereinigungskrimi- 
nalität - Jahresbericht 1996. 

11. Juli 1997 

14. Juli 1997 


51 

Beschluß des AG Tiergarten vom 25. August 1997 in 
der Ermittlungssache gegen Rudolfine Steindling 
wegen Untreue: Aufhebung des Durchsuchungs- 
beschlusses vom 27. Juli 1997 (353 Gs 2761/97) so- 
wie des Beschlagnahmebeschlusses vom 5. August 
1997 (353 GS 2900/97). Per Fax übermittelt am 
27. August 1997 von der Staatsanwaltschaft II bei 
dem LG Berlin. 

27. August 1997 

28. August 1997 


52 

Kopie des Abschlußvermerks der Staatsanwalt- 
schaft Bonn vom 11. September 1997 im gegen 
Waltraud Lisowski geführten und eingestellten 
Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts der 
falschen uneidüchen Aussage (Az. 50 Js 285/97). 

22. September 1997 

22. September 1997 


53 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoll 47. öffentliche Beweis- 
aufnahme am 11. Juü 1997, 

Rudolf Bohn 

(Vorstandsmitglied der BvS), 

Dr. Bernd Voss 

(Vorstand Dresdner Bank AG, Aufsichtsrat BW 
AG), 

Dr. Johannes Ludewig 

(Staatssekretär im BMWi, Beauftragter der Bun- 
desregierung für die neuen Länder). 

10. Oktober 1997 

22. Oktober 1997 


54 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoll 48. öffentliche Beweis- 
aufnahme am 14. Juli 1997, 

Hartmut Perschau 
(Senator), 

Uwe Beckmeyer 
(Senator), 

Ralf Fücks 

(Bürgermeister a.D., Mitglied Bürgschaftsdeputa- 
tionsausschüsse) . 

10. Oktober 1997 

22. Oktober 1997 


55 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoll 49. öffentliche Beweis- 
aufnahme am 15. Juli 1997, 

Ulrich Nölle 
(Bürgermeister, Senator), 

Dr. Henning Scherf 
(Bürgermeister, Präsident des Senats). 

10. Oktober 1997 

22. Oktober 1997 
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56 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoll 50. öffentliche Beweis- 
aufnahme am 9. September 1997, 

Dr. Friedrich Hennemaim 

(ehern. Vorsitzender des Vorstandes BW AG). 

10. Oktober 1997 

22. Oktober 1997 


57 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoll 51. öffentliche Beweis- 
aufnahme am 10. September 1997, 

Karl-Heinz Schönberger, 

(ehern. Aufsichtsratsmitghed der BW AG), 
Christian Traxel, 

(Commerzbank, Hamburg), 

Ulrich Keller 

(Beamter beim Senator für Finanzen). 

10. Oktober 1997 

22. Oktober 1997 


58 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoll 41. öffentliche Beweis- 
aufnahme am 25. Juni 1997, 

Prof. Dr. Reinhard Hoffmann 
(Staatsrat, Chef der Senatskanzlei), 

Wolfgang van Betteray 
(Vergleichsverwalter SSW und Lloyd). 

10. Oktober 1997 

22. Oktober 1997 


59 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoll 42. öffentliche Beweis- 
aufnahme am 26. Juni 1997, 

Günther Lehmkuhl 

(Beamter beim Senator für Wirtschaft), 

Hero Brahms 

(ehern. Vorsitzender des Aufsichtsrates BW AG). 

10. Oktober 1997 

22. Oktober 1997 


60 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoll 43. öffenthche Beweis- 
aufnahme am 27. Juni 1997, 

Dr. Berndt Seite 

(Ministerpräsident von Mecklenburg- Vorpommern). 

10. Oktober 1997 

22. Oktober 1997 


61 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoll 44. öffentliche Beweis- 
aufnahme am 1. Juli 1997, 

Prof. Dr. Frank Haller 

(Staatsrat beim Senator für Wirtschaft), 

Dr. Günter Buschmann 

(Vorstand Wirtschaftsprüfungsgesellschaft C & L 
Treuarbeit). 

10. Oktober 1997 

22. Oktober 1997 


62 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoll 45. öffentliche Be- 
weisaufnahme am 2. JuH 1997, 

Bernd KLimmek 

(Wirtschaftsprüfungsgesellschaft C & L Treuarbeit 
und BW AG), 

Dr. Gerhard Ollig 

(Ministerialdirektor im BMWi, Leiter der Abt. 4 
„Gewerbliche Wirtschaft, Industrie, Informations- 
geseUschaft"), 

Alfred Tacke 

(Staatssekretär im niedersächsischen Wirtschafts- 
ministerium). 

10. Oktober 1997 

22. Oktober 1997 


63 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoll 46. öffenthche Beweis- 
aufnahme am 3. Juh 1997, 

Dr. Patrick Wendisch 

(Mitghed Bürgschaftsdeputationsausschüsse) , 

Dr. Harald Ringstorff 

(stv. Mirüsterpräsident und Wirtschaftsminister von 
Mecklenburg -Vorpommern) , 

Dr. Jobst Wellensiek 

(Vergleichsverwalter BW AG und Töchter). 

10. Oktober 1997 

22. Oktober 1997 
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64 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoll 36. öffentliche Beweis- 
aufnahme am 18. Juni 1997, 

Hans Koschnick 

(Bürgermeister a. D., Aufsichtsrat BW AG). 

10. Oktober 1997 

22. Oktober 1997 


65 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoll 37. öffenthche Beweis- 
aufnahme am 19. Juni 1997, 

Dr. Joachim Theye 

(Rechtsanwalt, ehern. Aufsichtsrat BW AG), 

Dr. Johann Schäffler 

(ehern. Vorsitzender des Aufsichtsrates der BW AG). 

10, Oktober 1997 

22. Oktober 1997 


66 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoll 38. öffentliche Beweis- 
aufnahme am 20. Juni 1997, 

Dr. Udo Wagner 

(ehern. Vorsitzender des Vorstandes BW AG), 

Martin Kohlhaussen 

(Sprecher des Vorstandes der Commerzbank AG). 

10. Oktober 1997 

22. Oktober 1997 


67 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoll 39. öffentliche Beweis- 
aufnahme am 23. Juni 1997, 

Ulrich Keller 

(Beamter beim Senator für Finanzen), 

Dorothee Kollbeck-Rothkopf 
(Beamtin beim Senator für Finanzen). 

10. Oktober 1997 

22. Oktober 1997 


68 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoll 40. öffentliche Beweis- 
aufnahme am 24. Juni 1997, 

Frank Teichmüller 

(Bezirksleiter IG Metall, ehern, stv. Aufsichtsrat- 
vorsitzender BVV AG), 

Dr. Günter Dannemann 

(Staatsrat beim Senator für Finanzen). 

10. Oktober 1997 

22. Oktober 1997 


69 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoll 30. öffentliche Beweis- 
aufnahme am 3. Juni 1997, 

Dr. Werner Bohl 

(Erster Sozius bei Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Susat& Partner), 

Jürgen Schmidt 

(Mitglied des Zentralbereiches Finanzen). 

10. Oktober 1997 

22. Oktober 1997 


70 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoll 31. öffentliche Beweis- 
aufnahme am 4. Juni 1997, 

Günter Smidt 

(ehern. Vorstand BW AG), 

Hans E. W. Hoff mann 
(ehern. Vorstand BW AG). 

10. Oktober 1997 

22. Oktober 1997 


71 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoll 32. öffentliche Beweis- 
aufnahme am 5. Juni 1997, 

Wolf gang G. Biedermann 
(ehern. Vorstand BW AG), 

Dr. Friedrich Hennemann 

(ehern. Vorsitzender des Vorstandes BW AG). 

10. Oktober 1997 

22. Oktober 1997 
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72 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoll 33. öffentliche Beweis- 
aufnahme am 6. Juni 1997, 

Claus Grobecker 

(ehern. Senator a. D., Aufsichtsrat BW AG), 

Dr. Rüdiger Zinken 
(ehern. Vorstand BVV AG), 

Hans Schnüttgen 
(ehern. Vorstand BW AG). 

10. Oktober 1997 

22. Oktober 1997 


73 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoll 34. öffentliche Beweis- 
aufnahme am 13. Juni 1997, 

Prof. Dr. Karl-Friedrich Triebold 
(ehern. Vorstand BW AG), 

Klaus Müller-Gebel 

(Vorstand Commerzbank AG, ehern. Aufsichtsrat 
BW AG). 

10. Oktober 1997 

22. Oktober 1997 


74 

Bremische Bürgerschaft, Untersuchungsausschuß 
„Bremer Vulkan", Protokoll 35. öffentliche Beweis- 
aufnahme am 17. Juni 1997, 

Dr. Peter Hafikamp 

(Vorsitzender des Vorstandes der Bremer Landes- 
bank AG), 

Jörg Effenberg 

(Direktor bei der Commerzbank AG, Zentraler 
Stab Kredit). 

10. Oktober 1997 

22. Oktober 1997 


75 

Dr. Hans-Peter Gundermann, Stellungnahme für 
die Staatsanwaltschaft II bei dem LG Berlin vom 

22. Oktober 1997 

30. Oktober 1997 



1. April 1997 mit dem Titel „Privatisierung der 
Wärmeanlagenbau Berlin GmbH". 




76 

3. Parlamentarischer Untersuchungsausschuß des 
Landtags Mecklenburg-Vorpommern, Wortproto- 
koll der 12. Sitzung am 15. August 1997 (öffentl. 
Teü) Zeugenvernehmung 

Abg. Dr. Ulrich Born 

27. Januar 1998 

27. Januar 1998 

S. 36 


(Mitglied der CDU-Fraktion und ehemaliger Justiz- 
minister des Landes Mecklenburg -Vorpommern), 

Abg. Johann Scheringer 



S. 72 


(Mitglied der PDS -Fraktion), 

Conrad-Michael Lehment 



S. 88 


(ehern. Wirtschaftsminister des Landes Mecklen- 
burg-Vorpommern) , 

Prof. Dr. Alfred Gomolka 



S. 118 


(ehern. Ministerpräsident des Landes Mecklen- 
burg-Vorpommern) , 

Prof. Dr. Günther Krause 

(ehern. CDU-Landesvorsitzender, ehern. Bundes- 
verkehrsminister) . 



S. 146 

77 

3. Parlamentarischer Untersuchungsausschuß des 
Landtags Mecklenburg-Vorpommern, Wortproto- 
koll der 13. Sitzung am 22. August 1997 (öffent- 
licher Teil) Zeugenvernehmung 

Heinrich Wiechert 

27. Januar 1998 


S. 18 


(Mitarbeiter des Innenministeriums des Landes 
Mecklenburg- Vorpommern) , 

Ralf Sippel 

(Mitarbeiter im Wirtschaftsministerium des Landes 



S. 61 


Mecklenburg- Vorpommern) , 

Anja Moranz 

(Mitarbeiterin des Wirtschaftsministeriums des 
Landes Mecklenburg- Vorpommern), 



S. 71 


Manfred Lohmann 

(leitender Mitarbeiter von Dr. Klaus-Peter Wild bei 
der BvS). 



S. 97 
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78 

3. Parlamentarischer Untersuchungsausschuß des 
Landtags Mecklenburg-Vorpommern, Wortproto- 
koll der 14. Sitzung am 12. September 1997 (öffentl. 
Teü) Zeugenvernehmung 

Ralf Schriever 

27. Januar 1998 


S.22 


(ehern, stellv. Vors, des Gesamtbetriebsrates der 
Neptim Wamow Werft, stellv. Betriebsratsvors. der 
NIR GmbH sowie Arbeitnehmervertreter im Auf- 
sichtsrat der NIR GmbH, Mitglied der SPD-Fraktion), 

Eberhard Binder 



S.42 


(Mitarbeiter des Wirtschaftsministeriums des Landes 
Mecklenburg- Vorpommern) , 

Lothar Woyna 

(Büroleiter des Oberbürgermeisters der Hansestadt 
Stralsund). 



S.63 

79 

3. Parlamentarischer Untersuchungsausschuß des 
Landtags Mecklenburg -Vorpommern, Wortproto- 
koll der 16. Sitzung am 17. Oktober 1997 (öffentl. 
Teü) Zeugenvernehmung 

Christian Traxel 

27. Januar 1998 


S. 22 


(Direktor der Commerzbank Füiale Hamburg), 

Dr. Klaus-Peter Wild 



S. 79 


(ehern. VorstandsmitgUed der THA, Generalbevoll- 
mächtigter der BvS). 




80 

3. Parlamentarischer Untersuchungsausschuß des 
Landtags Mecklenburg -Vorpommern, Wortproto- 
koll der 20. Sitzung am 24. November 1997 (öffentl. 
Teü) Zeugenvernehmung 

Ursula Wagner 

27. Januar 1998 


S. 11 


(Mitarbeiterin der THA/BvS), 

Dr, Otto Ebnet 

(ehern. Staatssekretär im Wirtschaftsministerium, 
Staatssekretär im Finanzministerium des Landes 



S. 58 


Mecklenburg- Vorpommern) , 

Frank Mecklenburg 

(Mitarbeiter im Wirtschaftsministerium des Landes 
Mecklenburg -Vorpommern) . 



S. 117 

81 

3. Parlamentarischer Untersuchungsausschuß des 
Landtags Mecklenburg-Vorpommern, Wortproto- 
koU der 21. Sitzung am 28. November/5. Dezember 
1997 (öffentl. Teü) Zeugenvernehmung 

Heiner Lorenzen 

27. Januar 1998 


S. 13 


(Wirtschaftsprüfer der C&L Treuarbeit Deutsche 
Revision), 

Andreas de Maiziöre 



S. 33 


(Mitarbeiter der Commerzbank Hamburg), 

Eberhard Binder 



S.82 


(Mitarbeiter des Wirtschaftsministeriums Mecklen- 
burg-Vorpommern) , 

Dr, Michael Bednorz 



S. 115 


(Abteüungsleiter der Staatskanzlei des Landes 
Mecklenburg- Vorpommern) , 

Bärbel Kleedehn 



S. 140 


(Ministerin für Bau, Landesentwicklung und Um- 
welt und ehern. Finanzministerin des Landes 





Mecklenburg- Vorpommern) . 




82 

Urteil der 4. Zivilkammer des LG Bremen vom 

2. Februar 1998 

3. Februar 1998 



8, Oktober 1997 in dem Verfahren BvS gegen 
4 ehemalige Vorstandsmitglieder der BW AG 

-Az. 4 0 1073/96. 
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83 

3. Parlamentarischer Untersuchungsausschuß des 
Landtags Mecklenburg-Vorpommern, Wortproto- 
koll der 17. Sitzung am 27. Oktober 1997 (öffentl. 
Teil) Zeugenvernehmung 

Roland Gießelbach 

10. Febmar 1998 

10. Febmar 1998 

S. 18 


(Abteilungsleiter im Wirtschaftsministerium des 
Landes Mecklenburg- Vorpommern), 

Dr. Guido Dannenberg 

(Abteilungsleiter im Wirtschaftsministerium des 
Landes Mecklenburg- Vorponunem), 



S. 75 


Dr. Günter Buschmann, 

Gerhard Meinsen 



S. 103 


(C&L Treuarbeit Deutsche Revision, Wirtschafts- 
prüfungsgesellschaft) , 

Detlef Lindemann 

(ehern. Pressesprecher des Wirtschaftsministeriums 
des Landes Mecklenburg- Vorpommern). 



S. 160 

84 

3. Parlamentarischer Untersuchungsausschuß des 
Landtags Mecklenburg -Vorponunem, Wortproto- 
koU der 22. Sitzung am 12. Dezember 1997 (öffentl. 
Teil) Zeugenvernehmung 

Dr. Bernd-Georg Spies 

(ehern. Abteilungsleiter im Wirtschaftsministerium 
des Landes Mecklenburg- Vorponunem), 

10. Febmar 1998 

10. Febmar 1998 

S. 6 


Dr. Friedrich Hennemann 



S. 63 


(ehern. Vorsitzender des Vorstandes des Bremer 
Vulkan Verbundes), 

Dr. Thomas de Maiziere 

(Chef der Staatskanzlei des Landes Mecklenburg- 
Vorponunem). 



S. 136 

85 

3. Parlamentarischer Untersuchungsausschuß des 
Landtags Mecklenburg-Vorponunem, Wortproto- 
koll der 24. Sitzung am 16. Januar 1998 (öffentl. 
Teil) Zeugenvernehmung 

Rudi Geil 

17. Febmar 1998 

18. Febmar 1998 

S. 15 


(ehern. Innenminister des Landes Mecklenburg- 
Vorponunem), 

Dr. Harald Ringstorff 

(ehern. Wirtschaftsminister des Landes Mecklen- 
burg-Vorponunem) , 



S. 47 


Dr. Thomas Darsow 



S. 117 


(Mitarbeiter des Innenministeriums des Landes 
Mecklenburg-Vorponunem) , 

Lothar Woyna 

(Leiter des Büros des Oberbürgermeisters der 
Hansestadt Stralsund), 



S. 139 


Harald Lastovka 

(Oberbürgermeister der Hansestadt Stralsund). 



S. 158 

86 

3. Parlamentarischer Untersuchungsausschuß des 
Landtags Mecklenburg-Vorponunem, Wortproto- 
koll der 25. Sitzung am 23. Januar 1998 (öffentl. 
Teil) Zeugenvernehmung 

Reinhard Kny 

(Geschäftsführer der Meerestechnik Werft GmbH 
Wismar), 

25. Febmar 1998 

26. Febmar 1998 

S. 14 


Dr. Hans Christoph von Rohr 



S. 53 


(ehern. Berater der BvS), 

Frank Teichmüller 



S. 104 


(IG Metall-Bezirksleiter Küste), 

Inge Pohlmann 



S. 142 


(Betriebsratsvorsitzende und Arbeitnehmervertre- 
terin im Aufsichtsrat der Meerestechnik Werft 
GmbH Wismar), 

Oswald Müller 

(Geschäftsführer der Meerestechnik Werft GmbH 
Wismar). 



S. 171 
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87 

Kurzmitteilung LG Berlin (GeschNr. 525-6/98) vom 
26. Februar 1998: Anklageschrift der Staatsan- 
waltschaft II bei dem LG Berlin vom 17. Februar 
1998 m dem Ermittlungsverfahren 22 Js 330/90 
(sog. „Belvedere- Verfahren") gegen Peter Rabes, 
Alfred Kraus u. a. 

27. Februar 1998 

2. März 1998 


88 

Kurzmitteilung LG Berlin (GeschNr. 519-21/96): 

Anklageschrift der Staatsanwaltschaft 11 bei dem 
LG Berlin vom 12. September 1996 in dem Ermitt- 
lungsverfahren 23 Js 116/95 (sog. „Mondessa- Ver- 
fahren") gegen Dr. Alexander Schalck-Golod- 
kowski, Hans- Jürgen Labom u. a. 

3. März 1998 

4. März 1998 


89 

Schreiben Dr. H.P. Gundermann vom 8. März 1998 
betreffend Wärmeanlagenbau Berlin GmbH, hier: 
Einsicht in Protokolle. 

13. März 1998 

18. März 1998 


89 a 

Übersendungsschreiben BMF vom 15. Aprü 1998: 
Übersendung Stellungnahme BvS zum Schreiben 
Dr. H. P. Gundermann an den Untersuchungs- 
ausschuß vom 8. März 1998. 

16. Aprü 1998 

16. April 1998 


90 

Kurzmitteilung LG BerUn (GeschNr. 505-6/98) 
vom 19. März 1998: Anklageschrift der Staats- 
anwaltschaft bei dem KG Berlin vom 28. Dezem- 
ber 1993 in dem Ermittlungsverfahren 2 Js 363/91 
gegen Johanna Lerche u. a. 

23. März 1998 

24. März 1998 


91 

Übersendungsschreiben des LG Dresden - Zivü- 
abteilung, vom 9. April 1998: Urteil der 10. Zivil- 
kammer des LG Dresden vom 7. Januar 1994 
(Az. 10/0-2735/93) in dem Verfahren THA/BvS ./. 
Prof. Dr. Bergström. 

14. April 1998 

15. Aprü 1998 


92 

Anklageschrift der Staatsanwaltschaft II bei dem 

LG Berlin vom 20. März 1998 in dem Ermittlungs- 
verfahren 24 Js 56/94 gegen Erich Gaida. 

20. Aprü 1998 

22. April 1998 
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1 

Beschluß der VII. Großen Strafkammer des LG Kiel vom 9. August 1995 betr. Ver- 
fahren Björn Engholm, Gerd Börnsen, Dr. Stefan Pelny gegen den 1. UA/13. WP des 
Schleswig -Holsteinischen Landtages. 

29. November 1995 

2 

Gesetz über die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaügen Deut- 
schen Demokratischen Republik (Stasi-Unterlagen-Gesetz - StUG) vom 20. Dezem- 
ber 1991 (BGBl. I, 1991, S. 2272) mit StUÄndG vom 22.Februar 1994 (BGBl. I, 1994, 

S. 334 und 2. StUÄndG vom 26. Juh 1994 (BGBL I, 1994, S. 1748), 

5. Dezember 1995 

2a 

3. StUÄndG vom 20. Dezember 1996 (BGBL I, 1996, S. 2026 ff). 

13. Januar 1997 

3 

Artikel. 24 und 25 des Gesetzes zu dem Vertrag vom 31. August 1990 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik über 
die Herstellung der Einheit Deutschlands - Einigungs Vertragsgesetz - und der Ver- 
einbarung vom 18. September 1990 (BGBL II, 1990 Nr. 35, S. 885, 897). 

22. Dezember 1995 

4 

Gesetz zur Privatisierung und Reorganisation des volkseigenen Vermögens (Treu- 
handgesetz) vom 17. Juni 1990 (Gesetzblatt der Deutschen Demokratischen Repu- 
bhk, Teü I, Jahrgang 1990, S. 300). 

22. Dezember 1995 

5 

Gesetz zur Beseitigung von Hemmnissen bei der Privatisierung von Unternehmen 
und zur Förderung von Investitionen vom 22. März 1991 (BGBL I, 1991, S. 766). 

22. Dezember 1995 

6 

Gesetz zur abschheßenden Erfüllung der verbliebenen Aufgaben der Treuhand- 
anstalt vom 9. August 1994 (BGBL I, 1994, S. 2062). 

22. Dezember 1995 

7 

Verordnung zur Übertragung von untemehmensbezogenen Aufgaben und Unter- 
nehmensbeteiligungen der Treuhandanstalt (Treuhanduntemehmensübertragungs- 
verordnung - TreuhUntÜV) vom 20. Dezember 1994 (BGBL I, 1994, S. 3910). 

22. Dezember 1995 

8 

Verordnung über die Umbenennung und die Anpassung von Zuständigkeiten 
der Treuhandanstalt (Treuhandanstaltumbenennungsverordnung - TreuhUmbenV) 
vom 20. Dezember 1994 (BGBL I, 1994, S. 3913). 

22. Dezember 1995 

9 

Gesetz über die Spaltung der von der Treuhandanstalt verwalteten Unternehmen 
(SpTrUG) vom 5. Aprü 1991 (BGBL I, 1991, S. 854). 

22. Dezember 1995 

10 

Gesetz zur Regelung der Aufnahme von Krediten durch die Treuhandanstalt (Treu- 
handkreditaufnahmegesetz - THAKredG) vom 3. Juh 1992 (BGBL I, 1992, S. 1190). 

22. Dezember 1995 

11 

Gesetz über Maßnahmen zur Bewältigung der finanziellen Erblasten im Zusam- 
menhang mit der Herstellung der Einheit Deutschlands, zur langfristigen Sicherung 
des Aufbaus in den neuen Ländern, zur Neuordnung des bundesstaaüichen Finanz- 
ausgleichs und zur Entlastung der öff entheben Haushalte (Gesetz zur Umsetzung 
des Föderalen Konsohdierungsprogramms - FKPG) vom 23. Juni 1993 (BGBL I, 
1993, S. 944). 

22. Dezember 1995 

12 

Ausarbeitung Fachbereich VII - 6/96 zum Thema „Beweisverwertung von schrift- 
hchen Aufzeichnungen rechtsstaatswidrig durch das Ministerium für Staatssicher- 
heit abgehörter Telefongespräche durch einen parlamentarischen Untersuchungs- 
ausschuß". 

15. Januar 1996 

13 

Gesetz gegen rechtswidrige Handlungen bei der Währungsumstellung von Mark 
der Deutschen Demokratischen Repubhk in Deutsche Mark vom 24. August 1993 
(BGBL I, 1993, S. 1522). 

14. Febmar 1996 

14 

Beschluß des 11. Senats des Hess. VGH vom 29. Oktober 1995: Verwaltungsstreit- 
verfahren gegen das Land Hessen, wegen Parlamentsrecht (Einräumung des Be- 
treff enenstatus durch einen parlamentarischen Untersuchungsausschuß). 

13. März 1996 

15 

Urteü der 14. Großen Straf kanuner des LG Berlin vom 20. Juni 1995 in der Strafsa- 
che gegen Verantwortliche der PDS wegen Untreue (Betr.: Putnik-Transaktion der 
PDS). 

22. April 1996 

16 

Urteü des 5. Strafsenats des BGH vom 20. JuÜ 1993 (Az. 5 StR 226/93) (Betrug durch 
Transfermbeigeschäfte im Zuge der Wähmngsumstellung in der DDR: Anforde- 
mngen an die Beweiswürdigung), Datenbankausdmck aus Juris. 

13. Mai 1996 

17 

Urteü des BVG vom 9. August 1995 (Az. 1 BvR 2263/94, ... 229/94, ... 534/95) 
(Widermf der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft bei Verstößen gegen die Gmnd- 
sätze der Menschlichkeit oder Rechtsstaatlichkeit nach RAuaZulPrG: Tätigkeit als 
Mitarbeiter des MfS). 

13. Mai 1996 
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18 

Beschluß des Großen Senats für Strafsachen des BGH vom 2. April 1996 (GSSt 2/95) 
in der Strafsache gegen . . . wegen Verstoßes gegen das MRG Nr. 53 u. a. 

13. Juni 1996 

19 

Ausarbeitung Fachbereich VII - 45/96 zum Thema „Auskunftspflicht der Präsidial- 
anstalt in Vaduz (Liechtenstein) gegenüber dem deutschen Eigentümer einer nach 
liechtensteinischem Recht gegründeten Anstalt". 

26. Juni 1996 

20 

Disziplinarverfahren als möglicher Auskunftsverweigemngsgrund eines Zeugen vor 
einem Untersuchungsausschuß, in Zeitschrift für Parlamentsfragen (ZParl) 1996, 

S. 405 ff. 

5. September 1996 

21 

Beschluß des Ministerrats der Deutschen Demokratischen Republik vom 13. Juni 
1990 über Maßnahmen zur Entwicklung des Bankwesens in der DDR im Zusam- 
menhang mit der Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwischen der Deutschen 
Demokratischen Republik und der Bundesrepublik Deutschland. 

25. September 1996 

22 

Gesetz über Parteien und andere politische Vereinigungen - Parteiengesetz (DDR) - 
vom 21. Februar 1990 (GBl. I S. 66). 

8. Oktober 1996 

23 

Gutachterliche Stellungnahme des BStU vom 26. Mai 1995 zu in der Behörde des 
BStU aufgefundenen Unterlagen, die mit Gregor Gysi im Zusammenhang stehen. 
(Vorgelegt entsprechend dem Auftrag des Deutschen Bundestages, Ausschuß für 
Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung vom 9. Februar 1995). 

8. Oktober 1996 

24 

Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestages - Die aktuelle Gerichtsent- 
scheidung Nr. 7/96 vom 14. Oktober 1996; „Zur Frage der Vereinbarkeit des Verfah- 
rens nach § 44 b Absatz 2 Abgeordnetengesetz zur Überprüfung von Bundestagsab- 
geordneten auf eine Tätigkeit oder politische Verantwortung für den Staatssicher- 
heitsdienst der Deutschen Demokratischen Republik mit den Rechten der betroffe- 
nen Abgeordneten aus Art. 38 Abs. 1 Satz 2 Grundgesetz" - Beschluß des Bundes- 
verfassungsgerichts vom 21. Mai 1996 - 2 BvE 1/95 - 

14. Oktober 1996 

25 

Beschluß des Zweiten Senats des BVG vom 15. Mai 1995 - 2 BvL 19/91, 2 BvR 1206, 
1584/91 und 2601/93: „Zur Frage der Strafbarkeit und Verfolgbarkeit früherer Mitar- 
beiter und Agenten des Ministeriums für Staatssicherheit (MfS) und des militäri- 
schen Nachrichtendienstes der DDR nach der Vereinigung Deutschlands wegen 
ihrer zuvor gegen die Bundesrepubhk Deutschland oder deren NATO-Partner ge- 
richteten Spionagetätigkeit" in: Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts, 
92. Band, (BVerfGE 92, S. 277 ff). 

8. November 1996 

26 

Urteil des Zweiten Senats des BVG vom 17. Juh 1984 - 2 BvE 11, 15/83 - (Beweiser- 
hebungsrecht und Recht auf Aktenvorlage eines parlamentarischen Untersuchungs- 
ausschusses nach Artikel 44 Abs. 1 GG) in: BVerfGE, 67, S. 100 ff. 

8. November 1996 

27 

Schreiben BMJ vom 13. Januar 1997: Überbhck über die derzeitige Rechtslage hin- 
sichthch der Verjährung von Straftaten, die im Zusammenhang nüt dem Einigungs- 
prozeß stehen. 

16. Januar 1997 

28 

Ausarbeitung Fachbereich Geschichte, Zeitgeschichte und Pohtik - WD 1 - 253/96 - zum 
Thema „Die Kommunistische Partei Österreichs - Mitghederent Wicklung, Umfeld" - 

21. Februar 1997 

29 

Richthnie 92/68/EWG des Rates vom 20. Juh 1992 zur Änderung der Richtlinie 90/ 
684/EWG über Beihilfen für den Schiffbau, Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. L 219/54 vom 4. August 1992. 

18, März 1997 

30 

Schreiben Abg. Beucher vom 9. April 1997: Übergabe von Unterlagen einer öffent- 
hchen Anhörung der SPD-Fraktion zum Thema „Stand der strafrechtüchen Auf- 
arbeitung des SED/DDR-Unrechts und der vereinigungsbedingten Wirtschafts- 
kriminahtät " . 

17. April 1997 

zu 30 

Vermerk zum Stand der Personalentsendung zur Staatsanwaltschaft II bei dem LG 
Berhn. 

30. Aprü 1997 

31 

Schreiben Bundesminister des Innern vom 23. Juni 1997 und Übersendung der Ver- 
einbarung zwischen der BvS im Einvernehmen mit der UKPV und der Deutschen 
Stiftung Denkmalschutz betreffend die Zuwendung eines Gesamtvermögens von 
50 Mio. DM gern. § 3 Abs. 2 des Gesetzes zur Regelung der Altschulden für gesell- 
schafthche Einrichtungen (Altschuldenregelungsgesetz - ARG) an die Deutsche 
Stiftung Denkmalschutz vom 19. Juni 1997. 

2. Juli 1997 

32 

Bäumler, Helmut und Gundermann, Lukas, Zur Unzulässigkeit von Stasi-Ab- 
hörprotokollen vor Parlamentarischen Untersuchungsausschüssen, in: ZParl 2/97 
S. 236 ff. 

8. Juh 1997 
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Thema/Inhalt 

verteüt am: 

33 

Derksen Dr. Roland, Beschränkungen des Beweisverfahrens parlamentarischer Un- 
tersuchungsausschüsse durch § 353 d Nr. 3 StGB?, in: Neue Zeitschrift für Strafrecht 
(NStZ) 1993, S. 311 ff. 

22. Oktober 1997 

34 

Güther, Ulrich und Seüer, Rudolf, Vereidigung von Zeugen durch parlamentarische 
Untersuchungsausschüsse des Deutschen Bundestages?, in: NStZ 1993, S. 305 ff. 

27. Oktober 1997 

35 

Vertrag über die Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik (BGBl. Teü II, 1990 S. 537 ff). 

28. Oktober 1997 

36 

Gesetz zur Feststellung von rechtswidrigen Handlungen mit Wirkung auf die Wäh- 
rungsumstellung von Mark der Deutschen Demokratischen Republik in Deutsche 
Mark(Gesetzblatt der Deutschen Demokratischen Republik I, 1990, S. 501). 

28. Oktober 1997 

37 

Ausarbeitung Fachbereich III - 264/97 zum Thema „Grenzen des Aktenherausga- 
beanspruchs eines Untersuchungsausschusses und entsprechende Beweisverwer- 
tungsverbote " ; 

14. November 1997 

zu 37 

Gemeinsame Stellungnahme des BMI und BMJ zur Ausarbeitung des wissenschaft- 
lichen Dienstes des Deutschen Bundestages vom 12. November 1997. 


38 

„Verordnung über Devisenbeschaffung und Kontrolle des Güterverkehrs" (Verord- 
nungsblatt für Groß-Berlin, 6. Jahrgang Teü I Nr. 47 vom 28. Juh 1950). 

12. Dezember 1997 

39 

Militärregierungsgesetz MRG Nr. 53, Neufassung Devisenbewirtschaftung und 
Kontrolle des Güterverkehrs (Bundesanzeiger vom 27. September 1949). 

12. Dezember 1997 

40 

Buck, Hannsjörg F. „Die westdeutsche DDR-Wirtschaftsordnung hat nicht versagt" 
in: Deutschland Archiv 1997, S. 759 ff . 

12. Dezember 1997 

41 

Knabe, Hubertus; Bericht des BStU an die Enquete-Konunission des Deutschen 
Bundestages „Überwindung der Folgen der SED -Diktatur im Prozeß der deutschen 
Einheit". 

1. April 1998 

42 

Ausarbeitung Fachbereich IV: 85/94 zum Thema; Aufgaben und (bisherige) Ar- 
beitsergebnisse der Treuhandanstalt. 

2. April 1998 

43 

Gesetz über das Ruhen der Veijährung bei SED-Unrechtstaten (VeijährungsG) vom 
26. März 1993, BGBl. I, 1993, S. 392. 

15. Mai 1998 

44 

Gesetz zur Verlängerung strafrechtlicher Veijährungsfristen (2. VeijährungsG) vom 
27. September 1993, BGBl. I, 1993, S. 1657. 

15. Mai 1998 
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VS-Geheim 

Tgb.-Nr. 

übergeben 

von 

Inhalt 

registriert als 

01/96 

BMF 

Unterlagen des BMF und der BvS über den Verkauf von Anteilen der 
Deutschen Handelsbank AG an die Bf G -Bank AG (Anlage 2 und 3 VS- 
Geheim, Anlage 1, 4 bis 17 VS-Vertr.). 

Mat A 13-7 

02/96 

GBA 

Teile des Ermittlungsverfahrens gegen Dr. Alexander Schalck-Golod- 
kowski, Manfred Seidel und Karl Meier wegen Verdachts geheimdienst- 
licher Agententätigkeit u. a. in Verbindung mit Embargoverstößen (Az. 3 
BJs 913/41-3). 

Mat A 13-19 

03/96 

BMJ/ 

GBA 

Sachakten zum Ermittlungsverfahren gegen Dr. Alexander Schalck- 
Golodkowski, Manfred Seidel und Karl Meier wegen Verdachts geheim- 
dienstlicher Agententätigkeit - Az. 3 BJs 913/91. 

Mat A 13-33 

04/96 

BK-Amt 

Ermittlungsakten des BND zum Bereich KoKo und Dr. Alexander 
Schalck-Golodkowski. 

Mat A 13-34 

05/96 


Zeugenvernehmung Willy Koch in der 31. öffentlichen Sitzung (VS- 
Geheimer Teil) am 26. September 1996 herabgestuft auf VS-Vertraulich, 
am 25. September 1997 herabgestuft auf offen. 

Protokoll 31 

S. 141-201 


Unterlagen übernommen vom 1. UA/12. WP 


vs- 

Geheim 

Tgb.-Nr. 

übergeben 

von 

Inhalt 

registriert als 

86/94 

BStU 

Genehmigungsschreiben BStU vom 30. April 1997 zur Beiziehung der 

70 Kopien von Originaldisketten der HA XVlll/8 des MfS. 

Mat A 13-135 


VS-Vertr. 

Tgb.-Nr. 

übergeben 

von 

Inhalt 

registriert als 

01/96 

BStU 

Teile des Ausdrucks von Disketteninhalten der HA XVIll, Übersendung 
einer Liste ausgewählter Deskriptoren anhand der dem Ausschuß vor- 
hegenden Deskriptorenhste, Übersendung von ausgewählten Unterlagen 
anhand dieser Deskriptorenhste. 

Mat A 13-6a 

02/96 

GBA 

siehe 02/96 VS-Geheim 

Mat A 13-19 

03/96 

BStU 

Unterlagen der HA XVlll/7 und 8, die Aufstehungen enthalten über- 
westüche Firmen, in denen DDR-Geschäftsführer tätig sind, 

- gemischte GeseUschaften mit DDR-Beteihgung, 

- westhche Firmen/Kontaktpersonen zum Bereich KoKo, 

- Parteifirmen, die im Verantwortungsbereich des MAH hegen sowie 
Dienstanweisungen/Befehle zur Arbeitsweise des MfS mit Bezug zu 
den Bereichen Wirtschaft und Außenhandel der DDR. 

Mat A 13-6b 

04/96 


25. nichtöffenthche Beratungssitzung (VS-Vertrauhcher Teil) am 20. Juni 
1996, TOP 1: „Weiteres Vorgehen bezüglich Intracom** Stellungnahme 
des Vorsitzenden der UKPV, Prof. Papier. (Herabgestuft auf „offen“ am 
15. 1.98) 

ProtokoU 25 

S. 6-7 

05/96 


Anhörung des Vorsitzenden der UKPV, Prof. Papier, in der 9. öffenthchen 
Sitzung am 8. Februar 1996, Anlage zum ProtokoU: Aufstellung der mit 
der PDS verbundenen Unternehmen und Einrichtungen im Sinne von 
§§ 20a, 20b PartG-DDR zum Stand 1. März 1996. 

ProtokoU 9 

06/06 

BMF/BvS 

Anhörung Dr. Dierdorf, BvS in der 8. öffenthchen Sitzung (VS-Vertrau- 
hcher Teil) am 1. Februar 1996: Beantwortung offengebhebener Fragen 
zum Ergebnis der Untersuchungen der WEDIT, der C & L Treuarbeit so- 
wie zu Middeldorf betr. „Vermögensverschiebungen". 

ProtokoU 8 

S. 95-97 


236 






Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/10900 


Tgb.-Nr. 

VS-Vertr. 

übergeben 

von 

Inhalt 

registriert als 

07/96 

BvS 

Zeugenvernehmung Fritz Josef Rath, BvS, in der 24. öffentlichen Sitzung 
(VS- Vertraulicher Teil) am 13. Juni 1996: im Nachgang überreichte Unter- 
lagen: Stellungnahme Rath vom 25. September 1996, Seite 2; Anlage 4, 
Schreiben THA U2 AHB 3 an StA (Antwort auf Schreiben vom 25. August 
1993, Seite 2; Anlage 4, Schreiben THA U2 AHB 3 vom 19. August 1993 
an StA, Seiten 7-10 (mit Schreiben BvS vom 25. März 1998 herabgestuft 
auf „offen"). 

Protokoll 24 

08/96 

BMF/BvS 

Bericht der BvS über Verkäufe der THA an die Schlaff-Gruppe, inwieweit 
Peter Deparade daran beteiligt war sowie welche Maßnahmen gegen ihn 
ergriffen wurden (Seite 5, Absatz 3, Seite 6, Absatz 1, Satz 2 und Seite 7 
nach Einschüben Absatz 1, mit Schreiben BvS vom 25. März 1998 herab- 
gestuft auf „offen"). 

Mat A 13-82 

09/96 

BMF/BvS 

Ergänzungen zum Bericht der BvS über die in den Jahren 1990 bis 1992 
abgeschlossenen Geschäftsbesorgungsverträge, die im Rahmen der ur- 
sprünglichen Abwicklungskonzeption für die Außenhandelsbetriebe 
„AMB Trading", „Intermed", „Varivom" und „VHG-Bau" vereinbart 
worden waren. 

Mat A 13-86 

10/96 

BStU 

Unterlagen des BStU über die Firmen Intercoop AHB, Intercoop GmbH 
und Intracom, Athen, OV-Kaskade, ZM- Vorgang „Peter Schumann*', mit 

Schreiben des BStU vom 17., 23. September und 10. Dezember 1997 her- 
abgestuft auf teilweise „offen" und VS-NfD. 

Mat A 13-12d 
Mat A 13-45a 

11/96 

BMF/BvS 

Ergänzender Bericht der BvS über die Privatisierung bzw. Abwicklung 
der Betriebe des Kombinats Robotron - tatsächliche Werte der Unter- 
nehmen, Arbeitsplatz- und Investitionszusagen und deren Einhaltung 
sowie erzielte Verkaufserlöse. 

Mat A 13-81 a 

12/96 

BMF/BvS 

Unterlagen der BvS betr. Privatisierungsverträge VWS und MTW. 

Mat A 13-109 

13/97 

BMF 

Parl.Sts'n 

Karwatzki 

Anhang zum Bericht der Bundesregierung zur BW AG (Ziff. III. 3 des 
Untersuchungsauftrages) (Ziff. 1, 2, 3 und 8 herabgestuft auf „offen" 
durch Schreiben BMF vom 26. Februar 1998). 

Mat A 13-111 

14/97 

BMF/BvS 

Gutachten zu den Einlagen der Ostwerften in das zentrale „cash concen- 
tration** der BW AG, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft SUSAT & Partner, 
Schlußbericht vom 5. September 1996 

Mat A 13-115 

15/97 


Zeugenvernehmung Dr. Gerhard Beil in der 42. öffentlichen Sitzung (VS- 
Vertraulicher Teil) am 12. Dezember 1996; am 25. September 97 herab- 
gestuft auf „offen". 

Protokoll 42 

S. 41-50 


J. Steyer 

Zeugenvernehmung Jochen Steyer in der 42. öffentlichen Sitzung (VS- 
Vertraulicher Teil) am 12. Dezember 1996, Beantwortung noch offener 
Fragen in seiner Zeugenvernehmung sowie Änderungen/Ergänzungen 
zum Protokoll; am 26. September 1997 herabgestuft auf „offen". 

Protokoll 42 

S. 73-85 

16/97 

BRH 

Bericht des Bundesrechnungshofes vom 12. Juni 1996 nach § 88 Absatz 2 
BHO über die Prüfung der Privatisierung ostdeutscher Werften durch die 
THA/BvS an die BW AG (Seiten 16 bis 18 und 30 herabgestuft auf „of- 
fen" durch Schreiben des BRH vom 28. April 1998). 

Mat A 13-116 

17/97 

BMF/BvS 

Zeugenvernehmung Fritz Josef Rath in der 24. Öffentlichen Sitzung (VS- 
Vertraulicher Teil); am 13. Juni 1996 im Nachgang zur Zeugenver- 
nehmung überreichte Unterlagen: Anlagen 1, 2 und 5 des Schreibens des 
Zeugen Rath an den Vors, des 2. UA vom 25. September 1996. 


18/97 

BvS 

Schreiben BMF vom 4. März 1997: Übergabe der VS- Vertraulich ein- 
gestuften Unterlagen an die Geheimschutzstelle des Deutschen Bundes- 
tages: 

Gutachten der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft SUSAT & Partner zu den 
Einlagen der Ostwerften in das zentrale „cash concentration" der BW 

AG vom 12. Juli 1996; 

Revisionsbericht der BvS Nr. 14/96 vom 30. Mai 1996 „Privatisierung und 
Vertragsmanagement zum Verkauf der Ostwerften an den Unternehmens- 
verbund BW; 

Vermerk der BvS über ein Gespräch mit dem Vorstand der BW AG vom 
7. September 1995 über die kritische Lage der BW; 

MatA13-120a 
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Tgb.-Nr. 

VS-Vertr. 

übergeben 

von 

Inhalt 

registriert als 



Bericht der BvS vom 27. September 1996 zu den persönlichen Verant- 
wortlichkeiten im Zusammenhang mit den aus Anlaß der Privatisierung 
ostdeutscher Werften an die BW AG verlorenen Öffentlichen Mittel und 
zu den vom Vertragsmanagement getroffenen Konsequenzen und Ver- 
besserungen. 


19/97 

Gruppe 
der PDS 
Prof. 

Binus 

Strafanzeige der PDS-Fraktion im Landtag Mecklenburg-Vorpommern 
gegen Unbekannt wegen des Verdachts des Betruges und anderer straf- 
barer Handlungen im Zusammenhang mit der Privatisierung der Volks- 
werft Stralsund vom 21. Juni 1996. 

Mat B 18 

20/97 

BMF/BvS 

Teile der Stellungnahme der BvS vom 16. September 1996 zum Ergebnis 
der bisherigen Beweisaufnahme in der Verwaltungsstreitsache Rudolfine 
Steindling gegen die BvS. 

Mat A 13-124 

21/97 

BStU 

Klage seitens der BvS gegen Dipl.-Ing. Hans-E.W. Hoffmann vom 28. Mai 
1996. 

Mat A 13-126 

22/97 

BMF/BvS 

Bericht der BvS über Privatisierungsfälle, bei denen Subventionen/-För- 
dermittel der THA/BvS in das zentrale Cash-Management abgeflossen 
sind. 

Mat A 13-127 

23/97 

BMF/BvS 

Gutachten des THA- Vertragscontrolling vom 10. Februar 1994 zur Unter- 
richtung des THA- Vorstandes über die aus der Lage der BW AG resultie- 
renden Risiken. 

Mat A 13-130 

24/97 

BMF/BvS 

Spill-over Berichte der C & L Treuarbeit Deutsche Revision Wirtschafts- 
prüfungsgesellschaft über die Geldanlagen von MTW-Schiffswerft 
GmbH, Wismar, und der Volkswerft GmbH, Stralsund. 

Mat A 13-129 

25/97 

BMWi 

Übersendungsschreiben BMWi vom 22. April 1997: Protokoll über das 
zwischen Vertretern des Bremer Senats und des BMWi am 26. Oktober 
1995 in Bonn geführte Gespräch über die bei der BW AG bestehende 
Liquiditätssituation 

Mit Schreiben BMWi vom 3. Juni 1997 Aufhebung der VS-Einstufung. 

Mat A 13-132 

25/97 

BMWi 

Vermerk des zuständigen BMWi-Abteilungsleiters vom 8. November 
1995 über die Information durch einen Vertreter einer deutschen Groß- 
bank über eine Liquiditätslücke bei der BW AG. 

Mat A 13-133 

25/97 

BMWi 

Übersendungsschreiben BMWi vom 22. April 1997: Vermerk des zustän- 
digen BMWi-Abteilungsleiters vom 30. November 1995 über ein erneut 
bei der BW entstandenes Liquiditätsloch in Höhe von 385 Mio. DM und 
über das am 29. November 1995 zwischen Bremen, Mecklenburg- Vor- 
pommern und der BvS stattgefundene Gespräch 

Mat A 13-134 



Mit Schreiben BMWi vom 3. Juni 1997 Aufhebung der VS-Einstufung. 


26/97 

BND 

Übersendungsschreiben des BK-Amt vom 15. Mai 1997 und Stellung- 
nahme des Präsidenten des BND vom 12. Mai 1997 nüt 8 Anlagen betr. 
Disketten und Unterlagen der HA XVIII/8 des MfS, die dem BND durch 
Willy Koch übergeben wurden, hier: Anlagen 1, 3 u. 7. 


27/97 

BND 

Kopien der Diskettenausdrucke der HA XVIII des MfS, die dem BND 
durch Willy Koch übergeben wurden. 


28/97 


Zeugenvernehmung Dr. Roland Winckler in der 55. öffentlichen Sitzung 
(VS -Vertraulicher Teü) am 27. Februar 1997; in der 75. Sitzung am 25. Sep- 
tember 1997 herabgestuft auf „offen". 

ProtokoU 55 

S. 104-141 

29/97 


Informatorische Anhörung Dr. Erbe/Schaal in der 68. öffentlichen Sitzung 
(VS -Vertraulicher Teü) am 15. Mai 1997. 

Auszug aus 
dem unkor- 
rigierten 
ProtokoU 

S. 1-16 

30/97 

Dr. R. 
Zinken 

In der Zeugenvernehmung der 60. öff entheben Sitzung am 20. März 1997 
übergebene Unterlagen. 


31/97 


Informatorische Anhörung Dr. Erbe/Schaal in der 58. öff entheben Sitzung 
(VS-Vertrauhcher Teil) am 13. März 1997. 

ProtokoU 58 

S. 52-73 
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22197 


Zeugenvernehmung Dr. Klaus-Peter Wild in der 71. öffentlichen Sitzung 
(VS- Vertraulicher Teil) am 5. Juni 1997. 

Auszug aus 
dem unkor- 
rigierten 
Protokoll 

S. 1-17 

33/97 


Informatorische Anhörung Dr. Erbe/Schaal in der 68. öffentlichen Sitzung 
(VS-Vertraulicher Teil) am 15. Mai 1997. 

Protokoll 68 

S. 64-71 

34/97 

BMF 

Unterlagen der BvS; Die Privatisierung von VWS und MTW betreffende 
Verträge, die die THA geschlossen hat, hier: 

Mitteilung der Bundesregierung an die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften vom 3. Dezember 1992. 

MatA13-109a 

35/97 

BMF/BvS 

Schreiben BMF vom 30. Juni 1997 und Übergabe Bericht der BvS über die 
Beweismittelauswertung der in dem Ermittlungsverfahren der StA bei 
dem LG Bremen gegen Verantwortliche der BW AG wegen Untreue - 
AZ 830 Js 7161/96 - sichergestellten und eingesehenen Geschäftsunter- 
lagen. 

Mat A 13-140 

36/97 


Mündliche Stellungnahme des Vertreters der LTKPV, MR Leonhard, in der 
73. nichtöffentlichen Beratungssitzung (VS-Vertraulicher Teil) am 26. Juni 
1997; herabgestuft auf VS-NfD am 15. Januar 1998. 

Protokoll 73 

S. 45-59 

37/97 


Übersendungsschreiben BMF vom 18. August 1997, Schreiben BvS vom 
19. August 1997: Strafanzeige der Treuhandanstalt vom 19. Mai 1993 bei 
der Staatsanwaltschaft Wien, Anlagen 01 und 02. 

Mat A 13-155 

38/97 


Übersendungsschreiben BMF vom 22. August 1997 an die Geheimschutz- 
steUe des Deutschen Bundestages, Schreiben der BvS vom 19. August 
1997: Sämtliche von der Treuhandanstalt/BvS in Auftrag gegebene, die 
Privatisierung der Raffinerie -Aktivitäten in Leuna und Zeitz und der 
Minol Mineralölhandel AG betreffende Gutachten. 

Mat A 13-156 

39/97 


Zeugenvernehmung Dr. Klaus-Peter Wild in der 71. öffentlichen Sitzung 
(VS-Vertraulicher Teil) am 5. Juni 1997. 

Protokoll 71 

S. 105-114 

40/97 


Übersendungsschreiben BMF an die Geheimschutzstelle des Deutschen 
Bundestages vom 29. August 1997: Schreiben der BvS vom 28. August 
1997 und Bericht der BvS über die Privatisierung der ostdeutschen Kali- 
industrie. 

Mat A 13-163 

41/97 


Übersendungsschreiben BMF vom 29. August 1997: Schreiben der BvS 
vom 28. August 1997 und Anhang zum Bericht der BvS über die Privati- 
sierung der Mitteldeutschen Fahrradwerke Sangerhausen. 

Mat A 13-162 

42/97 


Zeugenvernehmung MR Dr. Kurt Bley in der 74. öffentlichen Sitzung (VS- 
Vertraulicher Teil) am 26. Juni 1997. 

Protokoll 74 

S. 38-39 

43/97 


Übersendungsschreiben der BvS vom 1. Oktober 1997: 

Anhang zum Bericht der BvS über die Privatisierung der Raffinerie- Akti- 
vitäten in Leuna und Zeitz und der Minol Mineralölhandel AG. 

Mat A 13-168 

44/97 


Übersendungsschreiben des Senators für Justiz und Verfassung der 
Freien Hansestadt Bremen vom 29. September 1997: Vermerk des Bun- 
deskriminalamts, ROAR Braun, OA 45-2 vom 14. Februar 1997 betreffend 
die Volkswerft GmbH, Stralsund, 

Bericht des Bundeskriminalamts, ROAR Misterek, OA 45-2 vom 21. Mai 
1997 betreffend die MTW Schiffswerft GmbH, Wismar, 

Bericht des Bundeskriminalamts, Dürkes, OA 45-2 vom 26. Juni 1997 
betreffend die Bremer Vulkan Verbund AG; herabgestuft auf „offen" am 
28. Mai 1998. 

Mat A 13-167 

45/97 


Aktenteile aus dem bei der Staatsanwaltschaft Magdeburg gegen die 
Mitteldeutsche Erdöl-Raffinierie GmbH (Mider) wegen des Verdachts 
des Subventionsbetruges geführten und inzwischen eingestellten Ermitt- 
lungsverfahren. 

Mat A 13-176 

46/97 


Übersendungsschreiben BMF vom 10. November 1997: Schreiben der BvS 
vom 6. November 1997 und Übersendung des Publik Deed of the Minol- 
Leuna agreements between Treuhandanstalt, SNEA und Thyssen (TED- 
Vertrag) vom 31. Juh 1992. 

Mat A 13-183 
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47/97 


Übersendungsschreiben BMF vom 17. November 1997: Schreiben der BvS 
vom 12. November 1997 und Bericht der BvS über die Privatisierung der 
Elbewerft Boizenburg. 

Mat A 13-187 

48/97 


Informatorische Anhörung Dr. Joachim Erbe in der 76. öffentlichen Sit- 
zung (VS- Vertraulicher Teil) am 25. September 1997. 

Protokoll 76 

S. 37-65 

49/97 


Zeugenvernehmung Dr. John von Freyend in der 84. öffentlichen Sitzung 
(VS- Vertraulicher Teil) am 20. Oktober 1997. 

Protokoll 84 

S. 44-55 

50/97 


Übersendungsschreiben Chef des Bundeskanzleramtes, BM Friedrich 
Bohl vom 22. Dezember 1997: Übersendung von Akten des Bundeskanz- 
leramtes über die Privatisierung der Raffinerien in Leuna und Zeitz und 
der Minol Mineralölhandel AG und über die damit in Zusammenhang 
stehenden Aktivitäten des Bundeskanzleramtes, Schreiben MR Kindler, 
Bundeskanzleramt, vom 30. Januar 1998 betr. Herabstufung des Schrei- 
bens des Bundeskanzlers Dr. Helmut Kohl an den damaligen Französi- 
schen Premierminister Edouard Balladur vom 18. Februar 1994 (Blatt 103 
bis 104) von VS-Vertrauüch auf „offen“. 

Mat A 13-195 

51/98 


Sideletter/Ergänzungserklänmg zum Vergleichs-vertrag vom 25. Juni 
1996 - Blatt 81, 82 und 166, 167, Sachakte Band 13 aus dem bei der StA II 
bei dem LG Berlin geführten Ermittlungsverfahren 21 Js 16/97. 

MatA13-179a 

52/98 


Übersendungsschreiben BMF, PStS Irmgard Karwatzki, MdB, vom 12. Fe- 
bruar 1998: Übersendung eines ergänzenden Berichts des BMF mit Stand 
2. Januar 1998 über den im Zusammenhang mit dem Konsortialdarlehen 
Dresden zwischen dem Bundesamt für Finanzen (BfF), der Stadt Dresden, 
der Lomer & Co. AG und der BIEG geschlossenen Vergleich, hier: An- 
hang. 

Mat A 13-213 

53/98 


Übersendungsschreiben BMF vom 13. Februar 1998: Schreiben der BvS 
vom 10. Februar 1998: Übersendung eines ergänzenden Berichts der BvS 
über die Privatisierung der Fa. Holzhandel Berlin/Brandenburg (s. auch 
Mat A 13-82). Seite 2, Ziff. 5. Absatz 1, Satz 2, Ziff. 5, Abs. 2, Seite 13, letz- 
ter Absatz und Seite 14, 1. und 2. Spiegelstrich herabgestuft auf „offen“ 
mit Schreiben BvS vom 25. Februar 1998. 

Mat A 13-214 

54/98 


Übersendungsschreiben BMF vom 26. März 1998: Schreiben der BvS vom 
19. März 1998: Bericht der BvS über die Privatisierung der Firma Duft- 
und Aromastoffe GmbH Miltitz. 

Mat A 13-226 

55/98 


Übersendungsschreiben BMF vom 26. März 1998: Schreiben der BvS vom 

20. März 1998: Bericht der BvS über die Privatisierung der Möbelwerke 
in Malchin, Güstrow, Plau am See und Teterow. 

Mat A 13-228 

56/98 


Übersendungsschreiben BMF vom 26. März 1998: Schreiben der BvS 
vom 19. März 1998: Bericht der BvS über die Privatisierung der Bau- 
maschinenfabrik Welzow GmbH. 

Mat A 13-227 

57/98 


Übersendungsschreiben BMF vom 26. März 1998: Schreiben der BvS 
vom 19. März 1998: Sämtlicher Schriftverkehr der Firma Heinz mit dem 
BvS-Direktor Dr. Holzapfel im Vorfeld des Änderungsvertrages über die 
Reduzierung des Kaufpreises für die Firma Duft- und Aromastoffe GmbH 
Miltitz. 

Mat A 13-225 

58/98 


Übersendungsschreiben BMF vom 26. März 1998: Schreiben der BvS 
vom 19. März 1998: Schreiben des Rechtsanwaltsbüros RÖlfs-Bühler und 
Partner an den von der BvS eingesetzten Liquidator der Fa. Duft- und 
Aromastoffe GmbH Miltitz vom 16. Mai 1995 und 19. Juni 95. 

Mat A 13-223 

59/98 


Übersendungsschreiben BMF vom 26. März 1998: Schreiben der BvS 
vom 19. März 1998: Änderungsvertrag über die Reduzierung des Kauf- 
preises für den Erwerb der Firma Duft- und Aromastoffe GmbH Miltitz. 

Mat A 13-224 

60/98 


Übersendungsschreiben BMF vom 3. April 1998: Schreiben der BvS vom 
2. April 1998: Übersendung von Tagebuchaufzeichnungen mit dienst- 
lichem Inhalt des Dr. Klaus Schucht aus der Zeit als Vorstandsmitghed bei 
der Treuhandanstalt und die den Aufzeichnungen beigefügten Kopien 
von dienstlichen Unterlagen, die beim Bundesarchiv hinterlegt worden 
waren und sich nunmehr im Verfügungsrecht der BvS befinden, hier: An- 
lagen. 

« 

MatA13-199b 
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VS-Vertr. 

Tgb.-Nr. 

übergeben 

von 

Inhalt 

registriert als 

61/98 


Übersendungsschreiben BMF vom 3. April 1998: Übersendung von Akten 
des BMF über die Privatisierung der Raffinerien in Leuna und Zeitz und 
der Minol Mineralölhandel AG und über die damit im Zusammenhang 
stehenden Aktivitäten des Ministeriums. 

Mat A 13-230 

62/98 


Übersendungsschreiben BMWi vom 7. April 1998: Übersendung von Ak- 
ten des BMWi über die Privatisierung der Raffinerien in Leuna und Zeitz 
und der Minol Mineralölhandel AG und über die damit im Zusammen- 
hang stehenden Aktivitäten des Ministeriums. 

Mat A 13-229 


Unterlagen übernommen vom 2. UA/12. WP (Treuhand): 


Tgb.-Nr. 

VS- 

Vertr. 

übergeben 

von 

Inhalt 

registriert als 

12-89/94 

12-93/94 

12-94/94 

BMF 

Mit BMF-Schreiben vom 4., 19. und 25. Juli 1994 an den 2. UA der 12. WP 
übersandte Unterlagen der THA (Schreiben vom 4. und 25. Juli 1997) und 
des BK (Schreiben vom 19. Juli 1994) betrefffend Privatisierung der 
Leuna Werke, der Leuna Raffinerie und der Minol AG. 

Mat A 13-139 


Unterlagen übernommen vom 1. UA/12. WP 


Tgb.-Nr. 

VS- 

Vertr. 

übergeben 

von 

Inhalt 

registriert als 

12-5/91 

BMJ 

Mit BMI-Schreiben 16. August 1991 an den 1. UA/12 WP übersandte 
Akten der Abteilung IS des BMI (Mat A 29). 

(teilweise herabgestuft auf VS-NfD bzw. offen durch Schreiben BMI vom 
30. Oktober 97 und vom 5. Dezember 1997). 

Mat A 13-181 
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8. Verzeichnis der beschlossenen Zeugen, Anhörpersonen und Sachverständigen 


1. Zeugen 


Namen 

A-Druck- 

BB 

beschlossen 

Vernehmung 

Protokoll 

Sache 

am 

am 

Nr. 

Beil, Dr. Gerhard 

16 

13-15 

26. Oktober 1995 

5. Dezember 1996 

42 

Billerbeck, Klaus 

227 

13-228 

5. Dezember 1996 

18. April 1997 

auf- 

gehoben 

Bisky, Prof. Dr. Lothar 

186 

13-150 

26. September 1996 

13. November 1997 

81 

Bley, Dr. Kurt 

198 

13-162 

26. September 1996 

16. Januar 1997; 
verschoben auf 

30. Januar 1997; 

51 


218 

13-209 

5. Dezember 1996 

26. Juni 1997 

74 

Bohl, Dr. Werner 

274 

13-270 

5. Juni 1997 



Breuel, Birgit 

178 

13-202 

7. November 1996 

5. Juni 1997 

71 

Brie, Dr. Andre 

188 

13-152 

26. September 1996 

9. Oktober 1997 

81 

Brückner, Dr. Siegfried 

68 

13-44 

18. Januar 1996 



Deneke, Marlies {jetzt: Keller) 

190 

13-154 

26. September 1996 

9. Oktober 1997 

81 

Deparade, Peter 

108 

13-82 

9. Mai 1996 

14. November 1996 

40 





Fortsetzung 






geplant: 






20. Februar 1997 






vertagt 


Dmütrov, Peter 

155 

13-121 

12. September 1996 



Dimitrov, Waradin 

154 

13-120 

12, September 1996 



Eichhorn, Günther 

94 

13-63 

18. April 1996 

12. Dezember 1996 

46 

Endler, Johannes 

146 

13-189 

7. November 1996 



Erbe, Dr, Joachim 

78 

13-54 

29. Februar 1996 

23. Mai 1996 

22 

Franze, Günther 

132 

13-104 

20. Juni 1996 



Geertz, Klaus 

225 

13-218 

5. Dezember 1996 

24. April 1997 

66 

Greven, Hermann -Joachim 

226 

13-219 

5. Dezember 1996 

15. Mai 1997 

68 

Groß-Blotekamp, Dirk 

228 

13-231 

5. Dezember 1996 

5. Juni 1997 

71 

Großmann, Werner 

17 

13-16 

26. Oktober 1995 

7. März 1996 

12 

Grünewald, Dr. Joachim 

328 

13-329 

13. November 1997 

15. Januar 1997 

94 

Güldensupp, Peter 

226 

13-224 

5. Dezember 1996 

15. Mai 1997 

68 

Gysi, Dr. Gregor 

180 

13-145 

26. September 1996 

30. Oktober 1997 

84 





13. November 1997 

87 

Hartmann, Dr. Bernd 

218 

13-210 

5. Dezember 1996 

26. Juni 1997 

74 

Hasselberg, Dr. Karl-Peter 

219 

13-212 

5. Dezember 1996 

12. Juni 1997 

72 

Heiter, Hannelore 

157 

13-123 

12. September 1996 

30. Januar 1997 

51 

Hennemann, Dr. Friedrich 

143 

13-186 

7. November 1996 

20. März 1997 

60 

Hennig, Werner 

39 

13-26 

23. November 1995 

7. März 1996 

12 

Holzer, Dieter 

280 

13-312 

9. Oktober 1997 



Homef, Heinrich 

179 

13-203 

7. November 1996 

12. Juni 1997 

72 

John von Freyend, Dr. Eckart 

269 

13-265 

5. Juni 1997 

30. Oktober 1997 

84 

Kageneck, Gräfin von, Christine 

231 

13-233 

5. Dezember 1996 

20. Februar 1997 

53 

Kaufmann, Karl -Heinz 

113 

13-87 

23. Mai 1996 

7. November 1996 

38 

Klar, Josef 

226 

13-221 

5. Dezember 1996 

15. Mai 1997 

68 

Kleine, Alfred 

40 

13-27 

23. November 1995 

18. April 1996 

16 
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Namen 

A-Druck- 

sache 

BB 

beschlossen 

am 

Vernehmung 

am 

Protokoll 

Nr. 

Klostermann, Heinz 

114 

13-88 

23. Mai 1996 

7. November 1996 

38 

Kny, Reinhard 

227 

13-226 

5. Dezember 1996 

18. April 1997 

64 

Koch, Willy 

18 

13-17 

26. Oktober 1995 

26. September 1996 
Fortsetzung 

25. September 1997 

31 

76 

Koepemik, Dr. Gerhard 

219 

13-211 

5. Dezember 1996 

12. Juni 1997 

72 

Köhler, Herbert 

139 

13-116 

27. Juni 1996 

27. Februar 1997 

55 

Kokkalis, Sokrates 

165 

13-127 

12. September 1996 

13. November 1997 
nicht erschienen 


Kretzschmar, Tüo 

43 

13-28 

23. November 1995 

25. April 1996 

12. Dezember 1996 

18 

46 

KroU, Wilfried 

84 

13-57 

29. Februar 1996 

9. Mai 1996 

20 

Labom, Hans-Jürgen 

64 

13-40 

18. Januar 1996 

13. Juni 1996 

24 

Langnitschke, Wolf gang 

111 

13-85 

23. Mai 1996 

17. Oktober 1996 

36 

Leisler Kiep, Walter 

279 

13-311 

9. Oktober 1997 



Lutz, Erich 

156 

13-122 

12. September 1996 



Mahlow, Bruno 

216 

13-206 

5. Dezember 1996 

9. Oktober 1997 

81 

Mathes, Klaus 

131 

13 -103 

20. Juni 1996 



Meiners, Fritz 

226 

13-223 

5. Dezember 1996 

für 15. Mai 1997 
geplant; vertagt am 
20. Februar 1997 


Modrow, Dr. Hans 

182 

13-146 

26. September 1996 

am 30. Oktober 1997 
vertagt auf 

15. Januar 1998; 
Aufhebung des 
Vemehmungs- 
beschlusses am 

15. Januar 1998 


Moser, Max 

118 

13-92 

23. Mai 1996 

am 26. September 1996 
vertagt 


Most, Edgar 

57 

13-33 

18. Januar 1996 

20. Juni 1996 

26 

Müller, Horst 

141 

13-118 

27. Juni 1996 

27. Februar 1997 

55 

Müller, Oswald 

227 

13-225 

5. Dezember 1996 

18. April 1997 

64 

Nölle, Dr. Hans-Jürgen 

177 

13-201 

7. November 1996 

Verzicht am 

20. März 1997 


Olges, Dr. Wühelm 

116 

13-90 

23. Mai 1996 

14. November 1996 

40 

Overhaus, Dr. Manfred 

262 

13-260 

17. April 1997 

9. Oktober 1997 

81 

Pelikan, Dr. Gerd 

184 

13-148 

26. September 1996 

9. Oktober 1997; 
von Erscheinungs- 
pflicht entbunden am 
9. Oktober 1997 


Pohl, Wolfgang 

112 

13-86 

23. Mai 1996 

17. Oktober 1996 

36 

Polze, Dr. Werner 

63 

13-39 

18. Januar 1996 

26. September 1996 

31 

Rath, Fritz-Joseph 

65 

13-41 

18. Januar 1996 

13. Juni 1996 

24 

Rausch, Hartmuth 

226 

13-220 

5. Dezember 1996 

15. Mai 1997 

68 

Ringstorff, Dr. Harald 

161 

13-197 

7. November 1996 

5. Juni 1997 

71 

Schäffler, Johann 

152 

13-195 

7. November 1996 



Schalck-Golodkowski, 

Dr. Alexander 

48 

13-24 

23. November 1995 

am 25. September 1997 
Verzicht wegen 
§ 55 StPO 
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Namen 

A-Druck- 

sache 

BB 

beschlossen 

am 

Vernehmung 

am 

Protokoll 

Nr. 

Schalck-Golodkowski, 

135 

13-107 

27. Juni 1996 

am 10. Oktober 1996 


geh. Gutmann, Sigrid 




vertagt 


Scharfenberg, Günter 

268 neu 

13-264 

5. Juni 1997 

2. Oktober 1997 

78 

Scheider, Dr. Wilhelm 

151 

13-194 

7. November 1996 

17. Aprü 1997 

62 

Schein, George 

95 

13-64 

18. April 1996 



Schindler, Helmut 

170 

13-132 

12. September 1996 

10, Oktober 1996 

36 

Schlaff, Martin 

127 

13-100 

13. Juni 1996 



Schmidt, Jürgen 

224 

13-217 

5. Dezember 1996 

17. Aprü 1997 

62 

Schneider, Anton 

148 

13-191 

7. November 1996 



Schnüttgen, Johannes Karl 

150 

13-193 

7. November 1996 



Schucht, Dr, Klaus 

302 

13-313 

9. Oktober 1997 

11. Dezember 1997 

92 

Seidel, Claus-Dieter 

267 

13-263 

5. Juni 1997 

13. November 1997 

87 

Seidel, Manfred 

56 

13-32 

8. Dezember 1995 

14. März 1996 

14 

Siegelt, Dr. Walter 

58 

13-34 

18. Januar 1996 

20. Juni 1996 

26 

Simhart, Jürgen 

19 

13-18 

26. Oktober 1995 

20. Februar 1997 

53 

Snüdt, Günther 

144 

13-187 

7. November 1996 

17. Aprü 1997 

62 

Steindling, Rudolfine 

77 

13-53 

29. Februar 1996 

10. Oktober 1996 






vertagt 


Stetter, Johann 

19 

13-18 

26. Oktober 1995 



Steyer, Jochen 

93 

13-62 

18. April 1996 

5. Dezember 1996 

42 

Strahl, Jürgen 

106 

13-80 

9, Mai 1996 

10. Oktober 1996 

34 

Strauss, Karin 

162 

13-198 

7. November 1996 



Teichmüller, Frank 

153 

13-196 

7. November 1996 

24. Aprü 1997 

66 

Tesmer, Joachim 

227 

13-227 

5. Dezember 1996 

18. Aprü 1997 

64 

Theim, Rudolf 

19 

13-18 

26. Oktober 1995 



Timmermann, Prof. Dr. Manfred 

147 

13-190 

7. November 1996 

17. Aprü 1997 

62 





Fortsetzung 

25. September 1997 
{nicht erschienen) 

11. Dezember 1997 

92 

Titel, Anneliese 

158 

13-125 

12. September 1996 

10. Oktober 1996 

51 





vertagt auf 

30. Januar 1997 


Traxel, Christian 

163 

13-199 

7. November 1996 



Triebold, Prof. Dr. Karl-Friedrich 

145 

13-188 

7. November 1996 



Uhlig, Dieter 

270 

13-266 

5. Juni 1997 

13, November 1997; 






Aufhebung des 
Vemehmungs- 
beschlusses am 






25. September 1997 


Ulpts, Friede 

227 

13-229 

5. Dezember 1996 

18. Aprü 1997 

64 

Vagt, Hans-Joachim 

199 

13-163 

10. Oktober 1996 

11. Dezember 1997 

92 

Vogel, Dieter H. 

176 

13-144 

12. September 1996 



Voigt, Eckehard 

221 

13-214 

5. Dezember 1996 

30. Januar 1997 

51 

Wachsen, Christa 

136 

13-108 

27. Juni 1996 

7. November 1996 

38 

Wagner, Ursel 

164 

13-200 

7. November 1996 
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Namen 

A-Druck- 

sache 

BB 

beschlossen 

am 

Vernehmung 

am 

Protokoll 

Nr. 

Wagner, Werner 

226 

13-222 

5. Dezember 1996 

geplant für 

15. Mai 1997; 
vertagt am 

20. Februar 1997 


Waigel, Dr. Theodor 

175 

13-143 

12. September 1996 

11. Dezember 1997 
vertagt auf 

15. Januar 1998 

94 

Weber, Annabella 

158 

13-124 

12. September 1996 

7. November 1996 

38 

Webers, Bruno 

83 

13-56 

29. Februar 1996 

9. Mai 1996 

20 

Weihmann, Manfred 

38 

13-25 

23. November 1995 

14. März 1996 

14 

Wellensiek, Dr. Jobst 

220 

13-213 

5. Dezember 1996 

26. Juni 1997 

74 

Welzel, Dr. Peter 

166 

neu 

13-128 

12. September 1996 



Wild, Dr. Klaus-Peter 

228 

13-230 

5. Dezember 1996 

5. Juni 1997 

71 

Winckler, Dr. Roland 

130 

13-102 

13. Juni 1996 

27. Februar 1997 
Fortsetzung 

13. November 1997 

55 

87 

Wittann, Werner 

96 

13-65 

18. Aprü 1996 

13. November 1997 
Aufhebung des 
Vemehmungs- 
beschlusses am 

13. November 1997 


Wolf, Markus 

10 

13-10 

26. Oktober 1995 

2. Oktober 1997 

78 

Zeeb, Bernhard 

128 

13-101 

13. Juni 1996 

2. Oktober 1997 
vertagt auf 

13. November 1997 

87 

Ziesche, Feodor 

61 

13-37 

18. Januar 1996 

27. Juni 1996 

28 

Zinken, Dr. Rüdiger 

149 

13-192 

7. November 1996 

20. März 1997 

60 


2. Anhörpersonen 


Namen 

A-Druck- 

BB 

beschlossen 

Vernehmung 

Protokoll 

Sache 

am 

am 

Nr. 

BM der Finanzen, o. V. i.A. 

PStS Karwatzki 

11 

13-11 

26. Oktober 1995 

29. Februar 1996 

11 

Dierdorf, Dr. Josef, BvS 

3 

13-3 

26. Oktober 1995 

1. Februar 1996 

8 

Erbe, Dr. Joachim 

217 

13-208 

5. Dezember 1996 

13. März 1997 

58 





Fortsetzung 

15. Mai 1997 

68 





Fortsetzung 

25. September 1997 

76 

Gauck, Joachim, BStU 

12 

13-12 

26. Oktober 1995 

18. Januar 1996 

6 

Holzapfel, Dr. Lothar, BvS 

4 

13-4 

26. Oktober 1995 

1. Februar 1996 

8 

Kittlaus, Manfred, ZERV 

5 

13-5 

26. Oktober 1995 

18. Januar 1996 

6 

Knaack, Ulrich, 

BAmt für Finanzen 

9 

13-9 

26. Oktober 1995 

29. Februar 1996 

11 

Papier, Prof. Dr. Hans-Jürqen, 
UKPV 

7 

13-7 

26. Oktober 1995 

8. Februar 1996 

9 
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Namen 

A-Dnick- 

BB 

beschlossen 

Vemehmimg 

Protokoll 

Sache 

am 

am 

Nr. 

Schaal, Hansjörg 

217 

13-207 

5. Dezember 1996 

13. März 1997 

58 





Fortsetzung 

15. Mai 1997 

68 

Schaefgen, Christoph, 
Generalstaatsanwalt, 

Leiter StA II LG Berlin 

210 

13-180 

7. November 1996 

16. Januar 1997 

48 

Schmidt, Uwe, ZERV 

6 

13-6 

26. Oktober 1995 

18. Januar 1996 

6 

Schütz, Giso, BVerwA 

8 

13-8 

26. Oktober 1995 

8. Februar 1996 

9 

Leiter Staatsanwaltschaft 
beim Landgericht Bremen, 

(Jan Frischmuth, 

Herr Nulhneyer) 

223 

13-216 

5. Dezember 1996 

13. März 1997 

58 


3. Sachverständige 


Namen 

A-Druck- 

sache 

BB 

beschlossen 

am 

Vernehmung 

am 

Protokoll 

Nr, 

Pfitzer, Dr. Norbert 

229 

13-232 

5. Dezember 1996 

24. Apiil 1997 

66 
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9. Verzeichnis der Sitzungen 


Nr. 

Datum 

Art der Sitzung 

Inhalt der 

Sitzung 

Dauer 
in Minuten 

ProtokoU- 

umfang 

Seiten 

öffentlich 

nicht- 

öffentlich 

VS-VER- 

TRAULICH 

VS- 

GEHEIM 

1 

29. 9.95 

X 


Konstituierungssitzung 

25 

10 

2 

26. 10. 95 


X 

Beratungssitzung 

66 

39 

3 

23. 11. 95 


X 

Beratungssitzung 

35 

19 

4 

8. 12. 95 


X 

Beratungssitzung 

31 

14 

5 

18. 1.96 


X 

Beratungssitzung 

52 

24 

6 

18. 1.96 

X 


Anhörung 

347 

195 

7 

1. 2.96 


X 

Beratungssitzung 

13 

16 

8 

1. 2.96 

X 


Anhörung 

340 

198 

9 

8. 2.96 

X 


Anhörung 

325 

188 

10 

29. 2.96 


X 

Beratungssitzung 

17 

17 

11 

29. 2.96 

X 


Anhörung 

375 

192 

12 

7. 3.96 

X 


Zeugenvernehmung 

393 

338 

13 

14. 3.96 


X 

Beratungssitzung 

14 

28 

14 

14. 3.96 

X 


Zeugenvernehmung 

350 

247 

15 

18. 4.96 


X 

Beratungssitzung 

14 

23 

16 

18. 4.96 

X 


Zeugenvernehmung 

265 

206 

17 

25. 4.96 


X 

Beratungssitzung 

22 

41 

18 

25. 4.96 

teilweise 

teilweise 

Zeugenvernehmung 

163 

95 

19 

9. 5.96 


X 

Beratungssitzung 

7 

14 

20 

9. 5.96 

X 


Zeugenvernehmung 

287 

175 

21 

23. 5.96 


X 

Beratungssitzung 

13 

20 

22 

23. 5.96 

X 


Zeugenvernehmung 

337 

148 

23 

13. 6.96 


X 

Beratungssitzung 

28 

24 

24 

13. 6.96 

X 


Zeugenvernehmung 

352 

206 

25 

20. 6.96 


teilweise 

teilweise**) 

Beratungssitzung 

78 

14 

26 

20. 6.96 

X 


Zeugenvernehmung 

298 

174 

27 

27. 6.96 


X 

Beratungssitzung 

17 

23 

28 

27. 6.96 

X 


Zeugenvernehmung 

291 

226 

29 

12. 9.96 


X 

Beratungssitzung 

51 

47 

30 

26. 9.96 


X 

Beratungssitzung 

39 

36 

31 

26. 9.96 

teilweise 

teilweise**) 

teilweise**) 

Zeugenvernehmung 

367 

275 

32 

26. 9.96 


X 

Beratungssitzung 

10 

6 

33 

10. 10. 96 


X 

Beratungssitzung 

12 

19 

34 

10. 10. 96 

X 


Zeugenvernehmung 

351 

259 

35 

17. 10. 96 


X 

Beratungssitzung 

18 

14 

36 

17. 10. 96 

teilweise 

teilweise 

Zeugenvernehmung 

296 

218 

37 

7. 11.96 


X 

Beratungssitzung 

27 

51 

38 

7. 11.96 

X 


Zeugenvernehmung 

344 

122 

39 

14. 11.96 


X 

Beratungssitzung 

40 

14 

40 

14.11.96 

X 


Zeugenvernehmung 

195 

51 
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Nr. 

Datum 

Art der Sitzung 

Inhalt der 

Sitzung 

Dauer 
in Minuten 

Protokoll- 

umfang 

Seiten 

öffentlich 

nicht- 

öffentlich 

VS-VER- 

TRAULICH 

VS- 

GEHEIM 

41 

5. 12. 96 


X 

Beratungssitzung 

53 

51 

42 

5. 12. 96 

teilweise 


teilweise**) 

Zeugenvernehmung 

392 

85 

43 

5. 12. 96 


X 

Beratungssitzung 

1 

5 

44 

5. 12. 96 


X 

Beratungssitzung 

1 

5 

45 

12. 12. 96 


X 

Beratungssitzung 

2 

12 

46 

12. 12. 96 

X 


Zeugenvernehmung 

307 

94 

47 

16. 1.97 


X 

Beratungssitzung 

7 

14 

48 

16. 1.97 

teilweise 

teilweise 

Anhörung 

383 

67 

49 

16. 1.97 


X 

Beratungssitzung 

1 

5 

50 

30. 1.97 


X 

Beratungssitzung 

8 

13 

51 

30. 1.97 

X 


Zeugenvernehmung 

323 

103 

52 

20. 2.97 


X 

Beratungssitzung 

23 

17 

53 

20. 2.97 

X 


Zeugenvernehmung 

229 

64 

54 

27. 2.97 


X 

Beratungssitzung 

42 

11 

55 

27. 2.97 

teilweise 


teilweise**) 

Zeugenvernehmung 

462 

145 

56 

27. 2.97 


X 

Beratungssitzung 

4 

5 

57 

13. 3.97 


X 

Beratungssitzung 

22 

13 

58 

13. 3.97 

teilweise 

teilweise 

teilweise 

Anhörung 

316 

73 

59 

20. 3.97 


X 

Beratungssitzung 

39 

18 

60 

20. 3.97 

X 


Zeugenvernehmung 

390 

107 

61 

17. 4.97 


X 

Beratungssitzung 

39 

29 

62 

17. 4.97 

X 


Zeugenvernehmung 

355 

95 

63 

17. 4.97 


X 

Beratungssitzung 

1 

5 

64 

18. 4.97 

X 


Zeugenvernehmung 

224 

59 

65 

24. 4.97 


X 

Beratungssitzung 

9 

11 

66 

24. 4.97 

X 


Zeugenvernehmung/ 

216 

132 





SV-Anhörung 



67 

15. 5.97 


X 

Beratungssitzung 

20 

11 

68 

15. 5.97 

teilweise 


teilweise 

Zeugenvernehmung/ 

327 

71 





Anhörung 



69 

15. 5.97 


X 

Beratungssitzung 

1 

5 

70 

5. 6.97 


X 

Beratungssitzung 

25 

24 

71 

5. 6.97 

teilweise 


teilweise 

Zeugenvernehmung 

595 

142 

72 

12. 6.97 

X 


Zeugenvernehmung 

448 

96 

73 

26. 6.97 


teilweise 

teilweise*) 

Beratungssitzung 

172 

84 

74 

26. 6.97 

teilweise 

teilweise 

Zeugenvernehmung 

259 

62 

75 

25. 9.97 


X 

Beratungssitzung 

65 

41 

76 

25. 9.97 

teilweise 

teilweise 

Zeugenvernehmung/ 

442 

91 





Anhörung 



77 

25. 9.97 


X 

Beratungssitzung 

5 

6 

78 

2. 10. 97 

X 


Zeugenvernehmung 

222 

58 

79 

2. 10. 97 


X 

Beratungssitzung 

1 

5 
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Nr. 

Datum 

Art der Sitzung 

Inhalt der 

Sitzung 

Dauer 
in Minuten 

Protokoll- 

umfang 

Seiten 

öffenthch 

nicht- 

öffenthch 

VS-VER- 

TRAULICH 

vs- 

GEHEIM 

80 

9. 10, 97 


X 

Beratungssitzung 

26 

18 

81 

9. 10, 97 

X 


Zeugenvernehmung 

319 

73 

82 

9. 10. 97 


X 

Beratungssitzung 

13 

8 

83 

30. 10. 97 


X 

Beratungssitzung 

47 

32 

84 

30. 10. 97 

X 


Zeugenvernehmung 

159 

43 

85 

30. 10. 97 


X 

Beratungssitzung 

19 

6 

86 

13. 11. 97 


X 

Beratungssitzung 

19 

19 

87 

13. 11. 97 

X 


Zeugenvernehmung 

237 

64 

88 

13. 11.97 


X 

Beratungssitzung 

8 

7 

89 

13. 11. 97 


X 

Beratungssitzung 

2 

5 

90 

27. 11. 97 


X 

Beratungssitzung 

53 

24 

91 

11. 12. 97 


X 

Beratungssitzung 

18 

21 

92 

11. 12. 97 

X 


Zeugenvernehmung 

248 

86 

93 

15. 1.98 


X 

Beratungssitzung 

20 

28 

94 

15. 1.98 

X 


Zeugenvernehmung 

284 

62 

95 

12. 2.98 


X 

Beratungssitzung 

28 

22 

96 

28. 5.98 

X 


Beratungssitzung 




•) = später auf „VS-NfD" herabgestuft 
*•) = später auf „offen" herabgestuft 
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I. Inhaltsübersicht 
Vorbemerkung 

Das Verzeichnis gibt eine kurze formale Übersicht der beigefügten Dokumente, auf die im Abschlußbericht 
verwiesen wird. 

Bei der Angabe der Fundstellen verweist die Abkürzung Mat A auf Materialien, die vom Untersuchungsaus- 
schuß auf Grundlage eines Beweisbeschlusses beigezogen wurden. Die Abkürzung Mat B verweist auf Mate- 
riahen, die ohne Beweisbeschluß, d. h. aufgrund freiwilhger Zusendung in die Arbeit des Untersuchungsaus- 
schusses Eingang fanden. Die Abkürzung Mat C verweist auf Materialien, die Bezug zum Untersuchungsauf- 
trag haben, aber nicht die zu untersuchenden Vorgänge dokumentieren. 


Doku- 

ment-Nr. 

Inhalt 

Fundstelle 

Seite 

1 

Antrag der Fraktion der SPD - Einsetzung eines Untersuchungs- 
ausschusses 

BT-Drs. 13/1833 
vom 28. Juni 1995 

259 

2 

Beschlußempfehlung und Bericht des Ausschusses für Wahlprü- 
fung, Immunität und Geschäftsordnung (1. Ausschuß) zu dem 
Antrag der Fraktion der SPD - BT-Drs. 13/1833 - Einsetzung 
eines Untersuchungsausschusses 

BT-Drs. 13/2483 
vom 28. September 1995 

262 

3 

Änderungsantrag der Gruppe der PDS zur Beschlußempfehlung 
und zum Bericht des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung (1. Ausschuß) - BT-Drs. 13/2483 - zu 
dem Antrag der Fraktion der SPD - BT-Drs. 13/1833 - Einset- 
zung eines Untersuchungsausschusses 

BT-Drs. 13/2484 
vom 28. September 1995 

267 

4 

Parlamentarische Debatte zur Einsetzung des Untersuchungs- 
ausschusses 

Plenarprot. 13/58 vom 

28. September 1995, 

S. I, IV, 4940-4945 

269 

5 

Antrag der Gruppe der PDS - Einsetzung eines Untersuchungs- 
ausschusses 

BT-Drs. 13/4065 
vom 12. März 1996 

277 

6 

Antrag der Fraktion der SPD - Erweiterung des Untersuchungs- 
auftrages des 2. Untersuchungsausschusses 

BT-Drs. 13/4698 
vom 22. Mai 1996 

279 

7 

Parlamentarische Debatte zur Erweiterung des Untersuchungs- 
auftrages des 2. Untersuchungsausschusses 

Plenarprot. 13/107 
vom 23. Mai 1996, 

S. I, VII, 9514-9519, 

9539 f . 

281 

8 

Antrag der Fraktion der SPD - Erweiterung des Untersuchungs- 
auftrages des 2. Untersuchungsausschusses 

BT-Drs. 13/5233 
vom 4. Juli 1996 

291 

9 

Parlamentarische Debatte zur Erweiterung des Untersuchungs- 
auf träges des 2. Untersuchungsausschusses 

Plenarprot. 13/118 
vom 9. Juli 1996, 

S. I, 10646-10652 

293 

10 

Beschlußempfehlung und Bericht des Ausschusses für Wahl- 
prüfung, Immunität und Geschäftsordnung (1. Ausschuß) zu den 
Anträgen der Fraktion der SPD - BT-Drs. 13/4698, 13/5233 - 
Erweiterung des Untersuchungsauftrages des 2. Untersuchungs- 
ausschusses 

BT-Drs. 13/5843 
vom 17. Oktober 1996 

301 

11 

Beschluß zur Erweiterung des Untersuchungsauftrages des 
2. Untersuchungsausschusses 

Plenarprot. 13/132 
vom 18. Oktober 1996, 

S. I, 11936f. 

304 

12 

Schreiben des BStU vom 30. Aprü 1997 betr. Beiziehung und 
Herabstufung von VS-GEHEIM eingestuften 70 Kopien von Ori- 
ginal-Disketten der HA XVIII/8 des MfS 

Mat A 13-135, 

Bd. 383 

307 

13 

Vermerk des Sekretariats vom 12. Mai 1997 zum weiteren 
Vorgehen hinsichtlich Recherche in beigezogenen und VS- 
GEHEIM eingestuften Disketten der HA XVIII/8 des MfS 

zu Mat A 13-135, 

Bd. 383 

309 
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Doku- 

ment-Nr. 

Inhalt 

Fundstelle 

Seite 

14 

Schreiben der französischen Justizbehörden nebst nichtamt- 
hcher Übersetzung betr. Aushändigung von Schriftstücken aus 
dem gegen Verantworthche des Unternehmens Elf Aquitaine 
wegen des Verdachts der Korruption geführten gerichtlichen 
Vorermittlungsverfahren, zugeleitet mit Übersendungsschrei- 
ben BMJ vom 18. Dezember 1997 

Mat A 13-193, 

Bd. 487 

311 

15 

Schreiben des BStU vom 20. März 1997 betr. Ausdruck und 
Übergabe einer Namenshste mit über 13.000 Namen und 
anderer Unterlagen 

Mat A 13-2a, 

Bd. 370 

314 

16 

Vermerk des Sekretariats vom 9. April 1997 betr. Feststellung 
noch offener Fragen bzw. verbleibender Widersprüche im Zu- 
sammenhang mit dem durch Willy Koch an den BND übergebe- 
nen Material 

Schriftwechsel mit 
dem BND ohne 

Anlagen 

316 

17 

Offener Teil der Stellungnahme des Präsidenten des BND vom 
12. Mai 1997 zu den noch offenen Fragen bzgl. der Disketten 
und Unterlagen der HA XVIII/8 des MfS, die dem BND durch 
Wüly Koch übergeben wurden 

Schriftwechsel mit 
dem BND 

328 

18 

Schreiben des Vorsitzenden des Untersuchungsausschusses 
vom 9. Dezember 1997 an das LG Bonn betr. Ordnungsgeldver- 
fahren Prof. Dr. Lothar Bisky (Az. 31 Qs 118/97) 

Schriftwechsel 

Ordnungsgeld 

351 

19 

Beschluß des LG Bonn vom 15. Dezember 1997 wegen Auferle- 
gung eines Ordnungsgeldes (Az. 31 Qs 118/97) 

Schriftwechsel 

Ordnungsgeld 

355 

20 

Sofortige Beschwerde des Vorsitzenden vom 28. Januar 1998 bei 
dem LG Bonn in dem Verfahren Az. 31 Qs 118/97 

Schriftwechsel 

Ordnungsgeld 

365 

21 

Beschluß des OLG Köln vom 25. Februar 1998 wegen Auferle- 
gung eines Ordnungsgeldes (Az. 2 Ws 88/98; 31 Qs 118/97 LG 
Bonn) 

Schriftwechsel 

Ordnungsgeld 

371 

22 

Auszug aus dem Protokoll der 75. (nichtöffentlichen) Sitzung 
vom 25. September 1997 

Prot. Nr. 75, 

S.75/1, 75/9 f. 

381 

23 

Auszug aus dem Protokoll der 83. (nichtöffentlichen) Sitzung 
vom 30. Oktober 1997 

Prot. Nr. 83, 

S. 83/1, 83/12-83/20 

384 

24 

Auszug aus dem Protokoll der 86. (nichtöffentlichen) Sitzung 
vom 13. November 1997 

Prot. Nr. 86, 

S. 86/1, 86/7 f. 

394 

25 

Auszug aus dem Protokoll der 90. (nichtöffentlichen) Sitzung 
vom 27. November 1997 

Prot. Nr. 90, 

S. 90/1, 90/5-90/13 

397 

26 

Übersendungsschreiben des BMF vom 23. Oktober 1997 mit 
Schreiben der BvS vom 21. Oktober 1997 zu BB 13-292 

zu Mat A 13-176 

407 

27 

Übersendungsschreiben des BMF vom 6. November 1997 mit 
Schreiben der BvS vom 5. November 1997 zu BB 13-292 

zu Mat A 13-176 

410 

28 

Ausarbeitung des Wissenschaftlichen Dienstes des Deutschen 
Bundestages zum Thema: „Grenzen des Aktenherausgabe- 
anspruchs eines Untersuchungsausschusses und entsprechende 
Beweisverwertungsverbote" vom 12. November 1997 (WF III - 
264/97) 

Mat C 37 

413 

29 

Schreiben des BMF vom 24. November 1997 mit gemeinsamer 
Stellungnahme des BMI und des BMJ zur Ausarbeitung des 
Wissenschaftlichen Dienstes des Deutschen Bundestages vom 
12. November 1997 (WF III - 264/97) 

zu Mat C 37 

422 

30 

Tätigkeitsbericht der BvS mit Stand vom 16. Januar 1996, hier: 
Liste A „Unternehmen, die nach heutiger Erkenntnis Ende 1989 
dem Bereich Kommerzielle Koordinierung (KoKo) zuzuordnen 
waren und spätere Zugänge " 

Mat A 13-8, Bd. 7, 

Liste A, S. 89-98 

430 


252 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/10900 


Doku- 

ment-Nr. 

Inhalt 

Fundstelle 

Seite 

31 

Abschließender Bericht der BvS über die Ergebnisse ihrer Tätig- 
keit mit Stand 11. Februar 1998, hier: Anlage 2 - Unternehmen, 
die nach heutiger Erkenntnis Ende 1989 dem Bereich KoKo zu- 
zuordnen waren und spätere Erwerbungen 

Mat A 13-210, Bd. 503, 
Anlg. 2 

440 

32 

Schreiben Manfred Seidel (im Auftrag von Dr. Schalck-Golod- 
kowski) an den Generaldirektor der DHB, Feodor Ziesche, vom 
18. April 1988 betr. Gründung einer Stiftung in Vaduz bei der 
Anstalt Domar 

Mat A 13-51, Bd. 220, 

S. 75 

455 

33 

Statuten und Beistatuten der NITA-Stiftung, Vaduz, sowie Amts- 
bestätigung vom 22. Juni 1988 

Mat A 13-197, Bd. 490, 

S. 11-24 

456 

34 

Gleichlautende Ausfertigung vom 17. November 1988 des Nota- 
riellen Vertrages über die Gründung der Salinas S.A. vom 
25. Oktober 1988 

Mat A 13-51, Bd. 220, 

S. 132-140 

470 

35 

Privatanleihen der Salinas S.A. in Höhe von 3 Mio. DM, gestük- 
kelt in zehn Teilbeträge von je 300.000,- DM, zu Gunsten der 
Interrevision AG 

Mat A 13-194, Bd. 488, 

S. 111-120 

479 

36 

Darlehensvertrag zwischen der Interrevision AG und der Salinas 
S.A. vom 16. Januar 1989 

Mat A 13-194, Bd. 488, 

S. 121-122 

489 

37 

Vertrag zwischen Floyd Business Inc. und Interrevision AG vom 
28. März 1989 

Mat A 13-194, Bd. 488, 

S. 106-110 

491 

38 

Darlehensvertrag zwischen der Stiftung NITA und der Floyd 
Business Inc. vom 28. März 1989 

Mat A 13-194, Bd. 488, 

S. 101-105 

496 

39 

Treuhanderklärungen von Robert Bondy und Richard Hör vor 
der Notarin Ingeburg Gentz vom 27. November 1953 

Mat A 13-90, Bd. 312, 

S. 152-154, 163-165 

501 

40 

Treuhanderklärung von Johann Hanzlicek vor dem Notarvertre- 
ter Dr. Jürgen Gentz vom 16. März 1977 

Mat A 13-90, Bd. 312, 

S. 159-161 

507 

41 

Treuhanderklärungen von Rudolfine Steindling vor dem Notar 
Dr. Jürgen Gentz vom 16. März 1978 und 25. Mai 1983 

Mat A 13-90, Bd. 312, 

S. 166-168, 155-157, 

510 

42 

Presseerklärung der UKPV vom 13. August 1997 


516 

43 

Schreiben der Notarin Ute Gentz vom 28. März 1990 an 
Rudolfine Steindling betr, Treuhanderklärungen 

MatA13-98, Bd. 319 

519 

44 

Auszug aus dem Bericht der BvS vom 2. September 1996 über 
die Kapital- und Beteiligungsverhältnisse der im Beweisvorbe- 
reitungsbeschluß 13-109 aufgeführten Unternehmen sowie 
Maßnahmen zur Sicherung der Vermögenswerte dieser Unter- 
nehmen 

Mat A 13-61, Bd. 272, 

S. 01,03 f., 17,24, 

26, 28 f., 32-34, 

37,43,46 

521 

45 

Schreiben der UKPV vom 24. März 1998 mit von der BvS erstell- 
ter Einnahmen- und Ausgabenrechnung mit Stand 23. März 
1998 über die Gesamtabwicklung der bisherigen und für die Zu- 
kunft geschätzten Einnahmen und Ausgaben des Vermögens 
der Parteien und Massenorganisationen der ehemaligen DDR 

Mat A 13-216a, 

Bd. 508/1, 

S. 1-7 

535 

46 

Treffbericht des MfS mit dem Gl „Halka" vom 23. Februar 1959 

Mat A 13-53, Bd. 227, 

S. 228-230 

544 

47 

Mieterklärung für Schrankfächer vom 29. August 1989 (Eröff- 
nungskarte Vorderseite) 

Mat A 13-105, Bd. 334 

547 

48 

Mieterklärung für Schrankfächer vom 29. August 1989 (Eröff- 
nungskarte Rückseite) 

MatA 13-105, Bd. 334 

548 

49 

Schrankfach- Vollmacht vom 29. August 1989 

Mat A 13-105, Bd. 334 

549 
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Doku- 

ment-Nr. 

Inhalt 

Fundstelle 

Seite 

50 

Schreiben Bundesverwaltungsamt vom 13. Februar 1996 mit 
Übersendung von Unterlagen, hier: Befragungsprotokolle des 
letzten Leiters der Sparkasse des MfS, Werner Hennig (Anlg. 3): 
Dokumente über die Bereitstellung von Valutamitteln durch das 
MfS ~ Abt. Finanzen - für den Bereich KoKo (28, Januar 1986 
und 10. Februar 1986) 

Mat A 13-17, Bd. 31, 
Anlg. 3, S’. 38, 39 

550 

51 

Schreiben Bundesverwaltungsamt vom 13. Februar 1996 mit 
Übersendung von Unterlagen, hier: Befragungsprotokolle des 
letzten Leiters der Sparkasse des MfS, Werner Hennig (Anlg. 3): 
Bericht der Abt. Finanzen des AfNS (Archiv-Nr.l413) betr. Be- 
reitstellung von Finanzreserven in Mark der DDR für außerplan- 
mäßige Finanzierungen (o. Dat.) 

Mat A 13-17, Bd. 31, 
Anlg. 3, S. 28-33 

553 

52 

Beschluß des Ministerrates der DDR „über die Bildung des 
Nachrichtendienstes der DDR und des Verfassungsschutzes der 
DDR" vom 14. Dezember 1989 

Mat A 13-56, Bd. 260, 
Anlg. 1 

558 

53 

Beschluß des Ministerrates der DDR „über den Einsatz des 
Beauftragten der Regierung für die personelle und materielle 
Auflösung des Amtes für Nationale Sicherheit" (AfNS) vom 
19. Dezember 1989 

Mat A 13-56, Bd. 260, 
Anlg. 4 

565 

54 

Beschluß des Ministerrates der DDR „über weitere Maßnahmen 
zur Auflösung des ehemaligen AfNS" vom 8. Februar 1990 

Mat A 13-56, Bd. 260, 
Anlg. 8 

567 

55 

„Grundsätze zur materiellen und finanziellen Auflösung des 
AfNS" des Komitees zur Auflösung des AfNS vom 9. April 1990 

Mat A 13-56, Bd. 260, 
Anlg. 11 

578 

56 

Beschluß des Ministerrates der DDR „über weitere Aufgaben 
und Maßnahmen, die sich aus der Auflösung des ehemaligen 
MfS/AiNS ergeben" vom 16. Mai 1990 

Mat A 13-56, Bd. 260, 
Anlg. 12 

587 

57 

„Statut des Komitees zur Auflösung des AfNS" (o. Dat.) 

Mat A 13-56, Bd. 260, 
Anlg. 13 

609 

58 

„Vorläufige Dienstanweisung Nr. 1 M 1/90" des Komitees zur 
Auflösung des AfNS betr. Neuregelungen zur Rechtsträger- 
schaft an MfS-/AfNS-Objekten (o. Dat.) 

Mat A 13-56, Bd. 260, 
Anlg. 14 

619 

59 

Dienstanweisung Nr. M 2/90 des Komitees zur Auflösung des 
AfNS - Bereich materielle und finanzielle Fonds - betr. u.a. 
Übergabe oder Übernahme staatseigener Grundstücke (o. Dat.) 

Mat A 13-56, Bd. 260, 
Anlg. 15 

624 

60 

Übersendungsschreiben eines ehemaligen Mitglieds des Bür- 
gerkomitees „Normannenstraße" und zeitweiligen Mitarbeiters 
im „Staatlichen Komitee" vom 29. Mai 1996 mit Dokumenten 
zur Arbeit des Komitees zur Auflösung des MfS/AfNS, hier: 
„Zwischenbericht der Untersuchungen um die Firma Interport" 
(o. Dat.) 

Mat B 6, Punkt 3 

630 

61 

Übersendungsschreiben eines ehemahgen Mitglieds des Bür- 
gerkomitees „Normannenstraße" und zeitweihgen Mitarbeiters 
im „Staatlichen Komitee" vom 29. Mai 1996 mit Dokumenten 
zur Arbeit des Komitees zur Auflösung des MfS/AfNS, hier: 
„Chronologie und Durchführung der Auflösungshandlungen" 
(o. Dat.) 

Mat B 6, Punkt 2, 

Anlg. 3 

635 

62 

Abschlußbericht der Hauptverwaltung Aufklärung - in Auflö- 
sung - über die Auflösung der ehemaligen HVA vom 25. Juni 
1990 

Mat A 13-56, Bd. 260, 
Anlg. 17 

639 

63 

Übersendungsschreiben eines ehemaligen Mitglieds des Bür- 
gerkomitees „Normannenstraße" und zeitweiligen Mitarbeiters 
im „Staathchen Komitee" vom 29. Mai 1996 mit Dokumenten 
zur Arbeit des Komitees zur Auflösung des MfS/AfNS, hier: Ver- 
merk „Zeithcher Ablauf der Ereignisse um die Firma Interport 
GmbH" vom 20. September 1990 

Mat B 6, Punkt 3 

651 
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Doku- 

ment-Nr. 

Inhalt 

Fundstelle 

Seite 

64 

Übersendungsschreiben eines ehemaligen Mitglieds des Bür- 
gerkomitees „Normannenstraße" und zeitweiligen Mitarbeiters 
im „Staatlichen Komitee" vom 29. Mai 1996 mit Dokumenten zur 
Arbeit des Komitees zur Auflösung des MfS/AfNS, hier: „Bericht 
über die Auflösungshandlungen im Aufgabenbereich materielle 
Fonds" vom 4. September 1990 

Mat B 6, Punkt 2 

653 

65 

„Bericht des BMF zum Stand der Ermittlungen und Rückfüh- 
rung des DDR- Vermögens" vom 19. September 1996 

MatB8 

697 

66 

Gesetz über Parteien und andere politische Vereinigungen 
- Parteiengesetz - vom 21. Februar 1990 (GBL Teil I, S. 66) 

Mat C 22 

724 

67 

Schriftwechsel des PDS -Vorsitzenden Dr. Gregor Gysi mit dem 
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Dokument 1 


Deutscher Bundestag Drucksache 13/1 833 

13. Wahlperiode 

28. 06. 95 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Es wird ein Untersuchungsausschuß gemäß Artikel 44 aes Grund- 
gesetzes, bestehend aus 11 Mitgliedern, eingesetzt. Zusätzlich 
kann die Gruppe der PDS durch ein nichtstimmberechtigtes Mit- 
glied in entsprechender Anwendung des Beschlusses des Älte- 
stenrates vom 6, Juni 1991 mitwirken. 


1 . 

Der Ausschuß soll die nachstehend aufgeführten offengebliebe- 
nen Fragen des 1. und 2. Untersuchungsausschusses der 12. Wahl- 
periode untersuchen, soweit hierdurch die in den Berichten dieser 
Untersuchungsausschüsse getroffenen Feststellungen ergänzt 
werden können: 

1. Welche Unternehmen und Beteiligungen der DDR existierten 
im westhchen Ausland über die in den Berichten des 1. Unter- 
suchungsausschusses der 12. Wahlperiode dargestellten hin- 
aus, und was ist mit diesen Unternehmen und Beteiligungen 
inzwischen geschehen? 

2. Existierten Vermögenswerte des Bereichs Kommerzielle Koor- 
dinierung über die in den Berichten des 1. Untersuchungsaus- 
schusses der 12. Wahlperiode dargestellten hinaus, und wo sind 
diese verblieben? 

3. Inwieweit hat der Bereich Kommerzielle Koordinierung mit der 
Hauptverwaltung Aufklärung des Ministeriums für Staats- 
sicherheit der DDR operativ zusammengearbeitet, und in wel- 
chem Umfang sind finanzielle Mittel der Außenhandelsbetrie- 

' be sowohl des Ministeriums für Außenhandel als auch des Be- 
reichs Kommerzielle Koordinierung der Hauptverwaltung 
Aufklärung zugeflossen? 

4 . Inwieweit haben der Bereich Kommerzielle Koordinierung und 
die von ihm abhängigen Unternehmen und Personen mit der 
Militärischen Aufklärung der Nationalen Volksarmee der DDR 
zusammengearbeitet, und sind der Militärischen Aufklärung 
Mittel des Bereichs Kommerzielle Koordinierung zugeflossen? 
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5. Inwieweit hat der Bereich Kommerzielle Koordinierung mit den 
Blockparteien und Massenorganisationen der DDR zusam> 
mengearbeitet, welche finanziellen Mittel sind an diese Insti- 
tutionen geflossen, und wo sind diese verblieben? 

6. Inwieweit haben Unternehmen des Bereichs Kommerzielle Ko- 
ordinierung und andere Institutionen bei der Veruntreuung von 
Vermögenswerten die Verbindung zu Unternehmen und Per- 
sonen von kommunistischen Parteien, die mit der SED/PDS be- 
freundet waren, genutzt? 

7. Inwieweit wurden Mitglieder der SED/PDS oder der Partei na- 
hestehende Personen von der SED/PDS durch Vermögensver- 
schiebungen finanziell unterstützt, um sich wirtschaftlich 
betätigen zu können? 

8. Welche Vermögensverschiebungen und Manipulationen an 
Bilanzen von Unternehmen der ehemaligen DDR sind durch 
„alte Seilschaften“ und westliche Geschäftspartner erfolgt, und 
wer hat davon profitiert? 

9. Welche Maßnahmen haben Bundesregierung, Treuhandan- 
stalt und andere staatliche Stellen des Bundes zur Wiederbe- 
schaffung veruntreuter Vermögenswerte ergriffen? 

10. Welche Rolle haben Kreditinstitute innerhalb und außerhalb 
der DDR bei Vermögensverschiebungen gespielt? 


II. 

Der Ausschuß soll klären, inwieweit die Aktivitäten des Bereichs 
Kommerzielle Koordinierung und seiner Nachfolgeorganisationen 
durch Unternehmungen und Institutionen sowie deren handelnde 
Personen aus der Bundesrepublik Deutschland vor und nach der 
Wende unterstützt wurden. 

Hierbei soll insbesondere geklärt werden, 

1. welche Unternehmen aus der Bundesrepublik Deutschland 
Embargo-Bestimmungen bei Geschäften mit den Unterneh- 
men der DDR durchbrochen haben und wer davon profitiert 
hat, 

2. welchen Einfluß die Hauptabteilung XVIII des Ministeriums 
für Staatssicherheit der DDR auf die außenwirtschaftliche 
Tätigkeit der DDR mit Geschäftspartnern aus der Bundesre- 
publik Deutschland genommen hat und wieweit der Bundes- 
nachrichtendienst und das Bundesamt für Verfassungsschutz 
hierüber Kenntnisse besaßen, 

3. inwieweit der Bereich Kommerzielle Koordinierung, sein Lei- 
ter und seine Mitarbeiter mit Kenntnis bzw. Billigung von Bun- 
desregierung und sonstigen politisch handelnden Personen 
wirken konnten. 
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III. 


Der Ausschuß soll auch klären, 

1. ob bei der Vergabe von Liquidationsdarlehen durch die Treu- 
handanstalt und bei der Bemessung von Liquidatorenhonora- 
ren die Grundsätze der sparsamen und wirtschaftlichen Haus- 
haltsführung hinreichend beachtet worden sind und 

2. ob bei der Privatisierung von Unternehmen durch die Treu- 
handanstalt - unbeschadet der staatsanwaltlichen Ermittlun- 
gen wegen Untreue - die Vorgabe des Bundesministeriums der 
Finanzen zur Berücksichtigung volkswirtschaftlicher Kriterien 
und die Grundsätze der sparsamen und wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse ausreichend beachtet worden sind. 

IV. 

Dem Verfahren des Untersuchungsausschusses werden die Regeln 
zugrunde gelegt, die von den Mitgliedern der interparlamentari- 
schen Arbeitsgemeinschaft im Entwurf eines Gesetzes über Ein- 
setzung und Verfahren von Untersuchungsausschüssen (sog. IPA- 
Regeln, Drs. V/4209) formuliert wurden, soweit sie geltendem 
Recht nicht widersprechen und wenn nach übereinstimmender 
Auffassung der Mitglieder des Untersuchungsausschusses keine 
sonstigen Bedenken dagegen bestehen. 

V. 

Das durch den Deutschen Bundestag für den 1. Untersuchungs- 
ausschuß der 12. Wahlperiode installierte EDV-System soll dem 
Untersuchungsausschuß zur Verfügung stehen. Die Verschlag- 
wortung der neu beigezogenen Dokumente und der sonstigen Aus- 
schußunterlagen soll fortgeführt werden. 

Bonn, den 28. Juni 1995 

Rudolf Scharping und Fraktion 
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Dokument 2 


Deutscher Bundestag Drucksache 13/2483 

13. Wahlperiode 


Sachgebiet 1101 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wahlprufung, Immunität und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Fraktion der SPD 
- Drucksache 13/1833 - 


Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 


A. Problem 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 47. Sitzung am 29, Juni 
1995 den Antrag auf Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 
auf Drucksache 13/1833 beraten. Dieser 2, Untersuchungsausschuß 
der 13. Wahlperiode soll offengebliebene Fragen des 1. und 2. Unter- 
suchungsausschusses der 12. Wahlperiode untersuchen, soweit 
hierdurch die in den Berichten dieser Untersuchungsausschüsse 
getroffenen Feststellungen ergänzt werden können. 


B. Losung 

Verabschiedung des Antrages auf Drucksache 13/1833 in der 
Ausschußfass ung , 

Mehrheit im Ausschuß 


C. Aitemativen 

Annahme der Beschlußempfehlung mit der Maßgabe, in den 
Untersuchungsausschuß 13 oder 17 stimmberechtigte Mitglieder 
zu entsenden. 


D. Kosten 

Entschädigung von Zeugen, Sachverständigen und rechtlichen 
Beiständen nach den einschlägigen gesetzlichen Regelungen; 
Kosten für das EDV-System. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag auf Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 
- Drucksache 13/1833 - in der folgenden Fassung anzunehmen: 

„Es wird ein Untersuchungsausschuß gemäß Artikel 44 des 
Grundgesetzes, bestehend aus elf Mitgliedern, eingesetzt. Zu- 
sätzlich kann die Gruppe der PDS durch ein nicht stimmberech- 
tigte^ MitgUed in entsprechender Anwendimg des Beschlusses 
des Ältestenrates vom 6. Juni 1991 mitwirken. 

Der Ausschuß soll die nachstehend aufgeführten offengebliebe- 
nen Fragen des 1. und 2. Untersuchimgsausschusses der 12. Wahl- 
periode imtersuchen, soweit hierdurch die in den Berichten dieser 
Untersuchungsausschüsse getroffenen Feststellungen ergänzt 
werden können. 


1 . 


Der Ausschuß soll klären: 

1. Welche Unternehmen und Beteiligungen der DDR existierten 
im westlichen Ausland über die in den Berichten des 1. Unter- 
suchimgsausschusses der 12. Wahlperiode dar gestellten hin- 
aus, und was ist mit diesen Unternehmen und Beteiligungen 
inzwischen geschehen? 

2. Existierten - neben Unternehmen und Beteiligungen - Ver- 
mögenswerte des Bereichs Kommerzielle Koordinierung über 
die in den Berichten des 1. Untersuchungsausschusses der 
12. Wahlperiode dargestellten hinaus, und wo sind diese ver- 
blieben? 

3. Inwieweit hat der Bereich Kommerzielle Koordinierung mit 
der Hauptverwaltung Aufklärung des Mirüsteriums für Staats- 
sicherheit der DDR operativ zusammengearbeitet, und in 
welchem Umfang sind finanzielle Mittel der Außenhandels- 
betriebe sowohl des Mirüsteriums für Außenhandel als auch 
des Bereichs Kommerzielle Koordinierung der Hauptverwal- 
tung Aufklärung zugeflossen? 

4. Inwieweit haben der Bereich Kommerzielle Koordiiüenmg 
und die von ihm abhängigen Unternehmen und Personen mit 
der Militärischen Aufklärung der Nationalen Volksarmee der 
DDR zusammengearbeitet, und sind der Müitärischen Auf- 
klärung Mittel des Bereichs Kommerzielle Koordirüerung zu- 
geflossen? 

5. Inwieweit hat der Bereich Kommerzielle Koordirüerung - über 
die Feststellungen der Berichte der Unabhängigen Kommis- 
sion zur Überprüfung des Vermögens der Parteien und Mas- 
senorgarüsationen der DDR (UKPV) hinaus - mit den Block- 


263 


2 





Drucksache 13/10900 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Deutscher Bundestag- 13. Wahlperiode 


Parteien und Massenorganisationen der DDR zusammenge- 
arbeitet, welche finanziellen Mittel sind an diese Institutionen 
geflossen? 

6, Inwieweit haben Unternehmen des Bereichs Kommerzielle 
Koordinierung - über die Feststellungen der Berichte der 
UKPV hinaus - bei der Veruntreuung von Vermögenswerten 
die Verbindung zu Unternehmen und Personen von kommu- 
nistischen Parteien, die mit der SED/PDS wirtschaftlich zu- 
sammengewirkt haben, genutzt? 

7, Inwieweit wurden Mitglieder der SED/PDS oder dieser Partei 
nahestehende Personen - über die Feststellung der Berichte 
der UKPV hinaus - vor dem 3. Oktober 1990 von der SED/ 
PDS durch Vermögensverschiebungen finanziell unterstützt, 
um sich wirtschaftlich betätigen zu können? 

8, Welche Vermögensverschiebungen und Manipulationen von 
Bilanzen der Unternehmen der DDR sind durch das Zusam- 
menwirken „alter Seilschaften“ und westlicher Geschäfts- 
partner erfolgt, und wer hat davon profitiert? 

9, Welche Maßnahmen haben Bimdesregierung, Treuhandanstalt 
und andere staatliche Stellen des Bundes zur Wiederbeschaf- 
fung veruntreuter Vermögenswerte ergriffen? 

10, Haben Kreditinstitute innerhalb und außerhalb der DDR bei 
Vermögensveruntreuungen von Unternehmen und Personen 
der DDR eine Rolle gespielt und wenn ja, welche? 


n. 

Der Ausschuß soll klären, inwieweit die Aktivitäten des Bereichs 
Kommerzielle Koordinierung und seiner Nachfolgeorganisationen 
durch Unternehmen imd Institutionen sowie deren handelnde 
Personen aus der Bundesrepublik Deutschland vor und nach der 
Wende unterstützt winden. 

Hierbei soll geklärt werden, 

1. inwieweit sich aus der Auswertung von Disketten und Unter- 
lagen der Hauptabteilung XVIII des Ministeriums für Staats- 
sicherheit der DDR Hinweise ergeben, daß Unternehmen aus 
der Bundesrepublik Deutschland Embargo-Bestimmungen bei 
Geschäften mit Unternehmen der DDR durchbrochen haben, 

2. welchen Einfluß die Hauptabteüung XVIII des Ministeriums 
für Staatssicherheit der DDR auf die außenwirtschaftliche 
Tätigkeit der DDR mit Geschäftspartnern aus der Bundesrepu- 
blik Deutschland genommen hat und wieweit der Bundesnach- 
richtendienst und das Bundesamt für Verfassungsschutz hier- 
über Keimtrüsse besaßen, 

3. ob und gegebenenfalls der Bereich Kommerzielle Koordinie- 
rung. sein Leiter und seine Mitarbeiter mit Billigung der jewei- 
ligen Bundesregierungen und sonstigen politisch handelnden 
Personen wirken konnten. 
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m. 

Der Ausschuß soll - soweit der Bundesrechnungshof hierüber 

noch keine Feststellungen getroffen hat - auch klären, 

1. ob bei der Vergabe von Liquidationsdarlehen durch die Treu- 
handanstalt und bei der Bemessung von Liquidatorenhonora- 
ren die Grundsätze der sparsamen und wirtschaftlichen Haus- 
haltsführung hinreichend beachtet worden sind und 

2. ob bei der Privatisierung von Unternehmen durch die Treu- 
handanstalt - unbeschadet der staatsanwaltlichen Ermittlun- 
gen wegen Untreue - die Vorgabe des Bundesministers der 
Finanzen zur Berücksichtigung volkswirtschaftlicher Kriterien 
und die Grundsätze der sparsamen und wirtschaftlichen Haus- 
haltsführung ausreichend beachtet worden sind. 


rv. 

Dem Verfahren des Untersuchungsausschusses werden die Re- 
geln zugrunde gelegt, die von den Mitgliedern der Interparla- 
mentcuischen Arbeitsgemeinschaft im Entwurf eines Gesetzes 
über Einsetzung und Verfahren von Untersuchungsausschüssen 
(sog. IPA-Regeln, Drucksache V/4209) formuliert wurden, soweit 
sie geltendem Recht nicht widersprechen und wenn nach über- 
einstimmender Auffassung der Mitglieder des Untersuchungsaus- 
schusses keine sonstigen Bedenken dagegen bestehen. 


V 

Das durch den Deutschen Bundestag für den 1. Untersuchungs- 
ausschuß der 12. Wahlperiode installierte EDV-System soll dem 
Untersuchungsausschuß zur Verfügung stehen. Die Verschlag- 
wortung der neu beigezogenen Dokumente und der sonstigen 
Ausschußunterlagen soll fortgeführt werden.“ 


Bonn, den 28. September 1995 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 


Dieter Wiefeispütz 
Vorsitzender 


Andreas Schmidt (Mülheim) Johannes Singer 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Andreas Schmidt (Mülheim) und Johannes Singer 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 47. Sitzung 
am 29. Juni 1995 den Antrag auf Einsetzung eines 
Untersuchungsausschusses auf Drucksache 13/1833 
an den Ausschuß für Wahlprüfung, Immuiütät und 
Geschäftsordnung (1. Ausschuß) überwiesen. 

Der 1. Ausschuß hat den Antrag in seinen Sitzungen 
am 22. und 28, September 1995 behandelt und sich 
nach interfraktionellen Gesprächen auf den in der 
Beschlußempfehlung des 1. Ausschusses niederge- 
legten Auftrag für den 2, Untersuchungsausschuß 
der 13. Wahlperiode geeinigt. 

Der 1. Ausschuß hat auf dieser Grundlage mit der 
Mehrheit seiner Mitglieder aus den Fraktionen SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, gegen die Stimme 
des Mitgliedes aus der Gruppe der PDS bei Stimm- 
enthaltungen der Mitglieder aus den Fraktionen der 
CDU/CSU und ED.P, beschlossen, dem Deutschen 
Bundestag zu empfehlen, 

- die Untersuchungen des 1. und 2, Untersuchungs- 
ausschusses der 12. Wahlperiode im erforderlichen 
Umfang fortzusetzen, 

- den 2. Untersuchungsausschuß der 13. Wahlperiode 
auf elf Mitglieder aus den Fraktionen und ein nicht 
stimmberechtigtes Mitglied aus der Gruppe der 
PDS zu begrenzen, 

- für das Verfahren des 2. Untersuchungsausschusses 
der 13. Wahlperiode die sog. IPA-Regeln (Druck- 
sache V/4209) als Sondergeschäftsordnung zur Er- 
gänzung der vorrangigen Rechtsvorschriften anzu- 
wenden und 

- das durch den Deutschen Bundestag für den 1 . Un- 
tersuchimgsausschuß der 12. Wahlperiode instal- 
lierte EDV-System dem 2, Untersuchungsausschuß 
der 13. Wahlperiode zur Verfügung zu stellen. 

Der 1. Ausschuß hat den Änderungsantrag der Grup- 
pe der PDS, die Mitgüederzahl des 2. Untersuchimgs- 
ausschusses der 13. Wahlperiode auf 13 Mitglieder 
festzusetzen und allen Ausschußmitgliedem volles 
Stimmrecht einzuräumen, mit den Stimmen der Frak- 


Bonn, den 28. September 1995 


Andreas Schmidt (Mülheim) Johannes Singer 
Berichterstatter 


tionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. gegen die 
Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der Gruppe der PDS abgelehnt Der 1. Ausschuß 
hat außerdem den Änderungsantrag der Gruppd der 
PDS, die Mitgliederzahl auf 17 zu erhöhen, mit den 
Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und 
F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und der Gruppe der PDS abgelehnt. 
Die Gruppe der PDS hat beide Anträge mit dem Ziel 
gestellt, im Untersuchungsausschuß durch ein voll 
stimmberechtigtes Mitglied vertreten zu sein. Die 
Fraktionen haben an der Besetzung mit elf stimm- 
berechtigten und einem nicht stimmberechtigten 
Mitglied im Interesse der Arbeitsfähigkeit des Unter- 
suchungsausschusses festgehalten, weil aller Erfah- 
rung nach ein kleiner Untersuchungsausschuß mit 
nur wenigen Mitgliedern oder nur einem Mitglied 
aus den einzelnen Fraktionen zügiger und effektiver 
seinen Auftrag erledigen kann. Im übrigen müssen 
sich auch in einem Untersuchungsausschuß die Mehr- 
heitsverhältnisse des Plenums des Deutschen Bun- 
destages widerspiegeln. 

Im übrigen weist der 1 . Ausschuß darauf hin, daß es 
für das Verfahren von Untersuchungsausschüssen 
unbefriedigend ist, auf die IPA-Regeln (Drucksache 
V/4209) im Rang einer Sondergeschäftsordnung an- 
gewiesen zu sein. Das Verfahren der Untersuchungs- 
ausschüsse wäre für alle Beteiligten, nicht zuletzt 
für die Zeugen, auf eine besser durchschaubare und 
besser handhabbcue Rechtsgrundlage gestellt, wenn 
es ein ein Gesetz zur Regelung des Rechts der Unter- 
suchungsausschüsse des Deutschen Bundestages 
(Untersuchungsausschußgesetz) gäbe, Vorarbeiten für 
ein Untersuchungsausschußgesetz liegen auf den 
Drucksachen 11/1896, 11/2025, 11/8085, 12/418 und 
12/1436 vor, so daß nach einer Einbeziehung der Er- 
fahrungen der Untersuchungsausschüsse der 12, Wahl- 
periode und der von ihnen vorgelegten Regelungs- 
anregungen (vgl. u. a. Drucksache 12/7600) die par- 
lamentarischen Beratungen zu einem Entwurf eines 
Untersuchungsausschußgesetzes verhältnismäßig zü- 
gig abgeschlossen werden könnten. 
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Deutscher Bundestag Drucksache 13/2484 

13. Wahlperiode 

28. 09. 95 


Änderungsantrag 

der Gruppe der PDS 


zur Beschlußempfehlung und zum Bericht des Ausschusses für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung (1. Ausschuß) 

- Drucksache 13/2483 - 

zu dem Antrag der Fraktion der SPD 

- Drucksache 13/1833 - 

Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Satz 1 der Beschlußempfehlung wird wie folgt gefaßt: 

«Es wird ein Untersuchungsausschuß gemäß Artikel 44 des 
Grundgesetzes, bestehend aus 13 Mitgliedern, eingesetzt. Dem 
Untersuchungsausschuß gehören Mitglieder der Fraktionen 
und der Gruppe der PDS, die volles Stimmrecht erhält, an." 

2. Für den Fall der Ablehnung dieses Antrages wird beantragt: 

Satz 1 der Beschlußempfehlung wird wie folgt gefaßt: 

«Es wird ein Untersuchungsausschuß gemäß Artikel 44 des 
Grundgesetzes, bestehend aus 17 Mitgliedern, eingesetzt. Dem 
Untersuchungsausschuß gehören Mitglieder der Fraktionen 
und der Gruppe der PDS, die volles Stimmrecht erhält, an." 

Bonn, den 27. September 1995 


Dr. Gregor Gysi und Gruppe 


Begründung 

Ein Untersuchungsausschuß nach Artikel 44 des Grundgesetzes 
ist ein Parlamentarischer Ausschuß, in dem das Parlament als 
Ganzes seinen Kontrollbefugnissen nachkommt. 

Hervorzuheben ist seine besondere Bedeutung für die Stärkung 
der Rechte der Opposition, für die ein Untersuchungsausschuß oft 
das einzig wirksame Mittel ist, Mängel und Mißstände in staatli- 
chen und gesellschaftlichen Bereichen auch für die Öffentlichkeit 
zugänglich aufzudecken. 
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Gemäß Artikel 38 Abs. 1 des Grundgesetzes ist jede Abgeordnete 
und jeder Abgeordneter des Deutschen Bundestages Repräsentant 
des gesamten Volkes und deshalb grundsätzlich gleich zu behan- 
deln. Diese Gleichbehandlung erstreckt sich entsprechend auf die 
Zusammenschlüsse der Abgeordneten des Deutschen Bundesta- 
ges. Eine differenzierte Behandlung solcher Zusammenschlüsse 
bedarf einer besonderen Rechtfertigung, nämlich die. daß sie aus 
Gründen der Funktionstüchtigkeit des Parlaments und seiner Ein- 
richtungen erforderhch ist. Eine solche Begründung ist im Falle der 
Gruppe der PDS, die in sämtlichen Fachausschüssen des Deutschen 
Bundestages vertreten ist, nicht möglich. Die Abgeordneten der 
Gruppe der PDS sind diesbezüglich im selben Umfang wie ein 
Zusammenschluß von 5 % der Abgeordneten des Deutschen Bun- 
destages an der parlamentarischen Arbeit des Deutschen Bundes- 
tages beteiligt. Auch etwaige andere Gründe rechtfertigen keine 
Benachteihgungen des Zusammenschlusses der Abgeordneten 
der Gruppe der PDS. Der geplante Entzug des Stimmrechts für den 
Vertreter der Gruppe der PDS im Untersuchungsausschuß ist will- 
kürlich und mit der Funktionstüchtigkeit des Ausschusses nicht 
begründbar. 

Da die Abgeordneten in ihrer Gesamtheit das deutsche Volk ver- 
treten, ist auch die Opposition in ihrer Gesamtheit, nicht nur in 
Teilen an der Parlamentsarbeit und damit an der Arbeit eines 
Untersuchungsausschusses zu beteiligen. 

Den Abgeordneten der Gruppe der PDS steht deshalb im Unter- 
suchungsausschuß ein Grundmandat zu. 
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Konrad GÜges 

(A) Maßnahmen billige Bauarbeiter aus dem EG-Bereich 
holen. Das ist der entscheidende Punkt. 

(Beifall bei der SPD) 


Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 
- Drucksachen 13/1833, 13/2483 - 
Berichterstattung: 

Abgeordnete Andreas Schmidt (Mülheim) 
Johannes Singer 

Dazu liegt ein Ändenmgsantrag der Gruppe der 
PDS vor. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. - Da- 
gegen erhebt sich offensichtlich kein Widerspruch. 
Darm ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile dem Kolle- 
gen Friedhelm Julius Beucher das Wort. 

Friedhelm Julius Beucher (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Seit über zehn Monaten 
versuchen wir im Einvernehmen mit den Koalitions- 
fraktionen einen Untersuchungsausschuß auf den 
Weg zu bringen, der u. a. die noch offengebliebenen 
Fragen aus dem 1. und dem 2, Untersuchungsaus- 
schuß der letzten Legislaturperiode aufklären soll. 
Heute können wir endlich auf der Grundlage einer 
Beschlußempfehlung des Geschäftsordnungsaus- 
schusses zum Antrag meiner Fraktion die Einsetzung 
dieses Untersuchungsausschusses beschließen. 

Ich hoffe, daß auch die Koalitionsfraktionen, die an 
der Beschlußempfehlung mitgearbeitet haben, der 
Einsetzung zustimmen. Die vorbereitenden Arbeiten 
sind inzwischen soweit vorangebracht worden, daß 
sich der Ausschuß morgen vormittag konstituieren 
kann, zu spät allerdings für bereits verjährte Straf- 
taten und endgültig beiseite geschaffte Vermögens- 
werte, aber noch nicht zu spät für die vielen Milliar- 
den, die veruntr eut wurden, noch immer auf fremden 
Konten schlummern oder in falschen Händen vaga- 
bundieren. 

Hier will der Ausschuß mithelfen aufzuspüren. Die 
parlamentarische Aufarbeitung ist unabhängig von 
der ErmitÜungsarbeit von Kriminalpolizei und Staats- 
anwälten in Berlin notwendig, aber auch zu deren 
Unterstützung dringend erforderlich. 


Wir sind nicht nur den Bürgeriimen und Bürgern 
auf dem Gebiet der ehemaligen DDR Rechenschaft 
schuldig, alles, aber auch wirklich alles getan zu ha- 
ben, um den veruntreuten Vermögenswerten nach- 
zugehen. 

Ebenso sind wir verpflichtet, nachdem diese Bun- 
desregierung und leider auc'^ die Länder das zentral 
nicht haben regeln wollen, fü’- die notwendige Sach- 
und Personalausstattung bei den ermittelnden Be- 
hörden der Krirrünalpolizei und der Arbeitsgruppe 
Regierungs kriminalität zu sorgen. 

Dann gibt es auch noch das Wörtchen „Konse- 
quenz“. Wir wollen konsequent umsetzen, was die- 
ses Haus einvemehmlich beim Abschlußbericht des 
1. Untersuchungsausschusses der letzten Legislatur- 
periode empfohlen hat, nämlich noch offengeblie- 
bene Fragen aufzuklären und gegebenenfalls dazu 
erneut einen Untersuchungsausschuß einzusetzen. 
Das ist bei allem Respekt vor den bereits aufgeklär- 
ten Sachverhalten noch eine milliardenschwere 
Bürde, die vor uns liegt. 

Auch will ich an dieser Stelle nicht verschweigen, 
sondern daran erinnern, daß die Aufklärungsarbeit 
mit allerlei Tricks und Absonderlichkeiten zum Ende 
der letzten Legislaturperiode erschwert bis unmög- 
lich gemacht wurde. 

92 plötzlich beim Bundesnachrichtendienst aufge- 
tauchte Disketten, die das gesamte operative Wissen 
der Hauptabteilung XVIII des Ministeriums für 
Staatssicherheit enthalten sollen - mehr als 40 davon 
befinden sich zur Zeit beim Bundeskriminalamt 
stehen ebenso im Mittelpunkt unserer Untersuchun- 
gen wie die beteiligten Westfirmen, die auf unser 
aller Kosten munter mitverdient haben am deutsch- 
deutschen Geschäft und vor systematischen Embar- 
gobrüchen keine Skrupel hatten. Hauptsache, D- 
Mark, DoUar oder Rubel rollten. 

Auch die Umstände und die Bedeutung sowie der 
Verbleib der Briefe von Dr. Schalck-Golodkowski an 
den Kollegen Wolfgang Schäuble sind noch nicht 
vollständig aufgeklärt. 

Aber es geht uns bei diesem Untersuchungsaus- 
schuß - Herr Gres, das ist der Punkt - nicht um spek- 
takuläre Einzelaufklärungen wie im letzten Unter- 
suchungsausschuß, bei dem zu sehr die schillernde 
Figur des Dr. Alexander Schalck-Golodkowski im 
Mittelpunkt stand. 

Bei mehreren anhängigen Verfahren ist jetzt für 
Schalck vor allem die Justiz zuständig. Dieser sei von 
hier aus geraten, Herrn Schalck und seinen Anwäl- 
ten rächt nur junge juristische Berufsanfänger per 
Jahresabordnungen gegenüberzustellen, sondern für 
die weiteren Prozesse Staatsanwälte zu gewinnen, 
die Erfahrung in Wirtschaftsstrafsachen haben. Hier 
besteht sonst keine Waffengleichheit, und Herr 
Schalck-Golodkowski und seine Helfer kommen am 
Tegernsee vor lauter Lachen nicht in den Schlaf. 

Ich rufe Sie deshalb alle auf: Helfen Sie mit, die 
Vertrauenslücken zu schließen, und lassen Sie Un- 
recht nicht Unrecht bleiben! Arbeiten Sie mit bei der 


Vizepräsident Hans Klein; Ich schließe die Aus- 
sprache. 

Der Ältestenrat schlägt die Überweisung der 
Gesetzentwüne auf den Drucksachen 13/2414 und 
13/2418 an die in der Tagesordnung aufgeführten 
Ausschüsse vor. Gibt es dazu anderweitige Vor- 
schläge? - Dies ist nicht der Fall. Dann sind die Über- 
weisungen so beschlossen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 5 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung (1. Aus- 
schuß) zu dem Antrag der Fraktion der SPD 
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4 Aufklärung der 16 zentralen Fragen dieses 2. Un- 
tersuchungsausschusses in dieser Legislaturperiode 
mit dem Schwerpunktthema „Veruntreutes DDR- 
Vermögen“! 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(BeifaU bei der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Kol- 
lege Joachim Gres. 

Joachim Gres (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Auch fünf Jahre 
nach der Vereinigung Deutschlands läßt uns die 
DDR- Vergangenheit nicht los. Die unselige Rolle der 
SED/PDS in Wirtschaft, Staat und Gesellschaft der 
DDR, die Auswirkungen des real existierenden So- 
zialismus auf die Menschen in der DDR, die krimino- 
genen und teilweise kriminellen Strukturen im Zu- 
sammenhang mit den vielfältigen Devisenbeschaf- 
fungsoperationen der DDR, schließlich das langjäh- 

e Zusammenwirken zwischen MfS und dem Be- 
reich Kommerzielle Koordinierung, dies alles macht 
uns in der Tat zu schaffen. Insbesondere deswegen, 
weil die SED/PDS in der Wendezeit - und möglicher- 
weise noch nach der Vereinigung Deutschlands - vor 
allem eines betrieben hat: die Sicherung der Beute. 

(Dr. Dagmar Enkelmaim [PDS]: Da war die 
CDU aber schneller!) 

Ganz offenbar wurde Vermögen versteckt, in dunkle 
*1 Kanäle geleitet und mit Hilfe von alten Seilschaften 
in konspirativer Weise den Behörden vorenthalten. 
Dies mußte und muß aufgeklärt werden. Aufgeklärt 
werden muß natürlich auch das Zusammenwirken 
mit solchen Personen, die in den Zeiten des Um- 
bruchs eine Gelegenheit für dunkle Geschäfte gese- 
hen haben. 

Meine Damen und Herren, zur Aufarbeitung all 
dieser Umstände hat der Deutsche Bundestag in der 
vergangenen Legislaturperiode zwei Untersuchungs- 
“usschüsse und eine Enquete-Kommission einge- 
Jzt, die der Öffentlichkeit umfangreiche Berichte 
vorgelegt haben. Der Bericht des KoKo-Untersu- 
chungsausschusses der letzten Wahlperiode war der 
umfangreichste Untersuchungsbericht, den der 
Deutsche Bundestag jemals verabschiedet hat. Der 
Bericht stellt umfassend einen Teil der Strukturen 
des Wirtschaftssystems der ehemaligen DDR <^ar. 
Durchgreifende Kritik an Bundesregierung oder 
Bundesbehörden ist in diesem Bericht nicht festge- 
halten. 

Die SPD beantragt, zur Durchleuchtung dieser 
DDR- Vergangenheit jetzt erneut einen Untersu- 
chungsausschuß einzusetzen, und hat den uns heute 
vorliegenden Antrag formuliert. Grundsätzlich, 
meine Damen und Herren von der SPD, sind hierge- 
gen keine Bedenken anzumelden. 

Ich warne jedoch vor der Erwartung, ein Untersu- 
chungsausschuß dieses Hauses könnte jemals wirk- 
lich lückenlos alle Bereiche und alle Facetten des Sy- 


stems der DDR - und seien es auch nur ihre Unter- (Q 
nehmen ün In- und Ausland einschließlich der kon- 
spirativen Zusammenarbeit mit dem MfS - aufdek- 
ken. 

Ich will, Herr Beucher, ferner zitieren, was der 
KoKo-Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode 
in seinem Schlußbericht hierzu gesagt hat: 

Es wird empfohlen, daß der 13. Deutsche Bundes- 
tag unter Berücksichtigung der dann vorliegen- 
den weiteren Erkermtnisse der Treuhandanstalt 
und der UKPV bzw. deren N :chfolger sowie der 
Gerichte und Staatsanwaltschaften prüft, inwie- 
weit es sinnvoll ist, einen Untersuchungsaus- 
schuß zur Aufklärung der bisher noch nicht erle- 
digten Teile des Untersuchungsauftrages und 
weiterer im Verlauf des Untersuchungsverfah- 
rens deutlich gewordener Fragenkomplexe ein- 
zusetzen. 

Wir wissen alle, daß sich um den hier in Rede ste- 
henden Themenkreis seit einigen Jahren verschie- 
dene andere Gremien und Institutionen durchaus 
mit Erfolg kümmern. Da ist zum einen die unabhän- 
gige UKPV, die mittlerweile fast lückenlos die ehe- 
mali jen Parteifirmen der SED erfaßt hat. Da sind 
zum anderen die zahlreichen Strafverfahren und Zi- 
vilverfahren vor deutschen und ausländischen Ge- 
richten wegen Veruntreuung, Bilanzfälschung oder 
veruntreuender Vermögensverschiebungen ins Aus- 
land, wobei ich hier, Herr Beucher, nur anmerke, daß 
uns diese laufenden Verfahren in erhebliche prakti- 
sche Schwierigkeiten bei der Umsetzung des Unter- 
suchungsauftrages bringen werden. 

Da sind im übrigen Enquete-Kommissionen und 
Untersuchrmgsausschüsse auf Länderebene. Da ist 
die große Fülle ven Untersuchungen von Historikern 
und anderen Wissenschaftlern über die DDR-Wirt- 
schaftsgeschichte. Hinzu kommen die Vorlagen und 
Prüfergebnisse von Bundesrechnungshof und Rech- 
nungsprüfungsausschuß, die sich mit der Treuhand 
und damit verbundenen Fragen befassen. 

Wenn man dann hinzunimmt, unter welchem mas- 
siven Arbeitsdruck wir im Parlament sind und wel- 
che personellen Ressourcen durch einen Untersu- 
chungsausschuß gebunden werden, ist die Frage an- 
gezeigt, ob die Tätigkeit eines neuen Untersuchungs- 
ausschusses des Deutschen Bundestages parallel zu 
all den von mir erwähnten Gremien und Institutionen 
sinnvoll ist. 

Diese Frage ist um so berechtigter, als die SPD den 
Untersuchungsauftrag nicht so präzise formuliert 
und begründet hat, wie das aus Gründen einer justi- 
tiabien Umsetzung geboten ist, von PraktikabiÜ^äts- 
gesichtspunkten ganz abgesehen. Der SPD-Antrag 
ist trotz aller Verbesserungen, die er im Geschäfts- 
ordnungsausschuß erfahren hat, nach wie vor von ei- 
ner Weite, die auch rechtliche Bedenken hinsichtlich 
seiner Bestimmtheit aufwirft. 

Was ich vermisse, ist, daß die SPD darlegt, daß die 
für den KoKo-Ausschuß empfohlene Prüfung irgend- 
wann slattgefunden hätte und mit welchem Ergeb- 
nis. Offensichtlich hat die SPD ein Interesse, von die- 
ser Prüfung abzusehen, und möchte - aus welchen 
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(A) fraktionsintemen Gründen auch immer - möglichst 
schnell und ohne Rücksicht auf die Arbeit der ge- 
nannten Institutionen die Einsetzung eines KoKo- 
Nachfolge-Untersuchungsausschusses erreichen. 

Ich bedaure sehr, daß sich die SPD nicht in der 
Lage sah, ihrem Antrag eine Begründung zu geben. 
Rechtliche Bedenken gibt es - ich sage es jetzt ganz 
vorsichtig wenn ich die Maßstäbe des Steinberger 
Gutachtens aus dem Transnuklear-Untersuchungs- 
ausschuß anlege, vor allem im Hinblick auf private 
Unternehmen und Privatpersonen, die gegebenen- 
falls vernommen werden sollen. 

Man sollte bei der Formollenuig von Untersu- 
chungsaufträgen noch sorgfältiger sein, als es ge- 
schehen ist. Bekanntlich geht es - das hat das Bun- 
desverfassungsgericht ausdrücklich gesagt - bei der 
Tätigkeit des Untersuchungsausschusses um Aus- 
übung öffentlicher Gewalt. 

Wir wollen auf diese Bedenken hier hinweisen. Wir 
wollen aber dem Verlangen der SPD, auch wenn es 
sich nicht um ein Minderheitenrecht im Sinne von 
Art. 44 GG, sondern um einen Fraktionsantrag han- 
delt, letztlich nicht im Wege stehen. 

Wir hoffen, daß alle im Untersuchungsausschuß so 
einsichtig sein werden, daß mit der Arbeit des Unter- 
suchungsausschusses nicht die Arbeit derjenigen ge- 
fährdet werden darf, die wie UKPV und BVS bzw. die 
Treuhandanstalt hinter SED -Vermögen und DDR- 
Vermögen herspüren. 

Es sollte bei allen Instrumenten, über die der Un- 

(B) tersuchungsausschuß verfügt, nicht der Versuch ge- 
macht werden, in einer kombinierten Rolle von 
UKPV, BVS, Bundesrechnungshof, Rechnungsprü- 
fungsausschuß, Staatsanwaltschaft, Strafgerichten 
und Zivügerichten deren Arbeit zu wiederholen. 

Ein Untersuchungsausschuß ist ein politisches Gre- 
mium und keine buchhalterische Veranstaltung. Ein 
Untersuchungsausschuß ist auch nicht Oberdetektiv, 
Staatsanwalt und Richter in einer Person. Ein Unter- 
suchungsausschuß soU eine Entscheidung des Parla- 
ments vorbereiten. Dies sollten wir vor Augen haben. 

Wir sollten uns auch vor Augen halten, gegenüber 
der Öffentlichkeit vertreten zu müssen, weshalb die- 
ser enorme Kostenaufwand erforderlich ist, wie ihn 
fraglos dieser Untersuchungsausschuß mit dem Ein- 
satz der EDV-Anlage zur Folge haben wird. 

Wegen der nicht ausgeräumten Bedenken, die ich 
vorgebracht habe, können wir dem Antrag der SPD 
nicht zustimmen. Da wir uns aber dem Wunsch der 
SPD nach Aufarbeitung eines Ausschnitts aus der 
deutsch-deutschen Vergangenheit nicht verschließen 
wollen und um nicht den Eindruck aufkommen zu 
lassen, wir oder die Bundesregierung hätten irgend 
etwas zu verbergen, werden wir uns nach Abwä- 
gung aller Umstände bei dem Antrag der Stimme 
enthalten und im übrigen in dem dann gewählten 
Ausschuß konstruktiv mitarbeiten. 

Vielen Dank. 

(BeifaU bei der CDU/CSU) 


Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Vera (Q 
Lengsfeld, Sie haben das Wort. 

Vera Lengsfeld (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Präsident! Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! 

Wie sichtbar ist, hat die Nachbesetzung des KoKo- 
Nachfolgeausschusses nicht so ein Interesse gefun- 
den wie die Einsetzung des KoKo-Untersuchungs- 
ausschusses in der letzten Legislaturperiode. 

Viele fragen sich, was da überhaupt noch gemacht 
werden soll. Hier v/ai die Rede davon, daß wir noch 
Hausaufgaben zu erledigen haben, die aus der letz- 
ten Legislaturperiode übriggeblieben sind. Ich denke 
aber, das allein würde die Einsetzung eines solchen 
Ausschusses nicht rechtfertigen. 

Hier geht es nach meiner Meinung vor allen Din- 
gen um das politische Klima und um die politische 
Hygiene in unserem Lande. Um mit ein paar Beispie- 
len zu belegen - ich habe vorhin die Zwischenrufe 
der PDS gehört daß da tatsächlich noch sehr viel 
Aufklärungsbedarf ist, was das Finanzgebaren der 
PDS betrifft, möchte ich daran eriimem, was im Früh- 
jahr 1990 in Ost-Berlin passiert ist. Da kam es zu 
2 800 GmbH-Gründimgen. Davon waren aber nur 
300 GmbH-Gründungen wirklich seriös. Die restli- 
chen 2 500 wurden mit dubiosen Anleihen der Regie- 
rung Modrow getätigt. 

(Zuruf der Abg. Dr. Dagmar Enkelmann 
(PDSl) 

Die das gegründet haben, waren Funktionäre aus 
der DSF, aus dem FDGB, aus der FDJ und auch aus 
der SED. Das ist schon ein gravierender Fakt, der un- P) 
tersucht werden muß. 

Frau Kollegin, ich möchte einmal daran erinnern, 
daß Dir Kollege Langnitschke eine Summe ins Aus- 
land verschoben hat - 120 Millionen -, die das Dop- 
pelte dessen war, wofür Ihre Parteiführung neulich 
so medienwirksam gehungert hat, weil sie sie nicht 
als Steuer nachzahlen wollte. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der CDU/CSU - Dr. Dagmar Enkel- 
mann [PDSJ: Das paßt alles :iicht zusam- 
men!) 

Es gibt noch genügend Dinge aufzuklären. 

Was ich mir von meinen Kollegen aus der SPD und 
aus den Koalitionsparteien wünsche, ist, daß diese 
Aufklärung ungea^tet dessen erfolgt, wie die Er- 
gebnisse aussehen. Denn wir können ja noch nicht 
sicher sein, welches Finanzgebaren der ehemaligen 
Blockparteien noch zum Vorschein kommt. Natürlich 
muß das genauso aufgeklärt werden wie das Finanz- 
gebaren der SED. 

Meine lieben KoUegen von der SPD, Sie müssen 
sich aber auch darüber im klaren sein, daß Sie das 
Finanzgebaren einer Partei aufklären wollen, die Sie 
sich als potentieUe Partnerin bei der Jagd auf die Re- 
gierung Kohl in petto gehalten haben. 

(Günter Gloser [SPD]: Meinen Sie die Grü- 
nen, Frau Lengsfeld? - Weiterer Zuruf von 
der SPD: Wer sagt Ihnen das?) 
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(A) Ich hoffe, daß Sie das nicht behindern wird. 

In diesem Sinne freue ich mich auf die Zusammen- 
arbeit und wünsche unserem Untersuchungsaus- 
schuß ein gutes Gelingen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Gunter Gloser [SPD): Das war aber ein Aus- 
rutscher, Frau Lengsfeld I) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Kol- 
lege Dr. Klaus Röhl, 

Dr. Klaus Röhl (F.D.P,): Herr Präsident 1 Meine Da- 
men und Herren I Mit der Drucksache 13/1833 vom 
28. Juni 1995 beantragt die Fraktion der SPD die Ein- 
setzung eines Untersuchungsausschusses, der die 
nach Auffassung der SPD'Fraktion offengebliebenen 
Fragen des 1. und des 2. Untersuchungsausschusses 
der 12. Wahlperiode untersuchen soll. 

Nach Art. 44 des Grundgesetzes ist es die Pflicht 
des Bundestages, auf Antrag eines Viertels seiner 
Mitglieder einen Untersuchungsausschuß einzuset- 
zen. Diese Pflicht enthebt uns aber nicht der weite- 
ren Pflicht, zu prüfen, ob der Einsetzung - es sind ja 
auch Untersuchungen im privaten Bereich involviert - 
ein öffentliches Interesse zugrunde liegt. 

Da es sich bei diesem Untersuchungsmetier um die 
mögliche Zweckentfremdung bzw. um den nicht re- 
gelgerechten Abfluß öffentlicher Mittel handelt - ich 
drucke mich hier absichtlich sehr vorsichtig aus 
kaim man das öffentliche Interesse bejahen. Wir 
müssen aber auch feststellen, daß das Interesse der 
Bevölkerung, insbesondere in den neuen Bundeslän- 
dern, sehr gering ist: «Das sind die Probleme von ge- 
stern und vorgestern. Heute hat man andere Pro- 
bleme," Das ist so, auch wenn die Kolleginnen und 
Kollegen der SPD-Fraktion in dieser Hinsicht ande- 
rer Meinung sind. 

Wir hegen zudem die Vermutung, daß sich bei der 
Aufarbeitung des Fragenkataloges herausstellt: Es 
handelt sich um das Zusanunenkehren von verstreu- 
ten Restbeständen mit zum Teil unklarer Aussage- 
kraft, von verjährten Tatbeständen, von Sachverhal- 
ten mit zum Teil unsicherer Genese und nicht sicher 
feststellbarem Wahrheitsgehalt. Insofern sind Effekti- 
vität und Nutzen der zu leistenden Ausschußarbeit 
mit recht großen Anfangsz weif ein behaftet. 

Der Auftrag weist auch einen erheblichen Bruch in 
der Systematik auf, da einerseits die Aktivitäten und 
deren Ergebnisse des Bereiches Kommerzielle Koor- 
dinierung der verflossenenen DDR untersucht wer- 
den sollen, andererseits jedoch auch mögliche Fehl- 
leistungen und Fehlhandlungen der Treuhandanstalt 
zu ermitteln sind. 

(Günter Gloser [SPD): Das gehört zusam- 
men. das fließt ineinander über!) 

Es handelt sich also um zwei völlig unterschiedliche 
Sachgebiete. 


Trotz unserer Zweifel an Nutzen und Effektivität (C) 
und trotz unserer Bedenken bezüglich der Systema- 
tik wollen wir der Einsetzung und künftigen Arbeit 
des Untersuchungsausschusses nicht im Wege ste- 
hen. Vielleicht gibt es doch verwertbare Erkeimt- 
nisse, 

(Friedhelm Juüus Beucher [SPD]: Och!) 

vielleicht resultiert aus dieser Arbeit doch etwas zeit- 
geschichtliche Aufarbeitung. 

(Günter Gloser [SPD]: Auch ^ ^eld!) 

Wir stimmen deshalb - obwohl wir der Meinung 
sind, daß der Deutsche Bundestag in dieser Legisla- 
turperiode gravierendere und brennendere Aufga- 
ben hat und trotz unserer Bedenken bezüglich des 
Nutzens - der Einsetzung zu. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU so- 
wie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Kol- 
lege Wolfgang Bierstedt. 

Wolfgang Bierstedt (PDS): Sehr geehrter Herr Prä- 
sident! Meine Damen und Herren! Sehr geehrte - ab- 
wesende - Frau Kollegin Lengsfeld, die Bundestags- 
gruppe der PDS hat vom Prinzip her nichts gegen 
den Anlaß des Antrages der Fraktion der SPD zur 
x:insetzung eines Untersuchungsausschusses, wel- 
cher sich mit der Klärung noch offen gebüebener Fra- 
gen des 1. und des 2. Untersuchungsausschusses aus 
der 12. Wahlperiode beschäftigen soll. 

Prinzipiell ablehnend stehen wir jedoch der Tatsa- 
che gegenüber, daß sowohl im Antrag der SPD als 
auch in der fraktionsübergreifenden Beschlußemp- 
fehiung unsere Gruppe nur durch ein nicht stimmbe- 
rechtigtes Mitglied im Untersuchungsausschuß ver- 
treten sein soll. Sowohl im Antrag der SPD als auch, 
und zwar noch stärker, in der Beschlußempfehlung 
wird in einigen Fragestellungen unterschwellig eine 
Beteiligung der PDS, auch wenn hier nur das Kürzel 
SED/PDS verwendet wird, an illegalen Transaktio- 
nen und Geschäften unterstellt. 

Ich kann sagen - dabei möchte ich mich auf die Be- 
schlußempfehlung und den ersten abweichenden 
Bericht unserer Gruppe zum Bericht des 1. Unter- 
suchungsausschusses vom 27. Mai 1994 verweisen 
daß auch uns an einer Aufklärung von ungesetzli- 
chen Aktivitäten des Bereichs KoKo gelegen ist, 

(Hans-Joachim Hacker [SPD]: Hört! Hört!) 

Einerseits stellt man eine mögliche Betroffenheit 
der PDS in fröhlicher Berliner Wahlkampferwartung 
zumindest in Aussicht, andererseits will man den 
Vertreter der Gruppe der PDS in diesem Ausschuß 
sozusagen nur als Gast dulden, um sicherlich not- 
wendige kritische Anmerkungen von vornherein zu 
unterdrücken. 

Wer die Wahrheitsfindung als Voraussetzung und 
Ziel der Arbeit der parlamentarischen Untersu- 
chungsausschüsse nicht nur als wohlfeUen Anspruch 
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Wolf gang Bierstedt 

(A) formuliert, sondern zumindest partiell Realität wer- 
den lassen will, kommt nicht umhin, die politischen 
Rahmenbedingungen der Ausschußarbeit zu reflek- 
tieren. 

Sehr geehrter Herr Präsident, mit Ihrer Erlaubnis 
zitiere ich aus Artikel 38 des Grundgesetzes der Bun- 
desrepublik Deutschland: 

Die Abgeordneten des Deutschen Bundestages 
werden in allgemeiner, unmittelbarer, freier, glei- 
cher und geheimer Wahl gewählt. Sie sind Ver- 
treter des ganzen Volkes, an Aufträge und Wei- 
sungen nicht gebunden und nur ihrem Gewissen 
unterworfen. 

Ich sehe keinen plausiblen Grund für eine Un- 
gleichbehandlung von Abgeordneten im Zusammen- 
hang mit der Einrichtimg dieses Untersuchungsaus- 
schusses, Gehen Sie einfach einmal davon aus, daß 
sich die PDS in diesen Ausschuß als objektiv urteilen- 
den Partner einbringen wird. 

Für die DDR war der Bereich Kommerzielle Koor- 
dinierung als Instrument gedacht, das sich markt- 
wirtschaftlicher Mittel zum Nutzen der DDR bedie- 
nen sollte, was immer sich die Mächtigen der DDR 
auch darunter vorstellten. Für den Westen war der 
Bereich Kommerzielle Koordinierung objektiv das 
Einfalltor in die realsozialistische Volkswirtschaft. 
Beide Seiten haben sich dieses Instruments aus 
freiem Entschluß und in der Verfolgtmg eigener, 
wenn auch gegensätzlicher Interessen bedient. Die 
unterschiedliche Ausgangsposition beider Konkur- 
renten bestimmte dabei die praktische Verlaufsform 

(B) der Geschäfte, ebenso wie das Ergebnis. 

Uns sollte es in diesem Ausschuß darum gehen, 
von den gesetzlichen Normen abweichende Hand- 
lungsweisen festzustellen tmd keine politisch moti- 
vierte Vorverurteilung zuzulassen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der PDS - Zuruf von der SPD - 
Heiterkeit) 

Vizepräsident Hans Klein: Erstens wünsche ich be- 
teiligt zu werden, wenn es eine wirklich gute Pointe 
ist. 

Zweitens möchte ich gerne dem Kollegen Bierstedt 
sagen: Sie brauchen für 2Ütate den Präsidenten nicht 
um Erlaubnis zu bitten. Das war früher einmal so. 
Diese Formel geht darauf zurück, daß in der Paulskir- 
che der damalige Abgeordnete Ludwig Uhland mit 
Vorliebe selbstverfaßte Gedichte als poütische Bei- 
träge zu zitieren pflegte. Um dem ein wenig vorzu- 
beugen. hat man die Formel « Herr Präsident, mit Ih- 
rer Erlaubnis“ erfunden. Aber das haben wir längst 
rücht mehr. 

Jetzt erteile ich dem Kollegen Volker Neumann 
das Wort. 

Volker Neumann (Bramschr) (SPD): Herr Präsident! 
Meine lieben Kollegen! In der Tat ist es so, daß die 
Einsetzung von Untersuchungsausschüssen norma- 
lerweise von parteipolitischem Hickhack und Me- 


diengetöse begleitet wird. Das galt für den Pluto- (C) 
nium-Untersuchungsausschuß in dieser Periode oder 
den Untersuchungsausschuß über die HlV-verseuch- 
ten Blutkonserven der letzten Legislaturperiode, den 
Untersuchungsausschuß über die U-Boot-Affäre und 
den über Transnuklear, Daß es diesmal nicht der Fall 
ist, ist eine Besonderheit. 

Der Ausschuß ist von meiner Fraktion gefordert 
worden, weil wir das erfüllen wollen, was Bürger von 
uns eigentlich erwarten, nämlich eine begonnene Ar- 
beit ordentlich zu Ende zu führen. 

(Zuruf von der SPD: Sehr wahr!) 

Zwei Untersuchungsausschüsse der letzten Wahl- 
periode endeten mit der Aufforderung an den 
13. Deutschen Bundestag, zu überprüfen, 

inwieweit es sinnvoll ist, die nicht erledigten Teile 
deren Untersuchungsgegenstände und die im 
Laufe deren Untersuchungsverfahren deutlich 
gewordenen Fragenkomplexe weiter aufzuklä- 
ren. 

Wir, die SPD-Bundestagsfraktion, sind zu dem Er- 
gebnis gekommen, Ihnen, dem Deutschen Bundes- 
tag, zu empfehlen, diese Arbeit zu leisten. 

Einige Gründe dafür: 

Zuletzt bei der Tagung des Deutschen Richterbun- 
des, aber auch davor ist in vielfältigen Stellungnah- 
men Kritik daran lautgeworden, daß die dunklen Sei- 
ten der DDR- Vergangenheit insbesondere die, die 
mit Geldveruntreuungen zu tun haben, bisher nicht 
so behandelt worden sind, wie es von unserem 
Rechtsstaat erwartet werden kann. 

Da viele Fragen aber weder von der Strafjustiz, 
weil inzwischen Verjährung eingetreten ist, noch mit 
den Mitteln einer Enquete-Kommission aufgeklärt 
werden körmen, die in ihrer Verhandlung nicht den 
Regeln der Strafprozeßordnung unterliegt, bietet sich 
der Untersuchungsausschuß als vom Grundgesetz 
dafür vorgesehenes parlamentarisches Gremium an. 

Wir wollen deshalb dem naheliegenden Vorwurf be- 
gegnen, dieses parlamentarische und rechtsstaat- 
liche Mittel nicht genutzt zu haben. 

Die Untersuchungsausschüsse „Kommerzielle Ko- 
ordinierung** und „Treuhand“ litten unter enormem 
Zeitdruck, weil einerseits die erforderlichen Doku- 
mente nicht rechtzeitig Vorlagen - sicher auch nicht 
immer vorliegen kennten - und andererseits zum 
Ende der Legislaturperiode ein Bericht vorüegen 
mußte und daher die Beweisaufnahme beider Unter- 
suchungsausschüsse sehr frühzeitig im Jahre 1994 
beendet werden mußte. 

Wichtige Dokumente waren uns erst nach der Be- 
weisaufnahme zugegangen oder sind später be- 
kanntgeworden. Da uns die Auswertung dieser Do- 
kumente, aber auch noch fehlende Zeugenaussagen 
wichtig erscheinen, wollen wir das nachholen. 
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Volker Neiimann (Bramsche) 

(A) Ich möchte in diesem Zusammenhang auch auf 
den Bericht des Bundesbeauftragten für die Stasi- 
Unterlagen verweisen, der deutlich macht, daß aller- 
dings - was verständlich ist - die Auswertung der Do- 
kumente des MfS noch immer nicht vollständig er- 
folgt ist. 

Mit diesem Untersuchungsausschuß wollen wir zu- 
dem Stetigkeit beweisen in der Aufarbeitung dieses 
Teils der DDR-Geschichte und des Einigungsprozes- 
ses. 

Ein ''vichtiger Schwerpunkt der Arbeit des Unter- 
suchungsausschusses wird nach unseren Vorstellun- 
gen der Verbleib der veruntreuten Vermögenswerte 
der DDR sein. Wir wollen versuchen, die Frage zu 
beantworten, ob alles getan worden ist, diese Vermö- 
genswerte zu sichern, und was zu tun möglicher- 
weise noch nötig ist. 

Wenn uns von der Polizei ein geschätzter Schaden 
von 26 Milliarden DM - soweit es deren Ermittlungen 
betrifft - genannt wird, der im Zusammenhang mit 
der Wiedervereinigung durch kriminelle Handlun- 
gen entstanden ist, haben die Bürger das Recht, an 
die Politiker die Frage zu richten, was der Staat ge- 
tan hat, um von den Tatern dieses Geld zurückzube- 
kommen. 

(Zuruf von der SPD: Genau das?) 

Wenn nach den uns bekannten Zahlen etwa nur 
10 % der geschätzten Schadenssumme wieder sicher- 
gestellt worden ist, dann kann im System der Wie- 
derbeschaffung der veruntreuten Vermögenswerte 
etwas nicht stimmen. Wir wollen deshalb versuchen 
- ohne selbstverständlich die Arbeit der zuständigen 
Behörden zu behindern und in sie einzugreifen an 
Hand von Dokumenten imd Zeugenaussagen noch 
mehr Licht in die Sachverhalte zu bringen, die zu 
diesem Kapitel des Emigungsprozesses gehören. 

Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
über die Verfolgbarkeit und Strafbarkeit der Spio- 
nage für die DDR sind uns bei den Zeugenverneh- 
mungen neue Möglichkeiten eröffnet worden, die 
vorher nicht bestanden haben. So hat etwa am 
10, September 1992 Markus Wolf, der ansonsten an 
diesem Tag vor dem Untersuchungsausschuß seine 
Aussage unter Berufung auf § 55 StPO verweigert 
hat, auf meine dahin gehende Frage wörtlich geant- 
wortet: 

Sobald die Gründe für den § 55 entfallen, bin ich 
ja - auch als Bürger der Bundesrepublik - ver- 
pflichtet auszusagen. 

Da diese Gründe entfallen sind, werden wir ihn an 
diese Verpflichtung erirmem. 

Die beiden Untersuchungsausschüsse der letzten 
Wahlperiode haben gute Berichte vorgelegt, bei de- 
nen es an vielen Stellen heißt; „konnte aus Zeitgrün- 
den nicht geklärt werden“ oder „muß noch geklärt 
werden" oder ähnlich. Wir wissen aus den Kontakten 
mit den Bürgern und Journalisten, daß ein großes In- 
teresse an der Aufarbeitung der neu aufgetauchten 
Fragen besteht Dies wollen wir ohne Aufgeregtheit 
und ohne Zeitdruck so sorgfältig und ehrlich, wie es 
möglich ist. machen. Wenn uns dabei - wie in der 


Vergangenheit ja auch geschehen - der eine oder an- (C) 
dere Hinweis möglich ist. wo zuständige Behörden 
noch einmal genau nachsehen sollten, ob veruntreu- 
tes DDR- Vermögen rückholbar ist. um so besser. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit, 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten der F.D.P) 

Vizepräsident Hans Klein: ich schließe die Aus- 
sprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuß für 
Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
empfiehlt auf Drucksache 13/2483, den Antrag der 
Fraktion der SPD auf Drucksache 13/1833 in der Aus- 
schußfassung anzunehmen. 

Dazu liegt ein Änderungsantrag der Gruppe der 
PDS auf Drucksache 13/2484 vor. Der Änderungsan- 
trag besteht aus zwei Alternativen. Wir stimmen zu- 
nächst über Nr. I ab. Wer stimmt dafür? - Wer stimmt 
’agegen? - Wer enthält sich der Stimme? - Gegen 
die Stimmen der Antragsteller vom Rest des Hauses 
abgelehnt. 

Wer stimmt für Nr. II des Änderungsantrags der 
PDS? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Der Ände- 
rungsantrag ist damit insgesamt abgelehnt. 

Wer stimmt für die Beschlußempfehlung des Aus- 
schusses für Wahlprüfimg. Immunität und Geschäfts- 
ordnung? - Gegenprobe! - Enthaltimgen? - 

(Zuruf von der SPD: Aha! Das ist eine Koali- (D) 
tion! - Eduard Oswald [CDU/CSU]: Kom- 
mentare sind um diese Uhrzeit nicht er- 
laubt!) 

Die Beschlußempfehlung ist bei gemeinsamer Ent- 
haltung der CDU/CSU-Fraktion und der Gruppe der 
PDS angenpnunen. 

(Eduard Oswald [CDU/ CSU]; Herr Präsi- 
dent, das hätte es nicht gebraucht!) 

- Herr Parlamentarischer Geschäftsführer, ich bitte, 
den Präsidenten nicht zu kommentieren. - Damit ist 
der 2. Untersuchungsausschuß der 13. Wahlperiode 
eingesetzt. 

Verehrt^ Kolleginnen und Kollegen, ich rufe die 
Tagesordnungspunkte 10a bis 10c sowie Zusatz- 
punkt 6 auf: 

10. a) Erste Beratung des von der Bundesregie- 
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset- 
zes zu dem Übereinkommen vom 29. Juni 
1994 über die Zusammenaroeit zum Schutz 
und zur verträglichen Nutzung der Donau 
(Donauschutzübereinkommen) 

- Drucksache 13/1884 - 

Lfborwcisungsvorschlag; 

Ausschuß für UmweU. Naturschutz und Reaktorsichcr- 
hcit (federführend) 

Ausschuß für Verkehr 

Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 
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Deutscher Bundestag Drucksache 13/4065 

13. Wahlperiode 

12. 03. 96 


Antrag 

der Abgeordneten Rolf Kutzmutz, Dr. Christa Luft, Dr. Gregor Gysi und der 
Gruppe der PDS 


Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Es wird ein Untersuchungsausschuß gemäß Artikel 44 des Grund- 
gesetzes, bestehend aus 17 Mitgliedern der Fraktionen und der 
Gruppe der PDS, eingesetzt. 

I. Der Ausschuß soll untersuchen, 

inwieweit Bundesregierung, Behörden bzw, Bedienstete 
des Bundes - möglicherweise in Zusammenarbeit mit 
Behörden bzw. Bediensteten der Länder - eine zweckwi- 
drige Verwendung von öffentlichen Beihilfen und Zu- 
schüssen zugunsten der ostdeutschen Töchter des Bremer 
Vulkan-Verbundes zwischen 1993 und 1996 grob fahrläs- 
sig oder vorsätzlich ermöglicht bzw. durch mangelhaft aus- 
geführte Kontrollen zumindest begünstigt haben? 

seit welchem Zeitpunkt Bundesregierung, Behörden bzw. 
Bedienstete des Bundes von der zweckwidrigen Verwen- 
dung sowie dem drohenden Verlust dieser öffentlichen Mit- 
tel Kenntnis hatten, eine solche Verwendung in welchem 
Umfang billigten und welche Maßnahmen sie seitdem zur 
Sicherung der Mittel und ihrer vertragsgerechten Verwen- 
dung eingeleitet oder unterlassen hatten? 

ob und, wenn ja, in welchem Umfang Bundesregierung, 
Behörden bzw. Bedienstete des Bundes zwischen 1992 und 
1996 den Deutschen Bundestag und die Kommission der 
Europäischen Union über Stand der Privatisierungsver- 
handlungen, Inhalt der Verträge über eine Privatisierung 
der Volkswerft Stralsund, der Neptun Industrie Rostock, des 
Dieselmotorenwerkes Rostock und der Meerestechnik- 
Werft (MTW) Wismar zugunsten der Bremer Vulkan Ver- 
bund AG sowie die Erfüllung dieser Verträge durch die Bre- 
mer Vulkan Verbund AG bewußt falsch informierten? 

unter welchen Umständen die Privatisierung der Volks- 
werft Stralsund, der Neptun Industrie Rostock, des Diesel- 
motorenwerkes Rostock und der Meerestechnik-Werft 
(MTW) Wismar zugunsten der Bremer Vulkan Verbund AG 
1992/1993 zustande kam, insbesondere inwieweit Mitglie- 
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der der Bundesregierung und des 12. Deutschen Bundes- 
tages auf die Verhandlungspartner politischen Druck aus- 
übten, und inwieweit Bundesregierung, Behörden bzw. 
Bedienstete des Bundes bereits zum Zeitpunkt des Ab- 
schlusses der Privatisierungsverträge Hinweise besaßen 
oder hätten besitzen können, daß der Käufer die Verträge 
wahrscheinlich nicht einhalten können würde; 

- welche legislativen und exekutiven Maßnahmen erforder- 
üch sind, um künftig das Risiko einer Zweckentfremdung 
ausgereichter öffenthcher Beihilfen und Zuschüsse, insbe- 
sondere der Nachfolgeeinrichtungen der Treuhandanstalt, 
durch die Empfänger zu minimieren, 

II. Dem Verfahren des Untersuchungsausschusses werden die Re- 
geln zugrunde gelegt, die von den Mitgliedern der interparla- 
mentarischen Arbeitsgemeinschaft im Entwurf eines Gesetzes 
über Einsetzung und Verfahren von Untersuchungsausschüs- 
sen (sog. IPA-Regeln, Drucksache V/4209) formuliert wurden, 
soweit sie geltendem Recht nicht widersprechen und wenn 
nach übereinstimmender Auffassung der Mitglieder des Un- 
tersuchungsausschusses keine sonstigen Bedenken bestehen. 

Bonn, den 12, März 1996 

Rolf Kutzmutz 

Dr. Christa Luft 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 
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Deutscher Bundestag Drucksache 13/4698 

13. Wahlperiode 

22. 05. 96 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Erweiterung des Untersuchungsauftrages des 2. Untersuchungsausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen; 

Der am 28. September 1995 vom Deutschen Bundestag beschlos- 
sene Untersuchungsauftrag des 2. Untersuchungsausschusses 

(Drucksachen 13/1833 und 13/2483) soll durch die folgende Neu- 
fassung der Nummer III erweitert werden: 

JII. 

Der Ausschuß soll auch klären, 

1. ob bei der Vergabe von Liquidationsdarlehen durch die Treu- 
handanstalt/Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonder- 
aufgaben und bei der Bemessung von Liquidatorenhonoraren 
die Grundsätze der sparsamen und wirtschaftlichen Haus- 
haltsführung hinreichend beachtet worden sind, 

2. ob bei der Privatisierung von Unternehmen durch die Treu- 
handanstalt/Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonder- 
aufgaben - unbeschadet der staatsanwaltlichen Ermittlungen 
wegen Untreue - die Vorgabe des Bundesministers der Finan- 
zen zur Berücksichtigung volkswirtschaftlicher Kriterien und 
die Grundsätze der sparsamen und wirtschaftlichen Haus- 
haltsführung ausreichend beachtet worden sind, 

3. auf welche Weise die Bundesregierung und die Treuhandan- 
stalt/Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 
dafür gesorgt haben, daß die Einhaltung von Investitionszusa- 
gen und die zweckbestimmte Verwendung von Investitions- 
beihilfen und Fördermitteln vertraglich abgesichert ist, 

4. durch welche Maßnahmen die Bundesregierung und die Treu- 
handanstalt/Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonder- 
aufgaben gewährleistet haben, daß die Einhaltung vertragli- 
cher Bestimmungen durch die Erwerber von Unternehmen der 
ehemaligen DDR hinsichtlich der zweckbestimmten Verwen- 
dung von Investitionsbeihilfen und Fördermitteln überprüft 
werden kann, 

5. ob und in welchem Umfang von der Treuhandanstalt/Bundes- 
anstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben bei der Pri- 
vatisierung von Unternehmen der ehemaligen DDR zur Verfü- 
gung gestellte Investitionsbeihilfen und Fördermittel durch die 
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Erwerber der Unternehmen zweckentfremdet verwendet wur- 
den und inwieweit dadurch ein Schaden für die Bundesrepu- 
blik Deutschland entstanden ist. 

6. inwieweit und zu welchem Zeitpunkt die Bundesregierung und 
die Treuhandanstalt/Bundesanstalt für vereinigungsbedingte 
Sonderaufgaben von ungerechtfertigten Inanspruchnahmen 
von Subventionsmitteln und der zweckentfremdeten Verwen- 
dung von Investitionsbeihilfen und Fördermitteln durch die Er- 
werber von Unternehmen der ehemaligen DDR Kenntnis er- 
halten haben und welche Maßnahmen dagegen getroffen 
wurden. " 

Bonn, den 22. Mai 1996 

Rudolf Scharping und Fraktion 


Begründung 

Die öffentliche Diskussion der letzten Monate, die kritische Beur- 
teilung der Tätigkeit der Treuhandanstalt-Nachfolgeorganisatio- 
nen, die ersten Ergebnisse und Erfahrungen aus der Arbeit des 
2. Untersuchungsausschusses sowie Berichte des Bundesrech- 
nungshofes legen die Vermutung nahe, daß bei der Privatisierung 
ehemaliger DDR-Unternehmen über die Feststellungen des 2. Un- 
tersuchungsausschusses der 12. Wahlperiode „Treuhandanstalt" 
hinaus Grundsätze der sparsamen und wirtschaftlichen Haus- 
haltsführung mißachtet worden sind. Dadurch sind möglicherwei- 
se erhebliche Vermögensnachteile für die öffentlichen Haushalte 
entstanden. 

Am Beispiel der Bremer- Vulkan-Verbund-AG wurde zudem of- 
fenkundig, daß bei der Treuhandanstalt (THA) und ihrer Nachfol- 
geeinrichtung Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonder- 
aufgaben (BvS) Lücken und Mängel im Vertragsmanagement und 
Controlling bestehen, die eine zweckentfremdete Verwendung 
von Investiüonsbeihilfen und Fördermitteln durch die Erwerber 
von Unternehmen der ehemaligen DDR möglich gemacht haben 
bzw. noch machen. 

Für eine rückhaltlose Untersuchung von Privatisierungen durch 
die THA/BvS, von Lücken und Mängeln im Vertragsmanagement 
der THA/BvS und bei der Durchführung der Rechts- und Fach- 
aufsicht durch den Bundesminister der Finanzen mit möglichen 
nachteiligen Folgen für die öffentlichen Haushalte reicht der bis- 
herige Untersuchungsauftrag nicht aus. Die beantragte Erweite- 
rung des Untersuchungsauftrages ist daher dringend geboten. 
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Beck (Bremen), Annelie Buntenbach, 
weiterer Abgeordneter und der Frak- 
üon BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Ar- 
beitsrechtliche Reformen als Baustein 
zur Neugestaltung der Arbeit (Druck- 
sache 13/4672) 9349A 

in Verbindung mit 

Zusatztagesordnungspunkt 3: 

Antrag der Abgeordneten Andrea Fi- 
scher (Berlin), Marieluise Beck (Bre- 
men), weiterer Abgeordneter und der 
Fraküon BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
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Dr. Dagmar Enkelmann PDS 9510D 

Volker Beck (Köln) BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 9511A, 9513C 

Jörg van Essen F.D.P 9512 A 


Zusatztagesordnungspunkt 14: 

Antrag der Abgeordneten Rolf Kutz- 
mutz, Dr, Christa Luft und der Gruppe 
der PDS: Einsetzung eines Unter- 
suchungsausschusses (Drucksache 13/ 

4065) ? 9514 A 

in Verbindung mit 

Zusatztagesordnungspunkt 15: 

Antrag der Fraktion der SPD: Erweite- 
rung des Untersuchungsauftrages des 
2. Untersuchungsausschusses (Druck- 
sache 13/4698) 9514A 


Rolf Kutzmutz PDS 9514 B 

Friedhelm Julius Beucher SPD 9515A 

Simone Probst BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN 9515D 

Jürgen Koppelin F.D.P 9516A, 9518C 

Rolf Kutzmutz PDS 9516B 

Otto Schily SPD 9517B.9518B 

Dr. Barbara Hendricks SPD 95 17 C 

Dr. Christa Luft PDS 9518 A 

Nächste Sitzung 9519C 

Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 9591 * A 
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Volker Beck (Köln) 

lA) meinschaften leben, und nehme deren Gründe für 
die Wahl ihrer Lebensform sehr ernst. 

(Chrlstina Schenk [PDS]. Da ist überhaupt 
keine Diskrepanz!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Der Kollege 
Dr. Mahlo gibt - mit Einverständnis des Hauses - 
seine Rede zu Protokoll. ') 

Das gleiche gilt für Herrn Minister Schmidt-Jortzig 

Ich rufe jetzt die Zusatzpunkte 14 und 15 auf: 

ZP14 Beratung des Antrags der Abgeordneten Rolf 
Kutzmutz, Dr. Christa Luft, Dr. Gregor Gysi 
und der Gruppe der PDS 

Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 

- Drucksache 13/406^ - 

ZP15 Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Erweiterung des Untersuchungsauftrages des 
2. Untersuchungsausschusses 

- Drucksache 13/4698 - 

Übcrweisungs Vorschlag: 

Ausschuß für Wahlprufung, Immupitat 
und Geschäftsordnung 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die gemeinsame Aussprache eine halbe Stunde vor- 
gesehen. - Kein Widerspruch. Dann ist es so be- 
schlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Kol- 
^ ^ lege Rolf Kutzmutz, PDS. 

Rolf Kutzmutz (PDS): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Daß wir uns heute zum vierten Mal 
iimerhalb eines Vierteljahres mit den Vorgängen um 
den einst größten deutschen Werftenverbund be- 
schäftigen, ist gut. Es zeigt zumindest, daß Einigkeit 
über alle Fraktionsgrenzen hinweg darüber besteht, 
daß uns das Schicksal von 22 500 Vulkan-Beschäftig- 
ten in West und Ost sowie weiteren Zehntausenden 
Beschäftigten in Zulieferbetrieben nicht gleichgültig 
ist. 

Die Einigkeit endete aber bisher bei der Frage, wie 
die Umstände aufzuhellen sind, die zum Versickern 
eines mindestens dreistelligen Millionen betrages Öf- 
fentlicher Mittel führten - Umstände, welche die 
Steuerzahler nun nochmals mit vierstelligen Millio- 
nensummen zur Kasse bitten. 

Die Gruppe der PDS hat seit Anfang März wieder 
und wieder eine parlamentarische Untersuchung 
verlangt. Seü 12. März liegt diesem Hause unser ent- 
sprechender Antrag vor. Alle Fraktionen hüllten sich 
bis vorgestern entweder in Schweigen oder verwie- 
sen auf die Bemühungen der Bundesregierung um 
„eine schonungslose Aufklärung der persönlichen 
Verantwortlichkeiten für die Fehlleitung öffentlicher 
Mittel", wie es die Mehrheit des Haushaltsausschus- 
ses am 17. Apnl so hübsch formulierte 

*1 Die Redetexte vverden als Anlage 4 in einem Nachlraq 7u 

diesem Stenographischen Bericht abgedruckt 


Was aber brachten bisher die regierungsamtlichen (C) 
Untersuchungen, nachdem fast 90 Tage seit dem öf- 
fentlichen Eingeständnis des Desasters ins Land ge- 
gangen sind? Staatssekretär Kolb konnte gestern im 
Wirtschaftsausschuß nichts aus behördenintemen 
Untersuchungen, geschweige denn von Staatsanwäl- 
ten und BKA beachten. 

Dabei häufen sich die Ungereimtheiten in den 
amtlichen Darstellungen. Nur ein Bt^ispiel: Heute er- 
fuhr ich im Finanzministerium, ein Abschlußgutach- 
ten der KPMG wird es nicht geben - wegen unüber- 
brückbarer Widersprüchlichkeiten zwischen Aussa- 
gen dieses Institutes und den einstigen Vulkan-Wirt- 
schaftsprüfern C&L-Treuarbeit. Susat und Partner. 
Hamburg, soll nun ein neutrales Gutachten vorlegen 
- ein Vorgang von nicht zu überbietender Brisanz, 
war es doch der sogenannte Zwischenbericht der 
KPMG vom 23. Februar, der letztlich den Konkurs 
des Vulkan-Verbundes mit all seinen Folgen auslö- 
ste. Nun entpuppt sich dieser möglicherweise als un 
seriös. Brachen die Firmen möglicherweise wegen ei- 
nes von interessierter Seite gestreuten Waschzettels 
zusammen? Nicht nur am Rande sei erwähnt, daß der 
KPMG-Bencht unter anderem auf Informationen der 
Herren Dirk Groß-Blotekamp, Gerald Utikal und 
Hans Christoph von Rohr von der BvS basierte. 

Eine schnelle Aufklärung der Vulkan -Affäre lut 
also not; denn es geht dabei keineswegs nur um die 
für den Steuerzahler million ent eure Geschichte, Ver- 
strickungen im poütischen wie im finanziellen Be- 
reich sind herauszufinden. Es geht vor allem um das 
Heute und Morgen vieler Arbeitsplätze, weil viele 
der Akteure von gestern nach wie vor an den Schalt- (D) 
hebeln sitzen und über Gegenwart und Zukunft der 
betroffenen Betriebe entscheiden. 

Auch dabei häufen sich mittlerweile die Unge- 
reimtheiten. Ein Beispiel dafür ist die rechtliche Füh- 
rung und Finanzierung der Ostwerften. Am 4. April 
nötigte der Bund Mecklenburg-Vorpommern zu ei- 
ner Vereinbarung, mit der das Opfer für einen Teil 
des ihm zugefügten Schadens selbst aufkommen soll. 

Am 23. April akzeptierte das Land schließlich zähne- 
knirschend die Vergewaltigung. Einen Monat später 
aber befinden sich die Werften noch immer in einem 
undefinierbaren Schwebezustand. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Kutzmutz, gucken Sie bitte einmal auf die Uhr. 

Rolf Kutzmutz (PDS): Danke. - Meine Damen und 
Herren, ich bitte Sie, unserem Antrag zuzustimmen, 
weil ich glaube, daß es wichtig ist, ganz schnell zu 
Lösungen zu kommen. Das sind wir dem Steuerzah- 
ler schuldig. Wir sind es aber insbesondere den 
10 000 Beschäftigten schuldig, die bisher auf den 
Werften Arbeit gefunden haben. 

Danke schon 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Beucher. SPD. 


283 




Drucksache 13/10900 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 10.7. Sitzung. Bonn. Donnerstag, den 23. Mai 1996 9515 


(A) Friedhelm Julius Beucher (SPD): Guten Morgen, 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Liebe Kollegen! Die PDS hat einen Antrag 
auf Einsetzung eines Untersuchungsausschusses vor- 
gelegt, der die Vorgänge um die Bremer Vulkan Ver- 
bund AG aufklären soll. Die SPD ist ebenfalls der 
Auffassung, daß die Folgen der Privatisierung der 
ostdeutschen Werften rückhaltlos und vollständig 
aufgeklärt werden müssen. Aber auch andere Priva- 
tisierungen wie zum Beispiel der Verkauf ehemaliger 
DDR-Kreditinstitute an westdeutsche Großbanken 
im Zuge der Umstrukturienmg des DDR-Bankensy- 
stems haben möglicherweise zu erheblichen Vermö- 
gensnachteüen für die öffentlichen Kassen geführt 
und müssen daher untersucht werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Vorgänge um die Bremer Vulkan Verbund AG 
sind somit nur ein Beispiel dafür, daß bei der Treu- 
handanstalt und ihrer Nachfolgeeinrichtung, der 
Bundesanstalt für vereinigungs bedingte Sonderauf- 
gaben, Lücken und Mängel im Vertragsmanagement 
und Controlling bestehen, die eine zweckentfrem- 
dete Verwendung von Fördermitteln möglich ge- 
macht haben bzw. immer noch möglich machen. 

Um diese offensichtlichen Lücken und Mängel bei 
der BvS und vor allem auch bei der Durchführung - 
jetzt hören Sie gut zu, Herr Röhl - der Rechts- und 
Fachaufsicht durch den Bundesminister der Finan- 
zen mit den nachteiligen Folgen für die öffentlichen 
Haushalte aufzuklären, ist die SPD-Bundestagsfrak- 
tion dafür, den Auftrag des bereits bestehenden 
2. Untersuchungsausschusses zu erweitern. Denn Sie 
müssen wissen: Alleine durch die zweckentfremdete 
Fördermittelverwendung im Rahmen des Cash-Ma- 
nagements beim Bremer Vulkan sind für den Bund 
und für das Land Mecklenburg- Vorpommern insge- 
samt zusätzliche Haushaltsbelastungen von fast 
1 Milliarde DM entstanden. Dieser Untersuchungs- 
ausschuß bietet sich deshalb geradezu an, da dieser 
Ausschuß ohnehin noch offen gebliebene Fragen des 
Tieuhand-Untersuchungsausschusses aus der letzten 
Wahlperiode aufzuklären hat. 

Allerdings hat die bisherige Ausschußarbeit auch 
gezeigt, daß der derzeitige Untersuchungsauftrag 
nicht ausreicht, die jetzt offenkundig gewordenen 
Sachverhalte über den Verkauf der DDR-Banken 
und der Vorgänge beim Bremer Vulkan zum Gegen- 
stand von Untersuchungen durch diesen Ausschuß 
zu machen - dies vor allem deshalb, weü die SPD vor 
der Einsetzung des Ausschusses dem Drängen der 
Koalitionsfraktionen auf Einschränkung des Auftra- 
ges nachgegeben hat. Derzeit kann der 2. Untersu- 
chungsausschuß trotz Vorliegens eines weitergehen- 
den Aufklärungsbedarfs nicht tätig werden, wenn 
zum Beispiel in gleicher Angelegenheit ein Bericht 
des Bundesrechnungshofs vorliegt. Dies hat sich als 
nachteüig erwiesen, weil ein Untersuchungsaus- 
schuß im Vergleich zum Bundesrechnungshof durch 
sein Beweiserhebungsrecht über ein größeres Instru- 
mentarium verfügt. 

Der Antrag der PDS auf Einsetzung eines Vulkan- 
Untersuchungsausschusses muß von der SPD auch 
aus folgenden Gründen abgelehnt werden: 


Erstens. Dieser Ausschuß würde sich nur mit den (C) 
Vorgängen um die Bremer Vulkan Verbund AG be- 
schäftigen. Beim Auftreten von untersuchungswürdi- 
gen Sachverhalten im Zusammenhang nüt der Priva- 
tisierung von anderen Unternehmen durch die Treu- 
handanstalt und BvS würde sich in jedem Einzelfall 
die Frage nach Einsetzung eines Untersuchungsaus- 
schusses stellen. Dies ist bei einer Erweiterung des 
Auftrags des 2. Untersuchungsausschusses rücht der 
FaU. 

Zweitens, Bei einer Erweiterung des Untersu- 
chungsauftrags können die vorhandenen Kapazitä- 
ten des 2. Untersuchungsausschusses genutzt wer- 
den. Im Vergleich zur Einsetzung eines eigenständi- 
gen Vulkan-Untersuchungsausschusses entstehen 
somit auch nur geringe zusätzliche Kosten, 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wie Sie wissen, 
hat die Bremer Bürgerschaft Anfang dieser Woche 
die Einsetzung eines Vulkan-Untersuchungsaus- 
schusses beschlossen, der insbesondere die Verant- 
wortlichkeiten des Bremer Senats bei dieser Affäre 
untersuchen soll. Insofern ist es in diesem Zusam- 
menhang zweckmäßig, gleichzeitig die Zuständig- 
keiten des Bundes durch den Deutschen Bundestag 
zu beleuchten. 

Die SPD- Bundestagsfraktion hält daher auch aus 
diesem Grund die Erweiterung des Auftrags des 

Untersuchungsausschusses für dringend geboten 
und hofft auf die Unterstützung des Hauses, 

(Beifall bei der SPD) 


Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat 
Kollegin Simone Probst, Bündnis 90/Die Grünen. 


Simone Probst (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Präsident! Liebe KoUegiimen und Kollegen! Die Vor- 
gänge um die Zweckentfremdung der öffentlichen 
Mittel, die eigentlich für die ostdeutschen Werften 
des Vulkan-Verbundes gedacht waren, sind, denke 
ich, nicht aufgeklärt. Zur Sache hat mein Vorredner 
schon einiges gesagt. Ich brauche mich zu dieser 
späten Stunde daher rücht mehr großartig dazu zu 
äußern. Die Verantwortung, die die BvS in diesem 
Bereich trägt, ist sehr erheblich. Über die BvS steht 
daher auch die Bundesregierung in der Verantwor- 
tung. 

Der Kollege der SPD hat eben schon den Bremer 
Untersuchungsausschuß angesprochen. Dieser Un- 
tersuchungsausschuß befaßt sich vornehmlich mit 
den Vorgängen, die der Bremer Senat zu verant- 
worten hat, und rücht mit der Bundesregierung. Die 
Bundesregierung kann sich aber nicht aus der Ver- 
antwortung stehlen. Ihr Vorschlag einer Auswe: 
tung des Untersuchungsauftrages ist rücht ausrei- 
chend. Der Vorgang ist so gravierend, daß er recht- 
fertigt, einen extra Untersuchungsausschuß einzu- 
richten. 

Deshalb unterstützen wir den Antrag der PDS. 
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(A) Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat 
Kollege Koppelin, FD.R 


Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Koppelin, gestatten Sie jetzt eine Zwischenfrage von 
Herrn Kutzmutz? 

Jürgen Koppelin (F.D.P.): Ja, gerne. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Bitte sehr. 

Rolf Kutzmutz (PDS): Herr Kollege Koppelin, Sie 
sprechen den Haushaltsausschuß an. Ich bin im Wirt- 
schaftsausschuß. Herr Staatssekretär Kolb wird Ih- 
nen bestätigen können, daß ich nicht nur eine Frage 
gestellt habe, sondern mehrere, und die Fragen, um 
die Ausschußsitzung nicht zu verlängern, immer 
schriftlich übergeben habe. Ich muß noch einmal sa- 
gen: Durch die zögerliche Arbeit der BvS und durch 
die ganzen Fragen, die aufgetreten sind - - 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frage, Herr Kol- 
lege! 

Rolf Kutzmutz (PDS): Ich möchte Sie fragen, ob Sie 
mit mir nicht übereinstimmen, daß durch die Verzö- 
gerung, die jetzt eintritt und die bei keinem Untersu- 
chungsausschuß auftntt, zum Beispiel auch die 
Volkswerft Stralsund nachträglich gefährdet wird, 
weil keine Entscheidungen getroffen werden und 
deshalb schon ein Verzuo bei der Bautätigkeit von 
über sechs Wochen emgetreten ist 


Jürgen Koppelin (F.D.P.): Herr Kollege, ich sehe 
den Zusammenhang in diesem Falle nicht. Der Un- 
tersuchungsausschuß. djn Sie fordern, wird nach 
meiner Auffassung da nichts weiterbringen. Aber ich 
werde nachher in einem anderen Bereich auf Ihre 
Frage zurückkommen. Ich bitte dafür um Verständ- 
nis. 

Der Bremer Untersuchungsausschuß ist schon an- 
gesprochen worden. Ich finde, daß die Fragen, die 
man in Bremen formuliert hat, sehr gut sind. Dabei 
gibt es drei Fragen, die genau den Bereich betreffen, 
den die PDS angesprochen hat. Wir sind als F.D.P. 
der Auffassung: Warten wir einmal die Ergebnisse 
des Bremer Ausschusses ab! Wenn uns die Ergeb- 
nisse dann nicht zufriedenstellen, müssen wir sicher 
über weitere Schritte reden. Dabei muß man fairer- 
weise sagen, liebe Kolleginnen und Kollegen von 
den Sozialdemokraten; Zur Einsetzung dieses Unter- 
suchungsausschusses haben nicht Sie sich entschie- 
den, sondern zwei andere, kleinere Fraktionen. Sie 
sind dazu gedrängt worden. 

Wir erwarten allerdings, daß die BvS beim Unter- 
suchungsausschuß m Bremen hierzu auch Rede und 
Antwort steht. 

Jetzt sage ich noch einen Satz zum Antrag der 
PDS. Daß Sie als PDS in Ihrem Antrag zum Untersu- 
chungsausschuß zum Beispiel nicht nach der Rolle 
des Herrn Ringstorff in Mecklenburg-Vorpommern 
gefragt haben, dafür habe ich natürlich Verständnis, 
wo Sie doch gern heimlich mit ihm eine Koalition ein- 
gehen würden. Das wollen Sie selbstverständlich 
nicht stören, aber das hätte auch dort hineingehört. 
Ich komme darauf nachher noch zurück. 

(Zurufe von der SPD und der PDS) 

Nun kommen wir zum Antrag der Sozialdemokra- 
ten. Warum stellen Sie denn diesen Antrag? Sie stel- 
len doch den Antrag, weü Sie jetzt feststellen müs- 
sen, daß Sie im 2. Untersuchungsausschuß den gro- 
ßen Fisch, den Sie dort gern fangen woUten, nicht ge- 
fangen haben. Das ist Ihr Problem, und nun versu- 
chen Sie aus Enttäuschung darüber, mit den Themen 
zu BvS und Treuhand das Ganze noch etwas aufzu- 
päppeln. 

Es ist doch interessant, wenn Sie in Ihrem Antrag 
erst in der Begründung etwas zum Vulkan sagen und 
vorher nur von BvS und von der Treuhand reden. 
Warum haben Sie denn nicht in Ihrem Antrag auch 
eindeutig zum Vulkan Stellung genommen? Nein, 
das tun Sie nur in der Begründung, weü Sie scham- 
haft verschweigen, wer damit zu tun hatte: die Her- 
ren - wir kennen sie alle - Hennemann, Teichmüller, 
Ringstorff 

(BeifaU bei der FD.R) 

Ich sage Ihnen in diesem Zusammenhang noch et- 
was: Ich habe ganz großen Respekt vor dem Bremer 
Bürgermeister, wie er sich auch auf dem Parteitag 
der Sozialdemokraten eindeutig von dem distanziert 
hat, was der Herr Hennemann dort abgelassen hat 


Jürgen Koppelin (FD P.): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Wir haben zwei Anträge 
vorliegen, einmal einen Antrag der PDS, Einsetzung 
eines Untersuchungsausschusses, und einen Antrag 
der Sozialdemokraten, Erweiterung des Untersu- 
chungsauftrages des 2. Untersuchungsausschusses, 
Beide Anträge sind nach Auffassung der Fraktion 
der Freien Demokraten überflüssig. 

Wenn PDS und SPD wirklich Interesse an der Auf- 
klärung hätten, hätten sie die Gelegenheit nutzen 
können, im Haushaltsausschuß ihre entsprechenden 
Fragen zu stellen. Im Haushaltsausschuß haben wir 
mehrfach Gelegenheit gehabt, zum Beispiel mit der 
BvS zu diskutieren. Sie hat dort ganz klar Rede und 
Antwort gestanden. Aber wir haben natürlich eine 
schiefe Lage insofern, weil Sie teilweise nach Vor- 
gängen bei der BvS fragen und dabei vergessen, 
überhaupt erst einmal nach den Schuldigen zum Bei- 
spiel beim Bremer Vulkan zu fragen. 

(Beifall bei der FD P.) 

Frau Professor Luft. Sie wissen ganz genau, wie 
wir sehr sachlich mit der BvS im Haushaltsausschuß 
über diese Punkte diskutiert haben. Ich habe nicht 
feststellen können, daß zum Beispiel von der PDS 
dort sehr viele Fragen gekommen sind. 
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Jürgen Koppelin 


(A) Es ist ein Skandal, liebe Kolleginnen und Kollegen 
von den Sozialdemokraten, daß Sie solch einen 
Herrn noch als Delegierten zum Landesparteitag 
wählen. Das ist doch auch ein Skandal, 

(Widerspruch bei der SPD) 

und ich denke, damit müssen Sie sich auch einmal 
beschäftigen. 

Und nun, da Sie das große Geschrei anheben, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, komme ich auf das zu- 
rück, was ich Ihnen versprochen habe. Sie bekom- 
men doch aUe die Bücher, woran der Bund beteiligt 
ist, wo er seine Beteiligungen hat. Schauen Sie ein- 
mcd hinein! Ich nehme jetzt nur einmal den BvS-Ver- 
waltungsrat Ich lese Ihnen Namen vor, bei denen 
Sie sich erkundigen können. Wissen Sie denn, wer 
im Verwaltungsrat der BvS sitzt? Da sitzt Herr Rein- 
hard Höppner, Ministerpräsident in Magdeburg; da 
sitzt Herr Dr. Norbert Meisner, Senator in Berlin; da 
sitzt Herr Harald Ringstorff; da sitzt Herr Dieter 
Schulte, Vorsitzender des Deutschen Gewerkschafts- 
bundes Düsseldorf; da sitzt Herr Manfred Stolpe; da 
sitzt Herr Joachim Töppel, geschäftsführendes Mit- 
ghed des Vorstandes der Industriegewerkschaft Me- 
tall, Fragen Sie doch diese Leute, was sie in dem Ver- 
waltungsrat tun! Da können Sie die Auskünfte be- 
kommen. 

(BeifaU bei der F D P. und der CDU/CSU) 


Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
(B) Koppelin, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kol- 
legen Schily? 

Jürgen Koppelin (FD P.): Gleich, wenn ich zuvor 
noch einen Satz sagen darf! 

Wenn wir noch einmal in die Treuhand zurück- 
schauen, dann frage ich Sie: Wer hat denn dort im 
Verwcdtungsrat gesessen? Herr Roland Issen, Herr 
Hans-Wemer Meyer, Hermann Rappe, Manfred 
Stolpe usw. Fragen Sie doch die Herren; die wissen 
ja Bescheid. Oder sind die ihrer Aufsichtspflicht nicht 
nachgekommen? 

Jetzt haben Sie selbstverständlich das Wort zu ei- 
ner Frage. 

Otto Schily (SPD): Herr Kollege Koppelin, ist Ihnen 
eigenthch bei Ihren langwierigen Ausführungen 
nicht aufgefallen, daß die erste Adresse, was die 
Rechts- und Fachaufsicht über die BvS und ihre Vor- 
gängerin, die Treuhand, angeht, bei dem Bundes- 
finanzminister und bei dem Bundeswirtschaftsmini- 
ster lag? 

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der SPD: 

Das will er doch gar nicht wissen!) 

Jürgen Koppelin (F.D.P.); Zum ersten, Herr Kol- 
lege: Ich habe nicht länger Zeit als die anderen Kol- 


legen auch. Insofern habe ich keine langwierigen (C) 
Ausführungen gemacht, wie Sie das hier dargestellt 
haben; denn ich habe genau die Zeit, die andere 
auch haben. 

(Lachen bei der SPD) 

Zweitens. Das habe ich eben erwähnt. Da haben 
Ihre Kolleginnen und Kollegen ja nicht zuhören wol- 
len, als ich sagte, daß wir dieses Thema laufend im 
Haushaltsausschuß diskutieren, auch mit der BvS. 

Und der Finanzminister und dxc Staatssekretärin, die 
erfreulicherweise an diesem neuen Tag noch hier bei 
der Debatte anwesend ist und nachher etwas dazu 
sagen wird, sind auch immer dabei. Also, das Thema 
ist doch richtig erkarmt, daß wir das im Haushalts- 
ausschuß diskutieren müssen. 


Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Koppelin, gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage 
der Kollegin Barbara Hendncks? 


Jürgen Koppelin (F.D.P.): Mit großem Vergnügen, 
wenn die Fragen solche Quahtät haben wie eben. 


Dr. Barbara Hendricks (SPD): Herr Kollege Koppe- 
lin, Sie haben eben eine große Zahl von Namen von 
Mitghedem des Aufsichtsrates der Treuhand und der 
BvS aufgezählt 

(Zuruf von der F.D.P.: Das war sehr wichtig!) 

und an uns die Aufforderung gerichtet, bei diesen 
nachzufragen, was denn dort losgewesen sei. Darf 
ich Sie fragen, ob Ihnen bewußt ist, daß das Aktien- 
recht verbietet, aus Aufsichtsratssitzungen Mitteilun- 
gen zu machen? 


Jürgen Koppeiin (FD.P.): Aber, Frau Kollegin, das 
sind ja alles Sozialdemokraten. Die sind von politi- 
schen Gremien dort hineingeschickt worden. Ich 
denke, wenn die - und das ist jetzt mein Eindruck - 
versagt haben, dann müßten sie eigentlich von den 
pohtischen Gremien, von denen sie dort hineinge- 
schickt worden sind, zurückgezogen werden. Und 
die Vorschläge sind, soweit ich weiß, überwiegend 
von Sozialdemokraten gemacht worden. 

(BeifaU bei der FD P. und der CDU/CSU - 
Zuruf von der SPD: Was war mit Rexrodt?) 

Ich komme zum Schluß, liebe KoUeginnen und Kol- 
legen. Die Fraktion der Freien Demokraten lehnt die 
beiden Anträge ab. Auf den Zuruf sage ich Ihnen: 
Herr Rexrodt hat mit der Angelegenheit rüchis zu 
tun. Das wissen Sie genausogut wie ich. 

(Lachen bei der SPD) 

Ich bedanke mich für Ihre Geduld. 

(Beifall bei der F.D.P.) 
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(A| Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort zu ei- 
ner Kurzintervention hat die Kollegin Chnsta Luft. 

Dr. Christa Luft (PDS). Herr Kollege Koppeün, als 
Mitglied des Haushaltsausschusses weise ich mit 
Nachdruck zurück, daß die PDS in diesem Gremium 
nicht die Möglichkeit genutzt habe, Fragen zu stel- 
len, wenn dieser Tagesordnungspunkt an der Reihe 
war. Vielleicht v/aren Sie zu diesem Zeitpunkt nicht 
zugegen. Das ist möglich 

(Elke Ferner [SPD]; Das ist öfter so!) 

Ich jedenfalls könnte eine Reihe von Zeugen beibrin- 
gen. Die Protokolle sagen das ja auch aus. 

Im übrigen haben wir in der vorletzten Sitzung des 
Haushaltsausschusses einen Antrag der PDS beraten 
- natürlich hat die Mehrheit ihn abgelehnt der sich 
mit dem weiteren Umgang beim Subventionsmiß- 
brauch befaßt. Was Ihre Person angeht, erinnere ich 
mich sehr genau, daß Sie in diesem Hause - aller- 
dings vor den Landtagswahlen - selbst gefordert ha- 
ben, man möge einen Untersuchungsausschuß ein- 
setzen. Nachdem die Landtagswahlen vorbei sind, 
haben Sie mit diesem Thema offenbar nichts mehr 
am Hut. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 
. F.D.P.) 

Vielleicht geht es Ihnen auch darum, zu verhin- 
dern, daß aufgeklärt wird, welche RoUe in diesem 
Prozeß eine ganze Reihe von Großbanken dieses 
Landes und auch einige Abgeordnete spielen, die in 
diesem Hause sitzen, und zwar auf der Bank mir ge- 
genüber. 

Danke schön. 

(Beifall bei der PDS - Abg. Otto Schily 

[SPD] meldet sich zu einer Kurzinterven- 
tion) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich nehme an, 
das ist auch eine Kurzintervention zu dem Beitrag. 
Ich bitte, sich an der Kürze der Vorredneiin ein Bei- 
spiel zu nehmen. Danach kann der Kollege Koppelin 
einmal antworten. 


Otto Schily (SPD). Sehr schön, Herr Präsident. Ich 
nehme Ihre Aufforderung selbstverständlich gerne 
entgegen. 

Ich möchte nur darauf hinweisen, daß der Kollege 
Koppeün k^ine Silbe zu der Frage verloren hat, ob es 
nicht auch untersuchungswert ist. was mit der Priva- 
tisierung der Banken geschehen ist. 

(BePall bei Abgeordneten der SPD - Wolf- 
gang Ute [SPD]: Dazu weiß er doch nichts!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Koppelin. 


Jürgen Koppelin (F.D.P ); Ich weiß sehr wohl etwas (Ci 
dazu. 

(Widerspruch bei der SPD) 

- Habe ich nun die Gelegenheit zu antworten oder 
nicht? Man sagt zwei Worte, und Sie ereifern sich be- 
reits, 

(Wiederholte Zurufe bei der SPD) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Darf der Kollege 
Koppeün die Gegenrede halten? 

Jürgen Koppelin (FD P.); Ich kann ja die Aufre- 
gung der Sozialdemokraten verstehen. Ich will jetzt 
nicht noch einmal die ganzen Namen aufzählen. 

Herr KoUege Schily, ich könnte Ihnen dazu noch et- 
was sagen. Ich habe mich - solange ich diesem Parla- 
ment angehöre - sehr intensiv damit beschäftigt, wie 
zum Beispiel die Allianz an bestimmte Dinge in den 
neuen Bundesländern gekommen ist. Ich will auch 
das einmal erwähnt haben. Ich habe immer wieder 
nachgebohrt. Das wäre auch noch ein Kapitel für 
sich. Ich bin da sehr wohl in der Materie. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]; Haben 
Sie die Regierung oder nicht?) 

Ich habe nur fünf Minuten Redezeit. Deshalb kann 
ich dazu nicht mehr sagen. 

Ich möchte zur Kollegin Professor Luft etwas sa- 
gen. Es ist richtig, daß ich einen Untersuchungsaus- 
schuß gefordert habe. Ich habe - das werden Sie 
nachlesen können - aber gesagt, ich würde den Lan- 
desparlamenten in Bremen und Mecklenburg-Vor- 
pommern Untersuchungsausschüsse empfehlen. Das 
war jedenfalls der Vorschlag der F.D.P, Deswegen 
habe ich ausdrücküch gesagt, daß wir begrüßen, daß 
in Bremen ein Untersuchungsausschuß eingerichtet 
worden ist. 

(Dr. Christa Luft [PDS]; Das haben Sie doch 
nicht im Parlament zu empfehlen! Wir 
haben hier über die RegierungsbeteiÜgung 
bei der BvS zu befinden!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das war Rede 
und Gegenrede. 

Jetzt wollen wir in der Tagesordnung weiterfahren 
Die veranlaßt mich zu sagen, daß Kollege Andreas 
Schmidt seine Rede mit dem Einverständnis des Hau- 
ses zu Protokoll gibt. * ) 

Damit schließe ich die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der 
Gruppe der PDS zur Einsetzung eines Untersu- 
chungsausschusses auf Drucksache 13/4065. Wer 
stimmt für diesen Antrag? - Gegenprobe! - Enthal- 
tungen? - Der Antrag ist mit den Stimmen der Koaü- 


■ I Der Redetext wird als Anlage 5 in einem .Nachtrag zu diesem 
Stenographischen Bencht abgedruckt 
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Vizepräsident Hans-Ulrich Klose 

(A) tionsfraktionen und der SPD-Fraktion gegen die 
Stimmen von BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN und der 
PDS abgelehnt. 

Der Antrag der Fraktion der SPD zur Erweiterung 
des Untersuchungsauftrages des 2. Untersu- 
chungsausschusses auf Drucksache 13/4698 soll dem 
Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Ge- 
schäftsordnung überwiesen werden. Sind Sie damit 
einverstanden? - Das ist offenbar der Fall. Dann ist 
die Überweisung so beschlossen. 

Wir sind damit am Schluß unserer heutigen Tages- 
ordnimg. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Sie 
haben eine Wortmeldung von Frau Lucyga 
übersehen!) 


- Das tut mir leid Ich bedaure außerordentlich. Ich 
kann nur das aufrufen. was mir die Geschäftsführer 
auf Zetteln angeben. Der Name stand dort nicht. Et- 
was anderes kann der Amtierende Präsident hier 
nicht tun. Ich weiß nicht, wie das entstanden ist 
Aber so ist nun einmal das Leben. Deshalb ist die Sa- 
che jetzt abgeschlossen. 

Wir sind am Schluß der heutigen Tagesord- 
nung. Ich berufe die näc hste Sitzung des Deut- 
schen Bundestages auf Frei jg, den 24. Mai 1996, 
9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 0.30 Uhr) 
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(A) im Strafvollzug muß in der Tat geregelt werden, das 
Besuchsrecht auf der Intensivstation ebenfalls 

Eine Ablehnung der Gleichstellung mit der Ehe 
bedeutet nicht die Ablehnung jeglicher Anerken- 
nung einer gleichgeschlechtlichen Lebensgemein- 
schaft; unter der Voraussetzung freilich, daß dort, wo 
besondere Rechte gefordert werden, auch besondere 
Pflichten übernommen werden müssen. 

Insgesamt läßt sich sagen, die Situation der gleich- 
geschlechtlich Veranlagten in Deutschland bietet 
keine Veranlassung zu Panik und Feldgeschrei, Aber 
es ist auch nicht ein Gebiet, auf dem Jede Reform 
schlechthin überflüssig wäre. Das Thema bleibt auf 
der Tagesordnung. 

Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, Bundesminister der 
Juistz: Die Situation von Homosexuellen ist wieder- 
holt Gegenstand parlamentarischer Anfragen gewe- 
sen. : \e Ihnen vorliegende Große Anfrage themati- 
siert keine grundsätzlich neuen Aspekte. Ich bin mir 
deshalb sicher, Ihr Verständnis dafür zu haben, daß 
auch die Antworten nicht sonderlich überraschen. 

Lassen Sie mich die wesentlichen Punkte kurz zu- 
sammenfassen. Die freiheitliche Gesellschaft ermög- 
licht es Jedermann, sein Leben und die von ihm ge- 
führte Partnerschaft nach eigenen Vorstellungen zu 
gestalten - auch und gerade dann, wenn diese Vor- 
stellungen von denen anderer, insbesondere von de- 
nen der Mehrheit abweichen. 

Dies ist für mich als Liberalen selbstverständlich. 
Die Diskriminierung bestimmter Lebensentwürfe 
durch den Staat, seine Gesetze und Institutionen ist 
in der liberalen Bürgergesellschaft nicht hinnehm- 
bar. 

Diese Gestaltungsfreiheit genießt grundrechtli- 
chen Schutz, Niemand darf auf Grund seiner Lebens- 
gestaltung, seiner Werteeinstellung, seiner sexuellen 
Orientierung, diskriminiert, d. h. schlechter behan- 
delt werden als andere. Die Bundesregierung hat 
dies immer bekräftigt. Sie hat wiederholt darauf hin- 
gewiesen - und tut dies heute gern nochmals daß 
das geltende Recht dieses Landes eine Diskriminie- 
rung Homosexueller nicht zuläßt. Im Gegenteil: Das 
Grundgesetz selbst enthält das Verbot sachwidriger 
Ungleichbehandlung, nämlich den Gleichheitssatz 
des Art. 3. 

Vorschläge, die eine Ergänzung durch ein beson- 
deres, auf die sexuelle Identität zielendes Diskrimi- 
nierungsverbot zum Gegenstand hatten, erhielten im 
Rahmen der Verfassungsreform 1994 nicht die erfor- 
derliche Mehrheit. Sie hätten dem Gleichheitssatz 
auch in der Tat substantiell nichts hinzufügen kön- 
nen, was er nicht schon enthielte. 

Einfachrechtliche Regelungen, die Menschen mit 
homosexueller Orientierung gezielt benachteiligen, 
also im eigentlichen Wortsinne diskriminieren, gibt 
es nicht. Es gibt Regelungen, die Ehe und Familie be- 
günstigen. Und die Rechtsprechung vollzieht das 
gleichermaßen. Beides findet seine Rechtfertigung in 
dem Verfassungsgebot des Art. 6 Abs. 1 GG. 


Die dort begründete Verpflichtung der gesamten (C) 
„staatlichen Ordnung" zum „besonderen Schutz" 
von Ehe und Familie wurde nicht erfüllt, wenn alle 
Lebensformen pauschal gleichgestellt und Ehe und 
Familie damit eben nicht mehr „besonders" ge- 
schützt würden. 

Deshalb sind wir als Gesetzgeber sehr wohl ge- 
fragt, wenn auf Dauer angelegten Lebensgemein- 
schaften Hürden gegenüberstehen, welche die ihnen 
garantierte Gestaltungsfreiheit zwar formal nicht be- 
schränken, für die Betroffenen aber eine schwere Be- 
lastung sind. 

Ein Beispiel hierfür ist das Mietrecht. Nach dem 
Tod des Mieters gewährt das Gesetz Ehepartnern die 
Möglichkeit, in den Mietvertrag einzutreten. Die 
Rechtsprechung hat dies auf Partner heterosexueller 
Lebensgemeinschaften ausgedehnt. Partner homose- 
xueller Lebensgemeinschaften aber ausdrücklich 
nicht in den Schutz einbezogen. Dies beabsichtige 
ich im Rahmen der anstehenden Mietrechtsreform zu 
ändern. 

Auf anderen Feldern und im Alltag werden Homo- 
sexuelle im übrigen zumeist durch individuelles 
Fehlverhalten anderer diskriminiert. Dem ist mit Ge- 
setzen nicht zu begegnen. Hier sind wir nicht als Ge- 
setzgeber, sondern als Politiker gefragt und gefor- 
dert, Verständnis zu wecken und Toleranz zu för- 
dern. 

Insofern hat auch diese Debatte, wenn auch zu un- 
freundlich später Stunde, zumindest den Wert, diese 
Absicht zu bekräftigen. 

(D) 


Anlage 5 

Zu Protokoll gegebene Rede 
zu den Zusatztagesordnungspunkten 14 - 
Antrag: Einsetzung eines Untersuchungs- 
ausschusses - und 15 - 

Antrag: Erweiterung des Untersuchungsauftrages 
des 2. Untersuchungsausschusses 

Andreas Schmidt (Mühlheim) (CDU/CSU): Die 
parlamentarische Untersuchung von Vorgängen, die 
in der Öffentlichkeit von Interesse sind oder die inter- 
essant gemacht worden sind, durch Untersuchungs- 
ausschüsse erfreut sich besonderer Beliebtheit vor al- 
lem bei der Opposition. Öffentliches Interesse an be- 
stimmten Vorgängen legitimiert für sich allein nicht 
die Einsetzung des schärfsten parlamentarischen 
Kontrollinstrumentes, nämlich eines Untersuchungs- 
ausschusses. Das Umfeld außerhalb und innerhalb 
des Parlamentes sollte beachtet werden. Dazu gehört 
zum Beispiel, inwieweit die ständig vorhandenen 
Kontrollmechanismen des Parlamentes geeignet sind 
und genutzt werden, um bestimmten Vorgängen 
nachzugehen, diese aufzuklären und gegebenenfalls 
Konsequenzen zu ziehen. 

Die PDS beantragt eine parlamentarische Untersu- 
chung zum Thema Bremer Vulkan. Dem hat sich die 
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(A) SPD politisch mit einem in der Form und möglicher- 
weise im Inhalt abweichenden Antrag zehn Wochen 
später angeschlossen. Beide Anträge unterliegen 
nicht dem Minderheitenrecht des Art. 44 Abs. 1 
Grundgesetz, so daß der Bundestag insofern frei ist 
zu entscheiden, wie es ihm zweckmäßig erscheint. 

Das Thema Bremer Vulkan ist unter mehreren Ge- 
sichtspunkten von Interesse: Staatliche Einfluß- 
nahme und staatliche Subventionen verbunden mit 
dem Verdacht roten Tilzes sind zum einen grundsätz- 
liche Probleme, zum anderen spezielle in Bremen; 
dort wurde aazu am Montag dieser Woche ein Unter- 
suchungsausschuß eingesetzt. 

Was die Frage von Geldern der Treuhandanstalt 
bzw. der BvS für die Ostwerften im Bremer Vulkan- 
Verbund anbelangt, so gibt es hier selbstverständlich 
auch ein Interesse des Bundestages zu wissen, was 
konkret geschehen ist. Es ist allerdings nicht so, als 
ob der Bundestag bisher schlafend den Ereignissen 
zugesehen hätte. Der für solche Angelegenheiten zu- 
ständige Ausschuß des Bundestages, nämlich der 
Haushaltsausschuß, hat sich mit entsprechenden 
Themen bereits beschäftigt. Unter dem 11. März und 
dem 10, April 1996 hat er auf seine Anforderung hin 
Berichte des Bundesfinanzministeriums erhalten. 
Zwei weitere Berichte hat der Haushaltsausschuß an- 
gefordert, und er wird sie - so wie es heute aussieht - 
noch vor der Sommerpause erhalten. Schließlich er- 
wartet der Haushaltsausschuß bzw. der Rechnungs- 
prüfungsausschuß einen Bericht des Bundesrech- 
nungshofes - ebenfalls noch vor der Sommerpause. 
Aus diesem Grund ist nicht ersichtlich, weshalb der- 
(ß) zeit die Notwendigkeit der Einsetzung eines parla- 
mentarischen Untersuchungsausschusses zu diesen 
Vorgängen bestehen sollte. Wir lehnen deshalb den 
Antrag der PDS ab. 

Was den SPD-Antrag anbelangt, so läßt er im un- 
klaren, ob es um Fragen im Zusammenhang mit dem 
Bremer Vulkan gehen soll. Wir sind deshalb bereit, 
ihn nach Überweisung an den Geschäftsordnungs- 
ausschuß zu prüfen. Wir halten es für selbstverständ- 
lich, daß dieser seine Beschlußempfehlung nicht 


ohne die Einholung eines Votums des von der Erwei- (C) 
terung seines Auftrages bedrohten 2. Untersu- 
chungsausschusses vorlegt. 

Die SPD wird im Geschäftsordnungsausschuß Ge- 
legenheit haben, darzulegen, ob, wann und inwie- 
weit das Thema Bremer Vulkan nach ihren Vorstel- 
lungen mit der Erweiterung des Untersuchungsauf- 
trags aufgegriffen werden soll, obwohl es derzeit 
auch staatsanwaltschaftliche Eri.uttlnngen geben 
soll. Im übrigen erinnere ich an folgendes: Der Vor- 
sitznde des 2. Untersuchungsausschusses, der Kol- 
lege Volker Neumann, SPD, hat am 29. Februar 1996 
im 2. Untersuchungsausschuß zu Protokoll gegeben, 
der derzeitige Untersuchungsauftrag des 2. Unter- 
suchungsausschusses beinhalte auch das Thema 
Bremer Vulkan, allerdings könne man sich damit 
nicht befassen, denn es sei kein abgeschlossener 
Vorgang, 

Insbesonder wird aber die SPD darlegen können, 
welche sonstigen konkreten Vorkommnisse mit Hilfe 
des Erweiterungsantrags Gegenstand der Untersu- 
chung des 2, Untersuchungsausschusses werden sol- 
len und inwiefern der 2. Untersuchungsausschuß 
freie Kapazitäten für weitere Aufträge hat. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang daran erin- 
nern, daß Voraussetzung für die Einsetzung des 
2. Untersuchungsausschusses, der ja auch nicht auf 
einem Minderheitenrecht der SPD beruht, das Er- 
gebnis der interfraktionellen Gespräche war: Dort 
hatten wir uns darauf verständigt, Doppelarbeit in- 
nerhalb des Parlamentes zu vermeiden. Deshcdb 
wurde in den Text unter III. des Untersuchungsauf- (D) 
trags ausdrücklich oie Formulierung aufgenommen, 
daß nicht zum Gegenstand des Untersuchungsauf- 
trags gehört, wozu der Bundesrechnungshof Feststel- 
lungen getroffen hat. Sollte die SPD-Fraktion daran 
etwas geändert haben wollen, also die Grundlage für 
die ErmÖgüchung der Einsetzung des 2. Untersu- 
chungsausschusses nachträglich beseitigen wollen, 
so müßte die SPD schon sehr detailliert und gut be- 
gründet darlegen, was sich sei jener Zeit geändert 
hat. 
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Antrag 

der Fraktion der SPD 


Erweiterung des Untersuchungsauftrages des 2. Untersuchungsausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen; 

Der am 28. September 1995 vom Deutschen Bundestag beschlos- 
sene Untersuchungsauftrag des 2. Untersuchungsausschusses 
(Drucksachen 13/1833 und 13/2483) soll durch die folgende Neu- 
fassung der Nummer III erweitert werden; 

III. 

Der Ausschuß soll auch klären, ob - über die Feststellungen in den 
Berichten des Bundesrechnungshofes hinaus - 

1. bei der Vergabe von Liquidationsdarlehen durch die Treu- 
handanstalt/Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonder- 
aufgaben und bei der Bemessung von Liquidatorenhonoraren 
die Grundsätze der sparsamen und wirtschaftlichen Haus- 
haltsführung hinreichend beachtet worden sind. 

2. bei der Privatisierung von Unternehmen durch die Treuhand- 
anstalt/Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderauf- 
gaben - unbeschadet der staatsanwaltlichen Ermittlungen we- 
gen Untreue - die Vorgabe des Bundesministers der Finanzen 
zur Berücksichtigung volkswirtschaftlicher Kritenen und die 
Grundsätze der sparsamen und wirtschaftlichen Haushalts- 
führung ausreichend beachtet worden sind 

3. und auf welche Weise die Bundesregierung und die Treuhand- 
anstalt/Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderauf- 
gaben dafür gesorgt haben, daß die Einhaltung von Investi- 
tionszusanen und die zweckbestimmte Ver^vendung von 
Investitionsbeihilfen und Fördermitteln vertraglich abgesichert 
sind 

4. und durch welche Maßnahmen die Bundesregierung und die 
Treuhandanstalt/Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Son- 
deraufgaben gewährleistet haben, daß die Einhaltung ver- 
traglicher Bestimmungen durch die Erwerber von Unter- 
nehmen der ehemaligen DDR hinsichtlich der zweckbestimm- 
ten Verwendung von Investitionsbeihilfen und Fördermitteln 
überprüft werden kann, 
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5 und \n \\olchc*ni ündciny von der Treuhdnddnstcilt/Bundes- 
dnstdlt tur veremiquncjsl)edin(jlo Sonderdutguben boi der Pn- 
vdtisu'run{i von Unternehmen der ehemdligen DDR /ur V’crtu- 
(juruj qestellle ln\'estitionst)eihilten und Fördermittel dürr h die 
Erwerber der Unternehmen zweckenttremdet verwendet wur- 
den und inwieweit dadurch ein Schaden für die Bundes- 
repul)lik Deutschland entstanden ist 

b. und inwieweit und zu welchem Zeitpunkt die Bundesregierung 
und die Treuhandanstalt/Bundesanstdlt für vereinigungsbe- 
dingte Sonderdufgaben von ungerechtfertigten Inanspruch- 
nahmen von Subventionsmitteln und der zweckenlfremdeten 
Verwendung von Investilionsbeihillen und Fördermitteln durch 
die Erwerber von Unternehmen der ehemaligen DDR Kenntnis 
erhalten haben und welche Maßnahmen dagegen getroffen 
wurden. 

Bonn, den A. Juli 1996 

Rudolf Scharping und Fraktion 


Begründung 

Die öffentliche Diskussion der letzten Monate, die kritische Beur- 
teilung der Tätigkeit der Treuhandanstalt-Nachfolgeorganisatio- 
nen, die ersten Ergebnisse und Erfahrungen aus der Arbeit des 
2. Untersuchungsausschusses sowie Berichte des Bundes- 
rechnungshotes legen die V'ermutung nahe, daß bei der Priva- 
tisierung ehemaliger DDR-Unternehmen über die Feststellungen 
des 2. Untersuchungsausschusses der 12. Wahlperiode „Treu- 
handanstalt“ hinaus Grundsätze der sparsamen und wirtschaft- 
lichen Haushaltsführung mißachtet worden sind. Dadurch sind 
möglicherweise erhebliche Vermögensnachteile für die öffentli- 
chen Haushalte entstanden. 

Am Beispiel der Bremer-Vulkan-Verbund-AG wurde zudem of- 
fenkundig. daß bei der Treuhandanstalt (THA) und ihrer Nachfol- 
geeinrichtung Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonder- 
aufgal)en iBvSj Lücken und Mängel im Xertragsmanagement und 
Controlling bestehen, die eine zweckentfrenidete Ver^vendung 
von Investitionsbeihilfen und Fördermitteln durch die Erwerber 
von Unternehmen der ehemaligen DDR möglich gemacht haben 
bzw. noch machen. 

Für eine rückhaltlose Untersuchung von Privatisierungen durch 
die TH.A/BvS. von Lucken und Mängeln im Vertragsmanagement 
der THA/BvS und bei der Durchführung der Rechts- und Fach- 
aufsichl durch den Bundesmimster der Finanzen mit möglichen 
nachteiligen Folgen für die öffentlichen Haushalte reicht der bis- 
herige Untersuchungsauftrag nicht aus Die beantragte Erweite- 
rung Oes Untersiichungsauftrages ist daher dringend geboten. 
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Präsidentin Dr. Rita Süssmuth 

(A) Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie- 
ßungsantrag der Gruppe der PDS auf Drucksache 
13/5131. Wer stimmt für diesen EntschÜeßungsan- 
trag? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Damit ist der 
Entschüeßungsantrag mit den Stimmen der CDU/ 
CSU und F.D.P. bei Enthaltung der SPD und des 
Bündnisses 90/Die Grünen abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie- 
ßungsantrag der Gruppe der PDS auf Drucksache 
13/5138. Wer stii.unt für diesen Entschließungsan- 
trag? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Damit ist die- 
ser Entschließungsantrag mit dem gleichen Stim- 
menverhältnis abgelehnt. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 1 auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Erweiterung des Untersuchungsauftrages des 

2. Untersuchungsausschusses 

- Drucksache 13/5233 - 

Überweisungsvorschlag : 

Ausschuß für Wahlprüfung. Immunität und Geschäftsord- 
nung 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. - 
Dazu sehe und höre ich keinen Widerspruch. Dann 
verfahren wir so. 

Es beginnt der Abgeordnete Julius Beuchen 

Friedhelm Julius Beucher (SPD): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin! Werte Kollegiimen und Kollegen! 

(Unruhe) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Beucher, darf 
ich einen Augenblick um Unterbrechung bitten, bis 
wieder Ruhe im Saal eingekehrt ist. - Darf ich die 
Kolleginnen und Kollegen bitten, Platz zu nehmen, 
damit wir fortfahren körmen. - 

Herr Beucher. 

Friedhelm Julius Beucher (SPD): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin! Liebe verbhebene Kolleginnen und 
Kollegen! Wer Milliardenlöcher in öff entheben Haus- 
halten zu verantworten hat und wer sich Monat für 
Monat neue Ungerechtigkeiten einfallen läßt, wie 
man den Bürgerinnen und Bürgern dieses Landes ihr 
Geld aus den Taschen holen kann, müßte eigenüich 
nach jedem Strohhalm greifen, der auch nur ansatz- 
weise die Hoffnung keimen läßt, Geld hereinzuho- 
len, das diesem Staat zusteht. Das sollte man zumin- 
dest unvoreingenommen meinen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Um so erstaunlicher ist es jedoch, wie die Koali- 
tionsparteien mit diesem Thema umgehen, ja offen- 
sichtlich nur ganz wenig Interesse daran zeigen. Es 
geht darum, wie Milharden unter der Rechts- und 
Fachaufsicht des Hauses Waigel verplempert und öf- 
fenthehe Fördermittel zweckentfremdet wurden, es 


geht darum, daß das Parlament diese Fähe aufzuklä- (C) 
ren hat, und es geht schließhch darum, wie man ge- 
gebenenfalls an dieses Geld herankommen und es 
dem eigentlichen Zweck zuführen kann. 

Deshalb haben wir schon vor Wochen dem Bun- 
destag einen Antrag vorgelegt, den Auftrag des 
2. Untersuchungsausschusses, in dem es um dieses 
DDR- Vermögen geht, so zu erweitern, daß nicht nur 
die Vorgänge um die Bremer Vulkan Verbund AG 
untersucht werden können, sondern zum Beispiel 
auch die genauen Hintergründe des Verkaufs der 
ehemahgen DDR-Banken, an denen der Bundesrech- 
nungshof bereits massiv Kritik geübt hat. 

Unser Antrag vom 22. Mai 1996 wanderte in den 
Geschäftsordnungsausschuß. Dort hegt er noch im- 
mer, weil die CDU offenbar nicht bereit ist, sich der 
bundespohtischen Verantwortung für Milliarden- 
schäden im Bereich der TVeuhandanstalt und ihrer 
Nachfolgeeinrichtungen zu stellen. Wir stehen des- 
halb heute erneut den Antrag auf Erweiterung des 
Untersuchungsauftrages mit einer einschränkenden 
Forr. uherung, mit der wir aber an der äußersten 
Grenze unserer Kompromißbereitschaft angelangt 
sind. Folghch erwarten wir auch von der Koahtion, 
daß sie sich endheh bewegt. 

Das Thema drängt; es steht im Mittelpunkt des öf- 
fenthehen Interesses. Die Treuhand-Nachfolgerin 
Bundesanstalt für vereinigungs bedingte Sonderauf- 
gaben gerät in Sachen Bremer Vulkan zunehmend 
in die Schlagzeilen. Die Lücken und Mängel des Ver- 
tragsmanagements und des Controllings bei der BvS 
werden immer deutheher. Klar wird auch, dciß der 
Bundesfinanzminister seine Rechts- und Fächauf- 
sicht vernachlässigt und nach dem Motto verfährt: 
Augen zu und durch. Doch die Verantwortlichkeit 
dieses Finanznünisters darf kein Grund sein - auch 
nicht für die Koalition -, Aufklärung zu verhindern. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten der PDS) 

Gerade angesichts der beschlossenen Sparmaß- 
nahmen zu Lasten der privaten Haushalte darf nicht 
ununtersucht bleiben, wie Milliarden aus den öffent- 
lichen Kassen verschwunden oder in falsche Kanäle 
geflossen sind, die Vermögenswerte des Bundes un- 
ter Wert verkauft wurden und wer dabei welche Ver- 
antwortung zu übernehmen hat. 

In der Bremer Bürgerschaft werden in Sachen Vul- 
kan insbesondere die Bremer Verantwortlichkeiten 
untersucht. Wir dagegen müssen uns endheh um die 
Verantwortlichkeiten des Bundes kümmern. Dcis gilt 
eben auch für den Verkauf der ehemahgen DDR- 
Banken. 

Liebe KoUeginnen und KoUegen, weitere Verzöge- 
rungen in der parlamentarischen Behandlung sind 
nicht hinnehmbar. Wer sich hier weiterhin quersteUt 
und - mit welchen Begründungen auch immer - die 
Untersuchungen verhindern wül, macht sich ver- 
dächtig. Leisten auch Sie Ihren Beitrag und helfen 
Sie mit, den Untersuchungsauftrag zu erweitern! 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten der PDS) 
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(A| Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort hat jetzt 
der Kollege Andreas Schmidt. 

Andreas Schmidt (Mülheim) (CDU/CSU): Frau 
Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Her- 
ren! Herr Kollege Beucher, mit Ihrem heutigen An- 
trag unternehmen die Sozialdemokraten offensicht- 
lich erneut den untauglichen Versuch, davon abzu- 
lenken, daß sie in den wirklich wichtigen Feldern der 
pohtischen Auseinandersetzung, der Axbeits markt-, 
der Wirtschafts- und der SozialpoÜtik, völlig ohne 
Konzept, völlig ohne Alternativen zur Regierungs- 
politik sind und daß sie in diesen Feldern in der Tat 
desorientiert sind. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Es kommt doch 
Geld in die Kassen! - Weitere Zurufe von 
der SPD) 

Der vorgelegte Antrag auf Erweiterung des Unter- 
suchurgsauftrages des 2, Untersuchungsausschusses 
ist wortgleich und inhaltlich völlig identisch mit dem 
bereits vor sechs Wochen von der SPD -Fraktion vor- 
gelegten Antrag. 

‘ (Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Wir hoffen auf 
Ihre Einsicht!) 

Der zweite Aufguß Ihres Antrages unterscheidet sich 
in der Tat von dem vorhergehenden Antrag nur da- 
durch, daß der neue Antrag in seiner Einleitung auf 
die Berichte des Bundesrechnungshofes Bezug 
nimmt. Der neue Antrag löst keines der Probleme, 
die wir bereits im Geschäftsordnungsausschuß disku- 
tiert und angesprochen haben - im Gegenteil. 

(B) 

Ein neues Problem kommt hinzu: Die SPD hat bis- 
her nicht erklärt, ob der jetzige Erweiterungsantrag 
den vorhergehenden Antrag ersetzen soll oder ob 
beide Anträge parallel behandelt werden sollen. Wir 
als Unionsfraktion werden der Überweisung des An- 
trages an den Geschäftsordnungsausschuß zustim- 
men, Die Sozialdemokraten müssen sich aber ent- 
scheiden, welcher Antrag Grundlage für die weite- 
ren Beratungen im Geschäftsordnungsausschuß sein 
soll. 

Zur Sache selbst will ich folgendes ausführen. Der 
2, Untersuchungsausschuß hat bereits einen umfang- 
reichen Auftrag vom Plenum des Deutschen Bundes- 
tages erhalten. Der Ausschuß hat seine Zeugenver- 
nehmungen bis Ende dieses Jahres terminiert. Für 
das nächste Jahr steht die Behandlung mehrerer um- 
fangreicher Komplexe an, wobei derzeit nicht er- 
sichtlich ist, wie hoch der jeweilige Zeitbedarf sein 
wird. 

Allerdings läßt sich bereits jetzt sagen, daß der 
2. Untersuchungsausschuß bei seinem jetzigen Un- 
tersuchungsauftrag Mühe haben wird, alles Wesent- 
hche bis zum Ende des Jahres 1997 abzuarbeiten. Ab 
Beginn 1998 wird der Untersuchungsausschuß mit 
der Erstellung des Schlußberichts beschäftigt sein, 
um noch in dieser Legislaturperiode eine entspre- 
chende Plenardiskussion zu ermögUchen. 

Die SPD hat bisher auch nicht verraten, welche 
Teile des bisherigen Untersuchungsauftrags des 
2. Untersuchungsausschusses zugunsten ihres ge- 


wünschten Erweiterungsauftrages nicht bearbeitet (C) 
werden sollen. Sie hat bisher auch nicht erklärt, wie 
sie sich den weiteren Zeitablauf im 2. Untersu- 
chungsausschuß insgesamt vorstellt. 

Dies sind offene Fragen, die im Geschäftsord- 
nungsausschuß besprochen, diskutiert und entschie- 
den werden müssen. Bei dieser Gelegenheit, Herr 
Kollege Beucher, will ich aus gegebenem Anlaß 
daran erinnern, daß der 2, Untersuchungsausschuß 
kein Untersuchungsausschuß kraft Minderheiten- 
rechts ist und daß es keinerlei Dispositionsbefugiüs 
der SPD-Fraktion bezüglich einer Erweiterung seines 
Auftrages gibt. Sowohl im Geschäftsordnungsaus- 
schuß als auch im Plenum kann frei und auch nach 
den Gesichtspunkten der Zweckmäßigkeit entschie- 
den werden. Selbstverständhch - dies will ich hier 
ebenfalls betonen - haben wir im Geschäftsord- 
nungsausschuß unsere Bereitschaft signalisiert, zu 
überlegen - um Ihnen, meine Damen und Herren, 
entgegenzukommen inwieweit der Auftrag des 
2. Untersuchungsausschusses ein wenig erweitert 
werden kaim. Aber - auch dies wUl ich unterstrei- 
chen - jede Erweiterung geht zu Lasten des eigentli- 
chen Auftrages, nämlich d^n Untersuchungen zur 
Frage nach dem Verbleib von DDR-Vermögen, nach 
der Zusammenarbeit des Bereichs Kommerzielle Ko- 
ordinierung mit dem MfS, insbesondere aber nach 
der Vermögensverschiebung durch die SED/PDS. 

(Lachen bei Abgeordneten der PDS) 

Ist es eigentlich ein Zufall, werm wenige Tage nach 
Bekarmtwerden eines Treffens zwischen dem SPD- 
Chef Lafontaine und dem PDS-Politiker Modrow 
die SPD -Bundestagsfraktion erneut einen Antrag auf 
den Tisch legt, der die eben genannten Themen des 
2. Untersuchungsausschusses praktisch verdrängen 
würde? Zwar haben die sozialdemokratische Frak- 
tion und Partei bisher verschwiegen, was Herr Lafon- 
taine und Herr Modrow besprochen imd vielleicht 
vereinbart haben; 

(Detlev von Larcher [SPD): Das wird ja hier 
immer toller! - Anke Fuchs [Köln] [SPD): 

Das darf doch nicht wahr sein!) 

in jedem Fall darf die PDS den heute hier vorüegen- 
den SPD-Antrag als Dessert zu diesem Gespräch 
oder aber als Vorspeise zu weiteren Gesprächen ver- 
stehen. 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS]: Quatsch! 

Sie haben den falschen Krimi gelesen!) 

Auch diesmal beruft sich die SPD auf eine angebli- 
che Notwendigkeit, die Arbeit der Treuhandanstalt 
bzw. der BvS zu untersuchen, die im großen und gan- 
zen - auch dies will ich hier einmal ausdrücklich sa- 
gen - hervorragende Arbeit geleistet haben. Selost- 
verständlich bedarf auch die Arbeit dieser Institutio- 
nen der parlamentarischen Begleitung, gegebenen- 
falls der parlamentarischen Untersuchung, Dies ist 
immer geschehen, und dies wird auch weiterhin so 
sein. Ich will an dieser Stelle daran erinnern, daß der- 
zeit die Einsetzung eines Unterausschusses des Wirt- 
schaftsausschusses zur Begleitung der Arbeit der 
BvS diskutiert wird, und gleich nach der Sommer- 
pause wird darüber entschieden. 
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Andreas Schmidt (Mülheim) 

(A) Was das Thema Bremer Vulkan anbelangt, so sind 
selbstverständlich auch wir an vielen Gesichtspunk- 
ten dieses Bereichs interessiert. Ich nenne die staatli- 
che Einflußnahme, staatliche Subventionen, Ver- 
dacht roten Filzes bis hin zum Verdacht kriminellen 
Handelns. Von großem Interesse ist auch die Antwort 
auf die Frage: Wer oder was hat die Manager der so- 
genannten Ostwerften bewogen, die von der Treu- 
handanstalt zur Verfügung gestellten Millionenbe- 
träge nicht zur Invesfltion bei sich zu nutzen, son- 
dern nach Bremen an den Sozialdemokraten Henne - 
mann zu überweisen? 

Wir sollten aber heute bei dieser Debatte nicht den 
falschen Eindruck erwecken, als ob all diese Fragen 
nicht erörtert und untersucht würden; ganz im Ge- 
genteil. ln Bremen gibt es einen entsprechenden Un- 
tersuchungsausschuß. Die Staatsanwaltschaft arbei- 
tet an diesem Thema. Die BvS klärt mit ihren Mög- 
lichkeiten auf. Auch die zuständigen Gremien des 
Deutschen Bundestages - ich nenne den Haushalts - 
ausschuß und den Rechnungsprüfungsausschuß - 
beschäftigen sich seit Monaten mit diesem Thema. 
Diese Gremien des Deutschen Bundestages haben 
sich umfänglich vom Bundesrechnungshof Bericht 
erstatten lassen und Auskünfte von BvS und Bundes- 
finanzministerium eingeholt. Ob es darüber hinaus 
der Aufklänmg durch den 2. Untersuchungsausschuß 
zu diesem Thema bedarf, ist meines Erachtens der- 
zeit nicht klar erkennbar. 

Abschheßend will ich feststellen: Wir von der Uni- 
onsfraktion sind weiterhin bereit, im Geschäftsord- 
nungsausschuß über das Aiüiegen der SPD-Fraktion 

(B) zu sprechen. 

(Wilhelm Schmidt (SalzgitterJ [SPD]: Ein 
wortreiches Scheingefecht!) 

- Nein, Herr Kollege Schmidt, wir sind bereit, kon- 
struktiv daran zu arbeiten. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Das glauben wir 
nicht!) 

Nur, uns kommt es darauf an, daß wir zu einem sinn- 
vollen Ergebnis gelangen, 

(BeifcLll bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

damit der Sache gedient werden kann und damit 
nicht weitere Gremien geschaffen werden, die letzt- 
lich andere Arbeiten belündem. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort hat die 
Kollegin Hermenau. 

Antje Hermenau (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir 
können uns hier kurz fassen. Wir haben immer schon 
eine sehr zügige, sehr umfassende und auch sehr de- 
taügetreue Aufarbeitung der Vorgänge um die Bre- 
mer Vulkan Verbund AG unterstützt. Dem wird 
Rechnung getragen, indem sich der Haushaltsaus- 
schuß und der Rechnungsprüfungsausschuß sehr de- 


tailliert mit den finanztechnischen Verschiebungen (C) 
befassen werden. Wir haben uns von der Argiunenta- 
tion der Sozialdemokraten überzeugen lassen, daß es 
ihnen daran gelegen ist, eventuelle Auskunftskom- 
petenzen des Haushaltsausschusses um die Aus- 
kunftskompetenzen zu erweitern, die einem Untersu- 
chungsausschuß zustehen. Ich halte das für eüi pro- 
duktives Vorgehen. Wir stimmen dem also zu. 

Es ist sicherlich sehr wichtig, wie wi’- uns in diesem 
Haus in der anstehenden Debatte darüber verhalten 
werden, wer in Zukunft welche Gelder wofür aus- 
gibt. Wir werden natürlich auch wieder die Frage 
stellen, welche Mittel in welcher Differenzierung und 
Spezialisierung für den Aufbau Ost mittelfristig, das 
heißt bis über das Jahr 2000 hinaus, zur Verfügimg 
stehen müssen. Deswegen sind wir verpflichtet, in 
der Affäre der Bremer Vulkan AG so gründlich und 
genau wie mögüch vorzugehen, um in dieser politi- 
schen Diskussion die Führungsrolle zu übernehmen 
und nicht von der Presse gehetzt zu werden. 

(Bei'^all bei Abgeordneten des BÜNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD) 

Außerdem denke ich, daß die sowohl im Haushalts- 
ais auch im Untersuchungsausschuß zu erzielenden 
Ergebnisse dazu beitragen werden, die 1993 und 
1994 mit ähnlichen Prinzipien auch im Cash-Mana- 
gement von der Treuhandanstalt geschlossenen Ver- 
träge nachzubessem. Meines Wissens ist das in gro- 
ßem Umfange rechtlich möglich. Damit vermeiden 
wir, daß weitere Fälle von Ilhquidität wie bei der Bre- 
mer Vulkan AG auftreten. Auch steht es dieser Ge- 
Seilschaft gut zu Gesicht herauszufinden, inwieweit 
Vertretern einiger Banken eine gewisse kriminelle 
Energie zu unterstellen ist. Ich glaube, daß wir das 
Verhältnis von Banken und Gesellschaft wieder auf 
ordentliche Beine stellen müssen. Insofern unterstüt- 
zen wir Ihr Aiüiegen, werden ihm zustimmen imd 
hoffen darauf, dciß es uns allen miteinander gelingen 
wird, diese Sache wirklich aufzuklären. 

Eines ist ja klar: Die Gemengelage ist für die bei- 
den großen Fraktionen nicht sehr einfach. Die einen 
müssen damit klarkommen, daß in Bremen seit lan- 
ger Zeit Sozialdemokraten herrschen und deswegen 
auch mit diesem Thema befaßt sein müssen. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Die Grünen 
waren in Bremen auch dabei!) 

- Damals nicht. Wir werden sehen, welche Ergeb- 
nisse der Untersuchungsausschuß in Bremen bringen 
wird. Die CDU/CSU und die F.D.P. werden natürlich 
ein Interesse daran haben, Schaden vom Finanzmi- 
nister und von der Treuhandanstalt, den damals Ver- 
antwortlichen, femzuhalten. 

Es wird sehr spannend sein, inwieweit Sie alle in 
der Lage sind, diesen Untersuchungen wirklich 
ernsthaft und ehrlich gegenüberzutreten. Ich denke, 
daß der Schritt der SPD, die Untersuchungskompe- 
tenzen noch zu erweitern, um nichts entwischen zu 
lassen, zumindest dazu beiträgt, ihren Versuch 
glaubwürdig erscheinen zu lassen. 
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Antje Hermenau 
(A) Ich bedanke mich, 

(BeifaU beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Dr. Barbara Höll [PDS]) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort hat nun 
der Kollege Jürgen Koppelin. 

Jürgen Koppelin (F.D.P): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen! Liebe Kollegen! Es liegt jetzt zum zwei- 
tenmal ein Antrag der Sozialdemokraten vor, den 
Auftrag des 2. Untersuchungsausschusses zu erwei- 
tern, Wie bereits bei der Diskussion am 23. Mai hat 
man den Eindruck, daß Sie mit Ihrem Antrag versu- 
chen, den Untersuchungsausschuß inhaltlich etwas 
mehr aufzupeppen. 

Man merkt in den Formulierimgen des Antrags 
freilich Ihre Absicht. Wenn es Ihnen wirklich darum 
gegangen wäre, Aufklärung zu betreiben, hätten Sie 
andere Formulierimgen benutzt. Denn durch die For- 
mulierungen Ihres Antrages wird - das ist kurzgefaßt 
der Inhalt - der Bestohlene zum Täter gemacht. Das 
kann ja wohl nicht der Sinn der Veranstaltung „ Un- 
tersuchungsausschuß" sein. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU - Anke Fuchs [Köln] 
[SPD]: Sie machen doch die Tater zum 
Opfer!) 

- Einen kleinen Moment. Ich sage allerdings in Rich- 
tung Sozialdemokraten: Wenn Sie großes Interesse 
dairan haben, Ihre Genossen Hennemann, Teichmül- 
ler, Ringstorff und vielleicht sogar den Genossen 
Steinkühler - der kann ja auch mit Geld umgehen - 
vor einem Untersuchungsausschuß wiederzusehen, 
werden wir uns nicht sträuben. Wir sind dazu bereit. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Selbstverständlich dürfen Sie mit diesen sozialdemo- 
kratischen Genossen vor einem Untersuchungsaus- 
schuß Wiedersehen feiern. 

Ansonsten, hebe Kolleginnen und Kollegen der So- 
zialdemokraten, findet sich nichts Konkretes in Ihrem 
Antrag. Sie gehen doch nach folgendem Motto vor: 
Suchen wir mal, vielleicht finden wir etwas. - Das ist 
das Motto. Das, meine ich, kann es wohl nicht sein. 
Sie müssen schon konkret sagen, wonach Sie suchen 
und welchen Auftrag der 2. Untersuchungsausschuß 
darüber hinaus erhalten soll. 

Ich kann Sie nicht aus Ihrer Verantwortung entlas- 
sen. Wenn man einmal schaut - das habe ich am 
23. Mai auch gesagt -, wer in den Aufsichtsgremien 
und im Verwaltungsrat der BvS sitzt - Frau Kollegin 
Fuchs, vielleicht hören Sie mal zu, Sie kennen sicher- 
lich all die Namen, die ich Ihnen jetzt nenne -: 
Im Verwaltungsrat der BvS sitzen Herr Reinhard 
Höppner, Ministerpräsident in Magdeburg, Herr 
Dr. Norbert Meisner, Senator in Berlin, Herr Harald 
Ringstorff, Herr Dieter Schulte, Vorsitzender des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes, Herr Manfred 
Stolpe, Herr Joachim Töppel usw. 

(Anke Fuchs [Köln] (SPD): Na und?) 


Kennen Sie diese Leute alle? Fragen Sie doch einmal (C) 
Ihre Leute, was sie in den entsprechenden Gremien 
machen! Sie sind doch teilweise auf Grund des Par- 
teibuchs dahingeschickt worden und nicht, weil es 
die großen Könner sind. Das müssen Sie doch einmal 
zur Kenntnis nehmen, 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Nach unserer Auffassung wollen Sie mit Ihrem An- 
trag zweigleisig und dreigleisig arbeiten. Wir haben 
im Haushaltsausschuß mit Ihrer Zustimmung und in 
Gemeinsamkeit sogar mit den Grünen etwas Ver- 
nünftiges gemacht. Wir haben gesagt: Alle Fragen, 
die wir in Richtung BvS, zum Beispiel zum Vulkan, 
gestellt haben, wollen wir im Rechniingsprüfungs- 
ausschuß beantwortet haben. Alle Parteien haben 
sich damit einverstanden erklärt. Es ist erstaunlich, 
daß Sie jetzt mit einem solchen Antrag kommen. Sie 
hätten einmal Ihre Kolleginnen und Kollegen aus 
dem Haushaltsausschuß fragen sollen. Wir haben 
einvemehmlich gesagt, daß es im Augenblick die be- 
ste Lösung zu sein scheint, im Rechnungsprüfungs- 
=*usschuß eine Überprüfung vorzunehmen, was ge- 
schehen ist. 

Nach Auffassung der Freien Demokraten sind 
durchaus Fehler passiert; man liest den Rechnungs- 
hofbericht auch zur BvS. Aber ich frage mich manch- 
mal wirklich, ob wir das Recht haben, den Zeigefin- 
ger so zu erheben. Man muß auch an die politische 
Situation, die politische Stimmung, die politische 
Landschaft in der Zeit denken, als es darum ging, 
was mit den Werften in Mecklenburg- Vorpommem 
geschieht. War es nicht der Herr Ringstorff, der 
40 000 Leute auf die Straße geschickt hat und mit ih- 
nen demonstriert hat? Unter diesem Druck hat man 
auch im Finanzministerium gestanden. 

(Anke Fuchs (Köln) [SPD]: Das ist eine Ein- 
stellung, die ist wirklich spaimend!) 

- Aber es waren Ihre Leute, Frau Kollegin! Herr 
Ringstorff - mit dem sollten Sie einmal reden! - ist 
einer der Schlimmsten gewesen. Ich bin dankbar, 
daß Conrad- Michael Lehment, damals Wirtschafts- 
mirüster, und Jürgen Möllemann sich gewehrt ha- 
ben, daß noch andere Werften in den Bremer Vulkan 
Verbund hineingekommen sind. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Es geht um Sub- 
ventionsbetrug ! ) 

Wenn wir Ihnen gefolgt wären, wäre das Desaster 
noch viel schlimmer gewesen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Koppelin, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Neu- 
mann, Bramsche? 

Jürgen Koppelin (F.D.P.): Nein, nicht in der kurzen 
Zeit, die ich habe. Ich bitte um Verständnis. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Sie schützen 

Subventionsbetrüger, das lerne ich in dieser 
Debatte!) 
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(A) - Frau Kollegin Fuchs, wenn Sie sich wieder beruhi- 
gen! 

Wir bieten Ihnen an, über alles zu reden - das hat 
eben auch der Kollege der CDU gesagt wie wir die 
Probleme BvS, das ganze Thema Treuhand und die 
Rechnungshofberichte aufarbeiten. Im Augenblick 
sind wir der Meinung, der Rechnungsprüfungsaus- 
schuß ist das geeignete Gremium. Es kann aber sein, 
daß wir auch zu einem Untersuchungsausschuß kom- 
men. Dann wird es allerdings - das ist schon gesagt 
worden - nicht eine Erweiterung des Auftrags des 
2. Untersuchungsausschusses geben, der seine Ar- 
beit abschließen muß. Dann würden wir einen neuen 
Untersuchungsausschuß einrichten, und dann dürfte 
es für Sie sehr spannend werden. 

Vielen Dank für Ihre Geduld. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU - Anke Fuchs [Köln] 
[SPD]: Das ist ein Beitrag zur Entbürokrati- 
sierung! Gefälligkeitsdemokratie F.D.P. !) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth; Es spricht jetzt der 
Abgeordnete Wolfgcuig Bierstedt. 

Wolfgang Bierstedt (PDS): Sehr geehrte Frau Präsi- 
dentin! Meine Damen und Herren! Der Kollege von 
der F.D.P hat die einmalige Chance, einem Antrag 
der PDS beizutreten. Wir haben vorsorglich bean- 
tragt, Herrn Ringstorff als Anhörperson vor den 
2. Untersuchungsausschuß zu laden. Wir sind beide 
daran interessiert, die Aussagen des Herrn Ringstorff 

(B) zu hören. Vielleicht klärt sich dann einiges auf. Die 
Rufmordkampagne gegenüber Herrn Ringstorff, die 
Sie hier veranstcdten, halte ich für unfair. Ich denke, 
man sollte den Kollegen Ringstorff dort zu Wort kom- 
men lassen. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne- 
ten der SPD) 

Die PDS wird dem SPD-Antrag unstrittigerweise 
natürlich zustimmen, denn bekanntlich wurde in der 
Nacht vom 22. zum 23. Mai in diesem Hause ein ähn- 
licher Antrag der PDS, den wir bereits unmittelbar 
nach Bekanntwerden der Vulkan-Affären gestellt 
hatten, von der Bundestagsmehrheit mit Ausnahme 
des Bündnisses 90/Die Grünen aus welchem Grund 
auch immer abgelehnt. Unsere Intentionen finden 
wir Ln diesem Antrag vollinhaltlich wieder. Ich denke 
schon, daß wir mit dem Antrag der SPD ohne weite- 
res leben können, 

Ich bitte Sie auch, folgendes zur Kenntnis zu neh- 
men, damit wir nicht falsch verstanden werden. Wir 
haben nicht die Absicht, den eigentlichen Untersu- 
chungsauftrag des 2. Untersuchungsausschusses zu 
überdecken, denn wir stehen nach wie vor zu unse- 
rer Aussage: Die DDR und speziell die SED hat sich 
im Rahmen einiger finanzieller Machenschaften, die 
bisher Gegenstand des Untersuchungsausschusses 
sind, nicht gerade mit Ruhm bedeckt. Aber den Weg 
von der Individualschuld innerhalb der DDR und in- 
nerhalb der SED hin zum Kollektivschuldner PDS bin 
ich nicht bereit mitzugehen. Dies möchte ich noch 
einmal ganz klipp und klar - nicht für Sie, Kollege 


Beucher, sondern für die Kollegen von der CDU/ (C) 
CSU - sagen. 

(Beüall bei der PDS) 

Damit nun tatsächlich ein Erkenntnisgewinn im 
2. Untersuchungsausschuß, der unstrittigerweise be- 
kanntlich mit Arbeit überhäuft ist, zustande kommt, 
sollte man sich auf Grundlage des SPD-Antrags auf 
insgesamt drei Schwerpunkte konzentrieren: 

Erstens: die mögliche fahrlässige oder gar vorsätz- 
liche Verwicklung von Treuhand/BvS in den Abfluß 
der Beihilfen für die Ostwerften zu den Westtöch- 
tem des Vulkan-Verbundes und deren Verlust in 
dreistelliger Millionenhöhe. 

Zweitens: die Umstande der Privatisierung der 
DDR-Banken 1990/91, die, folgt man einem Bericht 
des Bundesrechnungshofes vom Herbst 1995, den 
Bund und damit den Steuerzahler möglicherweise ei- 
nen ein- oder gar zweistelligen Milliardenbetrag ge- 
kostet hat. Insbesondere die offensichtlichen Wüd- 
westmethoden, mit denen Deutsche und Dresdner 
Bank, aber auch BfG, WestLB, Berliner Bank und 
DG-Bcuik im Umfeld der Währungsurüon vollendete 
Tatsachen schufen, welche die Treuhand akzeptierte, 
bedürfen der Aufklärung. In diesem Zusammenhang 
sollten wir auch die Übernahme der staatlichen Ver- 
sicherung der DDR nicht ganz aus dem Auge verlie- 
ren. 

(Beifall bei der PDS) 

Drittens: Kontrolle der gescheiterten Privatisie- 
rung in Ostdeutschland mit ihren inunens negativen 
Auswirkungen auf die Arbeitsmarktsituation in den (D) 
neuen Bundesländern, 

Zum Bremer Vulkan: Wir hoffen, daß nach den in 
den letzten Wochen bekanntgewordenen Fakten 
endlich bei der Bundestagsmehrheit den wortreichen 
Forderungen nach Aufklärung auch Taten folgen. 
Vulkan ist offensichtlich rücht nur ein Fall Henne- 
mann. Ich verweise auf die aktuellen Veröffentli- 
chungen des letzten Wochenendes. Zitieren möchte 
ich hier nur den Werftenberater der Landesregierung 
von Mecklenburg -Vorpommern und einstigen Chef 
des Verbundes ostdeutscher Werften, Jürgen Krak- 
kow. Er schrieb bereits Anfang Aprü nach erster 
Durchsicht der Unterlagen: 

Ursache und Wirkung sollten rücht verdrängt 
werden. Sie gehören aber nach meinem Dafür- 
halten später in eine „ Fallübung " einer Urüversi- 
tät oder eines Management-Senünars, zumal in 
einer wohl einmaligen Menge und Form Material 
aufgearbeitet werden kann. . . , Aber, ein solches 
späteres , Seminar*' wird künftig auch zu prüfen 
haben, ob hier Krinünalität vorliegen könnte. . . . 
Wenn es bejaht werden sollte, dürfte es eine be- 
sonders verwerfliche Form beschreiben, nämlich 
Kameradendiebstahl, denn die Tater und die Op- 
fer stammen aus derselben Einheit. Dabei erin- 
nere ich an eine alte Regel: Es wird nicht nur be- 
straft, wer stiehlt, sondern auch der, der den 
Schrank weit offenläßl, und für letzteres gibt es 
hier leider zwingende Beweise. 

(Beifall bei der PDS) 
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(A) Diese * zwingenden Beweise" endlich aufzudek- 
ken darf nicht länger aufgeschoben werden. Sollte 
sich heute dazu keine Mehrheit bereit finden, so for- 
dert die PDS die sozialdemokratische Fraktion auf, 
endlich von ihrem Minderheitenrecht Gebrauch zu 
machen und einen eigenen Untersuchungsausschuß 
einsetzen zu lassen. Dafür haben Sie auch unsere Zu- 
stimmung. 

Danke schön. 

(B .ifall bei der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth; Als letzte Rednerin 
in dieser Runde hat Kollegin Dr. Christine Lucyga 
das Wort. 


Dr, Christine Lucyga (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Kolleginnen und Kollegen! Seit Monaten liegt 
durch die Verweigerungshaltung der Koalitionsfrak- 
tionen die Forderung nach einer parlamentarischen 
Untersuchung der Zweckentfremdung von Beihilfen 
für den ostdeutschen Schiffbau durch den Bremer 
Vulkan auf Eis - berechtigte Fragen nach Verant- 
wortlichkeiten im Bereich von TYeuhandanstalt, jetzt 
BvS, und ebenfalls des aufsichtsführenden Bundes- 
miiüsteriums der Finanzen. 

Worauf warten eigentlich die Damen und Herren 
von CDU/CSU und F.D.P. noch, nachdem jetzt auch 
ein Bericht des Bundesrechnungshofes vom 12. Juiü 
dieses Jahres der BvS Mitverantwortung für den ent- 
standenen Schaden von fast 1 Milliarde DM beschei- 


(Anke Fuchs [Köln] (SPD): Hören Sie mal 
gut zu, Herr Koppelin!) 

und das, nachdem bereits im vergangenen Jahr ein 
ähnlich skandalöser Bericht des Rechnungshofes 
über die Privatisierung der Banken zu ganz ähnli- 
chen Ergebnissen kam? 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Diese Berichte werden - obwohl streng vertraulich - 
überall in der Presse zitiert: Dementis der BvS sind 
klassische Ablenkungsmanöver. Der Volksmund sagt 
in solchen Fällen: Wer sich verteidigt, klagt sich an. 

Herr Kollege Schmidt, Ihr Versuch, diese Skandale 
zu Bagatellen herunterzustüisieren, ist schon ein star- 
kes Stück. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Kollege Koppelin, dadurch, daß Sie Ihre Rede 
der letzten Debatte zu diesem Thema hier noch ein- 
mal vortragen, wird sie nicht besser. 

(Beifall bei der SPD und der PDS - Jürgen 
Koppelin [F.D.P. ]: Das waren nur die 
Namen!) 

Die kabarettistischen Einlagen, daß die armen, hilflo- 
sen Minister Lehment und Möllemann nun gegen 
den einfachen Abgeordneten Ringstorff heroische 


Kämpfe ausfechten, können Sie beim nächstenmal (C) 
wirklich ein bißchen anders darstellen. 

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Was ist mit Teich- 
müUer oder Hennemann?) 

- Darüber unterhalten wir uns noch einmal. Das 
kommt noch. 

(Weitere Zurufe von der F.D.P) 

- Herr Koppelin, jetzt rede ich! 

(Beifall bei der SPD und aer PDS) 

Immer klarer wird, daß sowohl IVeuhandanstalt 
und BvS als auch das Bundesministerium der Finan- 
zen ihrer Aufsichtspflicht hinsichtlich der Verwen- 
dung von In vestitions beihilf en für ostdeutsche Werf- 
ten nicht oder nur sehr oberflächlich nachgekommen 
sind. Das zeigt der Bericht des Bundesrechnungsho- 
fes unwiderlegbar. 

Eine Chronik von Unterlassungen, Vertuschungen 
und Irreführungen des Parlaments haben wir in die- 
sem Hause erlebt, seit wir unsere Sorgen um den 
Vulk n und vor allen Dingen seine ostdeutschen 
Tochter zum Gegenstand parlamentarischer Befra- 
gungen und anderer Aktivitäten gemacht haben. 

Nach den Berichten von KPMG und des Bundesrech- 
nungshofes müssen wir davon ausgehen, daß wir 
lange bewußt getäuscht worden sind. 

(Jürgen Koppelin [F.D.P]: Von Henne- 
mann!) 

Sehen wir uns das Protokoll der Fragestunde vom 
13. März dieses Jahres an, dann stellen wir das pein- (D) 
liehe und hilflose Lavieren der Bundesregierung in 
einem der größten Finanzskandale der letzten Jahre 
fest. Eines ist sicher: Warnsignale sind wesentlich 
früher ergangen, als Bundesregierung und BvS 
heute eingestehen wollen, und sie sind viel zu lange 
überhört worden. Wenn die BvS auf diesbezügliche 
Vorhaltungen des Bundesrechnungshofs nur zu der 
peinlichen Erklärung kommt, man habe zu lange auf 
irreführende Zusicherungen vertraut, darm muß 
doch zumindest gefragt werden, warum die BvS 
nicht spätestens beim Rücktritt des für die ostdeut- 
schen Werften zuständigen Vorständlers Timmer- 
mann, den dieser auch sachgerecht begründet hat, 
aufgewacht ist und sich überzeugt hat, was an seinen 
Warnungen eigentlich dran sein könnte. Derm man 
kann doch nicht im Emst geglaubt haben, daß Verlu- 
ste und Zweckentfremdungen von Investitionsmit- 
teln in dieser Größenordnung einfach so ausgesessen 
werden können. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten der PDS) 

Es tut geradezu weh, zu erfahren, wie oberfläch- 
lich und leichtfertig mit diesen Problemen umgegan- 
gen wurde. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Schlamperei!) 

Heute werden die klar von den Prüf- und Kontroll- 
gremien benannten Mängel und Unzulänglichkeiten 
bei der Werftenprivatisierung, damnter „erhebliche 
Vertragsmängel" und unverantwortliche Unterlas- 
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(A) sungen der Treuhandanstalt, von der BvS mit Zwän- 
gen bei der Privatisierung begründet, die es so gar 
nicht gab; denn es gab als Gegenentwurf zur raschen 
und schlampigen Privatisierung das solide Sanie- 
runskonzept der DMS. 

So kam es dann, daß diese verhängnisvolle Ent- 
wicklung einsetzte, bei der es eben nicht nur Stehler, 
sondern auch Hehler und Mitwisser gibt, über deren 
RoUe wir mehr erfahren müssen. 

Wir haben ein legitimes Interesse daran, zu erfah- 
ren, warum Treuhandanstalt und BMF untätig ge- 
blieben sind, bis es zum endgültigen Zusammen- 
bruch der Vulkan Verbund AG kam, obwohl sie we- 
sentlich früher hätten informiert sein können und 
hätten informiert sein müssen. Sie hätten auch han- 
deln müssen. 

Es geht doch bei alledem darum, ob bei einem 
rechtzeitigen Eingreifen von seiten der BvS bzw. des 
aufsichtführenden BMF - man kann gar nicht oft ge- 
nug sagen, daß der Bundesminister der Finanzen 
aufsichtführend ist - nicht Arbeitsplätze in Größen- 
ordnungen hätten gesichert werden können, die nun 
verlorengehen, ob nicht dem Land Mecklenburg- 
Vorpommern Schäden in Höhe von mehreren hun- 
dert Millionen DM hätten erspart werden können. 

Es ist geradezu grotesk, daß gegen Geschädigte, 
nämlich gegen die ostdeutschen Geschäftsführer der 
Ostwerften, Emüttlungen wegen angeblicher Un- 
treue geführt werden, während die verantwortlichen 
Vorständler, die dem Cash-Management nicht nur 
zugestimmt, sondern es nachdrücklich gebilligt ha- 
ben, unbehelligt bleiben. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten der PDS - Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Das 
kaim doch wohl nicht wahr sein!) 

Wäre es daher nicht das Nächstliegende, nach der 
Mitverantwortxmg der damaligen Treuhand -Chefin 
Frau Breuel xind nach der des damaligen verantwort- 
lichen Staatssekretärs Grünewald - heute BvS -Vor- 
ständler - 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Und «Finanzmi- 
pister"!) 

zu fragen oder überhaupt an die Rechts- und Fach- 
aufsicht des zuständigen Bundesministers der Finan- 
zen zu erinnern? 

Es hat keine erkennbaren Bemühungen gegeben, 
den Schaden abzuwehren oder zunündest zu begren- 
zen. Jetzt müssen ihn zum Teil die Geschädigten 


selbst tragen: das Land Mecklenburg -Vorpommern, (C) 
die Arbeitnehmer der Werften, die kleinen Zuliefe- 
rer, die vor dem Konkurs sieben. Die BvS versucht 
nun, sich als Retter zu profilieren, und das ist wahr- 
lich Hohn. 

Genauso ist es Hohn, daß als spektakulärer Erfolg 
ausgegeben* wird, daß Herr Hennemarm die Rolle 
der verfolgten Unschuld nun hinter Schloß und Rie- 
gel weiterspielen darf. Nur. mit dieser einseitigen Be- 
nennung von Sündenböcken können wir uns nicht 
zufriedengeben. 

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Teichmüller!) 

Wir dürfen nicht länger diesem peinlichen Ver- 
schiebebahnhof von Verantwortung Zusehen, der 
Delegierung von Schuldzuweisungen, welche die 
BvS jetzt mit einer Energie betreibt, die sie rechtzei- 
tig zur Schadensbegrenzung hätte einsetzen müssen. 

Nein, es geht um mehr: Es geht darum, Schaden 
abzuwenden und Vertrauen zurückzugewinnen. Es 
geht darum, aus der Vertrauenskrise wieder heraus- 
zukommen, die sich in Brüssel und anderswo ab- 
zeichnet. Es geht um politische Klarheit. 

Worauf warten Sie eigentlich noch, meine Damen 
und Herren? Stimmen Sie dem Antrag endlich zu! 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, ich schließe die Aussprache. (l^) 

Interfraktionell wird die Überweisung des Antrags 
der Fraktion der SPD auf Drucksache 13/5233 an den 
Ausschuß für Wahlprüfung, Immuiütät und Ge- 
schäftsordnung vorgeschlagen. Sind Sie einverstan- 
den? - Dann ist es so beschlossen. 

Wir sind damit am Schluß unserer Tagesordnung. 

Ich berufe den Deutschen Bundestag auf Verlan- 
gen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. 
gemäß Art. 39 Abs, 3 des Grundgesetzes in Verbin- 
dung mit § 21 Abs, 2 der Geschäftsordnung des Deut- 
schen Bundestages auf Donnerstag, den 29. August 
1996, 12 Uhr ein. 

Ich schließe die Sitzung und wünsche Ihnen in der 
Zwischenzeit angenehme Ferien. 

(Schluß der Sitzung: 13.45 Uhr) 
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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
(1 . Ausschuß) 


zu den Anträgen der Fraktion der SPD 
- Drucksachen 13/4698, 13/5233 - 


Erweiterung des Untersuchungsauftrages des 2. Untersuchungsausschusses 


A. Problem 

Die Fraktion der SPD hat die Erweiterung des Untersuchungsauf- 
trages des 2. Untersuchungsausschusses der 13. Wahlperiode be- 
antragt. Der Untersuchungsauftrag ist am 28. September 1995 
vom Deutschen Bundestag auf Grund der Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord- 
nung auf Drucksache 13/2483 festgelegt worden. 


B. Lösung 

Erweiterung des Untersuchungsauftrages um den Bereich „Bre- 
mer-Vulkan-Verbund-AG " . 

Mehrheit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Ablehnung oder Annahme des Antrages auf Drucksache 13/5233, 


D. Kosten 

Entschädigung von Zeugen, Sachverständigen und rechthchen 
Beiständen nach den einschlägigen gesetzlichen Regelungen; 
Kosten für das EDV-System. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der am 28. September 1995 vom Deutschen Bundestag beschlos- 
sene Untersuchungsauftrag des 2. Untersuchungsausschusses 
(Drucksachen 13/1833 und 13/2483) soll um die folgende 
Nummer 3 in Abschnitt III ergänzt werden: 

„ 3 ^ Der Ausschuß soll bezogen auf die Bremer- Vulkan- Verbund- 

AG auch klären, 

a) ob und auf welche Weise die Bundesregierung und die Treu- 
handanstalt/Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Son- 
deraufgaben dafür gesorgt haben, daß die Einhaltung von 
Investitionszusagen und die zweckbestimmte Verwendung 
von Investitionsbeihilfen und Fördermitteln vertraglich ab- 
gesichert sind; 

b) ob und durch welche Maßnahmen die Bundesregierung 
und die Treuhandanstalt/Bundesanstalt für vereinigungs- 
bedingte Sonderaufgaben gewährleistet haben, daß die 
Einhaltung vertraghcher Bestimmungen durch die Bremer- 
Vulkan-Verbund-AG als Erwerber von Unternehmen der 
ehemaligen DDR hinsichtlich der zweckbestimmten Ver- 
wendung von Investitionsbeihilfen und Fördermitteln über- 
prüft werden kann; 

c) ob, inwieweit und zu welchem Zeitpunkt die Bimdesregie- 
rung und die Treuhandanstalt/Bundesanstalt für vereini- 
gungsbedingte Sonderaufgaben von ungerechtfertigten In- 
anspruchnahmen von Subventionsmitteln und der zweck- 
entfremdeten Verwendung von Investitionsbeihilfen und 
Fördermitteln durch die Bremer-Vulkan Verbund-AG als 
Erwerber von Unternehmen der ehemahgen DDR Kenntnis 
erhalten haben und welche Maßnahmen dagegen getroffen 
wurden. " 


Bonn, den 17. Oktober 1996 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 

Andreas Schmidt (Mülheim) 
Berichterstatter 


302 


Dieter Wiefelspütz 
Vorsitzender 


Johannes Singer 
Berichterstatter 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode Drucksache 1 3/1 0900 


Deutscher Bundestag- 13. Wahlperiode DrUCksache 13/5843 


Bericht der Abgeordneten Andreas Schmidt (Mülheim) und Johannes Singer 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 107, Sitzung 
am 23. 1996 den Antrag der Fraktion der 

SPD auf Erweiterung des Untersuchungsauftrages 
des 2. Untersuchungsausschusses auf Drucksache 
13/4698 an den Ausschuß für Wahlprüfung, Immuni- 
tät und Geschäftsordnung (1. Ausschuß) überwiesen. 
Den in wenigen Punkten abweichenden Antrag der 
Fraktion der SPD auf Drucksache 13/5233 hat er in 
seiner 118. Sitzung am 9. Juli 1996 ebenfalls dem 
1. Ausschuß überwiesen. 

Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung hat sich in seiner Sitzung am 
17. Oktober 1996 darauf geeinigt, den Untersu- 
chungsauftrag des 2. Untersuchungsausschusses der 
13. Wahlperiode um den Prüfungskomplex Bremer- 
Vulkan-Verbund-AG zu erweitern. Weitergehen- 
de Vorstellungen zur Ergänzimg des Untersuchungs- 
auftrages des 2. Untersuchungsausschusses der 
13. Wahlperiode haben sich damit erledigt. 


Bonn, den 17. Oktober 1996 


Andreas Schmidt (Mülheim) Johannes Singer 

Berichterstatter Berichterstatter 


Die Gruppe der PDS hat beantragt, Nummer 3 der 
Beschlußempfehlung wie f^igt zu ergänzen: 

„3, Der Ausschuß soll bezogen auf die Bremer- Vul- 
kan- Verbund-AG (BW) über die Feststellungen 
im Bericht des Bundesrechnungshofes hinaus und 
unbeschadet der staatsanwaltschaftlichen Ermitt- 
lungen wegen Untreue auch klären, 

ob bei der Privatisierung von Unternehmen 
durch die Treuhandanstalt an die BW die Vor- 
gabe des Bundesministers der Finanzen zur Be- 
rücksichtigung volkswirtschaftlicher Kriterien 
und die Grundsätze der sparsamen und wirt- 
schaftlichen Haushaltsführung ausreichend be- 
achtet worden sind, “ 

Dieser Antrag ist gegen die Stimmen der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der 
PDS abgelehnt worden. 


3 
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VUeprisldent Hans-Ulrich Klose 

(A) Wir müssen das Ergebnis durch Auszählung feststeh 
len. Sie kennen den Mechanismus. Darf ich Sie bit- 
ten, den Plenarsaal zu verlassen? 

Ich bitte die Türen zu schließen. Sind die drei Tü- 
ren mit Schriftführern besetzt? - Das ist der Fall. 
Dann ist die Abstimmung eröffnet, - 

Wie sieht es da oben an den Türen aus? - Ich kann 
die Türen nicht ewig offenhalten. - 

Ich frage noch einmal, wie es da oben an den Tü- 
ren aussieht. Kann mir bitte ein Handzeichen gege- 
ben werden? - Ich schließe die Abstimmung und 
bitte, mir das Ergebnis mitzuteüen. - 

Ich bitte um Aufmerksamkeit und gebe das Ergeb- 
nis bekannt: Mit Ja haben 230. mit Nein 264 Ab- 
geordnete gestimmt; Enthaltungen gab es keine. Die 
Zweidrittelmehrheit wurde nicht erreicht. 

Wir fahren in der Tagesordnung fort. 

(Unruhe) 

- Ich denke, es ist sinnvoll, die Sitzung für wenige 
Minuten zu unterbrechen, damit diejenigen von Ih- 
nen, die der weiteren Beratimg nicht zu folgen wün- 
schen, den Saal verlassen können. 

(Unterbrechung von 9.43 bis 9,45 Uhr) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Wir setzen die 
Sitzung fort. 

Nach einer inteifraktionellen Vereinbarung soll die 
heutige Tagesordnung um die in der Zusatzpunktli- 
(B) ste aufgeführten Punkte ergänzt werden. 

5 . Beratung der Bes<iilußemp(ehlung und des Berichts des 
Ausschusses für Wahlprüfung. Immunität und Ge- 
schäftsordnung (1. Auttchufi) zu den Anträgen der 
Fraktion der SPD: Envettenug des Uttlersochtiiigsaaf- 
Ireges des 2. Untenecheagsaitttchasset - Drucksachen 
13/4698, 13/5233. 13/5843 - 

6. Beratung der BeschluAempfehlung des Ausschusses 
nach Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittiungsaus- 
schuß) zu dem Gesetz zv Begzeszuig der Bezdgefori- 
zehhiiig bei Krankheit - Drucksachen 13/4613, 13/5074, 
13/5327, 13/5448. 13/5529, 13/5537, 13/5640 - 

Ich gehe davon aus, daß Sie damit einverstanden 
sind. - Ich sehe keinen Wderspruch. Dann ist das so 
beschlossen. 

Ich rufe Zusatzpunkt 5 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wahlprüfimg, 
Immunität und Geschäftsordnung (1. Aus- 
schuß) zu den Anträgen der Fraktion der SPD 

Erweiterung des Untersuchungsaultrages des 
2. Untersuchungsausschusses 

- Drucksachen 13/4698, 13/5233, 13/5843 - 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Andreas Schmidt (Mülheim) 
Johannes Singer 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Bevor wir in 
die Abstimmung eintreten, gebe ich das Wort für 
eine persönliche Erklärung zur Abstimmung dem 
Kollegen Wolfgang Bierstedt. 


Wolfgang Blarstodt (PDS): Sehr geehrter Herr Prä- f 
sident! Meine Damen und Herren! Der Geschäftsord- 
nungsausschuß empfiehlt heute dem Deutschen 
Bundestag, dem 2. Untersuchungsausschuß, wel- 
chem ich für die PDS angehöre, den Auftrag zu ertei- 
len, das Verschwinden von BeihUlen für ostdeutsche 
Werften aufzuklären. Ich werde mich bei der Abstim- 
mung der Stimme enthalten und möchte das begrün- 
den. 

Die PDS stellte bereits am 5. März 1996 als erste 
einen Antrag auf Untersuchung, und monatelang 
war sie die einzige politische Kraft im Bundestag, die 
die parlamentarische Suche nach den beim Bremer 
Vulkan versickerten Beihilfen forderte. Die jetzt zur 
Abstimmung stehende Auftragserweiterung, ge- 
nauer gesagt, der Kompromiß zwischen SPD imd Ko- 
alition, läßt in den Formulierungen befürchten, daß 
ausgerechnet die Umstände der Privatisierung der 
Ostwerften, die dubiosen Aktivitäten von Bundesre- 
gienmg und TYeuhandanstalt in der Zeit zwischen 
Anfang 1991 und März 1993 nicht untersucht werden 
sollen. 

(V^lhelm Schmidt (Salzgitter] [SPD]: Sie 
müssen eine persönliche Erklänmg abge- 
ben!) 

Aber ohne genaues Durchleuchten der Entste- 
hungsgeschichte und Ursprünge der Privatisierungs- 
verträge kann überhaupt nicht beurteilt werden, ob 
und wo staatliche Stellen eventuell versagt haben. 

VIzopfäsIdont Hano-Ulrlch Klose: Herr Kollege 
Bierst^t, entschuldigen Sie, daß ich Sie unterbre- (Dj 
che. Sie können eine persönliche Erklärung zu Ihrem 
Abstimmungsverhalten abgeben, aber keinen Debat- 
tenbeitrag. Ich weiß, es ist manchmal schwierig, das 
zu trennen, aber ich bitte Sie, Ihr Abstimmungsver- 
halten zu begründen und sonst nichts. Ich müßte Di- 
nen sonst das Wort entziehen. 

Wotfgang Biorstsdt (PDS): Ich begründe mein Ab- 
stimmungsverhalten damit, daß zu befürchten gilt, 
d^ß es jetzt darum geht, Persüscheine für die Treu- 
handanstalt, die BvS und das Bundesfinanzministe- 
rium auszustellen. Im übrigen erkläre ich mein Ab- 
stimmungsverhalten auch damit, daß wir der Auffas- 
sung sind, daß eine seriöse Untersuchung eigentlich 
einen dritten Untersuchimgsausschuß fordert. Ich er- 
kläre meine Enthaltimg auch damit, daß der be- 
stehende 2. Untersuchungsausschuß bereits jetzt hilf- 
los überlastet ist. 

Immerhin ist es zumindest erstaunlich, daß nach 
monatelanger Verzögerung Ihres Antrages, meine 
Damen und Herren von der SPD, jetzt, wo sich der 
Rechnungsprüfungsausschuß ausführlich den Vul- 
kan-Vorgängen zuwenden will, diese schnell in den 
bestehenden Untersuchungsausschuß verschoben 
werden soUen. Daran ändert auch die in der gestri- 
gen nichtöffentlichen Sitzung des 2. Untersu- 
chungsausschusses getroffene Übereinkunft zum 
zeitlichen Vorgehen nichts. 

Zum Schluß möchte ich mein Abstimmungsverhal- 
ten auch damit erklären, daß die bisherigen Punkte 1 
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Wolfgang Bierstedt 

(A) und 2 des Antrags geopfert worden, bei denen die 
PDS zu Recht Aufklärung über die immensen Höhen 
und Berechtigung von Liquidatorenhonoraren for- 
derte. Ebenso fällt die Frage der Bankenprivatisie- 
rung dieser Streichorgie zum Opfer. 

Die Summe der Übereinstimmungen ist leider et- 
was geringer als die Summe der Nichtübereinstim- 
mungen. Aber für ein Nein ist uns die Sache zu wich- 
tig. 

Danke. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Wir kommen 
jetzt zur Abstimmung. Wer stimmt für die Beschluß- 
empfehlimg des Ausschusses für Wahlprüfung, Im- 
munität und Geschäftsordnung auf Drucksache 13/ 
58437 - Wer stimmt dagegen? - Wer enthält sich? - 
Die Beschlußempfehlung ist mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen und der Fraktionen von SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen bei Stimmenthaltung 
der Grupi>e der PDS angenommen worden. 

Ich rufe jetzt den Tagesordnimgspunkt 17 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von den Frak- 
tionen der CDU/CSU imd FD.P. eingebrach- 
ten Entwurfs eines Gesetzes zur sozialrechtli- 
chen Behandlung von einmalig gezahltem Ar- 
beitsentgelt 

- Drucksache 13/5062 - 

(Erste Beratung 116. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus- 
schusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) 

- Drucksache 13/5826 - 

Berichterstattimg: 

Abgeordnete Erika Lotz 

Dazu liegt ein Entschließungsantrag der Fraktion 
der SPD vor. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. - Ich 
höre keinen Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Kol- 
lege Dr. Ramsauer, CDU/CSU. 

Df. Poter Ramaauer (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Liebe Kollegiimen und Kollegen! Meine sehr verehr- 
ten Damen und Herren! Nach all den Aufgeregthei- 
ten dieses Morgens wenden wir uns jetzt einem äu- 
ßerst trockenen Thema zu, einer thematisch am 
Rande des sozialpoUtischen Geschehens gelegenen, 
aber für die Sozialpolitik in Deutschland doch sehr 
bedeutsamen Sache. 

Leider Gottes - das möchte ich gleich zu Beginn 
sagen - ist dieses Gesetz in der Mitte dieser Woche 
sicherlich zu Unrecht in negative Schlagzeilen gera- 
ten. Es wurde behauptet, das Bundesjustizmi- 
nisterium als Verfassungsressort habe in diesem Ge- 
setz verfassungsrechtliche Risiken festgestellt. Ich 


möchte gleich am Anfang festhalten, daß dieser Ge- (C) 
setzentwurf in engster Abstimmung mit beiden Ver- 
fassungsressorts, dem BMJ und dem BMI, vorbereitet 
und von diesen beiden letztiich auch als verfassungs- 
gemäß gewertet wurde. 

An die Kolleginnen und Kollegen der SPD möchte 
ich eine Bitte richten, nämlich an dieses Gesetz keine 
überzogenen Erwartxmgen zu stellen. Sie haben im 
Vorfeld dieses Gesetzes wieder erhebliche Erwartun- 
gen in der Öffentlichkeit geweckt, die nun einmal 
nicht gerechtfertigt sind. Sie haben immer mit den 
verfassungsrechtlichen Risiken argumentiert. Es mag 
da und dort immer wieder einmal ein verfassimgs- 
rechtliches Restrisiko bleiben, aber daran kaim man 
wohl lücht immer vorbei. Auch deswegen gibt es des 
Bundesverfassungsgericht. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir beraten 
heute die künftige sozialrechtliche Behandlung von 
sogenaimtem einmalig gezahltem Arbeitsentgelt. 
Auslöser dieses Gesetzes ist ein Urteil des Bundes- 
verfassungsgerichts. Es hat entschieden, daß es nach 
der gegenwärtigen Rechtslage mit dem allgemeinen 
Gleichheitsgrundsatz unvereinbar sei, daß Weih- 
nachts- oder Urlaubsgeld, sogenanntes einmalig ge- 
zahltes Arbeitsentgelt, zu Sozialversicherungsbeiträ- 
gen herangezogen wird, ohne daß es bei der Berech- 
nung von Arbeitslosen-, Kranken- und Obergangs- 
geld, also den sogenannten kurzfristigen Lohnersatz- 
leistungen, berücksichtigt wird. Das Bundesverfas- 
sungsgericht hat weiterhin ausgeführt, daß die ge- 
genwärtige Regelving nur bis Ende dieses J€dires an- 
gewendet werden darf. Wir brauchen also ab dem 
1, Januar 1997 eine neue Regelimg. (D) 

Würde der Gesetzgeber lücht schnell handeln, 
wäre die Folge, daß den Sozialversichervmgen 
30 Milliarden DM an Beitragseinnahmen ausfallen. 
Meine lieben Kollegirmen und Kollegen von der Op- 
position, das ist ein Loch, das in einer Zeit, in der wir 
uns bemühen, den Gesamtsozialversicheningsbei- 
trag zu senken, schlicht und einfach nicht einreißen 
darf. Wir hegen momentan bei einer durchschnittü- 
chen Belastung von 40,8 Prozent. 

(Peter Dreßen (SPD): Mit Steuern!) 

Vfu können mit diesem Reformpaket gerade einmal 
im nächsten Jahr eine stärkere Steigervmg als 0,1 
oder 0,2 Prozent verhindern. 30 MilÜarden DM, die 
Sie uns an Beitragsauslällen zumuten würden, hebe 
Kolleginnen und Kollegen von der Opposition, hät- 
ten zur Folge, daß Arbeitnehmer und Arbeitgeber zu- 
sätzhche 2 Prozent Gesamtsozialversicherungsbei- 
trag entrichten müßten. 

Das Bimdesverfassungsgericht hat in seiner Ent- 
scheidung festgestellt, daß es dem Gesetzgeber frei- 
gestellt ist, ob er eine Lösung auf der Beitragsseite 
oder auf der Leistungsseite findet. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Dann haben Sie 
das Urteil falsch gelesen!) 

Wir sind zu dem Ergebnis gekommen, daß auf die 
Beiträge aus den Einmalzahlungen rücht verzichtet 
werden kaim. Eine Lösung auf der Beitragsseite 
wäre also nicht vertretbar. Wir haben immer wieder, 
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Beiziehung der Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR 
durch parlamentarische Untersuchungsausschüsse 

1, Beweisbeschluß 13-259 vom 17. April 1997 

2. Ihr Schreiben an das Bundesministerium des Innern vom 22. April 1997 


Sehr geehrte Frau Dr. Mockenhaupt-Gordon, 

zu der mit dem Bezugsschreiben vorgesehenen Beiziehung von Unterlagen des ehemaligen 

Ministeriums für Staatssicherheit nehme ich wie folgt Stellung: 

1. Auf der Grundlage des Beweisbeschlusses 13-259 erteile ich hiermit gemäß § 29 Abs. 2 
und 3 Stasi-Unterlagen-Gesetz (StUG) die Genehmigung zur Beiziehung der 70 Kopien 
von Originaldisketten der Hauptabteilung XVIII/B, die am 1 1.10.1994 in der Geheimschutz- 
stelle des Deutschen Bundestages gezogen und mit der Tagebuchnummer 86/94 VS-Ge- 
heim registriert worden sind. 

2. Mit dem Ihrem Schreiben beigefügten Schreiben vom 25. März 1997 bittet der Obmann der 
SPD-Fraktion, Herr Beucher, um Herabstufung der betreffenden Diskettenkopien von VS- 
Geheim auf VS-NfD. 

Die Einstufung der in Rede stehenden Diskettenkopien als VS-Geheim erfolgte aufgrund 
der Tatsache, daß die Disketten eine Vielzahl von Daten und Informationen zu Personen 
enthalten, die als Betroffene und Dritte gemäß § 6 Abs. 3 und 7 StUG anzusehen sind. 

Der Schutz des Persönlichkeitsrechts kann nach dem sogenannten "Flick-Urteil" des 
Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE 67. S. 100 ff) auch durch Vorkehrungen des 
Geheimschutzes gewährleistet werden. Dies ist in dem vorliegenden Fall notwendig, da die 
Mißachtung schutzwürdiger Interessen der auf den Disketten verzeichneten Betroffenen 
und Dritten ihre Persönlichkeitsrechte schwer beeinträchtigen würde. Auch die ungeprüfte 
Preisgabe von Handelsbeziehungen deutscher und ausländischer Firmen, die nicht in 
Zusammenhang mit dem Untersuchungsauftrag des Ausschusses stehen, würde 
geschützte Geschäftsgeheimnisse unzulässig offenlegen. 
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Aus den vorstehend genannten Gründen, und da sich erst durch eine Verknüpfung der 
Teildatenbank aussagefähige Informationen ergeben, ist eine Herabstufung der 
Diskettenkopien vor deren Ausdruck nicht möglich. Aus eben diesen Gründen kann ich 
auch der vorgeschlagenen "Einrichtung einer Recherchestelle in den Räumen des 2. 
Untersuchungsausschusses, die einen Zugang zu den Disketteninhalten durch 
Sekretariatsmitarbeiter und Mitarbeiter der Fraktionen und der Gruppe der PDS 
ermöglicht", nicht zustimmen. 

Eine Zustimmung zu dieser Verfahrensweise würde bedeuten, daß ich die Einhaltung der 
meinem Handeln zugrundliegenden Regelungen des Stasi-Unterlagen-Gesetzes nicht ge- 
währleisten könnte, nach denen ich Anträgen auf Herausgabe von MfS-Unterlagen, die mit 
dem Untersuchungsauftrag nicht in Verbindung stehen, nicht entsprechen darf. 

Die Mitglieder des 2. Untersuchungsausschusses überzeugten sich bereits im Verlauf des 
Jahres 1996 davon, daß ein "Gesamtausdruck" der fraglichen Disketten nicht sinnvoll ist 
(vgl. Protokoll Punkte 2 und 10 der (nichtöffentlichen) Sitzung des Ausschusses vom 
29.02.1996). 

Den Untersuchungsauftrag des 2. Untersuchungsausschusses betreffende Diskettenaus- 
drucke nach unterschiedlichsten Gesichtspunkten wurden dem Ausschuß durch den BStU 
mit mehreren Schreiben übergeben. 

Um jedoch auszuschließen, daß zusätzliche Aspekte eventuell bisher nicht berücksichtigt 
wurden, erneuere ich den in meinem Schreiben vom 04. Januar 1996 übermittelten Vor- 
schlag, der Ausschuß möge einen oder mehrere Vertreter benennen, die bei der weiteren 
Auswertung der Disketten in meiner Behörde anwesend sind. 

Sofern der Ausschuß mit dieser Verfahrensweise einverstanden ist, schlage ich für die ge- 
nauere Vereinbarung der Modalitäten konkrete Gesrpäche zwischen dem Ausschußsekre- 
tariat und meiner Behörde vor. 


Mit freundlichen Grüßen 
in Vertretung 




Dr.jpusse 
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Dokument 13 


DEUTSCHER BUNDESTAG 
13. Wahlperiode 
2. Untersuchungsausschuß 
- "DDR-Vermögen" - 
- Leiterin des Sekretariats - 


53113 Bonn, 12. Mai 1997 
Bundeshaus 

Fernruf (0228) 16-2 19 84/85 
oder 16-1 (Vermittlung) 
Telefax (0228) 16-2 68 26/27 


Verteiler I: 



2. Untersuchungsausschuß 
M.-V!ERIALIE A a- / 

(Antwort auf BeweisbeschluB 13-2 55 
Ziff. — ) 


Betr: Weiteres Vorgehen hinsichtlich Recherche in durch BB 13-259 beigezogenen und 
VS-Geheim eingestuften Disketten der HA XVIII/8 des MfS 

Bezug: 1. Schreiben BStU vom 30.04.1997 - Mat A 13-135 
2. Mitarbeitergespräch vom 12.05.1997 


Auf der Grundlage des o.a. Mitarbeitergesprächs bietet der BStU folgendes Verfahren an; 

1 . Das Einlesen der Disketten erfolgt zu Recherchezwecken auf Wechselfestplatte in der 
Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages auf zwei COMSEC-PC's, die der 
Geheimschutzbeauftragte für den 2. UA zur Verfügung stellt. 

Das Einlesen erfolgt unter Aufsicht der Beamten der Geheimschutzstelle, um 
sicherzustellen, daß von den Einlesenden keine Aufzeichnungen gemacht werden können. 

2. Ausdrucke werden von den Beamten der Geheimschutzstelle gezogen und erfolgen auf 
Papier mit dem Stempel "VS-Geheim gehalten/BStU-Kopie" in der Geheimschutzstelle 
des Deutschen Bundestages. Die Fundstelle der ausgedruckten Informationen ist in 
geeigneter Weise zu dokumentieren. 

3. Alle Ausdrucke, die nicht auf Wunsch des Rechercheurs sofort vernichtet werden, 
werden als VS-Zwischenmaterial fraktionsweise abgelegt. Ein Vertreter des BStU 
entscheidet im Benehmen mit dem Rechercheur in der Geheimschutzstelle des Deutschen 
Bundestages über Entfernungen und Schwärzungen und ggf eigenständig über eine 
Herabstufung der Unterlagen. 
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4. Berechtigte Rechercheure sind: 

Alle ordentlichen und stellvertretenden Mitglieder des 2. UA, 

die benannten Mitarbeiter der Fraktionen/Gruppe und die Mitarbeiter des Sekretariates, 
soweit sie bis VS-Geheim ermächtigt sind, 

jeweils nach sachgemäßer Einweisung in der Geheimschutzstelle des Deutschen 
Bundestages. 

5. Im Anschluß daran erfolgt eine Kennzeichnung und Registrierung der verbliebenen 
Unterlagen in der Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages gemäß den 
Bestimmungen der VSA. 

6. Der BStU erhält nach Registrierung von jeder Seite eine Kopie. 

7. Anschließend erfolgt eine Behandlung dieser Unterlagen we üblich als A-Materialie. 

8. Nach Abschluß der Arbeit des Untersuchungsausschusses erfolgt eine Vernichtung der 
VS-Kopien und der Wechselfestplatten in der Geheimschutzstelle des Deutschen 
Bundestages. 

Es wird vorgeschlagen, diesem Verfahren zu 2 aistimmen. 
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Dokunnent 14 


MINISTERE DE LA JUSTICE 


OIRECTION 

DES AFFAIRES CRIMINELLES ET OES GRACES 
SOUSOIRECTEUR 

DU DROIT PENAL GENERAL ET INTERNATIONAL 

Le Garde des Sceaux, Ministre de la Justice 

A 

Monsieur LE Ministre de LA Justice 
de la R6publique Federale d’Allemagne 

BONN 


I. -»1-96 

I jniquc GUIRAUD 
01 . 44 . 86 . 14.18 


A rattention de Monsieur Michael GRQTZ 


Objet : Demande de la deuxieme Commission d’enquete “patrimoine de la 

Republique democratique aüemande” aux fins de remise de documents. 


Vous m’avez transmis une demande d’entraide 6manant de la deuxieme 
Commission d’enquete du Bundestag allemand et visant ä obtenir des documents tir6s 
d’une proc^dure d’information suivie en France par Mmes Eva JOLY et Laurence 
VICHNESVSKY, juges d’instruction ä Paris concemant la soci6t6 Elf Aquitaine. 

J’ai le regret de vous informer que ce mandat ne peut, en l’^tat, donner 
lieu ä execution sur la base de la Convention europ6enne d’entraide en mati^re penale du 
20 avril 1959. 




DACO 
1 3 , pl^c» 

7SO*2 C#>öei 01 

. Ol ^ 77 64 W 
T4»«co<>^ Ol 4.4 77 60 ec 


311 





Drucksache 13/10900 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


- 2 - 


En effet, cette demande a ddlivröe par une Commission parlementaire 
qui n’est pas d^sign^e comme autorit^ judiciaire en application de l’article 24 de la 
Convention precit^e. 

Cette demande pourra en revanche etre prise en compte lorsqu’elle sera 
prdsentee sous forme d’une requete d’entraide emanant d’un; autorite judiciaire. 






y 


Le Sous-Directeur 



Didier GutRiN 
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1899/97/Meixner 


Nichtamtliche Übersetzung 


FRANZÖSISCHE REPUBLIK 

JUSTIZMINISTERIUM 

Abteilung Strafsachen und Gnadenwesen 

Unterabteilung Allgemeines und Internationales Strafrecht 


Der Justizminister 
an den 

Bundesminister der Justiz 
Bonn 

z. Hd. Herrn Michael GROTZ 

Betr; Ersuchen des zweiten Untersuchungsausschusses „Vermögen der Deutschen 
Demokratischen Republik“ um Aushändigung von Schriftstücken. 

Sie haben mir ein Ersuchen des zweiten Untersuchungsausschusses des Deutschen 
Bundestages um Übermittlung von Schriftstücken aus einem gerichtlichen Vorermittlungs- 
verfahren übersandt, das in Frankreich von den Pariser Untersuchungsrichterinnen Eva 
JOLY und Laurence VICHNESVSKY geführt wird und die Gesellschaft Elf Aquitaine betrifft. 

Leider muß ich Ihnen mitteilen, daß dieser Auftrag nach Lage der Dinge nicht auf der Grund- 
lage des Europäischen Übereinkommens über die Rechtshilfe in Strafsachen vom 20. April 
1959 erledigt werden kann. 

Das Ersuchen wurde in der Tat von einem parlamentarischen Ausschuß gestellt, der in An- 
wendung des Artikels 24 des enwähnten Übereinkommens nicht als Justizbehörde bezeich- 
net ist. 

Das Ersuchen kann jedoch Berücksichtigung finden, wenn es von einer Justizbehörde in 
Form eines Ersuchens um Rechtshilfe gestellt wird. 

Grußformel 

Der Unterabteilungsleiter 
gez. Didier Guerin 
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Dokument 15 


DER BUNDESBEAUFTRAGTE 

für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes 
der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik 



es«u Postfecr. 2 1« 10106 Benin 
An den Vorsitzenden des 
2. Untersuchungsausschusses 
des 13. Deutsche-* Bundestages 
Herrn Volker Neumann 
Bundeshaus 


2. Untersuchungsausschuß 

Dngang 

Ws 9 f 

/c ^ 

Anig. 

Az 

Vorsitzender 

Seteo le.'let 

Erledigung 

• T 1 




'IL- 


63113 Bonn 


»K Ihr« wrm 


(©/no Am 
Mfljn Ttfcfjcn. 


2. Untersuchungsausschuß 
IvWERIALIE A -ri-Zc. 

(Ant'vort auf Beweisbeschluß 13- 2 3 

) 


yy^fchrtch; vcra- 

AU 112-1156003/96-^ 


B<o») 

20 34 5^ 


-255- 


Bocün 

20.03.1997" 


Beweisbeschluß 13-29 des 2. Untersuchungsausschusses zur Beiziehung der 
Unterlagen der Hauptabteilung XVKI des MfS 

hier: Ausdruck und Übergabe einer Namensliste mit über 13 000 Namen und 
anderen Unterlagen 

1. Schreiben der Leiterin des Sekretariats des 2. Untersuchungsausschusses an das Bun- 
desministerium des Innern vom 18. März 1997 

2. Mein Schreiben vom 04. Dezember 1995 zum Beweisbeschluß 13-29 


Sehr geehrter Herr Vorsitzender. 

mit Schreiben vom 04 Dezember 1995 informierte ich Sie über Aufbau und Inhalt der etwa 
170 auf den Disketten der HA XVUI/8 aufgefundenen Dateien. Dabei habe ich darauf hinge- 
wiesen. daß die Disketten im wesentlichen ein VSH-System (Vorverdichtungs-, Sach- und 
Hinweisdatei) in Form von verschiedenen Basisdateien (Teildateilisten) zu ca. 13 000 Perso- 
nen enthalten. 

Die Information der Teildatebanken - so auch die in Rede stehende Namensliste - für sich 
genommen sind wenig oder gar nicht aussagefähig. Erst durch Verknüpfung der 
Teildatenbanken ergeben sich aussagefäh-ge Informationen. 

Bei der weiteren Erfüllung des o. g ßeweisbeschlusses habe ich festgestellt, daß der Bundes- 
nachrichtendienst zusätzlich zu den von mir dem Untersuchungsausschuß zwischenzeitlich 
übersandten Unterlagen auch Ausdrucke von Teildatenbeständen als Zwischenmaterial über- 
geben hatte. Diese Schriftstücke waren im Archivbereich gesondert gelagert worden. Dies 
erfolgt überlicherweise mit Schriftmaterial, bei dem es sich nicht um Stasi-Unteriagen im Sinne 
des § 6 Abs, 1 Stasi-Unteriagen-Geselz handelt. !n der Regel wird solches Material kassiert. 
Aus dem genannten Grunde und weil der prinzipielle Aufbau der Basisdateien in der Anlage 3 
meines Schreibens vom 04. Dezember 1995 dargestellt wurde, habe ich eine Übersendung 
dieser Aüsdaxcke nicht für erforderlich gehalten. 


<.<3 « 
• M/To 


.70 
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Das Ergebnis der Anhörung von Herrn Simhardt am 20. Februar 1997 nehme ich zum Anlaß, 
Sie auch über das o. g. Zwischenmaterial zu informieren, um eventuelle Mißverständnisse 
auszuräumen. 

Im einzelnen handelt es sich dabei um Gesamtausdrucke bzw. fragmentarische Ausdrucke 
folgende Basisdatenbanl;3n (vgl. Anlage 1 des Schreibens vom 04. Dezember 1995); 

1. 1.1. TEXT - Teildatenbank betrifft die Gründungsmitglieder der SDP und freier 

Gewerkschaften. Diese Teildatenbank hat, wie schon in der Vergangenheit 
ausgeführt, keinerlei Bezug zum Untersuchungsauftrag. 

2. VSH.DBF - Teildatenbank 1 der VSH-Datei mit 13 481 Datensätzen zu Personen 

Die Datenbankstruktur gliedert sich in VSH-Nr., Name, Vorname, 
Zusatzzeichen, Geburtsdatum und Kenzifferfür das Geschlecht. 

3. SLKWE.DBF 

4. OV2.DBF (vermutlich) 

5. SK/DAT/F 10 
6 SK/DAT/IM 

7. SMART/TEXT/Rolf I TXT (venmutJich) 

Die Unterlagen zu 2 - 7. werde ich dem Untersuchungsausschuß bis spätestens 27. März 
1997 vorlegen. 


Mit freundlichen Grüßen 
in Vertretung 
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Dokument 16 


Bonn, 9. April 1997 
Tel.: 2 19 78/84 
Bearbeiter: Streit 


2. Untersuchungsausschuß 
- Sekretariat - 


Vermerk: 

Betrifft; Feststellung noch offener Fragen bzw. verbleibender Widersprüche im 
Zusammenhang mit dem durch Willy Koch an den BND übergebenen Material 


1. Sachverhalt: 

1.1 Am 20. Februar 1997 wurde der Mitarbeiter des BND, Jürgen Simhart, vor dem 
2. UA 13. WP als Zeuge vernommen. Diese Vernehmung konnte zuvor aufgetre- 
tene Diskrepanzen zwischen früheren Angaben des Zeugen Simhart und 
Unterrichtungen durch den Staatsminister im Bundeskanzleramt sowie des 
Präsidenten des BND nicht aufklären. Darüber hinaus entstand der Eindruck, daß 
der BND nicht alle von den durch Willy Koch übergebenen Disketten gefertigten 
Ausdrucke an den BStU abgegeben hatte. Dies betraf insbesondere eine Liste 
von ca. 13.000 Namen. 

1.2 Die Fraktion der SPD im 2. UA 13. WP beantragte zur Aufklärung der 
verbliebenen Widersprüche die Vernehmung des Präsidenten des BND, Dr. 
Hans-Jörg Geiger als Zeugen (ADrs. 251 ). 

Dieser Antrag wurde in der 57. nichtöffentlichen Beratungssitzung des 2. UA am 
13. März 1997 aus formalen Gründen mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
als unzulässig abgelehnt (Anlage 22. Prot. 57. Sitzung, S. 8). 

Gleichzeitig beauftragte der Ausschuß den Vorsitzenden, den Präsidenten des 
BND schriftlich um eine Stellungnahme zu den verbleibenden Widersprüchen zu 
bitten (/Anlage 22, Prot. 57. Sitzung, S.9). 

1.3 Der Feststellung der noch verbleibenden Widersprüche dient die nachfolgende 
Zusammenfassung der relevanten Zeugenvernehmungen sowie des Schriftver- 
kehrs in Bezug auf die dem 1. UA 12. WP und dem 2. UA 13. WP durch den 
BStU, den BND und das Bundeskanzleramt erteilten Auskünfte hinsichtlich der Art 
und des Umfangs des von Willy Koch an den BND übergebenen Materials, der 
Anzahl der Treffen des BND mit Willy Koch, der Existenz von Befragungs- 
protokollen bzw. Kontakt- und Treffberichten, des Umfangs der durch den BND 
gefertigten Diskettenausdrucke sowie der Anzeige und Übergabe des gesamten 
Materials durch den BND an den BStU und durch den BStU an den 1. UA 12. WP 
bzw. 2. UA 13. WP. 
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2. Anzahl der von Willy Koch an den BND übergebenen Disketten 

2.1 StM Schmidbauer teilt dem Vorsitzenden 1. DA 12. WP am 22. Juni 1994 mit, der 
BND habe von Willy Koch 96 Disketten erhalten, von denen 70 lesbar gemacht 
werden konnten (/Vilage 1, S. 4). 

2.2 In einem Schreiben vom 3. August 1994 teilt der Präsident des BND dem 
Vorsitzenden des 1. UA 12. WP mit, Willy Koch habe dem BND 92 Disketten mit 
Informationen aus dem Bereich der HA XVIII des MfS übergeben. Nahezu 
zeitgleich habe der BND von anderer Seite vier weitere Disketten erhalten, die 
Material zur MfS-Femmeldeaufklärung enthielten (/Vilage 6, S. 1-2). 

2.3 Der BStU nennt in einem Schreiben vom 26. September 1994 an den 
Vorsitzenden des 1. UA 12. WP die Gesamtzahl von 92 Originaldisketten, von 
denen 22 nicht lesbar seien (Anlage 3, S. 1 ). 

2.4 In einem Schreiben vom 28. Oktober 1994 an den Obmann der SPD-Fraktion im 
1. UA 12. WP bestätigt der BStU die Anzahl von 92 Disketten, die ihm Mitte Juli 
1994 vom BND übergeben worden seien (Anlage 4, S. 3). Auf ausdrückliche 
Nachfrage, wie es zu der von der o.g. Auskunft des StM Schmidbauer 
abweichenden Mengenangabe komme, habe ihm der BND mitgeteilt, daß dies auf 
einem Irrtum des BND beruhe. Der BND habe telefonisch die Übergabe von 92 
Disketten bestätigt. Ende September 1994 seien durch den BND vier weitere 
Disketten übergeben worden, deren Inhalt jedoch nur die Funkaufklärung in der 
Schweiz beträfe (/Vilage 4, S. 6). 

2.5 In seiner Vernehmung vor dem 2. UA 13. WP am 26. September 1996 spricht der 
Zeuge Willy Koch von ca. 70 Disketten, die er dem BND übergeben hat (Anlage 
23, Prot. 31 Sitzung. S. 206-207). 

2.6 Mit Schreiben vom 16 Oktober 1996 bestätigt StM Schmidbauer dem Obmann 
der SPD-Fraktion im 2 UA 13 WP erneut die Gesamtzahl von 92 Original- 
disketten. von denen 70 lesbar. 21 leer und eine defekt seien (Anlage 10, S. 1). 

2.7 Fazit: Hinsichtlich der Anzahl der übergebenen Disketten bestehen keine offenen 
Fragen mehr 

3. Anzahl der Treffen zwischen Willy Koch und dem BND 

3.1 Anläßlich eines Gesprächs im Sekretariat des 1. UA 12. WP am 19. September 
1994 teilt der BND-Mitarbeiter Simhart mit. fachlich sei mit Willy Koch nur bis zu 
5-mal gesprochen worden. Die weiteren Gespräche hätten lediglich Terminverein- 
barungen und organisatorische Fragen zum Gegenstand gehabt (Anlage 8, S. 1 ). 
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3.2 In seiner Vernehmung vor dem 2. DA 13. WP am 26. September 1996 nennt der 
Zeuge Willy Koch die Zahl von ca. 20 Treffen, die er mit BND-Mitarbeitem gehabt 
habe (/Vilage 23, Prot. 31. Sitzung, S. 215). 

3.3 Mit Schreiben vom 16. Oktober 1996 bestätigt StM Schmidbauer dem Obmann 
der SPD-Fraktion im 2. UA 13. WP die Aussage des Zeugen Koch vor dem 2. UA 
13. WP hinsichtlich der Anzahl der Treffen mit dem BND. Nach Aktenlage seien 
24 Treffen von BND-Mitarbeitern mit Koch belegt. An ca. 5 dieser Treffen habe 
der BND-Mitarbeiter Simhart teilgenommen (Anlage 10, S. 2-3). Simhart sei 
jedoch über Gesamtzahl und Inhalt der Treffen nicht informiert gewesen. Seine 
Aussage anläßlich des Gesprächs im Sekretariat des 1. UA 12. WP am 19. 
September 1994, er habe ca. fünf fachliche Kontakte mit Koch gehabt, sei daher 
nicht zu beanstanden (Anlage 10, S. 3). 

3.4 In einem Schreiben vom 4. Dezember 1996 stellt der Präsident des BND 
gegenüber dem Obmann der SPD-Fraktion im 2. UA 13. WP nochmäls fest, daß 
der BND-Mitarbeiter Simhart ca. fünf fachliche Treffen mit Willy Koch hatte. Die 
Gesamtzahl der Treffen des Herrn Koch mit Bediensteten der Abteilung 
Beschaffung, durch die er nachrichtendienstlich geführt wurde, sei Herrn Simhart 
aufgrund der organisatorischen Trennung der verschiedenen Abteilungen des 
BND und der Notwendigkeit, operative Einzelheiten auch innerhalb des BND 
abzuschirmen, nicht bekannt gewesen. Simharts seinerzeitige Aussage im 
Sekretariat des 1. UA 12. WP habe lediglich die Treffen aufzeigen können und 
sollen, an denen er persönlich als Fachbefrager teilgenommen hatte. Die 
Gesamtzahl der Treffen von Bediensteten des BND sei erstmals in dem 
Schreiben des StM Schmidbauer vom 6. Oktober 1996 [gemeint ist offensichtlich 
das Schreiben vom 16. Oktober] genannt worden (Anlage 12, S. 2). 

3.5 Anläßlich seiner Vernehmung vor dem 2. UA 13. WP am 20. Februar 1997 
präzisiert der BND-Mitarbeiter Simhart seine frühere Aussage dahingehend, daß 
er nur 4 fachliche Treffen mit Willy Koch hatte (Anlage 24, Prot. 53. Sitzung, 
S. 10). 

3.6 Fazit: Hinsichtlich der Anzahl der Treffen Willy Kochs mit BND-Mitarbeitern 
bestehen keine offenen Fragen mehr. 


4. Existenz und Anzahl von Befragungsprotokollen bzw. Kontakt- und 
Treffberichten 

4.1 Der Präsident des BND teilt in einem Schreiben vom 3. August 1994 an den 
Vorsitzenden des 1. UA 1Z WP mit, Befragungsprotokolle seien vom BND nicht 
angefertigt worden. "Befragungsniederschriften", wie vom 1. UA 12. WP ange- 
fragt, gebe es daher nicht. Für Erläuterungen darüber, was in die Ausgangs- 
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berichterstattung des BND eingeflossen sei, stehe dem Ausschuß der bereits 
bekannte BND-Mitarbeiter Simhart zur Verfügung (Anlage 6, S. 2). 

4.2 In dem o.g. Gespräch im Sekretariat des 1. DA 12. WP am 19. September 1994 
teilt der BND-Mitarbeiter Simhart mit, von den Treffen mit Willy Koch seien keine 
Befragungsniederschriften, Tonbandaufzeichnungen, Treffberichte, Vermerke 
oder ähnliches angefertigt worden (Anlage 8, S. 1). 

4.3 In o.g. Schreiben vom 16. Oktober 1996 an den Obmann der SPD-Fraktion im 2. 
UA 13. WP teilt StM Schmidbauer mit, von den Treffen des BND mit Koch seien 
18 sogenannte Kontakt- und Treffberichte gefertigt worden, die u.a. über Zeit, Ort, 
Teilnahme und Inhalt der Gespräche Auskunft geben. Befragungsprotokolle seien 
nicht angefertigt worden (Anlage 10, S. 2-3). 

4.4 In einem Schreiben vom 4. Dezember 1996 erläutert der Präsident des BND 
gegenüber dem Obmann der SPD-Fraktion im 2. UA 13. WP, die seinerzeitige 
Auskunft des BND-Mitarbeiters Simhart an das Sekretariat des 1. UA 12. WP, daß 
dieser über seine Gespräche mit Koch lediglich Stichwortnotizen gemacht habe, 
aus denen keine Treffberichte, Vermerke oder ähnliches hergestellt wurden, sei 
auch aus heutiger Sicht zutreffend. Für die Erstellung der Kontakt- und 
Treffberichte seien die Mitarbeiter der Abteilung Beschaffung zuständig gewesen, 
die Herrn Koch nachrichtendienstlich geführt hätten. Bei diesen Kontakt- und 
Treffberichten handele es sich weder um Befragungsprotokolle, noch um 
Befragungsniederschriften. Solche Dokumente, die den Ablauf und den Inhalt 
einer Befragung im Sinne eines genauen Wortlauts wiedergäben, seien, wie der 
damalige Präsident Porzner in seinem Schreiben vom 3. August 1994 mitgeteilt 
habe, nicht angefertigt worden. Die Handnotizen bzw. die mit Zustimmung des 
Herrn Koch während der Gespräche gefertigten Tonbandaufnahmen seien nach 
Erstellung der Ausgangsberichterstattung bzw. der Fertigung der Kontakt- und 
Treffberichte unverzüglich vernichtet bzw. gelöscht worden (Anlage 12, S. 2-3). 

4.5 Anläßlich seiner Vernehmung vor dem 2. UA 13. WP sagt der BND-Mitarbeiter 
Simhart aus, die 18 Kontakt- und Treffberichte seien ihm erst unmittelbar vor 
seiner Vernehmung zur Kenntnis gelangt (Anlage 24, Prot. 53. Sitzung, S. 10). 

4.6 Fazit: Hinsichtlich der Existenz und Anzahl von Befragungsprotokollen bzw. 
Kontakt- und Treffberichten bestehen keine offenen Fragen mehr. 

5. Art und Umfang des weiteren Materials, das Willy Koch an den BND 
übergeben hat 

5.1 Anläßlich des o.g. Gesprächs im Sekretariat des 1. UA 12. WP am 19. September 
1994 teilt der BND-Mitarbeiter Simhart mit, neben den Disketten habe Willy Koch 
22 sog. Dossiers an den BND übergeben (Anlage 8, S.1). 
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5.2 In seiner Vernehmung vor dem 2. DA 13. WP am 26. September 1996 beziffert 
der Zeuge Willy Koch den Gesamtumfang des neben den Disketten an den BND 
übergebenen Materials mit zwei bis drei Handkoffern (/Anlage 23, Prot. 31. 
Sitzung, S. 211) bzw. ca. 2.000 Seiten (Anlage 23, Prot. 31. Sitzung, S. 218 und 
235). 

5.3 Mit Schreiben vom 16. Oktober 1996 teilt StM Schmidbauer dem Obmann der 
SPD-Fraktion im 2. DA 13. WP mit, der Gesamtumfang des von Willy Koch an 
den BND übergebenen schriftlichen Materials betrage 480 Blatt und entspreche 
der vom Zeugen Koch am 26. September 1996 vor dem 2. UA 13. WP genannten 
Menge von zwei bis drei Handkoffern i.S. von Aktenkoffern. Die Übergabe sei 
jedoch seinerzeit in einer Plastiktüte erfolgt. Das schriftliche Material umfasse 
unter der Überschrift Dossiers zusammengefaßte Vorgänge unterschiedlicher Art, 
u.a. 70 jeweils einzeln geheftete Dossiers. Woher die Zahl von angeblich 22 
Dossiers stamme, sei nach den im BND vorliegenden Unterlagen nicht feststellbar 
(Anlage 10, S. 2). Ein Gesamtausdruck der Disketten, der möglicherweise den 
Umfang von 2.000 Seiten hätte, sei im BND nie gefertigt worden (Anlage 10, 
S. 3). 

5.4 Mit Schreiben vom 28. November 1996 gibt der BStU einen detaillierten Überblick 
über die durch den BND im Juni 1994 zusätzlich zu den 92 Disketten an ihn 
zurückgeführten Unterlagen. Diese Unterlagen seien nach /Vigaben des BND im 
Jahre 1990 von Willy Koch übergeben worden (Anlage 17, S. 1). Aus der 
Übersicht ergibt sich ein Gesamtumfang von 490 Blatt (Anlage 17, S. 7). 

5.5 In einem Schreiben vom 4. Dezember 1996 erläutert der Präsident des BND dem 
Obmann der SPD-Fraktion im 2. UA 1 3. WP, mit der vom BND-Mitarbeiter Simhart 
gemachten /Angabe von 22 Dossiers habe dieser entsprechend der 
eingeschränkten Thematik des seinerzeitigen Gesprächs im Sekretariat des 1 . UA 
12. WP die Zahl der Vorgänge beschrieben, die aus seiner Sicht konkrete 
Informationen zur Frage des Technologietransfers enthielten. Die Aussage habe 
nicht die Gesamtzahl der an den BND überlassenen Dossiers sowie der sonstigen 
durch Herrn Koch übergebenen Unterlagen betroffen. Der Gesamtumfang der 
Dossiers (70 Einzelvorgänge) sowie der sonstigen im Schreiben des StM 
Schmidbauer vom 16. Oktober 1996 einzeln aufgeführten Unterlagen sei 
anläßlich der Rückführung aller betroffenen Unterlagen an den BStU festgehalten 
worden. Der Gesamtumfang der in diesem Zusammenhang zurückgeführten 
Unterlagen des Herrn Koch habe 480 Blatt, der Umfang der Dossiers 387 Blatt 
betragen (Anlage 12. S. 3). 

5.6 /Anläßlich seiner Vernehmung vor dem 2. UA 13. WP am 20. Februar 1997 
bestätigt der BND-Mitarbeiter Simhart die Zahl von 22 Dossiers aus den von Willy 
Koch übergebenen Unterlagen, die er zunächst erhalten habe (Anlage 24 Prot. 
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53. Sitzung, S. 7). Erst später sei ihm der Gesamtumfang von ca. 400 Seiten bzw. 
einem DIN-A-4-Ordner zur Kenntnis gelangt. Auch sei der zuständige BND- 
Mitarbeiter, der seinerzeit die Unterlagen von Koch entgegengenommen habe, zu 
deren Umfang befragt worden. Nach dessen Aussage habe es sich nicht um 
Koffer, sondern um zwei Plastiktüten gehandelt. Auch dieser Mitarbeiter habe den 
Umfang von einem DIN-A-4-Ordner bzw. 400 bis 500 Seiten bestätigt. Keinesfalls 
habe der Gesamtumfang der durch Willy Koch übergebenen Unterlagen mehr als 
500 Seiten betragen (Anlage 24, Prot. 53. Sitzung, S. 8 und 27). 

5.7 Fazit: Die unter 5.2 wiedergegebene Aussage des Zeugen Willy Koch, er habe 
neben den Disketten Material im Umfang von ca. 2.000 Seiten an den BND 
übergeben, steht im Widerspruch zu allen seitens des BND, des Bundeskanzler- 
amts und des BStU gegebenen Auskünften, wonach der Gesamtumfang des 
Materials nicht mehr als einen Aktenordner bzw. maximal 500 Seiten betragen 
habe. Laut Schreiben des BND-Präsidenten an den Obmann der SPD-Fraktion im 
2. UA 13. WP vom 4. Dezember 1996 wurde der Gesamtumfang der durch Willy 
Koch übergebenen Unterlagen anläßlich der Rückführung an den BStU 
festgehalten (vgl. 5.5). Mit ADrs. 256 neu beantragt die SPD-Fraktion im 2. UA 
13. WP beim BND die Beiziehung des Schreibens des BND vom 23. März 1992, 
mit dem die Disketten und die sonstigen von Willy Koch übergebenen Unterlagen 
dem BStU gern. § 7 Abs. 1 StUG angezeigt wurden sowie die Beiziehung der 
Cibersendungsschreiben und Übergabeprotokolle zu den durch den BND an den 
BStU übergebenen Disketten und Unterlagen. 


6. Umfang der durch den BND gefertigten Diskettenausdrucke 

6.1 In einem Vermerk des Leiters des Sekretariats des 1. UA 12. WP vom 29. August 
1 994 über einen Besuch beim BStU und der AG Regierungskriminalität am 25. 
und 26. August 1994 (Teilnehmer; Leiter und Stellv. Leiter des Sekretariats) wird 
festgehalten, der BStU habe alle Disketten vom BND erhalten. Es handele sich 
um 92 Disketten, von den 70 les- und ausdruckbar gemacht werden konnten. Bei 
weiteren 20 Disketten handele es sich um Leerdisketten, weitere zwei seien durch 
den BStU am 24. August 1994 zum Zweck der Les- und Ausdruckbarmachung 
dem BKA zur Verfügung gestellt worden. Neben den Disketten habe der BND 
dem BStU einen Aktenordner (in 10-facher Ausfertigung) mit Ausdrucken der 
Disketten am 22. Juni 1994 übergeben. Der Aktenordner enthalte scheinbar alle 
Ausdrucke, die der BND hergestellt hat. Nicht ausgedruckt worden sei allerdings 
eine Datei mit 13.000 Namen. Der Aktenordner umfasse ca. 400 - 500 Seiten und 
bestehe zu einem großen Teil aus konzentrierten IM-Berichten zu Operativ- 
vorgängen, Namensdateien sowie einigen "Dossiers" (/Vilage 7, S.1-2). 
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6.2 Anläßlich seines Gesprächs im Sekretariat des 1. (JA 12. WP am 19. September 
1994 teilt der BND-Mitarbeiter Simhart mit, ein Diskettenausdruck sei erstmals 
drei Tage vor einer Sitzung am 17. Juni 1994 in der Zentrale des BND 
(Teilnehmer: BStU, BfV, BVA, GBA und ZERV) gefertigt worden (Anlage 8, S. 2). 

6.3 Der BStU teilt am 26. September 1994 dem Vorsitzenden des 1. UA 12. WP mit, 
daß die ihm in 10-facher Ausfertigung vom BND zur Verfügung gestellten 
Ausdrucke der Disketten nicht deren gesamten Inhalt wiedergeben. Dieser 
Sachverhalt sei am 25. August 1 994 vom BND telefonisch bestätigt worden. Die in 
dem dem 1. UA 12. WP zugesandten Ausdruck fehlenden ersten 64 Seiten seien 
vom BStU wegen mangelnden Bezuges zum Untersuchungsauftrag entnommen 
worden (Anlage 3, S. 1-2). 

6.4 Mit Schreiben vom 28. Oktober 1994 teilt der BStU dem Obmann der SPD- 
Fraktion im 1. UA 12. WP mit, es gebe nur einen Aktenordner mit Teilausdrucken 
der Disketten (Anlage 4, S. 3). 

6.5 In einem Schreiben vom 4. Dezember 1995 an das Sekretariat des 2. UA 13. WP 
gibt der BStU einen Überblick über das dort vorliegende Material der HA XVIII 
und den Inhalt der Disketten. Diese enthielten u.a. eine ca. 13.000 Personen 
umfassende VSH-Datensammlung (VSH = Vorverdichtungs-, Such- und Hinweis- 
datei), die mit weiteren Dateien verknüpft sei. Der Zeitaufwand für einen 
Gesamtausdruck aller Disketten belaufe sich u.a. wegen ständig notwendiger 
manueller Eingriffe auf 9,9 Wochen. Der Ausdruck selbst würde ca. 80 
Leitzordner ä 500 Seiten einschließlich nicht unterdrückbarer Leerseiten 
umfassen. Ein Gesamtausdruck allein der 13.000 im VSH-System erfaßten 
Personen erfordere ca. 186 Stunden (Anlage 9, S. 3-4). 

6.6 In seiner Vernehmung vor dem 2. UA 13. WP am 26. September 1996 beziffert 
der Zeuge Willy Koch den Umfang der ihm vom BND vorgelegten 
Diskettenausdrucke mit ca. 500 Seiten bzw. einem Leitz-Ordner. Es habe sich 
überwiegend um Namenslisten gehandelt (Anlage 23, Prot. 31. Sitzung, S. 216). 

6.7 Aus einem der mit Übersendungsschreiben des BND vom 28. November 1996 
dem 2. UA 13. WP zugegangenen Kontakt- und Treffberichte geht hervor, daß 
spätestens zum Zeitpunkt dieses Treffs am 10. Juli 1990 beim BND ein Ausdruck 
der Liste mit ca. 13.000 Namen vorhanden gewesen sein muß (Anlage 21, S. 2). 

6.8 Anläßlich seiner Vernehmung vor dem 2. UA 13. WP am 20. Februar 1997 teilt 
der BND-Mitarbeiter Simhart mit, er selbst habe Diskettenausdrucke unter dem 
Stichwort "Embargo" veranlaßt. Hierbei habe es sich um ca. 192 Vorgänge 
gehandelt (Anlage 24, Prot. 53. Sitzung, S. 12 und 14). Außerdem bestätigt der 
Zeuge Simhart, daß er zu einem späteren Zeitpunkt, 1994, Kenntnis von dem 
Ausdruck der Liste über ca. 13.000 Namen erlangt habe (Anlage 24, Prot. 53. 
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Sizung, S. 13). Auch habe er erst zu diesem Zeitpunkt, nämlich einen Tag vor der 
Sitzung im BND am 17. Juni 1994, den Gesamtumfang der beim BND befindlichen 
Ausdrucke, ca. drei Aktenordner, gesehen (Anlage 24, Prot. 53. Sitzung, S. IS- 
IS). 

6.9 Am 17. März 1997 teilt der BStU der Leiterin des Sekretariats dos 2. UA 12. WP 
telefonisch mit, daß aufgrund nochmaliger Recherche im Archiv des BStU ein 
Karton mit ca. 300 losen Blättern aufgefunden wurde, der seinerzeit vom BND 
übergeben worden war. Der Karton enthalte u.a. einen Ausdruck der Namensliste 
(Anlage 14). 

6.10 Mit Schreiben vom 20. März 1997 an den Vorsitzenden des 2. UA 13. WP 
bestätigt der BStU den zuvor telefonisch mitgeteilten Fund weiterer Disketten- 
ausdrucke einschließlich der Namensliste. Diese seien als sog. Zwischenmaterial 
im Archiv des BStU gesondert gelagert worden, was üblicherweise mit 
Schriftmaterial geschehe, bei dem es sich nicht um Stasi-Unterlagen i.S.d. § 6 
Abs. 1 Stasi-Unterlagen-Gesetz handele. Da der prinzipielle Aufbau der auf den 
Disketten befindlichen Basisdateien dem 2. UA 13. WP bereits mit Schreiben vom 
4. Dezember 1995 dargelegt worder, sei, habe der BStU eine Übersendung der 
Ausdrucke nicht für erforderlich gehalten (Anlage 15, S. 1). 

6.11 Fazit: Da der BStU dem Sekretär und dem stellv. Sekretär des 1. UA 12. WP im 
August 1994 mitgeteilt hat, ein Ausdruck der Liste mit ca. 13.000 Namen liege 
nicht vor (vgl 6.1), kürzlich jedoch gegenüber dem 2. UA 13. WP das Vorhanden- 
sein weiterer Diskettenausdrucke einschließlich der Namensliste bestätigt hat 
(vgl. 6.9 und 6.10), stellt sich die Frage, wann die letztgenannten Ausdrucke, 
insbesondere die Namensliste, vom BND an den BStU übergeben wurden und 
warum deren Vorhandensein zuvor weder dem 1 . UA 12. WP noch dem 2. UA 
13. WP angezeigt wurde, obwohl erkennbar war, daß insbesondere die 
Namensliste im Mittelpunkt des Interesses stand. In diesem Zusammenhang 
beantragt die SPD-Fraktion im 2. UA 13. WP mit ADrs. 256 neu beim BND die 
Beiziehung des Schreibens des BND vom 23. März 1992, mit dem die Disketten 
und die sonstigen von Willy Koch übergebenen Unterlagen dem BStU gern. § 7 
Abs. 1 StUG angezeigt wurden sowie die Beiziehung der Übersendungsschreiben 
und Übergabeprotokolle zu den durch den BND an den BStU übergebenen 
Disketten und Unterlagen. 


7. Anzeige und Übergabe des Materials durch den BND an den BStU sowie 
durch den BStU an den 1. UA 12. WP bzw. 2. UA 13. WP 

7.1 StM Schmidbauer teilt dem /Abgeordneten Volker Neumann in einem Schreiben 
vom 5. Juli 1994 mit, der BND habe dem BStU die Disketten mit Schreiben vom 
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23. März 1992 angezeigt. Der schriftlichen Anzeige seien mündliche Gespräche 
mit der Behörde des BStU vorausgegangen. Außerdem habe er, Schmidbauer, 
die nochmalige Durchsicht der Disketten mit dem Ziel ihrer vollständigen 
Herausgabe an den BStU angeordnet. Diese Herausgabe habe mittlerweile 
stattgefunden (Anlage 5, S. 1-2). 

7.2 Mit Schreiben vom 3. August 1 994 teilt der Präsident des BND dem Vorsitzenden 
des 1. UA 12. WP mit, die 92 Disketten seien nebst Ausdruck und Erläuterungen 
am 28. Juni 1994 an den BStU abgegeben worden. Weitere sechs Vorgänge mit 
Informationen aus dem Bereich der HA XVIII befänden sich noch im Bestand des 
Archivs des BND. Auf telefonische Anfrage beim BStU am 3. August 1994 habe 
dieser einer direkten Vorlage an den Untersuchungsausschuß nicht zugestimmt. 
Die Unterlagen würden daher in der Folge unter Hinweis auf das Interesse des 
Ausschusses an den BStU abgegeben. Weitere Unterlagen der HA XVIII seien im 
BND nicht bekannt (Anlage 6, S.2). 

7.3 Der BStU teilt am 17. August 1994 dem Vorsitzenden des 1. UA 12. WP mit, die 
beim BND befindlichen Disketten seien einschließlich eines durch den BND 
gefertigten Ausdrucks ohne Namenslisten und Einzelvorgängen zwischenzeitlich 
an ihn übergeben worden (Anlage 2, S. 1 ). 

7.4 In dem o.g. Gespräch im Sekretariat des 1. UA 12. WP am 19. September 1994 
teilt der BND-Mitarbeiter Simhart mit, die von Willy Koch übergebenen Dossiers 
seien etwa eine Woche vor den Disketten dem BStU überlassen worden. Bereits 
lange vorher, wohl schon im Jahre 1990, seien sie in Kopie dem BKA zur 
Verfügung gestellt worden (Ablage 8, S. 2). 

7.5 In einem Schreiben vom 28. Oktober 1994 teilt der BStU dem Obmann der SPD- 
Fraktion im 1. UA'12. WP mit, der BND habe ihm den Besitz von Disketten der HA 
XVIII/8 am 23. März 1992 angezeigl. Erst Mitte Juli 1994 habe der BND dem BStU 
92 Disketten und einen Aktenordner Dossiers übergeben (Anlage 4, S. 3). 

Auf Wunsch des 1. UA 12. WP seien am 11. Oktober 1994 in Bonn Kopien von 
allen 92 Disketten gezogen und übergeben worden, ebenso wie KoKo-relevante 
Kopien der Dossiers. (Anlage 4, S. 4). 

Gleichzeitig räumt der BStU in diesem Schreiben eine Informationslücke zwischen 
dem Archiv und dem federführenden Referat ein, wonach letzteres erst auf 
Nachfrage des Sekretariats des 1. UA 12. WP Anfang September 1994 vom 
Vorhandensein eines weiteren Ordners erfuhr. Die KoKo-relevanten Teile seien 
dann aber sofort in Kopie übersandt worden (Anlage 4, S. 6) 

7.6 Mit Schreiben vom 16. Oktober 1996 an den Obmann der SPD-Fraktion im 2. UA 
13. WP teilt StM Schmidbauer mit, die von Willy Koch Ende Mai und Anfang Juni 
1990 an den BND übergebenen MfS-Unterlagen sowie alles andere dem BND 
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bekannte Originalmaterial seien dem BStU nach Erlaß des Stasi-Unterlagen- 
Gesetzes mit Schreiben des BND vom 23. März 1992 angezeigt und eine 
Zustimmung zur Nutzung gern. § 25 StUG beantragt worden. Eine Herausgabe- 
forderung sei seitens des BStU erst im Zusammenhang mit einer Besprechung am 
17. Juni 1994 gestellt worden. Die handschriftlichen Unterlagen seien mit 
Schreiben des BND vom 22. Juni 1994 an den BStU abgegeben worden, die 
Disketten nebst Ausdrucken und Erläuterungen mit Schreiben vom 28. Juni 1 994 
(/Anlage 10, S. 3-4). 

7.7 In einem Schreiben vom 23. Oktober 1996 an den Obmann der SPD-Fraktion im 
2. UA 13. WP weist der Präsident des BND nochmals darauf hin, daß der BND 
dem BStU die von Koch übergebenen MfS-Unterlagen ordnungsgemäß angezeigt 
und dessen Herausgabeverlangen unverzüglich entsprochen habe. Der BND 
habe sich gegenüber dem BStU nie geweigert, die Unterlagen dorthin abzugeben 
(Anlage 11, S. 2). 

7.8 Mit Schreiben vom 10. Februar 1997 zeigt der BND dem Vorsitzenden des 2. UA 
13. WP vorsorglich den Fund einer 12-seitigen Originalunterlage der HA XVIII/8 
im BND an. Diese Unterlage habe sich in einem bereits geschlossenen Vorgang 
befunden. Sie habe dortigen Erachtens keinen Bezug zum Untersuchungsauftrag 
des 2. UA 13. WP. Auch bestehe wohl kein Zusammenhang zur Untersuchungs- 
tätigkeit hinsichtlich des Überläufers Willy Koch. Der Fund sei dem BStU 
unverzüglich angezeigt und die Originalunterlage an diesen abgegeben worden 
(Anlage 13, S. 1-2). Mit Schreiben des Sekretariats des 2. UA 13. WP vom 27. 
März 1997 wurde der BND um Mitteilung darüber gebeten, um welche Unterlage 
es sich gehandelt habe und wann diese dem BStU angezeigt bzw. übergeben 
worden ist. 

7.9 Mit Übersendungsschreiben vom 11. Februar 1997 übergibt der BStU die im Jahr 
1994 durch den BND zusätzlich zu den 92 Disketten übergebenen Unterlagen der 
HA XVIII/8 an den 2. UA 13. WP (Anlage 18). Hierbei handelt es sich nicht um 
durch den BND gefertigte Diskettenausdrucke, sondern um das seinerzeit durch 
Willy Koch übergebene Originalmaterial in Kopie. 

7.10 Mit Übersendungsschreiben vom 27. März 1997 stellt der BStU dem 2. UA 
13. WP Kopien der zuvor angezeigten Diskettenausdrucke einschließlich der 
Namensliste (vgl. 6.9 und 6.10) zur Verfügung (Anlage 16). 

7.1 1 Fazit: Der Präsident des BND erwähnt in seinem Schreiben an den Vorsitzenden 
des 1 . UA 1 2. WP vom 3. August 1 994 sechs weitere Vorgänge aus dem Bereich 
der HA XVIII, die sich nach Übergabe des übrigen Materials an den BStU im Juni 
1994 noch im Bestand des BND befanden (vgl. 7.2). Bislang ist nicht feststellbar, 
ob und ggf. wann diese Unterlagen dem 1. UA 12. WP oder dem 2. UA 13. WP 
zugegangen sind. 
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StM Schmidbauer erwähnt in seinem Schreiben an den Obmann der SPD- 
Fraktion im 2. DA 13. WP vom 16. Oktober 1996 handschriftliche Unterlagen, die 
mit Schreiben des BND vom 22. Juni 1994 an den BStU abgegeben worden seien 
(vgl. 7.6). Dies wirft die Frage auf, ob es sich hierbei um eine unpräzise 
Formulierung handelte, die der Differenzierung zwischen Originalunterlagen und 
Diskettenausdrucken diente, oder ob tatsächlich weitere handschriftliche 
Unterlagen existieren, die dem 2. UA 13. WP bisher nicht bekannt waren. 


8. Sonstige Widersprüche 

8.1 In einem zusammen mit den Kontakt- und Treffberichten an den 2. UA 13. WP 
übersandten Vermerk des BND wird Herr Simhart als der BND-Mitarbeiter 
genannt, der über die gesammelten Aussagen und Unterlagen Willy Kochs 
verfüge (Anlage 1 9. S. 2). 

8.2 In einem Schreiben des Bundeskanzleramtes vom 15. Oktober 1996 wird Herr 
Simhart als der zuständige BND-Mitarbeiter benannt, der für die Auswertung der 
durch Willy Koch übergebenen Unterlagen zuständig war und sich mit diesem zu 
Gesprächen getroffen habe. Simhart sei außerdem für die Auswertung der 
Disketten unter den Gesichtspunkten Technologietransfer und Embargoverstöße 
zuständig gewesen. Die BND-Mitarbeiter Theim und Stetter seien die Verbin- 
dungsführer Willy Kochs, jedoch nicht für die Auswertung der Unterlagen 
zuständig gewesen. Die Unterlagen seien ferner unter Sicherheitsgesichts- 
punkten selektiv durch die Abteilung 5 des BND ausgewertet worden (Anlage 20, 
S. 1-2). 

8.3 Anläßlich seiner Vernehmung vor dem 2. UA 13. WP am 20. Februar 1997 
bezeichnet der BND-Mitarbeiter Simhart den o.g. Vermerk des BND, wonach er 
über die gesammelten Aussagen und Unterlagen Willy Kochs verfügt habe, als 
unrichtig. Er habe diesen Vermerk zuvor nie gesehen und könne ihn nur mit der 
Einschränkung hinsichtlich seines Aufgabenbereichs "Embargo" akzeptieren 
(Anlage 24. Prot. 53. Sitzung. S. 17-18). 

8.4 Fazit: Die in dem unter 8.1 zusammengefaßten Vermerk des BND getroffene 
Feststellung, wonach der BND-Mitarbeiter Simhart über die gesammelten 
Aussagen und Unterlagen Willy Kochs verfügte, wird durch das unter 8.2 
aufgeführte Schreiben des Bundeskanzleramtes gestützt. Der Zeuge Simhart 
bestreitet diesen Sachverhalt jedoch und beschränkt ihn auf den Themenbereich 
"Embargo". Es bleibt somit unklar, welche weiteren BND-Mitarbeiter die fachliche 
Auswertung der durch Willy Koch übergebenen Unterlagen vorgenommen haben, 
sofern die Aussage Simharts zutreffend ist. 
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9. Schlußfolgerungen 

Es wird angeregt, die unter 5.7, 6.11, 7.11 und 8.4 aufgeführten offenen Fragen 
bzw. Widersprüche zum Gegenstand des in der 57. nichtöffentlichen 
Beratungssitzung beschlossenen schriftlichen Auskunftersuchens an den 
Präsidenten des BND zu machen, da die Durchführung der einschlägigen 
Beschlüsse des 2. DA 13. WP, insbesondere BB 13-17 (Zeugenvernehmung Willy 
Koch), BB 13-18 (Zeugenvernehmung der zuständigen BND-Mitarbeiter, hier 
Simhart), BB 13-29 und BB 13-60 (Beiziehung der relevanten Unterlagen und 
Ausdrucke), Beweisvorbereitungsbeschluß 13-171 (Anforderung einer schrift- 
lichen Auskunft des BStU über den genauen Umfang und den Inhalt der vom BND 
zusätzlich zu den 92 Disketten übergebenen Unterlagen, die zuvor von Koch an 
den BND übergeben worden waren) sowie BB 13-204 (Beiziehung der Kontakt- 
und Treffberichte des BND über die Treffen mit Koch) keine hinreichende 
Aufklärung herbeiführen konnte. 

Der nunmehr dem 2. UA 13. WP durch den BStU mit Übersendungsschreiben 
vom 24. März 1 997 übergebene Ausdruck der Namensliste (Mat A 1 3-2b, VS-NfD) 
ist ein Teilausdruck der auf den Disketten befindlichen Daten (vgl. 6.5) und nur 
durch Verknüpfung mit den weiteren Dateien sinnvoll nutzbar. In diesem 
Zusammenhang beantragt die Fraktion der SPD im 2. UA 13. WP mit der ADrs. 
260 die Beiziehung der 70 Kopien von Originaldisketten der HA XVIII/8 des MfS 
aus dem Bestand des BStU, die am 11. Oktober 1994 in der Geheimschutzstelle 
des Deutschen Bundestages gezogen und dort unter der Tgb. Nr. 86/94 VS- 
Geheim registriert worden sind. Mit Blick auf die beabsichtigte Nutzung der 
Disketten zu Recherchezwecken erscheint ein gleichzeitiger Herabstufungsantrag 
auf das Einstufungsniveau der Namensliste, VS-NfD, sinnvoll. 


Im Auftrag 
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Si::.. Ausfertigung 


82049 Pullach, 12. Mai 1997 


Der l’räsidcnt 

50A/50AA - 02-33-10 - 50A-0 140/97 VS-Veruaulich 
- ohne Anlagen offen - 


IZ. ^ ? 


Herrn 

Volker Ncumann, MdB 
Vorsitzender des 
2 UntersuchungsausscliLisses 
des 13. Deutschen Bundestages 
Bundeshaus 


53 \ 1 3 Bonn 


ii b c r 
Herrn 

Ministeiialdirigeiu 
Dr August Ilanning 
Bundeskanzleramt 

53 I 13 Bonn 





I Deutscher Bundestag 

- VS -Registratur - 


rgb. Nr. 


1 3. MA1 1997 

2. m/1 '^3 




IkL '1:^^ = 

övi C. = 
i?ul l. 


Betr ; Disketten und Unterlagen der Hauptabteilung XVIlI/8 des Ml^, die dem 
Bundesnachrichtendienst durch Herrn Willy Koch übergeben wurden 
hier: Stellungnahme zu den noch offenen Fragen 
Bezug: 1. Ihr Schreiben vom 10.04.1997 

2. Beschluß des 2. Untersuchungsausschusses der 13 . Wahlperiode des Deutschen 
Bundestages vom 1 3 03 1 997 
Ani g - 8 - 


Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

zu den im Vermerk des Ausschußsekretariats vom 09.04. 1997 unter den 
Gliederungspunkten 5.7, 6.11, 7.11 und 8 4 aufgetuhrten Fragen nehme ich wie folgt 
Stellung 


2 - 




60^ 
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J Zu GliederunKSDunkt 5,7 

"Umfang des Materials, das van Herrn Koch neben den Disketten an den 
ßundesnachrichtendienst übergeben wurde" 

Wie bereits im Schreiben von Herrn Staatsniinister Schmidbauer vom 16 10.1996 
an Herrn Abgeordneten Beucher dargelegt, hat der Bundesnachrichtendienst im 
einzelnen von Herrn Koch neben den Disketten folgende MfS-OriginaJunt erlagen 
in Schriftform erhalten 

1 elefonverzeichnis HA XVIIl (33 Blatt) 

Deckadressen, Telegrammanschriften. konspirative Wohnungen (7 Blatt) 
JMB-Auflistung (Decknamen; Stadt, Land) (13 Blatt) (ENlß = Inoffizieller 
Mitarbeiter zui unmittelbaren Bearbeitung feindlicher Stellen und Kräfte) 
Fersonen, an denen westliche Nachrichtendienste Interesse zeigten (4ü 
Blatt) 

Dossiers 70 Vorgänge - insgesamt 387 Blatt. 

Der Gesamtumfang beträgt somit 480 Blatt und entspricht nicht der Schatzung, 
die Herr Koch am 26.09. 1996 vor dem Untersuchungsausschuß abgegeben hat. 

Diese MlS-Originalunterlagen wurden am 28.05.1990 in Berlin von Herrn Koch 
an den Verbindungsführer des Bundesnachrichtendiensles, Deckname (UN) 
Hassert, übergeben. Herr Hassen konnte die MfS-OriginaJunterlagen, deren 
Umfang er, hierzu befragt, auf etwa 500 Blatt schätzt, problemlos in einem der 
üblicherweise im BND verwendeten Samsonite-AktenkotTer mitnehmen. 

Bei den nachfolgenden 1 reös übergab Herr Koch im Rahmen der "Abschöpfung" 
durch seine Verbindungstuhrer außerdem noch auf Grund seiner Erinnerung und 
an Hand seines Notizbuches von ihm neu gefertigte handschriftliche 
Autzeichnungen zu Mitarbeitern und Einrichtungen des Ministeriums für 
Staatssicherheit. Der entsprechende Auftrag ist im Kontakt-/'! refibericht Nr. 02 
vom 27.07.1990, der dem 2. UA 13. WF vorliegt, dokumentiert. Diese 
Aufzeichnungen sind allerdings keine MfS-Originalunterlagen und damit auch 
keine Unterlagen im Sinne des Gesetzes über die Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR (§ 6 StUG). Damit bestand 
bezüglich dieser Aufzeichnungen keine Anzeige- und Übergabepflicht gegenüber 
dem ßundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der 
ehemaligen DDK (BStU). 
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Ob Herr Koch seinen Verbindungsfuhrern alle in seinem Besitz befindlichen MfS- 
Originalunterlagen ausgehändigt hat oder einzelne Unterlagen zurückbehielt, ist 
dem Pundesnachrichtendienst nicht bekannt. 

Alle MtS-üriginalunterlagen. die der Bundesnachrichtendienst von Herrn Koch 
erhalten hat, wurden in der Folgezeit dem öStU übergeben 

Die Anzeige und Übergabe dieser MfS-Originalunterlagen lief im einzelnen 
fulgcndctiiiaDen ab; 

1.1. Anzeige des BND an den BStU 

Mit Schreiben vom 23.03.1992 wurden dem BStU auf der Grundlage einer 
aktuellen Bestandsaufnahme die im Bundesnachrichtendienst vorliegenden MfS- 
Onginalunierlagen, darunter auch die Disketten und MfS-Originalunterlagen von 
Herrn Koch, angezeigt. Dem war eine Besprechung des 
Bundesnachrichtendienstes beim BStU über die sich aus dem StUG ergebenen 
Anzeigepflichten am 13 03. 1992 vorausgegangen 

Dieses Schreiben vom 23.03.1992 ist in Kopie als Anlage 1 bcigefügt. 

1 .2. Unterrich tung des BStU durch den BND 

Am 17.06.1994 fand in München eine Besprechung des 

Bundesnachrichtendienstes mit Vertretern des BStU und anderer Behörden statt, 
um die Formalitäten der Herausgabe der von Herrn Koch übergebenen Disketten 
und MfS-Onginalunterlagen zu erönem 

Zur Vorbereitung dieser Besprechung wurden Ausdrucke einzelner Teile der auf 
den Disketten gespeicherten Dateien gefertigt. Diese Ausdrucke wurden in 1 1 - 
facher Ausfertigung als Anschauungs- und Informationsmaterial bei der 
Besprechung vorgelegt und anhand dieses Materials wurden alle Anwesenden 
durch den Bundesnachrichtendienst über Art, Umfang und wesentlichen Inhalt 
der von Herrn Koch übergebenen Disketten und MfS-Originalunterlagen 
unterrichtet 
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1.3, Zur Frage eines Gesamtausdruckes 

Ein Gesamtausdruck der Inhalte aller Disketten wurde weder für diese 
Besprechung am 17,06.1994 noch zu einem anderen Zeitpunkt im 
Bundesnachrichtendienst angefertigt. Ein solcher Gesamtausdruck wurde 
insbesondere auch nicht zum Zweck der Sichtung und Auswertung des Materials 
angefertigt. Wie in einem Schreiben des Herrn Staat smimster Schnudbauer vom 
22.06.1994 an den Vorsitzenden des 1. UA 12. WP bereits ausgeftihrt wurde, 
enthielten die Disketten eine umfangreiche Vorsuch- und Hinweisdatei. 

Dieses Schreiben ist in Kopie als Anlage 2 beigefugt 

Ein Auswahlmenü ermöglichte den Zugang zu dieser Vorsuch- und Hinweisdatei 
und die Verknüpfung von Hamen und Sachverhalten, Die Sichtung der 
Disketteninhalte wurde anhand dieser Datei am Bildschirm durchgefuhrt. Diese 
Sichtung erfolgte nur unter den Gesichtspunkten "Embargo/Technologietransfer" 
und "Eigensicherung BND", da aufgrund des seit dem 18.03. 1990 
(Volkskammmerwahl) eingeschränkten BND-Auttrages eine darüber 
hinausgehende Auswertung nicht mehr statthaft war. 

Da die vorgenannte Sichtung der Disketten nicht, wie dargelegt, anhand eines 
Gesamtausdruckes, sondern nur am Bildschirm erfolgte, ist auch die 
Schlußfolgerung von Mitgliedern des 2. UA 13. WP im Kähmen der Vernehmung 
des Zeugen Simhart, es habe wegen dieser Sichtung und Auswertung einen 
Oesainlausdruck geben müssen, unrichtig 

Herr Simhart hat sich nun bei seiner Zeugeneinvernahme auf entsprechenden 
Vorhalt der Auffassung angeschlossen, es habe wohl einen Gesamtausdruck 
geben müssen. Er führte laut Protokoll der 53 Sitzung des 12 UA 13. WP vom 
20.02.1997 aus, daß er so auch von Mitarbeitern der Abteilung 5 unterrichtet 
worden sei. Herr Simhart ist in dieser Frage, wie er im Nachgang zu seiner 
Zeugenvernehmung ausdrücklich erklärt, einem Mißverständnis erlegen. 

Tatsächlich war bei allen Äußerungen von Mitarbeitern der Abteilung 5 
gegenüber Herrn Simhart lediglich von der Gesamtheit der im BND gefertigten 
Ausdrucke die Kede. was nicht bedeutet, daß ein Gesamtausdruck aller Disketten 
gefertigt worden war 
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14. Übergabe des von Herrn Koch erhaltenen Materials an den BStU 

Zwischen dem Bundesnachrichtendienst und den Vertretern des BStU bestand 
Einvernehmen darüber, daß der Bundesnachrichtendienst neben dem sonstigen 
Material auch alle von Herrn Koch übergebenen schriftlichen MfS- 
OriginaJunterlagen an den BStU herausgibt. Dies war das wesentliche Ergebnis 
der Besprechung vom 1 7.06. 1994. 

Mit Schreiben vom 22.06.1994 übersandte dann der Bundesnachrichtendienst 
unter Bezugnahme auf die Besprechung vom 1 7.06. 1 99^ 

die 92 von Willy Koch erhaltenen Disketten, 

die von Willy Koch erhaltenen schriftlichen MfS-Originalunterlagen mit 
einem Gesamtumfang von 480 Blatt, 

10 Ausfertigungen der für die Besprechung von den Disketten gefeaigten 
Teilausdruckc.^ 

den Ausdruck einer von den Disketten gefertigten Namensliste, 
den Ausdruck zweier (nicht näher spezifizierter) Einzelvorgänge. 

Dieses Schreiben ist m Kopie als Anlage 3 beigeftigt 

Für die zum damaligen Zeitpunkt im Bundesnachrichtendienst verbliebenen und 
im Schreiben vom 22.06.1994 an den BStU auf Seite 2 im einzelnen genannten 
Unterlagen wurden mit gleichem Schreiben Nuizungsanträge gern. § 8 Abs. 2 in 
Verbindung mit § 23 Abs. 1 Nr.l bzw. Abs. 2 StUG gestellt 

Im einzelnen handelte es sich um 

die 1 1. Ausfertigung der für die Besprechung angefenigten Teilausdrucke, 
einen mit Bearbeitungsvermerken versehenen weiteren leilausdruck in der 
** Akte des Überläufers (= Herrn Koch)" 

(Anmerkung: Bei der Akte handelt es sich um die Dokumentation der 
Anbahrmng und Nutzung des Herrn Koch als Quelle) 


zwei 1 eilvorgänge (3 bzw. 9 Blatt) mit BND-Bezug. 
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Uas Schreiben vom 22.06.1994 wurde zusammen mit den übersandten 
Unterlagen am 28.06.1994 vom Verbmdungsreferenien des 
Bundesnachrichtendienstes in Berlin an den BStU übergeben. Ein 
Übergabeprotokoll wurde nicht erstellt. Allerdings ist über die (Gesamtzahl der 
Setten der an den BStU übergebenen MfS-Originalunterlagen (450 Blatt) ein 
BND-Aktenvermerk am 23.06.1994 angefertigt worden. 

ln der Besprechung vom 17.06. 1994 wurde dem BStU auch die Unterstützung 
bei der Lesbarmachung und Nutzung der Disketten durch Mitarbeiter des 
ßundesnachrichtendienst zugesagt. Diese erfolgte vom 19. bis 21,07.1994 beim 
BStU 

Mit Schreiben vom 30.09.1994 genehmigte der BStU den Antrag des 
Bundesnachrichtendienstes vom 22.06.1994 auf Nutzung der noch im 
ßundesnachrichtendienst verbliebenen oben genannten Unterlagen. 

Dieses Schreiben ist in Kopie als Anlage 4 beigefugt. 

Diese Unterlagen wurden mit Schreiben vom 08.09 1995 an den BStU 
abgegeben 

Dieses Schreiben ist in Kopie als Anlage 5 beigefugt. 


2 Zu Gliederungspunkt 6. 1 1 

Z&itpunkl der Übergabe der Diskettenausdrucke, insbesondere des Ausdrucks 
der Liste mit ca. 13. OÜO Namen; hehlende Uniemchtung des I. UA 12. WF und 
2. UA 13. WP über noch vorhandene Ausdrucke in.sbesondere die Namensliste 
mit 1 3.000 Namen 

2.1. Fehlende Unierrichtung des 1. UA 12. WF über noch wrhandene Ausdrucke 

Die von Herrn Koch übergebenen MfS-Originalunterlagen und Disketten 
stammen aus der Hauptabteilung XVlil des MfS, Diese Hauptabteilung war 
zuständig für Sicherheitskonzepte in der Industrie und Außenwirtschaft 
insbesondere auch unter den Ciesichtspunkten Wirtschaftsspionage und 
Spionageabwehr. Sie befaßte sich mit den Embargoaktivitäten des Bereiches 
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"Kommerzielle Koordinierung", soweit es im Zuge der Wirtschaftsspionage und 
der Spionageabwehr um (.^uellenfiihrung und Beschaftung von Hochtechnolo^e 
für das MfS ging Eine unmittelbare Beschäftigung mit den Embargoaktivitäten 
der "Kommerziellen Koordinierung" darüber hinaus fiel mcht in die Zuständigkeit 
dieser Hauptabteilung. 

Soweit die Unterlagen und Disketten Erkenntnisse zum Bereich "Kommerzielle 
Koordinierung" ergaben, wurden diese dem l.UA 12. WP durch den BND mit 
folgenden Schreiben zur Verfügung gestellt. 

- Schreiben vom 05. 07 1990 Az.; 30/3 lC-0304/90-VS-Vertraulich 

- Schreiben vom 27.07.1990 Az.: 30/3 lC-ü354/9Ü-VS-Vertraulich 

- Schreiben vom 26.09.1990 Az.; 35Y-0515/90-VS-Geheim 

- Schreiben vom 18.06.1991 /\z.; 35Y-0J74/91-VS-Vertraulich 

- Schreiben vom 02.09.1991 Az.; 32Y-0557/91-VS-Vertrauüch 

Dem l.UA 12. WP wurde damit die gesamte Benchterstattung des 
Bundesnachrichtendienstes, die aus der Auswertung der von Herrn Koch 
erhaltenen Informationen zum Bereich "Kommerzielle Koordinierung" stammen, 
zur Verfügung gestellt. 

Die Unterlagen der Hauptabteilung XV1IP8 wurden erst mit dem 
Beweiserhebungsbeschluß des l.UA 12. WP vom 23.06.1994 Gegenstand des 
Untersuchungsauftrages. Zu diesem Zeitpunkt, d.h. anläßlich der vorgenannten 
Besprechung am 17.06.1994, hatte der BStU unter Bezugnahme auf die Anzeige 
der MlS-Originalunterlagen durch den BND vom 23.03. 1992 die Herausgabe der 
MtS-Ortgmalunterlagen gern. § 8 StUG an sich verlangt. 

Uber diese Rechtslage wurde der l.UA 12 WP mit Schreiben des Herrn 
Staatsrrumstcr Schmidbauer vom 22.06.1994 unterrichtet. 

Dieses Schreiben ist in Kopie als Anlage 2 beigefügi 

Uber die Abgabe der von Herrn Koch übergebenen MfS-Originalunterlagen und 
Disketten nebst Ausdrucken informierte Herr Präsident Porzner den I. UA 12. 
WP mit Schreiben vom 03.08. 1994 

Dieses Schreiben ist m Kopie als Anlage 6 beigefügt. 
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Mit der Abgabe des weit überwiegenden l eils der MfS-Originalunt erlagen, der 
getertigten leilausdrucke und der Disketten an den BStU mit Schreiben vom 
22.06.1994, sowie der Unterrichtung des 1. UA 12. WP über diese Abgabe hat 
der Bundesnachrichtendiensi seine Unterrichtungsptlicht auf der Grundlage des 
Beweisbeschlusses vom 23.06.1994 umfassend erfüllt. 

2.2 Zeitpunkt der Übergabe der Namensliste 

Den von den Disketten gefertigten Ausdruck der Liste mit 13.000 Namen hat der 
Bundesnachrichtendienst mit Schreiben vom 22.06.1994 an den BStU übersandt. 
Die Übergabe erfolgte zusammen mit den anderen Unterlagen durch den 
Verbindungsreferenten des Bundesnachrichtendienstes in Berlin. 

In dem Übergabeschreiben vom 22.06,1994 wurde diese Namensliste 
ausdrücklich unter Ziffer 1, 3. Strichaufzahlung aufgefiJhrt (vgl. meine 
Ausführungen unter Ziffer 1.4 | 

Dieses Schreiben ist in Kopie als Anlage 3 beigefugt. 

tine entsprechende Namensliste wurde zu einem spateren Zeitpunkt nicht noch 
einmal übersandt. Bei der zwischenzeitlich beim BStU gefundenen Namensliste 
muH es sich daher um die mit Schreiben vom 22.06.1994 übersandte Namensliste 
handeln. 

Zur Übergabe aller übrigen vom Bundesnachrichtendienst von den Disketten 
gefertigten Ausdrucke an den BStU verweise ich auf meine Ausführungen unter 
Ziffer 1 . 


3 Zu Gliederungspunkt 7 11, 1 . Absatz 

Verbleib von sechs weiteren Vorgängen aus dem Bereich der HA Xl'Hl 

Auf der Grundlage des Beweiserhebungsbeschlusses des 1. UA 12. WP vom 
23.06.1994 wurde eine gezielte Suche nach weiteren Unterlagen der HA XVUl 
im Bundesnachrichtendienst durchgefUhrt. bei der un Archiv sechs Vorgänge mit 
folgenden Bezeichnungen gefunden wurden; 
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Protokoll über die Hauptrichlungen der Weiterentwicklung der 
Zusammenarbeit zwischen der Verwaltung II der Hauptverwaltung III des 
MdI der ungarischen VR und der HA XVIII des MfS, ohne Datum 
HA XVllI/4 an HA II vom 15.02.1989 mit Anlagen: Kückflußinformation 
Sicherung ausländischer Werktätiger 
HA XVllI vom 1 1.05.1989: Telefonverzeichnis (2-fach) 

Plan der Entwicklung der Zusammenarbeit zwischen der HA XVUl des 
MfS der DD.R und der Verwaltung E der 11. Hauptverwaltung des MdI der 
VR Bulganen für die Jahre 1985-1990, von 1985 

Protokoll über die weitere Zusammenarbeit zwischen der HA XVTII des 
MfS der DDR und der 11. Hauptverwaltung des KfS der UdSSR, vom 
23.04.1981 

Plan der Entwicklung der Zusammenarbeit zwischen der HA XVIII des 
MfS der DDR and der VI. Verwaltung des KtS der UdSSR für die Jahre 
1985-1990, vom 22 11.1984 

Diese weiteren Vorgänge aus der HA XVIII waren nicht von Herrn Koch an den 
Bundesnachrichtendienst übergeben worden. 

Eine direkte Zuleitung dieser Vorgänge an den I. UA 12. WP war dem BND aus 
rechtlichen Gründen nicht möglich. Der BStU stimmte einer direkten 
Übersendung der Vorgänge an den Untersuchungsausschuß auf die telefomsche 
Anfrage des Bundesnachrichtendienstes am 03.08.1994 unter Hinweis auf die 
gern. § 8 StUG bestehende Herausgabepflicht an ihn nicht zu. 

So informierte Herr Präsident Porzner den 1. UA 12. WP mit Schreiben vom 
03.08. 1994 über den Fund und die bevorstehende Abgabe an den BStU. Auf das 
Untersuchungsinteresse des Ausschusses wurde hingewiesen. 

Dieses Schreiben ist in Kopie als Anlage 6 beigefügt. 

Die Abgabe dieser sechs Vorgänge an den BStU erfolgte mit Schreiben des 
Bundesnachrichtendienstes vom 05.08.1994, Dabei wurde ausdrücklich auf das 
Herausgabevcrlangen des 1. UA 12. WP beim Bundesnachrichtendienst bzgl. 
noch vorhandener MfS-üriginalunterlagen der HA XVIII hingewiesen. 

Dieses Schreiben ist in Kopie als Anlage 7 beigefügt. 
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Der BStU hat den tmpfang der Vorgänge mit Schreiben vom 15.08.1994 
bestätigt 

Dieses Schreiben ist in Kopie als Anlage 8 beigefügt. 

4 Zu Ciliederungspunkt 7. 1 1 . 2. Absatz 

Erwähnung hmidschrifllicfwr Unterlagen im Schreiben des Herrn 
Staatsministers vom 16. Oktober 

Die Bezeichnung der von Herrn Koch übergebenen MfS -Originalunterlagen als 
"handschriftlich" im Schreiben des Herrn Staatsminister Schmidbauer vom 
16.10.1996 an Henri Abgeordneten Beuchet beruht auf der Unterrichtung durch 
den Bundesnachrichtendienst, sie ist jedoch miüverstandlich. Diese Formulierung 
bezeichnet das von Herrn Koch in Papiertbrm übergebene MfS-Originalmaterial 
und sollte der Unterscheidung diesen Materials von den Disketten und den 
Ausdrucken dienen. 


Die in diesem Zusammenhang verwendete Bezeichnung "handschriftlich" bezieht 
sich im übrigen auch nicht auf die von Herrn Koch ira Zuge der Zusammenarbeit 
mit dem Bundesnachrichtendienst handschriftlich angefertigten Auf^ichnungen 
( vergleiche hierzu meinen Hinweis auf Seite 2). 

Weitere von Herrn Koch übergebene "handschriftliche" MfS-üriginalunierlagen, 
die dem 2. UA 13. WP bisher nicht vorgelegt wurden, sind im 
Bundesnachnchtendienst nicht bekannt. 


5 Zu Gliederungspunkt 8.4 

Vermerk der Dienststelle J2Hß vom 06.06. IWJ: Feststellung, daß Herr Simhart 
über die gesammelten Aussagen und Unterlagen des Herrn Koch verßige; 
Aussage von Herrn Simhart, er sei nur ßir das Thema Embargo zustätuiig 
gewesen 

5.1 Der Umfang der Zuständigkeit von Herrn Simhan bei der Bearbeitung des 
"Koch-Materials" im Bundesnachrichtendienst wurde bereits mehrfach 
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vorgetragen. Ich darf zunächst auf folgende Schreiben verweisen; 

Schreiben des Herrn Präsidenten Porzner vom 03.08.1994 an den 
Vorsitzenden des 2. UA 13. WP: 

%..) Für Erläuterungen, was in die Ausgangsberichterstatntng 
eingeflossen ist, sieht der Ihnen bereits bekannte BND-Miiar beiter, Herr 
a imhart, zur Verfügung. (...) ". 

Schreiben Dr. Aretz, Leiter ad*hoc Arbeitsstab 2. Untersuchungsausschuß 
im Bundeskanzleramt, an das Sekretariat des 2. Untersuchungsausschusses 
vom 15 10 1996 

" (...) I. unter Bezugnahme auf den Beweisbeschluß IS- 18 des 2. UA vom 
26.10.1995 benenne ich Herrn Jürgen gtmhart als Bediensteten des 
Bundesnachrichtendtenstes, der für die Auswertung der übergebenen 
Unterlagen zitständig war und der sich zu Gesprächen mit Koch getroffen 
hat. 

Der im Schreiben des UA vom 02.10.1996 bereits angesprochene 
Bedienstete des Bundesnachrichtendienstes war im Bereich der Abteilung 
Auswertung für die Auswertung der Disketten unter den Gesichtspunkten 
Technologietransfer und Embargoverstöße zu.stattdig und hat sich - wie 
bekannt - mehrfach mit Koch getroffen. (.....)”. 


Schreiben des Herrn Staatsministers Schmidbauer an Herrn Abgeordneten 
Beuchet vom 16.10.1996: 

'*(....) An ca. 5 dieser Treffen nahm der Mitarbeiter der Abteilung 
Auswertung des Bundesnachrichtendienstes, Herr Simhart teil, um Herrn 
Koch fachlich zu dem Thema, für das er als Auswerter zuständig war und 
das zugleich das Aufklärungsinteresse des Untersuchungsausschusses 
umfaßt, zu befragen. Dabei ging es um die Themen Embargoverstöße und 
Technologietransfer. (....)". 
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Mem Schreiben an Herrn Abgeordneten Bcucher vom 04. 1 2, 1 996 

Unter Be~ugnahme auf das o g. Schreiben von Herrn Präsidenten Porzner 
habe ich ausgeluhrt: 

"(....J Aufgrund diesem An^ehois kam es am 19.09.1994 zu einem (Jesprach 
ZH'ischen Herrn JJr. Heymer, dem Sekretär des Unter.mchtmgsausschusses 
und Herrn Simhart, der die von Herrn Koch an den 
Bundesnachrichtendienst übergebenen Informationen unter dem 
(Jesichtspunkt "Embarga/Beschaffung von Hochtechnologie durch die 
ÜÜR" ausgewertet und daraus die Ausgangsberichterstattung des 
BuruJesnachrichtendienstes gefertigt hatte. (....) 

5 2 Unabhängig davon nehme ich zu den genannten Funkten erneut Stellung 
Aussage von Herrn Simhart 

Die Aussage von Herrn Simhart, er sei nur für die Auswertung zum Thema 
"Embargoflechnologietransfer“ zuständig gewesen, ist zutreftend. Er war der 
zuständige Bearbeiter für den Bereich ■Embargo/ßeschaffung von 
Hochtechnologie lur die DDR". Eine darüber hinausgehende Zuständigkeit hatte 
er nicht. 

Herrn Simhart befaßte sich deshalb nur mit dem Teil des von Herrn Koch an den 
Bundesnachrichtendienst übergebenen Materials, der das Thema 
"Embargo/'lechnologietransfer" zum Inhalt hatte. 

Herr Simhart war in dieser Funktion als der zuständige Fachauswerter für diesen 
1 hemenbereich damit auch Ansprechpartner lur anfragende Behörden. 


Vermerk der Dien.ustelle I2HB 

Die Feststellung in dem Vermerk der Dienststelle 12FIB, daß Herr Simhart über 
die gesammelten Aussagen und Unterlagen des Herrn Koch verfugt, ist ungenau. 
Präzise hätte es m diesem Vermerk heißen müssen, daß Herr Simhart über 
Aussagen und Unterlagen von Herrn Koch ausschließlich zum Thema 
“Embargo/Technologietransfer" verfügt. 


339 




Drucksache 13/10900 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 




tlO 12 Mfll 97 13:20 


SEITE 15 



5.3 Nach Eingang der Disketten und Unterlagen von Herrn Koch beim 
Bundesnachrichtendienst lag deren weitere Bearbeitung nicht in den Händen einer 
zentralen Stelle oder eines einzelnen Mitarbeiters. Tatsächlich waren damit 
mehrere fiinktional unterschiedliche Bereiche betraut. Auf diesen durch die 
Organisation und den Auftrag des Bundesnachrichtendienstes bedingten Umstand 
wurde bereits in dem o.g Schreiben des Bundeskanzleramtes vom 15.10.1996 
hingewiesen. 

Nach der Beschaffung des Materials durch die Verbindungshihrer erfolgte die 
Bearbeitung zuständigkeitshalber durch verschiedene Bereiche des Dienstes: 


Der Bereich "Sicherheit in der Intbrmationstechnik" sorgte nach 
Beschaffung der erforderlichen Software dafür, daß die auf den Disketten 
gespeicherten Dateien am Bildschirm gelesen und gesichtet werden 
konnten. Anschließend recherchierte dieser Bereich anhand der Vorsuch- 
und Hinweisdatei im Auftrag der nachfolgend aufgeführten Fachbereiche in 
den Dateien, 

Herr Simhan fühne die tbchliche Auswertung zum Thema 

"Embargo/T echnologietransfer" durch. Dazu wertete er das ihm von den 

VerbindungsfUhrem in Papierform zugeleitete Material von Herrn Koch 
aus Außerdem beauftragte er den Bereich "Sicherheit in der 
Informationstechnik" mit Datenbankrecherchen anhand emschlägiger 
Stichwörter Im 1 refferfall erhielt er jeweils Ausdrucke einzelner Passagen 
aus den Disketten, die er dann auswertete. Im Anschluß an die Auswertung 
wurden diese Einzelausdrucke vernichtet, 

die Referate "Operative Sicherheit" und "Untersuchungen" der Abteilung 5 
sichteten mit Hilfe des Bereichs "Sicherheit in der Infonmationstechnik" die 
Disketten bezüglich sicherheitlicher Belange des Bundesnactinchtendienstes 

und 

das ürundsatzreferat der Abteilung Sicherheit befaßte sich mit der 
Umsetzung des StUG und der Korrespondenz mit dem Bundeskanzleramt 
und den Untersuchungsausschüssen in dieser Angelegenheit. 
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Die neben Herrn Simhart nut der Bearbeitung der Materialien von Herrn Koch 
befaßten Mitarbeiter sind im Rahmen ihrer Zuständigkeit aussagefähig und 
können im Bedarfsfall als Zeugen benannt werden. 


Mit freundlichen Grüßen 


I Ä 

(Dr. Geiger) 


.J 

t/ 
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Bernd Schmidbauer MdB 
Staatsminister beim Bundeskanzler 

61 - 151 07 - zu Scha 2 fVS) 


ZÄrtagsaiPr.TqbNr. 02^J f 72 


VS-Vettr. 

elf. 


22. Juni 1994 


l.UA 


An den 

Vorsitzenden des 1. Untersuchungsausschusses 
des Deutschen Bundestages 
Herrn Friedrich Vogel 


An den 

stellvertretenden Vorsitzenden 
des 1. Untersuchungsausschusses 
des Deutschen Bundestages 
Herrn Or. Axel Wernitz 

Bundeshaus 


Bonn 


Betr. r Unterlagen der Hauptabteilung XVI IL des früheren MfS 

(Disketten) - Unterrichtung des 1. Untersuchungsausschusses 
durch den BND 


Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

sehr geehrter Herr Stellvertretender Vorsitzender, 

ich unterrichte Sie nachfolgend über den mir zugegangenen Bericht 
des Präsidenten des Bundesnachrichtendienstes, in dem er zum Inhalt 
der Q.g. Unterlagen sowie dazu Stellung nimmt, wie und in weicht 
Umfang dem 1. Untersuchungsausschuß der Inhalt dieses Materials zur 
Verfügung gestellt wurde, 
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1. Die van mir aus gegebenem Anlaß angeardnete Durchsicht der 
Disketten in der Zentrale des BND hat laut Bericht des Präsi- 
denten folgenden Inhalt ergeben: 


- Auflistung v^OTf^^^^^(^erativ-Vorgänge mit zugeordneten Personen 
{Name, Vorname, Geburtstag, z.T. Wohnland); insgesamt 329 An- 
gaben , di e bisher nic}Tt_ejnzel_n_ überprüft wurden . 



- Haßnahmen/Überprüfungen gegen/von Personen, die Ausreiseanträge 
gestellt haben, oder Unregelmäßigkeiten begangen haben (z.T. Ver- 
weis auf MfS Reg. Nr., teils mit Namen). 

Gleiches zu OOR-Angehörigen, die übergesiedelt sind. 


Hinweis auf Maßnahmen gegen Personen mit erkannten bzw. ver- 
muteten Kontakten zu westlichen Diensten. 


- Hinweis auf und Prüfung des Verdachts auf Stützpunkttätigkeiten 
westlicher Firmen. 


- Verpflichtung von Personen als IM nach Abschluß von Unter- 
suchungen und Verurteilungen. 

- Katalog möglicher Verfehlungen (als Ansatz für die Verpflich- 
tung zur Mitarbeit) mit Zuweisung von Buchstabenkombinationen 
einschließlich Länderund DOR-Firmen. 


- Grenzübergangsverkehr: Überprüfung von Personen durch den BGS 
im bundesdeutschen Fahndungssystem. 

- Hinweise auf Lieferkonditionen, -wege, -konstel lationen und 
beteiligte Firmen. 

- Auflistung von Personenforschungen durch den englischen Geheim- 
dienst. 
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- Hinweise auf Sparkassen/8anken, Speditionen, Uraschlagplätze, 
Zwischenlager, Rechtsbeistände, Abdeckungen, Legenden, benutzte 
Fahrzeuge mit Kennzeichen etc., -die für Beschaffungsmapnahmen 
eingesetzt waren. 

- Hinweise auf Personen, die nach einem Westaufenthalt 
(Verwandtenbesuch, Seminar etc.) nicht mehr in die DDR 
zurückkehrten, und die entsprechenden Rückführungsversuche. 

- Personenauskunftsberichte zu Mitarbeitern von Westfirmen, die 
in Geschäftsbeziehungen zu DOR-Firmen standen. 

- Wiedergutmachungszahlungen. 

Daneben enthalten die Disketten eine umfangreiche Datei mit 
Verknüpfungen von Namen und Vorgängen. Ein Auswahlmenü ermöglicht 
den Zugang zu dieser Datei und läßt über Namen die Verknüpfung 
mit Sachverhalten zu. 

Über diesen Inhalt wurden in einer Besprechung am 17. Juni 1994 
in der Zentrale des BND Vertreter folgender Behörden unter- 
richtet: 

- Bundesbeauftragter für die Unterlagen des Staatssicherheits- 
dienstes der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik 
(BstU) 

- Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) 

- Bundeskriminal amt (BKA) 

- Bundesverwaltungsamt (BVA) 

- General bundesanwalt (GBA) und 

- Zentrale Ermittlungs stelle für Regierungs- und Vereinigungs- 
kriminalität (ZERV). 
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Oer Beauftragte für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes 
der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik bestand dai-auf, 
daß die Unterlagen zuerst an ihn herausgegeben werden. Nach 
Durchsicht wird er über die Beteiligung der anderen Stellen 
entscheiden. 


2. Zur Frage* wie der BND in Erfüllung seines Auftrags und bei der 
Unterrichtung des 1. Untersuchungsausschusses mit dem Material 
verfahren ist, teilt mir der Präsident im wesentlichen mit; 


- Von 96 dem BND überlassenen Disketten kannten 70 lesbar gemacht 
werden. Die Unterlagen stammen aus dem MfS HA XVIII/8. Diese 
Dienststelle war zuständig für oie Sicherheitskonzepte (Gegen- 
spionage aus dem Westen und Spionageabwehr) in der Industrie. 
Nur in diesem Rahmen befaßten sie sich mit dem Bereich KoKo. 

Sie beschäftigte sich nicht unmittelbar mit den Embargo-Aktivi- 
täten der KoKo, sondern selbst mit der Führung von Quellen und 
Beschaffung von Hochtechnologie für das MfS. Sie ist keine 
Einrichtung der KoKo und war insoweit mit deren internen 
Angelegenheiten nur mittelbar im Sinne eines Sicherheitskon- 
zeptes befaßt. 


-Oie Auswertung ergab Erkenntnisse zu den Themen Embargo/Techno- 
logietransfer, die in Informationen an die Bundesregierung 
umgesetzt wurden. Soweit diese Erkenntnisse Hinweise auf 
mögliche strafbare Hand,lungen (Verstöße gegen das Außenwirt- 
schaftsgesetz und des StGB) deutscher Staatsbürger enthielten, 
wurden sie im Sommer 1990 an das Bundeskriminal amt (ST 14) 
weitergegeben. 


- Eine Weitergabe der Qriginalunterl agen an den 1. Untersuchungs- 
ausschuß erfolgte aus Quel 1 enschutz gründ en nicht. Dem 1. Unter- 
suchungsausschuß wurde der Teil der Erkenntnisse und Analyse 
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vorgelegt^ die den Komplex KoKo betrafen (3Q/31C ~ 0354-/90 
VS-Vertrauli'-h vom 27. Juli ^.990; 30/310 - 0304/90 VS-Vertrau- 
lieh vom 5. Juli 1990; 32Y - 0557/91 VS-Vertraulich vom 
2. September 1991; 35Y - 0374/91 VS-Vertraulich vom 18. Juni 
1991;35Y ~ 0515/90 VS-Geheim vom 26. September 1990) . 

- Mit Schreiben vom 23. März 1992 wurden die Unterlagen dem 
Beauftragten für die Unterlagen des ehemaligen Staatssicher- 
heitsdienstes angezsigt. 


Mit freundlichen Grüßen 
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DER BUNDESBEAUFTRAGTE 

für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes 
der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik 



BStU • Postfacti 2 18 • 10106 Berlin 


Bundesnachrichtendienst 








50A 

Trgö - — - 

1 Nr. 

VS-Vw. 


1 Brig^ng 


AB 

J 2. OKT. J994 


AC f 

j AE |af] 



ze2 


Ihr Zeichen. Ihn» Nacnncht vom 


(SrtlB bm Antwort ang«o«o) 

Mein Zeichen, meine Nacrncht vom 


AR 1/ 13 12 12/ Dr. Hecht 


« (030) 

23 13-8526 


Beriifv 

^ .09.1994 


Nutzungsantrag nach § 8 Abs. 2 in Verbindung 
mit § 25 Abs. 1 Nr. 1 bzw. Abs. 2 StUG 


Ihr Schreiben 


50 A. Az: 43.-G 
5-01 61/94^v. 22,06.1994^ 


8tt4jflh, 


In Absprache mit dem Direktor des BStU bestätige ich Ihnen, daß die in Ihrem obenge- 
nannten Schreiben (S. 2, Punkt 2) aufgefuhrten Unterlagen vorläufig in der Verwah- 
rung des BND verbleiben können. 


Ich bitte Sie, den Bundesbeauftragten in 6 Monaten zu informieren, ob die Unterlagen 
weiterhin benötigt werden. 


Im Auftrag 


/J 


14, 


22 


^ Ür. Unverhau 

Leiterin der Abt. Archivbestände 



!/ . 2. 3. A-r , 


p-'-' ^ ■ ' 


f > 

f N 


y- 


li j 

itC 




601 


Az:y|C-10? 


CSnkMftnOmZS 
<oi iT e 


GGnk«T«^3S 


(V«rmi<duog) 
<030)23 1 3.70 


aVs') 

.. 1 . Sch<x 2.l2l<yf 1 ^ 


T«Mn 
(030) 23 13.7702 
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BUNDESNACHRICHTCNDIENST 


Verfiiguiig 


82049 PuUach, 08. September 1995 


50A-0398/95 Az 43-02 VS-NfD 


An den 

Bundesbeauftragten für die Unterlagen 
des Staatssicherheitsdienstes der 
ehemaligen Deutschen Demoki'atischen 
Republik 

z. Hd. Frau Dr. Unverhau 
Postfach 2 1 8 

10106 Berlin 



// 

te" "Mm'K 


mit Anig. 


Anlage ZU Pr. TobNr. 07 ^^ / 


VS-Vortr. 
gebetm 
« t f p ah. 


Betr.: Rückführung von Unterlagen des ehemaligen Ministeriums für Staatssicherheit 
nach dem Stasi-Unterlagengesetz (StUG) 

Bezug: Schreiben BND 50A. 5-0161/94 VS-Vortr. vom 22. Juni 1994 
Anlg.: - 1- Paket 


Sehr geehrte Frau Dr. Unverhau! 

Anliegend werden Unterlagen aus der Hauptabteilung XVin/8 des ehemaligen 
Ministeriums für Staatssicherheit (MfS) rückgeführt. Für diese Unterlagen, die Rahmen 
der Auswertung von Disketten angefallen sind, wurde imter Ziffer 2 des 
Bezugsschreibens Antrag auf Nutzung nach § 8 Abs. 2 i. V. m. § 25 StUG gesteht. Im 
Rahmen Ihres Besuches am 24./25. Januar 1995 in der Zentrale des 
Bundesnachrichtendienstes wurden die Unterlagen teilweise mit dem BStU-Stempel 
versehen. 

Übergeben werden nunmehr im einzelnen; 

- 2 - 

n. tcn. i I A/tPi 
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- Ein Ausdruck der Disketten, der für die Besprechung am 17.06.1994 beim BND 
hergestellt wurde. 

- Teilauszug aus der Akte des Überläufers. 

- 2 Teilvorgänge von 3 bzw. 9 Blatt. 


Im Auftrag 



(Larsbach) 
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DER BUNDESBEAUFTRAGTE 

für die Unterlagen des Stäatssicherheitsdienstes 
der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik 


BStU • Posttacfi 218- 10106 Berlin 



50A 

vs-v«nr. 

Nr 


Eingang 

2 l-AIJS: 

Ae ■ 

AC 

AD AE AP ' 1 AG 


- Bundesnachrichtendienst 
Heilmannstraße 33 

82049 Pullach 


2 f/<f 


VS-Vertr. 

Anla0*aiPr.TQbNr.(^'<?ir ' 6**»^ 

CtCrfiSh. 


Ihr Z.*tcnen. Ihre Necnncnt vom 


(Bme oei Antwvoa aogeoenl 

Mein Zetcnen, meine Nacnncnt vom Ä {0 30) 

AR 1/ 1 3 1 2 1 2 /Dr. Hecht 23 1 3 - 8528 


15.08.94 


Rückführung von Unterlagen des ehemaligen Staatssicherheitsdienstes der DDR 

Ihr Schreiben 50 A / Az: 43-02 / 

5- 0189/94 V. 05.08.1994 


Im Auftrag der Leiterin der Abteilung Archivbestände des BStU, Frau Dr. Unverhau, bestätige 
ich den Empfang der im obengenannten Schreiben genannten Unterlagen. 

Ergänzend zu den auf S. 2 aufgelisteten Unterlagen der HA XVIII wurde bei der Sichtung fest-' 
gestellt, daß ein 

Protokoll über die Hauptrichtungen der Weiterentwicklung der Zusammenarbeit 
zwischen der Verwaltung II der Hauptverwaltung III des Ministeriums des Innern der 
Ungarischen Volksrepublik und der HA XVIII des MfS, gültig bis 31.12.1990 (ohne ' 
Datumsangabe) 

mit übersandt wurde. 

Ich bitte um entsprechende Berücksichtigung h ihren Unterlagen. 


Im Auftrag 

Leiter des Referates AR 1 


GUnttssmW 35 
lOt:^ Bwka 


GlinKafiraO« 35 
. Miete 


Teiefort 
(Ve^mitOungi 




1 C;L.'7b)a-a 
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Dokuinent 18 


DEUTSCHER BUNDESTAG 
13. Wahlperiode 
2. Untersuchungsausschuß 
"DDR-Vertnögen" 

- Der Vorsitzende - 


53113 Bonn, 9. Dezember 1997 
Bundeshaus 

Fernruf (0228) 16-2 19 84/85 
oder 16-1 (Vermittlung) 

Telefax (0228) 16-2 68 26/27 


An das 

Landgericht Bonn 
1. Strafkammer 
Postfach 1 960 

53009 Bonn 


In dem Beschwerdeverfahren 


-31 Qs 118/97- 


des Prof. Dr. Lothar Bisky, Vorsitzender Parteivorstand der PDS, 
Bundesgeschäftsstelle, Kleine Alexanderstraße 28, 10178 Berlin, 

Beschwerdeführer, 


Prozeßbevollmächtigte: 


Rechtsanwälte Weber, Topp und Schröer, 
Heisstraße 18, 48145 Münster 


gegen 

die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch die Präsidentin des Deutschen 
Bundestages, vertreten durch den Vorsitzenden des 2. Untersuchungsaus- 
schusses des 13. Deutschen Bundestages, Volker Neumann, MdB, Bundeshaus, 
53133 Bonn, 

Beschwerdegegnerin, 


wegen Aufhebung eines Ordnungsgeldbeschlusses 
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die Beschwerde als unzulässig zurückzuweisen und die Kosten dem 
Beschwerdeführer aufzuerlegen. 


Zur Zulässigkeit der Beschwerdeschrift vom 20. November 1997 wird wie folgt 
Stellung genommen: 

1. Gegen Ordnungsgeldbeschlüsse eines parlamentarischen Untersuchungsaus- 
schusses des Deutschen Bundestages ist nach einhelliger Auffassung in Recht- 
sprechung und Literatur der Verwaltungsrechtsweg gemäß § 40 VwGO eröffnet 
(Urteil des VG Köln vom 21. September 1994, Az 23 K 8011/93 m.w.N. 
-Anlage - , vgl. auch OVG Münster, Beschluß vom 23.09.1986 - 15 B 2039/86, in: 
NVwZ 1987. S. 608 ff; Damkowski, Wulf, Der parlamentarische Untersuchungs- 
ausschuß, 1987, S. 45; Engels, Dieter, Parlamentarische Untersuchungsaus- 
schüsse, 1991, S. 89; 92; von Münch, Ingo, Grundgesetzkommentar, 1995, Art. 
44 Rdn. 30). Es handelt sich um eine öffentlichrechtliche Streitigkeit nichtverfas- 
sungsrechtlicher Art, die weder durch Bundes- noch durch Landesrecht einem 
anderen Gericht zugewiesen ist. 

Der 2. Untersuchungsausschuß des 13. Deutschen Bundestages hat sich hin- 
sichtlich der angefochtenen Ordnungsgeldmaßnahme auf das ihm nach Artikel 44 
Abs. 1 S. 1 GG zustehende Recht zur Erhebung der erforderlichen Beweise bzw. 
die ihm hierzu gemäß Artikel 44 Abs. 2 S. 1 GG i.V.m. §§ 70 Abs. 1, 161a Abs. 2 
StPO zustehenden Befugnisse gestützt, die eindeutig öffentlichrechtlicher Natur 
sind (vgl. OVG Münster a.a.O, S. 609; VG Köln, S. 9). 

Es liegt auch keine verfassungsrechtliche Streitigkeit vor. Die vom 2. Untersu- 
chungsausschuß gemäß Artikel 44 Abs. 2 S. 1 GG i.V.m. den Vorschriften der 
Strafprozeßordnung genutzten Eingriffsbefugnisse, aufgrund derer er 
Privatpersonen zur Informationspreisgabe zwingen kann (BVerfGE 76, 363, 383), 
haben, da sie - bei entsprechender gesetzlicher Ermächtigung - auch 
Verwaltungsbehörden zustehen könnten, keinen spezifisch verfassungsrecht- 
lichen Inhalt. Sie sind vielmehr verwaltungsrechtlicher Natur, da der 
Untersuchungsausschuß, soweit er von seiner verfassungsrechtlichen 
Aufklärungsfunktion Gebrauch macht, materiell Verwaltungstätigkeit ausübt (OVG 
Münster, a.a.O., S. 609). 
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Die Entscheidung über die Rechtmäßigkeit eines Ordnungsgeldbeschlusses ist 
auch nicht gemäß § 13 GVG der Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte zuge- 
wiesen. Dies haben das OVG Münster und das Verwaltungsgericht Köln in ihren 
bereits erwähnten Entscheidungen ausdrücklich bestätigt und wörtlich ausgeführt: 
"Der Umstand, daß dem Untersuchungsausschuß Eingriffsbefugnisse nach der 
StPO zustehen, macht das Untersuchungsverfahren nicht zu einer 
'Strafsache"'(OVG Münster, a.a.O., S. 609; VG Köln, a.a.O., S. 9). 

2. Dementsprechend enthält die schriftliche Rechtsmittelbelehrung ausdrücklich 
den Hinweis, daß gegen den am 9. Oktober 1997 ergangenen Ordnungsgeld- und 
Kostenauferlegungsbeschluß binnen eines Monats nach Bekanntgabe Klage vor 
dem Verwaltungsgericht Köln erhoben werden kann. Gleichwohl hat der Be- 
schwerdeführer - und zwar durch seinen Rechtsvertreter - bewußt das un- 
zuständige Landgericht Bonn angerufen. Motiv dafür kann eigentlich nur die 
Absicht sein, das Verfahren in die Länge zu ziehen, um eine Bestandskraft des 
Kosten- und Ordnungsgeldbeschlusses noch in dieser Wahlperiode zu 
verhindern. 

3. Parlamentarische Untersuchungsausschüsse des Deutschen Bundestages sind 
entgegen der Auffassung des Beschwerdeführers gemäß Art. 44 Abs. 1 Satz 1, 
Abs. 2 Satz 1 GG unter sinngemäßer Anwendung von §§ 70 Abs. 1, 161a Abs. 2 
StPO selbst berechtigt, dem Zeugen, der das Zeugnis ohne gesetzlichen Grund 
verweigert, die hierdurch verursachten Kosten aufzuerlegen und gegen ihn ein 
Ordnungsgeld festzusetzten. Dies hat das Bundesverfassungsgericht in seinem 
Beschluß vom 1. Oktober 1987 ausdrücklich festgestellt (BVerfGE 76, 363 ff. 
(385)). 

Nur in ausdrücklich dem Richter vorbehaltenen Fällen, wie z. B. der Beugehaft, 
die wegen der Vorschrift des Art. 1 04 Abs. 2 Satz 1 GG dem Richter Vorbehalten 
ist, ist gegen die Entscheidung des Richters der Rechtsweg zu den Strafgerichten 
gegeben (vgl. BVerfGE 77, 1 ff. (51), OVG Münster, a.a.O., S. 609 f.)). Diese 
Voraussetzungen sind aber hier nicht erfüllt. 

Die Argumentation des Beschwerdeführers ist somit insgesamt nicht nachvoll- 
ziehbar. In diesem Zusammenhang verwundert vor allem die Behauptung 
"Weitere gerichtliche Kompetenzen sind dem Untersuchungsausschuß nicht er- 
öffnet, damit auch nicht die Möglichkeit nach § 70 StPO (BVerfGE 76, 363, 383)", 
zumal das Bundesverfassungsgericht auf eben der genannten Seite 383 aus- 
drücklich feststellt, daß dem Parlamentarischen Untersuchungsausschuß des 
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Deutschen Bundestages sehr wohl das Recht zusteht, "... gegen einen Zeugen, 
der grundlos das Zeugnis venveigert, Ordnungsgeld festzusetzen (§ 70 Abs. 1 
StPO)". Die vom Rechtsbeistand des Beschwerdeführers zitierte Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts im 77. Band vermag dessen Rechtsauffassung 
ebenfalls nicht zu stützen, da sich das Bundesverfassungsgericht in dem betref- 
fenden Fall ausschließlich mit dem Beschlagnahmerecht eines Untersuchungs- 
ausschusses befaßt hat. 

4. Zur Frage der unberechtigten Auskunftsverweigerung wird zunächst auf die Be- 
gründung des Ordnungsgeldbeschlusses vom 13. November 1997 verwiesen. 

Sollte das angerufene Landgericht der Auffassung sein, diese Angelegenheit falle 
in seine Zuständigkeit, so wird um einen entsprechenden gerichtlichen Hinweis 
gebeten, damit die Beschwerdegegnerin ausführlich darlegen und begründen 
kann, warum ihre Beschlüsse auch in materieller Hinsicht ordnungsgemäß sind. 
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Dokument 19 


31 Os 118/97 


2. Untersuchungsausschuß 

i^ju 

AfilQ- 

Aj. 

VorsJ^cndüf 


Erlodigung 


LANDGERICHT BONN 


BESCHLUSS 


In dem Ordnungsgeldverfahren 


gegen den Zeugen Prof. Dr. Lothar B i s k y. 

Kleine Alexander Straße 28, 10178 Berlin 


- Verf ahrensbevoilmächtigte : Rechtsanwälte 
Weber u.a., Heisstraße 18, 48145 Münster ~ 


wegen Auferlegung von Sitzungskosten und eines 

Ordnungsgeldes 


hat die 1 . Strafkammer des Landgerichts Bonn 

auf die am 20.11.1997 bei Gericht eingegangene und als Antrag 
auf gerichtliche Entscheidung nach § 161 a Abs. 3 StPO 
auszulegende Beschwerde vom gleichen Tage gegen den Beschluß des 
zweiten Untersuchungsausschusses des Deutschen Bundestages vom 
13.11.1997, durch den dem Antragsteller ein Ordnungsgeld in Höhe 
von 900 DM und die durch die Verweigerung seines Zeugnisses 
verursachten Kosten auf erlegt worden sind. 


am 15. Dezember 199/ 
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beschlossen: 


Es wird festgestellt, daß der Rechtsweg zu den 
ordentlichen Gerichten gegeben ist. 


Gründe : 


1 . 


Der Antragsteller ist Bundesvorsitzender der Partei des 
demokratischen Sozialismus (PDS). 

Der vom 13. Deutschen Bundestag eingesetzte 2. 
Untersuchungsausschuß "DDR-Vermögen” beschloß u.a. Beweis zu 
erheben durch Vernehmung des Amtragstellers . Bei seiner 
Vernehmung am 13. November 1997 machte dieser nur Angaben zur 
Person und verlas im übrigen eine schriftlich vorbereitete 
Erklärung, in der er sich mit eingehender Begründung auf ein 
Auskunftsverweigerungsrecht nach § 55 StPO berief. 

Der Untersuchungsausschuß setzte daraufhin noch am gleichen Tage 
ein Ordnungsgeld von 900 DM fest und legte dem Antragsteller die 
durch die Verweigerung seines Zeugnisses verursachten Kosten 
auf. Die dem Beschluß beigefügte Rechtsmittelbelehrung verweist 
den Antragsteller auf den Verwaltungsrechtsweg. 


356 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/10900 


3 

Der Antragsteller hält demgegenüber den Rechtsweg zu den 
ordentlichen Gerichten in entsprechender Anwendung des § 161 a 
Abs. 3 StPO für gegeben und begehrt mit dem als Beschwerde 
bezeichneten Rechtsmittel seiner Verfahrensbevollmächtigten vom 
20.11.1997 die Aufhebung des angefochtenen Beschlusses. 

Der Vorsitzende des 2. Untersuchungsausschusses hat für den 
Deutschen Bundestag die Zulässigkeit des Rechtsweges gerügt. 
Nach seiner Auffassung ist für das Begehren des Antragstellers 
der Verwaltungsrechtsweg gemäß § 40 VwGO eröffnet. 


II. 


Gemäß § 17 a Absatz 3 Satz 2 GVG war auf entsprechende Rüge 
vorab über die Zulässigkeit des beschrittenen Rechtweges zu 
entscheiden. 

Dem Antragsteller steht gegen den Beschluß vom 13. November 
1997, durch den der 2. Untersuchungsausschuß des Deutschen 
Bundestages gegen den Antragsteller wegen seiner 
Auskunftsverweigerung ein Ordnungsgeld festgesetzt und ihm die 
hierdurch verursachten Kosten auferlegt hat, der Rechtsweg zu 
den ordentlichen Gerichten offen. 

Der in der verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung und im 
Schrifttum überwiegend vertretenen Auffassung, wonach derartige 
Streitigkeiten der Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte 
unterliegen (vgl hierzu BVerwG , Urt. v. 21.11.1980 - 7 C 85.78 
- DÖV 1981, 300; OVG Lüneburg, Beschl. v. 27.11.1985 - 5 OVG B 
99/85 - DÖV 1986, 210; OVG Münster, Beschl. v. 23.09.1997 - 15 B 
2039/86 - NVwZ 1987, 608; OVG Berlin, Urt. v. 30.10.1969 - 
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B 22.69 - DV31 1970, 293; VG Köln, Urt . v. 21.09.1994 - 23 K 
8011/93 - n.v,; Redeker/v. 0ert2en, VwGO/ 11. Auflage, § 40 Rdn* 
10; Damkowski, Der parlamentari sehe Untersuchungsausschuß; 1987. 
Seite 45; Engel, Parlamentarische Untersuchungsausschüsse, 1991, 
Seite 89; 92; von Münch, GG Art. 44 Rdn. 30) vermag sich die 
Kammer nich^ anzuschließen. 


1 . Wird die Festsetzung eines OrdnungsgeXdes und die Auferlegung 
der durch die Zeugnis- oder Auskunftsverweigerung verursachten 
Kosten durch den Untersuchungsausschuß angefochten, so handelt 
es sich zwar um eine öffentlich-rechtliche Streitigkeit nicht 
verfassungsrechtlicher Art; der gerichtliche Rechtsschutz 
hiergegen obliegt jedoch den ordentlichen Gerichten. 


Der Untersuchungsausschuß stützt seine Maßnahme auf das ihm nach 
Art. 44 Absatz 1 Satz 1 GG zustehende Recht zur Erhebung der 
erf orderlichen Beweise, auf dessen Ausübung gemäß Art. 44 Abs. 2 
Satz 1 GG die Vorschriften über den Strafprozeß, darunter auch § 
70 Abs. 1 StPO über die Befugnis zur Festsetzung einee 
Ordnungsgeldes und zur Auferlegung der durch die Weigerung 
verursachten Kosten, sinngemäß Anwendung finden. Diese 
Befugni. sse sind nicht verfassungs- sondern 
verwaltungsrechtlicher Natur. Soweit sich der Bundestag zur 
Wahrnehmung seines parlamentarischen Kontrollrechts des durch 
ihn eingesetzten Untersuchungsausschusses bedient, ist dessen 
Tätigkeit zwar grundsätzlich dem Bereich des Verfassungsrechts 
zuzuordnen. Da die dem Ausschuß eingeräum. ten 
E i n gr i f f s be f u gn i s se , aufgrund derer er Privatpersonen 


verpf lichten 

und nötigenfalls auch 

zwingen 

kann , 

ihmi 

Informationen 

zur Verfügung zu stellen 

keinen 

spez i f 

isch 

ve rfassunasrechtlichen Inhalt haben. 

sondern - 

be i 

entsnrechender 

L. 

Ermächtigung - allen Staatsorganen und 

damii t 

auch 

den Vor w alt 

u n a s b e h c r d G n z u s t e h e n 

k ö n n e n , 

übt 

der 


; a u s s 


sowe 1 t 


TT 


ers tüt zung 


seiner 


ve r f a s s u n c: s r e c h 1 1 i c h G n Au f k 1 ä r u 
"1 a t e r i e 1 I V e rwa Ituncstätiakeit aus 


ngs funkt ion Gebrauch 
(OVG Münster, a.a.O., 
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Seite 608, 609 m.w.N; a.A. Ossenbühl, Gedächtnisschrift für 

Wolfgang Martens, 1987 Seite 177 ff, 188 ff). 


2. Entgegen der Auffassung der verwaltungsgerichtlichen 
Judikatur ist die richterliche Kontrolle von Maßnahmen, die ein 
Ausschuß im Rahmen des Untersuchungsverfahrens in Ausübung der 
ihm nach Maßgabe der StPO zustehenden Befugnisse trifft, aber im 
Sinne des § 40 Absatz 1 VwGO den ordentlichen Gerichten 
zugewiesen (im Ergebnis ebenso Schneiders MDR 1988, 705, 706 ff 
und Ossenbühl, a.a.O., Seite 177 , 188 ff und 192 f, der 
allerdings in erster Linie eine unmittelbare Prüfungskompetenz 
des Bundesverfassungsgerichts befürwortet). 


a) Dem kann nicht entgegengehalten werden, daß der die Maßnahmen 
des § 7 0 Absatz 1 StPO anordr.ende Untersuchungsausschuß nicht 
straf richterlich im Rahmen einer "Strafsache" im Sinne des § 13 
GVG tätig werde (so aber OVG Münster, a.a.O., Seite 608, 609; 
OVG Lüneburg, a.a.O, Seite 210 jeweils mit weiteren Nachweisen; 
wie hier Schneiders MDR 1988, 705, 707). Für die Abgrenzung der 
Zuständigkeit der Gerichte der allgemeinen 
Verwaltungsgerichtsbarkeit zur Zuständigkeit der Gerichte 
anderer Gerichtszweige oder besonderer Gerichte sind nicht nur 
die allgemeinen Bestimmungen über den Rechtsweg von Bedeutung. § 
40 Absatz 1 VwGO sieht auch die Zuweisung von öffentlich 
rechtlichen Streitigkeiten nicht verfassungsrechtlicher Art, für 
die grundsätzlich der Verwaltungsrechtsweg offenstehen würde, an 
andere Gerichte vor (Redeker/v. Oertzen, a.a.O., § 40 Rdn. 37). 
Die verwaltungsgerichtliche Generalklausel des § 40 VwGO will 
die Zuweisung öffentlich-rechtlicher Streitigkeiten allein dem 
Gesetzgeber Vorbehalten. Dementsprechend kann die Zuständigkeit 
anderer Gerichte als der Verwaltungsgerichte in öffentlich- 
rechtlichen Streitigkeiten nicht aus dem bloßen Sachzusammenhang 
hergeleitet werden. Rechtlich unbedenklich ist es allerdings, 
eine ausdrückliche Zuständigkeitsregelung im Sinne des § 40 VwGO 
dort anzunehmen, wo der Wille, eine bestimmte Rechtsmaterie 
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einem anderen Gerichtszweig zuzuweisen, aus der gesetzlichen 
Regelung zu erkennen ist. Dies kann schon dann angenommen 
werden, wenn in der Übertragung der Nachprüfung einzelner 
behördlicher Maßnahmen an einen Gerichtszweig der Ausdruck des 
Willens zu sehen ist, diesen Bereich in seiner Gesamtheit der 
Zuständigkeitsregelung zu unterwerfen. Der Wille des 
Gesetzgebers, eine bestimmte Zuständigkeitsregelung zu treffen, 
muß im Gesetz allerdings einen solchen Niederschlag gefunden 
haben, daß er sich unter Berücksichtigung allgemeiner 
Auslegungsgrundsätze einwandfrei ermitteln läßt (BVerwGE 15, 34, 
36) . 

b) Diese Voraussetzungen sind hier gegeben. Die Zuständigkeit 
der ordentlichen Gerichte für die Kontrolle von Maßnahmen, die 
ein Untersuchungsausschuß des Deutschen Bundestages in Ausübung 
der ihm nach Maßgabe der StPO zustehenden Befugnisse trifft, 
ergibt sich aus Art. 44 Absatz 2 Satz 1 GG. 

Diese Vorschrift räumt den Untersuchungsausschüssen zur 
effektiven Erfüllung ihres verfassungsrechtlichen Auftrages die 
Befugnis ein, die erforderlichen Beweise in sinngemäßer 
Anwendung der Vorschriften über den Strafprozeß zu erheben. Der 
Untersuchungsausschuß als die die Ermittlungen führende Stelle 
ist deshalb nach §§ 161 a Absatz 2, 70 Absatz 1 StPO selbst 
berechtigt, dem Zeugen, der das Zeugnis ohne gesetzlichen Grund 
verweigert, die hierdurch entstandenen Kosten aufzuerlegen und 
gegen ihn ein Ordnungsgeld festzusetzen (BVerfG, Beschl. v. 
01.10.1987 - 2 BvR 1165/86 -, NJW 1988, 897, 898). Hiergegen 
kann der betroffene Zeuge in sinngemäßer Anwendung des § 161 a 
Absatz 3 StPO gerichtliche Entscheidung beantragen. 

Die in Art. 44 Absatz 2 Satz 1 GG enthaltene Verweisung auf die 
Strafprozeßordnung schließt nämlich nicht nur die 
Verfahrensmodalitäten, sondern auch die Zuständigkeit der 
Strafgerichte ein (so auch Ossenbühl, a.a.O., Seite 177, 192; 
Schneiders MDR 1988, 705. 708). 
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aa) Es entspricht gefestigter Rechtsprechung, daß sich aufgrund 
der Verv.'eisungsnor!n des Art. 4 4 Absatz 1 Satz 1 GG eine 
Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte für Maßnahmen im Rahmen 
eines parlamentarischen Untersuchungsverf ahrens ergibt, soweit 
die einschlägigen strafprozessualen Vorschriften die vorherige 
Zuziehung des Richters gebieten (vgl. nur OVG Münster, a.a.O., 
S0i_t0 608^ 609 




1 /“ ^ 


Q 0 S C 1. 


s^riä^rPi02Lnoirciriiiri^0ri f 


die 


Untersuchungsverf ahren notwenc ig werden, v/eil Gegenstände nicht 
freiwillig herausgegeben werden, von den 
Untersuchungsausschüssen grundsätzlich nicht selbst getroffen 
werden, sondern sind beim nach § 98 Absatz 1 StPO zuständigen 
Gericht zu beantragen (BVerfGE 11, 1, 51 f). Darüber hinaus 
bedarf es eines Antrages an das nach §§ 161 a Absatz 2, 70 
Absatz 2 StPO zuständige Gericht, wenn das Zeugnis durch 
Anordnung der Beugehaft erzwungen werden soll (BVerfG, Beschl . 
V. 01.10.1987 - 2 BvR 1165/86 NJW 1988, 897, 898). Die in § 
98 Absatz 1 StPO norm.ierte Zuständigkeit des Richters für die 
Anordnung der Beschlagnahme dient dem Rechtsschutz des 
Betroffenen. Sie ist daher ebenso wie die richterliche 
Durchsuchungsanordnung oder der richterliche Haftbefehl in 
formeller und materieller Hinsicht ein Akt der Rechtsprechung, 
mit dem der Rechtschutzgarant ie des Art. 19 Absatz 4 GG 
präventiv, d.h. bereits vor Verwirklichung des zu beurteilenden 
Grundrechtseingriffs genügt w'ird (BVerfGE 49, 329, 345; OVG 
Münster, a.a.O., Seite 608, 610). Schon die Tatsache, daß in 
diesem Rahmen eine Zuweisung durch Art. 44 Absatz 2 Satz 1 GG an 
die ordentlichen Gerichte angenommen w’ird, spricht dafür, daß 
ihrer Nachprüfung auch solche Maßnahmen unterliegen sollen, die 
ein Untersuchungsausschu.ß in Ausübung der ihm nach Maßgabe der 
StPO zustehenden Befugnisse selbst trifft. 
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bb) Für die von der verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung 
befürwortete Differenzierung zwischen präventivem und 
repressivem Rechtsschutz bietet darüber hinaus auch der Wortlaut 
des Art. 44 Absatz 2 Satz 1 GG keine tragfähige Grundlage. Da 
die Verweisung auf die strafprozessualen Vorschriften für die 
Beweiserhebung schlechthin erfolgt, liegt es vielmehr nahe, in 
allen Fällen, in denen der Ausschuß - hierauf gestützt - 
Eingriffsmaßnahmen anordnet oder beantragt, den Rechtsschutz bei 
den ordentlichen Gerichten zu gewähren (Schneiders MDR 1988, 
705, 708). 


Daß Art. 44 Absatz 2 Satz 1 GG die gerichtliche Zuständigkeit 
für einen einheitlichen Sachbereich zerreißen und sie, je 
nachdem, ob die strafprozessualen Vorschriften eine vorherige 
Einschaltung des Strafrichters vorsehen oder nicht, teils dessen 
Entscheidung und teils der verwaltungsgerichtlichen Prüfung 
unterwerfen will, kann auch nicht aus dem Sinn und Zweck des 
Untersuchungsver f ahrens hergeleitet werden. Warum die 
Verschiebung des richterlichen Rechtsschutzes von einer 
präventiven in eine repressive Kontrolle zur Konsequenz haben 
soll, daß nunmehr ein anderer Rechtszweig zuständig ist, - was 
bei der Festsetzung der Ordnungshaft, die eine Folge des nicht 
beizutreibenden Ordnungsgeldes ist, zu einer weiteren 
Zersplitterung des Rechtsweges führen würde - erscheint wenig 
verständlich (Schneiders MDR 1988, 705, 707). 

Soweit es um die Überprüfung eines nach den §§ 161 a Absatz 2, 
70 Absatz 1 StPO festgesetzten Ordnungsgeldes geht, sieht § 161 
a Absatz 3 Satz 1 StPO als das statthafte Rechtsmittel den 
Antrag auf gerichtliche Entscheidung vor. In der Sache hat die 
Kammer auf diesen Antrag - ebenso wie das nach § 161 Absatz 2 
Satz 2 StPO i.V.m. § 70 Absatz 2 StPO zur Entscheidung über die 
Anordnung der Ordnungs- oder Beugehaft berufene Amtsgericht - zu 
prüfen, ob die Verweigerung des Zeugnisses vor dem 
Untersuchungsausschuß gerechtfertigt war. Gegen ihre 
Entscheidung ist ein Rechtsmittel nicht mehr gegeben (§ 161 a 
Abs. 3 Satz 4 StPO). Da dem Betroffenen gegen die Anordnung der 
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Ordnungs- oder Beugehaft - wie auch gegen die amtsrichterliche 
Beschlagnahme- oder Durchsuchungsanordnung nach § 304 StPO die 
Beschwerde zusteht, ist gewährleistet, daß das Landgericht am 
Sitz des Bundestages über alle Zwangsmaßnahmen, die der 
Untersuchungsausschuß in Ausübung seiner Befugnisse selbst 
anordnet oder beantragt, in sinngemäßer Anwendung der StPO 
einheitlich und letztverbindlich entscheidet (Schneiders MDR 
1988, 705, 707). 

Daß über einen einheitlichen Lebenssachverhalt möglichst nur in 
einem Rechtsweg entschieden wird, entspricht einer sinnvollen 
Ordnung der Rechtswege (BVerwGE 62, 317, 322). Ein Grund für die 
Zersplitterung des Rechtsschutzes gegen Maßnahmen eines 
Untersuchungsausschusses ist nicht ersichtlich. Das 
Nebeneinander des Rechtswegs zu den ordentlichen und den 
Verwaltungsgerichten birgt nämlich die Gefahr widersprüchlicher 
Entscheidungen, ohne das geklärt wäre, wie sich beide 
Prüfungsverfahren zueinander verhalten (vgl. Ossenbühl, a.a.O., 
Seite 177, 180 ff, 193; Schneiders MDR 1988, 708, 709). 


cc) Das hier gefundene Ergebnis ist schließlich sowohl mit der 
Entstehungsgeschichte des Art. 44 GG als auch mit derjenigen des 
§ 161 a StPO vereinbar. 

Da man der Gewährung gerichtlichen Rechtsschutzes gegen 
Zwangsmittel eines Ausschusses bei den Verhandlungen des 
Verfassungskonvents von Herrenchiemsee und des Parlamentarischen 
Rates keine Aufmerksamkeit geschenkt hat, stehen zum einen die 
Normvorstellungen des Verfassungsgesetzgebers seiner Zuweisung 
an die ordentlichen Gerichte nicht entgegen, zumal man derartige 
Zwangsmaßnahmen unter der Geltung seines Vorgängers, des Art. 34 
WRV überhaupt für unanfechtbar hielt (vgl. hierzu eingehend 
Schneiders MDR 1988, 705, 707 m.w.N. ) . 

Soweit es um die sinngemäße Anwendung der hier interessierenden 
Vorschrift des § 161 a Absatz 3 StPO geht, ist zum anderen 
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unschädlich, daß diese Bestimmung erst nach Inkrafttreten des 
Grundgesetzes durch das Erste Gesetz zur Reform des 
Strafverfahrensrechts vom 09.12.19974 (BGBl I, 3393, 3533) 
geschaffen wurde. Denn Sinn und Zweck der Verfassungsnorm 
gebieten es, in der Bezugnahme auf die strafprozessualen 
Vorschriften eine dynamische Verweisung auf den jeweiligen Stand 
des Verfahrensrechts zu sehen, um eine Anpassung an 
rechtsstaatliche Wandlungen zu gewährleisten (Schneiders MDR 
1988, 705, 707; ebenso BVerfG, Beschl. v. 01.10.1987 - 2 BvR 
1165/86 -, NJW 1988, 897, 898, für die Vorschrift des § 161 a 
Absatz 2 StPO) . 


Dr. Gmelin 


Manteufel 


Beumers 


U 
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Dokument 20 


DEUTSCHER BUNDESTAG 
13. Wahlperiode 
2. Untersuchungsausschuß 
"DDR-Vermögen" 

- Der Vorsitzende - 


/I ■ 

An das 

Landgericht Bonn 
Geschäftsstelle 1. Strafkammer 

53105 Bonn 


53113 Bonn, 28. Januar 1998 
Bundeshaus 

Fernruf (0228) 16-2 19 84/85 
oder 16-1 (Vermittlung) 
Telefax (0228) 16-2 68 26/27 


In dem Verfahren 

Prof. Dr. Lothar Bisky ./. Bundesrepublik Deutschland 
Aktenzeichen; 31 Qs 118/97 

wird die gegen den Beschluß des Landgerichts Bonn vom 15.12.1997 am 8.1.1998 
eingelegte 

sofortige Beschwerde 

unter Bezugnahme und in Ergänzung des Schriftsatzes vom 9.12.1997 wie folgt 
begründet; 


I. 

Der Beschluß des Landgerichts Bonn vom 15.12.1997 ist aus Rechtsgründen feh- 
lerhaft. Die von dem Beschwerdeführer beantragte Aufhebung des Ordnungsgeldbe- 
schlusses vom 13.11.1997 fällt in die sachliche Zuständigkeit des Verwaltungsge- 
richts Köln. Das angerufene Landgericht Bonn ist sachlich unzuständig, da es sich 
um eine öffentlich-rechtliche Streitigkeit nichtverfassungsrechlicher Art handelt, die 
auch nicht gemäß § 40 Abs. 1 VwGO durch Bundesgesetz ausdrücklich einem ande- 
ren Gericht zugewiesen ist. 


II. 

1. Entgegen der Auffassung des Landgerichts ist eine solche ausdrückliche Zu- 
weisung gemäß § 40 Abs. 1 VwGO nicht in Art. 44 Abs. 2 Satz 1 GG in Verbin- 
dung mit § 1 61 a Abs. 3 StPO zu sehen. 
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1.1 Art. 44 Abs. 2 Satz 1 GG i.V.m. § 161a Abs.3 StPO stellen keine besondere 
Rechtswegezuweisung dar. Dies war bislang in der weitaus überwiegenden 
Meinung in Literatur und Rechtsprechung völlig außer Streit (vgl. nur; v. Man- 
gold/Klein/Achterberg/Schulte, Grundgesetz, Kommentar, Band 5. 3. Aufl. 1991, 
Art. 44 Abs. 2, Rdnr. 118 ff., 168 ff; Schmidt-Bleibtreu/Klein, Kommentar zum 
GG, 8. Aufl., Art. 44 Rdnr. 10; Rechenberg, in; Bonner Kommentar zum Grund- 
gesetz, Art. 44 Rdnr. 31 m.w.N.; Hilf, NVwZ 1987, S. 537 ff (S. 544); BVerwG, 
Urteil vom 21.11.1980, in; DÖV 1981, S. 300; BVerfGE 77, 52; NVwZ 1994, S. 
54). 

Der Verfassungsgeber hat in Art. 44 Abs. 2 Satz 1 GG ausschließlich Gegen- 
stand und Grenzen der Beweiserhebung durch parlamentarische Untersu- 
chungsausschüsse bestimmt, indem er die Vorschriften über den Strafprozeß 
darauf insoweit zur sinngemäßen Anwendung heranzieht (Jarass/Pieroth, 
Kommentar zum GG, 4. Auflage 1997, Art. 44, Rdnr. 7). Wie aus der Entste- 
hungsgeschichte der Verweisung auf die Regeln des Strafverfahrens deutlich 
wird, wollte der Verfasssungsgeber durch den Verweis auf die StPO lediglich 
die Eingriffsbefugnisse der Untersuchungsausschüsse gegenüber Bürgern im 
Rahmen der Beweiserhebung regeln, aber keine entsprechende Anwendung 
der gesamten strafprozessualen Verfahrensregeln auf das parlamentarische 
Untersuchungsverfahren herbeiführen (vgl. hierzu Werner Richter, Privatperso- 
nen im parlamentarischen Untersuchungsausschuß, Diss. 1990, S. 134, in: 
Studien zym öffentlichen Recht und zur Verwaltungslehre, Bd. 46, 1991 - zitiert 
als; Richter, S. ..). Aufgrund der vorgenannten Verfassungsnorm wird das Un- 
tersuchungsverfahren nicht zu einem Strafverfahren besonderer Art. Es bleibt 
vielmehr bei seinem eigenständigen Verfahrenstypus. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner sog. "Lappas-Entscheidung" die 
Anwendung des § 161a Abs. 2 StPO auf das Verfahren parlamentarischer Un- 
tersuchungsausschüsse zwar befürwortet (BVerfGE 76, 363 (385)). Dies ge- 
schah jedoch lediglich zur Begründung der Berechtigung des Ausschusses, 
selbst gegenüber einem nichtaussagebereiten Zeugen ein Ordnungsgeld fest- 
zusetzen und diesem die durch seine Auskunftverweigerung entstandenen Ko- 
sten aufzuerlegen. Die Ausführungen des Gerichts betreffen ausschließlich das 
Beweisverfahren, nicht jedoch die Frage der Rechtswegeröffnung bei der Einle- 
gung von Rechtsmitteln gegen Entscheidungen eines Untersuchungsausschus- 
ses (so auch Richter, a.a.O.). Das Gericht hat zudem in dieser Entscheidung 
ausdrücklich auf das Nebeneinander der Verfahren vor dem Verwaltungsgericht 
Köln (Verhängung eines Ordnungsgeldes) und dem Landgericht Bonn 
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(Anordnung und Vollzug von Beugehaft) hingewiesen, ohne die Aufspaltung in 
unterschiedliche Gerichtszweige rechtlich zu beanstanden. 

In seiner ebenfalls aus dem Jahre 1987 stammenden "Neue Heimat-Entschei- 
dung" hat es unter Bezugnahme auf die in der Rechtsprechung vertretene Auf- 
fassung darauf hingewiesen, daß gegen die Tätigkeit eines parlamentarischen 
Untersuchungsausschusses gegebenenfalls (verwaltungs-)gerichtlicher 
Rechtsschutz in Anspruch genommen werden kann (BVerfGE 77, 52). Es hat 
zuletzt in seinem Beschluß vom 13.09.1993 die herrschende Auffassung in 
Rechtsprechung und Literatur bestätigt, wonach Beschlüsse von parlamentari- 
schen Untersuchungsausschüssen, soweit sie deren Tätigkeit nicht abschlie- 
ßen, der verwaltungsgerichtlichen Kontrolle unterliegen (BVerfG, in: NVwZ 
1994, S. 54; so auch LG Frankfurt, Beschluß vom 6.12.1988, in; NvWZ 1989, S. 
997-998; Seifert/Hömig, Kommentar zum GG, 5. Auflage 1995, Art; 44, Rdnr. 6; 
Bonner Kommentar - Rechenberg, Art. 44. Rdnr. 30). 


1 .2 Darüber hinaus fehlt es auch an einer "ausdrücklichen" Zuweisung an ein ande- 
res Gericht im Sinne von § 40 Abs. 1 VwGO. 

Das Bundesverwaltungsgericht hat zwar, wie das Landgericht zutreffend aus- 
führt, entschieden, daß eine ausdrückliche Zuweisung auch dort angenommen 
werden kann, wo der Wille des Gesetzgebers, eine bestimmte Rechtsmaterie 
einem anderen Gerichtszweig zuzuweisen, aus der gesetzlichen Regelung un- 
ter Berücksichtigung allgemeiner Auslegungsgrundsätze einwandfrei ermittelt 
werden kann (BVerwGE 15, 34 (36)). Aus den bereits eingangs genannten 
Gründen folgt entgegen der Auffassung des Landgerichts aber nicht, daß in Art. 
44 Abs. 2 Satz 1 GG unter entsprechender Anwendung des § 161a Abs. 3 StPO 
eine aus dem Sachzusammenhang folgende "ausdrückliche" und eindeutig er- 
kennbare Rechtswegezuweisung an die ordentlichen Gerichte zu sehen ist (vgl. 
zur Frage eines Sachzusammenhangs zwischen der Regelung des § 161a Abs. 
3 mit der "Zuweisung" des präventiven Rechtsschutzes nach § 161a Abs. 2 
Satz 2 StPO an die Amtsgerichte ablehnend Richter, S. 137). 

Das Bundesverwaltungsgericht hat selbst in seiner Entscheidung vom 
21.11.1980 im Rahmen des Zeugniszwangsverfahrens festgestellt, daß eine 
ausdrückliche Zuweisung im Sinne des § 40 Abs. 1 Satz 1 VwGO an einen an- 
deren Gerichtszweig insbesondere nicht in der entsprechenden Anwendung der 
StPO auf das parlamentarische Untersuchungsverfahren liegt (BVerwG, Urteil 
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vom 21.11.1980, in: DÖV 1981, S. 300; siehe auch Urteil vom 19.5.1988, in: 
NJW1988, S. 1924-1927). 

Die Auffassung des Landgerichts Bonn steht daher in Widerspruch zur höchst- 
richterlichen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts und des Bun- 
desverfassungsgerichts. 

2. Allein aus der Tatsache, daß im Rahmen des Art. 44 Abs. 2 Satz 1 GG eine 
Zuweisung an die ordentlichen Gerichte in den Fällen bejaht wird, in denen es 
um Maßnahmen geht, die nur durch den Richter angeordnet werden können, 
kann nicht geschlossen werden, daß es sich um eine generelle Zuweisungsvor- 
schrift an die ordentlichen Gerichte handelt. Vielmehr muß auf die Jeweilige An- 
ordnungskompetenz abgestellt werden. Beweiserhebungen, die der Untersu- 
chungsausschuß nicht selbst anordnen kann, müssen - auf dessen Antrag hin - 
durch den Richter angeordnet werden. Soweit gegen diese Anordnung des 
Richters Rechtmittel eingelegt werden, ist - unter direkter Anwendung der Vor- 
schriften der StPO - der Rechtsweg zu den ordentlichen Gerichten gegeben. 

Handelt es sich dagegen um eine Maßnahme, die ein Untersuchungsausschuß 
selbst anordnen kann, wie die Auferlegung eines Ordnungsgeldes, dann ist - 
soweit der durch diese Maßnahme Betroffene gegen diese Maßnahme 
Rechtsmittel einlegt - der öffentlich-rechtliche Rechtsweg einzuschlagen und 
entsprechende Streitigkeiten sind vor den Verwaltungsgerichten auszutragen, 
da ein Untersuchungsausschuß - soweit es um Zwangsmaßnahmen gegenüber 
Dritten geht - materiell Verwältungstätigkeit ausübt (so die ganz überwiegende 
Meinung in Literatur und Rechtsprechung; umstritten ist lediglich die Frage der 
anzuwendenden Klageart, vgl. Redeker/v. Oertzen, VwGO, 11. Auflage 1994, § 
40 Rdn. 10, § 42, Rdn. 59a m.w.N., Rdn. 158a. Vgl. zur hM auch: 
v.Mangoldt/Klein/Achterberg/Schulte, Bonner Grundgesetz, 3. Auflage 1991, 
Art. 44, Rdnrn. 169, 171; Hilf, Untersuchungsausschüsse vor den Gerichten, in: 
NVwZ 1987, S. 537, 544; Schröder in: Schneider/Zeh, Parlamentsrecht und 
Parlamentspraxis, S. 1258; Schmidt-Bleibtreu/Klein, Kommentar zum GG, 8. 
Auflage, Art. 44, Rdnr. 10 m.w.N.). 

3. Der vom LG Bonn vertretenen Meinung ist entgegenzuhalten, daß nicht die 
Rechtsauffassung der Beschwerdegegnerin, sondern vielmehr diejenige des LG 
Bonn zu einer Aufspaltung des Rechtswegs im Rahmen des parlamentarischen 
Untersuchungsverfahrens führt. 
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Bisher war für Klagebegehren hinsichtlich der Überprüfung von Maßnahmen 
von Untersuchungsausschüssen und für Klagebegehren, die ein Handeln eines 
Untersuchungsausschusses gegenüber Dritten zum Gegenstand haben, der 
einheitliche Rechtsweg vor die Verwaltungsgerichte gegeben. Die Entscheidung 
des LG Bonn hätte zur Folge, daß entgegen der bisher'üblichen Praxis nun- 
mehr für die Überprüfung von Ordnungsgeldbeschlüssen und allen anderen der 
Beweiserhebung gemäß Art. 44 Abs. 2 GG dienenden Maßnahmen eines 
parlamentarischen Untersuchungsausschusses die ordentlichen Gerichte 
zuständig wären, während dann, wenn z. B. ein Betroffener oder Zeuge 
Akteneinsicht gegenüber dem Untersuchungsausschuß beansprucht, 
unzweifelhaft das Verwaltungsgericht zuständig bleibt (vgl. hierzu nur Bay. 
Verfassungsgerichtshof, Beschluß vom 25.06.1992, in; DÖV 1992, S. 967-968 = 
BayVBI 1992, S. 526-527). 

4. Daß über Maßnahmen zur Zeugniserzwingung von Untersuchungsausschüssen 
einerseits die Verwaltungsgerichte, andererseits - soweit diese nur durch den 
Richter angeordnet werden müssen - die Strafgerichte entscheiden, wird von 
der höchstrichterlichen Rechtsprechung nicht als unsachgemäß und einer sinn- 
vollen Ordnung der Rechtswege widersprechend angesehen. Diese Auffassung 
entspricht auch dem Willen des Gesetzgebers, da er über mehrere Legislatur- 
perioden hinweg entsprechend der bisherigen Praxis verfahren und nicht die 
Notwendigkeit gesehen hat, in diesen Fällen eine ausdrückliche Spezialzuwei- 
sung zu den ordentlichen Gerichten gesetzlich zu normieren. 

5. Die Entscheidung des Landgerichts Bonn, die sich auf eine nur vereinzelt in der 
Literatur vertretenen Mindermeinung stützt, in Widerspruch steht zur höchstrich- 
terlichen Rechtsprechung des Bundesverwaltungs- und des Bundesverfas- 
sungsgerichts und dem ausdrücklichen und ständig praktizierten Willen des 
Gesetzgebers entgegensteht, hat die bisher bestehende Rechtsklarheit bezüg- 
lich der sachlichen Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte bei Ordnungsgeldbe- 
schlüssen eines parlamentarischen Untersuchungsausschusses gegen einen 
Zeugen beseitigt. 

Es ist nunmehr erstmalig möglich, daß ein nichtaussagebereiter Zeuge, gegen 
den von einem parlamentarischen Untersuchungsausschuß des Deutschen 
Bundestages ein Ordnungsgeld verhängt wurde, darüber entscheidet, ob er ge- 
gen diese Maßnahme entweder vor dem Verwaltungsgericht Köln oder vor dem 
Landgericht Bonn klagt, ohne Rechtsnachteile befürchten zu müssen. In keinem 
Fall müßte er damit rechnen, daß seine Klage als unzulässig abgelehnt würde. 


369 




Drucksache 13/10900 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


6 

Dies widerspricht nicht nur dem Gebot der Rechtswegeklarheit, sondern steht, 
wie bereits ausgeführt, im Gegensatz zum ausdrücklichen Willen des Gesetz- 
gebers, der für von ihm eingesetzte Untersuchungsausschüsse das bisher 
praktizierte Verfahren, insbesondere im Hinblick auf die Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts und des Bundesverwaltungsgerichts, für eindeutig 
geregelt erachtet und deshalb von einer ausdrücklichen, den bisherigen Zu- 
stand bestätigenden Regelung abgesehen hat. 

Nach alledem ist festzustellen, daß der Beschluß des Landgerichts Bonn rechtsfeh- 
lerhaft und daher aufzuheben ist. 



(Volker Neumann) 

5 . 
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Efledigung 
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OBERLANDESGERICHT KÖLN 

BESCHLUSS 


In dem Ordnungsgeldverfahren 


gegen den Zeugen Prof. Dr. Lothar Bisky, 

Kleine Alexander Straße 28 
10178 Berlin, 


- Verfahrensbevollmächtigte: 

Rechtsanwälte Weber u.a., 
Heisstraße 18, 48145 Münster - 


wegen: Auferlegung eines Ordnungsgeldes 


hat der 2. Strafsenat des Oberlandesgerichts Köln auf die vom 
Vorsitzenden des 2. Untersuchungsausschusses der 13. Wahl- 
periode des Deutschen Bundestages eingelegte sofortige Be- 
schwerde vom 8. Januar 1998 gegen den Beschluß des Landgerichts 
Bonn vom 15. Dezember 1997 - 31 Qs 118/97- 
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unter Mitwirkung des Vorsitzenden Richters a.n Oberlandesgericht 
Dr . Jäger und der Richter am Oberlandesgericht Schmidt und 
Heidemann 

am 25. Februar 1998 


b e s 


chlossen: 

Der angefochtene Beschluß wird aufgehoben. 

Der Rechtsstreit wird an das Verwaltungsgericht 
verwiesen . 


Köln 


Gründe 


A. 


Der vom 13. Deutschen Bundestag eingesetzte 2. Untersuchungs- 
ausschuß "DDR-Vermögen" hat u.a. beschlossen durch die 
Vernehmung des Zeugen Prof. Dr. Bisky, Bundesvorsitzender der 
Partei des Demokratischen Sozialismus (PDSJ, Beweis zu erheben. 
Bei seiner Vernehmung am 13. November 1997 machte der Zeuge nur 
Angaben zur Person und verlas im übrigen eine schriftlich 
vorbereitete Erklärung, in der er sich mit eingehender 
Begründung auf ein Auskunftsverweigerungsrecht nach § 55 StPO 
berief . 

Der Untersuchungsausschuß setzte daraufhin ein Ordnungsgeld von 
DM 900, 00 fest und legte dem Zeugen die durch die Verweigerung 
des Zeugnisses verursachten Kosten auf. Die dem Beschluß 
beigefügte Rechtsmittelbelehrung verweist den Zeugen auf den 
Verwaltungsrechtsweg . 
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Mit einem als "Beschwerde" bezeichneten Schreiben seiner 
Verfahrensbevollmächtigten vom 20. November 1997 hat der Zeuge 
bei dem Landgericht Bonn die Aufhebung des angefochtenen 
Beschlusses vom 13. November 1997 beantragt. 

Der Vorsitzende des 2. Untersuchungsausschusses hat für den 
Deutschen Bundestag die Zulässigkeit des Rechtsweges gerügt. 
Nach seiner Auffassung ist für das Begehren des Antragstellers 
der Verwaltungsrechtsweg gemäß § 40 VwGO eröffnet. 

Mit dem angefochtenen Beschluß hat das Landgericht Bonn gemäß 
§ 17 a Abs. 3 Satz 2 GVG auf die entsprechende Rüge vorab über 
die Zulässigkeit des beschrittenen Rechtsweges entschieden und 
festgestellt, daß der Rechtsweg zu den ordentlichen Gerichten 
eröffnet ist. 

Gegen diesen Beschluß richtet sich die von dem Vorsitzenden des 
Untersuchungsausschusses mit Schriftsatz vom 8. Januar 1998 
eingelegte und mit weiterem Schriftsatz vom 28. Januar 1998 
begründete sofortige Beschwerde. 


B. 

I . 

Gegen den Beschluß, durch den gemäß § 17 a Abs. 3 GVG über die 
Zulässigkeit des beschrittenen Rechtsweges vorab entschieden 
worden ist, ist die sofortige Beschwerde nach § 311 der in 
diesem Zusammenhang anzuwendenden Strafprozeßordnung gegeben, 
§ 17 Abs. 4 Satz 3 GVG. 

Die Beschwerde gegen die Entscheidung über den Rechtsweg nach 
§ 17 a GVG wird wegen der vorrangigen Bestimmung in § 17 a Abs. 
4 GVG nicht dadurch ausgeschlossen, daß die Entscheidung in der 
Hauptsache nicht anfechtbar wäre, § 161 Abs. 3 Satz 4 StPO. 
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Die sofortige Beschwerde ist frist- und formgerecht eingelegt, 
das Rechtsmittel damit zulässig. 

II . 

Die sofortige Beschwerde ist auch begrün-det. Zu Unrecht hat das 
Landgericht Bonn seine Zuständigkeit angenommen. Entgegen der 
Auffassung des Landgerichts ist gegen die angefochtene 
Entscheidung des Untersuchungsausschusses der Rechtsweg zu den 
Verwaltungsgerichten - hier: dem örtlich zuständigen Ver- 
waltungsgericht Köln nicht zu den ordentlichen Gerichten 

gegeben. 

1 . 

Ein Rechtsweg gegen den angefochtenen Beschluß ist eröffnet. 
Dem steht nicht entgegen, daß die Beschlüsse der 
Untersuchungsausschüsse gemäß Art. 44 Abs. 4 Satz 1 GG "der 
richterlichen Erörterung entzogen" sind. Denn es besteht 
Einigkeit darin, daß diese Norm nur die das Ergebnis der 
Untersuchung feststellenden Entschließungen, die 

verfahrensabschließenden Ausschußbeschlüsse, gegebenenfalls 
noch Zwischenentscheidungen, erfaßt. Die Feststellungen und 
Bewertungen des Untersuchungsausschusses sollen "nicht in - 
langwierigen - Gerichtsverfahren zerredet und zurechtgerückt 
werden. Das Hilfsorgan Untersuchungsausschuß soll sagen, was es 
meint, ohne darauf achten zu müssen, ob seine Aussagen 
justizfest sind" (Engels, Parlamentarische 

Untersuchungsausschüsse, 2. Aufl., Seite 92). 

Artikel 44 Abs. 4 GG betrifft nicht die Anordnungen, die der 
Ausschuß im Laufe des Verfahrens zum Zwecke sachgerechter 
Untersuchungen trifft. Für Maßnahmen, die der Ausschuß nur 
unter Einschaltung des zuständigen Amtsrichters treffen kann, 
wie die Beschlagnahme oder die Beugehaft, soll daher eine 
richterliche Überprüfung ebenso möglich sein wie für sogenannte 
Anordnungsbeschlüsse des Ausschusses oder seines Vorsitzenden, 
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durch die einer Privatperson Pflichten auferlegt werden 
(Engels, a.a.O., Seite 177). 

2 . 

Gegen die Entscheidung des Uritersuchungsausschusses ist gemäß 
§ 40 Abs. 1 VwGO der Verwaltungsrechtsweg gegeben, weil es sich 
um eine öffentlich-rechtliche Streitigkeit nichtverfassungs- 
rechtlicher Art handelt, die nicht einem anderen Gericht 
ausdrücklich zugewiesen ist (OVG Münster, MVwZ 1987, 608; 

bestätigt durch OVG Münster MVwZ 1990, 1083 <1084>) . 

a) 

Die sich aus Art. 44 Abs. 1 GG ergebende Befugnis des Unter- 
suchungsausschusses zur Beweiserhebung ist öffentlich- 
rechtlicher Natur. 

Untersuchungsausschüsse üben eine Kompetenz des Parlaments aus. 
Artikel 44 GG stattet den Untersuchungsausschuß, indem er die 
sinngemäße Anwendung der Vorschriften über den Strafprozeß 
vorsieht, mit einem Instrumentarium hoheitlicher Eingriffs- 
befugnisse aus: Dem Untersuchungsausschuß wird das Recht 
eingeräumt, die erforderlichen Beweise in sinngemäßer Anwendung 
der Vorschriften über das Strafverfahrensrecht zu erheben. Dies 
umfaßt die Befugnis, die im Strafprozeß vorgesehenen Möglich- 
keiten zur zwangsweisen Beschaffung von Beweismitteln zu nutzen 
und etwa Privatpersonen zu verpflichten, notfalls auch zu 
zwingen, ihm die Informationen zur Verfügung zu stellen, die er 
zur Erfüllung des Untersuchungsauftrages benötigt. Damit übt 
der parlamentarische Untersuchungsausschuß öffentliche Gewalt 
aus (BVerfG, NJW 1988, 890 <892>, 897 <898>, OVG Münster, NVwZ 

1987, 608; Schröder, Untersuchungsausschüsse, in: Schneider/ 

Zeh: Parlamentsrecht und Parlamentspraxis in der Bundesrepublik 
Deutschland, S. 1249 <Rdn. 15>) . 

b) 

Es handelt sich nicht um eine verfassungsrechtliche 
Streitigkeit. Eine sölche ist nur anzunehmen, wenn die 
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Auslegung und Anwendung der Verfassung den eigentlichen Kern 
des Rechtsstreits bilden, das streitige Rechtsverhältnis also 
entscheidend vom Verfassungsrecht geformt würde (OVG Münster, 
NVwZ 1984, 608; BVerwG NJW 1985, 2344; BVerwGE 50, 124 <130>, 
OVG Münster NJW 1982, 1415; DÖV 1979, 682; NJW 1974, 1671). 

Die zwischen den Beteiligten aufgrund der angefochtenen 
Maßnahme bestehenden Rechtsbeziehungen sind nicht dieser Art, 
sie sind verwaltungsrechtlicher Natur. Die hiergegen von Ossen- 
bühl (Rechtsschutz im parlamentarischen Untersuchungsverfahren, 
in: Gedächtnisschrift für Martens, s. 177 <188 ff>) erhobenen 
Bedenken überzeugen nicht. 

Die Eingriffsbefugnisse des Untersuchungsausschusses haben 
keinen spezifisch verfassungsrechtlichen Inhalt. Sie können - 
bei entsprechender Ermächtigung - allen Staatsorganen und damit 
auch Verwaltungsbehörden zustehen. Daher übt der Unter- 
suchungsausschuß, soweit er von ihnen zur Unterstützung seiner 
verfassungsrechtlichen Aufgabe Gebrauch macht, unabhängig von 
seiner verfassungsrechtlichen Stellung als Hilfsorgan des 
Bundestages (Engels, Parlamentarische Untersuchungsausschüsse, 
2. Aufl., S. 176) materiell Verwaltungstätigkeit aus (OVG 
Münster 608 <609> m.w.N.). 

Er wird im Rahmen der ihm übertragenen sachlichen Aufgabe - im 
Gegensatz zur legislativen Tätigkeit - wie ein Verwaltungsorgan 
tätig (BVerwG DOV 1981, 300; OVG Lüneburg, DOV 1986, 210) . 

c) 

Die Streitigkeit ist nicht der Zuständigkeit der ordentlichen 
Gerichte zugewiesen. 

Eine ausdrückliche Zuweisung der öffentlich-rechtlichen 
Streitigkeit an einen anderen Gerichtszweig fehlt (VG Köln, 
Beschluß vom 21.09.1994 - 23 K 8011/93, OVG Münster NVwZ 1987, 
608) . 

Der Umstand, daß dem Untersuchungsausschuß Eingriffsbefugnisse 
nach Maßgabe der StPO zustehen, macht das Untersuchungs- 
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verfahren nicht zur "Strafsache" und begründet keine Zuweisung 
an die ordentlichen Gerichte (BVerwG DÖV 1981, 300 ; VG Köln, 
Beschluß vom 21.9.1994, 23 K 8011/93, OVG Münster, NVwZ 87, 
608) . 

Zwar kann eine ausdrückliche Zuweisung auch dann vorliegen, 
wenn die Zuweisung nicht unmittelbar ausgesprochen ist. Dann 
muß sich der dahingehende Wille des Gesetzes jedoch aus dem 
Gesamtgehalt einer Regelung und dem Sachzusammenhang in 
Verbindung mit der "Sachnähe" der betroffenen Materie 
hinreichend deutlich und logisch zwingend ergeben." (Kopp, 
VwGO, lO.Aufl., § 40 Rdn.49). 

Ein solcher eindeutiger Wille des Gesetzes läßt sich Art. 44 GG 
indes nicht entnehmen. Er ergibt sich weder aus dem Wortlaut 
der Vorschrift noch aus dem Sachzusammenhang. 

aa) 

Die in Art. 44 Abs . 2 S.l GG enthaltene Verweisung auf die 
Vorschriften über den Strafprozeß regelt nur die 
Eingriffsbefugnis und die Verfahrensmodalitäten bei der 
Durchführung der Beweisaufnahme. Sie enthält - entgegen der in 
der angefochtenen Entscheidung und von Schneiders (MDR 88, 705 
[708]) vertretenen Auffassung - keine Regelung über den 
Rechtsweg zur Überprüfung der getroffenen Maßnahme. 

Zunächst ist festzuhalten, daß Art. 44 GG nicht auf die 
Strafprozeßordnung verweist, sondern auf die Vorschriften über 
den Strafprozeß insgesamt, die "auf Beweiserhebungen sinngemäß 
Anwendung" finden sollen, üierzu gehören neben der Leitungs- 
und Ordnungsgewalt der Strafprozeßordnung etwa auch die 
Vorschriften des GVG über das Hausrecht (§ 175 Abs.l, §§ 176- 
179 GVG) (Maunz-Dürig, GG, Art. 44 Rdn 49; Bonner Kommentar, 
Art. 44 Rdn. 22, 30) . 
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Ein weitergehender gesetzgeberischer Wille läßt sich auch nicht 
aus einem "Sachzusammenhang" oder einer "Sachnähe" der Materie 
zum Strafverfahren herleiten. 

Der Verweisung auf die Regeln des Strafverfahrens bedarf es 
nur, um die Eingriffsbefugnisse gegenüber Bürgern im Rahmen der 
Beweiserhebung und deren Grenzen zu regeln. Die entsprechende 
Anwendung der Vorschriften über das Strafverfahren auf dxe 
Untersuchungshandlungen des Ausschusses bietet sich an, weil 
die einzelnen Untersuchungshandlungen dem (Amts-) 
Aufklärungscharakter des Strafverfahrens näherstehen, als etwa 
dem des Zivilverfahrens. Nur soweit die Beweiserhebung in 
Betracht kommt, d.h. insbesondere, soweit 
Untersuchungsausschüsse im Außenverhältnis gegenüber dem Bürger 
tätig werden, richtet sich das Verfahren nach diesen 
Vorschriften, da insoweit nach allgemeinen Grundsätzen des 
Rechtsstaats nur formelle Gesetze zum Eingriff ermächtigen 
(Maunz-Dürig, GG, Art. 44 Rdn.44; Bonner Kommentar, Art. 44 
Rdn . 2 ) . 

Diese Bezugnahme auf strafprozessuale Bestimmungen ist rein 
rechtstechnischer Natur und ändert nichts an dem öffentlich- 
rechtlichen Charakter des Untersuchungsauftrags und des 
Verhältnisses zwischen dem Untersuchungsausschuß und dem 
Bürger. Das Verfahren vor dem Untersuchungsausschuß wird 
hierdurch nicht zum Strafverfahren. Die überwiegende Ansicht 
stuft folgerichtig Maßnahmen des Vorsitzenden wie des 
Ausschusses insgesamt gegenüber Dritten deshalb als 
Verwaltungsakte ein, die mit den Rechtsmitteln der VwGO 
anfechtbar sind (Bonner Kommentar, Art. 44 Rdn. 30; 
V .Mangoldt/Klein, GG, Anm.3 b zu Art. 44 mwN) . 


cc) 

Die allgemeine Zuständigkeit der Strafgerichte läßt sich auch 
nicht damit begründen, daß aus der Verweisungsvorschrift des 
Art. 44 Abs . 2 Satz 1 GG allgemein die Zuständigkeit der 
ordentlichen Gerichte für Untersuchungsmaßnahmen abgeleitet 
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wird, die nach den strafprozessualen Vorschriften vom Richter 
angeordnet werden müssen. 

Es erscheint angesichts des öffentlich-rechtlichen Charakters 
des Verfahrens schon nicht zwingend, daß die dem "Richter" 
vorbehaltenen Untersuchungsmaßnahmen von den ordentlichen 
Gerichten angeordnet werden müssen. Dies ist - soweit 
ersichtlich - in Rechtsprechung und Literatur bislang nicht 
problematisiert worden, bedarf hier allerdings auch keiner 
weiteren Entscheidung, da es gerade nicht um eine solche 
Maßnahme geht, sondern ausschließlich um den Rechtsschutz gegen 
eine Maßnahme des Untersuchungsausschusses. 

Aus dem Richtervorbehalt für bestimmte Untersuchungshandlungen 
läßt sich jedenfalls nicht ableiten, daß auch der Rechtsschutz 
gegen andere Maßnahmen parlamentarischer Untersuchungs- 
ausschüsse generell bei den ordentlichen Gerichten konzentriert 
sei (OVG Münster NVVZ 90, 1083 [1084]). 

Soweit eine "Auf splittung" der Rechtswege als nicht sachgerecht 
empfunden wird, bedarf nach Auffassung des Senats 
gegebenenfalls die Rechtsprechung zur Zuständigkeit der 
ordentlichen Gerichte für die dem Richter vorbehaltenen 
Maßnahmen einer Überprüfung, Angesichts . der vorstehend 
dargestellten Rechtslage wäre für den Senat die "Auf splittung" 
allein aber kein hinreichender Grund, Maßnahmen der 
vorliegenden Art der Kontrolle der ordentlichen Gerichte zu 
unterwerfen. 

dd) 

Die Entstehungsgeschichte des Art. 44 GG mag einer Zuweisung 
der Zuständigkeit auf die ordentliche Gerichtsbarkeit nicht 
entgegenstehen, für die in dem angefochtenen Beschluß 
vertretene Auffassung läßt sich aus ihr indes ebenfalls nichts 
herleiten. 

Damit bleibt es mangels einer Zuweisung an eine andere 
Gerichtsbarkeit jedenfalls für die Fälle, in denen der 
Untersuchungsausschuß unmittelbar wirkende Maßnahmen gegen 
einen Zeugen ergreift, bei der Zuständigkeit der 

379 




Drucksache 13/1 0900 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


10 


Verwaltungsgerichte gemäß § 40 Abs . 1 VwGO (BVerwG, DÖV 81,300; 
OVG Münster, NVwZ 87,609; OVG Lüneburg, DÖV 86, 210; Damkowski, 
Der parlamentarische Untersuchungsausschuß, S.45). 

III . 

Da der beschrittene Rechtsweg unzulässig ist, ist der 
angefochtene Beschluß aufzuheben und der Rechtsstreit an das 
zuständige Gericht des zulässigen Rechtsweges zu verweisen, 
§ 17 a Abs. 2 S.l GVG. Zuständig ist das Verwaltungsgericht 
Köln. 

Eine Entscheidung über die Kosten des bisherigen Verfahrens ist 
im Hinblick auf § 17 b Abs. 2 GVG derzeit nicht veranlaßt. 


Dr. Jäger 


Schmidt 


Heidemann 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Protokoll Nr. 75 

1 3. Wahlperiode 

2. Untersuchungsausschuß 
- "DDR-Vermögen" - 


Protokoll 


der 75. (nichtöffentlichen) Sitzung 
des 2. Untersuchungsausschusses 
am Donnerstag, dem 25. September 1 997, 09.00 Uhr 
Bonn, Bundeshaus, Sitzungssaal Charles-de-Gaulle-Str. 6, 
Raum 1-3 (Tel.: 8 78 94-97, Fax; 8 61 63) 


TAGESORDNUNG: Seite 

1 . Beratung der Ausschußdrucksachen 296 bis 308 neu, 309 bis 314 5 

2. Beratung der Ausschußdrucksache 315: Beschlußvorschlag des Sekreta- 
riats betreffend Herabstufung der VS-Vertraulich eingestuften Verneh- 
mungsprotokolle der Zeugen Koch, Dr. Beil, Steyer und Dr. Winckler. 1 7 

3. Änderung des Temiinplans 17 


3.1 Schreiben des Abg. Friedhelm Julius Beucher vom 17. September 1997 

betreffend Aufhebung der für den 1 3. November 1 997 vorgesehenen 
Vernehmung von Herrn Dieter Uhlig (ADrs. 316). 17 

3.2 Schreiben des Bundeskanzleramtes vom 17. September 1 997 betreffend 

Verschiebung der Vernehmung von Herrn Bernhard Zeeb (ADrs. 317) 18 

4. Sonstiges 18 

4.1 Verständigung darüber, daß bei Vorhalt aus VS-NfD-Akten gegenüber 

dem Zeugen Koch bzw. auf dessen Wunsch hin die Öffentlichkeit gemäß 
Art. 44 Abs. 1 Satz 2 GG ausgeschlossen wird 18 

4.2 Terminierung des Zeugen Günther Scharfenberg als Ersatzzeuge für 

Dr. Alexander Schaick-Golodkowski 18 

4.3 Sitzungsbeginn am 2. Oktober 1997 19 

4.4 Durchführung des Beweisbeschlusses 1 3-272 19 
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ADrs. 299 (Beiziehung der folgenden Unterlagen bei der Staatsanwaltschaft 
Magdeburg: 

Akten über das bei der Staatsanwaltschaft Magdeburg gegen die Mittel- 
deutsche Erdöl-Raffinierie GmbH (Mider) wegen des Verdachts des 
Subventionsbetruges geführte und inzwischen eingestellte Ermittlungs- 
verfahren.) 


Abg. Joachim Gres merkt an, er könne z.Zt. nicht überblicken, inwieweit in dem 
Antrag Dinge eine Rolle spielten, die möglichenveise im exekutiven Bereich rele- 
vant seien. Falls die Bundesregierung dazu keine Stellungnahme abgebe, werde 
sich auch seine Fraktion dem Antrag nicht verschließen. 


MR Haas (BMF) teilt mit, die Bundesregierung sei nicht Adressat des, möglichen 
Beweisbeschlusses. Von der BvS sei jedoch bekannt, daß zur fördernden Beglei- 
tung des Ermittlungsverfahrens einige Unterlagen an die Staatsanwaltschaft ge- 
gangen seien, die auch noch der Geheimhaltung bedürften. Zum Teil könnten 
auch laufende Verfahren bei der BvS betroffen sein. Er erinnere in diesem 
Zusammenhang an die Umsetzung des "Memorandums of Understanding". 


Der Vorsitzende schlägt vor, mit Sorgfalt an die Sache heranzugehen ünd Rück- 
sicht zu nehmen, um noch laufende Verfahren bei der BvS nicht zu gefährden. 
Nach Eingang der Akten im Sekretariat solle daher bezüglich der Frage noch 
laufender Verfahren bei der BvS sowie bezüglich der Frage einer eventuellen 
Einstufung der Akten eine Abstimmung mit der Bundesregierung bzw. mit der BvS 
erfolgen. 

Der Ausschuß stimmt dem Vorschlag des Vorsitzenden einstimmig zu und 
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nimmt den Antrag einstimmig an. 
(BB 13-292, Anlage 1) 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Protokoll Nr. 83 

13. Wahlperiode 

2. Untersuchungsausschuß 
- "DDR-Vermögen" - 


- Nur fQr den Dienstgebrauch - 

Protokoll 


der 83. (nichtöffentlichen) Sitzung 
des 2. Untersuchungsausschusses 
am Donnerstag, dem 30. Oktober 1997, 09.30 Uhr 
Bonn, Bundeshaus. Sitzungssaal Charles-de-Gaulle-Str. 6, Raum 1-3 


Vorsitz : 

Abg. Volker Neumann (SPD) 


TAGESORDNUNG: Seite 

1 . Beratung der Ausschußdrucksachen 318 neu, 321 bis 327 5 

2. Weiteres Vorgehen bezüglich des Themenkomplexes Leuna/Minol 10 

3. Besuch der Vorsitzenden des 2. Untersuchungsausschusses bei 

den französischen Justizbehörden in Paris 1 1 

4. Beschluß über die teilweise Durchführung der Vernehmung 

des Zeugen Dr. Eckart John von Freyend in VS-Vertraulicher Sitzung 1 1 
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5.3 Behandlung bzw. Einstufung der in dem Schreiben der BvS vorri 
21.10.1997, übersandt mit Schreiben des BMF vom 23.10.1997 bezeichneten 
Unterlagen aus dem bei der Staatsanwaltschaft Magdeburg geführten und 
inzwischen eingestellten Ermittlungsverfahren mit dem Aktenzeichen 560 Js 
25554/96, im 2. UA als Mat A 13-176 registnert. 


Der Vorsitzende führt aus, bei den als Mat A 13-176 registrierten Unterlagen ha- 
be die BvS bezüglich einer Reihe von Unterlagen wegen der dann enthaltenen 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse um eine Einstufung gebeten. Dies sei aus 
seiner Sicht unproblematisch. Die BvS fordere aber darüber hinaus, den Aus- 
schußmitgliedern ein Gutachten erst dann zuzuleiten. wenn das Verfahren abge- 
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schlossen sei. Über den /Abschluß des Verfahrens solle der Untersuchungsaus- 
schuß informiert werden. Es handele sich insoweit um das "Solomon-Gutachten", 
welches ja schon aus dem Bericht im "Spiegel" bekannt sei. Er sei dezidiert der 
Meinung, daß dies nicht gehe. Die Einstufung von Unterlagen sei unproblema- 
tisch. Die Verhinderung der Weitergabe - im Sinne von Einsichtnahme bei der 
Geheimschutzstelle mit all den Restriktionen und Androhungen der Strafbarkeit 
für den Fall der Weitergabe des Inhalts - von Beweismitteln, die der Unteisu- 
chungsausschuß beigezogen habe, an Ausschußmitglieder sei seiner Ansicht 
nach jedoch nicht durch das Gesetz gedeckt. Die Stelle, die die Mitglieder des 
Bundestages im Untersuchungsausschuß hindern wolle, diese Unterlagen einzu- 
sehen, habe es offensichtlich nicht geschafft, diese Unterlagen vor dem "Spiegel" 
geheimzuhalten. Im "Spiegel" seien weitgehend Zahlen - ob richtig oder falsch 
könne er nicht beurteilen - aus dem Gutachten zitiert worden. Wenn es nicht ge- 
linge, der Presse diese Unterlagen vorzuenthalten, dann stelle sich die Frage, mit 
welchem Recht den Mitgliedern des Untersuchungsausschusses selbst die Ein- 
sichtnahme in der Geheimschutzstelle nicht genehmigt werden solle. 

Abg. Joachim Gres richtet die Frage an die Bundesregierung, ob es richtig sei, 
daß es sich hier um Akten von Bundesbehörden aus einem laufenden Verfahren 
handele, die an die Staatsanwaltschaft gelangt seien, und daß die Bundesregie- 
rung die Staatsanwaltschaft gebeten habe, diese Unterlagen nicht weiterzugeben. 
Ob es ferner richtig sei, daß eine Landesbehörde gegen den Willen der aktenfüh- 
renden Bundesbehörde über Akten verfügt habe. Er bitte die Bundesregierung um 
eine Bewertung dieses Vorganges. 

MR Haas (BMF) antwortet, er wolle zunächst zum Ausgangspunkt Stellung neh- 
men. In der Sitzung vom 25. September 1 997 habe er darauf hingewiesen, daß in 
den Unterlagen Dinge enthalten sein könnten, die das laufende Verfahren betref- 
fen. Es sei dann beschlossen worden, daß sowohl bezüglich der noch laufenden 
Verfahren der BvS als auch bezüglich einer etwaigen VS-Einstufung der 
Unterlagen eine /Vjstimmung mit der Bundesregierung bzw. mit der BvS 
herbeigeführt werden solle. Die Bundesregierung habe dem 

Untersuchungsausschuß in der vergangenen Woche ihre Bitten übersandt. Dabei 
habe die BvS darauf hingewiesen, daß in den Unterlagen der Staatsanwaltschaft 
Teile enthalten seien, die das laufende Verfahren - die Umsetzung des 

memorandum of understanding - beträfen. Über die Einzelheiten des 
Memorandums und die Bedeutung, die das Ganze für die BvS und die 
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Bundesregierung habe, habe er dem Untersuchungsausschuß am 5. Juni 1997 
berichtet. Es sei auch in dieser Sitzung Einigung erzielt worden, die laufenden 
Bemühungen der BvS in keinster Weise zu gefährden. Die Suche der BvS nach 
Lösungen gehe intensivst weiter. Die BvS sei an einem zügigen Abschluß 
interessiert. Der Untersuchungsausschuß habe die Zusage erhalten, über den 
Abschluß des Verfahrens unverzüglich unterrichtet zu werden. Dies seien noch 
einmal Ausführungen zum Ausgangspunkt der Sache selber gewesen. 

Zur Frage des Abgeordneten Gres könne er sagen, daß es sich hier um Teile von 
Unterlagen handele, die von der BvS stammten. Andere Teile seien originär bei 
der Staatsanwaltschaft entstanden. Das "Solomon-Gutachten" sei - wie ihm die 
BvS mitgeteilt habe - nicht von der BvS an die Staatsanwaltschaft gegeben wor- 
den, sondern von den Anwälten der Mider. Es bleibe aber dabei, daß das 
"Solomon-Gutachten" von der BvS in Auftrag gegeben worden sei. Die BvS habe 
dem Untersuchungsausschuß in Erfüllung des damaligen Beweisbeschlusses 
13-269 ausdrücklich mitgeteilt, daß sie das "Solomon-Gutachten" mit Rücksicht 
auf das derzeit laufende Verfahren nicht vorlegen könne. Wenn das Gutachten 
nun über einen Umweg an den Untersuchungsausschuß gelangt sei, so sei dies 
aus Sicht der Bundesregierung bedauerlich. Dies ändere jedoch nichts daran, 
daß es sich vom Ausgangspunkt gesehen um eine Unterlage handele, die im 
Auftrag der BvS entstanden sei. Bisher sei sich der Untersuchungsausschuß im- 
mer einig gewesen, daß die aktenführende Stelle über die Herausgabe von Un- 
terlagen entscheide. Beweisbeschlüsse seien immer an die ursprünglich heraus- 
gebende Stelle gerichtet worden. Es könne nicht sein, daß über Dritte Dinge im 
Untersuchungsausschuß verteilt würden, die bei der originären Stelle mit Sperren 
belegt seien. Es sei ihm nicht bekannt, ob Informationen an die Presse gelangt 
seien. Falls dies geschehen sein sollte, so sei dies bedauerlich, ändere aber an 
der Tatsache nichts, daß das Schutzbedürfnis intensiv bestehe. Nachdem er 
gestern gehört habe, daß es hier noch Fragen gebe, habe er nach Lösungen ge- 
sucht, um dem Untersuchungsausschuß soweit wie irgend möglich entgegenzu- 
kommen. Er wolle an dieser Stelle nochmals betonen, daß die Bundesregierung 
an einer größtmöglichen Zusammenarbeit mit dem Untersuchungsausschuß in- 
teressiert sei. Die Bundesregierung habe deshalb nach einer Kompromißlinie ge- 
sucht, um auch die Interessen des Untersuchungsausschus-as soweit zu unter- 
stützen, wie dies möglich sei. Das "Solomon-Gutachten" sei unzweifelhaft in Zu- 
sammenhang mit der Umsetzung des memorandum of understanding von der BvS 
in Auftrag gegeben worden und betreffe somit einen laufenden Vorgang. Falls 
sich der Untersuchungsausschuß darauf verständigen könne, daß das "Solomon- 
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Gutachten" derzeit nicht verteilt werde, sage die Bundesregierung zu, bis nächste 
Woche die übrigen Dinge zu überprüfen. Dabei könnten möglicherweise die Teile, 
die das memorandum of understanding beträfen, geschwärzt werden, so daß 
diese teilweise geschwärzten Unterlagen dann verteilt werden könnten. 


Der Vorsitzende erwidert, zur Situation im Sommer gebe es einen Unterschied. 
Damals sei es noch um den Verkauf des 33%igen Anteils an Dritte gegangen. 
Diese Entscheidung sei seit vorgestern aus der Welt, da der Präsident der BvS 
laut Presseberichten mitgeteilt habe, daß eine Entschädigung ge 2 ^hlt werde. Nun 
könne gesagt werden, das Gutachten sei auch für die Entschädigungszahlung 
von Bedeutung. Das wäre durchaus denkbar. Dies ändere aber nichts daran, daß 
die BvS zwar Auftraggeber gewesen sei, aber nicht herausgebende Stelle. Denn 
die Staatsanwaltschaft habe das Gutachten offensichtlich von den Rechtsanwäl- 
ten der Beschuldigten erhalten. Möglicherweise sei es auch auf diesem Wege an 
die Presse gegangen. In der Presse sei jedenfalls aus dem Gutachten - teilweise 
wörtlich - zitiert worden. Er wolle an dieser Stelle folgendes anmerken: Der Aus- 
gangspunkt sei gewesen, daß sieben Dokumente nicht herausgegeben werden 
sollten, unter anderem Seite 2 der Einstellungsverfügung der Staatsanwaltschaft. 
Bezüglich dieser Einstellungsverfügung sei die BvS nicht herausgebende Steile. 
Die gesamte Argumentation sei für ihn nicht nachvollziehbar. Es gehe nicht an, 
daß eine neue Qualität der Einstufung erfolge, daß über die Geheimschutzord- 
nung hinaus Unterlagen, die bei der Geheimschutzstelle lägen, von Abgeordneten 
des Deutschen Bundestages nicht eingesehen werden dürften. Gleiches gelte be- 
züglich eines Vemehmungsprotokolls. Mit v elcher Berechtigung solle die Weiter- 
gabe einer Vernehmung eines Zeugen in dem Strafverfahren an die Ausschuß- 
mitglieder nicht erfolgen, während die Rechtsanwälte Einsicht genommen hätten, 
der Zeuge jederzeit erzählen dürfe, was er ausgesagt habe, sofern er nicht aus 
anderen Gründen daran gehindert sei. Er wehre sich deshalb gegen ein Vorent- 
halten des Gutachtens und spreche sich für eine Einstufung der Unterlagen aus. 
Außerdem solle beschlossen werden, daß eine Fassung mit Schwärzungen er- 
stellt werde, die offen verteilt werden könne. In der Geheimschutzstelle dürfe es 
aber keine geschwärzten Unterlagen geben. Interessant sei in diesem Zusam- 
menhang auch die Frage, was etwa In einem Strafverfahren wegen Subventions- 
betrugs geschehen wäre, wenn das Gutachten beweiserheblich gewesen wäre. 
Das Gutachten hätte dann in einer öffentlichen Sitzung verlesen werden müssen. 
Er stelle sich die Frage, wie sich die BvS in einem derartigen Fall verhalten hätte. 
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MR Haas (BMF) führt aus. auch in einem Strafverfahren müsse nicht alles 
öffentlich verhandelt werden. Das GVG lasse die Möglichkeit des Ausschlusses 
der Öffentlichkeit zu. Es müsse außerdem danach differenziert werden, ob es um 
VS-Einstufungen oder um laufende Verfahren gehe. Ein Untersuchungsausschuß 
könne nach der Flick-Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts in laufende 
Verfahren nicht eingreifen. 


Der Vorsitzende fragt, warum der Bundesregierung diese Argumentation erst 
jetzt einfalle und dies nicht schon früher bei der Behandlung des Themas 
Leuna/Minol vorgetragen worden sei. 


MR Haas (BMF) entgegnet, er sei schon in der Sitzung am 5. Juni 1997 gezielt 
eingegangen auf den damaligen Privatisierungsvorgang, den die Bundes- 
regierung als rechtlich abgeschlossen bezeichnet habe, der aber hineinwirke in 
die noch nicht abgeschlossene Umsetzung des memorandum of understanding. 
Im Interesse des Untersuchungsausschusses - um dem Untersuchungsausschuß 
überhaupt Material geben zu können - habe die Bundesregierung eine 
Schnittstelle gefunden. Alles, was mit dem memorandum of understanding zu tun 
habe, müsse vorerst noch zurückgehalten werden. Darüber habe auch im 
Ausschuß Einigkeit bestanden. 


Der Vorsitzende merkt an, die Veräußerung sei ja nun "vom Tisch". 


MR Haas (BMF) erklärt, er könne dies nicht bestätigen. Er habe gerade darauf 
hingewiesen, daß es verschiedene Möglichkeiten gebe, die zur Zeit geprüft wür- 
den. Dazu gehörten auch Vergleichsverhandlungen. Ihm sei aber auch mitgeteilt 
worden, daß die Suche nach einem Investor weiterlaufe. 


Herr Kellner (BvS) ergänzt, es sei zwar richtig, daß die Vergleichsveitiandlungen 
zur Zeit im Vordergrund stünden, aber natürlich habe 'auch Herr Haas recht, daß 
alte Verhandlungen, wenn sie wieder aufflammten, fortgeführt würden. Auch bei 
den Vergleichsverhandlungen handele es sich um laufende Verfahren. Er habe 
gestern mit dem zuständigen Direktor, Herr Dr. Meier, ein längeres Gespräch ge- 

389 




Drucksache 13/10900 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


-83/17 - 

führt. Dieser habe ihn ausdrücklich gebeten, heute vor dem Untersuchungsaus- 
schuß an die Verantwortlichkeit des Ausschusses zu appellieren. Die Vergleichs- 
verhandlungen gestalteten sich sehr schwierig. Es sei gegenwärtig nicht abzuse- 
hen, ob sie gelängen. Durch das Bekanntwerden des laufenden Verfahrens in der 
Öffentlichkeit könne ein Schaden eintreten. Zwar bestehe Geheimschutz, doch 
fehle dem Untersuchungsausschuß die Erörterungskompetenz, da es sich hier um 
ein laufendes Verfahren handele. Die BvS habe darauf vertraut, daß, wie es in 
Vorgesprächen vereinbart sei, verantwortlich erörtert werde, wie mit den Materia- 
lien, die der Untersuchungsausschuß bei der Staatsanwaltschaft Magdeburg an- 
gefordert habe, verfahren werde. Die BvS könne der Staatsanwaltschaft Magde- 
burg keinerlei Weisungen erteilen. Die Staatsanwaltschaft würde sich gegen Vor- 
gaben verwehren. Die Staatsanwaltschaft folge eigenen Regeln, wenn es um die 
Frage gehe, welches Material den< Untersuchungsausschuß zugesandt werde. 
Deshalb habe sich die BvS auch nicht an die Staatsanwaltschaft Magdeburg 
gewandt und darauf vertraut, daß der Ausschuß den Vorschlägen der BvS folgen 
werde. Es sei richtig, daß bezüglich der Schreiben, die außerhalb des "Solomon- 
Gutachtens" lägen, noch einmal sehr kurzfristig erörtert werden solle, welche 
Teile, die das laufende Verfahren nicht betreffen, in VS-Vertraulicher Form 
herausgegeben werden könnten. Es sei das Ziel der BvS, die finanziellen 
Aufwendungen so gering wie möglich zu halten. Nach Abschluß des Verfahrens - 
unabhängig vom Ausgang - sei die BvS bereit, nicht nur die jetzt gewünschten, 
sondern sämtliche Unterlagen vorzulegen. Die BvS habe keine Sorge, daß der 
Untersuchungsausschuß dann erkennen werde, daß die BvS mit dem Ziel 
gehandelt habe, die finanziellen Aufwendungen möglichst gering zu halten. 

Der Vorsitzende erklärt, er finde es interessant, daß der Präsident der BvS sage, 
es werde eine Entschädigung gezahlt, während hier vorgetragen werde, es werde 
noch verhandelt. Er wolle aber noch auf folgendes hinweisen: Ausweislich des 
Protokolls der 75. Sitzung bestehe die Vereinbarung, daß mit der BvS eine Ab- 
stimmung über die Einstufung der Unterlagen erfolgen solle. Im Protokoll finde 
sich kein Hinweis, daß beigezogene Unterlagen vorenthalten würden Die öffentli- 
che Erörterung finde nicht statt, da es sich um eingestufte Unterlagen handele. 
Die Gegenseite der BvS im Rahmen der Verhandlungen habe diese Unterlagen, 
weil das Gutachten über die Rechtsanwälte der Gegenseite an die Staatsanwalt- 
schaft gelangt sei. Unabhängig vom Inhalt sei es eine Frage des Selbstverständ- 
nisses des Untersuchungsausschusses, ob die BvS eine neue Qualität der 
Einstufung herbeiführe. An dieser Stelle sehe er das Recht der 
Untersuchungsausschüsse tangiert. Er sei nicht bereit, in dieser Frage 
nachzugeben. Er könne allerdings überstimmt werden. 
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Abg. Joachim Gres zitiert wie folgt aus dem Protokoll der Beratungssitzung vom 
25. September 1997: "Der Vorsitzende schlägt vor, mit Sorgfalt an die Sache her- 
anzugehen und Rücksicht zu nehmen, um noch laufende Verfahren bei der BvS 
nicht zu gefährden. Nach Eingang der Akten im Sekretariat solle daher bezüglich 
der Frage noch laufender Verfahren bei der BvS sowie bezüglich der Frage einer 
eventuellen Einstufung der Akten eine Abstimmung mit der Bundesregierung bzv/. 
mit der BvS erfolgen." Hier sei differenziert worden. Einerseits gehe es um die 
Frage, wie man mit Akten umgehe, die laufende, noch nicht abgeschlossene 
Verfahren aus dem exekutiven Bereich betreffen. Andererseits gehe es um son- 
stige Akten, die gegebenenfalls VS-Vertraulich einzustufen seien. Es sei nicht 
richtig, daß eine neue Qualität der Einstufung eingeführt werde. Es sei unbestrit- 
ten, daß die Bundesregierung Akten aus einem noch nicht abgeschlossenen 
Verfahren im exekutiven Bereich nicht herauszugeben habe. Es gebe dann eine 
weitere Aktenkategorie, die eingestufl herausgegeben werden könne, wenn das 
Verfahren abgeschlossen sei oder offen herausgegeben werden könne. Jetzt sei 
folgendes passiert: Eine Landesbehörde habe Akten aus dem laufenden, nicht 
abgeschlossenen exekutiven Bereich, die sie von anderer Stelle bekommen habe, 
an den Untersuchungsausschuß gegeben. Der Untersuchungsausschuß könne 
das vom Bundesverfassungsgericht bestätigte Privileg der Bundesregierung nicht 
unterlaufen lassen. Die Tatsache, daß Unterlagen in irgendeiner Form an die 
Presse lanciert worden seien, könne das Prinzip nicht aufheben, sonst könne man 
sich von dieser Abstufung der Aktenherausgabe verabschieden. Er plädiere dafür, 
heute nicht zu votieren und die Beschlußfassung auf die nächste Beratungssit- 
zung zu verschieben. Ferner solle die Bundesregierung noch einmal überdenken, 
wie mit den einzelnen Unterlagen umgegangen werden könne. Bis dahin solle das 
"Solomon-Gutachten" im Panzerschrank bleiben und für Dritte wie auch für Mit- 
glieder des Untersuchungsausschusses nicht zugänglich sein. 


Der Vorsitzende führt aus, er sei der Meinung, heute entscheiden zu müssen, da 
die Akten vorlägen. 
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Abg. Friedheim Julius Beucher erklärt, die Bitte der Bundesregierung sei nicht 
nachvollziehbar, da der Schaden, der hier beschrieben werde, eigentlich schon 
eingetreten sein müßte. Wenn das Gutachten bekannt sei, stelle sich die Frage, 
welcher Angriff drohe. Außerdem sei das Gutachten nicht an die Presse lanciert 
worden. Wer die Akten gelesen habe, der wisse, wo die Quelle sei. Fakt sei, daß 
das Gutachten in der Öffentlichkeit bekannt sei. Er frage sich außerdem, warum 
es zu der erneuten Verzögerung bei der EU-Kommission komme. Läge der Be- 
richt schon vor, dann hätte die Staatsanwaltschaft Magdeburg mit einer anderen 
Unterlage operieren können. Er vermute hier, daß es auf Zeitgewinn ankomme. 
Wenn dem Untersuchungsausschuß Unterlagen bis zu einem bestimmten Zeit- 
punkt nicht vorlägen, sei alles offen. Die Beschlußfassung dürfe auch deshalb 
nicht verschoben werden, da der Untersuchungsausschuß die Möglichkeit nutzen 
müsse, den für heute Nachmittag geladenen Zeugen Dr. John von Freyend zu 
diesem Aktenmaterial zu befragen. Der Untersuchungsausschuß begebe sich 
einer weiteren pragmatischen Chance, in die Geheimschutzstelle zu gehen und 
die Akten einzusehen. 


MR Haas (BMF) weist darauf hin, daß Dr. John von Freyend, wie alle Zeugen, 
keine Aussagegenehmigung für laufende Verfahren habe. Der Untersuchungs- 
ausschuß sei, wie vom Bundesverfassungsgericht bestätigt, nicht berechtigt, über 
eine Zeugenvernehmung in laufende Verfahren einzusteigen. 


Der Vorsitzende faßt die Erörterung wie folgt zusammen: Die CDU/CSU-Fraktion 
beantrage, daß die oben auf Seite 2 des Schreibens der BvS vom 21 .10.1997 ge- 
nannten Unterlagen - aufgeführt mit acht Spiegelstrichen - den Mitgliedern des 
Untersuchungsausschusses bis zur endgültigen Entscheidung nicht zugeleitet 
werden dürfen. "Nicht zugeleitet" sei hier im Sinne von "nicht zugänglich" zu ver- 
stehen. In diesem Zusammenhang weise er darauf hin, daß die Unterlagen auf 
seinen Antrag hin vorbehaltlich eines endgültigen Ausschußbeschlusses 'VS- 
Vertraulich" eingestuft worden seien und in der Geheimschutzstelle aufbewahrt 
würden. 
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Abg. Joachim Gres ergänzt seinen eben gestellten Antrag und erklärt, außerdem 
erwarteten die Ausschußmitglieder der Koalitionsfraktionen für die nächste 
Beratungssitzung einen Vorschlag der Bundesregierung, wie mit den 
Aktenbeständen, um die es hier gehe, insgesamt verfahren werden solle. 


Der Untersuchungsausschuß stimmt dem Antrag mit den Stimmen der Mit- 
glieder der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Mitglieder der SPD- 
Fraktion mehrheitlich zu. 


Der Vorsitzende teilt mit, er werde die Geheimschutzstelle auffordem, niemand 
die Möglichkeit zu geben, diese Unterlagen einzusehen. 


Der Vorsitzende führt weiter aus, außerdem habe die BvS Im vorgenannten 
Schreiben vom 21.10.1997 darum gebeten, die auf Seite 2 - unten - aufgeführten 
Materialien wegen der darin enthaltenen Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 
"VS-Vertraulich" einzustufen. 


Der Untersuchungsausschuß beschließt einstimmig die 'VS-Vertraulich'-Ein- 
stufung der auf Seite 2 - unten - des Schreibens der BvS vom 21.10.1997 
genannten Unterlagen. 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Protokoll Nr. 86 

13. Wahlperiode 

2. Untersuchungsausschuß 
- "DDR-Vermögen" - 


Nur für den Dienstgebrauch 


Protokoll 


der 86. (nichtöffentlichen) Sitzung 
des 2. Untersuchungsausschusses 
am Donnerstag, dem 13. November 1997, 09.00 Uhr 
Bonn, Bundeshaus, Sitzungssaal Charles-de-Gaulle-Str. 6 

Raum 1-3 

Vorsitz : 

/\bg. Volker Neumann (SPD) 


TAGESORDNUNG: Seite 

1 . Beratung der Ausschußdrucksachen 326 neu, 328 bis 331 5 

2. Beratung der Ausschußdrucksache 332: Übersendungsschrei- 7 

ben BMF vom 06. 1 1 .1997 mit Schreiben der BvS vom 05. 1 1 . 1 997 
betreffend zurückzuhaltende Unterlagen zu BB 1 3-292 

3. Beschlußfassung über die endgültige VS-Vertraulich-Einstufung 8 

und die teilweise Sperrung der unter TOP 2 behandelten Unter- 
lagen 

4. Beschluß über die teilweise Durchführung der Vernehmung des 9 

Zeugen Dr. Roland Winckler in VS-Vertraulicher Sitzung 

5. Fortsetzung der Vernehmung von Dr. Gregor Gysi 9 

6. Sonstiges 10 
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TOP 2: Beratung der Ausschußdrucksache 332 : Übersendungs- 

schreiben BMF vom 06 . 11.1997 mit Schreiben der BvS vom 
05 . 11.1997 betreffend zurückzuhaltende Unterlagen 
zu BB 13-292 


Der Vorsitzende führt aus, er habe zu der in Ausschußdrucksache 332 
behandelten Thematik beim Wissenschaftlichen Dienst ein Gutachten in Auftrag 
gegeben, welches gestern bei ihm eingegangen sei und den Ausschußmitgliedern 
nun als Tischvorlage vorliege. Dieses Gutachten komme zu dem Ergebnis, daß es 
keine verfassungsrechtlichen Gründe gebe, die es rechtfertigten, die Unterlagen 
dem Untersuchungsausschuß vorzuenthalten. Da die Ausschußmitglieder noch 
keine Möglichkeit gehabt hätten, das Gutachten zu lesen und sich eine Meinung 
zu bilden, schlage er vor, die endgültige Entscheidung über den weiteren Umgang 
mit den betreffenden Akten in der nächsten Beratungssitzung in vier Wochen zu 
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treffen Er würde es begrüßen, wenn auch die Bundesregierung zu diesem 
Gutacfiten eine Stellungnahme abgeben würde 


Abg. Friedhelm jM'ius Beucher gibt zu bedenken, daß eine auf den 11 Dezem- 
ber 1997 verschobene Beratung über eine endgültige Entscheidung den Untersu- 
chungsausschuß im Ergebnis hindere, die betreffenden Unterlagen für die eben- 
falls am 11. Dezember stattfindende Vernehmung der Zeugen Bundesminister Dr. 
Waigel und Dr. Schucht zu verwenden. 


Der Vorsitzende schlägt vor diesem Hintergrund vor, in der Haushaltswoche am 
27. November 1997 um 08.00 Uhr eine zusätzliche Beratungssitzung ausschließ- 
lich zu dieser Thematik durchzuführen. 


Der Ausschuß beschließt einstimmig; 

Die Beratung der Ausschußdrucksache 332 wird auf den 
27. November 1997, 08.00 Uhr, verschoben. 


TOP 3: Beschlußfassung über die endgültige VS-Vertraulich-Einstufung 

und die teilweise Sperrung der unter TOP 2 behandelten Unter- 
lagen 


Der Vorsitzende schlägt vor, diesen Tagesordnungspunkt aufgrund seines engen 
sachlichen Zusammenhangs mit dem vorhergehenden Tagesordnungspunkt 2 
ebenfalls in der gerade beschlossenen zusätzlichen Beratungssitzung am 27 
November 1997 zu beraten 


Der Ausschuß stimmt dem Vorschlag des Vorsitzenden einstimmig 
zu 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Protokoll Nr. 90 

1 3. Wahlperiode 
2. Untersuchungsausschuß 
- "DDR-Vermögen" - 


- Nur für den Dienstgebrauch 
Protokoll 


der 90. (nichtöffentlichen) Sitzung 
des 2. Untersuchungsausschusses 
am Donnerstag, der« 27. November 1997, 08.00 Uhr 
Bonn, Bundeshaus, Sitzungssaal Chärles-de-Gaulle-Str. 6 

Raum 1-3 


Vorsitz : 

Abg. Volker Neumann (SPD) 

TAGESORDNUNG: Seite 

1. Beratung der Ausschußdrucksache 332; Übersendungsschreiben 5 

BMF vom 06.11.1997 mit Schreiben der BvS vom 05.11.1997 be- 
treffend zurückzuhaltende Unterlagen zu BB 13-292 

(Vgl. auch Schreiben der BvS vom 21.10.1997) 

2. Beschlußfassung über die endgültige VS-Vertraulich- 13 

Einstufung und die teilweise Sperrung der unter TOP 1 
behandelten Unterlagen 

3. Sonstiges 
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Beginn der Sitzung: 08.10 Uhr. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Der Vorsitzende gratuliert dem Abgeordneten Heinz Dieter Eßmann zum 
Geburtstag. 


TOP1: Beratung der Ausschußdrucksache 332: Übersendungs- 

schreiben BMF vom 06.11.1997 mit Schreiben der BvS vom 
05.11.1997 betreffend zurückzuhaltende Unterlagen zu 
BB 13-292 (Vgl. auch Schreiben der BvS vom 21.10.1997) 

Wortprotokoll 

Vorsitzender Volker Neumann: Wir haben jetzt, wenn ich das richtig sehe, zwei 
gegensätzliche Rechtsauffassungen. Eine vom Wissenschaftlichen Dienst des 
Deutschen Bundestages und eine gemeinsame Stellungnahme des 
Justizministeriums und des Innenministeriums. Ich glaube, es macht wenig Sinn, 
hier in die Einzelheiten der Juristischen Auseinandersetzung einzusteigen, zumal 
vor neun Uhr Juristen sowieso schwer in Gang kommen. Deshalb gebe ich erst 
einmal das Wort weiter zu Stellungnahmen oder politischen Bewertungen oder 
vielleicht auch sogar juristischen Ausführungen. 


Abg. Joachim Gres: Hier geht es also um eine grundsätzliche Frage mit einer 
gewissen präjudiziellen Wirkung. Von daher bitte ich um Nachsicht, daß wir denn 
doch einige Ausführungen dazu machen müssen. 

Abg Joachim Gres verliest eine Stellungnahme, die im folgenden im Wortlaut 
wiedergegeben wird. 

1. Auf Antrag der SPD-Fraktion im Ausschuß (ADrs 299) faßte der Untersu- 
chungsausschuß am 25.9.1997 folgenden Beweisbeschluß (13-292); 

"Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag (Bundestags-Druck- 
sache 13/2483 und 13/5843) durch Beiziehung der folgenden Unterlagen 
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bei der Staatsanwaltschaft Magdeburg; Akten über das bei der Staatsan- 
waltschaft Magdeburg gegen die Mitteldeutsche Erdöl-Raffinerie GmbH 
(Mider) wegen des Verdachts des Subventionsbetruges geführte und in- 
zwischen eingestellte Ermittlungsverfahren." 

2. Zuvor war seitens der Bundesregierung im Ausschuß darauf hingewiesen 
worden, daß in den Akten der Staatsanwaltschaft Magdeburg auch Unter 
lagen enthalten seien aus dem Bereich der BvS, die ein laufendes Ve.-fah- 
ren bei der BvS betreffen, wobei an die Umsetzung des Memorandum of 
Understanding erinnert wurde. 

Deshalb schlug der Vorsitzende vor, mit Sorgfalt an die Sache heranzu- 
gehen und Rücksicht zu nehmen, um noch laufende Verfahren bei der 
BvS nicht zu gefährden; nach Eingang der Akten im Sekretariat solle 
daher bezüglich der Frage noch laufender Verfahren bei der BvS sowie 
bezüglich der Frage einer eventuellen Einstufung der Akten eine 
Abstimmung mit der Bundesregierung bzw. mit der BvS erfolgen. Diesem 
Vorschlag des Vorsitzenden stimmte der Untersuchungsausschuß 
einstimmig zu. Erst danach faßte er den o.g. Beweisbeschluß. 

3. Bereits in der Ausschußsitzung am 5. Juni 1997 hatte die Bundesregie- 
rung anläßlich der Behandlung des Antrags auf ADrs 271 (Anforderung 
eines Berichts der BvS über die Privatsierung der Leuna-Werke usw.) auf 
die noch ausstehende Umsetzung des Memorandum of Understanding 
durch Investorensuche usw. hinge viesen und gleichzeitig deutlich ge- 
macht, daß es hier insofern einen nicht abgeschlossenen Vorgang gebe. 

Der Vorsitzende schlug daraufhin vor, daß der Bericht insoweit in einer 
nicht schädigenden Form vorgetragen werden solle; dies könne durch 
den Hinweis geschehen, daß zu bestimmten Punkten nichts ausgeführt 
werden könne, weil es sich um laufende Vorgänge handele; dann wäre 
der Untersuchungsausschuß gehalten, dies nicht weiter zu hinterfragen 
(Protokoll Nr. 70 S. 7 und 8), 

4. Unter den o.g. Voraussetzungen beschloß der Untersuchungsausschuß 
die Anforderung eines Berichtes. In diesem Bericht vom 1. Oktober 1997 
(Materialie A 13-168) wird auf Seite 12 ausdrücklich auf derzeitige 
Verhandlungen über die Umsetzung des Memorandum of Understanding 
hingewiesen. 
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5. Im übrigen sind die im Verantwortungsbereich der Bundesregierung für 
Zeugen des Untersuchungsausschusses erteilten Aussagegeneh- 
migungen jeweils mit eirrer Einschränkung betreffend laufende Verfahren 
versehen, ohne daß hieran im Untersuchungsausschuß Anstoß 
genommen wird. 

6. Mil Schreiben vom 23.10.1997 leitete BMF dem Untersuchungsausschuß 
das Schreiben der BvS vom 21.10.1997 zu, mit dem verlangt wird, näher 
bezeichnete Unterlagen aus der Akte der Staatsanwaltschaft Magdeburg, 
die inzwischen beim Untersuchungsausschuß eingegangen war, den 
Mitgliedern des Untersuchungsausschusses erst dann zuzuleiten, wenn 
das Verfahren bei der BvS abgeschlossen ist. Gleichzeitig wurde erklärt, 
den Ausschuß vom Abschluß des Verfahrens unverzüglich zu 
unterrichten. 

7. Mit Schreiben vom 6.11.1997 leitete BMF dem Untersuchungsausschuß 
das Schreiben der BvS vom 5.11.1997 zu, mit dem erneut auf ein 
laufendes Verfahren unter Darlegung des Sachverhalts verwiesen wurde. 
Gleichzeitig wurden die wenigen, nicht zu verwendenden Schriftstücke 
präzise bezeichnet. 

8. Mit Schreiben vom 24.11.1997 gab BMF gegenüber dem Untersu- 
chungsausschuß eine Erklärung ab, mit der seine bisherige Auffassung 
mit tatsächlicher und rechtlicher Begründung bekräftigt wurde: Keine 
Nutzung besagter Unterlagen durch den Untersuchungsausschuß 
mangels Kompetenz, hinsichtlich eines im Bereich der Exekutive 
laufenden Verfahrens tätig zu werden. 


II. Rechtliche Würdigung 

1. Grundsätzlich ist eine parlamentarische Untersuchung laufender Ver- 
fahren der Exekutive nicht zulässig, da insoweit der Untersuchungs- 
ausschuß keine Untersuchungskompetenz hai. Ob dies unmittelbar aus 
Art. 20 Abs. 2 Satz 2 GG oder - wie es das Bundesverfassungsgericht in 
seiner Flick-Entscheidung (BVerfGE 67, 100 ff.) getan hat -aus Art. 44 
Abs. 2 Satz 1 GG in Verbindung mit § 96 StPO unter Auslegung der 
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Worte "Wohl des Bundes" folgt, ist jedenfalls insoweit unerheblich, als die 
Grundsatzfrage auch im Untersuchungsausschuß nicht umstritten ist. 

2. Folgt man der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts im Flick- 
Urteil (BVerfGF 67, 100, 133, 139), so ergibt sich entsprechend § 96 
StPO, daß BMF als oberste Dienstbehörde gegenüber dem Un- 
tersuchungsausschuß die erforderlichen Erklärungen abgegeben hat 
unter ausdrücklichem Hinweis au*' Nachteile für das Wohi des Bundes 
wegen des laufenden Verfahrens. 

3. Die andere, nach der Auslegung des Bundesverfassungsgerichts zu § 96 
StPO im Hinblick auf das parlamentarische Untersuchungsrechl mögliche 
Variante des Wohles des Bundes, nämlich durch Geheimhaltung von 
Tatsachen, weil es sich um Dienstgeheimnisse oder besondere Ge- 
heimnisse, wie z.B. das Steuergeheimnis, handelt (BVerfGE 67, 100, 136) 
spielt hier keine Rolle. Dieses, durch Geheimhaltung lösbare Problem, 
wird zwar in der Ausarbeitung des Wissenschaftlichen Dienstes durch das 
aus seinem Kontext gelöste Schlußzitat hervorgehoben. Dort geht es 
allerdings um die Aussage des Bundesverfassungsgerichtes, daß die 
Bundesregierung im Flick-Verfahren nicht mit Hinweis auf die Wahrung 
des Steuergeheimnisses berechtigt war, dem Untersuchungsausschuß 
die Herausgabe der Akten zu verweigern, nachdem sie diese Akten der 
Staatsanwaltschaft herausgegeben hatte (BVerfGE 67, 100, 145, 146). 

Da es - entgegen von insoweit auch irreführenden Hinweisen des Vorsit- 
zenden - nicht um Geheimhaltung, sondern um die Frage der Kompetenz 
des Untersuchungsausschusses hinsichtlich eines unbestritten laufenden 
Verfahrens im Verantwortungsbereich der E>.eku‘.ive geht, kommen weaer 
Geheimschutzmaßnahmen m,it dem Ziel, daß der Ausschuß dann diese 
Unterlagen nO'zen könne, noch das sogenannte Vorsitzendenverfahren in 
Betracht. 

4 Somit stellt sich die Frage, welche rechtliche Konsequenz sich aus der 
Erklärung des BMF zur vorübergehenden Nichtbenutzung der Unterlagen 
der BvS wegen eines laufenden Verfahrens im Verantwortungsbereich der 
Exekutive ergibt. Das Bundesverfassungsgericht weist darauf hin 
(BVerfGE 67, 100, 133), daß im Falle des § 95 StPO entsprechend seiner 
Regelung die Vorlegung 'on Akten nicht gefordert werden darf und daß 
diese auch von einem Untersuchungsausschuß grundsätzlich zu be- 
achtende Bestimmung ein Beweisverbot in der Form des Beweisverfah- 
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rensverbots enthält. 

Somit darf der Untersuchungsausschuß diese Unterlagen nicht zu Be- 
weiszwecken benutzen. Auf die Frage, wo sich diese Unterlagen befin- 
den, kann es deshalb nicht mehr ankommen. 

Da sich dieses Beweisverbot ergibt, weil BMF eine entsprechende Erklä- 
rung abgegeben hat, bedarf es keiner weiteren Entscheidung des Unter- 
suchungsausschusses. Denn das Beweisverbot besteht aufgrund der er- 
wähnten Erklärung. 

Es ergibt sich deshalb die Konsequenz, daß die Unterlagen mangels 
Rückforderung durch die Bundesregierung in der Geheimschutzstelle des 
Bundestages weiterhin aufbewahrt werden mit der Maßgabe, daß sie den 
Mitgliedern des Untersuchungsausschusses nicht zugänglich gemacht 
werden dürfen. 


Abg. Friedhelm Julius Beucher: Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren. 
Für die SPD ergeben sich nach wie vor keinerlei verfassungsrechtlichen Gründe, 
die es rechtfertigen würden, Teile der bei der Staatsanwaltschaft Magdeburg 
beigezogenen Unterlagen für Mitglieder des Ausschusses zu sperren. Wir 
wenden uns deshalb strikt gegen eine Teilsperrung der VS-Vertraulich 
eingestuften Unterlagen und wir erinnern in diesem Zusammenhang daran, daß 
wir die Unterlagen einstimmig beigezogen haben, daß - nach unserer Kenntnis - 
seitens der BvS keine Anstalten bei der StM Magdeburg gemacht worden sind, 
eine Herausgabe von Aktenteilen an den 2, Untersuchungsausschuß zu 
unterbinden. Unserer Meinung nach ist den besonderen Schutzbedürfnissen der 
BvS dadurch in genügender Weise Rechnung getragen worden, daß eben diese 
schutzbedürftigen Teile VS-Vertraulich eingestuft werden und damit auch den 
besonderen Bestimmungen der Geheimschutzordnung des Deutschen 
Bundestages unterliegen. Wir empfinden, daß eine Teilsperrung von Aktenteilen 
der bei der StA Magdeburg beigezogenen Unterlagen den Mitgliedern des 2. 
Untersuchungsausschusses ein Mißtrauen entgegenbringen würde, was wir 
bisher in der Geschichte der Untersuchungsausschüsse des Bundestages nicht 
erleben konnten. Was die Geheimhaltung angeht, so sei auch daran erinnert, daß 
ja der Versuch, schutzbedurftige Unterlagen unter Kontrolle zu halten, selbst bei 
der BvS seinerzeit nicht gelungen ist. Ohne die Sache jetzt hier in der 
nichtöffentlichen Sitzung weiter aufzubauschen, sei die Bemerkung gestattet, daß 
sich bei uns der Eindruck einfach von Vorgang zu Vorgang verfestigt, daß diese 
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Aufklärung im Untersuchungskomplex Elf-Aquitaine, Leuna/Minol nicht ordentlich 
vorangebracht werden kann. Ob es juristische Gründe sind, ob es politische 
Einschätzungen sind, wir erleben immer wieder, daß die laufenden Verfahren - in 
welcher Form auch immer - hinausgezogen werden und faktisch dann eine 
Behandlung von bestimmten Sachverhalten im Ausschuß nich» möglich machen. 
Dann kommt hinzu, daß der Bericht der von der EU zu den geleisteten 
Subventionen angefordert wurde, seit drei Monaten überfällig ist. Wir haben keine 
Informationen. Was ist denn jetzt eigentlich mit dem Verkauf des 33%-Anteils? 
Wir wußten, daß die Investorensuche im Herbst abgeschlossen sein sollte. Frage: 
Wird jetzt immer noch ein Investor gesucht? Wann fällt die Entscheidung, ob 
stattdessen eine Entschädigungszahlung zu leisten ist? Hier feh'en einfach die 
Auskünfte der Bundesregierung und das veranlaßt uns natürlich zu der 
Einschätzung, daß wir auf vollständige Aufklärung bis zum Ende der 
Legislaturperiode drängen müssen. Vor diesem Hintergrund müssen wir natürlich 
auch einiges in Frage stellen, was wir vereinbart haben bezüglich Anzahl und 
Umfang der Vernehmungen. Denn Sie können doch beim besten Willen von uns 
nicht verlangen, daß wir uns einverne mlich - wie hier zum Beispiel heute morgen 
in der nichtöffentlichen Sitzung - darauf einigen, daß wir das erörtern und dann 
einfach zur Kenntnis nehmen, daß Unterlagen, die nach unserer Auffassung 
notwendig sind, nicht zugänglich sind. Wir lassen uns in diesem Zusammenhang 
auch nicht auf juristische Streitereien ein. Es geht um das grundsätzliche Recht 
auf Aufklärung für Mitglieder des Untersuchungsausschusses. Dieses Recht 
fühlen wir hier durch diesen Vorgang maßgeblich behindert. Deshalb wenden wir 
uns gegen diese Teilsperrung. 

Abg. Joachim Gres: Bevor die Bundesregierung dazu noch etv/as sagt, Herr 
Beucher, bitte ich Sie, daß Sie noch einmal das Schreiben der BvS vom 
21. Oktober 1997 zur Hand nehmen. Sie werden anhand dieser Unterlage sehen, 
daß differenziert wird, zwischen dem Teil, der VS-Vertraulich eingestuft und dann 
auch in der Geheimschutzstelle eingesehen werden kann und den Unterlagen, 
die sich auf ein laufendes Verfahren beziehen. Und genau das ist der Punkt. Das 
laufende, nicht abgeschlossene Verfahren, die Veräußerung des 33%-Anteils, 
OaS ist ein laufendes Verfahren. Herr Beucher, daß wäre nur. in der Tat das erste 
Mal, daß ein Untersuchungsausschuß sozusagen die laufende Suciie nach einem 
weiterer. Investor hier begleitet. Das ist nun wirklich etwas, was die Kompetenz 
des Untersuchungsausschusses schlicht überschreitet. Da geht es nicht um 
juristische Fragen, da geht es auch nicht um die Frage, was wir hier wollen, da 
geht es darum, daß die Bundesregierung diese Vorgänge als ein laufendes 
Verfahren einsluft und von daher sagt, diese Unterlagen stehen nach der 
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KofTipetenz, nach der Gewaltenteilung - hier dem Untersuchungsausschuß - zur 
Einsichtnahme nicht zur Verfügung, Wenn das Verfahren abgeschlossen ist, dann 
stehen die Unterlagen sofort zur Verfügung. Ich kann gar nicht verstehen, warum 
das eigentlich so ein großes Problem ist, zumal es nur wenige Unterlagen sind, 
um die es hier geht. Die Masse der Unterlagen, um die es hier gegangen ist, ist 
dann Geheim eingestuft worden und steht Ihnen zur Verfügung. 

Vorsitzender Volker Neumann: Ja, ich finde, die Argumente sind weitgehend 
ausgetauscht. Es ist ja so - wenn ich das noch hinzufügen darf -, daß wir natürlich 
häufiger das Problem der "laufenden Verfahren" hatten. Ich will nur daran 
erinnern, daß zum Beispie, laufende Ermittlungsverfahren immer wieder dazu 
geführt haben, daß wir Unterlagen einstufen mußten, um die Ermittlungen nicht zu 
gefährden. Wir haben in nichtöffentlichen Sitzungen Zeugen vernommen, um 
laufende Ermittlungsverfahren nicht zu gefährden. Das sind auch laufende 
Verfahren. Das sind zwar keine Verfahren, die diese finanzielle Auswirkung 
haben, wie möglicherweise der Verkauf dieser Anteile, wobei in diesen 
Unterlagen angeblich ganz entscheidende Dinge für diesen Verkauf stehen 
sollen. Die Bundesregierung wird uns ja dann später sicherlich alles genau 
erklären, was denn alles so entscheidend daran war, daß es dem Vertragspartner 
- um den ging es ja nur - vorenthalten werden müßte. Da bitte ich auch einmal 
darüber nachzudenken, was denn an Tatsachen in diesen staatsanwaltlichen 
Ermittlungsakten die laufenden Verkaufsverfahren hindern könnte. Also, ich bitte 
noch einmal darum, darüber nachzudenken. Auf jeden Fall ist es so, es gibt 
unterschiedliche Auffassungen zu dieser Frage. Ich bin der Meinung, daß 
grundsätzlich, wenn Beweismittel hier angekommen sind und körperlich vorliegen, 
genug Möglichkeiten bestehen, die Interessen der Bundesregierung durch 
Einstufung zu gewährleisten, ln einem öffentlichen Bericht würden sie ja eh nicht 
stehen dürfen. Diese neue Methode, vorhandene Beweismittel den 
Ausschußmitgliedern nicht zugänglich zu machen, führt nach meiner 
Einschätzung dazu, die Rechte der Untersuchungsausschüsse einzuschränken. 
Deshalb handelt es sich hier um eine grundsätzliche Frage, wie es auch Her. 
Gres schon richtig gesagt hat. Wir sollten deshalb jetzt abstimmen. Dann muß 
jeder für sich zu einer Bewertung kommen. Ich mache einmal einen 
Beschlußvorschlag, so wie das von der Mehrheit gesehen wird. 

Beschlußvorschlag: 

"Entsprechend der auf Seite 2 des Schreibens der BvS vom 5.11.1997 

geäußerten Bittte werden folgende, in diesem Senreiben sowie im 

Schreiben der BvS vom 21 . 1 0. 1 997 auf Seite 2 oben aufgeführte und in der 
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Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages unter der Tgb.Nr. 45/97 
registrierte Unterlagen erst nach Abschluß des im Zusammenhang mit der 
Umsetzung des "memorandum of understanding" bei der BvS laufenden 
Verfahrens und nach entsprechender Mitteilung der BvS den Mitgliedern 
des 2. Untersuchungsausschusses zugänglich gemacht: 

S. 82-106 - Solomon-Report; 

Beweismittelordner; Übersicht "Investitionskosten der MIDER-Raffinerie in 
Leuna/Spergau" (1 Seite); 

Beweismittelordner; Bemerkungen zu dem Investitionskostenvergleich der 
MIDER-Raffinerie in Leuna vom 27. 1 1 , 1 995 (3 Seiten); 

Beweismittelordner; Schreiben der BvS an die Herren Dr. Rohling und Dr. 
Knoll vom 16.01.1996 (2x in der Akte, insgesamt 5 Seiten; einmal fehlt die 
Seite 2). 

Die übrigen auf Seife 2 oben des Schreibens der BvS vom 21.10.1997 
aufgeführten und ebenfalls unter der Tgb.Nr. 45/97 in der 
Geheimschutzsfelle des Deutschen Bundestages registrierten Unterlagen 
werden auf der Grundlage des Verfahrensbeschlusses Nr. 2 dem dort 
aufgeführten Personenkreis zur Verfügung gestellt." 


Abg. Friedhelm Julius Beucher: Ich würde natürlich in dem Zusammenhang 
schon gerne von der Bundesregierung wissen - vielleicht kann Herr Haas das ja 
beantworten - wann denn jetzt eigentlich der Vorgang mit diesem 33%-Anteil 
abgeschlossen ist. Wir sind ja auch in der Haushaltsberatung. Er müßte ja 
eingestellt sein im Haushalt. Es ist ja vielleicht auch erhellend, eine 
Sachaufklärung in diesem Zusammenhang zu bekommen. 


MR Haas (BMF): Ich kann Ihnen dazu leider im Moment noch nichts Genaues 
sagen Ich hatte Ihnen schon mitgeteilt, daß die BvS und auch die 
Bundesregierung natürlich an einem zügigen Abschluß interessiert sind. Dies 
wurde Ihnen auch schriftlich gegeben, daß sowohl die Suche nach dem Investor 
weiterläuft als auch die Vergleichsverhandlungen intensiv betrieben werden. Ich 
bitte um Verständnis, daß ich zur Zeit keinen genai'en Termin nennen kann. 

Vorsitzende'" Volker Neumann; Dann s'elle ich den Vorschlag der Koalition zur 
Abstimmung. 
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Der Ausschuß stimmt dem vom Vorsitzenden formulierten Vorschlag der 
Koalition mit den Stimmen der Mitglieder der Koaiitionsfraktionen mehrheit- 
lich zu. 


TOP 2: Beschlußfassung über die endgültige VS-Vertraulich Einstufung 

und die teilweise Sperrung der unter TOP 1 behandelten Unter- 
lagen 

Der Vorsitzende stellt folgenden Beschlußvorschlag zur Abstimmung: 

Die auf Seite 2 oben im Schreiben der BvS vom 21. 10.1997 aufgeführten 
Unterlagen, in der Geheimschutzsstelle registriert unter der Tgb.-Nr. 45/97 VS- 
Vertr. - Anlage 2 - werden bis auf weiteres VS-Vertraulich eingestuft." 

Der Ausschuß stimmt dem Vorschlag des Vorsitzenden einstimmig zu. 
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Bundesministerium der Finanzen 


itoage,-::?.,, 

Ausfertigung 

53003 3onn, 23. Oktober 1997 


AG KoKo/THA - 498/97 

( Geschäflszeichen bei Antv/orl bitte angeben ) 





Postfach 13 08 

Telefon; (02 28) 6 82 »14 11 

oder über Vermittlung 6 Ö2 0 

Quer; 6 10 52-14 11 

Telefax; (02 28) 6 82 16 57 

Telex; 886645 

X.400-Adresse; 

C“de/a=bund400/p=bmf/o=bonn/s=poststelle 


Sekretariat des 

2. Untersuchungsausschusses 

des Deutschen Bundestages 

z.H. Frau MR’in Dr. Mockenhaupt-Gordon 

Bundeshaus 

53113 Bonn 


2. Untersuchungsausschuß 

Einoa/tg 

Ailg. 

Az 

Vorsitzendar 

Sa^etarlat 

Eiledigung 
y}- c/eyf.r^' 




2. Untersuchungsausschuß "DDR-Vermögen"; 
Beweisbeschluß 13-292 


Sehr geehrte Frau Mockenhaupt-Gordon, 

anliegend übersende ich Ihnen das Schreiben der BvS vom 21. Oktober 1997 zu o.g. 
Beweisbeschluß. Auf die in der Sitzung des 2. Untersuchungsausschusses „DDR-Ver- 
mögen“ am 25. September 1997 beschlossene Verfahrensweise zur Behandlung der 
slaatsanwaltschaftlichen Ermittlungsakten nehme ich Bezug, 

Mit freundlichen Grüßen 


Im Auftrag 



H^uptgebiud« (Lierefan^chriftJ; 531 1 7 Bonn, Grsurhelndorfer Str. lOfl 


Wertere Oienstgebiud« ; ßortn, Huvarenstr. 32 und Ellerstr. 56 

Bonn - 8ad Godesberg Langer Grabenweg 35 und Stcubenring 1 1 
AuOeoste/Ie Berlin, Wilhelmstr. 97 
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22-0KT-1937 16=20 


+49 30 24512374 S.01 


Bundesanstalt 

für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 


Arbohsstab Untersuchungsausschuß 
NL UA 


OunC9V3n^al( (üf verein igungstieCio^t« Sonderaufgohon • lO^CC Orrt*-» 

Sekretariat des 

2. Untersuchungsausschusses 
des Deutschen Bundestages 
Frau MR 'in Dr. Mockenhaupt-Gordon 
Bundeshaus 


Alexanderplatz 6 
10100 Berlin 

Telefon 0 30/2451 -0 
Telefax 0 30/24 51 *29 22 


Ourcliwahl. 

Telefon 0 30 / 24 51 - 
Te-efax 0 30/24 51 - 


2121 

2321 


Aktenzeichen. UA-l-4/6^/97/mk-(a 


Ihr Gosprächspartner; 


Hr. Dierk 


531 13 Bonn 


Berlin, 21.10.1997 

über: 

Bundesministerium der Finanzen 
AG KoKo/THA 
Herrn MR Haas 
Graurheindorfer Str. 108 

531 1 7 Bonn 


2. Untersuchungsausschuß des Deutschen Bundestages 
hier: Beweisbeschluß 13-292 


Sehr geehrte Frau Dr. Mockenhaupt-Gordon, 


der 2. Untersuchungsausschuß hat in seiner 75. Sitzung am 25. September 1997 
beschlossen, bei der Staatsanwaltschaft Magdeburg Akten über das gegen die 
Mitteldeutsche Erdöl-Raffinerie GmbH (MIder) wegen des Verdachts des 
Subventionsbetruges geführte und inzwischen eingestellte Ermittlungsverfahren 
beizuziehen. 

Die Staatsanwaltschaft Magdeburg hat mit Schreiben vom 02.10.1997 - 

Aktenzeichen: 560 Js 25554/96 - diese Unterlagen an das Sekretariat des 2. 
Untersuchungsausschusses übersandt; Materialie A 13-176. 

Die BvS weist darauf hin, daß Teile dieser Unterlagen 

das laufende Verfahren betreffen (Suche nach Investor für 33%-Beteiligung 
an neuer Raffinerie) und 

Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse beinhalten. 


6vndav3n£t»lr tCf v«r0^i'aüngaO«<ling|a SooderaufgaCen 

^ ^ .VdclfßoV. Or rcle'9rMar'J-9rt 
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Die BvS bittet Sie daher, 

Bd. II; S. 8 - 36 (Vernehmung C. Partsch in mehrfacher Ausfertigung) 

Bd. II; S. 82 - 106 (Solomon-Report) 

Bd. II; S.108 - 109 (2. und 3. Seite des Schreibens von Dr. Erbe) 

Bd. II; S.114 (2. Seite der Einstellungsverfügung der StA) 

Beweismittelordner: Schreiben von Herrn Dr. Schucht an die Herren Le Blanc- 
Bellevaux und Gruber vom 4.3.93 (3 Seiten) 

- Beweismittelordner: Übersicht: „Investitionskosten der MIDER-Raffinerie in 
Leuna/Spergau* (1 Seite) 

Beweismittelordner: „Bemerkungen zu dem Investitionskostenvergleich der 
MIDER-Raffinerie in Leuna" vom 27.11.95 (3 Seiten) 

Beweismirielordner: Schreiben der ßvS an die Herren Dr. Rohling und Dr. 

Knoll vom 16.1,96 (2x in der Akte, insgesamt 5 Seiten; einmal fehlt Seite 2) 

den Mitgliedern des 2. Untersuchungsausschusses erst dann zuzuleiten, wenn das 

Verfahren abgeschlossen ist; vom Abschluß des Verfahrens werde ich Sie 

unverzüglich unterrichten. 

Vorab bittet die BvS Sie, die o.g. Seiten wegen der darin enthaltenen Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisse VS-Vertraulich einzustufen. 

Außerdem bittet die BvS Sie, folgende Seiten wegen der darin enthaltenen Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnisse VS-Vertraulich einzustufen: 

Bd. II; S. 74 - 77 (Schutzschrift der MIDER-Rechtsanwälte) 
Beweismittelordner: Antrag auf Gewährung öffentlicher Finanzierungshilfen 
an die gewerbliche Wirtschaft im Rahmen der regionalen 
Wirtschaftsförderung inkl. Anlagen 1-4^ (Das Papier „Das Raffinerie- und 
Marketing-Konzept des TED Konsortiums', überschrieben mit „streng 

vertraulich* - dürfte Anlage 2 des Antrages sein) 

Beweismittelordner: Schreiben des Mir isteriums für Wirtschaft, Technologie 
und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt an Herrn Dr. Kruse vom 28.7.94 
inkl. Anlagen 

Beweismittelordner: Schreiben des Ministeriums für Wirtschaft. Technologie 
und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt an die RIG Raffinerie 2000 
Investitions GmbH und Co Besitz KG vom 27.7.93 - Subventionsbescheid - 


Inwieweit hinsichtlich der übrigen offenen Seiten Vorbehalte der 
Staatsanwaltschaft gegen eine offene Verwendung bestehen, hat die BvS nicht 
geprüft. 

Mit freundlichen Grüßen 



Michael Kellner 


dkon/^ 

cAvi ^ (/^yt 
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Bundesministerium der Finanzen 


AG KoKo/THA - 522/97 

( Geschäftszeichen bei Antv/oft bitte angeben ) 


' * I •- 0 n c- f t* Hs utag 

2. 'J-r.-* !r!3Cii-i3Chu3 
A c V ; c h 9 5 !■ u V 1. c :: c h 0 


03 3 


^ 2 


IS, VVcihlperioda 


53003 Bonn, 6. November 1997 


Postfach 13 08 

Telefon: (02 28) 6 82 - 14 1 1 

oder über Vermittlung 6 82-0 

Quer: 6 10 52- 14 11 

Telefax; (02 28)6 82 16 57 

Telex: 886645 

X.400-Adresse: 

c=de/a=bund400/p=bmf/o=bonn/s=poststelle 


oeMcidiidi uei ; 

2. Untersuchungsa . sschusäes 

des Deutschen Bundestages 

z.H. Frau MR’in Dr. Mockenhaupt-Gordon 

Bundeshaus 

2. Untersuch Jnqs£ 

^.LlSSChuß 

Eingang 

A.n!g. 

Az 

53113 Bonn 

Vorsitzender 

Sekrotarial 

Eiiedigur^g 




r {j Q y i' ^ '• 


6.4 




2. Untersuchungsausschuß "DDR-Vermögen"; 
Beweisbeschluß 13-292 


Mein Schreiben vom 23. Oktober 1997 
- AG KoKo/THA - 498/97 - 


Sehr geehrte Frau Dr. Mockenhaupt-Gordon, 

unter Bezugnahme auf die Erörterung in der Sitzung am 30. Oktober 1997 übersende ich 
das anliegende Schreiben der BvS vom 5. November 1997. 

Bei der weiteren Behandlung bitte ich zu berücksichtigen, daß es sich bei der Umsetzung 
des Memorandums of Understanding weiterhin um einen noch nicht abgeschlossenen Vor- 
gang handelt, auf den sich die Kontrollkompetenz des Bundestages nach der Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahre 1984 nicht erstreckt. Mit der jetzt aufge- 
zeigten Lösung haben BvS und Bundesregierung die Interessen des Untersuchungsaus- 
schusses in größtmöglichem Umfang berücksichtigt. 


Mit freundlichen Grüßen 


Im Auftrag 



Hauptgebiud« (Lieferanschrift); 53117 Bonn. Graurheindoffer Str. 108 


Weitere Dienstgebäude : Bonn. Husarenstr. 32 und EHerstr 56 

Bonn - Bad Godesberg. Langer Grabenweg 35 und Steubenring 1 1 
Außenstelle Berlin. Wilhelmstr 97 
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BUS BERLIN 


+49 30 2451 2321 


'Bundesanstalt 

für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 


Leiter des Arbeitsstabes 
Untersuch ungsausschua 
NL UA 


für vcrciniöuno«D60ingtc Sonderfljfgi D 4 n ICIfK! Rcrltr 


Sekretariat des 

2. Untersuchungsausschusses 
des Deutschen Bundestages 
Frau MR'in Dr. Mockenhaupt-Gordon 
Bundeshaus 

53113 Bonn 

Übel 

Bundesministerium der Finanzen 
AG KoKo/THA 
Herrn MR Haas 


Alexanderplatz 6 
»01 00 Berlin 

Telefon 0 30/24 51 -0 
Telefax 0 30/2^ 51 -29 22 

Durchwahl: 

Telefon 0 30 / ?4 51 - 
Telefax 0 30/2^51 - «7a 

A<ti5ni:o*cr.eri. 

UA-l-4/tri/%‘^97 

Ihr Ger>pf£Chspar:ner; 


Berlin, 05.1 1 .97 


2. Untersuchungsausschuß des Deutschen Bundestages 
hier: 83. nichtöffentliche Sitzung vom 30.10.1997 

Bezug: Schreiben der BvS vom 21.10.1997 


Sehr geehrte Frau Dr. Mockenhaupt-Gordon, 


die BvS hat Ihnen mit o.g. Schreiben ihre Vorschläge zur Behandlung der von der 
Staatsanwaltschaft Magdeburg offen Obersandten Unterlagen mitgeteilt. 

Die BvS hat die Unterlagen nochmals daraufhin durchgesehen, inwieweit diese das 
laufende Verfahren {Umsetzung des Memorandum of Understanding) betreffen. 

Die Umsetzung des im April 1994 vereinbarten MoU ist noch nicht abgeschlossen. 
Die Suche nach einem Investor für die 33% der Anteile an der Raffinerie läuft 
intensiv weiter. Daneben werden von der BvS zur Zeit intensive Vergleichsver- 
handlungen mit ELF geführt. Diese Bemühungen der BvS, bei denen die Erkennt- 
nisse aus dem Solomon-Gutachten eine wesentliche Rolle spielen, dürfen nicht 
gefährdet werden. 


BunC4C.anstoit für vcfciiiigungsOcdin^e Sond^fauffl^oen 

Vo<3.trnr«lc< d« V-rrwehVinosfarrr. Cr. Vorziand. CCnW.*-Hims«C<JT. Fris de.-< • RxJOII yoT.r» Cr Pclcr n 

Ci'crrrvU Or-iri<3er^ • Frankfjrl / O. • Leb: u Ncijbr j.-Uct:&yrg Schvwc'io * b jrj 
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Das Solomon-Gutachten ist von der BvS in Zusammenhang mit der Umsetzung des 
MoU in Auftrag gegeben worden und bezieht sich damit unmittelbar auf den lau- 
fenden Vorgang. Auch nach nochmaliger Prüfung bittet die BvS deshalb, den Ihnen 
von der Staatsanwaltschaft übersandten Solomon-Report (Bd. II S. 82-106 der 
staatsanwaltschaftlichen Akte) den Mitgliedern des 2. Untersuchungsausschusses 
erst nach Abschluß des laufenden Verfahrens zuzuleiten. 

Gleiches gilt für die von der BvS erstellten Schriftstücke mit Internen Zusammen- 
fassungen des jeweiligen Standes der Erkenntnisse aus dem Gutachten; 

Übersicht „Investitionskosten der MIDER-Raffinerie in Leuna/Spergau' 
(Beweismittelordner) 

- Bemerkungen zu dem Investitionskostenvergleich der MIDER-Raffinerie in 
Leuna vom 27.11.1995 (Beweismittelordner) 

- Schreiben der BvS an die Herren Dr. Rohling und Dr. Knoll vom 
16.01.1996 (Beweismittelordner) 

Nach nochmaliger Überprüfu.ng und Abwägung aller Gesichtspunkte einer mögli- 
chen Berührung mit den laufenden Bemühungen der BvS hält die BvS ihre Bitte um 
Nichtzuleitung der übrigen in ihrem Schreiben vom 21.10.1997 genannten Unterla- 
gen nicht mehr aufrecht. Die BvS weist jedoch nochmals darauf hin, daß auch in 
diesen Aktenseiten teilweise Informationen enthalten sind, die den laufenden 
Vorgang betreffen. 

Die BvS macht ferner darauf aufmerksam, daß sämtliche in ihrem Schreiben vom 
21.10.1997 erwähnten Schriftstücke Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse enthal- 
ten, so daß eine Einstufung als VS-Vertraulich weiterhin notwendig ist. 

Im übrigen weist die BvS darauf hin, daß es sich bei dem von der Staatsanwalt- 
schaft Magdeburg zugeleiteten Solomon-Report lediglich um eine vorläufige Unter- 
suchung handelt. Diese vorläufigen Erkenntnisse wurden durch weitere intensive 
Untersuchungen ergänzt und mündeten in das endgültige Solomon-Gutachen vom 
November 1996. 


Mit freundlichen Grüßen 






l 
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1. Zusammenfassung 

Der 2. Untersuchungsausschuß ist nicht an der Verwertung der durch den Beschluß 13- 
292 vom 25. September 1997 beigezogenen Akten der Staatsanwaltschaft Magdeburg 
gehindert. 

Weder die Bundesregierung noch die BvS können einer Behandlung der Akten durch den 

2. Untersuchungsausschuß wegen noch "laufender Verfahren" bei der BvS widersprechen 
oder die Schwärzung von Aktenteilen verlangen, da sie die Akten an die Staatsanwalt- 
schaft herausgegeben haben. Es gibt keine verfassungsrechtlichen Gründe, - die es recht- 
fertigen könnten, nur den Strafv'erfolgungsbehörden, nicht aber einem Untersuchungsaus- 
schuß des Bundestages vollständige Aktenkenntnis zu gewähren. 

Der Untersuchungsausschuß prüft in eigener Verantwortung, ob die Behandlung grund- 
rechtlich geschützter Daten Dritter (z.B. Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse) bestimmte 
Vorkehrungen parlamentarischer Geheimhaltung erfordern und eine öffentliche Beweis- 
aufnahme und Erörterung gerechtfertigt sind. Die Bundesregierung darf die Aktenvorlage 
nicht unter Berufung auf grundrechtlich geschützte Daten Dritter verweigern. 

Bezüglich geheimzuhaltender Tatsachen aus dem Regierungsbereich trägt der Untersu- 
chungsausschuß dem von der Regierung festgelegten Geheimhaltungsgrad durch entspre- 
chende Anwendung der Geheimschutzordnung des Deutschen Bundestages Rechnung. 


n. Problemstellung 

Auf den Beweisbeschluß des 2. Untersuchungsausschusses des Deutschen Bundestages 
13 - 292 vom 25. September 1997 hat die Staatsanwaltschaft Magdeburg die Akten eines 
eingestellten Ermittlungsverfahrens gegen die Mitteldeutsche Erdöl-Raffinerie GmbH 
(Mider) wegen Subventionsbetruges an den Vorsitzenden des Untersuchungsausschusses 
übersandt. Die Akten sind bisher nicht an den Untersuchungsausschuß weitergeleitet 
worden. 

Mit Schreiben vom 21. Oktober 1997, das sich der BMF inhaltlich zu eigen gemacht hat, 
bittet die BvS den Vorsitzenden des Untersuchungsausschusses, bestimmte Aktenteile 
nicht an den Untersuchungsausschuß zur Beweiserhebung und Erörterung weiterzuleiten, 
da laufende Verfahren bei der BvS und Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse betroffen 
seien. Der Wunsch bezieht sich im wesentlichen auf Verwaltungsvorgänge der BvS, die 
diese der Staatsanwaltschaft zur Verfügung gestellt hat, auf die Aussage des BvS- 
Mitarbeiters Partsch und auf die Einstellungsverfugung der Staatsanwaltschaft. 
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In Bezug auf den konkreten Fall soll geprüft werden, ob die Behandlung und Verwertung 
der von der BvS benannten Aktenteile zulässig ist oder der Vorsitzende verpflichtet ist, 
diese Aktenteile zurückzuhalten bzw, ihre Schwärzung durch die BvS zuzulassen. 

Weiterhin soll im allgemeinen dargelegt werden, in welchem Umfang die Regierung unter 
Hinweis auf "laufende Verfahren" die Herausgabe von Akten verweigern darf. 


m. Grenzen des Aktenherausgabeanspruchs eines Untersuchungsausschusses ge- 
genüber der Bundesregierung 

Im parlamentarischen Untersuchungsverfahren steht die Entscheidung darüber, welche 
Auskünfte und welche Unterlagen zur Aufklärung des Sachverhalts benötigt werden, dem 
Untersuchungsausschuß zu. Das Beweiserhebungsrecht des Untersuchungsausschusses 
aus Art. 44 Abs. 1 GG schließt das Recht auf Vorlage von Akten der Bundesregierung 
und der ihr nachgeordneten Behörden ein.^ Die Bundesregierung hat die verfassungs- 
rechtliche Pflicht, die Ausübung des Kontrollrechts des Bundestages zu unterstützen und 
dem Untersuchungsausschuß alle für seinen Untersuchungsauftrag erheblichen Unterlagen 
zugänglich zu machen.^ 

Die Bundesregierung kann nur in Ausnahmefällen das Recht für sich in Anspruch nehmen, 
Dienstgeheimnisse zum "Wohl des Bundes oder eines deutschen Landes" gemäß Art. 44 
Abs. 2 Satz 1 GG i.V.m. § 96 StPO einem Untersuchungsausschuß vorzuenthalten. Auf 
die Wahrnehmung des Beweiserhebungsrechts aus Art. 44 Abs. 1 GG finden gemäß Art. 
44 Abs. 2 Satz 1 GG die Vorschriften der Strafprozeßordnung sinngemäß Anwendung. 
Die Verweisung auf die Strafprozeßordnung bezieht sich nicht nur auf befugnisbegrün- 
dende, sondern auch auf befugnisbegrenzende Regelungen wie § 96 StPO. § 96 Satz 1 
StPO nimmt amtlich verwahrte Akten von der Herausgabeverpflichtung der Behörden 
aus, ''wenn deren oberste Dienstbehörde erklärt, daß das Bekanntwerden des Inhalts die- 
ser Akten oder Schriftstücke dem Wohl des Bundes oder eines deutschen Landes Nach- 
teile bereiten würde". 

Im parlamentarischen Untersuchungsverfahren findet § 96 StPO aber nur sinngemäß, d.h. 
unter Beachtung des Sinns der parlamentarischen Kontrolle, Anwendung. Die Wahrung 
des Wohls des Bundes und der deutschen Länder sind im parlamentarischen Regierungs- 
system nicht nur der Bundesregierung allein, sondern dem Bundestag und der Bundesre- 
gierung gemeinsam anvertraut. ^ Unter Berufung auf das öffentliche Wohl kann daher die 
Bundesregierung die Weitergabe von Dienstgeheimnissen an einen Untersuchungsaus- 

^ Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE), Band 67, S. 100 1. Ls. - Flick 
2 BVerfGE 67, S. 100, 134. 

^ BVerfGE 67, S. 100, 136. 
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schuß nicht verweigern, wenn dieser den Geheimschutz gewährleistet. Die Wahrung der 
Dienstgeheimnisse wird dabei durch die entsprechende Anwendung der Geheimschut- 
zordnung des Bundestages sichergestellt. 

"Nur unter ganz besonderen Umständen" kann daher die Bundesregierung die Vorlage 
von Akten an einen Untersuchungsausschuß unter Berufung auf das öffentliche Wohl 
verweigern.^ Dies ist der Fall, wenn der Aktenherausgabeanspruch sich nicht mehr mit 
dem Grundsatz der Gewaltenteilung vereinbaren läßt. 

Das Bundesverfassungsgericht hat dazu in der Flick-Entscheidung vom 17.7.1984 die 
folgenden Ausführungen gemacht: 

"Die Verantwortung der Regierung gegenüber Parlament und Volk setzt not- 
wendigerweise einen "Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung" voraus, der 
einen auch von parlamentarischen Untersuchungsausschüssen grundsätzlich 
nicht ausforschbaren Initiativ-, Beratungs- und Handlungsbereich einschließt. 
Dazu gehört z,B. die Willensbildung der Regierung selbst, sowohl hinsichtlich 
der Erörterungen von Kabinetts- und Ressortentscheidungen, die sich vornehm- 
lich in ressortübergreifenden und -internen Abstimmungsprozessen vollzieht. 

Die Kontrollkompetenz des Bundestages erstreckt sich demnach grundsätzlich 
nur auf bereits abgeschlossene Vorgänge. Sie enthält nicht die Befugnis, in lau- 
fende Verhandlungen und Entscheidungsvorbereitungen einzugreifen. 

Aus dieser Passage der Flickentscheidung werden die Schlagworte vom "exekutiven 
Kernbereich" und vom "Kontrollverbot laufender Vorgänge" zur Rechtfertigung der Be- 
grenzung des Aktenvorlageanspruchs hergeleitet. Problematisch ist insbesondere, daß das 
Bundesverfassungsgericht das Verhältnis zwischen beiden Schlagworten nicht eindeutig 
bestimmt. Ist die Verweigerung der Aktenvorlage unter Berufung auf das "Kontrollverbot 
laufender Vorgänge" nur gerechtfertigt, wenn diese Vorgänge dem exekutiven Kernbe- 
reich zuzurechnen sind, also der Vorbereitung politischer Leitentscheidungen der Bundes- 
regierung dienen? Oder bezieht das Kontrollverbot generell noch nicht abgeschlossene 
Verwaltungsverfahren in Ministerien und auch in nachgeordneten Behörden mit ein, die 
nicht unmittelbar der Vorbereitung von Kabinetts- und Ressortentscheidungen dienen? 

Der ersten Ansicht neigt die parlamentsnahe Literatur^ zu, mit der im Hintergrund ste- 
henden Befürchtung einer zu weitreichenden Beschneidung des parlamentarischen Unter- 
suchungsrechts. 


BVerfGE 67, S. 100, 139, 

BVerfGE 67, S. 100, 139, 

Engels, Parlamentarische Untersuchungsausschüsse, 2. Aufl. 1991, S. 34. 
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Scholz, von dem das Bundesverfassungsgericht den Begriff des ''Kernbereichs exekutiver 
Eigenverantwortung" entlehnt hat, verwendet die BegrifiFe nicht mit größerer Klarheit; 
einmal trennt er begrifflich die "Eigehverantwortung der öffentlichen Verwaltung" von 
dem "Kembereich exekutivischer Aufgaben", ein anderes Mal faßt er beides unter den 
Begriff des "Kernbereichs exekutivischer Eigenverantwortung".^ Als Beispiel für eine un- 
zulässige parlamentarische Kontrolle nennt er die Kontrolle einzelner Verwaltungsent- 
scheidungen, die er der Kontrolle der Verwaltung bzw. der rechtsprechenden Gewalt 
überlassen will.^ Wie dagegen die parlamentarische Untersuchung von nicht abgeschlos- 
senen Verwaltungsvorgängen zu beurteilen ist, die auf die Beurteilung der Regierungs- 
verantwortung für einen umfangreicheren Sachverhalt zielt, bleibt offen. 

Die Bundesregierung verwendet den Begriff des "Kontrollverbots laufender Vorgänge" 
dag ;gen in einem weiteren Sinne und unterstellt ihm generell alle noch nicht abgeschlos- 
senen Verwaltungsvorgänge. Der vorliegende Fall ist exemplarisch: Unter Hinweis auf 
laufende Vorgänge bei einer nachgeordneten Behörde wird um die Nichtverwertung von 
Behördenakten gebeten. Ein Zusammenhang zu politischen Leitentscheidungen im Res- 
sort oder Kabinett wird nicht dargelegt. 

Die für den Umfang der parlamentarischen Kontrollmöglichkeiten entscheidende Grenz- 
ziehung ergibt sich aus dem Grundsatz der Gewaltenteilung: 

Gewaltenteilung ist ein tragendes Organisationsprinzip des Grundgesetzes,^ das aber 
nicht die absolute Trennung der Gewalten, sondern ihre gegenseitige Kontrolle und Mä- 
ßigung bezweckt Auch aus dem Grundsatz der parlamentarischen Demokratie folgt 
kein Vorrang des Parlaments und seiner Entscheidungen gegenüber den anderen Gewal- 
ten als ein alle konkreten Kompetenzzuordnungen überspielender Auslegungsgrund- 
satz. Auf der anderen Seite ist die Sachverantwortupg der Regierung gegenüber Volk 
und Parlament ein zwingendes Gebot der demokratischen rechtsstaatlichen Verfassung. 

Daraus folgt, daß sich das Parlament nicht als parallele Regierung gerieren darf. Die un- 
begrenzte Kontrolle allen Regierungshandelns durch einen "ständigen Untersuchungsaus- 
schuß" wäre unzulässig. Untersuchungsausschüsse sind kein Mitbestimmungs-, sondern 
ein Kontrollinstrument mit einem sachlich bestimmten Auftrag. Das Parlament und seine 
Untersuchungsausschüsse dürfen sich nicht an die Stelle der Entscheidungsträger setzen. 

Was bedeutet dies für "laufende Vorgänge", die nicht unmittelbar der Vorbereitung von 
Kabinetts- und Ressortentscheidungen dienen? 


' Scholz, in: AöR 105 (1980), S. 564, 598. 

* Scholz, in: AöR 105 (1980), S. 564, 598 f. 

^ BVerfGE 3, S. 225, 247; 7, S. 183, 188; 67, S. 100, 130. 

BVerfGE 7, S. 183, 188; 9. S. 268, 279 f. 

1 * BVerfGE 49, S. 89, 124 ff. und 1. Ls. 

^2 BVerfGE 9, S. 268, 291; 67, S. 100, 139. 
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Der Grundsatz der Gewaltenteilung verbietet nicht, daß sich der Bundestag für einzelne 
Verwaltungsvorgänge interessiert. Nur aus konkreten Einzeltatsachen lassen sich ein 
übergeordneter Sachverhalt und die konkreten Auswirkungen der politischen Leitent- 
scheidungen der Regierung erkennen. Die parlamentarische Verantwortlichkeit der Regie- 
rung und der Kontrollauftrag des Parlaments gibt einem Untersuchungsausschuß daher 
das Recht, Informationen und Unterlagen auch aus noch nicht abgeschlossenen Vorgän- 
gen zu verlangen, wenn diese nicht unmittelbar der Vorbereitung politischer Leitentschei- 
dungen der Regierung dienen. Die parlamentarische Untersuchung darf dabei nicht das 
Ziel haben, die noch ausstehende Verwaltungsentscheidung zu bestimmen. Der Informa- 
tions- und Vorlageanspruch des Untersuchungsausschusses bezüglich nicht abgeschlosse- 
ner Vorgänge ist daher im wesentlichen auf die Regelung der Art und Weise des Verfah- 
rens, auf schon abgeschlossene Verfahrensteile und auf Teilentscheidungen beschränkt. 
Schon anhand dieser Tatsachen lassen sich strukturelle Mängel erkennen. 

In jedem Fall ist ein pauschales*'*, nicht weiter begründetes Recht der Bundesregierung, 
die Information__ü^erJaufende Vorgänge _zu_Yerweigern, abzulehnen. Dies wird letztlich 
auch durch die Flick-Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts bestätigt, die die Wei- 
gerung der Bundesregierung, Akten an den Untersuchungsausschuß herauszugeben, nur 
"unter ganz besonderen Umständen", also nur in Ausnahmefällen für zulässig hält. Von 
einem Ausnahmerecht kann aber nicht mehr die Rede sein, wenn die schlagwortartige 
Berufung auf "laufende Verfahren" als Begründung für die Herausgabeweigerung ausrei- 
chen soll. Das Bundesverfassungsgericht hat deswegen auch betont, daß die Bundesregie- 
rung im Fall einer Meinungsverschiedenheit über den Umfang des Aktenherausgabean- 
spruchs verpflichtet ist, dem Untersuchungsausschuß, "gegebenenfalls in vertraulicher 
Sitzung, detailliert und umfassend" die Gründe für die Zurückhaltung von Unterlagen 
darzulegen. 

IV. Behandlung grundrechtlich geschützter Daten 

Parlamentarische Untersuchungsausschüsse haben gemäß Art. 1 Abs. 3 GG die Grund- 
rechte der von ihrer Untersuchung Betroffenen zu achten und stellen in eigener Verant- 
wortung den notwendigen Diskretionsschutz sicher.*^ Die Bundesregierung kann die 
Herausgabe von Unterlagen nicht unter Berufung auf grundrechtlich geschützte Daten 
Dritter verweigern. 


Vgl. VerfGH Hamburg, Urteile vom 6.7.1973, in: DÖV 1973, S. 745 flf., 747 fif.: Der vor 
Einblicken von außen geschützte Entscheidungsbereich der Regierung kann über 
Senatsberatungen hinausgehen. Entscheidend ist der Bezug zu politischen Leitentscheidungen. 
*“* Vgl. StGH Bremen, Entscheidung vom 1.3.1989, in: DVBl. 1989, S. 453 S.: Die pauschale 
Berufung auf den Kembereich der Exekuüve ist nicht zur Rechtfertigung einer 
Herausgabeweigemng geeignet. 

*5 BVerfGE 67, S. 100, 138. 

*6 Vgl. BVerfGE 77, S. 1, 46. 

Vgl. Löwer, in DVBl. 1984, S. 757, 765. 
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Eine Beschränkung des Beweiserhebungsrechts eines Untersuchungsausschusses durch 
Grundrechte kommt nur im Verhältnis zu den Grundrechtsinhabern in Betracht*^, nicht 
aber gegenüber der Bundesregierung. Das obrigkeitliche Handeln der Exekutive gegen- 
über den Bürgern oder die Geschäfte zwischen Bürger und Staat unterliegen der parla- 
mentarischen Kontrolle. Die Regierung kann sich nicht hinter dem Grundrechtsschutz der 
Bürger verstecken. 

V. Zulässigkeit der Beweiserhebung und -Verwertung der Ermittlungsakten der 
Staatsanwaltschaft Magdeburg im 2. Untersuchungsausschuß 

Der Fall der Beweiserhebung durch Beiziehung der Akten der Staatsanwaltschaft Magde- 
burg hat die Besonderheit, daß die Akten bereits in den Händen des Vorsitzenden des 2. 
Untersuchungsausschusses sind. Der Bundesregierung ist daher die Möglichkeit genom- 
men, die Herausgabe der benannten Aktenteile zu verweigern. Es geht daher um die Fra- 
ge, ob der Vorsitzende die Akten an den Ausschuß zur Erörterung weiterleiten darf oder 
ob ein Verwertungsverbot besteht. Ein solches Verwertungsverbot kann bestehen, wenn 
die Bundesregierung ein Recht zur Verweigerung der Aktenvorlage gehabt hätte. 

Dies kann hier unbeantwortet bleiben, da sich die Bundesregierung gegenüber der Staats- 
anwaltschaft nicht auf ein Recht zur Verweigerung der Aktenherausgabe gemäß § 96 St- 
PO berufen hat. Die Bundesregierung kann sich deshalb auch gegenüber dem Untersu- 
chungsausschuß nicht auf das Wohl des Bundes gemäß Art. 44 Abs. 2 Satz 1 GG i.V.m. 

§ 96 StPO zur Begründung der Herausgabeweigerung berufen, da sie im parlamentari- 
schen Regierungssystem in weitaus stärkerem Maße gegenüber dem Bundestag zur Ko- 
operation verpflichtet ist als gegenüber der Staatsanwaltschaft. 

Das Bundesverfassungsgericht hat dazu in der die Flick-Entscheidung tragenden Begrün- 
dung festgestellt (BVerfGE 67, S. 100, 146): 

"Es sind bislang keine Gründe ersichtlich, aus denen die Antragsgegner zwar den 
Strqfverfolgungsbehörden, nicht aber dem Untersuchungsausschuß des Bundes- 
tages vollständige Aktenkenntnis gewähren könnten. Aiis den unterschiedlichen 
Funktionen der parlamentarischen Kontrolle und der Strafverfolgung lassen sich 
solche Gründe verfassungsrechtlich zulässig jedenfalls nicht herleiten . " 

(Hadamek) 


Vgl. BVerfGE 77, S. 1, 46 ff.: die Beschlagnahme privater Unterlagen muß durch ein 
ubenviegendes Interesse der Allgemeinheit gerechtfertigt und verhältnismäßig sein; 

BVerfGE 76, S, 363, 388: Daten streng persönlichen Charakters sind von der Beschlagnahme 
unter Umständen ganz ausgenommen; beide bestätigt durch die Entscheidung des B VerfG vom 
13.9.1993, in: NVwZ 1994, S. 54 ff. 
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Bundesministerium der Finanzen 


AG KoKo/THA - 561/97 

( GeschäHszeichen bei Antvvoil i)iUe angebeti ) 


Sekretariat des 

2. Untersuchungsausschusses 

des Deutschen Bundestages 

z.H. Frau MR’in Dr. Mockenhaupt-Gordon 

Bundeshaus 

53113 Bonn 


53003 Bonn, 24. November 1997 


Postfach 13 08 

Telefon (02 28)6 82 - 14 11 

oder über Verrrnttlung 6 82 0 

Quer 6 10 52 - 14 11 

Telefax (02 28)6 82 16 57 

Telex 886645 

X 400-Adresse 

c=de/a=bund400/p=bmf/o=bonn/s=poststelle 


2. Untersuchungsausschuß 

Eingans — 


Az 

Vorsitzender 


Eriodigung 

Z. txihc 


S. 


2. Untersuchungsausschuß "DDR-Vermögen"; 
Beweisbeschluß 13-292 

Mein Schreiben vom 6. November 1997 
- AG KoKo/THA - 522/97 - 


Sehr geehrte Frau Dr. Mockenhaupt-Gordon, 

unter Bezugnahme auf die bisherigen Erörterungen zur Durchführung des Beweisbe- 
schlusses 13-292 übersende ich die anliegende Stellungnahme zu der in der Sitzung am 
13. November 1997 verteilten Ausarbeitung des Wissenschaftlichen Dienstes des 
Deutschen Bundestages. 

Mit freundlichen Grüßen 


Im Auftrag 



Ha'jp(gefca'idf“ (Liefet a»»schfiftl 53117 Bonn Graurtiemdorfer Sfr 108 


Weitere Diens'gebäude Bonn Uusarensfr 32 vmd Ellerstr 56 

Bonn Bad Godesberg Langer Grabenweg 35 und Steubenrirrg 1 1 
OienstsitZ Berfin Eingang Wilfielmstr 97 
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BUNDESMINISTERIUM DES INNERN Bonn, den 21 November 1 997 

Arbeitsgruppe V 1 1- 110 122/17 
BUNDESMINISTERIUM DER JUSTIZ 
Referat IV A 2 -1040/1 -1c- 10- 46949/97 


Gemeinsame Stellungnahme des BMI und des BMJ zur Ausarbeitung des Wissen- 
schaftlichen Dienstes des Deutschen Bundestages vom 12. November 1997 (WF III - 
264/97) zum Thema „Grenzen des Aktenherausgabeanspruchs eines Untersuchungs- 
ausschusses und entsprechende Beweisverwertungsverbote“ 


I Der 2. Untersuchungsausschuß des Deutschen Bundestages „DDR-Vermögen“ 
hat die Bundesregierung gebeten, zu der genannten Ausarbeitung des Wissen- 
schaftlichen Dienstes des Deutschen Bundestages Stellung zu nehmen. Diese 
Ausarbeitung geht von einem inzwischen überholten Sachverhalt aus, denn sie 
setzt sich mit der Zurückstellungsbitte der Bundesanstalt für vereinigungsbedingte 
Sonderaufgaben (BvS) vom 21. Oktober 1997 auseinander, die sich auf von der 
Staatsanwaltschaft Magdeburg offen an den Vorsitzenden des Zweiten Untersu- 
chungsausschusses des Deutschen Bundestages „DDR-Vermögen“ übersandten 
Unterlagen bezieht. In dem Schreiben der BvS vom 21. Oktober 1997 war eine 
Reihe hinsichtlich des Inhalts und der Autorenschaft höchst unterschiedlicher Un- 
terlagen aufgeführt. Die Bitte der BvS war darauf gerichtet, die angeführten Unter- 
lagen den Mitgliedern des Zweiten Untersuchungsausschusses erst dann zuzulei- 
ten, wenn das mit der Firma Elf vereinbarte „Memorandum of Understanding“ um- 
gesetzt worden ist Mit Schreiben der BvS vom 5. November 1997 ist diese Bitte 
jedoch nur noch hinsichtlich einiger weniger Unterlagen aufrechterhalten worden. 
Nunmehr geht es nur noch darum, diejenigen -sämtlich dem Bereich der BvS zu- 
zurechnenden -Unterlagen den Mitgliedern des Zweiten Untersuchungs- 
ausschusses erst nach Abschluß des laufenden Verfahrens zuzuleiten, die in die- 
sem Verfahren (Umsetzung des „Memorandum of Understanding") von Bedeutung 
sind. Es handelt sich dabei um folgende Unterlagen; 
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Solomon-Report (Bd. II S. 82 bis 106 der staatsanwaltschaftlichen Akte) 
Übersicht „Investitionskosten der MIDER-Raffinerie in Leuna/Spergau" 

( Beweismittelordner) 

Bemerkungen zu dem Investitionskostenvergleich der MIDER-Raffinerie in 
Leuna vom 27. 11 . 1 995 (Beweismittelordner) 

Schreiben der BvS an die Herren Dr. Rohling und Dr. Knoll vom 16,1.1996 
(Beweismittelordner). 

Die Ausarbeitung des Wissenschaftlichen Dienstes des Deutschen Bundestages 
vom 12. November 1997 befaßt sich aber noch mit dem vollen Umfang der ersten 
Zurückstellungsbitte, Bundesregierung und Zweiter Untersuchungsausschuß sind 
sich inzwischen jedoch insoweit einig, daf6 diejenigen Schriftstücke, die Geschäfts- 
und Betriebsgeheimnisse enthalten, ohne Gegenstand des genannten laufenden 
Verfahrens zu sein, durch ihre Einstufung als „VS-Vertraulich“ zugeleitet werden 
können Durch die zwischenzeitlich erfolgte Einstufung und die sich daraus erge- 
benden Konsequenzen für den Umgang mit diesen Unterlagen ist der notwendige 
Geheimschutz sichergestellt. Es ist deshalb vorab festzuhalten, daß sich die Bun- 
desregierung nicht unter Berufung auf grundrechtlich geschützte Daten Dritter 
bemüht, die Zuleitung bestimmter Aktenstücke an die Ausschußmitglieder zum 
jetzigen Zeitpunkt zu unterbinden, denn sie geht im Hinblick auf diese Problematik 
davon aus, daß die Wahrung der Grundrechte ebenso wie die Wahrung des 
Wohls des Bundes dem Bundestag und der Bundesregierung gemeinsam anver- 
traut ist {BVerfGE 67, 100 ff., 136). Die diesbezüglichen Ausführungen in der Aus- 
arbeitung des Wissenschaftlichen Dienstes in der Zusammenfassung und auf 
S 7 f sind infolgedessen gegenstandslos geworden 

Die Bundesregierung erhebt auch nicht den Anspruch, die Zuleitung derjenigen 
Unterlagen aufschieben zu wollen, die allein dem Bereich der Staatsanwaltschaft 
Magdeburg zuzurechnen sind (Einstellungsverfügung der Staatsanwaltschaft 
Magdeburg, Auszüge aus der Niederschrift über die Vernehmung C. Partsch) 

Die Bundesregierung beruft sich zur Begründung ihrer Bitte, die dem Untersu- 
chungsausschußvorsitzenden von der Staatsanwaltschaft Magdeburg übersand- 
ten Unterlagen aus dem Bereich der BvS derzeit in dem o.g. Umfang nicht den 
Ausschußmitgliedern zuzuleiten, weder auf Aspekte der Gewährleistung eines 
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wirkungsvollen Schutzes von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen im Untersu- 
chungsverfahren noch auf die Zugehörigkeit der genannten Unterlagen zum Kern- 
bereich exekutiver Eigenverantwortung, sondern allein darauf, daß sie zu einem 
konkret bezeichneten laufenden Verfahren gehören. Sowohl mündlich als auch 
schriftlich ist von Vertretern der Bundesregierung und der BvS mehrfach erklärt 
worden, daß n'-cn Abschluß dieses Verfahrens einer Zuleitung der Schrihstücke 
an die Ausschußmitglieder nichts mehr im Wege stehen wird. 

Vorausgeschickt sei auch, daß die Bundesregierung keineswegs pauschal auf ein 
„laufendes Verfahren“ verwiesen hat, um ihre Bitte zu begründen, sondern in den 
nicht-öffentlichen Sitzungen des Zweiten Untersuchungsausschusses vom 5. Juni 
1997, vom 25. September 1997 und vom 30. Oktober 1997 ausführlich dargelegt 
hat, daß es bei dem von der Staatsanwaltschaft Magdeburg übersandten Material 
auch einige Unterlagen gebe, die laufende Verfahren bei der BvS im Zusammen- 
hang mit der Umsetzung des „Memorandum of Understanding“ betreffen. In die- 
sem Zusammenhang ist vom Ausschußvorsitzenden, aber auch von einzelnen 
Ausschußmitgliedern Verständnis für die Problemlage gezeigt worden, insbeson- 
dere da es gemeinsame Meinung war, daß die Position des Bundes in den noch 
nicht abgeschlossenen Verhandlungen nicht zu Lasten der öffentlichen Kassen 
geschmälert werden soll. 


II. 1 . Die Bitte der BvS, die Zuleitung einzelner beim Ausschußvorsitzenden be- 
findlicher Unterlagen an die Ausschußmitglieder zurückzustellen, bis das 
„Memorandum of Understanding“ umgesetzt worden ist, beruht darauf, daß 
es sich um Materialien handelt, die zum Gegenstand eines noch laufenden 
Verfahrens der Exekutive gehören. 

2. Die Bundesregierung hat im Zusammenhang mit der Behandlung der von der 
Staatsanwaltschaft Magdeburg übersandten Unterlagen auch nicht vorgetra- 
gen. daß es sich um Scnriftstücke aus dem „Kernbereich exekutiver Eigen- 
verantwortung“ handele Vielmiehr hat sie darauf abgestellt, daß die in Rede 
stehenden Schriftstücke im Zusammenhang mit der noch laufenden Um- 
setzung des „Memorandum of Understanding“ stehen. Die BvS hat mitge- 
teilt, daß das Solomon-Gutachten unzweifelhaft im Zusammenhang mit der 
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Umsetzung des „Memorandum of Understanding" von ihr in Auftrag gegeben 
worden ist Die BvS ist die Eigentümerin und allein Verfügungsberechtigte im 
Hinblick auf die Verwendung des Gutachtens. Die anderen von der BvS er- 
stellten Schriftstücke enthalten interne Zusammenfassungen des jeweiligen 
Standes der Erkenntnisse aus dem Gutachten; dies hat die BvS dem 2. Un- 
tersuchungsausschuß mit Schreiben vom 5. November 1997 ebenfalls be- 
reits mitgeteilt. Die BvS und die Bundesregierung haben demzufolge den 
laufenden Vorgang, der einer aktuellen Behandlung im Untersuchungsaus- 
schuß entgegensteht, bezeichnet und sich damit an die Praxis in der Ver- 
gangenheit in vergleichbaren Fällen gehalten, die von den jeweiligen Unter- 
suchungsausschüssen auch respektiert worden ist. Dabei ist sie der über- 
wiegend anerkannten Meinung gefolgt, daß sich Untersuchungsausschüsse 
nur mit Sachverhalten beschäftigen dürfen, die die Exekutive abschließend 
beurteilt hat (s. dazu Böckenförde, Ernst- Wolfgang, Parlamentarische Unter- 
suchungsausschüsse und kommunale Selbstverwaltung, AöR Bd. 103 
(1978), S. 1 ff. ,17; Busse, Volker, Der Kernbereich exekutiver Eigenverant- 
wortung im Spannungsfeld der staatlichen Gewalten, DÖV 1989, S. 45 ff., 

50 m.w.N. und Meyer-Bohl, Christoph, Die Grenzen der Pflicht zur Aktenvor- 
lage und Aussage vor Parlamentarischen Untersuchungsausschüssen unter 
Berücksichtigung der Besonderheiten der Hamburger Verfassung, Diss., Ber- 
lin, 1992, S. 105, ebenfalls m.w. N.). Ansatzpunkt für diese Begrenzung ist, 
daß sich die Exekutive nicht bei jedem ihrer „planenden, abwägenden, vor- 
läufigen Teilschritte“ bereits den Zwängen des Untersuchungsverfahrens 
ausgesetzt sehen soll. Erst wenn das Handeln (oder auch Unterlassen) der 
Exekutivorgane im Staatsleben real geworden ist, ist es gegenüber dem 
Parlament zu verantworten und dessen Kontrolle unterworfen. Aus der 
Handlungsprärogative der Regierung folgt außerdem, daß sich die Parla- 
mentskontrolle grundsätzlich nur auf abgeschlossene Vorgänge beziehen 
kann (Arloth, Frank, Grundlagen und Grenzen des Untersuchungsrechts 
parlamentarischer Untersuchungsausschüsse, NJW 1987, S. 808, 811 f., 
s auch BVerfGE 67, 100 ff., 139). Durch ein Nebeneinander von Entschei- 
dungsvorbereitungen der Exekutive und parlamentarischem Untersuchungs- 
verfahren wäre auch eine Verwischung der Verantwortlichkeiten zu befürch- 
ten. Demzufolge schließt die Krntrollkompetenz des Bundestages nicht die 
Befugnis ein, in laufende Verhandlungen und Entscheidungsvorbereitungen 
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einzugreifen (eVerfGE 67, 100 ff., 139;Arloth. a.a.O., S. 811 m.w.N.). Die 
regelmäßige Herausnahme von Vorgängen aus der Kontrollbefugnis von 
Untersuchungsausschüssen, die auf Seiten der Exekutive noch nicht abge- 
schlossen sind, ist Ausfluß des Gewaltenteilungsprinzips, das nicht nur einen 
Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung kennt, sondern auch einen 
Kernbereich der Gewalten, der Funktionsverflechtungen nur zuläßt, wenn 
dadurch nicht in den Kernbereich einer anderen Gewalt eingegriffen wird 
(Meyer-Bohl, a.a.O., S.98f). 

Die Beschränkung, die sich für die Behandlung der genannten Aktenstücke 
im Untersuchungsausschuß zum jetzigen Zeitpunkt ergibt, beruht darauf, daß 
auf Seiten der Exekutive der Vorgang noch nicht abgeschlossen ist. Hier 
kommt der Gedanke zum Tragen, der sich in der Rechtsprechung (VerfG 
Hamburg, DÖV 1973, S. 776) findet, daß innerhalb der Regierung, aber auch 
ihren nachgeordneten Stellen die vorbereitende Sachbehandlung zum 
Schutz der ungestörten Willensbildung der Regierung u.U. jedem Einblick ei- 
nes Außenstehenden entzogen werden muß. 

3. Da die Bundesregierung demnach berechtigt wäre, die Herausgabe der hier 
in Rede stehenden Unterlagen an den Ausschuß wegen ihrer Zugehörigkeit 
zu einem laufenden Verfahren zu verweigern, folgt daraus die Verpflichtung 
des Ausschusses, diese von der Staatsanwaltschaft ohne Rückfrage bei oder 
Zustimmung der Bundesregierung an den Ausschuß herausgegebenen Un- 
terlagen gemäß der Bitte der Bundesregierung bis zum Abschluß des Verfah- 
rens nicht zu verwerten (vgl. auch S. 8 der Ausarbeitung des Wissenschaft- 
lichen Dienstes). 

Findet nämlich - wie oben dargelegt - die Untersuchungskompetenz des 
Ausschusses ihre verfassungsrechtlichen Grenzen bei der Kontrolle von 
Vorgängen mit Bezug zu laufenden Verfahren der Exekutive, so werden die- 
se verfassungsrechtlichen Grenzen nicht dadurch aufgehoben, daß ein Un- 
tersuchungsausschuß ohne den Willen der Bundesregierung deren Vorgän- 
ge durch eine andere Stelle erhält. Vielmehr ist der Ausschuß auch in einem 
solchen Falle verpflichtet, die Grenzen seiner verfassungsrechtlichen Kon- 
trollkompetenzen zu beachten und demgemäß ihm zugegangene Vorgänge, 
die sich nach Maßgabe substantiierter Angaben der aktenführenden Exeku- 
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tivstelle auf laufende Verfahren beziehen, nicht zu verwerten. 

In der Literatur finden sich durchaus Hinweise darau., daß unabhängig von 
einer Verwertung in einem strafrechtlichen Verfahren im Verhältnis zu einem 
parlamentarischen Untersuchungsausschuß der Einwand des laufenden 
Vorgangs weiterhin seine Sperrwirkung entfaltet (Meyer-Bohl, a.a. O., S. 118 
und Vetter, Joachim, Rechtsfragen der Parallelität von Strafverfahren und 
parlamentarischem Untersuchungsverfahren, ZParl Heft 3/1989, S. 361). 
Schließlich folgt eine Kontrollkompetenz des Ausschusses im Blick auf Vor- 
gänge mit Bezug zu laufenden Verfahren vorliegend nicht aus dem Umstand, 
daß u.a. die genannten zu einem laufenden Verfahren gehörenden Unterla- 
gen aus dem Bereich der BvS seinerzeit an die Staatsanwaltschaft heraus- 
gegeben worden sind. 

Die Herausgabe von Vorgängen mit Bezug zu laufenden Verfahren an die 
Staatsanwaltschaft führt nämlich nicht eo ipso zu einer Erweiterung der Kon- 
trollkompetenzen parlamentarischer Untersuchungsausschüsse. Insbesonde- 
re läßt sich eine derartige Erweiterung nicht aus der letzten Passage der 
Flick-Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts ableiten (BVerfGE 67, 

S. 100, 146), wie dies in der Ausarbeitung des Wissenschaftlichen Dienstes 
(S. 8) versucht wird. 

Bei dieser Entscheidung ging es um die Frage, ob und inwieweit die Akten- 
vorlage an Untersuchungsausschüsse unter Berufung auf das Steuerge- 
heimnis gemäß § 30 AO verweigert werden kann (BVerfG, a a.O., S 100 ff., 
110, 139 ff). In der conclusio der Entscheidung (S. 145 f.) wird daher festge- 
stellt. daß die Berufung auf das Steuergeheimnis im konkreten Fall den Ver- 
fassungsrang des Aktenherausgabeanspruchs verkennt, sich angesichts der 
Schwere der zu untersuchenden Vorwürfe nicht von dem auch in § 30 AO 
zum Ausdruck kommenden Ziel der vollständigen Aufklärung der Vorwürfe 
leiten läßt, die Möglichkeiten zur Wahrung von Dienstgeheimnissen durch 
die Geheimschutzstelle des Bundestages außer acht läßt und daher im Er- 
gebnis auch ohne verfassungsrechtlich zulässigen Grund zwischen der Ak- 
tenherausgabe an die Staatsanwaltschaft und an den Untersuchungsaus- 
schuß differenziert 

Diese Argumentation ist daher auf den Fall zugeschnitten, daß einer Akten- 
herausgabe grundrechtlich relevante Interessen (Steuergeheimnis, Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnisse etc.) entgegengehalten werden und daher eine 
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Abwägung zwischen diesen Interessen und dem verfassungsrechtlich ver- 
bü-'gten Aktenherausgabeanspruch des Untersuchungsausschusses erfor- 
derlich ist. Bei einer derartigen Abwägung kann in der Tat, wenn Daten- 
schutzbelange durch die parlamentarische Geheimschutzordnung sicherge- 
stellt sind, allein die unterschiedliche Funktion zwischen parlamentarischer 
Kontrolle und Strafverfolgung kein abwägungserheblicher Belang sein, der 
zu einer Aktenherausgabe an die Staatsanwaltschaft, nicht aber an den Un- 
tersuchungsausschuß führen könnte. 

Im Gegensatz dazu geht es aber im vorliegenden Fall nicht um die Frage ei- 
ner im Wege einer Abwägung zu ermittelnden Begrenzung der Kontrollkom- 
petenzen des Ausschusses im Blick auf das Steuergeheimnis oder sonstige 
grundrechtsrelevante Rechtspositionen, sondern um die Begrenzung aus 
der Sicht des Gewaltenteilungsprinzips Nach den Ausführungen des 
Bundesverfassungsgerichts (a.a.O., S. 139) beschränkt sich die Kontroll- 
kompetenz des Bundestags unter diesem Aspekt nicht nach Maßgabe einer 
Abwägung im Einzelfall, sondern grundsätzlich nur auf bereits abge- 
schlossene Vorgänge. Die Frage, ob die Bundesregierung im Flinblick auf 
das Gewaltenteilungsprinzip auch berechtigt ist, Organen der Judikative 
Einblick in laufende Vorgänge zu verwehren, kann daher offenbleiben, weil 
selbst dann, wenn die Bundesregierung von einer derartigen Berechtigung 
keinen Gebrauch macht, dadurch keine dem Gewaltenteilungsprinzip zuwi- 
derlaufenden Kontrollrechte der Legislative begründet werden können. 
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Bundesanstalt 

^ für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 


Direktorat Sonder- und 
Bundesfinanzvermögen 


089 


Liste A: 

Unternehmen, die nach heutiger Erkenntnis Ende 1989 dem 
Bereich Kommerzielle Koordinierung zuzuordnen waren und 
spätere Zugänge 


Name 

Sitz 

Obergesell Schaft 

Sonstige Hinweise 

1 . Untarsuchungs- 
ausschue 12. WP 

A.F. Buri Holding AG 

Zug 

Effect/Befisa 


X 

A.F. Buri Trading AG 

Zürich 

Effect/Befisa 


X 

AGENA Handelsgesellschaft mbH 

Berlin 

BMH (Transinter) 


X 

Agrima GmbH-Gesellschaft für 
Geschäftsanbahnungen. Vermittlungen 
und Vertretungen für ausländische 

Firmen 

Berlin 

BERAG 

Rechtsstreit über 
die Zuordnung 
anhängig 

X 

Agrotek Landmaschinenersatzteile 

GmbH 

Bayreuth 

Effect/Intema 


X 

Allgemeines Thüringisches 

Handelskontor GmbH 

Erfurt 

BMH (Transinter) 


X 

Andersen & Tilch Gewerbe- Immobilien 
GmbH & Co. Eisfeld KG 

Berlin 

Hanco/BERIMCO 


X 

Anstalt Cavendia 

Vaduz 

Effect 


X 

AnstaltXongregatio 

Vaduz 

Effect 


X 

Anstalt Hanseatic 

Vaduz 

Effect 


X 

Anstalt Hippokrates 

Vaduz 

Effect 


X 

Anstalt Infino 

Vaduz 

Effect 


X 

Anstalt Mondessa 

Vaduz 

Effect 


X 

Anstalt Monvey 

Vaduz 

Effect 


X 

Anstalt Polyindustne 

Vaduz 

Effect 


X 

Anstalt Umsped 

Vaduz 

Effect 


X 

Asimex Import-Export Agentur GmbH 

Berlin 



X 

ASZ Handel Werkstatt Beratung GmbH 

Berlin 

Hanco (forum) 


X 

Automobilhaus Handelsgesellschaft 
mbH Am Falkenberg 

Berlin 

BMHV (BIEG) 


X 
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Name 

Sitz 

Obargeselischaft 

AWUS Abfallwirtschaft und 
Umweltservice GmbH 

Berlm 

Intrac 

Baltica Außenhandelsvertretungen und 
Unternehmensberatungen GmbH 

Rostock 

BMH (T ransinter) 

BALTIMAR Schiffahrt und Transport 
GmbH 

Rostock 

Intrac 

BAUMAG Baumaschinen- und 
Ausrüstungs GmbH 

Berlin 

BMH (Transinter) 

BB Data Akademie GmbH 

Berlin 

Intrac 

Befisa S.A. 

Lugano 

Effect 

Bema - Handelsgesellschaft mbH 

Berlin 

Effect/Befimo 


Sonstige Hinweise 1 . UntorsuchungS' 
ausschuft 12. WO 



Minderheitsbetei 
ligung: 40 % 



Minderheitsbeteili- 
gung: 24 % durch 
Wittenbecher & 
Co. Handelsgesell- 
schaft mbH 


BERIMCO - Immobilien & Cooperation 
GmbH 


Berliner Handels- und Finanzierungs- 
gesellschaft mbH (BHFG) 


Berolina Kerzen- und Warenhandels 
GmbH 


BHT Stahlhandel Hüttental GmbH & Co. 
KG 


Hanco (forum) 


BIEG Bürohaus Verwaltungsgesellschaft 
mbH 

Berlin 

BMH Berliner Makler- und Handels- 
vertreter GmbH (vorm. Transinter) 

Berlin 



Effect/Rexim 


Effect/Intema 


BMHV - BMH Vermögensverwal- 
tungsgesellschaft mbH (vorm.: Berliner 
Import-Export Gesellschaft mbH. BIEG) 

Berlin 



BOTRA Import/Export 
Handelsgesellschaft mbH 

Berlin 

BMH (Transinter) 


BP Mineralölhandel Leuna Werke 

GmbH 

Leuna 


Minderheitsbeteili- 
gung: 33,3 % 

Brandenburger Abfallwirtschafts- 
gesellschaft mbH (BAG) 

Potsdam 

Intrac 

Minderheitsbeteili- 
gung: 33.3 % 

Brückenhaus Grundstücksgesellschaft 
mbH & Co. KG 

Hamourg 

Effect/R. Ihle 

Minderheitsbeteili- 
gung: ^ .4 % durch 
R. Ihle 

BTC Bauträgergesellschaft mbH 

Cottbus 

Cottbus 

BMHV (BIEG) 
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Name 

Sitz 

Obergesellschaft 

Sonstige Hinweise 

1 . Untersuchungs- 
ausschuß 12. WO 

Büro-Vermietung GmbH 

Berlin 

BHFG 



C-H.V. Christian Heinz Vertriebs GmbH 

Pohlheim 



X 

Carnet Industrievearetungen u. 
Beratungen f. Chemie, Agrar und 
Metallurgie Export/Import 

Berlin 



X 

Central Trading Company S.A.L. - off 
Shore - 

Beirut 

Intrac 


X 

Chemo-Plast Handelsgesellschaft mbH 

Wien 

Effect/Rexim 


X 

Chemo-Plast Im- und Export GmbH 

Berlin 

Effect/Rexim 


X 

Concepta International Immobilien und 
Handelsgesellschaft mbH 

Leipzig 

BMHV (BIEG) 



Corner Grundstücksverwaltungsgesell- 
schaft mbH (vorm.: Intex GmbH) 

Berlin 

Effect/Intrac S.A. 


X 

COTA GmbH 

Berlin 

BMH (Transinter) 



Cottbus Consult GmbH 

Cottbus 

BMHV (BIEG) 



COVAS Cottbuser GmbH - Gesellschaft 
für Anlagen und Service 

Cottbus 

BMH (Transinter) 



D & F Konsumgüter Vertriebs GmbH 

Berlin 

Hanco (forum) 



DARAG Deutsche Versicherungs- und 
Rückversicherung s-AG 

Berlin 

Intrac 

Minderheitsbeteili- 
gung: 8,1 % durch 
Intrac 


DASPED Deutsch-Asiatische Spedition 
GmbH 

Hamburg 

Effect/R. Ihle 


X 

Datex Datenerfassungsgesellschaft 
mbH 

Berlin 

BMHV (BIEG) 



debis International Trading GmbH 

Berlin 

Intrac 

Minderheitsbeteili- 
gung: 25 % durch 
Intrac 


DEHAK Handelsagentur Dresden GmbH 

Dresden 

BMH (Transinter) 



Delhi Corporation N.V. 

Curacao 

Effect 


X 

DELTA GmbH Export-Import 

Berlin 



X 

Deutsche Handelsgesellschaft West-Ost 
mbH 

Berlin 

Effect/Monvey 


X 

DIM B.V. 

Den Haag 

Effect 


X 
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Name 

Sitz 

Obergesellschaft 

Econ Energie Consulting und Trading 
GmbH 

Berlin 

Intrac 

Effect Vermögensverwaltungsgesell- 
schaft mbH 

Berlin 


Elmsoka Establishment Internationale 
Import-Export Handelsgesellschaft ^ 

Vaduz 

Intrac 

EMA Industrieanlagen 
Handelsgesellschaft mbH 

Essen 

Effect/Befimo 

Energieobjektgesellschaft mbH 

Berlin 

Intrac 


Sonstige Hinweise 1 . Untersuchungs- 
ausschuE 12. WO 


Etablissement Befimo / Anstalt Befimo Vaduz 

Etablissement F.C. Gerlach Export- Vaduz 
Import 


Etablissement F.C. Gerlach Export- 
Import GmbH 


Etablissement Monument 
Eurabia International Ltd. S.A.R.L. 


Eurasco Zürich AG 


FAGRO GmbH 
Fenematex B.V. 


Berlin 
Den Haag 


Fenematex Bruxelles SPRL 

Brüssel 

Florena Handelsgesellschaft mbH 

Berlin 


ASIMEX 

Effect/Redei 


Effect/Redel 


Hanco (forum) 




Minderheitsbeteili- 
gung: 4 % 


Rechtsstreit über 
die Zuordnung 
anhängig 


Rechtsstreit über 
I die Zuordnung 
anhängig 


EVAG Erdölverarbeitungs- und 
anlagengesellschaft mbH 

Leuna 

Intrac 

EVECO International GmbH 

Berlin 

Hanco (forum) 

EVEG Einkaufs- und Veanebsgesell- 
schaft mbH 

Berlin 

Hanco (forum) 




Exportcontact AG 

Zug 



Exportcontact AG 

Berlin 



Exportcontact Etablissement 

Vaduz 



Exportcontact Handelsgesellschaft 
mbH 

Wien 


Rechtsstreit über 
die Zuordnung 
anhängig 

F.C. Gerlach Expoa-Impoa 

Berlin 































Name 

Sitz 

ObergeseÜschaft 

Food-Tec Handelsgesellschaft mbH 

Wien 

Effect/Intema 

Friam (UK) Ltd. 

Redditch 

Effect/Redel 

Friam Handel B.V. 

Heemstede 

Effect/Redel 

Friam Techniek B.V. 

Heemstede 

Effect/Redel 

Fun & Fashion Handelsgesellschaft 
mbH für Textilien und Accessoirs 

Berlin 

BMHV (BIEG) 

G.T. Cars KFZ-Handels- und 
Reparaturgesellschaft mbH 

Perchtolds- 

dorf 

Effect/Befisa 

Gerhard Wachsen Import u. Export 

GmbH 

Berlin 

Effect/Befisa 

GHK Gesellschaft für Handel und 
Kooperation im Anlagen-, Maschinen- 
und Apparatebau mbH 

Leipzig 

BMH (T ransinter) 

Grameg - Handelsgesellschaft mbH 

Berlin 

Effect/Befimo 1 

1 


Sonstige Hinweise 1 . Untecsuchungs- 
ausschuß 12. WO 


Grosko Rostocker Großhandel GmbH 


Günther Forgber - Wahrnehmung von 
Interessen für Industrie und Handel 


HANCO - Handels- und Cooperations- 
gesellschaft mbH 


Rostock Hanco (forum) 


Berlin 


Hanco (forum) 



HANCO Service für Datenverarbeitung 
und Rechnungswesen GmbH 

Berlin 

Hanco (forum) 


Hanco Vermögensverwaltungsgesell- 
schaft mbH (vorm.: forum) 

Berlin 



Hanse-Merkur-forum 
Finanzdienstleistungs GmbH 

Berlin 

Hanco (forum) 


Hermann Ludwig GmbH 

Berlin 

BMH (Transinter) 



Heska Poauguesa Industrias 

Tipograficas S.A. 

Lissabon 

Effect/Infino 


Hinchcroft Limited 

London 

Intrac 
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Name 

Sitz 

I plus A Gesellschaft für internationale 
Wirtschaft mbH 

I Berlin 

I.H, Verwaltungsgesellschaft mbH 

Essen 

IMOG EXPEDITIE EN CONTROLE B.V. 

Rotterdam 

IMOG SCHEEPVAART B.V. 

Rotterdam 

lAF Industrie Assekuranz- und Finan- 
zierungsvermittlungs GmbH 

Berlin 

IGROS Südost GmbH 

Ronneburg 

HG Index Immobilien Gesellschaft mbH 

I Berlin 

IK Industriekredit AG 

Zürich 

IMES Import-Export GmbH 

Berlin I 

Immobiliare del Piano S.A. (vorm.: 

Intrac S.A. Lugano) 

Lugano/ I 

Pa mb 0 
Noranco 


Impeco GmbH 


Impexco Import und Export 
Handelsgesellschaft mbH 


Industriebüro Günther Forgber 


Industrievertretungen GmbH Berlin 


INHAFO GmbH (vorm.: Forgimpex 

GmbH) 

Berlin 

B.V. Internationale Maatschappij Tot 
Overneming van Goedern (vorm. Imog 
Beheer B.V.) (Imog) 

Rotterdam 


Intema Gesellschaft für technische 
Handel u. Marktberatung mbH 
(Interna) 


Interna Stahlhandel GmbH 
(vorm.: Stahlhandel Hüttental GmbH) 


Interholding Haeriem B.V. 


Internationales Handelszentrum GmbH 
(IH2) 


Interschiff Schiffsagentur GmbH 



Den Haag 


Berlin 


Hamburg 


Berlin 


Effect/Redel 


Effect/R. Ihle 


BMH (Transinter) 
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Name 

Sitz 

Obergesellschaft 

Intrac America Latina S.A. 

Panama 

Intrac 

Intrac Chemiehandel GmbH 

Berlin 

Intrac 

Intrac Handelsgesellschaft mbH 
(Intrac) 

Berlin 


Intrac Metallhandel GmbH 

Berlin 

Intrac 

Intrac Mineralölhandelsgesellschaft 
mbH 

Berlin 

Intrac 

Intrag Industrievertretungen und 
Maschinenhandel AG 

Berlin 

Effect/Intrac S.A. 

Inver Canary S.A. 

Antigua/ 

Fueae- 

ventura 

Effect/Befisa 

Inwaco Internationale Waren-Controll 
GmbH 

Hamburg 

Effect/Redel 

IVV Immobilienvermögens- und 
Verwaltungsgesellschaft mbH 

Cottbus 

BMHV (BIEG) 

Jan Pion A/S 

Allerod 

Effect/Befisa 

J. Pion Invest A/S 

Rungsted 

Kyst 

Effect/Befisa 

KIKI-Petermann GmbH & Co. KG 

Berlin 

Hanco 

ko-impex Handelsgesellschaft mbH 

Berlin 

Intrac 

Kompass Immobilien GmbH 

Berlin 



Konsortium Intrac / BP Leuna 
Kontakta Handelsgesellschaft mbH 


Intrac 

BMH {Transmter} 


Sonstige Hinweise 1 . Untersuchungs- 
ausschuE 12. WO 



Minderheitsbeteili- 
gung: 24,5 % 


Minderheitsbeteili- 
gung: 4,5 % durch 
Zentral-Kommerz 



436 
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Name 

Sitz 

Obergesellschaft 

Mebama B.V. 

Rotterdam 

Effect 

Mecklenburger Abfallwirtschafts- 
gesellschaft mbH 

Greves- 

mühlen 

Intrac 

Melcher GmbH Industrieanlagen und * 
ausrüstungen 

Elmshorn 

Effect/Polyindust 

METAMA Handelsgesellschaft mbH 

Berlin 

BMH (Transinter) 

Metro SB-Großmärkte GmbH 

Dresden 

Hanco (forum) 

Mingro Mineralöl Großhandel GmbH 

Merseburg 

Intrac 

Mineralöl-Füllstellenbetriebs GmbH 

Leuna 

Intrac 

Mitteldeutsche Elektronic Handels- 
gesellschaft mbH 

Halle 

Hanco (forum) 

MOBIL & SERVICE GmbH 

Berlin 

Hanco (forum) 

Montrac M-Iine Kunststofftechnik 

GmbH 

Berlin 

Hanco (forum) 

Montrac M-line Kunststofftechnik 

GmbH & Co. Produktions KG 

Berlin 

Hanco (forum) 


MPTC Elektrotechnik Limited 
MVG Möbelvertriebsgesellschaft mbH 


Nagematic S.A.R.L. 


Redditch 

Krems/ 

Donau 


Chateau/ 

Thierry 


Effect/Redel 

Effect/Rexim 


Effect/Intema 


Sonstige Hinweise 1 . Untersuchungs- 
ausschuß 1 2. WO 


Minderheitsbeteili* 
gung: 10 % 



Minderheitsbeteili- 
gung: 33,3 % 


Minderheitsbeteili- 
gung: 33,3 % 





Neckermann Versand Handelsgesell- 
schaft mbH 

Berlin 

Hanco (forum) 

NEUCO Immobilien Beteiligungen GmbH 

Berlin 

Hanco (forum) 

noha Handelsgesellschaft mbH. Export- 
Import Vertretungen 

Bochum 

Effect 

OLEMA Öl-, Lebensmittel-, Margarine- 
Vertriebs GmbH 

Berlin 

Intrac 

Oscaram Trading N.V. 

Curacao' 

Willemstadt 

Effect 

Ostsee-Mineralöl-Bunker GmbH 

Rostock 

Intrac 

Paradies Spielwaren Handelsgesell- 
schaft mbH 

Berlin 

BMH (Transinter) 


Minderheitsbeteili 
gung: 25 % 



Minderheitsbeteili- 
gung: 49,9 % 
durch Zentral- 
Kommerz 




Minderheitsbeteili- 
gung: 25 % 
































Name 

Sitz 

Passauerhof Betriebs-Gesellschaft mbH 

Wien 

Plischka Transport Service GmbH 

Berlin 

Projekt GmbH 

Berlin 

PROVECO - Projektkooperation, 

Einkaufs- u. Vertriebsgesellschaft mbH 

Berlin 

RAPID Metallhandels GmbH 
(vorm.: Hugo Schmitz GmbH) 

Essen 

Redel N.V. 

Curacao 

Refinco Establishment 

Vaduz 

REMA Elbschiffahrts-GmbH 

Hamburg 

Rex-Handelsgesellschaft Schulte- 
Frohlinde GmbH & Co. 

Berlin 

Rexim S.A, 

Lugano 

Richard Ihle Internationale Spedition 
GmbH 

Hamburg 

Richard Ihle Transport Nederland B.V. 

Rotterdam 

Richard Lämmerzahl GmbH 

Neunkirchen 
am Sand 

RKL-International Richard K. 

Lämmerzahl GmbH 

Neunkirchen 
am Sand 

Salinas S.A. 

Luxemburg 

Saxonia Maschinen Vertriebs GmbH 

Sarstedt 

Schleupen Computer Institut GmbH 

Berlin 

Schmarler Markt GmbH 

Rostock 

Schuh- und Lederagentur GmbH 

Leipzig 


Obergesall Schaft 


Effect/Befisa 


Effect/R. Ihle 


Sonstige Hinweise 1 . Untersuchungs- 
ausschua 12. WO 



Minderheitsbeteili- 
gung: SO % durch 
Intrac 



Sealog GmbH Befrachtungen-Seetrans 
port-Containerlogistik 


SILVA Handelsgesellschaft mbH 


Simpex GmbH 


BMHV (BIEG) 


BMH (T ransinter) 


Hamburg Effect/R, Ihle 
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Name 

Sitz 

Obergeselischaft 

Sonstige Hinweise 

1 . Untersuchungs- 
ausschuß 12. WO 

tabacon Sachsen & Thüringen GmbH 

Ronneburg 

Hanco (forum) 




tabacon-Sachsen GmbH 

Leipzig 

Hanco (forum) 

tabacon-Thüringen GmbH 

Ronneburg 

Hanco (forum) 

Tabak-Kollegium Vertriebs GmbH 

Berlin 

Hanco (forum) 


Textilvertretungen GmbH 


BMH (Transinter) 


TISZATRANS Speditions GmbH 

Essen 

Effect/R, Ihle 

Trachemsx B.V. 

Rotterdam 

Imog 

Tradex Berlin Handelsgesellschaft mbH 

Berlin 

BMH (Transinter) 

TRANS-VER-SERVICE 

Essen 

Effect/R. Ihle 

Transport-Vertretungs-Service GmbH 



Transcommerz Export-Import GmbH 

Berlin 

BMHV (BIEG) 


Transpack Transporthilf s* und Pack- Hamburg 
mittel Vertriebs GmbH 


UBT See- und Hafen-Spedition GmbH Rostock 


UCW Universal Consult Berlin 

Wirtschaftsberatungen GmbH 


Walbouw Haerlem B.V. Den Haag 


WAMAG Handelsgesellschaft mbH Gosen 


WAVEG mbH Waren-, Ausstellungs- Gosen 
und Vermietungs GmbH 


Effect/Intema 


Effect/R. Ihle 


BMHV (BIEG) 


Effect/Redel 


BMH (Transinter) 


BMH (Transinter) 


Wittenbecher & Co. GmbH 


Wittenbecher & Co. Handels GmbH Berlin 


Effect/Rexim 

Effect/Befimo 



Werus Handelsgesellschaft mbH 

Hamburg 

Effect/Polyindustrie 

WEZEMA Handelsgesellschaft mbH, 
Berlin 

Berlin 

Effect/Befimo 

WITRA GmbH 

Berlin 

IMES 


Minderheitsbeteili- 
gung: 24 % durch 
Wittenbecher & 
Co. Handelsgesell- 
schaft mbH 


Wittenbecher & Co. Handels GmbH 

Wien 

Effect/Befimo 


WWH Intermetall Handelsgesellschaft 
mbH 

Hettstedt 

Intrac 



Zentral-Kommerz Gesellschaft für 
Internationalen- und Großhandel mbH 
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Bundesanstalt 

für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben / Sonder- und Bundesfinanzvermögen 


Anlage z 

Jruckdatum: 28.01.1993 


Unternehmensliste zum ehern. Bereich KoKo 

Unternehmen, die nach heutiger Erkenntnis Ende 1989 

dem Bereich KoKo zuzuordnen waren und spätere Erwerbungen 

farbig hinteriegt: bereits abgebaute Unternehmen des Bereiches KoKo 

Stand: 02 . 01.1998 


lfd. 

Nr. 

SV- 

Fir.- 

Nr. 

Name 

Sitz 

Ober- 

gesellschaft 

Status 

Tag 

Liquidations- 

phase 

1 

617 

"Agrima GmbH" Gesellschaft für 
Gesch äft'sa n ba hhüng(?n jd nd 
Vermittlungen und Vertretungen; 
für^jauslandische^Rrrnen^r,;^ 

Berlin. 

, J V V • 'V -I. 

KOWIMEXV*.’“ 

(BERAG) 

rr '“ft:, 

Liquida tioh 

“Ä 

1 . 9 . 12.1996 

0 ".- Ä 

" 

^ A - 

r>--- ' 

2 

631 

"interschiff;;;' 

Schiff a hrtsagentu r Gmb H f l 

Hamburg^« 

<^r.K 

- . ■: .• 

EffecV R. Ihlet 

VMM 

.V- 

{Vr .■ 

ViorTHA- : 
Z^tanäig- 
kelf# 

verkauft . 

07 . 02.1990 

m- m 

Vf 

• * 

3 

823 

"Richard Ihle"-Transpbrt r ' 
(Nederland) ;B;v. ‘ ^ 

Rotterdarri"j^ 

lnfiog> 

Liquidation 

1 ' 7 ; 07 . 1991 ; 

-.'Ät 


1 

670 

A.F. Buri Holding AG'l; ' 

* . ''"l * 

Möntagnola- 

*•' *4 

-> > ^ 

Effect/ Beflsä ^ 

: / 'rr 

:v" 

vor -JHA- . 
Zuständig-- 
kbit^;% 

VV.I 

verkauft . 

1 , 3 . 07.1989 

. •- 

, ■ 

r-' 

VN V: 

5 

671 

A.F. Buri Trading AG ^ y 

Mohtaghola' 

Effect/ Befisa : 

'T 

vprJH^- 

Z’uständig- 

keiy 'yi: ■’ 

ve'rkaurt ^ 

13 . 07.1989 

•r; ' . 'yy'; 

■if-' 

V'*. 

m 

726 

AGENA Handelsgesellschaft -' > 
mbH 

Berlin /. 

BMH.,. 

(Trahsinter)"-' ^ 

Füsioh^;; 

08 . 07 . 1994 , 


1 

859 

Agrotek 

Landmaschinenersatzteile GmbH 

Bayreuth 

ff ' ■ 

Effect/ 

INTEMA -J- ' ; 

vor THAt 
Z uständig- 
keit ' 

verkauft 

15 . 11 . 1989 . 

T'. ,;-;T 

' ' ’ 

8 

732 

Allgemeines Thüringisches 
Handelskontor GmbH . 

Erfurt 

BMH 

(Transinter) ^ 

Fusion- 

21 , 08.1992 

K ' 

9 

904 

Andersen & Tilch Gewerbe- 
Immobilien GmbH & Co. Eisfeld 
KG 

Berlin 

Hanco/ 

Berimco 

Verkauf 

21 . 08.1991 

V ‘ 

10 

673 

Anstalt Cavendia 

Vaduz 

Effect 

Liquidation 

17 . 12.1990 


1 1 

844 

Anstalt Congregatio (vorm.: 
Anstalt Unionbau) 

Vaduz 

Effect 

Liquidation 

05 . 05.1992 


12 

61 1 

ANSTALT FORTINTAKT (vorm.: 
Aventura Anstalt) 

Vaduz 

F.C. Gerlach 
Export-Import 

Rechts- 
streit über 

die 

Zuordnung 

anhängig 



13 

748 

Anstalt Hanseatic 

Vaduz 

Effect ■ 

j"? ■ ■ . 

Liquidation 

30 . 06.1993 

•W* ' ■ 


440 


SV1 ßARoV-GfVjppe 
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Vaduz 


|An$taU Monveiy 


ly^üWatiö^ ^ vi.99l 


Vaduz 


Effect 


Schluß' 

abwicklung 


Liquidation 


Liquidation 


AS2 Händeir V^ 


Beracuod GmbH 


Berlin 


Berlin 


Ipsyö7^992 


637 




Verkauf 


in Konkurs 


Liquidation 


Bcimbnt Trading 5; A 




Berlin 


ßema-HandetegwHschaft rnbH, 


Anstalt Polyindustrie (vornn. 
Anstalt Caprozius) 


ASIMEX Import-Export Agentur Muhlenbeck 
GmbH 


25 719 BALD MAR Schiffahrt und Rostock Intrac ^ 

Transport öes^ltechaft mbH . 


26 720 BAUMAG Baumaschinen- und Berlin BMH 

Ausrüstungsgesellschaft mbH (Transinter) 


Rest- 

abwicklung 


Liquidation 
in Vor- 
bereitung 


Zürich 


Effect 


633 


SV1 BARoV-Gfupp« 
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''Bundesanstalt 

für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben / Sonder- und Bundesfinanzvermögen 


Jruckdatum: 28.01.1998 


Unternehmensliste zum ehern. Bereich KoKo 
Unternehmen, die nach heutiger Erkenntnis Ende 1989 
dem Bereich KoKo zuzuordnen waren und spätere Erwerbungen 
farbig hinterfegt: bereits abgebaute Unternehmen des Bereiches KoKo 

Stand: 02.01.1998 


Name 


Ober- 

gesellschaft 


Liquidations 
; i: phase 


Stntus 
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Bundesanstalt 

für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben / Sonder- und Bundesfinanzvermögen 


Jruckdatum: 28.01.1998 


Unternehmensliste zum ehern. Bereich KoKo 

Unternehmen, die nach heutiger Erkenntnis Ende 1989 

dem Bereich KoKo zuzuordnen waren und spätere Erwerbungen 

farbig hinterlegt: bereits abgebaute Unternehmen des Bereiches KoKo 

Stand: 02.01.1998 


lfd. 

Nr. 

SV- 

Fir.‘ 

Nr. 

Name 

Sitz 

Ober- 

gesellschaft 

Status 

Tag 

Liquidations- 

phase 

30 

754 

Berimco - Immobilien & 
Cooperation GmbH (vorm.: 
IMCO-Immobilien & Cooperation 
GmbH) 

Berlin 

Hanco (forum) 

Liquidation 
in Vor- 
bereitung 



31 

601 

Berliner Handels- und 
Finanzierungsgesellschaft mbH 
(BHFG) 

Berlin 

THA/BvS 

in 

Liquidation 


Schluß- 

abwickiung 

32 

838 

Berolina Kerzen- und 
Waretihandals'öinbH’ -i' ' )< 

gM||HH|||[ 

Efrect/ Röjdrh 

Verkauf 



33 


SrtT Stahlhandel HöitwlBl ■ ;<; 
OrhbH 8t -Co. kiS ' • 

Ei^n " / 


VefKaöfMt 

>■ 

23;0K4B9O 

■ - ■ 

--V:-'' y 

34 

649 

BildUngsakaderTiieBerlirt- 
Branderlbürg GrnbH ein i <; ■; 

Unternehmen der \ ,■ j* • 
BankgeeeilechdO Berlin tvbrmv:!/ 

BB-Data Akaäetnie'j..)‘V’'' -i >■ 

• ‘ . ,'0.> : : 

^rljn < , 

' ' V * ■ ■■ ■ t 

i' 

'v ,V 

)i\uac 

. X' ' . ':C^- 

m 

. - -IgrÄ V>S 

yedcMflll 

ßp(i 

9mß 

27.05 ;^B92 


35 

604 

• IV. ^ 

BMH Berliner Maklw- und 
ria^beleveftrw^seus^^ 
oibH tvdiTn.i>t^^ 



yd^tdätio^ 

1^t12;iB97 


36 

600 

yferyimttüngsq^^ 

1 (yöfoi ' 6i EG 8ef liner ii^pöit ^5 v 
Ex^rt ^ömbH) 

' .'v-v'- ■■ ■ 

ilfö. 

Uqöi^jdolS 

0^^ 


37 ■ 

805 > 

BOf B^WPOf ti'ibrport ■ 

HaodelsgeseKschaft mbH • ' 

Bedin 

' \ 

(Tran$lnt«iy&# 

iMil 



38 

624 

fiPMinefälölhandeKeun^^Werke 

GmbH 

Merseburg 

S9HBiB 

Vertouf 


■ 

39 

770 

ßTC Bauträgeröesejlschaft mbH 
Conbus 

Cottbus 

umnii 

MMB 

09,07499,2 


m 

700 

Bürg-yermiotung GmbH Berlin 
Vermietung und Vermittlung von 
Büro- und Djenstleisiungs^ 
kapaxltöien 

Berlin 

BHFG , 

Fusion; 

15.05;1991 

•i.s' .'v 

X- '■•' 

fii 

837 ; 

e.H.V. Christian Heinz Vertriebs 
Gesellschaft mbH 

Pohlheim 

Effeci/.^pnvey 

H83BB 

1:6;07.;§90 


42 

374 

Carnet Industrievertietungen 
und Beratung für Chemie, Agrar, 
Metatlürgie Expgft/lmport (vorm. 
SIrhon Industriever..,) 

Berlin 

^ >'5>. < > , 

"v. . 

vgr THA** ; 
Zuständig'; 

keitKvV>':;.^;r| 

gä äsi^> 1 

31.12.19^ 

0mMm 


43 

714 

Central Trading Company S.A,L 
? off, ihore -1:* ■ 

Beirut > 

• ■ 

Intrac,.?-:",.' ^ 

" * »Viz/'v • 





442 


SV 1 BARoV'Grupp« 
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'"Bundesanstalt 

für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben / Sonder- und Bundesfinanzvermögen 


_)ruckdatum: 28.01,1990 


Unternehmensliste zum ehern. Bereich KoKo 
Unternehmen, die nach heutiger Erkenntnis Ende 1989 
dem Bereich KoKo zuzuordnen waren und spätere Erwerbungen 
farbig hinterlegt: bereits abgebaute Unternehmen des Bereiches KoKo 

Stand: 02.01 .1998 





Ober- 

gesejlschaft 


Liquidations 

Phase 


Name 


Status 


Haridefsoesellschaf t :mbH[ 


o'- Ä ' ?■<. V 


826 Chemo-Plast Im- und Export 
GmbH (vorm,: Chemo-Plast 

Ottokar Hermann GmbH) 

774^ Ccwjcepta Jm 

und " ‘ 

V- - l^delsgeselfschah jrnbH - 
84 & f Cöitier 

o: yerWakungsgesäfe^ft 
(vöriri.: imex V 


Effect/ Rexim 
S.A. 


Liquidation 


Effect/ jiitfac 


GmbH) 


728 " ICOTa GmbH ^ GeseHechaft für 


(Tjransintef) 


toernadonale Ihdustr^^ 
Ä0W-, C<K)perdtipri ^ 
Trading 

Opftbus Consult GmbH ^ 


Verkauf 


Cotibu$ 


COVAS pattbusorQmbH 


ö^eilscKafi für Aqlagen und 
'• Se^tce :>••■ ■■ ' ' 

764 0 & F KpnsumgütBr Vertpcbs 
ömbH ■- ■/ ^ : 


Hanco Iforum) 


Intrac 


Berlin 


DARAG 

Deutsche Versicherungs- und 
Rückversicherungs- AG 


operatives 

Geschäft 


Effect/ r: Ihle 


675 DÄSPED Oeuisch-Ä$tati5Che 
. Spedition GmbH 


Verkacrf 


BMHV (BIEG) 


Berlin 


Ipaxex • 

Datcnerfassungsgesclischaft 


Verkauf. 


Intrac 


berlin 


Idebis International Trading 


GmbH 


DEHAK Handelsagentur Dresden 


(Translnter) 


GmbH 


Cürac8<r lEffect 


Uquid^on 


Berlin 



SV1 BARoV-Gruppe 


Seite 4/15 
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Bundesanstalt 

für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben / Sonder- und Bundesfinanzvermögen 


Jruckdatum: 28,01.1998 


Unternehmensliste zum ehern. Bereich KoKo 

Unternehmen, die nach heutiger Erkenntnis Ende 1989 

dem Bereich KoKo zuzuordnen waren und spätere Erwerbungen 

farbig hinterlegt: bereits abgebaute Unternehmen des Bereiches KoKo 

Stand: 02.01.1998 


lfd. 

Nr. 

sv- 

Fir.- 

Nr. 

Name 

Sitz 

Ober- 

gesellschaft 

Status 

Tag 

Liquidations- 

phase 

59 

836 

Deytsche» Kähdelsgaseifwhäft 
yVeit-O^t mbH JDHG) 

% 

ix' , 

Vfi^auf 

ÄV: :v. i.*» 

16.0741990 


1^ 

813 

DIM B.V. 

ilESiSEuHB 

ß'ffnTUgtlüB 


23.^1211,994 


61 

639 

EGON Energie Gon$uiting und 
frädlng ömbH - 

' J' '' ' V ^ ■ 

ßerlini V t 

, . ^ 

.'ä:;.- 

.-S' . » 

.i; > 

ßrufidung* 

nicKr^l 

00^1211990 

. .ff y , 

62 

602 

Effect Vermögens- 
verwaltungsgesellschaft mbH 

Berlin 


in 

Liquidation 


operative 

Abwicklung 

63 

■ 

Ei Castilld Fueneveoiüfä S,Ä. 

Anugua/ 

Fufii re- 

veniura 


Veckaufti^ 

10.00:1 096 

* • 
VÜ>CÄ' > . ■ 

1^^ 


Elmsoka Establishment 
Internationale Import-Export 
Handels-Gesellschaft 

Vaduz 




Schluß- 

abwicklung 

65 

843 

EMÄ Industrieaniagen 
Handefsgesellschaft mbH 

Essen 

Effect/ Befimo 

Verkauf 

25.05.1990 


66 

H 

Energieobjektgesellschaft mbH 

Berlin 

lntrac> 1 

Verkauf 

T' ' .■ 7 

07^6,1991 

HH 



Etablissement Befimo / Anstalt 

Befimo 

Vaduz 

Effect 

in 

Nachtraos- 

liquidation 


Schluß- 

abwicklung 



Etablissement F.C. Gerlach 
Export-Import 

Vaduz 


Rechts- 
streit über 

die 

Zuordnung 

anhängig 



^1 


Etablissement MONUMENT 

Vaduz 

Effect 

in 

Liquidation 


Schluß- 

abwicklung 

7a 


ETAK Förder* und 

Anlagentechnik 
Vertriebsgeselischaft mbH 

Esseri 

Effect/ Befimo 

Verkauf 

25.05.1990 


71 

713 

Eurabia International Ltd. 

S.A.R.L. 

Beirut 

Intrac 

in 

Liquidation 
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Bundesanstalt 

für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben / Sonder- und Bundesfinanzvermögen 


_)ruckdatum: 28.01.1998 


Unternehmensliste zum ehern. Bereich KoKo 
Unternehmen, die nach heutiger Erkenntnis Ende 1989 
dem Bereich KoKo zuzuordnen waren und spätere Erwerbungen 
farbig hinterlegt: bereits abgebaute Unternehmen des Bereiches KoKo 

Stand: 02.01.1998 


lfd. 

Nr. 

SV- 

Rr.- 

Nr. 

Name 

Sitz 

Ober- 
gesell Schaft 

Status 

Tag 

Liquidations- 

phare 

72 

803 

Eurasco Zürich AG 

Zürich 

Intrac 

operatives 

Geschäft 



W': 

641 

'm-. 

EVAG Erdölverarb^tungs- und 

lieunä;;v ' ■/" 


Oquidäi]o|i 



74 i 

k::' 

' " ■ * 

761^; 

e^jCg Iritarriatiorial^prnbHcj^ 

Y' V;":, ., v.- ,• < - 

Bdrlin_:|^7^ 

^v . 

. 

Märtbb (fgiium)* 

8 

26K)ßi:lS96 


76 

. . 

6V £0 Einkauf$- und - , V 

•V+C-K-V: •.•■-. ■: -..c-.-t.;. i * 

Vwtnebsgesetlschaft.mbH eerliir 

Berlin 

V 

^Bi 

H 


7#^ . • Ä : ■ , 

76 

689 

Exportcontact AG 

Zürich 

Günther 

Forgber 

in 

Liquidation 


operative 

Abwicklung 

77 

789 

Exportcontact Etablissement 

Vaduz 

Günther 

Forgber 

Rechts- 
streit über 

die 

Zuotdnung 

anhängig 



78 

802 

Exportcontact 
Handelsgesellschaft mbH 

Wien 

Günther 

Forgber 

Rechts- 
streit über 

die 

Zuordnung 

anhängig 


Rest- 

abwicklung 

79 

619 

F.C. Gerlach Export-Import 

Berlin 


Rechts- 
streit über 

die 

Zuordnung 

anhängig 


Rest- 

abwicklung 

80 

7S7' 

F7VGRO TihpÖirt^Ekj^ 

{vorm.: ASIMEX Import-Export 
& Co. GmbH) 

Mühfehbeok^ 


^ 'ts 

pO.09.1997 

'^yy':' 

8» 

WM 

HB 

■Wil 

Grayentiagf- 

Effect/.8e^el:*i 






Fonematex ßrössel 

Örö$se.l:^Ä 




Bi^il 
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für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben / Sonder- und Bundesfinanzvermögen 


_>ruckdatum; 28.01.1998 


Unternehmensliste zum ehern. Bereich KoKo 

Unternehmen, die nach heutiger Erkenntnis Ende 1989 

dem Bereich KoKo zuzuordnen waren und spätere Erwerbungen 

farbig hinterlegt: bereits abgebaute Unternehmen des Bereiches KoKo 

Stand: 02.01.1998 


lfd. 

Nr. 

sv- 

Fir.- 

Nr. 

Name 

Sitz 

Ober- 

gesellschaft 

Status 

Tag 

Liquidations- 

phase 

83 

610 

gbrena Handel GbR 

Borith 

HähÖö (fÖfühfij 

HBHbI 

2Cöp8Sr 


34 

852. 

FOod-Toc Hdftdßlsgesällschaft 
inbH 

Wien 

Effect/ : , ^ 
INTEMA 

Yöfk^üf;^, 



85 

818 

rirfam' iüK) iltd, 

i;;.v . vv".;.. 

Reäditch 

Effpftt/ Redet 

KEinEfflaa 

mKBBa 

17.08,1993 

B9HB 


817 

Fria% Handel B.V. (vorm.: 
TecHnischa: Handelsvennotschep 

FRlAp'iiy^ 

Haarlern 


Liquidation 

15,1,271997 

'4 V 

87 

819 

Frian| Technlek B.V. {vorm.: 
Englfeh and ^mmental 
Inve^tmdhts 11 B.V.) 

Haarlem 

Effect/, 

• •■V . 

Uqüidaiij&in 

' ' Vs 


y. ■- >..v • *^ /-yx.' 1 

88 

772 

Fun & Raahlon 
Handöl$ 9 $$ellschaft mbH für 

T ßxTillen und Accessoires 

Berlin 

BMHV IBJEG)? 

•- • ' - ' *■ 

FüsFoo' : sS, 


•*'■ > , ' t.v'TV 

ft. B 

.>:rv ■■ 


847 

G.T.Gars KFZ-Handefs- und 
Repardnirgeselischaft mbH 
(vorm3 ö; Tempel GmbH) 

Perchtolds- 

dorf 

Effect/ Befisa 

Verk:Büf 

26,08.1991 

■nn 

90 

828., 

derhäfd VVachsen Im* und 

Export GmbH 

Mainz 

Effect/ Bef isa 

Liquidation 



■ 

730., 

Gesellöchaft für Handel und 
kooperatiöo )m Anlagen-, 
Maschinen-^ und Apparatebau 
mbH (6HK) 

Leipzig 

BMH 

(Transintef) 

Fusion % , 

V 

2K,0^1992 

V ;-v . ' ft 

Hi 

635. 

:Gr$meg**Händelsge$ellschaft 
mbH ' 

Berlin 

Effect/ Befimo 

Verkauf 

26.05.1990 


93: 

75% 

iOROS.KO Rostocker Großhandel 
OHG 

Berlin 

Hanco Iforum) 

Liquidation 

30.12.1997 


94 

620 

Günther Forgber - 
Wahrnehmung von Interessen 
für Industrie und Handel 

Berlin 


in 

Liquidation 


operative 

Abwicklung 

95 

752 

HANCOi* Handels* und 
iCooperetionsgesellschaft mbH 

Berlin 

Hanpo (förüm) 

Fusion 

i8:os:i993 


96 

762' 

HANCO Service für 
Datenverarbeitung und ; 
Rechnungswesen GmbH {vorm.: 
HFG Hartdeisv Ftnanzierungs 
und Geschäftsservice GmbH 


Hanco (fofum) 

Fusion 

18.08.1993 

■ ; ' ^ % >'■ 

■ ' ■' i ■ /r '/■ . ^ 
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Jruckdatum: 28.01.1998 


Unternehmensliste zum ehern. Bereich KoKo 

Unternehmen, die nach heutiger Erkenntnis Ende 1989 

dem Bereich KoKo zuzuordnen waren und spätere Erwerbungen 

farbig hinterlegt: bereits abgebaute Unternehmen des Bereiches KoKo 

Stand: 02.01 .t998 


Ifd. 

I\lr. 

sv- 

Fir.- 

Nr. 

Name 

Sitz 

Ober- 

gesellschaft 

Status 

Tag 

Liquidations- 

phase 

97 

603 

Hanco Vermögens- 
verwaltungsgesellschaft mbH 
(vorm.: forum) 

Berlin 


in 

Liquidation 


operative 

Abwicklung 

98 

767 

Hanse-Merkur-fprüm 
nndn2dien$tlei5tung$ GmbH 

Berlin 

Hanco. (forum) 

. • . Ä" ' '/ ' 

Verkauf 

■ ^ 

18.10.1990 

'llll 

99 

800 

Hermann Ludwig GmbH . , . ^ 

Berlin 

BMHV(ß|EG);* 

Verlauf f 

Vvv. ■ 

^7.10.1992 

V' X 


100 

626 

Heska Poftugüeea fndu^triaa ^ 
Tlpograflcas S.A. 

Amadora ; > 

Effect/ Irtfinö'?^ 

tragung' < 



101 

715 

Hinchcrofi ümited * <v ; 

London . ' • 


Liquidation 

iv 

3Q.09.1995 

mrr-m 

' ' ' • 

102 

735 

Hfppokrates^Anstdlt . 

Vaduz. ; 

^ "... ' '' 


Liquidation 

.. > Xy '" 

19.02.1992 

HHI 

103 

756 

HOFKA 

Warenhandelsge^ellschaft mbH , 

Berlin \ 

Hanco '(forum) 

Verkauf i' 

2„0j06.1991 

^ \ 


1 

848 

Hotel Bellevue Betriebs- 
Äktiengesollschaft (vorm.: Hotel 
Bellevue Betrlebsgeseifschaft 
mbH) 

Wten 


Verkauf ' 

23,12.1992 

' ' < 

. ' ' c > 


108 

854 

Hugo Schmitz GmbH & Co. 

Stähl* und Eisenharidel KG 

mm 

Effect/'IIX'" 

IHTEMA^: ' 

Verkauf ’ 

-V "■ - ; 

23.05.1990 


106 

704 

Iplus A Gesellschaft für 
internationale 

Wiftschaftsinformation und 
Orgarri;Satiqneberatung mbH 

Benin 

Intrac ■ < 

' - - hT' 

Liquidation 

10.07.1986 

' ^ ■ ■ -" ■ 


107 

678 

LH, Verwöltungs Gesellschaft 
mbH (vorm.: FMA 
Indusb'ieDnlagcn 
rHandälÄge^elkschaft mbH) 

nn 

Effect/ Befimo' 

Verkauf 

25.06.1990 

i---. : 

y ’ .. ■ 

108 

812 ’ 

[LMiO.G. Expeditie en controle . 

\Em 

Rotterdam 

Imog 

kbokurs 

fBmgt 


lg 

81 i 

;i,m;o.g. scheepvaart b.v. 

Ronerdam 

imoQ 

Konkurs 

19,12.1997 



808 

ilAF Industrie Assekuraoz- urid 
iFirkanzverrnitUungs- GmbH 

Berlin 

BMHV (BIEG) 

Verkauf 

01J2.1994 


111 

753 

ilGRÖS-NÖNFOOD Södost 
iHandei» GmbH 

Ronneburg 

Hanco (forum) 

Liquidation 

10.05.1996 

X . ^ t : 

112 

775 

illG Index Immobilien 

Gesellschaft mbH 

Berlin 

BMHV (BIEG) 

Fusion 

22X8- '991 

■ 


113 

705 . 

; 1 K Indtistfiekredit ; AG 

Zürich 


Liquidation 

15^2,1995 
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Bundesanstalt 

für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben / Sonder- und Bundesfinanzvermögen 


Jruckdatum: 28.01.1998 


Unternehmensliste zum ehern. Bereich KoKo 

Unternehmen, die nach heutiger Erkenntnis Ende 1989 

dem Bereich KoKo zuzuordnen waren und spätere Erwerbungen 

farbig hinterlegt: bereits abgebaute Unternehmen des Bereiches KoKo 

Stand: 02.01.1998 


lfd. 

Nr. 

sv- 

Fir.- 

Nr. 

Name 

Sitz 

Ober- 
gesellschaft ^ 

Status 

Jög 

' . '1^; ■ ‘ .VtA 

Liquidations> 

.. i/phase s;?. 

' i‘r.- V ;r=-r-.' 


ym 

IWESl 


BöHiri:.;;:'' ...a; 

'V 'V' ^ ' 

.r 

ypuW^^ 




H 

Irnmöbili^o det Piapo S.A. ' - - 
(vom).,; Intrac S.A,) \ < 

Montaignola 

EffäfH|^|’> V'l 




1 

9 IC 

IMÖÖ Obst und ^ . 

GemdseÖmbH; 

>\ v V 

' ^ -'v \ ‘ ''r >'■ 

Bfldin .jv«.- 

,( •• 

' '■ 

Hanpö^ttpfOfnli 

H 


Si 

117 

76B 

IrnpecoOmöH;',' - ' 4 






118 

807 : 

rmpoxdoimpoit und Export v 
Handelsoeselischalt.i'nbH ' 

Berlin 

^Hy leiEG)! 

V/ ^ W ■><■< f-jc ^ i < . %' 




119 

717 

IndustiieveiVötungen OmbH 

Berlin ' .- 


MM 



1 20 

881 • 

INTEi^ Go$^ll$chaft für 
t^finlsOTen Hao^^ . 

MairVtberaturiä mbH 

Essen • - 

; ■ ■ Wi 


Verkauf^ 



121 

■ 

Interna Stahlhar».del 
(vorni//Stahibdndel H 

GmbH) -^'V 

Essen' 


irerkaöMf^ 

% ?si 

23|C!B(|9J0 


122 

814 

Interholding Haeriem B.V. 

Den Haag 

Effect/ Redel 

in 

Liquidation 



1 

782; 

INTERNATIONALE 
MAATSCHAPPIJ TOT ^ ; 

Oy.ERNMING van Goederen B.V; 
{vorm.( "I.M.O.G." Beheor ß.V.1 

Rott^dam 

/'■. 'äi; Wi 

r. • • • •' 

' • ■• ■ . , 

, . <r; i-'rs. , 

Konkurs 

-li 

ll|^» 


124 

606 

Internationales Handelszentrum 
GmbH (IHZ) 

Berlin 


Verkauf/^ 

; ■w'M 

. % .V; 

22.12.1994 

/* w'. ' ' / ' 

■4^?- 

w 

722 

INTEBVER Internationale 
Vertretungen GmbH 

Berlin 

üüiH 


2j;08i1992 

■ ' Y ’ - 4' 

^ ^ - V 

126 

706 

Intrac America Latina S.A. 

Panama 

Intrac 

in 

Liquidation 


Schluß- 

abwicklung 

um 

7091 

Intrac Chemtehandel GmbH 

Berlin 

tntrac • ■ 

Fusion?-;?;'' ' 

T2:o6:t9;92 


128 

600 

Intrac Handelsgesellschaft mbH 

Berlin 


in 

Liquidation 


operative 

Abwicklung 


710 


Berlin 



12.06.1992 


t3Ö 

711 

Intrac.' .'V^ ' ■- " 

MipwälölhandalagesällschaH <7' 

mb'rt'” ' ■ 

Berlin ' ^ ^ 

Intrac, 



.'V, '..P- 
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Unternehmensliste zum ehern. Bereich KoKo 

Unternehmen, die nach heutiger Erkenntnis Ende 1989 

dem Bereich KoKo zuzuordnen waren und spätere Erwerbungen 

farbig hinterlegt: bereits abgebaute Unternehmen des Bereiches KoKo 

Stand: 02.01.1998 



Ober* 

geselischaft 


LIquidations 
phase ; 


Status 


Name 




[INTBÄG i(hdü$tni0^ 
und Maschi'neoHandei AG 


fnver Cenary S,A. 


Madrid 


Investcommene GmbH 


Berlin 


für i nvo^titionen 
jüodkorrwner^dlo Verwaltung 
(Jet^Aüßenwiaschaft ' 


I iNWACp' Inter iSationale War eh- | Himburö 
IVK |nduatfie-Veruieb$ Kontor 


Bochum 


GmbH 


lyV Jnfimobilionyotmögona* und 


Cottbus 


lyervyahüngsgesell^höft mbH 
Cottbus 


yerkdjuf 


I J, Ploo Invest A/S 


Allerod 


Effycr/ ßefisd 


KiKl-Pewmann GmbH ji Co 


Intrac 


KNG KfafiwOfks-* und 


Berlin 


NeugesellschoU mbH 


Verkauf 


|G0.07t1992 


Berlin 


ko-impex Handelsgesellschaft 


Intrac 


mbH 

Kommanditgesellschaft 

"Bröckenhaus" 

Grundstucksgesellschaft mbH & 

iCOr 


Verkauf 


Effect/ R. ihfe 


Hamburg 


Eusfon 


Kompass Immobilien GmbH 


Intrac 


Berlin 


(vorm.: Intrac Immobilienhandel 


GmbH) 


Gründung 


Berlin 


Konsonium Deutsche BP 
Aktiengesellschaft/lnt/ac 
Hondclsgescllschaf t/leuna 
Werke GmbH - GbR 


Intrac 


nicht 

vrolbogeo 


Fusion 


Berlin 


BMH 


Kontakte Handelsgesellschaft 
mbH 


(Transinter) 


KOWIMEX lÜQUidatibn 


KOWIMEX Export-Import GmbH 


(BERAG) 
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für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben / Sonder- und Bundesfinanzvermögen 


Jruckdatum: 28.01,1998 


Unternehmensliste zum ehern. Bereich KoKo 

Unternehmen, die nach heutiger Erkenntnis Ende 1989 

dem Bereich KoKo zuzuordnen waren und spätere Erwerbungen 

farbig hinterlegt: bereits abgebaute Unternehmen des Bereiches KoKo 

Stand: 02,01.1998 



Ober- 

gesellschaft 


Liquidations 

Phase 


Status 


Name 


kOWIMEX GmbH Export-Import 
Gesellschaft für 
Geschäftsanbahnungen und 
Vermittlungen sowie den Handel 
mit Waren aller Art 


Rechts- 
streit über 
die 

Zuordnung 

anhängig 


Berlin 


Kunst und Antiquitäten GmbH 
internationale Gesellschaft für 
den Export und Import von 
Kunstgegenständen und 
Antiquitäten 


Mühlenbeck 


Rest- 

abwicklung 


Liquidation 


MAS Mo$lc 




GvhbH 


Effect 


Schluß- 

abwicklung 


Mebama B.V 


Rotterdam 


Liquidation 


Mai 


METAMA haft 

mbH 

Meuo Sß^GröUmäifktaGfnbH p. 


Minera>öbF(jll$tfiUe<^bdtrieb$ 
MINGRO Mineralöl 6rbßbbf><Jel 


GmbH 


Mitta|öeut$chd Elekuoo'C 


Handelsgesellsöbatt mbH (MEHJ 


UQtiiäatlöd 


MOBIL & SERVICE GmbH 




Montrac M-L<ne 


KuöststoHtiaicboik GmbH 


|26ffl4j 
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LIquidatlons 

phase 


Name 


I\4PTC ÖeKtrot^ChniK Limited 


Verkauf, 


MVG M9bolvertrieb$gß$eil6chdft Krems 
mbH ■ V 


Effect/ Rexim 
SA, ; 


Negematic S,A,R;ii: 


Effect/ Refinco 


Liquidation 


ÖLEMÄ Öl-, Lebensmittel-^, 
Margarine »VertTtefes GmbH 
Qscaram Trading N/V.' 


Liquidationi 


Berlin 


Intrac 


Cüracao’ 


Effect 


VerkoüL i 


Rostock 


Ostsee MlneralbbBunker GmbH 


üquidatlpn 


Paradies Spielwaren 


Berlin 


Handel$geeeiischaft mbH 
Pa^Buer bof Batr lebs- 


Effcct/ Bcfisa 


Gesellschaft mbH 


Hanco (fprunril 


P8AS Projekt- Bau GmbH (vorm,: Berlin 
Projekt GrttbH) ^ ^ ^ 

PeroBU Handelsgesellschaft mbH Solingen 
(vorm,: WERUS 

Handelsgesellschaft mbH; davor 
KIPA ...) 


Verkauf 


Effect/ 

Polyindustrie 


Verkauf 


Pli^chka-Trahspbrt-Service 


GmbH 


Verkauf 


Elmshorn 


Effect/ 


Pro-Tee Industrieausrüstungen 


Polyindustrle 


GmbH {vor rn.: Melcher GmfeH, 
Schiffs- und 
Indusirieausröstungen 
Import/Export 


Liquidation 


Hanco fforum) 


Berlin 


PROVECO - Projektkooperation, 
Einkaufs- und 
Vertriebsgesellschaft rnbH 


Rest- 

abwicklung 


noha Handelsgesellschaft mbH 
Export-Import Vertretungen 
(vorm.: Nolte & Co. GmbH) 


168 


742 


173 


841 


176 


753 
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Unternehmen, die nach heutiger Erkenntnis Ende 1989 
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Ober- 

gesellschaft 


Status 
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'"Bundesanstalt 

für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben / Sonder- und Bundesfinanzvermögen 


_)ruclcdaium: 28.01.1998 


Unternehmensliste zum ehern. Bereich KoKo 

Unternehmen, die nach heutiger Erkenntnis Ende 1989 

dem Bereich KoKo zuzuordnen waren und spätere Erwerbungen 

farbig hintertegt: bereits abgebaute Unternehmen des Bereiches KoKo 

Stand: 02.01.1998 



Ober- 

gesellschaft 


LIquidations 

Phase 


Name 


Status 


rapid Meiallhandel$;OmbH 
Hu^iö Schrniu ömbM) 


Effect 


Liquidation 
in Vor- 
bereitung 


Redel N.V 


Vaduz 


I RöXf Handelsgeselfsch^^ 
Ffpiilipdo örtibH. & Cb* , . ' 


Schluß- 

abwicklung 


Effect 


Liquidation 


Effect/ Unisped 


Rest- 

abwicklung 


Richard Ihle GmbH 
Internationale Spedition 


Hamburg 


Liquidation 


Schluß 


Effect/ Rexim 
S.A. 


Neunkirchen 
am Sand 


Richard Lämmerzahl GmbH 


abwicklung 


Liquidation 


834 [RKL - ihtefnääbhäf ft^^ 


LarKmerzahi GnnbH 


Grüh^nö 
nicht V 

vplfzbgen 


ßMHV (ßlEG) 


Säcbsen-Bdrsö GmbH 


Effect 


Liquidation 


SAUNAS S;A 


Luxemburg 


Effect/- 

INTEMAr %;• 
BMHVißlEG) 


Saxonia Macchinen Vertriebs 
! GmbH ' ■ • ' ' ' -- 

Schleupen Gomputer Inetitut 


GmbH 


Liciuidatibn 


Rostock 


Schmarlar Markt GmbH 


Fusion 


Schuh« und Ledoragentur GmbH 


Leipzig 


yorTlHA-:^^ 

asiäridlQ' 

... 


Soatos GmbH BafraohtbbQen* 
S«etran$port-Cont^liwrt6gistili: 


Hamburi 


v^kauft 
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Bundesanstalt 
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i Unternehmensliste zum ehern. Bereich KoKo 
Unternehmen, die nach heutiger Erkenntnis Ende 1989 
dem Bereich KoKo zuzuordnen waren und spätere Erwerbungen 
farbig hinterlegt: bereits abgebaute Unternehmen des Bereiches KoKo 

Stand: 02.01 .1998 


lfd. 

Nr. 

sv- 

Fir.- 

Nr. 

Name 

Sitz 

Ober- 

gesellschaft 

Status 

Tag 

Liquidations- 

phase 


Hria 

■i 

SILVA HandeJsg6|5$ll$chafi mbH 

Berlin 

BMHV {BIEG) 

jjgggj 

18:12.1990 

V ■ 

!”:• " - ^ 

194 

618 

Simpex GmbH 

Berlin 


in 

Liquidation 


Schluß- 

abwicklung 

196 

810 

SPl Sariitärtechnik GmbH 

P/enzlau 


üQüldatip 

t3.pB:](996 


196 

■ 'i 

866^ 

Slaodsellbahn’ Zermatt- 
Su'nri'&O^Öä Xö 

Zermatt 

EffecV.Beffsa X 

H 

06.02.1990 

5>vV<'Y . ^ 

y.r'V . . 

197 

621^ 

Stiftung Nita' > 

Vaduz 


UffWBrilPBI 

Bülü 



198 

■ 

Stottrop Te«ifvoftriebs GrnbH 
{vofm.: fextilvertretuhgen 

GmbHI * ' 

Berlin 

BMH-, V ; 

{Tiranainteit) 

Ve/kcüfM 

. >. • ■ 

13.o£i992 

13 '■ 

199 

871 

tabocon Sachsen & Thunngeo . 
GmbH {vorm. : tabacon-Sachsen 
GmbH) 

ffenneburg . 

> ■ . ' ■ 

Hapco dorum) 

Verkauf 

27.06.1,994 

-.i-rtiV ' .3-v: 


200 

870' 

tabacof^’TbödnQeo GmbH 

Ronneburg 

•• 'S* ' 

Hanco Ifortim) 


inül 

HB 

201 

m 

Tabak-Koil^lum Verirlebs 

GmbH ' > ' . 

H 

Hanco (forum)- 

Verkauf, 

1^.02.1992 


202 

628 

TISZATRANS Speditions GmbH 

Essen \ 

Effect/ R. Ihle 

Verkauf ' 

20v03i1990 

■■i 

Q3KBS9BBHBI 

B 

824 

Trachemex 6.V. 

Roiterdam 

KHHHflll 

Konkurs" 

^ ■■ 


204 

721 

TBADBX Berlin Geaellechafrzur 
IntöfössenwahrnQhmüOQ für 
Industnaanlagen und Bau mbH 

Berlin 

BMH 

(Transiotof) 

Fusion 

.. j. 

21.08:1992 

vyf A , y ,, V; ' 

_/■ • X - . 


206 

833 

TRANS-VER-SERVIC6 Transooa- 
Vertratungs-Service GmbH ' 
{vorm.: Trans'Ver Traosport- 
Venretungs GmbH) 

Essen 

EHectf R. Ihle 

Verkauf X . 

2Ö.03;1990 

•' ' .s' 


206 

773 

transcommerz Export. Import 
GmbH 

Berlin 

BMHV {BIEG) 

Liquidation 

14,04.1995 

. ■' ^ :■ 

207 

S6Ö 

TRANSPACK Tran$porthilfs- und 
Packmittel Veariebs GmbH 

Hamburg 

Effect/ 

INTEMA 

Verkauf 

23.05.1990 



SV1 BABoV-Gruppe 
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Bundesanstalt 

für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben / Sonder- und Bundesfinanzvermögen 


Jruckdatum: 28.01.1998 


Unternehmensliste zum ehern. Bereich KoKo 

Unternehmen, die nach heutiger Erkenntnis Ende 1989 

dem Bereich KoKo zuzuordnen waren und spätere Erwerbungen 

farbig hinterlegt: bereits abgebaute Unternehmen des Bereiches KoKo 

Stand: 02.01.1998 


lfd. 

Nr. 

sv- 

Fir.- 

Nr. 

Name 

Sitz 

Ober- 

gesellschaft 

Status 

Tag 

Liquicfations- 

Phase 

200 

763 

Tricon Häüsverwäitiihö GmbH ^ 
(vofm. : Neüco Immöblllen 

:. V ' ' ' ^ 

ßerliti , 

Hänicd 

Vtrkäiiiif ;; 

00 $ 



200 

630 

If' - ' 

ÜBT uad Haifi9(i-Spodil|on . 

GrolbH RostDckffyorm:; )h!^:Seer 
uild J 

■ ^ y vf/:’ 

Rostock 

f-V ;-V.V' V 

Ef^Ct/RNWo • 


0 


210 

779 


ßOfM * y 

BMHV(BI^).v 




211 

9t 1V; 

ü^jsbuead'-und.^j;.:’ 
)$oi»iiorisiViat«rial GnibH (vorm.: 
Multi frädlhg GmbH) 


Effect/ ioti/licK 

- 






Unisped Anstalt (vorm.: L.A.B. 
Financial Services 

Establishment) 

Vaduz 

Effect 

Liquidation 
in Vor- 
bereitung 



'<N 

625 

Gn^bH (vorro.: WiUeobecher & 
CJoi-GinbHi y 

Es$en 

ülliB 

Verkauf 

4^--, { Vv,' 

01,11,1090 


\m 


Walbouw Haedem B.V, 

Haarlem 

Effect/ Rede) 

Emei' 

06.07>1990 

PMMsai 

215 

724 

vyAji/lAG Hande)sfle$ell$chaH 
nribirl • 

Gosen 

BMH; yy-i 
(Transinter)- 


21'08vl992 

, 5':. 


216 

804 

WAVEG Waren-, Aus^teüungs*' 
undVermieiongs GmbH 

Gosen 

BMH ^ 

(Transinter)' 

Fu$rQn^^54r 

2i.Q8.t90g 


217 

668 

Wefo Anstalt für Werbung und 
Föf^chunfl 

Vaduz 

ASIMEX 

Liquidation 

12.11.1990 


218 

634 

WE2EMA Handolsgcsellschafi 
mbH 

^HjH 

Effect/ Befimo 

Verkauf 

26.05.1990 


219 


WlTBAGmbH 

Berlin 

IMES 

Liquidation 

19.07.1991 


220 

831 

Wittenbecher & Co. 
Handelsgesellschaft mbH 

hh 

Effect/ Befimo 


26;Q5.T990 

.;'Jv •' ‘V 

i. «V«; 

221 

832 

Wittenbecher & Co. 
Handelsgesellschaft mbH 

Wien 


Verkauf 

25.05.1990 




WWH Intermetall 
Handelsgesellschaft mbH 

Hettstedt 

Intrac 

in 

Liquidation 


Schluß- 

abwicklung 



Zentral-Kommerz Gesellschaft 
für internationalen und 
Großhandel mbH (Zeko) 

Berlin 

Intrac 

in 

Liquidation 


Rest- 

abwicklung 
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Dokument 32 


-MINISTERRAT 

DER DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN REPUBLIK 
MINISTERIUM FÜR AUSSENHANDEL 

DER STAATSSEKRETÄR ^ // 


Dc'jtsche Handelsbank AG 
Generaldirektor 


Genossen Ziesche Persönlich! 


Werter Genosse Ziesche! 

Auf der Grundlage des mit der Genossin Lisowski geführten 
Gespräches beauftrage ich Sie, im Namen der Deutschen Handels^ 
bank AG eine Stiftung in Vaduz bei der Anstalt Domar, Rechts- 
anwalt Dr. Marxer, im Aufträge des Bereiches Kommerzielle 
Koordinierung zu gründen und als Begünstigter aufzutreten. 

Das Stiftungskapital soll 100 Tsfr, betragen. Mit diesem Betrag 
ist das Konto Nr. 0528 zu belasten. 

Gleichzeitig sind die für d^e Gesamtkonstruktion notwendigen 
Firmengründungen bzw. Vereinbarungen zur Einschaltung von 
Treuhändern in Liechtenstein, Schweiz und Großbritannien über 
die o.g. Anstalt in Abstimmung mit der Genossin Lisowski vor- 
zunehmen bzw. abzuschließen. 

Anfallende Gewinne sind dem Konto Nr. 0528 gutzuschreiben. 


Mit sozialistischem Gruß 



Dr. Schalck 
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Dokument 33 

STATUTEN 

der 

NITA Stiftung, Vaduz 


§ 1 


Name; 


Unter dem Namen 


NITA Stiftung 


besteht nach diesen Statuten und nach Art. 552 ff des 
Liechtensteinischen Personen- und Gesellschaftsrechtes eine 
Stiftung mit selbständiger juristischer Persönlichkeit. 


§ 2 


Dauer ; 


Die Stiftung ist auf Dauer errichtet. 


§ 3 


Sitz und anwendbares Recht; 


Sitz der Stiftung ist Vaduz. 

Der Stiftungsrat kann jederzeit mittels einfachen Mehr- 
heitsbeschlusses und unter Beachtung der gesetzlichen und 
statutarischen Bestimmungen den Sitz an einen anderen Ort 
des In- oder Auslandes verlegen. 

Alle Rechtsverhältnisse dieser Stiftung unterliegen aus- 
schliesslich liechtensteinischem Recht. 


//. 
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I 


§ 4 


Zweck ; 


Zweck der Stiftung ist die Verwaltung und Anlage ihres Ver- 
mögens sowie die Vornahme von Ausschüttungen und/oder die 
Gewährung sonstiger wirtschaftlicher Vorteile an die im Bei- 
statut bestimmt bezeichneten oder bestimmbaren natürlichen 
und/oder juristischen Personen, Einrichtungen und/oder Orga- 
nisationen. 

Die Stiftung ist im Rahmen der Vermögensverwaltung befugt, 
alle Rechtsgeschäfte abzuschliessen, welche der Verfolgung 
und Verwirklichung ihres Zweckes dienen. Ein nach kaufmänni- 
scher Art geführtes Gewerbe wird nicht betrieben. 


§ 5 


Veräusserung, Belastung und Uebertraqunq; 

» 

Begünstigten, welche ihre Begünstigung einschliesslich aller 
Leistungen aus dem Stiftungsvermögen unentgeltlich erlangt 
haben, dürfen diese Zuwendungen von ihren Gläubigern auf dem 
Wege des Sicherungs-, Zwangsvollstreckungs- , Konkurs- oder 
Nachlassverfahrens nicht entzogen werden. 

Die Stiftungsbegünstigung sowie die bereits angefallenen 
Beträge dürfen ohne einstimmige Zustimmung des Stiftungs- 
rates nicht veräussert, übertragen oder belastet werden. 


§ 6 


i 

I 

I 


Stif tunqsvermöqen; 

a) Das Kapital der Stiftung beträgt SFr. 100 '000.-- 
(in Worten: Schweizerfranken einhunderttausend). 

b) Das Stiftungsvermögen kann jederzeit durch Zuwendungen 
des Stifters oder Dritter unbegrenzt erhöht werden, wo- 
bei Zuwendungen dem Stiftungskapital oder den Reserven 
hinzugeschlagen werden. 
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§ 7 


Stif tunqsbeqünstiqunq ; 

a) Anlässlich der Errichtung der Stiftung bestinunt der 
Stifter die Begünstigten und legt gleichzeitig die Vor- 
aussetzungen und den Inhalt der Begünstigung fest. 

In der Folge hat der Stiftungsrat die Befugnis, vorbe- 
haltlich der vom Stifter festgelegten Bestimmungen, 
Begünstigte nach freiem Ermessen zu bestellen und die 
Voraussetzungen für eine Begünstigung sowie deren In- 
halt zu bestimmen und diese wiederum abzuändern und zu 
entziehen. 

b) Dem Begünstigten steht kein Rechtsanspruch auf Auf- 
lösung der Stiftung, auf einzelne Stücke des Stiftungs- 
vermögens oder dessen Teilung oder auf Ausrichtung von 
Erträgen und Vermögenstellen der Stiftung, somit ins- 
besondere auch kein Klagerecht gegenüber der Stiftung 
zu. 


§ 8 


Organe der Stiftung; 


1 . Der Stif tunqsrat ; 

a) Oberstes Organ der Stiftung ist der Stiftungsrat, 
Er besteht aus mindestens zwei Mitgliedern, die 
physische oder juristische Personen sein können 
und wird erstmals vom Stifter in der Gründungsur- 
kunde bestellt. 

Die Amtsdauer des Stiftungsrates ist unbeschränkt. 

Jedes Mitglied des Stif tungsrates hat einen Stell- 
vertreter zu bestellen, der im Fall der Verhinde- 
rung das betreffende Stiftungsratsmitglied in den 
Sitzungen des Stiftungsrates vertritt. Die Bestel- 
lung der Stellvertreter bedarf der Zustimmung des 
Stiftungsrates. 

Sollte ein Mitglied des Stiftungsrates seinen 
Stellvertreter nicht binnen vier Wochen ab Amts- 
antritt bestellt haben, so kann die Bestellung des 
fehlenden Stellvertreters durch den Stiftungsrat 
erfolgen. 

Die Stellvertreter haben für die Stiftung keine 
Vertretungsbefugnis . 


/i- 
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Der Stiftungsrat verwaltet die Stiftung und ver- 
tritt sie nach aussen. 

Der Stiftungsrat kann die Ausübung von Befugnissen 
an Dritte übertragen und Bevollmächtigte ernennen. 

Der Stiftungsrat versammelt sich, so oft es not- 
wendig oder zweckmässig ist, über Einladung eines 
Mitgliedes, falls ein Präsident ernannt wurde, 
durch diesen. Der Präsident muss zu einer Sitzung 
einladen, wenn ein Mitglied des Stiftungsrates 
unter Angabe der Tagesordnung es verlangt. 

Kommt der Präsident seiner Verpflichtung nicht 
nach, so kann jedes Mitglied eine Sitzung einberu- 
fen. 

Die Einberufung des Stiftungsrates hat mittels 
eingeschriebenen Briefes zu erfolgen. Die Einla- 
dung muss Ort, Zeit und Tagesordnung enthalten und 
mindestens 10 Tage vor der Sitzung, gerechnet vom 
Tage der Absendung an, erfolgen. In dringenden 
Fällen kann auch mit einer kürzeren Frist eingela- 
den werden. ; 

Wenn alle Mitglieder des Stiftungsrates bei einer 
Sitzung anwesend oder ordnungsgemäss durch ihre 
Stellvertreter vertreten sind, kann der Stiftungs- 
rat auch ohne Einhaltung der vorerwähnten Formali- 
täten beschlussfähig tagen. 

Den Vorsitz führt der Präsident. Ist kein Präsi- 
dent bestellt oder ist dieser nicht anwesend, so 
übernimmt das an Jahren älteste Mitglied des Stif- 
tungsrates den Vorsitz. Sind nur Stellvertreter 
anwesend, so bestellt die Versammlung den Vor- 
sitzenden, 

Der Stiftungsrat ist beschlussfähig, wenn alle 
Mitglieder persönlich' anwesend oder ordnungsgemäss 
durch ihre Stellvertreter vertreten sind. 

Ist Beschlussfähigkeit nicht gegeben, so muss auf 
Verlangen eines in der Sitzung anwesenden Mitglie- 
des oder Stellvertreters eine neue Sitzung mit 
derselben Tagesordnung einberufen werden, welche 
nicht früher als fünf und nicht später als zehn 
Tage, gerechnet vom Tage der ersten Sitzung, statt- 
zufinden hat. Bei dieser zweiten Sitzung ist die 
Beschlussfähigkeit ohne Rücksicht auf die Zahl der 
anwesenden und vertretenen Mitglieder gegeben. 


1 ^. 
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f) Der Stiftungsrat fasst alle Beschlüsse mit einfa- 
cher Stiinmenroehrheit sämtlicher Stiftungsratsmit- 
glieder bzw, der sie vertretenden Stellvertreter, 
sofern in den Statuten nicht ausdrücklich etwas 
anderes bestimmt ist. 

g) Beschlüsse des Stiftungsrates können auch auf dem 
Wege der schriftlichen Zustimmung zu einem gestell- 
ten Antrag gefasst werden. Derartige Zirkularbe- 
schlüsse bedürfen der Einstimmigkeit der Mitglie- 
der des Stiftungsrates. Stellvertretung ist nicht 
zulässig. 

h) Ueber sämtliche Beschlüsse des Stiftui gsrates ist 
ein Protokoll zu führen, welches vom ' orsitzenden 
sowie vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 
Der vom Vorsitzenden zu ernennende Protokollführer 
muss nicht Mitglied des Stiftungsrates sein. 

i) Die Haftung des Stiftungsrates, seiner Mitglieder 
und deren Stellvertreter beschränkt sich auf ab- 
sichtliche und grobfahrlässige Pflichtverletzun- 
gen. 

k) Der Stiftungsrat hat das Recht, weitere Mitglieder 
zuzuwählen; es bedarf hierzu der Einstimmigkeit. 
Für die Bestellung der Stellvertreter gilt die 
unter a) getroffene Regelung. 

l) Ein Stiftungsratsmitglied kann jederzeit sein Amt 
mit sofortiger Wirkung nieder legen, ohne hierfür 
Gründe anzugeben. Das gleiche gilt für die Stell- 
vertreter. 

Legt ein Stellvertreter sein Amt nieder, so gilt 
für die Bestellung eines neuen Stellvertreters 
sinngemäss die unter a) getroffene Regelung. 

ro) Ein Mitglied des Stiftungsrates kann unter Aus- 
schluss anderer gesetzlicher Bestimmungen nur vom 
Registeramt über Antrag von Beteiligten und aus 
wichtigen Gründen abberufen werden. , 

Ein Stellvertreter kann jederzeit und ohne Angabe 
von Gründen von jenem Mitglied des Stiftungsrates, 
für welches er bestellt wurde, abberufen werden. 
Für die Bestellung eines neuen Stellvertreters 
gilt sinngemäss die unter a) getroffene Regelung. 

n) Das Ausscheiden eines Mitgliedes des Stiftungsra- 
tes bewirkt auch das Ausscheiden seines Stellver- 
treters. 


/r. 
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o) Jedes Mitglied des Stiftungsrates hat bei Amtsan- 
tritt oder zu einem späteren Zeitpunkt für den 
Fall seiner Handlungsunfähigkeit, seines Ablebens, 
wie auch für den Fall des Ausscheidens aus dem 
Stiftungsrat aus sonstigen Gründen, einen Nachfol- 
ger zu bestellen. Die Bestellung eines Nachfolgers 
erfolgt unter dem Vorbehalt des Widerrufs und be- 
darf in jedem Fall der Zustimmung des Stiftungsra- 
tes . 

Sollte aus irgendeinem Grund einmal ein Mitglied 
des Stiftungsrates keinen Nachfolger bestellt ha- 
ben, so ergänzt sich der Stiftungsrat selbst. Wenn 
dies aus irgendeinem Grund nicht möglich sein 
sollte, z. B. weil kein Mitglied des Stiftungsra- 
tes mehr vorhanden ist, so wird derselbe auf An- 
trag des Repräsentanten, eines Beteiligten oder 
der Kontrollstelle vom Registercunt ernannt. 


2 . Sonstige Organe; 

Anlässlich der Errichtung der Stiftung hat der Stifter 
und in der Folge der Stiftungsrat die Befugnis, weitere 
Organe, wie zum Beispiel eine Kontrollstelle zu bestel- 
len und deren Aufgaben und Befugnisse, soweit sie nicht 
bereits in diesem Statut enthalten sind, zu regeln. 


§ 9 


Zeichnungsberechtigung und Zeichnungsart; 

Der Stiftungsrat regelt das Zeichnungsrecht seiner Mitglie- 
der und der Bevollmächtigten. Erstmals erfolgt • dies durch 
den Stifter in der Gründungsurkunde. 

i 

Die rechtsverbindliche Zeichnung für die Stiftung erfolgt 
dergestalt, dass der oder die Zeichnungsberechtigten dem 
Namen der Stiftung ihre eigenhändige Unterschrift beisetzen. 


§ 10 


Verwaltung und Vermögensanlage; 

Das Stiftungsvermögen ist am Ort der Stiftung zu verwalten, 
wenn nicht der Stiftungsrat etwas anderes beschliesst. 




461 




Drucksache 13/10900 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 



Die Art der Verwaltung und Anlage des Stiftungsvermögens 
kann und soll nicht vorgeschrieben werden, da sich die zu- 
künftige Entwicklung nicht übersehen lässt. Der Stiftungsrat 
ist also unter Ausschluss anderslautender gesetzlicher Be- 
stimmungen in keiner Weise in der Verwaltung und Anlage des 
Vermögens eingeengt und diese sind in sein freies Ermessen 
gestellt. Insbesondere besteht auch keine Versicherungs- 
pflicht in bezug auf das Stiftungsvermögen. 


§ 11 


Geschäftsjahr; 

Das Geschäftsjahr fällt mit den Kalenderjahr zusammen, be- 
ginnt jedoch erstmals mit dem Tage der Errichtung der Stif- 
tung und endet erstmals mit dem 31. Dezember 1988. 


§ 12 


Kontrollstelle: 

■■ - ■ ■ I 

Ist eine Kontrollstelle bestellt, hat sie dem Stiftungsrat 
über das Ergebnis ihrer Prüfung einen detaillierten Bericht 
mit Antrag zu erstatten. Ausserdem hat die Kontrollstelle 
die Einhaltung der Bestimmungen der Statuten und allfälliger 
Beistatuten zu überwachen. 


§ 13 


Auskunftspflicht und Geheimhaltung; 

Der Stiftungsrat ist nicht verpflichtet. Begünstigten über 
Tatsachen und Verhältnisse der Stiftung, insbesondere Be- 
stand und Anlage des Stiftungs Vermögens Auskunft zu ertei- 
len, Bericht zu erstatten oder Rechnung zu legen. 

Sollte der Stiftungsrat nach freiem Ermessen entscheiden. 
Begünstigten auf irgendeine Art und Weise Auskunft zu ertei- 
len, Bericht zu erstatten oder Rechnung zu legen, so er- 
wächst daraus den betreffenden Begünstigten für die Zukunft 
kein Rechtsanspruch auf Auskunftserteilung, Berichterstat- 
tung oder Rechnungslegung; ebenso können die übrigen Begün- 
stigten aus diesem Umstand keinerlei Rechtsanspruch auf Aus- 
kunftserteilung Berichterstattung oder Rechnungslegung für 
sich ableiten. . 
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Der Stiftungsrat darf auf keinen Fall Auskunft erteilen, 
Bericht erstatten oder Rechnung legen, wenn ihm Umstände zur 
Kenntnis gelangen, aus denen sich ergibt, dass Gefahr be- 
steht, dass diese Informationen in missbräuchlicher oder 
unerlaubter oder in einer dem Interesse der Stiftung oder 
der Begünstigten abträglichen Weise verwendet werden. 

Diese Statuten, allfällige Beistatuten, überhaupt alle tat- 
sächlichen oder rechtlichen Verhältnisse der Stiftujrig dür- 
fen Aussenstehenden, insbesondere auch einer ausländischen 
Behörde, nicht zur Kenntnis gebracht werden, es sei denn, 
dass der Stiftungsrat einstimmig dies als im Interesse der 
Begünstigten gelegen erachtet. 


§ 14 


Statutenänderung. Erlassung und Aenderunq von Beistatuten; 

a) Anlässlich der Errichtung der Stiftung hat der Stifter 
und in der Folge der Stiftungsrat das Recht, Bei- 
statuten zu erlassen. Sie bedürfen der schriftlichen 
Form und sind vom Stifter resp. von den Mitgliedern des 
Stiftungsrates zu unterzeichnen. Beistatuten haben die 
gleiche Rechtswirkung wie die Statuten selbst. 

b) Der Stiftungsrat ist unter Beachtung der gesetzlichen 
Voraussetzungen mit Ausnahme des Stif tungszwec|^es zur 
Ergänzung und Aenderung der Statuten einschliesslich 
der in den Statuten vorgesehenen Organisation der Stif- 
tung und eventueller Beistatuten befugt. 

c) Die unter a) und b) erwähnten Beschlüsse bedür;fen der 
Einstimmigkeit. 


§ 15 


Rechtswirksamkeit ; ^ 

! 

Sollte eine Bestimmung der Statuten und allfälliger | Beista- 
tuten der Stiftung unwirksam sein, so wird hierdu,rch die 
Rechtswirksamkeit der Stiftung als solche, sowie die? Rechts- 
wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt, i 


/S'. 
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§ 16 


Umwandlung ; | 

Der Stiftungsrat ist befugt, mittels einstimmigen Beschlus- 
ses die Stiftung in eine Anstalt oder ein registriertes 
Treuunternehmen umzuwandeln, wenn sich die Verhältnisse so 
geändert haben, dass das Interesse der Stiftung oder ihrer 
Begünstigten dies gebietet. 


§ 17 I 

Auflösung der Stiftung; 

I 

a) Sofern sich die Verhältnisse, unter denen die Stiftung 
errichtet wurde, dergestalt ändern, dass der Zweck der 
Stiftung nicht mehr sinnvoll erreicht werden kann, ist 
der Stiftungsrat befugt, die Stiftung ganz oder teil- 
weise aufzulösen. Ein solcher Beschluss des Stiftungs- 
rates bedarf der Einstimmigkeit. 

b) Bei der Auflösung ist das Vermögen der Stiftung an die 
Stiftungsbegünstigten im Sinne der Bestimmungen der 
Statuten und allfälliger Beistatuten auszubezahlen. 

c) Sollten keine Stif tungsbegünstigten mehr vorhanden 

sein, so entscheidet der Stiftungsrat in Respe)^ierung 
des vermuteten Stifterwillens, wem das Vermögen der 
Stiftung zukommt. Auch ein solcher Beschluss bedarf der 
Einstimmigkeit. r 

\ 

d) Ein Widerruf der Stiftung ist nicht zulässig. | 


§ 18 ; i 

! 

Repräsentant: r 

Der Repräsentant der Stiftung wird vom Stiftungsrat be- 
stellt. Erstmals erfolgt die Bestellung durch den Stifter in 
der Gründungsurkunde. 


Vaduz, den 22. Juni 1988 
sm 


Der Stifter: 
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BEISTATUTEN 


ZU den Statuten der NITA STIFTUNG, Vaduz 


Gemäss § 14 der Statuten der NITA STIFTUNG, Vaduz, vom 

hat der Stifter anlässlich der Errichtung 
der Stiftung das Recht, Beistatuten zu erlassen. Sie bedür- 
fen der schriftlichen Form und sind vom Stifter zu unter- 
zeichnen. Beistatuten haben die gleiche Rechtswirkung wie 
die Statuten selbst. 

Gemäss § 7 der Stiftungsstatuten bestimmt der Stifter anläss- 
lich der Errichtung der Stiftung die Begünstigten und legt 
gleichzeitig die Voraussetzungen und den Inhalt' der Begün- 
stigung fest. ! 

I 

Gestützt auf die vorstehend zitierten Bestimmungen der Sta- 
tuten und Beistatuten der NITA STIFTUNG, Vaduz, erlässt der 
Stifter dieser Stiftung hiemit nachfolgende 


BEISTATUTE N 


1. Einziger Begünstigter der Stiftung ist die 

Deutsche Handelsbank Aktiengesellschaft 
Behrenstrasse 22 1 

Postfach 122 | 

DDR - 1080 Berlin ■ 

Die Begünstigung der Begünstigten unterliegt keinerlei 
Bedingungen oder sonstigen Einschränkungen. Der Stif- 
tungsrat ist somit berechtigt, an die Begünstigte Aus- 
schüttungen sowohl aus dem Ertrag wie auch aus der Sub- 
stanz des Stiftungsvermögens in beliebiger Höhe vorzu- 
nehmen wie auch sonstige wirtschaftliche Vorteile der 
Begünstigten zu Lasten des Ertrages und/oder der Sub- 
stanz des Stiftungsvermögens zu gewähren. 

( 

} 

f 

I 


Zz. 
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2. Der Stiftungsrat ist befugt, Ausschüttungen an die Be- 
günstigte in natura vorzunehraen, wenn er dies nach sei- 
nem freien und unbeschränkten Ermessen für zweckmässig 
erachtet . 


3. Sämtliche Bestimmungen dieser Bei Statuten ' können vom 
Stiftungsrat mit Zustimmung der Begünstigten jederzeit 
abgeändert, ergänzt, ganz oder teilweise widerrufen 
werden . 


Vaduz, am 22. Juni 1988 
sm 


NITA STIFTUNG, VADUZ 


Die Stifterinj 
ANSTALT DOMAR 



Di» Echtheit der Unterschrift des 
FrL Oc Marienne Marxec Aachttsmvlltiii 
FL-9400 VadiK 


ivird bestätigt 


Fiirsd. Uechte 
Vaduz, den^ 




i3. 
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AMTSBESTAETI GUNG 


Aufgrund der beim Stif tungsregieter hinterlegten Dokumente 
/iLrd amtlich bestätigt, dass die : 


NITA Stiftung, Vaduz 


ils selbständige juristische Person im Sinne von Art. 552 
?f, des Liechtensteinischen Personen- und Gesellschafts- 
rechtes am 22, Juni 1988 errichtet worden ist. 


)er Stiftunqsrat besteht aus mindestens zwei Mitgliedern, 
lerzeit; > 



Rechtsanwalt 
9490 Vaduz 


Dr . 

Rechtsanwalt 
9490 Vaduz 


dt dem Recht, für die Stiftung einzeln zu zeichnen. 


j 

epräsentant der Stiftung ist 
FUNDATIONSANSTALT, Vaduz. 


aduz , den 2 2. JUN. 1988 
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Etüde 

DE 

Christine DOERNER 

NOTAIRE 

A 

BETTEMBOURG 


DEPOSITAIRE DES MINUTES DES NOTAIRES 

Edmond FAB ER 
Aloyse W El RI CH 
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No 989 CONSTITUTION DE SQCIETE du 25 octobre 1988. 

Im Jahre ein tausend neun hundert acht und achtzig. 

Den fünf und zwanzigsten Oktober. 

Vor dem Unterzeichneten Notar Christine OOERNER» 

Notar im Amt s wohn s i tze zu Bettemburg. 

Sind erschienen; 

1) Die anonyme Gesellschaft luxemburgischen Rechtes 
"BANQUE INTERNATIONALE ä LUXEMBOURG S.A.” mit Sitz 
zu Luxemburg, 2, Boulevard Royal, hier vertreten durch 
Herrn JIBhHV Sou s - d i recteur de ßanque, zu 

Luxemburg wohnend; 

und Her rn , Ingenieur commercial, zu Stras- 


und Her rn , Ingenieur commercial, zu Str( 

sen wohnend; 

2) Die anonyme Gesellschaft luxemburgischen Rechtes 
"LIREPA S.A." mit Sitz in Luxemburg, 2, Boulevard 
Royal, hier vertreten durch Herrn em- 

ploye de Banque, zu Düdelingen wohnend; 

auf Grund einer Vollmacht unter Privatunterschrift 
datiert vom 24. Oktober 1988; 

welche Vollmacht nach gehöriger ne variötur Para- 
phierung gegenwärtiger Urkunde beigebogen verbleibt 
um mit derselben formalisiert zu werden; 

Welche Komprenten den Unterzeichneten Notar er- 
suchten, die Satzung einer von Ihnen zu gründenden 
Holdinggesellschaft wie folgt zu beurkunden; 
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Artikel 1 . - 

Unter der Bezeichnung " SALINAS S.A. " 

wird hiermit eine Holdinggesellschaft in 
der Form einer Aktiengesellschaft gegründet. 

Der Sitz der Gesellschaft befindet sich in 
Luxembu rg . 

Sollten aussergewöhn 1 i che Ereignisse poli- 
tischer, wirtschaftlicher oder sozialer Art 
eintreten oder bevorstehen, welche geeignet 
wären, die normale Geschäftsabwicklung am Ge- 
sell Schafts s i tz oder den reibungslosen Verkehr 
zwischen diesem Sitz und dem Ausland zu beein- 
trächtigen, so kann der Gese 1 1 scha f t s s i tz 
vorübergehend, bis zur endgültigen Wiederher- 
stellung normaler Verhältnisse, ins Ausland 
verlegt werden, und zwar unter Beibehaltung 
der luxembu rgi sehen Staatszugehörigkeit. 

Die Dauer der Gesellschaft ist auf neunund- 
neunzig Jahre festgelegt, 

Artikel 2,- 

Zweck der Gesellschaft ist der Erwerb von 
Beteiligungen u^^^r irgendwelcher Form an an- 
deren in- und ausländischen Gesellschaften, 
sowie die Verwaltung. Kontrolle und Verwertung 
dieser Beteiligungen. 

Die Gesellschaft kann namentlich alle.^rten 
von Wertpapieren erwerben, sei es durch Einlage, 
Zeichnung, Kaufoption, Kauf oder sonstwie, und 
dieselben durch Verkauf, Abtretung, Tausch oder 
sonstwie veräussern. 

Darüber hinaus kann die Gesellschaft Patente 
und andere davon abgeleitete oder dieselben 
ergänzenden Rechte erwerben und verwerten. 

Die Gesellschaft kann Anleihen aufnehmen 
sowie den Gesellschaften, an denen Sie direkt 
massgeblich beteiligt ist, jede Art von Unter- 
stützung. Darlehen, Vorschuss oder Sicherheit 
gewähren . 
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Die Gesellschaft wird nicht unmittelbar akti\ 
erwerbstätig sein und kein dem Publikum zugäng- 
liches Handelsgeschäft betreiben. 

Die Gesellschaft wird alle zur Wahrung ihrer 
Rechte gebotenen Massnahmen treffen und alle 
Handlungen vornehmen, welche Ihrem Zweck ent- 
sprechen oder diesen fördern; sie wird ihre 
Geschäfte im Rahmen des Gesetzes vom 31, Juli 
1929 über die Holdinggesellschaften abwickeln. 

Art i ke 1 3 , - 

Das Gesellschaftskapital beträgt DREIHUNDERT- 
TAUSEND DEUTSCHE MARK (DM 3oo.ooo.-) eingeteilt 
in 3.000 Aktien zu je HUNDERT DEUTSCHE MARK 
(DM loo. - J . 

Die Aktien lauten auf den Namen oder den 
Inhaber, nach Wahl der Aktionäre, mit Ausnahme 
der Aktien für welche das Gesetz die Form von 
Namensaktien vorschreibt. 

An Stelle von Einzelaktien können Zertifi- 
kate über eine Mehrzahl von Aktien ausgestellt 
werden, nach Wahl der Aktionäre. 

Im Falle einer Kapitalerhöhung werden die 
neuen Aktien mit denselben Rechten ausgestattet 
sein wie die bestehenden Aktien. 

Art i kel 4 . - 

Die Gesellschaft wird durch einen Rat von 
mindestens drei Mitgliedern verwaltet, welche 
nicht Aktionäre zu sein brauchen, 

Ihre Amtszeit darf sechs Jahre nicht über- 
schreiten; die Wiederwahl ist zulässig; sie 
können oeliebig abberufen werden. 

Scheidet ein Ve rwa 1 tung s ra t sm i tg 1 i ed vor 
Ablauf seiner Amtszeit aus, so können die ver- 
bleibenden Mitglieder des Verwaltungsrates 
zusammen mit dem oder den Kommissaren einen 
vorläufigen Nachfolger bestellen. Die nächst- 
folgende Hauptversammlung nimmt die endgültige 
Wahl vor . 
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Artikel 5 . - 

Der Verwaltungsrat hat die weitestgehenden 
Befugnisse alle Handlungen vorzunehmen, welche 
zur Verwirklichung des Gesellschaftszweckes 
notwendig sind oder diesen fördern. Alles, was 
nicht durch das Gesetz oder die gegenwärtige 
Satzung der Hauptversammlung Vorbehalten ist, 
fällt in den Zus tänd i ke i tsbere i ch des Verwal- 
tungsra tes . 

Der Verwaltungsrat kann aus seiner Mitte 
einen Vorsitzenden bestellen; in dessen Ab- 
wesenheit kann der Vorsitz einem anwesenden 
Verwaitungsratsmitgl ied übertragen werden. 

Der Ve rwa 1 t u ng s ra t ist nur beschlussfähig 
wenn die Mehrzahl seiner Mitglieder anwesend 
oder vertreten ist; die Vertretung durch ein 

entsprechend bevollmächtigtes Verwaltungsrat- 
mitglied, die schriftlich, telegraphisch oder 
fernschriftlich erfolgen kann, ist gestattet. 

In Dringl ichkei tsfäl len kann die Abstimmung 
auch durch einfachen Brief. Telegramm oder 
Fernschreiben erfolgen. 

Die Beschlüsse des Verwaltungsrates werden 
mit Stimmenmehrheit gefasst; bei Stimmengleich- 
heit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 

Der Verwaltungsrat kann seine Befugnisse 
hinsichtlich der laufenden Geschäftsführung 
sowie die diesbezügliche Vertretung der Gesell- 
schaft an einen oder mehrere Verwa 1 tungs ra ts - 
mitglieder, Direktoren. Geschäftsführer oder 
andere Bevollmächtigte übertragen; dieselben 
brauchen nicht Aktionäre zu sein. 

Die Uebertragung der laufenden Geschäfts- 
führung an einzelne Mitglieder des Verwaltungs- 
rates bedarf der vorherigen Genehmigung der 
Haupt ve rsamm 1 ung . 
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Die Gesellschaft wird durch die Kollektivun- 
terschrift von zwei Mitgliedern des Verwaltungs- 
rates oder durch die E i nze 1 un tersch r i f t des 
Bevollmächtigten des Verwa 1 tungs ra tes rechts- 
gültig verpf 1 1 chtet . 

Artikel 6 . - 

Die Aufsicht der Gesellschaft obliegt einem 
oder mehreren Kommissaren, welche nicht Aktionäre 
zü sein brachen; ihre Amtszeit darf sechs Jahre 
nicht überschreiten; die Wiederwahl ist zu- 
lässig; sie können beliebig abberufen werden. 

Artikel 7 . - 

Für jedes Mitglied des Verwaltungsrates sowie 
für jeden Kommissar wird eine Aktie der Gesell- 
schaft als Sicherheit der ordnungsgemässen Aus- 
übung ihres Amtes hinterlegt solange dies vom 

Gesetz vorgeschrieben ist. 

Diese Aktien müssen auf Namen lauten. 

Art i ke 1 6 . - 

Das Geschäftsjahr läuft jeweils vom 1. Januar 
bis zum 31. Dezember eines jeden Jahres; aus- 
nahmsweise beginnt das erste Jahr mit dem heu- 
tigen Tage und endet am 31. Dezember 1989. 

Art i ke 1 9 . - 

Die jährliche Hauptversammlung findet rechtens 
statt am vierten Donnerstag des Monats Juni 
um 11.00 Uhr in Luxemburg, am Gesellschaftssitz 
oder an einem anderen, in de»" Einberufung an- 
gegebenen Ort. 

Sofern dieser Tag ein Feiertag ist, findet 
die Hauptversammlung am ersten darauffolgenden 
Werktag statt. 

A r- 1 i k e 1 1 o . - 

Die Einberufungen zu jeder Hauptversammlung 
unterliegen den gesetzlichen Bestimmungen, Von 
dieser Erfordernis kann abgesehen werden, wenn 
sämtliche Aktionär^ anwesend oder vertreten 
sind und sofern sie erklären, den Inhalt der 
Tagesordnung im voraus gekannt zu haben. 


-dri tt 
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DEr Verwaltungsrat kann verfügen dass die 
Aktionäre, um zu Haupt ver samm 1 ung zugelassen 
zu werden, ihre Aktien f ünf .vo 1 le Tage vor dem 
für die Versammlung festgesetzten Datum hinter- 
legen müssen; jeder Aktionär kann sein Stimm- 
recht selbst oder durch einen Vertreter, der 
nicht Aktionär zu sein braucht, ausüben. 

Jede Aktie gibt Anrecht auf eine Stimme, 
sofern das Gesetz nichts anderes vorsieht. 

Art i ke 1 11.- 

Oie Hauptversammlung der Aktionäre hat die 
weitestgehenden ßefugniesse, über sämtliche 
Angelegenheiten der Gesellschaft zu befinden 
und alle diesbezüglichen Beschlüsse gutzuheissen. 

Sie befindet über die Verwendung und Ver- 
teilung des Reingewinnes. 

Oer Verwaltungsrat ist ermächtigt, vorbe- 
haltlich der Genehmigung des Kommissars und 
gemäss den gesetzlichen Bestimmungen, Vor- 
schussdividende auszuzahlen. 

A rt i ke 1 12,- 

Oie Bestimmungen des Gesetzes vom lo. August 
1915 über die Handelsgesellschaften sowie die 
Bestimmungen des Gesetzes vom 31. Juli 1929 
über die Holdinggesellschaften, einschliesslich 
der Aenderungsgesetze , finden ihre Anwendung 
überall wo gegenwärtige Satzung keine Abweichung 
beinhaltet. 

ZEICHNUNG UND EINZAHLUNG DER AKTIEN; 

Nach erfolgter Festlegung der Satzung erklä- 
ren die Komparenten, handelnd wie vorstehend, 
die 3.000 Aktien wie folgt zu zeichnen; 

1) BANQUE INTERNATIONALE A LUXEMLOURG 2.996 
ZWEITAUSENDNEUNHUNDERTSECHSUNDNEUNZIG Aktien 

2) LIREPA S.A. 4 

VIER AKTIEN 

TOTAL:. DREI TAüSENu AKTIEN 3-COO 
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Oer unter 1) aufgefünrte Komparent handelt 
als Gründer, wohingegen der unter 2) aufgeführte 
lediglich als einfacher Aktienzeichner handelt. 

Sämtliche Aktien wurden voll in bar einge- 
zahlt; demgemäss verfügt die Gesellschaft ab 
sofort uneingeschränkt über einen Betrag von 
OREIHUNOERTTAUSEND DEUTSCHE MARK (DM 300.000.-) 
wie dies dem Notar nachgewiesen wurde. 

ERKLAERUNG; 

Der amtierende Notar erklärt, dass die in 
Art'ikel 26 des Gesetzes vom lo. August 1915 
über die Handelsgesellschaften vorgesehenen 
Bedingungen erfüllt sind, und bescheinigt dies 
ausd rück lieh. 

SCHAETZUNG DER GRUENOUNGSKOSTEN ; 

Der Gesamtbetrag der Kosten, Ausgaben, Ver- 
gütungen und Auslagen, unter welcher Form auch 
immer, welche der Gesellschaft aus Anlass ihrer 
Gründung enstehen, beläuft sich auf ungefähr 

150.000.- Einhundertfünfzig tausend Franken. 

Zwecks Berechnung der Einregistrierungsge- 
bühren wird das Gesellschaftskapital auf SECHS 
MILLIONEN DREI HUNDERT FUENF UND VIERZIG TAUSEND luxem- 
burger Franken (6.3^5.000.-) abgeschätzt. 

AUSSERORDENTLICHE HAUPTVERSAMMLUNG; 

Alsdann traten die eingangs erwähnten Par- 
teien, die das gesamte Aktienkapital vertreten 
zu einer ausserordentlichen Hauptversammlung 
zusammen, zu der sie sich als rechtens einbe- 
rufen bekennen und fassten, nachdem sie die 
ordnungsgemässe Zusammensetzung dieser Haupt- 
versammlung festgestellt hatten, einstimmig 
folgende Beschlüsse; 

1) Die Zahl der Mitglieder des Verwaltungs- 
rates wird auf drei, die der Kommissare auf 
einen festgesetzt. 

2) Zu Mitgliedern des Verwaltungsrates wer- 
den ernannt: 
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maftre en droit, 


employe de banque, Oude- 


b) M. 

Luxembourg ; 

c) M. 
lange; 

3) Zum Kommissar wird ernannt M. 
employö de banque, Belvaux; 

4) Die Mandate der Ve rwa 1 tungs ra tsm i tg 1 i eder 
und ‘des Kommissars enden sofort nach der jähr- 
lichen Hauptversammlung von 1994. 

. 5) Der Sitz der Gesellschaft befindet sich 
2, boulevard Royal, Luxembourg. 

Worüber Urkunde; 

Aufgenommen zu Luxemburg; 

Datum wie eingangs erwähnt; 

Und nach Vorlesung an alle Erschienenen, alle 
dem Notar nach Namen, gebräulichen Vornamen, Stand 
und Wohnort bekannt, haben alle gegenwärtige Ur- 
kunde mit dem Notar unterschrieben. 

(Gezeichnet) 

Enregistr§ ä EschA.C. le 8 novembre 1988 volume 
765 folio 73 case 1 Regu soi x ante-troi s mille 
quatre cent cinquante francs 1% = 53.450.- 
Le Receveur (sign^) Ries. 

EUER GLEICHLAUTENDE AUSFERTIGUNG 
Der Gesellschaft SALINAS S.A. auf Begehr 
erte i 1 t . 



\ Bettemburg^/den 17. November 1988 
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DM 300.000.- DM 300.000.- ' 

SAUNAS S.A. 

Societe Anonyme 

HauptsiU: Luxemburg, 2, boulevard Royal 
R.C. Luxembourg B 29240 

r- . Gegründet für eine Dauer von 99 Jahren am 27. Oktober 1988 vor Notar K/1* Christine 
DOERNER, wohnhaft in Betiemburg (Luxemburg), veröffentlicht im MemoriaJ C n° 22 



ia 




ivy 

H 

h.sl 





if 

'>. f: ...^ 


vom 27. Januar 1989. Das Gesellschaftskapilal beträgt DM 300.000.— eingeteilt in 
3.000 Aktien zu je DM 100.—. 


PRIVATANLEIHE 
DIVI 3.000.000.- 6% 89/92 

gestückelt in 10 Teilbeträge von DM 300.000.— 
Valuta: 20. Januar 1989 

NAMENSZERTIFIKAT 

INTERREVISION A-G. 

N® 0000001 

Zinstermin: 20. Januar 
Tilgung; 20. Januar 1992 Pari 

Luxemburg, den 20. Januar 1989 

SAUNAS S.A. 

Socicte Anonyme 




mm 


■^rvv. 
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DM 300.000. 


DM 300.000.- 


SAUNAS S.A " 

Societe Anonyme 

Hauplsitz; Luxemburg. 2. boulevard Royal 
R.C. Luxembourg B 29240 

Gegründet für eine Dauer von 99 Jahren am 27. Oktober 1988 vor Notar M* Christine 
DOERNER. wohnhaft in Bettemburg (Luxemburg), veröffentlicht im Memorial C n° 22 
vom 27. Januar 1989. Das Gesellschaftskapital beträgt DM 300.000.*- eingeteitt in 
3-000 Aktien zu je DM 100.-. 


PRIVATANLEIHE 
DM 3.000.000- 6% 89/92 

gestückelt in 10 Teilbeträge von DM 300.000.— 
Valuta: 20. Januar 1989 


NAMENSZERTIFIKAT 


INTERREVISION A.G. 


N° 0000002 


Zinstermin: 20. Januar 
Tilgung: 20. Januar 1992 Pari 


Luxemburg, den 20. Januar 1989 

SALINAS S.A. 

Societe Anonyme 


Ern ^^aitungsrai 


Ein Vei>raiu;nosrat 




DM 300.000 - 


DM 300.000.- 


SAUNAS S.A. ' 

Societe Anonyme 

Hauptsitz: Luxemburg, 2, boulevard Royal 
R.C. Luxembourg B 29240 

Gegründet für eine Dauer von 99 Jahren am 27. Oktober 1988 vor Notar M' Christine 
DOERNER, wohnhaft in Bettemburg (Luxemburg), veröffentlicht im Memorial C n° 22 
vom 27 Januar 1989. Das Gesellschaftskapital beträgt DM 300.000.- eingeteilt in 
3.000 Aktien zu je DM 100.—. 


PRIVATANLEIHE 
DM 3.000.000.- 6% 89/92 

gestückelt in 10 Teilbeträge von DM 300.000.— 
Valuta: 20. Januar 1989 


NAMENSZERTIFIKAT 

INTERREVISION A.G. 

0000003 

Zinstermin: 20. Januar 
Tilgung: 20. Januar 1992 Pari 

Luxemburg, den 20. Januar 1989 

SAUNAS S.A. 

Societe Anonyme 

Ein yyCvaltungsrat Em VepiCalJ«Jngsrat 
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DM 300.000 - 




DM 300.000.- 


SAUNAS S.A 

Societe Anonyme 

Hauplsiiz: Luxemburg, 2, boulevard Royal 
R.C. Luxembourg B 29240 

Gegründet für eine Dauer von 99 Jahren am 27. Oktober 1988 vor Notar M* Christine 
DOERNER, wohnhaft in Betlemburg (Luxemburg), veröffentlicht im Memorial C n° 22 
vom 27. Januar 1989. Das Gesellschaftskapital beträgt DM 300.000.- eingeleilt in 
3.000 Aktien zu je DM 100.— 


PRIVATANLEIHE 
DM 3.000.000.” 6% 89/92 

gestückelt in 10 Teilbeträge von DM 300.000.— 
Valuta: 20. Januar 1989 


NAMENSZERTIFIKAT 


INTERREVISION A.G. 


N° OOOOOOA 


Zinstermin: 20. Januar 
Tilgung: 20. Januar 1992 Pari 

Luxemburg, den 20. Januar 1989 


SAUNAS S.A. 

Societe Anonyme 


EraVfftwaitunqsrat 


Ein Verwattungsral 
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DM 300.000- 


DM 300.000.- ■ 




SAUNAS S.A. , 

Societe Anonyme 

Hauptsitz: Luxemburg, 2, boulevard Royal 
R.C. Luxembourg B 29240 

Gegründet für eine Dauer von 99 Jahren am 27, Oktober 1988 vor Notar M* Christine 
DOERNER, wohnhaft in Bettemburg (Luxemburg), veröffentlicht im Memorial C n° 22 
vom 27. Januar 1989. Das Gesellschaflskapital beträgt DM 300.000.— eingeteift in 
3.000 Aktien zu je DM 100.-. 


PRIVATANLEIHE 
DM 3.000.000.- 6% 89/92 

gestückelt in 10 Teilbeträge von DM 300.000.— 
Valuta: 20. Januar 1989 


NAMENSZERTIFIKAT 


INTERREVISION A.G. 


N° 0000005 


Zinstermin: 20. Januar 
Tilgung: 20, Januar 1992 Pari 

Luxemburg, den 20. Januar 1989 

SALI N AS S.A. 

Societe Anonyme 


Ein VATwaifungsral 


Ein Verwaltungsrat 
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SAUNAS S.A. 1 

♦ 4 

Societe Anonyme 

Hauptsilz: Luxemburg. 2, boulevard Royal 
R.C. Luxembourg B 29240 

Gegründet für eine Dauer von 99 Jahren am 27. Oktober 1988 vor Notar M* Christine 
DOERNER. wohnhaft in Benemburg (Luxemburg), veröffentlicht im Memorial C n° 22 
vom 27. Januar 1989. Das Gesellschaftskapiial beträgt DM 300.000.— eingeteilt in 
3.000 Aktien zu je DM 100.—. 


PRIVATANLEIHE 
DM 3.000.000.- 6% 89/92, 

gestückelt in 10 Teilbeträge von DM 300.000.— 
Valuta: 20. Januar 1989 

NAMENSZERTIFIKAT 


INTERREVISION A.G. 

N° 0000006 

Zinstermin; 20. Januar 
Tilgung; 20. Januar 1992 Pari 

Luxemburg, den 20. Januar 1989 

SALINAS S.A. 

Society Anonyme 


rin y^^C^^ungsrat 


Ein Verwaltung srat 
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SAUNAS S.A. 

Societe Anonyme 
Hauptsltz; Luxemburg, 2, boulevard Royal 
R.C. Luxembourg B 29240 

Gegründet für eine Dauer von 99 Jahren am 27. Oktober 1988 vor Notar M' Christine 
DOERNER, wohnhaft in Bettemburg (Luxemburg), veröffentlicht im Memorial C n°22 
vom 27. Januar 1989. Das Gesellschaftskapital beträgt DM 300.000.“ eingeteilt in 
3.000 Aktien zu je DM 100.—. 


PRIVATANLEIHE 
DM 3.000.000.- 6% 89/92, 

gestückelt in 10 Teilbeträge von DM 300.000.— 
Valuta: 20. Januar 1989 

NAMENSZERTIFIKAT 

INTERREVISION A.G. 

N« 0000007 

Zinstermin: 20. Januar 
Tilgung: 20. Januar 1992 Pari 

Luxemburg, den 20. Januar 1989 

SALINAS S.A. 

Societe Anonyme 
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Gegründet für eine Dauer von 99 Jahren am 27. Oktober 1988 vor Notar M' Christine 
DOERNER. wohnhaft in Bettemburg (Luxemburg), veröffentlicht im Memorial C n° 22 
vom 27. Januar 1989. Das Gesellschaftskapital beträgt DM 300.000.— eingeteilt in 
3.000 Aktien zu je DM 100.—. 
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SAUNAS S.A. 

Söciete Anonyme 

Hauptsitz: Luxemburg, 2, boulevard Royal 
R.C. Luxembourg B 29240 


PRIVATANLEIHE 
DM 3.000.000.- 6% 89/92 

gestückelt in 10 Teilbeträge von DM 300.000.— 
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Valuta: 20. Januar 1989 


NAMENSZERTIFIKAT 


INTERREVISION A,G, 

N° 00Ü0008 

Zinstermin: 20. Januar 
Tilgung: 20. Januar 1992 Pari 

Luxemburg, den 20. Januar 1989 

SAUNAS S.A. 

Societe Anonyme 
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DM 300.000- 


DM 300.000.- 


SAUNAS S.A. 

Societe Anonyme 

Hauptsitz: Luxemburg. ‘2, boulevard Royal 
R.C. Luxembourg B 29240 


Gegründet für eine Dauer von 99 Jahren am 27. Oktober 1988 vor Notar M* Christine 
DOERNER. wohnhaft in Bettemburg (Luxemburg), veröffentlicht im Memorial C n'" 22 
vom 27. Januar 1989. Das Gesellschaftskapital beträgt DM 300.000.— eingeteilt In 
3.000 Aktien Z’i je DM 100.“ 


PRIVATANLEIHE 
DM 3.000.000- 6% 89/92 

gestückelt in 10 Teilbeträge von DM 300.000.— 
Valuta: 20. Januar 1989 


NAMENSZERTIFIKAT 


INTERREVISION A,G, 

NO 0000009 

Zinsiermin: 20. Januar 
Tilgung: 20. Januar 1992 Pari 

Luxemburg, den 20. Januar 1989 

SALINAS S.A. 

Societe Anonyme 

Ein Vß^^^ungsrat Ein V^^ngsrat 
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DM 300.000 - 


SAUNAS SA 


Societe Anonyme • • 

Hauptsitr Luxemburg, 2, boulevard Royal 

R.C. Luxembourg B 29240 * * 

Gegründet für eine Dauer von 99 Jahren am 27. Oktober 1988 vor Notar M* Christine 
DOERNER, wohnhaft in Bettemburg (Luxemburg), veröffentlicht im Memorial C n° 22 
vom 27. Januar 1989. Das Gesellschaftskapital beträgt DM 300.000,- eingeteilt in 
3.000 Aktien zu je DM 100.—. 


PRIVATANLEIHE 
DM 3.000.000.- 6% 89/92 

gestückelt in 10 Teilbeträge von DM 300.000.— 
Valuta: 20. Januar 1989 








NAMENSZERTIFIKAT 


INTERREVISION A.G. 

NO 0000010 

Zinstermin: 20. Januar 
Tilgung; 20. Januar 1992 Pari 

Luxemburg, den 20. Januar 1989 

SALINAS S.A, 

Societe Anonyme 
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Dokuinerit ^ 


DARLEHENSVERTRAG 


■ 121 

abgeschlossen zwischen 


INTERREVISION AG 
Espenrooosstrasse 12 
CH - 9009 St. Gallen 

(im nachfolgenden "Darlehens- 

geberin" genannt) einerseits 


und 


SALINAS S.A. 

Luxembourg 

( im nachfolgenden "Darlehens- 
nehmerin" genannt) andererseits 


I. 

Die Darlehensnehmerin bestätigt hierait, von der Darlehens- 
geberin per Valuta 20.1.1989 einen Betrag von 

DM 900'000.-- 

( in Worten: Deutsche Mark neunhunderttausend) 

als Darlehen zu den im Rahmen dieses Vertrages festgelegten 
Bedingungen zugezählt erhalten zu haben. 


II. 

Das Darlehen ist auf unbestimmte Zeit gewährt. 

Die Darlehensgeberin ist berechtigt, die Rückzahlung der 
gesamten Darlehensschuld unter Einhaltung einer Kündigungs- /y 
frist von 3 Monaten jeweils auf das Ende eines Kalendervier^ y 
teljahres zu verlangen. ^ * 
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Die Darlehensnehjnerin ist jederzeit zur vorzeitigen gänzli- 
chen oder teilweisen Rückzahlung der Darlehensschuld berech- 
tigt . 


III. 

Das Darlehen ist während seiner Laufzeit mit 2 % über dem 
Diskontsatz der Deutschen Bundesbank zu verzinsen. Der Zins- 
satz ist jeweils auf das Ende des Kalendervierteljahres für 
das folgende Kalendervierteljahr zu ermitteln, und der so 
ermittelte Zinssatz hat für das darauffolgende Kalendervier- 
teljahr unabhängig von allfälli<^en während dieser Zeit ein- 
tretenden Aenderungen des Diskontsatzes Gültigkeit. 

Die Zinsen sind jeweils 1/4-jährlich im nachhinein zur Zah- 
lung fällig, erstmals am 30 6.1989 für die Zeit vom 20.1. - 
30.6.1989. 

Bei Beendigung des Darlehensvertrages sind die gesamten bis 
zu diesem Zeitpunkt aufgelaufenen und noch nicht bezahlten 
Zinsen unverzüglich zusajiunen mit der zur Rückzahlung ge- 
schuldeten (restlichen) Darlehenssumme zur Zahlung fällig. 

Luxembourg, den 16. Januar 1989 
St. Gallen, den 
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VERTRAG 


zwischen 


FLOYD BUSINESS INC. 

Panajna / Republic of Pancuna 


(im folgenden "Auftraggeberin" genannt) 


einerseits 


und 


INTERREVISION AG 
Espenmoosstrasse 12 
CH - 9009 St. Gallen 


(im folgenden "Auftragnehmerin" genannt) 
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andererseits 





PruckSBChe 13/10900 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


- 2 - 


107 

Präaihbel 


Die Auf tragnehmerin hat der Salinas S.A., Luxembourg, einen 
Betrag von total DM 3’ 900 '000.-- (in Worten: Deutsche Mark 
drei Millionen neunhunderttausend) darlehenshalber zuge- 
zählt . 

Hinsichtlich eines Teilbetrages von DM 900 '000. — wurde am 
16.1.1989 zwischen der Auftragnehmerin und der Salinas S.A. 
ein Darlehensvertrag abgeschlossen, der diesem Vertrag als 
integrierender Bestandteil beigefügt ist. Hinsichtlich des 
Restbetrages von DM 3 '000 *000.-- stellte die Salinas S.A. 10 
Obligationen zu je DM 300*000. — zu Gunsten der Interrevi- 
sion AG, St. Gallen, aus. 

Dies vorausgesetzt kommen die Vertragsparteien hiemit über- 
ein wie folgt: 


Art. 1 


Die Vertragsparteien stellen hiemit einvernehmlich fest, 
dass bei Zuzählung des Betrages von DM 3 '900 '000. — sowie 
bei Abschluss des Darlehensvertrages vom 16.1.1989 und bei 
Elmpf angnahme der 10 Obligationen zu je DM 300'000. — die 
Auftragnehmerin im Aufträge der Auftraggeberin gehandelt und 
bei diesen rechtsgeschäftlichen Transaktionen jeweils im 
eigenen Namen jedoch ausschliesslich zum Nutzen, für Rech- 
nung und Gefahr der Auf traggeberin auf getreten ist. 

Die Auf tragnehmerin erklärt hiemit, die Ansprüche aus der 
Zuzählung des Darlehens von DM 3 ' 900 ' 000 . -- , so insbesondere 
die Ansprüche aus dem Darlehensvertrag über DM 900*000.-- 
und die Ansprüche aus den 10 Obligationen zu je DM 
300 '000.-- im eigenen Namen, jedoch ausschliesslich zum 
Nutzen, für Rechnung und Gefahr der Auf traggeberin zu hal- 
ten, zu verwalten, zu verwenden und geltend zu machen. 


, 
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Die Auf tragnehmerin verpflichtet sich, bei Ausübung ihres 
Auftrages mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes 
vorzugehen, sich an die Vorschriften des Gesetzes und dieses 
Vertrages zu halten und die von der Auftraggeberin generell 
oder laufend erteilten Weisungen getreulich zu befolgen. 

Die Auftraggeberin erklärt ihrerseits, die Auf tragnehmerin 
mit Bezug auf die von dieser im Rahmen der vorstehend 
erwähnten rechtsgeschäftlichen Transaktionen eingegangenen 
Verpflichtungen vollkommen schad- und klaglos zu halten. 


Art. 2 


Für die Uebernahme dieses Auftrages ist keine gesonderte 
Entschädigung geschuldet. Dis Auftragnehme rin hat jedoch 
Anspruch auf Ersatz aller notwendig gewordenen Auslagen und 
Aufwendungen (einschliesslich allfälliger Kosten für Dienst- 
leistungen, die aufgrund der erteilten Instruktionen bzw. im 
Interesse des Treugutes notwendig werden). Die Auftragnehme- 
rin hat weiterhin Anspruch darauf, dass ein ihr aus dem 
Treugut allfällig erwachsender Schaden ersetzt wird und dass 
sie von den im Interesse des Treugutes eingegangen oder mit 
Bezug auf das Treugut sonst entstandenen Verpflichtungen 
befreit wird. 

Die Auftragnehmerin ist ausdrücklich ermächtigt, ihre dies- 
bezüglichen Ansprüche jeweils direkt von allenfalls einge- 
henden Erträgnissen, wie Dividendenbeträgen, Zinsbeträgen 
oder aus dem Treugut selbst zu beheben. Bei Auflösung des 
Vertrages steht der Auftragnehmerin ein Retentionsrecht am 
Treugut in dem Umfange zu, wie dies zur Deckung allfälliger 
Forderungen der Auf tragnehmerin aus diesem Vertrag benötigt 
wird bis zur völligen Deckung ihrer Ansprüche sowie für die 
Sicherstellung bezüglich Ansprüchen Dritter. 
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Art . 3 


Für das gegenständliche Vertragsverhältnis gelten im beson- 
deren folgende Bestimmungen; 

a) Die Auftragnehmerin übt sämtliche Rechte aus dem Darle- 
hensvertrag und den Obligationen bzw. am Treugut nach 
den Vorschriften des Gesetzes aus und verpflichtet 
sich, den Auftrag gemäss den besonderen Weisungen der 
Auftraggeberin bzw. der von dieser bevollmächtigten 
Personen gewissenhaft auszuführen. 

b) Soferne keine anderweitigen Weisungen vorliegen, werden 
auf das Treugut bei der Auftragnehmerin eingehende Er- 
trägnisse von der Auftragnehmerin der Auf traggeberin 
ungekürzt gutgeschrieben. 

c) Sämtliche sich aus dem Darlehensvertrag und den Obli- 
gationen bzw. aus dem Treugut ergebenden Rechte und 
Pflichten sowie alle damit im Zusammenhang stehenden 
Gewinn- und Verlustmöglichkeiten treffen ausschliess- 
lich die Auftraggeberin. Alle aus diesem Vertrag ent- 
stehenden Kosten, Gebühren und Steuern jeder Art sowie 
sonstige Verbindlichkeiten, die die Auftragnehmer in im 
Interesse der Auftraggeberin bzw. des Treugutes einge- 
gangen ist, gehen zu Lasten des Treugutes. Soferne eine 
Deckung solcher Auslagen und Verbindlichkeiten durch 
das Treugut nicht gegeben ist, verpflichtet sich die 
Auftraggeberin, diese Beträge über erstes Verlangen der 
Auftragnehmerin zur Verfügung zu stellen sowie über- 
haupt, die Auf tragnehmerin in jeder Beziehung schad- 
und klaglos zu halten. 
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d) Die Auftragnehmerin haftet der Auftraggeberin gegehüber 
nur für den Schaden aus Verletzung dieses Vertrages 
sowie laut den allgemeinen Bestimmungen. Die Haftung 
ist ausdrücklich beschränkt auf Vorsatz und/oder grobe 
Fahrlässigkeit. 

Hingegen trifft die Auf tragnehmerin bei Befolgung der 
erteilten Instruktionen keine wie immer geartete Haf- 
tung. 

e) Die Auf tragnehmerih verpflichtet sich, über Aufforde- 
rung der Auf traggeberin oder der von dieser bevollmäch- 
tigten Personen die Rechte und Pflichten aus dem Dar- 
lehensvertrag und den Obligationen bzw. das Treugut auf 
die Auftraggeberin zu übertragen. 

f) Sowohl die Auftraggeberin wie auch die Auf tragnehmerin 
sind berechtigt, das vorliegende Vertragsverhältnis 
jederzeit ohne Angabe von Gründen aufzukündigen. 


Art. 4 


Dieses Auftragsverhältnis unterliegt den Bestimmungen des 
schweizerischen Rechtes. 


St. Gallen, den 28. März 1989 


Die Auftragnehmerin: 


INTERREVISION AG 



Die Auf traggeberin; 


FLOYD Büä'INESS INC, 
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VERTRAG 


Zwischen 


NITA STIFTUNG 
Postfach 129 
9490 Vaduz 


(im folgenden "Auf traggeberin” genannt) 


einerseits 


und 


FLOYD BUSINESS INC. 
Panama / REP, OF PANAMA 


(im folgenden "Auftragnehmerin" genannt) 


andererseits 


wird folgender Vertrag geschlossen: 


Art. 1 


Die Vertragsparteien stellen hierait einvernehmlich fest, 
dass bei Abschluss des diesem Vertrag als Annex A beigefüg- 
ten Vertrages, abgeschlossen zwischen der Floyd Business 
Inc. und der Interrevision AG, St. Gallen, vom 28.3.1989 
betreffend die treuhänderische Gewährung von Darlehen in 
Höhe von DM 3 ' 900 ’ 000 . , die Auftragnehmerin im Aufträge 
der Auftraggeberin gehandelt hat und diesen Vertrag im eige- 
nen Neimen jedoch ausschliesslich zum Nutzen, für Rechnung 
und Gefahr der Auftraggeberin eingegangen ist. 
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Art. 2 


Die Auf cragnehmerin erklärt hiemit, nach den von der Auf- 
traggeberin generell oder laufend erteilten Weisungen, mit 
der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes, nach Massgabe 
der Vorschriften des Gesetzes und der Vorschriften dieses 
Vertrages, im eigenen Namen jedoch ausschliesslich für Rech- 
nung und Gefahr der Auf traggeberin die Rechte aus diesem 
Vertrag wahrzunehmen bzw. über diese zu verfügen. 

Die Auftraggeberin erklärt ihrerseits, die Auftragnehmerin 
von ihren Verpf lichtvmgen aus diesem Vertrag zu befreien und 
sie diesbezüglich vollkommen schad- und klaglos zu halten. 

Für den Fall, dass der vorstehend erwähnte Vertrag aus ir- 
gendeinem Grunde dahinfallen und die Rechte aus dem Darle- 
hensvertrag über DM 900 '000. — sowie die 10 Obligationen zu 
je DM 300*000.-- (im nachfolgenden "Treugut" genannt) auf 
die Auftragnehmerin übertragen werden sollten, verpflichtet 
sich die Auftragnehmerin schon heute, dieses Treugut bzw. 
die damit verbundenen Rechte im eigenen Namen jedoch aus- 
schliesslich zum Nutzen, für Rechnung und Gefahr der Auf- 
traggeberin nach den von dieser generell oder laufend er- 
teilten Weisungen mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kauf- 
mannes nach Massgabe der Vorschriften des Gesetzes und der 
Vorschriften dieses Vertrages getreulich zu halten, zu ver- 
walten, zu verwenden bzw. auszuüben. 


Art . 3 


Für die Uebernahme dieses Auftrages ist keine gesonderte 
Entschädigung geschuldet. 
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Die Auf tragnehinerin hat jedoch Anspruch auf Ersatz aller 
notwendig gewordenen Auslagen und Aufwendungen (einschliess- 
lich allfälliger Kosten für Dienstleistungen, die aufgrund 
der erteilten Instruktionen bzw. im Interesse des Treugutes 
notwendig werden). Die Auf tragnehmerin hat weiterhin An- 
spruch darauf, dass ein ihr aus dem Vertrag bzw. aus dem 
Treugut allfällig erwachsender Schaden ersetzt wird und dass 
sie von den im Interesse des Treugutes eingegangenen oder 
mit Bezug auf das Treugut sonst entstandenen Verpflichtungen 
befreit wird. 

Die Auftragnehmerin ist ausdrücklich ermächtigt, ihre dies- 
bezüglichen Ansprüche jeweils direkt von allenfalls einge- 
henden Erträgnissen, wie Dividendenbeträgen, oder aus dem 
Treugut selbst zu begleichen und zü diesem Zwecke die ent- 
sprechenden Weisungen auf der Grundlage des diesem Vertrag 
beigefügten Vertrages zu erteilen. 

Bei Auflösung des Vertrages steht der Auf tragnehmerin ein 
Retentionsrecht am Treugut in dem Umfange zu, wie dies zur 
Deckung allfälliger Forderungen der Auftragnehmerin aus die- 
sem Vertrag benötigt wird, bis zur völligen Deckung ihrer 
Ansprüche sowie für die Sicherstellung bezüglich Ansprüchen 
Dritter und die Auf tragnehmerin ist in Ausübung dieses Rech- 
tes somit berechtigt, die ihr zweckmässig erscheinenden Wei- 
sungen auf der Grundlage des diesem Vertrag beigefügten Ver- 
trages zu erteilen. 


Art . 4 


Für das gegenständliche Vertragsverhältnis gelten iin beson- 
deren folgende Bestimmungen: 
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a) Die Auftragnehmerin übt sämtliche Rechte aus dem Darle- 
hensvertrag über DM 900 '000.-- und aus den Obligationen 
bzw. am Treugut nach den Vorschriften des Gesetzes aus 
und verpflichtet sich, den Auftrag gemäss den besonde- 
ren Weisungen der Auf traggeberin gewissenhaft auszufüh- 
ren. 

b) Sofern keine anderweitigen Weisungen vorliegen, werden 
auf das Treugut bei der Auftragnehmerin eingehende Er- 
trägnisse von der Auf tragnehmerin der Auf traggeberin 
ungekürzt gutgeschrieben. 

c) Sämtliche sich aus dem diesem Vertrag beigefügten Ver- 
trag bzw. aus dem Treugut ergebenden Rechte und Pflich- 
ten sowie alle damit in Zusammenhang stehenden Gewinn- 
und Verlustmöglichkeiten treffen ausschliesslich die 
Auf traggeberin. Alle aus diesem Vertrag entstehenden 
Kosten, Gebühren und Steuern jeder Art sowie sonstige 
Verbindlichkeiten, die die Auf tragnehmerin im Interesse 
der Auf traggeberin eingegangen ist, gehen zu Lasten des 
Treugutes. Sofern eine Deckung solcher Auslagen und 
Verbindlichkeiten durch das Treugut nicht gegeben ist, 
verpflichtet sich die Auftraggeberin, diese Beträge 
über erstes Verlangen der Auf tragnehmerin zur Verfügung 
zu stellen sowie überhaupt die Auf tragnehraerin in jeder 
Beziehung schad- und klaglos zu halten. 

d) Die Auf tragnehmerin haftet der Auf traggeberin gegenüber 
nur für den Schaden aus Verletzung dieses Vertrages 
sowie laut den allgemeinen Bestimmungen. Die Haftung 
ist ausdrücklich beschränkt auf Vorsatz und/oder grobe 
Fahrlässigkeit . 

Hingegen trifft die Auftragnehmerin bei Befolcpung der 
erteilten Instruktionen keine wie immer geartete Haf- 
tung. 
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e) Die Auftragnehmerin verpflichtet sich, über Aufforde- 
rung die Rechte und Pflichten aus dem diesem Vertrag 
beigefügten Vertrag bzw.. das Treugut auf die Auftrag- 
geberin zu übertragen. 

f) Sowohl die Auftraggeberin wie auch die Auf tragnehraerin 
sind berechtigt, das vorliegende Vertragsverhältnis 
jederzeit ohne Angabe von Gründen aufzukündigen. 


Art . 5 


Dieses Auftragsverhältnis unterliegt den Bestimmungen des 
liechtensteinischen Rechtes. Im besonderen finden die Be- 
stimmungen über den Bevollmächtigungsvertrag (§ 1002 ff 
ABGB) Anwendung. 

Die Vertragspartner stellen einvernehmlich fest, dass mit 
dem gegenständlichen Vertrag kein Treuhandverhältnis gemäss 
Art. 897 ff begründet wird. 

Für allfällige Streitigkeiten aus diesem Vertrag vereinbaren 
die Auf traggeberin und die Auf tragnehmerin die Zuständigkeit 
des F.L. Landgericht, Vadüz; für Klagen gegen die Auftragge- 
berin ist diese Zuständigkeit eine ausschliessliche. 


Vaduz, den 28. März 1989 


Die Auf tragnehmerin; 
FLOYD BU2VINESS, INC. 


Die Auftraggeberin: 


NI TA STIFTUNG 
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rcrsoc den Firm ribmrrrterii Cis nlr ren der 
r-en^rss, Z-enrr.ela rrmcicrei— ijlricetira— uni Fevisienn— 
^swllrchaf:' nbF bcn.annt 'rrcrüen eolitc, 

T cr’iirmii I Cd c f.c sc ^ ^ 

sntailes berr, ren veilen, des Ge c ch.” ft s ante lieg cn 
ci^sr-e rersmen oder Flmen als als von der 
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Verhandelt 


zu PTo'fTni 

am 16. .‘lärz 1977. 



Vor dc.m unle.'zcimr.cicn Notar Vertreter ür. Jürgen Gentz des I'ces' 

Lageburg Gentz 

mit dc.T) Amtssitz ifi 102 Berlin, Köpcnickcr Straße 91, der. sich auf Zr- 
^ c .. e .. .. c c .. 1^3 .jO _ c ^ ^ , C— _ e c .c s d s s e ^ *ce^^ — e^ ^ 

«.'Schic.". heule 

Herr Johann Hanzlicek, 

•.vcnnnair nn lu.0 Zerlin, Joh. -Zecher-Strasse 35, 
ausge\v::,es er. eurer Österreichiocher Reiserass 
Nr, L C1C7551- 

Der Erschierene erklärte. ; 


1) Aul. Vfeisurg der Zertrag Vereirigurg Organ!- 
’ satiorseigener' Betriebe Berlin batte Herr 
. Beirut Bürböck' seinen Gesebäitsanteil an der • 

■ Novun Handelsgesellschaf t nbH Berlin. in 
: . Höbe ' ven II 25-000- ebne Gegenleistung reiner- 

. ■■■. seita an rieb abgetreten- , .• 

2 ): leb'' verpflichte rieb, bei der 'Ausübung- reiner 
V, Gesellscbaf terreebte ausschlresslicb als ' . . 
iVr .- Trsubänder der Zentrag Vereinigung Organisatiens- 
'eLger:er:3etTlebe z'j. bandeln und' rieb in dieser . 
Eigenschaft' ausscbIies3lich’ an 'die \«Yeisungen./' 

■■-.f;; der Zentrag'; zu.5baltenb ;• -.u ^ ■ 


3 );';jLcb - verpflichte 'uiich,' zugleich- rit Rechts*ivirkung 
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für meine Zrben, hiermit unwiderruflich, meinen 
Geschäftsanteil an der ?ima ITc/um Handelsge- 
sellschaft mbH jederceit entschädignngslcs an 
eine Perser oder Pirma abzutreten, die mir ven 
der Zentrag Vereinigung Organisationseigener 
Betriebe benannt v^erden sollte. 


4) Ich erkenne an, dass die Abtretung seines Ge- 
schäftsanteils bzv/. ven Teilen des Geschäftsan- 
teiles an andere Personen oder Pirsen als die 
’/cn der Zentrag Vereinigung Organisatienseigener 
Betriebe benannten nicht zulässig ist. 


5) Ich oder seine Erben werden auf Grund seiner 

treuhänderischen Beteiligung an der Pirsa licvus 
Handelsgesellschaft sbH zu keines Zeitpunkt 
irgendwelche Ansprüche an dis Gesellschaft 
stellen. 


6) Ich erkenne an, dass seine Beteilig'ung emder 
Pirsa liovus Handelsgesellschaft sbH als nicht- 
zu seines persönlichen Versegen gehörig nichc 

.bei sir gepfändet werden kann, und is Palle 
e...Aies ' uo d e o c .-x u e ^ ^ e n ^ .^e.. ^/O . . 

7) ‘ Ich ’/erzichta auf eine Gev-'innbeteilig'ung an der ■ 
, . 'i Pirsa. Hovus; Handelsgesellschaf t sbH zu G'unsten 

der Zentrag -Vereinig'ung Organisatienseigener ' 

' ' ■ Betriebe. • , ' v . 


S) 



bvi'sz.ss D s iT-L 9 nn s “* ■ unc.;. -.'Iscc.c 


:hten,aui aen.. 


■yen ziir ■ geleisteten 'Geschäft santeil übemen-e ' ' v 
ien- nicht#-.' Ihre. Sriüiiung ist : gegebenenfalls Sache 
;der . Zehtrag Bereinigung ’Crganisaticnseigener 
'Betriebe :y,u. ‘''-^^'--1:1 Vf V 



508 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/10900 



Auit. c.Ti: 23 « 3 » -5 l 7 


ÄL'sferligungen sind erleiil 


cn: ÄCVU3 Handelsgesellschaft 


Cer N'cJcf 



. Aujf. cm: 


cn : 


Cer Noicf 


bühren“- 
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Nr^ 231 ! 1983 Urkundenrolle 


1 c: u 

I V-/ O 


■^1 



V e r h a n d e 1 't 


Beilage 



7 -f i 


NIEDERMANN 

ÄECHTSan WALTE 


zu Berlin 
am 25* Mai 1983* 


Vor dem Unterzeichneten Notar 

Dr* Jürgen G e n t z 

mit dem Amtssitz in 1020 Berlin, Köpenicker 
Strasse 91, 

der sich auf Ersuchen in die Gsschaf tsrhume 

der Novum Handelsgesellschaft mbH* in 

1130 Berlin, V/önnichstrasse 69~71, begeben hatse, 

erschien heute 

Brau Rudolfine Stein d.ling 
geh* Eckel, wohnhaft in Wien 19, 
V/allmodengass e 10, 

ausgevviesen durch Reisepass Nr* N C2C7o73* 
Die Erschienene erklärte : 

l*_Herr Johann Hanzlicek hat seinen Geschäfts- 
anteil in Höhe’ von H 25*000*- an- der Firma - 
■' Novum Handelsgesellschaf t mbH* -Berlin in der 
notariellen Verhandlung des Notar Dr* Jürgen ’ 

. Gentz vom 28^ April 1983 Urkundenrolle 
'■ Nr- '90/1983 .-'ohne Gegenleistung 'meinerseits 
."an mich abgetreten* -y- 

2*,- Ich verpflichte .mich, bei; der Ausübung meiner 
Gesellschaf terrechte "ausschliesslich als ■■ 
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V Treuhänder der Hovum Handelsgesellschaft atH*-' zu 
' handeln und mich in dieser Eigenschaft ausschliesslich 

. ' .an'.die Weisungen der Hovum Handelsgesellschaft" mbH, 

\ zu halten* ' . . . 

3- Ich verpflichte mich, zugleich mit Rechto\7irkung 
• für' meine Erben, hiermit unv;iderruf lieh, meinen 
, Geschäftsanteil an der Pirna Hovum Handelsgesellschaft 
mbH jederzeit entschädigungslos an eine Person oder 
Pirma abzutreten, die mir von der Hovum Handelsgesell- 
schaft mbH benarint werden sollte* 

4*. Ich erkenne an, dass die Abtretung- meines Geschäfts- 
anteils bzv/* von Teilen des Geschäftsanteils an andere 
Personen oder Pirmen als die von der Hevum Handels- 
gesellschaft benannten nicht zulässig ist* 

5* Ich oder meine Erben werden auf Gr’und meiner treuhände 
rischen Beteiligung an der Hovum Handelsgeselischaf t 
mbH zu keinem Zeitpunkt irgendwelche Anspniche an 
die Gesellschaft stellen* ' . . 

6* Ich erkenne ‘an, dass meine Beteiligung an der' 

ITovum Handelsgesellschaft mbH als nicht zu meinem 
persönlichen Vermögen ' gehörig nicht bei mir gepfändet 
; werden kann .und im Palle meines Todes nicht meinen 
Erben zusteht* 

7* Ich verzichte auf eine Gewinnbeteiligung an der 

Pirma. Novum. Handelsgesellschaft mbH zu Gunsten der 
\ ■ 

■ Novum' Handelsgesellschaft mbPH • • 

8* Etwaige Darlehns- und Nachschusspflichten auf den 
.. .... von mir • geleisteten Geschäftsanteil übernehme ich 
.1 : nicht *'. Ihre- Erfüllung ist gegebenenfalls' Sache der. . 

. Novum . Handelsgeselischaf t mbH*- ^ - - 
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Das Pro'tokoll wurde der Erschienenen vorgelesen, von 
ihr-genehniigt und eigenhändig unterschrieben : 











Kostenrec hnung 

Gebührenv/ert 25-CCO,_ u 

Gebühr §§ 1,2 

Abs, 2 liKO ■ cA,-- M 

Gebühr §§ 1, 

4 MO, . • 32--- 

Umsatzsteuer . 2. £8- " 
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g-lI_P II 2 PfiRTtlU.! 
tAS 038 22415535 

SEKRFTABIAT DEfi UMABHÄNGIGEN KOMMISSION 
ZUR ObERPROFUNG des VERMÖGENS OER 
PARTEIEN UNO MASSENORGANISATIONEN OER DDR 
BEIM BUNOESMINISTERJUM OES INNERN 


G«vch&fr(24tohon (tJti Antwort bitt« «rrp^hon) 

P-VLl^,920a-^ 

Unabbänfflat Kommloalon Partfllv^rnÄflön. 
Po^rlgch 23 8, 10133 Bflrf}p 


PeriR. 3553. 205.2/4 13:04 

/f l/d 


D»tuiti: 13. August 1997 
Tel.: (030) 2241 -5902 


PRESSEERKLÄRUNG 


Neue Dokumente im Streit um die Zugehörigkeit der NOVXJM zum SED- 
Vermögen aufgetaucht und durch die Unabhängige Kommission beschlag- 
nahmt . Verdacht der Manipulation von Akten zur Verschleierung von 
SED-Vermögen erhärtet . 

Zu den im Rahmen der Ermittlungen der Unabhängigen Kommission beschlagnahmten und 
dem OberverwalLungsgcricht Berlin vorgelcgten Dokumenten teilt der Vorsitzende der 
Unabhängigen Kommission, Prof, Dr. Hans-Jürgen Papier, folgendes mit: 

Das Obexverwaltungsgericht Berlin hat über die Berufung der BvS gegen die Urteile des 
Vcrwahungsgerichts Berlin vom 12. Dezember 1996 in Sachen NOVXJM und Steindling 
und auch über Eilan träge der Frau Steindling auf sofortige Aufhebung der treuhänderischen 
Verwaltung zu entscheiden. Das Vcrv/aJlungsgericht Berlin waj* bei seinen Entscheidungen 
allein der Einlassung der Rudojfine Steindling gefolgt, es bandele sich bei den von ihr und 
den Vorgcscllschaftem der NOVUM abgegebenen und notariell beurkundeten Treuhander- 
klärungen zu gunstcu der SED-Firma Zentr?g nur um Scheinerklärungen, die keine inhalt- 
liche Bedeutung hätten und die auch von der SED bzw, der SED-Firma Zentrag nicht ange- 
nommen worden und dort unbekannt gewesen seien. 

Diese Behauptung von Frau Steindling, die von der Unabhängigen Kommission und der 
BvS immer bcitritien wurde, ist nunmehr durch , neuaufgefundene pokumentc widerlegt. 
Aufgrund eines bd der BvS angegangenen Hinweises im Rahmen der von der Un- 
^hähgigen Kommission und der Treuhandanstalt ausgeseuten Belohnung zur .Wiederbe- 
Schaffung von DDR-Vermögen konnte die Staatsanwaltschaft IX bdm Landganchl Berlin 


JA ' 36. hiw€ |((. 10117 6fffin. T*|cfen: föSO| JJ<l$0 lV*rT7Wtt>wn^?. T€Mcx: fOJOl 2241 5«S ' 
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wichtige Dokumente, die bei einem Bcrlinex Notar hinterlegt waren, beschlagnahmen. 

Durch eine richterlich ^geordnete Anschlußbeschlagnahme der Unabhängigen Kommission 
sind diese Dokumente dem Oberverwaltungsgcrjcht Berlin in den verwaltungsgerichtlichen 
StTcitvcrfahrcn voigelegt worden. 

In diesen bei einem Notar hinterlegten und nunmehr beschlagnahmten Vermerken do- 
kumentieren damalige Rechtsanwälte das Verhalten der Frau Steindiing und ihrer Berater in 
den Jahren 1992 und 1993, nachdem die Unabhängige Kommission .die Treuhander- 
klärungen aufgefunden und die Treuhandanstalt (heute BvS) aufgrund der so getroffenen 
Feststellungen der Unabhängigen Kommission die treuhänderische Verwaltung der 
NOVUM GmbH und der von Frau Steindiing an der NOVUM GmbH gehaltenen Ge- 
schäftsanteile angeordnet hatte; 

Ein Prozeßvertreter hat 'mit Wissen von Frau Steindiing die Handakte der Notarin, 
die die Treuhanderkläiungen beurkundet hatte, "berdnigt”. Ausweislich der aufge- 
fundenenVermerke sind aus diesen Griginalakten S chriftstücke entnommen worden , 
diesen Zuga ng der Treuhanderkläiung an die SED-Fi rma Zentrag bdegen. 

Vor dem Hintergrund dieser Manipulation könnten Frau Steindiing und eben dieser 
Anwalt im Verwaltungsprozeß behaupten, die Treuhanderklärungen wären der Firma 
Zentrag nicht zugegangen. 


Ein ehemaliger Finanzverantwortlichex der SED, der gegenüber Vertretern von Frau 
Steindiing erklärt hatte, daß SED-Geld in die NOVUM geflossen sei, wurde 
"bearbeitet". Diöem Zeugen sollte seine "Meinung äusgeredet" werden. 

Diese hier dokumentierte Einflußnahme auf Zeugen erklärt dann auch das Verhalten 
anderer Zeugen in der verwaltungsgerichtlichen Beweisaufnahme. 

Durch die Ddkumente wird belegt, daß dem Verwaltungsgericht wider besseren 
Wissens tän frei erfundener Sachverhalt vorgetiagen and ein Prozeßvertreter auf- 
gefordert wurde, "sich etwas cintallen zu lassen". 

Dlcscr.bcmcrkcnswerte Umgang mit der Wahrheit ist von der Unabhängigen 
Kommission und der BvS in dem verwaltungsgerichtlichen erstinstanzlichen Ver- 
fahren mehrfach gerügt und auch an anderen Fällen dokumentiert worden. Erstmals 
wird dieser Vorwurf nun durch unmittelbar Betdligte bestätigt. 


Die aufgefundenen Dokumente belegen, mit welchen Mitteln und durch welche Machen- 
schaften seit 1990 versucht wurde, die zuständigen Behörden und Gerichte zu roanipulicren 
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und den wahren Sachverhalt zu verschleiern. Sie vervollständigen ein Bild, das sich bereits 
aus den bisherigen bekannten Tatsachen ergab, wie z.B. dem Versuch, die Originaltrcu- 
handerklärungen aus der Urkundenxolle der Notaiin hexauszunehmen und zu vemichtco, 
sowie das bewußte Weglassen der in der Schweiz und Österreich gehorteten Veimögens- 
werto der NOVUM in der Bilanz für 1990. 


Die Behauptung der Frau Steindling, die sic sogar noch iro Schriftsatz vom 15,7.1997 an 
das Obcrvcrwaltungsgcricht vonragen ließ, daß “trotz umfangreicher Ermittlungen kein 
Hinweis darauf gefunden werden konnte, daß eine dieser Treuhanderldärungen jemals der 
Zentrag zugegangen war", ist nach Auffassung der Unabhängigen Kommission durch die 
aufgefundenen Dokumente widerlegt. 


Die Dokumente sind mit einer entsprechenden Würdigung dem Oberverwaitungsgericht 
Berlin voigelegt worden. Eine Stellungnahme der jetzigen Prozcßvcrtrclcr von Frau 
Steindling liegt noch nicht vor und bleibt abzuwarten. Die Unabhängige Kommission sicht 
sich jedoch in ihrer Rechtsauffassung nachdrücklich bestätigt, daß die Firma NOVUM und 
die Oescbäftsanteile an dieser Firma aufgrund der abgegebenen Treuhanderklärungen zum 
SED*Verniögen gehören. Das Vermögen der NOVUM - ca. 450 Mio. DM - ist damit ent- 
sprechend dem Einiguogsverlrag für eine gemmnnützige Verwendung in den neuen 
Bundesländern dnzusetzen. Die Unabhängige Kommission wird nicht tiachlassen, das be- 
reits durch Frau Steindling und ihre Helfer durch diverse Manipulationen abverfügte Ver- 
mögen der NOVUM zurückzuholen und für diesen Zweck einzusetzen. 


Vj.S.d.P, ; Dr. Jörg Bcntmann, Mauerstr. 34 -38, 10117 Berlin 
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Frau 

Rudolfina .Steindllng 

per. Adresse 

Frau Hannelore Schulz 

Wönnichstr. 69-71' 

Berlin 

1130 


28; März 1990 

Fa. Novum - Transcarbi 
U-kü 


Sehr geehrte Frau Steindling ! 

Anlässlich unseres persönlichen Gespräches besprachen wir, 
dass sämtliche Treuhanderklärungen bezüglich der Novum 
und der Transcarbon aus meinen Akten entnommen v;erden. Ich 
habe mir notiert, dass di^se Unterlagen durch mich vernichtet 
werden. , 


Abweichend von dieser Notiz meine ich jedoch, dass es besser 
wäre, v'^enn diese Unterlagen zwar entnommen, aber in Ihren' 
Händen verbleiben würden. Venn Sie damit einverstanden sind, 
werde ich Ihnen diese Unterlagen entweder über dön gleichen 
•vVeg ivie diesen Brief übersenden oder aber sie separat aufbe- 
wahren bis zu unserem nächsten persönlichen Treffen. 


Daneben hat; mich Herr VVürzberger von der Zentrag angesprochen 
und behauptet Sie hätten ihn auf der Leipziger Messe bezüglifh 
der Treuhanderklärungen angesprochen. 

Da . ich von Ihnen keinen Auftrag hatte, mit Herrn_y/ürzberger 

zu verhandeln , unsere Abmach'ungen anlässlich 'unseres ' le tzten ' 

Gespräches eher in die entgegengesetzte- Richtung' gingen, hatte 

ich mich gegenüber Herrn iVürzberger in Nichtwfissen g^llt. 

Ich bitte Sie hierzu kurz um' Hit teilung , ob die Angaben von 

Herrn 'iVürzberger den Tatsachen entsprechen und ob ich irgend- 
• ' . • * - 
welche Verhandlungen mit Herrn 'i/ürzberger führen soll. 

Bis zur Beantwortung dieses Briefes, werde ich die .oben genannten 

- ' 2 '.- 
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, 

- 2 - 

Erklörungen in ncincn Pon^rerschronk oufbcwohron. 

(iit freundlichen Grü'ssen 

¥ 

Recht ssnivält in 
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D0kufiierrt44 


1. Unternehmensbezeichnung (It. A-Drs. 137): 

Adam and Han’cy, London / GB 

2. Seite der A-Drs.: 

2 

3. Unternehniensbezeichniing It. ISUD (Informationssystem 
Unternehmensdaten) = Unternehmensbezeichnung Bericht: 

keine 

4. ISUD-Nr.: 

nicht vergehen 

5. Kapital- und Beteiligungsverh.ältnisse: 

nicht bekannt 

6. Maßnahmen zur V'ermögenssicherung: 
nicht bekannt 

7. Sachstand: 
nicht bekannt 

8. Bemerkungen: 


Die durch die im Haus der BvS zuständigen Fachabteifunyen Abwicklung AHB, 
Sonde rverniöi>en KoKo, Vertraysmanayement, Controlling Abwicklung, Chemie, 
Dokumentation/ Archiv sowie extern durchgeführten Recherchen haben unter o.a. 
Firmenbezeichnung zu dem Ergebnis geführt, daß die Firma dort nicht bekannt ist. 

Beim CD -ROM VERLAG A- VERTRIEB ist diese Firma unter gleicher Anschrift wie 
in der A-Drs. 137 bekannt. 
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1. Unternehmensbezeichmiiig (It. A-Drs. 137): 

Berim; Moiirreiiil / Frankreich 

2. Seite der A-Drs.: 

1 

3. Unternehmensbezeichnung It. ISUD (Informationssystem 
Unternehmensdaten) = Unternehmensbezeichnung Bericht: 

keine 

4. ISUD-Nr.: 

nicht verliehen 

5. Kapital- und Beteiligungsverhältnisse: 

nicht bekannt 

6. Maßnahmen zur Vermögenssichcrung: 
nicht bekannt 

7. Sachstand: 
nicht bekannt 

8. Bemerkungen: 

Die durch die im Hans der BvS r.iistdndii’en Fachabteiliiiv^en Abwicklung AHB, 

Sand erverniö gen KoKo, Vertragsmanagement, Controlling Abwicklung, Chemie, 
Dokumentation/Archiv sowie extern durchgefuhrten Recherchen haben unter o.a. 
Firmenbezeichnung zu dem Ergebnis geführt, daß die Firma dort nicht bekannt ist. 

Bei der IHK Berlin ist diese Firma unter folgender Firmenbezeichnung und Anschrift 
bekannt: 

B. E. R. 1. M. Bureau d 'E.'udes et de Reche rches pour I 'Industrie M(.derne 
65, Rue du Generale Galleni, 93104 Motreuil 
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1. Unternehniensbezeichmiiig (It. A-Drs. 137): 

Brandstetter GnihH; Nendoif / Österrreich 

2. Seite der A-Drs.: 

/ 

3. Unternehmensbezeichming It. ISUD (Informationssystem 
Unternehmensdaten) = Unternehniensbezeichnung Bericht: 

keine 

4. ISUD-Nr.: 

nicht veri>ehen 

5. Kapital- und Betciligungsvei'hälttiisse: 

nicht bekannt 

6. Maßnahmen zur Vernmgenssichcrimg: 
nicht bekannt 

7. Sachstand: 
nicht bekannt 

8. Bemerkungen: 

Die durch die im Haus der BvS zuständii^en Fachabteilun^en Abwickluni^ AHB, 
Sonde n'ermö^en KoKo, Vertra^snianai’ement, Controlling Alnvicklun^, Chemie, 
Dokumentation /Archiv sowie extern durclv^eführten Recherchen haben unter o.a. 
Firmenbezeichnung zu dem Erzebnis geführt, daß die Firma dort nicht bekannt ist. 

Bei der IHK Berlin ist diese Firma unter fohzender Firmenbezeichnung und Anschrift 
bekannt: 

Brandstetter, Franz Antriebstechnik GmbH, Wiener Neudorf 
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1. Unternehnieiisbezeichiuiiig (It. .\-Drs. 137): 

Inregra/Iiuracom 5./1. / Arhcn/Gricchcnkiiul 

2. Seite der A-Dis.: 

1 

3. Unternehmensbezeichnung It. ISUD (Informationssystem 
Unternehmeiisdateii) = Unternehmensbezeichnung Bericht: 

keine 

4. ISUD-Nr.: 
keine 

5. Kapital- und Beteiligungsverhältnisse: 

nicht bekannt, da dieses Unternehmen nicht in der Zuständigkeit der THA/BvS liegt 

6. Maßnahmen zur Vermögenssicherung: 
nicht bekannt 

7. Sachstand: 

Die Finnen Integra/Intracoin S.A., Giechenland werden nach einer Absprache zwi- 
schen der UKPV und dem Bereich Sondervermögen der BvS Jede tf ährend von der 
UKPV betreut. 

8. Bemerkungen: 

siehe auch Beweisvorhereitungsbeschluß 13-2: S. SO 
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1. Unternehmensbezeichnung (it. A-Drs. 137): ' 

Bohlmann GmbH; Ritteruthe 

2. Seite der A-Drs.: 

1 

3. Unternehmensbezeichnung It. ISUD (Informationssystem 

Untemehmensdaten) = Unternehmensbezeichnung Bericht: 

K. W. Bohlmann Handelsgesellschaft m.b.H.; Ritterhude 

4. ISUD-Nr.: 
nicht vergeben 

5. Kapital- und Beteiligungsverhältnisse: 

Diese Gesellschaft hielt seit 03.07.90 25% Anteile an der Richard Ihle G. m.b.H. 
Internationale Spedition; Hamburg (ISUD-Nr. 19802). Diese Anteile wurden im 
Oktober 1994 vom Mehrheitsgesellschafter (55%) Peter Meier übernommen. 

Die Richard Ihle GmbH befindet sich seit 01.07.91 in Liquidation. 

6. Maßnahmen zur Vermögenssicherung: 

nicht bekannt, da dieses Unternehmen nicht bei THA/BvS 

7. Sachstand: 

Die Richard Ihle GmbH i.L. war urprünglich eine 700% ige Tochter der Unisped 
Anstalt, Vaduz und ist nach Rückabwicklung des Anteilsverkaufs an die Kohle- 
Energie Handelsgesellschaft mbH wieder mit 20%> an der Richard Ihle GmbH betei- 
ligt. Die Unisped hat am 29.05.95 Gesellschafterklage auf Rückzahlung eines Teil- 
betrages der an die Erwerber im Herbst 1990 erfolgten Ausschüttungen i.H. von 
1,37 Mio. DM gegen den Mehrheitsgesellschafter Peter Meier und die K. W. 
Bohlmann GmbH erhoben (LG Hamburg 402 O 1421195). 

8. Bemerkungen: 

siehe auch Bericht der BvS zum Beweisvorbereitungsbeschluß 13-2; S. 28-31 
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1. Unternehmeiisbezeichiuing (It. A-Drs. 137): 

La Bodonia, Mailand / Italien 

2. Seite der A-Drs.: 

2 

3. Unternehmensbezeichming It. ISUD (Informationssystem 

Unternehmensdaten) = Unternehmensbezeichnung Bericht: 

keine. 

4. ISUD-Nr.: 

nicht veri>el)en 

5. Kapital- und Beteiligungsveriiältnisse: 

nicht bekannt 

6. Maßnahmen zur Vermögenssiclieiimg: 

nicht bekannt 

7. Sachstand: 
nicht bekannt 

8. Bemerkungen: 

Die durch die im Haus der BvS zuständigen Fachahteiluni’en Abwicklung AHB, 
Sondervennögen KoKo, Vertragsmanagement , Controlling Abwicklung, Chemie, 
Dokumentation/Archiv sowie extern durchgeführten Recherchen haben unter o.a. 
Firmenbezeichnung zu dem Ergebnis geführt, daß die Firma dort nicht bekannt ist. 


26 
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1. Unternehinensbezeichnuiig (It. A-Drs. 137): 

Lenninghaus . Hemer- Becke 

2. Seite der A-Drs.: 

2 

3. Unternehniensbezeiclinung It. ISUD (Informationssystem 

Unternehmensdaten) = Unternelimensbezeichnung Bericht: 


keine 


4. ISUD-Nr.: 

nicht vergehen 

5. Kapital- und Beteiligungsverhältnisse: 

nicht bekannt 

6. Maßnahmen zur Vermögenssicherung: 

nicht bekannt 

7. Sachstand: 
nicht bekannt 

8. Bemerkungen: 

Die durch die im Hans der BvS zuständigen Fachabteilungen Abwicklung AHB, 
Sondervermögen KoKo, Vertragsmanagement, Controlling Abwicklung, Chemie, 
Dokumentation/ Archiv sowie extern durch geführten Recherchen haben unter o.a. 
Firmenbezeichnung zu dem Ergebnis geführt, daß die Firma dort nicht bekannt ist. 

Bei der IHK Berlin ist diese Firma unter folgender Firmenbezeichnung und Anschrift 
bekannt: 

Lenning'uius, Josef, Rückerstr. I8a/b, 58675 Hemer 
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1. Unterneliniensbezeicliiuing (It. A-Drs. 137): 

LITMA Ud . , Leicestcr / GB 

2. Seite der A-Drs.: 

2 

3. Unternehmensbezeichnung It. ISUD (Informationssystem 
Unternehmensdaten) = Unternehmensbezeichnung Bericht: 

keine 

4. ISUD-Nr.: 

nicht vergehen 

5. Kapital- und Beteiligungsverh.ältnisse: 

nicht bekannt 

6. Maßnahmen zur Vermögenssicheriing: 
nicht bekannt 

7. Sachstand: 
nicht bekannt 

8. Bemerkungen: 

Die durch die im Haus der BvS zuständigen Fachahteilungen Abwicklung AHB, 
Sonden'ermögen KoKo, Vertragsmanagement, Controlling Abwicklung, Chemie, 
Dokumentation /Archiv sowie extern durch geführten Recherchen haben unter o.a. 
Finnenbezeichnung zu dem Ergebnis geführt, daß die Firma don nicht bekannt ist. 
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1. Unternehniensbezeichiuing (It. A-Dis. 137): 

OFM AG; Paris / Frankreich 

2. Seite der A-Drs.: 

2 

3. Unternehmensbezeichnung It. ISUD (Informationssystem 

Unternehmensdaten) = Unternelimensbezeichnung Bericht: 

keine 

4. ISUD-Nr.: 

nichr vergeben 

5. Kapital- und Beteiligungsvei iiältnisse: 

nicht bekannt 

6. Maßnahmen zur Vermögenssicherung: 

nicht bekannt 

1. Sachstand: 

nicht bekannt 
8. Bemerkungen: 


Die durch die im Haus der BvS zuständigen Fachabteihuuzen Abwicklung AHB, 
SondeiTermögen KoKo, Vertragsnianagement, Controlling Abwicklung, Chemie, 
Dokumentation/Archiv sowie extern durchgeßihrten Recherchen haben unter o.a. 
Firmenbezeichnung zu dem Ergebnis geführt, daß die Firma dort nicht bekannt ist. 

Bei der IHK Berlin ist diese Firma unter folgender Firmenbezeichnung und Anschrift 
bekannt: 

Ofmag, 270, avenue du President Wilson - Zac du Cornillon, 

93218 La Plaine Saint-Denise 


529 


Irxfonnationsstaiul B\S 31.07.96 




Drucksache 13/10900 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


1. Unternehmensbezeichnung (It. A-Drs. 137): 7 7 

OKWO Handelsgesellschafi mbH; Wien/Österreich 

2. Seite der A-Drs.: 

10; 40 

3. Unternehmensbezeichnung It. ISUD (Informationssystem 
Untemehmensdaten) = Unternehmensbezeichnung Bericht: 

keine 

4. ISUD-Nr.: 

nicht vergeben 

5. Kapital- und Beteiligungsverhältnisse: 
nicht bekannt 

6. Maßnahmen zur Vermögenssicheruiig: 
nicht bekannt 

7. Sachstand: 
nicht bekannt 

8. Bemerkungen: 

Die Gesellschaft wurde früher vom AHB ORWO Export/Import betreut. Ob der AHB 
Geschäfisanteile hielt, ist nicht bekannt. Es ist davon auszugehen, daß die 
Gesellschaft den Namen ORWO in ihrem Geschäftsnamen aufgrund anderer 
Rechtsbeziehungen wie Handelsvertretervertrag, Kommissionsvertrag o.ä. führen 
durfte. Der AHB ORWO Export/Import unterstand bis 1980 sowohl dem AHB 
Chemie als auch dem Fotochemischen Kombinat Wolfen. Nach der erfolgten 
Umstrukturierung wurde der AHB ORWO Export/Impon in die Zuständigkeit des 
AHB Heimelectric/Kameras überführt. 

Sowohl die ORWO Handelsgesellschaft mbH Wien als auch die ORWO-Foto B. V. 
Hilversum wurden seit Mitte der SOiger Jahre durch den AHB Heimelectric betreut; 
Ende der SOiger Jahre wurde die Betreuung der beiden Gesellschaften zur Jen-Optik 
überführt, die sich z.Zt. in Verantwortung des Freistaates Thüringen befindet. 

Der AHB ORWO Export /Import wurde 1990 zur Fotocommerz GmbH umgewandelt; 
diese befindet sich am Ende der Liquidation. 
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1. Untemehmensbezeichnung (It. A-Drs. 137): 

ORWO-Foto B. V.; Hilversum/ Niederlande 

2. Seite der A-Drs.: 

10; 39 

3. Untemehmensbezeichnung It. ISUD (Informationssystem 
Unteraehmensdaten) = Untemehmensbezeichnung Bericht: 

keine 

4. ISUD-Nr.: 
nicht vergeben 

5. Kapital- und Beteiligungsverhältnisse: 
nicht bekannt 

6. Maßnahmen zur Vermögenssichemng: 
nicht bekannt 

7. Sachstand: 
nicht bekannt 

8. Bemerkungen: 

Die Gesellschaft wurde früher vom AHB ORWO Export/Import betreut. Ob der AHB 
Geschäftsanteile hielt, ist nicht bekannt. Es ist davon auszugehen, daß die Gesell- 
schaft den Namen ORWO in ihrem Geschäftsnamen aufgrund anderer Rechtsbezie- 
hungen wie Handelsvertretervertrag, Kommissionsvertrag o.ä. führen durfte. Der 
AHB ORWO Export/Import unterstand bis 1980 sowohl dem AHB Chemie als auch 
dem Fotochemischen Kombinat Wolfen. Nach der erfolgten Umstrukturierung wurde 
der AHB ORWO Export/Import in die Zuständigkeit des AHB Heimelectric/Kamera^ 
überführt. 

Sowohl die ORWO-Foto B. V. Hilversum als auch die ORWO Handelsgesellschaft 
mbH Wien wurden seit Mitte der SOiger Jahre durch den AHB Heimelectric betreut; 
Ende der SOiger Jahre wurde die Betreuung der beiden Gesellschaften zur Jen-Optik 
überführt, die sich z.Zt. in Verantwortung des Freistaates Thüringen befindet. 

Der AHB ORWO Export/Import wurde 1990 zur Fotocommerz GmbH umgewandelt; 
diese befindet sich am Ende der Liquidation. 
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1. Unternehmensbezeichiuing (It. A-Drs. 137): 

SEAB, Malmö / Schweden 

2. Seite der A-Drs.: 

1 

3. Unternehiueiisbezeiclinung It. ISUD (rnforinationssysteni 
Unternehniensdaten) = Unternehinensbezeicbnung Bericht: 

keine 

4. ISUD-Nr.: 

nicht vergehen 

5. Kapital- und Beteiligiiiigsverhältiiisse: 

nicht bekannt 

6. Maßnaliiiieii zur Veriiiögeiissicherimg: 
nicht bekannt 

7. Sachstand: 
nicht bekannt 

8. Bemerkungen: 

Die durch die im Haus der BvS zuständi;^en Fachabteihm^en Abwicklung AHB, 
Sondervermögen KoKo, Vertragsmanagement, Controlling Abwicklung, Chemie, 
Dokumentation/Archiv sowie extern du ich geführten Recherchen haben unter o.a. 
Firmenbezeichnung zu dem Frgebnis geführt, daß die Firma dort nicht bekannt ist. 

Bei der IHK Berlin ist diese Firma unter folgender Firmenbezeichnung und Anschrift 
bekannt: 

SFAB, Stenlund Fngeneering AB. Box404S - 93104 Stellefta oder 
Angermanlandsg 2S A S - 891 38 Örnködvik 
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1. Unternehmensbezeichluing (It. A-Drs. 137): 
TECHNOSERVIS. Beograd / SFRJ 

2. Seite der A-Drs.: 

2 

3. Unternehmensbezeichnung It. ISUD (Informationssystem 
Unternehniensdaten) = Unternehmensbezeichnung Bericht: 


keine 


4. ISUD-Nr.: 

nicht vergehen 

5. Kapital- und Beteiligungsveiinältnisse: 

nicht bekannt 

6. Maßnahmen zur Vermögenssicherung: 

nicht bekannt 

7. Sachstand: 
nicht bekannt 

8. Bemerkungen: 

Die durch die im Haus der BvS zuständigen Fachahteilungen Abwicklung AHB, 
Sondervermögen KoKo, Vertragsmanagement, Controlling Abwicklung, Chemie, 
Dokumentation/Archiv sowie extern durchgeführten Recherchen haben unter o.a. 
Firmenhez.eichnung zu dem Ergebnis geführt, daß die Firma dort nicht bekannt ist. 

Bei der IHK Berlin ist diese Firma unter folgender Firmenbezeichnung und Anschriß 
bekannt: 

Tehnoservis D.P. za spolnjofgovinski unutrasnji promet YU-IlOOO Beograd 
P.O. Box 531 - Brankova 13-15 
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1. Unternehmensbezeiclinung (It. A-Drs. 137): 

TWISTEXS.A.. Paris / Frankreich 

2. Seite der A-Drs.: 

1 

3. Unternehmensbezeichiiung It. ISUD (Informationssystem 
Unternehmeiisdaten) = Unternelimensbezeichnung Bericht: 

keine 

4. ISUD-Nr.: 

nicht vergehen 

5. Kapital- tmd Beteiligiingsverhältnisse: 

nicht bekannt 

6. Maßnahmen zur Vermögenssicherung: 
nicht bekannt 

1. Sachstand: 

nicht bekannt 
8. Bemerkungen: 

Die durch die im Haus der BvS zuständigen Fachabteilungen Abwicklung AHB, 
Sondervermögen KoKo, Vertragsmanagement, Controlling Abwicklung, Chemie, 
Dokumentation/ Archiv sowie extern durchgeführten Recherchen haben unter o.a. 
Finnenbezeichnung zu dem Ergebnis geführt, daß die Firma dort nicht bekannt ist. 

Bei der IHK Berlin ist diese Finna unter folgender Firmenbezeichnung und Anschrift 
bekannt: 

Twistex, 1, Rue And rieux, 75008 Paris 
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Dokument 45 


dS.npR.lSSS 15=10 BMI P II 2 MR. 832 S,2/10 

unabhängige KOMMISSION ' 

ZUR ÜBERPRÜFUNG DES VERMÖGENS DER ' 

PARTEIEN UNO MASSENORGANISATIONEN DER DDR 
- Der Vorsiuande - 

Oetgm: 24. Mäiz 1998 

GofchAft#ze1ch«n pittt Antwort bttt« «ngtbtn) 

ra.a.:.il}3-l/261 - T.I.: (030) 2241 5921 

Un4bh4nglO« Kommi^ilon Pan«v«rmOgan, 

Poartaot^ 239. 10123 Barilw 


Vorsitzender des 2. Untersuchungsausschusses 
des 13. IDeutscheo Bundestages 
Herrn Rechtsanwalt Volker Neumann, MdB 
Bundeshaus 

53113 Bonn 


Betr.: Bericht der Unabhängigen Kommission an den 2. Untersuchungsausschuß 
der 13. Wahlperiode des Deutschen Bundestages vom 4. Februar 1998 

Anl g.: - 1 - 




Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

im Zusammenhang mit dem dem 2. Untersuchungsausschuß gemäß Beweisbeschluß 
13 ' 321 übermittelten Bericht der Unabhängigen Kommission Parteivennögen vom 
4. Februar 1998 sind in der Vergangenheit - unter anderem auch in Presscartikeln - 
Fragen über den Verbleib von rund 1 Milliarde DM an Ausgaben aus dem Vermögen 
der Parteien und Massenorganisationen aufgetaucht. 

Zur Information des 2. Untersuchungsausschusses übermittele ich Ihnen anliegend eine auf 
meine Bitte hin von der für die treuhänderische Verwaltung des Vermögens der Parteien 
und Massenoiganisationen zuständigen Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderauf- 
gaben (BvS) aktuell erstellte Einnahmen-/ Ausgabenrechnung nach dem Stand 23. März 
1998 über die Gesamtentwicklung der bisherigen und für die Zukunft - vorläufig - ge- 
schätzten Einnahmen und Ausgaben aus dem Vermögen der Parteien und Massenorganisa- 
tionen der ehemaligen DDR. 


Dtonttg^biud«: Mn^ntr«*« 3« • 3B, Heu« NI. 1 0U 7 S«r«n. TeWon: (0301 »41 W <V««nMung|. T«W«](: (0301 1241 6636 
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riK.bJc; b.j/lb 

- 2 - 

Hinsichtlich 4er ebenfalls aufgeworfenen Frage bezüglich der Kosten 4er Unabhän^gen 
Kommission erlaube ich mir den Hinweis, daß diese Kosten nicht aus dem fest- und sicher- 
gestellten Vermögen der Parteien und Massenorganisationen der ehemaligen DDR, sondern 
aus Haushaltsmitteh) des Bundes (Haushaltska|ntel 0619) aufgebracht werden. Die einge- 
stellten Haushaltsmittel sind in den acht Jahren ihrer Tätigkeit seit 1994 stets ilickläufig. 


J X * 


iJ* 'X r Xi. c. 


Mit freundlichen Grüßen 
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1:2:11 Bl'll I- 11 ^ 

fiR.832 5,4/10 

BundQGanstalt 

für vcreinigundsbedingto Sondoraufgabon 

Einnahmen und Au 5 gaben im Rahmen der GesamtabwlcWung des Vermögens der Par- 
teien und Massenorganisationen der ehemaligen DDR {Zohlenangaben in Mio DM, 
gerundet) 


Gliederung Seite 

A. Einnahmen und Ausgoden bis zum 31. 12. 1997 2 

1. Einnahmen per 3 1 . 1 2. 1 997 2 

(J, Ausgaben per 3 1.1 2. 1997 2 

1 . AltverbindlichKeiten 2 

2- Preigoben Mindestgeschaftsbetneb PMO's 3 

3. materiell-rechfsstaatlicher Erwerb 3 

4. Auskehr cn Restitutionsberechtigte 3 

5. Abwicklungsoufwand THA/ßyS 3 

0. Priosverwendung bis 31. 12. 1997 5 

C. Saldo aus künftigen Einnohrnen und Ausgaben (ob i . i . 1998) 5 

D. Künftige Eriosverwendung (ab 1.1,1996] 6 

1 . Altschuldenregelungsgesetz 6 

2, Venvoltungsvereinbarung 6 

E. Voroussichtliches Gesamtergebnis 7 


Stand; 23.3.1996 


537 




Drucksache 13/10900 Deutscher Bundestag -- 13. Wahlperiode 


1998 15:11 bni k ü £ 

Bundcsansiali 

für vereiniggngabedjngte Sonderagfgaben 


W.832 S,5/10 

2 ‘ 


Einnahmen und Ausgoben im Rohmen der GesqmfabwicWung des Vermögens der Par- 
teien und Massenorganisotlonen der ehemaHgen DDR (Zahienangaben in Mio Om, 
genjndet) 


A_gnnohmen nnd Ausgaben bis zum 31, 12, 19S>7 

Lgnnahmen per 3 M 2 J 997 260 

Ofe BvS erlongte erst im Verlaufe des johres 1991 
Verfügungsmacht über Kontoguthaben, Immobilien 
und Unternehmen der Parteien und Massenorgani- 
sationen, im September 1991 konnten die ersten Be- 
träge Im Rahmen der treuhönderUchen Verwaltung 
auf ßvS'Konten transfenert und vereinnahrfit werden. 

ü. AuicabeiTDef 3 !. 1 9. 1 997 — y 945 

I 

Die 945 Mjo DM unterteilen sich in: 

1 Alfverbindlichkeiten 4 19 

Hierbei handelt es sich um Kosten zur Begleichung 
von Verbindlichkeiten, die auf dem Sondenrermögen 
lasteten bzw. hinsichtlich derer das Sondervermögen 
unter dem Gesichtspunkt der Vermögensübemahme 
(§419 8G0) haftete. Insgesomt sind 
für Aftverbindllchkeiten, wie in den Punkten a bis h näher 
ausgefOhrt, Ausgaben in Höhe von rd. 619 Mio DM 
ongefaiien. 


oj Ausgaben (m Zusammenhong mit der den ehemaligen 
SEO-Mitarbeitem zustehenden Rentenszusotzversorgung 424 

b) Kosten für Sozialplan und Abfindungsansprüche ous- 
scheidender Mitarbeiter der SED/PDS, des FDGß und der 

GST. Insgesomt handelt es sich um rd. 30.000 Mitarbeiter. 79 

c) Steuerverpfllchtungen der Parteien u. Massenorgani- 
sationen 8 

d) Ansprüche von Sfipenüioten derPortelen u. Mossenor- 

gonisotionen (überwiegend POS u. FDGB) 6 

e) Kosten für die Rückführung eines vor Beginn ae^' treu- 
händerischen Verwalfung^noch der Wende bei der BrG-ßonk 

seitens des FDGB aufgenommenen Kredits 49 

f) Aufwendungen für die Ausstellung vcn für die Rentenbe- 

rechpung ehemaliger Mitorbefter der Parteien u, Massen- 
orgcrisotionen benötigter sog. Entgeltbescheide 9 

g) Kosten für die Durcnführung von vor der Wende ruge- 

scgten Projekten des Solldantätskomitees 1 1 


h) Abführungen aus dem POS-Vermögen on den "Fonds 
Richtungskoeffizienten" bei der Kreditanstalt für wieaerauf- 

♦ durch die Treuhandanatalt 
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Bunctfisanstali 

(Qr varcinigungabedingw Sondaraufgaben 

bau Im Foll Zimex GmbH 33 

2. freiqoben Mindestqeschöftsbetrieb PMO's 

AD Sepfernber 1991 zog die Treuhandonstolf durch Hohelts- 
qkt den ganz überwiegenden Teil der aut Konten der Par- 
teien und Mossenorgonlsotlonen befindlichen Guthoben ab 
und transferierte diese Beträge auf eigene Konten hinsicht- 
lich derer die Parteien und Massenorganisationen keinen Zu- 
griff hatten. Dies geschah, um die gröötrnögiiche Kontrolle 
über sämtliche liquide Mittel der Pahelen und Mossenorga- 
nisotlonen zu erlangen. Soweit die Parteien und Massenorga- 
nisationen und die Unternehmen zur Aufrechferholtung eines 
Mindestgeschäftsbetriebes Teile der eingezogenen Gelder 
benötigten, mußten diese bis zur abschließenden Klärung, 
was von dem eingezogenen Vermögen moteriell-rechtsstaats- 
widrig Dzw, materiell-rechtsstaqflich erworben war, freigege- 
ben werden. Bei den Parteien und Maisenorganisotionen be- 
laufen sich diese Freigoben ouf rd. 33 Mio DM. 33 

Grundloge wqr insbesondere im Pall der PDS ein von der Par- 
tei erwirktes Urteii des Bundesverfassungsgerichtes. 

Im Rohmen der Verwaltung der Unternehmen belaufen sich 
die zur Aufrechferholtung teufender Geschäftsbetriebe vor- 
genommenen Freigaben auf insgesamt rd. 26 Mio DM. 28 

3. mofeneit-rechtsstootlicher Erwerb^ 

Hierbei handelt es sich im wesentlichen um die dem 

VdgB 7 

und der Deutsch-Sowjetischen Freundschaft elnschi. 

der von ihr mitgegrOndeten ßetellfgungsgeselischoft 

WIK GmbH(insg. rd.) 30 

im Zuge von Vergleichsvereinborungen überlassenen 

Beträge. 

it. Auskehf an Resfitutlonsberechtiote 

5 AbwicklunasQufwond THA/BvS 

Der Abwicklungsoufwand setzt sich wie folgt zusommen: 

a| Rechtskosten 1 ^ 

Sämtliche Ausgaben, die bisher im Zusammenhang mit der 
rechtlichen Durchsetzung von Ansprüchen des Sonderver- 
mögens entstanden, 

bj Kosten für Geschäftsführer u, Uquidatoren der von der 
BvS zu betreuenden unternehmen der Porteien u, Massen- 
organisationen 1 4 


NR. 832 S.6/10 

3 


61 


37 


31 

197 


' nicht berücksichtigt werden konnte der Wert, der der PDS im Rahmen der 
Vergleichsvereinborung von 1995 überlossenen Grundstücke (rd, 30 Mio DM), do dies nicht 
einnahmev^rksam wurde 
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e_un0es3n5Tali 

für vereinlgungabedingte Sonderaufgaben 


c) Ausschfeibungskosten 2 

Es honOelt sich um die K;osten. die im Rahmen von 
AusschreiOungS' und ßietverfahren im Zusammenhang mif 
der Verwerfung von Unternehmen und immoDilien angefallen 
sind. Insbesondere zählt hierzu der Kosfenaufwond für die Er- 
stellung von Vßfkaufsexposes sowie das Schalten von Anzeigen 
in der Presse. 

' d) Kosten für Sochverständlge/Wirtschaftsprüfer . 20 

Die Honorare für diesen Personenkrais sind vor allem in der An- 
fangszeit der treuhänderiachen Yerwolfung qngefollen. ln 
erster Unie entstand der Aufwond dadurch, doö seitens der 
Treuhandqnstalt gemeinsam mif der Unabhängigen Kommission 
die treuhänderisch zu verwaltende Vermögensmasse der Par- 
teien und Massenorganisotionen elrischi. der mit diesen verbun- 
denen Unternehmen ermittelt und festgestellt werden mußte. 

Do die betroffenen Institutionen in der überwiegenden Mehrzahl 
nicht bereit wqrea aut freiwilliger Basis die Treuhqndanstoif und 
die Unobhängige Kommission bef der Durchführung Ihres gesetz- 
lichen Auftroges zu unterstützen, mußten im Hinblick auf die 
außerordentliche Komplexität des gesomten Sondervermogens 
WlrtschaftsprOfungsgesellschaften vyie Arthur Andersen, KPMG 
etc. eingeschoitet werden. 

e) Personal- und Sochaufwond der JHA/ßvS 

für die treuhönderische Verwaltung und Verwerfung 

des Sondervermogens 30 

f) Kostenaufwand für Berater 10 

gl Kosten der Bewirtschaftung der Immobilien des 

Sondervermogens 01 

Der von der THA/BvS zu betreuende Immopiiienbesfond 
belief sich auf insgesamt 5500 Liegenschaften. 

Diese Grundstücke waren von der THA/SvS bis zu ihrer 
Reprivotisierung oder Privatisierung zu venr/q|ten. Im Rahmen 
der Ven^altung fielen neben den Gebühren für die von der 
THa/BvS eingesetzten gewerblichen Immoblllenverwaltungs- 
gesellschoffen Kosten für Reparaturen. Alllastenbeseitigung 
etc. an. 

h) sonstige Kosten, die den obigen Schwerpunktfeidem 
nicht zuzuordnen sind. ( z-ß.: vvoffenentsorgurg. 

Umsatzsteuerverbindiichkeiten) 26 


Bisheriger Gesomteflös 31.12.1997: = 1695 
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Bundesanstalt 

{ 0 ^ für vareinlgungsbed'mgte SonderaufgaDen 

) 

B- Pftnsvarwendunn bh 31 . 1 2, 1 997 

Von diejem Saldo in Höhe von 1 695 DM wurde 
bereits ein Betrag von 763 DM für gemeinnCitzige Zwecke 
eingesetzt. Grundlqge hierfür war bis zupn inkrafitreten des 
Aftschuldenregelungsgesetzes eine im Jahre 1994 zwischen 
den 5 neuen Bundesländern, dem Land Berlin, der Treu- 
handanstalt und der Unabhängigen Kommission abgeschlos- 
sene Vervoltungsvereinborung. Der bisher eingesetzte Be- 
trog (, H, V, 763 Mio DM 
entfällt im einzelnen ouf folgende Positionen: 

Kuiturfördenjng: 

Porschungsförderung; 

Kunstförderung: 

KQpitqlQusstattung einer von den neuen Bundes- 
ländern gegründeten Akquisitionsgesellschaft: 

Kapitalausstattung Konsolidierungsfonds: 

Pörderung des Denkmafschutzes nach dem Alt- 
Schuldenregelungsgesetz: 

Auskehr von Erlösen an Kommunen in den neuen 
Bundesländern (sog. PBDI-Modellj: 

Die von der BvSzurn3l. 12. 1997 verwalteten Kontogutheben 
betrugen noch Abzug dieser Erlösverwendung: 

C^^oldQ aus künftigen Finnahmen und Ausgaben tob 1.1.19981 

Ab 1. 1. 1998 zu erzielender Saldo 

Dieser Saldo ergibt sich aus der negotlven Differenz der 

geschätzten Einnahmen 

(ohne Berücksichtigung der in der Schweiz 

klagebehafteten Novum-Gelder) 

und 

der geschätzten Ausgaben. 

Die voraussicntlichen ab 1.1.98 anfollenden Ausgoben setzen sich 
wie folgt zusammen: 

o) Ausgoben im Zusammenhang mü den 

oben unter A.!l, 1 -5 dargestellten Schwerpunkten 205 

b) ouGerpionmäßige Ausgaben und Endobwickiungs- 
kosten der BvS Im Zusammenhong mit dem Sonderver- 

mögen (z. B. Archivierungsaufwand| 16 

c) Auskehr der derzeit’g streitbefangenen von der BvS 
elngezogenen Gelder im Paifc des negotlven Ausgangs 

der Prozesse (z, B, Pall Younesj 108 


5 


763 = 


250 

150 

3 

50 

250 

6 

54 = 


932 


./. 89 


244 


./. 333 


= nicht berücksichtigt, do nicht einnqhmewirksam. wurde der wert von 62 Mio DM der in Natura den 
Kommunen überlassenen Grundstücke 

= nicht berücksichtigt, da nicht einnohmewirksarn. wurde der Wert von 62 Mio Dm der in Notura den 
Kommunen überlqssenen Grundstücke 
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Bundesanstalt 

für verojnigungsbödingt« Sonderaufgaben 


d| Bedienung diverser ROcicsfellungen in Höhe von 
(Altlasten- und Unnsansteuerverblndllchkeiten) 

Es kann aus heutiger Sicht bei realistischer Betrachtung 
mit einem verbleibenden, noch verfügbaren, hinsichtlich 
seiner Verwendung bereits weitgehend festgelegten 
Ausgabevolumen von insgesamt 843 Mio DM 
gerechnet werden. 

DJ^0nftiae_Efl6ivefwendunQ leb ? . 1.1 9981 

Der unter Berücksichtigung der geschönten Ennohmen und 
Ausgaben ab 1 , 1 .98 verfügbore Betrag in Höhe von Mio DM 843 ist 
bereits In vollem Umfong Im Rahmen der geltenden Regularien 
(Yerwaltungsvereinbarung ous dem Jahre 1994, Altschul- 
denregelungsgesetz) Zur Ven/vendung des Sondervermö- 
gens verplant. Im einzelnen: 

1 . Altschuldenregelungsgesetz 

735 Mio DM sind aus dem Sondervermögen zur Abdeckung 
des Zins- und Tllgungsdionstes der kommunalen Aitschufden einzu- 
setzen. 

Ferner schreibt das Altschuldenregelungsgesetz vor. doG 
aus dem Sonderv.ermögen ein Befrag In Höhe von rd. 50 Mio DM 
für Zwecke des Denkmalschutzes ln den neuen Bundeslän- 
dern einzusetzen Ist. 0ne Tranche von 6,25 Mio DM wurde 
bereits im letzten Jahr ousgekehrt. Der noch offene Restbe- 
trag belauft sich ouf 44 Mio DM. 


2. VerwQltungsvereinbarung 

Es ist damit zu rechnen, daö aus der Verwertung von Immo- 
bilien des ehemaligen gewerkschaftlichen Feriendienstes 
noch ein Betrag von mindestens 64 Mio DM 
im Rohmen des bereits genannten FEDI-Modells an 
Kommunen in den neuen Bundeslöodem ausgekahrt werden muß. 


Damit sind die Ennahmen ous den Portei- und Massenorgoni- 
sationensvermögen durch fesfgeiegfe Verwendungen bereits heute 
voi; verplant. 


* die erste Tranche wurde im I. Quortoj 1 990 Oberwiesen 
5 davon wurde dje zweite Trqnche im I. Quartqi 1998 bereifs ousgereicht 
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Bundesanstalt 

für vereiniQungs&edlngte Sond^raufgqben 


E VQrQU5sichtlichQs G«>^9fnteraebni^ 


Voraussichtliche Gesamteinnahrrien 
(ohne äingeklogte Novum Gelder) 


Voraussichtliche Gesamtausgoben 

Für gemeinnützige Zwecke und im 
Rahmen des Altschuldengesetztes bisher 
eingesetzte und noch ©fnsetzbare 
Ef^osvewendung 


NR. 832 S. 10/10 
7 


2.884 
./. 1.278 


z 0 . 


* Hinzuzurechnen ist der Wert von 62 Mio DM, der in Natura den Kommunen überlassenen Grundstücke, 
da diese Im Rahmen der ennahmen/Ausgabenrechnung nicht einnohmewincsam gevvorden sind. 
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Berlin den 23.2.1959 
~/Wu. 

Treff.: 21.2.1959 
Ort •: O Moritz 
ai . : Kalka 


Der Gl erschien mit einer halben Stunde Verspätung zum Treff.Er 
entschuldigte sich mit der Begründung , dass er durch Gen. G a w e h 
aufgehalten wurde. Der G^ wurde in sachliciier Form darauf hingewio- 
sen, dass wir ,da es ^hereits wiederholt vorgekommen ist, dass er 
zu spät kam, es in der Zukunft so einrichten werden, dass ein 
späterer Zeitpunkt zum Treff angesetzt wird, damit nicht unnötige 
Zeit verloren geht. Der Gl erklärte sich damit einverstanden. 

Der Gl übergab einige Unterlagen für den Gen. H o i g k,die er bis 
zum nächsten Treff zurückerhalten muß, da sie ins Archiv gelegt wer- 
den müssen. 

Im Verlaufe des Treffs berichtete der Gl, dass der Gen. G a w e h n 
versucht den Gl aus seiner Funktion als Sekretär des Vorstandes 
zu entlassen.Der G a w e h n behauptet , dass er keine Bec^häf t igung 
mehr hat für den Gl, Diese Denerkungen machte der G a w 0 h n, 
nach^dom eine Aussprache mit ihm beim Gen. Kulessa stattge- 
funden hat . Auf die *.er Aussprache wurde dem G a w e h n gesagt, dass 
er eine falsche politische Vorstellung hat über die Rolle und Punk- 
tion der Handelsbank. G a w 0 h n vertrat die Ansicht, dass es erforc 
lieh ist, dass die DHB sich in die Kap, Länder einschaltet , wo die 
DN bereits. als Staatsbank arbei tet.Kuliessa und auch der Gl machtet 
dem G a w e h n seinef nlschen Vorstellungen klar, was der G. aber 
nicht einsah, Weitere Auseinanderset zungen gab es ,alB dem G. gesagt 
vmrd 0 ,dass die DHB verkleinert wird und zwar nach einer Konzep- 
tion des Gl. Ausserdem wurde G a w e h n schwer kritisiert wegen 
seiner off ent sichtlichen Falschmeldungen über den Geschäf t sgewlnn 
der DHB.G a w e h n gab eine Summe von 3 Mill. an in Wirlichkeit 
hat die DHB nur einen Reingewinn von 25o ooo .— DM# Hach der 
Aussprache bei Kulessa kam der G a w 0 h n. zorus'ptukn.d zum Gl ins 
Zirar.ier und sagte zu ihm, ” Du bist mir ja wieder schön in den 
Rücken gefallen , na ja, wie immer, Du bist ein ganz Ausgekochter, 
sparen wir uns alle weiteren Kommentare. ... ”# 

Desweiteren berichtete der Gl dass der G a w 0 h n von seiner 
Funktion als Generaldirektor entbunden werden wird und dann in die 
AS Abteilung als Leiter der DN eingesetzt wird. 


Hauptabteilung III/1/C 
Erhalten.: V/urm Ultn. 
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Die Gen. vom ZK verlangen vom Gl einen zusanj^enf assenden Bericht 
über die Verbindung des Gawehn und der Exj^ot Import Bank in 
V/estberlin» 

/hesweiteren berichtete der Gl über ein Sondergeschäf t ,welches er 
im Aufträge der Partei durchführt. Dabei handelt es sich um den 
Verkauf von Wertpapieren einer norwegischen Firma, die seit der 
Zeit des Faschismus noch im LIdP liegen, an eine Gruppe von amerika- 
nischen Interessenten. Bei diesen Papieren handelt es sich um 
Aktien, deren Besitzer aller Wahrscheinlichkeit nach Juden waren» 
Die Papieit wurden von Faschisten gestohlen und dann im Pasch. Reicht 
Finanzministerium unt ergebr ^cht , wo sie noch heute liegen. 

Q 

Dieses Geshäft sollte über einen gewissen S i ebenmann ge- 
macht werden*Dieser Siebenmann wurde aber nach unserer IJitteilung 
an das ZK aus dem Geschäft entfernt und hat jetzt nichts mehr mit 
denselben zu tun»Als neüer tüttelsmann ist jetzt der Generalsekre- 
tär der Kommunistischen lartei der Schweiz auf getre ten, mit. dem 
der Gl persönlich verhandelt. Er hat diesem offen seine LIeinung da 
zu gesagt, dass es nicht zweckmäßig ist, dass die Kommunistische Par 
tei sich offiziell in dieses Geschäft einschiebt , da es zu Schwie- 
rigkeiten führen kann. Der Gl bringt auch zum Ausdruckjdass^^Slesea 
Geschäft ,weiin es nicht in der vorgesehenjien Form abläuft, grössere 
Schwierigkeiten für unsere Partei auftreten können ,d.h. geht 
das Geschäft schief und v/ird bekannt, dass die SED hinter diesem Ge 
achäft steht, dann kann dies durch die feindliche Propagandtfcjf^ aus— 
genutzt werden und der lartei soivie der DDR im Ansehen gros:>er 
Schaden zu gefügt v;erden.(GS handelt sich um jüdisches Eigentum— 
augenblicklic-.e Situation -.Ve st deut schland mit der fasch. Judenver- 
folgung). Der Gl berichtete weiter, dass er dem Zen. hart in 
Schmidt ,der henntnic hat von diesem Geschäft , seine Bedenken 
r.itg. teilt hat. r-*uch dem ZK wurde I'itteilung davon gemacht. Die Ger 
vom ZK sagen, dass der Gl die VerantTfor tung trägt und damit war die 
Sache für sie erledigt .Gen . hartin Schmidt sagte zum Gl, da dieser £ 
Privatmann auftritt im Ges chäft , dass im A:otfall beim hißglücken .des 
C-oschäfts über den Gl ein"Faß Scheiße" ausgekippt vfird. Desweiteren 
sagt der Gl, dass das Geschäft nicht r.ehr zu stoppen ist und in der 


.oc_*c ao^ 


; schlossen wird. 


nu sv/er tung. 


"c fallen. 


(G a w e h - Generaldir. der DhB ~ wiederholt 
Kulessa- Dir. der DN 

S i e b e n m a n n - angefallen -Sondergeschäft der Partei 
Schrai dt - Präsident der DN 
Maßnahmen ♦ : 


T .n -Pn ■» 


> -f- T nr» «r» -1 


P c» ■? -h MY 


o ■*. / V, 4- 
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2# Gl H a 1 k a wird umregistriert als GKI 

3. Anschreibeii der HA V über den Verlauf der ritteilungen unserer 
KA über die Situation bei den Ärzten in Berlin Buch. 


Aufgaben 

Bericht über die Information , welche der Gl per Telefon über die 
Situation in Buch unter den Artzten gegeben hat. 

Bericht über den Verlauf des Sondergeschaf^s 
Bericht die Entwicklung des Brasiliengeschäftes. 
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Konto-Nr: QQ 4 4 QQ Fach-Nf- QQ Q' X 

r, ^ ^ '^^0 X '\ 0 O S 

Branchen- Kundengruppe 

Nummer; für BiSta; Größe /"Vwvv^ 


Staats- _ ^ 

igehörigkeit: Geburtsdatum: '2.0. M.0 

Mieterklärung für Schrankfächer 

An die 

OTTO SCHEURMANN 

Bank -Kommanditgesellschaft 

Auf Grund Ihrer mir/uns ausgehändigten Bedingungen für die 
Vermietung von Schrankfächern miete(n) ich/wir von Ihnen das 
oben genannte Schrankfach für die Zeit 7.0, - - 

vom 1^.8. 8S bis ^ ^ jyn, Mietpreis von OM \ AA.W S I 


vnm j- ^ VJ ^ jyn, Mietpreis von OM 'K l 

Wird das Schrankfach über diese Zeit hinaus in Anspruch ge- 
nommen, verlängert sich der Mietvertrag nach Nr. 1 der Bedingungen. 
Ergänzend gelten die Allgemeinen Geschäftsbedingungen der 
Bank, deren Wortlaut in den Geschäftsräumen^er Bank 
eingesehen werden kann. ^ ^ \ (J -X — 

Berlin, den 

UntOTichrift(en) \ \ 


*rh/wir habe(n) erhalten; 

chlüssel zum Schrankfach, sowie einen Abdruck der 
bedingungen für die Vermietung von Schrankfächern 


Schlüsselwort 



(Bet Firmen Ri chtsgOitige Firmenzeichnung durch vertretungsberechtigte Firmen- 
inhaber oder Vorstandsmitglieder bzw. Geschäftsführer) 


Branchen- 

Nummer; 

Belastung auf Konto 

Aufgegeben am 

Legitimation 
Art/Nr. des Ausweises 
ausgestellt von: 


Zusätzliche Angaben bei Firmen: 

Eingetrag^ in das Handelsregister beim Amtsgericht in . 

am: / unter Abteilung 

Reglst^ai^zug geprüft: _ 

Karte /rc^uibgsgemäß ausgefüllt I 



Unterschrift des Bearbeiters 


Vonm£k;,|Ttan und 
Vermerke^ 


Vom 

Fällig 

DM 

Bezahlt 




ahy 






















100 Allg 1619 Fassung Okt. 78 SM 


Dat: ^ 


.jOli 


00152 * 
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Besuch 

am 

Zeit 

Unterschrift 

r\ 

Besuch 

am 

Zelt 

Unterschrift 

Besuch 

am 

Zeit 

Unterschrift 
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Schrankfaci. Jr.: 


OO^l 


Konlo-Nr.: 
Mi^er: 




Postalische Anschrift: 


Erledig! 

am 


Schrankfach-Vollmacht 

An die 


OTTO SCHEURMANN BANI ^-KG ^ 


Ich bevollmächtige hierdur 
Herrn/Frau/Fräulein 


Anschrift 
geb. am_ 


l\ HA 


mich in meiner Eigenschaft als Mieter des obigen Schrankfaches zu vertreten, vor allem auch 
mein Recht auf Zutritt zum Schrankfach auszuüben und den Schrankfachmietvertrag zu kün- 
digen oder im Einvernehmen mit Ihnen aufzulösen, auch ohne Nennung eines etwa verein- 
barten Schlüsselwortes. 

Diese Vollmacht erlischt nicht mit meinem Tode, bleibt vielmehr für meine Erben in Kraft. 
Der Widerruf dieser Vollmacht durch einen von mehreren Erben bringt die Vollmacht nur für 
den Widerrufenden zum Erlöschen; die Bank kann verlangen, daß der Widerrufende sich als 
Erbe ausweist. 

Der Bevollmächtigte kann weder die Vollmacht weiter übertragen noch Untervollmacht erteilen. 
Ort. Datum 7 


Der Bevollmächtigte 
wird zeichnen: 


Eigenhändig! Unter- 
schrift des 
Vollmachtgebers: 



Nachstehende Angaben setzt die Bank ein: 

/ 

Die formale OrdnungsmäBIgkeit des Textes geprüft: 


t 

Die Ordnungsmäßigkeit 

, 1 

u 

ti 

I^TSchrift geprüft: , 

Karte ordnungsgemäß ausg 

sillt^ 

- 

1 

L 



7“ 





Bestätigt am: 


(Nur auszufüllen bei Vollmachtserteilung 
auf dem Postwege.) 
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BUNDESVERWALTUNGSAMT 

- Außenstelle Berlin-üchtenberg - 


Bundesvcfwattungsamt AuG«nsteIle Bertin^.ichtenberg, 10361 B«din 


Bundesminislerium de 
z. Hd. Herrn Dr. Rein 
Referat VII 6 
Postfach 17 02 ^0 

53108 Bonn 


tif Zeichen. Iw« Nachricht vom 


2. Bundestags-Untersuchungsausschuß " DDR-Vemi< 


I nn e rn 


Bundesministeriurn 
des Innern 


Eing : 1 <1. FEB. 1996 


Anlg.:^- 


wnjMjüiüß 

■ , Nachricht vom 


Mein Zeichen, mcina Nachricht vom 

IXA4 


Tetefax 

(0 30)5 51 33412 


Telefon, Name 
(0 30)5 51 33- 



Teiex 


Berlin 

13.02.1996 


Sehr geehrter Herr Dr. Rein, 

anläßlich der informatorischen Befragung des Abteilungspräsidenten IX im Bundesverwaltungsamt. 
Herrn Schütz, und meiner Personen, durch den 2. Untersuchungsausschuß am 08. Februar 1996 
wurden wir vom Vorsitzenden, Herrn Abgeordneten Neumann, gebeten, einige Unterlagen zur 
Verfügung zu stellen. 

Ich habe in Kopie beigefügt, mit der Bitte um Weitergabe an den Ausschuß: 

1. 3 Tätigkeitsberichte des Bundesverwaltungsamtes - Vermögensaufklärung/Finanzvermögen 
des MfS für den Zeitraum 1991 - 1995; 

2. Das Handbuch der Sparkasse des MfS; 

3. Befragungsprotokolle des letzten Leiters der Sparkasse des MfS, Werner Hennig; 

4. Aufstellung der vom MfS-genutzten Sparkassenkonten; 

5. Protokolle zur Übergabe von Unterlagen der Abteilung Finanzen an den BStU. 

Mit freundlichen Grüßen 

im Auftrag 

Storm 
5 Anlagen 


0««nsiräum» 
Co4ind«s*j&« 91 
H4ut40t«Ki41 
10365 e<riir» (Uchtenbe/g) 


T«l«fbn 

Vermittfi^ 

(0 30)5 51 33-1 01 


Ü iMrwvIs« ng 9« n g«r 

Benriesk^sse 8«ri«n (We«t) 

Kanto 

Landcuenbalbjnk Bcriin. Nr. 100 0 10 18 (fiLZ 100 000 00) 
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Lieber Genosse flonccker! 

Aus der operativen Tätigkeit des Ministeriums für 
-Staatssicherheit wurden uns 20 Mio D’5 überv/iesen. 


Bitte um Kenntnisnahme. 


Hit kommunistischem Gruß 
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Abteilung Finanzen 


cu^s' T lio. S 

Berlin, 10. Februar 1986 
gefertigt: 2 Exemplare 


BStU 

OOOOIG 


Vermerk 


Am 10. 2. 1986 erfolgte mit dem Genossen M. Seidel eine Abstiiranung über die 
beim MAH/Bereich Kommerzielle Koordinierung deponierten Valuten des MfS. 


1. Währung DM/DBB 
Stand vom 7. 2. 1986 

2. Währung US ? 

Stand vom 7. 2. 1986 




12.802.098,50 DM/DBB 


% 

*^3.050. 


Gemäß Entscheidung des Genossen Minister wurden aus diesen Beständen 



20.000.000,00 DM/DBB 

zur weiteren Verwendung zur Verfügung gestellt. 
Dieser Betrag setzt sich zusammen aus: 


- Bestand an DM/DBB 

+ Stand an US ? 3.050.000,00 

zum Umrechnungsverhältnis 
1 US 2 = 2,37 DM/DBB 

abzüglich Rückgabe 
Restbestand per 10. 2. 1986 


12.802.098.50 DM/DBB 

7.228.500,00 DM/DBB 

20.030.598.50 DM/DBB 
20.000.000,00 DM/DBB 

30.598,50 DM/DBB 


Dieser Betrag verbleibt als Vortrag für weitere Deponierungen beim MAH/Bereich 
Kommerzielle Koordinierung. 


Für die Richtigkeit: 



f 
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1. DM-Reserve 


Auf Weisung des ehemaligen Ministers für Staatssicherheit wurden Bargeldbe- 
träge in DM, die aus operativen Vorgängen von Diensteinheiten realisierten, 
als sogenannte DM-Reserve beim Sonderbereich in bar verwahrt. 

Diese Mittel wurden zur Finanzierung zusätzlicher Aufgaben außerhalb des 
bestätigten Valutadienstleistungsplanes auf Anweisung des ehemaligen Ministers 
für Staatssicherheit eingesetzt. 

2. Sonderfonds - Mark der DDR 

Im Sachkonto 700 wurde jährlich eine finanzielle Summe in Mark als Reserve 
für außerplanmäßige Finanzierungen in den Haushaltsplan des Sonderbereiches 
eingeordnet. 

Diese finanziellen Mittel wurden maOnahmebezogen mit Genehmigung des ehemaligen 
Ministers für Staatssicherheit verwendet, 

3. Sonderfinanzierte Bauainvestitionen 

Die für diese Bauinvestitionen bereitgestellten Mittel werden durch den Sonder- 
bereich im Untersachkonto 960A verwahrt und daraus Rechnungen für die jeweili- 
gen Vorhaben finanziert, 

A. Finanzielle Abwicklung für Objekte der Versorgungseinrichtung des Ministerrates 
(VEM) ^ 

Anfallende Ausgaben für alle unter der Legende ‘‘Versorgungseinrichtung des Minister- 
rates“ bestehenden Objekte, wie Wasser, Energie, Rundfunk- und Fernsehgebühren, 
Steuern, Müllabfuhr, Werterhaltungsmaßnahmen u, a. werden im Lastschriftverfahren 
von den dafür eingerichteten Bankkonten beglichen. 
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Diese für die üiensteinheiten vorfinanzierten Ausgaben werden von 
einheiten wieder abgefordert. 



v:. 


Die Ausgaben sind in den Haushaltsplänen der Qj)e«%^^^iten eingeordnet. 


Zur finanziellen Abwicklung dieser^^^^ge Verden durch den Sonderbereich 
drei Bankkonten geführt: . ^ 


- Konto-Nr. 6666-18-260 256 

(wird ausschließlich für die unter VEM geführten Objekte der HV A genutzt) 


- Konto-Nr. 6666-17-260 254 

(für die unter VEM geführten Objekte aller übrigen Diensteinheiten - Last- 
schriftverfahren) , • 


- Konto-Nr. 6666-12-260 255 

(Finanzbeziehungen im Überweisungsverkehr für alle Diensteinheiten - außer 
HV A). 


5.' Deponierte Mittel beim Ministerium für Außenhandel (MAH) 

Entsprechend einer Weisung des ehemaligen Ministers für Staatssicherheit werden 
außerplanmäßige DM-Einnahmen operativer Diensteinheiten an das MAH -in Form 
von Bargeld -.mit dem Ziel übergeben, daß mit diesen Mitteln gearbeitet und 
Zinsen erwirtschaftet werden. 

Bei Bedarf wurden DM-Beträge vom MAH auf V/eisung des ehemaligen Ministers zur 

Finanzierung.bestimmter Maßnahmen wieder abgefordert. 

über diese finanziellen Vorgänge wurde ein manueller Nachweis geführt. 
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6. Finanzierung von' Volvo-Ersatzteilen 

Für den Kauf von Volvo-Ersatzteilen (PKW des ehemal^en PolJ^i^os) wurde 
durch die HA PS eine finanzielle Summe jährlicl;uiRj^ön Haushaltsplan einge- 
ordnet. Nach Eingang von Rechnungen der HA^^^äMsE^derbereich, wurden 
durch diesen das entsprechende Barggl^^c^ Abteilung Finanzen/5 aus dem 
Valutadienstleistungsplan abgef 
übergeben. 



an die VRD/Abteilung Planung 


7. Finanzierung von Sonderverkaufseinrichtungen 

Die Finanzierung der Warenbestände für die bisherigen Sonderverkaufseinrich- 
tungen erfolgte über Abschlagskonten des Sonderbereiches. 

Der ehemalige "Weihmann-Shop" und die Boutique in der Kaufhalle Normannen- 
straOe wurde über das USK 9175 finanziert, der Barverkauf in der Marzahner 
Str. über das USK 9172, 


8. Asservate der VRD 

Die Vorschläge zur Verwendung der Asservate aus dem Asservatelager der VRD 
wurden dem Sonderbereich übergeben. Bei dienstlicher Verwendung von Asservaten 
erfolgte nur ein schriftlicher Nachweis, da keine finanzielle Verrechnung 
vorgenommen wurde. 

Einnahmen aus dem Barverkauf von Asservaten wurden auf dem USK 9174 verwahrt 
und an den Haushalt des MfS abgeführt. • 

9. Solidaritätskonto 

Die finanziellen Mittel aus Solidaritätsspenden der Kreisleitung des ehemaligen 
MfS und der Bezirke wurden durch den Sonderbereich verwaltet und über das Bank- 
konto 6666-12-100 104 abgewickelt. 
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Ausgaben betrafen Finanzierungen von Rechnung 
lieferungen an Bruderorgane sowie Abführ^ 
fonds. 


Anweisungsberechtigt dafür w 
der Genosse Damm. 



der Abteilung X über Waren- 
en zentralen Solidaritäts- 


hdsätzlich nur der Genosse Felder und 


10. Sonderbankkonto NVA 

Die finanzielienProzessB für eine Werkstatt des BCO im Oagdwaffenwerk Suhl 
wurden durch den Sonderbereich über das dafür eingerichtete Bankkonto der 
NVA 6666-16-260 041 abgewickelt. 

11. Haushaltsplan des Sonderbereiches 

über den Haushaltsplan des Sonderbereiches (Dienststellen-Nummer 125) wurden 
folgende Einnahmen und Ausgaben realisiert; 

Einnahmen: - Asservate 

- AG XVII . 

- auDerplanmäOige Einnahmen 

Ausgaben: - persönliche Ausgaben 

(Prämienfonds A, Verfügungsmittel Minister und Stellvertreter-, 
Treuegeld, J^eisekosten für Leipziger Messen) 

- AG XVII 

- Sonderfonds Mark der DDR 

: Ausgaben Zentrales Jagdgebiet - Sachkonto 750 

■' - operative Kosten (Leipziger Messen, spezielle Diensteinheiten 

. wie AG XVil,’ Bereich Disziplinär, ZMO/X, Sekretariat Neiber) 

- Ukley - Sachkonto 552 

■- MAK - Selbstbeschaffung - AG XVII 

Durch den . Sonderbereich werden weiterhin folgende Bankkonten geführt: 
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Konto-Nr.,; 6666-12-260 028 

Bankkonto Betriebe und Einrichtungenj^^^^^nieterrates 
(zur legendierten Übp’rweisung vona^tral^für Diensteinheiten und 
Bezirke) 


- Konto-Nr., 6666-13-260 038 

. Zentrales volkseigenes Handelsunternehmen Delikat/Sonderverkaufsstelle 
(Finanzierung von Lebensmitteln/Delikat für "Weihmann-Shop") 
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Ministerrat 

der Deutschen Demokratischen Republik 

Dienstsache B16/B9 
-Ex, 7 Seiten 

Beschluß des Ministerrates 
, ^6 / IB.a /B9 

Tom 14. Dezember 19B9 


Betrifft: Beschluß üoer die Biloung des Nachrichtendienstes der DDß und 

des Verfassungsschutzes der ODR 


Der beiliegende Beschluß wurde bestätigt. 


Verteiler : 


gez. H. Modrow 


Mitglieder des Ministerrates 
Leiter anderer zentraler Staatsorgane 
Oberbürgermeister von Berlin 
Vorsitzende der Räte der Bezirke 


Für die Riditi^eit : 



Sekretariat des Ministexrates 



Dieser Beschluß ist nach Bealisierun; :u venlcht.cn; 
die Axchivienns erfolg durch des Herausxebex. 
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Ministerrat 


Beschluß 

über die Bildung des Nachrichtendienstes der ODR und des 
Verfassungsschutzes der ODR 

vom 14. Dezember 19B9 

• / • • ■ 

j^l.y/Mit Wirkung vom 14. Dezember 19B9 wird der Nachrlchten- 

dienst, der DDR und der Verfassungsschutz der DDR beim 
Vorsitzenden oes Ministerrates gebildet. 

. 2 . Der Nachrichtendienst der ODR und oer Verfassungsschutz 
' oer DDR sind juristiscne Personen und Hausnaltsorgani- 

sationen . 

Sie haben ihren Sitz in Berlin. 

Außenstellen oes Nachricntendienstes der ODR und des Ver- 

/ 

f assungsschutzes oer DDR werden in den Bezirken gebildet 
und in den Kreisen werden Bevollmächtigte des Verfassungs- 
schutzes oer DDR eingesetzt. 



4. per Nachrichtendienst der DDR und der Verfassungsschutz 

oer DDR weroen im Rechtsverkehr ourch ihre Leiter vertreten. 

Die Stellvertreter und Leiter unterstellter Bereiche sind 
im Ranmen ihrer Aufgaben zur Vertretung berechtigt. 

3. Die Aufgaben des Nachrichtendienstes der DDR bestehen in 

der Beschaffung politischer, ökonomischer und militärpolitischer 
Informationen mit nachrichtendienstlichen Mitteln, die für 
die äußere Sicherheit und die Stärkung oer DDR sowie für die 
Erhaltung des Friedens von Bedeutung sind. Das umfaßt die 
Gewinnung, Führung und den Schutz von Duellen und Positionen 
außerhalb der DDR, ein konspiratives Verbindungswesen sowie 
den Einsatz spezifischer technischer Mittel. 
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Die Hauptrichtungen seiner Tätigkeit sind: 

- politische Aufklärung 

- wissenschaftlich-technische Aufklärung 

- Aufklärung von Aktivitäten ausländischer Geheim- 

I 

dienste gegen die DDR 

- funKelektronische Aufklärung 

- Kader und Ausbiloung 

- Versorgungsdienste (materiell-technische, fi-nanzielie , 
soziale uns medizinische Sicnersteliung) 

- Oienstorganisation (Auswertung und Information, Zu- 
sammenarbeit mit der Öffentlichkeit, Rechtsfragen, 
internationale Verbindungen, Dienstocst und VS-wesen, 

Ob jektverwaltung, Koordinierung) 

Seine personelle Stärke beträot 4000 Mitarbeiter. 

6. Die Aufgaben des Verfassungsschutzes der DDR bestehen in 
der Abwehr von Angriffen gegen die verfassungsmäßige Ord- 
nung der DDR mit nachrichtendienstlichen Mitteln. 
Hauptaufgaben und Bereiche des Verfassungsschutzes der DDR 
sind: 


- Spionageabwehr 

- Bekämpfung von verfassungsfeindlichen Handlungen, 
insbesondere von extremistischen und terroristischen 
Kräften 
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- Schutz der sozialistischen Volkswirtschaft, des 
Verkehrs-, Post- und Fernmeldewesens vor verfassungs- 
feindlichen Angriffen und schweren Verbrechen 

- Observation und Ermittlung 

- internes Chiff rierwesen 

- funkelektronische Abwehr 

- soezialtechniscner Dienst 

- Kader und Ausoiloung 

- Vsrscrgunosciensxe (materiell-technische, finanzielle, 
soziale und msdiziniscne Sicherstellung) 

- Dienstorganisation (Auswertung ' und Information, Zu- 
sammenaroeit tr.it cer Öffentlichkeit. Recntsf ragen, 
internationale Vercincunoen, Dienstpost und VS-Wesen, 
üDjektverwal turig , Koordinierung). . 

Der Verfassungsscnutz der DDR hat Keine exekutiven Be- 
fugnisse. 

Seirie personelle Starke beträgt 10 000 Mitarbeiter. 

• 7.; Die Dienstaufsicht über den Nachrichtendienst der DDR und oen 

Verfassungsschutz der DDR obliegt einem Staatssekretär beim 

Vorsitzenden des Ministerrates. 

B.; Mit Wirkung vom 14. Dezember 1989 wird das Amt für Nationale 

Sicherheit aufgelöst. 

Die Auflösung ist bis zum 20. Ouni 1990 zu vollziehen. 
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3.} Der Nachrichtendienst der DDR und der Veriassunpsschutz 
der DDR sind 
Sicherheit. 

Der Dienst im Nachrichtendienst der DDR und im Verfassungs- 
schutz der DDR entspricht der Ableistung des Wehrd,ienstes. 
Anstelle militärischer Dienstgrade sind zivile Dienstbe- 
Zeichnungen zu führen. 


^Rechtsnachf olger /des Amtes für Nationale 


■' 10. Für die personelle und materielle Auflösung des Amtes für 
Nationale Sicnerheit wird ein Beauftragter des Minister- 
rates der DDR eingesetzt. 

Über die Auflösung oes Amtes für N^ationale Sicherheit 
sowie die Üoerführunp per personellen und materiellen 
Fonds ist Cie Öffentlichkeit fortlaufenc zu informieren. :/ 


,11./ Mit 
\ y die 


der Auflösung oes Amtes für Nationale Sicnerheit 
Wahrnenmung von Aufgaben wie folgt verändert: 


Ct-. 

wird 


- Paßkontrolle unc Fanncuno werden oen GrenztruDoen der 
DDR zugeordnet 


die Untersuchung von Straftaten, der Untersucnungs- 
naftvollzug, der Personen- und Objektschutz und der 
Einsatz von Antiterrorkräf ten werden vom Ministerium 
für Innere Angelegenheiten wahrgenommen 


l 


- die geheimen Reg i er ungsn achrichten Ve rbindungen werden 
mit de m jlFernmeldeamt der Regierungy zusammengeführt ^ 

- das zentrale Chiffrierorgan wird in den Ministerja t 

eingeordnet ' 
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- das Wachregiment "F. E. Dzierzynski" wird aulgelöst. 

Seine Kräfte werden der Volkswirtschaft zugeführt 
bzw. Teilkräfte vom Ministerium für Innere Angelegen- 
heiten übernommen. 

12. Mit der Übernahme dieser Aufgaben werden diedamit ver- 
bundenen personellen, finanziellen und materie llen Fonds 
an die betreff ende^n Organe übergeben. 

^ * 

il3. Freiwerdende Grundmittel des Amtes für Nationale Sicher- 

\ y - - 

heit werden an oen Ministerrat sowie an örtliche Staats- 
organe übergeben. . 

/ 

! 14. Oie dem Amt für Nationale Sicherheit nachgeorcneten Kapa- 
zitäten des Soezialhochbaus Berlin und für Forschung sowie 
Entwicklung und Produktion von Spezialgeräten , einschließ- 
lich Rechentechnik, werden in die Volkswirtschaft überführt. 

15. In oen Verfassungsschutz oer DOR weroen grundsätzlich keine 
Fünrungskräf te (Leiter des Amtes, Stellvertreter, Leiter 
von Verwaltungen und KaubtcOteilungen) des Amtes für Natio- 
nale Sicherheit übernommen. 

16. Hinsichtlich der Rechtsfolgen, die sich in Durchführung 
dieses Beschlusses aus der Aufhebung oder Änderung von 
Verträgen des ehemaligen Ministeriums für Staatssicher- 
heit und des Amtes für Nationale Sicherheit sowie deren 
unterstellten Betrieben ergeben, gilt folgendes: 


- die Vertragsaufhebungen bzw. -änderungen erfolgen 
grundsätzlich ohne Sanktionen und ohne Aufwendungs- 
ersatz 
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- für wissenschaftlich-technische Leistungen sind 
§ B Absätze 2 und 3 der 1. Durchführungsverordnung 
. zum Vertragsgesetz und für Leistungen zur Vorbe- 
reitung und Durchführung von Investitionen die An- 
weisung Nr. 5/B3 des Ministers der, Finanzen über 
die Behandlung .der finanziellen Auswirkungen aus 
der zeitweiligen oder endgültigen Einstellung von 
Investitionen zur höheren Konzentration der In- 
vestitionstätigkeit auf einen schnellen Leistungs- 
anstieg anzuwenden. 

17. Die Ziffern 1, 2, A, 6, 9 des bescnlusses sind in Ge- 
setzblatt der DDR zu veröffentlichen. 
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Ministerrat 

der Deutschen Demokratischen Republik 


Beirildi BeschluO über _we i tere MaOnahnie n z ur' Auflösung des ehemaligen Amtt 
tyr'JJatj^alejSicherhei t ' ” •' 


Der beiliegende BeschluO wurde bestätigt. 


* ' gez. H. Hodrow ' 



CHr- /(p. Os ^0 
CL_. Wu-S HC.' 








Drucksache 13/10900 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Ministerrat ; 


BeschluO * 


über weitere MaOnahmen zur Auflösung des 
ehemaligen Amtes für Nationale Sicherheit 

vom -8. Februar 1990 


1. Oie' Leitung der weiteren Auflösung des ehemaligen Amtes 

für Nationale Sicherheit wird mit Regierungsvollmacht . 

durch die Herren . 

■ • • • ' * 

Dr, Böhm, Georg 

# • * • ' 

• * Vertreter des Runden Tisches 

* • • • 

• # 

. . Fischer;’' Werner 

I • • 

Vertreter des Runden Tisches , 

. Peter, Fritz 

*. - Regierungsbeauftragter 


wahrgenommen, , - 

Beratend phne Stimmrecht nimmt teil 

'• • Or. Forck, Gottfried 

* ^ 

Vertreter des Runden Tisches 

N 

*• . ■ 

• als ständiger Vertreter 

Oberkonsistorialrat Schröter, Ulrich 


2. Zur weiteren Auflösung des ehemaligen Amtes für Nationale . 

• Sicherheit wird als Zentrales Staatsorgan ein Komitee * * 

. zur Auflösung des ehemaligen Amtes .für Nationale Sicherheit * 
Inachfolgend . Komitee genannt)* gebildet. 

3. Als Leiter! des Komitees 'wird Herr Günter .Eichhorn, ' bisher 

Leiter -des Arbeitsstabes zur Auflösung des ehemaligen Amtes' 
für Nationale Sicherheit »eingesetzt.- . • 

4. Der Leiter des Komitees wird durch die mit der Leitung ' 

’• beauftragten Regierungsbeyollmächtigten' angeljsitet und ist. 

ihnen' upd der Regierung rechenschaftspflichtig. ’ 
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5. Bei der Bildung. des Komitees, der inhaltlichen Bestimmung 

seiner Tätigkeit und seiner Organisation ist von den Grundsätzen 
(Anlage 1) auszugehen. ' *• 

Dem Vorsitzenden des Ministerra tes sind die Crobstruktur , die 
Anzahl der benötigten Planstellen und die Anforderungen für die 
finanzielle und materiell-technische Ausstattung zur Bestätigung 
vorzulegen. 

6. Das Komitee Ist juristische Person und Haushaltsorgani> 
sation. Sein Sitz ist ln Berlin. Es wird im P.echtsverkehr durch 
den Leiter vertreten. Vollmachten können erteilt werden. 

7. Die Finanzierung des Komitees erfolgt aus dem Staats- 
haushalt. 

6. Das Komitee übernimmt die Abwicklung von -Forderungen und 

Verbindlichkeiten des eiiemaligen Amtes für .Nationale Sicherheit. 

• 

9. Den im Oienstleistungs- , Bejtreibungs- und Verwaltungsbereich 

des Cebäudekomplexes NormannenstraOe beschäftigten ca.* 140 Werk- 
tätigen, die zur Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des 
Gebäudekomplexes erforderlich sind, sind .durch den .VEB Dienst- 
leistungskombinat beim Ministerrat mit Wirkung vom 1. Februar 
1990 Arbeitsverträge nach dem Rahmenkollektivvertrag Einrich- 
tungen des Ministerrates anzubieten. 

Oie dafür erforderlichen Lohnfondsmittel und weiteren finan- 
ziellen Aufwendungen sind dem Sekretariat des Ministerrates 
bereitzustellen. 

I Bei Rechtsträgerwechsel 'Sind diese Arbeitskräfte objektgebunden 
I durch den neuen Rechtsträger zu übernehmen. 

Verantwortlich ; Direktor des VEB. Dienstleistungskombinat 

beim Ministerrat 

Minister der Finanzen und Preise 

Leiter des Komitees zur Auflösung des. 
ehemaligen Amtes für Nationale Sicherheit 

Termin ; Februar 1990 
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10. Für die Behandlung von durch das Ministerium' für Staatssicher- 
heit/Amt fUr Nationale Sicherheit fUr das- O^hr 1990 abge* 

. schlbssene Wirtschaftsverträge geltendie Grundsätze gemäp 
Anlage 2. 

11. Für die Behandlung des Schriftgutes des ehemaligen Amtes für 
Nationale Sicherheit gelten die Grundsätze gemäO Anlage 3. 

12. Die Festlegungen zur Aufhebung der Schweigepflicht (Anlage 4) 
werden bestätigt. 

13. Der Leiter des Komitees wird beauftragt, Grundsätze für 
die Behandlung der Grundmittel festzulegen. 

14. Die mit der Leitung beauftragten Regierungsbevollmächtigten 
sind berechtigt,, die Presse über den Inhalt dieses Beschlusses 
zu informieren. 
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Anlage 1 

Grundsätze 

zum Vorgehen zur weiteren Auflösung des ehemaligen Amtes für 
Nationale Sicherheit 


1. Das Komitee sollte vob allem iolgende Bereiche umfassen: 

* Rechtsfragen einschlieOlich Rechtsnachfolge 

* Personal! ragen/Sözialwesen (einschlieOlich der Führung 
von Entlassungsgesprächen) 

* Schriftgut/Archivwesen 

* Informatik 

* Materielle und finanzielle Probleme der Auflösung 
(gemaO bisheriger Aufgabenstellung der AG Eichhorn) 

* Kontrolle und Revision 
** Dürgereingaben 

* Öffentlichkeitsarbeit 

# 

2. - Das Komitee wird aus vorhandenen Spezialisten, Personal- 

vorschlagen von den Vertretern des Runden Tisches unö erforder- 
lichenfalls aus entlassenen Spezial'isten des ehemaligen Amtes 

für Nationale Sicherheit gebildet. ^ 

# • • 

• * * ^ ^ , 

Mitarbeiter für das Komitee sind durch zeitlich begrenzte 
Oelegierungsverträge aus anderen zentralen Staatsorganen, 
Kombinaten, Betrieben und Einrichtungen und durch Neuein- 
Stellung zu ge^i^innen. . « ' 

Oie Entlohnung' der delegierten Mitarbeiter erfolgt aus den 
Mitteln des Kcraitees. 

Für die Mitarbeiter finden die rahmenkollektivvertraglichen 

• • ^ 

Regelungen für die Mitarbeiter der zentralen Staatsorgane 

« 

Anwendung. 

I 

3.. Bis zur endgültigen Auflösung der ehemaligen Bezirksämter unter 
halt das Komitee Arbeitsstäbe in den Bezirken. 

Diese übernehmen die Abwicklung von Forderungen und Verbind- 
lichkeiten der ehemaligen Bezirks- und Kreisämter des Amtes 
für Nationale Sicherheit. 

Die Vorsitzenden der Räte der Bezirke sind für die materielle 
Sicherstellung der Arbeitsstäbe verantwortlich. 
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Uber die Leitung urid Zusammensetzung dieser Arbeitsstäbe 
sollte auf bezirklicher Ebene eigenverantwortlich in Konsens 
Runder Tisch, Bürgerkomitee und Rat des Bezirkes entschieden, 
werden. - 

4. Das Komitee hat eng mit den Regierungsbeauftragten in 

« 

den Bezirken zusammenzuarbei ten. 

• 

3. Es ist weiterhin eine enge Zusammenarbeit der Regierungsber 
auftragten in den Bezirken mit'. den' Runden Tischen und Bürger- 
komitees'*einschlie01ich abgestimmter Informationen über den' 

Stand der Auflösung zu gewährleisten. 

6. Oie Regierungsbeauftragten haben gemeinsam mit den OUrgcrkomi tees 
zu gewährleisten, daO die Cesundhei tsunterlagen der ehemaligen 
Mitarbeiter des Ministeriums für Staatssicherheit / Amt für 
Nationale Sicherheit dem staatlichen Gesundheitswesen zur Ver- 
fügung gestellt werden. 
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Anlage ? 


Grundsätze ; 

für die Behandlung von durcti das MinistTl'ium für Staatssicherheit/ 
Amt für Nationale Sicherheit für das Jahr 1990 abgeschlossene 
Wirtschaftsverträge 


1. Oie materiellen Fonds- und die für 1990 bisher vorgesehenen Bila 
teile des ehemaligen Ministeriums für Staatssicherheit/ 

Amtes für Nationale Sicherheit sind zu sperren. 

Verantwortlich; Vorsitzender des Wirtschaf tskumitees 
Termin; * sofort 


2. Für mit dem Ministerium für Staatssicherheit/Amt für* 
Nationale Sicherheit abgeschlossenen Wirtschaftsverträge 
gilt bis zum 31. 3. 1990 ein L’efer> und Leistungsstopp. 
Üas gilt nicht für 

- weiterzuführende Investitionsvorhaben, 

für die. eine objektbezogene Kontrolle organisiert wird, 


lebens- und ' versorgungswicht ige Lieferungen und Leistungen 
(z.B. Elektroenergie, Gas, Kohle, Wasser, Treib- und 
Schmierstoffe, Nahrungsgüter, Nachrichtenleistungen, 
Wäschereileislungen, stadtwirtschaftliche Entsorungs- 
leistungen) zur technischen Betreibung vorhandener Objekte, 
Wirtschaftsverträge, bei denen ein Vertragseintritt gemäO 
Ziffer 3 erfolgt. 


Entscheidungen über die Weiterführung von Investi tionsvor- * 

haben trifft der Vorsitzende des Wirtschaftskomitees auf Antrag 
des Leiters des Komitees. 

* t * 

Die Adressaten des Liefer- und Leistungsstopps sind zu 
informieren. 

Verantwortlich; Minister 

. Vorsitzende der Räte. der Bezirke und Kreise 
Termin; sofort 
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3. Dis züni 31. 3.. 1990 sind 

--aus dem Ministerium für Staatssicherheit/ Amt für 
Nationale Sicherheit ausgegliederte Wirtschafts- 
einheiten • 

- die bewaffneten Organe u nd Staatsorgane, an die Auf- 

- gaben des Ministeriutns für Staatssicherheit/ Amt 
für Nationale Sicherheit übergeleitet -wur^den. 


berechtigt, im Rahmen der ihnen ^ f^nnrt«; ig ahn** 

schlossene Wirtsch af tsvert r äoe. ei nzu treten. Sowe it ei n 
Ve rtragseintritt gegenüb er de m Vertrapspa r tn er bi s zum 
3 1 . 3. 1990 ni c ht erkl ärt wi rd , oelten die ,Wi r tsch af t s- 
verträge als aufgchuben. 


4. Die bewaffneten Organe und Staatsorgane^ an die Aufgaben 
des Ministeriums für Staatssicherheit/Amt für Nationale 
Sicherheit übergeleitet wurden, haben die dafür erjorder- 
lichen Bestände an Technik, Bewaffnung gnd Ausrüstung 
revisionssicher zu übernehmen und im Rahmen- ihres für 1990 
geplanten bzw. für die Folgejahre zu planenden Bedarfs 
versorgungs- und planwirksam zu machen. 


• Verantwortlich: Minister und Leiter der zuständigen 

Staatsorgane 



• * • ^ 

Notwendige Vertragsänderungen und -aufhebungen erfolgen 
sanktionslos. ' . 



Entstahdene Aufwendungen -gemäO § 79 des Vertragsgesetzes 
aus MaOnahmen nach den Ziffern 2 und 3 'dieses Beschlusses 
sind durch die -Wirtschaf tseinheiten revisionssicher nach- 
zuweisen und bis zum 31. 12. 1990 durch den Staatshaushalt 
auszugleichen. '• * »st 

Die Antragste'llung hat an das Komitee zu erfolgen, 
das. darüber entscheidet. 


Die Ziffer 16, erster Anstrich des Ministerratsbeschlusses 
vom i4.,12. IJB^ (6ABa/09) wird aufgehoben. 
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Grundsätze 

zum Umgang mit dienstlichem Schriftgut und Archivgut unabhängig' 
von der Art des Trägers der Information ■ 


1. Das dienstliche Schriftgut und das Archiygut 

- des ehemaligen Amtes und des Bezirksamtes Berlin wird 
in Depots in Berlin, und das 
• der ehemaligen Bezirks- und Kreisämter in Depots der 
Bezirke . ' 

unter Kontrolle der 'Bürgerkomitees konzentriert. 

2. Oie Sicherung des Schriftgutes und des Archivgutes, die Ver- 
waltung und der Schutz der Depots erfolgen in Verantwortung, 
des Ministeriums für Innere Angelegenheiten. - 

3. Im Interesse des Schutzes der persönlichen Daten der Bürger 
wird das Schriftgut und Archivgut gemäß Ziffer 1 bis zu einer 
gesetzlichen Regelung gesperrt. 

'In dieser Zeit wird Einsicht in dieses Schriftgut nur der 
Staatsanwaltschaft und dem Gericht im Zusammenhang mit Er- 
mittlungs- oder Gerichtsverfahren gewährt. Über weitere Einsicht- 
nahmen entscheiden die Regierungsbevollmächtigten gemäß Ziffer 1 
des Beschlusses einstimmig. 

4. Personen, die Daten verarbeiten oder Dateien verwalten, ist 

es untersagt, geschützte personenbezogene Daten unbefugt an 
Dritte weiterzugeben oder in anderer Weise der Öffentlichkeit 
zugänglich zu -machen. Sie sind von den mit der Leitung beauf- 
tragten Regierungsbevollmächtigten unterschriftlich zu ver- 
pflichten. * 

* 

5. Uber, die Vernichtung von mehrfach vorhandenen und nicht mehr 
benötigtem Schriftgut kann vor Ort im Einvernehmen mit den 
Bürgerkomitees entschieden- werden. 
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Festlegungen 

2ur Aufhebung der Schweigepflicht 


Anlage A 


1.* ' Alle ehemaligen bzw. 'zeitweise noch mit der Auflösung 

beschäftigten Mitarbeiter des ehemaligen Ministeriums 
für Staatssicherheit bzw. des Amtes für Nationale' 
Sicherheit werden von der ihnen durch Befehle und Wei> 
sungen auferlegten Schweigepflicht Uber anvertraute 
Staats- und Dienstgeheimnisse im folgenden Umfang ent- 
bunden: . 

• * • • 

• * ^ , 

1.1.. Gegenüber den mit'^der Untersuchung von Sachverhalien 

'gemäO den Ziffern 1.2. und 1.3. beauftragten Staatsan- 
wälten oder Angehörigen der Kriminalpolizei ohne' Eih- 
schränkung im Rahmen von Ermittlungshandlungen. 

Oie Geheimhaltung von Staatsgeheimnissen wird durch das 

■ Dienstverhältnis der Staatsanwälte gewahrt. ■ ' 

/ ' •. * 

• 

1.2. I m Umfang des jeweiligen Un tersuc hungsgegenstandes, - • 

- soweit es die nach innen gerichtete , die Verfassung der' 
DDR verletzende Tätigkeit des ehemaligen Ministeriums 
für Staatssicherheit bzw. des Amtes für Nationale Sicher- 
heit und Strukturen und Arbeitsweise betrifft, gegenüber 

- den Regierungsbeauftragten im Rahmen der Auflösung 

: des Amtes ’ ' * 

■ - dem' UntersuchungsausschuO der Volkskammer zur Unter-. 

: suchung von AmtsmiObrauch, Korruption, persönlicher 

■ Bereicherung und anderer Rechtsverletzungen 

- den entsprechenden Untersuchungsausschüssen in den 
Territorien 

- dem UntersuchungsausschuO zur Aufklärung der über*; 
griffe am 7./8. Oktober ^1989. 
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1.3. soweit es die nach innen gerichtete, die Verfassung der 
• DDR verletzende Tätigkeit des ehemaligen Ministeriums-. 

für Staatssicherheit bzw. des Amtes* für Nationale Sicher- 

* * * ’ • * * ■ 

heit und Strukturen und Arbeitsweise betrifft, gegenüber 

- dem zentralen Runden Tisch, . • 

- seiner Arbeitsgruppe Sicherheit und 

- den Runden Tischen der Kreise und Bezirke. 


1.4. Es ist zu gewährleisten, daO bei allen Aussagen keine 
Verletzung von Persünlichkeltsrechten erfolgt. 


2. . Alle ehemaligen bzw. zeitweise oiit der Auflösung be- 
- schäftigten Mitarbeiter .des ehemal igen Ministeriums für 
Staatssicherheit bzw.. des Amtes für Nationale Sicherheit 
sind weiterhin zur Geheimhaltung ihnen anvertraut ge- 
'wesener Staatsgeheimnisse, sofern sie die mit der Ver- 
* fassung der DOR ln Übereinstimmung stehende frühere ge- 
heimdienstiiche oder nachrichtendienstliche Tätigkeit 
betreffen, verpflichtet, ln Zweifelsfällen sinddie 
Leiter der Dienststellen der 'Hilitärstaatsanwaltsc.haf t 
berechtigt, zu entscheiden, ob die Notwendigkeit der 
weiteren Geheimhaltung besteht. . 

, ■ , * ' ■ ' * 

3..' Diese Festlegungen berühren nicht -^^as Aussageverweige- 
rungsrecht gemäß der StrafprozeOordnung der DDR. - ^ 
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Dokument 55 




/U.I -A^ 


Komitee zur Auflösung des Berlin, den 9.' April 1990 

Amtes für Nationale Sicherheit 
- Der Leiter - 



Grundsätze 

zur materiellen und finanziellen Atiflösung des Amtes für 
Rationale Sicherheit 


Auf der Grundlage der Ziff* 13 oes Beschlusses des /iinister- 
retes Rr- 13/4/90 vom 8. rebruer 1990 über weitere tiaßneiusen 
zur Auflösung des ehemaligen Amteä für Rationale Sicherheit . 
(nachfolgend AfRS genannt) vrir-d folgencee festgelegt: 

1. Des Komitee cur Auflösung des Amtes für Rationale Sicher- 
heit (nachfolgend Komitee genannt) ist im Umfang der 
materiellen und finanziellen i*onds des AfRS (vormals 
iiiuisterium für Staatssicherheit) dessen Rechtsnach- 
folger. 

2. Als zentrales Staatsorgan und Kaushaltsorgenisation nimmt 
das Komitee mit seinen Arbeitsstäben in oen Bezirken die 
materielle und finanzielle Auflösung des AfRS auf der 
Grundlage der in der Anl age enthaltenen Hechtsvorschi-if ten 
vor. 

3. Dos Komitee ist juristische Person und wiid im Recntsver- 
kehr durch seinen Leiter vertreten. Die Arbeitsstäbe in 
den Bezirken handeln in nahrnehmuiig der ihnen vom Lsixer 
des Komitees in einer Vollmacht übertragenen Aufgaben una 
Befugnisse. 
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I>ie r* 3 tsrielic uni rinani-isl j.c /luric'::!;.'.;; deu 
die üessiritiirit 


cor voliisei je.nen -Jjuncstiickc- 
des Aflvo, 


‘ w • i i« ^ C ^ ^ ^ «.J* J. ij w i ^ 


- der Yoikseicenen unbeweciichen •jjfundr.dltei dos AfUJ 
(Genäude und bauliche Ai-lager., die mit ders Crujid u.-.is 
Soden fest verbunden sind, sowie solche idesciiinen n-.i 
Ausi üstungen, die aufgrund ihrer Ronatruiction, -Joiiej- 
.tung oder runktion an einen fosteri ütaricort gebunron 
sind und bei denen dis lidglichkeit eines Austauucno-j 
weitgehend ausgeschlossen ist), 

- der beweglichen Grundroittel des /Lfi.h 
(, ilosciiinen und Aucrüstunge:;, 

- die ihit den Grund und hciin nicht fest vc-r:)u:.--.vn . 

- durch Konstruktion, Üosialtung oder ^’unKtion an 
keinen festen iltandort gebunden sind 

- sich aus tauschen lassen 

Kraf tfaiiTOfeuge,, Kraft feitrzeuganiningej una n*-ivia,\i n) 
usvt. 

Grundmittel sind ab t„ Ja:ruar‘1yi7 Aibeitsmittel mit -winer 
normalen Kutzungsdausr von über 1 Jahr und eineiß nrutio- 
«eri 

“ ab' 2000 ilaxk in den Betrieben, mit Ausnahme der Betrieoe 
der Landtechnik sowie des Land- und i'eliorationsoauc'S, 


ab 1000 Mark in den Staatsci-gahen und haushaltsfir.u.-.zicu - 
ten staatlichen Blnrichtunger:, in den volkseigenen i'ombi- 
naten, Betrieben , und _Einrichtu:;geh der Landtechnik sowie 
des Land- und heliorationsbaues , in den Gencssenscnuiten 
und bei den privaten Gewerbe treibenden. 
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• isaterielle Kittel und Bestände, darunter u« e* 

• £erins:7ertise und achnellTerschlelBende lrbelta<r 
Kittel (ohne Kbbel), 

• fiSbel, 

• 3>ekostorfe» luelesröre. > 

■ 

• EUchengerKte » Oeechirr« Bestecke, 

' 

« BUrosaterial; 
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5. Die Übertragung volkseigener Grundstücke von einem üechtS“ 
träger en einen anderen Rechtstre.ger erfolgt im Wege des 
Rechts trsgerwechsels auf der Grundlage der AO vom 7. Juli 

• 19G3 (vgl. Anlage Ziffer 1). 

6. iov.eit mit dem volkseigenen Gruxjdstück volkseigene unbe/.eg- 
liche Grundmittel verbunden sind, erfolgt der Verkauf und 
Kauf volkseigener unbeweglicher Grundmittel auf der Gx-u.-id- 
lage der VC vom 26* August 1968 (vgl.. Anlage Ziffer 2). 

Das heißt; In den Beziehungen zväschen volkseigenen Be- 
trieben, volkseigenen Kombinaten und anderen Organen und 
Einrichtungen der volkseigenen Wirtschaft, die nach den 
Grundsätzen der wirtschaftlichen Rechnungsführung arbeiten, 
sind Kaufverträge über den Verkauf und Kauf volkseigener 
unbeweglicher Grundmittel schriftlich ebzuschließen, die 
der Zustimmung durch den Rat der Gemeinde (der Stadt, des 
Stadtbezirkes)), auf dessen Territorium sich das volkseige- 
ne unbewegliche Grundmittel befindet, bedürfen. 

Der Verkauf ixnd Kauf volkseigener unbeweglicher Grundmlr tel 
findet grundsätzlich nur in Verbindung mit dem. Rechtsträger- 
wechsel für des Grundstück statt. 


7. K'ür- die • Übertragung voll;seigener »Vohngebäude und überv.; c-gend 
iVoiuiZv.ecken dienender Gebäude findet die VO voiri 28. Au.rust 
*i 963 (vgl. Anlage Ziffer 2) keine Anwendung, rür diese Eälie 
gelten die Bestimmungen über den unentgeltlichen Rechtstrü- 
X-'erwec’xsel . 


B. Zwischen staatlichen Organen und staatlichen Eiririchtur.gen 
erfolgt der Rechtstregerwechsel in Verbindung mit der unent- 
reltlichen Übertragung der volkseigenen unbev.eal i c hen G run d- ' 


mittel. 


5. Die Übertragung volkseigener unbeweglicner Grundmittel an 
Genossenschaften hat grundsätzlich nach der AÖ vom 11. Ok- 
tober ,1974 (siehe Anlage Ziffer 1) zu erfolgen. Danach blei- 
ben die volkseigenen Grundmittel Eigentum des Volkes. 
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Der Kst des Kreises, Abt. Pirarizen, überträi't die vc,i/. 3 ~ 
eigenen Grundrdttel durch i.'utzungavertreg, in de:.i die 
Zahlung eines einmaligen Nutzungsentgeltes zu vereinuu- 
ren ist, an die betreffende Genossenschaft, 

Die Übertragung eh die Genossenschaft erfolgt grundsätz- 
lich in Verbindung mit dein Hechts trUgernechsel des volks- 
eigenen Grundstückes, dessen Sestendteil das volkseigene 
Grundmittel ist. 

10. Volkseigene Gebäude können an BLirger der DDH aufgrund des 

" • ^ 

Gesetzes vom 7* i^erz 1950 (vgl, Anlage Ziffer 3 und 
Ziffer 4) verkauft «erden. Piir das zum Gebäude gehörende 
volkseigene Grundstück ist dem Käufer ein Ivutzungsrecht 
zu verleihen (vgl, Anlage Ziffer 7). Beim Kauf volkseige- 
ner Sin- und Zweifamilienhäuser oder zur Errichtung von 
Sigeniieimen ist auch der Verkauf volkseigener Grundstücke 
an Bürger zulässig. Das gilt auch für- volkseigene Gr-und- 
stücke, für die im Zusammenliang mit dem Kauf von Si.^- und 
Zweifamilienhäusern oder der Errichtung von Eigenheimen 
vor Inkrafttreten dieses Gesetzes ein liutzuhgsrecht ver— 
lielien worden ist. 

♦ 

Grundstücke, für die ein Kutzungsrecht verliehen werden 
soll, sind auf der Grundlage der dafür geltenden .’ieents-, 
Vorschriften in die Rechtsträgerschaf t des- Rates der 
Stadt, des Rates des Stadtbezirkes cdsi- des Rates der 
Gemeinde zu übertragen, auf dessen Territorium das Grund- 
stück liegt. 

Volkseigene Gebäude können für Gewerbezwecke an private 
Handwerker und Gewerbetreibende, die Bürger der DD.-i oder 
Ausländer mit ständigem Wohnsitz in der DDR sind, ver- 
kauft werden (vgl, Anlage Ziffer 3), 
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11, jev.egiiche Giundiiiittel und reicht aktivierte Arbei tssiit tel 
sowie Laterieiien sind durch Verkauf einer volkswirtacnaf t- 
liciien I^utsun^ cusufü:kr-en. . l>ie rrsiise für neu«' Grundini; lel 
rici;ten sich nach den {jeltenden i^echtsvorsciirif ten, und 
cv;ar der VO vom 25* April IS'DÖ /mlage Ziffei-5), 

I'ic- Preise für gebrauchte Grundmittel können zwischen uen 
beteiligten vereinbart werden (vgl. VO vom 10, rebruar 
• 19b6 Anlage Ziffer.^), 


bine Ausnaline bildet die Abgabe und ’Jbernahiae bovjegliciier 
urundmittel zwischen staatlichen Organen einschließlicn 


deren Sinrich-tungen, 
setzur^ (vgl, Aitlege 


Hier erfolgt eine unentgeltliche Gn- 
Ziffer 5), 


Anlegen 


L'ichhorn 
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Anlage 1 

Zii'Xer 1 


Ziffer 2 


AO vom 7. Juli 1965 über die Hechtsträgerschaft an 
volhseigenen Grunästücken (GEI, II, nr. 68, S. «133) 
i, d, ?. Co AO vom 11 o Oktober 1974 für* die Über- 
tragung volkseigener unbev.-eglicher Grundmittel ar. 
sozialistische Ger.cssenschaftcn (GEI, I, ilr. 33, 

Sa 4-0 5 { ber , G^l, I, kro 19» Z, b44} 

[Ersiej VO vom 25, August 1968 über den Verkauf und 
Kauf volkseigener unbev;eglicher Grundmittel durch 
Betriebe der volkseigenen V/irtschaft (GSl. li, Kr. 59, 
S. .797) i, d. ?o der Zweiten VO vom 1» August 1972 
(GSl. II, Kr» 48, £0 547) und der VO vom 13. Juli 19V8 
über die Planung, Vorbereitung und EurchuTührung von 
Polgeinvesxitionen (GSl. I, Kr. 23, £. 257) 


Ziffer 3 Gesetz vom 7. März 1990 über den Verkauf volkseigener 
Gebäude (GBl, I, Kr. 15, £. 157) 


iffer 4 SVO vom 15. Uärz 1950 zum Gesetz Uber den Verkauf 
volkseigener Gebäude (GSi. I, Hr« 18, S, 158) 


Ziffer 5 /Erste] VO vom 29 . April 1966 über den Kendel min 
bev/egiichen Grundmitteln und Vorräten (GBl. II, 

Kr» 51, S, 309) i. d, F. der 3. VO vom 6. März 1973 
(GSi. I, Kr. 16, S. 145) 


Ziffer 6 AO vom 10. Februar 1966 über die Veränderung vor. 

Grundsätzen beim Kandel mit beweglichen Grundmfct 
(GBl. II, Kr. 19, S. 99) 


6 rn 


Ziffer 7 Gesetz vom 14. Dezember 1970 über die Verleihung 
Kutzungsreohten an volkseigenen Grundstücken 
(GSl. I, Kr. 24, £. 372) 


vo: 


584 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/10900 


Anlage 2 


.'i 1 n w e a s e 

nur Ausarbeitung äer Vereinbarung uni ues Übergabe-ZÜbernaru;;?.-- 
urcickolis gemäß § 3 Abs. 3 cer AO vom V. Juli lS^t9 über die 
Kfechtsträgerschaft an voikseigencn Grunostiicken (GBl. JJ, 
y,T. 65. S. 433) ' 


1. Die Vereinbarung für die Übertragung des .volkseigenen Grund- 
stückes swi-schen den beteiligten Betrieben, Organen und Ein- 
richtungen ist ein schriftlicher Vertrag und hat gern, ü- /* 
der 0 . gc Aü zw enthalten: 

- Angaben über die Lage und den Brhaltungsaustand des volks- 
eigenen Grundstückes; 

- Festlegungen über den vorgesehenen 2eitpu:ikt der .I.'ech: s- 
wirksarkeit des Kechtsträgerwechsels. Dabei ist su beach- 
ten, daB eine rück whrke nee Vereinbarung des Recht sträger- 
wechseis unzulässig ist (vgl. §. 7 o. g. VO); 

- Festlegungen über die unentgeltliche' oder entgeitlichc- 
übertregung der volkseigenen unbeweglichen Grundmittel; 

- Festlegungen über die Höhe der vereinbarten Übergabe-/ 
Übernahmev/erte der Grundmittel. 


Ü berge be-/ Übernahme rrotokol 1 


2ur Gewährleistung einer ordnungsgemäßen Übergabe/Übernahme 
der volkseigenen Grundstücke ist ein Protokoll zu fertigen, 
das .gern. § 9 der o, g. AO folgende Angaben zu enthalten' hat 
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- Sezeichnung des Grundstückes (örtliche 
und 6£f. Grundbucbbezeichnung) ; 

- Zeitpunkt der voz Liegensciiaftsdienst 
Tsrirksariceit des Recht strägerwechsels; 


Lege, Liegenscheita- 


be stetig :en rtechts- 


- Zeitpunkt der Übergebe /Übernehme des Grundstückes; 

- buchmäßiger Bruttowert luid Verschleiß .der unbev/cglichen 
Grundmittel zum Zeitpunkt der Rechtswirksamkeit des kechts- 
tregerwechsels; 


- vom Übernehmenden •aaer^uannte Werte; 


- Angabe, ob unentgeltlich oder entgeltliche Übertraeung der 
EU- dem Grundstück befindlichen unbeweglichen Grur.cniiitei 
erfolgt; 

-r Bemerkungen über den Zustand des Grundstückes und der un- 
beweglichen Grundmittel bei der Übergabe; 

- übertragene langfristige Verbindlichkeiten ; 

- übergebene GruadEtlicksunterlagen. 
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Dokument 56 

Ministerrat 

BeschluO über weitere Aufgaben und Maßnahmen, die sich aus der 
Aullösung des ehemaligen Ministerijjms für Slaatssicherheit/Amtes 
für Nationale Sicherheit (MfS/AfNS) ergeben 

vom 16. Mai 1990 • 


1. a) Das mit Beschluß des Ministerrates 13/4/90 vom 8. 2. 1990 
gebildete Komitee zur Auflösung des ehemaligen MfS/AfNS 
(nachfolgend Komitee genannt) wird dem Stellvertreter des 
Ministerpräsidenten und Minister des Innern 
unterstellt. Oer Leiter des Komitees wird durch den 
• Stellvertreter des Ministerpräsidenten und Minister des 
Innern berufen und ist ihm rechenschaftspflichtig. 


b) Das Komitee ist juristische Person und Haushaltsorganisation. 

Seine Aufgaben, Arbeitsweise und Befugnisse sind durch 

Statut zu regeln. 

, vv^ 

c) Alle mit der weiteren Auflösung des ehemaligen MfS/AfNS 

erforderlichen Aufgaben und Maßnahmen sind durch das Komitee 
durchzuführen. ... 

• * • • 

Verantwortlich: Stellvertreter des Ministerpräsidenten und 
Minister des Innern 
Leiter des Komitees 

* » . % • 

2. Zur Vorbereitung grundsätzlicher Entscheidungen ist unter Leitung des 
Stellvertreters des Ministerpräsidenten und Minister des Innern 
eine Regierungskommission zu berufen. 

€ 

Verantwortlich: Stellvertreter des Ministerpräsidenten und 
Minister des Innern 

Termin: Mai 1990 
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3.1. Die im Zusammenhang mit Auflösungshandlungen des ehenaligen MfS/AfHS 

getroffenen Entscheidungen, Vereinbarungen b^w. ab ges chl ossehen Vert räge 
über Objekte, staatlichen Grund und Boden, unbewegliche und _bewegliche 
Grundmittel sind gemäß diesem Beschluß, einschließlich der Eigentums- 
Verhältnisse an Grund und Boden, zu ü berprüfen. Entscheidungen, die den 
Grundsätzen dieses Beschlusses widersprechen, sind aufzuneben. Damit 
verbundene Konsequenzen sind in den Territorien einvernehm lich zu lösen. 

Verantwortlich; Stell vertretet des Ministerpräsidenten und 
Minister des Innern 
Minister 

Vorsitzende der örtlichen Räte 
Leiter des Komitees 

3.2. Erlöse aus dem Verkauf von unbeweglichen und be weglich en G rundmitteln 
sowie von Inventar, soweit dieser Verkauf nach den geltenden Rechts- 
vorschriften^ zulässig ist, sind an den Staatshaushalt abzuführen. 

Das gilt auch, wenn Objekte unentgeltlich tibergeben_ wurden und 
später einer ge^werblit^ en^l^ zugeführt werden . Im Interesse 

der Verbesserung der Infrastruktur im Territorium können von den 
örtlich en Räten 10 P rozent des Kaufpreises für die unbeweglichen 
Grundmittel einbehalten werden. 

Verantwortlich; Minister ' • . • * 

Vorsitzende der örtlichen Räte • .... 

Leiter des Komitees 

3.3. Bis zym vollzogenen Rechtsträgerwechsel obliegt die treuhänderisch e 
Verwaltung aller in Rechtsträgerschaft des ehemaligen MfS/AfJJS be- 
findlichen Grundstücke, beweglichen und unbeweglichen Grundmittel 

• dem Komitee. 

Verantwortlich: Leiter des Komitees 


- Verordnung vom 28. August 1968 über den Verkauf und Kauf volkseigener 

unbeweolicher Grundmittel durch Betriebe der volkseigenen V/irtschaft 
(GBl. il Nr. 99 5. 797) • ' 

- Gesetz ,vom 7. März 1-990 über den Verkauf volkseigener Gebäude 
(GBl. I Nr. IB S. 157) 

- Verordnung vom 29. April 1966 über den Handel mit beweglichen Grund- 
mitteln und Vorräten (GBl. II Nr. 51 5. 309) 
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3.4. Bis zur ÜDernahme der Objekte durch neue Nutzer ist die Sicherung 
-öer Objekte zu gewährleisten. Die SicherungsmaOnahmen sind durch die 


Deutsche Volkspolizei zu unterstützen. 


Verantwortlich: Vorsitzende der örtlichen Räte 

in Zusammenarbeit mit den Chefs der BDVP 
bzw. den Leitern der VPKA 
Leiter des Komitees 


3.5. Soweit zur Sicherung der Objekte zeitweilig der Einsatz ziviler Kräfte 
notwendig ist, kann durch den Leiter des Komitees dafür eine neben-, 
berufliche Tätigkeit vereinbart werden. 


3.6. Zur künftigen ökonomischen Nutzung- von Objekten der Landesverteidi- 
gung, die zum ehemaligen MfS/AfNS gehörten, ist beim Komitee eine 
Gutachterkonmission zu bilden. ^ . 

Verantwortlich; Leiter des Komitees in Zusammenarbeit mit 
den Ministern für Wirtschaft, der Finanzen 
sowie für Abrüstung und Verteidigung 


3.7. Für den Rechtsträgerwechsel bzw. Verkauf von beweglichen und 
unbeweglichen Grundmitteln des ehemaligen MfS/AfNS durch_das 
Komitee sind die Festlegungen gemäD Anlage 1 anzuwenden. 


3.B. Zur Unterstützung der Tätigkeit des Komitees sind Fachkader zur 
Bewertung von Grundmitteln auf Anforderung des Leiters des 
Komitees zur Verfügung zu stellen. 

Verantwortlich; Minister für Wirtschaft 
Minister der Finanzen 
Minister für Bauwesen, Städtebau und 
Wohnungswirlschaft 
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4. Für die Behandlung der Wo hn- und Freizeitobjek te (1- und 2- Fa- 
milienhäuser und Bungalows), die in Rechtsträgerschaft bzw. in 
Nutzung des ehemaligen MfS/AfNS waren und v on der Versorgungsei n- 
richtu n g deS Ministerrate s verwaltet wurden , sind dem Ministerrat 
Entscheidungs Vorschläge zu unterbreiten, ' 

Das betrifft insbesondere Festlegungen zur Bindung solcher Objekte 
an das Dienstverhältnis (Dienstwohnung), zur Festlegung von Miet- 
verhältnissen und Bestimmung der Höhe des Mietpreises. 

I Bis zur Entscheidung darüber Sind Verkäufe solcher Objekte nicht 
statthaft. 

Verantwortlich: Minister im Amt des Ministerpräsidenten 
Vorsitzende der örtlichen Räte 
Leiter des Komitees 

• 

% ^ * 

5. Für die Behandlung von Wirtschaftsverträg en, die durch das ehe- 
malige MfS/AfNS abgeschlossen wurden, gelten die Festlegungen 
gemäd Anlage 2. . • 

Verantwortlich; Minister 

Vorsitzende der örtlichen Räte 
Leiter des Komitees 


6. In die weitere Förderung und Entwicklung des Leistungs- und 
Massensports der DDR sind Vorschläge über den Fortbestand .der 
Sportgemeinschaften und Sportclubs der SV Dynamo bzw. deren 
Rechtsnachfolger einzubeziehen und dazu insbesondere Vorschläge 
über die weitere Nutzung bzw. Vergabe der bisher durch das ehe- 
malige MfS/AfNS betriebenen Sportstätten und Sportobjekte ein- 
schlieQlich der zur Aufrechterhaltung der Funkt ionsfähigkeit er- 
forderlichen personellen Kräfte zu erarbeiten. 

Verantwortlich; Minister für Jugend und Sport 

Stellvertreter des Ministerpräsidenten und 
Minister des Innern 

in Zusammenarbeit mit den Sportverbänden 

i 

Termin; (zu Vorschlägen über die weitere Nutzung der 

Sportobjekte einschließlich der personellen 
Kräfte) sofort 
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7. Die für die Gebäudekomplexe NormannenstraOe/ CotlindcstraOe durch 
das Komilee in Übereinstimmung mit den Regierungsbevol Jmächtigten, 
dem Magistrat von Berlin und den neuen Nut 2 ern getroffenen Festle- 
gungen werden bestätigt. Das betrifft: 

- Poliklinik des Oskar-Ziethen-Krankenhauses als öffentliche Ge- 
sundhei tseinrichtung, 

- Staatliche Archivverwaltung (Haus 7, 6 und 9), 

• Deutsche Reichsbahn als Verantwortlicher für die komplexe ge- 
bäudetechnische Versorgung aller Ein2elobJekte (Haus 15 und 16) 
sowie für^ öffentliche Dienstleistungs- und Versorgungsaufgaben 
^ (Haus 18 und 22), 

- Amt für Arbeit (Haus A7 und Haus A0) 

- Deutsche Post (Rechtsträger) und Regierungsnachrichtenverbin- 
dungen (Haus 43). 

Für die Nut 2 ung der weiteren Objekte des Gebäudekomplexes sind 
dem Ministerrat auf der Grundlage vorliegender Bedarfsanforderungen 
Entscheidungsvorschläge 2u unterbreiten. 

Verantwortl ich: Stellvertreter des Ministerpräsidenten und . .. 
Minister des Innern 
Leiter des Komitees 

Termin: Mai 1990 

• ' : ■ • 

8. Entsprechend dem Vorschlag des Zentralen Runden Tisches 2ur Ein- 
richtung einer Forschungs- und Gedenkstätte für die Opfer des 

♦ Stalinismus im Haus 1 des Objektes NormannenstraOe des ehemaligen 
MfS/AfNS sind die erforderlichen kon 2 ept ioneilen Vorschläge sowie 
die materiellen, fin3n2iellen und personellen Vorausset 2 ungen vor- 
2ubereiten und 2u schaffen. 

Verantwortlich: Minister für Kultur in Abstimmung mit dem 
Stellvertreter des Ministeroräsidenten und 
Minister des Innern 
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9. Oie maleriell-techniscrie Sicherstellung der ßeräunijng der Dienst- 
einheiten und Depots der ehemaligen ßezirksverwaltungen (MfS/AfNS) 
von Schriftgut sowie einer Um- und Einlagerung in die dafür vorge- 
sehenen Endarchive erfolgt in Verantwortung des Komitees in Zusamnen- 
arbeit mit der Staatlichen Archivverwaltung. 

Verantwortlich; Stellvertreter des Ministerpräsidenten und 
Minister des Innern 
Leiter des Komitees 


'10. Die Verwaltung, Aufbereitung und Sicherung des Schrift- und Archiv- 
gutes des ehemaligen MfS/AfWS erfolgt durch die. Staatliche Archiv- 
verwaltung entsprechend den Grundsätzen gemäß Anlage 3 . 

Verantwortlich; Stellvertreter des Ministerpräsidenten und 
Minister des Innern 


11. Zur Gewährleistung der Aufarbeitung der Vergangenheit, insbe- 
sondere zur gesellschaftlichen Rolle und Funktion des ehen»aligen 
MfS/AfNS, ist das dafür benötigte Archivgut. durch die Staat- 
liehe Archivverwaltung bereitzustellen. Ausgeschlossen davon ist 
personenbezogenes Archivgut. 

Dazu sind mit Institutionen upd Personen konkrete Vereinbarungen 

• 3 

auf der Grundlage der geltenden gesetzlichen Regelungen .zu* ‘* 
treffen. 

Verantwortlich; Stellvertreter des Ministerpräsidenten und 
. . Minister des Innern 

Leiter der Staatlichen Archivverwaltung 


12. Im Interesse des Schutzes der persönlichen Daten der Bürger ist 
das personenbezogene Archivgut des ehemaligen MfS/AfNS grund- 
sätzlich gesperrt. Eine Einsichtnahme in dieses Schriftgut und 
Archivout ist dem Parlamentarischen Untersuchungsausschuß der 
Volkskammer Vorbehalten. Der Staatsanwaltschaft und den Gerichten 
ist die Einsicl^tna^^me im Zusammenhang mit Ermittlungs-, Gerichts- 
. und Rehabilitierungsverfahren sowie zur Klärung von Ansprüchen 
auf Herausgabe von persönlichem Eigentum gestattet. Für Unter- 
suchungert sowie die Vorbereitung und Durchführung von Verfahren 
sind die erforderlichen Akten bereitzustellen. 

Verantwortlich: Stellvertreter des Ministerpräsidenten und 
Minister des Innern 

^Z. Z. gilt: Die Zweite Durchführungsbestimmung vom 16. Marz 199D 
zur Verordnung über das staatliche Archivwesen (GBl. II 
Nr, 21 5,. 193) 
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13. Zur Gewährleistung des Personen- und Datenschutzes entsprechend den 
internationalen Gepflogenheiten sind durch den Ministerrat der Volks- 
kammer zur. Beschlußfassung vdrzulegen: 

a) Gesetzentwurf zum Schutz von Personendaten (Datensr^)utz': 
gesetz der DDR) 

Verantwortlich; Stellvertreter des Ministerpräsidenten und 
* Minister des Innern 

Minister der Justiz 

Termin; 2. Halbjahr 1990 


b) Gesetzentwurf zum Archivwesen (Archivgesetz der DDR) 

Verantwortlich: Stellvertreter des Ministerpräsidenten und 
Minister des Innern, 

Minister der Justiz 

Termin: Halbjahr 1990 


lA. Es ist zu gewährleisten, daß das durch das ehemalige MfS vom Ministe- 
rium für Nationale Verteidigung, dem Ministerium des Innern, 
der Generalstaatsanwaltschaft und der Militärstaatsanwalt- 
schaft übernommene Schrift- und Archivgut in vollem Umfang kurzfristig 
•an die genannten staatlichen Organe zurückzuführen ist., 

Verantwortlich; Stellvertreter des Ministerpräsidenten und 
, Minister des Innern 

Leiter des Komitees 
* ■ 

15. Zur Lösung der Aufgaben zur Bekämpfung von Terrorismus und Extremismus 
ist das dazu im Bestand des ehemaligen MfS/AfNS vorhandene Schriftgut 
und Sachmaterial umgehend dem Ministerium des Innern 
zu übergeben. 

Verantwortlich; Stellvertreter des Ministerpräsidenten und 
Minister des Innern 
Leiter des Komitees 
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16. Zur Gewährleistung der zügigen Vernichtung nicht ‘zu archivierenden 
Schriftgutes gemäß Anlage 3, Ziffer 7, aus dem Bestand des ehemaligen 
MfS/AfNS sowie -zur Schaffung der erforderlichen Archivkapazitäten sind 
gesonderte MaOnahmen zur umgehenden Bereitstellung benötigter Verarbeitungs- 
kapazitäten (..^nzuleiten. 

Verantwortlich : Stellvertreter des Ministerpräsidenten und 
Minister des Innern in Abstimmung 
mit dem Minister für Wirtschaft 

Termin; sofort 

17. Oie Festlegungen zur Aufhebung der Schweigepflicht von Mitarbeitern 
des ehemaligen MfS/AfNS sowie von inoffiziellen Mitarbeitern, soweit 
sie sich offenbaren wollen, .werden' bestätigt (Anlage 4 ). 

^ Jegliche Aktivitäten und Planungen für eine konspirative Tätigkeit 
^ ehemaliger Mitarbeiter des MfS/AfNS sind verboten. Zuwiderhandlungen 
y werden entsprechend den strafrechtlichen Bestimmungen verfolgt. 

^ Ziffer 17 und Anlage 4 sind im Gesetzblatt der DDR-Teil I zu ver- 
\ öffentlichen. 

Verantwortlich: Minister im Amt des Ministerpräsidenten 


18. In die Vorbereitung und Durchführung von UmschulungsmaOnahmen sind 
die ehemaligen Mitarbeiter des MfS/AfNS einzubeziehen. 

Verantwortlich; Minister 

Vorsitzende der örtliqhen Räte 


19. Den weiblichen Angehörigen des ehemaligen MfS/AfNS, denen mit der 
•Auflösung der gesetzliche Anspruch auf besonderen Kündigungsschutz 
von Schwangeren und Müttern nicht gewährt werden konnte, ist das 
Schwanger Schafts- und Wochengeld bzw. die Mütterunterstützung für 
das Babyjahr entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen durch das 
Komitee zur Auflösung des AfNSjal s Rechtsnachfolger j zu zahlen. 

Verantwortlich; Stellvertreter des Ministerpräsidenten und 
Minister des Innern 
Minister der Finanzen 
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20. Die Dauer der geleisteten Dienstzeit ist den ehemaligen Angehörigen 
des MIS/AfNS in ihrer weiteren beruflichen’ Tätigkeit anzurechnen, 
sofern diese im Rahmen der ehemaligen Tätigkeit keine strafbaren 
Handlungen begangen bzw. anderen Bürgern durch diese Tätigkeit keine 
Schäden zugefügt liaben. Die geleistete Dienstzeit gilt als versiche- 
rungspflichtige Tätigkeit. Sofern die Voraussetzungen vorliegen, 
gelten für ehemalige Angehörige des MfS/AfNS die Regelungen des 
Beschlusses des Hinis terrates vom 16. 3. 1990 ü ber Maßnahmen der 

*1 — — !■ — m i— 1^^— iaar 

beruflichen Vorbereitung und sozialen Sicherstellung von Berufs- 
soldaten analog. 

Verantwortlich: Stellvertreter des Ministerpräsidenten und * 

Minister oes Innern 
Minister 

Vorsitzende der örtlichen Räte 

t *. 

21. Für die Gewährleistung der gesellschaftlichen Kontrolle der Durch- 
.führung dieses' Beschlusses sind die erforderlichen VoraussjBtzungen 

zu schaffen. Dazu sind die bisher getroffenen Vereinbarungen für 

die Tätigkeit der Bürger Komitees zugrunde zu legen. 

• ’ • * * 

Verantwortlich:' Stellvertreter des Ministerpräsidenten und 
Minister d§s Innern 

22. ' Dero als Anlage 5 beigefügten Antrag der Regierung an die Volkskammer 

hinsichtlich der Ausübung der parlamentarischen Kontrolle bei der 
• • * * 

‘endgültigen Auflösung des MfS/AfNS wird zugestimmt. 


23. - Der Beschlu ß des Ministerrates vom 6. Februar 1990 über weitere Maß- 
nahmen zur Auflösung des ehemaligen Amtes für Nationale Sicherheit 
(13/4/90) wird aufgehoben. 
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Anlage 1 

Testlegungen 

2 um Rechtsträperwechsel ^ bzw. Verkauf von beweglichen und unbe- 
weglichen Grundmitteln des ehemaligen Amtes für Nationale 
Sicherheit 

— — — — ' « 

1 , Grundsätze 

1.1. Bei Lntscheidungen über die künftige Nutzung von beweg- 
lichen und unbeweglichen Grundmitteln haben Erfordernisse zen- 
traler Staatsorgane sowie ihnen direkt nachgeordneter staat- 
licher Einrichtungen Vorrang. 

1.2. Anträge zentraler Organe sind durch das Komitee der 
Regierung der DDR zur Entscheidung vorzulegen. 

1.3. Anträge anderer Antragsteller’zur Nutzung von Objekten 
über 3 Mio M Wertumfang sind vom Komitee vorzubereiten und dem 
Minister des Innern zur Entscheidung vorzulegen. 

1.4. Anträge zur Nutzun g von Objekten unter S Wertumfang 

sind vom Leiter des Komitees zu e ntscheiden. 

Bei unterschiedlichen Standpunkten mehrerer Antragsteller z u 
einem Objekt entsche idet der Minister des Innern endgültig. 

« 

1.5. Übet Anträ ge auf Objek^^ weT che den Bezirksverwaltung en 
bzw. Kreisdienststellen des ehemaligen Amtes f ür Nationale Sicher- 

heit unterstande n , ist ge^äO Ziffe r 1.3. und 1.4. zu entsc he iden. 

F^ür Objekte u nter 5 Mi o H Wer tumfang kann die Entsch eidungsbe- 
fugnis durch den Leiter des Komite es den -Leitern der Bezirks- 
arbeitsstäbe übertragen werden. 

Oer Leiter des Komitees ist berechtigt, diesen Leitern direkte 
Weisungen zur besonderen Entscheidung für bestimmte Antragstel- 
ler im staatlichen Interesse zu erteilen. 

üb er Rechtsträgerwechsel entscheidet deiiJ-eiter „des .Komitees. 

Diese Entscheidungsbefug n i s _k ann üb er tr a g e n y e r d e n . 


Z. Z. gilt: . .... 

Anordnung vom 7. Juli 1969 über die Rechtsträgerscha 
volkseigenen Grundstücken (GBl. II Nr. 6B S. 433) 


ft 


an 
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1.6. Wenn die Überführung von Objekten der Landesverteidigung i 
die zum ehemaligen MfS/AfNS gehörten, in zivile Nutzung unan- 
gemessene ökonomische Belastungen nach sich zieht, kann der 
spätere Nutzer in Ausnahmefällen einen Antrag an das Komitee 
au*f ö konomische F örderunq smaPn^hmen stellen. 

Das -Komitee prüft solche Anträge und führt sie einer Entschei- 
dung zu. 

1.7. Die Antragsteller auf Übernahme von Nutzungsrechten bzw. de r 
R echtsträgerschaf t an Dbjekt e n sind verpflichtet, den ordnungsg 
Verwendungszweck und die Ei n-ft' ierbarkeit gegenüber dem Kom it ee nac 
zuweise n Das K omitee prüft ejg^r»Y_ejr^a_g t_wortl ich d ie eihoere ichten 
U nterlag en. 

1.8. Für bestimmte Verwendungen hat das Komitee im Zusammenhang 

- -i' ii ir ^ 

mit der Übertragung von neuen Nutzungsrechten an Dbjekten die 
Pflicht, eine Zweckbindung durch Aufl agen a uszusprechen. 
Hauptgründe für die Zweckbindung sind soziale Verwendung en oder 
Verwendungen f.ür kommunale Verwaltungszwecke bzw. die weitere 
Erhaltung' "aller- tlFlaubs-“ uhd Peyi'eno bjekte sowie Kinder lerien- 
lager für den bisherigen Verwendungszweck. 


2 . ' Antragstellung in bezug auf neue Nutzungen 

0 ’. \ 

. ' ' • t 

2.1. Antragsberechtigt sind juristische und natürliche Personen, 
welche einen Sitz auf dem Territorium der DDR haben oder nach- ^ 
weislich beantragt haben. Mit einer positiven Entscheidung 
über den Antrag ist die Pflich.t zur Niederlassung auf dem 
Gebiet der DDR verbunden, anderenfalls kann die Entscheidung y 

nach Ablauf einer Frist für nichtig erklärt werden. 


2.2. Mit der Antragstellung verpflichtet sich der Bewerber, 
freiwerdende Objekte tatsächlich aufzugeben und für eine neue 
Nutzung freizugeben, sofern nicht alte Rechte Dritter geltend 
gemacht werden. 
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2.3. Sämtliche haushaltsfinanzierten Antragsteller, örtliche 
Staatsorgane und Kommunen haben i n der Antra g stellung neben dem 
Nachweis des jJringenden Bedarfs den Nachweis der Bereitstellun g 
der benötigten Haushaltsmittel zum Betreiben und zur vollständi- 
gen Erhaltung der Objekte zu erbringen. 

• - 

2.4. Antragsteller mit wirtschaftlicher Rechnungsführun g und 
b eabsichtigter wirtschaftlicher Nutzung haben -den Nachweis der ' 
Finanzierbarkeit des späteren Kaufpreises zu erbringen. Oer 
Betriebszweck ist umfassend darzustellen ( Nutzungskonzep t ) . 

Auf Anforderung des Komitees ist ein ökonomisches Konzept zur 
gutachterlichen Prüfung beizubringen. Die Übergabe von beweg- 

1 ichen u niWjn ^wegl ichen Crundmjjtteln erfolgt entgeltlich. 

2.5. Parteien, Vereinigungen und (natürl iche Personen^ jhaben den 
Nutzungszweck darzustellen u nd den Nutzungsumfang zu begründen. 
Die Übergabe von unbeweglichen und beweglichen Grundmittel n 
erfolgt entgeltlic h. 

2.6. Beabsichtigte kommunale Verwaltungs- , soziale-, kulturelle - 

oder sonstige als f örder^n g syürdig anerkannte 7wecke sowie Ge - 
meinnützigkeit sin d v erbindlich dar zus teilen. ' Sie - ziehen eine 
N utzungsbindung nach sich. Eine Verletzung des Nutzungszweckes 
zieht die Nichtigkeit des Rechtsträgerwechsels bzw. getroffener 
Vereinbarungen nach sich. \\ 

2.7. Der Antragsumfang ist von vorn herein auf jenen Umfang an 
Grund und Boden sowie beweglichen und unbeweglichen Grundmitteln 
ju beschränken, der für den Nutzungszweck dringend erforderlich 
ist. 

2.8. In begründeten Fällen sind bereits im Antragsverfahren 
Nutzergemeinschaften mit durch den Hauptnutzer- für die Gemein- 
schaft betriebenen Ver- und Entsorgungseinrichtungen sowie Ein- 
richtungen der Infrastruktur anzustreben und/oder eine Neuver- 
messung auf mehrere Flurstücke zu beantragen. 
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2.9. Der Leiter des Komitees ist berechtipt, für bestimmte Ob- 
jekte 2 um Zweck des Verkaufes Ausschreibungen vorzunehmen. 

2.10. ln Abst immung 'ini t den Kommunen kann der Leiter des Komi- 
tees bereits für das Antragsverfahren die Forderung nach teil- 
weiser oder vollständiger Herstellung des öffentlichen Betrie- 
bes des Objektes oder der Erbringung von Leistungen für die 
Kommune erheben und die positive Entscheidung über den Antrag 
von der Erfüllung dieser Bedingungen abhängig machen. 

3. Antragsprüfung 


3.1. Liegen jm Ergebnis des Antragsverfahrens bzw. von Aus- 

schreibungen mehrere Angeb ote über Hutzungsvorschläge vor , 
entsc heidet der Lei ter des Komitees unter Berücksichtigung 
de r Ste llungnahmen der Kommunen über die zu .realisierende 
Lösung. ' 

3.2. 2ur Prüfung von Anträgen und Nutzungskonzeptionen, ins- 
besondere auf ökonomische Tragfähigkeit, zur Sicherung bzw. zur 
Schaffung von Arbeitsplätzen ist der Leiter des Komi.tees be- 
rechtigt, Gutachten, und Stellungnahmen qinzuholen. 

^ , • • 

4 . Vorl auf i ge Nulzungsvere inbarungen 

4;1. Das Komitee ist berechtigt, mit den späteren Rechtsträ- 
gern Hutzungsvereinbarungen auf der Basis von befristeten 
Miet- oder Nutzungsverträgen abzuschl ieOen . Diese Nutzungs- 
vereinbarungen haben Art und Umfang der Nutzungsrechte ver- 
bindlich zu regeln und sind grundsätzlich entgel tl ich . 

4.2. Der Nutzer nimmt gemäß diesen Nutzungsvereinbarungen 
staatliches Eigentum treuhänderisch in Dbhut und ist ohne 
schriftliche Genehmigung des Komitees nicht berechti gt, außer 
der vereinbarten Nutzung i rgendwelche Rechtshandlung en mit 
diesem staatlichen Eigentum vpj^junehmei) . 
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4.3. Der Nutzer ist verpflichtet, an der Feststellung von Art und 
Umfang des st.aatlichen Eigentums (unbewegliche und bewegliche Grund- 
mittel, Jnventare) mitzuwirken. Bei Verstößen des Nutzers gegen die 
Festlegungen gemäß Ziffern 4.1. und-4.2. ist die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit zu prüfen. * 

4.4. Der Nutzer ist b erech tigt, den Kauf des beweglichen In- 
ventars, Bevorratungen und Verbrauchsmaterial zu beantr agen, 
ln der Nutzungskonzeption ist der beantragte Umfang als zum 
Betreiben erforderlich nachzuweisen, über den Antrag des Nutzers 
entscheidet das Komitee. 

Das Komitee ist berechtigt, aber nicht verpflichtet, diese Anträ- 
ge zu genehmigen. Das Komitee kann Auflagen zur weiteren Nach- 
weispflicht erteilen. 


4.5. Können sich Komitee und Nutzer innerhalb von 3 Monaten 
ab Vorlage des Vertragsentwurfs und Bekanntgabe der Kaufpreis- 
forderung nicht einigen, ist die Nutzungsvereinbarung gemäß 

Ziffer 4.1. entsprechend den Rechtsvorschriften aufzuheben. 

€ 

j 

In diesem Falle erfolgt kein gegenseitiger Auf wenduhgsersatz. 

# 

5. Rechtsträgerwechsel 


^ ^ * über den Rechtsträgerwechsel sin d Ver tr äq e a bzuscVl i.eß e n . 
Zeichnungsberechtigt ist der Leiter des Komitees bzw. ein von 
ihm Bevollmächtigter als Übergebender. Der Rechtsträgerwec hsel 
erfolgt grundsätzlich entgeltlich. 


5.2. Die unentgeltlich (^e^lassuno ^yon unbewi^dH ch^n^Grun^ - 
mjtteln (Gebäuden, Baulichkeiten einschließlich der Gebäude- 

' ■ -I 

technischen Ausrüstungen sowie Inventar) ist zu vereinbaren, 
wenn ' 


die Übertragung an zentrale Staatsorgane bzw. ihnen direkt 
unterstellte, haushal tsf inanzier.te staatliche Einrichtungen 
erfolgen soll 
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- die Übertragung an Kommunen mit Zweckbindun g für Aufgabe n 
der kommunalen Verwaltung oder u nmittelbar, soziale, haus - 
hal tsl i nanzierte Verwendun gszwecke e r I o 1 g t . 


Wird die Zweckbindung aufgehoben, ist ein Verkauf zu realisieren. 


(^5,3^ Für bewegliche Grundmittel, technologische Ausrüstungen, 
'Lagerbestände und Vorräte ist- der E igentumswechsel .Jji jedem 


Falle durch Verkauf durchzuführen. 
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AfQaQV ? 


nru««d‘;3l7r 

für dir ürliandlunij von diirrh das MjnJstrrr inn» fnr Sinnt sr.irjirrhci t/ 
Ami für Mnlionnlr Sicl»erlicii f'ir dar> 3at»r aliiic 5 Chlnr>sei»pn 

Wi rl snhnf tsvcrt ra(n»n 


1. Tur mit dem Mjnir.lnriim* für Staalssirhrrhri 1 /Amt für Nnljonnte 
Sirhrrhoit abnesr.liJnssrnL* Wj rlsrtinftsvrr Irnqr nill wci Irrtiin ein 
liefrr- nmi Ipistunctsr.topn. 

Das gilt mehl lur 

- wri ter7ijf>i hrend e I nv'esti 1 i nnsvnrh aben , für die eine objektbe- 
70oenp Kontr^lc or'ga'nTsierT'w’i rd, 

- J^hrns- tind vrr^nrgnngswichtirjr Liefernnoen und t,cisttKKi en 

(?. 6. Elektrornrrqie, Has, Kohle. Wariser, Irttib- und Schmier- 
stoffe. MahrunnsQütrr. NarhrirbtenJeistunpen. Wnsrherei- 
leislunuen. sladlwi rtschaf 11 icfie f nlsnrnunnslnjslunpeni /ur 
technischen Betreibung vorhandener Übiei.tr. 

fnl scheidlinnen über die Weiterführunp von Investitionsvorhaben 
trifft der Wirlschof Ismjnister auf Antrag des Leiters des Knmjtees. 

Oie Adressaten des Liefcr- und '.eistunosstnnps sind durch die^ 
Minister und Vorsit 7 enden der Räte der Bezirke und Kreise zu 
informieren. 


ii 


(3^ Oie Sa nktionen nacii dcm_ Veftragspesetz hieben von nnU/endi gen 
I VertragsändeFJngen ürid "-auf bedungen unberütirt . ’ . • 


3., Entstandene Aufwendungen pemäO § 79 d e s Ver trannoesetzes aus geänderten 
bzw. aufgehobenen Vertragen mit dem ehemaligen AlO'j sind durch die Wi rt- 
schaftseinheiten mit detaillierten Angaben zu 


- den vertraglichen Vereinbarungen 

- den erfolgten Aktivitäten zum Verkauf der gefertigten Erzeugnisse 
und exakten Leistungen an Dritte ' ' 

-den erzielten Erlösen aus Verkäufen und Verschrottungen 

bi5_SD3le5tens 31. 03. 1990 (AusschluO frJs t ) b ei m Ko mitee zu 
beantragen.' das darüber entscheidet.* 

für die beantragten Fordcrunrien ist ein revisinnssi oberer Nacltweis 
durch dip Wirtschaftseinheiten zu gewährleisten. Hegriindele Forde- 
rungen sind durch das Komi tee bis zum 30. 06. 19911 auszucileichcn. 

Notwendig^ Nachprüfungen vor Ort sind durch das Komitee über das 
Ministerium der Finanzen zu veranlassen. 
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Anlage 3 

Grundsätze über Sicherung, Bewertung, ErschlieDung und Auswertung des 
Schriftgutes des ehemaligen MfS/AfNS 

1. Schriftgut im Sinne dieses Beschlusses sind Akten, Schriftstücke, 
Karten, Pläne, Datenspeicher sowie Träger von Daten-, Bild-, Film-, 

Ion- und sonstigen Aufzeichnungen des ehemaligen MfS/AfNS. 

2. Für den Umgang mit dem Schriftgut gelten 

- die Beschlüsse der Volkskanner der DDR, 

- die einschlägigen Rechtsvorschriften sowie 

- die archivwissenschaftlichen Prinzipien und Verfahren 

unter Berücksichtigung der in den folgenden Textziffern 
getroffenen Festlegungen. ^ 

3. Zur Beratung von Grundsatz fragen des Umgangs mit dem Schriftgut ist vom 
Stellvertreter des Ministerpräsidenten und Minister des Innern 

eine Expertenkommission vorzuschlagen und vom Ministerrat zu bestätigen 

4. Für die Sicherung, Bewertung, Erschließung und Auswertung des 
Schriftgutes sind zuständig: 

- die Staatliche Archivverwaltung (Zwischenarchiv Berlin) hinsichtlich 

der Zentrale 'des ehemaligen MfS/AfNS, ' • * 

- die Staatsarchive hinsichtlich der Bezirksverwaltungen*und Kreis- 
diehststellen des ehemaligen MfS/AfNS. 

#■ 

b. Auf der Grundlage der geltenden Rechtsvorschriften ist zu gewähr- 
leisten, daß 

- kein Schriftgut ohne Genehmigung der zuständigen Archive ver- 
nichtet oder entfernt, 

- kein Schriftgut verfälscht bzw. entfremdet, 

- jeglicher Informationsmißbrauch im Umgang mit dem Schriftgut ausge- 
schlossen, 

- die Vernichtung unter Beachtung der Sicherheitsinteressen der Ge- 
sellschaft und ihrer Bürger durchgeführt 

wird. 
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6. Das Schrjflput ist 7u bewerten, um es ir» seinem Umfang tu redurieren 
und alle Dokumente für die dauernde Aufbewahrung auszuwählen, die bedeu- 
lunpsvoll sind'für 

- die. politische und historisch-wissenschaftliche Aufarbeitung der 

Vergangenheit, \ 

- die Geltendmachung von Ansprüchen der Bürger auf Rehabilitierung 
und Wiedergutmachung erlittenen Umrechts, 

- die strafrechtliche Verfolgung von Menschenrechtsverletzungcn, Rechts- 
beugungen und anderen Verbrechen. 

7. Der Vernichtung unterliegen vor vernichtete Dokumente, unbenutzte Vor- 
drucke, Post-, VS-Nachweis- und Aufzeiclmungsbücher mit Ausnahme der des 
Ministers, seiner Stellvertreter und des Leiters der Zentralen Auswer- 
tungs- und Informationspruppe sowie anderer Leiter. 

8. Über die Bewertung und Vernichtung der Personendatensoeicfier ein- 
schlieOlich der dazugehörigen Karteien ist zu einem späteren Zeitpunkt 
Zu entscheiden. 

9. Oie für die dauernde Aufbewahrung bestimmten Teile des Schriftgutes 

sind zu erschlieOen. * . . 

• • . 

10. Für politisch und historisch-wissenschaftlictie Zwecke können für 
♦ 

das archivierte Schriftgut gemäO der Zweiten Durchführungsbestimmung 
vom 16. März 1990 zur Verordnung über das staatljcne Archjvwesen 
(GBl. 11 Nr. 21 S- 193) Benutzungserlaubnisse erteilt werden. 

Ausgenommen sind; 

- Dokumente mit Informationen über die Sicherheit anderer Staaten 
(Schutzfrist: 60 Jahre) 

- Dokumente mit schutzwürdigen Informatitjnen über betroffene Personen 
(Schutzfrist: 110 Jahre). 

Oie Verknüpfung personenbezogener Daten ist nur zulässig, wenn schutz- 
würdige Belange Betroffener nicht beeinträchtigt werden. 
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Die Schutzfrist für Dokumente über Personen kann auf Antrag verkürzt 
werden, wenn die Beeinträchtigung schützwürdiger Interessen des Be- 
troffenen durch MaOnahnien, wie die Vorlage anonymisierter Reproduk- 

% 

tionen, ausgeschlossen werden kann. 

Die Kosten für die Vorlage anonymisierter Reproduktionen sind von den 
Benutzern zu tcagen. 

Die Benutzung ist für leile des archivierten Schriftgutfes einge- 
schränkt, die nicht durch Hilfsmittel erschlossen sind sowie deren 
Erhaltungszustand gefährdet ist. 
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AnJanr» A 


festlecjunpcn 

2 ur Aufhebung der Sr.hwejpepf J ichl 


1. Alle e^lemalipen bzw. zeitweise noch mit der Auflösung 
beschäftigten Mitarbeiter des ehemaligen Ministeriums 
für Staatssicherheit bzw. des Amtes für Nationale Sicher- 
heit werden von der ihnen auferlegten Schweigepflicht 
über anvertraute Staats- und Dienstgeheimnisse im fol- 
■ genden Umf ang entbunden : 


1.1. Gegenülier den mit der Untersuchung von Sachverhalten 
beaiif tragten Staatsanwälten oder Ängohbripen der 
Kriminalpolizei olwte E l nschränkung im Rafwien von. 

E rmi 1 1 1 1 mpshand 1 unqen . 

Oie Geheimhaltung von Staatsrjnheimnissen wird durch das 
Dienstverhältnis der Staatsanwälte und der Angehörigen 
der Kriminalpolizei gewahrt. 

1.2. Im Umfang des .ieweiligen Untersur.hunqsgeqenstandes, 
soweit es die Verfassung der DDR verletzende Tätigkeit 
des ehemaligen Ministeriums für. Staatssicherheit bzw. 
des Amtes für Nationale Sicherheit und Strukturen uhd 
Arbeitsweise betrifft, gegenüber * 

- dem Parlamentarischen Prüfungsausschun der Volkskammer 

- der eingesetzten Regicrungskommission jm R.nhmen ihrer 
■ Aufgaben 

- den entsprechenden Untersuchungsausschüssen in den 
lerri torien. 


2. Es ist zu gewährleisten, daO bei allen Aussagen keine 
■ Verletzung von Persönl ichkeitsrechten Dritter erfolgt. 


3. Alle ehema ] i o»’n bzw. zeitweise mit der Auflösung be- 
schält igien lUlarüeiter des ehemaligen Ministeriums für 
Staatssicherheit bzw. des Amtes für Nalinnale Sicherheit 
sind weiterhin zur Geheimhaltung ihnen anvertraut ge- 
wesener StaatsqeheinKusse, sofern sie die mit der Ver- 
fassung der DDR in Übereinstimmüng stehende frühere ge- 
heimdichstl iche oder nachrichtendienstl i che Tätigkeit 
betreffen, verpflichtet, ln Zwei fclsfal len ist der für 
den sachlichen Bereich der Geheimhaltung zuständige 
Leiter berechtigt zu entsciieirien, oli die Notwendigkeit 
der weiteren Gcheimfinl tung besteht. 
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4. Tür die Aufhctbunq der Schweinepflicht von inoffiziellen Mit- 
arheitcrn, soweit sie sich offenbaren wollen, gilt 

N 

% 

4.1. Werden im Zusammenhang mit Untersuchungshandlungen von 
Staatsanwälten oder Angehörigen der Kriminalpolizei Aus- 
sagen von ehemals inoffiziellen Mitarbeitern gefordert, ' 
kann ohne Einschränkung ausgesagt werden. Die Geheimhal- 
tung wird durch das Dienstverhältnis der Staatsanwälte 
und der Angehörigen der Kriminalpolizei gewahrt. 

4.2. Ehemalige inoffizielle Mitarbeiter können sich gegenüber 
Personen ihrer Wahl über ihre Tätigkeit oflfenbaren. Sie 
kommen damit nicht in Konflikt zu früher eingegangenen 
Verpflichtungen. Kein ehemaliger inrfflzieller Mitarbeiter 
kann mit Ausnahme in den Fällen gemäO 4.1. gezwungen werden, 
seine Tätigkeit als inoffizieller Mitarbeiter offenzuiepen, 

4.3. Es ist zu gewährleisten, daß bei allen Aussagen keine Ver- 
letzungen von Persönlichkeitsrechten Dritter erfolgt. 

4.4. Staatsgeheimnisse aus dem Bereich der geheimoienstlichen und 

nachrichtendienstlichen Tätigkeit unterliegen nach wie vor 
der Schweigepflicht. In Zweifelsfällen ist der für den 
sachlichen Bereich der Geheimhaltung zuständige Leiter be- 
rechtigt zu entscheiden, ob die Notv/endigkeit der weiteren 
Geheimhaltung besteht. ' ' ’ 

. * . 

5. Diese Festlegungen berühren nicht das Aussageverweigerungs- 
rccht gemäO der StrafprozeOordnung der DDR. 
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An] aoe 5 


Antrag der Reoi' unq an dir» Volkskammer 


Oie Volkskammer möge einen Ausschuß bilden, der die pailamen- 
tarische Kontrolle über die endgültige Auflösung des MfS/AfNS 
ausübt . 

Im Interesse der Nutzung der Lrfahrungen bei der bisherigen 
Auflösung wird empfohlen, in diese parlamentarische Kontrolle 
sachkundige Vertreter der Bürgerkomitees einzubeziehen. 


608 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/10900 


Dokument 57 


' <?. 


Statut 

des Komitees zur Auflösung des Amtes für Nationale Sicherheit 


I. Ziele und Grundsätze des Komitees zur* Auflösung .des Amtes 
für Nationale Sicherheit 


§ 1 

(1) Das Komitee zur Auflösung des Amtes für Nationale Sicher- 
heit ist ein Organ des Ministeriums des Innern. 

Es unterliegt der parlamentarischen Kontrolle. 

(2) Das Komitee zur Auflösung des AfNS arbeitet auf der Grund-- 
läge der Gesetze und Beschlüsse der Volkskammer, der Beschlüsse 
und Verordnungen des Ministerrates sowie der Weisungen des 
Stellvertreters des Ministerpräsidenten und Minister des Innern, 
dem es unterstellt ist. 

(3) Aufgaben, Rechte und Pflichten des Komitees werden des- 
'weiteren durch den Beschluß des Ministerrates vom 16.05.1990 
bestimmt. 


§ 2 

(1) Die Tätigkeit des Komitees zur Auflösung des AfNS ist da- 
durch bestimmt, gesicherte Grundlagen und Erkenntnisse für eine 
überzeugende Darstellung der Strukturen und Arbeitsweisen des 
ehemaligen MfS zu erarbeiten und einen wirksamen Beitrag dafür 
zu leisten, daß bis zur Wiedervereinigung beider deutscher 
Staaten alle wesentlichen mit der Tätigkeit des ehemalicen 
MfS zusammenhängenden offenen Fragen durch die DDR geklart 
werden können. 
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C2) Das Komitee gewährleistet die einheitliche Gestaltung des 
Prozesses der weiteren Auflösung des AfNS, 

Es setzt sich für die gesellschaftliche Integration der ausge- 
Echiedenen Angehörigen des ehemaligen AfNS sowie entsprechend 
der rechtlichen Bestimmungen für die Lösung sozialer Problems 
ehemaliger Angehöriger des AfN3/MfS ein. 


§ 3 

(1) Mitarbeiter des Komitees zur Auflösung des Amtes für 
Nationale Sicherheit sind Personen, ■ die loyal zur Entwicklung 
in der DDR stehen und die Ziele bzw. Regelungen des Staats- 
vsrtrages zwischen der DDR und der BRD zur Einführung der 
iVahrungS“, Wirtschafts- und Sozialunion in der DDR akzep- 
tieren. 

(2.) Ihre Persönlichkeitseigenschaften und Verhaltensweisen 
müssen dem öffentlich-rechtlichen Charakter der Arbeits- 
weise des Komitees entsprechen. 


§ 4 

Das Komitee zur Auflösung des Amtes für Nationale Sicher-! 
heit stützt sich bei seiner Tätigkeit auf eine feste Zu- 
sammenarbeit mit den Bürgerkomitees und einer breiten 
Öffentlichkeit. 
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.§ 5 

(1) Das Komitee ist juristische Person und Haushaltsorgani- 
sation. 

Sein Sitz ist Berlin. 

(2) Das Komitee beendet seine Tätipkeit eui Beschluß des 
Ministerrates der DDR. 


II. Aufgaben, Rechte und Pflichten des Komitees 

§ 6 ‘ 

(1) Vollständige Auflösung der Strukturen des ehemaligen 
MfS/AfNS und Mitwirkung bei der Aufarbeitung der Rolle und 
Funktion des ehemaligen MfS/AfNS mit dem Ziel, der Regierung 
der DDR politische Entscheidungs- und Bewertungshilfen auf 
diesem Gebiet zuzuarbeiten. 

(2) Vollständige Erfassung und Bewertung der materiellen und 
finanziellen Bestände des ehemaligen MfS/AfNS, die unter Be- 
achtung ihrer effektivsten gesamtgesellschaftlichen Verwen- 
dung sowie bestehender berechtigter Ansprüche von Personen 
in neue Rechtsträgerschafter zu überführen sind. 

(3) Unterstützung der weiteren Aufarbeitung des Archiv- und 
Schriftgutes unter Wahrung des Schutzes persönlicher Daten 
der Bürger entsprechend den Rechtsvorschriften, weiteren 
zentralen Festlegungen und den Vorschriften des Staatsarchivs. 

(4) Realisierung noch offener bz,w.. weiterer begründeter Forde- 
rungen an das ehemalige MfS/AfNS bzw. Regelung bestehender 
Verbindlichkeiten. 
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(5) Vollziehung aus der Tätigkeit des Komitees resultierender 
Rechtsakte durch den Leiter des Komitees, von ihm beauftragte 
Leiter im Komitee bzw. durch die Leiter der Arbeitsstäbe in 
den Bezirken. Die entsprechenden Rechtsakte sind unter Kon- 
trolle des Ministers des Innern zu vollziehen. 


§ 7 


(I) Erarbeitung von verbindlichen Leitlinien und Grundsätzen 
zur Gewährleistung eines einheitlichen Vorgehens bei der 
weiteren Auflösung des AfNS in allen Bezirken der DDR. 


(2) Erarbeitung von Vorschlägen und Hinweisen zur Lösung 
arbeitsrechtlicher, sozialer und finanzieller Ansprüche 
ehemaliger Angehöriger des AfKS/MfS. 


(3) Anleitung und Koordinierung der Tätigkeit der Arbeits- 
stäbe in' den Bezirken. 

Durchführung von Erfahrungsaustauschen mit den Arbeits- 
stäben der Bezirke und Übermittlung von Erkenntnissen über 
ein effektives Vorgehen bei der Gestaltung des weiteren 
Prozesses der Auflösung des AfNS. 

Gezielte Unterstützung der Arbeitsstäbe der Bezirke. 
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§ B 


(1) Kontinuierliche Zusammenarbeit des Komitees zur Auflösung 
des AfNS mit dem Bürgerkomitee Berlin sowie Bürgerkomitees 
anderer Bezirke. 

(2) Gewährleistung eines engen Zusammenwirkens im Rahmen der 
Aufgabenstellung des Komitees mit den zuständigen Ministerien 
und deren nachgeordnete Einrichtungen sowie mit den Vor- 
sitzenden der örtlichen Räte. 


§ 9 


Dem öffentlichen Interesse an der vollständigen Auflösung des 
ehemaligen MfS/AfNS Rechnung tragend, ist durch eine dement- 
sprechende Öffentlichkeitsarbeit des Komitees die Transparenz 
und Überprüfbarkeit dieses Prozesses jederzeit zu gewährleisten. 

III. Leitung und Arbeitsweise 

§ 10 

(1) Oer Leiter des Komitees wird durch den Stellvertreter des 
Ministerpräsidenten -be- bzw. abberufen und ist diesem direkt 
unterstellt. 

(2) Oer Leiter des Komitees führt und organisiert die Arbeit 
des Komitees auf der Grundlape ties Ministerratsbeschlusses vom 
16.05.1990 sowie dazu erteilter Weisungen des Stellvertretenden 
Ministerpräsidenten und Minister des Innern, dem er persönlich 
für die Erfüllung der Aufgaben des Komitees verantwortlich und 
rechenschaftspflichtig ist. 
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(3) Der Leiter des Komitees beruft mit Zustimmuhg des '•Stellver- 
treters des Ministerpräsidenten und Minister des Innern seinen 
1. Stellvertreter und weitere Stellvertreter. 

(4) Der Leiter des Komitees begründet und beendet die Arbeits- 
rechtsverhältnisse aller anderen Mitarbeiter mit dem Komitee. 

(5) Der Leiter des Komitees ist Vorgesetzter aller Mitarbeiter 
des Komitees und hat ihnen gegenüber Weisungs- und Disziplinar- 
befugnisse. 


§ 11 

Der Struktur- und Stellenplan des Komitees wird durch den 
Stellvertreter des Ministerpräsidenten und Minister des Innern 
bestätigt. 


§ 12 

Aufgaben, Rechte und Pflichten für alle Leiter und Mitarbeiter 
werden in einer Arbeitsordnung des Komitees geregelt. 


§ 13 

(1) Die Realisierung der dem Komitee gestellten Aufgaben hat 
durch alle Mitarbeiter unabhängig von ihrer Zugehörigkeit zu Par- 
teien, gesellschaftlichen Organisationen oder Bürgerbewegungen und 
damit verbundenen politischen Interessen bzw. Zielsetzungen zu er- 
folgen. 
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(2) Die Verbindung und Verfolgung parteipolitischer Interessen 
mit Arbeitsaufgaben sowie die Mitgliedschaft in gemäß den Ge- 
setzen der DDR nicht zugelassenen Parteien, Vereinigungen und 
Organisationen ist mit der Tätigkeit im Komitee unvereinbar. 


§ 14 

(1) Für die Mitarbeiter des Komitees gelten die Festlegungen 
und Bestimmungen der Anordnung Nr. des Ministerrates 

über den- Geheimnisschutz vollinhaltlich. 


(2) Öffentlichkeitswirksames, Angelegenheiten des Komitees be- 
treffendes Auftreten von Mitarbeitern unter offizieller Bezug- 
nahme auf ihren Status als Mitarbeiter des Komitees, bedarf der 
vorherigen Genehmigung durch den Leiter des Komitees. 

(3) Die Mitarbeiter des Komitees sind verpflichtet, den Ein- 
satz der übergebenen bzw. genutzten materiellen Mittel strikt 
auf die Lösung der dem Komitee gestellten Arbeitsaufgaben aus- 
zurichten und dabei nach den Prinzipien höchster Effektivität, 
Sparsamkeit und Sorgfalt zu verfahren. 


§ 15 

(1) Für- Mitarbeiter des Komitees gelten die bestehenden arbeits- 
rechtlichen und sozialen Regelungen analog den dazu getroffenen 
Festlegungen für Mitarbeiter der Staatsorgane — 

(2) Die Finanzierung des Komitees erfolgt aus dem Staatshaushalt. 
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IV. Die Tätigkeit der Arbeitsstäbe der Bezirke 


§ 16 

(1) Oie Arbeitsstäbe zur Auflösung der Bezirksämter des AfNS 
(Arbeitsstäbe) sind territorial wirkende Arbeitseinheiten des 
Komitees. Ihre Arbeitsweise ist mit Perspektive zur Länder- 
bildung zu strukturieren. 

(2) Die Leiter der Arbeitsstäbe sind dem Leiter des Komitees 
direkt unterstellt und ihm rechenschaftspflichtig. 


§ 17 

(1) Oie Arbeitsstäbe setzen die vom Komitee erarbeiteten Grund- 
sätze und Leitlinien durch, organisieren den Prozeß der Weiter- 
führung der Auflösung der Bezirksämter und arbeiten eng mit den 
zuständigen staatlichen Organen/Einrichtungen sowie mit den Ver 
tretern der Bürgerkomitees zusammen. 

(2) Die Tätigkeit der Arbeitsstäbe erfolgt gemäß einer vom Lei- 
ter des Komitees erlassenen Rahmenordnung. 

(3) Mit der Bildung von Länderstrukturen in der DDR werden 
weitergehende Festlegungen zur Tätigkeit der Arbeitsstäbe ge- 
troffen.' 

§ 18 

(1) Die öffentliche Darstellung von Strukturen und Arbeitswei- 
sen der Bezirksämter des AfNS durch Arbeitsstäbe ist mit dem 
Leiter des Komitees abzustimmen und bedarf seiner Bestätigung^ 
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(2) Forderungen/Anfragen an die Arbeitsstäbe zur Einsichtnahme 
bzw. Herausgabe in bzw. von personenbezogenen Vorgängen und 
Akten sind dem Leiter des Komitees abzustimmen und bedarf 
seiner Bestätigung. 

(3) Entscheidungen über die Realisierung solcher Forderungen 
trifft ausschließlich der Leiter des Komitees. 


§ 19 

(1) Die Leiter der Arbeitsstäbe v/erden durch den Leiter des 
Komitees berufen und abberufen. 

(2) Einstellungen zur Mitarbeit in den Arbeitsätäben sind mit 
dem. Leiter des Komitees abzustimmen. 


V. Vertretung im Rechtsverkehr 


§ 20 

(1^ Das Komitee wird im Rechtsverkehr durch den Leiter, im 
Verhinderungsfall durch den 1. Stellvertreter des Leiters 
oder einen anderen vom Leiter des Komitees beauftragten 
Stellvertreter des Leiters vertreten. 

(2) Die Stellvertreter des Leiters sind berechtigt, das Komitee 
im Rahmen ihrer Aufgabengebiete im Rechtsverkehr zu vertreten., 

(3) Im Rahmen der ihnen schriftlich erteilten Vollmachten 
können auch andere Mitarbeiter das Komitee im Rechtsverkehr 
vertreten. 
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Schlußbestimmunqen 


Dieses Statut tritt am 


in Kraft. 


Stellvertreter des Minister- 
präsidenten und Minister für 

Innere Angelegenheiten Dr. Diestel 


Berlin, den 
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Dokument 58 


Komitee zur Auflösung des Amtes 
für Nationale Sicherheit 

Bereich materielle Fonds und Finanzen 




Vorläufige Dienstanweisung Nr. 1 M 1/90 

Entscheidungen zur Übertragung Rechtsträgerschaft 
Interner Entscheidunosvorschlag im Komitee 



0.- Grund der Anweisung: 

Herstellung eines einheitlichen Handelns und qualifizierte 
reproduzierbare Entscheidungsverarbeitung. 


1. Ab sofort sind Entscheidungen der Leitung des "Komitees" durch 

die zuständigen Bearbeiter qualifiziert und reproduzierbar 

vorzubereiten. 

V.': Bearbeiter 

2. Die Kriterien zur Begutachtung sind: 

- Vorrang des Staates, resultierend aus der Rechtsträgerschaft 
als Staatseigentum. 

- Sinnvolle bürgernahe - auch soziale - Verwendung. 

- ökonomische Tragfähigkeit bei wirtschaftlicher Rechnungsführung 
- auch Finanzierbarkeit soweit erforderlich. 

, - Weitgehende Vorklärung gegensätzlicher Standpunkte bis zur 

möglichen Übereinstimmung und Aufzeigen von Lösungsvorschlägen 
für offene Fragen. 

- Verhärtung der Standpunkte, aus der die Notwendigkeit über- 
geordneter Entscheidung resultiert, 

- Entwicklung eines eigenen Standpunktes und sinnvoller Alter- 
nativen. 


3. Die zuständigen Bearbeiter haben die relevanten Fakten und 
Standpunkte abzuklären oder deren Klärung zu veranlassen. 
Entscheidungsvorbereitungen nach mündlichem Parteienvortrag 
ohne Protokoll sind unzulässig. 

4. Den Vorgängen sind die Kurzbeurteilungen gemäß den Recherschen 
und Fakten beizulegen (Anlage 1) soweit erforderlich auch Auf- 
zeichnungen gemäß Anlagen 2 bis ... 

Diese Anlagen bleiben untrennbarer Bestandteil des Vorganges. 


,5.1. Ab sofort gilt ein vorläufiges Nummernsystem nach Postleit- 
zahlen (Hauptadresse des Objektes) mit nachfolgender Kode-Nr. 
• (fortlaufend zu bestimmen und Unternummern für anhängende 
Folgeobjekte (z. B. Ferienobjekte) 

Beispiel: (fiktiv) 6311/1 bzw. 6311/1/1-7 
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5.2. Folgeobjekte 2u denen unter Angabe von Adresse und Objekt- 
beschreibung nicht ausdrücklich schriftliche positive Ent- 
scheidungen getroffen wurden, gelten als frei und nicht ver- 
geben. 

5.3. Folgeobjekte, über die schriftliche unanfechtbare Entschei- 
dungen vorliegen, sind unter der Hauptnummer und ihrer Post- 
leitzahl eigenständig zu registrieren (mit Verweis auf dgs 
Hauptobjekt), z. B. 5712/1 — Hauptobjekt 6311/]/7 

5.4. Die Kodenummern sind in den im Sekretariat ausgelegten Haupt- 
ordnen zunächst mit Einzelblatt einzulegen - später ist in 
diesen Büchern jeweils die letzte belegte Nummer festzustel- 
len und die nächste Nummer vor Bearbeitungsaufnahme zu be- 
legen (siehe Anlage). 

5.4.1. Die EDV-Erf assung nach diesem Signum ist • einzuleiten und 
zu realisieren. 

5.5. Haupt- oder Nebenobjekte welche in Übergang auf neue Rechts- 
träger geteilt werden, sind mit einem "T” zu kennzeichnen. 

2 . B. 6311/1 T 1-4 mit 1 wird immer der Träger registriert 
(Hauptanteil) » ’ 

6. Ausfüllen der Anlagen ist handschriftlich bis auf Widerruf 
statthaft (Kugelschreiber). 

7. Bereits getroffene Entscheidungen sind nach diesen Regeln 
auf zuarbeiten- 



Merkel 

Abteilungsleiter 


Anlagen: 1. Deckblatt 
. 2. Aufzählung 
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Deckblatt gemäß M 1/90 

Registrier-Nr . 


Ob jektbe Zeichnung 

genaue Anschrift; 

(bisherige) : 


Grundbuch : 

Blatt: 

lfd. Nr. : 

Liegenschaften; 

Blatt Gemarkung 

Flur 

Flurstück 

zuständige DE: 

Hauptobjekt /Nebenobjekt : 

• 


Vorgeschlagener neuer 
Rechtsträger: 


Alternative 
(siehe Anlage . . . ) 


Vorliegende Zustimmungen: 


Einsprüche (s. Anlage ...): 


Anlagen an neuen Rechtsträger 
(siehe Anlage) 


Bearbeiter: 

Jurist Abt. M: 

Abteilungsleiter: Bearbeitungsauflage: 
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Bearbeitung sauf läge : 
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Übergabe-ZUbernahmebedingungen; 


1. Grund und Boden: 

1.1. Übertragung 3a/nein: 

1.2. Rechtsträgerschaft/Nießnutz/Miete/. . . 

1-3. Kostenregelung: 

2.1. Inventar Übergabe ja/nein Beräumung ja/nein 

Möbel 
Büromöbel 
Schreibmaschinen 
• Bürotechnik 

darunter PC 


Kühlschränke 

Stahlschränke 

2.2. Kostenregelung 

3.1. Aufzählung Verbrauchsmaterial . 

3.2. Kostenregelung 

4. Ausdrücklich abzuführendes Inventar und Verbrauchsmaterial 

5. Vorbehalte, die vertraglich zu regeln sind: 


Unterschrift Bearbeiter: 
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/yi^rru. ^ 


Komitee zur Auflösung des 
Amtes für Nationale Sicherheit 
Bereich materielle u, finanzielle Fonds 


Dienstanweisung M 2/90 


Vorläufige Bedingungen für die Übergabe/Übernahne staatseigener Grund- 
stücke, unbeweglicher sowie beweglicher Grundmittel und Verbrauchs- 
materialien in neue Rechtsträgerschaft 


1. Gültigkeitsbereich 

Diese Dienstanweisung regelt den Rechtsträgerübergang für das 
Staatseigentum an Staatlichen Grundstücken (Grund und Boden), 
unbeweglichen und beweglic^ien Grundmitteln sowie Verbrauchs- 
materialien (einschließlich Bevorratungen) einschließlich staat- 
licher Rechte und Pflichten, welche das "Komitee zur Auflösung 
des ehemaligen AfNS" (nachfolgend "Komitee" bezeichnet) als 
Zentrales Staatsorgan zeitweilig wahrnimmt. 

2. Rechtsgrundlagen (siehe Anhang 1) 

3. Grundsätze 

,3.1. Allgemeines Recht 

Die vorhandenen Rechtsgrundlagen finden in ihrer jeweiligen 
aktuellen Form vor Vollzug des Rechtsträgenvechsels Anwendung, 
soweit den Ansprüchen des geltenden Rechtsvollständig Genüge 
getan vwrde. 

3.2. Spezielles Recht (lex spezialis - noch zu beschließen, aber 
als Anspruch und Arbeitsgrundlage sofort durchzusetzen) 

3.2.1. Oie Zersfchlagung des ehemaligen AfNS ist nicht georttiet ver- 
• laufen, sondern erfolgte durch eine breite Volksbewegung. 

Besetzungen der Dienst-, Ferien-, Kultur- und Schulungsobjekte, 
teilweise auch Wohnobjekte ind daraus folgender dringender 
Handlung'sbedarf zur Sicherung und Werterhaltung sowie technischen 
Sicherstellung jn Winterzeit stellen im rechtlichen Sinne außer- 
gewöhnlichen Zustand dar. Das republikweite Ausmaß dieses Not- 
standes, unterbrochene Informationswege, Behinderung der Handlungs- 
fähigkeit • auch des "Komitees" durch notwendigen Kaderaufbau, 
Struktur- und Organisationsaufbau sowie fehlende rechtliche Re- 
gelungen rechtfertigen ein spezielles Änwendungsrecht. 

3.2.2. Das "Komitee" ist berechtigt, soweit beim Übergang der Rechts- 
trägerschaft notwendige Regelungen nicht getroffen Würden, 
falsch getroffen wurden und/oder nachträglich die Vereinbarungen 
verändert oder von ihnen abgewichen wurde, derartige Rechtsträger- 
wechsel zur Gänze oder in Teilen aufzukündigen und/oder Bedingungen 
zu stellen, welche in ihrer Erfüllung eine vollständige Realisierung 
dieser Dienstanweisung gevrährleisten. 
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3.2.3. Insbesondere ist das "Komitee" berechtigt, eine nachträgliche 
Kontrolle von Art, Umfang und Verwendung aller ursprünglich in 
staatlichem Besitz befindlichen Grundstücke, unbeweglichen 

und beweglichen Grundmittel sowie Verbrauchsmaterialien und Be- 
vorratungen durchzuführen bzw. durchführer\ zu lassen und im 
Nachgang Weisungen über die Abführung oder Bezahlung oder ge- 
änderte Verwendung und Einzug zu erlassen. 

Das Komitee ist berechtigt, eigene Kontrollgruppen mit um- 
fassenden Vollmachten zur Aufklärung des Verbleibs staatlichen 
Eigentums und seiner Verwendung sowie zur Prüfung von Ansprüchen 
. . auf deren Berechtigung (auch Antragsprüfung) zu beauftragen, 
welche auch die Einschaltung der Staatsanwaltschaft und der 
Untersuchungsorgane des MflA betreiben kann. 

Ausnahmslos alle Ubernehmer haben diesen Kontrollgruppen Zugang 
zu allen Objekten, Grundstücken sowie Lager- und Unterstellungs- 
räumen, Diensträumen und sonstigen Stellen, wo sich ehemaliger 
oder strittiger Besitz des ehemaligen AfNS befindet, befunden hat 
oder befinden kann, zu gewährleisten. 

3.2.4. Rechtshandlungen gemäß Punkt 3.2.2. sind auf den Zeitraum des 
Rechtsträgerwechsels bis 16. 4. 1990 begrenzt, ab da hat das 
Komitee die Realisierung der Bestimmungen zum Rechtsträger- 
wechsel vollständig zu gewährleisten. Diese Rechtshandlungen 
sind bis 31. 12. 1990 abzuschlieOen. 

3.2.5. Eine zeitliche Beschränkung der Kontrollen gemäß Punkt 3.2.3. 
erfolgt nicht - sie wird durch geltendes Recht (Verjährung) 
gesetzt. 

4. Regelung der entgeltlichen oder unentgeltlichen Übergabe von Grund 
und Boden, unbeweglicher und beweglicher Grundmittel sowie Ver- 
brauchsmaterialien und Bevorratungen. 


4.1.1. Grund und Boden verbleibt ausnahmslos volkseigen/im Staatsbesitz. 
Er darf von späteren Nutzern weder verkauft, belieben, verpfändet 
oder in anderer Weise belastet werden. Der zukünftige Rechtsträger 
hat keinerlei äblbständige Eigentumsrechte, sondern wirkt wie ein 
Verwaltung oder Treuhänder. 
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4.1.2. Als nachfolgende Rechtsträger kommen in Frage: 

- Staatsorgane und nachfolgende Einrichtungen (1) (2) (3) 

- VEB, Kombinate sowie Organe und Einrichtungen der volks- 
eigenen Wirtschaft - Verkauf! (9)- 

- (Sozialistische) Genossenschaften in allen Fällen über den 
Rat des Kreises 

- Staatliche Treuhandverwaltungen als Nachfolgeorgan des Komitees 
oder zeitweise das Komitee selbst 

- (Räte der Kreise, sofern die private Nutzung der unbeweglichen 
Grundmittel vorgesehen ist - Ein- und Zweifamilienhäuser, 
Handwerk, Gewerbe...) (Verkauf? Siehe 4.2.2.) 

- gesellschaftliche Organisationen (Parteien, ^GB...) durch 
Entscheidung des Ministeriums der Finanzen und Preise (auch 
ob Verkauf oder kostenlos) 

4.2. Behandlung sonstiger unbeweglicher Grundmittel (Gebäude, fest 
installierte technische Anlagen und Ausrüstungen sowie sonstige 
Bauwerke) 

4.2.1. Unbewegliche Grundmittel werden unentgeltlich übergeben: 

- An Staatsorgane und nachgeordnete Einrichtungen, die aus- 
schließlich haushaltsfinanziert sind. (1) (2) (3) 

- An Kommunen (Rat des Kreises, Rat der Stadt, Rat des Stadt- 
bezirkes, Rat der Gemeinde) Krankenhäuser, Einrichtungen der 
Volksbildung und andere Einrichtungen, wenn sie ausschließlich 
haushaltsfinanziert sind. (1) (2) (3) 

- In begründeten Ausnahmefällen durch Entscheidung des Komitees 
auf Antrag von staatlichen Einrichtungen mit wirtschaftlicher 
Rechnungsführung, volkseigenen Betrieben. (6) 

- Auf Antrag von Parteien, Organisationen ... insbesondere mit 
karitativem Charakter durch Entscheidung des Ministeriums der 
Finanzen und Preise oder des Komitees - in allen Fällen über den 
Rat des Kreises zu realisieren. 

4.2.2. Übergaben an Räte örtlicher Organe für ausschließlich wirtschaft- 
liche Nutzung. (Eigenerwirtschaftung der Mittel) durch die Räte 
selbst oder durch Dritte (Vermietung) (auch an Genossenschaften) 
fallen nicht mehr unter Punkt 4.2.1. 

Die Räte können den Antrag auf kostenlose Übergabe stellen, 
haben aber in jedem Falle die übernommenen Grundmittel dann 
zu aktivieren. (Besser ist Antrag an das Ministerium der 
Finanzen und Preise auf zinsfreien Kredit.) 

4.2.3. In allen anderen Fällen sind unbewegliche Grundmittel entsprechend 
den geltenden Rechtsvorschriften zu verkaufen und zu bezahlen. 

Oie Erlöse erhält das Komitee. (9) 

4.3. Bewegliche Grundmittel 

4.3.1. Bewegliche Grundmittel werden unentgeltlich überlassen 

- an Staatsorgane und nachgeordnete Einrichtungen in der Höhe 
des nachgewiesenen Bedarfs zum zukünftigen Betrieb der über- 
nommenen unbeweglichen Grundmittel und unter der Bedingung 
der Haushaltsfinanzierung 
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- an Kommunen für soziale Zwecke unter der Bedingung, daO aus- 
schließlich Haushaltsfinanzierung erfolgt und keine Einnahmen 
erfolgen, in Hohe des nachgewiesenen Bedarfs 

- an Organisationen mit ausschUeßlich sozialen und karitativen 
Zielstellungen nach Maßgabe des Komitee^. (Antragsverfahren) 

4.3.2. In allen anderen Fällen sind bewegliche Grundmittel entsprecheno 
den geltenden Rechtsvorschriften zu bezahlen. Oie Höhe des Bedarfs 
ist nachzuweisen. Die Erlöse erhält das Komitee. (11) (12) 

4.4. Verbrauchsmaterialien und Bevorratungen 

4.4.1. Verbrauchsmaterialien und Bevorratungen sind in der Hi^e des nach- 
gewiesenen Bedarfs an neue Nutzer übertragbar und entsprechend den 
geltenden Rechtsvorschriften zu bezahlen. Staatsorgane und nachge- 
ordnete Einrichtungen haben die Haushältsmittel als eingesparte 
Mittel zugunsten des Komitees zu überschreiben bzw. beim Ministerium 
der Finanzen und Preise Haushaltsmittel zur Überschreibung zu be- 
antragen. 


4.5. über die Verwendung der beweglichen Grundmittel über die Höhe des 
nachgewiesenen Bedarfs hinaus entscheidet das Komitee in Über- 
einstimmung mit den Räten der Bezirke, Räten der Kreise bzw. 
Stadtbezirke sowie Räten der Gemeinden soweit es sich um Grund- 
mittel handelt von besonderem Interesse. Im Allgemeinen wird 
Verkauf im Territorium angestrebt, aber das Komitee ist berech- 
tigt, Konzentrationshandlungen zum organisierten Verkaufsablauf . 
durchzuführen. 

4.6. Die Verwendung von Verbrauchsmaterialien und Bevorratungen über 
die Höhe des nachgewiesenen Bedarfs hinaus erfolgt analog zu 
Punkt 4.5. 

4.7. Das Komitee ist verpflichtet, den Verkauf von beweglichen 
Grundmitteln sowie Verbrauchsmaterialien und Bevorratungen 
vorzugsweise selbst oder in seinem Auftrag durch staatliche 
Einrichtungen, volkseigene Betriebe und volkseigene oder staats- 
eigene Handelseinrichtungen durchzuführen oder durchführen zu 
lassen. 

5. Schlußbestimmungen 

5.1. In allen Antragsfällen sind schriftliche Anträge der jeweils 

zuständigen Einrichtung notwendig. Die Anträge sind zu begründen - 
soweit Kommunen Antragsteller sind, ist nur das zuständige Ratsr 
Organ nach Genehmigung entsprechender BeschluOvorlagen antrags- 
berechtigt. 
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5.2. über Anträge gemäß 5^1. entscheidet nach entsprechender Vorlage 
mit Entscheidungsvorbereitung der Leiter des Komitees. 

5.3. Rechtshandlungen, an denen das Komitee als Rechtsträger staat- 
lichen Eigentums nicht mitgewirkt hat oder an seiner Mitwirkung 
gehindert wurde, sind nichtig. Das Komitee ist berechtigt, die 

•Nichtigkeit festzustellen und eine Neuverhandlung durchzuführen 
oder andere abweichende Festlegungen zu treffen oder treffen zu 
lassen. 


n 
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Anlage 1 zur DA M 2/90 


Rechtsgrundlagen 


Zu 4.1. und 4.2. 

(1) AO über die Rechtsträgerschaft an volkseigenen Grundstücken 
vom 7. 7. 1969 (GBl. II Nr. 66/1969, Seite 433 ff) 

(2) in der Fassung vom 7. 10. 74 für die Übertragung volkseigener 

Grundmittel an sozialistische Genossenschaften (GBl. I Nr. 53, 
S. 489 mit Berichtigung durch GBl. I 1975 Nr. 19, S. 344 § 3 
Abs. 2b). . 

(3) VO über den Verkauf und Kauf volkseigener unbeweglicher Grund- 
mittel durch Betriebe der volkseigenen Wirtschaft vom 

28. 8. 1968 (GBl. II Nr. 99, S 797 ff) 

(4) • 2. VO zur (3) vom 1. 8. 1972 (GB\ II Nr. 48, S. 547) 

(5) Ergänzung zur 2. VO über die Planung von Folgeinvestitionen 
vom 13. 7. 1978 (GBl. I Nr. 23, S. 257) 

(6) siehe (3) § 9 

(7) Gesetz über den Verkauf volkseigener Eigenheime, Miteigen- 
tumsanteile und Gebäude für Erholungszwecke vom 19. 12. 1973 
(GBl. I Nr. 58, S. 578) 

(B) 1. DB zu (7) vom 19. 12. 1973 (GBl. I Nr. 59, S. 590) 

(9) Rechtsgrundlage ist § 3 Abs. 2a der (1) vom 7. 7. 69 


(11) VO über den Handel mit beweglich ;n Grundmitteln vom 
29. 4.. 1966 (GBl. II S. 309) 

(12) VO über den Handel mit beweglichen Grundmitteln und Vor- 
räten vom 6. 3. 1976 (GBl. I S. 145) 
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2. Untersuchungsausschuß 
MATERIALE- B 


Berlin, den 29.05.96 


Vorsitzenden des 

2. Untersuchungsausschusses 
des 13. Deutschen Bundestages 
Herrn Volker Neumann, MdB 
Bundeshaus 

53113 Bonn 


Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

aus bisherigen Anhörungen des 2. Untersuchungsausschusses habe ich entnommen, daß 
der Untersuchungsausschuß sich auch mit der Arbeit des "Komitees zur Auflösung des 
ehemaligen MfS/AfNS" beschäftigt. 

Als Mitglied des Bürgerkomitees "Normannenstraße" und zeitweiliger Mitarbeiter im 
"Staatlichen Komitee" habe ich aus der damaligen Zeit noch einige Unterlagen in Kopie im 
Besitz, die im Rahmen der Auflösung des MfS/AfNS angefertigt wurden. 

Im einzelnen sind dies: 

1 . Schriftwechsel zum offenen Brief des stellvertretenden Leiters des Komitees zur Auflö- 
sung des ehemaligen MfS/AfNS an den Ministerpräsidenten (Mai - Juni 1990) 

2. Bericht über die Auflösungshandlungen im Aufgabenbereich materielle Fonds vom 
4.9.90 

3. Untersuchungen zur Firma Interport vom September 1990 

4. Informationen zum erreichten Stand bei der Auflösung/Verwertung des beweglichen 
Sachvermögens des ehemaligen MfS vom 4.10.1990. 

Die unter Punkt 1, 2 und 4 genannten Unterlagen wurden mir damals vom stellvertretenden 
Leiter des Komitees zur Auflösung des ehemaligen MfS/AfNS, Herrn Ralf Merkel, überlas- 
sen. 

Da ich nicht weiß, ob diese Unterlagen schon aus anderen Quellen bekannt sind, möchte 
ich dem Ausschuß die Kopien zur weiteren Verwendung übergeben. 
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Zwischenbericht der Untersuchungen um die Firma Interport 

Am 10. August 1990 wurde nach Hinweis aus der Bevölkerung die Firma 
Interport durch Mitarbeiter der operativen Gruppe des Komitees zur 
Auflösung des MfS und durch Mitarbeiter des Berliner Magistrats 
kontrolliert . 

Aufgrund vieler Indizien (z. B. säckeweise vorvernichtete Akten, 
Geschäftsunterlagen und Kfz-Briefe) erstatteten die Herren Fischer und 
Schwenke Anzeige bei der VPI (K). Daraufhin wurden die Ermittlungen im 
Beisein der Kripo und der Staatsanwaltschaft fortgesetzt. Im Verlauf 
der Ermittlungen stellt sich heraus, daß die Firma Interport im Jahre 
1965 im Auftrag der HVA des MfS als Privatfirma mit dem Auftrag, 
Embargowaren aus dem Westen zu beschaffen, gegründet wurde. Diese Firma 
war also grundsätzlich mit den Mitteln des MfS geschaffen und erhalten 
worden und hätte dementsprechend im Rahmen der Auflösung des MfS durch 
das Komitee unter Herrn Eichhorn bis zum 31. März 1990 aufgelöst werden 
müssen. 

Wie aber verhält sich Herr Eichhorn? 

Obwohl er nachweislich seit Anfang Februar 1990 von der Existenz der 
Firma Interport als Bestandteil der HVA wußte und er das Objekt am 
5. April 1990 besichtigte, wurde an eben diesem 5. April 1990 in seinem 
Büro eine Liste zur Irreführung der AG Sicherheit ausgedruckt, aus der 
hervorgeht, daß das Objekt Interport bereits am 1. Februar 1990 zur 
Entscheidung an den örtlichen Rat weitergeleitet wurde. 

Ebenfalls am 5. April 1990 nach der Besichtigung vor Ort teilte Herr 
Eichhorn dem an der Firma Interport interessierten, 

gewerberaumsuchenden Herrn Schimkat mit, daß es sich um ein Millionen- 
objekt handelt und es keinen Sinn hat sich weiter darum zu bemühen. 

Bereits am 27. März 1990 wurde der damalige Betriebsdirektor des VEB 
Robotron-Vertrieb (Dr. Schröder) über die Zustimmung des Komitees zur 
Übernahme der Firma Interport informiert. Daraufhin veranlaßte Herr 
Schröder eine Inventur mit Werteinschätzung dieser überdurchschnitt- 
lich ausgerüsteten Firma. 
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Um von der Qualität dieser Einschätzung eine Vorstellung zu vermitteln 
nur folgende Beispiele: 

Ferienobjekt Glowe - bestehend aus: Bungalow 30 gm, 

Abstellraum 14 gm, 

Bootsschuppen 38 gm mit Boot, 
Sauna, 19 gm, 

Lager, 21 gm. 

Alles eingerichtet, macht zusammen 4 270 Mark der DDR. 

Dieser Verkauf ist ein offensichtlicher Verstoß gegen den Punkt 4 des 
Ministerratsbeschlusses vom 16. Mai 1990. 

1 Mercedes 280 SEL kostete 20 000 DDR-Mark, 

1 einjähriger Golf kostete 15 000 DDR-Mark, 

1 Lada 2104 kostete 2 000 DDR-Mark. 

So läßt sich die Liste der Spottpreise bis auf 390 000 Md. DDR er- 

, . . . 

weitern. Mit seinem Schreiben 22. Juni 1990 "berechtigt** Herr Eichhorn 
Robotron zur Zahlung dieser 390 000 M. auf das Konto des Komitees. Er 
verweist hierbei darauf, daß es sich um einen vorläufigen Preis 
handelt, der nach Prüfung des durch Robotron zu erbringenden Wertgut- 
achtens nachverhandelt wird. 

Erwähnenswert erscheint hierbei auch, daß die bei den Nachverhandlunger 
festgelegte Differenz von 161 000 M bis jetzt weder vom Komitee abge- 
fordert, noch von Robotron gezahlt wurde. Aufgrund von umfangreichen 
Verkäufen durch Robotron ist eine Kontrolle des wirklichen Wertes der 
Firma Interport kaum mehr überprüfbar. 

So wurde z. B. der schon erwähnte Bungalow an der Ostsee unbesichtigt 
und ohne jede Übergabe-Übernahme durch Robotron für 4 270 Md. DDR an 
die **Interessengemeinschaf t Feriengebiet Glowe** weiterverkauft. 

Hinter dieser **Interessengemeinschaf t** verbirgt sich niemand anders ali 
die ehemaligen HVA-Of f iziere der Firma Interport. 
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Der bereits erwähnte Golf wird auch nicht benötigt und wird am 27. Jun 
1990 für nur noch 12 400 'Mark der DDR arg unterm Wert verkauft. Der 
Mercedes rutschte beim Weiterverkauf von 20 000 Mark auf 11 000 Mark 
der DDR ab. 

Diese Verkäufe sind auch nur ein Anfang und widersprechen ebenfalls de 
Ministerratsbeschluß vom 16. Mai 1990 (diesmal Punkt 2.7 der ersten 
Anlage) . 

Weiterhin waren in den Außenlagern der Firma 105 Veteranen-Fahrzeuge 
aller Art. Für diese 105 Oldtimer wurden insgesamt 166 900 Mark der DD] 
verrechnet, obwohl vom ehemaligen Oberst Gietl eine Einschätzung 
vorlag, wonach die Fahrzeuge ca. 250 000 DM wert sind. Im Verlauf der 
Ermittlungen stellte sich heraus, daß die Fahrzeuge ca. 400 000 DM wert 
sind . 

Das vom Kombinat Robotron komplett übernommene HVA-Personal verkaufte 
bereits den größten Teil der Fahrzeuge weiter, wobei zu beachten ist, 
daß einzelne Kunden große Stückzahlen kauften, was immer noch auf <^iner 
"Billigtarif *' hinweist. So kann vermutet werden, daß selbst die 
400 000 DM nicht dem realen Wert der Fahrzeuge entsprechen. 

Allein in diesem Zusammenhang ist dem staatlichen Komitee durch die 
schlampige Arbeitsweise des Herrn Eichhorn oder aber durch seine 
wissentliche Begünstigung einen Schaden von ca. 320 000 DM entstanden. 

Weiterhin verfügte der ehemalig ? MfS-Oberst Gietl noch bis Ende August 
über Konten mit einem Saldo von ca. 3,5 Millionen DM. Obwohl die 
juristische Übernahme der Firma Interport einschließlich der 
Mitarbeiter durch Robotron bereits am 1. April erfolgte und die von 
Schröder gestellte Frist "zur Abwicklung der Aufgaben aus früherer 
Zeit" sowie der Termin der endgültigen Auflösung der HVA der 30. Juni 
1990 war, wurde Oberst Gietl erst drei Tage nach der Anzeige der Herren 
Fischer und Schwenke durch Herrn Eichhorn beauftragt, das Guthaben der 
Interport-Konten zu überweisen. Da die Existenz dieser Konten dem ver- 
antwortlichen Abteilungsleiter im Komitee, Herrn Wagner, nachweislich 
schon im Juni (vermutlich noch viel früher) bekannt waren und trotzdem 
nicht die Überweisung eingeleitet wurde, liegt hier der Verdacht der 
Untreue zum Nachteil staatlichen Eigentums durch Mißbrauch der persön- 
lichen Befugnisse nahe. (Strafgesetzbuch § 159 bzw. 161 a.) 
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Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang auch der offensichtlich 
fingierte Einbruch in die Geschäftsräume der Firma Interport am 
22. August 1990, wobei sich die Täter nicht in erster Linie auf die 
vorhandenen Konsumgüter konzentriert haben, sondern gerade den Panzer^ 
schrank (von fünf möglichen) aufgebrochen haben, in dem sich die 
laufenden Geschäftsunterlagen der Firma befanden. 

Als ausgesprochen ungeeignet erscheint auch die Lösung des Herrn Eich- 
horn, als “Verbindungsmann** zwischen dem Komitee und der HVA-Firma 
Interport mit Horst Müller einen ehemaligen Offizier der HVA des MfS zu 
beauftragen. Mit den Herren B. Fischer und Böttger sind mindestens noch 
zwei weitere hochrangige HVA-Of f iziere mit der angeblichen Auflösung 
der HVA beschäftigt. 

Allein diese Tatsache müßte ausreichen, Herrn Eichhorn sofort zu ent- 
lassen. Dazu kommt die am Beispiel der Firma Interport dargestellte und 
dem Ministerratsbeschluß vom 16. Mai 1990 zuwiderlaufende Arbeitsweise 
der Komiteeleitung, die die Nichteignung des Herrn Eichhorn als Leiter 
dieses Komitees nachweist. 

In diesem Zusammenhang sei noch einmal erklärt, daß Herr Eichhorn mit 
der im Komitee angesiedelten operativen Gruppe ständig in der Lage war, 
den Auflösungsprozeß der Firma Interport kontrollieren zu lassen. 
Weiterhin muß im Vergleich zu dem laxen Umgang mit HVA-Mitarbeitern 
darauf hingewiesen werden, daß in den meisten Fällen durch das Komitee 
Eichhorn demokratisch gewählten Kommunalvertretern unüberwindbare büro- 
kratische Hürden in den Weg gestellt wurden. 
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Anlage 3 


Chronologie und Durchführung der Auf lösungshandlungen 

Bereits mit Beginn des Jahres 1989 ist eine vermehrte Ver- 
änderung in der Rechtsträgerschaft des MfS an Objekten fest- 
stellbar. Es erfolgten Übergaben an Gemeinden, Rückgaben an 
den Forst und Veräußerungen ah private Nutzer (insbesondere 
Wohnobjekte, Ein- und Mehrfamilienhäuser). 

Ab November nehmen diese Auflösungshandlungen zu und kummu- 
lieren extrem in den Monaten Dezember 1989 bis Februar 1990. 

Oie Übertragungen erfolgten vorzugsweise als Rechtsträger- 
wechsel durch den Bereich VRD (Weihmann, Kraus, welche im 
MfS dazu bevollmächtigt waren aufgrund der Funktion und Voll- 
machten). 

Im Zuge der teilweise gewaltsam erzwungenen Auflösungen er- 
folgten in Abhängigkeit vom Verlauf der Ereignisse, terri- 
torial differenziert und äußerst unterschiedlich, soweit es 
'Handlungsgremien und Handlungsart betrifft, Übergaben bis hin 
zu Rechtsträgerwechseln durch nicht befugte Personen. Damit - 
verbunden waren gewaltsame Besetzungen als Auflösungshandlung.' 

In 'den Prozeß der Verwendung von Objekten des ehemaligen MfS/ 
AfNS haben eine Reihe von Handlungspersonen und Gremien rich- 
tungsweisend eingegriffen. Darunter sind der frühere Minister- 
präsident Modrow zu nennen, aber auch am zentralen Runden Tisch 
abgegebene Stellungnahmen der Beauftragten des Ministerpräsi- 
denten Halbritter und später Herr Peter. 

In der Zeit von November bis Februar haben Bürgerkomitees, Runde 
Tische, Gemeinderäte und Räte der Kreise, Bürgermeister und 
Ratsvorsitzende ohne rechtliche Legitimation über Objektver- 
wendungen entschieden bzw. Handlungslinien vorgegeben. 

In allgemeinster Form könnte gesagt werden, daß Stasi-Eigentum 
in für das Volk nützliche Verwendung gegeben wurde bzw. dies ; 
als vorgebliches Ziel diente. 
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Heute kann bereits erklärt werden, daß dabei Betriebe und 
Einrichtungen Verfügungsgewalt über MfS-Objekte bekamen, 
welche indirekt oder sogar sehr direkt über Jahre bzw. sogar 
Jahrzehnte mit dem MfS intensiv zusammen gearbeitet haben 
bzw. bei denen noch immer der Verdacht auf diese Zusammen- 
arbeit nicht endgültig ausgeräumt ist. 

Auch im späteren Verlauf der Auflösung sind solche Übertra- 
gungen der Verfügungsgewalt vorgekommen, weil Struktur und 
Arbeitsweise des MfS teilweise höchsten Geheimhaltungsvor- 
schriften unterlagen und damit eine vollständige Kontrolle 
des Auflösungsprozesses extrem erschwert worden ist. Das 
ehemalige MfS war mit vielen Bereichen der Volkswirtschaft 
vernetzt und zwar derartig, daß eine vollständige Auftrennung 
und Separierung der MfS-Aktivi täten bis heute nicht möglich 
ist. 

Bis 15. 1. 1990 war im Haus der Elektrotechnik für die Auf- 
lösung des A'fNS der Regierungsbeauftragte Koch mit derartig 
.wenigen Mitarbeitern tätig, daß sie auf die Verwendung der 
Objekte und den Rechtsstatus der Übergabe keinen Einfluß 
hatten. Dies ist auch für den späteren Leiter des Komitees 
zur Auflösung und seine Mitarbeiter bis 8. 2. 1990 so noch 
zutreffend, trifft mangels öffentlicher Akzeptanz der Haltung 
des Komitees teilweise bis heute zu (Bereich Obersee - Stadt- 
bezirk Hohenschönhausen, Landkreis Bernau und an vielen anderen 
Orten) . 

Einen Rechtsstatus erhielt das Komitee zur Auflösung des ehe- 
maligen AfNS erstmalig mit dem Ministerratsbeschluß vom 8. 2. 
1990. Dort waren jedoch noch immer keine Aussagen zur Finan- 
zierung bei der Übernahme von Objekten enthalten. 

Nach den geltenden Gesetzen ("sozialistischen Gesetzen") waren 
bis dahin Rechtsträgerwechsel unter dem Aspekt der Übertragung 
von Volkseigentum an staatliche oder volkseigene Träger nur 
bezüglich der beweglichen Grundmittel und insbesondere .Ver- 
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brauchsmaterial ien und Bevorratung kostenpflichtig, insbe- 
sondere die geübte Praxis war aber als USUS der kostenlosen 
Uberschreibungen ausgebildet und zwar auf allen Ebenen der 
Übertragung von Volkseigentum (staatlichem Eigentum). 

Da dies den notwendi-gen Regelungen für die kommende Zeit 
wiedersprach, entstand ab Anfang März 1990 der dringende 
Bedarf nach speziellen Regelungen, weil der Gesetzgeber 
eher von fallweisen Rechtsträgerwechseln ausgenommen war 
unter Erhalt des Volkseigentums. Hier lag aber Bedarf für 
massenhafte Übertragung vor. Für die ungeregelte Inanspruch- 
nahme von Objekten sollte di“ Ware-Geld-ßeziehung auch als 
ökonomische Bremse wirken. An diesen Regelungen wurde ab 
1. 3. 1990 zielgerichtet gearbeitet, wobei die konzentrierte 
Diskussion zur Realisierung erst nach Neubildung der Regierung 
ermöglicht wurde. 

Mit dem , MinisterratsbeschluO vom 16. 5. 1990 Nr. 6/6/90 sind 
derartige Ware-Geld-Beziehungen und damit klare Handlungs- 
richtlinien für das Komitee hergestellt worden. Nach dieser 
ilichtlinie erfolgten einige bedeutende Verkäufe von Objekten. 
Hindernis für einen größeren Umfang der Verkäufe im Folge- 
zeitraum waren sowohl die bevorstehende Währungsunion mit ent- 
sprechenden Sperrfristen für F inanztransf ers , aber auch im 
Zeitraum nach dem 1. 7. 1990 die Kontenumstellung, Knappheit 
an DM auf dem Gebiet der DDR und für Investoren aus Gebieten 
außerhalb der DDR die Unmöglichkeit des Verkaufs von Grund und 
Boden. 

Die weitere Handlungsfähigkeit wurde erneut durch das Haushalts- 
gesetz eingeschränkt, wonach Rechtsträgerwechsel und Verkauf von 
Grund und Boden fast völlig untersagt waren und bis heute sind. 

Die Rechtslage ist derzeitig so, daß der überwiegende Teil der 
Objekte zwar in irgendeiner Frage von Nutzung ist (ca. 75 %) , 
davon bestenfalls 10 % über Kauf oder kostenpflichtige Nutzungs- 
verträge (Miet- oder Pachtverhältnisse). Diese Verträge sind - 


637 




Drucksache 13/10900 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


4 

größtenteils rechtsbeständig , womit die klare Aussage getrof- 
fen ist, daß der weitaus größte Teil einschließlich aller 
Rechtsakte zum kostenlosen Rechtsträgerwechsel oder Zustimmung 
zur Inanspruchnahme einer konsequenten rechtlichen Prüfung und 
Herstellung des Rechtszustandes über neue Vertragsbeziehungen 
unter Anwendung von kommerziellen Regeln zu unterziehen ist. 

Einzig das KVG erlaubt mit den .Einschränkungen durch Einigungs- 
vertrag den kostenlosen ßesitzwechsel an die Kommunen, wenn - 
kommunale Verwaltungszwecke beabsichtigt sind. 

Es muß klargestellt werden, daß im Komitee zur Auflösung des 
ehemaligen AfNS schon sehr bald erkennbar war, daß Art und 
Umfang öffentlich geforderter sozialer Verwendungen von MfS- 
Objekten den Charakter sozialer Utopie angenommen hatten und 
selbst die Finanzierbarkeit zum Betreiben nicht gegeben sein 
würde. Deshalb wurde ein Finanzierungsnachweis gefordert, der 
auch jetzt zumeist nicht erbracht wird. 
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Hauptverwaltung Aufklärung Berlin, 25. Juni 1990 

- ln Auflösung - 


ABSCHLUSSBBHICHT 
über die Auflösung der ehemaligen HVA 


ö . — 7 



Am 20: 2. 1990 beschloß die Arbeitsgruppe Sicherheit des Zentralen Kun- 
den Tisches die ersa'tzlose Auflösung der HVA. 

Dazu erfolgte am 23. 2. 1990 ein gesonderter Antrag des Reglerungs^ 
bevollmächtigten zur Beschlußfassung über die weitere Auflösung der HVA. 
Der Beauftragte des Ministerpräsidenten und das Komitee zur Auflösung 
des AfNS legten die Grundlinie der Auflösung der HVA ln folgenden Haupt ~ 
Positionen fest: 

Bestandteile der ehemaligen HVA, die bisher Im Dienstobjekt Normannen- 
Straße stationiert waren, haben Ihre über den 31. 3. 1990 hinausgehenden 
Abwicklungsaufgaben zur Auflösung bis zum 30. 6. 1990 abzuschließen; 

- die bisherigen Dienstgebäude zügig den Nachnutzern zu übergeben; 

- mit Ihrem drastisch verringerten Mitarbeiterbestand (zunächst 250) , der 
planmäßig weiter zu xeduzleren Ist, Ihre Abwicklung sauf gaben zur ersatz- 
losen Auflösung Im Dienstobjekt Roedernstraße 30 zu realisieren und da- 
für erforderliches Aktenmaterlal , Bürotechnik und notwendige Arbeits- 
unterlagen dorthin zu überführen. 


Die Maßnahmen erfolgten unter Kontrolle der AG Sicherheit des Zentralen 
Runden Tisches Im Zusammenwirken mit dem Bürgerkomitee Normannenstraße 
und ln Abstimmung mit dem Bürgerkomitee des Territoriums. 

Die Transporte wurden durch die Volkspolizei realisiert und bis zum 
16. 3. 1990 abgeschlossen. 

Dem vorangegangen waren Festlecfungen zur Reduzierung des Kräftebestandes 
der HVA auf der Grundlage der Beschlüsse der Koalitionsregierung und Ins- 
besondere des Beschlusses des Ministerrates vom 14. 12. 1989', die im Zu- 
sammenhang mit der geplanten Formierung eines selbständigen Auslandsnach- 
richtendienstes standen. 
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Bereits in Vorbereitung und mit der Bildung der Koalitionsregierung vom 
13^ II. 1989 wurden diesbezügliche Festlegungen getroffen, die Aufgaben 
der Hauptverwaltung Aufklärung mit einer veränderten, reduzierten Struk- 
tur wahrzunehmen. 

Der Mi tar beiterbestand der NVA betrug 

- per 31. 10. 1989 = 4*128 - einschließlich Mitarbeiter der Linie 

XV (Aufklärung) der Bezirksämter * für 
Nationale Sicherheit und OibE bei ei- 
ner Planstärke von 4.328; 

Die Mitarbeiterzahl wurde fristgemäß und planmäßig reduziert. 

\ 

- per 30. II. 1989 - 3.987 • einschließlich Bezirksämter /Abt . XV und 

582 Offiziere im besonderen Einsatz (Oib£)j 

- per 31. 12. 2989 - 2.923 - ohne Bezirksämter /Abt . XV; 

- per 31. 03. 1990 = 246 - Zu diesem Zeitpunkt I>ef‘anden sich keine 

Mitarbeiter der Bezirksämter/ Abt . XV mehr im 
Dienst. Die OibE wurden entpf lichtet und 
kadermäßig entlassen-^ 


- per 

.02. 

05. 

1990 

= 221 

- per 

31. 

05. 

2990 

= 2ZI. 


Von den 211 bis Mai 1990 im Arbeitsrechtsverhältnis stehenden Mitarbeitern 
waren 192 im Objekt Roedernstraße tätig. 

Im Zusammenhang mit der Umprofilierung waren im Oktober /November 1989 jene 
Offiziere im besonderen Einsatz entlassen worden, die als Chiffreure tätig 
waren und ein neues Arbeitsrechtsverhältnis beim Zentralen Chiffrierorgan 
fanden. 

Des weiteren wurden jene OibE entlassen, die als Sicherheitsbeauftragte bzw. 
Objektssicherungsliräfte in Auslandsvertretungen und anderen Einrichtungen 
der DDR im Ausland tätig waren. Sie wurden abberufen bzw. von' ihren 
Trägerinstitutionen, in der Regel vom MfAA^ in ein Dienstverhältnis über- 
nommen. Dreser Prozeß wurde bis Ende Dezember 1989 abgeschlossen. ~ 
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Da eine beträchtliche Zahl von Mitarbeitern operativer Diensteinheiten 
in der Zentrale gleichfalls OibE-Status hatte, ist eine exakte Zwischen- 
zahl nicht mehr anzugeben, da diese mit Verwandlung in den Status des 
^'normalen** Mitarbeiters in der Gesamtzahl enthalten blieben. 

Iw Zeitraum 31. 12. 1989 - 31. 3. 1990 wurden alle verbliebenen OibE 
(wie die Mitarbeiter) entpf lichtet und kadermäßig entlassen. 

Neben der Reduzierung des Personalbestandes und der Umstrukturierung 
war der Prozeß der Formierung des Auslandsnachrichtendienstes bereits 
von Ende Oktober 1989 bis Mitte Februar 1990 gekennzeichnet durch eine 
radikale Reduzierung 

• der finanziellen Mittel, 

- der genutzten KO und KW 

- der Pkw, Lkw und anderen technischen Mittel, 

- der sicherstellenden Kräfte, 

- der Akten und des Karteienbestandes. 

Im Zusammenhang mit dem Ministerratsbeschluß vom 14. 12. 1989 war be- 
absichtigt, den Auslandsnachrichtendienst vom ehemaligen MfS/AfNS und 
der künftigen Spionageabwahr /Verfassungsschutz zu trennen und ihm 
seinen militärischen Charakter zu nehmen. In diesem Sinne wurden mili- 
tärische Strukturen beseitigt, die Abschaffung der Dienstgrade vorge- 
sehen, die vollständige Entwaffnung iinter MflA-Kontrolle vollzogen und 
die militärischen Ausrüstungsgegenstände an MflA, NVA oder ZV übergeben. 
Sämtliche Befehle, Verschlußsachen, Weisungen u. ä. des ehemali^on MfS/ 
AfNS zurückgesandt, Duplikate wurden vernichtet. 

In diesem Prozeß wurden die Bemühungen darauf gerichtet, einen geplan- 
ten Umzug des Auslandsnachrichtendienstes in ein anderes Objekt zu 
gewährleisten und gleichermaßen entsprechend 'des neuen Profils zu 
entschlacken** . In diesem Sinne wurden nicht mehr benötigte Materi- 
alien und Dokumente vorvernichtet. 

Die nachrichtendienstliche Tätigkeit der Hauptverwaltung Aufklärung 
dst seit dem 24. Februar 1990 vollständig eingestellt. In den meisten 
Positionen, v. a. in der BRD, erfolgte dies schon wesentlich früher 
(teilweise Ende 1989). Einzelaktionen zur Abwicklung und Ahsicherung_ 
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der Beendigung der nachrichtendienstlichen Tätigkeit sowie zur Regelung 
humanitärer Fragen erfolgen in Ausnahmen noch bis Ende Juni 1990, Dabei 
wurden und werden keine Aufträge erteilt • 

Die dazu noch erforderlichen stark reduzierten Agentur funksendungen wur- 
den am 31, Z, 1990 beendet. 

Die Einstellung der Arbeit erfolgte entsprechend der politischen Grund- 
Jinien und .Festlegungen der Regierung der DDR (s. Anträge Regierungsbe- 
auftragter an AGS des 2RT) und zum Schutz der Quellen und beteiligter 
Personen und unter Berücksichtigung der außenpolitischen Interessen der 
DDR und ihrer Verbündeten . 

Die Zusammenarbeit mit Sicherheit sorganen anderer Staaten wurde einge- 
stellt. Es wurden und werden weder Strukturen noch Agenturen übergeben. 
Beratergruppen bzw. Verbindungsoffiziere , die in 6 Staaten (Südjemen, 
Mocambique, Angola, Tansania, Äthiopien, Nikaragua) eingesetzt waren, 
beendeten im Februar ihre Tätigkeit. Alle Angehörigen sind bis Ende 
März 1990 in die DDR zurückgekehrt und p>er 31. 3. 1990 entlassen worden. 

Die Arbeit mit allen Residenturen (speziell, auch legal abgedeckte Resi- . 
denturen in AV der DDR) und Agenturen wurde per 24. Februar 1990 beendet. 
Zum größeren Teil erfolgte das bereits im Dezember 1969. Es wurde ihnen 
untersagt, Vorgänge, Technik und materielle Werte an andere Geheimdiensze 
oder Landessicherheitsorgane zu übergeben. Offenbarungen/Offenlegung 
operativen Wissens gegenüber Geheimdiensten oder Landessicherheitsor- 
ganen wurde gleichfalls verboten. 

Das technische Verbindungswesen wurde eingeschränkt , die Funk- und 
Kurierverbindung in den LAR ln ÄV bereits Ende November 1969 eingestellt. 
Die materiellen Fonds der Auslandsresidenturen wurden in Rechtsträger- 
schaft der Auslandsvertretungen der DDR übergeben. Die Abrechnung de^ 
finanziellen Mittel erfolgte strikt vorgangsgebunden. 

Durch eine konsequente und planmäßige Arbeit (siehe Anlage) gelang es, 
den Beschluß der AG Sicherheit des ZRT zu verwirklichen^. Alle Mitarbeiter , 
incl. OibE,’ aus dem Dienstverhältnis per 31. 3. 1990 zu entlassän. 
Entsprechend diesem Beschluß sollten in Ausnahmefällen, die begründet 
sind mit' ^ ^ . 
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- sozialen Fragen (Arbeitsstelle Ehepartner, Schulbesuch der Kinder, 
Fehlen einer hfohnung/Axbeit), 

- Erfordernissen der eigenen Sicherheit und Konspiration sowie der 
Sicherheit der AV und ihrer Arbeit, 

- staatlichem politischen Interesse, 

ehemalige OibE ohne zeitliches Limit, ohne operativen Auftrag und Ver- 
gütung, in Übereinstimmung mit dem Einverständnis des Betriebes , in dem 
die DeckungsfunJction ausgeübt wird, die weitere Tätigkeit im Ausland zu* 
nächst fortzusetzen und die Rückkehr individuell mit dem jeweiligen 
staatlichen Leiter regeln. 

Alle inoffiziellen Mitarbeiter sind entpf lichtet . 

Im Zusammenhang mit der Auflösung der Bezirksverwaltungen/Bezirksämter 
des AfNS stellten auch die Abteilungen XV ihre nachrichtendienstliche 
Arbeit ein.’ Das erfolgte zeitlich • mit geringen territorialen Unter* 
schieden - bis März 1990. Seit diesem Zeitpunkt ist der Mitarbeiterbe* 
stand der ehemaligen Abteilungen XV vollständig aufgelöst. Sämtliche 
materiellen Ausrüstungen wie Dienstobjekte, konspirative Objekte und 
Wohnungen, Kfz und operative Technik wurden unter Kontrolle der ört- 
lichen Komitees übergeben. Da diese Abteilungen in finanzieller und ma* 
terieller Absicherung den Bezirksämtern unterstanden , liegt in der NVA 
diesbezüglich keinerlei Übersicht vor. 

Der Aktenbestand wurde mit Zustimmung bzw. durch Auflagen der für die 
Auflösung der Bezirksämter zuständigen Gremien vor Ort vernichtet bzw. 
im Fall Halle und Potsdam nach Berlin zur 'Vernichtung transportiert. 

Der Aktenbestand der Abteilung XV des Bezirksamtes Leipzig lagert noch 
am Ort. In Magdeburg sind ca. 20 Säcke im allgemeinen Archivbestand des 
Bezirksamtes eingelagert. 

Die Aktenreduzierung des zentralen Bestandes erfolgte enpsprechend der 
Festlegungen der AGS des 2RT unter Kontrolle des Regierungsbeauftragten , 
des Komitees zur Auflösung des Amtes für nationale Sicherheit und unter 
Einbeziehung der lokalen Bürgerkomitees. Sie wurde unter Beachtung des 
Personen- und sachhezogenenen Datenschutzes durchgeführt mit dem Ziel, 
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die Interessen der DDR, ihrer Verbündeten, anderer Staaten aber auch 
die von Einzelpersonen zu schützen. Die entsprechenden Schritte wurden 
protokolliert und damit verbundene Transporte durch das MdI begleitet. 

Die diesbezüglichen Auf lagen des Reg ierungsbeauf fragten wurden einge- 
halten. Es ist zu berücksichtigen, daß der überwiegende Dokumenten- und 
Verschlußsachenbestand bereits im Zusammenhang mit der geplanten Er- 
richtung des Auslandsnachrichtendienstes an die Dokumentenverwaltung des 
Amtes für Nationale Sicherheit zurückgeführt wurde, bzw. die Duplikate ver- 
nichtet wurden, die sich in der ehemaligen HVA befanden. Vorvernichtetes 
Material wurde unter Kontrolle des Komitees zur Auflösung des Amtes für 
Nationale Sicherheit dem Altstoffhandel als Sekundärrohstoff zur Verfügung 
gestellt. 

Ein Archivbestand von 45 laufende Meter Akten sowie Karteien wurde am 
22. 6. 1990 eingelagert (s. gesonderte Übersicht als Anlage). Bei dem 
vorhandenen Material handelt es sich überwiegend um für die Sicherheit der 
DDR, ihrer Verbündeten aber auch anderer Staaten relevantes Material , u. a. 
Informationen über voll identifizierte , weltweit operierende Agenturen an- 
derer Geheimdienste , deren Auftragsstrukturen und Arbeitsrichtungen , über 
hauptamtliche Geheimdienstmitarbeiter und Agenten. 

In Anbetracht der Bedeutung des Materials ist eine gesondert gesicherte 
Archivierung erforderlich. 

Diesem Material hinzuzufügen sind alle im Zusammenhang mit der Auflösung 
der HVA entstandenen Protokolle, Schriftwechsel , Finanzunterlagen, Über- - 
sichten, Karteien, Vernichtungs- und Archivierungsbestätigungen. 

Die Kaderakten wurden in Abstimmung mit dem Komitee zur Auflösung des AfNS 
und dem Regierungsbeauftragten aufgelöst und daraus am 25. 4. 1990 die 
Kaderkartei der HVA (Mitairbeiter und OibE) in die Zentralkartei des ehe- 
maligen Kaderorgans überführt. 

Die wissenschaftliche Bibliothek der HVA und die Regimebibliothek wurden 
anderen Nutzern übergeben (Humboldt-Universität Berlin am 

Ministerium für Handel und Tourismus am ) .. Material und Bücher 

der Auslandsresidenturen wurden an die DDR- Auslandsvertretungen übergeben. 
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Die Entlassung der OibE der HVÄ aus dem Dienstverhältnis des MfS er- 
folgte konspirativ. Der Personendatenschutz wurde dabei strikt beachtet. 

Der Auflösungsprozeß richtete sich in seinem Wesen auf die Einstellung von 
540 aktiven (per Ende März 1990) Vorgängen im Operationsgebiet ^ einschließ- 
lich der dazugehörigen Verbindungspositionen. Insbesondere handelte es sich 
dabei neben den Quellen um Kuriere, Instrukteure, Residenten, Gehilfen 
und technische Kräfte, die zur Gewährleistung der Vorgangssicherheit 
erforderlich waren. Es gelang, jiie Gesamtzahl der Vorgänge auf 120 
(Anfang bis Mitte Mai 1990) und auf 13 (25. Juni 1990) zu reduzieren. 

Als hemmend wirkte sich die Nichtbereitstellung von finanziellen Mitteln 
(in Mark der DDR) für die Realisierung der Vorgangsauf lösung^ aus , die jedoch - 
bis auf Haftvorgänge - bis Ende Juni abgeschlossen sein wird. 

Durch den fortgeschrittenen Stand der Auflösung durch Mehrschichtarbeit 
in den Monaten April/Mai betrug die Anzahl der arbeitstäglich im Objekt 
Roedernstraße anwesenden Mitarbeiter ca. 60 Personen. Hauptaufgabe war die 
weisungsgemäße Auflösung der HVÄ. Der Personalbestand war mit der Auflösung 
existierender Vorgänge , der Auflösung von Objekten, der Bereitstellung von 
Dokumenten zur Archivierung und der Inventarisierung der Dokumente, Geräte 
und Materialien befaßt. Diese Tätigkeiten erfolgten zeitweilig im Drei- 
schichtsystem und in Außenobjekten (Segelflieger dämm, Wuhlheide) . 

Die personelle und materielle Auflösung der Hauptverwaltung Aufklärung wird 
zum 30. Juni 1990 abgeschlossen. 

Den gewerkschaftlichen Vertretern wurde die Teilnahme an allen Entschei- 
dungen der operativen Leitung der Auf lösungsmaß naJvnen ermöglicht . Die 
Tätigkeit von Parteien und gesellschaftlichen Organisationen (außer Gewerk- 
schaft^^ denen Mitarbeiter angehören, wurde nicht gestattet. 

Den Mitarbeitern wurde die Orientierung gegeben, sich bis zur Beendigung 
ihres Arbeitsrechtsverhältnisses am 30'. 6. 1990 auf Arbeitssuche zu be- 
geben. Für konkret vereinbarte Kadergespräche wurden zeitlich befristete 
Freistellungen gewährt. . 
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Vorliegender Obergabebestand zu den Oienstobjekten der Hauptverwaltung 
Aufklärung ergibt sich: 


- Haus 15 im zentralen Dienstgebäude Obergabe an Deutsche Reichsbahn 

Ruschestraße, Berlin, 1130 am 30, 5. 1990 


- Dienstgebäude Komplex Übergabe an das MdI 

•Roedernstraße 30/0berseestr. 60 am 1. 4. 1990 

Berlin-Hohenschönhausen, 1092 
(Teile des technischen Komplexes) 


- Dienstgebäude im Komplex Übergabe an Kombinat Robotron 

Haus 30, Freienwalder Str. 17 - 19 am 6. 3. 1990 

Berlin-Hohenschönhausen, 1092 

(Rechenzentrum) 

- Dienstgebäude II Übergabe an Rat der Gemeinde 

Lindenallee 51, Dahlwitz -Hoppegarten am 6. 3. 1990 

1271 (Bürogebäude) 

- Dienstobjekt , Übergabe an die HUB 

Eichwal der Straße 100, Gosen, 1251 am 15. 3. 1990 

(Schule) 

- Dienstobjekt Obergabe offen 

Wernsdorf, 1251 

(NVA-Dienststelle, PSF 45851, 

Erkner-Süd. 1250) 

(Funkobjekt) 
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Dienstobjekt 
August-Bebel -Straße 
1601 Zeesen 

PSF 46273, Königswusterhausen, 1600 


Übergabe an die Deutsche Post 
am ;1. 4.. 1990 


- Dienstobjekt vollständige Obergabe an MdI . 

Roedernstraße 30, Berlin-HohenschÖn- am 30. 6. 1990 

hausen, 1092 

Zu allen übergebenen Objekten liegen die Übergabeprotokolle vor. Die 
BUrgerkomite.es wurden einbezogen. 

Die in der Anlage bezeichneten konspirativen Objekte und Ferienwohnungen 
wurden entsprechend der Veranlassung des Kömitees einer neuen Verwendung 
zugeführt. 

Bei 17 Objekten liegt die Rechtsträgerschaft noch bei VEM. 


Die Pkw und technischen Ausrüstungen wurden bzw. werden bis 30.6.1990 
zurückgeführt und dem Komitee übergeben. Alle diesbezüglichen Maßnahmen 
geschahen ausschließlich auf Veranlassung des Komitees auf der Grundlage 
der Inventarverzeichnisse, der vereinbarten Übergabeprotokolle und vor- 
handenen Quittungen. Die BUrgerkorai tees wurden einbezogen. 

/ ■ 

Der Auflösungsprozeß wurde beeinträchtigt duröh Aktivitäten westlicher 
Geheimdienste auf dem Boden der DDR. Diese bezogen sich sowohl auf die • 
mit der Auflösung befaßten ehemaligen Mitarbeiter der HV A als auch auf 
die bereits entlassenen. 

CIA und BND bemühten sich u. a. durch direktes Aufsuchen in der Wohnung, 
insbesondere unter Verwendung von Wissen wie der bisherigen Tätigkeit und 
der Dienststellung der Kontaktierten, telefonische und briefliche An- 
bahnungsversuche aus Westberlin, München und Hamburg, Mitarbeiter der HV A 

% 

zu werben und zur Preisgabe von Wissen zu veranlassen. 


-jJr ♦O'V.Cnj^. 
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Von der Hauptverwaltung Aufklärung - in Auflösung - werden gegenwärtig 
79 ehemalige Kundschafter materiell , finanziell und in medizinischer 
Hinsicht , betreut. 

Alle ehemaligen Kundschafter haben eine langjährige aufopferungsvolle 
Arbeit im Ausland geleistet und teilweise größere Freiheitsstrafen unter 
komplizierten Bedingungen verbüßt.. 

Die ‘sicherheitsbedingten Übersiedlungen tew. Wohnsitznahmen in der DDR 
haben zum Verlust von Eigentum und Vermögen geführt, für das sich die 
Regierung der DDR im Rahmen der teilweise langfristigen sozialen Ein- 
gliederung zur Ersatzleistung und materiellen und finanziellen Sicher- 
stellung auf Lebenszeit verpflichtete. 

Mit der Auflösung der Aufklärung ist diese Sicherstellung nicht mehr ge- 
währleistet. Darüber hinaus müssen bei einer staatlichen Vereinigung 
einige in der DDR wohnhafte ehemalige Kundschafter mit erneuter straf- 
rechtlicher Verfolgung und zum Teil hohen Haftstrafen rechnen, sofern 
nicht vorher durch die Regierungen der DDR und der BRD rechtliche Ver- 
ein baruigen getroffen werden, die die Ermittlungs- bzw. Strafverfahren 
gegenstandslos machen. 

Die einzuleitenden bzw. zu garantierenden Rechtsschutz-, Versorgungs- und 
Betreuungsleistungen müßten gewährleisten: 

- Aufhebung von laufenden Ermittlungs- bzw. Strafverfahren durch die 
Justizorgane der BRD; 

- Sicherung eines den bisherigen Leistungen und Bedürfnissen entsprechen- 
den Wohnraumes durch Kauf, Sicherung des Mietrechtes auf Lebenszeit 
oder in einzelnen Fällen durch Zuweisung eines kleineren Wohnhauses; 

- Weiterführung bzw. adäquate Festlegungen zur Sicherung der bestehenden 
Gehaltsregelungen; 

- Fortsetzung der bestehenden Rentenregelungen; 

. f~ 

- Zurverfügungstellung geeigneter und der Qualifikation entsprechender 
Arbeitsplätze bei Bedarf. 
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Zu beachten ist, daß nach der Beendigung der Tätigkeit der HV A - in 
Auflösung - gegenüber den in der BRD und anderen NATO-Staaten in Haft 
befindlichen ehemaligen Kundschaftern der DDR und auch gegenüber den 
Familienangehörigen für die DDR weitere Verpflichtungen bestehen. 

Gemäß Beschluß ist die Auflösung der Hauptverwaltung Aufklärung bis zum 
30. Juni 1990 zu realisieren. Dementsprechend wurden durch das Komitee 
zur Auflösung des Amtes für Nationale Sicherheit mit dem Restbestand 
der Mitarbeiter der HV A befristete Arbeits Verträge bis zum 30. Juni 1990 
abgeschlossen. 

Aus gegenwärtiger Sicht ergeben sich weitere Arbeitserfordernisse, die 
eine sachkundige Weiterführung durch bisherige Angehörige der Hauptver- 
waltung Aufklärung über diesen Zeitpunkt hinaus erforderlich machen. 

Dabei handelt es sich Insbesondere um 

- Aufgaben der Betreuung ehemaliger Kundschafter, die sich auf dem Boden 
der DDR befinden (s. o.), 

- Aufgaben und Verantwortung gegenüber in mehreren NATO-Staaten, insbe- 
sondere in der BRD, in Haft befindlichen ehemaligen Kundschaftern, 

- Aufgaben und Verantwortung gegenüber ehemaligen Offizieren im besonderen 
Einsatz, die sich in offiziellen Funktionen in Auslandsvertretungen der 
DDR, z. T. bis zur Beendigung der Tätigkeit dieser Vertretungen im" Zu- 
sammenhang mit der Herstellung der staatlichen deutschen Einheit, befinden 
(62 ehemalige OibE in 28 Staaten). Sie sind überwiegend, wie auch ihre 
Angehörigen, von Arbeitslosigkeit und anderen sozialen Problemen bedroht. 

Es geht insgesamt um soziale, rechtliche sowie speziell auch finanzielle 
und weitere Aufgaben. 

Darüber hinaus zeichnet sich ab, daß für politisch zweckmäßige und sach- 
kundige Nutzung von verbleibendem Schriftgut der Hauptverwaltung Aufklä- 
rung zumindest fachgerechte Beratung und Bewertung zu gewährleisten sein 
wird. Hinzu kommt, daß die Obergabe von ehemals operativ genutzten Wohn- 
objektefn und Gästehäusern aus gegenwärtiger Sicht nicht bis zum 30.r-ß. 1990 
abzuschließen ist. 
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Die Auflösung der HV A erfolgte für alle Beteiligten unter kompli2ier- 
ten Bedingungen. Nicht nur, daß die Materie an sich genügend Probleme 
bereitete, kam hinzu, daß sich bestimmte Prozesse in einem Rahmen voll 
zogen, in der die Gesetzlichkeit den politischen Veränderungen von 
äußerster Dynamik Rechnung tragen mußte. 

Die Auflösung der Hauptverwaltung Aufklärung war dadurch bestiimit, daß 
ihre Mitarbeiter keinerlei Befugnisse nach außen hatten und keine aus- 
reichenden finanziellen Mittel zur Verfügung standen. Diesbezügliche 
Erfordernisse werden als Anlage ausgewiesen. 


Fischer 

amtierender Leiter 
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Dokument 63 


Berlin, den 20. 9. 1990 

Zeitlicher Ablauf der Ereignisse um die Firma "xnterport GfnbH “ 


Nach vorliegenden Erkenntnissen wurde die Firma "Interpcrt Gmbh" 
1965 im Aufträge der Aufklärung als "Privatfirma" gegründet. 

Mit der F irmengrüncung und der nachfolgenden Geschäftsführung 
vjurde Herr Gietl von der Aufklärung beauftragt. Danach gehören 
alle materiellen und finanziellen Mittel der Firma "Interport 
GmbH" dem MfS/AfNS (Erklärung des Herrn Gietl vom 1. 2. 90 
und der 'Paraphe "Eichhorn"). 

Die Firma "Interport GmbH" hatte die Aufgabe, die Embargol isten 
des westlichen Auslands mit spezifischen Mitteln zu brechen. 

Als Legende diente seit 1968 ein Oldtimerhandel (Protokoll 
über Objektbegehungen in Sachen Interport vom 15. 8. 90). 

- In einem 'öericht vom 22. 1. 90 über die Tätigkeit der Fa. 
"Interport" v;urde von der Aufklärung des' MfS vor geschlagen , 

daß zur Iv'eiterrührung der Aufgaben der Firma von personellen 
Veränderungen abzusehen ist und die Firma "Interport" vor- 
zugsweise dem Robotron-Vertrieb Berlin zuzuordnen wäre. 

- In einem Schreiben des Robotron-Vartriebs Berlin, stallv. GD 
Dr. Schröder, an die Regierungskommission zur Auflösung des 
AfNS - schon als Ergänzung auf ein Schreiben vom 13. 1. 90 
wird der Antrag auf kurzfristigen Rechtsträger Wechsel ge- 
stellt mit der Verpflichtung, alle Vereinbarungen und Mitar- 
beiter der Firma Interport zu übernehmen. Dieser Antrag wurde 
durch den Regierungsbeauf tragten , Herrn Peter, mit dem Ver- 
merk: "Einverstanden! Herrn Eichhorn z. 3." Peter 7. 2. 90 
versehen. Außerdem ist er mit der Paraphe "Eichhorn" abge- 
zeichnet . 

- Mit den FS vom 9. 2. 90 und 22. 2. 90 dringt der Robotron- 
Vertrieb Berlin auf eine schnelle Übernahme der Fir.ma "Inter- 
port" mit entsprechenden Rechtsträgerv/echsel . Beide FS sind 
mit Dr. Schröder unterzeichnet. 

- Am 27. 3. 90 schreibt das Komitee zur Auflösung des AfNS 
an den Robotrcn-Vertr ieb Berlin, daß die Übernahme der 
Firma "Interport" und "Intertechna" nur mit Zustimmung der 
örtlichen Organe erfolgen kann. Entsprechende Protokolle 
sind dem Komitee vorzulegen, dann erfolgt die Übernahme ent- 
geltlich . 

- Obwohl bis zum heutigen Tage im Komitee kein Vertrag mit der 
Firma Robotron-Vertrieb (heute Computer-Ver tr iebsunion GmbH 
Berlin) vorliegt (siehe Protokoll vom 18. 9. 90) wurde der 
Robotron-Vertrieb Berlin mit Schreiben vom 22. 6. 90 durch 
Herrn Eichhorn ermächtigt, eine vorläufige Kaufsumme von 
390.000,00 M für die Firma "Interport" auf das Konto des 
Komitees zu überweisen. 
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- Erst mit Schreiben vom L'3 . S. 90 erhebt das Komitee zur 
Auflösung des AfNS, Herr Eichhorn, sovjohl die Forderung 
gegenüber dem immer noch tätigen Geschäftsführer Herrn Gietl, 
die Bankkonten der Fa. Interport und alle Firmenunterlagen 
dem Komitee als Rechtsnachfolger des MfS/AfNS zu übergeben, 
als auch gegenüber dem Robotron-Vertrieb Berlin, die vor- 
handenen Bankguthaben der Firma Interport als Rechtsnach- 
folger zu beanspruchen. 

- Mit Schreiben vom 31. 8. 90 teilt Herr Gietl Herrn Eichhorn 
die auf das Konto des Komitees überwiesenen Guthaben von 
insgesamt ca. 3,5 Mill. DM mit und das mit Schreiben vom 
31. 8. 90 bei der Deutschen Handelsbank AG-Berlin die 
Löschung der Konten beantragt wurden. 

Weiterhin wurde mitgeteilt, das im Zusammenhang mit einer 
kriminalpolizeilichen Durchsuchung am 27. 8. 90 alle Finanz- 
und Berechnungsunterlagen und der Bargeldbestand beschlag- 
nahmt wurden. 

- Bis zum heutigen Tage gibt es kein rechtsbeständiges Verhält- 
nis zwischen dem Komitee und der Computer- Vertriebsunion 
Berlin GmbH (Robotron-Vertrieb Berlin). 

Zur Firma Interport ist ein Untersuchungsverfahren bei 
der Staatsanwaltschaft anhängig. 
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1. Darstellung der Besitzverhältnisse des ehemaligen MfS/AfNS 

Das ehemalige MfS/AfNS vjar ein zentrales Staatsorgan mit besonderen 
Arbeitsmethoden. Diese Arbeitsmethoden entsprachen teils der normalen 
Ordnung zentraler Staatsorgane teils wichen sie erheblich davon ab oder 
wurden sogar im völligen Widerspruch zu sonstigen Arbeitsmethoden gehand- 
habt (Legendierung als besondere Methode der Geheimhaltung). Diese Dar- 
stellung ist zum Verständnis der Begründung von Besitz bzw. Rechts- 
trägerschaft an Objekten, Firmen oder sonstigen kapitalgleichen Anlagen 
notwendig. 

1.1. Verwendung und Beschaffenheit von Objekten 

Hauptmerkmale der Verwendung und Beschaffenheit von Objekten waren: 

1. Schutz- und Sicherheitsansprüche an Objekten bis zur höchsten Stufe, 
d.h. , die Objekte weisen in unterschiedlichster Form Merkmale ursprüng- 
licher aktiver und/oder passiver Sicherheitstechnik bzw. personeller 
Bewachung auf. Ein Teil der Objekte zeigt sich mit ausgesprochenem 
militärischen Charakter bis hin zum Truppenübungsplatz oder weist 
deutlich Schutzcharakter auf, auch in beliebigen Formen der Mischung 

' mit ziviler Nutzung oder legendiert vorgetäuschtem zivilen Charakter. 

2. Extreme Inanspruchnahme von Flächen unter Aspekten des Schutzes der 
Legendierung oder als militärische Sicherheitszonen. 

3. Bunkerobjekte als geheimdienstliche, militärische oder staatliche 
Führungsstellen für den Kriegszustand. Auch diese Objekte wurden 
teilweise in beliebigen Kombinationen mit scheinbaren sehr zivilen 
Verwendungen legendiert. 

4. Sehr spezifische Nutzungsanforderungen an Objekte die prinzipiell in 
extremer Weise die Skala volkswirtschaftlicher Verwendung enthielten, 
die nach innen jedoch ausnahmslos zusätzliche spezielle Bedingungen 
erfüllten, welche eine problemlose Überführung in zivile Nutzungen und 
Anwendung der Prinzipien sozialer Marktwirtschaft behindern oder sogar 
völlig verhindern. 
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5. Betreibung von Objekten unter streng legendierten Bedingungen bis 

hin zur völlig widersprüchlichen Verwendung gegenüber dem äußeren 
Anschein. ' . 

6. Besondere Formen der Autarkie sov-johl in zentralen Bereichen von Städten 
und Gemeinden als auch im Bereich abgelegener Gebiete mit isolierten 
Versorgungsstrukturen, extremer Vorratshaltung und dementsprechend 
überdimensionierten Lager-, Versorgungs- bzw. Entsorgungseinrichtungen. 

7. Absolute Besonderheit ist die Rechtsträgerschaft (teilweise besitz- 

f 

begründende Finanzierung) von Repräsentationsobjekten des SED-Polit- 
büros. Von Art und Beschaffenheit sind angebliche Gästehäuser des MfS 
. vergleichbar. 

Anzahl und Struktur der Objekte sind in Anlage 1 auf geführt. 

1.2. Besonderheiten zur Art und Form des Nachweises des Besitzes bzw. 

zur Buchführung von finanziellen und Sachwerten 

1. Das ehemalige MfS/AfNS trat aus Gründen der Geheimhaltung häufig nicht 
als staatlicher Besitzer bzw. Rechtsträger auf. 

2. Häufig sind Legendierungen mit Bezeichnungen anderer staatlicher 
Institutionen (zum Beispiel Versorgungseinrichtung des Ministerrates 
"VEM") aber auch beliebiger Einrichtungen von wissenschaftlichen 
Institutionen (z.B. Akademie der Wissenschaften) bis zu kulturellen 
Einrichtungen oder volkseigenen Betrieben. Mit den Legendierungen 
"Rechtsträger" und "Besitzer" (Geldgeber) vjurde in beliebiger Kombi- 
nation manipuliert. 

3. Teilweise oder. sogar mittels "operativer Fonds" wurde der Kauf über 
Privatpersonen abgewickelt und deren grundbuchamtliche Eintragung 
als Besitzer vorgenommen. 
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4. Ein Teil dieser Legendierungen ist bis heute nicht aufgeklärt (siehe 
dazu Auslandsbesitz, Vernetzung KOKO (AuOenhandel) mit BKK (MfS) auch 
Firmenbeteiligung, auch Legendiqrung der DE 1 bzw. VRD). 

5. Eine Wertfeststellung liegt nur , zu einem Teil der Objekte vor, ist dann 
häufig nicht vollständig oder nicht fortgeschrieben (Abschreibungen, 
Werterhöhungen) oder ist im Zuge der Auflösungshandlungen verlorenge- 
gangen (zum Teil in Archiven eingelagert und damit unzugänglich). 

Zu legendierten Objekten ist keine Buchhaltung geführt worden bzw. die 
Wertfortschreibung fehlt völlig. 

Mit diesen Feststellungen wird erklärt, daß zu diesem Zeitpunkt noch keine 
Übersicht über das Gesamtvermögen vorliegen kann, welches vom ehemaligen 
MfS/AfNS begründet, in Anspruch genommen oder verwaltet wurde. 

Schätzungen schwanken zwischen, 20 Mrd. und 60 Mrd. DM. 

1.3. Zur Bildung des MfS-Vermögens 

Das MfS-Vermögen wurde gebildet, wie bei allem staatlichen Vermögen aus 
der Zeit der DDR, durch ein Konglomerat zwischen Rechtmäßigkeit im Sinne 
korrekter Beachtung staatlicher Regelungen bei der Inanspruchnahme von 
Mitteln einschließlich Rechtsmitteln und eher rechtsbedenklichen Hand- 
lungen bis hin zur Unrechtsbehandlung. Allerdings muß betont werden, daß 
bestimmte rechtliche Regelungen besonders häufig durch das ehemalige 
MfS/AfNS in rechtsbrüchiger Form angewendet wurden (§ 10 Verteidigungs- 
gesetz). An diesen Handlungen waren die Räte der Kreise direkt als 
Erfüllungsgehilfen beteiligt. 

Weiterhin besteht unverändert der Verdacht bzw. in vielen Fällen die 
Erklärung ehemaliger Besitzer, daß auch Methoden individuellen Terrors 
(Schikanen) bzw. Nötigungshandlungen (z.B. im Zusammenhang mit Ausreise- 
anträgen) angewendet wurden, um das ehemalige MfS/AfNS in den unrecht- 
mäßigen Besitz von Objekten zu bringen. 
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Art und Umfang unrechtmäßig gebildeten Besitzes sind erst nach voll- 
ständigem Abschluß aller Rehabilitierungsverfahren feststellbar. Dieser . 
Zeitraum wird mindestens 5 Jahre betragen. Eine Rückgabe des Besitzes 
wird deshalb eher die Ausnahme sein, soweit nicht vorbeugend eine Form 
des Rückkaufs gewählt wird. 

2. Verwertbarkeit der Obgekte 

2.1. Direktverwertung ohne wesentliche Veränderungen 

Nur der geringe Teil der Objekte ist für die Bedingungen der sozialen 
Marktwirtschaft direkt verwertbar. Dabei bleiben die Bedingungen des 
technischen-, Sicherheits-, Umweltschutz - Standards und sonstige Niveau- 
unterschiede bereits unberücksichtigt. 

Solche Objekte sind insbesondere; 

- Gesundheitseinrichtungen 

- Ferienobjekte (teilweise) 

- Einzelne Spoftobjekte 
7 VJohnobjekte 

- Erholungsobjekte mit Individualcharakter (einzelne Bungalows) 

Eher ausnahmsweise kann Direktverwertunf^ für Zwecke des inneren und äußeren 
Schutzes der Republik bzw. für Kommunikationszwecke, erfolgen. 

2.2 Verwertung mit wesentlichen Objektveränderungen 

Diese Feld gilt für die Mehrzahl der Objekte, v^/eil Änderungen des Ver- 
wendungszweckes mindestens Beseitigung teilweise vjeit überzogener Sicher- 
heits- oder militärischer Schutzeinrichtungen bzw. Beseitigung überzogener 
Autarkie, welche die Ökonomisierung deutlich belastet nach sich ziehen. 
Dazu bestehen Regelungen der Konversion (Anlage 2) und dementsprechende - 
Planung von Mitteln. Hiervon werden ca. 50 - 60 % aller Objekte erfaßt. 
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2.3. Verwertung nach nahezu vollständigen Abriß bzw. Schleifen möglich 

Das betrifft ausgerechnet die besonders großen Objekte (Kasernenobjekte), 
deren Beschaffenheit nach bisherigen Erkenntnissen andere Lösungen nicht 
zuläßt. 

Die vorzugsweisen Verwendungsmöglichkeiten sind in Anlage 4 dargestellt. 

3. Vermarktungsmöglichkeiten der Objekte 
3.1. Iststand 

Aus der Chronologie des Auflösungsprozesses ist eine Situation entstanden, 
nach der zwar 75 % der Objekte in irgendeiner Form von Nutzung oder Obhut 
sind, jedoch nur ein geringer Teil davon in rechtsbeständigen vertraglichen 
Verhältnissen (siehe Anlage 3 - Chronologie der Auflösung). 

Damit ergibt sich eine besondere Lage, welche dadurch gekennzeichnet ist, 
daß die Vermarktung selbst dann nicht nach den Gesetzen der Marktwirtschaft 
völlig frei entschieden werden kann, wenn dies nachweisbar zur Herstellung 
nduer Rechtsverhältnisse unabdingbar ist. 

In vielen Fällen, egal ‘.ob bisher ein privater Nutzer das Objekt in Obhut 
hat oder eine Kommune unabgestimmt oder sogar unter Bruch vcn Rechtsnormen 
zur Objektverwendung entschieden hat, werden sich unterschiedlichste Formen 
individuellen oder öffentlichen Protestes bis hin zu öffentlichen Demon- 
strationen oder Streikdrohungen ergeben, sobald eine andere Verwertung 
mit anderen Partnern angestrebt wird. 

Derartige Formen öffentlichen Protestes haben eine zielgerichtete Vermarktung 
schon bisher erheblich behindert und erklären den erreichten Arbeitsstand. 

Die Möglichkeiten diesen Rechtsstandpunkt durchzusetzen v;aren stark einge- 
schränkt, da noch bis Ende Juni die gesetzlichen Bestimmungen zum kosten- 
losen Rechtsträgerwechsel weiter galten und von Kommunen und Betrieben 
eingefordert wurden und auch in der Folge die Rechtslage widersprüchlich 
blieb. 
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3.1.1. Die Übergabe von Objekten an die NVA und das MdI ist als unent- 
geltlicher Rechtsträgerwechsel - in das Eigentum der Republik - vorge- 
sehen. 

Dieser Teil des Vermögens des ehemaligen AfNS kann demzufolge nicht durch 
das Komitee in die Treuhand gegeben werden. 

Für die Sportobjekte, die vorläufig dem MdI zugeordnet wurden, bestanden Vor- 
stellungen der Überleitung in eine spezielle Sporttreuhand. Es ist damit 
zu rechnen, daß nach Vorliegen von Konzeptionen bestimmte Objekte für 
den Sport nicht mehr benötigt werden und disponiert werden können. 
(Festlegungen im Ministerratsbeschluß vom 16. 05. 90 zur Vorlage einer 
Konzeption durch das Ministerium für Jugend und Sport sind noch nicht 
erfüllt) . 

3.1.2. Es wird der Standpunkt vertreten, daß die Unternehmen in Besitz der 
Republik (Deutsche Reichsbahn, Deutsche Post) entsprechend Flaushaltsordnung 
nur entgeltlich Objekte übernehmen können. 

Durch die Deutsche Reichsbahn wird das akzeptiert (Kaufverträge vjurden abge- 
schlossen), die Deutsche Post besteht jedoch bis auf Ausnahmen auf unent- 
geltliche Nutzung. 

3.1.3. Im Verhältnis des Komitees zu den Kommunen (Kreisen und Ländern) 
haben sich bereits bestehende unterschiedliche Auffassungen verschärft 
(auch durch das Kommunalvermögensgesetz begünstigt) 

- im Bezirk Dresden besteht die Absicht alles Vermögen des ehemaligen AfNS 
in eine Landesentwicklungsanstalt einzubringen 

- der Magistrat von Berlin erhebt Anspruch auf den Grund und Boden, der 
der sich in Rechtsträgerschaft des AfNS befand. 

- Landratsämter und Kommunen erheben z.T. ultimativ Eigentumsansprüche. 

Mit dem Komitee nicht abgestiuimte Beschlüsse über die Verwendung und Eigen- 
tumsansprüche wurden in großer Anzahl von den Kommunen gefaßt. 

Auch Vertreter des Magistrats von Berlin beanspruchen nach wie vor das Recht 
der Festlegung von Nachnutzungen - z.T. nicht in Übereinstimmung mit den 
Bezirksämtern 
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3.1.4. Nachgeordnete Betriebe des ehemaligen AfNS bzvj. aus Produktions- 
kapazitäten neugebildete Betriebe: 

- VEB Ingenieurbetrieb wissenschaftlicher Gerätebau (jetzt IGEBA) 

- VEB BMK Industriebau Berlin (jetzt Olympia Baugesellschaft) 

haben das betriebliche Vermögen mit der Eröffnungsbilanz in die Treuhand 
eingebracht. 

Für weitere produktive Einrichtungen, aus denen Unternehmen entstanden, ist 
die ordnungsgemäße Übernahme des Vermögens zu prüfen bzw. zu veranlassen. 

3.1.5. Für die Übergabe von Objekten an soziale und gemeinnützige Einrichtungen 
ist die entgeltliche Übertragung im Einzelfall zu entscheiden. Es wird der 
Star\dpunkt vertreten, daß für gemeinnützige Einrichtungen Vorzugsbedingungen 
anzuwenden sind. 

3.2. Erfordernisse zur Vermarktung der Objekte 

3.2.1. Klare Arbeitsrichtlinien als staatliche Ordnung zur Vermarktung mit 
der Maßgabe auch des Verkaufs von Grund und Boden oder zumindest langfristiger 
•Vertragsverhältnisse (Erbpacht). 

3.2.2. Herstellung öffentlicher Ordnung und rechtsstaatlicher Autorität 
verbunden mit der Maßgabe, daß Rechtshandlungen zur Vermarktung staatliche 
Unterstützung finden. 

Dazu sind eine Reihe von Rahmenbedingungen zu erfüllen (siehe Anlage 5). 

4. Objektproblematik des Passivbetriebes oder treuhänderische Verwaltung 
im Aktivbetrieb 


4.1. Bisherige Arbeitsrichtung Passivbetrieb 

Mit Auflösung des ehemaligen AfNS bis März 1990 war eine kontinuierliche 
Wartung und Erhaltung der bis dato noch nicht in Nutzung oder anderweitig 
vergebenen Objekte nicht mehr gesichert . 
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Auf der Grundlage der bestehenden Festlegungen konnte ein treuhänderischer 
Aktivbetreib durch das Komitee nicht realisiert v^lerden. 

Für größere und wertintensive Objekte wurde eine Bewachung, Wartung 
technischer Anlagen sowie Instandhaltung einschließlich erforderlicher 
technischer Durchsichten und Überwachungsleistungen notwendig. Dazu 
konnten nicht in jedem Fall die benötigten Kräfte gebunden werden. 
Instandsetzungsleistungen waren über Ausschreiben durch das Komitee 
zu veranlassen und die Kosten zu übernehmen. 

4.2. Mögliche Lösung Aktivbetrieb in treuhänderischer Verwaltung unter 
Erhalt des Eigentumes der Republik 

In der Folgezeit sollte die Verpachtung bzw. selbständige Bewirtschaftung 
von Objekten, für die sich ansonsten keine vertretbaren Verkaufserlöse 
erzielen lassen,, eine Senkung der Ausgaben und Erzielung von Einnahmen 
bewirken . 


5. Konversions'problematik 

'Im Zusammenhang mit der Überführung in eine zivile Mutzung ist die Be- 
seitigung des militärischen Charakters insbesondere bei Kasernen, Funk- 
objekten, Bunkeranlagen und Truppenübungsplätzen aber auch der Sicherungs- 
anlagen und mehrfachen Umzäunungen, Sicherheitsstreifen und -flächen auch 
bei nicht militärisch genutzten Objekten erforderlich. Hinzu kommen die 
Beseitigung bzw. Verhinderung weiterer schädlicher Auswirkungen auf die 
Umwelt durch die bisherige Nutzung. Die Festlegung notwendiger Maßnahmen 
zur Umsetzung der Konversion erfordern konkrete Untersuchungen am Objekt, 
die ggf. bis zum Anfertigen von Expertisen bzw. Gutachten führen können. 

5.1. Arbeitsgruppe Konversion 

Zur sachkundigen Beurteilung und Vergabe von Objekten für eine zukünftige 
zivile Mutzung wurde im Juni 1990 beim Komitee die Arbeitsgruppe Kon- 
version gebildet, die sich aus kompetenten Vertretern des Ministeriums für 
Abrüstung und Verteidigung, des Amtes für Konversion, des Ministeriums für 
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Wirtschaft, des Rechnungshofes und des Ministeriums für Umwelt, Natur 
und Reaktorsicherheit zusammensetzt. Diese Arbeitsgruppe stützt sich in 
ihren Entscheidungen auf sachkundige Beurteilungen und Vorschläge einer 
gebildeten unabhängigen Beraterkommission , die sich ebenfalls aus fach- 
kundigen Mitgliedern o.g. Ministerien und Organen zusammensetzt, wobei 
das Ministerium für regionale und kommunale Angelegenheiten sowie in 
Abhängigkeit von der Dbjektlage die örtlichen Organe einbezogen wurden. 

Diese Kommission hat im Juli 1990 die Tätigkeit aufgenommen und handelt 
nach einem gemeinsam erarbeiteten Arbeitsrahmen (Anlage 2 ) 

5.2. Auftragsvergabe, Kostenplanung, Zeitregime 

Entsprechend der Entscheidung der Arbeitsgruppe werden Leistungsausschrei- 
bungen nach charakteristischen Arbeitsinhalten vorgenommen. Gegenwärtig 
läuft die Ausschreibung über Demontage und Entsorgung von Sende- und 
Empfangsanlagen. Die Planung der Kosten für 1991 in Höhe von 15 Mio.gM 
zur Durchführung von KonversionsmaQnahmen erfolgte auf der Grundlage von 
Stundensätzen und Nebenkosten konkret für genannte Anlagen und für andere 
Objekte auf der Grundlage vorhandener Objektkenntnisse und vorläufiger 
Einschätzungen erforderlicher Maßnahmen sowie unter Berücksichtigung 
der Durchführungsmöglichkeiten. Nicht berücksichtigt sind mögliche Rück- 
gaben von zeitweilig übernommenen Objekten durch die NVA und die Deutsche 
Post. 

Während die Aufgaben und die zur Verfügung stehenden finanziellen Mittel 
Umrissen sind, ist für die zeitliche Einschätzung bis zum Abschluß der 
Konversionsmaßnahmen gegenwärtig nur eine Grobschätzung möglich. Dies wird 
auch mit den Eingangs gemachten Ausführungen über fehlende Gesamtüber- 
sicht begründet. 

Ausgehend von einem geschätzten Gesamtkostenaufwand für Konversionsmaß- 
nahmen in Höhe von 70 - 90 Mio DM wird die Zeitdauer des Abschlusses auf 
3-4 Jahre eingeschätzt, bei einer jährlichen Realisierung von durch- 
schnittlich 20 Mio DM. 
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6. Bewegliches Sachvermögen - 

Verkauf von beweglichen Sachvermögen aus der Auflösung 
6.1. Herkunft und Umfang 

Alle übernommenen Objekte des ehemaligen AfNS waren voll ausgestattet 

1. Inventar aus den Objekten 

- Büromöbel, einschließlich Stahlblechschränke für mehrere 10 000 
Büroarbeitsplätze, Bürotechnik und Büromaterial; 

- Unterkunftsmöbel aus militärischen Objekten für mehr als 10 000 
Unterkunftsplätze; 

- Möbel und Haushaltwaren aus Wohn-, Gästehäusern, Ferienobjekten 
und konspirativen Wohnungen; 

- Werkstattaasrüstungen, Werkzeuge, Normteile, Material. 

2. Bevorratungen aller Art in zentralen und dezentralen Lagern der 
Versorgungsdienste (Verpflegung, Bekleidung, Ausrüstung), des Bau- 
wesens und der Kfz-Dienste in Millionen Höhe. Allein in den Kfz- 
Diensten betrug der Wert der materiellen Bestände 17,6 Mio. DDR- 
Mark. 

Die Lagerbestände wurden dem Ministerium für Abrüstung und Vertei- 
digung, dem Ministerium des Innern, der Zollverwaltung der DDR ent- 
sprechend des von ihnen angemeldeten Bedarfs unentgeltlich über- 
geben sowie über den Maschinenbauhandel u. a. Großhandelseinrich- 
tungen verkauft. 

3. 12 900 PKW und 5 460 NKW 

Sie wurden Nachnutzern übergeben bzw. werden über den Maschinenbau 
handel verkauft. 

4. 2 700 in die DDR zurückgeführte Kfz, die bei der Ausreise von DDR- 
Bürgern über Ungarn und die CSFR stehen gelassen v/urden. 1 700 
wurden den Eigentümern zurückgegeben. 1 000 Kfz, deren Eigentümer 
keine Ansprüche geltend gemacht haben, werden jetzt verkauft oder 
verschrottet . 
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5. Asservate (Autos, Bücher, Briefmarken u. a.), die in Lagern vorge- 
funden wurden. ■ 

6. Kunstgegenstände und Antiquitäten (Bilder, Prozellan, Skulpturen, 
Stilmöbel), die vorallem in Gästehäusern und Ferienobjekten vorge- 
funden wurden. 

7. Militärische Artikel (Ausrüstung, Uniformen, Orden, Spezialtechnik 
u. a. ) 

Sie vjurden den bewaffneten Organen unentgeltlich übergeben. 

Durch die Armee erfolgt noch keine vollständige Entsorgung. Gegen- 
v/ärtig v/erden noch 7 große Hallen im Lagerobjekt BM 5 des Komitees 
in Freienbrink durch diese Bestände blockiert. 

8. Nachrichten- und EDV-Technik aus den Objekten 

Sie wurde einer zivilen Nutzung zugeführt bzw. verschrottet. 

Durch das Fehlen von Beständsübersichten über das bewegliche Sachvermögen 
ist eine Aussage zum Gesamtumfang nicht exakt möglich. Er dürfte bei an- 
nähernd 1 Mrd. DDR Mark gelegen haben. Elektronisch gespeicherte Infor- 
■mationen, z. B. zu Lagerbeständen, wurden in Durchführung der Festlegung 
zur Löschung aller Datenträger vernichtet. 

Die Liquidierung des MfS war mit Objektbesetzungen, Zerstörung des In- 
ventars, ungesetzlicher Verbringung von Sachwerten und vermutlich auch 
mit strafbaren Handlungen (Einbrüche und Diebstähle) verbunden. 

Daraus resultiert, daß das in den Objekten Vorgefundene bewegliche Sach- 
vermögen erst inventarisiert und bewertet werden muß, was in Vorbereitung 

3 Is 

des Verkaufs einen höheren Aufwand allgemein üblich erfordert. 

6.2. Aufwand für Verv;er.tung des beweglichen Sachvermögens und bisherige 
Erlöse 

1. Die Verwaltung, Erfassung, Bewertung und Verkauf des beweglichen Sach- 
vermögens ist nur im Zusammenhang mit der Verwaltung und Verv/ertung 
der Objekte möglich. Sie ist grundsätzlich objektbezogen und auch 
zeitlich an die Objektübergabe an die neuen Betreiber gebunden. 
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2. Bedingt durch die spezifische Nutzung der Objekte ist es nicht möglich, 
die neuen Betreiber zu veranlassen, alles bewegliche Sachvermögen 
kostenpflichtig zu übernehmen. 

Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, Ausstattungsgegenstände zu be- 
räumen, zwischenzulagern und den Verkauf zu organisieren. Dies betrifft 
bei einigen Objekten bis zu 90 % des beweglichen Sachvermögens und er- 
fordert einen hohen Kräfte- und Transportaufwand. (Gegenwärtig 16 
Transport- und- Lagerarbeiterl 

Die Zwischenlagerung von bev';eglichen Sachvermögen erfolgt in 8 Hallen 
im Lager Freienbrink, Teilobjekt BM 5, mit insgesamt 8 760 m^ Fläche 
und in einer Halle im Objekt Segelfliegerdamm mit 1 730 m^ Fläche. 
Eingelagert sind u. a. Dnterkunfts-, Büro- und Wohnraummöbel , Stahl- 
blechschränke und Karteischränke (3 Hallen;, Bekleidungsgegenstände 
• und Arbeitsbekleidung (1 Halle), diverse Werkzeuge, Normteile und Aus- 
rüstungsgegenstände - Decken, Taschen, Behälter, Seile, Sportgeräte, 
Fahnen- und Fah'nenstoffe , Mantelstoffe, Bettwäsche, optische Geräte, 
Papier, Asservatenschrott (3 Hallen), ca. 20 t Buntmetallhalbzeug 
(1 Halle), Zelte, Feldküchen (1 Halle). 

Der Inhalt von mehr als einer Lagerhalle der obengenannten Größenordnung - 
insbesondere hunderte Positionen von Werkzeugen von Normteilen - befindet 
sich noch beim Maschinenbauhandel in Kommission. 

3. Entsprechend vorliegenden Erfahrungen hat sich der Direktverkauf durch 
das Komitee als effektivste Form des Verkaufs des beweglichen Sachver- 
mögens erwiesen. Eine Einbeziehung von Zwischenhändlern ist mit Minder- 
erlösen verbunden. 

Im Ergebnis des bisherigen Auflösungsprozesses wurde bewegliches Sachver- 
mögen im Werte von 83,998 Mio. DDR Mark bis zum 30. 6. 1990 und von 
3,279 Mio. DM bis zum 31. 8. 1990 verkauft. 

Unter Beachtung bisher gesammelter Erfahrungen v;erden zur Erfüllung der 
Aufgaben bei der Erfassung, der Bewertung und dem Verkauf des beweglichen 
Sachvermögens in den Objekten, einschließlich der Arbeiten zur Beräumung, 
des Transportes und der Zwischenlagerung bis 31. 12. 1990 die gegenwärtig 
vorhandenen 17 Leiter und Mitarbeiter und die 16 Transport- und Lager- 
arbeiter benötigt. Für das Jahr 1991 wird eine weitere Reduzierung der 
Kräfte auf 10 - 12 Leiter und Mitarbeiter und 6-8 Transport- und Lager- 
arbeiter angestrebt. 
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7. Fondsbefjirtschaftung ' 

Ausgehend von der bisher erfolgten Aufgabenrealisierung waren nachfolgend 
aufgezeigte Aufgabenstellungen zu bearbeiten 

7.1. Auflösung finanzieller Verpflichtungen 

Die in Umsetzung der Festlegungen der Kinisterratsbeschlüsse vom 08. 02. 
und 16. 05. 1990 gegenüber dem Komitee geltend gemachten Aufwendungsersatz- 
forderungen von Firmen, die aus aufgehobenen Wirtschaftsverträgen des ehe- 
maligen AfNS resultieren sind zum größten Teil noch nicht geklärt (nicht 
bezahlt bzw. Zurückweisung endgültig durch Betriebe anerkannt). 

Trotz Ausschlußfrist 31. 05. 1990 wurden vi/eitere Anträge an das Komitee 
gestellt bzw. zurückgewiesene erneut durch aus ehemaligen VEB neu gebildete 
Firmen gestellt. 

Prüfung und Bearbeitung geltend gemachter finanzieller Forderungen über 
Lieferungen und Leistungen füT das ehemalige AfNS mit rückläufiger Tendenz 
zu komplizierte Bearbeitung. 

7.2. Bearbeitung von Forderungen, Kosten und Aufwendungen, die aus treu- 
händerischer Verwaltung von Objekten entstehen (Passivbetreib) 

Infolge der Nichtvergabe von Objekten ergab sich durch den notwendigen Passiv- 
betrieb die 

1. Prüfung, Bearbeitung und Abrechnung entstandener Forderungen und Kosten 
für die Bewirtschaftung, Unterhaltung, Erhaltung und Verwaltung noch 
nicht an Interessenten verkaufter bzw. übergebener Objekte, Wohnungen und 
Einrichtungen des ehemaligen AfNS. 

2. Planung, Abrechnung und Kontrolle der Aufwendungen notwendiger Konversions- 
aktivitäten militärisch genutzter Objekte für zivile Zwecke. 

3. Planung, Bearbeitung und Abrechnung der im Zusammenhang mit der Vorbe- 
reitung und Durchführung des Verkaufs von Objekten, beweglichen Grund- 
mitteln und speziellen Asservaten und Gütern notwendigerv;eise zunehmend 
anfallenden Forderungen und Kosten für Gutachtertätigkeit aller. Art, . 
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für spezielle Vertriebs- und Verkaufsbedingungen und spezielle 
Transport- und Lagerungsaufgaben. 

7.3. Wahrnehmung der Verantwortung der Haushaltsplanung, Abrechnung und 
Kontrolle/Nachweisführung 

Zur Sicherung einer straffen Planung, Abrechnung, Kontrolle und Rechnungs- 
bearbeitung ist eine ständige Nachweisführung und Kontrolle der Einnahmen 
und Ausgaben des Bereiches zu gewährleisten und durchzusetzen, um den An- 
forderungen des Finanzorgans im Arbeitsprozeß Rechnung zu tragen. 

7.4. Organisierung und Durchführung des Verkaufs von Importerzeugnissen, 
speziellen materiellen Gütern 

Als Aufgabe mit langfristigem Charakter und hohen zeitlichen Anforderungen 
werden erforderlich: 

1. Erfassung, Bewertung, Organisierung und Durchführung des Verkaufs 
handelsüblicher und spezieller westlicher Importerzeugnisse, wie Film- 
und Fototechnik, spezielle Meß- und Analysetechnik, Zubehör und Ersatz- 

^ 'teile mit dem Ziel der Sicherung optimaler Einnahmen. ■ 

2. Verwertung, einschließlich der Prüfung von Exportmöglichkeiten, von 
spezifischen und speziellen Importerzeugnissen der Nachrichtentechnik 
aus des Dstblockländern (speziell aus Republik Ungarn). 

3. Erfassung, Systematisierung, Katalogisierung, Bewertung und Verkauf von 

in Besitz des Komitees befindlicher Asservate, (Briefmarken) und spezieller 
Güter (Luxusgegenstände), die spezielle und spezifische Vertriebs- und 
Verkaufsbedingungen erfordern. 

Die möglichen Einnahmen aus Asservaten, Importerzeugnissen und speziellen 
Gütern wird auf mehrere Millionen DM geschätzt. 
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8. Überführung in die Treuhand 
.8.1. Vorschläge zur Struktur 

Unter Hinweis auf die besonderen und speziellen Aufgaben einer treuhände- 
rischen Verwaltung des Vermögens des ehemaligen MfS/AfNS sowie des poli- . 
tischen Aspektes eines geforderten hohen Öffentlichkeitsgrades bei der 
weiteren Auflösung sollte die Bildung eines Sonderbereiches in der Treu- 
handgesellschaft berücksichtigt werden.- 

Damit wären auch weitere Untersuchungsaufgaben zu legendierten und bisher 
ungeklärte Vermögen und Eigentumsverhältnisse lösbar. 

8.2. Mitwirkung im Vorstand 

Die' Nutzung von Erfahrungen und Kenntnissen aus dem Prozeß der Auflösung 
sowie die Behandlung spezieller Probleme, die sich aus den Darlegungen gemäß 
8.1. ergeben, ist Begründung für die Auswahl eines kompetenten Vorstands- 
mitgliedes aus dem Personalbestand des bisherigen Komitees zur Auflösung des 
ehemaligen MfS/AfNS-. 

8.3. Spezielle Verwaltungsaufgaben 

Zur Sicherung der Aufgaben bei der treuhänderischen Verwaltung des Vermögens 
des ehemaligen MfS/AfNS im Aktiv-/Passivbetrieb sowie bei der Vermarktung 
sind Rechnungswesen, Rechtsfragen und Datenerfassung sowie deren Ver- 
arbeitung in den Arbeitsprozeß einzubeziehen und personell sowie materiell 
zu sichern. 

8.4. Standpunkt zu einem möglichen Umzug 

Ein möglicherweise geforderter Umzug ist aufgrund des großen Umfanges an 
Archivmaterial und dem damit verbundenen hohen Zeitverzug von ca. 5 V'/ochen 
infolge der Arbeitsunterbrechung als äußerst unzvjeckmäßig anzusehen. 
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Anlage 1 

Anzahl und Struktur der Ob.iekte 

1. Dienstobjekte Anzahl 1262 Objekte 

Beschreibung: Erfaßt wurden die zu dienstlichen Zwecken genutzteil 

in sich geschlossenen Komplexe, einzelstehende Gebäude 
und Grundstücke. Größe und Zweckbestimmung sind dabei 
differenziert (z.B. Dienstkomplex Normannenstraße, 
Bezirksverwaltungen, Kreisdienststellen, technische 
Objekte, Nachrichten- und Funkobjekte, Lager, Kasernen- 
objekte, Medizinische Einrichtungen usw.) 

2. Konspirative Objekte 1181 Objekte 

Beschreibung: Objekte unterschiedlicher Art und Zweckbestimmung die 

für die überwiegend geheimdienstliche Tätigkeit genutzt 
und durch unterschiedliche Legenden abgedeckt wurden, 
davon , 342 Objekte legendiert über die Versorgungseinrichtung 

. Ministerrat 

** 

3. V/ohnungen rd. 18000 Wohnungen (bzw. Teil- 

nutzung in Wohnungen) 

davon 9912 Mietwohnungen in Rechtsträgerschaft des ehemaligen AfNS 

in 1310 Gebäuden/Aufgängen im Bereich Berlin (ohne Bezirks- 
verwaltungen) 

Beschreibung: Wohnungen in Neubaugebieten als Komplex, Einzelgebäude 
Einzelwohnungen, Ein- und Mehrfamilienhäuser 

davon 5503 Konspirative Wohnungen 

Beschreibung: vorzugsweise im öffentlichen Bereich (KWV, AWG, priv. Ver- 
mieter) unter Legende genutzte Wohnungen bzw. einzelne 
Wohnräume 
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4. Gästehäuser 14 Objekte 

Beschreibung: Überwiegend repräsentative Objekte init- hohem Ausstattungs- 
grad und in der Regel geringer Bettenanzahl. 


5. Erholungsobjekte 305 Objekte 

Beschreibung: Ferienheime, kleinere für Urlauber genutzte Heime, 
Naherholungsobjekte mit Bungalows. 


6. Sportobjekte ,99 Objekte 

' Beschreibung: Ourch die ehemalige SV-Dynamo genutzte Objekte 

(Sportforum Berlin, Sportclubs, Leistungszentren und 
Einzelobjekte) 


7. Führungs- und' Sendestellen 67 Objekte 

Beschreibung: Unterirdische Bunker als Führungsstellen im Kriegszustand 
sowie für Nachrichtenverbindungen usw. 

8. Unbebaute Flächen und Einzelgrundstücke 51 Objekte 

9. Sonstige Objekte 35 Objekte 

Beschreibung: Verpachtete und von Betrieben genutzte Grundstücke. 
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Anlage 2 

Auriüsung cios Anices üerUn, ö. 1990 

für (iblicfiöle 5ichiZ.L’hc-it ... . ' 


■LAi':jiii:c'n JiiL' ufiSühr-ingioen B^’L-3l:':T!.rimr,i!.AA. lori - l'ünversicn - 


I. /ieistulluriq der Arbeit der Beraterkoinniisslün ' ■ 

Zur sacfiUiji'iclig-jn Beurteilung insbesondere von ehemals militärisch 
genuiiLen Llüjokten und zur Vorbereitung von Entscheidungen als Voraus- 
seizung iür die zivile Nutzung von ObjekLon wird es für erforderlich 
erachtet, eine vom Komitee unabhängige Beraterkommission zu bilden, die 
Entsctieidurigsvorschläge mit Alternativvarianten, eingeschlossen abwei- 
chende Einzelvoten, erarbeitet und erforderliche KonversionsmaOnahmen 
erfaßt, bewertet bzw. vorschlägt. 

II. Detrachtungsqegenstand 


Zu untersuchen sind militärische Objekte einschließlich in Funktions- 
einheit dazugehöriger Bauten und Anlagen hinsichtlich ihrer schädlichen 

Auswirkung und de'r Notwendigkeit der Realisierung von Konversionsmaß- 

nahmen als Voraussetzung für eine Nachnutzung der Objekte. 

Mildtarische Objekte in diesem Sinne sind 

- Kasernenobjekte, ' • • 

- Schutzobjekte, 

- Truppenübungsplätze, ■ ' • . 

- nachriclitentechnische Objekte, . ' . 

- sonstige Objekte 

mit folgenden Einzelelementen: 

\ 

- ober- oder unterirdische Schutzbauten, 

- Nochbauten, wie Unterbringungs- und Versorgungseinrichtungen, Sicherungs- 
vorrictvtungen und ßeobachtungseinrictitungen , Sendeanlagen einschließ- 
lieh Fundamente, Schießplätze oder -stände, 

- Sperreinrichtungen, wie schwer überwindbare Umzäunungen jeglicher 

Bauweise, Graben, Vlälle, Verhaue, spanisctie Reiter und andere Ein- 
bauteri in Sctiutzzonen, • 

- Straßen, liege und Schneisen als Element des jeweiligen militärischen ^ 

Objektes, ■ • ' F, : 1 A; ;/ -y.A 

- andere Bauten und Anlagen,- die zur Tarnung, Betreibung oder ergänzenden 
Nutzung o. g. Objekte notwendig sind,' obwohl sie für. sich ^genommen ' 

■ keinen militärischen Charakter. aufweisen, . ' 


674 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode DrUCksache 1 3/1 0900 


2 

- M.ji'Jii nl- ui'iCj Auisrüs LungsresoEvcn, 

- Ln'Lsiu\jun:]‘.-,:jnlacjen. •, • ■ 

Als scnaal isfie Ausvuriaingen bishsrigeL’ Nutzung sind zu betrachten: 

- VeLseuciiui’.gjn durch Ül, Kraftstoff, Unl'^rautbetvampfungsmittel , Kampf- 
stüLis I.I. a. umweltschädliche cheiiiische Mittel einschließlich Dckon- 
taiiiinctionssTörungen , 

ZersLürungeii der Bodenstruktur insbesondere des f-lutterbodens , des 
Celanoeproills , der Bodendichte, durch Einbringen bodenfremder • 
Materialien, . - , 

- Zerstörungen des Bewuchses durch Rodungen, Abtragungen und Verände- 
rung des' Wasserhaushaltes , ' . , 

- das Vorhandensein von scharfer Munition, Blindgängern, Detonations- 
resten, Sprengstoffen und Zündmitteln jeglicher Art, 

- wilde Deponien, 

- Entsorgungsanlagen. 

in. Methodik der Konve'rsionsanalyse ' ■ 

1. Grundsätze des Herangehens ■ ' 


Bei der Festlegung/Erfassung von erforderlichen Konversionsmaßnahmen 
ist von folgenden Grundsätzen äuszugehen; 

- Erfordernisse, Umfang und Aufwand für die bauseitige Konversion in 

Verantwortung des Komitees unter Bereitstellung der Mittel aus dem 
Haushalt für Konversion. Sie ergeben sich aus . A . 

. der Gewährleistung der Funktionsfähigkeit der vorhandenen Gebäude, 
baulichen Anlagen und ortsfesten tectinischen Einrichtungen, 

. dem Rückbau von Ausbildungs- und Sicherungsanlagen, . , . 

. der Beräuiiiung bzw. Beseitigung von Altlasten an Umweltschadstoffen ' 
und sonstigen Gefährdungen. ■ : 

- Konversion ist nicht gleichzusetzen mit der Herstellung des ursprüng- 
lichen 'Zustandes vor der- militärischen Nutzung. ... . . 

- Konversionsmaßnahmen sollten zur Entlastung des Haushaltes wßi'tsst- 

■ gehend dem zukünftigen Nutzer zugeordnet werden und deshalb Bestandr;' 
.teil der Ausschreibung v/erden. 
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i'.ci cor Fi-ii'Legur.g der KünversionsfnaOnshu'ncrn sollten möglichst ein- 
t'.eitlicho Gcondsätze durchgesetzt, jedoch gleichfalls Objekt- und 
^ C‘:if iC _ L V-l vUi !.'■ xe'te Vorschläge ohne . Dcgir, st Ismus erarbeitet werden,'; 


'2. üLm.ndsä L.ye occ Bewertung von Knnversions.Ti.aDnahiTien'” . 


2;l. Feststellung des provokativen Charal<ters aus militärischer Nutzung 
durch .AugeriscriOin (subjektive Bewertung). 

■■ Losung: Vollständige oder teilv;eise Beseitigung des militärischen. ‘ ’ 

Charakters bis zur subjektiv neutralen Bewertung ■ 

2.2. Fesxstcllung des rein militärischen Charakters, der eine andere 
Nutzung vollständig ausschließt bzw. durch militärische Einwirkung 
vollständig verhindert wird. Das können sein: Aufbauten und Sperrein- 
richtung; Geländeveränderung, geländefremder Eintrag und Bedeckungen 
(teilvieise subjektive Bewertung). 

Lösung: vollstänilige Beseitigung 

2.3. Ermittlung übertriebener Inanspruchnahme von bebautem oder unbe- 
bautem Gelände sowie Gewässern durch. zusätzliche Schutzzone als 

sog. "Außenring" '(objektive Bewertung) . - ' • ; ; 

. Lösung: Beseitigung vorhandener Abgrenzungen und Rückgabe des 

Geländes. ' ■■" ' ' ' 


2.4. Einschätzung von physikalischen Zerstörungen der Bodenstruktur 

und Kontamination (Bodenverdichtung , Verseuchung und Vergiftung) 
;durch Analysen (objektive Bewertung). ' . • 

Lösung: - Beseitigung im, notwendigen und ökonomisch vertret- 

■ barem Umfang, , ■ 

- Freigabe zur Nutzung mit Einschränkungen des Nutzungs- 
umfanges (z. B. für Land- oder Forstwirtschaft). 

2.5. Einschätzung vorgenommener Geländeveränderungen durch Straßen- 

und Wegebau, Profilierung, Einbringen von Fundamenten sowie Ablage 
von Betonteilen (objektive Bewertung). •’ 

Lösung: ■ . - .Prüfung der Integrierbarkeit in die Infrastruktur oder 
• Notwendigkeit der., Konversion, •. . . n '.1.2; 

■V . • ■ - Beseitigung^’:' ’ 


676 




Deutscher Bundestag ~ 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/10900 


A 

2 . 0 . rC;SL:-;'.cIi 0 n biologischer Zersiörunrj ur.a yerar.murig durch Ver- • 
gL;}cr.r,."rialv 3 ; iii.it dem Uitifeld (übjckcivc'/sebjcl-.rive Eewertung) , 

Lö sL'ig : Prüiung'asr Moiv.-acdigl^cit teilueiser Flürabesaitigung 

2.7. rifisciTötzung von ßefestigungen , Laufgraben, Unterständen (leichte 
dchülzDou tea) , (obje!<tive Bev/ertung) . 

I_c^_u^lj_ Oocoitigung _ . 

L.ii. Leur'c! ui^terirdischer SchutKoauten und Befestigungen 
(üb j;.;!oLive itourteilung) . 

Ldsunfj: - Prüfen ziviler. Nutzung auch bei Beseitigung milit. 

Ausrüstung, 

- beseitigen bei nicht möglicher Integrierbarkeit. 

2.9. Beurteilung (oberirdischer militärischer Bauten (objektive Be- 
v/ertung). ■ 

Lösung: - Beseitigung, . , 

- im-Ausnahniefall Integrierbarkeit prüfen. 

2.10. Feststellen von Munitionsverseuchungen (objektive Prüfung). 

Lösung : Beseitigung 

2.11. Beurteilung von Grenzfällen ( juristisch/ökonomische Bev;ertung). 

Lösung: - Herstellen der’ Nutzungsf ähigkeit , aber nicht des 

Urzustandes, ; ' ’ -7 

- Rücküberweisung von Gelände. • ' -z - 
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V. -Slntus und Ärbeitsreqime der Beraterkon'.fiüssion Konversion '"' 

1 . Siel lunq/ALifqabe ’ 

Die B2L'atL'L'kQ:ii.Tiission arbeitet unabhängig von Auf traggeber , ' sie hat ’ 
Deraterstatus mit Vetorecht- zur Entscheidung als Zweidrittelmehrheits- 
.votum gegen die Entscheidung. : 

Die ßeraterkdmmission erarbeitet Entscheidungsvorschläge mit Vorzugs- 
lösungen, unterbreitet Alternativvorschläge , beauftragt und benennt 
bei tJotwendigkeit beim Leiter des Komitees bzw. seinem Beauftragten 
die Einbeziehung von Experten. • 

Die Ergebnisdokumente beinhalten ggf. Kostenschätzungen. ^ 

2. Zusammensetzung , 


Zur Erreichung einer hohen Umfeldakzeptanz und Fachkompetenz sollte 
sich die Beraterkommission aus fachkundigen Vertretern folgender, Mini- 
sterien und örtlicher Organe zusammansetzen; ‘ ; 

Ministerium für VJirtschaf t/Amt für Konversion, k:..’, . 


■- Ministerium für Finanzen , . ■ ■ 

Ministerium für Umwelt’, : Naturschutz, Energie und Reaktorsicher-r, ' . 

' ■ 'heit,' ' 

•- Ministerium für Abrüstung .und Verteidigung (Bauspezialisten) ,11; 

r- Ministerium für regionale und kommunale Angelegenheiten ' 

- örtlicher Rat und Umweltgruppe/Ökologie sowie Raumordnung und . 
Städteplanung. • . V . Vf V - l'-.'- 

In Abhängigkeit vom Zustand des zu beurteilenden Objektes .können 
Chemiker, ßodenphysiker,. Biologen, Industrieplaner, Forstexperten, 
Ökonomen u. a. als Experten: ohne Stimmrecht hinzugezogen bzw.,- Gut- . 

■ achten abgefordert- werden. .■ V . ' . • 

•Als Koordinator wird seitens des Komitees Herr Koch eingesetzt. Er 
organisiert die Arbeit der Beraterkommission, gewährleistet, die Ein- 
ladung der Vertreter der ;örtlichen Organe und ist verantwortlich -für 
die Artfertigung der Protokolle bzw. Entscheidungsvorschläge; nach v : , 
..Durchsprache in der Beräterkommission. ' ' 


3; Berufunq/Auf tragserteilung 


■Die . Berufung der Mitglieder ^'der unabhängigen Beraterkommissiönispv/ie' 
*die Auftragserteilung ah,-die.lBerater und Experten erfolgt..durch; den.F 
Leiter, des ‘Komitees , zur^-Auf lösung des AfNS bzw. seineslBeauftragtenl. 
Es, erfolgt keine Ve'rgütung/gegenüber den Ministerien/Einrichtungenll;; 


678 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode Drucksache 13/10900 


6 


4, Arbeitsreg Inie 

- Regelmäßige Abstimmungen, 

- Ortsbegehungen. 


VI. Schlußbestimmungen 

- Die Entscheidung über die Konversion trifft das Komitee nach öffent- 
licher Beratung objektkonkret. 

Es führt die Ausschreibung der Maßnahmen und die Auftragserteilung 
.. durch. 

- Zur Berücksichtigung aktueller politischer und wirtschaftlicher Ent- 
wicklungen informieren die Vertreter der Ministerien und das Komitee 
über zutreffende staatliche Weisungen/Orientierungen, insbesondere 
in Vorbereitung des Zusammenschlusses der beiden deutschen Staaten. 



Verteiler : 

- Ministerium für V/irtschaft/Amt für Konversion, 

- Ministerium für Finanzen, 

- Ministerium für Umwelt, Naturschutz, Energie und 
Reaktorsicherheit, 

- Ministerium für Abrüstung und Verteidigung (Bauspezialisten), 

- Ministerium für regionale und kommunale Angelegenheiten, 

-örtlicher Rat und Umweltgruppe/Ökologie sowie Raumordnung und 
Städteplanung 


679 




Drucksache 13/10900 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Anlage 3 


Chronologie und Durchführung der Auflösungshandlungen 


Bereits mit Beginn des Jahres 1989 ist eine vermehrte Ver- 
änderung in der Rechtsträgerschaf t des MfS an Objekten fest- 
stellbar. Es erfolgten Übergaben an Gemeinden, Rückgaben an 
den Forst und Veräußerungen an private Nutzer (insbesondere 
V/ohnob jekte , Ein- und Mehrfamilienhäuser). 

Ab November nehmen diese Auflösungshandlungen zu und kummu- 
lieren extrem in den Monaten Dezember 1989 bis Februar 1990. 

Die Übertragungen erfolgten vorzugsweise als Rechtsträger- 
wechsel durch den Bereich VRD (Weihmann, Kraus, welche im 
MfS dazu bevollmächtigt waren aufgrund der Funktion und Voll- 
machten ) . 

Im Zuge der teilweise gewaltsam erzwungenen Auflösungen er- 
folgten in Abhängigkeit vom Verlauf der Ereignisse, terri- 
torial differenziert und äußerst unterschiedlich, soweit es 
‘Handlungsgremien und Handlungsart betrifft, Übergaben bis hin 
zu Rechtsträgerwechseln durch nicht befugte Personen. Damit • 
verbunden waren gewaltsame Besetzungen als Auflösungshandlung. . 

In 'den Prozeß der Verwendung von Objekten des ehemaligen MfS/ 
AfNS haben eine Reihe von Handlungspersonen und Gremien rich- 
tungsweisend eingegriffen. Darunter sind der frühere Minister- 
präsident Modrow zu nennen, aber auch am zentralen Runden Tisch 
abgegebene Stellungnahmen der Beauftragten des Ministerpräsi- 
denten Halbritter und später Herr Peter. 

In der Zeit von November bis Februar haben Bürgerkomitees, Runde 
Tische, Gemeinderäte und Räte der Kreise, Bürgermeister und 
Ratsvorsitzende ohne rechtliche Legitimation über Objekiver- _ 
Wendungen entschieden bzw. Handlungslinien vorgegeben. 

In allgemeinster Form könnte gesagt werden, daß Stasi-Eigentum ' 
in für das Volk nützliche Verwendung gegeben wurde bzw .dies : 
als vorgebliches Ziel diente. 
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Heute kann bereits erklärt werden, daß dabei Betriebe und 
Einrichtungen Verfügungsgewalt über MfS-Objekte bekamen, 
welche indirekt oder sogar sehr direkt über Jahre bzw. sogar 
Jahrzehnte mit dem MfS intensiv zusammen gearbeitet haben 
bzw. bei denen noch immer der Verdacht auf diese Zusammen- 
arbeit nicht endgültig ausgeräumt ist. 

Auch im späteren Verlauf der Auflösung sind solche Übertra- 
gungen der Verfügungsgewalt vorgekommen, weil Struktur und 
Arbeitsweise des MfS teilweise höchsten Geheimhaltungsvor- 
schriften unterlagen und damit eine vollständige Kontrolle . 
des Auflösungsprozesses extrem erschwert worden ist. Das 
ehemalige MfS war mit vielen Bereichen der Volkswirtschaft 
vernetzt und zwar derartig, daß eine vollständige Auftrennung 
und Separieruog der Mf S-Aktivitäten bis heute nicht möglich 
ist. 

Bis 15. 1. 1990 war im Haus der Elektrotechnik fürdie Auf- 
lösung des A'fNS der Regierungsbeauftragte Koch mit derartig 
.wenigen Mitarbeitern tätig, daß sie auf die Verwendung der 
Objekte und den Rechtsstatus der Übergabe keinen Einfluß 
hatten. Dies ist auch für den späteren Leiter des Komitees 
zur Auflösung und seine Mitarbeiter bis 8. 2. 1990 so noch 
zutreffend, trifft mangels öffentlicher Akzeptanz der Haltung 
des Komitees teilweise bis heute zu (Bereich Obersee - Stadt- 
bezirk Hohenschönhausen, Landkreis Bernau und an vielen anderen 
Orten) . ■ 

Einen Rechtsstatus erhielt das Komitee zur Auflösung des ehe- 
maligen AfNS erstmalig mit dem Minister ratsbeschluß vom 8. 2. 
1990. Dort waren jedoch noch immer keine Aussagen zur Finan- 
zierung bei der Übernähme von Objekten enthalten. 

Nach den geltenden Gesetzen ("sozialistischen Gesetzen") waren 
bis dahin Rechtsträgerwechsel unter dem Aspekt.der Übertragung 
von Volkseigentum' an -Staat 1 iche oder volkseigene Träger hur 
bez ü gl ich der beweglichen Grundmittel und insbesondere .Ver- 
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brauchsmaterialien und Bevorratung kostenpflichtig, insbe- 
sondere die geübte Praxis war aber als USUS der kostenlosen 
Uberschreibungen ausgebildet und zwar auf allen Ebenen der 
Übertragung von Volkseigentum (staatlichem Eigentum). 

Da dies den notwendigen Regelungen für die kommende Zeit 
wiedersprach, entstand ab Anfang März 1990 der dringende 
Bedarf nach speziellen Regelungen, weil der Gesetzgeber 
eher von fallweisen Rechtsträgerwechseln ausgenommen war 
unter Erhalt des Volkseigentums. Hier lag aber Bedarf für 
massenhafte Übertragung vor. Für die ungeregelte Inanspruch- 
nahme von Objekten sollte die Ware-Geld-Beziehung auch als 
ökonomische Bremse wirken. An diesen Regelungen wurde ab 
1. 3. 1990 zielgerichtet gearbeitet, wobei die konzentrierte 
Diskussion zur Realisierung erst nach Neubildung der Regierung 
ermöglicht wurde. 

Mit dem . MinisterratsbeschluD vom 16. 5. 1990 Nr. 6/6/90 sind 
derartige Viare-Geld-Beziehungen und damit klare Handlungs- 
richtlinien für das Komitee hergestellt worden. Nach dieser 
Richtlinie erfolgten einige bedeutende Verkäufe von Objekten. 
Hindernis für einen größeren Umfang der Verkäufe im Folge- 
zeitraum waren sowohl die bevorstehende V/ährungsunion mit ent- 
sprechenden Sperrfristen für Fi nanztr ansfers , aber auch im 
Zeitraum nach dem 1. 7. 1990 die Kontenumstellung, Knappheit 
an DM auf dem Gebiet der DDR und für Investoren aus Gebieten 
außerhalb der DDR die Unmöglichkeit des Verkaufs von Grund und 
Boden. 

Die weitere Handlungsfähigkeit wurde erneut durch das Haushalts- 
gesetz eingeschränkt, wonach Rechtsträgerwechsel und Verkauf von 
Grund und Boden fast völlig untersagt waren und bis heute sind. 

Die Rechtslage ist derzeitig so, daß der überwiegende Teil der 
Objekte zwar in irgendeiner Frage von Nutzung ist (ca. 75 %), 
davon bestenfalls 10 % über Kauf oder kostenpflichtige Nutzungs- 
verträge (Miet- oder Pachtverhältnisse). Diese Verträge sind-.- . 
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größtenteils r’echtsbeständig , womit die klare Aussage getrof- 
fen ist, daß der weitaus größte Teil einschließlich aller 
Rechtsakte zum kostenlosen Rechtsträgerwechsel oder Zustimmung 
zur Inanspruchnahme einer konsequenten rechtlichen Prüfung und 
Herstellung des Rechtszustandes über neue Vertragsbeziehungen 
unter Anwendung von kommerziellen Regeln zu unterziehen ist.- 

Einzig das KVG erlaubt mit den -Einschränkungen durch Einigungs- 
vertrag den kostenlosen Besitzwechsel an die Kommunen, wenn - 
kommunale Verwaltungszwecke beabsichtigt sind. 

Es muß klargestellt werden, daß im Komitee zur Auflösung des 
ehemaligen AfNS schon sehr bald erkennbar war, daß Art und 
Umfang öffentlich geforderter sozialer Verwendungen von MfS- 
Objekten den Charakter sozialer Utopie angenommen hatten und 
selbst die Finanzierbarkeit zum Betrei-ben nicht gegeben sein 
würde. Deshalb wurde ein Finanzierungsnachweis gefordert, der 
auch jetzt zumeist nicht erbracht wird. 
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Anlage 5 - Rahmenbedingunqen 


- Staatshaltung zum finanziellen Ausgleich von Rehabili- 
tationsansprüchen, 

- Rechtsstaatliche Regelungen zur Herstellung von Überein- 
stimmung mit Kommunen bei der Objektverwendung (z. B. Plan- 
feststellungsverfahren, Raumordnungsver f ahren , Verwaltungs- 
gerichtsbarkeit), 

- Arbeitsrichtungen, welche das Erfordernis der Gleichzeitig- 
keit des Abschlusses einer Vielzahl von Verkaufsverträgen 
in eine eher geordnete Abfolge gestatten (also beispiels- 
weise vorgelagerte vorläufige Nutzungsver träge oder staat- 
liche Obhut im Passivbetrieb bzw. die Kombination beider 
Methoden , 

- Ausreichend personelle Kapazität mit hohem Qualifikations- 
niveau (Planstellen und Etat), 

- Ausreichende Etatmittel zur Abwendung der Wirkung preis- 
mindernder Faktoren (Konversion, Wertgutachten, Abwendung 
von Schäden und Bewachung, Neuvermessungen usw.), 

- Rechtliche Abklärung mißbräuchlicher Inbesitznahme von 
Staatsvermögen und Einleitung von Verfahren (Zivil-, 
Ordnungs-, strafrechtlicher Verfahren). 

(Einsatz eines Sonderdezernats zur Bekämpfung vpn Wirt- 
schaftskriminalität im Zusammenhang mit der Auflösung 
des ehemaligen AfNS.) 

- Einsatz ausreichender Anzahl von Viirtschaftsjuristen im 
Prozeß, 

- Umfassende Beratertätigkeit im Prozeß und Sicherstellung 
des Rückgriffs auf ehemalige Spezialisten des MfS zur rest- 
lichen Aufklärung von Eigentumsansprüchen. 
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Anlage 6 

Arbeitsstand bei der Vergabe von Objekten 

1. Gesamtsituation 

Seit Anfang des Jahres entstandene Mutzungsverhältnisse bestehen für rund 
75 % der Objekte. Sie sind nicht durchgängig von Bestand da 

- beabsichtigte und z.T. mit Nachdruck von den Nutzern geforderten unent- 
geltliche Überlassungen nicht akzeptiert werden können, 

- die Finanzierbarkeit des beabsichtigten Nutzungszweckes einschließlich 
sozialer Verwendungen nicht gegeben ist, 

- beabsichtigte kommerzielle Verwendung sich ökonomisch nicht tragen, 

- der Konsens zum Nutzungszweck zwischen potentiellem Nutzer und Kommune 
nicht zustande kam. 

Das hat zur Folge, daß 

- Kommunen in Obhut genommene Objekte dem Komitee zurückgeben (z.B. Stadt 
Storkow, Krakow arii See u.a.), 

- Nutzungsverträge durch die Nutzer wieder aufgekündigt werden (z.B. Reise- 
büro für mehrere Objekte), 

- Entscheidungen zur Nutzungsüberlassung nicht oder nur sehr zögerlich zu- 
stande kommen. 

2. Arbeitsstand nach Objektarten bzw. Verwendung 

- Im zentralen Dienstkomplex Normannenstraße wurden der Reichsbahn Büro- 
gebäude und weitere Objekte durch Kaufvertrag übertragen, 

die Poliklinik an das Oskar-Ziethen-Krankenhaus, 

Bürogebäude an die Arbeitsverwaltung sowie spezielle Objekte an die 
Staatliche Archivverwaltung und die Deutsche Post zur Nutzung übergeben. 

Weitere Nutzungsverträge sind in Vorbereitung für Bürogebäude, die für den 
Magistrat, Abt. Finanzen, für die Staatsanwaltschaft, für die Institute 
Ökoforschung sowie Umweltschutz, das Ministerium, für Umwelt, Naturschutz, 
Energie und Reaktorsicherheit sowie das Bezirksamt Lichtenberg vorgesehen. 
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- Dienstobjekte der ehemaligen Bezirksverwaltungen und Kreisdienststellen 
wurden überwiegend für kommunale Verwaltungszwecke, soziale Verwendungen 
und örtliche Versorgungswirtschaft in Nutzung genommen. 

- Von der NVA wurden Objekte der Paßkontrolle sowie die von der Militär- 
abwehr genutzten Einrichtungen übernommen (Objekt Schnellerstr. Wohnheim u.a. 
Aufgrund der Veränderungen bezüglich der Grenztruppen ist damit zu rechnen, 
daß Objekte wieder zur Disposition stehen. 

- Dem Ministerium des Innern wurden 25 zentral zu nutzende sowie 20 in den 
Ländern/Kreisen zu nutzende Objekte übergeben. 

Die erforderlichen Dokumente zur Übertragung der Nutzungsrechte befinden 
sich in Vorbereitung. 

- Sportobjekte, die sich in Verwaltung der ehemaligen SV-Dynamo befanden, 
sind vorläufig an das MdI übergeleitet. 

Da eine It. Ministerratsbeschluß vom 16. 05. 1990 festgelegte Sportkon- 
zeption nicht vorliegt, besteht z.Z. noch kein Überblick welche Objekte 
für den Sport -nicht mehr vorgesehen und folglich disponiert werden können. 

- Kasernenobjekte wurden z.T. neuen Nutzungen zugeführt (Adlershof, Teupitz, 
Glienicke, Hessenwinkel), die jedoch den für solche großen Objekte zu 
stellenden Ansprüchen (Möglichkeit der Industrieansiedlung) nicht ent- 
sprechen. 

- Wohnobjekte, konzentriert in Berlin und angrenzende Kreise) wurden durch 
den Leiter des Komitees unentgeltlich an die örtlichen Organe übertragen. 


Urlaubs- und Erholungsobjekte 

wurden 

dem Reisebüro 

6 Objekte 

dem Bauernverband 

7 Objekte 

der Travel-Hotel GmbH 

7 Objekte 

den örtlichen Organen und 


Einzelunternehmen 

6 Objekte 
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Die ursprünglichen Vorstellungen- der Nutzer zur unentgeltlichen Übernahme 
können nicht mehr akzeptiert werden. Rückgaben wurden bereits angekündigt. 

- Zv/ei gröOere Schulobjekte wurden an die Humboldt-Universität und die 
Päd. Hochschule Potsdam übergeben. 

3. Ansprüche entsprechend Kommunalvermögensgesetz 

Von einer Reihe von Kommunen wurden Ansprüche zur Übernahme in kommunales 
Eigentum z.T. ultimativ geltend gemacht (z.B. Landkreis Bernau, in dem sich 
ca. 400 Objekte konzentrieren). 

Mit der Festlegung zur Übernahme des Vermögens des ehemaligen AfNS in die 
Treuhand sind diese Forderungen abschlägig zu beantworten. 
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Anlage 7 


■'-Ui i'v'e ndttno sersatzforderu n gen - Stand 3 1 . 8 . 1 9 9 o 

Anzahl Wertumfang (TDM) 


1 . iiingorei cltte 
■Aufweitdiutgs- 

1 00 

31.711,4 

ersatzforderun- 
gen (gesamt) 



2. - davon bezahle 

21 

1 . 1 1 3 ,1 

3. - davon zurück- 

4o 

14.691,5 


gewiesen (durch 
Betriebe aner- 
kannt _bzw. kei- 
nerlei Reaktion) 

4. - davon zurück- lo 3.252,8 

gewiesen gemäß 
MR-ßeschluß 
vom 16. 5 . 1 99o 
(Ausschlußbericht) 

Möglichkeit der 
Wiedervorlage 
gegeben ! 

5. noch in Klärung be- '’9 1 2.654 ,- 

findliche Vorgänge 

Bei den noch in Klärung bef indl leiten Aufwendungsersatz- 
forderungen handelt es sielt schwerpunktmäßig u. a. um: 


- F/E-Thema 136.0FN/U 7oo 

Funkwerk Köpenick 

7.445,5 

TDM 

-Materialicit, UP, FE aus stillge- 
legten I nves tvorhaben FFA Berlin 

1 .536,6 

TDM 

- Materialien, angearbeitete Pro- 
duktion, FE-Erz. 931 5o 
Meßelektronik Berlin 

1 .655,4 

TDM 

- Baugruppen Nachrichtentechnik 
Nachrichtenelektronik Greifswald 

685,8 

TDM 

- Bestände an FE / MGS-KW-Sender 

384,0 

TDM 

Nachrichtenelektronik Magdeburg 



Die Klärung der Aufwendungsersatzforderungen sind nur 
im engen Zusammenwirken mit der Rechtsabteilung und 
der Abteilung Bewegliche Grundmittel möglich und be- 
dürfen klarer Entscheidungen hinsichtlich der Verwer- 
tung von in den Betrieben lagernden Materialien, 


692 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode Drucksache 13/10900 


- 7 


uPu. FE. Da es sich meistens um nachrichtentechnische 
Erzeugnisse handelt, ist eine weitere Veräußerung/Ver- 
kauf nur schwer möglich. 

Bei dem genannten FE-Thema stellt sich da's Problem be- 
sonders kompliziert dar, da die inzwischen aufgelöste 
Finanzrevision im Juni 199o die Berechtigung der For- 
derung bestätigte. 

In Absprache mit der Rechtsabteilung sollte die For- 
derung in genannter Höhe erneut zurückgevviiesen werden. 

Ferner muß davon ausgegangen werden, daß von den lo 
zurückgewiesenen Forderungen wegen Nichteinhaltung der 
It. Ministerratsbeschluß vom 16. 5. 199o fixierten 
Ausschlußfrist erneut Wiedervorlagen erfolgen, über 
die gesondert .zu entscheiden ist. Gründe dafür liegen 
in der Nichtkenntnis des MinisterratsbescJilusses und 
der Neubildung von Firmen aus ehemaligen VE-Betrieben 
und Kombinaten. 


Begleichung von Forderungen 

Im Zeitraum 2o. 6. 199o (Bericht über .Auflösungsauf- 
gaben ini Bereich) bis 3<?. 8. l99o wurden 

585 Forderungen 

'mit einem Wertumfang von 

2.581,2 TDM 

geprüft und zur Zahlung angewiesen. 

Schwerpunkte bildeten dabei: 


- Kosten für Energie und Wärme 

1.238,4 

TDM 

- Kosten für Wasser/Abwasser, Fäkalien, 
Müll, Transport leis tungen , Pflegeko- 
sten Objekte, Mieten und Pachten 

251,1 

TDM 

- Kosten für Gutachtertätigkeit und 
und Bewachungsaufgaben 

83,4 

TDM 

- Lieferungen an Importen fih' ehemaliges 
AfNS 

272,5 

TDM 

- Lieferungen und Leistungen aus dem 

Inland für ehemaliges AfNS (einschließ- 
lich Reparatur- und I ns tandset zungs lei- 
s tungen) 

72o,4 

TDM 


Es kann eingeschätzt werden, daß die Kosten aus dem 
Passivbetrieb von Objekten einschließlich Gutachter- 
tätigkeit den Hauptanteil der Forderungen darstellen. 


693 



Drucksache 13/10900 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


- 3 - 


dagegen zeigen die Forderungen von Lieferungen an das 
ehemalige AfNS stark rückläufige Tendenz, obwohl deren 
Klärung zum Teil sich schwierig gestaltet (Nachweis de 
Berechtigung) . 

Die noch in Klärung befindlichen und zurückgewiesenen 
Forderungen unterliegen ständigen Veränderungen und 
wurden- nicht gesondert ausgewiesen. 

Die in Klärung befindlichen Forderungen (noch erhebli- 
cher Anteil) verursachen z. T. einen sehr erheblichen 
Arbeitsaufwand (Schriftverkehr, Einsicht in Unterlagen 
mündliche Absprachen) zum Nachweis der Berechtigung. 
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3 . Darstellung des Umfanges der Aufgaben 


Im Lager der DVP Ahrensfelde befinden sich z. Zt. 
Lieferungen des Jalires 199o an NSW- Importen mit einem 
Wertumfang von 

0,8 - 1,0 Mio DM 

(Einkaufspreis) . 

Dabei handelt es sich um Erzeugnisse der 

- Foto-, Film- und Labortechnik 

- speziellen Meßtechnik 

- Tonband- und Videotechnik 

- Medizintechnik 

- verschiedene Ersatzteile und Zubehör anderer Technik 

Darunter befinden sich sowohl handelsübliche als auch 
spezielle Erzeugnisse, woraus sich einige Probleme des 
Verkaufs., ergeben können. 

Bisher wurden verschie denen Einrichtungen Erzeugnisse 
angebot'en. Verkauft wurde Meßtechnik und Analysetechnik 
im Wert von 

111,0 TDM 

(Deutscher Fernsehfunk und Akademie der Wissenschaften, 
Institut für Ökosystemforschung). 

Ferner konnte ein Kommissionsvertrag mit einem privaten 
Fotografen zum Verkauf von Fototechnik abgeschlossen 
we rden . 

Schwerpunktmäßig sind diese Importerzeugnisse lückenlos 
zu erfassen und zu überprüfen, um konkrete Vertragsan- 
gebote an entsprechende Firmen, Einrichtungen und In- 
stitutionen unterbreiten zu können. 

Bei den handelsüblichen und speziellen Importerzeugnis- 
sen aus dem SW für das Jahr 199o (Wertumfang ca. 

3o Mio M) ist die Situation gegenwärtig weitaus kompli- 
zier teT^ in zu schä tzen . 

Es handelt sich dabei um 

- Meß-, Analyse- und spezielle Technik aus verschiede- 
nen Ländern 

- spezielle Nachrichtentechnik und spezielle Funktech- 
nik mit militärischem Charakter aus der Republik 
Ungarn 

Während letztere gemäß vertraglicher Vereinbarung des 
ehemaligen Außenhandelsunternehmens ITA mit dem zustän- 
digen Außenhandelsunternehmen Ungarns noch in der Re- 
publik Ungarn- (in Herstellerbetrieben) lagert, befinden 
sich die anderen Erzeugnisse auf dem Boden der DDR, 
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z. T. an verschiedenen Lagerorten (Freienbrink, im 
ehemaligen DZVO-Lager Freienwalder Straße, Lager der 
DVP Ahrensfelde). 

Bisher unterbreitete Angebote an Firmen, und Institu- 
tionen (auch Deutsche Post) brachten nur Negativent- 
scheide , 

Eine Zentralisierung nach Freienbrink ist in Abspra- 
che mit der Abteilung Bewegliche Grundmittel vorge- 
sehen. Es ist eine noch gezieltere Angebots- und 
Vertragsarbeit durchzusetzen. 

Zu der in Ungarn lagernden speziellen Nachrichten- 
und Funktechnik sind Entscheidungen herbeizuführen, 
zur Lieferung in die DDR und deren Verwertung. 

Dazu sollte auch im Zusammenwirken mit geeigneten 
Einrichtungen der Export in interessierte Länder ge- 
prüft werden. 

Als Alternative für nicht absetzbare Importerzeugnis- 
se aus dem SW bleibt als Verwertung nur die Ver- 
schrottung . 
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I. Vorbemerkung 

Unter DDR-Venmögen wird in diesem Zusammenhang 

-Vermögen der Parteien und Massenorganisationen der ehemaligen DDR (Partei- 
vermögen) 

-Vermögen des ehemaligen Bereichs „Kommerzielle Koordinierung“ (KoKo- 
Vermögen) 

-Vermögen der ehemaligen Außenhandelsbetriebe (AHB-Vermögen) 

-Vermögen des Ministeriums für Staatssicherheit (MfS-Vermögen) 

verstanden. Die Vermögen bestehen im wesentlichen aus Bankguthaben, 
Forderungen, Immobilien und Anteilen an Unternehmen im In- und Ausland, 

II. Zuständigkeit für die Ermittlung und Rückführung des DDR-Vermögens 
(vor Inkrafttreten des Einigungsvertrages) 

Mit Änderung des Parteiengesetzes der DDR zum 1. Juni 1990 wurde die Unabhängige 
Kommission zur Überprüfung des Vermögens der Parteien und Massenorganisationen 
(UKPV) mit dem Auftrag eingerichtet, die Vermögenswerte der Parteien und Massen- 
organisationen zu ermitteln und zu sichern. 

Entsprechend einem Ministerratsbeschluß der DDR-Regierung war das Komitee zur 
Auflösung des Ministeriums für Staatssicherhiet/Amt für National Sicherheit (MfS/AfNS) 
mit der Sicherung und Verwertung der Vermögenswerte des MfS/AfNS beauftragt. Zum 
3. Oktober 1990 wurde dieses Komittee aufgelöst. BMI hat die Aufgabe zur weiteren 
Sicherung von Vermögenswerten dem Bundesverwaltungsamt übertragen. 

Im Ergebnis des Auflösungsprozesses wurde nach einem Bericht des Komitees vom 
31. Juni 1990 allein an beweglichem Sachvermögen ein Verkaufserlös von 84 Mio 
DDR-Mark und 3,28 Mio DM erzielt. 

Regelungen zur Ermittlung und Rückführung der Vermögenswerte des ehemaligen Be- 
reichs „Kommerzielle Koordinierung“ wurden nicht getroffen. 
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III. Zuständigkeit für das DDR-Vermögen aufgrund gesetzlicher 

Zuordnungsregelungen (nach Inkrafttreten des Einigungsvertrages) 

Eine generelle Zuständigkeit für die Ermittlung und Rückführung de, Vermögenswerte 
des ehemaligen Bereichs „Kommerzielle Koordinierung“ wurde im Einigungsvertrag 
nicht geregelt. 

Im Rahmen der vom Einigungsvertrag vorgegebenen Zuständigkeitsverteilung wurde 
Partei-, MfS- und Vermögen des Bereiches Kommerzielle Koordinierung unter- 
schiedlichen Aufgabenträgern mit zum Teil unterschiedlicher Ressortanbindung (BMF 
bzw. BMI) und unterschiedlich ausgestalteten materiell-rechtlichen gesetzlichen 
Zielvorgaben zugewiesen. In Einzelfällen wurde darüber hinaus innerhalb eines 
Vermögenskomplexes eine funktionale Aufteilung zwischen Ermittlungs- und 
Vewaltungskompetenz geschaffen (z.B. UKPV/THA). 

Die Erfahrungen der vergangenen Jahre haben aus Sicht des BMF gezeigt, daß diese 
administrative Aufteilung den tatsächlichen Verhältnissen in der ehemaligen DDR, die 
von einer Einheit von Partei und Staat ausgingen, insgesamt nicht gerecht wurde. 
Innerhalb des Staats- und Parteiapparates gab es keine logisch nachvollziehbare 
saubere Trennung zwischen den Bereichen MfS, Partei und Kommerzielle Koordi- 
nierung. Angesichts des totalitären Anspruchs und der Dominanz der alle Bereiche 
staatlichen und gesellschaftlichen Lebens durchdringenden Partei war sie auch nicht 
notwendig. Am Beispiel Schaick-Golodkowski läßt sich dies gut illustrieren. Als Leiter 
des Bereiches Kommerzielle Koordinierung nahm er formal sowohl den Status eines 
Staatssekretärs als auch den eines Offiziers der Staatssicherheit ein. Im Rahmen der 
Ausübung seines Amtes betrachtete er jedoch weder den Minister für Staatssicherheit 
noch den Minister für Außenhandel als seine Vorgesetzten. Unterstellt war er vielmehr 
unmittelbar dem Mitglied des Politbüros der SED, Dr. Günther Mittag. 

Die Unternehmen und Immobilien des ehemaligen KoKo-Bereichs sind überwiegend 
Finanzvenmögen nach Art. 22 Einigungsvertrag, das vom BMF treuhänderisch verwaltet 
wird und das Bund und den neuen Ländern gemeinsam zusteht. BMF hat im Jahre 
1992 die THA mit der Verwaltung und Verwertung des Finanzvermögens beauftragt. 
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Die Verwaltung und Verwertung des von der UKPV ermittelten Vermögens der Parteien 
und Massenorganisationen der ehemaligen DDR obliegt nach den Vorschriften des 
Einigungsvertrages - im Einvernehmen mit der UKPV - der THA bzw. der BvS. Das 
Parteivermögen ist zugunsten gemeinnütziger Zwecke in den neuen Bundesländern zu 
verwenden, sofern es nicht den Parteien und Massenorganisationen als rechtsstaatlich 
erworben wieder zur Verfügung zu stellen ist oder vom Bundesamt zur Regelung 
offener Vermögensfragen einvernehmlich mit der UKPV an die früheren Berechtigten 
zurückgeführt werden kann. Das MfS-Vermögen, das vom Bundesverwaltungsamt 
ermittelt wird, steht gemäß Art. 22 Abs. 1 Einigungsvertrag der Treuhandanstalt O'etzt 
BvS) zu. 

Damit ist BMF im Rahmen seiner Rechts- und Fachaufsicht über die BvS bzw. als Treu- 
händer des Finanzvermögens für die Verwaltung und Verwertung des DDR-Vermögens 
durch die BvS zuständig. Aufgabe des BMF ist auch Aufsicht und Kontrolle über die 
von der BvS veranlaßten - tatsächlichen, insbesondere aber zivilrechtlichen - Maß- 
nahmen zur Rückführung veruntreuten DDR-Venmögens. 

IV. Bereich Kommerzielle Koordinierung 

1. Entwicklung ab 3. Oktober 1990 

Am 3. Oktober 1990 wurde BMF im Rahmen seiner Rechts- und Fachaufsicht über 
die Treuhandanstalt für die Unternehmen des ehemaligen Bereiches „Kommerzielle 
Koordinierung“ zuständig. Es nahm Abstand von dem auf Privatisierung von Teilen 
des Bereiches gerichteten Konzeptes der DDR-Regierung und ordnete die rasche 
Abwicklung und Liquidierung des Unternehmensbestandes an. 

Während sich die THA im Bereich der volkseigenen Betriebe rasch einen Überblick 
über den Bestand verschaffen konnte, waren der Bereich Koko und dessen Eeteili- 
gungsunternehmen nur schwer durchschaubar. Dies betraf nicht nur die Ermittlung 
der Gesamtzahl aller Unternehmen, mit denen sich der Bereich befaßte, sondern 
auch deren institutionelle Einordnung. 

Neben Unternehmen, die ausschließlich vom Bereich Kommerzielle Koordinierung 
überwacht und angeleitet wurden, gab es andere Unternehmen, bei denen der 
Schwerpunkt der Verantwortlichkeit bei der SED oder bei anderen Institutionen lag, 
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und der Bereich Kommerzielle Koordinierung lediglich Teilkompetenzen innehatte. 
Als Beispiele seien hier die SED-eigene GENEX GmbH (Genex) und der AHB 
Metallurgiehandel genannt. 

Weisungsbefugnisse wurden dem Bereich Kommerzielle Koordinierung auch gegen- 
über volkseigenen Außenhandelsbetrieben eingeräumt. So wurde die juristisch un- 
selbständige Abteilung Koordinierungshandel des AHB Metallurgiehandel von 
Schaick-Golodkowski geführt. Diese Einflußmöglichkeiten bilden ebenfalls keine 
ausreichende Grundlage dafür, die Abteilung vermögensrechtlich als Unternehmen 
des Bereich Kommerzielle Koordinierung anzusehen. 

Neben den Verflechtungen mit dem Parteiapparat und den Außenhandelsbetrieben 
bestanden erhebliche Überschneidungen mit dem MfS. 

Die vermögensrechtliche Zuordnung der einzelnen Unternehmen bzw. Unter- 
nehmensteile erwies sich auf Grund unterschiedlicher Regelungen des Einigungs- 
vertrages von erheblicher Bedeutung, sowohl was die gesetzlichen Grundlagen ihrer 
Behandlung als auch die institutionellen Zuständigkeiten anbelangte. 

BMF übertrug derTHA mit Ministerschreiben vom 13. Mai 1992 formal die Ver- 
waltung und Verwertung der zum Finanzvermögen zählenden Unternehmen des 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung. Die THA/BvS setzt diesen Auftrag als 
Vermögensverwalter auf zivil- bzw. gesellschaftsrechtlicher Basis um. 

Nach dem Verständnis von BMF und THA/BvS zählen zum Bereiche Kommerzielle 
Koordinierung und damit zum Finanzvermögen alle Unternehmen, „die ihren Ur- 
sprung im ehemaligen Bereich Kommerzielle Koordinierung haben“. Sofern be- 
stimmte, im Bereich Kommerzielle Koordinierung geführte Unternehmen auch von 
anderen Institutionen außerhalb des Bereichs Kommerzielle Koordinierung beein- 
flußt wurden, kommt es entscheidend darauf an, bei welchen Institutionen der 
Schwerpunkt der Leitung gelegen hat, und an wen die Erträge des Unternehmens 
überwiegend geflossen sind 

Nicht abschließend geklärt werden konnte die vermögensrechtliche Zuordnung der 
seit 1976 vom Bereich Kommerzielle Koordinierung in der Abteilung „Firmen im 
nichtsozialistischen Wirtschaftsgebiet (NSW)" verwalteten sogenannten Partei- 
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firmen. Die UKPV hat sich deshalb unter Verzicht auf eine eindeutige eigentums- 
rechtliche Zuordnung dieser Firmen mit einem Vorschlag des Bundesministeriums 
der Finanzen einverstanden erklärt, die Erlöse aus der Verwertung der Firmen zur 
Deckung von Ausgaben im Nachtragshaushalt 1993 zu verwenden. Dabei wurden 
etwa 149 Mio. DM für soziale und damit für gemeinnützige Zwecke in den neuen 
Ländern im Sinne der Aufgabenstellung der UKPV verwandt. 

2. Auseinandersetzung mit der Deutschen Handelsbank AG (DHB) 

In Anbetracht der Werte, die die Unternehmen und Liegenschaften des ehemaligen 
Bereiches darstellten, war die Zuordnung des Vermögens des Bereiches 
Kommerzielle Koordinierung seit Beginn der Tätigkeit derTHA höchst streitig. Sie 
war Gegenstand langwieriger Verhandlungen mit der seit 1990/91 zu 70 % im 
Anteilsbesitz der BfG Bank AG befindlichen DHB. Die,DHB hielt Beteiligungen an 
ehemaligen KoKo-Untemehmen, insbesondere der Intrac GmbH. Die DHB bestritt 
die Rechtsauffassung von THA und BMF hinsichtlich der Zuordnung gern. Artikel 22 
EV und wollte ggf. die Eigentumsfrage gerichtlich klären lassen. Dies hätte die 
Abwicklung auf Jahre hinaus blockiert. Weiterhin beabsichtigte die DHB, aufgrund 
ihrer Gesellschafterstellung bei einzelnen Unternehmen verschiedene Prozesse zu 
führen. Erst nach schwierigen Verhandlungen konnte mit der DHB über diese 
Fragen eine vergleichsweise Einigung erzielt werden. Im Juli 1994 erwarb die BfG 
Bank AG die restlichen 30 % Anteile der DHB, die von drei Außenhandelsbetrieben 
gehalten wurden. Weiterhin stimmte die DHB im Wege eines Vergleichs einer 
Zuordnung der von ihr bislang faktisch gehaltenen Beteiligungen an ehemaligen 
Koko-Untemehmen zum Finanzvermögen zu. Erst ab diesem Zeitpunkt hatte die 
THA die volle Verfügungsgewalt über die Mehrzahl aller Koko-Unternehmen und 
konnte die ungehinderte Abwicklung und Liquidation der Koko-Untemehmen 
angehen. 

3. Zivilrechtliche Verfahren und Ermittlungen gegen leitende Mitarbeiter des Bereichs 
Koko 


Der Nachweis der Zugehörigkeit der Unternehmen zum Bereich Kommerzielle Koor- 
dinierung wurde auf Grund 
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- der konspirativen Organisation und Praxis des Bereiches 

- des Fehlens jeglicher Kooperationsbereitschaft der Führungsebene, teilweise auf 
Grund gegenläufiger Vermögensinteressen dieses Personenkreises 

erschwert und mußte in einer Vielzahl von Fällen gegenüber den ehemaligen Leitern 
der Unternehmen zivilgerichtlich durchgesetzt werden. 

Beispielhaft sollen an dieser Stelle die Fälle F.C. Gerlach und Forgber genannt 
werden. Bei beiden Unternehmen handelte es sich um einzelkaufmännische 
Handelsvertretungen, die nachweisbar den Weisungen Schaick-Golodkowskis 
unterlagen und an den Bereich Kommerzieiie Koordinierung Gewinn abführten. Die 
bisher bekannten Vermögenswerte belaufen sich bei F.C. Gerlach auf rd. 

400 Mio. DM und bei Forgber auf rd. 50 Mio. DM. 

Die nach konspirativen Grundsätzen ausgestaltete Organisation und Praxis des Be- 
reichs Kommerzielle Koordinierung fand u.a. insbesondere ihren Ausdruck in einem 
äußerst verschachtelten Aufbau der Unternehmensverbindungen und der Ein- 
schaltung ausländischer Treuhänder bzw. Treuhandgesellschaften vorwiegend in 
Liechtenstein, in der Schweiz und Österreich. Dies hatte den Zweck, die Eigen- 
tümerstellung der DDR weitestgehend zu verschleiern. Die Treuhandverträge 
wurden nicht schriftlich dokumentiert, finanzielle Transaktionen bar durchgeführt, 
Belege und Buchführung bereits vor 1989 regelmäßig vernichtet, sobald sie geprüft 
worden waren. Die Finanzrevision der DDR hat im Rahmen der von der Modrow- 
Regierung angeordneten Überprüfungen im Februar 1990 festgestelit, daß die- 
Dokumentation des überwiegenden Teils der Finanztransaktionen völlig unzu- 
reichend war und kein ordnungsgemäßes Belegwesen vorgefunden wurde. Von den 
ehemaligen leitenden Mitarbeitern des Bereichs war niemand bereit und/oder in der 
Lage, über das der Kommerziellen Koordinierung zuzurechnende Vermögen im 
einzelnen vollständig und umfassend Auskunft zu geben. 

Einige nutzten im Gegenteil vor allem nach 1989 die Umbruchsituation aus, um Ver- 
mögenswerte im Eigen- und Drittinteresse zu verschieben. Im wesentlichen lassen 
sich hier folgende Fallgruppen unterscheiden: 
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- Unternehmensverkäufe unter Wert 

- Umgehungsgeschäfte bei der Währungsumstellung 

- Private Neugründungen von Gesellschaften zur Übernahme der Geschäftsfelder 
und des Vermögens von Unternehmen des Bereichs Kommerzielle Koordinierung 
ohne angemessenes Entgelt. 

- Abschluß von Beraterverträgen zwischen Unternehmen des Bereichs Kommerzielle 
Koordinierung und Mitarbeitern mit überzogenen Entgelten 

- ungerechtfertigte Pensionszusagen der erst im Frühjahr 1991 abgelösten 
Geschäftsführerin der Effect GmbH. 

Von Ende 1989 bis Januar 1991 sind zahlreiche Übertragungsakte vorgenommen 
worden. 

Die Anzahl der Zivilverfahren, die von der zuständigen Prozeßabteilung der BvS im 
Zusammenhang mit diesen Vorgängen betraut werden, beläuft sich derzeit auf 
rd. 70. . 

4. Abwicklung der Unternehmen 

Nach den derzeitigen Erkenntnissen der BvS beträgt die Anzahl der Unternehmen, 
die Ende 1989 dem Bereich Kommerzielle Koordiniemng zuzurechnen waren, bzw. 
die in der Folgezeit, etwa durch Beteiligungserwerb oder durch Neugründen, dem 
Bereich zugewachsen sind, rd. 220. Nach wie vor kann diese Zahl nicht als 
abschließend betrachtet werden, da zu weiteren 20 Unternehmen Hinweise auf eine 
Koko-Anbindung vorliegen. 

Die BvS verwaltet von den ursprünglich rd. 220 Unternehmen des Bereichs 
Kommerzielle Koordinierung derzeit noch 70. 

Der Ursprungsbestand hat sich somit durch abgeschlossene Liquidationen, durch 
Untemehmensfusionen und durch Verkäufe um rd. 70 % veningert. 

Soweit die Abwicklung der Unternehmen unter der Verantwortung der THA/BvS 
durchgeführt wurde, hatte die Liquidation Vorrang vor dem Verkauf. Im Rahmen der 
Abwicklung waren nach Möglichkeit Konkurs- oder Gesamtvollstreckungsverfahren 
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ZU vermeiden. Sofern in Einzelfällen Verkäufe als vertretbar oder sachlich geboten 
erschienen, war von einem Management-Buy-Out (MBO) grundsätzlich abzusehen. 

Von den verbliebenen Unternehmen sind 

- 53 % in Liquidation und 

- 13 % in Gesamtvollstreckung bzw. in Konkurs. 

Bei den 34 % Unternehmen, die sich noch nicht in Liquidation/Gesamtvollstreckung 
befinden, handelt es sich überwiegend um Holdinggesellschaften, deren Tochterge- 
sellschaften abgewickelt werden. 

5. Kärung von Eiqentumsfraqen zur Sicherung und Rückführung des Koko-Vermöoens 

Anders als die ehemaligen volkseigenen Betriebe, die erst aufgrund des Treuhand- 
gesetzes und des früheren Umwandlungsgesetzes in Kapitalgesellschaften umge- 
wandelt wurden, agierten die Unternehmen des ehemaligen KoKo-Bereichs schon 
zu DDR-Zeiten als Kapitalgesellschaften, zumeist in der Rechtsform der GmbH. Auf 
diese sogenannten ,y\ltkapitalgesellschaften“ fand das Treuhandgesetz keine 
Anwendung, sofern keine Beteiligung eines umgewandelten ehemaligen VEB 
vorlag. 

BMF mußte sich daher intensiv mit der Frage auseinandersetzen, wer Eigentümer 
dieser Gesellschaften und ihrer Vermögenswerte war. Bereits 1991 wurden zur 
Klärung der eigentumsrechtlichen Probleme umfangreiche Prüfungen vorge- 
nommen. Sie hatten folgendes Ergebnis; Die Mehrzahl der Unternehmen des 
ehemaligen Bereichs Kommerzielle Koordinierung und die von ihnen in Rechts- 
trägerschaft genutzten Immobilien und Grundstücke sind Finanzvermögen des 
Bundes und der neuen Länder gemäß Art. 22 Einigungsvertrag, das von BMF 
treuhänderisch verwaltet wird. 
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Zusammenfassend ist zu sagen: 

- 1991 konzentrierte sich BMF bei seiner Rechts- und Fachaufsicht zunächst auf die 
Vermögensaufklärung und Vermögenssicherung. 

- Das Jahr 1992 hatte Probleme Im Zusammenhang mit der eigentumsrechtlichen 
Zuordnung von Unternehmen und sonstigen Vermögenswerten des ehemaligen 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung zum Schwerpunkt. 

- Einzelfallbearbeitungen standen 1993 im Vordergrund. Aufgrund der Fülle der 
gerichtlich anhängigen Verfahren entschied BMF im Oktober 1993, die Prozeß- 
führung derTHA zu übertragen. Eine Mitwirkung des BMF blieb gewährleistet. 

- Im Jahre 1994 konnte die endgültige eigentumsrechtliche Zuordnung der 
KoKo-Untemehmen zum Finanzvermögen des Bundes und der Länder gern. 

Art. 22 Abs. 1 Einigungsvertrag umgesetzt werden. Dies wurde nach dem Verkauf 
der 30 %igen DHB-Beteiligung und der damit verbundenen vergleichsweisen Fest- 
stellung, daß alle Beteiligungsgesellschaften Finanzvermögen sind, möglich. Damit 
konnten BMF und THA erstmalig uneingeschränkt über die KoKo-Untemehmen 
verfügen. Im Verlaufe des Jahres 1994 wurden dann auch die KoKo-Untemehmen 
und deren Beteiligungen einvemehmlich dem Finanzvermögen zugeordnet. 
Weiterhin hatte die DHB die durch die KoKo-Beteiligungsuntemehmen geleisteten 
Zahlungen zurückzuzahlen. 

- Das Jahr 1995 war geprägt durch eine nochmalige gründliche Aufarbeitung des 
Bereiches KoKo, MfS und des Finanzvermögens im Rahmen der neustrukturierten 
BvS. 

6. Bisheriges Gesamtergebnis im Bereich Kommerzielle Koordinierung 

Von der BvS/THA wurde im Rahmen ihrer Tätigkeit im Zusammenhang mit dem 
Bereich Kommerzielle Koordinierung bisher ein Betrag von rd. 4,4 Mrd. DM realisiert 
bzw. geltend gemacht. Dieser Betrag setzt sich wie folgt zusammen: 
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Finanzvermögen 669 Mio. DM 

Verwaltungsvermögen 2.515 Mio. DM 

Unstrittiges in den noch abzuwickelnden 

Uf'temehmen gebundenes Vermögen 629 Mio. DM 

Vermögen, welches Gegenstand von 
Zivilverfahren ist, deren positiver Ausgang 

wahrscheinlich ist 480 Mio. DM 

Künftige Einnahmen aus der Verwertung von 
ehemaligen Rechtsträger-Immobilien des 

Bereiches KoKo 115 Mio. DM 

Gesamtsumme 4.4C8 Mio. DM 


Dazu kommen mögliche zusätzliche Einnahmen in Höhe von 15 Mio. DM aus der 
Verwertung von ehemaligen Rechtsträger-Immobilien des Bereiches KoKo, die 
jedoch nicht als sicher einzuschätzen sind. Ein weiterer Betrag von 257 Mio. DM ist 
in Zivilverfahren geltend gemacht, bei denen jedoch auch im Falle eines positiven 
Ausgangs ein Vollstreckungserfolg nicht wahrscheinlich ist. 

Darüber hinaus sind nach den Erkenntnissen der BvS weitere Beträge in Höhe einer 
Gesamtsumme von rd. 270 Mio. DM Gegenstand laufender staatsanwaltschaftlicher 
Ermittlungsverfahren, vorwiegend Verfahren der Berliner Staatsanwaltschaft. 

Der BvS liegen Hinweise auf weitere Vermögensabflüsse in Höhe von rd. 

183 Mio. DM vor, denen nachgegangen wird. Der Informations- und Ermittlungs- 
stand ist hier jedoch noch nicht ausreichend, um konkrete juristische Maßnahmen 
ergreifen zu können. 

Es ergibt sich somit im Bereich Kommerzielle Koordinierung ohne sog. Parteifirmen 
ein Gesamtvolumen von 5.133 Mio. DM. 

Außerhalb der Geltendmachung zivilrechtlicher Ersatzansprüche ist die Ermittlung 
strafrechtlich relevanter Sachverhalte nicht Aufgabe von BvS und BMF. Die aus 
Sicht des BMF intensive und konstruktive Zusammenarbeit mit den Ermittlungs- 
behörden ändert nichts daran, daß sich die Aufgaben von BMF/BvS mit den Auf- 
gaben der Ermittlungsbehörden teilweise überschneiden, aber nicht decken. 
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Ziel der strafrechtlichen Ermittlungen ist immer die Feststellung, ob eine strafbare 
Handlung vorliegt, wie diese ausgesehen hat, wer daran beteiligt war und wie sie zu 
ahnden ist. Vorrangige Aufgabe des BMF ist aber das Treffen von Maßnahmen zur 
Sicherung und Realisierung von Geldern, die der öffentlichen Hand zustehen, unab- 
hängig davon, ob in diesem Zusammenhang eine strafbare Handlung begangen 
worden ist oder nicht. Unabhängig von einem zivilrechtlichen Verfahrensabschluß 
endet die Arbeit der Strafverfolgungsbehörden erst mit der Feststellung, ob eine 
Straftat bewiesen werden kann und der getroffenen abschließenden Entscheidung. 

Wenn es nicht in all den Fällen gelungen ist, in denen u.a. von derZERV 
Vermögensverschiebungen vermutet werden, Gelder zurückzuholen, liegt das nicht 
an fehlenden Maßnahmen seitens BMF, THA bzw. BvS, sondern daran, daß 

- viele beweisfähige Unterlagen vor der Wende vernichtet wurden, 

- zu Beginn der Arbeiten kein Überblick überden Bereich bestand und dieser im 
Detail erst mühsam erarbeitet werden mußte. 

Auch wenn es in den meisten von derZERV aufgeführten Fällen noch nicht zur 
strafrechtlichen Anklage gekommen ist, konnten BMF und BvS im KoKo-Bereich bei 
der Sicherung, Rückführung und Aufklärung von Vermögensverschiebungen im 
Zivilrechtsweg Erfolge in beachtlicher Größenordnung erzielen. 

Die ZERV geht bei von ihr ermittelten Schadenssummen einerseits von den bei ihr 
anhängigen Verfahren aus. Sie weist aber andererseits darauf hin, daß die von ihr 
ermittelten, durch Straftaten verwirklichten Schadenssummen keinesfalls gleichzu- 
setzen sind mit den Summen, die möglicherweise noch rückholbar sind. Ihrer Auf- 
fassung nach wäre es höchst unseriös, wenn aus der Differenz der genannnten 
strafrechtlichen Schadenssumme und dem bisher rückgeholten Geld Von^/ürfe da- 
hingehend konstruiert würden, staatliche Stellen hätten versagt. Diese differenzierte 
Betrachtung kommt dadurch zustande, daß die ZERV unter Vereinigungskriminalität 
nicht nur jene Schadenssummen zu Lasten der Bundesrepublik Deutschland, son- 
dern jeden Schaden, der durch eine Straftat im Zusammenhang mit dem Vereini- 
gungsgeschehen entstanden ist, aufgeführt hat. 


709 




DruCkSSChG 13/10900 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


- 14- 


V. Außenhandelsbetriebe 

Für den AHB-Bereich wird - ohne die später angesprochene Transfer-Problematik 
(XTR), die in diesem Bereich von besonderer Bedeutung ist - auf die nachfolgenden 
Einzelfälle hingpwiesen. 


AHB 

Schadens- 

davon rück- 

davon noch 

davon nicht 


bzw. 

geführt 

rechtsanhängig 

durchsetzbar 


Klagesumme 

- Mio. DM - 

- Mio. DM - 

- Mio. DM 


- Mio. DM 




VHG Bau 

1,2 

1 

1.2 


Interpelz 1 

2,9 

2,9 



Interpelz iP 

0,7 

0,7 



Technocommerz 

1,9 

1.9 



Heimelectric 

25,0 

0,8" 

5,6 

18,6" 

Metallurgiehandel 

Aufgrund der vereinbarten Vertraulichkeit 


ohne Beträge, Beträge sind dem BMF bekannt. 

Intermed 

1,8 


1,8 



Bei diesen Einzelfällen handelt es sich regelmäßig um Fehlverhalten der Geschäfts- 
leitung bzw. der Geschäftsbesorger zum Nachteil des AHB. 

Aktuelle Ansprüche gegenüber Liquidatoren aus Abrechnungsfragen sind nicht aufge- 
nommen. 

Die Geltendmachung bzw. Rückführung der Schadenssummen erfolgten teils freiwillig 
(z.B. Interpelz), teils außerhalb der ordentlichen Gerichte durch Vergleich (z.B. 
Metallurgiehandel). In den anderen Fällen werden die Ansprüche in Zivilverfahren 
geltend gemacht. 

In den vergleichsweise beigelegten Verfahren wird als Schadenssumme der 
Vergleichsbetrag genannt. 


’ i.S. Huvart 

“ Ratenzahlung vereinbart 
Schuldner vermögenslos 
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VI. Vermögen des Ministeriums für Staatssicherheit 

Ausweislich eines Sachstandsberichtes des Bundesverwaltungsamtes vom Januar 
1993 ist eine Quantifizierung des Vermögens des ehemaligen MfS/AfNS nicht möglich, 
weil in diesem Ministerium keine Vermögensrechnung, sondern nur eine Haushalts- 
rechnung geführt wurde. Die in den Medien häufig genannte Zahl von 60 Mrd. Mark der 
DDR ist irreführend, da sie in etwa den statistisch belegten Gesamtausgaben des MfS 
von 1960 bis 1989 (rd. 66,1 Mrd. Mark) entspricht. 

Bundesverwaltungsamt und THA/BvS haben im Rahmen ihrer Tätigkeit schwerpunkt- 
mäßig solche MfS-Bereiche überprüft, die als im besonderen Maße vermögensrelevant 
und für Untreue- und Unterschlagungshandlungen leicht manipulierbar erschienen. 
Nachfolgend werden die Ergebnisse der wichtigsten Untersuchungsbereiche vorge- 
stellt. 

1. Bargeld 

Der Verdacht umfangreicher Geldverschiebungen drängte sich im Geschäftsbereich 
MfS deshalb auf, weil in der Zeit vom 1 . Oktober 1989 bis 30. April 1990 von den 
Konten des MfS/AfNS bei der Staatsbank der DDR mehr als 700 Mio. Mark/DDR 
abgehoben worden sind. 

Eine von der THA eingesetzte Arbeitsgruppe, in die Vertreter des Bundesver- 
waltungsamtes und der zentralen Ermittlungsstelle für Regiemngs- und Ver- 
einigungskriminalität (ZERV) und Vertreter des Sekretariats der Unabhängigen 
Kommission einbezogen wurden, überprüfte Anfang 1993 in diesem Zusammen- 
hang sämtliche MfS-Konten bei der Staatsbank bzw. bei den MfS-Sparkassen. 

Ferner wurden 252 legendierte, d.h. unter anderem Namen geführte Konten des 
MfS überprüft. Als Ergebnis konnte festgestellt werden, daß die Barabhebungen in 
aller Regel zur Bezahlung der Gehälter, Übergangsbezüge und Abfindungen 
ausscheidender MfS-Mitarbeiter verwandt worden sind. Nachweise, daß diese 
Gelder für Unternehmensgründungen eingesetzt wurden, konnten bisher noch nicht 
erbracht werden. Sämtliche bei den Staatsanwaltschaften der ehemaligen Bezirks- 
städte diesbezüglich eingeleitete Strafverfahren sind inzwischen eingestellt worden. 
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2. Gmndstücke 

Die vom Ministerium für Staatssicherheit genutzten Immobilien waren in der überwie- 
genden Mehrzahl der Fälle grundbuchlich als Rechtsträger-Objekte des Ministeriums 
oder der Versorgungseinrichtung des Ministerrates ausgewiesen und konnten als 
solche zumeist - von wenigen legendierten Grundstücken abgesehen - ohne 
Schwierigkeiten ermittelt und von derTHA über die Treuhand-Liegenschafts- 
gesellschaft (TLG) verwertet werden. 

3. Betriebe 

Vom Bundesverwaltungsamt und von derTHA/BvS werden Unternehmen nur dann 
als dem Vermögen des MfS zugehörig angesehen, sofern sie nachweislich mit 
Haushaltsmitteln des MfS finanziert wurden oder denen Finanzmittel des MfS auf 
sonstige Weise vermögenswirksam zugeflossen sind. Das Bundesverwaltungsamt 
hat 18 sog. MfS-Fimnen geprüft. Weitere 4 Firmen hat die THA/BvS an sich gezo- 
gen, da diese dem Bereich KoKo zuzuordnen sind. Nach den Erkenntnissen des 
Bundesverwaltungsamtes sind die „HVA-Firmen“ des Bereiches SWT; Intertechna 
Berlin, Interport Industrievertretungen Berlin, Impag Berlin und OCOM-Handels AG 
Zug/Schweiz zwar z.T. auf Betreiben des MfS/HVA eingerichtet und operativ genutzt 
worden; sie unterstanden jedoch wirtschaftlich auch dem KoKo-Bereich. Die Zuord- 
nung dieser Firmen zu den Bereichen MfS oder KoKo ist noch nicht abschließend 
geklärt. Die Betriebe der Hauptabt. I des Bereiches KoKo (Forgber, F.C. Gerlach, 
Berag etc.) können nach den eingangs genannten Kriterien nicht dem MfS zuge- 
rechnet werden, auch wenn diese Unternehmen mit Mitarbeitern des MfS durchsetzt 
waren und aus nachrichtendienstlichen Gründen der Überwachung durch das MfS 
unterlagen. 

4. Bewegliches Vermögen 

Zwischen November 1989 und März 1990 konnten 450 kg Schmuck und Wert- 
gegenstände sichergestellt bzw. beschlagnahmt werden. Ferner konnten rd. 83 kg 
Gold und ca. 100 Brillanten mit einem Durchschnittsgewicht von über 1 ct. aufge- 
funden, sichergestellt und dem Staatshaushalt zugeführt werden. Die Erlöse der 
THA/BvS aus der Verwertung von Inventargegenständen des MfS belaufen sich auf 
rd. 3 Mio. DM. Hinzu kommen Eingänge aus vom Komitee zur Auflösung des AfNS 
abgeschlossenen Kaufverträgen in Höhe von rd. 1 Mio. DM. 
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VII. Aktivitäten des BMF zur Aufklärung und Sicherung des DDR-Vermögens 

1. Ausqanqslaqe und erste Maßnahmen 

Erst mit dem Aufbau der Abteilung VIII im BMF Ende 1990/Anfang 199 1 sowie 
der Einrichtung eines Sonderbeauftragten der THA für Außenhandelsbetriebe 
und Unternehmen des ehemaligen Bereichs KoKo im Januar 1991 konnte das 
BMF mittelbar auf die Abwicklung der Unternehmen dieses Bereichs im Rahmen 
der Rechts- und Fachaufsicht über die THA Einfluß nehmen. 

Eine der ersten Maßnahmen zur Sicherung der Vermögenswerte im Bereich der 
KoKo-Untemehmen war die Einsetzung neuer Geschäftsführer, die Einführung 
eines Katalogs genehmigungspflichtiger Geschäfte, die Einrichtung von Gesell- 
schafterausschüssen bei KoKo-Unternehmen mit gemischter Gesellschafter- 
struktur sowie eine Reihe von Vorgaben an die THA. 

Schwerpunkte für das BMF waren stets die Vermögensaufklärung ,und Ver- 
mögenssicherung sowie die eigentumsrechtliche Zuordnung der Vermögenswerte 
der Unternehmen des ehemaligen KoKo-Bereichs. 

Die Bemühungen des BMF um Aufklärung von Vermögensverschiebungen im Zu- 
sammenhang mit Unternehmen des ehemaligen Bereichs „Kommerzielle Koordi- 
nierung“ wurden dadurch beeinflußt, daß die zu untersuchenden Komplexe KoKo/ 
MfS, SED auf Intransparenz und Verschleierung angelegt waren. Das bedeutet; 
Informationen über die Struktur und Arbeitsweise des Bereichs „Kommerzielle Ko- 
ordinierung“ selbst sind nicht lückenlos vorhanden. 

Im Zusammenhang mit dem Ermittlungsverfahren gegen Dr. Schalck- 
Golodkowski der Staatsanwaltschaft beim Kammergericht Berlin wurde Anfang 
April 1991 in der BMF-Außenstelle Berlin eine Arbeitseinheit zur Aufklärung der 
Finanzbeziehungen zwischen dem ehemaligen MdF und dem Bereich 
Kommerzielle Koordinierung sowie den diesem Bereich zugeordneten Firmen 
eingesetzt. Es sollte festgestellt werden, ob die im Zeitraum von Ende 1989 bis 
zum 2. Oktober 1990 von der Staatsanwaltschaft festgestellten beträchtlichen 
Zahlungen aus dem Bereich KoKo und den von diesem Bereich kontrollierten 
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Firmen auf Regierungskonten auch tatsächlich das MdF erreicht haben und damit 
dem DDR-Staatshaushalt zugeführt worden sind. Erkenntnisse über 
Unregelmäßigkeiten wurden hierbei nicht festgestellt. Erforderliche 
Nachforschungen wurden auf Bitten des BMF von derTHA durchgeführt. 

Diese Aufklärungsarbeit diente auch dem Untersuchungsauftrag des 1. Unter- 
suchungsausschusses des Deutschen Bundestages. 

Soweit Forderungen des ehemaligen Bereichs KoKo gegenüber Dritten 
bestanden und diese Gelder zur Durchfühaing bestimmter, von der 
KoKo-Administration festgelegter Aufgaben aus dem Haushalt der ehemaligen 
DDR oder aus anderen Quellen stammten, wurden sie, soweit bekannt, direkt von 
BMF für den Bundeshaushalt geltend gemacht und vereinnahmt. In diesem 
Rahmen sind in der Zeit bis 1995 insgesamt rund 2^5 Mrd. DM direkt an den 
Bundeshaushalt geflossen. 

Auf Initiative des BMF wurde 1993 eine Gesprächsrunde „Kommerzielle 
Koordinierung“ ins Leben gerufen. Teilnehmer dieses Gesprächskreises sind 
u.a. Vertreter von BMF, BvS, ZERV, UKPV. Unter Federführung des BMF findet 
seither ein regelmäßiger Informationsaustausch über aktuelle Verfahren im 
Bereich KoKo, Parteivermögen, MfS, statt. 

Im Rahmen einer durch das Sekretariat der UKPV zur Überprüfung des Ver- 
mögens der Parteien und Massenorganisationen veranlaßten Kontenprüfung hat 
BMF im August 1995 die Prüfung der Staatskonten bei der DHB und der 
Deutschen Aussenhandelsbank (DABA) einbeziehen lassen. Auf Wunsch des 
BMF erweiterte das Sekretariat der UKPV den der Wirtschaftsprüfungs- 
gesellschaft WTU erteilten Prüfungsauftrag entsprechend. Ergebnisse liegen 
BMF bislang noch nicht vor. 

Zu den Aktivitäten des BMF zur Beschaffung veruntreuter Vermögenswerte zählt 
auch die Auslobung von Belohnungen für die Wiederbeschaffung verun- 
treuten Vermögens. Auf die Belohnungsrichtlinie hin, gab es eine große Zahl 
von Hinweisen. Diese waren bislang so allgemein, daß sie nicht ausreichend 
geeignet waren, die Eigentümerstellung der öffentlichen Hand auch tatsächlich zu 
beweisen. 
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Am 12. Juli 1996 hat sich in Berlin die Arbeitsgruppe Koordinierung konstituiert. 
Die Arbeitsgruppe wird aktuelle Ermittlungsfälle aufgreifen und Empfehlungen an 
die jeweils zuständigen Institutionen aussprechen, um so die Rückführungs- 
aktivitäten zu koordinieren und zu konzentrieren. Der Arbeitsgruppe werden 
mehrere Ermittlungsteams, d.h. sog. Task Forces zuarbeiten. 

2. Maßnahmen des BMF außerhalb des Aufspürens veruntreuten DDR-Vermöqens 
zur Rückführung von Geldern aus der unberechtigten Inanspruchnahme des 
Transferrubel-Verrechnunqsverkehrs 

2.1 Aufgetretene Mißbrauchsfälle 

Im Zusammenhang mit der Fortführung des Transferrubel-Verrechnungsverkehrs 
im 2. Halbjahr 1990 ist es zu Mißbräuchen und unberechtigten DM-Auszahlungen 
gekommen. Die DABA und die Staatsbank Berlin (seit 10/94: KfW-Niederlassung 
Berlin), die die Transferrubel-Guthaben der Bundesrepublik Deutschland 
verwaltet, wurden beauftragt, DM-Forderungen aus unberechtigter und miß- 
bräuchlicher Inanspruchnahme des Transferrubel-Verrechnungsverkehrs 
gegenüber den Empfängern der DM-Gegenwerte geltend zu machen. 

Diese Rückforderungs- und Mißbrauchsfälle lassen sich in folgende Fallqruppen 
einteilen: 

- Umstellung von Erlösen aus „fingierten“ Exporten (sogenannte „Luftgeschäfte“, 
insbesondere im Vorauskassenbereich); 

- Verstöße gegen das Ursprungserfordernis (Export von Drittlandware, der 
aufgrund der Preisverzerrungen im RGW-Handel besonders hohe Gewinne 
ermöglichte); 

- Nichteinhaltung von Ausschlußfristen (Rückdatierung von Verträgen, verspätete 
Lieferung) oder Genehmigungserfordemissen (Fehlen von Exportge- 
nehmigungen, „Überlieferung“); 
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- Rückabwicklung von unter Vorbehalt ausgezahlten DM-Beträgen (bei ausgeblie- 
bener oder stornierter Überweisung der Bezahlung in XTR). 

Die Forderungen richten sich gegen alle Personen und Unternehmen, die zu Un- 
recht Transferrubelbeträge in DM erhalten haben. Soweit Treuhanduntemehmen 
betroffen sind, handelt es sich vor allem um ehemalige Außenhandelsbetriebe. 
Teilweise wurden Unternehmen nur zum Zwecke der Teilnahme am XTR- 
Verrechnungsverkehr gegründet. 

2.2 Vom BMF eingeleitete Maßnahmen zur Verhinderung und Aufdeckung von Miß- 
bräuchen: 

Die Bundesregierung konnte angesichts der umfangreichen Regelungen des 
Transferrubel-Verrechnungsverkehrs davon ausgehen, daß in der DDR 
hinreichende Kontrollmechanismen bestanden, um gravierende Mißbräuche zu 
verhindern. Nach Bekänntwerden von Mißbräuchen und Betrugsfällen im 
2. Halbjahr 1990 wurden sofort wirksame Maßnahmen zu deren Verhinderung 
eingeleitet. Zu diesen Sofortmaßnahmen gehören: 

- Konvertierungsstop für Überweisungen für zukünftige Warenlieferungen ab 
14. September 1990 durch BMF; hierdurch wurden Schäden von rd. 1 Mrd. DM 
verhindert; 

- Einrichtung der „Prüfgruppe Transferrubel“ mit Wirkung vom 29. Oktober 1990, 
die insbesondere auch eine große Präventivwirkung entfaltete; 

- Sicherstellung von ca. 250 Mio. DM durch geeignete rechtliche Maßnahmen. 

Seit April 1992 wurden systematisch Außenwirtschaftsprüfungen in den 
Unternehmen, die Transferrubel-Geschäfte getätigt haben, durchgeführt. Das 
bisher geprüfte Geschäftsvolumen beträgt rd. 13 Mrd. DM, d.h. mehr als 80 % 
des im 2. Halbjahr 1990 gegen Transferrubel exportierten Warenvolumens. Die 
Prüfungen im Transferrubel-Bereich haben zu Rückforderungen von zu Unrecht 
konvertierten Beträgen in Höhe von rd. 1,4 Mrd. DM geführt (s. unter Ziff. 3). Die 
Prüfungen werden fortgesetzt. 
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2.3 Stand der Rückforderungen: 

2.3.1 Bei den auf Veranlassung des BMF konsequent geltend gemachten 

Rückforoerungen gegen Empfänger von DM-Beträgen aus der unberecutigten 
bzw. mißbräuchlichen Inanspruchnahme des Transferrubel-Verrechnungssystems 
ergibt sich folgender Sachstand (Stand: 21. Mai 1996): 

Gegen 145 Unternehmen haben Deutsche Aussenhandelsbank AG und Kreditan- 
stalt für Wiederaufbau Rückforderungen wegen zu Unrecht konvertierter 
Transferrubel-Beträge aus Exportgeschäften in Höhe von rd. 1,414 Mio. DM 
geltend gemacht , davon 

* gegenüber 68 Treuhanduntemehmen 708,4 Mio. DM, 

* gegenüber 77 Privatuntemehmen 705,9 Mio. DM. 

In 27 Fällen mußten bei Privatuntemehmen die Rückforderungen gerichtlich 
geltend gemacht werden. In allen 13 Gerichtsverfahren, die inzwischen durch 
rechtskräftiges Urteil abgeschlossen wurden, hat die KfW (bzw. die klagende 
Deutsche Aussenhandelsbank AG) obsiegt. Gegenwärtig sind 11 
Rechtsstreitigkeiten anhängig. Der Bundesgerichtshof hat in einem Urteil vom 
November 1995 die Begründetheit der Rückforderungen in vollem Umfang 
erstmals auch höchstrichteriich bestätigt. 


2.3.2 Von den geltend gemachten Rückforderungen sind bisher gut 60 %, nämlich 
863,6 Mio. DM, geregelt (durch Zahlung, Aufrechnung, Vergleich, 
Niederschlagung, rechtskräftiges Urteil, bestandskräftiger Bescheid). Mit 
Treuhanduntemehmen wurden Vereinbarungen über die Rückzahlung der zu 
Unrecht ausgezahlten DM-Bet"äge geschlossen. Diese Vereinbarungen sehen 
bei den ehemaligen Außenhandelsbetrieben vor, daß Rückzahlungen nur dann 
erfolgen, wenn das betreffende Unternehmen selbst im Wege des Regresses von 
dritter Seite Zahlungen erhält. Damit wurden bei den zum Teil streitigen 
Rückforderungen für die öffentliche Hand In-Sich-Prozesse mit hohen Kosten und 
die Auslösung von unnötigen Finanzierungskreisläufen im öffentlichen Bereich 
vermieden. 
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2.3.3 Realisiert wurden bisher Rückforderungen durch die KfW und die Deutsche 
Aussenhandelsbank AG in Höhe von insgesamt rd. 288,3 Mio. DM, davon 

* bei Treuhandunternehmen rd. 90,9 Mio. DM, 

* bei Privatuntemehmen rd. 197,4 Mio. DM. 

2.4 Verjährung 

Um ein Verjährungsrisiko der Ansprüche wegen unberechtigter oder rechts- 
widriger Erlangung von DM-Gegenwerten aus der Verrechnung von 
Transferrubeln auszuschließen, wurde in Art. 38 des Gesetzes zur Umsetzung 
des Föderalen Konsolidierungsprogramms (FKPG) die Venahrunosfrist auf 10 
Jahre von dem Zeitpunkt an, an dem die für die Geltendmachung der Forderung 
zuständige Stelle von den den Anspruch begründenden Tatsachen oder der 
Person des Verpflichteten Kenntnis erlangt, festgesetzt. 

2.5 Zusammenarbeit des BMF mit anderen Stellen 

Zur Aufdeckung von Betrugsfällen im Transferrubel-Bereich hat BMF seit 1990 
mit dem Bundesausfuhramt und der ZERV konstruktiv und intensiv zusammen- 
gearbeitet. Bei den Außenwirtschaftsprüfungen sind nach Ende 1993 im wesent- 
lichen keine neuen Betrugsfälle aufgedeckt worden. 

Die Geltendmachung von Rückforderungen durch die KfW erfolgt in enger Ab- 
stimmung mit dem BMF und ggf. der BvS. 

3. Währunqsumstellunq 

Auch bei den Unregelmäßigkeiten, denen das Bundesamt für Finanzen auf der 
Rechtsgrundlage des Währungsumstellungsfolgengesetzes (WUFG) nachgeht, 
handelt es sich nicht um veruntreutes DDR-Vermögen. 

3.1 Bei der Währungsumstellung von M-DDR in DM gab es im wesentlichen zwei 
Regelungen, die für Unregelmäßigkeiten anfällig waren; 
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• Kontenguthaben, die auf illegal eingeführtem Bargeld beruhten, durften nicht 
auf DM umgestellt werden. 

• Die im 1. Halbjahr 1990 entstandenen M-DDR-Guthaben von Gebietsfremden 
waren 3 : 1 umzustellen, während der allgemeine Umtauschsatz 2 ; 1 betrug. 

Auf der Grundlage des Währungsumstellungsfolgengesetzes (WUFG) geht das 
Bundesamt für Finanzen (BfF) Unregelmäßigkeiten bei der Währungsumstellung 
nach. Stellt es rechtswidrige Umstellungen fest, so zieht es den gesamten 
falsch umgestellten Betrag ein. (In unbedeutenden Fällen kann es sich auf die 
Rückforderung des sog. Umstellungsgewinns beschränken.) Bei Verdacht auf 
Straftaten unterrichtet es die Staatsanwaltschaft. 

3.2 Die Ermittlungen des BfF zeigen, daß die Unregelfnäßigkeiten bei der 
Währungsumstellung nicht das Ausmaß von Milliardenbeträgen hatten, über die 
in der Presse berichtet wurde. Grundlage waren Berichte verschiedener 
Behörden, die von unterschiedlichen Schadensbemessungen ausgingen. Allein 
für den Bereich "Umstellungsbetrug“ ist ein angeblicher Schadensbetrag von 
6,8 Mrd. DM genannt worden. 

3.3 Der tatsächliche Verfahrensstand bei der Überprüfung der Währungsumstel- 
lung durch das Bundesamt für Finanzen stellt sich dagegen zu Ende Juni 1996 
wie folgt dar. 

• Es wurden 9.985 ausgesuchte Konten mit einem Guthaben von rd. 20 Mrd. 
Mark der DDR geprüft. 

• Mit 297 bestandskräftigen Bescheiden wurden 19,3 Mio. DM zugunsten des 
Ausgleichfonds Währungsumstellung eingenommen (der Vergleich zum 
Konsortialdarlehen Dresden ist hierin nicht enthalten). 

Damit zeigen die bisherigen Ergebnisse der Prüfungen des Bundesamtes, daß es 
bei der Währungsumstellung weniger Unregelmäßigkeiten gab als ursprünglich 
befürchtet. Ursächlich hierfür dürften u.a. vorbeugende Sicherungsmaßnahmen 
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sein (z.B. Umstellung von Bankkonten nur auf schriftlichen Antrag; keine direkte 
Umstellung von Bargeld). Die Prüfungen werden fortgesetzt. 


VIII. Fazit 

Den aufgezeigten Zuordnungsschwierigkeiten, denen sich die verschiedenen 
Aufgabenträger ausgesetzt sahen, standen zumindest in den ./infangsjahren“ 
1991/1992 umfassende Ermittlungserfolge gegenüber. 

Der Vorsitzende des 2. BT-Untersuchungsausschusses DDR-Vermögen, MdB Volker 
Neumann, hat in einem Pressegespräch am 3. Juni 1996 Herrn Generalstaatsanwalt 
Schaefgen zitiert, der die Summe des Schadens, der durch Kriminalitäfim Zusammen- 
hang mit der deutschen Einheit entstanden ist, auf unter 10 Mrd. DM schätzt. 

Venmögensverschiebungsfälle in den Bereichen MfS, Partei und KoKo konnten in einer 
Gesamthöhe von 2.856 Mio. DM aufgedeckt werden. Nicht erfaßt ist davon die Rück- 
führung von Geldern aus der unberechtigten Inanspruchnahme des Transferrubel- 
Verrechnungsverkehrs und aus der Währungsumstellung. Die vermutete Gesamtscha- 
denssumme reduziert sich auf wenige 100 Mio. DM. 
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Anlage 2 VlllB2/DDR-PartV/muel 

DDR-Parteivermöqen im Überblick 

I. Vermögen der Parteien und Massenorganisationen neben der SED 

Einnahmen der BvS aus Sicherstellung und 


Verwertung einschließlich Zinsen (per 31.12.1995) 

Von der BvS erwartete, weitere Einnahmen 

mindestens 

434 Mio. DM 

260 Mio. DM 

Summe 

mindestens 

694 Mio. DM 


II. Inlandsvermöqen der SED 

Einnahmen der BvS aus Sicherstellung und 

Verwertung einschließlich Zinsen (per 31.12.1995) 1.593 Mio. DM 


Hiervon streitbefangen 166 Mio. DM 

In den Einnahmen u.a. enthalten: 

- Sicherstellung Konten/Kassen 279 Mio. DM 

- Darlehensrealisierungen 85 Mio. DM 

- Veräußerung Mobilien/Immobilien 187 Mio. DM 

- Unternehmensveräußerungen/Liquidationsüberschüsse 106 Mio. DM 

In den Einnahmen ebenfalls enthaltene sog. 

„Verschiebungen", u.a.: 

- Younes-Zuwendung Islamische Religionsgemeinschaft 43 Mio. DM 

- Younes-Zuwendung privat 26 Mio. DM 


Von der BvS erwartete, weitere Einnahmen 
Hierin enthaltene u.a. erwartete Einnahmen aus; 

- Darlehensrealisierungen 31 Mio. DM 

- Veräußerung Mobilien/Immobilien’ mind. 208 Mio. DM 

- Unternehmensveräußerungen/Liquidationsüberschüsse mind. 71 Mio. DM 

Summe mindestens 


317 Mio. DM 


1.910 Mio. DM 


' Die Zahl beruht im wesentlichen auf dem von der BvS erwarteten Mindesterlös aus der noch vorzunehmenden 
Verwertung von 290, dem SED-Inlandsvermögen zuzurechnenden Immobilien (nicht hierin enthalten sind 49 
Zentrag-Grundstücke, die Anfang 1990 von der Partei in Volkseigentum überführt wurden; insoweit besteht noch 
ein schuldrechtlicher Anspruch des Sondervermögens gegenüber dem Finanzvermögen). Die UKPV kann zu der 
Höhe des erwarteten Mindesterlöses keine eigenen Angaben machen. 
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III. Auslandsvermögen der SED (einschließlich Vermögen mit Auslandsbezug) 

Einnahmen der BvS aus Sicherstellung und 

Verwertung einschließlich Zinsen (per 31.12.1995) 202 Mio. DM 

Hierin enthalten sog. „Verschiebungen", u.a 

- Putnik-Transfer 

- Girke (Luxemburg) 

[Erlöse aus der Verwertung sog. „Parteifirmen“] [149 Mio. DM] 

Mögliche Einnahmen aus dem streitbefangenen 

Vermögen der Novum GmbH (einschließlich Zinsen) 525 Mio. DM 


107 Mio. DM 
10 Mio. DM 


Hiervon 

- vorläufig sichergestellt (im Inland) 

- hinterlegt und arrestiert (in der Schweiz) 


41 Mio. DM 
165 Mio. DM 


Summe 


876 Mio. DM 


Parteivermögen insgesamt [mindestens 3.331 Mio. DM] 

Parteivermögen inkl. sog. „Parteifirmen“ mindestens 3.480 Mio. DM 
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Dokument 66 


Parteiengesetz 

Änderungsregister 



Gesetz 

über Parteien und andere politische Vereinigungen 
~ Parteiengesetz -*) 

Vom 21. Februar 1990 (GBl. I S. 66) 


Änderungen 


Paragraph 

Geändert 

Geändert durch 

Datum 

Fundstelle 
GBl. . 

20 a. 20 b 

eingefügt 

Gesetz zur 

Änderung des 
Gesetzes über 
Paneien 
und andere 
politische 
Vereinigungen 

31.5. 1990 

I S. 275 

I3a 

5 Abs. 2 

eingefügt 

aufgehoben 

Gesetz zur 

Änderung und 
Ergänzung des 
Gesetzes über 
Parteien und 
andere politische 
Vereinigungen 

22.7.1990 

I S. 904 

1-20 

21-24 

aufgehoben 

Verfassungsgeseiz 

20.9.1990 

l S. 1627 


*) GemaG Anlage 11 Kapitel 11 Sachgebiet A Abschnitt [II des Einigungsvenrages bleiben die nachfolgenden 

Rechtsvorschriften mit folgenden Maßgaben in Kraft: 

a) Die Komntission unterliegt der Rechtsaufsicht der Bundesregierung. Die Bundesregierung beruft nach 
Wirksamwerden des Beitntts im Benehmen mit dem Bundestagspräsidenten sechs weitere Mitglieder 
der Kommission Die Bundesregierung kann von dem Wirksamwerden des Beitritts an im Benehmen 
mit dem Bundestagsprasidenten bis ^u einer Entscheidung des 12. Deutschen Bundestages Mitglieder 
der Kommission aus wichtigem Grund abberufen und Ersatzmitgliedcr berufen. 

b) Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung unter Berücksichtigung der Bestimmungen in 
Buchstabe a) die Einrichtung der Kommission und das Verfahren regeln. 

c) Die Kommission leitet über die Bundesregierung dem Deutschen Bundestag bis zum 15. Januar 1991 
einen Zwischenbericht zu. 

d) Die treuhänderische Verwaltung nach § 20b Abs. 3 wird der auf Grundlage des Gesetzes vom 17. 
Juni 1990 (GBl. I Nr. 33 S. 300) gebildeten Treuhandanstalt übertragen. Diese führt das Vermögen 
an die früher Berechtigten oder deren Rechtsnachfolger zurück. Soweit dies nicht möglich ist, ist das 
Vermögen zugunsten gemeinnütziger Zwecke, insbesondere der wirtschaftlichen Umstrukturierung, in 
dem in Anikel 3 des Vertrages genannten Gebiet zu verwenden. Nur soweit Vermögen nachweislich 
nach matcricll-rechtsstaatlichen Grundsätzen im Sinne des Grundgesetzes erworben worden Ist, wird es 
den in § 20a Abs. 2 genannten Institutionen wieder zur Verfügung gestellt. Die TrcuhandansiaJt nimmt 
die vorbezeichneten Aufgaben im Einvernehmen mit der Kommission wahr.* 

• Die Parteien gehen davon aus. daß cs sich bei dieser Regelung nicht um Enteignung hajtdell, sondern 
darum, daß die materielle Rechtslage bzw. der dieser Rechtslage entsprechende Rcchtszustand zugunsten 
der früher Berechtigten wiederhergcstcllt wird. 


DAS FORTGELTENDE RECirr DER DDR 01 

1. Lieferung - November 1990 
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Parteiengesetz 

§§ 1-20 b 



Zur Gründung und Tätigkeit von Parteien und anderen politischen Vereinigungen in der 
Deutschen Demokratischen Republik beschließt die Volkskammer das folgende Gesetz: 

§§ 1-20 (aufgehoben) 

§ 20 a 

(1) Der Ministerpräsident setzt eine unabhängige Kommission ein, die einen Bericht über 
die Vermögenswerte aller Parteien und mit ihnen verbundenen Organisationen juristischen 
Personen und Massenorganisationen der DDR im In- und Ausland erstellt. 

(2) ' Die Paneien und die ihnen verbundenen Organisationen, juristischen Personen und 
Massenorganisationen haben unbeschadet der Pflichten der gemäß Absatz 1 eingesetzten 
Kommission vollständig Rechenschaft zu legen, 

a) welche Vermögenswerte seit dem 8. Mai 1945 in ihr Vermögen oder das einer 
Vorgänger- oder Nachfolgeorganisation durch Erwerb, Enteignung oder auf sonstige 
Weise gelangt sind oder veräußen, verschenkt oder auf sonstige Weise abgegeben 
wurde; 

b) insbesondere ist eine Vermögensübersicht nach dem Stand vom 7. Oktober 1989 sowie 
über die seitdem erfolgten Veränderungen zu erstellen. 

(3) Die Rechenschaftspflicht erstreckt sich auf sämtliche Vorgänge und Unterlagen, die 
für die Beuneilung der Vermögenssituation von Bedeutung sein können, insbesondere 
auch auf rechtliche, winschaftliche oder sonstige Beteiligungen an Unternehmen und 
geschäftliche Verbindungen, auch wenn sie über andere natürliche oder juristische 
Personen abgewickelt wurden, wobei eine wirtschaftliche Betrachtungsweise zugrunde 
zu legen ist. 

(4) Die vom Ministerpräsidenten eingesetzte unabhängige Kommission hat zur Durch- 
führung ihrer Arbeit da.s Recht zur Beweisaufnahme, entsprechend den Verfahrensregeln 
der Strafprozeßordnung Zeugen zu vernehmen, Hausdurchsuchungen, sonstige Durchsu- 
chungen und Beschlagnahmungen vornehmen zu lassen. Alle Behörden, Organisationen 
und Bürger der DDR sind verpflichtet, die Kommission zu unterstützen. 

(5) Der Ministerpräsident leitet der Volkskammerden Bericht der Kommission bis zum 
30. Juni 1990 zu. 

§ 20 b 

(1) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes können die Parteien und die ihnen verbundenen 
Organisationen, juristischen Personen und Massenorganisationen Vermögensverändertin- 
gen wirksam nur mit Zustimmung des Vorsitzenden der unabhängigen Kommission 
vornehmen. 

(2) Zur Sicherung von Vermögenswenen von Parteien oder ihnen verbundenen Organi- 
sationen, juristischen Personen und Massenorganisationen wird das Vermögen der Parteien 
und der ihnen verbundenen Organisationen, juristischen Personen und Massenorganisa- 
tionen, das am 7. Oktober 1989 bestanden oder seither an die Stelle dieses Vermögens 
getreten ist, unter treuhänderische Verwaltung gestellt. 

(3) Die treuhänderische Verwaltung wird von der vom Ministerpräsidenten eingesetzten 
unabhängigen Kommission wahrgenommen. 

DAS FORTGELTENDE RECHT DER DDR I 

1. Licfcning - November 1990 
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Parteiengesetz 

§§ 21-24 


§§ 21-24 (aufgehoben) 

Das vorstehende, von der Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik am 
einundzwanzigsten Februar neunzehnhundertneunzig beschlossene Gesetz wird hiermit 
verkündet. 

Die Präsidentin der Volkskammer 
der Deutschen Demokratischen Republik 
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- ^^73 /r 

OEUTSCHE DEMOKRATISCHE REPUBLIK 

Kommission zur Überprüfung- 
der Vermögenswerte aller Parteien 
und Massenorganistionen der DDR 

Der Vorsitzende 

Partei des Demokratischen 
Sozialismus 
Parteivorsitzcnden 
Herrn Gregor Gysi 
Am Marx-Engels-Platz 
Berlin 
10 2 0 

Sehr geehrter Herr Gysi! 

Nach dem Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Parteien und. 
andere politische Vereinigungen vom 31. 05. 1990 GBl. 1/ Nr. 30 
sind der unabhängigen Kommission gemäO § 20 a detaillierte Ver- 
mögensaufstellungen zuzuleiten. Hierzu fordere ich Sie bis zum 
28. 6. 1990 auf. 

Diese Aufforderung und Terminsetzung gilt für dis Vermögens- 
Übersicht gemäO § 20 a Abs. 2 ^ des Gesetzes. 

Oie Frist zur Oeklarierung gemäß § 20 a Abs. 2 a_ des Gesetzes 
ist der 30. Juli 1990. 

GemäO §§ 14, 20 des Parteiengesetzes haben die Parteien un- 
abhängig vom Änderungsgesetz vom 31. 05. 1990 dem Präsidenten 
der Volkskammer für 1989 Vermögensber icht zu erstatten. 

Ich bitte um Zuleitung einer Zweitschrift dieses Berichtes. 

Gemäß 20 b des Änderungsgesetzes vom 31. 05. 1990 bedürfen 
Vermögensveränderungen der Zustimmung. 

Zur Klarstellung wird darauf hingewiesen, daß die eigenständige 
politische Tätigkeit durch die Anordnung der Treuhandschaft nicht 
beeinträchtigt werden-soll. 

Die Erfüllung von Rechtspflichten aus Umlaufmitteln - normaler 
Geschäftsbetrieb -, wie Zahlungen für ständig w iederkehr ende 
Ausgaben, Lohn-, Miet-, Energiezahlungen usw. bedürfen keiner 
Genehmigung . 
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Genehmigungspflichtig sind alle Vermögensveränderungen an 
Grundmittelrf Dar lehnsverträgen jeglicher Art, auch soweit 
sie aus Umlaufmitteln gewährt werden; Abfindungsbeträge 
bezüglich Beendigung von Arbeitsverträgen soweit der Betrag 
von 10,000 Mark überschritten wird. 

Oie Anträge auf Genehmigungen zur Vermögens Veränderung sind 
an die Kommission - Haus des Ministerrates - Klos terstraOe 47, 
Berlin, 1020, zu richten. 



Hochachtungsvoll 


Rein 


Ccc 


Berlin , 



( Juni 


1990 


PS. : 

Oie gleiche Aufforderung gilt für die mit Ihrer Partei 
verbundenen Organisationen und juristischen Personen, die 
Sie bitte hiervon zu informieren haben. 
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ruricivü£i>taiiu 

Kleine Alexanderstr. 28, Berlin 1020 

Der Vorsitzende 

5 ? 

Ministerrat der DDR 
Kommiss/ipn zur Überprüfung der 
Vermögenswerte aller Parteien 
und Massenorganisationen der DDR 
Vorsitzenden der Kommission 
He rrn Reinicke 

KlosterstraOe 47 

Berlin 

1020 Berlin, 26. Juni 1990 


t'arioi des 
Demokratischen 
Sozialismus 



Sehr geehrter Herr Reinicke! 

Ich bestätige den Eingang Ihres Briefes vom 20. 6. 1990 für 
den 22. 6. 1990. Ich nehme zur Kenntnis, daO die Erfüllung 

von Rechtspflichten aus Umlaufmitteln keiner Genehmigung be- 
darf. Hinsichtlich der eigenständigen politischen Tätigkeit, 
die durch Anordnung der Treuhandschaft nicht beeinträchtigt 
werden soll, möchte ich zur Vermeidung von MiOverständnissen 
meine Position mitteilen. Ich gehe davon aus, daO die Finan- 
zierung von politischen B i Idungsverans tal tungen , von Kongres- 
sen, politischen Versammlungen, Demonstrationen, Wahlkampf- 
veranstaltungen, Publikationen politischer Schriften, der Her- 
stellung von Plakaten, der Einrichtung von Büros, der Einrich- 
tung von Informations- und Konsultationszentren in Berlin (West) 
und in der BRD, der Durchführung von Dienstreisen und ähnliches 
nicht genehmigungspflichtig ist, da sie für eine politische 
Tätigkeit unerläßlich ist. Das gleiche gilt für Papierkäufe, 
Benzinkosten und ähnliches. 

Aufklärung hätte ich gern in der Frage der Genehmigungspflicht 
für Vermögensveränderungen an Grundmitteln. Bedeutet dies, 
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daO der Erwerb jeglicher Schreibmaschine und jeglichen Stuhls 
vorher genehmigungspflichtig ist? Sollte dies nicht gemeint 
sein, bitte ich um Mitteilung, bis zur welcher Höhe monatlich 
Grundmittel angeschafft werden dürfen. 


Hochachtungsvoll 


Dr. Gregir Gysi 
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uot.a. f\uniMi:3bion 2 UC uoecprüfung 
r Vermögenswerte aller Parteien und 
ssenorganisationen der OOR 
osterstraQe 47 
rlin 

0 2 0 




utsche Oemokra t ische Republik 
mission zur Überprüfung der Vermögenswert 
eien und Massenorganisationen der ODR 
Oer Vorsitzende 






r 5. Juli 1990 


' Partei des Demokratischen 

Sozialismus 19^^04 

Vorsitzenden -/CO 

Or . Gregor Gysi 

Kleine Alexanders tr . 28 

Berlin 


10 2 0 


2 9. 

Berlin, lA R Z 


V/erte/r Vorsitzende/r! 

Zur Klarstellung hinsichtlich der Genehmigungspflichten 
nach § 20 b Parteienänderungsgesetz vom 31. 5. 1990 hat 

die Kommission beschlossen: 

l. Oie eigenständige politische Tätigkeit umfaßt auch: 

die Finanzierung von politischen Bildungsveranstaltun- 
gen, von Kongressen, politischen Versammlungen, Demon- 
strationen, Vlahlkampfveranstaltungen, Publikationen poli- 
tischer Schriften, der Herstellung von Plakaten, der Ein- 
richtung von Büros, der Einrichtung von I n f o rma t ions - und 
Konsultationszentren in Berlin (VJest) und in der BRD, der 
Durchführung von Dienstreisen und ähnliches, da sie für 
eine politische Tätigkeit unerläßlich ist. Das gleiche gilt 
für Papierkäufe, Benzinkosten und ähnliches. 

Diese sind nicht genehmigungspflichtig. 


2. Keine Genehm igungsp f 1 ich t für Veränderungen im Grundmittel- 
bereich für An- und Verkäufe bis 10.000,- OM im Einzelfall, 
insbesondere keine Genehmigungspflicht für schnellver- 
schleißende Arbeitsmittel, die nicht aktivierungspflichtig 
3 ind . 

Soweit die Genehm igungsp f 1 ich t für aktivierungspflichtige 
oder aus den Grundmitteln ausgesonderte Gegenstände ent- 
fällt, bittet die Kommission um monatliche Mitteilung. 


Tlochach tungs vo 1 1 

. ^ 

i ^ n 


R e 


i c ' k e 
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BODEN OPPENHOFF RASOR RAUE 

RECHTSANWÄLTE IN ÜBERÖRTLICHER SOZIETÄT 


MEINEKESTRASSE 13 
W'IOOO BEr.LlN 15 


TELEFON (030) 88260 71 
TELEFAX (0 30) 8 8169 89 



URKUNDE 

DES NOTARS DR, MAX BRAEUER 


AUSFERTIGUNG 
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Urkundenrolle Nr B 268 /19 92 

Diese Urkunde ist durchweg einseitig beschrieben. 

Notar 



Verhandelt 


ZU Bedin, am 


14. Mai 1992 


Vor dem Unterzeichneten 


NOTAR DR, MAX BRAEUER 

‘/EinEKESTRaSSE 13. 1000 BERLIN 15 

auf Ersuchen der Beteiligten in die Geschäftsräume der Treuhandanstalt 
■»torat Sondervercögen Abteilung SV U, Hans-Beimler-Straße 70 - 72, 0-1020 Berlin 

en heute 
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1 . Herr Dr. Werner Grebe, geboren am 14. September 1959, ge- 
schäftsansässig Hans-Beimler-Straße 70 - 72, 0-1020 Berlin, 

ausgewiesen durch Vorlage seines gültigen Personalaus- 
weises - 

2. Herr Dr. Dietmar Bartsch, geboren am 31. März 1958, wohn- 
haft Mollstraße 11, 0-1020 Berlin 

ausgewiesen durch Vorlage seines gültigen Personalaus- 
weises - 

Der Erschienene zu 1) erklärte vorab: 

Ich gebe die nachfolgenden Erklärungen nicht im eigenen Namen ab, 
sondern im Namen der Treuhandanstalt, Hans-Beimler-Straße 70 - 

72, 0-1020 Berlin aufgrund schriftlich erteilter Vollmacht vom 4. 
Mai 1992. Die Vollmacht lag bei der Beurkundung im Original vor 
und wird dieser Urkunde beigefügt. 

Der Erschienene zu 2) erklärte vorab, ich gebe die nachfolgenden 
Erklärungen nicht im eigenen Namen ab, sondern im Namen der Par- 
tei des Demokratischen Sozialismus (PDS) , vertreten durch ihren 
Vorsitzenden Dr. Gregor Gysi, aufgrund notariell beglaubigter 
Vollmacht, die der Erschienene zu 2) nachzureichen versprach. 

Sodann erklärten die Erschienenen, handelnd wie vorstehend; 
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In dem Bestreben, sich von dem Auslandsvermögen der ehemaligen SED 
(einschließlich seiner Surrogate) völlig zu trennen und zu ermög- 
lichen, daß dieses Vermögen, soweit es nicht an Berechtigte 
zurückzuführen ist, gemeinnützigen Zwecken im Beitrittsgebiet 
zugeführt wird, schließt die Partei des Demokratischen Sozialismus 
(PDS) mit der Treuhandanstalt - Körperschaft des öffentlichen 
Rechts - nachfolgenden Vertrag. 

Die Parteien sind sich dabei - in Übereinstimmung mit der Unabhän- 
gigen Kommission - darüber einig, daß das vom Bereich Kommerzielle 
Koordinierung verwaltete "Partei-Vermögen" der SED im Grunde 
Staatseigentum ist. Bereits die von der Regierung Modrow einge- 
setzte "Sonderkommission des Ministerrates zur Untersuchung von 
Amtsmißbrauch und Korruption im Zusammenhang mit der Tätigkeit des 
Bereiches Kommerzielle Koordinierung" (sogenannte Lindemann-Kom- 
mission) war zu dem Ergebnis gelangt, daß 4**« Partei- und Staats- 
vermögen im Bereich Ko-Ko so eng miteinander verwoben war, daß 
sämtliches angebliche^ Parteivermögen, das von Ko-Ko verwaltet 
wurde, in Wirklichkeit Staatseigentum sei. Diese Rechtsansicht 
wird von den Beteiligten (PDS, Treuhandanstalt, Unabhängige 
Kommission) geteilt. Entsprechend der Anerkennung dieses Vermögens 
als staatlic.hes Eigentum durch den Ministerrat der DDR und den 
Parteivorstand der PDS wurde und wird im Zusammenhang mit der 
Liquidation des Bereiches Ko-Ko das gesamte bisher bekannte, dort 
angesiedelte Vermögen zugunsten des Staatshaushaltes der DDR - 
bzw. inzwischen der Bundesrepublik Deutschland - verwertet. Den 
Parteien ist allerdings bewußt, daß hinsichtlich des Bereiches 
Ko-Ko noch erhebliche Informationsdefizite bestehen. Infolgedessen 
kann nicht ausgeschlossen werden, daß einzelne vom Bereich Ko-Ko 
verwaltete Vermögensgegenstände tatsächlich doch Sondervermögen im 
Sinne der §§ 20 a und 20 b des ParteienG-DDR waren und auch noch 
sind, ira Interesse einer generellen Bereinigung des Auslandsvermö- 
gens der SED werden daher auch solche Fälle vorsorglich erfaßt. 
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Die Parteien sind schließlich darin einig, daß das durch diesen 
Vertrag übertragene Partei-Vermögen ausschließlich für gemeinnüt- 
zige zwecke in den neuen Bundesländern zu verwenden ist, es sei 
denn einzelne Vermögenswerte sind mit Restitutionsanspruchen 
früherer Berechtigter belastet. 


§ 1 

Vertragsgegenstand 

Gegenstand dieses Vertrages ist sämtliches "Auslandsvermögen" der 
SED (PDS), das am 7. Oktober 1989 vorhanden war oder - bei wirt- 
schaftlicher Betrachtungsweise - seither an die Stelle des am 7. 
Oktober 1989 vorhandenen Auslandsvermögens getreten ist sowie 
dessen Früchte und Erträge. Hiervon nicht erfaßt ist Vermögen, das 
die PDS darüberhinaus, bzw. ohne Bezug zu dem am 7. Oktober 1989 
vorhandenen Auslandsvermögen erworben oder erhalten hat. 

Dabei gehen die Vertragsparteien davon aus, daß am 7. Oktober 1989 
die SED zumindest über folgendes Auslandsvermögen verfügte: 

a) das vom ZK der SED unmittelbar verwaltete 
Auslandsvermögen, 

b) ggf* weiteres Vermögen im Ausland, das der SED gehörte, 
jedoch vom Bereich Kommerzielle Koordinierung verwaltet 
wurde . 

Sofern es sonstiges Auslandsvermögen gegeben hat und/oder gibt, 
ist auch dieses Vermögen Gegenstand des Vertrages. 

§ 2 

Begriffsbestimmung 

(1) Vermögensgegenstände im Sinne dieses Vertrages sind 

bewegliche und unbewegliche Sachen, Forderungen und 
sonstige Rechte, insbesondere Grundpfandrechte, 
Gesellschaftsanteile, gewerbliche Rechte, 
sowie alle anderen Rechtspositionen, sofern 
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sie einen materiellen Wert darstellen. Vermögensge- 
genstände sind auch solche Rechtspositionen, die das 
Recht der Bundesrepublik Deutschland nicht kennt. 

(2) Ein Verraögensgegenstand zählt zum Auslandsvermögen, wenn 

er am 7. Oktober 1989 nicht in dem in Artikel 3 des 
Einigungsvertrages genannten Gebiet belegen war oder 
aber nachher aus dem Beitrittsgebiet verbracht worden 
ist . 


Nicht im Beitrittsgebiet belegen sind: 

a) Beteiligungen an Unternehmen, wenn das Unternehmen 
einen Sitz außerhalb des Beitrittsgebietes hat; bei 
Niederlassungen ist auf den Ort der Niederlassung 
abzusrellen. Dies gilt unabhängig davon, ob der 
Vermögensgegenstand in einem Gesellschafts- oder 
Geschäftsanteil besteht oder ob nur eine stille 
Beteiligung vorliegt. 

b) Forderungen, wenn der Schuldner zum Zeitpunkt der 
Begründung der Forderung und/oder zu einem späteren 
Zeitpunkt seinen ständigen oder seinen gewöhnlichen 
Aufenthaltsort oder seinen Sitz oder Ort seiner 
Niederlassung außerhalb des Beitrittsgebietes hatte 
und/oder hat. Hilfsweise ist auf den schlichten 
Aufenthaltsort des Schuldners bei der Begründung 
der Forderung abzustellen. 




Gewerbliche Schutzrechte, bei denen der Inhaber 
oder derjenige, dem sie zur Nutzung überlassen wur- 
den, seinen ständigen oder letzten Wohnsitz oder 
seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort oder seinen Sitz 
oder Ort seiner Niederlassung ev*ra Zaitpunkfe dur 


außerhalb des Beitrittsgebietes hatte sowie 
Lizenzen an wissenschaftlichen, künstlerischen und 
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historischen Werken, die der PDS im Ausland 
zustehen. Buchstabe b Satz 2 gilt entsprechend. 

d) Bei sonstigen Rechten und Rechtspositionen ist auf 
den Wohnsitz oder Aufenthaltsort der Person abzu- 
stellen, gegenüber der das Recht besteht. Die Re- 
gelungen des Buchstabens b gelten entsprechend. 

§ 3 

Verzicht 

(1) Die PDS verzichtet darauf, daß ihr das in Par. 1, 2 be- 
schriebene Vermögen gemäß der Vorschrift der Anlage II 
Kapitel II Sachgebiet A Abschnitt III Buchstabe d Satz 4 
des Einigungsvertrages wieder zu Verfügung gestellt 
wird . 

(2) Die PDS verpflichtet sich dazu, alle notwendigen Erklä- 
rungen abzugeben bzw. Handlungen vorzunehmen, die erfor- 
derlich sind, um der Treuhandanstalt die Rechtsin- 
haberschaft an dem jeweiligen Vermögensgegenstand 

zu verschaffen und sie somit in die Lage zu ver- 
setzen, mit den Vermögensgegenständen entsprechend der 
Anlage II des Einigungsver'i'rages (a.a.O. Sätze 2 und 3) 
zu verfahren. Insbesondere wird sie alle erforderlichen 
Vollzugsakte (z.B. Erteilung der Auflassungsbewilligung 
sowie der Eintragungsbewilligung für das Grundbuch, 
Übertragung und Übergabe von Wertpapieren etc.) 
zugunsten oder nach Weisung der Treuhandanstalt 
vornehmen. Darüber hinaus verpflichtet sie sich, etwaige 
nach ausländischem Recht sachdienliche oder gar 
erforderliche Erklärungen abzugeben, die der 
Herbeiführung des durch diesen Vertrag bezweckten 
Erfolges dienen. 

Sofern Treuhandverträge über Vermögensgegenstände 
berührt sind, wird die PDS insbesondere 
Gestaltungsrechte nach Maßgabe der Anweisungen der 
Treuhandanstalt ausüben und von ihrem Weisungsrecht als 
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Treugeber gegenüber dem Treuhänder in einer mit der 
Treuhandanstalt abgestimmten Weise Gebrauch machen. 

( 3 ) Die Regelungen des Absatzes 2 gelten auch dann, wenn ein 
Ver-mögensgegenstand betroffen ist, hinsichtlich dessen 
ein ausländischer Staat weder die Bestimmungen der §§ 

20 a und 20 b ParteienG-DDR in der Fassung des Eini- 
gungsvertrages noch die darauf beruhende treuhänderische 
Verwaltung der Treuhandanstalt anerkennt. 

(4) Die PDS erklärt sich mit der Übertragung des gesamten 
von Herrn Werner Girke treuhänderisch für sie gehaltenen 
Vermögens auf die Treuhandanstalt ausdrücklich 
einverstanden. Die PDS verzichtet auf sämtliche etwaige 
Ansprüche gegen Herrn Werner Girke wegen der Übertragung 
des von ihm verwalteten PDS-Vermögens auf die 
Treuhandanstalt. Dieser Vertrag ist insofern ein echter 
Vertrag zugunsten des Herrn Girke. 

§ 4 

Mitwirkungspflichten / Gewährleistung 

(1) Die PDS verpflichtet sich, sämtliche ihr bekannten 

Informationen und Materialien, die das Auslandsver- 
mögen betreffen, unverzüglich an die Treuhandanstalt und 
die Unabhängige Kommission weiterzuleiten. Die PDS 
verpflichtet sich ebenso, sämtliche ihr bekannt 
werdenden Informationen und Materialien, die das 
Auslandsvermögen betreffen, unverzüglich an die 
Treuhandanstalt und die Unabhängige Kommission 
weiterzuleiten. 

Der PDS sind Informationen dann i.S. dieses Vertrages 
bekannt bzw. bekannt geworden, wenn sie Mitgliedern 
ihres Bundesvorstandes .und/oder deren Mitarbeitern sowie 
Mitgliedern ihrer Landesvorstände oder deren Schatz- 
meistern bzw. vergleichbaren Mitarbeitern in dieser 
Eigenschaft offiziell oder inoffiziell zur Kenntnis 
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gelangen oder gelangt sind. 

Sie wird darüber hinaus Ermittlungen der Treuhandanstalt 
und der Unabhängigen Kommission bezüglich der 
Feststellung solcher Vermögensgegenstände nach besten 
Kräften, insbesondere durch Vollmachten der PDS für die 
Treuhandanstalt unterstützen. 

(2) Die PDS verpflichtet sich ferner, alle von ihr oder 
der SED oder einer ihrer Untergliederungen oder einer 
von ihr hierzu bevollmächtigten Person erteilten Voll- 
machten zu Verpflichtungen und/oder Verfügungen im 
Hinblick auf das Auslandsvermögen unverzüglich mit 
sofortiger Wirkung zu widerrufen und der Treuhandanstalt 
und der Unabhängigen Kommission hiervon Mitteilung zu 
machen. Vorstehende Regelung gilt auch für Untervoll- 
mächten. 

Im übrigen wird die Treuhandanstalt bevollmächtigt, 
sämtliche das Auslandsvermögen der SED/PDS betreffende 
Vollmachten zu widerrufen. 

Darüber hinaus wird die PDS der Treuhandanstalt und der 
Unabhängigen Kommission eine Auflistung aller ihr 
bekannten, nicht vor dem 7. Oktober 1989 widerrufenen 
Vollmachten bezüglich des Auslandsvermögens erstellen. 

(3) Der Treuhandanstalt stehen hinsichtlich der zu übertra- 
genden Gegenstände keine Gewährleistungsansprüche nach 
den §§ 459 ff. BGB gegen die PDS zu. 

Ist das durch diesen Vertrag übertragene Vermögen mit 
Verbindlichkeiten belastet, so haftet für diese 
in erster Linie das übertragene Vermögen selbst. 


§ 5 

Einzelfälle 
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2 u|iein von dieser Vereinbarung erfaßten Vermögen gehört nach 
derzeitiger Erkenntnis des Sekretariats der Unabhängigen Kommissi- 
on jedenfalls die Orvag AG nebst allen ihren Beteiligungen und 
Unterbeteiligungen und die Corefina Anstalt. 

§ 6 

Vollmacht 

Die PDS erteilt der Treuhandanstalt die generelle und unwiderruf- 
liche Vollmacht, sie in allen Belangen bezüglich ihres ganz oder 
teilweise im Ausland befindlichen Vermögens, insbesondere gegen- 
über Behörden, Banken, Wirtschaftsunternehmen und Treuhändern zu 
vertreten . 

Die Treuhandanstalt ist befugt, Untervollmacht zu erteilen. 

Sie ist ferner von den Beschränkungen des § 131 BGB befreit. 

§ 7 

Kosten dieser Vereinbarung 

Die Beurkundungskosten dieses Vertrages, etwaige hieraus 
resultierende Steuern sowie weitere notarielle Gebühren und 
vergleichbare Kosten, die beim Vollzug dieser Übertragungsverein- 
barung entstehen, begleicht die Treuhandanstalt. 

§ 8 

Anwendbares Recht 

1. Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien aus diesem 

Vertrag richten sich, soweit rechtlich zulässig, ausschließlich 
nach dem Recht der Bundesrepublik Deutschland, hilfsweise nach - dom . 
internationalen Privatrechti o. ^ ■•*/** • 

2. Die Übertragung von Urheber-, Urheberverwertungs- und Urheber- 
persönlichkeitsrechten richtet sich nach dem Recht des Landes, dem 
diese Rechte zuzuordnen sind. 


741 




Drucksache 13/10900 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


§ 9 

Schlußbestimmungen 


8 


sollte eine Bestimmung dieser Vereinbarung unwirksam oder undurch- 
führbar sein oder werden, soll das die Gültigkeit der Vereinbarung 
im übrigen nicht berühren. Die Parteien verpflichten sich, zusam- 
inenzuwirken, um die unwirksame oder undurchführbare Bestimmung 
durch eine wirksame oder durchführbare Bestimmung zu ersetzen, die 
dem wirtschaftlichen Ergebnis der unwirksamen oder undurchführba- 
ren Bestimmungen möglichst nahekommt. Entsprechendes gilt für 
Lücken dieses Vertrages. 


Weitergehende Rechte der Treuhandanstalt als treuhänderischer 
Verwalter des Vermögens der Parteien und Massenorganisationen 
werden durch diesen Vertrag nicht berührt. 


§ 10 

Belehrungen 

Der Notar hat die Beteiligten darüber belehrt, daß er nicht habe 
überprüfen können, ob auf diesen Vertrag ausländisches Recht 
Anwendung findet und ob die Bestimmungen dieses Vertrages nach 
anwendbarem ausländischem Recht wirksam und durchsetzbar sind. Er 
hat die Beteiligten weiterhin darüber belehrt, daß er eine Haftung 
für die Wirksamkeit und Durchsetzbarkeit der Bestimmungen dieses 
Vertrages nach ausländischem Recht nicht übernehme. Die Parteien 
wünschten gleichwohl die sofortige Beurkundung. 
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Die \^JY^stehende Verhandlung, deren wörtliche Übereinstimmung mit 
der mi^} vorliegenden Urschrift bestätigt wird, wird hiermit zum 
ersten \iale ausgefertigt und der 


erteilt 

Berlin , 



Treuhandanstalt Berlin, 
Hans-Beimler-Str . 70/72, 1020 





Berlin, 
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^^jfiandanstslt 

/ 


Anlage zur UK-Nr. B 268/1992 des 
Notars Dr. Braeuer in Berlin 


Vollmacht 


Herr 


geschäftsansässig: 
Hans-Beimler-Str . 70/72 
0-1020 Berlin 


ist bevollmächtigt, die Treuhandanstalt beim Abschluß eines 
Vertrages, durch den sich die SED bzw. PDS unteranderem 
verpflichtet, ihr Auslandsvermögen auf die Treuhandanstalt zu 
übertragen, zu vertreten. Der Bevollmächtigte ist befugt, 
Untervollmacht zu erteilen. Der Bevollmächtigte ist ebenfalls 
befugt, die Treuhandanstalt zur Begleichung der Honorare für die 
Rechtsanwälte Eisenberg und Eschen in Höhe von jeweils DM 
50.000, — zuzüglich gesetzlicher Mehrwertsteuer zu verpflichten. 


Berlin, 04.05.1992 



Ur. Rexrodt 


Mitglied des Vorstandes 





Dr. Dierdorf 
Direktor 
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Dokument 69 


I 


‘.;-:r:.'A\jBfertigung 


i 0. 


Nichtöffentliche Sitzung des 3. Senats ^ 

des Oberverwaltungsgenchts Rprjin i- 

|oyGJ_B_22^ I — ^ 



Berlin, Sden 18. Juli 1995 


Gegenwärtig: Beginn: 11.20 Uhr 

R'Ch'erin Ende: 13,00 Uhr 

am Oberverwaltungsgericht 

Beck 


Angestellte 
B a I z e r 

als Urkundsbeamtin 
der Geschä-'tsstelle 


/Jj^ \j . 

(5 .{M • A. ^ 
p^WbjA 


ln der Verwaltungsstreitsache 

1. der Partei des Demokratischen So 
^zialismus - PDS gesetzlich vertreten 
durch den Vorstand, dieser vertreten 
durch den Vorsitzenden 

Prof Dr. Lothar Bisky, 

Kleine Alexanderstr. 28. 10178 Berlin, 
Klägern und Berufungsbeklagte, 

2. des Organisationseigenen Betriebes 
Fundament - OEB Fundament vertre- x;' 
ten durch den Gescnaftsführer Ralf- 
Jürgen Hofmann, 

Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin. 
Klägers und Berufungsklägers, 

- ProzeßbevollmachLgte zu 1. und 2.: 
Rechtsanwälte Johannes Eisenberg 
und Dr. Stefan König. 

Göditzer Str. 74. 10997 Berlin. 

|g e g e n 

die Bundesanstalt für vereinigungsbe- 
dingte Sonderaufgaben - BVS Direk- 
torat Sonder- und Bundesfinanzvermö- 
gen. 

Hans-Beimler-Str. 70-72, 10100 Berlin, 
.Beklagte, Berufungsklägerin und Beru- 
fungsbeklagte, 
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Beiqeladene und Berufunosklägerin: 

Bundesrepublik Deuschland, vertreten durch 

die Unabhängige Kommission zur Überpnjfung des 

Vermögens der Parteien und Massenorganisationen der DDR - UKPV 

Mauerstr. 34-38, 10117 Berlin, 

erscheinen im heutigen Termin zur Protokollierung eines Vergleichs nach Aufruf der Sache; 

Für die Klägerin zu 1): Rechtsanwalt Eisenberg (Prozeßvollmacht Bd. I, Bl. 12 der Akten); 

für den Kläger zu 2): Herr Hofmann und Rechtsanwalt Eisenberg (Prozeßvollmacht Bd. I, 

Bl. 12 der Akten); 

für die Beklagte; der Leiter des Direktorats Sonder- und Bundesfinanzvermögen 

Dr. Dierdorf mit Prozeßvollmacht vom 28. April 1993 und Herr Stephan mit Prozeßvollmacht 

vom 17. Juli 1995; die Vollmachten werden zur Akte genommen; 

für die Beiqeladene; Herr Dr, Bentmann unter Berufung auf die bei Gericht hinterlegte Voll- 
macht. 

Ferner erscheinen; 

1) für die Föderative Verlags-, Consulting- und Handelsgesellschaft mbH - FEVAC - Nieder- 
lassung Berlin, Weydingerstraße 14-16, 10178 Berlin, vertreten durch den Geschäftsführer 
Herrn Hans-Joachim Windecken Herr Dr. Dietmar Bartsch, geschäftsansässig 10178 Berlin, 
Kleine Alexanderstraße 28, mit Vollmacht vom 23. Juni 1995, die zur Akte genommen wird. 
Er legt eine beglaubigte Fotokopie des Handelsregisterauszugs des Amtsgerichts Itzehoe, 
Handesregister-Nr. 1148, vor, die nach Einsichtnahme zurückgereicht wird; 

2) für die VULKAN Gesellschaft für Grundbesitz mbH, Weydingerstraße 14-16, 10178 Ber- 
lin, vertreten durch den Geschäftsführer Herrn Ralf-Jürgen Hofmann; deren Geschäftsfüh- 
rer Herr Hofmann unter Vorlage einer Kopie des Handesregisterauszugs des Amtsgerichts 
Charlottenburg Nr. 42450, die zur Akte genommen wird. 
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Die Sache wird von den Beteiligten noch einmal erörtert. 

Die Sitzung wird von 1 1 .50 Uhr bis 1 1 .55 Uhr unterbrochen. 

Das Gericht weist die Erschienen vorsorglich darauf hin, daß es keine Einsicht in die 
Grundbücher der in § 2 Nr. 1-4 des Vergleichs bezeichneten Grundstücke genommen hat. 

Unbeschadet ihrer unterschiedlichen Rechtsauffassungen schließen die Beteiligten sowie 
die Vulkan GmbH und die FEVAC GmbH - Vergleichsparteien - folgenden 

Vergleich: 


§1 

Gegenstand des Vergleichs 

(1) Gegenstand dieses Vergleichs ist das am 7. Oktober 1989 vorhandene oder seither an 
die Stelle dieses Vermögens getretene Vermögen der PDS (Altvermögen). Dieses umfaßt 
insbesondere bewegliche und unbewegliche Sachen, Forderungen und sonstige Rechte, 
wie Grundpfandrechte, Gesellschaftsanteile, Rechte aus Treuhandschaften und gewerbli- 
che Rechte. 

(2) Die Regelungen des Vertrages vom 14. Mai 1992 (Verzicht der PDS auf ihr Auslands- 
vermögen) bleiben von diesem Vergleich unberührt. 

§2 

Wiederzurverfügungstellung von Vermögenswerten 

Der PDS werden folgende Vermögensgegenstände wieder zur Verfügung gestellt und un- 
terliegen damit nicht mehr der treuhänderischen Verwaltung; 
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1. Grundstück und Gebäude Kleine Alexanderstraße 28/Weydingerstraße 14-16/ 
Bartelstraße 1-5 ( Karl-Liebknecht-Haus) in 10178 Berlin (eingetragen im Grundbuch von 
Beiiin-Mitte, LGB-Nr. 2074, Kartenblatt 42019, Flurstück 2347; eingetragener Eigentü- 
mer OEB Fundament) 

2. Grundstück und Gebäude Schmückerstraße 20 in 98716 Elgersburg (eingetragen im 
Grundbuch von Elgersburg, Blatt 7, Gemarkung Elgersburg, Flur 14, Flurstück 1474; 
eingetragener Eigentümer OEB Fundament) 

3. Eine noch zu vermessende Teilfläche des Grundstücks Eislebener Straße 1 in 99086 
Erfurt (Komplex Hotel Germania) (Grundbuch von Ilversgehofen, Blatt 41378, Gemar- 
kung Ilversgehofen, Flur 7, Flurstücke 44/50 und 44/49; eingetragener Eigentümer: OEB 
Fundament) gemäß beiliegendem Lageplan (Anlage 1). 

Hinsichtlich dieser Liegenschaft macht die Bundesrepublik Deutschland einen Restituti- 
onsanspruch gemäß Art. 21 Abs. 3 letzter Halbsatz Einigungsvertrag in Verbindung mit 
dem Vermögenszuordnungsgesetz geltend, da es sich um ehemaliges Reichsveimögen 
handelt. Die Bundesrepublik Deutschland hat die BVS mit Schreiben vom 5. Februar 
1992 mit der Verwaltung und Verwertung des ehemaligen Reichsvermögens, das nach 
Art. 21 Abs. 3 Einigungsvertrag Bundesvermögen geworden ist. beauftragt. Die BVS 
verpflichtet sich hiermit unwiderruflich, dafür einzustehen, daß die Bundesrepublik 
Deutschland hinsichtlich der oben genannten Teilfläche des Grundstücks den genannten 
Restitutionsanspruch nicht weiterverfolgt und ihn auf die von dieser Vereinbarung nicht 
betroffene Restfläche der Liegenschaft beschränkt. 

Die BVS verpflichtet sich außerdem, die rechtlichen Voraussetzungen für die notwendige 
Zufahrt zu dieser Teilfläche zu schaffen, bis bauliche Veränderungen eine eigene Zu- 
fahrt gestatten. 

Auf dieser Teilfläche befindet sich ein Trafohäuschen, von dem aus die Stromversorgung 
des gesamten Grundstückes und eines Nachbargrundstückes erfolgt. Die PDS ist damit 
einverstanden, daß das Trafohäuschen von dem Eigentümer der Restfläche in jeglicher 
für die Stromversorgung notwendigen Weise uneingeschränkt benut2rt und unterhalten 
wird. Sie verpflichtet sich hiermit, die Eintragung einer entsprechenden Grunddienstbar- 
keit zu bewilligen. 
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4. Grundstück und Gebäude „Haus am Dämeritzsee“, Lindenstraße 49 in 12589 Berlin 
(eingetragen im Grundbuch von Berlin-Köpenick, Grundbuchblatt 6151 und 6405, Ge- 
markung Hessenwinkel, Flur 9, Flurstücke 71 und 72; eingetragener Eigentümer: VOB 
Zentrag). 

Die PDS wird sich für die Erhaltung der mit der Immobilie verbundenen Arbeitsplätze ein- 
setzen. 

5. Die in der Anlage 2 aufgeführten Wertgegenstände. 

§3 

Kunstgegenstände; Geschäftsstellenausstattung 

(1) Die treuhänderische Verwaltung der in Anlage 3 aufgeführten Kunstgegenstände wird 
aufgehoben. Die PDS verpflichtet sich, diese Kunstgegenstände auf Anfordemng von öf- 
fentlichen Museen und anderen öffentlichen kulturellen Einrichtungen unentgeltlich für 
Ausstellungs- und Forschungszwecke zu verleihen und im Falle einer Veräußerung diese 
Verpflichtung auf den jeweiligen Erwerber zu übertragen. 

(2) Die treuhänderische Verwaltung über die Geschäftsstellenausstattung der PDS, wie sie 
im Buchwerk der PDS zum 31. Dezember 1994 ausgewiesen ist, wird aufgehoben. 


§4 

Geschäftsanteile an der Neues Deutschland Druckerei und Verlag GmbH 

(1) Die Peutsche Verlags- und Druckereikontor GmbH (DVDK GmbH), deren Vermögen 
unter treuhänderischer Verwaltung der BVS steht, ist an der Neues Deutschland Druckerei 
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und Verlag GmbH (ND GmbH) mit einem Geschäftsanteil von 250 000 DM (in Worten: 
zweihundertfünfzigtausend Deutsche Mark) beteiligt. Das Stammkapital der ND GmbH be- 
trägt 500 000 DM; es ist voll eingezahlt. 

(2) Die BVS verzichtet hiermit in ihrer Eigenschaft als treuhänderische Verwalterin des Ver- 
mögens der DVDK GmbH auf eventuelle Gewinnbezugsrechte (§ 29 Abs. 1 GmbHG) für die 
Zeit am 29. Oktober 1991. Für den Fall etwaiger Pflichtverstöße des Geschäftsführers seit 
dem 29. Oktober 1991 erklärt die BVS als treuhänderische Verwalterin des Anteils der 
DVDK GmbH, daß sie hieraus keine Ansprüche erheben wird. Die BVS bevollmächtigt die 
FEVAC GmbH zur Abgabe aller diesbezüglichen gesellschaftsrechtlichen Erklärungen; die 
FEVAC GmbH stellt die BVS insoweit von jeglichen hieraus resultierenden Ansprüchen 
Dritter frei. Die BVS tritt hiermit als treuhänderische Verwalterin gemäß § 20 b PartG-DDR 
des Vermögens der DVDK GmbH unter Ausschluß jeder Gewährleistung den vorgenannten 
Geschäftsanteil an die FEVAC GmbH, vertreten durch den Geschäftsführer Hans-Joachim 
Windecker, dieser vertreten aufgrund VoKmachtsurkunde vom 23. Juni 1995 durch Herrn 
Dr. Dietmar Bartsch, ab. Die FEVAC GmbH nimmt diese Abtretung an. 

(3) BVS und PDS erteilen hiermit unter Verzicht auf Form und Fristen als treuhänderische 
Verwalterin bzw. Gesellschaftenn der ND GmbH die nach § 10 des Gesellschaftsvertrages 
der ND GmbH für die Übertragung erforderliche Zustimmung. Die BVS genehmigt für die 
PDS diese Zustimmungserklärung. 

(4) Die Vergleichsparteien sind sich darüber einig, daß der Beschluß der UKPV vom 

22. Oktober 1991 und der Verwaltungsakt der Treuhandanstalt vom 29. Oktober 1991 über 
die Freigabe der ND GmbH auch den OEB Verlag Neues Deutschland i.L (OEB ND) erfaßt. 

(5) Die BVS verzichtet auf die weitere Geltendmachung ihrer Forderung von 15,5 Mio DM 
gegen die ND GmbH unter der Bedingung, daß die ND GmbH auf die Geltendmachung 
sämtlicher, auch titulierter Forderungen gegen die BVS oder die von ihr treuhänderisch 
verwalteten Unternehmen verzichtet, von ihr wegen dieser Forderungen erhobene Klagen 


751 


- 7 - 




Drucksache 13/10900 Deutscher Bundestag - 13 . Wahlperiode 

-7- 

und schließlich alle von ihr sonst noch gegen BVS und UKPV erhobenen Klagen und An- 
träge zurücknimmt. Die BVS wird ihrerseits bei Eintritt der in Satz 1 genannten Bedingung 
ihre beim Landgericht Berlin -9 0. 191/93 - erhobene Teilklage über 2 Mio DM zunückneh- 
men. 

(6) Absatz 5 gilt entsprechend für etwaige wechselseitige Forderungen von BVS und OEB 
ND. 


§5 


Freistellung von Sozialplankosten 

(1) BVS und UKPV stellen entsprechend der bisherigen Beschlußlage der UKPV noch ein- 
mal ausdrücklich fest, daß keinerlei Geldvermögen der PDS nachweislich nach materiell- 
rechtsstaatlichen Grundsätzen im Sinne des Grundgesetzes erworben wurde. Eine Wieder- 
zurverfügungstellung von Geldvermögen nach Buchstabe d Satz 4 der Maßgaberegelung 
ist daher nach Auffassung von BVS und UKPV ausgeschlossen. 


(2) Die PDS ist am 1. Januar 1994 eine bis zum 31. Dezember 1994 befristete freiwillige 
Verpflichtung zu Zusatzleistungen zu den Sozialplänen I und II der PDS vom 
26./29. November 199 1 eingegangen. Entsprechende Leistungen werden daher nicht mehr 
geschuldetj Darüber hinaus wird die gemäß dem Urteil des Bundesarbertsgerichts vom 
10. Dezember 1992 (Az. 8 A2R 20/92) für eine Freigabe entsprechender Sozialplanmittel 
aus dem Altvermögen erforderliche Zustimmung seitens der BVS nicht erteilt. 


(3) Für den Fall, daß trotz der in den Absätzen 1 und 2 genannten Umstände ehemalige 
Mitarbeiter der SED/PDS Ansprüche gegen die PDS unmittejl^ ^s ^ser^e rpf) i.chtung_ 
geltend machen, wird die BVS die PDS wegen dieser Sozialplanansprüche bis zu einem 
Betrag von insgesamt DM 1 Mio (eine Million Deutsche Mark) freisteilen. 
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(4) Voraussetzung für Zahlungen aus dieser Freistellung ist, daß die Ansprüche der ehema- 
ligen Mitarbeiter der SED/PDS durch rechtskräftige letztinstanzliche streitige Gerichtsent- 
scheidungen gegen die PDS festgestellt werden. Die PDS wird die BVS über jede Rechts- 
streitigkeit und ihr diesbezügliches Vorgehen unverzüglich informieren und ihr den Streit 
verkünden. Die Führung der jeweiligen Rechtsstreitigkeiten ist Sache der PDS. Sollten hier- 
bei Maßnahmen notwendig werden, die zur Entstehung von Kosten führen, wird die PDS 
solche Maßnahmen jedoch nur nach vorheriger Abstimmung mit der BVS ergreifen. 

(5) Die Verpflichtung zur Freistellung entfällt, wenn der Anspruch aufgmnd eines Aner- 
kenntnisses oder eines Versäumnisurteils entsteht. 

(6) Weitere Zahlungen oder die Zustimmung zu weiteren Auszahlungen aus Altvermögen 
wegen der von der PDS zu leistenden Sozialplanleistungen .sind mit dieser Regelung end- 
gültig ausgeschlossen. 


§6 

Gegenseitiger Forderungsverzicht 

(1) BVS und UKPV sind der Auffassung, daß entsprechend den von der UKPV beschlosse- 
nen Grundsätzen zur Entflechtung Ansprüche gegen die PDS wegen der Verwendung von 
Altvenmögen nach dem 7. Oktober 1989 bestehen. Sie werden jedoch gegen die PDS keine 
Regreßansprüche wegen des endgültigen Abflusses von Altveimögenswerten geltend ma- 
chen, der bis zur Anordnung der Trennung von Alt- und Neuvermögen am 31. August 1991 
für bestimmte im Buchwerk der Partei dargestellte und durch Belege bewiesene Zwecke 
erfolgt ist. Der Verzicht erstreckt sich nicht auf solches Altvermögen, auf das die PDS unmit- 
telbar oder mittelbar noch eine Zugriffsmöglichkeit hat; insoweit gilt § 8 dieses Vergleichs. 
Die BVS wird die von ihr nach dem 31. August 1991 ausdrücklich freigegebenen und aus- 
gezahlten Beträge nicht zurückfordem. 
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(2) Darüber hinaus sind BVS und UKPV der Auffassung, daß der BVS die in der Anlage 4 
aufgeführten Forderungen gegen die PDS zustehen. Die PDS ist dagegen der Ansicht, daß 
ihr Forderungen gegen die BVS zustehen. Beide Seiten bestreiten die Berechtigung der 
jeweils gegen sie erhobenen Anspmche oder haben diese Ansprüche mit Gegenforderun- 
gen verrechnet. 

(3) Unbeschadet dieser unterschiedlichen Auffassungen verzichtet die BVS auf die weitere 
Geltendmachung der in der Anlage 4 aufgeführten Forderungen. Der BVS sind keine weite- 
ren Forderungen im Zusammenhang mit dem Altvermögen bekannt. Die PDS verzichtet auf 
alle Forderungen, die bis zum Abschluß dieses Vergleichs noch Gegenstand eines Antra- 
ges bei der BVS sind. 

(4) Von dem vorstehenden Verzicht (Absätze 1 und 3) bleibt die Regelung des § 13 unbe- 
rührt. 


§7 

Haus am Köllnischen Park GmbH 

Die PDS erklärt sich mit dem Verkauf der Haus am Köllnischen Park GmbH durch die BVS 
einverstanden. Der Erlös wird für gemeinnützige Zwecke im Sinne des Einigungsvertrages 
verwendet. Die BVS wird sich bei dem Verkauf der Haus am Köllnischen Park GmbH für die 
Erhaltung der vorhandenen Arbeitsplätze einsetzen. 


§8 

Sonstiges Altvermögen 

(1) Die PDS verzichtet unwiderruflich auf die Wiederzurverfügungstellung aller Vermögens- 
werte ihres Altvermögens mit Ausnahme der in den §§ 2, 3 und 4 dieses Vergleichs 
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genannten Vermögenswerte. Sie erkennt in diesem Zusammenhang die uneingeschränkte 
und ausschließliche Verfügungsbefugnis der BVS über sämtliche zum Altvermögen zählen- 
den Vermögenswerte an, gleich, ob es sich um Vermögenswerte sachenrechtlicher, schuld- 
rechtlicher oder gesellschaftsrechtJicher Natur handelt. Die PDS erkennt weiterhin an, daß 
die BVS ermächtigt Ist, sämtliche sich aus diesen Rechten ergebenden Befugnisse wahrzu- 
nehmen, insbesondere die Vermögenswerte uneingeschränkt zu belasten, zu veräußern, 
abzutreten und Gesellschaftsbeschlüsse zu fassen. 

(2) Der Ausschluß der Wiederzurverfügungstellung an die PDS läßt etwaige Ansprüche 
Dritter gegen diese Vermögensmasse und Ansprüche aus dieser Vermögensmasse gegen 
Dritte unberührt. 

(3) Die PDS nimmt hiermit alle bisher von ihr gestellten Anträge auf Freigabe von Altvermö- 
gen zurück und verpflichtet sich, auch in Zukunft keine Ansprüche auf Freigabe gegen das 
treuhänderisch verwaltete Vermögend geltend zu machen. 

(4) Fordenjngen aus Steuern und Abgaben gegen selbständige juristische Personen und 
selbständige Steuersubjekte werden ausschließlich und unmittelbar von diesen getragen; 
Soweit Vermögensgegenstände und Unternehmen der PDS nicht wieder zur Verfügung 
gestellt werden, wird diese von Steuern, Abgaben und sonstigen öffentlichen Lasten dieser 
Vermögensgegenstände und Unternehmen und von zivilrechtlichen Forderungen, die im 
Zusammenhang mit diesen Vermögenswerten stehen, freigestellt unter der Voraussetzung, 
daß die Partei nicht wirtschaftlich Begünstigte der Leistung oder der Nutzung des Vermö- 
gensgegenstandes war, aufgrund dessen die Abgaben oder Forderungen entstanden sind.. 
Als wirtschaftliche Begünstigung gilt nicht, wenn die Leistung oder Nutzung des Vermögens 
nur zum Zwecke der Erhaltung oder der Bewirtschaftung des Vermögens ohne eigenes 
Interesse der PDS für sich erfolgtel Eine Freistellung von zivilrechtlichen Forderungen Drit- 
ter gegen die PDS erfolgt außerdem nur, soweit diese Forderung nicht bereits Gegenstand 
eines in § 6 Abs. 3 genannten Antrags gewesen oder hinsichtlich ihres Entstehungsgrundes 
diesem vergleichbar ist. 


755 


-11 - 




Drucksache 13/10900 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


- 11 - 

(5) PDS und BVS, letztere nur auf entsprechende Anfrage der PDS, verpflichten sich ge- 
genseitig. sich über ihnen jeweils bekannte Forderungen im Sinne des Absatzes 4 zu in- 
formieren. Soweit die genannten Voraussetzungen erfüllt sind und von der BVS anerkannt 
werden, wird diese - gegebenenfalls als Bevollmächtigte der PDS - die Ansprüche auf Ko- 
sten der BVS abwehren. Die PDS verpflichtet sich, die zur Abwehr durch die BVS erforder- 
lichen Mitwirkungshandlungen zu erbringen. Die gilt insbesondere auch für die zur Feststel- 
lung oder Abwehr von steuerrechtlichen Ansprüchen erforderlichen Mitwirkungshandlungen. 
Die BVS wird etwaige notwendige Rechtsverfolgungskosten der PDS tragen. Eine Freistel- 
lung von beim Abschluß dieses Vergleichs bereits titulierten zivilrechtlichen Forderungen 
erfolgt weiterhin nur dann, wenn die PDS alles Notwendige zur Abwehr der Ansprüche ge- 
tan hat. 


§9 


Steuerrechtliche Vereinbamng 

(1) BVS und UKPV stimmen mit der Berliner Finanzverwaltung überein, das wirtschaftliche 
Eigentum am Altvermögen der PDS und die daraus erzielten Einkünfte ab 1991 einem 
Sondervermögen im Sinne des § 2 Nr. 2 KStG (öffentlich-rechtliches Zweckvermögen), 
treuhänderisch verwaltet durch die BVS, zuzurechnen. Eine Besteuerung der PDS bezüg- 
lich des Altvermögens findet deshalb für die Besteuerungszeiträume ab 1991 nicht statt. 

Für die Besteuerung 1990 hat sich die Berliner Finanzverwaltung mit der BVS und der 
UKPV im Tatsächlichen verständigt, um allen Unsicherheiten bei einkommensmindemden 
und einkommenserhöhenden Gesichtspunkten Rechnung zu tragen. Auf der Basis dieser 
Verständigung im Tatsächlichen ergibt sich unter Anrechnung bereits gezahlter Beträge 
einschließlich des gepfändeten Betrages von 3 159 769,00 DM noch eine abschließende 
Steuerzahlung von 5 000 004,00 DM Körperschaft-, Gewerbe- und Umsatzsteuer. Berichtig- 
te Steuerbescheide für 1990 ergehen erst nach Wirksamwerden des Vergleichs. 
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(2) Die PDS stimmt der unter Absatz 1 genannten Verständigung zu, sie verzichtet auf die 
Einlegung von Rechtsbehelfen oder Rechtsmitteln gegen die berichtigten Steuerbescheide 
1990 und nimmt sämtliche anhängigen Rechtsbehelfe oder Rechtsmittel gegen Steuerver- 
waltungsakte zurück. 

(3) Die gegen die PDS entsprechend Absatz 1 für 1990 endgültig festgesetzten Steuern 
werden aus dem Altvermögen gezahlt. 

(4) Für die im Zusammenhang mit der Besteuerung der wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe 
der PDS im Besteuerungszeitraum 1990 entstandenen gerichtlichen und außergerichtlichen 
Kosten gilt die allgemeine Kostenregelung des § 16 Abs. 2 entsprechend. 


§ 10 

Gesetzliche Rechte und Pflichten der Vergleichsparteien 

Die gesetzlichen Rechte und Pflichten von PDS, UKPV und BVS gemäß §§ 20 a und 20 b 
PartG-DDR mit den Maßgaben der Anlage II, Kapitel II, Sachgebiet A, Abschnitt III des Eini- 
gungsvertrages bleiben von diesem Vergleich unberührt. 


§11 

Mitwirkung der PDS bei der Ermittlung, Sicherstellung und Verwendung von Altvermögen 

(1) Die PDS verpflichtet sich, bei der Ermittlung ihres Altvermögens umfassend mitzuwirken. 
Diese Verpflichtung besteht sowohl hinsichtlich des unmittelbaren Eigentums oder Besitzes 
der Partei als auch hinsichtlich des durch verbundene Unternehmen und Treuhänder gehal- 
tenen oder vermittelten Vermögens, 
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(2) Die PDS verpflichtet sich, jeden Vermögenswert ihres Altvermögens, der bisher nicht in 
die treuhänderische Verwaltung übernommen wurde, unverzüglich, nachdem er ihr bekannt 
wird, der BVS zur Verfügung zu stellen. Die PDS verpflichtet sich auch, sämtliche ihr be- 
kannten und ihr zukünftig bekanntwerdenden Informationen und Materialien, die das Alt- 
vermögen betreffen, unverzüglich an die BVS und die UKPV weiterzuleiten. Dies gilt insbe- 
sondere auch für etwaige noch beim OEB Fundament befindliche Grundstücksunterlagen. 

(3) Die PDS erklärt, daß sie bereits alle ihr bei Wirksamwerden dieses Vergleichs bekann- 
ten Vollmachten und Treuhandverhältnisse im Hinblick auf das Altvermögen der BVS und 
der UKPV offengelegt hat. Sie wird der BVS und der UKPV alle ihr zukünftig noch be- 
kanntwerdenden Vollmachten und Treuhandverhältnisse zur Kenntnis geben. Die PDS er- 
mächtigt die BVS, sämtliche das Altvermögen der PDS betreffenden Vollmachten zu wider- 
rufen und tritt alle Rechte aus den Treuhandverhältnissen mit sofortiger Wirkung an die 
BVS ab. 

(4) Der PDS sind Informationen im Sinne von Absatz 2 und 3 bekannt bzw. bekannt gewor- 
den, wenn sie Mitgliedern ihres Bundesvorstandes und/oder deren unmittelbaren hauptamt- 
lichen Mitarbeitern sowie Mitgliedern ihrer Landesvorstände oder deren Schatzmeistern 
bzw. vergleichbaren Mitarbeitern in dieser Eigenschaft offiziell oder inoffiziell zur Kenntnis 
gelangen oder gelangt sind. Sie wird darüber hinaus Ermittlungen der BVS und der UKPV 
bezüglich der Feststellung solcher Vermögensgegenstände nach besten Kräften, insbeson- 
dere durch Vollmachten der PDS für die BVS unterstützen. Die Mitglieder des Bundesvor- 
standes der PDS versichern, daß sie derzeit keine Kenntnis von Vermögenswerten haben, 
die sie gegenüber BVS oder UKPV noch nicht offenbart haben. 

(5) Die PDS bevollmächtigt hiermit die BVS generell und unwidemuflich, alle Rechtsgeschäf- 
te und Rechtshandlungen für sie vorzunehmen sowie Erkläoingen gegenüber Gerichten, 
Behörden und sonstigen Dritten für sie abzugeben, die erforderlich oder geeignet sind, um 
die Gegenstände ihres Altvermögens, die nicht von den §§ 2, 3 und 4 dieses Vergleichs 
erfaßt sind, in die Verfügungsgewalt der BVS gelangen zu lassen und der BVS die 


758 


- 14 - 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode DruckSSChe 13/10900 


- 14- 

Verwendung dieser Vermögenswerte entsprechend Buchstabe d Sätze 2 und 3 der Anlage 
II, Kapitel II, Sachgebiet A, Abschnitt III des Einigungsvertrages zu ermöglichen. Die BVS ist 
befugt, Untervollmacht zu erteilen. Sie ist ferner von den Beschränkungen des § 181 BGB 
befreit. Die BVS tragt die Kosten, die sich aus den in diesem Absatz genannten Maßnah- 
men ergeben. 


§12 

Vertragsstrafe 

Die PDS verpflichtet sich, für jeden Fall der Verletzung ihrer Pflichten aus § 11 an die BVS 
eine Vertragsstrafe in Höhe des dreifachen Betrages des Wertes des Vermögensgegen- 
standes zu zahlen, der infolge der Pflichtverletzung nicht in die Verfügungsgewalt der BVS 
gelangt und ihr endgültig verlorengeht. Dieser Betrag vemngert sich auf das Zweifache des 
Wertes, wenn der Vermögensgegenstand trotz der Pflichtverletzung der PDS in die Verfü- 
gungsgewalt der BVS gelangt. Über Grund und Höhe einer Vertragsstrafe entscheidet die 
BVS im Einvernehmen mit der UKPV durch Verwaltungsakt. 


§13 

Stichprobenprüfung der Kassen der Basisorganisationen der PDS 

(1) Die stichprobenweise Überprüfung der Kassenbestände der Basisorganisationen der 
PDS zum Stichtag 31. August 1991 durch die UKPV wird fortgesetzt. Die PDS wird der 
UKPV diese Prüfung durch unverzügliche Vorlage der für sie erforderlichen Unterlagen er- 
möglichen. 
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(2) Sollte sich bei der Prüfung im Einzelfall ein Betrag ergeben, der DM 1 OÜO je Basisor- 
ganisation üuersteigt, so wird dieser Betrag in voller Höhe von der PDS an die BVS abge- 
führt. 


(3) Die Stichprobenprüfung wird beendet, sobald die Prüfungsergebnisse von 300 repräsen- 
tativen Basisorganisationen vorliegen. 


§14 

Herausgabe von Kunstgegenständen 

Die PDS übergibt der BVS innerhalb eines Monats nach Wirksamwerden dieses Vergleichs 
die in der Anlage 5 aufgeführten Kunstgegenstände zur Weiteiieitung an die von den Län- 
dern Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und den Freistaaten 
Thüringen und Sachsen benannten Einrichtungen. 


§ 15 

Weitere Prüfung des Altvermögens 

(1) Die PDS wird ihren gemäß § 23 ParteiG bei der Präsidentin des Deutschen Bundesta- 
ges einzureichenden Rechenschaftsbericht für das Rechnungsjahr 1994 auch der UKPV 
vorlegen. 

(2) Die UKPV wird eine Wirtschaftspnjfungsgesellschaft beauftragen, auf der Grundlage 
der Bücherder PDS einen Status des Gesamtvermögens der PDS zum 31. Dezember 1992 
(Stichtag) zu erstellen. Die Prüfung erstreckt sich auch auf die Entwicklung des Vermögens 
einschließlich der Einnahmen und Ausgaben seitdem 31. August 1991 mit dem Ziel 
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festzustellen, ob Anhaltspunkte dafür vorliegen, daß die PDS über Altvermögen einschließ- 
lich Früchten hieraus verfügt, die nicht im Status enthalten sind. Darüber hinaus ist die 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft berechtigt, folgende Einnahmen-ZAusgaben - und Vermö- 
genspositionen in den Jahren 1993 und 1994 beim Bundesvorstand und drei auszuwählen- 
den Landesvorständen zu prüfen: 

sonstige Vermögensgegenstände, Finanzanlagen, Geldbestände, Verbindlichkeiten gegen- 
über Kreditinstituten, sonstige Verbindlichkeiten, Spenden, Einnahmen aus Vermögen, 
sonstige Einnahmen. 

Die PDS erklärt sich bereit, alle Unterlagen unverzüglich zur Verfügung zu stellen und alle 
Auskünfte unverzüglich zu erteilen, die die Wirtschaftsprüfungsgellschaft für erforderlich 
hält. Die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft wird die Prüfung in einem Zeitraum von maximal 4 
Monaten ab Übergabe des Rechenschaftsberichts 1994 vornehmen. 


§ 16 

Beendigung aller Rechtsstreitigkeiten und Verwaltungsverfahren 

(1) Die Vergleichsparteien werden die zur Beendigung aller Rechtsstreitigkeiten und Verwal- 
tungsverfahren, die sich auf Vermögen beziehen, das Gegenstand dieses Vereinbamng ist, 
notwendigen einseitigen Erklärungen abgeben. 

(2) Für die gemäß Absatz 1 in erster Instanz beendeten Gerichtsverfahren tragen die PDS 
einerseits und die BVS andererseits die anfallenden Gerichtskosten je zur Hälfte. Für die 
weiteren gerichtlichen Verfahren gelten hinsichtlich der Gerichtskosten die gerichtlichen 
Kostenentscheidungen. Im übrigen trägt jede Vergleichspartei ihre außergerichtlichen Ko- 
sten und ihre Auslagen in den zu beendenden Verwaltungsverfahren selbst. 

(3) Die PDS nimmt hiermit sämtliche von ihr beim Bundesamt, den Landesämtem und den 
Ämtern zur Regelung offener Vermögensfragen gestellten Anmeldungen und Anträge auf 
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Rückübertragung von Vermögensgegenständen zurück und ermächtigt die BVS, diese Er- 
klärung den genannten Ämtern zu übermitteln. Sie verpflichtet sich, auch in Zukunft keine 
neuen Anträge zu stellen. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend auch für etwaige Wider- 
sprüche der PDS in Restitutionsverfahren Dritter. 


§17 

Kosten dieses Verfahrens; sonstige Vergleichskosten 

(1) Die BVS trägt die Kosten dieses Verfahrens mit Ausnahme der durch den Vergleichs- 
schluß entstehenden Gerichtskosten, welche die BVS zu 9/10 und die PDS zu 1/10 tragen. 
Ihre außergerichtlichen Vergleichskosten trägt jede Vergleichspartei selbst. 

(2) Die Kosten der Umsetzung dieses Vergleichs trägt die BVS mit Ausnahme der Kosten 
derjenigen Maßnahmen, aus denen die PDS einen rechtlichen oder wirtschaftlichen Vorteil 
zieht. Diese Kosten trägt die PDS. 


§18 

Salvatorische Klausel 

(1) Sollte eine Bestimmung dieser Vereinbarung unwirksam oder undurchführbar sein oder 
werden, so berührt dies die Wirksamkeit des Vergleichs im übrigen nicht. Die Vergleichspar- 
teien verpflichten sich, in einem derartigen Fall eine wirksame oder durchführbare Bestim- 
mung an die Stelle der unwirksamen oder undurchführbaren zu setzen, die dem Geist und 
dem Zweck sowie dem wirtschaftlichen Ergebnis der zu ersetzenden Bestimmungen soweit 
wie möglich entspricht; dasselbe gilt für etwaige Regelungslücken dieses Vergleichs. 
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(2) Änderungen oder Ergänzungen dieses Vergleichs sind nur wirksam, wenn sie in einer 
von den jeweils betroffenen Vergleichsparteien Unterzeichneten schriftlichen Urkunde ent- 
halten sind. 


§19 

Gerichtsstand 

Ausschließlicher Gerichtsstand ist Berlin 


§20 

Einvernehmen der UKPV 

Die UKPV hat mit Beschluß vom 16, Juni 1995 ihr Einvernehmen zu diesem Vergleich er- 
klärt. 

§21 

Wirksamwerden; allgemeine Mitwirkungspflichten 

(1) Dieser Vergleich und alle in ihm enthaltenen Erklärungen werden mit seiner gerichtli- 
chen Beurkundung wirksam. 

(2) Die Vergleichsparteien werden alle Handlungen vornehmen und sämtliche Erklärungen 
abgeben, die erforderlich oder geeignet sind, die in diesem Vergleich getroffenen Regelun- 
gen zu verwirklichen. 
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(3) die Vergleichsparteien werden sich bemühen, etwaige aus diesem Vergleich erwach- 
sende Meinungsverschiedenheiten, Streitpunkte und Auslegungsfragen bei der Lösung von 
Einzelfällen zunächst einvemehmlich im Geiste dieses Vergleichs zu regeln und den 
Rechtsweg erst nach dem Scheitern eines solchen Lösungsversuchs zu beschreiten, 

Verzeichnis der Anlagen 

Anlage 1: Laqeplan des Grundstücks Eislebener Straße 1 in Erfurt (§ 2) 

Anlage 2: Liste der der PDS wieder zur Verfügung zu stellenden Wertgegenstände (§ 2) 
Anlage 3: Liste der Kunstgegenstände, deren treuhänderische Verwaltung aufgehoben wird 
(§ 3) 

Anlage 4: Aufstellung der Forderungen von BVS und UKPV gegen die PDS (§ 6) 

Anlage 5: Liste der für die Länder bestimmten Kunstgegenstände (§ 14) 

Erklärungen zu Protokoll 


Zur Erfüllung der Verpflichtung aus § 2 des vorstehend protokollierten Vergleichs werden 
folgende Erklärungen abgegeben. 

1. Die BVS als treuhänderische Verwalterin gemäß § 20 b PartG-DDR des Vermögens der 
PDS und des OEB Fundament und die Vulkan GmbH als treuhänderische Verwalterin 
von Immobiliarvermögen der PDS, vertreten durch deren Geschäftsführer Ralf-Jürgen 
Hofmann, sind sich darüber einig, daß das Eigentum an den in § 2 Nr. 1 bis 3 genannten 
Gmndstücken auf die Vulkan GmbH übergeht. Die Vulkan GmbH beantragt und die BVS 
als treuhänderische Verwalterin dieser Gmndstücke bewilligt, die Umschreibung des Ei- 
gentums im Grundbuch zu vollziehen. 

BVS und Vulkan GmbH verpflichten sich, vorstehende Auflassungserklärung in notarieller 
Form binnen vier Wochen nach Abschluß dieses Vergleichs zu erklären. 
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Die BVS verpflichtet sich ferner, die Grundstücksverkehrsgenehmigungen gemäß GVO 
für die Übertragung des Eigentums binnen einer Woche nach Abschluß des Vergleichs 
zu Händen der Vulkan GmbH auszufertigen und zuzustellen. 

2. Die BVS als treuhänderische Verwalterin gemäß § 20 b PartG-DDR des Vermögens der 
VOB Zentrag und die FEVAC GmbH als treuhänderische Verwalterin von Immobiliarver- 
mögen der PDS, vertreten durch deren Geschäftsführer Hans-Joachim Windecker, die- 
ser vertreten aufgrund Vollmacht vom 23. Juni 1995 durch Herrn Dr. Dietmar Bartsch, 
sind sich darüber einig, daß das Eigentum an dem im § 2 Nr. 4 genannten Grundstück 
auf die FEVAC GmbH übergeht. Die FEVAC GmbH beantragt und die BVS als treuhän- 
derische Verwaltenn des Grundstücks bewilligt, die Umschreibung des Eigenturns im 
Grundbuch zu vollziehen. 

BVS und FEVAC GmbH verpflichten sich, vorstehende Auflassungserklänjng in notariel- 
ler Form binnen vier Wochen nach Abschluß dieses Vergleichs zu erklären. 

Die BVS verpflichtet sich ferner, die Grundstücksverkehrsgenehmigung gemäß GVO für 
die Übertragung des Eigentums binnen einer Woche nach Abschluß des Vergleichs zu 
Händen der FEVAC GmbH auszufertigen und zuzustellen. 

Vor dem Hintergrund dieser Erklärung sind sich die Vergleichsparteien einig, daß Nutzen 
und Lasten aus den Grundstücken zum 1 . August 1995 auf den jeweils benannten zu- 
künftigen Eigentümer übergehen. 


Zur Klarstellung der Regelung des § 5 Abs. 4 des vorstehend protokollierten Vergleichs 
erklären BVS und UKPV, daß die Kosten der gemäß § 5 Abs. 4 Satz 4 des Vergleichs mit 
der BVS abgestimmten Maßnahmen aus dem Sondervermögen zu erstatten sind. 
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Die BVS bestätigt nochmals die mit Schreiben vom 16. Juni 1995 gegenüber Herrn 
Dr. Bartsch abgegebene Erklärung zur Erstattung der rechtskräftig festgesetzten Rechts- 
anwaltsgebühren für Herrn Rechtsanwalt Eisenberg aus Sondervermögen für den Fall, daß 
keine unmittelbare Erstattung durch das beklagte Finanzamt erfolgt. 


ly. 

Abweichend von der Regelung im § 16 Abs. 2 des vorstehend protokollierten Vergleichs 
erklären BVS und UKPV, daß die außergerichtlichen Kosten und Auslagen in dem Verfah- 
ren OVG 3 S 2.95 aus Sondervermögen erstattet werden. 

V. u. g. 






J 51 


■f' 


y . 


t 


Die Anlagen Nr. 1-5 des Vergleichs werden äl^Anlagen.zum Ptotokoll genommen. 

V-v A-' 

ii ♦ V 

Die genannten Anlagen werden den Vergleichsparteien«uf Durchsicht vorgelegt und von 
ihnen nach Durchsicht genehmigt. 


Die FEVAC GmbH und die Vulkan GmbH verzichten auf die Übersendung der Anlage 2-5 
des Vergleichs. 


V. u. g. 
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Rechtsanwait Eisenberg erhält Ablichtung der Vollmacht für Herrn Dr. Bartsch vom 
23. Juni 1995. 


b. u. V. 


Den Beteiligten wird aufgegeben, sich innerhalb von zwei Monaten zum Wert des Streitge- 
genstandes und des Vergleichsgegenstandes im einzelnen zu äußern. 


Beck 


B a I z e r 
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Afiia os Nr, 7 zui^ Protokoll Nr. 4 voni 21. 12 15' 6 9 

Maßnahmen 

zur Sicherung des Parte ivermögenc der SEO-POS 

Der außerordentliche Parteitag der SEQ-POS hat neue Inhalte 
für die künftige Parteiarbeit umrissen. Mit Nachdruck wurde 
die Aufgabe gestellt, das vorhandene Parteiver mögen zu erhalten 
und noch effektiver für dis Durchführung der Parteiarbeit, lür 
den Wahlkampf und im Interesse aller 'Mitgi ieder der S£0-?ü3 zu 
nutzen. Gleichzeitig sind wirksame Schritte gegen Angriffe auf 
das Eigentum der SED-PDS einzuleiten. Es geht um Losungen, .fDit 
denen auch unter den veränderten Bedingungen stabile materielle 
und finanzielle Grundlagen für die Tätigkeit der SE0-PQ5 ge- 
sichert werden können. 

Mit diesem Ziel wird eine zeitweil ig e Arbeitsgru ppe des Partei 
Vorstandes der SEO-POS (Zusammensetzung siehe Anlage 1) — 

Jet. Sie konzentriert sich in ihrer Tätigkeit auf folgende 
Schwerpunkte ; 




Es ist eine Gesamtbilanz des Vermögens der SEJ-PHo ernr - 
beiten. Sie s c h 1 i. e Q t ein, daß die Abteilung F i n a n z v e r wi 1 1 u : : c 
und Par teibetriebe des Fa r te i vo rs tandes der SEO-POS ge-meinsa"' 
mit den Parteibetrieben und den Bezirksvorständen der irn-PüS 
einen eindeutigen juristischen und wertmäßigen Nachwei:-. über 
das Eigentum der SED-PDS und seine Entstehung vorlsgt. 
Objekte, für die die Rechtssicherheit nicht gegeben ist, 
sollten kurzfristig in Volkseigentum überführt werden. 

- Um einen Ausverkauf des Parteieigentums zu verhindern, is: 
per 31. 12. 1989 eine Inventarisierung der Vermögenswerte 
der SED-’ lurchzuführen. Auf dieser Grundlage sind durch 
die zuständigen Organe der SED-PDS En t sehe idungs vc r sc.h l äge 
zum Verkauf nicht benötigter Grundmittel an Betriebe, Ein- 
richtungen und Bürger dem • Par te i vor s t and vorzulegsn. 


- Für alle in Rechtsträgerschaft der SED-PDS befindlicnen 
volkseignen Objekte ist eine Grundmitteiabrechnung curch- 
zuführen. 
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- Gemeinsam mit dem Ministerium der Finanzen und Preise 
ist die Möglichkeit zu prüfen, ob in Rechtsträgerschaft 
der SEO-PDS befindliches Volkseigentum entgeltlich in 
Parteieigentum überführt werden kann. 




Verantwortlich: Leiter der Abt; Finanzverwaltung 

und Parteibetriebe" 

Vorsitzende der Bezirksvorstände 
der SED-PDS 


Termin: Februar 1990 


2 . Durch die Kommissionen des Par teivorstandes der 'icO-PPS 

und die Bezirksvorstände sind ausgehend von den verän d o rten 
Aufo.aben der Partei und den neuen Strukturen '<o.'''zgpti onen 
zu erarbeiten, welche materielle Grundl.i o e für r'ie künftin^' 
Parteiarbeit benötigt wird. Das betriift Parteibe triebe 
ebenso wie Grundstücke und Einrichtungen des Fa rte i aoo 3 r a tos . 
Parteischulen, 'Heime und Gästehäuser. 

Gleichzeitig sind Vorschläge für die kommerzielle Nuizunq 
von Einrichtungen der Partei auszuarbeiten bzw. der s'n ritt- 
weise Abbau nicht benötigter Kapazitäten durch ihren Verk.juf 
an Dritte bei VJahrung der Rechte der dort beschäftigten 
Werktätigen vorzubereiten. 

Grundsatz muO dafür sein, daO durch die Leistungen für die 
neue Partei auch stabile Einnahmen für den Parteihaushalt ge ■ 
s ichert werden. Die strikte Trennung von Partei und St-aat 
ist auch auf diesem Gebiet konsequent durchzusetzen. 

Verantwort -i ch : Leiter der Kommissionen 

Vorsitzende der Bezirksvorstände 

Leiter der Abt. Finanzverwaltung 
und Parteibetriebe 

für dis Vorlage der Konzeptionen 
15. Januar 1990 
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’Ct 


Die Sicherung des Vermögens der StP-PQS ist mit gjne.-n prin- 
zipiell neuen Herangehen an die Finanzpolitik der Partei zu 
verbinden . In Kern geht es um die Erschiieüung weiterer Ein 


nanmequel len und eine spürbare Verringerung des Aufwandes 
für die Tätigkeit der Partei durch effektivere Gestaltung 
desParteiapparates. J/ ■' 


MaOnahmen sind erforderlich für; 


- Verringerung der Verluste aus der Tagespresse durch Prü- 
fung aufwandsdeckender Preise, und neue Eirmah.'neguellen 
aus Werburg und Inseraten; 

- Einrichtungen, die nichts nit der Arbeit der Partei unnit- 
telbar zu tun haben und keine eigenen Einnahmen erwirt- 

s c t'. a f t s n oder unrentabel arbeiten, sind a b z u g e b e n oder zu 
verkaufen. 


V 5 r .a n t w 0 r 1 1 i c h : Leiter der Abt. Finanzverwaltung 
und Parteibetriebe 

Termin: für die Vorschläge 

15. Januar 1590 


4 . Cas Vermögen der Partei ist für die Erhaltung der Kader de r 

5 EÜ-PD5 wirksam zu nutzen. 

Dazu ist zu prüfen 

- die Bildung von Parteibetrieben in neuen Branchen, mit 
denen .Arbeitsplätze für Kader geschaffen werden, die der 
Partei . r rcfügung stehen; 

- Verkauf von Kapazitäten der Viirtschafts betriebe sowie 
kleiner Erholungsheime und Gästehäuser der Partei an 
Mitglieder unserer Partei bei gleichzeitiger Nutzung 
dieser Kapazitäten auf kommerzieller Basis. 

Verantwortl ich : Leiter der Abteilungen 

. Finanzverwaltung und Parteibetriebe 
. Verwaltung der Wirtschaftsbetriebe 
. Verkehr 

für die Vorlage der Kor ption 

T IQOn 

771 


Termin : 




Drucksache 13/10900 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


5. Für die zuverlässige Sicherung des Vermögens der SEO-Pup 
und die künftigen Bedingungen der Wirtscnaf tstätigkei t 
Parteibetriebe, Heime und Gästehäuser sowie der kominerz tei- 
len Nutzung von Parteieinrichtungen ist die Bildung einer 
Rechtsabteilung beim Parte i Vorstand der SEO-POS notwendig. 

Bis zu diesem Zeitpunkt ist den Abteilungen des Parteivcr- 
Standes und den Bezirksvorständen durch die Arbei t5g^'Jop^3 
zur Sicherung des Vermögens der Partei Hilfe unc Unter- 
stützung zu geben . 


6. Unsere Partei sollte am Runden Tisch mögliche Forderungen 
anderer Parteien und gesellschaftlicher Organisationen 
nach Änderung der "Anordnung über die Ver.zin5tjng von 
Geldmitteln der volkseigenen Kombinate und Betriebe, 
sozialistischen Genossenschaften, Parteien und gesell- 
schaftlichen Organisationen auf Bankkonten" vom 
29. 12. 1988 mit Nachdruck unterstützen. 


772 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/10900 


Anlage 1 


Zusammensetzung 

der Arbeitsgruppe zum Schutz des Vermögens der SED-POS 



Leiter der Arbeitsgruppe: 

Genosse Gerd Pelikan Abt. Planung .und Finanzen 

Mitglieder: 


Genosse 
Genosse 
Genoss in 

Genosse 

Genosse 

Genosse 

Genosse 


Manfred 
0 1 f r ied 
Sabine 

Wilhelm 
Arno 
Hein 
Rolf 


Srosche 
Ge iOler 
Her rmann 

Huribeck 


Lange 
Ma i 

Müller 


Genosse Günter Scharf 
Genosse Peter Seifert 
Genosse Günter Teupei 


Bezirksvorstand Berlin 

Abt. inanzverwal tunq u. Parteibetr 

Notarin des Staatlichen .Notariats 
Berlin 

Oberrichter am Obersten Gericht 


^'bteilung Kultur 

Abteilung Staats- und Rechtsfragen 

Letter der Abteilung 5 t .3 a 1 1 i c n e c 
Eigentum und T rc-uhandvermögen den 
Ministeriums der Finanzen und ?rei“ 

Abteilung Planung und Finanzen 

Abteilung Inform.-j t ionsool i t ik 

Stellvertreter des Leiters des 
Amtes für den Rechtsschutz des 
Vermögens der GOR 


Darüber hinaus sollten die von Genossen Klaus Hcpcke vorge- 
schlagensn leitenden Kader von Parteibetrieuen zu den ent- 
sprechenden Fragen hinzugezogen werden. 
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i. 

2i 

3. 


ßycv^rl'ly— - ^ — ‘• 


Abkiffo-Kr.i : 

Hliwtbt 


V«ftoHeri 


- 


Ex. 

1 

Bl. 

Pohl 

Ex. 

1 

Öl. 

Langnitschke 

Ex. 

1 

Bl. 

Ablage 


Beschluß ( 

des Präsidiums des ParteIvors<:ancl€i 

I /67 r</90 Vota 11, l. >990 

/f ^ 


! 


0 

l 


** AXtloatan** dar chemal ioen SED 


Oie SEO/POS tritt für die "Altlaalen" der 
ohemaligen SED, insbesondere der ilnanziellen 
Verbindlichkeiten gaganOber auslättdischen 
Partnern, oln. 

üae gilt Im besonderen Maße für Verpflichtun- 
gen gegenüber der Sowjetunion und den anderen 
Staaten des RGW sowie für MaGnahrasn bezüglich 
der internationalen Solidarität. 

Io Jedem Falle sind die erforderlichen finan- 
ziellen Leistungen so gering wie möglich zu 
halten , 

Verantwortlich: W. Pohl 
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Partei des 
D emokratischen 
Sozialismus 



Parteivorstaad 

Am Marx-Engels-Platz, Berlin 1020 


Ruf 202-0 





Vorsitzender 


Berlin, 17. April 1990 


Vollmacht 


Der Mitarbeiter des Parteivorstandes der PDS, Herr Gerd 
PELIKAN, wohnhaft: Falkenberger Chaussee 15, Berlin 1093, 
PA-Nr. A 0652064, wird bevollmächtigt, für den Parteivor- 
stand der PDS auf der Grundlage von Beschlüssen des Partei- 
vorstandes der PDS Treuhand- und Darlehensverträge zu 
schließen und alle hierzu erforderlichen Erklärungen abzu- 
geben . 




Ürkund.-Nr. 4-/199o 


G. G yifs i 


Die vorstehende, vor mir anerkannte, Unterschrift 
des Herrn Dr, Gregor Gysi, ansässig lo2o Berlin, 
Marx-Engels-Platz, ausgewiesen durch Personalausweis 
für Bürger der DDR Nr. A 1109889, wird hiermit be- 
glaubigt. ^ 

Herr Dr, Gysi ist Vorsitzender der PDS und als solcher 
alleinvertretungsbe^echtigt für den Vorstand der genannten 
Partei. 


lo2o Berlin, den 24, X^il 199o < 



, _ , yU/Uij/U^^ 

, Herrmann) 

NOTAR 
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Gregor Gysi 


Berlin, 5- August 1991 


An 

Dietmar Bartsch 


Hallo Dieti, 

nunmehr ist es 10 vor 4.00 Uhr, und Du bekommst die Durch- 
schrift meines Schreibens an die Landesvorsit^enden. Dieses 
Schreiben bitte ich auch zu vernichten, weil ich Dich zusätz- 
lich darum bitte, nach Deiner Rückkehr aus dem Urlaub die Lan- 
desvorsitzenden bzw. Schatzmeister intern darüber zu informie- 
ren, daß die Einnahmen aus Beiträgen und Spenden, die bis Ende 
August gemacht werden, wie bisher bar verwendet werden sollen, 
also nicht auf Alt- oder Neu- oder Sonderkonten einzuzahlen 
sind. 


Mit 


allmählichen Urlaubsqrüßen 
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Arbeitsgruppe Partei vermögen 




Berlin, 20, 11, 1990 


Entscheidungsvorschläge zum Brief des Geschäftsführers der 
Belvedere-Hotel GmbH an den Vorsitzenden der PDS vom 
7. 11. 1990 


Vorbemerkung : 

Die Belvedere-Hotel GmbH wurde im zeitigen Frühjahr 1990 zur 
Bewirtschaftung von etwa 10 ehemaligen Erholungsheimen und 
Gästehäusern der PDS gegründet. Die Gesellschaft erhielt 
3 Darlehen in Höhe von insgesamt 66 Mio. M = 33 Mio. DM 
Zur Sicherung der umfangreichen Mittel wurden am 18. 5. 199C[,. 
nachdem die Anschubfinanzierung geflossen war, mit' den Ge- 
sellschaftern Kraus, Rabes und Vetter Treuhandverträge abge- 
schlossen. Bis Juni 1990 existierte eine kooperative Zusam- 
menarbeit zwisch en unserer Arbeitsgru ppe un?"~Tyü l’ B'e 1 V e 0 e r e - 
HoteT~GmbH, die in einem Manageme nt vertrag mit der Senator - 
gruppe,” hinter der schwedisches Kapital steht, mündete. 

Nach Abschluß des Managementvertrages gingen die Herren Kraus, 
Rabes und Vetter zunehmend ihrer Wege. Das betrifft insbeson- 
dere die finanziellen Transaktionen mit der Firma Absicklaön. 

Sie entfernten sich mehr undmehr von der PDS. Zunehmend wurde 

) 

Kritik an ihrem Verhalten und der Wahrnehmung ihrer Verantwor- 
tung gegenüber den ihnen zur Nutzung und Betreibung übergebe- 
nen Einrichtungen laut. 

In dieser Situation war es vor allen Dingen Genossin Uschi 
Jung (ehemalige Mitarbeiterin des Büros Gysi - heute Ge- 
schäftsführerin im Belvedere-Hotel in Frankfurt/Oder), die 
vom Parteivorsitzenden Maßnahmen zur Ablösung der 3 Herren 
forderte. Auch der Parteivorsitzende forderte von mir die 
Einsetzung eines Hauptgeschäftsführers und weitere Maßnahmen 
mit dem Ziel, den politischen Druck auf die PDS im Zusammen- 
hang mit der Belvedere-Hotel Gmbh zu reduzieren und die Ge- 
sellschaft wieder in den Griff zu bekommen . Unsererseits 
wurden Vorschläge zur Einsetzung eines Hauptgeschäftsführers 
sowie zur Erhöhung des Stammkapitals durch Einbeziehung Dritter 
unterbreitet, die jedoch am massiven Widerstand der Herren 
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Kraus, Rabes und Vetter scheiterten. Ende August 1990 beauf- 
tragte uns der Parteivorsitzende nach einer Lösung zu suchen, 
wie sich die POS aus der Belvedere-Hotel GmbH zurückziehen 
kann. Nachdem im September 1990 bekannt wurde, daß die Belve- 
dere-Hotel GmbH'^^unternimmt , die ihr zur Nutzung übergebenen 
Objekte der PDS mit Hilfe der Löbbecke-Bank zu kaufen, wurden 
im Auftrag des Genossen Pohl entsprechende Maßnahmen durch 
Genossen Langnitschke und mich eingeleitet. 

Im Ergebnis wurden am 25. 9. 1990 

- die Geschäftsanteile der Herren Kraus, Rabes und Vetter an 
die Yachtwerft Berlin GmbH abgetreten, nach dem die Treu- 
handverträge fristlos gekündigt wurden (endgültig vollzogen 
am 23: 10. 1990 durch Kauf der Geschäftsanteile der 3 Herren 
durch die Yachtwerft Berlin GmbH); 

- Abtretung der Darlehensforderungen der POS gegenüber der 

Belvedere-Hotel GmbH an die Profi-Gesellschaft für Projekt- 
und Finanzplanung mbH; * ■ ' * 

- Verkauf der ehemaligen Erholungsheime Friedrichshagen, 

Mol^n und Grünheide an eine Tochtergesellschaft der Yacht- 
werft Berlin GmbH. 

Uber diese am 25. 9. 1990 vollzogenen Maßnahmen wurde der Prä- 
sident der Treuhandanstalt ,- Detlev Rohwedder, und der Vorsitzen- 
de der Unabhängigen Kommission, Reinicke, am 5. 10. 1990 infor- 
miert. 

Generelle Einschätzung der Forderungen der Belvedere-Hotel GmbH 
gegenüber der PDS 

Die im Brief des Geschäftsführers Herrn Koepnick am 7. 11. 1990 
gestellten Forderungen sind unseres Erachtens berechtigt. Sie 
beinhalten Fragen, die im Ergebnis der Vereinbarungen vom 
25. 9. 1990 bzw. der bisherigen Geschäftstätigkeit der Gesell- 
schaft nicht einvernehmlich_ mit der PDS gelöst werden konnten. 

Im einzelnen ist dazu festzustellen: 
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ZU I . : 

Betrifft : 



Reduzierung der Darlehensforderungen gegenüber 
der Profi-Gesellschaft für Projekt- und Finanz- 
planung mbH, um bis zum 25. 9. 1990 eingetrete- 
ne Verluste aus dem Umtausch von 44 Mio. M auf Kon- 
ten der Fa. Absicklaön und Time car GmbH im Verhält- 
nis 3 : 1 . 


Dazu ist festzustellen: 

Am 25. 9.1290 wurden die Darlehensforderungen der PDS gegenüber 
der Belvedere-Hotel GmbH an die Profi-Gesellschaft für Projekt- 
und Finanzplanung mbH abgetreten. In einer dazu abgeschlosse- 
nen Zusatzvereinbarung heißt es: 

§ 3, Abs. 1 

"Unter den Vertragspartnern besteht Einigkeit, daß alle Verluste 
an den ursprünglichen Oarlehenssummen , die bis heute eingetre- 
ten sind, zu Lasten des Darlehensgläubigers gehen und von 
diesem zu tragen sind..." * < 

Um den ordnungsgemäßen Nachweis über die eingetretenen Verluste 
führen zu können, hat der Geschäftsführer der Belvedere-Hotel 
GmbH, Herr Koepnick, die TIV Treuhand GmbH Berlin mit einer 
Tiefenprüfung beauftragt. 

Eine erste Übersicht hat. Verluste in Höhe von rund 11,1 Mio. DM 
ergeben, darunter 3.450.000,-- DM aus einer bisher nicht geklär- 
ten Abhebung durch die Herren Goerlich und Gyllenhammer zu La- 
sten der Belvedere-Hotel GmbH vom Konto der Firma Absicklaön. 

Im Zusammenhang mit dieser Abhebung hat der Geschäftsführer 
der Belvedere-Hotel GmbH am 19. 11. 1990 um ein Gespräch bei 
der Staatsanwaltschaft mit dem Ziel der Strafanzeige gebeten. 

Vorschläge: 

1. Der Bitte um Reduzierung der Darlehensforderungen um 

11.140.519,74 DM wird zugestimmt. Mit der Profi-Gesellschaft 
für Projekt- und Finanzplanung mbH ist ein entsprechender 
Darlehensvertrag abzuschließen. 
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2. Im Darlehensvertrag ist eine gesonderte Vereinbarung für \ . 

den Fall zu treffen, daß die Forderung an die Firma Ab- 
sicklaön in Höhe von 3 450 000,- DM realisiert werden 

kann. 

3. Die PDS sollte auf Grund des ihr entstandenen Schadens 
gleichfalls Strafanzeige wegen Verdachtes der Unterschla- 
gung von 3 450 000,- DM erstatten. 

4. Information der Treuhandanstalt und der Unabhängigen Kommission 
zu II . : 

Betrifft: Darlehen an die Herren Kraus, Rabes und Vetter 
im Zusammenhang mit ihrem Ausscheiden aus der 
Belvedere-Hotel GmbP 

Vorschlag : 

Die Darlehen sind im Falle der Abtretung von Darlehensforde- 
rungen an die Treuhandanstalt aus der Darlehensforderung a^n 
die Profi-Gesellschaft für Projekt- und Finanzplanung mbH 
herauszunehmen und gesondert abzutreten. 


zu III. : 

Betrifft: Entschuldung cTes Forstbetriebes und des Schulgutes 
Liebenberg 


Vorschlag : 

Oer Verzicht auf die Forderungen seitens der PDS entspricht 
dem Gesetz über die Entschuldung von sanierungswürdigen Be- 
trieben, das maßgeblich durch die PDS initiiert wurde. Der 
Gesetzgeber sieht eine Genehmigung durch die Treuhandanstalt 
vor. Das sollte im Rahmen der" Gesamtlösung erfolgen. 
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Betrifft: Übernahme der finanziellen und materiellen Umlauf- 
mittel der Einrichtungen durch die Belvedere-Hotel 
GmbH 

Dazu ist festzustellen: 

In allen Einrichtungen der Belvedere-Hotel GmbH ist bisher keine 
ordnungsgemäße Übergabe bzw. Übernahme der beweglichen Grundmit- 
tel, der materiellen Bestände. und der finanziellen Fonds er- 
folgt. Die Gründe dafür liegen sowohl beim Bereich Parteifinan- 
zen als auch bei den ehemaligen Qeschäftsführenden Gesellschaf- 
tern der Belvedere-Hotel GmbH. 

Vorschlag: 

In allen Einrichtungen sind bis zum 15. 12. 1990 Übergabe-/Ube^- 
nahmeprotokolle anzufertigen. Auf der Grundlage oer testierten 
OM-Eröf f nungsbilanzen sind durch die Belvedere-Hotel GmbH An- 
träge auf Kauf der beweglichen Grundmittel und der Umlaufmittel 
bei der Treuhandanstalt zu stellen. * 

zu V. : 

0n 

Betrifft: Materielle und finanzielle Fonderongi aus Bauvorhaben 
des OEB Fundament in Belvedere-Einrichtungen durch 
Anlieger 

Vorschlag: 

Die Forderungen sind gegenüber dem OEB Fundament durch die 
Belvedere-Hotel GmbH unmittelbar geltend zu machen. 
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Abldgt^Nr.: 
Hlnwpb: ^ 


Verteiler: 


Beschluß 

des Präsidiums des Parteivorstandes 
3 ./226 22/90 vom 11. 4, 1990 


1 . 

Ex. 

4 

Ql. 

Qisk„ . . 

2. 

Ex. 

4 

Ul. 

PollKan 

3. 

Exs 

4 

Ul. 

Lonqnltschko 

4. 

Ex, 

4 

Bl. 

Ablage • 

5 . 

Ex, 


Ul. 

■ \ - 

G. 

Ex, 


Ul. 





Ausbau des AV-Zentruos und, Gründung der.EMF 
Medien- und Forschunjistjesellachaf t 



. ^ r ' ' Ä ' 

älsche' 


Oie Vorluge \yird bestütigt. 
(Anlage Nr. 1) 
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Anlage Nr. 1 zum Protokoll Nr. 22 vom 11. April 1990 



c 


/ 


1. Das EMF - ein medienpolitischer Grundpfeiler der PDS 

D6r Ausbau des AV-Studios und die damit verbundene Gründung 
der EMF sichert der PDS im audio-visuellen- Medienbereich 
eine langfristige Unabhängigkeit sowie die Möglichkeit, 
ein modernes, dem internationalen Standard entsprechendes 
Medienbild der Partei zu vermitteln. 

Das EMF ist dafür ausgelegt, alle nur denkbaren Bereiche 
der Medienarbeit innerhalb der Partei (Schulungsvideos etc.) 
und auch alle Bedürfnisse der PDS für ihre Öffentlichkeits- 
arbeit zu befriedigen. Dies gilt insbesondere für Wahlkämpfe 
und die Ausstattung der gesamten Parteiorganisation mit 
Videotechnik und -kassetten. 

Darüber hinaus ist das EMF eine Plattform, von der aus die 
allgemeine Medienpolitik der PDS praktisch betrieben werden 
kann - dies nicht nur im nationalen, sondern im europäischen 
Rahmen. 

2. Das EMF - der Ausgangspunkt für eine humanistische 
Film- und Fernsehproduktion 

Die Etabilierung des EMF als technisch und personell 
hocnquclif izierter Produktionseinheit ist dafür die 
Voraussetzung. Zugleich ist ourcr. das EMF damit auch der 
v.'eitsrge.nende Einfluß auf das kreative Potential von 
Fecisseuren. Kameraleuten etc. gesichert in dem Maße, 
wie sic.n cas EMF als kompetenter Produzent am Markt 
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3. Das EMF - ein konkurrenzfähiger Bestandteil der 
Medienindustrie 


Das EMF ist von der Kapitalausstattung und seiner tech- 
nologischen Struktur her gegenüber den Firmen der kapi- 
talistischen Medienindustrie überlebensfähig. 

Die Investitionen der PDS werden wertmäßig erhalten , 
die Kredite getilgt und Gewinne erwirtschaftet. 

Das EMF konzentriert sich auf die Produktion von Filmen 
für Fernsehanstalten und Industrie-Unternehmen und auf 
die Erzeugung hochwertiger Tonproduktionen. 

Um die Kern-GmbH des EMF wird ein Kranz von 100 H 
Tochter-Gesellschaften gelegt, die einerseits geschäft- 
liche Risiken abfangen sollen und andererseits die lang- 
fristige Kooperation des EMF mit Firmen aus der DDR 
(z.B. DEFA-Dokf ilmstudio , Filmverleih etc.) und der 
BRD sowie anderen ausländischen Firmen sichern sollen, 
die bereits auf verschiedenen Marktgebieten Erfahrung 
und Know-How gesammelt haben. Die Geschäftsinteressen 
des EMF werden dadurch abgerundet und zusätzlich 
abgesichert . 

. Das EMF - Vermoaenssicheruno für die PDS 

Für den Auisbau oes AV -Studios zur EMF werden sofort 
c s n ö t i g ; 

12.350.012,00 Mark 
sov.ie 5.755.590.00 G-Mark 

Diese k, cs een cienen dazu: 

- CcS ancelesee Vermögen vor ru großen Verlusten 
sei ei.ner uänrunesunion zu zr.nützen 
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- Beteiligungen mit anderen DDR-Firmen einzugehen, um 
so mit ihnen (unter wesentlichem Einfluß des EMF) die 
bereits gewachsenen Strukturen des Medienmarktes der 
DDR soweit marktwirtschaftlich vertretbar zu sichern - 
insbesondere, um Arbeitsplätze zu erhalten 

- die Beteiligung an GmbHs mit westlichen Firmen zu 
sichern, um einerseits zusätzliche Märkte zu erschließen 
und andererseits durch die Vernetzung des EMF auch 
politische und andere Risiken zu begrenzen. 
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SEKRETARIAT DER UNABHÄNGIGEN KOMMISSION 
ZUR DBERPROFUNG DES VERMÖGENS DER 
PARTEIEN UND MASSENORGANISATIONEN DER DDR 
IM BUNDESMINISTERIUM DES INNERN 

Ref. PV 2 , RefL v. Laer, Ref. Kloth Datum: 6. Mai 1991 

Geschäftszeichen (bei Antwort bitte angeben) 

Py 110/1 Tel.: 2257-2276 

Unobhöngige Kommission Porteivermögen, Telefax: (030) 393*4024 

Mauerstraße 34—38, 0-1086 Berlin 


Treuhandanstalt 
Direktorat Sondervermögen 
Herrn Dr. Dierdorf 
Alexanderplatz 6 

0-1026 Berlin 


Betr. ; PDS-Vermögen 
hier: EMG 


Hiermit stelle ich fest, daß folgende Gesellschaften Partei- 
vermögen sind und damit der treuhänderischen Verwaltung durch 
die Treuhandanstalt unterliegen (§§ 20 a und 20 b PartG-DDR 
i.d.F. des Einigungsvertrages, Anlage II, Kapitel II, Sach- 
gebiet A, Abschnitt III, 1 a - d): 

- EMG-Elektronische Medienforschungs GmbH 

- EMG-Elektronische Medienproduktions GmbH 

- EMG-Elektronische Medienbeteiligungs GmbH 

jeweils mit Sitz in Berlin-Mitte, Rosenstraße 18/19. 
Begründung; 

I. Mit Gesellschaftsvertrag vom 16. März 1990 gründeten die 
PDS-Mitarbeiter L. Bisky und G. Pelikan in Berlin (West) 
die "Europäische Medien- und Forschungsgesellschaft mbH" mit 
einem Stammkapital in Höhe von DM 500.000,--. Zweck der 
Gesellschaft ist u. a. die Film-, Fernseh- und Tonproduktion. 
Am 5. April 1990 gründeten dieselben Gesellschafter in Berlin 
(Ost) eine Gesellschaft mit der gleichen Firma und dem glei- 
chen Gesellschaftszweck. Das Stammkapital betrug hier 
500.000,-- Mark der DDR. Am selben Tage gründeten Bisky und 
Pelikan außerdem eine Europäische Medienbeteiligungsgeseil- 
schaft mbH, deren Stammkapital ebenfalls 500.000,-- Mark der 
DDR betrug. Auch ihr Zweck ist u. a. die Film-, Fernseh- und 
Tonproduktion . 
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Am 9, April 1990 schloß die PDS, vertreten durch <1. Pelikan, 
mit F. Pindorf er zwei Darlehensverträge über DM 5.755.590,-- 
und in Höhe von 10.550.000,-- Mark der DDR (= DM 5.275.000,--). 
Die Darlehen wurden zweckgebunden "zur Finanzierung von 
Betriebsausstattung und laufenden Betriebskosten, insbeson- 
dere zur Realisierung von Audio- und Videoprojekten" gewährt. 

Am 11. April 1990 faßte das Präsidium des Parteivorstandes 
der PDS den Beschluß zur Gründung einer "EMF - Europäische 
Medien Forschungsgesellschaft mbH" (nachfolgend: EMF-GmbH). 
Diese sollte "ein medienpolitischer Grundpfeiler der PDS" 
sowie eine "Vermögenssicherung für die PDS" sein. 

Ziel der EMF-GmbH sollte die Produktion von Filmen und die 
Erzeugung von Tonproduktionen sein. Die PDS "schätzte" den 
Finanzbedarf der EMF-GmbH auf 12.350.012,-- Mark der DDR 
sowie auf DM 5.755.590,--. Am darauffolgenden Tag, dem 
12. April 1990, wurde die Summe von DM 5.755.590,-- der 
Pindorfer & Wenzel GbR von der PDS überwiesen. 

Ergänzend zu seinem Beschluß vom 11. April 1990 beschloß das 
Präsidium des Parteivorstandes der PDS am 26. April 1990, der 
EMF-GmbH das Gebäude des PDS-eigenen Unternehmens Zentrag in 
Berlin-Mitte, Rosenstraße 18/19, zur Verfügung zu stellen. 
Verantwortlich für die Durchführung dieses Beschlusses sollte 
der "Genosse Pelikan" sein, der ebenso wie der "Genosse 
Bisky" Kenntnis vom Gründungsbeschluß der EMF-GmbH hatte. 
Daraufhin schlossen am 1. Mai 1990 die Zentrag und die 
"EMG-Elektronische Medienforschungs- sowie Produktionsgesell- 
schaft mbH", vertreten durch den Geschäftsführer W. Wenzel, 
einen Nutzungsvertrag über das Grundstück Rosenstraße 18/19. 

Am 2. Mai 1990 überwies die PDS den Darlehensbetrag in Höhe 
von 10.550.000,-- Mark der DDR (= DM 5.275.000,--) zusammen 
mit einem Rechnungsbetrag der Firma Pindorfer & Wenzel in 
Höhe von 1.800.012,-- Mark der DDR (= DM 900.006,--), ins- 
gesamt 12.350.012,-- Mark der DDR, auf das Konto der Euro- 
päischen Medien- und Forschungsgesellschaft; das Konto der 
PDS wurde mit diesem Betrag am 3. Mai 1990 belastet. 

Nach einer am 4. Mai 1990 durchgeführten Änderung ihrer 
Firmen wurden die Gesellschaften zwischen dem 9. und dem 
14. Mai 1990 in das Handelsregister eingetragen. Sie fir- 
mieren nunmehr unter "EMG-Elektronische Medienprodukt ions - 
gesellschaft mbH" , "EMG-Elektronische Medienforschungs- 
gesellschaft mbH" und "EMG-Elektronische Medienbeteiligungs- 
gesellschaft mbH". 
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Am 28. Mai 1990 erhielt F. Pindorfer ein weiteres Darlehen 
von der PDS, vertreten durch G. Pelikan, in Höhe von 

7.860.000 Mark der DDR (= DM 3.930.000,--), das ebenfalls 
zweckgebundei zur Finanzierung von Betriebsausstattung "nd 
laufenden Betriebskosten, insbesondere zur Realisierung 
von Audio- und Videoprojekten, gewährt wurde. Über diesen 
Betrag erhielt Pindorfer einen Verrechnungsscheck der PDS 
vom 31. Mai 1990, der am 1. Juni 1990 dem Konto der PDS be- 
lastet wurde. Eine Genehmigung des Vorsitzenden der Unab- 
hängigen Kommission lag nicht vor. 

Durch Vertrag vom 25. Juni 1990 beteiligte sich Pindorfer an 
der EMG-Elektronische Medienforschungsgesellschaft mbH in 
Höhe von DM 11.892.256,67 atypisch still. Durch Vereinbarung 
vom 4. Juli 1990 beteiligte sich außerdem die Firma Pindorfer 
& Wenzel GbR ebenfalls atypisch still an derselben Gesell- 
schaft in Höhe von nominal DM 128.347,69. 

Gesellschafter aller drei EMG-GmbH's sollen nunmehr F. Pin- 
dorfer, W. Wenzel, M. Morgenstern, J. Winderlich und M, Mäde 
sein. Falls dies zutrifft, wären die erforderlichen Geneh- 
migungen von der Treuhandanstalt zu erteilen gewesen. 

Dies ist nicht geschehen. 

II. Sämtliche Kapitaleinlagen (Stammkapital und atypisch 
stille Beteiligungen) der drei EMG-GmbH's stellen in voller 
Höhe von insgesamt DM 13.020.604,36 Parteivermögen der PDS 
dar. Es handelt sich bei wirtschaftlicher Betrachtungsweise 
um Beteiligungen an Unternehmen, die über andere natürliche 
Personen und über eine juristische Person abgewickelt wurden 
(§ 20 a Abs. 3 PartG-DDR) 

1. Zum Stammkapital der EMG-Gesellschaf ten 

Die drei EMG-Gesellschaf ten verfügen über ein Stammkapital 
von insgesamt 1 Mio DM. Davon entfallen auf die EMG-Elek- 
tronische Medienproduktionsgesellschaft mbH DM 500.000,-- 
sowie auf die EMG-Elektronische Medienbeteiligungsgesell- 
schaft mbH und die EMG-Elektronische Medienforschungs- 
gesellschaft mbH jeweils DM 250.000,-- (früher jeweils 

500.000 Mark der DDR). Gründungsgesellschafter aller EMG- 
Gesellschaf ten waren L. Bisky und G. Pelikan, die jeweils die 
Hälfte des Stammkapitals der drei Gesellschaften einzahlten, 
also jeweils DM 500.000,--. 

Diese Einlagen der drei Gesellschaften sind in voller Höhe 
Parteivermögen, da es sich bei ihnen um eine Beteiligung der 
PDS an den EMG-Gesellschaf ten über die natürlichen Personen 
Bisky und Pelikan im Sinne des § 20 a Abs. 3 PartG-DDR 
handelt. 
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Bisky und Pelikan sind Mitarbeiter in Vertrauenspositionen 
der PDS. In einer Beschlußvorlage für das Präsidium der SED/ 
PDS vom 2. 1. 1990 ist Bisky als Verantwortlicher für Zah- 

lungen der SED/PDS an Mitglieder und Kandidaten des ehemali- 
gen Politbüros und des Zentralkomitees der SED sowie an 
andere Parteifunktionäre genannt. In dem PDS-Präsidiums- 
beschluß vom 26. 4. 1990 ist Pelikan als Verantwortlicher 
für die Bereitstellung von Räumlichkeiten für die EMF-GmbH 
durch das PDS-eigene Unternehmen Zentrag benannt. Er war 
außerdem berechtigt, für die PDS Darlehensverträge mit einem 
Gesamtvolumen von mindestens rd . DM 15 Mio zu verhandeln und 
abzuschließen. In dieser Funktion als führende Mitarbeiter 
der PDS gründeten Bisky und Pelikan die drei EMG-Gesell- 
schaften. Diese dienten der Vermögenssicherung der PDS, 
wie sich aus dem Präsidiumsbeschluß vom 11. April 1990 er- 
gibt. Dabei ist unbeachtlich, daß die Gesellschaftsverträge 
der Gesellschaften vor diesem Tag datiert sind. Der Beschluß 
stellt insoweit lediglich die förmliche Bestätigung eines 
Planes dar, dessen Durchführung Bisky und Pelikan schon 
kurz vorher im Auftrag der PDS begonnen hatten. 

Die PDS stattete Bisky und Pelikan für die Gründung dieser 
Gesellschaften finanziell aus. Um eigene Mittel von Bisky 
und Pelikan handelt es sich bei den jeweils DM 500.000,-- 
nicht, da auch eine noch so verantwortungsvolle Position bei 
einer Parteizentrale insbesondere unter dem gesellschaft- 
lichen und wirtschaftlichen System der ehemaligen DDR es 
Einzelpersonen nicht erlaubt hat, derartig hohe Rücklagen 
zu bilden, die zudem zum Teil aus Devisen bestanden (Betei- 
ligung an der EMG-Produktions GmbH mit je DM 250.000,--). 

Bisky und Pelikan konnten die Einlagen also nur treuhände- 
risch halten. Ob sie dies unmittelbar für die PDS oder 
mittelbar für die PDS über die EMG-Holding AG (Luxemburg) 
taten, ist unerheblich, weil in beiden Fällen die Einlage aus 
dem Vermögen der PDS finanziert wurde. Denn wirtschaftliche 
Eigentümer der Holding AG sind F. Pindorfer, W. Wenzel sowie 
M. Morgenstern, J. Winderlich und M. Mäde, wobei Pindorfer 
wiederum die Stammkapital-Beträge im Rahmen von drei Dar- 
lehen der PDS, vertreten durch G. Pelikan, in Höhe von ins- 
gesamt DM 14.960.590,-- erhalten hat. Die Darlehenssummen 
sind zum Teil an ihn persönlich, zum Teil an die Pindorfer 
& Wenzel GbR und auf ein Konto der Vorgängergesellschaft der 
EMG-GmbH's, der EMF-GmbH, gezahlt worden. Zwei der ausge- 
zahlten Beträge stimmen völlig mit dem von der PDS ge- 
schätzten Finanzbedarf der EMF-GmbH überein, namentlich die 
Darlehenssumme von DM 5.755.590,-- und der Betrag von 
12.350.012,-- Mark der DDR, der sich aus der Darlehenssumme 
von 10.550.000,-- Mark der DDR und der Rechnungssumme der 
Pindorfer & Wenzel GbR in Höhe von 1.800.012,-- Mark 
der DDR zusammensetzt. 


789 




Drucksache 13/10900 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


5 


2. Atypisch stille Beteiligungen an der EMG-Elektronische 
Medienf orschungs GmbH 

Pindorfer und die Pindorfer & Wenzel GbR besitzen atj'pisch 
stille Beteiligungen in Höhe von insgesamt DM 12.020.604,36 
an der EMG-Elektronische Medienforschungsgesellschaft mbH. 
Diese Summe stammt aus den drei Darlehen in Höhe von insge- 
samt DM 14.960.590,--, die Pindorfer von der PDS erhalten 
hat. Diese Verwendung entspricht der Absicht der PDS, ihr 
Vermögen mit Hilfe der EMF-bzw. EMG GmbH's zu sichern, wie 
sie in dem Beschluß zur Gründung der EMF-GmbH vom 11. April 
1990 und in den Zweckbindungsklauseln der Pindorfer gewährten 
Darlehen zum Ausdruck kommt. Mit Schreiben vom November 1990 
(genaues Datum fehlt) und vom 6. März 1991 hat die PDS auch 
anerkannt, daß Pindorfer die Beteiligung bestimmungsgemäß aus 
den Darlehenssummen erbracht hat. Die Pindorfer gewährten 
Darlehen sind daher als Eigenkapital anzusehen. Bei wirt- 
schaftlicher Betrachtungsweise ist das Eigenkapital aus den 
atypisch stillen Beteiligungen nicht Pindorfer und der Pin- 
dorfer & Wenzel GbR, sondern ausschließlich der dahinter- 
stehenden PDS zuzurechnen. 

Die PDS betrachtet zudem die atypisch stillen Beteiligungen 
als Sicherheit für ihre Darlehensforderungen gegen Pindorfer. 
Schon insoweit sind die stillen Beteiligungen daher als 
Parteivermögen anzusehen, das der treuhänderischen Verwaltung 
unterliegt und dessen Veräußerung das Einvernehmen der 
Unabhängigen Kommission erforderlich macht. 

III. Mit einem Verkauf der Gesellschaften und einer Veräu- 
ßerung der atypisch stillen Beteiligungen bin ich unter der 
Bedingung einverstanden, daß die Erlöse aus dem Verkauf des 
Stammkapitals und der atypisch stillen Beteiligungen unter 
treuhänderische Verwaltung gestellt werden. 

IV. Nach Abzug der Beträge für die atypisch stillen Beteili- 
gungen der Pindorfer und der Pindorfer & Wenzel GbR in Höhe 
von DM 12.020.604,36 von der Darlehenssumme in Höhe von 

DM 14.960.590,-- verbleibt ein Restbetrag in Höhe von 
DM 2.939.985,64, den Pindorfer am 1. Juni 1990 von der PDS 
erhalten und nicht zweckentsprechend verwendet hat. Auch 
dieser Betrag steht unter treuhänderischer Verwaltung, 
weshalb ich noch gesondert Feststellung treffen werde. 


Im Auftrag 



V. Laer 
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Darlehensvertrag 



zwischen dem 


Vorstand der 

Partei des Demokratischen Sozialismus 

vertreten durch 

Herrn Gerd Pelikan 

(im folgenden Darlehengeber ) 


und 

Franz Pindorfer 
Mansteinstr. 1 
1000 Berlin 30 

(im folgenden Darlehensnehmer) 


wird folgender Darlehensvertrag geschlossen; 


§1 

Darlehenshöhe 

Der Darlehensgeber gewährt dem Darlehensnehmer ein Darlehen in Höhe von 
5.755.590 DM (in Worten: fünf Millionen siebenhundertfünfundfünfzigtausend- 
fünfhundertneunzig) 


§2 

Verzinsung des Darlehens 

(1) Das Darlehen wird bis zum 31. 12. 1991 unverzinslich gewährt. 

(2) Ab 01. 01. 1992 werden Darlehenszinsen in Höhe der gesetzlichen zulässigen Zinsen 
(Z.Z.: 3 1/4 % jährlich) vereinbart . 

(3) Die Zinsen werden nach dem Jeweiligen Stand des Kapitals am Schluß des 
vergangenen Jahres berechnet und sind innerhalb von 30 Tagen zu zahlen. 
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(4) Gerät der Darlehensnehmer mit der Zinszahlung in Verzug, hat er insoweit 
Verzugszinsen in gesetzlicher Höhe (4%) zu zahlen. 

(5) Ein Schadensersatzanspruch des Gläubigers gegenüber dem in Verzug geratenen 
Schuldner bleibt von dieser Vereinbarung unberührt. 


§3 

Auszahlung des Darlehens 

(1 ) Das Darlehen wird in einer Summe in Höhe des Nennbetrages ausgezahlt. 

(2) Das Darlehen kommt am 30.4.1990 zur Auszahlung. 


§4 

Rückzahlung des Darlehens 

(1) Das Darlehen ist jährlich mit fünf v. H. des ürsprünglichen Darlehensbetrages zu tilgen. 

(2) Der Beginn der Tilgung wird zwischen den Vertragspartnern gesondert vereinbart. 

Mit dieser Vereinbarung wird die jährliche Leistungsrate (Tilgung und Zinsen) 
festgesetzt und ist dann als Festbetrag jährlich zum 30.04. fällig 

(3) Außerplanmäßige Tilgungen in beliebiger Höhe sind dem Darlehensnehmer gestattet. 


§5 

Verzug des Darlehensnehmers 

Bleibt der Darlehensnehmer länger als 1 Monat mit der geschuldeten Tilgung ganz oder 
teilweise im Rückstand oder wird das Kapital bei Fälligkeit nicht rechtzeitig gezahlt, kann 
der Gläubiger dem Schuldner eine verlängerte Zahlungsfrist setzen oder das Darlehen 
fristlos kündigen. 


§6 

Zahlungsweise 

Alle Zahlungen sind kostenfrei bei einer vom Darlehensgeber zu bezeichnenden Stelle zu 
leisten oder ihm zu überweisen. Er ist berechtigt, die Zahlungen nach eigenem Ermessen 
mit evtl, eigenen dem Darlehensnehmer geschuldeten Leistungen verrechnen zu lassen. 


§7 

Kündigungsfristen 
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(1) Das Darlehen kann seitens des Darlehensnehmers mit einer Frist von sechs Monaten 
durch schriftliche Mitteilung gegenüber dem Vertragspartner zum Ende eines jeden 
Kalenderjahres gekündigt werden. 

(2) Der Darlehensgeber kann das Kapital für sofort fällig und zahlbar erklären, wenn 

über das Vermögen des Darlehensnehmers die Gesamtvollstreckung bzw. ein Konkurs- 
oder Vergleichsverfahren eröffnet wird, 

der Darlehensnehmer das Kapital nicht zweckgebunden verwendet, 

nachweisbar ein materieller Schaden größeren Umfangs durch das schuldhafte 
Verhalten des Darlehensnehmens für den Gläubiger zu erwarten ist. 


§8 

Oarlehenszweck 

(1) Die Vertragsparteien vereinbaren, daß das Darlehen zweckgebunden gewährt wird, 
um es zur Finanzierung von Betriebsausstattung und laufenden Betriebskosten, 
insbesondere zur Realisierung von Audio- und Videoprojekten einzusetzen. 

(2) Der Darlehensnehmer verpflichtet sich, die Gebundenheit stets zu beachten. 

Eine Abweichung hiervon kann nur im gegenseitigen Einvernehmen und schriftlich 
vereinbart werden. 


§9 

Rechtswirksamkelt 

Sollten Vereinbarungen, die in diesem Vertrag getroffen sind, ganz oder teilweise der 
Rechtswirksamkeit ermangeln oder nicht durchgeführt werden, so bleiben dennoch die 
übrigen Vertragsvereinbarungen wirksam. 


Für den Darlehensgeber: 

Gerd Pelikan 


Berlin, den 
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Darlehensvertrag 

zwischen dem 


Vorstand der 

Partei des Demokratischen Sozialismus 

vertreten durch 

Herrn Gerd Pelikan 

(im folgenden Darlehengeber ) 


und 

Franz Pindorf er 
Mansteinstr. 1 
1000 Berlin 30 

(im folgenden Darlehensnehmer) 


wird folgender Darlehensvertrag geschlossen: 


§1 

Darlehenshöhe 

Der Darlehensgeber gewährt dem Darlehensnehmer ein Darlehen in Höhe von 
10.550.000 M (in Worten: zehn Millionen fünfhundertfünfundfünfzigtausend ) 


§2 

Verzinsung des Darlehens 

(1) Das Darlehen wird bis zum 31. 12. 1991 unverzinslich gewährt. 

(2) Ab 01 . 01 . 1 992 werden Darlehenszinsen in Höhe der gesetzlichen zulässigen Zinsen 
(z.Z.: 3 1/4 % jährlich) vereinbart . 

(3) Die Zinsen werden nach dem jeweiligen Stand des Kapitals am Schluß des 
vergangenen Jahres berechnet und sind innerhalb von 30 Tagen zu zahlen. 
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(4) Gerät der Darlehensnehmer mit der Zinszahlung in Verzug, hat er insoweit 
Verzugszinsen in gesetzlicher Höhe (4%) zu zahlen. 

(5) Ein Schadensersatzanspruch des Gläubigers gegenüber dem in Verzug geratenen 
Schuldner bleibt von dieser Vereinbarung unberührt. 


§3 

Auszahlung des Darlehens 

(1 ) Die Auszahlung des Darlehens erfolgt im Zusammenhang mit der Bezahlung der 
Rechnung von PindorferS Wenzel vom 10.04.1990. 

(2) Die Auszahlung erfolgt auf Wunsch des Darlehensnehmers auf das Konto der 
Europäischen Medien Forschung Beteiligungsgesellschaft mbH bei der Handelsbank: 
1204-50-011-023 


§4 

Rückzahlung des Darlehens 

(1 ) Das Darlehen ist jährlich mit fünf v. H. des ürsprünglichen Darlehensbetrages zu tilgen. 

(2) Der Beginn der Tilgung wird zwischen den Vertragspartnern gesondert vereinbart. 

Mit dieser Vereinbarung wird die jährliche Leistungsrate (Tilgung und Zinsen) 
festgesetzt und ist dann als Festbetrag jährlich zum 30.04. fällig 

(3) Außerplanmäßige Tilgungen in beliebiger Höhe sind dem Darlehensnehmer gestattet. 


§5 

Verzug des Darlehensnehmers 

Bleibt der Darlehensnehmer länger als 1 Monat mit der geschuldeten Tilgung ganz oder 
teilweise im Rückstand oder wird das Kapital bei Fälligkeit nicht rechtzeitig gezahlt, kann 
der Gläubiger dem Schuldner eine verlängerte Zahlungsfrist setzen oder das Darlehen 
fristlos kündigen. 


§6 

Zahlungsweise 

Alle Zahlungen sind kostenfrei bei einer vom Darlehensgeber zu bezeichnenden Stelle zu 
leisten oder ihm zu überweisen. Er ist berechtigt, die Zahlungen nach eigenem Ermessen 
mit evtl, eigenen dem Darlehensnehmer geschuldeten Leistungen verrechnen zu lassen. 


§7 

Kündigungsfristen 
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(1) Das Darlehen kann seitens des Darlehensnehmers mit einer Frist von sechs Monaten 
durch schriftliche Mitteilung gegenüber dem Vertragspartner zum Ende eines jeden 
Kalenderjahres gekündigt werden. 

(2) Der Darlehensgeber kann das Kapital für sofort fällig und zahlbar erklären, wenn 

über das Vermögen des Darlehensnehmers die Gesamtvollstreckung bzw. ein Konkurs- 
oder Vergleichsverfahren eröffnet wird, 

der Darlehensnehmer das Kapital nicht zweckgebunden verwendet, 

nachweisbar ein materieller Schaden größeren Umfangs durch das schuldhafte 
Verhalten des Darlehensnehmens für den Gläubiger zu erwarten ist. 


§8 

Darlehenszweck 

(1) Die Vertragsparteien vereinbaren, daß das Darlehen zweckgebunden gewährt wird, 
um es zur Finanzierung von Betriebsausstattung und laufenden Betriebskosten, 
insbesondere zur Realisierung von Audio- und Videoprojekten einzusetzen. 

(2) Der Darlehensnehmer verpflichtet sich, die Gebundenheit stets zu beachten. 

Eine Abweichung hiervon kann nur im gegenseitigen Einvernehmen und schriftlich 
vereinbart werden. 


§9 

Rechtswi rksamkelt 

Sollten Vereinbarungen, die in diesem Vertrag getroffen sind, ganz oder teilweise der 
Rechtswirksamkeit ermangeln oder nicht durchgeführt werden, so bleiben dennoch die 
übrigen Vertragsvereinbarungen wirksam. 


Für den Darlehensgeber: 

U'u 

Gerd Pelikan 


Für den Darlehensnehmer: 


Franz^nc 




ndorfer J 
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Anlage VI 
Seite 1 


EIDESSTATTLICHE ERKIAERüKG 


Wissend, dass die Abgabe einer falschen Versicherung an Eides statt mit 
Freiheitsstrafe oder Geldstrafe bestraft wird und dass die nachfolgende 
Erklärung zur Vorlage bei Gericht bestimmt ist, versichere ich hiermit 
folgendes an Eides statt: 

Ich heisse Marc Feider, bin am 05.10.1958 geboren und in Luxemburg als 
Rechtsanwalt zugelassen. 

1. Ich habe zusammen mit Herrn Rechtsanwalt Carlos Zeyen am 1.6.1990 die 
EMG-Elektronische Mediengesellschaft Holding AG mit dem Sitz in 
Luxemburg gegründet. Diese Aktiengesellschaft ist seit dem 25. Juni 
1990 im Handels- und Gesell schaf ts register von Luxemburg eingetragen. 
Bei der Gründung habe ich und Rechtsanwalt Carlos Zeien sämtliche 
Aktien (das Kapital der Aktiengesellschaft beträgt DM 70.000.-- und 
ist eingeteilt in 70 Namensaktien ä DM l.ooo,--) übernommen. Die 
Uebernahme der Aktien erfolgte für Rechnung und auf Risiko des 
Regisseurs Wolfgang Wenzel, wohnhaft in Berlin. Herr Wolfgang Wenzel 
hat die Aktien wiederum treuhänderisch für die Europäische 
Mediengesellschaft AG mit Sitz in Luxemburg gehalten. Vorsitzender 
des Verwal tungs ra t s der EMG-Elektronische Mediengesellschaft Holding 
AG mit Einzelunterschrift bin ich. 


2. Das Kapital der Europäischen Mediengesellschaft AG beträgt 1.250.000 
frs und ist eingeteilt in 2.500 Namensaktien mit einem Nominalwert 
von je 500 frs. Bei Gründung der Aktiengesellschaft wurde das Kapital 
von folgenden Personen gezeichnet; 


- Prof. Dr. Lothar Bisky 

- Wolfgang Wenzel 

- Dr. Marion Morgenstern 

- Franz A. Pindorfer 

- Bernd Langschied 

- Michael Maede 


625 Aktien 
625 Aktien 
500 Aktien 
250 Aktien 
250 Aktien 
250 Aktien 


Heute werden je 500 Aktien von den Herren Wolf gang Wenzel , Franz A. 
Pindorfer, Michael Maede, Joachim Vinderlich und Frau Dr. Marion 
Morgenstern gehalten. Alleinvertretungsberechtigter Vorsitzender des 
Verwaltungsrat s der Europäischen Mediengesellschaft AG ist Herr 
Wolfgang Wenzel. 
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3. Die Treuhandvereinbarung zwischen Herrn Volfgang Wenzel und de^ 
Europäischen Mediengesellschaft AG bezüglich der Aktien der EMG- 
Elektronische Mediengesellschaft Holding AG ist £un 18. A. 1991 
aufgelöst worden. Seitdem hält die Europäische Mediengesellschaft AG 
alle Aktien der EMG Elektronische Mediengesellschaft AG mit Ausnahme 
einer Aktie die ich (treuhänderisch) für Herrn Volfgang Wenzel halte. 
Dies ist im Aktienregister der EMG-Elektronische Mediengesellschaft 
Holding AG vermerkt. 


Luxemburg, den 10. Juni 1991 


I 
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I.'UI C IlOC l u • y 

beschriebene Urkunde. 


ru tu 


1 \ 


üpie 

Urkundenrolle Nr. 


Seite 1 

225 /19 90 



Verhandelt 

B e r ^ i n am 5, Juni 1990. 


Vor dem unferzeichneten Notar 

Dr, Dieter Schul tze-Zeu, 
Kantstraße 13, 1000 Berlin 12, 


erschien en " ''on Person bekannt 

1. Herr Prof. Dr. Lothar B i s k y , Hochschuldirektor, 
geboren am 17. August 1941, wohnhaft; Gothestraße 2, 
1160 Berlin, 

2. Herr Or. Gerd Pelikan, Finanzökonom, 
geboren am 7. Mai 1954, wohnhaft; 

Falkenburger Chaussee 15, 1093 Berlin. 
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Die Erschienenen erklärten: 

Wir halten über Herrn Wolfgang Wenzel für die 

EMG-Elektronische Medien-Gesellschaf t Holding AG 
mit Sitz in Luxemburg 

- nachfolgend Treugeber genannt - sämtliche Geschäftsan- 
teile folgender Gesellschaften: 

a) EMG-Elektronische Medien Beteiligungs- 
gesellschaft mbH (15-5692) 

b) EMG-Elektronische Medien Forschungs- 
gesellschaft mbH (15-5682) 

c) EMG-Elektronische Medien Produktions- 
gesellschaft mbH . ( HRB 32318) 

Wir, und zwar jeder von uns einzeln, bieten hiermit dem 
Treugeber - bis zum 31.12.1991 unwiderruflich - die 
Abtretung der Geschäftsanteile mit Gewinnbezugsrecht ab 
Gründung der Gesellschaften gegen Freistellung von allen 
Verpflichtungen aus und im Zusammenhang mit den 
Geschäftsanteilen an. 

Der die Annahme dieses Abtretungsangebots beurkundende 
Notar wird gebeten, uns und den Gesellschaften je eine 
Ausfertigung der beurkundeten Annahmeerklärung zuzusenden. 

Das Angebot kann auch für jeden Geschäftsanteil separat 
angenommen werden. 
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Oas Protokoll ist den Erschienenen von dem Notar vorgelesen, von d en Beteiligten 

unc eigenncndig unrerscnrieben worcen: 





- Siegel - 
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URKUNDE DES NOTARS; ' 
DR. DIETER SCHUETZE-ZEU 

IN BERLIN 


URKUNDENROLLE 

NUMMER 
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Be'qlaubigte Fotokop' 

Durchgehend einseitig 

beschriebene Urkunde Nr, 623 der Urkundenrolle für 1990 


Verhandelt 


zu Berlin am 10. Dezember 1990 


Vor mir, dem Notar 

Dr. Dieter Schultze-Zeu 

Kantstraße 13, 1000 Berlin 12 


erschien heute 

Dr. Nikolaus Würtz, Rechtsanwalt, 
geboren am 25.10.1951, 

geschäftsansässig Kantstr. 13, 1000 Berlin 12, 
handelnd nicht für sich persönlich, sondern als 
Vertreter ohne Vertretungsmacht für die EMG- 
Elektronische Medien-Gesellschaf t Holding AG 
Luxemburg, mit dem Versprechen, Genehmigungs- 
erklärung nachzureichen. 
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Der Erschienene erklärte: 

Ich nehme hiermit das der von mir Vertretenen am 
5.6.1990 zu UR-Nr. 225/90 gemachte Abtretungsangebot der 
Herren Prof. Dr. Lothar Bisky und Dr. Gerd Pelikan 
bezüglich sämtlicher Geschäftsanteile der EMG-Elektro- 
nische Medien- Beteiligungsgesellschaft mbH, eingetragen 
im Handelsregister des Amtsgerichts Charlottenburg unter 
der HRB 34219, der EMG-Elektronische Medien Forschungs- 
gesellschaft mbH, eingetragen im Handelsregister des 
Amtsgerichts Charlottenburg unter der HRB 34 313 und der 
EMG-Elektronische Medien Produktionsgesellschaft mbH, 
eingetragen im Handelsregister ä^s Amtsgerichts Char- 
lottenburg unter der HRB 32 318 an. Die von mir Vertre- 
tene stellt hiermit die Herren Prof. Dr. Lothar Bisky 
und Dr. Gerd Pelikan von allen Verpflichtungen aus und 
im Zusammenhang mit den übertragenen Geschäftsanteilen 
frei , 

Die Annahme des Abtretungsangebotes erfolgt unter 
gleichzeitiger Aufhebung der Treuhandvereinbarung 
zwischen der von mir Vertretenen und Herrn Wolfgang 
Wenzel vom 5,6.1990. 

Die Gesellschaften verfügen über keinen Grundbesitz. Die 
Kosten und Steuern dieser Verhandlung trägt die von mir 
Vertretene. 
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Der Notar las dem Erschienenen das Protokoll vor. Dieser 
genehmigte es und unterschrieb es wie folgt; 

/ /IW/'-v 

' Siegel - 
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Vollmacht 


Die Unterzeichneten 

1. Lothar Bisky 

2. Wolfgang Wenzel 

3. Marion Morgenstern 

4. Franz A. Pindorfer 

5. Bernd Langschied 

6. Michael Made 

bestellen hiermit zu 

Ihrem Spezialbevollmächdgten mit Subsdeudonsbefugnis 

Kenn Marc Felder, Rechtsanwalt, 

wohnhaft in Luxemburg, Großhenz:ogmrn Luxemburg, 


f 


in ihrem Namen und für ihr Konto die Gesellschaft 
NEWSEDE Ltd. mit Sitz in Shell House, Line Wall Road, Gilbraltar, 
für einen Preis von DM 5000,- (in Wonen fünftausend) zu kaufen, 
und / oder /O o j- 

eine Gesellschaft namens MEDIA CONSULT Ltd oder ähnlichem Namen 
in Gibraltar zu gründen, bzw, gründen zu lassen, in welchem Fall die Kosten 
sich auf ca. DM 6.000,- (in Wonen sechstausend) belaufen werden 
und / oder 

eine Gesellschaft namens Europäische Mediengesellschaft in Luxemburg 
zu gründen, bzw gründen zu lassen, 

in welchen Fall die Kosten sich auf ca. DM 60.000,- (in Wonen sechzigtausend) 
belaufen werden. 

Der Gesellschaftszweck soll sein u.a. 

die Beobachtung und Erforschung von medialen Entwicklungen im europäischen 
Medienraum, 

die Beramng in Medienangelegenheiten sowie die Haltung von Beteüigungen in 
anderen Gesellschaften. 


/ jj- 
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Die Gesellschaftssatzungen sollen u.a, vorsehen, daß: 

1. jeder Gesellschafter zu jedem Augenblick eine außerordentliche 

I 

Gcsellschaftcrvcrsammlung cinberufen kann; 

2. die Stimmabgabe bei Abstimmungen anläßlich dieser außerordentlichen 
Gescllschafterversammlungen per Prokura oder aber per Brief, Telex, 
Fax usw erfolgen kann; 

3. die Abtretung von Gesellschaftsanteilen an Nichtgesellschafter der 
vorherigen Zustimmung aller Gesellschafter unterwonen ist; 

4. für den Fall, daß die Zustimmung zur Abtretung verv/eigen wird, die 
Gesellschafter jeweils ein Vorkaufsrecht im Verhältnis zu ihren 
respekdven Beteiligungen (in %) am Gcsellschaftskapital besitzen; 

5. für den Fall, daß keine Einigung über den Preis der Anteile zwischen 
Verkäufer und Käufer erziehlt werden kann, ein neutraler Gutachter 
oder ein Gutachtergremium bestehend aus drei Personen, einen für alle 
Paneien verbindlichen Preis entsprechend dem Markrwen der Anteile 
fcstlegen wird. 


Die Unterzeichneten geben Herrn Marc Felder weiterhin alle Vollmachten, 
um im allgemeinen die in Zusammenhang mit dem Gesellschaftskauf/ 
Gesellschafts gründung notwendigen Maßnahmen zu ergreifen. 

Gegeben in Berlin am 18. Juni 1990 



Lothar Bisky 


v7 

Marion Morgenstern 



Bernd Langschied 
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.OKI. P II cOMM, PARTEIU.* 06ÄJ.^7 12:35 

+49 030 22415535 . ; ' 

Partei des Parteivorsitzcnder . • n 

Demokratischen ff ^ J Am Marx-Ehgels-Platz, Berlin 1020 ‘ ' 

Sozialismus MifflL - ü d d iJf Ruf 202-0 


An den 

•Verwaltungsrat der Ocvag ÄG ^ 

f . 

\ 

Berlin, 5. April. 1990 

Sehr geehrter Herr Dr. Lechleiter! . 

Nachdem eindeutig nachweisbar ist, daß die Orvag AG Baar/ 

Zürich vordem ausschließlich der SED gehörte, weisen wir 
Sie darauf hin, daß deren Rechte uneingeschränkt bei der 
Partei des Demokratischen Sozialismus weiterbestehen, weil 
die Partei im Zusammenhang mit ihrer Politik lediglich 
ihren Kamen geändert hat. Sämtliche Rechte an der Orvag AG 
"sind somit an uns übergegangen. Oie Unterzeichneten sind für 
unsere Organisation rechtsgültig zeichnungsberechtig't. ' 

Wir besitzen genügend Beweismaterial, um darlegeh zu können, 
daß die Orvag AG keinen anderen Besitzer hat als unsere Otga- 
nisation. Selbstverständlich sind wir nötigenfalls vor be- 
.hördlichen Instanzen, Gerichten etc. in der Lage, diese- Be- 
weisführung zu liefern. 

Demzufolge sind sämtliche Transaktionen irgendwelcher Art so- 
. fort einzustellen, und zwar bis wir 

a) eventuelle Einwendungen gerichtlich abgewehrt haben 

4 • . 1 

b) anhand der uns auszuhändigenden Unterlagen geprüft haben, ^ 
ob Sie oder Ihr Vorgänger alles den Weisungen und dem Gesetz 

V 

entsprechend abgewickelt haben, 
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Wir macthen Sie ausdrücklich auf ihre Pflichten zur getreuen 
Auftragsabwicklung aufmerksam. Andererseits werden Sie schaden- 
ersatzpf lichtig, wenn Sie diese unsere Weisungen nicht .befolgen 
oder zu umgehen versuchen. 


Mit vorzüglicher Hochachtung 


Gregor Gysi 
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Partei des 
demokratischen 
• Sozialismus 


+49 033 ^415535 



Parteivorsitzender 

Am Man;-Engels-Platz, Berlin 1020 
Ruf 202-0 


•: ! 




An den 

Verwaltungsra't .der 
Corefina Anstalt,, 

Balzers FL Berlin, 5. April 1950 


Sehr geehrter Herr Frick! 


Nachdem eindeutig nachweisbar ist, daO die Corefina Anstalt 
vordem ausschli^Olich der SED gehörte, Weisen wir Sie darauf 
hin, daQ deren Rechte uneingeschränkt bei der Partei^des 
Demokratischen Sozialismus weiterbestehen, weil die Partei 
im Zusammenhang mit ihrer Politik lediglich ihren Namen ge- 
ändert hat. Sämtliche Rechte ah der Corefina sind somit an. 
uns übergegangen. Die Unterzeichneten sind füc unsere Organi- 
sation rechtsgültig zeichnungsherechtigt . 

Wir besitzen genügend Beweismaterial, um därlegen zu könen, daß 
die Corefina keinen anderen Besitzer hat (auch nicht Herr Werner 
Gierke) als unsere Organisation. Selbstverständlich sind wir 
nötigenfalls vor behördlichen Instanzen, Gerichten etc. in der 
Lege, diese Beweisführung zu liefern. Dies auch wenn Ihnen oder 
Ihrer Behörde ein sog. Besitzeszertifikat vorgewiesen wird. 
Dasselbe könnte - da ursprünglich blanko ausgefertigt - ohnehin 
nur vom Präsentator selbst zu seinen Gunsten vervollständigt 
worden sein. 


Demzufolge sind sämtliche Transaktionen irgendwelcher Art 
sofort einzustellen, und zwar bis wir 

,a) eventuelle Einwendungen gerichtlich abgewehrt haben 

b) anhand der uns auszuhändigenden Unterlagen geprüft haben, 

ob Sie oder Ihr Vorgänger alles den Weisungen und dem Gesetz 
entsprechend abgewicWelt haben;, 
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■ • +49 030 22415535 


Wir machen Sie ausdrücklich auf 
Auftragsabwicklung aufmerksam, 
ersatzpflichtig, wenn Sie diese 
oder zu umgehen versuchen. 


NR. 635 06, S. 15? 

2 

ihre Pflichten zur getreuen . 
Andererseits werden Sie schaden- 
unsere Weisungen nicht -befolgen 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

Gregor Gysi 
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No t i z nur zuhanden von Herrn Dr. Gregor Gysi und 
Herrn Wolfgang Pohl 

über die Besprechungen in Berlin am 5.4.1990 mit 

a) den oben erwähnten Herren 

b) Herrn Karl Raab 

c) Herrn Dr . Volker Gerber ^ 

d) einer Grupope Mitarbeiter des Betriebes Druckhaus 

Den Herren sub. a) und c) wurde erklärt, dass 



- die Orvag AG Baar/Zürich damals ausschliesslich mit Geldern 
der SED gegründet und von dieser Organisation auch geleitet 
wurde. 1983 erfolgte auf US-Druck hin die Uebergabe aller 
Akten an Herrn Dr . Georg Lechleiter, Rechtsanwalt, Bahnhof- 
quai 11, 8001 Zürich. 

Die Aktien des Gründungskapitals von Fr. 100 000.-- wurden 
damals Herrn Karl Raab übergeben, der sie seinerseits im 
Büro-Tresor eingeschlossen und später Herrn Wildenhain über- 
geben hat. Die Aktien der Kapi ta 1 erhöhung um Fr. 400 000 auf 
Fr, 500 000.-- erhielt Herrn Werner Gierke, Hasenhaise 47, 
D.IOOO Berlin 61 am 9-3.1983 gegen Quittung (Original bei Re). 

Nachdem sich der jetzige Verwaltungsrat Herr Dr. Lechleiter 
bisher nicht gemeldet hat, wird es notwendig sein, dessen 
Tätigkeit zu überprüfen. 

Das Gesamtvermögen der Orvag dürfte zur Zeit ca. DM. 5 Mio be- 
tragen, 

- Die 1978 zwecks besserer Tarnung gegenüber den US-Behörden ge- 
gründete Corefina Anstalt, Balzers, repräsentiert ein Vermö- 
gen von rund DM 20 Mio, wovon zur Zeit ca. 5 Mio DM in bar 
d.h. Bankgeldern vorhanden sind. Diese juristische Gesell- 
schaft gehörte und gehör t" ausschl iess 1 ich der heutigen PDS d.h. 
der ehemiligen SED-Org., welche lediglich den Namen in PDS 
(im Zusammenhang mit der politischen Umstellung) geändert hat. 
Der bereits erwähnte Herr Gierke spielte sich bisher gegen- 
über dem Verwaltungsrat, Herrn Kuno Frick c/o TTA Trevi sa-Treu- 
hand Anstalt, Balzers, Landstr. 938, FL 9496 Balzers, Tel. 

0041 75 421 44 als Eigentümer auf, indem er sich selbst als 
solchen in die Blanko-Zertifikate eingetragen hat. 

Die Herren gemäss oben a) werden sofort prüfen, wo die In- 
formations-Lücke besteht und je nachdem ihren eigenen Kontakt- 
mann Herrn Wolfgang Langnitschke zur Rechenschaft ziehen oder 
dafür sorgen, dass Herr Gierke ehrlich handelt. Abgesehen von 
der unrechtmässigen Ausnützung der Besi tzes-Zer t i f ika te , kann 
mehrfach nachgewiesen werden, dass auch diese Gesellschaft 
vol 1 umf ängl ich nur der heutigen PDS gehört. 

Der Belegschaft Druckhaus Norden wurde zusammen fassend mitge- 
teilt, dass in Sachen Herr Gierke resp. Herr Langnitschke noch 
untersucht wird und dass sie anschliessend Bescheid von der 
Partei-Zentrale erhalte. 


Mit freundlichen Grüssen 
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Wolfgang Pohl 
Wecderscher Markt 
1020 Berlin - DDR 


Sehr geehrter Herr Rees! 

Das unsererseits auf Ihre Nachricht vom 16. 4. 1990 durch uns 
keine Erwiderung erfolgte, bitten wir zu entschuldigen. 

Sie können sich sicherlich vorstellen, daO die Vorbereitung 
der Wahlen am 6. Mai 1990 unsere ganze Aufmerksamkeit und 
unseren ganzen Einsatz erfordert. 

Trotzdem möchte ich Zeit und Gelegenheit nehmen, mich für Ihre 
Sorge und Bemühungen um den uns bekannten Gegenstand recht 
herzlich zu bedanken. 

Oie von Ihnen gegebenen Hinweise und Anregungen fiaben mit dazu 
beigetragen, endgültig Licht in die ganze Sache zu bringen und 
so auch die Fragen des Eigentums zu klären. 

Ich kann Ihnen mitteilen, daO alle Dinge für uns positiv ge- 
laufen sind und es keine Erkenntnisse für Veruntreuungen, 
Unterschlagungen oder andere unsere Interessen zuwiderlaufende 
Manipulationen durch die bisherigen Treuhänder gibt. 

Wir möchten uns auf diesem Wege nochmals für Ihre freundliche 
Mitarbeit bedanken und hoffen, daß es auch für Sie keine 
weiteren Befragungen seitens der Herren aus Berlin (West) gibt. 

Mit freundlichem Gruß 

/ /U( 



ArilageZ-' 

Berlin, den A. 5. 1990 
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. ■ Partei des 
Demokratischen 
Sozialismus 



Parteivorstand ■ • • 

Kleine Älexanderstr. 28, Berlin 1020 . 


Unabhängige Kommission zur Überprüfung 
der Vermögenswerte der Parteien und 
Massenorganisationen der DDR bei dem 
Bundesministerium des Innern 
Vorsitzenden ^ ~Z.IC • 

Herrn Dr. Reinicke 
Hauerstir. 34 
Berlin 
1080 . 

Sehr geehrter Herr Reinicke, 

./ ♦ • ■ ■ ■ 

in unserem Schreiben vom 11. Dezember 1990 versicherten wir, daß . 
wirvizü einigen Positionen zur Aufklärung Auskünfte bei Herrn . 
Langnitschke einholen werden. Das ist nunmehr erfolgt , und wir 
möchten Sie darüber informieren. 

1. Zur Frage von Beteiligungen und Krediten im Ausland: 

Herr Langnitschke teilte uns mit, daß benannte Gesellschaften 
der SED gehörten, jedoch schrittweise schon "vorher liquidiert 

. worden" waren. Weiter sagte er, daß die "Gesellschaften, soweit 
und da sie verkauft wurden, zwar in die Bilanz aufgenommen, 
aber weil sie nicht mehr vorhanden , waren, ausgebucht" wurden. 

Die Position der PDS ist;im Brief vom 11. Dezember 1990 darge--' • 
stellt . ' .. 

2. Zur Frage des vorhandenen Schmucks: 

Die Schmuckgegenstände sollen nach Auskunft von Herrn 
Langnitschke vollständ ig vorhanden sein und sich bei der 
Staatsanwaltschaft befinden, wie auch ein dazugehöriges 
Wertgutachten. Dieser Schmuck sei nicht in der Bilanz* gef ührt 
worden, weil es sich um Erbschaftsstücke handelt. "Erst im 
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■ Falle des Verkaufs würde er als erworbener. Vermögensgegenstand 
aufgenommeh“ , so Herr Langnitschke . . 

•3* Hinsichtlich der Unterlage mit der Überschrift "Forderungen, 

■ ■ die nicht im Buchwerk enthalten sind”,' erklärt Herr 

Langnitschke, daß diese' Bezeichnung irreführend sei. Die. Unter- 
lage sollte lediglich .als Gedankenstütze für notwendige Ände- 
rungen im Buchwerk , dienen . 

Die PDS hat sich um weitere Aufklärung bemüht. 

‘Als Anlage übersende ich Ihnen ein Schreiben, wie es .■ 
.grundsätzlich alle sechs aufgeführten Adressaten erhielten. 

I ‘ • '■ .1 . * ■ 

Zu den einzelnen Adressaten: - 

1. Herrn Beneckes Antwort ist in, der Anlage 2 beigefügt .' Nach 
unseren Erkenntnissen sind entsprechende Leistungen erbracht 

. •• worden ■' ' ' • 

2. Mit der 1-2-3-Idee, Satz und Druck GmbH Rostock gab es neben 

dem am 28. 5. 1990 abgeschlossenen Darlehensvertrag eine Vor- 
finanzierung von Leistungen für den Wahlkampf. Eine erste Ab- 
rechnung liegt' vor, ' die Endabrechnung wird erstellt.' Zweifellos 
ist klar, daß diese Summe bei Forderungen und nicht in den 
Kosten hatte gebucht werden müssen. Ein etwaiger Restbetrag- 
wird selbstverständlich ümgebucht. ■ ' 

3. Herr Zinn hat uns eine Abrechnung seiner Leistungen zugesagt, 
die jedoch bisher nicht' erfolgte . Vorab überwies er 

• 700 000,00 - DM an die PDS zurück, die gesondert kontiert 
wurden . 
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■'4.* Herr Waldmänh antwortete auf unser Schreiben wie augr Anlage 3 
'ersichtlich. Da bei der PDS kein Nachweis /der erbrachten Lei-, 
•• stungeh vorliegt,/ sind unseres Erachtens weitere Nachfragen 
■ notwendig.' , ; . • ’ ' - 

5. Von der East Asia Consult GmbH wurde ein exakter Leistuhgs- 

’ nachweis erbracht. Der Betrag einer ’ nicht erstellten Analyse 
• wurde der PDS zurücküberwiesen (Anlage 4). 

6. Mit Herrn ,A.' M . Younes , ist der Abschluß eines Vertrages • 

. ' vorgesehen/ der die Rückführung nicht, verbrauchter 

Reisezahlungsmittei än die PDS beinhaltet und das von ihm ' 
ausgereichte Darlehen an die PDS überträgt. Bei Abschluß des 
Vertrages werden wir Ihnen eine Kopie übersendenj 


Hochachtungsvoll 


■■^^■**Dietmar ■ Bartsch 
'Schatzmeister 






Buntfemnreicgr Dlen5.i>t, den 7^. 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode DniCkSdChO 13/10900 


Dokument 88 


Prüfbehörde Währungsumstellung 
beim 

Bundesministerium der Finanzen 
VII 4/VII A 1 
PW - 0 1003 - 262/92 

Pru/behörde WährungsumsteMung beim Bundesministerium der Finanzen, 
?Oetlev-Rohweader-Haus>. Leipziger Straße 5-7. 0-1080 Berlin 


0-1080 Berlin, 22. Oktober 1992 


Leipziger Straße 5-7 
(Oetlev-Hohwedder-Hausl 
Telefon: 23 23 - 34 10 - 18 




Staatsanwaltschaft 
bei dem Landgericht Berlin 
z.H. Herrn Dorsch 
TurmstraOe 91 

•W-IOOO Berlin 21 




von j 

Fkrkun:i Vori^:ss; 
Durchiuchcngsorf: ^ 

Posiiion No. ' • 


J 


Betr ■ : Ermittlungsverfahren gegen Dr. u.a. wegen 

Betruges - 1 BtJs 232/92 

dortige Strafanzeige zu - VII 4/VII A 1 - PW - 0 1003 - 
160/92 bzw. 171/92 

Bezug : Ihr Schreiben vom 9. September 1992 


Sehr geehrter Herr Dorsch, 

das obige Schreiben ist mir am 16. September 1992 zugegangen. 
/ Die im Schreiben und im beigefügten Vermerk zur Strafanzeige 
- PW - 0 1003 - 160/92 bzw. 171/92 - vertretene Rechtsansicht 
wird von der Prüfbehörde V/ährungsumstellung nicht geteilt. 

1. Zum Umstellungsantrag des Rates der Stadt Dresden 
vom 27. Juni 1990 


Mit dem Umstellungsantrag erklärt der Rat der Stadt Dresden, 
daß die zur Umstellung angemeldeten Guthaben rechtlich und 
wirtschaftlich dem .Contoinhaber zustehen. 
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t” t /* « i». 

von C.'io;n£.!/Fo:okop!a 
Herkunircir VorL-ge:J^^(r^ ^ 

Dü.cniuchungsoH: /fSfJs20fi/ 
PosiHon No. : U 'f ' . 

1.1 Das dem Rat der Stadt Dresden gewährte Darlehen in Höhe von 
225 Mio Mark der DDR ist einer Forderung der Darlehensgeber 
Berliner Import-Export GmbH (BIEG) und der Firma Lomer 
gleichzüset zen (Schuldverhältnisse). Diese sind entsprechend 
Art. 7 § 1 der Anlage 1 des Staa tsvertrages vom 18. Mai 1990 
in der Form umzustellen, daß der Schuldner an den Gläubiger 
für 2 Mark der DDR 1 DM zu zahlen hat. 


Dieser Sachverhalt ist richtig und dann anzuwenden, wenn 
Schuldner und Gläubiger juristische Personen mit Sitz inner- 
halb der ehemaligen DDR sind. Demzufolge ist dieser § 1 
Abs. 1 anzuwenden auf den Da r lehenste i 1 der Firma BIEG. 

Den Oarlehensteil der Firma Lomer betreffend ist Abs. 3 des 
o.g. Paragraphen anzuwenden. In diesem Fall handelt es sich 
um die Forderung einer juristischen Person mit Sitz außerhalb 
der DDR gegenüber einer juristischen Person mit Sitz inner- 
halb der DDR aus deren Guthaben bei Geldinstituten. Diese 
ist unter Einbeziehung des Art. 5 Abs. 3 entsprechend Art. 6 
Abs. 3 im Verhältnis 3 : 1 umzustellen. 


1.2 Im Zusammenhang mit der Darlehensnahme durch den Rat der 
Stadt Dresden ist generell festzustellen, daß entsprechend 
den damals geltenden Gesetzen in jedem Fall die Staatsbank 
der DDR Kreditgeber in der ehemaligen DDR war. Das ergibt 
sich aus der Aufgabe der Staatsbank der DDR. Konkrete Fest- 
legungen gibt es in der Verordnung über Kreditgewährung und 
die Bankenkontrolle der sozialistischen Wirtschaft - Kredit- 
verordnung - vom 28. Januar 1982 (GBl. Teil I Nr. 6 S.126 ff). 
Zur Sicherung der staatlichen Entscheidung über den Kredit- 
einsatz konnten nur Banken als Kreditgeber auftreten. 

In der 3. Kreditverordnung (GBl. Teil I Nr. 26 vom 
30. November 1988 S. 283) wird mit § 7 ergänzend festgelegt, 
daG auf der Grundlage des Kreditplanes die 8ank Grundmittel- 
kredite zur Finanzierung von planmäßigen Investitionen ge- 
währt. 
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DürcnsuchungsGrl 
Posilion No. 

Diese Gesetze wurden bis 30. Juni 1990 nicht außer Kraft 
gesetzt. Bis zu diesem Zeitpunkt waren keine den Grund- 
sätzen der Marktwirtschaft entsprechenden Geldgeschäfte 
der Kapitalanlage bzw. -aufnahme statthaft. 




2. Zur Anwendung des Art. 6 Abs. A Nichtigkeit von Umgehungs- 
Geschäften • 


Oer Standpunkt der Prüfbehörde Währungsumstellung zu dieser 
Frage ist in der Anzeige (VII 4/VII A 1 - PW - 0 1003 - 171/92) 
konkret formuliert. Zum Verständnis noch folgende Aussagen: 

2.1 Die Firma Lomer, juristiscne Person mit Sitz außerhalb der 
ehemaligen DDR, hat zur Auwicklung ihrer Handelsgeschäfte 
ein Konto für die Währung Mark der DDR eingerichtet. Das 
war rechtens und entspracn dem Beschluß des Ministerrats 
vom 8. Februar 1990. Über die Verwendung dieser Guthaben 
wurden ebenfalls Aussagen getroffen (nähere Ausführungen 
dazu in Punkt 3. meiner Stellungnahme). Entsprechend Art. 6 
Abs. 3 der Anlage 1 zum S taa ts vertrag vom 18. Mai 1990 waren 
1990 entstandene Guthaben juristischer Personen mit Sitz 
außerhalb der DDR in der V/eise umzustellen, daß für 

3 Mark der DDR 1 DM gutgeschrieben wird. 

2.2 Mit den Abverfügungen von insgesamt 167,5 Mio Mark der DDR 

wurde dieser Betrag einer 3 : 1-Umstellung entzogen. Oie 
überwiesenen Beträge wurden Konten juristischer Personen mit 
Sitz innerhalb der DDR gutgeschrieben und dort zur Umstellung 
im Verhältnis 2 : 1 gebracht. Mit diesem Akt der Überweisung 

wurde ein Geldschöpf ungsprozeO zu Lasten der Bundesrepublik 
Deutschland in Gang gesetzt. 

2.3 Die Finanztransaktion der Firma Lomer zum Rat der Stadt Dresden 
in Höhe von 165 Mio Mark der DDR und deren Umstellung im 
Verhältnis 2 : 1 führt zu einer Geldschöpfung von insgesamt 
27,5 Mio DM, die letztendlich über die Rückzahlung an den 
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Darlehensgeber, der Firma Lomer, 
Begünstigten zukommt. 


von Oi'i ! / Foickopia 
Hsrktinfi C'v.- Vo,-!tse; 

Du.-ch.uch.„gsori: ^ 8f js20/f^ 
rosilion (No. : U // • 

als den wirtschaftlich* 


37 


Daß diese Finanztransaktion bewußt vorgenommen v/urde, wird 
durch die Festlegung im Dar Ishensver trag erhärtet, wonach 
das Darlehen “zu dem . . . vorgesehenen Umrechnungskurs . . . 
von Kommunen gegenüber der Staatsbank von Mark der DDR in DM 
umgerechnet“ v/erden sollte. Hinzu kommt, daß zum Zeitpunkt 
des Abschlusses des Dar lehene Vertrages am 2. Mai 1990 die 
Umstellungsmodalitäten feste Konturen annahmen und im 
Gespräch wa ren . 

.3 , Zur Verwendung von Mark-Guthaben bei Devisenausländerkonten 


Der Beschluß des Minis terra tes vom 8. Februar 1990 regelt im 
Teil VI die Verv/endung der Markeinnahmen der ausländischen 
Vertragspartner und deren Besteuerung. Die dazu im Abs. 3 
dargelegten Verwendungsmöglichkeiten beinhalten ausschließ- 
lich die Verwendung der Guthaben durch den Kontoinhaber. Das 
schließt die Finanzierung von Investitionen in der DDR ein. 

3.1 Die Finanzierung von Investitionen gilt nur für Eigeninvesti- 
tionen des Kontoinhabers, d.h. wenn der Kontoinhaber als 
Investitionsauftraggeber sein Guthaben für investive Maß- 
nahmen zur kurzfristig spürbaren Verbesserung des Angebotes 
von Waren und Dienstleistungen einsetzt. Das schließt ein- 
deutig die Funktion des Kontoinhabers als Kreditgeber für 
Investitionen Dritter aus. 

3.2 Kredite an Kommunen für die Finanzierung von Investitionen 
wurden entsprechend den damals geltenden Gesetzen ausschließ- 
lich durch Banken gewährt (vgl. Punkt 1.2) 

Neben der im Ministerra tsbeschluß vom 8. Februar 1990 ge- 
troffenen Festlegung ist bereits mit der 4. Durchführungs- 
bestimmung zum Devisengesetz - Einkünfte von Devisenausländern, 
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H^^rkuu!! G-r Vorha 


MLG8 ^ 


von Ori-;y:rirJ/Fc4okDp!e 

I n.v 

Dürr n “t J 

Pos 

Devisenausländerkonten - vom 19. Dezember 1973 (GBl. I' 
Nr. 59 S. 586) die Verfügungsmöglichkeit umfassend und 
eindeutig geregelt. Nach dieser Verordnung ist die Ver- 
wendung von Guthaben für Investitionen Dritter ebenfalls 
ausgeschlossen . 




v/ 


Hierzu muß gesagt werden, daß nicht genannte Verwendungs- 
möglichkeiten verboten sind. Sowohl der Beschluß vom 
8. Februar 1990 als auch die 4. Durchführungsbestimmung 
sind nach seinerzeitigem Recht der DDR Verbotsgesetze im 
Sinne des § 134 des BGB. 


Zusammenfassend möchte ich hervorheben, daß die mit dem Staats- 
vertrag vom 18. Mai 1990 ab 1. Juli 1990 geschaffene Währungs- 
union zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik die Ablösung der Währung Mark der DDR 
durch die Währung Deutsche Mark zum Gegenstand hatte. 

Dieser politische Akt kann nicht gleichgesetzt werden mit dem 
Kauf und Verkauf von Währungen an der Börse, wo Kursgewinne 
oder auch Kursverluste auftreten. 


Unter Beachtung der hier dargelegten Rechtsauffassung halte ich 
die weitere strafrechtliche Ermittlung und Verfolgung aufgrund 
djet von der Prüfbehörde Währungsumstellung beim Bundesministerium 
ffler Finanzen erstatteten Anzeige (PW - 0 1003 - 171/92) für 
junbedingt erforderlich. 

lit freundlichen Grüßen 



Werner 
Leiter der Prüfbehörde 
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Deutsche Kreditbank 

Aktimgcsdlsdiafi 


vorab per Fax 
Landesbauptsbadt ^raadan 
0 - ö912 Dresden 




FOTC'COPIE 


von ro:OK\ 

i^rrkunir c^:r v^crisr 
Dü rch such u ng soH ; 
Position No. : 


/ , 
U^’ 


'-■■St 4 CS 8 

48 t^Js 3 o/^^ 


üitwty der Straße • 1 2 
pQ5ttnch 19 
0-1 1-K) Berlin 


Telefon: 93OS-5O0 
Tdefox;, 930^*40:5 




L'bic.*r Aii7|»rfcX*hpjctn=’ T<icton 

^-ga Herr Qnedenfeld .93882214 ll. 09.1992 


ßetr. t Uxtstallujom dos Guthidtone 'wz£ Ihrcxa Konto Kr, 5161-27-517 
voo Mark ärc ZüCR in Doatsoho Mark 

Bezug: Vabnmgsxai^tolliiJig nm oi, JTull 1990 


sehr geehrte Dajaefj und HerxM, 

die Voraussetzunglan für die: Ujastellung des Guthabens auf Ihrem 
Konto 5161-27-517' von Hark der DDR ln Deutsche Mark sind Ober- 
prüft worden, ln jErgebnls dieser Prüfung ergeht folgender 

B;aschoid. 

1. Die Umstellung des Kontos 516‘'.-27-517 in VerhOltnis 2 ; l von 
244. 551, 964, 7jj Hark der DDR vom 30 . Juni 1990 auf 
122.275.982,361 DH wird zurückgenommen mit der Maßgabe, daß der 
UJBZUstellande {Betrug auf 19.551.964,71 Mark der DDR festge- 
setzt und zun fOl. Juli 1990 im Verhältnis 2 t 1 auf 
9.775.982,36 tfH uiugestollt wird- 

Der sich hiere^s .ergebende Differenzbetrag in Höhe von 
112,5 Mio DM ijst d^st 8,84’ % Zinsen seit dom l. Juli 1990 
zu erstatten, tHinaichtlibh des Teilbetrages in Höhe von 
30 Mio OM wird der Zeitrbun für die angefallenen Zinsen auf 
01. Juli 1990 - 06. August 1992 festgesetzt. Oer Betrag ist 
sofort fällig '‘und zahlbar auf das Konto 5099997990, 

BLZ 12026861 «^er Deutschien Kreditbank AG. 

\-tl Tl th 1 -•*» '••4 *•/.:*»* C '.•'.n-— 
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2. Der Bescheid i^t sofort vollziehbar. 


...... o., . ‘7'- 

vs-’H I V .tu.:/ i G.'CrCODJS 

Hsrfeal! di.- Vo,-L-,skj^^(J'^ 

5 


1, Auf den Antrag! des damaligen Rates der Stadt Dresden vo:" 


I 

27. Juni 1990 ^rde Ihr Konto Kr. 5161-27-517 (Dtostellv.-. ^ 
Konto) im Vollfug der Wdhrungsunion gemäß staatsvertre 
zwischen der Bimdesrepubiik Deutschland und der DDR vc •. •' 

18. Mai 1990 s^jwie dessen Anlage I (BGBl. 1990 II S. f ) 
mit dem Kontosfiand 244.ssi-964,7i Mark der DDR gemäß Ar :.ii. 
Abs. 2 dor Änl^ I zun 01. JUli 1990 im Verhältnis 2 : T iÄT 
magestellt. 


sie erhielten jiierüber eine Gutschrift in Höhe von 
122.275.982,26* DM. In dem .'Jitrag hat der damalige Rat r 
Stadt Dresden, Abteilung Finanzen, Bereich Haushalt, v . .it+ 
durch seine Bevollmächtigten, versichert, daß das zur . 
lung angemaldeVe Guthaben weder tinmittelbar noch mitte J.'; 
durch Einzahluhg von Mark der ddr lautenden Banknoten 
Münzen begründet wurde, die unter Verstoß gegen Devise -c- 
Echriften der bOR in deren Gebiet eingeführt oder erwr v.. 
wurden, und bestätigt, daß das Guthaben auf dem Konto r - 
Kontoinhaber rbohtlich und wirtschaftlich zusteht. 

Entsprechend d|an Ermittlungsergebnissen der Prüfbehörde 

I • >* 

Mährungsimatel^Lung bei dem Bundesministerium der Fina' 
denen wir uns fenschließeh, kommen wir zu der Feststen . „ 

daß die ünstelhung des Kontos Kr. 5X61-27-517 in Hohe 
225 Mio Mark djar DDR rechtswidrig war und insoweit ger.. .V' V 
VwVfG zurückzv|:iahinen ictw 

Hierbei handeljt es sich vca ein "consortlales Komnunaldar:<st 
mit Vertrag v4a 02. Hai 1990, das Ihnen die Firma Lomer W. 
AG, Langreut, [Egnach (Schweiz) tmd die Firma Berliner 
Import-Export fembH, 1185/ beide vertreten durch die 
österreichischja Länderbahk .AG, Wien, .gewshtt haben. 
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D«r Darlehensvdrtrag verstößt gegen die Anordnung des 
Präsidenten, der damaligen Staatsbank dar DDR vo» IS- Januar 
1990 - GBl. I S- 35 Wonach nur beßtimrote Banken in der 
danallgen DDR 4«n Kommunalen Einrichtungen Darlehen gewähren 
durften, und iit deshalb nichtig. DasJLhnen hieraus Erlangte 
Rr.nndv}hnen wlttschaftllcb und rechtlich nicht au. 


Darüber hinaus.! war die auf die Fa. iiomeur AG 2urQckzufQhrende 
Gutschrift - 1^5 Mio Mark der DDR - auf dem ümstellungskonto 
rechtswidrig, diese über ihr Devisenausländerkonto gern. 

Anl. 3 des Bes^lusses des Ministerrates Kr« 13/1190 vom 
08. Februar 1990 nicht uneingoschränkt verfügen .durfte, es sei 
denn, für lauf^d« Austgai^n in der -DDR (Geschäftskosten, Auf- 
enthaltskosten^ Steuern, Gebühren), Marketing und Werbungen, 
Stiftungen und] Spenden für gemeinnützige Zwecke tind für die 
Finanzierung v^n Investitionen. 


Insoweit liegt] hier auch ein nach Art. 6 Abs'. 4 der Anl, I des 
Staatsvortragep zwischen der BRD und der DDR vom 18 . Mai 1990 
nichtiges magehungsgeschSft vor, mit dem von einem gern- Art. 6 
Abs . 3 Satz 2 |3er Anlage I des genannten staatsvertragec allen- 
falls im verhall tnic 3 : 1 umzustellenden Devicenausländerkonto 
Guthaben abgezlagen und Ihrem gern. Art» 6 Abs- 2 im Verhältnis 
2 : 1 in DM urofetellbaren Konto rugeführt wurden. So ist in dem 
Vortrag unter iaem Datum 02 . Mai 1990 vereinbart, daß im Falle 
einer Währungejonion das Darlehen zum Stichtag zu dem vorge- 
sehenen Umrect^ungskurs für Forderungen und Verbindlichkeiten 
von Kommunen gegenüber der Staatsbank der DDR unzurechnen sei. 


üüjgosehen davep, daß dem damaligen Rat der Stadt Dresden der 
Sachverhalt bcjfcannt war, der zu der Reohtswidrigkeit der 
seinerzeit dur^shgoführten Omatellung führte, haben sie die 
‘Folgen des Kicjhtvorli« gens des Anspruchs auf ' Umstellung aes 
Guthabens aufgrund der mit Antrag vom 27, Jvini 1990 abgege- 
benen Erklärur^g und gern. Art. 6 Abs. 4 der Anl, 1 des Staats- 
vartrages zwisfehen der BRD und der DDR vom 18. Mai 1990 zu 
tragen. 



von C.'Ji.Tu. I / Fofckopia 
Herkunfr c-or Veri^gs: 
Durchsuchungsort: 
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von Cn 2 i:i£-!/Fcickopsa W ^ 

Hffrk;:n!r c^r Vorbge: 

Dorchsochungsorl: ^ 8f.ls20fy/ 

. Position No. : U <1 . 

Dxe t©ilM6la© turooacnaime der per 30. Juni 1990 durcngefoiirten 

Ümstellung dos i Kontos und die Rückforderung dos recfttswidrig 
erlangten Vorm^gensvorteils waren zulfissig, im Intaressas des 
Haushalts auch .-geboten; -tragende Gesichtspunkte, die gegen die 
getroffene Entscheidung sprechen könnten, sind nicht ersicht- 
lich. 


NacQi allodem kennen Sie sich auch nicht auf ein schutzwürdiges 
Vertranon auf ^io Bostandskraft der seinerzeit erfolgten Om- 
stellung boruf^ (vgl. § -48 Abs. 2 Satz 3 WvfG). 

Die Entscheidung über die zu erhebenden Zinsen ergibt eich 
aus den §§ 812). 818 und 819 BGB; sie erfolgt vorlüufig, 

2. Die Bofortigo Vollziehung dieSes Bescheides liegt im öffent- 
lichen Interaepa (§ so Abs. 2 Wr. 4 VwGO). Die Allgemeinheit 
ist durch die (Bnstollung ihres Kontos, soweit sie rechtswidrig 
war, in orhoblichom Haßo gaedhädtigt worden. Bai Eintri-tt dar 
auf öchiebendan- Wlrlcung des Widerspruchs könnte waitarhin über 
den seinerzeit-^ zu Dnrecht gutgcschriebenen Betrag verfügt 
werden. Die Sitherstellung kann nur durch Abordnung der 
sofoirtigan Vollziehung gewährleistet werden. 


Recht:sbQhqlfsbeXe|irunq 

1. Gegen den BescjiQid kann innerhalb eines Konats nach Bekanntgabe 
Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist bei uns 
schriftlich od^r zur Niederschrift einzulegen. 

Ist über den wjlderspruch ohne zureichenden Grund in angemes- 
sener Frist sachlich nicht entschieden worden, so kann Klage 
hei dem Verwaltungsgericht Berlin, Hardenbergstraße 2i - 24, 
1000 Berlin 12 ) erhoben werden. 

Die Klage kannj nicht vor' Ablauf von drai Mona-tan sait der 

4 

Einlegung das Widerspruchs erhoben werden, auBer wenn wegen der 
beeondoren ümstände des Falles eine kürzere Frist geboten ist. 
Die Klage muß den Kläger, die Beklagte (Deu-tsche Kreditbank AG, 
vertreten durch den Vors-tand) und den Streitgegenstand 
bezeiohnan. 
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von OrivInr-l/rcJokoDie 

Hork.„.,!r dsr ICPg 

Durch=u=!H:ngs=rl: ^ 8!-JS 20fiY 
j rosilion tNo. : w •/. ' 

Wenn ein Bovol^^ioäcliti^töj:: bestellt wird, gilt sein verecnuiaen 

an dew Versäumijis einer Frist als eiganos Verschulden des 
Auftraggebers . 


l'i/ 


2. Gegen die Anor4jnung der sofortigen Vollziehung (§80 Abs, 2 , 
Nr. 4 VWGO) ist der Antrag auf Wiederherstellung der aufsohie- 
benden Wirkung! des Widerspruchs zulässig. Er ist zu richten an 

das Vorwaltungf^eticht Berlin, Hardenbergstraße 21-24, 

1000 Berlin 12« 


Deutsche Kreditbaiik 
Aktiengesellschaft: 
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_2. Untersuchungsausschuß 
"MATERIALE C J3 


Gesetz 

gegen rechtswidrige Handlungen bei der Währungsumstellung 
von Mark der Deutschen Demokratischen Republik In Deutsche Mark 

Vom 24. August 1993 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 
Gesetz 

zur Regelung der Folgen 
rechtswidriger Handlungen 
bei der Währungsumstellung 

von Mark der Deutschen Demokratischen Republik 
in Deutsche Mark 

(Währungsumsleilungsfolgengesetz - WUFG) 

§ 1 

(1) Die Pnjfbehörde Währungsumstellung wird in das 
Bundesamt für Finanzen eingegliedert, das ihre Aufgaben 
und Befugnisse übernimmt. Das Bundesamt für Finanzen 
unterhält zur Erfüllung der Aufgaben aus diesem Gesetz 
eine Außenstelle in Berlin. 

(2) Die Zuständigkeit für Rücknahme- und Rückforde- 
rungsverfahren geht auf das Bundesamt für Finanzen 
über. Dies gilt auch für Verfahren, die im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes anhängig sind. 

§2 

(1) Soweit anläßlich der Währungsumstellung Mark 
der Deutschen Demokratischen Republik rechtswidrig 
in Deutsche Mark umgesteitt worden sind, hat das 
Burxiesamt für Rnanzen die Umstellung zurückzunehmen, 
einen r>euen Umstellungsbescheid zu erlassen ufxj die 
rechtswidrig umgesteiften Beträge in voller Höhe zurück- 
zuf ordern. Die Rücknahme wirkt auf den Zeitpunkt der 
rechtswidrigen Umstellung zurück. StarxJ dem Konto- 
inhaber das Guthaben nicht zu oder wurde es durch Elrv 
zahlung von auf Mark der Deutschen Demokratischen 
Republik lautenden Bankrxjten oder Münzen begründet, 
die unter Verstoß gegen die Devisenvorschriften der 
Deutschen Demokratischen Republik in deren Gebiet 
eingeführt oder erworben wurden, ist der Gesamtbetrag 
rechtswidrig umgestellt worden. 

(2) Stand das umgestellte Guthaben einem anderen als 
dem Kontoinhaber oder dem Verfügungsberechtigten zu, 
ist der Rücknahme- und Rückforderungsbescheid auch 
gegen diesen anderen als weiteren Beteiligten zu richten. 
Den Beteiligten obliegt der Nachweis der den Anspruch 
auf Währungsumstellung begründenden Tatsachen. Sie 
haften für den öffentlich-rechtlichen Erstattungsanspruch 
als Gesamtschuldner. Bei juristischen Personen haften 
auch deren handeirxje Organe, soweit diese die Umstände, 
die die Rechtswidrigkeit des Umstellungsbescheides be- 


gründet haben, gekannt oder infolge grober Fahrlässigkert 
nicht gekannt haben. 

(3) Das Bundesamt für Finanzen kann auf Antrag den 
Rückgewähranspruch ganz oder zum Teil erlassen, wenn 
dessen Gefter>dmachung nach Lage des einzelnen Falles 
unbillig wäre. Unbillig ist die Geltendmachung insbeson- 
dere dann, wenn der Antragsteller nachweist, daß er die 
Rechtsw'idrigkeit der Umstellung weder erkannt hat noch 
hätte erkennen können und die Geltendmachung zu einer 
unzumutbaren Härle führen würde. 

(4) Dte Rücknahme ist nur innerhalb von fünf Jahren 
seit dem Zeitpunkt zulässig, in dem das Bundesamt für 
Finanzen von der Rechlswidrigkeit der den ursprünglichen 
UmsteBungsbescheid begründenden Tatsachen vollstärxjig 
Kenntnis erlangt hat. Fristen, die bereits vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes abgelaufen sind, bteft>en unberührt. Der 
Anspnxh auf Rückgewähr rechtswidrig umgesteltter Be- 
träge einschließlich deren Verzinsung verjährt am 
31. Dezember 2003. Die Geldinstitute sind verpflichtet, 
die Umstellungsanträge sowie die Buchungsbelege aus 
dem Jahre 1990 bis zu diesem Zeitpunkt im Original 
aufzubewahren. 

§3 

Die zurückzufordemden Beträge sirxJ ab dem Zeitpunkt 
der rechtswidiigen Umstellung nach dem jeweils geltenden 
Zinssatz für Ausgleichsforderungen im Sinne der Anlage I 
Artikel 8 § 4 Abs. 1 des Staatsvertrages vom 18. Mai 1990 
(BGBl. 1990 II S. 518, 550) zu verzinsen. 


§4 

Die zunjckzufordemden Beträge einschließlich der Zinsen 
sind an den AusgleichsforKjs Währungsumstellung zu zah- 
len. 

§5 

Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Maßnahmen 
nach § 2 haben keine aufschiebende Wirkung. 

§6 

Für alle Streitigkeiten nach diesem Gesetz ist das 
Verwaltur>gsger>cht örtlich zuständig, in dessen Bezirk die 
Außenstelle des Bundesamtes für Finanzen (§ 1 Abs. 1 
Satz 2) ihren Silz hat. 
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§7 

Soweit Personen zur Durchführur>g dieses Gesetzes 
tätig werden, dürfen sie die ihnen bei ihrer Tätigkeit 
bekannt gewordenen Tatsachen nicht unbefugt offen- 
baren, verarbeiten oder nutzen. 

Artikel 2 

Änderung dee Gesetze« 

zur Feststellung von rechtswidrigen Handlungen 
mH Wirkung auf die Währungsumstellung 
von Mark der Deutschen DenK>kratlschen Republik 
ln Deutsche Mark 

Das Gesetz zur Feststellung von rechtswidrigen Hand- 
lungen mit Wirkung auf die Währungsumstellur>g von Mark 
der Deutschen Demokratischen Republik in Deutsche 
Mark vom 29. Juni 1990 (GBl. I Nr. 38 S. 601), das nach 
Anlage II Kapitel IV Abschnitt I Nr. 4 des Einigungs- 
vertrages vom 31. August 1990 in Verbindung mit Artikel 1 
des Gesetzes vom 23. September 1990 (BGBl. 1990 II 
S, 885, 1 194) forlgilt. wird wie folgt geändert: 

1 , § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 3 werden die Worte ,stelien fesr 
durch die Worte «sind verpflichtet festzustellen“ und 
die Angabe .30. 6. 1990“ durch die Worte .Tag der 
Umstellung“ ersetzt. 

b) Absatz 3 Satz 4 wird wie folgt gefaßt: 

.Sofern eine solche Erhöhung vorliegt, sirxl die Geld- 
institute verpflichtet, der Pröfbehörde unverzüglich 
die einschlägigen Daten mitzuteilen.“ 

c) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

.(4) Die GekjinsUtute sind verpflichtet, der Prüf- 
behörde Einsichtnahme in Kontountertagen von 
juristischen Personen oder Stellen mit Sitz oder 
Niederlassung in der Deutschen Demokratischen 
Republik zu gewähren, 

1. die Konten nach dem 1. Januar 1990 neu ein- 
gerichtet haben, wenn das Guthaben am Tage 
der Umstellung mindestens 250 000 Mark der 
Deutschen Demokratischen RepubTik beträgt, 
oder 

2. deren Kontenguthaben sich zwischen dem 
1. Januar 1990 urxl dem Tag der Umstellung 
um mindestens 200 000 Mark der Deutschen 
Demokratischen Republik erhöht oder vermiiv 
dert haben.“ 

d) Absatz 6 wird wie folgt gefaßt: 

.(6) Die zur Vorbereitung der Prüfung gemäß § 1 
festgesteiften Daten dürfen nur für Zwecke verar- 
beitet oder genutzt werden, für die sie gespeichert 
worden sind. Soweit sie nicht an die Prüfbehörde 
mitzuteilen sind, sind sie unverzüglich, die festge- 
steüten Daten der übrigen Kontoinhaber spätestens 
nach Übermittlung an die Prutbehörde zu löschen 
oder zu vernichten.“ 

2. § 4 wird wie lolgt geändert: 

a) Absatz 1 Salz 1 erhält folgende Fassung: 

.Die Prüfbehörde nimmt die erforderlichen Prüfun- 
gen vor.“ 


b) In Absatz 1 Salz 2 werden nach dem Wort .Konto- 
inhaber* die Worte jzu seinem Guthaben* gestrichea 

c) In Absatz 1 Satz 3 werden die Worte ,4 Wochen“ 
durch die Worte .3 Monaten“ ersetzt 

d) Absatz 1 Satz 4 wird wie folgt gefaßt: 

.Ergeben die Prüfungen tatsächliche Anhaltspunkte 
für den Verdacht eir>er Straftat, hat sie Anzeige 
bei der zuständigen Strafverfolgur^gsbehöfde zu 
erstatten.“ 

e) Absatz 3 wird wie folgt g^jfaßt: 

.(3) Die zur Durchführung dieses Gesetzes von 
der PrOfbehörde erhober^en, ihr übermittelten oder 
sonst bekannt geworderien Daten dürfen nur für 
Zwecke dieses Gesetzes und des Währungs- 
umstellungsfolgengesetzes verarbeitet oder genutzt 
werden. Sie sirx) zu löschen, soweit sie zur Aufgabef>- 
erfüllung nicht mehr erforderlich sifxJ. spätester« mit 
Auflösung der Behörde; Daten In Akten sind zu 
sperren, wenn ohne die Sperrung schutzwürdige 
Interessen des Betroffenen einschließlich juristischer 
Personen oder Stellen beeinträchtig würden und 
die Daten für die Aufgabenerfüllung der Behörde 
nicht mehr erforderlich sind.“ 

3. § 5 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

.1. Konten juristischer Personen mit Sitz oder 
Niederlassung außerhalb der Deutschen DerTX>- 
kratischen Republik, wenn 

a) das Guthaben mindestens 250 OCX) Mark 
der Deutschen Demokratischen Republik 
beträgt, sofern sich das Guthaben zwischen 
dem 1. Januar 1990 und dem Tag der Um- 
stellung um mindestens 200 000 Mark der 
Deutschen Demokratischen Republik erhöht 
hat. oder 

b) das Guthaben weniger als 250 000 Mark 
der Deutschen Demokratischen RepubTik be- 
trägt und Guthabenabgänge zwischen dem 
1 . Januar 1990 und dem Tag der Umstefluog 
mehr als 200 OCO Mark der Deutschen 
DerrK>kratischen RepubTik betragen, wobei 
dies auch für Konten gilt, die vor dem 1 . Juli 
1990 aufgelöst wurden, und“. 

b) In Sau 1 Nr. 2 wird das Wort .Umstellungsanträge“ 
durch das Wort .Konten“, die Angabe 4 >er 30. 6. 
1990* durch die Worte .am Tag der Urnstellur>g* urxj 
die Angabe .30. 6. 1990* durch die Worte .Tag der 
Umstellung“ ersetzt. 

c) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

.Oie Geldinstitute sind verpflichtet, die Prüfbehörde 
unverzüglich über die Konten, für die die in SaU 1 
genannten Kriterien zutreffen, zu informieren.“ 

4. § 6 wird wie folgt geändert: 

In AbsaU 1 wird nach Sau 1 folgender Sau 2 angefügt: 

.Die Befugnis der PrOfbehörde gemäß SaU 1 umfaßt 

auch die Prüfung der Kontenbewegungen nach der 

Umstellung und die in fremder Währung geführten 

Konten.“ 
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5. § 7 wird wie folgt gefaßt: 

.§7 — 

(t) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 3 Abs. 3 Satz 3 eine entsprechende 
Erhdhung des Gesamtguthabens einer Person nicht 
feststellt. 

2. entgegen § 3 Abs. 3 Satz 4 die einschlägigen 
Daten der Prufbehörde nicht oder nicht rechtzeitig 
mitteift. 

3. entgegen § 3 A' s. 4 oder § 5 Abs. 1 Satz 1 der 
Prüfbehörde Einsicht nicht gewährt oder 

4. entgegen § 5 Abs. 1 Satz 2 die Prufbehörde nicht 
oder nicht rechtzeitig informiert. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit eirier Geldbuße 
bis zu hunderttausend Deutsche Mark geahndet 
werden. 


(3) Verwaltungsbehörde im Sinr>e des § 36 Abs. 1 
Nr, 1 des Gesetzes über Ordnungs Widrigkeiten ist das 
Bundesamt für Fmarxzen.“ 

6. § 8 wird wie folgt gefaßt: 

.§8 

Soweit Personen zur Durchführung dieses Gesetzes 
tätig werden, dürfen sie die tvien bei ihrer Tätigkeit 
bekanntgewordenen Tatsachen nicht unbefugt offerv 
baren, verarbeiten oder nutzen.* 


Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 


Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind 
gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und 
wird im Bundesgesetzblatt verkündet. 


Bonn, den 24. August 1993 

Der Bundespräsident 
Weizsäcker 

Für den Bundeskanzler 
Die Bundesministerin 

für Raumordnung. Bauwesen und Städtebau 
I- Schwaelzer 

Der Bundesminister der Finanzen 
Theo Waigel 
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I Ktuni-u ^ 



von 

Herküi'jif c-c 
Durchjuchi:; 
Posilion No, 






10. Juli 1992 

N/n-iÄ 




' r..? ’ti V, 

* * %.*. r », ■<oA*'<i.'tk :: 


’*■ «•■* * «c* r»,i :c 
‘-■-.i- j - r- '. C*<yc^ s> 


^rl 


^NSCHREIBEN / EXPRESS 
Herrn 

^Dr . Franz Wagner 
Öberbürgerme i s ter 
öe^_S.tadt .Dresden 
Or, Külz Ri'ng 19 

D ~ 0 1082 p r e s d e n 


Lomcr fi Co. Ak t i e nge sc 1 1 scJ:a f t - Consor t i a len 
Communaldar lehen laut Vereinbarung vorn 2. Mai 1990 


Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Dr , Wacr.er 

Ich nehme Bezug auf meine Schreiber, an Sie vom 27. Mai 
1992 und 9, Juli 1992. 


Ich setze Sie nunmehr davon in Kenntnis, dass meine 
Mandant irw die Firma Üomer i Co. AG, das Darlehen laut 
der Vereinbarung über die Gewährung eines Consor t lalen 
Kommunaldarlehens vom 2. Mai 1990 gemäss den Punkten I 
und 7.2 dieser Vereinbarung ncimens des Consortiums, 
besteher\d aus meiner .Mar.car,t.ir. , der Firma Lomer & Cc . 
AG, und der Ber l iner Impor t-E>;pQr t, GmbH ge.mäss § 535 des 
Schweizerischen Obi iga t i o.nenrecht s kündigt und sofort 
fällig stell t . 

Für den nach meiner Auffassung ausgeschlossenen Fall, 
dass meine Mandantin, die Lomer & Cc. AG, nicht 


berechtigt sein 


sollte. 


das Darlehen namens des 


Stadtvarwaitong Or©S<Jön 

Dezernent lüf Finanzen 


N'- -Vi 


bA t>e 


w « 

•4m 20 

\ 1 

,U -982 

z^rt zSi 

ass^ 21 

Zitz zU 

•tA 221 


' A ^ 

zk zv 

*-A <ß 

G2; 

’f 

iÄ WQt 




■ rormln; 


,, ,.ros_ 

1 



832 






Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/10900 


■''3-JLIL-1932 15:24 TREUHAHW^Nb I . H H B 




O . tJM 


i 


» r\\ r: 


von Ol 

Herkunfr der Vor!. 
Durcnäuchungoorf: 
PoLÜlon No. 



/f &-Js2o/f^ 


ConsortiuiTis -- also auch für die Berliner Import -Export 
GmbH -- aufzukündigen, gilt diese Kündigung als 
Kündigung des Darlehensanteiles meiner Mandantin, der 
Firma Lotner & Co. AG, 

Zur Begründung der Kündigung verweise ich darauf, dass 
Sie Ihrer Verpflichtung gemäss Punkt 1 der vorgenannten 
Vv r e 1 nbarung , das Darlehen für Zwecke der Frr.an.’ieiunc 
kommunaler Ausgaben der Stadt Dresden, insbesondere der 
Schaffung von Büro- und Gewerbehäusern, Massnahmen zur 
oiclierung von Arbeitsplätzen, Rekonstruktion von 
kulturellen Einrichtungen und Wohnungsbau tu verwenden, 
nicht nacheekorrimen sind und auch die Ihnen in meinem an 
Sie gerichteten Schreiben vo.m 27. Mai 1992 gesetzte 
30-tägige Nachfrist ergebnislos abgelaufen ist. 

Ich fordere Sie daher auf, den offenen Darlehensbetrag 
samt vereinbarungsgerr.ässdn Zinsen innerhalb von acht 
Tagen ab Erhalt dieses Schreibens auf das in Funkt 3.5 
der Vereinbarung vom 2. Mai 1990 genannte Konto der 
Oe Ster reich! sehen Länderbank Akt iengesellschaf t , nunmehr 
Z-Länderbank Bank Austria AG, zu überweisen. Eine 
Berechnung der Höhe des aushaf tenden Darlehens samt 
Zinsen werde ich Ihnen A.nfang nächster Woche auf dem 
Fax-Weg übermitteln. 


1 ' 

\ 
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/ 

L 0 M G fi t Co 4ft 

nii nnnr? n n n ft n.ii 

Ter, 071/66 14 04 
FAX. 071/66 27 59 



An dis * ■ 

DEUTSCHE HANDELSBANK 
Aktiengessllschsft 
z. Hd. Fr. OuecX 

BehronsträBö 22 
Berlin, DDR-1060 

Berlin, am 23: April 1990 


Sehr geehrte Frsu Qesckl 

Wir ci'jiuohcn un 0b«rwei7ung vnn ifi^i Mil linnen {hvniitSüniWB^-srchr.iq MilLioazn} 
Mark der DDR zu Lasten unseres Kontos Nunstier 11$$.' 


Die Überweisung erfolgt prompt an den Rat 'der atadt Dresden, 
Koato-Nummcr ■ 

bei der Staatsbank in ßre.sden. 
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"behrens tVa sse 22 • • 
z •. h<J / .f r .. 'queck : ' 


; b^r l Irir* am 23- apri'l i 990 






vf. /. *■* 


■ ’v • •• 


sehr-, oebhrte f rau. .queck , . ' ;••' "v ' ■-*. 
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•'ul.e. .ueberwei suna er folol prompt an den rat der ’stadt dresdep# 

; k'öntq^nummer . . 

/belVder/i’laätsbank.. in dresen-..,’.' \ . ». 
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’ . ^ ‘ t - * ■ 


. uhquoie 


ml t>.f^ryundi i Chen' gr.uesseh ■.■.?■■ •,'•:• 

. rbbejr.T;,piac 2 ek ao/mar ll.n . k'crt'laff .’ 




► .tt39Öf ypi'aix' d ; 


:s •>. V ." * • 


. ... . s •• . 

.?• >' • V* *.,' 

* * y .'.v? • '* 




V4-. . y- 


. .. V *: 


,s. . • ‘ • ‘ .yv . . •' • f : : V • ‘ \ ’ 

* • *. - y / •• ■ .• i * * ** \ ‘ • \ . /**.^*' 




Drucksache 13/10900 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 




Auf der 
jcwcl' 


. KONTOVERTRAG tSonstlge) 

der AMgc'r'.etnen OescHcflsbed*nguncc^ 

iligcn Fossur'^ v/Ird ccr ncd>^teScnde Ko^lovcrt^og z^vijch 


der BonV 
er» 


ln ihrer 


(gcnCve Bf xe und An»^»*rt de» Vf r!f 05 jp^a''f 


(gcnCve Bf le und An»^»*rt de» Vf r!f 05 jp^a''f 

STAATSBANK 

«ier DcJt.'cS^*^ De-^<:c:!;ihe') RepvbUt 
,vB-.-f;nrr-5^:^dt;rontor T 

CSiemprt^c^ r 

obgeschlosrer^ : ^ nO’jptritrclo 

1. Die Bonk wifd für den ^<Srf.<{Jc^V».?l-/Depo:‘T Konto 

mit der urr.sJchend cenenn^tn KontcriUrönCr ^nd Kontcbeieichnurip e^orich* 
lcr> ur>d über diesem Konto dc.n ZoKIungjverkehr dcj KontoInKobers gemöß 
den ihr erteilten Auflrögcn darchführen. . ‘ 

2. Zeichnvncsbere^tiot lur c.^.elfwng von Zohlungsouft'ögen jowie für den übri- 
gen GeschöfUverVehr dej Kcntolnhobcri mit d^f Bonk sind d*c Unter- 
schrlftcnblctt genonnten Personen now> Moßgebe der dort getroffenen Fest- 
legung. 

Die 2c'dinang:.berechtigur^gcn gellen b>s 2 um Eingang einer schriftlichen 
Wicfcrrvfserklörung bei ccr Bcr.k. 

3. fcieser Kontovertfog’ elnschlfeSlich der Zcidinungsberechtlgungen gif: ci/ch 
fC'f etwolge Unterkonten, soweit nidtt besondere Fcstlegungcr^ getroffen 
werden. 

4. Entsprecherid der AO über die Nutzung der EDV im ZohfungsverVehr — 
Codierung des Zohlungsgrur^des — vom 12- 5. 1970 v/Ird der Kontolnhober 
2 ur einheitlichen Durchführung des Zohfungjverkehrs und lUf Sicherung der ’ 
gegenseitigen Inforrttcilon der Zahlungspcrtner den Zweck der Zohfung ouf 
den Zcnlungsdokumenten njrnerlsdi ve.'schlüsse^t (codiert) ongeben/) 

5. Dorjber hinaus notwendige Festlegungen^ insbesondere zur Abwic<lür^g des ‘ 

Zohtungsverkehrs, iuf Bereilstoflung der BonVoor-t sowie über weitere Formen 
der Zusommenofbc't können in gesonderten Vercinborungen bzw. schrlft- 
ll^en cetro-en werden. 

<J»r ^yts^.'i''Ojcc’.rc;p»*c.'i R.puypi 

J -üi 

riouol.'iTicle 

Pofitf^ 133?. Berlin. 

. CStewpxkl urxf red^U''trbIo<}:^c^l^ ^ (StefT.pct v^d ür»tf d^/der 

Untcri'hriVe« der Vert^etuny-bere^^itlgien d^ Kor>tO inkober») 



Best 

durch 


(Siegel) 


Qtigung •) 

h die übergeordnete Stelle bzw. PolIrc»d»enjtsteile 




(Ster^prt v•^rf U' 


Geprüft: 




(S-5terr.pelobdruds) 


Vermerke der Bank: 

JiSäil Imo^o.n *) des/der Vertretungsbcrccht-gt^n 


(Nom®. Vornom«^ * ^ ^ 

■B— 

(Käme. Vo'nOtr^*) 



*) Niditiutrcffendes streichen 




(üniefiAfdt dt» Ceorbc't^'s) 
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Untcrjchrlftenbloii tum Konlc^e^eg vom 


: X3 c/.sp . ' . 


\u\ \(:\d W 


CKu.‘ 2 bcze>cbnung cfcj Konlolrihobefi - rr.ox. 20 Stellen) 


1 1 

1 . 











' 








f/O..Nr.) (Wl..Z»V.-Nf.) (Sc'.f.-Nr.) ■ . ■ 


ZcIchnungJbered^t^3te 


KontO’Nf. 


Tel.Nr. 


As^ . . 


Vermerke der Bonje 


Nomc 

Art def 
2.*8ef. 

E. A.e 

•> 

ihen D*©bcn 
rr'*'^ T!n:c 
©der Kt^geH^r. 

* ©der tCoplfntiH 

^ ^ Bönkvermerke • 

Crstctiy. r^oCTfTogi, ; ^ 

«Inge». Z.‘8r*edMiflt. • • 

Uftte*jcbr. d. Ve?tf©- 
tunyibe*e<d't. (lU . * - 

Vordcficlte) Dotwm • i • 

; U. g, - 




! 

JtKtrnm 







i 

i 

. 


r 

S > 



' ' 

: ■ • 



- 

< . . • • j 



• 





f 9 —■ i 


*) £ «InicM 

A /^tt Oc'^elAjoni 

(«tlyeircin) 

B »»»♦» pe'^ftO A 

Unm«tietbor de* <ici IrtXlen ZeJcSnuripibt*cd>tiyteft 

Ooerit»icn hnic, ICvyeUdtretber ede« o^tvbSryrr*. 

D.'o nidttbe^vmrn 2 *»Ua b^e^bvn WJ, »-erd«« 10* dl« Elniroa'Jf'ö 

KJMw^o'*'">rndef Zet(^HunB»b*fcd^tigte* b«r>wirt. 



2 2 L^'yo'g*^/ 


“‘Qaf ) 


sj 


L. 60 : 3.1 fitiberg Ag r 7 , 7 t 


IJi/5/e 2 T 51W *,1 76 ^ *l>c? 


C/f 
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DEUTSCHE HANDELSBANK 
• AklicngeseUschoft 


König Nr, 




ZEICHNUNCSBERECHTIGTE 


Nome des Kontoinhdbers: 




Löner & Co. AG 


Adre$.<ie 


Langgreut, CH- 9322 Egnach 


Telefon 


071/ 66 14 04 


Es sind einzeln relchnungsberechtigl: 

Vor- und Zonome 


Eigenhändige Ucdersdiriftsprcbe 



Es zeidinen je iwe» Personen gemeinsom: 


Vor« und Zuname 


Eigenhändige Unterschdftsprobe 


DHe js (»Ä) x7/a7 aow 



Deutscher Bundestag - 13, Wahlperiode DrUCkS3Ch0 13/10900 



No'^c des Ko"Jto«nhobers 

Jede Person, deren Unierschfiflsprobe hJnter’ect ist. »st olle»n Ober dos Konto verfOgungsbereditigt, ferne 
dem Tode des Kontoinhobers — eine dcvJscnrechOid'.o Genehmigung vorousgeselit - zur Weiterfuhrur 
:<ontos, suf Stellung des Antrogs auf Löschung des Kontos und Zur Abhebung des Restguthobens. wenn un 
Rubrik ..öesondere Vorschrifte.n^ nichts anderes angegeben ist 

Unterschriften, die den hinterlegten Unterschriften entsprechen, werden sotonge anerkannt bis di« Unter 
proben von dem Kcntoinhobcf, noch seinem Tode von den Erben oder onderen .zur Verfügung über den h 
berechtigten Personen, durch schriftlioe Mitteilung cn die Bank rurOckgezogeo werden. Zu dieser EfIclÖrung i 
jeder Erbe oMein berechtigt. 


1. Besondere Vorschriften: 


2. Die Unters^fiften gehen solonge, bis Ihnen mein / unser sd^riftlid^er Widerruf zugegangen Ist 


Loner & Co. AG 
CH-9322 Egnach 
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der 


Deutschen Demokratischen Republik 


Teill 


2. UnteraüchLincjsaüsschuß 
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n 4 2.9^ 

/ BündfStag 
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und ein Stichwortverzeichnis 


Herausgegeben 

vom Amt des Ministerpräsidenten 


Staatsverlag der Deutschen Demokratischen Republik 
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slert und unabhängig sein sowie das Arbeitskampfrecht und 
das geltende Tarifoecht als verbindlich anerkennen. 

Artikel 5 

Unabhängige Rech tssp rech an g 

(1) Wird jemand durrfi die öffentliche Gewalt In seinen 
Rechten verletzt, so steht Ihm der Rechtsweg offeo. 

(2) Die Richter sind unabhängig und nur der Verfassung 

nach Maßgabe dieses Verfassungsgesetzes’ und dem Gesetz 
unterworfen. Sie unterliegen, insoweit keiner Aufsicht staat- 
licher oder gesellschaftlicher Organe. Eine Leitung der Rechts- 
sprechung unterer Gerichte durch obere Gerichte ist nicht zu- 
lässig. _ 

Artikel 6 

Schatz der Umwelt 

Der Schutz der natürlichen Umwelt ist Pflicht des Staates 
und aller Bürger. Er ist durch Gesetze zu gewährleisten. 

• Artikel 7 

Schatz der Arbeit 

Die Arbeitskraft wird vom Staat geschützt. Der Staat för- 
d^“* das Recht des einzelnen, durch Arbeit ein menschenwür- 
c < Leben ln sozialer Gerechtigkeit und wirtschaftlicher 
F eit zu führen, und schafft die dazu notwendigen Rah- 
menbedingungen, 


Artikel 8 
Hoheitsrechte 

Die Deutsche Demokrawische Republik kann durch Verfas- 
sungsgesetz Hoheitsre^chte aruf zwischenstaatliche Einrichtun- 
gen und Einrichtungen der Bundesrepublik Deutschland über- 
tragen oder in die Beschränkung von Hoheitsrechten ein willi- 
gen. 

Artikel 9 
Neafasstmg 

Artikel 106 der DDR-Verfassung wird wie folgt gefaßt: 
„Artikel lOÖ 

Die Verfassung kann nur' von der Volkskammer der Deut- 
schen Demokratischen Republik durch Gesetz geändert wer- 
den, das ausdrücklich als .Verfassungsgesetz' bezeichnet ist. 
Staatsverträge der Deutschen Demokratischen Republik und 
andere völkerrechtliche Verträge sind, soweit durch sie Ver- 
fassungsgegenstände berührt werden, durch ein ausdrücklich 
als .Verfassungsgesetz* bezeichnetes Gesetz zu bes.Lätigen, das 
der Zustimmung von zwei Drittel der Mitglieder der Volks- 
kammer bedarf.“ 

- Artikel 10 

Sch 1 oßbestl mm ang 

Dieses Verfassungsgesetz tritt am 17. Juni 1990 in Kraft und 
behält seine Gültigkeit bis zur Inkraftsetzung eines Grund- 
gesetzes. 


Das vorstehende, von der Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik am siebzehnten Juni neunzehnhundert- 
neunzig beschlossene Gesetz wird hiermit verkündet , ' 

Berlin, d.en siebzehnten Junl neunzehnhundertneunzig 

- Die Präffidentin der Volkskammer 

der Deatschen Demokratischen Republik 
Bergmann-Pohl 


. Gesetz 

zur Privatisierimg und Reorganisation 
des volkseigenen Vermögens 
(Treahan dgesetz) 

, vom 17. Juni 1990 

ragen von der Absicht, 

— uie unternehmerische Täftigkeit des Staates durch Privati- 
sierung so rasch und so weit wie möglich zurückzuführen, 

— die Wettbew^bfifähi^elt möglichst vieler Unternehmen 
herzustelLen und somit Arbeitsplätze zu sichern und neue 
SOI schaffen, . 

— • Grund und Boden Ädr wirtschaftliche Zwecke ber^tzustel- 

teu, ' 

— daß nach einer Bestandsaufnahme des volkseigenen' Ver- 
mögens und seiner Ertragsfähigkeit sowie nach seiner vor- 
rangigen Nutzung für Strukturanpässung <fer Wirtschaft 
und die Sanierung des Staatshaushaltes den Sp^ern zu 
einem späteren Zeitpunkt für den bei der Währungsum^ 
steUui^ am 2. Juli 1990 reduzierten Betrag ein .verbrieftes 
Anteilsrecht an volkseigenem Vermögen eingeräumt vter- 
den kann, 

wird folgecides Gesetz erlassen: 

81 

Vermöf ensübertragung 

(1^ Das volkseigene Vermögen Ist zu prtvatisierecL Volks- 
eigenes VeemÖgen kann atich in durch Gesetz bestimmten Fäl- 
len .Genudnden, Städten, Bereisen und Ländern sowie der öf- 
fentlicben.Bazid ak Xigeatum übertragen werderL Volkseigen 


nes Vermögen, das kommunalen Aufgaben und kommunalen 
Dienstlei^ungen dient, ist durch Gesetz den Gemeinden und 
Städten zu übertragen. . 

(2) Der Mirasterrat trägt für die Privatisierung und Reor- 
ganisation des volkseigenen Vermögens die Verantwortung 
und Ist der Volkskammer rechenschaftspflichtig. 

(3) Der Mtnlsterrat beauftragt inlt der Durchführung der 
entsprechenden Maßnahmen die Treuhand anstalt. 

(4) Die Treuhand anstalt wird nach Maßgabe dieses Gesetzes 
Inhaber der Anteile der Kapitalgesellschaften, die durch Um- 
wandlung der im Register der volkseigenen Wlrtsch^ einge- 
tragenen vollcselgenen Kcxnbinate, Betriebe, Einrichtungen 
und sonstigen juristisch selbständigen Wirtschaftseinheiten 
(nachfälgend Wirtschaftseinheiteu genannt) entstehen oder bis 
^um Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits entstanden sind. 

(5) Die VoTsdiriften dieses Par^raphen finden nicht für 
volkseigenes Vermögen Anwendung, soweit dessen Rechtsträ- 
ger 

— der Staat, 

— die Deutsche Post mit ihren Generäldirektionen, die Deut- 
sche Reichsbahn, die Verwaltung von Wasserstraßen, die 
Verwuätung des öffentlichen Straßennetzes und ändere 
Staatsuntemehmen, 

— Gemeinden, Städten, Kreisen und Ländern unterstellte Be- 
triebe oder Einrichtungen, 

— eine Wirtschaftseinheit, für die bis rum Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes ein Liejukkationsvermerk im Register der 
volkseigenen Wirtschaft eingetragen wurde, 

sind. - _ ' 

(8) Für die Privatisierung und Reorganisatioo des volks 

eigenen Vermögens ln der Land- un<^ Öt»clÄ- -L' 

fHJf .8 D 

P[ »'omr,: 
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Treuhandschaft so zu gestalten, daß den ökonomischen, öko- 
logischen, strukturellen und eigentumsrechtlichen Besonder- 
heiten dieses Bereiches Rechnung getragen wird, 

§2 

Stellung und Aufgaben der Treuhandaxistalt 

(1) Ehe Treuhandanstalt ist eine Anstalt öffentlichen Rechts. 
Sie dient der Privatisierung und Verwertung volkseigenen 
Vermögens nach den Prinzipien der sozialen Marktwirtschaft. 

(2) Die Treuhandanstalt unterliegt der Aufsidit des Mini- 
sterpräsidenten. 

(3) Die Satzung der Treuharxianstalt ist durch den Minir 
sterpr äs identen der Volkskammer zur Bestätigung vorzuiegen. 

(4) Die Geschäftsordnung der Treuhandanstalt bedarf der 
Bestätigung durch den Ministerrat. 

(5) Auf die Treuhandanstalt sind die Regelungen gemäß 
§ 96 Absätze 2 und 3 der Haushalteordnung der Republik über 
die Verwaltung von Unternehmen in der Rechtsform einer 
republikunmittcflbaren juristischen Person des öffentilichen 
Rechts und über die Verwaltung ihrer Beteiligungen anzu- 
wenden. 

(6) Die Treuhandanstalt hat die Strukturanpassung der 
Wir laft an die Erfordernisse des Marktes zn fördern, in- 
dem insbesondere auf die Entwicklung sanierungsfähiger 
Betriw^e zu wettbewerbsfähigen Unternehmen und deren Pri- 
vatisierung Einfluß nimmt. Sie wirkt darauf hin, daß sich 
durch zweckmäßige Entflechtung von Unternehmensstruktu- 
ren marktfähige Unternehmen herausbUden und eine effi- 
ziente Wirtediafftsstruktur entsteht 

(7) Lm Vorgriff auf künftige Prifvatisierungserlöse kann die 
Treuhandanstalt lm Rahmen und nach Maßgabe des Arti- 
kels 27 des zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen Republik abgeschlossenen Staate- 
vertrages zu Sanierungszwecken Kredite .aufnehmen und 
Schuldverschreibungen begeben. 

(8) Der Sitz der TreUhandanstält ist Berlin. 

§ 3 

Vorstand der Treuhandanstalt 

(1) Die Treuhandanstalt wird durch einen Vorstamd geleitet 
und durch die Mitglieder des Vorstandes im Rechtsverkehr 
vertreten. 

(2) Der Vorstand setzt sich aus dem Präsidenten der Treu- 
hand ^»nstalt und mindestens 4 weiteren Vorstandsmitglied em 
zusz en. Der Präsident und die Mitglieder des Vorstandes 
werc chirch den Verwaltungsrat berufen und abberufen. 

(3) Der Vorstand ist dem Ministerrat berichtepflichtig. Er 
hat ln vom Ministerrat festzulegenden Fristen Berichte über 
den Fortgang der Privatisierung zu veröffentlichen. 

§4 

Verwaltungsrat 

(1) Der Verwaltungsrat hat die Gesdiäftstatigkelt des Vor- 
standes zu überwachen und zu unterstützen. Zu diesem Zweck 
nimmt er regelmäßig Berichte des Vorstandes entgegen. Der 
Präsident des Vorsrtandes hat den Vorsitzenden des Verwal- 
tungsrates Ober aWe wichtigen Geschäftsangelegenheiten ru 
unterrichten. Der Verwaltungsrat berät den Vorstand der 
Treurhanidanstalt ln allen Grundfragen insbesondere der Pri- 
vatisieimng und Verwertung volkseigenen Vermögens nach 
den Prinzipien der sozialen Marktwirtschaft sowie Ln allen 
weiteren Aufgaben gemäß § 2. Ln der Satzung 'der Treuhand- 
anstailt ist zu bestimmen, welche Geschäfte der Zustlnamung 
des Verwaltungsrates bedürfen. 

(2) Der Verwältungsrat besteht aus einem Vorsitzenden 
und 10 Mitgliedern. Der Vorsitzende und 7 weitere Mitglieder 
werden vom Ministerrat berufen. Die Volkskammer wählt , 
2 Mitglieder aus ihrer Mitte, davon ein Mitglied auf Vorschlag 
der OpposTtlon.'7 weitere Mitglieder bemft die Volkskammer 


auf Vorschlag des Ministerpräsidenten. In den Verwaltungs- 
rat sind vorrangig Persönlichkeiten zu berufen, die Insbeson- 
dere über eine hohe fachliche Kompetenz und umfangreiche 
Erfahrungen bei der Führung und Sanierung von Unterneh- 
men sowie bei der Tätigkeit am Kapitalmarkt verfügen. 

55 

Einnahmen and Ihre Verwendung 

(1) Die Einnahmen der Treuhandanstalt werden vorrangig 
,für die Strukturanpassung der Unternehmen — auch jm Rah- 
men eines horizontalen Finanzausgleichs — , in zweiter Linie 
für Beiträge zum Staatshaiishalt und zur Deckung der lau- 
fenden Ausgaben der Treuhandanstalt verwendet Die Ver- 
wendung der Einnahmen erfolgt im Einvernehmen' mit dom 
Ministerrat 

(2) Nach einer Bestandsaxifnahme des volkseigenen Vermö- 
gens und seiner Ertragsfähigkeit sowie nach seiner vorran- 
gigen Nutzung für die Strukturanpassung der Wirtschaft und 
für die Sanierxxng des Staatshaushalts wird nach Möglichkeit 
vorgesehen, daß den Sparern zu einem späteren Zeitpunkt fCh* 
den bei der UinstoUung von Mark der DDR auf DM 2 zu 1 
reduzierten Betrag ein verbrieftes Anteilsrecht am volks- 
eigenen Vermögen eingeräumt werden kann. 

56 

Jahresabschluß und Lagebericht 

Der Vorstand der Treuhandanstalt hat einen Jahresabschluß 
und einen Lagebericht aufzustedlen. Für Ihren Inhailt, für Ihre 
Prüfung durch unabhängige Wirtschaftsprüfer und ‘für ihre 
Bekanntmachung gelten die Vorschriften für Kapitalgesell- 
schaften. Der Jahresabschluß und der Lagebericht sind dem 
Verwaltuhgsrat zur Bestätigung vorzulegen. 

5 7 

Treohahd-AktlengeseO^aften 

(1) Uie Treuhandanstalt verwirklicht Ihre Aufgaben in de- 
zentraler Orgamsationsstruktur Ober 'Treuhand-Aktiengesell- 
schaften, die nach Anzahl upd Zweckbestimmung mit den 
Aufgaben der Treuhandanstalt die Privatisierung und Ver- 
wertung des volkseigenen Vermögens nach unternehmeri- 
schen Grundsätzen sichern. 

(2) LMe Treühondanstalk wird beauftragt* unverzüglich, 
spätestens Innenhaflb von zwei Monaten nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes, im Wege der Bargihndung Treuhand-Aktien- 
gesellschaften ru grCnden.-Die Al^en der Treuhand- Aktien- 
gesellschaften sind nicht Qbertraigbar. Die Satzungen der Treu- 
hand -Aktiengesellsdiaften sind durch den Verwaltungsrat der 
Treuhandanstalt ru bestätigen. 

(3) Den Treuhand -AktiengeseUschaften werden durch Ver- 
ordnung des Ministerrates unverzüglich die der Treuhand- 
anstalt gehörenden Anteile an Aktiengesellschaften und Ge- 
sellschaften mit beschränkter Haftung übertragen. Der Ver- 
waltungsrat der Treuhandanstalt ordnet dabei nach Zweck- 
mäßigkeitsgesichtepunkten den einzelnen TreuhancJ-Aktien- 
gesollschaften die von ihnen zu haltenden Beteiligungen zu. 

.08 ■ ■ ‘ ‘ ^ 

Aufgaben der Treuhand- Aktlengesdlschäfieu 

(1) Die Treuhand -Aktiengeselischaften haben unter -Hinzu- 
ziehung von Untern ehmenMjenatungs- und Verkaufsges^- 
schaften sowie Banken und anderen geeigneten Unternehmen 
zu gewährleisten, daß in ihrem Bereich folgende Ai^aben 
unternehmerisch und weitestgehend dezentrai gelöst werden: 

— Privatisierung durch Veräußerung von Geschäftsanteilen 

exier Vermögensanteilen, 

— Sicherung der Effizienz und Wettbewerbsfähigkeit der 

Unternehmen, ' * . 

— Stillegung und Verwertung des Vermögens von nicht «a- 

nl^nmg.sfah Igen Unternehmen cxler Unternehnr^ensteilcn. 
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(2) Die Treuhand-Aktiengesdlschaften haben der Treu- 
handanstalt über den Fortgang der Privatisierung zu berich- 
ten. 

59 

(1) Zur Sicherung der Effizienz und Wettbewerbsfähigkeit 
haben die Treuhand-Aktiengesellsdiaften in den Unterneh- 
men ihres Bereiches solche Strukturen zu schaffen, die den 
Bedingungen des Marktes und den Zielsetzungen der sozialen 
Marktwirtschaft entsprechen. / 

.(2) Die Treuhand-Aktiengeselllschaften haben dafür zu sor- 
gen, daß die Untemehmten ihres Bereiches möglichst zügig in 
die Lage versetzt we^en, sich über clie Geld- und Kapital- 
märkte selbst zu finanzieren.. 

(3) Zur Verbesserung der Ertragslage von Unternehmet so- 
wie für Sanierungsprogramrae sind in geeigneten Fällen ex- 
terne Berater heranzuziehetL 

(4) Die Treuhand-Aktiengesellschaften können 23ur Stärkung 
der Unternehmen ihres Bereiches insbesondere im Zusam- 
menhang mit Sa nierungsmaß nahmen alle marktraaßigen Mög- 
lichkeiten nutzen, z. B. .Kredite aufnehmen oder Bürgschaf- 
ten gewähren, 

'510 

Organe der Treuhand-Aktiengesellschaften 

(1) Die Aufsichtsratsmitglieder, die die Treuhandanstalt in 
der Treuhand-Aktiengesellschaft vertreten, werden vom Vor- 
stand der Treuhandanstalt benannt. Für sie gilt § 4 Abs. 2 
entsprechend. 

(2) Für die Vertreter der Arbeitnehmer Ln den Auisichts- 

räten der Treuhand -Aktiengesellschaften werden die Vor- 
schriften des Gesetzes über die Mitbestimmung der Arbeit- 
nehmer nach Maßgabe des Gesetzes Ober die Inkraftset- . 
zimg von Kechtsvorschriften der Bundesrepublik Deutsch4and 
in der Deutschen Demokratischen Republik hinsichtlich des 
Wahl Verfahrens für xile Arbeitnehimervertreter bis zum 
31. März 1991 eusgesetzt. Die in den Kapitalgesellschaften, an 
denen die Treuhäoid-Aktlengesellschaften die Anteile halten, 
vertretraen Gewerkschaften nehmen anstelle dessen das Vor- 
schlagsfecht für die Arbeitnehmervertretef gemeinsam wahr. 
Sie können sich hierbei auch durch Bevollmächtigte vertreten 
lassen. - 

(3) Die Vorstände der Treuhand-AktdengeseMlschaften sollen 
über Erfahrungen bei der Leitung von Unternehmen, insbe- 
sondere bei der Sanierung und der Veräußerung von Ge- 
sch “*tsan teilen verfügen. 


Umwandlung der WlrtscfaaftselnhelteD 
In KaplUlgesellscharieD 

511 

(11 Die ln 5 1 Abs. 4 bezelchneten Wirtschaftseinheiten, die 
bis zum 1; Juli 1990 noch nicht ln Kapitalgesellsch 2 dten um- 
gewandelt sind, werden .nach den folgenden Vorschriften in 
Kapitalgesellschaften umgewandelt. Volkseigene Kombinate 
werden ln Aktiengesellschaften, Kombinatsbetriebe und an- 
dere Wirtschaftseinheiten in Kapitalgesellschaften, vorzugs- 
weise ln Gesellschaften mit beschränkter Haftung (im wei- 
teren als Gesellschaften mit beschränkter Haftung bezeich- 
net), umgewandelt - 

(2) Vom 1, Juli 1990 an sind die ln Abs, 1 bezeichneten Wirt- 

schaftseinheiten Aktiengesellschaften oder CJesellschaften mit 
beschränkter Haftung. Die Umwandlung bewirkt gleichzei- 
tig den Übergang des Vermögens aus der Fonds! nhaberschaft 
der bisherigen Wirtschaftseinheit sowie des in Rechtsträ- 
gerschaft befindlichen Grund und Bodens In das Eigentum 
der Kapitalgesellschaft ' 

(3) Der Umwandlung gemäß Abs. 1 unterliegen nicht 

— Wirtschaftseinheiten, für die bis zum Inkrafttreten dieses 
Gesetzes ein Liquida tlonsvermerk im Register der volks- 
eigenen Wirtschaft eingetragen wurde. 


— die Deutsche Post mit ihren Generaldirektionen, die Deut- 
sche Reichsbahn, die Verwaltung von Wasserstraßen, die 
Verwaltung des öffentlichen Straßennetzes und andere 
Staatsuntemehraen, 

— Gemeinden, Städten, Kreisen und Ländern unterstellte 
Betriebe oder Einrichtungen, 

— Außenhandelsbetriebe in Abwicklung, die gemäß Anlage 1 
Artikel 8 § 4 Abs. 1 des Vertrages über die Schaffung einer 
Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwischen der 
Deutschen Demokratischen Republik und der Bundesrepu- 
blik Deutschland Forderungen und Verbindlichkeiten in- 
westlichen Währungen abzuwickeln haben, 

— volkseigene Güter und staatliche Forstwirtschaftsbetriebe. 

§ 12 

(1) Die Treuhand-Aktiengesellschaften werden Inhaber der 
Aktien der aus den Kombinaten entstandenen Aktiengesell- 
schaften ihres Bereiches sowie der Geschäftsanteile der Ge- 
sellschaften mit beschränkter Haftung, die aus juristisch selb- 
ständigen Wirtschaftseinheiten entstanden sind oder derjeni- 
gen, die bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes wirksame Er- 
klärungen über den Austritt aus dem Kombinat abgegeben 
haben. 

(2) Die aus den Kombinaten entstandenen Aktiengesell- 
schaften werden Inhaber der Geschäftsanteile der Gesell- 
schaften mit beschränkter HafUing, die den Kombinaten vor 
dem 1. Juli 1990 unterstellt waren. 

(3) Eine Aktiengesellschaft im Sinne des Abs, 2 hat ihre An- 
teile an einer Gesellschaft mit beschränkter Haftimg der zu- 
ständigen Treuhand -Aktiengesellschaft gegen angemessenes 
Entgelt anzubieten, wenn die Geschäftsleitung der Gesell- 
schaft mit beschränkter Häftling dies verlangt 

§13 - 

Die Umwandlung einer Wirtsdiaftselnhelt In eine Kapital- 
gesellschaft ist von Amts wegen unter Bezugnahme auf dieses 
Gesetz in das Register einzutragen, in dem diese Wirtschafts- 
einheit bisher eingetragen war. . 

8 14 ‘ 

Die Firma der gemäß § 11 Al>s, 2 entstandenen Kapitalge- 
sellschaft muß die Bezeichnung „Aktiengesellschaft im Auf- 
bau“ oder „Gesellschaft mit beschränkter Haftung im Auf- 
bau“ enthalten. ' . 

§15 

(1) Die Kapitalgesellschaft ist von Amts wegen unter Be- 
zugnahme auf dieses Gesetz in das Handelsregister einzutra- 
gen. 

(2) Für die Eintragung in das Handelsregister sind dem Re- 
gistergericht durch die Kapitalgesellschaft bis spätestens 
16. Juli 1990 mitzuteilen: 

1. Name der bisherigen Wirtsch^tseinheit; 

2. Firma und Sitz der Gesellschaft; 

3. Gegenstand des Unternehmens; - ^ - 

4. Name jedes Mitgliedes des vorläufigen Vorstandes oder 

^ der vorläufigen Geschäftsführer. 

(3) Der Treuhandanstalt und der zuständigen Treuhand- 
Aktiengesellstiiaft sind zeltgleich die Angaben nach Abs, 2 
mitzuteUen. Bis zum 31. Juli 1990 sind ihnen darüber hinaus 
eine Aufstellung Äber das Vermögen der Kapitalgesells^aft 
zum Zeitpunkt der Umwandlung sowie eine vorläufige Kon- 
zeption für die Cleschäftstatlgkelt zu übergeben. Bei Vermö- 
gensposten, deren Bestandsmengen kurzfristigen Veränderun- 
gen unterliegen, Ist auf den 1. Juli 1990 eine körperliche Be- 
standsaufnahme vorzunehmen, 

(4) Bis zur Bestimmung des Stammkapitals oder Grund- 
kapitals Im Gesellschaftsvertrag oder in der Satzung beträgt 
das Stammkapital einer Gesellsdiaft mit besdiränkter Haftung 
50 000 Deutsche Mark, das Grundkapital einer Aktiengesell- 
schaft 100 000 Deutsche Mark. 
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S 16 

(1) Bis zum 31. Juli 1990 werden von der Treuhandanstalt 
Personen als vorläufige Mitglieder des Vorstandes oder vor- 
läufige Geschäitsführer besteUt. Bis zu Ihrer Bestellung sind 
die Aufgrben des Vorstandes oder der Geschäftsführung durch 
die geschäftsführenden Generaldirektpren oder Betriebsdirek- 
toren wahrzunehmen. 

(2) Die Vorschriften des Aktiengesetzes oder des -Gesetzes 

über die Gesellschaften mit beschränkter Haftung über die 
Stellung und die Verantwortlichkeit der Mitglieder des Vor- 
standes oder der Geschäftsführer sind auf die in Abs. 1 ge- 
nannten Personen anzuwenden. Die Treuhandanstalt haftet 
für Schäden aus Pflichtverletzungen dieser Personen an de- 
ren Stelle. Regreßansprüche der Treuhandanstalt gegen diese 
Personen aufgrund anderer Rechtsvorschriften bleiben un- 
berührt. . 

§17 

(1) Bis zur endgültigen FeststeUung der Satzung einer ge- 
mäß § 11 Abs. 2 entstandenen Aktiengesellschaft lauten deren 
Aktien auf den Inhaber. Der Nennbetrag der Aktien beträgt 
fünfzig Dei sehe Mark, 

'2) Bis zum endgültigen Abschluß des Gesellschaftsvertra- 
i ?iner gemäß § 11 Abs. 2 entstandenen Gesellschaft mit be- 
sä kter Haftung beträgt die Stammeinlage eintausend 
Deutsche Mark. 

§ 18 

Geschäftsjahr der gemäß § 11 Abs, 2 entstandenen Kapital- 
gesellschaften ist das Kalenderjahr. 

, §19 

Unverzüglich nach der Eintragung der Aktiengesellschaft 
Im Aufbau exfer der Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
im Aufbau ln das Handelsregister hat deren vorläufiges Lei- 
tungsorgan die für die Gründung einer Aktiengesellschaft 
oder einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung gesetzlich 
erforderlichen Maßnahmen für die Gründung einzyleiten. 


5 20 

(1) Die Kapitalgesellschaften haben der TreuhandanstaJt 
bis zum 31. Oktober 1990 zu übergeben: 

1. Entwurf eines Gesellschaftsvertrages oder einer Satzung 
“intsprechend den gesetzlichen Bestimmungen unter An- 

,be des Stammkapitals oder Grundkapitals und einer 
^■“egebenenfalls beabsichtigten cxler erforderlichen Kapi- 
talerhöhung; 

2. Schlußbilanz der Wirtschaftseinheit und Eröffnungsbilanz 
zum Stichtag der Umwandlung sowie eine Aufstellung 
über alle Rechte und Pflichten, Forderungen und Ver- 
bindlichkeiten, die mit den Banken getroffenen Verein- 
barungen und bei beabsichtigter Gründung weiterer Ge- 
sellschaften eine Regelung über die Rechtsnachfolge, Die 
Bilanzen sind durch den Rechnungshof oder Wirtschafts- 
prüfer oder Wirtschaftr:^rüfungsgesellschaften zu prüfen; 

3. Gründungsbericht und Lagebericht, in dem auch der Ge- 
schäftsverlauf und die Lage der Wirtschaftseinheit für 
das letzte Geschäftsjahr darzustelJen sind; 

4. Angaben über Bodenflächen der Kapitalgesellschaften. 


(2) Für Wlrtschaftselnheaten, die einen Antrag auf die Um- 
wandlung und die dazu erforderlichen Unterlagen ordnungs- 
gemäß bei der Treuhandanstalt vor Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes eingereicht haben, gelten die Anforderungen gemäß 
Abs. 1 als erfüUt- 

(3) Nach dem 31. Oktober 1990 kann der Abschluß des Ge- 
sellschafts Vertrages oder die Feslstellung der Satzung durch 
die Treuhandanstalt unter Mitwirkung der Kapitalgesell- 
schaften erfolgen. Die Treuhandanstalt kann nach Ablauf 
dieses Termins Wirtschaftsprüfer oder Wirtschaftsprüfungs- 
gesellschaften beauftragen, auf Kosten der Kapitalgesell- 
schaft den Gründungsbericht und den Lagebericht sowie die 
Eröffnungsbilanz zu erstellen. 

§21 

(1) Das vorläufige Leitimgsorgan hat die Durchführung 
der Maßnahmen nach § 19 bei dem Handelsregister anzumel- 
den. Der Anmeldung sind beizufügen: 

1. der Ges^lschaftsvertrag oder die Satzung; 

2. die Eröffnungsbilanz; 

3. der Gründungsbericht; 

4. der Prüfungsbericht. 

(2) Im Falle des § 20 Abs. 3 veranlaßt die Treuhandanstalt 
die Anmeldung. 

(3) Liegen die gesetzlichen Voraussetzungen für die Ein- 
tragung der Kapitalgesellschaften vor, so löscht das Register- 
gericht den Zusatz „Im Aufbau“ In^der bisherigen Firma der 
Kapitalgesellschaft. 

5 22 

Kapitalgesellschaften, die nach § 11 Abs. 2 entstanden sind, 
sind mit Ablauf des 30. Juni 1991 aufgelöst, w_enn ciie nach 
den §§19 und 21 erforderlichen Maßnahmen bis zu diesem 
Tage nicht durchgeführt worden sind. 

§23 ' 

§11 Abs. 2 sowie 5 15 Abs.3 gelten auch für Umwandlun- 
gen, die auf Grund der Verordnung vom 1. März 1990 zur 
Umwandlung von volkseigenen Kombinaten, Betrieben und 
Einrichtungen ln KapitalgeseUschaften (GBl. I Nr. 14 S. 107) 
vorgenommen worden sind, 

5 24 

Übergangs- and SdUnJBb^Unimangen 

(1) Vorschriften dieses Gesetzes berühren nicht etwaige 
Ansprüche auf Restitution oder Entschädigung wegen un- 
rechtmäßiger Enteignung oder enteignungsgleichen Eingrif- 
fen. 

(2) Dieses Ges^ tritt am l.Juli 1990 in Kraft. 

(3) Gleichzeitig treten außer Kraft: 

— Beschluß vom 1, März 1990 zur Gründung der Anstalt zur 
treuhänderischen Verwaltung des* Volkseigentums (Treu- 
handanstalt) (GBL I Nr. 14 S, 107) 

— Beschluß des Minlsteirates vom 15. März 1990 

Statut. der Anstalt zur treuhänderischen Verwaltung des 
Volkseigentums (Treuhandanstalt) (GBL I Nr, 18 S. 167).' 

(4) Ihirchfuhrimgsverc>rdniingen zu diesem Gesetz erläßt 
der MinlsteiraL 


am siebzehnten Juni neunzehnhundert- 


Das vorstehende, von der Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik 
neunzig beschlossene Gesetz wird hiermit verkündet 

Berlin, den siebzehnten Juni neunzehnhunde^neunzig 


Die PrSsldentin der Volkskammer 
der Deatschen Demokratischen Repnblik 
Bergmann - Pohl 
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Gesetz 

zu dem Vertrag vom 31. August 1990 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Deutschen Demokratischen Republik 
über die Herstellung der Einheit Deutschlands 
- Einigungsvertragsgesetz - 
und der Vereinbarung vom 18. September 1990 


Vom 23. September 1990 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen; Artikel 79 Abs. 2 des 
Grundgesetzes ist eingehalten: 

Artikel 1 

Zustimmung zum Vertrag 

Dem in Berlin am 31. August 1990 Unterzeichneten 
Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Deutschen Demokratischen Republik über die Herstel- 
lung der Einheit Deutschlands einschließlich des Proto- 
kolls und der Anlagen I bis III sowie der in Bonn und Berlin 
am 18. September 1990 Unterzeichneten Vereinbarung 
wird zugestimmt. DerVertrag und die vorgenannten weite- 
ren Urkunden sowie die dazu gehörige Vereinbarung wer- 
den nachstehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

Verordnungsermächtigung 
(Verträge der Bundesrepublik Deutschland 
im Bereich der sozialen Sicherheit) 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung die erforderlichen Anpassungen der von Arti- 
kel 1 1 des Einigungsvertrages erfaßten Verträge und Ver- 


einbarungen der Bundesrepublik Deutschland im Bereich 
der sozialen Sicherheit (gesetzliche Kranken-, Unfall- und 
Rentenversichenjng, Arbeitsförderung sowie Familienlei- 
stungen) in Kraft zu setzen sowie die hierfür erforderlichen 
Ausführungsvorschriften zu erlassen. Dabei können ins- 
besondere Regelungen getroffen werden über 

1. die Zuständigkeit der Versicherungsträger oder ande- 
rer Stellen, 

2. das Verwaltungsverfahren, 

3. die Erstattung von Krankheitskosten, wenn die Leistun- 
gen auf eigene Rechnung in Anspruch genommen 
werden, 

4. die gegenseitige Umrechnung von Versicherungszei- 
ten nach den Rechtsvorschriften der Vertragsstaaten. 

5. den Ausgleich außergewöhnlicher finanzieller Bela- 
stungen eines Trägers der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung aus der Durchführung eines Abkomrrens 
unter den Trägern sowie 

6. die Umlage der Aufwendungen für die Erbringung von 
Leistungen der gesetzlichen Kranken- oder Unfallver- 
sicherung auf die Träger der Kranken- oder Unfallver- 
sicherung. 

(2) Die Rechtsverordnung bedarf der Zustimmung des 
Bundesrates, soweit darin Regelungen getroffen werden. 
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Gesamtverschuldung des Republikhaushalls einbezogen und mit Wirksamwerden des Beitritts in das nicht rechtsfähige 
Sondervermögen nach Absatz 1 übernommen. 

Artikel 24 

Abwicklung der Forderungen und Verbindlichkeiten 
gegenüber dem Ausland und der Bundesrepublik Deutschland 

(1) Die Abwicklung der beim Wirksamwerden des Beitritts noch bestehenden Forderungen und Verbindlichkeiten, soweit 
sie im Rahmen des Außenhandels- und Valutamonopols oder in Wahrnehmung anderer staatlicher Aufgaben der 
Deutschen Demokratischen Republik bis zum 1 . Juli 1990 gegenüber dem Ausland und der Bundesrepublik Deutschland 
begründet worden sind, erfolgt auf Weisung und unter Aufsicht des Bundesministers der Finanzen. In Umschuldungsver- 
einbarungen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland, die nach Wirksamwerden des Beitritts getroffen werden, 
sind auch die in Satz 1 genannten Forderungen einzubeziehen. Die betroffenen Forderungen werden durch den 
Bundesminister der Finanzen treuhärxJerisch verwaltet oder auf den Bund übertragen, soweit die Forderungen 
wertberichtigt werden. 

(2) Das Sondervermögen gemäß Artikel 23 Abs. 1 übernimmt bis zum 30. November 1993 gegenüber den mit der 
Abwicklung beauftragten Instituten die notwendigen Verwaltungsaufwendungen, die Zinskosten, die durch eine Differenz 
der Zinsaufwendungen und Zinseriöse entstehen, sowie die sonstigen Verluste, die den Instituten während der 
Abwicklungszelt entstehen, soweit sie durch eigene Mittel nicht ausgeglichen werden können. Nach dem 30. November 
1993 übernehmen der Bund und die Treuhandanstalt die in Salz 1 genannten Aufwendungen, Kosten und den 
Verlustausgleich je zur Hälfte. Das Nähere wird durch Bundesgesetz geregelt. 

(3) Forderungen und Verbindlichkeiten, die auf die Mitgliedschaft der Deutschen Demokratischen Republik oder ihrer 
Einrichtungen im Rat für Gegenseitige Wirtschaftshilfe zurückgehen, können Gegenstand gesonderter Regelungen der 
Bundesrepublik Deutschland sein. Diese Regelungen können auch Forderungen und Verbindlichkeiten betreffen, die- 
nach dem 30. Juni 1990 entstehen oder entstanden sind. 

Artikel 25 

T reuhand vermögen 

Das Gesetz zur Privatisierung und Reorganisation des volkseigenen Vermögens - Treuhandgesetz - vom 1 7. Juni 1990 
(GBl. I Nr. 33 S. 300) gilt mit Wirksamwerden des Beitritts mit folgender Maßgabe fort: 

(1 ) Die Treuhandanstalt ist auch künftig damit beauftragt, gemäß den Bestimmungen des Treuhandgesetzes die früheren 
volkseigenen Betriebe wettbewerblich zu strukturieren und zu privatisieren. Sie wird rechtsfähige bundesunmittelbare 
Anstalt des öffentlichen Rechts. Die Fach- und Rechtsaufsicht obliegt dem Bundesminister der Finanzen, der die 
Fachaufsicht im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft und dem jeweils zuständigen Bundesminister 
wahrnimmt. Beteiligungen der Treuhandanstalt sind mittelbare Beteiligungen des Bundes. Änderungen der Satzung 
bedürfen der Zustimmung der Bundesregierung. 

(2) Die Zahl der Mitglieder des Verwaltungsrats der Treuhandanstalt wird von 16 auf 20, für den ersten Verwaltungsrat 
auf 23. erhöht. Anstelle der beiden aus der Mitte der Volkskammer gewählten Vertreter erhalten die in Artikel 1 
genannten Länder im Verwaltungsrat der Treuhandanstalt je einen Sitz. Abweichend von § 4 Abs. 2 des Treuhandgeset- 
zes werden der Vorsitzende und die übrigen Mitglieder des Verwaltungsrats von der Bundesregienjng berufen. 

(3) Die Vertragsparteien bekräftigen, daß das volkseigene Vermögen ausschließlich und allein zugunsten von Maßnah- 
men in dem in Artikel 3 genannten Gebiet unabhängig von der haushaltsmäßigen Trägerschaft verwendet wird. 
Entsprechend sind Erlöse der Treuhandanstalt gemäß Artikel 26 Abs. 4 und Artikel 27 Abs, 3 des Vertrags vom 18. Mai 
1990 zu verwenden. Im Rahmen der Strukturanpassung der Landwirtschaft können Erlöse der Treuhandanstalt im 
Einzelfall auch für Entschuldungsmaßnahmen zu Gunsten von landwirtschaftlichen Unternehmen verwendet werden. 
Zuvor sind deren eigene Vermögenswerte einzusetzen. Schulden, die auszugliedemden Betriebsteilen zuzuordnen sind, 
bleiben unberücksichtigt. Hilfe zur Entschuldung kann auch mit der Maßgabe gewährt werden, daß die Unternehmen die 
gewährten Leistungen im Rahmen ihrer wirtschaftlichen Möglichkeiten ganz oder teilweise zurückerstatten. 

(4) Die der Treuhandanstalt durch Artikel 27 Abs. 1 des Vertrags vom 18. Mai 1990 eingeräumte Ermächtigung zur 
Aufnahme von Krediten wird von insgesamt bis zu 1 7 Milliarden Deutsche Mark auf bis zu 25 Milliarden Deutsche Mark 
erhöht. Die vorgenannten Kredite sollen in der Regel bis zum 31. Dezember 1995 zurückgeführt werden. Der 
Bundesminister der Finanzen kann eine Verlängerung der Laufzeiten und bei grundlegend veränderten Bedingungen 
eine Überschreitung der Kreditobergrenzen zulassen. 

(5) Die Treuhandanstalt wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen Bürgschaften, 
Garantien und sonstige Gewährleistungen zu übernehmen. 

(6) Nach Maßgabe des Artikels 10 Abs. 6 des Vertrags vom 16. Mai 1990 sind Möglichkeiten vorzusehen, daß den 
Sparern zu einem späteren Zeitpunkt für den bei der Umstellung 2 : 1 reduzierten Betrag ein verbrieftes Anteilrecht am 
volkseigenen Vermögen eingeräumt werden kann. 

(7) Bis zur Feststellung der DM-Eröffnungsbilanz sind die Zins- und Tilgungsleistungen auf Kredite, die vor dem 30. Juni 
1 990 aufgenommen wurden, auszusetzen. Die anfallenden Zinszahlungen sind der Deutschen Kreditbank AG und den 
anderen Banken durch die Treuhandanstalt zu erstatten. 
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Gesetz 

zur abschließenden Erfüllung der verbliebenen Aufgaben der Treuhandanstalt 

Vom 9, August 1994 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Treuhandgesetzes 

Das Treuhandgesetz vom 17. Juni 1990 (GBl. I Nr. 33 
S. 300), geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 
22. März 1991 (BGBl. I S. 766), wird wie folgt geändert 

1 . Der vierte Anstrich der Präambel wird aufgehoben. 

2. § 2 wird wie folgt geändert 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 1 wird wie folgt gefaßt 

»Die Treuhandanstalt ist eine rechtsfähige 
bundesunmittelbare Anstalt des öffentlichen 
Rechts.- 

bb) Es wird folgender Satz angefugt: 

»Beteiligungen der Treuhandanstalt sind mit- 
telbare Beteiligungen des Bundes. * 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt 

»(2) Die Fach- und Rechtsaufsicht obliegt dem 
Bundesministerium der Finanzen, das die Fach- 
aufsicht im Einvernehmen mit dem Bundes- 
ministerium für Wirtschaft und dem jeweils zustän- 
digen Bundesministerium wahmimmt“ 

c) Absatz 3 wird aufgehoben. 

d) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt 

»(4) Die Bundesregierung erläßt nach Anhörung 
des Vorstandes und des Verwaltungsrates die 
Geschäftsordnung der Treuhandanstalt.- 

e) Absatz 5 wird wie folgt gefaßt 

,(5) Auf die Treuhandanstalt sind § 65 Abs. 1 Nr. 2 
bis 4. Abs. 2 bis 4, § 68 Abs. 1 und die §§ 69 
und 109 entsprechend und § 111 der Bundes- 
haushaltsordnung unmittelbar anzuwenden. Für 
Unternehmen in der Rechtsform einer juristischen 
Person des privaten Rechts, an denen die Treu- 
handanstalt unmittelbar oder mittelbar mit Mehr- 
heit beteiligt ist. gelten die §§ 53 und 54 des 
Haushaltsgrundsätzegesetzes und die §§ 65 
bis 69 der Bundeshaushaltsordnung entspre- 


chend. Das Bundesministerium der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung weitere Vorschriften der 
Burdeshaushaltsordnung auf die Treuhandanstalt 
für anwendbar erklären, soweit dies auf Grund der 
Abnahme der unternehmerischen Aufgaben der 
Treuhandanstalt geboten ist* 

0 Absatz 7 wird wie folgt gefaßt: 

»(7) Die in Artikel 1 des Einigungsverlrages ge- 
nannten LärxJer wirken im Rahmen der Finanz- 
verantwoftung des Bundes an der Erfüllung der 
Aufgaben der TreuhandanstaJt mit Die näheren 
Einzelheiten werden in einer Verwaltungsverein- 
barung geregelt- 

3. Nach § 2 wird folgender § 2a eingefügt 

.§2a 

Wirtschaftsplan 

(1) Der Vorstarxf der Treuhandanstalt stellt vor Be- 
ginn eines jeden Kalenderjahres einen Wirtschafts- 
plan auf. Er bedarf der Einwilligung des Verwaltungs- 
rates. Soweit die Treuhandanstalt ihre Ausgaben 
nicht aus eigenen Einnahmen finanzieren kann, erhält 
sie auf der Grundlage ihres Wirtschaftsplar>es Zuwen- 
dungen gemäß den §§ 23, 44 und 44a der Bundes- 
haushaltsordnung aus dem Bundeshaushalt. 

(2) Einzelheiten der Aufstellung und Ausführung des 
Wirtschaftsplanes sowie die Rechnungslegung und 
-p>rüfung regelt ein Finanzstatut, das das Bundesmini- 
sterium der Finanzen nach Anhörung des Vorstandes 
und des Verwaftungsrates im Einvernehmen mit dem 
Bundesrechnungshof erläßt. 

(3) Die Treuhandanstalt kann Bürgschaften, Garan- 
tien oder sonstige Gewährleistungen nur im Einver- 
nehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen 
und dem Bundesministerium für Wirtschaft und nur im 
Flahmen des im Wirtschaftsplan festgelegten Ge- 
samtbetrages übemehmen.“ 

4. § 3 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt 

,(2) Der Vorstand besteht aus dem Präsidenten oder 
dem Präsidenten und weiteren Personen. Der Prä- 
sident und die v/eiteren Vorstandsmitglieder werden 
vom Verwaltungsrat für die Dauer von höchstens vier 
Jahren bestellt. Die Bestellung bedarf der Zustim- 
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mung des Bundesministeriums der Finanzen im Ein- 
vernehmen mit dem BurKlesministerium für Wirt- 
schaft“ 

5. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 5 wird das Wort ^Satzung“ durch 
das Wort .Geschäftsordnung“ ersetzt, 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt. 

.(2) Der Verwaftungsrat besteht aus dem Vorsit- 
zenden und 20 weiteren Mitgliedern. Die in Arti- 
kel 1 des Bnigungsvertrages genannten Länder 
erhalten im Verwaltungsrat je einen Sitz. Die Be- 
rufung des Vorsitzenden und der weiteren Mitglie- 
der erfolgt durch die Bundesregierung für eine 
Amtsdauer von zwei Jahren.“ 

6. § 5 wird aufgehoben. 

' 6 wird aufgehoben. 

8. In § 12 Abs. 2 werden die Worte .Abs. 2“ durch die 
Worte .Absatzes 1“ ersetzt. 

9. Nach § 23 werden folgende Paragraphen eingefügt: 

.§23a 

Übertragung von Aufgaben 
urtd Untemehmensbeteiligungen 

(1) Die der Treuhandanstalt auf Grund dieses 
Gesetzes obliegenden Aufgaben können durch 
Rechtsverordnung der Bundesregierung auf andere 
Einrichtungen des Bundes übertragen werden. Der 
neue Aufgabenträger hat die Aufgaben nach Maß- 
gabe dieses Gesetzes zu Ende zu führen. 

(2) Mit der Übertragung von Aufgaben nach Ab- 
satz 1 können auch die Beteiligungen der Treuhand- 
anstalt an Unternehmen, die mit den Aufgaben in 
Zusammenhang stehen, durch Rechtsverordnung auf 
^en Bund oder die jeweilige rechtsfähige Einrichtung 

} Bundes, auf die die Aufgabe übergeht, übertra- 
gen werden. Die Beteiligungen können auch auf eine 
KapftaJgesellschaft übertragen werden, deren sämt- 
liche Geschäftsanteile oder Aktien sich unmittelbar 
oder mittelbar in der Hand eines oder mehrerer Auf- 
gabenträger im Sinne des Absatzes 1 befinden. Die 
betroffenen Beteiligungen sind in der Rechtsverord- 
nung einzeln unter Angabe der Firma, des Sitzes und 
der Handelsregistemummer des jeweiligen Unterneh- 
mens zu bezeichnen. 

(3) Mit der Übertragung nach Absatz 2 tritt der 
Rechtsnachfolger in alle in bezug auf die übertra- 
genen Vermögenswerte besteherxjen Rechte und 
Pflichten der Treuhandanstalt ein; Rückübertragungs- 
anspruche auf Grund des Vermögensgesetzes, des 
Artikels 21 Abs. 3 und des Artikels 22 Abs. 1 Satz 7 
des Einigungsvertrages bleiben von der Übertragung 
unberührt. Ausgeschlossen ist der Übergang von 
Verbindlichkeiten derTreuhandanstaft die gemäß § 2 
Abs. 2 des Erblastentilgungsfondsgesetzes vom Erb- 
lastentilgungsfonds übernommen worden siixl oder 
werden; Ausgleichsforderungen nach § 6 Abs. 2 und 4 
des Vermögensgesetzes und § 6 Abs. 2 der Untemeh- 
mensfückgabeverordnung richten sich gegen den im 


Zeitpunkt des Eintritts der Bestandskraft der Rück- 
gabeentscheidung Verfügungsberechtigten. Für nach 
Satz 1 auf einen Rechtsnachfolger übergegangene 
Verbindlichkeiten haftet der Bund; im Innenverhaltnis 
haftet der Rechtsnachfolger allein, soweit in der 
Rechtsverordnung nichts anderes bestimmt wird. 

(4) Mit der Übertragung r^ch Absatz 2 tritt der 
Rechtsnachfdgef in bezug auf die übertragenen Be- 
teiligungen auch in alle Rechte und Pflichten der Treu- 
handanstalt als Anteilseigner oder als Vertreter eines 
Treuhanduntemehmens ein, die auf Grund des Ver- 
mögensgesetzes, des investitionsvorranggesetzes 
und des Zuordnungsrechts bestehen. Die Befugnisse 
des Präsidenten der Treuhandanstalt nach der 
Grundstücksverkehrsordnung urxJ dem Vermögens- 
zuordnungsgesetz bleiben unberührt. 

(5) Bei der Übertragung von Beteiligungen Ist ent- 
sprechend dem zu erwartenden finanziellen Ergebnis 
der Aufgabenerfüllung ein finanzieller Ausgleich vor- 
zusehen. Dies gilt nicht bei einer unmittelbaren Über- 
tragung auf den Bund oder eine Kapitalgesellschaft, 
deren sämtliche Geschäftsanteile oder Aktien sich in 
der HarxJ des Bundes befirxlen. 

§23b 

Umbenennung. Auflösung 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Burxiesrates 
die Treuhandanstalt umzubenennen. Der Treuhand- 
anstalt werden keine neuen Aufgaben übertragen. Die 
Bundesregierung wird ferner ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die Treuhandanstalt nach vollständiger Erfüllung oder 
vollständiger Übertragung ihrer Aufgaben an andere 
Stellen aufzulösen. Dabei verbleibende Vermögens- 
werte sind auf den Bund zu übertragen. 

§23c 

Beauftragung Dritter 

Die Vorschriften des Rechtsberatungsgesetzes 
sind nicht verletzt, soweit Dritte, die von der 
Treuhandanstalt mit der Durchführung von Aufgaben 
beauftragt sind, Rechtsangelegenheiten der Treu- 
handanstalt besorgen.“ 

10. § 24 Abs. 4 wird wie folgt gefaßt: 

.{4) Die Bundesregierung wird ermächtigt, die bis 
zum 17. August 1994 erlassenen Durchführungs- 
verordnungen zu diesem Gesetz durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
zu ändern oder aufzuheben, soweit es zur weiteren 
Erfüllung der in diesen Durchführungsverordnungen 
der Treuhandanstalt zugewiesenen Aufgaben er- 
forderlich ist.“ 


Artikel 2 

Aufhebung der Satzung derTreuhandanstaft 

Die Satzung der Treuhandanstalt vom 18. Juli 1990 
(GBl. I Nr. 46 S. 809), die nach Anlage 11 Kapitel IV Ab- 
schnitt I Nr. 9 des Einigungsvertrages vom 31. August 
1990 \n Verbindung mit Artikel 1 des Gesetzes vom 
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23. September 1990 pGBI. 1990 II S. 885. 1198) fortgilt, 
wird aufgehoben. 


Artikel 3 

Änderung sonstiger Gesetze 

(1) Nach § 16 des Gesetzes über die Spaltung der 
von der Treuhandanstalt verwalteten Unternehmen vom 
5. April 1991 (BGBl. I S. ö54) wird folgender § 16a einge- 
fügt; 

.§16a 

Anwendung auf den Rechtsnachfolger 

Soweit sämtliche Geschäftsanteile oder Aktien einer 
Kapitalgesellschaft im Sinne des § 1 auf Grund des § 23a 
Abs. 1 und 2 des Treuhandgesetzes auf einen Rechts- 
nachfolger übertragen worden sind, tritt dieser an die 
Stelle derTreuhandanstalt." 

(2) Das D-Markbilanzgesetz In der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 28. Juli 1994 (BGBl. I S. 1842) wird 
v/ie folgt geär>derl: - 

1 . In § 36 Abs. 4 Satz 3 werden nach den Worten „andere 
Person“ die Worte „oder einen Rechtsnachfolger auf 
Grund des § 23a Abs. 1 urxi 2 des Treuhandgesetzes“ 
eingefügt. 

2. § 56e wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 . 

b) Folgerxler Absatz 2 wird angefügt 

„(2) Absatz 1 ist auch anzuwenden, soweit ein 
Rechtsnachfolger nach § 23a Abs. 3 des Treuhand- 
gesetzes In die Rechte und Pflichten derTreuhand- 
anstalt in bezug auf den Kredit eintritt.“ 

(3) Dem Zuordnur>gsergänzungsgesetz vom 20. De- 
zember 1993 (BGBl. I S. 2182, 2232) wird folgender § 6 
angefügt: 

-§6 

Rückabwicklung 

zuordnungswidriger Veräußerungen 

(1) Sind bei der Privatisierung von Treuhanduntemeh- 
men Im Wege des Anteilsverkaufs mit dem Unternehmen 
Vermögenswerte auf den Erwefber öbergegangen. die im 
Zeitpunkt der Anteilsveräußerung 

1, der Kommunalisierung nach § 10 des Venmögenszu- 
ordnungsgesetzes oder der Vorschriften des Kommu- 
naJvermögensgesetzes oder 

2- der Restitution nach § 11 Abs. 1 Satz 1 des Ver- 
mögenszuordnungsgesetzes unterlagen oder 

3. nach der Protokoll notiz zu Artikel 22 Abs. 4 des Bni- 
gungs vertrag es einer Wohnungsgenossenschaft zu 
übertragen gewesen wären oder nach den Bestim- 
mungen des Wohnungsgenossenschafts-Vermögens- 
gesetzes auf diese übergehen würden oder 

4. nach Artikel 22 Abs, 4 des Einigungsvertrages oder 
§ 1a Abs. 4 des Vermögenszuordnungsgesetzes der 
Kommune zu übertragen gewesen wären, 

ist der Vermögenswert dem aus diesen Vorschriften Be- 
rechtigten auf Antrag zuzuordr»en. wenn die Vorausset- 
zungen des Satzes 2 und der Absätze 2 und 3 vorliegen. 


Der Antrag kann nur bis zum Ablauf des 30. Juni 19 
gesteift werden. Die Zuordnung erfolgt nach Anhöru 
des Erwerbers der Anteile durch ZuordnungsbescfK 
nach dem Vermögenszuordnungsgesetz; ergange 
‘ Zuordnungsbescheide sind entsprechend zu ändern od 
aufzuheben. 

(2) Eine Zuordnung nach Absatz 1 ist vorzunehnie 
wenn im Vertrag über die Privatisierung des Untemel 
mens ein Vorbehalt aufgenommen wurde, daß der bear 
spruchte Gegenstand der Restitution, der KommunaTisk 
rung oder der Übertragung an eine Wohnungsgenosser 
Schaft unterliegen soll. Als Vorbehalt ist jede Vertragsktau 
sei anzusehen, die einen Vorbehalt der Rückgabe oder i; 
ähnlicher Form Vorbehalte enthält. Ein Vorbehalt kam 
sich auch aus den Umständen des Vertrag sschlusse 
ergeben. Die Vorschriften über den Ausschluß der Kom 
munalisierung nach § 10 Abs. 1 Satz 1 des Vermögenszu 
Ordnungsgesetzes, der Restitution nach § 1 1 Abs, 1 Satz 2 
des Vermögenszuordnungsgesetzes oder der Zuordnunc 
auf eine Wohnungsgerwssenschaft nach § 1 Abs. 5 und € 
des Wohnungsgenossenschafts-Vermögensgesetzes sirK 
In diesem Fall nicht anwendbar. 

(3) Fehlt ein vertraglicher Vorbehalt im Sinne des Absat- 
zes 2, ist eine Zuordnung nach Absatz 1 vorzunehmen, 
wenn 

1 . der Vermögenswert bei der Privatisierung des Unter- 
nehmens im Vertrag oder in einer zum Gegenstand des 
Vertrages gemachten Bilanz des Unternehmens nicht, 
nur mit einem Erinnerungswert oder in Form eirter 
Rückstellung erwähnt worden ist, es sei denn, daß cßes 
aus nicht rückgabebedingten Gründen erfolgt ist, und 

2. der Vermögenswert noch nicht nach Maßgabe des 
Vertrages für eine Erweiterung des Unternehmens oder 
eine andere Maßnahme im Sinne des § 3 des Invesö- 
tionsvorranggesetzes in Anspruch genommen worden 
ist. 

(4) Die vorstehenden Absätze gelten für die Anwendur^g 
des Gesetzes über Vermögensfragen der Sozialversiche- 
rung im Beitrittsgebiet und § 3 der Bestimmungen zur 
Abwicklung des Trägers der Sozialversicherung in An- 
lage I Kapitel VIII Sachgebiet F Abschnitt II Nr. 1 des Eini- 
gungsvertrages vom 31. August 1990 (BGBl. 1990 II 

S. 889. 1042) In Verbindung mit Artikel 1 des Gesetzes 
vom 23. September 1990 (BGBl. 1990 tt S. 885) entspre- 
chend.“ 


Artikel 4 

Übergangsvorschriften 

(1) Bis zum Erlaß einer neuen Geschäftsordnung nach 
§ 2 Abs. 4 des Treuhandgesetzes gilt die bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes geltende Geschäftsordnung fort. 

(2) § 6 des Treuhandgesetzes Ist letztmalig auf den Jah- 
resabschluß 1994 anzuwenden. 

Artikels 

Inkrafttreten 

Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe e, Nr. 3. 7 ur»d 9. soweit dieser 
§ 23b Satz 2 des TreuharKlgesetzes einfügt, tritt am 
1 . Januar 1 995 in Kraft Im übrigen tritt dieses Gesetz am 
Tage nach der Verkündung in Kraft, 
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Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind 
gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und 
wird im Bundesgesetzblatt verkündet 


Berlin, den 9. August 1 994 

Für den Bundespräsidenten 
Der Präsident des Bundesrates 
Klaus Wedemeler 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister 
für Arbeit und Soziatordnung 
Norbert Blüm 

Der Bundesminister der Finanzen 
Theo Walgel 

Die Bundesministerin der Justiz 
S. Leutheusser-Schnarrenberger 
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Verordnung 

zur Übertragung von unternehmensbezogenen Aufgaben 
und Untemehmensbeteiligungen der Treuhandanstalt 
(Treuhanduntemehmensubertragungsverordnung — TreuhUntOV) 


Vom 20. Dezember 1994 


Auf Grund des § 23a Abs. 1 , 2 und 3 Satz 3 Halbsatz 2 
des Treuharxigesetzes, der durch Artikel 1 Nr. 9 des 
Gesetzes vom 9. August 1994 (BGBl. I S. 2062) eingefügt 
worden ist, verordnet die Bundesregierung: 

§1 

Übertragung von Aufgaben 

(1) Die der TreuhandanstaJt auf Grund des Treuhand- 
gesetze , urKi des Artikels 25 des Einigungsvertrages zu- 
gewiesenen unternehmensbezogenen Aufgaben werden 
zu den in § 2 genannten Zeitpunkten auf das Bundes- 
ministerium der Finanzen übertragen, soweit die in § 2 
bezelchneten Unternehmen einschließlich ihrer Beteiligun- 
gen betroffen sind. Das Bundesministerium der Finanzen 
nimmt diese Aufgaben im Einvernehmen mit dem Bundes- 
ministerium für Wirtschaft und dem jeweils zuständigen 
Bundesministerium wahr. 

(2) Von der Aufgaben Übertragung nach Absatz 1 aus- 
gerK>mmen sind 

1 . die Wahrnehmung der Rechte und Pflichten aus Ver- 
trägen über die Privatisierung von Unternehmen oder 
Untemehmensteilen, 

2. die Abwicklung von Unternehmen oder Unternehn\ens- 
teilen, 

3. die Rückübertragung von Unternehmen oder Unter- 
nehmensteilen nach dem Vermögensgesetz sowie 

4. die Wahrnehmung der Rechte und Pflichten aus 
Verwaltungsvereinbarungen mit den in Artikel 1 Abs, 1 
des Einigungsvertrages genannten Landern oder dem 
Land Berlin zur Komplementärfinanzierung von Maß- 
nahmen zur Beseitigung von ökologischen AJtlasten 
und von Maßnahmen zur Verbesserung der Umwelt im 
Rahmen des § 249h des Arbeitsförderungsgesetzes, 
soweit diese sich auf die in Anlage 1 bis 3 bezelchneten 
Gesellschaften und ihre Untemehmensbeteiligungen 
beziehen. 

§2 

Übertragung 

von Untemehmensbeteiligungen 

(1) Die Geschäftsanteile der Treuhandanstalt an der im 
Handelsregister des Amtsgerichts Beriin-Charlottenburg 


unter HRB 53659 eingetragenen BMGB Beteiligungs- 
Management-Gesellschaft Berlin mbH mit Sitz In Berlin 
werden mit Wirkung vom 30. Dezember 1994 auf den 
Bund übertragen. 

(2) Die Geschäfts- und Gesellschaftsanteile der Treu- 
handanstalt an den in Anlage 1 bis 4 bezeichneten Gesell- 
schaften werden mit Wirkung vom 31. Dezember 1994 
auf die BMGB Beteiligungs-Management-Gesellschaft 
Berlin mbH übertragen. 

(3) Die Geschäftsanteile der Treuhandanstalt an den 
in Anlage 5 bezeichneten Gesellschaften werden mit 
Wirkung vom 1, Januar 1995 auf die Lausitzer und 
Mitteldeutsche Bergbau-Verwaltungsgesellschaft mbH 
übertragen, 

(4) Die Aktien der Treuhandanstalt an der im Handels- 
register des Amtsgerichts Berlin-Chariottenburg unter 
HRB 34165 eingetragenen Deutsche Kreditbank Aktien- 
gesellschaft mit Sitz in Berlin werden mit Wirkung vom 
1 . Januar 1 995 auf den Bund übertragen. 

§3 

Haftung im Innenverhältnis 

(1) Im Innenverhältnis haftet für die nach § 23a Abs, 3 
des Treuhandgesetzes auf den jeweiligen Rechtsnach- 
folger übergegangenen Verbindlichkeiten allein der Bund, 
soweit es sich um Verbirxllichkeiten aus Finanzierungs- 
Zusagen der Treuhandanstalt unmittelbar zugunsten von 
Unternehmen handelt, 

(2) Ferner haftet im Innenverhältnis allein der BurxJ für 
die nach § 23a Abs. 3 des Treuhandgesetzes auf den 
jeweiligen Rechtsnachfolger öbergegangenen Verbind- 
lichkeiten. soweit diese nicht durch das übertragene 
Vermögen gedeckt sind. 

§4 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


Bonn, den 20. Dezember 1994 

Der Bundeskanzler 
Dt. Helmut Kohl 


Der Bundesminister der Finanzen 
Theo Waigel 
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Anlage 1 
(zu § 2 Abs. 2) 


Firma 

Sitz 

Handelsregister- 

Nummer 

Amtsgencht 

Horst Plaschna Management GmbH & Co. 
Beteiligungssanierungs- und -Verkaufs KG 

Berlin 

HRA 24351 

Berlin -Chariottenburg 

Horst Plaschna Mcinagcment GmbH 

Berlin 

HRB 42167 

Berlir. -Charfottenburg 

H.W, Urban GmbH & Co. Management KG 

Berlin 

HRA 24592 

Berlin-Charlottenburg 

H.W. Urban GmbH 

Berlin 

HRB 43075 

Berlin-Charlottenburg 

EREL Verwaitungs GmbH & Co. Management KG 

Berlin 

HRA 25348 

— 

Berlin-Chariottenburg 

EREL Verwaitungs GmbH 

Berlin 

HRB 46310 

Berlin-Charlottenburg 

EFBE Verwaitungs GmbH & Co. Management KG 

Berlin 

HRA 25405 

Beriin-Charlottenburg 

EFBE Verwaitungs GmbH 

Berlin 

HRB 46309 

Berlin-Charlottenburg 

Schröder & Partner GmbH & Co, Management KG 

Berlin 

HRA 25204 

Berlin-Charlottenburg 

Schröder & Partner GmbH 

Berlin 

HRB 46996 

Berlin-Chartottenburg 


Anlage 2 
(zu §2 Abs. 2) 


Firma \ J;, ' . 

Sitz 

Handelsregister- 

Amtsgericht 



Nummer 


MKM Mansfeidi^Kupferund Messing GmbH 

Henstedt 

HRB 7208 

Halle-Saalkreis 

Dampfkesselbau Hohenthurm GmbH 

Hohenthurm 

HRB 554 

Halle-Saalkreis 





Anlage 3 
(zu §2 Abs, 2) 


Firma 

Sitz 

Handelsregister- 

Nummer 

Amtsgericht 

SKET S^wermaschJnenbau Magdeburg GmbH 

Magdeburg 

HRB 145 

Magdeburg 

EKO St^ GmW 

Eisenhüttenstadt 

HRB 3883 

Frankfurt/Oder 

Kali und Salz GeseHschaft 
mit bescHränkter Haftung 

Sondershausen 

HRB 2999 

Mühlhausen 

CaprolaiÄn Leuna GmbH 

Leuna 

HRB 7846 

Halle-Saalkreis 

r 
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Anlage.4 
(zu § 2 Abs. 2) 


Firma 1 

Sju 

Handelsregister- 

Nummer 

Amtsgericht 

GW - Gesellschaft zur Verwahrung und Verwertung 
von stillgelegten Bergwerksbetrieben mbH 

Erfurt 

HRB 5405 

Erfurt 

Energiewerke Nord GmbH 

Rubenow 


StralsurxJ 

Lausitzer und Mitteldeutsche 
Bergbau-Verwaltungsgesellschaft mbH " 

Berlin 


Berlin-Charlottenburg 


Anlage 5 
(zu § 2 Abs. 3) 


Firma 

Sitz 

Handelsregister- 

Amtsgericht 



Nummer 


Lausitzer Bergbau-Verwaltungsgesellschaft mbH 

Brieske 

HRB 3327 

Cottbus 

Mitteldeutsche Bergbau-Verwaltungsgesedschaft mbH 

Bitterfeld 

HRB 2467 

Dessau 
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Verordnung 

über die Umbenennung und die Anpassung 
von Zuständigkeiten der Treuhandanstalt 
(Treuhandanstaltumbenennungsverordnung -TreuhUmbenV) 

Vom 20, Dezember 1994 


Auf Grund des § 23b Satz 1 des Treuharxigesetzes, der 
durch Artikel 1 Nr. 9 des Gesetzes vom 9. August 1 994 
(BGBl. I S. 2062) eingefügt worden ist. verordnet die Bun- 
desregierung und auf Grund des Artikels 1 4 Abs. 5 Satz 6 
Nr. 3 des Zweiten Vermögensrechtsänderungsgesetzes, 
der durch Artikel 12 des Investitionserleichterungs- und 
Wohnbaulandgesetzes vom 22. April 1993 (BGBl. I S. 466) 
neu gefaßt worden ist. und des § 10 der Grundstücks^ 
Verkehrsordnung in der Fassung des Artikels 1 5 § 1 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2182) ver- 
ordnet das Bundesministerium der Justiz im Einver- 
nehmen mit den Bundesministerien der Finanzen und für 
Wirtschaft: 

§1 ' 

Die Treuhandanstalt wird in Bundesanstalt für vereini-, 
gungsbedingte Sonderaufgaben umbenannt. 

§2 

(1) Die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonder- 
aufgaben ist auch für die Erteilung des. Investitionsvor- 
rangbescheides nach den Vorschriften des Investitions- 
vorranggesetzes zuständig bei Vermögenswerten, die im 
Eigentum einer Kapitalgesellschaft stehen, deren sämt- 
liche Geschäftsanteile oder Aktien sich unmittelbar oder 
mittelbar In der Hand der Bundesanstalt für vereinigungs- 
bedingte Sonderaufgaben beHnden. Diese Zuständigkeit 
besteht auch für den Fall, daß Beteiligungen an in Satz 1 
bezeichneten Kapitalgesellschaften auf den Bund, Ein- 
richtungen des Bundes oder eine Kapitalgesellschaft 
übertragen werden, deren sämtliche Geschäftsanteile 
oder Aktien sich unmittelbar oder mittelbar in der Hand 
des Bundes befinden. 

(2) Die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonder- 
aufgaben ist auch zuständig, wenn Vermögenswerte von 
in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Kapitalgesellschaften 
oder der Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonder- 
aufgaben auf den Bund. Einrichtungen des Bundes oder 
eine Kapitalgesellschaft übertragen werden, deren sämt- 


liche Geschäftsanteile oder Aktien sich unmittelbar oder 
mittelbar in der Hand des Bundes befinden, 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten in den Fällen des § 7 
Abs. 1 Satz 3 der Grundstücksverkehrsordnung sinn- 
gemäß. 

(4) § 4 Abs. 2 des Investitionsvorranggesetzes bleibt im 
übrigen unberührt, 

§3 

Die Zuständigkeit des Präsidenten der Treuhandanstalt 
für die Erteilung der Grundstücksverkehrsgenehmigung 
nach der Grundstücksverkehrsordnung geht auf die Bun- 
desanstalt für vereinigungsbedingte Sorxleraufgaben 
über. Dies gilt auch für den Fall, daß Grundstücke aus der 
Verfügungsbefugnis der Bundesanstalt für vereintgungs- 
bedingte Sonderaufgaben oder einer in § 2 Abs. 1 Satz 1 
bezeichneten Kapitalgesellschaft auf den Bund oder eine 
Kapitalgesellschaft übertragen worden sind oder über- 
tragen werden, deren sämtliche Geschäftsanteile oder 
Aktien sich unmittelbar oder mittelbar in der Hand des 
Bundes befinden. 

§4 

Soweit im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verord- 
nung Verfahren nach dem Investitionsvorranggesetz oder 
der Grundstücksverkehrsordnung bei Stellen, die nach 
dieser Verordnung nicht mehr zuständig sind, beantragt 
oder eingeleitet worden sind^ werden sie von diesog zu 
Ende geführt Verfahren nach dem Investitionsvorrang- 
gesetz können aber an die Bundesanstalt für vereini- 
gungsbedingte Sonderaufgaben abgegeben werden, 
wenn das Schreiben zur Übersendung des Vorhabenplans 
an den Anmelder nach § 5 Abs. 1 Satz 2 des Investitions- 
vorranggesetzes noch nicht abgesandt worden ist. Die 
Vorgänge müssen bis zum Ablauf des 31, März 1995 bei 
der Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderauf- 
gaben eingegangen sein. 

§5 

Diese Verordnung tritt am 1 . Januar 1 995 in Kraft. 


Der Bundesrat hat zugestimmt. 





1 " w ^ ^ i fc 

Bonn, den 20. Dezember 1994 

MATERiALIE 

C <? 


Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Die Bundesministerin der Justiz 
S. Leutheusser-Schnarrenberger 

Der Bundesminister der Finanzeri 
Theo Waigel 
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Bundesanstalt 

für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 


Vorstandsstab / Controlling 


Eckgrößen im 
Überblick 


Privatisierunqserqebnisse 
Vom 01 .07.1 990 bis zum 31 .1 2.1.994 wurden 
Investitionszusagen von 211,1 Mrd.OM, 
Beschäftigungszusagen von 1.508.000 Mitarbeitern 
und Erlöse von 66,6 Mrd.DM vereinbart. 


Manaqement - Buy - Out/ - Buy - In 
Bei der Privatisierung von Unternehmen und 
Betriebsteilen wurden 2.983 MBO/MBI gezählt, 
die sich zu 2.081 auf die Niederlassungen 
und zu 902 auf die Zentrale verteilen. 

V / 

V, 


Ausländische Investoren j 

Ausländische Investoren haben I 

860 Unternehmen / Betriebsteile für 6,8 Mrd. DM ! 
erworben. Damit verbunden waren 
155.000 Beschäftigungszusagen und * 

25,8 Mrd.DM Investitionszusagen. 


Reprivatisierung 

I Per 31.12.1994 wurden 10.900 Reprivatisierungen 
1 auf der Grundlage des §6 des Vermögensgesetzes 
I abgeschlossen. 


Abwicklung 

Für 3.718 Unternehmen wurde die 
Liquidation/Gesamtvoüotreckung eingeleitet. 
Dabei wurden 157 Verfahren abgeschlossen. 


Kommunalisierunq/Vermöqenszuordnunq I 

I 136.200 Anträge auf Kommunalisierung von ! 

i Unternehmen und Vermögenswerten sind bis j 

j 31.12.1 994 in Verantwortung der TH A registriert 
I worden. 81.000 Anträge verbleiben m der Bearbeitung. | 

V J 
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Bundesanstalt 

für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 

Vorsiandsstab / Controlling 


Unternehmensbestand 


Bestandsentwtcklung (Bruttobestand) 



90 91 91 91 91 92 92 92 92 93 93 93 93 94 94 94 94 


’Bruttobestand ' 


■Nettobestand 


Unternehmensbestand per 31.12.1994 \ 

GESAMTPORTFOÜO 13.815 

durch Fusion / Aufspaltung aufgelöst 328 

Bergwerkseigentum (Rechte) 502 

Vermögensteile 484 

Treuhandbeteiligung in Prüfung 1 

sonstige Gesellschaften außerhalb des Bruttobestandes 146 

BRUTTOBESTAND AN UNTERNEHMEN 12.354 

PRIVATISIERUNGEN 6.546 

vollständig privatisierte Unternehmen 6.321 

mehrheitlich privatisierte Unternehmen 225 

privatisierte Betriebsteile 8.054 

REPRIVATISIERUNGEN 1 .588 

vollständig reprivatisierte Unternehmen 1.588 

KOMMUNALISIERUNGEN 310 

vollständig kommunalisierte Unternehmen 265 

BESITZEINWEISUNGEN 45 

LIQUID ATION/Gesamtvollstreckung 3.718 

Unternehmensliquidation in Bearbeitung 3.561 

Unternehmensliquidation abgeschlossen 157 

V NETTOBESTAND AN UNTERNEHMEN 192 * J 


' Hiervon wurden die Management-Konomanditgesellschaften mit insgesamt 63 Unternehmen zusammen mit zwei weiteren Firmen sowie 
I drei Auslaufgesellschaften und deren Beteiligungen auf die BMGB übertragen. Zusätzlich wurden zehn Grundstücksgesellschaften auf j 
j die TLG überführt und die Zuordnung der TLG, der BMGB und der Deutschen Kreditbank AG auf den Bund vorgenommen. ! 

Für die restlichen Unternehmen war die Privatisierunr bereits eingeleitet und konnte überwtegerrd - wie etwa im Falle des 
mitteldeutschen Polyolefinkomptexes - durch Vertragsunterzeichnung in der 1. Hälfte 1995 zum Abschluß gebracht werden; daneben 
verblieben Minderheitsbeteiiigungen sowie solche Gesellschaften bei der BVS, für die eine Privatisierung aufgrund ihrer befristeten 
t Aufgabe nicht vorgesehen war. ^ 
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Bundesanstalt 

für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 

Vorstandsstab / Controlling 


Unternehmensbestand 


Bruttobestand per 31.12.1994 nach Branchen 

... ' Brutlö-.^: Privatisierungen .Reprivat. Kommunalisier. ‘Liquidatioher} 


Netto- 


Branchen v;*; 

bestand 

yollständ. 

mehrhtl. 

vollste nd. 

vollst. 

BE 

/^in Bear. 

abges. 

bestand 

Land- und Forstwirtschaft 

563 

86 

9 

7 

4 

37 

409 

4 

7 

E nergie Wirts, u .Wasservers . 

245 

197 

1 

2 

22 

0 

16 

1 

6 

Bergbau 

30 

19 

2 

3 

0 

0 

5 

0 

1 

Chemische Industrie 

265 

133 

4 

37 

0 

0 

76 

2 

13 

Kunstst.-, Gummi- u.Asbestv. 

181 

78 

0 

40 

0 

0 

61 

2 

0 

steine u. Erden, Feinker.u.Glas 

487 

308 

1 

73 

3 

0 

92 

5 

5 

Eisen- und NE-Metailerz. 

252 

133 

5 

35 

0 

0 

68 

2 

9 

Stahl- und Leichtmetallbau 

209 

98 

1 

52 

0 

1 

34 

1 

22 

Maschinenbau 

1.114 

639 

9 

130 

0 

0 

303 

11 

22 

Fahrzeugbau 

371 

234 

1 

43 

0 

2 

88 

3 

0 

Elektrotechnik, Elektronik 

488 

212 

6 

60 

1 

0 

188 

9 

12 

Feinmechanik und Optik 

86 

37 

0 

21 

0 

0 

28 

0 

0 

EBM-Waren, Musikin. .Sportgr. 

327 

121 

1 

79 

0 

2 

119 

5 

0 

Holzindustrie 

499 

192 

1 

137 

1 

0 

156 

9 

3 

Papier- und Druckgewerbe 

248 

131 

0 

42 

0 

0 

70 

4 

1 

Leder- und Schuhindustrie 

163 

37 

0 

26 

0 

0 

97 

2 

1 

Textil- und Bekleidungsind. 

532 

131 

0 

125 

0 

2 

258 

5 

11 

Nahrungs-u.Genußmittelgew. 

866 

452 

10 

130 

9 

1 

252 

11 

1 

Bauhauptgewerbe 

1.020 

679 

16 

193 

15 

0 

108 

5 

4 

Ausbau-u. Bauhilfsgewerbe 

208 

118 

0 

68 

2 

0 

20 

0 

0 

Handel 

1.367 

731 

57 

92 

4 

0 

450 

23 

10 

Verkehr, Nachr. .Spedit. ,Lagr. 

421 

211 

11 

17 

68 

0 

106 

5 

3 

Ve rs . , Kred it-u . Fin anzin stitute 

18 

14 

2 

0 

0 

0 

0 

1 

1 

Dienstleistungen 

2.181 

1 229 

71 

109 

134 

0 

536 

42 

60 

sonstige 

213 

101 

17 

67 

2 

0 

21 

5 

0 

Branchen total 

12.354 

6.321 

225 

1.588 

265 

45 

3.561 

157 

192 



859 
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Drucksache 13/10900 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Bundesanstalt 

für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 

Vofstandsstab / Controlling 


Privatisierungsergebnisse 


Privatisierungsergebnisse per 31.12.1994 


Vollständige Privatisierungen 
Mehrheitliche Privatisierungen 


privatisierte Betriebsteile 


Bergwerksrechte 


Zwischensumme Privatisierungen 


15.102 


REPRIVATISIERUNGEN (Voll- und Teilreprivatisierungen) 


"Kleine Privatisierungen" 

- Gaststätten/Hotels/Ladengeschäfte bis 03.10.1990 


Gaststätten/Hotels/Ladengeschäfte bis 30.06.1991 


13.040 


• Apotheken 


- Buchhandlungen 


- Kinos 


Zwischensumme "Kleine Privatisierungen" 


25.030 


Liegenschaftsverkäufe der TLG 


36.845 


Liegenschaftsverkäufe derTHA 


PRIVATISIERUNGEN TOTAL 


91.042 


Weitere Privatisierungsergebnisse 


Flächen (ha) 


Verpachtungen 


1.211.373 


reprivatisierte landwirtschaftliche Flächen 


324.225 


reprivatisierte forstwirtschaftliche Flächen 


248.189 


verkaufte landwirtschaftliche Flächen (durch THA) 


48.048 


verkaufte forstwirtschaftliche Flächen (durch THA inklusive TFG) 
verkaufte landwirtschaftliche Flächen (durch BWG) 
verkaufte forstwirtschaftliche Flächen (durch BWG) 

Aus den Privatisierungsaktivitäten resultieren : 


Privatisierungserlöse (Mrd.DM) 


Investitionszusagen (Mrd.DM) 


Arbeitsplatzzusagen 


1.508.000 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode DruCkSache 13/10900 


Privatisierungsergebnisse 


Bundesanstalt 

für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 

Vorstandsstab / Controlling 



Arbeitsplatzzusagen nach Branchen 


Insgesamt 

davon : 



in Aussicht 

vertraglich 

davon : 

Branchen 

gestellt 

zugesichert 

pönalisert 


Energiewirtschaft, Wasserversorgung, Bergbau 53.000 40.000 36.000 

Chemie, Mineralölverarbeitung, Kunststoff- u. Gummiindustrie 58.000 47.000 38.000 

Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und Erden 53.000 39.000 29.000 

Stahl, Metall, Maschinen- u. Fahrzeugbau 230.000 191.000 162.000 


Elektrotechnik, Feinmechanik. EBM 


230.000 191.000 162.000 


108.000 84.000 71.000 


Nahrungs- und Genußmittel 51.000 45.000 36.000 

Textil. Leder, Holz, Papier 75.000 74.000 62.000 

Baugewerbe 137.000 129.000 108.000 

Handel, Verkehr, Dienstleistungen 230.000 200.000 139.000 

Kommunale u. sonstige Gewerbeparks. Land- u. Forstwirtschaft 186.000 50.000 31 .000 

Sonstige Branchen 72.000 46.000 21.000 

TLG - Verträge (ohne Aufgliederung nach Branchen) 255.000 75.000 57.000 


75.000 74.000 62.000 


137.000 129.000 108.000 


230.000 200.000 139.000 


72.000 46.000 21.000 


Branchen total 


1.508.000 1.020.000 790.000 


Abschlußstatistik der THA 


Seite 6 





Investitionszusagen nach Branchen (In Mrd.DM) 



Insgesamt 

davon : 



In Aussicht 

vertraglich 

davon : 

Branchen 

gestellt 

zugesichert 

pönalisert 


Energiewirtschaft, Wasserversorgung, Bergbau 

Chemie, Mineralölverarbeitung. Kunststoff- u. Gummiindustrie 

Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und Erden 

Stahl. Metall, Maschinen- u. Fahrzeugbau 

Elektrotechnik, Feinmechanik, EBM 

Nahrungs- und Genußmittel 

Textil, Leder, Holz, Papier 

Baugewerbe 

Handel, Verkehr, Dienstleistungen 

Kommunale u. sonstige Gewerbeparks, Land- u. Forstwirtschaft 
Sonstige Branchen 

TLG - Verträge (ohne Aufgliederung nach Branchen) 

Branchen total 


51,9 

42,8 

32,8 

17.3 

16.1 

13,2 

7.2 

6.3 

4.2 

16,8 

15.2 

12,1 

7.9 

6.9 

5.2 

7.3 

6,2 

3.9 

6.3 

5.6 

4.4 

4.8 

4,5 

3.8 

23,2 

22,4 

16,5 

21,3 

12,4 

8.5 

5,2 

4,5 

2.1 

41.9 

13.7 

11.0 

211,1 

156,6 

117,7 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode DnJCkS8Ch6 13/10900 


Bundesanstalt Privatisierungsergebnisse 

für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 

Vorstandsstab / Controlling 


Ausländische Investoren ^ 

Land 

Privati- 

sierungen 

(Anzahl) 

Investitions- 

zusagen 

(Mio DM) 

Arbeitsplatz- 

Zusagen 

(Anzahl) 

Erlöse 

(Mio DM) 

Belgien 

30 

1.535 

4.329 

81 

Dänemark 

26 

545 

3.196 

338 

Frankreich 

89 

5.456 

25.428 

1.452 

Großbritannien 

124 

2.825 

16.666 

1.183 

Italien 

38 

702 

4.897 

328 

Kanada 

10 

1.849 

16.955 

35 

Niederlande 

96 

1.191 

10.577 

394 

Österreich 

100 

1.016 

16.323 

289 

Schweiz 

139 

1.191 

19.474 

456 

USA 

78 

6.335 

15.073 

1.628 

andere Länder 

1 1 1 1* 1 ■ 

130 

3.126 

22.025 

596 

1 / 


Branchen 


Energiewirtschaft, Wasserversorgung, Bergbau 
Chemie, Mineralölverarb., Kunststoff- u.Gummiindustri 
Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und Erden 
Stahl, Metall. Maschinen- u. Fahrzeugbau 
Elektrotechnik, Feinmechanik. EBM 
Nahrungs- und Genußmittel 
Textil. Leder, Holz, Papier 
Baugewerbe 

Handel, Verkehr. Dienstleistungen 

Komm, u.sonst. Gewerbeparks, Land- u. Forstwirtschaf 

Sonstige Branchen 

I Branchen total 


32 

3.313 

5.561 

1.506 

57 

6.958 

16.653 . 

1.388 

81 

2.342 

13.295 

772 

174 

4.899 

32.278 

549 

62 

733 

12.765 

239 

63 

868 

5.647 

397 

66 

764 

5.698 

85 

78 

672 

28.881 

410 

213 

2.639 

15.839 

1.275 

18 

2.469 

17.401 

78 

16 

114 

925 

81 

860 

25.771 

154.943 

6.780 
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Drucksache 13/10900 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 



Bundesanstalt 

für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 

Vorstandsstab / Controlling 


Privatisierungsergebnisse 


Privatisierungsergebnisse per 31.12.1994 nach Bundesländern 


Berlin 

Bran 

MeVo 

SaAn 

Sach 

Thür 

Sonst. 

Total 

Vollständige 

Privatisierungen 

privatisierte 

585 

937 

733 

1.015 

1.876 

1.028 

147 

6.321 

Betriebsteile 

457 

1.334 

1.261 

1.315 

2.406 

1.36C 

138 

8.279 






(inklusive 225 mehrherti.^i privatisierte Gesellschaften) 

Bergwerksrechte 

0 

74 

64 

121 

158 

85 

0 

502 

Privatisierungen 

1.042 

2.345 

2.058 

2.451 

4.440 

2.481 

285 

15.102 

Arbeitsplatz- 

zusagen 

Investitions- 

253.800 

286.750 

127.300 

193.100 

432.100 

209.300 

5.650 

1.508.000 

Zusagen (Mio DM) 
Erlös- 

52.940 

44.290 

15.820 

29.040 

50.090 

17.900 

1.020 

211.100 

zusagen (Mio DM) 

22.710 

10.025 

4.220 

7.870 

15.810 

5.540 

425 

66.600 

Idarunter ausländische Investoren | 

Anzahl Untern./ 

Betriebsteile 

Arbeitsplatz- 

120 

143 

65 

134 

266 

120 

12 

860 

Zusagen 

Investitions- 

30.500 

47.000 

8.100 

22.700 

32.400 

14.300 

0 

155.000 

Zusagen (Mio DM) 
Erlös- 

2.600 

6.300 

1.500 

9.200 

3.900 

2.300 

0 

25.800 

Zusagen (Mio DM) 

1.600 

1.200 

300 

2.100 

1.300 

300 

0 

6.800 


Management Buy Out 


Land- und 
Forstwirtschaft 

18 

51 

46 

47 

82 

58 

9 

311 

Produzierendes 

Gewerbe 

161 

298 

364 

308 

626 

319 

25 

2.101 

£■ Energiew.AA/assen/. 

5 

24 

30 

26 

33 

24 

4 

146 

g Bergbau 

75 

72 

108 

83 

163 

68 

2 

571 

Verarb.Gewerbe 

81 

201 

224 

196 

430 

226 

19 

1.377 

Baugewerbe 

0 

1 

2 

3 

0 

1 

0 

7 

Handel und 

Verkehr 

0 

0 

0 

0 

0 

1 

0 

1 

Dienstleistungen 

und Sonstige 

16 

33 

24 

23 

41 

32 

3 

172 

Liegenschaften 

nicht zuordenbar 

24 

67 

87 

59 

111 

49 

1 

398 

Im BO Total 

219 

449 

521 

437 

860 

459 

38 

2,983| 



864 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/10900 



Bundesanstalt 

für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 

Vorstandsstab / Controlling 


Reprivatisierung 


Reprivatisierungen per 31.12.1994 ^ 

THA gesamt 


Erfaßte Anmeldungen 
vermögensrechtlicher Ansprüche 

für die Restitution von Unternehmen 1 7.639 


I Entschiedene Reprivatisierungsanträge ^ 10.862 

davon : 


1. 

Rückgaben 

6.539 

a 

- Rückgabe von THA-Unternehmen 

4.358 

< 

o 

rj 

davon : ganze Unternehmen 

1.588 


Betriebstelle 

2.770 


- Rückgabe von Vermögensgegenständen 

2.081 


- sonst. Rückgaben gemäß Gesetz vom 07.03.1990 

100 


2. Zustimmung der Berechtigten 


zum Verkauf durch die THA / 


Investitionsvorrangentscheidungen 

1.360 


3. Berechtigungen auf Entschädigungen 
durch die Landesämter festgestellt/ 

durch Gesamtvollstreckung erledigt 1.385 



4. Abgewiesene Antragsstellung 
durch die Landesämter sowie 
zurückgezogene Anträge 

1.578 

V 




Entschiedene Reprivatisierungsanträge 



865 









Drucksache 13/10900 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 



Bundesanstalt 

für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 


Abwicklung 


Vorstandsstab / Controlling 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode DrUCkSdCh6 13/10900 


Bundesanstalt 

für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 

Vorstandsstab / Controlling 


Kommunalisierung 


Kommunalisierungsanträge und Erledigungen 



^1 3.299 


12/91 03/92 06/92 09/92 12/92 03/93 06/93 09/93 12/93 03/94 06/94 09/94 12/94 


□ Registrierte Anträge in Verantwortung der THA i 

0 Abgewiesene Anträge 

□ Erledigungen ohne Bescheid und Sonstige Kommunalisierungen 
S Teilkommunatisierungen und vollständig übertragene Betriebe 


Übertragene Vermögenswerte nach Vermögensgruppen per 31,12.1994 


Land- u. forstw. Flächen 


Sonstige 


Sporteinrichtungen 


Verkehrsflächen 


Betr.kindergärt.Z-krippen 


Bildungseinricht. 
Wohnungen/Grund st. 


ÖPNV tttP541 


Flächen Gewerbeansiedl. 


Verwaltungsgebäude 0311 


Abfallentsorg, incl. Deponien CT 370 1 


Betriebspolikl./-ambulatorien H 128 


Kulturhäuser 0 122 


1 000 2 000 3.000 4.000 5.000 
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Drucksache 13/10900 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Bundesanstalt 

für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 

Vorstandsstab / Controlling 


Vermögenszuordnung 


Vermögenszuordnung / Kommunalisierung 

Antragsteller 

(kumuliert) 

Anträge 

gesamt 

mit insgesamt 

Flurstücken 

erteilte 

Bescheide 

mit insgesamt 

Flurstücken 

THA-Kapitalgesellschaften 

44.206 

337.897 

42.388 

209.448 

THA-Unternehmensbereiche 

22.332 

101.533 

23.189 

72.289 

Bund 

2.859 

10.538 

2.168 

5.967 

Länder 

14.527 

133.870 

6.332 

34.171 

Kommunen 

136.201 

k.A. 

55.275 

k.A. 

THA total 

220.125 

583.838 

129.352 

321.875 


Grundstücksverkehrsgenehmigungen 


(kumuliert) 

erfaßte 

Anträge 

erteilte 

Genehmigungen 

sonstige 

Erledigungen 

Widerspruchs- 

verfahren 

Zentrale 

15.998 

9.176 

1.078 

354 

Niederlassungen / Geschäftsstellen 

28.429 

17.568 

3.977 

895 

|THA total 

44.427 

26.744 

5.055 

1.249| 


Investitionsvorrangentscheidungen 


(kumuliert) 

Anträge 

erledigte 

Verfahren 

davon 

Bescheide 

sonst. Erledig. 

Zentrale 

2.190 

1.950 

1.439 

511 

Niederlassungen / Geschäftsstellen 

4.882 

4.378 

2.970 

1.408 

|THA total 

7.072 

6.328 

4.409 

1.919| 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode Drucksacho 13/10900 



Bundesanstalt 

für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 

Vofstandsstab / Controlling 


Finanzielles Ergebnis 


Ergebnis der Privatisierung des Treuhandvermögens 



1990/1991 

Mrd.DM 

1992 

Mrd.DM 

1993 

Mrd.DM 

1994 

Mrd.DM 

insgesamt 

Mrd.DM 

Erlöse aus der Privatisierung 
von Unternehmen 

11.8 

4,2 

2,1 

11.2 

29,3 

Erlöse aus Kommunalisierung 
und Reprivatisierung 

0.1 

0.1 

0.1 

0.1 

0.4 

Erlöse aus Liegenschafts- und 
Bergwerksrechtsverkäufen 

1.9 

1.6 

1.6 

2.2 

7.3 

Erlöse insgesamt 

13,8 

5,9 

3.8 

13,5 

3ÄÖ1 

Aufwendungen für Sanierung und 
Privatisierung einschl. Abwicklung 

27.7 

26,7 

34.1 

27,8 

116,3 

Buchwert des 
privatisierten Vermögens 

20,2 

13,6 

9.6 

6.5 

49,9 

Zinsbelastung für 
übernommene Altkredite 
sowie Ausgleichsforderungen 

13,6 

9.3 

6.2 

4,4 

33,5 

|Aufwendungen insgesamt 

61,5 

49,6 

49,9 

38,7 

199,7| 


Ergebnis 






Privatisierungserlöse 

13,8 

5.9 

3.8 

13.5 

37,0 

Aufwendungen 

61,5 

49,6 

49.9 

38,7 

199,7 

Saldo 

-47.7 

-43.7 

-46.1 

-25,2 

-162,7 


Verbrauch der in der 
DM-Eröffnungsbilanz 
gebildeten Rückstellung 

37,7 

42,6 

45,4 

26,8 

152,5 

Unterdeckung 

10,0 

1,1 

0.7 

-1.6 

10,2 




(Angaben gemäß Bilanz) 


869 
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Drucksache 13/10900 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Bundesanstalt 

für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 

Vorstandsstab / Controlling 


Finanzielles Ergebnis 


Gesamtfinanzen der THA und Nachfolgeeinrichtungen 


Übernahme der Altkredite 
(Entschuldung der Unternehmen DM 73 Mrd., 
Zinslast DM 26 Mrd.) 


Ökologische Sanierung 
(Gefahrenabwehr, Beräumung, 
Bergbau-Altlasten, Kernkraftsanierung) 


Unternehmerisch - finanzielle Sanierung 
einschließlich Abwicklung 
(Investitionszuschüsse im Sanierungsprozeß 
und bei der Privatisierung, Eigenkapitalbeiträge, 
Verlustausgleich Darlehen, Zweckzuwendungen 
für Sozialpläne. Bürgschaftsgewährung 
mit späterer Ablösung sowie 
Zinsaufwand der Treuhandanstalt) 


I Sonstige Ausgaben 


Leistungen der THA/Nachfolger 


Einnahmen der THA/Nachfolger 


DM Mrd. 



IW44:I..U.1I1.LL4I 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode DrUCksache 1 3/1 0900 



Bundesanstalt 

für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben / Sonder- und Bundesfmanzvermögen 


Anlage 2 

.)ruckdatum: 28.01.1998 


Unternehmensliste zum ehern. Bereich KoKo 

Unternehmen, die nach heutiger Erkenntnis Ende 1989 

dem Bereich KoKo zuzuordnen waren und spätere Erwerbungen 

farbig hinterlegt: bereits abgebaute Unternehmen des Bereiches KoKo 

Stand: 02.01 .1998 


lfd. 

Nr. 

SV- 

Fir.- 

Nr. 

Name 

Sitz 

Ober* 

gesellschaft 

Status 

Tag 

Liquidations- 

phase 

1 

617 

"Agrima GmbH" Gesellschaft für 
Geschäftsanbahnungen und 
Vermittlungen und Vertretungen 
für ausländische Firmen 

Berlin 

KOWIMEX 

(BERAG) 

Liquidation 

19.12.1996 

y-^ ■ V' 


2 

631 

"INTERSCHIFF" 
Schiffahrtsagentur GmbH 

Hamburg 

Effect/ R. Ihle 

vor THA- 

Zuständig- 

keit 

verkauft 

07.02.1990 


1 

823 

"Richard lhle"-Transport 
(Nederland) B.V. 

Rotterdam 

Imog 

Liquidation 

17.07.1991 


1 

670 

A.F. Buri Holding AG 

Montagnola 

Effect/ Befisa 

vor THA* 

Zuständig- 

kelt 

verkauft 

13.07.1989 


5 

671 

A.F. Buri Trading AG 

Montagnola 

Effect/ Befisa 

vor THA- 

Zuständig- 

keit 

verkauft 

13.07.1989 


6 

726 

AGENA Handelsgesellschaft 
mbH 

Berlin 

BMH 

(Transinter) 

Fusion 

08.07.1994 


7 

859 

Agrotek 

Landmaschinenersatzteile GmbH 

Bayreuth 

Effect/ 

'NTEMA 

vor THA- 

Zuständig- 

keit 

verkauft 

15.11.1989 


8 

732 

Allgemeines Thüringisches 
Handelskontor GmbH 

Erfurt 

BMH 

(Transinter) 

Fusion 

21.08.1992 


9 

904 

Andersen & Tilch Gewerbe- 
Immobilien GmbH & Co. Eisfeld 
KG 

Berlin 

Hanco/ 

Berimco 

Verkauf 

21.08.1991 


10 

673 

Anstalt Cavendia 

[Vaduz 

Effect 

Liquidation 

17.12.1990 


11 

844 

Anstalt Congregatio (vorm.: 
Anstalt Unionbau) 

Vaduz 

Effect 

Liquidation 

05.05.1992 


12 

61 1 

ANSTALT FORTINTAKT (vorm.: 
Aventura Anstalt) 

Vaduz 

F.C. Gerlach 
Export-Import 

Rechts- 
streit über 

die 

Zuordnung 

anhängig 



13 

748 

Anstalt Hanseatic 

Vaduz 

Effect 

Liquidation 

30.06.1993 
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Bundesanstalt 

für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben / Sonder- und Bundesfinanzvermögen 


_)ruckdatum; 28.01.1998 


Unternehmensliste zum ehern, Bereich KoKo 

Unternehmen, die nach heutiger Erkenntnis Ende 1989 

dem Bereich KoKo zuzuordnen waren und spätere Erwerbungen 

farbig hinterlegt: bereits abgebaute Unternehmen des Bereiches KoKo 

Stand: 02.01.1998 


lfd. 

Nr. 

sv- 

Fir.- 

Nr. 

Name 

Sitz 

Ober- 

gesellschaft 

Status 

Tag 

Liquidations- 

phase 

14 

862 

Anstalt INPINO 

Vaduz 

Effect 

Üquiddtibn 



15 

738 

Anstalt Mondeesd 

Vaduz 

EWaci 

Ügutdation 

04.12.1991 


16 

836 

Anstalt Monvay 

gg|||||H 

EffQcr 

lilH 

11.11.1991 


17 

739 

Anstalt Polyindustrie (vorm. 
Anstalt Caprozius) 

Vaduz 

Effect 

in 

Liquidation 


Schluß- 

abwicklung 

18 

61 3 

ASIMEX Import-Export Agentur 
GmbH 

Mühlenbeck 


in 

Liquidation 


Rest- 

abwicklung 

19 

757 

ASZ Handel, Werkstatt und 
Beratung GmbH 

Berlin 

Hanco Iforum) 

Liquidation 

19.02.1996 


20 

733 

AutomobUhaus 
Handelsgesellschaft mbH Am 
Falkenberg 

Berlin 

BMHV (BIEG) 

Verkauf 

15.10,1991 


21 

708 

AWUS Abfatlwinschaft und 
Umweltseivica GmbH 

Berlin 

Intrac 

liQuidation 

30.09.1997 


22 

769 

B.I.E.G. Bürohaus 
Verwaitungsgesellschdft mbH 

Berlin 


Fusion 

09.07.1992 


23 

637 

BAG Br andenburgische 

AbfalIvvIrtschaftgeseJIschBfi 

mbH 

Potsdam 

Intrac 

Verkauf 

27.02.1996 


24 

716 

Baltica 

Außenhandelsvertretungen und 
Unternehmensberatung GmbH 

Rostock 

BMH 

(Transinter) 

Fusion 

30.08.1993 


25 

719 

eRALTJMAR Schiffahrt und 
iTrstisport Gesellschaft mbH 

Rostock 

Intrac 

Verkauf 

14.01.1992 


26 

720 

BAUMAG Baumaschinen- und 
Ausrüstungsgesellschaft mbH 

Berlin 

BMH 

(Transinter) 

in Konkurs 



27 

743 

Befisa S.A. 

Zürich 

Effect 

Liquidation 
in Vor- 
bereitung 



28 

793 

|Betmont Trading S.A. 

Panama 


Liquidation 

12.08.1994 


2& 

'633 

Bema^Handelsgeseltschaft mbl 


Berlin 

Effect/ Bef imo 

Verkauf 

25.05.1990 
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Drucksache 13/10900 



Bundesanstalt 

für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben / Sonder- und Bundesfinanzvermögen 


Jruckdatum: 28.01.1998 


Unternehmensliste zum ehern. Bereich KoKo 

Unternehmen, die nach heutiger Erkenntnis Ende 1989 

dem Bereich KoKo zuzuordnen waren und spätere Erwerbungen 

farbig hinterlegt: bereits abgebaute Unternehmen des Bereiches KoKo 

Stand: 02.01.1998 


lfd. 

Nr. 

sv- 

Fir.- 

Nr. 

Name 

Sitz 

Ober- 

gesellschaft 

Status 

Tag 

Liquidations- 

phase 

30 

754 

Berimco - Immobilien & 
Cooperation GmbH (vorm.: 
IMCO-Immobilien & Cooperation 
GmbH) 

Berlin 

Hanco (forum) 

Liquidation 
in Vor- 
bereitung 





Berliner Handels- und 
Finanzierungsgesellschaft mbH 
(BHFG) 

Berlin 

THA/BvS 

in 

Liquidation 


Schluß- 

abwicklung 

32 

838 

Beroline Kerzen- und 
Warenhandels GmbH 

Berlin 

Effect/ Rexim 
S.A. 

Verkauf 

02.08.1994 


33 

857 

BHT Stahlhandel HOttental 

GmbH & Co. KG 

Essen 

Effect/ 

INTEMA 

Verkauf 

23.05.1990 


34 

649 

Bildungsekademie Berlin- 
Brandenburg GmbH ein 
UfYternehmen der 
Bankgeaell&chaft Berlin (vorm.; 
BB-Data Akademie 

Berlin 

Inirac 

Verkauf 

27.06.1992 


35 

604 

BMH Berliner Makler- und 
Handelsvertretergeeen^chaft 
mbH (vorm.: Transioter) 

Berlin 


Liquidation 



36 

605 

BMHV - BMH Vermögens- 
verwaltungsgesellschaft mbH 
(vorm.! BIEG » Berliner Import- 
Export GmbH) 

Berlin 


Üquidation 

17.06.1997 


37 

805 

BOT RA Imporl/Export 
Handelsgesellschaft mbH 

Berlin 

BMH 

(Transinter) 

Verkauf 

13.02.1992 


38 

624 

BP Mineralölhandel4.euna-Werke 
GmbH 

Merseburg 

Intrac 

Verkauf 

16.12.1992 


39 

770 

BTC Bauträgergesetlschaft mbH 
Conbus 

Cottbus 

BMHV (BIEG) 

Fusion 

09.07.1992 


40 

700 

Büro* Vermietung GmbH Berlin 
Vermietung und Vermitilung von 
Büro-* und Oienaiteietungs- 
kapazltöien 

Berlin 

BHFG 

Fusion 

15. 05. 1991 


41 

837 

C.H.V. Christian Heinz Vertriebs 
Gesellschaft mbH 

Pohlheim 

Effect/ Monvey 

Verkauf 

16.07.1990 


42 

674 

Carnet Industrievertretungen 
lind Beratung für Chemie^ Agrar, 
Metallurgie Export/Import (vorm. 
Simon Industriever...) 

Berlin 


vor THA- 

Zuständig- 

keit 

gelöscht 

31.12.1989 


43 

714 

Central Trading Company S.A L. 

* off Shore * 

Beirut 

Intrac 

Verkauf 

01.07.1991 
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Bundesanstalt 

für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben / Sonder- und Bundesfinanzvermögen 


_)ruckdatum; 28.01.1998 


Unternehrnensliste zum ehern. Bereich KoKo 

Unternehmen, die nach heutiger Erkenntnis Ende 1989 

dem Bereich KoKo zuzuordnen waren und spätere Erwerbungen 

farbig hinterlegt: bereits abgebaute Unternehmen des Bereiches KoKo 

Stand: 02.01.1998 


lfd. 

Nr. 

SV 

Fir.- 

Nr. 

Name 

Sitz 

Ober- 

gesellschaft 

Status 

Tag 

Liquidations- 

phase 

;44 

839 

CHEMOPLAST 
Handelsgesellschaft mbH 
(vorm,: Imofimex 
Handelsgesellschaft mbH) 

Wien 

Effect/ Rexim 
S.A. 

Liquidation 

09.03.1992 


45 “ 

826 

Chemo-PIast Im- und Export 
GmbH (vorm.: Chemo-PIast 
Ottokar Hermann GmbH) 

Berlin 

Effect/ Rexim 

S.A. 

in 

Liquidation 



46 

774 

Conceptä IhterhätiCHnale 
Immobilien und 
Handelsgesellschaft mbH 

Leipdg 

BMHV (BIEG) 

Verleb 

tb.l2,t992 


47 

845- 

Cörner Grundstücks* 
Verwaltungsgesellschaft mbH 
(vorm.: Intex Impoa und Export 
GmbH) 

Berlin 

Effect/ Intrac 

Verkauf 

15.12.1992 


4S 

728 

CÖTA GmbH • Geselischaft für 
intefnationale Industrie* und 
Agrar-, Cooperation Consulting, 

Tradtng .. . 


BMH 

(Transinter) 


m 

mi 

49 

776 

Cottbus Consuit GmbH 

Cottbus 

BMHV (ßlÖSJ 

Verkauf 

24.09.1992 


50 

729i 

COVAS Coitbuser GmbH * 
Gesellschaft für Anlagen und 
Service 

Cottbus 

BMH 

(Transinter) 

Verkauf 

05.02.1992 


51 

764 

0 KonsumgutBr Verificbs 

GmbH 

Berlin 

Haoeo (forum) 

Verkauf 

21.06.1991 


52 

638 

DA RAG 

Deutsche Versicherungs- und 
Rückversicherungs- AG 

Berlin 

Intrac 

operatives 

Geschäft 



53 


DAS RED Deutsch* Asiatische 
Speditidn GmbH ^ 

Hamburg 

EHect/ R. Ihle 

vor THÄ- 

Zuständig* 

keit 

verkauft 

07.Ö2;199Ö 



780 

Datex 

Datener f assuoQsgeselfschaft 
mbH 

Berlin 

BMHV (BIEG) 


16.05.1991 


55 

703 

debis Iniernaiional Trading 

GmbH 

Berlin 

Intrac 

Verkauf 

23 12.1993 


56 

731 

DEHAK Handelsagentur Dresden 

GmbH 

Dresden 

BMH 

(Transinter) 

Fusion 

21.08.1992 


57 

736 

Delhi Cofp. N.v, ' • 

Curacao 

Effect 

Liquidation 

27:01.1992 


58 

653 

DELTA GmbH Gesellschaft für 
derr Export und Import von 
Handelswaren aller Art 

Berlin 


Verkauf 

28.03.1990 
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Bundesanstalt 

für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben / Sonder- und Bundesfinanzvermögen 


Jruckdatum: 28. 01. *998 


Unternehmensliste zum ehern. Bereich KoKo 

Unternehmen, die nach heutiger Erkenntnis Ende 1989 

dem Bereich KoKo zuzuordnen waren und spätere Erwerbungen 

farbig hinterlegt: bereits abgebaute Unternehmen des Bereiches KoKo 

Stand: 02.01.1998 


lfd. 

Nr. 

SV- 

Fir.- 

Nr. 

Name 

Sitz 

Ober- 

gesellschaft 

Status 

Tag 

Liquidations- 

phase 

59 

836 

Deutsche Handelsgesellechafr 
West-Ost mbH (DHG) 

Berlin 

Effect/ Monvey 

Verkauf 

16.07.1990 


m 


OlM B.V. 

Ha all em 

Effect/ Redel 

Fusion 

2X12.1994 



mm 

Energie Consulting und 
Trading GmbH 

Berlin 

Invac 

Gründung 

nicht 

vollzogen 

0X12.1990 


62 

602 

Effect Vermögens- 
verwaltungsgesellschaft mbH 

Berlin 


in 

Liquidation 


operative 

Abwicklung 

63 

910 

El Castilio Fuerteveniura S.A. 

Aottgua/ 

Fuene- 

Ventura 

Effect/ Befisa 

Verkauf 

10.08.1995 


64 

707 

Elmsoka Establishment 
Internationale Import-Export 
Handels-Gesellschaft 

Vaduz 

Intrac 

in 

Liquidation 


Schluß- 

abwicklung 

65 

843 

, 

EMA Indusirieaniagen 
Handelsgesellschaft mbH 

mmn 


Verkauf 

25.05.1990 


66 

640 

Energieobiektgesellschaft mbH 

Berlin 

Intrac 

Verkauf 

07.06.1991 


67 

747 

Etablissement Befimo / Anstalt 

Befimo 

Vaduz 

Effect 

in 

Nachtrags- 

liquidation 


Schluß- 

abwicklung 

68 

622 

Etablissement F.C. Gerlach 
Export-Import 

Vaduz 


Rechts- 
streit über 

die 

Zuordnung 

anhängig 



69 

201 

Etablissement MONUMENT 

Vaduz 

Effect 

in 

Liquidation 


Schluß- 

abwicklung 

70 

890 

ETAK Förder- und 

Antageniechnik 
Vertriebsgesellschaft mbH 

Essen 

Effect/ Befimo 

Verkauf 

25.05.1990 


71 

713 

Eurabia International Ltd. 

S.A.R.L. 

Beirut 

Intrac 

in . 

Liquidation 
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Bundesanstalt 

für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben / Sonder- und Bundesfinanzvermögen 


_)ruckdatum: 28.01.1998 


Unternehmensliste zum ehern. Bereich KoKo 

Unternehmen, die nach heutiger Erkenntnis Ende 1989 

dem Bereich KoKo zuzuordnen waren und spätere Erwerbungen 

farbig hinterlegt: bereits abgebaute Unternehmen des Bereiches KoKo 

Stand: 02.01.1998 


lfd. 

Nr. 

SV- 

Fir.- 

Nr. 

Name 

Sitz 

Ober« 

gesellschaft 

Status 

Tag 

Liquidations- 

phase 

72 

803 

Eurasco Zürich AG 

Zürich 

Intrac 

operatives 

Geschäft 



73 

641 

E V AG Er döl ver arbeitungs- und 
‘anlageoge^eHechaft mbH 

Leuna 

Intrac 

Üquldahori 

02.08;i996 


74 

761 

EVECO International GmbH 

— 

Hanco (forum) 

Gründung 

nicht 

vollzogen 

26.06.1996 


;75 

755 

EVEG Einkaufs- und 
Vertriebsgesellschafr mbH Berlin 

Berlin 

Hanco (forum) 

Verkauf 

27.06.1994 


76 

689 

Exportcontact AG 

Zürich 

Günther 

Forgber 

in 

Liquidation 


operative 

Abwicklung 

77 

789 

Exportcontact Etablissement 

Vaduz 

Günther 

Forgber 

Rechts- 
streit über 

die 

Zuordnung 

anhängig 



78 

802 

Exportcontact 
Handelsgesellschaft mbH 

Wien 

Günther 

Forgber 

Rechts- 
streit über 

die 

Zuordnung 

anhängig 


Rest- 

abwicklung 

79 

619 

F.C. Gerlach Export-Import 

Berlin 


Rechts- 
streit über 

die 

Zuordnung 

anhängig 


Rest- 

abwicklung 

80 

787 

FAGRO import-Export GmbH 
(vorm.: ASlPi/lEX Import-Export 
& Co, GmbHF 

Müblenbock 


Konkurs 

30.09,1997 


81 

815 

Fenematex 8:V* ; . 

Grävenhage 

Effbct/ Rede! 

Konkurs 

31. 12. 1997 


82 

816 

Fenematex Brussel S.P.R.L. 

Bruesel 

Effect Hedel 

Liquidation 

17.01.1994 
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Bundesanstalt 

für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben / Sonder- und Bundesfinanzvermögen 


Jruckdatum: 28.01.1998 


Unternehmensliste zum ehern. Bereich KoKo 
Unternehmen, die nach heutiger Erkenntnis Ende 1989 
dem Bereich KoKo zuzuordnen waren und spätere Erwerbungen 
farbig hinteriegt: bereits abgebaute Unternehmen des Bereiches KoKo 

Stand: 02.01 . 1 998 


lfd. 

Nr. 

SV- 

Fir.- 

Nr. 

Name 

Sitz 

Ober- 

gesellschaft 

Status 

Tag 

Liquidations- 

phase 

;:83 

610 

Florena Handel GbR 

Berlin 

Hanco (forum) 

Verkauf 

24.01.1991 


B4 

852 



Food-Tec Handeiso9$aUschaft 
mbH 

Wien ^ 

Effect/ 

INTEMA 

Verkauf 

23.05.1990 


m 

■ 

Fnam (UK) Ltd* 

R«dditch 

Effect/ Redel 

Liquidation 

17.08; 1993 


1 

817 i 

^Ffram Handel ÖL V* {yormi: 
pTechnlschö Handef!^enrK)t^h6p 
Ifriam N»V. ) 

Haaiiem 

Effect/ Redel 

Liquidation 

15.12.1997 


m ^ 


Ffiafn Techniek BiV. {vorm.t 
iEngilsh and Continental 
Inv^tmehts II RV.L 

Haarlem ^ 

Effect/ 

Liquidation 

15.12.1997 


88 ä 

p72 l 

:Fün & Fashion 
Nandelegeselischalt mbH für 
Irextilien und Accessoirefr 

Berlin 

BMHV (BIEG) 

Fusion 

01.01.1992 


89 ; 

847 i: 

p.T.Cars KFZ^Handels- und 
Reparanirge Seilschaft mbH 
Ivorm.; G. Tempel GmbHJ 

Perchtolds- 

dorf 

Effect/ Befisa 

^9 

26.08.1991 


30 

$29 1: 

iGerhard Wachsen Ini* und : 
Export GmbH 

iMain? 

1 

Effect/ Befisa 

Liquidation 

30.06.1997 


91 

;730 

pesellschaft für Handel und 
^Kooperation im Antaocn-r 
;Ma^chir>en* und Apparatebau 
mbH(GHK) 

■ 

BMH 

(Transinter) 

Fusion 

21.08.1992 


;92 ^ 

!635 1 

Grameg>Hdn6«t$gfiSellechaft 

mbH 

Bertiri 

Effect/ Befimo 

Verkauf 

25.05.1990 


93 : 

pSB 1 

GROSKO Rostocker Gioßband^ 
GHG 

Berlin 

Hanco Horum) 

Liquidation 

30.12.1997 


94 

620 

Günther Forgber - 
Wahrnehmung von Interessen 
für Industrie und Handel 

Berlin 


in 

Liquidation 


operative 

Abwicklung 

95 

752 

HANCO - Handeis* und 
Cooperationsgesellschaft mbH 

Berlin 

Hanco (forum) 

Füsidh 

1 

im 


96 

762 

HANCO Service für 
Datenverarbeitung und 
Rechnungswesen GmbH (vorm.: 
HF6 Handels-, Finanzierungs 
und Geschäfisservice GmbH 

Berlin 

Hanco (forum) 

Fusion 

■ 
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Name 




Mnca Jifciiürii^ 


Flnan^cfi^r^t fei^rtQs OxribH 


S06 iHemiann lutlyyiö 


Verkaiif 


lÄmädorä jEffwt/ Infwio 


1626 iHeskä Portugue^ Indu^tri^ 


Tlpooräflcas S A 


171 5 IHhichii^öft Um 


lUqukto6ön|30*^*l99S 


lOfickMi liiitTdc 




7^6 MOFKA 

War enhandefsQ^eibchaft mbH 


Hanco (fonim) l Verkauf 


Effect/ ßefisa 


Hotel 8eHevue Betriebs- 
Aktiengeseitschah {vorm.: Hotel 
Bellevue Betrlebsgesellscbaft 
rnbH); 


Verkauf 


Verkauf 


1 05 854 iHuöo Schn^ti GrhbH 

j Stahl* und Ebenhendel KG 

106 


Esscjni 


Effect/ 

llNTEMA 


f plus A Gesellschafi för 
internatipiiele 

WirUchaftsinformatlDn und 
Organbationsbefatung mbH 
I.H. Verwaltungs Gesellschaft 
mbH {vprirK: EMA 
lodostrleanlageo 
Handebgeselbchah mbH) 
I.M.O.G. ExpediUe eh ctmtrole 

B.v> _ . \ ' 

i.M.O:G:SCHEEPyAART 


Berlin 


Intrac 


I UquidatJdn 1 1 0.07 .1996 


lEffect/ Befimo 


Verkauf 


Rotterdam 


19.12.1997 


Konkurs 


Rotterdam 


lAF Industrte AssekuranZ' und 
Finanzvernitulungs- CmbH 


Berlin 


Verkauf 


759 IlGROS NONFOOD Sudost 


Ronneburg 


Hanco (forum) 


Liquidation 


Hartdeb GmbH 


IlG Index Immobilien 


BMHV (BIEG) 


Fusion 


Berlin 


iGcselbchafi mbH 


IK Industriekredit AG 


iZOnch 


Liquidation! 


Inbac 


Berlin 


603 


Hanco Vermögens- 
verwaltungsgesellschaft mbH 
(vorm.: forum) 


in 

Liquidation 


operative 

Abwicklung 
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Unternehmensliste zum ehern. Bereich KoKo 

Unternehmen, die nach heutiger Erkenntnis Ende 1989 

dem Bereich KoKo zuzuordnen waren und spätere Erwerbungen 

farbig hinterlegt: bereits abgebaute Unternehmen des Bereiches KoKo 

Stand: 02.01.1998 


Ober- 

gesellschaft 


Liquidations 

Phase 


Status 
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Drucksache 13/10900 


Bundesanstalt 

für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben / Sonder- und Bundesfinanzvermögen 


Jruckdatum: 28. 01. 1998 


Unternehmensliste zum ehern. Bereich KoKo 

Unternehmen, die nach heutiger Erkenntnis Ende 1989 

dem Bereich KoKo zuzuordnen waren und spätere Erwerbungen 

farbig hinterlegt: bereits abgebaute Unternehmen des Bereiches KoKo 

Stand; 02.01 .1998 


lfd, 

Nr. 

SV- 

Fir.- 

Nr. 

Name 

Sitz 

Ober- 

gesellschaft 

Status 

Tag 

l.iquidations- 

phase 

1 14 

614 

IMES Import-Export GmbH 

Berlin 


Liquidation 

03.04.1997 


115 

749 

immobiliare del Piano S.A. 
(vorm.; (ntrao SAA 

Montag nold 

Effect 

Verkauf 

15.12.1992 


pm 

iiiü 

IMÖG ' Immobilien Obst und 
GemOse GmbH 

Berlin 

Hanco iforum) 

Gröndung 

nicht 

vollzogen 

25.Ö3.1991 


117 

768 

Impeco GmbH 

Berlin 

BMHV (BIEG) 

Fusion 

03.07.1.992 


?t8 

807 

Impexco Import und Export 
HandelsoeseUschaft mbH 

Berlin 

BMHV (BIEG) 

Liquidation 

19.12.1996 


1 19 

717 

industrievefuetungen GmbH 

Berlin 


Fusion 

21.08.1992 


120 

851 

INTEMA Gesellschaft für 
technischen Handel und 
Maiktberatung mbH 


Effect 

Verkauf 

23.05.1990 


121 

856 

Intema Stahlhandei GmbH 
(vorm.: Stahihandel Hüttental 
GmbH) 

Essen 

iffiii 

tNTEMA 

Verkauf 

23.05.1990 




Interholding Haeriem B.V. 

Den Haag 

Effect/ Redel 

in 

Liquidation 



123 

782; 

(NTERWIlONAtE 
MAATSCHAPPIJ TOT 
OVERNMING van Goederen B.V. 
(vorm.: *I.M.O.G." Beheer B.V.) 

Ffe>tterdäm 


Kbnkür^ 

T9;!2.1997 


124 

606 

Imernaiionales Handelszentrum 
GmbH (IHZ) 

Berlin 


Verkauf 

22.12.1994 



IB 

7 

p 

INTERVER Memaüonale 
Vertretungen GmbH 


EMH 

(Transintor) 

Fusion 

21.08;Ti92 


126 

706 

Intrac America Latina S.A. 

Panama 

Intrac 

in 

Liquidation 


Schluß- 

abwicklung 

BBH 


Intrac Chemiehandöl GmbH 

Beph 


Fusion 

12.06,1992 


■ 

600 

Intrac Handelsgesellschaft mbH 

Berlin 


in 

Liquidation 


operative 

Abwicklung 

tm 

710 

Intrac Metallhandel GmbH 

Berlin 

Inuac 


12.06.1992 


130 

711 

loirac 

Mineralölhandelsgesellschaft 

imbH 

Berlin 

Intrac 

■ 

12.06,1992 

'■ ■■■ 
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Mflin 


Effeci/ Beflsa 


Vericauf 


Berlin 


Intrac 


LtQucdatiDn 


Hamburg 


Effect/ Redet 


Verkauf 


Effect/ Refinco 


Cottbus 


BMHV (BIEG) 


Fusion 


Effect/ Befisa 


Verkauf 


Allerod 


Effect/ Befisa 


Verkauf 
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''Bundesanstalt 

für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben ! Sonder- und Bundesfmanzvermögen 


-»ruckdatum: 28.01.1998 


Unternehmensliste zum ehern. Bereich KoKo 

Unternehmen, die nach heutiger Erkenntnis Ende 1989 

dem Bereich KoKo zuzuordnen waren und spätere Erwerbungen 

farbig hinterlegt: bereits abgebaute Unternehmen des Bereiches KoKo 


Stand: 02.01 .1998 


lfd. 

Nr. 

SV- 

Fir.- 

Nr. 

Name 

131 

846 

INTRÄG Indüsirievertretühgeh 
und Maschinenhandel AG 

1 32 

744 

Inver Canary S.A, 

iil 

636 

Investcommen? GmbH 
Gesellschaft für Investitionen 
und kommerzielle Verwaltung 
der Außenwirtschaft 

1 34 

850 

INWACO Internationale Waren- 
Controll GmbH 

135 

912 

IVK Industfie-Veruiebs Kontor 
GmbH 

136 

771 

IVV Immobilienvermögens* und 
VerwaltungsgeseJIschaft mbH 
Cottbus 

137 

864 

J. Pion Invest A/S 

13ß 

863 

Jan Pion A/S 

139 

869 

KiKi-Petermann GmbH & Co. 

140 

1643 

KNG Kraftwerks- und 
Neizgesellschafi mbH 

ih 

701 . 

ko-impex Handelsgeeellschaft 
tmbH 

142 

885 

I Kommanditgesellschaft 
**Diückenhaüs" 

Grundstücksgesellschaft mbH & 

Co. 

143 

783 

iKompäss Imrnobilien GmbH 
(vorm.: intrac Immobilienhandel 
GmbH) 

144 

[642 

[ 

I 

i 

t : . 

Konsortlüm Deutsche BP 
Aktiengeseltse^aft /Intrac 
|H 0 ndejsgese)ischafi;Leuna- 
[Werke GmbH GbR 


:718 

Kontakta Handelsgesellschaft 
mbH 


KOWIMEX Export-Import GmbH 


Ober- 

gesellschaft 


Status 


Liquidations- 

phase 


Rungsted 

kyst 


Effect/ Ihträc Verkauf 
S,A. 


Berlin* 

ihträc 

VefkäÜf 

28:o5:täST 

Berlin 

Intrac 

Verkauf 

30.07.1992 

Hamburg 

Effect/ R. Ihle 

Verkauf 

31.12.1996 

Berlin 

Intrac 

Fusion 

01,01.1993 

Berlin 

Intrac 

Gründung 

nicht 

volbogen 

16.12.1992 

Berlin 

BMH 

(Transinter) 

Fusion 

30.08.1993 

Wien 

KOWIMEX 

(BERAOI 

Liquidation 

08.10.1996 
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Unternehmensliste zum ehern. Bereich KoKo 

Unternehmen, die nach heutiger Erkenntnis Ende 1989 
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Stand: 02.01.1998 


lfd. 

Nr. 

SV- 

Fir.- 

Nr. 

Name 

Sitz 

Ober- 

gesellschaft 

Status 

Tag 

Liquidations- 

phase 

147 

616 

KOWIMEX GmbH Export-Import 
Gesellschaft für 
Geschäftsanbahnungen und 
Vermittlungen sowie den Handel 
mit Waren aller Art 

Berlin 


Rechts- 
streit über 

die 

Zuordnung 

anhängig 



148 

612 

Kunst und Antiquitäten GmbH 
Internationale Gesellschaft für 
den Export und Import von 
Kunstgegenständen und 
Antiquitäten 

Mühlenbeck 


in 

Liquidation 


Rest- 

abwicklung 

149 

842 

Lemke & Knüppel GmbH 

Hamburg 

Effect/ Rede) 

LiQüldation 

28.01.1992 


po 

644 

MAG Mecklenbürgische 
Abfadwirtschafts GmbH 

Greves- 

mühlen 

Intrac 

Verkauf 

27.02.1996 


|51 

868 

MAS Müsic Alliance Services »o 
Berlin GmbH 

Berlin 

Hanco (forum) 

LrQüidation 

30.06.1997 


152 

822 

Mebama B.V. 

Rotterdam 

Effect 

in 

Liquidation 



1 53 

736 

Vertriebsgesellschaft mbH 



Grähdtühg 

nicht 

vollzogen 

2a!63il996 


154. 

723 

METAMA Hand^sgeseilschafi 
mbH 

Berlin 

BMH 

ITransinter) 

Verkauf 

Ö4.Ö2.1992 


'iss 

766 

Metro SB-Grodmärkte GmbH 

Dresden 


Verkauf 

Ö6.Ö5.1391 


156 

646 

Mineralöl-FüllsTellonbetriebs 

GmbH 

Leuna 

Intrac 

Verkauf 

I6.12.1t32 


157 

645 . 

MINGRO Mineralöl GroBbandel 
GmbH 

Merseburg 

Invac 

Verkauf 

16.12.I9Ö2 


158 

781 

Mitteldeutsche Elekuonic 
Handelsgesellschaft mbH IM^H) 

Halle 

Hanco (forum) 

Liquidation 

26,08.1997 


159 

751 

MOBIL & SEBVlCe GmbH 

Berlin 

Hanco (tofum) 

LiQuidatlön 

30.09.1997 


160 

867 

Montrac M-Line 
Kunststofftechnik GmbH 

Berlin 


Liquidation 

26.06.1997 


161 

872 

Montrac M-Une 
Kurtststoffiechnlk GmbH & Co. 
Produktions KG 

Berlin 


LiQüidation 

26.04.1993 
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Unternehmensliste zum ehern. Bereich KoKo 
Unternehmen, die nach heutiger Erkenntnis Ende 1989 
dem Bereich KoKo zuzuordnen waren und spätere Erwerbungen 
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lfd. 

Nr. 

SV- 

Fir.- 

Nr. 

Name 

Sitz 

Ober- 

gesellschaft 

Status 

Tag 

Liquidations- 

Phase 

|62 

821 

MPTC Elektrotechnilc limited 

Reddttch 

Effect/ Redol 

Verkauf 

31.12.1992 


163 

861 

MVG Mdbelvertriebsgdaetlschdft 
mbH 

Krems 

Effect/ Rexim 
S,A, 

Verkauf 

16.10 1990 


164 

856 

Nagematic S.A.R.L. 

Ch.)teau 

Thienry 

Effect/ 

INTEMA 

Verkauf 

23.05.1990 


165 

765 

Neckormann Versand 
Handelsgesellschaft mbH 

Berlin 


Verkauf 

05.06.1992 


166 

828 

noha Handelsgesellschaft mbH 
Export-Import Vertretungen 
(vorm.: Nolte & Co. GmbH) 

Bochum 

Effect/ Refinco 

in 

Liquidation 


Rest- 

abwicklung 


801 

OLEMA öl-, Lebensmittel-, 
Margarine-Vertciebs GmbH 

Berlin 

Intrac 

Liquidation 

miiij 


168 

742 

Oscaram Tradiog N.V. 

Curacab 

Effect 

Uquidatibn 

20.11. 1990 


169 

647 

Ostsee MioeralöJ-Bunker GmbH 

Rostock 

Intrac 

Verkauf 

23.09.1993 



809 

Paradies Spielwaren 
Handelsgesellschaft mbH 

Berlin 

BMHV (BIEG) 

Liquidation 

13.07.1994 


171 

849 

Passauerhof Betriebs- 
Gesellschaft mbH 

Wien 

Effect/ Betisa 

Verkdüf 

23.12.1992 


172 

615 

PBAS Projekt-Bau GmbH (vorm.: 
Projekt GmbH) 

Berlin 

Hanco (forum) 

Verkauf 

15,04.1992 


173 

841 

Pernau Handelsgesellschaft mbH 
(vorm.: WERUS 

Handelsgesellschaft mbH; davor 
KIPA ...) 

Solingen 

Effect/ 

Polyindustfie 

Verkauf 

• 

i 

1 

26.04. 1Ö9Ö 


174 

632 

Plischka-Transpoft-Service 

GmbH 

Berlin 

Effets R. Ihle 

Verkauf 

17 : 12.1990 


175 

840 

Pro-Tee Indusuieausiüstungen 
GmbH (vorm.: Melcher GmbH, 
Schiffs- und 
Indusirieausrüstungen 
Import/Export 

Elmshorn 

Effect/ 

Polyindustrie 

Verkauf 

23.05.1990 


1 

753 

PROVECO - Projektkooperation, 
Einkaufs* und 
Vertriebsgesellschaft mbH 

Berlin 

Hanco (forum) 

Liquidation 

11.12.1997 
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Bundesanstalt 
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Unternehmensliste zum ehern, Bereich KoKo 

Unternehmen, die nach heutiger Erkenntnis Ende 1989 

dem Bereich KoKo zuzuordnen waren und spätere Erwerbungen 

farbig hinter fegt: bereits abgebaute Unternehmen de*^ Bereiches KoKo 

Stand: 02.01.1998 


lfd. 

Nr. 

SV- 

Fir.- 

Nr. 

Name 

Sitz 

Ober- 

gesellschaft 

Status 

Tag 

Liquidations- 

phase 

1 

853 

RAPID R^iallhMÖels Om^^ 
(vorm.: Hugo Schmiu: GmbH) 

■ 

Effect/ 

INTEMA 

Vbirkäuf 

23.06 tSBÖ 


178 

■ 

Redel N.V. 

Den Haag 

Effect 

Liquidation 
in Vor- 
bereitung 



179 


Refinco EstobÜshment 

Vaduz 

Effeci 

Liquidation 

29,03.1995 


180 

629 

REMA Elbschiftahrts-GmbH 

Hamburg 

Effect/ R. Ihle 

Liquidation 

17.05.1993; 


181 

712 

Rex-Handelsgeseilschaft Schutte- 
Frohlir^de GmbH & Co. 

Berlin 


Verkauf 

12.11.1991i 




Rexim S.A. 

Lugano 

Effect 

in 

Liquidation 


Schluß- 

abwicklung 

183 

830 

Richard Ihle GmbH 

Internationale Spedition 

Hamburg 

Effect/ Unisped 

in 

Liquidation 


Rest- 

abwicklung 



Richard Lämmerzahl GmbH 

Neunkirchen 

am Sand 

Effect/ Rexim 

S.A. 

in 

Liquidation 


Schluß- 

abwicklung 

185 

834 

■ R KL - thterhätiÖhal Richard 
Lämmerzahi GmbH 

Neunkirchen 
am Sand 





186 

880 

Sachsen» Börse Grt>bH 

Dresden 

BMHV (BIEG) 

Gmhdurig 

nicht 

vollzogen 

3i:iö:t99o 


187 

74Ö 

SAUNAS S.A. 

Luxemburg 

Effeci 

Liquidation 

19.12,1994 


1ÖÖ 

858 

s 

[Saxonia Maschinen Vertriebs 
GmbH 

Sarste^ 

Effect/ 

INTEMA 

Verkauf 

"23.bb.i99Ö 


189 

778 

[Schleupen Cörhputer Institut 
GmbH 

Berlin 

BMHV (Birc). 

Verkauf 

02.07.1991 


190 

760 

:öchmarler Markt GmbH 

Rostock 

Hanco dorum) 

Liquidation 

18.06.1996 


191 

727 

Schuh' und Lederagentur GmbH 

l— 

BMH 

(Transinter) 

Fusion 

21.08.1992 


192 

685 

Sealog GmbH Befrachtungen* 
SeetransportContainerlogistik 

Hamburg 

EHect/ R- Ihle 

vor THA- 

Zusiändig- 

keir 

verkauft 

07.02.1990 
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Bundesanstalt 

für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben / Sonder- und Bundesfinanzvermögen 


Jruckdatum; 28.01.1998 


Unternehmensliste zum ehern. Bereich KoKo 

Unternehmen, die nach heutiger Erkenntnis Ende 1989 

dem Bereich KoKo zuzuordnen waren und spätere Erwerbungen 

farbig hinterlegt: bereits abgebaute Unternehmen des Bereiches KoKo 

Stand: 02.01.1998 


lfd. 

Nr. 

sv- 

Fir.- 

Nr. 

Name 

Sitz 

Ober* 

gesellschaft 

Status 

Tag 

Liquidations- 

phase 

193 

777 

Silva HändelsQßgeMschäft rnbH 


BMHV (BIEG) 

Verkauf 

18:12.1990 


194 

618 

Simpex GmbH 





Schluß- 

abwicklung 

19S 

810 

SPt Sanitärtechnik. GmbH 


BMHV (BIEG) 

Ltquidation 

13.06.1996 


196 

865 

Standseilbahn Zermatt- 
Sunnegga AG 

Zermatt 

Effect/ Befisa 

vor THA- 
Zuständig- 
keit 

verkauft 

06,02,1990 


197 

m 

Stiftung Nita 

Vaduz 

Effect 

Liquidation 

27,02.1992 


198 

725 

Stöttrop Texiilveirtriebs GmbH 
(vorru.! Textilveruerungen 

GmbH) 

Berlin 

{Transinter) 

Verkauf 

im 


199 

871 

tabadin Sachsen ä Thüringen 
GmbÜ (vorm.: tabacan-Sachscn 
Gmbni 

Ronneburg 

Hanco (forum) 

Verkauf 

27.06.1994 



870 

:tabaeon-Thörin 9 eo GmbH 

Ronneburg 

Hanco Iforum) 

Fusion 

3Ö:ö7.1993 



750 

ilabak-Kollegium Vertriebs 

GmbH 

Berlin 

Hähcd Ifofüm) 

Verkauf 

16.Ö2.1992 


202 

628 

TISZA TRANS Speditions GmbH 

Essen 

Effect/ R. Ihle 

iiii 

20.03,1990 



824 

Trachemex B.V» 

Rotterdam 

Imog 

Konkurs 



204 

721 

TBADEX Berlin Gesellschaft zur 
Interesscnwahrnehmung für 
(ndustneanlagen und Bau mbH 

Berlin 

BMH 

(Transinter) 

Fusion 

21.08.1992 


205 

833 

TBANS-VER-SERVtCE Tramport- 
Vertretungs-Service GmbH 
(vorm^: Trans-Ver Transport- 
Vertretungs GmbH) 

■ 


1 

20:03?1990 


206 

773 

transcommerz Export. Import 
GmbH 

Berlin 

BMHV (BIEG) 


14.04.1995 


207 

860 

TRANSPACk Transporthiifs- und 
Packmittei Vertriebs GmbH 

Harnburg 

Effect/ 

INTEMA 

Verkauf 

23.05.1990 
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Bundesanstalt 
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.Jruckdatum: 28.01.1998 


Unternehmensliste zum ehern. Bereich KoKo 

Unternehmen, die nach heutiger Erkenntnis Ende 1989 

dem Bereich KoKo zuzuordnen waren und spätere Erwerbungen 

farbig hinter fegt: bereits abgebaute Unternehmen des Bereiches KoKo 

Stand: 02 01.1998 


lfd. 

Nr. 

SV- 

Fir.- 

Nr. 

Name 

Sitz 

Ober- 

gesellschaft 

Status 

Tag 

Liquidations- 

phase 

2m 


Trigon Hausvörwaltur^g GmbH 
(vorm.: Neuco Immobilien 
Beteiligungen GmbH} 

Berlin 

Hanco (forum) 

Verkauf 

18.04. 1B91 


2ö9 


UBT Söö* und Häfö 

GmbH Rostock (vorm.: Ihle See- 
und Hafenspedition GmbH} 

Rostock 

EHect/ B. Ihle 

Verkauf 

19.1 1.1901 


2t0 

iiii 

liCW Universal Consult 
Wirtschaftsberatungen GmbH 

Berlin 

BMHV (BIEG) 

Verkauf 

11.10.1991 


211 


UfvIiSOL Bau- und 
Ispiationsmaterial GmbH (vorm.: 
Multi Trading GmbH) 

Schwedt 

Effect/ Intrac 
S.A. 

Verkauf 

15.12.1992 



212 

745 

Unisped Anstalt (vorm.: L.A.B. 
Financial Services 

Establishment) 

Vaduz 

Effect 

Liquidation 
in Vor- 
bereitung 



213 

625 

VEM Antriebstechnik Vertriebs 
GmbH (vorm,t Wittenbecher & 
Co. GmbH) 

Essen 

Effect/ Re xim 
S.A. 

Verkauf;/: 

01.11.1990 


3Q 

820 

Walbouw Haedem B>V, 

1 Haarlem 


Verkauf . 

0a07J990 


215 

724 

WAMAG Handdsgeseilschaft 
mbH 

1 Gosen 

BMH 

(Transinter) 

Fusion 

21.Ö8 1992 


216 

8Ö4 

WÄVEG 

und . Vermietungs GmbH 

Gosen 

t ... 

BMH 

(Trensinter) . 

Fusion 

21.08.1992 


217 

668 

Wefo Anstatt für Werbung und 
Fbrsehung 

Vaduz 

ASIMEX 

Üguldatlon 

12.11,1990 


218 

■1 

WISEMA Handelsgcsellschaf t 
mbH 

Berlin 

, 

Effect/ Befimo 

Verkauf 

|26.05.1990 


219 


WITRA GmbH 

Berlin 

IM ES 

Liquidation 

49.07ll991 



831 

Wittenbecher & Co. 
Handelsgesellschaft mbH 

1 Berlin 

1 

Effect/ Befimo 

Verkauf 

26.05.1990 


221 

832 

Wittenbecher & Co. 
Handelsgeselfschaft mbH 

Wien 

Effect/ Befimo 


25.06,1990 


222 

648 

WWH Intermetall 
hiandelsgesellschaft mbH 

Hettstedt 

Intrac 

in 

Liquidation 


Schluß- 

abwicklung 

223 

702 

Zentral-Kommerz Gesellschaft 
für internationalen und 
Großhandel mbH (Zeko) 

Berlin 

Intrac 

in 

Liquidation 


Rest- 

abwicklung 
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Bundesreritblik DEUTSCHLANü 
DER Bundeskanzler 


Bonn, den 18 . Februar 1994 


Seiner Exz“"! lenz 
dem Premierminister der 
Französischen Republik 
Herrn Edouard Balladur 

Paris 


Gemäß Schreibeo 

- TP Des INI) u 

vc:n: 

•leral-e-fUift 
den 



Sehr geehrter Herr Premierminister, 

bei unseren letzten Treffen hatten wir über das Raffinerieprojekt 
der Societe Nationale Elf Aquitaine in Leuna gesprochen. 

Aus den letzten beiden Gesprächen mit Elf hat die Treuhandanstalt 
den Eindruck gewonnen, daß Elf nicht die Absicht hat, ihrer Ver- 
pflichtung zum Bau der Raffinerie gemäß den vertraglichen Absprachen 
nachzukommen. Sie macht dies vielmehr von einer maßgeblichen Betei- 
ligung der Treuhandanstalt oder einer anderen deutschen Institution 
abhängig, was einer "Rückverstaatlichung" der Raffinerie gleichkäme. 

Mir liegt sehr daran. Ihnen mitzuteilen, daß mich dies mit aller- 
größter Sorge erfüllt. 

Wie Sie wissen, ist das Projekt für die ostdeutsche Chemieindustrie 
und für die Menschen in der Region Halle von al lergrößter Bedeutung. 
Es ist gleichzeitig - zusammen mit dem daran geknüpften Erwerb der 
Minol AG - das größte französische Engagement in der Bundesrepublik 
Deutschland überhaupt und somit ein besonderer Markstein der 
deutsch-französi sehen Zusammenarbeit. 
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Ich wäre Ihnen außerordentlich verbunden, wenn Sie Ihren persön- 
lichen Einfluß geltend machen könnten, damit Elf nunmehr unverzüg- 
lich ihre Bereitschaft erklärt, das Projekt vertragsgemäß zu 
real isieren. 

Ich würde es außerordentlich bedauern, wenn das Vorhaben, an das 
sich so viele Hoffnungen knüpfen, scheitern würde, und bin sicher, 
daß auch Ihre Regierung ein Interesse hat, den drohenden Vertrauens- 
schaden hinsichtlich der Glaubwürdigkeit französischer Investi- 
tionen, aber auch gravierende rechtliche Konsequenzen für Elf zu 
vermeiden. 



Mit freundlichen Grüßen 


■X 
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Bundesanstalt 

für veromigungsbedingte Sonderaufgaben 


Leiter des Justitianats 


6un0«& fi.r werein|(]ungscccir(^'e' Sc'nd?' iLig-anor '3'CC 06' ^ 

Sekretariat des 2, Untersuchungsaus- 
schusses des Deutschen Bundestages 
Frau Ministerialrätin Dr Mockenhaupt-Gordon 
Bundeshaus 


*i Ol OC Bsrnn 

Telefon 0 30/ 2^ 51 >0 
Telefax 0 30/2^31-2522 

C'-'-cnweM 

Telefon 0 30/ 31 - 

"^e efax 0 30/ 24 51 - 1791 

cni^n: 

h spafipe' 


53113 Bonn 



über: 

Arbeitsstab Untersuchungsausschuß 
Herrn Michael Kellner 

Bundesministerium der Finanzen 
AG KoKorTHA 
Herrn Ministerialrat Haas 
Graurheindorfer Straße 108 


Berlin, den 18. September 1997 


53117 Bonn 


2. Untersuchungsausschuß des Deutschen Bundestages 

hier Schreiben des Betriebsrates der PCE-Gruppe vom 11. Februar sowie vom 
20. Mai 1997 zu WBß Berlin 

Sehr geehrte Frau Dr, Mockenhaupt-Gordon, 

zur Privatisierung der WBB Wärmeanlagenbau Berlin GmbH, zu dem entsprechenden 
Verlragsmanagement der Treuhandahstalt/BvS sowie zu den zwischenzeitlich einge- 
leiteten Maßnahmen darf ich Ihnen vor dem Hintergrund der Fragen des Betriebsrates 
der PCE-Gruppe folgende Informationen zukommen lassen: 

Privatisierung der WBB 

Die Wärmeanlagenbau Berlin GmbH, einer der führenden Hersteller von Heizkraft- 
werken in der DDR mit damals ca. 1.200 Beschäftigten, davon 450 in Kurzarbeit, wur- 
de im Februar 1991 an das schweizerische Unternehmen Chematec privatisiert. Die 
Privatisierung an die Schweizer Ingenieurfirma erfolgte, nachdem führende Kraft- 
werkshersteller, u. a. die Deutsche Babcock AG. eine Gesamtübernahme des Unvar- 
nehmens abgelehnt hatten 


SundeaanaiaU fyr '#vrcin)gun«aO<«d-'’qfii SanoerauFjdain 

des VcrvTanuOGSrite? Dr Joai; Vcwns-d H.-njiftij: Mr;)vCart So»“'' D' Pe<ef 3r«.Unuari 

G^^£C^dftSS;Qlcr. Cnorir.’z Q cSdaA PfVt-r t Tcra Hjit^ .cpr'^ MacdeCurrj Mruöf Poiadarn Scn^*.«f n 
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Der Privatisierungsvertrag sah die Umstrukturierung des Unternehmens zum Erhalt 
von 750 Arbeitsplätzen sowie die Zahlung eines Kaufpreises in Höhe von 2 Mio. DM 
vor. Außerdem übernahm Chematec 31 Mio. DM Altschulden. Für den Grundbesitz 
der Gesellschaft konnte in den Verhandlungen keine Nachbewertungsklausel durch- 
gesetzt, statt dessen jedoch eine Spekulations- bzw. Mehrerlösklausel vereinbart wer- 
den. Übertragungen innerhalb des Konzerns waren dabei von der Abführung eines 
Mehrerlöses ausgenommen. Die Verpflichtungen zur Umstrukturierung, zur Fortfüh- 
rung und zum Erhalt von 750 Arbeitsplätzen waren nicht mit Vertragsstrafen sanktio- 
niert, Solche Vertragsstrafen waren im Zeitpunkt des Vertragsschlusses noch nicht 
Standard der THA-Privalisierungsverträge. 

Grundlage für die Privatisierungskonditionen waren die DM-Eröffnungsbilanz und die 
vorläufige Bilanz der WBB zum 31. Dezember 1990. Die DM-Eröffnungsbilanz war 
uneingeschränkt durch eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft testiert. Bei der Kauf- 
preisfindung wurde die schlechte Ertragslage der Gesellschaft berücksichtigt. 

Zur Bonität der Chematec lagen der THA zwei Bankauskünfte vor. Aus den Privatisie- 
rungsunterlagen geht nicht hervor, daß Herr Rottmann, der zuvor für die Babcock die 
Erwerbsverhandlungen mit negativem Ergebnis geführt hatte, bei Babcock gekündigt 
und sich zwischenzeitlich an der Erwerbsgesellschaft beteiligt hatte. 

Insgesamt ist festzustellen, daß die BvS kein verwertbar pflichtwidriges Verhalten ih- 
rer Mitarbeiter bei der Privatisierung der WBB festgestellt hat. 

Vertragsmanaoement 

Von der Investorin, der Chematec AG, und dem privatisierten Unternehmen, der WBB, 
wurden die nach dem Privatisierungsvertrag sofort fälligen Verpflichtungen erfüllt und 
der Kaufpreis in Höhe von 2 Mio. DM bezahlt, die Bürgschaftsverpflichtungen der THA 
abgelöst und die Altkredite getilgt. Die Chematec bzw. WBB machte jedoch sehr früh 
Gewährleistungsansprüche geltend. Diese betrafen Verbindlichkeiten gegenüber 
dritten Unternehmen sowie vermögensrechtliche Ansprüche. Die Auseinandersetzun- 
gen führten zu umfangreichen Rechtsstreitigkeiten. 

Im Juli 1992 erhielt die Treuhandanstalt durch einen Journalisten Hinweise auf mögli- 
che Aushöhlungshandlungen durch Umstrukturierungen und Grundstücksgeschäfts zu 
Lasten der privatisierten WBB. Aufgrund dieser Hinweise führte die Treuhandanstalt 
mit der Geschäftsleitung des Unternehmens und der Investorin Gespräche. Dabei 
wurde die Reorganisation der Unternehmensgruppe und die Reduzierung der Mitar- 
beiterzahlen auf 250 Mitarbeiter als Ergebnis wirtschaftlicher Schwierigkeiten bestä- 
tigt. Die Hinweise des Journalisten und die Auskünfte des Unternehmens reichten in 
Verbindung mit den vertraglichen Möglichkeiten zu diesem Zeitpunkt jedoch nicht aus, 
gegen di© Investorin strafrechtlich oder zivilrechtlich vorzugehen Insbesondere war 
ZU dem damaligen Zeitpunkt nicht erkennbar, daß es die Investorin möglicherweise 
von Anfang an auf eine Aushöhlung des privatisierten Unternehmens und eine geziel- 
te Umgehung der Spekulations- bzw Mehrerlösklausel mit dem Ziel der persönlichen 
Bereicherung abgesehen hatte. 
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Strafanzeige 

Im Mai 1995 wurden der BvS von einem Vertreter des Betriebsrates und einem- 
Journalisten zusätzliche Erkenntnisse und konkretere Informationen über eine 
gezielte Aushöhlung der WBB vermittelt. Aufgrund dieser Informationen erstatte- 
te die BvS am 21 . Juni 1995 Strafanzeige gegen die Geschäftsführer der WBB 
sowie Verantwortliche der Chematec wegen des Verdachts der Untreue zum 
Nachteil der WBB. Das daraufhin von Amts wegen eingeleitete Ermittlungsver- 
fahren und die von der Staatsanwaltschaft eingeleiteten eigenständigen Ermitt- 
lungen führten zu Durchsuchungsmaßnahmen und zu der Ausdehnung der Er- 
mittlungen auf weitere Beteiligte, u. a. auch auf fünf ehemalige Mitarbeiter der 
THA. 

In mehreren Großdurchsuchungen wurden - zum Teil im Rechtshilfeverfahren 
auch im Ausland - umfangreiche Beweismittel sichergestellt und beschlagnahmt. 
Die Auswertung dieses Materials durch die Ermittlungsbehörden ist noch nicht 
abgeschlossen. 

Gegen die Gewährung von Rechtshilfe in der Schweiz hatten die Betroffenen 
Rechtsmittel mit aufschiebender Wirkung eingelegt. Ende 1 996 bestätigte das 
Schweizer Bundesgericht die Rechtshilfegewährung. Erst nach dieser Entschei- 
dung konnte die Berliner Staatsanwaltschaft Haftbefehle gegen den Hauptbe- 
schuldigten Michael Rottmann sowie vier weitere Beschuldigte erwirken. 

Vier Beschuldigte befinden sich derzeit in Haft; ein weiterer Beschuldigter wurde 
vom Vollzug der Untersuchungshaft verschont. Die Erhebung der öffentlichen 
Klage gegen diese Beschuldigten ist im Herbst 1997 zu erwarten. Der internatio- 
nal gesuchte Beschuldigte Rottmann konnte bisher nicht dingfest gemacht wer- 
den. 

Das Verfahren gegen den flüchtigen Hauptbeschuldigten Rottmann und einen 
weiteren Mitbeschuldigten wurde abgetrennt Auch in weiteren sieben abgetrenn- 
ten Verfahren sind die Ermittlungen noch nicht abgeschlossen; gegen zwei ehe- 
malige Mitarbeiter der THA wurde das Verfahren inzwischen eingestellt. 

Weitere Maßnahmen 


Die BvS hat wegen ihrer zivilrechtlichen Ansprüche aus der Spekulations- bzw. Mehr- 
erlösklausel beim Landgericht Berlin Klage erhoben (Az : 9 0 166/97); der Prozeß be- 
findet sich im Stadium des schriftlichen Vorverfahrens. Ein Termin zur mündlichen 
Verhandlung ist noch nicht bestimmt. Es ist damit zu rechnen, daß das Gericht das 
Verfahren bis zum Abschluß der Strafverfahren aussetzen wird; die Prozeßbevoll- 
mächtigten der Beklagten haben entsprechende Anträge gestellt, über die noch nicht 
entschieden wurde. 

Da der Beklagte Michael Rottmann flüchtig ist, bewilligte das LG Berlin die öffentliche 
Zustellung der Klage durch Bekanntmachung im Bundesanzeiger. 

Auf Antrag der BvS erließ das LG Berlin am 21. August 1997 einen Arrestbefehl ge- 
gen die Herren Roltmann, Langner und Dr. Voigt wegen und in Höhe eines Teilan- 
spruchs von 20 Mio. DM gegen Sicherheitsleistung. 
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Zusatzfragen des Betriebsrates 

- Wirksamkeit des Privatisierungsvertrages 

Die Wirksamkeit des Privatisierungsvertrages kann dann mit Aussicht auf Erfolg 
angegriffen werden, wenn der Nachweis gelingt, daß der Vertrag unter kollusivem 
Zusammen'"irKen von Mitarbeitern der Treuhandanstalt und der Erwerber zustan- 
de gekommen ist. Der BvS liegen dafür keine Beweise vor. Das Ergebnis der 
strafrechtlichen Ermittlungen bleibt abzuwarten. 

Einheitliches Insolvenzverfahren 

Aufgrund zwingender Bestimmungen des Gesellschafts- und des Insolvenzrechts 
sieht die BvS keine Möglichkeit, der Forderung des Betriebsrates Rechnung zu 
tragen und für die Eröffnung des Konkursverfahrens eine einheitliche Konkurs- 
masse aus den verschiedenen Gesellschaften zu bilden. Die Erwartungen der 
Belegschaft auf Aufstellung eines mit 10 Mio. DM dotierten Sozialplans, der Inan- 
spruchnahme aller zu dem Konzern gehörenden Gesellschaften sowie der abge- 
flossenen Gelder einschließlich der Abschöpfung des Zuwachses im Privatvermö- 
gen der Angeklagten sind verständlich, rechtlich aber vor diesem Hintergrund 
nicht durchsetzbar. Es muß vielmehr geprüft werden, ob und in welcher Weise die 
Gläubiger durch die Einzahlung eines Masse-Kosten-Vorschusses einen Gesamt- 
vollstreckungsverwalter in die Lage versetzen, die Ansprüche der geschädigten 
WBB durchzusetzen. 

Öffentliche Fördermittel 

Zu der Frage, in welchem Umfang und Zeitraum 1990 bis 1992 Fördermittel - ge- 
meint sind wohl regionale Fördermittel - an die PCE AG geflossen sind, kann die 
BvS keine Stellungnahme abgeben. Die Frage kann nur vom Subventionsgeber 
beantwortet werden. 

Druck der WBB auf Privatisierung 

Die BvS hat keine Anhaltspunkte dafür, daß die Privatisierungsentscheidung der 
THA in unzulässiger Weise durch ein Schreiben der Geschäftsleitung der WBB 
beeinflußt wurde. Die Notwendigkeit, rasch zu privatisieren, ergab sich bereits aus 
dem gesetzlichen Auftrag der Treuhandanstalt und der generellen wirtschaftlichen 
Situation der Treuhandunternehmen. Angesichts 450 in Kurzarbeit befindlicher 
Mitarbeiter und der Tatsache, daß die THA dem Unternehmen zur Liquiditätsstüt- 
zung Bürgschaften gewährt hatte, lag bei der WBB keine Ausnahme vor 
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Ausgewogenheit des Privatisierungsvertrages 

Die BvS teilt nicht die Einschätzung des Betriebsrates, daß die Treuhandanstalt 
dem Käufer alle Risiken abgenommen hat. So war die Bilanzgarantie auf die Haf- 
tung für Fälle der groben Fahrlässigkeit beschränkt: im Falle des Durchgreifens 
vermögensrechtlicher Ansprüche war der Vertrag „angemessen anzupassen“, im 
Falle der Nichtfreistellung von Altlasten war die WBB an den Kosten beteiligt. Die 
wesentlichsten Vertragsbestimmungen entsprachen der damals üblichen Praxis. 
Schutz gegen vorsätzlichen kriminellen Umgang mit dem Unternehmensvermögen 
kann ein Privatisierungsvertrag nicht gewährleisten. 

Grundstücksproblematik 

1 . Privatisierungsvertrag 

Der Privatisierungsvertrag enthält folgende Regelungen zum Grundbesitz; 

Ziff. 8 des Vertrages weist darauf hin, daß die WBB über Grundeigentum ver- 
fügt. Das Grundeigentum selbst ist in einem Anhang mit 19 Nummern und einer 
Fläche von ca. 142 000 m^ aufgeführt. Der Vertrag regelt ferner den Fall ver- 
mögensrechtlicher Ansprüche auf Grundstücke sowie die Altlastenfrage. 
Schließlich enthält der Vertrag - wie bereits erwähnt - eine Spekulationsklausel, 
die bei einer Weiterveräußerung innerhalb einer Frist von fünf Jahren außer- 
halb von Konzernunternehmen eine quotale Mehrerlösabführungspflicht vor- 
sieht. 

2. DM-Eröffnungsbilanz 

In der DM-Eröffnungsbilanz. die insoweit uneingeschränkt testiert wurde, sind 
die Grundstücke, grundstücksgleichen Rechte und Bauten einschließlich der 
Bauten auf fremden Grundstücken mit 38,1 Mio. DM angesetzt. 

3. Erläuterung im WP-Bericht über die Prüfung der DM-Eröffnungsbilanz 

Der Bericht zur DM-Eröffnungsbilanz weist darauf hin. daß die Bewertung der 
Vermögensgegenstände den sich aus dem DM-Bilanzgesetz ergebenden Vor- 
schriften Rechnung trägt. Der Verzicht auf die Einholung von Sachverständi- 
gengutachten zur Bewertung der Grundstücke und Gebäude sei gerechtfertigt, 
da für den Fall besserer Erkenntnisse bis zum 31. Dezember 1994 die Bilanz 
noch geändert werden könne. Die Bewertung der Grundstücke sei durch den 
zuständigen Sachbearbeiter der Gesellschaft vorgenommen worden. Die ein- 
zelnen Immobilien werden im Erläuterungsteil ausführlich erörtert. 

4. Erkenntnisse nach der Vorstandsvorlage 

Die Vorstandsvorlage für die Privatisierungsentscheidung führLaus, daß sich 
im Eigentum der WBB 15,3 ha Grundstücke befinden, die mit 26,5 Mio. DM 
(ohne Bauten) in die DM-Eröffnungsbilanz eingegangen sind. Eine Nachbewer- 
tungsklausel ist trotz intensiver Verhandlungen nicht durchsetzbar gewesen. 
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5. Nachtragsprüfung <:ur DM-Eröffnungsbilanz am 24. Januar 1994 

Aus der gemeinsamen Nachtragsprüfung von RLP Treuhand und Ernst & 

Young GmbH ergibt sich zur Grundstücksfrage folgendes; 

Aufgrund eines Verkehrswertgutachtens wurden in der geänderten DM-Eröff- 
nungsbilanz zwei wesentliche Grundstücke der Gesellschaft mit insgesamt 27,6 
Mio. DM werterhöhend gebucht 

6. Weitere Gutachten 

Der THA war zum Zeitpunkt der Privatisierung nicht bekannt, daß der Ge- 
schäftsleitung Ende 1990 Gutachten zu den wesentlichen Befriebsgrundstük- 
ken Vorlagen. 

7. Versuchte und tatsächliche Weiterveräußerung 

Wie der THA/BvS ebenfalls später bekannt wurde, versuchte die WBB am 6, 
Juni 1991 den gesamten Grundbesitz der WBB unter Übernahme der Spekuia- 
tionsklausel durch den Erwerber an die PCE Holding AG, die Muttergesel!- 
schaft der Chematec, zum Preis von 14,5 Mio. DM zu veräußern. Dieser Ver- 
trag wurde möglicherweise aus vermögensrechtlichen Gründen nicht wirksam 
bzw nicht vollzogen. 

Vollzogen wurde statt dessen der Verkauf der Immobilien an die Realtec, einer 
von der WBB zwischenzeitlich erworbenen Tochtergesellschaft, und zwar mit 
Vertragen vom 3. Juni 1992 und 15 Februar 1994. Inzwischen sind die Immo- 
bilien im wesentlichen weiterveräußert worden 

8 Ferienheim Morgenröthe-Rautehkranz 

Der BvS ist bekannt, daß dieses Grundstück ebenfalls zum Grundbesitz der 
WBB gehörte, von der Geschäftsleitung nach Privatisierung belastet und später 
auch veräußert wurde. 

Mit freundlichen Grüßen 

( 1 / 

Hansjörg Schaal 


5CUWWI OOC 


893 


GESfiMT SEITEN 08 




Drucksache 13/10900 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Dokument 101 


Dr.iur. H an5- Peter Gti nd 


ermann 


Al.arienKöKe ^5 
25.^31 Quickborn 

Telelon : o^io(y/ 

Telefax: o<^iol>/82 23^ 


Dr.H.-P.Gundermann. Marienhöhe 45. 25451 Quickborn 
Herrn 

Rechtsanwalt Volker Neumann 

Mitglied des Deutschen Bundestages 

Vors. d. 2. Unters. -Aussch. „Veruntr. DDR-Vermög.“ 

Bundeshaus, NHA 219 

53113 Bonn 


2. Untarsuchungsausschuß 

Eingarig 

764 

An!g. 

A2 

Varsitzandar 

Sckjc.tariut 

Erlecfjgung 

t-V ^ 

. t > ' - 


% nof ^ 
08.03. 199^ X 
g. cot/ 






2 1 I ^ j' px • j/-. ; 1 r“ f-' r ? i - s p» -r k-* •. iQ 

■' B 

2.Untersuchungsausschuß „Veruntreutes DDR-Vermögen“ 

Hier: Wärmeanlagenbau Berlin GmbH / Einsicht in Protokolle ViAA 

<5-4=. 4,^ ^ 

Sehr geehrter Herr Neumann! ^ 






U^''% 


Aus Presseberichten über die Vernehmung von Dr.Erbe zur WBB-Privatisierung muß ich 
schließen, daß seine Aussagen in wichtigen Punkten unrichtig oder mißverständlich waren. 

Ich beantrage, mir zur Überprüfung Kopien folgender Unterlagen zur Verfügung zu stellen: 

• Protokolle des Untersuchungsausschusses mit den Aussagen der BvS-Vertreter zur 
WBB-Privatisierung, 

• Stellungnahmen zur WBB-Privatisierung von Bundesregierung, Bundesministerien 
und BvS. 


Darlegung meines berechtigten Interesses 

Als früherer Sonder-(später; General-)bevollmächtigter der Treuhandanstalt für die Energie- 
wirtschaft habe ich ein berechtigtes Interesse an der richtigen Darstellung der Arbeit des von 
mir geleiteten Bereichs. Dr.Erbe hat offensichtlich in seiner Darstellung durchgehend die 
THA-Richtlinien außer acht gelassen, sodaß die Gefahr grundsätzlicher Mißdeutung besteht. 

Im einzelnen gilt das insbesondere für die folgenden Fragenkreise; 

I. Angaben zum Schaden der THA/BvS 

Dr.Erbe hat den Schaden der THA/BvS mit „150 Mio DM und mehr “ beziffert. Diese Angabe 
ist falsch . 

Das Landgerichts Berlin hat mit Urteil vom 09.10.1997 in Sachen BvS ./. Rottmann. Lanqner 
und Dr. Voigt (9.0.425/97) den Arrestantraa der BvS kostenpflichtig abqewiesen . weil die 
BvS einen Schaden im Zusammenhang mit der Privatisierung nicht habe überzeugend dar- 
legen können und ein ev. Schaden danach nicht die BvS treffe. Der Antrag auf Erlaß eines 
Versäumnisurteils gegen Rottmann wurde wegen Unschlüssigkeit abgewiesen. 

Anlage 1 : Landgericht Berlin in BvS gegen Rottmann u.a. 

Das Urteil des Landgerichts Berlin überrascht nicht. Die gleiche Folgerung ergibt sich aus 
den Gesetzen der Logik und den Treuhand-Richtlinien; 
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1. „Nach-Privatisierungsschaden“: kein Schaden der BvS 

Ein Betrag von 90 Mio DM aus dem von Dr.Erbe genannten Gesamtbetrag entfällt, weil 
durch eventuelle Aushöhlungsmaßnahmen nach der Privatisierung allenfalls der WBB Wär- 
meanlagenbau GmbH, nicht aber der BvS ein Vermögensschaden entstanden sein kann. 

Anlage 1 : Landgericht Berlin in BvS gegen Rottmann u.a. (Seite 5 unten) 

2. Grundstücksneubewertung bewirkt keine Änderung des Unternehmenswertes 

Ein Privatisierungsschaden von 60 Mio DM wegen zu niedriger Bewertung von Grundstük- 
ken ist nicht entstanden, weil für den Unternehmenswert nicht der Substanzwert maßgeb- 
lich ist. Deshalb ist der Wert von Anlagevermögen und dessen Veränderung irrelevant. 

Der von Dr.Erbe nicht erwähnte Richtlinienbrief von Frau Breuel und Herrn Brahms vom 
09.11.1992 sagt in Ziffer 3g) deutlich, daß der Substanzwert für die Preisfindung ungeeignet 
ist, der Ertragswert eine geeignete Hilfgröße sein könne und der Preis nicht unterschritten 
werden dürfe, der den Preisspielraum des Käufers möglichst weitgehend auslotet. 

Anlage 2 : Richtlinienbrief, S.5/6 

Der Richtlinienbrief war von grundlegender Bedeutung . Er kam nach intensiver hausinter- 
ner Erörterung und Einholung eines wissenschaftlichen Gutachtens zustande. Durch Bestä- 
tigung der THA-Praxis und Rechtslage hatte er rückwirkende Bedeutung und hob eine pro- 
blematische nicht durchsetzbare alte Richtlinie auf. 

Anlage 3 : Die mir von Frau Breuel unter dem 15.01.1998 auf meine Anfrage zugeleitete 
Stellungnahme von Staatssekretär a.D. Dr. van Scherpenberg vom 11.01.1998, 

des Verfassers der THA-Richtlinien 

Das Landgericht Berlin kommt zu einem ähnlichen Ergebnis und bezweifelt, daß ein ein 
höherer Substanzwert aufgrund neuer Grundstücksbewertung - wenn sie denn richtig sei - 
damals erzielbar gewesen wäre, was sich ohnehin nach weiteren Kriterien gerichtet hätte 

Anlage 1 : Landgericht Berlin in BvS gegen Rottmann u.a. (Seite 10 Mitte) 

Die BvS hat offensichtlich bis auf den heutigen Tag keine Ableitung des von ihr immer wie- 
der behaupteten Schadens vorgenommen. Das gilt auch für den BvS-Revisionsbericht. 

II. Unrichtige Bewertung der Arbeit der Privatisierer 

Dr.Erbe hat erklärt, daß bei den WBB-Privatisierern kein vorwerfbar pflichtwidriges Verhalten 
festgestellt sei, und dies mehrfach so erläutert, daß man objektive Pflichtwidrigkeit der 
Privatisierer und Fahrlässigkeit annehmen muß und nur der Vorsatz fehlt. Das ist falsch , wie 
die ihm bekannten Unterlagen zeigen: 

• Der damalige BvS-Präsidenten Dr.Hornef hat in einem Schreiben vom 17.11.1995 
an mich festgestellt, daß es „keinen Anhaltspunkt gibt, der sich zur Begründung 
von Pflichtverletzungen durch Sie ebenso wie durch andere Mitarbeiter der THA 
heranziehen ließe .“ 

Anlage 4 : Schreiben von Dr.Hornef vom 17.11.1995 

• Die BvS-lnterne Revision erklärte in ihrem Vermerk an Dr.Erbe vom 06.06.1997, 
daß der Revisionsbericht vom 30.08.1995 nichts darüber sagt, ob überhaupt 
Pflichtverletzungen vorlägen: 

„Der Revisionsbericht enthält keine Ausführungen dazu, wie weit das ex post unbestreitbare 
Mißlingen der Privatisierung auf Abweichungen von einer hundertprozentigen Bearbei- 
tungsgualität “ durch das Privatisierungsteam oder Herrn Dr.Gundermann zurückzuführen ist 
und ob diese Abweichungen angesichts der schwierigen Arbeitssituation und der komplexen 
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Problematik insbesondere in dieser frühen Phase der Treuhandanstalt überhaupt als Pflicht- 
verletzungen zu werten sind. Dies hätte u.a, all der Überlegungen bedurft, die Herr 
DnGundermann in seinen Ausführungen gemacht hat/' 

Anlage 5 : Vermerk der Internen Revision vom 06.06. 1997, Seite 2 

III. Arbeitsplatz- und Investitionszusagen 

Dr.Erbe hat auf die Kriuk, daß die Arbeitsplatz- und Investitionszusagen sich in der Präambel 
befänden und „nicht einklagbar und pönalisiert“ seien, nicht darauf hinqewiesen . daß dies 
den damaligen Treuhand-Richtlinien entsprach : 

.In die Präambel des Vertrages gehören diejenigen Teile der Ihnen vom Käufer übergebenen 
Konzeption zur Fortführung des Betriebes (...), die Sie für vertragsrelevant halten. Hierzu gehö- 
ren insbesondere Angaben zur Fortführung des Betriebes, zur Beschäftigung von Arbeitneh- 
mern und zu Investitionsvorhaben .“ (Ziffer 7.1 der Leitlinie f. d. Privatisierung v. Betrieben) 

- ■ 

Pönalisierung und Einklagbarkeit wurden erst später verlangt und sind nicht unbedenklich. 
Die Regelung in der Präambel hat als Geschäftsgrundlage durchaus rechtliche Bedeutung; 
Entfiel sie, konnte angepaßt werden (Rücknahme, Vertragsanpassung usw.). 

IV. Vorlage der Bankauskünfte durch Interessenten 

Zur Bankauskunft hat Dr.Erbe als bedenklich bezeichnet, daß sie nicht aktiv von der Treu- 
handanstalt eingeholt, sondern von den Käufern beiqebracht worden seien. Damit ver- 
kennt er, daß die Richtlinien genau das verlangen, was geschehen ist; 

„Fordern Sie vom Interessenten eine Bankauskunft...“ (Ziffer 4 der Leitlinie) 

Zum Inhalt äußere ich mich gern auf Anforderung. 

V. Revisionsbericht 

Dr.Erbe hätte gegenüber der Kritik den Untersuchungsausschuß darüber informieren müs- 
sen. daß der Revisionsbericht von der Norm abwich und entscheidende Punkte nicht be- 
handelte. Ihm war im Vermerk der Internen Revision vom 06.06.1997 mitgeteilt worden, daß 
alle von mir genannten Punkte hätten abgehandelt werden müssen, ehe irgendwelche Fol- 
gerungen auf die Bearbeitungsqualität gezogen werden könnten. 

siehe Zitat aus dem Vermerk der Internen Revision vom 06.06. 1 997 unter Ziffer II oben 

Der Revisionsbericht weist die gleichen Mängel auf. wie unter l-IV dargestellt sind. Ich 
habe dazu ausführlich unter dem 11.04.1996 Stellung genommen. 

Vorlage meiner Stellungnahme auf Anforderung 

VI. Fehlende Hinweis auf Überprüfung der WBB im Sommer 1992 

Dr.Erbe hätte darauf hinweisen müssen, daß das THA-Vertrags-Controlling IV 2 Jahr nach 
der WBB-Privatisierung im Sommer 1992 bei einer Überprüfung der WBB nichts Verdäch- 
tiges fand. Wie konnte es dem Privatisierungs-Team Anfang 1991 anders gehen? 


Zur Verfahrensvereinfachung habe ich Kopien an die Obleute im Ausschuß gesandt. 
Mit freundlichen Grüßen. 

3 
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Betreff: Privatisierung Wärmeanlagenbau Berlin GmbH (WBB) 

Bezug: Schreiben des Herrn Dr. Gundermann an den Untersuchungsaus- 

schuß vom 08. März 1998 


Sehr geehrte Frau Dr. Mockenhaupt-Gordon, 

in dem o.a. Schreiben hat Herr Dr, Gundermann die Aussagen von Herrn Dr. Erbe 
vor dem Untersuchungsausschuß als ,in wichtigen Punkten unrichtig oder 
mißverständlich* bezeichnet. 

Die BvS teilt dazu ihren derzeitigen Stand der Erkenntnisse mit: 

Oie gescheiterte Privatisierung der WBB beruhte maßgeblich auf einem kriminel- 
len Zusammenwirken von Investoren und leitenden Mitarbeitern des Unter- 
nehmens. Durch diese kriminellen Machenschaften wurden nicht nur das Unter- 
nehmen selbst und die Gläubiger des Unternehmens einschließlich der dort 
beschäftigten Arbeitnehmer, sondern auch die Treuhandanstalt geschädigt. Der 
genaue Schadensumfang wird derzeit durch Sachverständige noch ermittelt. Oie 
Staatsanwaltschaft geht davon aus, daß allein durch die Aushöhlung des Unter- 
nehmens ein Schaden von mindestens 65 Mio OM entstanden ist. 


auntfeasnecalt für «crain^gungsDadtngfe Sonderaufgaben 

de« WfWairjr^xtQs: joKhim Gi<jn«v^«ld • Vorstand- Gunter HimstedL PVssident 
Geichäfa^elten: Chemnrt 2 Oresdan Erfut Magdeburg Scl^we^e^ Pr.-«ient 


Rudorf 9 c«n 
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Seite 2 - Schreiban vom 15.04.1998 


Der Treuhandanstalt ist durch die Privatisierung der WBB schon deshalb ein 
Schaden entstanden, weil sie bei Kenntnis der wahren Absichten der Investoren 
nicht über das Unternehmen verfQgt und die in dem Unternehmen vorhandenen 
erheblichen Vermögenswerte nicht den Investoren anvertraut hatte. Darüber 
hinaus wurden bei der Privatisierung in erheblichem Umfange Vermögenswerte 
nicht offengelegt. 

Die Untersuchungen zu der Frage, ob und in weichem Umfange Mitarbeiter der 
Treuhandanstalt diesen Schaden mitzuverantworten haben oder dieser 
angesichts der kriminellen Energie der Täter unvermeidbar war, sind noch nicht 
abgeschlossen. Diese Untersuchungen sind im übrigen auch Gegenstand 
strafrechtlicher Ermittlungen, deren Ergebnissen die Treuhandanstalt nicht 
vorgreifen kann und will. 

Die BvS wird die ihr zustehenden Ansprüche unter Berücksichtigung der 
zwischenzeitlichen in den gerichtlichen Verfahren gewonnenen Erkenntnisse 
weiterverfoigen. 

Mit freundlichen Grüßen 

I 

Michael Kellner 


GESOMT SEITEN 02 
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(Nicht veröffcntlichun^shtdürfti^e Rechtsakts) 


/oV. je/i'.9X 


RAT 


2. Untersuchungsausschuß 
MATERIALE C 2.9 


RICHTLINIE 92/6S/EWG DES K\TFS 
vom 20. Juli 1592 

' zur Änderung der Richtlinie 90/634/EV57G über Beihilfen für den Schiffbau 


DER KAT DER EUROPÄISCHEN • . . 

GEMEINSCHAFTEN — • 

gcstöat avjf den Verrng zur Gründung der Europäischen 
^X/irachafcgemcinschsfc. insbesondere auf Artikel , 52 
Absau 3 Buchstabe dj und Artikel 113. 

auf Vorschlag der Kommisslcn 

■nach Stellungnahme des EuropÜische.n Parlaments (-). 

nach Stellungnahme des Wirtschafrs- und Sozialaus- 
schusscs (’), 

in Erwägung nachstehender Gründe : 

Der Schiftbau ist wichtig für die Scrukturenrwicklung.der 
Küstengebiete der ehemaligen Deutschen Demokrati- 
schen Republik, 

Der Schiffbau, der dort bei der Eingliederung dieser 
Gebiete in die Gemeinschaft bestand, bedarf dringend 
einer umfassenden ‘ Umstrukturierung, wenn er wett- 
bewerbsfihig werden soll. Dies ist aber nicht möglich, 
wenn die gemeinsamen Höchstgrenzen für Produkdons- 
belhilfen hier sofort wirksam werden ; cs müßte daher 
eine eigene übergangsregclung getroffen werden, damit 
der Schiffbau dort wahrend der schntrwelscn Umstruktu- , 
tierung wcitcratbcitcri kann, die ihn in die Lage versetzen 
soll, den in dergcsimtcn Gemeinschaft geltenden Regeln 
für scaaclichc Beihilfe zu genügen. 

Auf der anderen Seite muß der Schiffbau in den 
gCTianntcn Gebieten aus Wettbewerbsgründen auch einen 
echten Beitrag zum Abbau der Ubcrkapazläten leisten, 
die immer noch weltweit einer Rückkehr zu normalen 
Marktbedingungen im' Schiffbau im ^eg^ stehen. 


0 AbL Nr. C Ui vom 20. 6. 1991 S. 20. 

0 -ScellungTuhrne vom 9. Juli 1592 (noch nicht Jm. AmcsbUci 
vcröffcniichcj. ' 

0 Stellungnahme vom l. JuFt 1552 (noeht nicht im Amublati 
veröffentlicht). 


Die Richtlinie 50/684/'EWG (*) ist daher entsprechend zu 
anderr. — 


HAT FOLGENDE RICKTLINIE ERLASSH.N: 


Artikel l 

Die E.{chclinie 90/634/FW'G wird wie felgt geändert : • 

l. Die Überschrift von Kapitel fV erhalt folgende 
Fassung: 

•*S?.AN1EN. GRIECHENLAND UND D.aS GESIET DER 
EHEMALIGEN DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN 
REEPUlIfC. ‘ • ; * 

* \ 

Z. Folgende: Ardkel wird cingefögt : 

^Artikel lOa . 

(1) Kapitel II gilt bis auf- Artikel 4 Absätze € und 7 
nicht für das J^cubau- und Umbaugeschäfc der 
Werften, die am l. Juli 1990 im Gebiet der chema' 
ligen Deutschen Demokratischen Republik bestanden. • 

(2) Bis zum 31. Dezember 1993 können Betriebs- 
beihilfen’ für das Neubau- und Umbaugcschift der in 
Absatz'l genannten Werften als mit dem Gemein- 
samen Markt vereinbar angesehen werden, sofern 

a) die Beihilfen, die für die Aufrechterhaliung des 
Werftbetriebs in dieser T^eit gewährt werden, bei 
keiner dieser Werften die Höchstgrenze von 36 V« 
des Jahresumsatzes eines Bciugszcicraunis von drei 
Jahren im Neu- und UmbaugeschSfc nach 
Abschluß der Umstrukturierung ubenccigcn ; jdiesc 
Beihilfen sind bis zum 31. Dezember 1993 zu 
Zahlen; 


• • (y Abi. Nr. L 3S0 vom 3l, 12. 1950. S. 27. 
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b) für ra/bchcn dem 1. Jüü 1990 und dem 
31- Dezember 1993 untcrzdchnccc Vertr^^e keine 
artderen Produkdonsbeihilfcn gezahli werden. * 

c) «ich die deutsche Regierung bereicerklin, . nach 
I einem Terminplan, der der Zuscimmung der 

Kommission 'bedarf, spicestens jedoch bi5 zrum 
51. Dezember 1995, eine 'echte, irreversible Sdlle- 
^ng von- ScHi/fbaukapaziciccn von 40 ®/<j neno. 
bezogen auf die am 1. Juli 1990 vorhandene Schiff- 
baukaparicac von 545 000 cgc zu veranlassen : 

d) die deutsche Regierung gegnüber- der Komntission 
mit . Jahresberichten eines unabhängigen Wirt- 
schaftsprüfers belegt, daß die BeihilfeZahlungen 
ausschließlich den Werften im Gebiet der ehema- 
ligen Deutschen Demokratischen Republik zugute 
kommen. Der erste Jahresbericht ist der Kommis- 
sion bis Ende Februar 1993 voczulcgen. 


(3) ’ EHc Kornmission achtet darauf, tiaß die in 
diesem Artikel genannten Beihilfen den Handelsver- 
kehr mehl ln einem Maße beeinträchtigen, das dem 
gemeinschaftlichen Interesse zuwideri^uft," 

\ 

Artikel 2 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel am 20. -Juli 1991 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
D. HURD 
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VOASTAHO 
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Fe«NSP^CCweR <04 6«« *0 

FCftM$CHRei6cn 2 «« €56 
TCLeFAA (04 nt «i 67 504 


Dr. Wilhelm Scheidec 
Vorsitzender des Aufsichtsrats 


Dr. Friedrich Hennemann 
Vorsitzender des Vorstands 


3. Sept. 1992 

An die 

Präsidentin der 
Treuhandanstalt 
Frau Birgit 6 r e u e I 
Leipziger Strasse 5-7 

1080 Berlin 


Sehr verehrte Frau Präsidentin, 

im Nachgang zu dem ausführlichen Gespräch am 24.8, mit dem Rechtsunter- 
zeichner. möchten wir uns zunächst noch einmal sehr herzlich bedanken für 
die offene und konstruktive Atmosphäre, in der alle das Unternehmen 
berührenden Punkte angesprochen werden konnten. 

Besonders dankbar sind wir für ihren Hinweis, dass die Treuhandanstalt auch 
von sich aus die bisherigen Verhandlungen mit den Vertretern des Unter- 
nehmens als konstruktiv und zielführend empfunden hat und dafür, dass Sie, 
sehr verehrte Frau Präsidentin, in diesem Zusammenhang so deutlich auf den 
gegen das Unternehmen bei dem Einen oder Anderen noch bestehenden 
"lmage"-Vorbehalt hingewiesen haben. 

Gern bestätigen wir Ihnen deshalb, dass weder dem Aufsichtsratsvorsitzeoden 
noch dem Vorstandsvorsitzenden ein Mehrheitsaktionär bekannt ist und dass 
unseres Wissens das Land Sremen weder über die bekannten Anteile hinaus 
über Anteilsbesitz verfügt noch in irgendeiner Weise auf das Unternehmen 
Einfluss nimmt. 

Mit seiner Erlaubnis dürfen wir hierzu eine Passage aus einem Brief zitieren, 
den der Präsident des Senats der Freien Hansestadt Bremen vor ähnlichem 
Hintergrund am 18.2.d.J. zur Umstrukturierung der Werftindustri« im Lande 
Bremen an Herrn Bundeskanzler Dr. Kohl geschrieben hat: 


- 2 - 


«•» »uxerm/m* 0- «x*"' Sö»o«' 

vQTcaro 0» (v^ j OP -«ng jpwtR*. o ^<»4 ««/e«. 

O sc 09 M# A mi »y* j. Fha* Qr -*19. Kai 

Tri iwr v eg ei T T *acrnrT i ir i :rr — ~ y‘ »-p— ^4A4 
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” Diese Umstrukturierung ist in den Jahren 1 987 bis 1 989 durchgefuhrt 
worden. Die Unternehmen waren danach unter der Führung der Bremer Vulkan 
AG in der Lage, im Jahre 1990 auf rein privatwirtschaftlicher Basis ihr Kapital 
zu verdoppeln und damit erfolgreich in ertragsstarke Marktsegmente von 
Industrie und Elektronik zu expandieren, so dass der Scliiffbauanteil heute 
unter 50 % iicgt. 

Das Land hat sich im Zuge dieser Umstrukturierung aus seiner ursprünglich 
gro&en EinfluB sichernden Beteiligung bis auf einen historischen Rest* 
Aktienanteii zurückgezogen. Wir betonen dies, weil angeblicher direkter oder 
indirekter Einfluß des Landes auf die Bremer Vulkan AG öffentlich immer 
wieder gemutmaßt wird. Das Land begrüßt zwar die Hntschiossenheit des 
VulkamVerbundes, die bei seiner eigenen Umstrukturierung gemachten posi- 
tiven Erfahrungen auch dem Land Mecklenburg- Vorpommern zur Verfügung zu 
steilen, betrachtet dies ober vorra'^gig als Entscheidung der Unternehmens- 
leitung. Dies auch, obwohl viele der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer hier 
in Bremen und Niedersachsen befürchten, daß aufgrund der insgesamt erwirt- 
schafteten Synergien auch auf sie Belastungen zukommen werden. * 


Wir freuen uns schliesslich sehr, dass Sie die endgültige Wirksamkeit der 
Verträge, die wir nach wie vor für Mitte dieses Monats erwarten, zum Anlass 
nehmen wollen, um am gleichen Tag oder kurzfristig danach zu einem Empfang 
einzuladen loder sich auch von uns einladen lassen würden), zu dem auch die 
massgeblichen Mitglieder der Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern 
sowie wohlwollende wie euch kritische Journalisten gebeten würden. 


Mit freundlichen Grüssen 
Ihre . 

*^Or. Wilhelm Scheider 


Dr. Friedrich Hennemann 
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0 Vorbemerkung 

Der Bericht berücksichtigt die der Bundesregierung bis zum Januar 1997 bekannten 
Umstände.Wegen des notwendigen Schutzes von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen sind 
einige ergänzende Ausführungen in einem VS - Vertraulich eingestuften Anhang zum Bericht 
enthalten. ‘ 


1 Einleitung 

Die Privatisierung der ostdeutschen Werften gehörte zu den schwierigsten Aufgaben der 
Treuhandanstalt (THA). Die THA, die den gesetzlichen Auftrag hatte, die ehemaligen volkseigenen 
Betriebe rasch und vollständig zu privatisieren, strebte, aus wichtigen sachlichen Gründen eine 
möglichst baldige Privatisierung an; Zur Begrenzung der nachhaltigen Verluste der Werften mußten 
dringende Modernisierungsinvestitionen vorgenommen werden. Wenn Fehlinvestitionen vermieden 
werden sollten, konnten diese Investitionen sinnvollerweise nur auf der Grundlage des 
Untemehmenskonzeptes des jeweiligen Erwerbers erfolgen. Zudem gestattete die Richtlinie 
90/684/EWG des Rates vom 21. Dezember 1990 über Beihilfen für den Schiffbau, geändert durch 
Richtlinie 92/68/EWG des Rates v. 20. Juli 1992 der Europäischen Gemeinschaft (nachfolgend 7. 
Schiffbau-Richlinie genannt) die Gewährung der für die Privatisierung und Umstrukturierung 
notwendigen Betriebsbeihilfen nur bis zum 31. Dezember 1993. 

Da die Unternehmen technisch veraltet waren und die Wettbewerbssituation auf den weltweiten 
Schiffbaumärkten durch die Kostenführerschaft asiatischer Konkurrenten bestimmt wird, befand 
sich die THA bei allen die Werften betreffenden Privatisierungsverhandlungen in einer schwachen 
Verhandlungsposition. In- und ausländische Unternehmen zeigten wenig Interesse an der 
Übernahme zusätzlicher Schiffbaukapazitäten in den neuen Bundesländern. Sie warteten eher auf 
die Stillegung dieser Unternehmen. Nach langwierigen Verhandlungen und trotz weitgehenc/er 
Zugeständnisse blieb lediglich ein kleiner Kreis von verhandlungsbereiten Interessenten übrig, unter 
anderem die Bremer Vulkan Verbund AG (BW). 

Nach jeweils schwierigen, langwierigen Verhandlungen erwarb die BVV zu 100 % die MTW 
Schiffswerft GmbH, Wismar (MTW) und die Dieselmotorenwerk Rostock GmbH (DMR, später DMV), 
80 % der Anteile an der Neptun Industrie Rostock GmbH (NIR) sowie 49 % der Anteile an der 
Volkswerft Stralsund GmbH (VWS). Ende 1994 erhöhte die BW diese Minderheitsbeteiligung an 
der VWS auf 89 %. 
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Mit der Privatisierung ging die Eigentümerverantwortung und die Beteiligungsführung auf die BW 
über. Die BW war für die Sanierung der Unternehmen verantwortlich. Mit der Privatisierung hat die 
BW die vertragliche Verpflichtung übernommen, die hierfür von der THA bereitgestellten 
Finanzierungsmittel vertragsgemäß, d. h. zur Abdeckung der Betriebsverluste in den Jahren der 
Rekonstruktion und zur Durchführung der Investitionen einer neuen Kompaktwerft, einzusetzen. 

Die BW hat durch die mißbräuchliche Verwendung dieser Mittel gegen die Privatisierungsverträge 
und gegen ihre Verpflichtungen gegenüber den ostdeutschen Werften verstoßen. Trotz zahlreicher 
Kontrollen der THA/BvS und unabhängiger Dritter gelang es dem Vorstand der BW, durch 
irreführende Informationen die Fehlverwendung öffentlicher Mittel zu verschleiern und das 
rechtzeitige Eingreifen der THA/BvS zu verhindern. 

Am 22. Dezember 1995 teilte der Vorstand der BVV der BvS mit, daß eine termingerechte 
Bereitstellung der von den ostdeutschen Werften im cash-management der BW angelegten Gelder 
nicht mehr möglich sei. Einzelheiten der zweckwidrigen Mittelverwendung durch die BVV und deren 
tatsächliches Ausmaß wurden der BvS erst im Februar 1996 bekannt, als der neue 
Vorstandsvorsitzende Udo Wagner und der neue Aufsichtsratsvorsitzende Hero Brahms eine 
Prüfung der internen Vorgänge der Jahre 1993 bis 1995 und der bis dahin stets geleugneten 
Mißbrauchstatbestände durch die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft KPMG gestatteten. Darüber 
hinaus wurden diese Vorgänge durch die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Susat & Partner im 
Auftrag der BvS untersucht, die Ihren Bericht im September 1996 vorlegte. 

Bei der Beurteilung des jeweiligen Kenntnisstands der Beteiligten ist zu unterscheiden zwischen der 
Kenntnis a) der Zulässigkeit einer Anlage von Geldern der Ostgesellschaften bei der BW, b) einer 
tatsächlich erfolgten Anlage von Geldern, c) von wirtschaftlichen Schwierigkeiten der 'BW und d) 
über eine zweckwidrige Mittelverwendung durch die BVV. Die Kenntnis von wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten der BW ist nicht gleichzusetzen mit der Kenntnis einer zweckwidrigen Verwendung 
der im cash-management angelegten Gelder. 

Entgegen häufigen Angaben in den Medien hatte die THA Ende 1993 keine Informationen über 
eine mißbräuchliche Verwendung von öffentlichen Mitteln durch das BW-Management. Auch Prof. 
Dr. Manfred Timmermann, bis Ende 1993 verantwortliches Vorstandsmitglied der BW für die 
Ostgesellschaften, informierte in seinem Gespräch am 8. Dezember 1993 die damalige Präsidentin 
der THA, Birgit Breuel, und das damalige zuständige Mitglied des Vorstandes, Dr. Klaus-Peter Wild, 
zwar über die Tatsache der Geldanlage der Ost-Werften im cash-management der BVV und damit 
verbundene Sorgen aus der Sicht der Ostwerften. Umstände, die auf eine mißbräuchliche 
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Verwendung von öffentlichen Mitteln durch die BW schließen ließen, teilte Prof. Dr. Manfred 
Timmermann jedoch nicht mit. Die THA reagierte umgehend auf diese Information mit der 
Forderung nach Sicherheiten und - auch auf Betreiben der EU-Kommission - auf Rückzahlung von 
THA-Geldern auf ein Sperrkonto der MTW unter der Mitverfügung eines Treuhänders der THA. 

Der Bericht befaßt sich schwerpunktmäßig mit der Privatisierung der MTW und der VWS und dem 
sich anschließenden Vertragsmanagement der THA/BvS, da diese beiden Unternehmen insgesamt 
DM 846 Mio. (letzter Stand vom 21. Februar 1996 laut Susat-Gutachten) im cash-management der 
BW verloren haben. Des weiteren werden die Unternehmen DMV und NIR als Teile des 
ehemaligen Schiffbaukombinats der DDR behandelt. Darüber hinaus hat die BVV - zum Teil nach 
vorheriger Privatisierung an einen anderen Investor - folgende ehemalige THA-Unternehmen 
erworben: 

- Die Vulkan Kranbau Eberswalde GmbH wurde mit notariellem Vertrag vom 23. November 1993 
von der Vulkan Kocks GmbH (95 %) und der Schichau Seebeckwerft AG (5 %) en/vorben. 

I 

Das Unternehmen ist aus dem BW herausgelöst und im Dezember 1996 an die Koehne-Gruppe 
weiterprivatisiert worden. 

- Die damaligen THA-Untemehmen 

• Union Sächsische Werkzeugmaschinen GmbH Chemnitz 

• Union Werkzeugmaschinen GmbH Gera 

wurden mit notariellem Vertrag vom 8. Oktober 1991 an die Schiess AG (74,9 %) und Klöckner & 
Co. AG (25,1 %) verkauft. Die Klöckner & Co. AG verkaufte mit Wirkung zum 30. September 1993 
ihre Anteile an die Dörries Scharmann AG. Diese war durch Verschmelzung der Schiess AG mit 
der Dörries Scharmann GmbH und Umwandlung in Dörries Scharmann AG entstand an. 

- Die Werkzeugmaschinenfabrik Aschersleben GmbH (WEMA) wurde mit Vertrag vom 1. März 1991 
an die Schiess AG (99 %) und die Schiess-Moweg GmbH (1 %) veräußert. Die Schiess-Moweg 
GmbH veräußerte ihren Geschäftsanteil am 1. August 1991 mit Wirkung zum 1. Januar 1991 an 
die Schiess AG. 

Die WEMA wurde im September 1991 mit Wirkung zum 1. Januar 1991 auf die Schiess AG 
verschmolzen und war bei Eröffnung des Konkurses über das Vermögen der Dörries Scharmann 
AG unselbständiger Betriebsteil derselben. 

Die Anteile an Dörries Scharmann hielt zu 100 % die BVV. 
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- Darüber hinaus erwarb die BW am 22. Januar 1993 100 % der Anteile an der Ingenieur- und 
Maschinenbau GmbH, Rostock (IMG). Diese wurden später zu 98 % auf die MTW übertragen. 


2 Die Ostsee-Werften als Teil des ehemaligen Schiffbaukombinates 

Zwischen 1949 und 1989 hatte die DDR eine bedeutsame Werftindustrie aufgebaut. Das 1979 
gegründete Kombinat Schiffbau Rostock beschäftigte in 21 Betrieben über 55.000 Arbeitnehmer 
und war bei Übernahme durch die THA das sechstgrößte Industriekombinat der DDR. Gemessen 
an der Schiffbauproduktion nahm das Kombinat den Rang acht unter allen Schiffbau-Unternehmen 
der Welt ein. Mit 34,5 Mio. Fertigungsstunden übertraf die Werftenindustrie der DDR die der 
damaligen Bundesrepublik Deutschland um 10 %. 

An die Sowjetunion. waren bis zur Wende insgesamt 3.500 Schiffe abgeliefert worden. Mit einem 
Anteil von 60 % war die Sowjetunion Hauptauftraggeber der DDR-Schiffbauindustrie. In geringerem 
Umfang belieferte die DDR ihre eigene Flotte (13 %) und das westliche Ausland. Seine 
Geschäftsbeziehungen mit dem östlichen und westlichen Ausland wickelte das Kombinat 
ausschließlich über den kombinatsangehörigen staatlichen Außenhandelsbetrieb Schiffscommerz 
(AHBSC)ab. 

Der AHB SC hatte noch vor der Wahrungsunion zahlreiche Aufträge hereingenommen. 
Insbesondere nach der Umstellung des Verrechnungskurses von 4,67 Mark der DDR auf 2,35 DM 
pro Verrechnungsrubel und nach dem Zusammenbruch des RGW-Handels erwiesen sich diese 
Aufträge als nicht mehr kostendeckend. Aus dem Auftragsbestand der Werften in Höhe von ca. DM 
4 Mrd., bestehend aus 124 Seeschiffen, wurden deshalb Aufträge zum Teil storniert, zum Teil trotz 
der damit verbundenen Verluste zur Sicherung der Beschäftigung in den Werften fortgeführt. Kein 
Übernehmer war bereit, diese Verluste aus Aufträgen der Vergangenheit zu übernehmen. Die 
Übernahme von entsprechenden Drohveriusten durch die THA in den Privatisierungsverträgen war 
unvermeidlich, zumal diese Verluste auch bei einer Weiterführung der Werften durch die THA 
angefallen wären. 

3 Das Unternehmenskonzept der Deutschen Maschinen- und Schiffbau AG (DMS) 

Das Kombinat Schiffbau Rostock wurde unter Ausgliederung einzelner Kombinatsbetriebe mit 
Wirkung vom 1. Juni 1990 in die Deutsche Maschinen- und Schiffbau AG (DMS) mit insgesamt 24 
Tochterunternehmen umgewandelt. Aus der Umwandlung des Kombinates Schiffbau Rostock sind 
folgende Unternehmen hervorgegangen; 
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Werften: 


- Wamow-Werft GmbH 

- Volkswerft GmbH Stralsund 

- MTW Schiffswerft GhtidH, Wismar 

- Schiffswerft Neptun GmbH 

- Peene-Werft GmbH 

- Elbe-Werft Boizenburg GmbH 

- Roßlauer Schiffswerft GmbH 

Maschinenbau- und Ausrüstunosbetriebe: 

- Dieselmotorenwerk Rostock GmbH 

- Maschinenbau Haiberstadt GmbH 

- Kühlautomat Berlin GmbH 

- Schiffselektronik Rostock GmbH 

- KGW Schweriner Maschinenbau GmbH 

- Gießerei und Maschinenbau Torgelow GmbH 

- Isolier- und Klimatechnik Schiffbau Rostock GmbH 

- Dampfkesselbau Dresden Ibigau GmbH 

- Schiffsanlagenbau Barth GmbH 

- Schiffswerft Rechlin GmbH 

- Schiffswerk Oderberg GmbH 

Engineering und Handel: 

• Ingenieurtechnik und Maschinenbau GmbH 

- Ingenieurzentrum Schiffbau GmbH 

- Infomationssysteme und DV-Consulting GmbH 

- Schiffbau-Versuchsanstalt Potsdam GmbH 

- Institut für Schiffbautechnik und Umweltschutz GmbH 

- Schiffscommerz GmbH 

Über das Untemehmenskonzept der DMS bestanden zwischen der Unternehmensleitung der DMS 
und der THA von Anfang an erhebliche Meinungsverschiedenheiten: 
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Bereits in ihrer Richtlinie zur Erstellung und Behandlung von Untemehmenskonzepten vom 
November 1990 hatte die THA ihre Unternehmen aufgefordert, die Untemehmenskonzepte auf das 
Privatisierungsziel auszurichten. In einem Rundschreiben vom 26. November 1990 erinnerte die 
THA die Geschäftsleitungen hieran nochmals ausdrücklich und stellte fest, daß 
Untemehmenskonzepte ohne Privatisierunjsziel nicht anerkannt werden und damit auch nicht zur 
Grundlage für Unterstützungsmaßnahmen gemacht werden können. 

Das erste Konzept des Vorstandes der DMS vom 30. September 1990 war, wie die als Gutachter 
eingesetzte Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) kritisch feststellte, auf ''Besitzstandswahrung 
ausgerichtet". Auch die geänderten Konzepte des DMS- Vorstandes vom 22. Februar 1991 und vom 
Juni 1991 ordneten das Privatisierungsziel dem Bestreben unter, das Kombinat längerfristig 
zusammenzuhalten und es zunächst als Konzern der öffentlichen Hand wettbewerbsfähig zu 
machen. Ein solches Unternehmen hätte mehr als ein Drittel des deutschen Schiffbaus umfaßt. 

Am 9. März 1992 beschloß der Vorstand der THA und am 17. März 1992 der Verwaltungsrat der 
THA die Privatisierung der DMS durch Verkäufe einzelner Gesellschaften bzw. von Betrieben 
anstelle einer Sanierung des Konzerns durch die THA mit dem Ziel einer aufgeschobenen 
Gesamtprivatisierung. 


4 Die Privatisierungsbemühungen der THA 

Die Privatisierung des ehemaligen Schiffbau-Kombinates war schwierig. Auf die Gründe wurde 
bereits hingewiesen. Trotz teilweise intensiver Gespräche und Verhandlungen hatten inländische 
Schiffbauuntemehmen ebenso wie ausländische Werften entweder von vornherein kein Interesse 
an der Übernahme einzelner oder mehrerer Werften oder ein anfängliches Interesse definitiv- 
zurückgezogen. 

Lediglich die BW war im August 1991 an der globalen Übernahme der drei Werften in Wsmar, 
Warnemünde und Rostock einschließlich des Dieselmotorenwerkes in Warnemünde/Rostock 
interessiert. Die Verhandlungen der THA führten im Oktober 1991 zu einem "letter of intent". Die 
THA verweigerte die von der BW geforderte Exklusivität für weitere Verhandlungen. Statt dessen 
wurden gleichzeitig mit Wettbewerbern Privatisierungsverhandlungen geführt. So konnte die 
norwegische Unternehmensgruppe Kvaemer zu einem Angebot für die Warnow-Werft und eine 
Erwerbergemeinschaft, bestehend aus der Hanse-Holding (BVV), der Hegemann-Gruppe, der Fa. 
Lürssen Werft und der Stadt Stralsund, für die VWS gewonnen werden. Für die NIR lag das 
Angebot einer Bietergemeinschaft aus BW in Verbindung mit einer MBO/MBl-Lösung vor. Die 
Peene-Werft und die Werften in Boizenburg und Roßlau gingen an andere Interessenten. 
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Trotz intensiver, über zwei Jahre dauernder Bemühungen war es damit nicht gelungen, die Werften 
in einem breiten internationalen oder nationalen Wettbewerb zu privatisieren. Angesichts des 
begrenzten Kaufinteresses potenter Konzerne an der ostdeutschen Werftenindustrie erreichte die 
THA bei ihren Privatisierungsbemühungen dennoch ein hohes Maß an Risikostreuung und 
Wettbewerb. 

5 Die Entflechtung der DMS und die diversifizierende Privatisierung der Werften 


Nach der Privatisierung ergab sich für die Werftenindustrie in Mecklenburg-Vorpommern und für 
einen Standort in Sachsen Anhalt (Roßlau) folgendes Bild; 


Unternehmen 

Erwerber 

Anteil 
in % 


Arbeitsplatz 

Zusage 

egt 

MTW Schiffswerft 
GmbH, Wismar 
-MTW- 

BW 

11.08.1992 

100 

562 

2.310 

100.000 

Volkswerft 

Stralsund 

-VWS- 

BW. 

Hegemann- 

Gruppe, 

Lürssen, 

Stadt Stralsund 
18.02.1993 

49 

30 

10 

11 

637 

2.175 

85.000 

NEPTUN Indu- 
strie 

Rostock - NIR - 

BW. 

MBO 

07.07.1993 

80 

20 

357 

1.200 

0 

Wamow-Werft 

Kvaemer S. A. 

Norwegen 

07.10.1992 

100 



85.000 



Peene-Werft 

Wolgast 

Hegemann- 

Gruppe 

Mai 1992 

100 



35.000 




Petram 

100 






Roßlauer 

Schiffswerft 

Petram, Rönner 

100 



0 



DMR, später 

DMV 

BW 

11.08.1992 

100 

142 

800 

0 

IMG 

BW 

22.01.1993 

100 

4.5 

220 

0 

sonstige Zulie- 
ferbetriebe 

mehrere mittel- 
ständische 
Unternehmen 




0 



Gesamt 



2.674 

10.575 

327.000 
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Mit dieser 1992 im Grundsatz entschiedenen und in 1993 im wesentlichen abgeschlossenen 
Privatisierung wurden auch die EU-Vorgaben nach einer.'Kapazitätsbeschränkung von ehemals 
645.000 auf 327.000 egt eingehalten. Knapp ein Viertel der im Kombinat verbliebenen Arbeitsplätze 
wurde vertraglich gesichert. Zugleich wurde eine Konzentration der wichtigsten Werften auf einen 
einzigen Investor vermieden. 

Wichtigster Investor der Werftenindustrie in den neuen Bundesländern war allerdings die BW. Sie 
war, nachdem sie Ende 1994 auch die Anteile der Hegemann-Gruppe und der Lürssen Werft an der 
VWS übernommen hatte, vertraglich zur Sicherung von insgesamt rd. 6.700 Arbeitsplätzen und zu 
Investitionen in Höhe von rund DM 1,7 Mrd. verpflichtet. Die Privatisierung der VWS war dabei 
zunächst an zwei Käufergesellschaften (2. Copia und Schichau-Seebeck-Werft) erfolgt, deren 
Gesellschafter (BW, Hegemann-Gruppe, Lürssen-Werft und Stadt Stralsund) entsprechende 
r atronatserklärungen abgegeben hatten. 

Für die Privatisierung der von der BN/V en^/orbenen Ostgesellschaften MTW, DMV, NIR und VWS 
waren folgende Mitglieder des Vorstandes der THA verantwortlich; 


Zeitraum 

Unternehmen 

untemehmensbezogene 

Verantwortung 

bis 30.06.1992 

alle 

Dr. Wild 

ab 01.07.1992 

MTW, DMV, NIR 

Dr. Wild 

ab 01.07.1992 

VWS 

Dr. Klinz 


6 Die Bonität der BW bei Abschluß der Privatisierungsverträge 


Die BVV war eine börsennotierte Aktiengesellschaft nach deutschem Recht mit Sitz in Bremen. Ihr 
eingetragenes Stammkapital betrug 1989 DM 296 Mio., 1990 DM 592 Mio. und 1991, 1992 sowie 
1993 jeweils DM 732 Mio. 

Nach eigenen Angaben befanden sich die Aktien der BVV im nationalen und internationalen 
Streubesitz. Zwischen der BW und dem Land Bremen bestand durch staatliche Bürgschaften für 
Gesellschaften der BW und über die landeseigene Beteiligungsgesellschaft HIBEG eine 
wirtschaftlich enge Beziehung. Die BVV hat sich .;tets als politisch unabhängiges Unternehmen 
dargestellt, das durch einen eigenen Verantwortungsbereich Ost im Vorstand, wahrgenommen 
durch Prof. Dr. Timmermann, eine Berücksichtigung der Interessen der Ostwerften sicherstellt. 
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Erkenntnisse, ob Mehrtieitsaktionäre oder Unternehmen einen beherrschenden Einfluß auf die BW 
ausübten, lagen nicht vor. Der THA war zum Zeitpunkt der Privatisierung auch nicht bekannt, daß 
sich - viHe nunmehr nachträglich bekannt wurde - aer Vorsitzende der BW gegenüber dem Land 
Bremen vertraglich verpflichtet haben soll, als Vorstandsvorsitzender der BW die Interessen des 
Landes Bremen zu wahren. Der damalige Vorsitzende des Aufsichtsrates der BW, Herr Dr. 
Scheider, und der damalige Vorsitzende des Vorstands, Herr Dr. Hennemahn, bestätigten vielmehr 
am 03. September 1992 auf Rückfrage der THA ausdrücklich, daß das Land Bremen weder über 
die bekannten Anteile hinaus über Anteilsbesitz verfüge noch in irgendeiner Weise auf das 
Unternehmen Einfluß nehme. 

1992 befand sich die Gesellschaft in ihrem 100. Geschäftsjahr. Der Konzemumsatz belief sich auf 
DM 4,16 Mrd., der Jahresüberschuß betrug DM 75 Mio., die Eigenkapitalquote vemngerte sich von 
39 % in 1991 auf 25 % in 1992. 1992 genehmigte die Hauptversammlung die Erhöhung des 
Stammkapitals um DM 268 Mio. auf DM 1 Mrd.; dierer Beschluß wurde in der Folgezeit jedoch nicht 
umgesetzt. 


Folgende Personen waren zwischen 1992 und 1995 Mitglieder des Vorstandes der BW: 


Name 

Zeitraum. Funktion 

Wolfgang G. Biedermann 

ab 01.04.1995 

Dipl.-Volksw. Johannes Endler 

ab 01.04.1992 - 31.03.1993 

Dr. rer. pol. Friedrich 

Hennemann 

Vorstandsvorsitzender 

ab 01.03.1987 -15.11 1995 

Dipl. Ing. Hans E. W. Hoffmann 

ab 01.05.1994 

Dipl. Ing. Josef Klar 

ab 01.10.1990 -31.12.1994 

Dr. rer. pol. Rudolf Kuhn 

bis 30.04.1993 

Anton Schneider 

ab 01.08.1993 bis 31.03.1995 

Hans Schnüttgen 

ab 01.11.1993 bis 31.12.1995 

Dipl.-Ing. Werner Schwarz 

bis 31.12.1992 

Dipl.-Betriebsw. Günter Smidt 

ab 01 01.1993 Stellv. Mitglied, 
ab 01.08.1993 ord. Mitglied 
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Name 

Zeitraum. Funktion 

Dipl.-Ing. Udo von Stebut 

ab 01.02.1989-31.12.1992 

Prof. Dr. sc. pol. Manfred 
Timmermann 

ab 01.08.1992- 31.10.1993 

Prof. Dr.-lng. Karl Friedrich 

Triebold 

ab 01.12.1991 - 12.09.1995 

Dr. Udo N. Wagner 

Vorstandsvorsitzender 

ab 14.12.1995-01.05.1996 

Dr. rer. pol. Rüdiger Zinken 

ab 01.10.1994 -12.09.1995 


Folgende Personen waren von 1992 bis 1995 Mitglieder des Aufsichtsrates der BW: 


Name 

Zeitraum. Funktion 

Baron Hans Heinrich Thyssen-Bomemisza 

Ehrenvorsitzender 

Senator Uwe Beckmeyer 

bis 22.06 1993 

Dipl.-Kfm. Walter Behrmann 

ab 22.06.1993 Vorsitzender, 

bis 23.06.1994 

Dieter H. Berghöfer 

ab 22.06. 1993 

Heinz Bracker 

Stellv. Vors bis 23.06.1 994 

Hero Brahms 

Vors, ab 14.12. 1995 

Wolfgang Dettmann 

ab 23.06.19,94 

Manfred Oietze 

ab 29.10 1992 bis 23.06.1994 

Senator a.O. Claus Grobecker 

1992-1995 

Heinz Häring 

bis 23.06.1994 

Dr. jur. Norbert Henke 

bis 10.07.1992 

Prof. Dr.-lng. Bernd E. Hirsch 

1992-1995 

Helmut Huckstorf 

ab 23.06 1994 

Dlpl-lng. Wolfgang Keil 

bis 23.06.1994 

Dieter Kirchhof 

bis 23.06 1994 

Bürgermeister a.D. Hans Koschnick 

ab 23.06.1994 

Hasso Kulla 

bis 23.06.1994 

Johann Lüdemann 

bis 23.06.1994 

Wolfgang Menzel 

ab 23.06.1994 

Erik Merks 

ab 23.06 1994 

Klaus Müller-Gebel 

ab 02.091992 

Dr. jur. Hans-Jürgen Nölle 

1992-1995 

Inge Pohlmann 

ab 19.10.1992 bis 23.06.1994 

Klaus Rosche 

1992-1995 
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Name 

Zeitraum, Funktion 

Dr.-lng E.h Dipl. -Ing. Johann Schäffler 

Vorsitzender ab 23.06.1 994 

bis 14.12.1995 

Dr.rer.pol. Wilhelm Scheider 

Vorsitzender bis 22.06.1 993 

Nikolaus Schmidt 

ab 23.06.1994 

Karl-Heinz Schönberger 

1992-1995 

Dr. rer.oec. Manfred Schröder 

1992-1995 

Frank Teichmüller 

Stellv. Vorsitzender ab 23.06.1 994 

Dr. jur. Joachim Theye 

ab 22.06.1993 

Dr. Bernd W.Voss 

ab 01 .09.1 992 

Manfred Wegner 

ab 23 06 1994 

Louis Graf von Zech 

ab 20.08.1992 


Zur Einschätzung der Bonität der BVV iagen der THA folgende zusätzliche Informationen von 

- Börsenzulassungsprospekt vom Juli 1990 zur Durchführung einer Kapitalerhöhung um DM 148 
Mio. sowie vom Januar 1992 zur Durchführung einerweiteren Kapitalerhöhung um DM 140 Mio. 
Diese Börsenzulassungsprospekte, für deren Richtigkeit und Seriösität die aus führenden 
deutschen Großbanken bestehenden Konsortien haften, dokumentierten eindeutig die Bonität 
der BW. Die Plazierung von Aktienemissionen bestätigte ebenfalls die positive Einschätzung 
des Unternehmens durch den Kapitalmarkt zum damaligen Zeitpunkt. 

- Geschäftsberichte der Jahre 1991 und 1992 mit jeweils uneingeschränktem Testat der 
Abschlußprüfungsgesellschaften Warth & Klein sowie C & L Deutsche Revision 

- Bankauskunft der Bremer Landesbank vom 28. April 1993. Wortlaut siehe VS - Anhang 1 

- positive Auskünfte der Creditreform. 

Die Wirtschaftspresse berichtete bis Ende 1993 ebenfalls überwiegend positiv über die BVV. So 
würdigten z. B. die FAZ und die We/f jeweils am 13. Mai 1993 die hohe Risikovorsorge der BW. 

Angesichts dieser Informationen gibt es keine Anhaltspunkte dafür, daß Verantwortliche der THA 
Bonität und Seriosität der BVV zum Zeitpunkt des Abschlusses der Privatisierungsverträge nicht 
hinreichend geprüft oder fehlerhaft gewürdigt hätten. Auch durch Mitglieder des Verwaltungsrates 
wurde die BVV als seriöser und kompetenter Vertragspartner nicht in Frage gestellt. Die BW 
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erschien allen Beteiligten als hinreichend geeignet, die mit der Privatisierung übernommene 
Aufgabe ordnungsgemäß auszuführen. Allen Beteiligten erschien zum Zeitpunkt der Privatisierung 
die Übernahme eines Teils der Ostwe/ften durch die BVV als vertretbare Entscheidung, nachdem 
die Wamo\w-Werft an Kvaemer privatisiert und die Übemahmebedingungen gegenüber den 
ursprünglichen Vorstellungen der BW zugunsten derTHA wesentlich verbessert werden konnten. 

Kritische Presseberichte zur Bonität der BW und der Seriosität ihres Managements erschienen erst 
nach Abschluß der Privatisierungsverträge MTW/DMV, VWS und NIR Ende 1993. Diese Berichte 
standen im Zusammenhang mit dem Ausscheiden von Prof. Dr. Timmermann, dem für die 
Ostgesellschaften verantwortlichen Vorstandsmitglied der BW. zum Ende des Jahres 1993 (Eintrag 
Handelsregister 19. Januar 1994). 

Die THA nahm diese Berichte und kritischen Hinweise zum Anlaß, vom Vorstand der BW 
unverzüglich eine über die Informationspflichten des Privatisierungsvertrags hinausgehende 
zusätzliche Untemchtung sowie eine Absicherung der transferierten Gelder, unter anderem durch 
Bankbürgschaften, zu fordern. Hierauf wird in Ziff. 16.4 ausführlich eingegangen. 

Trotz der enwähnten kritischen Berichte zur BW setzten sich in der Folgezeit die grundsätzlich 
positiven Bewertungen der BW durch Banken und Anlageberater in 1994 fort: 

- Die Vereinsbank sprach in einem "Unternehmen Update" für 1994 von einem deutlich positiven 
Finanzergebnis und einerdenkbaren Dividende für 1995. 

- Die Oppenheimer Finanzanalyse GmbH empfahl 1994 den Aktienkauf. 

- Die Nat West Securities veröffenlichte in einem "Company Update" vom 15. September 1994 
eine positive Entwicklungsprognose für die BW mit zukünftiger Gewinnaussicht. 


7 Die Privatisierung der MTW und DMV 

MTW und DMV wurden gemeinsam in einem Vertrag als "Verbundunternehmen" privatisiert. Die 

Rahmenbedingungen für die Privatisierung der MTW und DMV waren; 

- die allgemein schwierige Situation der Werftenindustrie, 

- die dramatische Verlustsituation der ostdeutschen Unternehmen aufgrund der abzuarbeitenden 
und weiterer übernommener Aufträge, 

- die notwendige schnelle Übernahme der unternehmerischen Führung durch einen 
branchenkundigen Partner zur Durchführung der Investitionen, 

- die geringe Zahl ernsthafter Kaufinteressenten, 

- die durch die 7. Schiffbau-Richtlinie der EU zeitlich befristete Möglichkeit, staatliche Beihilfen in 
der vorgesehenen Höhe zu vergeben. 
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Die BW stellte in den Verhandlungen folgende Forderungen: 

- Erwerb zu einem symbolischen Kaufpreis, 

- unbegrenzter Ausgleich aller Verluste bis zum Abschluß der Umstrukturierungsphase, 

- cash-Beiträge der THA zum Eigenkapital, zu den Investitionen und zu den Sozialpiänen, 

- Fälligkeit der cash-Beträge bei Vertragsschluß, unabhängig vom Zeitpunkt des Geldbedarfes. 

Die THA war keinesfalls bereit, eine unbegrenzte Verlustübernahme zu akzeptieren, da dies 
Anreize zur Verlusterhöhung, z. B. durch manipulative V'erlustverlagerung im Konzern, geschaffen 
hätte. Es gelang der THA, ihre Verlustbeteiligung durch einen fixierten, gedeckelten 
Gesamtausgleichsbetrag, unabhängig vom Eintritt der tatsächlichen, möglicherweise höheren 
Verluste, zu begrenzen. Damit wurde insbesondere auch einer Vorgabe des Verwaltungsrates der 
THA und seiner Fachausschüsse entsprochen. 

Die Höhe der voraussichtlichen Betriebsverluste wurde von den Werften ermittelt und durch die von 
der THA beauftragte WP- und StB-Gesellschaft Hansa, Hamburg, überprüft. Im Verhandlungswege 
wurden die Beträge, insbesondere die Drohveriuste in den Übergangsjahren für 
Unterbeschäftigungsrisiken, Sozialplankosten sowie für die anteilige Finanzierung der Investitionen 
wesentlich herabgesetzt und die privatisierungsbedingten cash-Beiträge der THA für MTW auf DM 
686,5 Mio. fixiert (Deckelung des Beitrages der THA). 

Angesichts ihrer schwierigen Verhandlungsposition gelang es der THA dagegen nicht, die 

/ 

Forderung nach sofortiger Zahlung des GesamtausgleichsbWages bei Vertragsschluß, unabhängig 
von dem Zeitpunkt des tatsächlichen Finanzierungsbedarfes der Ostgesellschaften gänzlich 
abzuwehren. Als Verhandlungsergebnis hierzu konnte schließlich nur ein Kompromiß erzielt 
werden: Ein Treuhänder wurde angewiesen, die bei Wirksamkeit des Vertrages fällige Summe in 
Teilbeträgen zu 50 %, 40 % und 10 % am 20. September 1992, am 1. Januar 1993 und 1. 
Dezember 1993 an MTW auszuzahlen. Bis zur Auszahlung waren die Beträge marktüblich zu 
verzinsen. Zinsen bis zur Höhe von 8,5 % standen der THA, darüber hinaus anfallende Zinsen 
standen der MTW zu. Zu diesen Regelungen wurde eine Nachtragsvereinbarung getroffen (s. u. 
Ziff. 11. und 16.2). 

Im übrigen enthält der Privatisierungsvertrag für MTW und DMV vom 11. August 1992 folgende 
Eckpunkte (weitere Angaben hierzu im VS - Anhang 2) 

- Investitionsverpflichtungen in Höhe von DM 704 Mio., davon DM 562 Mio. bei MTW und DM 142 
Mio. bei DMV bis zum 31.12.1995 zu erfüllen; Jährlich nachzuweisen durch 
Wirtschaftsprüfertestat; 
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- Arbeitsplatzverpflichtung für 3.110 Arbeitnehmer; zu garantieren bis zum 31.12.1995; jährlich 
nachzuweisen durch Wirtschaftsprüfertestat; 

- Zuschuß zu den Investitionen in Hohe von DM 337,6 Mio. als Bestandteil des 
Gesamtausgleichsbetrages in Höhe von DM 686,5 Mio. ; 

- Darlehen.für MTW in Höhe von DM 112,4 Mio., 4 Jahre zinsfrei, danach 1,5 % über Diskont zu 
verzinsen; 

- Darlehen für DMV in Höhe von DM 25 Mio., verzinslich mit 8,5 % p. a. 

Der Privatisierungsvertrag enthält eine Schiedsklausel, nach der Streitigkeiten aus und Im 
Zusammenhang mit dem Kaufvertrag anstelle des ordentlichen Rechtsweges durch ein 
Schiedsgericht entschieden werden. 

Eine unmittelbare Regelung zur Vermeidung von spill-over-Effekten findet sich im 
Privatisierungsvertrag nicht. Auch enthält der Vertrag keine Aussagen zur Zulässigkeit oder 
Unzulässigkeit eines Konzem-cash-managements. Aufgrund von Maßgaben des BMF und der EU- 
Kommission wurde im Rahmen des Genehmigungsverfahrens der Vertrag allerdings am 3. 
Dezember 1992 durch eine mit der BW abgestimmte Erklärung gegenüber der EU-KommissIon wie 
folgt ergänzt: - 

„Der Erwerber Bremer Vulkan wird ... ebenfalls prüfen und bestätigen lassen, daß die für 
MTW gewährten Betriebs- und Investitionsbeihilfen ausschließlich MTW zugeflossen und 
ausschließlich bei MTW für die im Kauf- und Abtretungsvertrag vorgesehenen Zwecke 
verwendet worden sind . " (spill-over-KJausel) 

Diese Ergänzung des Vertrages enthält also ebenso wie der Vertrag selbst keine Aussage zur 
Zulässigkeit oder Unzulässigkeit der Einbindung der ostdeutschen Unternehmen in ein cash- 
management des Konzerns. Die zwischenzeitliche Anlage von Geldern war nach dieser Ergänzung 
nicht ausgeschlossen, soweit die endgültige Verwendung der Mittel für den vertraglich 
vorgesehenen Zweck hierdurch nicht gefährdet war. 

Die Ausgestaltung der vertraglichen Bestimmungen, die finanziellen Leistungen der THA und die 
Zugeständnisse bei der Zahlungsweise waren durch den Umfang der Gegenleistungen des 
Investors - Sicherung von Arbeitsplätzen und Vornahme von Investitionen - und durch fehlende 
Privatisierungsalternativen bei eingeschränkter Schiffbaukapazität bestimmt Die THA hat die 
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Vertragskonditionen intensiv verhandelt. Die vertraglichen Verpflichtungen des Investors waren 
ausreichend pönalisiert. Weitere Sicherheiten für die Vertragserfüllung waren unter den gegebenen 
Umständen nicht durchsetzbar. Für die Überwachung der vertraglichen Vereinbarungen konnten 
zweckmäßige Kontrollrechte (Wirtschaftsprüfertestate) durchgesetzt werden. Für die spill-over- 
Kontrolle war dies von der EU vorgeschrieben. 


8 Die Privatisierung der VWS 

Die Privatisierung der VWS war ebenfalls mit Schwierigkeiten verbunden. Der THA lagen zwar die 
Angebote von drei Bietern bzw. Bietergemeinschaften, darunte BVV gemeinsam mit Hegemann, 
Lürssen und Stadt Stralsund, vor. Die anderen Angebote enthielten aber deutlich schlechtere 
Bedingungen als das Angebot der BVV-Bietergemeinschaft. Sie konnten auch durch 
Verhandlungen nicht ausreichend verbessert werden und waren damit letztlich keine Alternative. 

Der Kaufvertrag vom 18. Februar 1993 mit der Bietergemeinschaft beinhaltet folgende Eckpunkte 
und berücksichtigte bereits die aus der EU-Genehmigung bei MTW/DMV gewonnenen Erkenntnisse 
durch die Aufnahme einer "spill-over-Klausel" (weitere Einzelheiten siehe VS - Anhang 3): 

- Investitionsverpflichtungen in Höhe von DM 487 Mio.; zu erfüllen bis zum 31.12.1996; weitere 
DM 150 Mio. bis zum 31.12.2005; jährlich nachzuweisen durch Wirtschaftsprüfertestat; 

- Arbeitsplatzverpflichtungen für 2.175 Mitarbeiter, zu garantieren bis zum 31.12.1997, 
nachzuweisen durch Wirtschaftsprüfertestat; 

- Schiedsklausel wie bei MTW; 

- Gesamtausgleichsbetrag der BvS in Höhe von DM 585 Mio., spätestens mit Übernahme der 
unternehmerischen Verantwortung zu zahlen an Treuhänder, der unwiderruflich angewiesen ist, 
den Betrag in drei gleichen Raten zum 01.02.1993, zum 01.08.1993 und zum 31.12.1993 an 
VWS auszuzahlen. Diese Bestimmung wurde in einer Nachtragsvereinbarung später geändert (s. 
u.,Ziff. 16.2); 

- Klausel zur Vermeidung von "Spill-over-Effekten", d.h. die Verpflichtung, Beihilfen ausschließlich 
für die VWS zu verwenden und die VWS als eigenes Profit-Center zu führen. 

Zur Beurteilung der Angemessenheit der Leistungen und Gegenleistungen, der Ausgestaltung der 
Vertragsbedingungen, der Fälligkeit der Zahlungen sowie zur Zulässigkeit/Unzulässigkeit eines 
Cash-Managements gelten die Ausführungen zur MTW/DMV-Privatisierung entsprechend. 
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9 Die Privatisierung der NIR 

Auch die Privatisiemng der NIR stellte die THA vor die bereits aufgezeigten Schwierigkeiten. Neben 
dem Angebot von BVV gemeinsam mit einer MBO/MBI-Gesellschaft lag lediglich ein Angebot vor, 
das jedoch deutlich schlechter war und sich als nicht belastbar erwies. 

Der Kaufvertrag mit der BW und der MBO/MBI-Gesellschaft vom 7. Juli 1993 beinhaltet folgende 
Eckpunkte (weitere Einzelheiten siehe VS - Anhang 4); 

- Investitionsverpflichtungen in Höhe von DM 357,1 Mio.; zu erfüllen bis zum 31.12.1996; 

- Arbeitsplatzverpflichtung für 1.200 Mitarbeiter bis zum 31.12.1996; jährlich nachzuweisen durch 
Wirtschaftsprüfertestat; 

- Gesamtausgleichsbetrag in Höhe von DM 159 Mio., zahlbar in drei gleichen Raten zum 
3.01.1994, zum 1.07.1994 und zum 2.01.1995; 

- Schiedsklausel; 

- Einstellung des Schiffsneubaus für 10 Jahre. 

Zur Beurteilung der Angemessenheit der Leistungen und Gegenleistungen sowie der Ausgestaltung 
der Vertragsbedingungen gelten die Ausführungen zur MTW/DMV-Privatisierung entsprechend. Der 
Vertrag enthält keine sogenannte spill-over-Klausel und keine Aussagen zur Zulässigkeit oder 
Unzulässigkeit eines cash-managements. Es wu rde auch nachträglich eine solche Regelung nic ht 
v ereinba rt. Maßgebender Grund für die Niefitaufnahme einer spill-over-Klausel war, daß die NIR 
den Schiffbau aufgab und keine Investitions- und Betriebsbeihilfen für Schiffsreparaturaktivitäten 
zur Verfügung gestellt bekam. Damit unterlag NIR - ebenso wie DMV - nicht Art. 10 a der 7. 
Schiffbaurichtlinie. 

10 Die Genehmigung der Privatisierung durch den Verwaltungsrat der THA und das 
Bundesministerium der Finanzen 

Aufgrund der Bestimmungen der Geschäftsordnung der THA und des mit dem BMF vereinbarten 
vereinfachten haushaltsrechtlichen Einwilligungsverfahrens bedurften die Privatisierungen von 
MTW/DMV, VWS und NIR der Zustimmung des Verwaltungsrates und der Genehmigung des 
Bundesministeriums der Finanzen. 
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a) Bereits vor Abschluß der Privatisierungsverträge über MTW und DMV wurde der Ven/valtungsrat 
der THA über den mit der BW erzielten Ver^andlungsstand umfassend informiert. Vor Beginn 
der abschließenden Verhandlungen mit der BW am 16./17. Juli 1992 fand am 16. Juli unter 
Zugrundelegung der Vertragsentwürfe ein intensives Vorgespräch mit Mitgliedern des Präsidiums 
des Venwaltungsrates statt. Ferner erfolgte im Anschluß an die Einigung mit der BW eine 
erneute Information. 

Der Verwaltungsrat erteilte aufgrund umfassender Vorstandsvorlagen seine Zustimmung zu 
folgenden Privatisierungen: 

17.03.1992 {Grundsatzbeschluß) 

24.07.1992 (Privatisierungsvertrag) 

22.01.1993 

21.05.1993 


MTW/DMV: 

VWS: 

NIR: 


b) Mit Schreiben vom 20. August 1992 beantragte die THA beim BMF. den Privatisierungsvertrag 
über MTW und DMV gern. § 65 BHO zu genehmigen. 

Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens beteiligte BMF das BMWi. Als Ergebnis des Abstim- 
mungsverfahrens erteilte BMF mit Schreiben vom 13. Oktober 1992 die Genehmigung des Priva- 
tisierungsvertrages. Sie enthielt u. a. die Auflagen, die vertragsgemäße Verwendung des von der 
THA zu zahlenden Gesamtausgleichsbetrages in Höhe von DM 686,5 Mio. vom Erwerber nach- 
weisen zu lassen und des weiteren plausibel zu machen, daß eine Auszahlung der Mittel nur 
entsprechend dem tatsächlichen Bedarf vorgenommen wird und der Werft aus den Zahlungsmo- 
dalitäten kein eigenständiger Vorteil erwachsen könne. 

Mit Schreiben vom 5. November 1992 teilte die THA mit, daß der geforderte Nachweis der 
vertragsgemäßen Verwendung des Gesamtausgleichsbetrages durch den Erwerber von den 
vertraglichen Vereinbarungen zwischen der THA und der BW nicht gedeckt sei. Um zu diesem 
Punkt eine praktikable Lösung zu finden, habe sich die BW aber bereit erklärt, halbjährlich über 
den Geschäftsveriauf und den Fortschritt bei der Umstrukturierung der MTW zu berichten und 
über die vertraglichen Nachweise hinaus über die Entwicklung von Auftragseingängen, Umsatz, 
vorgenommene Investitionen und die Entwicklung der Arbeitsplatzzahlen zu informieren. 
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Die THA wies ferner darauf hin, sie habe vor der Alternative gestanden, entweder eine zwar 
zeitlich limitierte, aber betragsmäßig nicht begrenzte Beteiligung an den Verlusten der MTW zu 
übernehmen oder bereits bei Vertragsschluß das finanzielle Engagement der THA betragsmäßig 
genau und endgültig zu vereinbaren und damit alle künftigen Risiken dem Erwerber zu 
überlassen. Eine Vereinbarung, bei der das Risiko einer Erhöhung der Verluste dem Erwerber 
auferlegt werde, wät'rend der THA alle Chancen einer geringeren Erwirtschaftung von Verlusten 
zugekommen wären, sei vertraglich nicht zu vereinbaren gewesen. Die vertraglichen Regelungen 
stünden zudem mit den Anforderungen der 7. Schiffbaurichtlinie in Einklang. Die im 
Privatisierungsvertrag vorgesehenen Auszahlungsmodalitäten seien Vertrags- und 
bedarfsgerecht. Der Auszahlungsmodus gewähre keine selbständigen Vorteile. Sollte die 
Kommission jedoch zu dem Ergebnis gelangen, daß im Auszahlungsmodus ein (Zins-) Vorteil 
enthalten sei, wäre dieser als Betriebsbeihilfe genehmigungsfähig. 

Mit Schreiben vom 15. Dezember 1992 erklärte sich BMF mit dem Vorschlag hinsichtlich des 
Nachweises der vertragsgemäßen Verwendung des Gesamtausgleichsbetrages einverstanden, 
da eine weitergehende Verpflichtung der BW durch die THA offenbar nicht erreicht werden 
konnte. 

c) Mit Schreiben vom 20. April 1993 beantragte die THA gemäß § 65 BHO beim BMF die 
Genehmigung des Privatisierungsvertrages über VWS vom 18. Februar 1993. Im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens beteiligte BMF das BMWi. Der Hinweis des BMWi, daß die 
Auszahlung der Mittel entsprechend dem tatsächlichen gegenüber der EU-Kommission 
nachzuweisenden Bedarf vorzunehmen sei und daß der Werft aus den Zahlungsmodalitäten 
kein ungerechtfertigter Vorteil erwachsen dürfe, fand Eingang in das Genehmigungsschreiben 
des BMF vom 12. Juli 1993. 

Ausschlaggebend für die Genehmigung waren letztlich übergeordnete Struktur- und 
arbeitsmarktpolitische Gründe. Eine Stillegung der VWS war nach Auffassung aller Beteiligten 
angesichts der Struktur- und beschäftigungspolitischen Bedeutung der VWS für den 
industriearmen Raum Vorpommern ausgeschlossen. 

Ein Verbleib der Werft bei der THA schied schon aus grundsätzlichen ordnungspolitischen 
Erwägungen aus. Auftrag der THA war gerade die schnelle Übertragung der unternehmerischen 
Verantwortung in private Hände. Unter den vorliegenden Angeboten war das des 
Bieterkonsortiums das Bestgebot. 
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Nachweispflichten sah der Privatisierungsvertrag bei Investitions- und Arbeitsplatzzusagen vor. 
Soweit Mittel für Drohverluste zur Verfügung gestellt wurden, war keine Mittelverwendungskon- 
trolle vorgesehen, da dem Unternehmen ein fixer Betrag bereitgestellt wurde, so daß eine Unter- 
oder Überschreitung keine vertraglichen Auswirkungen hatte. 

d) Die THA beantragte am 7. Juni 1993 die BMF-Genehmigung des NIR-Privatisieruhgsvertrages; 
die Genehmigung wurde am 5. Oktober 1993 erteilt. 

1 1 Die Genehmigung der Privatisierung durch die EU-Kommission 

Die Privatisierungsverträge sehen Beihilfen im Sinne von Art. 92/93 des EG-Vertrages vor. Sie 
konnten nur insoweit wirksam werden, als die EU-Kommission ihre Zustimmung zu den Verträgen 
erteilte bzw. die Vereinbarkeit mit EU-Beihilferecht feststand. Die Werftenprivatisierung mußte dabei 
mit der 7. Schiffbaurichtlinie vereinbar sein. Diese wurde durch den Beschluß des EU-Ministerrates 
vom 20. Juli 1992 geändert. Eingefügt wurde Artikel 10 a) als Grundlage für die nachfolgenden 
Entscheidungen der EU-Kommission über Betriebsbeihilfen, die im Zuge der Privatisierungen bis 
Ende 1993 gewährt werden konnten. 

Die EU-Kommission teilte am 23. Dezember 1992 die Genehmigung der Privatisierung der MTW 
mit. In ihrer ausführlichen Begründung vom 6. Januar 1993 verfügte sie, daß die Beihilfen nur 
tranchenweise freigegeben werden durften, und gab zugleich eine erste Tranche von Beihilfemitteln 
frei. 

Am 16. Dezember 1993 erinnerte die EU-Kommission im Hinblick auf die Pläne der BW zur 
Verlagerung der Investitionen in Wismar vom Wendorfer Weg auf das Haffeid daran, daß die 
beihilferechtliche Freigabe weiterer Tranchen bei MTW noch offen sei. Dies veranlaßte die THA, die 
Rückführung eines Teilbetrages von DM 463 Mio. auf ein Sperrkonto in schwierigen Verhandiungen 
durchzusetzen (vgl. hierzu Ziff. 16.2). Weitere Mittelfreigaben durch die EU-Kommission erfolgten 
durch Schreiben vom 18. Mai 1994, 5. Oktober 1995 und 2. MaM 996. 

Die Zustimmung zu der Privatisierung sowie die Beihilfefreigaben geschahen mit der Maßgabe, daß 
diese Gelder ausschließlich der MTW zugute kämen. So heißt es im Schreiben der Europäischen 
Kommission vom 6. Januar 1993: 

"Außerdem muß gleichzeitig sichergestellt werden, daß die zugesagte Überwachung jeglicher 
Beihilfe-Übertrageffekte tatsächlich gewährleistet ist. " 
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Die beihilferechtliche Genehmigung der EU-Kommission für den Privatisierungsvertrag VWS und 
die Freigabe der darin vorgesehenen Beihilfen erfolgte mit Schreiben vom 17. Januar 1994, 14. Juli 
1995 und 29. November 1995. Die Freigabe setzte voraus, daß die Einhaltung der in Artikel 10 a) 
der 7. Schiffbaurichtlinie genannten Voraussetzungen gewährleistet waren. Dazu zählte 
insbesondere der Nachweis, daß die Beihilfezahlungen ausschließlich den ostdeutschen Werften 
zugute kämen (spill-over-Verbot). 

Die NIR-Privatisierung wurde mit Schreiben vom 23. November 1993 beihilferechtlich genehmigt. 

Insgesamt handelte es sich bei den beihilferechtlichen Genehmigungsverfahren um einen 
kontinuierlichen Prozeß, der sich im engen Kontakt mit der EU-Kommission vollzog. Die EU- 
Kommission wurde über die Privatisierung von vornherein umfassend und über die weitere 
Entwicklung der Werften, insbesondere auf der Grundlage der von der C & L Deutsche Revision 
geprüften spill-over-Berichte, durch die THA/BvS und die Bundesregierung laufend untemchtet. Die 
EU-Kommission ließ durch die Fa. Appledore den Fortgang der Investitionen und die Einhaltung der 
Kapazitätsbeschränkungen überprüfen. Aus diesen Überprüfungen sind keine Beanstandungen 
bekannt geworden. 


12 Die BW und ihre Aufgabe als Investor 

Mit Abschluß der Privatisierungsverträge MTW/ DMV am 11. August 1992, VWS am 18. Februar 
1993 und NIR am 7. Juli 1993 in Verbindung mit den Nachtragsvereinbarungen vom 1. Oktober 
1992 (MTW) bzw. 9. März 1993 (VWS) ging die unternehmerische Verantwortung und speziell die 
Verantwortung für die Durchführung von Investitionen in Höhe von DM 1,7 Mrd. und zur Sicherung 
von ca. 6.485 Arbeitsplätzen auf die BW über. 


12.1 Anlage und Verwendung von Mitteln der Ostgesellschaften 

MTW und VWS legten auf Veranlassung der BVV in ihrer Funktion als beherrschendes 
Unternehmen, beginnend mit dem II. Quartal 1993, in erheblichem Umfang Fest- bzw. Termingelder 
bei der BW an. Mit Verträgen vom 30. November 1994 bzw. 22. Dezember 1994 hob die BVV 
zusätzlich das Überweisen von freien cash-Mitteln durch Einzeltransaktionen von MTW. VWS und 
NIR sowie anderen Ostgesellschaften an die BW auf und installierte ein automatisches cash- 
management-System (ACMS). In das ACMS waren auch Beteiligungsgesellschaften in den alten 
Bundesländern einbezogen. Der Konzern übernahm damit unmittelbar die Verantwortung für das 
Finanzmanagement und insbesondere die Finanzplanung aller Tochtergesellschaften. Angaben zu 
den Geldanlagen von MTW und VWS siehe VS - Anhang 5. 
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Zeitlich parallel mit der Anlage dieser Mittel der ostdeutschen Unternehmen setzte die BVV -wie die 
BvS erst aufgrund des Gutachtens der KPMG vom 23. Februar 1996 erfuhr und später durch das 
Susat-Gutachten bestätigt wurde - bei westdeutschen Tochtergesellschaften in großem Umfange 
liquide Mittel von MTW und VWS langfristig (z. Bsp. zur Verlustabdeckung) ein, ohne daß jedoch 
systembedingt eine exakte Zuordnung von Mittelanlage und -Verwendungen nachträglich möglich 
ist. Die von der KPMG in Ihrem Gutachten festgestellten Mittelverwendungen sind im VS-Anhang 5 
dargestellt. 

Die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Susat & Partner bestätigt in ihrem Gutachten vom September 
1996 die von der KPMG festgestellte Mittelverwendung. Einzelheiten siehe VS-Anhang 5. 

Mit der Verwendung der dem Konzern von den Ostwerften zur Verfügung gestellten Mittel verstieß 
das Management der BW gegen die Verpflichtungen gegenüber den ostdeutschen Gesellschaften 
und, soweit es sich um THA-Mittel handelte, aus dem Privatisierungsvertrag. Dies ergibt sich zum 
einen aus den jeweiligen Verwendungszwecken der ausgereichten Mittel und zum anderen aus der 
mangelnden Fähigkeit der empfangenden Gesellschaften, die Mittel kurzfristig zurückzuführen, bzw. 
der spätestens seit August 1995 eingetretenen Unfähigkeit der BW, anderweitig liquide Mittel zu 
beschaffen und damit die Fristenkongruenz der ausgeliehenen Mittel zu den von den 
Ostgesellschaften angelegten Mitteln sicherzustellen. 

Die tatsächliche Verwendung der Mittel durch die BW stand auch in Gegensatz zu den 
Zusicherungen der BVV gegenüber der THA/BvS. Danach würden Mittel der Ostwerften kurzfristig 
nur mit dem Zweck angelegt, günstigere Zinssätze für die Oststandorte zu erzielen. Die Mittel 
stünden diesen Werften zur Umsetzung ihrer Modemisiemngsaufgaben daher - so die BW am 22. 
Dezember 1994 - termingerecht zur Verfügung. Im wesentlichen kurzfristig zur Verfügung stehende 
Mittel würden nicht langfristig gebunden. Diese Aussage wiederholte die BW noch bis zum 
Dezember 1995. 

Tatsächlich verfügte der BW-Konzern wohl ab Frühjahr/Frühsommer 1995 nicht mehr über die zur 
Sicherstellung der jederzeitigen Rückzahlbarkeit eingelegter Gelder notwendige Liquiditätsplanung. 
Das Fehlen einer sorgfältigen Finanzplanung und einer zutreffenden, vorsichtigen Einschätzung der 
Fristenkongruenz der jeweiligen Anforderungen und Liquiditätsrückführungen waren dem Vorstand 
der BW auch bereits Anfang 1994 durch den Prüfbericht der Abschlußprüfer des 
Konzemabschlusses vom 31. Dezember 1993 bekannt. Der Abschlußprüfer tjatte in dem 
vorgenannten Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses 1993 den Vorstand und den 
Aufsichtsrat der BVV auf eine drohende üquiditätslücke des BW-Konzems hingewiesen. Dieser 
Hinweis des Abschlußprüfers wurde der THA/BvS ebenfalls erst durch das KPMG-Gutachten vom 
Februar 1996 bekannt. 
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Die BW benutzte ferner die von den Ostgesellschaften zur Verfügung gestellten Mittel jedenfalls ab 
1994 auch zur Rückführung von Kreditlinien. 


12.2 Liquiditätskrise im August 1 995 

Die Finanzierungs- und Liquiditätsprobleme der BW verschärften sich im Sommer 1996. Mitte 1995 
war der Konzern zunehmend unterfinanziert, ohne daß darüber allerdings die BvS oder die 
Bundesregierung informiert wurden. 

Auf Veranlassung der Banken kam es am 25. August 1995 in Bremen zu einer Krisensitzung. Die 
Bundesregierung und die BvS waren zu dieser Sitzung nicht eingeladen. Sie wurden bis zum 
Zusammenbruch der BW auch nicht nachträglich informiert. Einzelheiten zu dieser Sitzung siehe 
VS-Anhang 6. 


12.3 Management gegenüber den Ostgeseilschaften und Organisationsmängel der 
BW 

1993 versuchte der Vorstand der BW, das vereinbarte Investitionsvorhaben der MTW in Wismar 
nicht am Standort "Wendorfer Weg" durchzuführen, sondern auf das "Haffeid" zu verlagern. Die 
beabsichtigte Verlagerung scheiterte an Einwänden anderer EU-Mitgliedsstaaten und der EU- 
Kommission und führte zu einer Verzögerung des Baubeginns um ca. ein Jahr. Trotzdem sagte der 
Vorstand der BW noch im Mai 1994 die vertragsgemäße und damit fristengerechte weitgehende 
Fertigstellung der Werften bis Ende 1995 auf Nachfrage zu. 

Die BW unterließ gleichzeitig die notwendige Stärkung, des Managements, die konsequente 
Kostensenkung und die notwendigen Maßnahmen zur Ergebnisverbesserung der BW- 
Untemehmen . die bereits vor Fertigstellung der Investitionen an den Ostseestandorten 
vorzunehmen waren. 

Eine der Ursachen der mangelnden Betreuung der in Ostdeutschland erworbenen Finnen waren 
zunehmende Defizite im Management der BVV. In ihrem Gutachten vom 23. Februar 1996 kommt 
die KPMG zu dem Ergebnis, daß die BW ihrer unternehmerischen Verantwortung gegenüber den 
ostdeutschen Unternehmen nicht gerecht wurde, weil die Organisation des BW-Konzerns 
erhebliche Mängel aufwies; 

- fehlende Innenrevision, 

- fehlende Planungsanweisungen, 

- fehlende Abstimmung zwischen Liquiditäts- und Ergebnisplanung, 
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- unzureichende Fachkompetenz der beteiligten Personen, 

- unzureichendes Beteiligungscontrolling. 

- unzureichendes Währungsmanagement, 

- nicht ausreichendes Frühwarnsystem, 

- unzureichend geregelte Steuerung liquider Mittel, 

- fehlende langfristige Finanzplanung, 

- erhebliche Abweichung liquider Mittel von der mittelfristigen Liquiditätsplanung. 

Die BvS hatte nur Kontrollbefugnisse gegenüber den Ostwerften, nicht jedoch gegenüber der BVV, 
so daß sie dort vorhandene Mängel nicht erkennen konnte. Sie hat von diesen Mängeln auch erst 
durch' den KPMG-Bericht vom Februar 1996 erfahren; das Gutachten von Susat & Partner vom 
September 1996 bestätigte diese Mängel im wesentlichen. 


13 Die Rolle der Banken 

Auch angesichts des Engagements und des Verhaltens der Banken im Laufe des Jahres 1995 
sahen die BvS und die Bundesregierung weder Anlaß noch die Möglichkeit eines Eingreifens. 


13.1 Mitgliedschaft im Aufsichtsrat 


Im Aufsichtsrat der BW waren die Banken wie folgt vertreten: 


Name 

Bank 

Zeitraum 

Klaus Müller-Gebel 

Commerzbank AG 

ab 02.09 1992 

Dr. Bernd W. Voss 

Dresdner Bank AG 

ab 01.09.1992 

Louis Graf von Zech 

BHF-Bank 

ab 20.08.1992 


13.2 cash-management-Konten 

Eine führende Bank stellte der BVV und deren Verbund-Unternehmen Konten für die Durchführung 
des cash-managements zur Verfügung. Hierdurch hatte die Bank ebenfalls Einblick in die 
Finanzlage, insbesondere in die Liquiditätslage der BVV. 
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13.3 Banken als Kreditgeber 

Mehrere Banken unterhielten Geschäftsbeziehungen oder waren Kreditgeber der BW: Liste der 
Institute siehe VS-Anhang 7 

An der Sitzung am 25. August 1995 (siehe oben 12.2) anläßlich der sich verschärfenden 
Liquiditätskrise nahmen zahlreiche Bankenvertreter teil. Bei dieser Sitzung wurde deutlich, daß ein 
zusätzliches Kreditvolumen von DM 300 Mio. erforderlich war. 

Die BW begründete diese Kreditaufnahme später u.a. wie folgt: In Ihrer Finanzplanung habe die 
BW mit einer Freigabe der sich noch auf dem Sperrkonto der MTW befindenden Mittel im 
Juli/August 1995 gerechnet. Da es dazu noch nicht gekommen sei, müsse die BW nunmehr Kredit 
aufi .ehmen. Die Commerzbank Hamburg und die BW bezeichneten diesen Kredit in der Presse als 
einen normalen geschäftlichen Vorgang. Am 9. Oktober 1995 hatte Herr Müller-Gebel, Mitglied des 
Vorstandes der Commerzbank, öffentlich erklärt, daß die Banken der BW eine »faire Chance“ 
geben würden. 

Im November 1995 gewährte eine Bank der BW i'nd der MTW einen Kredit, wobei jede der beiden 
Gesellschaften Jeweils die Hälfte der Kreditsumme erhielt, beide Gesellschaften Jedoch 
gesamtschuldnerisch für den vollen Betrag hafteten. Ob zum Zeitpunkt dieser Mithaftung der 
Darlehensgeberin bereits bekannt war, daß die BW eventuell nicht in der Lage sein würde, diese 
Mittel zurückzuzahlen, ist der Bundesregierung nicht bekannt. Die mithaftende MTW hatte dieses 
Wissen über die Finanz- und Liquiditätslage der Konzern-Mutter nicht. 


13.4 Rückführung von Kreditlinien 

Eine der Banken erhöhte zunächst ihre kurzfristige Barkreditlinie gegenüber der BW im August 

1995 von DM 70 Mio. auf DM 195 Mio. Die BW schöpfte diese Kreditlinie auch voll aus. Im Januar 

1996 v/urde die Kreditlinie wieder auf DM 80 Mio. zurückgefahren, offensichtlich im Zusammenhang 
mit der Rückzahlung von DM 115 Mio. an die Bank. 
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14 Die Rolle der Abschlußprüfer und spill-over-Prüfer (vgl. dazu auch 19.3.4) 

Die C & L Deutsche Revision nahm folgende Aufgaben wahr: 

- Gemeinsam mit der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Warth & Klein war die C & L Deutsche 
Revision in Hamburg zum Abschlußprüfer der BW für die Jahre 1992, 1993 und 1994 bestellt 
worden. 

- Als Abschlußprüfer der jeweiligen Ostwerften hatte die C & L Deutsche Revision in Rostock 
entsprechend den Nachweispflichten aus den Privatisierungsverträgen Art und Umfang der 
tatsächlich durchgeführten Investitionen sowie die Anzahl der beschäftigten Mitarbeiter zu 
bestätigen. 

- Die C & L Deutsche Revision in Rostock harte vyeiterhin den Auftrag, die Jährlichen 
spill-over-Berichte der Werften gemäß Art. 10 a Abs. 2 der /.Schiffbau-Richtlinie als 
unabhängiger Wirtschaftsprüfer zu prüfen und eine mögliche Gefährdung der Beihilfegelder für 
die Ostgesellschaften der THA/BvS, der Bundesregierung sowie der EU Kommission mitzuteilen. 

- Schließlich war die C & L Deutsche Revision in Hamburg am 21. August 1995 von einer Bank 
und vom Vorstand der BW angesichts einer sich verschärfenden Liquiditätskrise beauftragt 
worden, den zusätzlichen Finanzbedarf des Konzerns zu überprüfen. 

Bereits in ihrem Prüfbericht zum Konzemabschluß des Jahres 1993, der der BvS erstmalig durch 
den Bericht der KPMG vom 23. Februar 1996 bekannt wurde, hatte die C & L Deutsche Revision 
Hamburg auf erhebliche Mängel der Finanzplanung und auf eine mögliche Liquiditätskrise bei der 
BW hingewiesen. Die C & L Deutsche Revision Rostock unterließ es jedoch in ihrer Stellungnahme 
an BvS, Bundesregierung und EU Kommission zu dem spill-over-Bericht von VWS und MTW für 
das Jahr 1993, auf diese Risiken bei der BW hinzuweisen. Vielmehr bestätigte die C & L Deutsche 
Revision Rostock uneingeschränkt, daß 

- die durch die EU Kommission freigegebenen Beihilfen ausschließlich der VWS bzw. MTW 
zugute gekommen sind; 

- die MTWA/WS als rechtlich selbständige Ur.ternehmen mit eigener Ertrags- und 
Kostenverantwortung (Profit-Center) geführt werden' und bei den Transaktionen keine 
spill-over-Effekte eingetreten sind; 

- die Angaben der MTWA/WS zur Erfüllung der Investitionsverpflichtungen, zum Personalstand 
und zur Mehrerlösabführungspflicht zutreffend sind. 
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ln ihrer Stellungnahme und den Bestätigungen zu dem spill-over-Bericht der MTW für das Jahr 
1994 gab die C & L Deutsche Revision u.a. folgende Erklärung ab: 

"Darüber hinaus haben wir keinen Grund zu der Annahme, daß die Käufer der MTW ihre 

Investitions- und Beschäftigungsverpflichtungen aus dem Kauf- und Abtretungsvertrag zukünftig 

nicht erfüllen können und wollen. “ 

Auch der gleichzeitig von der C & L Deutsche Revision Hamburg erstellte Bericht über die Prüfung 
des Jahresabschlusses 1994 der BW, der bestimmungsgemäß dem Vorstand und dem 
Aufsichtsrat der BW, nicht aber der BvS voriag, enthielt keine einschränkenden Feststellungen zur 
Finanz- und Liquiditätslage der BW. Der Abschlußprüfer war offensichtlich davon überzeugt, daß 
das von der BW zwischenzeitlich verabschiedete Finan-zkonzept - wenn es konsequent 
durchgeführt würde - durch Vermögensveräußerung auch für das Engagement in Ostdeutschland 
ausreichend Mittel flüssig machen sollte und konnte. Die C & L Deutsche Revision Rostock prüfte 
im Zusammenhang mit spill-over-Berichten die tatsächlich vorgenommene Verwendung der Mittel 
der Ostgesellschaften durch die BW nicht und vergewisserte sich auch nicht, ob die Rückzahlung 
der Mittel der Ostgesellschaften tatsächlich fristgerecht sichergestellt war. Hierzu weist die WP- 
Gesellschaft Susat & Partner in ihrem Gutachten darauf hin, daß die C & L Deutsche Revision 
Rostock ihren spill-over-Prüfungsauftrag enger verstanden habe. Eine solche eingeschränkte 
Auslegung des Prüfauftrages hält Susat & Partner jedoch nicht für gerechtfertigt. Die spill-over- 
Prüfer hätten sich nach Meinung von Susat & Partner eingehend mit der Verwaltung der cash- 
management-Gelder auseinandersetzen und darüber berichten müssen; zumindest hätten sie 
Jedoch die Berichtsempfänger, die BvS, die Bundesregierung und die EU-Kommission, darauf 
hinweisen müssen, daß eine Prüfung über die Ausleihungen nicht erfolgt ist. Hierzu erklärt die C & 
L Deutsche Revision, daß auch der spill-over-Prüfer auf das - auch laut Susat & Partner - 
zutreffende Testat des BW-Jahresabschlußprüfers und dessen Annahme der 
Unternehmensfortführung vertrauen durfte. 

Die C & L Deutsche Revision hat ferner darauf hingewiesen, daß sie aufgrund des Krisengesprächs 
vom 25. August 1995 nicht zu einer nachträglichen Einschränkung ihrer früheren spill-over- 
Bestätigungen berechtigt oder verpflichtet gewesen sei. Sie habe deshalb auch nicht die BvS, die 
Bundesregierung und die EU-Kommission unterrichtet. Ihrer Beauftragung am 21. August 1995 
habe ein Mandat des Vorstandes der BVV und einer Bank zugrunde gelegen. Insoweit sei sie von 
ihrer Verpflichtung zur Berufsverschwiegenheit über diesen Termin und den Inhalt der Gespräche 
nicht entbunden gewesen. Sie habe deshalb die Ergebnisse dieser Überprüfung nur dem Vorstand 
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der BW, den Vertretern der übrigen Banken sowie dem Vertreter des Landes Bremen, nicht aber 
der BvS, der Bundesregierung, der EU-Kommission, dem Land Mecklenburg-Vorpommern oder den 
betroffenen Ostgesellschaften mitteilen können. Die BvS hatte also auch über die C & L Deutsche 
Revision keine Kenntnis von dieser Krisensitzung erhalten. 

Die BvS hatte keinen Anlaß, die Richtigkeit und Vollständigkeit der jeweiligen 
Jahresabschlußtestate oder der Bestätigungen der spill-over-Berichte der C & L Deutsche Revision 
- als einer großen renommierten und unabhängigen Vyirtschaftsprüfungsgesellschaft - in Zweifel zu 
ziehen. Die C & L Deutsche Revision war auf der Grundlage EU-rechtlicher Vorgaben und der 
Bestimmungen der Privatisierungsverträge tätig. Sie hatte nach ihrem Auftrag damit im öffentlichen 
Interesse die zweckentsprechende Verwendung öffentlicher Mittel zu prüfen. Als Abschlußprüfer 
der BW und der ostdeutschen Gesellschaften verfügte sie über eine besondere Qualifikation zur 
Beurteilung der Vorgänge. Es war ihre Aufgabe, den Verbleib der Beihilfemittel, die gesicherte, 
fristenkongruente Verfügbarkeit der Mittel für die vertraglichen Zwecke zu kontrollieren. Wenn sie 
sich hierbei Einschränkungen ausgesetzt sah, hätte die C & L Deutsche Revision dies eindeutig in 
ihren Stellungnahmen zum Ausdruck bringen müssen. 

Wie unter Ziffer 19.3.4 ausgeführt, müssen die Feststellungen der C & L Deutsche Revision zwar 
kritisch beurteilt werden; schon wegen mangelnder Ursächlichkeit der Feststellungen der C & L 
Deutsche Revision für den eingetretenen Schaden erscheinen Schadensersatzansprüche jedoch 
nicht begründet. 


15 Die Beteiligung des Landes Mecklenburg-Vorpommern bei den 

Privatisierungsbemühungen, der Privatisiere igsentscheidung der THA und der 
Durchführung der Verträge 

Das Land Mecklenburg-Vorpommern war bei den Privatisierungsbemühungen, den 
Privatisierungsentscheidungen und der Durchführung der Verträge beteiligt. 

Die Landesregierung bemühte sich 1991 und 1992 um Investoren. Das Angebot des norwegischen 
Unternehmens Kvaerner für die Warnow-Werft beruhte maßgeblich auf den Verhandlungen, die der 
damalige Wirtschaftsminister Conrad-Michael Lehment für das Land geführt hatte. Der Landtag 
Mecklenburg-Vorpommern entschied am 11. März 1992 mit einer Stimme Mehrheit zugunsten der 
zwischen der THA und der mecklenburgischen Landesregierung abgestimmten Werftenlösung mit 
Aufteilung auf BVV und Kvaerner. Die Opposition hatte sich in dieser Auseinandersetzung mit 
Unterstützung von Gewerkschaft, Betriebsräten und den Belegschaften dafür eingesetzt, den 
Kernbereich des ostdeutschen Schiffbaus als Einheit zu erhalten und nur in einer Verbundlösung, 
wie sie die BVV unter Einschluß der Warnow-Werft anstrebte, bei einer Untemehmensbeteiligung 
des Landes zu privatisieren. 
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Bei der Entscheidung der THA über die Privatisierung wirkte das Land Mecklenburg-Vorpommern 
durch seinen Vertreter im Verwaltungsrat der THA mit. Die Privatisierungsverträge waren inhaltlich 
mit dem Land Mecklenburg-Vorpommern insoweit abgestimmt, als Vertragsgrundlage auch die 
Gewährung öffentlicher Fördermittel war, über die das Land zu entscheiden hatte. Die Verträge zur 
Privatisierung von MTW/DMV und VW3 haben eine "optimale" von der THA vorfinanzierte 
Landesförderung, die auch schriftlich zugesagt worden war, zur Grundlage. 

Im RahmenI der Durchführung der Privatisierungsverträge, insbesondere bei der Durchführung der 
Investitionen hatte das Land aufgrund der erwähnten Fördermittel (Mittel der 
Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur) eigene Kontrollbefugnisse 
gegenüber den Ostgesellschaften. 

Schließlich war das Land Mecklenburg-Vorpommern durch seinen Vertreter im Verwaltungsrat der 
THA/BvS über das Vertragsmanagement der THA/BvS informiert und damit an den Maßnahmen der 
THA/BvS beteiligt. Fragen des Vertragsmanagements der Ostseestandorte wurden in den 
Sitzungen des Verwaltungsrates im Jahr 1994 und mehrfach 1995 erörtert. An den Sitzungen nahm 
jeweils ein Vertreter des Landes teil. 


16 Das Vertragsmanagement der THA/BvS 

16.1 Verantwortung für das Vertragsmanagement der BvS 

Für das Vertragsmanagement*) der von BW erworbenen Ostgesellschaften waren folgende 
Mitglieder des Vorstandes der THA verantwortlich: 


Zeitraum 

Unternehmen 

operative Ver- 

organisatorische 



antwortung 

Verantwortung 

bis 30.6.1993 

MTW. DMV, NIR 

Dr. Wild 

Dr. Wild 


VWS 

Dr. Klinz 

Dr. Klinz 

ab 01 .07.1993 

MTW. DMV 

Dr. Wild 

Brahms 


VWS 

Dr. Klinz 

Brahms 


NIR 

Brahms 

Brahms 

ab 1.12.1993 

MTW, DMV 

Dr. Wild 

Dr. Hornef/Dr. Klinz 


VWS, NIR 

Dr. Klinz 
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Zeitraum 

Unternehmen 

operative Ver- 
antwortung 

organisatorische 

Verantwortung 

ab 14.02.1994 

MTW. DMV, NIR 

VWS 

Dr. Klinz 

Dr. Klinz 

Dr. Hornef/Dr. Klinz 

ab 01.11.1994 

MTW, DMV, NIR, 

VWS 

Dr. Homef 

Dr. Homef 

ab 01.02.1995 

MTW, DMV, NIR. 

VWS 

Bohn 

Bohn 


*) Vertragsmanagement-Direktorate wurden erstmals mit einer entsprechenden 
Organisationsverantwortung zum 01. Juli 1993 unter der Leitung von Herrn Brahms geschaffen. Bis 
dahin wurden die Aufgaben des Vertragsmanagerhents durch die sogenannten kaufmännischen 
Direktorate der jeweiiigen Vorstandsbereiche wahrgenommen. 

16.2 Übertragung der unternehmerischen Verantwortung, Herbeiführung der Wirksamkeit 
der Privatisierungsverträge, Auszahlung und Sicherstellung der Ausgleichsbeträge 

Die unternehmerische Verantwortung für MTW und VWS wurde vor Wirksamkeit des jeweiligen 
Privatisierungsvertrages auf die BW - ähnlich auch bei der Wamow-Werft auf Kvaemer - 
übertragen. Dies geschah aus folgenden Gründen: 

Die Vertragsparteien hatten bei Vertragsschluß zur Privatisierung der MTW die Erwartung, daß alle 
erforderlichen Genehmigungen kun:fristig erteilt werden könnten. Wegen der besonderen 
Bedeutung der Privatisierung nahmen die Genehmigungsverfahren einen größeren Zeitraum in 
Anspruch. Während dieser Zeit war die MTW in ihrer Handlungsfähigkeit stark eingeschränkt Sie 
benötigte zusätzliches Management. Ohne Klarheit über die unternehmerische Verantwortung 
waren die Märkte nicht bereit dem Unternehmen neue Aufträge zu erteilen. Aufgrund des 
Schwebezustands bestand die Gefahr einer weiteren Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage 
des Unternehmens. In dieser Situation hielt es die THA wegen der Gefahr von weiterhin zu ihren 
Lasten auflaufenden Verlusten für nicht vertretbar, den Eintritt der Wirksamkeit der Verträge 
abzuwarten und wählte nach Genehmigung der Privatisierungen durch den Verwaltungsrat eine 
Übergangslösung. Sie schloß am 1. Oktober 1992 mit der BW eine Ergänzungsvereinbarung, mit 
der die unternehmerische Verantwortung für die MTW vorzeitig auf die BVV übertragen wurde. 
Hinsichtlich VWS wurde eine solche Vereinbarung am 9. März 1993 aus im wesentlichen gleichen 
Überlegungen heraus geschlossen. 
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Die THA stellte nach diesen Vereinbamngen die in dem jeweiligen Privatisiernngsvertrag 
vorgesehenen Ausgleichsbeträge (MTW; DM 686,5 Mio. und VWS: DM 585 Mio.) den 
Gesellschaften zunächst - soweit die EU-Genehmigung noch nicht vorlag - zu den 
Fälligkeitsterminen der Privatisierungsverträge als verzinsliche Darlehen zur Verfügung. Mit 
Genehmigung der vertraglichen Leistungen entfielen die Rückzahlungs- und Verzinsungspflichten 
rückwirkend; an ihre Stelle traten die vertraglichen Verpflichtungen. 

Wegen der von der BW beabsichtigten Verlagerung des MTW-Standortes sah sich die 
EU-Kommission bis Ende 1993 nicht zu einer Freigabe der restlichen Betriebsbeihilfen in der Lage. 
Noch nicht freigegeben waren Mittel des Gesamtausgleichsbetrages in Höhe von OM 463 Mio. 
Daraufhin und im Hinblick auf erkennbare Anlagen von MTW im zentraler) cash-management der 
BW sowie nach einer ausführlichen Erörterung im Präsidium des Ven/va'tungsrates am 17. 
Dezember forderte die THA am 20. Dezember 1993 die BW auf, den an MTW ausgezahlten, von 
der EU Kommission aber noch nicht freigegebenen Teilbetrag von DM 463 Mio. zurückzuzahlen. 
Nach schwierigen Verhandlungen mit der BW wurde der Betrag entsprechend der Vereinbarung 
vom 28. Dezember 1993 auf Sperrkonten zurückgeführt. Über diese konnte MTW nur mit 
Zustimmung der beiden von der THA und der BW eingesetzten Treuhänder verfügen. 

Die weitere Auszahlung der Mittel für MTW erfolgte nach Freigabe durch die EU-Kommission am 
18. Mai 1994 in Höhe eines Teilbetrages von DM 220 Mio., in Höhe eines weiteren Teilbetrages von 
DM 194 Mio. am 10. Oktober 1995. Die Freigabe des Restbetrages in Höhe von DM 48 Mio. an 
MTW erfolgte im April 1996 nach Beantragung des Insolvenzverfahrens über- das Vermögen der 
BW. Diese DM 48 Mio. standen dann als erste Rate zur Weiterführung der Investitionen bei MTW 
nach dem Konkurs der BW zur Verfügung. . 

Mit der Rückführung der darlehensweise gewährten Beträge auf ein Sperrkonto reagierte die THA 
unverzüglich und sachgerecht und besserte den MTW- Privatisierungsvertrag zugunsten der THA 
nach. 

16.3 Kontrolle der Arbeits-, Investitions- und Mehrerlösabführungsverpfichtungen 

Der THA/BvS oblag es, die Einhaltung der Arbeitsplatz-, Investitions- und 
Mehrerlösabführungsverpflichtungen zu kontrollieren. Grundlage für die Durchführung von 
Kontrollmaßnahmen waren dabei die in den Verträgen vereinbarten Kontrollrechte. Hierzu lagen der 
BvS die Bestätigungen der C & L Deutsche Revision vor. Ferner überzeugte sich die BvS durch 
zahlreiche Gespräche mit den verantwortlichen Mitarbeitern der BVV und durch Besuche vor Ort 
von dem Stand der Erfüllung der Arbeitsplatz- und Investitionsverpflichtungen. Mängel und 
Beanstandungen wurden dabei nicht bekannt. 
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16.4 Kontrolle der Anlage von Geldern der Ostgesellschaften 

In Übereinstimmung mit den Bestimmungen der 7. Schiffbaurichtlinie durften die öffentlichen Mittel 
ausschließlich zugunsten der Werften Verwendung finden. Die Werften waren als rechtlich 
selbständige Unternehmen zu führen, und alle Transaktionen zwischen den Werften einerseits und 
der BW und den anderen Tochtergesellschaften des Konzerns andererseits durften nur zu 
Marktbedingungen erfolgen. 

Diese Voraussetzungen waren durch sog. Spill-over-Berichte der Werften nachzuweisen, deren 
Richtigkeit und Vollständigkeit durch Wirtschaftsprüfer jährlich zu bestätigen waren. 

Wie bei der Darstellung der Privatisierungsverträge bereits ausgeführt, war die Anlage liquider Mittel 
der Werften bei der BW hierdurch jedoch nicht ausgeschlossen, sofegL_ ^e Geldan lagen 
ordnungsgemäß, d.h. fristgerecht und im Interesse der Ostwerfte n, z.B. durch günstigere 
Verzinsung, erfolgten. 

Die THA/BvS befaßte sich intensiv mit diesen Geldanlagen. Zur Kontrolle dienten die spill-over- 
Berichte der Werften. Diese wiesen konkrete Geldanlagen mit Zinssätzen und Festlegungsfristen 
aus. Vor allem aber standen der THA/BvS die jährlichen Bestätigungen der C & L Deutsche Revision 
zu diesen Berichten zur Verfügung. Die Ausführungen der C & L Deutsche Revifion deckten sich 
stets mit den wiederholten Zusicherungen des BW-Vorstandes, daß die fristgemäße Rückzahlung 
der Gelder der Ostwerften sichergestellt sei. 

Die THA erfuhr erstmals nach Vorlage des spill-over-Berichts der MTW für das 1. Halbjahr 1993, daß 
die BW von der im Piivatisierungsvertrag nicht ausgeschlossenen Möglichkeit der Anlage liquider 
Mittel der Ostwerften im Konzern Gebrauch gemacht hatte. 

Am 8. Dezember 1993 nannte das frühere Mitglied des Vorstandes der BW, Prof. Dr. Timmermann, 
gegenüber dem Vorstand der THA als einen Grund für sein Ausscheiden aus der BW u.a. auch 
seine Bedenken gegen die Anlage von Geldern der Ostgesellschaften. Das Gespräch befaßte sich 
auch mit der Frage, ob die Mittel der MTW fristgerecht zurückgeführt würden. Hinweise auf eine 
konkrete mißbräuchliche Verwendung der Gelder der MTW wurden nicht gegeben. Am 
14. Dezember 1993 äußerte sich Herr Huschke, Justitiar der Hanse-Holding, im gleichen Sinne wie 
Professor Dr. Timmermann gegenüber dem zuständigen VM-Direktor der THA. 
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Bereits am 9. Dezember 1993, einem Termin, der unabhängig von dem Gespräch mit 
Professor Dr. Timmermann vereinbart worden war, erörterten Vertreter der THA und der BW die 
Anlage von Mitteln der Werften bei der BW. Der Vertreter der BVV bestätigte die Verantwortung für 
die jederzeitige Rückführung der Gelder ostdeutscher Unternehmen. Über zusätzliche Sicherungen 
für die angelegten Gelder zugunsten der Ostgesellschaften bzw. der THA blieben die Auffassungen 
kontrovers. 

Am 15. Dezember 1993 wies die EU-Kommission auf die insoweit noch offene Beihilfefreigabe und 
das wegen der geplanten Verlagerung der MTW-Werft auf das Haffeid noch ausstehende 
Genehmigungsverfahren hin. Am 20. Dezember 1993 forderte die THA die BW auf, den für MTW 
darlehensweise ausgezahlten, noch nicht freigegebenen Teilbetrag von 463 Mio. DM auf 
gesonderte Sperrkonten der MTW zurückzuführen, die durch Treuhänder beider Vertragspartner 
verwaltet werden sollten. Die Rückzahlung erfolgte auf der Grundlage einer Vereinbarung vom 
28. Dezember auch tatsächlich zum 30. Dezember 1993. 

Die THA wies in dem Schreiben vom 20. Dezember 1993 ferner darauf hin, daß sie gegen ein cash- 
management nur dann keine Einwände erhebe, wenn die Gelder auf erstes Anfordem zur 
Verfügung stünden, die begünstigten westdeutschem Unternehmen Bankgarantien stellten und eine 
umfassende Vorabuntemchtung über Cash-Transfers erfolge. Bei diesen Forderungeri war sich die 
THA darüber im klaren, daß vertraglich nicht vorgesehene Pflichten nur im Einvernehmen mit de. 
BVV zu erreichen waren. Dieses Einvernehmen konnte - auch unter dem Druck der EU- 
Kommission- bei der Rückzahlung des Betrages von 463 Mio. DM auf Sperrkonten der MTW 
erreicht werden. Dieser Betrag war damit bis zu seiner Freigabe durch die EU-Kommission dem 
zentralen cash-management entzogen. 

Aus dem spill-over-Bericht zum 31. Dezember 1993 ying hervor, daß die MTW der BW zum 
Jahresende bereits einen hohen Betrag (siehe Tabelle im VS-Anhang 5) zur Verfügung gestellt 
hatte. Aus diesem Grund und im Zusammenhang mit einer zwischenzeitlich gefertigten 
betriebswirtschaftlichen Analyse über die BW forderte die THA am 28. Januar 1994 die BW auf, 
ihr die Gesamtsumme aller Bankguthaben und vergleichbarer Cash-Positionen auf der Grundlage 
der Konzernbilanz zum 31. Dezember 1993 mitzuteilen. Die BVV bezifferte Anfang Februar 1994 
diese Summe mit rd. 1,6 Mrd. DM. die auch später in der BW-Bilanz zum 31. Dezember 1993 
bestätigt wurde. 

Am 18. Januar 1994, 28. Januar 1994, 10. Februar 1994, 22. Februar 1994 und am 18. Mai 1994 
erinnerte die THA an ihre Forderungen vom 20. Dezember 1993 nach Banksicherheiten und 
zusätzlichen Informationen. Der Vorstand der BW lehnte am 28. Juni 1994 nach mehrmaligen 
Kontakten Banksicherheiten und vierteljährliche WP-Bestätigungen ^ür Spill-over-Berichte unter 
Hinweise auf die Regelung der Privatisierungsverträge jedoch endgültig ab. 
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Gleichzeitig mit der Kontrolle der Geldanlagen b^rfaßte sich die THA auch mit der wirtschaftlichen 
Situation der BVV. Am 17. Dezember 1993 hatte das Präsidium des Verwaltungsrates den Vorstand 
der THA aufgefordert, die wirtschaftliche Situation der BW näher zu analysieren. Hierauf 
beauftragte - wie auch in anderen Fällen - der Finanzvorstand der THA, das Controlling, eine 
betriebswirtschaflilche Analyse mit der Darstellung der Beziehungen der THA zur BW 
auszuarbeiten. Eine erste Fassung lag hierzu am 28. Januar, die Endfassung am 10. Februar 1994 
vor. Die Analyse untersuchte die wirtschaftlich-finanzielle Lage der BW, den Stand der 
Vertragserfüllung durch die BW sowie das Obligo der THA gegenüber der BW. Gestützt auf den 
letzten vorliegenden Jahresabschluß 1992 wurden Informationen über die Entwicklung der 
Konzernbilanz, der Gewinn- und Verlustrechnung der BVV, die insgesamt von der BW erworbenen 
Beteiligungen von der THA, die finanziellen Leistungen der THA aus Privatisierungsverträgen sowie 
die finanziellen Leistungen der BW an die THA erörtert. Die Ausarbeitung sollte vornehmlich dem 
operativ zuständigen Vorstandsmitglied sowie dem Vertragsmanagement durch eine kritische 
Analyse eine Arbeits- und Entscheidungshilfe sein. 

Durch die THA/BvS wurde eine Reihe von Maßnahmen veranlaßt; 

- Am 28. Januar 1994 war - wie bereits ausgeführt- die BW mit Erfolg um Mitteilung aller 
Bankguthaben und Cash-Positionen gebeten worden. 

- Am 24. März 1994 wurde mit der BW vereinbart, in Bremen Detailgespräche über Fragen der 
Bilanzstruktur und der Finanzplanung des Konzerns zu führen, um dabei die kritischen 
Überlegungen des Controlling einzubeziehen. Der geforderte vertiefte Einblick in die Finanzlage 
des Konzerns wurde zwar zunächst zugestanden, dann aber nach längerem Hin und Her durch 
Herrn Dr. Hennemann selbst immer wieder verschoben. 

- Am 6./8. April 1994 teilte die BW aufgrund von Rückfragen der EU-Kommission mit, daß 
gegenwärtig keine Ausleihungen der MTW an die BVV oder Tochtergesellschaften bestünden. Zur 
Begründung wurde ausgeführt, daß die Zahlungen der THA auf einem Sperrkonto festgelegt 
seien, soweit sie nicht bereits durch die MTW verwendet wurden. Im übrigen würden kurzfristige 
Geldanlagen von der MTW über die BVV auf Bankkonten nur mit dem Zv;eck eingezahlt, um 
günstigere Zinssätze für die MTW zu erreichen. Wie die THA/BvS später im einzelnen erfuhr, galt 
diese Aussage nur für einen Stichtag. Einzelheiten hieizu siehe VS- Anhang 8. 

- Die TH/VBvS stellte auf der Grundlage der Sperrkontenvereinbarung sicher, daß Freigaben vom 
MTW-Sperrkonto bei Investitionshilfen nur nach Bestätigung durch die C & L Deutsche Revision 
und nach Freigabe durch die EU-Kommission erfolgten, obwohl die BVV darüber hinausgehende 
Zahlungen verlangte. 
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- Die THA faßtj das Vertragsmanagement für alle an die BW veräußerten Gesellschaften bei dem 
THA/BvS-Direktorat VM 2 zusammen (key account). Dieses Direktorat nahm in der Folgezeit 
sämtliche Übenwachungsmöglichkeiten zentral wahr und stand in einem regelmäßigen 
Informationsaustausch mit der BW. Die bereits 1993 eingesetzte Prüfgruppe (task force) 
begleitete die Überwachung. 

- Am 9. August 1994 erörterte der Vorstand der THA mit dem Direktorat VM 2 die Überlegungen 
eines beratenden Anwaltes zu möglichen Auswirkungen einer Insolvenz eines Großinvestors auf 
die ostdeutschen Beteiligungsuntemehmen und die für diese bestehenden 
Privatisierungsvereinbarungen. Das THA-Ziel war, die privatisierten Unternehmen auch bei einer 
solchen Entwicklung zu erhalten. 

- Im Auftrag der THA führte der Treuhänder der BvS für das MTW-Sperrkonto Anfang August 1994 
ein vertrauliches Gespräch mit einer der kreditgebenden Banken der BW. Aus diesem Gespräch 
ergaben sich eine positive Einschätzung der weiteren Entwicklung der BVV und keine 
Anhaltspunkte für eine Gefährdung der Mittel der Ostgesellschaften. 

- Am 29. August 1994 besuchte der Vorstand der THA die Werft in Wismar. Der Vorstand der BW 
versicherte die plangemäße Durchführung der Investition mit dem ersten Spatenstich zum 15. 
November 1994. 

Ferner erhielt die THA/BvS im weiteren Verlauf bis Dezember 1995 im wesentlichen folgende 

Informationen über die Lage bei der BW: 


- Im Oktober 1994 lagen der THA positive Anlageexposes der Vereins- und Westbank Hamburg, 
von SAL Oppenheim und Net West London vor, wonach die BW den tum-around geschafft habe. 

- Am 13. Oktober 1994 stellte das Mitglied des Vorstandes der BVV, Herr A. Schneider, das künftige 
Finanzierungskonzept der BVV dar. Dieses sah die Erschließung der notwendigen 
Finanzierungsgrundlage durch die Veräußerung von Vermögen (asset Stripping) vor. Die 
Kreditlinien könnten künftig sogar heruntergefahren werden. 
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- Am 22. Dezember 1994 ve''sicherte die BW der THA erneut, daß die Einlagen der MTW und 
VWS stets kurzfristig erfolgten und die Mittel der Werften zur Umsetzung ihrer 
Modemisierungsaufgaben termingerecht zur Verfügung stünden. Im Rahmen des Im IV. Quartal 
1994 eingeführten cash-concentration seien lediglich kurzfristige Geldausieihungen zu 
günstigeren Konditiohen an andere Verbundfirmen getätigt. Ferner erteilte die BVV Auskünfte zur 
Verzinsung der Geldanlagen. 

- Am 30. März 1995 lag der BvS schließlich die Bestätigung der C & L Deutsche Revision im 
Rahmen des Spill-over-Berichtes für 1994 vor, daß sie (C & L Deutsche Revision) keinen Grund 
zu der Annahme habe, die Käufer der MTW könnten oder wollten ihre Investitions- und 
Beschäftigungsverpflichtungen aus dem Kauf- und Abtretungsvertrag zukünftig nicht erfüllen. 

- Bis zum Herbst 1995, u.a. am 7. April 1995 und am 19. Juli 1995, führten die Informationskontakte 
zwischen der BvS und der BVV auf Vorstandsebene stets zu positiven Auskünften. Das BW- 
Management legte am 19. Juli 1995 der BvS die Situation des Vulkan-Konzems in einer sich 
deutlich verbessernden Finanzlage dar. Erläutert wurden ferner das positive Ergebnis des Jahres 
1994, die Prognose eines ebenfalls positiven Ergebnisses auch für 1995, die planmäßige 
Durchführung der Investitionen sowie interne Zuständigkeitsänderungen bei der BW. Der tum- 
around sei geschafft. Der BW-Vorstand verschwieg jedoch dabei, daß ihm am 3. Juli 1995 - wie 
die BvS erst durch das Susat-Gutachten vom September 1996 erfuhr - eine Analyse von Boston- 
Consulting unterbreitet worden war, wonach erhebliche Einnahmeverschiebungen eingetreten 
waren, und daß das Finanzierungskonzept nicht durchgeführt werden konnte. Ebensowenig 
wurde die BvS zu einer Krisensitzung über Finanzlage und -bedarf am 25. August 1995 
hinzugezogen oder informiert. 

-Am 7. September 1995 erklärte die BVV, die Aufnahme eines ergänzenden Bankdarlehens erfolge 
gerade deswegen, um die im cash-concentration befindlichen Mittel der Ostgesellschaften nicht 
anzugreifen. 

- Am 29. November 1995 fand in Bremen eine Sitzung mit widersprüchlichen Angaben statt. Zum 
einen erklärte der Vorstand der BVV in Anwesenheit der C & L Deutsche Revision, daß die im 
cash-management angelegten Mittel nicht mehr bedarfsgerecht verfügbar seien und eine akute 
Liquiditätslücke im Dezember 1995 bestünde. Andererseits sei aber das Grundkapital der BVV 
intakt, für 1996 werde ein ausgeglichenes Ergebnis erwartet, für 1997 und 1998 sei mit Gewinnen 
zu rechnen. 


941 




Drucksache 13/10900 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


- 40 - 

- Am 7. Dezember 1995 bestätigte die BW, es sei nicht daran gedacht, „die im cash-concentration 
liegenden Mittel dieser Unternehmen (= Ostwerften) für langfristige Investitionen einzusetzen“, und 
zwar schon deshalb nicht, weil hier im wesentlichen kurzfristig zur Verfügung stehende Mittel 
langfristig gebunden würden. 

- Am 20. Dezember 1995 fand auf Einladung des Senators für Finanzen der Freien Hansestadt 
Bremen im Hause der C & L Deutsche Revision in Bremen eine Besprechung mit Vertretern der 
Bundesländer Mecklenburg - Vorpommern, Niedersachsen und Schleswig - Holstein statt, an der 
die BvS teilnahm. Der BW-Vorstand stellte auf dieser Sitzung noch einmal die Situation der BVV 
dar und bat um Länderhilfen wegen akuter Liquiditätsprobleme im Januar 1996. Darüber hinaus 
wies der BW-Vorstand darauf hin, daß die im Rahmen der Privatisierung gewährten Beihilfen 
zweckentsprechend verwendet worden seien. 

Die THA/BvS wurde durch den Vorstand der BW damit wiederholt falsch informiert. Obwohl die 
Gelder der Ostgesellschaften nicht sicher angelegt waren, sondern in zunehmendem Umfang 
mißbräuchiich verwendet wurden und ihre Rückzahlung nicht mehr möglich war, versicherte der 
Vorstand der BW regelmäßig die ordnungsgemäße Verwendung und zeitgerechte Verfügbarkeit 
der Gelder - letzteres erstmals eingeschränkt am 29. November 1995 . Auch wurde die THA/BvS zu 
keinem Zeitpunkt von der C & L Deutsche Revision auf die Gefährdung der Rückzahlung der Gelder 
der Ostgesellschaften hingewiesen. Die BvS vertraute ihrerseits auf die Richtigkeit und 
Vollständigkeit der Aussagen der C & L Deutsche Revision als Abschlußprüfer und spill-over- 
Gutachter. Die BvS hatte keinen Anlaß, den geprüften Angaben der BVV in einem Maße zu 
mißtrauen, das die Verweigerung der weiteren Vertragserfüllung gerechtfertigt hätte. 


16.5 Freigabe des Teilbetrages in Höhe von DM 194 Mio. im Oktober 1995 

Im Oktober 1995 erfolgte die Freigabe des Teilbetrages von DM 194 Mio. von dem Sperrkonto der 
MTW (S.O.). Dies geschah aus folgenden Gründen: 

Der im Privatisierungsvertrag vereinbarte Gesamtausgleichsbetrag in Höhe von DM 686,5 Mio. (vgl. 
Ziff. 7) wurde im Rahmen der Nachtragsvereinbarung vom 1. Oktober 1992 zunächst als Darlehen 
zur Verfügung gestellt. Wie in Ziff. 16.2 weiter erläutert, wurden die von der EU-Kommission noch 
nicht freigegebenen anteiligen Mittel in Höhe von DM 463 Mio. Ende 1993 durch eine 
Ergänzungsvereinbarung auf ein Sperrkonto zurückgeführt. Diese Vereinbarung sah vor, daß die 
gesperrten Mittel durch den Treuhänder dann freizugeben waren, wenn die jeweilige Freigabe durch 
die EU-Kommission erfolgt war. Die Entscheidung der EU-Kommission führte bei Investitionshilfen 
erst nach vorheriger Prüfung durch die C & L Deutsche Revision zu einer Freigabe und Auszahlung 
ohne zusätzliche Prüfung durch die BvS selbst. 
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Am 28. August 1995 hatte der BvS die Bestätigung der C & L Deutsche Revision über geleistete 
Zahlungen und abgeschlossene Bestellungen für Investitionen Vorgelegen, so daß die 
Voraussetzungen für die Freigabe der restlichen Mittel von dem Sperrkonto bei MTW gegeben 
seien. Daraufhin beantragte die Bundesregierung bei der EU-Kommission die Freigabe der Gelder. 
Am 20. September 1995 gab die EU-Kommission einen Betrag in Höhe von DM 194 Mio. frei. Die 
Freigabe durch den Treuhänder der BvS erfolgte daraufhin am 10. Oktober 1995. 

Die BvS hätte angesichts des vorliegenden Nachweises eines Mittelbedarfs durch die C & L 
Deutsche Revision außerordentliche Maßnahmen, z. B. die erfolgreiche Durchführung eines 
einstweiligen Rechtsschutzverfahrens oder die Herbeiführung einer anderweitigen EU-rechtlichen 
Entscheidung, veranlassen müssen, wenn sie trotz Erfüllung der Voraussetzungen die Auszahlung 
der Mittel hätte verhindern wollen. 

Für solche außerordentlichen Maßnahmen fehlten der BvS die notwendigen Kenntnisse über die zu 
diesem Zeitpunkt bereits vorliegenden Mißbrauchstatbestände bei der BVV. 

Wie erwähnt, hatte der Vorstand der BVV am 19. Juli 1995 erklärt, 1994 sei ein positives 
Ergebnis erwirtschaftet worden und die Investitionen würden wie vertraglich vereinbart 
durchgeführt. Für 1995 würde eine Verbesserung des Ergebnisses und des Jahresabschlusses 
erwartet. 

Die C & L hatte die von den Werften genannten Investitionszahlungen und das Bestellvolumen 
bestätigt (s.o.). 

Am 6. September 1995 hatte die BW im Zusammenhang mit einem neuen Kredit in Höhe von 
DM 300 Mio. öffentlich Liquiditätsprobleme dementiert. Die Ausweitung der Kreditlinien erfolge, 
um mehrere Großaufträge abwickeln zu können. Das Unternehmen müsse auch auf verzögerte 
Zahlungseingänge, u.a. von der öffentlichen Hand (gemeint war damit die BvS), reagieren. 

Am 7. September 1995 zitierte das Handelsblatt den Vorstand der BVV und „Geldgeber" mit der 
Äußerung, daß die Ausweitung der Kreditlinien um weitere DM 300 Mio. als normaler 
geschäftlicher Vorgang anzusehen sei. Herr Dr. Hennemann hatte laut dieser Pressemeldung 
ausdrücklich erklärt, daß der Verbund keine akuten Liquiditätsprobleme habe. Nach einem 
leichten Halbjahresverlust werde für die Vulkan-Werft 1995 ein Gewinn ausgewiesen. Laut 
dieser Presseveröffentlichung hatte der Bremer Senat auf die genügende Substanz und 
Sicherheiten der BVV und die Tatsache verwiesen, daß das Bankenkonsortium unter Führung 
der Commerzbank die Mittel ohne Landesbürgschaft bereitgestellt habe. 
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Ebenfalls am 7. September 1995 war der BvS vom BVV-Vorstandsmitglied Biedermann 
versichert worden, daß die Kreditaufnahme vom August über DM 300 Mio. für in Bremen zu, 
bauende Passagierschiffe erfolgt sei und Mittel der Ostwerften davon nicht betroffen seien. 
Herr Günter Smidt, Mitglied des Vorstandes erklärte den Liquiditätsbedarf mit der Hereinnahme 
von Schiffbauaufträgen ohne entsprechende Anzahlungen. 

In der FAZ vom 10. Oktober 1995 hatte Herr Müller-Gebel, Mitglied des Vorstandes der 
Commerzbank, erklärt, es sei die Absicht der Banken, der BW eine faire Chance zu geben. 

Auch die Berichterstattung über eine außerordentliche Aufsichtsratssitzung der BW am 11. 
September 1995 war nicht geeignet, angesichts der Bestätigung der C & L Deutsche Revision 
und der Freigabe durch die EU-Kommission die Freigabe der Mittel zu verhindern. Noch im 
November 1995, nachdem die Freigabe der MTW-Mitfel bereits erfolgt war, dementierten die 
BW, die Commerzbank und der Gesamtbetriebsrat die Meldung, wonach die BW kurz vor 
dem Konkurs stehe. Der Vorstand der BW bezeichnete entsprechende Meldungen als 
geschäftsschädigende Berichterstattung. 

Angesichts dieser Erklärungen, Auskünfte und Meldungen lagen der BvS somit keine hinreichenden 
Anhaltspunkte vor, mit denen sie mit Aussicht auf Erfolg die Auszahlung der auf dem Sperrkonto 
liegenden Gelder hätte verhindern können. Zusätzliche Informationen über den wahren Sachverhalt 
standen der BvS nicht zur Verfügung. Schließlich lagen der BvS auch keine Anhaltspunkte vor, daß 
die freigegebenen Mittel sofort unter weiterem Mißbrauch im cash-management eingesetzt würden. 

Die Freigabe der Mittel erfolgte im übrigen gegenüber der MTW und nicht gegenüber der BW. Sie 
war durch den Treuhänder der BvS ausdrücklich zur Investitionsfinanzierung bestimmt. Aufgrund 
der vorliegenden Bestätigung der C & L Treuarbeit über bereits bezahlte und vertraglich fest 
gebundene Investitionen konnte die BvS keine Zweifel daran haben, daß die freigegebenen Mittel 
auch tatsächlich zur Investitionsfinanzierung eingesetzt würden. 

Diese Auffassung fand ihre Bestätigung darin, daß am 25. Oktober 1995, kurz nach Freigabe der 
Mittel, die bezahlten Investitionen der MTW sowie das vertraglich gebundene Investitionsvolumen 
nach der der BvS übergebenen Bestätigung der C & L Treuarbeit angestiegen war. Da im 
Anlagenbau Anzahlungen üblich sind, konnte bei dem genannten Vertragsvolumen mit einer 
zweckentsprechenden Verwendung der bis zum 25. Oktober 1995 noch nicht ausgegebenen Mittel 
gerechnet werden. 
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16.6 Möglichkeiten der Schiedsklausel 

Alle drei Privatisierung syerträge (§14 MTW/DM V-Vertrag, § 21 VWS-Vertrag, § 19 NiR-Vertrag) 
enthaiten im Wortlaut identische Schiedsklausein. 

Die Schiedsklauseln sehen vor, alle Streitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit den 
Privatisierungsverträgen unter Ausschluß des ordentlichen Rechtsweges durch das Schiedsgericht 
zu entscheiden. Jede Partei bestimmt einen Schiedsrichter, diese einigen sich auf den Präsidenten 
des Schiedsgerichts. Im Falle der Nichteinigung ernennt der Präsident des Kammergerichts den 
Präsidenten des Schiedsgerichts. 

Voraussetzung für die Anrufung dieses Schiedsgerichtes ist das Bestehen einer (Rechts-) 
Streitigkeit, die der gerichtlichen Entscheidung bedarf. Insofern sind die gleichen Voraussetzungen 
wie bei der Anrufung eines ordentlichen Gerichts zu erfüllen. Das Schiedsgericht verfügt letztlich 
auch über die gleichen Kompetenzen wie ein ordentliches Gericht. 

Das Schiedsgericht wurde von keiner der Parteien zu keinem der Privatisiorungsverträge 
angerufen. Ein vertraglich vereinbartes Schiedsgericht kann mit Aussicht auf Erfolg nur angerufen 
werden, wenn eine Partei der anderen eine konkrete ihr bekannte Pflichtverletzung, z. B. den 
Mißbrauch der Gelder der Ostgesellschaften, vorwerfen kann und sich aus dem Vertrag oder aus 
allgemeinen Rechtsgrundsätzen ergebende Sanktionen (Geltendmachung einer Vertragsstrafe, 
Schadensersatz wegen Nichterfüllung, Rücktritt vom Vertrag) geltend gemacht werden können. 
Hierfür hatte die THA/BvS keine hinreichenden Anhaltspunkte. 


16.7 Unterrichtung des Verwaltungsrates 

Das Präsidium des Ven/valtungsrates wurde am 17. Dezember 1993 über die vorbereiteten 
Maßnahmen zur Rückführung der MTW-Mittel auf das Sperrkonto unterrichtet. Auch in den weiteren 
Sitzungen des Präsidiums des Verwaltungsrates im Februar und März 1994 wurde die Entwicklung 
bei MTW angesprochen. In den Sitzungen des Verwaltungsrates am 18. März 1994, am 13. 
September 1995, am 15. November 1995 und am 13. Dezember 1995 wurden Fragen des 
Vertragsmanagements der Ostseestandorte erörtert. Am 16. Januar 1996 wurde das Präsidium des 
Venvaltungsrates darüber informiert, daß die BVV nicht mehr in der Lage war, die im cash- 
management angelegten Gelder der Ostwerften zurückzuführen. 


945 




Drucksache 13/10900 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


- 44 • 

17. Kenntnisstand der Bundesregierung über die mißbräuchliche Ven/vendung öffentlicher 
Mittel durch die BW 

17.1 Kenntnisse über Geldanlagen von MTW und VWS beim BW 

Von den Geldanlagen von MTW und VWS bei der BW hatten die BvS sowie die Bundesregierung 
durch die spill-over-Berichte der Werften und durch die jährlichen Bestätigungen der C & L 
Deutsche Revision ab Juli 1993 Kenntnis. Diese Berichte wurden von der THA/BvS jeweils an BMF 
und BMWi übermittelt und vom BMWi an die EU-Kommission weitergeleitet. Ferner waren BMF und 
BMWi über'ihre Mitgliedschaft im Verwaltungsrat der THA/BvS unterrichtet. Die Anlage von liquiden 
Mitteln der Ostgesellschaften beim BW war durch die Privatisierungsverträge nicht ausgeschlossen 
und so weit und so lange zulässig, wie die BW fähig war, die Gelder jederzeit zurückzahlen zu 
können. Aus den vorgelegten spill-over-Berichten, den Testaten der Wirtschaftsprüfer und den von 
der BvS übermittelten Informationen ergaben sich für das BMF im Rahmen der Rechts- und 

Fachaufsicht über die THA/BvS keine Hinweise auf, vertragswidriges Verhalten der BW. Die 

{ 

Überwachung der Privatisierungsverträge lag im Verantwortungsbereich der THA/BvS. 

Presseartikel vom 23. November 1993, die sich mit dem Ausscheiden von Professor Dr. Manfred 
Timmermann aus dem Vorstand der BW und mit Ost-West-Bewegungen öffentlicher Mittel 
befaßten, führten zu einer BMWi-intemen Diskussion, ob die Privatisierungsverträge genügend 
Möglichkeiten zur Kontrolle derartiger Vorgänge bieten würden. Die Teilnehmer der 
Abteilungsleiterkonferenz in der Woche vom 27. November 1993 erörterten daraufhin den 
Vorschlag, die THA zu einer Sonderprüfung bei der BW wpgen möglicher Verlagerungen von Ost 
nach West zu veranlassen, sahen dies aber wegen der laufenden, von Wirtschaftsprüfern testierten 
spill-over-Berichte nicht als erforderlich an. 

Am 12. April 1994 fand ein Gespräch von Vertretern des BMWi und der THA mit Vertretern der EU- 
Kommission statt, in welchem die EU-Kommission u.a. Fragen des spill-over unter dem Aspekt der 
Festgeldanlagen aufwarf. Die THA erläuterte entsprechend den Angaben der BVV, daß die 
Festgelder der Werften ausschließlich wegen besserer Zinsen auf Termingeldkonten der BVV bei 
Banken angelegt worden seien. Die Kommissionsfragen wurden dann in diesem Sinne von der 
Bundesregierung beantwortet. 
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17.2 Kenntnisse über die wirtschaftliche Lage der BW im Herbst 1995 

Im Spätsommer/Herbst 1995 berichteten die Medien über wirtschaftliche Schwierigkeiten und 
Liquiditätsengpässe des BW-Konzems. Auf Nachfragen des BMWi zu diesen Presseartikeln 
erklärte die BvS, daß Meldungen über Zahlungsverzögerungen, die die BvS zu vertreten habe, 
falsch seien und es aus ihrer Sicht keinen Grund zur Beunruhigung gäbe. 

Am 26. Oktober 1996 führte BMWi ein Gespräch mit Vertretern des Bremer Senats. Gegenstand 
waren beihilferechtliche Fragen im Zusammenhang mit aem Vorhaben der BW, in Bremen und 
Bremerhaven DM 250 Mio. zu investieren (sog. „Unterweser-Konzept“). Die Bremer Teilnehmer 
erwähnten dabei auch Risiken für die Finanzierung der Investitionen der ostdeutschen Werften. 

Das gleiche Thema war Gegenstand einer Anhörung am 14. November 1995 im BMF, an der 
Vertreter dös BMWi, des Landes Bremen und der C & L Deutsche Revision teilnahmen. Dabei 
berichtete ein Vertreter des Senators für Finanzen des Landes Bremen über die Lage der BW. Es 
wurde mitgeteilt, daß vor allem durch Fehlentscheidungen des Managements im August 1995 eine 
erhebliche Unterdeckung eingetreten sei. Die Lücke sei bzw. werde jedoch in Kürze mit Hilfe der 
Konsortialbanken gedeckt werden. Eine Überschuldung der BW sei nicht gegeben und auch bis 
Ende 1998 nicht zu erwarten. Die Finanzierung der von.' der BW bis 1998 durchzuführenden 
Investitionen in den ostdeutschen Werften sollte nach Vorstellung Bremens und der BW über 
Bürgschaften von Bund und Land sichergestellt werden. Von einer zweckwidrigen Verwendung 
gezahlter Fördermittel war in dieser Besprechung nicht die Rede. Das BMF untem'chtete die BvS 
über das Gesprächsergebnis. 

t 

Die EU-Kommission äußerte sich mit Schreiben vom 10. November 1995 (MTW) und vom 27. 
November 1995 (VWS) an das BMWi dahingehend, das spill-over Verbot müsse situationskonform 
so ausgelegt werden, daß die Zinssätze und die Besicherung den gegenwärtigen Anforderungen 
außenstehender Kapitalgeber entsprechen. Gegebenenfalls seien die Konditionen für die 
Geldanlagen der Situation der Muttergesellschaft anzupassen. Die BvS hat die BW daraufhin 
sofort um eine schriftliche Antwort gebeten, die am 7. Dezember 1995 gegeben wurde. Zu einer 
Antwort der Bundesregierung kam es wegen notwendiger Rückfragen bei BvS und BW und 
personeller Wechsel bei der BVV erst am 2. Februar 1996. 

In der Verwaltungsratssitzung vom 15. November 1995 erklärte die BvS, die aktuelle Liquiditätskrice 
der BW sei u.a. durch Großaufträge aus Italien verursacht worden, die, abweichend von 
branchenüblichen Usancen, nicht durch Anzahlungen finanziert würden. Gegenüber der BvS seien 
bisher alle vertraglichen Arbeitsplatz- und Investitionszusagen eingehalten worden. 
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ln einer Besprechung am 13. Dezember 1995 erläuterte das zuständige Vorstandsmitglied Jer BvS 
gegenüber BMI und BMWi die aktuelle Situation der BW. Die BvS habe bis auf DM 48 Mio. alle 
zugesagten Zahlungen an die BW geleistet. Die BW müsse in der Lage sein, die erforderlichen 
Investitionen 1996/1997 in Mecklenburg-Vorpommern zur Fertigstellung dortiger Werften ohne 
weitere öffentliche Absicherung zu finanzieren. Auch habe der amtierende Vorstandsvorsitzende 
der BVV versichert, die Investitionen des I. Quartals 1996 seien finanziert und die 
Durchfinanzierung bis zur Jahresmitte stehe kurz bevor. , 


17.3 Kenntnisse über zweckwidrige Mittelverwendungen des BW im Rahmen des cash- 
managements 

Am 22. Dezember 1995 wurde die BvS vom Vorstand der BW in einer Besprechung darüber 
informiert, daß das cash-management-System der BW eingefroren und eine Rückführung der von 
den Ostbetrieben angelegten Gelder nicht mehr möglich sei. 

Am gleichen Tag teilte die BvS dem BMWi daraufhin per Fax mit, die BW könne möglicherweise 
ihre Zahlungsverpflichtungen in Mecklenburg-Vorpommern kurz- und langfristig nur mit öffentlichen 
Bürgschaften bewältigen. Die BvS bat um Mitteilung, welche Unterlagen zu welchem Zeitpunkt dazu 
voriiegen müßten. 

Mit Schreiben vom 5. Januar 1996 übersandte die BvS dem BMWi und dem BMF ein Schreiben der 
BVV, in dem diese unter Bezugnahme auf die Besprechung am 22. Dezember 1995 erklärte, daß 
ein »Einfrieren“ der Kontostände im cash-management erforderlich sei. Die BvS wies in dem 
Übersendungsschreiben darauf hin, daß eine Rückführung der liquiden Mittel der Ostwerften aus 
dem cash-concentration des Konzerns nicht sichergestellt sei. 

Am 16. Januar 1996 unterrichtete die BvS Vertreter des BMF und des BMWi ausführlich über die 
neue Situation bei der BW. 

Der Präsidialausschuß des Verwaltungsrates der BvS wurde ebenfalls in der Sitzung vom 
16. Januar 1996 unterrichtet. Der Vorstand der BvS erklärte hierbei, entgegen den bisherigen 
Erklärungen des Managements der bW seien DM 800 Mio. liquide Mittel ostdeutscher 
Unternehmen innerhalb des Konzerns zur Veriustdeckung verwendet worden. Es bestehe akute 
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Konkursgefahr. Die BW sei zu: Zeit zudem nicht in der Lage, die Finanzierung ihres Eigenanteils 
an der Modernisierung der ostdeutschen Werften darzustellen. Das Präsidium beauftragte daraufhin 
den Vorstand der ßvS, die zweckgerechte Verwendung der Zuschüsse zu prüfen und mögliches 
schuldhaftes Verhalten aufzuklären. 

Auf Einladung der BvS präsentierte der Vorstand der BW am 17. Januar 1996 in Bonn Vertretern 
von BMWi, BMF und- BK seine Überlegungen zur Rückführung der Im cash-management 
angelegten Mittel. Dabei wurde offenbar, daß eine Rückführung aus eigenen Mitteln nicht 
darstellbar war. 

Einzelheiten der zweckwidrigen Mittelverwendung durch die BW werden BvS und Bundesregierung 
erst durch die von der BvS veranlaßten Untersuchungen der KPMG vom 23. Februar 1996 und - 
verstärkt - durch das Gutachten von Susat & Partner vom 5. September 1996 bekannt. 

Bis Ende 1995 erklärte die BvS auf Nachfragen der Bundesregierung stets, ihr seien keine Hinweise 
auf eine zweckwidrige Verwendung von Fördermitteln der ostdeutschen Werften bekannt. 

So teilte die BvS mit Schreiben vom 1. Dezember 1995 dem BMF auf Anfrage mit, daß die von der 
BvS bereitgestellten Investitionszuschüsse zur Finanzierung der Investitionen verwendet worden 
seien. Am 13. Dezember 1995 erklärte die BvS auf weitere Nachfragen des BMF, ihr sei keine 
zweckwidrige Venvendung von Fördermitteln der BvS durch die BW bekannt. Anderslautende 
Pressemitteilungen seien nicht zutreffend. 

Am 8. November 1995 fand im Bundeskanzleramt ein Gespräch über die Situation bei der BW mit 
einem Bankenvertreter statt, an dem auch das BMWi teilnahm. Der Bankenvertreter konnte nicht 
sagen, ob Mittel der THA zweckwidrig verwendet worden seien. 

Am 30. November 1995 erhielt das BMWi Nachricht über ein Gespräch am 29. November 1995, an 
dem auch die BvS teilgenommen habe. Dabei sei davon die Rede gewesen, daß Mittel der 
ostdeutschen Werften ven/vendet worden seien, um u.a. „Löcher“ bei einem westdeutschen 
Tochterunternehmen zu stopfen. Daraufhin forderte das BMWi die BvS am 4. Dezember 1995 auf, 
umfassend über die letzten Gespräche mit der BVV und den Ländern zu unterrichten. Bei 
Auszahlungen solle geprüft werden, ob sie zurückgehalten werden könnten, bis sicher sei, daß sie 
ihren Zweck erfüllten. In ihrer Stellungnahme, die am 6. Dezember 1995 im BMWi einging, 
versicherte die BvS, die Privatisierungsverträge seien bisher durch die BVV erfüllt worden. 
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überschüssige finanzielle Mittel der Werften würden in das cash-management der BW einbezogen, 
dies stehe nicht in Widerspruch zu den Privatisierungsverträgen. Die Investitionen in den Werften 
machten weitgehend planmäßige Fortschritte. Gespräche mit den Ländern zur Sicherung des 
kurzfristigen Liquiditätsbedarfs der BW seien im Gange. 

In der Besprechung am 29. November 1995 erklärte - nach Feststellungen von Susat & Partner - ein 
Vorstandsmitglied der BW, daß die bei der Konzemzentrale angelegten Mittel der Ostwerften nicht 
mehr bedarfsgerecht verfügbar seien und eine akute Liquiditätslücke im Dezember 1995 bestehe. 
Andererseits sei aber das Grundkapital der BW intakt, für 1996 werde ein ausgeglichenes Ergebnis 
erwartet, für 1997 und 1998 sei mit Gewinnen zu rechnen. Über diese Erörterungen unterrichtete 
die BvS die Bundesregierung nicht. Dem BMF ging Mitte Dezember 1995 inoffiziell ein 
Gesprächsvermerk des Wirtschaftsministerium Mecklenburg - Vo:'pomm3m über diese Sitzung zu. 
Der Vermerk enthielt jedoch nicht die von Susat & Partner zitierte Aussage des BW-Vorstandes, 
wonach die bei der Konzemzentrale angelegten Mittel der Ostwerften nicht mehr bedarfsgerecht 
verfügbar seien. 

Mit Schreiben vom 7. Dezember 1995 an die BvS erklärte dasselbe Vorstandsmitglied der BW, die 
Mittel, die von Unternehmen in Mecklenburg-Vorpommern in das cash-concentration der BW 
geflossen sind, würden entsprechend den Liquiditätsplanungen der BW den Unternehmen in 
Mecklenburg-Vorpommern so zur Verfügung gestellt, daß die Finanzierung der Umsatzprozesse in 
den Unternehmen sichergestellt ist. Es wäre schon bisher nicht daran gedacht gewesen, die im 
cash-concentration liegenden Mittel dieser Unternehmen für langfristige Investitionen einzusetzen, 
und zwar schon deshalb nicht, weil die BW hier im wesentlichen kurzfristig zur Verfügung stehende 
Mittel langfristig binden würde. 

In der Sitzung des Verwaltungsrates der BvS am 13. Dezember 1995, an der für die 
Bundesregierung die Staatssekretäre Dr. Overhaus und Dr. Ludewig teilnahmen, erklärte der 
Vorstand der BvS, daß nach den bisher vorliegenden Informationen die im Rahmen der 
Privatisierungsverträge von der THA/BvS gezahlten Investitionsmittel ordnungsgemäß für die 
ostdeutschen Werften eingesetzt worden seien. Mit der Finanzierung der im Oktober 1995 in 
Auftrag gegebenen weiteren Investitionen seien die THA-Investitionsmittel vollständig ausgegeben 
und nunmehr müsse auch der Finanzierungsbeitrag der BVV zur Verfügung stehen. Die von der 
THA gezahlten Mittel für Verlustausgleiche seien noch nicht vollständig aufgezehrt, diese Mittel 
seien - wie in Konzernen üblich - Bestandteil des BW-cash-managements. 
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Am 15. und 19. Dezember 1995 teilte die BvS dem BMF in einer Stellungnahme zu schriftlichen 
Fragen von MdB Dr. Lucyga und MdB Dr. Küster an die Bundesregierung mit, daß nach Kenntnis 
der BvS keine Mittel der THA/BvS zweckwidrig verwendet worden seien. Die Summe der von der 
THA/BvS entsprechend den P' Ivatisierungsverträgen bisher gezahlten Zuschüsse zu Investitionen 
sei vollständig in die von der BVV erworbenen Betriebe investiert und nicht etwa im Konzern 
anderweitig verwendet worden. Das BMF beantwortete die schriftlichen Fragen der beiden 
Abgeordneten mit Schreiben vom 21. Dezember 1995 nach dem ihm von der BvS übermittelten 
Kenntnisstand. 

Im gleichen Sinne informierte die BvS am 18. Dezember 1995 das Bundeskanzleramt, als sie 
mitteilte, daß die Investitionen planmäßig vorangingen und ihr keine Hinweise auf eine 
vertragswidrige Verwendung von Fördermitteln vorlägen. Diese Informationen teilte der Chef des 
Bundeskanzleramtes mit Schreiben vom 21. Dezember 1995 dem Ministerpräsidenten des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern, Herrn Dr. Berndt Seite, und dem damaligen Minister für Wirtschaft und 
Angelegenheiten der Europäischen Union des Landes Mecklenburg-Vorpommern, Herrn Dr. Harald 
Ringstorff, mit. 

1 8. Stellungnahme zur Kritik des Bundesrechnungshofes 

Der BRH hat sich bereits im April 1995 mit der Wahrnehmung des Vertragsmanagements durch die 
Treuhandanstalt - Teil Investitionszusagen (Zentrale) - befaßt. Er hat in diesem Zusammenhang alle 
von ihm geforderten Unterlagen aus der Privatisierung der MTW/DMV sowie dem entsprechenden 
Vertragsmanagernent, wie Privatisierungsverträge und die testierten Spill-over-Berichte 1993 und 
1994 der C & L Deutsche Revision, erhalten. 

Nach dem Zusammenbruch der BW hat der BRH eine erneute Prüfung vorgenommen. Im 
Mittelpunkt der diesbezüglichen Prüfungsmitteilungen steht die Frage einer möglichen 
Mitverantwortung der THA/BvS an dem Verlust öffentlicher Gelder aufgrund der Insolvenz der BVV. 
Die BvS, die gegenüber dem BRH ausführlich Stellung genommen hat, hält diesen Vorwurf für 
unberechtigt, da der Verlust der Mittel der ostdeutschen Werften auf dem Mißmanagement und 
veruntreuenden Handlungen des Vorstandes der BVV und nicht auf mangelnden Kontrollen der 
THA/BvS beruht. Der Vorstand der BW habe den spätestens seit Frühjahr 1994 vorgenommenen 
Ausgleich von Verlusten bei Konzemuntemehmen im Westen mit den Mitteln der Ostgesellschaften 
verschleiert. Der Aufsichtsrat der BW und die finanzierenden Banken verhinderten dies nicht, die 
Wirtschaftsprüfer wiesen nicht auf diesen Umstand hin. Aufgrund der der BvS zur Verfügung 
stehenden Erkenntnisquellen konnte die BvS - auch nach Auffassung der Bundesregierung - den 
Schadenseintritt nicht verhindern. 
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Die THA war auch Ende 1993 nicht - wie vom BRH vorgeworfen - über Mißbrauchstatbestände 
informiert. Die THA hatte Ende 1993 keine Erkenntnisse darüber, daß Ende 1993 Mittel der 
Ostgesellschaften vom BVV mißbräuchlich im Westen eingesetzt würden. Aufgrund heutiger 
Erkenntnisse fand eine mißbräuchliche Verwendung bis zu diesem Zeitpunkt wohl auch noch nicht 
statt. Die THA war aber darüber informiert, daß die Ostgesellschaften noch nicht benötigte Liquidität 
der BVV als Anlagen im cash-management zur Verfügung gestellt hatten. Auch Professor Dr. 
Timmermann hatte Ende 1993 anläßlich seines Abschiedsbesuches keine konkreten Hinweise auf 
eine tatsächlich stattfindende oder geplante mißbräuchliche Verwendung von Geldern der THA 
gegeben. 

Zu der Kritik des BRH im einzelnen: 

- Investorensuche 

Die THA hat bei der Privatisierung der beiden Werften MTW und VWS intensive Gespräche und 
Verhandlungen mit in- und ausländischen Schiffbauuntemehmen geführt. Trotz dieser insgesamt 
über zweijährigen Bemühungen gelang es nicht, die Werften in einem breiten internationalen 
Wettbewerb zu privatisieren. Weitere Privatisierungsbemühungen der THA hätten - aufgrund der 
begrenzten Zahl potentieller Interessenten - aller Voraussicht nach keine zusätzlichen, anderen 
Interessenten hervorgebracht. Vorwürfe, daß durch eine unzureichende Investorensuche die 
Chance der Privatisierung an einen besseren Investor nicht genutzt und damit bereits die 
Voraussetzungen für einen ungünstigen Privatisierungsvertrag geschaffen wurden, sind daher 
nicht berechtigt. 

- Investorenauswahl 

Unter Berücksichtigung der Tatsache, daß BW einziger bzw. bester Bieter war, war die 
Privatisierung der Unternehmen an die BW bzw. an eine Bietergemeinschaft unter Führung der 
BW gerechtfertigt. Sie entsprach den Vorgaben der Bundesregierung für eine möglichst schnelle 
Privatisierung der Werften. 

Zum Zeitpunkt der Privatisierung vermittelte BVV als große, börsennotierte Aktiengesellschaft das 
Bild eines soliden Investors. Anhaltspunkte, aus denen für die Zukunft die Gefahr eines 
wirtschaftlichen Scheitems der BVV erkennbar gewesen wäre, waren zum Zeitpunkt der 
Privatisierung nicht ersichtlich. Die Prüfung der Bonität der BVV wurde - wie 
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dargestellt - aufgrund von Börsenzulassungsprospekten und Bankauskünften durchgeführt. Für 
die Bonität sprach vor allem die Tatsache, daß es sich bei der BVV um eine börsennotierte 
Aktiengesellschaft handelte, die den strengen Kapitalerhaltungsvorschriften des Aktiengesetzes 
unterlag. 

Die Gremien der THA und die Bundesregierung waren sich bei ihrer Entscheidung jedoch bewußt, 
daß es sich bei der BW um ein Unternehmen in einer schwierigen Branche handelte, bei der 
generell Bonitätsrisiken auch für Großunternehmen angesichts der erheblichen finanziellen 
Verpflichtungen nicht vollkommen auszuschließen waren. Zum Zeitpunkt der Privatisierungen in 
den Jahren 1992/1993 bestanden jedoch keine konkreten Hinweise auf spezifische wirtschaftliche 
Schwierigkeiten der BW. Angesichts dieser Umstände konnten alle Beteiligten von der Bonität 
und Seriosität der BW ausgehen. 

Ausgestaltung der Privatisierungsverträge 

Die Ausgestaltung der Privatisierungsverträge war das Ergebnis langer und schwieriger 
Verhandlungen unter ungünstigen Rahmenbedingungen. In den Privatisierungsverträgen 
verpflichtete sich die THA zu hohen finanzieller! Leistungen. Die BW übernahm als Gegenleistung 
die Verpflichtung, die Unternehmen zu modernisieren, sie im Interesse einer langfristigen 
Fortführung international wettbewerbsfähig zu machen und eine angemessene Zahl von 
Arbeitsplätzen dauerhaft zu erhalten. 

Die Beschränkung der Fortführungsverpflichtung der BVV für die Werften auf den Zeitraum bis 
zum Abschluß der Investitionen - wie vom BRH kritisiert - war sachgerecht, da vernünftigerweise 
nicht damit zu rechnen ist, daß ein Investor nach Abschluß der umfassenden Modernisierungen 
ein Unternehmen stillegt und andere, wesentlich weniger produktive Kapazitäten fortführt. 

Die Ausgestaltung der Privatisierungsverträge mußte als Verhandlungsergebnis unter 
Berücksichtigung aller Umstände mangels vertretbarer Alternativen akzeptiert werden. Die vom 
BMF im Rahmen des Privatisierungsverfahrens gemachten Auflagen zur Mittelverwendung 
konnten von der THA gegenüber der BVV nur in begrenztem Umfang durchgesetzt werden. Als 
Alternative zur Privatisierung zu den ausgehandelten Konditionen an die BW blieb nur die 
Weiterführung der Unternehmen durch die THA. Dies hätt? nicht den Privatisierungsvorgaben der 
THA entsprochen und wäre mit unkalkulierbaren finanziellen Risiken verbunden gewesen. 
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- Investitionszusagen 

Die Anerkennung bereits weitestgehend abgeschlossener oder zumindest verbindlich bestellter 
Investitionen vor tatsächlicher Durchführung in den Privatisierungsverträgen sollte die Auslösung 
der Investitionen beschleunigen und die zeitliche Anpassung der Investitionsverpflichtungen bei 
nicht absehbaren Investitionshemmnissen, z.B. bei Verzögerung von Baugenehmigungen, 
entbehrlich machen. Denkbare Manipulationsmöglichkeiten wurden angesichts der erforderlichen 
Bestätigung durch eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft als gering angesehen. Insbesondere die 
damit beabsichtigte beschleunigte Auslösung der Investitionen entsprach den 
wirtschaftspolitischen Intentionen der Bundesregierung. 

- Zeitpunkt und Absicherung der finanziellen Leistungen der THA 

Bei der Erfüllung ihres gesetzlichen Privatisierungsauftrages galt für die THA nicht der in § 56 
BHO festgelegte haushaltsrechtliche Grundsatz des Vorleistungsverbotes. 

Zeitpunkt und Absicherung der finanziellen Leistungen der THA an die Ostwerften waren das 
Ergebnis langwieriger Verhandlungen. Dabei konnte die THA die Zahlung eines begrenzten, 
gedeckelten Gesamtausgleichsbetrages durchsetzen. Die Alternative wären ratierliche, 
ungedeckelte Zahlungen bei Vorliegen entsprechender Nachweise gewesen. Nachträgliche 
Verwendungsnachweise wurden nur für die Investionsbeihilfen vereinbart. 

Der Verzicht der THA auf eine Verwendungskontrolle bezüglich der Verlustausgleiche ist plausibel. 
Vertraglich vereinbart wurden pauschale, betragsmäßig begrenzte Verlustausgleichszahlungen. 
Bei einem solchen pauschalen Betrag erübrigt sich aber eine Mittelverwendungskontrolle, da die 
Gelder unabhängig vom wirtschaftl-chen Erfolg des Unternehmens gezahlt werden müßten. Ein 
unbegrenzter Verlustausgleich hätte zudem den Investor von jeglichem unternehmerischen Risiko 
befreit. Die Übertragung von Verlustaufträgen aus den West-Unternehmen der BVV in die Ost- 
Standorte wäre damit auf Kosten der THA möglich gewesen. 

Vorabzahlungen wurden, wenn nötig, auch in anderen Privatisierungsfällen vereinbart. Sie waren 
Teil der jeweiligen Unternehmenskonzepte und dienten vor allem zür Deckung des hohen 
Liquiditätsbedarfs der Unternehmen. Anders als bei normalen Unternehmen bestand bei den von 
der THA privatisierten Unternehmen wegen der ungewissen gegenwärtigen und zukünftigen 
Marktsituation des allenfalls sehr begrenzten Zugangs zu Betriebsmittelkrediten der Banken sowie 
wegen der THA-Forderung nach Arbeitsplatz- und Investitionsgarantien 
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oftmals ein erhöhter Liquiditätsbedarf. Für den Erwerber war die Übernahme deshalb mit 
erheblichen, kaufmännisch nicht ohne weiteres vertretbarer Risiken verbunden. Ohne 
Vorabzahlungen zur Deckung dieses Liquiditätsbedarfs hätte es keine Privatisierungschance für 
diese Unternehmen gegeben. 

- Spill-over Kontrolle ' 

Grundsätzlich ist in komplexen Privatisierungsfällen die Kontrolle vertraglicher Vereinbarungen 
durch eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft aufgrund des dort vorhandenen Sachverstands 
eigenen Kontrollen durch Mitarbeiter der THA/BvS vorzuziehen. Eine Kontrolle durch die 
Abschlußprüfer der Werften, die gleichzeitig verantwortliche Mitabschlußprüfer der BW waren, 
konnte als ausreichend angesehen werden. Die THA/BvS konnte sich auf die Testate der 
Wirtschaftsprüfer verlassen. Damit entsprach die THA/BvS der 7. Schiffbaurichtlinie, in der 
gefordert wird, daß die Testate von einem unabhängigen Wirtschaftsprüfer gegeben werden 
müssen. 

- Übertragung der unternehmerischen Verantwortung und übergangsweise Auszahlung von Teilen 

der Gesamtausgleichsbeträge als Darlehen vor abschließender Genehmigung der 

Privatisierungsverträge 

Die THA hat der BVV die unternehmerische Verantwortung vpr Wirksamwerden der 
Privatisierungsverträge für die Ostwerften übertragen, da sich die Genehmigungsverfahren länger 
als zunächst angenommen hinzogen. Die Unternehmen benötigten dringend Klarheit über ihre 
unternehmerische Zukunft. Eine rasche Übertragung der unternehmerischen Verantwortung in 
private Hände entsprach auch den Vorgaben des Treuhandgesetzes. 

Inhalt dieser Vereinbarungen war auch die '' darlehensweise Auszahlung von 
Gesamtausgleichsbeträgen zu den vereinbarten Zahlungsterminen. Der Vorstand der THA ging 

K 

aufgrund einer externen rechtlichen Stellungnahme davon aus, daß sich die übergangsweise 
Auszahlung des Darlehens im Rahmen der Zustimmung des Verwaltungsrates zu den 
Privatisierungsverträgen hielt. Ein förmliches Genehmigungsverfahren fand nicht statt. Insofern 
liegt hier ein Verfahrensverstoß vor. Dieser Verfahrensverstoß war jedoch nicht ursächlich für den 
später eingetretenen Schaden, da er durch die Genehmigung der Privatisierungsverträge geheilt 
wurde und der Schaden nicht in der Phase zwischen vorläufiger Übertragung und voller 
Wirksamkeit der Privatisierungsverträge eingetreten ist. 
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- Reaktion derTHA auf die Einbeziehung der ostdeutschen Werften in das Cash-Management- 
System 

Das Cash-management ist ein in großen Konzernen durchaus übliches Instrument zur Optimierung 
der Finanzströme innerhalb des Konzerns. Bedenklich ist ein solches System jedoch, wenn 
zweckbestimmte öffentliche Mittel einbezogen werden. Die THA hat, als sie Kenntnis von den 
Geldanlagen erlangte, diese Problematik erkannt und entsprechende Initiativen ergriffen, wenn 
auch im Ergebnis ohne Erfolg. Die BW hat die Forderungen der THA stets wegen fehlender 
vertraglicher Grundlagen abgelehnt. Der BRH ist der Auffassung, die THA hätte ein in den 
Privatisierungsverträgen vorgesehenes Schiedsgerichtsverfahren zur Durchsetzung ihrer 
Forderungen einleiten müssen. Die Erfolgsaussichten eine solchen Schiedsgerichtsverfahrens 
müssen jedoch auch im Rückblick als gering eingeschätzt werden, da angesichts der Üblichkeit 
von cash-management-Regelungen in Konzernen aus den Privatisierungsverträgen nur schwer 
Besicherungsansprüche der THA abgeleitet werden können. 

- Freigabe von DM 194 Mio. im Oktober 1995 

Die letzte Gelegenheit für die BvS, den Schaden zu mindern, hätte in der Verhinderung der 
Freigabe von DM 194 Mio. im Oktober 1995 bestanden. Dies hätte angesichts der klaren 
vertraglichen Verpflichtung zur Freigabe belastbare Erkenntnisse der BvS vorausgesetzt, daß der 
Subventionszweck nicht mehr zu erreichen war. 

Die Bundesregierung und die BvS hatten zu diesem Zeitpunkt aber keine Erkenntnisse über die 
bereits objektiv vorliegende krisenhafte Liquiditätslage der BW und über die zweckwidrige 
Verwendung der angelegten Gelder. Angesichts dieser Informationslage gab es keine 
hinreichende Begründung, die Gelder nach Freigabe durch die EU-Kommission auf den Konten 
der MTW festzu halten. 

- Kenntnisstand der BvS über die Finanzlage der BW 

Nach Feststellungen des BRH hat die BvS am 29. November 1995 erste Hinweise auf eine nicht 
bedarfsgerechte Festlegung von Mitteln der Ostwerften im BW-Konzern erhalten. Am 29. 
November 1995 fand in Bremen eine Sitzung mit widersprüchlichen Angaben statt. Zum einen 
erklärte der Vorstand der BW in Anwesenheit der C & L Deutsche Revision, daß die im cash- 
management angelegten Mittel nicht mehr bedarfsgerecht verfügbar seien und eine akute 
Uquiditätslücke im Dezember 1995 bestünde. Andererseits sei aber das Grundkapital der BVV 
intakt, für 1996 werde ein ausgeglichenes Ergebnis erwartet, für 1997 und 1998 sei mit Gewinnen 
zu rechnen. 
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Auch im weiteren Verlauf 1 995 hat die BVV noch positive Erklärungen abgegeben. So erklärte der 
gleiche BVV-Vorstand in einem Schreiben vom 7. Dezember 1995 an die BvS; „Die Mittel, die von 
Unternehmen in Mecklenburg-Vorpommern in das cash-concentration der BW geflossen sind, 
werden entsprechend unseren Liquiditätsplanungen den Unternehmen in Mecklenburg- 
Vorpommern so zur Verfügung gestellt, daß die Finanzierung der Umsatzprozesse in den 
Unternehmen sichergestellt ist.“ Es sei nicht daran gedacht, „die im cash-concentration liegenden 
Mittel dieser Unternehmen (= Ostwerften) für langfristige Investitionen einzusetzen, und zwar 
schon deshalb nicht, weil hier im wesentlichen kurzfristig zur Verfügung stehende Mittel langfristig 
gebunden würden“. Erzeigte sich zuversichtlich, „bis Ende 1995 ein mit den Banken abgestimmtes 
'^inanzkonzept der noch durchzuführenden Investitionen in Mecklenburg-Vorpommern präsentieren 
zu können.“ Diese und andere Äußerungen der BW erweckten bei der BvS den Eindruck, daß von 
einem Fortbestand der BVV und somit auch weiter von einem funktionierenden cash-management 
ausgegangen werden konnte. Die BvS hat daher in diesem Sinne die Bundesregierung bis Ende 
1995 unterrichtet. 

Hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang auf die Tatsache, daß die Möglichkeiten der THA/BvS, 
sich Kenntnisse über die Ertrags-, Finanz- und I iquiditätsl^e des Erwerbers zu verschaffen, durch 
die Regelungen der Privatisierungsverträge begrenzt waren. Im wesentlichen war sie auf die 
Auskünfte der BW sowie der C & L Treuarbeit als spill-over-Prüfer angewiesen. Die Erklärung jn 
des Vorstandes der BW gegenüber der BvS waren - von der Aussage am 29. November 1995 
abgesehen - stets positiv. 

Im übrigen war eine am 29. November 1995 erlangte Kenntnis der BvS nicht mehr 
schadensursächlich, da nach diesem Zeitpunkt keine Zahlungen an die BVV mehr erfolgten und 
irgendwelche Schritte der BvS den eingetretenen Schaden nicht mehr hätten verhindern, sondern 
allenfalls den Zusammenbruch der BW hätten beschleunigen können. 


19. Eingeleitete Maßnahmen 

19.1 Prüfung durch KPMG und Erstattung der Strafanzeige durch die BvS 

Nachdem Vertreter der BVV am 22. Dezember 1995 der BvS mitgeteilt hatten, daß die 
ordnungsgemäße Rückführung der im cash-management zur Verfügung gestellten Mittel der 
Ostsee-Werften nicht möglich sei, fand - wie erwähnt - am 17. Januar 1996 ein Gespräch des 
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BvS-Vorstandes unter Beteiligung des Bundeskanzleramtes, des BMF und des BMWI mit dem 
neuen Vorstandsvorsitzenden Udo Wagner u^d dem neuen Aufsichtsratsvorsitzenden der BVV,' 
Hero Brahms statt. Gegenstand der Gespräche war die Situation bei der BW und die Prüfung der 
Möglichkeit einer Trennung der Ostgesellschaften von der BVV. Die BvS forderte bei diesem 
Gespräch eine Prüfung der Verwendung der von den Ost-Standorten Wismar und Stralsund in das 
cash-management des Konzerns geflossenen Mittel. Der neue Vorstandsvorsitzende und der neue 
Aufsichtsratsvorsitzende erklärten zu einer solchen Prüfung ihr Einverständnis. 

Hierauf konnte am 2. Februar 1996 die Wirtschaftsp. üfungsgesellschaft KPMG beauftragt werden, 
das zentrale cash-management der BW zu untersuchen. Das Ergebnis dieser Untersuchung lag der 
BvS am 23. Februar 1996 vor. Zusammenfassend kommt der KPMG-Bericht zu dem Ergebnis, daß 
die dem zentralen cash-management von den Ostgesellschaften zur Verfügung gestellten Gelder 
überwiegend zur Abdeckung nicht rückzahlbarer bzw. nur langfristig rückzahlbarer Positionen 
mißbraucht wurden. Nach Ansicht der KPMG hätte das Management der* BVV bei einer 
ordnungsgemäßen Geschäftsführung bereits im Laufe des Jahres 1994 die eingeschränkte 
Rückzahlbarkeit der im cash-management verwandten Mittel erkennen müssen. 

Auf der Grundlage dieser Tatsachen, die der BvS erst durch den Bericht der KPMG bekannt 
geworden waren, erstattete die BvS am 24. Februar 1996 Strafanzeige gegen Verantwortliche der 
BVV wegen des Verdachts der Untreue. Dem hierdurch beschuldigten - alten - Vorstand der BVV 
wird darin vorgeworfen, durch die zweckwidrige Verwendung von Mitteln der Ost-Gesellschaften im 
cash-management des Konzerns vorsätzlich gegen seine Treupflichten gegenüber dem Vermögen 
der Ostwerften und damit unmittelbar der THA/BvS dadurch verstoßen zu haben, daß diese 
Vermögensbestandteile nicht mehr zur jederzeitigen freien Verfügung bereitgehalten wurden, 
sondern u. a. zur Verlustabdeckung in anderen westlichen Konzembetrieben verwendet worden sind 
und nunmehr nicht zurückgezahlt werden können. 

Die aufgrund der Strafanzeige durch die Staatsanwaltschaft Bremen eingeleiteten Ermittlungen 
dauern an. In zwischenzeitlich durchgeführten Durchsuchungsmaßnahmen wurde umfangreiches 
Beweismaterial sichergestellt. Mit dessen Auswertung und der weiteren Durchführung der 
Ermittlungen wurde ergänzend das Bundeskriminalamt beauftragt. Die Ermittlungen haben ferner 
zur Annahme eines dringendes Tatverdachts gegen den Hauptbeschuldigten, den ehemaligen 
Vorstandsvorsitzenden der BVV, Dr. Friedrich Hennemann, geführt. Der weitere Vollzug des 
Haftbefehls wurde gegen Stellung einer Sicherheit in Millionenhöhe ausgesetzt. 

Die Staatsanwaltschaft Bremen und das Bundeskriminalamt werden im Rahmen der Amtshilfe durch 
die BvS umfassend unterstützt. Auch vor dem Hintergrund einer umfassenden 
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Sachverhaltserforschung haben die bisherigen Ermittlungen offenbar keine Anhaltspunkte für 
strafrechtlich verwertbares Verhalten von Verantwortlichen der THA oder der BvS erbracht. Die 
Ermittlungen richten sich deshalb nach wie vor gegen Verantwortliche der BW sowie aufgrund 
eines von Amts wegen eingeleiteten weiteren Ermittlungsverfahrens gegen Verantwortliche der 
geschädigten Ostwerften MTW und VWS. 

19.2 Gutachten der WP-Gesellschaft Susat & Partner 

Aufgrund der unterschiedlichen Ergebnisse des Berichts über die Prüfung des Jahresabschlusses 

r 

der BW zum 31. Dezember 1994 und der Stellungnahme und Bestätigung zu den 
spill-over-Berichten der Ostwerften MTW und VWS zum 31. Dezember 1994 durch die C & L 
Deutsche Revision einerseits und der Feststellungen des KPMG-Berichts vom Februar 1996 
andererseits veranlaßte die BvS eine Überprüfung der sich widersprechenden Aussagen. Die C & L 
Deutsche Revision war zum Zeitpunkt der Prüfung des Jahresabschlusses 1994 bzw. ihrer 
Stellungnahmen und Bestätigungen zu den spül- over-Berichten des Jahres 1994 von einer 
gesicherten und fristgerechten Rückzahlung der Mittel der Ostgesellschaften ausgegangen, 
während KPMG zu dem Ergebnis kam, daß bereits Mitte 1994 von einer nur noch eingeschränkten 
Rückzahlungsmöglichkeit ausgegangen werden mußte. 

Um eine abschließende unabhängige Beurteilung des Verhaltens des BW-Vorstandes und der 
Stellungnahmen von C & L Deutsche Revision zu erhalten, baten der Vorsitzende des 
Verwaltungsrates und der Vorstand der BvS den Präsidenten der Wirtschaftsprüferkammer um 
Empfehlung eines unparteiischen Dritten. Im Einvernehmen mit dem Vorstand der BVV beauftragte 
die BvS daraufhin Susat & Partner, die Frage zu prüfen, ob die damaligen Aussagen der C & L 
Deutsche Revision angemessen waren. 

Am 5. September 1996 legte die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Susat & Partner der BvS ihren 
Schlußbericht vor. 

Zur Prüfung der Jahresabschlüsse kommt der Susat-Bericht zum Ergebnis, daß von dem Vorstand 
der BVV die Ermessensspielräume bei der Sachverhaltsdarstellung und der darauf aufbauenden Bi- 
lanzierung jeweils bis an die Obergrenze ausgenutzt wurden. Die Abschlußprüfer seien den Sach- 
verhaltsauslegungen, der extensiven Ausnutzung der Bilanzierungs- und Bewertungswahlrechte 
und der Ermessensspielräume in vollem Umfange gefolgt. Richtiger wäre es gewesen, den BW- 
Vorstand und Aufsichtsrat zu einer mindestens teilweisen Änderung der Bilanzierungs- und Bewer- 
tungsentscheidungen zu veranlassen, so daß jedenfalls kein Konzernüberschuß ausgewiesen wor- 
den wäre. Nach der wohl derzeit noch herrschenden Meinung in Praxis und Literatur hätte es aller- 
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dings für die Abschlußprüfer keine rechtliche Grundlage gegeben, den Bestätigungsvermerk zu ver- 
weigern oder auch nur einzuschräriken. 

Zu der Frage der objektiven Rückzahlbarkeit der im cash-management ausgeliehenen Mittel kommt 
das Gutachten zu dem Ergebnis, daß zwar den Einlagen nicht ständig liquide Mittel in gleicher 
Menge gegenübergestanden haben, daß aber Ende 1994 -der Konzern diese Mittel jederzeit noch 
durch Bankkredite ersetzen konnte. 

Die Abschlußprüfer hätten jedoch im Prüfungsbericht und in der mündlichen Berichterstattung 
gegenüber dem Aufsichtsrat die Bilanzierungs- und Bewertungsprobleme ausführlich erörtern, auf 
die Risiken der Finanzplanung hinweisen und eine klare und detaillierte Analyse der Verlustlage 
darlegen müssen. Im Hinblick auf die schwer zu realisierender Annahmen der Finanzplanung seien 
die Aussagen im Konzernprüfungsbericht in ihrer unrelativierten Form als nicht sachgerecht 
einzustufen. Dies betreffe insbesondere die Aussagen des Abschlußprüfers, wonach die Planung 
der Konzemfinanzierung keine weitere Kreditaufnahme erforderlich mache, den möglichen Risiken 
der Planungsrechnung Liquiditätsreserven gegenüberstünden und für die Zeit bis Ende 1997 der 
erforderliche Liquiditätsbedarf als gesichert angesehen werden könne. 

Auch die Bestätigungen, die die C & L Deutsche Revision zu den spill-over-Berichten der Werften 
erteilt hatte, hält Susat & Partner für nicht angemessen. Der spill-over-Prüfer hätte sich eingehend 
mit der Verwaltung der cash-management-Gelder durch die BVV und deren Konzemgesellschaften 
auseinandersetzen und darüber berichten müssen. Zumindest hätte er klar darauf hinweisen 
müssen, daß er eine solche Prüfung der Einlagen des cash-managements nicht vorgenommen 
habe. 

Ende 1994 habe kein akutes Ausfallrisiko für die Anlagen im cash-management bestanden. 
Insoweit vyäre die C & L Deutsche Revision zu den zum 31. Dezember 1994 getroffenen 
Feststellungen berechtigt gewesen. Andererseits sei aber für den Vorstand der BVV ab Anfang Juli 
1995 aufgrund der Prüfungsergebnisse von Boston Consulting erkennbar gewesen, daß die 
fristengerechte Rückzahlung der cash-management-Mittel nicht mehr sichergestellt war. 

Die C & L Deutsche Revision hat in einer schriftlichen Stellungnahme vom 12. September 1996 die 
in dem Gutachten an ihrer Tätigkeit geübte Kritik als nicht berechtigt zurückgewiesen. 

Zur Herkunft und Verwendung der Mittel der Ostgesellschaften im cash-management kommt das 
Gutachten zu folgenden Ergebnissen: 
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Ein exakter Nachweis über die Zusammensetzung der von den Ostwerften bei der BW angelegten 
Mittel lasse sich nicht mehr führen. Die von der THA zur Verfügung gesteiiten Mittel hätten sich mit 
eigenen Mitteln der Ostbetriebe aus dem iaufenden Geschäft vermischt. Bei einer wirtschaftlichen 
Gesamtbetrachtung sei jedoch offensichtlich, daß ein erheblicher Teil der hohen Geldbestände der 
Werften aus dem Jahre 1993 bis 1995 ohne die Mittel aus dem Be.i'eich der THA/BvS nicht 
vorhanden gewesen wäre. Bei einem Vergleich der erhaltenen mit den verbrauchten Beihilfen sei 
davon auszugehen, daß Ende 1995 von den im cash-management angelegten Geldern in Höhe von 
rund DM 854 Mio. bis zu DM 493 Mio. auf für die Umstrukturierungsphase vorgesehene Beihilfen 
entfallen. Auch die Verwendung der für die Ostgesellschaften zur Verfügung gestellten Mittel im 
cash-management lasse sich nicht eindeutig beantworten. 

/ 

Nach den Feststellungen von Susat & Partner hatte der Vorstand der BW spätestens seit dem 3, 
Juli 1995 Kenntnis von den erheblichen Einnahmeverschiebungen und davon, daß die Umsetzung 
des Finanzkonzepts, nicht wie ursprünglich geplant, durchgefuhrt werden konnte. Seit dem Vortrag 
der Untemehmensberatungsgesellschaft Boston Consulting mußte der Vorstand davon ausgehen, 
daß über die bisherigen Finanzplanungen hinausgehend zusätzlich ein mittel- und langfristiger 
Finanzbedarf besteht. Der Aufsichtsrat war seinerseits erst am 11. September 1995 in der Lage, die 
unmittelbar bevorstehende Liquiditätskrise zu erkennen. Daß die Krise nicht mehr beherrschbar war, 
konnten die Aufsichtsratsmitglieder erst in der Sitzung vom 5. November 1995 erkennen. 

Zum Kenntnisstand der Bankenvertreter konnte Susat & Partner keine abschließenden Aussagen 
treffen, da sie insoweit keinen Zugang zu den internen Ausarbeitungen und Stellungnahmen der 
beiden hauptbetroffenen Banken hatten. 

19.3 Prüfung der Verantwortlichkeiten und von Regreßansprüchen 

19.3.1 Ansprüche gegen die BW 

Die BW hat gegen ihre Vermögensbetreuungsverpflichtungen gegenüber den ostdeutschen 
Gesellschaften und gegen ihre Verpflichtungen aus den Privatisierungsverträgen verstoßen. Sie war 
verpflichtet, die Gelder der ostdeutschen Gesellschaften, welche an das zentrale cash-management 
ausgeliehen wurden, nur so anzulegen bzw. einzusetzen, daß deren jederzeitige 
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Rückführung und Verwendung für ihre eigentlichen Zwecke - Finanzierung der Investitionen in den 
Ostgesellschaften - gewährleistet oder eine Ersatzfinanzierung sichergestellt ist. Diese Verpflichtung 
wurde von der BW durch ständige Betonung einer bankenmäßigen, kurzfristigen Anlage zur 
Erzielung besserer Kreditknnditionen auch gegenüber der THA/BvS anerkannt. 

Hierzu war eine ausreichende Finanzplanung der BW erforderlich. Die Finanzplänung hatte 
sicherzustellen, daß im cash-management getätigte Anlagen kurzfristig wieder zur Verfügung 
stehen. 

Aus den Dariehensverträgen ergeben sich Rückzahlungsansprüche gegen die BW i. K. Ferner 
bestehen Schadensersatzansprüche aus der Verletzung der vertraglichen Verpflichtungen über die 
Verwendung der Gelder. Diese Ansprüche stehen jeweils den Ostgesellschaften zu. Da die BW mit 
der mißbräuchlichen Verwendung der Gelder zugleich gegen den Privatisierungsvertrag verstoßen 
hat, ist die BvS berechtigt, diese Schadensersatzansprüche auch aus eigenem Recht geltend zu 
machen. 

1 9.3.2 Ansprüche gegen Mitglieder des Vorstandes der BW 

Ansprüche gegenüber den verantwortlichen Mitgliedern des Vorstandes - persönlich - kommen 
insoweit in Betracht, als diese aufgrund der unter Ziff. 19.1 geschilderten Umstände persönlich 
veruntreuende, also vorsätzlich schädigende Handlungen zu Lasten der Ostgesellschaften 
vorgenommen haben. Ein solcher - bedingter - Vorsatz muß spätestens mit der Präsentation der 
Liquiditätsanalyse durch die Boston Consulting Group am 3. Juli 1995 angenommen werden. Diese 
Analyse wurde mißachtet, als dem Vorstand der BvS am 19. Juli 1995 ein rosiges Bild der BW 
vermittelt wurde. Am 25. August 1995 wurde eine weitere Krisensitzung erforderlich, bei der sich 
auch der Vorstand der BW nicht mehr der offen zutage getretenen Liquiditätskrise verschließen 
konnte. Mit der Zurückweisung der Einleitung liquiditätssichemder Maßnahmen bereits im Juli nahm 
der Konzemvorstand die spätere, nicht mehr beherrschbare Liquiditätskrise in Kaüf. 

Aufgrund von Art. 10 a Abs. 2 der 7. Schiffbaurichtlinie, der Regelungen über die Haftung im 
qualifizierten faktischen Konzern, der Bestimmungen des Privatisierungsvertrages mit der 
ausdrücklichen Vertragsergänzung, daß die Gelder zur jederzeitigen Rückzahlbarkeit zur Verfügung 
zu halten sind, bestand ein Treueverhäitnis zwischen dem Vorstand.der BW einerseits sowie den 
Ostgesellschaften, der TH/VBvS, der Bundesregierung und der EU Kommission andererseits. 
Aufgrund dieses Treueverhältnisses waren die Mitglieder des Vorstandes der BW verpflichtet, dafür 
zu sorgen, daß die den Ostgesellschaften gewährten Mittel, die in das zentrale cash-management 
flössen, nur so angelegt werden, daß deren jederzeitige Rückzahlbarkeit gewährleistet war. Da der 
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Vorstand der BW trotz fehlender Finanzplanung und trotz sicherer Kenntnis der 
Nichtrückzahlbarkeit nach dem 3. Juli 1995/25. August 1995 dennoch die freigegebenen DM 194 
Mio. der MTW im cash-management bei fehlender Finanzplanung weiter bei anderen Gesellschaften 
einsetzte, verstieß er gegen diese Treuep^icht. Schadensersatzansprüche der Ostgesellschaften 
und der BvS gegen den Vorstand der BW erscheinen damit begründet. Sie wurden in Teilklagen 
auch bereits gerichtlich geltend gemacht. 

19.3.3 Ansprüche gegen die Banken 

Die Zurverfügungstellung eines banktechnischen Instrumentariums für ein cash-management- 
System begründet keine Treuepflicht der jeweiligen Bank gegenüber den ostdeutschen 
I intemehmen oder gegenüber der BvS für die von der BW veranlaßten Geldüberweisungen oder 
den von den Tochter- und Enkelgesellschaften vorgenommenen Geldverwendungen. Eine solche 
Treuepflicht wurde auch nicht dadurch begründet, daß bei einer Bank Gelder angelegt waren, über 
die die Ostwerften nur mit Zustimmung der von der BvS und von der BW beauftragten Treuhänder 
verfügen konnten. 

Eine Beurteilung der Frage, ob Banken im Zusammenhang mit der Gewährung von Krediten 
und/oder der Einräumung von Sicherheiten in den Jahren 1993 bis 1995 oder aus sonstigen 
Umständen Pflichtverletzungen begangen haben, ist der Bundesregierung derzeit nicht möglich. 
Hierzu bedarf es der Kenntnisse über die internen Vorgänge bei der BW und den jeweiligen 
Banken. Es ist Sache des Konkursverwalters, die Anfechtbarkeit oder Unwirksamkeit von 
Kreditrückzahlungen und gewährten Sicherheiten zu prüfen und die entsprechenden Ansprüche 
geltend zu machen. 


1 9.3.4 Ansprüche gegen die C & L Deutsche Revision 

Schadensersatzansprüche gegen die C & L Deutsche Revision wurden intensiv geprüft. Solche 
Ansprüche können danach nicht mit Aussicht auf Erfolg gerichtlich geltend gemacht werden. 

Maßgeblich für diese Einschätzung sind die im Gutachten der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Susat & Partner festgestellten Erkenntnisse. Hiernach ist zwar die- Tätigkeit der C & L Deutsche 
Revision bei der Wahrnehmung ihrer Funktion als Abschlußprüfer, aber auch in ihrer Funktion als 
Prüfer der spill-over-Berichte der Ostwerften kritisch zu würdigen. Schadensersatzbegründende 
Vorwürfe haben sich jedoch im Ergebnis nicht bestätigt. 
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19.3.5 Verantwortlichkeiten von THA/BvS-Mitarbeitern 

Aufgrund des jeweiligen Kenntnisstandes und der jeweiligen Erkenntnismöglichkeiten waren die von 
THA/BvS-Mitarbeitem getroffenen Entscheidungen und Maßnahmen zur Erledigung eines 
schwierigen und ohne Risiken nicht denkbaren unternehmerischen Auftrages im Zeitpunkt der 
Entscheidung aus der jeweils in diesem Zeitpunkt gegebenen Sicht unter Abwägung aller 
bekannten Alternativen angemessen bzw. vertretbar. Schadensursächliche Pflichtverletzungen von 
Mitarbeitern der THA/BvS sind nicht erkennbar. 


19.3.6 Verantwortlichkeiten von Mitarbeitern des BMF/BMWi 

Die Verantwortlichkeiten von Angehörigen des BMF und des BMWi wurden zwischenzeitlich durch 
die Zentralabteilung des jeweiligen Ressorts untersucht. 

Pflichtverletzungen von Angehörigen des BMF und des BMWi im Zusammenhang mit der 
Privatisierung ostdeutscher Unternehmen an die BW und den damit verbundenen Fehlleitungen 
sind bei der Überprüfung nicht festgestellt worden. 


19,4 Entwicklung der Ostseestandorte nach dem Zusammenbruch der BW 

Nach dem Zusammenbruch der BVV konnten die Unternehmen MTW, VWS und NIR aus dem 
Konzern abgekoppelt und damit vor der drohenden Gesamtvollstreckung bewahrt werden. 
Inzwischen haben BvS und das Land Mecklenburg - Vorpommern die Geschäftsanteile der M*l^ 
und der VWS mit dem Ziel übernommen, die Werftenstandorte zu sichern, die Gesellschaften rasch 
und vollständig erneut zu privatisieren und die zur Herstellung der Wettbewerbsfähigkeit 
notwendigen Investitionen durchzuführen. Bund und Land Mecklenburg - Vorpommern haben sich 
darauf geeinigt, die damit verbundenen finanziellen Lasten (voraussichtlich rund 1 Mrd. DM) im 
Verhältnis 2/3 (Bund) zu 1/3 (Land) zu tragen. 

Die Untemehmenskonzepte der MTW/VWS wurden unter Beteiligung der 
Untemehmensberatungsgesellschaft Roland Berger überarbeitet. Danach zählen die beiden 
Werften nach Abschluß der Restrukturierungsmaßnahmen zu den modernsten 
Schiffbau'intemehmen weltweit. Trotz der schwierigen Lage auf dem Weltschiffbaumarkt besteht 
eine gute Chance, daß diese Werften in absehbarer Zeit durch technologische Kompetenz, 
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hochqualifizierte Arbeitskräfte, äußerste Produktivitätssteigerung und strikte Kostensenkung 
international wettbewerbsfähig sein werden und positive Ergebnisse erwirtschaften können. Zur 
Erreichung dieses Ziels sind aber noch große Anstrengungen erforderlich. 

Zur raschen erneuten Privatisierung der Unternehmen wurde die Investmentbank Goldman - Sachs 
mit der Suche nach neuen Investoren beauftragt. 

Die DMV GmbH wurde bisher noch nicht abgekoppelt. Die Geschäftsanteile der DMV werden somit 
zu 98 % noch von der VIH GmbH und zu 2 % von der BVV AG i.K. unmittelbar gehalten. Die BvS 
und das Land Mecklenburg - Vorpommern stehen in Verhandlungen mit dem Konkursverwalter der 
BW und dem Land Bremen, um eine Abkoppelung kurzfristig zu vollziehen. Das 
UntemehmenskonzepL ist fortgeschrieben worden. Nach vollzogener Abkoppelung soll das 
Unternehmen unter Einschaltung einer Investmentbank erneut privatisiert werden. 
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Anlage 


Dokumentation wesentlicher Daten 


14. Juni 1991 

Juli 1991 
August 1991 
OktTNov. 1991 
Januar 1992 
5. März 1992 

17. März 1992 

17. Juli 1992 

24. Juli 1992 
11. August 1992 
03. September 1992 

29. September 1992 


1. Oktober 1992 

13. Oktober 1992 
15. Oktober 1992 

5. November 1992 
3. Dezember 1 992 


Verbundkonzept des DMS Vorstandes ohne Privati- 
sierungskonzept; es stand im Gegensatz zu der Vorgabe der 
THA 

Absage von Interessenten 

Erstes Interesse von BW 

Angebot BW fdr MTW. VWS, NIR, DMV 

Angebot von Kvaemer für Warnow Werft 

Round Table der THA mit Vorstand, Präsidium, Land M-V und 
Bundesregierung (BMF, BMWi): Alies an BW oder 
Risikoteilung ? Entscheidung für Risikoteiiung. 

Verwaltungsrat billigt Risikoteiiung und Grundzüge der 
Privatisierung 

Abschiuß der Privatisierungsverhandiungen über MTW/DMV 
mit BW nach intensiver Vorbesprechung mit Mitgliedern des 
Präsidiums des Verwaitungsrates der THA. 

Verwaltungsrat stimmt Privatisierung MTW/DMV ah BW zu. 

Abschiuß der Privatisierungsverträge für MTW/DMV 

Brief des Aufsichtsrates der, BW, Dr. Scheider, und des 
Vorstandvorsitzenden, Dr. Hehnemann, an die THA. daß das 
Land Bremen in keiner Weise auf die BW Einfluß nimmt. 

Entscheidung Vorstand THA: Übernahme der 

unternehmerischen Verantwortung zum 1. Oktober 1992 gegen 
Darlehen auf Treuhandkonto; 

Unternehmerische Verantwortung bei MTW auf BW 
übertragen. 

BMF-Genehmigung der MTW-Privatisierung mit Auflagen 

THA verlangt von BW im Hinblick auf beihilferechtliche 
Anforderungen der EU-Kommission Sicherstellung, daß die den 
ostdeutschen Werften zufließenden Beihilfen nur dort 
beihilfewirksam werden. 

THA-Stellungnahme zu BMF-Genehmigungsauflagen MTW 

Mit BW abgestimmte Mitteilung der Bundesregierung, daß die 
gewährten Betriebs- und Investitionsbeihilfen ausschließlich 
MTW zufließen und ausschließlich für die im 
Privatisierungsvertrag vorgesehenen Zwecke Verwendung 
finden. Das wird BW durch WP jährlich prüfen und bestätigen 
lassen. 
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15. Dezember 1992 
23. Dezember 1992 

6. Januar 1993 

18. Februar 1993 

7. Juli 1993 
12. Juli 1993 
August 1 993 

10. September 1993 

27. November 1993 

8. Dezember 1993 

14. Dezember 1993 

17. Dezember 1993 

20. Dezember 1993 

28. Dezember 1993 

10. Januar 1994 
26. Januar 1994 

28. Januar 1994 
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BMF erklärt sich mit THA-Vorschlag zu MTW-Genehmigungs- 
auflagen einverstanden 

EU-Kommission genehmigt erste Tranche von Beihilfen für 
MTW 

Schreiben der EU-Kommission zu Einzelheiten der EU- 
Genehmigung. 

Privatisierungsvertrag VWS 

Privatisierungsvertrag NIR 

BMF-Genehmigung VWS 

Erste Mitteilung der Haffeld-Überiegung zu MTW durch BW. 

Untemchtung der EU-Kommission über Pläne zur Standort- 
verlagerung 

Im BMWi wird aus Anlaß eines Presseartikels vom 
23. November 1993 über das Ausscheiden von 
Prof. Dr. Timmermann die Notwendigkeit einer Sonderprüfung 
erörtert. 

Hinweis von Dr. Timmermann auf Anlage von Ostgeldem bei 
BW im Gespräch mit Frau Breuel und Dr. Wild, jedoch keine 
Anhaltspunkte für Mißbrauchstatbestände. 

Gespräch von Herrn Groß-Blotekamp mit Heim Huschke, 
Justitiar Hanse Holding 

Behandlung des Vorganges BW im Präsidium des Ver- 
waltungsrates 


THA-Vorstand (Dr. Klinz/Dr. Wild) teilt Vorstand der BW 
brieflich mit, daß Einwände gegen das Cash-Management nur 
dann zurückgestellt werden, wenn Gelder auf erstes Anfordem 
den Ostwerften sofort zur Verfügung stehen und wenn bei 
Nutzung der Gelder durch westdeutsche BW-Untemehmen 
eine Absicherung durch Bankgarantie erfolgt. 

Vorstand THA und Vorstand BW vereinbaren, daß für MTW 
463 Mio. DM ausgezahlte Beihilfen bis zur EU-Freigabe auf ein 
Sperrkonto der MTW zurückfließen. Errichtung Sperrkonto zum 
30. Dezember 1993 über 463 Mio. DM. 

Verfügungsberechtigung liegt bei BW- und THA-Treuhänder 

Anmahnung der Antwort auf den Brief vom 20. Dezember 1993 

Vorlage der ersten betriebswirtschaftlichen Analyse der 
Beziehungen der THA zur BVV. 

Brief THA (Dr. Wild, Dr. van Scherpenberg) an BW; 
Anmahnung der Antwort auf Brief vom 20. Dezember 1993; 
Bitte um Mitteilung der Cash-Positionen bei BW am 31. 
Dezember 1 993 als Äquivalent zu den Anlagen im Cash- 
Management 
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3. Februar 1994 

10. Februar 1994 

10. Februar 1994 

22. Februar 1994 

22. Februar 1994 

14. März 1994 

24. März 1994 

6./8. April 1994 

15. April 1994 
19. April 1994 

2. Mai 1994 

17. Mal 1994 

18. Mai 1994 

18. Mai 1994 

28. Juni 1994 
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BW an THA zu cash oder cash-ähnlichen Positionen; Antwort 
auf Brief vom 20. Dezember 1993 soll nach EU-Freigabe des 
Sperrkontos erfolgen, die bis Ende März entartet wird. 

Anmahnung der Antwort auf Schreiben vom 20. Dezember 
1993. Bitte um Bestätigung, daß Investitionsverpflichtungen in 
jedem Fall eingehalten werden (Konsequenz aus Haffeid- 
Diskussion). 

Erweiterte interne betriebswirtschaftliche Analyse der Bezie- 
hungen der THA zur BW. 

BW bestätigt Investitionspläne; Antwort auf Schreiben vom 20. 
Dezember 1993 wird in Aussicht gestellt. 

Erneute Anmahnung der Antwort auf Schreiben vom 20. De- 
zember 1993: Aufklärung vc/n Diskrepanzen zu Spill-over- 
Berichten. 

C & L Deutsche Revision bestätigt spill-over-Bericht der MTW 
zum 31. Dezember 1993 und die korrekte Anwendung des 
cash-concentration 

THA/BW-Vorstandstreffen; Leitung Dr. Klinz. Zusage Dr. 
Hennemann, daß vertragliche Verpflichtungen bis zum letzten 
Komma eingehalten werden. Dr. Hennemann bietet 
Besprechung der BW-Untemehmensstrategie anhand interner 
Papiere in Bremen an. 

Auf Fragen der EU-Kommission teilt BW der THA und dem 
BMWi mit, daß derzeit keine Ausleihungen von MTW an BW 
oder Tochtergesellschaften bestehen. Wenn Ausleihungen 
stattgefunden hätten, dann kurzfristige Geldanlagen auf 
Bankkonten zur Erzielung besserer Konditionen für die 
Ostwerften 

Beantwortung von Fragen der EU-Kommission durch BMWi auf 
der Grundlage der Angaben von BW. 

Ankündigung der THA eines Besuches in Bremen zur Prüfung 
der Untemehmensstrategie anhand interner Unterlagen der 
BW 

Dr. Hennemann sagt Treffen in Bremen ab. 

Erneute Ankündigung des Besuches in Bremen zum Zwecke 
der Prüfung interner Unterlagen der BW. 

Freigabe von Betriebsbeihilfen vom Sperrkonto bei MTW durch 
EU-Kommission mit anschließender Freigabe durch 
Treuhänder 

Mahnschreiben Dr. Hornef/Dr. Wild wegen Beantwortung des 
Briefes vom 20. Dezember 1993 

Gespräch auf der Arbeitsebene der THA mit Vorstand der BW; 
Antwort auf den Brief vom 20. Dezember 1993; u. a. 
Ablehnung von Bankbürgschaften für Anlagen im Cash- 
Management. 

Behandlung des Ergebnisses im Vorstand THA 
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12./19. Juli 1994 




4. August 1994 

29. August 1994 

5. September 1994 
22. Dezember 1994 

De2ember-1994 

30. März 1995 bzw. 
>. April 1995 

3. Juli 1995 

19. Juli 1995 

25. August 1995 

7. September 1995 

13. September 1995 

20. September 1995 
10. Oktober 1995 

26. Oktober 1995 
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Bankenvertreter sieht keinen Grund für eine Annahme, daß die 
Bank das erhebliche Engagement bei der BW nicht fortführe. 
Der Tum-around der BW stehe bevor. Für Beunruhigungen 
besteht aus seiner Sicht kein Anlaß. 

Besuch Frau Breuel/Dr. Hornef auf Werft in Wismar in 
Gegenwart des Vorstandes BW. 

Brief Frau Breuel an Dr. Hennemann 

BW bestätigt schriftlich die termingerechte Fertigstellung der 
Investitionen und die rechtzeitige Verfügbarkeit der 
notwendigen Mittel. Auf Fragen der EU-Kommission erklärt 
BW, daß die Einlagen von MTW und VWS mit Blick auf den 
Verwendungszweck stets kurzfristig erfolgen. 

cash-management-Vereinbarung der BW mit Verbund- 
untemehmen MTW. VWS, DMV führt zu automatischem, 
täglichem Kontenausgleich in BW. 

C & L Deutsche Revision bestätigt spill-over-Bericht von 
MTW und VWS für 1994; korrekte Anwendung des cash- 
managements und Sicherstellung der rechtzeitigen 
Verfügbarkeit der Mittel für die Investitionen 

Boston Consulting informiert intern BW-Vorstand über 
bevorstehende Finanzkrise des Konzerns. 

Treffen BvS/BW: Erörterung der Bilanz 1994, positiver 
Ausblick 1995. Versicherung der planmäßigen Durchführung der 
Investitionen und Hinweis auf Zuständigkeitsänderung im BW- 
Vorstand. 

Bankengespräch mit BW-Vorstand, Senat Bremen, C & L 
Deutsche Revision ohne Beteiligung BvS und Land 
Mecklenburg-Vorpommern. Keine nachträgliche Information an 
BvS und Bundesregierung 

Gespräch Vorstand BvS/BW: Versicherung des BW-Vor- 
standes, Liquiditätskredit berührt Oststandorte nicht. 


BvS-Vorstand bestätigt Vertragstreue Vertragsentwicklung im 
VerwaltungstTt. 

Freigabe der EU-Kommission von 194 Mio. DM vom 
Sperrkonto der MTW. 

Freigabe von 194 Mio. DM vom MTW-Sperrkonto durch 
Treuhänder, wobei der Treuhänder der BvS im Gegensatz zu 
dem der BW auf die Verwendung für Investitionen bei MTW 
hinweist. 

Gespräch im BMWi mit Vertretern des Bremer Senats über 
beihilferechtliche Fragen des Unterweserkonzepts. Bremische 
Teilnehmer erwähnten Risiken für die Finanzierung der 
Investitionen in Mecklenburg-Vorpommern. 
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8. November 1 995 


14. November 1995 

15. November 1995 

22. November 1 995 


29. November 1995 

30. November 1 995 

1 . Dezember 1 995 

4. Dezember 1995 

6. Dezember 1995 

7. Dezember 1995 


13. Dezember 1995 

13. Dezember 1995 

14. Dezember 1995 


18. Dezember 1995 


20. Dezember 1 995 
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Gespräch von Mitarbeitern von BMWi und Bundeskanzleramt 
mit Bankenvertreter, der sich zur Situation der BW äußert; er 
kann nicht sagen, ob Mittel der THA zweckentfremdet worden 
seien. 

Gespräch im BMF mit Vertretern des Bremer Senats 

BvS-Vorstand teilt im Verwaltungsrat Einhaltung der 
Aibeitsplatz- und Investitionszusagen durch BW mit. 

Treffen BvS/BW-Vorstand. BW-Vorstand erklärt, daß er zur 
Zeit rnit Banken Vertiandlungen führe, um die Finanzierung des 
Verbund-Anteils an den Investitionen in 
Mecklenburg-Vorpommern durch entsprechende Kredite zu 
finanzieren. Mitteilung an BvS, daß Lage BW entspannt sei. 

Gespräch unter Beteiligung BvS, Hansestadt Bremen, 
Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein und C & L Ober 
Situation der BW 

BMWi ertiält aus Bremen Informationen über das Gespräch am 
29. November 1 995 

Mitteilung BvS an BMF zu Investitionen BW und Geldanlagen 
der Ostwerflen 

Schreiben BMWi an BvS mit der Bitte um Unterrichtung Ober 
Gespräche mit BW und Ländern. 

BvS-Antwort auf BMWi-Schreiben vom 4. Dezember 1 995 

BW-Vorstand bestätigt auf Anfrage, daß es für Mittel der 
Ostwerften im Cash-concentration schon deshalb nicht 
beabsichtigt war, diese für-' langfristige Investitionen ein- 
zusetzen, weil sonst im wesentlichen kurzfristig zur Verfügung 
zu stellende Mittel langfristig gebunden würden. 

Treffen BMF, BMWi, BvS, C & L Deutsche Revision 

Verwaltungsrat der BvS: Nach BvS vorliegenden Infor- 
mationen und Nachweisen der BW: ordnungsgemäßer Einsatz 
der von THA/BvS gezahlten Investitionsmittel. 

Schreiben BvS an BW-Klärung folgender Fragen: 

Finanzierung des Eigenanteils der BW der für die Ostwerften 
vertraglich vereinbarten Investitionen, Beantwortung der von 
der EU gestellten Fragen, weiteres Prozedere mit den in das 
Cash-Management eingeflossenen Geldern der ostdeutschen 
Unternehmen, insbesondere Transparenz und Trennung 
zwischen Ost- und Westfirmen 

Versicherung BvS an Bundeskanzleramt, daß BvS keine 
Hinweise auf vertragswidrige Verwendung öffentlicher Mittel 
oder Verzögerung von Investitionen vorltegen. 

Treffen Länder, BvS, C & L, BW in Bremen: BW-Vorstand 
stellt noch einmal Situation dar und bittet um Länderhilfen 
wegen akuter Liquiditätsprobleme im Januar 1996; 
Privatisierungsbeihilfen seien zweckentsprechend verwendet 
worden. 


970 




21. Dezember 1995 

22. Dezember 1995 

22. Dezember 1995 

3. Januar 1996 

16. Januar 1996 

16. Januar 1996 

17. Januar 1996 

23. Februar 1996 
23. Februar 1 996 
2. Ma! 1996 

5. September 1996 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode DrUCksaChO 13/10900 


- 69 - 

Beantwortung schriftlicher Fragen v. MdB Dr. Lucyga und MdB 
Dr. Küster zu BW 

BW-Vorstand teilt mündlich mit, d^'.ß die ordnungsgemäße 
Rückführung der Mittel zur Zeit nicht möglich ist und ohne 
staatliche oder bankmäßige Hilfe auch nicht in Aussicht gestellt 
werden kann. 

BvS teilt BMWi mit, die BW könne ihre Zahlungsver- 
pflichtungen in Mecklenburg-Vorpommern kurz- und langfristig 
nur mit öffentlichen Gewährieistungsbürgschaften bewältigen. 

Die Mitteilung der BW vom 22. Dezember 1995 wird von BW 
gegenüber BvS schriftlich bestätigt 

Treffen BMF, BvS, BMWi, C & L; Diskussion über Abkopplung 
der Ostfirmen, Cash-Concentration und mögliche öffentliche 
Hilfen 

Erörterung der Situation oer BW im Präsidium des 
Verwaltungsrates der ßvS. 

Treffen neuer BW-Vorstand und AR-BW, BK, BMF, BMWi, 
C &L; BW-Vorstand stellt Finanzlage und Zukunftspläne dar. 
BvS sagt Finanzhilfe durcfi Herauskauf von Grundstücken zu. 
Banken müssten jedoch kurzfristige und langfristige Liquidität 
sichern. 

Vergleichsantrag für BW. 

KPMG - Gutachten 

Eröffnung der Konkursverfahren über die BW und weiterer 
Konzemfirmen 

Gutachten von Susat & Partner zu den Einlagen der Ostwerften 
in das zentrale .cash concentration" der BW 
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Cash Management 

1. Auftrag und Auftragsdurchführung 

Mit Beweisbeschluß 13-232 hat der 2. Untersuchungsausschuß „DDR-Vermögen“ des Deut- 
schen Bundestag (13. Wahlperiode) in einer Sitzung am 5. Dezember 1996 beschlossen, Herrn 
Dr. Norbert Pfitzer, Schitag Emst & Young Deutsche Allgemeine Treuhand AG, Stuttgart, zur 
Frage der Zulässigkeit und der allgemeinen Üblichkeit eines Cash Management anzuhören. 
Die vorliegende Stellungnahme wurde zur Vorbereitung und Durchführung der Anhörung 
erarbeitet. 

In die folgende Darstellung fließen unsere umfangreichen praktischen Erfahrungen sowie eine 
Auswertung des Schrifttums zum Cash Management ein. Der Sprachgebrauch und die Ab- 
grenzung dessen, was unter Cash Management zu verstehen ist, ist weder in der Praxis noch In- 
der Literatur einheitlich. Durchforstet man das Schrifttum, so stößt man auf vielfältige, z.T. 
unterschiedliche Definitionen und Defmitionsversuche dieses aus dem US-amerikanischen 
Raum stammenden Begriffs. Dies ist in Anbetracht der inzwischen beinahe 30-jährigen Ent- 
wicklungsgeschichte des Cash Management nicht weiter verwunderlich. 

Vor dem Hintergrund der Vielfalt möglicher Aufgaben, die dem Cash Management zugewie- 
sen werden (können) ist es zunächst erforderlich, den für die vorliegende Untersuchung maß- 
gebenden Begriff des Cash Managenment abzugrenzen. Sodann zeigen wir die Vorteile auf, 
die mit einem effizienten Cash Mananagement verbunden sind. Hierbei wird deutlich, daß 
Konzerne mit Cash Management erhebliche betriebswirtschaftliche Vorteile und damit einen 
Wettbewerbsvorsprung gegenüber solchen haben, die dieses Instrument nicht einsetzen. Diese 
Vorteile treten um so deutlicher hervor, je stärker ein Konzern Ln rechtlich selbständige Unter- 
einheiten zergliedert ist und je größer die Anzahl der Zahlungsverkehrskonten der Untemeh- 
mensgruppe ist. Korrespondierend mit der Zahl der Gesellschaften und der Konten wächst 
somit die Notwendigkeit ein zentrales Cash Management einzurichten. Cash Management 
gehört heute zum „state of the art“ eines in betriebswirtschaftlicher Hinsicht gut organisierten 
Konzerns. 

Im Anschluß daran stellen wir die Grundlagen der gängigen Konzepte des Cash Management 
und der in praxi eingesetzten Cash Management Systeme dar. 

Ausführungen zu den rechtlichen Grenzen des Cash Management runden die Untersuchung 
ab. 

Dem Auftrag liegen, auch im Verhältnis zu Dritten, unsere als Anlage beigefügten Allgemei- 
nen Auftragsbedingungen zugrunde. 
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2. Was ist Cash Management? 

2.1 Entstehung* 

Bedingt durch die Entwicklung des internationalen Zinsniveaus in den 70er Jahren und die 
damit einhergehenden hohen Inflationsraten der westlichen Industrieländer, rückten in den 
Finanzbereichen der Unternehmen erstmalig die Opportunitätskosten von Bargeldbeständen 
und Sichtguthaben sowie der Abwicklung von Zahlungsströmen in das Blickfeld betriebs- 
wirtschaftlicher Optimierungsüberlegungen. 

Begründet durch die Ineffizienzen des amerikanischen Zahlungsverkehrssystems (Trenn- 
bankensystem; daraus resultierend sehr lange Transferzeiten) wurde bei steigenden Zinsen 
dort verstärkt das Bedürfnis geweckt, neben der üblicherweise bis dahin im Finanzbereich der 
Unternehmen vorherrschenden Zielsetzung der Liquiditätssicherung, ^ eine Reduzierung der 
hiermit verbundenen Opportunitätskosten zu erreichen (ursprünglich durch Reduzierung des 
„Floats“: im Umlauf befindliche, für das Unternehmen nicht verzinsliche Gelder). Hieraus 
entstand ein an diesen Bedürfnissen orientiertes Konzept, das als „Cash Management“ be- 
zeichnet wurde. Es erfuhr in der amerikanischen Untemehmenspraxis eine rasche Verbreitung 
und wurde schnell als zentraler Erfolgsfaktor unternehmerischen Agierens angesehen. 

In Deutschland wurde diese Entwicklung mit wachsendem Interesse beobachtet. US- 
amerikanische Kreditinstitute bieten die zunächst für ihre amerikanische Kundschaft entwik- 
kelten Dienstleistungen zur Durchführung des Cash Managment seit Beginn der 80er Jahre 
deutschen Unternehmungen an, kombiniert mit intensiver Cash Management Beratung. 
Wenngleich heute alle deutschen Geschäftsbanken, allen voran die Deutsche Bank, Cash Ma- 
nagement Systeme im Dienstleistungsprogramm haben, dürften einige US-Banken 
(namentlich Chase Manhatten und City Bank) insbesondere beim globalen Cash Management 
noch eine gewisse Vorreiterrolle innehaben. 


2.2 Abgrenzung 

Im Sprachgebrauch der Praxis wie auch in der deutschsprachigen Literatur sind bezogen auf 
das Cash Management überwiegend zwei Definitionsarten zu finden: 

Als Cash Management werden (synonym mit verwandten dem Finanzbereich entstammenden 
Begriffen) beispielsweise vielfach die folgenden Aufgaben verstanden. 


' Vgl. hierzu die Ausführungen bei Kettem (1987); Cash Management und Bankenwahl, München S. 1-3 sowie 
Eistert (1994): Cash-Management-Systeme; Funktionen - Strategien - Marktüberblick. Wiesbaden, S. 4. 

Vgl, Spahni-Klass (1988): Cash Management im multinationalen Industriekonzem, Bern, Stuttgart, S. 62 ff. 
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• Cash Management = „Konzern-Clearing“, 

• Cash Management - „Kassenhaltung“, 

• Cash Management » „Liquiditätsmanagement“ oder 

• Cash Management = „Finanzdisposition“ (besonders häufig). 

Es ist leicht ersichtlich daß diese Aufgaben inhaltlich nicht deckungsgleich sind. Der unter- 
schiedliche Sprachgebrauch macht es erforderlich, die für Zwecke der vorliegenden Untersu- 
chung dem Cash Managment zugeordneten Ziele, Aufgaben und Verfahren (weite Auslegung) 
von anderen Aufgabengebieten in der Unternehmung abzugrenzen.^ 

Eine Durchsicht des Schrifttums zeigt, daß die Begriffsabgrenzungen entweder sehr allgemein 
gehalten sind oder in einer mehr oder weniger umfassenden Aufzählung verschiedener Aufga- 
ben(gebiete) des Cash Management bestehen. 

Beispiele:'* 

• „Steuern des richtigen Betrages zum richtigen 2^itpunkt an den richtigen Ort und dies in 
kürzester Zeit.“^ 

• „Zentrale Steuerung des Geldeingangs und -ausgangs.“^ 

• „Cash bezeichnet die liquiden Mittel des Unternehmens. Der Begriff Management um- 
faßt Entscheidungen über Planung, Disposition und Kontrolle von Liquidität.“^ 

• Cash Management wird als das Planen, Disponieren und Kontrollieren der liquiden Mittel 
eines Unternehmens unter dem Gesichtspunkt der Gewährleistung der zeitpunktbezogenen 

o 

Zahlungsbereitschaft verstanden werden. 

• y,Die Gesamtheit aller Aktivitäten, die direkt oder indirekt auf eine zielorientierte Ge- 
staltung des kurzfristigen Finanzpotentials der Unternehmung ausgerichtet sind/^ 


^ Vgl. zur Interpretation dieser Begriffe in Bezug auf das Cash Management die Ausführungen bei Kettem 
(1987). S. 10 ff. 

^ Weitere Definitionsbeispiele vgl. bei Boettger (1995): Cash-Management internationaler Konzerne: Strategi- 
en - Organisation - Umsetzung. Wiesbaden. S. 6 ff. 

^ Vgl. Adams (1985): Ausgewählte Fragen aus der Finanzwirtschaft einer international tätigen Unternehmung, 
in: Marktforschung. Heft 2. 1985. S. 66; Ross (1988): Centralised Management Reduces Costs, in: The Ac- 
countant, Nr. 5812, 1988, S. 14. 

^ Braun (1987): Cash-Management für Firmenkunden - zu wessen Nutzen, in: bank und markt. Heft 5. Mai 
1987, S. 5; Swinne (1983): Die finanzielle Führung und Kontrolle von Auslandsgesellschaften, Frank- 
furt/Main, S. 140. 

^ Vgl. Jetter (1987): Cash-Management-Systeme: e. Entscheidungsproblem d. Marketing-Politik im Firmen- 
kundengeschäft d. Kreditinstitute. Wiesbaden, S. 32. 

® Vgl. Kraemer/Scheer (1993): Cash-Management-Systeme - Konzeption und beispielhafte Anwendungen, 
Information Management, 1/93, S. 51. 

’ Vgl. Kettem (1987), S. 19. 
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Charakteristisch für die vorgestellten Definitionen ist die Betonung des aktiven Elements des 
Cash Management. Es verdeutlicht die Abkehr vom traditionellen Reagieren (bloße Verwal- 
tung) im Finanzbereich der Unternehmen zu spezifischem finanzwirtschaftlichen Agieren was 
einer der Kemgedanken der Ursprünge des Cash Management war.'° 

Auffällig ist auch das teilweise erfolgende Herabbrechen der Aufgaben des Cash Management 
auf die in der betriebswirtschaftlichen Theorie zu findenden idealtypischen Phasen eines 
(Management)Prozesses: Planung, Vollzug und Kontrolle } ' 

Unter Auswertung der vorstehenden Definitionen definieren wir Cash Management wie folgt; 
Unter Cash Management verstehen wir die rentabilitäts-, liquiditäts- und sicherheitsori- 
entierte*^ Beherrschung und Gestaltung der Zahlungsströme und der Zahlungsmittelbe- 
stände in den Phasen Planung, Disposition und Kontrolle, 


3. Cash Management ist eine betriebswirtschaftliche Notwendigkeit 

„The easiest way to make money is to stop losing if. Diese Aussage stellt die betriebswirt- 
schaftliche Notwendigkeit des Cash Management treffend heraus. Intention des Cash Manage- 
ment, ebenso wie der gesamten unternehmerischen Betätigung, ist es Gewinne zu erzielen. 
Indes steht beim Cash Management die Verhinderung von Verlusten und die Verminde- 
rung von Opportunitätskosten im Vordergrund. 

Ein einfaches Beispiel möge dies illustrieren: 

Ein Konzern besteht aus der Muttergesellschaft und zwei Tochtergesellschaften (TGl und 
TG2). TGl hat eine Liquiditätsunterdeckung von 100, die sie zu einem Zinssatz von 10 v.H. 
p.a. bei ihrer Bank finanziert. TG2 hat einen Liquiditätsbestand von 150, für den sie bei ihrer 
Bank 5 v.H. p.a. Zins erhält. Richtet der Konzern in dieser Situation ein zentrales 
Cash Management in Form der Cash Concentration ein, so werden die Konten von TGl und 
TG2 (idR. täglich) auf Null gestellt, indem das Guthaben von TG2 an den z.B. bei der Mutter 
eingerichteten Cash Pool abgeführt wird und die Unterdeckung von TGl durch Mitteltransfer 
aus dem Pool ausgeglichen werden. Der Vorteil für alle Beteiligten liegt auf der Hand. Der 
Konzern vermeidet Finanzierungskosten in Höhe der „Marge“. TG2 erhält bei Anlage der 
Mittel im Pool idR. eine etwas über dem Zissatz der Bank liegenden Zinsertrag (z.B. 7 v.H). 
TGl finanziert sich aus dem Pool idR zu unter den Konditionen der Bank liegenden Bedin- 
gungen (z.B. 7 V.H.). 

Weitere betriebswirtschaftliche Vorteile eines zentralen Cash Management sind: 


VgI.Kettem(1987), S. 2; 9. 

" Vgl. Keinen (1985): Industriebetriebslehre als Entscheidungslehre, in: Keinen (Krsg.): Industriebetriebslehre. 
Entscheidungen im Industriebetrieb, 8. Auf!., Wiesbaden 1985, S. 46ff.; Jetter (1987), S. 32, 95; Wöhe 
(1981): Einführung in die Allgemeine Betriebswirtschaftslehre, 14. Aufl., München, S. 88. 

Zu den Zielen des Cash Management siehe den nachfolgenden Abschnitt. 

Vgl. Frotzler (1991): Cash Management: Instrumente zur Planung, Disposition und Kontrolle der liquiden 
Mittel, Wien, S. 9. 
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Cash Management erfordert ein spezifisches kompliziertes Know-how. Es müssen komplexe 
EDV-Systeme vorgehalten werden. Dies bedingt den Einsatz von Mitarbeitern mit entspre- 
chenden Spezialkenntnissen. Es ist einfacher und kostengünstiger, dieses Know-how nur in 
einer Zentralstelle und nicht in mehreren Gesellschaften des Konzerns vorzuhalten und fort- 
zucntwickeln. Die Voraussetzungen für die Optimierung von Kosten, Qualität und Dauer der 
dem Cash Management zuzuordnenenden Teilgeschäftsprozesse werden auf diese Weise ver- 
bessert 

Das Zusammenwirken mit anderen Arbeitsgebieten/Geschäftsprozessen, die, wie z.B. das 
Treasury, enge Verknüpfungen mit dem Cash Management haben, läßt sich bei einem zentra- 
len Cash Management leichter, effizienter und qualitativ hochwertiger organisieren als ohne 
ein solches. 

Verlassen wir nun dieses einfache Beispiel und wenden uns im folgenden, ausgehend von den 
allgemeinen Untemehmenszielen, zunächst den grundlegenden Einzelzielen und -aufgaben 
des Cash Management zu, um sodann auf die verschiedenen den individuellen Aufbau des 
Cash Management eines einzelnen Unternehmens beeinflussenden Faktoren einzugehen. 
Eine Darstellung verschiedener Techniken und Konzepte zur Lösung der Aufgaben erfolgt in 
Abschnitt 3. 


3.1 Ziele des Cash Management 

Die Betriebswirtschaftslehre sieht es als die oberste Aufgabe der Untemehmensführung an, 
die Zielfunktion eines Betriebes zu formulieren.''* Oberziel in einem marktwirtschaftlich ori- 
entierten Betrieb ist die langfristige Gewinnmaximierung. Dieses Ziel wird üblicherweise 
nicht isoliert, sondern unter Beachtung weiterer „Nebenziele“ verfolgt. Man spricht in diesem 
Zusammenhang vom Zielsystem einer Unternehmung. 

Durch die empirische Zielforschung wurde eine Vielzahl, sowohl monetärer als auch nicht 
monetärer, potentieller Untemehmensziele ermittelt. Dies sind, neben dem bereits genannten 
„Gewinn-ZRentabilitätsstreben“, z.B. die „Sicherheit“, „Macht- und Prestigestreben“, die 
„Erlangung politischen Einflusses“, das „Tragen sozialer Verantwortung“, die „Unabhängig- 
keit“ oder auch „(Marktanteils)wachstum“.'^ 

Hiervon dem Finanzbereich und damit auch dem Cash Management zuzuordnende Ziele sind 
das Streben nach 


Vgl. auch zu den folgenden Ausführungen Wöhe (1981), S. 1 10 f. 

Vgl. z.B. Meinen (1976): Grundlagen betriebswirtschaftlicher Entscheidungen. Das Zielsystem der Unter- 
nehmung. 3. Aun., Wiesbaden. S. 37 ff.; Wöhe ( 1981). S. 1 1 1. 
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• „Gewinn/Rentabilität“, 

• „Sicherheit“ und 

• „Unabhängigkeit“.*® 

Aus diesen Oberzielen lassen sich verschiedene, in Abhängigkeit von der Geschäftspolitik 
eines Unternehmens unterschiedlich wichtige, Ziele für das Cash Management ableiten. Im 
folgenden wird ein vollständiger Überblick über die aktuell in praxi und im Schrifttum disku- 
tierten Cash Management Ziele gegeben. Diese Ziele haben sich von der ersten Anwendung 
des ursprünglichen Cash Management-Gedankens vor knapp 30 Jahren bis heute verändert, 
teilweise auch erst sukzessive entwickelt. 

Einen ersten Eindruck über die aus den betriebswirtschaftlichen Oberzielen „Gewinn“, 
„Sicherheit“ und „Unabhängigkeit“ abgeleiteten Cash Management Subziele verschafft die 
nachstehende Übersicht: *’ 


betriebswirtschaft- 
liche Oberziele: 

Cash Management 
Subziele: 



• Minimierung der Kosten 
der Kassenhaltung 

• Minimierung der Trans- 
aktionskosten 

• Minimierung der Finan- 
zierungskosten 

• Maximierung der Geld- 
anlageerlöse 

• Minimierung der Zinsän- 
derungsrisiken 

• Minimierung des Wäh- 
rungsrisikos 


• Sicherung der kurz- 
fristigen Zahlungs- 
fähigkeit 

• Sicherung des Un- 
temehmenspoten- 
tials 


• Wahrung der finanz- 
wirtschaftlichen Un- 
abhängigkeit 

• Wahrung der leistungs- 
wirtschaftlichen Un- 
abhängigkeit 


• (Minimierung der 
Steuerabgaben) 

• (Lösung des Problems der 
Devisenbewirtschaftungen) 


Abb. 1: Cash Management Ziele 


Vgl, Hahn (1983): Finanzwirtschaft, 2. Aufl., Landsberg. S. 29ff.; Eistert (1994), S. 9. 

’’ Vgl. auch zu den nachfolgenden Ausführungen insbesondere Kettem (1987), S. 40 ff. sowie Herold (1994), S. 
30 f. 
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3.1.1 Aus dem Gfewinnstreben abgeleitete Ziele 

Die Erwirtschaftung von Gewinnbeiträgen durch das Cash Mangement kann durch Beein- 
flussung verschiedener finanzwirtschaftlicher Faktoren erfolgen. In Betracht kommen direkt 
aufwandswirksame Kosten, Opportunitätskosten und Erlöse aus Geldanlagen. Diese Überle- 
gungen schlagen sich in den o.g. 6 (Haupt)-Cash Management Zielen nieder. 

Minimierung der (Opportunitäts-)Kosten der Kassenhaltung 

Kassenbestände erbringen in der Regel keine oder nur eine geringe Verzinsung. Ihr Halten 
kann somit zu Opportunitätskosten in Höhe der entgangenen Zinserlöse bzw. zu zahlender 
Fremdkapitalzinsen fuhren (siehe obiges Beispiel). Zugleich ist es aber aus Gründen der Si- 
cherheit und der Unabhängigkeit geboten, eine gewisse Transaktions- bzw. Vorsichtskasse zu 
halten. Dies zeigt, daß die Beziehungen zwischen den oben dargestellten Zielen nicht homo- 
gen, sondern teilweise konfllktär sind. Die Trans iktionskasse muß umso höher sein, 

• je schwieriger die jederzeitige Verfügbarkeit liquider Mittel ist (z. B. Tagesgelder sind im- 
mer erst am nächsten Tag verfügbar), 

• je seltener Transaktionen möglich sind (nur bis oder zu bestimmten Zeitpunkten), 

• je länger die Durchführung von Transaktionen dauert, 

• je höher die Kosten der Transaktionen sind, 

• je stärker die Kassenhaltung im Konzern dezentralisiert ist, 

• je weniger sicher die Prognose zukünftiger Zahlungen ist. 

Um die Opportunitätskosten zu minimieren ist es erforderlich aktuell nicht benötigte Kassen- 
bestände zur zinsbringenden Anlage bzw. zur Tilgung von Verbindlichkeiten zu nutzen. Die 
im Konzern erforderliche Transaktionskasse und damit die Opportunitätskosten sind bei zen- 
traler Kassenhaltung (Cash Concentration) niedriger als bei dezentraler Kassenhaltung. 

Minimierung der Transaktionskosten 

Beim Kapitaltransfer entstehen sowohl reale, aufwandswirksame Kosten als auch Oppor- 
tunitätskosten. Dies sind einerseits die Kosten für die erbrachte Bankdienstleistung, die sich 
im Rahmen von Gebühren niederschlagen. Hier gilt generell, je schneller die Transaktions- 
geschwindigkeit um so höher die Gebühr. 

Andererseits fallen Opportunitätskosten sowohl für abstrakte Einnahmen- und Ausgaben- 
ströme als auch für reale Einzahlungs- und Auszalilungsvorgänge an. Dies sind im ersten Fall 
die NichtausnuLzung der Möglichkeit der Vorverlagemng von Einnahmen und der Nach- 
verlagerung von Ausgaben (Kapital soll möglichst lange zur zinsbringenden Anlage zur Ver- 
fügung stehen). Im zweiten Fall resultieren Opportunitätskosten hauptsächlich aus der erst 
verspäteten Verfügbarkeit von Einzahlungen (Transferzeiten für unterwegs befindliche Zah- 
lungen und Wertstellungsproblematik). 
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In diesem Zusammenhang ist eine gegenläufige Entwicklung von direkten Transfer^ und 
Opportunitätskosten festzustellen. Beispiel: Je schneller eine konzeminteme Transaktion von 
der Bank abgewickelt wird, desto höher sind die daraus unmittelbar entstehenden Kosten in 
Form von Bankgebühren, desto geringer sind jedoch die Opportunitätskosten, die dadurch 
entstehen, daß die Mittel während der Transferzeit nicht dem Unternehmen zur Verfügung 
stehen. Das Gesamtziel muß deshalb genau genommen „Minimierung der Summe der 
Transaktionskosten" heißen. 

Minimierung der Finanzierungskosten 

Die Finanzierungskosten werden durch den Umfang der Inanspruchnahme von Kreditlinien 
und die Höhe der hierfür maßgeblichen Zinssätze bestimmt. Das Cash Management leistet 
seinen Beitrag zur Minimierung der Finanzierungskosten im kurzfristigen Bereich (siehe Bei- 
spiel oben). 

Maximierung der Geldanlageerlöse 

Maßgeblich ist hier die Erzielung der höchstmöglichen Erlöse aus der Verwendung von Kas- 
senüberschüssen, was die zinsgünstige Anlage derselben erfordert. Dieses Ziel geht insofern 
mit dem Ziel der Minimierung der Kosten der Kassenhaltung konform, als der höchstmögli- 
che Betrag zinsoptimal anzulegen ist. Werden die liquiden Mittel in einem zentralen Cash 
Pool zusammengeführt, so entstehen dadurch größere Volumina, die zum einen im Tages- 
geldbereich zu günstigeren Konditionen angelegt werden können. Zum anderen kann ein die 
erforderliche Transaktionskasse (siehe oben) nachhaltig übersteigender Betrag, der sich auf- 
grund (hoffentlich!) dauerhaft positiver Überschüsse ständig aufbaut, schneller an das Treasu- 
ry zur längerfristigen Anlage abgegeben oder auch zur Rückführung von langfristigen Ver- 
bindlichkeiten verwendet werden. 

Minimierung der Zinsänderungsrisiken 

Dieses Risiko ist sowohl im Zusammenhang mit der Anlage von Kassenüberschüssen als auch 
hinsichtlich der Inanspruchnahme von Krediten relevant. Es entsteht insbesondere bei 
schwankendem Zinsniveau und ist c.p. umso höher, je geringer die Möglichkeiten sind, die 
kontrahierten Zinssätze an das Marktniveau anzupassen. Diesem Risiko stehen in der Regel 
jedoch entsprechende Chancen gegenüber. Aber schon um hier, auch im Hinblick auf die op- 
timale Kassenhaltung, mit zuverlässigen Größen planen zu können, kann es ein weiteres Ziel 
des Cash Management sein, die Zinsänderungsrisiken angelegter bzw. aufgenommener Zah- 
lungsmittel zu minimieren. Dies läßt sich z.B. durch Zinsswaps erreichen. Allerdings ist hier 
anzumerken, daß die Entwicklung von Strategien und Durchführung von Maßnahmen gegen 
Zinsänderungsrisiken außerhalb des oben definierten Aufgabenbereichs des Cash Manage- 
ment (Gestaltung von Zahlungsströmen und Zahlungsmittel beständen) liegt bzw. auf den Er- 
gebnissen des Cash Management aufbaut. In praxi werden diese Aufgaben i.d.R.vom Treasury 
wahrgenommen . 
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Minimierung des Währungsrisikos 

Das WährungsrisUco steht bei grenzüberschreitenden Zahlungsströmen einer Unternehmung 
im Vordergrund. Es umfaßt die sich aus Wechselkursschwankungen ergebende Verlustgefahr 
im Zusammenhang mit offenen Fremdwährungspositionen. Auch für die aus solchen Wech- 
selkursschwankungen resultierenden Risiken gilt, daß deren Minimierung durch Terminge- 
schäfte, Währungsswaps u.a. i.d.R. nicht unmittelbare Aufgabe des Cash Management ist. 
Allerdings bilden die vom Cash Management z.B. im Rahmen von Fremdwährungspools ge- 
stalteten Devisenströme und -bestände zwar einerseits die Basis für Entscheidungen über Ab- 
sicherungsmaßnahmen. Diese beinflussen jedoch wiederum Maßnahmen im Bereich des Cash 
Management. Risikomanagement von Fremdwährungsrisiken und Cash Management sind 
somit interdependente Aufgaben. Z.B. erleichtert allein schon die Einrichtung eines konzern- 
weiten USD-Pools das USD-Risikomanagement, da im Konzern nur eine offene Position von 
liquiden USD-Mitteln zu überwachen und abzusichem ist. 

Weitere aus dem Gewinnstreben abgeleitete Ziele 

In der Übersicht sind zwei weitere aus dem Gewinnstreben abgeleitete Ziele angefügt, die für 
Unternehmen mit multinationalen Standorten von Bedeutung sind. Es handelt sich hier um 
Fragen der Gestaltungsoptimierung im Hinblick auf national abweichende Gesetzgebungen. 

Einmal ist hier das Ziel der Steuerarbitrage unter Verlagerung bestimmter Aufwendungen 
und Erträge an Standorte mit entsprechend günstiger Steuergesetzgebung zu nennen. Z.B. die 
Errichtung einer zentralen Inkasso- und Finanzierungsgesellschaft in „Steueroasen“. Die Be- 
deutung dieser Frage für das Cash Management ist nicht zu verkennen. Die hiermit verbunde- 
nen Gestaltungsaufgaben sind aber eher strategischer Natur und fallen daher nicht in den di- 
rekten Aufgabenbereich des Cash Management. Aufgrund solcher Gestaltungen werden je- 
doch Restriktionen für das Cash Management zu beachten sein. 

Ähnliches gilt für das Ziel der Lösung des Problems der Devisenbewirtschaftungen, da die 
Nutzung anderweitig interessanter Standortvorteile hiervon abhängt. 


3.1.2 Aus dem Sicherheitsstreben abgeleitete Ziele 

Aus dem betriebswirtschaftlichen Oberziel der Sicherheit werden im allgemeinen zwei Ziele 
für das Cash Management abgeleitet. 

Sicherung der kurzfristigen Zahlungsfähigkeit 

Die Sicherung der ständigen Zahlungsfähigkeit war - wie bereits erwähnt - lange Zeit die 
oberste Zielsetzung des Finanzbereichs. Das Cash Management wird heute, wie die vorste- 
henden Ausführungen verdeutlichten, vorrangig durch Wirtschaftlichkeitüberlegungen domi- 
niert. Diese stehen jedoch unter der Nebenbedingung (zwingende Restriktion) der Sicherung 
der jederzeitigen Zahlungsfähigkeit. 
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Das Cash Management leistet einen wichtigen Beitrag zur Erreichung dieses Ziels in kurzfri- 
stiger Hinsicht. Die langfristige Zahlungsfähigkeit ist von strukturellen Gegebenheiten abhän- 
gig und damit durch die kurzfristigen Aktivitäten im Rahmen des Cash Management nicht 
beeinflußbar. 

Sicherung des Unternehmenspotentials 

Dieses Ziel bezieht sich auf die Sicherung der finanziellen Vermögenswerte einer Unterneh- 
mung, deren Gefährdung durch unberechtigte Eingriffe in die Abwicklung der realen Zah- 
lungsvorgänge zu minimieren ist. In diesem Zusammenhang werden insbesondere bei An- 
wendung der elektronischen Zahlungsabwicklung Gefahren vermutet, die es zu eliminieren 
gilt. 


3.1.3 Aus dem Unabhängigkeitsstreben abgeleitete Ziele 

Auch aus dem Unabhängigkeitsstreben der Unternehmung werden üblicherweise zwei Ziele 
für das Cash Management abgeleitet. Grundsätzlich beinhaltet der Wunsch nach Unabhän- 
gigkeit das Bestreben, „Einflußnahmen Außenstehender auf die Unternehmung zu verhin- 
dern“. 

Yfahrung der finanzwirtschaftlichen Unabhängigkeit 

Die finanzwirtschaftliche Unabhängigkeit, ist durch die Vermeidung kapitalmäßiger Einfluß- 
nahmen gekennzeichnet. Ein Risiko kann hier z.B. bei Unterhaltung nur weniger Bankver- 
bindungen im Zusammenhang mit der Kreditaufnahme bestehen. Dies ist im Rahmen der kurz 
fristigen Verschuldung aber wenig wahrscheinlich, so daß dieses Ziel für das Cash Manage- 
ment von untergeordneter Bedeutung ist. 

'Wahrung der leistungswirtschaftlichen Unabhängigkeit 

Dieses Ziel hat die Vermeidung von Einflußnahmen durch Kunden und Lieferanten zum Ge- 
genstand, wobei die Beziehungspflege zu Kunden und Lieferanten im Normalfall nicht Auf- 
gabe des Cash Management sein kann. Aber auch hier ist ein Einfluß der „Kreditinstitute als 
Lieferanten spezifischer Bankdienstleistungen“ denkbar, wobei es sich um Beratungs- 
leistungen oder Informationsbereitstellung (insbesondere zur Unterstützung des Cash Manage- 
ment) handeln kann. Ein wichtiger Aspekt auch in diesem Zusammenhang ist die Anzahl der 
Bankverbindungen. 
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3.1.4 Zielbezlehungen und -konflikte 

Wie sich bereits anhand der Beschreibung der einzelnen Ziele erkennen läßt, stehen diese 
nicht isoliert nebeneinander, auch lassen sie sich nicht getrennt von den untemehmens- 
politischen Oberzielen betrachten. Sie sind vielmehr eingebunden in das Zielsystem der Un- 
ternehmung. Hierbei kann die Erfüllung eines Ziels den Erfüllungsgrad eines anderen beein- 
trächtigen. 

So wie sich schon die Untemehmensziele auf der oberen Ebene zum Teil konfliktär gegen- 
überstehen - man denke hier nur an die offensichtliche Konkurrenzbeziehung von Rentabilität 
und Sicherheit als Ziele des Finanzbereichs - stehen sich auch die Cash Managment Ziele 
aus diesen Bereichen, aber z.T. auch die Einzelziele innerhalb derselben Zielgruppe, konträr 
gegenüber, z.T. ergänzen sie sich aber auch oder stehen in einem indifferenten Verhältnis zu- 
einander.*^ 

Aufgabe des Cash Management ist die Optimiemng des gesamten Zielbündels einer Unter- 
nehmung und nicht die Fixierung auf Einzelziele. Dieses Optimierungsproblem zieht sich 
durch alle Aufgaben des Cash Management, die zur Erreichung der einzelnen Ziele in unter- 
schiedlich starkem Ausmaß anfallen. 


50 

3.2 Aufgaben des Cash Management 

Aus den vorab dargestellten Zielen lassen sich die verschiedenen Aufgaben des Cash Mana- 
gement ableiten. Diese Aufgaben leisten jeweils einen Beitrag zur Erreichung verschiedener 
Ziele. 

Die gängigen Aufgaben des Cash Management lassen sich in die Phasen Planung, Entschei- 
dung/Vollzug und Kontrolle einordnen. Darüber lassen sich z.T. auch Aufgaben anführen, die 
der Schaffung der Rahmenbedingungen für ein effizientes Cash Management dienen. 


3.2.1 Kurzfristige Liquiditätsplanung 

Eine möglichst genaue Planung der zukünftigen Zahlungsvorgänge ist die Grundlage eines 
jeden Cash Management. Das Cash Management ist um so besser, je zuverlässiger die Plan- 
daten sind. Diese Liquiditätsvorschau bezieht sich je nach untemehmensspezifischen Bedürf- 
nissen auf eine Woche, einen Monat oder ein Quartal. Wichtig für das tägliche Agieren und 
die daraus folgende Optimierung der Kassenhaltung ist die taggenaue Planung/Bestimmung 


Vgl. z.B. Perridon/Steiner (1986): Finanzwirtschaft der Unternehmung, 4. Aufl., München, S. 17 f. 

” Beispiele für verschiedene Arten von Zielkonflikten innerhalb des Cash Management finden sich bei Kettem 
(1987), S. 52 ff. 

Vgl, zu den folgenden Ausführungen Herold (1994), S. 32 ff; Pausenberger/Glaum/Johansson (1995): Das 
Cash Management internationaler Unternehmungen in Deutschland, ZfB 1995, S. 1367 f.; Kraemer/Schecr 
(1993), S. 51; Kettem (1987), S. 58 ff. 
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der Ein- und Auszahlungsströme, anhand derer sich der zur Disposition stehende Saldo er- 
mitteln läßt. 

Ein Problem ist hier die betragsmäßig exakte und termingerechte Prognose künftiger Zali- 
lungseingänge. (Auch bei festem 2^ltermin können sich Unterschiede aufgrund der genutz- 
ten Zahlungsmittel, der Transferzeiten oder einfach vom üblichen Vorgehen ab'veichendem 
Zahlungsverhalten ergeben.) Daher ist die Planung nicht allein auf den Zahlungszeitpunkt, 
sondern auf die valutarische Verfügbarkeit der Mittel abzustellen. 

Diese Planung kann auf einer Mikro- (für jedes einzelne Konto) und auf einer Makroebene 
(für die gesamte Unternehmung) erfolgen, was je nach Größe des Unternehmens einen ent- 
sprechenden Aufwand nach sich zieht. Eine weitere Differenzierung ist im Hinblick auf die 
2^ntralisiemng der Planung denkbar. Bei einer mehrgliedrigen Unternehmung ist jede Toch- 
teruntemehmung selbst zur Sicherstellung ihrer Zahlungsfähigkeit verpflichtet, was notwen- 
digerweise auch eine dezentrale Planung erfordert. Dies ist jedoch für die Effizienz eines Cash 
Management eher hinderlich. 

Hilfreich zur Erhöhung der Planungssicherheit ist die Avisierung von Zahlungen durch den 
Auftraggeber oder die Bank sowie die Fixierung von Valutavereinbarungen mit den Kunden. 
Für eine perfekte Planung sind ständige Informationen über aktuelle Kontobewegungen unab- 
dingbar. 

Diese Informationen kommen mit wachsender Größe und Struktur einer Unternehmung von 
immer mehr verschiedenen Stellen, mit denen das (zentrale) Cash Management in dauernder 
Kommunikation stehen muß. Als Folge der steigenden Dynamik der internationalen Finanz- 
welt nimmt der Bedarf an häufigen und zunehmend detaillierteren Informationen zu. Dies 
erfordert das Vorhandensein eines fnaktionsfähigen Reportingsyslems, dessen Aufbau dem 
Cash Manager/Treasurer obliegt. 


Das Reportingsystem ist ein wichtiges Hilfsmittel, sowohl für die Liquiditäisplanung als auch für die Liqui- 
diiäiskontrolle (s. auch die diesbezüglichen Ausführungen weiter hinten). Es ist als eigenständige Aufgabe des 
Cash Management zu betrachten. Vom Grundsatz her könnte es auch unter den nicht direkt auf das Liquidi- 
tätsmanagement bezogenen Aufgaben, die der Schaffung der für ein effizientes Cash Management erforderli- 
chen Rahmenbedingungen dienen, eingeordnet werden. 
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3.2.2 Liquiditätsdisposition 

Der größte Teil der dem Cash Management zugewiesenen Aufgaben läßt sich dem Oberbe- 
griff der Liquiditätsdisposition subsumieren. Hierbei handelt es sich im einzelnen um die 
Aufgabenbereiche der 

• Gestaltung der Zahlungsströme, 

• der Disposition der Zahlungsmittelbestände und 

• des Währungsmanagement. 

Gestaltung der Zahlungsströme 

Für diese auf der kurzfristigen Liquiditätsplanung aufbauende Aufgabe finden sich in Theorie 
und Praxis eine Vielzahl unterschiedlicher Bezeichnungen wie „Administration des Zah- 
lungsverkehrs“, „Disposition“, „Überwachung und Steuemng“, „Beeinflussung“ oder 
„Management der Zahlungsströme“. 

Hier ist grundsätzlich zwischen Unternehmens- bzw. konzemextemen und -internen Ein- und 
Auszahlungen zu unterscheiden. Eine Beeinflussung dieser Zahlungsströme kann am Zah- 
lungsbetrag, am Zahlungszeitpunkt und/oder am Zeitpunkt der Verfügbarkeit sowie am Zah- 
lungsverkehrsinstrument ansetzen. Hauptansatzpunkte dieser Aufgabe sind die „Beschleu- 
nigung der Zahlungseingänge“ und die „Verzögerung der Zahlungsausgänge“. 

Die Möglichkeiten zur Steuerung konzemextemer Zahlungseingänge sind jedoch begrenzt, da 
es nur in den seltensten Fällen möglich ist, einem Kunden Zahlungsweg und -Zeitpunkt vorzu- 
schreiben. Die Verzögerung konzemextemer Auszahlungen ist zwar möglich, kann aber zu 
Imageschäden führen. Darüber hinaus entstehen durch die Verzögerung des Zahlungszeit- 
punktes wieder Opportunitätskosten durch Nichtausnutzung des Skontoabzugs. 

Die Steuemng konzemintemer Zahlungsströme ist gewöhnlich weniger kompliziert. 

Disposition der Zahlungsmittelbestände 

Zur Erfüllung dieser Aufgabe, die auch als Optimiemng der Kassenhaltung bezeichnet wird, 
ist ebenfalls die genaue Planung der Ein- und Auszahlungsströme unabdingbare Voraus- 
setzung. Auf ihrer Gmndlage können die Höhe und Dauer von Investments bzw. Kapital- 
aufhahmen bestimmt werden, die dann zinsoptimal auszuführen sind, wobei dem für das Cash 
Management Verantwortlichen üblicherweise auch die gmndsätzliche Überlegung der Anlage 
überschüssiger Mittel oder ihrer Verwendung zu Tilgungszwecken obliegt. 
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Bei der Auswahl geeigneter Investitionen sind verschiedene entscheidungsrelevante Kriterien 
zu prüfen. Dies sind bei kurzfristigen Anlagen im Bereich des Cash Management insbe- 
sondere 

• die Liquidicrbarkeit, 

• die Sicherheit und 

• die erwartete Rendite. 

Für diesbezügliche Entscheidungen sollte im Hinblick auf die allgemeinen Risiko- und Ge- 
schäftsgrundsätze einer Unternehmung eine Investment-Politik, die auch Limite enthält, for- 
muliert werden, die dem Cash Manager diesbezüglich Entscheidungsunterstützung bieten. 

Ähnliches gilt für die Beschaffung liquider Mittel. Hier bieten sich für die kurzfristige Kapi- 
talbeschaffung verschiedene Möglichkeiten an. Dies sind z.B. 

• die Inanspruchnahme von Kontokorrentkrediten, 

• die Aufnahme von Lombard- oder Diskontkrediten, 

• das Factoring von Kundenforderungen oder 

• die Aufnahme kurzfristiger Mittel am Geldmarkt. 

Dem Cash Management obliegt die zentrale Aufgabe der Auswahl der jeweils günstigsten 
Finanzierungsmöglichkeit und darüber hinaus die der Vorbeugung gegen unvorhergesehene 
Zahlungsmittelengpässe. 

Währungsmanagement 

Ebenfalls in den Bereich der Liquiditätsdisposition fällt das Währungsmanagement, das i.d.R. 
die „Optimierung/Reduzierung des Währungsrisikos“ zum Inhalt hat. 

Währungsrisiken entstehen durch offene Devisenpositionen. Sie sind möglichst schon in ih- 
rem Ursprung einzuschränken. Für das Cash Management relevant ist ausschließlich das 
Währungstransaktionsrisiko, also die Gefahr der Wertveränderung einer Währung relativ zur 
Referenzwährung bezogen auf den Tag der Transaktion. 

Solche Gefahren sind im Cash Management zu überwachen. Sie müssen rechtzeitig erkannt 
werden, das Risiko eines potentiellen Verlusts ist einzuschätzen, es ist eine Entscheidung zu 
treffen, ob und in welcher Höhe das Risiko abgesichert werden soll, letztendlich sind die hier- 
zu erforderlichen Maßnahmen einzuleiten. 
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3.2.3 Liquiditätskontrolle 

Die Liquiditätskontrolle erfordert eine ex-post Analyse der im Rahmen der Liquiditäts- 
disposition getroffenen Entscheidungen. Hiermit erfolgt eine erfolgsorientierte Prüfung der 
durchgeführten Transaktionen (Soll-Ist- Vergleich). Ziel der Liquiditätskontrolle ist die Ge- 
wiiuiung von Rückschlüssen zur Verbessemng von Planung und Disposition. Eine Vorausset- 
zung für die interne Kontrolle ist, ebenso wie für die Liquiditätsplanung, ein funktionierendes 
Reportingsystem. 

Die Ergebnisse der Kontrolle werden darüber hinaus zur Erstellung von Statistiken über die 
Beziehungen zu den einzelnen Banken genutzt. Diese dienen einerseits der Kontrolle der Ein- 
haltung vereinbarter Konditionen aber auch dem Vergleich der Vertragsinstitute untereinamder 
und können als Gnindlage für Neu verhandlungen dienen. 


3.2.4 Weitere Aufgaben des Cash Management 

Aufgabe des Cash Management ist es außerdem, Maßnahmen zu treffen, die geeignet sind, die 
Voraussetzungen für die Durchführung eines effizienten Cash Management zu schaffen bzw. 
die Rahmenbedingungen zu verbessern.'^ 

Hierbei handelt es sich, neben dem bereits erwähnten Aufbau eines Reportingsystems, um 

• die Auswahl der Bankverbindungen und 

• die Auswahl sowie den Einsatz geeigneter Technologien 

zur Unterstützung der Aktivitäten. 

Auswahl der Bankverbindungen 

Diese Aufgabe wird allgemein als eine der bedeutendsten des Cash Management angesehen. 
I.d.R. wird die Entscheidung über die Aufnahme oder Beendigung von Bankverbindungen 
zwar von der Unternehmensleitung getroffen. Aufgabe des Cash Management ist es jedoch, 
diese Entscheidung durch die Erhebung und Auswertung von Informationen über die Lei- 
stungsfähigkeit der von den Banken angebotenen Systeme vorzubereiten. 

Die Qualität der Bankverbindungen ist für das Cash Management, das auf die tägliche Zu- 
sammenarbeit mit den Banken angewiesen ist, von großer Bedeutung. Die diesbezüglichen 
Anforderungen steigen mit zunehmender Intemationalisierung eines Unternehmens. 

Im Rahmen des Cash Management können sich Probleme aus der Koordination zu vieler 
Bankverbindungen, aus ungerechtfertigten Bankspesen und ungenügenden Kontoinforma- 

Die Begriffe Treasurer und Cash Manager werden hier synonym verwandt, wie es auch der üblichen Handha- 
bung in der Praxis entspricht, nämlich daß das Cash Management in der Regel beim Treasury angcsiedelt ist. 
Vgl. auch die diesbezüglichen Ausführungen in den Abschnitten 2.2.1 und 2.2.3. 
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tionen ergeben. Es ist empirisch nachgewiesen, daß die Anzahl der Bankverbindungen init 
zunehmender Untemehmensgröße (gemessen am Jahresumsatz) steigt. Sie variiert ebenfalls in 
Abhängigkeit von der räumlichen Verteilung der geschäftlichen Aktivitäten des Unter- 
nehmens. 

Das Halten einer großen Anzahl von Bankverbindungen hat sowohl Vor- als auch Nachteile, 
die es sorgfältig gegeneinander abzuwägen gilt. So verursacht die Zusammenarbeit mit zu 
vielen Banken in der Regel hohe Kosten, der „Float“ der 2^1ungseingänge steigt und es wird 
schwieriger, liquide Mittel schnell zusammenzuführen und zinsbringend anzulegen. Anderer- 
seits besteht bei einer breiten Streuung der Bankkonten die Möglichkeit immer der Bank mit 
den besten Konditionen den Zuschlag zu geben („Rosinenpicken“). Im Gegensatz hierzu wer- 
den bei einer stärkeren Zentralisierung der Bankgeschäfte üblicherweise die Konditionen gün- 
öCr- 


Eine Aufgabe des Cash Management ist es, die optimale Anzahl sowie die richtigen Bank- 
verbindungen zu bestimmen. Hier müssen über den Gebührenvergleich hinaus auch die 
Wertstellungspraktiken, die stark differieren können, im Auge behalten werden. Weiterhin 
sind die Möglichkeiten der Unterstützung des Cash Management durch die einzelnen Ban- 
ken zu untersuchen. 

Auswahl und Einsatz geeigneter Technologien 

Dieser Aufgabe wird in jüngerer Zeit vom Cash Management verstärkte Aufmerksamkeit ent- 
gegengebracht. Durch den Trend der zunehmenden Automatisierung können die vorgestellten 
Aufgaben des Cash Management außerordentlich erleichtert werden. 

Dies gilt vor allem für die Bereiche 

der Informationsbeschaffung, 
der Entscheidungsunterstützung und 

• der Transaktionsinitiierung. 

Die in EDV-unterstützten Systemen liegenden Vorteile sind offensichtlich: 

• Informationen sind schneller und genauer verfügbar, 

• durch computergestützte Situationsanalysen kann die Entscheidungsqualität verbessert 
werden, 

• durch die elektronische Auslösung von Transaktionen, kann eine unmittelbare Gutschrift 
auf dem Empfängerkonto erfolgen (ohne Verlust eines einzigen Wertstellungstages). 
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Der Cash Manager hat Chancen und Gefahren der technologischen Unterstützung gegenein- 
ander abzuwägen, er hat die zu nutzende Hard- und Software auszuwählen. Hier stellt sich in 
der Regel zunächst die Frage des „make or buy“. Ihre Beantwortung hängt sowohl von Um- 
fang als auch von den Kosten des existierenden Angebots an Cash Management Systemen 
ab. Aber auch die Sicherheit gegenüber externen Eingriffen ebenso wie die Kompatibilität zur 
bereits vorhandenen Technologie des Unternehmens sind von herausragender Bedeutung. 

Neben der Auswahl entsprechender Systeme hat der Cash Manager auch ihren Einsatz zu 
kontrollieren. Er muß seine diesbezüglichen Kenntnisse immer auf dem neuesten Stand hal- 
ten, so daß seine Entwicklung zum EDV-Experten heutzutage nicht mehr zu umgehen ist. Die 
EDV ist unverzichtbarer Bestandteil eines effizienten Cash Management geworden. 


3.3 Einfluß Faktoren für die konkrete Ausgestaltung des Cash Management^ 

Die vorangegangene Darstellung darf nicht den Eindruck erwecken, daß das Cash Manage- 
ment in der Praxis stets sämtliche der angeführten Einzelaufgaben umfaßt. Dies hängt im Ein- 
zelfall von der Ausprägung untemehmensintemer wie -externer Rahmenbedingungen ab. 

Typische externe Einßußfaktoren sind: 

• Zins- und Wechselkursschwankungen, 

• Geldmarktspezifika, 

• Zahlungsverkehrssystem(e), 

• Bankensystem(e) sowie 

• gesetzliche Bestimmungen bezüglich Steuern und Kapitalverkehr. 

Als unternehmensinterne Einßußfaktoren für das Cash Management werden häufig Größe, 
ranchenzugehörigkeit und Internationalisierungsgrad genaruit. Neuere empirische Untersu- 
chungen können jedoch die Aussage, daß diese Faktoren einen bestimmenden Einfluß auf die 
Ausübung von Cash M^magement Aktivitäten haben, nur begrenzt bzw. gar nicht unter- 
mauern.^^ Insbesondere ist es nicht möglich aus diesen drei Determinanten genaue Schlüsse 
hinsichtlich des Cash Management Profils einer Unternehmung zu ziehen. Daher sind die un- 
temehrnensintemen Einflußfaktoren stärker zu differenzieren. Zu nennen sind hier: 


Vgl. zu den folgenden Ausführungen Eistert (1994). S. 1 1 ff., Jener (1987), S. 76 ff., Kettem (1987), S. 55. 
Herold (1994). S. 14 ff. 

” Vgl. Eisten (1994), S. 1 1 ff; Pausenberger/Glaum/Johansson (1995), S. 1378 ff. 
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• die Kundenstruktur, 

• die Lieferantenstruktur, 

• die Wettbewerbsstruktur, 

• die regionale Diversifikation von 

• Kunden, 

• Lieferanten und 

• dem Unternehmen selbst, 

• die Untemehmensgröße 

• die Untemehmcnsstruktur bzw, das Unternehmensgefüge sowie 

• die finanzwirtschaftlichen Grundsätze des Unternehmens. 

Jr bhängigkeit dieser Merkmale sind die geeigneten Komponenten des Cash Management- 
tems auszuwählen. Die Zahl der angeführten Faktoren läßt sich auf drei entscheidungser- 
hebliche Merkmale reduzieren, die den erforderlichen Umfang des Cash Management be- 
stimmen helfen. Dies sind 

• die Anzahl der Konto- und Bankverbindungen, 

• die Anzahl und Komplexität durchzuführender Transaktionen und 

• die Anzahl der Währungen und Ländergesellschaften im Unternehmensverbund. 

Mit zunehmender Anzahl der Elemente dieser drei Komponenten steigt sowohl das Erforder- 
nis zur Durchführung von Cash Management Aktivitäten, gleichzeitig steigen aber auch deren 
Komplexität und Schwierigkeitsgiad, was immer ausgefeiltere Konzepte sowie immer um- 
fangreichere EDV-Unterstützung erfordert. 


4. Durchführung des Cash Management 

r Erfüllung der an das Cash Management gestellten Ansprüche wurden in der Praxis ver- 
schiedene Konzepte und Verfahren entwickelt, die in Abhängigkeit von den spezifischen 
Anforderungen des einzelnen Unternehmens in mehr oder weniger ausgeprägter Form umge- 
setzt werden können. 

Etwa zeitgleich mit der ursprünglichen Cash Management Idee boten die ersten Banken Sy- 
steme zur Computerunterstützung dieser Aktivitäten an. Inzwischen gibt es eine Vielzahl ver- 
schiedener Cash Mangement Systeme die (der Erleichterung) der Durchführung der unter- 
schiedlichsten Cash Management Aufgaben dienen. Hierbei handelt es sich sowohl um Ei- 
genentwicklungen verschiedener Unternehmen als auch um Angebote der Kreditwirtschaft 
sowie um die inzwischen ebenfalls zahlreich vorhandenen Entwicklungen diverser Software- 
Häuser. 

Diese Konzepte und Verfahren wie auch der übliche Umfang der Cash Management Systeme 
werden in den folgenden Abschnitten dargestellt. 
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Bevor jedoch aktives Cash Management durchgeführt wird, ist es sinnvoll/notwendig eine für 
das betreibende Unternehmen erforderliche Strategie schriftlich niederzulegen. Verant- 
wortlich hierfür ist in letzter Konsequenz der Finanzvorstand. Eine solche Strategie kann z.B. 
dadurch vorgegeben werden, daß die oben genannten finanzwirtschaftlichen Grundsätze ei- 
ner Unternehmung untemehmensspezifisch festgelegt werden.^® Sie dienen dem jeweils Ver- 
antwortlichen als Richtschnur (insbesondere dahingehend welche Maßnahmen überhaupt ge- 
troffen werden dürfen, welche Ziele präferiert werden,...) und können ihm die Vielzahl der 
täglich anfallenden Entscheidungen erheblich erleichtern. 

Darüber hinaus ist festzulegen, von wem die einzelnen Aufgaben des Cash Management 
wahrzunehmen sind und wer sie zu koordinieren hat. Die Anzahl der mit dem Cash Manage- 
ment beschäftigten Personen bestimmt sich in der Regel aufgrund der untemehmenslntemen 
jegebenheiten. 

Unterschiede in der Zuordnung der Aufgaben und Verantwortlichkeiten ergeben sich insbe- 
sondere aufgrund verschiedener Untemehmensstrukturen. Insbesondere in größeren Konzer- 
nen kommt es zu deutlich voneinander abweichenden Vorgehensweisen.^^ 


4.1 Konzepte für das Cash Management 

Jedes einzelne der nachfolgend besprochenen Verfahren ist geeignet, die Durchführung ver- 
schiedener der im vorhergehenden Abschnitt genannten Aufgaben des Cash Management zu 
erleichtern.^® 

Die intensive Nutzung einzelner Konzepte wird durch den Einsatz von EDV-gestützten Cash 
Management Systemen erleichtert bzw. erst ermöglicht. Die Existenz eines Cash Management 
Systems ist in der Regel notwendige Voraussetzung für die Anwendung der im folgenden dar- 
’estellten Konzepte und Verfahren in der Praxis.^^ 

Häufig in der Literatur zum Cash Management erwähnte Konzepte sind: 

• das Pooling/die Cash Concentration, 

• die Steuerung von Ein- und Auszahlungszeitpunkten, 

• das Leading und Lagging, 

• das Netting und 

• das Abschließen von Kurs- und Zinssicherungsgeschäften (Hedging). 

Darüber hinaus werden insgesamt seltener die folgenden Verfahren genannt: Factoring, Re- 
invoicing und Transfer Pricing. Diese werden hier nicht näher erläutert.®^ 

Vgl. z.B. die finanzwirtschaftlichen Grundsätze der Daimler Benz AG bei Kettem (1987), S. 56 f. 

” Vgl. auch die diesbezüglichen Überlegungen und Modelle bei Herold (1994), S. 103 ff. 

Vgl. Herold (1994). S. 52. 

^ Vgl. auch die Ausführungen zu Cash Management Systemen in Abschnitt 3.2. 

^ Vgl. die diesbezüglichen Erläuterungen bei Herold (1994), S. 64 ff. 
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Die Konzepte sind überwiegend sowohl für Einzeluntemehmen mit starker Filialisierung als 
auch für nationale sowie internationale Konzerne von Bedeutung. Häufig resultieren aus den 
daraus folgenden unterschiedlichen Bedürfnissen jedoch unterschiedliche Ausprägungsstufen. 


3.1.1 Pooling^VCash Concentration 

Andere Bezeichnungen hierfür sind z.B. „Cash PoolLng“ oder „Zentralisierung der Kassen- 
haltung“. Durch Pooling können die Gestaltung der Zahlungsströme, die Anlage liquider 
Mittel, Probleme der kurzfristigen Finanzierung, Entscheidungen über Bankverbindungen 
sowie das Zins- und Währungsmanagement vereinfacht bzw. unterstützt werden. 

Beim „Pooling“ i.e.S. werden mehrere Konten ggf. bei verschiedenen Konzemgesellschaften 
zusammengefaßt und so behandelt als ob sie ein Konto wären. Eine physische Übertragung 
von Mitteln erfolgt nicht. 

Unter Cash Concentration versteht man dagegen die körperliche Zusammenführung liquider 
Mittel auf einem oder mehreren Zielkonten, dem (den) Cash Pool(s). Diese (exakte) Differen- 
zierung zwischen „Pooling“ und „Cash Concentration“ ist im Sprachgebrauch der Praxis und 
im Schrifttum bisweilen nicht üblich. Bei der Cash Concentration erfolgt im Gegensatz zum 
„Pooling“ ein Austausch der Gläubiger/Schuldnerpositionen dadurch, daß (z.B. täglich) die in 
das System einbezogenen Konten automatisch auf Null gestellt werden. Guthaben werden an 
das Zentralkonto abgeführt, Kreditsalden werden vom Zentralkonto ausgeglichen und (jeweils 
automatisch) auf dem entsprechenden Verrechnungskonto gebucht. Aus Guthaben bei/Ver- 
bindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten werden Forderungen/Verbindlichkeiten gegen das 
Unternehmen, welches das Zielkonto hält (vielfach Konzemmutter oder auch eigens gegrün- 
dete Cash Management Gesellschaft). Cash Concentration hat gegenüber dem Pooling i.e.S. 
Jen Vorteil, daß der Cash Manager über zusätzliche Informationen (insbesondere über die 
Valutadaten der Zu- und Abflüsse an liquiden Mitteln) verfügt. Im folgenden verwenden wir 
den Begriff des „Pooling“ entsprechend dem in Theorie und Praxis weit verbreiteten Sprach- 
gebrauch synonym mit „Cash Concentration“ (= physische Übertragung). Durch Pooling (= 
Cash Concentration) soll die Mobilisierung und Nutzung der Cash Positionen dezentraler 
Konten erfolgen. Von einer Instanz aus sollen sämtliche in das Pooling einbezogenen Konten 
eines Unternehmens gesteuert werden. Voraussetzung für die Effizienz des Cash Pooling ist 
ein gut funktionierender Informationsfluß zwischen den dezentralen Untemehmenseinheiten 
und dem zentralen Cash Management. Der verantwortliche Treasurer muß jederzeit vollstän- 
dig über die aktuelle Liquiditätssituation jeder Gesellschaft/Filiale informiert sein, um optimal 
über Dauer und Umfang zu tätigender Geldmarktgeschäfte zu entscheiden. Es ist außerdem 
streng zu überwachen, daß nicht durch den dauerhaften Ausgleich von Unterdeckungen einer 
Gesellschaft nachhaltige Verluste über das Cash Management finanziert werden. Hier emp- 


31 


Vgl. zum Pooling insbesondere die Ausführungen von Eistert (1994), S. 30 ff. und Herold (1994). S. 51 ff. 
sowie auch Jetter (1987), S. 104 ff., Kettem (1987), S. 93 ff. 
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fehlen sich Dispositionslimits für die einbezogenen Gesellschaften sowie eine enge Zusam- 
pjcnarbeit/ein Informationsaustausch mit dem Beteiligungscontroling. 

Oblicherweise wird zwischen ein- und zweistufigen Cash Concentration Systemen unter- 
schieden; direkte Überführung der freien Liquidität jedes Kontos der Unternehmung auf das 
Pool-Konto bzw. Sammlung auf Zentralkonten und von dort Übermittlung an den Cash Pool 
(z.B. bei grenzüberschreitenden Zahlungen ist es wegen der in der Regel hohen Transaktions- 
Icosten von Vorteil Länder-Pools einzurichten). 

Beim Pooling können untemehmensbezogen 3 Dimensionen unterschieden werden: 

• Pooling bei einer Bank versus bankübergreifendes Pooling 

Die Zusammenführung mehrerer Konten bei einer Bank auf ein Zielkonto ist die am weite- 
sten verbreitete Art des Pooling. Sie wird schon des längeren als elektronische Bank- 
dienstleistung in Deutschland angeboten (man spricht in diesem Zusammenhang üblicher- 
weise von Null- oder Zielsaldenkonten). Bei der Liquiditätskonzentration über zwei oder 
mehr Banken wird immer eine Handlung des Disponenten erforderlich. 

• Nationales Pooling versus währungsübergreifendes Pooling 

Hier wird zwischen Pooling innerhalb eines Währüngskreises und grenzüberschreitendem 
Pooling differenziert. Für das währungsübergreifende Pooling bestehen jedoch in einigen 
Ländern rechtliche Beschränkungen. Darüber hinaus ist der Liquiditätstransfer über die 
Grenze aufgrund der globalen Zeitunterschiede nicht immer taggleich möglich. 

• Pooling im eingliedrigen Unternehmen versus konzernweites Pooling 

Im Rahmen des konzemweiten Pooling, was auch national der Fall sein kann, werden die 
nicht benötigten liquiden Mittel aller Gesellschaften an einen zentralen Cash Pool (in der 
Praxis z.T. mehrere Cash Pools) übermittelt, wo über konzeminteme oder -externe Weiter- 
•erwendung entschieden wird. Dies stößt aber durch die Liquiditätsverantwortung der ein- 
zelnen Gesellschaften an Grenzen. 

Entsprechend der aufgezeigten Möglichkeiten lassen sich unterschiedliche Ausprägungen des 
Poolings beobachten. 

Vorteile des Pooling sind: 

• Konditionenvorteile bei Geldmarktgeschäften aufgrund höherer Beträge, 

• zinsoptimale Kontenführung; Zinsaufwandsminimierung und Zinsertragsmaximierung 
(Vermeidung von Kreditaufnahmen, sofern anderweitig freie Liquidität vorhanden ist, d.h. 
die „Marge“ der Banken wird verdient; bessere Anlagekonditionen), 

• bessere Übersicht über die Liquiditätssituation des Unternehmens (Kontrolle), 

• Einsparung liquider Mittel durch zentrale Reservehaltung, 

• Verringerung der Währungsrisiken (bei Führung in Fremdwährung), 
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• Entlastung der Tochtergesellschaften von Geldanlage- und -aufnahmeentscheidungen 
(konzemweites Pooling). 

Probleme des Pooling können sein: 

• Belastung der Zinserträge durch Quellensteuer in einigen Ländern, 

• Behinderung der Zahlungsströme durch Devisenbewirtschaftungen 
(in bestimmten Ländern), 

• zusätzlicher Float durch Wertstellungspraktiken und Timing möglich, 

• Widerstand einzelner Konzemgesellschaften, 

• Information-Overload beim zentralen Treasurer, 

• rechtliche Grenzen des internationalen Pooling in einzelnen Ländern. 

• mögliche Haftungsrisiken für Organmitglieder bei Ausfall der Forderung gegen den 
Cash Pool. 


4.1.2 Steuerung von Ein- und Auszahlungszeitpunkten^^ 

Andere Bezeichnungen hierfür lauten „Zahlungszeitpunktsteuerung“ oder „Cash-Einzahlungs- 
und -Auszahlungsmodelle“. Die hierunter zusammengefaßten Verfahren können die Gestal- 
tung der Zahlungsströme, die kurzfristige Finanzierung und das Währungsmanagement unter- 
stützen. 

Es handelt sich ausschließlich um Konzepte zur Verringerung des Einzahlungsfloats bzw. zur 
Verlängerung des Auszahlungsfloats. Auf der Einzahlungsseite sind die folgenden Verfahren 
zu nennen:^’’ 

Lock-Box-Konzept 

Das Lock-Box-Konzept hat große praktische Relevanz. Es ist insbesondere in den USA 
und Asien weit verbreitet, wird aber auch in Europa künftig an Bedeutung gewinnen. Sein 
Ziel ist die Verkürzung der Postlaufzeit von Scheckzahlungen. Diese in verschiedenen Ab- 
satzgebieten angesiedelten Postfächer werden mehrmals täglich von den lokalen Banken 
entleert und die dort eingegangenen Schecks werden direkt dem Konto des Begünstigten 
gutgeschrieben. 

Die Entscheidung über den Einsatz eines solchen Konzepts erfordert eine genaue Analyse 
der Kosten-Nutzen-Relation. Der Nutzen (Erlössteigerungen und Kosteneinsparungen) 
muß die Kosten für die Unterhaltung der Lock-Box übersteigen. Dies hängt unmittelbar 


Vgl. zu den folgenden Ausführungen Eistert (1994), S. 34 ff.; Herold (1994), S. 59 ff. 

Vgl. darüber hinaus auch die umfangreichen Ausführungen von Kettem (1987), S. 77 ff., der den Zeitraum 
zwischen einer Warenlieferung und der Verfügbarkeit der Gegenleistung in Teilphasen aufspaltet und hier 
jeweils Einzelmaßnahmen zur Beschleunigung untersucht, die auch andere Abteilungen des Unternehmens 
betreffen. 
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von der möglichst günstigen Positioniening solcher Fächer ab. Das Verfahren lohnt insbe- 
sondere in Ländern mit langen Postlaufzeiten. 

automatische S check cinreichung 

Hierdurch wird die Bearbeitungszeit von Schecks verringert. Sie werden nicht mehr manu- 
ell, sondern maschinell aufgelistet und verbucht. Dadurch gelangen sie i.d.R. ein bis zwei 
Tage schneller zur Bank. 

Lastschrifteri'Abbuchungsverfahren bzw. Einzugsermächtigung 

Durch den Einsatz von Lastschriften wird eine bessere Prognostizierbarkeit von Einzah- 
lungen erreicht. Die Postlaufzeit wird verringert (der Begünstigte selbst stellt die Last- 
schrift aus) und es herrscht Gewißheit über den Zeitpunkt der valutarischen Gutschrift. Der 
^ jatz dieser Verfahren ist von der Zustimmung des Kunden abhängig. 

ur Steuerung Atv Auszahlungszeitpunkte werden folgende Verfahren vorgeschlagen: 

telegraphische und telefonische Überweisungen 

Diese Überweisungen sind erheblich schneller als normale und können daher kurzfristig 
veranlaßt werden. Bei ihrer Durchführung entstehen aber auch deutlich höhere Gebühren, 
so daß hier Vor- und Nachteil gegeneinander abgewogen werden müssen. Insbesondere bei 
Zahlungen ins Ausland kann hierdurch eine bedeutende Zeitersparnis erreicht werden. 

,, Zero-Balance Accounts“ 

Dies sind Auszahlungskonten mit ausgeglichenem Saldo, die nur für belastende Scheck- 
zahlungen eingerichtet werden. Der Aussteller wird hier, nachdem Schecks zur Einlösung 
vorgelegt werden, über die Höhe der Belastung informiert und überweist dann den erfor- 
derlichen Betrag, um das Konto auszugleichen. Besonders vorteilhaft ist es, wenn die Gut- 
schrift zeitgleich erfolgt, um Sollzinsen zu vermeiden (Verhandlungssache; unterschiedlich 
'• Bank zu Bank). 

Durch Einsatz dieses Verfahrens können Liquiditätsreserven stark eingeschränkt werden, 
Positionen mit dezentralen Auszahlungen können zentral kontrolliert werden. I.d.R. wird 
von den Banken ein monatlicher „check Clearing report“ zur Verfügung gestellt, der für die 
Prognose zukünftiger Liquidität hilfreich ist. Darüber hinaus kann so die mit der Belastung 
aus Scheckzahlungen verbundene Unsicherheit gesteuert werden. 
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# Scheck-Auszahlungsstudien 

Im Rahmen von Scheck-Auszahlungsstudien werden Banken gesucht, bei denen das Clea- 
ring von Schecks möglichst lange dauert. Scheckzahlungen werden daim auf entsprechende 
Banken, die aus Sicht des Bankensystems möglichst weit entfernt von der Hausbank des 
Gläubigers liegen, gezogen. 

Solche Verfahren haben derzeit insbesondere in den USA eine gehobene Bedeutung. Die 
Anwendung entsprechender Taktiken sollte jedoch unter dem Aspekt der Auswirkung auf 
die Kundenbeziehung gründlichst überlegt werden. 


4.1.3 Leading und Lagging^ 

Durch das Leading und Lagging wird die Bewältigung derselben Aufgaben des Cash Manage- 
ment wie durch die Zahlungszeitpunktsteuerung unterstützt. Gegenstand ist auch hier das Be- 
schleunigen bzw. Verzögern von Zahlungsvorgängen, wobei jetzt aber konzerninterne Zah- 
lungen im Mittelpunkt des Interesses stehen. Die konzemexteme Anwendung dieser Kon- 
zepte ist zwar möglich, hat aber kaum praktische Bedeutung. 

Unter Leading versteht man das bewußte Verschieben einer Zahlung vor den ursprünglichen 
Zahlungstermin, Lagging bedeutet die Verschiebung hinter diesen. Ziel entsprechender Akti- 
vitäten ist einerseits der schnellstmögliche Transfer der Liquidität dorthin, wo entsprechender 
Bedarf besteht (Liquiditätssteuerung) und andererseits die Minimierung von Währungsrisiken 
(Kompensation offener Währungspositionen, Schutz vor Wechselkursschwankungen).^^ 

Beim Leading und Lagging wird immer eine Partei durch frühere Zahlung bzw. späteren 
Zahlungseingang benachteiligt. Sie ist als temporärer Kreditgeber innerhalb des Konzerns 
anzusehen und erhält hierfür in der Regel eine interne Verzinsung, die insgesamt günstiger ist 
als die Fremdmittelbeschaffung. 

-./orteile des Leading und Lagging sind: 

• die Verminderung der Währungsrisiken durch gegenseitige Verrechnung von Forderungen 
und Verbindlichkeiten in gleichen Währungen, 

• die Einsparung von Kurssicherungskosten, 

• die Einsparung von Konvertierungskosten, 

• die Erhöhung der kurzfristigen Geldanlageerlöse und Reduktion der kurzfristigen Finan- 
zierungskosten durch eine verbesserte Liquiditätssteuerung und 

• die Ausnutzung landesspezifischer Steuergesetzgebungen. 

Für eine erfolgreiche Umsetzung der Konzepte ist die Erfüllung der nachfolgend genannten 
Voraussetzungen unumgänglich. 


Vgl. zu den folgenden Ausführungen auch ausführlich Herold (1994), S. 66 ff. sowie Jetter( 1987), S. 1 13 ff. 
Vgl. die diesbezüglichen Beispiele bei Herold (1994), S. 67 ff. 
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flexibiliiät im konzerninternen Zahlungsverkehr 

purch die. veränderten Zahlungszeitpunkte ist eine ständige Änderung und Anpassung der 
[jquiditätspläne der Teileinheiten erforderlich. Diese Änderungen muß auch das zentrale 
Cash Mangement flexibel berücksichtigen können. 

imfassende Information des zentralen Treasurers 

3er Treasurer benötigt ständig eine Vielzahl von Informationen über die aktuelle Liquidi- 
ätslage sowie die spezifischen Gegebenheiten der involvierten Länder. Darüber hinaus müs- 
en aber auch Prognosen, wie z.B. die erwartete Entwicklung der Wechselkurse zur Verfü- 
;ung stehen. 

chterhaltung der konzerninternen Zahlungsdisziplin 
) .1 häufige Änderungen von Zahlungsterminen können sich negative Auswirkungen auf 

ie Zahlungsdisziplin der Konzemeinheiten ergeben. Dem ist entgegenzuwirken. 


.1.4 Netting^® 

vis häufige Synonyme finden sich in der Literatur die Begriffe „Clearing“ und „Konzem- 
learing“. Durch das Netting werden die Aufgaben der Gestaltung der Zahlungsströme sowie 
es Währungsmzmagement unterstützt. 

irundsätzlich versteht man unter Netting das Aufrechnen von Forderungen und Verbind- 
chkeiten zwischen zwei Geschäftspartnern, wobei nur der Transfer des verbleibenden Saldos 
ur Tilgung der Restschuld erfolgt. Hauptanwendungsgebiet im Bereich des Cash Manage- 
lent ist auch hier der Konzern. Häufig bestehen zwischen den einzelnen Konzem- 
esellschaften vielfältige Lieferungs- und Leistungsbeziehungen. Beim Netting erfolgt somit 
ir Verechnung der hieraus resultierenden konzemintemen Schuldverhältnisse, wodurch 
C ingsströme vermieden werden. 

iblicherweise wird zwischen bilateralem und multilateralem Netting unterschieden. Beim 
ilateralen Netting werden die Forderungen und Verbindlichkeiten zweier Geschäftspartner 
errechnet. Diesem Verfahren sind dort Grenzen gesetzt, wo am internen Leistungsaustausch 
rehr als zwei Konzemgesellschaften beteiligt sind. Hier würde das bilaterale Netting zu einer 
/ielzahl neuer Salden zwischen den einzelnen Konzemeinheiten führen. In solchen Fällen ist 
las multilaterale Netting, die mehrseitige und simultane Aufrechnung von Forderungen und 
/erbindlichkeiten, geeigneter. Hier übernimmt eine zentrale Stelle, auch Netting Center ge- 
lannt, die Koordination und Kontrolle. Diese ist aus steuerlichen Gründen häufig in der 
»chweiz oder den Benelux-Ländem angesiedelt. Sie bedient sich in der Regel einer Zahlungs- 
natrix, anhand derer die jeweiligen Nettoschuldner und -gläubiger ermittelt werden können. 


^ Vgl. zum Netting auch die umfassenden Ausführungen von Herold (1994), S. 72 ff. und Kettem (1987), S. 99 
ff. 
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Diese werden über ihren jeweiligen Saldo informiert, der dann innerhalb einer bestimmten 
prist auszugleichen ist. Zur Durchführung dieses Verfahrens werden folgende Daten benötigt: 

• Beträge und Währungen, 

• Schuldner und Gläubiger sowie 

• Zahlungsziele. 

Das multilaterale Netting hat eine große praktische Bedeutung. Hinsichtlich des genauen Ab- 
laufs und der Häufigkeit des Netting-Zyklus bestehen hier jedoch große Unterschiede. Auf 
jeden Fall sind exakte Spielregeln für die Durchführung zu fixieren.^’ 

Vorteile des Netting sind: 

• Senkung der Transferkosten (Bankgebühren und -Provisionen), 

• Serdcung von Konvertierungskosten, 

• Verminderung von Opportunitätskosten durch geringeren sowie kürzeren Float, 

• Reduzierung von Kurssicherungskosten, 

• verbesserter Überblick über Volumina, Zeitpunkte und Währungen der Zahlungen (genau- 
ere Liquiditätsprognose), 

• vereinfachte Verwaltung der kurzfristigen Mittel (Zeitersparnis durch weniger Aktivität 
und Überwachungsaufwand). 

Der Nutzen des Netting hängt jedoch stark vom Zentralisierungsgrad der Produktion sowie 
der Intensität der gegenseitigen Liefer- und Leistungsbeziehungen ab (Nutzen um so höher je 
komplexere Strukturen und dezentralere Produktion). Darüber hinaus muß das Transaktions- 
volumen groß genug sein, damit Ersparnisse und Zusatzkosten die nicht zu unterschätzenden 
Implementierungs- und Administrationskosten übersteigen. 


4.1.5 Sicherungsgeschäfte 

Unter den Sicherungsgeschäften sollen hier sowohl Kurs- als auch Zinssicherungsgeschäfte 
behandelt werden („Hedging“). 

Kurssicherungsgeschäße (Devisenhedging)^® unterstützen die Aufgaben der Disposition der 
kurzfristigen Zahlungsmittelbestände (Anlage und Finanzierung) sowie das Währungsmana- 
gement. Es handelt sich hierbei um Strategien zur Absicherung offener Fremdwährungsposi- 
tionen, 


Vgl. auch die verschiedenen Beispiele für den möglichen Ablauf des multilateralen Netting bei Eistert (1994), 
S. 38f.. Herold (1994), S. 76 LJetter (1987), S. 121. 

Vgl. zum Devisenhedging auch die Ausführungen von Eistert (1994), S. 41f., Herold (1994), S. 91 ff. sowie 
Kettem(1987), S. 112 ff. 
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Typische hierunter fallende Geschäfte sind Devisentermingeschäfte, -swaps und -Optionen, 
der Aufbau einer Gegenposition durch Kredit oder Geldanlage in Fremdwährung sowie die 
Diskontierung von Femdwährungswechseln. Aufgrund seiner Flexibilität ist der Devisenswap 
ein besonders häufig eingesetztes Absicherungsinstrument. 

Der Treasurer hat grundsätzlich die schwierige Frage zu beantworten, inwieweit entspre- 
chende Positionen abzusichem sind, da sich hier das ganze Spektrum von der Nicht- 
absicherung in Stufen bis zur Totalabsicherung anbietet. Bei einer Totalabsicherung verzichtet 
man gleichzeitig auf die Möglichkeit aus günstigen Kursentwicklungen Gewinne zu erzielen. 

Nicht nur hinsichtlich der Frage der Höhe der Absicherung möglicher Risiken ist die Fixie- 
entsprechender Eckdaten in den finanzwirtschaftlichen Grundsätzen des Unternehmens 
involl! Auch müssen aufgrund der mit dem Einsatz von Hedging-Instrumenten verbundenen 
opekulationsmöglichkeiten (und daraus folgenden Verlustgefahren) effiziente Kontrollen so- 
wie Limite installiert werden. 

Zur Begrenzung von Zinsänderungsrisiken können auch in diesem Bereich Hedging- 
Geschäfte abgeschlossen werden.^® Dies geschieht üblicherweise durch den Einsatz von 
Zinsswaps und -Optionen. So kann z.B. die erforderliche Transaktionskasse durch einen 
Zinsswap (Tausch; kurzfristige Zinsen gegen langfristige) gegen Zinsänderungsrisiken abgesi- 
chert werden. In diesem Bereich kommt auch den außerbörslichen Optionen wie Caps, Floors 
und Collars eine hohe Bedeutung zu. 


4.2 Cash Management Systeme'**’ 

Wie bereits ausgeführt, ist effizientes Cash Management ohne intensive Nutzung der EDV 
nicht möglich. So gilt in neueren Abhandlungen das verstärkte Interesse der Darstellung bzw. 
..tersuchung entsprechender Anwendungen, den sogenannten Cash Management Systemen. 

Die Entwicklung der Cash Management Systeme setzte verhältnismäßig früh ein. Bereits 1969 
bot die Mellon Bank, als Pionier auf dem Gebiet der elektronischen Bankdienstleistungen 
ihren Firmenkunden ein Cash Management System an, über das Kontoinformationen abge- 
fragt werden konnten. 

Seit damals hat sich in einer rasanten Entwicklung der heutige Markt der Cash Management 
Systeme entwickelt. Während Cash Management Systeme zunächst nur von den Banken als 
Dienstleistung im Bereich des Electronic Banking angeboten wurden, drangen mit der zuneh- 
menden Vernetzung immer mehr andere Anbieter in den Markt, die teilweise andere Schwer- 
punkte setzten. 


Vgl. zum Zinshedging Herold (1994), S. 96ff. 

Vgl. zu den Cash Management Systemen die Ausführungen von Kraemer/Scheer (1993), S. 50-59; Perri- 
don/Steiner (1986), S. 144 ff.. Eistert (1994), S. 47 ff. 
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Heute sind bei der Auswahl eines Cash Management Systems die nachfolgenden Punkte zu 
beachten. Grundsätzlich ist zwischen Kommunikations- und Zusatzleistungen (Admini- 
strations- und Dispositionsunterstützung) von Cash Management Systemen zu unter- 
scheiden, wobei für die Kommunikationsleistungen eine elektronische Verbindung zur Bank 
erforderlich ist. Solche Verbindungen waren dementsprechend Gegenstand der ersten Cash 
Management Systeme. 

Mit der weiteren Entwicklung und den steigenden Bedürfnissen wurden immer weitergehende 
Module entwickelt. Diese Zusatzleistungen wurden/werden schwerpunktmäßig außerhalb des 
Bankbereichs angeboten. Inzwischen gibt es Systeme, die Aufgaben aus beiden o.g. Bereichen 
abdecken. Dennoch werden innerhalb einer Unternehmung in der Regel mehrere Cash 
Management Systeme genutzt. Dies ist z.T. sogar für denselben Aufgabenbereich der Fall, 
z.F /erden zur Bankenkommunikation teilweise die Systeme verschiedener Banken einge- 
obwohl heute die meisten Anwendungen multibankfähig sind. 


I.2.1 Komraunikationsfunktionen 

)ie typischen Kommunikationsleistungen sind die Sammlung von Kontoinformationen, häu- 
ig auch als Balance Reporting bezeichnet, die Marktinformationssammlung und die Trans- 
ktionsinitiierung (Money Transfer). 

' Kontoinformationen/Balance Reporting 

's handelt sich urn einen elektronischen Kontoauszug, die originäre Funktion der Cash 
lanagement Systeme. Bei ausreichendem Datenverbund können Informationen über sämtli- 
he weltweit geführten Konten eines Unternehmens abgerufen werden. Üblicherweise umfaßt 
;r elektronische Kontoauszug 

F hsalden, 

utarische Salden, 

Umsatzdetails, 

eine Rückschau für 30 bis 60 Tage sowie 
Informationen über Geldmarkt- und Devisentransaktionen. 

Marktinformationen 

äufig wird über dieselbe Verbindung auch der Zugriff auf, für die Entscheidungen des Cash 
anagment wichtige, aktuelle Informationen von den Geld- und Kapitalmärkten sowie auf 
Tgangenheitsbezogene Daten (Datenbänke) ermöglicht (Einspielung der Daten bestimmter 
irtschaftjdienste wie Reuters, Bloomberg). 
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I t Elektronische Zahlungstransaktionen/Money Transfer 
Beim Money Tranfer wird derselbe Leitungsweg genutzt wie beim Balance Reporting, nur daß 
(Jer Informationsfluß diesmal in die andere Richtung (vom Unternehmen zur Bank/den Ban- 
Icen) erfolgt. 

Es können verschiedene Typen von Zahlungen vorgenommen werden (Überweisungen an 
fremde Konten oder Umbuchungen zwischen den Konten des Unternehmens). Es sind sowohl 
nicht automatische (Einzelüberweisungen, wiederkehrende Zahlungen) als auch automatische 
Transaktionen (Null- bzw. Zielsaldenkonten; Liquiditätssammelkonten « Pooling; Netting) 
denkbar. Darüber hinaus ermöglicht Money Transfer die kurzfristige Kreditaufnahme und die 
Anlage in Termingeldem und Wertpapieren. Teilweise sind auch Devisentermingeschäfte 
durchführbar. 

Wunsch nach Standards, insbesondere hinsichtlich der zu übertragenden Datenformate, 
aat bezogen auf die Erbringung von Kommunikationsdienstleistungen zu einer starken Domi- 
loanz des Systems Multicash geführt. 


; 4.2.2 Zusatzleistungen 

■ Die bereits aufgeführten Leistungen zur Unterstützung des Pooling und Netting können 
j itrenggenommen auch den Zusatzleistungen zugeordnet werden. Unter technischen Gesichts- 
: punkten ist hier in der Regel die Zusammenführung von untemehmensintemen und -externen 
' {Bank)Daten erforderlich. 

, Darüber hinaus sind hier 

* die Aufnahme von untemehmensintemen Plandaten zur Liquiditätsplanung (Liquiditäts- 
v^'rschau), 

Unterstützung der Disposition durch Abgleich von Plandaten des Unternehmens und 
“ iSt-Kontoinformationen (Skontrierung), 

' die Verwaltung von Geldanlage- und Geldauftiahmegeschäften, 

' die Verwaltung von Devisengeschäften, 

* Entscheidungsunterstützung bei den vorab genannten Geschäften (Simulationen) sowie 
' die Unterstützung der Liquiditätskontrolle (Plan-Ist-Analysen) 

^ nennen. 

^Ic Geschäftsbanken haben Cash Management Systeme mit verschiedensten Funktio- 
^n/Leistungen im Angebot (z.B. DB, Global, Chase Insight). 
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4.2.3 Systemauswahl 

Eistert hat, anknöpfend an seine erste Studie zu diesem Thema aus dem Jahr 1990, im Som- 
mer 1993 eine weitergehende Untersuchung von 17 aktuellen Cash Management Systemen 
durchgeführt. Er hat die Ergebnisse dieser Arbeit in Anlehnung an die hier gewählte Systema- 
tik für das gesamte Spektrum des Cash Management detailliert dargestellt und gibt somit ei- 
nen guten Überblick über die Möglichkeiten und Fähigkeiten der einzelnen Systeme. Mittels 
eines solchen Vergleichs kann die Entscheidung über die Wahl eines oder mehrerer Systeme 
erheblich erleichtert werden. 

Die nachfolgende Abbildung gibt einen Überblick über die in die Untersuchung einbezogenen 
Systeme und einen guten Überblick über die Kommunikations- und Zusatzfunktionen von 
.h Managernent Systemen.“*' 
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Abb. 2; Das Leistungsspektrum von Cash Management Systemen; T= teilweise 


Diese Abbildung wurde entnonunen aus: Eistert (1994). S. 48. Vgl. auch die dort auf den Seiten 49 ff. darge- 
Stellten detaillierten Ergebnisse der Studie. 
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5. Rechtliche Schranken des Cash Management 
5.1 Gegenstand und Gang der Untersuchung 

Hinsichtlich der Begriffsdefinition verweisen wir auf Kapitel 1 dieser Ausarbeitung. 

Einen einheitlichen rechtlichen Begriff oder eine rechtlich verfaßte Figur des Cash Manage- 
ment gibt es zumindest in Deutschland bisher nicht. Dementsprechend läßt sich auch keine 
juristische Spezialliteratur zum Thema Cash Management ermitteln. Die Rechtsordnung 
nimmt das Cash Management bisher lediglich als eine tatsächliche Erscheinung zur Kenntnis, 
die eine Fülle von Einzelaspekten mit rechtlicher Relevanz aufweisen kann. 

vorliegende Darstellung vermag keine umfassende Beschreibung der möglichen rechtli- 
!ien Schranken des Cash Management zu geben. Sie beschränkt sich zunächst auf dessen 
zentrale Erscheinungsform in Gestalt des „Pooling“ (i.S.v. Cash Concentration), also des Zu- 
sammenführens auf verschiedenen Zahlungskonten vorhandener liquider Mittel auf einem 
Zielkonto, dein sogenannten „Cash Pool“. Ein solches Verfahren zur Zentralisierung der Kas- 
senhaltung kann sowohl im eingliedrigen Unternehmen, wie auch innerhalb eines Konzerns 
angewandt werden. Im letztgenannten Fall werden die freien Mittel aller beteiligter Gesell- 
schaften an einen zentralen Cash Pool überwiesen, der meist bei der Konzemmutter angesie- 
ddt ist. Aus diesem Pool werden dann diejenigen Konzemteile mit Liquidität versorgt, die 
Liquiditätsbedaif haben. 

Im Vordergrund der vorliegenden Untersuchung stehen insbesondere die zivil- und konzern- 
rechtlichen Fragen, die sich aus einem solchen konzemweiten Cash Management in Gestalt 
des Pooling ergeben können. 

&n folgenden werden zunächst die allgemeinen rechtsgeschäftlichen Grundlagen des Cash 
Management im Konzern dargestellt (5.2). Im Anschluß daran werden die spezifischen kon- 
-irechtlichen Probleme des Cash Management erörtert (5.3). Abschließend wird auf die 
■»esonderheiten bei der Verwendung öffentlicher Fördermittel eingegangen (5,4) 


Rechtsgeschäftliche Grundlagen des Cash Management im Konzern 
Allgemein für das Cash Management 

^htsgeschäftliche Grundlage eines zentralisierten Cash Management irmerhalb eines Kon- 
’ttns ist Ln der Regel ein einfacher schuldrechtlicher Vertrag zwischen dem herrschenden 
{|ötemehmen und den abhängigen Gesellschaften (i.d.R. unter Einbeziehung der Bank(en)). 
'■eser schuldrechtliche Vertrag, weist insoweit den Charakter einer Dienstleistungsvereinba- 
*^2 auf, als die Bank (en) und das Unternehmen, bei dem der Cash Pool angesiedelt ist, den 
teiligten Gesellschaften die entsprechenden Dienstleistungen entgeltlich zur Verfügung 
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stellen. Soweit die Leistungserbringung unentgeltlich erfolgt, kann der Vertrag auch Züge 
eines Auftrags tragen. Insgesamt dürfte es sich um einen gemischten Vertrag handeln, der sich 
nicht eindeutig einem der gesetzlich geregelten Vertragstypen zuordnen läßt. 

beistungsstörungen im Rahmen der Abwicklung des Cash Management Vertrags sind primär 
nach den jeweiligen vertraglichen Bestinunungen zu behandeln, mangels solcher und ergän- 
zend dazu nach den gesetzlichen Regelungen des Vertragstyps, dem die Vereinbarung am 
nächsten kommt, also etwa nach Dienstvertragsrecht, dem Auftragsrecht oder dem Darlehen. 

i 

5.2,2 Besonderheiten beim Cash Pooling 

Bc konzemweiten Cash Pooling kommen zu der vorbezeichneten Dienstleistungsvereinba- 
j noch einzelne Darlehensverträge zwischen den beteiligen Tochtergesellschaften und der 
den Cash Pool verwaltenden Konzemmutter (kann auch „special purpose Company“ sein) hin- 
zu. Soweit überschüssige Liquidität an den Pool abgeführt wird, besteht ein Rückzahlungsan- 
spruch des abführenden Unternehmens, soweit einer Tochtergesellschaft liquide Mittel aus 
dem Pool zugeführt werden, besteht ein Rückzahlungsanspruch der Konzemmutter. Im Er- 
gebnis werden also liquide Mittel durch konzeminteme Forderungen und Verbindlichkeiten 
ersetzt. Mehrere gegenseitig gewährte Darlehen können gegeneinander verrechnet werden und 
einem Gesamtsaldo zugunsten des einen oder anderen Vertragspartners zugeführt werden 
(Netting). Vorbehaltlich besonderer vertraglicher Vereinbarungen unterliegen die Darlehens- 
verträge den allgemeinen Regeln. 


5.3 Konzernrechtliche Aspekte des Cash Management 

3er Schwerpunkt der rechtlichen Problematik des Cash Management liegt im konzemrechtli- 
he’ “Bereich. Hier kann es aufgrund der eigenständigen Finanz- und Liquiditätsverantwortung 
' inzelnen Tochtergesellschaften und der Führungsverantwortung der Konzemmutter zu 
nfe'ressenkonflikten und Schädigungen kommen, aus denen sich Haftungsprobleme ergeben, 
nsoweit ist zwischen den verschiedenen Arten von Konzernen zu unterscheiden. 


.3.1 Vertragskonzern 
) Grundlagen 

in Vertragskonzem wird durch den Abschluß eines Beherrschungsvertrags i.S.d. § 291 AktG 
-gründet. Aus diesem ergibt sich das Recht des herrschenden Unternehmens, dem Vorstand 
Jeschäftsfühmng bei GmbH) des abhängigen Unternehmens Weisungen zu erteilen, die für 
iS abhängige Unternehmen auch nachteilig sein dürfen, soweit sie nur den Belangen des 
Pirschenden oder anderer verbundener Unternehmen dienen (§ 308 Abs.l AktG). Der Vor- 


Vgl. Kraft (1995) in; Lutter (1995): Holding Handbuch, Köln, Rz. B 33 
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stand des abhängigen Unternehmens ist gemäß § 308 Abs. 2 AktG verpflichtet, den Weisun- 
gen des herrschenden Unternehmens Folge zu leisten. 

Pic gesetzlichen Vertreter des herrschenden Unternehmens haben bei der Erteilung von Wei- 
sungen die Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters anzuwenden und 
sind bei Verstößen zum Schadensersatz verpflichtet (§ 309 Abs. 1 und 2 AktG). Diese Scha- 
densersatzverpflichtung besteht, auch wenn dies im Gesetz nicht ausdrücklich geregelt ist, 
nach einhelliger Auffassung auch für das herrschende Unternehmen selbst. 

Über dieses Haftungssystem, für die aus einzelnen Weisungen entstehenden Schäden hinaus, 
besteht beim Vertragskonzem die pauschale Verlustausgleichspflicht nach § 302 AktG, wel- 
che eine besondere Form der Zustandshaftung darstellt. Danach hat die herrschende Ge- 
s chaft der abhängigen Gesellschaft jeden während der Dauer des Beherrschungs- und/oder 
, ;wiimabführungsvertrags sonst entstehenden Jahresfehlbetrag auszugleichen, soweit dieser 
nicht durch eine Entnahme aus anderen Gewinnrücklagen ausgeglichen wird. 

Die vorgenannten Regeln gelten unmittelbar nur für den AG- Vertragskonzem, weim also ab- 
hängiges Unternehmen eine AG ist. Nach ganz herrschender Meinung finden sie jedoch für 
den GmbH- Vertragskonzem, in dem das abhängige Unternehmen eine GmbH ist, entspre- 
chende Anwendung. 

b) Bedeutung für das Cash Management 

Die Begründung und Durchfühmng eines zentralen Cash Management im Vertragskonzem ist 
grundsätzlich durch die Weisungsbefugnis gemäß § 308 Abs.l AktG gedeckt. Die Konzern- 
spitze kann auf diesem Wege die Liquiditätsplanung für die vertraglich gebundenen Gesell- 
schaften an sich ziehen und deren Liquiditätsplanung zentral steuern. Die Grenze der Zuläs- 
sigkeit ist jedoch bei einer Gefährdung der Fortexisteni der abhängigen Gesellschaft zu zie- 
her Der abhängigen Gesellschaft müssen liquide Mittel wenigstens in dem Umfang erhalten 
ien, dziß die Begleichung ihrer fälligen Verbindlichkeiten gesichert ist.'*^ Wird diese Gren- 
ze von den Vertretungsorganen der herrschenden Gesellschaft bei der Ausübung des Wei- 
sungsrechts nicht beachtet, und entsteht der beherrschten Gesellschaft hieraus ein Schaden, so 
sind die herrschende Gesellschaft und deren gesetzliche Vertreter gemäß § 309 Abs. 2 AktG 
fum Ersatz des daraus resultierenden Schadens verpflichtet. 

^uch ohne eine Überschreitung der Grenzen des Weisungsrechts kaim sich eine Haftung aus 
tincr Mißachtung des in § 309 Abs.l AktG niedergelegten Sorgfaltsmaßstabs ergeben. So soll 
‘in Verstoß gegen den Gmndsatz kaufmännischer Vorsicht und damit der ordnungsgemäßen 
^onzemgeschäftsführung bereits daim vorliegen , wenn ein - von der Leitungsmacht des herr- 
schenden Unternehmens gmndsätzlich gedecktes - zentrales Cash Management auch in der 
(fise der herrschenden Gesellschaft oder bei bestehenden Zweifeln an deren Bonität ohne 
ausreichende Sicherheiten für die einbezogenen Konzemgesellschaften au ff echterhalten 


Vgl. Eschenbruch (1996), Konzcmhafiung - Haftung der Unternehmen und der Manager, Düsseldorf, Rz. 3057. 
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bleibt. Um einer Haftung zu entgehen, ist in diesen Fällen das Cash Management durch die 
herrschende Gesellschaft sofort zu kündigen.'*^ 

Die weitere Frage, ob über die vorbezcichneten Grenzen des Liquiditätsentzugs hinaus eine 
allgemeine Rechtspflicht zur Liquiditätszufuhr durch das herrschende Unternehmen im Rah- 
men eines konzemweiten Cash Management besteht, ist bisher nicht geklärt.'*^ 

Soweit aufgrund der Beteiligung an einem zentralen konzemweiten Cash Management bei 
einer abhängigen Gesellschaft ein Jahresfehlbetrag entsteht, ist dieser gemäß § 302 AktG 
durch das herrschende Unternehmen auszugleichen. 


' 3.2 Faktischer Konzern 

Ein (einfacher) faktischer Konzern ist durch das Fehlen eines Beherrschungsvertrags mit den 
daraus resultierenden weitergehenden Einwirkungsmöglichkeiten des herrschenden Unter- 
nehmens auf das oder die abhängigen Unternehmen gekennzeichnet. Den abhängigen Unter- 
nehmen verbleibt daher ein größeres Maß an Selbständigkeit. 

a) Faktischer AG-Konzern 

Für den faktischen AG-Konzem (abhängiges Unternehmen ist eine AG) ist das Haftungssy- 
stem zwischen herrschender und abhängiger Gesellschaft in § 311 i.V.m. § 317 AktG gere- 
gelt. Gemäß § 311 Abs.l AktG darf ein herrschendes Unternehmen bei fehlendem Beherr- 
schungsvertrag seinen Einfluß nicht dazu benutzen, ein für sie nachteiliges Rechtsgeschäft 
vorzunehmen oder nachteilige Maßnahmen bei der abhängigen Gesellschaft zu veranlassen, cs 
sei denn, daß diese Nachteile ausgeglichen werden. Erfolgt der Nachteilsausgleich nicht tat- 
sächlich bis zum Ende des Geschäftsjahres und gewährt die herrschende Gesellschaft der ab- 
‘■''ngigen auch keinen Rechtsanspruch auf einen zum Ausgleich bestimmten Vorteil, so sind 
le herrschende Gesellschaft und deren gesetzliche Vertreter der abhängigen Gesellschaft, 
»owie ggf. auch deren Aktionären und Gläubigem, zum Ersatz des entstehenden Schadens 
verpflichtet (§ 317 AktG). Sorgfaltsmaßstab ist auch hier die Sorgfalt eines ordentlichen und 
gewissenhaften Geschäftsleiters. 

Einen Nachteil im vorbezeichneten Sinne kann auch die Einbeziehung der abhängigen Gesell- 
schaft in ein konzemweites Cash Management darstellen. Dies soll z.B. dann gelten, wenn die 
Kapitalüberlassung nicht marktüblich vergütet oder abgesichert wird. Werden keine ei- 
genständigen Konten der abhängigen Gesellschaft mehr geführt, ergibt sich zu ihren Lasten 
ein Kreditrisiko, es sei denn, sie würde gegen die Zugriffsmöglichkeiten Dritter in ausreichen- 
der Weise abgesichert. In solchen Fällen hat das herrschende, das konzemweite Cash Manage- 
ment praktizierende Unternehmen im Rahmen des Nachteilsausgleichs bis zum Ende des Ge- 


Vgl. Eschenbruch (1996), Rz. 3041 und 3057. 

Verneinend Priester (1989), Liquiditätsausstattung der abhängigen Gesellschaft und unterjährige Verlustdek- 
kung bei Untemehmensverträgen, ZIP 1989, 1301, 1303 f., mit weiteren Nachweisen. 
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schäftsjahrcs etwaige Salden abzusichem, um einer Haftung nach §§ 311 und 317 AktG zu 
entgehen.^ 

Eine pauschale Verlustübemahmepflicht, wie sie in § 302 AktG für den Vertragskonzera ge- 
regelt ist, gibt es im Rahmen des einfachen faktischen AG-Konzems nicht (zum qualifiziert 
faktischen Konzern siehe unten 4.3.3). 

b) Faktischer GmbH-Konzern 

Das zuvor beschriebene Haftungsmodell der §§ 311, 317 AktG ist nach ganz herrschender 
Auffassung nicht auf das Recht des faktischen GmbH-Konzems (beherrschte Gesellschaft ist 
eine GmbH) zu übertragen. Vielmehr wird dieses im Verhältnis zwischen herrschender und 
bhängiger Gesellschaft durch ein striktes Schädigungsverbot auf der Grundlage der allgemei- 
nen mitgliedschaftlichen Treuepflichten ersetzt. Die Privilegierung durch die Möglichkeit der 
Nachteilsausgleichung bis zum Ende des Geschäftsjahres besteht daher nicht. Neben den mit- 
gliedschaftlichen Treuepflichten sind in diesem Zusammenhang auch die Vorschriften über 
die Erhaltung des Stammkapitals in den §§ 30 und 3 1 GmbHG zu beachten. 

Eine zum Schadensersatz verpflichtende Treuepflichtverletzung liegt vor, wenn das Eigenin- 
teresse der abhängigen Gesellschaft verletzt wird. Hierfür gelten identische Maßstäbe wie bei 
der Nachteilszufügung i.S.d. § 311 Abs.l AktG. Die Ersatzpflicht wird durch alle Schä- 
digungen der abhängigen GmbH ausgelöst, die ein ordentlicher und gewissenhafter Ge- 
schäftsleiter einer unabhängigen Gesellschaft unterlassen hätte. Eine zum Schadensersatz ver- 
pflichtende Verletzung von Eigeninteressen der abhängigen Gesellschaft kann im Rahmen 
eines Cash Management danach wie im faktischen AG-Konzem insbesondere dann vorlicgen, 
wenn die Kapitalüberlassung (Kreditgewährung) durch die abhängige Gesellschaft an das 
herrschende Unternehmen auf dessen Veranlassung nicht zu marktüblichen Konditionen oder 
ohne hinreichende Absicherungen erfolgt.“*’ Darüber hinaus stellt es eine gemäß § 30 Abs.l 
'' nbHG verbotene Auszahlung dar, wenn in ein zentrales Cash Management das zur Er- 
altung des Starrunkapitals notwendige Vermögen der abhängigen Gesellschaft einbezogen 
wird.^® In diesem Fall besteht gemäß § 3 1 Abs. 1 GmbHG ein Rückzahlungsanspruch der ab- 
hängigen Gesellschaft gegen das herrschende Unternehmen. 


** Vgl. Eschenbruch ( 1 996), Rz. 33 1 7. 
^ Vgl. Eschenbruch (1996), Rz. 3368. 
VgT Eschenbruch {\996),Rz.^^^9 
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5.3.3 Qualifiziert faktischer Konzern 

a) Grundlagen 

Bei dem qualifiziert faktischen Konzern handelt es sich nicht um einen weiteren gesetzlichen 
Konzemtatbestand, sondern um eine Entwicklung der Rechtsprechung. Sie bemht darauf, daß 
das Recht des (einfachen) faktischen Konzerns mit seinem Einzelausgleichssystem (§311 
AktG und Schadensersatzansprüche wegen Verletzung mitgliedschaftlicher Treupflichten) bei 
besonders intensiven Abhängigkeitsverhältnissen oftmals versagt, da sich die singulären 
nachteiligen Einflußnahmen des herrschenden Unternehmens nicht mehr isolieren lassen. Die- 
se Regelungslücke wird auf der Grundlage einer Analogie zu den §§ 302 und 303 AktG, also 
niittels einer analogen Anwendung von Vorschriften aus dem Vertragskonzemrecht auf die 
0 ^ ""als genauso schädigungsintensiven qualifiziert faktischen Konzerne geschlossen. 

Als Qualifizierungsmomente haben sich in der jüngsten Rechtsprechung des Bundesgerichts- 
hofs^^ die folgenden herausgebildet: 

- das herrschende Unternehmen vernachlässigt die Belange (Eigeninteressen) der abhängigen 
Gesellschaft und 

- die der abhängigen Gesellschaft dadurch zugefügten Nachteile lassen sich durch Einzel- 
ausgleichsmaßnahmen nicht mehr kompensieren. 

b) Bedeutung für das Cash Management 

Als eine der Fallgruppen, in denen der Tatbestand des qualifiziert faktischen Konzerns erfüllt 
sein kann, wird auch das zentrale konzem weite Cash Management diskutiert, aus dem sich 
unter dem Gesichtspunkt des Liquiditätsentzugs besondere Gefahren für die Existenz der ab- 
hängigen Gesellschaft ergeben können. Eine bestandsgefährdende Verletzung der Interessen 
de- abhängigen Gesellschaft soll jedenfalls dann gegeben sein, wenn die einzelnen Konzem- 
■cmehmen nur noch Durchlaufkonten haben und ihnen weder die Möglichkeit bleibt, eigene 
Bankkonten zu führen, noch sich außerhalb des Konzerns Liquidität zu verschaffen.^® Soweit 
diese Voraussetzungen nicht vorliegen, kann eine Interessenverletzung auch dann eintreten, 
weim das Cash Management nicht ordnungsgemäß abgewickelt wird. Die Grenze zum qualifi- 
ziert faktischen Konzem wird dabei überschritten, wenn folgende Umstände den Rückschluß 
auf einen erschwerten Einzelausgleich zulassen:^' 


^ BGH, Urteil vom 29. März 1992, BGHZ 122, 123 ff., „TBB“. 

Vgl. Burgard (1993), Tatbestandsmerkmale des qualifiziert faktischen GmbH-Konzems und ihre Konkretisie- 
rung nach „TBB“, WM 1993, 925, 928 f.; ErnsthalerlKreher (1995), Verlustausgleichspflicht im qualifizier- 
ten faktischen GmbH-Konzem, BB 1995. 1422, 1428. 

Vgl. Eschenbruch (1996), Rz. 3463 - mit weiteren Nachweisen. 
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- die einzelnen Geschäftsvorfälle werden im Rahmen des zentralen Cash Management nicht 
ordnungsgemäß erfaßt und nach handelsrechtlichen Gesichtspunkten gebucht; 

- es erfolgt keine Absicherung der durch das abhängige Unternehmen geleisteten Zahlungen 
an die zentrale Konzemkasse, weshalb eine unübersichtliche (Mit-)Haftungssituation für 
das abhängige Unternehmen entsteht; 

- sonstige Haftungsrisiken und Mitverpflichtungen im Zusammenhang mit einem zentralen 
Cash Management werden nicht ordnungsgemäß erfaßt, Rückstellungen in der Bilanz nicht 
ordnungsgemäß gebildet und Hinweispflichten im Anhang nicht aufgenonrunen; 

- die abhängige Gesellschaft ist infolge des Cash Management in völlige Abhängigkeit ge- 
raten und es verbleibt ihr von vornherein keine Möglichkeit, sich aus dieser Finanzierungs- 
form zurückzuziehen (existentielle Abhängigkeit vom Cash Management). 


5.4. Besonderheiten bei der Einbeziehung öffentlicher Fördermittel 

Für die oben dargestellte allgemeine (zivil- und konzemrechtliche) Zulässigkeit eines Cash 
Management und dessen Abwicklung spielt es grundsätzlich keine Rolle, auf welcher Rechts- 
grundlage die beteiligten Unternehmen die in den Cash Pool eingestellten Mittel erhalten ha- 
ben, sofern es sich nur tatsächlich um frei verfügbare liquide Mittel handelt. Oftmals lassen 
sich liquide Mittel auch nicht mehr konkreten Herkunftsquellen zuordnen. 

Beispiel: Auf ein Konto werden an einem Tag 10 Mio öffentliche Fördermittel und 10 Mio 
aus dem Umsatzprozeß eingezahlt. Am selben Tag werden 15 Mio für Lx)hn- und 
Gehaltszahlungen und die Begleichung von Lieferantenrechnungen belastet. Wo- 
her stanunen die verbleibenden 5 Mio, die abends auf das Zielkonto abgeführt 
werden (im Rahmen eines Cash Management)? 

Eine eindeutige Zuordnung liquider Mittel zu konkreten Förder- (=Herkunfts-)quellen setzt 
"oraus, daß die zugeflossenen Mittel auf Sonderkonten (zweckmäßigerweise treuhänderisch 
/erwaltet durch z.B. einen Notar) reserviert werden und nur für die Erfüllung des Zuwen- 
dungszwecks abgerufen werden dürfen. Bei Überweisung der Mittel auf ein in ein Pooling 
einbezogenes Konto werden diese „automatisch“ abgeräumt. 

Inwieweit öffentliche Fördermittel in ein zentrales konzemweites Cash Management einge- 
stellt werden dürfen, ist keine Frage des Zivil- und Konzemrechts, sondern des öffentlichen 
Subventionsrechts. Entscheidend ist die Zweckbestimmung, mit der die Zuwendungen gelei- 
steLwurden. Diese dürfte in den seltenstärFäneiT dahin ^hen,~äie Fördermittel dem geför- 
derten Unternehmen zur freien Verwendung^ übeiTä^eh.'Vielmehr bestehfirTdeTRegel eine 
qnge^weckbindung. Eine Einstellung in ein z^tfäTes‘Ca'sh“Mähagement, die dazu führt, daß 
derngetörderten TTntemehmen die Mittel zumindest vorübergehend nicht zur Verfügung ste- 
hen und unter Umständen sogar das Risiko ihres völligen Entzugs mit sich bringt, wird sich 
damit nicht ohne weiteres vereinbaren lassen. Allgemeine Aussagen hierüber ohne Berück- 
sichtigung des jeweiligen im Zuwendungsbescheid oder auf sonstige Weise spezifizierten 
Zuwendungszweckes lassen sich jedoch kaum treffen. 
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6 . Schlußbemerkung 

Die vorstehende Stellungnahme untersucht ausgehend von den Zielen, Aufgaben, Konzepten 
und Methoden des Cash Management die Fragen der Zulässigkeit und der allgemeinen Üb- 
lichkeit eines Cash Management. Es wurde aufgezeigt, daß der Einsatz leistungsfähiger 
Cash Management Systeme eine betriebswirtschaftliche Notwendigkeit ist, deren Bedeutung 
mit der Anzahl der Konten und Bankverbindungen, der Anzahl und der Komplexität der 
Transaktionen und der Anzahl der Währungen und Ländergesellschaften wächst. Bei Vorlie- 
gen entsprechender Strukturen im Unternehmen oder im Konzern sind Cash Management 
Systeme als allgemein üblich anzusehen. 

Das Cash Management basiert auf einem gemischten Vertrag, der i.d.R. Dienstleistungs-, 
Auftrags- und Darlehensvertragselemente enthält. Vereinbarungen dieser Art sind rechtlich 
zulässig. Die rechtliche Qualifikation von grundsätzlich in Frage kommenden (Organ-) Haf- 
tungstatbeständen im Falle der Leistungsstörung, Sorgfaltspflichts- und Treuepflichtsverlet- 
zungen oder Verstöße gegen gesetzliche Vorschriften kann nur auf der Grundlage einer De- 
tailkennmis des konkreten Falls beantwortet werden. 

Die vorstehende Stellungnahme erstellten wir nach bestem Wissen. 

Stuttgart, 16. April 1997 

Schitag Emst & Young 

Deutsche Allgemeine Treuhand AG 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 



i.V. Dr. Schmidtmeier 
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Allgemeine Auftragsbedingungen 

Stand 1. Januar 1996 


I, Allgemeine Bedingungen für alle Auftragsgebiete 


. Geltungsbereich 

(1) Die Auftragsbedingungen gellen für alle Verträge zwischen dem 
Auftragnehmer und seinen Auftraggebern über Prüfungen, Be- 
ratungen und sonstige Aufträge, soweit nicht etwas anderes aus- 
drücklich schriftlich vereinbart oder gesetzlich zwingend vorge- 
schrieben ist. Für Aufträge zur externen Datenverarbeitung gel- 
ten besondere Auftragsbeclingungen. 

O) Werden im Einzelfall ausnahmsweise vertragliche Beziehungen 
auch zwischen dem Auftragnehmer und anderen Personen als 
dem Auftraggeber begründet, so gellen auch gegenüber sol- 
chen Dritten die Bestimmungen der nachstehenden Nr. 9. 

P) Oie Bedingungen gelten auch für alle künftigen Aufträge des 
Auftraggebers »an den Auftragnehmer, 

I Umfang und Ausführung des Auftniges 

(1) Gegenstand des Auftrages ist die vereinbarte Leistung, nicht ein 
bestimmter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Berufsausübung ausgeführt. 
Der Auftragnehmer ist berechtigt, sich zur Durchführung des 
Auftrages sachverständiger Personen zu bedienen. 

0) Die Korrespondenzsprache mit ausländischen Auftraggebern ist 
eutsch, soweit nichts Besonderes vereinbart ist. Die Haftung 
•ür Übersetzungsfehler wird ausgeschlossen. Die Berücksichti- 
gung ausländischen Rechts bedarf der ausdrücklichen schriftli- 
chen Vereinbarung. 

(3) Der Auftrag erstreckt sich. sf>weil er nicht darauf gerichtet ist. 
nicht auf die Prüfung der Frage, ob die Vorschriften des Steuer- 
rechts oder Sondervorschriften, wie z.B. die Vorschriften des 
Preis-, Wettbewerbsbeschränkungs- und Bewirtschaflungs- 
rechis beachtet sind; das gleiche gilt für die Feststellung, ob 
Subventionen, Zulagen oder sonstige Vergünstigungen in An- 
spruch genommen werden können. Die Ausführung eines Auf- 
trages umfaßt nur dann Prüfungshandlungen, die gezielt auf die 
Aufdeckung von Buchfälschungen und sonstigen Unregelmä- 
ßigkeiten gerichtet sind, wenn sich bei der Durchführung von 
Prüfungen dazu ein Anlaß ergibt oder dies ausdrücklich schrift- 
lich vereinbart ist. 

(*1) Ändert sich die Rechtslage nach Abgabe der abschließenden be- 
ruflichen Äußerung, so ist der Auftragnehmer nicht verpflichtet, 
den Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende 
Folgerungen hinzuweisen. Dies gilt auch für den Mitteilungs- 
die nst und sonstige Veröffentlichungen des Auftragnehmers, 


(5) Art und Umfang der Herausgabe seines Mitteilungsdienstes und 
sonstiger allgemeiner Veröffentlichungen zur Unterrichtung 
seiner Auftraggeber werden von dem Auftragnehmer nach sei- 
nem Ermessen festgelegl. Soweit der Auftragnehmer Mitteilun- 
gen oder Rundschreiben an seine Mandanten versandt hat, 
kann er davon ausgehen, daß er damit hinsichtlich des Inhalts 
solcher Veröffentlichungen seine Beratungspflicht erfüllt hat. 

(6) Muß der Auftragnehmer seine Leistung unter Umständen er- 
bringen, die ihm billigerweise nicht angelastet werden können 
fz.B. Ungewißheit der Rechtslage, Kürze der vom Auftraggeber 
zugostandenen ßearbeitungszeit), kann der Auftraggeber eine 
Erfüllung des Auftr.igcs unter Vorbehalt nicht beanstanden. 

{ 7 ) Zur Einlegung von Rechtsmitteln und Rechlsbehelfen ist der 
Auftragnehmer nur clann verpflichtet, wenn er einen darauf ge- 
richteten Auftrag erhalten und angenommen hat. 


3, Aufklärungspflichl des Auftraggebers 

fl) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, daß dem Auftragnehmer 
auch ofmc dessen besondere Aufforderung alle für die Ausfüh- 
rung des Auftrages notwendigen Unterlagen rechtzeitig vorge- 
Icgt werden und ihm von allen Vorgängen und Umständen 
Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des Auftrages 
von Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterlagen, 
Vorgänge und Umstände, die erst während der Tätigkeit des 
Auftragnehmers bekannt werden. 

(2) Auf Verlangen des Auftragnehmers hat der Auftraggeber die 
Vollständigkeit der vorgeleglen Unterlagen und der gegebenen 
Auskünfte und Erklärungen in einer vom Auftragnehmer formu- 
lierten schriftlichen Erklärung zu bestätigen. 

(3) Soweit sich nicht aus der Natur eines Prüfungsauftrages etwas 
anderes ergibt oder sonst vereinbart ist, besteht keine Pflicht 
des Auftragnehmers, die Richtigkeit und Vollständigkeit von 
Unterlagen und Angaben zu überprüfen. 


4. Sicherung der Unabhängigkeit 

Der Auftraggeber steht dafür ein, daß alles unterlassen wird, 
was die Unabhängigkeit der Mitarbeiter des Auftragnehmers ge- 
fährden könnte. Dies gilt insbesondere für Angebote auf Anstel- 
lung und für Angebote, Aufträge auf eigene Rechnung zu über- 
nehmen. 


Unabhängiges Mitglied von Ernst & Young International 

^«fsichtsrals Vorsitzender; VVP/Stß Prof. Dr. Hans Luik • Vorstand: VVP/SlB Dipl.-Kfm. Dietrich Dörner, Sprecher - WP/SlB Dipl. -Kfm. VVolfgang Elkart 
5t8 Dipl.-Kfm. Dr. Rolf Kraushaar ♦ WP/Si8 Dipl.-Kfm. Joachim Schmidts • WP Dipl.-Kfm. Gerhard Sußbauer • WP/StB Dipl.-Kfm. HubertCraf von Treuberg 
Ra SfB Or. Herl>crt Müller • Dipl.-Wirtsch.-Ing. (FH) Dipl.-Kfm. Antonio Schnieder 
S'tz der Gesellschaft; Stuttgart • Rcchtslörm: Aktiengesellschaft • Amtsgericht Stuttgart HRB 93 
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5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte 

(1) Fernmündliche Auskünfte des Auftragnehmers sind erst ver- 
bindlich, wenn sie von dem Auftragnehmer schriftlich bestätigt 
werden. 

(2) Hat der Auftragnehmer die Ergebnisse seiner Tätigkeit schrift- 
lich darzustellen, so ist nur die schriftliche Darstellung maßge- 
bend. Bei Prüfungsaufträgen wird der Bericht, soweit nichts an- 
deres vereinbart ist, schriftlich erstattet. Mündliche Erklärungen 
und Auskünfte von Mitarbeitern des Auftragnehmers sind stets 
unverbindlich. 

6. Schutz des geistigen Eigentums des Auftragnehmers 

Der Auftraggeber steht dafür ein, daß die im Rahmendes Auftra- 
ges vom Auftragnehmer gefertigten Gutachten, Organisations- 
pläne, Entwürfe, Zeichnungen, Aufstellungen und Berechnun- 
gen, insbesondere Massen- und Kostenberechnungen, nur für 
seine eigenen Zwecke verwendet werden. 

7. Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Auftragnehmers 

(1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Auftragnehmers 
{Berichte, Gutachten und dgl.) an einen Dritten bedarf der 
schriftlichen Zustimmung des Auftragnehmers, soweit sich 
nicht ber; tsausdem Auftragsinhalt die Einwilligung zur Weiter- 
gabe an einen bestimmten Dritten ergibt. 

Gegenüber einem Dritten haftet der Auftragnehmer (im Rah- 
men von Nr. 9) nur, wenn die Voraussetzungen des Satzes 1 ge- 
geben sind. 

(2) Die Verwendung beruflicher Äußerungen oder des Namens des 
Auftragnehmers zu Werbezwecken ist unzulässig; ein Verstoß 
berechtigt den Auftragnehmer ztir fristlosen Kündigung aller 
noch nicht durchgeführten Aufträge des Auftraggebers. 

8. Mängcibcscitigung 

( I) Der Auftraggeber hat Anspruch auf Beseitigung etwaiger Män- 
gel durch den Auftragnehmer. Nur bei Fehlschlagen der Nach- 
besserung kann er auch Herabsetzung der \'ergülung oder 
Kückgängignijchuf\g cles Vertrages verlangen; ist der Auftrag 
vnn einem Kaufmann im Rahmen seines Handelsgewcrbes, ei- 
ner juristischen Person des öffeni liehen Rechts oder von einem 
öffentlich-rec htlichen Sondervermögen erteilt worden, so kann 
der Auftraggeber die Rückgängigmachung des Vertrages nur 
verlangen, wenn die erbrachte Leistung wegen Fehlschlagens 
der Nachbesserung fiir ihn ohne Interesse ist. Soweit darüber 
hinaus Schadensersat/ansprüche bestehen, gilt \r. 9. 

(2j Der Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muß vom Auftrag- 
geber unverzüglich schriftlich geltend gemacht werden. An- 
sprüche nach Aljsalz 1 Satz 1 verjähren mit Ablauf von sechs Mo- 
naten. nachdem der Auftragnehmer die berufliche Leistung er- 
bracht hat. 

H) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler. Rechenfeh- 
ler und formelle Mängel, die in einer beruflichen Außeru.ng (Be- 
richt, Gutachten und dgl.) des Auftragnehmers enthalten sind, 
können jederzeit vom Auftragnehmer auch Dritten gegenüber 
berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die geeignet sind, in der be- 
ruflichen Äußerung des Auftragnehmers enthaltene Ergebnisse 
in Frage zu stellen, berechtigen diesen, die Äußerung auch Drit- 
ten gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fällen 
ist der Auftraggeber vom Auftragnehmer tunlichst vorher zu hö- 
ren. 

9. Haftung 

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Prüfungen gilt die Ha{tungsbe‘ 
Schränkung des § 323 Abs. 2 HCB. 

(2) Haftung bei Fahrlässigkeit; Einzelner Schadensfall 
Die Haftung des Auftragnehmers für Schadensersatzansprüche 
jeder Art, sei es aus Einzel- oder Gesamtschuldnerschaft, ist bei 
einem fahrlässig verursachten einzelnen Schadensfall gemäß § 

54 a Abs. 1 Nr, 2 WPO bzw. § 67 a Abs. 1 Nr. 2 StBerG auf 2 Mio. DM 
beschränkt; dies gilt auch dann, wenn eine Haftung gegenüber 
einer anderen Person als dem Auftraggeber begründet sein 
sollte. Als einzelner Schadensfall ist die Summe der Schadenser- 
satzansprüche aller Anspruchsberechtigten zu verstehen, die 
sich aus ein und derselben beruflichen Fehlleistung (Verstoß) 


ergeben; als einzelner Schadensfall gelten auch alle Verstöße, 
die bei einer Prüfung oder bei einer sonstigen einheitlichen Lei- 
stung (fachlich als einheitliche Leistung zu wertende abgrenz- 
bare berufliche Tätigkeit) von einer Person oder von mehreren 
Personen begangen worden sind. Der Auftragnehmer haftet je- 
doch für einen Schaden, der Im Rahmen.mehrerergleichartiger 
Prüfungen oder gleichartiger einheitlicher Leistungen aufgrund 
mehrerer auf dem gleichen fachlichen Fehler beruhenden Ver- 
Stöße entstanden ist, nur bis zur Höhe von 2.5 Mio. DM ohne 
Rücksicht darauf, ob der Schaden durch Verstöße in einem Jahr 
oder In mehreren aufeinander folgenden lahren verursacht wor- 
den ist. 

(3) Ausschlußfristen 

Ein Schadensersatzanspruch kann nur innerhalb einer Aus- 
schlußfrist von 12 Monaten geltend gemacht werden, nachdem 
der Anspruchsberechtigte von dem Schaden und von dem an- 
spruchsbegründenden Ereignis Kenntnis erlangt hat, spätestens 
aber innerhalb von 5 Jahren nach dem ansp.-uchsbegründenden 
Ereignis. Der Anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb einer Frist 
von sechs Monaten seit der schriftlichen .Ablehnung der Ersatz- 
leistung Klage erhoben wird und der Auftraggeber auf diese 
Folge hingewiesen wurde. Das Recht, die Einrede der Verjäh- 
rung geltend zu machen, bleibt unberührt. Die Sätze 1 bis 3 gel- 
ten auch bei gesetzlich vorgeschriebenen Prüfungen mit gesetz- 
licher Haftungsbeschränkung. 

(4) Wird der Auftrag mit Zustimmung des Auftraggebers einem Drit- 
ten übertragen, so haftet der Auftragnehmer nur für ein etwai- 
ges Verschulden bei der Auswahl des Dritten. Die Absätze 1 bis 
3 gelten entsprechend. 

1 0. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz 

(1) Der Auftragnehmer ist nach Maßgabe der Gesetze verpflichtet, 
über alle Tatsachen, die ihm im Zusammenhang mit seinerTätig- 
keil für den Auftraggeber bekannt werden. Stillschweigen zu 
bewahren. gleich\iel, ob es sicli dabei um den Auftraggeber 
selbst oder dessen Geschäftsverbindungen handelt, es sei 
denn, daß der Auftraggeber ihn von clieser Schweigepflicht ent- 
i)inclet. 

(2) Der Auftragnehmer darf Berichte. Gutachten und son.stige 
schriftliche Äußerungen über die Ergehn -so seiner Tätigkeit 
Dritten nur mit Einwilligung des Auftraggebers aushändigen. 

Hl Der Aull ragrichmer i^l befugt, ihm anvertraute personenbezo- 
gene Daten im Rahmen der Zweckbestimmung des Auftragge- 
bers 7.U verarbeiten ocler durch Dritte verarbeiten zu lassen. 

1 1 . Annahmeverzug und unterlassene \\itwirkung des Auftraggebers 

Kommt der Auftraggeber mit der Annahme der vom Auftragneh- 
mer angebofenen Leistung in V'erzugoder unterläßt der Auftrag- 
geber eine ilim nach Nr. 3 oder sonstwie obliegende Mitwir- 
kung. so ist der Auftragnehmer zur fristlosen Kündigung des 
Vertrages berechtigt. Unberührt bleibt der Anspruch des Auf- 
tragnehmers auf Ersatz der ihm durch den \erzug oder die un- 
terlassene Mitwirkung des Auftraggebers entstandenen Mehr- 
aufwendungen sowie des verursachten Schadens, und zwar 
auch clann. w enn der Auftragnehmer von dem Kündigungsrechl 
keinen Gebrauch macht. 


12. Vergütung 

(1) Der Auftragnehmer hat neben seiner Gebühren- oder Honorar- 
forderung Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Um- 
satzsteuer wird zusätzlich berechnet. Er kann angemessene Vor- 
schüsse und Abschlagszahlungen auf Vergütung und Auslagen- 
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der 
vollen Befriedigung seiner Ansprüche abhängig machen. Meh- 
rere Auftraggeber haften als Gesamtschuldner. 

(2) Die Vergütung wird nach Rechnungserteilung fällig, bei laufen- 
der Beratung jeweils nachträglich am Ende eines Kalendervier- 
teljahres mit einem Viertel des Jahresbetrags. Die Gebühr für die 
Beratung auf dem Gebiet des Versicherungswesens ist jährlich 
im voraus zu entrichten, 

(3) Eine Aufrechnung gegen Forderungen des Auftragnehmers auf 
Vergütung und Auslagenersatz ist nur mit unbestrittenen oder 
rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig. 
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^3. Aufbewahrung und Herausgabe von Unterlagen 

(1) Der Auftragnehmer bewahrt die im Zusammenhang mit der Erle- 
digung eines Auftrages ihm übergebenen und von ihm selbst an* 
gefertigten Unterlagen sowie den über den Auftrag geführten 
Schriftwechsel sieben Jahre auf. 

(2) Nach Befriedigung seiner Ansprüche aus dem Auftrag hat der 
Auftragnehmer auf Verlangen des Auftraggebers alle Unterla- 
gen herauszugeben, die er aus Anlaß seiner Tätigkeit für den 
Auftrag von diesem oder für diesen erhallen hat. Dies gilt jedoch 
nicht für den Schriftwechsel zwischen dem Auftragnehmer und 
seinem Auftraggeber und für die Schriftstücke, die dieser be- 


reits in Urschrift oder Abschrift besitzt. Dfr Aiitti.ign«ihmer kann 
von Unterlagen, die er an den Auftraggt*b<‘i /uiückgibt, Ab- 
schriften oder Folokopien anfertigen und /uriu klx'halten, 

(3) Ein Zurückbehaltungsrecht des Auftragnuhfnnrs lu-steht nicht, 
svenn die Vorenthaltung von UntcrI.igi'n ««Irr einzelnen 
Schriftstücken nach den Umständen, inshcsmulnri* wegen ver- 
hältnismäßiger Geringfügigkeit der gesr luihh'lnn Beträge, ge- 
gen Treu und Glauben verstoßen würde. D.i'» K«*« hl zur Zurück- 
behaltung darf im übrigen nicht an sol<iu*ii Unh-rl.igen ausge- 
übt werden, deren Vorenthaltung ein srluii/wurdi);<*s Interesse 
des Auftraggebers verletzen wü'de (z.U. r<*rsnm*iist.indsurkun- 
den). 


II. Ergänzende Bedingungen für bestimmte Auftragsgebiete 


1. Prüfungsaufträge und Aufträge zur Erstattung 
betriebswirtschaftlicher Gutachten 

Prüfungsberichte und betriebswirtschaftliche Gutachten wer- 
den schriftlich erstattet. 

(2) Für freiwillige Abschlußprüfungen gellen die Vorschriften und 
Grundsätze für gesetzlich vorgeschricbene Abschlußprüfungen 
sinngemäß mit der Maßgabe, daß der ßoslätigungsvermerk in 
der Form erteilt wird, die für die betreffende Unternehmens- 
form berufsüblich ist. 

(3) Eine nachträgliche Änderung oder Kürzung des durch den Auf- 
tragnehmer geprüften und mit seinem ßestäligungsvermerk 
versehenen Abschlusses oder Lageberichts bedarf, auch wenn 
eine Veröffentlichung nicht stattfindet, der schriftlichen Einwil- 
ligung des Auftragnehmers. 

(4) Der Auftraggeber ist verpflic htet, dem Auftragnehmer die Origi- 
nal-lnvcnturunterlagen zum Zvvecke der Anbringung von Prüf- 
zeichen zu überlassen und die so gezeichneten Unterlagen im 
Rahmen der gesetzliclien Fristen zum Nachweis der Prüfung auf- 
zubewahren. 

(5) Hat der Auftragnehmer einen ßestäligungsvermerk nicht erteilt, 
ist ein Hinweis auf die durch ihfi durchgefuhrie Prüfling im Lage- 
bericht oder an anderer für die Offentliclikeil bestimmter Stelle 
nur mit schriftlicher Einwilligung de^ Auftragnehmers und mit 
dem von ihm genehmigten Wortlaut zulässig. Widerruft der Auf- 
tragnehmer den ßestätigungsvemierk. darf der ßestäligungv\ er- 
merk nicht weilerveruendet werden. Hat der Auftraggeber den 
Beslätigungsvermerk bereits verwendet, hat er auf Verlangen 
des Auftragnehmers den Widerruf bekanntzugeben. 

16) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Ausfertigungen dos er- 
stellten Berichts oder Gutachtens. Weitere Ausfertigungen wer- 
den besonders in Rechnung gestellt. 

Steuerberatung 
fb Allgemeines 

a) Der Auftragnehmer ist berechtigt, sow'ohl bei der Beratung 
in steuerlichen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerbera- 
tung, die vom Auftraggeber genannten Tatsachen, insbeson- 
dere Zahfenangaben, als richtig und vollständig zugrunde zu 
legen; dies gilt auch für die Übernahme von Buchführungs- 
aufträgen. Er hat jedoch den Auftraggeber auf von ihm fest- 
gestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen. 

Nicht zur Steuerberatung gehören die Prüfung von Ge- 
schäftsbüchern und Jahresabschlüssen, Beweriungsgutach- 
ten, wirtschaftliche Beratungen, Organisationsberatungen. 
Beratungen in Fragen der Versicherung und der betriebli- 
chen Altersversorgung, finanz- und versicherungsmalhema- 
tische Berechnungen. Aufträge dieser Art übernehmen auf 
Wunsch die zuständigen Abteilungen des Auftragnehmers 
aufgrund besonderer Vereinbarungen. 

Soweit der Auftragnehmer die Ausarbeitung der Umsatz- 
steuer-Jahreserklärung übernimmt, gehört dazu nicht die 
Überprüfung der Frage, ob der Auftraggeberdie Umsätzezu 


Recht als steuerbar, nicht steuerbar orln sit-ucrfrei einge- 
ordnet hat. die Überprüfung etwaig<‘r l«•s^Ml(l(•rL•r buchmä- 
ßiger Voraussetzungen sowie der Fr.ig«*, <>h alle in Betracht 
kommenden umsatzsteuerrechlli< Ihmi Vrrgünsiigungen 
uahrgenommen worden sind. Eine ( iewähr lür die vollstän- 
dige Erfassung der Unterlagen zur G<*li‘’n(lma« luing des Vor- 
steuerabzugs wird nicht übernomnu'ii. I>ii* Überprüfung 
von grenzüberschreitenden umsal/.si«*u<’rli< li<‘n Sachverhal- 
ten unterliegen einer gesonderten Vergutun;;. 
d) Der Auftragnehmer berücksichtigt b<*i Ncincr Beratung die 
veröffentlichte wesentliche ReclUspr« « lumg und Verwal- 
liingsauftassung. 

(2i i.wtendc Steucrberjtung gegen Pjust 

Übernimmt der Auftragnehmer die l.uilrmle Slr*ucrberatung 
de> Auftraggebers gegen Pjuschalv«*r;;idmi)t. no sind damit 
mangef.> einer abweichenden schriftln hi*ii Vereinbarung foi- 
goncic in tlie \'crfragsdauer fallenden l.iii);keiteii allgegolten: 
a' beratende .Miluirkungbei der Er^t»•llnnJ*, des lahrcsabschlus- 

bl Entwicklung der Sleuerbilanz au'» de« f l.u»i lelsbilanz 
c> kurze schriftliche Erläuterung der Bil.m/ Im Veranlagungs- 
zuecke 

dl im Falle der Einnahmcn-ljberM hiib Re« bnung beratende 

.Mitwirkung bei der Ermittlung d(*N j.tiiirseij’.ebnisses 
ei .Ausarbeitung der Jahresstcuererkl.iniii)‘.'-n iKf Einkom- 
mensteuer, Körpcrschaftsleuer und ( ..-wei liest euer 
f) zu den Hauplfeslstellungszeil[)unk(en »»dei soweit das Fi- 
nanzamt den Auftraggeber sonst zm Alig,abe aufgeforderl 
hat; die Ausarbeitung der Vcrmiigensieiieierklärungen so- 
wie der Erklärungen zur Feststellung <l‘*'‘ I mheilswerts von 
ßetrrebsN ermögen oder des gemeinen VVeiis von Aktien, An- 
teilen und Cenußscheinen 

gl Prüfung von Steuerbescheiden /u <len nni<‘r c) und f) ge- 
nannten Steuern und Erklärungen 
h) Bearbeitung besonderer an den Auftr.ig.nelnner heranzulra- 
gender Einzelfragen der Einkominensieiier. Körperschaft- 
Steuer, Gewerbesteuer, Vermogensiem i, Anteilsbewer- 
tung, Einheitsbewerlung von Belrielisveiimigen, Grund- 
stücken und grundslücksgleichen Re» Iden, Umsatzsteuer 
und Lohnsteuer 

\i Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang 
mit den unter e) und h) genannten l.mg.ki ilen 
k) Unterrichtung über aktuelle Sleuerlr,ig« n durch geeignete 
Veröffentlichungen 

(3) Laufende Steuerberatung gegen EinzeUthrt't htiung 

Nach § 14 der Steuerberatergebührenverordnung sirid andere 

als die in Absatz 2 genannten Leistungen au< h dann einze n a 
zurechnen, wenn sie laufend erbracht wi-rd«*»». Hierzu ge oren 
insbesondere: 

a) Mitwirkung bei der steuerlichen Ausarb»-iiung von Erklärun- 
gen zur Feststellung des Einhoilswerts von Grundstücken 
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und grundslücksgleichen Rechten sowie die Prüfung der 
entsprechenden Bescheide 

b) Beistand bei finanzamtlichen Betriebsprüfungen und Prü- 
fung der Ergebnisse von Betriebsprüfungen 

c) Berichtigung einer Erklärung (§ 153 der Abgabenordnung) 

d) Antrag auf Stundung 

e) Antrag auf Anpassung der Vorauszahlungen 

0 Antrag auf abweichende Steuerfestsetzung aus Billigkeits- 
gründen 

g) Antrag auf Erlaß von Ansprüchen aus dem Sieuerschuldver- 
hältnis 

h) Antrag auf Erstattung (§ 37 Ab^ tz 2 der Abgabenordnung; 

i) Antrag auf Aufhebung oder Änderung eines Steuerbe- 
scheids oderauf Aufhebung einer Steueranmeldung 

k) Antrag auf volle oder teilweise Rücknahme oder auf vollen 
oder teilweisen Widerruf eines Verwaltungsaktes 

l) Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand außer- 
halb eines Rechtsbehelfsverfahrens 

m) sonstige Anträge, soweit sie nicht in Steuererklärungen ge- 
stellt werden 

(4) Einzelberatung 

Über die in Absatz 2 und 3 genannten Leistungen hinaus über- 
nimmt der Auftragnehmer die folgenden Tätigkeiten : 

a) Beratung in Fragen einmalig anfallender Steuern, z.B. Crund- 
erwerbsleuer, Kapitalverkehrstcuer, Erbschaft- und Schen- 
kungsteuer; insbesondere Anfertigung von Steuererklärun- 
gen, Prüfung von Steuerbescheiden sowie Mitwirkung und 
Vertretung in Rechlsbehelfsverfahren in diesen Fällen 

b) Beratung und Vertretung in Stcuersachen im außergerichtli- 
chen Rechlsbehelfsverfahren, ini Ver\vallungsvollslrek- 
kungsverfahren und in gerichtlichen undanderen Verfahren 

c) Mitwirkung und Vertretung in Steuerstrafsachcn 

d) steuerlich beratende und gutachtliche T.itigkeit im Zusam- 
menhang mit Umwandlung, Verschmelzung, Kapitalerhö- 
hung und -herabsetzung, Ergebnisabfülirung, Sanierung, 


Hl. Nebenabreden, anzuvvendendes Recht und Gerichtssta 

(1) Neber«abredcn bedürfen der Schrifiform. 

(2) Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus erge- 
benden Ansprüche gilt nur deutsches Recht. 

(3) Wenn der Auftraggeber die Eigenschaft eines Vollkaufmanns, 
einer juristischen Person des öffentlichen Rechts oder eines öf- 
fentlich-rechtlichen Sondervermögens hat, oder wenn er kei- 
nen allgemeinen Gerichtsstand im Inland hat oder nach Ertei- 
lung des Auftrages seinen Sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in 
das Ausland verlegt, oder wenn sein Silz oder gewöhnlicher 
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Eintritt und Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsver- 
äußerung, Liquidation und dergleichen 

e) Beratung auf den Gebieten des Außensteuerrechts und der 
Doppelbesteuerung 

Diese Leistungen sind in einem Auftrag zur laufenden Steuerbe- 
ralung nicht enthalten. Sie bedürfen eines jeweils gesondert zu 
vereinbarenden Auftrages. 

3. Versicherungsberatung 

(1) Übernimmt der Auftragnehmer die laufende Beratung des Auf- 
traggebers auf dem Gebiet des Versicherungswesens, gilt man- 
gels einer abw eichenden schriftlichen Vereinbarung folgendes : 

a) Die Beratung erstreckt sich auf alle Fragen r^^s deutschen 
Versicherungswesens einschließlich der öffentlich-rechtli- 
chen Sachversicherung (Zwangs- und Monopolanstalten), 
und zwar auch bei Schadensfällen. 

b) Der Auftragnehmer wird den Auftraggeber von Fall zu Fall 
nach seinem Ermessen über aktuelle und über grundsätzli- 
che Fragen auf dem Gebiet des Versicherungswesens durch 
geeignete Veröffentlichungen unterrichten. 

c) Nicht zur laufenden Beratung gehören Fragen, die nicht In 
einem vom Auftraggeber als Versicherungsnehmer abge- 
schlossenen oder abzuschließenden \ ersicherungsvertrag 
begründet sind. Die Prüfung der Vollständigkeit des Versi- 
cherungsschutzes bedarf eines besonderen Auftrages. 

dl Versicherungsmathematische Berechnungen und Beratun- 
gen über die betriebliche Altersversorgung sind von der Ver- 
sicherungsberatung nicht umfaßt, sondern bedürfen eines 
besonderen Auftrages im Rahmen der \ersicherungsmathe- 
matischen Beratung bzw. der Beratung über die betriebliche 
Altersversorgung. 

(2i Um die Unabhängigkeit der Beratung zu wahren, ist jegliche 
\'ersicherungsvermittlung durch den Auftragnehmer oder seine 
Mitarbeiter ausgeschlossen. 

(3) Für Beratung am Sitz des Auftraggebers. Betriebsbesichtigun- 
gen, Unterstützung bei Schadensregulierungen, Beratung über 
Lebens-, Kranken- und Sozialversicherung und für sonstige um- 
fangreiche Beratung sowie für Sonderaufträge wird zu der ver- 
einbarten Beratungsgebühr eine Zusatzgebühr berechnet, die 
sich nach dem Umfang der Tätigkeit, dem Schwierigkeitsgrad 
und der V'erantuortung des Auftragnehmers richtet. 


d 

Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist, 
wird für etwaige Streitigkeiten aus dem Auftragsverhällnis oder 
damit im Zusammenhang stehenden Rechtsbeziehungen für 
beide Teile Stuttgart als Erfüllungsort und Gerichtsstand verein- 
bart. 

4) Einen Auftraggeber, der seinen Sitz oder gewöhnlichen Aufent- 
halt nicht im Inland hat, kann der Auftragnehmer nach seiner 
Wahl auch bei dem für den Auftraggeber allgemein zuständigen 
ausländischen Gericht in Anspruch nehmen. 
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Vorstand Or. Klinz 
Vorstand Dr. Wild 
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Bremer Vulkan Verbund AG 
Vorsitzender des Vorstandes ^ kjccu , — . 

Herrn Dr. Hennemann i / j 

Lindenstraße 1 1 0 2j U ^ 


Q ‘eiefi 

/s^ 4 -yf/] 


Trvuhjwidtnstmit - 

Oedev-flo^.w«öc}e<-Haus 
Leioziger otraiSe 5 - 7 . 
10100 


Teielon 0 30/31 54 -01 
Telefax 0 20/21 54 - 29 22 
^eiex 305141 tnaza 
Oufciv.vanr 
eiefcn 0 30/31 54 - 
eiet.jx 0 30 /31 54 - 

CJ-C^ Cuj' 

€ .nr Gescracorca^ef 


L 


28755 


Bremen - Vegesack ^ ^ 


Fax: 0421-668 3121 







MTW Schiffswerft GmblH/ Dieselmotorenwerk Rostock GmbH, 
Volkswerft GmbH Stralsund i zv 


Sehr geehrter Herr Dr, Hennemann, 


20.12.93 


17- J. 




Gemäß Schreiben ^ 

die Treuhandanstalt ist wegen der Durchführung der Privatrs'rerun'OfSVö’rträqe'mlt'*""' 

vom- 

dem BV an den Ostseestandonen in großer Sorge. ‘ 

^ auf V^^ir. / / offen 

- )icrab-*C5iufi 4 “ 

1 6.05. 37-— 

Durch die Absicht, den Standort der Werft in Wismar auf das Gelände Haffeid 
zu verlegen, sind auch in Brüssel Verzögerungen eingetreten, die schnelle und 
einschneidende Schritte notwendig machen. 


/ 


Am 16. Dezember 1993 wurde der Treuhandaristalt ein Schreiben der Kommis- 
sion der Europäischen Union übermittelt, welches uns sehr beunruhigt hat. Nach 
diesem Schreiben sieht sich die Kommission nicht in der Lage, vor Ende des 
Jahres 1993 - und damit vor Auslaufen der in Art. 10a Absatz 2 genannten Frist 
der Richtlinie 92/68/EWG - eine positive Entscheidung in Sachen MTW zu tref- 
fen. Die Begründung für die Verschiebung der Entscheidung liegt darin, daß we- 
gen der erwähnten, von Ihnen - in Abweichung von dem im KAV zugrunde ge- 
legten Vorhaben - beabsichtigten Verlegung der Werft auf das Haffeid die Ver- 
einbarkeit des Vorhabens mit dem EU-Beihilferecht als noch klärungsbedürftig 
angesehen wird. Aus der Sicht der Kommission ist namentlich eine Abstimmung 
mit den Mitgliedstaaten der Europäischen Union erforderlich. 
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1 . Wegen dieser Aussage der Kommission müssen vyir das zur Rnanzierung des 
Vorhabens am Wendorfer Weg nach Maßgabe der zwischen der Treühand- 
anstalt, der DMS, der Bremer Vulkan Verbund AG und der Schichau See- 
beckwerft AG getroffenen Vereinbarungen vom 25. September 1992 ge- , 
'nährte Darlehen zur Rückzahlung fällig stell en. Dies gilt jedenfalls insoweit, V 
als die Kommission die Zahlungen nicht durch ihre Entscheidung vom 06. / \ 

Januar 1993 genehmigt hat. Wir müssen Sie daher bitten, den Betrag von 
463.242 TDM nebst 8,5 % Zinsen seit jewe iligem Auszahlunosdatum auf 
das Konto der Treuhandanstalt bei der 


Deutschen Bank Berlin 
Konto-Nr.: 117 90 76, BLZ 100 700 00 
unter Angabe der Treuhand-Nr.; 600 

zu überweisen, und zwar bis spätestens 23. Dezember 1993. 





rT/Zx. 


Die Treuhandanstalt ihrerseits wird den Betrag auf das 

Anderkonto Nr. 200 64 90 171 80 
bei der Commerzbank Hamburg, BLZ 200 400 00 

transferieren. Dieser Vorgang muß bis zum 31. Dezember 1993 abgeschlos- 
sen sein. 

Die Bundesregierung hat uns dies als Voraussetzung dafür mitgeteilt, daß die 
Kommission gegen die Zahlung der bisher noch nicht freigegebenen Beihilfen 
vor Ende 1993 nicht mit einem einstweiligen Zahlungsverbot reagiert. Nur so 
sei auch eine erneute Befassung des Ministerrates zu vermeiden. Die Bun- 
desregierung hat uns unterrichtet, daß der entsprech ende Einqangsbeleg der 
Kommission vorgelegt werden muß. D ie Ver fügung üb er das Anderkonto 
kann nur mit ausdrücklichem Einvernehmen der E U-Kommission, d ie über die 
Bundesregierung einzuholen ist, erfolgen. Eine Auszahlung kann daher in • 
keinem Fall vor Durchführung und ohne befriedigendes Ergebnis der für Ende 
Januar 1994 von der Kommission vorgesehenen multilateralen Schiffbau- 
beihilfensitzung erfolgen. 

2. Außerdem müsse, so die Bundesregierung, Ihre Gruppe den ausreichenden 
Nachweis für die Bereitschaft erbrin gen, alle von der Kommission noch ge- 
förderten Angaben unverzüglich - über die THA - zu liefern und sich ver- 
nfiirhtpn ripn Kontrollwünschen der Kommission vor Ort in vollem Umfeng 
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zu entspre chen. So weit wir dies hier beurteilen kgnnen, gehört neben der 
-Kontrolle der von Ihnen zugesagten Kapazitätsbegrenzung zur Vollständigkeit 
dieser Unterlagen jedenfalls noc h der Spill-over-Bericht f ür das IV. Quartal 
1993, der rechtzeitig vor der Sitzung der multilateralen Arbeitsgruppe 
übermittelt werden muß. 


3. 




Vor diesem Hintergrund, der durch die einseitige Entscheidung des Bremer 
Vulkan Verbundes, die MTW Schiffswerft auf dem Haffeid und nicht auf 
dem ursprünglich vorgesehenen Standort zu errichten, entstanden ist, müs* 
sen wir Sie da rüber hinau s bitten, uns zu bestätigen, daß Ihr Unternehmen " 
ungeachtet des nunmehr verzögerten Einganges der EU-Genehmigung die im 
K AV gegebene Investitionsgarantie einhalten wird und die Umstruktnrierting 
der MTW auch dann jQn ^rhalb ^s vorgegebenen Zeitrahm ens, also bis Ende 
1995 durchführen wird, falls eine Verlagerung auf das Haffeid unter Inan- 
s pruchnahme staatlicher Hilfen von der Kommission nicht oder nicht in der 
geplanten Form genehmi gt wird. Insoweit möchten wir Sie bitten, uns einen 
genauen ^gitolan für die Du rchführung der Umstrukturierung und die Fertig- 
stellung der InvestitionerTfüT beiöe vTariantenTTEpfüllung des ursprünglichen 
KAV oder Verlagerung auf das Haffeid - zur Verfügung zu stellen. 



Zu der von uns erbetenen Information gehören aitrh _ Aii5;krinfTp über den 
■ Stand der erforderlichen öffentlich-rechtlichen Planungen u nd das Vorlie gen 
von Genehmigungen. Von besonderem Interesse sind insoweit das Verfah- 
ren nach dem Bun deswasser straße igesetz, der Stand des BaupJaoungs- und 
Baugenehmigungsverfahrens sowie der Stand des Verfahrens zur Prüfung 
der Umweltverträglichkeit. 


II. 


Die Treuhandanstalt muß darüber hinaus auf folgendes hinweisen; 

1. Die Treuhandanstalt hat auch für die Privatisierung der Dieselmotorenwerk 
Rostock GmbH, der Volkswerft GmbH Stralsund (Volkswerft) und der Nep- 
tun Industrie Rostock GmbH erhebliche finanzielle Beiträge geleistet, die auf- 
grund der mit dem Bremer Vulkan getroffenen Vereinbarungen bereits wei- 
testgehend - bis zur Genehmigung durch die EU darlehensweise und verzins- 
lich - zur Auszahlung gelangt sind. 

Diese öffentlichen Gelder sollen nach den Privatisierungsverträge n aus- 
schließlich Zw ecken in den npiipn Rundesländern dienen . Durch die Berichte 
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zur Kontrolle von Soill-over-Effekten. die der Treuhandanstalt entsprechend 
der zwischen Ihrem Unternehmen, der Kommission und der Bundesregierung 
getroffenen Vereinbarung zur Weiterleitung an die Kommission vorgelegt 
wurden, haben wir keine Gewißheit über die Verwendung. 

Die Trjuhandanstalt hat diesen Berichten entnommen, daß entgegen den ur 
sprünglichen Zusicherungen von seiten des Bremer Vulkan sowohl die der 
MTW als auch der Volkswerft zur Verfügung gestellten Gelder nicht allein in 
der Hanse- Holding ver wendet, sondern auch an westdeutsche Unternehmen 
der Bremer Vulkan-Gruppe ausgeliehen wurden. Wir müssen deshalb darauf / 
hinweisen, daß die Treuhandanstalt gegen ein derartiges Cash-Management 
nur soweit folgende Bedingungen erfüllt sind keine Einwände erhebt: / i 



- Die Gelder müssen den begünstigten ostdeutschen Unternehmen auf 

y erstes Anforde rn sofort wieder zur Verfügung gestellt werde n. Nach Geist 
und Inhalt der zwischen uns getroffenen Venräge waren die den 
ostdeutschen Unternehmen anvenrauten öffentlichen Gelder zur 
Finanzierung der Investitionsvorhaben dieser Unternehmen sowie 
bestimmter anderer vertraglich festgelegter Positionen vorgesehen. 

- Zur Absicherung müssen die durch das Cash-Management derzeit 
'N begünstigten westdeutschen Unternehmen den ostdeutschen 

/ Unternehmen Bankgarantien ste llen. Wir dürfen Sie bitten, der 

Treuhandanstalt entsprechende Kopien zur Verfügung zu stellen. 

2. Wir bitten Sie um UnterrichTuno darüber, welche Gelder - soweit sie nicht 
von der oben stehenden Zahlungsaufforderung erfaßt sind - abgeflossen und 
wie diese angelegt worden sind. In Zukunft möchten wir über Cash-Trans- 
fers von Ost nach West vorab informiert werden, damit wir gegebenenfalls 
rechtzeitig die Vereinbarkeit solcher Zahlungen mit den zwischen uns ge- 
schlossenen Venrägen überprüfen können. 

3. Die Treuhandanstalt hat zur Kenntnis genommen, daß in erheblichem Maße 
Zahlungen innerhalb des Konzerns vorgenommen worden sind, insbesondere 
Lizenzzahlungen sj iwie Vergütungen für die Unterstützung der Osteuropa- 

Pläne der ostdeutschen Werften. Bitte veranlassen Sie, daß der Treuhand- 

\ <■ ^ 

/ anstalt nähere Angaben zu den zugrundeliegenden Vorgängen gemacht wer- 
den, insbesondere duTch Vorlage der entsprechenden Verträge und einer Be- 
rechnung der Ang emessenheit der Vergütungen. Auch bei diesen Leistungen 
möchten wir in Zukunft vorher informiert wertfen. 
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4. Bezüglich de s DMR s ind wir dahingehend Inforrnlert worden, daß die Investi- 
tionen in Warnemünde und Rostock zügig voranschreiten. Wir sind daran 
interessiert, daß uns Angaben zu Investitionen und Arbeit splätzen im einzel- 
nen für die beiden Betriebsteile in Kürze gemacht werden. Wir unterstellen, 
daß auch d;9 im Konzernabschluß des Bremer Vulkan zum 31, Dezember 
1992 als Gewinn des DMR ausgewiesenen Beträge aus dem von der Treu- 
handanstalt gezahlten Nachteilsausgleich im Jahre 1993 investiert worden 
sind. 


^ “>5. Wir halten es angesichts der Entwicklungen für sachgerecht, daß auch die 
VO ] vierteljährlichen Spill-over-Berichte von Wirtschaftsprüfern testiert werden. 


Außerdem wären wir dankbar, baldmöglichst zu erfahren, wer in Ihrem Vorstand 
die Verantwortung für die ostdeut schen Werften und Industrlefirmen üb ernom- 
men hat. Das gilt auch für die personellen Veränderungen in der Hanse-Holding. 
Um die Kontinuität der Umsetzung der Privatisierungsverträge zu wahren, benö- 
tigen wir möglichst umgehend einen kompetenten Ansprechpartner. 

Wir gehen davon aus, sehr geehrter Herr Dr. Hennemann, daß Sie für unsere 
Anliegen Verständnis haben und für eine rasche Klärung der von uns genannten 
Punkte Sorge tragen werden. Wir meinen, daß nur so die Chance besteht, die 
Grundlage für eine konstruktive Haltung der multilateralen Arbeitsgruppe am 21. 
Januar 1994 und damit für eine positive EU-Entscheidung zur Freigabe der Mit- 
tel zu legen. 



Sie haben gewünscht, mit uns den Inhalt dieses Ihnen im Entwurf bereits be- 
kannten Schreibens zu besprechen. Wir hatten angeregt, dies so schnell wie 
möglich, nämlich am heutigen Tage oder spätestens am 21. Dezember 1993 zu 
tun. Wir sind natürlich auch zu einem Treffen an dem von Ihnen vorgeschlage- 
nen Zeitpunkt am 23. Dezember 1993 bereit, bitten Sie dann allerdings bereits 
heute, alle notwendigen Arbeiten einzuleiten, damit verzögerungsbedingte 
Nachteile vermieden werden. 


Mit freundlichen Grüßen 



Df. Klinz /or. Wild 

Vorstand / Vorstand 
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Protokoll 

(vom 29. November 1995) 


-1 

.. I 


Bremer Vulkan Verbund AG (BW AG) 

- Liquiditäts- und Finanzlage des Verbundes 


1 In dieser Angelegenheit fand am 29. November d. J. im Hause der C&L Deutscht 
Revision AG, Bremen, auf Einladung des Senators für Finanzen der Freien Han- 
sestadt Bremen (FHB) eine Besprechung mit Vertretern der Bundesländer 

Freie und Hansestadt Hamburg (FHH) 

Mecklenburg-Vorpommern (MV) 

Niedersachsen (N) 

Nordrhein-Westfalen (NRW) 

Schleswig-Holstein (SH) und der 

Bundesanstalt für vereinigungsoedingte Sonderaufgaben (BvS) 

über Möglichkeiten eines gemeinsamen Vorgehens zur Lösung der gegenwärti- 
gen Liquiditätskrise der BW AG statt. Mitglieder des Vorstandes der BW AG 
waren ebenfalls anwesend. 


Die Teilnehmer ergeben sich aus der diesem Protokoll beigefügten Anwesen- 
heitsliste. 


2. Herr Keller (FHB) stellte zunächst fest, daß sich die BW AG in einer sehr kriti- 
schen Lage befinde. In Hinblick darauf, daß der bestehende Liquiditätsbedarf 
von der Größenordnung her von Bremen allein nicht geregelt werden könnte, sei- 
en die hier vertretenen Länder angesprochen worden, an einer gemeinsamen 
Lösung mitzuwirken. Daher gehe es zunächst darum, den Teilnehmern dieser 
Besprechung den gegebenen Sachverhalt zu vermitteln, um daraus die Grundla- 
gen für ordnungsgemäße Einzelverfahren ableiten zu können. 

Herr Keller bat deshalb die Vertreter der BW AG, die Entwicklung, die zu der ge- 
genwärtig gegebenen Situation geführt hat, darzustellen und Fragen der Vertre- 
ter der Länder bzw. der BVS zu beantworten. 
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3 Herr Smidt, Mitglied im Vorstand der BW AG, trug vor. daß zum 31. Dezember 
1993 ein Konzemverlust von rd DM 190,0 Mio ausgewiesen worden sei. Hierin 
seien bereits auch die Risiken des Jahres 1994 berücksichtigt worden. 

Für das Geschäftsjahr 1994 sei ein positives Konzernergebnis von rd DM 56,0 
Mio erzielt worden. Zum 31. Dezember 1994 beliefen sich die liquiden Mittel des 
Konzerns auf rd. DM 1,0 Mrd.; davon seien allerdings etwa 60 % gebunden ge- 
wesen. Die Bankverbindlichkeiten sind in 1994 um DM 300 Mio zurückgeführt 
worden. 

Dem Konzern stehe bei Umsätzen von etwa DM 6,0 Mrd. p.a. eine Kreditlinie 
von nur DM 150.0 Mio zur Verfügung. 

Ende 1994 wurde seitens des Vorstandes eine Ergebnis- und Finanzplanung für 
die Jahre bis 1997 erarbeitet. Diese Planung ging davon aus, durch Verkauf von 
nicht betriebsnotwendigem Vermögen, Mittelfreisetzung im Umlaufvennögen und 
durch eine erwartete positive Ergebnisentwicklung rd DM 800,0 Mio verfügbar zu 
erhalten, die zur Deckung des langfristigen Finanzierungsbedarfs eingesetzt wer- 
den sollte. 

Im August 1995 wurde bekannt, daß die seinerzeit gesetzten Prämissen nicht 
eintraten. Hinzu gekommen seien Managementfehler in der Finanzplanung, die 
dazu führten, daß kurzfristig ein akuter Liquiditätsbedarf von DM 300,0 Mio zu re- 
geln war Diese Regelung sei unter Bereitstellung verschiedener Sicherheiten er- 
folgt. Auf entsprechende Nachfragen zu der Sicherheitengestellung erklärte Herr 
Smidt, daß hierzu keine Anlagenverpfandungen bei den Unternehnen in MV 
oder SH durchgeführt worden seien. 

Zur Regelung des akuten Liquiditätsbedarfs sei es erforderlich gewesen, alle 
Banken des Verbundes zu informieren, um ein Stillhalteabkommen bis zum 
30. Juni 1997 zu vereinbaren, das hinsichtlich der gewährten Kredite ein unver- 
ändertes Bankenverhalten zum Gegenstand hatte; das Neugeschäft wurde dabei 
ausgeklammert. 

GleichwohllfÜhrtefdle’afrhfassende.Information-der Banken zu einer Vertrauens^'! 
Krise, die auch die Lieferantenseite betraf Diese Vertrauenskrise sei durch die 
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Personalentscheidungen des Aufsichtsrates der BW AG noch verschärft wor- 
den.vKundan. die bisher Anzahlungen gegen Konzembürgschaften geleistet hät-^ 
ten, würden nunmehr Bankbürgschaften verlangen. Normale Projektfinanzierun^ 

V 

gen könnten nicht mehr geregelt werden. 

Deshalb zeichnete sich für den Konzern im Oktober d.J. ein weiterer Liquiditäts- 
bedarf bis zum Jahresende in Höhe von DM 400.0 Mio ab. Durch die Bekanntga- 
be des erwarteten Verlustes bei der Dörries Scharmann AG und durch weitere 
erhebliche Ergebnisverschlechterung für das laufende Geschäftsjahr 1996 seien 
negative Effekte eingetreten. Aus eigener Kraft sei der Konzern nicht mehr in der 
Lage, die Finanzierungen für das laufende Geschäft zu beordnen. Dies gelte um- 
somehr auch für den langfristigen Bereich Insbesondere die Aufbringung des Ei- 
genanteils der BW AG in Höhe von DM 750,0 Mio an den in MV durchzuführen- 
den Investitionen kann aus heutiger Sicht nicht mehr ohne Hilfe Dritter dargestellt 
werden. 

Auf entsprechende Nachfrage bestätigte Herr Smidt, daß die erwartete Ergebnis- 
verschlechterung in 1995 im wesentlichen durch den Verfall des Kurses 
US-$/DM zurückzuführen sei. Für 1995 werde ein Verlust in erheblicher Größen- 
ordnung erwartet; das Grundkapital der Bremer Vulkan Verbund AG bleibe aber 
erhalten. Nach den aktuellen mittelfristigen Planungen werde für 1996 ein ausge- 
glichenes Ergebnis erwartet. Für 1997 und 1998 sei mit positiven Ergebnissen zu 
rechnen, 

4. Herr Dr. Spies (MV) begrüßte es, daß diese Informationsveranstaltung stattfin- 
det. Zugleich wies er darauf hin, daß eine etwaige Lösung nur standortbezogen 
in Betracht kommen könne. Zu den Ausführungen des Vorstandes ergeben sich 
aus seiner Sicht zunächst folgende Fragen: 

a) Wie ist die Technik des vom Verbund betriebenen Cash-Concentration zu 
verstehen? 

b) Sind nach den aktualisierten Unternehmensplanungen alle Verlustquellen 
qualifiziert? 
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c) Wie hoch ist der Liquiditätsbedarf bei den Unternehmen mit Standort in 
MV? 

d) Welche Konsequenzen ergeben sich nach den Privatisierungsvertragen, 
wenn die Investitionsverpflichtungen nicht erfüllt werden? 

e) Wie ist der Tatbestand zu beurteilen, daß die BW AG von Verbundunter- 
nehmen.^vornehmlich mit Standorten in MV. Ausleihungen von rd DM 900,0 
Mio erhalten hal?.l8t deren Rückzahlbarkeit in absehbarer Zeit möglich? 

5. Zu diesen Fragen erläuterte Herr Smidt {BW AG), daß das Cash-Concentration 
innerhalb des Verbundes Ende 1993 eingeführt worden sei. Hierzu gebe es mit 
den einzelnen Verbundunternehmen gesonderte Vereinbarungen. Danach seien 
die Verbundunternehmen verpflichtet, LiquiditätsüberschOsse an die Konzern- 
zentrale abzuführen. Umgekehrt hat die Konzernzentraie den Mittelbedarf der im 
Cash-Concentration zusc-mmengeschlossenen Unternehmen zu decken Für die 
Verbundunternehmen bestehe der Vorteil darin, daß sie bei der Konzernzentrale 
Mittel zinsgünstiger als bei Banken anlegen bzw. aufnehmen könnten. Das Pro- 
blem für Unternehmen in der sog. Geberposition bestehe jetzt darin, daß die bei 
der Konzernzentraie angelegten Mittel gioht^jet2r/feedarfsgernäßwe rfü^barj:3indy 
(vgl. Text Ae). 

Die Unternehmen mit negativen Ergebnissen seien bekannt (vgl Text 4 b) Es 
handelt sich insbesondere um DS, DMV, die Unterweserwerften und eine Reihe 
kleinerer Unternehmen. 

Zur Frage Text 4c) erklärte Herr Smidt, daß es sich im wesentlichen um die 
Deckung der restlichen Investitionsausgaben handele, die eigentlich durch den 
Eigenanteil der BW AG finanziert werden sollten. 
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^ie Ausleihun^n (vgl. Text Mio betreffen insbesondere j 

MTW, VWS und NIR. Hierbei handele es sich um Mittel, äje.:aus;dem.laufenden 


Geschäft die 8 er.Unternehmen',stamm 0 nKal^nicht um Beihilfen: Die gewährten 
Investitionszuschüsse sollen bis auf einen VWS betreffenden geringfügigen Be- 
trag nahezu vollständig in 1995 investiert werden. tP.lelB\A/rAG seloegenwärtig ^ 
mcht in ; der^Lage^Jie8^;Ausleihung!Bajzü‘r^^ 


6 Zur Frage, warum die Prämissen der Planung für das Jahr 1995 nicht eingetreten 
seien, erläuterte Herr Smidt, daß dies im wesentlichen auf 


die ungünstige Kursentwicklung des US-Dollar 
einen Preisverfall auf den Absatzmärkten des Konzerns 
steigende Lieferantenpreise und 

nicht in vollem Umfang eingetretene Rationalisierungseffekte 
zurückzuführen sei. 


Hinsichtlich der Ertragsprognose sei darauf hinzuweisen, daß diese Prognose 
als eher sehr negativ zu beurteilen ist Insofern halte er diese Prognose für reali- 
sierbar. 


7. Auf die Frage von Herrn Binder (MV), ob das Schiffbaukonzept bei dieser Situa- 
tion noch umzusetzen sei, erwiderte Herr Smidt, daß von diesem Konzept kein 
Abstand genommen werde. Insofern sei davon auszugehen, daß es zu den Per- 
sonalabbaumaßnahmen an den Ost- und Westwerftstandorten kommen werde. 

8. Herr Schriewer (SH) bat darum, die Fragen zu erörtern, die sein Haus mit 
Schreiben vom 27. November 1985 gestellt habe (vgl. Anlage; wurde auf der Sit- 
zung verteilt) 

Diesen Fragen schloß sich auch Frau Deling (NRW) an. Sie wies im übrigen 
darauf hin, daß der zeitliche Ablauf eines ordnungsmäßigen Bürgschaftsverfah- 
rens zu beachten und außerdem die Position der Banken zu klären sei. Ferner 
stelle sich das Problem der Rückzahlbarkeit etwaiger zu verbürgender Kredite 
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9. Herr Keller (FHB) hob hervor, daß das Risiko eines Ausfalls deutlich gesehen 
werden müsse. Es könne nicht ausgeschlossen werden, daß die Risiken des 
Konzerns auf einzelne Verbundunternehmen "durchschlagen". 

Die von Herrn Smidt erwähnte Vertrauenskrise habe nach dem Vortrag der BW 
AG zu den Einnahmeverschiebungen geführt. Deshalb sei es unbedingt erforder- 
lich, das Vertrauen wieder herzustellen. Ein fehlendes Bekenntnis der Länderge- 
meinschaft wäre gravierend und würde die Liquiditätskrise des Konzerns mit al- 
len denkbaren Konsequenzen verschärfen. Wenn dieses Signal von den Län- 
dern nicht käme, würde sich an dem Verhalten der Banken nichts ändern. Er 
müsse in aller Deutlichkeit darauf hinweisen, daß ein Ordnungsverfahren mit un- 
übersehbaren Risiken behaftet sei. Ein Konkurs der BW AG würde wahrschein- 
lich die Überschuldung bzw. Zahlungsunfähigkeit nahezu aller Verbunduntemeh- 
men bedeuten. Etwaige Auffanglösungen würden nur schwer zum Erfolg zu brin- 
gen sein und darüber hinaus wesentlich mehr Geld kosten. 

10. Herr Keller (FHB) trug sodann den Vertretern der Länder vor, daß nach Abstim- 
mung mit den Banken der kurzfristige Uquiditätsbedarf von rd. DM 304,0 Mio für 
den Monat Dezember 1995 wie folgt gedeckt werden könnte: 


Beitrag FHB 

Mi&M 

mm 

Ankauf der MSB- und 

DSR/Senator Lines-Anteile 

Beitrag der Banken 


130,0 

Kreditgewährung gegen Ver- 
pfändung von Grundvermögen 
der BW AG 

54,0 


Reguläre Valutierung des Bau- 
zeitfinanzierungskredites Costa 

28,0 


Verlängerung einer eingeräum- 
ten Kreditlinie 

4Q.0 

122,0 

Beitrag der Länder 


mo” 

' Nach Überprüfung und Korrektur durch den Senator für Fmenzen/Bremon 
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Hierzu ergab sich die Frage der Ländervertreter, wie dieser Beitrag dargestellt 
werden sollte. Zugleich wurde die C&L Deutsche Revision gebeten, zu dem Vor- 
trag des Vorstandes der BW AG Stellung zu nehmen, und gefragt, ob der Sach- 
verhalt bestätigt werden könnte. 


11. Dazu führte Herr Dr. Buschmann (C&L Deutsche Revision) aus, dad die Jah- 
resabschlüsse 1993 und 1994 zusammen mit einer zweiten Wirtschaftsprüfungs- 
gesellschaft (Warth & Klein) uneingeschränkt testiert worden seien! Dabei sei 
auch immer auf der Grundlage von Unternehmensplanungen eine Aussage zur 
künftigen Entwicklung zu treffen. Zu den vorgenannten Bilanzstichtagen konnte 
going-concem unterstellt werden. 



Die C&L Deutsche Revision habe als Abschlußprüfer der BW AG im August 
1995 den Auftrag erhalten, den sich seinerzeit abzeichnenden jjguiditätsbedarf 
von DM 300,0 Mio zu überprüfen und gleichzeitig zusammen mit Warth & Klein 
zu der Frage Stellung zu nehmen, ob das Grundkapital der BW AG noch in vol- 
ler Hö he erhalten sei^ Diese Überprüfungen konnten lediglich auf der Grundlage 
der Beurteilung von Plausibilitäten vorgenommen werden. Nach dieser über- 
schlägigen Beurteilung sei man zu dem Ergebnis gekommen, daß das Grundka- 
pital der BW AG zum 31 . August 1995 intakt sei. 



(^X 
0 ^ 



Im übrigen stelle sich das gegenwärtige Problem wie die "Quadratur des Kreises" 
dar. Die Privatisierungsverträge seien seinerzeit mit Zustimmung aller an der 
Entscheidungsfindung Beteiligten abgeschlossen worden. Dabei sei auch akzep- 
tiert worden, daß die Mittel -j riit Ausnahme der Beihilfen - dem Konzern zur frei- 
en Verfügung stehen sollten. Di e Frage der Firianzieruaq des Eigenanteils der 
BW AG habe aber von Anfang an auf der Tagesordnung gestanden. Heut^ sei 
diese Finanzierung ohne Rückdeckung Dritter nicht möglichj^ne Separierung, 
die letztlich auf eine Zerschlagung des Konzerns hinauslaufen würde, würde das 
Hauptproblem nicht lösen. Dies könne nur in einer gemeinschaftlichen Aktion ge- 
leistet werden. 


12. Auf die Frage, welche Vorstellungen überhaupt bestehen, die langfristige Finan- 
zierung zu ordnen, berichtete Herr Keller (FHB), daß Sondierungsgespräche mit 
dem Bund geführt worden seien. Die sich dabei abzeichnende EU-Problematik 
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werde gesehen, könne aber ohne politischen Rückhalt des BMWI nicht gelöst 
werden Der Bund werde im kurzfristigen Bereich nicht tätig werden, habe aber 
zur Kenntnis genommen, daß die langfristige Finanzierung u.U. beordnet werden 
müsse. Die in diesem Zusammenhang geführten Sondierungsgespräche seien 
gegenwärtig zurückgestellt worden, weil die Deckung des kurzfristigen Liquidi- 
tätsbedarfs oberste Priorität habe. 

13 Herr Dr. Spiee (MV) machte deutlich, daß die Interessenlage der einzelnen Län- 
der recht unterschiedlich sei. Eine Homogenität sei nicht gegeben. Außerdem 
müßte seiner Ansicht nach die BvS umgehend in Aktion treten, um die Finanzie- 
rung des Eigenanteils der BW AG zu regeln. Ferner stellen sich aus seiner Sicht 
die Fragen, wie eine langfristige Sicherung der Standorte betrieben werden kön- 
ne, wie sich die künftige Konzernstruktur darstellen werde und wie die Verlustur- 
sachen beseitigt werden könnten. 

14 Herr Pommerenke (BvS) stellte klar, daß die Privatisierungsverträge durch den 
Verwaltungsrat der ehemaligen THA, BMF und die EU bestätigt worden seien. 
Die Umsetzung der Verträge verlaufe hinsichtlich der Durchführung der Investi- 
tionen und des Erhalts der Arbeitsplätze konfonn. Wesentlich sei es, die Fragen 
der Finanzierung zu klären. 

Er müsse jedoch insbesondere auf die diesbezüglichen Fragen nach einem Bei- 
trag der BvS an der Lösung dieses Problems deutlich machen, daß die BvS kei- 
ne Bürgschaften übernehmen könne. Zu dieser Feststellung sei er ausdrücklich 
von dem Vorstand der BvS autorisiert worden. 

15 Herr Dr. Buschmann wies noch einmal darauf hin, daß das akute Liquiditätspro- 
blem bei der bestehenden Konzern Struktur gelöst werden müsse. Ein entspre- 
chendes Konzept könnte auch die Banken dazu bewegen, neu nachzudenken. 

Im übrigen müsse verstanden sein, daß die Regelung der langfristigen Finanzie- 
rung keine Verlustfinanzierung sei. Dies gelte auch für konkrete Projektfinanzie- 
rungen 

16 Herr Keller (FHB) zeigte Verständnis für die gestellten Fragen, machte jedoch in 
aller Dringlichkeit deutlich, daß für eine fundierte Klärung aller den Beteiligten be- 
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kannten Probleme die Zeit fehle Es könne nicht weiter zugewartet werden. Dann 
drohe dem Konzern der Konkurs. Bremen könne diese Krise des Konzerns allein 
nicht regeln; der bremische Beitrag sei den Vertretern der Länder dargelegt wor- 
den. Entscheidend sei jetzt das gemeinsame Signal der beteiligten Länder, um 
die Vertrauenskrise zu überwinden. 

17. Als zentrales Problem für die Aufbringung des Länderbeitrages erwies sich, da(i 
die Vertreter der Lärrder die Gefahr sehen, daß die möglicherweise mit ihrer Hilfe 
mobilisierten Mittel bei den jeweiligen Standortunternehmen nicht verbleiben und 
innerhalb des Konzerns nicht zweckentsprechend verwendet werden. 

Ferner konnte die Frage einer Quotenregelung für den Länderbeitrag nicht ab- 
schließend geklärt werden. In diesem Zusammenhang wies Herr Frobeon (FHH) 
darauf hin, daß seiner Einschätzung nach für Hamburg eine Bürgschaft nicht 
darstellbar sei. 

18. Herr Keller (FHB) beauftragte die C&L Deutsche Revision, Lösungsvorschläge 
zu erarbeiten, die die Bedenken der Vertreter der Länder berücksichtigen. Diese 
Vorschläge sollten den Ländervertretem als Unterlage bis .-.jm 1. Dezember d. J. 
zur Verfügung gestellt werden, damit entsprechende Entscheidungen in den ein- 
zelnen Ländern getroffen werden könnten. 

Die C&L Deutsche Revision wies darauf hin, daß Lösungsvorschläge nur unter 
der Voraussetzung der Fortführung des Konzerns tragfähig sein könnten. 
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An die Vertreter der Länder gewandt bat Herr Keller darum, spätestens bis zum 
1. Dezember d. J. gegenüber Bremen ein politisches Signal abzugeben, ob eine 
gemeinschaftliche Aktion zum Tragen kommen könnte. Die weiteren Einzelheiten 
des Verfahrens müßten in anschließenden Gesprächen festgelegt werden. 


Bremen, den 1. Dezember 1995 

Aolaaen 

- Schreiben SH vom 27. November 1995 

- Teilnehmerverzeichnis 
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Herrn Bürgermefster 
Ullrich Nölle 

Senator für Finanzen der 
Freien Hansestadt Bremen 
Rudclf-Hilferding-Platz 1 


Der Minister für 
WirtvAsfi, Technik und \/erkehr 
des Landes 
Schleswig-Holstein 



28195 Bremen 


Kiel, 27. November 1 995 


Sehr geehrter Herr Kollege, 

sert Donnerstag nachmittag weiß die schleswig-holsteinische Landesregierung von 
einem weiteren Liqi/iditätsbedarf der Bremer Vulkan Verbund AG |BV) in Höhe von rd. 
400 Mio DM bis 31 .12.1995. Wir teilen Ihre Sorge um die wirtschaftliche Zukunft des 
BV Die Verhinderung der Illiquidität des BV und der damit verbundenen Gefährdung 
von Arbeitsplätzen in den Tochterunternehmen liegt auch im Interesse Schleswig- 
Holsteins - nicht zuletzt wegen der unmittelbar betroffenen Standorte in Schleswig-HoF 
slein (Flender Werft AG in Lübeck. Betriebsslätten der STN ATLAS Elektronik GmbH 
insbesondere in Wedel). Darüber hinaus würden Zahlungsschwierigkeiten des BV 
Deutschland als Standort für die maritime Wirtschaft beeinträchtigen. 

Wie bereits mehrfach auf Arbeitsebene mitgeteilt, setzt das von Bremen erbetene poli- 
tische Signal voraus, daß zumindest in den Grundzügen klar ist. in welcher Form 
Schleswig-Holstein überhaupt zu einer Stützung des BV beitragen könnte und mit wel- 
chen Risiken dies verbunden wäre. 

Insbesondere müßten folgende Fragen geklärt werden; 

1 . Reicht die Überbrückung der von Bremen mitgeteilton Liquiditätslücke von 
400 Mio DM aus. um die Liquidität des BV mittelfristig sicherzustelten? 

2. Wie stellt sich Bremen di© Ausgestaltung der von Schleswig-Holstein erbetenen 



6 /nsf 
Unim B 


PaitfiCh • 24100 Ki9l 

2410S Kw* 
(0497) 989 O 
(043fJ 988 4700 
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Bürgschaften vor, wenn damit nicht nur die Liquidität der Flender Werft , son- 
dern auch des BV erhöht werden soll? 

3. Unterstellt, eine derartige Konstruktion ist möglich, wie Kann sichergesteitt wer- 
den. daß die aufgrund des Bürgschaftsengagements Schleswig-Holsteins flie- 
ßenden Mittet den in Schleswig-Holstein liegenden Betriebssfätten zugute kom- 
men und nicht an anderen Stellen des BV »versickern“! 

4. Wie kann sichergestellt werden, daß die auf Grund des BV-Modells der »cash 
concentralion" bestehenden Forderungen der Flender Werft an den BV in Höhe 
von ca. 50 Mio DM zurückgefühil werden? 

Ich begrüße die Initiative Bremens, die anderen betroffenen Bundesländer heute 
nachmittag auf Arbeitsebene zu einem Informationsgespräch mit dem BV und der 
Commerzbank einzuladen, und hoffe, daß in diesem Zusammenhang die genannten 
Fragen beantwortet werden. Damit wird eiiie wichtige Voraussetzung für die morgige 
Beratung des Landeskabinetts geschaffen. 

Eine Durchschrift dieses Schreibens werden ich dem Kollegen Perschau am Rande 
der heutigen Küstenwirtschaftsminiiterkonferenz übermitteln. 

Mit freundlichen Grüßen 

Peer Steinbruck 



I U Kf • M SS ' »003 
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Vor Durchsicht seitens 
Herrn ’^r. Hornef verteilt. 


Verteiler; 

01 

Frau Breuel - - 

Herrn Brahms 

Herrn Dr. Klinz 

Herrn Dr. Hornef 

Herrn Dr. Wild 

Herrn Lürken 

Herrn Groß-Blotekamp 
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Berli n, JiO.02.1994 
VRA Cl/schm-kul^ 

Herr Schwegmann 
Tel. 2789/Zi. 4002 




I. In der Anlage sind die bis zum 3 1.12.1993 erfolgten Leistungen der Treuhandanstalt für die durch den 
Bremer Vulkan Verbund envorbenen Gesellschaften sowie die Gegenleistungen des Käufers 
zusammengestellt: 

Insgesamt handelt es sich um 
Leistungen der TreuhandanstaJt 
Entschuldungen 

AJtkredite 
andere 


liquiditats wirksame Leistungen 

geleistet 2.079. 100. i 17,65 

(auf nur gemeinsam 
verfügbarem Konto 
593.502.407,49) 

noch zu leisten 159.906 000.00 2.239.006.517.65 

3.529.884.517,65 


19.467.000.- 

153.000. 000.- 

172.467.000. 00 


Bei den noch zu erfüllenden Leisrongen des Bremer Vulkan Verbundes ist zu unterscheiden z\vischen 

a) direkt zahJungs^vi^ksamen Verpflichtimgen DM 137.4 Mio und 

b) vertragsgemäß zu verrechnenden Beträgen DM 15,6 Mio. 


DM 153,0 Mio 

Überfällige Verpflichtungen bestehen gegenwärtig nicht. Die Zahlungstermine für noch nicht erfüllte 
Leistungen (DM 153 Mio) sind auf einer gesondenen Anlage dargestellt. 

Es gibt darüber hinaus nachweispflichtige Vertragsverpflichtungen (Ivlehrerlös. Rückstellungsauflösung, 
Investitions* und Axbeitsplatzzusagen, Kostenbeteiligung AJtlasten), die nicht oder noch nicht 
quantifizierbar sind. Sie sind erst bezififerbar nach Vorlage der Jahresabschlüsse zum 3 1. 12.1993 ff und 
der Durchführung vonAJÜastenbescitungsmaßnahmen. Die Invesiiüonsgarantien laufen überwiegend bis 
Ende 1995 bz^v. 1996. In der beigefügten Auflistung sind diese sog. ‘‘unsicheren Posten“ ohne Wen 
angeführt worden. Überfällige Positionen sind nicht enthalten. 

... 2 ) 
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iZum Teil bestehen für die Werften Rückzahlungsverpflichtungen für erhaltene Fördermittel an die 
I Treuhandanstalt, die zur Zeit ebenfalls nicht abschließend bestimmbar sind. 

In das Zahlenwerk einbezogen wurden die Volkswerft Stralsund, an der der Bremer Vulkan Verbund eine 
durchgerechnete 44%-ige Beteiligung aber die unternehmerische Führung hat, und die Gesellschaften, die 
die Schieß AG vor ihrer mehrheitliche Einbeziehung in den Bremer Vulkan Verbund erworbenen hat. 

II. Auswirkimgen der Treuhandleistungen auf Finanzstruktur und Ertragslage des Bremer Vulkan Verbunds. 
Von den Leistungen der Treuhandanstalt sind 1992 
im Konzemabschlufl bilanzwirksam geworden: 


Entschuldungen = Verbesserung der Finanzstruktur DM 3 17.5 19.000,00 

Zahlungen = Verbesserung der Liquidität DM 648,686.049.54 

DM 966.205.049.54 

Die Konzernbilanz und ihre Veränderungen zum Vorjahr sind in verdichteter Form anliegend beigefugt. 
Dabei wurden aktivierte Finnenwerte mit dem Eigenkapital verrechnet. 

Anzumerken ist folgendes: 


* Die Liquidität ist dank der hohen Zahlungen der Treuhandanstalt hervorragend 

- Die Eigenkapitalquote hat sich von 30 % auf 18,5 % verschlechten 

- Eigenkapitalanteile der envorbenen Gesellschaften MTW und DNIR wurden einer Rückstellung für 
Restrukturierungsmaßnahmen zugeordnet. Mit dieser Umqualiflzierung von Eigenkapital in 
Konzemrückstellungen hat sich der Bremer Vulkan Verbund ein Instrumentarium geschaffen, durch 
Auflösung der Rückstellungen die tatsächliche Ertragslage in den kommenden Jahren vor Externen 
verbergen zu können. 

Mach Verbrauch (Inanspruchnahme) von DM 121 Mio und Auflösung von DM 27 Mio beträgt die 
Rückstellung für Restrukturierung zum 31.12. 1992 DM 539 Mio. 

- Die Gesellschaft macht Gebrauch vom Anlagenleasing. Bei einem jährlichen Aufwand von DM 36,5 
Mio dürfte es sich um etwa DM 150 Mio unsichtbares Anlagevermögen und unsichtbare 
Finanzschulden handeln. 

Da 1993 durch die Treuhandanstalt den durch den BW erworbenen Gesellschaften DM 1,430 Mio 
zugefühn wurde und weitere Entschuldungen von DM 973 Mio 

bei den 1993 erworbenen Gesellschaften erfolgten, ist vorauszuschen, daß Finanzstruktur und Liquidität 
zum 31.12.1993 gut bleiben werden. 

Die anliegend beigefugte zusammengefaßte Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung für 1992 weist 
Verbesserungen gegenüber dem Vorjahr auf. 

Folgendes ist jedoch anzumerken: 


- Der Ertrag ist in Relation zum Geschäftsvolumen viel zu gering 


- Firmenwenabschreibungen von DM 134 Mio wurden ohne Berührung der Gewinn- und Verlust- 
rechnung aus dem Kapitalkonto abgebucht 


- Anlageabschreibungen erfolgen neben Sonderabschreibungen von DM 
bemerkenswea langen Nutzungsdauern 


16,5 Mio nur linear bei 
... 3) 
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- Von den durch die TreuhandanstaJt erhaltenen Restnikturieningsniitteln wurden DM 121 Mio 
, verbraucht sowie DM 27 Mio zugunsten des Ergebnisses aufgelöst 

- Mehr als die Hälfte des Ergebnisses stammt aus den Zinsen für Anlage der liquiden Mittel 

Da die traditionellen Betriebe des BW auch in den vergangenen Jahren keine große Ertragskraft er- 
kennen ließen, die in den neuen Bundesländern erworbenen Werften sich in Umsmikrarierungsprozessen 
befinden und die Maschinenbaubetriebe derzeit Verluste envirtschaften, ist zu crwane.i, daß der BW für 
1993 Probleme haben wird, die Ertragsrechnung präsentabel zu gestalten. 

IIL Geschäftspolitische Entwicklung des BW 

Die Aktionärstruktur ist unklar. Die EG geht der Frage nach, ob es sich um ein privatwirtschaftliches oder 
staatlich beherrschtes Unternehmen handelt. Die Gesellschaft übernimmt Aufgaben Bremer 
Strukturpolitik, für die wirtschaftliche Entscheidungsgründe nicht erkennbar sind. 

Der Beschluß des Vorstandes, die Schichau-Seebeck-Werft stillzuJegen, wurde aufgrund politischer 
Einflußnahme stomien. 

Die vorgesehene Beteiligung an der Bremer Klöckner Hütte, die wirtschaftlich in Verbindung mit 
den übrigen BW- Aktivitäten keinen Sinn gibt, soll DM 50 Mio kosten. Eine Kapitalzuführung 
von DM 250 Mio soll von den Neugesellschaftem, die zusammen 2/3 des Kapitals erhalten, erbracht 
werden. Damit ergibt sich für den BW folgende Rechnung: 

DM 250 Mio : 66,7 % Neugesellschafter x 13,3 Beteiligungsquote BW = DM 50 Mio. 

Die durch den BW zusammengekauften Unternehmen bilden keine Einheit, die sich ergänzt und 
bedeutende Synergieefifekte wahmimmt, sondern sie stehen - wie die Schifibaubetriebe - nebeneinander 
mit weitgehend identischen Geschäftsaktivitäten z.B, Bau von Containerschiffen. 

Die SchiSbaubetriebe in den alten Bundesländern haben einen Investitionsrückstand, überhöhte Kosten 
und technologisch bedingte Wettbewerbsnachteile (Quelle: Handelsblatt vom 17.01.1994). Das Schiftbau- 
programm unterliegt dem nationalen und internationalen Preiswettbewerb, insbesondere aus Südostasien. 

Die im Vorwege für mehrjährige Investitions- und UmstrukTurierungsprozesse erhaltene hohe Liquidität 
wird u.E. nicht ausreichend schnell für diese Aufgaben eingesetzt und wird daher zumindest teilweise der 
schlechten Ertragslage zum Opfer fallen. 

Wesentliche Aktivitäten werden dagegen weiterhin entfaltet für öffentlich geforderte Investitionen. Nach 
Abschluß der Privatisierung in Mecklenburg -Vorpommern bestand Interesse an der in Konkurs 
befindlichen englischen Kriegsschifhverft Swan Hunter. Die kriusche Entwicklung der BW wird 
verdeckt durch die hohe Liquidität, der noch in der Zukunft zu erbringende Gegenleistungen 
gegenüberstehen und die Möglichkeit, die tatsächliche Ertragslage verschleiern zu können. 

Dieser Entwicklung könnte u.E. nur durch eine energische Realisierung operativer Synergien in 
Verbindung mit der Konzentration auf Spezialschiffe entgegengewirkt werden. Dafür dürfte aufgrund der 
ständigen Neuaquisitionen z.Z. keine Managementkapazitäl zur Verfügung stehen. Vor diesem 
Hintergrund wäre es u.E. im Interesse der TreuhandanstalL wenn die Beteiligung des BW an der Bremer 
Klöckner Hütte noch verhindert werden könnte. Insgesamt ist für uns die Politik des Vorstands der THA, 
dem BW keine weiteren Unternehmen zu verkaufen, der Öffentlichkeit vermittelbar. 

IV. Hinwxise des Vertragsconirollings 

- Liquide Mittel sind im Liquiditätsverbund eingesetzt worden. Weitere Mittelfreigaben sollten davon 
abhängig gemacht werden, daß nachgewiesen wird, daß die Mittel im Zugriff des empfangenen 
Unternehmens verbleiben. 
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- Im Wege der Nachverhandlungcn ist zu fordern, daß keine weiteren "immateriellen Wirtschaftsgüter" 
durch den BW an die Gesellschaften in den neuen Bundesländern verkauft werden (Container- 
schiflbaumuster). 

- Das Vertragsmanagement für alle vom BW erworbenen Gesellschaften sollte unter einheitlicher 
Leitung zusammengefaßt werden. 

- Die Oberwachungsmöglichkeiten der THA sind gegeben durch jährliche Wirtschaftsprüfer- 
bestätigungen. vierteljährliche Spill Over Berichte, aktivc-Verfolgung der vielen noch m'cht 
abschließend erledigten Vertragsregelungen. Hilfestellung leisten können weiterhin EG. 
Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern, Gewerkschaft, Presse. 



Anlagen 

Konzernbilanz 31.12.1992 
Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung 1992 
Handelsblart vom 17.01.1994 
Envorbene Beteiligungen des BW 
Zusammenfassung der finanziellen Leistungen 
Übersichtsblatt 

Aufgliederungen für die einzelnen Gesellschaften 

Fälligkeit der noch nicht erfüllten direkten Zahlungsverpflichtungen 
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Die Konzernbilanz des BVV entwickelte sich wie folgt: 


06 


Aktiva 

31.12.1992 

31.12.1991 

Unterschied 



in DM Mio 


Anlagevermögen 

Immaterielle Werte 

26 * 

13 * 

13 

Sachanlagen 

1.049 

787 

261 

Finanzanlagen 

307 

-2-73 

34 


1.381 

1.073 

308 

Umlaufvermögen 

Vorräte 

2.228 

1.825 


./. Anzahlungen 

1.758 

1,515 



470 

310 

160 

Forderungen und sonstige 

- Vermögensgegenstände 

1.104 

685 

419 

Liquide Mittel 

1.117 

675 

442 

Rechnungsabgrenzung - 

30 

1 

29 


2.721 

1.671 

1.050 


4.102 

2.744 

1.358 

Passiva 

Eigenkapital 

760 * 

825 * 

./.65 

davon 

gezeichnetes Kapital 

(732) 

(732) 


Rückstellungen 

2.090 

863 

1.227 

Verbindlichkeiten 

Kreditinstitute 

644 

519 

125 

Andere 

608 

537 

71 


4.102 

2.744 

1.358 


* unter Verrechnung von 386 Firmenwerten 

* unter Verrechnung von 417 Firmenwerten 
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Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung 



1992 1991 Unterschied 

in DM Mio 


Umsatzerlöse 

4.108 

3.033 

1.075 

Bestandserhöhung und aktivierte 




Eigenleistungen 

50 

45 

5 

Gesamtleistung 

4.158--- . 

3.078 

1.080 

Sonstige betriebliche Earäge 

344 

235 

109 

Materialaufwand 

-2.474 

-1.675 

-799 

Personalaufwand 

-1.393 

-1.017 

-376 

Abschreibungen auf Anlagen 

-134 

-70 

-64 

Sonstige betriebliche Aufwendungen 

-472 

-488 

16 

Betriebsergebnis 

29 

63 

-34 

Rnanzergebrtis 

45 

29 

16 

Ergebnis der gewähnlichen 




Geschäftstätigkeit 

74 

92 

-18 

Außerordentliches Ergebnis 

6 

- 

6 

Steuern 

-5 

-18 

13 

Janresüberschuß 

75 

74 

1 

Verlustvortrag 

-4 

-72 

68 

Konsolidierte Ergebnisanteile 




und Anteile Dritter 

18 

- 

18 

Konzerngewinn 

89 

2 

87 
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Erworbene Beteiligungen der Bremer Vulkan AG 


Gekauftes Unternehmen 


Käufer 


1) Hanse Schiffs- und Maschinenbau- 
gesellschaft mbH 

2) MTW Schiffswerft GmbH 

3) Dieselmotorenwerk Rostock GmbH 

4) Volkswerft GmbH 


5 % Schichau Seebeckwerft AG 
95 % Bremer Vulkan Verbund AG 

100 % Hanse-Holding (mit Erwerb der 
Hanse-Holding übergegangen) 


5 % Schichau Seebeckwerft AG 
95 % Zweite COPIA Vermögensver- 
waltungsgesellschaft mbH 

(Es handelt sich hier um eine nur 
zum Zweck des Kaufs gegrün- 
dete Gesellschaft.) 


AnteO an der Volkswerft indirekt 

5 % Schichau Seebeckwerft AG 
44 % Hanse-Holding 
30 % Hegemann 

10 % Lürssen-Werft 

1 1 % Stadt Stralsund 


5) Neptun Industrie Rostock GmbH 80 % Hanse-Holding 

20 % Neptun Beteiligungsgesellschaft 
mbH i.G. 

6) Ingenieurtechnik und Maschinenbau GmbH 100 % Hanse-Holding 

7) Hafentechnik Eberswalde GmbH 5 % Schichau Seebeckwerft AG 

95 % Vulkan Kocks GmbH 

An der durch die Fusion der Vulkan Tochter Dörries Scharmarm GmbH und der Schiess AG 
entstandenen Dörries Scharmarm AG ist die Vulkan Industrie Holding GmbH mit 51 % und die 
Metallgesellschaft AG mit 24, 1 % beteiligt. 

Die Schiess AG erwarb von der THA folgende Unternehmen: 

1 . Union Werzeugmaschinenfabrik Gera GmbH 

2. Union Sächsische Werkzeugmaschinenfabrik GmbH, Chemnitz 

3. Werkzeugmaschinenfabrik Aschersleben GmbH 
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- 3 - Bremen, den 26. Okt. 1995 

bmwi 


VERMERK 


Bremer Vulkan-Verbund AG ("BW AG" oder "Konzern") 

- Besprechung beim Bundesministerium für Wirtschaft ("BMWi") 


Auf Wunsch der Freien Hansestadt Bremen ("FHB") hat heute eine 
Besprechung beim BMWi über die Finanzentwicklung der BW AG im 
allgemeinen und über das sog. Schiff sbau-Unterweser-Konzept 
("Schiffsbau-Konzept") im besonderen stattgefunden. An dr r 
Besprechung im BMWi haben teilgenommen: 

- Herr MD Dr. Ollig 

- Frau MinDig Dr. Büchner-Schöpf 

- Herr MR Dr, Kruse 

- Herr MR Dr. Hasselberg (zeitweise) 

- N.N. 

- Herr StR Prof. Dr. Haller 

- Herr SD Keller/Unterzeichner 

I. 

1. Die bremischen Vertreter stellten zunächst die aktuelle Situa- 
tion bei der BW AG dar und führten aus, daß sich die BW AG 
seit September d.J. in einer Führungs- und Finanzkrise befinde. 

Die BW AG bereite seit mehreren Monaten mit Hilfe der Unter- 
nehmensberatungsgesellschaft Boston-Consult ("BC") das sog. 
Unterweser-Konzept vor. In dieser Vorbereitungsphase habe der 
Vorstand dann Ende September die FHB über eine "plötzlich auf- 


BMWi 

II 

t ^ 

II 

n 

11 

Senator für Wirtschaft, 
Mittelstand, Technologie 
u. Europa-Angelegenheiten 

Senator für Finanzen. 
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getretene*’ Liquiditätsunterdeckung in Höhe von rd. DM 300 Mio 
unterrichtet. Unter Leitung der Commerzbank AG sei es dann 
einem Konsortium gelungen, durch Vorfinanzierung von Forderun- 
gen und durch Abkauf von nicht notwendigem Betriebsvermögen die 
erwähnte Liquiditätsunterdeckung zu überbrücken. Im Rahmen 
dieser Maßnahmen hätten sich die Gläubigerbanken der BW AG, 
insbesondere die Commerzbank AG, die Dresdner Bank AG sowie die 
Bremer Landesbank Kreditanstalt Oldenburg, sämtliche wesent- 
lichen Beteiligungen verpfänden lassen, wobei u.a. die Commerz- 
bank AG und die Dresdner Bank AG dieses auch zur Besicherung 
ihrer bisher nicht besicherten Betriebsmittellinien gegen die 
Konzernmutter getan hätten. Strukturpolitisch besonders bedenk- 
lich sei in diesem Zusammenhang die Verpfändung der allgemein 
als werthaltig und für die Zusammengehörigkeit des Konzerns als 
wesentlich beurteilten Geschäftsanteile an Systemtechnik Nord 
(**STN**). STN sei seinerzeit aus Krupp Atlas Elektronik GmbH und 
Teilen von in Hamburg gelegenen und zum AEG-Konzern gehörenden 
Unternehmensbereichen entstanden. Die im Zusammenhang mit der 
Überwindung der Liquiditätsunterdeckung getroffenen Personal- 
maßnahmen im Vorstand des Konzerns durch den Aufsichtsrat der 
BW AG und die am Markt bekannt gewordenen Liquiditätsprobleme 
hätten dazu geführt, daß der Konzern bei Kredit- und Li'eferan- 
tengläubigern unter einem erheblichen Vertrauensschwund leiden 
würde . 

2. Die beschriebenen Zweifel an der Leistungsfähigkeit der BW AG 
und die negativ korrigierten Ergebnisprognosen für die Ge- 
schäftsjahre 1995 bis 1997 würden dazu führen, daß die von der 
BW AG vorgesehene Finanzierung der Investitionen bei den 
Schiffbaustandorten in Mecklenburg-Vorpommern in Höhe von 
zunächst DM 650 Mio nicht mehr möglich sei- Die Banken hätten 
•bisher keine Bereitschaft gezeigt, die bis 1998 im Osten durch- 
zuführenden Investitionen finanziell mitzutragen. Die FHB sehe 
sich außerstande, diese Investitionsfinanzierungen in Mecklen- 
burg-Vorpommern zu begleiten. Gleichwohl habe die FHB im 
Interesse des Fortbestandes des Konzerns ein fundamentales 
Interesse am Zustandekommen dieser Investitionsfinanzierungen. 
Die FHB müsse sich auch in Ansehung ihrer extremen Haushalts- 
notlage auf eine Mitwirkung bei der Finanzierung am Unterweser- 
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Konzept beschränken, das allein ein Gesamtinvest itionsvolumen 
in Höhe von etwa DM 250 Mio vorsähe. 

Die Finanzierung der Investitionen im Osten sowie die des 
Unterweser-Konzepts sei auch deshalb äußerst schwierig, weil - 
wie oben erwähnt - sich die Gläubigerbanken der BW AG sämtli- 
che Sicherheiten hätten verpfänden lassen, insbesondere die 
erwähnten Geschäftsanteile an STN. 

In diesem Zusammenhang sei die Kreditanstalt für Wiederaufbau 
(ifKfw’») angesprochen worden. Die KfW unterhalte seit Jahren 
Geschäftsbeziehungen zur BW AG. Gegenwärtig sei die KfW bei 
der Bauzeitfinanzierung und bei der Endfinanzierung von zwei 
Kreuzfahrtschiffen für die italienische Reederei Costa (Costa I 
u. II.) engagiert. Eine Mitwirkung der KfW bei den beschrie- 
benen Investitionsf inan zier ungen sei unverzichtbar . 

3. Die BW AG habe im Oktober 1995 einen Antrag bei der FHB auf 
Mitwirkung bei der Finanzierung des Unterweser-Konzepts einge- 
reicht. Der Antrag sehe bei der Mittelherkunft Eigenmittel in 
Höhe von DM 100 Mio, Erlöse aus sog. Outsourcing in Höhe von DM 
50 Mio sowie die Verbürgung eines Investitionskredites in Höhe 
von DM 100 Mio zu 80 % vor. In Ansehung der sich verschlech- 
ternden Rahraenbedingungen sei es allerdings unwahrscheinlich, 
daß die BW AG die Eigenmittel und die Erlöse aus Outsourcing 
ohne weitere öffentliche Mitwirkung darstellen könne. 

4. Dr. Ollig regte an darauf hinzuwirken, daß die BVS 
(Nachfolgerin der Treuhandanstalt) sowie das Land Mecklenburg- 
Vorpommern unterrichtet werden. 


II . 

Im Kreis der von Herrn Dr. Ollig hinzugezogenen Berater haben die 
Besprechungsteilnehmer die Sach- und Rechtslage zur Umsetzung des 
Unterweser-Konzepts eingehend erörtert . 
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1. Das BMWi sah die im einzelnen noch zu prüfende Möglichkeit 
einer EU-konformen Förderung des ünterweser-Konzeptes darin, 
daß die FHB auf der Grundlage der 8. EG-Schif f sbau-Richtlinie 
eine Betriebsmittelbürgschaft zur Sicherung eines Kredites an 
die BW AG übernimmt. Die Schiffsbau-Richtlinie könnte der FHB 
Raum für eine Förderung zwischen dem bereits durch Wettbewerbs- 
hilfen und gewährten Landesbürgschaften ausgenutzten Kontingent 
und der nach der Schiffsbau-Richtlinie höchstmöglichen Förde- 
rung geben. Ob roch ein unausgenutzter Spielraum bestehe, hänge 
u.a. von der Höhe des insgesamt förderbaren Handelsschif f- 
neubau-/umbau-Umsatzes und der bereits darauf anzurechnenden 
EU-Förderung durch Betriebsbeihilfen ab. Außerdem sei der Zeit- 
raum wichtig, den die EU-Kommission zugrunde legen würde. Das 
BMWi geht dabei davon aus, daß Landesbürgschaften bei gesunden 
Unternehmen in Höhe von 10 % ihres jeweiligen Obligos als Bei- 
hilfen anzurechnen seien. 

2. Das BMWi hielt demgegenüber die Übernahme von Bürgschaften zur 
Finanzierung eines Investitionskredites für schwierig. Zwar sei 
die Übernahme von Investitionsbürgschaften in der Vergangenheit 
aufgrund der 7. EU-Richt linie möglich gewesen. Durch die Stand- 
still-Vereinbarung im Zusammenhang mit dem OECD-Schif f bauabkom- 
men dürfte diese Förderung jedoch gegenwärtig grundsätzlich 
ausgeschlossen sein. Eine Investitionshilfe dürfe in keinem 
Fall zu einer Kapazitätserhöhung führen. In der Regel verlange 
die EU-Kommission als Restrukturierungselement sogar eine Kapa- 
zitätsreduzierung. Zudem müsse dargetan werden, daß das geför- 
derte Programm zur Wettbewerbsfähigkeit des begünstigten Unter- 
nehmens führe. 

Unabhängig davon, ob es infolge von Vorbehalten gegen das OECD- 
Abkommen insbesondere durch die USA schon Anfang 1996 zu einer 
bestandskräftigen OECD-Vereinbarung komme, sollte gleichwohl 
versucht werden, das Instrument einer Förderung durch Übernahme 
einer Investitionsbürgschaft durch die FHB zu nutzen. 

3. Herr Dr. Kruse wies darauf hin, daß in Fördergebieten der Euro- 
päischen Gemeinschaft das Instrument der regionalen Investi- 
tionsförderung zur Verfügung stehe. So plane Frankreich für 
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seine Atlantik-Werften eine Förderung dieser Art. Da Bremer- 
haven im GA-Gebiet läge, könne zumindest für die dortigen Werf- 
ten der BW AG eine Förderung auf dieser Rechtsgrundlage in 
Betracht kommen. 


4. Frau Dr. Büchner-Schöpf erinnerte daran, daß ab dem 1. Januar 
1996 die bisher geltenden Schiffbauförderungen - wahrscheinlich 
mit Ausnahme der Bürgschaften für Schiffbaufinanzierungen und 
der Zinsbeihilfen - ausliefen. Es sei anzunehmen, daß in ande- 
ren Ländern ersatzweise verstärkt die Förderung von FuE- und 
eventuell auch Umweltinvestitionen in Betracht gezogen würde. 
Die FHB wird prüfen, ob es in diesem Zusammenhang Möglichkeiten 
zulässiger Förderungen gibt. 


III. 

1. Das BMWi hielt es im Hinblick auf das Auslaufen der aktuellen 
Schiffbauförderung am 31. Dezember 1995 für zwingend, daß - 
soweit eine Förderung wie erwogen noch auf dieser Rechtsgrund- 
lage geplant sei - ein Antrag umgehend bearbeitet und .zur Noti- 
fizierung über das BMWi an die EU-Kommission geleitet werden 
müsse. Es müsse versucht werden, die Genehmigung des 'Antrages 
noch innerhalb der in Rede stehenden Frist bis zum 31. Dezember 
1995 zu erreichen. Es wurde verabredet, daß der Antrag trotz 
der bestehenden Unsicherheiten bei 

- Neubesetzung der Organe der BW AG. 

- Klärung der Finanzierung der Investitionen der BW AG in 
Mecklenburg-Vorpommern und 

- Tragfähigkeitprüfung durch die C&L Deutsche Revision AG 
zu stellen ist. 

Das BMWi hat in diesem Zusammenhang zur Kenntnis genommen, daß 
die FHB von der EU-Kommission genehmigte Förderungen in ihrer 
jeweiligen Durchführung unter den Vorbehalt stellen wird, daß 
die genannten Unsicherheiten beseitigt werden. 
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2. BMWi und FHB verabredeten ferner, daß die FHB in dieser Abgele- 
genheit in der nächsten Woche mit einem vorbereiteten Antrags- 
entwurf zu einer Besprechung nach Bonn kommen werde. Für das 
BMWi wurde Frau Dr. Büchner-Schöpf als Gesprächsleiterin 
benannt, für die FHB der Unterzeichner, der mit den zuständigen 
Referenten des Senators für Wirtschaft, Mittelstand, Technolo- 
gie und Europaangelegenheiten sowie des Senators für Finanzen 
das Gespräch wahrnehmen wird. 

3. Die Besprechungsteilnehmer verständigten sich ferner darauf, 

.'aß der Unterzeichner das Bundesministerium für Finanzen, Herrn 
MR Dr. Wenzel, über die Angelegenheit unterrichten wird. 



(Keller) 
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Dokument 111 



1 . Aus Brenten höre ich von zuständiger Stelle; 

Vor 10 Tagen teilte der BV mit, vor allem aufgrund von Einzahlungsverschiebungen sei erneut 
ein Liquiditätsloch m Höhe von 385 Mio DM entstanden. Dieses konnte auf 330 - 340 Mio 
DM verkleinert werden. 

Bremen will kurzfristig durch den Kauf von Anteilen an 2 Reedereien (u. a. Senator Ijnie) zu 
50 Mio DM und zu 80 Mio DM helfen. Der Wert der Anteile sei durch unabhängige Gutachter 
testiert. Außerdem werde geprüft, ob projektbezogene Anzahlungen in Höhe von 120 Mio DM 
durch Bürgschaften unterlegt oder ersetzt werden - ein beihilferechtlich angeblich weniger 
lairisches Vorgehen. Die noch fehlende Liquidität sollten die Banken liefern. 

Am 28. oder 29. 1 1 . 1995 habe ein Gespräch der Länder Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, 
Kordrhein- Westfalen (Schleswig-Holstein?, Hamburg?) sowie der BVS stattgefunden. Dabei 
sei darauf hüngewiesen worden, daß den ostdeutschen Werften durch das „cash management“ 
des BV etwa 900 Mio DM entzogen worden seien. Das Geld sei z. B. in Höhe von ca. 250 
Mio DM genutzt worden, um Löcher bei Dörries und Scharmann zu stopfen. Darunter seien 
auch beträchtliche Mittel gewesen, die die Treuhandanstalt bzw. die BVS gezahlt habe (z. B. 
Mittel ftir Verlustausgleich etc.). BVS habe erklärt, dies sei völlig legal gelaufen. Die von der 
Treuhandaastalt gezahlten Investitionsnüttel seien in Investitionen geflossen; über die anderen 
Gelder habe BV firei verfugen dürfen. BVS habe Mecklenburg-Vorpommern klargemacht, daß 
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dia ostdeutschea Werften eben&lls in Konkurs fallen, wenn B V in Konkurs gehe. Die ' 
Fordeaingen gegen den BV seien darui nämlich ru'cht mehr werthaltig. 

Mecklenburg-Vorpommern, das bis dahin nicht bereit gewesen sei, sich an einer Aufianglösung 
für B V za beteiligen, sei daraufhin schwankend geworden. 

In der nächsten Woche werde sich entscheiden, ob die Länder den BV in seiner jetzigen 
Struktur auffangen. 

Man sieht in Bremen durchaus, daß dies nahezu unlösbare beihilferechtliche Probleme mit sich 
brächte. Über das Ausmaß des ggf. notwendigen finanziellen Engagements der Länder zur 
endgültigen Sanierung des BV besteht keinerlei Klarheit. 

2. In einem anderen Gespräch äußerte ein fachkundiger Gesprächspartner größte Zweifel daran, 
daß der BV in seiner jetzigen Struktur überhaupt rettbar sei. Das Geld, das jetzt hineingezahlt 
werde, sei nach semer Überzeugung verloren. Aber auch die Rettung der ostdeutschen Werften 
werde teuer, da sie aus einem Konkurs ohne Geld hervorgingen und zudem nicht einmal 
fertiggestellt seien. 

3. Bild ostdeutsche Werften: 

I. Kvämer WerftAVamow Werft: unberührt von BV-Problemen 
Kegemann/Peene Werft: wohl unberührt von BV-Problemen 

B. BV Werften 

- MTW-Werft; sie produziert zur Zeit noch mit alten Aidagen, Umstrukturierung noch 
weit zurück. Investitionen müßten fertiggestelt und finanziert werden. Außerdem fehlen 
Betriebsimttel. 

- Volkswerft; produziert zur Zeit noch mit alten Anlagen. Neustrukturierung noch weiter 
zurück als bei MTW. 

- Neptun-Reparaturwerft? 

Dr. OUig 
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2) Kopie Leiter L-D 

Bitte fordern Sie bei BVS Überblick über Engagement der Treuhandanstalt/BVS an (Zahlen 
über zugesagte Hilfen der verschiedenen Arten; ausgezahlte Hilfen; evtl, anstehende 
Auszahlungen; rechtliche Würdigung). 

Ich halte es für möglich, daß BVS in diesen Tagen weitere Mittel auszahlt. 

Frage; ginge das in Ordnung? Ist BV noch ein „going concem“? Sollten ggf Gelder nicht 
rurückgehalten werden bis sicher ist, daß sie den ursprünglich gedachten Zweck erfüllen? 


3) Kopien Sl.IVB.IVB5,nC,EB 


1074 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode DlUCkSache 13/10900 


Dokument 112 


Staatsanwaltschaft II Alt-Moabit 100^ den 29.01.1990 

bei dem Landgericht Berlin 10559 Berlin 

Fernruf: (Vermit.) 3979-9 
Durchwatrl / Apparat 3979-6802/604 1 
(Im Innenbetrieb 99614-) 

21 AR 27/9 5 Te J e f ax-Nummer 3979-6063 

Gesch.-Nr. bitte bei Antv/orten angehen 
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Staatsanwaltschaft II bei dem landgericht Berlin 
Alt~Moabit 100, 10559 Berlin 

An den 
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13. Wahlperiode des 
Deutschen Bundestages 


über die 


2. Untersuchungsausschuß | 

Elngano 

o?o.a-.S'S' 

Anig. 

ol 


Vorsitzender 

SekTslariat 

.loü 

Erledigung 

z 




Senatsverwal tung 
für Justiz 


über die 

Staatsanwaltschaft 
bei dem Kammergericht 


L 


J 


Betrifft : Schriftverkehr mit dem 2. Untersuchungsausschuß 
" DDR-Vermögen " der 13. Wahlf^eriode des Deutschefi 
Bundestages 

Gemäß Beweisvorberei tur^gsbeschluß 13-323 des 

2. Untersuchungsausschusses "DDR-Vermögen" 
der 13. Wahlperiode des Deutschen Buridestagrs 
vom 30. Oktober 1997 

Anlagen ; 2 Schriftstücke 

Berichtsver f asser : der Un ter zeiclmer 


2. Untersuchungsausschuß 

MATERIALIE A ^ 9- 

(Antwortauf Beweisbeschluß 13- 

Ziff. ) 
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Staatsanwaltschaft II bei dem Landgericht Berlin (Statistik) 

(3262/1) 


Verfahrenstand 31. Dezember 1997 


Stand der Verfahren wegen des SED-Unrechts (Regierungskriminalität) 

(bis 30, September 1994 Zuständigkeitsbereich der Arbeitsgruppe Regierungs- 
kriminalität der Staatsanwaltschaft bei dem Kammergericht) 


Eingänge 

Erledigungen 

insgesamt 

davon: Anklagen 

Einstellungen und 
sonst. Erldg. 

offene 

Verfahren 

7.221 

6,635 

247 

6.388 

586 


Die Eingänge bei den Wirtschaftsstrafsachen sind in der vorstehenden Gesamtzahl mit 
ca 1600 Verfahren enthalten. Eine gesonderte Zählung ist nicht erfolgt und wegen der 
Änderungen bei den Dezernaten und der behördlichen Neuorganisation (Übergang Arbeits- 
gruppe Regierungskriminalität zur Staatsanwaltschaft 11) auch nicht nachholbar. 

Die Zahl der offenen Wirtschaftsverfahren beträgt per 31.12 1 997 100. 


Den einzelnen Tätigkeitsbereichen sind die erhobenen Anklagen wie folgt zuzuordnen: 


1 Gewalttaten an der Grenze (Totschlag): 97 

2. Justizunrecht (Rechtsbeugung und Totschlag/' Freiheitsberaubung): 61 

3. Wirtschaftsdelikte: 47 

4. Straftaten des MfS (u.a. Entführungen, Auftragstötungen): 28 

5. Vermögenstraftaten im Zusammenhang mit Ausreisefallen/ 

Komplex Vogel: 10 

6. Sonstige (Wahlfälschung, Doping): 4 


Einstellung und sonstige Erledigung daher ca. 1440 Verfahren 
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Wirtschaftsstrafsachen. 

(Regierungskriminalität, einschl. Vermögensstraftaten im Zusammenhang mit 
Ausreisefällen/Komplex Vogel) 


Anklagen insgesamt 

57 


angeklagte Personen 
(z.T mehrfach) 

88 

16 Mitglieder der politischen Führung 

insgesamt abgeschlossene 
Verfahren (Anklagen) 

29 

13 betr. Mitglieder der politischen Führung 

rechtskräftig Venjrteilte 

23 

7 Mitglieder der politischen Führung 

Freiheitsstrafe 

2 

I Mitglied der politischen Führung 

Freiheitsstrafe mit Bewährung 

1 1 

3 Mitglieder der politischen Führung 

Geldstrafe 

9 

3 Mitglieder der politischen Führung 

Verwarnung mit Straftorbehalt 

I 


nicht rechtskräftig Verurteilte 

4 


Freiheitsstrafe mit Bewährung 

4 


Einstellung nach § 1 53 a StPO 



rechtskräftige Freispruche 


I Mitglied der politischen Führung 

nicht rechtskräftige Freispruche 

7 

1 Mitglied der politischen Führung 

nicht rechtskr. Nichteröffnungen 

4 

1 Mitglied der politischen Führung 

vorläufige Einstellung nach 
§ 1 54 Abs. 2 StPO 

I 

1 Mitglied der politischen Führung 

vorläufige Einstellung wegen 
Verhandlungsunfähigkeit 

I 

1 Mitglied der politischen Führung 

Erledigung durch Verbindung 

2 

1 Mitglied der politischen Führung 

Verfahrensabschluß wegen Ver- 
handlungsunfähigkeit oder Tod 

8 

5 Mitglieder der politischen Führung 
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Stand der Verfahren wegen vereinigungsbedingter Wirtschaftskriminalität 

(bis zum 30. September 1994 Zuständigkeitsbereich der StA I) 


Eingänge 

Erledigungen 

insgesamt 

davon: Anklagen 
(einschl. Strafbefehle) 

Einstellungen und 
sonst. Erldg. 

offene 

Verfahren 

n 

1109 

142 

967 

111 


(In der Zahl der Anklagen sind die bis zum 30. September 1994 von der Staatsanwaltschaft I 
bei dem Landgericht Berlin erhobenen 30 Anklagen enthalten. Über diese Verfahren 
(insgesamt 15) ist hier dann nichts bekannt, wenn sie dort bereits vollständig abgeschlossen 
waren. ) 

Die Anklagen (ab zügl. 15) richten sich gegen 248 Personen 

Verurteilt worden sind bisher 86 Personen 
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392 Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1993, Teil I 



Über das Ruhen der Verjährung bei SED-Unrechtstaten 

(VerjährungsG) 

Vom 26. März 1993 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 
Zweites Gesetz 

zur Berechnung strafrechtlicher Verjährungsfristen 
(Zweites BerechnungsG) 

Bei der Berechnung der Verjährungsfrist für die Verfol- 
gung von Taten, die während der Herrschaft des SED- 
Unrechtsregimes begangen wurden, aber entsprechend 
dem ausdrücklichen oder mutmaßlichen Willen der Staats- 
und Parteiführung der ehemaligen Deutschen Demokra- 
tischen Republik aus politischen oder sonst mit wesent- 
lichen Grundsätzen einer freiheitlichen rechtsstaatlichen 
Ordnung unvereinbaren Gründen nicht geahndet worden 
sind, bleibt die Zeit vom 11. Oktober 1949 bis 2. Oktober 
1990 außer Ansatz. In dieser Zeit hat die Verjährung 
geruht. 


Artikel 2 
Änderung 

des Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch 

Das Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch (EGStGB) 
vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 469), zuletzt geändert durch 
Artikel 6 des Gesetzes vom 15. Juli 1992 (BGBl. I 
S. 1302), wird wie folgt geändert: 

.n Artikel 315a wird nach Satz 1 folgender Satz einge- 
fügt: 

„Dies gilt auch, soweit für die Tat vor dem Wirksamwerden 
des Beitritts auch das Strafrecht der Bundesrepublik 
Deutschland gegolten hat.“ 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 


Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind 
gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und 
wird im Bundesgesetzblatt verkündet. 


Bonn, den 26. März 1993 

Der Bundespräsident 
Weizsäcker 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Die Bundesministerin der Justiz 
Leutheusser- Schnarrenberg er 
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Gesetz 

zur Verlängerung strafrechtlicher Verjährungsfristen 
(2. Verjährungsgesetz) 


2. Untersuchungsausschuß 
MATERIALE C i\Ll 


Vom 27. September 1993 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 
Änderung 

des Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch 

Artikel 315a des Einführungsgesetzes zum Strafgesetz- 
buch vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 469), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 26. März 1993 (BGBl. I S. 392) 
geändert worden Ist, werden folgende Absätze 2 und 3 
angefügt: 

„(2) Die Verfolgung von Taten, die vor Ablauf des 31 . De- 
zember 1992 in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages 
genannten Gebiet begangen worden sind und die im 
Höchstmaß mit Freiheitsstrafe von mehr als einem Jahr bis 
zu fünf Jahren bedroht sind, verjährt frühestens mit Ablauf 
des 31. Dezember 1997, die Verfolgung der in diesem 
Gebiet vor Ablauf des 2. Oktober 1 990 begangenen und im 
Höchstmaß mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder 


mit Geldstrafe bedrohten Taten frühestens mit Ablauf des 
31. Dezember 1995. 

(3) Verbrechen, die den Tatbestand des Mordes (§ 211 
des Strafgesetzbuches) erfüllen, für welche sich die Strafe 
jedoch nach dem Recht der Deutschen Demokratischen 
Republik bestimmt, verjähren nicht.“ 

Artikel 2 

Anwendungsbereich 

Artikel 315a Abs. 2 und 3 des Einführungsgesetzes zum 
Strafgesetzbuch in der Fassung des Artikels 1 gilt nicht für 
Taten, deren Verfolgung bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
bereits verjährt ist. 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 


Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind 
gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgeferligt und 
wird im Bundesgesetzblatt verkündet. 


Bonn, den 27. September 1993 

Der Bundespräsident 
Weizsäcker 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Die Bundesministerin der Justiz 
S. Leutheusser-Schnarrenberger 
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3. Besondere Arbeits- und Themenschwerpunkte 


a) Wirtschaftlicher Schaden: 

Das wirtschaftliche Gesamtvolumen deliktisch angerichteter und nicht 
wiedergutgemachter Schäden ohne die Bereiche Transferrubel und Währungsumstellung 
bemißt sich bisher auf ca. 350 Mio. DM. 

Hierbei handelt es sich um den der THA/BvS tatsächlich verbliebenen ökonomischen 
Schaden; berücksichtigt wurde hier einerseits, daß durch die Tätigkeit der Stabsstelle für 
Besondere Aufgaben und andere Einrichtungen der THA/BvS effektive 
Wiedergutmachungen bereits eingetretener Schäden erreicht werden konnten, 
andererseits blieb der Fall „Bremer Vulkan“ außer Ansatz. 

Die BvS registriert Anzeigen nicht speziell, sie fuhrt eine Recherchedatei. 


b) Vorwürfe gegen Investoren: 

ln 89 Vorgängen der Stabsstelle für Besondere Aufgaben wurden die 
Ermittlungsverfahren gegen Investoren aufgrund von Strafanzeigen der THA/BvS 
eingeleitet. Die Gründe teilen sich etwa wie folgt auf: Knapp die Hälfte der Anzeigen hat 
ihren Grund im Vorwurf der Untreue; die übrigen Anzeigen beruhen a'if dem Verdacht 
des Betruges, der Bestechlichkeit und sonstiger Delikte. 


• Holzbau Sternberg GmbH (HOST) sowie Land- und Bautechnik Center Metallbau 
Thurow (LBCM) 

Der Investor Horst Adolf Ferch erwarb mit notariellen Kaufverträgen vom 
23. 1 2.1 99 1 die Geschäftsanteile der HOST und der LBCM. Mit Beschluß des 
Amtsgerichtes Schwerin wurde am 02.05.1994 das Gesamtvollstreckungsverfahren 
über die HOST eröffnet. Die LBCM befindet sich inzwischen ebenfalls in 
Gesamtvollstreckung. 
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Die BvS hat gegen den Investor im März 1994 Strafanzeige wegen des Verdachts 
der Untreue und der Konkursverschleppung erstattet. Horst Adolf Ferch wurde 
verurteilt. 


* Hoch- und Tejhau Parchim GmbH 

Mit Grundstücks- und Geschäftsanteilskaufvertrag vom 07.03.1991 erwarben die 
Investoren, Karl Heinz Hinrichs und Walter Gerrmann, das Betriebsgrundstück der 
Hoch- und Tiefbau Parchim GmbH in Parchim. 

In einem zweiten Vertrag wurden die Geschäftsanteile der Hoch- und Tiefbau 
Parchim GmbH an Karl Heinz Hinrichs und die HVG Handels- und 
Verwaltungsgesellschaft mbH, mit Walter Gerrmann als geschäftsfiihrendem 
Gesellschafter, übertragen. 

Die Hoch- und Tiefbau Parchim GmbH befindet sich seit dem 31.10.1992 in 
Gesamtvollstreckung. Ursächlich hierfür waren im wesentlichen die Entnahme von 
Geldern aus der Firmenkasse, eine fehlerhafte Kalkulation sowie die 
Nichtbewilligung von Krediten. 

Walter Gerrmann u.a. wurden wegen fortgesetzter Untreue am 25.08.1994 vom 
Landgericht Schwerin verurteilt; Karl Heinz Hinrichs nahm sich das Leben. 


* Original Rügener Wurstwaren GmbH (ORW) 

Die Geschäftsanteile an der ORW wurden am 30.04.1991 an die Sassonia Global 
Trading GmbH, deren Gesellschafter der Geschäftsführer Erich F. Walluschnig 
(55%) und die Eheleute Günter und Renate Hahmann (45%) sind, als MBO 
verkauft. 

Über das Vermögen der Gesellschaft wurde am 15.12.1993 das 
Gesamtvollstreckungsverfahren eröffnet. Gegen Erich F. Walluschnig und Günter 
Hahmann wurde aufgrund einer Anzeige des Gesamtvollstreekungsverwalters ein 
staatsanwaltschaftliches Ermittlungsverfahren wegen Konkursdelikte eingcleitet. 
Gegen Günter Hahmann wurde ein Strafbefehl erlassen; das Verfahren gegen Erich 
F. Walluschnig bei der Staatsanwaltschaft Innsbruck ist noch anhängig. 
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• Bestwood GmbH, Ribnitz-Damgarten (Bestwood GmbH) 

Die Bestwood GmbH (Nachfolgefirma der HORIDA-Holzwerkstoffe GmbH), 
Ribnitz-Damgarten, wurde mit Vertrag vom 20.12.1991 an den Hamburger 
Kaufmann Eduard Kynder (90%) sowie die Bison Werke Bähre und Greten GmbH 
& Co KG (10%) privatisiert. 

Mit Beschluß des Amtsgerichts Stralsund vom 01.03.1996 wurde das 
Gesamtvollstreckungs verfahren über das Vermögen der Bestwood GmbH eröffnet, 
mit Beschluß des Amtsgerichts Springe vom 06.03.1996 und 01.06.1996 ebenfalls 
über das Vermögen der Käufer. 

Die Staatsanwaltschaft Rostock hat ein Ermittlungsverfahren gegen den 
Hauptbeschuldigten Eduard Kynder u.a. eingeleitet. 


• Kreisbaubetrieb Neustrelitz 

Mit Vertrag vom 26.04.1991 wurden die Geschäftsanteile der Strelitzer Bau GmbH 
i.A. auf die Mercur Gesellschaft für Vermögensverwaltung GmbH & Co. KG 
übertragen. Am 17.05.1991 wurde die Firma in Mercur Bau Neustrelitz GmbH 
geändert. 

Das am 27.04.1994 eröffnete Gesamtvollstreckungsverfahren wurde binnen kurzer 
Zeit mangels Masse eingestellt. 

Die Schweriner Staatsanwaltschaft hat gegen den früheren Geschäftsführer Georg 
Becker wegen Betrug und Untreue in 52 Fällen Anklage erhoben. Das Verfahren ist 
noch nicht abgeschlossen 


• Bagger-, Bugsier- und Bergungsreederei GmbH Rostock (BBB) 

Die BBB wurde mit Wirkung vom 01.07.1991 an die Zwagermann International 
GmbH privatisiert. 

Der Geschäftsführer dieser GmbH. Dieter Borchers. wurde mit Urteil des 
Landgerichts Rostock vom 23.12.1993 wegen Subventionsbetrug, Betrug und 
Untreue zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von 5 Jahren verurteilt (s.a. Bericht des 2. 
Untersuchungsausschusses des 12. Deutschen Bundestages, BTDrs. 12/8404, S. 65, 
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linke Spalte, 2. Absatz). Jan Zwagermann wurde mit Urteil des Landgerichts 
Rostock vom 24.05.1994 verurteilt. 

In keinem der o.g. Fälle wurde eine Mitschuld der THA-Mitarbeiter festgestellt. 


c) Vorwürfe gegen Mitarbeiter der THA/BvS: 

Zum Stichtag waren bei der Stabsstelle für Besondere Aufgaben 196 Vorgänge mit 
Ermittlungsverfahren gegen Mitarbeiter der THA/BvS registriert. Iii 50 dieser Vorgänge 
wurden aufgrund von Strafanzeigen der THA/BvS Ermittlungsverfahren eingeleitet. 
Davon sind in 27 Vorgängen noch Ermittlungsverfahren anhängig, in 1.6 Vorgängen 
wurden die Ermittlungsverfahren eingestellt, Anklage wurde in 4 Fällen erhoben und in 3 
Fällen kam es zu Urteilen. 

Gut die Hälfte der Anzeigen, die von der THA/BvS gegen eigene Mitarbeiter erstattet 
wurden, enthalten den Vorwurf der Untreue; die anderen den Vorwurf des Betruges, der 
Bestechlichkeit und sonstiger Delikte. 


d) Vorwürfe gegen Liquidatoren: 

Gegen drei Liquidatoren, die insgesamt 13 Liquidationsverfahren betreuen, wurden 
Anklagen erhoben. Gegen weitere 1 1 Liquidatoren mit insgesamt 366 
Liquidationsverfaliren sind nach Kenntnis der BvS Staatsanwaltschaft! iche Ermittlungen 
anhängig. Soweit dies jeweils im Einzelfall nach Art der Vorwürfe und im Hinblick auf 
den Stand der Ermittlungen geboten war, wurden die betreffenden Liquidatoren 
abberufen. 

Hinsichtlich der den Ermittlungsverfahren zugrundeliegenden Schadenssummen isi der 
BvS nicht bekannt, von welchen Schadensbeträgen die Staatsanwaltschaften bei ihren 
Ermittlungsverfahren ausgehen. Angaben hierzu können regelmäßig erst bei Abschluß 
der Ermittlungen gemacht werden. 

Derzeit sind 12 Zivilprozesse mit Liquidatoren anhängig. 

Zwischen der BvS und RA Karl Tynek bzw. zwischen ihren Liquidationsunternehmen 
und RA Karl Tynek sind verschiedene Honorarstreitigkeiten rechtshängig. Das Verfahren 
Junge Welt Verlag GmbH ./. RA Karl Tynek ist in der ersten Instanz beim Landgericht 
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DBT ETAGENDIENST Ci5) 


Volker Neumann 

Mjtsrit<j <1« Deutschen 


Volkw Neumann. MdB * WJbe^nwtr. 1a - 4d565 Bramieh« 


WahftreisWm: 
Witieim5lf«ßc 1a 
49565 B^amscha 
Te4e(on: (05461} 30 09 
Taferax (05451)64162 


S. 01/02 


Minstcrpräsident 
Gerhard Schröder 
persönlich - vertraulich 

perFax 0SU.t20 6838 


Z Untersuchungsausschuß 


ang^g 

■‘3C 


Vofshzehäfer 


Anig. 


Sekretariat 


Az 


BundffShaui^. NHA 219 
^llSBonn 

elefon: (0228)1567456 
eiefttx: (0226)16 66466 


Erledigung 
"7 C/oV'i: l^l{\ 

fev»*, Am. 






Srainschc, 20, April 1998 


Lieber Gerhard, 

bei der Abfassung des Berichts der Untersuchungsausschuß "DDR Vermögen" der sich auch 
mit den Vorgängen um die Privatisierung der MTW und VWS Werften an die Bremer Vulkan 
Verbund AG beschäftigt , hat die CDU darauf gedrängt eine Aussage des Bezirksleitcr der IG 
Metall Koste TeichmüUe in den Bericht aufeunehxnen, wonach der nieders’ächsische 
Ministerpräsident Schröder in einem Gespräch ihm gegenüber die Auffassung vertreten 
habe, daß ntan 

"ostdeutsche Werften schließen und nicht mit Staatsgelder £e Konkurrenz ßir die 
westdeutschen Werften aufrecht erhalten sollte". 

Der Bericht wird Ende Mai ferliggestellt sein und am 1 8 . 6 . 1998 im Bundestag diskutiert. 



Anlage 


>4A4a 
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DBT ETflGENDIENST C15) 


S. 02/02 


Gerhard Schröder Niederjächsischer 
Ministerpräsident 


2 Untersuchur>gsausschuß «DOR-Vermögen'’ 

des Deutschen Bundestages 

Herrn Vorsitzenden 

Volker Neumann MdB 

Bundeshaus 

53113 Bonn 


^ 0 , Mai 1996 /CLV 


Lieber Volker, 


ich nehme Bezug auf De^n Schreiben vom 20 Aprif 1998. Ich habe eine 
solche Aussage nicht gemacht Das sollte klargestelll werden 


Mit freundlichen Gr^en 


20t$9 H^nncwr 
Telefon 051 in 20*0 
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BUNDESMINISTERIUM FÜR WIRTSCHAFT 

DER BUNDESMINISTER 


An den 

Vorsitzenden des 2. Untersuchungs- 
ausschusses des 13. Deutschen Bundestages 
Herrn Volker Neumann, MdB 
Bundeshaus 

53113 Bonn 


Bonn, den 20. April 1998 



Sehr geehrter Herr Neumann, 

zu der von Minister a.D. Dr. Ringstorff in seiner Aussage am 5. Juni 1997 vor dem 2. Unter- 
suchungsausschuß behaupteten Spill-over-Wamung möchte ich folgendes klarstellen: Bei dem 
Branchengespräch im Juni 1995 ging es nicht um den dargelegten Zusammenhang der Bremer 
Vulkan Verbund AG und den Ostwerften. Weder meinen Mitarbeitern noch mir ist ein solches 
Gespräch am Rande oder im Nachgang zu dieser Sitzung mit Herrn Minister a.D. Dr. RingstorflF 
bekannt. 

Der Behauptung, ich hätte „dies zur Kenntnis genommen“, wird deshalb widersprochen. 

Mit fi^eundhchen Grüßen 



Villemombler Straße 76, 53123 Bonn 
Postanschrift: 53107 Bonn 


Telefon; (0228)615-23 56 
Telefax; (0228)615-44 32 
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Friedhelm Julius Beuchet 

Mitglied de$ Deutschen Bundestages 
Obmann der SPD-Fraktion 
im 2. Untersuchungsausschuß 


beuiachar Eijndflstaa~ 
Unlaf«.jchun;;rc:u6ichü3 
A;;5achj3dfücksacho 

0362 

13 . Wahlperiode 




53113 Bonn 
Bundeshaus 
Telefon 0228/16-8 9477 
Telefax 0228/16-8 6683 


27. Mai 1998 


Anden 

Vorsitzenden des 2. Untersuchungsausschusses 
"DDR-Vermögen" 

Herrn Volker Neumann, MdB 

im Hause 


Umgang mit Akten material nach Beendigung der Untersuchungstätigkeit des 
2. Untersuchungsausschusses 


Sehr geehrter Herr Vorsitzender. 

mit dem Beschlußvorschlag des Sekretariats auf Ausschußdrucksache 362, wonach 
sämtliche als Beweismittel beigezogenen Akten des 2. UA an die herausgebenden 
Stellen zurückgegeben und nicht in den Archivbestand des Deutschen Bundestages 
aufgenommen werden, bin ich nicht einverstanden. 

Ich beantrage daher, den Beschlußvorschlag auf Ausschußdrucksache 362 dahin- 
gehend zu ändern, daß die Akten zum Themenkomplex Leuna/Minol in der Geheim- 
regislratur des Deutschen Bundestages - zumindest bis zum Ende der Wahlperiode 
- verbleiben. Die Präsidentin kann auf Antrag genehmigen, daß diese Akten durch 
Abgeordnete und benannte Mitarbeiter in den Räumen der Geheimregistratur einge- 
sehen werden können. Die Genehmigung zur Einsichtnahme durch den Abgeordne- 
ten Friedhelm Julius Beucher und den Fraktionsmitarbeiter Albrecht von Wangen- 
heim wird die SPD bei der Präsidentin des Deutschen Bundestages umgehend be- 
antragen. 


Begründung; 

Der Untersuchungsauftrag des 2. UA konnte im Themenkomplex Leuna/Minol nicht 
erfüllt werden, weil dem Ausschuß noch nicht alle beigezogenen Akten durch die 
Bundesregierung bzw. durch die BvS vorgelegt worden sind. Die Archivierung dieser 
Akten im Deutschen Bundestag und der Zugang ist wegen der unvollständigen Er- 
ledigung des Unlersuchungsauftrages auch deswegen erforderlich, weil nach Auf- 
fassung der SPD geprüft werden muß, inwieweit es sinnvoll ist, in der nächsten 
Wahlperiode einen Untersuchungsausschuß zum Themenkomplex Leuna/Minol ein- 
zusetzen. 


Mit freundlichen Grüßen 
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Friedhelm Julius Beucher 

Mitglied des Deutschen Bundestages 
Obmann der SPD-Fraktion - 
im 2. Untersuchungsausschuß^ 


•> uTTTörre ' ? •* n d c?t 37 ■ 
1 . 


0 3 6 5 


13. VVah!p 3f;ocJd 




ZJ. s~ 



53113 Bonn 
Bundeshaus 
Telefon 0228/16-8 9477 
Telefax 0228/16-8 6693 


An den 

Vorsitzenden des 2. Untersuchungsausschusses 
"DDR-Vermögen" 

Herrn Volker Neumann, MdB 

im Hause 


28. Mai 1998 


2. Untersuchungsausschuß 

Efei^g 

Anlg. 

Az 

Vofsltzenctef 

SöJ^retariat 

Erledigung 

^ - vJü-vM ■ 'i 


Beschlußvorschlag zur Feststellung des Gesamtberichts 


Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

hiermit beantrage ich, die im Beschlußvorschlag auf ADrs. 365 aufgeführten Berichte 
nicht als abschließenden Gesamtbericht des 2. Untersuchungsausschusses, son- 
dern nur als Teilbericht festzustellen. Im Interesse einer vollständigen Erledigung 
des Untersuchungsauftrages sind die Untersuchungen zum Themenkomplex 
Leuna/Minol fortzusetzen und die Darstellung der dadurch gewonnenen Erkennt- 
nisse nachträglich vorzunehmen. 

Begründung: 

Der Untersuchungsausschuß konnte seinen Auftrag zum Themenkomplex 
Leuna/Minol nicht vollständig erfüllen. Daß dies nicht möglich war, liegt an der 
Verzögerungstaktik der Bundesregierung, die von der Ausschußmehrheit aus 
CDU/CSU und F.D.P. unterstützt worden ist. So wurden beigezogene Berichte zu 
diesem Themenkomplex erst mit erheblicher Zeitverzögerung vorgelegt, Teile der 
bei der Staatsanwaltschaft Magdeburg beigezogenen Unterlagen wurden für die 
Mitglieder des Untersuchungsausschusses gesperrt. Nach einer ersten 
monatelangen und kostenaufwendigen Auswertung der Tagebücher des für 
Leuna/Minol zuständigen THA-Vorstandes Dr. Klaus Schucht durch einen Bonner 
Rechtsanwalt konnte auch die weitere Auswertung durch die BvS in fünf Monaten 
nicht zu Ende gebracht werden. Die am 1 1. Dezember 1997 beigezogenen 
Tagebuchaufzeichnungen wurden bis zur Beschlußfassung über den Bericht von der 
Bundesregierung bzw. BvS nicht vorgelegt. Andere beigezogene Akten lagen dem 
Untersuchungsausschuß erst so spät vor, daß eine vollständige Auswertung zeitlich 
nicht mehr möglich war. Für die SPD ist daher die Situation gegeben, daß noch nicht 
alle zur Beweiserhebung erforderlichen Unterlagen zum Themenkomplex 
Leuna/Minol vorliegen bzw. als Beweise ausgewertet werden konnten. Auf diese 
Beweismittel wurde von der SPD zu keiner Zeit verzichtet. 

Die SPD-Fraktion kann den Bericht des 2. UA nicht als Gesamtbericht feststellen 
Die Beweiserhebung zum Themenkomplex Leuna/Minol muß bis zum Ende der 
Wahlperiode fortgesetzt werden. 
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lirrlinor - Nr. 117 


MlilNUiNU Ui\U 1 


Fakten widersprechen Armutstheorie 

Aktuelle Berechnungen zum DDR-Vcrmögen; 1,365 Billionen Mark 


Berlin, cb Dor InformationS' | 
dienet für die europäische Wirt* 
Schaft nOstmarkt** verörfcntlichte 
Jn iciner neuesten Ni|mmer erst- 
mals eine Tabelle Uber das Staats* 
vernUlgen der ehomallacn DDR. 
Sic wldcrsplcgclt einen Wert, der 
vlelfoch bestritten wird. Wir baten 
die Autoren der Analyse, die Pro- 
fessoren E. Faudo un^ Chr. Luft, 
sic zu interpretieren. 

Trotz der uns leider nicht vorlie- 
genden Daten BUS den DM*Eröff* 
nungsbilan7cn der ehemaligen 
volkseigenen Betriebe haben wir 
diese Berechn ugen vorgenommen, 
weil die bisher auf diesem Gebiet 
weitgehend fehlende Transparenz 
zu berechtigten Fragen der Bürger 
führt. 

Außerdem -ist eine solche Be- 
standsaufnahme historisch einfach 
notwendig. Die Daten sind ange- 
sichts der offenkundigen Schwierig- 
keiten einer Bewertung spozioll der 
durch die .slnullichc WirUchnfl rc- 
prii.sünticrlon Vermögenswerte nur 
grobe SchHt/.wcrlc, die aber ange- 
sichts internationaler Vergleiche so- 
wie früherer Meinungsäußerungen 
auch westdeutscher Finanzexperten 
nach unserer Meinung durchaus ein 
vcrhÜltnl.smäßig rcoles Bild vermit- 
teln dürften. 

Bei der Untornchmensbewertung 
ist zwischen den Ertrags* und dem 
Substanzwert der Unternehmen zu 
unterscheiden. 

Hoi Anwendung der Ertragswert- 
methode muß der Marktpreis des 
Unternehmens ausgehend von der 
zu erwartenden zukünftigen Um- 
satz- und Rcnditccntwickiung sowie 
dem Zinsfuß abgeleitet werden. Da 
nber in unserem Failc weder zurück- 
liegende Gewinn- und Vcrluslrech- 
nungen und darauf fußende Extra- 
polationen nutzbar sind noch eine 
annähernd plausible Einschätzung 
der Entwicklung zukünftiger Ge- 
schüftsaussichlen, Liquiditätsbedin- 
gungen und generellen Umfeldfak- 
lorcn für die Unternehmen möglich 
i.sl, haben wir uns auf eine Substanz- 
werlschittzung beschränkt. 

Prinzipiell kann wohl dovon aus- 
gegangen worden, daß der wahr- 
scheinliche Ertragswert der ostdeut- 
schen Unternehmen ln der Regel 
unterhalb Ihres Substanz wertes 
Hegt. 

Unsnehe hierfür ist die vorherr- 
schende Situation einer existentiel- 
len Unternehmen skrise. 

Auch der In der Öffentlichkeit 
broU propagierto desolate Zustand 
<lcr o.sUlcuischcn Wirtschaft ein- 
schließlich der clnunnlischen Be- 


schreibung Ihrer Altlasten hat ai- men gemeinhin niedriger cjngc- 
cher dazu boigetragen, daß dor schätzt wird, als er es von den objek- 
Marktwert ostdeutscher Unterneh- tiven Tatbeständen her sein müßte. 


1989 

aewertung tu ver- 
gleichbörSA Preisen 


1990 

Bewertung zu 
Morktpreisen 


co. 15 Mrd. 

ca. 6 Mrd. 

ca. 3S Mrd. 

co. 10 Mrd. 

cg. 10 Mrd. 

co. 3 Mrd. 

CQ. 14,2 Mrd. (1.2 
Mio ho) 

co. 36 Mrd. 

co. 0,6 Mio ho 

co. 6 Mrd. 

co. 1,3 Mio ho 

co. 13 Mrd. 


OOft bzw. Angobe 
von Bodenflächen 

Kombinore und Befriebe der Indusine und 
Beuwirfschoft 

- Crundonltiafbesiond (3928 ßelriebe) 829,3 Mrd. 

- materielle Umlaufmittel 131,5 Mrd. 

- Grund und Boden co. 4 Mrd. m^ 


Volkseigene Güter, Kombinate, Betriebe- 
der Land', Forst-, und Nohrungsgüferwirf- 
schoft 

> Grundmittelbestand der 465 VEG 

- Grund mittefbestond der Kombinate und 
volkseigenen Einrichtungen dieses Sektors 

- materielle Umlaufmittel (einschl. Vieh- 
bestände, ohne mehrjährige Kulturen) 

- volkseigene Woldbeständc 

~ Grund und Boden der VEG und volksei- 
genen Einrichtungen dieses Sektors « 

- stoatiieher Grund und Boden unter Be- 
wirtschaftung der LPG 


Volkseigene Betriebe u. Einrichtungen von 
Handel, Gastronomie, Tourismus 
“ Cfundmittelbestond co, 43 Mrd. 

- moterielle Umloufmitet co. 20 Mrd. 

- Grund und Boden co. 100 Mio. m^ 


Volkseigene Wohnungen (3,3 Mio) 

- Crundmitlelbestond 116 Mrd. 

- Grund und Boden ca. 300 Mio 


Einrichtungen des Verkehrs sowie des 
Post- und Fernmeldowesens 

*- Crundmiltelbestood 164,9 Mrd. 

- moterielle Umlaufmittel ^ 5,7 Mrd. 

- Grund und Boden * co. 200 Mio m' 


Einrichtunoen von Bildungs-, Gesund- 
heits-, und. Sozialwesen, Kultur, Kunst und 
Sport 

- Grundmitlelbestand 94,8 Mrd. 

- Grund und Boden co. 100 Mio in* 


von 1986 in MoA der ln DM bei Pr(- 


j VQlfslerung 


co. 280 Mrd. 
ca, 25 Mrd. 
CO. 320 Mrd. 


Armee und Grenz truppen 

- Gebäude und Ausrustungon 
>- Gruruf und Boden der NVA 

- Grund und Boden der Sowjettruppen 


Stootlfche Einrichtungen (Wplomotischor 
Dienst, Amtor, Behörden usw.) 


co. 120 Mrd. 
CQ. 180000ha 
co. 300000 ho 


co. 32.5 Mrd. 


ca. 40 Mrd. 
CQ. 4 Mrd. 
cg. 20 Mfd. 
CO. 64 Mrd. 


90 Mrd. 
60 Mrd. 
150 Mrd. 


co. 150 Mrd. 
co. 2 Mrd. 
to. 40 Mrd. 


CO 100 Mrd. 
CP. 20 Mrd. 


CO. 90 Mrd, 
co. 3 Mrd. 

CQ. 98 Mrd. 


co. 42 Mrd. 
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Fahrzeug' 


TREUHANDANSTALT 

Präsident 


JCOP/P 


Herrn 

Dr. Jürgen W. Möllemann 
Bundesminister für Wirtschaft 
Villemombler Straße 76 



W--5300 Bonn 1 


Berlin, 28, Februar 1991 


Betreff; Deutsche Maschinen- und Schiffbau AG (DMS) 


Sehr geehrter Herr Minister, 


am 22. Februar 1991 wurde uns vom Vorstand in Anwesenheit des 
Aufsichtsratsvorsitzenden ein Sanierungs-/Unternehmenskonzept für 
obiges Unternehmen vorgelegt, das Chancen bieten soll, 
wesentliche Teile der DMS bis 1993 auf dem äußerst schwierigen 
weltweiten Schiffbaumarkt zu erhalten. Dies gilt vor allem dann, 
wenn der Schiffbau in der ehemaligen DDR umgehend und unter 
Einräumung der hierfür möglichen Förderhöchstsätze in die 
Werfthilfeprogramme einbezogen wird und der Personalabbau im 
Rahmen einer Solidaraktion aller für die DMS und das Land 
Mecklenburg-Vorpommern Verantwortung tragenden Kräfte 
durchgeführt wird. 

Die Treuhandanstalt ist bereit, dieses Konzept im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten zu begleiten. 

Die entscheidenden Eckpunkte des noch im einzelnen zu prüfenden 
Unternehmenskonzeptes sind: 

- Stornierung von mindestens 20 Schiffbauaufträgen (damit 
Verminderung der Verluste ohne Remanenzkosten um 35 %, unter 
Beachtung der Remanenzkosten um rund 20 %) ; 

- Verschmelzung der Neptunwerft in Rostock mit der Warnowwerft in 
Warnemünde ; 

- Verminderung der Belegschaft bis 1993 insgesamt von 46.000 auf 
18.500 Arbeitnehmer, davon im Schiffbaubereich von 27.000 auf 
rund 11.000 Arbeitnehmer. 

Nach einem Konzept vom 30. 9. 1990 war mit Sanierungsaufwendungen 
in Höhe von 6,6 Mrd. DM zu rechnen. Aufgrund verschiedener von 
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Herrn Dr. Krackow erarbeiteter Maßnahmen kann nunmehr von einem 
auf 4,4 Mrd. DM reduzierten Volumen ausgegangen werden. Diese 
Summe setzt sich wie folgt zusammen: 

* 2,3 Mrd. DM Verluste (Erfüllung der nach den 
Stornierungen verbleibenden fest vereinbarten 
Aufträge) , 

* 1,6 Mrd. DM Altkredite, 

* 0,4 Mrd. DM Sozialpläne, 

* 0,1 Mrd. DM Umwelt Investitionen. 


Die finanzielle Ausstattung der Treuhandanstalt und ihre konzep- 
tionelle Ausrichtung gestatten es nicht, die vorstehende 
Problematik und die sich daraus ergebenden finanziellen 
Konsequenzen allein zu bewältigen. Der Treuhandanstalt müßte 
hierfür der zusätzliche finanzielle Spielraum eingeräumt werden. 
Nach den Vorstellungen der Treuhandanstalt kann dies nur im 
Rahmen der erwähnten Solidaraktion geschehen. 

Bestandteile einer solchen Gemeinschaftsaktion müßten unter 
anderem sein: 

- Einbeziehung der Werften in Mecklenburg-Vorpommern - auch für 
den vorhandenen Auftragsbestand - in die Werfthilfeprogramme 
bei Gewährung einer degressiv gestalteten Förderhöchstpräferenz 
von 20 %; 

- Einbeziehung von Investitionen der DMS in die regionale 
Wirtschaftsförderung, auch wenn die DMS im Eigentum der 
Treuhandanstalt bleibt; 

-Übernahme von Verantwortung der vier "alten” norddeutschen 
^Küstenländer durch Gewährung finanzieller Beiträge und 
Ifachlicher Unterstützung, insbesondere zugunsten der 
Hansestädte Rostock, Stralsund und Wismar; 

- Übernahme von Patenschaften durch Werften in den alten 
Bundesländern für die Werften im Beitrittsgebiet, vor allem die 
Mathias-Thesen-Werft in Wismar, die Warnowwerft in 
Rostock/Warnemünde und die Volkswerft in Stralsund; 

- konzentrierter Einsatz der Mittel der Bundesanstalt für Arbeit 
bei der Lösung sozialer Probleme der ausscheidenden 
Arbeitnehmer bzw. Schaffung neuer Arbeitsplätze; 

- Zusammenfassung aller Aktivitäten in einem "Maritim-Programm 
Mecklenburg-Vorpommern”, in das Problemlösungen auch für die 
Deutsche Seereederei (DSR) , die Fischereiwirtschaft und die 
Seehäfen einzubeziehen sind; 
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- Einräumung des erwähnten finanziellen Sonderspielraumes für die 
Treuhandanstalt. 

Die Alternative zu dem von der Geschäftsführung vorgeschlagenen 
Sanierungskonzept wäre die sofortige Stillegung der DMS bei 
gleichzeitigem Versuch, aus der Stillegung heraus Einzelbetriebe 
und Betriebsteile zu privatisieren. Direkte Arbeitsplatzverluste 
für den größten Teil der bei der DMS tätigen 47. 000 . Arbeitnehmer 
ganz überwiegend in Mecklenburg-Vorpommern wären die Folge. Die 
indirekten Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt gehen naturgemäß 
darüber hinaus« , 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie meine Überlegungen bei den 
bevorstehenden Beratungen über die aus Ihrem Arbeitspapier 
“Strategie Auf Schwung -Ost“ zu ziehenden Konsequenzen berücksich- 
tigen würden. Im übrigen hat sich auch der Wirtschaftsminister 
des Landes Mecklenburg -Vorpommern, Herr Conrad-Michael Lehment, 
bereiterklärt, im Sinne der genannten Solidaraktion tätig zu 
werden. 

Im übrigen gehe ich davon aus, daß die Bundesregierung die 
Vereinbarkeit dieser genannten Maßnahmen mit der europäischen 
Werftenpolitik sicherstellen wird. 

Für weitere Informationen stehe ich Ihnen jederzeit zur Verfü- 
gung. 


Mit freundlichen Grüßen 


Dr. Detlev Rohwedder 


cc. Herr Ministerpräsident Gomolka, Schwerin 

Wirtschaftsrainister, Herr Lehment, Schwerin 
Bundesverkehrsminister, Herr Prof. Dr. Krause, Bonn 
Staatssekretär, Herr Dr. von Würzen, Bonn 
Staatssekretär, Herr Dr- Köhler, Bonn 
Ministerialdirektor, Herr Dr. Ludewig, Bonn 
Ministerialdirektor, Herr John von Freyend, Bonn 
Ministerialdirektor, Herr Dr. Ollig, Bonn 
Verwaltungsratsvorsitzender, Herr Dr. Odewald, Köln 
Aufsichtsratsvorsitzender, Herr Dr. van Hooven, DMS Rostock 
Vorstandssprecher, Herr Dr. Krackow, DMS Rostock 
Frau Breuel 
Herr Schöde 
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C. Anhang 

Stellungnahmen im Rahmen des rechtlichen Gehörs 

I. Vorbemerkung 

Nachstehend sind in einer Liste die natürlichen oder juristischen Personen aufgeführt, denen rechtliches 
Gehör gewährt wurde. Weiterhin werden Stellungnahmen von Betroffenen im Rahmen dieses rechtlichen 
Gehörs wiedergegeben. 

Die Kriterien, nach denen rechtliches Gehör gewährt und die eingegangenen Stellungnahmen behandelt 
wurden, finden sich im Ersten Teil, B,X.2. 

Die eingegangenen Stelltmgnahmen haben in der zeitlichen Reihenfolge ihres Eingangs Nummern (MAT RG) 
erhalten. Die Texte sind in dieser Reihenfolge abgedruckt. 


II. Namensliste zur Durchführung des rechtlichen Gehörs 


Name der natürlichen/ 

Wohnort/ 

Eingang 

keine 

MATRG 

juristischen Person 

Untemehmenssitz 

der Antwort 

Antwort 

Bergström, Siegfried, Prof. Dr. 

Radebeul 

22. Mai 1998 


4 

BfG-Bank 

Frankfurt/M. 

26. Mai 1998 


5 

Deparade, Peter 

Berlin 


X 


Forel, Firmenvertretungs- und 
Handelsgesellschaft mbH 

A-Wien 


X 


Gundermann, Hans-Peter, Dr. 

Quickbom 

19. Mai 1998 


2 

Köhler, Herbert 

Berlin 


X 


Kokkalis, Sokrates 

GR-Athen 


X 


Lomer AG 

CH-Egnach 


X 


Schalck-Golodkowski, Alexander, Dr. 

Rottach-Egem 


X 


Schalck-Golodkowski, Sigrid 

Rottach-Egem 


X 


Schlaff, Martin 

A-Wien 


X 


Steindling, Rudolfine 

A-Wien 

20. Mai 1998 


3 

Universal Finanz Holding AG 

FL-Vaduz 

28. Mai 1998 


6 

Vogel, Dieter, Dr. 

Meerbusch 

19. Mai 1998 


1 

Welzel, Peter, Prof. Dr. 

Berlin 


X 
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III. Texte von Stellungnahmen im Rahmen des rechtlichen Gehörs 

Hoffmann & Knierim Volker h. Hoffmann 

Thomas C. Knierim 
Anke C. Wißmann 
Dr. Alfred Dierlamm 

Rechtsanwälte 


Rechtsanwälte Hoffmann & Knierim • Hindemithstr. 29 -55127 Mainz 


Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 
2. Untersuchungsausschuß 
„DDR-Vermögen“ 
Bundeshaus 


53113 Bonn 



55127 Mainz 
Hindemithstr. 29 

Telefon 06131 / 9334-0 
Telefax 06131 / 9334-19 

Konto Nr. 0101 537 040 
Apotheker- und Ärztebank eG 
Koblenz (BLZ 570 606 12) 


Mainz, den 15.05.1998 
Ho-td 


des 2. Untersuchungsausschusses 
hier: Dr. Dieter Vogel 


Sehr geehrte Damen und Herren, 


2. Untersuchungsausschuß 

Eingang 

“t?. 

Anlg. 

Az 

Vorsitzender 

Sektötariat 

Erledigung 

Uoy-r. (i 


" f 

-i/ 




für meinen Mandanten Dr. Dieter Vogel nehme ich zu dem meinem Mandähfen , 

^ C' itf 

auszugsweise zugeleiteten Abschlußbericht des 2. Untersuchungsausschusses ' “ 

wie folgt Stellung: 


1 . 

Die Anfang August 1996 ergangenen Haftbefehle gegen Verantw'oitliche von 
Thyssen und Metallurgiehandel wurden mit Ausnahme des Haftbefehls gegen 
Dr. Peter Welzel außer Vollzug gesetzt. Die im Abschlußbericht auf Seite 38, 
letzter Absatz, enthaltene Formulierung, wonach die Haftbefehle „zumj'eil“ 
außer Vollzug gesetzt worden seien, ist daher nicht zutreffend. 

2 . 

Es ist mißverständlich, wenn auf Seite 39, 2. Absatz, Thyssen habe im 
November 1997 Forderungen gegen BvS erhoben und versucht, die Vorwürfe 
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Schreiben der Rechtsanwälte Hoffmann & Knierim vom 15.05.98 


Seite 2 


gegen den Vorstandsvorsitzenden Dr. Vogel zu entkräften und eine Aufhebung 
des Haftbefehls zu erreichen. 

Richtig ist, daß Thyssen Handelsunion AG aufgrund von Zeugenaussagen und 
neuer, durch die Ermittlungen der Staatsanwaltschaft aufgefundener, Unterlagen 
sich veranlaßt sah, den Vergleich mit Metallurgiehandel / BvS wegen arglistiger 
Täuschung anzufechten. Dies erfolgte nicht, um eine Aufhebung des 
Haftbefehls gegen Dr. Vogel zu erreichen, sondern allein deshalb, weil sich 
aufgrund neuer Beweismittel herausgestellt hatte, daß die Vergleichszahlung an 
Metallurgiehandel / BvS aus Sicht von Thyssen auf arglistiger Täuschung 
beruhte. 

Die Aufhebung der Haftbefehle erfolgte unabhängig hiervon. Dabei hat das LG 
Berlin es dahingestellt sein lassen, ob überhaupt noch ein dringender 
Tatverdacht der Untreue besteht. 


Mit freundlichen Grüßen 
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Dr.iur.Hans-'Peter 


ermajui 


^S^LAiicxiiiöLc 
35<(5i Quicklx>ra 
ITdifiDD: O^JO^/ 
Tdriw: O^loG/tizz^ 


Dr.H.-P.Gundermann. Marienhöhe 45. 25451 Quickbom 
An den 

2-Untersuchungsausschuß .DDR-Vermögen“ 
des Deutschen Bundestages 

zHd. von Frau DrMockenhaupt-Gordon 

Bundeshaus, NHA 219 

53113 Bonn 


Vorab per Fax 0228/16-26826 


1805.1998 


2.Untersuchungsau5schuB „DDR-Veimögen“ des 13.0eutschen Bundestages 
Hier Wärmeanlagcnbau Berlin GmbH 

Sehr geehrte Frau Dr.Mockenhaupt-Gordonl 


Für die Gewährung des rechtlichen Gehörs zu Ziffer VII 3 der Feststellungen des 2.UA mrt 
Schreiben vom 28.04.1998 danke ich verbindlichst - ebenso wie für die Übermittlung der 
Seiten 19-36 des Protokolls der 76.Steung des Ausschusses mit der Vernehmung des Zeu- 
gen Dr.Erbe/BvS. 

Das Protokoll hat meine Darlegungen im Schreiben vom 08.03.1998 nicht nur in vollem 
Umfang bestätigt sondern auch noch weitere unrichtige Aussagen offenkundig werden 
lassen. 

Ich habe mich entschlossen, mich im Rahmen des rechtlichen Gehörs zu äußern und fuge 
meine Stellungnahme vom 18.05.1998 mit drei Anlagen diesem Schreiben bei. 

Die Entscheidung ist mir nicht leicht gefallen, weil ich erkennen mußte, daß jede Stellung- 
nahme zum Berichtsentwurf mehr als einige Zeilen erfordert und das wiederum leicht zu 
Verargernng führen kann. Mir ist völlig klar, welches ungeheure Arbeitspensum der Aus- 
schuß bewältigen mußte. Leider aber setzt sich die falsche Behandlung der Sache durch die 
BvS über fast drei Jahre hinweg bis in die Gegenwart fort. 

Da der Ausschußbericht große Aufmerksamkeit finden wird, lege ich Wert darauf, daß sich 
in ihm die Irrtümer der Vergangenheit nicht fortsetzen. Ich habe zwar in der Vergangenheit 
alle Presseangriffe erfolgreich abwehren können und fast alle Prozesse gewonnen, aber es 
hat viel Zeit und Nerven gekostet. 

Sehen Sie mir bitte deshalb den Umfang meiner Stellungnahme nach. Wenn Fragen offen 
sind, stehe ich jederzeit zur Anwort zur Verfügung. 
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Dr.iur . Hans-Peter GunJermann 


18.05.1990 


Stellungnahme 

zum Entwurf des Abschlußberichts 
des 2.Untersuchungsau$schusses „DDR-Vermögen“ 
des 13.Deutschen Bundestages 

- hier: Abschnitt Vil Ziffer 3 „WBB Wäimeanlagenbau Berlin GmbH“ - 

Mit Schreiben vom 28.04.1998 - eingegangen am 09.05.1998 - hat mir der Vorsitzende des 
2.Untersuchungsausschusses .DDR-Vermögen* des 13.Deutschen Bundestages rechtlicbes 
Gehör zum vorbezeichneten Entwurf des Abschlußberichts gewährt 

Die mir eroffhete Möglichkeit nehme ich hiermit virahr. /\ls früherer Sonder-fspäter General-) 
bevollmächtigter der Treuhandanstalt für die Enersievnrtschafl habe ich ein berechtiqtes In- 
teresse an der richtioen Darstellung der Arbeit dieses Treuhand-Bereichs . 

Während der vergangenen drei Jahre habe ich mich intensiv mit der Privatisierung der WBB 
und ihrem späteren Schicksal befaßt und feststeilen müssen, wie sehr eine objektive Be- 
handlung des Falles dadurch erschwert - und zeitweise sogar unmöglich gemacht - wurde, 
daß am Anfang journalistische Ermittlungen standen, die etwas Sensationelles enthüllen 
wollten, aber mit unzulänglichen Mitteln unter Verorendung falscher wirtschaftlicher Maßstä- 
be geführt wurden. 

Die Folgen sind bis auf den heutigen Tag spürbar. Die Bundesanstalt für vereinigungsbe- 
dingte Sonderaufgaben (BvS) reagierte unter dem auf sie ausgeübten Zeitdruck überhastet 
und wollte durch eine schnell erstattete Strafanzeige gegen die Erwerber und die WBB- 
Geschäitsführer die Herrschaft über das Geschehen gewinnen. Dabei erstreckte sie die 
Strafanzeige auch auf die Piivatisierer der Treuhandanstalt, ohne sie je angehört zu haben, 
ln ihrer Beurteilung ließ die BvS die artwendbaren Richtlinien der Treuhandanstalt und die 
betriebswrtschafBichen Grundsätze für die Urtternehmensbewertung außer acht und ge- 
langte so zu einer verhängnisvollen Fehlbeurteilung des Verhaltens der Treuhand- 
Privatisierer. Sie war bis auf den heutigen Tag nicht zu einer freiwilligen Korrektur bereit. 

Der entscheidende Fehler der BvS liegt darin, daß sie aus einer nachträglichen Höherbe- 
wertung von Grundstücken, insbesondere eines Berliner Innenstadtgrundstückes, schließt, 
der Kaufes für die WBB hätte entsprechend höher sein müssen. 

vgl. staatsanwaltschaftüches Protokoll vom 17.03.1998 
über die Vemehmurrg des BvS-Revisors Horst Backsmeier, S.13 

Abgesehen davon, daß zum Veikaufszeitpunkt (27.02.1991) die Regierungssitzentscheidung 
des Bundestages noch ausstand und offen war, ob sie zugunstens Bonns fiele, und sich au- 
ßerdem in Ost-Berlin ein GrundstOcksmarkt noch nicht entwickelt hatte, ist diese Frage aus 
dem folgenden Grund irrelevant Der Untemehmenswert vwrd nicht nach der Substanzwert- 
methode, sondern nach der Ertragsweitmethode ermittelt, weil ein Investor sein Geld nur 
dann investiert, wenn er wenigstens nach seiner Einschätzung die Gewißheit hat, daß es 
verzinst wird und Ober Abschreibungen schließlich zurQckfließt Nur für nicht betriebsnot- 
wendige Grundstücke ist der Verkehrswert zu ermitteln. Im vDriiegerxlen Fall handelte es 
sich aus bestimmten Gründen um betriebsnotwendige. 

Oie Fehlbeurteilung durch die BvS wurde von der Kriminalpolizei (ZERV) und der Staatsan- 
waltschaft zunächst übernommen. So erklären sich Äußerungen von Generatetaatsanwalt 
Schae^en, dem Leit^ der Staatsanwaltschaft Berlin II, daß der Kaufpreis wegen der Grund- 
stücke um 60 Mio DM hätte höher sein müssen. Die Differenz zu dem von ihm genannten 
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Gesamtschadensbetrag von 150 Mio DM ordnet er Aushöhlungshandlungen der Entverber 
und WBB-GeschäftsfOhrer zu. 

vgl. Anlage 1 : .Magdeburger Volksstimme' vom 13.0il997 

Jetzt dürfte die Staatsanwaltschaft ihre Haltung zum WBB-Kaufpreis revidieren, nachdem die 
Stellungnahmen der früheren Präsidentin der Treuhandanstalt, Frau Breuel und des früheren 
THA-Generalbevollmächtigten Staatssekr.a D. Dr.van Scherpenberg zu den relevanten 
Treuhand-Richtlinien vorgelegt wurden. 

Die folgende Stellungnahme bezieht sich nur auf die Tieuhand-Privatisierer. Die Erwerber 
und die WBB-GeschäftsfQhrer sind mir unbekannt Ihre Handlungen kann ich nicW beurtei- 
len. Ich habe die Verhandlungen nicht selbst geführt. Sollten sie die WBB in der Absicht der 
Aushöhlung erworben haben, hätten sie die THA getäuscht Bei Kenntnis dieser Absicht, wä- 
re natürlich nie an sie verkauft worden. 

Die folgende Liste der nach meiner Oberaeuqung korrekturbedürftiqen Stellen des Be- 
richtsentwurfo ^gibt sich im wesentlichen aus diesen Vorbemerkungen, die allerdings im 
Hinblick auf die Nichtbeachtung der Treuhand-Richtlinien durch die BvS nicht vollständig ist 


i. Unrichtige Charakterisierung der WBB-Privatisierung 

Der erste Satz des Berichtsentwurfe wirft zwei Probleme auf. die der Korrektur bedürfen; 

.A/s einer der größten Schaden^älie bei der THA gilt die Privab'^'erung des WBB Wärmeanla- 
genbau Berlin.' 

1. Unmöglichkeit der Bewertung des Falles zum heutigen Zeitpunkt 

Zum heutigen Zeitpunkt ist eine derart spektakuläre Bewertung des WBB-Falies aus den fol- 
genden, im Berichtsentwurf erwähnten Gründen nicht möglich; 

• Das Landgericht Berlin hat entschieden, daß der BvS unter keinem denkbaren Ge- 
sichtspunkt ein Schaden entstanden sei (Entw.. Seite 11 unten). Zu ergänzen ist 
Auch das Kammergericht hat sich der Meinung des Landgerichts angeschlossen, die 
BvS daraufhin ihre Berufung zurückgenommen. 

• Die BvS läßt jetzt den Schadensumfang durch Sachverständige ermitteln (Entw., 
Seite 13 Mitte). 

Das Landgericht Berlin hat ausgefuhrt, daß eine Schädigung der WBB nach der Privatisie- 
rung (Aushöhlung) kein Schaden der THAS/BvS sei und daß beim Verkauf der WBB der 
THA/BvS nidit deshalb ein Schaden entetanden sei. weil der Kaufpreis wegen höherer 
Grundstückswerte hätte höher sein müssen. Oer Kaufpreis richte sic^ nach anderen Ge- 
sichtspunkten. 

Nachdem das Kammergericht als Berufungsinstanz zu erkennen gegeben hatte, daß es die 
Meinung des Landgerichts teile, hat die BvS ihre Berufung zurückgenommen und verfolgt 
nun eine andere Schadenskonstruktton : Sie begründet ihren S^densersatzanspruch 
gegen die Erwerber und WBB-Geschäftsführer damit, daß die THA von ihnen dadurch ge- 
täuscht worden sei, daß sie ihr den Willen zur Fortführung des Unternehmens vorgespiegeit 
hätten, während sie tatsächlich das Unternehmen hätten .aushöhlen" wollen. Hätte die Täu- 
schung nicht stattgefunden, hätte die THA die WBB liquidieft und die Grundstückswerte kas- 
siert (Berichtsentwurf, S.1 1 unten/12 oben). So läßt sie nunmehr einen Schaden ermitteln. 

Die Konstruktion hat viel für sich, ist aber sehr kompliziert: Eine Liquidation eines Unterneh- 
mens mit vielen hundert Arbeitsnehmern nur zur Erzielung hoher Giundstüdcwerte hätte im 
Februar 1991 niemand gewagt, als die Montagsdemonstrationen - dieses Mal gegen die 
THA - wieder einsetzlen. Also hätte man sich Zeit lassen müssen. Berücksichtigt werden 
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müssen die Kosten - und die Investitionen in die Gnjndstücke (zwischen 60 und 85 Mio DM). 
Was als Schaden übrig bleibt, dürfte kaum spektakulär sein. 

Geboten sein dürfte statt des ersten Satz ein Hinweis, daß eine Verifizierung des Schadens 
und eine Bewertung seiner Bedeutung zum heutigen Zeitpunkt nicht möglich ist. 


2. Unzulässigkeit der Bezeichnung der Privatisierung als Schadensfall 

Keinesfalls darf die »Privatisierung* als Schadensfall bezeichnet werden, wie es im Ein- 
oanossatz d es Berichtsentwurfs und auf Seite 8, Abs.4. Satz 1 geschieht 

Privatisieruna der WBB durcti die THA und die anschließende systematische Ausplünde- 
ning durch die Erwerber führte zu erheblichen Vermögensveriusten des Unternehmens * 

Eventuelle Aushöhlungshandlungen haben nach der Privatisierung, dem Untemehmensver- 
kauf, begonnen und mit ihr nichts zu tun. 

Die Auffassung, die Privatisierung sei „nachteilig“ gewesen, beruht wie die auf Seite 1 
dieser Stellungnahme zitierten Äußerungen des Revisors Backsmeier und des General- 
staatsanvralts Schaefgen zeigen, auf der Substanzwertmethode. die nach herrschender 
Meinung und dem Richtlinienbrief der Treuhandpräsidentin vom 09.11.1992 zur Ermittlung 
des Untemehmenswertes unoeeionet ist Da der Verkehrswert fär betriebsnotwendige 
Grundstücke für den Untemehmenswert irrelevant ist. kann man aus ihm auch keine Folge- 
rungen für die Nachteiligkeit der Privatisierung ziehen. 

Im übrigen hat die Vernehmung des Zeugen Backsmeier ergeben, daß er die für die Grund- 
bewertung maßgeblichen Daten der WBB-Grundstücke nicht kannte. 

Die beanstandeten Sätze wären so zu formulieren, daß der Privatisierungsakt nicht als 
Schadensfall dargestellt wird. 

II. Mißverständliche Barveimögensdarsteilung 

Mißverständlich ist die Behauptung, die WBB habe zum Jahresende 1990 .über ein Bar- 
vermöoen von 150 Mio DM verfügt* (Entw., Seite 2, Abs.1). Das erwedd den Anschein, als 
habe es der WBB zur freien Verfügung gestanden. Tatsächlich kann dieser Aktivposten nur 
im Zusammenhang mit den Passivposten verstanden werden. Weitgehend stammte er aus 
Anzahlungen, für die Leistungen zu erbringen waren. 

Wenn bei der .Aushöhlung* Barmittel endgültig - und nicht nur darlehensweise - entnom- 
men wurden und deshalb die WBB Vertragsteistungen nicht erbringen konnte, wurden solche 
Unternehmen geschädigt, die Vorauszahlungen erbracht hatten - nicht die THA/BvS. 

Diese Bemerkung sollte erläutert werden. 

III. Unrichtige Darstellung der Kaufinteressenten für eine 100%ige Übernahme 

Unrichtig sind die Behauptungen zu den angeblichen Interessenten für eine 100%ige Ge- 
samtübemahme der WBB (Entw.. Seite 2, Abs.2 u.3); 

• Die DEUTSCHE BABCQCK AG sagt in ihrem Schreiben vom 08. 1 0. 1 990: 

Beteiligungserwerb 

Wir beabsichtigen zunächst den Erwerb von 20% an der WBB mit der Option, im 
Rahmen eines Mehrstufenplanes bis zu 100% der WBB zu erwerben. 


VgL Anlage 2 : Schreiben der Babcock vom 08.10.1990 
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• Die ELTEC KG trat zusammen mit den Firmen Erienmaier Elektrotechnik und Pega 
Bau KG hat nach ihrem Schreiben vom 28.1 1.1990 Interesse nur für den Betriebsteil 
RhinstraSe 137. 0-1136 Berlin, geäußert. Für die Rrma Erienmaier bestanden Zu- 
verlassigkeitsprobleme. 

StA-Aktsn, Sondefhand 4 T 4. S200 

• Die Rrmen RTEC und GEMOTEC waren erst am 14.07.1990 gegründet worden und 
gingen 1997 in der Gesamtvollstreckung. Sie entsprachen nicht dem Anforderungs- 
profil. Eine ernstliche Absicht die gesamte WBB zu kaufen, bestand nicht 

SIA-Akten, nicht paginierter Sonderfaand 4.1 . Vennefk KK Ruhnke v.1 8.07.1 997, 
Vemehmungsprotokolle Hudel vom 10.07.1997, S.2.- Frank vom 10.07.1997, Sj2 

• Auch die Sprecher AG hatte nur Interesse für einen Teilbereich geäußert. 

Zu streichen wäre im Entwurf Seite 2, Abs.3, weil der Vermerk der ZERV vom 22.01.1996 
mit Sicherheit angesichts der späteren Beweiserhebung nicht aufrechterhalten wird. Anzu- 
oassen wären Seite 2, Abs.2, Satz 3 (durch Weglassung der Babcock) und Abs.4. 

IV. Mißverständliche Darstellung meiner Rolle in den WBB-Verhandlungen 

Die Gegenüberstellung des Auftretens der Chematec-Geschäftsfuhrer mit meiner Enväh- 
nung (Entw., Seite 4, Abs.1, letzter Satz) erweckt den falschen Eindruck, ich sei in den 
WBB-Verhandlunaen aufactreten . Das war nicht der Fall. Verhandelt für die THA hat ein 
vierköpfiges Team aus erfahrenen Managern, mit denen ich die Sache zweimal je eine Drei- 
viertelstunde besprochen habe. 

Eine Personalisierung auf mich ist ungerechtfertigt Der beanstandete Satz wäre durch eine 
Formulierung wie die folgende zu ersetzen : 

,Bei der THA war der Sonderbevollmächtigte für die Energiewirtschaft, DrHans-Peter Gunder- 
mann mit zunächst zwei Mäarbeitem zuständig für die Privaüsierung der etwa 200 Unternehmen 
dieses B&eiches mH ihren etwa 260.000 Mäarbeitem. Anfang Januar 1991 gehörten dem Ener- 
giebereich 19 Referenten urrd 4 Sekretärinnen an. Die WBB-Privatisierung wurde verhandelt von 
einem Piivatisienjngs-Team von vier Mäarbeitem, dem als Koordinator ein ehemaliger Hauptab- 
teilungsleäer des DDR-Energie-Ministeriums, zwei ehemalige SpäzenfOhrungskräfte westdeut- 
scher Energieuntemehmen und ein westdeutscher Wirtschansprüferangehörten." 

V. Unrichtige Darstellung der Wertermittlung 

Falsch ist die Darstellung (Entw., Seite 4, Abs.2), daß die THA .der alten Geschäftsführung 
die Wertermittlung des Unternehmens, d.h. des Bar- und Grundvemiögens, überließ .“ 

Tatsächlich hat die Wertermittlung im Rahmen der DM-Eröffhunqsbilanz stattgefunden un- 
ter Leitung und Aufsicht des Wirtschaftsprüfers, der schließlich der Bilanz den unqe- 
schränkten Bestätiqunqsvermerk erteilt hat. Der Untersuchungsausschuß erwartet doch 
wohl nlcW, daß die THA selbst die Wertermitäung vornehmen sollte, obwohl sie dafür nicht 
ausgestatt^ war! 

Richtig ist daß die THA kein .zusätzliches externes Sachverständiqenqutachten* zu den 
Grundstückswerten eingeholt hat Dafür gab es qute Grunde : Kein Sachverständiger konnte 
bei der ausstehenden Reoierunossteentscheidung des Bundestages und mangels eines 
funktionierende Ostberliner Grundstocksmarktes eine auch nur leidlich verläßliche Auskunft 
geben! Ich bin gern bereit, unsere Aufassung näher zu begründen. 

Unter den damaligen Verhältnissen kamen als Instrument zum Schutz der THA nur eine 
Nachbewertunosklausel ln Betracht die im WBB-Fall nicht durchsetzbar war, oder eine Meh- 
rerfösklausel. die in den Chematec-Vertrag eingefügt wurde. Das enteprach der THA-Praxis 
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und ist in dem von Frau Breuel herausgegebenen Buch .Treuhand Intern - Tagebuch“, 
FrankfurVM., Berlin 1993, beschrieben (S.206/207). 

Der kritisierte Absatz kann nicht aufrechterhalten werden und sollte entfallen, hilfsweise 
um die vorstehenden Erwägungen ergänzt werden. 

VI. Unrichtige Darstellung der Vorstandsvorlage 

1. Unterzeichnung (Entw., Sette 4. Abs.3, Satz 1) 

Unterzeichnet wurde die Vorstandsvorlage vom V^handlunas-Team und mir . Ein Team- 
Mitglied war bei Unterzeichnung ortsabwesend und konnte deshalb nicht mitunterzeichnen, 
so daß sich nur drei Unterschriften von Team-Mitgliedem in der Vorstandsvoriage firrden. 

Die Unterzeichnung durch das Verhandlungs-Team trug dessen Bedeutung Rechnung und 
sollte auch im Bericht erwähnt werden - statt der nicht zuzuordnenden .zwei Referenten“. 

Der kritisierte Satz bedarf der Korrektur . 

2. Inhalt der Vorstandsvoriage (Entw., Seite 4, Abs.3, Sätze 2 u.3. Abs.5) 

Da im Berichtsentwurf, Seite 4, Absätze 3 und 5, die Bewertünosmethoden unrichtig dar- 
gesteUt werden, ist eine Neufassung geboten. Dafür empfiehlt sich folgendes Vorgehen; 

• Um die Bewertungsmethoden im Zusammenhang darzustellen, sollten in Absatz 3 die 
Sätze 2 und 3 entfallen und in Absatz 5 abgehandelt werden. 

• Damit würde an die Worte in Abs.3 ....die WBB an die Chematec als Ganzes zu ver- 
äußern“ der nächste Absatz mit den Worten anschließen .Grundlage für die Privati- 
sierung war die DM-Eröffnungsbilanz..*, vras zur Substanzwertmethode überleitete. 

• Im Anschluß würde dann die der Vorstandsvorlage zugrundeliegende Substanzwert- 
methode beschrieben und kommentiert 

Bei der Neufassung wäre zu berücksichtigen: Daß In der Vorlage Angaben zum Ertraoswert 
fehlen (Entw.. S.4, Abs.3. Satz 2), ist richtig, beruhte aber auf einer Anweisung des zustän- 
digen Rnanz^eichs auf Grund der damaligen Treuhand-Richtlinien, den Substarrzwert zu- 
grunde zu legen, wenn der Ertragswert darunter lag. Dafür sind weder meine Kollegen noch 
ich verantwortlich; Ich habe zweimal im Finanzbereich nachffagen lassen, weil mir die man- 
gelnde Eignung des Substanzwertes bekannt war. 

Da der Kaufpreis auf die dem Enengiebereich bekannten Daten des Substanzwertes paßten, 
bessere Erkenntnismöglichkerten nidit bestanden und eventuelle höhere OmndstQckswerte 
bei Grundstücksveräußerung durch die Mehrerlösklausel abgeschöpft werden konnten, war 
die verlangte Form der Vortage der einzigen Alternative votzuziehen, die in einer — zeitrau- 
benden - Vorstandsvoriage zur Änderung der unrichtigen Richtlinie bestanden hätte. 

Unrichtig ist, wenn der Berichtsentwurf subjekbvierend sagt, jch sei der Auffassung, die 
Subsfanzwertmethode sei zur Kau^reisfindung ungeeignet (Entw., S.5, Abs.1, Satz 2). 
Hier handelt es sich nicht meine subjeldive Meinung, sondern die in Theorie und Praxis un- 
bestrittene betriebswirtschaftlidie Auffassung. Der zitierte Richtlinienbrief von Frau Breuel 
vom 09.11.1992 postuliert diese mangelnde Eignung der Substanzwertmethode unter Kor- 
rektur ^ner mißverständlichen früheren Richtlinie, uz. rückwirkend. 

Die grundlegende Bedeutung des Richtlinienbriefs wird In der dem Untersuchungsausschuß 
vorliegenden Stellungnahme des THA-Generalbevollmächtigten Staatssekr.a.D. Dr.van 
Scherpenbecg vom 1 1 .01 .1998 im ein^nen erläutert 

Die beanstandeten Steilen bedürfen der Korrektur . Die Formulierung könnte im Berichts- 
errtwurf, beginnend auf Seite 4, Abs.5, wie folgt lauten: 


5 


1102 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode DrUCksache 1 3/1 0900 


.Die Vorstandsvorlage ist auf der SubstanzwertmeOiOde aufgebaut, die - nach MtteOung 
von Dr.Gundemann - der dafür zuständige THA-Finanzbereicti auf zweimalige Nachfrage 
auf Grund einer später aufgehobenen Treuhand-RichOinie als bindend mitgeterit hatte. Da 
die vorliegenden Daten den danach abgeleiteten Preis rechtfertigten, wurde zur ßeschleu- 
nigung der Privatisierung davon abgesehen, die unrichtige Richbinie in eirrer VorstarKls- 
voriage anzugreiten, zumai der damalige Präsident der Treuhandanstalt erklärt hatte, die 
unrichtige und im Wider^mich zur betriebswirtschaftlichen Theorie und Praxis steherrde 
Richtlinie werde ohnehin demnächst aufgehoben. Gutachten zu den Grundstückswerten 
wurden nicht eingeholt, w&l auch sie keine Erkenntnisse vermitteln konnten ange&chts der 
noch ausst^ienden Burtdestagsentscheidung zum Regierungssitz und des rtoch nicht exk 
Stenten Osterberliner Grundstücksmarldes. 

Der spätere RichÜinienbrief von Frau Breuel vom 09.11.1992 erklärte mit Rückwirkurta die 
Substanzwertmethode für unae&onet verwies auf die - angesichts der feNenden Markt- 
bewährung der ostdeutschen Unternehmen - mit der an skd) richtigen Ertragswertmethode 
verbundenen Probleme und erktärie letztlich den Jbestmdglichen Preis" für richtig. 

Die nicht in die Varstandsvoriage aufgenommenen Oberlegungen des THA-Energie- 
bereichs zum Ertragswert berückskdttigten die Wetfbewerbsschwächen der WBB hi einem 
hart umkämpften Markt und die erforderlichen Anpassungsmaßnahmen sowie die Inflexible 
Personalkostenlast für 750 Mitarbeäer in Höhe von etwa 32 Mio DM. Deshalb wurden für 
die ersten fünf Jahre keine Gewinne, sondern Verluste erwartet Der Ertragswert wurde m'rt 
1-2 Mio DM abgeleitet 

Der Revisor Backsmeyer hat in seiner Vernehmung vor der Staatsanwaltschaft die .deso- 
late" Ertragslage der WBB bestaügt " 

Fortsetzung bei S.5, Abs.2. 

Vli. Nichtpönalisierting der Arbeitsplatz- und Investitionszusagen 

Unberechtigt ist die Kritik, daß die Arbeitsplatz- und Investitionszusaaen „nur* * in die Ver- 
traasoräambel aufgenommen wurden (Seite 5, Abs.3. Sats 2). Dieses Verfahren entsprach 
Ziffer 7.1 der THA-Richtlinien für die Privatisierung von Betrieben vom November 1990. 

Dr.Erbe hätte - hier und auch sonst - auf die Richtlinien aufmerksam machen müssen und 
hier zusätzlich auf die Rechte aus § 242 BGB bei Wegfall der Geschäflsgrundlage. 

Seite 5. Abs.3, Sätze 2-4 sollten entfallen oder bedürfen einer Neuformulierung. 

Vlll. Unrichtige [>afstellung von Tätigkeit und Ende der WBB-Gruppe 

1993 war keineswegs Schluß mit der WBB-Gruppe (Berichtsentwurf. Seite 8, Abs.3). Die 
Geschäftstätigkeit war auf funktionale Nachfolgegesellschaften übertragen worden (Entw., 
Seite 7 letzter Absatz). Eine der Nachfolgegesellschaften, die ENERTEC, führte das eigentli- 
che Gesdiäftsfeld der WBB fort, nämlich die Projektierung von Heizkraftwerken und Fer- 
wnärmeleitungen, und war noch bis zum Herbst 1994 geschäftlich tätig. 

Ein von 1992 bis 1994 amtierendes Vorstandsmitglied der PCE AG und Geschäftsführer 
der ENERTEC hat mir auf meine Klärungsversuche hin ein Bild der Entwicklung vennit- 
telt Bei seinem Qntritt habe die Gesellschaft nur von Altaufträgen gelebt Neuakquisitionen 
klappten nicht, weil sich der Markt für kleine Heizkraftwerke angesichts des Streites vor dem 
Bundesverfassungsgericht wegen der Ausgliederung von Stadtwerken aus den Bezfrks- 
strom- und Bezirksgasorgancsationen zu langsam entwickelte. 

Wo Projekte ausgeschrieben wurden, sei ein äußerst harter Wettbewerb entbrannt Die tra- 
ditionellen Verbindungen zum östlichen Markt hätten keinen Stellenwert mehr gehabt Auch 
in Berlin, wo die Akquisition .ein Heirnspiel* hätte sein müssen, sei nichts gelaufen. Selbst 
bei der Modernisierung des einst von der WBB projektierten Hea<raftwerkes Beriin-Mitte sei 
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die ENERTEC nur mit einem Untenauftrag bei der Firma .Lenges Industrie-Kessel“ zum Zuge 
gekommen. 

Wegen Schlechterfüllung dieses Unterauftrages hätten Rückstellungen gebildet werden 
müssen. Die ostdeutschen Mitarbeiter seien mit der in Westdeutschland üblichen Ver- 
tragspraxis nicht vertraut gewesen und hätten die wirtschaftlichen Auswirkungen ihrer 
Handlungsoptionen häufig schwer einschätzen können. Trotz enger Führung durch erfahre- 
ne westdeutsche Projektleiter und Geschäftsführer hätten die Erfahrungsdefizite der ostdeut- 
schen Mitarbeiter nicht kurzfristig ausgeglichen werden können. 

Die Verluste aus diesem Fall und einigen ähnlichen Fällen sowie der Mangel an Aufträgen 
hätten die Gesellschafter im September 1994 veranlaßt die .Reißleine zu ziehen* und jeden 
weiteren Verlustausgleich abzulehnen. So habe man Gesamtvollstreckung beantragen 
müssen. Für 1993 hätten die Gesellschafter noch einen Vertust von 21 Mio DM (unter Ein- 
sdiluß eines Verlustvortrages aus dem Vorjahr) ausgeglichen . 

vgl. im übrigen Aniaoed mit weiteren Hinweisen zur Tätigkeit der WBB-Gnjppe, 
die in aflen Denstellungen des Falles vemaehlässigt wird. 

Erforderlich dürfte im Berichtsentwurf eine Korrektur der Aussage auf Seite 8. Abs.3 
sein . Komgiert werden sollte auch die Aussage, durch den Konkurs seien 1.225 Arbeits- 
plätze vernichtet - zumal der Privatisierungsvertrag 750 Arbeitsplätze vorsah! 

IX. Zurücknahme der BvS Berufung gegen das Urteil des LG Berlin 

Der folgende Stelle im Berichtsentwurf (Sette 1 1 . Abs.3, Sätze 2 u. 3) bedarf der Ergänzung 
durch den unterstrichenen Satzteil; 

.Das Landgericht hob den Arrest jedoch am S.Oktober 1997 mit der Begründung wie- 
der auf, daß der BvS unter keinem denkbaren Ge^'chtspunkt ein Schaden entstanden 
sei. Die BvS hat hiergegen Berufung beim Kammergericht eingeiegt, sie aber zurOck- 
aenommen. nachdem das Kammeraericht zu erkennen gegeben hatte, daß es der 
Aufassung des Landgerichts fokje.'' 

X. Unrichtige Darstellung meiner Stellungnahmen 

Wenn meine Stellungnahme vom 01.04.1997 erwähnt wird, sollte dies ohne negativen Un- 
terton geschehen. Sie ist nach den Fragen der Staatsanwaltschaft strukturiert. Nicht der 
.detailliert beschriebene“ Aufbau des Treuhand-Eneroiebereichs hat mich gehindert die 
WBB-Verhandlungen zu führen, sondern die Wahrnehmung anderer, bedeutsamer Auf- 
gaben (Weichenstellung ftJr die Privatisierung der gesamten DDR-Gaswirtschaft. energiepo- 
litische Präsentati'onen vor den fünf ostdeutschen Wirtschaftsministem. Privatisierung der 
Raffinerie Schwedt wo inzwischen Privat-Investitionen von 2 Mrd Mark erfolgt sind, usw.). 

Wie notwendig die Schilderung der Aufbauzett der Treuhandanstalt ist zeigt sich immer 
wieder. Kaum jemand ist sich der Schwierigkeiten bewußt, denen wir damals gegenüber- 
standen - auch nicht die BvS nach weitgehendem Austausch des Treuhand-Personals. 

Im Berichtsentwurf sollte Seite 12. Abs.3. Satz 2 durch folgende Fassung ersetzt werden: 

Jn dieser 21 seitigen Stellungnahme schildert Dr.Gundermann die außergewöhnlichen Ar- 
beitsbedingungen und die hohe Arbeitsbelastung in der Aufbauzeit der Treuhandanstait 
die heute von kaum jemand nachvollzogen werden könnten. Die grt^te Holding- 
Gesellschaft der Welt habe gleichzeitig mit der rasant einsetzenden Privatisierung autge- 
baut werden müssen. Wegen der nach wenden Jahren geplanten Selbstauflosung sei dfe 
Treuhandanstait kaum für karriereplandende MensdTen interessant gewesen. Angesichts 
seiner Enbindung in einige Großprojekte sei er an den WBB-Privatiserungsvefhandlungen 
nicht beteiligt gewesen, habe aber mit dem Privatisierungs-Team die Sache zweimal be- 
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sprochen. Auch nach seiner intensiven BeschSfhgung mit der Sache während der hüten 
Jahre meine er, irgendwelche gravierenden Fehler seien bei der Piivalisierung nicht un- 
terlaufen. 

Seite 12, Abs.4. Satz 2: kann entfallen. Satz 4 sollte ersetzt werden durch : 

,Er verweist insbesondere darauf, daß Dr.Erbe auch in seiner Aussage vor dem Untersu- 
chungsausschuß - wie seä seiner Strafanzeige vom 21.06.1995 - die THA-Richüinien hin- 
shhtTich der Bewertungsmethode für den Untemehmenswert, die Behandlung der Arbeits- 
platz- und invesSbonszusagen im Privatisierungsvertrag und die Beibringung von Bank- 
auskünften durch die Kaufinteressenten außer acht gelassen habe und deshalb zu unrich- 
tigen Folgerungen, Insbesondere hInsichtlkJt &nes von ihm behaupteten Schadens für die 
THA/BvS, gelangt sei. 

Die durchgängige Außerachtlassung der THA-Richtiinhn habe dazu geführt, daß dh 
Staatsanviraltschaft angenommen habe, neben dem ^shöhlungsschaden“ sei ein Privati- 
siervngsschaden deshalb entstanden, weil der Kaufpreis für die WBB wegen zu nhdng 
bewerteter GnrndstQcke um 60 Mio DM hätte höher sein müssen. 

vgl. Anlage 1 : AuBefung von Generalstaatsanwalt Schaefgen 
in der .Magdeburger Volksstimme* vom 13.02.1997 

Der RichOinhnbrief der Treuhandpräsidentin Breuel vom 09.11.1992 erklärt die Sub- 
skmzwertmsthode fiJr ungeeignet zur Untemehmenswertermitbung - u.z. in Übereinstim- 
mung mit der einhelligen belriebswirtschafllichen Auffassung in Theorie und Praxis - und 
erklärt zugleich, daß für betriebsnotwendige Grundstücke der Verkehrswert nicht festzu- 
stellen ist Die in Rede stehenden GrundstOrrire der WBB - insbesondere das Berliner Irr- 
nenstadtgrundstück Wallstraße 9-13 - waren betriebsnotwendig. Bn unverhältnismäßig 
hoher Wert war um die Jahreswende 1990/91 nicht erkennbar. Für einen Austau^ gegen 
ein ^dtrandgrundstück stand zu dieser Zeit zudem das erforderliche Instrumentarium 
noch nkdit zur Verfügung. 

Vgl. die dort vorliegende Stellungrtahme 
des T>HA-Genefalbevollmä<^itigten Staatssekr.3.D.Dr.van Schetpenebrg vom 1 1 .01 .1998, S.4 


XI. Ausschließung eines Mißverständnisses in BvS-Stellungnahme 

Um auf Sette 13. Abs.2. Satz 2 eine nicht gewollte falsche RückbezQglichkeit auf THA- 
Mitarbeiter auszuschließen, wäre folgende Fassung des Satzes wünschenswert: 

.Aus Sicht der BvS beruht die gescheiterte Privatisierung der WBB maßgeblich auf einem krimi- 
nelien Zusammenwirken von Investoren und leitenden Mitarbeitem der WBB .* 

Die bisherige Fassung .leitenden Mitarbeitem des Unternehmens* könnte auf THA- 
Mitarbeiter schließen lassen, zumal ein solcher unglaublicher Verdacht vom Ltd.KD. Uwe 
Schmidt in seiner Anzeige vom 23.06.1995 ohne jegliche Grundlage geäußert wurde. 
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Donnerstag, 1 3. Februar 1 997 


WIRTSCHAFT 


Auch nach Auflösung der Treuhandanstalt haben Staatsanwälte viel zu tun 

Ermittiungen nehmen 
endlich Konturen an 


Von Ulrich Schariadc, dpd 

Der Kau/ der Ost* 
^ferhnef vVärmeanlagen bau 




GmbH d urfte far viete oasTSe 
siäft ihres l^ebens gewesen 
sein. Gerade mal zwei Millio- 
nen HiSc m ußte die Sch weizer 
Chematec ÄG' 1991 der Treu- 
hand für den früheren DDR- 
Monopolisten 
I .Schnippchen. 



menleituDg rechnete das Un- 
ternehmen erst klein, dann 
plünderten cs die Erwerber sy- 
Älemaliscb aus", sagt Berlin 

CeneralsUatsaawait Chri* 

stoph ^^efgen- vermuteter 
GeMmtschadw^TsÖ Millionen 
.Mark 

Drei Jahre, nachdem die 
Treuhand ihre Arbeit emge- 
siellt hat, nehmen die Errmii- 
iungvo zur Vercmigungskriim- 
naliUi Konturen an. 45 Ankla- 
gen sind wegen Untreue und 
Betrugs erhüben. Knapp ein 
Dutzend Urteile sind in Berlin 
gesprochen. Es bitten laut 
Schaefgen viel mehr sein kön- 
nen. doch du-* Gerichte sind 
überlastet 

Die Prozesse laufen mitunter 
ohne große öffentliche Reso- 
r.anr. So wurde im Oktober 
der ehemalige Vorstands- 
Chef des BerUner Aolagenbau- 
vn Elpro zu vier Jahren Haft 
veruneiU. Ihm war Untreue 
mi; einem Schaden von rund 


elf Müiioneii Mark vorgewor- 
fen worden. 

Bekannt wurde dagegei der 
Fall eines Münchner /misten, 
der Treuhandgelder in Millio- 
nenhöhe auf sein Privatkonto 
transferiert hatte und 1996 in 
Halle zu fünfeinhalb Jahren 
Haft verurteilt wurde. Auf^- 
hen erregte im selben Jahr die 
Verurteilung eines früheren 
Treuhand managers Ln Stutt- 
gart. der mehr als fünf Millio- 
nen Mark an Bestcchungsgeld 
kassiert hatte und dafür fünf- 
einhalb Jahre ins Gefängnis 
mußte. 

Keine Miltlardensch äden 

Rund 100 EnrxiUlungsvcr- 
fahren, die wegen P«sonal- 
mangeLs aber nicht alle bear- 
beitet werden können, sind we- 
gen des Verdachts von Betrug 
oder Untreue nodi a nh ä ngi g 
Doch eines steht schon jetzt 
fest: NGlUardtaoSCbäden in 

zweistelliger Höhe, wie lange 
Zeit angenommen, sind nicht 
entstanden. Die Tteihand- 
nachfolgerin BvS beziffert den 
Schaden auf 330 Millionen 

Mark. Di« Staatsanwaltschaft 

geht von einem höheren Scha- 
den aus. Schaefgen zufolge 
verfügt sie aber nicht 
konkrete Zahlen, da es keine 
SchadcnssiatisUk gebe* 

Die Täter waren trotz des 


le Recht, Joachim Erbe, ver- 
weist darauf, die Treuhand sei 
„kein Sammelbecken Wirt- 
schaftskrtmineller** gewesen. 
Bei r\md 10 OOÖ Treuhand- 
Mitarbeitem liege die Zahl 
der Verdächtigen „im Prömil- 
iebereich**- * 

Zwei Failgruppen beschäf- 
tigen die Staatsanwaltschaft 
besonders. Zum einen haben 
Interessenten die Treuhand 
getäuscht, um Betriebe zu er- 
werben. geht etwa um Ab- 
sichtseridärungen, Arbeits- 
plätze zu erhalten oder Inve- 
sütionen vorzunehmen“, sagte 
Oberstaatsanwalt Claus-Peter 
Wulff. 

Der Nachweis eines Betrugs 
ist aber oft schwierig, weil bc- 
1^ werden muß, daß der 
Käufer die Treuhand von Be- 
ginn an täuschen wollte. Da- 
neben untersuchen die Fahn- 
der auch BeüüigereiEn beim 
Erwerb von Firmen durch ei- 
gene Mitarbeiter - dem Mana- 
gement-Buy-Out. Meist gehe 
es hier darum, daß die alten 
Cb«*f s den Firmenwert henm- 
termani pulierten. 

Die Ermilüer haben in den 
nächsten Jahren einiges zu 
tun. Die Stabsstelle Recht be- 
arbeitet pro Monat rund 30 
Fälle. Fünf davon werden an 
die Staatsanwaltschaft wei- 
tergexeicht. Schaefgen rechnet 
Die Täter waien trou: uca damit, daß allein ^eai^e 
Stuttgarter Falls in aller Regel kUgten Verfahren 
S^etiand-Mitarbeiier. te noch bis lua Jahr 2000 b«- 
D^leiterderBvS-Stab»tel- «häftigen w«rd«i. 


1106 





Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode DrUCksache 13/10900 


iiindl 


j 


BABC<Ä>CK 


DEUTSCHE BABCOCK 
Energie- und Umwelttechnik 
AKTI ENGESELLSCHAFT 


Deutsche Treuhandanstalt 
Alexaunderplatz 6 


1026 Be 


Ihr ZeichEH 


Airi. 

i-C’ ■ ^ 

C'ji'lhr scnreibet/vo«, 



Sehr geehrte Damen und Herren, 










0-4206, Oberhaus^/ 

i ‘ 


08 {llo.l 990 ; 



wir mochten hiermit unser Interesse am Erverö :< 
an der WBB (Wärmeanlagenbau Berlin) bekunden. 


Kau f gegenständ 

Wir beabsichtigen den Erwerb einer Betexlicmna der WBB- • 
(Wärmeanlagenbau Berlin) mit allen LiegensäiaJten, 

/* insbesondere Berlin, Leipzig, Zwickau und bei den 


Aufbauleitungen, unter- gleichzeitiger .Übernahme: des-- . 
gesamten 

Betri^steii RohxlMtüngs-/Siifät^ / " ' 


Abteilungsbezeichnung -Fe-. 


/ 









Geschäftsführung 

Wir beabsichtigen, einverständlich mit Ihnen, die 
Geschäftsführung der Gesellschaft WBB so zu gestalten, 
daß alle Vollmacht für das operative^ Geschäft .in: :v 
unseren Händenf liegt. 


Ra hmenbed ingungen 

Kaufpreis 

wir uns gemeinsam verständigen, wird eine Bewei^tung i 
des gesamten Unternehmens durchführen, auf deren' ^ ' 
Basis dann Kaufpreisverhandlungen geführt werden 
** können. 


Atrfs«nc»ae Ot MT pOt S^)*n«<}c^n«CM. l^rwtworr Wjiatand. {X-trn^. Ato'MN. Pw*r Beck; OipL In 9 . Hwo M»rt*r Of "f*. PO«. H tf fWrtrt Muw; 

RA AridtMS S. Sctik^ [Xcc-in 9 . AaiuPtirclKli Sedridi: M.-lna Kootfti« ) 


S<Ur «cv GrsdlaicsvtfC 
0vi*«lMV9er SaraOr 175 
0-A20O OnffniiM» t 


«ooa«r-«p 


R^g.-Gprtcnr 

MR&900 


T|ipfon~ 

iaz0B)t330 

esspst cPuDo 



1ctcla«Gr.3: 
|02 08)20091 



KkH-Nr. A lat 5T7 
Kki.>Nc 3M30ai 
Kip -Nf. 4000000 
KK1.-NC tot OM 
Ki».-Nc 08508022 
Klo -Nt mXl-43l 


BLZ 38570048 
BLZ38S80072 
BLZ3S54004C 
BLZ 30350000 
mJt 3G800000 
eu 380 10043 
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DEUTSCHE BABCO' 
ENERGIE- UND UMWELT! 
AKTIENGESELLSCH> 


Risiken aus;^ laufraden Arei^.fiicht]ungen^->::.^ 

Die Risiken aus dein Bereich" d^er^S^Z:® ^ür 

insbesondere den Fall, daJB die Bescßalftigrag nicht 
gesichert werden kann, und die Risiken aus laufen d 
Gesghafter^ insbesondere die der Kalkulatio'nT^ der 
Währungsumstellung und des Abnehmerverhaltens, 
verbleibeig^ia^v^^^ f 


Wettbewerbsstellung 

Die BÄeiliguiig undfdie Aasamüg dezr weite 

Geschäftsteile der WBB durciTTSeutsche' Ba}^ Energie 
und ümwelttechnik AG, kann in einer gesamtdeutschen 
Wärmeanlagenbau-Wettbeverbsbetrachtung nJght /zu einem 
VerstoB gegen 

Wettbewerbsbeschräniiing^ führen, da in diesem Bereich 
- 10 Wettbewerber heute bereits tätig sind. 

Nach Eingang Ihrer grundsätzlichen Zustimmung zu der dargelegtei 
Vorgehensweise und des Gutachtens des Wirtschaftsprüfers, werdei 
wir mit Ihnen in weitere Verhandlungen eintreten. 


Es ist Ihnen sicherlich verständlich, daB nach einer gemeinsamer 
Erarbeitung aller Rahmenbedingungen dieses Vorhabens, {ei^e Phase, 
der Präsentation im Unternehmen selbst erfolgen muß, und daß 
danach die Genehmigung der entsprechenden Gremien unseres 
Unternehme ns Verbundes eingeholt werden müssen, bevor ein 
rechtlich bindender Alct vollzogen werden kann. 

Mit der Bitte um einen baldigen positiven Bescheid, der es uns 
gemeinsam erlauben wird, die weitere Bearbeitung dieses Vorhaben 
an die Hand zu nehmen, verbleiben wir 


mxc treunaiichen Grüßen 



DEUTSCHE BABCOCK 

:gie- und umweiä^ 

AKTIENGESELLS 




IK 
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Anlage 3 


Tätigkeit der WBB-Gruppe nach der Privatisierung 


Skeptisch stimmt, daß die gewöhnliche Geschäftstätigkeit der WBB und ihrer sechs 
Funktionsnachfolgerinnen (Enertec, Envitec usw.) überhaupt nicht dargestellt und nur von 
.Aushöhlung“ geredet wird. Doch womit haben sich mehrere hundert Mitarbeiter beschäftigt? 

Unbeantwortet stehen die folgenden Fragen im Raum; 

1. Warum standen im Durchschnitt des Jahres 1991 1.135 Mitarbeiter in Diensten der 
WBB, also mehr als die zugesagten 750? 

vgl. Bilanz 1991 Anlage V. Lagebericht. S.3 

2. Mit welchem Aufwand wurden die WBB-Mitarbeiter in EDV und Management 
geschult? Offensichtlich war der Aufwand erheblich und erstreckte sich über Jahre. 

3. Wieviele Versuche v/urden unternommen. Zuschläge für Aufträge zu erhalten? ln den 
Eimittlungsakten befinden sich genug Hinweise auf entsprechende Aktivitäten. 
Betriebsratsmitglieder haben der Geschäftsleitung vorgeworfen. Angebote entweder 
zu teuer oder zu billig abgegeben zu haben, so daß Aufträge nicht gewonnen wurden 
oder mit Verlusten endeten. 

4. Welchen Geschäftsaufwand erforderte die REALTEC, die immerhin zwischen 60 und 
85 Mio DM in die Grundstücke Wallstr.g-13 und Rhinstraße in Berlin investierte? 
Welchen Untemehmensplanungen bestanden? Ist es richtig, daß der 
Bürohausneubau in der Rhinstraße in der Hoffnung errichtet wurde, für die 
Olympiade 2004 günstig vermieten zu können? 

5. Welche operativen Verluste fielen in der WBB und ihren Nachfolgeorganisationen 
ENERTEC, ENVITEC, CONSULTEC, REALTEC. FABTEC und FINTEC an? Wuirden 
sie ausgeglichen, ggf. von wem? 

6. Ist die Behauptung richtig, daß die ENVfTEC für Abwasserreinigung deshalb nicht 
zum Zuge kam. weil ein Auftragsstop angesichts der in den östlichen Bundesländern 
vorschnell vergebener Kapazitäten für /^bwässerreinigung verhängt wurde? 

7. Litt die ENVfTEC darunter, daß wegen des Verfassungsstreits um die Ausgliederung 
von Stadtwerken ein Investitionsstop für die kleinen Blockhei 2 :kraftwerke stattfand, 
das für die Enertec hauptsächlich geeignete Geschäftsfeld? 

8. Welche Rolle spielte der Rechtsstreit mit dem Konkursverwalter des 
Außenhandelsurrtemehmens einerseits und der THA andererseits v^en des 
„ Richtunqskoeffizienten“ für die französischen Franc für den Import der 
Gasturbinen für das Gasturbinen-Heizkraftwerk Ahrensfelde, für das der Auftrag nodi 
aus DDR-Zeiten stammte? Sehr wichtig! 

Letztlich stellt sich die Frage nach der Analyse der Umstände, die den Untergang der WBB- 
Gruppe verursadit haben. Ein erst 199 jt.in der Vorstand der PCE eingetretene westdeutsche 
Führungskraft hat mir gesagt, daß 1992 noch mit mehreren Verlustjahren gerechnet werden 
mußte, aber Chancen bestanden, die Gewinnzone zu erreichen. 

Ich habe an keiner Stelle der Unterlagen eine Analyse und Bewertung der Arbeit der 
WBB-Gruppe zwischen 1991 und 1994 gefunden! 
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DR. HARRY NEUBAUER 
DR. CHRISTA SPRINGER 
Rechtsanwälte 


A-IOlO Wien, An der Hülben 4 
ÖSTERREICH/AUSTRJA 

‘ TELfifON0043-I-5l2 91 00 
TELEFAX 0043-1-5 1 3-78-48 

e-mail: dr.neub8uer@aon.at 
BAWAC 10010-542-613 PSK 1001 060 

2 . Untorsuc'iungsa'jsschuß 
MArERlÄLlE 



2. Untersuchunasausschuß 

EinQ^yiQ 

Antg. 

A2 

Vofsitaancter--^ 


ölodigong— ' 




TELEFAX-TRANSMISSION 

Bitte «ofort weiterleiten - Please forward immediately 


(Datum 

(Date 

20. Mai 1998 

an 

Deutschen Bundestag, 13. Wahlperiode 

to 

2. Untersuchungsausschuß „DDR-Vermögen“ 

zu "Händen 

for the atuntion of 

des Vorsitzenden und Frau Dr. Mockenhaupt-Gordon 

(Hetrifft 

Äußerung zum Entwurf des Kapitels B. 11 Novum Handels- 


gesellschaft m.b.H. vom 21. April 1998 des Abschlußberichtes 
des 2. Untersuchungsausschusses 

(Hemeringen 

Mit dem Ersuchen um Kenntnisnahme, Veröffentlichung als 

Comments 

Anlage zum Abschlußbericht und um kurze Telefax- 
Bestätigung des Erhaltes 

Jlnzahf der fönenden Seiten 

21 

Humßer offoßbwing pages 



Diese Nnchrkht •>! nur für den Empfllnf;er bestinifiiL du sie pcrsdniicli vertrauliche Informationen untbUll- Der Inhalt darf 
an keinen anderen aufler den EmpfUn^ur weiier^ieleitet werden. Unbefugte EmpOIngcr werden ecbeten. diese Vertrnulichkeit 
/.ü wahren und den Abvender sofort von diesem Obertragungsfohler zu ioforniieren. 

1'bi$ messnge is sent in confidence for the addressos only. It may contain private and cvnfidential ififormation. The contents 
arc iKit fo be difclosed tu anyone other than the addresieit. Unauthorized recipients are requested tn pruMfrve this 
confidcnttality and to advite the sender immediately of any error in transmission. 
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RECHTSANWÄLTE 

DR. HARRV NEUBAUER 
DR. CHRISTA SPRINGER 

A-lOlO Wien. An der Hülben 4 

TELEFON 512 91 00 
TELEFAX 513 78 48 
e<mail: dr neubauer@aon.at 

BAWAG 10010-542-613 PSK 1001.060 

Wien, am 20. Mai 1998 
Y/K 


EIN&rHREIBF.N 

Anden 

Deutschen Bundestag 
13. Wahlperiode 
2. Untersuchungsausschuß 
„DDR- V ermögen“ 

z. H. des Vorsitzenden und 
Frau Dr, Mockenhaupt-Gordon 

Bundeshaus 
D-53113 Bonn 

Telefax: 0049-228/16-2 6826/27 


Betrifft: Äußerung aum Entwurf des Kapitels B. 11 Novum Handelsgesellschaft m.b.H. 
vom 21. April 1998 des Abschlußberichtes des 2. Untersuchungsausschusses 


Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Sehr geehrte Frau Dr. Mockenhaupt-Gordon! 

Unter Bezugnahme auf die letzte zwischen uns geführte Konespondenz 
übermittle ich Ihnen in der Beilage die in Zusammenarbeit mit den im 
verwaltungsgerichtlichen Verfahren Bevollmächtigten von Frau KR Rudolfme Steindling und 
der Novum HandelsgeselLschaft m.b.H. erarbeitete Stellungnahme der Frau KR Rudolfine 
Steindling und der Novum Handelsgesellschaft m.b.H. zu dem Entwurf des 
Ab.schlußberichtes des 2. Untersuchungsausschusses „DDR-Vermögen‘\ Kapitel B. 11 Novum 
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Handelsgesellschaft m.b.H., welche Stellungnahme, wie von Ihnen zugesagt, als Anlage zum 
Abschlußbericht des 2. Untersuchungsausschusses „DDR- Vermögen“ veröffentlicht wird. 

Die Ül)er$endung diesc.s Schreibens samt Stellungnahme erfolgt vorab 
im Telefaxweg, des weiteren per Post. 

Ich ersuche um kurze Telefax-Bestätigung des Emlangens dieses vorab 
ini Telefaxweg übermittelten Schreibens samt Stellungnahme und verbleibe mit dem 
Ausdruck 


l Beüag e 


vorzüglicher Hochachtung 
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Sfelluni^nahme von Frau Kommerzialrat Rudolfine Steindling und der Novum Handels- 
gesellschaft mbH zu dem Enftvurf des Abschlußberichts des 2. Untersuchungsaus- 
schusses „DDR-Vermögcn**, Kapitel B. 11 • Novum Handelsgesellschaft mbH 


1. Einleitende Bemerkungen 
1. Fehlender Untemuchungsauftrag 

Der Untersuchungsausschuß hält unter dem Gliederungspunkt B. II. - Einleitung - fest, daß er 
ini Rahmen seines Untersuchungsauftrages (I. 1.) die Eigentumsverhältnisse an der Novum 
geprüft habe. Aus dem Beschluß zur Einsetzung des Untersuchungsausschusses ist unter I I 
zu entnehmen, daß der Ausschuß klären soll: 

„Welche Unternehmen und Beteiligungen der DDR existieren im westlichen Ausland 
über die in den Berichten des 1. Untersuchungsausschusses der 12. Wahlperiode darge- 
steliten hinaus, und was ist mit diesen Unternehmen und Beteiligungen inzwischen ge- 
schehen?“ 

Es ist festzustellen, daß die Untersuchung der Eigentumsverhältnisse an der Novum durch 
diesen Untersuchungsauftrag nicht gedeckt ist. Oie Novum ist völlig unstreitig kein Unter- 
nehmen der DDR, das im westlichen Ausland existierte. Die Novum ist eine Gesellschaft mit 
Sitz in Berlin (Gst). sie hat ihren Sitz zu keiner Zeit nach Westdeutschland oder in ein anderes 
„westliches Ausland“ verlegt. Das hat auch der Untersuchungsausschuß unter B. II. l. festge- 
stellt. Er hätte dann die Untersuchung der Eigentumsverhältnisse an der Novum sofort einstel- 
len müssen. Die Weiterftihrung der Untersuchungen war eindeutig rechtswidrig. Es ist in 
Rechtsprechung und juristischer Literatur unumstritten, daß der Bundestag weder Gegenstand 
noch Abgrenzung eines Untersuchungsauftrages der Entscheidung des Unter$iichung.saus- 
schusses überlassen darf. Das wurde bereits vom Staatsgerichtshof des Deutschen Reiches am 
12. Januar 1922 für die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses gemäß der Verfassung 
Württembergs entschieden (abgedruckt in RGZ 104, 423 [430]): 

„Die Zuständigkeit eines jeden Untersuchungsausschusses ist begrenzt durch die Zu- 
ständigkeit des Parlaments, das ihn geschaffen hat. Innerhalb dieser Zuständigkeit hat 
das Parlament den Umfang der Tätigkeit des Untersuchungsausschusses festzusetzen. 
Ein selbständiger, von dem Willen des Parlaments unabhängiger Wirkungskreis ist also 
den Untersuchimgsausschüssen nicht eingeräumt.“ 

Daran hat sich bis heute nichts geändeit. Die Untersuchung der Eigentumsverhältnisse an der 
Novum ist durch den Untersuchungsauftrag I. 1. nicht gedeckt, sie ist daher verfassungswid- 
rig 
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2. Einigungsvertrag keine Rechtsgrundlage zur Einziehung fremden Eigentums 

Der Untersuchungsausschuß stellt unter B II. - Einleitung - fest, daß in dem Fall, in dem die 
Novum der Kommunistischen Partei Österreichs (KPÖ) und nicht der SED gehöre, ihr Ver- 
mögen nicht unter die treuhänderische Verwaltung der Bundesanstalt für vercinigungsbeding- 
te Sonderaufgaben (BvS) fiele und somit entgegen dem Einigungsvertrag weder früher Be- 
rechtigten bzw. deren Rechtsnachfolgern zurückgegeben noch zugunsten gemeinnütziger 
Zwecke im Beitrittsgebiet verwendet werden könnte. Die Behauptung, die Zugehörigkeit der 
Novum zur KPÖ widerspreche dem Einigungsvertrag, ist falsch. Es entspricht gerade Anlage 
II Kap. 11 Sachgebietsabschnitt 3 des Einigungsvertrages, daß die BvS Vemiögen nur dann an 
die früher Berechtigten zurückführt bzw. cs gemeinnützigen Zwecken zur Vertilgung stellt, 
wenn dies auch der treuhänderischen Verwaltung nach § 20 b des Parteiengesetzes der DDR 
(PartG/DDR) unterteilt. Ist die Novum aber ein Unternehmen der KPÖ, so kann über sie auch 
keine treuhänderische Verwaltung angeordnet werden, da diese nur zur Sichenmg von Ver- 
mögenswerten von Parteien oder mit ihnen verbundenen Organisationen, juristischen Perso- 
nen und Massenorganisationen in der DDR zulässig ist. Selbstverständlich respektiert der Ei- 
nigungs vertrag fremdes Eigentum und versucht nicht, dieses für die wirtschaftliche Umstruk- 
turierung der Beitrittsgebiete zu verwenden. 


TT. Cründungsgeschichte der Novum: Keine Ausgründung aus der OWV 

Der Ausschuß sicht durch seine Untersuchungen die Theorie bestätigt, daß die Novum als 
eine Ausgründung aus der Deutschen Waren- Vertricbsgesellschaft (DWV) entstanden ist (ß. 
II. 1 . und 4.a)). Diese Feststellung ist nicht zutreffend. Im Gegenteil läßt sich nachweisen, daß 
die Novum am 31. Mai 1951 auf Initiative der KPÖ gegründet worden ist. 

Die Novum kann schon deshalb keine Ausgründung aus der Deutschen Waren- 
Vcrtriebsgesellschaft mbH (DWV) .sein, weil diese erst nach ihr, am 5 Juni 1951, gegründet 
und am 20. Juni 1951 in das Handelsregister des Amtsgerichts Berlin-Mitte (HRß 4983) ein- 
getragen worden ist. Eine Gesellschaft kann jedoch nicht aus etwas „ausgegrUndet“ werden, 
was noch überhaupt nicht existiert. 

Möglicherweise meint der Untersuchungsausschuß als das die Novum „ausgründendc“ Unter- 
nehmen nicht die DWV, sondern die bereits am 11. November 1949 gegründete Deutsche 
Einfuhr- und Ausfuhrgesellschaft mbH (DEAG). die in das Handelsregister des Amtsgerichts 
Berlin-Mitte (HRB 4635) am 15. April 1950 eingetragen wurde. Die DWV übernahm 1951 
dann im wesentlichen den I ätigkcitsbcreich der DEAG. Aus den folgenden Gründen ist je- 
doch auch diese Ansicht falsch; 

Der Ausschuß sieht sich in seiner Feststellung, die Novum .sei eine Ausgründung der DWV, 
mitßgeblich durch die ersten vorliegenden Treuhanderklärungen vom 27. November 1953 von 
Robert Bondy und Richard Hör bekräftigt, in denen diese bestätigen, von der Zentrag 25.000 
DM-Ost erhalten und zur Einzahlung einer Stammeinlage von 25 000 DM-Ost bei der Novum 
Handelsgesellschaft mbH verwandt zu haben (siehe B 11. 4. a)). Dem Untersuchungsausschuß 
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icheim, anders als dem Verwaltungsgericht Berlin m seinem Urtejl vom 12. Dezember 1996 
(VG 26 A 789 92), entgangen zu sein, dal3 diese Treuhanderklärungen denkbar ungeeignet 
sind, eine Gründung der Novum dus dem Bereich der DWV/DEAG zu belegen, auch wenn 
man davon ausgeht, daß die DWV und die DEAG im Eigentum der Zentrag standen. Denn die 
Novum wurde nicht durch Bondy und Hör, sondern durch Prof. Dr. Georg IGiepler und Os- 
wald Pein gegründet, die auch deren erste Gesellschafter waren und die Stammeinlage ein- 
ziihiten, so daß die „Bestätigung einer Einzahlung als Stammeinlage“ durch die späteren Ge- 
sellschafter ßondy und Hör keinen Sinn macht. Schließlich ist nicht zu erklären, warum Bon- 
dy und Hör von der Zentrag 25 000 DM-Ost zur Einzahlung einer Stammeinlage erhalten ha- 
ben sollen, obwohl ihnen nur die Gesellschaftsanteile an der Novum abgetreten worden wa- 
ren. 

Der Ausschuß führt mit dem handschriftlichen Notizzettel der Notarin Geniz vom 12. Oktober 
195.3 und dem Terminkalender des Notariats Gentz für Freitag, den 23. Oktober 1953 nur 
noch einen weiteren Anhaltspunkt an, der seine Theorie bestätigen soll, die Novum sei als 
Ausgründung aus der DWV entstanden (siehe B. II. 4. a)). Dabei wird aus der Eintragung in 
den Temiinkalcnder „D.W.V . 16.30 Uhr“ gefolgert, dieses lege die Vermutung nahe, daß die 
Abtretung der Novum-Gesellschaftsantcilc am 23. Oktober 1953 im Beisein von Wilhelm 
Richter erfolgt sei. Diese Schlußfolgerung ist in zweierlei Hinsicht nicht zwingend: Zum ei- 
nen ist aus dem Kalender ein Termin für die Novum oder deren Gesellschafter nicht ersicht- 
lich. Zum anderen könnte selbst aus einer Anwesenheit von Wilhelm Richter als Direktor der 
DWV hei einer Abtretung von Geschäftsanteilen der Novum nicht darauf geschlossen werden, 
daß diese von der DWV gegründet worden ist. 

Anstatt Uber die Bedeutimg von Notizzeltein zu spekulieren, hätte der Untersuchungsausschuß 
auf die Aussagen von drei Personen zurückgreifen können, die an der Gründung der Novum 
unmittelbar beteiligt waren: Von dem noch lebenden Gründungsgesellschafter Prof Dr. Georg 
Knepler. der auch als Zeuge vor dem Verwaltungsgericht in Berlin ausgesagt hat, von Jakob 
Desscr, der bis 1976 den KPÖ-Wirischaftsappardt leitete und der am I. Dezember 1992 durch 
die Staatsanwaltschaft bei dem Kammergericht Berlin vernommen wurde, sowie von Heinrich 
Fritz, der in der Gründungszeit der Novum Leiter der Kaderabteilung der KPÖ und später 
Leiter der Finanzkommission dieser Partei gewesen ist und der am 17. Dezember 1992 durch 
die Staatsanwalt.schaft beim Kammergericht Berlin und am 10. September 1993 durch das 
Bezirksgericht Innere Stadt Wien vernommen worden ist. Alle diese Aussagen hätten es dem 
Ausschuß ermöglicht, die eidesstattliche Erklärung von Helmut Fürböck vom 2. Juli 1993 zu 
verifizieren, in der dieser ausgesagt hatte, das Geld für die Gründung der Novum sei von der 
KPÖ zur Verfügung gestellt worden. Der Ausschuß hätte dann die von ihm angedeutete 
Schlußfolgerung ziehen müssen, daß in diesem Fall die Novum nicht als Ausgründung aus der 
DWV zu bewerten i.st (siehe B 11. 1 .). Er hätte dann erfahren, daß das Stammkapital der No- 
vum von Jakob Desser aus Mitteln des KPÖ- Wirtschaftsapparates bereitgestellt, von Prof 
Knepler in Schilling nach Berlin gebracht und dann dort der Geschäftsführung - wie von Os- 
wald Rein mit der Handclsregistcranmeldung vom 31. Mai 1951 bestätigt - zur Verfügung 
gestellt worden ist. Zugleich hätte der Ausschuß sich wie auch das Verwaltungsgericht Berlin 
dadurch vergewissern können, daß cs nicht einen einzigen Anhaltspunkt dafür gibt, daß das 
Stammkapital von der SED. der Zeniiag oder der DWV/DEAG stammen könnte. Schließlich 
hülle der Ausschuß wie auch das Verwaltungsgericht Berlm feststellen können, daß es füi- eine 


1115 




Drucksache 13/10900 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


-4- 


Gründung der Novum durch die DWV oder DEAG überhaupt keinen plausiblen Grund gab, 
weil diese die Abwicklung von Außenhandelsgeschäften mit österreichischen Firmen bereits 
.selbst durchführten und es wenig einsichtig ist, warum sit noch die GrUndiuig eines Unter- 
nehmens finanzieren sollten. da.s entgegen allen planwirtschattlichen Mechanismen in unmit- 
telbare Konkurrenz zu ihren eigenen Gesellschaften treten sollte. 


111. Geschäftstätigkeit der Novum 

1. Tätigkeit der Novum für den KFÖ-Wirtschaftsapparat 

a) Geschäftstätigkeit der (Novum in den SUer und 60er Jahren 

Der Aasschußbcncht vermittelt den Eindruck, die Geschäftstätigkeit der Novum sei maßgeb- 
lich auf die Verfügung des Vorsitzenden des Ministerrats Nr. 121/69 zurückzuliihren; zur Ge- 
schäftstätigkeit der Novum bis Ende der 60er .Fahre heißt es lediglich, dem Ausschuß hätten 
diesbezüglich kaum Informationen Vorgelegen (B. II. 2. a)). 

Demgegenüber ist fe.stzustellen. daß gerade für die erste Hälfte der 50er Jahre eine Fülle von 
Informationen über die Struktur des Außenhandels der DDR in Gestalt von Dokumenten und 
Zeugenaussagen existieren, die auch Gegenstand der verschiedenen gerichtlichen Sachver- 
halt.sfeststellungcn waren Da der Untersuchungsausschuß „umfangreiches Material beigezo- 
gen (hat) wie z B. Akten (...) von Staatsanwaltschaften und Gerichten" (B. II. - Einleitung), 
hätte er sich ohne Schwierigkeiten über diese angeblich offenen Fragen unterrichten können. 
Im einzelnen ist folgendes festzuhalten: 

Zur Zeit der Gründung der Novum bestanden bereits erste Handelsbeziehungen zwischen der 
DDR und Österreich. Aufgrund der politischen Gegebenheiten waren es auf seiten Österreichs 
vor allem die Unternehmen der KPÖ - also des Wirtschaftsapparates der KPÖ -, die die Han- 
delsgeschäfte mit der DDR vermittelten. Das lilhrtc zum Abschluß von Globalabkommen 
zwischen dem KPÖ-Untemchmen Wagner & Co. auf der einen und der SED-Firma DWV auf 
der anderen Seite. Beide Unternehmen vermittelten die Geschäfte jeweils in ihrem Land wei- 
ter. ln Gestalt der .sog. Kompensationsabkommen wurde diese Praxis fortgefuhrt, aul DDR- 
Seile dann allerdings nicht mehr mit Partei-, sondern mit staatlichen Unternehmen wie z. B. 
dem DIA-Kompensation. 

Aufgabe der Novttm war es zu dieser Zeit nicht etwa, auf DDR-Seite Handelsgeschäfte zu 
vermitteln oder Kontakte herzustellcn, vielmehr war es Funktion der Novum, für die Unter- 
nehmen des KPÖ-Wirlschaftsapparates in Österreich die notwendigen Kontakte in der DDR 
herzustellen, Genehmigungen einzuholen, Einzelheiten der Vertagsabwicklung mit der DWV 
oder anderen Unternehmen zu besprechen und anderes mehr. Die Novum war stets der 
„verlängerte Arm“ und fungierte quasi als Botschaft der in Österreich ansässigen Unterneh- 
men des KPÖ-Wirt.schaftsapparates. Dies zeigt sich exemplarisch daran, daß die österreichi- 
schen Ge.sellschafter und Geschäftsführer der Novum durchweg bei Wagner & Co. angestellt 
waren und von diesem Liniernehmen des KPÖ- Wirtschaftsapparates ihr Gehalt bezogen. 
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Als eigenständiger Handelsvertreter und Vertragspartner der österreichischen Lieferanten be- 
tätigte sich die Novum zu dieser Zeit nur in Ausnahmefällen. Wie bereits ausgeführt, waren 
die in Österreich ansässigen Unternehmen des KPÖ- Wirtschaftsapparates die eigentlichen 
Handelsvertreter der österreichischen Lieferanten. Eine Ausnahme hierzu bildete lediglich die 
Vertretung der CIBA (ein Schweizer Unternehmen der pharmazeutischen Industrie), die be- 
reits in den 50er Jahren bei der Novum lag, wobei die der Novum zustehenden Provisionen - 
und dies ist bezeichnend - auf ein Konto der Fa Wagner & Co. gezahlt wurden. 


h) Kein ge.schlussenes System von Zwangsverlretungen in der DDR 

Die Behauptung im Bericht des Untersuchungsausschusses, in der Wirtschaft der DDR habe 
Ende der 6üer Jahre ein geschlossenes System der Zwangsvertretungen existiert, ist falsch. 
Demzufolge ist auch die vom Ausschuß gezogene Schlußfolgerung unzutreffend, wonach es 
sich bei der Novum notwendigerweise um ein DDR-eigenes Unternehmen gehandelt haben 
müsse, weil dem Untersuchungsausschuß nicht bekannt geworden sei. daß es Gesellschaften 
gegeben habe, die al.s Zwangsvertreter in der DDR tätig waren und nicht im Eigentum der 
DDR gestanden hätten (vgl B. II. 5.). Derartige Gesellschaften hat es gegeben und die Novum 
ist ein Beispiel daftir. In diesem Zu-sammenhang ist hervorzuheben, daß das System der Han- 
delsvertretungen keine Erfindung der DDR und des Bereichs Kommerzielle Koordinierung 
war, sondern bereits vor dessen Gründung von den Unternehmen des westlichen Auslands, die 
mit der DDR Handel trieben, etabliert worden war Ziel des Bereichs Kommerzielle Koordi- 
nierung war es lediglich, im Rahmen des Möglichen die Geschäftstätigkeit dieser westlichen 
Handelsvertretungen an sich zu ziehen und durch eigene Unternehmen zu ersetzen Dies ge- 
lang jedoch zu keinem Zeitpunkt vollständig, da. wie der Zeuge Dr. Schalck-Golodkowski vor 
dem Bayerischen Untersuchungsausschuß bekundet hat, „die Welt schon einmal verteilt war“. 
Zu den vorhandenen Vertreterfirmen, bei denen cs dem Bereich Kommerzielle Koordinierung 
nicht geliuig, die Geschäftstätigkeit an sich zu ziehen, gehörten namentlich die von den kom- 
munistischen „Bruderparteien“ getragenen Unternehmen wie die Coval und die Tracosa und 
eben auch die Novum. 

Auch die Novum war verschiedentlich Versuchen von seiten des staatlichen Außenhandels 
der DDR ausgesetzt, ihr Tätigkeitsfeld einzuschränken und an sich zu ziehen. Ein besonders 
aussagekräftiges Dokument in diesem Zusammenhang ist das Schreiben des Zeugen Dr. Beil 
an Dr. Hilmar Weiß vom ZK der SED vom I . November 1 968, in dem Dr. Beil im Zusam- 
menhang mit weiteren befreundeten österreichischen (also KPÖ-) Unternehmen anregte, 
durch die Übernahme der Vertretung der CIBA durch ein DDR-Unternehmen die Einnahmen 
der DDR zu verbessern. Dieses Dokument, aus dem sich die KPÖ-Zugehörigkeit der Novum 
eindeutig ergibt, hat der Untersuchungsausschuß offensichtlich nicht zur Kenntnis genommen, 
obwohl er sich mit der Aussage des Zeugen Dr. Beil zu den Wirtschaftsbeziehungen zwischen 
der DDR und Österreich ausdrücklich beschäftigt (vgl. B. 11. 2 d)). 

Zu den Versuchen, die unternehmerische Betätigung der Novum einzuschränken, gehörte 
auch die Auseinandersetzung um die Provisionsteilung mit Transinter. Die Tatsache, daß am 
Ende dieser Auseinandersetzung lediglich eine Provi.sionsteilung zwischen Novum und 
Transinter bestand, die auf entsprechende Abreden mit der KPÖ zurückruführen war, belegt. 


1117 




Drucks ache 1 3/1 0900 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


- 6 - 


daß die Novum wirtschaftlich im Eigentum der KPÖ stand und ihre Entfaltungsmöglichkeiten 
infolge der politischen Sympathie der SED gegenüber der KPÖ gesichert wurden. An dieser 
„brüderlichen Rücksichtnahme“ fanden die Prinzipien der Planwirtschaft ihre Grenzen; 

„Und als wir dann als DDR mit dem Beschluß des Ministerrats auf den Markt kamen, 
mußten wir eine Teilung der Provision hmnehmen, weil die österreichische Partei nicht 
bereit war, ihren Hoheitsbcreich an die DDR so kampflos abzugeben. Und da ist poli- 
tisch entschieden worden - das trifft für Frankreich übrigens auch zu, für Italien -, also 
daß wir also nur einen feil der Provision bei uns vereinigen konnten“ (Vernehmung des 
Zeugen Dr. Schalck-Golodkowski beim Bayerischen Untersuchungsausschuß vom 
25.05.1993,8. 97). 

Auch die Praxis des Vollzugs der Provisionsteilungsvereinbarung zeigt, daß die Novum im 
Eigentum der KPÖ stand. Dies laßt sich deutlich an dem auch vom Ausschußberichi behan- 
delten f'all der Vertretung der Fa. Vöest zeigen (vgl. B 11. 2. a)): 

ln dem vom Au.s.schuß behandelten Fall der Lieferung eines Konverterstahlwerks durch Vöest 
war mit der Fa. Voest eine Provision in Höhe von 2,5 % vereinbart worden. Davon stand gern, 
der Provisionsteilungsabrede Transinter die Hälfte zu. Transinter verlangte eine Erhöhung der 
ihr ziisiehenden Provision t.Jm das Geschäft nicht zu gefährden, vereinbarte Frau Steindling 
mit der Fa Vöest die Zahlung einer Provision in Höhe von 4 %, von der 2 % an Transinter 
abgefiihrt wurden. Gleichzeitig kamen Vöest und Frau Steindling in einer Zusatzvereinbarung 
überein, daß 0,75 % hiervon durch die Fa. River, unstreitig eine Firma des KPÖ- 
Wirtschaftsapparates in Budapest, an die Vöest innerhalb von zwei Wochen nach Zahlung der 
Provision rückerstattet wurde. Hiermit erreichte Frau Steindling, daß der Wunsch von 
Transinter nach einem höheren Provisionseinkommen erfüllt wurde, andererseits aber Vöest 
nicht mit einer sprich hohen Provision belastet wurde, die das Geschäft insgesamt gefährdet 
hätte Die Einbindung eines unstreitig dem KPÖ-Wirtschaftsapparates angehörenden Unter- 
nehmen.s in die Rückerstattungsabrede ist ein deutlicher Beweis für die KPÖ-Zugehörigkeit 
der Novum. 


2. Keine Tätigkeit der Novum für Staat und Partei der DDR 
a) Keine Verbundenheit mit Zentrag/S£D 

Unter dem Punkt B. II. 4. c) befaßt sich der Untersuchungsausschuß mit der Rolle der Zen- 
trag. Das ist sachgerecht, da ausweislich der Treiihanderklärimgcn die Zentrag die Treugcbc- 
rin der Novum gewesen sein soll. Dem Ausschuß gelingt es jedoch nicht, einen wirtschaftli- 
chen Vollzug des angeblichen Treuhandverhältnisses festzustellcn. Entgegen der Meinung des 
Lintersuchungsausschusses muß es sich daher um Erklärungen gehandelt haben, denen zu kei- 
nem Zeitpunkt die Absicht ziigrundelag, sic in die Praxis umzusetzen 

Der Ausschuß befaßt sich in seinem Bericht maßgeblich mit dem „Rückkauf der Gesell- 
schaftsanteile der Novum durch Frau Steindling vom damaligen Generaldirektor der Zentrag 
Werner Würzberger. Er .sieht darin offensichtlich den Beleg dafür, daß es sich nicht um die 
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Aiiflnsung eines „ScheintreuhandverhäJtnisses“ handeln könne. Diese Ansicht ist uniuiref- 
(end. Bereits der Wortlaut des Schreibens von Herrn Würzberger vom 6. April 1990. in dem 
dieser Frau Steindling die Rückzahlung von 50.000 Mark der DDR an die Zentrag vorschlägt, 
damit sie alleiniges Eigentum an den Firmen Novum und Transcarbon erwerben und auf diese 
Weise die Treuhanderklärungen gegenstandslos werden lassen könne, ist in sich widersprüch- 
lich. Da.s ist vom Verwaltungsgericht Berlin im einzelnen herausgearbeitet worden; Die von 
den Gcsellschaftem der l'irma Transcarbon abgegebenen Treuhanderklärungen nennen nicht 
die Zentrag, sondern die Novum als Treugeber. Damit war Würzberger als Generaldirektor der 
Zentrag überhaupt mcht befugt, über die Firma Transcarbon entsprechende Verfügtingen zu 
trelTen. Auftallig ist auch, daß von Herrn Würzberger nur die Rückzahlung eines Betrages in 
Höhe des Stammkapitals von einer Gesellschaft verlangt wurde, der Rückkauf sich aber auf 
beide Gesellschaften beziehen sollte. Der Untersuchungsausschuß verkennt anders als das 
Verwaltungsgericht Berlin auch den Grund fiir ein schon nach dem Wortlaut der Vereinba- 
rung so offensichtliches Scheingeschätt: In der Zeugenvernehmung vor dem Verwaltungsge- 
richt Berlin am 17. Oktober 1996 machte der Steuerberater von Frau Steindling, Herr Hason, 
deutlich, wie es aus steuerlichen Gründen zu dem fiktiven „Rückkauf* gekommen ist, um 
damit Frau Steindling ohne Offenbarung des Treuhandverhältnisscs zur KPÖ zu ermöglichen, 
die Geschäftsanteile an der Novum erst ab dem Zeitpunkt des fiktiven „Rückkaufes“ in ihre 
Bilanzen aufzunehmen. Llnzutreffend ist auch die Ansicht des Ausschusses, es könne sich um 
keine „pro forma“ Auflösung des Scheintreuhandverhältnisses gehandelt haben, weil aus den 
Brieten des Rechtsanwalts Manfred Schmidt vom 13. Juni 1991 und von Dr. Werner Bamber- 
ger iun 12. Juli 1991 zu entnehmen sei, daß tatsächlich 50 000 Mark gezahlt worden seien. 
Dies ist unzutreffend; Der Briefwechsel Schmidt-Bamberger wurde 1991 ohne zureichende 
Tatsachenkenntnis verfaßt. Im übrigen würde schon die Zahlung einer so geringen Summe lür 
die Novum eher ein Scheingeschätt als den tatsächlichen Rückkauf der Novum vermuten las- 
sen. Auch ist dem weiteren Inhalt des Schreibens von Dr. Bamberger zu entnehmen, daß er 
den damaligen Rechtsanwalt der Novum Schmidt darauf aufmerksam machen wollte, daß die 
Novum stets als Unternehmen der KPÖ verstanden worden ist. Er nennt daftlr verschiedene 
Personen, die gegebenenfalls als Zeugen benannt werden könnten. Entgegen den AusRihiun- 
gen des Uniersuchungsau-sschusses muß daher dem Schreiben von Dr. Bamberger sogar die 
Information entnommen werden, daß die Novum nicht der Zentrag, .sondern der KPÖ ziizu- 
rechnen ist. 

Otfcnsichtlich hielt der Ausschuß weder die Erklärungen von dem Generaldirektor der Zen- 
trag Würzberger noch die von dessen langjährigem Justitiar Günter Scharfenberg für glaub- 
haft. Das hätte einen f/mt’r^Mc/iMng.vausschuß jedoch nicht davon entbinden können, nach 
weiteren Anlialtspunkten zu suchen, wie die Zentrag als angebliche Treugeberin ihre angebli- 
chen Treuhänder über einen Zeitraum von 40 Jahren hinweg eigentlich kontrolliert hat. Das 
hätte um so näher gelegen, als nach dem eindeutigen Wortlaut der Treuhanderklärungen die 
Kontrolle der Novum sowie Weisungen an sic durch die Zentrag erfolgen sollten, in dem Be- 
richt des Ausschusses fehlen dazu nahezu jegliche Feststellungen. Er wäre ansonsten wie das 
Vcrwaltungsgericht Berlin aufgrund seiner außerordentlich sorgfältigen Auklärungsarbeit zu 
dem Ergebnis gekommen, daß sich über den gesamten Zeiüraum des nahezu 40jährigen Beste- 
hens der Novum mcht eine einzige Weisung durch die Zentrag oder die SED an die Novum 
nachweisen läßt, die Geschäftsanteile der Novum auch nicht wie bei anderen Treuhandunter- 
nehmen bei der Zenirag aktiviert und das Rechnungswesen oder die Buchhaltung bei der 
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Zcntrag überprüft worden sind, Das Verwaltungsgericht fand auch keine Hinweise darauf, daP 
eine entsprechende Kontrolle oder Weisungen durch die Abteilung Finanzverwaltung und 
Paileibelriebe des ZK der SED erfolgt sind, die der Zentrag gegenüber bei grundlegenden 
Entscheidungen iür die mit der Zentrag verbundenen Unternehmen weisungsberechtigt war. 
Cileichfs gilt für alle anderen Abteilungen des ZK der SED. Auch wurde die Novum nicht, 
wie flir Firmen der SED allgemein üblich, im planwirtschaftlichen Finanzierungssystem und 
in der Statistik des Außenhandels der DDR berücksichtigt. Schließlich konnte das Verwal- 
tungsgericht auf die Aussagen und Erklärungen von fünf Geschäftsführern der Novum, Robert 
Bondy, Johann Hanzlicek, Emst Loth, Helmut Fürböck sowie Rudulfine Steindling zurtick- 
greifen An keiner einzigen Stelle ihrer Aussagen findet sich ein Hinweis darauf, daß die Ge- 
schäftsführer eine Weisung von der SED oder Zentrag entgegengenommen haben könnten. 

Das völlige Fehlen einer Kontrolle der Novum durch die Zentrag oder SED korrespondiert mit 
der vollständigen Einbindung der Novum in den Wirtschaftsapparat der KPÖ. Der Untersu- 
chungsausschuß hält dies offensichtlich für nicht erwiesen, wenn er unter B. JJ. 4. f) dd) fest- 
hält, die BvS habe festgesiellt, die Novum sei in Protokollen, Berichten oder internen Unter- 
lagen der KPÖ bzw. ihres Wirtschaft sapparates nie erwähnt worden. Eine .solche Behauptung 
ist völlig abwegig. Sic widerspricht den vielen Tatsachenleststellungen, die das Vcrwaltungs- 
gericht Berlin darüber treffen konnte, daß die Novum in den Wirtschaftsapparai der KPÖ ein- 
gebunden war. Gesellschafter und GeschäftstUhrer wurden durch die Verantwortlichen des 
KPÖ-Wirischaftapparates ernannt oder abberufen, sie waren diesen gegenüber rechenschafts- 
pflichtig, die Buchhaltung die Geschäftstätigkeit der Novum betreffend erfolgte in Wien. 
Selbst die „kleine Buchhaltung “ etwa zur Abrechnung der Lohnkosten wurde von Mitgliedern 
der KPÖ in Berlin regelmäßig kontrolliert. Sämtliche Lohnkosten der Novum wurden vom 
KPÖ-Wirtschaftsapparat getragen (siehe unten unter V.). All diese Anhaltspunkte lassen nur 
einen einzigen plausiblen Schluß zu: Die Novum war kein SED-, sondern ein KPÖ- 
Unternelunen. 


b) Keine Verbundenheit mit dem Bereich Kummerzielle Koordinierung 

Unter dem Gliederungspunkl B. II. 4. d) mit der Überschrift „Widersprüchliches“ befaßt sich 
der Untersuchungsausschuß mit dem Verhältnis der Novum zum Bereich Kommerzielle Ko- 
ordinierung. Dabei glaubt er, Anhaltspunkte für eine enge Verbundenheit der Novum mit dem 
Bereich Kommerzielle Koordinierung gefunden zu haben. Denn Helmut Fürböck habe in ei- 
nem Gespräch mit dem Generaldirektor der Transinter GmbH, Helmut Schindler, von einer 
Festlegung Dr. Schalck-Golodkowskis berichtet, wonach eventuelle Ergebnisse der Vertre- 
tung des Chemieuntemehmen Ciba Geigy von Novum ökonomisch nicht Transinter, sondern 
dem Bereich Kommerzielle Koordinierung direkt zufließen würden. Andere dem Ausschuß 
vorliegende Dokumente, die die Novum als ein Unternehmen der KPÖ ausweisen, hält er of- 
fensichilich tür „widersprüchlich“. 

Diese J'eststellungen sind unzutreffend. Durch sorgfältigere Untersuchungen hätte der Aus- 
schuß zu dem Ergebnis kommen müssen, daß die Novum weder dem Bereich Kommerzielle 
Keundinierung unterstellt noch mit ihm eng verbunden gewesen war. 
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Das iiat in vorbildlicher Art und Weise das Verwaltungsgericht Berlin festgestellt, wobei es 
auf die Zeugenaussagen des Leiters des Bereichs Kommerzielle Koordinierung Dr. Schalck- 
Golodkowski sowie von Helmut Schindler zurückgegriffen hat. Das Gericht hat weder anhand 
dieser Aus.sagen, noch durch andere Dokumente feststellen können, daJJ die Novum dem Be- 
reich Kommerzielle Koordinierung unterstellt worden ist. 

Die.ses Ergebnis ist nur dadurch zu erklären, daß die Novum nicht im Eigentum der SED, 
sondern der KPÖ stand. Denn dem Bereich Kommerzielle Koordinierung war bei seiner 
Gründung 1966 als Ziel die maximale Erwirtschaftung von Devisen vorgegeben worden, wo- 
für verschiedene Aidienhandelsbetriebe zusammengefaßl wurden. Die wirtschaftlichen Tätig- 
keiten der Novum entsprachen genau dem Aufgabenbereich des Bereichs Kommerzielle Ko- 
ordinierung Es hätte daher planwirtschaftlich auf der Hand gelegen, auch die Novum dem 
Bereich Kommerzielle Koordinierung zu 2 nischlagen. Statt dessen aber behielt die Novum ihre 
eigentümliche Stellung als eigenständige GmbH. Sie geriet dadurch in direkte Konkurrenz 
zum Bereich Kommerzielle Koordinierung, was unmittelbar nach dessen Gründung zu 
„Verteilungskämpfen“ Ober die erwirtschafteten Provisionen führte. Wäre die Novum mit dem 
Bereich Kommerzielle Koordinierung verbunden gewesen, wäre ein solcher Verteilungs- 
kampf entsprechend dem Wirtschaftssystem durch eine Weisung mit klaren Planvorgaben 
geregelt worden. Das Verwaltungsgcricht Berlin konnte jedoch durch eine Fülle von Doku- 
menten und Zeugenaussagen aufklären, daß eine Lösung der Verteilung der Provisionen 
schließlich nach langwierigen Verhandlungen durch eine Vereinbarung zwischen dem dama- 
ligen Geschäftsführer der Novum Helmut Fürböck und dem Generaldirektor der Transinter 
GmbH Schindler getroffen wurde. Das Verwaltungsgericht stellte fest, daß bereits Ende der 
60er Jahre insbesondere dem späteren Minister für Außenhandel Dr. Beil die Provisionsein- 
nahmen der Novum, die einen wesentlichen Teil des Exports Österreichs in die DDR abwik- 
kelte und zusätzlich nichtösterreichische Firmen, u. a. die Ciba-Geigy vertrat, ein Dorn im 
Auge waren, da der DDR dadurch erhebliche Deviseneinnahmen verlorengingen. Zunächst 
war ihm jedoch durch Hilmar Weiß, dem Leiter der Abteilung Handel, Versorgung. Außen- 
handel beim ZK der SED bedeutet worden, an der Provisionsteilung nichts zu ändern. Durch 
die Zeugenvernehmung von Dr. Hilmar Weiß konnte das Verwaltungsgericht Berlin sogar die 
Hintergründe für diese Haltung aufklären: Der Verstoß des Ministeriums für Außenhandel 
wurde durch die außenpolitische Kommission der SED unter Vorsitz von Hermann Axen ge- 
stoppt, weil sie befürchtete, die politisch für wichtig erachteten Beziehungen zur KPÖ zu ge- 
fährden. Erst später erwiesen sich die Pläne des Ministeriums für Außenhandel sowie des 
Firmenverbandes Transinter des Bereichs Kommerzielle Koordinierung, an den von der No- 
vum erwirtschafteten Provisionen beteiligt zu werden, als pultlisch durchsetzungsfahig - 
wohlgemerki ohne jeden Rückgriff auf vermeintliche Treuhandabreden 

Eine ähnlich sorgfältige Aufklärung hätte es auch dem Untersuchungsausschuß ermöglicht, 
den oben genannten Bericht von Helmut Schindler (IM „Rudolf*) in die GesamUusammen- 
hänge richtig einzuordnen und in dem Gespräch mit Helmut Fürböck eine langfristige Vorbe- 
reitung der beabsichtigten Vereinbarung über die Provisionsteilung zwischen der Transinter 
und der Novum zu erkennen. Auch den übrigen vom Untersuchungsausschuß angeführten 
Dokumenten sind keinerlei Anhaltspunkte zu entnehmen, daß die Novum mit dem Bereich 
Kommerzielle Koordinierung hätte verbunden sein können. Die Dokumente, Erklärungen und 
Zeugenaussagen sind daher miüiichten „widersprüchlich*' 
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c) Keine Verbundenheit mit dem staatlichen Außenhandel der DDR 

Wenn schon keine Verbundenheil der Novum zut SED, zur Zentrag sowie zum Bereich 
Kommerzielle Koordinierung nachzuweisen war, so hätte es tür den Untersuchungsausschuß 
nahelifgen müssen, nach einer Verbundenheit der Novimi zum staatlichen Außenhandel der 
DDR zu suchen. Dem Ausschuß stand dafür mit Dr. Gerhard Beil ein kompetenter Zeuge zur 
Verfügung, der von 1958 bis 1961 bei der Außenhandelskammer der DDR in Wien tätig ge- 
wesen war und dann bis 1990 dem Ministerium tÜr Außenhandel angehörte, davon ab 1986 
als dessen Minister. Den Ausführungen des Untersuchungsausschusses im Abschnitt 13. II. 4. 
e) ist jedoch deutlich zu entnehmen, daß er den Zeugen Dr. Beil insgesamt für nicht glaub- 
würdig hielt Diese Ablehnung kann erklären, daß in diesem Abschnitt des Berichtes wesent- 
liche Dokumente fehlen, die eindeutig nachweisen. daß die Novum auch im Ministerium flu 
Aiißenwi rischart niemals als ein Unternehmen der DDR/SED, sondern als ein Unternehmen 
der KPÖ begriffen wurde. .So hätte dem Ausschuß, wie bereits dem Verwaltungsgericht Ber- 
lin, bspw. das Schreiben von Dr. Beil an den Leiter der Abteilung Handel, Versorgung, Au- 
l.knhandel des ZK der SED. das auf den 1 November 1968 datiert ist, auffallen müssen Da.s 
Schreiben beginnt mit dem Satz: 

„Beiliegend übergebe ich Ihnen eine Aufstellung über befreundete Österreichische Fir- 
men, mit denen die DDR im Export und Import zusammenarbeitei “ 

In der Aufstellung findet sich unter Nr. 8: 

»Fa. Novum. Berlin: 

vertritt - Schweizer Chemiekonzem ClBA in der DDR (Ex-/Import)" 

Dieses .Schreiben läßt einzig und allein den Schluß zu, daß dem Außcnhandclsministerium 
bekannt war, daß die Novum kein Unternehmen der DDR, sondern eines der KPÖ gewesen 

ist 


Hätte sich der Untersuchungsausschuß, wie schon das Verwaltungsgericht Berlin, näher mit 
den Strukturen des Außenhandels der DDR auseinandergesetzt, wäre ihm auch aufgefallen, 
daß die parteieigenen Außenhandelsbetriebe der SED, zu denen nach Ansicht des Ausschusses 
ja auch die Novum gehörte, bereits durch den „Auflösung parteieigener Handelsunternehmen“ 
Uberschriebenen Beschluß des Politbüros des ZK der SED vom 17. April 1956 aufgelöst oder 
vom Ministerium für Außenhandel übernommen worden sind. Das galt bspw. für die Unter- 
nehmen DWV und Deutscher Buch-Ex- und Import GmbH Leipzig, die Chemiepha GmbH, 
Deboirans GmbH. Merkuria GmbH und Handelsbüro GmbH. Das Verwaltungsgericht Berlin 
hat sogar die Hintergründe dieses Beschlusses aufgeklärt. Danach wollte der neue Minister für 
Außen- und innerdeulschen Handel, Heinrich Rau, 1956 den Außenhandel neu strukturieren 
und vollständig dem Ministerium für Außenhandel unterstellen und dafür die Tätigkeiten der 
SFD-eigenen Unternehmen im Außenhandel beenden. Die Novum ist von dieser Neustruktu- 
rierung des Außenhandels aber nicht erfaßt worden. Das kann plausibel nur so erklärt werden. 
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daß sie ottcnsichtlicli keine der SED gehörige Firma gewesen ist. Wenig später wurden die 
verbliebenen Farteibetriebe, die allesamt nicht im Außenhandel tätig waren, so bspw. die 
Zentrag, m die Rechtsform eines organisationseigenen Betriebes (OEB) oder einer Vereini- 
gung orgamsalionseigener Betriebe (VOB) umgewandeli. Die Novum blieb hingegen weiter- 
hin eine GmbH Wiederum ist nicht zu erklären, warum nicht auch die Novum in solch eine 
Rechtsform übergeführt worden ist, wenn sie taisäclilich ein Unternehmen der SED gewesen 
wäre. Eine genaue Untersuchung der Entwicklung des Außenhandels der DDR hätte den Un- 
ler.suchungsausschuii daher überzeugen müssen, daß die Novum ein Unternehmen der KPÖ 
gewesen ist. 


3. Keine personellen Verflechtungen zwischen Novum und Zentrag/SED 

Der Ausschuß stellt unter B ll. 2 a) seines Berichtes fest, von den Gesellschaftern und Ge- 
schäftsführern der Novum seien einige österreichische Staatsbürger gewesen. Diese Aussage 
i.st unzutreffend. Die Novum hatte nicht einen einzigen Gesellschafter, der nicht österreichi- 
scher Siaaisangehöriger gewesen ist. Auch waren die Gesellschafter Rein, Knepler, E. Müller. 
Bondy, Hör, Fürböck, Hanzlicek, Bauer und Steindling alle keine Mitglieder der SED, son- 
dern gehörten allein der KPÖ an oder standen ihr nahe. Gleiches gilt für die GeschäftsR'ihrer 
der Novum Die einzige Ausnahme bildet Dieter Hellmuth, der ab I990 Geschäftsführer der 
Novum war und der deutscher Staatsangehöriger ist. Es gibt keinen plausiblen Grund datür, 
warum die SED als Treuhänder für ein ihr gehöriges Unternehmen ausnahmslos österreichi- 
schen Staatsangehörigen, die Mitglieder der KPÖ waren, vertrauen sollte. £s ist kein SED- 
oder DDR-eigenes Unternehmen mit Sitz in der DDR bekannt, dessen Geschäftsführer oder 
GeselI.schafter Ausländer waren. Die einzig zwingende Schlußfolgerung liegt darin, daß die 
Novum offensichtlich zum Wirtschaftsapparat der KPÖ gehörte. 


4. Kein „Tarnunternehmen“ der SED 

An versteckter Stelle des Berichtes des Untersuchungsausschusses unter B. 11. 4. f) dd) gesteht 
der Ausschuß indirekt ein, daß auch er eine treuhänderische Anbindung der Novum an die 
SED eigentlich nicht feststellen konnte. Er schreibt dort, daß nicht festgestellt werden konnte, 
daß die Novum Provisionsgewinne an das ZK der SED oder auf andere SED-Konten abführte 
Auch eine Rechenschaftspflicht der Novum gegenüber dem Bereich Kommerzielle Koordinie- 
rung. der Abteilung Verkehr des ZK der SED oder einer anderen Institution der DDR habe 
nicht bclegi werden können. Der Ausschuß zieht daraus jedoch nicht die einzig richtige 
Schlußfolgerung, daß die Novum dann oft'ensichtlich kein Unternehmen der SED gewesen 
sein kann, sondern findet die.ses Ergebnis „angesichts umfänglicher Vemichtungsaktionen und 
der betriebenen Konspiration“ nicht verwunderlich. Er versucht damit ganz offensichtlich, 
einer eigentlich auf der Hand hegenden, politisch aber wohl mißliebigen Schlußfolgerung zu 
entgehen. Weder durch den Hinweis auf angebliche Vemichtungsaktionen noch auf eine an- 
gebliche Konspiration kann aber erklärt werden, warum keine Gewinnabführungen an die 
SED oder Kontrollen oder Weisungen durch sie nachzuweisen sind. Die Behauptung ist eben- 
so pauschal wie unbegründet und mangels tatsächlicher Anhaltspunkte auch unseriös. 
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Bereits tur sieh genommen ist der überaus pauschale Hinweis auf „umfängliche Vernich- 
tungsaktionen“ ungeeignet, einen Nachweis der treuliänderischen Verbundenheit der Novimi 
mit der SED iu erbringen. Zugleich wird damit nicht erklärt, warum der Untersuchungsaus- 
schuß keine Anhaltspunkte dafür gefunden hat, daß Gewinne an die SED abgefuhrt worden 
.sind oder die Novum von dieser oder anderen Institutionen der DDR kontrolliert worden ist. 
Über dies steht die These „umtlüiglicher Vernichtungsaktionen und der betriebenen Kon.spi- 
raiion“ im Widerspruch zu der nahezu 40jährigen völlig offiziellen Tätigkeit der Novum im 
Außenhandel. Bei den überaus umfangreichen Ermittlungen der BvS, des Verwaltungsge- 
richts Berlin sowie den verschiedenen beteiligten Staatsanwaltschaften ist denn auch eine 
f ülle von Dokumenten. Erklärungen und Zeugenaussagen von beteiligten Personen zum Vor- 
schein gekommen, die ein überaus stimmiges Bild ergeben, allerdings das der Zugehörigkeit 
der Novum zur KPÖ. Es ist .schlechterdings kein Grund ersichtlich, Warum gerade die Eigen- 
tümerschafi der Novum im Vergleich zu allen anderen Außenhandelsbetrieben der DDR sei- 
tens der SED hätte konspirativ verschleiert werden sollen. Ein solcher Grund liegt insbesonde- 
re nicht darin, daß bei der Gründung der Novum 1951 das Eigentum der SED aufgrund zu- 
nehmender antikommunistischcr Tendenzen in den westlichen Staaten im „kalten Krieg“ ver- 
borgen bleiben sollte. In diesem Full hätte sich die SED ganz sicher nicht Treuhänder aus der 
KPÖ bedient, die das Risiko einer möglichen Publizität des TfeuhandverhäUnisses nur ver- 
doppelten. Sollte der Untersuchungsausschuß hingegen die Novum als eine Art finanzielle 
Reserve der SED verstanden haben, so widerspricht dem bereits, daß die Novum von ihrer 
Gründung bis Anfang der 70er Jahre praktisch keine eigenen Gewinne erzielte, da die Provi- 
sionen ausnahmslos durch den Wirtschaftsapparat der KPÖ vereinnahmt wurden, .somit eine 
finanzielle Reserve überhaupt nicht zur Verftigung stand. Später, in den 80er Jahren, hätte es 
nahegelegen, daß die SED in Zeiten zunehmender Devisennot auf „ihre“ Rerserve zurückge- 
griffen hätte. Die Novum hai an die SED jedoch zu keiner Zeii Teile ihres Vermögens ausge- 
zahli Macht damit auch solch eine „Rerservetheorie“ zur Erklärung einer konspirativen Tar- 
nung der Novvun keinen Sinn, mag der Untersuchungsausschuß sich schließlich vorgestellt 
haben, daß Visionäre in der SED bereits 1951 bei der Gründung der Novum den Untergang 
der DDR und ihres Parleieiisyslems vorhersahen In diesem Fall ließ wohl die Absurdität die- 
ser Theorie den IJntersucliungsausschuß auf weitere Ausführungen dazu, was er unter der be- 
triebenen Konspiration verstand, verzichten. 


IV. KPÖ-Zugehörigkeit der mit Novum in besonderen Geschäfts beziehungen stehenden 
Unternehmen 


Der Untersuchungsausschuß beschäftigt sich in seinem Bericht mit bestimmten mit Novum in 
besonderen Geschäftsbeziehungen sichenden Unternehmen (B. II 2 c)) In Bezug auf die 
Baiimt-x heißt es dort u a , Batimex sei nach Angaben Steindlings eine Unternehmensgrün- 
dung der KPÖ gewesen und habe Vertrelergeschäfte mit der DDR und westlichen Gesell- 
schatien abgewickelt. Diese Behauptung habe sie aber nicht durch Dokumente belegen kön- 
nen (B. 11. 2 c) bb)). Sowohl bei der Batimex als auch bei den weiteren in diesem Zusam- 
menhang behandelten Unternehmen wird zwar die Eigentümei frage offengelassen, aber der 
Eindruck vermittelt, als käme, aufgrund der engen Verbindung dieser Unternehmen mit der 
Novum, eine SED-Zugehörigkeit dieser fJnternehmen in Betracht. 
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Dics ist falsch. Frau Steindling hat die Ent$tehungsge.schichtc und die Eigentümcrstcllung, 
nämlich die Zugehörigkeit zum KPÖ- Wirtschaftsapparat, der Unternehmen Batimex, Pfd- 
comnierce, Anstalt Clairon, Transcarbon AG und Mutual lückenlos nachgewiesen. So hat 
Frau Steindling zimächst durch die Vorlage entsprechender Linterlagen, insbesondere der 
Ze.ssion.serklärungen, die .sich bis zu der auf Anweisung der KPÖ erfolgten Liquidation der 
einzelnen Firmen in der Verwahrung der KPÖ befanden, nachgewiesen, daß die Unternehmen 
Batimex, Procommcrcc und andere im Eigentum der KPÖ standen. Desweiteren existieren 
zahlreiche weitere Dokumente, die namentlich die Batimex imd die Procommerce der KPÖ 
zuordnen (Mß- und ÖND-Untcrlagen). Schließlich haben viele Zeugen diese Unternehmen 
ebenst) wie auch die Novum Österreich und der KPÖ zugerechnet. 

Demgegenüber hat der Untersuchungsausschuß nicht einen Anhaltspunkt benannt, der dafür 
sprechen köimtc, daß cs sich bei diesen Unternehmen um DDR-eigene, sei es staatliche, sei es 
der SED zugehörige, Unternehmen handeln könnte. Solche Anhaltspunkte existieren auch 
nicht. 

Zutreffend hat der Untersuchimgsausschuß ausgeschlossen, daß diese Unternehmen einerseits 
und die Novum andererseits unterschiedliche Eigentümer haben könnten. Die KPÖ- 
Zugehörigkeit dieser Unternehmen ist demnach ein Beleg für die KPÖ-Zugehörigkeit auch 
der Novum. Darüber hinaus ist eine SED-Zugehörigkeit dieser Unternehmen - und damit auch 
der Novum - aus folgenden Gründen undenkbar; 

Die SED verfügte über keine eigenen Unternehmen im Ausland. Die sog. Farteifirmen, die 
zunächst von der Abteilung Verkehr und später von dem Bereich Kommerzielle Koordinie- 
rung Iretreut wiuden, waren Gründungen westlicher, der kommunistischen Partei nahestehen- 
der Personen. Ab 1976 wurden vom Bereich Kommerzielle Koordinierung liechtensteinische 
Gcscllschattcn gegründet mit dem alleinigen Zweck, darüber die Beteiligungen an den westli- 
chen Partei firmen für den Bereich Kommerzielle Koordinierung zu erwerben. Dies geschah 
über den Umweg Liechtenstein, weil die DDR aufgrund der Regelungen des MRG 53 nicht 
direkt Untemehmensbeteiligungen in der Bundesrepublik Deutschland kaufen durfte. 

Demgegenüber wurde der überwiegende Teil der mit der Novum in Verbindung stehenden 
Gesellschaften bereits vor 1976 (Batimex bereits 1956) gegründet. Namentlich die Batimex 
und die Procommerce wurden auf dem Gebiet der DDR geschäftlich tätig und traten somit 
offen in Erscheinung. Es ist ausgeschlossen, daß die SED Firmen mit Sitz im Ausland ge- 
gründet hat, damit diese dann als Vertreterfirmen auf dem Gebiet der DDR tätig werden. 
.Schließlich ist zu berücksichtigen, daß es zu Beginn der 80er .lahre aufgrund des Maimann- 
Prozes,ses in Österreich zu Presseverötlentlichungen über die Firmen der KPÖ kam, im Zuge 
derer der bisherige Vcrwaltungsrat der liechtensteinischen Gesellschaften seine Tätigkeit für 
die Gesellschaften der KPÖ 1982 nicdcrlegte. Dies betraf auch die Batimex und die Procom- 
merce. Demgegenüber setzte er seine Tätigkeit für die DDR-eigene Finna Refinco fort 
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V. Nuchweis der KPÖ-ZugehÖrigkeit der Novum aufgrund der Konten und Finanz- 
transaktionen 

Meltrere gerichtliche Spruchkörper, Staatsanwaltschaften und Rechtsanwälte haben .sich über 
Jahre der Autklärung der finanziellen Verbindungen und Tran.sakiionen zwischen Novum und 
dem KPÖ- Wirtschaftsapparat gewidmet. Die Ergebnisse dieser Aufklärung.sarbeit hat der 
Untersuchungsausschuß offensichtlich auch nicht annähernd zur Kenntnis genommen. Sie 
sind dem Untersuchungsaasschuß kaiun mehr wert als die zirkelschlUssige Behauptung, da 
Novum ein SED-Untemeluncn gewesen sei, seien die Gelder deshalb auch Gelder der SED 
gewesen (vgl. B. II. 5.). Diese Schlußfolgerung wird den tatsächlichen Verhältnissen auch 
nicht ansatzweise gerecht. Hätte sich der Untersuchungsausschuß auch nur oberllächlich mit 
den relevanten Tatsachen befaßt, so hätte ihm u. a. folgendes auffallen müssen 

- Die gesamten Unkosten des Geschäftsbetriebs der Novum in Berlin wurden vom KPÖ- 
Wirischaftsapparat getragen. Dies geschah in der im Ausschußbericht (6. II. 5. a)) darge- 
•stellten Weise durch Devisenumtausch im Verhältnis 1 : 3. Die Mutmaßung des Ausschus- 
ses. hierbei könne es sich auch um die Erfüllung von Planauflagen handeln, wird schon da- 
durch widerlegt, daß e.s sich bei den Devisenzahlungen des KPÖ-Wirtschaftsapparates um 
vierteljährlich feststehende Beträge handelte, deren Höhe unabhängig vom wirtschaftlichen 
Erfolg der Novum fixiert waren. Dies steht im Gegensatz zu dem vom Aas.schuß angeführ- 
ten Beispielsfall der Gutschrift in Höhe von 0, 21 M/DDR für jede erwirtschaftete Valuta- 
inark durch Transinter. Im übrigen wäre erklärungsbedürftig, aus welchem Grunde die No- 
vum mit einem Umtaaschverhältnis von 1 : 3 bevorzugt worden sein soll, während das vom 
Ausschuß festgestellte Verhältnis bei Transinter 1 : 0,21 betrug. Schließlich ist die geschil- 
derte Verfahrensweise der Novum zur Deckung ihrer Kosten schon durch Unterlagen aas 
den 50er Jahren belegt, zu einem Zeitpunkt also, als cs Transinter und die vom Ausschuß 
herangezogene Erfüllung von Planauflagen noch gar nicht gab. 

- Oer Untersuchungsausschuß hat zutreffend festgcstellt, daß die Novum die Konten der Ba- 
timex, Transcarbon GmbH und Mutual bei der DHB als Geschäftskonten nutzte, weil sie 
selbst als Deviseninländerin zur Führung von Devisenkonten in der DDR nicht befugt war. 
Wie bereits ausgefuhrt wurde, ist die Zugehörigkeit der bezeichneien Unternehmen zum 
KPÖ- Wirtschaftsapparat zweifelsfrei naebgewiesen. Der Zugriff auf Geschäftskonten von 
Unternehmen, die dem KPÖ-Wirtschaftsapparat angehörten, ist ein eindeutiger Beweis für 
die wiii-schattlichc Eigentümerstellung der KPÖ auch an der Novum. Umgekehrt ist belegt, 
daß der KPÖ-Wirtschaftsapparat uneingeschränkten Zugriff auf Konten der Novum und der 
TTanscarbon GmbH in der Schweiz und in Österreich hatte, was ebenfalls nur durch die 
gleichzeitige Eigcntümerstellung der KPÖ an diesen Unternehmen und der Novum erklärt 
werden kann. Im übrigen ist nachgewiesen, daß diese Konten seit dem Jahre 1982 die Funk- 
tion derjenigen Konten übernahmen, die ursprünglich von Jakob Desser, dem langjährigen 
Leiter des KPÖ- Wirt.schuftsapparates, eingerichtet und geführt worden waren. 

- Des weiteren ist festzustellen, daß das vom Ausschuß der Novum zugeschriebene Vermögen 
in Höhe von rd. 450 Mio. DM nur zu einem geringfügigen Teil aas Pruvisionseinnahmen der 
Novum stammt, zum weit überwiegenden Teil aber auf einen dauernden Oeldfluß von ande- 
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rcn Unternehmen des KPO-Wirtschaftsapparates auf Konten des Wirtschaltsapparates, die 
auf Novum und Transearbon GmbH lauteten, zuruckzufiibren ist. Dieser Geldfluß hatte sei- 
nen Grund in dem Bestreben, den Unternehmen des KPÖ-Wirtschaftsapparates die Otfenle- 
gung ihrer Gewinne im Rahmen von Buchflihrungspflichten zu ersparen. Rin Blick in das 
Urteil des Verwaliungsgenchls Berlin hätte dem Untersuchungsausschuß Aufklärung dar- 
über verschaffen können, auf welche Weise das Geldvermögen von den Auslandskonten der 
Novum und Transcarbon GmbH in der Schweiz an die KPÖ abgefiihrt wurde. Ob die jeweils 
gewählte Gestaltung der wirtschaftlichen Beziehungen itmerhalb des KPÖ- 
Wirtschaftsapparates aiicl) steuerlich motivierten Verschleierungszwecken diente, ist für die 
frage der Zuordnung des Eigentums an der Novum völlig unerheblich. 

- Zu den vom Untersuchungsausschuß unter B. 11, 5. b) und c) behandelten Konten bei der 
Deutschen Außenhandelsbank kann Frau Rudolfinc Stcindling keine Ausführungen machen, 
da die Novum mit diesen Konten keinerlei Berührung hatte. Wie es zu der Bezeichnimg der 
bei der DABA geführlen und von Herrn Polze angelegten Konten kam. ist nicht aufzuklären. 
Emen Hinweis auf eine Verbindung zur Noviuti geben diese Bezeichnungen nicht. Diese 
Konienbezeichnungen sind daher auch tttr die Frage der Eigentümerstellung der Novum 
völlig unerheblich. Dasselbe gilt für das unter der Bezeichnung „Transcarbon-Novum-Wien“ 
geführte Konto. Unstreitig dienten diese von Herrn Polze angelegten Konten gänzlich ande- 
ren, außerhalb des Geschäftsbereich der Novum und ohne Berührungspunkte zur Novum 
liegenden Zwecken 

- Im Zusammenhang mit dem lOü Mio. DM-Kredit. dessen Einzelheiten vom Untersuchiuigs- 
ausschuß zutreffend fcstgcstcHt wairden, hält es der Ausschuß für unwahrscheinlich, daß ein 
.,we.stliches Unlernehmen, das nicht zum Machtbereich der DDR gehörte, überhaupt Geld 
bei der DABA anlegen würde" (B. 11. 5. e)). Dem Untersuchungsausschuß dürfte nicht ent- 
gangen sein, daß im zeitlichen Zusammenhang mit der Gewährung dieses Kredits der DDK 
durch die Bunds-srepubük Deutschland auf Vermittlung des damaligen bayerischen Mini- 
Nierpräsidcnten Franz Josef Strauß ein Kredit Uber l Mrd. DM gewährt wurde. Mit der Ge- 
währung des 100 Mio. DM-Kredits, der einschließlich Zinsen vollständig zurückgeführt 
wurde, verfolgte der KPÖ- Wirtschattapparat den Zweck, ein wirtschaftliches und politisches 
Gegengewicht ZU der Kreditgewährung durch die Bundesrepublik Deutschland zu schaffen, 
für die behauptete Eigentümerstellung der SED an der Novum läßt sich aus der Kreditver- 
gabe nichts schlußfolgern. 


VT. Weitere Erkenntnisse zu den Eigentumsverhiltnissefi an der Novum 
1 . T rcuhanderklärungen 

Der Uniersuchungsausschuß mißt offensichtlich den aufgefunden Treuhanderklärungen eini- 
ger Novum-Geselfschafter erhebliche Bedeutung bei (vgl. B 11. 4. a)). Ungeachtet der bereits 
ausgetührien Tatsache, daß sich über eine annähernd 40jährige Periode der Wirtschaftsge- 
schichte der DDR keinerlei Anhaltspunkt für einen tatsächlichen Vollzug einer Treuhandabre- 
de finden lassen, weisen bereits die Treuhanderklärungen selbst eine Fülle von Unstimmigkei- 


1127 




DrUCkSSChe 13/10900 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


- lö- 


ten aul'. die es verbieten, ihnen einen irgendwie gearteten rechtlich bcdeuisamen Erklärung.s- 
wert beizumessen. Dazu gehört, 

- daß die ersten Gesellschafter Oswald Rem, Prof Dr. Georg Kneplcr und Ernst Müller keine 
I reiihanderklärungen zugunsten der Zentrag abgegeben haben; 

• daß in den Treuhanderklärungen vom 7 .Fuli 1954 und 13 Juli 1956 als Treugeber die Zen- 
irag „GmbH“ bezeichnet i.si, obwohl bereits seit 1953 die „VOB“ Zentrag ins Handelsregi- 
ster eingetragen worden war und offiziell den Namen Zentrag ohne weiteren Zusatz trug, 
wie sie auch in anderen, tatsächlich vollzogenen Treuhanderklärungen bezeichnet wurde, 

- daß die von nachfolgenden Abtretungsempfängera abgegebenen Treuhanderklärungen in 
den 50er .lahren widersprüchlich mit dem Satz eingeleitet werden, der Abtreiungscmpfänger 
habe von der Zentrag 25.000 DM der Deutschen Notenbank erhalten, die von ihm zui- Ein- 
zahlung einer Stammeinlage in Höhe von 25.000 DM bei der Novum Handelsgesellschaft 
mbH verwandt wurden, obwohl die Stammeinlage bereits bei der Gründung der Novum im 
.lahre 1951 vollumfänglich eingezahlt worden war; 

- daß Norbert Bauer, der elf Jahre Gesellschafter der Novum war, keine Treuhanderklärung 
abgegeben hat; 

- daß Helmut Fürböck, obwohl er bereits 1970 zum zweiten Mal Gesellschafter wurde, für 
diesen Geschäftsanteil erst 1974 eine Treuhanderklänmg unterschrieben hat und dies, wie 
ein Dokument der Notarin Gentz belegt, ersichtlich auf .seine Initiative zurückging und mit 
Fragen des österreichischen Sleuerrechts zusammenhing; 

- daß Johann Hanziicek für ein und denselben Geschäftsanteil zweimal eine Treuhanderklä- 
rung abgegeben hat; 

- daß in der zweiten Treuhanderklänmg von Rudolfine Steindling von einem Treuhandver- 
hältnis zugunsten der „Novum“ (also nicht der Zentrag) gesprochen wird; 

- daß es in der zweiten Treuhanderklärung betreffend die Transcarbon GmbH vom 8. Septem- 
ber 1983 heißt, der Geschäftsanteil an der Transearbon GmbH werde treuhänderisch für die 
„Transcarbon GmbH“ gehalten. 

Schließlich konnte trotz umfangreicher Aufklärungsbemühungen der für die rechtliche Wirk- 
samkeit einer Treuhandabrede zentrale Punkt des Zugangs der aufgefimdenen Treuhanderklä- 
rungen nicht fcstgestclit werden. In diesem Zusammenhang ist ziinäch.st hervorzuheben, daß 
im Falle der Novum im Gegensatz zu der weit überwiegenden Praxis bei anderen treuhände- 
risch gehaltenen Unternehmen ein Vollzug der vom Notariat Gentz ständig verfolgten Aus- 
fertigungspraxis nicht festgestellt werden konnte. Auf den Zugang, erst recht auf die rechtlich 
erforderliche Annahme der Treuhanderklärung konnte auch nicht deshalb verzichtet werden, 
weil das Notariat Gentz imgeblich eine Funktion als Vertrauensnotariat der SED inne gehabt 
halle Dies ist schon von den tatsächlichen Voraussetzungen her falsch, da sämtliche SED- 
Oetriebe seit Mitte der 70er Jahre von dem Rechtsanwalt und Notar Prof Dr. Kaul beraten 
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wurden und das NoUiriat Cientz auf Anweisung des ZK der SED sich aus diesem Bereich zu- 
rüekzuziehen hatte. Der rechtlich erforderliche Zugang und die rechtlich erforderlichen An- 
nahmeerklärungen sind darüber hinaus aber auch deshalb nicht entbehrlich, weil auch cm 
„Vertrauensnotar“ den Abschlull eines beurkundungsbedürftigen Rechtsgeschäfts nicht durch 
eine eigene Erklärung hätte ersetzen können und dürfen. 

Besondere Bedeutung scheint der Ausschuß den im Rahmen staatsanwaltschaftlicher Ermitt- 
lungen beschlagnahmten Vermerken von früheren anwaltlichen Beratern von Frau Rudolfinc 
Sieindling zuzumessen. Diese Bedeutung kommt den aufgefunden Vermerken mitnichten zu. 
I ur die Beantwortung der in rechtlicher Hinsicht allein bedeutsamen Fragen des Zugangs und 
der Annahme der Treuhanderklärungen läßt sich den Anwallsvermerken nichts entnehmen. 
Frau Rudolfme Steindling, die über den gesamten Sachverhalt vor dem Auffmden der Ver- 
merke nicht unterrichtet war, hat ihre Bevollmächtigten nach dem Auffinden der Vermerke 
befragt. Nach dem Ergebnis dieser Befragung muß Frau Steindling in Abrede stellen, daß der 
Handakte des Notariats Gentz Unterlagen entnommen wurden. Schließlich ist darauf hinzu- 
weisen. daß Zweifel hinsichtlich der Verwertbarkeit in den verwaltungsgerichtlichen Verfah- 
ren der aufgefundenen Anwaltsvermcrke bestehen, da der Inhalt der Vermerke der anwaltli- 
chen Schweigepflicht unterftUlt imd jedenfalls die Beschlagnahme bei Rechtsanwalt Jungfer 
rechtswidrig war. In diesem Zusammenhang mag schließlich von Bedeutung sein, daß gegen 
den mutmaßlichen Informanten, einen der früheren Bevollmächtigten von Frau Steindling, 
sowie gegen unbekannte Mitarbeiter der ßvS, ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren wegen 
des Verdachts des Gelieimnisverrats bzw. der Teilnahme am Geheimnisverrat anhängig ist. 


2. Schriftliche Beweise aus der DDR-Zeit für die KPÖ-Zugrhürigkeit der Novum 

Unter B. II. 4. b) Führt der Ausschußbericht aas, es habe keinen schriftlicher Beweis aus der 
DDR-Zeit vorgelegt werden können, wonach die Novum der KPÖ gehörte. Diese Behauptung 
kann nur auf eine völlig unzureichende Auflclärungsaibeit des Untersuchungsausschusses zu- 
rückgefühn werden. Von der Vielzahl schriftlicher Dokumente, die die KPÖ-Zugehörigkeit 
belegen, sei hier neben dem bereits zitierten Schreiben von Dr. Beil an Dr. Weiß vom 1. No- 
vember 1968 niu der Poliibürobeschluß, Anlage Nr 16 zum Protokoll Nr. 49 vom 8. Dezem- 
ber 1987, erwähnt, ln dem Beschluß heißt es: 

„3. Entsprechend der von Franz Muhri geäußerten Bitte, wird die Zusammenarbeit mit 
der Firma der KPÖ ‘Novum’ weitergeführt. Ihre Vertretung in der DDR bleibt beste- 
hen.“ 


Fiii beweiskräftigeres Dokument für die KPÖ-Zugehörigkeit der Novum aus dem Bereich der 
Staats- und Partcifülinmg der DDR läßt sich nicht denken. Dieser Beschluß dokumentiert das 
Frgebnis eines Gesprächs zwischen dem KPÖ- Vorsitzenden Franz Muhri luid Erich Honecker 
vom 30. November 1987, 

Schließlich ist darauf hinzuweisen, daß der Untersuchungsausschuß offensichtlich auch die 
dem BND vorliegenden Erkenntnisse zur KPÖ-Zugehörigkeit der Novum nicht zur Kenntnis 
genommen hat. 
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3. Keine die KPÖ-Zugehörigkeit widerlegenden Umstände 

Verschiedene, in dem Bericht erwähnte Umstände haben marginale Bedeutung. Kein einziger 

dieser Umstände vermag die behauptete SED-Zugehörigkeit der Novum zu belegen. 

- Die Bezeichnung der Novum in der Arbeitsordnung vom 1. Januar 1985 als 
„Außenhandelsbetrieb” ist ausweislich von Zeugenaussagen darauf zurückzutühien, daß 
die Autoren dieser Arbeitsordnung das Tätigkeitfeld der Novum beschreiben und zum 
Ausdruck bringen wollten, daß die Novum auf dem Gebiet des Außenhandels tätig ist. Eine 
Aus.sage über die eigentumsrechtliche Zugehörigkeit der Novum sollte damit nicht getrof- 
fen werden (zu B. II. 4. f) aa)); 

- Der Umstand, daß der Novum im Februar 1980 eine ßetriebsnummer zugetcill wurde, ist 
darauf zurückzufUhren, daß die Novum eine Gesellschaft mit Sitz in der DDR war Auch 
damit wird keine Aussage über den Eigentümer der Novum getroflen (zu ß. II. 4 f) bb)), 

- Zur stcuerrechtlichen Behandlung der Noviun ist folgendes zu sagen; 

Der Untersuchungsausschuß geht davon aus, daß die Aufnahme der Novum in die sog. 
Exoienli.ste daraufhindeute, daß die Novum ein DDR-eigener Zwangsvertreter war (B TI. 
4 0 cc). Das Gegenteil ist richtig. Die Aufnahme der Novum in die Exotenliste ist ein Be- 
weis dafür, daß die Novum kein Unternehmen der Zentrag/SED gewesen sein kann. Die in 
die Exotenliste aufgenummenen Unternehmen mußten außer Lohnsteuer und Sozialversi- 
cherungsbeiträgen keine Steuern entrichten. Die der SED gehörenden Unternehmen waren 
bereits von Gesetzes wegen von diesen Steuern ausgenommen. Zu ihrer Befreiung von 
Steuern hätte es deshalb nicht ihrer Aufnahme in die E.xotenliste bedurft. Dementsprechend 
findet sich in der sog. Exotenliste kein einziges Unternehmen der SED. Dagegen waren an- 
dere, vom Untersuchungsausschuß als Firmen von befreundeten Parteien festgestellte Un- 
ternehmen (Coval und Tracosa) in der Exotenliste aufgefuhrt; 

- Die Feststellungen des t.Intersuchungsausschusses zu dem Büroneubau in der Wöimichsua- 
ße konzentrieren sich auf die Umstände und Deutungen des mit „laufende Pendenzen” 
überschriehenen Schreibens von Herrn Fürböck vom 10. September 1974 (ß. 11. 4 e)). Der 
Untersuchungsausschuß mißt der Bezeichnung der Novum als Zentrag-Betrieb im Schrei- 
ben vom 10, September 1974 offensichtlich erhebliche Bedeutung deshalb zu, weil es kei- 
nen Sinn ergäbe, die Novum in einem Schreiben an Dr. Beil - der als zuständiger Staatsse- 
kretär über die Hintergründe informiert gewesen sein mußte - als Zentrag-Betrieb zu be- 
zeichnen, wenn dies nicht der Wahrheit entsprochen hätte. Hierzu ist fcstzustellen, daß die 
Behauptung, das mit „laufende Pendenzen“ übcrscliriebene Schreiben vom 10 September 
1997 sei an Dr. Beil gerichtet gewesen, völlig unbewiesen ist, Dr. Beil selbst hat auf Vor- 
lage die.ses Schreibens bekundet, daß er es nicht kenne. Das Motiv Fürböcks, zur Erleichte- 
rung des BOroneubaus in der Wönnichstraße die Novum in einem Schreiben als Zentrag- 
Betrieb zu bezeichnen, aber wird vollständig plausibel, wenn dieses Schreiben nicht an Dr 
Beil gerichtet war, sondern zur Vorlage bei einer anderen Stelle dienen sollte. Sämtliche 
übrigen Umstände im Zusammenhang mit dem Büroneubau in der Wönnichstraße sprechen 
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eindcutig für die Annahme, daß cs sich bei der Novum nicht um einen Zentrag-Betrieb, 
sondern um ein Unternehmen des KPÖ-Wirtschaftsapparates gehandelt hat. 


Vli. ZusHininenfassung 

Zusammenl'assend ist fcsteuhaltcn, daß es sich bei der Novum Handelsgesellschaft mbH um 
Vermögen der Kommunistischen Partei Österreichs handelt Für den Untersuchung.sausschuJÜ 
de.s Deutschen Bundestages dürfte in diesem Zusammenhang nicht ohne Bedeutung sein, daß 
dasselbe Vermögen, das von den Behörden der Bunde.srepublik Deutschland unter treuhände- 
rische Verwaltung gestellt wurde, von der Republik Österreich als im Eigentum der IJnter- 
nehmen des KPÖ-Wirtschaft.sapparats stehend angesehen und entsprechend be.stcuert wurde. 

Gemessen an den jahrelangen und umfangreichen Ermittlungen in zahlreichen Justizverfahren 
erweist sich die - vom Untersuchungsauflrag nicht gedeckte - Ausschußtätigkeit zur Frage des 
Eigentums an der Novum Handelsgesellschaft mbH als fragmentarisch, widersprüchlich und 
in vielen Punkten falsch, Anders als der Untersuchungsausschuß sind namentlich die Staats- 
anwaltschaft in Wien und das Verwaltungsgericht Berlin aufgrund ihrer Untersuchungen zu 
dem eindeutigen Ergebnis gelangt, daß es sich bei der Novum um eine Firma der KPÖ han- 
delt. Das Kammergericht Berlin hat festgestelll. daß nahezu kein anderer Schluß möglich ist 
Die vom Untersuchungsausschuß vorgenommenen Ermittlungen gehen nicht darüber hinaus, 
sondern fallen dahinter zurück. 

Damit stellt sich die grundsätzliche Frage nach der spezifischen Funktion des parlamentari- 
schen Untersuchiuigsausschusses. Diese dürfte schwerlich im rudimentären Nachvollzug von 
Justiz verfahren liegen. Vielmehr wird sie vornehmlich in einer anderweitig nicht möglichen 
Überprüfung von Exekutivtätigkeit zu sehen sein. Insofern hätte cs nahegclegen, die fätigkeit 
der BvS. der UKPV und des Bundesministei iums für Finanzen in bezug auf die Novum einer 
kritischen ÜberprUfting zu unterziehen, bspw. die Frage etwaiger politischer Vorgaben, die 
Frage der Notwendigkeit und Angemessenheit insbesondere der gerichtlichen Klagen im 
Ausland, damit zusammenhängend die Frage der realistischen und angemessenen Diirstellung 
des Jeweiligen Sach- und Rechtstandes gegenüber politischen Behörden und in der Öffent- 
lichkeit sowie die Frage der eventuellen Beteiligung staatlicher Behörden an möglichen 
Straftaten eines ehemaligen Bevollmächtigten von Frau Steindling Dem Bericht ist auch nicht 
an.satzweise zu entnehmen, daß der Ausschuß diesen Fragen, die sich aufdrängen, naehgegan- 
gen wäre. Statt dessen spiegelt der Berichl in weiten Passagen Standpunkte der BvS und der 
Unabhängigen Kommission wider, ohne diese zu hintertragen. 
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Abschlußbericht 2. Untersuchungsausschuß 
hier: Ihr Schreiben vom 05.05.1998 an Herrn Prol. Dr. Siegfried Bergström 


Sehr geehrte Frau Dr. Mockenhaupt-Gordon, 

Herr Prof. Dr. Bergström hat Ihr Schreiben vom 05.05.1998, dem die Seiten 66 bis 
70, 91 bis 93 des vorläufigen Entwurfes des Abschlußberichtes beigefugt waren, 
erhalten. Leider wurde die Stellung und Beteiligung der TCAC-GmbH sowie des 
Herrn Prof. Dr. Bergström in wesentlichen Punkten falsch dargestellt, so daß Anlaß 
zu der nachfolgenden Richtigstellung besteht. 

Der Unterzeichner hatte in der zivilgerichtlichen Ausciiuinderselzung mit der 
THA/BvS wegen der Rückabwicklung des Grundstück.skaufvertrages Erster Steinweg 
19 in Dresden die Interessen von Herrn Prof. Dr. Bergström vertreten und wurde vor 
diesem Hintergrund um die folgende Klarstellung gebeten: 

1 . Keine Verbindung der TCAC-GmbH/Prof. Dr, Bergström zur Gründung bzw. 
zu Geschäften der elbion-tours GmbH und Herrn Köhler 

Die Seiten 66 bis 69 des Berichtsentwurfes befassen sich mit der Gründung und den 
Geschäften der elbion-tours GmbH. Falsch ist, daß im Rahmen von Ermittlungen 
gegen die an der Gründung und den Geschäften der elbion-tours GnthH Beteiligten 
auch gegen Prof. Dr. Siegfried Berg.ström ein Verfahren eingeleitet worden sei 
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(Entwurf S. 69, 2. Abs.). In diesem Zusammenhang wurde kein Eimitilungsverfahren 
gegen Prof. Dr. Bergström durchgeführt. Auch war er weder an der Gründung noch 
an den Geschäften der elbion-tours GmbH jemals beteiligt. 

Er ist daher notwendig, die 

Worte "und Prof. Dr, Siegfried Bergström" zu streichen (S. 69, 2. Abs. 

Zeile 4)! 

Gleiches gilt für das Kaufpreisdarlehen für den Erwerb des Grundstücks Erster Stein- 
weg 19 in Dresden durch Prof. Dr. Bergström für die Zwecke der TCAC-GmbH; Für 
irgendeine Muimaüung, daß Kaufpreisdarlehen könnte in irgendeinem Zusammenhang 
mit der Gründung der elbion-tours GmbH stehen, gibt es keinen Anlaß. Die 
TCAC-GmbH und Prof. Dr. Bergström batten mit der elbion-tours GmbH und Herrn 
Köhler und deren Geschäften nichts za tun Hier ist nicht bekannt, daß überhaupt in 
einem Ermittlungsverfahren der Verdacht eines derartigen Zusammenhanges auch nur 
behauptet wurde, erst recht wurde er nicht bestätigt. 

Es wird daher gebeten, die zusammenhanglose Anknüpfung des zweiten Halbsatzes 
(S, 69, 2. Abs. letzter Satz) 

"und die Geldflüsse im Zusammenhang mit dem Kauf des Hauses am 
"Hang", Erster Steinweg Nr, 19 ln Dresden" 

aus den Vorgängen zur elbion-tours GmbH herauszunehmen. Es gibt keinerlei 
Zusammenhang zwischen beiden Vorgängen. 

2. Zur Gründung der TCAC GmbH 

Die TCAC GmbH wurde im April 1990 auf Betreiben der Hochschule für Verkehrs- 
wesen (HfV) mit vier weiteren Gesellschaftern gegründet mit dem Ziel der Vermitt- 
lung und Vermarktung von wis.Renschaftlichen Arbeiten und Forschungsergebnissen 
der HtV zu Fragen der Anwendung technischer Systeme des Transports und der 
Telekommunikation im Eisenbahnwesen (Güter- und Personenverkehr), im Güterkraft- 
verkehr, in der Binnenschiffahrt sowie im Öffentlichen Peronennahverkehr. Die fünf 
Gründungsgesellschafter Übernahmen je einen Geschäftsanteil von 20 % des Stammka- 
pitals, d. h 40.000,00 Mark der DDR, die Stammeinlagen wurden nachweislich 
vollständig eingezahlt Aus der Gesellschafterstellung der Forel Handels-AG war 
zunächst keine Beziehung zum Schlaff-Konsorlium bekannt und erkennbar. Die Forel 
Handels-AG übertrug ihren Geschäftsanteil kurze Zeit spater an die "Gesellschaft der 
Freunde und Förderer der TU Dresden" . 

Die im Entwurf (S. 70, 71) erwähnten Aktivitäten des MfS zur mißbräuchlichen 
Nutzung der TCAC GmbH wurden erst nach 1992 - im Zusammenhang mit dem 
Ermittlungsverfahren wegen der Finanzierung des Erwerbs des Grundstücks Erster 
Steinweg 19 - bekannt. Unter den damaligen Umständen waren derartige Aktivitäten 
sicher möglich, aber nicht zu verhindern. Der anfänglich geäußerte Verdacht, das 
Kapital der TCAC GmbH enthalte "veruntreutes MfS- Vermögen", hat sich als haltlos 
erwiesen, von der Staatsanwaltschaft eingelcitete Ermittlungsverfahren wurden man- 
gcl.s hinreichenden Tatverdachtes eingestellt. Im Interesse der heutigen Gesellschaft 
der TCAC GmbH ist diese geradezu absurde Verdächtigung, für die es keinerlei 
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Anhaltspunkt gibt, mit aller Entschiedenheit zurückzuweisen. Nachdem die Ermittlun- 
gen gerade keinen Anfangsverdacht ergaben, ist im Entwurf (S. 70, 2. Abs. 1. Satz) 
die Formulierung 

"auch die TCAC GmbH steht im Verdacht ..." 
zu streichen. 

Auch die diesbezügliche Wiederholung auf S. 92 des Entwurfs (2. Abs., letzter 
Halbsatz 

"die aus veruntreuten Mitteln des MfS gegründet worden sein soll") 

ist zu streichen und darauf hinzuweisen, daß die im folgenden Absatz geuaruiten Er- 
mittlungen. jedenfalls soweit sie Prof. Dr. Bergström betreffen, durch die StA beim 
Landgericht Berlin bereits im Jahr 1995 eingestellt wurden Da Anhaltspunkie für eine 
wie auch immer geartete Mitwirkung des Prof, Dr. Beigstrüm an etwaigen unkorrek- 
ten Handlungen nach sorgfältigen Recherchen gerade nicht testgestellt werden konn- 
ten, wurde das auch gegen Prof. Dr. Bergström gerichtete Ermittlungsverfahren 
endgültig eingestellt. 

Prof. Dr. Bergström hat einen Anspruch auf diese Klarstellung und verwahrt sich 
dagegen, daß fälschlich von einem Verdacht ihm gegenüber gesprochen wird. 

3. Zum Grundstückskauf Erster Steinweg 19 

Richtig ist, daß Prof. Dr. Bergström das mit einem Einfamilienhaus bebaute Grund- 
stück Erster Steinweg 19 in Dresden durch notariellen Kaufvertrag vom 25.04.1990 
vom Rechtsträger des Grundstücks, der Versorgungseinrichtung des Ministerrates der 
DDR, erwarb. Das Gebäude war bis zur Wende als Gästeliaus des Ministerrates 
genutzt worden, ob es auch vom MfS brw. dessen Gasten genutzt war, war dem 
Käufer nicht bekannt und ist im übrigen bis zum heutigen Tage nicht belegt worden. 

Das Hausgrundstück wurde auf der Rechtsgrundlage des Gesetzes über den Verkauf 
volkseigener Gebäude vom 07.03.1990 i. V. m. § 5 Abs. 1 S. 1 der Durchfuhrungs- 
verorduung zum Verkaufsgesetz (GBl DDR 1990 I S. 158 f.) veräußert, nachdem der 
Rat der Stadt Dresden dem konl^ten Verkauf zugestimmt hatte, ein Wertgutachten 
eingeholt worden war und noch am 24.04.1990, somit vor der Beurkundung, die 
Zustimmung des damaligen Staatsministers Dr. Reichenbach der Regierung de Maizje- 
re eingeholt worden war. 

Das erwähnte Darlehen über 1 ,6 Mio. Mark der DDR wurde vom Darlehensgeber, 
der Fa. Lomer, wie folgt erbracht; 

Soweit bekannt, hat die Fa. Lomer von Konto zu Konto am 26.01.1990 einen Teilbe- 
trag von 1 Mio. Mark der DDR auf das im Kaufvertrag erwähnte Emplängerkonto bei 
der Staatsbank Berlin überwiesen. Weder im Kaufvertrag vom 25.04.19^ noch aus 
dem ilbcrweisungsträger ist ersichtlich, wer Kontoinhaber ist. Erst nachträglich 
wurde mitgeleilt, daß es sich um ein Konto des Komitee zur Auflösung des 
MfS/AfNS haixieln soll. Als Zahlungsgrund ist im Überweisui^sträger angegeben 
"Grundstück 8054 Steinweg 19" Bei der Ziff. 8054 handelt es sich um die damalige 
Postleitzahl des Stadtteils Dresden-Iorschwitz, wo das Kaufgrundstück liegt. 
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Ebenfalls am 26.04.1990 erhielt Prof. Dr. Bergström von einem Vertreter der Fa. 
Lomer in bar den zweiten Teilbetrag von 600.000 Mark der DDR, den er am gleichen 
Tage, d h. am 26.04 1990, auf das im Kaufvertrag genannte Empfängerkonto bei der 
Staatsbank Berlin, Kreisfiliaie Dresden, einzahlte. Ihm war weder bekannt noch sonst 
erkennbar, daß es sich bei dem Empfangerkonto um ein Konto des Komitee zur 
Autlö.sung des MfS/AfNS handeln sollte.. 

Falsch ist somit^ daß die vorgenannte Überweisung in Höhe von I Mio. Mark der 
DDR sowie die IJbergahe des Restdarlehens in Höhe von 600.000 Mark der DDR am 

27.04.1990 erfolgt sein sollen, es handelt sich vielmehr um den 26.04.1990: Die 
Überweisung der Fa. Lomer in Hohe von 1 Mio. Mark der DDR datiert ebenso vom 

26.04.1990 wie die Einzahlung des Restkaufpreiscs durch Prof. Dr. Bergstrom. der 
am gleichen Tage in bar einen Betrag von 6(X).0ü0 Mark der DDR erhalten hatte. 

Richtig ist, daß die THA/BvS infolge einer Vermögenszuordnung der zum Grund- 
stück Erster Steinweg 19 gehörenden drei Flurstücke gerichtlich die Räumung und 
Herausgabe des Grundstücia von Prof. Dr. Bergström verlangte. Der Berulüngsrechis- 
streit wurde vor dem OLG Dresden im Jahre 1996 beendet, nachdem in letzter Minute 
ein bereits austörmulierter Vergleich gescheitert war (Az.: 4 U 189/94 OLG Dres- 
den). Das Grundstück befindet sich seither im Besitz der BvS. die das Grundstück 
über die TLG vennarklet. Von einer Revision gegen das OI.G-Urteil wurde abgese- 
hen. Prof. Dr. Bergströra erhebt somit keinerlei Ansprüche mehr auf das 
Gnmdstück. 

Ob umibhlingig hiervon noch nicht geklärte Restitutionsansprüche Dritter vorliegen, 
auf welche Anspruchsgrundlagc diese Ansprüche gestützt werden und ob die Ansprü- 
che bisher noch nicht beschieden worden sind, ist hier nicht bekannt und spielte auch 
im Zivilrechtsstreit mit der THA sclion deshalb keine Rolle, weil der Kaufvertrag 
vom 25.04.1990 nicht durchgeführt worden war und somit die Frage eine redlichen 
F.rwerhs des Käufers gar nicht erst auftauchte. 

Auf Grund dieser nachweisbaren Fakten, die bereits wiederholt dem Bundesamt für 
Finanzen und der Staatsanwaltschaft Dresden in einem Ermittlungsverfahi-en vorgelegt 
und nach kritischer Prüfung akzeptiert wurden, kann ein wie auch immer geartetes 
unlauteres Verhalten der TCAC (jmbH bzw. des Prof. Dr. Bergström nicht festge- 
stellt werden. Auf die dem Ausschuß sicher bekannten Aktenvorgänge wird verwie- 
sen. Nachdem in den vergangenen Jahren nach sorgfältigen Ermittlungen gegenüber 
der Person des Prof. Dr. Bergström kein Vorwurf erhoben werden konnte und sich 
etwaige anfängliche MußmaHungen (betreffend eine unlautere Beteiligung am Grund- 
stücks- und Darlehensvertrag) als haltlos erwiesen, fordere ich namens und in seinem 
Auftrag, endlich davon Abstand zu nehmen, die Person des Prof. Dr. Berg.ström in 
irgendeiner Weise im Zusammenhang mit "veruntreutem DDR- Vermögen" weiter zu 
erwähnen. Ehemalige Mutmaßungen haben sich nicht bestätigt, sondern wurden 
widerlegt. Meinem Mandanten ist nicht zumutbar, daß sein Name mit anderen Vorgän- 
gen verknüpft wird. 
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Um die Aufnahme der Richtigstellungen bzw. Streichungen in den Untcrsuchungsbe 
rieht und eine entsprechende Bestätigung wird gebeten. 

Für etwaige Rückfragen steht der Unterzeichner Ihnen jederzeit gern zur Verfügung. 
Mit Dank für Ihr Verständnis verbleibe ich 
mit freundlichem Gruß 
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Abschlußbericht 2. Untersuchungsausschuß 

hier: Ihr Schreiben vom 05.05.1998 an Herrn Prof. Dr. Siegfried Bergström 


Sehr geehrte Frau Dr. Mockenhaupt-Gordon, 

in unserem Schreiben vom 19.05.1998 hat sich ein Schreibfehler eingeschlichen. Auf 
Seite 3 unten, letzter Absatz, 1. 2:eilc muß das Datum richtig *26.04.1990" (statt: 
26.01. 1990) heißen. 

Wir bitten höflich um Berücksichtigung und stehen im übrigen, wie bereits mitgeteilt, 
gerne für etwaige Rückfragen zur Verfügung. 


Mit freundlichem Gruß ... 
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2. Untersuchungsausschuß 


Eingang 
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Enec^igung 
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Ihre Zleichen 
Ihre Nachricht vom 
Ihr Gesprächspartner 
Unsere Zeichen 
Datum 


12.05.98 

Herr Page Telefon: 069-258-6425 

15 Pa/EH250531 Telefax: 069-258-6413 

25.05.98 


Betr.: Rechtliches Gehör im Rahmen des Abschlußberichts 
des 2. Untersuchungsausschusses 
- Ihr Schreiben vom 12.05.98 - 


Sehr geehrte Damen und Herren, 

in Ziffer I.S. des vorläufigen Entwurfs des vorgenannten Abschlußberichts wird unter der 
Überschrift "Kreditgewährung durch die Bank für Gemeinwirtschaft" behauptet, der 
Hauptbuchhalter des AHB Elektronik Import-Export, Herr Hans-Joachim Vagt (der beim 
MfS als IM "Agio" geführt worden sei) habe mit der Bank für Gemeinwirtschaft 
kontinuierlich - mindestens aber halbjährlich - Kreditverhandlungen geführt. 

Der AHB habe bei der Niederlassung der BfG in Luxemburg über ein ständig abrufbares 
Kreditvolumen in Höbe von DM 100 Mio und ab 1982 in Höhe von DM ISO Mio verfügt. 

Hierzu nehmen wir wie folgt Stellung: 

1. Herr Vagt hat nach unserer Kenntnis (Akten werden nach Abschluß der 
Aufbewahrungs^st nicht mehr vorgehalten) mit der damaligen Bank für 
Gemeinwirtschaft Aktiengesellschaft (heute BfG Bank AG) Gespräche geführt. 
Hierbei handelte es sich nicht um Kreditverhandlungen, sondern um Abstimmungen 
über die Konditionen im Rahmen der Forfaitierung von Lieferforderungen deutscher 
Exporteure gegen den AHB (Forfaitierung innerdeutscher Lieferanten forderungen) 
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durch die Bank für Gemeinwirtschafl AG. Bekanntlich sind bd Foifüüeningen die 
kommerziellen Schuldner des Verkäufers die Debitors der Bank. 

Sämtliche Forfaitierungen durch die Bank für Gemeinwirtschaft AO erfolgten unter 
Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen. 

2. Die BfG Bank Luxembourg S.A. war und ist keine Niederlassung der Bank für 
Oemeinwirtschaft, bzw. BfG Bank AG. Sie ist vielmehr eine rechtlich selbständige 
Gesellschaft (S.A.), die in eigener Verantwortung nach den Gesetzen des 
Großherzogtums Luxembourg handelt. Entscheidungen über Finanzierungen weiden 
von dem nach luxemburger Recht zuständigen Verwaltungsrat getroffen. 

Die BfG Bank Luxembourg S.A. hat nach unserer Kenntnis ausschließlich 
Forderungen aus Warenlieferungenen außerhalb der BRD gegen den AHB 
(sogenannte "Dnttland-Geschäfle") forfaitiert. Einzelheiten solcher Finanzierungen 
sind uns aufgrund der o.g. Gesetze nicht bekannt. 

3. Wir müssen uns daher nachdrücklich gegen die Aussagen des Herrn Vagt und die sich 
darauf stützende Wertung der SPD-Fiaktion verwahren, die Bank für 
Gemeinwirtschaft habe mittels ihrer Luxemburger Niederlassung bundesdeutsche 
Gesetze (MRG Nr. 53, Berliner Abkommen) umgangen und "wahre Kreditnehmer 
verschleien". 

Eine solche Wertung widerspricht den Tatsachen. 


Mit freundlichen Grüßen 
BfG Bank AG 
Recht 
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Deutscher Bundestag 

z.Hd. Hr. Dr. Mockenhaupt*Gordon 

Görresstrasse 15 

D-53112Bonn 


Vaduz, 20. Mai 1998 


Abschlussbericlit des 2. Untersiichiingsaiisscluisses „DDR-Verniögen*^ 


Sehr geehrter Herr Dr. Mockenhaupt-Gordon 


Wir beziehen uns auf Ihr Schreiben vom 1 1. Mai 1998 betreffend Forel Handels AG, 
Liechtenstein. 

Die Ausführungen auf S. 65 ^es Berichtes, wonach das Vermögen der Forel Handels AG im 
Juni 1993 an uns als Alleingesellschafterin übertragen worden sei, sind falsch. 

Unsere Gesellschaft war zu keiner Zeit Alleingesellschafterin noch bestand je eine direkte 
oder indirekte Beteiligung unserer Gesellschaft am Aktienkapital der Forel Handels AG. Im 
Rahmen der Liquidation dieser Firma im Juni 1993 ist somit auch kein Vermögen an uns 
übertragen worden. 

Wir ersuchen Sie um Richtigstellung und verbleiben 


2. Untersuchu 




sausschliß 

Ri 7 i 


mit freundlichen Grüssen 

UNIVERSAL FINANZ HOLDING 
AKTI ENGES ELLSCHi#T 
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